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Vorwort 

zur  zweiten  Auflage. 

Der  zweite  Band  meiner  Finanzwissenschaft  hat  seit  einiger  Zeit 
Ol  Buchhandel  gefehlt.  Zur  Bearbeitung  der  zweiten  Auflage  konnte 
eil  indessen  erst  nach  der  Beendigung  des  dritten  Bandes  die  er- 
orderliche  Zeit  linden. 

Die  neue  Auflage  ist  eine  „yielfach  veränderte  and  vermehrte, 
beilweise  umgearbeitete''. 

hn  Grossen  und  Ganzen  ist  die  formelle  Eiidiheilnng  des  Sto£b 
lieselbe  wie  in  der  ersten  Auflage  geblieben,  loh  habe  nur  den 
Jwchluag  an  die  inzwischen  (Anfang  1884)  erschienene  dritte  Auf- 
ige des  ersten  Bandes  auch  lu  formeller  iiinsicht  herbeigeführt 
I.  S.  1). 

im  Inhalt  ist  ebenfalls  gegen  die  erste  Auflage  keine  allgcraei- 
?re  Veränderung  eingetreten.  Der  zweite  Band  behandelt  den- 
•Iben  Stoff  wie  firöher,  die  ,,Gebühreniebre''  und  die  „allgemeine 
Äserlehie", 

Wohl  aber  haben  erhebliche  Erweiterungen  und  im  Einzelnen 
sndierlei,  auch  eingreüendere  Verandemngen  stattgefunden. 

Der  Umfai  lg  dieser  neuen  Auflage  ist  105  (813  gegen  708)  Seiten 
üfker  als  derjenige  der  ersten,  eigentlich  aber  noch  erheblich  mehr, 
i  ich  jetzt  auch  hier  m  ähnlicher  Weise  wie  in  der  dritten  Auflage  des 
^ten  Bands  und  ivie  im  di  itten  Bande  der  Finanzwissenschaft  nicht 
oss  für  concretes  Detail,  Literatur,  sondern  auch  für  die  speciel- 
Ausführungen,  Beweisführungen,  Belege  u.  s.  w.,  den  kleineren 
loten«)  Druck  angewandt  habe,  —  nach  den  Gesichtspuncten,  über 
^Idis  sidi  das  Vorwort  zur  dritten  Auflage  des  ersten  Bands 
VII)  ausspricht. 

Die  bibliographisch-literarische  Einleitung,  welche  in  der  ersten 
üifege  am  Beginn  der  alltienieinen  Steuerlehre  stand,  ist  nuninelir 
i  Spitze  dieses  ganzen  Bands  gestellt  worden.  Zugleich  ward 
'  erheblich  erweitert,  besonders  durch  eingehendere  Berücksichti- 
rlcr  neuesten  allgemeinen  Fachliteratur.  So  sind  aus  den 
'  Seiten  der  ersten  30  Seiten  in  dieser  neuen  Auflage  geworden. 

Auch  die  Gebührenlehre  hat  erhebliche  Erweiterungen  und  Ver* 
itlstaodiguDgen ,  in  einigen  Fartieen  aber  anoh  eine  völlige  Um- 
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arbeitung  erfahren.  Es  gilt  dies  besonders  von  der  principiolle 
Erörterung  in  der  „allgemein oii''  Gcliübrcnlehro  (§.  15 — 18  an  Stell 
von  §.  277,  27H  der  ersten  Auflage),  dann  vom  System  der  Vci 
waltungsgebührou,  wo  die  frühere  formelle  und  Bachliehe  Behand 
lung  (§.  2S)0)  mir  nicht  mehr  genügte  (§.  32—38).  Die  Arbeite 
Neumann's  und  Schall's  habo  ich  hier  in  einigen  Puncten  ^em 
aaf  mich  einwirken  lassen.  Wo  idi  auch  jetzt  noch  von  dieeei 
Autoren  abweiche,  geschieht  es  um  so  mehr  mit  vollem  Bedacbi 
nach  sorgfältiger  Prüfung  der  Gründe.  In  der  Darstellung  de 
einzelnen  Gebiihrenzweige  lialjen  zalilroichc  kleinere  VcManderuiige 
und  Vervollständignni^'en  stattgefunden,  aber  meino  prineipielle  Au* 
fassung  und  Behandlung  blieb  hier,  wie  übrigens  doch  im  Wesonl 
liehen  in  der  ganzen  Gebührenlehre,  die  frühere.  Dem  „social 
politischen*^  Gesichtspnnct  ist  nnr  auch  hier  noch  eine  vermolirt 
Rücksichtnahme  zu  Theil  geworden.  Die  MGebührenlohre"  hat  sie' 
so  um  30  Seiten  vermehrt  (166  gegen  136). 

Der  Schwerpunct  dieses  Bandes  liegt  nach  wie  vor  durchaL 
in  der  „allgemeinen  Steuerlehre*'.  Nur  Dank  der  stärkeren  Ar 
Wendung  des  kleinen  Drucks  ist  es  mir  gelungen,  don  (tlmuhtu  »t^^ijo 
grossen  Umfang  dieser  Lehre  wenigstens  nicht  gar  /u  hr  anwachse 
zu  lassen  (um  57  Seiten,  von  558  auf  615).  Die  formelle  JBIiii 
theüung  des  Stofis  ist  auch  hier  im  Ganzen  nicht  viel,  erhebliche 
nur  im  ersten  Kapitel  —  die  „Kapitel**  entsprechen  den  ,JIattp4 
abschnitten**  der  ersten  Auflage  —  veiandert  worden,  die  Reihen 
folge  der  Gegenstände,  mit  einer  kleinen  Ausnahme  in  Betreif  de 
Priiieipicu  dir  Stüuerverwaltung,  ist  dieselbe  geblieben.  In  furmelJe: 
und  saehliiher  Beziehung  haben  aber  einige  wichtigere  Partieoi 
eingreifendere  Aenderungeu  erfahren,  wenngleich  auch  liier  meine 
prineipielle  Auffofisung  und  Behandlung  in  allen  Uauptpuncten  fest- 
gehalten wurde. 

Im  ersten  Kapitel  wird  jetzt  eine  in  der  ersten  AufUge  (§.  B^ii 
339,  340)  zu  dürfUge,  zum  Theil  ganz  fehlende  prineipielle  Wörter 
ung  über  Begriff  und  Grund  der  Besteuerung  gegeben  (§.  81 — 87^' 
Daran  reiht  sieb  nunmehr  der  Abschnitt  über  „Terminulogie",  iij 
welchem  in  der  neuen  Auflage  auf  die  Controverse  über  ,,direct(''-j 
und  „uidirectü"  Steuern  genauer  eingegangen  wurde  (§.  y7— lüO)^ 
Auch  hier  sind  es  neuere  Arbeiten  von  Schäfflo,  Sax,  Roher t] 
Meyer,  G.  Cohn,  Vocke,  Helferich  u.  A.  m.,  besonders  wiederl 
von  Neu  mann,  welche  die  Anregung  zu  erneuter  Prüfung  dieseHi 
Puncto  und  zu  Auseinandersetzungen  gegeben  haben.  An  dnem 
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zweiten  Steucrzwcik  imd'  Steucrbegriti,  dem  „social])olitischeu  '  nubcn 
(lern  „rein  finanziellen''  (tiscalischen),  habe  ich  hier  festgehalten,  meine 
Aiisicht  aber  j^c^cn  die  mancherlei  Angriffe  darauf,  in  diesem  Kapitel 
und  ii!  I(  i!i  spateren  Abschnitt  von  den  „Gerechtigkeitsgrundsätzen", 
noch  genauer  zu  begründen  gesucht  (§.  82,  87,  156  ff.).  In  der 
ironarmten  termiiiologischen  Coutroverse  war  besonders  mit  ^^eu- 
mann  eine  Auseinandersetzung  geboten.  Ich  bin  dabei,  in  Ab- 
änderung meiner  früheren  Auffassung,  aber  ohne  diese  aufzugeben, 
nur  Statoimng  eines  Doppelbegriffs  „directer**  und  „mdirecter*^ 
Stenern  gekommen,  womit  mir  die  Streitfrage  allein  richtig  gelöst 
werden  m  können  scheint  (§.  97—100,  1.  Auflage,  §.  338,  388). 

Weiter  haben  von  den  Abschnitten  über  die  Stenerprincipien 
diejenigen  von  der  Wahl  der  Steuerarten,  der  Ueberwälznngslehro 
und  von  den  Gerechtigkeitsprincipien  grössere  Un^derungen  und 
besonders  die  Ueberwälzungslehre  Erweiterungen  erfiEkhren.  Letztere 
(S.  332— 372,  nunmehr  40  Seiten,  gegen  frühere  23,  Zusatz  von 
i  151—155  und  in  den  Vorbemerkungen  der  §§.  l'M,  13Ü),  habe 
ii'h  mit  besonderem  Intcrüssu  revidirt,  auch  mit  Rücksicht  auf  die 
«euere  Literatur  fv.  Falck,  Kaizl,  Schanz)  und  auf  die  Streit- 
fragen in  der  jiractisclieu  Politik.  Dabei  habe  ich  zugleich  die  be- 
Uuute  methodologiheiie  (  oiitn^vei'se  berührt  und  im  Krgcbniss  wieder 
tMiie  Bosliitiguiig  mciuer  methodologischou  Auflassung  und  Stellung- 
üabiiiü  gefunden. 

In  den  Erörterungen  über  Gerechtigkeit  galt  es,  meinen  „social- 
^liUschen*^  Standpunct  nooh  schärfer,  ^  „noch  principieller"  — 
•Ben  Gegnern  gegenüber  zu  präcisiren  und  zu  begründen  (s.  be- 
sonders §.  156,  157).  Sachliche  Goncessionen  habe  ich  dabei  nicht 
gemaoht,  aber,  wie  ich  hoffe,  Manches  besser  gefiisst  und  begründet. 
In  den  Abschnitten  über  Allgemeinheit  und  Gleicfamässigkeit  der 
Besteuerung  ist  Vieles  formell  umgearbeitet  und  weiter  ausgeführt 
voideu  (besonders  §.  168—173,  an  Stelle  der  früheren  §.  406-414 
nnd  §.  188—187  an  Stelle  der  §.  425—428).  —  Die  kurze  Be- 
sprechung der  Steuerverwaltungsprinctpien,  welche  in  der  vorigen 
Auflage  an  der  Spitze  des  Abschnitts  von  der  Stenervcrwaltung 
^ud,  bildet  nun  den  Schluss  des  Kapitels  von  den  Steueiprincipien 
(§.189-192). 

Die  Kapitel  vom  Steuersystem  und  der  Slcuerverwaltung  haben 
'Iii  Kinzeliien  vielerlei  Zusätze  und  Veränderungen  in  der  Fm-  nig 
(sfj  i.  B.  i^.  ,H04  tt.  iiu  Abschnitt  von  der  Veranlagung),  .sacidich 
iiber  aur  kleinere,  im  Ganzou  keine  durchgroiibuden  Umgestaltungen 
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erfahren.  Auch  nach  Ausarbeitung  des  der  speciellea  Steuerlehi 
und  dem  historischen,  statistischen,  legislativen  und  steuertechnischc 
Detail  gewidmeten  dritten  Bandes  der  Finanzwissenschaft  erwies« 
sich  mir  irgend  wesentHche  saoUlche  Veränderungen  in  den  genannte 
beiden  Kapiteln  der.  allgemeinen  Steuerlehre  nicht  erforderlich.  Aue 
nicht  in  dem  geschichtlichen  Abriss  iiber  die  Entwicklung  der  Steuel 
arten  (i?.  202 — 210).  Ich  kuunte  schon  im  diitttMi  Bande  am  Schlii; 
des  steuergeschiclitlichen  Kapitels  (§.  90  ff.,  besonders  S.  11)9)  ai 
die  Uebereinstimmung  jenes  Abrisses  in  der  allgemeinen  Steuerlehi 
mit  den  Ergebnissen  dieses  steuergeschichtlichen  Kapitels  hinweise 
Ich  wiederhole  dies  als  einen  beachtenswertheu  Funct  auch  iür  d| 
methodologische  ControverBe  und  gegenüber  einer  neuerlichen  Behaupj 
ung  eines  „historischen"  Nationalökonomen,  der  dabei  wohl  eininj 
etwas  ohne  ,,mductiYe"  Spedalforschung  in  meinem  Werke  Torgegange 
ist,  wenn  er  meint,  „es  gerathe  bei  mii  gleichsam  der  historische  uii 
finanzielle  Monograph  und  der  Theoretiker  in  steeten  Conliict",  .  . . 
„der  erstere  lasse  dem  2rv\'eiten  stets  den  Vortritt"  (G.  Schnioll*' 
Jahrbuch  1890,  S.  710).  Wo  denn  in  Conflict?  Ich  gewärti| 
erst  den  Beweis  dafür.  Vielmehr  liefert  meines  Erachtens  meii 
,,allgemeine"  Steuerlehre  im  zweiten  Bande  und  meine  „spedelli 
im  dritten  Bande  den  Beweis,  dass  auch  hier  eben  y  er  schieden 
„Forschungsmethoden**  zuBlssig  sind.  Die  Ergebnisse  derselbd 
„stehen  nicht  in  Conflict  mit  einander'*,  sondern  bestätigen  sie 
gegenseitig.  — 

Erweitert  und  im  Einzelnen  in  der  Fassung,  nicht  in  der  prii 
cipiellen  Behandlung  verändert  wurde  besonders  die  lüitik  d< 
directen  Besteuerung  (§.  220-^222  an  Stelle  der^g.  463—465  d< 
1.  Auflage);  erweitert  und  bis  auf  die  Gegenwart  Tervollständii 
hier,  wie  in  dem  ganzen  Bande,  die  orientirenden  Vorbemerkung« 
und  literarischen  Nachweisnngen  m  den  einzelnen  Abschnitten  (b 
sonders  §.  224,  232,  233  [hier  über  die  Erbschaftssteuer],  250,  251 

Im  Kapitel  vom  Steuersystem  ist  jetzt  bei  joder  der  grosse 
Steuergruppen  eine  kurze  üebersicht  iiber  die  8ten(M'gcsetzgebu£ 
der  wichtigsten  Länder  im  lU.  Jahihundert  eingetugt  worden.  Ei 
Eingehen  auf  Einzelnes  wurde  dabei  aber  absichtlich  yermieden,  i 
das  steaertechnische  Detail  nach  der  Systematik  dieses  Werks  i 
die  specielle  Steuerlehre  gehört  (§.  219  über  directe,  230  über  Vei 
kehis-,  243  über  Erbsdiafts-,  258,  259  über  indurecte  Vcff^brauch 
steuern). 

Zahlreiche  kleinere  Zusätze,  Veränderungen  der  lassung  sin 
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:  ubtrall  erfolgt,  so  dass  nur  wenige  Paragraphoii  ganz  unver- 
uiert  blieben.  Mit  dadaroh  hat  sich  der  Umfang  des  Bands  trotz 
»  oomprotteren  DradcB  Termehrt,  ist  aber  das  Werk  auch  reioh- 
iltiger  geworden. 

Die  Beihenfolge  der  Paragraphen  ist  gröestentlieilB  die  alte 
ablieben,  doch  habe  idi  jetzt  anch  in  diesem  Bande  die  Reihe  neu 

H  Nr.  1  begonnen.  Auch  sind  die  „Vorbomerkungen"  mit  para- 
■aphirt  worden  und  eine  Anzahl  Paragraphen  ist  neu  hinzugckoramen. 
m  für  Verweisungen  nach  der  Pamgraphenzahl  die  erste  Aufla^^e 
ichter  mit  der  zwei  ton  Tergleiohen  zu  köimen,  ist  in  der  ,4i^halts- 
lersicht*'  die  Zahl  der  Paragraphen  der  ersten  Auflage  in  Klammern 
Bter  der  laufenden  Zahl  der  neuen  Auflage  hinrogefögt  worden« 

Ich  habe  fiir  den  ganisen  Band  nunmehr  anch  den  seinem  Inhalt 

igemessenen  Haupttitel  „Theorie  der  Besteuerung"  gewählt 
schon  Vorwort  zur  ersten  Auflage,  unten  S.  XV).  Damit  ist  difsor 
ind  auch  als  Gegenstück  S'  '^  <^'f'  „Praxis  der  Be  steuerung  \  die 
pecielle  Steuerlehre"  (Band  3  ö.)  bezeichnet.  Es  war  dabei  mein 
«übewosstes  Beetreben,  in  dieser  neuen  Auflage  den  Charac  ter  der 
rinciptellen  Erörterung  womöglich  noch  schärfer  als  in  der 
vten  Auflage  herrortreten  su  lassen.  Aus  dem  Eimselnen  das 
Dgemeine,  aus  dem  Concreten  das  Principielle,  aus  dem  Indivi- 
i^en  das  Generelle,  aus  dem  Fliessenden  und  Veränderlichen  das 
rpische,  aus  dem  historisch  und  örtlich  mehr  oder  wen  ige  r  /u- 
^IHi^en  und  Nebensächlichen  djus  Wesentliche  und  Hauptsächliche 
Iii  h  \'ergleichung  zeitlich  und  örtlich  verschiedener  Besteuerungs- 
ärhälinisse  herauszuschälen,  das  entspricht  eben  einmal  meiner 
nflbsung  der  Au%abe  der  Einanswissenschaft  wie  der  gesammten 
olitiachen  Oekonomie.  Ich  befinde  mich  damit  —  übrigens  in  redit 
nter  und  redit  zahlreicher  Gesellschaft  älterer  wie  jüngerer  Fach- 
Wwn  in  Deutschland  wie  im  Auslande  —  in  ausgesprodienem 
nf^  absichtlichem  Gegensatz  niclit  gegen  die  „historische  Schule 
Nationalükonomie'S  welcher  ich  in  manchen  ( irundanschauungon 
'Ibst  anhänge,  wohl  aber  gegea  jene  jüngere  Kichtung  in  der  deut- 
■ten  „historischen^'  Nationalökonomie,  welche  concreteWirthschafts-, 
iuanz-,  Steueigefichichte,  blosse  „Description^S  nicht  bloss  als  M  a- 
^rial  Inr  Nationalökonomik  und  Finanzwtsseuschaft»  sondern  förm- 
ch  als  Nationalökonomik  und  Finanzwissenschaft  ansieht  und  auch 
I  letzterer  Disciplin  in  yiel  m  starker  Reaction  die  Methode  der 
■pecaktiven  Oeduction"  vernachlässigt  oder  gering  schätzt,  joden- 
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falls  sie  nicht  handbabon  will  oder  nicht  m  handhaben  Torstj 
Das  ein  wenig  gar  zn  selbstbewnsste  Auftreten  dieser  historiM 
Richtung,  im  Unterschied  zn  den  Knies  und  Roscher,  dem  grösi 
„historischen  Methodologen**  und  dem  eigentlichen  Bahnbrecher  el 

berechtigten  „historischen''  Nationalökonomie,  hat  mich  von 
In Ihnniliclikoit  lueiaor  Anfgabostollung,  Methode,  Richtung,  1 
haudiuügs-,  Arbeitsweise  nicht  überzeugt.  In  meiner  „Theorio  der 
Steuerung"  habe  ich  zu  zeigen  gesucht,  dass  es  doch  wichtige,  schwieri 
nothwendigo  Aufgaben  in  unserer  Wissenschaft  audi  ausserhalb  ■ 
lediglich  desoripttven  Behandlungsweise  der  Finanz-  und  Stenei^ 
schichte  eines  einzelnen  Landes  giebt.  Die  Benutzung  des  Icgislatii 
htstorisdien ,  statistischen  Stofis,  aber  in  yergleichender  We 
halte  ich  wahrlich  ebenso  wie  irgend  ein  „inductiver^'  Kopt"  Tür 
boten,  und  glaube  das  überall  bewiesen  zu  haben.  Aber  ob 
„Deduction"  —  ohne  „Deducistik'\  wie  die  jüngeren  Herreti  < 
„Historistik"  spötteln  —  goht  os  eben  einmal  in  unserer,  p&yoi 
logischer  Raisonnements  nothwendig  sich  bedienenden  Wissensch 
nicht  ab.  Die  Besteuerung  erlangt  grossentheils  ihre  £inrichtii 
nach  Gesichtspuncten,  in  denen  es  sidi  um  den  Kampf  des  Fisi 
gegen  den  wirthschaftlichen  Eigennutz  handelt.  Daraus  erklärt  si 
die  grosse  U  ehe  reinst  immu  ug  in  der  Entwickhmg  und  Ai 
gcstaltung,  dos  Steuersystenis,  der  Stouerarten,  der  Kinzelheiteii  ( 
steuertechnischon  Einrichtung  n.  s.  w.  mit.  Danach  rechtfcrt 
sich  dann  aber  auch  die  Anweuduug  der  Methode  der  speculativ 
Dedüction. 

Die  „Theorie  der  Besteuerung**  wird  in  meiner  Behaiidlunf 
weise  ein  in  gewisser  Art  selbständiger  Haupttheil  der  Finanzwisse 
Schaft,  noch  mehr  und  noch  etwas  anders  als  bei  anderen  neuer 

Autoren.  Auch  sonst  weiche  ich  von  diesen,  auch  von  St  ei 
Roscher  manchfaoh  ah.  Ich  stelle  meine  Behandlungsweise  dan 
nicht  als  die  allein  berechtigte,  auch  nicht  als  die  durchaus  rk 
tigere,  aber  als  eine  auch  berechtigto  hiu.  Wenigstens  d 
Aufgabe  richtig  gestellt  zu  haben,  mag  die  Lösung  au 
hinter  meinem  Wollen  noch  so  viel  zurückgeblieben  sein,  hege  i 
die  UeberzeuguDg. 

Diese  meine  „Theorie  der  Besteuerung**  ist  möglichst  iblgericht 
auf  meiner  volkswirthschaftlichen  „Grundlegung"  aufgebaut  werde 
Das  mii??Rto  m.  K.  die  Kritik  mehr  berücksichtigen,  als  sie  es,  n 
Ausnahm*'  G.  (john's,  gethan  hal.  Die  Verhiudungsfüden  zwii>cli< 
den  geuamitoii  beiden  Thoilen  meines  Gosammtwerks  sind  zahlU 
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eben  bcstäiifüg  hinüber  und  herüber.  Ich  m  (  litc  daher  beide 
heile  durchaus  als  (ilieder  Eiuos  wissenscluiftlichün  Systems  auf- 
efasst  haben.  Die  leitenden  Gesichtspuncte,  so  meiner  „socialen" 
iaaoz-  und  Steuerpolitik,  änden  in  der  „GruDdlegung"  ihre  tiefere 
^egrandung.  Vieles  Allgemeinere  mo  Besondere  ia  der  Finanzlehrc, 
amentlich  in  diesem  Bande,  ist  nur  die  Consequenz  der  in  der 
Crtmidlegang**  entwiokelten  Lehren  und  steht  |uid  fölH  damit. 

Gb  hat  unter  meinen  Kritikern,  auch  unter  den  sonst  dnrehaus 
^m^enden,  nidit  an  Bedenken  hinsiohtlich  der  grossen  und 
SDier  grosseren  Ausdehnung  meines  Finanzwerks  gefehlt.  Ich  muss 
nr  das  ja  in  einer  Hinsicht  als  begreifUch  gefallen  lassen,  möchte 
lir  sber  dodi  einen  Eänwand  erlauben.  Ein  „Compcndium",  ein 
Lehrbuch"  des  gewöhnlichen  bisherigen  Umfangs  und  Iiilialts  liabu 
A  ebou  liiüiit  geben  wollen,  freilich  ist  mir  (Uus  Buch  mit  dem 
toff  unter  den  iiandeii  gewachsen,  aber  doch  auch  mit  vollem  Re- 
Tisstsein  dann  in  Anlage  und  Ausführung  viel  ausgedehnter  go- 
wd^'n.  Stein  ist  es  in  d«'n  verschiedenen  Auflagen  seiner  Finanz- 
'i«t!UH(  h  at   ahidich  gegangen.     Meist(^r  wie  VV.  Koscher  und 

Cohn  haben  auch  neuerdings  noch  gezeigt,  wie  man  den  Stoff 
onceütriren,  ein  solches  Buch  condensiren  kann.  Ist  aber  nicht 
och  neben  solchen  knapper  gehaltenen  Werken  und  neben  den  ja 
ielleicht  noch  stoffreicheren,  aber  weniger  einheitlichen  Sammel- 
nd Nachschlagewerken  einer  Anzahl  Autoren  (Scbönberg,  das  Hand- 
förterbuoh  der  Staatswissenschaiten),  sowie  auch  nehen  den  Mono- 
{ntphieen  und  Specialschnften  ein  umfänglicher  angelegtes,  den 
Hoff  möghchst  einheitlich  Terarbeitendes  Werk  wie  meine  „Finanz- 
'iwenschaft"  berechtigt?  Ich  sollte  meinen,  wenigstens  gegenwartig 
^  „Gewährung  einer  Uebersicht  des  Sto&**  ist  gewiss  eine  Auf" 
9^  welche  ein  Werk  unseres  Faehs  sich  stellen  kann  und  nehen- 
*i  eine  schwierigere  Aufgabe,  als  der  selbstzufriedene  historische 
ie  sonstige  Specialist  meistens  meint.  Aber  es  ist  doch  nicht  die 
^2igc  Aufgabe.  Diejenige,  welche  ich  mir  gestellt  habe,  ist  eine 
mdere,  —  gewissermatisstm  ehie  Verbindung  von  Monographie  und 
System.  Dergleichen  ist  in  „älteren"  Wissenschaften  auch  üblich, 
t^arum  es  bei  der  heutigen  Entwicklung  unseres  Fachs  als  Auf- 
gabe ablehnen? 


Und  in  Verbindung  mit  der  7orau8gehenden  oratio  pro  domo 
aur  eimnal  ein  offenes  Wort  in  emer  yerwandten  Sache  erlaubt. 
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Warum  überhaupt  diese  Neigung  mancher  Fachgen  os 
immer  nur  Eine  bestimmte  Arbeits-,  Behandlungsweise,  die  ^ei 
der  eigenen  geiBtigen  Indindnalität,  Neigong,  Richtung,  dem  eige 
BQdnng^ang  des  EinselneD,  mitunter  sogar  seinem  zufälligen  Arb€ 
gebiet  entspricht^  gelten  zu  lassen,  an  diesem,  lediglich  sdbjecti 
Maassstabe  nicht  bloss  jede  andere  Leistung,  selbst  jede  and 
Aufgabe  -  Stellung  zu  beurtlieilen  und  die  Andel  eii  danach  — 
schulmeistern?  „Es  sind  mancherlei  Gaben,  aber  es  ist  Ein  Oei 
Es  giebt  eben  in  der  Wissenschaft,  zumal  der  unsrigen,  verschied 
Aufgaben.  Es  ist  auch  nach  Anlage,  Bildungsgang,  Neigung  € 
mancherlei  Terschiedene  Arbeitsweise  berechtigt  und  im  wissenschi 
liehen,  im  Arbeitstheilnngsinteresse  nothwendig  und  erwüns^ 
Warum  so  viel  —  man  kann  es  doch  nicht  anders  nennen  —  ho 
müthiges  und  —  beschränktes  Rritisiren  und  Ablehnen  ande 
Aulii;;ibesteliuügen,  Arbeitsweisen,  Methoden,  Kichtungen  als  der 
wertheu  eigenen!  Von  den  .  jndnctivcn  Forschorn",  den  „llistorike] 
der  jüngeren  deutschen  Schule  ist  darin,  ähnlich  wie  ehemals  in  u 
gekehrter  Richtung  von  den  Faucher  und  Genossen,  gegen  die  „< 
duotiven  Köpfe**  und  „Deducisten"  wohl  am  Meisten  gesündigt,  al 
letztere  haben  die  Vorwürfe  auch  öfters  allzusoharf  zurückgegeh 
Und  ähnlich  —  nicht  kritisiren,  sondern  bekritteln  sich  gegensd 
Specialisten,  Monographen  und  Systematikor,  öfters  schon  die  Verfaa 
der  „kleinen"  und  die  der  „grossen''  Bücher,  die  Autoren  der  ,,A 
sätzc"  und  die  der  ,,Büi  her"!  Warum  jene  verletzenden  Vorwürfe  ( 
„Richtung^?"-  und  „Methoden-rapstthums",  gar  von  aul  ihrem  Geb 
sicher  hochverdienten  Männern,  welche  bei  ihrer  eigenen  äusserst 
„Richtungsorthodoxie'*  mit  einem  solchen  Vorwurf  doch  sofort  als  süt 
Splitterrichter  erscheinen?  Und  wie  die  Alten  snngen,  so  switecfa^ 
dann  die  Jungen.  Immer  wieder  „die  Neusten  ftm  Meisten  si 
erdreusten".  Vide  so  manche  Recensirleistung  in  der  Fachpree 
sobald  es  sich  um  Bücher  der  gegnerischen  „Uichtuiig''  uder  „Schul 
(oder  —  iSecte)  handelt.  Wahrlich  keine  orli  ;uliche  Erscheinut 
vollends  in  der  Schule  dei-  „ethischeu"  Natiuuaiükouomie,  —  ja  ci 
wahre  PersiÜage  auf  diese  letztere. 

Ich  werde  mich  durch  diese  Stimmen  nach  wie  Tor  nicht  ir 
machen  lassen,  mich  freilich  auch  meiner  Haut  wehren  gegen  du 
Dünkel,  wo  er  mir  begegnet,  aber  das  Gute,  wo  ich  es  auch 
Arbeiten,  welche  von  meiner  Richtung  abweichen,  ünde,  gern  ui 
objectiv  anerkennen,  wie  ich  das  in  den  eingehenden  Literaturübo 
sichten  und  Kritikon  in  meinen  Büchern  gezeigt  zu  haben  glaub 
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:ii  werde  mir  nur  auch  selbst  da..s  llccht  nicht  vurschritnken  lassen, 
ufgaben  so  zu  stellen,  wie  ich  es  für  richtig  halte  uud  sie  nach 
leiuen  besten  Kräften,  so  unzureichend  diese  sein  mögen,  zu  lösen, 
i  dieser  W<Mse  werde  ich  auch  dies  Werk  fort  uud  zu  Ende  zu 
Ihren  suc  lu  n. 

Wie,  darüber  spricht  sich  das  Vorwort  zum  3.  Bande  aus.  Die 
^usarbeitiing  der  systematischen  spedellen  Stenerlehre  wird 
ienuush  mein  nächstes  Ziel  sein. 


.  Seit  langen  Jaliren  stand  auf  dem  ersten  Titelblatt  der  ein- 
Iben  Bände  dieses  ^Lehrbuchs  der  Politisohen  Oekonomie**  mein 
prohrter  Freund  nnd  lioohgesohatzter  Faohgenosse,  Herr  Professor 
Irwin  Nasse  in  Bonn,  als  mein  Mitarbeiter.  Er  ist  bekanntUolt 
lider  am  Beginn  dieses  Jahres  nocih  im  kräftigsten  Mannesalter 
iner  täckisohen  acuten  Krankheit  zum  Opfer  ge&llen.  Allerdings 
Ire  eS|  aneh  wenn  er  lebend  ge])lieben  wäre,  firaglidi  gewesen,  ob 
r  die  von  ihm  übernommenen  Abtheilungen  dieses  Werks,  die 
igmr-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik,  wirklich  ausgearbeitet  liabon 
äurde.  Kr  zögerte  selbst  mit  dieser  Ai  l/eit,  weil  er  erst  das  weitere 
-rscheinen  der  von  mir  übernommenen  Abtheilungen,  besonders  der 
iheoretischen  Nationalökonomie",  abwarten  wollte,  un\  dann  auch 
a  luir  und  meinem  Werke  die  ihm  geboten  erscheinende  Stellung 
a  nehmen.  Im  Laufe  der  Zeit  waren  unsere  wiithsohafts  -  und 
•cinlpolitischen  Grundanschaaangen  weiter  auseinandergegangen, 
is  es  Nasse  für  eine  gemeinsame  Arbeit  zulässig  erschien.  Nun, 
I  ist  jetzt  leider  nicht  mehr  nothwendig,  sich  hierüber  näher  aus- 
nlsnen.  Ich  meinerseits  bedauere  im  hohen  Maasse  den  Verlust 
jnBGB  ausgesEeichneten,  billig  denkenden  Mannes  und  Arbeitsgenoesen. 
k  besasB  auch  für  Richtungen,  Arbeitsweisen  und  wissenschaftliche 
ndifiduslitöten,  welche  rtm  der  seinen  abwichen,  die  Fähigkeit  der 
^kennung,  die,  wie  gesagt,  in  unserem  Fache  so  oft  zu  yer- 
mesk  ist.  — 

DmckfcUiige  Vorarbeiten  NasBe's  für  die  Ton  ihm  übernommenen 

unseres  gemeinsamen  Works  scheinen  nicht  vorhanden  zu  sein. 
Ich  selbst  habe  nach  der  Krf'ahrung  langer  Jalu'e  erkannt, 
auch  bei  angestrengtem  Floiss  und  möglichster  Concentration 
'er  ganzen  verfügbaren  Arbeitszeit  auf  ein  solches  in  grossem  Ura- 
äug  angelegtes  Werk  wie  das  gegenwärtige,  meine  Kraft  und  Zeit 
^(-'in  zur  Lösung  der  Aufga])e  uieht  ausreichen.  Ich  plane  daher, 
ui  Kaase's  Steile  andere  Mitarbeiter  zu  gewinnen  uud  habe  auch 
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bereits  mit  einiger  Aussicht  auf  Erfolg  Verh&odluQgea  darüber 
geleitet.  Mittheilangen  aber  das  Ergebniss  muSB  ich  mir  «instwc 
noch  vorbehalten.  Ich  bemerke  für  jetzt  nur,  dass  ich  Bposser 
von  Nasse  seinerzeit  übernommenen  Abtheilungen  vieUeicht  ii 
andere  Partieen  Anderen  zur  Bearbeitung  überlassen  werde.  1 
sonlich  erstrebe  ich  vor  Allem  die  Vollendung  der  Finanzwissenscl 
in  dem  RahuK  ?!,  den  ich  mir  dafür  nach  dem  im  Vorwort  j 
3.  Bande  angegebenen ,  etwas  abgeänderten  und  eingescJbränk 
aber  immer  noch  sehr  weiten  Plaue  gesteckt  habe;  sodann,  wi 
Leben  und  Arbeitskraft  verbleiben,  eine  neue  Auflage  der  „Chm 
legang*^  und  deren  Fortfiihmng. 

Berlin,  28.  April  1890. 

I>r.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  erBteu  Auflage  des  zweiten  Theiis  der  l^'maiizwissenschi 

 Je  langer  je  mehr  ergab  sich  mir  die  Nothwendigli 

einer  im  Wesentlichen  vollständigen  Neugestaltung  des  iirsprüi 
liehen  Rau'schen  Werks,  nach  Plan,  Methode,  hovm  und  Inhalt, 
Ganzen  wie  in  den  Einzelhoite?i. 

Der  Abschnitt  von  den  Gebühren  ist  von  Grund  aus  neu  1 
arbeitet  worden.  Er  gehört  m.  £.  insofern  zu  den  formell  sch« 
rigeren  Partieen,  weil  die  Gebübrenzweige  eben  Verwaltnngszwei 
sind  und  der  tinansieUe  Gesicbtspnnct  dabei  in  zweiter  Linie  ste 
Vieles  muss  daher  in  der  Volkswirthscbaftspolitik,  der  Inneren  V< 
waltungslebre  n.  s.  w.  seine  tiefere  Begründung  finden  

Mit  der  Fortführung  der  Finanzwissenschaft  häuften  sich  « 
Schwierigkeiten  in  der  Bewältignjiir  nnd  methodisnlien  Verarbeitu 
des  StoHs  immer  mehr.  Ich  habe  nun  auch  hier  in  der  (allgemein« 
Steuerlehre,  gegen  meinen  Wunsch,  aber  von  meiner  innersten  Ueb< 
Zeugung  getrieben,  eine  völlige  Neuarbeit  Ton  Grund  a 
Torgenonmien  und  mich  dadurch  gerade  in  diesem  zweiten  The 
der  Finanzwissenschaft  jetzt  ebenfalls  von  Bau  ganz  emancipi 
Zur  MotiTirung  dafür  beziehe  ich  mich  auf  das  Werk  selbst,  1 
sonders  auch  auf  mmn  he  der  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitt« 
so  wie  auf  die  Vorreden  zur  ersten  und  zweiten  Auflage  der  „Gruu 
leguug". 
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Die  „allgemeine  Steuerlehre"  ist  bei  R au  und  den 

rühereii  Finaiizschnti.^trllern,  mit  Ausiiabme  Steiu's,  noch  fast 
\m\7.  uneniwiekelt  gelassen.  Das  durfte  nicht  so  bleiben.  Wio  das 
iystem  der  politische?)  (k'konomie  einer  umfassenden  „Grundicgung*' 
ledarf,  so  in  der  Finauzwissenschaft  die  Steuerlehre  eines  eigenen 
,'rundlegeDdeii  Theils,  der  allen  firörtenmgen  über  die  ein- 
feinen Steuern  Torangehen  mnss.  Einen  solchen  grund- 
legenden Thell  habe  ich  in  diesem  Bande  in  der  „all- 
gemeinen Steuerlehre"  zu  geben  gesucht  AehuUoh  ist 
ftein  in  seinem  grossartigen  Werk  über  Finanzwiasensohaft  — 
teasen  hohe  Bedeutung  ich  bei  aller  Kritik,  die  ich  mir  erlaube, 
lollauf  anerkenne  (&  S.  148  der  I.  Auflage,  S.  9  ff.  der  2.  Aull,  dieses 
llands)  —  vorangegangen:  eine  höchst  werthvoUe  Vorarbeit  für  mich, 
km  welcher  sidi  aber  meine  eigene  Arbeit  nach  Anlage  und  Ausfuhr- 
iiig  doch  in  wesentlidien  Puncten  untersdieidet  Üeber  die  Ahweich* 
mgen  von  diesem  bedeutendsten  Systematiker  und  Theoretiker  der 
Mnanzwisseiischaft  verbreiten  sich  die  Vorbemerkungen  der  Abschnitte 
uu\  die  Noten  vielfach. 

^  Eine  solche  „allgemeine  Steuerlehre"  lässt  sich  auch  als 
iiue  „Theorie  der  B  e  s  t  e  u  e  r  n  n  g  "  bezeichnen ,  wogegen  die 
(Specielle  Steuerlehre"  dann  überwiegend  die  „Praxis  der 
Besteuerung"  ist  und  in  die  Finanzgesetzkunde  mit  übergeht. 
Aeon  ich  von  der  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  eines  solchen 
Sieoretischen  Theils  der  Steuerlehre  nicht  ohnehin  durch  meine 
Studien  und  durch  die  Erfahrungen  früherer  Zeit  und  anderer 
jÄnder  überzeugt  worden  wäre,  so  hätten  mich  die  Wahrnehmungen 
in  unserem  deutschen  Vaterlande  in  der  jüngsten  Zeit  (£nde  der 
fOer  Jahre)  darüber  zur  Genüge  belehrt  Jener  Verachtung  der 
rheorie  von  Seiten  practischer  Staatsmänner  stelle  ich  das  Wort 
it<»yer-GoIlard*8  entgegen,  das  ein  so  ausgezeichneter,  freilich 
fia  wissenschaftlicher  Finanzpractiker,  wie  Baron  t.  Hock, 
^  Motto  seiner  Schrift  „öffentliche  Ahgahmi  und  Schulden"  ge- 
prahlt hat: 

Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  ihiLliniuLh 
I        haben,  man  brauche  nicht  zu  wissen,  wa«  man  sagt,  wenn 

man  spricht,  und  was  man  thut,  wenn  man  handelt. 
Es  hat  freilich  auch  hei  den  „Praetikern"  seine  gnten  Wege 
toit  dem  Auskommen  „ohne  Theorie''.    Die  „Theorie"  fehlt  auch 
iiiiieu  nieht,  nur  dass  es  vollends  eine  ganz  einseitige  und  schiefe 
l^eohe  zu  sein  püegt,  aui'  die  sich  solche  Practiker  stützen«  In 
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einer  der  wichti[:;sUMi  practischeii  Streitiragen  der  Besi(  in  ruii 
derjenigen  über  Ertrags-,  Einkommen-  und  dergl.  Steuern  oiuei 
Verbrauchssteuern  anderseits  oder  über  sogenannte  „directe"  ui 
„indirecte"  Steuern,  darf  die  Nothweodigkeit  und  Bereohtigni 
der  Yerbrauohssteuern  durchaus  nicht  so  verkannt  werden ,  wie  • 
eine  Zeitlang  üblich  war.  Aber  die  gegenwärtige  Strömung  : 
gewissen  Kreisen  unserer  „Praotiker*^  möglichst  (nur)  diese  Stenei 
auszudehnen,  ist  eine  handgreifliche  Einseitigkeit  nach  der  anderi 
Richtung.  Leider  zugleich  eine  verhängnissvolle,  vor  Allem  I 
socialpolitischer  Hinsicht  in  Bezug  auf  die  richtige  und  gerecU 
Yertheilung  der  Steuerlast  im  Volke.  > 

Wahrnehmungen  dieser  Art  waren  es  auch,  die  mir  zeigtti 
dass  eine  blosse  Behandlung  der  speciollen  Steuerlehre,  wie  h 
Ganzen  bei  Uau  und  den  Früheron,  den  an  die  Wissens  chal 
als  neutrale  Instanz  für  die  Beurtheilung  der  Praxis  zu  stelle! 
den  Anforderungen  nicht  entspreche.  Nur  die  scheinbar  so  gar 
„theoretische"  allgemeine  Steuerlehre  arbeitet  hier  auch  für  di 
Praxis  so  vor,  wie  es  sich  für  eine  einem  practischen  Gegenstaa 
gewidmete  Wissenschaft  geziomt.  ^ 

In  der  folgenden  „allgemeinen  Steuerlehre"  sind  nun  möglich^ 
consequent  alle  hauptsächlichen  Principienfragen  de 
Besteuerung  im  systematischen  Zusammenhang 
handelt  worden  (8.S.  167  der  1.  Auüage).  Die  specielle  Steud 
lehre  hat  dann  vomemlich  nur  die  steuerteohnischen  Seite 
der  einzelnen  Steuern  zu  erörtern. 

Die  eingeschlagene  Behandlung  hat  eine  erhebliche  Er 
weiterungdes  Werks  nothwendig  gemacht.  Die  allgemeine  Steud 
lehre  erreichte  mit  der  Gebührenlehre  den  Umfang  eines  Bändel 
weshalb  der  zweite  Theil  der  Finanzwissenschaft  mit  ihr  abgj 

schlössen  wurde  Vieles,  was  Rau  und  die  Früheren,  then 

weise  auch  noch  Stein  in  der  spcciellen  Lehre  behandeln,  ist  a))-J 
von  mir  in  die  allgemeine  Lehre  herüber  genommen  und  hier  unU 
einheitlich  zusammen  fassendem  Gesichtspuncte  erörtert  worden,  s 
u.  A.  besonders  im  4.  Hauptabschnitt  von  der  SteuerverwaltuiM 

(S.  566  ff.  der  1.  Auflage)   ' 

I 

Charlotten  bürg  bei  Berlin,  25.  Wkrz  1880. 

Dr.  Adolph  Waguer. 

i 

•  1 
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Dia  zveite«  eiDgcklammerto  Zahl  hinter  der  ersten  Paragraphenzahl  ist  diejenige 

in  der  ersten  Auflage. 

'    ^  S«ita 

Vorwort  zar  zweiten  Auflage   v 

Aus  dem  Vorvort  zur  ersten  Auflage   xiv 

ütrim  pnd  fanftes  Bueh.  Die  Besteuerung  im  Allgemeinen  oder  die 
Theorie  der  Hesteuermig.  GeblllireuU'hrc  und  allgemeine 

Steuerk'hre     .    .    .  .  .    .  .  1 
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Viertes  und  faiiftes  Buch. 

Die  Besteuerung  im  Allgemeinen, 
die  Theorie  der  Besteuerung. 

Oebfllireiilehre  und  »UgemeiiLe  SteneTlelure. 

tu  diflMr  xir«itea  Aoflife  des  sveiten  Bandes  der  PlnantwisBenMliaft  erfolgt 

d  r  Anschluss  au  die  Eintheilung  des  StülfVs  in  der  dritten  Auflage  des 
^11  Bandes  in  der  Weise,  wie  dicä  am  BügüiU  des  inzwischen  erschienenen 
ten  Bandes  (S.  T  bereits  angegeben  worden  ist.    Abweichend  von  der  erstea 
lago  dieses  zweiten  Bandea  wird  der  durin  behandelte  StoH  daher  jetzt  in  zwei 
her",  dasvierff'.  di^-  ,f»'>buhrcnlehre*'  and  das  fünfte,  die  „allgemeine 
crlehre"  eingctheih,.  nachdem  im  ersten  Bande  der  dritten  Auflage  die  drei 
che^*  TOD  der  „Ordnong  der  Pinaiizwirtb8chaft'%  dem  „Finanzbodarf** 
den   „ordentlichen  Einnahmen  der  Finan zwirth s^h aft  im  Ailge- 
.aeti,  insbesondere  dem  Prir atervorb"  roraogegangeu  sind.  Im  dritteu 
den  folgeoden  Banden  schlioflst  dch  dton  ab  sechstes  und  weitete  ,3ftchef  *  die 
•ecielle  Steile rl  hre"  und  die  Lehie  rom  „flffentliclien  Credit'*  ul 
^  '*  2  und  Vorwort  dazu. 

1.  »Bücher*  werden  in  „Kapitel"»  „Hauptabschniiu  und  „Ab- 
7*      und  schliesslich  in  Pacagiaphen  oingethoilt  Letztere  beginnen  In  jedem 

^onders. 

Die  Verveisungeu  boziebuu  sich  rcgelmäsiJg  aiit  diu  dritte  Auflage  des  ersieu 
idos;  etwaige  die  zweite  Auflage  dieses  Bandes  vnd  die  erste  („Rav-Wagnei*' 

.  1)  betreffende  werden  besonders  angegeben.  Von  der  „G ru ndl egu ng"  Band  I 
ganzen  Lehrbuches  der  PoUtiscben  Oekooomie)  wird  die  zweite  Auflage  ebenfilis 
ähnlich  aUeitt  zu  Verweisungen  benatzt 

Bei  der  nunmehr  auch  im  <-\>tcn.  Bande  der  Fiiianzwis^enschaft  erfolgten  völligen 
Jsnng  dieses  Werks  von  dem  l\au'scht  ii.  aus  dessen  geplanter  Neubearbeitung 
vurgegangcQ  ist,  erschien  eine  beständige  Auäcinaudcrsetzung  Uber  Abweichungen 
^Sintheilnng  und  dergleichen  ron  Bau  nicht  mehr  geboten. 

1.  Einleitung. 

§.1.  Die  ordentlichen  Einnahmen  der  FinanswirthBchiiDt 
'^allen  in  f  in  an  z  wissen  schaftlicher  Hinsicht  nach  den 
dogen  im  ersten  Bande  dieses  Werks  (§.  198  ff.)  in  zwei 

jrdinirte  Hanptarten,  nenilich:  die  privatwirtlisc hat tliclieu 
dl*  U  0  niaii  i  a  1  eiiniahiiien  oder  den  Privaterwerb  (die  neuer-  « 
m:9  mitunter  sogenannten  „Erwerbs ei ukUnfte")  einer-  und 
^tuats  w  irthsciiaftliclieu  Einnahmen  oder  AuHagen, 
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oder  (im  weitesten  Sinne)  die  Abgaben  oder  Steuern  andrer- 
seits. Der  Privaterwerb  ist  im  ersten  Bande  vollständig  abgehandelt 
worden.  Dieser  zweite  liand  hat  es  mit  den  Aullaj^^cn  zu  thun, 
welche  thatsUchlieh  im  modernen  Staats-  und  ConiDumaihaushalt 
auch  meistens  das  Uebergewiclit  haben. 

Die  Anfingen  iheileu  sich  in  finan/svisseu^chaftlicher  Beziehung 
wiederum  in  der  Hauptsache  in  zwei  j)ii ucipiell  verschie- 
dene Arten,  in  die  freb  Uhren  inid  in  die  eigentlichen 
Steuern  —  oder  in  die  specielleu  und  in  die  allgemeinen 
Steuern  (Fin.  1,  §.  204).  Diese  Unterscheidung  ist  schon  im  ersten 
Bande  begründet  and  durchgeführt,  und  ebendaselbst  ist  bereits 
eine  BegrifisbeBtimninng  and  allgemeine  Characteristik  beider  Arten 
der  Aafiagen  gegeben  worden  (Fin.  I,  §.  204  ff.,  209  ff.).  An  diese 
Erdrterangen  ist  jetzt  ancnknUpfen. 

Die  Lebre  von  den  Gebflhren  wird  im  folgenden  vierlen 
Bnebe  naeb  ihrer  finanzwiasensebaftliehen  Seite  erledigt,  soweit  eine 
Lostrennang  dieses  Abgsbezweigs  von  den  eigentlieben  Stenern 
and  Steaerelementen,  insbesondere  yon  den  sogenannten  „Verkehrs- 
Bteaem^',  mit  d^en  er  öfters  in  gewissen  Kategorien  von  Füllen 
zusammenbSngt,  theoretisch  möglich  and  znlSssig  ist. 

Die  Lehre  von  den  eigentlichen  allgemeinen  Steuern 
wird  nach  Bedeutung  und  Um  taug  des  Gegenstands,  den  sie  be- 
handelt, und  nach  der  Verschiedenheit  der  wissenschal tlichen  Auf- 
gaben, welche  zu  lösen  sind,  in  eine  allgemeine  und  eine 
spezielle  Lehre  eingetheilt,  die  erstere  wescutlicli  die  .,Th  e  o  r  i  e*' 
der  Besteuerung,  die  letztere  die  ,,Praxi8''  der  Besteuerung  ent- 
haltend (Fin.  III,  §.  1  ff.).  Mit  der  „allgemeinen  Steuerlehre''  be- 
schäftigt sich  das  fünfte  Buch  dieses  zweiten  Bandes,  mit  der 
speeiellen  das  sechste  bis  achte  Bach  in  Band  III  ff.  dieses 
Finanzwerks. 

Die  zunächst  folgenden  „Vorbcmerkangea  zm  Steoerlehre",  welche  den  Literatur- 
nachweisen beigefügt  werden,  gehören  romemiich  zur  allgemeinen  Steuerlehre,  aber 
sie  betreffen  doch  auch  die  Gcbührenlehrc  und  die  ^pccielle  Steuerlehre  mit,  weshalb 
sie  jetzt  hier  eingestellt  werden,  abweichend  von  der  1.  Autiage.  wo  sie  auf  S.  139  ü. 
■n  der  Spitze  der  allgemelneD  Stenerlehre  standen. 

Wie  sich  an-*  .lern  Texte  eririeVtt.  InUc  ich  die  im  erste  ll  B;iii(lr  gegebene  nnd 
dort  bereits  niUicr  begründete  Hau]) tcintbciluug  der  ordentlichen  Einnahmen  und 
die  dort  gebraacbten  technischen  Benennnniren  hier  fest  Beides  bat  seitdem 
mehrfach  Hemaiigelungen  gefunden,  besonders  in  den  Arbeiten  Fr.  J.  Neumana's, 
namentlich  in  seiner  „Steuer"  B.  I  (Leipzig  1*>S7).  Eine  nähere  Ausein*»*:''-»*' c'zung 
mit  ihiD  und  Anderen  unterlasse  ich  wcnig^itens  fUr  den  Kernpunct.  die  Kintheilung 
in  Priratenrerb  und  Auflagen,  absichtlich  an  dieser  Stelle,  sie  einer  «etwaigen  vierten 
Auflag-e  des'  ersten  Bandes  vorbehaltend.  Damit  sull  M".  Kichtigkeit  mancher  Ein- 
wendungen ,  Erörtcningi^n  and  eigener  Begritlsl)estimmuugcn   und  Classificatioaci' 
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Ntiu  Ol »1111*8  nklit  Terkannt  «-erden.  Aber  einmal  sind  die  Yenchiedenheiten  unserer 

AafTa'STjntrcn  rl..rli  nirlit  s^hr  westintlich .  Mid.inn  ist  nnch  die  Classificatiorisfra^c, 
so  Teoig  ich  deren  BedeotoDg  aotorschätze  und  so  gern  ich  Neumaou's  Veidieoste 
in  adneo  bezog  lieben  ErOrtenrngen  anerkenne,  meiner  Meinmig  naeb  nicbt  von  «olcher 
rjtcheidcnder  Wiohtisrlcoit.  am  in  meinem  Werke  erhebliche  Aenderangen  in  syste- 
autiichcr  Hinsicht  mir  nötliig  erscheinen  zu  lassen.  Endlich  jrlatibe  ich  zunächst  im 
iBieMse  der  Einheitlichkeit  dieses  Werks  mich  in  diesem  Baiult;  an  die  iui  ersten 
Sude  gegebene  grandlegeado  Kiiitlioiliiii<^  halten  zu  sollon.  lu  BetrofT  kleinerer  Ab« 
veichün^en  von  Neu  mann  R.  der  Koualicn.  Strafen,  Beitr&ge)  gilt  dasselbe. 
Einzdloes  daron  wird  im  Folgenden  mit  berührt  werden. 

Literaturnachweis nngen  und  orientiieiide 
V  o  r  b  e  III  e  r  k  u  ü  g  e  n. 

§.  2.  Die  Besteoeniog  ist  der  wichtigste  und  schwierigste 
Tbeil  des  neueren  Fioanzwesens  geworden.  Dem  entspriebt  ihre 
'Stellnng  in  der  FinanzwUaenschaft  und  in  deren  Literatur.  Da  sie 
»cb  mit  den  Terschiedeosten  VerhältDissen  des  Volks-  und  Staats- 
lebeos  berahrt»  so  bietet  sie  auch  die  yenichiedensten  Seiten  der 
Bet^acbtnng.  Die  Literatur  Uber  sie' ist  daher  nieht  nnr  eine  aasser- 
ordentlieh  grosse,  sondern  ancb  eine  sehr  Terschiedenartige,  in  eine 
Reihe  Ton  Wissensehaflen  hinübergreifende  oder  aus  diesen  her- 
nbrende.  Znr  finanswissensehaftlichen,  beziehungsweise 
nationalOkonomiscben  tritt  die  rechtsphilosophische 
and  theoretisch-politische  Literatur  tlber  Besteuerung:.  Daran 
reibt  sich  die  geschichtliche,  statistische,  liuaiizi  echt- 
liche  in  Bezug  aui  das  Hteuerwesen  einzelner  Zeiträume  und 
Länder.  Die  allgemeine  Literatur  über  die  gcßammtc  Besteue- 
rung als  Tlicil  des  Finanzwesens  wird  durch  die  monographische 
ergänzt.  D:e  S[)eciailiteratur  fiber  ein zel  n  *' Stein  rii  tritt  hinzu, 
iß  welcher  bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Dinge  cm  I  .inprehen 
3ui  die  allgemeineren  und  principieUen  Fragen  selten  ganz  zu  ver- 
uieiden  ist.  Reichstes  Material  enthalten  die  neueren  Regierungs- 
vorlagen Uber  Steuern,  mit  ihren  Motiven,  die  Commissions- 
bericbte  nnd  die  Verhandlungen  der  parlamentarischen  Körper, 
im  Ganzen:  eine  nntlberwältigbare,  kaum  llberachaubaie  Literatur, 
die  nur  eigene  umfassende  Bibltographieen  einigermassen  vnür 
Bfilndiger  zusammenstellen  kennen.  Diese  fehlen  aber  bisher. 

Aach  nur  als  solche  bibliographische  Hilfsmittel  empfehlen  üich  die  in 
Vsgner,  Ftn.  I,  S.  51  graannfen  WeAe.  S.  besonders  den  Kaudog  der  Bibliothek 

K.  Stotistischen  Bureaus  zn  Rorlin,  Abth.  I.  Berlin  IS74,  S.  334  il.  :\V^  II',  und  die 
^bth.  II,  Berlin  1S70,  „nach  Staaten  geordnet",  wo  bei  den  einzelnen  Staaten  anter 
^sr  Robrik  „Finauzwissenscbaft*'  die  bctreHende  Finanz-  und  StenerUtentur  augeltUirt 
i^l^  aas  der  neuesten  Zeit  wobl  ziemlich  vollständig.  Ein  brauchbares  bibliographisches 
*'crk  ist  auch  für  die  gesammte  Steuerliteratur  Kletke,  Literatur  Über  das  Tinanz- 
»esen  des  preussischen  Stjiats,  3.  A.,  Beilin  lS7ti.    Sonst  ist  fiir  die  Bibliographie 
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der  Besteaerotig  auf  die  meisten  Lelir-  und  UaiidbUcJier  der  Fiuauzeo  und  Steuern, 
IkiMr  vie  neaeter  Zeit,  m  rwireisen,  welche  geirOhnlieh  die  Htaptoehriften ,  dann 
etwts  vollständiger  ihre  zeitgenttBsische  Literatur  zusaromenätcllen. 

Darauf  muss  sich  nothw^endig  auch  (licscs  Werk  besrlirauken.  wobei  an  dieser 
Stelle  für  einen  grossen  Tbeil  der  Literatur  auf  die  „Bibliographie  der  Finaii^- 
wisseoschafr*  im  ersten  Bnnde  rerviesen  werden  kuin,  9.  Avil.,  8.  61 — 59  (bis 
i88S),  dazu  die  Nachträge  (bis  IsSG  in  B.  III.  S.  2^  uid  die  Speciallitcratur  über 
Steoergeachichte ,  britische  und  frallZo^i^ehc•  Bestcuerunir  an  vrschiedeiien  Stellen 
dieses  B.  III.  Im  Folgendun  werden  diese  Literaturuach weise  ergänzt  bis  auf  dio 
Gegenwart  U$89)  und  speciell  für  die  Besteuerungsliteratar.  FOr  die  neueste 
Zeit,  seit  1884,  bietet  jeder  Jahrgang  des  von  G,  Schanz  herausgegebenen  Finanz- 
archivs eine  vortreff  Ii- Iii',  höchst  reichhaltige,  wohl  nahezu  vollständig^,  systematisch 
geordnete  Bibliographie  dei  neu  ci'schieneneu  Bücher  und  Aufsätze  Uber  Finanzen. 

Die  folirenden  Darlegungen  sollen,  neben  der  Gewithrung  ron  Literatanachireiseti 
Uber  Besteuerung,  <  ine  kurze  Orientirung  über  die  Bedeutung  einzelner  Schriften 
grade  für  die  Steiierkhre  :;ebcn,  mit  Hinbli  kcu  auf  die  Kra<^c  der  Behanfll»ng:sweise 
dieser  Lehre.  Die  JDarsteiiuug  schliesst  sich  au  die  nach  dem  bibliographischen 
Hanptzireck  dieser  Torbemerkungen  gebildeten  Litenttorgruppen  an.  Zor  Ergftnznng 
idt  auf  die  Bibliographie  der  Finanzwi^cnschaft  im  eisten  Bande  Bezog  ZU  nehmen, 
namentlich  für  im  Folgeoden  übergangene  Sctiriften. 

§.  3.  —  I.  Die  Steiierlehre  in  den  allgemeinen 
Werken  Uber  Politische  Oekonomie  Uberhaupt. 

8.  Ran.  5.  Aufl.,  I,  21.   Uagner  I,  53  und  Uberhaupt  §.  Sl  IT.  G.  Cohn. 

Finanzwissensrhafl  (IS^O'  4  ff.,  8  ff.  Passim  Neumann,  Steuer  nach  der  Steuer- 
ßhierkcit,  Conrad  6  .lahrhuchcr  u.  r{f>  (N.  F.  1  u.  2),  dgl.  Kobert  Meyer,  Principien 
der  gerechten  Besteuerung  (1884),  1.  Abschnitt. 

Bei  dem  bis  in  die  Gegenwart  hinein  vorhandenen  Hangel 
einer  selbständigen  Ansbildong  und  literarischen  Behandlung  der 
Fioanzwissensohaft  in  der  fremden  Literatnr  ist  nattirlich  aneb 

die  Steuerlehre  zu  kurz  gekommen.  Der  einseitig  individna- 
Hstische,  wenig  staatstreundliche  8tfii](l|tunct  der  physio- 
k  ratisch-Smith  sclicn  Nationalökoiiuiiiie  liiudertc  vielfach  die 
volle  und  riebtige  principielle  Würdigung  der  Besteuerung.  Doch 
sind  die  volkswirthschaftlichen  Wirkungen  der  Steuern, 
die  Fragen  betreffs  Wahl  der  Steuerquelle,  Ueberwälzung  mehrfaeb 
und  tbeilweise  gat  behandelt  worden  (Phy sie kraten,  Quesuay, 
Tnrgot,  Mirabean,  dann  Ricardo)  und  die  Aofstellang  soge- 
nannter oberster  Steuerprincipien  bei  A.  Smith ,  —  obwohl  eigent- 
lich nur  theils  theoretisch  selbstverständliche,  bloss  piaetisch 
schwierig  zu  vcrwirklicheude  Khigheitsre^eln  in  Bezug  auf  die 
Steuer  VC  rwaltu  11  ,£ir,  theils  Gerechti^keitspostulate  ,  welche  von 
Theorie  mul  Praxis  gciegcntiich  seit  lange  schon  vertreten  worden, 
nunmehr  aber  nach  den  Anschauungen  und  dem  sich  bildenden 
Stellerrecht  der  „staatsbürgerlichen"  Periode  zu  allgemeinerer  An- 
erkennung kamen  —  hat  einen  nachhaltigen  Einflnss  aaf  die 
Stenerlebre  ausgeübt 
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So  ist  doch  auch  iüer  au  Smith  (wc&ith  ol  uatioos,  besoudcrs  B.  V,  kap.  2, 
Abtb.  2.  Asbergs  Uebenetzaog  I[,  346  fT.)  and  an  Bicnrdo  (principlcä,  c.  8—18, 
29)  anzaknapfen. 

Darüber  ist  aber  die  fremde  und,  wenigsteiijs  bis  auf  die 
jüngste  Zeit,  ein  grosser  Theil  auch  der  deutschen  national- 
ökonomischen  und  finanzwissenschaftlicheu  Literatur  (im  Wcsent- 
licben  bis  auf  Kau,  diesen  noch  eingeschlossen)  nicht  hinaas- 
gekommen.  Den  gerade  liier,  wie  tlberaü,  wo  er  den  Zasmnmenhaog 
▼on  Staat  nnd  Volkswirthfichatlt  berilbrty  riel  zu  engen  Geaiohts- 
pancten  nnd  Öfters  falschen  Grnndanscbaaungen  von  Smith  ist  die 
englische  und  französische  Literatar  sogar  fast  sclaviscb, 
selbst  in  Betreff  der  formellen  Behandlung,  gefolgt.  So  genügt  die 
»Stcucrlehre  des  Auslands  und  der  illteren  deutschen  Theoretiker 
besonders  in  den  allgemeinen  Prin cipienpuncteu  (in  der 
^yaligemeinen  Steuerlehre'')  nicht. 

Bemerkenswerth  ist,  besonders  fKbr  die  Uebervälzungstheorio:  Canard,  principes 
d'ÄConomie  politique  (Paris  ISOI). 

Aas  der  älteren  allgcmeiaen  iiationalokonomischcn  Literatur  ist  aach  lur  ge- 
uriSM  PoBCte  der  Steooriehni  Herrn nnn  darch  seine  Lehre  vom  Einkouiucn 
n.  8.  V.,  die  daou  specieU  in  vorzüglicher  Weise  Ar  die  Steucrtheorio  von  Schmoller 
wHter  an<^^.  bildet  wurde,  wichtig,  Hermann,  staatswirthschaftliche  Untersuchungen, 
2.  AnÜ.,  besonders  S.  5S2  (F.;  Schmoll  er,  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem  Zu- 
tttnmenbaBf  mit  den  Onindprincipien  der  Steucrlehrc,  Tab.  Ztschr.  1S()3,  XIX,  1. 
hier  auch  Dogmengeschichtliches.  Er  knüpft  zugleich  an  eine  vortrctflichc  Arbeit 
von  Scliaffle  in  der  Deutschen  Viertdjalusdirift  l*i61.  lieft  4  an:  „Mensch  und 
Uat  ia  der  Volkswirthsobaft*'«  woria  ebenfalls  die  Urundonjicipien  der  Besteuerung 
reridirt  weideo.  S.  durilber  Sch&ff ie*6  Note  in  SebmeUer •  Anftalz,  S.  61 ;  Wagner, 
GmndlegaD^,  §.  83  ff.;  R.  Meyer,  PrlndpieD,  S.  126  f. 

Die  maDjjcclhafte  Behandlung  der  Besteuerung  bei  den  li  tiheren 
nationalökoiKiinisclieii  Theoretikern,  noch  Ran  und  seine  meisten 
(auch  jüngeren)  Zeitgenossen  eingeschlossen,  war  die  nothwendige 
Folge  der  einseitig  pri?atwirtb86baftlichen  Auffassang  der  Volks- 
wirthschaft:  im  Grande  genommen  eine  Identificirnng  der  Volks- 
wirftfaschaft  mit  dem  priTatwirthschafUichen  System.  Erst  doroh 
die  neuere  Staats-  nnd  Gesellscbafls-  und  durch  die  yerwaltangs- 
lehre,  daher  besonders  durch  L.  Stein,  ist  hier  auch  in  die  Steuer- 
lehre eine  andere  tiefere  und  richtigere  Betrachtung  eingedrungen. 
Aber  erst  durch  die  Lehre  von  der  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft,  von  den  Gemein  Ijedürfn neu  nnd  von  der 
Gemeinwirtbschalt,  namentlich  der  Zwangsgemeinwirtbschaft, 
wie  sie  von  Scbäffle  nnd  mehrfach  im  Anschluss  an  ihn  von  mir  in 
der  ,,GrundlegnDg^'  entwickelt  wnrd^  erhält  m.  E.  mit  der  ganzen 
Finanzlehre  auch  die  Steuerlehre  ihre  feste  Basis.  Da- 
durch wird  der  Ausgangspunct  fttr  die  Ableitung  der  Steuerprincipien 
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und  fHr  die  Aufstellung  des  Steneraystems  und  der  Scblllssel  für 

das  tiefere  Veristaudniss  der  Stcuergcschicbtc  gewonnen. 

lu  der  „allgomcincu  Steucrichra''  äind  daher  vielfach  auch  aar  Consequenzcii 
aus  den  bezUs^lichea  prüicipiellen  Erörterungen  in  der  „Grundlegung-"  zu  ziehen,  auf 
irelche  ich  mich  für  die  {ranze  Behandlung  der  Steoeriehre  ai;  Ir  klich  berufe, 
S.  meine  Grundlifrnnsi:  1.  Aufl.  Kap  '5  ti.  1.  besonders  §  150.  154  ff..  15>. 

2.  Aufl.  Abth.  I.  Kap.  3  u.  4,  specicli  dieselben  Sch&ffle,  gesellschaftliches 
Sy!>tem  2.  Aufl.  §  176  iL.  19S  ff.,  274  ff.  ;  3.  Aull,  pusim.  namendtcb  11^  S97,  403  ff.  ; 
passim  auch  im  SocfAlen  KOrper,  so  IV,  224  ff.  Daza  jetzt  fortbildend,  aber  in  m.  E. 
m  einseitiger  Betonung-  des  wirthschnftliclion  Moments,  Sar.  in  der  uotea  in  §.  6 
und  11  besprochenen  „Urundlegung  der  theoretischen  Staatsvinhschaft''. 

Gende  die  Beeeliftftigung  mit  der  Steoeriehre  Itttte  mich,  wie  ioh  im  Yonrort 
zur  1.  AoflMre  meiner  Grundlegung  schon  ausgesprochen  habe  (S.  VI),  zu  der  Ueber- 
Zeugung  geführt,  da'<s  sich  diese  Lelm',  ohne  tieferes  Eingehen  auf  die  allgemeinen 
Priücipieu  der  Politischen  Ueiionomid"  nicht  genügend  behandeln  lisse.  In 
dieser  Uebexzengung  bin  ieb  seitdem  und  besonders  vfthrend  der  Aosarbeitang  der 
Stenerlobre  nur  auf  Schritt  und  Tritt  ItesOifct  worden.  Die  „Grundlegung''  wurde 
von  mir  mit  um  der  Steuerlelir«  Willen  vorangcsrhickt.  In  ihr  liegt  daher  auch  die 
Begründung  tür  die  phncipiellen  Puucte  und  Auflassungen  im  Folgenden,  besonders 
in  der  sogenumten  allgemeinen  Stenerlehre. 

Nur  in  diesem  Zusammenhang  der  Steuerlebre  mit  der 

Politischen  Oekonomie  ist  es  m.  E.  müglieh,  zur  Klarheit  auch  in 

den  principiellen  Controversen  der  Beatcueiiing  zu  gelangen  und 

dieselben  zu  schlichten.  Aber  es  ist  vor  Allem  die  Gemeinwirth- 

schaftslebre,  nicht  die  Lehre  vom  priyatwirthsehaflkHcheD  System, 

an  welche  man  anknftpfen  moss.  Jene  fehlte  der  Smith 'sehen 

Nationalökonomie,  deshalb  nützte  es  Ihr  aach  nicht  soviel,  als  sonst 

zn  erwarten  gewesen  wäre,  dass  sie  die  Stenerfragen  zugleich  als 

national  ökonomische  Fragen  behaudeUc. 

Auf  demselben  Standpunctc  E.  Sax  in  dem  genannten  Werke,  freilich  in  anderer 
Ausfuhrung  und  mit  anderen  Consequenzen,  was  ich  nicht  für  richtig  halte.  Aehnlich 
0.  Cohn,  1  inanzwinenschaft,  besonders  Einleitung  und  1.  Buch,  mit  AbweichiingeD« 
die  mich  nicht  stOreo.  Saclüich  stehen  wir  wenig  rerschieden. 

§.  4.  —  II.  Die  Stenerlehre  in  den  selbständigen 
deatschen  Werken  Uber  Finanzwissensehaft  bis  anf 

Stein.   Insbesondere  Ran  und  Stein. 

Solche  Werke  sind  bis  auf  einige  neuerdings  erst  sieb  mehrende 
Ausnahmen  bisher  vornemlich  nur  in  der  deutschen  Fachliteratur 
vorhanden. 

8.  Wagner,  Bln.  I,  62  und  aberhaapt  §.  2S  ff. 

Besouders  hervorzuheben  sind  aus  der  cameralistisehen  Literatur- 
periode des  vorigen  Jahrhunderts  v.  Justi  und  v.  Sonnenfels. 

S.  Wagner,  Fin.  I,  36.  r.  Jasti  verdient  auch  in  der  Steoeriehre  die  An- 
erkennung, die  ihm  als  Fitianztheoretiker  Neuere  (Stein)  mit  Kocht  überhaopt  ein- 
räumen. V.  Sonnenfeis  hat  in  dem  1  Kapitel  seines  Werks  (vom  Finanzsystem), 
8.  42  fl'.  der  ti.  Aufl.,  mancherlei  noch  heute  Beachtenswerthes  Uber  Fuucte  der  all« 
gemeinen  Steuerlehre  und  ttber  die  Controreiseo  am  B^Dn  der  staatabnrgeriicben 
Periode;  Kap.  V,  S.  260  01,  dann  aber  die  einzelnen  Steaem. 
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Ans  der  deutschen  fiDanswisseiischaftliehen  Litemtor  der  neoeren 
Zeity  vor  Bau,  sind  die  beiden  wichtigsten  Werke  auch  fttr  die 
Steuerlehre  Jacob's  nnd  t.  Malchns'  Finanzwissenschaft»  sowie 
J.  Scban's  Grondsfttze  der  Finanz. 

Der  entere  bewftbit  sicli  ancli  hier  als  tQchtiger  Syafematiker,  nach  dem  wissen- 

schaftlichea  Sttndpunct  seiner  Zeit.  Seine  allsremoino  Steuerlehre  iit  aber  (Ucsem 
Standponct  g-cmJlss  dürftig  und  veraltet;  II,  3H5  ff.  (1.  Auf  v.  "Nlalchus  ist  hier 
rie  immer  der  vürzugliche,  vrisseiiSLliaftlich  durchgcbild  tc  i'ractiker,  desäeD  Stärke 
aber  mehr  in  der  speciellen  als  in  der  allgemeinen  StLucrlcbrc  liegt.  Besonders 
I,  148  ff.  Schön  f1S32)  verdient  gerade  «nich  für  die  principiellc  Auffassung  der 
fie&teaeruD^  und  einzeloer  Probleme  Beachtung  und  erionert  an  neueste  Eutwicklungen 
dieser  Anliiueang  (a.  R.  Meyer,  Frincipien  8.  62  fl*.}. 

Einen  erheblichen  Fortschritt  gegen  alle  seine  Vorgänger  und 
Zeitgeuossen  bezeichnet  auch  in  der  .Sh  iici lehre  Kau,  in  Beznp^ 
anf  Systematik,  in  der  Betrachtung  der  Steuern  im  Znsaniinenhang 
der  volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  und  an  Keichtbum  des 
Materials  Übertrifft  sein  Werk  alle  weit 

Die  eipentliUmlichen  Vor/.üze  Kau 's  treten  iiberh.tupt  wohl  in  seinrr  Finanz- 
wi)»efiSübalt  noch  mehr  wie  in  den  anderen  Tbeileu  seintis  grossen  Lehrbuchs  herror 
and  die  Stenerlebre  macht  daten  kdne  Ausnahme.  Die  alte  eameralarissenachafUiche 
Tradition  wirkt  auch  hier  nach,  in  den  speciellen  Lehren  nicht  /um  Schaden  des 
Werks,  rcbtrall  klare  Disposition,  einfache  Einth*"iltnicrnii  der  Steut  rn  wcli  he  bei 
aller  Kurksi-  ht  -luf  die  Praxis  und  deren  Terminologie  (!(»( h  mit  Recht  an  iie  ticlcreu 
Üntcrscbiede  ankntlpfen  —  so  in  der  Haupteintheilaog  aller  St.  uem  in  „S(  hatzungon" 
nad  Auf wandstcuern'\  statt  in  ..directe"  nnd  „indirecte";  überall  ntlchtom 
T«fstäodig6  Auffassung.  In  formeller  Hinsicht  ist  die  ßau'sche  Steuerlehre  hier 
noch  beote  ein  Master  und  im  speciellen  Theil  bietet  sie  auch  in  sachlicher  Hinsicht 
Do:h  immer  viel  W'ertbvolles.  G.  Cohn  läs-t  Ran  in  E.  viel  weniger  Anerkennung 
widerfahren,  als  der  Finanztheoretiker  Kau  wirklich  noch  heute  beanspruchen  kann 
(Cebn,  Finanzwissenschafi  S.  17  und  passim).  Ein  Werk,  das  ein  so  scharfäinniger 
(lelehrter  wie  Neu  mann  noch  jetzt  ein  ^MeisterverlT^  nennt,  mochte  Ansprach  aaf 
hAheia  WOrdigung  haben. 

Aber  die  Mängel  Rau's  können  doch  anderseits  jetzt  nicht 
mehr  verkannt  werden.  Es  sind  dieselben  wie  in  Bau 's  ganzem 
Lehrbocb  nnd  wie  in  der  Nationalökonomie  seiner  Blttthezeit»  in 
den  1820er  bis  50er  Jahren»  tlberbanpt. 

Dio  historisch- relative  Betrachtungsweise,  die  Einsicht,  dass  auch  die 
Besteuerung  etwas  geschichtlich  Bedingtes  ist,  dass  man  aia  nicht  überall  und 
allezeit  nnch  demselben  Massstab  beurtheilen  und  einrichten  kann  nnd  darf,  fehlt  bei 
Rau  noch  fast  ganz.  Diese  Betrachtongsweise  ist  aber  auch  liier  geboten,  sie  darf 
ma  nicht  dazn  ftthren,  Stenergeschichte  und  finanzwissenschaftUche  Steuer  lehre 
zu  verwechseln,  eine  nicht  nothwendig'e,  wenn  auch  rnr^ekornmene  rnklarheit  einzelner 
„historischer'*  KatiODaiökonomen.  Jene  Betrachtungsweise  steht  auch  nicht  in  Wider- 
iiprucb  mit  der  Pordemng  an  die  Theorie,  ein  ägenes  Steuersystem  ao&nstellen, 
aur  muss  der  historisch-  und  örtlich  relative  Charactcr  de!»selben  anerkannt  werden. 
Obgleich  nun  die  unhistorische.  rein  rationalistische  Behamllnnsr  rlen  StofTs  Ran  nnd 
andere  Fachgenosseu  seiner  Zuit  gerade  ^ur  Aufstellung  eines  eigenen  Sti  uei-systems 
folgerichtig  hätte  fuhren  müssen,  fehlt  doch  im  (irundo  ein  solchem.  Ks  s^ng  hier  in 
der  Theorie  wie  in  der  Praxis:  von  einem  wirklichen  „System"  ist  nicht  «Iie  Rede. 
Statt  dessen  bringt  auch  die  Theorie  nur  eine  Kritik  der  bestehenden,  euphcmistiiich 
nSyatem"  genannten  Bestenenuig,  mit  einzdnon  Verboiserungsvurschlägen.  Dio  Br- 
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kllraog  hierfür  Ueirt  ?or  Allem  in  dar  anffenflirendün  ,,allgeinciocn"  Steuerlehre, 

der  Manirel  der  letzteren  folpt  nl>ei-  wiL'iler  ans  drui  Fdileii  rnner  Geuieiiibedüifiiiss- 
uiid  (femciiiwirthsrhaft:>tehre  und  der  ciuseitig  primvirtbschaftlicbeo  Auftasäung  aller 
ökoDomiiicheD  Verliilmisrie.  Die  eifrendicben  principiellen  Streitfragen  Uber  die  licli- 
tige  Steucrqucllc.  Uber  die  AII$>:eiueiubeit  und  (il<:i(  lnnässi^i^keit  der  BesteDernng.  Uber 
d.  n  Steuerfuss  u.  dgl.  werden  viel  zu  nebensächlich  behaixl  lt.  <  (vr.i  nnr  h*'\  Geleg:cn- 
beit  einer  einzdueo  gerade  besprocbeoeo  Steuer,  wo  ein  einzelnes  Problem  spcciuli 
anftaaebr,  Didit  altgcmeiD.  Wenn  auch  die  Nothvendigkeit  empfunden  wird,  gerade 
In  einer  visäenschaftlichen  Lehre  ron  der  Besteuerung  don  Zusammen hannf  der 
Stenern,  das  VcrliSltiii>is  gegenscitigfir  Ertränznno:  und  des  Ersatzes  zu  beachten,  so 
werden  daraus  doch  keine  wesentlichen  practbchen  Folgerungen  in  Bezug  auf  das 
Steuersystem,  die  Walü  und  Einricbtung  der  einzelnen  Stenern  gezogen.  Hier  bleibt 
vielmehr  alles  kritische  Parapbrsae  der  Praxis,  deren  Mängel  wohl  erkannt,  aber 
wieder  nirht  trenü'-reud  aus  den  ina!«flpebenden  Verhriltnis<"n  «  rklSit  werden.  Die  all- 
gemeine bteuerlehre,  welche  in  ihrer  zu  knappen  Be»chruukuui;  auf  die  Hiustellung 
tbeils  tririaler,  tbeils  strittiger  Sfttze,  mit  Umgebong  mancher  eigentlicben  Streitpuncte, 
auch  äu?serlich  in  einem  gewissen  Missverhältniss  zu  der  speciellcn  Lehre  stehen 
möchte  (in  der  5.  Aufl.  I,  3S3— 440,  letztere  II,  1-  .*UH),  genügt  daher  Wf.hl  in  keiner 
Weise  mehr.  Ich  habe  daraas  fast  nichts  für  mein  Work  übernommen  und  meiner 
Ueberzeu^iHig  nach  nicht  anders  rerfahren  können.  Anch  in  der  speciellen  Steoer- 
lehre  sind  es  nicht  die  principiellen  Erörteraogen .  sondern  die  steaertech- 
nischen  Einzelheiten  und  das  fleissig  und  sorgsam  gesammelte  Material,  in 
denen  m.  E.  gcgenwärtiff  uoch  df»r  Hanptwertli  des  Ran 'sehen  Werks  liegt. 

Unter  den  übrigeu  deutschen  allgemeinen  finanzwissensehait- 
licbeu  Werken  der  50er  und  60er  Jahre  sind  neben  Bau  noch 
Umpfenbaoh  und  t.  Hock  hervorzoheben  und  Bergias  und 
Pfeiffer  zu  nennen. 

Umpfenbach's  Lehrbuch  (1.  AoÜ.  1859)  war  aoch  in  den  AbechDitten  toh 

der  Bestenening  für  seine  Zeit,  ein  brauchbares,  klar  geschriebenea  Compendium.  das 
zwar  im  Ganzen  in  den  Gnindanschaoungen  mit  Kau  übereinstimmt,  dessen  stofflichen 
Ivcichthnui  es  gar  nicht  erstrebt,  in  einigen  Puncteu  aber  doch  schon  zu  mehr  prin* 
cipieller  Behandlnng  fertznsohreiten  sucht,  namentlich  in  dem  Abschnitt  I,  102 — 171, 
von  den  „allgemeinen  (jrundsätzen'\  freilich  dabei  Öfters  recht  einseitigen  doctrin&reu 
Ausiditen  huldigend  und  überhaupt  der  Ductrin  einen  tthermil  ^iir-  n  Werth  vor  der 
Praxis  beilegend.  In  der  wenig  veriindeitcu  2.  Auflage  {ibbl]  sind  die  formellen 
Vorzüge  geblieben,  das  übertriebene  Selbstbewosstsein  des  Doctrinftrs  ist  aber  nocti 
gestiegen.  Es  zeigt  sich  auch  darin,  dass  Alles,  was  seit  einem  Menschenalter  im 
tinanzwisseuschaftlichen  (jebiete  erschienen  ist,  keinerlei  Eitifluss  auf  don  Aotor  aus- 
geübt, meist  auch  kein  Yerständniss  bei  ihm  gefunden  hat;  er  lehnt  es  Alles  in  recht 
selbstJEufriedencr  Weise«  ohne  gcntigende  Prtlfung.  öfters  sehr  von  oben  herab  ab. 
So  ist  das  Buch  doch  veraltet,  es  steht  ausserhalb  der  wi5>Si'nv  haftlichen  Bewegung. 
Die  Ausdrucksweise  ist  immer  manicriner  geworden  (..Trairwcrke"  von  FinanzoinkUnften 
u.  s.  w^.).  (S.  die  Reconsiou  von  Friedberg  in  Conrad  s  Jahrbüchern  51.  S.  552.) 

r.  Hock*8  ..öffentliche  Abgaben  und  Schulden'*  sind  mehr  als  eine  Monographie 
der  allgemeinen  Steuerlehro,  sie  bringen  die  Beteuerung,  wie  die  finanzwissenschafl- 
lichen  Werke,  in  Zusammenhang  mit  dem  tr^mm  Einnahmewesen.  Uebcrall  verräth 
sich  der  grosso,  wissenschaftlich  durchgebildete  und  deshalb  die  Theorie  achtende 
Practilier.  Auch  venu  man  Hoclt's  Steuersystem  nicht  far  richtig  hUt«  kann  man 
nicht  leugnen,  dass  hier  wenigstens  ein  bcachtenswcrlher  Versuch  zur  Aufstellung: 
eines  eifreneii  theoretisrhen  Steu»'rsystems  vorliegt,  der  vor  Stein  ei'rentlich  bei  allen 
Finaiizlheoretikera  fehlt.  Viel  Vorzügliches  bieten  die  Erörterungen  über  die  Steuer- 
principien«  dann  besonders  Uber  Verhftltnisse  der  Steuer rerwaltnng.  In  leoterei 
Hinsicht  verdanke  ich  ihm  manche  Belehrung  und  kenne  kein  rorzttgÜcheres  wineil- 
schaftliehes  Finanzwerk  über  solcle'  Pnn'-tc. 

lu  Bergius'  FinauzwisseuschHit  ist,  wie  überhaupt,  so  auch  in  der  Steuerlehro 
von  einem  „System*'  keine  Kode.  Die  allgemeinen  Erörterungen  im  Anscblmw  an 
Smith  und  Mi  11  (2.  Aufl.  S.  404)  sind  hOchst  dürftig,  die  einzelnen  Stenern  geSien 
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beliebig  durclieiDaadcr,  der  Staiidpunct  ist  der  des  oxtrcmcp  nörgelnden  Mauchester- 
Üuiiiki.  Aber  die  UineiuäcchtuQg  der  Kritik  prcussischer  Steaorrcrbältnissc .  mit 
manchen  riclitigcu  Bemerkungen  neben  viel  Einseitigkeit  des  Urtbeils,  gicbt  dem  Buch 
doch  einen  gewissen  Werth. 

Pfeiffcr's  „Staatseinnabmcn"  behandeln  iin  R.  2  in  derselben  iilanpapulären 
\Vci<e  nach  dem  Staadpunct  ilea  ökonomischen  und  politischeo  Liberalismus  vulgaris 
die  Beeteverang,  wie  im  1.  Bande  die  anderen  Einnahmen.  Im  Einzelnen  mandies 
Bnnciibare.  auch  im  Material,  im  Ganzen  abw  ohne  dgendiche  viwenschafiiiche 
Selbstandigkt'it. 

Der  bedeutendste  wissenschattliche  Fortschritt  der  ganzen 
Fioanzwi^^sciischaft  und  speciell  der  Steuerlebre  über  Kau  hinans 
knUpft  sich  an  L.  v.  Stein  an,  dessen  ,,Lehrbiich  der  Finanz- 
Wissenschaft"  seit  bald  einer  Generation  (1.  Anlage  in  1  Bande  18^, 
5.  Auflage  in  4  Bänden  1885—86)  wie  kein  anderes  Finanzwerk  an- 
regend gewirkt  nnd,  als  Ganzes  betrachtet ,  in  jeder  nenen  Auf- 
lage formell  nnd  materiell  vielfach  verändert,  trotz  sehr  erheblicher 
Mängel  doch  eines,  vielleicht  scbleehtweg  das  hervorragendste 
Faehwerk  der  WeltKteratnr  anf  diesem  Gebiete  genannt  werden 
darf.  Ich  kann  nicht  nmbin^  in  sehr  vielen  einzelnen  und  manchen 
Hauptpnncteu  von  Stein  abzuwcichcii  und  j^cgen  viele  seiner  will- 
ktirlichen  Constructioncn ,  Definitionen,  Eiiitheilungen  u.  s.  w.  zu 
polemisiren,  in  der  JSteuerlehre  wie  in  den  vorausgehenden  Ab- 
schnitten der  Finanzwissenschatt.  Um  so  mehr  möchte  ich  hier 
ausdrückiicb  diese  Anerltennung  aussprc(  lu  n. 

Stein  hat  die  Finanzwissenschaft  in  demselben  Maasse  und  in 
Folge  derselben  Methode  und  Auffassung  tiber  Kau  hinaus  ge- 
bracht, wie  die  Innere  Verwaltongslehre  über  R.  v.  Mobl.  Sein 
Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  reiht  sieb  würdig  seinem  bedeu- 
tendsten Werke,  der  Verwaltnngslebre,  an. 

In  beiden  tritt  nicht  in  gleichem  Grade  wie  in  anderen  dogmatischen  WerVen 
Stein 's  die  Hegelsche  Dialectik  störend  hervor.  In  die  Steuerlebre  hat  Stein  richtig 
die  historische  Betrachtung  eingeführt,  vcnugleicb  er  hier,  wie  sonst  so  viel- 
fach, im  Einzelnen  wiUkllrlich  constrairt  und  Uber  seine  „staatsbürgerliche**  Periode 

hinaus  keinen  rechten  Pörtschrilt  sieht,  so  <livss  srinc  g;an/.  richtigen  Bemerkungen 
Uber  das  auftaucbeodo  ..sociale"  Moment  in  der  Besteuerung  zu  keinem  Abscbluss 
kommen.  Er  macht  nicht  bloss  den  Versocb,  sondern  ihm  gelingt  es  auch  zuerst, 
ein  rolhitändi)(c8,  aus  dem  Wirthschaftslebeo  abiceleitetes  Steuersystem  aufzustellen, 
das  er  crcistvoll  nach  allen  Seiten  bcerttiidet.  Dies  Sv>t -ni  enthält  wohl  wesenUiche 
Irrthtliüer  und,  wie  so  oft  bei  Stein,  viele  subjccnvc  \\  uihuiiichkciten.  Es  beruht  auf 
seiner,  durchgreifender  Berichtigung  beJiiiftigt'ii  AufTassaDg  der  Volkswirthschaft. 
Sfeiij's  schiefe  Lehre  vom  Einkoninicn  nnil  <lcn  Faciuren  seiner  Bildung;,  l-esundcrs 
vom  Kapital  fuhrt  hier  zu  unhaltbaren  Folgerungen.  Aber  das  Steuersystem  Stciu's 
ist  ans  einem.  Gusse  und  als  Ganzes  betrachtet  trotz  dieser  Fehler  höclist  bedeutsam. 
Einzelne  Puncte,  wie  die  —  neuerdings  freilich  von  ihm  selbst,  aber  mit  Unrecht 
wieder  grossenthcils  aufgegebene  —  Verkehrsatcuertheorie,  die  von  Stein  willkürlich 
als  „indirecte"  bezeichnete  Besteuerung  der  Arbeit,  sind  glänzende  wissenschaftliche 
Leis^tnngen,  so  sehr  auch  hier  die  Ausfuhrungen  wieder  der  Berichtigung,  £ri(änzung. 
Ausdehnung  bedürfen.  Bei  Stein  erst  ist  in  Folge  der  ganzen  Auffassung  die  .,all- 
gemoinc"  Stcucrlehio  zu  ihrem  Kccbtc  gekommen  und  der  Schwerpunct  aus  der 
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bpeciellen  Lehre  dahioein  vorlegt  worden.  Die  specielle  Richtung  Stein'»  brachte  es 
dann  mit  sich,  dass  er  das  Finanz-  und  Stctierrecht  als  Thoil  des  Vcrfassongs- 
und  Vorvahungsrechts  viel  mehr  ia  den  Vonlorprund  schiebt.  M.  E.  führt  dies 
leicht  zu  einer  zu  grosscu  V>'rdr&ngung  der  f i aanzwiascnschaftlichon  und 
I»  0 1  i  i  i  S(  h  -  u  k  0  n  0  m  i  s  i  Ii  e  n  Behandlung  der  Probleme.  Aber  in  hohem  Maanse 
daokeosvcrth  s>ind  auch  diese  Fartieen.  Endlich  hat  Stein,  zumal  in  der  vierten  Aaf- 
lafe»  dM  Finanz-  und  Steaenresen  der  SelbstTertraltnnt;  mehr  aed  mehr  m 
einem  inf(»srirenden  Glied  <l<'r  ririan/.wisscnschaft  neben  den  Staatsfinanzen  zn  machen 
vefätajideu,  was  ebenfalls  wieder  einen  wiisentlicheu  Fortschritt  gegen  die  frühere 
Bebasdlung  bezeichnet,  dessen  principiellc  Berechtigung  auch  mir  nnzireifeUiaft  ist 
(Bin.  I,  §.  28). 

Lauter  hoch  bedoiit-  nJe  \  rnü "fiste,  neben  denen  die  zahlreiclii-n  kleinen  Fehler 
iui  Detail,  die  der  Spccialiiit  so  gern  und  so  selbstzufrieden  an  Stein  rügt,  duck  nicht 
sö  schwer  los  Gewicht  fidlen,  ünd  selbst  die  grOeaeren  und  tieferen  Fehler  dca 
Werks,  die  gewagten  Construrtioncn  anf  oft  v-Ili;^  tinppnfijri'ntl'T  (iinndla^e.  die  über- 
eilten (ieucralisationcn,  —  Beides  die  Folge  eines  oft  ganz  Üuchtigen,  mitunter  in 
kanm  begreiflicher  Welse  fehlenden  Stadiums  der  Thatsaehen,  der  literatar.  einer 
bisweilen  vcrbluflenden  Unwissenheit,  ciiu  s  Manizels  an  gründlichem  Durchdenken  der 
behandelten  Gegenstände  und  eines  viel  zu  eiligen  Uinwcrfens  der  Gedanken  — 
dürfen  m.  E.  nicht  hindern,  den  Werth  der  Stein'schen  (icsammtleistung  an- 
zaerkennen. 

Meine  eigenen  vielfältigsten  Abwei liungen  von  Stein  werden  oft  genug 
im  weiteren  Verlauf  hervortreten.  Die  Wcitertuhrung  der  Finanzwisscnschaft  auch  über 
Stein  hinant,  Erglnzangen  und  Boriehtigongen  seiner  Auffassung  sind  in  mehr  als  einer 

Hinsicht  noth«'«  nditr.  Stein  selbst  zeipt  durch  seine  vii  lfarlien  Aendcrungcu  in  neuen 
Anfiagen,  dass  seine  eigene  Systematik  nicht  als  cud^iltigo  erklärt  werden  kann. 
Seine  biofige  Polemik  gegen  mich  (besonders  in  der  4.  Autfage)  Icann  ich  mit  bestem 

Willen  selten  zutreffend  finden.  Stein  zeigt  in  diesem  wie  in  anderen  Werken  geringe 
Fibisrkcit.  -  oder  liefet  es  m  der  Neigung  und  Aufmerksamkeit?  —  sich  in  den 
Gcdankengaii(^  Anderer  hinein  /u  versetzen.  „Unklar"  ist  sein  beliebtestes  Stichwort 
wider  AnderBuieincndc  und  die  eigene  Meinung  bezeichnet  er  mit  Vorliebe  ab  fjdar", 
während  gerade  vielen  seiner  Eri'trtfrtJngen  dies  Epitheton  von  Anderen  gern  und 
nicht  selten  mit  Kecht  abgesprochen  wird.  Aber  auch  solche  Eigonthümlichkeiteu 
dflrfen  einem  Manne  wie  Stein  wohl  zn  Gute  gelialten  werden.  Er  ist  auch  ehrlich 
genng".  ^ein«:'  finheren  mi  oft  'i\rh  wandelnden  Ansichten  einer  wieder  einmal  neuen 
Ansicht  zu  Liebe  dann  selbst  immer  als  „unklar"'  zu  bczeichuon,  nicht  selten  insofern 
mit  Unrecht,  als  die  frlihere  Öfters  die  richügore  und  „klarere**  war.  Auch  ron  Auf- 
lage zu  Auflage  liegt  durchaus  kein  reiner  Fortschritt  vor,  die  nent  ste  fünfte  ist  in 
der  Sysfeniafisinmg  und  SrhematisironEr  in  mancher  Hinsicht  ungünstiger  als  die 
früheren  zu  beurthrücu  und  L^^^t  in  dei  Solidität  der  Arbeit  hie  und  da  noch  mehr 
als  eine  der  ülteren  zu  wQnschen  übrig.  Und  dennoch  kann  mich  wenigstens  das 
Alles  nicht  ahh;ilt<;n.  Sdsin'b  holi«-  V.-rili-*nsfe  nni  die  .Meentüehe  ..V-  nviss.-nsehaft- 
lichung"  der  Disciplin  otieu  anzuerkennen.  Stein  fordert  sehr  oft  zur  Kritik  heraus, 
aber  er  regt  anoh  ttberall  znm  Nachdenken  an.  Er  neigt  leicht  dazn,  alles  Wirkliche 
ftir  vernünftig  zu  halten,  aber  er  \errällt  ni(ht  in  den  Fehler  unserer  hi>tori<chen 
Nationalökonomen.  Er  zeigt  nur  den  radicalen  Doctrinären.  dass  das  Wirkliche  meist 
einen  remünftigcn  Kern  und  jedenfalls  historisch  erklärliche  Gründe  hat,  mit  denen 
aUein  oft  es  sich  verändern  kann. 

S.  m<  ine  .^nfsrifzi  ..Finanzwissenschaft  und  Staatssocialismns".  mit  einer  Ein- 
leitung ubei  Stein  s  und  Kosrher's  Finanzwissenschaft,  Tüb.  Ztschr.  1SS7;  im 
zweiten  besonders  eine  Aascinandersetzung  mit  Stein  ttber  seine  Angriffe  gegen  den 
„Staatssorialismus".  l'eber  die  Vorztlge  und  Mänpf^I  des  Sffin'srhi  n  \\'erks  mit 
meinem  Urtbeil  wesentlich  Ubereinstimmend  G.  Cohn,  Finauzwisscnschaft  IS. 
S.  ausserdem  Aber  Stein  Qberhaopt  Sch  moller  in  seinem  aus  1860  herrührenden 
Aufsatz  in  dem  Buche  „Zur  Litcratur^esrhichte  der  Staats-  und  Soeialwissenschaften" 
(Leipzig  IssS)  S.  114  tf.  und  Vocke  im  Finanzarchiv  V.  l'^^^s,  S.  J51.  im  Ganzen 
doch  ähnlich  unheilend,  wenn  auch  Vocke  zu  einseitig  |>anei;yrisch  die  Mangel  Steiu  ü 
verschweigt  od<  r  ni(  ht  beac  lir.  t.  Wesentlich  verschied<  n  urtheilt  über  Stein  Fr.  J. 
Neumann,  der  ob  der  Miiniril  Stein's.  wilche  er  freilich  vortrefflich  und  mit  dem 
ihm  eigenen  spürenden  Scharfsinn  autdeckt,  so  Steins  Flüchtigkeiten,  Unklarheiten, 
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DnwiBSeiiheit,  doch  m.  £.  Stein,  wie  auch  Schäft'le,  2a  veoii;  gerecht  wird.  Siehe 
N'eninann's  Äufs&tzo  in  Conrad'»  Jahrbüclicni  „die  Steußr  nach  der  Stcuerfabi^keit**. 
bcM>nders  Art.  II  iu  Band  36  (N.  F.  II)  b.  475  ti.,  mit  dem  Vorwurf  auch  gegen 
mich  (S.  493),  ich  „ttbeischltzte  Stein  weit**.  Ich  liuui  jedoch  Nemneon  in  dem 
Ta<lt'I  btistimmiMi,  aht:r  (loniio<-1i  !jlauben.  dass  die  im  YoFMISg'ehetideu  ausfresprochcae 
AncriieDuung  Stein  s  ihre  Berechtigunir  bobält.  Ich  halte  sie  sogar  aufrecht,  obwohl 
ich  zom  Theil  darch  eigenes  weiteres  Studinn,  zun  Thdt  gerade  mit  durch  Nenmann*« 
Arbeiten  gegenwärtig  noch  weit  mehr,  als  da  ich  die  or»le  Auflajce  dieses  Bandes 
ausarbeitete,  kritisch  zu  Stein  siehe  und  seine  Män^nl  tiikLiiiie.  z.  B.  auch  in  seiner, 
sogar  von  ,4iistorischer"  Seite  bcwunderteu,  vielfach  völlig  phuuiastiachen  und  unbah- 
iiaren  Lehre  vom  öffentlichen  Credit  (5.  Auflage  B.  4).  Aach  unsere  Verschiedenheit 
der  Staudpuncte  in  B'-trcfF  der  K'  formirunf?  der  FiiKuizwi^srnsi  liaft.  von  wo  ans  Stein 
mehr  in  die  Bahn  der  allgemeinen  Staatswitisenscbaft ,  ich  mehr  iu  die  der  Wirth- 
schaflacheorie  einlenke,  femer  in  BetrefT  des  Verhftitnisses  der  Sociatpolitiit  au  den 
Finanz-  und  Steuerproblemen  kann  lui«  h  nicftf  m  einer  Verkennang  Ton  Sleinls  Be« 
deatoug  und  Verdieiisteu  als  FinanzthcoretÜker  bringen. 

Auf  die  neueste  deutsche  Steneriiterstnr  in  den  allgemeinen  finttUVissensdiAft- 
lichen  Werken  wird  unten  in  §.  G  ff.  in  Zusammenhang  mit  der  neueren  deutschen 
Uteratnibowegnng  aof  dem  Finanzgebiete  eingegangeo. 

§,  5.  —  m.  AeUere  deutsehe  monographische  finanz- 
wiBsenscbaftltche  Literatar  Uber  die  Besteverniig  im 
Ganzen,  ttber  die  allgemeine  Stenerlebre  und  tiber 
principielle  Hanptpiincte  derselben. 

MancherHei  theoretisch>piiucipielIe  Erörterungen  enthält  auch  schon  die  frttheTC 
Spedalliteratur  über  das  Finanzwesen  einzelner  Länder,  besonders  Uber  die  soge- 
nannten Stcuerrcformfragen  in  densclbrni.  S.^Liti  ratiirnachweise  bei  Kau  5.  A.  Fin.  I. 
22  fr.  und,  meist  danach,  in  der  1.  Aufl.  dieses  B.  H  S.  \U.  Fdr  Haoptpuncte  der 
literarischen  Behandlang  ist  wieder  K.  Meyer,  Prindpien  t.  Abschnitt  nnd  Neumann. 
StoTior  nach  dor  Stcik  rnihi^^k.  it  in  Conr.id's  .Jalirb.  B.  .S5  u.  'M)  wichtig.  Die  Bibliographie 
m  diesem  ^.  5  ist  hier  gegen  die  1.  Auflage  gekttrzt  worden,  die  Angaben  be- 
schrinken  sieh  anf  einige  noch  gegenwärtig  beachtenswerthere  Werke. 

A.  A.lten^  Littratiir  bis  auf  Bau.  Uober  manche  der  älteren  Auturcn 
orientirt  in  aller  Kurze  trttilich  Boscher  in  ^^oincr  Geschichte  der  Nationalökonomie. 
Mehrfach  rollständigere  Angaben  in  ältere«  liiuuuwissenscliaftlichen  Werken.  Ver- 
gleiche besonders  über  die  ähere  Literatur  des  Steuerwesens  Pfcffing^er,  Vitriarü 
insfitnf.  jur.  p.  illustr.  IIL  383.  —  Zinke,  Gameralistenbibliothok  S.  83S— sHS.  — 
Bergius,  Camereralistenbibliotbek  S.  5U4  0762).  —  Uarl,  tlandbuch  I.  464. 

C.  Klock,  tractatns  de  contribntionibns,  Francof.  1655.  Fol.  Vgl.  Fin.  I  S.  SS, 
Koscher,  Geschichte  S.  210  ff'.,  und  Stein,  im  Finanzarchiv  in  dem  Aufsatz  ..ztir 
beschichte  der  deutscheA  Finanzwisseuschaft*',  I .  ]  i»S4  S.  1  ff .  besonders  S.  2U  tt., 
eine  jener  aof  ganz  vozniinglichem  Material  aafgefohrten  gewagten  Constmctionen 
Steins,  wobei  Klock  durchaus  Uberschätzt  und  falsch  üowiirdigt  wird;  s.  auch  die 
Note  S.  12  in  Cohn 's  Finanzwissenschaft.  —  J.  W,  v.  d.  Lith.  i)ülifische  Betrach- 
tungen über  die  verai  hi' dernsn  Arten  der  Steuern,  Berlin  1751;  dus5.  neue  Abhand- 
lung von  den  Stenern,  Ulm  176G.  —  K.  Krlau  k.i,  das  Steuerwesen  nach  seiner 
Natnr  nnd  meinen  Wirkungen,  Darmstadt  li»04;  dcrs.  Ausführlit lie  Anleitungen  ztir 
HeguUrang  der  Steuern,  Gieasen  iÖlO,  II;  ders.  Uber  die  Grundsätze  einer  gerechten 
BeMenetnnf,  Heidelbe^  1819.  KrOncke  g«hl(rt  noch  heute  ztt  den  beaebtens- 
A'T'l!  :•  1  der  ältpft^n  Stoiiortheoretikrr.  'llur  ihn  Roscher,  Geschichte  S.  6fi2.  — 
i>.  C.  H.  Eschenmaier,  Voiäcblag  zu  einem  einfachen  Steuersystem,  Heidolberg 
1808.  —  Seeger,  Versach  ttber  das  vorziurlichste  Abgabesystem.  Heidelberg  1810, 
2.  A.  1811.  —  J.  P.  Harl,  Handfjuch  d-  r  nerrcgnlirung.  Erlauben  1811.  ISlü,  II, 
(2.  Aufl.  H-'idelberii;  IH27 — ?).  -  A.  Krehl,  das  Steuersystem  nach  d';n  Grundsätzen 
des  Staatsrechts  und  der  Staatt^wirtlischaft,  Erlangen  1810.  —  A.  S.  v.  Kreuiei, 
DaRitclIijug  des  Sten^esens,  Wien  li»21,  U,  2.  untreränderte  Autl.  1825. 

t  itcratur  der  neueren  Zeit.  \r?^liri^nd  Bau's  hauptüäclilichc  r 
\^irkaauikuit.    JLMurbard,  Theorie  und  Politik  der  Beäteuerung,  Guttingen  is:(4. 
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„Eiu  Uaudbucb  für  Staatsgcichno«  Yolksvcitretcr  und  GcschäftämAiiuor"  (seichter 
Srnithi.inismu!<.  il])i  r  iliii  tr.  fTi^inl  Roscher,  Cicschichto  S.  846).  —  LV-ber  verhältniss- 
uiässigc  Bobtcuerunij^,  oder  wie  jeder  SUaUiaugehörige  nach  der  Grösse  seiner  finan- 
zieUon  Kraft  zu  den  AUgemdoJasten  bttitrafen  wttrde.  Leipsif  18S4.  —  F.  K.  r.  Fulda, 
(Iber  die  Wirkung  der  vciscliietlencn  Arten  der  Steuern  anf  die  MoralitSt.  den  Tleisä  und 
die  ladustric  des  Volks,  Stuttgart  1S3~.  —  i,  (i.  Uoffuiann,  die  Lehre  von  den  Stcuuni, 
als  Anleitting  zu  grUndlichon  Urthnilcn  über  das  Steuervesen,  mit  1w9onderer  Beziehung 
auf  den  preussischra  Staat,  Berlin  1S40.  Der  ausgezeichnete  prcDisisclio  Practikcr  tritt 
in  den  Einzellieiten  dieser  Schrift  anch  Li'T  lu  rvöv,  aber  die  wissonscliaftliehe  Be- 
deutung: dcriclbeu  ist  doch  beschränkt,  die  Melmli  auch  in  ihrer  grossen  Formloäiglicit 
weit  entfcnit  von  einem  System,  was  bei  Hodiuann  selbst  und  bei  seinen  Anhängern 
vielleicht  als  Vorzug  gilt,  aber  mit  Unrecht  So  ist  das  Buch  doch  eigentlich  nur 
oinc  theoretische  Glosse  zur  preQ^sischeu  Praxis,  oder,  wie  Koscher  troffeod  urtheilt; 
„Hoffnann's  Finanztlieorie  ist  im  Guten  wie  im  Bflsen  fast  nar  ein  Abbild  der  flefcb- 
zeitigen  preut.>ibcben  Staafspraxis"  (Geschichte  S.  HO).  Die  eipcnthüinliclie  Anf- 
lassnng  der  directen  und  indirecicn  Steuern  als  Steuern  auf  dem  Besitz  und 
auf  Handlaugcn  (S.  69)  hat  zwar  neuerdings  wieder  mehr  Anhänger  gefimdco,  ob 
und  wie  weit  mit  Rocht,  wird  später  za  erörtom  sein.  Mit  der  Ahn^igw^  gegen 
die  Einkommenstooer  und  der  Vorliebe  für  eine  nach  «orialon  o.  s.  w.  Moin»,*nt(»n 
aafgelegte  Classcnsieiicr  t,S.  1 40  ff.)  ?erkcnnt  Hoümanu  die  Bedürfnisse  seineü  eigenen 
Zeitalters.  Die  \  ernrtheilaog  der  Gmodstenor  enthalt  etM-as  Richtiges,  ist  aber  zu 
pessimistisch  und  übersiebt  wesentliche  Puncte  (S.  94  ff.)-  Ich  kann  mich  nur  dem 
Urtheii  JKoscher's  Uber  Hoffmanu  a.  a.  0.  auschliessen.  Doch  sei  bemerkt,  dass 
Hoffinanfi  auch  gegenwärtig  noch  von  Anderen  gunstiger  benrtheflt  wird,  so  von 
Neu  mann  (s,  z.  B.  in  tTonrad's  Jahrbüchern  ]].  .Sti  S.  läö  ff.),  auch,  wie  es  scheint, 
von  ü.  Cohn  und  von  „realistischen"'  Theoretikern  und  manchen  Practikern  — 
M.  V.  Prittwitz,  Theorie  der  Steuern  und  ZölJc,  mit  besonderer  Beziehung  auf 
Pieassen  und  den  Deutschen  Zollverein,  Stuttgart  1842.  —  H.  L.  Bier  sack,  Uber 
Bestcnenrng,  ihre  Grundsätze  und  Ausfüljrun(r,  Frankfnrt  a.  M.  1850.  —  K.  Arod, 
die  naturgemässe  Steuer,  Frankfurt  a.  M.  1^54. 

§.6.  —  IV.  Den tsche  Fachliteratur  der  neueren  und 
neuesten  Zeit,  besonders  seit  der  beginnenden  schärferen  kri- 
tischen Stellung  der  dciitsschen  nationalökonomisclien  ^\'issen- 
schait  gegen  den  S  in  i  t  h  i  a  n  i  s  m  ii  s ,  dem  Hervortreten  socialer 
Gesichtspnnctc,  der  historischen  BetrachtunjL;s\veise  auch  der  Fi- 
nanzen, nameutUch  der  BesteaeruDg^  und  der  erhöhten  Bedeutung  der 
C  0  m  m  u  n  a  1  besteuerung. 

Die  fortgesetzte  wissenschaftliche  Arbeit  im  Gebiet  der  National» 
Ökonomie  hat  in  DetttBchland  in  VerbiodoDg  mit  den  KreignUBen 
von  1848  und  den  nenen  StrOmmigeD  des  Öffentlichen  Lebens  anch 
in  Betreff  der  Bestenernng  zu  einer  sch&rferen  Anffassnog  und 
Formnlirnng  der  prineipielleoFragen  geführt.  Diese  Fragen, 
zwar  Bchon  bisher  erOrtert,  sind  dadurch  mit  Recht  mehr  in  den 
Vordergrond  getreten  und  werden ,  im  Zusammenhang  behandelt, 
Gegenstand  einer  ^^allgemeinen*'  Steuerlehre.  Sie  beziehen  sieb 
namentlich  auf  den  leitenden  Ge sieht spunct,  nach  welchem 
die  Besteuerung  eingerichtet  werden  goll:  schärfere  Scheidung  von 
„Gebühren"  und  „eigentlichen  Steuern",  bei  ersteren  luter- 
suchung  ihres  Wesens,  ihrer  Berechtigung,  ihrer  Grenzen,  bei  letz- 
teren Untersuchung  der  leitenden  Principien  iUr  ihre  Einrichtung, 
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insbesondere  für  die  Entscheidung  der  Frage  uacii  der  ,,g  er  ech- 
te n^^  Besteuenmg.  Demnach  eingeheDde  Erörtoraogen  Uber  Be- 
fltenenuig  nach  dem  „Princip  von  Leistang  und  Gegen- 
leietmig'^  oder,  wie  man  es  neuerdiiigs  woU  genannt  hat,  nach 
dem  „IntereBse'S  anderseits  Beatenerong  nach  der  ,,wirth- 
tehaftliehen  Leistnngsfttfaigkett'^  Das  erste  Prineip  hat, 
jjetrcu  ihrer  ükonomisclieii  Orumlanschauuiigj  liaiiieutliih  die 
Smith 'sehe  Scluilc  der  Doctrin  der  freien  Conciirrenz, 
.in  nentscliland  /um  Theil  die  sogenauutc  deutsche  Frei- 
handelsächule,  mit  mehr  oder  weniger  Aasschiiesslicbkeit  in 
der  Staats-  und  vollends  in  der  Communalbesteaernng  ver* 
treten.  Das  zweite  fand  bei  einem  Theil  der  Gegner  dieser 
Schtde,  bei  Nationatökonomen  der  neuerdings  so  genannten  social- 
politischen  Bichtnng  (Neamann- Tübingen  u.  A.  m.)  Billigung, 
wenn  es  anch  nicht  znr  alleinigen  Richtschnur,  namentlich  nicht  in 
der  Communalbesteueruiig ,  gemacht  wurde.  Dazwischen  stehen 
dann  die  vermittelnden  Ansichten  fA.  Held,  Nasse).  Die  be- 
züglichen ÜDterjiuchuugeu  führten  zu  weiteren  über  die  Begrün- 
dung, den  Rechtsgrund,  über  Begriff  und  Wesen  der 
Stenern  nnd  Gebühren  und  dergl  m.  Von  besonderer  Bedeatang 
sind  hier  die  Arbeiten  Fr.  J.  Neu  mann 's  geworden,  die  in 
sprOderForm  doch  Vortreffliches  enthalten  nnd  anch  methodologisch, 
gegenflber  der  anch  hier  grassirenden  Uebersch&tznng  des  Historis- 
mus, von  hohem  Werthe  sind. 

Weitere  solche  neuerdiugb  erst  tiefer  erfasste  mit  deu  eben 
genannten  in  Zusammenhang  stellende  l'rincipientVagen  betretten 
die  Auslegung  der  „Gerechtigkeitsprincipien'^,  d.h.  der 
Grnndsätze  der  Allgemeinheit  ond  der  Gleichmässigkeit 
in  der  Bestenening,  im  Bioaeinen  daher  die  Fragen  der  „Frei- 
heit des  Ezistenzminimums'%  des  proportionalen, 
gleichqnotigen  oder  des  progressiven  Stenerfosses,  des 
verschiedenen  Stenerfnsses  für  das  Arbeits-  nnd  das  Besitz- 
einkommen, der  reellen  Vermögenssteuern,  der  Erbschaft 8-, 
Conj  unct urenge winusbteuern  und  Aehnliches  mehr. 

Alle  solche  Fragen  hängen  mit  Grundfragen  der  Volks- 
wirthsobaftslehre  und  der  wirthscbaitlichen  Rechts- 
ordnung zusammen.  Die  Entscheidung,  welche  sie  erfahren,  kann 
nicht  nur  nach  f  in  ans  wissenschaftlichen  Gesichtspuncten  er- 
folgen, sondern  rouss  die  richtige  Conseqnenz  ans  allge* 
meinen    volkswirthschaftlichen   und  socialökonomi- 
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scheu  jPrincipien  sein.  Wegen  der  Verlcomiung  dieser  That- 
saehe  sind  die  gegnerischen  .Vnsiehten  melHtcns  gar  nicht  auszu- 
gleichen gewesen,  da  die  Streitenden  sich  auf  einem  ganz  verschie- 
denen Boden  bewegen.  Ein  gegenseitiges  Verstehen  igt  erst  mUg- 
lieh,  wenn  elien  die  Möglielikeit  sweier  versehiedener 
principieller  Standpuncte,  desjenigen  des  Systems  der  freien 
Conenrren«  and  des  entgegengesetzten  einer  Regelung  der  freien 
Ooncurrenz  nach  Gemeinscb a ftsinteressen^  zugegeben,  die 
Gründe  für  und  wider  diese  heiden  Standpuncte  verglichen  und 
alsdann  untersiioht  wird,  weh*he  Cousequenzen  auf  dem  linanziellen 
Gebiete  aus  beiden  abzuleiten  sind.  Danach  wird  die  Entscheidung 
Uber  die  genannten  principielien  Streitfragen  aber  znm  Theil  aas 
der  Finanzwissenscbaft  hinaus  in  den  gnindl^nden  Theil  der  All- 
gemeinen Volkswtrthschaflslehre  zn  yerlegea  sein.  Die  Fragen 
selbst  werden  znrflckgefUhrt  auf  den  Gegensatz  des  indiTidaa- 
listi sehen  nnd  des  soeialen  oder  Oemeinsebaftsprincips 
in  der  Volkswirthschaft. 

Auch  die  Steuertheoretiker  duv  netioren  snrialpolitischfn  Ricbtnnpr,  wie  Nou- 
mannt  Held  haben  das  m.  £.  nicht  richtig  crfassL.  Ich  beziehe  mich  ausser  auf 
die  unten  folgende  „allgemeine  Sten^tielin**,  Desendets  die  Abschnitte  Aber  die  folb* 
wirthschaftlicben  and  die  GerMbtigkeittpiincipiM  der  Besteuerung,  namentlich  wieder 
auf  die  ErOrteruDgen  in  der  ..(i'rürvMep'nnä:'*,  speziell  Uber  die  Organisation  der  Volks- 
wirthschaft« den  Staat  und  tia^  wirthschaftiiche  Yerkebrsrecht.  Auch  der  Polemik 
oder  den  abveicbenden  Meinongcn  0.  Gobn*»,  Robert  Meyer's  gegenüber  glaube 
icli  jene  Untenelieidang  der  beiden  Stnndpnncte  festhalten  zu  dürfen. 

Mehr  und  mehr  sind  in  neuester  Zeit,  wenn  sieh  aucli  An- 
klänge bereits  bei  manchen  alteren  TheoK  tikern  finden,  in  der 
Besteuerung,  ihren  Arten,  ihrer  Ii  (»he  wie  anderseits  in  der 
Verwendung  der  Steuererträge  für  öffentliche,  tbeils  der 
Allgemeinheit,  tbeils  namentlich  bestimmten  Yolksclassen  zo  Oate 
kommende  Leistangen,  Momente  der  Berttbrang  mit  den  Problemen 
der  sogenannten  „socialen  Frage"  gefanden  worden.  Mehr 
oder  weniger  tritt  dies  in  den  meisten  neneren  steaertheoretiseben 
Schriften,  mehrfach  auch  bereits  in  den  Motiven  von  Gesetzent- 
würfen über  Steuern,  über  Arbeiterversicherung  u.  A.  m.  hervor. 
Die  Frage  sjiitzt  sich  dann  wohl  zu  der  von  mir  schon  länger  be- 
fürworteten Formulirung  zu:  ob,  wie,  wie  weit  die  Besteuerung 
als  solche  in  die  gegebene  Einkommen-  und  Ver- 
mOgensvertheilnng  eingreifen  solle  oder  dürfe  (Fin.  I, 
§.27):  das  Problem  der  „socialen  Stenerpolitik'S  meist  noeb 
TOB  Tbeorie  und  Praxis  negirend  beantwortet,  im  Unterscbied  vom 
Verfasser  dieses  Werks,   aber   immerbin  doeb  discntirt.  Bei 
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C.  Frantz,  v.  Scheel,  Neiimann,  Held  nnd  6.  Cohn,  bei 
Scliäiiie,  Stein  uiul  iioöcher,  bei  Robert  Meyer,  Yoeke 
Q.  a.  m.  reflectirt  sich  diese  ßewegUDg  io  sehr  verschiedener  Weise, 
aber  doch  —  tiberall. 

Ferner  hat  auch  für  die  Besteueruugslehre  die  historische 
Betrachtungsweise  i:'ort.scbritit'  gemacht.  Danach  wird  auch  in  der 
Bestenernng-  ein  p:esc  hiebt  Hoher  Entw  ickliingsprocess 
erkannt,  der  von  den  verschiedensten  Factoren,  der  wirtbschat'tlichen 
Technik,  der  Arbeits-,  Besitz-  und  Erwerbstheilung,  der  politischeD 
Veifassno^,  dem  Ständeweseu,  dem  Calturzustand  des  Volks  u.  s.  w. 
u.  8,  w.  mit  beeioflnsst,  freilich  aber  durch  die  Entwicklung  des 
Stenerbedarffl,  daher  der  extensiven  und  intenBiTeo  Entwick- 
long  der  «öffentlichen  Thätigkeiten,  der  Qestaltang  der  Staats-  und 
SekbetverwaUnng,  nnd  ihrem  Ineinandergreifen,  dem  Vorhandensein 
anderer  Einnahmequellen,  dem  Uebergang  zu  voller  Geldwirthsehaft 
Tomemlich  beherrscht  wird.  Es  ist  Rod  her  tu  s'  Verdienst,  in 
seinen  schOnen  Arbeiten  Uber  die  römischen  Tiibntsteuem  in 
Hildebrand's  Jahrbtichem  (B.  IV,  V,  VII I)  namentlich  den  Einflnss 
der  wirthsehaftlich-techn  ischen  Momente  auf  die  Gestaltung 
der  Besteuerung  nachgewiesen  zu  haben.  Sonst  sind  es  Vertreter 
der  historischen  Richtung  der  Nationalökonomie,  wie  Koscher, 
Seh  III  ü  Her,  Schönberg,  Rechtshistoriker  wie  Gierke,  Practiker 
von  tluoK  tis  hem  Vermögen  wie  Vocke,  deren  Arbeiten  auch  für 
die  Besteuerungstheorie  nach  der  genannten  Seite  fruchtbringend 
wurden.  Der  , .Absolutismus  der  Lösungen"  ist  durch  diese  neuere 
historische  Betrachtungsweise  auch  auf  diesem  Gebiete  gebrochen, 
nicht  minder  das  Suchen  nach  einem  „vollkommenen*'  oder  nach 
einem  „ganz  einfachen^'  StenerwesCD,  hier  einer  „einzigen  Steuer'^, 
als  vergeblich  erkannt  worden.  Eine  Erkenntniss,  welche  für  die 
theoretische  und  practischc  Frage  des  Steuersystems  wie  fflr 
die  concreten  Aufgaben  der  Steuerreformen  wichtig  ist. 

Endlich  ist,  zum  Theii  durch  die  Entwicklung  der  practisehen 
Bedflrfnisse  und  durch  die  neuerlichen  Vorgänge  im  Staatsleben, 
nemlich  durch  die  Bestrebungen  nach  Decentrallsation  der  Staats- 
verwaltung und  Organisation  der  Selbstverwaltung,  durch  die 
Schaffung  von  Oommunalverbftndeu  oder  SelbstverwaitongskOrpem 
h($herer  Ordnung  bedingt,  in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  auch 
für  die  Theorie  das  Communalsteue rwes en  im  cngcreu  und 
im  weiteren  Sinne  wiclitiger  geworden.  Ein  eigener  Zweig  der 
BcstcucriiDgsliterauu  hat  sich  damit  besehiiltigt  und  wertiivuUe  An- 
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regUDgen  ftir  die  gesammte  Bestenerungslehre  und  specieil  lUr 
einige  flaoptfrageD  deraelben  sind  von  diesen  Untersnchangen  aber 
Commiinalbestenening  aiiBgegangeD.  Von  Theoretikern  haben  sich 
hier  Neutnann,  Nasse,  R.  Friedberg,  v.  Bilinski,  v,  Reltzen* 
stein  besonders  bethättgt. 

Alle  diese  Einflflsse  kommen  in  der  neaesten  deutschen  zn- 
sammenfassendeii  l  iiuuizliteratur,  in  den  grösseren  Werken  tiber 
FinanzwisBenschaft,  über  Hcstcncninj^  Ganzen,  zur  Geltung, 
der  eine  Einfluss  mehr,  der  andere  weniger.  Auch  der  Verfasser 
dieses  Werks  hat  dieselben  möglichst  aut  sieb  einwirken 
lassen,  schon  in  der  zweiten  nnd  dritten  Auflage  des  ersten  Bandes 
und  der  ersten  Auflage  des  zweiten  Bandes,  mehr  noch  in  der 
gegenwilrtigen  zweiten  Auflage  des  letzteren  und  in  dem  dritten 
Bande.  Die  Arbeiten  Nenmann's,  Sehftffle's  Steuerpolitik, 
die  Abhandlun{;cn  im  Schönberg'scbeu  Handbuch  (Band  III) 
Uber  die  einzelnen  Steucr^ruppen ,  von  Schall,  Kiecke, 
V.  Reitzcnstein  und  nur,  R.  Meyer's  ,,Principien  der  Q:ereehten 
Besteuerung",  zahlreiche  Aufsätze  in  den  Fachzeitscbrilieu  der 
neuesten  Zeit  sind  weitere  Belege,  wie  jene  Einflüsse  anregend  auf 
die  Fortbildung  der  Finanzwissen  schalt  im  Allgemeinen,  der  Be- 
stenerungslehre specieil  eingewirkt  haben.  Wie  in  einem  Brenn- 
spiegel concentriren  sie  sieh  sämmtlieh  in  dem  neuesten  grösse- 
ren Werke,  Gustav  Gohn's  schöner  Pinanzwissenschaft,  dem 
zweiten  Thcile  seines  „Systems  der  Nationalökonomie*'  (188'j). 
Wie  in  keinem  anderen  bisherigen  Werke  eine,  auch  formvollendete, 
Zusammenfassung  der  Ergel)nisse  der  neueren  Arbeiten,  Ijesunders 
der  deutschen,  auf  diesem  Gebiete,  mit  selbständiger  Stellungnahme 
und  Kritik. 

Weniger  zeigen  sich  diese  Einflüsse  in  dem  nunmehr  vorliegen- 
den Werke  des  Altmeisters  der  historischen  Nationalökonomie, 
Wilhelm  Roseher 's ,  seiner  Finanzwissensohaft,  dem  vierten 

Bande  seines  grossen  Systems  (1887).  Ein  Werk,  dessen  hohe  Ver- 
(iienste  trotzdem  nicht  \  Likannt  werden  sollen.  Sie  liegen  u.  E. 
allerdings  nicht  im  >\stem,  nicht  in  der  l^ehamlhnii:^  der  Principicn 
fragen,  der  Begriffe,  der  administrativ-technischen  beite  der  Steuer- 
fragen, wohl  aber  in  der  historischen  ßetraehtangs-  und  ßehand> 
lungsweise  des  Gegenstands  und  der  feinfühligen  Verbindung  der 
Finanz-  und  Steuerfragen  mit  den  Angelegenheiten  des  gesammten 
Volks-,  Staats-,  Wurthschafts-  nnd  Gnhurlebens.  Aehnliehe  VorzUge, 
ähnliehe  Mängel  trägt  W.  V  ecke 's  eine  j^ailgemeine  Stenerlefare<< 
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mit  Auslftaferu  in  die  specielle  darstellendes  Werk  ,,die  Abgaben, 
Aaflagen  und  die  Steuer,  vom  Standpnnete  der  Gesebiobte  und 
der  Sittlichkeit^'  (1837),  ein  Werk  eines  herrorragendeo,  historisch 
nnd  theoretisch  gebildeten  Yerwaltangsnianns,  das  anch  die  admi- 
nistratiT- technischen  Seiten  gnt  behandelt,  daneben  aber  freilich 
einen  speciellen  Fehler  hat.  Dieser  besteht  in  der  ebenso  unge- 
schichtHcbeni  wie  logisch,  systematisch^  theoretisch  nnd  practisch 
nnhaltbaren  Aosscheidang  der  iDdirecten  Verbrauchsstenem  aos 
dem  Begriff  der  Steuer  nnd  in  der  einseitigen  BegünstigUDg  der 
Ertragsstenern  unter  der  directen  Besteuerung. 

Einen  umfassenden  Xeisuch  zur  wahrhaften  staatswirth- 
schaft Hohen  Grundlegung  der  Besteuerung,  theilweise 
im  Anscliluss  an  Schaff le  und  den  Verfasser  dieses  Buchn,  aber 
mit  scharfer  kritischer  Htellungnahme  und  vielfacher,  mich  selten 
ul)erzcui^ender  Polemik  gegen  uns  und  gegen  andere  Neuere,  hat 
K  m  i  1  s  a  X  in  seiner  Grundlegung  der  theoretischen  Staatswirth- 
scbaft'  (1887)  gemacht.  Ein  schar  (sinniges  und  als  Versuch  einer 
Lehre  vom  Oollectivismns  im  Wirthsehaftsleben  beachten swerthes, 
aber  m.  E.  gleirhwol  in  Methode  und  Ziel  zu  beanstandendes,  in 
Ergebnissen  vielfach  abzulehnendes  Werk.  In  schwerst  verständ- 
licher, iibermäaaig  abstracter  Form  geschriebeD,  will  es  in  der 
y^Staatswirthschaft"  nur  die  Einrichtung  znr  Befriedigung  von  Oe- 
meinbedflrfhisaen  sehen,  sie  nur  wirtbschaftlicb  erklären  nnd 
anch  in  Stenern  nnd  Gebühren  nur  collectivistische  Werthnngsformen 
anerkennen,  womit  man,  selbst  wenn  man  diese  Auffassung  billigt, 
nnr  noch  sn  keinerlei  LOsung  des  Stenerproblems  gelangt 

Auch  in  der  Gegenwart  fehlt  es  indessen  nicht  an  „conserva- 
tiven"  Finanz-  und  Steuertheoretikern,  welche  die  genannten  Ein- 
fllbäc  der  litjucicii  Theurie  und  der  Praxis,  der  Stein  u.  -i.  in. 
wenig  oder  gar  nicht  auf  sich  haben  einwirken  lassen,  sondern  in 
den  Geleisen  der  Autoren  der  30er  und  40er  Jahre,  der  Her- 
mann, Raa  u.  s.  w.  noch  heute  fahren.  Das  zeigt  ausser  der 
schon  erwähnten  zweiten  Auflage  Um  pf  e  n  bach 's  auch  die  nicht 
unscharfe  aber  dtlrftige  und  unzulilngliche  allgemeine  bteueriehre'^ 
Helfe  rieh 's  im  SchOuberg'schen  Uandbuche. 

Die  grosse  neuere  wissenschaftliche  Bewegung  auf  diesem  wie 
aaf  anderen  Gebieten  der  Politischen  Oekonomie  hat  sich  bisher 
noch  weniger  in  der  Finanzwissenschaft  als  selbst  in  der  sonstigen 
Nationalökonomie  bei  der  a  n  s  1  ä  n  d  i  s  c  h  e  n  Literatur  von  E  i  n fl uss 
geaeigt,  namentlich  in  der  englischen  nnd  fransdsischen 
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nieht;  etwas  mehr  bereits  in  der  italienischen  und  nor d ame- 
rikanischen,  deren  Vortreter  mehrfach  von  der  deutscher  Wiaseii- 
schaf't  auch  hier  berührt  worden  sind. 

§.  7.  —  V.  Zar  Bibliographie  der  neuesten  deutseben 
Besteuerungsliteratur. 

In  Ergänzung  der  Darstellung  des  vörif^t  ii  §.  6  werden  hier  eine  Anzahl  von 
ScbriftcD  uud  AuisäUea  Kruppenweibc  zusammengestellt  uud  einige  da?on  noch  mit 
einigen  Bemerkungen  beffleiiet  Id  A%ein«inen  ist  auf  die  ÄQftfttze  der  Faehzeit- 
Schriften,  <ier  Tübinger  Zeitschrift  ftlr  die  sammte  Staatswisseuschaft, 
Hildebraud  -  CoDiad'a  Jahrbücher  für  tiaUoualükonomio  and  Statistik,  der 
Berliner  Yierteljalirsclirift  Äkr  Volkswirthschaft ,  Hirtb's  Annalen  det 
Norddeutschen  Bundes  tind  des  Deutselien  Reichs,  des  seit  IS80  i'on 
S<*  hm  oll  Pf,  vordem  von  v.  Holtzen  iKuff  und  Brentano  lieransErcfrcbcncii 
Jahrbuch»  iur  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirlhschaft  des 
DentBchen  Reichs,  jetzt  auch  des  Finan zarchira  von  G.  Schanz  (seit  1SS4), 
und  zwar  insbesondere  auf  die  .TaliigSuge  der  genannten  Zeitseliiiften  ans  den  letzten 
15 — 2U  Jahren  zu  verweisen,  bie  cuthalteu  alle  theoretische,  historische,  stati&tiäche, 
ÜDanzpoUtiacbe  Aubfttze,  manclierlei  Materialien  ober  Besteaerting,  viele  Bespreebangen 
von  Steur  iNi  luiften.  auch  frUher  di<  Tubiiiirer  ZeitM  lirift,  jetzt  Conrad'.s  Jalirbücher 
und  besonders  das  Kinanzarchi?  Bibliographieen.  Es  würde  zuweit  l'ührea  und  ist  bei 
der  leichten  ZugSnglichkeit  dieser  Zeitschriften  nicht  geboteu,  die  einzelnen  Au£»ätzc 
u.  s.  w.  hier  besonders  zosammenzustelleD.  Nur  eiaigo  von  allgemeinerer  Bedeotung 
für  die  Pwteiierungslehre  werden  im  Folgenden  mit  genannt.  Manche  anderen  werden 
später  in  den  bctreifeudeu  Abschnitten  dieses  Bandes  und  in  der  specicllen  Steuer^ 
lehre  citirt.  Mehrfach  liommen  auch  die  Referate  und  Verhandlungen  volks- 
wirthschaftlirlier  VersammlnTiiren  •  Volk^wirthschaftlicliL-r  Ckh^mvss.  Verein  für  Social- 
politik),  dann  die  Schiifteu  des  letzteren  Vereins  („Gutachteu")  iu  Betracht.. 

1.  Liberal- individvalistiscbe  Ricbtung.  S.  die  Aufefttzc  Ober  Be- 
steuerung und  einzelne  Steuern  in  Rentzsch,  Handwörterbuch  der  Volkswirthschafts- 
Ichre,  meist  von  Emminghaus  Am  Schärfsten  uud  Characteristischsten  J.  Faucher, 
Staats-  und  Communalbudgets  iu  seiner  Volks wirthaf iiichen  Vicrteljahrschrift  1863, 
II,  184;  —  AI.  Mcycr.  über  Stempelstoaern,  eb.  1864,  III,  51  ff.;  —  K.  Braun, 
Staats-  und  Gemeindesteueru  im  Zusammenhang  mit  Staats-,  Heeres-.  Oommuual-  uud 
Agrarverfassung,  eb.  1666,  II,  1 ;  —  VerhaucUungeu  des  folkawirihschaftUchen  Con- 
gresses  zu  Hamburg  Uber  die  Gommanakteuerftage,  1867,  in  der  genannten  Zejtacbrift 
1867,  III.    Zur  Kritik  alles  dessen  besonders  auch  Netimann's  Seliriften. 

2.  Socialpoiitiäche  und  verwandte  Richtungen.  Die  beiden  wich- 
tigsten  grösseren  Scbiiften,  velcbe  im  B^nn  der  TO  er  Jabre  anregend  auf  die 
wi6senschafilichc  Bewegung  wirkten,  sind  A.  Held,  die  Einkommensteuer,  linanz- 
vissensiiiaftli'  b"  Snnlien  zur  Reform  der  directen  Stenern  in  Dcufsrliland,  Bonn  1*^72. 
und  1*  r.  J.  i^euiuauu  (Tübingen),  die  progressive  Einkommensteuer  im  Staats-  uud 
GemeindelKiushalt,  Leipzig  1874  (zDgleicb  Bd.  VIII  der  Scbxiften  des  Vereins  für 
Sodalpolilik). 

Die  Held 'bebe  Schrift  giebt  wesentUch  mehr  als  der  Titel  besagt.  Sie  enth&lt 
eine  werthrolie  nmtoende  Itrltiscbe  Revision  der  aUgemeinen  St«nerlelixe,  mit  gröizerai 

liferaris'  h-kritisclien  Ausftlhninireii.  Auf  letztere  sei  liier  besonders  für  die  Special- 
literatur, namentlich  die  ältere,  mit  verwiesen.  Der  Verfasser  hat  u.  A.  das  Verdienst, 
im  Anscbbiss  an  die  neuere  organische  Staats-  und  Rcchtslebre  die  Aaffassung  der 
Steuer  als  „Tausch"  des  Einzelnen,  dann  folgerichtig  d^  Prindp  von  „Leistung: 
und  neireiilei^tunc;**  mit  Erfolg:  m  bcLnmpfcn,  Er  fnsst  auch  g-anz  richtig  jedes  Einzel- 
einkumuien  als  Anthcil  au  dem  durch  gescllschai'tiiche  Cooperation  ent- 
stehenden (fessmmtein kommen  auf  und  trSgt  socialpolitlseben  Backsichten  in  Bezug  auf 
die  Bcst'^üernnc"  der  Aermeren  Rechnung.  Aber  er  p"ht  m.  E.  niclit  immer  scharf 
genug  auf  die  Tri ucipien fragen  ein  und  neigt  zu  sehr  zu  Compromissen  nach  Rechts 
nnd  Linln,  vas  mindestens  in  der  Tbeorie  vnterbleiben  sollte.  Uit  seinen  Resul- 
taten nimmt  Held  eine  Art  vermittelnder  Stcllun<r  ein,  womit  man  für  die  Pra.Tis 
sich  viellacli  einveistaudea  erkllien  kann.  Die  principielle  Notüwendigkeit  rou 
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Ertni^rtsteuern  nc.hcu  Einkoiumensteoeru  wird  aber  wohl  zu  wcnifi  beachtet  und  da^ 
Strobea  iiach  ciiieui  „ratioiieilon  Steuorsysteia"  mit  Unrecht  verwort'ea  (s.  auch  Held, 
Sodafiancs,  Leipzig  1878,  S.  127).  Von  Hold  ist  noch  zd  nennen:  zar  Lebte  tod 
der  DeberwälzoDg  der  Steuern,  Tüb.  Ztschr.  1868  S.  421  and  kleinere  Referate  u.dgl. 
in  Hildebrand's  und  Conrad  ä  Jahrbüchern  fUr  NationnlOkoiiomie ,  so  1S7S.  II,  230 
zur  Dcucren  Literatur  über  die  Coiumunalsteuerfrage ,  iu  B.  20  ubör  diu  lutueu 
prroasitcheii  Steoergesetze, 

Neumann 's  auch  an  logislritiv^jn  und  sfati6lis<iiein  Matoria!  besonders  reiche 
Schnft  iüt  eine  der  bedeutendaten  Lcisiungen.  Sie  strebt  vohl  mit  liccht  noch  mehr 
ib  Held  luicli  prioGiifiener  Beliandlaiig.  Sie  leistet  Erliebliclies  fta  die  Klar- 
stelluiip  des  (icgeusatzes  der  beiden  Piiaciiuen  der  Bcsteucrong  „nach  dem  Interesse*' 
und  nach  der  .JLeistungsf&higkeit"  und  für  die  Feststellung  der  Fälle,  in  denen  eines 
ron  beiden  angemessen  ist  Sie  hat  m.  E.  in  den  Aosfubrungen  gegen  Held  u.  A. 
■etrteiu  Becbt.  In  ihrer  Befltnrorttuig:  der  ProgreasiTbesteucrung^  stimme  ich  ihr  bei. 
Aber  mues  doch  wohl  auch  hier  nocli  weiter  auf  die  ivecli(s;{iriiici])iou  "in 
der  Vol kswirthschaft  Uberhaupt  zurückgegangen  werden,  um  eine  icMo 
Befroadoiig  ftlr  die  Progrenivbeeteaerang  u  eilugen;  fener  mOMen  nocb  weitero 
C4jnsequen/.i.'i  liiniicbtlicli  der  Eehandlang  der  Besteuerung  als  eines  berechtigten 
Mittels  zur  BeeinHassang  der  Einkommenrertheiiang  gezogen  werden,  was  Neumami 
<S.  99)  ebweiit  Von  ihm  ist  ans  etw»  dei«db«ii  Zeit  nocb  zu  nennen:  das  kritische 
Keferat  Uber  die  unten  genannten  Gutachten  über  die  CommunalsteuerfraKe  in 
V.  Höltzendorff-Brentano's  Jahrbuch  des  Deutcben  Reichs  ISTT,  H.  3,  S.  1:12  11'.. 
dann  „ErtranfSbteucrn  oder  perauuliciie  Steuern  voa  Einkommen  und  VermögenV"  (mit 
beMUiderer  Beziehung  auf  Bnden),  Freiburg  i.  Br.  1670. 

Seitdem  hatNeumann  seine  Studien  über  Stcuerprincipien  fortgt*setzt  und 
auf  die  Fragen  der  Terminologie,  Begriffsbestimmung  und  Classification 
der  Ollbndidben  Einnahmen,  besondere  der  Stenern,  Gebobren,  Beitilge  ausgedehnt, 
Arbeiten,  in  denen  sich  Manches  wiederholt,  aber  wobei  die  eigenen  Gedanken  immer 
ron  Ne-jaem  raridirt  und  corrigirt  werden;  Manches  ist  nur  begonnen,  mm  Abschluss 
gebracht  bisher  nur  Einiges.  Die  Form  dieser  Arbeiten  ist  spröde,  mitunter  reiÜert 
sieb  der  Verfasser  wohl  etwas  in  Mikrologie  und  Spintisirung.  Aber  sein  sptlrender 
Scharfsinn  tritt  Überall  hen'or  und  sein  Ziel,  seine  Methode,  seine  Ergebnisse,  seine 
khtik  Anderer  {z.  B.  gckitiuichui  Schnell-,  aber  iiuciitigdenker  wie  Steiu'ä)  bind 
bedeatend.  Ich  gestehe  gern.  Vieles  von  ihm  gelernt  so  ha))cn  und  seiner  Kritik, 
atich  TTo  sie  mich  selbst  betrifft,  öfters  Keclit  «jebeu  zn  mUssen.  An  Literaturkenntnlsb, 
an  Kenntuiss  manches  kleineren  Einzelneu  aus  der  Verwaltung  des  Steuerweseus  ist 
Nevmann  veioh,  seine  Arbeiten  strotsen  ron  besQt^chen  Details,  ans  denen  Vieles  sa 
lernen  ist.  In  dem  Allen  stellt  Neumann  einen  in  seiner  Weise  berechtigten  Gegen- 
satz mit  seiner  oft  bekrittelten  „Mikrologie'*  gegen  die  „grossen  Wurfe'*  von  „Makro- 
logen**  wie  Stein,  Schaf fle  und  mit  seinen  scharfen  Begritisbestimmungen  und 
seiner  durchdachten  Terminologie  gegen  diese  und  gegen  die  meisten  Schriftsteller 
der  ., historischen"  Richtung  dar.  Sein  klares,  scharfem,  folgerichtiges  Denken  steht 
mit  seinem,  freilich  in  schwerer,  mitunter  wenig  gcnieabbarer  Form  gebotenen  Ergeb- 
nisBOB  doch  recht  beachtenswerth  neben  den  blossen  „historischen  Descnptionen", 
deren  Verfasser,  auf  Bcgrrifriiches  herabsehend,  gleichwohl  auf  Sdiritt  und  Tritt  mit 
Jütogorieeo  wie  ^i&U6t\  „Abgabe",  H^ebOhr**,  „Leistiing"  u.  s.  w.  arbeiten  müssen, 
^ne  je  etvas  Klares,  PriUsisee,  Oebeielnstiinmendes  daranter  zo  rerstehen.  Wie  sehr 
hätte  z.  6.  ein  Werk  wie  das  Waitz'sche  gewonnen,  wenn  es  in  seinen  Darstellungen 
der  Finanzrcrhältnisse  etwas  von  Neumann'scher  Präcision  der  Ausdrucke  und  Begriü'e 
büaasac  (vgl.  i  B.  die  Citate  in  meiner  Fin.  III.  44),  und  wie  gälte  das  vollends  von 
den  fleisidgen  Archivezcerpten  historisch-uationalökouomischcr  „Foischei^,  die  gegen« 
wirtig  ab  „finanzwissenschaftliche"  lU!  )  nationalökonomischo"  Arbeiten  au-^ec-oben 
werden!  £ä  verdient  gerade  Anerkenuuut^,  dass  Noumaun  in  einer  Zeit,  die  der  iüch- 
tnn;  aelnes  Gdstea.  seiner  Arbeiten  nicht  hold  ist,  anf  diesem  sprOden,  aber  schwierigen 
Felde  beharrlich  fortarbeitet.  Etwas,  das  auch  irom  Standpnncte  wissenschalUidber 
AibeitBtheilung  Billigung  verdiente. 

Anf  der  andern  Seite  ist  wohl  zungeben,  dass  Nenmann  Dir  die  schliesslich 
doch  maesgebotde  Bedentong  der  „grossen  Gesichtspuucte",  des  „Qesammtwurfa*' 
Anderer,  /  R.  rine-^  Stein.  S-hiiff!«-  inohr  Anerkennung  haben  könnte  und  m.  E. 
hab«n  sollte;  duss  er  uucli  xu  der  i:'üicxiuk  öfters  2U  scharf  und  einseitig  ist,  indem 
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er  die  Möglichkeis  und  wcnißrst»^ns  l»i><1irh!r(<'  Berechtigung:  verschiedener  St.ind- 
poncte,  z.  ß.  bei  dea  Begritlsbcstimmungcii,  *  labsiücütionen,  etwa  in  der  Frap:o  der 
Unterscheidung  direcler  und  indirecter  Steuern,  Gebtlbren  und  Su  n  i  i  (auch  mir 
gegenüber)  nicht  genügend  in  Erwägung  zieht,  während  er  doch  selbst  bei  Definitionen 
da«  „ÜQgofähre^'  des  Zutretiena  sJa  aUeio  erreichbar,  aber  auch  ausreichend 
bazdchoMi  msw  (8.  wtne  „Stenti^'  S.  40).  8«ine  «ioKeaeludtetttn  Aniniftiiigaseicbeii 
Stollen  dem  Anderen  oft  ein  gar  zu  gross<'S,  a'>i  r  unverdientes  Armufhszeua^niss  in 
Hetretr  der  Denkfähigkeit  au«:.  Auch  vertuhrt  ihn  m.  £.  seine  Neigung  und  Fähigkeit 
/u  scharfen  Unterschciduugen,  z.  B.  in  der  Frage  der  Classificatioii  der  öffentlichen 
Kinnahmen,  der  Steuern  dazu,  obgleich  er  das  Fliesscndo  dieser  Dinge  in  den  lÜldB 
der  Praxis,  z.  R.  hei  ^''wissen  Abgabcarteii,  selbst  zugeben  inuss,  bisweilen  aof  die 
vielleicht  an  sich  richtigen,  aber  doch  nicht  hervorrageud  wicbügea  Ergebnisse  seiner 
Untenaehongea  zu  viel  Werth  zu  legen.  Ich  ktante  i.  B.  Beinem  Schema  der  Ein- 
iiahmearten  in  seiner  Srlirift  ,.r)ic  Steuer"  ganz  zustimmen  —  was  ich  übrigens  nicht 
voUständig  thae  — ,  md  dennoch  eine  Daistellong  der  Einnahmen  and  »pecieli  der 
Oebohren  und  Stenern  in  dnem  W«rke  wfe  dem  rorliegenden  genau  ntch  dienai 
Schema  fQr  angeeignet  halten,  vielmehr  meinen,  dass  hier  eine  Zusammenfassung  zu 
'j-rnsscren  Gruppen,  unter  Hinwegsetzung"  Uber  die  subtilen  Unterscheidungen  des 
Neuinanaschen  Schema:»,  d&A  nichtigere  boi.  Das  ist  auch  meine  Ansicht,  und,  von 
anderen  Gründen,  wie  sie  oben  S.  2  schon  angedeutet  wurden,  abgesehen,  auch  der 
sachlich«'  Grund,  warum  ich  im  Wesentlichen  an  der  Glassitication.  die  ich  im  1.  Bande 
gab,  und  au  meiner  Terminologie  und  Begritfbbestimmung  festhalte.  Ick  mOcbte 
das  Nennen  n  gogenober.  grade  wdl  ich  seinen  Arbeiten  vielen  Dank  sohnIde,  auch 
mit  fihnliclien  ErÄ-äguiigen  motiviren,  wie  sie  ilm  in  seiner  Steuer"  (S.  4'»  M'i.  wie 
schon  bemerkt,  zu  Gunsten  eines  „n.  s.  w."  oder  „u.  dgl.  m."  sogar  —  und  m.  E.  mit 
Kecht  —  bei  Definitionen  bestimmen.  Anch  meine  Auffassung  der  GebtUiren,  der 
Beiträge,  der  diiecten  und  indirecten  Steuern,  mancher  Fragen  der  Stenerprindpien 
und  des  SteuoTsystems  habe  ich  überall  an  Neumann'schen  Einwenduny^i  n  treprüft, 
ihm  i^fter  Recht  gegeben  und  doch  in  der  formellen  und  materielleu  Bebaudiuug  nur 
wenige  Aenderangen  vorgenemmen,  gewiss  weniger  als  es  Nenmann  für  geboten  h&lt. 
D&m  haben  micli  darin  aber  andere,  tu  E.  aber  auch  in  Betracht  ko:n mini'  'ir-^nde 
be»timmt  oder  wiederum  die  Ansicht,  dass  in  einem  Werke  wie  diesem  eine  Zuaamnien- 
ftssvnf  von  Dingen,  die  nnr  kleine  ünfendiiede  eder  fliessende  teigen,  ataidesteiM 
statt]\af't  und  öfters  das  Zweckmässigcre  ist  Neumaon  sollte  in  solchen  Fällen  nicht 
immer  gleich  denken,  dass  „Ändere"  nicht  aucli  ulier  solche  Fragen  der  Classitication, 
Definition,  Terminologie  nachgedacht  haben,  wenn  sie  von  ilim  abweichen.  Zur 
logischen  Schalung  mOohte  ich  Indesien  nichts  mehTf  ab  das  Stndinin  der  Ken« 
mann'schcn  Arbeiten  empfehlen. 

Die  hiebergehörigen  Arbeiten  Neumann's  aind  vomemlich  die  folgenden;  „die 
Stener  nach  der  Steaerflhigkeit,  Beitrag  zur  Kritik  nnd  Geschichte  der  Lehren  ven 
der  Besteuerung",  2  Auf^^atze  in  Conrad's  Jahrbüchern  B.  85  u.  86  (N.  F.  1  u.  2, 
IbSO— Sl,  übrigens  unvollendet),  reichen  Utem-  and  dogmongescbichtlichen  Inhalts 
(o.  A.  mit  Eingehen  auf  Begritf  and  Wesen  der  „tierschtigkeit*'  bis  zartick  zu  den 
griecbischen  Philosophen).  —  „Schwebende  Finanzfragcn,  Unterscheidung  directer  und 
indirecter  Steuern  und  zur  Reform  der  directen  Steuern  in  Deutschland",  2  Artikel  in 
SchmoUers  Jahrbuch  18S2,  U  (VI  Heft,  3  u.  4),  aniiiiupiend  an  Schäffle'a  Steuer- 
IMÜtik,  die  scharf,  aber  mit  viel  ZU  einseitiger  Hervorhebung  der  Mangel,  hiitidrt 
wird.  —  ..Das  .ifTentliche  Interesse,  mit  f^  /ntr  ncf  das  fiebilhren-  und  Steuerwesen, 
die  Expropriation  und  die  Scheidung  von  Privat-  und  Otientiichem  Kecht'%  in  Hirth's 
Annalen  16S6.  —  Die  selbstlndige Schrift:  „DieStener,  I.Band,  die  Steuer  nnd  dn« 
uffontli  Tnterebse,  eine  Untersuchung  über  das  Wesen  der  Steuer  und  die  Gliede- 
rung der  Staats-  und  Genieindeeinnahmeo"  (Leipzig  18S7),  eine  Schrift,  worin  der 
Gegenstand  des  vorgenannten  Aufsatzes  aufgenommen  und  fortgeführt  wird.  Darin 
ein  umfasüendes.  genauer  begründetes  Schema  der  öffentlichen  oder  Staats-  bezw. 
GeineindL't'innahmen  i,  e.  S.  S.  552  ff.  Vgl.  Friedberg's  Besprechung  dieser  Scbrifl 
in  Conrad'ü  Jahrbüchern  Band  51  (S,  F.  17}  S.  548  ff.  —  Zur  Ergänzung  ausserdem 
der  Aufsatz  über  die  Wehrsteuer  im  Finansarchir  Band  IV  (1887)  (onnrilendet)  und 
der  febenfalls  unvollendete)  Aufsatz  ..der  Preis  unter  dem  Tünfiuss  des  Eigennutzes*^., 
Tubinger  Zeitschrift  B.  3ti  {ibhO)  und  die  Abhandlung  Uber  Preis  im  Schönbeig'scben 
Handbach,  besonden  in  der  2.  Auflage  (I,  27\i). 
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Zum  Theil  auch  mit  Frai:;eii  der  ArtenbestimiDung  der  Einnahmen  beschäftigt 
«idi  K.  Knies  in  einer  Rcctorrede  ,.Finan/.|>olitisclie  Erijrtcruii'xeu"  'Heidelbcnr  1S7I). 

Aehnlicbe  Ziclö  wiu  Neumann,  aber  zum  Tlieil  auf  anderem  Wege,  verfolgt  die 
üeiflBige  und  tttchtige  Schrift  von  Robert  Meyer  (Wieß),  .,die  Prinoiplen  der  ge- 
rechten  Resfenernng"  in  der  n-ücreii  Fin;uizwissoDSchaft'*  (Berlin  l^Siy  mit  umfii-!>ciiiler 
Doj^cDgeschichte  und  eigenen  Ergebnissen,  denen  ich  nicht  uborall  beistimme^  Ab- 
lehnnng  meiner  .gaodmlen  Aufgabe**  der  Bettenerung  und  meiner  Scheidonp  dee  rein 
finanziellen  and  des  socialpolitischen  Standpuncts  in  der  Frage  der  Gerechtigkeit  (etwas 
unklar,  mehr  formell  als  inntcricll  von  mir  verschieden^.  Üazo  die  Selbstanzeigc 
des  Verfassers  in  Schniollers  Jahrbuch.  YIIl  (1884),  981.  Vuu  demselben  Autor: 
«.das  Woscu  des  Einliommcns'*  (Berlin  1881),  ebenfalls  eine  dogmenges  Ii  iliohe  und 
theoretisch-kritische  Arbeit  von  Worth  anch  für  die  Steuerlehre.  -  Verwandter  Kit  h- 
tnng  sind  neuere  Arbeiten  zur  Lehre  von  der  SteuorQberwälzQug.  zugleich  von 
■Ugemeinerer  Bedentung  fir  die  Stenerlefcre.  besonders  die  alliremeine,  sovie  Ar 
Frairen  des  Steuersystems  und  der  StctitTarten:  v.  Falck  fDorpat),  ..kritiseh.  Wxk- 
blicke  auf  die  Lehre  von  der  äteueraborwälzung  seit  A.  Smith''  (Dorpat  lb82); 
Knill,  die  Leiire  von  der  UeberwSlznng  der  Steuern  (Leipzig  1882);  Kleinw&chter, 
2Vei  steDarÜieoretische  Fragen  (Abwälzung,  Verhältnisse  der  Steuern  zu  einander), 
Finanzarchiv  III  (1886),  Als  Ge;4"enstück  die  besonders  auch  mcthodoloeisch  wcrth- 
voUen  „inductivöo"  Untersuchungen  in  Bctrefl  des  Steueruberwalzungsprubicms  von 
0.  Schanz,  „zur  Fratre  der  Oeberw&lzung  indirecter  VerbreocliSbtevern  nuf  Grand 
«ii.'S  baierischen  MaUauf^cliIasis",  in  Sclimoller's  Jahrbuch  VI  (1882),  mit  einer  späteren 
Fortseuong  in  der  ..Allgeuieineu  Zeitung",  und  von  E.  Laspeyres,  Uber  die  Ein- 
wiikaofr  der  Avfhebun^  der  itruussiselien  Hnlil'  und  SeUachtsteuer  nnf  die  Preise 
in  der  Oesterreichischen  Statistischen  "Monatsschrift  1S77  (III). 

§.  8.  Weitere  neuere  Arbeiten,  weiclie  auch  für  die  allgemeine  Steuerlehre  und 
fdr  wichtige  Principicufragen  beachteuswerth  sind, sind,  wiederum  sachlich  gruppirt, 
die  folgenden:  Vielfach  von  allgeuieinereL  stenertbeoretisclier  Bedeutung  ist  die 
Speciallitoratur  Uber  Personal-,  Ein kommensteucm  u.  dgl.  So:  (lutachton 
über  Personalbesteuerung  (Schriften  des  Vereins  für  SocialpoUtik,  III,  IB'U); 
harroRoiieben  dasjenige  ron  E.  Nasse,  mit  der  richtiiren  Zarttckdringnng  der  Frage 
gerechter  Steuervertheilonp  auch  in  der  Theorie  hinter  diejenige  der  Deckunir  de> 
Bedarfs.  Im  Anschlass  daran:  Verhaodiungen  Uber  Einkommensteuer,  in  der  3.  Vcr- 
sammlnng  des  Terdtts  fOr  SeeialpolHilc  In  Eisenacb,  1875,  mit  dok  Referafen  Ton 
Gensei  und  Held,  Schriften  Band  XI.  —  v.  Scheel,  progressive  Besteuerung, 
Tübinger  Zeitschrift  H\  (1S75),  principicll  scharf.  —  Glattstern,  Steuer  vom  Ein- 
kouimen,  Leiu/.ig  Jb"6  (Disaertatiou).  —  H.  Schmidt.  Steuerfreiheit  des  Exiätenz- 
BiDimiims,  Leipzig  IS'7  (Disseitadon).  <—  0.  Peucker,  Uber  die  Befreiung  einer 
pcwis?en  tiassc  von  Staatsbürgern  von  der  persi^^nlichen  Besteuerniip',  f}nttinL''en  1877 
^Dissertation).  —  J.  Lehr,  kritische  Betrachtung  der  Grunde  für  und  wider  den  pro- 
gresafren  Sienerfass,  HUdebrand's  JatirbQelier,  B.  29.  Derselbe,  Capitalisirungs> 
Steuer.  Zin-rentensteuer  und  Doppelbesteuerung.  Ttlbinger  Zeits-lirift  1877.  — 
(}.  Cohn,  die  Einkommensteuer  im  Kanton  Zürich,  auä  Aufsätzen  im  84.,  35..  36. 
Bande  der  Conrad'schon  Jahrbücher  und  im  37.  Bande  der  Ttlbinger  Zeitschrift  zu- 
Bsatten&ssend  in  den  „VoIkswiiihscbaftUchen  Aufsätzen'',  Stuttgart  1882;  dazu:  die 
Steuerreform  im  Kanton  Zürich  u.  s.  w.  im  Finanzarchiv.  B  I  :1884)  und  in  den 
„Nationalökonomischen  Studien"  (Stuttgart  1886),  wichtige  und  geistvolle  Arbeiten  von 
allgemeiner  steuertheoreüscher  Natur.  —  König,  die  Meldangabe,  im  Finanzarchiv  II 
•JS85),  desgl.  r.  Bnrkart  eh.  III.  —  r.  Bilinski,  Luxusstcner  als  Correctiv  der 
Einkommensteuer,  Leipzig  1S75.  —  Speiser,  Verbot  der  Doppelbesteuerung  (Zeit- 
sMtt  ftr  sebw-eizerisebes  Beebt,  B.  VI,  1886). 

Im  All'-emeinen  darf  ich  mich  hier  auf  meine  umfassende  Abhandlung  über 
..dirccti;  Steuera"  ('Spccielle  Steuerlehre,  I.  Theilr  Ertracs-,  Per*«onal-.  EinkoinTnen-, 
Vcrmögcn&steuerii  lu;  S c hön bcrg'öchen  Handbuch  (.besonders  2.  Aull,  im  B.  III) 
beziehen,  v,  j  j  i  !  ti^^cren  Principicufragen  mit  behandelt  sind.  Zugleich  einst- 
weilen ein  Ersatz  fUr  meine  in  diesem  Finanz\rerl.  noch  mangelnde  systematische 
lipecieiie  Steuerlehre  (für  Band  IV  in  Aussicht  genommen). 

Fflr  die  allgemeine  Steneilehre  und  znm  Theil  auch  mr  die  Gebahrenlehre  kommt 
femer  in  Betracht  die  Spocialliteratur  über  Gebühren.  Verkehrssteuern, 
Bftrsensteuern  n.  dgl.,  so;  die  vortrefflichen  Abhandlungen  von  Schall  über 
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(Jebühren  und  Verkehrssteuern  im  Schönberjf 'sehen  Handbach  (2.  Anfl.,  III).  — 
K.  Friedberg,  die  Börsensteacr.  Berlin  1876.  Dorsclbe,  zur  Theorie  der  Stempcl- 
sleoen«  HildebiaDd's  Jahrbücher  B.  38.  —  6.  Cohn,  aber  die  fioaozieUe  Bebaadlimg 
der  Verkehrsanstalfen.  in  Schniolli'r's  .T;ilirl»u'  h  X  ri*^S<*)- 

Sodann  die  fUr  Friucipianü'agea  und  allgcmciue  thaoreüsche  Fragen  beeonders 
wichtige  Erbsehaftsetener-'Litentar,  so:  Scheel,  Erbscbafisstenem  nsd  Erb- 
rechtsreform ,  2,  A.,  Jena  1S75,  besonder^  U;ir  und  scharf.  —  J.  Baron,  zur 
Erbsrhaftssteuer.  Hildebraiiirs  Jahrbücher  B.  2b.  —  Geffcken,  Eiltrecht  und  Erh- 
8<  liaft.sateuer,  iu  Schiuoller's  Jahrbuch  V  (1881).  —  0.  Bacher,  Ui«  deutschen  Erb- 
srhafts-  und  Schenkungssteuem ,  Leiptfg  1886.  —  Krttgei,  die  Erbachaflasteaer, 
Tübingen  ISSO  (Diss-rlation). 

Weiter  in  Betrctt  der  Besteuerung  von  üonj uucturcnge w i iiu eu  (Bau- 
stellen): Gntachten  6.  Haneaen's  betr.  die  Bremischen  Grnndstenerrerhlltniase, 
Bremen  1**7T.  und  dazu  „gutachtliche  Aeusserungen"  aber  dies  <jutachfon,  von  Ver- 
schiedenen, worin  (u.  A.  in  meiner  Aeuaverung)  die  principiello  Seite  der  Frage 
berohrt  wird. 

Endlich  über  sociale  Steuerpolitik  im  Allgemeinen  die  zu  wenig  be- 
achtete Schrift  von  Consta ntin  Frantz,  „die  sociale  Steuerrcforiii.  als  die  conditio 
sine  qua  nou,  wenn  der  »ocialen  Revolution  vorgebeugt  werden  sull  ,  Main/  ISSl. 
YgL  auch  meine  kleine  Schrift:  „über  die  Verstaatlichung  der  Eiücn bahnen  und 
über  sociale  Steuerreform",  zwei  Lamltagsreden,  B«^rlin  —  Dann  meine  zwei 

Aui's&tze  Uber  ,,Finan2wiä8euschat't  und  Staatssocialismui»"  in  der  Tubinger  2eit- 
flchrift.  1687. 

Wichtiir  für  allj^L-uieinere  Principien fragen  über  Besten enmj,'  ist  auss.  ri^em  auch 
die  Literatur  über  Wehrsteuer.  S.  darüber  den  Anhang  zu  meiner  Abhandlang 
„directe  Steuern",  im  Schönberp'schen  Handbuch.  2.  Aufl.  S.  3 IS.  eb.  eine  ücber- 
sicht  der  Literatur.  Besonders  hervorzuheben  die  Arbeiten  G.  Cohn  s,  Tübinger 
Zeitschrift  B.  35,  Conrad's  Jahrbücher  B.  M  und  in  Cohns  Volkswirthsrliaftlichen 
Aufsätzen  S.  177  fl".  ;  jetzt  au(^h  die  oben  S.  20  schon  genannte  Abhandlung  von 
Nenmann  im  Finanzarchir. 

ß.  9.  —  8.  Von  hf^sondcrer  Bnl.'utuii;^  fi;r  wirliTic:*'  allu-'nu  iii-  fhoorctische  und 
principielle  Fragen  ist  die  neuere  Literatur  über  Co mmuualbesteueruug,  indem 
darin  die  gru nd sitzlichen  Verschiedenheiten  zwischen  dieser  Besteuening 
und  der  Sta;it<l)(  ^t.Mi.  rung  untersucht,  t^nseijuenzeu  für  die  Wahl  der  Steuerarten 
gezogen  und  auf  die  verschiedenen  Steuerarton  selbst  wi'der  Lirht  j^eworfen  wird. 
Besonders  hervorzuheben :  die  unter  dem  Titel  „die  Comuiuiialotuucifragc "  iu  B.  Xll 
der  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  veröHentlichten  zehn  Gutachten  (1877). 
worunter  die  von  Ernsi  \I.i,'r.  v.  Kcit/c  n  it'-in ,  Nasso  lt«»rvorzuhebeii  j-ind. 
Letzterer  fuhrt  den  Na<:hwcis.  dass  in  der  Communalbesteuerung  auch  Ertrags- 
sieoern  geboten  seien,  wodoreb  das  Problem  Uber  eine  der  ftlterea  Arbeiten  Ifen- 
mann's  hinaus  gefördert  wunir-.   An  j.'ii«;  fiutarht'  n  knüiifti  n  ^ir]|  <]\r  Verhandlungen 
auf  der  Yersamrolung  in  Berliu  t,lb77)  au,  mit  den  Referaten  von  mir  und  Wegner 
(Schriften  B.  XIV).   Mein  Keferat  überarbeitet  und  weiter  ausgefuhn.  selbständig 
unter  dem  Titel  ..die  Communaisteuerfragc",  Leipzig  1 S7S.  —  Zu  vergleichen,  zum  Gegen- 
satz, die  oben  S.  IS  unter  Nr.  1  schon  erwähnten  Vorhandlun^en  des  wolkswirthschaft- 
licbeu  Congresses.  --  H   Fried  b<  rjc.  die  Besttaierung  der  Gemeinden,  Berlin  1878, 
scharf  und  Idar,  in  den  Er;,^ebnisson  bcachtenswcrth.  —  v.  Bilinslii,  die  Gemeinde^ 
bestcuerunjr  und  (I-t-  h  K'»  form .  r'  irlilialtig,  al)or  in  der  Vertrotnnc;  des  Grundsatzes 
der  Besteuerung  na<  Ii  der  Lcistuug&lHhigkeit  in  der  Gemeinde  zu  weit  gebend,  ebenso 
in  der  Empfehlung  der  Mietbstener  ab  Gemeindesteuer.  —  R.  Gneist,  znr  Steaer^ 
r-fonn  in  Pi.ii>s.ii.  I]trliii  1S7S  (Landtagsreda).    Derselbe,  die  deutsche  Finanz- 
reform durch  Kegulirung  der  Gemeindesteuern,  Berlin  ISSl,  zu  einseitig  vom  öffentlich- 
rechtlichen  Slandpnncte  unter  ZurUckschiebung  des  volk^wirthschaftlichcn,  auch  im 
Versuch  unhaltbar,  ein  complicirtes  Problem  mittelst  einer  kurzen  Formel  zu  iMen 
^Zölle  und  Verbrauchs'^t.  ncm  für  das  Reich.  Einkommensteueni  für  den  Stint.  Ertrags- 
bez.  liealstenern  für  die  Gcuiciude;  und  britische,  schon  dort  nicht  mehr  richtige 
Verhältnisse  zu  einer  allgemeinen  Theorie  zu  erheben  (Tgl.  meine  Pie.  IU,  846).  — 
Vgl.  dazu  Schmoll  er.  TliMirie  und  Fr.ixis  der  deutschen  Steuerreform.  Jahrbuch  V, 
Ibbl,  besonders  S.  425  11.  —  Am  Wichtigsten,  reichhaltig  au  Material,  bedeutsam 
nach  der  principieUon  Aufibsrang  niid  nach  der  renraltnngsreclididiai  Seite  eine 
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Reihe  fortrefflicher  Arbeiten  von  v.  Reitzensteii»  (früher  Bezirkspräsident  in  Metz): 
„commanales  Fioanzweseo"  in  der  2.  Anfla<fe  des  Schöabcrg'schon  Handbuchs  .  ,,uber 
indirecte  Yerbraacbsabgaben  der  Gomeiodcn,  Beitrag  zur  Beform  der  üemeiude- 
8t•nflm^  in  CoDnd's  JabrbQcbern  18«»4,  B.  42  (N.  F.  8).  43  (9),  1689  Bd.  52  (18), 
besonders  eingehend  Uber  Frankreich  (vgl.  Fin.  III,  885),  BolKien,  Holland;  „über 
fifiaazieUe  Coocorrenz  voa  Gemeindea.  Gammonairerbäodea  aod  Staat",  5  Artikel  in 
SebnoUers  Jahrbncb  XI  v.  XII,  1887  n.  1888.  —  Viel&eli  viid  das  ]»rincipieUe 
Problem  der  Commanabteuerfrage  auch  in  den  Arbeiten  Neamann's  berührt.  Zum 
Thcil  hierher  gehöri£r  auch  die  w -ÜHr  an-^>rr<  itVTi  b*  Dinfassende  Abbandlang  TOn 
Miächler.  „die  bubjccle  der  Fiaaiuwinhacimit  .  iiu  l  luau/arcbitr  IV  (1'5>7). 

4.  Von  anderer  neuon  r  dentseher  Literatur  Uber  Beeteacrung  im  Allgemeinen 
siiiJ  «jt«ra  noch  m  nennen:  E.  Laspeyres.  Abb.  ..Sfaatswirthschaft",  in  Bluiitschli's 
btaatäwörterbuch  B.  X  (aus  1866),  allgemein  wichtige,  beachtenswerthe  Arbeit.  — 
Genstantin  Sdssler,  Gesichtspuncte  der  Steuerpolitik,  Berlin  1868.  Eisenhart, 
Kunst  der  HesteueruDtr.  Berlin  Isijs.  K.  Walcker,  die  Selbstverwaltung  des  Steuor- 
vesens  and  die  russische  Stoucrrelorm,  Berlin  1869.  —  U.  Maurus,  moderne  Bc- 
steoerang  und  Beäteaerunt;sreform  vom  Standpuucte  des  gemeinen  Rechts,  Heidelberg, 
1870  (viel  Originelles,  aber  mit  radicalcm  Doctrinarismos  und  willkurlichcr  Constniction 
eines  „s^cmeineo  Rechts"  verbunden).  —  H.  Schaff  1er.  „die  Reiteluntr  der  Steuer-, 
Einkommen-  and  Geldrerh&ltnisse  und  das  uatarlicbe  Wahlrocht",  Berlin  1897,  (keuut- 
nissrMcher,  riehteitiger  Sebriftsteller,  aber  DUetumt  aof  diesem  Gebiete).  Wehlt- 
mann,  die  Grundsteuer  und  das  Programm  der  dircctcn  Bestenrrung-.  Leipzig  1885. 
—  Aach  die  Abhaadluog  von  M  ei  sei  &ber  „Unrecht  und  Zvaug  im  Finaozwesen**, 
Pfnanzarcbir  Y,  1*'8<*,  velche  aich  speelell  anf  Prägen  de«  Finanx-  ond  Stenerstiaf- 
rechts  bezieht,  ist  für  die  allgemeine  Steneriehre  und  für  gewisse  Onudfragea  dei^ 
selben  bemerkenswerth. 

§.  10.  —  5.  Literatur  der  irteucrreforrafragcii,  voroemlich  deutsche. 
Manche  Schriften  and  Aufsätze  der  vorausgehenden  Literaturgruppen  be»chüftigon 
si<  b  auch  h'"rmit,  so  bc^ondors  die  (intn  liteii,  Reft-nitt;.  Verhandlungen  des  Vereins 
für  bociaJpolitik,  die  Schriften  Ii cumauu  s,  die  Üommunalsteuerliteratur.  Beacbtena- 
werthes  aocli  über  allireoDieinere  steneitheoretische  Pvnete  findet  sich  aber  aoeh  in 
Gelcgenheits-  und  ähnlichen  Schriften,  welche  b(  Ii  webende  Steuerfrage  n  einzelner 
Länder  de  le^e  ferenda  behandeln  oder  neue  Steuurgesetze,  mit  Rilcbicht  auf  die 
darflber  geführten  parlamentarischen  Verbandlangen,  kritisch  belcuchtoD.  Die  be- 
treffende Literatur  gehört  indessen  uiebr  zur  speciellen  Steucrlebre,  wo  sie  eventuell 
naber  anzasreben  ist  (vgl.  Band  3  u.  ff.  dieses  Werks).  Besonders  stoHroich  hier 
Uirth's  Annalen  und  jetzt  namentlich  Schanz*  Finaozarchiv,  welches  Uber  neuere 
Steserrefornien  einzelner  Lftnder«  namentlich  kleinerer  deutscher,  aber  aaclt  anderer, 
>o  Italiens  V  ri  R i c <  a -Salerno),  Bosslaiids  (ron  r.  KAussler)  treffliche  and  um- 
fassende Arbeiten  gebracht  hat. 

Für  die  allgemeine  Steneriehre  ist  aas  dieser  literatar  diejenige,  welche 
Kragen  der  directcn  Stenern,  besonders  der  Einkommensteuern  behandelt,  die 
wichtigste.  Aber  auch  die  Refdrni fragen  auf  dem  (lebiote  der  Vcrkehrsbestcucrung 
(Stempel-,  Börsensteucr),  der  inneren  iudirecten  Vcrbrauchsbesteuerung 
(Tabakstener.  besonders  Monopol,  Branntweinsteuer.  Zuckersteuer  u.  a.  m.) 
haben  doch  ro^reluijssi^  mehr  oder  weni^'^er  aof  allgemeinere  Stt>nf>rfraeen  hin^eftthrt. 
Kicbt  in  demselben  Maasse  gilt  dies  von  den  Zollreformfragen,  wo  vornemlich 
s«r  die  Kimpfe  Aber  Freihandel  and  Sefaatcsell  sieh  emenert  baben.  Jedoch  hat  die 
Rückkehr  znm  agrarischen  Schatzzoll  (Deutschland,  rrankreich.  s.  Tin.  III,  §.  322, 
n.  a.  L.)  auch  wieder  za  wichtigen  steuenbeoretischen  Erörterungen,  in  Botreif  der 
Ueberwihongsftage.  der  Einwirkung  des  Zolles  aof  den  Freit,  und  in  Betreff  der 
Besteuerung  notkwendiger  Lebensmittel  (ibnlicli  wie  bei  Tabak,  Zacker,  Petrolenm) 
Anlass  gfsehtn. 

An  dieser  Stolle  werden  nur  ciuige  bezügliche  Arbeiten  vornemlich  über  directe 
Besteuerung  hervorfeboben. 

Leber  detitsche  St<^ucrreformen  itn  Allf^emeincn :  Geffcken,  Keritim  der 
deotscben  Reichssteueru ,  Heiibrouo  187B,  derselbe,  die  Steuerreform  in  ihrer 
neaeeten  Gestalt,  in  Conrad*«  Jahrbttchem  B  39  (N.  F.  5),  1882.  —  A.  Wagner,  ttber 
die  schwebenden  deutscheu  Finanzfragen,  Tübinger  Zeitschrift,  1 ''T!»  —  fJneist  und 
öcbmolier  in  den  oben  &  22  schon  genannten  AaÜB&tten.  —  Eilers,  Beitmg  zor 
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Oeschiclkte  der  Stenemform  im  Reiebe  and  in  Piemseii  (hallMuiitlidi)«  Beilin  1681. 

—  G.  Schanz,  der  preussuche  Staatshaashalt  u.  s.  w.  und  die  Mittel  zu  seiner 
Sauirun??,  Finanzarchi?  IV  (1887).  —  Ganz  im  Allgemeinen  Schaf lle's  Grnndsfitze 
der  bteuerpolitü  (s.  q.)  und  Ncumauu's  genannter  Aufsatz  in  SchmoUer's  Jahrbach 
B.  VI  (1882). 

Speciell  über  die  Heform  der  dirccten  Steuern,  besonders  der  Einkommen- 
steuern im  Allgemeinen,  namentlich  im  Deutschen  Reich  und  den  Einzelstaatcn  ver- 
schiedene stolTreiche  Aufsätze  und  MateriaUensammlungen  in  Uirtb's  Annalcn,  uauicut- 
licli  TOD  Bnrlttrl,  Jahrgang  1876,  1876,  1877,  1879,  1880  u.  a.  m. 

Ueber  Preussen:  E.Nasse,  Bemerkiiugen  über  das  preussische  Steuersystem, 
Bonn  1S61.  —  Kries,  Vorschläge  zur  Hegelung  der  Grun^Kt^u  r  in  Preussen,  Berlin 
1S55.  Derselbe,  Uber  Ergebnisse  der  proussischen  Kiokomuieusteucr  und  \ür- 
aeblftge  zo  deren  VeTbeaseTaiiir,  Tflbiogrer  Zeitachrifi  XI  (1856)  v.  XII.  —  Bossart, 
Reforui  d<s  Systcuib  der  clirecten  Stfaerri  in  Preussen  und  Deutschland,  Berlin  1879. 

—  V.  ('/n  iiiochowski,  Steuerrefom  u.  s.  v.  in  Preussen,  Berlin  1875  (gutgemeint, 
aber  ganz  unklar). 

Deber  Baiern:  Helfe  rieh,  Befbrm  der  directen  8f  eoem  in  Baiern,  Tflbinger 

Zeitschrift,  1S7:<,  2  Artikel.  —  Yocke,  rerschiedeno  Artikel  über  die  baieriscben 
directftn  Steuern  in  der  Tubinger  Zeitschrift,  ISBl,  f3o,  68.  73,  74,  75. 

üeber  Königreich  Sachsen  und  seine  neue  principiell  und  practisch  wichtige 
Reform  der  directen  Steoer:  Aa&litze  ron  Gen  sei,  in  Hirth's  Annalen  1874,  75,  76, 

kriliäclic  Besprechungen  von  Conrad  in  den  Jahrbücliern  B.  IG,  21,  32,  Gensei 
eb.  in  B.  44  (N.  I\  10),  über  praetiäche  Anwendung  der  Einkommensteaer  (auch  für 
die  Theorie  der  Frage  bcachtcuswcrthj. 

üeber  Wärtern  berg:  Hack,  Geffleindeslenerreform,  Tttbioger Zeitschrift,  IS'2. 

—  V.  Rieckc,  die  directen  Steuern  vom  Ertrag  und  vom  Einkommen  in  Würtemberg, 
Stattgart  1882.  —  Hu  bor,  der  Abscbluss  der  wuitcmbergivcheü  Steuerreform,  Stutt- 
gart 1887. 

Ueber  Baden:  der  Mlterc,  noch  lieute  allgemein  und  fQr  die  Stenertheorie  be* 
aditenswcrthe  Aufsatz  von  Helferich,  „über  die  Eififtthrung  einer  Kapitnlstcacr  in 
Baden",  Tübinger  Zeitschrift  1846,  B.  B.  Ueber  die  neuere  Keforin  der  directen 
Steuern  in  den  70er  und  80er  Jahren:  Hecht,  die  badi&chc  Slcucnclurm  u.  s.  w., 
Mannheim  1^74,  derselbe  in  Conrads  Jahibftchers,  B.  27,  dereclbe  in  Hirth's 
Annale»  1ST6  (mit  Material,  Denkschriften  n.  s.  v.).  —  Badens  dirscte  Stenern  in 
Schanz  Finanzarchiv,  III  (1886). 

Ueber  Grossherzogtbum  Hessen:  StouerraiU  Kau,  Vortrag  über  die  Keform 
der  directen  Steuern,  Dann>tadt  1S77.  —  Fuld,  hessische  Einkommen-  und  Gapital- 
rentenstcner,  Conrads  Jahrbacher,  B.  46  (M.  F.  XII).  —  Hessische  directe  Stenern, 
Finanzarcbiv  II  (18S5). 

Ueber  kleinere  deutsche  Staaten,  mit  mehrfach  beachtenswertheu  Einrichtungen 
der  directen  Stenern,  besonders  der  Einkoaunenstenem ,  so  Anhalts,  Oldenburgs, 
Sachsen-\\  eiuiars,  Hamburgs,  Bromens,  im  Finanzarchiv  zum  Theil  Aus- 
führliches, auch  Eiuzcloes  in  Hirth^s  Annaleu  (s.  in  beiden  Zeitschriften  die  jedem 
Jahresband  sehr  passend  fttr  die  ganze  Keihc  der  Bände  mitgegebenen  ßegister); 
femer  in  Conrads  Jahrbüchern  (Generalregister  fOr  die  eisten  50  BÄnde,  Nr.  1— -84 
and  Neue  Folge  1—16,  ISSS  erschienen). 

Von  der  ausserdeutschen  directen  Bcätcucrung  ist  zunächst  die  dstur- 
reichischo  mit  ihren  neueren  Boformversocheu  (Grundsteuer,  Pläne  der  allgemeinen 
Einkommensteuer)  als  auch  allgemein  tiieoreCisch  beachtenswerth  hervorzuheben.  Siehe 
Höfkeii,  die  Reform  der  directen  Besteucrnni?  in  Oesterreich,  Wien  1860  (darüber 
eine  eingehende  Besprechung  von  mir  in  den  Göttinger  Gelehrten  Anzeigen,  1S60, 
8.  2009—2040):  derselbe  zur  Steuerreform  in  Oesterreich,  Wien  1864;  derselbe, 
Principien  der  Sti  u'  ri  eform,  Referat  (Schriften  der  Gesellschaft  Österreichischer  Volks- 
wirthc,  Wien  1875),  Debatten  dartlbcr  auf  dem  1.  Cons^ress  dieser  Vulkswirthe,  1S75, 
Verhandlungen  S.  ö.  —  M.  Talir,  tlber  die  Ketonu  der  directen  Steuern  u.  s.  w., 
Prag  1874.  Derselbe,  einige  Gedanken  Uber  die  prorisorische  Regelang  der  directen 
Besteuerung  in  Oesterreich,  Wien  1877.  —  Max  Menger,  über  directe  Steuern  in 
Oesterreich  und  die  Versuche,  sie  zu  leformiren»  Wien  1881.  —  Materialien  im 
Finanzarchiv,  in  (jonrad's  Jahrbüchern. 

Nicht  ebne  Werth  gerade  auch  für  steuertheoretische  und  Principien^ragen  all- 
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gemeiner  Alt  ist  die  Kentnisb  der  Verlialtnisse  der  diiecteu  Stcrnefain  der  Schweix, 
in  den  (lorii^en  Cantoocn,  Städten.  Die  Verbin  lung  von  Einkommen-  und  yermf>!rons- 
steuero,  die  schärfere  Einschätzung,  das  Deciarations-  und  üontrolurcsen,  die  Bestim- 
innngen  Qbor  DoppelbesteueraDg  ziehen  in  dieser  Hinsicht  die  Anfraeritsamlrelt  auf 
Bich.  DariiW  Einzelnes  besonders  in  \  n  mann 's  Arbeiten,  in  G.  Cohn 's  Lehrbuch 
der  Finanzvisseoschefu  in  dessen  obea  6.  21  genaimtea  Aufsitzen  ftber  die  ZOrichor 
Bislemneiisleiier.  Ferner  v.  Selieel,  Etnltommensteoer  in  Bern,  Hildebrsnd's  Jslir^ 
bücber  B.  32.  Speiser,  in  der  oben  S.  21  g:eriannten  Arbeit.  K.  Bücher,  Bascb 
Staatseinnahmen  und  StcuervcrthcÜung-  (ISTS— tabellarisch  dargestellt,  Basel  1888 
(eiogeheudc  vortrcU  lichö  Darlegung  von  Wenk  lar  mancherlei  AUgcmein-Thooretisches). 
PnlgrnTe,  progressire  taxntien,  as  leried  in  Switzerhund,  Jonmtl  of  the  stadstfcsl 
leciety  voL  LI,  1888. 

Unter  den  britibchoa  modenicu  direclen  Steaeru  üud  die  Einkomuen- 
Bteoer  und  die  naob  Hs^sbe  der  Amenstener  (peor  rate)  anfgebrachten  Locai- 
b feuern  vielfach  auch  Grundlage  alliromeincr  steuertheoreti8ch<  r  En'rtcrunt^en  gewesen 
und  wichtig  für  solche.  S.  darüber  und  in  Betreff  der  Literatur  jetzt  Band  III  dieses 
Werits,  S.  226,  238,  345,  besonders  die  dort  genannten  Werke  und  Aufsätze  von 
Qneist,  Vocke,  Ascbrott,  Krics,  Nasse. 

In  Frankreich  knüpft  sich  eine  auch  theoretisch  und  allgemein  bccichtcns- 
werthc  Literatur  an  die  Frage  der  möglichsten  Ersotzuug  der  Steuern  des 
anoien  rftginie  dnndi  directe  Stenern  in  der  Zeit  der  ersten  Rerelntion  nnd  an 
die  Fraffc  der  Ei  n  f«  h  r  a  u  g;  von  Einkommen-  odf^r  ^^'rmnpeIlsstcu  crn  ia 
das  System  der  direclen  Besteuerung  nach  1870.  Auch  darüber  jetzt  Band  III  dieses 
Werlts;  Literatur  besooden  S.  867  ff.,  nunentUeb  Stenrra,  Amagat,  Matthien* 
Bodet,  Guyot,  Chailley,  auch  Martinet,  les  dißt-rcnteä  formes  de  FiflipÖI  «ir 
le  refcnu,  Paris  Vgl.  Band  III,  §  inS  ff.,  178  fl'.,  IT'J.  210. 

In  Italien  iat  die  Keform  der  (iru  ii  dsteucr,  die  Ausbildung  der  Eiu- 
keamcn Steuer  Tem  bewoplicheu  Yetuii^gen  u.  A.  aucli  stL'U ertheoretisch  von 
allgemeinem  Interesse.  S.  die  Darsteiluiif,'  in  Sachs,  Italic  (Paris  18*^5).  Alessio. 
systena  tributaho  in  Italia,  rol.  I  lt.,  Torino  1883  ff.,  Kaufmann,  Finanzarchir  III 
(1886).  bMondenBioca-Salerno,  FinanzarcM?  II,  GariBnrkart,  ebendaselbst  VI. 

Aus  Kussland  ist  die  neueste  Heform  auf  dem  Gebiete  der  direeten  Besteut- 
niJDg  allgemein  bemerkenswerth :  Abschaffung  der  Kopfsteuer,  Einrichtung  der 
Orond-,  Gewerbe-,  Kapitalrentensteuer  u.  dgl.  m.  Darüber  verschiedene  Auf- 
sätze und  Materialien  im  Finanzarcbir,  l)esonders  von  v.  Käussler,  Band  I,  II.  III, 
lY,  V,  auch  in  Conrad's  JahrbOdieni  TOn  Kablnkov,  Uber  Abschaffung  der  Kopf- 
steuer, B.  40  (N.  F.  VI). 

Ein  Uinlicbes  allgemetnerea  theoretisches  Intereese,  wie  das  enribnto  schwei- 
zerische, bietet  auch  das  directe  nordamerikanisch c  Stcucnresen  der  Staaten 
und  Städte.  Vereinzeltes  in  den  Fachzeitschriften  (so  Krios,  Tabinger  Zeitschrift 
1856,  über  YennOgenssleoer  in  Newyork)*.  Patten .  Finanzwesen  der  Staaten  nnd  Stldte 
der  Union,  Bonn  1878:  Jetzt  besonders:  H.  Ely,  taxation  in  American  states  and 
cities,  Ncwyork  18b8;  derselbe,  über  die  Finanz-  und  Steuerpcschichtc  Pennsyl- 
Tanien5,  in  den  Publications  of  the  .American  Economic  aiiaociation,  U  (1888);  Schwab, 
Entwicklung  der  Vermögenssteuer  im  Staate  Kewyorfc,  Jena  1890  (mit  nintaender 
Uebersicht  v     Literatur  und  Quellen). 

§.  II-  —  6.  Heueste  deutsche  grössere  systematische  Werke  tiber 
Finanaen  und  insbesondere  Uber  Bestenerung.  Es  sind  dies  die  eben  in 
8.  6  bereits  besonders  hervorc:ehobeiieii  und  in  Kürze  chnrart  risirten  vier:  Albert 
Schäffle's  „Grundsätze  der  Steuerpolitik  und  schwebende  l  inanzfragen  Deutschlands 
und  Oesterreichs*',  Tübingen  1880,  Wilhelm  Roschers  System  der  Finanzwissen- 
schaft, 1.  u.  2.  Auflage,  Stuttgart  1886  (Band  IV,  Abthcilnng  1  ron  Uoscher's  System 
der  Volkswirthschaft),  W.  Vockc's  „die  Abffahon,  Auflagen  und  die  Steuer  vom 
Standpuucte  der  Geschichte  und  der  Sittlichkeit'-,  Stuttgart  1887,  (juätav  Cohn 's 
Rnanzwissenscliaft,  Stuttgart  1889  (Band  II  von  Cebn's  System  der  Nationalökonomie). 
Ihran  reiht  sich  Emil  Sax's  Grundlcrnnj^  der  theoretischen  Staatswirthschaft,  Wien 
1887,  zugleich  eine  allgemeinste  Grundlegung  der  Besteuerung.  Von  Koscher  ist 
aoaser  der  nnaozwisaenschafi  hier  avoh  seiner  scbanen,  reichbaltfgen,  auf  bistorlsebeni 
Bod-  n  stehenden  Abhandlung:  Versuch  einer  Theorie  der  Finwi  :  s^alien  (Abhand- 
langen der  SAchsiscben  QeseUschaft  der  Wissenschaften),  Leipzig  fbbi,  zu  gedenken. 
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4.  «.  6.  Bnoli.   Beiteuerung.  §.  U. 


Ich  renage  ee  mir,  an  dieser  Stelle  aaf  eioc  weitere  kritische  Besprecbang 
dieser  grossen  hervorragenden  Werke  einzugehen,  die  atich  znweit  führen  «nrde.  vrenn 
sie  einigermaassen  erschöpfend  sein  sollte.  Jodetii'allä  zeigen  die^^  füni'  Werke  die 
ungemeine  wisscnscIitlUiche  Thitigkeit  und  Vielseitigkeit .  velche  gegenwärtig  in 
Deotächland  anf  dem  Gebiete  der  Finan/.-  mid  Steiu  rtlicnrie  liervortritt.  Die  An- 
regujigeo,  welche  ich  selbst  diesen  Werkeu  verdanke,  meine  btelluxig  zu  der  ßehaüd- 
Inog  eiiizehner  Gegenstinde  der  Stenerlebr»  Seitras  dieser  Autoren  werden  sieb  gerade 
in  dieser  zweiten  Auflage  dieses  Bandis,  auf  dessen  «  rste  Auflage  diese  Werke  viel- 
fach Bezug  nehmen,  thoils  kritisch-polemisch,  tbeils  beistimmend,  au  den  betreßenden 
Stelleu  ergeben.  Zur  weiteren  Orieutirung  sei  aber  auf  einige  Bcsprechuageu  dieser  Werice 
rerviesen  (Ober  Colin's  erst  im  October  1889  eraeltieaenes  W«k  liegt  mir  noch  i^eine 
Beqprechung  vor): 

Ueber  Schäffle  von  Neumann  in  SchmoUer's  Jahrbuch,  B.  VI  (lbb2)  S.  U4ö  Ii. 
in  der  genannten  AUrnndlnng,  wo  aber  das  Bedeutende.  Originelle,  Gedanlcenreiche 

neben  den  gerügten  Mängeln  zu  wenig^  anerkannt  wird;  ich  habe  versucht,  dem 
Werke  in  einer  Bespiechuug  in  der  „Aligemeißen  Zeitung"  (,lbbl  •  Beilage  vom  12. 
und  14.  Janaar)  gerecht  za  werdeo. 

Ueber  Roscher  s.  Vocke's  Anzeige  im  Finanzarchir  V  (1888)  S.  451—468, 
zugleich  eine  Besprechung  dis  Stein'schcn  und  nieinßs  eifrcnen  Finanzwerks,  eine 
Becension,  die  mir  im  l'ubitiven  und  N«)?ativen  /.u  wenig  unbcfange.n  erscheint  und 
Uber  alle  drei  Werke  in  der  Kritik  viellach  daneben  treffen  möchte,  die  grossen 
Sebwiiehen  Stein's  und  die  Maiij^ul  der  Hoscher'sclitii  theoretischen  Partieen  werden 
zu  wenig  erkannt  und  aufgedeckt,  während  Vocke  mir  vielleicht  doch  etwas  zu  wenig 
geredit  wird  und  nicht  einmal  immer  richtiges  Yersiindniss  en^genbringt;  femer 
G.  Cohn  in  Conrads  Jahrbüchern,  B.  4S  (N.  F.  14)  S.  4S4  und  in  seinem  Lehrbuch 
§.  15,  wo  das  Roscher'sche  Werk  viel  zu  wenig  nach  seinen  Vorzogen  gewürdigt 
«iid;  anderseits  G.  Schmoller  in  seinem  Jahrbuch,  wo  umgekehrt  der  richtungs- 
verwnndte  Autor  viell<-ii  ht  etwas  zu  ganstig  in  Betrcft'  gerade  dieses  Theils  seines 
j::ros«en  ..S^'^tems  der  \  elkswirthschaft"  beurtheilt,  die  Mängel  im  Systematischen, 
Principiellen  und  Administrativ-Technischen  —  lauter  Seiteo  des  Gegenstands,  die  der 
einseitige  Historismus  eben  nicht  vQrdigt  —  zu  wenig  empfinden  oder  wenigstens 
hrnor^cehoben  werden  (Jahrbuch  XII,  1^88,  S.  1041 — 1045;  s.  aber  auch  SchmoUer's 
Bemerkung  Uber  Roschers  Fiuwuwissenschaft  in  seinem  Boche  „zur  Literalar> 
geschichte  der  Staats-  und  Socialwissenscbaften",  Leipzig  1888,  S.  137,  die  tatreffender 
als  einige  Sätze  auf  S.  1045  in  B.  XII  des  Jahrbuchs  seiu  möchte).  Ich  selbst 
habe  in  einer  Besprechung  in  meinem  Anfsatz  ..Finanzwissenschaft  und  StaatssociaJis- 
lüUb",  Tübinger  Zeitschrift,  ISS7,  S.  VJ  Ii.  danach  gestrebt,  das  Kofeclier'schc  Werk 
ebjectir  nach  Vorzügen  und  Mängeln  zu  beurtheilen. 

Uober  Vocke  verbreitet  sich  eingehend,  aber  meines  Bedenken»  viel  zu  pane- 
gyrisch ujid  das  Werk  überhaupt  viel  zu  hoch  stellend  G.  Schanz  im  Finauzarchir  IV, 
500  ffl  DasB  das  nicht  nnr  meine  Melnvng  ist,  die  rlelleicht  in  diesem  Falle  nicht 

unjtarteiiseli  irenu^  erscheinen  könnte,  b. weisen  atich  andere  Stiniliieli.  darunter  billig 
das  Gute  anerkennende,  wie  die  IL  Fried berg's  in  Gonrad's  Jahrbuchern,  h.  51  {H.  F. 
6.  17)  S.  548  ff*.  Eine  grossere  Besprechung  des  Werks  habe  ich  in  der  Tttbinger 
Zeitschrift,  l^ST,  B.  43  S.  555  gegeben,  die  das  Gute  auch  nicht  verkennt,  aber 
erhebliche  Man;^^!  nachzuweisen  sucht.  Wie  hoch  ich  Ändcisrits  Vorkc-'s  Geschichte 
der  britischen  bleuem  stelle,  habe  ich  öfters  ausgesprochen.  Das  ist  über  eine  Auf- 
gabe, die  dem  aosgezeichneteo  PraetOter  nfther  iJs  diejenige  in  dem  theoretischen 
Weriie  lag.    Vgl.  unten  §.  84. 

Das  Uberaus  schwer,  in  absichtlich  abstractester  torm  geschriebene  Werk  ?on 
Saz  enthftlt  ja  gewiss  viel  nichtige  Gedanltenarbeit.  Ein  Sax  so  wenig  congenialer 
Richtun^:si;egner  wie  Schmoll  er  wird  ihm  schwerlich  gerecht,  und  kann  das  nach 
seiner  geistigen  Individualität  und  wissenschaftlichen  Neigung  wohl  auch  nicht.  Aber 
dennoch  muss  ich  sagen,  dass  mir  manche  Bedenken  von  Schniollcr  in  seiner  Be- 
sprechung des  Sax'schen  Werks,  in  seinem  Jahrbuch  1888.  XII,  329 — SItä,  bei  einem 
eingehenden  und  mit  bester  Absi*  ht,  mich  beiehren  und  li-  iichtij^en  /.n  lasscttt  unter- 
uommeueu  Studium,  ebenfalls  gekommen  sind,  bie  entstammen  bei  mir  wenigstens 
nicht  der  BiohtungsdMforenz  nnd  der  Abneigung  gegen  die  dialeotisehe  Met^e  von 
Sai.  tind  wie  icli  w^nifr-^tens  holfe,  auch  nicht  der  völlivn  Unfähigkeit,  ihm  zu  folgen 
und  die  „Ergebnisse"  für  diu  Gnuulleguug  einer  „theoretischen  Staatswinfaschaft"  und 
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der  Bcstcnerung  rirhtic:  Trünligcti  /u  Ivötinen.  Aber  ich  k;inn  diese  Ergebnisse,  soweit 
äie  richtig  siod,  nicht  immer  l'Ur  so  neu,  noch  weniger  fUi  no  bedeutend  ansehen  und 
im  Hauptpuncte  «ich  nicht  lür  richtig  halten.  Die  eneiehte  Ellniog  und  Gerioonng 
von  Erkl&rungS5(  liUisselii  für  bisher  verschlossene  Gebiete,  z.  B,  auch  für  die  leitenden 
Finanzprincipien,  für  die  Grundlegung  der  Besten eronorstheorie,  -  lanter  Erfolge, 
weiche  erst  Sax  seiner  wiederholten  Versicherung  nach  zu  euiclcn  bcackiüdcü  waren 
(2,  B.  8.  444  £),  ~  flie  beruhen  ui.  A.  n.  auf  Illusionen.  Seine  Schlüsse  scheinen 
mir  c  zwirnten.  Seine  Aiiff^-^ung  der  öffentlichen  Ab^abtii  nls  colloctivi.stischc 
Werthuugsformen ,  der  Staate wirthscbaft  und  ihrer  Vorgänge  als  Befriedigung  von 
Genelabedfli&issen  konnte  Ich  ab  eine  neue,  venngldch  gescbiniibte  und  kaum 
Sehr  zwccVmSssi^e  Formulirung  gewisser  Verhältnisse  annehmen,  aber  wi;lclics 
Problem  z.  B.  der  Besteueningstheorie  wird  mit  diesen  nicht  gerade  neuen  Be- 
griffen, sondern  nur  nenen  Worten  gelöst?!  Wi(d  dadorcb,  dass  man  MotinmngoQ 
einer  bestimmten  Gestaltung  der  Besteuerung  statt  mit  Gerechtigkeitspostulaten  mit 
solchen  der  Wirthschafilichkeit  rornimmt,  etwas  klarer  und  überzeuirondi  r?  In  einem 
Pancie  kann  ich  S&k  gegenüber  mit  Vocke  Ubereinstimmen,  der  das  Work  wohlwollend, 
wenn  anch  in  Hauptpuncten  nicht  beistiumu  nd  und  nach  meiner  Meinnog  nicht  UbeiaU 
mit  richtigem  Verstandnis^j  besproclu'ii  Imt  : Finanz. in  hiv  V,  18S8.  S.  475 — 4"9)-  er  meint, 
dass  die  Sax'sche  Lehre  auf  eine  andere  Begründung  der  „Opfertheorie''  hinauslaufe; 
ja,  aber  nicht  einmal  aaf  dne  „sch&rfere  PonnnUrung'',  vie  vooke  hehaoptett  Eine 
im  Ganzen  solir  gnnstigo  Besprechung  hat  v.  Böhm-Bawerk  gegeben,  ein  beson* 
ders  compctenter  Kritiker,  Tübinger  Zeitschrift,  B.  44,  1888.  S.  157 — 101,  aber  auch 
er  macht  doch  seine  Reservirunsren,  z.  B.  in  der  Abweisung  der  Sax'äcbcu  Auffassung, 
dass  dieser  „Allgemeinheit"'  und  „Gleichmässigkeit"  der  Besteuerniig  ausschliess> 
lieh  als  Postulati:  der  VVirthscIiatfliclikeit,  gar  nicht  mehr  als  solche  der  Gerechtig- 
keit anerkenne,  was  sie  auch  für  Böhm  ebenfalls  sind.  Nebenbei  steht  und  fällt 
D*  £.  weder  die  .Jklenger'ache  Riehtnng*%  noch  die  nene  (7)  Theorie  vom  „sabjectiren 
Werth"  mit  Sav*  (irundle>,'iing-  der  „tlieorelischen  Staatswirthschaft". 

l'eber  G.  Uohn's  neues  finanzwisBenschaftUchos  Werii  glaube  ich  ein  ähnlich 
t^unstiges  Urtheü  fUIen  m  dflrfen,  wie  ich  es  tlbor  den  asten  Band  seines  Systems, 
die  theoretische  Niti  ilökonomie.  in  meinem  Aufsatze  „systematische  Nationalöko- 
nomie*' in  Conrad's  Jahrbüchern  If)  (N.  F  !  S.  107  im  Inhaltsverzeichniss  nicht 
angegeben,  der  Band  fälschlich  aL>  4i>stcr,  >iati  4t>ster  der  Ueihc  bezeichnet)  früher 
gethan  habe,  ein  Urtheil,  das  ich.  anderen  fachmünnischen  SiimniL-n  gegenüber,  die 
i>>  für  zn  prünstiff  liielten,  aufrecht  crhahi-.  Die  gelungene  Verbindung  des  Systema- 
tischen und  Principicllea  mit  dem  Historischeu,  des  Oekonomischen  mit  dem  Ethischen 
niid  mit  allgemeinen  eoHaipolitischen  Momenten,  das  Maasshilten  im  Sjstematislren, 
reiglichen  mit  Stein,  und  in  prinriiru  Uen  und  begrifflichen  Erörterungen  und  Scbema- 
tisiron^en.  rerglichen  mit  Neumann,  aber  anderseits  die  Beschäftigung  auch  mit  diesen 
wichti^reu  Seiten  des  tinanz-  und  steuerwissenschaftlichen  Problems,  sowie  das  Bchau- 
dr:hi  des  Hibtorischcn  nnd  Statistischen  als  Baumaterial  für  die  Theorie,  nicht  als 
.Theorie'*  selbst  schon,  T*T!rli''hen  mit  den  hi?toris(  li»  n  Finnnztliporetikern,  sind  sach- 
liche, die  recht  goschmack?olle  Verbindung  des  Theoretischen  mit  dem  aufgenumucucii 
positiTen  Stoff  sind  fonnelle  VorsQge  eigener  Art  Ein  Urtheil,  wie  dasjenige  von 
Schanz  aber  Vockc's  Werk  Finanzarchir  IV.  500),  dass  es  ,.cine  Art  Abschluss, 
eine  Verklärung  und  L&atemng  dessen  sei,  was  ....  (Andere)  ....  geschaffen", 
möchte  Tielmehr  von  dem  Gohn*schen  Werke  gelten,  wie  ich  wenigstens  anch  in  Be- 
tng  aaf  mein  Werk  gern  einräume.  Cohn  zeigt  auch  hier  wieder,  dass  historische 
und  systematisch-prinripiello  Rchandliing-  sich  nicht  ausschliossen ,  sondern  erffjinzen 
and  befruchten.  Natürlich  bleiben  im  Einzelnen  PiU'erenzpuncto  zwischen  uns,  aber 
sie  sind  kldner  mid  meine  sadiliche  Debereinstimmnng  mit  Cohn  Ut  grösser,  als 
•jr-'eoniibrr  einem  der  andor^n  notioren  Finanztheoretiker.  Das  Buch  triebt  und  er- 
strebt nicht  die  StollTüUc  eines  umfassenderen  linauzwisscuschaftiichen  Werks,  aber  es 
Concentrin  anf  einem  nicht  ttbermissigen  Kanm  (804  nicht  eng  gedrackte  Seiten)  eine 
Fülle  auch  von  Stoff,  wie  von  Gedanken  und  erledigt  so  eine  Aufgabe,  zu  der  Andere 
statt  Eines  eine  ganze  Reihe  von  Bünden  brauchen ,  —  wenn  sie  Oberhaupt  damit 
fertig  werden.  Lauter  Vorzüge,  die  ich  persönlich  Grund  genug  habe,  offen  anzu- 
erkennen. Kommt  es  dabei  auch,  wie  im  1.  Band  des  ('<din  sclu-u  Systems,  mit  der 
Lösnnsr  t-ines  Problems  nicht  soweit,  als  es  wohl  möglich  wäre,  behält  das  WcrV  mit  den 
weit  überwiegenden  Vorzügen  auch  gewisse  Mängel  einer  —  im  besten  Wurtsinn  ge- 
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meiDt  —  „essaiartige ir'  F  li  uidluo;  dtf  (i«geiwtaod«s,  so  crmUdct  c&  doch  auchnidit, 
sondern  l.l&st  überall  lebhafte  Anrcgangeo  zum  weiteren  Darchdcnken  der  Probleme 
für  deukeade  Leser,  die  es  voraasseUt  aod  allein  befriedigen  wird,  zurück ;  tAascht 
ätt  gelstroUo  Yorfasser  auch  sieh  sellMt  und  Andere  Dicht  damber,  dass  complicir» 
teste  Probleme,  wie  das  Bobtcucniti^äproblcm  im  Ganzen  und  in  seinen  Einzelheiten, 
Dicht  durch  irgend  eine  ,.Formel",  wie  z.  B.  die  neueste  Sax'scbe,  „gelöst"  werden 
können,  da  rielmehr  eine  solche  Formel  eben  das  gunze  Problem  noch  nngelOst  in 
sidi  enthUt 

Von  neueren  gruii  J  rissarti  yen  systematischen  deutschen  Werken  ist  auch 
fttr  die  Stcuerlehre  ausäur  dem  achou  obuu  erwähnten  Gossa- Ehe berg'schcn 
„Orondrisa  der  Finanzwissenschaft",  der  in  der  2.  Auflage  (Griangen  1889)  lieh  in  der 
(lentschen  Bearbeitung!:  dem  itnli  i;ischeii  Orijrinal  (gegenüber  mehr  vc^se!b^tändigt  hat, 
auch  K.  W  aIcker 's  „Finanzwisseuschaft,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  deutschen 
Reic^,  Staat»-  and  Gemeindestenerfragen**  (2.  Aull..  Leipzig  188S> .  der  4.  Band  des 
Walcker 'sehen  „Handbuchs  der  Nationalökonomie"  zu  nennen.  Ein  Buch,  das  mit  den  be- 
kannten grossen  pachlichcn  und  formellen  Mfmpeln  des  leider  in  flüchtiger  Vielschreiberei 
untergeht üdeu ,  aber  kenntnitjaraicben  und  ureprünglich  niclit  unbeuabten  Verfassers, 
nach  hier  noch  einige  bessere  Seiten  bewahrt,  in  einztlncn  ^uten  Brmcrkungen,  K5r- 
nern  unter  einer  Spreu  von  Nichthingehörigem,  und  immerhin  vielerlei  literarisches 
Material  in  Citaten  vorführt.  —  Eiüa  Art  fioanz-  und  stcucrwissenschaftlicher  Grund- 
rlas  ist  svoh  die  Schrift  ven  Haber- Weissenbach,  ,4as  Staatobedatfrdeekangs- 
Wesen  (Stcuerwesen)  in  seinen  realen  Grundlagen  wissenschaftlich  entwickelt,  mit 
besonderer  KUckäicht  auf  deutsche  Verh&ltnissc  und  deutsche  Finanirefonn*^*, 
München  1886. 

7.  Die  deutsche  (wie  die  fremde)  Literatur  Uber  Ge sc  lachte  und  Statistik 
der  Bestenerung  wird  erst  in  der  sjx. '  iellen  Stcuctlehro  (Band  III  ff.)  zur  biblio- 
graphischen Uebersicbt  gebracht,  darüber  jetzt  B.  III,  über  Alterthnm,  Mittelalter 
und  Neuzeit  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  S.  13,  18,  21,  S'ö  fi*,  und  in  den  einzel- 
nen Abschnitten  bei  den  dort  behandelten  L&ndern,  ferner  über  Eiisiland  und  Frank- 
reich ebendaselbst.  Einige  Nachweise  auch  in  Fin.  I  S.  54  und  in  der  1.  Auflage 
dieses  B.  II  8.  149. 

9.  Ebenso  wird  die  Uebcr?i«:ht  über  die  Literatur  des  gegenwärtigen  Stcucr- 
wescns  der  Culfurstaaten  auf  die  specielle  Steuerlcbre  verschoben.  Ueber  die  bri- 
tische und  französische  gicbt  Band  III  an  betrcU'under  Stelle  viele  literarische 
Kachveisangeii.  S.  sonst  die  reiche  Bibliographie  im  Finaiunrchir. 

§.  12.  —  VI.  Zur  Bibliograp  h  ic  der  fremden  theo- 
retischen Literatur.  Sie  steht  biblu  i  scboü  an  Umfang  und 
doch  wohl  auch  an  Werth  hinter  der  deutschen  zurück.  Neuer- 
dings nimmt  aber  auch  sie  einen  Autschwuug,  zum  Theil  deutlich 
unter  deutscheu  KinflUsseD,  so  uamentlich  in  Italien. 

S.  die  Bibliographie  in  Gossas  elementi  und  im  Eheberg'schen  (imndriss. 
Auch  hm.  I,  S.  53.   iTOr  die  neueste  Zeit  das  Finauzarchiv. 

Italienische  Ulentar:  0.  A.  Broggia,  tiattsto  di  tiiboti,  Nspeli  174S  (Clas- 

sici  italiani,  parte  antica  lY).  —  Allgemeinere  finanzvissenschaftlichc 
Werke  (zum  Theil  nach  Cossa,  liuauze,  4.  ed.  p.  177).  ~  De  LQca,  scienza  dclle 
finanze,  Napoli  1858.  Marescotti,  le  liuanze,  Bologna  1867.  —  Zeppa,  la 
scienza  finanziaria,  Flreuzc  1870.  —  Giofanelli,  della  scienza  flnanziaria  vol.  L 
Roma  1877.  —  Mörpurg:o,  la  finanza.  Firenze  1877.  —  !'oi-'-\rdo,  i  principii 
dclla  scienza  a  dcU  arte  dcUa  lioauze,  Toriuo  18S4.  —  Mar/iauo,  comueudio  di 
scienza  delle  finanze,  Roma  IbSG.  —  L.  Cossa,  scienza  della  finanze,  4.  eo.  lnülano 
1887  (vol.  III  der  primi  elementi  di  ccouomia  politica).  Deiitsclie  Bearbeitone  indem 
genauuteu  Grundriss  von  Eheborg«  ituapp,  scharf,  b^er  ürundriss.  —  üoucali« 
oono  elementare  di  scienza  finanziaria,  p.  I.  Fftnna  1887.  —  G.  Riccn-Salerao« 
scienza  delle  finanze.  ;nianueli  Barb-'ra  II  ,  Firenze  18SS.  —  ügo  Mazzola,  i  dati 
scientific!  deila  finanza  publica,  Koma  1890  (vielfach  Ans.  bloss  an  Sa.\).  —  Speciell 
Uber  Besteuerung  (im  Allgemeinen)  (nach  Gossa  ün.  p.  187);  Gridis,  dei  Iributi, 
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Tüririü  1^*32.  —  Borsani,  il  sistema  dei  tributi,  Torino  185Ü.  —  Dufour,  delle 
imposte,  Cieriova  isiil.  —  Pallavicino,  teoria  sulle  imposto,  Torino  1805  (Rivista 
coutemporanea  ful.  XL).  —  Pescatore,  U  logic&  delle  imposto,  Torino  lbii7.  — 
BeBT«Dati,  le  imposte,  teoria  e  prmtioa,  HUano  1869.  Zeni,  le  impoato,  F«Rtn 
ISC'J.  —  Bacr,  av  i-  .  Timposta,  Torino  1871.  —  Franconi,  sulie  graduali  ri- 
forme  d^^i  '^i^ieini  i  tribuurii ,  Napoli  1875.  —  Alessio,  »aggio  sul  sistema  trihnta- 
rio  in  iuli^,  Torino  1883  11'.  —  Andere  italienische  Steaeiscbriftcn  Uber  Kinzelnes 
s.  bei  Gossa. 

Französisolio  Literatur.  S.  ftlr  die  Bibliographie  die  Artikel  im  Say'solien 
dicnonoaire  de  linance?.    Vofi  (Im  französischen  theor»»{ischftu  KatiooalOkoiiomcn  ibt 
auaaor  dem  »cUun  erwühutcri  Laaurd  (princip<^  d'econoinio  poiitiuae,  Pariä  1801) 
beaonden  Sissiondl  m  nenoen,  der  ron  seinen  zeitgenOesiachea  i^dsleiiten  (bez. 
Sprachgenössen)  immer  der  bedeutendste  bleibt.   S.  seine  noufeaux  princip<^s  d'cco- 
ßomui  politifiue  (2.  cd.  Paris  l^i'T)  rol.  II  livre  6  de  Timpot.  Systcraatisrhe  utiilassen- 
durc  Werke  über  Finanzen  und  Bcateuerung  treten  erst  in  neuerer  i^eit  melir  auf.  — 
de  Monthiou,  qaeile  inflaettce  ont  les  di?enes  espdces  d'bnpdts  sar  la  nioialitÄ, 
ractivit«-   et  l'industrie  des  peaples?  Paris  1808.    Deutsch  von  Zimmermann, 
Glessen  ISll. —  Christian,  des  impositions  e.i  de  lenr  inflacnn'  siir  l  iiidiistrie  etc. 
Paris  lbl4.  —  Neuere  allgemeine  linanzwisscu&cbaftlichc  Werlte:  J.  Garnier,  traitc 
de  finaaces  4.  6d.  Paris  1882.  —  Gandillot,  priacipes  de  la  science  de  finaaees, 
Paris  1S74.  —  Jetziges  Hauptw^erk:  P,  Leroy-Beau lic u ,  traite  rl    la  science  des 
fmances,  2  starke  Bände,  Paris  1S77,  3.  /d.  ISS.^.  Zugleich  eine  Art  kritischer  Com- 
mentar  des  französischen  Finanzwesens,  uut  Kxcuräen  in  handelbpoiiüsche  Fragen. 
Wiclitig  ftlr  die  allgemeine  SteoarJehr»  und  die  noch  heriscbande  Ansicht  der  fiaa- 
zösis'  hen  Theoretiker  über  Besteuerung.    Allgemeine  principielle  Errjrt.  rungen  über 
Steoem  gehen  voran  und  leiten  die  einzelnen  Abschnitte  ein.    Sie  enthalten  viel 
Treffendes ,  erheben  sich  aber  doch  im  Ganzen  wenig  Uber  das  Niveau  der  .Uteren 
ihnlicben  Betrachtungen  TOn  Smith,  Say  und  deren  Schule.   Von  der  „socialen** 
Auffassung  der  Eesteuerang  ist  keine  Kede  (z.  B.  bei  der  Erbsrhaftssti  uer).  Die 
Beweisführung  in  den  nationaiökonomischen  Puncten  bewegt  sich  ganz  im  Gleise  der 
engen  privatvirthscbaftlichen  Betrachtung  der  Volkäwirthschaic    Hier  und  sonst  zeij^t 
sich  doch  deutlich  der  Mangel  einer  principiellen  Erörterung  und  eines  umfassen- 
den systematischen  Aufbaus,  wonach  die  nenerc  dentsclie  Wissenscliaft  strebt. 
Die  reichhaltigsten  Materialiensammlungcn  und  Speciaiuntersuctiungen  verlieren  ohne 
diese  Grundlage  einen  grossen  Theil  ihres  Werths,  Vieles  schwebt  dann  ganz  in  der 
LnfiL  —  Im  Allgemeinen  ist  ferner  auf  dss  allerdings  ftbenriegend  der  speci eilen 
Steuerlehre  angohörige  grös?artige  «lictionnaire  de  financ^s  zu  verweisen ,  das  unter 
L-  Say 's  Direction  von  Foyot  und  Lanjaiiey  herausgegeben  wird  und  das  reich- 
baltigste,  wie  sicher  eines  der  besten  bezuglichen  Werke  zu  werden  verspricht.  Bis- 
her (Herbst  1SS9)  ist  aber  ent  der  erste  &nd  fertig  (nur  A — D  umfassend).  —  Aus 
der  allgemeinen  Besiouerangsliteratur:  E.  de  Girardin,  de  Timpt'jt,  6.  6d. 
Paris  1852.  —  Proadhon,  th6orie  de  l'impot,  Brnxelles  1861,  2.  6d.  1868.  — 
Walras,  thöorie  critiqne  de  Fimpot  Paris  1861.  —  Cl6mentine  Koyor,  th6o- 
rie    de   Fimpnt  et< .    Paris  1802.   —  Besonders  hervorzuheben:    Esqniron  de 
Pariea,  traite  des  impüts,  consid6r6s  80U3  le  rapport  histiiri<iuo,  6conomique  et  poli- 
tiqoc  ea  France  et  k  letranger.  4  vol.  2.  cd.  Paris  1866—67.   Daxo  auch:  Der- 
selbe, Iiistofre  des  imp6ts  g^neraux  snr  la  propri6tÄ  et  le  rerena,  Paris  1856. 
Reiche,  sorgfältige,  durchdachte  Werke,  die  Nenmann  (Conrads  Jahrbücher  Bd.  36 
S.  573"  mit  Kecht  rtlhmt;  gIpi"!iwoM  nach  dem  Gesammtstandpunct  doch  noch  mehr 
als  Leroj-Beaoliea  zu  bemüngein.   Der  Autor  kennt  auch  dentscho  Literatur  und 
Yerldtttnisse.  —  In  dem,  Ton  mir  Ira  S.  Bande  bei  der  DarBtelliing  der  französischen 
Besteaemng  oft  angeführten  Werke  von  Vi  - ues,  traitö  des  impöts  en  France,  4.  M. 
Paris  ISSO,  behandelt  Band  II  auch  die  Tlieorie  der  Besteuerung  mit.  —  J.  Bonn  et, 
qaestioQ  des  impOts,  Paris  1878.  —  Ausserdem  namentlich  die  französische  (und  bei- 
|inch^  Literatur  über  Einkommensteuer,  daher  die  oben  8.  25  und  in  Band  III 
S.  3<9  genannten  Schriften;  auch  Heuschling  (belgischer Statistiker)  l'impAt  sor  le 
rcren'j,  Pr\n>  et  Bnixelles  1ST3,  Denis,  I'imp6t  sur  le  levenn  (Bericht  u.  s.  w.  an 
den  Brdäscier  Gemeinderath),  Bruzelles  1881. 

Die  englische  Litemtor  Uber  Finanztheorie  und  Stensrlehre  ist  veder  sehr 
vnfiMeod,  Bocb  aachlieh  herronagend.  Im  Anschluas  an  A.  Smith,  Ricardo 
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werden  gowöbulich  in  den  systematischen  Werken  über  Politische  Oekonoioie  einige 
Aubfuhruugcu  Uber  Finanzen  und  insbesondere  Uber  Besteuerung,  ToUttwiitiiflchaltlicbe 
Wirkunp-f  ii  (r.  IiL'rwalzuii£^sfra2-L-\  Arten.  Prinripien  rler  Sfen^rn  u.  s.  w,*  gegeben, 
mekt  sehr  allgemein  und  abstract  gehalten,  nach  der  herrschenden  Methode  der  spe- 
ciUatirm  Dedaction.  Ueber  Mtll  (priuciples)  fit  muk  in  dieser  Hluicht  kaum  mehr 
htnnusE^elinrnmen;  gewisse  sociale  Gciichtispuncte^  (z.  B  biMiii  Erbrecht)  sind  bei  ihm 
bcmerkeaswerth.  Specielte  Werke  über  Finanzen  und  insbesondere  aber  Besteaerang: 
Hac*Giilloch,  a  treatise  on  tiie  principlus  and  practical  fntfaenee  of  uzatioii  aod 
dl«  fundinc:  System,  London  1845,  3.  cd.  1S68.  —  Buchanan,an  inqair>'  into  the 
taxation,  Edinburgh  1^44.  —  Cliffc  T.cslie,  on  linanrial  rof irm  ,  in  (U'ti  Cobdeu 
Club  Essays  IS7J — 72  (u.  A.  gute  kriiischc  Bemcrkuü{;cH  über  die  riribÄclialtliclHui 
Störungen  durch  die  Vwlwauchsstcueru),  deutsch  von  Brömel,  Berlin  1872.  —  (Das 
Werk  von  K,  (Jiffon,  essays  in  ßuainc,  London  1S*>Ü  urul  2.  Sorii-  London  lh8G, 
handelt,  in  eiuem  andereu  ak  dem  auf  dem  Couunente  noch  allein  ublichoD  Hiaue 
„Finanz",  fint  nur  Ton  and«ron  natioDalökonomisclieD  Fragen,  des  Handels,  des  Münz-, 
B:iiikw-('Siii3,  der  Arbeiterl.tgc  u.  >.  w.;  nur  im  1.  Bande  ein  Aufsatz  über  taxes  on 
land,  mit  Untersuchung  der  concrcten  engli.Hchen  Verhältnisse).  —  Viel  umfassender 
und  bedeutender  ist  die  englische  historische  Literatur  und  diejenige  über  Stcoer- 
rcformen  und  practischc  Gestaltung  der  fiesteucning.  8.  dartlber  die  Angaben 
im  Bande  III  die  Wi  rk>.  im  Abschnitt  von  d.  r  britischen  Besteuerung.  Auch  in 
doQ  englischen  Keviews  werden  vielfach  und  uii  vorzüglich  Steuerfragen  behandelt, 
wobei  auf  tlieoreifaehe  vnd  f»rincipieUe  Poncte  eing^^gen  wird. 

Grössere  Th&tigkeit  zeiirf  sich  neuerdings  wieder  in  der  hollindisch en  Fach- 
literatur, wo  Pierson,  Carl  van  der  Linden  u.  m.  a.  zu  nennen  sind.  S.  beson- 
deiB  des  letzteren  leerboek  der  Finttdön,  de  tlieorie  d«r  belastingen.  's  OiMenliage 
1SS7.  Besprechungen  hoUlndischer  Scbriflen  uebi&cli  in  CSonrad's  JahrbHelieai  von 
Tan  der  Borflit. 

FUr  diese  und  für  die  Literatur  in  audercu  Sprachen  (spanisch,  portugiesisch, 
rns^di,  polnisch,  ungarisch,  griechisch  u.  s.  w.)  s.  die  bibtioftaphischen  Nach« 
woi<:tingen  in  Coss'i'h  SVhrift  S.  178,  188  und  neueste  Encheiaangan  seit  1884  in  der 

Bibliuirraphi«  im  Finanzarthiv. 

13.  VII.  Rechtsphilosophische,  theoretisch- 
politische  und  staatsreohtliclie  Literatur  Uber  Be- 
gteueruDg. 

Was  die  Kecbtsphilosophieen  ilir  die  Begründung 
der  Besteuerung,  bez.  der  Steuerp flicht  des  Einzelnen  geltend  machen, 
folgt  aus  ihrer  Auffassung  des  Wesens  des  Staats  und  seines  Ver- 
b&ltnisses  zur  Bevölkemng.  Die  neuere  arganische  Staatslehre, 
im  Untersehied  von  der  Theorie  des  ehemaligen  Natorrechts  Uber 
den  Staatsrertrag  n.  dgL,  hat  hier  das  Richtige  gefunden.  Die 
AasftthruDgen  der  Reehtsphilosophen  Aber  die  Besteuerung  und  be- 
sonders über  die  Steaerrerdieilung  sind  aber  sehr  dQrftig  und  ent- 
behren, wie  so  oft,  der  sebärferennationalOkonomischen  Begründung. 

YgL  z.  B.  Alirens,  Natarreebt  6,  A.  II,  466  (Piincip  der  Bestenerong:  alle 

Bürger  nach  d.,  ni  Ycrhaltniss  ihres  Einkommons;  miissig^  )>ro^:rc'S5ivc  Besteuerung-  ge- 
rechtfertigt, da  die  Stcucrfähigkeit  stärker  als  das  Einkonimeu  wächst).  —  Tren- 
delenburg. Naturrecht  2.  A.  (Resteucrung,  Aufgabe  der  distributiven  Gerechtigkeit, 
ICaass:  zuerst  die  Leistungsfähigkeit  der  Einzelnen,  mit  einigen  wcitoron  >i-hr  hI1i;o- 
mein  gchaltouen  Ausführungen).  —  Stahl,  ßechtsphilosophie  '2.  A  II,  2,  S.  419  II. 
(noch  am  Besten:  Uechtsgruud  der  Steuern,  üchlecbthiu  die  luterthaneuschaft',  dop- 
peltes Princip  der  Besteaerong :  sie  sei  bestiinint  äntch  das  Verhkltniss  derTennOgen* 
erzenpernli'ii  SorietSt  al*;  oin-^s  ortanischen  Ganzen  und  durch  das  Verhliltniss  des  Ein- 
zelnen als  berechtigter  Fei'sOniichkeit,  die  Uberali  selbst  Zweck  nei}  Akunomisch  Uu- 
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klares  Obor  den  Maassstab  der  Besteueratig,  S.  422;  Polemik  gegen  diu  von  der 
„ntioDalistisch«!  Stoatabbre''  als  die  remunftgemisse  aufgestellto  Vermögens-  und 
ntae  Cokoaunensteaer,  8.  425).  Vgl.  aacii  die  ^ondiscbcn,  aber  gei«tvoUon  und 
m  E.  rirhtT!]:en  Bemerkungen  über  Besteuerung  nach  hor  ialen  Gosicbtspuucten  in 
V.  Ilicfing,  Zweck  im  Recht,  I,  52U.  Einzelnes  aus  den  Auffassungen  neuerer 
PhikMopheo  in  Kewano  s  Aofiwte  in  Gonnul'fl  JnbrbllGlMni  Bd.  35  (N.  F.  1\ 
S.  357  fr 

Aaeh  die  Schriften  ttber  Theorie  der  Politik,  allge- 
meines Staatsrecht  und  dergl.  beschäftigen  sich  mit  der  Be- 
grVDdang  der  Bestenernng  und  mit  AnfsteUmig  allgemeiner  Grand- 
sfttze  dai^r,  bleiben  aber  gewöhnlich  ebenfaUs  zn  sehr  bei  einigen 
allgemeinen  y  wenig  sagenden ,  Tersehiedenster  Anslegnng  fllhigen 
Sätzen  stehen.' 

8.  z,  B.  Blnntscbli,  allgemeines  Staatoiecbt  5.  A.  8.  518  IT.  (ADerite&nnnf 

des  Grand.> :it/('s  der  öffentlich  rociulichcn  Steuorpflicht ;  über  Allgemeinheit,  Glcich- 
uässigkeit,  progressive  Bcstcucrnng  nicht  unbedingt  abgelehnt,  wenn  man  vom  Rechte 
des  Staates  ausgehe.  S.  527).  In  den  „prac tischen"  Politiken  wird  luehr  vom 
Steucrbewüligungsrccht  gehandelt,  so  z.  n.  von  Escher,  II,  241,  womit  dann  der 
üebergaug-  zur  folgenden  Kategorie  ron  Scbhften  gebildet  wird. 

Der  Mangel  einer  Lehre  Tom  Staat  n.  s.  w.  als  eines  Hanpt- 
Organs  gemeinwirthschaftlieher  Functionen  macht  sieh  m.  £. 
in  allen  bisherigen  Schriften  der  Politiker,  Rechtsphilosophen  n.  s.  w. 
deutlich  ftlhlbar. 

Das  Staatsrecht  kommt  fbr  die  Finanzwissenschaft  vomem- 
lieh  in  zweierlei  Beziehangen  in  Betracht:  einmal  weil  das  posi- 
tive Stenerrecht  ein  Bestandtheil  des  Öffentlichen 
Rechts  eines  Landes  ist;  sodann  weil  die  eoncrcte  Gestaltung  der 
Besteuerung  mit  der  politischen  Laiidesverl  assnng,  dem 
Stän  de  wesen,  dem  Steuer b e  wi lligung si  echt  des  Volkes 
oder  seiner  Vertreter  eng  zusamnieuhäiigt.  Auch  in  allen  Steuer 
politi.schen  Erörterungen  de  lege  ferenda  muss  die  Finanzwibseu^ 
Schaft  rpfrelrnässig  an  das  bestehende  .Steuerrecht  anknUpfen.  Für 
uns  handelt  es  sich  vornemlich  um  das  deutsche  Staatsrecht, 
für  welches  aut  die  betreffenden  neueren  Lehrbücher  und  ;S)^&teme 
zu  verweisen  ist. 

Vjil.  Pvim!  in,  3.  Ich  nenne  liitr  nur  die  bekannten  Werke,  welche  von  mir 
öfters  beiiuut  werden:  H.  A.  Zachariä*a  deuüicbeä  Staats-  und  Bnndesrocbt, 
T.  Rönne's  nnd  Laband'a  Werke  Qber  deatscbes  Beidisnebt,  Sehnlse's  und 
Oeorg  Meyers  tlber  deutsches,  v.  Könne's  und  Schulzens  Uber  preusäischcs, 
Pözl's  und  SeydcTs  über  haierisches,  Gneist's  tlber  englisches.  UIhrich's 
ttUor  &>terreicbisch^  Staatsrecht  und  im  Allgemeinen  das  grosse  in  ^  oibiuduii;;  mit 
fielen  F^dunAnneni  tob  M arqnardscn  henrasgegebeDe  H&odbudi  oticntlichcn 
Rechts,  awh  für  die  ansscnlcntscliL-n  W  elke,  wo  überall  in  Kurze  auch  das  öirontliche 
Finanz-  uud  b  teuerrocht  behandelt  wird.  Vgl.  auch  Fr  ick  er,  die  Matur  der  Stuuer- 
ferwilligung,  Tobiogcr  Zeitscbrlit  1861.  —  Uebenicbton  ttber  die  Entwicklang  und 
L'i7:enwärtige  Gestaltung  der  Besteuerung  einzelner  Länder,  mit  nSlierer  Beznirnahme 
aoT  daa  geltende  bteueirccbt  geben  regelmissig  auch  die  Werke  aber  den  Staats- 
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haashalt  eines  hntr^  fi  nden  Landes.  S.  darüber  die  bibliograi)hisf  !ien  Angaben  in 
Fin.  I,  55 — 57,  die  i)rgäu2ungen  daza  in  Band  III,  3  und  4.  Seitdem  q.  A.  hinzu- 
drekonoieii:  tobe,  Staatshaoshtlt  des  KOnigroiclis  Sachsen,  Leipzig  1SS9. —  t,  Phi- 
lippovich,  der  badische  Staatshaashalt (18()8—Ö9),  Prcibarg  1889.  —  de  Clcrqn, 
les  finances  de  l'enjpirc  de  Rassie,  Amsterdam  ISSti.  —  W  <Mtcn'  Darstellangcn  der 
Finanzen»  Stenern  oder  Steaeiigruppen  einzelner  Lander  mehrfach  im  t'inanzaiKhiv. 

Die  Tonosgehenikii  Utemtuniachireisaiigen  betreffen,  wie  schon  ohen  s.  2  be- 
merkt, die  Gebühienlehre,  thcilveiso  auch  die  speciclle  Stcuerlchre  mit.  Sie  finden 
in  den  diese  beiden  Lehren  behandelnden  „Bilehern"  dieses  Werks  aber  nocli  manche 
Ergänzungen  im  Einzelnen.  Die  gegebenen  allgcmcineron  Charactcristikcn  von 
Lftentaniehtnngen  nnd  Beurthdlnngen  einxelner  Antoren  nnd  Bttcher  werden  im 
Folgenden  natarlich  nicht  wiederholt,  sind  ?ielfflehr  öfters  zum  Yefstftndniss  dessen, 
was  rciter  über  einzelne  literarische  BcwegTinE^cn  und  Erscheinungen  gesagt  werden 
wird,  als  bekannt  Forauszosetzen.  So  nafflcntlich  zunächst  im  folgenden  ?ietten  Buche 
von  den  Oebohren,  ein  GegeoatMid,  dessen  liteairische  Behandlung  auch  mit  derjenigen 
der  allgemdneii  Stenerlehre  vielfach  nahe  msammenh&ngf. 
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Gebührenlehre* 

§.  14.  Literarische  Nach weisuugou.    FUr  die  phncipielie  Auffassung: 
und  Sclieidiinf  der  OebUhien  eiDer>,  der  llbrigea  ordentlicheti  Einnahmen  andrerseits 

ist  der  1 .  Band  7M  vcri^leichen,  vo  aach  bereits  die  Auaeinandersetzung  mit  den  theti« 
weise  übereinstimmenden,  theilweisc  ab'«reichenden  Auffassungen  und  Classifirationen 
anderer  Autoren,  wie  ümpfeubacb 's,  v.  liöck'»,  Ücbo  brasof  f's,  be^nderä 
L  r.  Stein 's:  Fin.  I,  3.  Buch,  1.  Kapitel  (in  der  3.  Auflage).  Daselbst  äpeciell  Uber 
Gebühren  im  Allgemeinen  mit  weiteren  Literaturangaben  §.  201,  204 — 20S. 

Von  Fraherea:  v.  Sonuenfuls,  Fiu.  Abüchu.  IV,  „von  zufälligen  £in> 
kauften**  §.  II]  £  (besonders  aneh  Uber  Abgaben  bei  Becbtegeechftften,  Eigentbams- 
wecbsel  u.  s.  w., —  also  Steußrn,  mit  luancli.-ii  richtigen  Bemerkunj;''iiy  —  v.  .Tiigti, 
SUatswirthscbaft,  2.  Auä«,  unterüchcidet  bereits  deutlich  das,  was  wir  jetzt  Gebühren 
neaneo,  als  ISnktinAe,  die  znftUig  bei  der  Ansttbnng  der  Seichte  der  obersten  Gewalt 
abfallen,  seine  vierte  Clas^e  der  ordentlichen  StaatseinliUnfte ,  wobei  er  die  Regalien 
als  zweite  Classc  besonders  stellt,  s.  II,  i?.  70.  71.  308  ff.  —  v.  Jacob,  Fin.,  handelt 
über  doä  (jubilhrcnwe^cu  noch  nicht  iu  äyätcmalischem  Zusammenhang,  berührt  es 
aber  an  verschiedenen  Stellen  seines  Werks.  Ihm  wie  Andern  präjudicirto  der  alte 
KogalbogrilF.  Vgl.  I,  §.  321 — 323  über  diü  Benutzung  der  Justiz  und  Polizei  als 
Finanzquelle;  besonders  §.  687  ü.,  wo  ein  Thoil  der  sogenannten  Gebühren  und  mit 
ilinen  etwa  verbundenen  VerkehrBstenem  ab  eine  ,jEireite  Claase  vonConsnnitionfl- 
auflair.M)**  1>ehandi  lt  wird,  mit  Uan^r  Ilerv'orliebunijr  des  G-jbalirenbej:  ri'I'^  lUid  des 
Ucbergaugs  der  Gebühr  in  die  Steuer  in  ^.  6bb.  S.  auch  die  Erläuterung  zu  ^.  lis9  Ii., 
S.  572  fl'.  (Danach  ist  Stein,  Fin.  3.  A. ,  S.  269  zu  berichtigen.)  Den  Stempel 
als  eine  E  rhobungsform  L-rnilhnt  J'acob  richtig,  aber  nur  ganz  kurz  in  II,  §.  1209 
1254,  in  dem  3,  Buche  von  der  Finanzverwaltuiig.  —  Fnlda,  Pin.  §.  132  ff.  (zufällij^e 
EialtOnfte).  —  Schön,  Fiu,  S.  S7,  Stempel  als  eine  der  drei  Hauptt'ormen  der 
indirecten  Steuer.  —  r.  Halchos,  Fin.  Fin.  I,  §.  31  (bei  den  sog.  Fiscirechtcn), 
besonders  aber  §.  62  CT.,  wo  wieder,  wie  von  v.  Jacob,  das,  was  wir  heute  ..fle- 
bahren''  neuneu,  als  eine  erste  Art  deriudirecteu  Steuern  b^eichuet  wird:  „solche, 
die  für  die  Benntzong^  and  den  Genuss  aUgemdner  oder  besondrer  Offentllcber 
Anstalten  oder  aus  Anlass  von  beiden  entrichtet  werden''  (S.  299),  mit  richtiger 
Specialisirung-  in  03.  ^.  301.  dann  §,  C4,  nur  ohne  s-enügende  Scheidung-  von 
Gebühr  und  Sicuer.  Glcichwolil  ist  angesichts  dieser  Anslührungcu  dio  Bemerkung 
ron  Stein  a.  a.  0.:  „in  den  früheren  Werken  von  Jacob,  Malchus,  Lötz  u.  A. 
kommt  ksrom  das  Wort  (Gebühr),  geschweige  die  Sache  vor"  ganz  unrichtig 
(wiederholt  von  Stein  noch  iu  der  5.  Aufl.,  II,  1,  S.  2531).  —  J.  G.  Iloffmauu, 
Lehre  von  den  Stevero  8.  22;  besonders  S.  417  fr.  «ber  „^empebteoern"*  (Verlcebrs- 
Stenern  und  (iebahrun>. 

Hau,  Fiu.  I,  §.  227—246,  „Einkünfte  von  Gebubreu",  als  3.  Abschnitt  nach 
den  PilTateftrerb  (1.  A.),  den  EinkOnflen  ans  Hobbeitsrecbten  (2.  A.)  nnd  m  den 
Stenern  (4.  A.)  des  2.  Buchs  „Staatseinkünfte".  Rau  hat  hier  zwar  das  Wvscu  dei 
Gebühren  und  ihren  Unterschied  von  den  Steuern  richtig  erkannt.  Es  fehlt  ihm  aber 

A.  Wagnor ,  FiJUiuwiaMUscliatt.   Ii.  2.  Autt.  9 
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die  scharfe  priucipielle  Scheidung  zwischen  Gebühr  und  Steaer  (Vorkehrsstener),  der 
Stempel  wird  nicht  deollieh  genüge  bloss  aU  ErhcbasglifllEm  von  Abgaben  auf- 
ffefa'-^t.  in  i\rv  D  iistellnnp:  werden  (Jebtlhren  iinr!  Stenern  vermengt,  das  System  der 
Gebuhren  ist  mangelhaft  und  unvoLUtäadig.  Die  einzelnen  Abgaben  werden  mehrfach 
falsch  beoTtheilt,  so  das  Hegrii^or-Abf^rabonveseii  (Enregistremeni,  §.  236).  die  Erb- 
srlirifrs,.pcbühr".  §.  2"T.  Die  von  1?nn  unter  den  Kep-alien  in  seinem  2.  Ahsrhnitf 
bei>procheaeii  Eiurichtungeii  der  Post,  Telegraphie.  MOuze  sind,  üoweit  sie  libcrhaapt 
in  die  FinanzvjssmschaHt  gshAien,  in  die  Oebohrenlebre  eiatnbeziehen. 

Von  Noneren:  Uinpfenbacb,  Fin.  T,  §.22—44  der  1.  Anfl.,  ,,die  Gebttliien- 

erhcbung",  in  ri'  liti?  zusammenfassender  ßehandlang  und  mit  ri' litiirrr  Kin^tollnng 
sogen.  Regalien,  wie  AlUnze,  Post,  Telegraph,  in  die  GebUhrenzweige;  übor  meine 
titw&ä  abweichende  Behandlung  der  Eisenbahnen  s.  meinen  1.  Band  nnd  die  Be- 
tiii  rkangen  unten:  in  der  2.  Aufl.  behandelt  Umpfenbach  den  Gegenstand  in  §.  42  II'., 
einseitige  Betonung  des  Moments  der  .. Kosten ersetzong"  im  Begriff  der  Gebtihr  (S.  9S). 
—  E.  Pfeiffer,  Stiatscinnahmcn  I,  Theil  V,  S.  294—351,  sachlich  vollständiger 
als  die  meisten,  aber  ohne  genügendes  System  und  in  der  Gosammtaoffabsung  ein- 
seitig, M(ln;!e,  Pn-t.  T<  liM_rr,i|iIi.  vt-h  Eisenbalinr'n  im  v..raiis£:ehenden  4.  Theil  unter 
den  „MoDopoIeu"  (!).  Die  Darstellung  verdient  nicht  das  grosse  Lob,  das  ihr  Stein 
(selbst  noch  in  der  5.  A.  II,  !,  S.  263)  si)cndet  —  y.  Hock,  öffcntlicho  Abgaben 
§.  4,  §.  33,  84  ,.Knfi?'  lto  für  besondere  Dienste"  (eine  von  Hock 's  ..ürsteuern'*), 
unterschieden  von  den  hauptsächlichen  Verkeil rssinicrii.  die  er  als  „Erwerbsgebührca" 
(§.  31,  32)  behandelt.  —  Laspcyres,  Artiiiel  iStaalswirthschaft  in  Blnntschli'e 
Staatssröiterbuch  X.  0.3.  —  Bergius,  Fin.  2.  A.  §.  49  (Sportein  und  Stempel),  §.  89 
(9ti*fjf<rn  versrhieiii'ii.  r  Art),  Post,  Miitjze  u.  s.  w.  unter  Kegalien,  —  keine  Spur  eines 
wissenschaftlichen  Systems.  —  Eisenhart,  Kunst  der  Besteuerong  (Berlin  18G8) 
8.  9  ff.  (richtif  nnd  gut).  —  A.  Held.  Einlommensleoer,  Bonn  1872.  S.  5  ff.  — 
Maurus,  moderne  Kcsti^neiiuiir.  Hi-idi  llxTir  1S70,  5.  Kap.  „Bestonordng  vinf  fJrand 
der  Benutzang  von  aligemciucn  Staat^anstaltcn"  S.  125  (f.  (Gebahrcn  und  Steuern, 
nach  Erbsteoer  zasanmen).  —  M.  Wirth,  Kational-Oekonomle  II,  (3.  A.).  519  ff., 
Uber  Kegale  514.  —  Vgl.  auch  K.  Waleker,  Selbstverwaltung  des  Steuerwesens, 
Berlin  1869,  H.  ä  und  §.  2.  —  AI.  Meyer,  über  Stempelsteuern,  in  Faucher's 
volkswirthachaltiicher  Vierteljahrschrilt  1864,  III  (VID,  51 — SO,  allgemeine  principielle 
Kechtfertigung  der  Stempelsteuern  als  gerecht,  weil  der  Staat  für  eine  Leistung  eine 
Gegenleisfun<r  pi^Trilhrf» .  also  Befontinsr  <].■>  Gc b  n  Ii  re  n  clinracfors  »iioscr  Stenern,  aber 
mit  einseitiger  l'i'bcrtiviljiuii; ;  rliaractenütisi-he  Anffa-siini^  (]>t  iTeiliainIrlsschuIe. 

Eine  Förderung  und  Klärung  der  Gebuhronlehre  und  der  Lehre  von  den  Vci- 
Itehrssteaem  ist  L.  v.  Stein  zn  verdanken,  besonders  die  scharfe  Trennung  des 

Gebuhren-  und  Steuerprinrijii-,  iJir  Ausscheidung  dor  ..VerkohrssfnMni"  ^ns  den 
Gebuhren,  die  Auffassung  des  Stempels  bloes  als  Erhebungsform.  Willkürlich 
bleibt  noT  seine  neue  K cga Ii en lehre  und  die  Trennung  dieser  sogenannten  iiegalien 
von  den  Gebühren.  (S.  dagegen  Wagner,  Fin.  I,  §.  149,  204  ii.):  ein  Haaptdifferenz- 
punct  unserer  fmaiizwissenschaftlichcn  Systematik.  Die  Bemerkungen  von  Sax.  Yer- 
kehrsmitiel,  Wien  1S78,  I,  Sü  Note,  gegen  mich  und  für  Stein  erkenne  ich  zum  Theil 
als  richtig  an,  nur  folgt  nicht,  wieSax  selbst  zngiebt,  dass  man  Stein's  Aoffansang 
sich  aIl^chliesscn  ml^'^'  :  die  „rega1isir(en"  Thätigkeiten  sind  Katcgorieen  do=!  posi- 
tivtiu  ßechts,  aber  die  Eiuuabmcu  daraus  keine  selbständige  fiuanz wissen- 
schaftliche Kategorie  mehr.  Meistens  gehören  sie,  wie  icli  im  1.  Bande  schon 
begründete,  zu  den  Gebühren,  sonst  zu  den,  in  besondrer  Form  <  rholienen. 
Steuern.  Dnrcluius  stimme  ich  Stein  bei  in  der  Scheidung  der  Gebühren  und  ( Ver- 
lieh rs-)Steaern,  theilweise  auch  in  seiner  Theorie  der  Verkehrssteuern,  wie  er  sie 
venigsteus  früher  (nicht  mehr  in  den  neuesten  Auflagen)  vertrat.  Aber  diese  Theorie  ist 
zu  einseitig  ab«^oItn  aufgestellt  und  bedarf  auch  in  ihrem  an  sirli  rirhfiir.  n  Kern  einer 
Correctur,  sowie  einer  weiteren  Ergänzung.  S.  darüber  unten  die  Steuerlehrc.  Fiir  die 
Gebtlhren  sind  die  8  Abschnitte  8tein*s  zn  vergleichen:  3.  A.  Regalien  S.  229—264. 
Gebuhren  265—296,  Verkehrssteuer  519—533,  5.  A.  II.  1,  S.  24*^  f?'.,  ,n07  ff..  IT.  2. 
S.  210  if.  Es  characterisirt  übrigens  Stein's  oben  erwähnte  fluchtige  Manier,  wenn 
er  z.  B.  auch  noch  in  der  5.  Auflage  (II,  I,  254)  meine  kuizo  Berahmnf  de?  Ge- 
buhren im  1 .  Bande  mtnixs  W  erk.s  erwähnt,  sogar  rühmt,  die  eingehende  Darstellung 
des  Gebuhrcnwesens  im  2.  Bande  aber  offenbar  gar  nicht  Irennt 
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Besonderes  Verdienst  um  die  Uerau^estaltnng  des  GebUhrenbcgrifTs,  sowie  auch 
nn  die  Ontencheidang-  von  Gebühren  nnd  Beitrig^  hat  sich  neuerdings  Neumami 
erworben,  so  schon  in  seiner  Srlirife  nher  die  progressire  EinkoDiincnsteupr,  «lann  in 
seinen  späteren  oben  S.  2ü  genannten  Arbeiten,  die  rielfach  diesen  Pnnct  bortihren. 
S.  jtat  nftmendich  Nanmaiin^  «vStener"  Kap.  4  nnd  5,  auch  6  and  1,  die  Teiscliiedaien 
Pr-finitioiipn  Im  Kapitel  ■'Absrhlns'^  S.  ff.V  f^nrnnf  Ivouimr  icli  znrCirk.  Im 
Weseotlichen  stimmen  wir  doch  ttberein,  auch  in  BetreiT  der  ,4ieitr&ge"  lege  ich  eben 
nur  mehr  Gevicbt  anf  das  die«m  mit  den  Gebttkran  Okottoniseh  Geneinsame, 
Ncantann  auf  das  sie  technisch  Trennende.  Auch  in  Betreff  des  Umfangs 
des  ticbohrenvesons  trennen  uns  mehr  formelle,  als  ^achlicbe  Momente.  —  S.  ferner 
Schall,  Gebühren  im  SchOnber^'schcn  Handbuch  B.  III  (vorzüglich,  aber  mit  m.  K. 
unrichtigem  Ausschluss  der  „Gebühren"  von  Verkehisanstalten  u.  s.  w.). —  Koscher, 
Fin.  §.  22  ff.  fmit  gleichem  Ausschlnss.  aber  ohne  penUpende  Schärfe).  -  Vocke, 
Alchen  o.  s.  w.,  besonders  S.  223,  56ö  ^sachlich  nicht  sehr  abweichend  von  Neumann 
nnd  mir,  doch  auch  die  Gebühren  von  Yerkehnanstalten  mit  vstnlXngUchen  GrflndeiL, 
S.  572  ausschlicssend :  auch  systeuiatiscli  unriclitijr  die  Gcbtlhren  überhaupt  unti>r  <lie 
„Verkehrsabgabea  *  gereiht).  —  Sax.  (irundiegung,  S.  444  ff.,  472  ff.  (die  Gebühren 
eine  seiner  .„Gruppen  der  CoUectivwerthungsvorgänge**  [Finanzprincipien],  mit  richtigen, 
feinen,  aber  nicht  neuen  Bemerkungen  speetell  Uber  (lebuhreu  und  Festhaltung  der 
übertreibenden  Betontinür  einer  ünteTscheidanir  von  ..^öffentlicher  üntemehroung"  und 
„ötfendicber  Anstalt",  wie  schon  in  Sax"  „Verkehrsmitteln'  ),  —  Passim  auch  Knies, 
in  den  „FlDanzpotitiscfaen  ErOrteniiifea**.  —  Cohn,  Fin.  iNMsiiD,  besondera  1.  Bach, 
Kspitcl  .1. 

Abweichender,  selbst  in  der  jetzt  sonst  ziemlich  allgemein  angeBoromeoen 
Terninologie,  steht  Sch&ffle,  Steverpolitik,  S.  454  (f.,  der  n.  E.  mit  Unndrt 

die  Verkehrssteuem  wieder  zu  den  GcbUhreii  st  Ilt. 

Aus  der  fremden  Literatur  s.  A.  Smith,  wcalth  of  nations,  5.  Buch.  1.  Kap., 
2.  u.  3.  Abth.  pasiiui  und  2.  Kap.  l.Abth.  i)assiui.  —  Mi  II,  Politische  Oekonouiie. 
Buch  5,  Kap.  5.  —  Pariea,  traite  des  impAts.  III.  165.  —  Leroy-Beanlien, 
traif.-  de  !ri  -  ienet-  des  finaneew ,  P.iris  1S77,  I,  besonders  ch.  11,  Enregistrement, 
Stempel  u.  s.  w.  ^uber  Post  u.  s.  w.  ch.  12).  —  Garnier,  ünances  ch.  10  (Enregistre- 
mtsat  und  Stempel).  Scharfe  Trennung  reo  Gebflhr  nnd  Yerliehnsteiier  nnd  richtige 
Auffassung  der  ersten  bei  den  Franzosen  noch  nicht  erreicht.  —  L.  Gossa,  elcmenti 
di  seien za  delle  finanze,  4.  ed.,  S.  42  ff.  („tasse").  —  Eine  omiassende  werthrolle 
M«nogra]ihie ,  mit  eingehender  Behnndfong  der  Pinanzstatistik ,  Gesetzgebung  und 
Uieratur  ist  W.  B^sobrnsoff.  imputs  sur  les  actcs,  in  den  Mömoires  de  1  Acad. 
de  St.  Pt^tersh..  besonders  N.  1.  1sr,(i;  \  2.  1807,  ^periell  Uber  die  russischen  ein- 
schJageuden  Steuern,  iiichtig«  Betoimng,  dai>ij  dii;  Euiwirklung  dieser  Abgaben  mit 
dem  Formalismus  des  Rechts  Hand  in  Hand  geht 

Die  Gesetzgebung  betrifft  vielfi^rh  narh  der  pemeinsamen  oder  gl' ;  lin-tigen 
Erhebongsform  (Stempel  u.  s.  w.>  Gebühren  und  Ycrkehrssteuem  a.  dgl.  m.  zusammen, 
vas  aneh  das  wissenschafUiche  Yerstindniss  sehr  crachvert  hat  Einzelnes  ans  den 
Gesetzen  wird  unten  mit  augegeben.  Für  England  und  Frankreich  s.  im  Bande  HI 
die  Abschnitte  aber  Yeiiehrstenem,  Stempel,  Enregistrement. 


£rBte8  Kapitel. 
Allgemeine  üebtthrenlehre. 

1.  Abschnitt 

Ke^rilV,  Wesen  und  Princip  der  üebflhren. 

§.  15.  -  I.  Begriff  und  Wesen.  Gebühren  sind  nach 
unserer  Anffassiing,  in  wesentlicher  Festhaltung  unserer  frttbereii 
BegriffsbeetiiDRinng,  Abgaben,  welche  von  Binselnen  oderGmppen 
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yon  Einielneii  als  ein  specieller  Entgelt  eines  ihnen  von  einem 
9ff entlieben  KOrpei,  dem  Staate,  der  Gemeinde  oder  einem 
sonstigen  SelbstverwaltnogskOrper  —  oder  allgemein:  von  einer 

„Zwaiigsgemeinwirthschaft"  —  geleistetenDicnsts,  oder  —  even- 
tuell :  und  -  ciucr  durch  sie  v  c  i  ii  r  8  a  c h  i  e  u  A  u  s g  a  b  e  (K  o  s  t  e  n - 
provocation)  bei  der  Ausübung  einer  im  öffentlichen 
Interesse  erfolgenden  (,,  ö  fl  cntlic hen'*)  Thätigkeit  in  einer 
von  der  »ffentliihcu,  insbeson  lere  der  Staatsgewalt  einseitig  be- 
stimmten W  eiöe  und  normirteu  Höbe  erhoben  werden. 

Vgl.  Fiu.  I,  §.  204,  auch  §.  201  unter  2  und  §.  209  (S.  500  über  das 
Unterächcidungsmerkual  zwisclien  Gebühren  und  eigcntliclu  a  St^n  rnV  Ich  habe  hier 
jetzt  die  Worte  ,,iu  öflcntlichen  luteresse  erfolgende"  mit  iu  die  ÜcgriUbbeatimmang 
gezogen,  dazo  mit  darch  Neu  mann  bevogen.  Itn  Wesentlichen  habe  ich  aber  schon 
fruh>^r  dies  Moment  eheüso  aufgefasst,  vgl.  Fin.  I,  S.  4SI)  unter  2  (mirti  schon 
2.  Aufl.  S.  305  und  1.  Auü.  S.  253).  Den  bcharfeu  oud  klaren  Erörterungen  Neu- 
muitt's  (in  dem  Anfiintz  in  Hirth's  Annalen,  wie  in  der  ,3ten«i'')  in  Betreff  dieees 
Moments  des  „Öffentlichen  Interesscä  kann  ich  im  Ganzen  beistimmen,  nur  in  den 
Fol(perungen  daraus  für  den  Umfang  des  GebUhrenireäeDs  und  für  die  Classifi- 
cation der  uffeuilichen  Einnahmen  weiche  ich  etwas  ab.  In  der  Haoptsache  sind  wir 
wohl  einig,  beeteht  aber  doch  überhaupt  zwischen  der  bier  ?ertreteuen  und  der  Auf- 
fassung bei  anderen  Neuern  kaum  iiuhr  ein  eigenflirh  priiicipieller  Unterschied, 
suudeiu  wesentliche  Uebercinstiuimiiiig.  be^oudcis,  was  ich  tut-  dtu  \Vichti<^sto  halle, 
in  der  demgemüsfien  Scbeidong  von  Gebühren  und  Slenom.  Vgl.  die  Definitnuieu  und 
sich  anschliessenden  Erörtertniiren  hf  i  den  in  §.  14  genannten  Autoren.  Z.  B.  ßau, 
Fiu.  l,  §.  227:  „Gebohrcu  werden  bei  äolcbun  Gelegüuheiteu  gefordert,  wo  der  ein- 
zelne Bürger  mit  einer  Staatsbehörde  oder  einer  wesentlichen  Staatsanstalt  (im 
Gepetisat/.  zu  einem  blossen  Staats  ? e  e  r  b  o'  in  eine  ^-cwisse  besondre  BerQhnmg 
kommt.  Sie  können  ak  eine  besondre  YergUtuujf  für  den  Aufwand  angesehen  worden, 
weleheft  die  Staatsgewalt  bei  iiigend  einer  Veisuataltung  zu  machen  hat,  und  haben 
insofern  mit  der  Bezahlung  für  geleistete  Plivatdienste  Aehnlichkeit."  Stein  H.  A. 
S.  2»U»  {wo  j*ich  gleich  bei  der  Degritfsbestimmaug  der  Gebühr  die  Unhaltbarkeit  tind 
Willkür  der  Ausscheidung  der  Ikgalieu  ergiebt),  ähnlich  5.  A.  II,  1,  2Ö1  Ii.:  der 
individuelle  wi rthschaftUche  Ersatz,  den  d>  i  .st:uit  vom  Einseinen  tfkt  die 
ausschliesslich  in  seinem  Interesse  benm/te  Gcsimintleistiiiit:  furdert.  —  wesentlich 
.yerschidlea  von  der  Steuer,  welche  Kapital  und  Arbeitskraft  für  das  Ganze  witib- 
acbafUicb  herstelle.  —  sei  die  „Gebühr*  im  weitesten  Sinne  des  Wortes,  die  dann, 
tinl.altbar,  in  ein.  iitüchc  und  in  Regaliengcbuhr  zerlegt  wird.  —  Ncumann 
gelangt  aacli  umstäudlichäter  Prüfung  der  Möglichkeiten,  der  Zuia^öigieit  und  der 
ZweclunSssigkeit  einer  Definition  scbtiesslicb  zv  folgender,  zusammengezogener  Begriffik 
besttmuiung  (Stmn  ,  S.  3l»2):  „Gebuhren  sind  die  zur  Gewinnung  von  Staats-  und 
Gemeindeeinnabuien  (im  eigentlichen  Sinne.)  nach  Maassgabe  von  Vorgängen  augcord- 
uetcr  Zahlungen,  somit  sie  Entgelte  für  spccielle  Gegculciätua^en  des  Staats  und  der 
Gemeinde  von  dSendichcm  Interesse  sind.*'  Allgemeiner  w&re  wohl,  statt  von  Staat 
und  Gemeinde,  von  ,  ■  ff  iit liebem  Körper"  zu  6j)rechen.  mn  andere  Sclbstverwaltungs- 
körpcr,  ausser  der  Gemeinde,  mit  cinzu begreifen.  Die  Worte:  „nach  Maassgabe  von 
Vorgängen  angeordnet'*  h&ngen  mit  Neomann's  Scheidung  von  „Gebühr''  und  „Bei- 
tri«_'"  zusammen  fs.  u.  §.  17  N.  tl).  -  Srhall  in  SchÖnb<r;;'3  ITandbpich  III,  105) 
sieht  in  den  Gebühren  „Abgaben,  weiche  von  den  mit  der  öltentiichcii  Gewalt  in  Bo- 
rttbrong  kommenden  Personen  bei  Gelegenheit  besonderer  Amtshandlungen,  zn  welchen 
sie  Veranlassuii!:-  geben,  erhoben  werden,  und  findet  das  characteri^tis,  he  ^romeni  der 
Gebuhr  darin,  dass  sie  sich  an  Amtshandlungen  zur  Verwirklichung  wesentlicher 
Staatszwecke,  an  wesentliche  Thätigkeiten  öH'entlichcr  Organe  zur  Ausführung  des 
Rechts-  und  Machtzwecks  anknüpfe  und  da&>  sie  die  von  den  Gebührenpflichtigen  za 
"fitrii  lit.  n^le  Abgabe  wesentlich  mit  Kücksicht  anf  diese  (iegenleistangen  öffontlicher 
iiuliuidca  bemoüsc Damit  verengt  sich  aber  der  Uebühroubegritf  und  folgoweiüe  der 
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ümfang  des  (jebuhrenwesens  zu  sehr.  Es  soll  nach  SchaU's  Meinung  so  der  (fubuhren- 
befrifr  ausschliesslich  an  die  .^Qualität  deä  betrelGMideD  Staatsacts''  ang:ckuUpft 
werden.  Schall  bemängelt.  (ia.s->  <lur.  h  meine  Fassunir  des  (leViiUirenbeirnfls  das 
Moment  der  Bemessung  der  (iobuhr  nach  den  kosten  in  die  Detinition  gezogen 
«erde.  Das  raOchte  «her  passend  sein,  auch  wird  so  zugleich  die  Kostendeeltanif 
Zw  e<  k  der  Gehnlir  z.-ichnot  nnd  dureli  die  F.is^iTint^  keineswegs  die  BcrUcksichti- 
guDg  anderer  Momente  bei  der  Messung  der  (iebuhr  ausgescbloesen ,  rielmehi  darauf 
dardi  dia  EtubezfoluiBir  des  Monenfs  des  „specieHen  Entfrelts  fllr  eine  Dienettdatimg*' 
hingeiieaen  s.  schon  Ffn.  I,  S.  488  und  unten  §.  17  N.  1  und  2). 

In  der  Wissenschaft  nnd  mehr  nnd  mehr  »neh  in  der  dentsehen 
Verwaltnngs-  nnd  Finanzpraxis  ist  der  Ansdmck  „Gebfihr"  und 
wenigstens  im  Ganzen  in  dem  dargelegten  Sinne ,  nenerdings  als 
techniseher  angenommen  worden  nnd  in  fester  EinbUrgening 
begriffen.  Das  ist  ein  Gewinn  fttr  die  KlSrnng  theoretischer  nnd 
practischer  Streitfragen,  weshalb  neue  Abweichungen  von  dieser 
Tenninologie,  wie  z.  B.  diejenige  Sehftffle's,  Termieden  werden 
sollten.  Vielerlei  einzelne  hieher  gehörige  Abgaben  und  einige 
Gattungen  derselben  lahiten  und  führen  initunter  noch  aiideie 
Naiiicn  in  der  Praxis  oder  wurden  nnd  werden,  ohne  Untcrschci- 
dnng  von  den  ebenso  bezeichneten  Steuern,  mit  Sauinieluainen,  wie 
^p<irteln,  Taxen,  Stempel,  Register-,  Eintragungs- 
abgaben, ehedem  als  y^zufdliige"  EiDkUntte,  auch  als  „Gefälle" 
Q.  dgl.  m.  bezeichnet. 

§.  16.  Die  Gebühren  sind,  der  obigen  Begriffsbestimmnng  ge- 
misa,  zn  den  Stenern  im  weiteren  Sinne  zurechnen,  zn  denen 
sie  wie  die  eigentlichen  allgemeinen  Stenern  gehOren. 

Beiden  ist  gemeinsam,  dass  sie  auf  Grund  7on  Normen  des  öffentlichen  Rechts, 
zwangs«'cisc.  sobald  der  rorg'esehene  Fall  eintritt,  Leistnnircn  (BeitrfijreV  insbesondere 
üebertragiuigeü  ^Zahlungen)  aus  den  Gütern  (Eioiioinmen,  \  crmögtiii;  der  PÜicbtigen  an 
den  öffentlichen  KOrper  danteilen,  regelmässig  zu  dem  Zweck,  um  diesen  dadurch  in 
den  Stand  zu  «setzen,  •^oincr'eits  ,.nffentli''lnj  Li'istnnu-cn  '  vonudiinen  zu  können. 

Beide,  Gebühren  wie  eigentliche  Steuern,  unter>cheidtin  sich  auch  gemeinsam 
von  den  prirnfirirthscbaftlichen  ErverbseinkQnften,  indem  letztere  unter 
den  allpetnoincn  rechtlichen  Bedingungen  des  privatwirthsrhaftlichen  Systems,  inshe- 
sondero  auf  der  Grundlage  der  aUgemeindn  Nomen  fUr  die  Coucotreoz,  gewonnen 
woiden  (Fin.  l,  §.  202). 

Die  Gebühren  nnterscheiden  sieh  von  den  eigentlichen 

Bteoern,  im  engern  Sinne,  dadureb,  dass  sie,  wie  sehon  früher 

aus^^et'Uhrt  wurde  (l'in.  I,  §.  209,  auch  204  und  201)  und  hier  fest- 
gehalten wird,  einen  speciellen  Entgelt  des  Pflichtigen  für  eine 
ihm  besonders  zu  Gute  koumicnde  oder  doch  durch  ihn  be- 
sonders veranlasste  (bez.  versi  huldete^  nffontliche  Thätigkcit  und 
für  die  dadurch  bedingte  Kosteuvcrursailamg,  demnach  eine  — 
mehr  oder  minder  vollständige  —  Ko.stendeckung  dieser  beson- 
deren Tbätigkeit  und  besonderen  Kostcnprovocation  bilden 
BoUen  and  bilden.  Die  Gebtthrenpflichtigkeit  tritt  daher  in  diesen 
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besooderen  Fällen  fiberbaiipt  our  ein ;  und  derObaraeter  einer 
Abgabe  als  Gebfibr  wird  darob  das  wirklicbe  Vorband  ensein 
eines  soloben  besonderen  Falles,  ferner  Iblgeweise  die 
Grenze,  bis  zn  welcher  eine  „Abgabe^'  ;,6ebttbr''  ist,  darcb 

das  „augemesBene''  VerbältDiss  der  Abgabe  zu  dem  Wertb  des 

offeutlicben  Dienstes  Klr  den  PHichtigcii  und  zu  dem  Kosten- 
betrag^ welchen  die  Leistung  dieseö  Dieusteü  dcui  öflentliciien  Kör- 
per verursacht,  beslimnit. 

Hiebt  dciiiL'eTiiass  eine  öflfeutliche  Einrichtung,  au  welche  sieh 
Gcbilhreneinnuhmen  knüpfen,  einen  Uebersch u ss  über  den,  nach 
richtigen  wirthscbaftlichen  Grundslitxen  bereebneton,  Kosteuautwand 
hinaus,  so  lallt  dieser  l  clicrschuss  unter  die  Kategorie  der  eigciii 
liehen  Hcsteueruni;-,  die  betreftende  ütTentiiehe  Hinrichtung 
wird  in  diesem  Maasse  zugleich  c^ne  Einrichtung  zur 
Steuererhebung. 

Du'lun  Ii  ändert  sie  \iiul  ämlert  auch  die  ciuzolnc  (ioblibr.  welche  /u  die-cui 
Krgebniää  buiU:%t,  ibrou  ÜQauzwijtbäcliaftlichea  übaracter  «mtsprechund  utwaü,  obuo 
dass  daraiu  etmi  notbwendig  — '  wie  z.  B.  bei  manchen  ^Justizg^cbühren^  fttr  Acte 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  bei  Postportis,  welche  zu  Postübersohii'^^stm  führen  — 
ein  Verdict  jrc^cn  dir-  betrofr..:iulo  Abgabe,  aiicli  nnch  ihrrr  Alf.  II  oho  u,  s.  w.  ab- 
zuleiten wäre  i^uu'eu  29).  Ks  treten  dann  nur,  nach  dem  luoditicirteu  Character, 
Erwignngwi  des  Sieaenreseiis  za  denen  des  Gebahrenweaen  blnzn. 

Der  erzielte  Uebersebuee  diente  wie  der  Beinertrag  der  eigeut- 
liehen  Steuer,  dann  aucb  zur  Kostendeekung  anderer,  allge- 
meiner sonstiger  öffentlichen  Einriebtungen  und  Thätigkeiten. 
iii  diesem  Moment  aber  liegt  im  Wesentlichen  der  finanzwirthschaft- 
lichc  C  haraeter  der  eigentliclie n  Steuer  als  solcher,  nach 
der  einen  Seite  betrachtet.  Nach  der  anderen  Seite  ist  die  eigent- 
liche Steuer  aber  auch  als  genereller  Entgelt,  den  der  einzelne 
Steuerpllichtigc  und  den  die  Gesammtheit  der  Steuerpflichtigen  zur 
Kostendeck nnir  der  ^allgemeinen  r)tl'ent liehen  Kiorichtungen  und 
ThUtigkeiten  entrichten ,  aufzufassen.  Und  in  diesem  Moment  des 
„generellen*'  und  des  „speeielien"  Entgelts  bei  Steuer  und 
GebUbr  ist  wieder  das  Unterscbeidnogsmerkmal  von  beiden  zu 
finden. 

Die  ^1»  iclie  Auffassung  litgt  bereits  meinen  Ausfühninpren  im  1.  Bande  a.  a.  t,>., 
und  der  Oebübrenlehre  in  dci  1.  Auflage  dicäe:i  2,  Bands  zu  Grunde.  Ich  halte  sie 
nach  penaner  Pnifmif^  der  Einwendungen  and  Bedenken  und  ditr  eigenen  Aus- 
führungen Neumann  s  (besonders  in  der  „Steuer''  I,  295  M'..  K;ii>.  fl,  S.  ."iOl  H., 
402  ü'.),  —  dum  unzweifelhaft  Schäri^iteu  und  Eingeheudston  in  der  Lateratur  Uber 
diese  und  renrandt«  Pancte  —  doch  fest  Vgl.  aach  Sc  ball,  (iebflbren  im  Hand- 
bnch  §.  1. 

Namentlich  die  ,.l'eberächu8swirthächaft"  bei  öH'entlichen  Einrichtungen  und 
Anstalten  mit  (iebuhrenerhebunir,  ß.  bei  der  PoaI,  tritt  doch  m.  £.  auch  uadi 
nothwendiger  Folgerung  au^  N*  umann's  eigener  Auffassung  der  „Gebtibr"  unter  eine 
andere  finanzvirthschaftUchc  Kate^he  aia  die  der  tiebfthr,  und  zwar  unter  die  der 
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Steuer.  Man  köaote  sonst  uur  deu  Vergleicli  mit  dem  ,,öeberachuäs''  (über  Betriebs-, 
Zinseu-  und  Amortisation-skostcu)  'n  i  .  iiur  iiri  vatwi  rth^cbuftlichcn  Erucrbs- 
ditrictituDg  uiucs  öU'ontlicbea  KOr|>erä  macüea  Qod  eveutuell  diese  beiden  UeberschOsse 
g^eiclialelleii,  was  bei  Post,  stUtischen  Anstalten  (Gas,  Wasser)  gewiss  naJie  IS^. 
Aber  der  UiiterscbicJ  IL  g^t  Iii' r  in  (1<t  ino uopoli  ätisch  e n  Slt-lliing  der  ,  (jcbuhren- 
'"inrirlitung",  meist  seboQ  der  rechtlichen  (wie  bei  dem  Hauptzw^cig  «l«>r  Po-t.  hei 
der  i elegraphiü ,  Gasanstalt,  Wasserleitaof^),  minde«tcus  der  fuctiscbcu.  W  u  aus- 
nahlDBWeise  eine  solche  Stellung  nicht  die  (irandlage  dos  UebcrächuHyeä  sein  sollte, 
—  etwa  denkbarer,  nbi<r  m^ht  thitsächlich' r  Weise  bei  einem  Postzwcipo  wie  der 
heutigeu  Personen-  und  Packcipost  —  wurde  der  Ucbcrüchuss  aüerdingj»  nicht  mehr 
^S\eaet\  sondern  „UotemehiacrKevinn"  im  freien  Erwerbsleben  darst^len.  Bei  dieser 
meiner  Auffassung  drs  l'clierschusses  der  (jebulirenanstalt  als  „Steuor '  f'iiic  ich  auch 
nicbt,  wie  Netuuauu  annimmt  (a.  a.  ü.  S.  306),  run  der  Vergbichun^  mit  ciuem 
„iccreckten"  Preise  ans,  dessen  Öeber9cbreitun•,^  z.  R.  in  Porto,  in  der  Juatisgcbuhr, 
eben  den  üebcrschusü  mit  ergiebt,  sondern  von  der  Vergl  ichung  mit  einem  anize- 
messcnen,  d.  h.  auf  di  *  Dauer  durch  die  kosten  be^timiiK«  :i  Pr<  ins  wi«  i-r  »-i-li 
forautötitzungsweise  im  freien  Erwerbsleben  stellen  würde,  uhalith  wiu  ilaa  Neu  manu 
an  andefcn  Orten  auch,  und  mit  Kecht.  thut.  Aucii  ziehe  ich  aus  meiner  Auffassung 
Hiebt  ohne  Weitcrt-»  d-  ii  Srhluss,  dass  die  (jcbuhrenanstali  keine  U« rschussc 
geben  dürfe,  sondern  nur  den«  dasts  darüber  uud  fulgeweise  Uber  die  Nurmirun^ 
der  Art  und  Hohe  der  GebUtliren  (Gerichtskosten,  Portis  u.  s.  w.,  Gasproise)  nach 
Besteucrungscrwäi?uii  u .  Ii  entschieden  werden  müsse,  welche  dann  rieUeicht 
dafür,  vielleicht  auch  dagegen  sprechen  werden.  (Vgl.  unten  §.  12,  61,  65.) 

In  dem  gewöhnlichen  Falle,  wo  die  OcbQhren  nur  die  Kosten  eben  decken  oder 
neist  nur  einen  Beitrag  dazu  leisten,  ist  die  „(JebUhr'*  eine  Steuer  im  weite  reu 
Sinne  des  Worts.  Dass  sie  uur  in  gewissen  Fällen  eintritt,  wenn  Jemand  freiwillig 
oder  gezwungen  (z.  B.  bei  Acten  der  freiwilligen  (ierichtsbarkcit)  eine  Otfentliche 
DiensIleiBtiing  erhilt,  das  bedingt  bo  wenig  den  Ausschluss  der  GebtÜir  ans  dem 
writeren  Steuerbegriff,  wie  in  dem  analogen  Fall  den  Aosscbloss  der  indirecten 
Steuer  aus  dem  engeren  Steoerbegrilf. 

§.  17.  VoD  weiteren  Äbweic hangen  in  der  Auffassang 
des  Begriffs  und  Wesens  der  Gebühr,  mögen  hier  insbe- 
sondere noeb  folgende  erwähnt  werden: 

1)  einmal,  ob  bui  der  Begriffsbestimmung  der  Gcbiilir  mir  das 
Moment  der  Deckung  speciell  verursachter  Jvusteii  oder 
auch  das  Moment  eines  in  der  ötVentlichen  Leibtung  speciell 
empfaugenen  Dienstes,  dulier  einer  hetrcfifcnden  Werlh- 
Hbertragung,  welche  in  der  Gebübr  ihre  specielie  Gegeu- 
leistttng  findet,  zn  berttckBiebtigen  sei; 

3)  sodann,  ob  von  „Gebtthren'^  nnr  bei  speeiellen  Entgelten, 
bez.  Eostendecküngen,  welebe  sieh  an  bestimmte  Arten  „Öffent- 
licher*' ThätigkeiteO)  z.  B.  von  Amtsbandlnngen  öffentlieber  Oigane 
znr  Verwirklichung  „wesentlicher"  Staatszweeke,  anknüpfen,  zn 

reden,  dcni^^eiDii.ss  der  Gebührenbegrilf  entsprechend  enger  zu 
t'asbeii  uud  Abgaben  bei  au  deren  „ötfeutlieheu  Tbätigkeiten" 
unter  andre  finanzwirthschaftliche  Katejjorien  ,  ]>.  als  Taxpreine 
bei  staatlichen  Verkehrsanstalten  mit  unter  die  privatwirthschalt- 
Uchen  EinkUnite.  zu  stellen  seien,  was  dann  eventuell  auch  andere 
Grundsätze  und  practische  Kegeln  für  die  Normirung  mit  sieb 
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briagen  könnte;  hiernach  nrass  sich  der  Umfang  des  Gebtlbren- 
weflens  und  demgemftss  die  systematische  Darstellung  der  Gebtthren- 
lehre  Terschieden  gestelten; 

'  3)  endlich,  ob  schon  begrifflich  die  neuerdings  sogenannten 
„Beiträge"  (Neumann)  als  eine  besondere,  den  Stenern  und 
Gebuhren  coordinirte  selbständige  Einnahmeart  öffentlicher  Kör- 
per aus  der  Gebühr  auszuscheiden,  demnach  der  Uebührcnbegriff 
entsprechend  enger  xu  fassen  öderes  richtiger,  vielleicht  geboten, 
mindestens  zulässig  sei,  die  ,,Beiträ^e'^  mit  zu  den  „Gebühren"  — 
eventuell  zu  „Gebtihren  im  weiteren  Sinne'  im  Unterschied  von 
den  übrigen  alö  „eigentlichen''  Geb  ii  Ii  reu  —  z«  rechnen  und  den 
Gebüiiiciiijci^ritf  dann,  wie  oben  geschehen,  hierttir  angemessen  weit 
genug  zu  fassen. 

Den  ersten  Punet  anlangend,  so  möchte  es  am  Passendsten 
sein,  beide  MomentCi  das  Kostenersatzmoment  und  das  specielle 
Entgeltlichkeitsmoment ,  welchem  letzteren  eine  erfolgte  Werth- 
ttbertragnng  an  den  Abgabepflichtigen  entspricht,  in  die  Begriffs- 
bestimmungi  wie  oben  geschehen,  aufzunehmen.  Beide  Momente 
hi&ngen  zusammen,  insbesondere  ist  ein,  freilich  schwer  ansseheid- 
barer  und  ermittelbarer,  Kostenbetrag  regelmässig  durch  die  dem 
Einzelnen  zu  Gute  kommrade  oder  von  ihm  Teranlasste  „Öffentliche 
Thätigkeit"  als  verursacht  anzunehmen.  Aber  es  empfiehlt  sich 
doch,  beide  Momente  zn  unterscheiden  und  sie  In  die  Begriffsbe- 
stimmung einzuziehen,  weil  beide,  aber  jedes  in  besonderer  Weise, 
den  eigeutiichen  inneren  Reclu  i  er  lig  un^.sgru  n  d  der 
Gebührenerhebung  und  zugleich  Maas>stilbc  bilden,  die,  theils 
Jeder  für  sicii,  theils  miteinander  combinirt,  theils  noch  mit  andern 
Momenten  verbunden .  für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebühr 
mit  zur  Anwenduii^^  zu  ivonimen  haben. 

VgU  Schall,  HauUbucli  U,  Gebühren  §.  1,  bcsooders  Note  2.  Nenmann, 
Steoer,  S.  804  ff.,  992.  Er  Dimmt  nar  das  Moment  „Entgelt  für  specielle  (iegcn- 
leistongen '  in  die  Begriil'shestimmuDg  auf,  Uiopfcnbach  (2.  A.  S.  9S)   nur  das 

Moment:  ..specielle  (icgcnleistnngcn  filr  den  Kostenaufwand".  Mancherlei  kleinere 
AbweicLuügeu  in  die^uui  Puactu,  aber  aach  Uudeutlichkeitcn  und  Unklarheiten  bei 
«nderen,  m  Stein,  Sohtffle,  Roscher,  Vocke  a.  a.  0. 

In  Betreff  des  zweiten  Pnnctes  findet  sieb  aach  gegenwärtig 
die  Ansicht  noch  yielfach  vertreten,  dass  von  ,,(U>bUhren''  nur  bei 
Abgaben,  welche  sich  an  obrigkeitliche  Functionen  (Kusjcher),  an 
die  Ausübung  „wesentlicher*'  fcjtaatszwecke  (Schall)  —  und  wie 
die  Aus  drucksweise,  immer  im  ähnlichen  Sinne,  sonst  lautet  — 
auscbliessen ,  zn  sprechen  sei.  Indessen  ist  dagegen  ein/uwenden, 
dass  zwischen  den  verschiedenen  ,,ütleniUchen  Thätigkeiten''  kerne 
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solche  feste  Grenze  gezogen  werden  kann ;  class  ferner  namentlich 
hier  wieder  die  ungeschichtliche  Annahme  eines  sozusagen  natür- 
lichen^', ,,allgemein  nothwendigen"  Bereichs  der  Staats-  und  sonstigen 
öffentlichen  Tbätigkeit  unterläuft,  während  man  es  mit  zeitlich  nnd 
örtlich  wechselnden  Ansichten  und  Verhältnissen  zu  tluin  hat. 
Spricht  mau  von  Gebühren ,  unserer  und  anderen  neuen  Hegriflfs- 
bestimmuDgen  gemäss,  nur  i)ei  Abgaben,  welche  sich  an  Thätig- 
keiten  des  Staats  u.  s.  w.  mit  dem  Merkmal  des  „öffentlichen 
loteresfles"  anknüpfen  —  also  unter  Ausschluss  der  ThUtigkeiten 
SU  reinen  oder  vorwiegenden  Erwerbszwecken  —  so  sind  Abgaben 
bei  Unterrichtsanstalten,  bei  sämmtliohen  Verkehrsaostalten,  bei 
oommunalen  Anstalten  wie  fUr  Qaa,  Wasser,  Marktwesen  n.  dgl.  m. 
ebenso  gut  wie  bei  ,,obrigkeiflielien"  Fnnettonen,  bei  ^lAmtshand- 
Inngen'^  der  Geriebte  nnd  der  Behörden  der  eigentlichen  Verwal- 
tnng  als  ,,Oebtthren'^  anzuerkennen.  Die  Ökonomisehe  Be- 
grflndnng  ^  Deeknng  speoieller  Kosten  nnd  Vergütung  specieller 
Dienste  — ,  die  finanxteehnische  Einriehtnng  stimmen  im 
Wesentlichen  Uberein.  Die  geschichtliche  Entwicklung,  welche  bei 
Culturvölkern  immer  mehr  Thätigkeitsgebictc  der  privatwirtlischaft- 
Hehen  Sphäre  entzieht  und  auf  den  Staat  und  die  Sclbstvcrwal- 
tungökörper  überträgt,  ftihrt  eben  auch  auf  dem  (lebiete  des  „Cul- 
tor-  und  Wohlfahrtszw  l'(  ks '  in  den  Tarifen  und  Taxpreisen  öflfent- 
Ucher  Einriclitungeii  und  Anstaiiea  zu  etwas  Aehnlichem,  wie 
langer  schon  aut  (k'rii)('iu<reii  des  Rechts-  und  Machtszwecks:  zur 
Ersetzung  der  „Preise''  des  privatwirthschaftlichcn  Erwerbslebens 
durch  „Gebühren".  Ich  halte  daher  an  dem  weiteren  Gebtihren- 
begriflf  and  Gehtthrennrnfang  fest  und  betrachte  die  Abgaben  bei 
Staats-,  Commnn.al  und  derartigen  Thätigkeiten  zur  Vcrwirklichnng 
des  i^Gnltnr-  nnd  Wohlfahrtszwecks''  mit  als  „Gebühren'^ 

luoeriiaib  dün  gauzuu  (icbicb  dm-  lutztcren  aiüd  uaturlicb  Oiuppca  und  \Ju\cx- 
artm  zu  nnfendieideD  und  z.  B.  die  Oebahrcn  bei  ötfütitlichon  AnäUlten  nnd  Unter- 
nehmoDgcD  eines  'f'  :i fliehen  Interesses,  wie  bei  den  Veikclir^austaltcn  wnA  den 
genaonteu  CommaDalausUlteu,  bilden  eine  besondere  Gruppe.  Aber  gerade  die  Modiü- 
cadooen  der  Folgarnogen  am  nin  ftkoBODiischen  und  rnin  ÜDandoUeo  tierichtspaacten 
bei  solchen  Einrirlitun>r>2n  durch  Erwägungen  arul  :  r  Art.  eben  <le^  rifrentlichen 
Interesses,  bedingen  grundsätzliche  Abweichungen  in  dur  iarif-  und  Taxpreisgc^taltung 
ron  den  Preisen  im  freien  Verkehr.  Bei  der  Nonnirung  greifen,  weil  ein  ötfeutliches 
Interesse  vorliegt  und  den  eigentlichen  Grund  der  Uebctnahuic  der  Thäti;;keit  auf  den 
ötTeutlicben  KArp«?r  bildet,  ähnliche  Erwägungen  wie  bei  allen  anderen  Gebühren  Fiat?;. 
Für  GcbQhren  im  Uo terrichtswosea,  Schalgeldor  u.  dgL  m.  wurde  uuin  in 
anderen  Einnalimezireifei  auch  gar  Jicine  UnterlniDft  finden ,  wenn  man  sie  ans  den 
„Gebühren"  «usschi^dct.  wie  t-s  jener  crr^rtTcn  Pcfrriirsbestinimunj^  pcuifisH  sroschehen 
mtuföte  nnd  auch  geschiebt.  (Roscher  ist  hier  iocousetiueut.)  Bei  den  Abgaben  von 
Vettelmaiistalten  liegt  die  Sacbe  ajiders«  da  man  diese  bei  dem  AiisscMoss  von 
der  fjSthViht*  tu  den  »EvwmrbeeiiikQnfien"  steUen  kinn. 
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Gegen  den  woilcitMi  (jcljtihrculteiirifi'  und  tiüfaiii::  u.  A.  bcsonciew  Schall, 
§.  1,  Vocke  572  Ii.  (uit  auch  im  Eiuzelnou  äcliiei'cu  Ausfubruogeo),  Horcher, 
flo.  §.  23  (mit  d«r  uiihtltbaren  Behauptung ,  iror  die  BozaUang  der  Postdieuste  zu 
den  Gebuhrcu  rechne,  dUrfc  keinen  Gew^inn,  nicht  einmal  volle  Kostendeckung  rer* 
langen,  eine  Folgerung-,  die  or,  Rosrher,  verwerfe:  allein  ist  diese  Folgerung  auch 
nicht  geboten,  mir  -  Ijcn.  wie  oben  S.  bcuierkt  wurde,  in  solchem  Falle  eine  andere 
Motivirung,  als  aus  dem  Gebuhren-Standpnncte  anzuwenden).  Im  Ganzen  auch 
Schäffle,  Steuerpolitik,  S.  51  fT.,  löO  fF..  1%  ff.,  der  aber  den  Gclnihronbcirriff  nach 
audereu  Seiten,  besonders  auf  Yerkehrästeucrn,  Erbschal't  ausdehnt.  Andenjeiis  wesoat- 
Uob  wie  im  Text  Stein,  5.  A.  II,  2,  248  ff.,  275  ff:,  nur  mit  wiUltttrItcber  Sender^ 
Stellung  seiner  Kegalion  (Pust,  Tdet^raidi.  Münze,  Papiergeld,  Coiiiuiiuiicatiörjbinittcl 
und  Austalteu,  Lotterie),  doch  jet^t  mit  dem  Zugeständnis,  dass  hier  muhrlach  uiuu 
beeondere  Art  Gebobren,  „UegalicngebOhi**  mUego  (S.  254,  319).  l  ni])i  ciibach, 
2.  A.  §.  50  ft.  Audi  Knies  in  den  Finanzpolitischen  Erörterungen,  tlberhaupt  wohl 
die  meisten  Neueren.  Zuin  Tlieil  hüllet  in  Th'^oric  und  Praxis  die  HeschrÄnkung  des 
<iebUbrcubegri8'3  mit  der  Vcrbiudung  vieler  Anitsgi  buhrtii  mit  dem  Stempclweson 
zusammen.  —  JKan,  I,  §.  230  Ü".  reibt  !>creits  gewisse  Abgaben  der  Volkswirthschafts- 
plk-JT",  Stra>-sengeld  u.  a..  aU'  h  S<  bidjizcldi  r  richtig  zu  den  Gebnbrin,  andere  schliesst 
er  nur  in  Folge  seiner  Festhaltung  der  Kategono  von  „Einkommen  aus  Uohoitsroohten" 
(Regalien^  hier  ans.  —  Nevmann,  doch  nach  aUem  in  der  Sache  fbr  den  weiteren 
(iebübrcnbegriil",  wenn  ancli  dt- n  'vicdcr  als  „öffentliche  Untern  eh  miingseinltttnflto**, 
Post-,  Strassen-,  Uasanstaltsoiunahmeu  u.  a.  w.  von  den  „cigentiichen  Gebühren*'  (,^mta-> 
gebttbren''),  wozu  aber  t.  B.  aitch  Scbul^^cld,  trennend*,  vgl.  „Steuer"*  S.  284  ff.,  51$, 
553,  aueh  Cap.  (i.  —  In  eigenartiger  liehandlung,  ohne  abschliest^endc  Formulirong, 
aber  doch  im  Sinne  des  weiteren  Gebühre nbegrilFs  G.  Cohn,  Fin.  §.  107  If. 

In  der  Consequenz  der  hier  vertietcnon  Auffassung  liegt  es,  auch  die  taril- 
mtoigen  Einnahmen  der  Stnatseisenbahnen  principiell  als  „Gebtthren**  aufzu» 
fassen,  lieber  die  zum  Thpil  practischcn ,  speciüschen  concreten  Finanzverhältnissen 
hei  diesen  Bahnen  entspringenden  Grunde,  dereutvregeu  ich  in  diesem  Werke  gluich- 
wobl  die  Staatsbahnen  anter  dorn  „Privaterwerb^*  mit  eingereiht  habe  and  mir 
die  prrictiselie  Anwendung  des  „Gebuhrenprincips"  auf  die  Bahnen  rerfrUht  eiBOheint, 
ist  iui  J.  Band-'  das  Nähere  ausgeftihrt  worden,  §.  2<)S  (3.  A.  S.  5.ii<). 

Endlich  hinsichtlich  des  dritten  l:^ancta,  vertritt  namentlich 
K  c  u  in  a  n  n ,  wie  immer  in  scharfsinniger  Begründung,  die  Ansicht, 
daas  „Bei träge''  nicht  als  eine  Art  der  Gebttbren,  soDdern  als 
eine  dritte  .selbständige  Ilauptart  von  Einnahmen  neben  Ge- 
bühren und  (eigentliehen)  Steuern  anzusehen  seien.  Indessen 
mOebte  doch  mit  mindestens  ebenso  viel  Grand,  der  ^^Beitrag"  nnr 
als  eine  besondere  Art  der  ,,GebUbr"  betraehtet  werden  dttrfen. 

Nenmann  ma^-ht  für  beinc  Ansicht  die  Verechiedenhoit  in  t  inan/.tei  hniächer 
Beziehung  zwischen  ./i.  bulir"  und  „Beitrag"',  was  Einiichtunf^,  Erhebung,  A.  hidich- 
keit  Jener  mit  indirecten,  dieser  uit  directen  Steuern  anlangt,  geltend,  aber  stutzt 
seine  Scheidong  anwenlem  aach  anf  andere  Erwägungen  mehr  principfeller  Art,  da» 
nemli' Ii  bei  beiden  verschiedene  Preis-  und  Ent)rcltlielikeits(>rincipien  zur  An- 
wendung kämen,  bei  den  Beiträgen,  die  für  einen  gesclilosseneu,  bei  den  Gebühren, 
die  nicht  für  einen  geschlossenen  Kreis  anzuwendenden  (,j8tener"  Kap.  7,  beeondeis 
S.  339  II.,  auch  '274  il.\  In  seine  Definition  zieht  Neumann  allerdings  dann  docit 
ntir  ob  von  seinem  Standuuct  aus  ganz  fölg-  ri- lifi/?)  das  finaii^te«  bni-' lie  Differenz- 

inomeat  zwischen  Gebühren  und  Bcitriigea  limcin;  cfstcrc  sind  liim  nach 

Maassgabo  ron  Vorgang cn*\  letztere  nach  Maasgabe  znatändlic  h>  r  \  li- 

hältnisse"  angeordnete  Zahlungen,  und  zwar  in  beiden  Fäll'»n.  soweit  aie  „Ent" 
gelte  l'Ur  specicllu  Gdgeuleistungeu"'  ....  sind  (Steuer  S.  3U2). 

N6tbigt  diese  Verschiedenheit,  —  sie  einmal  als  riditig  dargelegt  und  begründet 
zuge-oben,  was  irh  im  Ganzen  einräumen  ninditc,  —  dnzu,  die  Gebühren  und  Bei- 
träge als  zwei  coordinirte  Hauptarten  aufzufassen,  neben  der  .„Stenei**  und  anf 
einen  allgemeinen  GebOhrcn begriff  zn  rerzichten,  wacher  sich  nur  attf  die  beiden, 
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<lcu  übrigen  Gebühren  uud  d -u  „Beiträgen'"  geuiciiisamcu  Morkuiaic  nc^ciiraulit  ? 
Ich  glaabe  nicht,  cbenson  >  in;:r  als  dio  von  Neumann  zwischen  „dircctcn'*  und  ,4ii~ 
dirccfcn"  St.  uern  2:anz  ahiiliih  wie  zwischen  „Beiträgen"  und  „Gtbuhn n"  vor- 
gOQommeiic  begritiismässige  Scheidung  (z.  B.  „Steaer''  S.  446,  55S)  ihn  bindert,  doch 
audi  eineD  allgemeinon  Begriir „Steuer**  aufensteUen.  Das  Moment  der  „sjieciollcn 
EDtp<'!tIirhLcit",  des  b  es  o  ii  d  rcn  Kostenersatzes  ,.speri<-ll  voriiriarhtcr  Kosten" 
ist  den  Übrigen  Gebühren  und  den  BeitrS^en  gern  ei  rijiam.  unterscheidet  beide  von 
den  eigentliclien  Steuern,  bezeit  hii<  t  ilircn  Okouüuiibcheü  und  finanzwirth- 
schaftlicben  Character  vor  Allem.  Dio  technischen  ond  sonstigen  Unterschiede 
zvischeo  beiden  treten  danehrii  dudi  in  der  Bedeutung  zurück.  Dies  mein  Grand 
für  die  Festhaituug  des  Uebahrenbegritis  und  fOr  die  Eioreiliung  der  Beiträge  unter 
die  Gebühren ,  vielleicht  ein  Grond,  der  Neamann  nnd  Andere  nicht  Qbeneagt,  aber 
Ihm  doch  Treriigstens  beweisen  wird,  dass  atich  ich  liior  nirbt  wiHkUrlich  oder  ge- 
daakenloe  gehandelt  habe.  —  Schall,  GebQbP^u.  Handbuch  UI,  lU,  Note,  weist 
ebenfidls  die  Anffassang  der  Beitrüge  als  GebQhren  ab.  Einer  seiner  Oronde,  dass 
sie  nicht  „Gegeult-istungcn  filr  Amtsrorrichtnngen  zur  Kealisining  des  Rechts-  und 
Machtzwecks"  sind,  beweist  mir.  '»  i  mciiicr  abweichenden  Ansii  ht  in  I-  Izt»  r<  ni  Puii'  ti-. 
natürlich  nichts,  sondcni  ersclieiiit  nur  als  petitio  principii.  Eher  kunu  ick  beb  all 
darin  beistimmen,  dass  meine  EinstclItHig  der  Lefaio  von  den  Gebuhren  in  den  Ab- 
schnitt von  dm  ErhobunffsfdrnK  t»  d<  r  Gebühren  ..vom  Standpunct  der  Systematik" 
ZQ  beiuäDgein  sei  (Fiu.  II,  1.  AuÜ.  §.  325).  Indestk^u  ist  das  doch  mehr  uur  ein  for- 
fflelles  Bedenken,  indem  ich  die  „Bsitrtge**  mehr  bloss  auhaugswoise  am  Sehlüus 
der  fJobtilirt  II  lehre  behandelte.  Da  es  sich  bei  den  „Beiträgen*'  übrigens  in  drr  That 
um  Krhi-buag  von  GeliUhren  in  anderer  Form  (gewissermaasscu  kai>italisirt  und 
baaschalirt)  hiuidelt,>  ist  die  Stellung  in  jenem  A)>schnitt  doch  auch  wieder  haltbar. 

§.  18.  Die  principiellc  Berecbtigang  von  Gebtthran 
liegt  im  Wesen  und  in  den  Wirkungen  vieler  öffentlicher 
Thatigkeiteii  auf  die  Einzelnen,  insbesondere  aaf  ihre  Wirthscbaft. 
Das  thatsäehliche  Vorkommeb  von  Qebttbren,  die  ge- 
schieht liehe  Entwicklung  derselben  und  die  Einrichtung 
des  GebflbrenweseuB .  hitngen  eng  zosammeni  einmal,  gewisser- 
maassen  nach,  der  technischen  Seite,  mit  den  Einrichtungen 
der  öffentlichen  Verwaltung,  sodann  aber  auch,  man  könnte 
sagen  nacb  der  principiellen  Seite,  iu  Betreff' des  Ob,  Wann, 
Wie  viel  „Gebühren",  mit  dcu  jeweilig  herrsch  enden  An- 
schau nn^^cu  über  liccht,  Staut,  Gesellschaft  und  Vülk.s- 
wirtböchaft,  mit  den  Zuständen  in  denselben  und  mit  den 
Ansichten  ül)er  die  richtige  Entgeltlichkeit  öfleutlicher  Tbätig- 
keiteu.  Sie  wechseln  daher  mit  diesen  Anschanuiigen,  Zuständen 
and  Ansichten,  insulern  sind  die  Grundsätze  und  Kegeln,  welche 
in  der  Lehre  von  den  Gebühren  autzustellen  sind,  auch  nicht 
absolute,  sondern  zeitlich  nnd  örtlich,  historisch  re- 
lative. 

Wie  bereits  im  ersten  Bande  (i^.  206)  bemerkt  wurde,  ist  wegen 
dieses  Zusammenhangs  und  dieser  Abhängigkeit  des  Gebtibren- 
wesens  von  den  genaonten  Factoren  die  Lehre  von  den  Ge- 
bühren, daher  auch  die  Geschichte  derselben  nur  in  neben- 
sftehlieher  Hinsicht  ein  Gegenstand  der  Finanzwissenschaft. 
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Gebtlhrenlehre  und  Gebttbrengeschiehte  knQpfen  vielmebr 

aufs  Engste  an  die  Lebre  und  Gescbiebte  derjenigen  Öffentlichen 

Einiichtuiigen,  Anstalten  und  ThUtigkeiten  des  Staats,  der  Ga- 
meiiuli'  u.  s.  w.  an,  welche  zur  ICiljcbung  von  Gebühren  die  Müg- 
lichkeit,  den  Anlass  und  die  jeweilig  angeuomnieue  priucipielle  Be- 
rechtigung und  Notliwcndigkeit  gewähren. 

Inäbeäuadere  ist  daher  die  genauere  (ieüchichte  des  (iebülirenwcsens  eiu 
Theil  der  Geschichte  des  Gerichtairesetts,  des  Beamtenthnrns  und  der  gesammteii 
Staats-  niid  Oommunalvorwaltung,  u.  A.  namnitliv  Ii  im  (lobietc  der  Polizei,  des  ünter- 
licbtswcsens,  des  Vcrkebrsvoseot»  und  der  Yoilisvinhscbait  abecbaupt.  Der  Zosaumea- 
hang  zvlflchen  dem  Gehahrenwesen  und  der  Eiviichtanfr  der  Yenrältaag  ist  dabei  so 
eng,  dass  sich  die  Gebclii«  lite  des  ersteroii  zu  rincr  Gos<  hi<  lite  dos  letzteren  erweitern 
moss,  damit  aber  aus  dem  Kähmen  eines  Finaii/.wcrks  binaasf%lit  £s  moss  daher 
hier  an  einer  Darstellung  in  wenigen  Grundziigen  genügen. 

Auch  die  eigentlichen  Principien fragen  des  Gebtlhren- 

Wesens,  ob  überhaupt,  wann,  wie,  welcher  Art  und  welcher 
Höhe  Gebuliien  erhoben  werden  sollen,  sind  luu  vai  einem  kleinen 
Theil  in  der  Finuuiiwissenschaft  zu  behandeln.  Sie  gehören  viel- 
mehr in  die  Politik  und  in  die  Verwaltun^.slelire.  Denn 
nach  den  Grundsätzen,  wclcli'*  in  der  Justiz  und  Verwaltung  herr- 
schen und  berröcheu  sollen,  i^i  zu  entscheiden,  ob,  wann  und 
welche  Gebühren  erhoben  werden  sollen.  N,uh  der  Aufgabe  und 
der  Systematik  dieses  Werks  muss  sich  daher  die  Erörterung  an 
dieser  Stelle  auf  die  ganz  allgemeine  Frage  nach  der  principiellen 
Berechtigung  von  Gebühren  beschränken. 

Die  Lehre  von  den  auch  hnanzieil  besünders  wichtigen  K  •* ch  t sgc b ü b  ren, 
welche  freilich  gcscbicbtlicb  und  tbatsaclilicli  in  der  Praxis  uud  bis  auf  die  neueste 
Zeit  auch  in  der  Theorie  mit  gewissen  Verkehr  »steuern  vermengt  sind,  gehört 
in  die  Justizvorwaltungsicbre;  die  Lehre  von  den  Verwaltungsgebühren, 
welche,  oft  in  der  Form  von  btompelu,  bei  gewissen  Tbätigkeiteu  Offeatlicber  Be- 
hörden fter  Einzelne  eriioben  werden,  jn  die  Allgemeine  yernraltongslehre« 
die  Lehre  vuii  den  C'ultnr-  iml  Wo hlfabrtsgebubren  in  die  Innere  und  in 
die  Wirtbächaftlichc  Vcrwaltungtilehre.  in  letzterer  sind  namentlich  die 
Gebtihren  des  Vorkehrswesena  in  principieller  Beziehung  näher  zu 
beliandeln. 

IL  —  %.  19.  Die  principteile  Bereobtigang  dar  Ge- 
bflbren.  AUe  Thätigkeiten  des  Staats  und  der  SelbstverwaHaogs- 
k(^rper  sind  nur  gereehtfertigt^  wenn  und  soweit  sie  ein  „öffent- 
liebes''  Interesse  bilden.  Wenn  ancb  im  bistoriseben  Staat  gegen 
diesen  Grundsatz  vielfaeb  Verstössen  worden  ist,  so  gebt  doeb  die 
Tendenz  bei  unseren  modernen  Cultnrvölkera  darauf  binaus,  die 
,,Offentlicben  Thätigkeiten'*  auf  die  F&lle  eines  „OffentHoben  Inter- 
esses'' zu  bescbrSnken,  freilich  auch  sie  anderseits  immer  mehr  auf 
solche  auszudehnen,  d.  b.  immer  mehr  da«  Mit8i)iclen  eines 
(UVentlicbcu  Interesses  auch  bei  blHherigen  Thätigkeiten  der  Privat- 
wirihsehaiteu    anzuerkennen.     Gerade    deshalb   werden  solche 
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Thfttigkeileo  mit  aof  den  tfffeDtiichen  KOrper,  bisweilen  nnter  Aub- 
schloas  der  FriTatwirthschaften,  flbernommeiL 

Viele  Bolehe Thfttigkeiten  berühren  aber  zngleieb  Einzel-, 
bez.  Priyatinteressen^  kommen  Binzeinen  in  besonderem 
Maaese  zn  Onte  oder  werden  von  diesen  speciell  vemreacbt 
losofern  and  in  diesem  Umfang  sind  Gebühren  als  Ent- 
gelte principiell  gerecht tertijrt  und  nach  den  Fürderuiigeii  der 
verthcilenden  Gerechtigkeit  zu  verlangen.  DemgeniäHs  waltet 
daher  hier  derprivaiwirthschattlichc  Grandsatz,  dass  der  „Leist  iing" 
eine  specielle  ,,Gegen leistu ug"  entsprechen  soll,  statt  des  ge- 
meinwirthschaitlichen  Entgeltlichkeitsprincips  ob  (Grinnllcirung 
§.  116),  nur  dass  über  die  Art  und  Höhe  der  speciellen  üegeu- 
leistung  einseitig  die  öffentliche  Gewalt  entscheidet. 

Die  richtige  Gestaltung  und  Entwicklung  der  ^Ge- 
btthren  muss  mithin  von  dem  Grundsatz  beherrscht  werden :  je  mehr 
die  betreffenden  ,)9ffentlicheu'^  Thätigkeiten  sieh  in  ihren  Wirk- 
ungen als  differentiale  Vortbeile  von  Ökonomischem  Werth 
Daohweisbar  zu  Gunsten  Einzelner  niederschlagen  oder  je  mehr  die 
Kosten  dieser  Tbätigkeiten  dnrcb  eine  fttr  den  Einzelnen  bestimmte 
Maassregel  naehweisbar  gesteigert  werden,  desto  allgemeiner,  desto 
mehr  nnd  desto  höhere  Gebtthren  müssen  sich  an  diese  Th&tig- 
keiten  anknüpfen  nnd  von  diesen  Einzelnen  entrichtet  werden  { 
and  umgekehrt,  je  mehr  das  Moment  des  Gffcntllcben  Interesses 
Toransteht  nnd  die  Differentirnng  der  Vortbeile  (und  eventnell:  der 
Kosteoprovoeationen)  Tersehwindet,  desto  seltener,  desto  weniger 
nnd  desto  niedrigere  OebDhren. 

liQ  ersten  Falle  daber  Ucbuigaiig  des  llebiUircnj)niHip3  iu  das  privat- 
wirthacliaftlielie  oder  Oeirer1>sprincip,  soweit  davon  liier  gesprochen  veraeo  darf, 

licbtiger  daher,  nach  der  fnihoren  Bemerkung  Uber  die  Natur  der  .,t' -berscbusse'*  bei 
Gebohreneinrichtangeu  <S.  äb)  uventueli  in  das  reine  Kegalitäts-  oder  Bc- 
9teaerungsprincip:  im  zweiten  Fall  Uebergang  in  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  oder  wenigstens  Äonihemug  an  dasselbe  (Fin.  1,  201).  Anderseiti 
aber  aoch  umgek'-hrt  L'eber?ang  des  Gewerbsprincips  nii  1  d.  s  St- ncrprincips  in 
das  Gcbührenprinctp ,  wenn  und  soweit  als  eine  Tb&tigl^ou  im  ütluntlichen  Intereaäc 
den  Priratwirthaehaften  «Dtzogon  und  an  don  Staat,  die  Gemeinde  v.  s.  w.  ttbei^ 
tragen  wird. 

Im  fortscbrcitcndeu  Volke,  dessen  \  uikäwirtiiscbaft  regelmässig  iuiuicr  gemein-* 
virthsehaftlicher  oder  „eomninnistischor"  wird  (Grandlegung  §.  171  ff.), 

moss  sich  ilaher  das  Gol)iilirt'iiWf>L'ii  iti  Staat  uiitl  in  (jcnioiinlc  au>(lehnen, 
die  Gebuiirentaxe  nnd  der  UobQhren tarif  tritt  an  die  Steilu  dos  Con- 
cnrrenzpreises,  indem  aach  in  der  materiell-wirthechaftlichim  Sphftre  gemeinwirtlt« 
schafdicbc  die  Stulle  der  prifatwirth^Uaftlicben  Tbätigkeit  einnimmt,  z.  B.  im 
Verkehrs-,  Versichernn^^s-.  Bankwesen,  in  Anbtaiten  fUr  locale  (iomeinbedarfniue 
materieller  Art.    (Vgl.  u.      52  ff.) 

Zugleich  aber  wird  mit  dem  immer  atliker  gemeinwirthschaftlichen  Character 
•l'-r  VuRswirthschaft  di.-  V-Ttlicilunj,'  rl^r  Vorthci!^  der  Staats-  uml  Coiiunmial- 
tiUtigkeiten  immer  gieichm&ssiger  für  Alle  und  bei  den  Eiuzolncu  unuioaobarer, 
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iresliftib  du  Oebttbrenvesea  thcits  mehr  aof  bestimmte  KstefroTUen  Ton 

TliTiiiirkcitcri  beschrankt  und  in  scinon  STitZ'^n  rrinässigt  wird,  theils  ganz 
fortfällt.  Das  (iebuhrenprincip  mass  also  dem  Priucip  der  reiueo  Aiugabe  ireichen 
nnd  die  Finanzvirthsdiift  insofern  eben  deshslb  immer  mehr  reine  Stenervirth- 
Schaft  werden:  eine  finanzwirthschaftliche  Entwicklung,  welche  die  begleitende 
Fnlf^c  der  mehr  semeinwirthschaftlichcn  statt  der  r-^in  privatwirth^rhaftlirlun 
OrganisatioD  der  Volkswirthschaft  ist  und  sich  durch  da.s  ^i^urucktreten  dt^a  (iruud- 
setz6s  TOA  «^ipecieller  Leiatnng  und  GegenleistOBg**  im  Steaerweaen  oflenbnrt. 

Mit  dieseo  principiellen  Postalaten  fBr  die  richtige  Entwicklung 

des  Gebuhren  Wesens  stimmt  die  thatsäcbliche  Entwicklungsgeschichte 
des  letzteren  auch  überciu:  d.h.  bei  aller  Versehicdeuheit  der  ein- 
wirkenden Umstände  —  nicht  am  Wenigsten  auch  der  jevveilig:en 
Fin^mzlage  — ,  welche  in  einer  ooncrcten  Zeit  und  bei  einem  be- 
st im  luteii  Volke  mit  entscheiden,  dringt  schliesslich  doch  bei  den 
(  uiturviilkern  eiue  Gestaltung  der  Finanzwirthschaft  und  &p(  ci(  11 
des  Oebflhrenwesens  durch ,  welche  mit  obigen  Postnlaten  in  Ein- 
klang steht.  Es  ist  dies  eine  Folge  der  modernen  Staatsidee 
nad  Auffassung  der  Staatsautgabe,  sowie  neuerdings  der 
organischen  Staats-  und  Wirthschaftslehre  im  Unter- 
schied von  mittelalterlichen  und  antiken  Anschauungen 
und  Ton  Lebren  der  rein  individualistischen  Bechts^  und 
StaatBpbiloBopbie  und  der  Smith*8chen  KationalOkonomie. 

Vgl.  wieder  namentlich  Keumann  in  den  Anfs&tzcn  über  die  Steuer  nach  der 
Sft^nerfähiekoit  in  Conrads  Jahrhüchtjrn  R.  P,'i  und  P,V> ,  in  dem  Aufsatz  die  Steuer 
und  das  öüentliche  Interesse  in  Births  Annalcn  1S^6  und  in  der  Schrift  ^die  Steuer"« 
paasim  Tietfach.  — §.  19  ist  ms  der  1.  Anflaire  &at  onTerlodert  herabeigenommen 
(damals  §.  'iT^'i  nnd  ztji^t,  das?  ich  die  Aiifras>urii:  dos  Moments  des  „Offenttichen 
Interesses"  und  die  Folgerungen  daraus  schon  damals  rertrat.  —  S.  ferner  in  Cohn's 
Fia.  das  Kap.  3  des  1.  Buchs  „die  Arten  des  öffentlichen  Entgelts",  S.  104—135,  mit 
vortrefflichen  allgemeineren,  weiter  —  aber  durchaus  nicht  zu  weit  —  ausgreifende 
Erörterungen  aber  die  im  Text  behandelten  Puncte.  Es  fehlt  nur  oiiie  Zusammen- 
fixssung  und  Formulirung  der  tiaanzwirthschaftlichcn  Ergebnisse  und  PostoJato  dieses 
an  richtigen,  feinen  und  bedoulsamen  Gedaniten  besonders  reieben  Abschnitte  des 
Cohn*Bchen  Werks. 

2.  Abschnitt. 

Entwlekliuiff  4m  Clebllluenweseiu. 

I.  —  §.  20.  Das  t  h  a  1 8  ä  e  h  1  i  c  h  e  Vorkommen  und  die 
Kntwicklungsgeschichte  des  GebUhrenwesens  im  All- 
gemein en. 

In  der  antiken  und  der  nn  1 1  el  alt  er  1  i  c  h  o  n  Anschauung 
frlilt  jciu  ciii;e  organische  Verbindung  zwischen  dem  »Staat  und  den 
Individuen,  in  welcher  der  Staat  als  nothwendige  Existenz-  und 
Gedeihensbedingung  der  in  ihm  vereinigten  bürgerlichen  Gesell- 
schaft und  jedes  Einzelnen,  als  Glied  dieses  Ganzen ,  erscheint, 
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daher  anefa  für  diese  GesellBchaft  und  die  Einzelnen  Etwas  leisten 
soll  nnd  wfrklieb  leistet 

In  der  altea  Welt  wird  der  Staat  zum  Selbstzvock  emporgescbraubt,  das  (ie- 
ddheii  der  Indiriduen  ist  ftlr  ihn  nnterf  eordnet  nnd  wiid  die  IHri?at8Rc1ie  eben  der 

Individuen.  Im  Mittelalter  2:rlit  uiiif^rliohrt  der  StaatsliegiifT  solltst  vcrlonn.  Alles 
Jr-sf  in  Eiiiz»  Hu  ziehongen  und  bestimmt  anter  sich  und  mit  der  Sphäre  des  Staats^ 
Oberhaupts  ahgotrreii/ti;  Ivcchtssphüren  von  Ständen,  Corporationcn  und  (jlicdern  letzterer 
auf.  Wo  u)>crhaii]jt  «  in  „Staat",  da  ist  ivar  ftOch,  wenn  auch  noch  so  unaosgcbildet, 
ein  Rechte-  und  Machtzweck  desselben  zu  constatircn.  Aber  im  antiken  und  niittol- 
alterUcbcn  Staat  leitet  mm  daraus  noch  nicht  unmittelbar  einen  Anspruch  der  Indi- 
vidaon  anf  Sebotz  und  Sicherbeit,  welcher  dann  eine  entsprecbende  Staatstbfttigkeit 
/u  Gunsten  «Icr  Individuen  im  einzelnen  Fall  ohne  Weiteres  mit  sich  lirRclife,  ab. 
Selbst  da  Cultor-  und  Wohlfahrtszwcck  wird  in  gewissen  Xhätigkeiten  auch  des 
anentwickeltBten  Sfaats  erkennbar  sein.  Aber  nocb  veniger  als  bei  dem  Recbtszireck 
irird  hier  im  Volksbewusstsein  ein  Anspriwii  des  Individuums  auf  l'nterstOtzung  und 
eine  be7Jia:liche  rfliclit  zti  oiner  E i  n  zcl tliaiiirkeit  des  Staats  dem  Individuum  gegcn- 
viber  gefolgert,  wenngleii  ]i  in  (Iricchunlaii-J  und  Kom  einzelne  „öffentliche  Thätig- 
ketten**,  wie  Schauspiel*'  und  Aehnliches.  vorkommen,  ilie  zwar  far  das  Volks-  and 
Staats^nze  bestimmt,  doch  den  Atomen  dieses  Gnnzen.  den  Imlividnen  Genüsse  bieten 
(Grundlegung  11).  W'O  im  uutiken  und  mittelalterlichen  Staat  eine  ötfcntlicUe 
Tliitifkeft  ein  fndiridnalinteresso  berQbrt.  da  Ist  das  mehr  eine  zaflllige  begleitende 
Folgp.  nii-bt  der  <  igeiitlieh'^  Zwerlc  der  Tbätigkeit.  Wenn  diese  Tliütitrkeit  dann  aber 
speciell  vom  Einzelnen  beansprucht  und  fUr  ihn  geleistet  oder,  wie  bei  Vergehen, 
durch  sein  Verhalten  nothwendig  gemacht  wird,  dann  erscheint  auch  eine  specieUc 
Gegenleismag  des  Iiidiridnams  selbslrentandUch  nnd  wird  regdmlssig  verlangt. 

Erst  das  moderne  Bewusstsein  bat  sieb  nach  und  nach  zu 
(1(1  principiellen  Forderung  von  „ftfFentlichen"  Thätigkeiten  ver- 
s(  Iii.  (lenster  Art  auch  im  Geseliscbafts-  und  damit  mit  im 
Individualinteresse  erhoben ;  Thätigkeiten,  welche  dann  ohne 
specielle  VergUtiinf];  des  Einzelnen  von  Diesem  frei  «genossen  und 
aus  den  allgemeinen  EiDuabmen  bestritteo  werden. 

Diese  Yersefaiedenbeit  der  AnsehanangeD  spiegelt  sich  it  den 
Zuständen  des  antiken  nnd  mittelaiterltcben  Staats  einer-  nnd 
des  modernen  Staats  andrerseits  ab:  jenen  Staaten  fehlt  factiseh 
ein  grosser  Theil  der  modernen  Staatsthfttigkeit 

Entweder  gänzlich,  indem  die  bezüglichen  Bedürfnisse  —  namentlich  „Gomoin- 
bedOrfniss«**  (Gmiidlegung  §.  iS9  ft.)  —  naeh  don  Stande  der  Cnhnr  und  der  Teebnik 

iiorli  o^ar  nicht  vorhanden  wanMi ;  ncli-r  dir  RciliU  fiiissc  worden  nodi  ganz  durch 
priratire,  (ieuosscnschafts-,  Corporations-  (Kirchen-»  Tliatigkcit  wie  anderseits  rhirch 
den  priraten  Herrschaftsrerband  (Sclarerei-,  Leibeigenen-,  Frohnwirtliachaft,  Uruad- 
herrscbaft)  befriedigt.  Nur  hat  der  engste  räumliche  (jemcinscbafiskreis  Freier,  die 
Ortsgemeinde,  mitunter  statt  des  heutigen  Staats  intcrrenirt.  oder,  wenn  sie  im  VVescnf- 
lichen  mit  dem  .Staate"  zusammenfiel,  wie  im  Altorthum  nnd  Mittelalter  so  vielfach 
in  der  Stadt,  so  bildete  sich  bei  ihr  die  bczftgUcbe  Affentlicho  TfaÜgkeit  zuerst  als 
Communalsaeho  aus,  wodurch  dann  die  Annflberung  an  moderne  Hestaltungen,  z.  B. 
in  Gebiete  des  Schutz-,  Wege-,  Markt-,  Schul-,  Sanitätswesens,  erfolgte.  Vgl.  in 
Band  ni  die  AvsfQbrung  Uber  die  mittelalterlicben  Stftdte  §.  24—26.  Ueber  das 
alte  Athen:  Br.rkli,  Staatshaushalt,  Buch  3,  §  9—12  und  überhaupt  unten  §.  22  fr. 
Ueber  die  antike  Staatsidee  und  die  Anffiissnni:*^  der  (Jcrerliti^k.  it  bei  den  griechischen 
Philosophon,  mit  Rücksicht  anf  iinanziellö  und  Haiteuerungdtiagcu,  manche  Annahmen 
berichtigend^  Kevjnann  in  den  genannten  Anftatz  in  Connd's  Jabrbachein,  B.  8S, 
S.  020 
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In  finanzieller  Hinsicht  erklärt  diese  Verschiedeulieit  der 
autiken  und  mittclaUerlicheu  von  den  modernen  Anschauungeu  und 
Zuständen  zweierlei: 

Einmal  den  viel  geringeren  Umfang  der  früheren 
Fmanswirthsohafi;,  sowohl  des  Staats  als  aller  anderen  ähnlichen 
Körper,  besonders  der  Gemeinde.  Da  gleichseitig  die  privat- 
wirthsehaftliehen  Einnahmequellen  noch  relativ  bedentender 
waren  I  so  konnte  vollends  alles  Stenerwesen  wenig  entwickelt 
und  die  eigentliche  Steuer,  zumal  die  directe,  ftlr  Aus- 
nahmefälle» wie  Krieg,  vorbehalten  bleiben  (Fin.  III|  §.  6,  S, 
14,  17,  19,  26,  29,  52,  65,  70  ff.).  Der  naturalwirtbschaftliehe 
Character,  die  mancherlei  persönlichen  Dienstpflichten, 
auch  für  „öffentliche'^  Zwecke,  wie  \Velu-j  Wach-,  Wegewesen,  er- 
klären diese  Verhältnisse  und  ihre  Andauer  noch  in  anderer  lic- 
ziehnng. 

Sodann  ctgiebt  sich  f U r  alles  frühere  Steuerwesen, — 
soweit  dasselbe  die  vollberechtigten  Bürger  und  freie  Fremde  be- 
traf, also  nicht  eüifach  auf  dem  Prineip  der  Gewalt  ttber  und  der 
ohne  Gtegenleistung  bleibenden  Ausbeutung  von  unterworfenen 
Landesbewohnern  u.  dgl.  m.,  „Provincialen^^  „Bundesgenossen'' 
beruhte  —  im  Ganzen  ein  gebt!  h  renartig  er  Character  und 
zwar  in  doppelter  Weise:  auch  die  eigentlichen  Steuern 
vermischen  sich-  mit  gebtthrenartigen  Elementen,  oder  m.  a.  W. 
die  Auflegung  der  Steuer  wird  mit  nach  dem  Gesichtspunete  des 
GcbUhrenprincips  niotivirt,  ein  Charactcrzug,  der  noch  hentc  in 
dem  Sögen.  Z  weck  sie ucr System,  besonders  von  (-iemcinden 
und  Commuual verbänden,  sich  einigermaassen  erhalten  hat;  ferner 
ein  eigentliches  Geb  Uhren wesen  bildet  sich  aus,  entartet 
aber  vielfach  zu  eigentlichen  und  dann  oft  recht  unpassen- 
den Steuern,  theils  in  Form  übermässig  hoher,  zahlreicher  und 
drückender  Abgaben  bei  der  Ausübung  von  Hohei tsrec h t eu 
zu  Gunsten  Einzelner,  besonders  der  Gerichts-,  Polizeihoheit, 
wobei  dann  auch  Geldstrafen,  Oonfiscationen  nicht  fehlen, 
theils  in  Form  eigentlicher  Finanzregalien  oder  der  Entartung 
von  Hoheitsrechten  und  anderer  von  der  Staatsgewalt  an  sich  ge- 
zogenen Rechten  zu  soleben  Regalien  (Mttnze,  Bergwesen,  Post 
und  dergl.  mehr). 

§.  21.  Die  Entwicklung  des  Geb lihrcn wcbcus  ist  nun 
auch  in  doppelter  Weise  vor  sich  gegangen; 


Digitized  by  Google 


£jitwioUaiig  dos  OebtthrenireBens  im  Aiigemeinen. 


49 


Einmal  wird  frühzeitig  und  gern,  so  bereits  im  fiilhercn  Mittel- 
alter, sobald  überhaupt  gewisse  Functi  iicu  zu  j,ütieutlicben" 
wenien ,  so  im  Gebiete  des  Schutzes  und  Geleites,  des  Markt-, 
Wege-  Brtickeüwesens,  städtischer  gemeinnütziger  Yerkehrseinrich- 
tunjreu,  ein  Abgabewesen  von  Gebüh renc haracter  —  ein 
solches  wenigstens  dem  Princip  nach  —  eingerichtet.  Der  Ertrag  liefert 
2.  B.  bei  Wegen,  Brücken,  Märkten,  bei  der  Gewährung  von  Geleit 
zum  Schutz,  die  Mittel  znr  Herstellaog,  AiufttbmDg  uod  Erbaltang 
der  bezttgliehen  ElnriebtiiDgeo.  Pri?atbe2iig  dieser  Gebtthren  mit 
durch  die  Organe  der  Gemeinsohafty  die  „Beamten*',  ist  dabei  öfters 
so  finden.  Die  allmSlig  sich  vermelirende  öffentliche  Tlifttigkeit 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  bringt  dann  in  der  neueren 
Zeit  ein  nenes  Gebfibrenwesen  mit  siclii  welches  wiederum 
znm  Thei!  durect  nnd  indireet  erst  die  Mittel  bieten  mnss, 
diese  vermehrten  Thätigkciteu  ükonom isch  und  finan- 
ziell zu  ermöglichen. 

Es  ist  v'ornemlich  die  Oebcr^angszoit  aus  dem  Mittelalter  zur  Neuzeit,  daau 
die  Periode  des  „Polizeititaats  ",  wü  Kolchos  neue  GebUhrentresen  sich  Bahn  bricht, 
zum  Theii  auch  nocli  wie  in  der  früheren  Ti  rit^de  die  Forin  von  Privatbeztiofüi) 
der  BcAmten  bewahrt  oder  erhält.  Auch  hier  aber  erfolg  dann  oiaDchfack  eine  uii- 
Ticlitife  Anw«ndDttg:  und  AasdehauDg  das  GeblllireDpriDcips,  wiederom  eine  EotartODg 
von  Gebühren  zu  ciprcntlichen  Steuern  und  damit  eine  Vcrmengunjf  der  rerüchie» 
denen  Zwecke  dfs  (iobuhren-  und  d*?*«  eip:cntlii  Ir-m  Steuerwe^^ens 

In  der  neueren  und  neuesten  Zeit  und  viellach  noch  in  unserer 
Gegenwart  wird  nun  dies  Gebühren wesen  reformirt|  d.  b.  rieh- 
tig  begrtlndct  and  begrenzt  (Fin.  I,  §.  20^). 

Namentlich  wird  es  von,  der  Erh^buu  gsforin  nach  verwandten,  aber  dem 
Weseo  nach  verschiedenen  Abgaben  reinen  titeaercharactcrs,  wie  besonders  den 
sogenumten  Verkelirssteaerii,  abgeschieden,  iedem  der  im  17.  Jahihniidert  von 

Holland  aus  rasch  t  h  Terbreiteode  sogenannt«;  Stempel  richtig  ah*  eine  blosse 
Erhebangsform  von  Gebdhien  and  äteQcra,  nicht  als  eine  bosoudere  Art  beider 
erkannt  wird. 

Das  Gebfibrenwesen  wird  ferner  auf  manche  neae  Gebiete  aus- 
gedehnt, aber  anderseits  auch  in  seinen  >S Bitzen  (Taxen)  er- 
niäüaigt  oder  selbst  j^de  Gebühr  aufgehoben:  d.  h.  das 
GcbUhrenprincip  weicht  theilwcise  oder  ganz  dem  Princip  der  reinen 
Aussrabe.  Der  innere  Rechtfertigungsgrund  hierfür  liegt  in  der 
Eikeimtniss  (oder  wenigstens  in  der  modernen  Annahme),  dass 
das  Moment  des  »ffeutlichcn  Interesses  hei  der  betretfenden 
Thätigkeit  dasjenige  des  Individualinteresses  Uberwiegt  und  dass 
die  DifFerentirung  der  Vortheile  und  der  Kostenprovocationen, 
welche  die  Thätigkeit  fUr  die  Einzelnen  mit  sich  bringt,  sich  zu 
sehr  y erringest,  um  wegen  ihrer  noch  Gebtthren  zn  erheben  odei* 
nach  ihr  so  bemessen. 

A.  Wag  B«T,  FieaMwiMMiKlnIt.  n.  2.  Avil.  4 
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Eine  Annahme,  in  wclclifr  man  indessen  mitunter  wohl  zu  weit,  in  doctrinSrer 
oder  selbst  in  classeodgoistiüclicr  Yerallgemoineiruiig  der  vermeintlichen  „AoFgleichong" 
der  TorUielle  und  Koetenprorocatienen  unter  Guuen  und  Indiridnen  gegangen  ist, 
z.  B.  in  der  Frage  der  Postportos  und  ihrer  Ermässigung,  der  Telegraplion faxen« 
des  Wegegeldes.  Dartiber  trefTende  Bemrrknn^cn  von  G.  Cohn,  Fin.  S.  üüS  und  in 
seinem  Aufsatz  in  Scbmollcr's  Jahrbuch  IShG,  X,  Uber  die  tinanzicllc  Bebandlong  der 
YerkehiMDBUlten. 

Anderseits  entwiekelte  sich  das  alte  gpebtthren artige 
Steaerwesen  tbeils  zn  Teinem  Steuerwesen,  theils  scheidet  sicli 
ans  ihm  das  eigentliche  Gebtthrenwesen  schärfer  ab.  Dort 
fällt  also  der  mitspieleade  Oeslchtspunct  des  Gebührenprincips  fort, 
das  reine  Steaerwesen  aber  bürgert  sich  als  regelmässige  Ein- 
nahmequelle ein,  je  mehr  sich  der  moderne  Staat  mit  seinen  nni- 
fassenden  und  kostspieligen  Einriebtungen  und  Tlmtigkciten  nnd^  mit 
dieser  Gestaltung  in  Wechselwirkung,  die  niotlcrne  Staat^itlee  ent- 
wickelt und  Aehniiebes  bei  der  Gemeinde  eintritt.  Das  verbleibende 
besondere  Gebübieiiwcsen  der  älteren  Zeit  verbindet  sieh  mit  dem 
neuen  Gebühren wescn.  Es  wird  von  seinen  Missbildungen  ge- 
reinigt. Es  hört  auch  mehr  und  mehr  auf,  direet  eine  Einnahme 
des  Beamten  zn  sein:  sein  Ertrag  lliesst  in  die  Staats  ,  resp. 
Gemeiudecasse,  der  lu  aiiite  wird  aussebliesslich  auf  festen  Gelialt 
gesetzt.  Schliesslich  bildet  das  Gebuhrenwesen  sich  dann  ge- 
schichtlich in  ähnlicher  Weise  aus  und  um,  wie  diese  GebUbreu 
bei  neuen  öffentlichen  Tbätigkeiten. 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  der  allgemeine  Eutwicklnngs- 
gang  aaf  diesem  Gebiete. 

II.  ~  §.  82.  Znr  'Geschiebte  des  Gebtthrenwesens 
im  Einzelnen. 

Wagner,  Fin.  I,  §.  213  IT.  Uber  den  Ghmcter  des  ilteren  Pioanfireeeiis,  wo 

iS.  512)  schon  auf  die  „eigenthumlichc  Gestaltung  und  verhultnissmässig  grosse  Aus» 
dehnnnf  des  fJelullirenwfsens  im  mitti'.laltf^rliclK-n  Staat«^"  him^cwicjen  iinil  der  g(!- 
bübrLMiartitro  ('haiacter  vieler  .ilti-ron  Abgabeu  beivoigeboben  worden  ist,  ücbcr 
«He  (icbttliren  in  tler  Reclltsform  des  „Kegals''  und  die  geschichtliche  EDtwickltUg 
i  r  K^•^^1lioll:  W  aii  ncr,  Fin.  I,  §.  201,  207,  210.  Auf  diese  Finaii/rAfralien 
Wild  im  Folgenden  jetzt  nicht  mehr  o&ber  eingegangen.  Uebor  (icbuhrcu  und  ge< 
btthrenartige  Abgaben  im  Altertham  nnd  Mittelalter  Einzelnes  mit  in  der  Darstellong' 
der  Steuergesf  lii.  lifi;  im  Ranrle  III  passim.  —  Stein,  Fin.  S.  A  S.  Jfl^tr. .  r»  A. 
U,  1,  255  ä'.,  mit  einer  Constractiou  roa  „drei  Epochen"  (Uerichtsgcbuhrcn,  Stempel- 
Wesen,  einheitltcbe  Gebltbren-Gcsetzgebang),  die  den  Dingen  wieder  zn  ?id  Gewalt 
anthut,  7.U  scliablujH  nhaft  ist,  nur  für  die  Amtsgcbtihren  (Gerichts-  und  Verwaltungs- 
gebühren) nurh  einik'ermaassen  passt,  nicht  auf  die  übrigen  Gebühren,  die  Stein 
übrigens  nicht  übersieht,  und  endlich  auch  durch  die  den  „Stein'schcn  Regalien" 
gegebene  Sonderstellung  schief  wird.  —  Vociie,  Abgaben  u.  s.  w.  pas^im,  so 
S.  161  fl".,  223  fr..  .^)65  ff.  —  Histori^r1l.•  Notizen  in  Noton  bei  Koschor.  Fin.  §.  22  (f. 

Eine  zosammenTasscnde  Geschichte  des  Gebühren wesens  überhaupt  oder  auch 
nnr  eines  einzelnen  Landes  feUt,  was  sieb  ans  der  engen  Verbindung  dieses  Zweigs 
der  Einnabnion  mit  df^r  {raupen  VerwaltunL'.  aii^  d»M'  Neuheit  der  Wissrn^cbaft  iL'S 
Verwaituugsrechts  und  aas  der  grossen  Ausdehnung  der  GcbUkrcnerhcbang  Uber  last 
alte,  oft  80  ?eraebiedenen  Gebiete  der  Yervaltang  znr  Gendge  eiUlrt.  Zn  bencbten 
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ise  nvr,  daas  die  Gesehiehte  tron  Refftlien,  via  dem  Post-  nnd  Mttnzregal, 

einen  Theil  der  GeschicLte  des  CiebUhrenwcsens  bildet.  Stein  hätte 
manches  WillkQrliche  in  seinen  Conatractionen  ron&ieden,  veon  er  hier  Ziuammeu- 
gehörendem  nicht  getrennt  hätte. 

1.  Alt-Gricchcnland,  besonders  Athen. 

S.  rturUi,  SfaafsliaiJrihaU  der  Athener,  2  A.  S.  407  fi'.,  passim,  besonders  461  fi". 
Einige  vrichtigere  Pitnctc  daraus  soUcn  hier  Platz  liudeu.   S.  aucli  Fiu.  III,  §.  G,  7. 
BOcl'h  vntofsebeidet  vier  Hanptarten  der  ordentUeben  aüieiiiscliea  Stiiatsein« 

künff-',  unter  denen  eine  wesentlich  .lus  flehrilireii  iiml  Adinliclieni  Ix  sti  lif:  die 
Strafgelder  nebst  Gerichtsgeldern  (und  Einkünften  von  eingezogenen  Gütern). 
Dieselbe  Art  Einnahmen  kam  auch  in  den  andern  hellenischen  Staaten  ror.  Aach 
anter  den  anderen  Einnahmen  finden  sich  aber  solche  ui  r  b  uh renartigen  Characters: 
<"  Srhntzgcld,  welches  na«  Ii  kiir/'  T  Anwesenheit  jeder  I^renidc  als  Schutz- 
vcr-i^aiidter  uder  Ansässiger  in  Athen  /.aiden  musstc'),  —  der  Idoc  nach  in  der  That 
eine  Gebnhr.  gerade  nach  antiker  AnffaiMtinf,  die  sonst  auch  bei  den  Hellenen  die 
jiorsünlirhen  Steuern  ..vom  Körper"  pcrhnrri'srirfi .-'  Die  Gerichts-  und  Straf- 
gelder sind  finanziell  bedeutend  gewesen,  in  Athen  besonders  durch  die  Verpflich- 
tung: der  Bundesgenossen,  dort  Kecht  zu  nebnen.  Za  diesen  Geldern  gehörten  die 
Prytancien,  die  je<le  Partei  vor  Anfang  des  Rechtsstreits  bei  dem  Gerichtshof  zu 
hinterlegen  hatte.  Die  verlierende  mussto  sie  der  anderen  Partei  erstatten.*')  Ver- 
wandt war  die  Parastasis  (wie  es  scheint  bei  Odentlichen  Klagen  zn  zahlen).  Beide 
dienen  als  Lohn  der  Richter,  aber  gelangen  nicht  direct  an  sie,  sondern  an  den 
St  int,  df^r  daran s  besoldet.*)  Andere  Abgaben  und  Leistungen  (Psrakafaliule, 
Epobeiicj  scheinen  meint  nicht  dem  Staat  zugefallen  zu  sein.  Dagegen  bezog  dieser 
Geldbnssen  (Timeniata)  oder  Antbeile  daran.*)  In  Priratsacben  etSUi  der 
KLitr- 1 .  iii  (' ffentlichen  Kechtsstreitigkrif-n  der  Staat  die  Biissr  des  Beklagten. 
Aach  an  Tempelcassen  fallen  Strafon.")  Sehr  hohe  Gcldbusseu  kamen  z.  B.  bei 
Klagen  über  Gesetzwidrigkeit  ror.  „Die  ünrecbtUebtcett  der StaatfiDhiner,  Partei- 
hass  und  Lust  am  Klagen  musstc  diese  StralV'  lder  zu  einem  einträglichen  Zweige 
der  i'f!ontlirhen  Einkünfte  machen."')  Wer  die  di  ni  Staate  verfallene  Geldbusse  nicht 
bezahlte,  wurde  „otlentlicher  Schuldner"  und  unterlag  nach  gewissen  Fristen  anderen 
Strafen  und  Erhöhung  der  liusse.**)  Endlich  werden  die  eingezogenen  and 
öffeiitlieli  ^erkauften  (iutcr,  in  Folge  l.r  Strafe  der  Gütercinziehung,  eine 
wichtige  Emnahmeuuelle.'')  Auch  in  den  Tributen  der  Buudesgouossen  u.  s.  w., 
^,bei  Weiten  der  bedeotendsten  Hinnahme  des  atbenischen  Staats'*,  ist  wenigstens,  was 
die  Enbtehung  anlangt,  iler  mitspielende  fJebllhrencharacter  nicht  zn  verL  nnen  : 
,jnan  führte  fur  die  Bandesgenossen  Krieg  und  sicherte  sie  gegen  die  Barbaren"")« 
—  dafür  der  Tribut. 

2.  Korn. 

S.  die  Werke  id>er  rötnische  liechtsgeschichle,  Proccss,  die  einzelnes  Hierhor- 
gehürige  enthalten,  so  Uber  GerichtsgebUhren,  Strafen.  Jetzt  besonders  Marquardt, 
rSmiscae  Staatsrerwaltong  (besonders  FinanEverwaltnng\  2.  B.  (f^ipzig  1876)  S.  76  (T. 
und  Mommsen,  römisches  Staatsrecht.  B.  1  u.  2,  1.  Ahth  .  Leipzig  1S71  u.  74  i  li 
benutzte  die  1.  Aufl.),  mit  manchen  Einzelheiten  aus  dem  Finanzwesen ,  die  mit  Ge- 
buhren zusammenhftngon.  Aach  II,  2.  Abth.  passim.  Ich  bescbrSiilre  mich  Mif  die 
Hcnorhebung  einiger  characteri-^ti scher  Puncto  wescnllieh  nach  diesen  Werken.  Zu 
vergleichen  Fin.  Band  III,  b — 11  Uber  die  römische  Bosteaerung;  ebendaselbst 
S.  21  weitere  Literatur. 

Leitender  Grundsatz  war  lange:  Unentgeltlichkeit  der  Städtischen  .\*>.mter, 
Besoldunsr  nnr  für  den  Suhalternen.  I)<  r  Beanito  erhielt  aber  Eriat<:  der  Küsten 
seiner  Auslagen,  zum  Theil  in  Form  von  Bausciisummeu.  Später  entwickelt  sich 
allgcm^eB  Gebaltsvesen.'*)  Aber  gesetzliche  Sportein  sind  dem  ftiteren  Kecht 
wollig  fremd  und  den  höheren  B'  amteu  überhaupt  niemals  gezahlt  worden.  Erst  in 
der  zweiten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  scheinen  die  gesetzlichen  Gericbts- 


')  Bückh  S.  4J5.         ^)  Eb.  S.  10".         ^)  Eb.  8.  41.2.  auch  über  die  Hohe 
der  Abgabe.         *)  Eb.  S.  47Ü.  Eb.  S.  4bS.         «)  Eb.  S.  4H4  U.  Beispiele. 

«)  Ek  &  m,  *)  Eb.  S.  506  (T.  ■)  Eb.  S.  616  ff.  ""l  Kb.  S.  520  ff. 
"),Eb.  S.  524.        '*)  Mar<iiiardt  S.  »8  ff,   Mommsen  I,  23s— 2  49. 
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gttbtthren  sv  Oonsten  der  Unterbeamten  anftrelcommen  so  sein,  die  dann  rasch 
eise  bedeutende  Hohf  orreichten  und  den  Rechtsachenden  oine  schwere  Last  wurden.') 
Diu  formliches  Gebttbreuwesen  findet  sich  nameatiich  heim  Gultus,  der 
in  Boiii  Staatsinstitotion  war.*)  Die  Gebahreo  bilden  Uer  neben  dem  Einkommen  ans 

dem  Göttergut  und  den  Zahlungen  aus  dem  Acrar  der  (i<  (nL'inde  (dies  z.  B.  fUr  die 
Gehaltf  der  Priester^  eine  dritte  regelmässige  Einnahme  zur  Derkunj?  der  Kosten  des 
Cultus.  Die  (icbahrcii  5>cheiucn  in  die  besonderen  Gassen  d«r  cinzolncn  Tempel 
geflossen  zu  sein,  so  das  Antrittsgcld  der  Priester  und  Abgabtii  iur  den  Eintritt  in 
die  Tempel,  Zutritt  zur  Opfprstättc,  Darbringung  des  Opfers.  Die  Area  pontificum, 
eine  Art  centrale  Sacralcasse,  bezog  insbesondere  verschiedene  Bussen,  namentlich 
die  Processbvsfien  (sacramenta),  die  seit  Uralten  bei  der  Eröffnung  eines 
C i V i ! p rocess ns  nach  dem  Worth  d»is  Stn»it;ri'<rriibt.Hii'!s  als  Strafgeld  von  beiden 
Parteien  za  erlegen  waren.  Der  siegende  Thcii  erhielt  seine  Einlage  zurück.  Später 
vifd  die  verfaliene  Snrame  nach  Erledigung  des  Processes  eingezogen.  Sie  dient  fitr 
die  Oficntlichen  Opfer;  später  floss  sie  vielleicht  in  die  Hauptstaatscasse  ^) 

In  umfassendem  Maassc  bestanden  auch  in  Rom  nocli  sonst  Strafgelder 
^Bussen,  uiultao),  deren  Marquardt  sechs  Arten,  mit  den  gciKiiiatLii  Processbussen, 
unterscheidet^):  als  Coercitionsmittcl,  um  Ungehorsam  nnd  Widersetzlichkeit  gegen  die 
Obri^k.'it  in  >traf'  n;  als  Criminalstrafe  (Ertrag  verwendet  zu  Spielen,  Bau  und  Aus- 
stattung von  Tempeln;  nicht  ins  Aerar  iiiessend);  als  angedrohte  Geldstrafe  bei  Geber* 
schrdtongen:  als  dem  Erben  bei  Nichterfdlliing  der  testamentarischen  Bedingtingen 
aiiiredrohtp  (ichhtrafe ;  als  Seiiulcralmulfe,  d.  h.  als  Strafe,  wclrlip  für  V<  rletzunc: 
eines  Grabes  iu  der  luschiift  augedroht  ist.  —  Aasserdem:  Einziehung  des  V  er- 
inAgens  (bona  damnatomm)  bei  Gapitatstrafe.*) 

Auch  an  Gebuhren  und  gebuhrenartigen  Leistungen  in  der  volkswirthschaft- 
lirliou  Sphäre  fehlt  es  nicht.  Bei  den  Landstrassen,  die  zwar  auf  öffentliche 
Küslisn  (des  Aerars,  der  Provinzialcasseii)  hergestellt  werden,  wird  die  Unterhaltung 
auf  die  Anlieger  abgeschoben.")  Auch  (Chaussee-)  Wegegeld  soll  voruxkummen 
sein.  In  den  Städten  (Rom)  ist  die  Instandhaltung  und  Umpflastcrung  dt-s  Pflasters 
und  der  Trottoirs  auch  Sache  der  Anlieger.  Bei  bäumigkeit  lioss  später  der  Acdil 
die  Arbeit  anf  Rechnung  des  Pflichtigen  dorcb  Dntemebmer  in  Accord  ausführen.^ 
Das  Wasser  d'T  üliViitlichi'U  N\'asserlei(nti'frn  dient  zunächst  zur  Speisung  der  öffent- 
lichen Brunnen.  Seine  Benutzung  ist  hier  unentgeltlich.  Daneben  scheint  aber  eine 
Bezablnngr  ftlr  die  Benntznng  des  die  Bassins  ttbeistiOmenden  Wassers  za  Bftdom 
und  Gcwerbozweckcn  (Walkereien)  stattgefunden  zu  haben :  also  für  sj>eriellere  Prirat« 
zwecke,")    Auch  ein  (verpachtetes)  Standgeld  von  Budeninhabern  wird  erwähnt.") 

Ausserordentlich  lückenhaft  ist  auch  trotz  der  neuesten  Forschungen,  der  Be- 
nutzung des  Inschriften-Materials  u.  s.  w.  die  Einzelltenntfliss  der  gfiechischen  und 
römischen  FinnnzverhUltnisso  iiiid  wohl  des  Gebiihrenwesens  g.inz  besonders.  Denn 
hier  hat  die  finanzielle  Seile  keine  selbständige  Bedeutung  und  zog  die  Aufmerk- 
samkeit wenig  auf  sich.  Gewohnheitsrecht,  Verordnungen  untergeordneter  Organe 
bind  oft  die  (Jrundlagen,  die  selbst  schon  wieder  vvenij^er  allircinein  liekannt  und  nicht 
regelmässig  aufjgezeichnet  werden.  Es  sind  daher  öfters  nur  rein  zufällig  Einzelheiten 
anf  uns  gekommen.  Wenn  in  den  antiicen  Staaten  aber  so  Manches  tinentgelüieh 
oder  fast  numt^'  lilich  geliefert  wur  li  ,  Spiele,  Bäder,  Wasser,  Strassenbau,  so  liegt 
auch  dafür  der  letzte  Eiklärungs^rund  in  der  Basis  der  antiken  Volks-  nnd 
Staatswi rthschaft:  in  der  Unfreiheit  der  Massen,  neben  einer  kleinen  Schicht 
Freier,  und  in  der  Ausbeatnn^  der  Fremden  durch  Baub,  Krieg,  Tribut,  Pro- 
rinjual -Verwaltung,  „Buudesgenosscnschaft"  u.  s.  w, 

§.  23.  —  .H,  Germanisch-romanisches  Miilelalter. 

S.  die  Wcrku  ul)cr  deutsche  Rechtsgeschiobte,  von  denen  auch  die  Lehrbtteber, 
wcnnj,'Ieich  zum  Theil  nur  sehr  kurz,  .tiif  die  Finanzen,  früher  des  Deutschen  Reichs, 
später  auch  der  Territuhea  eingehen.  Nähere  Litcralurangaben  in  Fin.  IU,  S.  33  Ü', 
nnd  passlm.  Die  ftlten«  Scitriften  roa  Hillljnann,  Deotache  Finamgescbiolite  des 


Mommsen  I,  24'J.  -)  Eh.  II,  1,  S.  15  ff.    Marquardt  S.  is  ff 

^)  Marf]uardt  S.  2^2  Note  2.  "t  Eb.  S.  279(1          'i  Eb.  S.  27S.  Eb. 

S.  8'.».    Mommsen  II.  1,  42^,  Mommsen  II.  1.  47.5.          *)  £b.  S.  416, 

47b,  auch  II,  2,  (2.  4-)  S.  lüüti,  lüÜ7.    ")  Mar<juardt  S.  27Ü. 
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itictelalters.  Berlin  mit  «Icm  Nachtrag  dazu:  Gescliiolite  des  ürspnin^s  der 

Regalien  in  Dcubchlaiid,  l'raukiuit  IbUü,  Laug,  lüstorische  ilütwickluüj?  der  teatscben 
Stcoeiverfassung  seit  den  CefoUngern  bis  aaf  ansero  Zeit,  Berlin  und  Stettin  179$, 
siii«!  l'oruiell  und  matcrieU  zwar  vielfach  veraltet  und  cnüsprechen  dorn  honti^n^n  Stand 
der  hiütoriscben  Wissenscbaft  und  der  Quellenkaode  nicbt  mehr.  Aber  bie  sind  doch 
in  Emumgelung  neuerer  zammmeafittseDder  Arbeiten,  an  die  freilich  jet/.t  ganz  andere 
Ansprüche  gemacht  wenlon,  noch  immer  unentbehrlich.  Ilsc'ä  Geschichte  des 
DoQtäcbcn  Steuerweseoü  (i.  Abth..  Gicssen  1»44)  ist  in  der  carolingiscbon  Zeit  stocken 
geblieben,  Beichhaltiges  Material  ist  kritisch  verarbeitet  in  G.  Wait/'  DeuUcber 
Verfassungsgeschicbte ,  mit  vielen  An^'äbcn  Uber  gebührenartige  Einnahmen  in 
der  I.  H5lfte  des  Mittelalters,  daher  für  diesen  Absolinitt  besonders  beachtenswerth. 
S.  B.  I,  'l.  A.  (Kiel  186ö),  2M  il'..  äOti,  ä09  für  die  älteste  Periode;  B.  II.  2.  A. 
(1S70)  für  die  meferingiscbe  Zeit  dea  firinkischen  Reiclis,  S.  137,  beaondtfs  Eap.  7. 
S  ö.j^— nj5  .J.eistnng-en  des  Volks  und  Einkünfte  des  Königs";  B.  IV  (1.  A. 
ILap.  6  „Verwaltang.  besonders  Finaozen*'  in  der  carolingiacben  Zeit,  B.  VIII,  21(3  ff. 
Aach  in  einzelnen  anderen  Abschnitten  Hierhergehöriges,  Uber  Bönen,  Gericbtsgefälle 
u.  s.  V.  -  üeber  Zolle  s.  besonders  Falke,  Geschichte  des  Deutechen  ZoUvesena, 
Leipzig  l'^ßl,  mit  dem  j^enaueren  Nachweis  des  l'--I>u h renarti^en  Wesens  der 
älteren  Zölle  (We^jezöUe  u.  s.  w,).  Vgl.  meiiiL-  Fin.  Iii,  9.  U  il.,  I7  Ü, ,  2'J  It'.  — . 
Besonders  Idirreich  ist  sonst  die  Utere  e  n  i  s  c  h  e  Finanzgeschichte  mit  ihren  vielen 
gebührenartigen  Einnahmen  und  grossen  MissbrSa eben  dabei.  S.  namentlich  (in eist, 
oagiisches  Vorwaitungsrecht,  B.  1  (2*  A.)  passim  und  Vocke,  Geschichte  der  britischen 
Sceoeni,  besonders  „Gebühren  mit  Anaachlnsa  dea  Stempels^,  Oerichtasporteln  n.  0.  ir.. 
S.  Vn  fr.,  meine  Fin.  III,  §.  08,  TO  fT.  Im  Uebri^en  besteLt  bis  in  die  zweite  Hnlftc  des 
^ttclalters  in  den  hierhorgehOrigen  Abgaben  vielu  Vcnrandtschaft  in  den  germanisch- 
romanischen  Ländern,  auch  in  Frankreich,  entsprechend  der  Feadalvcrfassung. 
S.  ftber  Frankreich  die  llteren  Schriften  von  de  Monthion,  Bresson,  Bailly, 
dann  namentlich  Clamageran,  für  die  frtlhcre  und  die,  niitllero  Periode  des  Mittel- 
alte»:  Vuitry,  ctudes  sor  le  i6gime  tinancier  de  ia  France  avant  la  r6voIution,  Paris 
1S78,  besonders  I,  ]».  Si  ff.  (Stenern  nnter  den  Merofingem)  ond  3.  Stodie,  5.  Kap., 
Einkfsnfte  des  Königs  im  11.  bis  13.  J.ihrhuudert,  besonders  p.  310,  4()f>  ff.  Meine 
Fin.  III,  §.  »0,  52  If.  —  Hier  kann  nur  Einzelnes  von  besonders  characteristiscber 
fiedeotang  herrorgidioben  werdoi,  namendidi  nach  Wnitz. 

GebUhrcnartigos  Einkommen  des  Königs  ist  schon  fdr  die  erste  historisch 
bekannte  Zeit  der  Germanen  bezeichnend.  Dem  KSnix  als  oberefem  Richttrr  und 
Fri«jdöni»bewahrcr  fallt  ein  Thcil  der  Bussen  m.'^)  Im  t'rankisclicn  lieich  der 
M(  roringer  bezieht  er  Schutzgelder,  Friedensgeld,  andere  Bussen,  besondeiB  fUr 
Uebertretnnp^  königlicher  Befehle  tjnd  in  ähnlichen  Failea,  so  bei  unterlassener  Ileer- 
folge  (.^leerbann"  als  Name  der  Strafe)  (Flu.  III,  S.  42).  Dann  sind  die  Confis- 
cationen,  so  des  Gnts  der  Friedlosen  ond  gewisser  Verbrecher  (Landeeremtb, 
Untreue)  eine  wichti;;e  Einkomm enqu eile,  die  in  dieser  Periode  vielfacli  ^'<;uiissbrancht 
wird.')  In  Zöllen,  Wegegeldern,  Hafen-.  Markt-  u.  dgl.  Geldern  ist  ebenfalls  GebOhi 
enthalten:  mit  dem  Gesichtspunct  einer  Vergeltung  von  Leistungen.^)  Im  caro- 
lingischen  Keiche  bleiben  diese  Verhältnisse.  Die  Geriohts^iälle  u.  dgl.  sind  nor 
zum  Thril  schon  in  andere  Hände,  wie  des  Grafen  übergeganiren.''^  Confiscntionen 
brachten  neues  Land,  was  freilich  vielfach  bald  wieder  vergcboi  w  urde.'')  Die  Wege-, 
Bracken-,  Hafen-,  Mniiii^Ider  behielten  gesetzlich  den  alten  Gebuhrencharacter,  in 
der  Praxis  immer  wcnifjer.  Sie  prin^ren  auch  vielfach  an  Andere  llber.^)  Für  die 
gaiue  Periode  des  früheren  Mittelalters  und  der  vorausgehenden  Zeit  ist  der  Chaiacter 
dea  Strafrechts  anch  finanziell  vichtig:  Die  Strafen  sind  ttbenriegend  Geld« 
bosscn  oder  mit  solchen  verbunden.  In  den  sonst  vorkommenden,  formell  und  materiell 
mcbr  steaerartigen  AbgalxMi,  /,.  B.  der  Kirche,  wie  den  jährlichen  „Geschenken", 
diu  dcu  Character  der  FreiwilUgkcit  im  carüUngiach<^n  iteich  bereits  verloren  haben, 
liegt  der  Gesicbtspiinct  einer  Gegenleistnng  nrbedoifken  nnd  genossenen  Schatz 


^)  Waitz  I,  806,  809.  *)  Lang  S.  21.  Hnllmann,  Finanzgeachiohte 
S.  152.    Waitz  II,  588—596.  Lan-  S.  25.    Falke.  Zölle  S.  12,  15. 

Waitz  II,  601  Ii.  *j  Waitz  IV,  S.  7,  U4,  ^78.  '^)  Eb.  S.  117  ff. 
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deutlich  ausgeprägt,  also  wieder  zugleich  etwas  (iebuhrouartigos. ')  Achuliches  gilt 
Tou  den  Schutzs:eldern  der  Juden. 

Wcsontlicb  gleichartig  war  die  (iestaituug  und  EutwicUniig  iu  England  in  der 
angelsächsisch cik  Perindp.  Hier  sind  uur  dio  jr^hühn^narfiprcn  ■EinkiUiftc  des 
Königs  aus  der  Kriegs-,  Cicrichts-  uud  PolÜMiherrlichiieit  bei  Verringerung  des  köoig- 
liol^  Laads  froh  b^entend  und  missbriiiGhlich  ausgedehnt.  Aber  aneh  hier  ist  daroD, 
besonders  von  den  GericlitSirofällen ,  viel  an  die  nriin<llierrcri  als  Inhalier  der  Privaf- 
gerichte  Ubergegangen.  Im  b  rcmdcu schutzrecht,  in  der  Eioräumuüg  des  Friedens 
an  Hafen-  und  Marktorte  und  dem  Bezug  von  Abgabeo  dafitr  ist  QberaU  der  6o« 
bUhren-Oesichtspunct  unverkennbar.") 

In  der  Periode  des  Lohen-^staats  tritt  der  (iebiihniicharacter  der  Gefalle  und  Ab- 
gaben, zwar  in  ungleichem  Maaiss»  in  den  cinzoltiui  Staaten  nach  d«;r  ^lachtst'  llung  de^ 
Königs,  aber  im  Ganzen  doch  überall  gleichartig  hervor.  r>  esoudors  scharf  ist  •ii(-se  Entwick- 
lung im  normannisch r^n  Staate  Eirj-lands.  ..Ks  stellt  in  bester  Uebereinstimmtint;^ 
mit  dem  weaoutlich  privatrcchtlicheu  Cbaracter  des  Lebensbtaatä,  dass  sich 
die  alten  K9nige  für  Allee,  was  sie  einem  Unterthan  gewährten  und  erlaubten, 
bezahlen  Hessen.  Das  du  nt  des  und  facio  ut  des  ist  liierauf  vollkommen  anwemlliar 
und  es  giebt  keinen  anderen  Uesichtspunct  und  kiinen  anderen  Grundsatz  für  die 
lürkläruiig  der  Gebühren."  Dispensationen  von  Ge-  und  Verboten,  Erthcilung  von 
Erlaubnissen,  Gnaden,  Gefälligkeiten  u.  dgl.  m  .  Alles  muss  bezahlt  werden.  ')  l>';r 
*  Fi  nanztresichtspurii  t  driin'j:t  sich  so  in  den  Vnrdcrfrruiid .  /..  B.  bei  derKecJit>- 

pflegc,  dass  darin  nur  eine  äusserst  schlimme  Entartung  des  au  sich  Itercch- 
tigten  Gebohrenwesens  eitannt  werden  kann.^)  „Die  Stellung  des  Königs  ergab  eine 
lange  Keihe  arbiträrer  Gewalten.  Verhältni.^si^.  in  den^  n  i  r  liL  willin;en  oder  versagen 
konnte.  Dabei  erscheint  als  unveränderliche  Maxime,  dass  nichts,  was  versagt 
werden  kann,  ohne  Geldgebühr  gewfthrt  wird/**)  Gneist  imteischcidet  fincs 
(Gebühren)  für  Libertics  und  Franchiscs;  in  Processsachen,  „seit  Heinrich  II.  unüber- 
sehbar*'; für  Gnadenbcwillitninijen  von  Aemf<'ni  '«iMen.  Dispensatinn^^n,  fur  L<  h<»n.s- 
emcucruug  und  Veräussenin^^ci».  Giüb^jer  luiiang  der  \'crwirkuug  von  Land  und 
Vermögen  durch  Felonie.  Coiifiscationen,  —  Aehnlich  in  Frankreich  in  dieser 
Periode  (II.  bis  13.  Jahrliuntlertl,  nur  «lass  hier  der  Bezu-  -Icr  Gerichts-  und  ähn- 
lichen Gefälle  mehr  vom  König  an  den  Grundherrn  ubergegangen  ist.'')  In  Deutsch- 
land ist  der  Missbranch  dieses  GebOhrrawesens  bei  dem  Niedergang  der  königlichen 
Macht  geringer.  wUlin-nd  ilio  Territorialherrcn  doch  nur  dlin.iliir  diu  Macht  zur  Aus- 
dehnung dieser  Abgaben  erringen  konnten.  Die  Srlnrui-  und  Schutzrochte  führten 
aber  auch  in  Deutschland  zu  halb  Steuer-,  halb  gebührcnartigen  Abgaben  an  den 
Kaiser,  die  r.an<it;sherren,  die  Gerichts-  und  Grnndherren  0.  8.  W,  für  Fremde,  Kanf-, 
leut'',  K  'isende,  Juden,  Kirche,  geistliche  Stifter  u.  s.  w.  An  die  Wegegelder 
schliussen  sich  die  Geleitsgeldor.^^  Eine  besonders  characteristi^che  Abgabe  ist 
in  Deutschland  wie  in  Frankreich  nna  England  das  „Jndengefällc**,  Juden-Schntzp 
geld  u.  dgl.  (kaiserliche  ..Kamuiorkneclitc").'*) 

Zur  Erklärung  und  Entschuldigung  der  damaligen  finanziellen  Missbräuche  bei 
gebOhrenartigen  Abgaben  nnd  bei  den  ihnen  zu  Gronde  li^nden  ThSdgkeiten  der 
Staatsgew^alt  dient  vornemllch  die  Thatsacho  des  Mangels  anderweiter  ordentlicher 
Einkünfte,  bei  doch  vielfach  stHsrendcm  ki^ni^Iichein ,  frtrstlirh.Hn  nnd  öll'ontlichem 
Bedarf.  Das  eigentlich  do  mauialu  Einkouiuicu  verringerte  sich  mit  dur  Vergebung 
des DomSnonbedtses  (Pin.  I,  §.213  ff.).  Ein  umfassendos  ointr&güches  eigentliches 
Steaerwesen  fohlte  noch.  Die  Steuern  dieser  Axt  worden  von  den  Pflichtigen,  bez. 


')  Waitz  IV,  \YL         •'-y  Gneist,  englisches  Verwaltungsrecht  I.  ".'^  Ii.,  2«  If. 
Vocke,  britische  Steuern  S.  PJ7.  •'')  Voeke  S.  Il>4.  ')  Eb.  S.  197  fl'., 

besonders  über  Gerichtssporteln  und  Strafen.  —  Vgl.  Fin.  III,  §.  72,  73.  —  Gneist, 
I,  182  H:,  191  ff.  »)  Gneist  I,  1^5.  «)  Vnitry  I.  310  11.  ^  Hüll- 

maiin,  Finanzgeschichtc  182  11'.,  Ke^nlien  S.  42  If.  Waitz  VI,  lyt)  fT..  H'.d,  I6n,  lüfi, 
VII,  l'.»2,  253,  87S,  3S3,  Falke,  Zollwcscu  S.  53  11.,  G3.  Ein/.clncs  auch  bei 
Zeumer.   deotschos  Stidtewesen  im  12.  und  13.  Jahrhondert ,   Leipzitr  1878. 

S.  Ilüllniann.  Ke^alien  S.  52.  Waitz  VI,  -löt»  n  a.  St  .  Vocke  S.  KJl  W. 
(Juden  „eine  Art  Domäne"),  Vuitry  I,  31511'.  (Juilb  et  Lombards  und  iiscaiische 
MOBSsrcgeln  gi;gcn  sie). 
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den  stcucrbcwilligendcü  Ständen  mög^Iichst  nri  riner  Stcig^cnin«r  *iHer  di<»  hrrköinnili(  he 
Höhe  und  an  einer  Ausdehnung  Uber  die  Lorköiniiilicheu  oder  lobtgcscUten  Zwecke 
oad  Zeiten  hinaus  verhindert  Bei  neaea  Stenern  für  anseerordontliche  Zwecke  o.  s.  ir. 
wurde  der  Standpunot:  Leistung  und  Gegenieistnng  möglichst  bewahrt. 

§.  24.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  und  in  d-r  sogenannten 
Neuzeit  seit  dem  16.  Jahrhundert  wurden  diese  ältcrcu  {fcbührcnartigcu  Abgaben 
allmälig  reo  den  sotaliminstra  Aasrfichsen  und  Missbräuchen  gereinigt  und  iro  sie  an 
Crumilierren  u.  s.  w.  srclcoinn!  ■!! .  möglichst  wicdtT  an  den  Staat  als  solchen  und  an 
seinen  Uepräsentantcn,  dc-u  küuig,  Laudcsherrn,  zurtlckgenomiaen.  lieste  treibst  der 
llteeteo,  der  Straf-  mid  Gerlchtagelder,  der  ZftOe  und  CMeitageldeT,  der  Schvtzgelder 
rsind  aber  bis  auf  unsere  Zeit  gelangt  und  bilden  mit  dt-ri  nutzliarcn  RcgaliLii  nach 
ai)f«meiuem  deatsidiea  Staatsrecht  doea  Bestandtbcil  des  sogenannten  Kammerguts. 
Wß  fiüAiizvissojiacliaftlieke  Aofgabo  diesen  Abgaben  gegenüber  iat  im  1.  Bande 
(§.  208)  flcbon  dargelegt  worden. 

Ycrl.  auch  für  diese  spntcre  Periode  die  genannten  Schriften  ?on  Hüllmann 
and  Laug  mit  cinzciueu  Notizen,  Gaeist,  Yocke.  Von  einzolnen  finanzhiatori- 
schcn  Arbeiten:  Falke,  Zollwesen«  S.  128  fl.  (Wegczölle  n.  s.  w.  als  Entgelt 
fUr  Leistungen  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters;  Geleitsgeld,  für  den 
Landesherren  den  zollfreien  Städten  gegenüber  ein  Mittel,  diese  in  anderer  Form 
doch  zu  trclieij,  S.  13tj  11".).  Obcrlcitner,  Fin.  Nieder -Oesterreichs  im  16.  Jahr- 
hundert, Wien  1863,  passim  (a.  A.  S.  41  ein  BrUckenmauthterif).  Hoffmann, 
Finanzt^'oscn  von  Wtlrtemberj?  im  16.  Jahrhundert  (Tübingen  1S40,  S.  40  ü".  (Regalien^, 
Tti— i3)2  (Uebuhrenartige  Eianalunon).  Für  Preubsen:  SchmoUor,  Epochen  der 
preassischen  Finanzpolitik  (JahrhQclier  fttr  Geselzgebanp  n.  s.  w.  im  Deutschen  Beich, 
1877,  S.  33  ff.),  S.  85,  66.  Isaaksohu,  üeschichto  «I  s  prenssischen  Bcamtenthums, 
T  (18t4).  55.  S7,  los,  151,  19S  (Antheile  des  Stadtrichters  an  den  Bussen,  den  Ge- 
bühren für  eizcinc  Gorichtsacte,  dorch  Sportelordnungen  geregelt,  so  unter  Joachim  I, 
8.  anch  S.  207.  208),  anch  II  (1878)  passim,  96  (Statistik),  117  u.  a.  m.  Kiedel, 
Krandenburgisch-preussisclier  Staatshaushalt  passim,  S.  H,  7,  dii;  Tabellen  der  Beilagen 
1  u.  U  u.  ff. ,  mit  einzelnen  gebUhrcnartigcu  Einnahmen  ans  der  ersten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  und  mos  der  Zeit  des  Grossen  Kurflürsten.  Die  verschiedenen  Straf- 
gelder im  Verhältniss  zum  Gesammteinkommen  noch  Ix  dcntend.  Vgl.  in  Fin.  III 
passim  die  Angaben  über  Stempel  und  Aeliuliches  ft; Österreich  §.  44  N. 
Prenssen  §.  49  N.  4,  Prankreich  §.  65,  England  87).  Auch  Fin.  I,  §.  206 
.ber  die  Entstehung'  urnl  Vcrhri  ituiii;  des  Stcm])elwesens  ?on  Holland  (1624)  aus. 
leli.  r  die  EinburLTt'iun-  der  Ston.-rwirthschaft  Fin.  lU,  §.  25,  SO,  32»  54,  74  (in 
Ucutächiaud,  Frankreich,  England). 

Je  mehr  in  der  Neuzeit,  besonders  seit  denn  16.  Jahrhundert  nnd  dann  nach 

dem  30jrtlirii:r'n  Kriege,  die  Naturalwirthschaft  durch  die  Geldwirfhschaft  vollends 
verdrängt  wird,  stehende  Heere  aufkommen,  der  Öfientliche  Bedarf  wächst,  um  so 
weniger  reichen  die  alten  Einnahmequellen,  Domänen,  Re» allen,  Gebühren  mehr  aus 
und  besonders  indirccto,  dann  auch  directe  Stooeni  werden  vermehrt  und  erhöhl. 
Absolut  nnd  relativ  verliert  dadurch  das  ältere  Gefüll-  und  Gcbührenwes'^n  seine 
Bedeutung.  Aber  neuere  Arten  Gebühren  komuea  jetzt  iu  Verbindung  mit  Steuern 
(Verkohnstenem),  mit  dem  Stempelwesen,  mit  Terbessertem  WegewesMi,  mit  andern 
rolkswilthschafUichen  Einrichtungen,  wie  z.  B.  der  Post,  auf. 

Von  besonderer  W  irlitiukeit  war  die  im  17.  Jahrhundert  rasch  und  allgemein 
erfolgende  Ausbreitung  des  Stempelwescns,  daä  dann  im  18.  Jahrhundert  weiter 
entwiekdt,  au^^gedehnt  und  systematishrt  wurde.  Dem  Stempel  wurden  Terschiedenerlei 
ci.'rirhtlichi!  und  ^'crwaltungsactensttlcke,  dann  aber  auch  Privaturkunden 
über  Verträge  und  andere  Kcchtsgeschäfto  unterworfen.  Gebühren-  und  Steuer- 
elemente waren  in  der  Stempelnbgabe  vielDush  verbunden,  bei  den  Offisntliehen  Acten- 
stücken  waltete  das  GebUhrenelemeut,  bei  den  stcmpelpdichügen  Privaturkunden  das 
Steuerelement  f^V  rkrhrssteuer)  meist  vn-^  Die  Gerichtskosten  wurden  in  Sportel- 
und  Gebühv  Mtarifen  regulirt,  der  i  iivatbezQg  der  betreffenden  Abgaben  Seitens 
der  Richter  und  Beamten  zu  Gunsten  der  Staatskasse  beseitigt  oder  beschränkt,  das 
Svstom  f.  st(T  Besoldungen  statt  des  Spüiielhczugs  ausgchiMet,  das  G«'riohtskosteTi-  und 
Stempelwesea  vorbanden.  „Gebühr*  und  „Steuer"  blieb  aber  auch  in  diesen  Gerichts- 
koiiBB-  und  ihidicheii  Amtslaiifea  Tendsoht. 
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So  bildet  flieh  aUmfiligr  das  grosse  Gebiet  dos  modernen  Gebahrenwesons 

aas,  in  welchem  aber  manchu  uralte  Zweige,  wie  die  Gerichts-,  Straf-,  Wegegelder 
u.  dgl.  Dl.,  noch  immer  /.ii  finden  und  nur  rationell  nach  den  neuerem  £echtaaascbaii> 
ungeu  und  wirthschafdichca  Interc&äcu  umgebildet  sind. 

Im  Grossen  und  Ganzen  cntt  freiUdi  das  eigentliche  Steucrweseu  wie 
freien  die  Donirmcnwirthschafit ,  so  auch  geg^'  -i  He  Gcbühronwirthschaft  in  allen 
Uulturstaaton  in  den  Vordergrund:  der  pi  i  wi  t  w  irthschaftlichc  Grundsatz, 
««Leistung  und  Gegenleistang",  der  dem  älteren  Finanzwesen  socharac- 
tcristisch  ist,  weic  ht  den  gemein wirthuchafllichen  Orundsätzen  „Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit"  und  „Ausführung  der  öffont- 
liclien  Gesammtzvecke  mit  den  darcb  allgemeine  Stenern  beschafften 
Gesammtmltteln/'  (Vgl.  Gnmdlegang  §.  158.) 

III.  ~  §.  25.  Die  Uebertragung  von  gebühren- 
artigen  Einkommenzweigen  an  den  Staat  und  die 
Selbstverwaltnngsk^frper.  Wie  bei  den  pi'batwirtbschaft- 
licben  Einkommenzweigen  (Fin.  I,  §.  218)  handelt  es  sich  aneh 

bei  den  geblihrenartigen  immer  nm  zwei  allgemeinere  Fragen: 

Einiual,  ob  solche  Zweige,  bez.  ob  die  ihnen  zu  Grunde  liegcu- 
deu  Einrichtungen,  AnstaUeu  und  Thätigkeiten  tiberhRUpt  in  den 
Händen  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  sich  betinden  sollen, 
also  eYentuell  ob  sie  beizubehalten,  neu  einzuführen, 
aufzugeben  sind; 

sodann  wie  sie,  im  Falle  der 8taatstlbernabme  u. s. w.  verwaltet 
und  finanziell  bebandelt  werdcii  sollen.  Ist  hier  einmal  das 
GebUhrcnprincip  statt  de«  gewerbliciien  und  des  Hesteuerungsprin- 
cips  angenommen  worden ,  worüber  wieder  mehr  allgemeine  poli- 
tische, volkswirthschaftliehe  und  ähnliche  Rücksichten  als  finanzielle 
entscheiden  müssen  (§.  18),  so  handelt  es  sieh  um  das  Maass 
der  Anwendung  des  GebUhrenprinctps  oder  um  die  Bestimmung 
der  Höhe  der  GebOhren.  Davon  wird  unten  in  §§.  67—69  ge- 
bandelt werden. 

Die  erste  Frage,  nach  dem  ,,0b''  des  {öffentlichen  Besitzes, 
ist  die  eigentiieh  prineipielle.  Sie  ist  wieder  in  erster  Linie  und  in 
eminentem  Sinne  eineFrage  der  Allgemeinen  Staatslehre, 
der  Verwaltnngs>,  Social-  und  Volkswirthsehaftspoit- 
tik,  und  zwar  in  noch  higherem  Maasse  als  die  analoge  Frage 
bei  den  Zweigen  des  Privaterwerbs.  Der  finanzielle  Gesichts- 
ponet  mnss  daher  hier  sehr  zurQcktreten.  Deswegen  ist  auch 
diese  Frage  wieder  nicht  in  der  Finanz  Wissenschaft  prin- 
clpiell  zn  entscheiden. 

Diese  hat  vornemlich  nur  von  der  Eutschtjiduug ,  welclie  die  GeiKihichte,  die 
SCKenwärtigre  Praxis  und  andere  Wissenschaften  oder  andere  Theile  der  Politisehen 
O.'lüiioinic  (die  Wirthschaftliche  V.'rwaltuiii:!,I.  litv'  f^effobija  lial>eii.  Act  zu  nehmen. 
.Uüdauu  hat  l'Uc  die  Lehre  vom  Fiuauzbedarl  uud,  vrean  die  hozttglicheo  £iu- 
richtiiD^en  iw  inne<  en  sichlichen  Gründen  «Is  GebQjbreiuweige  —  sutt  ah  Steuer- 
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oder  alb  l'rivaterwcrbä-Zweigc  —  behandelt  werden  sollen,  fur  diü  Lcbrc  rou  den 
EiBP»linen  danos  di«  finanisiBtloii  Fc^geniiigeii  za  ii«h«n. 

Damit  ist  die  Orenze  der  Aufgabe  der  FinaDzwisseiisobaft  zn- 
nSchst  itlr  das  ganze  Gebflhrenwesen  bezeiehnet 

Indessen  ist  das  letztere  alsdann  doch  auch  in  Betreflf  der 
ersten  Frage  mit  Rücksicht  anf  die  regelmässige  geschichtliche  Ent- 
wicklung unseres  Staats-  und  Coniraunallebens,  in  die  beiden  grossen 
Abtlieilnngen  der  Ii  ec  litt?-  und  \' er  \v  a  U  ii  ii  -  >  o  Ini  1:  re  n  und 
der  Cultur-  iiud  Wo  Ii  I ia  h  r  tsg eb It  Ii  r  e  u  zu  iii  iiiitii.  Wie  in 
der  Praxis  der  tinanzielle,  so  hat  in  der  Theorie  der  ünanzwisseu- 
schaftliche  Gesiehtspuntt  bei  der  Frage  der  Uebernabme  von  Ein- 
richtungen des  Cultur-  und  VVoliU'ahrtsiDteres.ses  auf  den  Staat  und 
die  Gemeinde  a.  s.  w.  mit  Recht  eine  grossere  MitberUcksichtigung 
zu  verlangen. 

Fin.  I,  fi,  205.  Eine  solche,  in  den  (ireozgebictun  freilich  iiiessende,  Trenuuug 
ist  ein  Bedflrailsi  der  Theorie  und  Pnijs  dee  GebttlirenweBeos,  worin  mich  Steinas 

abweichende  Behandlung  nur  bestriikt  hat  Auch  Um|ifL'nbach*s  polcDiisrliL'  De- 
merkaogcn,  Fin.  2.  A.  S.  102  Note,  konnten  mich  nicht  veranlassen,  an  meiner  filihoreu 
Avffiu»ung  ond  au  der  Dantellnng  in  der  1.  Auflage  etwas  zn  verändern. 

Die  Frage,  ob  und  welche  <xebuh renartige  Einkommenzweige, 
mithin  diesen  zn  Grunde  liegende  öffentliche  Einrichtungen  der 
Staat,  die  Gemeinde  oder  eiue  andere  „räumliche  Zwangpgemein- 
wirthschafl"  (Selbstvrrwaltungskörper)  überhaupt  besitzen  soll, 
lallt  vielfach  zusammen  mit  der  Frage  nach  den  Zwecken  und 
nach  dem  Bereich  der  Staats-  und  Conimunaithatigkeit  (Grund- 
legung, Abtheilung  I,  Kapitel  4,  zum  Thcil  3).  Diese  Frage  ist, 
besonders  was  die  Feststellung  dieses  Bereichs  im  Einzelnen 
anlangt,  immer  mehr  oder  weniger  eine  historisch-  und  ört- 
lich-relative. Sie  ist  aber  in  Betrefi'  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks und  der  zn  seiner  Verwirklichung  dienenden  Einrichtungen 
in  Folge  der  geschichtli<^en  Entwicklung  der  modernen  Cultnr- 
▼i^lker  dir  nns  jetzt  dahin  entschieden ,  dass  der  Staat  und  eyen- 
taell  nur  von  ihm  in  bestimmten  Füllen  delegirt  ein  Verwaltungs- 
kOrper,  wie  die  (Gemeinde ,  diesen  Zweek  und  was  zn  ihm  gehört 
allein  darchfllbrt  (Gmndlegnng  §.  167). 

Es  iiidat  in  der  Aufgabe  der  Finauzwisscnschaft,  diese  Entscheidiuii;  zn 
ori^rtcrn.  Sic  tnnss  sie  hinnehmen  und  dalior  t.-infarh  in  dm-  Lehre  vom  I'ifi.uiz)' ■  i.irf 
die  Cou£e(|uenz  ziehen,  dass  die  Deciungsmittd  iUr  <iic  Kcaiiiirong  des  iiechu-  und 
Macbtsvecfces  beaclnfil  irerden  niQwen  (Pin.  I,  §.  UO);  nnd  in  der  Lehre  von  den 
Gebühren  die  weitere  Conscquonz,  dass  alle  solcÜe  Gebühren,  welche  sich  an  Ein- 
licbtODgeu  ond  Einzcltbä^eiteu  dieses  Zwecks  knüpfen,  ausschliesslich  dem 
Stsate  oder  der  ddegfften  Coauonne  oder  anderen  aosdrücklich  rem  Staate  znm  Bezogr 
ermächtigten  Organen  zufliessen  tnOsscn.  Es  handelt  sich  hier  eben  durchweg  um 
Einrichtungen  ünd  Thätigkeiteu .  wxlclic  ein  Ausfluäs  „wesentlicher  Hoheits- 
rechte"  oder  „Kei^alien"  i,in  diesen)  i>innu,  —  wenn  mau  diesen  Ausdruck 
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„Kcgalien"  noch  gebrauchen  darf  —  sind,  d.  h.  derjenigen  Kochte  und  (Icrtü  hbain«;, 
die  in  einem  bestiintatcn  Zeitalter,  insbesondere  in  unseren  gogen\^'artigon  modernen 
etitwirknltrii  Ctiltttrstaaten,  als  „wcscntlidie  Hobeiterechte"  «ozuscfaen  sind  oder  doch 

allgemein  .\U  soUhe  angesehen  werden. 

215.  Anders  liegt  die  Sache  jedoch  auf  dem  Gebiete  der 
Einrichtungen  zur  Verwirklichung  desCultur-  uud  W ob Hahrts- 
zwecks,  Imuc  so  allgemeine  Entscheidung  wie  auf  dem  Gebiete 
der  Hinrichtungen  des  Hechts-  und  Machtzwecks  zu  Guusten  prin- 
cipiell  ausschliesslicher  Staats-  uud  Communalthätigkeit  ist  bisher 
noch  nirgends  das  Ergebnis^  der  geBchichtlichen  Entwicklung  der 
Praxis  gewesen  und  kann  auch  in  der  Tlieorie  hier  nicht  als  Postu- 
lat aufgestellt  werden. 

Dies  Postulat  liesse  sich  in  der  juristischen  Terminologie  nur  als  eine  allgo- 
meine  K^'f^^alisirufi-!:  <\cr  luivatwirthschafilichen  TliS(ii;kcit .  ii  uml  in  der  ökoiio- 
miücUcn  Terminologie  nur  als  ausschliesslich  gemcinwirthschaftlicbe  Ürgani- 
Batloti  der  Vollnnrirthschaft  bezeicbneiL  Als  «ine  Fnge  der  Organintion  der 
VolksTvirthschaft  rnTiss  das  Posdilat  in  der  „volkswirthschaf t Ii  cli c n  (irund- 
leguiig"  erörtert  vcrdcu.  Aus  dieiiem  Tbcil  der  Politischen  Ockouoiuic  ist  hier  mir 
in  Ueboreinstimmiinf  mit  der  Gescbicbto  und  gegenwärtigen  Praxis  nnserer  GoUnr- 
völker  die  Thatsuclie  zu  entnehmen,  dass  die  Uebertragung  von  Culnn-  uml  W'ohl- 
tiihrtscinrichtungon,  einschliesslich  der  Zweige  materieller  Production.  auf  den 
h>taat  oder  auf  einen  Sclhstv'erwaltungskör[»cr  (auf  eine  „ZwangsgcmeinwirthschafC  i 
als  offene  Frage  behandelt  worden  muss,  welche  wesentlich  nach  fi&clcsichtcn 
socialer,  riilturlicher,  ökonomischer  tnirl  ti  clinisch<  r '/ weckm äysi ^kcit  zu  entscheiden 
ist  («iruutUuf^ung,  1.  Abth.,  3.  Kap.,  voa  der  Urgauisaiion  der  Volkswirthschaft\  Da 
gerade  solche  Sücksichten  zeitlich  und  örtlich  verschieden  sind,  lassen  sich 
keine  allgemeinen  absolut  giltigen  Regeln  aufstellen.  PritKi]iiell  kniiri  jede  hiehcr- 
gebüdgo  Eiurichluug  „OltontUcW'  Augelogeuhcit  des  Staats,  der  Uemciüde  werden, 
kann  aber  ancb  jede,  unter  Unistibden,  Privatangelcgenbeit  bleiben. 

Auch  darüber,  ol)  der  Staat  oJi  r  von  ihm  ermächtigt  ein  Selbstver^ altuii^s- 
kdrpcr  eiue  aolcbe  Liurichtung  ausscblicssUcli  au  »icli  zieben  ^üo,  wieder  iu 
diesem  ^se  des  Worts,  „rcgalisiren")  oder  sie  nor  etwa  neben  den  Privat- 
wirthschaften  übernehmen  soll,  ist  nach  wechselnden  ZweckraiwsigkeitsrUcksichten  der 
nniredotiteten  Art  zu  eutücbeiden,  daber  docb  wieder  koiuo  allgemeine  Bogel 
zu  geben. 

Die  HeraosbebuDg  Ijestimmtor  einzelner  Eiurichtuageu  des  Wohlfahrtsgcbiets, 
W'lche  in  unserer  Zeit  «ni  in  nnscren  Vulkswirfbschaflen  itasscnd  d  -m  Staate 
ausschliesslich  übertra-cu  werden,  als  .,uiüderno  licgalien",  wie  nach  der 
neueren  Lohre  L.  Stein 's  von  den  „Kegalien  des  Gommunicationft*  und  des  Umbiufs- 
weaens",  erscheint  demnach  auch  willkürlich  und  gezwungen. 

S.  Stuiu.  Fi».,  a.  A.,  S.  229  U.;  5.  A.  II.  1,  250  £,  aU7  If.  Im  KiozclutiQ  zur 
eraten  Kategorie  Post,  Eiscnbabnen  (jetzt  ancb  Wego.  Gan&Ie,  Brücken,  $.  A.  S.  844), 
Telegraph,  zur  zweiten  MUh/j-,  Prijiiergi  ld.  Lotterie.  S.  fl.inilter  und  dau:e;;eii  Tin.  I, 
&  4TU  uud  204.  Vom  Staudpunctc  der  neueren  (jcmeiuwinbscbaftslelue  aus,  wie 
sie  äebäfflo  in  seinem  System  und  ich  (in  meiner  Grundlegung),  jetzt  aucb  Sax 
iu  umfassenderer,  aber  ni.  E.  vielfach  unhaltbarer  Ausführung  in  seiner  Grundlegung 
zu  vertreten  suchen,  leidet  die  Stein  "sehe  Ke^alienlehrc  aurh  nn  einem  priucipiollcn 
Fehler:  sie  will  endgiliig  nur  gewisse  Eiurichtujigcu  als  Bedingungen  des  socialen 
und  wirtli-chaftlicheu  Zusammenlebens  dem  Staate  Ubertragen.  In  anderen  Abscbnittoa 
si  itie.-^  Werks,  so  schon  in  <L  r  (Jebuhrenlehre.  b  im  Bergbau  kommt  St-  in  ilenii  anrb 
mit  seiiier  Ucgalioulchru  in  bestHndigc  Widerspruche.  Stei n's  Inconsc^uuilZ  in  seiner 
Scbeidong  ron  Gebübren  und  Kegalien  rugt  aucb  Roscher  (Fin.  §.  22.  Note  2),  der 
sonst  mit  seinem  enteren  (icbiilirenbeirriir .-inilers  stritt.  Steiir>  jetzige  Uuter»chcidung 
von  „eigentlicbeu"  und  „Kegalieugebttbreu"  ist  übrigens  luimt^rhin  oia  Zugestuodoütö 
an  düio  nier  Tertrelene  andere  Aafnasang.   Vgl.  Sax,  Grundlegung  S.  480  ff. 
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Im  Allgemeinen  lUsöt  sich  nur  nachweisen,  dass  bei  den 
modernen  Cuitarvölkern  immer  mehr  Einrichtungen  dieses 
Gebiets  ökonomisch  nnd  technisch  fttr  die  gemein- 
wlrthsc  b  a  ftliche  Gestaltung  fähig  werden  und  aoB  den 
verschiedensten  und  wichtigsten  ZweckmässigkeitsgiündeD ,  u.  A. 
socialpolitischer ,  aber  aneh  finanzpolitiseher  Art,  dann  auch  dem 
Staate  und  der  Commune  vielfach  übertragen  werden.  Auch  ist 
ein  solches  Vorgehen  in  der  Regel  principiell  nnd  practiseh  zu 
billigen«  Mehrfach  erfolgt  eine  solche  Uebertragnng  wohl,  and  aus 
guten  Gründen,  selbst  aosschliesslich,  so  dass  dann  nach  dem 
positiven  Rechte  eines  Landes  diese  Einrichtungen  wieder 
R  e  g  a  1  i  e  n  genannt  werden  könnten,  ohne  allgemein  in  der 
Politischen  Oekonomie  als  solche  gelten  zn  müssen. 

Xamcmiich  auf  dein  dcbiclc  des  Verkclirbwesjcuä  i.  v.  S.,  im  -Muii/,-,  ihcilwuiso 
im  Bank-,  Yersichcrungs-,  im  Gouinuiiicatiofks-  und  Transportircaeii  ist  dios  dio  Sach- 
lage 'ii'i  Ulis,  Schon  iin  cr^fen  Bande  ist  |fezei*-'t  worrlcn,  dis«?  eiiir;  'icbilhrLMi-Kin- 
richtung  durch  solche  „liegaliäiruug'%  sobald  letztere  nur  den  Zweck  hat,  die  Eiurich- 
tuug  besser  usfOhren  <a  helfen  und  nicht  als  Mittel  zur  Erhebang  einer  eigentlichen 
.Steuer  dient,  nictit  aufhört,  zum  Gebtthrcnwcscn  zu  zahlen  und  dass  daher  eiue  be- 
tfoudore  Eiuuahmeart  „aus  Kegalieu"  dieser  Hegalisirung  weg%n  in  der 
Kinanz Wissenschaft  nicht  zu  statairen  ist  (Fin.  I.      207,  210). 

Die  Eutbchciiiun^  darüber,  ob  eine  Einrichtunjr  von  Staat, 
(leuieinde  n.  w.  ttberhaupt  iiiul  ob  sie  ausschliesslich 
ttbenionimen  werden  soll,  mnss  danulür  jede  einzelne  Gattnuj; 
von  Einrichtungen  nach  den  eigenthUmlichcn  VerhUltnissen  derselben 
nnd  im  concreten  Fall  nach  Erwägung  alier  mit  in  Betracht  kom- 
menden Gesichtspuncte  des  wirklichen  Lebens  erfolgen. 

Die  allgemeineren  theoretischen  und  iirincipicUen  Enrfiguogen  für  jede  (jattuii;j; 
\'<-'n  1  Uli  u  li  it  dal)  r  nam'Mitlich  wieder  die  Innere  und  di<!  Wirthschafiliche  Ver- 
waitungäiehrc  zu  erörtern  und  nach  ihren  Geäiuhtüpuncteu  dann  zu  cut:»cheideu,  z.B. 
ob  und  welche  Schnfa«,  Wege,  Yerkehniinstaiten,  Banken  a.  s.  w.  der  Staat  oder  ein 
SlellHtr«  rTaltungskftTpcr  za  ttbeioehmcn  bat,  ob  aQSSchlicadich  oder  ob  neben  den 
l'rivaten  u.  s.  w. 

§.  27.  Allgemein  ist  dabei  aber  anch  fttr  die  Theorie  an- 
zuerkennen, dass  bei  jeder  solchen  Einzelfrage  anch  das  finan- 
zielle Moment  als  eine  der  zn  beachtenden  Zweckmässigkeits- 
rttcksichten  mit  zn  sprechen  hat,  wie  denn  dieses  Moment  im  con- 
creten  Fall  der  Praxis  nothwendig  stets  mit  entscheiden  wird. 
Insofern  ist  daher  anch  das  Gebiet  der  Cnltnr-  und  Wohlfahrts- 
gebllhren  and  der  bezüglichen  Einrichtungen  mehr  als  dasjenige 
der  Rechts-  nnd  Vcrwaltnngsgebtlhren  zugleich  mit  ein  Gegen* 
stand  der  finanz  wissenschaftlichen  Betrachtung, 
weiiü  die  letztere  auch  nicht  die  endgiitige  Entscheidung  liefern 
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kann  und  in  der  Prnxis  nur  jeweilig  den  Ausschlag  geben  darf, 
nicht  ein  l'iir  allemal  ihn  geben  sollte. 

Die  äachiage  auf  dcQ  beiden  Hauptgebioten  des  Gebtlhrenwosens  ist  eben  aus 
zwei  Gründen  eine  wesentlich  verschicdAne:  einnal  gelten  die  Einrichtungen  zur 
y«nnrldjchling  des  Kechts-  und  Ifachtzweckä  nach  den  bei  uns  herrschenden  An- 
schauungen an  sich  —  abg'cschen  von  d<  r  GLStnlttinp.  dir*  der  einzelnen  Einrichtung 
gegeben  wird  —  für  absolute  Existenz-  und  Ge düi bensbud inguugeu  detf 
gMellscbafUiclien  Zusammenlebens  und  der  wirthschaftlichen  Thätigkeit  im  Staate,  sie 
inüsb-jn  daher  mit  absoluter  Gewissheit  gescliafleii  werden,  was  kaum  von  einer 
Einrichtung  auf  dem  Cultur-  und  Woblfahrbgebiet  in  ähnlicher  Weise  zu  sagen  ist. 
Stein  z.  B.  S.  A.,  8.  2S3  sagt  Aebnlicbes  von  seinen  Hegalien,  —  offenbar  ent* 
weder  Ubertreibend  oder  ganz  vemvandtc  Fälle  gleicher  Bodoutung  oder  s.  lbst  |l;rll^sore^ 
(Wegcwosen,  das  er  erst  neuerdings  mit  den  Eisenbahnen  in  dieser  Hinsiebt  gieich- 
stollt)  willkürlich  ausschlicsscnd.  Daher  der  Widerspruch  in  den  ähnlichen  Bemer- 
kungen über  den  Bergbau  (S.  218  der  3.  A.). 

Sodann  müssen  jene  ersteren  Ein  rieh  tongren  nach  unseren  Auüchauungen  und  in 
der  That  auch  principicll,  weil  sie  die  eben  erwähnte  Bedeutung  haben,  vom  btaate 
oder  von  einem  dnrch  diesen  beanftragten  Körper  hergestellt  und  erhalten,  also  (in 
diesem  Sinne)  „regalisirt"  werden:  eine  Wahl  zwischen  dem  Staate  u.  s.  w.  mii  t 
und  einer  Privatwirtbschaft  anderseits  ist  gmudsitzlich  ausgeschlossen.  Gerade 
diese  Wahl  Uegt  aber  stets  bei  den  Einrichtungen  des  swdten  Gebiets  vor.  Wegen 
der  absoluten  Bedeutung  und  der  Nothwcndigkeit,  die  Einriclitiincen  des  er.>ten 
Gebiets  durch  den  Staat  zu  schaffen,  muss  also  hier  die  finanzielle  Erwägung 
nothweodig,  selbst  vollständig,  zurücktreten.  Wegen  der  nur  relativen  Bedeut- 
ung det  £iuri>  htuii<;eii  des  zweiten  Gebiets  für  das  gesellschaftliche  Zusammenleben 
und  wegofi  der  Mögliclikeit  der  Wald  zwischen  .jiirentlichor"  und  Privatthätigkeit, 
gewinnt  hier  die  tinanzieile  Erwujrijug  eine  sclbsta a d i prcre  Berechtigung. 

Für  die  i'iniin  ziclle  Seite  der  Frage  kommt  min  dreierlei 
In  Betracht:  einmal  die  Grosse  des  Capitals,  welches  die  Eiu- 
richtnn^  beansprucht  bez.  desjoDigen,  welches,  wegen  unvollstän- 
dige i  Amortisation,  oder  weil  die  Bescbaft'ung  des  CapitaLs  ilureh 
verzinsliche,  noch  nicht  getilgte  Schulden  erfolgt  ist,  die  Einrich- 
tung finanziell  noch  belastet ;  ferner  die  V  e  r  t  b  e  i  1  u  n  g  des  Capitals 
auf  stehendes  und  umlaufendes;  endlich  die  Aussicht,  durch 
wie  immer  principiell  geregelte  Einnahmen  der  Einrichtung  — 
nach  den  drei  möglichen  Frincipien:  dem  gewerblichen,  dem 
Gebühren-  und  dem  Steaerprincip  — ,  soweit  dies  nach  den 
Wirkungen  der  EinrichtUDg  geboten  öder  znltoig  erscheint ,  die 
knfenden  Betriebskosten  ganz  oder  theilweiae  gedeckt  zu  sehen 
nnd  fttr  das  in  der  Einrichtnng  steekende  Capital ,  insbesondere 
auch  fUr  das  stehende  Capital,  die  ttbliche  Verzinsung  nnd  eventuell 
eine  Amortisationsqaote  zu  erhalten. 

S.  br  willkuili' h  '  „Bogcln"  über  das  Maass,  in  welchem  GebiUlzen  oder  Steuern 
die  Kütten  dtek  ii  sollen,  stellt  Stein  3.  A.  S.  268  auf,  auch  noch  5.  A*  II,  1«  272  If. 

S.  unten  i^.  »IT  Ii. 

Gerade  diese  Aussiebt  ist  l)ci  der  Natur  und  der  nur  rela- 
tiven Hedeutung  der  einzelnen  Einrichtungen  des  Culuu-  und 
WoliUalirtsgebiets  und  bei  der  trewöbnlieh  vorhandenen  Diflferen- 
tirung  der  Vortheile  für  die  verbcbiedeueu  Individuen  und  Ciassen 
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des  Volks  und  hr  die  versehiedenen  Landestheile  nicht  unbeachtet 
zu  lassen. 

Die  Anvendniig  des  FriDcips  der  reinen  Aas  gäbe  rerlaogt  lüer  roUends 

iniincr  eine  l<c8ondere  Bogrilndung  ii\  jedem  einzelnen  Fall,  welche  nicht  so  leicht  zn 
nehmen  ist.  wie  djis  in  der  Praxis  und  uiilunter  selbst  in  der  Theorie  (z.  B.  in  Betreff 
der  Beseitigung  von  Wegegeld)  geschieht.  Aber  auch  in  der  bloss  partiellen 
Uebeniahme  eines  Thcils  der  Vcr/insungs-  und  der  laufenden  Betriebskosten,  wie  bei 
einer  so  mlssi-jen  Aiisi  tzuncr  der  Gebühren,  dass  Kosten  eben  durch  den  (ie- 

satnnuurtrag  der  Gebühren  theilweisc  une;cdeckt  bitilfun,  ist  man  in  Praxis  und  Theorie 
oft  ZQ  willfährig  zu  Gonsten  ?on  Specialintercssen  unter  Preisgabe  des  Finanz-  und 
damit  des  Ges.immtinier»'SbCs  (/,.  B.  bei  Zwei^^  ii  der  Post,  bei  der  Telegraplüe).  Je 
höber  daä  in  der  Einrichtung  stcckeadu  Capital  and  ein  je  grösserer  Theil  daron  als 
stehendes  Capital  fixiit  ist,  desto  nothwmdiger  kann  es  sein,  die  rolle  Decknng  der 
Betriebskosten  und  eine  genügen  lL!  Verzinsung  des  Capitals,  sow  i  ■  .  inr  aosr' u  hcndc 
Amortisation  dus  stehenden  Capitals  gesichert  zu  haben,  namentiich  wcau  das  Capital 
doTcb  Sebnlden  an^bracbt  wurde.  Sonst  drohen  finanzielle  Cie&bren  vnd  ein  hi  er  an- 
rieh ti  ger  „Communismus"  rcisst  ein,  indem  die  ganze  Bevölkerung  aus  den  allgemeinen 
Staatseinnahmen,  bc/.  den  Steuern  Einrichtungen  bezahlen  mass,  welche  überwiegend 
unr  Interessen  von  Theilcn  des  Volks,  besonders  der  wohlhabenderen  Classeu, 
befriedigen.  I'iuanziello  Gründe  können  es  dann  auch  immerhin  räthUch  machen, 
geTi«5»^  EinrichtnnfTcn  nirlit  nuf  den  Staat  oder  die  Commtnn"  zu  übertragen,  selbst  auf 
die  Muglichkcit  hin,  da^s  die^e  dann  ganz  oder  mindestens  lur  jetzt  unausgeführt  bleiben. 
Oder  es  moss  wenigstens  eine  Beihilfe  der  nächsten  Interessenten  und  die 
Freiheit  in  dir  \\  ab)  ti'S  loitciideii  Finati/princips.  z.  B.  die  Möplicliki'it  vom 
(veblUiren-  zum  gcwerblichea  Princip  uberzugehen,  gesichert  sein.  Namentlich  bei 
so  avssenndentficn  kostspieligen  cünriehtongen  mit  doch  immer  erheblicher  Diffe- 
rentirung  der  Vortheile,  wie  z.  B.  'ui  inoil.  rrit  ii  V<  rkehrsanstaltcn  lEiscii- 
bahnen!),  zumal  wenn  dafür  rerzinsUche  Schulden  den  Hanshalt  belasten,  sind  solche 
finantielle  Bdcksiebtw  recht  woM  am  Platzo. 

Dennoch  seilen  mid  branchen  auch  hier  finansielle  Erwägungen 
nicht  immer  den  Aasscblag  zu  geben.   Besondere  Interessen  der 

Gemeinschaft,  z.  H.  politische,  militärische,  socialpolitische,  können 
neben  dei)  lotcres.sen  einzelner  privatwirthschaftlicber  Vcrkebrskreise 
die  liuaiiziellen  Bedenken  überwiegen.  Zn  verlangen  ist  nur,  dass 
alle  diese  verscbiedenen  Seiten  einer  Frage  und  darunter  auch 
die  finanzielle  Seite  unparteiisch  erwogen  werden  und  dass  man 
sich  der  etwaip-cn  ali sichtliehen  Zurückstellung"  letzterer  Seite  und 
der  tinan^iellen  wie  sonstiprcn  Folgen  daraus  klar  bewusst  iät. 

Die  zusammenfassende  wissenschaftliche  Betrac  h- 
tnn;;-  der  Einrichtungen  des  ,,Cultur'  und  Wohll'alirts-dcbtibrcu- 
wesens"  wird  nach  den  auf  die  Dauer  als  maassgcbend  anzuneh- 
menden „sachlichen"  —  im  Gegensatz  zu  finanziellen  —  Gesichts- 
pnncten  am  Richtigsten  in  der  Inneren  und  in  der  .Wirth- 
scbaftlichen  Verwaltungslehre  geschehen.  Auch  dabei 
kann  nnd  soll  eine  Mitberttcksichtigang  des  finanziellen  Moments 
erfolgen. 

Dems»^müs5  werden  nucli  dkjonigcn  Einriclitungcn  des  Gcbtthrenwcscns,  wrlcho 
überhaupt  nach  unserem  Plane  im  ispitem  der  Politlächeu  Odioooaiio  behandelt  werden 
sollen,  nicht  hier  in  der  PinantirisaeBScbaft,  sondern  erentaeU  in  anderen  Abtbeilungen 
des  Werkt  (so  beim  YeiiEehrsTesen),  besproclien.  Hier  wird  jetzt  nar  Aber  die  f  inan- 
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zielle  Seite  einzelner  wichtigerer  dieser  Einriclitungcn  refcrirt  weidfiO,  im  Wesent' 
liehen  unter  einfacher  Bezagnahmc  auf  ihr  f  hatsäi  hlirlies  Vorkomm<^n  im  moiernen 
Staat,  abur  ohne  iiäbcres  Eingeben  auf  die  principielle  Frage,  ob  die  bctrelfendcu 
Einrichtungen  Uberhaiipt  den  Staate,  der  Gemeinde  v.  8.  w.,  ausschliesslich  oder  Dcbw 
ilmi  PrirafRirtliscliaftcn,  zu  obf^rtrngen  sind,  z.  R.  vas  die  Pest,  das  Telegnpben- 
wcscn,  das  Wegewesen,  die  Miinzc  u.  u.  m,  anlangt 

Ha  liegt  in  dieser  Bebandlnng  tbeüveise  eine  Abireiobang  von  vielon  anderen 
finanzwissenschaftlichen  Autoren,  namentlich  aa^li  ron  Hau,  w-'lili.^r  einzelne  dieser 
Gegenstände,  besonders  die  Post,  auch  iu  die  Fiuajuwissenschaft  hineinzog.  Ilaü'a 
wie  Anderer  Systematik  brachte  dadorcb  notbwendig  Wiederholungen ,  besonders 
zwischen  der  Finanzwissenschaft  und  der  Volkswirthschaftspolitik  mit  sich.  Diese 
sirni  nirlit  wolil  iranz  zu  vorrnf'iflcn,  aber  sir;  lassr>n  sich  verinindiTn .  wenn  man  die 
linan/iüllc  Seite  iu  der  Voikswirthschaftspüliülv  unJ  die  volkswinhbchalupoiitische  in 
der  Finanzwissenschaft  mehr  zurücktreten  lässt.  Vgl.  besonders  die  eingehenden  Ab- 
«(•bnitto  über  MtUizr-  (§.  196— 20l>>  und  voIIenJs  liluT  Vo-i  (§.  205—219)  in  tl.-r 
Fmanzwi&sciiscbatt  Kau 's  I  und  |damit  meine  Darstellung  unten  §.  51  (Münze;  und 
§.  60— es  (Post). 

Zum  Thtil  findet  so  auch  eine  Abwoichunj;^  von  d  r  I^i-handlung  der  privat- 
wirthschafüicbeu  Eiuoabmezweigü,  besonders  des  Communications-  und  Transport- 
wesens, fm  ersten  Bande  meiner  Finanzwiasenschaft  statt  (Fin.  I,  Boch  8,  1.  bis  5. 

Hanptabschnitt).  Die  Kiinveniliingcn  von  Stein  u.  A.  ge^^cn  meine  Sy^t^l)lafik  im 
1.  Bande  habe  ich  dort  mehrfach  besprochen.  Sie  trellen  nur  die  ältere  Behandlung 
der  DomSncn-,  Forstlehre  o.  s.  w.  Ran 's  und  der  meisten,  namentlich  dontschen 
Autoren  in  gleichem  Maasse  und  sind,  wenn  auch  principicU  richtig,  doch  Gegen- 
ji^riind.  ti  ati'?2:csi-'f?t.  S.  z.  B.  Fin,  I.  Jj.  7:  am  h  das  Vorwort  zur  3.  Auflage.  Auch 
(i.  Cohn  l  in.  S.  !sS)  gebe  ich  daher  sein«  iiemcrkungoii  ge^en  meine  Rebaudlung 
der  Domiiu  iil  .hrc  u.  s.  w.  in  der  Finanzwiasenscliaft  als  berechtigt  zu.  Was  er  hier 
.sagt,  habe  ich  sell>st  schon  früli-T  n.  n.  O.  ^c«ni;  f.  Fi  actische  Kücksichfoti.  nament- 
lich auf  die  Bedeutung  dieser  Zweige  im  heutigen  deutschen  Finanzwesen  möchten 
anderseits  anch  meine  nnd  die  iltere  Behandinng  znllssig  machen.  Ein  libngel  bleibt 
US  nach  dieser  Seite,  wenn  z.  B,  ein  Werk  wii^  das  Cohirsrlin  diese  Partieen  ganz 
wcglässt.  —  Wenn  ich  hier  in  der  Gebubrenlchrc  wieder  anders  und  mehr  nach  der 
von  Stein,  Cohn  ti.  a.  m.  geforderten  Weise  verfahre,  so  ist  das  systematisch  richtig 
und  v  rliütrt.  wijiia  aii>  li  nicht  vollständig,  was  nicht  möglich  ist,  so  doch  tlmiilirhst 
Wiederholungen  oder  Doppclbcarbeitungeu  desselben  Gegenstandes.  Bei  den  im  ersten 
Bande  behandelten  privatwirthschaftlicben  Zweigen  ist  die  finanzielle  Seite  der  Frage 
(Doroiincn,  Forston,  KisMlbaha^!)  Qbrigcns  auch  im  Ganzen  noch  von  grosserer  Bq> 
«leutung  als  im  (ielttihrenwescn,  wonach  die  dortige  eingehende  Kr"'rtcrung,  ob  über- 
haupt der  Staat  die  IjctrelTendcn  Zweige  zu  übenichmen  habe^  wenigstens  thcilweise 
auch  in  der  Finanzwissenschaft  sich  wohl  rechtferüfen  lasst. 

IV.  —  §.  28.   Der  Uebergsng  von  Gebühren  in 

Stenern  (vgl.  oben  §.  15—17). 

Vgl.  besonders  Stein  a.  a.  0.  Ober  Gebahren  und  Yerkehrsstenem.  —  Sätze. 

wie  z.  B.  die  in  .H.  A.  S.  2<iT  uber  die  Höhe  der  Gebühr  tind  iili.  r  «I  n  rii.iractor 
der  Gebuhr  als  Verkehrssteuer  sind  freilich  in  dieser  Formuliruug  unrichtig  und  in 
Widersprach  mit  den  andern  AnsfOhrungcn  ebendasclbM  nnd  an  anderen  Stellen.  — 
(iegcn  Kau  bezeichnet  Stein  aber  hier  doch  einen  wichtigen  Fortschritt.  Ban  mengt 
GcbQhr  und  Steuer  noch  /u  sehr  unter  einander. 

Eine  Gebtlbr  ist  eine  specielle  Gegenleistung  für  einen  Dienst 
des  Staats  n.  s.  w,  und  —  bez.  oder  —  für  eine  Kosten  Verur- 
sachung, also  zugleich  ein  Ersatz  von  Kosten.  Wo  diese  MerJ&male 
hü  einer  Abgabe  ganz  fehlen  oder  wo  die  Höhe  der  Abgabe  augen- 
schelDlich  in  einem  tingttnstigen  Missrerhältniss  zn  der  Bedeutung 
des  Diensts  (dem  Werth"  desselben  for  den  „EmpfUnger'*  nnd 
Gebnbrenpflichtigen)  nnd  der  HUhe  der  im  speciellen  gebühren* 
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Pflichtigen  Falle  7eriirsaebten  Koston  steht,  da  hnrt  diese  Abgabe 
im  ersten  Falle  ganz  auf^  eine  Gebühr  zn  sein,  nnd  ist  sie  im 

zweiten  Falle  nur  för  einen  Theil  ihres  Betrags  eine  Gebühr,  nem- 
lich  mir  t'ür  denjenigen  Tlicil,  welcher  zu  jenem  Werth  oder  jener 
Kostenvciursachung  als  ,,rrcifei'^,  bez.  als  Kostenersatx  in  ange- 
messenem" Verhältuiss  steht.  Der  Maassstab  wird  in  letzterer  Hin- 
sicht den  Gestaltnngen  oder,  wo  ein  snleher  Vergleich  nicht  un- 
mittelbar Rtattbalt  ist,  den  Gcsiuhuspuucteii  des  privatwirthsehalt- 
liehon  Verkehrs  (namentlich  in  Betreff  der  Preishöhe)  zu  entnehmen 
sein.  Die  betreffende  (Ocsainnit  )Ai)f;nl)e ,  welche  als  sogenannte 
„Gebühr"  erhoben  wird,  wird  im  einen  Falle  ganz,  im  anderen  für 
tleo  übrigen  Theil  ihres  Betrags  eine  ei  i;- e  n  1 1  ic  Ii  e  Steuer. 

Die  Geschichte  und  die  gegenwärtige  Praxis  der  Finauzwirth- 
8chni't  der  Culturstaaten  zeigen  nun,  wie  schon  mehrfach  erwähnt, 
Tiele  Abgaben ,  wclehc  tDierhaupt  blich  oder  doch  nur  tbeil* 
weise  mit  Rectit  als  „Gebühren"  gelten,  während  sie  ganz  oder 
grüsstentheils  Steuern  sind,  im  letzteren  Falle  also  einen  ge- 
mischten Character  haben. 

Unbcwusst  und  mit  Absicht,  so  /..  R.  bei  SUeian  OebOliron/tveigcn  in  der  l-'ona 
von  Finanzr*^?alien  (Münze.  Posf),  b.i  «I  n  n^neren  sogenannten  Kefi^istcrgcbuhrfin.  luii 
vielen  (lerit-bbgebübren,  so  im  Gebiet  tJor  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  sind  solche  Ver- 
hältnisse entstamieii  Di  r  Fiscal isnms  der  früheren  Zeit,  FinanznOthen  der  (icgenvart 
Tilhrten  immer  leicht  dazu  und  hommten  Beformcn  (französisches  KnTeg;istrenici}t: 
Fin.  III.      1>14.  21:.— 225). 

Für  die  Finanzwissenschaft  und  ttir  die  rationelle  Finanzpraxis 
ist  es  nun  die  wichtige,  in  manchen  Fällen  nicht  so  leichte  Aul- 
gabe,  bei  jeder  Art  hierhergehöriger  ,,Abgaben"  festzustellen,  ob 
ond  wie  weit  diese  Gebühren  oder  eigentliohe  Stenern  sind. 

Der  Ch.iracter  ron  Abgaben,  irdche  aar  das  <  im  oder  daä  andere  siod,  Ist 
gcwöhnli-  h  iiirbt  -chvcr  ZU  liestimmen ,  wenn  es  aiii  Ii  a»  ein<  in  »'Inf  if  ben  ganz 
objecüveu  Kriterion  meistens  fehlt.  Stein  meint,  mit  Bezug  auf  die  lümtige  Ge-, 
bOOTen-  und  Steuererhebung  in  Form  des  Stempels,  .Joder  Stempel  sei  ein  (iebuhron- 
steirip-1,  wrnn  nr  ohne  Bi'yielmn^r  auf  ib'ti  Wcrtli.  den  d.i-^  L:p>f'''ni]"  Itf  Donunrnt  fiir 
den  ISetlioiligten  bat,  gefordert  werde  und  daher  fdr  alle  betreiteiiden  Documeute  gleich 
ad.  Jeder  Stempel  sei  ein  Steverstempel,  veatt  er  naeh  dem  Wertho  des  Docnments 
steigt  oder  fällt.  Diese  Untorscb»  iJiing  sei  sehr  einfach  tiikI  tli-^orefisch  sehr  leicht 
durchzufahren".  (3.  A.  S.  520  äbuüch  ö.  A.  II,  2,  214.)  Sic  trilft  in  der  That  oft 
zn,  aber  nicht  immer.  Man  kann  den  Stempel  hier  nicht  Ton  der  directen  Einzichang 
(9.  0.  §.  71  IT.)  trennen.  Eine  nach  dem  Werth  abgestafte  Abgabe,  /..  B.  bei  grnnd- 
b&cbcrlicheu  Eintragungen,  verliert  den  Gebührcucbaractcr  nicht  durcii  die  Abstufung 
an  sich.  Denn  diese  letztere  kann  aucli  ein  nothwcndiges  Mittel  sein,  die  Deckung 
der  Gesammtkosteu  der  Einrichtung  zn  sichern  und  besser  auf  die  Interettsenten  zu 
fertheilcn. 

Schwieriger  ist  es  bei  den  Abgaben  geiiiischten  Charactcrs  /.u  eraiiueln, 
we  lcher  Theil  daren  GebObr,  welcher  Steuer  ist  Da  die  richtige  Maximulhöhe  einer 
..Gebühr"  immer  etwas  von  subjectirern  Ermr-rn  abhängen  wird,  jcd  11  falls  eine  feste 
Zableogrenze  fehlt,  z.  B.  für  die  Höhe,  rou  wo  au  die  tiebuhr  in  die  Steuer  aber- 
feht,  M  mitts  man  sich  natQriich  in  Theorie  nnd  Pnxis  mit  einer  annahernng«- 
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▼eisen  Fcstst(^IIaD|r  der  beiden  heterogenen  Besta  mit  heile  der  Abgabe  begnUgui, 
was  aber  auch  atisrcirbt.  Vcrgleichaugen  der  Abgabesätzf  mit  Concnrrenz-Preisen 
desVerkehrs  verdeu  Anhaltspuncte  bieten,  wie  aach  Neu  mann  hervorhebt  („Steuef* 
S.  S8&):  das  Pias  der  Abgaben  nber  den  Betrag  solelian  Pnises  wln  dann 
,,S(eiief\ 

Koch  schwieri^r  ist  jedoch  sodano  die  weitere  finftiiswissen- 
sehaftliche  Aufgabe,  Uber  eine  solche  Abgabe  eio  prineipielles 
Urtheily  hinfiichflicb  ihrer  Bereehtigung,  ssn  filllen.  Denn  eine 
Abgabe,  welche  nachweisbar  ttberhanpt  nicht  oder  doch  ntur  theil- 
weise  Gebühr  ist,  ist  deshalb  als  Stener  noch  nicht  ohne  Weiteres 
verwerflich,  sondern  mitunter  sogar  gerechtfertigt,  zweckm&ssig 
nnd  selbst  geboten. 

Darttber  wlid  in  der  allgemeinen  Stenerlehre,  inebesondete  Im  Abscbnitt  ron  der 
Verk  Jir^^N'toucr,  welter  va  bandeln  sein. 

Au  dieser  Stelle  soll  nun  zoni  Verständoiss  des  (jiebUhreiiwesens 
knrz  erörtert  werden,  in  welchen  Fällen  Gebühren  in  Stenern 
Übergehen  oder  letztere  fälschlich  als  Gebühren  gelten 
nnd  zu  welcher  Hauptart  von  Stenern  diese  Abgaben  als- 
dann geboren. 

Oefters  ist  es  die  gleichartige  «tl«;!-  älinlirlie  Erhebungsform,  besonders 
die  Erhebung  mittelst  dos  sogcnanuten  Stempeis,  welche  den  Character  einer  Abgabe 
als  (iebuhr  und  als  Steuer  verwischt.  Das  ist  schon  früher  näher  dargelegt  worden. 
(Fin.  I,  §.  206.)  Durch  die  Erhebungsform  darf  man  sich  also  nicht  täuschen  lassen. 
Difi  ältere  Finanzthenric .  tli.  ihvt  ise  selbst  noch  Rao,  that  diw  öfters  und  ge!n"t'_'t  ■ 
deshalb  weder  zu  einer  rollstundig  klaren  Erkenntuiss  der  Gebtlhreo,  noch  der  mit 
diesen  rerbandenen  Stenern. 

§.  29.  Die  Öffentlichen  Einrichtungen ,  an  wdche  sieh  Ge- 
btthren  knUpien,  sind  in  der  Praxis  namentlicb  in  zwei  Reihen 

von  Fällen  dazu  benutzt  worden,  um  gleichzeitig  statt  oder  neben 

der  GebUbr  eine  Steuer  zu  eiheben. 

Einmal  wurde  und  wird  öfters  noch  die  Benutzung  einer 
Staatseinrichtuug  befohlen  und  zwar  in  Fällen,  wo  ein  sach- 
1  ich  er  Grund  dazu  nicht  vorliegt,  sondern  wo  nur  im  Finanz- 
iuteresse  die  Gelegenheit  wahro^enommen  wird,  auf  diese  Art 
eine  Abgabe  zu  erheben.  Hier  wird  mithin  eine  „Leistung"  des 
»Staats  .,zu  Gunsten'^  des  Ah2;abepfliehtigen  fin  tri  rt  oder  u  nnöthig 
aufgezwungen  und  dadurch  der  Abgabe  nur  der  äussere 
Schein  der  Gebühr  verliehen:  „scheinbare  Gebtihren". 

Fälle  dieser  Art  liegen  im  System  der  öffentlichen  Bücher  und  in  dem 
dnmit  Terbnndenen  Registervcsen  mitanter  ror  (§.  42,  4:)).  Das  practisch  wich- 
Üghl'  Hois])iel  bietet  die  fraozOslche  Gesetzgebung  tlber  das  Enrcgistrcmen t, 
welche  im  3.  Bande  diese»  Werks  eingeheml  dargestellt  und  kritisirt  wird  (Fin.  III, 
Ji.  213 — 22"0.  Einzehie  Beispiele  finden  sich  auch  sonst  mitunter  bei  Abgaben  für 
Acte  der  freiwilligen  (ierichtsbark<Mt  und  im  allgemeinen  Stempolwesen.  Allgemein 
gehört  auch  di<  -  linft.  ilass  Urkunden  oder  gewisse  Arten  darou,  geldwertho 
Papiere  u.  s.  w.  uine  Abgabe  in  Form  eines  Stempels  zahlen  müssen,  hierher,  wenn 
lie  in  der  nicht  »11  gemein  zntreffenden  Welse  genehtfertlgt  wird«  dm  der 
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Staat  dorch  den  Schutz,  eventuell  durch  die  gericlitii  ;u-  Erzwiagbarkeit ,  welche  er 

Jen  betri'tfVnJi'n  Vortrag^sschliessiing'en  in  Aufsicht  slellt,  hier  stp ts  e^in'^n  speciellcn 
Dienst  leiste,  dem  jei»e  Abgabe  als  Gc b üb r  entspreche.  Dies  der  Staudpunct  gevrisser 
extremer  Richtungen  der  nach-stn ithischen  National-Oekonomie,  z.  B.  einzelner  deutscher 
rrcih  uill'T,  wio  AI.  Meyor's  in  dem  Aufsatz  Stempelsteuern  in  Faucher's  Viertol- 
jahrschnft  lbb4.  Meistens  kann  diese  Abgabe,  wenn  Uberhaupt,  so  nur  ab  Steuer 
gerechtfortigt  Verden. 

In  einer  zweiten  Reibe  von  Fällen  wird  zwar  eine  wirk- 
liche j.Gebdhr"  erhohen,  aber  die  betreffende  Abgabe"  wird 
absichtlich  so  hoch  uormirt,  dass  sie  sieb  in  eine  „Steuer'* 
verwandelt. 

Dieser  Fall  ist  in  der  Finanzpraxis  sehr  h&uhg  forgekommeu;  leicht  begreifüch, 
veU  die  Muenegel  teclinisdi  einndi  dmoliziiAlIuen  ist  und  der  Ftacalisniiie  hier  einer 

starken  VerbUchung  .lusgeset/t  wiid.  Die  älteren  Finanzrej^alieu,  die  Kegi^tcrgebUhren, 
manche  Abgaben  lUr  Acte  der  treiwilligen  Ueiichtsbarkeit,  manclie  aogenaonte  Stempel- 
abgaben  nnd  die  irichtigsten  Beispiele. 

Ob  nun  in  diesen  und  in  den  ersten  Reihen  von  Fällen  die 
Steuer  gerechtfertigt  ist,  das  miiss  offenbar  nach  den  Grund- 
sätzen der  Besteuerung  entschieden  werden.  Rk  kunmit 
hierbei  zunächst  namentlich  darauf  an,  wie  die  Abgabe  als 
Steuer  wirkt  und  unter  welche  Kategorie  von  Steuern  sie 
daher  nach  dieser  ihrci  Wirkung  zu  stellen  ist.  Alsdann  int  der 
allgemeine  steuerpuiitische  und  steuersystenuUische  Werth  dieser 
ganzen  8 1  e  u  e  r  k  a  t  e  g o  r  i  e ,  sowie  auch  der  Umstand  zu  be- 
achten, ob  diese  letztere  durch  Hinzutritt  der  betreffenden  Abgabe 
nicht  selbst  eine  andere  Bedeutung  gewinnt.  Endlich  tragt  es  sich 
im  concreten  Fall,  bei  einer  Abgabe  in  einem  bestimmten 
Lande  luit  dem  und  dem  bestehenden  Steuersystem,  ob 
nach  der  Beschaffenheit  dieses  letzteren  die  Abgabe  als  Steuer  zn 
billigen  ist.  Die  Erörterung  wird  also  immer  mit  einem  relativen 
Urtheil  abschlieasen  rnttssen. 

Beschränken  wir  nna  hier  jetzt  auf  die  allgemeinste  Betrach- 
tnng  der  Steaerwirkangen  einer  solchen  Abgabe,  so  kann  die 
letztere  darnach  zn  den  Verbraaehssteaern  und  zu  den  Er- 
werbflstenern,  speciell  zn  derjenigen  Unterart  derselben,  welcher 
man  nenerdingB  den  Namen  „Verkehrsstenern"  gegeben  hat, 
gebdren. 

Ich  schliesse  mich  letzterer  Terminologie  L.  v.  Stein'«  an»  tratst  der  sich  spftter 
ergebenden,  etwas  abw  eichendcti  Beirründung  und  Begrenzung  dieser  Art  von  A^'gaben. 
S.  Stein,  Fin. ,  •'!.  A.,  S.  51li.  Der  Ausdruck  in  einem  dem  Stein 'sehen  ungefähr 
gleichen  eder  doch  .Hhnlichen  Sinn  hat  sich  auch  in  der  neneiea  Theorie  und  selbst 
In  Actcnstntken  der  Tractiker.  /.  B.  in  den  deutschen  bniideöriitlili«  hcn  Commi^ons- 
berichten  über  Stempel  u.  s.  w.  eingebürgert.  Zu  dm  Erwurbssteaeru  im  weiteren 
Wune  rechne  ich  dieae  „Veikehiwtenern**  ubiigena  dech.  S.  unten  in  Bncb  S  das 
KapUel  ro«  «jStenenfstein**. 

4.  Wftcssr,  ItaanvifiMMSokaft.  O.  i.  Aafl.  5 
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Die  VerbraaehBstenem  seUtesBen  sieb  ao  die  Acte  an, 
in  welchen  da«  Einkommen  snm  Bebnl'  der  Befriedigung  der  per- 
■Onlichen  BedArfnisBei  also  regelmllssig  bei  der  Veraas  gab  ung, 
2tim  Vorsehein  kommt 

Mancherlei  GebQhreD  können  bei  uiner  bestim toten  HAhe  2Dfleich  mit  &lj  solche 

Vcrbrauchshteucni  funpircn .  /.  B.  das  Wegegeld  (bei  Vcrgnügungsfahrteu),  tlas  Brief- 
portu,  die  Telegrapbeugcbuür  (bei  der  Gorreüpondcn/  für  rein  pen>öalicbü  ZwccIbC,  — 
im  Unterschied  von  Erirerbtairoekeii  — ),  Abgaben  für  Legicimatioiiq|Mpiere  in  BeiM- 
TOlitekr  (für  Vä^an)  u.  a.  m.,  möglicher  Web^e  selbst  Schulgeld. 

l'eber  dio  einzelnen  Füllo  ist  naeh  den  Gesiclitspnneten  der 

Verbraiiclisbe^fciieiung  zu  unheiien    Allgemein  l)raucht  iiacli  diesen 

das  Steuerelement  von  solcbeD  GebUbreu  nicht  aasgeschlosfien  zu 

werden. 

Die  Erwerbssteuern  neliliessen  sich  zunächst  an  die 
grossen  bernfsmässigen  Erwerbszweige  und  deren  Er- 
trag, sodann  an  die  einzelnen  Acte,  dnrch  welche  Erträge, 
bez.  Einkommen  erworben  oder  Gewinne  realisirt  werden,  an.  Im 
letzteren  Fall  kann  man  sie  „Verkehrsstenerc^'  nennen.  So- 
wohl die  oben  genannten  scheinbaren  „Gebühren"  als  auch 
wirkliehe  Gebtthren  eines  höheren  Ausmaasses  sind  vielfach 
als  solche  Stenern  zu  charaeterisiren. 

Viele  Stempel-  und  ähnliche  Abgaben ,  die  meisten  Regi3ter.,gebubreu"  in  dem 
abliebe»  hohen  Betrage,  die  Abgaben  vom  l  «  bergang  von  Eigcuthuni  und  Fordeninfren 
uuter  Lebenden,  gehören  dahin.  Aber  auch  höhere  Abgaben  für  Yorkehrsau^taitcn, 
filr  Poet,  Teltigrapbie,  Strassen  iGaoea  zu  ErverbS'  bez.  Verkebnwteiieiii  werden,  in- 
dem <]l'  einzelnen  Frillr-.  in  welchen  sie  zu  (Mitrichten  sind.  g:cw-issrrm.'ia>'scn  als  Be- 
dingung der  Gewinnung  dtm  Ertiagü  uQd<;(ugleicb  als»  Merkmale  gelten,  aus 
denen  auf  die  Hdhe  des  Ertrags  (Umsatzes  u.  s.  w.)  mit  gescblossen  Verden 
darf.  Damit  ist  aber  nicht  wieder,  wieSf  in  tluii  (Ü.  A.  S.  26").  in  jeder  (iebiihr 
ab  solcher  der  Chnntrtcr  der  Verkebn»bteuer  m  liudea,  —  im  Widefsprucb  mit  btein's 
sonstiger  Auffassung. 

Ueber  das  Einzelne  ist  naeh  den  Oesielitspuncten  des  Erwerbs- 

Steuer  Wesens,  speeiell  der  Veikelirssteuern  zu  iiitbeilen.  Die  dem- 
{^euiiiss  aii7,iistelleii(le  I  iitersiicbuni;  ci'^^iebr,  wie  sich  später  zeigen 
wird,  d'dsis  iu  maucheii  Fallen  die  Erhobun;;  einer  he/.tlf^Uchen  Ab" 
jj:abe  an  sich  als  „Steuer"  oder  in  einer  llölie,  welche  ausser 
einer  GebUbr  ein  Steuerelement  in  sivh  seliiicbst,  zulässig,  öfters 
berechtigt  und  mehr  fach  selbst  geboten  ist. 

Nothwendig  bleibt  nur  immer  die  Scheidung  des  Gebllhren- 
uud  des  Steuergesichtspunets  bi  i  der  He urtb eilung  <ier  Abgabe 
iil)erhnupt,  wie  bei  derjeuigeu  ihrer  etwaigen  beiden  Elemente  und 
ihrer  iiöUe. 
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Zweites  Kapitel. 

Speeielle  i^ebUlireiileiire. 

Erster  Hauptabschnitt. 
Dm  Syitem  der  Oebühreii. 

1.  A  Itsc  Ii  uitt. 
Die  Keekto-  Bud  Terwultiuigsfeblllireu. 

Literarische  NaohweisoDgen  und  Gesetzgebang 
nebst  orientirenden  Vorbemerknngen. 

§.  so.  Die  altL^nsn  SehriftsteUer  haben  regelmässig  nur  Ansätze,  wie  zn  «ioeni  Qe- 
bohnrnhystom  ühitrhaopt,  so  atirli  /m  vlurm  Milchen  der  hi^-rlii  ri^vlinrifrcn  fM-üten  Haupt- 
gruppe der  (iebuhreu.  (ievObniicb  beben  sie  nur  eioo  Anzahl  von  Uebuhrenzweigeo  bcr- 
aiifl«  in  nemlicb  wf  UkQhriicher  Znmnmeofusoni^  und  Rahenfolg«  ond  ohne  much  nur  nach 
einer  gcwi^^erl  Vollstriiidi^koit  zu  streben,  indem  sto  etir*  die  ElnriehtlingeD  eines 
oUizducQ  Landes  zum  Aas{(angüpuiict  uebmuu. 

Rao,  Pitt.  I,  §.  190  ff.  hat  ein  System  der  Oebülifen  aafgestelH,  das  zwar 
nicht  formal  unrichtig  ist,  aber  materiell  an  der  V'erinenguiiu'  von  (i.ljiihr  und 
Stener,  an  der  angenUgenden  AulTas:>ung  des  Stempeln  und  in  der  Durcbiubning  auch 
an  grosser  OnroUstiudigkeit  leidet,  auch  ahgei^chßn  ron  der  onhchtigen  Ausscheidung 
regnlisirter  Gebahrenzweige.  Er  unterscheidet:  A)  in  nllen  Zweigen  der  Staats- 
rerwalttinp'  rorkomm«*nde  Gebühren :  Stempelgeflille ,  Tax«^n  von  Amts-  und  Wurden- 
erihfiluijgen ;  B)  einzelnen  Zweigen  der  Regierungsfreschäftc  aitgehöreude:  0  aus  der 
Rechtspfleg«.  3}  MS  der  Schutzpolizei.  3  aus  der  Staatsvcrtheidigung  i^(jebübren  bei 
der  Eiitlnssnns:  ans  d»Mn  Wiiül  ndioiist-  ) .  1)  nus  der  Volkswirlhsrhaftspflege  (Strassen- 
geld.  Wa^^euuli,  Abgaben  von  (jewerbsverlcihungcu,  von  Erfinduugspatdntent  BefÖrste- 
niAgskoüten.  ConsuIatagebührenX  na  der  Vdksbildongssorge  (kirchUclie  Dispensatfens* 
Acte.  S'•l)^ll^:^'l<lc^  u.  s.  vr.). 

Stein  triUt  der  Vorwurf  wegen  der  Hegaliun  auch.  Im  WeiMntUchen  h^t  er 
dem  Gebahrensysiem  dta  System  der  Vorvaltanf  zu  Grunde  gelegt  nnd  sich  dabei 
an  sein  zTi't-><  r<->  Werk  über  Vt  rw  iltnngsiclire  ang»;«iGhlösson ,  auf  das  auch  ich  mich 
beenden«  für  diu  Innere  Verwaltung  zumeist  be/ich<^  b>.  den  Abriss  in  ütein's 
Handbach  der  Venraltangslehre.  Er  trennt  5  Hauptgebiete  der  Verwaltanif  und  des 
Cn-buLrenwesuns :  Aenssere*,  Heeresverwaltung,  Finanzen.  KcchtspÜege,  luaeres,  bei 
letzterer  wied«  r  Verwaltung  d  -  ptiy-i^rhen .  geistigen,  wirflischaltlichen  und  gesell- 
schaftlichen Lebens;  hier  im  Eiu^»  Inou  .\Ianch<'s  sehr  subjcctiv  und  willkürlich. 
iFin.  5.  A.  H.  1.  275  II.  Bei  Stein  wi»  bisher  gewöhnlich  fehlt  die  Einthciloag 
der  Gebuhren  in  «lic  beiden  Hauptclassen :  Kcclits-  ihm!  Vcru'altungs-  nebst  Cultur- 
and  Wohlfahrts-Gubuhrea  l  iu.  L  §•  205).  Durch  diese  Liuilicilung  erlangt  man  ro.  £. 
erst  die  richtige  SteUong  /.um  Gebtthrenwesen  nnd  zn  dur  v  e  r  s  c  h  i  v  d  u  n  e  n  finanziellen 
Beliandlung  desselben,  wie  oben  (§.  i'»  tf  /ri^-t  wtinl .  I)<  r  Grdanke.  den  Stein 
bei  seinen  ..Begalieu"  reffolgt.  gilt  eiuigormaassen  fUr  meine  ganze  erste  Clasäe 
GebOhren.  aber  trifil  gerade  bei  den  tieg enstftnden  der  Stein'scben  Regalien  nioht  eder 
weniger  m.  Ein  gi'össerer  Mangel  Stein  's  scheint  mir  zu  sein,  dass  er  in  dor  (^lebuhri  n- 
lehru  nicht  weiter  innerhalb  der  Verwaltuug»gruppen  auf  die  Art  der  Leistungen,  bez. 
der  ftffentlichm  Tbitigkeiten  eingt^ht.  Dadurch  gewinne  ich  den  eigentlich  Ökono- 
mischen Gcsichtipunct  filr  die  liuanzielle  iiegülnng  der  (iebühren  nnd  ihrer  Hohe. 

Vgl.  sonst  Pfeiffer,  Stuatseinuahmcn  I,  294  ff.,  dtisscn  ..System"  ich  nicht  so 
ZQ  loben  vermag,  wie  Stein  es  thnt.  —  v.  Hock  öQentliche  Abgaben,  i^.  31 — 34 
(gute  practische  Bemerkungen,  aber  unvollständiges  Systeml  —  Umpfenbach  I. 
^  22 — 41.  2.  A.  §.  5ü-t'.9.  —  M.  Block  in  Faucher's  VoUiswirthschaftiicher  Viertel- 

Sbrachrift  1S78.  I.  —  Ai.  Meyer  ebendaselbst  1>j64.  HI,  S.  51  11.  —  Besonders 
^sobrasoff  a.  a.  0.  —  Schaf  fla,  Steuerpolitik  S.  49tJ — 551>  (einschliesslich  der  mit 
als  M<kbahreD'*  behandelton  Veikehrssteaem  u.  d^m.).     Koscher.  Fin.,     29  (all* 
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gemeine  (jebQhreii,  VerwaltnogsgebUhieo  —  worunter  auch  die  von  niMun^sanstalten, 
SchulgeM-  r.  ..ein»-  Art  (i-  bahr",  doch  sohr  g<'zwuug''n  hier  eiii^fschaitet,  was  die  liiibalt- 
barkcit  dci>  Koschcr'sch«  u  cugercu  ücljuhreubeghlls  auch  zeigen  kann  — ,  Juaiiz- 
gobUhren).  —  Schall,  im  Sc hOnbcrg 'sehen  Ilandbach,  2.  A.  III,  120  fl..  eine  vorzQ^ 
liehe  ntiij  in  Inappi'in  l\;iliiiioii  reichhaltige Darntcllmiir.  nafiirlirh,  nachSch all  's  erwähnter 
Auffassung,  mit  Ausschluss  der  zweiten  GebOhrenciasse  (auf  CuUur-  und  Wohlfahrtsgebiet). 
—  Nenmann  in  seiner  Schrift  „dieSteaer**  1, 499  ff.,aacb  sonst  pasdm,  S.  51S.  553%  nur 
ein  Schema,  das  vom  Standininctc  <lcr  Urif.  r>u>  liunir  rii  btisrer  ClassiHcation  der  öffeni- 
Ucben  EUnnahmeu  näher  begründet  wird  i,b>.  5ü3J,  ohne  sonstig«  Auüfuhning;  Unter- 
schddong  ton  „eigentlichen**  Gebühren  oder  Amtsgebahren  (Gerichte,  Jtutizrefwaltang, 
aber  auch  ticbühren  der  Polizei,  d<  r  Kiicheu-,  Schul-,  Sanitäts-,  Consulats-,  Finanz-, 
Militärverwaltiiii;:.  ilLiirn  dann  als  „öttentliche  ünternehmungseinkünfte"  die  aus  Vor- 
k chraaiii lalle n .  Catiiiku,  Wegen,  Häfen,  (ias-,  Wasserleitungen  u.  s.  w.  und  als  ein 
Bint  nach  „Hegaloinkunfte"  (Flöss-,  Flussgold-,  Wasser-,  ßernsteinr^al  n.  s.  w,)  g^en- 
aber  srestellt  werden.    S,  auch  Korn,  Finanzarchiv  I,  471  ff. 

g.  31.  Die  Gesetzgebung  Uber  üebahren  ist  natürlich  eine  ungemein  aus- 
gedehnte. Deber  Stempel,  Begittergebtthren  und  Verwniidtes  besteben 
gewöhnlich  hcsond  ere  (J  es  etze.  öfters  ein  oder  wenige  H a u p t gesetze  mit  späteren 
Nor  eilen  und  zahlreichen  Voiiiugsinstmctionen,  aatbentischen  Interpretationen  u.  s.  w. 
Dies  Rechtsgebiet  wird  dadurch  In  dnzehen  Staaten  ihst  onttbersehbar,  die  gesetzliehen 
Bestimmungen  sind  eine  rudis  indigübiaque  inoles,  wie  nur  je  einein  der  tzircbung 
vorgekommen,  so  besonders  in  Frankreich,  wo  man  schon  vor  einiger  Zeit  berechnete, 
dass  das  sogenannte  Enregistremcnt  auf  210  legislativen  Verfügungen  beruhe  und  seit 
1790  an  2öoO  Instructionen  der  Verwaltung  an  ihre  Agenten  daiOber  eigsngen  seien 
(Leroy-Bcaulieu,  I,  487.    Meine  Fin.  III,  505  ff.) 

Diese  Beschaffenheit  einer  solchen  G«»ietzgebung  ist  auch  fur  die  hnaozwissen* 
schafUicbe  Theorie  zu  beachten,  weil  sich  darin  eine  sehr  bedenkliche  Seite  dieser 
Abgaben  zeigt:  l't  hlt  an  Einf.n  hheit,  Sicherheit  und  Bestimmtheit  der 
Besteuernng.  Auf  dem  Gebiete  des  Stempels  und  der  Kcgistergebuhren  hat  man  es 
rornemlich  mit  (VeTltehrs->S tönern  zu  thnn,  aber  eigentliche  Gebtthron 
laufen  öfters,  tlitil:>  in  ein  und  derselben  ^Gesammt* ) Abgabe,  thoils  in  einzeliion 
speciellen  Abgaben  des  Tarifes  mit  unter.  Dies  erschwert  die  Darstellung  und  das 
Verstiindniss  wiederum.  Die  betreffenden  Abgaben  knüpfen  sich  an  die  verschiedensten 
pri?aten  Rech tsgeschifto  an.  Daher  VOlden  oft  die  schwierigsten  und  tL-insteu 
Fragen  des  Priv  ur-  '  hts  dabei  berührt,  —  was  dieser  Materie  z.  B.  in  Fraiikioich  die 
Zuneigung  der  Juiialeit  zugezogen  hat,  wahrend  es  bei  uns  noch  au  eingehender 
jadstiscber  Behandlung  fehlt.  Schon  Ran  citirte  eine  oft  in  Frankreidt  angeführte 
Bemerkung  von  Troplong  «Dictionnairc  de  l'administration  frau(,-aise  von  B!<>ck. 
p.  760)  in  23tia:  „La  loi  sur  l  euregistremeut  est  pour  uons  autres  legistes  la  plus 
noble,  00  pour  mienx  dlre,  la  senle  noble  entre  toates  les  lois  fiscales.  jQmnd  lo  fisc 
vcnt  p  >rcevoir  un  droit  d'eurcgistrement  .  .  il  faut  presqu'il  se  fasac  docteur  «'s  lois, 
aÜQ  du  pönetror  dans  Finhaie  variöte  des  actes  de  la  rio  civile.'v  Aeluilicbe«  ersiebt 
man  aa«  dorn  nnten  genannten  Bericht  der  bnndesrSthlichen  StcmpelstenercominisflliMi 
ron  ls77.  Fragen  des  Stempelwesens  und  der  liegistergebuhron  werden  so  leicht  zu 
verwickelten  Priv:»trt'rht'^fragcn  und  dadurch  auch  für  die  Finanzpraxis  und  Finanz- 
wi-iseniichaft  noch  schwieliger;  gewiss  kein  Vorzug  die-ser  Abgabtu,  wie  auch  Kau 
betonte,  und  wieder  ein  Umst4ind.  der  20 r  Vorsicht  bei  der  Ausdehnung  des  Svstema 
r&th,  wie  man  sich  nn^  den  firi-uhinigen  der  denbchen  bnndemithiichen  Commiädonen 
von  1S73  und  lb77  uberzeugen  kann. 

Das  altbiatorische Gerichtskostenwesen  ist  neuerdings  gevOhnÜch  neogestnltet, 
wobei  auf  dem  bezüglichen  Rcchtsgehief  rirjo  Codification  &tart;;<T(inden  hat.  Ist 
es  dadurch  auch  leichter  la  Ubersehen  und  verstäudlicber,  so  bereitet  es  durch  seiue 
nahe  Beziebong  Eum  Proceiis  n.  s.  w.  doch  wieder  fOr  die  practischo  Anirendiiug  und 
fur  die  wissenschaftliche  Bourtheilung  viele  Schwierigkeiten  Mehrfach  besteht  auch 
wieder  eine  Verbindung  mit  dem  Stempel-  und  Kegistcrwesen,  welche  die 
Klarheit  Stftrt  Man  hat  es  nur  bei  den  (iericlit^kosien  im  All»remciuen  mehr  mit 
Gebühren,  als  mit  Steuern  zu  thu».  Eine  Aasnahme  hiervon  bildet  zum  Theil  dio 
freiwillige  Gerif  hN|>flege.  bcMOid  mit  Uir  wühl  verbundene  Itejfinter  wescn , 

wo  in  der  Abgabe  der  Stcuercharacter  vor  dem  GebUhrencharact^ir  stark  zu  Über- 
wiegen pflogt  oder  ftoch  allein  vorhanden  ist. 
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Die  in  Steinpelform  erbobeaea  Abgabeo,  die  BecbtsgcbQbreü  und  die 
Verkehrsstenern,  sind  mnwiilich  mit  der  schriftlichen  Benrknndniig-  Ton 

Reclif>p''srhfiften  verbunden  und  kommen  bei  lebhaftem  fiesrliaft^verkehr .  hUnfigein 

rulaÜFen  Eigentbumsvecbscl,  eatwicieiteoi  Creditrerkebr  u.  s.  w.  am  Mcistoa  ror. 
sind  daher  befreifliclier  Weis«  in  hoch  endriokelten  Votkswirthiicbaften  ?on 
g^o^se^  Volksdichtigkeit ,  intensiv,  in  Yerkehr,  ausgedchutester  Arbcitstbeilungr.  stark 
aas|;ebildetem  Städteweseu ,  gewaltiger  Industrie  ond  grossem  in-  wie  ao^^ländis.  hen 
Handel  besonders  stark  entvickelt:  im  Wcsteu  Europas  am  Meisten,  in  Ucr  Mitte 
weniger,  im  Osten  am  Weniftuten .  in  Holland  waren  sie  am  Frubettten,  dar»af  in 
England,  nnd  hier  länger  am  Bed«  iitendsten  entwickelt  Im  Einzelnen  freilich  mit 
vielen  Ontursciiieden,  welcim  äidi  aus  der  ganzen  geschichtlichen  Uestaltung 
des  Finanzwesens,  der  verschiedenen  Höhe  der  Ausgaben  (absoluter  nnd  relativer 
Qt^<<o  des  Aufwands  für  dio,  oHcriilicho  Schuld,  für  das  Militär),  dem  ^'o^handpnsem 
oder  Febiea  ron  Privaterworb,  der  Aikibitdoug  der  übrigoA  Steuern,  der  mehr  oder 
wraifper  fiscnlisefaeii  Tendenz  der  Vervnitong,  endlich  —  nicht  das  Unwichtigiite!  — 
aus  dem  ..Formalisraiis"  des  Privatrecbfs  erklären,  d.  Ii.  ans  den  formellen 
Vorschriften  aber  die  Form  oad  tiiltigkeit  der  Verträge  oder  Uber  ge- 
wisse Rech tSTorth eile,  welche  mit  einer  bcAtimmfen  Form  irad  OlTentlfcben 
Beorkundang  verbunden  sind  (Schriftlichkeit,  unentlirlie  Registrirung,  besonders  im 
französischen  Recht  u.  dgi.;  vgl.  Fin.  III,  |.  21ö  ii.).  Diesen  Umständen  mt^clite 
es  zuzuschreiben  sein,  dase  die  genannten  gebühren-  und  stouerartigen  Abgabeu  jet/,t 
iSnanziell  wichtiger  in  Frankreich  ab  in  ürossbritannien ,  in  Oesterreich  als 
rielfacb  in  Deutschland  sind,  während  man  nach  der  volkswirthschaftlichen  Ent- 
wicklung allein  das  Cmgckehrte  erwarten  sollte.  Im  Umfang  und  in  der  Gestalt- 
ung der  bezQi;lichen  Gesetzgebung  und  scbUeesUch  in  der  Gesammteinnahme 
aoe  diesen  Ahiraben  spiegeln  sich  diesr  Einflüsse  wieder. 

Die  Gobabren  der  einzelnen  Zweige  der  Verwaltung,  besonders  der 
iBSoren.  der  Onterrlchts-.  der  rolkswirthsehaftliciien  Verwaltung  sind 
nur  .ausnahmsweise  in  besonderen  fiesetzen  fe^tgestöllt.  (lüwfthnlirh  bestimmen  die 
bezüglichen  allgemeinen  Verwaltungsgesotze  und  eventaeU  auch  uor  Ver* 
erdoj^ngen  das  Nihere  tther  Art,  Erbebang,  Hfthe  der  betreffenden  «iebQhren 
zuicleich  mit  der  Reireluug  der  Sache  selbst.  Auch  aus  diesem  Grunde  kanti  ]  {  r  in 
der  Finniizwi-tsensrhaft  nicht  in  das  legislative  Detail  eingegangen  \rerden.  Im  (ianzen 
ittt  dalur  auf  die  Werke  über  YerwaUuugsilübre  zu  verweisen.  Ein/eines  aber  die 
Gebühren  speciell  wird  unten  bei  der  Oebefsicht  der  Gebahrenzweigo  erw&hnt,  aber 
auch  mehr  nur  als  Peispiel.  Beaclitenswerth  ,  auch  in  finanzieller  ficziehung.  isK, 
daas  in  den  modernen  sogenannten  Verfau^nngsstaaten  die  M  it  w  irku  ng  der  Vulks- 
?ertretaiig  immer  mehr  auch  anf  die  Begelnng  des  Oebtihreuwesens  der  ein/einen 
genannten  Verwaltungszweige  ausgedehnt  wird,  z  B.  im  Tarifwnsen  der  Verkehrs- 
aDbulten  ^Poet,  Telegraph)  u.  s.  w.  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  demselben  Staate 
auf  den  Terschiedeaen  Verwaltnngsgebieten  ist  dies  Piincip  aber  noch  nngleiob  dnroh- 
gcfuhrt  So  werden  im  Deukichen  Reiche  die  Posttarife  dorch  Geseta,  die  Tele- 
graph entaxen  darcb  Verordnung  fut^gesteilt. 

Bei  dem  engen  Zasammenhang  ron  Rechts-  nnd  Verwaltungsirebtibren 
mit  Verkehrssteuern  in  der  Praxis  und  bei  der  für  beide  vielfach  gemein- 
samen Erb e bnn gsf orm  im  Stempel  ist  die  be/Ugliche  Einnahme  daraus  ebenso 
wie  die  Gesetzgebung  darüber  nicht  wuU  zu  trennen.  Die  Gesetze  betrctCen  meist 
beide  Abgabcarten  in  banter  Yemwgang. 

Den  Vewuch  einer  zusammen  fassend  en  Behandln  ng  und  V  e  r^l  e  ichung 
der  bezüglichen  Gesetzgebung  der  wichtigeren  Cu  1  lurütaaten  hat  Beso- 
brasoff  a.  a.  0.,  hesuiideis  to  der  ersten  Abhandlung  über  dio  impdts  snr  les  actes 
gemacht.  Die  zweite  enthält  eine  Monograi)hie  der  berrcff^-nden  russischen  Ab- 
gaben. Ueber  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten,  mit  mtiht  dürftiger 
DamteUoiig  der  geaebichtüchen  Entwicklung  (die  gewöhnlich  ihrer  wissenscbaftlicbeo 
Behandlung,  in  Verbindung  mit  der  allgemeinen  Verwaltiing^gesrhichte  des  einzelnen 
Staats  noch  harrt),  s.  die  ^^erko  über  das  Finanzwoseu  und  diu  Besteuerung  der 
eiuzdnco  Länder  (Wagner,  Fin.  I,  S.  55  (f.);  mitunter  anch  diejeni>;en  Uber  das 
V er^altong&rceht  oder  überhaupt  über  das  öffentliche  Recht.  Emen  wcrthmllen 
Beitrag  zur  vergleichenden  Fjuanz^eset/kundo  Uber  eine  Hauptart  von  Abgaben  lieferte 
1.  Czöraig  (junior)  in  „Die  Abgaben  von  den  üebcrtraguugou  unbewcgiicheu  Eigen- 
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Uiuiuö  ,  Triust  L^61».  (üesterreich.  Ifaükrcicb,  Pr>'iis.sen,  Eugland,  Htis**land,  Baiero, 
schweizer  Cantonc).  Eine  goto  kttt»  Oeberäicbt  über  die  (k/Mtagehuus  Umrelh  der 
Gebtihn  n  umi  der  Vcrkehrssteuero.  namentlich  in  den  grösseren  deut.->  •hon  Staaten, 
giübt  bchali  im  Scböabergacheu  Handbuch,  2.  A..  III.  §.  17  ff.,  452  tl.,  worauf 
ich  tat  Elf  inzoag  des  FolgeDdeii  verweise. 

Aus  der  (J c s ctzcebii n p-  über  Rechts-  imd  Verwaitu ugsgebuhrea.  über 
die  damit  zasammunhängendcu  Vcrkcbrsätuuern,  über  das  gtjüamuite  Stempel- 
vosen  V.  8.  w.  ist  die  rranzSslsche,  dann  die  englisch«.  Osterreichisehe, 
italienische  in  finiuzw nscbaftlicber,  wie  in  practiscber  Hin^ic]lt  wichtitrer  als 
die  nach  dem  Gesagten  am  Wenigsten  ausgebildete  preusaiach-doutticbe.  Da 
indessen  dte  in  den  beztiglichen  Uesetzen  geregelten  Abgaben  melstdnt  veit  tber- 
wiegcud  Steuern  (insbesondere  Vorkehrssieuern)  sind,  werden  hier  jetzt  nur 
(ab*'eicliL'nd  ron  ilcr  1.  A»f!a£?c  S.  HH  fl."»  f'iiiiff.'  allgemeinere  Hauptgesetze  an- 
gegcbcJi  und  weitere  Datcu  der  speciellen  Sleuerlehre  (Band  lU  tf.)  vorbehalten.  Die 
Oebersichten  von  Stein  entiialten  auch  in  der  neuesten  Auflage  (II.  1.  263  ff., 
n,  2.  221  fr.)  iioi  h  inaiichc  Unrichtigkeiten.  Ancli  über  andere  Sf^  itt^M  als  Frankreich 
manches  iegi>lati7e  Material  in  den  rom  französischen  Fiaanzunniaierium  heraus- 
g^benoo  Bolletin  de  statiaciqae  et  de  l^siation  compsrfte  (seit  1977)  und  im  Staats- 
aicbir  fseit  1SS41 

Frankreich.  Das  Uieikergebörige ,  ungemein  au»gedebute,  superhscalische 
aber  noch  fbr  die  Theorie  besonders  interessante  beireffende  Abgabevesen  ist«  in 

Anschluss  ;iti  (las  friilier  besf.  Isende.  in  der  Zeit  der  ersten  Bevolution  neu  begründet 
worden.  Pur  das  En re gistrement  bildet  die  Grundlage  bis  heute  das  wichligo, 
technisch  vorzügliche  Haaptgesetz  vom  22.  Frimaire  VII  (12.  Deeenber  179s), 
an  das  sich  eine  umfassende  Specialgesetzgebung  angeschlossen  hat.  In  dem  Abgaben- 
systnii  los  Enrcgistrcment  ist  auch  die  Erbschaft^-  und  Schenkungssteuer  mit 
euihiüteu.  Das  Stempelwesen  beruht  auf  dem  ebenfalls  bis  jetzt  die  Grundlage 
gebliebenen  Haoptgesetz  vom  13.  Brumairc  VII  (4  November  1798,  nicht 
13.  Nüveiiiber,  wonach  das  in  Band  III  S.  au^etTt  betif  Datum  zu  berichtigen  ist). 
Auch  an  dies  Gesetz  schliessen  sich  viele  weitere  an.  tür  die  (icri c b tsschrei b e rei- 
gebQhren  (droits  de  greffc)  ist  in  Betreff  der  Civil-  und  Handelsgerichte  das  Hanpt' 
gesetz  das  vom  21.  Yentuse  VII  (!.'!.  Mfirz  1799),  fur  die  II  y  p  o  t  h  e  k  en  fe  b  U  hren 
dasselbe.  Sogenannte  Siegulge b Uhren  für  Adelsvcrleihungcu  u.  a.  m  beruhen 
anf  einer  Ordonnanz  von  1814.  8.  jetzt  die  weiteren  einzelnen  Gesetze  in  l'in.  IK, 
503  ff;  Literatur  darilb.  r  eb.  S.  505,  Darstellung:  eb.  S.  502—571.  Dnnacb  i-^t 
Manches  in  den  Finauzwcrken  ^von  Uau,  Stein  u.  a.  m.)  zn  berichtigen.  Kür  die 
Darstellung  des  französischen  Systems  s.  sonst:  r.  Höck,  Fin.  Frankreichs.  Kap.  5, 
V.  Kaufmann  dsgl.  S.  277  ff.  L  «•  roy  -  Boa  n  lie  n .  Fin.  I,  479  ff.,  de  Parien,  im- 
puts.  III,  livre  6.  Vgl.  atirli:  Ja.  «b.  die  (Jpsi't/(>  uh-r  Knregistrement  u.  s.  w.  in  Elsass- 
Lothringen,  Strassbuig  Iblb.  U' b>  r  <icu  Stmid  dei  Gesetzgebung  im  Einzelnen« 
bis  zum  Kriege,  unterrichtet  man  si>  Ii  i;at  in  Elsass-Lothringen .  vgl  daftir  die 
tabellarische  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  der  deatschen  Gesetze  in  dem 
bundesräthlichen  Gommissions- Berichte  von  lb77.  S.  S7  ff. 

Grossbritannien.  Geltendes  Haoptgesetz  Uber  StempeUstamp  duties)  die 
Cuiistilidationsacte  von  1*^70  f!"  nnd  '{4  Victoria  . .  *)T.  d^),  N.  lu ^te  Aenderoug  durch 
Gesetz  von  Ibb»  (s.  Bull.  II.  72).    Fur  die  Erbschaftssteuer  besondere 

Gesetze.  S.  jetzt  die  Angaben  über  Gesetze  und  Literatur  in  Band  III  dieses  Werks, 
S.  2t>0  ff.:  dasi  lbsf  .ii-  Darstellung  S.  2fiO— 2<i5.  Kiiitr«  lien.kr  namentlich  über  die 
geschichtliche  Entwicklung,  Dow  eil.  history  of  taxatiuu  in  England,  besonders  III. 
3S4  ff.,  anch  Vocke.  britische  Stenern,  2.  Theil,  3.  und  4.  Abschnitt,  Gebühren 
(besonders  Gerichtssporteln  und  Strafen),  dann  Stempel,  S.  199 — 256.  Ferner  Gneist, 
englisches  Verwaltungsrechf  passim,  Itesonders  II  (2.  A.\  S12  über  Stempel,  1225  über 
Gerichtsgebuhren,  eh.,  12l).*{  über  Sportelu.  1,152  über  Gehalte  der  Civilbeamten, 

3.  A.  11,  639  ff.  U.  Hühner.  Berichte  des  statistischen  Gentrai  -  Archivs .  Nr.  2, 
Leipziir  l^öS,  S.  24  tf  Noble.  <iueen's  taves.  I.«^ndon  1S70.  {>.  01  ff..  III  ff. 
Tenuaut,  pcoplo's  bluo  book,  4.  ed.,  London  ls72,  p.  269  ff.  ^KiitikJ.  In  deu  Be- 
nchteii  der  Oommissioners  of  Inland  Revenue  neben  der  Statistik  auch  Angabe  der 
erfülgteii  ^-'  setzHchen  Verfindi  rnnsren,  Uebersicht  der  wichtigsten  Sätze  z.  B.  im 
Cabiuet  lawyor,  24.  ed.,  London  lb77.  p.  555  ff.  ..Das  frühere  System  der  Hemuoo- 
ration  der  Beamieu  durch  Sportelu  ist  mit  geringen  Ausnahnteii  im  Staatsdienst  be- 
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wsitijtt."  Gneis t  U,  1353.  Details,  ancb  aas  der  Statistik,  reich  and  forzOglich 
bei  Vocko, 

Oesterroi rh.  Allgemeirp-  "^'tompel-  and  Ta^re^-setz  für  ^h;  äussern ng-arisclicn 
Lande  rom  27.  Januar  18 <0.  An  dessen  SteUe  trat  akt  noch  geltendes  Haupt-  aod 
Grondgr68«tz  das  technisch  tllchtifo  Owett  vom  9.  Pebraar  1850  Aber  Gebttbren 
ron  Rcchfsfrescliäftün.  ürkniulen,  Schriften,  und  Amtshandlungen  (auf  die  iiiip;ansclieu 
Länder  rom  2.  Aognst  1850  damals  mit  aosffedebot).  Daterscheidong  \'on  ütompel 
und  ..maitielbann'*  (d.  i.  direot  zu  6Dtrieht«ndea>  GebObrttn.  Spttere  Erhöhung  von 
Tarifsätzen  Verschiedene  Novellen  i>o  1862,  1861,  1873.  187«,  fWcchsel],  erfolgloser 
Yenucb  1884).  üeber  „(iebuhren"  ron  Kalendern.  Zeitungen,  Si'i.  lkarfeii.  Grundgesetz 
vom  6.  September  1850,  speciell  über  Spielkartcnstempel  ües<.t/  ?om  15.  August  1881. 
Für  ..Taxen"  (bei  Gnaden  ,  Dicnstrerleihungcn .  Privilesrit^n  u.  a.  m.)  gilt  noch  der 
betreffende  Abnchnitt  im  Gesetz  vom  27.  Januar  184o  M  i  litSrta  te"  (Welirjceld) 
nach  Gesetz  mm  13.  Juui  1880.  Seit  18t)8  steht  Ungarn  auch  auf  diesem  Gebiete 
viedoT  selbständig  da.  Vgl.  Stein.  Fin.  5.  A.  II.  1.  2ti9  und  II,  2,  223.  0-  Hobnttr, 
B'*rirhte  des  statistischen  Central- Archivs  Leipzig  IS'iO.  Nr.  fi,  S.  73  (F.;  v.  Czörnig 
Oesterreichs  Ncagestaltung  (Stuttgart  1858),  S.  143  ff.;  derselbe,  das  Aster- 
ridcbfcebe  Budget  II.  lTS-181:  Desstry,  «etenefcbiscbe  Finto^gesetzltande  (1855), 
S.  55  and  passim;  Cysar,  Hnn«ihucli  des  österreicliisrhcn  GubDhrenwesens  (1855). 
Ender  tod  Mallenau,  österreicbiscber  Weobsebtempel ,  Wien  1876.  Winters- 
perger. Mach;4«blagebaoh  Uber  den  Stempel«  und  Geblthrentarif  (bis  Ende  Mai  1876), 
Wien  18T6.  L.  Gellor,  Osterreichische  Gebühren-  und  Mouergesetze,  B.  I,  Wien  1882. 
Bloiiski,  Finanzgesetzkunde  Oesterreichs,  Wien  18S0.  II,  151  ff  Korn,  ö^ter- 
leiehUiche  (rebnhrcniresetznovifne ,  im  Finanzarchiv  I  (1884),  471  ti  Kb.  II.  1880, 
r.  Btlinski.    Widmer.  System  der  Osterreichischen  GobQbnogosetze.  Wu-n  1889. 

Italien,  ünificirendes  Hauptgeset/.  aber  die  „ras^e  sugli  affari"  vom 
21.  .\piil  1S62.  Seitdem  verschiedene  Erhöhungen  der  Tarifsätze  und  Ab&uderungen 
durch  sp&tere  Gesetze  Uber  Erircsri>trement.  Stempel,  Erbriebalbsteiier  v.  8  ir.  S.  Sechs, 
Italie  (Haris  1885),  p.  360  ff.;  v.  Kaufmann,  Finan/archiv  III,  132;  besonders 
Alestfio.  sistema  tributario  in  Italia,  vol.  II,  Torino  18b7,  p.  70  ff.;  Uber  Gebubreo 
(fasse  dirftti)  eb.  p.  674;  ancb  Deberbticlt  der  frQberen  Gesetzgebung  in  den  Einzel» 
Maaten.  Koii hlia!"!^  '  r-'iian/'->t.iti>itik  im  Annoario  dd  mlnfstefO  delle  fijMOZe;  noch  In 
der  Stati>t)ca  finanziaria  (Uoma  1877,  p.  26  ff.). 

Belgien.  Die  frohere  tmiOmMbt  Gesetzgebung  mit  Abtodemneen  durch 
neuere  Gesetze.  (Acden-  nnd  Oblignttenen-,  Pdlceostempel  1883).  Erbsohaftsstaaer 
abdeichend. 

Niederlande.  Stcmpelgosetz  vom  3.  October  1843;  verschiedene  Aende- 
nmcen  (1869,  1882,  1S85  .  Enresristremont  beruht  auf  der  französischen  Gosels- 
pebunif  mit  Aenderuiifn  (1*^24.  1S32.  1SS2.  1**S6).  Erbschaftssteuer,  Gesetz  vom 
13.  Mai  lb50,  Aendcrougcn  l^lü».  1S78,  1885.  Vgl.  Sickcuga,  goschiedeuis  der 
Kederlandttcbe  belastingen  etc  ,  Utrecht  188S;  darUber  im  Flnauzarddr  I,  379 
ran  der  Borght;  derselbe  eb.  III.  289. 

fiussland.  Uaaptgesetz  Uber  Stempel  vom  17.  Februar  1874:  Aendcruni^ 
darin  18S2.  IKnfbbrottg  der  Erbschaftssteuer  durch  Gesetz  rom  27.  (15.)  Joel  1882. 
Vgl.  Bösobrasoff's  zwuite  Abliandliinj;  a  a.  0,  Wairkcr.  Sclbstvorwaltang  S.  290. 
Statii»tik  in  den  Aonuaires  des  haanccs  russcs,  mehrfach  im  Finauzarchiv  (ll,  117, 
m,  654).   Ueber  da«  Passsystem,  ?.  Faieh  im  Pinanzarcfair  Y,  412. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  S.  v.  Hock,  Fin.  der  Vereinigten 
Staafcn  S.  279  ff.  (Zeit  der  Blli  un  rkrieirs).  Die  damaligen  Bnndesabgaben  meist  wieder 
bcscitijit.  Manches  (auch  ErbHohafbsteuem)  in  den  Eutzelstaaten.  Die  jithriichea 
Reports  of  tho  Secretary  of  tiic  tieasnry,  mit  Statistik.  —  EigenthUmliche  AosdehniiBg 
des  Sti-mpel Systems  auf  die  Besteuerung  der  (iiiirrmk*^  ond  cks  Tabaks, 

Deutsches  Reich.  Wiederholte  Anläufe  zur  Einlahruug  eines  umfassenderen 
Systems  ron  Reichsgebohren  und  Yerkohrsstouern  in  Stempelform  zu 
Gunst«  !i  I?-  r  KoichscÄssc  sind  nur  allmSlig  nnd  niclit  voUst&ndig  gclungm.  Vgl.  die 
boudesräthlichen  (JommissionsberathQngen  und  Vorschläge  von  1873  in  den  Anlagen 
der  4.  Sesrion  des  Refehstags  187S,  IV,  805  f.,  anszngsiveise  in  A.  Wagner,  Iteidis- 
finanzwe^ieu  im  JalirLu'/li  fiir  G(>-''(Zf;L-luiiit;  <li'a  Dt'iit-i.li';!,  i  fi^.  ,1,  .lalirLMnir  l'^T'?, 
S.  309.  Dann  besonders  der  Bericht  der  Commission  /ur  Krurterung  der  Einführung 
«üucr  Rüichüstempel-  und  Erbscbafiwteiier.  Buidesrafbspapiure  Kr.  9b  Sessien  1877/78 
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igt.  4^  424  S.),  mit  reichhaltigstein  Material  Uber  die  Oeeetzi^boof  und  die  fioanäeUeft 

Erträge  in  den  Einzelsütateu.  weshalb  für  tlic  letzteren  Iii»  r  «laraiif  ganz  allgemein  zu 
vervciseu  ist.  Die  zunäcliM  geriogen  ErgebtiiäHe  der  damaligen  BeratUnngett  zeigeo 
die  Schwierigkeiten  der  FinanzordniiDg  im  Deutschen  Reieh.  ISn  Theil  der  Materialien 
in  den  lieichstagsacten,  Beilagen,  Sodbion  Iblb.  Auszüge  in  dem  Aufsätze  von  v.  Scheel 
im  Jrxhrburh  (los  Dciitscbon  Reichs  1878,  I  über  Ersatz  der  Matricular-Beiträge.  Im 
luigoniieu  wild  (ÜLbfi  Benchi  als  bunde^raihlicher  Commissionb  -  Bericht  von  1877 
citirt  Der  nnmitt«  Ihan  Erfulg  bcschrünkto  sich  auf  die  Einführung  des  Belcbsspicl- 
karteustempcis.  —  Erst  im  Jilitr  l^Si  ^relang  ein  Reichagesetz ,  das  verschiedene 
Bdchsstempelabgaben  von  Wcrtlipapiureu  (Börsenellectenl  einführte.  Durch  ein  ueuoi> 
tieaetac  ron  ihSb  kam  man  abdann  zu  einer  eigentlichen  Börsen  um  satzstener 
(„Börsensteuer").  S.  darüber  die  Drucksachen  (besonders  1880  N.  96.  l'>h\  N.  59. 
N.  J62,  ]b82  a.  314,  1884/8d  N.  286)  und  die  Yerbandlungeii  des  Ueichstags 
{die  Materialien  mm  Tbeil  auch  in  Birth  s  Annalen,  18T7,  1879,  1681,  1885,  1886, 
in  Tnnrad's  Jahrbiiolieni  K.  V.  III  n.  XI.  von  Friedberg,  im  Finaozarcbiv  vom 
Herichteistatter  des  letzten  üesetzes  im  Keicbstage,  Grimm,  V),  —  Die  mehrfach  er- 
folgte EinfUirung  von  Yenraltnngs-  vnd  sonatifrtm  Gebühren  oder  Regelung  aolober 
durch  Reichsg eset ztt  betrilA  nur  ireloir«  iitlii  h  und  nebenbei  die  Keichsfinanzen, 
überwiegend  die  Landestinanzen ,  weil  die  bctreU'onde  Einrichtung  Landes-,  nicht 
Keichssache  ist  und  die  Erträge  dann  regeJmiissig  in  die  Einzclstaatscasse  flieüsen. 
Am  Wichtigsten  war  in  dieser  Hinsicht  das  Reichsgesetz  über  die  Gerichtskosten. 
Eine  Ucbersi<  Ii«  <!•  r  rtnchsgosetzlich  geregelten  tiebOhren  in  Schall's  Anftatz  im 
Schöuberg'scb<  II  linndbuch,  2.  A.  III,  117. 

Eigentliche  Reicbsabgaben  (meist  und  mehrfach  ausschliesslich  Stenern, 
voruemlich  Vcrkehrssieuern ,  nicht  Gcbolir.  u  :  I),  r  Wechselstempel,  Gesetz 
vom  10.  Juni  1869  (Abänderung  durch  Gesetz  vom  4.  Juni  lb7l^).  —  Die  (einmalige) 
Stempelabgabe  von  fremden  Prlmien>(Loos-)papieren  dorch  Gesetz  vom 
S.Juni  1871  (hier  ..(I.billir"  jrrnannt).  —  Dor  Sjiielkartonste  m  p  cl ,  Gesetz  vom 
3.  JuU  1878.  —  Dio  Stempelabgabe  von  Actieii,  Beuten,  Schuidver- 
schreibungen.  Lotterieloosen.  Sehlnesnoten  und  Rechnungen,  Gesetz 
vom  J.  Juli  1881,  abgeJimli  rt  durch  Gesetz  vom  29  Mai  1SS5  über  St^uipi  labpaben 
von  Kauf-  und  sonstigen  Anschaf fungsgeschäi  te  n,  welche  Abgaben  an  Stelle 
der  früheren  für  Schlossnoten  und  Rechnungen  traten  (..Hfirsenstenergesetz'  ).  —  Die 
..statistische  Gebuhr**  für  den  Waarenverkehr  mit  liein  Auslände  (Abgaben  für 
hrin(1elsstatistisrhe  Zwecke).  Gesetz  vom  20  Jnli  1*^T^^.  —  Die  Patentabgaben 
\^(jebuUicn  mit  Steuerelementen),  nach  dem  Tatcntgcsctz  \um  25.  Mai  1877,  —  Von 
den  durch  Reichsgesetze  geregelten  „Rechts-  und  VerwaltungsgebOhren"  Icommen 
ausserdem  für  die  Reichscasse  in  Betracht  die  Consulatsgebuhren .  (icsetz  vom 
lU.  Juli  1872,  dio  Geldstrafen  iu  der  Consulargcrichtsbarkcit,  Gesetz  vom  10.  Juli  187U 
§.  46,  die  Gerichtskosten  oder  Gebühren  beim  Reichsgerieht  nach  dem  Gerichts- 
kostensresctz  vom  1*»  .'nni  l**?*^.  mit  Xuvelle  vom  2!>.  .Ttini  1881.  An  anderen  reichs- 
geset/lich  geregelten  Gebuiiren  hat  die  Reichscasse  mitunter  auch  Antheil,  nemlich 
«0  ReidisbehOraen  (z.  B.  die  Dormaleiohnngsoommiasion)  in  der  botreflTenden  Thätigkeit 
fungiren  (thatsfichlich  nur  ganz  kleine  Einnahmen).  Unter  den  Commentaren  der 
Roicbs&tempeJgeset/c  ist  /..  h.  der  von  Gaupp,  Krökel,  liOinghaus  zu  nennen. 

Preussen.  Hier,  wie  in  den  anderen  deutschen  Einzelstaatcn,  hat  die  ParUcular- 
gesetzgebung  Uber  Stempel  und  dgl.,  über  Gerichtskosteu  und  einzelitt  Gehührenxveige 
der  Verwaltung  durch  die  erwähnten  IJeichsi;«  setze  die  entsprechenden  Ab.^nderuntreH 
erfahren,  (ieltendes  Hau  ptge  setz  über  die  sogenannte  „Stempelsteuer**  ii>t  imuier 
noch  das  vom  7.  März  1822.  Gesetz  vom  2.  September  1862  über  Gebrauch  von 
St  -rnpohnarkcii.  Mchrlad..  Ver.iiulenintrcu  im  Tarif  schon  vor  1818  durch  königliche 
t  abiiieisordrcb.  Die  E^bsi  llaft»^teuer  isi  vom  Steuipelwcsen  getrennt  und  als  selb- 
st&ndige  Steuer  besonders  geregelt  durch  Ge^tz  vom  30.  Mai  1873.  —  In  den  neuen 
1>6G  erworbenen  Lahil---tlii  il.ii  i>t  'lie  StempelgcsetziT' I)UIil'  'ItU' Ii  V«'ror<Inunir..'n  vuui 
l'J.  Juli  1867  für  Hannover,  Cburhesseu,  Ka&sau,  und  andere  Verordnungen  (so  vom 
7.  August  1867  für  Schleswig -Holstein),  dann  dorch  Gesetz  vom  5.  MSrz  1868  nnd 
24.  Februar  18t»0  möglichst  mit  der  altpreussischen  iu  Ueberein  tiuunnnü;  i^*l>racht: 
eine  An  Codihcation  des  betrctlendea  Rechts,  wie  letzter«»  durch  die  erfolgten 
mancherlei  Aenderungen  des  Gesetzes  von  1822  geworden  war.  Der  Stand  des  Stempel- 
tarifs  um  186'  ergiebt  sich  daher  ans  dem  der  Verordnung  vom  19.  Jfnii  1867 
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beigefOgtea  Tauf.  Für  Frankfurt  a.  M.  gilt  auch  eiu  besoudures  preuäsisches  Üesetz 
fom27.  Juni  1(}75,  für  Hobeozollern  das  Gesetz  vom  22.  Juni  J875.  In  der  g-Qostiren 
Finanzlage  nach  dem  lr;in/.nsis«:hi  n  Kri<  fre  sind  einige  Stempelabgabon  atiftidiolM^n 
Vörden,  so  fOr  Gesindcbucher  i^Uesetz  rem  21.  Februar  1872),  für  eine  Aozabi  Ter- 
sebiedener  Ftile  durch  Gesetz  ?oin  26.  Mftrz  187S  (u.  A.  für  Failfl  vie  Getinche,  Be- 
scbei'l'.  ficburts-,  Tauf-.  Aufgi  bots-.  Eli--,  Tr.m-,  Todten-,  Bcerdigiingssrheine,  wo 
der  Stempel  den  Gb&racter  einer  Gebühr  gehabt  hatte),  lieues  Geseu  Uber  dtempal- 
Steuer  lw  K«iif>  und  LieferungsTerträgc  a.  s.  w.  rem  6.  Juni  1884,  ftr  Pacht-  und 
Miethverträgc  and  einzelnes  Andere  vom  19.  Mai  ISSd.  Die  Besiiininutjgen  Uber 
die  anzufertigenden  and  za  rorkaiifenden  Stempelsorten  überlässt  das  Gesotz  vom 
18.  Fcbiuar  löTT  dem  liaaiuuauiitcr  zu  tretfen.  —  Die  NeugustaJtuiij;  wichtiger 
Privatrachtsrerhältnisse  bat  in  neuerer  Zeit  auch  zu  Umänderungen  im  Stuinp<  I-  and 
G  :1)iihrenwesen  auf  den  betreffenden  Specialgebieten  geführt.  S.  besonders  den  Kosten- 
tanf  für  G i  u u d bu cbsachcu ,  die  der  Grundbuchorduung  vom  5.  Mai  1S72  bei- 
feflift  ist.  nebst  dem  Gesetz  vom  5.  Mai  1ST2  betreffend  die  Stempolabgaben  von 
ffewissen  beim  firundburbaifit  anzubrinf cndi-n  .\ntra?cn.  Ferner  das  Getietz  betreflend 
Konten,  Stempel  und  Gebühren  iu  Vormuuddchaftsüachea  vom  21.  Joli  lb7ö.  — 
Das  Gerichtskostenvesen  benibte  sonst  bis  znr  Beichs^esetzgebuDg  für  den 
grössten  Theil  des  Staats  (excl.  Holienzollcrn  und  Cölner  Apprllations-Gerichts-Bezirk) 
auf  dem  allgemeiaeu  Gesetz  vom  10.  Mai  IbH  (nebst  Tarif)  und  den  die»  Gei»etz 
abindemden  Gesetzen  rem  S.  Uai  1853  und  vom  9.  Hai  1851.  AnsfUirnngügesetz 
für  das  Eeichsgesetz  Uber  Gericht»ko3ten  vom  10.  März  1879  (auch  Gesetz  rom 
3t.  März  18i»2,  18.  Juli  1SS3,  letzteres  betrelfend  Gerichtskosten  bei  Zwang^ver- 
Btcigerungen).  S.  im  AUgemcinen  v.  Rönne  s  prcussisches  Staatsrecht,  die  ScLriftün 
Uber  neneres  preussisches  Vcn^tangsrecht  (Grotefend  n.  n.  m.V  Ein  umfassender 
Commentar.  bis  anf  die  Ge<renwart.  ist  Hoyer-Gaupf).  die  prtMHsisib*  Stempcl- 
gesetzgebung  lu  den  alten  und  neuen  Lauduütheilcu,  1.  Aufl.,  Berlin  und  Leipzig  lbä7. 
Korzor  Labns,  4.  Aufl.  1SS9,  Stempelfesetz.  Bibliofraphie  der  Literator  beiKletke 
a.  a.  0.,  3.  A.  S.  299  ff. 

For  die  Gesetzgebung  der  übrigen  Staaten  des  Deutschen  Keichs  s.  besonders 
doa  bttndesrltUieben  Gommsnionsbericbt  von  1877,  tnit  der  tabellarischen  Ueberaicht 
der  geltenden  Bestimmaugen  Obr  r  Stempel  u.  s.  w.    Ancli  Hirth's  Annalen  18'9. 

fiaiern.  Bis  1879  bestand  eine  verschiedene«  auf  einer  Keihe  älterer  Bestim- 
mungen berabende  Gesetzgebung  im  recbtsrheiniKben  Baiem  und  in  der  Pfalz,  in 
letzterer  wesentlich  noch  die  französische  Gesetzgebung  über  Stempel  und  Regiatrirurig. 
In  Anlass  und  zum  Theil  in  Anschluss  an  das  Ueichsgesetz  Uber  Ge^ichtsko^teu  wurde 
die  baierisrhe  Gesetzgebung  dann  codilicirt  und  umgeändert  durch  das  Ilauptgesetz 
ttber  Gebühren  rom  18.  Angnst  1819,  in  dem  eigentliche  Gebühren,  Gerichts- 
kosten. Verkehrssteuern,  Taxen  zusammengefasst  sind  und  die  Erln  biing  theils  in 
Stempelform,  theils  direct  haar  nach  Verrechnung  erfolgt.  Ais  Form  der  GebUhren- 
erbebtmg  besteht  der  Stempel  hiernach  nicht  mehr.  Einige  Abänderungen  des  neuen 
Gesetzes  diirrli  dasjenige  vom  21.  Mai  IS^H.  S.  die  Uebcrsicht  der  älter.  ii  und  die 
eingebende  Darstellung  der  geltenden  Gesetzgebung  in  J.  Hock,  Handbuch  der  ge- 
sammten  Fiaanzrervaitung  Baiems  (ab  8.  Aufl.  des  Werks  von  Stockar  von  Neufom), 
II.  '^'12.  Nachträge  IV,  171.  Gonmieiitar  Uber  das  fie.v.f/.  von  1"^T1  fiu  Vcrbindiini^ 
mit  dem  Keichsgesctz  Uber  Gerichtskosten)  von  v.  Stengel,  auch  von  Pf  äff  (incL 
NoreUe  von  1881).  —  For  die  Erbschaftssteuern  gilt  jetzt  das  neue  besondere 
Gesetz  vom  18.  August  1879  (Hock  II,  300). 

Sachsen  hat  durch  zwei  Gesetze  vom  13.  November  18T6  den  ürkunden- 
!)tempel  und  die  Erbschaftssteuer  neu  geregelt. 

WQrttemberg  hal  ein  neues  aUgemeines  Sportelgesctz  vom  21.  Marz  1881 
(an  Stelle  eines  älteren  von  1828),  ein  neues  besonderes  (iesetz  über  Ei  b.-chafts- 
uud  Scheokungssteuer  von  demselben  Datum,  ausserdem  aber  noch  unter  dem 
Namen  liegeoschafts-Accise  eine  Abgabe  von  Vcräossemagen  von  Immobilien  u.  dgl. 
nach  Gesotz  rom  IS.  Juli  l'^24.  S.  Riecke.  Verfassung  u,  s.  w,  WUrtternbcrjfs,  S.  202. 
204,  mit  historischem  KUckblick.  Commentar  Uber  das  Sportelgesetz  von  Zeyer  und 
Schicker,  1881. 

Baden.  (leset/  Uber  die  Gebühren  für  die  <ioM  haftr  der  Itei  ht<!  olizeiverwal- 
luiig  vom  20.  August  1864  und  21.  Juni  1874,  Ge^cu  Uber  Stempel,  Spurtcln,  Taxen 
in  GiTjlataatsVflVWAlnigH-  and  PoliMimchen  vom  29.  Juli  18«4  and  21.  Juni  1874. 
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G«M{z  Tom  22.  Febraar  ]  870  über  Cinfdhniiif  des  ReicbsircrichtskostcngosotxM.  Eioo 
besondere  „Erbscbafts-  und  Scheiikungsaccise"  und  eiae  ..Uogcnscliaft*&cciie^  benht 
im  (iaitzen  noch  atif  der  Accisordmuifi:  rom  1.  Januar  1812.  mit  Abändurunfreii 
?.  Phiiliporich.  liaiiischer  Siaabhaualialt  (Ih69).  8.  14,  2ö,  38,  135,  uod  das  Buch 
,gdio  SportttljraBeUirttbaDf  Bad«Di^«  Kftrtombe  1861. 

Hessen.  Einfuhrungspe-etz  vom  30.  August  18751  /.um  Reiclisj:eMjt/,  über  Ge- 
richt>kostcD,  Stempel  und  Taxordouag  vom  27.  Auirast  1822  und  (iesetz  rom  17  März 
1880-  —  Erbs- haftssteucr,  Genetz  vom  ."»0.  August  1884.  Kücbler,  Vcrwaltungs- 
gewstzirebnng  H&n^<  iis.  Darmstadt  1885.  II.  881  tf. 

Auch  in  den  kleinuroD  deutschen  Staaten  rcjrolni&ssig  cisrenc  Sfcmpel-  u.  d^I, 
Gesetze.  Für  Uamburtr  u,  A.  Stempelsresetz  vom  5.  Mai  1876.  V|il.  dafür  die  Ucber- 
sichten  in  dim  bundesrithlichcn  Bericht  ron  1877;  in  H i r t b '»  Annalen  1879.  S.  962. 

V  crsc  Ii  i edeo  h  oit  der  be/UjrHolicii  diMitscIicn  Gesetze  und  Abgabentarife 
ist  auch  jetzt,  nach  Einführung  des  Büich^gericht^koüteDgei>et^6S,  auf  deu  üubietua, 
wo  die  Reicbtiroaet/gcbung  nicht  reirelnd  ^vg^t\ftm  bat.  recht  gn«.  der  »Ein- 
heit des  Veriehrssrebiets"  nicht  ent>pic(  h^  i.d.  So  im  filL'cmi  ini'ii ,  nL'b  ihri.-n  wie 
auch  Steuaro  eoih&Ueodei)  Siempcl^re-^en,  in  den  Abgaben  der  freiwilligen  Ge- 
llcbttfbarkeit.  bei  den  Reeitvrechüelabgabon  n.  &  w,  hta  Reicbitfreiferz  ron  18*6  bo> 
trifft  nur  die  Kosten  für  solche  Rechtssachen  der  ordentlichen  Gerichte,  nuf  welche 
sieb  die  Civilprocp^'Norduung.  die  Strafproces>ordniirijr  und  die  Courursordnun;;  hc-zielit. 
Eine  Cbamcterisirunf^  der  Verschiedenheiten  dor  deutschen  Gebühren jiufectzö  ist 
schwierig.  Einen  immerhin  beacliicnswenhen  Versuch  da/.u  in  aller  Kurze  macht 
Schall,  im  Handbuch  III,  PS.  d-idi  bleiben  Bedenken  dagegen  bestellen.  In  der 
fiscalischen  Au.->bildung  —  und  fnilich  auch  in  der  Belästigung  —  isi  auf  diesem 
Gebiete  das  Ausland,  Itesonden  FraDkreich«  auch  Italien ,  Oesterreich  lange  nicht 
erreicht. 

Im  Folgenden  sollen  die  angeführten  Daten  nur  Beispiele  liefern.  Sie  sind 
übenriegend  aus  der  deutftchcn.  bcitondeni  der  nreuHsischen  Gesetzgebmig  gewthlt 
wnrdon.  Vtrl.  da/n  die  Daten  bei  Schall.  Für  einzelne  ältere  Noti/cn  die  Noti^n 
in  Kau 's  Abj>chuitt  Uber  Gebühren«  besondera  §  231 — 2^6  Alles,  was  r«>o  .\bgabea 
in  Stempelform  und  iore nannten  R<>cht»gebObrten  ttbenrlegend  oder  aoBüchllestiHch 
den  Cliaracter  eiicentlicher  Steuer  ( Vr  rk  ch  ^  t  n  r)  liat,  (rehßrt  tr>f  in  dio 
speciulle  Steuerlebre:  ein  GeiiicUtspunct,  der  auch  für  die  Angabe  ron  Daten  iia 
Folgenden  der  leitende  war. 

Finanz«tat!stisoh  lassen  sirh  im  Stempel  und  in  rerwandten  Abfcaben 

(Regisierwcscn)  die  (ii  liUliron  von  den  Stenern  nur  in  einiffci»  Frdlen,  nicht  allgemein 
scheiden.  Theils  dea>wegen.  theihi  weil  da»  Steuerelement  wichtiger  aU  das  Gubübren- 
element  in  diesen  Atv*ben  ist.  werden  statistische  Daten  in  die  speclelto  Srenerlohre 
varechoben.  S.  über  England  Fin.  III.  2  'i)  fT. .  ub>r  Frankreich  eb  ^.  221  und 
§.  234.  Ueber  Deutschland  wertbvoiltis  Material  im  bundesräthlichen  Comuissions- 
bericht  ron  1877:  d  irans  Daten  in  der  1.  Aufl.  S.  33.  Daselbst  S.  31—32  auch 
einige  statistische  VerKleicbungen  über  StempeL  tiericlitskosten.  ßegiaterafafaben  o.  s.  w. 
in  verschiedenen  Staaten,  wolclie  indessen  aoch  lichiiger  in  die  Sieuerlebre  nnd  zwar 
in  die  specielle  gehören. 

§.  32.  Einleitung.  Das  System  der  Gebühren,  mithin 
die  genauere  Classification  der  beiden  Uauptarten  der 
Gehuhren,  der  Hechts-  und  Verwiiltangs-  nnd  der  Cultar- 
und  W  ci  hl  fahrt  s  gebühren,  wird  gerade  vom  finaBzwis- 
senscliaftlichen  StRndpUDCte  aus  rationeller  Weise  ftUnäehst 
darch  die  Art  der  gebührenpflichtigen  Leistungen,  bez. 
die  Art  der  Thätigkciten  der  Verwaltung  bestimmt  Denn 
diese  Art  der  Leistung,  welche  der  Einzelne  in  Ansprach  nimmt 
oder  nOthig  macht,  bedingt  die  principielle  Rechtfertigung  der  Qe^ 
bahr  nnd  zugleich  mit  den  Haassstab  für  die  ungefähre  Hohe  der 


Digitized  by  Google 


EinleitOBf. 


75 


letzteren.  Mao  erhält  80  ein  sachliches  (materielles)  iSystein 
der  Gebühren. 

Von  demselben  kann  man  in  doppelter  Weise  ein  formales 
nnterscheidcn :  einmal  nach  dem  System  der  Verwaltung, 
unter  Zogrondelegung  der  in  den  modernen  iStanten  doch  in  der 
Uaopt-acbe  übereinstimmenden  Verwaltungsorganisation;  sodann 
Dach  der  Erhebungsform  der  Gebühren.  Letzteres  wird  nnteD 
in  Hauptabschnitt  2,  Abschnitt  2  (§.  70—73)  dargestellt  werden. 
Das  sa  eil  liehe  System  kann  mit  dem  formalen  nach  dem  System 
der  Verwaltung  einigermaassen  combinirt  werden ,  wie  es  in  Fol- 
gendem geschieht.  In  der  Finanzwissenschaft  knüpft  sich  aber, 
anders  als  in  der  Verwaltungslehre  und  als  in  der  Darstellung  des 
GebDbrenwesens  eines  einzelnen  Landes,  das  Hauptinteresse  hu  die 
Unterseheidnng  nach  der  Art  der  Leistung,  daher  an  das  sachliebe 
Gebtlbrensystem,  weil  dies  mehr  in  das  innere  Wesen  der  Gtebnhren 
ond  ia  ihre  Begründung  Einblick  gewährt 

Neben  dem  Gebtthrenwesen  des  Staats  ist  auch  dasjenige 
der  Selbstverwaltungskörper,  daher  besonders  der  Ge- 
rn ein  den,  zu  unterscheiden. 

Das  GebahrenweseD  des  Staats  ist  gewöhnlich  viel  ansgedebiiter  nnd  Rechte  und 

Verwaltnriirsirebuhren  kommen  in  moderner  Z»'it  mm^tens  nnr  bei  ihm  ocIlt  ntir  im 
dclcizineji  Wiiiuog&ireiäü  bei  einem  diiHQT  Körper  vor.  Cultur-  und  Wohlfabrts- 
f^ebftbren  tlkr  Pmiozial*,  Kreis>  und  Gemoindeeluricbtonprea  sind  dagegen  zahlreich 
und  ebenfalls  liii.in/.icll  wichtig.  Sic  rtTlangcn  jedoch  nur  aw^iialiniswi-ise  eine  bo- 
Mudere  BuliacLtung,  da  diese  Einricbtungcn  und  Gebühren  mit  den  gleichen  oder 
ihnlichen  des  Staats  oft  ganz  ubeteinstimineD.  Eine  Ausnahme  bilden  z.  6.  einige 
Anstalten  für  locale  (iemcinbcdUrfnisae  materieller  Art  (§.  65V  In  der  folgenden 
Darstellung  des  (Jobilbrtiiisyüt  .'ms  wini  auf  die  (Jebuhren  jener  Verbftndo  iiud  dor 
Gemeinden  nur  soweit  nöthig  mit  Küt:kaichi  genommen 

Die  sogenannten  „Beiträge"  werden  unten  anhangsweise 
mit  besprochen  werden  f§.  74).  Ihre  piiiicipielle  Zugehörigkeit  zu 
den  „Gebühren"  wurde  oben  hegrUndet  (§.  17  Nr.  3j.  Sie  koimnen 
iK'sonders  im  Gemeinde-  und  iu  anderen  Haushalten  von  fcjelbstver- 
waltungskörperu  vor. 

Die  folgende  Darstellung  bcsehränkt  sich  absichtlicb,  naih  dem 
dargelegten  CLarueter  des  Gegenstands,  hier  in  der  Finanzwissen- 
schat't  im  Ganzen  auf  eine  l  e  b  e  r  s  i  e  h  t  der  K  a  t  e  g  o  r  i  e  e  n ,  « o- 
bei  bloss  einige  tinanzwisseuschattliclie  Bcnjcrkiiiigen  und  einzelne 
Daten  als  Heispiele  eingeschaltet  werden.  Nur  einige Gebfihren  der 
V  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  (' Ii  a  1 1 1  i  e  h  e  n  Verwaltung  wei  den  etwas  näher  be- 
handelt, weil  der  Gegenstand  diesem  Werke  auch  sonst  angehört. 

V^rl.  b.äouders  Stein  5.  A.  II.  2,  270,  .!Tr.  11..  Schall.  Handbuch  III.  120  II., 
129  S.,  Umpfeubach  g.  50  U'.,  jeder  mit  etwaä  verschiedener  Sy^teuiiMruug,  Schall, 
Unlieb  nie  icb  in  dor  1.  Auflage,  soweit  seine  AQSsobliessong^  der  wirthecbaltticbea 
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0.  8.  w.  Gebühren  dies  gestattet  Seine  Beneriniog  S.  121  Note,  dass  ich  Wicder- 
bolangen  in  meinem  Gcbuhrensystoni  (lo  1.  Aufl..  S.  40  und  110,  41  und  107)  nicht 
vermiede,  ist  richtig:.  Aber  si^  waren  —  ti»d  sind  jetzt  noch  —  bedingt  dnrch  meine 
Clastiificatiou  der  Gebühren  and  durch  die  beiden  verschiedenen  Staudpuncte  der  Üc- 
trachtonir.  lo  dietter  2.  Auflage  habe  ich  in  der  Syatemisirung  and  Reihenfolge 
Af>nt)prangrn  rorgcnomni n  znni  Thoil  in  Fi>lge  der  Aongnogea  dorcb  SchftU,  den 
ich  mich  aber  doch  u'wl.i  \  nhvXndi^  aII^clllllJs»se. 

§.  33.  E  in  th  eilung:  der  Rechts-  und  Verwaltungs- 
gebühren. Die  Hanptcintheiluug  nach  der  Art  der  Leistung  und 
zugleich  nach  dem,  wenigstens  im  modernen  Staate  erreichten,  der 
Tronnang  Ton  Justiz  und  Verwaltung  entsprechenden  System  der 
Verwaltung,  ist  diejenige  in: 

I.  ji Verwaltangsgebtthren^*  im  eigentliehen  oder 
engeren  Sinne  und 

II.  in  ^»GebtthreD  der  Rechtspflege''  oder,  allgemein 
genannt,  in  Gerichtsgebtthren  (Jnstisgebtthren,  Gerichts- 
iiosten,  allenfalls  auch  „Rechts gebühren''  im  eigentliebeo 
oder  engeren  Sinne). 

Wie  Gerichte  und  BechtepltoKe  in  dnem  weite  reo  Sinne  doch  auch  zar 

,,Verwait  IUI  ir"  f;ehören.  so  die  Gerii  lifts^'i>bühren  auch  zu  den  „Rechts-  und  Vcr- 
waltUiigSKebUhren  im  Allgemeinen'*.  Hei  der.  sovohl  «1«  «.Gebühr*'  wie  als  „Steuer*' 
iMSuDdere  wicbfig^cn  Abtrabengruppe  der  ,.Gebfthrai**  der  freiwilligen  Gerichtbbarkeit, 
bei  Bcgisterabgaben  u.  diel.  m.  handelt  es  hich  principiell  and  Öfters  auch  factisch 
llbrijrens  par  nicht  xm  Thätigkci'-ii  '!«;r  eiere  ritlichen  Rech»fpflfge  und  der  ordentliclien 
iicriihto.  büudero  um  Ve  r wai  i  u  llg^ac te  von  Beliördun,  welche  hieb  gcwi->en 
Ber  iit  Kf'ächäfren  (z.  B.  der  Verpfandung  von  GrundätUrken,  dem  Verkauf  von  solchen) 
ans«  illie^^^eIl .  Acte,  Welche  daher  auch  nicht  nothwendiir  gerade  „(ierichten"  über- 
tragen werden  mUs^en  and  auch  nicht  immer  diesen  übertragen  werden  i^fran^iöftiiicke 
BegiütrtniDgsliDter).  Die  bezOidicbeii  Abirabea  oder  Gebabven  werden  indebseo  hier 
mit  zu  den  GerichisgebUhren  gestellt.  Man  sielit  aus  doui  Beispiel  mir.  dass  man  es 
auch  hier  mit  fliesseuden  Unterschioden,  mit  „historischen"  Begritlcn  und  Eia- 
theilongen  zn  thnn  hat.  welche  sich  an  die  AnffasMin^  der  Fttuctitm  nod  der  Scheidung 
von  Justiz  und  Vcrwaltuiig  aiiknUpfcti  und  damit  sich  ändern.  Vor  letzterer  Scheidung, 
also  vielfarh  in  fdtoror  Zt  it.  würde  selbst  die  hier  vor^inomtncne  Haiipfcii.theilung 
gegenüber  den  Vcrhältnidsen  der  Organisation  und  Function  der  Aeiuier  und  Behörden 
nor  bedingt  snllssig  sein.  Jetzt  ist  sie  im  Ganzen  modemeu  jEinrichtungon  wie  An> 
Bchaanngen  angemessen. 

L  Die  Verwaltungsgebühren  im  engem  Sinne  kann  man 

A.  nach  der  Art  der  Leistung  der  Behörde  oder  des  Be- 
amten, als  der  Organe  des  Öffentlichen  KOrpers,  daher  nach  einem 
sachlichen  Princip;  ferner 

B.  nach  der  Eintheilnng  der  grossen  Dienstzweige, 
zu  welchem  das  betreffende  Verwaltungsorgan  gehört  („ressorttrt"), 
daher  nach  einem  formalen  Gesichtspnncte  eintheilen. 

A.  In  ersterer Hinsicht  lassen  sich  etwa  sechsClassen  von 
„gebfihrenpflichtigen  Fällen"  passend  unferseheiden.  Im  Einzelnen 
kann  die  Rubricirung  e'oes  Falles  dabei  indessen  zweifelhaft,  auch 
wohl  gleichzeitig  uuter  mehrere  Rubriken  statthait  sein. 
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1.  Aligemeine  Thütigkeit  oder  Mitwirkung  einer 
eigentlichen  Verwaltunf^sbeliürde  in  bolcheu  zn  ihrer 
Corapetenz  gehörenden  l)eiiebigen  allgemeinen  oder  bestimmten  ein- 
zelnen Augeiegenheiten,  welche  einen  Einzelnen  betreffen  (§.  34). 

So  nainentlicl) ,  wenn  IctztciiT  di^'sc  ThätigLnt  soihst  in  Ansprut-li  nimmt ,  ' \ri« 
bei  Eiugabeu  iu  Privutäucbcn  un  Bebürdou  und  bei  Best, beiden  aii  iha.  Weiter 
gehören  hierher  aoch  rcrschiedena  Kat^orieen  tob  FSUen  der  Gebühren  im  Gebiete 
der  Finnüz-,  besonders  der  Stcuerrerwaltung  und  der  unter  N.  3  crt-nanntcn  Go- 
babreii,  welche  sich  iudessea  als  besoudero  Gruppe  aaffassen  lassen,  wio  man  auch 
«ngd^ebit  Oebohreii  dieser  efsten  mit  In  die  dritte  daaae  einreiben  Inn». 

2.  M  i t  w  i  r  k  u  11 1^  einer  Behörde  in  Angelegenheiten  dea 
persJinlichen  Lebens  des  Einzelnen  (§.  35). 

3.  Function  von  Behörden  in  Beglau  bigungäaugelegen- 
beiten  (§.  3G). 

4.  Behördliche  Gewährunjr  von  besonderen  K'eehteu 
an  Einzelne  oder  von  Exemti(MKMi  in  Bezug  auf  allgemeine 
ßechti^sHtze  und  auf  daraus  hervorf^ebende  Verpflichtungen 
zn  Gunsten  Einzelner.  Eine  Kategorie  j^^ebllbrenpflichtiger  Fälle 
vornenilieh,  docb  nicht  alleinj  in  An^^elegenbeiten  des  wirth- 
schaftlicben  oder  Er  wer  bsi  e-i)  e  u  s  des  Einzelnen  (§.  37). 

5.  ErtheiluDg  von  Ehren  und  Würden  (§.  38). 

6.  Verwahrung  von  Sträflingen  (ErsaUleistnngen  letz- 
terer, „äträfiingflgebttbren'')  (§.  38). 

B.  Naeh  den  Dien  st  zweigen  der  Verwaltnng  kann  man 
gemftss  der  im  modernen  Staate  ttbiichen  nnd,  von  kleineren  Ver- 
sebiedenheiten  der  Resaortbegrenznng  abgesehen ,  im  Ganzen  doeb 
in  unseren  Ländern  Übereinstimmenden  Verwaltnngsorganisation 
unterscheiden:  Gebflbren  der  eigentlichen  inneren  Verwal- 
tnng (einschliessüeb  der  Polizei),  der  Verwaltung  des  A  e  n  s  s  e  - 
ren,  des  Kriegswesens  (Heerwesens),  der  Finanzen,  sowie 
etwaige  eigentliche  VerwaltungsgebHhren  (im  Unterschied  von  würk- 
licben  Gerichts  -  oder  Rechtspflegc^cLülueu)  der  Justiz. 

Die  Uebuhrcnarteu  des  ersten,  sachlichen  Systems  kehren  in  dem  zweiten,  ior- 
jnaleii  Syalera  wieder.  Die  misten  gebabrenpflichtigen  FAlle  des  Schemas  unter  t 

gehören  (..rcssortiren**)  zur  Inno  reu  Verwaltuojr,  abtr  einzelne  kommen  auch  bei 
d*ux  anderen  0ie08t2iireigcu  vor.  Wie  schon  bemerkt  wurde,  erscheint  das  sachliche 
(iebühreDSfstem  in  der  Finanzwissenschaft  wichtiger  als  du  formale.  Damit  soll 
iniic^^on  letzteres  auch  hier  nicht  als  unrichtig  bezeichnet  werden.  Die  Atitoreu  be- 
handeln den  Gi.'g-enstand  vcrsclncdon.  Stein  IfL't  seiner  DarnfeJlan^  das  fuimale, 
Schall,  wie  ich,  das  t»auhiicbe  8y:?teui  zu  üiuadu.  licgruudea  luaat  sich  Ikidi-^. 
Einiirermaaäsen  hängt  die  WaU  des  Von^ehens  anch  mit  dbt  aUgemeinen  .Anfiassun»: 
der  Fiuauzvvi- ;pn  '  Inft  zasammen.  IJctrarhtet  inrxn  letztere  zunächst  als  Thoil  der 
Politischen  Ucitonomic,  ao  möchte,  rollends  vom  biuadpuncte  der  neueren  Gemein-  und 
Staatswirthscbafblelire  ans,  daa  sachliche  QebUbrensystem  eine  Consoquenz  dieser 
AyflkaauBg  adD.  Aiida«,  waiui  man,  via  St«iu,  abarhaupt  die  RnaniwiMaoachaft 
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QbenJl  gern  zoent  als  8taats«'issonsch&ft  im  engeren  Sinne  behandelt.  Bei  Stein 
hat  das  freilich  zar  Folge,  das3  die  sacMiclu-,  «Ii«!  Art  iKr  gebührt  npflii  hti^'-  i; 
Leistung  zu  Grunde  le^eDde  Clasäüication  und  die  demgeinäsi>e  tinau^wuscu- 
adudUidie  Beoitlidlang  der  einzelnen  Katecorieen  der  Pitte.  wm  die  Berechtigung 
der  ücbtlhr  überhaupt  und  der  Hohe  der  Gebühr  bctrifFt.  wie  vielfach  in  seiner  Finanz- 
Wissenschaft,  zu  sehr  hinter  dem  Formalismus  der  kategorieen  der  Verwaltung  zurück- 
tritt. Mit  der  siacblichen,  ah>  der  vorauzusldlcnden  l&sst  sich  Uhrigens  auch  die 
Classification  nach  Dienstzweigeo  der  YeiWlltlUig  combiniren.  Die  letztere  ganz  allein, 
wie.  bei  Stein,  reicht  auch  nicht  ans,  weil  gewisse  Gebühren,  z.  n.  die  Y<-rwaltiUigS> 
biempei  bei  Eingaben  und  Bescheiden,  allen  Dieiu4zweigeu  gemeiii:»aui  bind. 

Es  ist  eine  Gonseqvenz  der  bler  ans  den  oben  S.  25  C  dargelegten  Orooden 

festtrehaltcnon  Scheidung  des  Gebühren wescns  in  die  beiden  Uauptdaisen  der 
,,K6cht?;-  und  Ver«':iItiniL'^^^vhn!ircn'*  und  der  ..flehühron  auf  dem  Gebi.  ti-  des  ,,Cult"ir- 
ond  ^  uhirahrtü/iwücks",  dass  in  dem  Schema  unter  1,  dahcv  dauu  auch  bei  den 
„Gebühren  der  inneren  Verwahnng"  die  letztere  ('las^e  und  darunter  die  wiehtlgea 
Gcbrihren  des  Unterrichts-  und  Bildungswesens  und  des  Verk(!lirswescns  ausgosichlossen 
werden.  Schall  behandelt  sie  gcmibs  seinem  engeren  Gebühreubegriü'  überhaupt 
nlc^t.  Stein  zieht  sie  thelbt  hier,  ond  zwar  bei  den  GebOhren  der  Inneren  Ver> 
waltung',  theils  bei  seinen  Kegalien  hinein,  fitfjrerirlitiir  narli  seinooi  S(and|ninrte.  Bei 
Zugrundelegung  deü  Verwaltungssystems  könnte  man  nur  noch  genauer  nach  der  beute 
üblichen  Organisation  der  Dien»tzveige  (Ministerien)  die  „Ooltar-  nnd  Wohl&brts> 
gebühren"  in  diejenigen  der  inneren,  der  rolkswirthschafilichcn  und  der  Bildnnjrs- 
verwaltung  trennen,  die  Tolkswirthachaftlichen  erentuell  noch  weiter  nach  Ministerial- 
ressorts. 

Schall  a.  a  0.  bildet  unter  den  ..Verwaltungsgebühren"  zunächst  drei  Classen: 
..ftlljremeino".  für  die  Mitwirkung  von  Behörden  in  Anirelegcnheilen  des  individuellen 
i^ebens  Einzeiuor,  leiiiui-  Gebühren  für  dje  Ertheilung,  Einräumung,  Vcrwiiligung  be- 
sonderer Rechte,  schliesslich  GobQhren  ftlr  die  Exemtion  ron  alJfem^en  Verpflich- 
tungen. Letztere  beiden  Classen  fasse  ich  unter  A.  1  zusammen.  Seine  pfste  riassp 
zerlegt  Schall  in  Gebühren  in  Angelegenheiten  des  persönlichen  und  des  Erwerbs- 
lebens. IHe  enteren  entsprechen  meiner  Glaase  A.  2;  die  letzteren  theilt  Schall  weiter 
in  >' chs  Üiiterartcn:  (ii  liwliren  für  Bestellung  und  Bestätigung,  für  Befthigung^atteste. 
für  Concessioncn,  iür  Erlaubnisse.  Legitimationen,  Cognitionen,  für  Aufsicht  und  Be- 
glaubigung, endlich  für  sonstige  Verwaitnngsbaodlongcn.  Ich  dachte  anfang».  mich, 
in  Abvdclinng  von  dt  r  ersten  Auflage,  einfi^h  dieser  Schall'schen  Olassihcation 
anzoschliessen ,  bin  aber  dann  dot  h  mir  zn  obigem  Srhemr«  srelangt.  Bei  der  Dureh- 
führung  ergeben  sich  auch  lui  Schall  Sihwierigkciten,  su  bei  der  sechsten  (  nierart, 
den  Gebtthren  „fttr  sonstige  Amtshandlungen".  Seine  Unterarten  reihe  ich  in  inein<3ni 
Schema  unter  A.  I,  3  nnd  4  ein.  Unter  die  „Gebuhren  für  Ertlieilung  lusomierer 
Hechte*'  stellen  wir  beide  Verschiedeues;  bchall  z.  B.  dahin  auch  die  Taxen  für 
Ehren  und  Würden.  NattUrUch,  daes  sich  die  Verschiedenheit  der  Classification 
kolleiids  der  weiteren  Untereintheilung  einer  Classe  eb.  ii  nach  verschiedonou  (io-ichts- 
punctcu  und  Aaffa&sungen  begründen  lässi.  Subjective  Ausicbten  sind  dabei  nicht 
irohl  ganz  aaszttscUiessen.  Die  Sache  ist  auch  zum  TheO  eine  blosse  Zireckmlasig- 
keitrfrage. 

S.  sonst  auch  N  eu  mann.  ..Steuer*"  p.issim,  u.  a.  S.  54?»  Ii.  und  in  SchmoUer's 
Jahrbuch  1S!>2.  S.  üljä  11.  Kr  sdi-ndct  die  „Amtsgebühren"  in  drei  Kategorieen. 
Kntu'olte  für  die  besondere  Beansjtruf  hung  von  i,Consulat»-,  (ierichts-,  Polizei-  u.  s.  w.) 
Behörden,  von  ölientlichen  Anstalten  ;/.  H.  fnr  Besuch  von  Museen)  und  Ge- 
bühren anderer  Art,  besonders  von  Dispensationen  von  \ orsciiriitea  oder  für 
Bewilligung  besonderer  Hechte.  Er  zieht  aber  schliesslich  eine  andere  Gliederung, 
nach  dem  Chnracter  der  bezllglichen  Hoheit -rerhfc  vor  (..Steuer"  S.  549 — 661),  wobci 
er  zum  Tlieil  auf  ein  formales  System  nach       ii^tzweigeu  hinauskommt. 

IL  Die  Gebühren  der  Rechtspflege  oder  die  Gerichts« 
(bez.  Justiz-)  GebUbieo  („BecbtBgebttbreti*'). 

Bei  ihnen  empfiehlt  sich  die  sscbliehe  Seheidnng  in  die' drei 
oder  Tier  Kategorieen 
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A.  Gebflbren  der  streitigen  GiTil-Gertchtabarkeit, 

B.  der  Strafgericbtebarkeit, 

C.  der  BOgenaonten  frei  willigen''  Recbtspflege.  Zn  letz- 
teren kQniiei)  wob]  aneb  die  Registergebtlbreu ,  uamentUch  soweit 
sie  wirklich  „Gebttbreii''-Charaoter  liaben,  gestellt  werden.  Doch 
lässt  es  sich  auch  rechtfertigen,  besonders  naeh  dem  Character 
von  Geset'/.jiiebungen ,  welehe  die  Rei::ister-,,(Teljiihren"  vorueuilich 
als  „Steuenr'  ausgebildet  haben,  wie  in  Frankreich: 

D.  dieKegistergebtthrenaU  vierte  üauptciasBe  der  Rechts- 
gebühren  aafzafassen. 

Geschichtlich  und  verwaltungsrechtlich  schliessen  sich  an  die 
Gebuhren  der  Rechtspflege  Strafen  (V'ermögensstrafcn ,  Oonfls* 
cationen,  Geldstrafen)  an.  Unter  den  Gebtlhrenbegriff  fallen  die- 
selben indessen  wobl  eigentlich  gar  nicht,  jedenfalls  nur  in  be- 
schränkten! Maasse,  wie  man  jenen  Begriff  und  anderseits  den 
finanziellen  Character  der  Strafen  ancfa  auffassen  mag.  Sie  beruhen 
im  Ganzen  doch  auf  einem  anderen  Begründangsprincip  als  die 
Gebabren.  Hier  werden  sie,  ohne  dass  damit  ihrer  Sonderstellnng 
als  einer  eigenen  Einnahmeart  neben  den  Gebflbroi  pri^ndieirt 
werden  soll,  an  dieser  Stelle  anhangsweise  naeh  den  Gerichts- 
gebtthren  eingereiht 

Schall  thetlt  die  Gebohren  d«r  Reohtepllege  in  die  sirei  Haoptclassra ,  für 

streitige  und  nicht-strfitig-c .  orstcrc  dann  i^-.  itL'i-  in  die  der  Civil-  luid  dt^r  Criininal- 
Kehcbtsbarkeit,  diejenigea  der  nicht- strmtigca  in  die  ?ier  Dnter&rten,  Uubahreu  in 
YonniindaeliaftoaMilien,  in  Nachtassregiilirnngcii,  KegistergebOhren  und  Gebühren  TOn 
Reclit-'gescliäften  ein,  also  in  der  Haiipteintlieilung  wio  ich.  —  Stein  unterscheidet 
bei  der  Üeclitspflege  drei  Gebiete  ron  Gebühren,  die  eigentlichen  Gerichtsgebdhren, 
deren  Sy&tem  dasjenige  des  Pmcesses  selbst  sein  sollte,  die  Taxen  (der  Anwälte, 
Zeugtn«  SachverBtaodi^:oii),  und  das  Gebiet  der  ,X^^üisining8febtihr*',  wozu  er  Ein- 
tragnngs?eb (Ihren  reclinet,  auch  Nütariatsgebühren .  eventnell  die  Einrirhtiinc:  des 
Enrcgistrcincut,  dcrcü  St  euer  character  er  aber  bi-tout  (5.  A.  II,  i',  Hier 
Verden,  allenfalls  rem  Standponcte  dos  formalen  Verwaltungssystems  aus  foli^crichtis« 
Anwalts-.  Notarg^cbiUiren  cinbc70g'cn,  die  aber  k..iiMj  r»f  fentliche  Finanzeinnahme 
sind,  und  Zeugen-,  äach?cn>täDdigcngebUhreu,  die  erentaell  zu  den  Ausgaben  gchdren. 
Fdv  die  GebQbren  der  ffdviOigen  Rechtspfl^e  in  ihrer  Gesammtheit  (abgesehen  vm 
Eintragnngs-  und  Rf^Mstcr^cbohren)  bleibt  kein  rcrhtrr  Platz.  Auch  ein  Beweis,  dass 
iu  der  Finanz wib^cuschaft  mit  dem  bloss  formalen  System  in  der  Üebuhreulebre  nicht 
recht  ansznkooiiDen  ist  —  Neanann  tintenebeidet  eioeraeits  Ciril'  and  Orimioal- 
gericlibsporteln ,  anderseits  solche  der  uicht-stivitirjen  I?ecbt>pf!os;c  und  der  Justiz- 
verwaltung (,JSteuer"  S.  55U,  553).  —  Sch&ffle  weicht  in  Grundauffassungen  hier 
mehr  ab.  woraus  sich  zum  Thcil  auch  Abweichungen  in  der  Classification  ergeben, 
Stenerpolitilc,  besondea  S.  503  tf. 

Die  Einnahmen  aus  Geld-  und  Vcrniuirt^nss trafen  werdi'n  von  den  Syste- 
matikern  verschieden  aufgcfassl  und  danach  vurachicduu  i.inf^ereiht.  Kan,  Fin.  I, 
§.  237  erwähnt  die  Geldstrafen  bei  den  Gebühren,  gleich  nach  der  „Erbschafts- 
gebtthr".  Ebenso  v.  Hock  bei  den  Gebühren,  öffentliche  .Vbirabon  S.  250,  und 
Bisobraaoff  a.  a.  O.  S.  23.  Stein  rechnet  die  Geld^iraien  und  liuä&cii  i.ü  seiner 
Kategorie  der  „GefSllB*',  die  er  mit  Anfallsrechten  wieder  unter  das  „Siaatsguier- 
weMn*'  mhti  BdAdestoiM  letztare  SiatteUang  der  Sumfon  doch  nüMlich.  Die  Stnfeii 
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s.jieti  ..ausseronlciitli.  hr  Gofällf"  C".  A.  IT.  t.  213.  2Sü).  —  Laspeyres,  Artikel 
Staatswirthscbat't  im  Staabwörtcrbocb  X,  1 04  stellt  Strafen  den  Stcuera  gegeattber  als 
die  beiden  Arten  der  zwangsweise  erhobenen  Staatseinnahmen.  —  Konnann  weist 
die  Eitifügaiig  der  Strafen  unter  die  Gebuhren  ab  und  stellt  sie  als  besondere  Hauptart 
öflentlicher  Einkunfti'.  ooordinirt  ilon  Gebühren,  auf  f..Steocr"  S.  tOl,  55<).  —  In  der 
1.  Auflai^e  S.  48  hatte  ich  die  L'jiterbringunK  der  Stralcu  unter  den  GebQhrenbegri(f 
Ufa  cuJiSdig  erklärt,  mit  Anerkennung  roa  Eigeuthumlichkeiton.  Meine  jct/.tge  Auf- 
fassang ist  nber  di<t  Lcsscre.  Die  Verwandtscliaft  ron  Gebuhren  und  Strafen  tritt 
Übrigens  öfters  hervor,  z.  B.  Im  Gebiete  der  Steaerreriraltung  (Mahngebühren).  In 
der  Praxis  werden  die  Einnabmen  ans  Strafen  nicht  immer  besonders  zosammen- 
ijefasst.  sondern  bei  den  einzelnen  Dionstzweigeii ,  in  denen  sie  vorgekommen  sind 
(besonders  bei  der  Polizei,  bei  den  verschiedenen  Steuenrenraltungou),  nachgewiesen, 
apart  oder  unter  den  „vermischten*'  oder  „Terschiedeoeu  Einkanften**  jedes  Zweigs, 
und  zwar  die  lännahmen  ans  eigentlichen  wie  ans  Oidnnngsscnfea. 


1.  Die  Verwaltungsgebühren. 

§.  d4.  —  1»  Gebühren  fflr  die  Mitwirkung;  einer  Ver- 
waltungsbehörde in  beliebigen  allgemeinen  oder  be* 
stimmten  einzelnen  Angelegenheiten  Einzelner. 

Unter  der  Voraassetsong,  dass  hier  im  nothwendigen  allge- 
meinen und  zugleich  im  speciellen  Interesse  oder  auf  Anlass  (bez. 
auf  Verschulden)  eines  Einzelnen  eine  solche  Hitwirkung  einer 
Verwaltungsbehörde  y  welche  eine  Diensüeistung  und  (bez.  oder) 
eine  Kostenprovocation  darstellt,  stattfindet,  ist  eine  Qebtthr  gerecht- 
fertigt, unter  Umständen  selbst  geboten. 

Fr^cb  nur  eine  6ebtUir,  welebe  sieb  in  tn&ssigen  Grenzen  bftlt,  im  Allfemeineii 

so,  dass  der  Gesammtcrtng  uuv  eiiun  Beitrag  zu  den  Kosten  liefert.  Sonst  wird 
die  Abgabe  „Steuer".  Abstufungen,  welche  sich  den  ungefähren  Kosten  der  indi- 
ridneilen  Muhewaltang  und  dem  ungefähren  Werth  der  individuellen  Dienstleistung 
:uipa!;!>tcn,  wären  im  Princip  hier  richtig.  Aber  sie  werden  sich  bei  der  Unmessbar* 
i^eit  t)ei(Ier  Momente  nicht  sehr  häufig  rationell  anbringen  lassen.  Auch  k/vuien  n*>eh 
andere  Gesichtispuncte  fUr  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebühr  mitunter  zweciouä^ig 
mit  Berodnichtigung  erlieischen,  z.  B.  ErscAwening  oder  Erleichterung  privater  Be- 
anaprticbungcn  der  bebördlicheü  Mitwirkiin>rcn. 

Die  typischen  Beispiele  solcher  Gebühren  au^  der  allgomoincu  Ver- 
waltung des  Staats  (erentuell  auch  anderer  Ofientlicber  Rsrper  wie  der  GemeiAden) 
liefern  Gesctzgebiingeu,  welche  —  wenigist  us  als  Kegel,  «eun  auch  mit  Ausnahmen 
—  den  Gebrauch  von  Stempelpupier  fUr  allen  schriftlichen  Verkehr  zwischen 
Behörden  und  Publikum,  insbesondere  auch  fUr  alle  Acten  der  VerwaltongsbehOrden. 
wie  der  (icrichtc  Uber  Priratangckgrabeitcft  vor^hreiben.  Ein  einzelnes  Beispiel  ist 
der  französische  Dimensiotisstempel,  der  aber  in  Steuer  übergtlit  und  ihcil- 
weise  nur  Steuer  ist  (Fiu.  III,  §.  22S  lt.).  Ein  vvuitctt^i  typisches  Reispiel  ist  der 
allgemeine  Stempel  ftir  ISingaben,  Gesuche  u.  dgl.  an  Behöi\len  (wie  nach 
dcni  (i  -  fz  von  1S22  in  Preussen  *)  Si;r.)  und  für  Bescheid  e.  Ausfertigungen 
der  Behörden  ^in  i'reussen  lö,  ausiiahmsweisü  ö  Sgr.):  in  beiden  F&Uea  eine  gerade 
als  m&ssige  „GebUbf*  wohl  gerechtfertigte  Abgabe,  deren  allfremeine  Aufhebung  <vie 
narb  dem  Gesetz  von  IbT.M  in  Preussen  —  für  Eingr\l)(Mi  nud  B-  scheide)  kaum  noili- 
wendig  erscheint.  Nach  dem  Zweck  o'b>r  Inhalt  der  Eingabe,  des  Betiicheidä  können 
Abstufungen  der  Gebühr  (dos  SteupcU]  gemacht  werden,  deren  einzelne  Gesetz* 
gcbungcn.  z.  B.  die  Osterreichische,  mancherlei  haben.  Dann  fallen  die  Abgaben 
indessen  Öfters  unter  eine  arnlere  Kateeorie  unseres  obieon  Seheinas.  — •  Weitere 
Beispiole  sind  allgemeine  GeLaliren  (meist  in  Stempeliormi  fui  amtliche  Proto- 
kolle, VorladODfeD,  BesehninigniLyeii,  Qnittnnfoa  der  OSentÜohen  Cinan; 
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* 

«mtKcbe  Schrei bgebttbren  in  PrirattDfd^eBheiten ;  aoch  Gebtthren  fttr  amtliche 

A u fnalimen  über  privntn  Knrh geschäfte .  Tostamonfc,  wobei  die  Vcrbin- 
doQg  von  (iebuhr  und  Veriehrssteaer  KewOhoUcb  PlaU  greifen  wird.  Die  einzeUeii 
Geeetzgeban^en  lll»er  Stempel  bieten  manche  irdtera  besondere  Bdspiele.  Die 
finaDzwissenschaftlic  ho  Diirrhforschung  und  Vcrgleichung  dieses  legislativen  fiebiels 
ftthll  bisiier,  kann  aacli  nnr  in  Speciaiarbcitcn  erfolgen.  Manches  in  den  Noten  der 
SehaH'schen  Abhandlung  „Gebuhren",  wo  die  In  §.  26  angeführten  Fälle  im  Allge- 
meinen —  docJi  mit  Aosnahmeo  —  hierher  gehören. 

Auch  in  einzelnen  Dienstzwei ?c n  dir  Vonvaltnng  kommen  speciello 
lällc  dcraniger  Gebühren  For.  lieispieie  sind  GcbUhnn  für  Depositen,  welche 
bei  Behörden  hinlertegt  werden;  mancheiM  (iebtthren  fbr  Aiiitsliaiidl(]n><:en  gerade  im 
Gebiete  der  Finanz-,  der  Stenerverwaltu ng,  besonders  bei  Zöllen  und  in- 
directen  Stenern,  eventuell  in  Form  rou  Stempelabgaben  für  die  hier  ausgefertigten 
Sebdne  (Zettel),  z.  B.  Waage»,  Controlfebtthren,  allgemeine  St«aerroncbr«ib(ingnehfline 
(auch  bei  directen  Steuern,  franzosisrho  Abgabe  für  „erste  Anmeldung",  Fin.  III, 
S.  415),  Mahugebtthren  fUr  rcstirendc  Stcuereiuzahlongeu,  welche,  wie  bemerkt,  iu 
Strafen  Qberfehen,  mn  so  mehr,  wenn  sie  sieb  bei  emenerter  Mahnung  steigom. 

J<'  nacli  di  r  Classification  der  Gebühren  werden  noch  andorc  (iebührenfflUe, 
besonders  aus  dem  Gebiete  des  Stempels,  entweder  hierher  oder,  wie  ich  es  thuc,  in 
etae  der  folgenden  Oassen  eiogestdlt  werden,  z.  B.  die  Gebflbren  für  Zeugnisse,  filr 
Reglanbigung  der  Echtheit  von  Urkunden,  ron  Unteix  Iiritten.  Schall  erwähnt  in 
seiner  Classe  6  (,.G<;bilhren  filr  sonstigre  Verwaltungsliandlungcn*"'  einige  dieser  Fälle. 

Die  betreffenden  dcbuhrcu  werden  in  der  l'raxiji  uiciat  in  Stempel  form 
erhoben,  in  der  Regel  —  und  im  Allgemeinen  mit  Kecht  —  in  festem  oder  classen« 
weise  abgestuftem  Betrage  (Fix-  und  Classon  stfuipcl  §  72).  Der  Dimen- 
sionsstempel  bei  ActeuütUcken  entspricht  in  Irc-ilicli  nur  roher  Weise  doch  etwas 
dem  Moment  der  Mübewaltang.  Preportionalstempel,  nach  dorn  in  einem 
Actenstück,  cinor  rrktinde,  /.  B.  einer  behördlichen  (Quittung  vorkommenden  Wcrth- 
bc trage,  tindct  sich  auch  (prcussischer  Vis  7*  Quittungsstempel),  ist  aber  selten  and 
nacht  die  Abgabe  roUrads  aas  einer  Gebiüir  leicht  grOsstentheils  tn  einer  Steuer. 

§.  35.  —  2.  Gebühren  für  die  Mitwirkung  einer  Be- 
hr»rde  in  Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens 
des  Einzelnen. 

Von  dieser  Mitwirkung  ist  entweder  die  Kechtsgültigkeit 
von  gewissen  Thatsacheii  und  Handlungen  im  persönlichen  Leben  der 
Betheiligten  bedingt,  oder  es  werden  dadurch  Thatsacüen  dieses 
Lebens  rechtlich  constatirt  nnd  amtlich  beglaubigt.  In 
beiden  Fällen  fungirt  die  Behörde  des  Staats  oder  iu  dessen  Auf- 
trag der  Gemeinde  u.  b.  w.,  ftti*  dea  Staat  als  oberstes  Organ  der 
Rechtsordnong. 

Soweit  es  sich  um  Hi  ;,'laubigunjrsactc  haiid*  It,  kunnten  die  betretenden  (ie- 
btihren  auch  zu  der  folgenden  Classe  3  gestellt  werden.  Doch  rechtfertigt  die  all«;e- 
uieiüc  Verbreituiifj  und  ücdcutuuji  der  hier  in  Betracht  kommenden  Fälle  auch  deren 
Heraushebung  mit  iu  diese  2.  Classe.    Vgl.  Schall,  GebUliren  §.18. 

Daä  Merkmal  der„(Jebühr"  trilit  bei  den  im  Folgenden  genannten  Kategoriecn 
von  Fällen  nach  der  öa'cntlicbcu  nnd  privaten  (iudiriduellen)  Bedeutung  der  bezUi^- 
Üchen  bebdrdUehen  Mitwirknngsacte  dorchwef  zn.  Bei  höherem  Betrag  der  Abgabe 
kann  der  febcrfranp:  in  Ste^ier  vorliegen,  der  sich  jedenfalls  nur  atis  1)esonderen 
(irlloden  und  nach  Lage  der  ciiizelucu  Kategoriecn  von  Fällen  rechtlertigeu  lässt. 
Fortfall  oder  Ermissigung  der  Gebühr  Air  bestimmte  Kategorieen  fon  Petsonen« 
z.  B.  „liriuere'-.  kann  bei  Angelcg-enheiteii  des  nattlrlichen  T.ebeus,  selbst  allgemeine 
(iebahrenfreiheit  —  abo  Uobergang  in  das  Princip  der  „reinen  Ausgabe",  Fin.  I, 
§.  201  —  ans  roUuwirthsohaiUicheD,  sodalpoUtiachen,  politiaeben  OrUndea  (s.  B.  in 
Cooseqnenz  des  GrandMtxes  der  Kreizugi^eit  beim  Orts-  und  DomictlirccbseL  bei 
k.  Wag n er,  FlaaaswlMittcinfi.  II.  2.  Aftfl.  0 
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Pisten)  vohl  is  Erwägung  konii«ii  und  besteht  Öfters.  Besten  ein  ugsgc  sie  hu- 

puucte,  wie  die  Kucksicbt  auf  dio  „Leistuugsf&hij^keit**,  sind  daher  geisde  bei 
dieeicr  Gcbührenclassc  nicht  immer  auszuscbliesiieD. 

Die  wicbtigsten  hierher  gehörigen  Gebühren  sind: 

a)  Gebuhren  fUr  die  i  eehtsgUltige  Ehescbliessnog 
Yor  staatlichen  oder  als  solehe  gleichzeitig  mit  fangirenden 
BonBtigen,  auch  kirchlichen  Organen;  femer  Gebühren  itlr  die 
Gewäbrnng  deB  Keehts  der  Eheecheidong. 

BezQgliche  Gebubron  fUr  die  EheSchliessQug  bilden  oder  bildeten  regel- 
mässig cin<*n  Beftniidtheil  der  kirrbÜclien  sosrcnannteo  Stolg  ebülircii.  Die  welt- 
lichen Civilitaa  lbuuiter  haben  iu  De  utschland  die  Register  Uüd  die  darauf  bczug;- 
lichen  Verhandluiii.«  n  Lorten-  und  stempelfrei  ZU  fUbrea.  Reichsgesetz  rum 
6.  Februar  1^75  iib  r  HeiiiKunduug  des  Penoneostsiids  D.  B.  w.  g.  16,  prenssisches 
Gesete  vom  9.  Marz  1^71,  §.  12. 

b)  Gebühren  bei  Civilstandsiiiuturn  oder  den  als  solclie 
dienenden  kirc blichen  Organen:  eventuell  schon  lür  die  vorge- 
schriebenen Eintragungen  über  Geburt,  Eheschlieisung ,  Ehe- 
scheidung und  Tod  in  die  »Standesregister;  oder  wenigstens  für  die 
Ertheilung  von  amtlichen  Auszügen  Scheinen^')  aus  diesen 
RegiBtem  und  fttr  Gewährung  der  Einsicbtnakme. 

Diese  Auszüge  dienen  dann  als  recht:>guItigo  BcKlaubigungen  der  bctretFendcn 
TlistöBche.  —  Nach  dem  Gebubrenurif  «les  genannten  Keicbsgeüetzoa  von  18iä  siitd 
fftr  Vorlegung  der  Kogiater  1—1  Vs  M.,  fltr  Auszüge  Vg  M.,  cvent.  bis  2  M.  zu  erheben. 

Gcbubrenfrcibeit  für  Unvermögende.  Nach  dem  preushibcbcu  Gesetz  von  1874  flieiiseu 
diese  (lebuhren  in  die  Gern  e  i  n  d  e  (a««e.  Die  buiidesrSthliche  Comtnidsion  von  18T7 
schlug  für  Auszüge  aus  den  biandcarcgistern  eiücu  iCeichsstempel  ^also  für  die 
Reichs casse)  von  50  Pf.  vor.  —  In  England  1  Fenny  Stempel  fttr  Copieen 
und  .\iis7iiire  atis  Staiidesregistein.  in  Oesterrei clw für  den  Bogen.  —  Auch 
Gübühreu  l<u  Namensäuderungeu  iiönucu  hierbei  gu^tuUt  werden.  ^Schall  129, 
Note  34.) 

e)  Gebühren  fär  die  Mitwirkung  von  Behörden  bei  der  Aenderung 
der  Reehtsverhttltnisse,  welche  den  Erwerb  nnd  Verlust  der 
Staats-  und  der  GemeindeangehOrigkeit  betreffen  oder 
sieh  an  den  Wechsel  des  Wohnsitzes  (Domicils)  und  Aufent- 
halts kntlpfen. 

Gebühren  sind  die  betreffenden  Abgaben,  wenn  sie  fttr  die  beenspracbte  Tbitij^ 
keit  der  Behörden  eintreten,  und,  etwa  in  Stcmpelform,  die  Urkunde u  treffend,  'reiche 
üljcr  die  heziicfliclieii  Thr!t?aclie!i  ansecstellt  werflen,  iii  mässigen  festen  oder  nnch 
der  uugefali  reii  M ubewaltung  der  iJuliurdcu  abgestuften  Saucu  eiiiobcn 
werden.  Wird  die  Abgabe  als  Entschädigung  für  die  Vortheile  erhoben,  welche 
<!•  1  Rctrcfl'eude  durch  den  Erwerb  cine>  R(  rlits  r  tliuiiit,  z  B.  bei  der  Aufnahme  in 
dcu  btaats-  und  namentlich  in  den  Gemeindeverband,  so  treffen  die  Merkmale  der 
(jebühr  insoweit  auch  noch  zu.  als  es  sich  ja  gerade  hier  dann  um  einen  „speciellea 
Entgeh"  handelt.  Doch  wird  eine  solche  Abgabe,  hc^rndrr-  bei  einer  pcwis^cn  Höhe 
dettbauc^,  öfters  zur  Steuer.  Eui  solche  Staatsabgabe  kann  diejenige  für  Ertheilung 
der  NatDTalisation  sefn.  CommHnale  Abgaben  dieser  Art  sind  die  Bargerrechttf-, 
die  Eifiztips-,  die  Heimathsgeldcr  n.  dirl  m  W  iedcr  modificirt  sich  der  Cliaraofor 
der  Abgabe,  wenn  dieselbe  etwa  für  die  Zulassung  zur  Tbeiluabme  au 
NnitOttgen,  z.  B.  des  Gemeiaeigenthoms  der  Commune,  erhoben  vird>  Uier  konnte 
iMii  in  der  Ahfabe  aoeh  eine  Alt  Taxe  od«f  Preis,  wie  im  gewOhnUehen  £nr«fbi* 
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luUin ,  äebeo.  Wird  die  Abgabe  weätiiiüich  nur  daiur  erhob«jU,  Uuä»  dov  Sta^t  da:» 
beMgUdhe  B«oht,  z.  B.  der  Ein-  und  AuswandttrafilT,  Überhaupt  i^uwfthrt,  so  bat 
sie  2war  wohl  mnlir  einen  rein-^n  Steuercharacter,  lässt  sich  indessen  auch  wie 
eioe  Art  Ablösuogszahlung  und  üit»ofera  dock  auch  wieder  etwas  wie  eine  Gebühr 
MttHBon,  90  das  »Ite  Abzugs geld  bei  der  MitBAhme  des  YennOgeiis  des  Ans- 
vaaderers. 

IMe  Ueb4hieii  oater  c«  —  ob  imd  weiche  oad  zu  wesscu  Guustea  Gebohrea  er« 
hebeii  werdeo,       hingen  eben  nit  der  Qestaltanf  der  BeehtMrdaiiDf  fUr  Efn-  vad 

Answand-  rang:.  Fremde nvorkolir,  H*'imathw(Scn  und  Zugrecht  zusammen.  Daher  neu- 
zeitlich oft  Fortfall  oder  Ermässigung  ron  Gebuhren.  Vgl.  besonders  Stein,  Yer- 
waltungslehre  (wo  übrigens  die  finanzielle  Seite  kaum  bertlbrt  wird),  II,  and  Handbuch 
der  Verwaltungslebre,  2.  A.,  S.  131  IT.  Dann  Wagner,  Grundlegung,  4.  Kap.,  Ab- 
schnitt V,—^.  -  T^eispi.ilo.:  Naturalisationen.  S.  Cktmmissions- Bericht  1877 
S.  luü.  (irosac  Verschieden lieit  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  damals:  Preussen 
nur  tler  allgemeine  StemiM»!  für  Ausfertigung  ron  IVi  M  ;  Sachsen  Gebühr  rOD 
6  M.  ntbst  Hefiahr  von  8 — 10  M.  für  die  Toransp;eli<  nde  Vorhanfiltiiii; ;  Hessen 
34  M.  30  Pf.;  Württemberg  20  M.  fiir  1  Mann,  10  M.  fOr  1  Frau.  C  M.  fUr 
1  Kind  nnter  14  Jahr;  Baiern  6  M.  Stempel  und  307  H.  80  PI  Taxen  (!);  Baden 
16  M.  50  Pf.  Stemp.'l  uiv\  Sportoln,  l'!0  M.  Taxe  für  jede  Person  f  lie  in  vfitHrlicher 
Gewalt  stehendoD  Kinder  in  der  Familie  frei);  Uamburg  Tlizo  und  Gebühren  90  M., 
anssenlem  für  den  stidtisehen  Bttr^erbrief  80  11  Die  CommisBion  scUng  eine  Reichs- 
gebtthr  Ton  100  M.  für  die  Urkunde  vor.  Doch  zu  hoch!  Seitdem  durch  die  iMMJcstoti 
Gesetze  in  einigen  deutschen  Ländern  Acnderungen  und  £rm&3sigungen  (Baiern, 
Wurtemberg  20  M.).  —  Uebcr  Einzugsgelder  u.  s.  w.  s.  z.  B.  die  prcussische 
Städteordoung  fUr  die  abtJichen  Provinzen  vom  30.  Mai  i§5S,  52:  Zul&jsigkcit  fon 
Eiuzogsgeldern  für  Erlaubniss  der  Niederlassung,  d«'>g:teirhen  fon  Eintritts-  nin]  Hftns- 
standsgeldcrn  von  Neuaiiziehendcn  und  Gemeindeang^ebörigeii  bei  Begründung  ciucä 
Hausstands  und  zur  Tbciinahme  am  Bllrigerrecht;  desgleichen  fon  Einkaufsgeld  (oder 
jährlicher  Abgabe^  zur  Theilnahme  an  den  Gcmeindenutznngen.  Näheres  tiber  das 
st&dtische  Einiogs-,  Bürgerrechts-  und  Eiukaufsgeld  im  Gesetz  ?om  14.  Mai  1860. 
MaadniBm  des  Binzagsgelds  in  Stadtgemebiden  nach  der  OrtapOsse  9—20  Thlr. 
Aufhebuiii?  «lirjsor  Ab-iabfj  fUr  Niederlassung  (nicht  ftlr  Bttügerrecht  und  für 
Theilnahme  an  den  GemeiAdenutzun^cu)  durch  Gesetz  rom  2.  Mira  1867.  Das  nord- 
deatsche  Gesetz  Ober  FretzOgigkeit  rem  1.  Hovember  1807  §.  8  rerbietet  allge- 
mein die  Erhebung  von  Gemeindeabgaben  der  nen  Anziehenden.  Einfluss  dieser 
Gesetzgebung  auf  die  finanzielle  Lage  der  Gemeinden.  Grosse  Bedeutung  dieser  und 
ähnlicher  Abgaben  früher  in  Süddeutschland.  —  Die  Ertheilung  der  Aufnahme- 
nrknnde  an  die  Angehörigen  eines  deutschen  Bundesstaats  in  einem  anderen  Bvnden- 
staat  kostenfrei  nach  Beichsgesetz  rem  I.Juni  1870,  24.  —  üeber  Abzagsgetd 
Grundlegung  §.  215. 

d)  Gebllhreii  (nieisteiJö  der  Polizeibehörden,  dann  der  Ver- 
waltung des  AuswUrtigen ,  der  Cousnlate)  fllr  die  Ausstellung 
von  Legitimationspapieren  aller  Art  (Pässe,  WauderbUdher, 
Heimathscheine). 

Gebühren  sind  diese  Abgaben  unter  der  Voraussotzuiifj:,  daas  der  Private  das 
Recht  hat,  die  Tliatsache.  derentwegen  er  das  Papier  wünscht,  z.  B.  die  Beise,  den 
Domicil Wechsel,  frei  Torznnehmen  nud  keinem  Zwang  unterliegt,  ein  solches  Papier 
zu  nehmen.  Anderenfalls,  also  z.  B.  wenn  jene^  Itecht  selbst  erst  durch  die  Ab- 
gabe trwf.rbcn  werden  mnss,  wird  die  letztere  eine  Steuer,  die,  z.  B.  für  dii'  R  -iscn 
ins  ATi^^land  uicht  so  unbedingt  verwoilen  werden  kaua,  al»  e>  lueist  geschielt  (u.  A. 
liefert  sie  etwas  Enatz  fllr  entgehende  indirectc  Verbrauchssteuern«. 

Aach  1 1  T-  -  nffcr  Znsammenhftiicr  mit  der  Gestaltung  dos  Zug-,  Reise-,  Fremden- 
rechts Q.  8.  w.  Hobe  Passsteuern,  im  Zusammenhang  mit  dem  Zugrecht,  der  com- 
■onalen  Stenerhaft  fhr  die  Kopflstener  des  Staats  besonders  in  Kussland.  Siehe 
Walcker,  Selbstverwaltung  des  Steuen^üM ns.  S  2TS  fl.  Biisobrasof f,  itnp'ts  Mir 
les  actes  I,  21  nnd  Tabelle  am  Schlosa.  Ann.  d.  fin.  rosa,  par  A.  Yesselorky, 
Jahi;  PttMshoiDi  1870,  p.  8.  Sohnnx,  Finaniarchir  HI»  201.  Geeammt-Elü- 
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nähme  uns  Pissen,  meist  den  sogenannten  Bnnenpisseii .  jetzt  »Vs  i"  ^Ocr 
.lahron  2.5— "J. 7  Mill.  R.,  in  den  20er  Jahren  Uber  4  Mill.  K.!  Tarifproben  bei 
Walclter.  Auslandsiiass  b  K.  und  für  je  ^^^^  weitere  Abweseokeit  5  II.,  jetzt 
das  Doppoltc,  Placatpasse  der  Baoern  far  7«  Jabr  85  Kep.,  1  Ma  1  R.  45  Kop. 
Project  einer  Erhöhung  der  Abgabe  für  Auslanrl<),.ivsp  IbS"  (3  Monat  :^0,  jeder 
wcit'^T^  Monat  1.5  im  ersten  Jaiire,  1  Uubol  Gold  für  den  Tag  im  zweiten  Jahre)  fallen 
gelassen.  S.  v.  Falck,  Finanzarcbir  V,  722.  —  In  Dentscliland  Maximum  fftr 
1  Pass  an  Ausfertigung  ond  StempcIgebUhren  nach  Kcichsgeselz  vom  12.  October  1S67 
M. ,  factiscli  mi-ht  wenigor.  Vorschlag  ein-  s  K  ei  chsstempels  von  1  M.  für  den 
Fass,  50  Pf.  für  l^asskajteu  im  ücncbt  der  Cuujuiisaiou  von  lb77.  Ermässigung  der 
Fassabgabe  in  Frankreicb  Ton  2  nnd  10  Fr.  auf  Vs  Fr.  im  Jahre  188S. 

§.  36.  —  3.  Geb  Uhren  fttr  die  Fanction  yon  Behörden 
in  Beglaubig ungsange leg enheiten. 

lü  zablreicheo,  unter  sich  nach  (icbict  und  Art  selir  verschie- 
deuen  Fällen  übt  der  .Staat  als  Vertreter  der  Kechtsorduung  und 
oberste  anerkannte  Autorität  durch  seine  eigenen  Organe  (Behörden) 
oder  im  übertragenen  \\'irkungskreise  durch  Coniniunalorgaue  eine 
wichtige  Function  aus,  welche  hei  aller  äusseren  Verschiedenheit 
im  Einzelnen  und  nach  den  Fällen,  auf  die  sich  bezieht,  doch  ein 
gemeinsames  inneres  Merkmal  hat  und  einen  gleichen  Zweck  ^er- 
tolgt:  die  Function  einer  ,.f)ltentlichen  Constatirung  und  Be- 
glaubigung" von  Thatsachen,  deren  sichere  Constatirung  ein 
"iffentliches  und  zugleich  ein  Individual-,  bez.  Privatinteresse  be- 
treffender Betheiligten  in  sich  schliesst.  Die  Erhebung  einer  Abgabe 
als  „Gebühr**  für  die  Ausübung  dieser  Function  im  einzelnen 
Falle  rechtfertigt  sich  nach  Begriff  und  Wesen  der  Gebühr,  als 
eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  und  als  eines  speeiellen  Entgelts 
für  eine  Dienstleistung,  principiell  durchaus  und  prftctisch  häufig. 
Doch  kann  der  Uebeigang  der  Gebttbr,  nach  Einrichtung  und  Höhe 
der  Abgalie,  in  eine  Steuer  und  umgekehrt  der  Verzicht  auf  jede 
Gebühr  oder  die  Erbebuug  eines  mehr  nur  nocb  nominellen  Abgabe- 
satzes»  also  der  Uebergang  mehr  oder  weniger  zum  Princip  der 
reinen  Aasgabe  (Fin.  I,  g.  201)  gerade  hier  mitunter  —  in  einzelnen 
Fällen  und  in  ganzen  Kategorieen  von  Fällen  —  zulässig  oder 
selbst  rathsam  sein  und  kommt  Beides  auch  in  der  Praxis  vor. 
Die  bezügliche  Entscheidung  wird  nach  der  conereten  Sachlage  der 
Fälle,  aber  aueh  mit  nach  finanziellen  Erwägungen ,  zu  treffen  sein. 

Die  Zusammenfassung  aller  hierher  gcliörigen  Fälle  möchte  sich  gerade  in  der 
Finanzwissenschaflt  nnd  für  ein  nach  aachliehen  Qeaiobtspuncten.  d.  h  nach  der 
Art  (Irr  Leistung  i^ebildetes  üebilhrensystcm  empfohlen.  Allerdings  krinn  man 
dann  ikucb,  wie  schon  bemerkt,  viele  (icbubrcn  unserer  obigen  zweiten  (Jiassc,  aus 
Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens  (GiTÜstandsaete,  I^gitimations])upiere)  mit 
hier  untor  Nr.  .']  eiiireihen.  Ilm'  SöiiclfTstellung  lisst  si*  Ii  inde>-s.ii  wieder  nach 
anderen  Uesichtspuncten  rcchtfertigcu.  Eine  „Kcglaabiguugsfunction"  erfolgt  aber  in 
der.  That  dabei  und  der  innere  Kechtfertigun<>>grand  der  Gebuhrcnerhcbung  li^i^i 
gerade  darin. 
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Schall  reiht  die  toeiston  „Beglaubigungyf^cbUhrcn"  in  rerschiodcin  Grup)it>n 
seiner  „Gebühren  des  Enrerbsleliens"  ein.  Viele  dieser  Beglaubigungsgebahreu  liimgea 
in  der  That  wieder  mit  ErwerbstreA&ItoiaRen  and  weiter  mit  rolkawirthschafdichtm, 
mit  T>ildtingsverbältnisscn  näher  zusammen  und  kehren  daher  in  tjnscrer  f'lassitn  ation 
boi  (icii  ..vulkswirthschafdichen"  (so  Munz-,  Eichgebühren),  auch  bei  Jen  „l»cbühren 
des  Bildungswescns''  (so  Pnii'ungs-  und  Zeagniflsgebubrcn)  wieder. 

Wichtigere  Kategorieen  ?on  Fällen,  von  denen  eiiiii^o  tinten  bei  den  ,,rultur- 
und  Wohlfahrtsgebuhren"  etwa»  näher  besprochen  werden,  sind:  Beglaubigungs- 
gebabren  im  engsten  Sinne,  für  Beglaabifang,  LegaUsirong  n.  dgl.  ton  Urlranden, 
Abächrifton .  riiterschriftfii .  (lebtihren  für  Lebcnsaft.'stc,  Atteste  ült-T  Vrrwitfwi'tsein, 
Ledigsein  u.  dgl.  m.  und  Atrcste  Uber  mancherlei  andere  Tbatsacben  des  iudifidaoUon 
Lebens;  GebObren  für  Vomtbnie  ran  PrQfuDg:en  (auf  Kenntnisse  ti.  s.  >r.)  nnd  Är 
Ze^|rllis^■  .  Diplome  über  Prüfuiiü-^sc  rjjcbiiissc .  Ki  iuitnissc,  sonsti^ro  Qnalificatioucn 
(iebiihren  fUr  Approbationen  auf  Grund  bestimmter  Nachweiäun;2:en ;  Gebuhren  für 
iionstige  Prüfungen,  Kerisioneu,  Controlen,  Visitationen,  Beschauen,  AufsichtsQbungen  über 
Sachen,  Einrichtungen,  Anstalten,  Zustände  durch  Öffentliche  Organe;  Münz-  und  Eich- 
gebühren fiir  Piüfiiny:  von  Mnnzen  und  (lewit^hfen ;  Puiizirnngscolilihren  fUr  Pnifnng 
d(^  Feineeluilts  von  Ould-  uutl  Üübcrwaareu  uiui  nianch  uaJuiu  uhalichc  Fäilo  älterer 
nnd  ii.  uop  r  Art,  besonders  auf  volkswiflbscliaftlirliciu  Gebiete,  mehr  (§.  66). 

Mehrfm  h  k^nnfii  liier  (jnhnhr'-n  für  das  behönllii  lie  Verfahren  ztir  öfTent- 
Itchen  oder  amtlichen  Constatirung  der  Thatäachcn,  welche  beglaubigt  werden 
soUen,  und  Gebühren  für  die  Anssteltnng  von  5ff entliehen  Urkunden,  ober 
das  Ersrhni':^  <lii'5es  ConstatirungsTorfahrens,  für  die  Anbringunsr  nffonflichcr 
Beglaubigangszuicbon  (£.  B.  bei  ^Ussseo,  Gowichteu,  Edelmetall waaron)  unter- 
schieden werden,  t.  B.  PrtlfnngsgcbQhren  nnd  Gebfthran  Air  PrOfnngsteng- 
nisse.  Die  letzteren  und  Uberhaupt  die  Gebühren  i'ür  di^  IVkunden  u.  s.  w.  werdcu 
in  der  Praxis  gern  wieder  in  Stempulform  erhoben.  Die  Grundsätze  and  Gesichts* 
puncte  für  die  Einrichtung  und  Höhe  beider  Arten  Gebühren  werden  sich  nothwcndig 
verschieden  gestalten ,  die  erste  Art  Gebühren  auch  häufig  —  doch  nicht  immer  — 
höher  sein.  Bei  liem  engen  Znsatnmenlmrif!:  der  Sache  lassen  sich  beide  Arti  n  (ie- 
babrun  indessen  uuter  dem  Begiiti  der  Begiaubigungitgelnilircii  vereinigen.  Die  £r- 
hebong  der  sweitcn  Art  wird  nur  regehnSssig  Um^  im  Falle  eines  günstigen 
Coustatirongsergebnisses  (bei  Prüfungen  auf  Kenntnisse,  bei  Eichung  und  Puiizirung) 
eintreten.  Die  ^Crkundengebubr"  gehört  im  Uebrigen  specieU  in  die  Kategorie  der 
hier  behandelten  „yenraltangsgobOhrai*',  die  «,C<Mistatifiing«g«bttbr*'  xogleich  in  die 
Kategorie  der  „Cultur-  und  WoblfahrtsgeblUimi*^,  inahesonder»  der  rolnwiithschall- 
iichea,  der  BÜdnngsgebübreo. 

Uebrigens  fallen  nicht  alle  Insserlich  gleiche  Abgaben  unter  diese  Beglaubignngs- 
gebuhrcii,  B.  allgemeine  Stempel  für  jedwede  Art  /.eiignisso,  ancJi  für  Friratseilg^ 
nissc«  sind  mehr,  in  letzterem  Fall  überhaui)t  nur  Steuern. 

§.  37.  —  i.  Gebühren  fttr  die  ErtheiUng  besonderer 
Keebte,  wodurch  zn  Gnnsten  des  Einzelnen  eine  Ans- 
nahme  vom  allgemeinen  Recht  gestattet  wird.  Aach  diese 
Abgaben  sind  freilich  nnr  tbeilweise  Gebühren,  anderen  Theils 
eigentUehe  Stenern:  Enterest  soweit  sie  eine  Kostenvergtttnng  für 
die  beanspruchte  Th&tigkeit  von  Behörden  darstellen.  Darüber 
hinaus  tritt  in  der  Kegel  der  Stenercharacter  hervor.  Hierher  ge- 
hören zwei  Fälle: 

a)  (Jebühren  für  die  Ertheiluug  behon derer  Rechte,  etwas 
V  (» 1  z u  8 1  el I  c  11 ,  zu  tbun,  was  das  gemeine  Keclit  iiiebt  von  sellisl 
gestattet  oder  woraa  es  die  Mitwirkung  von  iichördcn  kntipt't,  oder 
was  PS  im  Allgemeinen  verbietet  oder  wofür  es  besondere  Be- 
diuguugeo,  z.  B.  der  Aafsicht,  autsteilt. 
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Im  Einzelnen  daher:  Gebühren  für  Pririlegion,  CTertificate,  gewerbliche 
and  andere  Concessions-,  Erlanbniss-,  Äufsichtsgebühren,  Paten tpohühren 
und  manch  ni  di  mehr.  Die  meisten  dieser  (icbühren  gehören  nach  ticn  ökono- 
mischen VHirkungeu  der  Th&tigkeiten ,  an  wulchc  tAc  sich  knüpfen,  m  deu  volks- 
irirthsehaftliehen  Gebühren  (%,  49  (T.)  oder  gehen  in  diese  mit  Uber,  and  können, 
bez  müssen  daher  anch,  nach  nnserer  Cla^siikation,  dort  mit  eing^cstellt  werden.  — 
ij.  besonders  Schall .  Gebühren,  wo  die  F&lle.  die  ich  hier  unter  M.  4  einreibe,  theils 
bei  <den  GebnhreD  ftkr  die  Erthdlaof^  besonderer  Hechte  (so  Urheber-,  Patent-, 
juriiHtisrh-'  PerMinlirhkeits-.  MarlfKerochtigkeits-,  Apotheken-,  Bergwerks-Rechte,  auch 
Taxen  für  Würden,  Ehren),  theils  mit  anderen,  bei  den  Gebohrea  in  Angelegenheiten 
des  persönlichen  Lebens,  unter  AnfUirang  von  Beispielen  der  GebübTemitze,  mbiicirt 
Verden,  also  doch  Verwandtes  unter  verschiedenen  Clasbcn  steht 

Für  die  Regelung-  der  Ab^;  ab  es  fitze,  ob  sie  als  blosse  Gebühr  oder  auch  als 
Steuer  einzurichten  sind,  wird  es  einmal  auf  den  Character  des  ganzen  Gewerbe- 
rechts (so  in  der  Frage  der  „ConcessionsgebUhren*'^,  sodann  auf  die  ökonomische 
Seite  des  einzelnen  Falls  ankommen,  X.  B.  bei  Petent-,  Apothekenoonoeflsion»- 
gebuhren.    S.  darüber  unten  §.  66. 

b)  Gebühren  für  die  Exemtion  von  bcstiiumten  allge- 
meinen Rechtssätzcn  lind  daraus  her  vorgebenden  Verpflich- 
tnn^cn  des  Einzelnen,  daher  etwa  für  die  Erlaubniss,  etwas 
unterlassen  zu  dürfen,  etwas  nicht  erflülen  mUssen,  was  die 
allgemeine  Recbtsordnnng  vorschreibt. 

Dahin  können  I)i«5pensationssachen  versi-hiedt iier  Art  mit  etwaij^cn  (lebühren 
dafür  (so  in  Miudcrjährigkciti-,  EheiuundigkLits-,  Ehe&chlie4»s.uügt»-,  Verwandtschafts- 
verbältnissen)  gerechnet  werden .  wenn  man  diese  FUle  nicht  etva  zu  Glasse  2 ,  den 
Gebühren  in  Anpfclegonheitcn  des  jji  rsönlirhen  Lebens,  stellt,  was  auch  angängig 
eracheint  {tgl.  auch  Schall,  Gebuhren,  27).  —  Ferner  l&sst  sich  auch  eine  besondere 
Abgebe  ftür  Erlangang  der  Bereebt^nng  zam  kürzeren  «b  dem  sonst  wehrrerfas- 
sungsm&»sig  allgemein  vorgeschriebenen  Militärdienst,  wie  in  der  Einrichtonir  des 
sogeiuuiutea  Einj&hrig-FreiwiUigen-Dicnstes,  allentalb  mit  als  eine  Gebuhr 
dieser  Glesse  anffiasen.  Anders  liegt  die  Saebe  bei  Abgaben  dcijeuigen  Militir^ 
Pflichtigen,  die  in  Gemässheit  der  ^;<'s«t^Iichen  Befreiungsgründe  nach  individueller 
Dntcrsuchung  des  Falls  von  der  activen  Dienstpflicht  befreit  werden,  dem  sogenannten 
Wehrgeld  oder  der  Wehrsteaer.  Eine  mässige  feste  Abgabe,  als  Kostenersatz 
oder  Kostoubeitrag  für  die  besondere  Mühewaltung  der  Aashebungs-  und  sonstiger 
Behörden,  in  BezöR-  anf  Feststelluuif  der  die  Befreiung  im  individuellen  Fall  be- 
dingenden Thatfiächea,  Itcüäo  sich  wohl  als  „Gebühr"  ansehen  (ao  ähnlich  Schall, 
a.  a.  0.y.  Eine  höhere,  periodisch  za  sahleDde,  nat h  Einkommen-,  Ver- 
mög-ensTerhfiltnissen  des  Befreiten  bemessene  Abgabe  behah  diiiieeen  doch  nur 
ein  kleines  gebühreuartiges  Element,  in  der  Hauptsache  nimmt  sie  einen  anderen 
Gbaraeler  au.  Ob  den  einer  eigentlichen  Steuer  oder  einer  besonderen,  ziemlich  ftlr 
sich  stehenden  Abirabeart.  deren  Durchfnhrniiir  nur.  nicht  an«. Ii  deren  principieüo 
Begründung  in  die  Finanzwissenschaft  gehört,  ist  streitig.  Unter  vorläufiger  Yer- 
weisnng  auf  meine  Behandlung  der  „Wehntener^  in  der  Abhandinnf  ,,directo  Stevern** 
im  Scbönberg 'sehen  Handbuch,  2  A.,  III,  Sl^i — 328,  auf  Neumann's  oben  genannte 
Arbeit  im  Finanzarchiv,  IV.  und  auf  Schäffle's  Steuerpolitik  S.  4901!.  gehe  ich  auf 
die  Wehrsteucrfraf^o  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  ein,  indem  ich  den  Gegenstand  in 
die  Stcucrlchre  verlege.  Die  bundeerithlichtt  Commission  von  1S77  schlog  ftrScheiae 
über  die  nefrdnnir  Militärj^fliclifig'er  von  der  activen  Di'  ri-ijtflicht  (An«5eMiessnngs-. 
Au»u»D»teruiit^h-,  Ersatzreser^c-.  beowehrscheine,  von  denen  im  Durchschnitt  von  J8"4 
bis  1876  znsainmen  215,(»00  Stück  jfihrlich  ausgestellt  wurden)  eine  Reichsstempcl- 
abgabe  von  20  M.  vor;  ebenso  fit  1?  r;^  !iriLMiiii:--i  iirin,;  zum  freiwilligen  Dienst  20  M. 
In  Baiern  bestand  seit  lb2%  für  Miütärcutiasäungs-  und  Freischeine  ein  Stempel  vou 
6  fl.,  seit  1868  ?on  10  ß.  (Ertrag  18T1  nnd  72  im  Dart^hschnitt  155.000  1L>:  in 
Würteuiberp  seit  eine  Abgabe  von  22  fl.  für  nicht  aii-a:ehobenü  Kriegsdienst- 
pflichtige. Mit  der  Einführung  der  Rcichsmilitäiigesetze  wurde  di^  beseitigt.  —  In 
Frankreloh  zahlten  bishor  £e  Einjährig-FräwäUgen  1500  Fr.,  vegegen  sie  alter 
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Lfthaang,  Kleidaog,  Verpfle^caog  und  Wohouug  wie  jeder  aadero  Soldat  erbieltcQ. 
Em  fUr  iS77  Betrag  for  Einzdüuigwi  16,  1888  6  Hill.  Fr. 

§.38.  —  5.  Gebühren  fttr  die  Ertheilnng  von  Ebieii 
nnd  Würden  (Titel-,  Ordens-,  Standeserhöhungs-,  Adels-,  Wappen- 
verleihuDgsta^eu  u.  dgl  ). 

ßetreflfende  Abgaben  uiiJchten  sieb  an  sich  als  Gebülircii  und 
selbst  als  Steuern  mitunter  rechtfertigen  lassen.  Doch  wird  zn 
unterscheiden  sein,  wie  es  die  Praxis  aiuh  vielfach  mit  gutem 
Grunde  tbut.  Danach  einpliebit  sich  doch  eine  Einschränkung 
oder  seihst  der  Fortlall  solclier  Taxen,  wenigstens  eigentlicher 
Verleihungstaxen,  vom  btandpuucte  des  Gebübrenwesens  aus. 

Einmal  wird  die  Abgabe  für  die  Verloilinnir  einer  Würde  u.  s.  w.  als  solche 
roo  derjeuigco  für  die  uoterlaufeade  Milhevaltung  und  Ko.>teiiprovocatioD  uutencbiedeD 
werden  rntt^aen.  Die  eMere  steht  doch  vobl  mit  der  implicite  anznnebneiideii  Ab- 
sicht <'iii  r  An  j:zeichniinjf ,  einer  Gnaden-  oder  Aiicrkennungsertheilung  in 
Widerspruch  and  wäre  als  „Gebühr"  —  und  doch  auch  als  Steuer  —  kaum  passend. 
Gebuhrunartige  Abfr^beu  dagegen  als  Kostenbeitrag  für  die  Mühewaltungen,  daher 
z.  B.  fftr  die  Anwtellnng  der  Urkunden,  Diplome,  Adebbriefe,  Wappen  entwürfe  sind 
nicht  nrian?t'mfS;<cri.  D;i  -i»'h  aber  M)lch'5  Ertheihingen  TOn  Ehren  und  Wurden  anders 
dciiu  alä  Auszeichnung  u.  s.  w.  überhaupt  uiclit  rechtfertigen  lassen,  so  entfiele  damit 
die  ErhcbUDg  dner  eigemlichen  Verloihiiogsitaxe.  Deniti$;e  Taten  al^  ,.  K  a  u  f  p r e i s e** 
fall(;n  aiitcr  cii:cri  anderen  Ge^icht>punct,  sind  aber  aits  keinem  halibar.  weil  dor 
„Verkauf"  zu  rerwerfeit  ist.  Will  maa  nicht  aiigemeio  principieli  auf  cigcntlicbo 
Taxen  rer^sichtea,  so  Milte  venigens  die  «.taxfreie"  VerldhaiiK  go^etJ(Iieh  oder  als 
KroDgerechtaame  dütssig  seiii,  vie  et  Mcb  ndst  der  Fall  (s.  B.  In  Oesterrelcb,  Baien 
Q.  a.  L.  m.). 

Ferner  wird  zwischen  solchen  Ehren-  nnd  Wftrdenferleihnn^en  an  die  eiirenen 

Staatsdiener  und  an  sonstige  Personen  zu  unrt  rM Leiden  sein.  Bei  den  ersteren 
steht  dergleirh«'n  im  modernen  Civil-  wie  vollends  Miltiärdi.  nnt  in  engem  Zusammen- 
bange mit  der  ganzen  Eiorichtung  der  Dienstliierarchio.  Ei^reutUche  Taxen,  vollends 
ftir  Titel,  sind  demnach  bei  ihnen  noch  weniger  zu  rechtfertigen,  als  bei  andeiua 
Personen.  Titel,  welche  dem  lieUcidi  tcn  Amte  des  Staatsdienen  aobftngen«  dtlrften 
am  Alierwenig!>ten  einer  VerieihunKätaxc  unterliexeu. 

Einigermaassen  zeigt  sich  in  der  neuerlichen  gesetzlichen  Regelani;  dieses  Ge- 
biete das  alliiiali;:ö  Diirchdrinijen  solcher  GrondsAtzo,  wibreud  fraher  Oiteis  za  eiu- 
seitige  ll>cali?<clic  Teiidenztui  ob^\alti'ten. 

Beispiele;  Baicru,  (icbübreu;:e5etz  vuii  lb79  (Hock.  Handbuch  H,  494)  für 
AdclMiiplome  in  6  Sitzen  1500— 2U,000  M ,  für  Eintragung  io  die  Adclsmatnkel  (als 
„Gebühr*  wohl  zu  rechtfernpcn'  d^^rl.  'K)0  M.,  d meben  Erlu-binig  ih-r  Kosten 
für  die  Ausfertigung  der  Diplome;  fiir  Bewilligung  der  Annaiime  freiudlicrrlicher 
Orden.  Titel,  Ehren/eichen,  Worden  60  M.  Ernennung  zum  Königlichen  Kämmerer 
61*.  Kauiirierjiitil<er  '20  M  ,  Verbümnir  dt-r  Wurde  eines  erblichen  Reichsratha  :'0ü, 
eines  Icbcnaiänglichen  wie  aucU  des  Titels  eines  Gebeiineuratbä,  Gebdimea  Uofraths, 
Hofnth«  lUO  M.,  eines  HofHtels  an  Industrielle  nnd  Kaoflente  75  M.  Ausserdem 
Erhebung  der  Kosten  der  Ausfertiguni;  «b  i  Diplome.  Verschiedene  andere  Fälle  bei 
Hock  S.  496.  Taxfreie  Verleihungen  ausdrücklich  vorbehalten.  —  In  Oesterreich 
Patent  von  1840.  §.  133  ff.,  z.  B.  für  StandeserhOhongen  in  5  Sitzen  1000—12.000  fl. 
C  M..  Gebeimerathswttrde  6000,  Kämmererwurde  1000  fl  C.  M.,  für  Titel  des  Hof- 
r.iihs  t/Ofi,  d<  >  Hegierunffsraths  300.  sonstiger  Rathstitol  100  fl.  C.  M.  —  Ausgedehn- 
teres byatcui  solcher  Taxen  in  England,  Kussland.  Die  russische  Rang- 
(Tacbinsteoer)  der  St:lal^dieM*'r  enthält  eine  Gebtthr.  nbii'-siuft  nach  dem  Tschin, 
einen  Sf'mpcl  dsgl.  und  den  Betrag  einer  Monatsrate  des  Gehalts:  insofern  mit  eine 
Bosoldungsstcuer,  da  die  Hang?erleibungen  ziemlich  rogdlm&asig  mit  Amt  und 
Dienstalter  rerbondeift  sind.  Jetzt  Aendesiugea  und  EBniasigangcii. 


Digitized  by  Google 


öi>  i.  Buch.  Uebuhreu.  2.  K.  1.  H.-A.  I.A.  Kechb- u.  VcrwaUuijg»gcbUhrcu.  g.  3S,  ÜU. 


Das  ^^anzc  Taxir«aen  für  Wurden  u.  ä.  w.  eiUSii  sich  historisch  aub  den  Hoheits- 
rechten  und  Gercchteamcn  de:;  Furstenthuuiä  und  entsprach  der  älteren  Auffassung  solcher 
Verleibuugcii  von  „Gnaden*'  gegeu  Zahlungen  an  die  Kroue,  wie  spocieU  England  zeigt. 
Dor  modenien  principidlen  Anmamui;  wider8|»rieht  es  doeb  im  Ganzen.  —  Als  Be- 
;  ceiiiugsLiaassiegcl  ist  i.s  ;iuch  mehr  in  Einklang  mit  den  älteren  Standessteueru  als 
mit  den  neueren  auf  ökonomische  Difiereuzuomente  rUckaicbtenden  Steaeni.  Auch  die 
Besteueniog  der  „Verdienste"  von  BOrsenspecalanlen  nittdat  solelier  Taxen  bei  „Ba- 
ronisiningen"  u.  dgl.  für  die  „Verdienste"  dieser  Personen,  woran  man  zur  Recht- 
fertigung denken  könnte,  erweist  .sirh  docli  viel  nnzulruiglichcr  als  eine  orJontliche 
directc  Besteuerung  dieser  „V  erdienste",  —  eine  Betäteuerung ,  mit  der  man  solche 
„Verdienste''  —  in  jedem  Sinne  des  Wortes  —  besser  belohnen  würde,  nls  mit  tnx- 
freien  oder  taxtheuercn  Ehren  und  Wurden. 

Wesentlich  anders  als  Abgaben  der  besprochenen  Art  sind 
solche  für  Anstellungen  der  Beamten,  namentlich  der  Staats- 
beamten selbst,  aufzufassen.  Sie  sind  nnr  bedingt  zn  billigen, 
in  der  Hauptsache  nicht. 

Kleine  feste  oder  ahprcstu  ftc  Sätze,  etwa  in  Stern  pclform  für  die  13  e- 
ütallungäurkondeo,  „Patente"  und  deigleicbea»  ebenso  etwa  lilr  Dicnst- 
entlassnngen,  UrlanbseTtbeilnngen,  lassen  sich  wobl  als  Gebtthren  ansehen 
und  allenfalls  rechtfertigen,  etwa  nach  den  Gesichtüpuncten,  welche  bei  Glaste  I  (f^.  34) 
hervorgehoben  wurden.  Grössere  Sätze,  etwa  in  Form  erheblicherer  Gehaltsabzüge 
?on  der  ersten  Besoldung  bei  der  Anstellung  und  von  jeder  Gehaltserhöhung,  wie  sie 
früher  rielfnch  vorkamen  —  etwa  wie  in  Preussen  ehedem  und  sonst  öfters  zur 
BeschaÖung  ?on  Peusionirungsfonds  (Fin.  II,  S.  376)  —  und  noch  heute  nicht  selten 
sind,  können  nicht  wohl  als  „ücbuhreu  '  gelten,  sondern  sind  onperiodisclie  Iksuldungs- 
stttoem,  wenn  der  Ertrag  einfach  In  die  Staatscasse  fliesst,  oder  nnperiodis«  lie  „Bei- 
träge", wenn  der  Abzug  zu  Gunsten  von  Ponsions-  nnd  derartigen  Fonds  oder  Casscn 
stattfindet  Im  erstoiea  Fall  stehen  sie  doch  mit  dem  Besoldungszweck  und  mit  den 
(tmndsltzen  einer  richtigen  Besoldangsbestenerang  in  Widersprach.  Im  zvdten  Falle 
labten  sit  sich  wohl  principiell  und  practisch,  weil  ^ie  in  einem  Zcitpuncte  beginnen- 
der oder  erhöhter  Leistungsfähigkeit  eintreten,  eher  reclitfertigen«  werden  aber  auch 
hier  bei  einer  rationellen  Gestaltung  des  gesammten  Pensionavesens  b^sor  fortfallen 
oder  wenigstens  einer  anderen  Einrichtonf  von  Beltngsxahlangea  und  ereataell  Ge- 
haltsabzügen Platz  machen. 

Für  Beispiele  vgl.  Fin.  1,  §.  mit  legislativen  Daten,  iie^oiideni  Uber  Ab- 
züge für  Pcnsionscassen.  In  Pronssen  dies«  im  Jahre  1867  aufgcholMn«  ebenso 
1S73  die  Sfemin  l  für  ^)it•n^(entlassungen  und  Urlaube.  Für  Austellungspatente  nur 
der  allgemeine  Ausfei tigungsstempel  von  17«  M.  —  In  Oesterreich  nach  ^äesctz 
ron  1640  (§.  179)  (!)  der  DienetbezUge  des  eisten  Jahres  nnd  jeder  Gdialtserhfthnng 
als  „Dieiintt.ixe*'.  Die  Taxen  fiir  (Jie  Resit/iin;r  geistlicher  Bencficien  sind  in  1S62 
anlgebobeu  worden.  —  In  Baiern  auch  noch  nach  Gesetz  von  1879  von  allem  öüent- 
lichen  (Hof-,  Staats-,  Militär-,  Gemeinde-  nnd  sonstigen  Öffentlichen)  Dienste 
eine  1  %  Gebühr  vom  ersten  Jahresgehalt  und  von  der  Erhöhung;  auch  fnr  kirchliche 
Pfründen.  Wo  andere  Angestellte,  ah  solche,  wlclio.  aus  Staatscassen  V>eboldet  werden, 
diesen  Taxen  unteiiicgen,  urschcint  die  Abgaijc  ganz  als  Steuer  und  wird  in  dieser 
Gebnlt8abziq|ifi»m  eher  noch  bedenklicher. 

6.  Gebühren  fUr  den  Aufenthalt  nnd  die  Verpflegung 
der  Sträflinge  nnd  Gefaugenen  in  den  Strafanstalten  nnd 
Gefängnissen.  Im  Princip  gewiss  gerechtfertigt,  aher  natürlich  ist 
die  Erhebung  von  den  VermdgensnmstSnden  der  Einzelnen  ab- 
hängig, daher  doch  nur  selten  ausführbar. 

Die  Ververthnng  der  Arbeit  der  Striiflinge  für  die  Staatscasse  hat  einen 

anderen  tinanzwirthschaftlichcn  ("hanictcr,  aber  einen  gleichen  finanziellen  Effect. 

Bei  allen  diesen  Gebühren  der  Yerwaltong  handelt  oü  »ich  um  Thätigkeiten, 
welche  mit  don  Keohts-  und  Hacbtzweck  znsamnuMildHigen.  Itas  «ehliewt  abw  nicht 
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ans,  wie  wir  ^;ihen,  dass  uiehicre  di«}scr  Th&tigkciten  auch  (icbiutc  des  CuUur-  uu»i 
Woblfahrtszwecks  und  spcciell  phrstvirthsi  haftlichu  Interessen  der  (jebttbrenzahler 
berühren.  Besonders  ^i\t  (Mos  von  m\i  Ii  n  <rebühren  der  ersten  und  dritten  obiger 
(Jlasscn.  Bei  der  Würdigung  dieser  Oobtiiircu  und  bei  der  Bemessung  ihrer  Höhe  ist 
das  ZQ  beachten.  Je  nachdem  bei  der  Classification  der  Gebtlhren  das  Moment  der 
Austibang  allgemeiner,  di  m  Staate  spccifisch  eignender  Vcrtt-ilfü!  tlMtigkciten  oder 
das  Moment  der  Förderung  auch  individueller  Cultur-  und  Wutli^ichaftdiuteressea 
mehr  betont  wird,  wbd  man  einzelne  Gebühren  mehr  zo  der  ersten  oder  m  der 
zweiten  Haupfclassi:  zählen.  Hier  ist  das  erste  Mi  nu  nt  vorangestellt  worden.  Auf 
das  zweite  wird  im  2.  Abschnitt  mehrfach  mit  eingegangen  werden. 

%  Die  Gebtlhren  der  Bechtspflege. 

§.39.  —  I.  Allgemeine  E n  t w ic  k  1  u  u  g  und  Gestaltung. 

Auf  dieseni  Gebiete  ist  das  Gebübreuweseu  seit  Alters  vorzug»- 
weibe  eingebürgert  rohen  22 — 24),  hat  aber  bis  in  die  Neuzeit 
vielfache  fornielI(^  und  matciielle  gcschichtlicbc  Wandlungen  er- 
fahren. Missbrauchliche  Ausdehnung  der  GebUbreu  zu  unpassenden 
Steuern  war  hier  von  jeher  Öfters  zu  rügen  und  fehlt  auch  gegen- 
wärtig noch  nicht.  In  früherer  Zeit,  besonders  im  Mittelalter  in 
einzelnen  Läodeni,  nirgends  mehr  als  in  England  (§.  23),  hat  die 
Bechtspfiege  aaf  diese  Weise  fast  mehr  den  Character  eines  Finanz- 
regals  als  eines  wesentlichen  Hoheitnrechts  gehabt. 

Die  „Gebühren''  sind  ferner  niebt  immer  oder  nur  theilweise 
in  die  Gasse  des  Geriebtsherm,  sondern  mit  in  diejenige  der 
Riehter  und  der  Verwaltangebeamten  bei  dem  Gerichte 
geflossen  (Sport ein). 

Diese  Personen  bezogen  in  diesen  Abgaben  die  (iegeuleistung  für  ihre  von 

eiii/fli)t"ii  Privaten  in  Ansprurb  jcnomnieno  und  dann  kraft  ihres  Amtes  ctusfctil'ty 
Function.  Die  Einnahme  diente  ihuea  an  Stelle  oder  znr  Ergänzung  des  Gehalts  oder 
der  Unterhaltamittel ,  wdehe  sie  direot  Tom  Geriehtsherro  bezogen.  Diese  Abgaben 

waren  auch  wegen  dieses  Privatbezugs  imnclien  Miss1>rrniclifii  aiisi^osct^t.  wenngleich 
ref^elmässig  nach  Herkommen  oder  später  nach  Gesetz  als  teste  Taxen  normirt. 

Erst  in  der  neueren  Zeit,  wo  auch  die  Gerichte  immer  aus- 
schliesslicher landes forstliche  werden,  also  namentlich  die 
Patrimonialjnstiz  beseitigt  wird,  bürgert  sich  immer  mehr  der  Grund> 
sata  ein,  die  GerichtsgebOhren  aller  Art  ansschliesslich  der 
Casse  des  Gerichtsherrn  znznftthren  und  nur  in  einzelnen 
Fällen  den  Gerichtsbeamten  noch  einen  kleinen  Antheil  daran  zn 
belassen  oder  nen  eininränrnen:  eine  Entwioklnng;  welche  aber 
noch  nicht  überall  vollständig  und  in  den  einzelnen  Ländern  zn 
Terschiedeoer  Zeit  nnd  auch  in  verschiedenem  Umfange  zur  Geltung 
gekommen  ist,  mehrfach  erst  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts. 
Umfassende  Tarife  fttr  die  der  8taatscasse  zufliessenden  „Gerichts- 
kosten'' wurden  dann  anfgeslellt. 
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Vgl.  prevssUches  Gesetz  Aber  Gericfatelosteo  rom  10.  Mai         §.  18:  Die 

AUäschliesslicbe  oder  auch  nur  thcilwcisc  Anweisung  einzelner  Beamten  auf  selbst 
verdi  ntc  (lobühren  statt  Besoldung  findet  mit  Aiisnahmo  der  Calculatoren  nicht  mehr 
ätatt.  lu  Budget  für  1976  standen  an  ..Einnabuicu,  die  al»  Emolnmcnte  der  Beamten 
zur  Verwendang  kommen"  z.  B.  1.91  Mill.  M.  beim  Jiutizmiiiiätcrium  (rheinischer 
Gerichtssprengci).  —  Auch  nach  dem  Gerichtsverfassungsgc^etz  dos  Denrschen  Beicha 
vom  27.  Januar  18T7  „bezichen  die  Bichtcr  in  ihrer  richtcrlichoo  Eigenschaft  ein 
festes  Gehalt  mit  Ansschlass  von  Gebfthreii"  (§.  7).  Die  Gerichtsvollzieher  die«ea 
Gesetzes  (§.  155)  erhalten  dagegen  Gebühren  nach  der  ricbnhrenordiinnfr  vom 
24.  Juni  1S78.  Im  preussiscben  Etat  war  ia  lSKü/87  die  Eiunahmo  des  JtUstiz- 
mfiilsteTiiims  an  EmolameDten  der  Beamten  4,865,000  M.  (meia  Gebtthren  der  Gerichts- 
rollzichcr  für  Ausfuliiung  von  Part»  iauftrritren).  —  In  Frau  k  rc  it  Ii  sind  die  so^'^c- 
nanntcn  Greffiers  neben  dem  G«balt  auf  Gebtthren  in  der  Form  von  Antheileu 
an  den  droits  de  freffe,  den  GerichtsgebDhren ,  n.  A.  namendich  an  den  Ein- 
tragungsgebühren (.für  die  Eintragung  der  Processe  u.  s.  w.  iu  die  GerichtsroUen), 
den  Gebtllircn  für  Abfassung-  gc!wi^SL•r  ürktindcn  und  an  den  Ausfcrtip-ti  ngs- 
gcbUhren  aiigcwicscji;  Anlhcilc  vuu  lÜ  "/^  au  beiden  cistcroii,  30  C»  ut ,  bez.  20  Cent, 
fllr  das  Stück  an  letzteren.  Diese  Antheile  werden  vom  Gr«  f  lier  gleich  einbeli&iten, 
der  aber  Oommis  und  ran/liMiH-reonal  unterIiaItL>n  und  10  % '1'-^  B»!tratrs  (so  wenigstens 
früher)  an  den  Staat  abtuhren  muss.  S.  Uocit,  Fiu.  Franl^rcichs,  S.  20 1  ti.  und  meine 
Fin.  Elf,  §.  2$6.  —  Nirgends  wo  war  das  Sportelwesen  zo  Gnnsten  der  Beamten  bei 
den  öffentlichen  Behftrdon  nnd  insbesondere  auch  b-  i  den  (»«  riclifon  ai]>!xt'delint. 
so  mit  Missbräucheu  und  uberhoben  Sätzen  verbunden  und  iat  ho  spät  eine  immer 
noch  nicht  ganz  rollstlndtge  R<tform  eln^treten  wie  In  England.  Vgl.  ttber  die 
sehr  verwickelten  Verh51tni^.so  nach  dem  Stande  um  18t)5  (ine ist.  (nuli^clies  Ver- 
waltungsrocht,  2.  Aol,  II.  1216,  1221,  1353,  Vucke,  britische  Steuern  S  205  ff., 
209  ff.  Meist  jetzt  Besoldungen  fixirt,  auch  besonders  fur  das  Bureau  personal  (cleres); 
Zahlnnf  derselben  aus  Gebuhren.  Die  Ueberschfliso  der  Gebtthren  an  die  Btaniaeaase. 
—  S.  auch  Rati.  Fin.  I,  §.  2:!'.  nnfor  N.  1. 

Die  Einbürgerung  des  ötem  p  el  woHcns  seit  Mitte  des  17.  .Jahr- 

hnnderts  bat  den  Atilass  gegeben,  manche  gerichtliche  Thätigkeiten 

in  der  Form  von  Ötempelabgaben  bezahlen  zu  lassen,  indem 

für  die  Eingaben  und  Schriftstücke  und  t'Ur  die  Erkenntniaae  der 

Gebrauch  von  Stenipelpapier  vorgeschrieben  wurde. 

Auch  an  diese  Einrirlifnn)^  knüpf-  n  sich  aber  wieder  r)frer>  Mis-brSucbc:  Die 
bezOglicheo  Abgaben  wurden  aus  Gebühren  fttr  bestimmte  MuhewaUuü)fcu  zu  un- 
jMSsenden  Stenern  in  Stempelfonn.  In  anderen  FAUen  dairef^n,  besonder»  boi  der 
frciwilHücn  Gerichtbbarkeit,  nahmen  ^cdche  Absraben  tbeilweisf  crieirh/cittir  den  Cbaractor 
von  Vcriehrs»teueru  an,  welche  an  sich  nicht  immer  unrichtig,  wenn  auch  oft  zu  hoch 
nnd  nicht  passend  goregelt  waren.  Noch  jetzt  ist  in  der  Praxis  der  GebQbrencharaeter 
und  der  Sieuiircharactcr  :itif  dirsi  in  Gebiete  der  Gerichts-  und  StempelabKaben  öfters 
vermengt,  was  fur  die  wi»&eabchaltliche  Beunheilaug  nud  fttr  die  formeile  DarstoUunK 
Schwierigkeiten  macht 

Neuerdings  haben  einige  Gesetzgebungen  dns  Stempelwesen, 
bez.  die  Form  der  Erhebung  der  Gerichtskoslen  mittelst  Stempels, 
auf  diesem  Gebiete,  bps<aukr8  bei  den  Proces^kosten ,  wieder  be- 
seitigt, 80  (liiss  bloss  die  j,dirt'rte*'  Verrechnung  nnd  Erhebung  der 
betreffenden  Gcbltliren  erfolgt.  Im  Ganzt  d  teeimiscli  zweckmässig. 

S.  u.  §.  7Ü  ff.  in  Preusscn,  Gcse*?.  über  Gerichtskoslen  vom  IQ.  Mai  lb51  §.  16; 
BotttaGbea  Reich«  Gesetz  über  GerichtifkeBten  rem  18.  Jnni  1678  §.  2  (..eine  Er- 
hobQDf  TOB  Stempeln  und  anderen  Abgaben  neben  den  Gebttbren  findet  nicht  atatt**). 

1b  neuerer  Zeit  sind  die  Gerichte  (hier  und  da  aaeh  besondere 
YerwaltangebehOrden)y  zam  Tbeil  in  Anknttpfung  an  nnd  in  Fort* 
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Gebuhren  der  Kcchtspflege.  »-^rHr-  i-  _  u  i. 

bildong  YOD  einselnen  SlteTen  fthnliehen  Einriebtnogeii  der  so- 
genannten  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  Öfters  mit  der  Ftifarnng 
öffentlicher  BUcher  oder  Kegister  beauftragt  worden,  in 
welche  gewisse  Kccbtsgeschäüe  uud  ReelUbvurhältuisbe  le^ciüiäsbig 
eingetragen  werden  müBneu  oder  können. 

Entweder  hiogt  die  Gültigkeit  dieser  Rechtsgeschäfte  und  Verhältnisse  hiervon 
ab  oder  gewisse  RcchtsrortliQUe  knfipfan  sich  an  die  Eintragung  an.  Die  Einricbtang 

dient  daher  bier  zur  Sichenmer  und  Reffhiibiiiiin^.  Sic  entspricht  allfT'^moinfn  Inter- 
essen iler  (ic^ammtheit,  iiidcui  i^ie  die  Phfullunu;  gewiosur  Auforderuu^eu  au  die 
Koc  ht>birberheit  und  an  die  formelle  Richtii^keit  dor  Qescb&fte  u.  s.  w.  revbtlrgt,  und 
glfichzeiti^'  b.pc<:icll(^n  Intcr'-'ssen  der  oiinzi  lncu  PorsonM,  QIB  deren  BechtsyerblUDiflSe 
and  CTe^chäftc  cä  sich  im  concreten  Fall  handelt 

Au  diese  Einriebtungen  knüpft  sich  daher  mit  Recht  ein  um- 
fassendeb  GtbübrenweBen ,  danjeuige  der  sogenannten  Kegister- 
oder  Eintragungsgebühren. 

Auch  weun  die  Eiatragting  unabhängig  vom  Willen  des  oder  der  Betheiligten 
Mif  Grand  eioee  allgemefneo  gMetdichen  Geboia  erfolgen  naw,  verliert  die  Abgabe 

dc-shalb  don  Cliaracter  der  (lebühr  noch  nicht,  falls  noth wen di g:e  sachliche,  nicht 
lediglich  iinanzielle  Gesichtspuncte  jenes  Gebot  rechtfertigen  und  falls  die  Abgabe 
nach  Ihrer  Alt  nnd  Hohe  im  richtigen  VerhiltniM  zu  den  Koeten  der  Einrichtung 
und  zum  Nutzen  des  bothi  ili^teii  Privaten  steht.  Das  System  der  ufTuntHrhen  Bücher 
and  der  Registerabgaben  stimmt  indessen  mit  diesen  Voraussetzungen  öfters  nicht 
tiberein.  Insoweit  sind  die  betreffenden  Abgaben  nur  ihoilweise  Gebühren,  in  manchen 
Fällen  reine  Steuern  aus  der  Gattung  der  Verkehrssteuern.  (Uauptfall:  Dm  £a- 
rogistrement  Frankreichs).  Ob  und  wie  weit  sie  als  solche  Steuern  zn 
reditfertigeA  uud  sulbat  m  rerlangeo  sind,  ist  in  der  Stcuerlehre  zu  erörtern,  mehr- 
Ach  ftbägeu  sa  Uijahen. 

II.  —  §.  40.  Die  einzelnen  ClasBen  der  Gebttbren 
der  Reebtspflege. 

Diese  Gebühren  wurden  bereits  ol)en  (§.  33)  in  drei  bez. 
vier  Classcn  eiiigetbeilt:  Gebühren  der  streitigen  Civil- 
ger  icbtsbai  kcit;  der  Criunnalgericht  fibarkeit;  der  frei- 
willigen („nicht  streitigen")  Geriebtsbarkeit  nebst  Rc- 
gister^reb  Uhren;  dazu  tretend  dann  Geldstrafen. 

Vul.  lUu,  Tin  I  (5.  A.),  §.  2U,  235,  Schall,  Gebühren  §.  10  ff.  —  Diese 
EintbeiluDg  schlite^st  sich  an  das  prcussisch-deutsche  System  der  Gericht^lvo^^tcn  an, 
itot  aber  auch  bui  Llich  begründet,  indem  sie  sich  an  die  Art  der  rii  liteiliriiLii  ThatiLC- 
heit  uud  demnach  au  «lie  Art  der  Leistungen  in  Priratangelegeuheitea  behufs  der 
UnienclMidnng  hili  Die  DorebfUhniDg  gestaltet  «ich  natOrUch  nach  dem  im  dnzdnea 
Lande  geltenden  Rcrlit,  besonders  ;inch  nach  dem  Procc^srecht,  manchfirh  vcr>cl jeden. 
Das  Detail  ist  gross,  lui  Folgenden  werden  nur  Eiuzelhciten  aus  dem  frilbercn 
preoeslsehen  nnd  aus  dem  nenen  dentschen  Oebttbrenresets  (das  ttbrigens,  wie 
schon  erwähnt,  nur  für  Rechtssachen  im  Gebiete  der  Civil-.  Strafprocoss-  und  Concurs- 
ordnung  gilt)  als  Beispiele  angeführt,  üeber  die  anderen  Länder  s.  die  oben  §  31 
angegebenen  Gesetze  uud  Literatur.  Bei  Rau  ältere  Angaben  Uber  Baden,  bei 
Schall  auch  Uber  die  deutschen  Mittelstaatcn  und  Oesterrcicti  neuere  Daten.  SchalTs 
knappe  und  doch  inbalrreiche  Behandlung  (i^.  10 — 16)  i^t  ?or/Uplich.  Ich  bin  ihm 
mehrfach  gefolgt  und  lialie  demgemäss  Einiges  in  dur  J.  Auilago  292  ff.)  ab- 
s^eändcrt.  Wo  ich  in  piincipieller  Auffassung,  z.  B.  in  Betreff  der  Elnrichtnng  nnd 
Höbe  der  Gububron .  und  in  der  farun  llen  Anordnung  abweiebe.  prc-chah  es  nach 
genauerer  Prüfung  der  Schall'schcu  Behandlung.  S.  Übrigens  auch  unten  67  ff. 
«her  4i/t  OranddtM  Ar  die  Hohe  roa  GebOhren. 
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])  (rcbUhrcn  der  streitigen  Civilgcrichtsbarkcit. 
Hierliiii  gehören  die  in  der  Regel  vom  uuterlicgeiiden  Tlieilc  oder 
nadi  der  näheren  IJestimmung  des  Richters  von  beiden  Parteien 
in  bestimmtem  V'erhältuisö  zu  bezahlenden  Gerichtskosten 
(S  po  r t  e  1  n ,  Taxen,  tbeil weise  auch  in  einzelnen  Ländern  in 
Steiu])cirorni  erhobene  Abgaben).  Sie  stufen  sich  regelmässig 
und  passend  nach  dem  ungefähren  Unifanp;  der  Processsache, 
der  »Schwierigkeit  der  richterlichen  Thätigkeit.  daiu  r 
nach  den  Arten  der  Processe,  mich  verschiedenen  pro- 
e c S8 u a  1  i s c h e n  Momenten,  lerner  nach  dem  Hang  der  Oe- 
richte  (Instanzen),  aber  mit  Recht  doch  im  Ganzen  vorueiu- 
lich  nach  dem  Werthe  des  Streitgegenstands  ab. 

Aiirli  im  lotztcTcn  Tnll  sind  di-  so  A>veaben  (iehulir>  ri ,  wcnng'lcicb  si  '  Iii*  r  ge- 
üchichtlicb  Oitcrs  zu  eigentlichen  Steuern  durch  ihre  Hohe  ausarten.  Die  Abstufung 
der  Qebtthr  nacli  der  Höhe  des  Werths  des  Streitpegcnatuids  ist  zwn  gev5hitlie1i 
nicht  der  Mühewaltung  des  (lorichCs  proportional,  wohl  aber  eiuigermaasen  d»  in  Niit/^  n 
der  goricbtlicbou  Leistung  fur  die  l'roc^irendeu :  der  Höbe  ihres  betheiligten 
..Interesses'*  und  am  Ende  doch  aucli  etwas  einem  Momente,  das  zwar  wesentlich  nor 
für  die  Bemessung  einer  eiiccntlichcn  „Steuer"  nut  entscheidend  ist,  aber  doch  auch 
liei  diesen  Gebühren  eine  bedingte  Reriicksichtigung  finden  darf:  der  „Leistunars- 
fahigkcit"  der  Interessenten.  Die  Dcgression  der  Gebiihr  (als  Quote  vom  Werth) 
mit  steifj^endcm  Werth  ersrhvuit  mir  nicht  unbedingt  geboten  (§.  '2),  worin  icli  TOö 
Si  liiill  (S.  122'  al>v\t:ii-hi' :  Nif  knitmit  ilorli  d' Ii  KiMchonni  in  unberechtigtem  Mnasfe 
zu  Oute  und  nuthigt  dann,  um  eine  gewisse  Einnahme  zu  erzielen,  die  kosten  tut 
Processe  am  kleinere  WeithbetiAge  zq  hoch  anzasetzen.  Yen  diesen  wie  von  anderen 
(iericht<kos(en  worden  unter  gewissen  l'mstnnden  notori^rh  nnrermri^endi'  befreit. 
Vgl.  prcussisches  Gesetz  von  lb5l  5,  deutsche  Ciriiproccssorduuug  von  1877 
§.  106  ff..  GerIchtskosCenfesetz  §.  47,  N.  2.  (GewKlirung  des  sogenannten  ^  Armen - 
rechts"). 

Erwünscht  ist  gerade  auch  vom  finan z wissen schaft- 
liehen  Standpnncte  der  Bestimmtheit^'  der  Steuern  ans,  dass 
eine  annähernde  Voransberechnung  des  Gesammtbe- 
trag 8  der  Kosten  des  Processes  nicht  zn  schwierig  sei,  nnd  dafUr 
ist  allerdings  ein  tfSystem  von  Banschgehtthren'*  einem  detail- 
lirten Ein  zeige  btthren-System"  vorzuziehen  (Sehall).  Doeh 
hat  ein  blosses  Bauschsystem  wieder  andere  Bedenken,  in  Betreff 
des  richtigen  Verhältnisses  der  Gebtthrensumme  in  den  einzelnen 
Processen  verglichen  mit  der  Verschiedenheit  der  MOhewaltung-  in 
verschiedenen  Fällen. 

Schall,  8.  13.^:  „BauschgebQhren.  welche  das  ganze  Verfabren  ron  der  Klage* 

crh<l»nni,'  bi'^  mv  Urtheihvrk'indirüiii'j-  mnfas^-.^i,  niit  biT-rindcren  A'i*tnfiiii!r''n  fiir 
di^enigen  Fälle,  wo  ein  Proccsä  nicht  sämmtliche  Stadien  des  Yorlahrens  durchläuft 
oder  einem  abgckarztcn  VeifalicoA  VDteilicgt"  Er  citirt  als  fidspiot  dieser  Art  den 
froheren  wUrtemb ergischen  Tarif. 

Die  Bezahlung  von  Gerichtskosten  überhaupt  durch  die  Pro- 
cessirenden  wird  auch  practiscb  noth wendig,  um  der  Processsueht 
vorzubeugen.  Die  volle  Deckung  der  Kosten  dieser  Gericbts- 
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barkeft  darch  die  Gebühren  ist  aber  nicht  geboten  und  nicht  ein- 
mal unbedingt  gerechtfertigt ,  weil  die  Institntion  aU  solche 

der  gesniiimtcü  Hcvölkoiiing  zu  Gute  kommt,  ihr  VorhandeDsein 
schon  (las  Unterbleiben  vieler  Rechtsstreite  \  eiiiiilasHt  und  so  einem 
„Geäaniiiitinteresse"  auch  ein  Autheil  der  (jesammtheit  au  den 
KostcD  entspricht.  Stcin  rartigc  H«lie  der  Gerichtskosten  wider- 
spricht dem  Zweck  der  Gerichtsiustitution. 

Beispiele.  Pr'fusseii,  Gesetz  von  1S51  und  tS.M.  nchst  dazu  ^^clji'iigpm 
Tarif.  Im  AlJgomeineu  Buinessuog  der  GebiUireu  nach  dem  Kapitalwurtb  de» 
Objecta,  bei  Gegenstinden,  die  leioer  SchUronir  »t^cli  Geld  Üh\g,  iu  der  Itegel  wie 
bei  Gegcustünden  von  lüf)  ThIr.  Werth,  bei  wirhtipercn  von  l(>00-^.'»ü(»0 .  Ii.  i  uii- 
b«deatendorea  roo  (>ü— -lOü  Thlr.  Wtirtb.  Dauu  Uutencheidaog  nach  dcu  eiuzducu 
Momenten  im  Piocoes,  nach  dem  Verfahren  und  den  ProceasaRen.  znm  Theil  nach 
den  Instanzen.  7..  Ii.  1)  für  zu rü »  1» -  wiesen e  KIag.  n,  itechtsmittel,  Be- 
schwerden u.  8.  w,  bis  zu  100  Tblr.  von  je  10  Tlilr.  2'/<  i>gr..  aber  nicht  unter 
5  Sgr.;  vom  Mehrbetrairc  bis  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  l'/a  Spr.;  vom  Mehr- 
beitnge  von  je  50  Tblr.  2'  ^  Sgr.,  bis  /um  Maximum  von  1  Tblr.  —  2)  Im  Mandats- 
verfsbr'-n:  vnm  Ii  traire  bis  inol.  20  Thlr.  vom  Thaler  1  Sgr.  i^J'/»  "/„V,  im  Ganzen 
nicht  unter  ü  Sj;r. ;  vom  M ch  i  bLtiaj;c  bis  luiJ  Tblr.  von  je  10  Thlr.  5  Sgr.  (IV3  Vo)'» 
vom  Mehrbetrage  bis  zu  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  2'/,  Sfrr.  (.'/«  '  /  .  vom  Mehr- 
botrage bis  zu  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  77*  Sgr.  "/„V,  vom  Mehrbetrag);  bis  zu 
1000  Thlr.  von  ju  100  Thlr.  10  Sgr.  (V,  7«);  vom  Mehrbcti-agc  von  je  W)  Tblr. 
2'/^  Sf^T.  (Vit  Vo)'  9)  Praeesse  mit  Auascblnas  gewisser  besonderer  Procossarten : 
z.  B.  bei  Hc*  iiditruntr  <liir<'h  rnntumazialbcicheid,  Agnitionsresolnt,  Ver- 
gleich, vom  Betrage  bis  50  Thir.  iud.  von  je  1  Thlr.  17«  Sgr.  {ö  "  uicht  ujitcr 
5  Sgr.;  rem  Mehrbetrage  bis  ISO  Thlr.  von  je  10  TUr.  10  Sgr.  (37,  7o):  Mehr- 
betrage bis  .MX!  Thlr.  von  je  50  Thlr.  1  Thlr.  (2  Vj;  vom  Mehrbeträge  bis  1000  Thlr. 
von  je  100  Tblr.  1  Thlr.  (1  vorütcheudo  SiiUe  für  jede  luütauz.  Vom  Mcbr- 
l*etra^e  bis  zu  20.000  Thlr.  in  1.  Instanz  von  je  200,  in  höherer  Instanz  von  je 
500  Thlr.  1  Thlr.  <' .,.  bez.  '4  ;  vom  Mehrbetrage  in  1.  Instanz  von  je  1000  Tlilr., 
in  hr.herer  von  }^^  2000  Thlr  1  Thli.  '•,„  b.^z  ' '_,„  <*'„\  Alit  vielen  weiteren  Ab- 
änderungen bti  suii>ti  joii  jjrucesaualiacbcii  \'ürginigen  (s.  OfSuU  vun  1S54,  Art  '  —  9).  — 
4)  In  Subhastatiuii>proces8en  für  das  ganze  Verfahren  einschliesslich  der 
bei  dem  Hypothekenbuch  zu  veranlassenden  Eintragungen  untl  Ati-fcrti^diricreii.  bis  zur 
Abfassung  der  Adjudicatoria,  diese  ausgeschlossen:  vom  Betrage  des  Werths  d«^ 
Gfiind&tQcb  bis  10<l  Thlr.  incl.  ron  je  1  Thlr.  IV9  Sgr.  (5  V«);  rem  Mehrbeträge  bis 
&00  Thlr.  von  in  Thlr.  7',,  Sgr.  (2'  .  "  „V.  vom  Melirb.  fra^*-  bis  2Ü00  Thlr.  von  je 
50  TUr.  15  Sgr.  (I  7Jj  vom  Mehrbetrage  bis  2o,OUU  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr. 
"3  Vo)'  von  Mehrbeträge  ron  je  100  Thlr.  5  Sgr.  Dann  fUr  die  Adjndicatoria 

und  alle  auf  finiiul  derselben  zu  erlassenden  Verfügungen,  ausschliesslich  der  zur  Kauf- 
(eldeibeJ^uug  gehörigen:  vom  Betrage  bis  200  Thix.  von  je  1  Tblr.  1  Sgr.  (37*  7«^*! 
Tom  Mehrbetimge  bis  1000  Thlr.  von  je  10  Thlr.  5  Sgr.  (IV3  o  -  Mehrbetiuo 
bi>  2i).ooo  Thlr.  von  je  100  Thlr.  l'/t  Thlr.  oder  IV«  7»;  vom  Mehrbeträge  von  je 
100  Thlr.  l  Tblr.  oder  1  7,. 

Die  Dogreasiou  dieser  Sätze  und  dadurch  die  relative  Begünstigung  destiross- 
besitzes  und  Grosskapitab  fegenttber  dem  Kleinbentz  war  erheblich.  Z.  B.  stellen 
sich  bd  Snbhastationsprocesseii  incL  Adjadicatorien  die  Gebtlhxen  nach  diesem  Tarif: 


Werth  des 

Objccts 
Thlr. 

Gebühr 

>  V« 

100 

5  Thlr.  —  Sgr. 

5 

500 

•» 

23    „  10 

4.07 

2,000 

♦» 

68         10  ., 

2.«1G 

20,000 

32S    „  10 

l.r>410 

50,000 

1 , 

10 

l.lfill 

Dieseibe  Kegel  der  Degression,  nur  mit  viel  stärkeren  Sätzen  Uberhaupt,  zeigt  ^ich 
in  Folge  der  nngoheuren  Kosten  in  Frankreich.  Nach  einem  amtlichen  Bericht 
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vLeroy-BeAttliea,  Fiu.  I,  511)  uod  nach  Ballotixi  de  stat.  vol.  22.  p.  ISO  stellteu 
flicli  bei  gerichtlichen  YcrkUafoa  von  Immebilien: 

im  Jahr»;  1873  im  Duiclisclmitt  IS81— 85 


Uassie  nach 

Mittlerer  Betrag  in  Fr. 

7«  der 

Mittlerer  Betrag  in  Fr. 

7,  der 

WcTth 

des  ZnacUag- 

der 

Kosten  TOOi  des  ZqscUm^ 

der 

Kosten  vom 

Preises 

Kosten 

Preise 

prelses 

Kosten 

preise 

Bi6  500  Fr. 

286 

S53 

12^.2t» 

268 

3S5 

143.80 

500—  ijm  „ 

764 

388 

50.76 

742 

418 

5e.u 

lOül—  -2,000  „ 

1,480 

417 

28.15 

1,489 

ini 

80.95 

2001—  5,000  „ 

d,a9ü 

477 

14.08 

3380 

523 

ld.49 

5001—10,000  „ 

7,112 

564 

7.92 

7,157 

622 

8.69 

Ücbcr  10.000  ^ 

43,702 

079 

2.24 

51,176 

1021 

2.00 

Durchsrliriitt 

1 1.457 

609 

1.21 

17,177 

664 

•-5.80 

tili  (joüctz 

vuiu  23.  Octobcr  1^84  bat  für 

Veriiäuiü  bt8  2u 

2000 

tr.  Aostea- 

restitotlon  seiteos  des  Staats  and  EimSssIgooK  der  Emolnmente  der  Beamten  vor- 
geschrieben.   (Ball.  IG.  ]).  489). 

liQ  dcatscben  (icncbt»kosteDgesctz  rerdcn  ia  bargerlicben  Kecbtsstreitig- 
keiten  dleGebtthran  nnch  dem  Werth  des  Streitgegenstands  wie  iS»]gt  erbeben : 

bis  20  M.  Werth  1  M  ()\l)Uhr;  20—50  M.  W.  2.4  M.G.;  60—120  M.  W.  4.6  M.  G.; 
120—200  M.  W.  7.5  M.  Q.;  200—300  M.  W.  U  M.  G.;  300—450  M.  W.  15  M.  G.; 
450-650  M.  W.  20  H.  G  •.  650—900  M.  V.  26  H.  G.;  900—1200  M.  W.  82  M.  G. 

und  so  weiter,  8200—10,000  M.  W.  «lO  M.  G.;  dann  für  je  2000  M.  W.  10  M.  Gebühr 
mehr  (Va  7o--  nirht- vermripeiisreclitlicheii  Ansprüchen  wird  der  Werth  des 

Sireitgegenslaiids  mit  2UUü  M.,  auMjuhmswcibc  uicdiigcr  oder  höhur,  aljer  nicht  anter 
200  und  nicht  über  50,000  M.  angenommen.  Die  volle  Gerich tugebühr  wird  erhoben 
fQr  die  coutradictorisrhc  m  uulli*  Ii*-  Y  rliaiidlung  (VerhandIung^gebUh^) ,  für  die  An- 
ordoung  einer  Beweisaufnahme  (Bcweiägebübr),  für  eitie  andere  luutächeiduug  (Eut- 
BcheidunfTSfebohr).  In  versehiedenen  andmn  FlUen  kommen  verscbiedene  Quoten  (2, 
3,  5,  n  Zehntel)  zur  Anrechnanj?.  In  der  Berufungsinstanz  erhöhen  sirh  die  (icliUhren- 
üätze  um  '  4,  in  der  Kcribioasiostanz  nm  Ys*  Auch  die  Gebühren  imConcursver- 
fabren  riciiten  sich  nach  den  Weitbdassen  nnd  Sitsen  bei  burgerlidien  Rechtsstreiten 
(Gericliiblv(»btcrugesetz  §  50 — 58).  —  Klagen  über  zu  grosse  Höhe  der  neuen  G«  richts- 
kosten  waren  eine  Zeitlang  selir  ibri^itet.  aber  bei  den  sinkenden  Gesammteinuahmea 
nicht  gut  zu  befriedigen.    Abaud  riin'TLii  im  Gesetz  rom  20.  Juni  1881. 

Statirösche  Daten  ttber  die  fnUiep-  £linnahmc  bei  den  einzelnen  Arten  der 
Civilproccsse  in  Prenssen  g.  in  den  Beilagen  der  Keichbtagsacten.  Session  von  1S78, 
S.  617  ff.  Im  Geltongäbereich  der  Verordnung  vom  2.  Januar  1849  war  die  Soll- 
einnahme Httr  das  2.  Semester  1875  7,158.602  M.  In  Baiern  rechts  des  Bheins  1876 
in  Ci vi Iprocessen  239.467  M.  Stempeltaxen  und  5G}.o.'l  M.  Taxen.  AiisserJem  ein 
nicht  genau  ZQ  beziffernder  Betrag  von  Einnahmen  ausbtempelpapier  (und  Marken). 
In  Sachsen  Solleinnahme  an  allen  Gerichtsfrehttbren  3.64  lülL  M.  In  1876,  wovon 
nach  Maassgabo  des  Dresdener  Sprengeis  11.1  7,,  vt)n  bürgerlichen  Bcchtstötreiiig- 
keiten.  4.2  yoo  Concursen,  8.5  ?on  Strafsachen.  45.9  7o  ***^"  Geschäften  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  Würtembergit>chc  Gerichtssporteln  ron  CiviJprocessen  und  Concurs- 
Processen  263,887  M.  Baden  dsgl.  c.  600.000  M.  und  ca.  100.000  M.  StetnpeL 
Hambur*^  aus  Ci7ilp^oce^sen  tmd  Conctirsc«  1876  an  Gerichbgcbulircn,  Si  orteln, 
Taxen ,  bteuipcl  u.  s.  w.  277.000  M.  Ueber  die  gegenwärtigen  Einnahmen  und  Ge> 
bflhren  der  fiechtspflege  überhaupt  s.  v.  §.  45. 

Andere  Gebührengebiete  (Zwangsreistoipeninp-,  s.  0.  das  pretissische  Gesetz 
fom  iH.  Juni  1883,  u.  a.  m.),  dann  die  Gebühren  für  das  Yerwaltuiig^-ätreitreifaliren 
▼erden  ibblich  normiit 

§.  41.  2)  Gebühren  de r  S t r a  1  g c  1 1  c h 1 8 b a r k e i t.  Im 
Falle  der  Verurtbeilur  g  l  ai  der  Vcrurtheille  mit  Recht  rejzelruässig 
auL'ii  Abgaben  eines  hlihrenartigen  Characters  zur  Deckung  der 
Kosten  des  Lnteisiichungs-  und  Gerichtsverfahrens,  das  er  ver- 
schuldete, m  zahlen.  Die  Höhe  dieser  Abgaben  richtet  sich  nach 
der  Art  der  Verbrechen  oud  Vergehen,  daher  nach  der  Höhe  der 
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erkannten  Strafen,  aneb  mitunter  nach  der  Gattung  der  Gerichte 

nnd  nach  den  Instanzen,  vor  denen  darüber  verbandelt  wurde. 
Prineipiell  ist  die  Erzielncg  voller  Kostendeckung  der  iStraf- 
gericLtsbaikcit  duii  h  die  Gebühren  stattbalt,  practiscb  aber  wegen 
der  Armuth  der  meisten  Verurtbcilten  nicht  zu  erreichen. 

Kffispiel:  Pieus^en.  Im  Gesetz  von  ls5l  wureu  uuttTbcbicJen :  Jic  geric!i(- 
liclitiu  üijtersucljuiij^eu  vot  iliuzelrichtern  .  ui.t  GebQlircn  uach  Ueiu  Strafiiiaoäi  von  2, 
5  and  ]0  Thlr.,  ror  Drei-Richtcr-OolIcKit^ii  ni  1.  iBitaoz  25Thlr.,  ?or  Schuurgcricbtea 
nach  Strafmaass  von  50,  100,  200  Thlr.,  in  den  2  höheren  Instanzen  die  Hälfte  dieser 
Sku&.  ^'acb  dein  Qeneti  von  1 S53  vurde  zwiucheu  deo  Gerichten  bei  der  Festütellung 
der  Gebshfea  nkht  vatenMdifedai.  Die  Sitie  fwiiiten  In  12  Stafan  nftch  dem  Stnf- 
maa&s  von  1 — 100  Thir.  —  Nach  dem  deutschen  (jcricht>ko>tonLr''S(rz(>  bildet  die 
rechtikkrilftig  eriianutc  Str&fe  den  Maa^sstab  für  die  Höhe  der  Oerichtäj^ebuhr  aller  la- 
tXMOxeik**.  In  1.  Instanz  rtrifreo  die  GebQhien  in  11  Stafra  zvim;ben  5  tmd  SOO  M. 
In  der  Benifungs«  und  der  ßcvisionsinstanz  im  Allgemeinen  dieselben  Sätze,  eventuell 
Quoten  (5  und  4  Zuhntheile).  Verschiedene  Sätze  in  n&her  »ngcgebeueu  besonderen 
Fiülcn  (so  bei  Ptira(kla>ien),  Gesetz  von  lb78  59 — 7b.  Alle  diese  Gebühren  kommen 
zur  Anwendung  im  Gebiete  der  Strtfjprocessordnung.  Andere,  meist  geringere  nacli 
Tarifen  der  Particalarge80t7.e  im  Verfahren  betrellend  F.<i.stfr'-'Vol,  Poliz<  isiraferi .  in 
Stcucrsacben.  Beispiel:  Preus^itjühes  Gesotz  vom  J.  Mai  1853  (.an  Üieile  der 
aufgehobenen  Bestimmungen  das  Gesetz  von  1861  getreten):  bei  einfachen  Holz- 
dicb:>tHhls>  und  dit^en  pilficL^cst eilten  Sachen,  wenn  die  Strafe  iu  contumaciam  oder 
auf  sofortiges  Eiogeständniss  crfoljit,  nach  dem .  Stiafmaasse  eine  Gebuhr  von  Va«  ^«i 
Vt>  1«  iVa*  3  TUr.;  ▼enn  die  Ansctialdigung  bestritten  worden:  du  Doppelte  dieser 
S5t/e.  Prell  aacii  1S7J  aufccvrcndete  baare  Auslagen  au  Criminalkosfrii  -1.7.')  Mill.  M.. 
aa  Oerichtskosten  vereinnahmt  ä4b.747  M.  iacl.  der  eingebrachtea  baaren  Auslaj^cu 
(c  10  7,  der  Keaiea?).  —  Beiern  mh  Straf procensen  1876  eingenemmea  501,000  Ii. 
und  ausserdem  Stempel.  —  In  WUrtemberg  bestaticK  u  SpOTteln  in  Strafsachen  frOher 
oictit.  —  In  Baden  ib76  Einnahmen  dafür  c.  130,000. 

§.  42.  3)  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 
keit;  nebBt  4)  Ke^Mster^^ebUhren. 

Die  j^escbichtlieb  und  uocb  nacb  dem  gegenwärtigen  Hecht 
der  meisten  Staaten  enge  Ver bind u  n g  dieser  Gebühren  mit 
Verkehr 8 steuern  erschwert  die  Darstellung  und  Beurtbeilnng 
auch  in  der  Theorie  sehr.  Das  Merkmal  der  „Geb (ihr"  liegt 
vor  —  unter  der  allgemeinen,  hier  besonders  witbtigen  Voraus- 
setzung massiger,  der  Mtibewaltuug  des  Gerichts  und  dem  unter- 
laufenden individual- Interesse  des  Betheiligten  entsprechender 
Höhe  — ,  wenn  entweder  die  Tbätigkeit  des  Geriebts  gaui:  frei- 
willig beansprucht  wird  oder  ^venn  es  sich  um  Privatrechts- 
verbältnisse  handelt,  deren  amtliche  Cognition  und  for- 
male Kegelung  im  allgemeinen  „öffentlichen'^  und  in  einem 
von  der  Staatsgewalt  mit  wahrzunehmenden  Interesse  der  Be- 
tbeiligten,  daher  doch  im  Interesse  der  Sache,  d.  h.  wegen 
der  bicherbeit  ond  Ordnung  der  bezUglioben  Verbnltnissc  an 
sich  oder  um  der  nächstbetroffenen  Interessenten  (z.  B.  Minder^ 
jftiuiger)  Willen  voigeacbrieben  ist*  Hier  hängt  nnn  sehr  Vieles 
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vom  FormaliBmns  des  geltenden  Privat-  und  Proeess- 
Rechts  ab. 

Die  einzelnen  J{ecbtssysteine ,  z.  B.  in  der  (icgenwart  das  gemeine  (rftmiscb«) 
Kocht,  (lio  verschieden rn  rodilicirten  Rechte,  das  o.sterreicliiscJio .  pr^^nssische.  fran- 
zösische vertreten  hier  iiinsichtlicb  der  materiellen  Noruieu  fur  Itezugliiiie  Kechts- 
institute  und  der  formellen  Anfoideniiigen  fQr  gewisse  Rechtsverhältnisse  und  Hechts- 
f^esch.lfte  verscliieili  uo  (iniiiil.>;itze  nnm(^Titli<'li  in  Bofrefl' der  Gilt igkeit ,  K  lairbarkeit , 
>iichtigkeit,  der  Art  des  Beweises  im  Streitfälle,  z.  B.  io  Bezug  auf  Schrift- 
licbkeit  oder  MUndlicbkeit  der  Vertragsscblicasnof ,  Efn^gnng  der  Vertiig^e  in  dfTent* 
liehe  Bücher,  anitlirlio  Amlionticimng  bestimmter  einzelner  Tliafsachen  itn  sachlichen 
[nteresse,  Ucbertragungsform  des  Eigenthumä,  besonders  des  GniBdeigeoUiaios,  Form 
der  hypothekarischen  Belastung  und  der  Beschränkung  des  letzteren  durcb  andere 
dingliche  Kechte,  Verwaltung  des  MQndelguts,  Vormundschafts'wesen,  GestiltODf  des 
fhclichen  liiUerrechts ,  des  Erbnvhh ,  Regelung  des  Nacblasswes»»ns ,  u.  s.  w.  -  Sehr 
lehrreich  iist  in  dieser  Beziehung  dur  Bericht  der  bundesräthlichen  Cuinmission  von  1877. 
Vgl.  z.  B.  die  D.ulcgntig  der  Verschiedenheiten  im  l\cclit  S.  12  dies lk;richts  (auch 
l»ei  V.  Scheel,  Jalirijiich  des  Deutschen  Reichs  1S7S,  S.  Tl  \  woraus  si.  h  die  Schw^ierig- 
kciton  der  gemeiii^iamtii  Gesetzgebung  über  Urkundenstemi»  !  im  1» -ich  eriarebpn. 

Je  nach  der  verscbicdencn  Beliandlung  aller  dieser  Verhältnisse 
im  positiven  Kecht  ist  eine  Mitwirkung  von  Gericlitsbo- 
hörden  bald  geboten,  bald  frei  gestellt,  bald,  wenn  sie  im  ersteren 
Fall  unterbleibt,  mit  Rechtsnachtheilen,  bald,  wenn  sie  im  letzteren 
Fall  erfolgt,  mit  Rechtsvortheilen  verbunden. 

Z.  B.  bei  den  Rcgi.-trimngen  gewisser  Urkunden  und  He*  lits^<-s<  hafte  im  fran- 
zösischen Recht,  Code  civil  Art.  132S.  Rechtsurkunden  erhalten  hier  Dritten  gegenüber 
durch  Anmorkuns^  derselben  in  gewissen  öffentlichen  BUchern  ein  sicheres  Datum. 
Damit  verbindet  sich  ein  EinrefistrirungszwaiiL!  mit  civilrcchtlichen  und  Strafnach- 
tlieilen  für  die  ünterlassnng:  wesentlich  »-ihc  Maii.^sres^el  liscalisrhcr  Politik,  in  An- 
knüpfung an  das  Civilrecht.  S.  deu  bundesräthlichen  Comiuissionsbericht  von  IS77, 
S.  41 ;  y.  Hock,  fiffentltcbe  Abgaben«  S.  248.  meine  Fin.  III,  §.  216  ff. 

Statt  der  (rericbte  selbst  können  allenfalls  aoch  Notare  nnd 

üluiliche  Personen,  ferner  in  einzelnen  Fällen,  z.  B.  bei  der  Ftthrnng 
der  Grundbücher,  auch  andere  Staats-  oder  Gemeindebehörden  mit- 
wirken. 

Das  Gcbllhrensystcni  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  spe- 
ciell  das  iiei^istergebllhrenbystem  eines  Landes  lässt  sich  daher 
genaue r  nur  i  ii  \' e r  b  i n d u  n g  mit  d  e m  Privat-  und  Process- 
rechtssystem  dieses  I^andes  darstellen  nnd  beurtheilen.  Hier 
in  der  Finunzwisscnseliaft  muss  es  geniigen,  für  unsere  gegcn- 
wUrtigen  Culturstaaten  gewisse  gemeinsame  Rechts  Verhält- 
nisse hervorzuheben,  bei  welchen  nach  der  wenigstens  im  Ganzen 
gemeinsamen  Hechtsanschauung  in  Betreff  materieller  Keebtsnormen 
nnd  nach  dem  Air  zweck  mässig  geltenden  Formalismus  des  heutigen 
Hechts  eine  gerichtliche  Mitwirkung,  bez.  eine  besondere 
Eintragung  in  Öffentliche  Bttcher  nothwendig  oder 
wenigstens  sehr  . passend  erscheint ,  daher  auch  in  verschiedenem 
Umfang  üblich  ist.  Danach  richtet  sich  dann  auch  das  UrtbeiJ 
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ttber  dtQ  bezüglichen  Abgaben,  welche  sieb  als  Gebttbren  ^ 
ob,  wie,  wanu,  wie  bocb  —  an  die  gertcbtlieben  Tbä%keiteu 
knfipfen  dürfen  oder  selbst  knOpfen  sollen. 

Vffl.  Kau,  Fiü.  I,  §.  234  — 2H7,  der  den  S teuer clmracter  der  meistoit  sogo- 
iiaunteu  Eintrags-  oder  BegisteiigebQhrcD  wohl  erkennt,  aber,  da  er  nur  vom  Standputi«  t«; 
der  (lebühr  aus  urtheilt,  diese  Abgalm  zu  allgemein  vorTvirft.  Die  sachlidio 
VVarJigung,  wie  sie  im  Text  verdacht  wird  (z.  B.  in  Bcticlf  der  Grundbücher)  fehlt 
M  ßau.  Umgekehrt  von  Rav  Stein,  der  ron  Minem  an  sich  nebligeren  Standponcte 
ans  ilacli  die  Abi^abe  früher  zu  weit  billigte,  —  übrigens  das  GebUhrenmoment  nicht 
geou^cnd  reriblgt  (z.  Ii.  5.  A.  II,  1,  28Ü  und  U,  2,  214).  i>io  beste  Behandlung 
aacli  Ider  tob  Schall,  GebOhren,  §.  12  ff.  Wir  stiiniiien  vehl  flachliclt  fast  ganz 
Qberoin.  Auch  seine  foruielle  narstelhing  hat  den  Vorzug  der  U(ibersii  htlichkeit 
(GebiUirea  in  Vormandschalt&sachen,  in  NachiaüsreguiiniDgen,  Kegist crgebuhren,  „Qe- 
btthren  ren  RocbtsgAsobftften**,  in  wolcfaer  letzteren  Glasse  freilich  ziemlich  Ter« 
schiedenes  vorkommt).  Da  ieh  auch  hiernach  der  principielleu  Auffassung  für  die  Fiuanz- 
wiäseiischaft  in  erster  Linie  strebe,  glaubte  ich  indessen  an  der  Form  meiner  frtiheren 
Behandlung,  1.  Aufl.  §.  293,  die  mit  Rücksicht  auf  dieses  Ziel  gewählt  war,  tcitliulten 
zn  sollen.  Da  in  der  FludB  die  betreiienden  Abgaben  nach  Art  und  Hohe  vielfach 
überwiegend  Steuern,  wenn  auch  etwa  mit  ;L]^cbtih renartigen  ElennTiten  verbunden, 
sind,  so  gehört  ihre  genauere  Darstellung  und  Beurtheilung  erst  in  die  bteuerlehre. 
Im  Folgenden  nur  einige  Beispiele  ron  Abgaben  reinen  oder  ttbenrlegenden  6e- 
bnbTOMsharaeten. 

%.  48.  £ine  geriebtliebe  Mitwirkung  nnd  demgemäss 
eine  Gebttbrenerhebnng  für  dieselbe  erscheint  nach  dem  Ge- 
sagten im  Allgemeinen  da  angezeigt,  wo  sieh  an  die  gehörige 
formale  Ordnung  nnd  Sicherheit  eines  PriratrechtSYerhiUtnisses  ein 
gr{)sseres  allgemeines  Interesse  oder  vom  Staate  mit  wahrzunehmen- 
des' Einzelinteresse  anschliesst,  welehes  erheischt,  dass  die  Be- 
theiligten in  ihren  Rechten  möglichst  gesichert  werden,  dass  aber 
auch  Uber  den  genauen  Umfang  und  Inhalt  der  Rechte  möglichst 
jeder  Zweifel  von  vornherein  ausgeschlossen  werde.  DemgcmäsH 
werden  im  Besonderen  eininal  öffentliche  Bücher  (Re- 
gister) fUr  Eintragung  gewisser  Rechtsverhältnisse  und  Rechts- 
geschäfte behufs  deren  zuverlässiger  Constatirung  und  Beglaubigung, 
ferner  amtliche  Mitwirkungen  für  die  Ordnung  und  Controle 
einiger  b  e  st  i  m  m  t  e  r  Gattungen  von  Rechtsv  erb  Hitnissen 
geboten  sein,  in  beiden  Fällen  mit  angemessener  Gebührenerhebung. 

a)  Demnach  smä  Dücher  zn  führen,  vor  allen  fUr  das  üruüdeigentli u m  und  für 
alic  darin  vorgeheuduu  Eigca th umswechscl  t^druudstückc,  (lebuudc,  —  Gruud- 
bttcher):  ^r  die  Constituiruug  dinglicher  Rechte,  wie  Kcallasten,  Serrl« 
tnten .  am  (jrundeigcnthuui  uadmdieVerpfändungdesselben^Hypothooirang.« 
—  Hypotheken  bucher). 

Die  Eintragungen  in  die  Grand-  und  Hypothekenbttcher  gesdiehM  ancli  in 
Deufscliland  regelmässig  gegen  (icbulir<;ri.  Z.  1>.  Piensrien.  Ily po  1 1»  c  ke  iia  ach  c ii 
(üesütz  von  lb5I):  füi  die  Berichtigong  des  Üesit^titels,  dessen  J:^iu trag ung 
und  alle  dnbei  rorkommenden  Nebeng^bftfto  vom  Betmgc  bis  ai  200  Thlr.  von 
25  Thlr.:  10  Sgr.  il'  .,  7„);  vom  Mehrbetraf^e  bis  /.u  lOüO  Thlr.  von  jo  lüü  Thlr..: 
10  Sgr.  (Vg  7o);  vom  Mehrbetrage  von  je  5UU  Thlr.:  ib  Sgr,  (7«  7o);  j<«io 
definitive  Eintragung  und  alle  dabei  voricominenden  Kebengesch&fke  bis  zu  200 
nnd  nq».  1000  Thlr.  Werthbetrsg  Vi  ^  ebengenannten  SAtie  (abo  1     und  V,  %>; 

Wagaftt,  FiaanawinaaMhifk  II.  2.  Aaflt  7 
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s'om  Mehrbeträge  über  lOOÜ  Tblr.  derselbe  Satz  wie  vui'hin.  Für  jede  Lüschiiug, 
ßiDSchliesslich  der  Retraditiun  des  Docuiueiits  und  aller  dabei  sonst  roiioiniiioiideil 
NebengescLäfte,  die  Hälft-         Sätze  für  die  Eintragung.    Jetzt  gilt  dor  Tarif  der 

Sreassischon  Grandbnchorduuug  vom  5.  Mai  1872.  Proben  des  letzteren:  nach 
,1  ftr  (He  EntgegenoaliiBe  der  AnflaeeungserkllruDg  nnd  far  die  auf  Gnnd 
derselben  bewirkte  Eintragung  des  Eigenth tliners  u.  ti.  w.:  vom  Betrage  bis 
200  Thlr,  Ton  je  25  Thlr.:  Sgr,  (1  "/J;  vom  Mehrbettage  bis  1000  Thlr.  ?on  je 
100  Tlilr.:  7'/,  Sgr.  (V«  7o):  ™  Mehrbeträge  wn  je  500  Thlr.:  7'/^  Sgr.  (V»«  ^o); 
nach  §.  2  des  Tarifs  fUr  jede  cndgiltige  Eintragung  in  der  2.  oder  3.  Ab* 
theilung  o.  s.  w.  far  die  cbengcnanntcii  3  Stufen  bez.  1  ,  5  und  T'/i  Sgr  oder 

und  7*0  btark  degressive  Scala.  —  Leber  Frankreich  s.  Hock,  Fin. 

Fnuikreicltt.  S.  204  ff.,  meine  Fin.  III,  §.  219.  Die  Mmtlc  Staatsgcbubr  für  Ein- 
tragung hypothekarischer  Forderungen  ist  1  Promille,  dazu  neuerdings  Zubclilage  (25  7»)- 
Ein  gleiubm&sttiger  Proportioualsat^,  statt  des  degressiren  in  Prcusseu,  nähert 
die  Abgabe  zwar  etwas  nehr  der  Steuer ,  vertheilt  aber  die  Kosten  des  Gnindbach'- 
wesens  doch  wohl  gerechter  mit  auf  die  Schultern  ri  r  r  i  h  r  «n  Classen.  Bei  der 
gewOhuUchea  l^agung  oder  Oebenr&kujig  der  U.ypothekeugebuhreo  auf  den  Schuldner 
md  der  dadurch  erfolgenden  Creditrertheneninf  sind  mteige  Sitze  geboten.  —  Bei 
den  Verpfändungen  beweglicher  Sachen,  ferner  bei  Mieth-  und  Paclitver- 
trigon  ist  die  Eintragung  in  öfTcntlicho  Bacher  im  Allgemeinen  kaum  sachlich  noth- 
wendig.  Daher  nahmen  Abgaben  fUr  etwaige  ssolchc  Eintragungen  mehr  den  Character 
der  reinen  Steuer  au  (französisches  Enrcgistremcnt:  Stempel  ron  solchen  Vwlrägen, 
z  6.  Ton  Lombarddarlehen).  Dasselbe  gilt  ron  ähnlichen  Eintragungen  ron  und  Ab- 
gaben für  andere  Verträge,  femer  auch  rou  allgemeinen  Abgaben  (meist  in  Stempel- 
form) für  beztkgUdie  Urkanden.  Die  Ferdening  der  Schriftlichkeit  fon  Vertrigen, 
aller  oder  solcher  tlher  L^*-.vis  <■  rtli^ieträge  hinaus,  Beschränkung  der  Klagbarkeit 
andernfalls  sind  Bestimmungen  eventuell  auch  civilrechtlicher.  aber  auch  fiscalischer 
liatnr,  nmzurAbgabesahlnng  (Stempel)  ansaeifem.  Die  betreffenden  Abgaben  sind  aber 
nicht  mehr  fJebührt  n,  sondern  Steuern.  —  Den  GrundbüeherQ  ähnlich  sind  die  Schiffs- 
register (Deutsches  Handelsgesetzbuch  Art.  432  fl  ),  mit  etwaigen  (icbuhron. 

Fernere  Register  mit  passender  GebQhrcnerhebung  sind  diejenigen,  welche  für  die 
Stellnng  einer  Unternehmung  (Geschäfts)  unter  besondere  Rechtssysteme  gefHbit 
werden  müssen,  wie  unter  das  Handelsrecht  fHan  d elsregister).  unter  das  Genossen- 
schaftsrecht (Geuosäenschaftsregiäter)  u.  dgl.  m.;  weiter  fUr  die  Erworbung 
der  Rechte  eines  einzelnen  besonderen  Rechtsinstituts,  wie  des  Urheber- 
rechts THi  i  seiner  drei  Kategorieen,  des  litefarischeu  Autonechts«  des  Patentrechts, 
des  Mubterschutzrechts  (Register  dafiir)  u.  a.  w. 

Beispiele  solcher  Registergebflbren  in  Devtschland  sind  folgende:  Die 
erstmaligen  Eintragungen  eines  Waarcn Zeichens  sind  nach  dem  Reichsgesetz 
vom  30.  No?effiber  1674  mit  einer  Gebühr  von  50  M.  fUr  die  Laudescassc  be- 
legt. Die  Bnndesraths-Commission  von  1877  schlug  ausserdem  einen  Reichs- 
Stempel  von  10  M.  dafür  mt.  Für  gewisse  Eintragungen  Uber  das  Urheberrecht 
an  Schriftwerken  hat  der  Stadtrath  in  Leipzig  eine  Rolle  zu  fuhren  (Reich>gesetz 
vom  II.  Juiii  IbTO).  Für  jede  Eintragung,  Eiuiragyschein  und  Auszug  bezieht  er 
eine  Gebunr  von  15  Sgr.  Aehulich  nach  Gesetz  vom  9.  Januar  1876  Ober  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Kunst.  Die  genannte  Commission 
schlug  für  jede  Eintragung  in  die  Leipziger  Rolle  eine  Reicbsgebuhr  von  50  M.  vor. 
Einen  Oebtlbrentarif  (mit  Sitzen,  die  von  1  aaf  2  und  9  H.  steigen)  Air  die  Ein- 
tragungen II  s.  w  in  dem  ron  den  Gerichten  zu  führenden  Musterrenister  hat 
das  Ruichagesetz  vom  11.  Januar  1876,  betietfead  das  Urhebenecht  an  Mustern  und 
Hodelion.  Jene  Commission  beantragte  weitere  Beichsgebahren  von  2  nnd  5  Ht. 
Die  Eintru  Wilsen  in  die  Genossenschaftsregister  (nach  Beicbiiges  t/  vom 
4.  Juli  Ibbb  kostenfrei)  sollten  nach  gleichem  Vür^^(■hla^e  mit  Gebnijren  für  Iss 
Reich,  von  6  und  1  M. .  diejenigen  in  das  Handelsregister  desgleichen  mit 
ReicbsgebUhr  Ii  u  10  (Actien-  und  CommauditKActlengesellscbaften)  und  5  M.  (andere 
Firmen),  andere  auf  Antrag  erful;;ende  Eiiitresrungen  mit  1  M.  beleiht  werden;  Aus- 
züge aus  der  Leipziger  Rulle,  den  Handels-,  Genosseuschafts*,  Musterregistern  mit  je 
t  M.:  das  wären  lauter  Abgaben  von  wenigstens  theilweiser  GebQhrsnbator  gewesen. 
Mehrere  ili.  ;^  r  R  egister  b  tr'  '!  Vorgänge,  Welche  mit  volkswirthschaftlichen  Ver- 
hältnissen zusammonhängeo.   Die  bezüglichen  üeblüireu  begegnen  uns  unten  06) 
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wieder,  z.  B.  die  pBleatgdbIkkno.  —  Einige  ren  SchtU  §.  IS  geaaiute  FlUe  mochten 
nicht  ZQ  diesen  Re^^istergebOhren  za  rechnen  sein. 

Der  obligatorische  Character  dieser  Eintragungen  in  solche 
Hegister  bedingt  auch  hier  nicht,  dass  Abgaben  fttr  Eintragungen 
nnd  fttr  amtliche  AnszUge  daraus  das  Merkmal  der  „Gebühr'' 
yerlieren,  wenn  sie  nur  nach  Art  nnd  Höhe  richtig  normirt  sind. 
Es  empfehlen  eich  theils  feste  Sfttze,  welche  wesentlioh  ale  ein 
Beitrag  tat  Kostendeckung  der  Einrichtungen  erscheinen;  theils 
Sätze,  welche  sich  nach  dem  Wertbbetrag  als  Proportional- 
abgabe richten,  —  so  bei  EintragoBgen  Uber  Wechsel  des  Grund- 
eigenthums,  Verpfändung  desselben  |  anderweite  dingliche  Be- 
lastung — ,  sich  durch  dicBttcksichtauf  den  Nutzen  des  Privaten 
rechtfertigen  und  eine  bessere  Vertheilung  der  Rosten  auf  die  an 
der  Einrichtung  Interessirten  herbeiftthren. 

b)  fieetimmte  Gattungen  Ton  Rechtsrerhältnissen ,  in  denen  im  Offentiicheii  und 

im  Interesse  der  Nilchst-Betheilijffen  eine  Mitwirkung"  der  Gerichte  pas5;end,  in  der 
Begel  nothwendig  eracheint,  sind  allgemein  Nachlassregalirungeu,  einschliesalich 
der  geiiclitfiohen  Xr Öffnung,  erentnell  enoh  Anfbewabrnng  (kaam  nnbedingt 
der  Errichtung)  von  Testamenten;  Vormundscliaftssachen;  ferner  Einzchitis 
wie  Einkindschaften ,  Adoptioaen,  L^timattoneo ,  Errichtung  von  FideicommAiasou, 
Hortificirnng  ron  Schnldnilnuiden,  imbesendere  m  (»nf  Kumi  oder  anflnbeber 
lantendon)  Actien  and  Obligationen  u.  ».  m.  Eigeatlifllie  Gebahien  nlnd  hier  vobl 
fast  immer  berechtigt,  selbst  gelioten. 

Vgl.  Schall,  Gebühren  i;5.  13,  U.  Iti,  weitere  Falle.  Die  Regelung  der  be- 
treffenden Gebuhren  ri(  httt  sieli  natUrlich  wieder  vielfach  nach  dem  Formalismus  des 
geltenden  Rechts.  —  Beispiel:  FrfU.ssisches  Gesetz  von  1851,  bez.  1S54.  Nacb- 
lassregaliru ngou  ^ä.  34  de:>  GeHcUu:i  von  lb51  und  AxL  18  deü  Uoüetzes  fco 
1854,  ebne  ErbtheilaDg):  ron  Vermögen  bis  100  Thlr.  von  jedem  Thlr.  1^/,  Sgr.  (5  7o). 
nicht  unter  15  Sgr.;  rom  Mehrbetrage  bis  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  10  Sgr.  (SV,  7«); 
vom  Mehrbetragd  bis  1000  TUlr.  ?ou  je  50  Thlr.  20  Sgr.  (iVa  7«);  vom  Mehrbeträge 
bie  5000  Thlr.  ron  je  100  TUr.  20  Sgr.  (* ,  7»^  ;  rem  Melirbetnge  von  je  500  Thfr. 
20  Sgr.  C*/,^  7o'.  B^'i  ?ericht!icher  ErbHieilung  diese  SRtze  um  die  H&lfte  erhöht.  — 
FOr  das  Torjauadacbaftsvesea  gilt  jetzt  im  Allgemeinen  das  preussische 
Gesetz  rem  21.  Juli  1875,  betreffend  Kosten,  Stempel  and  GebOhren  In  Yennvnd- 
ücbaftssachen  '(Novelle  zum  Gesetz  von  1851).  Danach  z.  B.  „bei  den  zur  Wahr- 
nehmung einzelner  Geschäfte  eingeleiteten  Pflegschaften  und  im  Falle  der  Beätellondr 
eines  Gegenvormunds  neben  dem  gesetzlichen  Vormund''  immer  V,  M.  von  je  50  M. 
bis  zu  '600  M.  (1  7„),  von  je  150  M.  vom  Mehrbetrage  bis  zu  tlOO  M.  (Vs  °/o).  von 
je  300  M.  vom  Mehrbetraire  bis  zu  1500  M.  (.Ve  7o)'  ^^'^  Mehrbetrag:e 

bis  zu  8000  M.  (Vio  Vtt)»  l'^OO  M.  rom  Mehrbetrag-  his  zu  15.000  M.  i.'/»  7ü^; 

denn  je  S  M.  rom  Mehrbeträge  bis  zu  :^0,<li)0  und  bis  zu  60J)i)o  M.  and  (i  M.  rem 
Mehrbeträge.  Andere  Sätze  bei  anderen  Pfleg-  und  \  onnunds.  hufti  ii.  Ausserdem 
T<m  den  Revenuen  desjenigen  Vermögens,  über  dessen  Verwaltung  dem  Gericht 
Reehnnng  gelegt  werden  mnss:  20  Pf.  von  je  20  M.  (1  7^)  ^*  ^  3« 
30  M.  des  Mehrbelraes  bis  zu  »00  M.  (Vs  7J»  ^  »n  je  60  M.  des  Mehrbt  (rags  bis 
ZQ  1500  M  (Vs  7o)  ttttd  von  je  120  M.  des  Mehrbetrags  0/«7o)-  Ueberall  bedeutend 
geringere  Sib»  des  grosseren  Vermögens:  eine  Prepertional- stett  der  Degressir- 
scaia  wurde  auch  bei  solchen  ..Gebühren"  berechtigt  sein,  um  die  Kasten  der  BebOxden 
besser  zu  rertbeilen.   Abgaben  als  ,vSteuern''  entspräche  sie  vollends. 

In  diesen  nnd  in  ähnlichen  Fällen  gehen  die  Gebuhren  in  der  Praxis  oft  nach 
der  Hoho  der  Sätze  nnd  nach  der  Art  der  Berechnung  in  Vcrkehrsstcuern  Uber.  In 
zahlreichen  anderen  Ffillen,  z.  B.  b-i  Stempel-  und  ähnlichen  Abfraben  filr  Urkunden, 
UDentlich  Schuidurltundeu  uberiiaupt.  für  Wucbittil,  Actien,  andere  Inhaberuapierc, 
ttt  LoBbetddarJelien,  Ar  hMfinlnniiche  Büelier,  tu  QaittiiDgeii  n.  dgL  n.,  bei  der 
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schon  erwähoten  iscaliscbcn  Emäguii^cu  mit  entspruugünen  Vonchrift  der  SchriftUch- 

keit  der  Verträge,  um  dann  ilir  ,1.  rktiml  dem  Stempel  leichter  unterwerfen  zu  können, 
liegt  dagegiiu  keine  gebuhrenanige  Abgabe,  iMudern  eiue  reiuc  Steuer  vor,  die  als 
solclie  ta  beortbetlen  ist. 

Auch  wo  Urkandeu,  deren  Ausstellung  ohiu;  ?^Iitwirkung  der  (ierichto  sachlich 
betrachtet  recht  wohl  zulässig  ist  und  nach  dem  geUeudeii  Kucht  auch  zugelassen 
wird,  nicht  an  tAch  Steuer»,  bez.  btempclpflichiig  sind,  kann  die  Bestimmung  beetebcn, 
dass  die  Urkunde  bei  Produciruug  iror  Gericht,  aho  namentlich  als  Beweismittel, 
eventuell  nachträglich  zu  stempeln  i^t.  Eine  Abgabe  dieser  Art  fillt  dann  wieder 
etwas  mit  unter  die  Kategorie  der  (ierichtskosten  und  insofern  unter  die  Gebühren, 
wenn  vielleicht  ihre  Höhe  und  Bemessungsart  ihr  auch  so  den  Chanictcr  der  Steuer 
^-r^):^^tentheils  erhält  Vgl.  die  französischen  Einrichtungen  beim  Huregiätrement 
Flu.  III.  §  21t»,  221. 

Eine  Beihe  von  Verwaltungs-  und  gerichtlichen  Functionen  ist  bei  den  Gon- 
sulaten  vereinigt.  Für  die  manclifaclun  Thati:rkeiten  der  letztereti.  wolch«'  eine 
gritttse  Anzahl  der  ciuzelueu  oben  aufgeführten  Fälle  der  „Inneren  Verwaltung"  und 
der  ..RechtspHege"  botreffen,  bestehen  wohl  allgemeine  Gebtthrentarife.  So 
fir  J.is  DLUtsclie  Reich  jel/t  der  dem  (lesctz  vom  1.  .luli  1872  angehängte  Tarif, 
in  ciuzelneu  Fällen,  wo  dieser  Tarif  keine  Bestimmung  liat,  für  die  mit  (ierichtsbarkeit 
versehenen  Coosnlu  derpreussischo  Tarif  vom  2i,  Ootober  1S65. 

§.44,    5)  Geldstrafen,  einsebliessHeh  sogenaniiter  Ord- 

nangsstrafen  bei  Verstössen  gegen  gesetzliche  Vorschriften,  z.  B. 

im  Zoll-  nnd  Stenerwesen,  werden  tbeils  direet  als  solche,  tbeils 

neben  andern  Strafen  fFreiheitKstraicD  u.     w.),  thcil.<  statt  letzterer 

(nach  der  Wahl  der       lutlieilten)  von  Gerichten  und  eventuell 

auch  von  andern  Behörden  erhoben. 

Heutzutage  in  den  Culturätaaten  unwichtiger  ab  in  liulicrcn  Zeiten,  wo  auch  hier 
eine  tiscalischo  Ausnutzung  der  Justizhoheit  und  Strafgewuli  ubiirh  war,  sind  die  be- 
treUendt  h  Einnahmen  doch  auch  jetzt  nicht  ganz  nn>  i lieMi  li  und  in  Verbindiins"  »»it 
ueuercii  waltungs-  \,Pulizui-)  und  Steuergeset^en  wicil«-r  ülicis  iu  Zunahme  begniicu. 
—  Buh^'  ii,  <ieldstrafen.  VerinOgenscontiscutionen  bildeten  im  Alterrhttm  und  besonders 
im  Mitti'lalttT  und  iiucli  spater  eine  wichtipe  Eitiiialuiu'.jtii'll'  dos  FDrston  u.  j;.  w.  auch 
wegen  des  im  älteren  btiufrecht  vielfach  zulässigeu  Kt^tzes  von  Leibes-  und  Lebens- 
strafen  darch  Yermftf ensstrafen.  Im  neueren  Straft-echt  Vorwandlani^  fon  Geldstrafen 
in  FrcihL'it^^tr.^f(■n  im  Falle  di^r  Unvcrmögcndli«  it  t!L'^  VLTiirtlu  ilten  zur  Zahlung.  Bei 
modernen  Steuergosfetzcu  bringt  es  deren  technische  Uebtaitung.  &o  besonders 
bei  ZSlIen,  inneren  Verbranchssteaern  (Getrinkel  Znckor,  Tabak),  AI  onopolen,  Ver- 
Icehrssteucrn  (Stempel!  Kogisterwesenl  Frankreich!)  seltener  bei  directen  Steuern  (ins- 
besondere bei  Declaratioll^pHichtcn)  dann  mit  sich ,  da^b  Oeldstrafen  u.  dgl.  einen 
breiten  Kaum  einnehmen.  Die  französische  ücset/gebung  liefert  besonders  wichtige 
Beispiele.  —  Einnahme  au?  Geldstrafen  im  preusäischen  Jusiizetat  IST7/7S  1.675,000 
Mark.  Strare»  lH<-r  der  Steuerverwaltung  jetzt  3—400*000  HL  jfthrücb.  FUr  die  iltore 
Zeit  vgl.  Koscher,  Finanzregalien  S.  198  ff. 

III.  —  §.  45.  Der  Gesafnmtert  v  H'j;  der  (Tchflhrcn  der  Keelitü- 
pliege  mnss  durcb  die  Höhe  der  bi  zliglieheu  Staatsausgaben ,  also 
besonders  des  .Tustizwcsens,  begrenzt  sein.  Gebt  er  darfilicr 
biuaus,  so  nehmen  die  Geiiebtsgeblibren  insoweit  den  Steuereha- 
racter  an  (§.  17).  Richtiger  bleibt  der  Ertrag  wegen  der  allge- 
meinen Bedeutung  des  Gerichtswesens  hinter  den  Kosten  des  letz- 
tereo  zurüciL.  Bei  der  Regelung  der  verschiedenen  Gattungen  und 
der  einzelnen  Sätze  der  Gerichtsgebtthren  wird  dann  aber  doch 
Maoclies  mit  BttcliBicht  auf  das  Ziel,  einen  gewissen  Oesammtertrag 
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zn  erlangen,  einzuricliten  st  in;  m.  a.  \V.  die  (Mii'/*'lne  Gebühr 
ist  ein  Glied  in  einein  Systtiui  und  niuss  daher  imliiuter  etwas 
anders  normirt  werdcD,  als  wenn  aie  reio  für  sieb  allein  za  regeln 
wäre  (§.  69). 

Eine  filianTist.iti  srisclii^  Yc rj: I e i  i  Im n ;r  zwi';rh(>n  den  Kosten  der  Gerichte 
and  den  Liuuahojco  aos  den  Oebühren  der  Hecbt!>pHc^e  ist  nicht  eintoal  atiuäherud 
feuu  dorchiafabreD.  weil  sich  jene  Kosten  Dicht  aicbiir  auf  die  bestimmten  Leititoiifrea 
der  Gerichte,  an  IrJtr  sich  Gebuhreii  knüpfen,  /iinirkfulir .  ii  lassen  und  weil,  die 
üericbtbabxabeD  der  Praxis»  fewöluilich  mit  Verkehrs^teuem  uud  vielfacJi  mit  in 
Stempclfom  erbobenen  reinen  Steuern  unanterscheidbar  verbanden  sind. 

Ii  an,  Fin.  I,  §.  234.  mit  einigen  filteren,  aber  aus  den  angeifebeuen  Gründen  2nm 
Tcreleicb  nnzaroichenden  statisfisi  lien  Daten  Qber  Einnahme  und  Ko^tt'n  dor  Justiz  — 
Dcber  die  letzteren  Wagner.  Fm.  l.  179.  —  Einzelne  interessante  Daten  in  den  statisti- 
schen TabeJJeo  dos  Berichts  der  Stempelsteucrcommission  roD  1877.  So  z.  B.  in  Baiern 
rechts  des  Rheins  Stempel  und  Taxou.  di«;  nlurwirtrf fid  Steuern,  in  einzelnen 
Titeln  aber  za^ileicb  Uebübrea  für  obriiEkeitlicho  Functionen  bind,  in  18~(>:  in  der 
Streitiren  Rechtspflege  I.SO,  in  der  nichtstreififrcn  9.48.  in  der  Venraltnng  1.18,  ZQ- 
-  lUiui-.ii  1I  .*>T  Mill.  M.,  lu  bcii  ..Eiln^  für  verkaufte  Sfempelm  lU-rialien"  von  1.45 
ilxlL  51.  In  der  baierischen  ir'falz;  Siemp> lircbuhren  0.259,  Eiurcgistrirungs- 
fttVobren  1.91  Hill.  M..  Inscriptionsgebühren  für  Hypothekenftnitcr  18.65t  M..  Gcrichts- 
schreibereigcbuhren  .^2  7^1,")  M,.  wovon  9 '68  M  als  Antheilc  der  Gerichts>chreiber 
ab£oht-*n.  Der  Etat  de-»  bäuerischen  Jnstizroinisterii  fuhne  Strafanstalten)  war  ls77 
10.13  Mill.  M.  —  In  Würtemberg  war  der  Eitfag  der  ..Sportein"  19"6:  lOSl 
3Iill.  M.,  wovon  auf  solche,  welche  theils  ak  Sieoor«  tbeils  als  Gi-buhr  an/'tsetzen 
'  für  Jagdkarten.  Taii/i^rf  uibni^s.  Vcrtaiifsgenehinigung  ti.  ^.  w.l  96  3  ' 1.  für  reine  (Je- 
buhren  der  Hest,  ncmlich  Gericht»spurteln  'il2.00Ü,  Sportein  in  Ehe^^acbon  1S2Ü5, 
KeiariatsspOTteln  607.000.  yervaltuiig>s])orteln  14*».000  H.  Etat  de»  Jostizdoparte- 
ments  1S'7/7S  8.44  Mill.  M.  —  B.'id.  h.  Krtrii^  IS'n  an  (J,  richt8>port..'ln  ti' 4.0no, 
Verwahuotfä^poneln  422.U00.  Gebübruu  für  die  ßecbtäpolizeivcrwaltuu^^  1.592.000  M.., 
zimniinoti  2,t$78.000  M.  Koston  der  Gerichte  (aasAer  das  Min{:>terium  selbst)  im  Etat 
ton  IS77  3.35  Mill.  M.  In  W  ürtemberg  wie  in  Baden  daneben  noch  ,.Liegensrhafta- 
accise"  (G^undbc^ifzwf'rh- Isfoiit  r) .  Eibschafts-  und  Srhcnknngs-Siener.  —  Weitere 
Daten  in  der  Beilage  zum  Enlwuri  dca  Deutschen  Gericht-kostengesotzcs  1878.  Acten- 
Sl&cke  des  Reichstags,  Session  1878.  S.  68<'  ff.  — 

Nach  Einfnfrniti'i  des  Rei*  lis-Gericht''kostentarif8  wtirdo  wio  f^chon  oben  bemerkt, 
vom  Pablicum  vielfach  über  zu  hohe  Gebuhren,  zu  starke  Verthuuerung  der  Bechis- 
Mlfa.  besonders  in  der  streitigen  Givilgerichtsbarkeit.  vas  eine  nicht  sachlich  icererht- 
fertigte  Abriahme  der  Pru- 1  sse  bedinge,  von  der  Finanzverwalfiinj:*  aber  über  Ver- 
miuderuüK  der  Eiuuabmen  aud  diesen  Abgaben  geklagt«  be>ouderB  in  Preua^en. 
Hier  vnr  die  Einnalnae  ans  Oerichtduttwi  (incl.  StrafrolLitreckunsskosteft  «nd  Geld- 
itnfen)  in  MUL  M. 


1875 

42.41 

18S0/S1 

50.r)9 

40  40 

1870 

41.24 

1681/82 

4ti.78 

l886/>7 

42.20 

1877/78 

1^7^/79 

48.67 

1882/8S 

42.71 

1887/88 

41.00 

47.91 

-  1^8V'^4 

48.19 

1888/89 

41.95 

1879/80 

46.05 

1^81/85 

39.78 

ßiä  Ih86/8T  Ist-,  dann  Srdl  Einnahme.  Eine  Zeitlang  war  in  dieser  Periode 
die  Einziehung  der  Gerichtakustun  der  Verwaltung  der  indirecten  Sfcuera  mit  über- 
tngen  gewesen  (18T9— 86),  im  Jahre  1885  wiii<l<  n  aber  aus  sachlichen  tirUnden,  da 
TriU  'irh  mit  der  Neuerung  überwiegend  unzufricdi  n  /cii^tr,  diu  (ierichtscasscn  »  iciier 
eiugenchtet  and  ihnen  die  Erhebung  wieder  ubertragen  (PreutMtiäcIies  Statistisches 
Jahrbach  V,  76^  80*.  Statistisclies  Handboch  L  505.  622)  Auch  in  Bai  er  n  sind 
seit  1880  die  Einnahmen  nus  .  Gi:btihren  in  bürgerlichen  Rechtsstn  itipk. üi-n  und  im 
C^acarsprocess"  fortdauernd  gefallen:  18>0  2..H8U,  1886  1.4t»0  Mill.  M.  (Fiuauzarchir 
Y,  771).  Eine  einit reifende  Ver&ndemng  der  Gebi)hren  nnd  ihrer  SitM.  ttber  die  in 
den  Parlamenten  wohl  discutirt  wurde,  hat  man  indessen  bisher  nicht  !)•  Ii»  bt  Neuer- 
dings wieder  etwas  steigende  Einnahmen.   Die  Bewegung  derselben  hängt  übrigens 
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ucli  woU  mit  dem  Otng  des  wiitliMliafttiolieii  lebeDs  zaauimen.  Au  Yerbener- 
angeii  hier  mag  sich  die  Abnahme  des  Ertrags  in  den  1  SSO  er  Jahren  mit  erklaren.  — 
Die  VertheihiDK  der  betreffenden  Abgaben  (Gebühren  und  Stenern)  auf  die 
Hauptkategorieeii  ist  gut  au^  dum  baierischen  Etat  za  entnehmen  (Finanzarchiv 
a.  a.  0.).  Hier  war  z.  B.  der  Ertrag  an  „GebOhren  und  Stempelabgabeii^  in  1886 
19.197  Mill.  M.,  davon  in  „bürgerlichen  [icchtsstreitigkciten  und  im  Goncursprocesse" 
1.466,  in  der  ««nicht  streitigen  Bechtbpäcgu  und  Ju&tizverwaltuug''  12.702,  in  der 
„gwlchtlicbea  StnthechtBpilege"  0.469,  in  der  «inneren  Polizei-  und  Flnuitvenraltonf, 
anch  Verwaltungsrochtspfli'fjc .  dann  für  Anstellungen  und  besondere  Vcrlciluinc  ii" 
0.89S,  aus  „ttbrigeu  Gebühren"  0.646,  ,j4:löä  aus  dem  Verkauf  von  Gebührenmarken 
«sd'Stempelnwtarial**  0.766,  Anthefl  an  den  ReicheBtempelabgaben  2.804,  Andieü  aa 


601,000  M.,  wovon  in  bürgerlichen  Rechtsstrcitigkeiteu  und  im  Conen rsprocess  1717  M., 
in  der  nicht  streitigen  Rechtspflege  und  in  der  Justizverwaltang  673,  in  der  gericht- 
lichen Simfrechtspflege  577.000,  in  der  inneren  Polizei-  und  Finanzrerwaltung  und 
Vcrwaltungsrechtüpflege  22.000  M.  Man  sieht,  dass  der  Haupttheil  der  Einnahmen 
aus  der  nicht  streitigen  Rechtspflege  n.  s.  w.  herrührt  und  hier,  wie  auch  der  Autheil 
an  den  BeidiartempdabgabeD  Oberwiegend  stMier-,  nicht  gehtthrenartiger  Hntor  ist. 

In  Preussen  fehlt  leider  eine  solche  auch  finanzwissenschafilich  lehrreiche 
Speciaiisirung  der  Erträge  aus  Gerichtskoeten  im  Etat.  Man  muss  daselbst  dann  auch 
den  Ertrag  der  „Stempeutener**  hinzarechneo.  Anschlag  fftr  diese  im  Etat  1888/89 
18,  daher  mit  den  „Gerichtskosten'*  im  Justizniinibtcrium  (41.05)  rund  60  Mill.  M. 

Das  w&re  Uber  zwei  Drittel  des  Ausgabeetats  des  preussischen  Justizmini- 
steriums (86.1  Mill  M.,  wovon  4.01  fUr  die  Oberlandes-,  (>3.51  fOr  die  Land-  und 
Amtsgerichte),  wobei  jedoch  ein  Theil  der  Stempeleinnahmen  nnf  andere  Verwahunirea« 
anderseits  Roichssteuipeleinnahmen  mit  anzurechnen  wRren,  und  ebenso  die  Ausgaben 
nicht  bloss  des  Justizministeriums  in  Betracht  k&men  (Reichsgericht;  das  preussische 
Oberverwaltung^pericht  steht  im  Ministerinm  des  Innern).  Eine  genaue  Veigleii^bar- 
keit  der  Einnahmen  und  Ans|:^aben  fehlt  eben,  und  das  starke  Verkehrssteuerelement 
in  „Gerichtskoeten"  and  Stempeln,  das  sich  nicht  vom  Gebuhrenelement  ziffennässig 
abtienn«!  liest,  hemmt  die  statfstieohe  Vergletchbarkeit  noch  irelter. 

In  Baiera  ist  der  Justizetat  (allgemeiner,  nebst  Kosten  für  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit) m  IhSt)  14,644,000  M  ,  gegen  15,216,000  M.  Einnahmen  aus  bürger- 
licher, nicht  streitiger  und  gerichtlicher  Strafrechtspflege  nebst  bctreßenden  Geldstrafen, 
also  die  Einnahme  hfther.  Das  beweist  aber  im  Vergleich  mit  Preussen  nicht  eine 
„bedenkliche  Vertheuerung  und  fiscalische  Ausnutzung  der  Justiz",  sondern  nur  eine 
bessere  Ausbildung  der  mit  inbegriflfenen  Verkehrssteuern  in  der  nichtstreitigen 
Bechtspllege. 

ücbcr  die  allgeneineii  Begeln  fbr  die  U6he  der  OeiidUafeMseii  a.  utaB 

§.  67— ti9. 


Du  System  der  Cultor-  und  Wohlfalirtsgebtthren,  besonders  der  Gebühren 

der  wlIvwIrtlnehaflllclMB  Tenmltuiff. 

Kau.  Fin.  I  (5.  A.),  §.  280,  23S— 246  in  der  Oebührenlehre,  wo  uuv  Einzelnes 
enrihnt  wird,  etwas  eingehender  nur  das  Strassengeld ;  dann  im  Abschnitt  von  den 
Regalien  tkber  Mttnxe.  Post  Stein,  bei  Gebühren  und  bei  seinen  Regalien. 
Roscher  meist  bei  ..Hand-.Is-  und  Indusiriegeschäften"  (,4nten8lve''  Transportunter- 
nehmungeu",  hier  sogar  Münzregal!).  Richtig  Umpfenbach  bei  den  Gebuhren 
(§.  51 — 64).  Im  Schön berg'schen  Handbuch  meist  bei  den  „Erwcrbsciuküuüeu" 
(?.  Scheel).  YgL  noch  t.  Heck,  Pfeiffer,  Tocke. 

§.  46.  Einleitung.  Die  Oultnr-  und  Woliltahi  ts- 
gebiihrcu  kommen  aul  den  Gebieten  der  In n ern  Verwaltung 
(Einzeiueö  auch  bei  der  Auswärtigen^^  der  Verwaltung  des  L  nter- 


2.  Abschnitt. 
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ricbts-  und  Bildangawesens  und  der  (materiell-)  volks- 
wirthsGhaftlichen  Verwaltniig  (i.  e.  8.)  v<»r  nnd  gliedern 
sieh  hier  wieder  formal  nach  den  einzelnen  Ahtheilnngen  der  Ver- 
waitDngstbfttigkeit  auf  diesen  Gebieten,  sachlich  naeh  der  Arl  der 
Leietnng.  Manche  dieser  Gebttbreo  geboren  hierher  nnr,  weil  sie 
Torneoalicb  anob  individueUe  Caltnr-  nnd  Wirthschaftsinteressen 
fördern,  in  anderer  Hinsicht  gehören  sie  sn  den  oben  schon  be^ 
handelten  VerwaltnngBgebabren  (§.  34  fif.).  Einige  sind  auch  zu  den 
Rechtspflege-  und  Registergebübreu  zu  reebnen  oder  stehen  mit 
diesen  in  näherer  Veibindung,  wie  z.  B.  die  Patentgebühreu. 

Bei  wichtigen  Einzelarten  aller  drei  genannten  Verwaltangg- 
gebiete  bat  man  es  gerade  hier  öfters  mit  Einriebtungen  der  Ge- 
meinden und  mitUDter  der  anderen  Seibstverwaltangskdrper  an 
Üinn,  daher  ancfa  mit  Gebflbren,  welche  den  Caasen  dieser  Körper 
znfliessen. 

Ob;  wann  nnd  welche  Gebühren  sich  an  die  einzelnen  besflg- 

liehen  öffentlichen  Einriebtungen  überhaupt  knUpfen  sollen  ^  ist  zu- 
nächst und  principiell  nach  den  sachlichen  Verhaltnissen  dieser  Ein- 
richUiiigeu  zu  beurtheilen,  worauf  hier  nach  dem  Jniher  Bemerkten 
nicht  uälier  eingegangen  wird  (§  18,  27).  Finanzielle  Gesichts- 
poncte  hinsichtlich  der  richtigen  Aufbringung  der  Kosten  und 
ricbtigeu  Belastung  der  individuellen  Nutzniesser,  insofern  auch 
wieder  principielle  (U  sii  hibpiiucte  in  Betreff  der  richtigen  Wahl 
des  Ent^'eltlichkeitsprineips  und  der  Art  wie  des  Majisses  seiner 
Durchführung:,  sind  indessen  doch  auch  hier  bei  der  alli^euieinen 
theoretischen  Betrachtung  und  nicht  minder  im  efincretei]  l'all  der 
Praxis  wo  ausserdem  die  jeweilige  Finanzlage  tur  die  Ent- 
scheidung mit  in  Betrai-bt  kommen  wird,  muss  und  darf  —  mit 
10  berttcki^ichtigen.  Daher  werden  im  Folgenden,  namentlich  hei 
einigen  gescbicbtlioh  nnd  noch  gegenwärtig  finanziell  wichtigeren 
oier  strittigeren  volkswirthscbaiUichen  Einricbtangen,  auch  einige 
principielle  ErOrterangen  angestellt. 

FQr  das  Genauere  ist  aber  sonst  «nf  die  Innere  Yerwaltangälchre  und.  was  die 
(materiull-^vulkswirtbbchaftlichcn  Elniielitunven  anlangt,  auf  die  WirthsrhafUiche  Ver* 

T^l'i:  iirslehre  („praciische"  oder  ..speciellc"  NatiunalöUiiatnie,  ,.Volk!»wirti)Scbaft»> 
]  litu' )  m  verweben.  Iin  Uebrigüu  baitdcU  eä  äich  hier  jet/t  mehr  nur  am  eine 
kur/.r  Uebersiclit  der  bergehörimo  Gebiete  oiit  Herrorhcbuitg  cbaracteriüti^cbcr, 
tvpisclicr  Fälle  al^  Beispiele,  nicht  nm  eine  Yull>tHndigkeit  dM  iEinzeliiea,  das  eban 
grosseotheib  nicbt  näher  in  die  FinaDzwb^enbcbaft  gutiört. 

Vgl.  für  die  principielle  und  all:;emcine  tinanzwis^^enschaMicbe  Seite  auch  dieses 
Gebiets  besonders  die  schönen  AusführuuKen  von  G.  Cohn.  Pin.,  1  Buch,  S.  Kap. 
«Arten  des  Olfeatlidie  Entgelte".  Sonst  im  Aitgeoieinen  Stein 's  Veiwaltuiigsiebce 
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1.  —  §.  47.  Gebfibren  der  Innern  Verwaltung. 

S.  in  der  Lehre  von  den  Ausi^abLii :  Wagner  I  i|.  VX^.  Stein,  Fin.,  5.  A., 
[I,  1,  204  ff'.  Er  stellt  das  üebuiirenwesen  des  Bildungt^wesens  and  der  Volkswirtb- 
scliaftspflege  —  mit  nicht  folgerictitigcr  Dnrcfifüfiruu'r  —  ab»  2.  and  8.  Theil  neben 
den  ersten,  das  Gcbüfirenvesen  der  Verwaltung  dos  physiscfjcn  Lebens,  als  die  drei 
Tfu  ilo  f),  s  (icbuhrcngebicts  der  Imicrn  Verwaltung  oder  der  cicretitÜchcn  Verwaltungs- 
gcbuhicn  hin.  Im  1.  Tlicilc  uijtcrschi;idüt  er  dann  wieder  dreilacli:  Bevölkeruu^s-, 
GesuDdhettswcsen,  Polizei.  Die  Einzeiarteo,  die  er  hier  einreiht,  habe  ich  schon  obea 
meist  unter  »Ion  Vcrvrriliungsgebühren  (besonders  ih  r  Cla.ssL'  2  und  .'5,  ^.  35.  36")  eingo- 
stellt,  oamentiich  soweit  es  sicli  um  Abgaben  in  Anknüpfung  au  Urkunden  (..Scheiuc"*, 
„BMcbeinlfonfen**)  handelt.  Deber  die  Benatzangitgebühren  auf  diesem  Gebiete  ftasrtit 
sich  S'toln  tlieils  ^ar  nicht,  theils  unriclitip  «ml  unklar  B.  ilass  die  Gebnlircn  bei 
Mnitären  Anstalten  ^atarlich  nicht  dem  i>taatc  gehörten,  sondern  ein  Analogon  des 
Gebftlts"  sdeo). 

Hierhin  gehören: 

1)  etwaige  Gebühren  im  Gebiete  der  amtlichen  Statistik. 

So  die  kleine  Declarationsfcbtifir  im  answärtiprn  H-'^ndol,  n;irli  (iesetz  vom 
22.  Januar  1872  Art.  3  in  Frankreich;  „druit  de  sta!i'iii]Ui",  um  die  Kosten  der 
HandclsfllHllltik  zu  decken,  10  Cent,  per  Kollo,  mK  r  p>>r  lOtio  KU.  oder  per  StUck 
Vieh  u.  s.  w.,  bei  Ein-  und  Ausgang.  Ertrag  jetzt  ti--"  MiU.  I  r.  S.  I  in.  III,  S.  S25. 
—  Jetzt  auch  im  Deatscheu  Kelch  die  in  Stempeiform  erhobene  „statistische  üe- 
bahr*  uch  Gesetz  rem  20.  Juli  1B79  betr.  die  Statlstilc  dee  Waarenrerkehrs  §.  11  ff.: 
Sätze  von  5  Pfennig  fiir  je  500  Kil.  verpackte,  für  je  lOOü  Kil.  unverpackte  Waaren. 
lü  Pf.  für  je  1Ü,UUU  KU.  gewisser  BobstoÜe,  5  Pf.  für  je  5  Stack  Vieh.  Ertrag 
fi— 600,000  H.  jibrtleh.   „Gebahren-ChaTucteT**  der  Abgabe  anfechtbar. 

2 )  Die  Gebühren  des  G  e  .s  u  ii  d  Ii  e  i  t s  \v  e  8  e  n  s ,  welche  von  den 
Interessenten  einmal  hei  der  Inanspruchnalime  von  Einrichtungen 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  8.  w.  zu  entrichten  sind. 

Z.  B.  fOr  Impfung,  Dcsinticirong,  Untersuchang  Prostitulrtcr,  Kcvision  von  Apo- 
Aeken,  Todtenbeschau  n.  dgL  m. 

Sodann  Gebühren  Ü\v  die  Benutzung  üUentlieher  An- 
stalten dieses  Gebiets,  Kranken-,  Gebär-,  Irren-,  Altcrs- 
versorgungs-,  B 1  i  n  denansta  1 1  e  n  ,  (weltlielie)  Begräbniss- 
plätze  II.  8.  w,.  daher  oft  im  C o nnn u n al linanzweseu. 

Das  Merkmal  dir  „(itibuhf'  liegt  bei  Abgaben  dieser  Art  regelmässig  vor. 
Doch  erfolgt  aucli  allgemein  —  z.  B.  bei  der  Impfong,  wie  nach  der  Reichsgesetz- 

'gebung  in  Deutschland,  —  oder  theilwcise  —  1x31  nachgewieseiior  Annnth  —  unent- 
geltliche LeistuDL':  also  Er-  rxiin.,'  des  (jcbilhrenprincips  durch  das  Trim  ip  Inr  reinen 
Ausgabe ;  öfters  mit  Keclit.  Statt  solcher  und  neben  äolchcn  (iebulircu  kommen  uocii 
(iebuhrcn  fUr  die  mit  der  Austibiini:  l<  t  bi  trelfondrn  Leistungen  betraotw  Personen 
in  der  Form  von  T.tx.  h,  di^r-n  llolii'  die  Verwaltm;^  f »st^pt/t.  vor. 

Statistische  Daten  nauieniiich  in  den  Uaushaitrechuuugen  der  deuicindcn, 
beaoDdore  der  atftdtischen.  FQr  Prenssen  die  im  nftcbflten  §.  48  geiMnntcn  amt- 
lich  /n  V-  rriir-  iitli  liiinKon  tltx^r  Communalfinanzstatistik.  Einzelnes  ▼obl  in  den  EtaCa 
der  Aruu'nv-Tw,>lniii-    hc\  HotipifJdern,  Waisenhäusern). 

Gebühren  im  Gebiete  des  Wobltbätigkeitä-,  Armen- 
wesen s. 

Auch  hier  kommen  wohl  \'»!rp(]ef;uuj;skos(en-GebUhren,  Ersatzleistungen  ftir  gc- 
wfthrte  l'ntcrstutzuiigeu  in  Armen-,  Waisenhäusern  u.  dgl.  m.  der  Gemeinden  u.  s.  w. 
ror,  Einnahmen,  reiche  nicht  immer  reine  Oebnbren  sind,  aber  doch  im  Oanzen  mit 
hierher  geboren. 
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4)  Gebühren  im  Gebiete  des  Arbeiter- Versieher  an  ge- 
wesene. 

Bei  öffentlichen,  namentlich  mt  den  Zwang  berabendea  Einricbtan^en  dieser 

Art  hat  man  es  wuM  bisher  rcgelmässij^  mit  eigenen,  vom  Staats-  nnd  (icineindefiscus 
auabb&njfigen,  eine  besoodeio  jahstbcbe  Persoo  darstellenden  Auslaltcn  zu  tbuu.  Bei 
solcben  enchefncii  die  Bdtrtge  der  NuttoieMenden  (also  der  „Arbeitec**)  als  eine  Alt 

Ciebühreu  an  diese  Anstalten.  DenVt  man  sicli.  was  nicht  unmöglich  ersi-lieint,  ilio 
Weiterentwicklang  wUrde  hier  zu  einer  ähnlichen  Stellung  dieses  Gebiets  innerhalb 
des  ^itaat5  und  der  Gemeinde,  wie  sie  das  OHentlichc  Unterrichtswesen,  namentlich  die 
Volksschule,  erreicht  hat,  führen  nnd  so  die  „Finanzen  des  Arbeitcrvcrsicheriuigs- 
Wesens"  in  Einnahme  und  Anspabc  ein  integrircnfler  Bcstamilheil  der  Sfaat>-  nnd 
Gciiiciiidelijianzen  werden,  wie  es  die  „Fiuanicu  des  Unterriclitswcsen^i"  geworden  sind, 
so  wurden  Beitrage  der  Arbeiter  (wie  auch  der  Arbeitgeber)  in  förm liehe  Öffent- 
lich-rechtliche Staats-  und  Gemeinde- „tiobahren**  «beigeben. 

II.  —  §.  i8.  Gebühren  in  der  Verwaltung  des  Unter- 
riehts-  nnd  Bildnngswesens  (eventadl  einsebliesslieh  des 
Offentliehen  Gnltns). 

Wagner  I.  g.  195,  aber  die  Ausgaben  anf  diesem  Gebiete.  VfL  die  Werke 

über  Innere  Vcrwaltung^Iehrc,  besonders  Stein,  auch  die  Special  werke  Uber  Unter- 
richtswesen einzelner  Lftnder,  welche  li;infiü:  auch  die  finanzielle  Seite  mit  behan- 
deln, z,  B.  Beer  und  Hochcggcr,  Fortschritte  des  L nt*,'rri(  h1s\vcijen^>  iu  den  Culiur- 
staaten  Europas,  1.  B.,  Wien  1S67  (Frankrcieh,  Oesterreich),  2.  B.,  186S  (liussland, 
Belgien)  Wiese,  das  höhere  Schulwesen  in  Preussen,  I  (Berlin  1S64),  S.  38,  599ff., 
6Ü9  (Schulgeld),  U  (1869),  12.  627  ft'.,  640  (Schulgeld),  III  (1S74),  23  (1.,  420  If. 

Die  wichtige  nnd  schwierige ,  auch  nach  Arten  der  Schalen  mit  zu  spociaiisirende 
prin  ci  pi  el  le  Kras'e  vom  Soll  algeld  —  ol>.  wie,  wie  hoeh?  —  lann  hier  nur  ge- 
streift werden.  Vgl.  auch  dazu  uad  fUr  Statistisches  die  ucuerea  vorzUgiicbeu  amt- 
lichen YerDffentficbDngen  Prenssena  Uber  die  Gemmnnalfinanxen  und  Schulen,  besonders 
Volk-sehulen :  Er^ifinzuntrsliofte  des  Preussischon  Statistischen  Bureai,  .  N,  6,  7,  8,  9, 
10,  13,  J6,  ferner  N.  101  der  „Preussiscbeu  Statistik"  von  Ilcrriurth,  Stadt, 
r.  Tzschoppe,  v.  d.  Brincken,  Schneider,  Petersilie.  Letzterer  auch  aber 
„Sdmlgehl*'  In  der  Fienssischen  Statistischen  Zeitschrift  1686.  S.  192  ff. 

Hierhin  gehören: 

1)  Die  Schnl-  nnd  Unterriehtsgelder  an  öffentlichen 
Schnlen  jeder  Art  des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.,  inbegriffen 
die  etwaigen  Einschreibe-,  Eintritts-  nnd  Abgangsgebttbren  beim 
Eintritt  nnd  Anstritt  ans  der  Schule  und  sonstige  Nebenabgaben. 

Das  Schulgeld,  welches  an  öffentlichen  Anstalten  kaum  Je 
in  einer  steuerartigen  oder  gewerbsgcwiiiuartigen  H?>he  vorkoninieii 
wird,  h;it  duichaus  die  characteristischen  Merkmale  der  Gebliln. 
Eö  ist  im  Princip  bei  allen  Schulen,  auch  bei  den  Volks- 
schulen und  hier  aiicli  im  System  der  allgemeinen  Schul- 
pflicht, gereclitfeiti^t  und  zu  verlangen  von  allen  Personen, 
denen  es  nicht  ausdrücklich,  um  sie  zu  begünstigen,  im  Fall  naeh- 
weishareii  geringen  Einkommens  erlassen  wird  Xnr  wird  woiren 
des  uligem einen  Interesses,  das  sich  neben  dein  Spccialintcresse 
an  die  Schule  kn(ii)tt,  das  Schulgeld  bloss  so  hoch  anzusetzen  Bein, 
dasfi  es  einen  Beitrag  zu  den  Gesammtkosten  liet'ert. 
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Die  ..Schulgoldfrage"  ist  hinsichtlich  des  Princips  —  „ob  überhaapt"  — 
besorirlers  bei  der  öffentlichen  Volksschule  und  liier  namentlich  b'  i  d  m  System 
der  allgemeioea  Schulpflicht  (Scbolzwang),  hinsichtlich  der  Höhe  —  ab&oiut  und 
nlBtir,  in  VcriiUtnissen  zn  den  Kosten  der  betreffenden  Schule  und  Schulgnttonf  — 
auch  bei  don  ilbiipcn.  den  .jnittlereii"  und  ..hBhercn",  den  Berufsschulen  contro- 
vcrs.  Aus  bcfrreif liehen  Gründen,  bei  der  modernen  Würdigung:  auch  der  Volksschule 
und  deren  culturhistorischer  Mission  für  Volk,  Gesellschaft,  Staat  ist  io  der  „öffent- 
lichen Meinung;"  der  neueren  und  neuesten  Zeit  die  Hinneigung  mr  Fordcrunt^  der 
Ünentgeltlichkeit  der  Volksschule,  also  der  grundsätzlichen  Beseiti^nsr  jeder  Sch«!- 
gelderhebuug.  uriverkennbar.  Durch  den  Hinweis  auf  die  allgouieine  Schulpdicht  wird 
dM  dann  wohl  noch  mehr  zu  begründen  gesucht.  Unentgeltlichkeit  wohl  als  Conse- 
qunnz  der  Schulpflicht  hiii':'"-t' Ilr.  Ich  kann  mich  weder  mit  der  Forderuns  noch 
mit  dieser  Motiviruug  gauz  belreuudcn  und  meiue,  es  genüge,  auch  bei  Schuizwaog, 
UnentireltliclikeH  bei  nachgewiesener  DttrPtigkeit  zn  mvibran.  Das  gr^enwiitig  fn 
der  nnchtlichen  Meinung,  in  der  (!eset/;iebiin{;  und  Verwaltung  begünstigte  Princip 
der  Uncntgeiilichkcit  ist  in  seiner  ökonomischen  Wirkung  zu  „communititisch".  Seine 
Befürwortung  ist  aber  ein  guter  Beleg,  wie  je  nach  öffentlichen  StrOmnngen  dieselben 
Parteien  und  Personen  im  einen  Falle  etwas  einseitig  billigen,  was  sie  im  anderen 
Fall  ebonsA  einseitig  verwerfen  (üebemahme  von  Kosteniheilen  der  Arbeiterversichening 
auf  den  Staat  Ij.  Die  elterliche  Verpflichtuufc  zur  Unteirichtnng  der  Kinder  ist  ebenso 
verständlich  wie  diejenige  za  ibrer  Ver])f)egon(r.  Ein  „öffentliches  Interesse"  spielt 
bei  li-fztcrer  sofrut  als  bei  crsterer  mit  Die  neuere  deutsche  und  auch  sonst  (Frank- 
reich) deutliche  Tendenz,  die  leistungsuufähigen  Gemeinden  durch  Debemahme  von 
Kesten  des  VallEssebnlwesens  anf  den  Staat  zn  entlasten,  vm  so  aneh  das  Schniprcld 
aufheben  zu  können,  führt  in  die  ..communi^ti^che"  Bichtnng  imm.  r  T^citer  hinein. 
—  Preu?sen,  vgl,  Gesetz  vom  14  Mai  1>84.  ,.Lcx  Hüne".  Ge."»et^e  vom  6.  Juli  18b5» 
14  Juni  1888.  31.  März  18U9,  ..zur  Erleichterong  der  Lasten  der  VoH8H;hnle",  wo 
erhßolichd  Leistnncren  des  Staats  an  Sitmerübcrweisuniren  für  die  Gemeinden  und  an 
üeberaahmc  von  Zuschüssen  zu  Volksschullebrerprelialten  und  Pensionen  spcciell  anch 
zur  Beseitigung  des  Schulgelds  iu  der  Volk^>scbuie  zwingen  sollen.  —  Practisch 
mag  das  Vorgehen  auch  hier  im  Ganzen  zu  billigen  sein,  aber  zum  unbedingten 
Princip,  wie  beim  Schnigeld  der  Volksschule,  sollte  man  die  Sache  nicht  machen. 
Die  „leistungsfähigen"  Eltern  könnten  recht  wohl  Schulgeld  entrichten.  VgL  die 
gut»  ErOrteronc  ww  Petersilie,  Pronssiscbe  Statistische  Zeltschrifk,  1888,  S.  143 
(aaob  gegeo  Stein) 

Bei  den  Peru  fs c h  ii  len .  Gymnasien  n.  s.  w.  ist  die  Bescitifrunr  des  Schul- 
gelds practisch  nicht  emstlich  iu  Frage.  Aber  eine  zu  grosse  Ermässigung 
desselben  oder  Vermeidung  ricbtlrer  Erlifthong  —  ist  principlell  ebenso  abzu- 
weisen wie  die  rnenfpeltürlikeit  der  Votk^schlde.  Pracfi>ch  sogar  noch  mehr,  da  sie 
ZU  einer  bem>nderen  Begünstigung,  d  h.  Kostenerieichterung  der  wohlhabenderen 
Olassen  anf  Kosten  des  allgemeinen  Stonersickels  von  &aat  nnd  Stadt  ftabren  mnss. 
Auch  hier  machen  sich  in  manchen  Fordernnsren  doch  nur  —  Classenintcressen  und 
zwar  der  besser  situirten  Classen,  treUcnd,  fthidich  wie  in  den  TarilTra^en  der  Ver- 
kchrsaustaltcn.  Cohn  s  richtige  Bemerkungen  (Fin.  S.  6U8  ff.)  Uber  letztere  tretleu 
auch  hier  zn. 

Die  unter  dem  Einfluss  der  neueren  finanzie  llen  Bestrebungen  auf  diesem  Gebiete 
eingetretenen  Entwicklungen,  welche  nach  dem  hier  cinirenommcnen  Siaudpuncte  wohl 
io  der  angedeuteten  Kirhtung  schon  zu  weit  gehen,  seitdem  (lhS>>)  aber  noch  mehr 
in  dieser  Richtung  fortgeschritten  sind,  waren  in  Prcussen  foltrende  (Statistisches 
Handbuch  I.  ]SS8,  423;  auch  Petersilie  in  der  Prenssiscben  Statistischen  Zeitschrük 
ISSü,  S.  l'.'ö): 

fm Staate  vor  66erUmfkng»  fUr  öffentliche  YoUcsschaleji  verwandt,  bez.  gedeckt; 

dorch 

IStil        1S66       1861  IS86 
Millionen  Mark  Procent 

Schulgeld   6.97        8.31  S.sl 

Leistungen  der  Verpflichteten  .  .  21. o2  74.51  72.17  7M.93 
Vom  Staate   .     l..*J.^       11.46        4.47  12.16 

Summa"^2y.i2       U4.29     lÜÜ.ÜO  100.90 
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Im  fftBSsn  8ta«to  (ineL  awie  PmioMn): 

1871       1886  1871  1886 

Millionen  Mark  Procent 

Schalgeld                                     10.50       10.93  18.87  9.37 

LeistnntreD  der  V«ipftchtfllen  .   .   42.25      91.K7  75.83  78.61 

Aus  StMtsfoads  2.''0       14.02  5.20  12.02 

Summa  55.65  1  6.62~  100.00  lOÖ.OO 
Lebtoagen  der  Ver^iflichteten:  d.  b.  der  Gemeinden.  Schnlsoefet&ten  u.  8.  w.  Die 
stärkere  Mitbelastang  des  Staats  ist  zam  Theil  Fül^^e  der  <!em  Schulgeld  gegneriscbflii 
Richtanp.  znm  Theil  Folpe  einer  ücbcrnahmc  bihherijrcr  Lasten  der  Gctnefiidi-n  ü.  9.  w. 
anf  die  mächtigeren  Schultern  des  mit  dehnbareren  Finanz-,  auch  Steuereinkunftea 
au^gestatieton  Staats.  Auch  in  Frankreich  seit  der  1881  einpofuhrten  Uiient|telt- 
licbkeit  der  PrimSr^chulen  ähnlich:  1879  zahlte  der  Staat  von  74.5  Mill  Fr.  Kosten 
12.5,  1S82  von  102  Mil).  74.5  (Petersilie  a.  a.  0.   S.  auch  Fia.  Ul,  §.  336  Ö.). 

Die  prensslscben  «.bOheren  LehraoMalteD**  aller  Art  (GjnnMäieD  n.  t.  v.)  hm&n 
18S7/88  eine  Firi;iihmo  and  Aasgabe  ?ün  27.19  Mill.  M.  Davon  kamen  auf  ..eigenen 
Erverb"  (Schulgeld  a.  dgl.)  12.84,  abo  noch  nicht  gaaz  die  UÜfte.  aus  BedtirCoiss- 
roschlbeea  des  Staats  ans  südtiseben  Fonds  6.97,  zasammen  10.01  Mill.  M., 
der  Kest  aus  eigenem  Vermögen,  Stiftangsfonds  u.  a.  ui..  d.  h.  von  diesem  Rebt  selbst 
abgesehen,  mossten  zur  Kostendeckung  dieser  doch  überwiegend  von  den  wohl- 
babaaderen  Glassen  benatzten  Schalen  zam  Schulgeld  noch  ca.  85  desselben  ans 
..Steuern"  der  Gesammtheit  zugeschossen  werden-  h>t  dieser  Zuschuss  nicht  bereits  la 
hoch,  so  berechtigt  wepen  des  Miispielcns  eines  öffentlichen  Interesses  und  wegen 
nothwendiger  Kttcksicht  auf  den  weniger  vermöglichen  Thuil  der  gebildeten  Classe. 
nach  wegen  des  Interesses  des  Staats,  die  Ausbildung  seiner  Staatsdiener  nicht  an  kost- 
qtieiig  für  die  Aspimuf-n  /u  m.Trh. n,  ein  gewiss  r  Zuschnss  ist  — ? 

Wie  bei  der  Volksäcbuk  i^reihuit  ron  i:>cbuigeld  richtiger  nur  nach  den  Ein- 
fcomnien»  nod  VermOgensverfatltnisscn  der  Ehern,  fcOnat«  bei  den  mittleren  nod  höheren 
Schtilen  voh\  Abstufung  des  Schulgelde  mit  nach  solchen  Verh.^ltnisscn.  bez.  nach 
der  EiukommeQiiteoerstnfo  (Freusson,  iucl.  Classeusteuer)  als  etwaü  nicht  Unpassendes 
zttr  Enrigung  gelangen.  In  Preossen  i^ebt  es  daftar  Be&piele.  die  baiondcre  Beach- 
tung verdienen.  S.  Ergänzung^heft  N.  R  zur  Prcnssischen  St;iti>tischen  Zcibchrift, 
S.211 :  A bs tu fu n g  der  Schulgcldsätze  nach  der  St eu er fäbigkeit der  Eltern: 
Freilich  ein  Uebcrgang  zu  Grundsätzen  des  Steuerwebunä.  der  aber  hier  Manches  für 
sich  hat  und  am  Wenigsten  von  Denjenigen  abgewiesen  werden  kann,  welche  die 
Beseitigung  des  Volksschulgelds  als  einT  druckenden  „steuerartigen*'  Last  nit 
stetterjiolitischen  Gcsichtspnncten  begrunJi  n  und  eretrebcn. 

Das  Schulgeld  btuft  sich  passend  nach  dcu  Gattungen  der 

Scholen  ab  und  steigt  mit  dem  Kang  und  mit  dem  Zweck, 

welcheu  die  Schule  für  das  practisclie  Ki  werbslebeo  verfolgt.  Auch 

bei  dem  Berufsschulwesen  ist  für  die  Dürftigen  ünentgeltliehkeit 

zn  gewähren,  aber  nnr  (im  Unterschied  von  der  Voiksnchule)  bei 

gleichzeiti":  nachgewiesener  Würdigkeit,  besonders  dem  Fleisse 

des  Besuchern. 

üb  auch  Abstufung  iu  der  Schule  nach  der  Classe  (z.  B.  höheres  Schulgeld  in 
den  oberen  als  in  den  nnteren  Glassen  des  Gymaasiams),  passend  sei«  wird  nicht 

allgemein  zu  beantworten  sein.  In  Deutschland,  wie  es  scheint  erst  neuerdings« 
mehr  Tendenz  zu  gleichen  Sätzen  für  alle  Classcn,  worauf  vielleicht  die  Ueber- 
follong  der  unteren  und  mittleren  Glassen  wegen  der  Erlangung  des  Rechts  zam 
Einjährig-Freiwilligen-Milit&rdienst  mit  von  Einfluss  war.  Beispiele  bei  Gymnasien, 
Wie^>'  r  Hll.  SchulgeldsStTie  der  höheren  Lehranstalten  ia  Prenssen,  Statistisches 
Haudbucli  I  (1888),  S.  448.    Ergänzuügaheft  VI,  210. 

Das  Schalgeld  bildet  jedenfalls  eine  Einnahnu!  des  Staats  oder  demjenigen 
S€lbstverwn!ttini:^biri>cr^ ,  w»-!  h  r  die  Kosten  der  Schule  finanziell  zu  tragen  hat. 
Auch  Wenn,  wie  namentlich  truher  Üblich,  dasselbe  als  Specialeinnahme  der 
Scbnle,  neben  demjenigen  ans  den  Schnlrenatgen,  ans  Offentllcber  Dotation  n.  s.  w.. 
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iMibandelt  und  sofort  für  die  Kostou  der  Schule  mit  veraasgabt  wird,  sollte  es  gruud- 
sitzUcb  als  Eianahme  and  Aasgabe  mit  durch  die  Kecbnvngen  des  Staats  and  der 
Gemeinde  laafen,  was  aber  nicht  allgemein  rler  Fall  \>\. 

Das  ältere,  ehemals  bei  vielen  Behörden,  besooders  bei  den 
Gericbten  geltende  Princip,  dass  die  Geh  (ihren  gs\m  oder  tbeil- 
weise  von  den  Beamten  fttr  ihre  Mubewaltun^  statt  oder 
neben  dem  Gebalte  be7.ogen  werden,  hat  sich  in  Binsicbt  der 
Lehrer  auf  dem  Gebiete  des  Ünterricbtaweaena  länger  und  ans- 
gedehnter  und  Tieifaoh  bis  ib  die  Gegenwart  hinein,  tbeils  all- 
gemeiner, tbeils  bei  gewissen  Lehranstalten  (Universitfiten)  erhalten. 
Geschtehtlieh  leicht  erklärlich ,  wie  bei  den  Schulen  corporativen 
Gharacters  (Universitäteni  CoUegiengeld,  Honorar)  und  ander- 
seits bei  den  Volksscbnleo ,  wo  die  Aafbringung  der  Lehrerbesol- 
dungen oft  besonders  schwiel  ig  war,  ist  die  Fortdauer  dieses  Ver* 
hältoisses  nach  der  EigenthOmlichkeit  des  SchnlweseuH  au4-h  wenig- 
stens nicht  so  allji^eniein  und  nicht  so  unbedingt  principiell  abzu- 
lehnen, als  der  Geb(iliK'iil)eziii:-  der  Richter  und  der  nu  istiMi  andern 
Beamten.  Aber,  weiii^^stens  in  der  (ie^^cnwart  und  i'ür  untere  und 
mittlere  Schulen  iilicr\viei;en  die  Bedenken  des  Trivatbe/ugs  di-s 
Schulgelds  Seitens  der  Lehrer  doch  durcliaus  und  selbst  bei  Hoch- 
schulen (Universitäten)  verdienen  sie  mehr  Beaehiun«^,  als  ihnen 
bisher  gewöhnlieh  {^cHcbenkt  worilcn  ist;  praetiseh  hier  auch  des- 
wegen, weil  die  in(iivi(iueile  \  ertlieiluiiü:  des  Gebühren-  oder 
Honorarl)ezugs ,  wie  sie  üblicher  Weise  statthiidet,  gerade  der  in- 
dividuellen Leistung  wenig  entspricht 

Die  gewöbnliclie  Bog-riinilrtn'»  des  Privatbczu'^^"  von  Srlmlgcld.  Honomr  S'-'itens 
der  Lebrer  iai  die  füllende:  Wcnugleicb,  ähnlich  wie  bei  Ciorichteu  uud  Verwaltung^- 
behOrdeo,  der  pracHscbe  Grond,  den  Beamten  oioe  gemigoiide  SnsteDtation  im  Schal- 
Keldbüziig  zu  üpht  ii.  ;iU'  Ii  t^  i  den  Lelirbeamten  mit  Kerlit  wcpfii  jetzt  ru'"vu"lirher 
(itiwabrui)(;  gcuuguidcu  ücbalts  inuicr  mehr  fortfalle,  ao  sei  doch  die  spccitibche 
LelirleislUDfr  im  boberao  Grade  ala  fast  jede  andere  Leistoni^  eines  Staatsdicnors 
eine  ind i v i 'hi a I e,  um  so  mehr,  je  höher  die  Gattung  und  der  Hang  der  S<htil<'  m  i. 
Dies  kann  nun  allerdings  wohl  tlen  privaten  Schul^eldbezug  rechtfertigen,  aber 
darchauH  nothwendig  erscheint  derselbe  doch  auch  hieniacb  nicht,  zumal  nicht  bei 
den  unteren  und  mittleren  Schulen,  wo  er  aii^  h  immer  mehr  beschränkt  oder  abge- 
bchallt  worden  ist.  Der  ausschliessliche  Hezug  des  Honorars  Seilens  der  Universitäts- 
lehrer und  zwar  eines  jeden  fur  die  hei  iliin  belegten  Vorlesungen,  bat  geuiiusi  jener 
Begrundung  nodi  mehr  für  sich,  erhält  sich  aber  gegenwärtig  doch  auch  wohl  mehr 
in;r  dui  l»  die  Tradition  als  dass  or  sich,  namentlich  in  ii/cv  lutitigea  (Jestaltung. 
rationeil  genilgend  begründen  Ikuht.  Das  practisK^he  Bodunken.  das  doch  fiohr  wichtig 
ist,  habe  ich  schon  Pin.  I,  §.  !5S  nAhor  bezeichnet.  JedenfaUs  thiten  eingreifende 
K' forn  •  n.  die  nur  vom  Staat  ■  aiisirehcn  können,  noth,  deren  n&here  DariegUttg  nod 
Motiviiuiig  hier  aber  nicht  «linln u  k-inn. 

Labedingt  wäre  zu  vcrlangca,  dass  auch  das  vcui  Lehrer  peisönlich  bezogene 
Schnlircld,  Honorar  u.  s.  w.  als  Einnahme  und  Ausgabe  durch  die  Rechnungen  des 
Staat*',  der  (jeuieinde  läuft,  wie  es  auch  bei  den  im  (ierichfsw^  ;  ti  Tinc  h  vorkommenden 
Emolumeuteu  für  Boauite  (.oben  §.  bH)  wohl  geüchiobt.  Denn  immer  ist  i.  B.  auch 
der  Bezug  dos  CoUegiengoidü  des  OnirexBiUUalehiera  auf  Grond  einer  Öffentlichen 
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Aintstliitigkeit  erfolgt  Dieser  Forderung  wird,  scheint  es,  noch  nirguuJs  iiaeh- 

gekomuicn. 

Alle  luit  deu  SchuloD,  besonders  den  Liuiverailäton  und  uhnlichen  Anstalten  ver- 
baiideoen  allgemeinen  Ein-  und  Auätritu>gebUlircn  u.  dgl.  m.  (uo  i'Ur  Itn-  und 
Exmatriculation  bei  Unirer»itütoD)  laaneu  sich  vollends,  soweit  überhaupt,  so  nur  als 
öffentliche  Einnahme,  höchstens  mit  ciiicni  mässig-on  fixen  Antheil  dca  bei  den 
bctreliendcn  üeschäTtcu  beschäftigten  Uutcrricht.'^beamtüu,  nicht  als  allgemeiner  Privat- 
bezug etwa  der  Ehrettbeamfen  (Etector,  Decane)  rechtfertigen.  An  den  deutschen 
Unn .  rsirÄten  bestehen  hier,  wie  nnrh  in  Hein  Puuctc  unter  N.  2  noch  mancht*  fr*-- 
i»cbichtlicb  überkommene  Verhiiltubäb,  welche  bei  anderen  öiieuthcheu  Aus>tiüteu  mit 
Becbt  Ungst  als  MisMt&ode  besteitigt  sind. 

Im  Prinrip  Loiuicn  übrigens  derartige  und  andere  Noben^L-biilui  ii  (für  Schul- 
uionbilicn ;  Auditorieogulder,  Anstaltsgebubrcn  bei  Univorsitiiteu)  jcebiUigl  werden.  In 
richtiger  Weise  und  Hohe  normlrt  (wohl  passend  als  feste  oder  winschge bahren 
mässiger  Höbe)  sie  einen  Beitrag  der  Nut/niesscr  zu  den  raeist  stark  steigenden 

Kosten  des  üntorrichtswcsens.  Einführung  einer  Dauschgebuhr  für  „Auditoricngcld"  an 
den  preussischen  Üniversiiaten,  5  M.  im  Si'mcster  für  jeden  Besucher,  an  Stelle  von  Einzd» 
gebühren  für  jedci)  belegte  Colleg  (25  und  50  Pf,  bez.  1  M.)  im  Herhat  iSS».  So 
erfolgt  u.  A.  auch  eine  nur  2U  billigende  Miibelastnng  ron  Ausländern. 

2j  PrUt'uDgstaxen  aller  Art,  besouders  an  LebraDStaiten. 
Vteltaeh  (iblicb,  siod  aacfa  sie  principiell  in  angemessenen 
Sätzen  als  Gebühren  gerechtfertigt. 

Der  liier  noch  öfter  als  I .  im  Srljul^rl  l  bestehende  Privatbezug  ist  wie  dort  zu 
bcarthcilen,  bei  ttacbgentüiscr  Ordnung  wohl  allgemeiner  zu  billigen,  weil  eine  i>peci&l- 
Idstong  vergütet  viid.  Die  Verroobnung  in  den  Stoatsrechnongen  ist  auch  Uer  zu 
feriangea«  aach  mehifach  üblich.  — 

Die  Zeugnisse,  Diplome  u.  s.  w.,  welche  auf  Grand  der 
PrUfnogen  Aber  Fähigkeits-  und  Kenntnissnachweis  ansgcsteUt 
werden,  unterliegen  häufig  noch  daneben  einer  besonderen  Abgabe, 
z.  B.  in  Form  des  Stempels,  was  sieh  bei  richtiger  Regelung  allen- 
falls billigen  ISsst 

Die  Abgabe  ist  Gebuhr,  soweit  hier  eine  neue  Mühewaltung  einer  Behörde 
oder  eines  Beamten  vorliegt.  Sio  gehört  übrigens  wie  die  Prüfungstaxe  selbst  in  die 
Kategorie  der  .'illi^vineineu  Verwaltung>^ebüluvii  f.ir  Rr  elau  bi!Tun«rs-  tuni  dgl. 
Tbätigkeiten  3tj).  Nimmt  sie  einen  Sicuercbararactcr  au,  so  ist  die  Zulassigkeit 
hierroD  nach  den  besonderen  •Verhältnissen  des  ciazelnon  Falls  zo  entscheiden.  In 
Prenaaen  d*  r  .iliircmeine  Stempel  für  amtliche  Attobte  ron  15  Sgr. 

3)  Gebühren  (Eintritts-,  Benutzangsgelder)  für  den  Besuch 
nnd  (iie  Benutzung  Öffentlicher  Kunst-  und  wissenschaftlicher 
Sammlungen,  Museen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Häufig  ist  hier  der 
unentgeltliche  Besuch  zur  Regel  geworden,  was  nicht  allgemein  ge- 
boten und  nicht  einmal  immer  zweckmässig  erscheint.  Ein  gutes 
Gebtthrensystem  wäre  richtiger. 

So  hat  ein  ganz  berechtigtes  italienisches  Gesetz  rea  1ST5  Uber  die  Ein- 
trittspreise in  öUenflirhcn  Sriintiiltingen  u.  s.  w.  (mit  ciu/.'jlncn  uneiit«jeItiicheQ  Tagen 
ind  freiem  Besuch  lur  Sachkenner)  viel  Autecbtung  von  lieisendcu  erfahren.  Das 
bevebt  aber  nur  die  Neigung  dea  irehlhabenden  Rcisepablicoms  für  einen  ihm  zu 
Gute  komfliendeii  ««GommiittluBiis'*. 

4)  Wenn  Staat  oder  Gemeinde  als  solche  die  Kirche  und 
ihre  Diener  unterhalten,  sind  die  verschiedenen  „Kirch enge- 
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b  tl  h  ren   fUr  die  Benntzang  kirchlicher  Anstalten  und  Einrichtnngen 

(Kiiiheu,  auch  Kirchhöfe)  und  für  die  (eventuell  selbst  gebotene) 
BeanKprucliuu^  kirchlicher  Amtöhaiitlluugen  (Tauten ,  Trauungeo, 
Beerdigungen,  Cotiürmation,  Beichte,  Abendraablieichuug  u.  s.  w.) 
hier  mit  unter  den  öffentlichen  Gebühren  zu  erwähnen. 

Auch  ^-  i  dem  üblicLen  directen  Bezug  Seitens  der  einzelnen  kirchlichen  f  iri^ane 
(Geistliche)  f^iad  sie,  wie  in  dem  obigen  Kall  das  Schalgetd,  als  Öffentlicher  Ko»ten> 
beitrat  BQm  KircheDweara  sn  betrachten.  Bei  voller  Sdbitluidlffceit  der  Kfrcbe  und 
finanzieller  CnaUbäiigigkeit  derselben  von  Staat  und  Gemeinde  fallen  j  -ne  Gebühren 
anter  einen  anderen  Ueaichtspanct.  Sie  «rerden  za  frei  gexegettea  Eionahmen  (ßeir 
trSgen,  Qebtthren)  des  Yereinsiresenf. 

III.  —  Gebühren  der  volkswirthscb  a  t  tlichen  Ver- 
waltang  i.  e.  S.,  d.  h.  in  der  materiellen  Wirthfichafts- 
spbäre. 

FUr  dieses  geschichtlich  and  noch  gegenwärtig,  ja  zum  Theil  gerade  erst  gegen- 
wärtig besonders  wichtige  Gebiet  des  Gebühren wesens  gelten  rorncmlich  die  Erörter- 
ungen in  der  allgemeinen  Gebuhrenlehre  oben,  §.  15  iF.,  26,  27.  In  finanzgeschicht- 
licher Beziehang  ist  herroizu heben,  dass  der  Uebergang  der  zu  Grunde  liegenden 
Einrichtungen  in  Fiuanzrcgalien  und  demnach  der  Gebabren  in  Steuern  besonders 
hier  vorgekommen  ist.  Die  grossen  Katogorieea  der  iiltcrcu  Fiuanxregalien  und  die 
meisten  dnzelnen  der  letzteren  gehören  hierher,  wofür  auf  die  Dariegttng'  im  1.  Bande 
verwiesen  wird  (Fin.  I,  §.  207,  210,  211).  Pie  principiello  Erörterung  und  die  ge- 
nauere Darstellung  des  Gegenstands,  welcher  im  Folgenden  behandelt  wird,  gehört  in 
den  gnudlegenden  Theil  der  «Ugemeinen  VaÜoAtlOltöttonie  (Band  I  meines  gnnzen 
Werks.  .,(irund!egun(;f")  und  in  die  practischc  Nationalökonomie.  In  Betrefl  letzterer 
ist  ausser  auf  liau  und  ALohl  (Polizeiwissenschaft),  die  aber  in  diesen  Puncten  beide 
Bichl  mehr  genügen,  auf  8tein*s  Tenraltangelehre,  Boscber's  Kational&konemie 
Band  II  und  III,  Schönberg's  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie,  2.  und  S. 
Aufl.,  Theil  1  (darin  die  Abhandlungen  von  Jelly  Uber  Maass  und  Gewicht,  von 
Nasse  Uber  Geld  und  MUuzwcsen,  von  Wagner  Uber  Credit  und  Bankwesen,  von 
Sax  ubi!r  Communications-  und  Transportwesen)  und  Theil  II,  ausserdem  auch  auf 
H.  Kösler's  deutscbeij  Verwaliungsrecht  (bosonders  I.  Buch  2  und  IL  Buch  4)  zu 
verweisen.  WerthvoU  lue  die  allgcmeineu  Lehren  auch  Sax,  Verkehrsmittel,  beson- 
dere I,  62  iL,  77ff.  Aus  der  allgemeinen  Finanzliteratur  s.  namentlich  Rau,  I« 
§.  198—202  (MUnzwesen),  §.  205— 219g  (Postregal,  Staatseisonbahnen") ,  §  239  ff. 
(Strassengeld),  §.  246.  Stein,  5.  A.  II,  1,  S.  2b)>— 805  und  eb.  der  Abschnitt  von 
den  BegaUen,  S.  307—344  (Post  u.  s.  ir.).  Dmpfenbacb,  2.  A.,  §.  52^4  (Ge- 
bühren der  Yolkswirthschaftspflege).  v.  Scheel  im  St  hr>nberjf'scben  Ilandbuf  ii  hei 
den  £rwerbseiokUufteu"  (Traospoituateraehmuagen,  Post,  Telegraphie,  Eisenbahuuu). 
Roseber,  §.  38,  29.   Gobn,  S.  ST«  ff.,  601fr.,  615  ff.  (Post,  Telegraphie,  Bahnen). 

§.  49.  Allgemeines.  Die  Hauptfragen  allen  Gebühren- 
wesens (§.  25),  nemlich  einmal,  ob  der  Staat  oder  ein  Selbst- 
verwaltungskörper,  insbesondere  die  Gemeinde,  die  bezüglichen 
ThHtIgkeiten  Uberhaapt  Uberuehmen,  und  zweitens,  im 
Bejahungstalle,  ob  er  sie  selbst  ausüben,  und  endlieh  drittens, 
welches  Finanzprincip  in  der  Verwaltung  zur  Anwendung 
kommen  soll,  sind  hier  besonders  wichtig  und  strittig.  Die  erste 
Frage  specialisirt  sich  dann  noch  weiter  in  die  beiden  Unterfragen, 
ob  die  „Offentlicbe*'  Uebemalime  aossobliessüch  (insofern  als 
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ein  Uej^'a!''  des  geltenden  Rechts)  oder  inConcnrrenz  neben 
den  ]*rivaiwirüi.seliaiien  erfolgen  soll.  In  beiden  Fallen  wieder;  oh  die 
Verwaltung  der  öffentlichen  Einrichtung  alödanu  von  dem  betreffen- 
den öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde)  selbst  zu  führen  („eigene 
Regie",  Selbstbetrieb")  oder  e  i  n  e  r  P  r  i  v  u  t  w  i  r  t  h  b  c  Ii  a  f  t  pacht- 
weilte  oder  in  einer  anderen  Rechtslorm  zu  übertragen  sei 
(„deiegirte  r"  Ret  rieh».  Die  Entscheidung  dieser  sänimtlichLMi 
Fragen  hängt  aber  mit  derjenigen  der  dritten  als  einer  Vorfrage 
wieder  zasauimea  und  zum  Theil  davon  mit  ab:  welches  Finanz- 
princip  zu  wählen  sei.  Die  eine  EDtseheidiing  pr&jQclicirt  mehr 
oder  weniger  der  andern. 

Alle  diese  Fragen  haben  mit  den  analogen  auf  dem  Gebiet  der  privatirirth&chaft- 
lichen  Erwerbszweige  <les  Finanzw'^sens  viele  Aelmliehkeit  unil  innere  Verwandtschaft. 
lü  iiiauclieii  rollen,  wenn  da*  Fiuaiafjriucip  in  der  Verwaliuag  strittig;'  ist  und  da» 
prifanrinbschaftliche  oder  gewerbliche  principiell  oder  thatsächlicb  mit  in  Frage  steht, 
wie  7.  B.  bei  den  Veriiidirsaiisiahen.  kann  die  einzelne  Einrichtung  in  der  Lehre  von 
Pnratenrerb  so  gut  als  in  der  Gebabrenlehre  ihren  Platz  crhalton.  Im  Folgenden 
wild  an  die  fMliere  Scheidaug  der  GegeiMllBde  sDgekntipft  (Pin.  I,  §.  20S).  (Be> 
Dierkcnswerth(3  Debatte  im  f rauzösischi-n  Parl:uneiit.  November  ISSU,  über  dai 
dortige  ZandhölzcUea-Monopol,  deiiscn  Fortdauer  und  clwaiifen  äclbstbctriub 
dnveS  den  Stent;  in  Gunsten  dee  Sethetbetriebe  erledigt,  rgl.  Fln.  III,  §.  301,  wo  die 
EntMhesduif  in  dieser  Blchtnn;  enpfoUen  wurde.) 

Die  genauere  saehliohe  Erledigang  dieser  Fragen  der  Prao- 
tieeben  NationalOkonemie  oder  Wirthsehaftlichen  Verwaltungelehre 

Torbebaltend,  muss  es  hier  genUgen,  nur  auf  einige  allgemeine 
Seiten  derbezUj2:lichen  Einrichtungen  hinzuweisen,  welche 
lür  die  Entseht iduiig  jener  Fragen  and  Itlr  die  finanzielle  Re- 
handlung  der  Einrichtungen  wichtig  sind. 

Sowohl  bei  einzelnen  geschichtlich  unter  den  Cultur\ n 
überkommenen  ,,öffentl ichen"  Anstalten  dieser  Art  (Strassen, 
I'osr.  Münze),  als  auch  bei  ganz  modernen  Zweigen  (Telegraphie, 
Tciephonie,  Eisenbahnen,  —  ^^ewisse  städtische  Anstalten,  wie  Gan-, 
Wasserwerke)  sind  es  recht  eigentlich  Gründe  dor  mitgliehst 
zweckmässigen  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
daher  auch  der  Technik,  der  Kosten ersparung  (Oekonomik 
in  diesem  Sinne),  der  BetriebsconcentratioDi  der  Ver- 
meidnog  oder  Bescbränkang,  wenigstens  fac tische r,  Privat- 
Monopole,  der  Socialpolitik  und  derartige  allgemeine  Gesichts- 
puncte  mehr,  welche  diese  Einriobtangen  aussebliesslieb  oder  neben- 
bei dem  Staate^  der  Gemeinde  ttbertragen  Hessen. 

Ebmin]  bewihrt  steh  des  piffatwfrtbscliniUiclie  System  in  der  Henteilnng  der 

betreffenden  Lei>tun^;ca  hier  nicht  oder  fungirt  spontan  gar  nicht;  die  privatwirth- 
scbaftliche  Concuirenz  ist  mangelhaft,  fncti^cbe  Monopole  drohen  oder  sclbüt  Rodits» 
jnooopoie  sind  nicht  zu  rcrmciUeu  u.  dgl.  m.   Andersuitü  erprobt  eich  gemde  dee 
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durcli  deo  Staat,  die  Gemeinde  vertretooc  gcrnuinwirdischafUiclic  System.  I><  i  crfoFdor- 
lichc  presse  Kapitalaufwand  ist  dadurch  besser  als  iiur.  li  Erw'  i 'w:  -'•11>.  hafion  zu 
bescbafieo,  die  Uewinocbaoce  ÜAit  dem  öffcotUcben  KOrper  zu,  da^  Kiaico  ist  miasig. 
lo  ekonomiscIi*techDiacher  Bedehaog  vteht  dle  Geneinwlrtliscbiift  hiot«r  d«r  Prirat- 

wirilischaft,  zumal  der  hier  meist  allein  möglichen  A*  tient^cscllschuft .  uiclit  ziirilok. 
Ciornde  die  moderne  Tccliuik  und  die  (ironsbotriobstondens  bracbtcu  das  zu 
Wege  (VcrkehrswesoH.  städtische  Anstalten). 

Die  Beihehailuug  alter  oder  die  Ucbertragnno'  ih  ner  privat- 
wirthBchaftlicher  Zweige  und  Thätigkcit.s^^ebiete ,  an  welche  sicli 
Einnahmen  anknllpfcn  konnten,  an  den  .Staat  und  die  Gemeinde 
erfolgt  dann  mit  Kttckoicbt  auf  diese  Verhältnisse  im  öffent- 
lichen Interesse. 

Für  alle  diese  Puncte  und  für  die  hier  vertretene  Grundanschauung  Uber  die 
richtige  Organisation  der  Volkswirthschaft  muss  ich  mich  auf  meine  rund  legung" 
beziehen,  besonders  1.  Ablheiluug,  Kap.  3  und  4.  Eine  maassgcbcude  Bedeutung 
gewiout  die  UmgestaUung  der  Technik  und  die  Ausbildung  ron  Jndi?idttal-  zo 
üemeiiibedarfiiisMO  auch  in  der  materietl-wirthachaftUchen  SpUxe. 

Dareh  das  zur  Uebernabme  auf  den  Staat  n.  a.  w.  treibende 
Moment  des  öffentlichen  Interesses  Ist  anch  das  Ziel  fttr  die 
finanzielle  Verwaltong  gesteckt:  das  Stenerprinctp  ist  im 
Allgemeinen  nnd  als  Regel  mögliche,  berechtigte ^  aber  dann 
speeidl  zn  begrttndende  Ausnahmen  abgerechnet  —  ganz,  das 
gewerbliche  grösstentheils  ausgeschlossen,  jedenfalls  letz- 
teres nur  soweit,  als  noch  ein  grosses  Capital  der  Einrichtung  zn 
verzinsen  nnd  zu  amoriisiren  ist,  und  daher  doch  meist  nur  etwas 
modilicirt,  zuzulassen,  wie  bis  jetzt  bei  den  Eisenbahnen 
(Fin.  I,  §.267,  268).  Im  Ucbrigen  muss  das  G  eb  Uhrenp  r  in  ci  p 
leitende  Richtschnur  sein:  denn  nur  dabei  ist  das  ,, öffent- 
liche Interesse"  zu  befriedigen  nnd  in  der  Möglichkeit  der 
Wahl  dieses  Einauzprincips  Ih  -i  einer  der  treibondsten  Gründe, 
die  Einrichtung  überhaupt  zu  einer  ,,üffentlichcn"  zu  machen.  Ge- 
schieht dies,  kann  unter  Umständen  selbst  das  Princip  der  reinen 
Ausgabe  da  und  dort  einmal  zur  Erwägung  kommen. 

In  Bezug  auf  die  Normirnng  nnd  Höhe  der  Gebtihren  stellt 
das  öffentliche  Interesse  weitere,  nach  den  einzelnen  Gattungen 
der  Anstalten  verschiedene  Anforderungen.  Immer  ist  dabei,  sowohl 
fttr  die  Finanzwissenschaft  als  fflr  die  rationelle  Finanzpraxis  zn  be- 
achten, dass  die  Verwaltong  nach  dem  Gebttbrenprincip  hier  dnreh 
den  inneren  Grund  der  Öffentlichen  Uebernahme  der  beziig- 
lifhen  Einrichtungen  als  Regel  bedingt  ist  und  dass  Abweich- 
ungen von  diesem  Princip  deswegen  mehr  nach  unten  zu  (reine 
Ausgabe)  als  nach  oben  zu  (gewerbliches  oder  Steuer- 
princip)  statthaft  erscheinen. 
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§.50.  System  der  volkdvvirtlischaftlicben  Geh  iiin  eu. 
Unter  AusscLlusa  der  bereits  im  ersten  I'aiule  beim  Privatei  werb  be- 
handelten and  eventuell  aucb  mit  unter  die  GebtlljreQ^weige  za 
reihenden  EinrichtoDgen  (daher  besonders  der  Eisenbahnen)  lägst 
sich  fttr  die  Oultnrvolker  unserer  Zeit  folgende  L'cbcrsicht  der 
wichtigeren  einzelnen  volkswirthscbaltlichen  Gebübrenanstalten  und 
Einrichtungen  des  Staats  and  der  Selbsiverwaltirngskörpei*,  besonders 
der  Gemeindei  aufstellen. 

In  rliosc  Uebcfsicht  sind  aacli  einige  oben  schon  bei  den  Rechts-  and  Ver- 
waltungsgebühren genannte  Zweige  mit  aufgenommen,  weil  dieselben  nach  ihren  öko- 
nomiüchen  Wirkungen  zugleich  in  die  zweite  Gebuhrenclaise  gchörun  32  ü'.). 
ToUstindiffkelt  im  Detail  würde  hier  zu  weit  führen  und  ist  Mch  für  die  Zweeke  der 
Finanzwlssensrhaft  nicht  geboten.  Nur  bei  einigen  Zweigen  werden  hier  \re]sren  deren 
grö&>erei  finauzieUer  Bedeutung  einige  weitere  Erörterungen  phncipiuUer  Art  eia> 
gefügt  Im  Uebrigen  ist  .-iiich  für  die  Frage  der  Nurmirung  der  Gebühren  ebenao 
wiii  far  diejenige  der  Icbernahme  durch  den  ftffenüiclien  KOiper  Mf  die  WiitliBohAf^ 
liehe  Yerwaltongslehre  zu  fersreisen. 

Die  Yolkswirthschaftlichen  Gebühren  theiien  sich  in  zwei 
HanptclasseD,  die  erste  wieder  in  zwei  grössere  Unter- 
elassen,  nemlicb: 

A)  Gebühren  fUr  d  ie  private  BenotEong  „Ofi'entlicher" 
Einrichtungen  und  Anstalten, 

1)  solcher,  welche  an88chlies8iich(al8„Regal^' des  geltenden 
Beebts)  dem  Staate,  einem  Selbstverwaltuogskörper  oder  durch  Ver- 
leibnngy  Vertrag  einer  von  diesen  delegürten  Privatwirtbseballt  za- 
stehen; 

2)  solcher,  welche  neben  den  gleichen  Einrichtungen  und  An- 
stalten des  privatwtrthschafUichen  Systems  existiren,  wenn  auch 
▼ielleicbt  thatsftchlich  das  Gebiet  beherrschend  (§.  51—65). 

B)  Gebühren  fUr  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  eines 
Selbstverwakungskörpers  in  den  wirthschaftlichen  Ange- 
legenheiten von  Privaten,  besonders  in  den  Verbältnissen 
ihres  privatwirthschaftliehen  Productfonsbetriebs  ü(}). 

Die  erste  Kategorie  dieser  GebOhren  (A)  kann  nach  dem 
gro!«8en  Gebiete,  auf  welchem  sie  vornenilich  vorkonmit,  als  Ge- 
bühren dea  Verkehrswesens  i im  weiteren  ^umc  des  Worts), 
die  zweite  (B)  als  Gebühren  der  sogeuaunteu  \  uikswirth- 
schafts-Pflege  bezeichoet  werden. 

Doch  passt  der  erste  Name  srenau  nach  di  m  SprachViraurli  nur  ftir  die  Haupt- 
arten dioäer  Gebühren  uuii  wird  hier  nur  danach  (a  potiori;  und  mit  liück:>icht  auf 
die  Kttrae  des  Aasdracka  gewählt.  Das  Gebiet  der  beztkgUcben  Einrictitungen  erweitert 
sich  aus  technischen  und  sociali)oli(i5<.ht  n  (iründen  g;erad<?  ncMirrdiiigii  immer  mehr, 
besonders  in  der  Gemeinde  (§.  tiö).  Der  zweite  Name  ist  im  Ausschluss  an  die  ge- 
brittohbehe.  ttbriBene  auch  nielit  doreliMM  eoneote  Tenninologie  geviUt  worden  (§.  66). 
A.  Waf  a»ri  «üaMwlwpbilt  TL  t.  A«fl.  ti 
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Zu  den  hierhergehörigen  ausöchliesslich  vorbehaltencu 
Einrichtungen  und  Anstalten  (Regalien  des  Rechts)  in  der  Kategorie 
des  Yerkehrawesen»^  (A,  1)  zählten  nach  dem  geltenden  Recht  der 
früheren  Zeit  unserer  Culturvölker  die  bezHirliehen  älteren  Finanz- 
regalien, soweit  diese  nach  dem  Geb  iili  ren  princip,  nicht  wie 
freilich  meistens^  nach  dem  Hesteucrungsprincip  verwaltet  wurden. 
In  der  Gegenwart  giebt  es  eine  Reibe  von  Einrichtungen;  welche 
sich  der  Staat,  voraemlicb  ans  ökon  omiBcb-tecbnigchen, 
eventuell  aber  auch  ans  andeieii  mitspielenden  Gründen,  im 
Öffentlichen  Interesse  auss cbliesslicb  vorbehalten 
bat  und  welche  er  gewöhnlich  auch  selbst  verwalte!,  —  wo  also 
Verbindung  von  ,|Gffentlichem''  Eigenthnm  mit  ,,öffent- 
lichem  Sei  bat  betrieb  stattfindet  In  der  Gemeinde  nnd  bei 
den  anderen  SelbstverwiiltaogskOrpern  ist  ein  Rechts princip  ans- 
sc blies slicben  Vorbehalts  gewisser  wirthschaftlicher  Einrichlr 
ungen  bis  jetzt  nnr  ansnahmsweise  durchgedrungen,  aber  die 
that sächliche  Entwicklnog  fährt  anf  einzelnen  Qebieten  zor 
f  actisch  ganz  oder  fast  ganz  ansschliesslichen  Gommnnalthätigkeit 

Im  Einzelnen  sind  als  Gebtthrenzweige  des  Verkehrswesens  (A) 
zn  nennen:  das  Mttnzwesen,  das  Banknoten-  nnd  eventnell  - 
das  Bankwesen  Oberhaapt,  das  Versicherungswesen,  dann 
das  grosse  Gebiet  des  eigentlichen  Verkehrswesens  (im 
engeren  Sinne  des  Worts),  wohin  einmal  die  öffentlichen 
Wege  aller  Art  (einschliesslich  Brücken,  natürliche  Wasser- 
strassen) uebst  den  mit  diesen  Wegen  und  ilircr  Benutzung  in  Ver- 
biiiduug  stehenden  Einrichtungen  (SchitlYahrtszeichcu ,  Leuchtfeuer, 
Häfen,  Quais,  Krahne  u.  dgl.  m.)  und  den  verwandten  Ein- 
richtungen für  Handel,  Markt-,  Messverkehr  (Veikautsplätze, 
!/ädeu,  Buden,  Niedcrlag'cn,  Wangen  u.  s.  w.),  sodann  auch  die 
eigentlichen  (H'tontlichen  Ver keh r sa n s t  a  1  tcn  (locale, 
wie  kleine  r)ani|)l  balinen ,  Pferdebahnen,  Oniniiiuswesen ,  nament- 
lich aber  Post  und  T e leg rap Ii  i e  nebst  Te  1  ep hon ie)  gehören. 
Grösstentheils  handelt  es  sich  bei  diesen  GebUhrenzweigen  um  Ein- 
richtungen von  allge mein crer  Bedeutung  für  die  gesammte 
VolkswMrtbscbaft,  um  „allgemeine  Angelegenheiten'' 
der  letzteren,  nicht  bloss  um  Angelegenheiten  und  Interessen 
einzelner  Productions-  und  Berufszweige  und  einzelner  Personen. 
Auch  dies  kann  in  der  finanziellen  Behandlung  der  Einrichtungen 
im  Gebohrenwesen  einige  Berücksichtigung  finden,  weil  und  soweit 
nis  sich  die  Vortheile  der  Einrichtungen  tör  die  Nutzniesser  weniger 
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differenziren  oder  der  individuelle  Vortheil  gegenüber  dem  Gesammt- 
üutzen  fUr  die  ganze  lievdlkerung  weniger  in  Betraclit  kommt  und 
daher  bei  der  Kormiraiig  der  Gebühren  weniger  beaclitet  zu  werden 
braucht. 

Die  Gebühren  der  Volk  Bwirthschaftsp f lege  (B)  lassen 
Bich  genaaer  als  Gebühren  für  die  fördernde  Pflege  bezeichnen, 
welche  einzelnen  Angelegenheiten  interessirter  Privatwirthschaften 
Seitens  des  Staats  oder  eines  öffentlichen  KOrpers  sn  Tbeil  wird. 
Dabin  gehören,  nach  den  ökonomisohen  Wirknngen  der  be- 
züglichen fiinriehtangen  betrachtet,  auch  wieder  manche  Gebabren- 
zweige,  welche  nach  der  Art  der  öffentlichen  Leistung  nnter  die 
Kategorieen  der  Rechts*  und  Verwaltnngsgebtthren  fallen  und  daher 
dort  schon  mit  zn  erwfthnen  waren.  Hier  tritt  die  individnelle 
Differenziriing  der  Vortheile  mehr  und  starker  vor  dem  Gesammt- 
YOTtbeil  henror,  was  wieder  für  die  fioanzielle  Regelang  des  Ge- 
btthrenwesens  Conseqaenzen  hat 

Das  System  dieser  Gebühren  der  Volks wirthschaftöpflege 
kann  mau  nach  der  Art  der  geleisteten  Dienste  der  Ver- 
waltung und  nach  den  Zweigen  der  Production  bilden, 
denen  diese  Dienste  m  Gute  kommen.  Die  erstere  Eiutlieilung  ist 
auch  hier,  in  der  Finanzwissense haff  und  für  die  Gel)tihreulelire, 
vorzuziehen,  die  andeie  aber  eventuell  in  einigen  Puiicten  mit  ihr 
zu  eombiniren.  Unter  VVeglassuug  kleinerer  und  unwichtigerer 
Fälle  erhält  man  dann  folgende  fünf  Classen:  Beglaubigungs ge- 
bühren (Eichgebühren  lUr  Maasse  und  Gewichte,  Prüfungsgebühren 
für  Gold-  nnd  Silberwaaren,  Gebühren  fflr  sonstige  Qualitäts- 
beglaubignngen  von  Producten,  für  Beschauen);  Anfsichts- 
gebühren  bei  verschiedenen  obrigkeitlichen  Controlen  von  Wirtb- 
schafUbetrieben  'nnd  EinrtchtnDgen  der  letzteren ;  Erlaubniss- 
nnd  Ooncessionsgebfihren  auf  verschiedenen  wirthscbaftlichen 
Gebieten  nnd  bei  verschiedenen  wurthschaftlichen  Berufen  and  Unter- 
nebmnagen;  Gebühren  fttr  die  Mttwirknng  von  Behörden  oder 
Beamten  bei  Terschiedenen  wirthschaftliehen  Schutz-  und  Nutamaass- 
legeln;  Gebühren  für  die  Benutzung  öffentlicher  Anstalten  und 
Einrichtungen  Im  Interesse  einselner  privatwtrthschafUicfaer  Pro- 
duetionssweige  und  Untemehmnngen. 

Nur  auf  einige  der  genannten  Gebührcnzwcigo  wirJ  hier  «twu  nilier  und  *uch 
•nter  BerücItMchtig^ng  der  Principienfragen  eingegangen,  nemlich  auf  solche,  welche 
principiell  oder  pracüsch  auch  gerade  nach  der  finanzielleo  Seite  wichtiger  iiiid: 
ManziresoD,  Woge,  Post,  Telegraphio.  In  BetrctT  der  ftoderen  begnügen  wir 
uf  aic  ««rigeii  B«aieilningeii  tar  Orieatiniiig  «nd  CbMMtotUtik. 
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Der  leitende  Gesicbtspunct  für  die  folgende  Darstellung  ist,  dieselbe  so  viel  als 
mOglicb  auf  die  rein  finanzielle  Seite  der  besprochenen  Gebührcnzweige  m  be- 
schränken, da  alles  Andere  nicht  in  die  Finanzwissenschaft  gehört.  Bei  dem  engeD 
Zasammeahaog  aller  Seiten  der  Sache  lisst  sich  dies  freilich  nicht  absolut  genau 
dorchfldireD.  Auch  auf  die  Geschichte«  die  SpeciftUf  teratiiT  und  Oesetsgebang, 
vird  hier  jotct  nicht  ulher  eiagegangeii. 

A.  Gebahien  des  Veikehrswesens  (i.  e.  8.>. 

1.  M üiiEwefleD. 

Vgl.  Kau,  Fin.  I  (5.  A.),  5.  HauptstUck  der  „Einkünfte  aus  Hoheitsrechten'', 
das  Münzregal,  §.  196 — 200,  wo  gleichfalls  nur  unten>ucht  wird,  „in  wiefern  das 
Muii/we^ien  als  eine  Quelle  von  Staatseinkünften  benutzt  werden  kOnnc".  DannRau, 
Yolkswirthscbaftspolitik  5.  A.  I.  §.  232 — 246  (Literatur  bis  Anfang  der  60er  Jahre 
daselbst  §.  232  Note  b):  ühcr  Sdilagschatz  daselbst,  §.  241.  —  Stein,  Fin.  5.  A. 
U,  1.  S.  331  ff.,  Handbuch  der  Verwaltungslehre  2.  A.  S.  487  ff.  H.  Röaler,  Ver- 
«raltungsrecht  U,  825  ff.  Pfeiffer,  Staatseiunahineii  I,  223  ,3(ttnzmoiiopol".  — 
Mein  Art.  Milnzwcsen  in  Rinn» <f Mi's  Staatswilrterbuch  VIL  —  Nasse  im 
Sc hönberg 'sehen  üaudbuch,  Abb.  OoiU  und  MUnzwcseu,  §.  IJ,  12.  —  Manche  Daten 
über  Prigekosten  n.  s.  w.  in  Sfttbeer's  zahlreichen  eddmetallstaüstieohen  ArbeitcD, 
/..  B.  in  den  Beiträgen  und  Materialien  zu  Geld-  und  Bankfrayr-n ,  Hambur^r  1855, 
Materialien  za  den  EdelioetaUverbältuiBseo  2.  A.  Berlin  1SS6.  Anhang;  in  den  Munz-, 
Maass-  ond  Gevichtsbtichem  ron  Moback,  Nelkenbrecher.  Besonders  interessantes 
Material  Uber  die  Kosten  einer  grossen  Munzreform  sowie  iiber  die  Gewinne  dabei 
in  den  amtlicheu  Druckschriften  Uber  die  deutsche  Mun/rcform  in  den  Beilagen 
zu  den  ßeichstagsverhandlungen.  Nüliercs  liber  unsere  ]Uuuzrcfonn  gehört  nicht 
liierber.  Die  deutschen  HauptK'«^^- ^ze  der  neueren  Zeit  sind:  Wiener  Munz- 
vertrag  vom  24.  Januar  ISi7,  danach  preussischi  s  Munzifcsctz  vom  4.  Mai  l'^ijT: 
Reic bsgesetze  vom  4.  Deccuber  IbTl  und  9.  Juli  IhTS.  Dazu  Coiumentar  u.  s.  w. 
V.  Sotbeer.  Erlangen  1S74/76:  a.  d.  T.  „Dentsdie  MQosveffiusnng'*  (aas  der 
„Üesetzgebiuig  des  Deatschen  Reicbs^,  heraosgegeben  Ton  r.  Bezold). 

§.  51.  Seit  Alters  and  auch  jetzt  noch  mit  Recht  ist  das  MUdz- 
wesen  regelmässig  in  allen  Cnltnrstaaten  Staatsanstalt  und  zwar 
Regal  (Mfinzregal).  Der  Staat  hat  danach  ausschliesslich 
das  Recht)  Mttnzen  zn  prägen.  Die  früher  Tielfaeh  vorgelcommene 
nnd  zn  MissbrSnchen  fttbrende  Verleihung  der  Ansttbnng  dieses 
Regals  an  Dritte  Ist  jetzt  allgemein  abgestellt.  Gew((hnllch  hat  der 
Staat  anch  den  Fabrikationsproeess  der  Münzen  ansschliess- 
lieh  in  die  Hand  genommen. 

Das  (iegentheil  verbot  der  Wiener  Muuzvertrag  der  deutscheu  Staateu.  Separat- 
Art.  IV  N.  1.  In  Frankreich  orrt  seit  Knizem  rein  staatliche FabrikadoD.  8.  Bau, 
Fin.  I,  §.  202,  besonders  Note  d. 

Die  Koheiunabme  aus  dem  Mttnzwesen  oder  aus  dem  so- 
genannten Schlagschatx,  d.  h.  >,dem  Unterschied,  um  welchen 
das  in  einer  gewissen  Mttnzmenge  enthaltene  Metall  wohlfeiler 
erlangt  wird" (R au),  und  vollends  der  Reinertrag  kann  beiden 
jetzt  allgemein  befolgten  und  in  den  Münzgesetzen  (Münzordnungen) 
festgestellten  rationellen  Grundsätzen  der  MOnzpolitik  nur  klein 
sein.  Auf  die  Hobe  dieses  Ertrags  vermag  der  Staat  auch  nur  in 
geringem  Maasse  selbst  einzowirken. 
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Es  folgt  dies  ans  drei  leitenden  Grundsätzen  der 

modernen  M  U  ii  z  p  «.>  1  i  l  i  k . 

Eiöteiis,  der  Staat  prägt  möglichst  vo llwiclitige  Mtin/cn, 
insbesondere  die  unbedingt  als  Wulinjng  oder  gesetzliche«  Zahl- 
iiiittel  geltenden  MUnzeu  vollwichtig,  soweit  dies  irgend  technisch 
lüüglicii  ist,  also  abgesehen  von  dem  sogenannten  Reniediuni 
oder  der  gesetzlich  vorbehalteiieu  Fehlergrenze,  welche  aber  nur 
das  Product  des  Zufalls  sein,  d.  h.  nicht  absichtlich  zu 
Gnnsten  des.  Staats  herheigetUhrt  werden  darf,  sich  daher  in  der 
Masse  der  Fälle  (wegen  der  kleinen  Abweichungen  nach  oben  und 
unten)  ausgleichen  soU. 

In  Folge  dieses  Grundsatzes  pchen  vr  llT^iclitigc  Mtlnzstilckc  in<igliclist  woit  herab, 
sogenanuto  ScbeidemtUize  m&gUchst  weuig  weit  bioaaf;  eine  K«gel  bei  alleu  McuU> 
vumiDgen,  nar T«i9e1iIodlai  bd  den  dnzelnen  WUhroDi^  dnrebgefunTt  und  dorchfUirbar. 
Nach  dem  Wiener  Munzrertrag  kluinsttts  vollwirlitiu:»:s  SilbiTstuck  f.,Cüurant"'i  ^  Tlilr.  und 
V4  FL  ö^err,  grösstes  Silberscbeidomuazstuclc  gleich  kieiDstea  ÖoarantstUcks, 

Thlr.  und  Vio'f^^-  österr.  Nach  der  neuen  dcatschen  Munzgesotzgebung  noch 
goldene  5  M.-Stuci(e,  aber  auch  »ilberne  5  M.-Stücke  als  Scbeidemunze  ^zu  hoch!), 
SUberscheidemüii/"  bi"  Lerab  auf  M.  GrSsstes  Nictelstuck  anfansTS  10,  jetzt  20, 
grOsstes  Kupferätuck  2  Pf.  So  wird  die  Summe  der  mit  Gcwina  geprägten  Scbeide- 
mimze  im  Ganzen  relativ  gerin?. 

Reispiele  von  Uemedium:  Wiener  Munzfertrag  Art.  10  Reintidium  im 
Feingehalt  höchi>tens  3  Taoseudstel,  im  Gewicht  bei  Thlr.  4«  Doppelthirn,  °7m' 
Hach  d«i  dentBclien  Httazgesetzeo  ?0]i  1871  nnd  1878  bei  den  CkÄdmttnzen  Remediun 
höchstens  2Vj  **/oo  (bei  5  M.-Stücken  4  ^/^)  im  Gewicht.  2  im  Feingehalt,  bei 
den  Silbermunacen  im  Feingehalt  höchstens  3,  im  Gewicht  (excL  der  20 -Pf. -Stucke) 
bis  10  '^/qo-  Auch  bei  den  8ilbennliozeii  rnnsi  io  der  Mjms»  Nonoalfewicbt  und 
Jlomudgaluüt  innegelMlteii  weiden  (OeseU  reu  1878,  §.  t), 

Zweitens:  die  unter  haltige  sogenannte  Seheidemflnze, 
welehe  gesetzlich  zn  einem  geringeren  als  dem  dem  Mttnzfass 
entspreebenden  Feingehalt  geprägt  wird,  daher  dem  Staate  einen 
Gewinn  im  Betrage  dieser  Difierenz  giebt,  wird  nur  in  fest- 
begrenzter massiger,  d.  b.  dem  Verkehrsbedürfniss  möglichst 
genau  entsprechender  Menge  ausgegeben  nnd  die  Unterwerthigkeit 
der  Seheifiemlinze  darf  einen  massigen  Betrag  nicht  übersteigen, 
wobei  ausserdem  die  grösseren  IM  ägekosten  der  Scheidemünze  den 
erlaubten  Gewinn  noch  einscbränkeii. 

Wiener  ^luuzvertrag  Separat-Art.  bestimmte  fiir  die  Länder  der  Thaler-  und 
der  flsteneichischen  Galden-Währnng  an  Scheidemünze  höchstens  */«  Tbir.  oder  IV4  Pi- 
per Kopf  zur  Prägang.  Deutsches  MUnzgesetz  von  IS'r^  Art.  4  und  5  im  Maximam 
an  SilberecheidemUnze  neben  der  Goldmünze  10  M.  per  Kupf  der  ReichäbcvöHtLrung. 
2Vt       dsgl.  an  Nickel-  nnd  Kapfermunze.    Letzterem  scheint  /u  viel  veranschlagt 

Stvesen  zu  sein.  Denn  nachdem  bis  1S77  filr  35  Mill.  Nickel-  und  für  9.C0  Mill. 
apfermUnze  gepiigt  gewesen,  zusammen  für  44.ti0  Mill.  M.  oder  wenig  aber  1  M. 
per  Kopf,  sind  dkie  Prägungea  fUr  Iftnger  einfeetellt  worden«  da  man  den  Bedarf 
für  ge<Iccit  hiolt.  Erst  seit  1885  hat  wioil»;r  eine  Vermehrung  der  Nickel-  und 
Rupferpräguogen  stattgefunden,  bis  Ende  18b8  c.  Xö  Mill.  M,  Die  Prägung  von 
bilbeTHcheidenttiize  war  1>ls  1877  ludie  bei  dem  geaetsliclieii  Mezimiuii  Mgekoamen, 
WM  aoBilMiiid,  aber  luiapp,  gereicht  ta  baben  sdtemt  Keapzlfapgeik  dev on  erfolgten 
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seitdem  nur  spSiUch.  nur  eioe  gr(^ere  Omprigang  von  '20-Pf.-$tückcn  (für  12  Mill.  M.), 
die  sich  nicht  recht  eingebürgert  hatten,  in  1-M. -Stücke  hat  stattgefunden.  In  den 
Ländern  dos  lateioiscbeu  MUnzrertrags  von  lb65  per  Kopf  6  Fr.  SUborscheideraOnzG 
(2  Fr.  bb      Fr.  —  die  dlbomeii  5>Fr.-Stttcbe  noch  rollvichtif).  Da  diese  Scheide- 

raünzQ  nur  in  begrenzttni  Brtratrc  g^esetzliches  Zahlmitfe!  i.  ,,NV!ihning")  i'^t,  in 
England  biä  40  Sb.,  Frankreich  u.  ».  w.  bis  50  Fr.,  Dcutscblana  bis  20  M.,  Kupfer 
Qnd  Nickel  bis  1  M.)  und  da  der  Staat  sie  auf  Verfangen  gegen  roHvichti^  Geld 

einlteen  muss  (Wiener  Münzvertrag  Art.  15  sub  c,  Deutsches  Gesetz  von  187'1  Art.  9, 
lateinisrlu  i  Münzvertrag  Art.  8),  so  sind  weitere  Cautelen  gegen  Zorielansgabc,  damit 
aber  auch  weitere  Schranken  des  Gewinns  aus  der  Prägung  der  Skjheideintlnze  gegeben. 
Der  Wiener  Münzreitnig  erlaubte  bei  Silberscbeidemunzc  höchstens  eine  Er- 

leicbteniti^  .Ics  Mari/fiisses  um  15  V„  (d.  h  P-r/^  Thlr  statt  nü  Thir.).  bei  Kupfer 
die  Prägung  la  112  ihlr.  per  Centner  (Werth  c  40  Thlr.i;  das  doutbche  Gesetz  von 
187S  bestimmt  eine  Ausprägung  der  SUbermanze  (auf  Grund  des  Werthverhältiiisscs 
ron  (JoM  zu  SiM  '  r  wie  l  :  15.5  vcrflichen)  statt  zu  hloss  no  M.  zu  100  M.  per  Pfund 
für  Silber  («^.  1).  was  wegen  des  in/wischen  geäuiik.  neu  Sill>erwerths  viel  zu  hoch  ist. 

Drittens:  die  Präi:ung  für  Rcchuung  Privater  wird 
im  Interesse  der  \'olkswiitlibcliaft  und  des  Gelduiniauts  zugelassen, 
aber,  wenn  sie  .stattfinden  soll,  erträgt  sie  nur  sehr  mUssiiJce 
MU  n z  gebtl h  r e n ,  und  um  sie  zu  be^rtlustigeu,  muss  sie  selbst 
noch  geringerer  Gebühren,  als  sieb  rrrlitiertliren  und  durcbfllbren 
Hessen,  zu  Theil  werden,  ja  mitunter  ganz  oder  so  gut  wie  ganz 
unentgeltlich  geschehen.  Der  Betrag  der  wirklichen  Prä^ekosten 
wird  daher  durch  die  Mtinzgebttbren  wenig  oder  gar  nicht  Über- 
schritten, thatsächlich  wohl  nicht  einmal  immer  gedeckt. 

Die  Fräste,  ob  MUnzgebuhren  erliüben  werden  sollen,  ist  in  der  Volkswirth- 
•ebafbpolitik  /u  erledigen.  Im  Deutsclieu  Münzgesetz  von  1S71  war  eine  Prägung 
aaf  Beclinunu:  Privater  nicht  vorgesehen,  in  dem  von  IST.i  Art.  12  ist  dagegen  Privat- 
personen das  liocht  ortheilt,  auf  den  Miinzstütten,  welclie  sieh  zur  Prägong- auf  Reichs- 
recbnuug  bereit  erklärt,  20''M.-StUcke  für  ihre  Kcchnung  sich  prägen  zu  lassen,  soweit 
diese  Htlnzstätten  nicht  fttr  das  Reiclt  1»e8ch&ftigt  sind,  —  gegen  eine  vom  Reiche 
festzustellende  Gebühr  von  höchstens  7  M.  per  Pfund  fein  Gold  (fast  V'o  Vo'  Zu  hoch!). 
Die  Diiierenz  zwischen  dieser  Gebiüir  und  der  Vergtktuug,  welche  die  MttDzaustalt  i'ur 
die  Ausprägung  in  Ansprucli  nimmt,  diesst  in  die  Reichscasse.  Darüber  eine  Ver- 
ordnung dos  Reil  hslanzlers  vom  8.  Juni  IST'),  wonach  für  2  Proben  3  M.  zu  zahlen 
sind.  Da  nun  das  Bankgesetz  von  1875  Art  14  die  Kcichsbank  verpflichtet,  für 
Barrengold  1392  M.  in  Noten  zu  geben,  so  ist  thatsächlich  die  Dillcrcnz  dieser  Zahl 
TOn  1895,  oder  von  der  Zahl,  weiche  nach  dem  Mllnzgesetz  aus  1  Pfund  fein  Gold 
zu  prägen  ist,  der  Piä^cküütenbetrap:  für  Private:  also  3  M.  per  Pfund  fein  Gold  oder 
c.  Für  die  Frage,  ob  von  Privaten  überhaupt  Priigekosten  zu  erheben  (jetzt 

bei  ans  tbatsldilicli  nur  vou  der  Keich^^buuk).  ist  ancli  mit  zu  beachten,  ob  der  Staat 
oder  die  Privaten  den  Verlust  an  den  abgenutzten  Münzen  tragen.  In  Deut.sc  bland 
tbut  dies  das  Reich.  Vgl.  fOr  dies  Alles  Sötbeor,  Deutsche  Muuzrerfassung  S.  89  C, 
4S3  IT.  —  Das  Reich  ?ergQ(et  nach  einem  die  froheren  Bestlumongen  etwas  aV- 
ändernden  Rcschluss  des  Bundefraths  vom  22.  Mai  1875  den  prägenden  Münzstätten 
der  £iuzelstaaten  für  1  Pfund  Gold  in  20 -M.-Stacken  2.75  M.  (früher  4).  in  10-M.> 
Stocken  4.15  M.  (fr«ber  6),  in  5-M.-Stücfeen  6.75  M.;  dann  ftar  Silber  vom  Nenn- 
werth in  5-M.-Sttlcken  V4  Vo-  >"  2-M.-Stucken  1  Va  "L  i"  1-M -Stucken  l»/«  %,  in 
Vt-M.-Stücken  2'/,  in  '/j-M.-Si  u  k<  n  4%.  Für  Nickel  in  lü-Pf.-Stücken  8  7„ 
in  S-P£-Sttkolten  6  vom  Nennwerih,  für  Kupfer  in  2-Pf.-Stacken  15  und  in  1-Pf.- 
StUcken  30  Dsgl.  Sötbeer,  eb.  S.  431.  —  lu  Grossbritannien  besteht 
nominell  keine  Prriiregebiihr  für  Private,  aber  diese  trasren  den  kleinen  Zinsverlust 
während  der  Prägung.  Factisch  ötcilt  sich  auch  hier  der  Fragesatz  für  sie  auf  die 
Differenz  zwischen  ..Munzpreis"  und  „Bankpreis'':  die  Bank  von  England  muss  für  die 
Oue  Standaid  Gold  OVss  ^0)  ^      l'*  Sh.  9  P.  in  Noten  (also  ia  Manze)  gebe«. 


Digitized  by  Google 


HtlllSV«MD.  119 

wShrend  die  Manzanstah  daraus  3  Pf.  17  Sh.  lO'/a  P.  prtgt,  eine  Differenz  toü  1.6  ^f^. 
In  Frankreich  ist  die  Mnnzgobdhr  j(!t/.f  für  Gold  für  Private  H  Fr.  70  Cent,  per 
Kilogramm  feinen  Goldes,  woraus  31uü  Fr.  geprägt  werden,  also  c.  2. IG  •"/«o'.  f>ir 
dte  jetzt  sistine  Prägong  von  Silber  %.  Diese  Pr&gesät/e  für  (iuid  mOchtea,  iitni«! 
der  englische,  knapp,  letzterer  kaom  zur  Deckang  der  wirklichen  Prägekosten  reichen. 
(Masse  im  Schönberg'schen  Uaudbach.  2.  A  I,  352).  Gegen  die  onentgeltliche 
FiigQDf  fax  Printe  war  Bin,  Fin.  I,  %  197. 

Wftbrend  diese  Verbftltoisse  schon  die  Roh  einnähme  der  Münz 
Verwaltung  sehr  beschränken,  wird  der  Reinertrag  noch  durch 
andere  Umstünde  berabgediüula.  In  techn ischer  Hinsicht  müssen 
die  Münzen  immer  bes?«er,  sorgHiltiger  und  mit  geringst  möglichem 
Kemedium  geprägt  werden.  Auch  Erstcres  ist  ohne  Kostensteigerung 
meist  nicht  zu  erreichen.  In  Cousequeuz  richtiger  mUnzpolitischer 
Grundsätze  niu.ss*  ferner  die  Mtlnze  nicht  nur  ml^glichst  richtig  ans- 
gegehen,  sondern  auch  s  i  im  Umlauf  c  i  Ii  n  It  e n  werden.  Daher 
hat  der  Staat  bezttgliche  Controlen  auszuülien  und  soll,  mit  Recht 
auf  seine  Rechnung,  die  über  ein  geringes  Maass  hinaus  ab- 
genutzten Münzen  wieder  einziehen,  was  nattlrlich  neue 
Kosten  macht. 

Wiener  MUnzrertrap  Art.  13,  20.  15  (für  alle  Sorten  Münze).  Roichsifesctz 
von  Ib'l  9:  für  Goldmünzen,  unter  b'eütstclluug  uiueü  Maximalrcriu^tä;  d.  h.  wenn 
die  Münzen  mehr  als  5  '^/„^  rom  gesetzlichen  Noimalgewicht  verloren  haben,  sind  sie 
aof  Eeichsrechniinjic  -iM/uziehen.  Diese  Abuatznugsvorluste  dem  znf&Iligen  letzten 
Besitzer  der  Münze  zazuwälzon,  bei  dem  sie  als  unter  das  sogenannte  Passirgewicht 
(zalissiirer  Maxunalferlost)  gesiiDken  bei  der  Gontrole  rorgeftmaeii  weiden,  wie  bisher 
ia  Grossbritannien,  erscheint  unbillig,  und  für  die  Erhaltung  des  Mün<^umlau&  in 
fBtem  Zostaodo  onzweciimisig,  denn  die  abgenutzten  Munien  bleiben  dann  meist 
ia  Verkehr.  Da  die  neuere  ntieneUe  HttDzgeaetzgobung  ntudrüoUieli  eine  Hemb- 
Setzung  des  Nennwerths  behufs  der  Einziehung,  daher  besonders  hvi  Scheideuuuize. 
verbietet  (Art  13,  15  des  Wiener  Munzvcrtrag»).  so  ist  auch  dar  früher  oft  bedeutende 
Oevliui  ans  aolcben  und  ähnlichen  Operationen  (Vcrrufung,  Deralration>  ausgeschlossen. 
Deber  solche  Maa^regclu  und  über  geheime  Münzverschlechterungon,  mit  Beispielen 
.ins  der  fran/A-isrheii  und  deatschen  Mtlnzsrescliiclite  Raa,  Fin.  I,  199,  200  Doch 
betlarf  das  nicht  luoUt  erst  einer  Widerlegung,  lui  üebi'igeu  gehört  die  Sache  iu  diu 
TolkewiftliscliaftspoMtlk. 

Aaf  die  Dauer  kann  so  der  Reinertrag  trotz  des  Gewinns 
an  derPrSgnng  der  Seheidemttnze  fast  versohwin den,  ja  selbst 
ein  Deficit  eintreten:  d.  b.  das  MUnzwesen  wird  aus  einer  Ein- 
nahmequelle eine  einer  wichtigen  Staatsaufgabe  dienende,  den  Staat 

f  i  11  a  11  /.  i  e  1 1  belastende  Einrichtung.  Das  P  r  i  u  c  i  j)  der  reinen 
Anscrabe  kommt  zur  Geltung:  eine  Entwicklung,  zu  welcher  das 
Miiiizsvesen  der  modernen  Staaten  hinneigt,  im  grossen  Unterschied 
von  den  VerhUltni.ssen  IVüberer  Zeit,  wo  das  MHnzwesen  durch  die 
dabei  heiolgte  Politik  und  durch  mancherlei  bedcukiiclie  Practikeu 
eine  Quelle  Atters  nicht  unerheblicher  IJoincrtriige  war.  Berück- 
sichtigt man  noch,  dass  in  der  (icgeuwart  der  Gewinn  bei  der 
Scheidemttnzpräguug,  daher  aller  Gewinn  aus  SilherprUguug  bei 
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derGoldwährang,  kein  definitiver  iet,  da  er  bei  der  Wiederemdehmig 
dieser  MfinEe  zum  Nennwerth  wieder  verschwindety  bo  erweist  sich 
das  moderne  Mttnsweflen  vollends  nar  noch  in  nnhedentendem 
Maasse  oder  gar  nicht  als  eine  Einrichtung  finansietler  „Ueber- 
schosswirthschaft'*. 

Die  filUkerai  Oenlniie  ans  dem  Httnzw«MQ  eridtren  sich  daraus,  dass  die  dar- 

gelcf^tea  mUnzpolitiscben  Grunds&tzc  nicht  befolgt  worden.  Man  prlgte  mit  starlccm 
Scblagschatz  und  prossc  Meng-en  Scheidemünze,  rinderte  geheim  und  offen  den  Münzfuss, 
uamcntlicb  erleichterte  man  ihn  uud  gab  doch  die  ieicbtercu  Mauzen  zum  bisherigon 
Nennwerdi  AUS,  man  zog  periodisch  die  Miinzen  ein  und  nachte  dabei  tind  M  der 
Neupr&gung  neue  Gewiiinn,  man  nalim  den  Lcnfen,  namentlich  den  Kauflfuten ,  mit- 
gebrachte fremde  Munze  ab  oud  gab  ihnen  nicht  den  ?olieu  Gegenverth  iu  heimischer 
Iftlnse.  Man  zog  die  ette  Hönze,  besonders  die  Schddemitiize  oder  die  ausgegebene 
Hauptmiinze  leichteren  Mtlnzfusses  zu  eineai  hcrabgesetzt-  n  Wcrtho  ein  u.  dgl.  m. 
Lauter  Practiken,  die  erst  im  JU.  Jahrhundert  in  den  Coltarstaaten  ganz  verschwanden. 

Hit  der.  modernen  rationellen  Münzpolitik  sind  solche  Practiken  und  mithin 
solche  Gewinne  unvereinbar.  Je  nach  deiu  Umfang  der  neuen  Prägungen,  der  Ver- 
thoilung  derselben  auf  voMwichiigc  und  Scheidemünze,  den  Opera(ionen  der  Einziehung 
alter  Münzen  u.  s.  w.  schwanken  die  lioh-  und  Ueincrträgc  uud  etwaigen  Deficite  der 
Munzverwaltong  jetzt  jiihrlich  in  neuerer  Zeit  oft  recht  bedeutend.  Ein  ünter- 
scbied  besteht  auch  zwischen  Ländern  der  Gold-  und  <!'t  S 1 1 'i  e  r^^-.tlirnnc-.  Iu 
Icutercn  gieüt  es  nur  kleine  Beträge  Scheidemünze;  in  erstcren,  weil  die  .Huumtlicben 
TheilmilDzen  unter  der  QoldmtUkze  nna  Silber  n.  s.  v.  minderhaltig  geprägt  werden, 
ist  ein  lieträchtlichtT  Thcil  des  Geldumläufe  Scheidemünze,  also  mit  Gewinn  zu  pr&geu. 
Dies  ist  auch  Ünanziell  wichtig  für  die  seit  in  Durchführung  bcgrifleoe,  noch 
«nrollettdete  deauehe  Mttnrrefem.  Die  bis  1877  geprägten  424  Hill.  M.  neuer 
deutscher  Silbermunze  enthielten  z.  B.  nach  dem  jetzigen  Scheidemtlnzfuss  nur 
4.24  Mill.  Pfund  Silher,  wahrend  sie  nach  dem  früheren  Munzfuss  4.71  Mill.  Pfund, 
also  470,000  Pfund  fein  Silijer  mehr  erfordert  h.Utcn.  Letzterer  Betrag  ist  also  \,ab- 
zQgJicb  der  Prägekosten)  bei  der  Umpriigun;;  di  r  alten  in  dio  neoe  SilbermQnze  ge- 
wonn»»n,  oder,  das  Pfund  damals  zu  80  M.  Gold  gerechnet,  ein  Betrag  von  37  fi  Mill.  M. 
Gold,  um  welchen  sich  die  Verluste  aus  der  Abnutzung  de»  alten,  nach  seinem  Nenn- 
vetth  eiDgesogenen  Gelds  und  nos  dem  Yerknof  des  gegen  Geld  stark  gesunkenen 
Sillters  vermindern.    Freilich  kein  definitiver  Gewinn,  wie  gesagt. 

Die  Daten  für  eine  Berechnung  der  Kosten  unserer  MlUurcform,  so  weit 
letztere  darehgeftthrt  ist,  enthalten  die  jShriieben  nmdichen  „Denlschnftcn  über  die 
Ausfuhrung  der  Munzgesetzgebung"  in  den  Reichstagsacten.  Die  Goldbeschaß'ung  ist 
in  den  ersten  Jahren  hei  fftlnstigen  Wechselcursen  —  unter  dem  Einfluss  der  fran- 
zösischen Contribulion  -  wohlfeiler  gewesen.  Dagegen  hat  die  Einziehung  der  alten 
Silbermunze  wegen  deren  Abnutzung,  namentlich  aber  der  Verkanf  des  Silbers  wegen 
des  besonders  seit  1S74  erfolgten  starken  Sinkens  des  Silbers  gegen  Gold  bed-  -  t  ii  lo 
Kosten  gemacht.  Diese  wurden  einstweilen  durch  die  audcrweiten  Gewinne,  bcäundurs 
ans  der  Prigong  der  Silber-  und  sonstigen  Scheidemünze  thc^veise  vett  gemacht. 
Sic  würden  aber  bediufmd  trcbtiegen  sein,  wenn  man  nicht  im  Wesentlichen  seit 
1878,  vollständig  seit  läbO  weitere  unziehnogen  der  alten  MOnze  (Xhalor)  und  Silber* 
verklttfe  eingestellt  bitte. 

Das  Ergebniss  der  deutschen  Neuprägungen  für  die  ganze  Periode  der 
Münzreform  (December  1871)  bis  .'11.  März  1877.  Iiis  wo  die  Präguneren  in  der 
Hauptsache  durchgeführt  waren  (N.  I),  dann  bis  .Hl.  Marz  ISSS       II)  wann  Mill.  M. 


Werthbetrag  Aii»chaüuugS' 
(Nennwerth)  werth 


Demnach 


<D 


Bnitto- 


Goldmltnzon 


1264.122  1256.015 

40b.829  369.005 

35.160  15.277 

i).596  5.400 


mtlozgtiwinn. 


8.107 
39.826 
10.8SS 

4.105 


Silbermanzen  . 

Nickelmünzen 

Kopfermttnzen 


Snmmn     1717.707  1645.T8T 


71.920 
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zu»  WerthbptnjT     AnsrhafTuiies-  ^^^f^ 

(Neaowertb)  werth 

^  '  mün;  -  A  lan. 

6oldmUjiz«ii  ....  1321.518         1313.2»!  ^.227 

ffilbemameo .   .   .   .  451992         408.865  4S.527 

Nickelmanzen     .   .   .  36.938            15.370  21.56S 

KapfermttiiMn    .   .   .        10.  «54   5.830  _ 

'Summa  1^21.2(12          jT4H.356  77.84«*." 

Bei  den  Goldmünzen  cxcl.  Prägaog  aaf  Privaurechoung.  Letztere,  (für  die  Ketchs- 
bank)  fand  nenerdiogs  fiut  allein  noch  statt  (im  Ganzen  an  RcicbsgoIdmUn/e  bis 
Ende  1S8S  fepitgt  2,228,410,000  M.,  wotou  907,377.550  M.  auf  Privatrochnang). 
Der  Brnttogewinn  hier  mit  dem  Nennirerih  berechnet,  deckt  sich  also  nnr 
bei  Gold  mit  dem  Metailwerth.  fiei  Silber  iüt  er  iu  Gold  amfcereclmot  schon 
■n  10  7o  kleiner,  weil  Silber  c.  lO*/»  lalehter  gepr&gt  viid,  aber  tbntaldilloh 
noch  viel  !vl'  iri  r,  weil  Silber  weit  ontor  der  alten  Norm  ron  15^  :  1  gegen 
Gold  verlcault  werden  miuste.  Koch  grftfläer  ist  die  Differenz  bei  Nickel  und 
Kupfer.  Von  dem  Gewinn  geben  dann  die  Pr&gek(nten  ab,  welche  das  Seidi  den 
Monzstitten  der  Einzelstaaten  vefRütet,  femer  die  Vcrlubte  an  wieder  einge- 
zogener (zu  stark  abgenutzter)  ReichsmUnze.  Von  GoldutUnzeu  waren  bis  Ende 
18SS  1.827,000  M.,  von  SilbermUnzen  13,024.700  M.  wieder  eingezogen  (darunter 
grOeetentheUs  —  13  Mill.  M.  —  die  absichtttch  wegen  Onzweckmäs-sigkeit  fur  den 
Gfhraurh  in  gr^s^cren  Posten  wieder  einjrezoyrenen  20 -Pf. -Starke.  (Jesauimtpr.lgong 
an  SilbcrmüQze  biä  Ende  1^88  46l.:il<».f;uü  M.);  von  NickciuiUnjtc  waren  800  M. 
(OeMvmtpiignng  bis  Ende  1888  40.402,100  M..  Zanaboe  in  1887  nnd  1888  wegen 
der  Prsgnng  ron  2n-pf.-Sti!''k'>(i  in  Nickel),  roo  KapfemOnse  4811.  (OeaanaitpFlgiing 
10^44^00  M.)  wieder  eingezogen. 

Die  SUbemtinzprägiing  Oroesbritanniens  betrag  1979-  88  7,208.634  Pf.  8t, 
woftar  das  Metall  nur  3,844.288  Pf,  St  kostete;  bei  Bronzemttnze  waren  dieM!  Zahlen 
bezw.  442.474  und  72,2:<0  Pf.  St.  Kur  in  dieser  Zeit  eingezogene  Silbermiiuze  ron 
3.105,403  Pf.  St  ergab  sich  ein  AbnntzungSTerlust  von  376,486  Pf.  St  (Balletin 
XXV,  640). 

Die  Einziehungen,  Affinirungen  nnd  Einscli  mclzuniren  o.  s.  w.  der 
iüteren  Landes s  11  bcru Unzen  lieferten  bis  Ende  1S77  folgendes  Ervebniss:  zur  Vor- 
arbdtnng  verwandt  54:t.836  MIU.  If.  oder  zu  90  M.  per  Pfund  fbiu  Silber  gerechnet 
6.043  Mill.  Pfnnd  fein  Silber,  mit  einem  Sclimelzertfebniss  von  bloss  5.824  Mill. 
Pfand  fein  SUber.  Daher  Yerluät  an  fein  Süber  218,486  Pfund  6.55  Mill.  Thlr. 
SQbeigeld  des  firftheren  Fussee).  Dagegen  wurde  eine  Vergütung  für  das  in  den 
älteren  Silbermünzen  enthaltene,  jetzt  bei  der  Arfinirunsf  gewonnene  Gold  im  Betrage 
von  1,674,238  M.  erzielt,  ein  Gewinn,  der  sich  nach  Abxng  von  A^ir-  nnd  Schmelz 
kosten  anf  1,215,165  M.  reducirte. 

Ftlr  das  bis  Ende  1877  nach  dem  Nennwerthe  eingezogene  Silbergeld  stellte  sich 
der  Selbstkostenpreis  per  Pfund  fein  Silber  auf  93.37025052  M.  (über  90  M.  wegen 
der  Abootzoog,  Schmelzkosten  und  der  Minderhaitigkeit  der  alten  Scheidemünze 
n.  s.  V.)  und  fir  Um  bis  dahin  verkaufte  Silber  der  Erlös  per  Pfund  fein  Silber  auf 
SO  91  M.  Aaf  5.101  452  Pfund  verkauftes  Silber  war  ein  Verlust  ron  63.51  Mill.  M. 
erlitten,  wovon  auf  die  Abnutzung,  bez.  nicht  voltwertliige  Prigung  17.23.  auf  die 
Entwertbnng  des  SUbers  45.21  Mill.  M.  zu  rechnen  ist  —  Die  letzte  eigentliche  Denk' 
äihrift  über  die  Ausfühnn?  der  Mun/refurm  ist  die  13fe  für  18>>4  (Drucksachen  des 
Fei- ^!^f^?^^■  Legislaturperiode,  l.  Session  l"'84/85  N.  214).  Seitdem  nur  Daten 
fur  jede:»  Jahr  im  Anschluss  an  die  t'ubersichten  der  Einnahmen  und  Ausgaben. 
Erbeblirhe  Vcrindemngen  des  einstweiligen  finanziellen  EBdertfebnis>cs  sind  seit  Ende 
der  l^TOi^r  Jahre  weifen  der  Einstellung  der  Ein/i«  hiiiisren  und  Verkfiufc  älterer  Landei»- 
ailbennuDze  und  der  geringen  Neuprigongen  von  Silber-.  Nickel-  und  Kupfermünze  nicht 
erfolgt.  Nach  einer  mir  gtitigst  rom  reichsbtstfetisctaen  Amt  mitgetheilten,  nicht  verottent- 
H'htfri  ZtisamiTienMtellnne:  der  den  T?eich^ta^f»acten  entnommfnen  Daten  stellte  bich  das  Er- 
gebnis« bis  1.  April  1^87  auf  117.ii3  MUl  M.  Ausgaben  nebst  Verlusten  bei  der 
iMicbführung  der  MUncfefonn  (unter  den  ..einmaligen  Ausgaben**  gebucht);  da<a 
traten  bin  dahin  4.2»  Mill.  M.  an  Zinsen  auf  Schatzanweisungon  zur  Beschaffung  eines 
BeMebelbnda  der  MiUucverwaitung  (Anweisungen  m  diesem  Zweck  sind  nur  bis 
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1*<T0/8Ü  ausgegeben  worden,  in  Ganzen  für  537.*-'!  Mill  M  )  Der  ücsammtaufwand 
fUr  dio  MUnzraform  (einschliesslich  dieser  Zinsen)  war  daher  biä  zain  genannton 
Tennio  121.27  Mit!.  M.,  wolcbem  Betraft  bis  d«Mn  ein  „GoviDn'*  ans  der  Aosprügang 
und  aus  sonstigen  Einnahmen  ron  74.88  Mill.  ^I.  gogenobcrstand.  Der  sich  hiemach 
crgcbcti<}e  Koj^ttnibiitrai?  war  mithin  16.39  ^»lill.  M.  Seitdem,  bis  1889,  hat  sich 
dieäti  Summü  wieder  etvas  vermindert  durrli  die  neue  Nickel-  und  Kupferprägung, 
nicht  durch  die  Silberprägung ,  da  letztere  tmr  eiue  Uuprägung  reo  einer  Sorte 
I{eiclissin)ennnn?e  in  eine  andere  betrifft  (20-rf.-Sfnrk-3  in  Mark-Stücke).  —  Ausser- 
dem weisen  die  Munzutats  der  Einzelstaatcn  einige  iiewlnao,  besonders  in  den  Jahren 
Starker  Prigonf,  1872—78,  auf. 

Die  Sistininß:  der  Einziehung'  der  Sin)orthaler  nti(J  der  Silberverliäufe  seit 
1879—80  hat  somit  einstweilen  weitere  Verluste  und  damit  Kosten  der  MUnzreform 
T«rliQtet,  aber  letztere  auch  voTollendet  ftelassen,  wenn  man  bei  der  „Tetoen*^  Oo1d> 
währnnf;  verbleiben  will.  Würde  in;in .  dem  Princip  der  Goldwähriinp  ^'emriss,  die 
Thalor  noch  rollst&odig  einziehen  und  das  Silber  daraus  wenigstens  grOsstentheils 
(etwa  */io  davon?)  Terkanfen-  so  eifftbe  sieh  anf  c.  400  Mill.  M.  Thaler  wenigstens 
noch  ein  Verlust  von  120  Mill.  M.  (beim  Silberpreis  von  1889)  und  die  gerade  im 
System  der  (loldwahninc:  erforderliche  Erhöhnne^  des  Silber^rehalts  der  Keichfsilber- 
münzo  (uiiüdcöteny  der  Stucke  von  1  M.  au  aufwJirt;>)  auf  die  unsprttnglich  beabsich- 
tigten 90  7o  GoIdn'(>rt}i.  also  die  entsprechende  Umprägung  dieser  Münze  würde  wohl 
wieder  an  101)  Mill.  M.  kosten,  wonach  die  Keicbs-MOnziechnang  doch  mit  einom 
starken  Deficit  abselilösse:  c.  260—270  Mill.  M. 

Die  jetzt  noch  beim  Münzwesen  vurkoumienden  Einnahmen  sind 

in  finanzwissenscbaftlicher  Hinsicht  verschiedenen  Cbaracters: 

1)  bei  der  Prägung  auf  Sta  atsrechoung  ist  der  GewiDO 
wesentlich  eine  p r i  va t w i rthsc h  af t Ii c  h  e  Einnahnie.  so 

a)  wenn  der  Staat  das  rohe  Metall  (oder  die  fremden  Münzen) 
auf  dem  Markt  oder  diireii  Lieteruug8verträ£i:e  mit  Berg-  unr!  Hütten- 
werken, Edelmetallhändlern  etwas  billiger  kaiilt,  als  er  es  nach 
dem  MUazfuss  der  vollwichtigen  Mlinzen  prägt  und  ausgiebt. 

Aeltero  Daten  bei  Rau,  Flu.  I,  §.  11»S  Note  b.  N'acli  dein  Betriebsplan  der 
preussischen  Münze  für  1871  z.  H.  Üuücbatiuug  des  Manföilbcrs  durch  Lieferanten 
zn  29  Thlr.  25'/,  Sgr.  und  29  Thir.  23  8^.  fUr  das  Pfund  fein  Silber.  Xetzt  bei 
der  GoMwähriin^  hängt  der  (iewinn  der  Milnze  wesentlich  vom  Stande  der  We  hsel- 
curso  und  daher  ron  dem  Bexugspreiüc  doü  (ioldcs  aus  dem  Auslände  ab.  In  den 
ersten  Jahren  der  Amlschen  Uftrareforni  deshalb  etwas  erhebHeherer  Geiiiat. 

b)  Der  Gewinn  ans  minderhaltigen,  aber  zn  einem  den 

Metallwerth  übersteigenden  Nennwerth  ausgegebenen   und  nm- 

laufenden  Scheidemünzen  ist  weder  Gebühr  noch  eigentliche 

Steuer.  Niemand  bczaiilt  diesen  Gewinn  aus  seinem  Einkommen. 
Er  kann  zur  piivaiwirthscbaftlicben  Einnalmie  gerechnet  werden, 
well  er  wesentlich  aus  dem  unverzinslichen  Credite  herrührt, 
weicher  gewissermaassen  dem  ausgebenden  Staate  vom  gesaniinten 
Verkehr  in  der  Annahme  der  Scheidemünze  zum  vollen  Nennwerth 
gewährt  wird. 

2)  Der  Gewinn,  welcher  bei  der  tVfiher  me)i!f?ich  vorgekommenen 
Z  wan  gs  a  b  1  i  e  f  er  u  n  g  von  Gold  und  Silber  mv<  Privat  werken 
zu  einem  billigeren  Preise  an  den  Staat  gemacht  wurde,  hatte  die 
^atur  einer  Bergwerk 6 teuer  besonderer  Art.   Eine  aokhe  Ein* 
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richtung  widerspricht  aber  oeaeren  Rechts-  und  Bestenerungsgrund- 
sätzcn  und  wäre  in  Earopa,  zumal  für  Gold,  auch  oboe  wesentliche 

practische  Bedeutung. 

S.  darüber  Rau,  Fin.  I,  §.  183  (im  Al»c1inltt  vom  Bergwcrksrcgal).  Sogenanntes 
Vorlianfsrecht  der  Kegierang  bei  den  Privatbergwerken,  auch  mitanter  für  unedle 
Metalle  (Harz).  In  Sachsen  noch  ia  oeoofer  Zeit  bei  den  Gold-  und  Silberbcrgworkco. 

3)  l^ur  die  Abgabe,  welche  der  Private  dem  Staat  tHr  die 
Frttgimg  des  Überreichten  Metalls  als  Präge  kosten"  (,,MUn2- 
kosten",  „Prügogeld",  „MOnzgebttbr'S  „Seblagiehatz")  u.  8.  w.  zahlt, 
bat  die  Natnr  der  Qebttbr.  Diese  gehOrt  in  einer  Hinsiebt  zn  den 
sogenannten  Beglanbigitngsgebtthren  (§.  d6). 

4)  Aosnabmsweise  kann  etwa  nocb  ein,  dann  aber  meist  ancb 
nnr  kleiner  Gewinn  yorkommen,  wenn  die  Htlnzanstalt  eines  Staats 
yertiagsweise  fKr  einen  anderen  Staat  Mfinsen  prigt  (wie  jüngst 
in  Frenssen  fittr  Aegypten);  eine  Einnahme^  welche  dann  mehr  den 
Cbaracter  einer  gewerblichen  hat. 

§.  58.  2,  Banknotenwesen.  Bankgeschäfte. 

Wo  die  Banknotenausgabe,  wie  mehrfach,  ausdrücklich  durch 
Gesetz  dem  Staate  ausschliesslich  vorbehalten  ist,  kann  man  wohl 
von  einem  Notenregal  sprechen.  Dasselbe  lässt  sieb  vom  Staate 
selbst  milteist  einer  eigentlichen  (reinen)  Staatsbank  ausüben  oder 
zur  Ausnutzung  Dritten,  namentlicb  Erwerbsge^ellschaften,  über- 
tragen, einer  einzigen  („private  Monopolbank")  oder  mehreren. 
Die  Einnabme  ans  einer  Staats -Zettelbaiik  hat  tiberwiegend  den 
Character  einer  privatwirtbschaftlicheu  Einnabme. 

Der  Gewinn  der  Bank  aus  den  sogenannten  Acfivgpscliäftcn  oder  Anlagen,  in 
Uur  Furui  von  Ziotien  (DidCout)  u.  dgl.,  wird  uutur  dur  Goiicurrcuz  anderer  Banken 
und  piirater  Creditfebei  (Discontfrer)  eiiangt  und  hingt  in  seiner  Hohe  dmn  nb. 

Die  finanzielle  Gegeoleistnng  ron  Privatbanken,  welchen  die 
Ausnutzung  des  Notenregals  ttbertmgen  ist,  hat  dagegen  den 
Character  einer  Gebühr,  wenngleich  nicht  rein,  sondern  mit 

privatwirtbschat'tlicben  Elementen  verbunden,  wie  es  schon  die  ver- 
tragsweise Festsetzuii^  der  Gegenleistung  mit  sich  bringt. 

Dio  ganze  Frage  des  iiankgeschäfts  in  tioanzieller  Beziehung  ist  bereits  im 
t.  Bande  behandelt  Verden,  F!n.  I.  §.  259— 2S2.  Die  den  ervlhnte  deuteche  „Noten- 

^tener"  (für  die  Uoberschroifiiii^'  dos  ttestatteten  „nngedeckton"  Notenbotra^s^  ist  bisher 
aar  in  einzelnen  wenigen  Fällen  za  zahlen  geveeen.  Übrigens  mitunter  auch  von  der 
Reichflbank,  sie  hat  im  Jahre  den  Ertrag  von  einigen  10,000  M.  nicht  ttberachritten. 

Die  Ausgabe  von  einlOsbaretn  Staatspapiorgold  ist  der  Banknotenausgabe 
nahe  rerwandt.  Sic  ist,  ebenso  wie  dio  Atisgabe  von  an  einlas barom  Papiergeld 
ohne  Zwangscurs  und  von  solchem  mit  Z  waugsc  u  rs  u.cigciitlii  hcs"  Papier- 
t^eld,  „Papierwährung'*)  bei  den  Staatsschulden  zu  bcbaiidcln.  Ohne  ausdrückliches 
Gesetz  steht  dem  Staat  nur  die  Aiisjrabe  de«  oi  cn  1 1  i  rli  c  ii ,  iiioht  der  beiden 
anderen  Katcgoriccn  von  Papiergeld  ausschliesslich,  niau  als  Kegal  i.u.  (A.  Wagner, 
ZettdbftBftpoUtik,  2.  A.  S.  1 IF.)   Die  (rerhollte)  Einnahme  (bez.  enparte  Ausgabe)« 
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welche  am  dem  Ziosfrewinn  des  nicbt  beer  gedeckten  Theib  dee  Papieigehb  her?or- 

f?eht,  hat  bei  dem  citilö>baren  oder  zwangscurslosen  Papiergeld  den  Clian-ti  r  f-in  T 
priratwirthschaf tlicb eu  Kiitnabme  aus  Creditg-escbftf teo.  Bei  dem  eigeut- 
licheD  Papiergelde  ist  thefle  dieser  Cbtracter,  theils  derjenige  einer  Art  indirecter 
Bcsteuerang  vorhaiuJen,  letzteres  tiainentlicli .  soweit  die  Entwertliuiig  und  Werth* 
rerminderiui;  dieses  Papiergelds  den  Privaten  ökonomische  Opfer  auferlegt. 

Ohne  ansschliessende  Vorrechte  worden  und  werden 
von  Staaten y  Gemeinden,  Comninnalverbänden  n.  s.  w.  mehrfach 
Bankgegehäfte  verBebiedener  Art  betrieben  (z.  R  Prenaaisehe 
Seebandlnng,  Breelaner  Stadtbank ,  mit  Notenreeht,  Commnnal- 
sföndisobe  Bank  der  prenssiBcben  Oberlansitz).  Üntemehmongen 
dieser  Art  fallen  finanziell  meistens  allein  oder  flberwiegend  nnter 
den-Gesichtspnnet  der  privatwirthschaftlichen Erwerbsanstalt 
Doch  kommen  dabei  wohl  einzelne  Geschäfte  gebfihrenartigen 
Charaeters  vor,  e.  B.  die  Annahme  oflSoner  nnd  verschlossener  Depots 
(meist  Werthpapieie)  ge^cn  feste  Gebühren  (Deutsche  Reiclisbank). 
In  bankteclinisc'hcr  Ilinsiciit  stellt  einer  Ausdehnuiij;  besonders  des 
coiiiiiuiualen  Bankwesens  (Hypotheken-,  Lombard-,  Wechsel-,  Depo- 
siten-, Pfandbiiefgescbäft)  nichts  Wesentliches  entgegen.  In  social- 
politischer  Hinsicht  spricht  Vieles  dafür.  Dann  würde  der  „Ge- 
bubreneh;)racter''  der  Zahlungen  tUr  manche  Dieuste  noch  mehr 
hervortreten. 

Der  Gewinnanfli«  il  von  Gocneinden  u.  s,  w.  Offen  tli  - Ii  n  Sparcassen  hat 
fflclir  priFAtwirthschaftliciic  Matur.  Er  ist  eine  Art  Vei|;tttuii^  for  die  UelMrnahme 
der  Garantie.  Rtchtf|r«r  vii^  dieser  Gewinn  welil  direet  und  iedirect  den  Interessenten 
der  Sparcasso  zu  (inte  gebracht  —  AihiiUch  Gewinne  aus  öffentlichen  Leih- 
ämtero.  Vgl.  über  di^  Alles  £.  Bruch,  in  den  Gutachten  icur  Coiomuaabteuer- 
frage,  Leipzig  1877,  S.  27 — 29.  —  Ueber  Bankwesen  itVerfanapt,  mit  BQcksicht  anf 
die  Frage  der  Cebemahme  Seitens  des  Staats  und  öffentlicher  Körper,  s.  meine  Ab- 
handlung Ocdit-  und  Bankve^en  im  SchOobeig'sctien  Haodbach  der  politischeil 
OekoQomie,  I,  3.  A. 

§.  53.    3.  Versicherungswesen. 

In  einzelnen  Zweigen  ist  es  geschichtlich  dem  Staate  oder 
einem  Selbstvenvaltungskf^rper  (Provinz,  Landschaft,  Gemeinde) 
'ausschliesslich  yorhehatten  gewesen ^  Einrichtungen  oder  An- 
stalten des  Versicherungswesens,  besonders  ftlr  Feuerversicherung 
und  hier  wieder  fttr  Immo biliar ▼ersiebemng,  zu  schaffen.  Hier 
und  da  ist  dies»  namentlieh  fflr  letztere^  noeh  so  geblieben.  Häufiger 
ist  aber  die  Gonenrrenx  von  privaten  GegenseitiglieitB-  nnd 
speculativen  Versicherungsanstalten  (besonders  Aetiengesellitehaften) 
neben  den  etwa  noch  bestehenden  „öffentliehen''  zugelassen 
worden.  Mitunter  sind  auch  letztere  ganz  aufgegeben  worden. 
Umgetiehrt  hat  aber  auch  der  Staat  etwa  neben  den  sehen  be- 
stehenden oder  neu  zugelassenen Privatversicherungsau stalten  eigen  e 
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neu  begiüüdet,  z.  i>.  aui  dem  Gebiete  der  Lebens-  und  Renten- 
versichernnji:,  oder  seihst  mit  Ansscliluss  privater  Anstalten, 
wenigstens  tür  bestimmte  Zwecke,  wie  jetzt  bei  den  neuen  deutM-hen 
Einriebtungen  der  Arbeiterversicherung,  wo  öffentlich-rechtliche 
Verbände  für  diese  Gebiete  geschaffen  worden  sind. 

Gewöbniieb  sind  die  ,,(3ffent]icben"  V^crsicberungsanstalten  sei  b - 
ständige,  vom  Staatstiscus  oder  Communaiürar  rechtlich  ge- 
trennte eigene  juristische  PerooneD,  derogemäss  mit  eigenen 
Einnahmen  und  Ausgaben,  wenn  auch  eventuell  mit  Garantieen, 
Dotationen,  ZoschUssen  znr  Deckung  Ton  Ausfällen  Seitens  des 
Staats,  der  Gemeinde.  Die  Versicherungsprämien  („Brandsteuer'' 
des  Öffentlichen  immobilisr-Fenenrersicherongswesens,  gewisse  Bei- 
trüge bei  der  Arbeitenrersichening)  haben  auch  hier  wie  bei  direeter 
AnsfUhmng  der  Saebe  anf  Recbnnng  des  Staats,  der  Gemeinde  regel- 
mSssig  den  Gbaraeter  von  GebQbren,  znr  Deckang  der  Kosten  der 
vorgekommenen  Sehlden,  der  an  leistenden  Renten,  der  allgemeinen 
Verwaltungskosten  und  eventuell  zur  Ausstattung  von  Reservefonds. 

Das  Versieberungswesen  eignet  sich  wenigstens  in  manchen 
Zweigen  (Feuer-,  Hagel-  und  Viehversiobemng ,  Lebens-,  Renten* 
vernicherung ,  Arbeiterversicherung)  ökonomisch-technisch  im 
All^aineinen  recbt  wold  zur  direeteu  L'eberuahmc  auf  den  »Staat 
und  die  Comniunalverbftnde  oder  wenigstens  znr  Betreibung  durch 
selbständige,  öffentliche  Anstalten,  Das  speculative  Versicher- 
ungswesen hat  in  einzelnen  Zweigen  (Lebensversiciiemn^',  Pener- 
versichernnc:)  viele  üble  Seiten  offenbart.  Ein  grossartit^^es  uiVent- 
liches  Gebtihrenwesen  wtirde  sieb  bei  „Verstaatlieliung",  „Ver- 
commuualisirung''  dann  liier  ansbilden.  Die  etwaigen  U  e  b e  r  s  c b  ü  s  s  e 
dabei  zu  Gunsten  des  Staats  und  der  Gommunen  lassen  sich  in  einer 
Hinsicht  wieder,  wie  bei  Banken,  als  eine  privatwirthscbaitlicbe 
Einnahme  auffassen,  so  im  Fall  einer  Garantie,  für  welche  sie 
eine  Entschädigung  bilden.  Sic  haben  aber  aucli  etwas  von  der 
Natur  einer  Steuer  an  sich,  wiiren  jedoch  auch  in  diesem  Falle 
ebenso  zu  rechtfertigen,  wie  der  jetzige  grosse  Gewinn  der  firwerbs- 
Versteherungsanstalten. 

Die  Frage  ist  in  der  Volkswirtbscbaftspolitik  zu  orluüiicen.  Die  cinseitiro  Be- 
iraostiguii/ir  des  ,^pecalativen"  Vurüicberuogäwcäcus  in  der  neueren  Theorie  (Smitk'^chü 
Schale)  und  in  der  Praxis  hat  gerade  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  wieder  einer 
hebtigeren  Würdigung  des  „öirentliclien''  Vcr  i<  !icrungswe8«  ns  Platz  gemacht  Weitoras 
in  meiner  (auch  apart  erschienenen)  AbhaiuilnnL;  ..ilcr  S»aat  un  1  d.is  Vcrsicbcruntfs- 
wesen"  tTabiogtir  Zeitschrift  1881  B.  .H7}  und  besonders  in  meiin  r  Abhandlung  Ver- 
•fdiemni^veiiea  im  Schön beij^'achen  Handbacht  wo  die  berllhrte  Frage  eiofrehend 
ernnert  un-l  Lit  ratur  iarüber  angegeben  ist.  Der  UK^hr  .?ctfncriscbo  Standpunci  gut 
bei  MaJtovizka,  Abbandlung  Veniidi«ruos»we««u  in  Biuutschirs  Staauwürtur* 
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buch  XI.  Auregung  der  Ide«,  das  Fouorrcrsichoruugäveseu  auf  das  Reich  zu  tlber- 
tnipeii,  dorch  a«D  Socialdemokraten  Bittinghauioii. 

4.  Das  Verkehrswesen  i.  e.  S.  d.  h.  das  CommaDi- 

cations-  und  Transportweseu:  öffentliche  Wege  aller 
Art  uod  Verkebrsanstaiten. 

5.  die  Literatur  iii  fiand  I  {Ü,  A.  bcsouders  S.  04U  U'.^.  Eilt  vorzügliches 
Werk  ober  die  ganze  Materie  ist  E.  8az,  die  Vcrltebrsraittel,  2  Bäude,  Wien  1S78 

«Iii  Im  illen  Hauptpuncfcn  (mit  theilireiser  Ausnahme  dor  ..(.lolcf^rfcn  ulfent- 

licbej)  UuteruuUuiuug'')  bebude  ich  mich  ia  UebereiAStiiomuAg  mit  di&iom  Werke,  wie 
sich  ans  Band  1  der  Finanzwissonschaft  ergiobt  Filr  die  principiellen  ErOrterang«n, 
wrlrho  in  il.-r  Vutk^wirtliscbHrispolifik  anziislellen  sind,  Ijozieli«^  ich  mich  liier  auf 
äax.  Audi  in  den  fiitaaziellou  Fragcu  (Wabl  der  Kiaanzprincipica .  Tarifwesea 
bei  der  Post,  Tulegraphiu)  stimmen  wir  rielifach  Qberciu.  S.  ferner  die  trefflichen 
neueren  Ausführungen  G.  Cohn 's  (so  in  SchmoUer's  Jahrbuch  X,  643  und  in  seiner 
Fin.).  mit  AiibicIitiMi ,  die  ich  übrigens  schon  in  der  1.  Auflage  dorh  mehrfach  ä!>n- 
lich  vcrirctcü  liabe.  luli  thiie  e»  jetzt  noch  elwai  bcUärfcr  und  nähere  mich  damit 
Cohn  noch  meiir.  Aiiss«  r dem  die  oben  S.  110  genannten  Ausfilhrungen  der  Finanz- 
theoretiker, von  iiau  auch  die  Volkswirthschaft^politik  (5.  A.  §.  255 — 272a,  Her- 
stellung der  Strassen  und  Mittel  zur  Benutzung},  Mo  hl  Polizeiwissenscbaft ,  Stein, 
Venraltungslehre«  RSsler«  Veriraltnogsrecht. 

Dieses  grosse,  auch  finanziell  wichti;rc  Gebiet  ist  bereits  im  1.  Bande  zusammen- 
hängend besprochen  worden,  hinsichtlich  der  beiden  entscheidenden  Puncte,  der 
(erentvetl  aasseUieesUcbeD)  Debernahme  auf  den  Staat  xmi  die  Selb&trervaltungs* 
körper  und  dar  leitenden  Finanzprincipicn  der  Verwaltung.  (Fiu.  1,  §.  265  fT.) 
Dort  sind  auch  die  Gründe  dar>relegt  worden,  warum  ein  Theil  der  Wege  und  Ver- 
kebrsans^ten .  namentlich  die  Eisenbahnen,  mit  als  prfratwirtbscbaftlicbe  Erwerbs* 
zweige,  daher  in  der  im  1.  Bund  enthaltenen  Lehre  vom  Privaterwerb,  ein  anderer 
Tlieil  dag'cf;:*:'!»  als  Gebilhrcii  -  Einrichtnnircn ,  daher  jetzt  an  dieser  Stelle  behandoU 
wirdeu.  Es  sind  uamentlicb  KUcksichtcu  auf  die  Höhe  des  iu  dcu  verschiedenen 
Wegen  wid  Anstalten  steckenden  Kapitals  und  auf  die  Nothwcndigkeit ,  die 
Verzinsung  und  eventuell  die  Amortisation  dieses  Kapitals  sicher  zu  btellen. 
welche  jene  Scheidung  veranlasst  haben.  Unter  Verweisung  auf  die  Ausiahrungea 
im  1.  Bande,  besondo»  aof  diej^igen  in  den  Abschnitt  ttber  „das  Verhelifsvesen 
und  Seine  staatliche  und  finan/irll.'  Rehaiidhuii;'  im  AMgomeinen*'  §,  2C5  ff. .  vro  den 
bezüglichen  Gebühren -Einrichtungen  schon  ihre  priucipiell  richtige  Stellung  mit  ge> 
geben  und  die  allgemeinen  Grundsltze  für  deren  finanaelle  verwaltang  mit  auf- 
gestellt worden  sind,  ist  hier  ji-t/.t  nur  noch  eine  nkhcre  Behandliiiif^  dieser  finan- 
ziellen Seite  oder  der  Einrichtung  der  Gebühren  des  Verkehrswcscus  i.  e.  S. 
erforderlich.  Der  ganze  Gegenstand  des  Verkehrswesens,  specicll  des  Wegewesens,  ist 
in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  und  in  seinem  bestehenden  Zustande  in  erster 
Linie  eine  venvaltuntrsrechtlichc  Mateiie.  Die  finanzielle  Seite  ist  doch  auch  hier  das 
Secuudüic,  die  admiai&trative  und  voiUwiithschaftlichc  das  Wiebtigere.  Deshalb  ist 
hier  wieder  mehr  auf  die  Schriften  Uber  Vcrwaltungsrccht,  Vcrwaltungslehre  und 
practische  Nationalökonomie  (Velkswirthschafispelitik)  ate  aaf  finanzwissenadmfUiche 
Werke  zu  verweisen. 

§.  54.  lu  den  hierbergehörigeti,  oben  (8.  114)  schon  genannten 
Zweigen  erfolgt  vielfach  Staats-,  Provinzial-  nnd  Kreis-  und  Ge- 
meindethtttigkeit  neben  einander.  Daher  giebt  es  hier  Staats- 
und Co  mm  unal  gebühren.  Eine  wichtige  und  schwierige  Angabe 
der  Vcrvvaltungs-  nnd  der  Finanzpolitik  ist  es  hier  öfters,  so  nament- 
lich bei  den  Wegen,  Brücken,  Flüssen,  den  damit  in  Verbindung 
stehenden  nnd  den  weiteren  Einrichtungen  des  Handels-,  Hess-  nnd 
Marktrerkehrs,  die  Betheiligang  der  einzelnen  Kategorieen  der 
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SelbstTerwaltuDgskÖrper  und  des  »Staate  bei  der  UeberDabme  uud 
AusführuDg  dieser  Thätigkeiten  und  die  Vertbeilung  der  be- 
treffenden finanziellen  Lasten  angemessen  zu  regeln.  Hier^ 
taneliteo  einzeln  früher  schon,  namentlich  aber  in  der  Gegen- 
wart, wo  die  Änfordeningen  an  die  Leistuiigen  Tiel  grosser  ge- 
worden and  das  Interesse  des  Staats  und  h  Thoren  Körpers  als  an  den 
Einrichtungen  des  kleineren  Körpers  mitbetheiligt  angesehen  wird^ 
ähnliche  Fragen  anf,  wie  anf  dem  Gebiete  des  Armen-  und  des 
Sehalwesens,  demgemäss  anch  Fragen  der  Deoentralisation  der 
Staatsverwaltung  nnd  der  Organisation  der  Selbstrerwaltnng  sowie 
der  „finanziellen  Oonearreoz^'  von  Staat»  höherem  Gommnnalverband 
und  Gemeinde. 

Daraaf  ist  indessea  jucht  u&bcr  Uier,  sondern,  soweit  überhaupt  in  der  Finanz- 
viaMDBchAft,  Ml  «ndersr  Sidio,  in  Band  I  (Fiuansir.  8.  Auflage  §.  45  ü'.,  49)  oin- 
»geben. 

Ein  Unterschied  von  den  sonst  verwandten  Angelegenheiten 
des  Armen-  und  Schulwesens  besteht  im  Verkehrswesen  in  der  im 

All^jemeinen  wenigstens  deutlicheren  ökonomischen  Diffe- 
reuzirung  der  Vortheile  des  V^f i kchrswesens  unter  den  Benutzen- 
den, liberliaupt  in  der  Zugehörigkeit  des  Verkehrswesens  zu  den 
vol  k  s  w  i  r t  hs  c  h  a  1 1 1  i  c h  c n  Angelegenheiten,  wo  eventuell  auch 
privatwirthschaftliehe  Leistun^^  mit  ihren  Preisbestimmungen  Platz 
greift,  und  in  der  Höhe  des  Kostenaufwands,  besonders  auch 
fUlr  die  Anlagen  selbst,  nicht  bloss  für  den  Betrieb. 

Diese  Umstände  rechtfertigen  im  Ganzen  an  sich  schon  mehr 

die  Wahrnehmung  des  Finanz iutcresses  des  betheiligtcn  öffent- 
lichen Körpers,  daher  ein  entsprechendes  G  e  b  U  hrenvv  es en.  Die 
Einrichtungen  des  Verkehrswesens  sind  ferner  so  beschaffen,  dass 
die  Erhebung  vuu  Gebühren  technisch  leichter  uud  in  rationellerer 
Weise  erfolgen  kann,  als  auf  anderen  Gebieten,  indem  eich  der 
Umfang  der  Benutzung  oder  auch  des  Nutzens  besser  feststellen 
und  ganz  gut  zum  Maassstab  der  Gebühren bemessung  machen 
lUsst.  Auch  die  ('jnwandlung  von  Einzelgebühren  in  Rausch- 
gebiihrcn  oder  ganz  in  sogenannte  Beiträge''  (§.  17,  73,  74) 
ist  hier  mehrfach  zulässig  und  zweckmässig  und  in  der  Praxis 
Üblich. 

In  der  Regelung  der  Gebühren  and  namentlieh  in  der  Fest- 
setsnng  ihrer  Hohe  bietet  sieb  im  Verkehrswesen  aber  aneh  die 
bequeme  Gelegenheit,  die  Oebtthr  in  eine  (Verkehrs-)  Steuer 
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hinüberzuführen.  Geschichtlich  öfters  vorgekouimen  (su  bei  der 
Post)  kann  ein  solches  Vorgehen  auch  jetzt  nicht  immer  ohoe 
Weiteres  von  der  Hand  gewiesen  werden,  <:crade  nach  der  öko- 
nomischen Natur  und  Wirkung,  namentlich  der  di  fferentielien 
Wirkung  der  Einrichtungen  und  Leistungen  auf  die  Benutzer.  Nur 
mosa  Uber  das  »»Ob,  Wie,  Wann,  Wie  weitV^^  wieder  nach  Be- 
steller nngsgrund  Sätzen  entschieden  werden.  Die  letzteren 
rechtfertigen  aber  mitunter  den  Uebergang  der  Abgabe  in  eine 
Steuer.  Hier  in  der  Gebübrenlehre  ist  das  jedoch  auch  bei  den 
einzelnen  Zweigen  des  Verkehrswesens  wieder  nur  aniodenten, 
nicht  des  Näheren  ansznfubren  und  zn  begründen. 
S.  b«aoiid«n  anten  nbef  die  Post  §.  60—62. 

a.  Die  Wege. 

g.  55.   1.  Principielle  Berechtigung  des  Wegegeldes. 

Seit  Alters  sind  die  flOr  die  allgemeine  Benntsnng  bestimmten 
Wege  regelmässig  Öffentliche,  d.  h.  vom  Staat  oder  einem 
autonomen  LoealkOrper  hergestellte  nnd  yerwaltete.  Es  handelte 
sich  dabei  von  jeher  nm  eine  mit  hedentenden  finansiellen  Lasten 

verbundene  Aufgabe,  deren  Durchführung  von  der  zweckmässigen 
Aufbringung^  dieser  Lasten  mit  abhangig  war.  Eine  früh  vor- 
kommende Form  hiciUü  w.u  die  Erhebung  einer  besonderen 
Abgabe  von  den  Benutzern,  des  Wegegelds.  Die  Gelegen- 
heit, letzteres  zu  erheben,  das  Recht  dazu,  das  an  eine  bestimmte 
Stelle  geknüpft  war,  führten  dabei  gern  und  leicht  zu  Missbräuchen, 
80  zum  Zwang,  die  Strasse  zu  benutzen,  die  Stelle  zu  passiren, 
auch  wenn  ein  anderer  Weg  möglicli  wnr,  später,  in  der  Zeit  der 
Finanzregalien,  selbst  zur  Aufstellung  eines  tiacalischen  „Strassen- 
regals",  wobei  die  „Gebühr"  in  Steuer  überging.  Aber  für  die 
Höhe  jener  Abgabe  war  doch  gewöhnlich  durch  das  Verkehrsbe- 
dUrfaiss  eine  Grenze  gezogen,  welche  nicht  leicht  ttberschritten 
werden  konnte,  wenn  der  Weg  nicht  veröden  sollte.  Nur  ausnahms- 
weise haben  daher  die  Einnahmen  aus  fh^m  Wegegeld  u.  dgl., 
wenigstens  in  neuerer  Zeit,  einen  wirklichen  Leberschuss  ttber  die 
Kosten  ergeben  und  damit  dem  Wegegeld  den  Character  einer 
Wegesten  er  verliehen.  In  der  Regel  lieferte  das  Wegegeld  nar 
einen  Beitrag  znr  Kostendecknng,  oft  nnr  zn  den  Kosten  der 
Erhaltung  des  Weges  und  hat  damit  die  Natur  der  Gebdbr 
behalten. 
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Die  Zoll  -  fV\".-i;-  zol!r ,  Passirzöl!- )  im  fr  iln  ren  Mitti  l.ilt>  r  sind  iiborwieg-ead 
gebUlirüDartigc  AUgabcu  l'ar  die  Bcuuuuug  und  Abnutzung  der  Wegu  u.  w. 
feveseii.  Sie  waiao  däer  als  WiederaMtettong  eineti  gemachten  Kusteoeufwsods,  als 

Bezahlaag  einer  erlaniften  Fördorunjj  g^odacht,  Su  im  frfmki  clion  Hoichc.  {Xg]. 
Falke,  (icschichtc  des  deutschen  Zollwcscns,  b.  15,  21.)  KnUi  »bcr  fand  eine  Ent- 
artone  zu  uurichtiKeii  eigentlichen  Steuern  statt:  tbeils  durch  Erliöhunj?  der  Sät/e. 
tbeila  besondere  durch  Verwehrang  der  Zatlätltlcii.  Zv*iig  zur  üenuizun^  vuu  StnuHou, 
Bracken.  theiU  durch  Erh''lnjnr  von  Alii;abeu,  denen  par  keine  Gejrenleistung  in<'hr 
eat^rach,  vie  bei  vieleu  Kluds/ullcii.  \  crgebens  kitinpft  die  kaiaerliche  Macht  da- 
gegen, sie  bilt  aber  an  dem  (iebuhrenpriocip  im  \Vegcwct>eii  u.  ».  w.  noch  spU  fest, 
z.  B.  unter  Sigismund.  Friedrich  IIL  im  15.  Jahrhandert.  (Falke«  S.  53«  56  0*. 
Vgl  Fii»,  lU,  §.  lo) 

S.  Uber  die  Ausgeben  für  Wege  u.  a.  w.  Wagner  I,  $.  194.  Die  Einnahme 
»US  den  Chausieegeldern  dos  Staats  war  in  PrciH-»  :ii  in  len  ]rt/.l-n  .T:\hren  vor  der 
Aufhebung^  {{^slb)  c.  1.5  MilL  Tblr.  Die  Uuterhaitung  der  Staatschausbeen  (ohne 
^rosikrc  Umhauten,  die  mit  Neobaoten  zusammen  hangen)  Lostete  c  4.5  Hill.  Thlr., 
i"'  dai  Dreifache.  Aeltere  Daten  bei  liau,  Kin.  l,  §.  280  Note.  Ohne  genaue 
liitenächeidoiig  der  Arten  der  Kosten  (Neubau,  grösserer  Ünibaa  —  Deides  ijewöhn- 
lioli  in  einzelnen  Jahren  stiiiker  wechselnd  —  gewöhnliclie  Unlerhaitungskosten)  sind 
Vcrs^lciche  zwisclien  Kiuiuihuie  und  Kostiu  uiisslich.  In  \Vest»Oefttcrr eich  kodtote 
Jer  Strasscnbau  auf  dem  Etat  ti  '^  S'aafs  in  den  l^sOer  Jahren  gegen  5.  der  Wasser- 
bau gegen  2.0  Mill.  H.  jährlich.       Mautligebtihren  ergaben  beinahe  2.:>  MiU.  fl 

Das  Wegegeld vvcscn  iih  GebUhrcnzweig  steht  dixhcv  auch  ge- 
schichtlich und  im  heutigen  V'erwaltun^srecht  in  eu^er  Verbind  im  ji;- 
mit  der  gesetzlichen  Regelung  der  Wegelastcn,  d.  h.  der 
AufbriDgong  derMittcI  ftlr  deuBau  uud  dicErbaitung 
der  Wege  flberhaapt  and  ui  nur  eine  der  Formen  neben  anderen 
XE  diesem  Zwecke. 

Von  bebonden:r  Bedeutini.^  wird  die  Art  dieser  Hegelung  wegen  der  kosti  uhöhe 
uaiaebtUcli  bei  der  ersten  üerstollung  neuer  Wege,  bei  technisch  wegen  der 
BodeBTeÄftltniese  ecli vier! gen  Wogestreciteo  und  ueuerding«  besondera  bei  den 

techniscli  vollkommeneren  Wegen,  also  bei  den  <  ii:  utlichen  K  u  n  •>  t  stiassen 
(Chan ^^  »•  nV  wclfh';  liit  mi  vi»!  -.rrn  ^  rm  llorstellungs- und  Ei  haUungsaufwaiul  machen. 

Dn  u  n  l)e  d  i n  ^'t  (•  W'c^'t'all  jedes  Wegegelds  der  Be- 
oiit/.cr  stets  und  überall  uud  damit  dit;  volle  Verschiebung  der  be- 
treffenden Kosten  des  Wegewesens  auf  Andere,  sei  es  sonstige 
Interessenten,  sei  es  die  Cassen  der  oti'entlichen  Kihper,  ist  nun 
jedeofaiU  nicht  allge ni  ein  grundsätzlich  berechtigt,  wie 
die  neuere  Theorie  und  Praxis  ea  anzusehen  geneigt  waren.  Viel- 
mehr erscheint  umgekehrt  gerade  als  Gebühr  ein  Wegegeld 
principiell  berechtigt  und  practisch  nicht  unpassend. 

Dies  weist  mit  Hecht  auch  Sax,  I,  131  nach.  Denn  wenn  auch  das  Wegewesen 
und  spccicll  ein  KnI)st^t^a^'^^nlt)et/  im  allgemeinen  Öllentlicheii  Interesse  liegt  und 
weeen  de«  letzteren  mit  Kecht  m  einer  öllentlicben  Angelegenheil  in  den  Uanden  d(is 
S!av>  uder  eines  Selbetrerwaltungskdrpera  gemacht  wird,  so  knUpfen  sich  an  die  W<^o 
oud  Knnststrns'.rn  doch  auch  nachweisbare  und  selbst  einigermaa^sen  mes>b:irv-  r.ko- 
Lcduachc  Souderin lero&sen  einzelner  Gruppen  oder  Individuen  der  Bevölkerung, 
eben  der  WegebeuntKer  an.  FOr  sie  liegt  hier  eine  besondere  Leistung  dos  Weg»- 
»tsens  vor.  \v -Iche  and.  r-  n  r.  r^oiieii  gar  nicht  oder  nicht  in  demselben  Muas.se  und 
ßur  rielfach  indirect  zu  tiulc  kommt.  Dies  aber  rechtfertigt  principiell  eine 
•peeielle  üegeuleistuug  in  solchem  Falle  der  Benutzung  und  als  eine  Form 
«eier  <i<«eDlei«tung  auch  das  Wegegeld.  Diese  Auffassung  wird  nicht  dadurch 
A.  Wsffaer,  ffinaaswlMMliall.  n.  >.  Aal.  9 
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widerlegt,  dass  man  mit  Rau  das  Wegegeld  in  Ansehung  seiner  volltsurirthsdiaftticheii 
Wirkungen  als  einen  Theil  der  FrachUcosten  ansieht,  w^^lche  in  der  Kegel  vom  Käufer 
in  den  Waarenpreiseu  vergiltot  wurden.  Denn  wcnu  auch  zuzugeben  ist,  dass  unter 
freier  Concamns  eine  bezO|^che  TeDdonz  forUeft  und  beim  WecM  des  Wegegelds 
alle  Bewohner  des  Landes  durch  den  niedrigeren  Preis  rielcr  Guter  Nutzen  liaben 
kdouen,  so  besteht  hier  doch  ein  Ungsamer  und  schwieriger  Ueborwälzungsprocees 
und  jener  Nutzen  ist  ansicher  und  noi^eicliinissig.  (Rau,  Fin.  I,  §.  240,  auch  in 
Bezug  auf  die  Frage  der  Zweckm&ssigkeit  der  Aufhebung  ohne  festes  Princip.  Sax 
bringt  diese  Frage  mit  Recht  in  Yerbindiing  mit  dorn  loteosiriiitsf^nui  des  Wegenetzes. 
S.  unten  §.  öS.) 

Die  Frage  kanu  daher  mir  sein,  einnia),  welche  Stellung  dem 
Wee^eL'-eld  unter  den  Formen  der  Kusteudecktiu-  des  Weo;ewesens 
einzuräumen  ist,  ferner,  ob  etwa  aus  auderweiteu  ürUudeu  und  wann 
etwa  doch  besser  auf  Wegegelderhebung  verzichtet  werden  soll  und 
darf.  Beides  lasst  sich  nur  im  Zusammenhang  mit  der  Frage  der 
Regelung  der  Wegelasten  überhaupt  entscheiden  und  nur  in 
diesem  Zusammenhang  begründen,  ebendeshalb  nicht  voUständig 
nnd  nicht  ausreichend  an  dieser  Stelle.  Hier  kdnuen  nur  einige 
orientirende  Bemerkungen  Uber  diese  Frage  ans  dem  Gesiehtspnncte 
de0  Gebtthrenwesens  gegeben  werden. 

§.  56.  —  2.  Die  Regelung  der  Wcgelasten. 

Es  kommt  aueh  für  die  Frage  von  Wegegeld  anf  die  bestimmte 
LOsnng  mit  an,  welche  folgende  Pnnete  des  hier  vorliegenden 
allgemeinen  Problems  finden: 

a)  Einmal,  welcher  Köi  pei,  Staal,  Trovinz,  Kreis,  —  oder 
wie  immer  die  Communalverbaiidc  heissen  —  Gemeinde  u.  s.  w. 
den  betreffenden  Weg  tlbernehmcu,  und  eM;i)tin  II  dallir  die  Kosten 
tragen  oder  welches  gemeinsame  Zusammenwirken  von  zwei  oder 
mehreren  dieser  Körper  dabei  emtreten  soll; 

b)  sodann,  ob  ganz  oder  ftir  welchen  An  theil  die  Cassc 
solcher  Körper  die  Kosten  zu  tragen  habe,  daher  ob  und  wie 
weit  das  Princip  der  reinen  Ausgabe  oder  das  Princip  von 
„Leistung  und  Gegenleistung'^,  m.  a.  W.  das  Gebühren- 
princip  anzuwenden  sei; 

e)  weiter,  wenn  letzteres  bejaht  wird,  wie  dies  Princip  zu 
verwirkliehen  sei,  daher  auch,  ob  und  wie  weit  sich  die 
Erhebung  von  Wegegeld  dalttr  empfehle,  statt  oder  neben 
anderen  Formen,  mittelst  deren  man  das  Prineip  von  „Leistung 
nnd  Gegenleistung^'  oder  die  Ueberschiebnng  von  Kostenpartialen 
anf  irgend  welche  specielle  sonstige  Interessenten,  d.  h,  andere, 
als  die  unmittelbaren  Wegebenutzer,  durchfuhren  könnte; 

d)  endlich,  wie  das  Wegegeld,  wenn  es  beliebt  wird,  zu 
norrairen  sei. 
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Die  beiden  ersten  Aufgaben  betreffen  allgemeine  Principien fragen  der  Wege- 
orduaug,  welche  hier  in  der  Finaii/wis^enschaft  nur  soweit  zu  bt'haudcln  sind,  als  to» 
ihrer  Eatscheidtmg  die  Erledigung  der  beiden  anderen,  naineatlicü  der  dritten  wcscnt- 
Ifch  finaiitielleii  Aufgabe  »blitngt. 

Die  erste  Frage  ist  nnr  historisch  and  Örtlich  relativ, 

daher  je  nach  Umständen  yersdiieden  zu  heantworten. 

Die  Grösse  des  Staats,  die  Entwieklung  des  gesammten  Strassen weseos,  nament- 
li'-h  dn3chlies^Ii( h  der  Eisenbahnen,  dir  Politik,  welche  der  Staat  in  Betrefr  der 
letzteren  rerfolgt,  —  d^her  ob  Staats-«  ob  Privatbahnsystem  — «  die  grössere  oder 
geriiigero  all  gen  eine  Bedentttog  iHMtfamiiter  StrasBenzage  und  bestimmter  fecbnieeber 
Strasscuarten  für  die  Bcvölkerunj^  dos  ganzen  Staatsgebiets  oder  gewisser  Alithoi- 
laogen  deeselben,  auch  fUr  das  eigene  Staatsiuteresse  selbst,  z.B.  fttrdasmilitärische 
lotereasse,  der  Wobktttid,  daber  die  flkoDOmiiohe  wd  fioaoziells  Leistoogsfühigkcit  der 
rerschiedencn  Gcbietstbdie  n.  a.  dfl  m.  sind  vohl  die  für  die  EniseheidaDg  maass- 
gebcndsten  Factoren. 

In  Mittel-  und  Kleinstaaten  wird  man  dalier  etwa  Staats-, 
Kreis-  und  Gemeindestrassen  unterscheiden,  in  Grossstaaten  kann 
an  die  Stelle  des  Staats  die  Provinz  treten.  WUnscbeuswerth  ist 
aber,  biDsichtlicb  der  Tragung  der  Kosten,  die  Herstellang  eines 
Zusammenwirkens  —  einer  sogenannten  „finanziellen 
Concnrrenz"  ^  der  verschiedenen  Körper,  etwa  so,  class  der 
grössere  Körper  subsidiltr  eintritt,  wenn  die  Lasten  für  die  nächst 
kleineren  in  einem  gewissen  Zeitranm  einen  bestimmten  absoluten 
oder  relaÜTen  Betrag  ttberstetgen  oder  so,  dass  gewisse  technische 
Leistungen  von  dem  einen,  andere  von  dem  anderen  übernommen, 
s.  B.  die  Lasten  der  eraten  Herstellang,  Hauptreparatnr  und  laufen- 
den Erhaltung  verschieden  vertheilt  werden. 

Vgl.  z.  B.  das  badische  Stttflsengcsetz  rem  14.  Januar  186S  (darüber  Wagner, 

Kin.  I,  §.  47).  jetzt  das  n.  ue  Gesetz  vom  1-1.  Juni  1*^^4.  mit  Abünderunt^en  des  vorigen. 
Das  prtUbbischc  liefet/,  vom  b.  Juli  1ST5,  wodurch  u.  A.  deu  i'ruvuizialrcrb&uden 
0.  s.  w.  Dotationen  aus  Staatsmitteln  für  den  Neubau  vou  chaussirtun  Wegen  und 
für  Unterstützung  des  Gemeind.  -  und  Kreiswegeljaus  (§.  l  des  (jesetzes)  gewährt  und 
durch  §.  18  ff.  die  Verwaltung  und  Unterhaltung  der  btaatscbausseccn  unter  weiterer 
Dotiniikf  mit  19  MilL  M.  aas  Slaatsmitteb  übertragen  ▼nrdc.  (S.  Flo.  I,  §.  194« 
§.  T)r>j  Eine  allgern(3{nc  N\*egeortlnung  ist  in  rreus^en  nocli  nirht  zn  Stande  f^e- 
kommen.  Für  die  allgemeine  Frage  der  „änauziellen  Coucurrcnz"  rcrschiedencr  ötlcnt- 
Udler  Körper  auf  diesem  wie  auf  anderen  Gebieten  sind  die  Arbeiten  r.  Reitzon* 
stein 's  \,S(limullor*3  .Talirl>uch  1SS7  und  1S8S)  von  liesonderor  Redcutung.  Dasell>ä( 
auch  ExempliJicatioocn  mit  dem  Wegewosen  und  der  Ucgelung  der  Wegclasten,  &  6. 
XI,  137  (Preossen),  XII,  III  (Baden),  Allgemeines  XQ,  554. 

Die  zweite  Frage  ist  dahin  zu  beantworten,  dass  im  All- 
gemeinen die  Vermuthung  gegen  vollständifrc  Uebernahme  der 
Kosten  des  VVegewesens  auf  den  öffentlichen  Körper,  also  gegen 
Wegtall  jeder  Gegenleistung  der  Interessenten  spricht,  weil  die  Nutz- 
leistungen der  Wege  sich  im  ökonomischen  Effect  unter  verschie- 
drijcn  I'ersoucn-  und  Iksitzkategorieen  doch  meistens  erheblich 
ditl'erenziren.  Im  concreten  Fall  muss  der  Gegenbeweis  erst  ge- 
führt werden.    £r  ist  aber  unter  Uiuständeu  allerdings  wohl  zu 

9* 


Dlgltized  by  Google 


132  4.  Buch,  (icbahreu.  2.  K.l .  H.-A.  2.  A.  Oluir- u,  WoblfalirtsgebUhreu.  §.56,  57. 

tfXhren  and  swar  unter  Berttcksiehtiguug  der  bei  Beantwortung  der 
ersten  Frage  vorher  angegebenen  Momente. 

Bei  hoher  und  gici«  hijcusi^cr  Aiishihlung;  des  Wogevosi.'ns  (citischliesslich  Eisen- 
bahnen) im  ganzen  .Staat.»;Lrcbiet  auf  Staat>kusteu  li&t  sich  der  Fortfall  der  Gegen» 
leistUDg,  auch  des  Wogc^flds  woh!  :i!if  Staatssirasscn  I  Hliiri  ri  umJ  analog  aul  den 
Wegen  der  anderen  Körper.  Ej»  wjrd  dann  aagenoinuicn  werden  dürfen,  daiis  die 
«^ditferenzielle'*  Wirkong  d«s  Wegevesciis  an  Bedeutung  so  zurQcktreto,  um  unbeadiCet 
bleiben  zu  können. 

Nach  deoselben  Gesicbt^piineten  ist  die  verwandte  Frage  zu 
beantworten,  welcher  Tb  eil  der  Kosten  des  Wegewesens  auf 
eine  üffentlicbe  Casse  zu  fibernehmen  ist  und  welcher  durch  Gegen- 
leistung der  Specialinteressenten  zu  decken  gesucht  werden  soll. 
Mit  der  allgemeinen  gleichmässigen  Ausdehnung  des  Wegenetzes, 
der  Kunststrassen  und  (Staats-)  Eisenbahnen  wird  es  sich  recht- 
fertigen lassen,  den  Offentliehen  Beitrsg  „aus  allgemeinen  Mitteln" 
immer  mehr  zu  rergrOssem,  absolut  und  relAtiv  gegenllber  der 
Gegenleistung  von  Specialiuteressenten. 

Die  Geschiclite  des  Wei^ovosens  und  der  Wegelastcn,  spccioll  des  Wegegelds 

auf  Kunststras^'^n  ist  natürlich  von  ninnrht  ii  v  i>rhiedenen  UuistAndcn.  namentlich  von 
der  üeütaltuag  dus  particulureu  Vcrwaliungärechtä  und  von  der  Fiuandage  der  Öücnt- 
liclien  Körper  abb&ngig  gevcsen.  Die  Entwicklung  geht  aber  viclfaeh  auf  das  oben 
augcdeutetc  Ziel  bin. 

§.  57.  Den  dritten  Punct  in  dem  Problem  der  Begelnng  der 
Wegelasten  anlangend,  so  ist  die  Annahme  des  Grundsatzes  von 
„Leistung  und  Gegenleistung**  im  Wegewesen  in  den 
früheren  Verhältnissen  des  Verkehrs  gewöhnlich  sehr  wohl  begründet 
und  geschichtlich  nachweisbar  oft  eine  thatsächliohe  Voraussetzung 
dafür  gewesen,  dass  überhaupt  erheblichere  Verwendungen  ftlr  Her- 
stellung und  Verbesserung  der  Wege  möglich  waren  und  geschahen. 
Bei  dem  Druck  eines  in  kurzer  Zeit  erfolgenden  grösseren  Auf- 
wands und  bei  der  diß'eienziellen  Wirkung  des  Nutzens  der  Wege 
auch  mit  gutem  (ikonomischen  Oiundc.  Diese  Verhältnisse  ändern 
sich  mit  der  all-;onieiueu  Kiitwidclung  des  Verkehrs  und  des  Wege- 
wesens. .Vbir  aiuh  dann  gestattet  und  verhingt  oft  selbst  der 
Grundsat/,  vuu  Lei.stuiij^-  nnd  ( Jegenlristuiiir  noch  seine  .\nwendung, 
um  die  Wegehiht  möglichjit  gerecht  und  ökoiKunisrli  zweckmässig 
zu  vertlieileii  und  dadnrcli  auch  die  Ausdehnung  und  Verbesserung 
des  ^\  i in  1 /.CS  ZU  crlcichlein. 

Je  uaclidem  nun  verschi'^dene  nippen  von  Hpccialinteressentcn 
und  diese  auf  versfliiedcne  Weise  /Ji  den  Lasten  herbeigezogen 
werden,  ergeben  sieh  vei.sehiedene  Arten  der  Ve rth eil u n g  der 
Wegelasten  oder  des  Wegegebtthren wesens:  denn  unter 
den  „GebUbren"-Begriff  fallen  nicht  nur  das  eigentliche  Wegegeld, 
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soiidcrii  alle  diese  Ijeisleiieiii  /iir  'riaiiung  <ier  \\'ei:i»lasten,  welclie 
auf  einer  ilerbeiziehiing  vou  rcrsoiien  (bez.  Besit/.aitun)  im-  iMit- 
tiagUDg  dieser  Lasten  wegen  besonderen  Vortlieils  und 
wegen  besonderer  K  osten  verursach  nni;  (diinh  Abnutzung 
des  \\  eg»)  berulien,  wenn  diebe  Momente  auch  nielit  allein  dsüjei  mit- 
spielen. Die  verfehiedenen  Svsteme  k<innen  auch  gleiehzeitip:  neben 
euiaiuler  bestehen,  wie  in  Wirklichkeit  liiiher  und  nocb  jetzt  viell'ac  b. 

Die  SpeeifiMnteressenten  lassen  sieb  dann  namentlich  in  zwei 
katcgorieeu  bringen:  einmal  solche,  welche  uacli  l^agc  der  Um- 
stände die  Wege  am  Meisten  benutzen  können,  mutbmaasslieh 
im  Allgemeinen  auch  thateäehiich  am  Meisten  benuUen  oder  aueh 
indirect  —  nemlich  wegen  der  günstigen  Ökonomisehen  Kflek- 
wirkuDg  des  Wegewesens  auf  den  Werth  ihres  Besitzes,  den  Er- 
trag ihrer  Gesebäfte,  auf  ihr  Einkommen  —  besonderen  Nutzen 
haben;  sodann  die  wirkliehen  directen  Benutzer  der 
Wege.  Bei  letzteren  kommt  dann  als  Hauptform  der  speciellen 
Gegenleisinng  die  Zahlung  von  Wegegeld  in  Betracht. 

Im  ersten  Fall  hält  man  sich  an  diejenigen  Personen  und 
kleineren  Local-GemeinBchaflen,  welche  durch  ihrenWohnsitz 
ein  nlheres  Interesse  an  dem  Wege  haben,  ihn  anoh  gewöhnlich 
in  Folge  ihres  Berufs  am  Meisten  be-  und  abnutzen. 

Unter  (JicikCii  iH'han  sich  wieder  dio  Grund bc>it /er,  initiintor  auch  andcru 
<jcwcrktr<  i'utide  mit  bcsonderfn  trrA^^ert'u  Vortlicilen  der  Wfjfc  fur  sie,  wie 
aadoTscits  auch  mit  besonderen  Abnufziini^.Mi  dis  Wujjs.  welche  «erado  auf  ihre 
Wegebt'uutzung  zarackzufuhrca  ist,  heraus.  Die  (tnindbesitzer  erlan^cen  aber  leicht 
aurh  noch  den  weiteren  Vortheil.  das.s  ihr  (irundl)esitz  im  frthe  stei^ft.  iti 
i'ol$Q  des  bei>screQ  Ab^aUc^,  griteücreu  Mcnäclieuzudraugü  u.  5.  w.  Neben  dir.  UUck- 
dcht  auf  den  Sondervortbeil  tritt  indtaiseii  mehrfach  noch  der  Gcükhtspunct  einer 
öffentlichen  Pflicht  des  Einzelnen,  fur  die  Zwecke  d«r  (ieweiiischaft,  zu  clonca 
das  Wegeweüon  einmal  gehört,  init  boi^utraguu.  De^ihalb  habeu  dio  gefordortuii 
LeUttongeD  zar  Tragung  der  Wcgeiaaten  Often  den  genischteii  Cbaracter  der  üo> 
babr  und  der  Steuer. 

Die  einzelnen  wichtigsten  Formen,  in  denen  sich  die  Betbeiligung 
vollzieht,  sind: 

a)  Wegefrohnden  der  Ortsbewohner,  specicU  der  Grund- 
besitzer. 

Vf(l.  darüber  Hau,  Fin.  I.  §.  243,  und  daraus  das  Citat  in  der  1.  Auflage  di:> 
'2.  I'vi.il.^-;  rorlieffendea  Werk-  S.  T!i  (H'  :-p:'  I  r,us  Haden,  dorM„'^'  Kauiaierverhaad- 
luBguii  Ib'ib}.  Ein  aiigemeines  ökouuuiiäches  Bedeukuu  gegen  W  cj^efrubuduu  i»t  die 
eioeeitigo  and  ungleicbm&iMgo  Belastung  der  Verpflichteten  für  etwas,  das  auch 
Anderen  in  erbebÜi  hem  Mu:».H>e  mit  zu  Gute  koinuii. 

Die  StraHsciifrohndeu  «ind  wie  andere  Fruhudeu  de6  öticutlichen  Hechu  V^dr^- 
frohnden  u.  d^M.  ui.)  K^'^^^'bichtlieh  aus  den  älteren  Verhrütnisseu  rorwaltender  Natnral- 
wirthäcbaft  und  unentwickelten  Geldstcuerwt.-.seiis  zu  erklären  und  waren  für  ihre  Zeit 
^anz  zweckuiäiisiir.  Ueberaiässig  wurde  die  Last  vorneudii  h  luit  dem  Uutergaug  der 
ücmcinfreiUuit  der  ländlichen  lievülkcrung  uud  später  hie  und  da  im  Zeitalter  des 
ftistlichea  AbMlatUanos  (17.  und  18.  Jahrhundert).  (Vgl.  im  AUgemeinen  Sax«  Ver- 
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lehremittel,  S.  109,  bewmden  201  K,  r.  Maurer,  Gesebichte  dor  FnduiliOfe  n.  8.  w.« 

III,  ^.27:  ZtisamiDcuhang  der  Frohndcu  zum  IkUckcn-  uud  Wegebau  mit  den  sogen. 
Kriogstiohiieu ;  orsprUaglich  dio  öÜ'eotlicheu  Wego  zum  Dienst  ak  Uecrstras&en  be- 
^mmt  und  auch  so  genaont  S.  im  AUferaeinco  passim  E.  Caan  er,  zun  deatsehen 

Strusen WüSüi)  von  der  ältesten  Zait  bis  Mitte  des  17.  Jahrhunderte,  Leipzig  ISSO, 
z.  B.  S  105.)  —  In  der  absolutistischen  Periode  besondere  Ausdehnung  der  Wegc- 
frohndeii.  mit  vielen  Missbr&ucbeu  in  Frankreich,  namentlich  im  IS.  Jahrhundert, 
ein  HauptangriiFäpunct  Jer  Physiokraten.  (S.  Sax,  S.  203.  De  Larerrne,  licono- 
mistes  frant;.  dn  XVIII.  siccle  (Paris  1S70),  jt.  2r.()  fl".  über  Turgot's  Versuch,  die 
VVogofrobnden  (Corv^cs)  aufzubeben  und  dafür  eiiio  Steuer  auf  die  Grandeigenthümer 
anfenlegeD,  1770.)  Von  Neuem  wurde  durch  Neck  er  1787  diese  MaaflN«gol  vorge- 
nommen. Die  bi  abslchtigto  Erüatzsteuer  in  fJcld  ist  in  der  Kevolutionsperiode  iiulLSs-m 
nicht  durchgeführt  worden.  Nouo  Hegeluag  dicsior  Verhältoisae,  »ach  fwichiedoncu 
EinrlchtaDgen  wihrend  der  RefotntlMM-  und  Kdserzeft  durcb  Gesets  rom  28.  Joli 
1824  und  iratiptgcsotz  vom  21.  Mai  l'^'if».  CS.  die  L;utc  Dartiplliing  von  v.  Brasch, 
die  Gemeinde  und  ihr  Finanzwesen  in  Kraukreicb,  Luipiig  J&74,  i>.  Hl  fl'.  Stoarm, 
1,  cb.  7,  jetzt  meine  Fln.  III.  §.  340.)  Im  AlIgemefneD  bann  ?on  jedem  Manne 
zwischen  18  und  60  Jahren  in  der  Gemeinde  eine  Stägigc  Arbeitsleistung  gefordert 
wenlen,  deren  Umwandlung  in  <Jeld  nach  einem  Tarif  fibcr  jcib  r/til  dorn  Pflichtigen 
erlaubt  iit.  (jlcicbo  Ycrftflichtung  tur  diu  Besitzer  vun  Karren  uuJ  Wagen,  Lai>t-, 
Zug'  und  Keitthiercn.  tiutcr  Erfolg  für  den  Ausbau  und  dio  Erhaltung  der  Wege. 
Das  (lanze  ein  Beispiel,  dnss  auch  heute  noch  \V«'»efrohnd*'n,  zwi  olvmassig  geregelt, 
passend  sein  kOnncn  (s.  bin.  lU  a.  a.  0.).  (S.  auch  die  Gutachten  in  der  C>)minunal- 
steuerfrage,  Leipzig  1877,  von  Metz,  S.  248  und  von  v.  Keitzonstcin,  S.  137, 
besondorb  S.  11*1  fl  )  —  Verpflichtung  der  Einwolnicr  der  au  der  Strasse  liegenden 
Gtigend  zur  Arbeit  mit  Uand-  uud  Spauudieiuitcu  bei  der  ünterhaltuug  und  Besseraug 
der  Weg«  nacb  prenssiacbem  Landrecht,  Tb.  II,  Tit.  15,  §.  13.  —  (Vgl.  aber 
Preussen  v.  Könne,  Staatoreclit.  1.  Aufl.  IV,  S.  .550  IF.  und  das  grössere  Werk  von 
V.  Könne,  Wegepolizei  und  Wegeiecht  des  Prcussischcn  Staats,  Bretilau  lb52. 
Gormersbanscn,  Wegerecht  n.  9.  w.  In  Prouasen,  I,  Berlin  1890.) 

b)  UneBtgeltlicbe  Materialliefenrngen  fUr  den 
Strassenbau,  Seitens  der  anliegenden  Grandbesitzer. 

Solche  BeMimmun^  ik  finden  sieb  in  Bexog  anf  Feldsteine,  Sand,  Kies  fQr  den 

Chau&seebnn  in  Preussen  nadi  K.-O.  vom  11.  Juni  1825,  v.  Könne,  Staatafodlt, 
4.  Aufl.  II,  §.  181»,  IV.  §.  HTO  ipilt  librijr-'Ms  nur  in  gewissen  Provinzen). 

(')   A  0  s  tu  Iii"  u  u  g  einzelner  Strasscntlieile  dnrcb  die 

anhegemleu  Grimdbesitzer  sell)st  oder  ganz  aut"  deren  Kulten. 

Altes  deutöcheti  Kecht  war,  daäs  fUr  Wcgu,  Dämme,  Brücken  u.  s.  v.  die  sor;;eii 
masatra,  die  bei  ihrer  Atdage  oder  Unterhaltung  ein  nnmittelbares  Interesse  oder  nach 
alter  Gewohnheit  die  Verpflichtung  dazu  hatten.  (S.  G.  Waitz,  Deutsche  Verfassung^- 
Geschichte  IV,  25  ff.  (lasner  a.  a.  0.  passim.)  —  Verpflichtungen  dieser  Art  in  den 
modernen  Städten  für  Hausbesitzer  und  Adjacouten.   S.  preussischca  Ue^iut^  vom 

•L  m  im, 

d)  „Banschalirte  Gebtthren"  in  der  Form  von  Sonder- Bei* 
trägen  Seitens  der  Gnmdbesitser  und  einzelner  andrer  Personen, 
z,  B.  Wald-,  Bergwerk-,  Httttenbesitzer  n.  dgl.  m.,  welebe  von  der 
Strasse  einen  ansnabmsweise  bedeutenden  Vortbeil  baben  oder  sie 
nngewöbnlieb  stark  abnotsen,  —  wo  der  Beitrag  s*  B.  ortsstatnta- 
riseh,  eventnell  aneb  dnrcb  Verabredung  festgestellt  werden  kann. 

Z.  Ii.  badiache  Wegeordnung  rom  14.  Januar  ISGS,  Tit  2,  §.  4  (bei  sogo- 
iinnnten  Geineindewcgen).  Auch  neuere  preussische  G.'setze,  so  für  die  Provinz 
Sachsen  vom  28.  Mai  1S87:  Bclegong  von  Fabriken  u.  s.  w.  mit  Präcipaalleistungen 
wegen  „Abantiang  in  erboblichem  Maasse",  wenn  nnd  soweit  nicht  daicb  Cbtassee- 
gclderhebnng  eino  genttgende  Ansgleichnng  erfolgt,  (doch  bozagliche  Antrtge  nicht 
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atetUiafl  Seitens  des  Staate,  der  Pnfins  und  der  Kieiee«  sondern  nnr  anderer  Untw« 
baltttttgspfliohtiger}. 

e)  Eodlicb  ähnliobe  Beiträge,  eventnell  solche  Geld* 
Stenern  oder  Znscbl&ge,  welche  denGrnnd-  und  HaitBbesitz« 
den  Gewerksbetrieb  p.  s,  w.  epeciell  oder  in  höherem  Be^ 
trage  als  die  allgemeine  Bevölkerung  treffen,  und  welche  dann  hier 
mit  als  Gebtthren,  d.  b,  als  Entgelte  Ar  speeielle  Leistungen 
fnngiren  (§.  74). 

lu  Aussicht  genommen  ganz  aUgcmeiii  bei  Gcmeiudeabgabcn  „zu  Vcrkebr:*- 
anlageo"  in  Bezug  auf  Zuschlüge  zur  Gmnd-  und  Gobäudesteuor  in  dem  Entwarf 
des  (nicht  za  Stande  gekommenen)  prenssisohen  GonunnnaJetenergeeelzee  ren 
1877,  §.  2.  — 

Ueber  die  verschiedenen  Puncto  Daten  ans  dem  geltenden  Kocht  in  Prcusson 
und  statistische  Daten  in  dem  Efgtazongsliellt  TI  ntr  preoasuchen  statistischen  Zeit« 

scbhft.  von  Herrfurth. 

Je  nach  Umständen,  nach  der  Gattung  der  Wege,  der  ad- 
ni  ini.strativen  —  Staats-,  Provinz-,  Kreis-,  Gemeindewege, 
Strassen  ausserhalb  und  im  Orte  —  und  der  technischen 
Gattung  —  gewöhnliche  Wege  nnd  Kunststrassen  (Cbausseeo)  — , 
nach  der  £iurichtuDg  der  Commnnal-  nnd  Staatsbestenerung  wird 
bald  die  eine,  bald  die  andere  dieser  Formen  oder  auch  eine 
Combination  mehrerer  an  wählen  sein  nnd  anoh  in  der  Praxis 
gewählt 

f.  58.  Im  zweiten  Fall,  bei  der  Specialbelastung  der  Bo- 
nn tzer  des  Wegs,  sucht  man  deren  Vorth  eil  nnd  die  von  den- 
selben durch  die  Abnutzung  des  Wegs  bewirkte  Kostenverur- 
saohung  znm  Maassstab  der  Hohe  der  Gebtthr  zu  machen. 
Dies  kann  wieder  anf  zweifache  Art,  einmal  durch  die  besondere 
Besteuerung  der  Besitzer  von  Zngvieb  und  Wagen,  sodann 
durch  das  Wegegeld  geschehen. 

Die  erste  Form,  welche  hier  dorchans  als  Gohtlhr  (also  nicht,  wie  mehrfach. 

ab  Luxusa  teuer)  gedacht  ist,  erscheint  principicll  nicht  ungerecht  und  nicht  unzweck- 
määsic".  Aber  ihrr-  tcchtiisohn  Durch fiihrung  bringt  wenigstens  bri  den  T^and- 
i>lra2>&cu  viele  Schwierigkeilen,  liulkätigungcn  und  kaum  ganz  zu  vormeiduudo 
Ungleichmässigkeitcn  mit  sieh,  —  Nachtheile,  welche  auch  nach  vorliegenden  "Ex- 
fnhmngen  schwerer  wirken,  als  die  wohl  angcfubrteu  Vorthelle  dieser  Form  vor  dem 
W  egegeld,  z.  B.  die  einfachere  und  billigere  Erhebung. 

Im  Ganzen  ebenfalls  ablehnend  Rau,  Kin.  I,  §.  291.  Er  führt  als  Beispiel  an 
die  baie Tische  Zogriehstcuer  als  \\'eir^'(.'Msurro;;at  (nauptvcrordniinjr  vom  IR.  August 
ISO!»;.  Aalgehoben  in  Folge  der  I^udtagsäitzung  von  1622,  wo  aligemein  dartlber 
gcklaigt,  besonders  wegen  so  stariter  Belastung  der  Ackerpfeide  nnd  Ochsen.  Ertrag 
181 S — 20  445,000  fl.  —  Ncnerer  Vorschlag  von  J.  Faucher,  vom  Wcgezoll  and 
seinem  Ersatz.  Volkswirthschaftliche  Yiertdjahrscbrift,  B.  25.  Dartiber  and  dagegen, 
Sax,  I.  138,  145. 

Za  erw^en  wiirc  diese  Form  dagegen  weg^cii  ihrer  leichteren  AusfUlirl)arkoit 
wohl  emstlicher  filr  die  Auflirinf^nna;  cin«'s  Theils  ilor  Pflasterungskost o rv  in  den 
btadtea  durch  die  Besitzer  von  Mieth-  und  besonders  von  Fuhrwerk  zum  eigenen 
Qehraaeh.  Ein  b«EQglicher  Plan  wurde  1877  in  Berlin  erwogen:  eine  Abgabe  von 
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30  M.  fUr  das  Pferd  und  für  das  Jahr,  iim  di«  badeutendön  Kosten  einer  besseren 

Pflnstcruug  mit  7:n  di-ckcn.  Atii  (irnnd  von  Vergleichen  mit  anderen  Orten,  besonders 
zwischen  dca  Ko:>tcn,  der  Dauer,  der  Abnutzung  und  dem  Kesiverlli  der  Pferde  der 
Berlitter  und  der  Parisor  OmDibnsgesellschaft,  berechnete  man  die  Ersparniss  der 
Fuhrwerkfltc^itzer  bei  durclireir  i;utcm  Pflaster  auf  115 — 120  M.  jährlich  auf  das 
Pferd.  Kiu  gutes  Beispiel,  um  die  innere  Berechtigung  von  gebuhrcuarügea  Abgaben 
dieser  Gattung  zu  enreiaea.  Der  Plan  Ist  indessen  fallen  gelassen  Verden.  —  Die 
übliche  Zahluitf^  reu  Pferdebahn  -  GcsuUäohafteu  an  die  Städte  für  Benutzung  der 
Strassen  ist  anderer  fitianzwirth^cliat'tlicher  Natur,  indem  sii  täne  Vergütung  für  die 
Ucberlassua;;  der  Siraascn  /.um  Zweck  der  Anlage  und  Beiiuizuag  der  Bahn  darstellt. 
Im  Effect  kommen  diese  Zahlungen  und  die  dirccte  Ausfuhning  von  Ptiasterungs- 
arbi^itcn  S.  it-  iis  solcher  G  U>>  hafton  freilirli  ;uif  citie  Bcitragaleistnng  ron  Spccial- 
intcrci>o<-'iU('ü  und  Kxtra-Be    und  Abrnit/crii  hiiiaus. 

FUr  die  Land  Strassen  verdient  das  Wegegeld  den  Vor- 
zug. FUr  daaseibe  spricht  im  Vergleich  mit  den  im  vorigen  §.  er- 
wähnten Formen,  dass  man  mit  ihm  mehr  die  wirklichen  Be- 
nutzer nnd  Abnntzer  des  Wegs  und  nach  MaaBSgabe  der  Re- 
and  Abnntzong-  treffen  kann:  also  dem  Wesen  der  Gebühr 
gemäss. 

Etwns  lästig  durch  Änfentbalt  u.  s.  w.  ist  die  Übliche  Erhebung 
an  Sehlagbänmen,  die  Oontrole  der  Benutzer  und  der  Wegogeld- 
erheber.  Aber  prineipiell  und  practisch  ist  das  Wegegeld  nicht  so 
zu  bemUii<;cIu,  wie  es  in  der  heutigen  ZeitstrOmung  geschieht,  die 
in  der  Forderung  seiner  unbedingten  Aufhebung  hier  einem  un« 
richtigen  „Communismus"  huldigt,  damit  die  grossen  Lasten  des 
Wegewesens  öfters  ungerecht  vertheilt  und  statt  historisch  und  ört- 
lich relativ  zu  entscheiden,  wieder  unrichtig  absolut  verlähtt. 

Vgl.  l).  >n!)d.  r-  Sa.t  a.  a.  Ü.,  uaiüiuitlicli  b.  l:?l  fl'..  137  (F. 

In  Tk'trctV  der  N  o  r m i  rii n  des  Wegegelds,  dem  vierten 
und  letzten  der  die  liegeiuug  der  Wegelasten  betreffenden  Pimcte, 
kann  man  wohl  Rau  s  Kegeln  (Fin.  1,  §.  242),  jedoch  nur  mit 
einigen  Einschränkungen  billigen: 

1)  „Der  Tarif  ist  nach  dem  Grade,  iu  welchem  jede  Art  der  Benutzung:  die 
Striesen  verschlechtert,  abzusftifcii.  ahrr  xucl  nch  im  Uanzeu  biiliiK:  an/usetzcti."  l.vAr- 
teiLS  liaiiift  jedoch  vöii  der  Kiitwiciwluii|^  dci  Wogowesens,  der  technischen  An  der 
Sita  .  l';m  Verkehr,  dem  Zveck  der  Fuhre  (Luxus-  und  }::cverbliche  KobreD)  iL  a.  v. 
ab.  In  der  licsrl  wird  in  unseren  Staaten  Woü'^ol'cIJ  überhaupt  ntir  nrif  Knnst^tr.T^son 
(CbaUiöeeu)  erhoben.  —  2)  .J'ubren,  für  welche  die  (iebubr  aus  einer  btaatscassc 
bezahlt  Verden  mUaste,  werden  ron  dendben  befreit,  z.  B.  Hof-,  Militär-«  Postfuhren, 
Dienstreisen  der  Beamten,  mit  der  u5thi;:en  Vorji  'ht  ifLgen  Missbrjuch.  auch  ^rwöliu- 
hch  Aruieu-«  Feuerlödch-,  Leichen-,  i)tüi|;crfuhrüu,''  Ueberhaupt  vobl  iandvinb- 
scbafdicbe  Fabren  in  einem  gewissen  Umkreiae  dea  Dorfs  oder  He£i.  Je  nachdem 
OS  sich  um  Staats-,  Communal■.tra^.scll  u.  s.  w,  handelt,  wird  etwas  verschieden  in 
IJeircli"  dieser  Hefrciungcn  zn  verfahren  sein.  —  3)  ,.Di»'  Einnehmer  erlialten  eine 
Uiich  der  Meufre  ihrer  Verrichiuuj;cn  aU-jeniosx-no  Hulohnuug."  Doch  kann  jrerade 
bei  Wei;o<;old-Erhebung^,  wo  die  Arbeibkraft  cine^  Beamten  nicht  immer  voll  aus- 
jijenutit  wir!,  "\'t-rpachiu!n:-  pa<*<end  sein  und  kommt  auch  gegenwnMij  hlc-j  noch 
üftcn>  \,in  Deutschland  i.  B.  bei  Couimuual-,  Kreiachau^äicen)  vor.  —  4;  „Die  t^fuittunguu 
fttr  geacliehono  Entrichtoog  dienen  mit  zor  Ueberwachuug  der  Eianebmen  Diese 
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Qnlttonfen  mtisscu  daher  entweder  ref^elm&ssifr  abfireliofert  (z.  B.  von  den  Fahrleutua) 
oder  Wfuigstens  den  Redenden  häutig  abgefordert  werden    -   ( auch  Sax.  I,  144.) 

Von  Wirlitiekcit  sind  (Vv  ^trasKcripoli/i'Üichcii  ^'l>r:^^^rift^■ll  ,h<-v  <hi'  ('r;i-.tnirtinn  nn'} 
(eveutuull  ila\imal-)üclastuijg  iI'.t  \\';is^cu,  über  di'.'  MiiiiiriuliiiNMtrii  der  Kiidcr  u.  i?.  vv., 
womit  2ar  Begünsti^mg  von  Fuhrw.  rk  und  Rädern,  die  die  Sti  L-^^un  weniger  abiiiU/oii, 
eine  ent^pro^llendc  Abstufung  d-  r  W  c^i  fclder  verbunden  werden  kann.  Beispiele  bei 
Saji,  I.  lü'J.    Preussiaches  (i>  =<'t/.  vom  20  Juni  1S>7  für  Kunst*trasseu. 

Die  Frage  der  Aul  he  hu  ii^  des  Wegegelds  ist  nach  tech- 
nischen und  administrativen  Gattungen  von  Wegen  ver- 
schieden zu  beurtheiieu.  J5ci  theuern  Knnststrassen  (Chausüeen) 
liegt  sie  anders  als  bei  sonstii^^cn  hon  Wegen,  bei  Wegen 

des  Staats  vielleicht  anders  ais  In  i  deuen  anderer  Körper.  Es  \ni 
nicht  nothwcndig,  dass  der  Staat  und  die  iSelbstverwaltungskörper 
hier  ganz  gleichmUssig  vorgehen.  Vieles  wird  immer  nach  dem 
Wege  recht  und  nach  den  danach  zulässigen  anderen  Formen 
einer  Hcrheiziehong  der  Interessenten  zar  Tragung  der  Wegelasteo 
zu  eotscheiden  sein:  um  so  schwieriger  za  regelnde  Puncte,  je  mehr 
man  bei  fehlendem  Wegegeld  die  ganzen  und  bei  Kunstwegen  und 
sonst  in  eiosBelnen  Fttilea  bedeutende  Kosten  anf  andere  Weise  aiii- 
briogen  mnss. 

Hau,  Fin.  I,  240  Nu(c  c  giebt  folgende  Daten:  Frankreich,  Aufhebung;  des 
ätrasseogeidtt,  nach  der  Wiedereiofobruog  von  1797,  im  Jabro  ISOti  aufdringendes 
Verianfon  der  DeparteineiKsridie,  tiir  Eilefchterting'  der  Landwirtliscbaft.  Ertrag 

vorher  15  Mill  Fr.  —  Briilcn.  Aufhebung'  lur^li  dii:  inovisurische  Verordnung  vom 
22.  April  1S30,  genehmigt  von  den  Kauimcru  1*31.  Das  .Strassengeld  hatte  2  Kr. 
per  Stande  and  Pferd  betragen,  aUo  bei  einer  Ladung  von  20  Coutacr  per  Pfenl  auf 
1  Centner  bei  10  Stunden  1  Kr.  —  Der  Zollrertrag  zwisdtw  Baiern  und  Wurtom- 
♦»•?rg  rm  set/to  f -^f.  d;i~->  il  is  Wegegeld  btim  iii!ior"n  Verk<»hr  aufhören  und 

nur  iiuch  bei  der  Em-  uuU  Durclifuhr  durch  einen  ZulUu.^clikg,  ferner  von  Reisenden 
beim  Eiutritt  in  das  Vereinsgebict  erhoben  wurden  sollte.  Aafheboog  dieses  Zu- 
schlags in  Wurtemberg  18)54.  N'n  h  »it  in  l»;iii  rischen  Ges-  tz  vorn  I.  Juli  ls;i4 
wurde  das  Wegegeld  getrennt  vom  Zoll  beim  Eintritt  in  das  Land  erhoben,  und  zwar 
Ar  die  geof^^phisclie  Stsnde  ron  LastAihren  bei  4  oder  weniger  Zagthicrea  IV4  Kr. 
von  jedem.  b<n  5  nnd  6  Tliioron  Kr.  von  jedem,  un^  von  i^''r.(lLii  :',  fl.  f  ir  das 
Pferd,  docii  mit  Buckrergutung  von  a  Kr.  für  jede  Stunde,  um  diu  der  zuiucikgelcgtu 
Weg  unter  60  Stunden  betrag.  Nacb  spftteren  Ermässigungen  fiel  das  Wegegold  bei 
der  Einfuhr  weg  und  betrug  bei  der  Durchfuhr  12'/^  Kr.  vom  Centuer.  Kttng 
l>>34/35  101.000,  1S35/37  jährlich  73.700  11.  Spätere  Aufbebung.  —  Nassau  Auf- 
hebung 1S56.  llciscn- Darmstadt  iSOö.  —  Proussen.  Nach  Chausseegeldtarif 
von  1840  per  Meile  und  Zugthier  bei  Fuhrwerken  zum  Fortschaffen  von  Personen 

1  Scn:.,  zum  Fortschaflbn  von  Lasten  je  nach  An  und  Last  1  Sgr.,  -  j.  "j  ^'■X^-^  von 
unaugespanntt  ii  Thieren  im  Allgomeiuen  73  uud  '/o  Sgr.  Aufhebung  auf  den  Si»ais- 
diMUMen  vom  1.  Jannar  1S75  an  dorch  (iesetz  vom  27.  Mai  1874.  In  stUdtiticbcQ 
Gfincind  Iii  WugcgcM  (Chaussee-,  auch  Brucken-,  Pfli'^tertr'!?!)  nur  noch  in  verein- 
zelten Failen  (Uerrfurth,  £fgäu2uugshtift  VL  2U'.i).  Proviu2ialcbauääeeu  regt^lmä^ig 
aacb  frei  (die  Qbemomioenen  8taatscbatt!»een  obligatoriücb  frei).  Dagegen  bei  Kreis-  und 
UcuieiiiJ-'<  liun^s  ''Ii  ■ift.'i-a  Wegegeld.  —  Oesterreich,  .seit  1S2I  im  All>remeinon  aul 
dea  ärarischtiu  Strassen  \\  cgogeld  von  1  Kr.  K.  M.  per  Meile  uud  SlUck  Zugriob,  jetzt 

2  Kr.  fbr  je  S  Kil.  vnd  2  verschiedene  Sfltze  flOr  „Triebrieb**;  in  Wien  beim  Ein- 
fahren incl.  Pflasterzoll,  daher  im  Doppelsatz  (..Mauthregal",  für  Stras:5.!n,  Rnieken, 
Ueberfahrten,  Blonski,  Finanzgcsetzkundo  I,  29111.).  Ertrag  jetzt  fast  2'/«  MilL 
Gulden  jährlich  in  West- Oesterreich.  Fussverkcbr  immer  frei.  S.  über  Böhmen, 
Sax,  1,  181. 
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b.  Verschiedene  endere  VerkehrBeinrlchtungen  und  Anlagen. 

§.  59.  Zur  nffeutUchen  üebenifihm<\  bez.  Ausführung  und  Er- 
haltung durch  den  Staat  oder  —  uud  öüeia  liesser  durch  eiueu 
Selbstverwaltungskörper  eignen  Bich  solche  Anlagen  fast  alle  und  ist 
dieselbe  auch  in  der  Praxis  seit  jeher  vieltach  üblich.  Doch  k(>mnien 
öfters  auch  Einrichtungen  dieser  Art  als  Erwerbsaateruebmougen 
der  Frivatwirthflehaften,  GesellscbafteD  Tor. 

Näheres  Eiiiufcli-  ii  auf  diese  Dinge  unterbleibt  hier,  da  es  ciuo  fonMIttie  Et- 
örluruiig  auch  von  der  voikswirthschaftspolitischco  Seite  aus  urhciächte. 

1)  Die  Brücken  sind  nach  analogen  Grundsätzen  im  Ge- 
btlhrensystem  zu  behandeln,  wie  die  Wege. 

Vd.  Kau,  Fiii.  I,  §.  243a.  —  Bei  d«r  technischen  Natur  tiiid  der  Kostspieligkeit 
der  bruclien  begreiflich  frühzeitig  Ucsondcre  FOrsorgo  der  ölieallicheu  Kdrper  für 
Bracken,  aber  mcb  gern  nnd  dauernd,  mebr  nocb  ab  bei  Wegen.  (icbnUrouerhebong 

(„Brürkcn  ^cld .  BriicK»  n/.  ulTM.  (Bedeutung  der  Fürsorge  für  Brückenbau  iin 
caroUugiächcu  Keich.  s.  Waitz,  Ycrfassuogägetichiohte  lY,  28,  30.)  Auch  Neigoug,  dio 
Benutzung:  zu  erzwingen.  Ausreichen  zo  rerbieten,  was  flbrigens  nicht  aUgemein 

Itcchtens  wird.  So  Ucberffaug  von  Gebühr  mit  in  Steuer.  Bei  alten  Brucken ,  mit 
amortisirten  Kosten  und  gcrjn^<  ii  Keparaturkostco  das  Brückengeld  überhaupt  mehr 
oder  allein  Steuer.  —  Bcis|)i<jl:  österreichische  Staats  -  Brücken  -  Mauth :  frei 
Brücke  bis  20  Meter,  daiui  :'j  ('1  issea,  20—40,  40—80  und  Uber  80  Meter,  mit  1-,  2-» 
.'{fächern  Tarif,  für  j^-  s  Kil.  Wcgcniauth.  Endo  1889  Plan  der  Aufhebung  dieser 
BruckennirHitli,  daf  ir  aiirr  ein»T  5U  ErUfthun?^  der  Strasseninauth 

2)  Hei  den  üffcntlieheii  uatürlicb  en  Wasserstrasscn 
sind  Abgaben  als  Gebühren  für  die  Benutzung  überhaupt  nur 
soweit  zulässig y  als  Kosten  fUr  diese  Wasserwege  autjgewendet 
werden  müssen. 

Nur  dann  uud  nur  in  der  deuienlbprecJienden  Höhe  sind  die  Ab;rabeu  „Gc- 
biihreu**,  sonst  Steuern,  welche  sils  solche  —  als  eine  Art  „Verkohrssteucrn"  —  wohl 
nur  ausnahmsweise  (indessen  doch  z.  B.  principicU  ebensogut  wie  eigentliche,  als 
TarifiEttschusa  erhobene  ,^sen)Ndinsteueni**)  «u  billigen  sind. 

Statt  oder  neben  einer  nnmittelbar  von  der  Seh iff fahrt  (and 
FlOsserei)  erhobenen  Gebtthr  (,,Flu88z0lle'0  können  wieder 
die  anderen,  bei  den  Wegen  (§.  57)  erwähnten  Methoden,  die  Inter- 
essenten sor  Kostentragung  herbeisuziehen,  Anwendung  finden. 

Abgaben  für  den  Gebrauch  ron  Wasser  OfTentiicher  Flösse  fOr  landwirthschaft- 

liehe  und  industrielle  Zwecke  sind  ebenfalls  nur  als  Ersatz  eines  Kostenaufwand  ^ 
(fur  Caruile,  Stauwerke  u.  dgl.)  „(iebühren*'.  Dasselbe  eilt  von  den  Abgaben  für 
Fähren,  welche  auf  Grund  eines  „Fähr rcf,'als*'  früher  uud  mehrfach  noch  heute 
bei  uns  fiscalische,  dann  vom  Fiscus  meist  verpachtete  Einrichtungen  sind. 

Kau,  Kin  1,  §.  214,  mit  nicht  genügender  rtiterseheidunjr  des  (Jebühren-  und 
des  StcuerpuiH-ips  bei  den  sogenannten  Fluss/Ollcn.  S.  Beispiele  eigentlicher 
Steuern  dieser  Art  in  Wagner.  Fin.  I,  §.  266.  Die  Einkanfte  aus  Mühlen-,  Flnss- 
und  anJi-reii  „Wasserregalion"  lieli;iiidelt  N'^Mimanii  (..SteniT"  S.  fi'M,  als  zur 

eigenen  Kategorie  von  „licgalcinkuuften''  gehörig,  auch  für  Deutschland.  In- 
dessen halten  die  Zahlungen  der  Interessenten,  Benut»»  n.  s.  w.  dabei  doch  ganz 
oder  uberwiegend  den  Gharacter  eines  »^edelleii  Entgelts'*,  für  Leistangen  und  sind 
insofern  Gebühren. 
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3)  Die  verscliiedenen  Einrichtungen  z  u  r  F  ö  r  d  e  r  u  u  g  d  e  s 
Transport  weseuö,  besonders  der  Schi  ff  fahrt,  eignen  sich 
gut  zur  AasfWhrunp:  Seitens  der  iiiichst  bctlit'iligten  Genieinsrhatten, 
so  der  Hafenstiulte,  doch  :iiirli  des  St;uits  selbst.  Die  Erhebung 
von  Gebühren  von  den  lienutzern  dieser  Anstalten  in  der  Form  von 
Tonnengeldern  (nach  Maassgabe  des  Kauminhalts  der  Schiffe, 
mit  UnterscheiduDg  ob  mit  Beladung  oder  in  Ballast)  a.  dg),  uit 
zvTeekiDässig. 

Dio  Hcrboizichung  zar  Kostentr.igim;^  !ri';st  sicli  aber  auch  uocli  auf  arid<  rt' 
Weise  bowcrkstdligeo,  z.B.  in  der  Form  kleiner  Ein-  und  Ausfuhr -WcrÜizölIc,  luit- 
untcr  wohl  ganx  passend.  So  deckte  früher  Hamburg  seine  grossen  Vörveadaogcn 
fUr  das  Fahrwasser  u.  s.  w.  durch  snli  lio  niedri:;o  Zölle,  von  (kiun  aber  immer  mehr 
Waarea  wegen  der  Coocarreiiz  anderer  Häfen  ausgcnomioeu  wurden.  Aufhebuug 
dieser  Abgaoea  m  Folge  der  nenen  Reicbsgosetzgebung.  Wo  der  Staat  selbst«  wio 
viclfa<  h,  di<  Tx /.u^liclicn  EinricbtnngeD  Schafft,  wird  er  natttritcli  auch  dio  Einnahmo 
aas  den  (iebUhrea  beziehen. 

Gerade  bei  den  Schifffabrtaabf^abea,  besoadoTs  im  internationalen  und  See- 
verkehr, ist  der  üebergang  d^r  „GebHhren**  in  Stoneni  und  die  Ausnutzung  (h;r  Ab- 
gabeerhebunu:  zu  Ii  an  dclspoli  t  i  b '  Ii  n .  bcsond'Ts  marin  c  -  prot  cc  tioii  isch<'n 
Zwecken  vielfach  und  bi:*  in  die  ücgi-iiwart  binciu  vorgekommen:  Heiiiit/.uii;j  der 
Tonneiigcldor  u.dgl.  zum  Schutz  oder  zur  Begünstigung  dor  nationalen  Khedcni  unti 
SchiHTahrt,  indom  dio  heimische  Flagge  keine  oder  p  rinp^('ro(jelHlIii  eti  als  di<j  fremde  zahlt. 
(Vgl.  z.B.  Uber  Frankreich,  Fin.  UI,  §.  64,  passim  in  §.  .H12  11.,  320,  ^27.)  All- 

? gemeine,  d.  h.  dir  heimische  wie  die  fremden  Flamen  gloicbroissig  belastende  SchilTo 
abrtsabgaben  (so  die  französische  staatlirln  ,  Ooai-Ab^abe'*.  Flu  IH.  Sj.  32»))  werden 
indessen  regelmässig  aU  (iebahrcu  gelten  können,  die  uur,  weuu  die  Krtrügnis^K}  einen 
Uebeischnas  ergeben,  pro  lanto  in  ^eoeni**  ttboTgohen.  Eine  «norhebliche  Belastung, 
bez»'.  Ers.itzlci-itung  für  rifTentlirlic  Kiiirichtnngen  und  Thätigkeiten  bilden  diese 
Schifilahrtsabgaboa  auch  gegenwärtig  übrigens  nicht.  In  den  eng  lisch  cu  iläfoa 
sollen  sie  sieh  auf  6  Mill.  Pf.  St  helaafen  (Fin.  III,  S.  351).  —  In  Oesterreich 
::i  hureu  die  Ueberfahrtsgcbtthron  über  Flusse  za  den  Manthgefallen ;  sie  sind,  wio 
die  Brückenzölle,  in  3  Classen,  nach  Flunsbreiti^  zn  entrichten.  —  Ertrag:  Frankreich 
Anschlag  für  SchiHTahrtsabgaben  im  Bud^^ot  Im- 1S77  4.72,  IS87  8.2  Mill.  Fr.;  West- 
Oesterreich  Hafengebühren  des  Staats  Auschlair  fllr  420,000  fl.;  Preussen 
Aii^chlat;  fiir  1S77/7S  Brückcii-,  Fähr-.  HafVncrcMi.T,  Strom-  und  Canal-vfiillc  2  Mill. 
Mark,  Niederlage-,  Krahn-  und  Waagegeld  lüO,aou  M.,  Ergebnisb  im  danzen  lSili/b7 
2.83  MUi.  M.:  Hamburg  1S77  Tonnengcld  432.000,  tSS%  941,000  H.»  aoaseniom 
•100,000  M.  an  (i.-buhren  für  Handel  nnd  Srliifffahrf;  Bremen  1"*7r,  SchiHfahltS« 
abgaben  224.s0ii      :  Nicdcilando  LotsrngeklLr  l.dö  Mill.  fl.  (Is^b). 

4)  Die  E  i  n  r  i  c  b  t  u  n  g  e  n  für  den  Handel,  den  M  c  s  s  -  und 
Markt  verkehr  sind  mit  Recht  seit  Alters  häutig  eine  Com- 
manalangelegenheit. 

Nnr  ansnahmswcisc,  bei  einzelnen  bcsond'Tsi  kostsiiidiui  n  i  »hjct  tcn  tind  in  mo- 
dernen Grosbstadtcn.  hat  mau  hier  die  Privatuuteiuehuiung,  aber  abdauu  gewöhnlich 
mit  Yorbelialt  olner  Mitwirkung  der  ölicntlichen  Behörden  bei  der  Festsetzung  der 
Tarife  n.  s.  w. .  zngelasscn,  z.  B.  bei  Anlagen  von  Entn^pots,  Viehhöfen  n.  dgl.  m. 
In  solchen  Fallen  sollte  wenigstens  ein  BUckfallsrccht  oder  ein  KUckkau&recbt  4U  im 
Vom»  generell  bestimmten  Bedingungen  fUr  dio  Commune  aosbedangen  woidon  76). 

Die  Gemeinde  bat  von  den  Benatzern  Gebühren  zn  yeriangen, 
durch  welehe  die  Verwaltangskosten  im  Allgemeinen  sich  decken 
nnd  sieb  das  Kapital  der  Einrichtungen  verzioat  nnd  amortisirt  Je 
nach  Umstftnden  eraebeint  bei  Anstalten  von  wirklich  grosser  nll- 
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gemeiner  Bedeutuug  die  Uebernabme  eines  Beitrags  zor  Kosten- 
deckung anf  das  allgemeine  Budget  der  Gemeinde  indessen  nicht 
ansgeselilossen. 

Doch  wird  bt«rbei  mit  grosBer  Yonielit  ronngehen  sein,  veil  die  Ermfasiipin^ 

der  ficbnhr  loii  lit  nur  dem  Häinll  r  oder  dorn  einen  vor  dem  anderen  Händler  (z.  B. 
bei  YoriaufsätäQdtiu  iu  Marktlialieu)  im  Uewerbügeiriiia,  aiciit  dem  Pobiicum  im  Proi^e 
der  Waarm  zn  Gute  konunt. 

Uebersehüsse  Uber  die  Kosten  nehmen  den  Character  der  Steuer 

an,  sind  namentlieh  wohl  statthaft  als  Form  einer  Theilnahme  der 

Gemeinde  an  monopolistischen  Gewinnen  einzelner  gewerb-  und 

handeltreibender  Benutzer,  aber  auch  sonst,  miiuicsttus  ebensogut 

als  ein  hoher  Gewerbsgewinn  von  privaten  Verkehrseinrichtungen, 

zu  rechtfertigen. 

Mancherlei  statistiäche  Dateu  ia  dun  geoa&ntea  lleftco  zur  preussischen  Com- 
raanal-FintDZStotistilc  (so  IV.  VI),  Marlctstandsgelder,  Gebühren  fflr  ftSenfliche  Waage- 

aubtalten,  Markthalleti  u.  s.  w.,  öfters  mit  üeberschübüeu.  Derartige  Aliuabcn  schon 
im  Mittelalter  in  Städten,  zugleich  mit  als  Besteuerung  des  Verkehrs  (Fiu.  III,  §.  27). 
Vgl.  in  der  Uegcuvart  z.  B.  Berlin,  stati^itisches  Jahrbuch,  B.  XILfOr  lbt>5  (ISSb 
erachienen)  S.  3()7,  381, 

5)  Loeale  Verkehrsanstalten,  wie  kleine  Dampf  bahnen, 
Pferdebahnen  und  Omnibuswesen»  eignen  sich  alle  fttr  die  CJeber- 
nahme  anf  die  Gemeinde,  besonders  auf  die  städtische,  zumal 
grossstädtisehe»  mitunter  wohl  auch  auf  den  Kreis. 

Die  ülhere  Begründmig  hierfar  ist  schon  ia  den  ErOHerangca  dos  1.  Bandes 

über  das  VerkehnswetJcii  ^ 'l-^i  Ij, n  !"in.  I.  ij.  207).  Diese  Anstalten  scliliessen  sich  an 
die  Secandär-  und  Tcrtiärbahuen  ati  ilMn.  I,  281,).  Das  wichtige  Princip  der  Ueber- 
tra^ui);^:  der  fioanzlelfen  Vervaltun^^ser^^ebnisse  der  grQnstigen  und  un^unätigen  Linien 
und  Curso  kommt  bei  sul  li,  i  UebL-rnahme  mehr  als  bei  der  Au^ifuhriinia;  durch  die 
spcculative  Erwerbsj?esellscbati  im  Interejise  des  Fublicums  zur  (leliung-  und  errnftR- 
licht  die  allscitiffe  Ausdehnuriir  des  Net/es.  Oekonomisoh-tcchnisch  ist  die  Gemeinde 
und  der  Kreis  /um  Bau  utid  Betrieb  solcher  Anstallen  mittelst  besonderer  Behörden 
im  Allgemeinen  ebenso  fähig  als  die  Actieiigesellsclinft.  Ein  allm  stiä'emti  An- 
forderungen cntsjirochciideb  Pllichtenheit  dci  letzteren  kann  man  abci  duch  im  Voraus 
noT  sehr  schwer  richtig  anstellen :  cä  ist  dasselbe  Itaum  lösbare  Problem  wie  bei  den 
grossen  Tliliiicn.  Die  betrellcnden  Anstalten  linlnMi  :mrh  scntlich  den  (-haracter 
von  Mounpoluuteruehmuugeu,  verlangen  im  Verkchrsiuteresse  eiue  Betriebs^'oncuA- 
tration,  velche  abermals  den  Monopolcbaracter  rcrsch&rft,  und  gehören  so  auch  des- 
wegen am  Besten  in  den  Besitz  und  in  die  Yerwaltiui:,-  un'.ii  ili  !)  r  Iv"'ri"?r  Das 
bnanzieilc  Kisico  lUsst  sich  beschränken,  wird  durch  die  Üewinuchauce  aii%cwogen 
und  ist  richtiger  ron  der  Gommano.  d.  h.  der  Gemeinschaft  der  Interessenton,  statt 
von  einer  fremden  Ocsellscliaft  zu  laufen.  In  <j^os^st.'idtl:Il  bietet  die  L'i'bernahme  und 
der  zweckmässige  Ausbau  und  Betrieb  eines  solchen  Netzes  von  Vcrkehrsanstalten  auch 
ein  gutes  Mittel,  das  Bodenmonopol  der  günstigen  Lagen  zu  beschriiiiken.  Vgl.  unten 
in  §.  65  andere  renrandte  Pille. 

Das  Gebuhr enwesen  dieser  meist  nur  dem  Personenverkehr 
dienenden  Anstalten  ist  ähnlich  wie  das  Tarifwesen  der  Eisenbahnen 
für  den  Personenverkehr  einzurichten,  mit  möglichster  Begünstigung 
der  nnteren  Classen. 

Ueberttchllsse  tther  die  Venraltuugs-,  Zios-  and  Amortisationskosten  liöuuen  zur 
Erweitenuf  oder  YerhesseruDg  der  Anätzten  oder  zur  Ennissigung  der  Tarife,  da* 
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neben  rach  etwa  xur  Verbessoranf  der  aUgemeiuen  Wege  dienen.   Aoch  ihre  Ver- 

wcüdLii::  /.tir  Deckuni!;^  anderer  flfr  iitlii  her  Ausgabuii  ist  aber  nicht  unbedingt  aus- 
2asclilics>ä4}u;  aucli  dii^  wieder  doch  nichts  Bedciiklicheres,  als  wenn  dio  UobenjchUssc 
in  DiTldendonform  u.  dgl.  m.  an  Priratc  gelangen.  Allerdings  tritt  dann  eine  Art 
Verkehrsbesteuening  nnd  ein  Uebergang  der  Gebühr  in  Steuer  ein,  eine  Consciiuen/, 
deren  man  sich  bewusst  bloi'i  'ii  •?olItn.  rÜ«^  »ich  aber  unter  ünist.-iiHl  n  als  eine  der 
Foriüou  indirecter  Besteuerung  rechtienigen  licsse.  (Letztere  Autlassiiug  etwas  ab- 
weichend von  der  in  der  1.  Auflage  8.  65.) 

Es  ist  wohl  nicht  daran  zu  zweif'*lii,  djiss  gerade  hier  in  ni  -ht  li  rn  r  Zukunft 
ilio  spcculatirc  ErworbsgescUschaft  allgemein  durch  die  gemeiüwmbscbattliche  Thaüg- 
keit  der  Gemeinde  selbst  ersetzt  werden  wird.  Mit  dem  Gelde  der  Steaeraahler  werden 
dann  >]\>:-  Artionrin^  f!>T  rfi'rfl'^l)nhfi<'n  n.  s.  w.  iTiininti'r  \rii--fler  fh.r'tinr  iLT'^nnir  zn  ent- 
üchädigun  sein.  Hier  und  da,  wird  mau  einwendeo,  sind  diese  Bahnen  daau  vicUeicbt 
aoch  billiger  zn  erwerben.  Aber  ancb  dies  ist  nicht  das  Richtige  und  Gerechte, 
znmal  gewöhnlich  gewisse  Spcculantenkreise  ancli  liier  Gewinn  gemacht  halx;n  w-Tden 
Qiid  woniger  geriebene  Leute,  kleine  und  mittlere  Kapitaliätou ,  bez.  Actiooäro,  die 
endgiltig  beschidigton  sind.  Im  Falle  der  Pferdebahnen  auf  dem  Fahrdamm  der 
öffentlichen  Strassen  liegt  in  der  Uebertraguug  an  Gesellschaften  doch  auch  eine  miss- 
liche Preisgebung  eines  wcrtlivollen  ftnentlichen  Resitzra  zur  privat «  ti  Ausbeutung  und 
Gewinnerzielung  vor.  Die  üblichen  vertragsmässii^ca  ZabluiJi^n  n  d«  r  Gesellschaften  an 
die  (icmeinde  (Berlin  u.  a,  0.)  sind  keiih  genügende  Entschüiligun^,  wie  die  dauernde 
Erzielung  hoher  Dividenden  dctitlirh  /.l  i-t.  d<  nn  letztere  sind  doch  wesentUcb  der 
AoänQtzaog  eines  MoQupols  mit  zu  verdanken. 

c.  Die  Post 

Aach  hier  ist  die  Aufgabe  in  diesem  Bande  nur  die  Behandlong  der  finan- 
ziellen Seite  der  Post.  Alles  Uebrige  winl  mir  soweit,  a!s  ditso  Seite  crfonlfit. 
einbezogen.  Kau,  Fin  I,  §.  205— 219a,  Postiegai,  Volkswinhschafbpolitik  11,  §.  2()S, 
268a,       nicht  mehr  genügend,  in  den  Anschaanngen  noch  der  Periode  m  den 

Eisenbahnen  angehörig  R.  v.  Mohl.  Polizciwisscnschaft,  3.  A..  II,  §.  179.  Hier 
wie  bei  Kau  ältere  Literatur.  H.  K Osler,  Verwaltungsrecht,  II,  432 — 439 ,  mit 
vielem  Material  aus  der  Reichsgesetzgebung.  L  v.  Stein,  Handbuch  der  Vcrwaltungs- 
lehre,  2.  A.,  S.  HS»»— 402.  und  Ausgab--,  .h  i^.  Ibe  Fin.  5.  A.  II,  2,  815— 32S. 
Ü.  Cohn,  l'in.  §.  292  Ü"..  425«  If.  Knsrli-  r  in  B.  III  in  Fin.  §.  2^  nur  gestreift). 
V.  Scheel,  im  Schönberg  scheu  Handbuch  2.  A.  III,  '^5.  Jetzt  nameutlich  vom 
volkswirthschaftlichen  Standpnncte  ans:  Sax,  Verkehrsmittel  I,  S.  211  S*.,  mit  Abriss 
der  Eutwicklungsgc-' Iii' !iti:  d^r  Pri-trti .  S.  31.'J  If.  Holzamer,  zur  Geschichte  der 
Bhefponoreform  u.  s.  w.  in  der  Tublugcr  Zoit«cUrift  Ib'S.  Ucber  Preussen 
Stephan,  Geschichte  der  prenssiBchen  Post,  Bedin  1S39.  Grole,  (icschichte  der 
deutschen  Post,  Fisenach  18S9.  —  Für  das  Dctitsche  Keicli  Ho  T\i  ii  lir^vcrfassung 
von  1^71,  Abschnitt  b,  Buichügcsetz  Uber  das  Po$tweaen  vom  2Ö.  Üctobur  lb71,  Uber 
da«  PooHatwesen  rom  28.  Octobor  1871.  Gommentar  ron  Dambach,  Berlin  1872. 
Gesetz  vom  17.  Mai  1ST3.  betreffend  .Abänderungen  des  Gesetzes  über  Postta.vwesen 
vom  28.  October  1871.  (Namentlich  Abänderung  für  Packet-  und  Werthporto.) 
Gesct.'.  vom  20.  December  187.>,  betreticnd  Abümlciuiig  des  §.  4  des  Gesetzes 
vom  '2b.  October  187!  aber  Postwesen  (Beziehung  zu  den  Eisenbahnen).  Reiches 
Material  über  GcsctTiq-ebutür.  Sf.iti&tik  u.  s.  w.  des  Reichspostwesens  in  Htrth's 
Aooalco.  Internationaler  \Vclt-)-Postvcrtrag  zu  Bern  vom  9.  October 
1S74  (9.  Deutsch«  Reichsgesetz  -  Blatt  1S75,  S.  223;  Sax,  I,  3ßS:  Hirth's 
Annalen  1875.  S.  4'1  fT.V  Ratifirationsprotokoll  ihm  vom  3.  Mai  1875, 
W  eltpostv  oreio,  Vertrag  vom  I.Juni  Ib'tb  (Rcicbsgesetzblatt  1879  S.  79).  Inter- 
nationales 'Bareao  diesea  Vereins  zn  Born  nach  diesem  Vertrage.  Dasselbe  giebt 
jährlich  ciii'  vt:rgleichende  Post-  (und  Telegraphen-)  Statistik,  einschliesslich  der  finan- 
ziellen Ergebnisse,  heraus.  Zu  der  Uebereiokunft  über  den  Weitpostrerein  später 
Znsatzconrentlonen.  Ans  der  nenercn  Postgesetzgebung  über  die  finanzielle  Seite 
der  Post  ist  die  französische  nach  dem  letzten  Kriege  hervorzuheben,  w.jil  in  ihr 
damal»  aus  finanziellen  Gründen  —  und  der  möglichen  Mitbenutzung  der  Post 
als  Uödirectc)  Bcsteoerungseiurichtung  gemäss  —  eine  Portocrhöbung,  abweichend 
von  der  al]gein«inett  neneroa  Tarifentwlcklong,  stottfond:  Oesetz  rem  24.  Aognst  1671 
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(ftb;«&ndert  durcb  Flntnzfeietz  rom  29.  Deeember  167S  Tit.  1 ,  Art  7  ff.)  (Pofto  filr 

deu  oinfachen  Rrii  f  vtui  10  Gramm  von  20  auf  25  Cent.).  NMederermässiguug  durch 
Oe«eU  vom  6.  April  IbTä  (auf  15  Cent,  für  lö  Gramm»  leUtcros  Gewicht  fH>it  ISId 
die  Grenze). 

§.  60.  1.  Im  Allgemeinen.  Die  l*08t  bat  mU  in  den  mo- 
dernen Caltnrstaaten  geschichtlich  vonicmlicli  als  St aatsau stall 
und  zwar  iu  der  Rechtsform  des  Ke^^als  entwickelt,  besonders 
der  Hauptzweig,  die  Briet'post.  Der  Stnnt  liat  dies  Regal  auch 
meistens  selbst  ausgeübt.  Wo  dies  niclit  der  Fall  war  und  wo  ge- 
wisse Zweige  nicht  zum  Postregai  gehörten,  tritt  in  der  Geschichte 
regelmässig  die  Tendenz  herror,  die  Verleihung  des  Regals  au 
Dritte  zur  Ausübung^  zurUckziiiiebmeD  nnd  die  i:>taatBpo8t  anf  andere 
passende  Zweige  auszudehnen. 

S.  die  historischen  Noti/on  Lri  Kau,  Fin.  I.  §.  205  Note  b,  bciKöslcf  §.  432 
Note  1,  besonders  Sax  a.  a.  U.  Besonders  wichtig  war  bei  den  eigeathUmlicheu 
politischeii  YerhUtniaBeo  Deatsehlandi  die  EDlwieklmif  derTliurn  vnd  Taxis'iiehea 

Post  neben  oder  statt  der  Lanrlospostrii.  Nach  den  NaiKileonischcn  Kriegen  wurJoii 
die  Gerochbamo  des  Hausos  Thurn  und  Taxis  durch  die  deutsche  Bundesactc 
wieder  anetltannt,  doch  blieb  gegen  Entschädigung  auch  in  den  Gebieten,  wo  ob  das 
Postrecht  hcsass.  die  Anlegung  von  Landcsposteu  vorbehalten.  Die  meisten  grösseren 
Staaten  li:il)cii  letztere  gf^habt  (vor  ISfJO  In).  Das  T!r\n^  Tliuni  nnd  Ta;xis  hatte  zu- 
letzt noch  ciu  l'ustjfebict  von  17  Ländern  luit  '.kli  Miii.  Kiuwuljuern  ganz  oJcr  theil- 
wcise  fur  sich  (s.  dimclbcn  bei  v.  ßönuo,  preussisches  Staatsrci  ht,  3.  A.  II,  2,  47S). 
Es  ist  niclit  zu  vcrlccnncn,  dass  in  Ennan^-cliirm;  einer  aiidcTwcitcn  Einheit  die  Taxis 'sehe 
Post  diese  in  den  Kleinstaaten  ersetzte  und  so  gewisse  Yortheilc  auch  fur  das  Ueineiu- 
wesen  fantte.  Preoesen  renrallete  die  Poet  in  Anhalt  und  Waldeclt;  Königreich  Sachsen 
in  Altenhiirg.  In  Hamburg  bestanden  nicht  weniger  als  7  Poslrorwaltnng-.:-n  noben 
einander  (Stadt|>ost,  hannoversche,  preussi^iche,  mecklenbargischo,  taxis'schc,  dänische, 
schvedbdie).  Den  Ereignissen  ron  1866  ff.  ist  die  grossere  EinheltUcbkell  im 
deutschen  Postwoscu  zu  verdanken.  Preusscn  erwarb  durch  einen  Vertrag  mit  dem 
Fnrsfen  von  Thurn  nnd  Taxis  vom  2S.  Januar  1*!ß7  f]>reussisclies  Gesotz  vom 
IG.  Februar  1867)  die  Fostgerechtbauio  dieses  Hauses  in  allen  dcuL-ichen  Gebieten 
für  3  Mill.  Thlr.  vom  1.  Juli  18G7  an.  Durch  die  norddeutsche  Bundesverfassung 
wurde  die  Post  Bundesangole^>iiheit  und  Buiulosaustah  an  Stelle  aller  oinzclstaatlicben 
Posten,  was  namcQtUch  iu  den  Hansestädten  zu  erheblichen  Kuformeu  luhrte.  Baicru 
nnd  WOrtemberg  haben  sich  bei  ihrem  Anschlnss  an  das  Denlsclie  Rdeh  nodi  ihr 
eigenes  Postv\'t  S(  n  vorhehaltcn.  Doch  untersteht  auch  dieses  in  den  wichtigsten 
Punctcn  der  Kuichsgesetzgebung  (Art.  b2  der  Ueichsverfassuug  fon  1871),  namentlich 
anch  im  Posttazwesen.  wo  das  Beichsgesetz  nur  im  inneren  Landes- Postrerkehr 
beider  genannter  Einzelstaaten  nicht  Anwendung  liudct  (Gesetz  vom  28.  October  1873 
Art.  13\  Für  das  ganze  übrige  Reichsgebiet  besteht  die  Reichspost  .ils  einheitliche 
tStaaLsvcrkchrsanstalt.  Ueber  die  Einnahmen  und  Ausgubcn  dieser  i*osi  wird  durch 
den  Finanzetat  des  Reichs  Bestimmung  gctroflcn.  —  Die  dentschen  Staatqioeten  haben 
st  it  Altt-rs  neben  der  Briefpost  die  Gold-,  Pnckot-  und  Personenpost  cultivirl.  Ausser- 
halb Deutschlands  i&t  die  Personenbeförderung  nur  ausnahmsweise  ein  Zweig  der 
Staatepost  (so  in  der  Schweiz.  Oesterreich,  Scandinavien  vnd  theilveise  in  Snssland). 
Die  racketbcfr»rdernng^  bürf>:ort  sich,  wie  es  scheint,  jetzt  auch  im  Ausland  als  Staata- 
postzweig  allgemeiner  mit  ein,  so  besonders  die  fiachexpoät,  wie  lange  schon  die 
Zeitungspost  n.  s.  w. 

Die  gegenwärtige  Sachlage  in  den  GoUarstaaten  ist  ttberall: 
selbBtTerwaltetes  Postregal  des  Staats  und  Beziebnng 

desselben  in  erster  Linie  auf  die  Briefpost.  Daneben  kommt 
aber  auch  vielfach  und  neuerdings  allgemeiner  eine  Zeitungs-, 
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Geld-,  Packetpost,  Beltener  eise  Pereonen-Staatspost  Tor. 
Diese  andereD  Zweige  waren  jedoch  gew&hnlieh  schon  früher  und 
sind  vollends  jetzt  nicht  in  gleichem  Umfange  wie  die  Briefpost 
dem  Bega)  („Postzwang")  unterwoilen.  Knt weder  fehlt  letzteres 
dabei  gänzlich  und  die  Staatspost  betreibt  diese  Zweige  in  Con- 
cunciiz  iiiit  l'rivaten,  wenngleich  vielleicht  thatßUchlich  ganz  oder 
fast  ganz  ausschliesslich,  oder  das  Regal  bezieht  sich  nur  auf 
einzelne  Zweige,  z.  B.  die  Paeketpost,  und  unterliegt  auch  hier 
engeren  geset/, liehen  Beschränkungen  zu  Gunsten  des  freien  Ver- 
kehrs, als  bei  der  Briefpost. 

IMo  gewöhnlichen  Yorrocliti;  der  Post  in  der  crstmi  Hälfte  und  bi'i  ülior  dio 
Mitte  Jus  19.  Jabrliuiidcrtü  hat  Ii  au,  Tin.  I,  §.  20G  Nota  a  iuljjcuJemaaisca  /.ü- 
sammeogieeteUt:  l)Rriefe  und  versiegelte  Packctc  unter  einem  gewissen  Gewicht 
(lürffn  nur  von  der  Post  gcwcrbsmässiig  bestellt  worden.  Dieses  Gewii  ht  (dü<  h 
nur  auf  Poststrasscn  und  iur  Zeitungen,  Kcitscbrifteu  und  Papiere)  war  in  I  raukreicb 
2  Pfd.  (bei  tSO— 3«)()  Fr.  Strafe):  ia  Deutsch -Otttemieh  K»,  Hannover  15,  Sachson, 
Braunschwcijr  Baden  und  vielen  anderen  Ländcni  2n,  Preussen  40  Pfd.  — 
2)  Landintschca  und  Lohnkutscher  durften  üch  nickt  der  unterlegten  Pferde  bedienen 
(Pferdewechsel).  —  3)  Wer  mit  llxtrftiMet  anlam,  darfke  erst  nach  Verlauf  einer  ge- 
wissen Zeit  mit  Kutsclu  rpfcrdcn  Weiterreisen  (nach  badischer  Veronlnung  von  1812 
nach  4S  Sl,  in  Baiem  nach  24  St.).  —  4)  Verpflichtung  der  Lohnkutscher,  von  jeder 
Fahrt  etwas  an  die  Postcasso  zu  zahlen,  in  Ilannorer,  Ghorhessen.  In  Preussen 
-Ii  ein  als  1  Sgr.  per  Meile,  Ertrag  60,000  Thlr.,  aufgehoben  durch  Kah.- Ordre  vom 
10.  Dcccmbcr  ISil.  Al)'.;abi  n  dieser  Art  dann  aucli  zu  einer  Steuer  errritert,  wie 
iu  EuKiaiid,  in  Frankreich.  —  Die  Cuii^estaltuugen  des  Verkehrs,  Lcsuuders  seit 
den  Eisenbahnen,  haben  manche  dieser  Vorreohto,  wenn  sie  nicht  schon  atifgchoben 
waren,  ob-iolet  «-erden  lassen  oder  undurclifuhrbar  gemacht  und  meist  ist  auch  das 
hscalische  Interesse  der  Post  selbst  daran  verschwunden.  —  Ueber  den  jetzigen  Umfang 
des  Poetregab  s.  UDlen. 

Ob  Überhaupt  die  Post  Staatspost  sein  soll  nnd  welche  Ein- 
richtung und  Ausdehnung  der  Staatspoftt  auf  einzelne  Zweige  zweck- 
mässig ist,  dab  ist  hier  iu  der  Finan/wissensehait  nicht  /a\  erörtern. 
Historisch  und  örtlich  relativ  zu  beantworten  ist  im  Einzelnen  na- 
türlich \  ieleö.  Die  Post  als  selbst  verwaltete  und  zwar  als 
wenigstens  in  gewissem  Umfang  regalisirte  Staatsanstalt 
bat  sich  aber  im  Canzen  durchaus  bewährt,  und  zwar,  wie  in 
verkehrspoiitisclicr,  bo  auch  iu  finanzieller  Hinsicht,  und  die 
„Verstaatlichung"  als  das  allein  Passende  ist  hier  daher  im 
Allgemeinen  gar  nicht  mehr,  höchstens  in  Betreff  von  Kinzclheiteu 
und  Zweigen,  eine  Frage":  eine  charakteristische  Entwicklung, 
im  Vergleich  z.  B.  mit  dem  analogen  Fall  bei  den  Eisenbahnen. 

Di«;  inneren  Gründe,  weiche  für  die  Staatspost  sprechen,  sind  schon  im  1.  Bande 
dargelegt  worden.  (Fin.  I,  §.  267,  268.)  Namentlich  die  Briefpost,  bedingt  auch 
andere  Zweige  der  Post,  empfehlen  sich  als  Staateaastalt.  Dies  ist  eine  heate  in 
Theorie  und  Praxis  kaum  irgend  mehr  bestritfeuo  Ansiclkt.  Am  Ersten  ist  in  einem 
Lande  mit  entwickeltem  Yeckehr  die  Staats-Personenpost  zu  entbehren.  Die  Beweis- 
flUirung  Rait*t  in  der  ^nzwiMensclmit  I,  §.  208—211,  besonders  in  BctrelTder 
Biiei^»  zu  Gonslen  der  Staatspost  ist  Jetzt  wohl  nicht  mehr  nothwendig.  Der 
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Umschwung  za  Gunsten  der  gc mein wirthscbaftlichoa  Th&tigkcit  (Staatspost)  statt 
der  pri vritwirtlisrliaftlii  licti  ist  so  voü-tSndig,  da>»s  die  Znsrhicbuug  dor  Reweislasl 
iich  ^ciiidtizu  uuigeliobit  Lat.  £iQ  in  oichr  ab  eiucr  Beziehung  ^cht  beoierkeiiäwcrthor 
Voigang! 

Die  genauere  Beantwortang  dei*  Frage,  ob  und  in  welchem 
Umfang  ein  Postre^^al  beibehalten  werden  8oU,  gehört  ebenfalls 
wenigstens  nicht  allgemein,  aoodem  nnr  etwa  soweit  aie  daa  noth- 

wendig  zu  berücksichtigende  Pinanzinteresse  berührt,  in  die  Finans- 

vvisscnschaft.  liier  ist  jetzt  nur  zu  coustatiren,  dass  wenigstens  ftir 
den  ll:iii]itzwei^  der  Post,  die  Bricl'post,  das  Regal  nicht  ganz 
entbeliiiich  ist,  und  zwar  aiu  h  aus  f  i iia  u  /  i  e  1 1  e  u  Gründen.  Nur 
darf  das  Regal  nicht  ohne  Weiteres  als  Finanzregal  aulgefasst 
und  wie  ein  solches  fisca lisch  ausgenutzt  werdeu.  Es  soll  viel 
mehr  wesentlich  nur  insoweit  bestehen,  als  dies  durch  die  Anlor- 
derungen  bestmöglicher  Technik  und  Dekononiik  der 
rosteinrichtung:  bedingt  wird.  Zur  ökonomisclien  gehört  aber  auch 
die  t'inanziellc  SeitOi  welche  wenigateus  eine  gewisse  Berück- 
sichtigung erheischt. 

Die  VoA.  zutnril  die  Biicfpost  nuifss  d.is  [jan/'i  T.atid  möglichst  intensiv  mit  cin'^in 
Metz  von  Postämtern  und  i'ostcursen  überziehen.  Damit  dies  geschehen  könne  und 
nicht  ZD  1tostspieK|r  verde,  ma»  der  Staat  im  WeseniUcheu  ohne  Gonciureiiz  die  Post 
in  den  viTkchrsreichen  Thcileu  seines  (Jeliols  inul  ruif  den  Ritten  Linicü  botrcilMTi. 
üüi  dann  ist  er  fähige,  aocb  in  den  anderen  Theilen  die  Fobteinrichtuog  —  im  üe- 
sammtinteresse  —  ordentlich  za  entwickeln.  Denn  die  geringen  Einnfthmon  oder 
Zuschüsse  hier  werden  dann  durch  die  UeberschUsso  dort  crgiinzt.  Die  Kegalisirung 
ermöglicht  durch  ^nrcckmä^sigo  Couceutratiuu  der  Goächäftc  auch  eine  Oekouoinie, 
welche  ein  wichtiger  volkswinhschtfUichor  Uewiuu  ist  and  im  pri?atwirthschafUichen 
System  nicht  in  gleichem  Grade  erreicht  werden  kann.  (Vgl.  Saz,  I,  74,  225  C) 

Die  Wahrnebiniing  des  Finanzinteresses  in  diesem  Umfang 
darch  das  PoBtregal  Teri'olgt  daher  keine  fiscalisehe,  sondern  nur 
die  Tendenz,  die  PostaDStalt  in  ihrer  gemeinntttzliehen  Wirksamkeit 
zu  heben  nnd  die  Deckung  ihrer  Gesammtkosten  sicherer  za  stdlen, 
wobei  nnter  Umständen  auch  als  statthaft  erwiesene  GesammtDber- 
schUsüc  erzielt  werden  dürfen.  Ira  Allgemeinen  wird  es  in  nnseren 
.Staaten  gegenwärtig  genügen,  die  Staatspost  gegen  gcwcrbs- 
weise  betriebene  B  r  i  e  t  bctiirdcrung  von  i  i  n  aten  zwischen  vcr- 
scbicdciien  Orten  zu  schützen;  eventuell  in  der  Packetjiost  die 
Privaten  von  der  gewerbsmässigen  Versendunij;  kleiner  Packete 
ausznschliessen,  obi^leich  ein  solches  Vorrecht  des  Staats  \on  einer 
ttlcbti^on,  einmal  eingebürgerten  Staatspost  kaum  bedurft  wird,  wie 
neueste  deutsche  Erfahrungen  beweisen.  Die  AulheUung  von  Vor- 
rechten in  Betreff  der  Persontubclördcrung  liegt  meist  ebenso  sehr 
im  Verkebrsintcresse  eines  entwickelten  Lande-  als  im  I'ostinteressc 
und  sogar  im  postalischen  Finanzinteressc  selbst,  weil  die  oft  Zu- 
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Schüsse  fordernde  Staats -Personenpnst  dann  leichter  uud  ^auz 
wUnscbenswerth  durch  Privatanstalteu  ersetzt  wird  und  eingeschränkt 
oder  aufgegeben  werden  kann. 

Oio  Docb  beätebcnden  Po^tvorrechte  in  DeuUrlüanii  siehe  bei  H.  Rösler.  Vcr- 
waltnngsrecht  II,  §.438,  r  Rönne,  prcussisches  Staatsrecht  8.  A.  II,  2,  §.  47S.  — 
Rcichspostgcsött  TOD  IST!  §.  1:  im  W't's<'iitlirh(.'ii  ein  aiisschliessliclios  Re- 
f örderuDgarftchC  der  Post  fUr  alle  verbiegelten,  zugenähten  oder  sonst  reischiossenen 
Briefe,  dann  Air  alle  poHHsehen  Zeitungen,  welche  Öfter  ab  ein  Ibl  vOcheat- 
lich  erscheinen,  pegen  Bezrthlung  (also  z.  B.  cxclnsire  nnentgeltlicho  Privat- 
beförderang  von  firiefen,  Mitfubrea  von  Empfehliingsbriefea  o.  dgL  —  ein  Unterschied 
gegen  fraher)  ron  Orten  mit  einer  Postanatalt  nach  anderen  Orten  mit  einer 
Poütanstalt  des  In-  und  Auslandes,  also  nicht  inncrlialb  desselben  Orts.  Fur 
Packele  kein  Vorrecht  mehr;  dsgl.  nicht  mehr  filr  Personenbeförderung,  die  far 
Private  nach  dem  norddoutschcn  (icsctz  über  das  Postveeen  vom  2.  November  1867 
§.  1,  Venn  sie  .«geverbsmäshig;  aiii  Lnii< Istrassen  gegen  Bsahlnng  mit  regelmladg 
festgesetzter  Abgangs-  oder  Ankunftszeit  und  mit  untcrvregs  gewechselten  Transport- 
mitteln'" erfolgte,  noch  der  Uonehmigung  dur  Postverwaituug  bedurfte,  falls  zur  Zeit 
der  Errichtung  der  Fahrgelegenheit  eine  wenigstens  tigUeh  abgehende  Pefsonenpost 
bereits  bestand.  Dem  Vorrecht  il-  r  Post  auf  die  genannten  Sendungen  entspricht  die 
Verpflichtung  der  Post,  dieselben  anzunehmen  and  zu  befördern  (üesetz  von  1871 
§.  3).  —  Der  Versnch  von  PriTat-Packetbefl^rdeningsanstallMi  ftr  den  Dienst 
zwischen  verschiedenen  Orten,  namentlich  weiter  von  einander  entfernten,  in  Con- 
carrenz  mit  der  Post  scheint  in  Deutschland  misslangen  za  sein,  freilich  liommen 
der  Pest  ihre  Rechte  gegenttfaer  den  Eteenbahnen  hier  sehr  za  Gate.  Dagegen  sind 
in  grosseren  Stidten  (allenfalls  einschliesslich  Nachbarschaft- Vororte)  solche  Anstalten 
nenerdings  erfolgieich  gewesen  (Berlin).  Bei  der  Beschränkung  des  Briefpostzwangs 
auf  Versendungen  zwischen  zwei  Orten  mit  Postanstalten  konnten  sich  innerhalb  eines 
Orts  (Gemeinde)  auch  P  r  i  r  at-Briefbefördeningsaristalten  bilden  and  namentlich  durch- 
billigeres  Porto  fur  Briefe,  Karten,  Drucksachen  wohl  eine  Zeit  lang  mit  Erfolg  mit 
der  Staatsposi  concurriren.  Aber  theils  die  Hube  der  Verwaltungskostcu,  tbeih)  Dieust- 
Blngel  haboD  doch  meistens  einen  daaemden  Erfolg  gehindert.  Ausnahmen  z.  B.  in 
Berhn  (V^erbindung  mit  Packetbefördcrung)  Immerhin  schiene  die  Erweiterung  des 
Vorrechts  der  Staatspost  »af  den  internen  Briefvorkehr  im  Orte,  freilich  auch  die 
PottMimiasigong  danr  erwIgenswerUi. 

§.  61.  —  2.  Postfinanzvvesen.  Es  sind  hier  zwei  Puncte 
zn  unterscheiden:  einmal  die  Feststellung  des  leitenden 
F i n an zprineips  in  der  Post,  sodann  die  Durchführung  des 
a ngenommeneD  Princips  im  Einzelnen,  daher  dieKege- 
iung  des  Posttax-  oder  Portowesens  (§.  (52). 

Als  das  leitende  Finanzprincip  der  Post  in  unseren 
heutigen  Culturstaaten  ist  bereits  im  ersten  Bande  im  Allgemeinen  das 
Gebtlhrenprincip  festgestellt  worden  (Fin.  I,  2ii8).  Ab- 
weichungen hiervon  sind  früher  die  Regel  gewesen,  indem  das  Post- 
regal als  Finanzregal  uud  damit  die  Post  gleichzeitig  mit  als 
Besteaernngs mittel  behandelt  und  möglichst  auf  Ucber- 
schfisse  hingearbeitet  wurde.  Davon  wird  jetzt  gewöhnlich  mit 
Recht  abgesehen.  Indessen  ist  dies  doch  nicht  so  unbedingt ,  wie 
es  (»ftcrs  in  der  Theorie  und  auch  in  der  öffentlichen  Meinung  ge- 
schieht, richtig,  sobald  nur  die  eine  „Besteuerung"  darstellenden 
Uebersehttsse  der  Post  nicht  auf  Kosten  der  ökonomisch  technischen 
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Leißtungen  der  Anslalt  erzielt  werden  und  das  Portosystem  nach 
Kim  iclitnng  und  Höhe  allen  berechtigten  Antordernngen  -  zn 
denen  ein  Sinken  der  Einnabmcn  auf  den  Betrag  der  Kostendeckung 
nicht  an  sich  gehört,  —  entspricht. 

Letztere  Ansicht  liegt  für  diojoiüs:oii  Tlieort'iik<  r,  wiMrhc  die  ^o^t  iiirlit  zu  den 
UcbuhreniDBtitateOf  sondera  mehr  oder  alieiu  zu  deu  Einrichtnngcu  gevcrblicher  Art, 
mit  ftr  EnrcrbMiiikttofto,  «»diiifla,  nllter  ab  füf  «ms.  Denn  von  jenem  Standpancte 
am  erscheint  der  üeberschuss  eben  als  Keinertrag  eiti  r  K^w  rbsaiibtalt.  der  f  u  den 
Staat  ebeo^K»  in  Ansprach  {senomioea  werden  küuoe,  wie  bui  einer  privaten  Anstalt 
dieser  Art  hf  die  PriTaten.  Aber  an  der  EinreihiiBf  der  Poet  und  Ihrer  fiinittofte 
ontiT  die  Gebülircnaiistalten  möcJitc  docli  aus  guten  tirUnden  festzuhaltiiu  sein  (gegeu 
Roscher,  Schall,  ?.  Scheel  u.  a.  m.).  Der  Ucborschuss  ist  alsdann  als  ..Steuer* 
an£tll£Mien  (§.  17)«  aber  auch  in  diesem  Kall,  nur  auf  eine  andere  Weise,  als  bei 
jenw  AnfÜMSiing  za  rechtfertigen:  ncmlirh  so,  wie  die  Erhebung  von  Verkehrssteueni 
und  f^wissen  indirekten  Steuern  tlbtTliniipt.  in  princi|>i''l!rr  Hinsicht,  und  durch  ander- 
weite  £rwaguiip:i'n  der  folgenden  Art  noch  auäiserdeu  in  practischer  Beziehung.  Die 
„UeberKhusswirthschaft"  ist  bier  BChäenlieh  doch  die  Felge  einer  bestimmten  Porto- 
normirung,  d.  h.  einer  höheren,  als  zur  blfn^cen  Kostendeckung  ansn-ii  hli«.  Mit  dem 
Plus  de»  für  letztere  nöthigen  Portos  werden  dann  namentlich  die  handol-  und  ge- 
werbetreibeiideii  Ghasen«  beaeaderB  die  Groesgeschlfte,  welche  sich  anderen  Be- 
steucningsartcn  leichter  entziehen,  auch  überhaupt  die  wohlhabenderen,  fii  P  t  mnl  r 
bmutiendcn  Classen  mit  beeteaert  werden  können.  Bezügliche  £rw&^ungeu  wci\len 
nicht  immer  gnindsltztlch  abniweisai  sei«,  ic  B.  bei  Fragen  der  Reform  eines  etwas 
mit  als  Steuer  wirkenden  Portotarifs .  )m  Pürtoorlinhuniioti  wie  in  der  Finanzlage 
Frankreichs  1871.  Ferner  sind  die  Zweige  der  Post  zu  unterscheiden:  Die  Bricif- 
und  eventuell  die  Zeitungs-,  Geldpost,  fraglicher  schon  die  Packetpost,  sind 
mehr  nach  blossem  GcbUhrenprincip,  die  Personenpost,  cventadl  auch  noch 
die  Packetpost  mehr  narh  dem  privatwirihschaftli^'licn  Prinrip  zu  vf^rwaltea. 
wie  dies  schon  im  1.  Bande  begründet  wurde.  Gcschithtlich  hat  da&  prii&tvv  irih- 
scbaftHche  Princip  (oder  das  ««6lB»itiiehe  Unternchmungsprincip"  Sax's)  früher 
allgemeiner  in  der  Postrerwaltung  gegolten  und  auf  einer  Stuft»  „extensiver"  Verkehrs- 
entwickluug  z.  Tb.  mit  gutem  Grunde.  Das  Gebuhrcnprlncip  ist  erst  bei  ,.intensirem** 
Verkehr  auigemeinor  berechtigt  uod  durchgedrungen. 

Im  Ganzen  war  Rau  (Fin.  I,  §.  213)  der  Bcliandlung  der  Post  nach  Gebilhrca- 
princip  geneigt.  Vgl.  sonst  besonders  Sax,  Verkehrsmittel,  1,  246  11.  Annüberung 
an  die  dargelegte  Anffossung  schon  in  der  1.  Auflage  §.  309,  S.  90,  9i.  Jetzt  nament- 
lich (j.  Cohn,  in  SchmoUer's  Jahriiuch  XI«  und  in  seiner  Finanzwisaenschaft  g.  245  C, 

^.  -128  ff. 

Hiernach  möchten  sich  auch  gegenwärtig  doch  dauernde 
Ucbersehttsse  ttber  die  richtig  berechneten  Kosten  hinaus  trotz 
des  Steuercharacters  derselben  rechtfertigen  lassen  und  es  sich  selbst 
dfters  empfehlen,  auf  sie  hinzuzielen.  Allerdings  werden  sie  aber 
aaoh,  nnd  in  der  Regel  znnftehst  and  zumeist,  zur  Ansdehnungf 
und  Vervollkommnung  der  Posteinrichtungy  —  wozu  auch  eine 
genügende  Bezahlung  der  In  schwierigem  Dienst  stehenden  Arbeit«- 
kräfle  gehört,  —  und  ausserdem  zu  passenden  Tarif erm äs- 
sigungen  mit  zu  vervrenden  sein. 

Regelmässig  wird  jedenfalls  mindestens  die  volle  Kosten- 
deckung, d.  h.  die  Deckung  der  laufenden  Betriebskosten  und 
der  Zinsen  und  Amortisation  des  Anlagekapitals  erstrebt  werden 
mOssen,  nicht  nur,  wie  im  Schulwesen  und  bei  den  GerlohteDi 
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ein  mebr  oder  weniger  hoher  Beitrag  zu  den  Kossen,  wobei  aber 

aut  die  Leistungen  der  Post  tiir  die  Staatsverwaltung  selbst  bei 

den  IkM-cchnungcn  mit  Rdcksicht  zu  nehmen  ist. 

Dcmgemiu»  muss  namoDtlich  eine,  vielfach  fcbldode,  Kccbnung  ülter  das 
Anlagekapital,  das  in  den  Geb&uden  and  Einrichtungen  des  Postwcscua  steckt, 
stattfinden,  wie  nach  einer  Resolution  des  Ueichstags  im  Deutschen  Reiche  (1878), 
Vollends  in  dein  Falle,  dass  dieses  Kapital  nicht  früher  aus  den  Betriebsein  nah  men 
der  l'oat  bcitritten  worduu  i>t,  wie  es  allerdings  häulig,  besonders  bei  kleineren 
Siiinmcn,  geschieht,  gehört  eine  angemessone  Snmne  fUr  die  Yersfnsmig  and 
Tilgung  in  die  Jahresabrechnnng  der  Post. 

Dh  mOglicbst  volle  Deckung  aller  dieser  Kosten  ist  wegen 
des  immer  doch  slark  differenziell en  Nutzem  der  Post> 
leiBtangen  für  die  verschiedenen  Kreise  der  Berölkerang  %n  Ter- 
langeo.  Bei  der  Normirung  der  Porti  u.  s.  w.,  besonders  hei  Porto- 
tarifrefornicn  darf  daher  dieses  Ziel  der  vollen  Kostendeckung  der 
Anstalt  in  dem  bezeichneten  Umfang  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden.  Jedenfalls  sind  an  sieh  vermeidbare  dauernde  Be- 
triebsdeficite  der  Post  wirklich  zn  vermeiden,  daherfinan- 
ziell  nur  solche  Reformen  zu  billigen,  welche  einiger- 
maassen  sichere  Anssicht  anf  baldigen  Ersatz  eines  Torflbergehen- 
den  Deficits  ergeben. 

Diese  Gesichtspnncte  sind  neuerdings,  in  Folge  ciaor  eioseitigen  Auffassung  der 
Frage  in  der  Afi -TitlicliL'n  Meinung  und  in  den  leitenden  Postvenraltungskreisfln ,  mit- 
jxniet  wohl  ctwaä  zu  sehr  zurückgetreten:  das  fuhrt  aber  leicht  zu  einem  falschen 
„GommniiisaiDS**  nnter  den  Yorwaad  des  stfeatiidien  Interesses. 

Ein  best&ndiges  Betriebsdeficit  ist  indessen  nach  den 
Erfabrnngen  mancher  lAnder  mitnnler  nicht  sa  rermeiden,  einerlei 
wie  man  das  Fortowesen  einrichte.  Denn  hei  der  Abhängigkmt 
des  Poetverkehrs,  daher  der  Poeteinnahme  von  der  HO  he  der  Ge- 
btlhren,  führt  eine  Steigerung  der  letzteren  oft  nicht  zu  einer 
grosseren  Einnahme,  sondern  selbst  zur  VerniiDderung  des  Ver- 
kehrs, somit  leicht  zu  einem  ungünstigeren  Verhiiltniss  von  Betriebs- 
einnahme und  Auü^^abe.  Der  Spielraum  tUr  eine  experimentelle, 
nach  voller  Kostendeckung  strebende  Tarifpolitik  ist  daher  oft 
nur  klein. 

jiaineiiilicli  in  lindem  weiterer  Dimensionen,  thcuererer  Communication,  ge- 
ringerer Volksdichtigkcit  und  relatir  schwachen  PiBtvcrkebrs ,  be  >>ndt:r:j  wenn  alle 
Kosten  der  Post  wirklich  von  ilieser  ^efrairen  und  ni'-ht,  wie  zum  'l'lieil  bei  uns,  durch 
uneotgeltlich  oder  gegen  geringen  iLütgclt  zu  ubcrnchmoudo  Leistungen  Dritter,  wie 
der  SsenlNÜinen,  auf  diese  ntt  Qbervtlzt  ▼erdea.  Typische  Betepiele  sind  luter 
den  Grossstaaten  noch  ioimor  Ku;<sland  und  Kordamerica.  L'.ljer  letzteres  s. 
Hock,  FiiMUuea  der  Vereinigten  ätaatea  S.  3b9.  Vor  d^m  Bürgerkrieg  Nordoitten 
actir,  Westeo  und  Saden  passir. 

Auch  hl  solchem  Falle  wird  gleichwohl  die  Staatspost  wegen 
ihrer  allgemeinen  Bedeutung  fUr  Onltnr  und  Volkswirtbsehaft 

und  für  den  Staat  als  solchen  selbst  zu  rechtfertigen,  ja  zu  ver- 
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langen  sein.  Die  Einrichtnns:  tritt  dann  pro  tnnto,  für  den  Betrag 
des  Deticits,  unter  die  Aijstakeii,  welche  finanziell  nach  dem  Princip 
der  reinen  Ausgabe  verwaltet  werden  und  /aw  Erfülluii;^  wichtiger 
öffentlicher  Zwecke  dienen.  Das  ist  aber  nur  ein  unvermeidlicher 
tbatsächlicher  Zustand,  bedingt  durch  geschichtliche  und  örtliche 
Verhältnisse,  keineswegs  ein  allgemeines  Ziel  der  finanziellen  Be- 
handlung der  Post.  Zwischen  dieser  Ilecbtfertigang  einer  Staats- 
post  mit  beständigem  ßetriebsdeficit  und  der  obigen  principiellen 
Forderung  ToHer  Kostendeckung  der  Post  besteht  daher  auoh  nur 
ein  scheinbarer  Widerspruch.  Ein  wenn  auch  ffir  jetst  nieht  zu 
beseitigender  Uebelstand  liegt  in  dem  ersten  Fatt  namentlich  auch 
darin,  dass  viele  einzelne  FriratintereBsen  theilweise  aus  Offentliehen 
Mitteln  befriedigt  werden. 

Ueber  die  FinanzrosulUte  der  Poi^t  in  europkischcu  Stoatcu  ältere  üatCQ  bei 
Raa,  Fin.  I,  §.  205  Koten,  neuere  für  1874  bei  Sax,  I,  257,  für  die  Mitta  der 
1870 er  Jnlire  in  der  1.  Aufl.iL'-':  H -ses  Bands  S.  92.  J.-i/t  Ue'^i-n  die  wohl  besten 
vergleich  baren  Daten  in  den  Jaiiruoburichten  des  Berucr  Weltpostrerein^- Bureaus  vor. 
Die  reischiedene  Ter-  und  Abreehnungsweise,  rerschiedene  Behandlang  der  amtlichen 
Gorrespondeiiz ,  in  eini^^eu  Ländern  die  mehr  ode  r  weniger  vollständige  V(^reinigung 
des  Post-  und  Telegraphenwcscns  und  daher  der  Finanzen  dieser  beiden  Zweige  (so 
0.  A.  in  Deutschland,  West -Oesterreich,  Frankreich,  liussland  jetzt)  beschränken  die 
Vcrgleichbarkeit  auch  dieser  Daten  indessen  immerhin.  Vollends  die  sogenannten 
,.Bctriebsül)crsehüs8e"  der  Post  und  die  Betriebskosten  sind  aber  auch  in 
den  amtlichen  Kcchnungcu  nicht  genau  vergleichbar,  weil  dia  Foat  in  den  oinzeLiüii 
Ländern  zu  den  Eisenbahnen  eine  verschiedene  Stellung  einnimmt.  In  Dentach- 
lan-l  nainentlich  erscheinen  die  Kosten  der  Post  zu  klein,  die  üebersclinsse  zu  gross, 
weil  die  Post  auf  ürund  des  bcbtuhenden  Hechts  in  grossem  Umfang  die  Dienste  der 
Eisenbahnen  nn entgeltlieh  in  Anspruch  nimmt,  was  practisch  noch  veniirer  bedenk- 
lich wfire,  weriD  alle  Bahnen  Reichsbahnen  wären  und  „Eisenbahufiscus"  unil  ,,Post- 
fiücuä'*  sich  dann  deckten.  Nach  dem  prcussischen  Eisenbabngesctz  vom  3  No- 
vember 1S38  (§.  36),  dem  Reichsgesetz  tiber  Postwesen  von  1871  (§.4)  und  dem  au 
Stelle  dieses  §.  4  gettetenen  Belcbsgcsetio  vom  20.  December  1875  Wtfden  nnnmehr 
in  genauerer  Begrenzung,  aber  doch  in  sehr  erheblichem  Umfange  unentgeltlich  zu 
leistende  BefÖrderuogsdienste  der  Eisenbalmea  für  die  Post  festgesetzt.  Der  Wertli 
dieser  Dienste  liast  Bich  swar  nicht  ganz  genan  ermitteln ,  beträgt  aber  jedenfalls  eine 
ganze  Anzahl  —  15—  20  und  mehr,  bei  den  pren-^siscbcn  Staatsbahnen  um  l*»Sfi  allein, 
unter  (jeffenrechnang  der  uneutgeltUchen  Dienste  der  Post,  c.  12'/«  Millionen  Mark,  wo- 
nach sich  die  Betriebskoeten  nnd  DebenchOsse  der  Poet  entsprechend  Andern  irftrden. 
wenn  dies  angerechnet  würde.  Um  richtige  Rcchnungsorgebnissc  /u  gewinnen,  was 
in  jeder  Beziehung  frut  wäre,  soUtn  so  vorgegangen  werden.  (Vgl.  auch  G.  Cohn, 
Fin.  S.  3S3,  6Ü3,  mit  ähnlicher  Ansicht  und  Schätzungsvcrsuch.)  Jetzt  sind  die  Be- 
triebsube2^clu)s»e  der  deutBchon  Post  sora  Theil  eben  Minder-Einnahmen  und  Minder- 
Kenten  il<  r  l^ahnen. 

Nach  den  Zusammenstellungen  des  Berner  Bureaus  (z.  6.  im  Bull.  XXIII,  544, 
XXT,  4S3)  waren  die  Finanzergebnisse  in  1887  (bez.  1886—87  und  1887  —  88)  In 
einigen  wichtigeien  Lindem  folgwde  in  liill.  Fr. 
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Telegraphie. 

Peutscbland .    ,  . 
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nähme, 

2r)6.81 
66.89 

177.06 
79J8 


Atts- 

gäbe. 

228.93 
55.54 

137.00 
92.26 


Uebcrschuss 


(—  Deficit). 


37.88 
11.36 
39.41 
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Frankreich  .   .  . 
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Coti  Allein. 

Ein- 
nahme. 

Aas- 
gabe. 

Ueberschass 
(—  Deficit). 

*M '  ■   .*■  ' 

Gffiüiltiltiiiitoii    .  i  < 

.  217.64 

148.84 

69.29 

Italien  , 

.  42.16 

6.58 

23.33 

18.50 

4.83 

Vieddriando    .  .  .  . 

1251 

9.63 

2.87 

BelgittB  •  

15.33 

9.83 

5.50 

21.10 

19.57 

1.53 

if '  . 

9.01 

8.85 

0.15 

n  :>  : 

3.29 

3.39 

0.10 

-^h  ! 

D&nemark  .... 

6.27 

(i.'is 

O.Ol 

NorduDcnka,  \'er.  St.  . 

.  253.U4 

274.04 

(—  21.60) 

5.1t 

12.20 

(—  7.09) 

2.n 

2.05 

(—  0.32) 

•  - 

Britbch-Iadico  .   .   .  , 

,  3U.21 

2J».20 

2.01 

9.42 

12.73 

(—  3.80) 

Bei  Frankreich  ind.  Algier  und  Tunis.  Die  Daten  Kub.slands  beziiOien  sich  auf 
die  Telegraphen  nur  bei  den  Ausgaben,  nicht  bei  den  Jiliunahm&n  mit,  daher  das 
Defidt  kleiner  als  nach  obigen  Zahlen.  Bei  Deatschland  Baioru  und  WUrtemberg 
inbegrificn.  Nach  dem  Ergebuiss  für  ISST— SS  für  die  Ktjichspost  und  Tcicgraphie 
allein:  Einnahme  189.93,  Ausgabe  Iii'!. HU.  rcl»in,chuss  20.3.'{  Mill.  M. ;  in  Raiern 
ebenso  bc/.  I  I  SU— 12.46— 2. 13;  in  Wurtcmb dsgl.  boz.  s.«i3— 7.09— 1.54  Müh  M. 
Am  Günstigsten  war  und  ist  das  Verhältnis^»  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  and 
zupleich  am  Höchsten  der  absohile  lieincrtraj;  wie  di'rjeniire  per  Kopf  in  Grossbritanuien 
uoU  Franliroich:  dort  c.  1.4S,  hier  c.  0.b3,  im  Dcutüchen  Kuich  (wo  mau  den  Kein- 
lämg  im  Wesentliehen ,  nach  froherer  Erfohroog',  anf  die  Post  rechnen  darf) 

c.  O.'jl  MarK  ji'T  Kopf.  Dieser  UntiTirhieJ  ist  voriiemlicli  auf  ilie.  Uebcrnahmc  der 
kostspieligen  suguuauntoa  Fahrpost  (Packcte,  Pcjuouen)  in  Deutschland  zurückzuführen, 
die  in  den  beiden  Westetaaten  zum  Thdl  fehlt.  Danas  erkitrt  sich  aoch  der  nn- 
gttnsti-i-re  Absrhiiiss  mit  in  Oesterreich  und  in  der  Schweiz.  Im  Vergleich  mit  andern 
Ländern  wirkt  in  Frankreich  und  (iros.sbritannien  die  intensivste  Verkehrsentwickiang 
fOnstig  ein.  Den  Einfluss  ron  Kiie^sereignidseu  u.  dgl.  auf  die  PosteinkUnfte  kann 
man  in  Frankreich  verfolgen:  Kohcrtrag  1S()9— 71  94.6—72,5—91.6,  1ST3  lOS,  1876 
119  Mill.  Fr.  Wieweit  in  letzteren  Ziffern  die  Portoerhöhung  von  1S71  mitwirkte,  ist 
bei  der  Abhängigkeit  des  Pustveikehrs  vom  allgemeinen  Gang  des  Volkslebens  nicht 
zu  bestimmen  (vgl.  Amagat,  emprants  et  imputä  p.  410  ff.  und  lum  Yeigleich  daa 
Schvaniten  der  Steuereinkonlke  um  1670  in  Fio.  III,  g.  175  fi.). 

§.  62.— d.DieBegeliiiigdesPoBttaz-odwPoTtowesens 
miu8  je  oaeh  der  Wabl  des  leitenden  Finansprincipe  etwas  ver- 
sehieden  ansfoUen.  Im  Folgenden  wird  das  Oebtthrenprineip, 
mit  gewissen  Modifieationen  in  einzebien  Ffttten,  als  Ricbtsebnnr 
nnd  Regel  angenommen.  Der  wiebtigste  Pnnet  der  Gebttbrenord- 
nuDg  betrifft  akdann  die  Wabl  zwiseben  den  zwei  Hauptsystemen 
des  Tarifs,  dem  sogenannten  Stnfentarif  mit  bsberen  Sfttzen 
mid  dem  mebr  oder  weniger  eonseqnenten  nnd  in  den  S&tzen 
mftssigen  Einheitstarif  in  den  nach  den  BeA^rdernngsgegen- 
ständen  unterschiedeneu  Postdienstzweigen.  Die  anderen  Fragen 
der  GeblibrcDuidDung  beziehen  sich  auf  Nebeupuucte,  welche  an 
dieser  Stelle  keine  genauere  Erörterung  bedllrten. 

Baa,  Fin.  I,  §.  216—217,  mit  Unterscbeidong  des  Bhef-,  Packet-  und  Geld- 
tarifik  Jetzt  besonden  Saz.  I,  Abechnitt  8  der  AVtlieUnng  rem  Postvesen  (8.  261  ff.), 
rerglichen  mit  Abschnitt  2  u.  4,  u  A.  eine  vorzügliche  Vcrgleichung  von  Post  und 
Xelegapbie  in  Betrefi  ihrer  Gleichartigkeit  and  ihres  Untenchieds.  Für  die  n&here 
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RpTrUndnnq:  dt^r  einzelnen  Punctc  des  Tcxts  beziehe  ich  mich  niifSax,  mit  dem  ich 
Habt  ganz,  auch  in  tieu  Eiuzeilieiten  und  besondere  in  der  Auffassung  düs  Posttax- 
wesens  als  einer  histeriack  and  örtlieh  Terechieden  tu  ofäneaden Sacbo,  Uber- 
ciDatimmo, 

Der  Stnfentarif  staft  das  Porto  (die  Postgebttbr)  naeh  zwei 
Haoptmomenten ,  derEntfernnDgdes  BesttinmniigsortB  Tom  Ab- 
sendaDgsorte  (eTentnell  uDtor  BerUcksichtignng  der  Beschaffen- 
heit der  Boote)  bei  allen  vier  Haoptobjeeten  der  Post,  Briefen, 
Geld,  Packeten,  Pereonen,  und  nach  dem  Gewicht  beiden 
drei  ersten,  bei  Geld  ansserdem  nach  dem  Werth,  bei  den  Per- 
sonen nach  der  Zahl  ab.  Dies  ist  an  nnd  ftlr  sich  rationell. 

Wie  bei  allen  Gebühren,  so  sind  auch  hier  zwei  sich  ergänzende  (lesichtspuncto 
CD  beachten:  einmal  der  dos  Werthes  der  Leistung  für  den  Interessenten, 
sodann  derjoniire  der  Koston  der  Leistung  für  die  Postrtrwaltang  (Vgl.  auch  die 
bezüglichen  AbscIiniUe  aas  der  Eisen  bahn  lehre  im  1-  Bande,  Fin.  L  §.  291  ff.)  Beide 
Gesichtspan cte  haben  bei  der  Regelung  ä(m  Portewrescns  mehr  oder  weniger  mUf«spielt. 
Bei  bddcn  besteht  <iii  SVhwierigVeit  der  Messung  des  Wixihs  und  bezw.  der  Kosten 
der  Leistaog.  Dicüc  Schwierigkeit  ist  aber  dem  Werth  gegenüber  grösser,  weil  dio 
müspidendon  Momente  für  die  Verwaltmig  hst  ganz  nnbekanut,  auch  vid  Terladei^ 
licher  sind.  Die  Feststellung  des  Werths  wird  dah  r  besonders  leicht  willkorlich  und 
schabloDeDhaft ,  z.  ß.  bei  dei'  Annahme,  däss  sich  der  Werth  der  Leistung  für  den 
InterMNSDten  immer  genau  nach  der  Entfernung  vom  Bestimmungsorte  richte.  Die 
Kosten  lassen  sich  auch  nnr  schwer  ganz  genau  ermitteln,  besonders  weil  ihre  Höhe, 
auf  die  einzelne  Leistung  zurückgcfilhrt ,  selbst  wieder  nach  Art  und  üinfang  des 
Vurlichrs  sehr  verschieden  ist.  Aber  in  einer  für  die  Verwaltung  genügenden  Weise 
ist  der  Kostenbetrag  doch  annähernd  zu  ermitteln. 

Man  fand  nnn  in  drr  E ii  t  f rii  nn  und  \m  fn'wiilit  Ufiiiptmomente  für  dio 
Restimmaug  der  Höhe  der  Kosten  und  legte  sie,  neben  den  anderen  genaADten,  unter 
ZoBcblag  eines  angemessenen  Betrags  fttr  die  allgemeinen  und  die  Expe- 
dition s-  und  MarnjMiIations kosten,  dem  U'arif  zu  (irnndc,  hielt  aber  in  let/t<  rem 
im  (lanzen  an  hohen  Sätzen  fest,  um  so  die  erforderliche  Gcsammteinnahmc  zu  er- 
zielen. Einigermaassen  wurde  aber  auch  der  Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten 
nach  denselben  beiden  Merkmalen,  Entferanng  und  (i  -widit.  bemessen.  D.Uier  er- 
schien denn  ein  Postgebühren-  oder  sogenannter  Po rt ot nri f  filr  <lie  vier  Haupt- 
arten  der  Postobjocte  als  Entfernung»-  und  bez.  Gcwichtsstutcniarif  in  doppelter 
Hinsicbt  lationell  begrflndet. 

Dieser  ehemals  altgemein  Terbrettete  Stnfentarif  mit 
höheren  »Sätzen  ist  in  der  That  auch  geschichtlich  für  gewisjse 

Entwicklungsstulen  des  Verkehrs  im  Ganzen  der  richtige,  was 
gerade  zum  Verständnis«  der  Berechtigung  des  neuesten  larif- 
systems  beachtet  werden  tuuss:  er  entspricht  den  Verbältoissen 

extensiven  Verkehrs. 

Bei  unrolJkommenem  Commuui^'ation--  und  Tninsportw^'^sen,  geringem  Fostrcrkehr 
Uberhaupt  und  einer  stärkeren  Beschiänkung  dcsäcibea  auf  gewisse  Volksclasscn ,  bei 
der  Nothwcndigkeit.  in  Ermangelung  andenreiter  Vcrkchrsanstaltcn,  durch  die  Pest 
oder  ganz  allein  auf  deren  Kosten  den  Transport  der  PostresTcnstando  bwonren  rn 
lassen,  a|«o  mit  einem  Woite  bei  extensivem  Verkehr  ist  ein  solcher  Tarif  wohl 
der  rdadv  angemewcnste.  Der  Wertb  der  Leit»tQng  richtet  sich  hier  wirklich  wesent- 
lich mit  nach  Entfernung  und  Gowirbt.  Dif  Kosten  der  Vt'rw.dtnn?  werden  dadurch 
ecbeUich  bestimBt.  Der  erwähnte  Zuschlag  für  aUgemeiiic  Kosten  u.  s.  w.  muss  uar 
rerhiltnitsmieBig  bedeutend  sein,  daher  im  Ganien  hoho  Tarife,  weil  die 
genaiMleB  weiteren  Kostenbeetandtheile  bei  geringein  Postrerkehr  ndatir  allifcer  sind 
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and  jedes  einzelne  ul)j<  et  absolut  höher  tretTcu.  Bei  oioeiB  zvodcmässigen ,  natürlich 
für  tlie  ein/einen  BcfördoruriLrsobjorfo  inanchfach  v»^rsrhiedcn  norniirt<Mi  Stufi-ntarifc 
irird  daher  die  Ues&mmilciätQng  der  Post  unter  diesen  Vcrb&ltoissen  wahn>chcinlich 
Am  AngeiiMiieMleii  benhit  und  das  Finaiidutemse  im  nDtliigeii  Umfaog«  gevahTt 

Der  Einheitstarif  siebt  im  allgemeiDen  innerhalb  des  Post- 
gebiets —  itod  bei  internationalen  Vertrugen  selbst  darttber  hin- 
ansy  wie  jetzt  sogar  innerhalb  des  riesigen  Gebiets  des  Weltpost- 
▼ereins  —  Ton  der  Entfernung  theilweise^  sehliesdieb  in  ge- 
wissen Fällen  ganz,  yom  Gewicht  in  weiterem  Haasse  als  der 
Stnfentarif  ab.  Er  ist  also  öfters  doch  nur  ein  relativer,  kein 
absoluter  Einheitstarif  verglichen  mit  dem  Stufentarif,  so  in  der 
Uebcrgangsform  zwibcheu  beiden,  dem  äogenauuten  Zonentarif. 

Mehr  oder  weniger  erhebliche  Dntoracbiede  bestehen  dabei  nach  den  Katc- 
gorieen  der  Befördcrangsobjccte.  Bei  der  Personcnpost  bleibt  der  Stofontarif  ineiät 
ganz  bestehen.  Bei  der  Packefpost  wird  er  weniger  und  langsamer,  aber  ächlicssiich 
doch  auch  grossentheils,  bei  der  Z(  itung^s-  und  Geldpost  mehr,  bei  dt  r  Briefpost  voU- 
stSndif  was  die  Entfernung  und  immer  weiter  was  daa  Gewicht  hetrifft,  in  den 
Zonen-  and  schliesslich  in  den  Einlicitstarif  hinOberseleitet,  endlich  durch  diesen 
ersetzt.  Die  Teodonz,  dio  ehemals  entscheidenden  Momente  far  die  Tarifbildung 
inoier  irenigw  ta  beraelBlebtlgeii,  tritt  in  d«r  nenestttn  Zeit  bei  der  Poitinragelangr 
fttr  alle  Objecte,  mit  Ausnahme  der  Personen,  immer  scbirfer  befrer. 

Zugleich  whrd  das  Porto  allgemein  crmftssigt,  im  Ver- 
kebrsinteresse,  aber  auch  in  demjenigen  der  Finanzen :  nm  zu  stär- 
kerer Benntzong  anzuregen.  Eine  Entwicklang,  welche  sich  in  den 
einzelnen  LSndeni  etwas  verschieden  gestaltet,  aber  bei  dem  kosmo- 
politisehen  Character  der  Post  in  den  Cnitnrstaaten  immer  gleich- 
missigw  henwsbildety  zum  Theü  in  Folge  oder  nnter  dem  mit- 
wirkenden Einflvss  internationaler  Verträge,  wie  nunmehr  nament- 
lich im  Weltpostverein. 

Ein  solcher  Einheitstarif  entspricht  nnn  ün  Ganzen  den  Yer- 
bUtnissen  hoebentwiokeiten  sogenannten  intensiven  Verkehrs, 
mit  dem  er  in  einer  gewissen  Wechselwirkung  steht 

Bei  grtosem'  Volksdichtigkcit ,  allgemeiner  Verbreitung  der  Elomentarbilduaf, 
viclfachi>tcm  Örtlichen  Wechsel  der  rfMkcninp:,  steinender  interlocaler  und  inter- 
nationaier  Arbeitstbcdlong,  aasgcdcbntem  in-  und  auskuidischen  Uandel  wird  das 
BedOifiiiiB  aacb  den  Diensten  der  Pest,  besonders  der  Brief-,  aber  anob  der  SMtnngah, 
Drucksachen-,  \Vaarenpro1>en-.  PacUt-  und  Geldpost  i  n  ser  und  gleichmässisrer.  Die 
Entwicklimg  gnter  ComjnunicatioDcn ,  die  Benutzung  der  Eisenbahnen,  DampÜMÜutfe 
mit  flir  den  Poetdienst,  vielleiebt.  wie  nach  dem  dentschen  {geltenden  Eisenbahnreofat 
unentgeltlich  oder  gegen  freringen  Entgelt  Seitens  der  Post,  macht  die.  Entfernung  * 
zn  einem  die  Kosten  wcn5;r  mehr  bestimmenden  Factor.  Dio  <irdS8e  des  Verkehrs 
vcruiiudert  die  allgemeiiieu  und  die  Expeditions-  und  Manipulationskosten  relatiF,  also 
ftr  die  einz^e  I^tang  absoint.  Die  Vereinfachung  des  Tarifs  und  die  Porte- 
erhebung in  der  Form  von  Stempeln  (Marken)  wirken  gerade  bei  grossem  Ver- 
kehr in  derselben  Richtung.  So  rechtfertiget  sich  eiu  er matisigtor  Einheitstarif, 
velcber  dann  wieder  dio  Bedingnngen  seiner  Berechtigung  durch  die  Entwicklung  des 
Verkehrs,  die  er  hc^flnstigt,  selbst  immer  mehr  ausdehnt.  Denn  mnn  kann  nun  ron 
der  DiUbrcnziruug  des  Werths  der  Leistungen  der  Post  fUr  die  Interessenten  mehr 
absehen,  vell  aio  wiiUich  nnbedeatender  nnd  die  DilTersniimns  der  Keeton  der 
einzelnen  Laistang«n  thatolcUich  «och  immer  minimaler  wird. 
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Alles  dies  tritt  bei  der  Briefpost  am  Meisten  hervor,  daher 
hier  auch  der  niedrige  £inheitatarif  am  VoUtrtftndigsteD  berechtigt 
wird. 

Das  Festhalten  ao  einem  nicht  c:ar  zu  niedrigen  Maximalgewicht  des  zur 
Notm&ltaxo  zu  be£&rddrndea  Briefs  orfolgt  aas  Grttndea  der  Oekouomie  der  Jb'ost,  ohne 
dass  das  Poblicuni  daranter  leidet  Indem  für  sdiirerere  Briefe  der  GewicbtSBpieltaoni 

bedentend  cnrcitcrt,  dio  Taxe  aber,  wenn  auch  höher,  so  doch  massig  gehalten  und 
vom  Stufenporto  nach  dein  Gericht  auch  hier  im  Uebrigen  abfeseben  wüd,  erfahren 

alle  berechti^ften  Interesseu  ilirc  Befrieilii^ung. 

Die  Wahl  der  deukbar  eiülachsten  Erhebungsform  der  Brief- 
postgebühr in  dem  btenipel  TB  riefmarke,  Biiefcouveit)  ver- 
mindert gerade  hier  die  l^xpeditionüai  beit  ansserordenllicb.  Diese 
^'rhcbtingsform  rauss  fUr  die  neuere  Einriehtung  des  Postweseus  fast 
als  conditio  sine  qua  uou  bezeichnet  werden. 

Von  epochemachender  Bedeutung  war  die  l)erühmte  von  Kowland  Hill  an- 
geregte Portoreform  bei  Briefen  (sogenanntes  Pennyporto)  iu  (irossbritannicn  ISSi). 
(S.  darttber  Bau  §.  213,  beflonderes  Kete  d,  §.  216a.  Sax,  I,  S46  81,  ancb  266  IT.) 
Vom  fin  ui/.i.  llen  Standpuncto  aus,  so  lange  die  Post  <  rlic1)licherc  üebers«  liüsse  er- 
zielen soll,  muss  die  englische  Reform  für  etwas  zu  abrupt  und  zu  radical  bezeichnet 
werden.  Immerhin  ist  aber  zu  beachten,  dass  der  Keinertrag  zwar  sehr  ßcl,  aber 
doch  noch  lange  kein  Deficit  eintrat.  In  Grossbritanuien  bestand  vor  1840  ein  sehr 
hoher  Enffernunps-Stofenponotarif ,  das  mittlere  Briefporfo  w.nr  7 — T'/a  P-  R.  Hill 
schlug  uuu  in  eiuer  Schrift  ibiil  vor,  einen  m&ssigen  Einheitstarif  oinznfuhrcu.  Die 
Grunde  waren:  dass  das  bisherige  fbenere  Perto  den  Verkehr  b<aDmo  und  auch 
linan/icll  naththeilig  sei;  allerdings  war  der  Reinertrajx  der  Post  von  1*^1  d  -37  fast 
nicht  gesUegen,  Durchschnitt  1.42  MilL  Pf.«  Maximum  1826  l.öi,  Minimum  1822 
1.38  Hill.  Pf.;  dass  die  bestehenden  Postoinricbtungen  ohne  vcsendfcbe  Kosten- 
stfM'trernnir  die  Bewältigung  eines  viel  grösseren  Brirfverkehrs  gestattott-u  (das  2Tfarlie 
nach  Hill);  dass  das  Gewicht  der  Gesammtheit  der  bezahlten  Briefe  klein  im  Verhält- 
niss  zn  dem  Gewicht  aller  Sendungen  sei  (16  %  bezahlte,  y  unbezalilte  Briefe, 
75  %  Zeitungen);  dass  die  Kesten  nur  zum  kleinen  Theil  von  den  eigentlichen  Bc- 
fördcrungskoati  n  herrtihrten,  nur  zu  Vo»  einzelnen  Brief  weniger  ab  Vio 

davon  käme;  dass  die  Beförderungskosten  nicht  mit  der  Entfernung  proportional 
stiege,  sondern  von  anderen  Umstlnden,  Beschaflbnbeit  der  Bovta  and  des  Tranq>ort- 
mittcls  u.  s.  w.  abhingen,  besonders  bei  ausgebildetem  sonstigen  Communicationswesen 
(Eisenbahnen,  Dampfschitie!);  dass  die  Kosten  der  Expediüou  und  ^lanipulation  der 
Briefe  die  Kaoptsaäie  seien,  sich  aber  sehr  rerriageni  llesseB,  wenn  der  BriefVerlebr 
st&rkcr  und  das  Briefmarkensystem  angewendet  werde.  Hill's  Vorschläge  wurde  n 
durch  das  Gesetz  vom  17.  August  1839  (2.  u.  3.  Vict.  c.  52)  angenommen.  Am 
10.  Januar  1840  wurde  das  Porto  allgemein  auf  I  P.  für  inländische  Briefe  ermissigt. 
Dor  Briefrerkehr  stieg  sofeit  stark  und  stetig  weiter,  aber  nicbt  so  bedeutend,  als 
Hill  vcrmutbet  hatte:  er  war  nicht  in  Kurzem,  sondern  erst  nach  !2  Jahren  der 
5 fache,  der  frühere  Rohertrag  wurde  erst  nach  10,  der  alle  Reinertrag  erst  nach 
90  Jahren  erreicht.  Die  starke  VermehniDg  der  Kosten  ist  nur  zum  Theil  der  Zu- 
nahme der  Briefe,  zum  Theil  anderen  Ursachen  fBe;?ahlnng^  der  Eisenbahnen,  Post- 
schifle)  zuzuschreiben.  Raa  hat  fttr  die  Zeit  bis  lSti2  lolgendo  Tabelle  zusammen- 
gestellt (§.  313,  Kote  d),  die  hier  bis  in  die  Gegenwart  fongefttbri  wird: 


Rohertrag 

Ver- 

Reinertrag 

Ver- 

Briefzahl 

Ver- 

Mill.  Pf. 

h&ltniss 

Mill.  Pf 

hältniss 

MiU. 

h&itniss 

1838/39  . 

2.37 

100 

1.60 

100 

76 

100 

1840   .  . 

1.36 

67 

0.41 

25 

160 

225 

1842    .  . 

1.58 

6ü 

0.4^ 

20 

206 

278 

1844   .  . 

1.71 

71 

0.61 

38 

242 

322 

1846  .  . 

1.98 

83 

0.72 

46 

300 

400 

1850   ,  . 

2.30 

106 

1.06 

66 

347 

46^ 

Digitized  by  Google 


P4Mt.  Portoroform. 


153 


Rohertrag 

Ver- 

Reinertrag 

Ver- 

Briefzahl 

Ver- 

Mill.  Pf. 

hlltniss 

M UI.  Pf. 

liSlUiiw 

ICIIL 

biltiriss 

1856    .  . 

2.87 

121 

1.21 

75 

478 

637 

1862   .  . 

S.78 

151) 

1.24 

77 

605 

806 

1810  .  . 

4.93 

208 

1.50 

90 

865 

115S 

1876    .  . 

6.02 

254 

1.95 

122 

1019 

1360 

mi  .  . 

8.70 

3Ü7 

2.77 

173 

1421 

1895 

(Auch  in  den  letzten  Jahren  die  Brie&ahl  ohne  die  Postkarten.)    Die  all- 

inä liger e  Pürtoreform  auch  für  Eitifland  ist  denn  auch  öfters  der  Hiirschen  gegen- 
über befürwortet  worden,  z.  B.  von  M  'Culloch;  noch  nenerdinffs  hat  (i.  Cohn  in  seinen 
englischen  EisenbaUnstudieu  Achnliches  gcsa^^t,  und  es  in  den  oben  gcaaautcn  neuesten 
Arbeiten  wiederholt. 

Die  enorme  förmlich  culturf^i  -  Iii  hüiche  Bedeutung  der  HiH'schen  Portorcform 
ist  deshalb  doch  onbestrcitbar.  lu  alloa  Caitarstaaten  ist  man  nach  und  nach  diesoui 
englisdieii  Yorgang  gefolgt,  nur  aeist  mit  der  Zwischenperiode  eines  Zonentarifü. 
Tm  Oesterreich  \>- Vi  f,  Kr.  bis  10  Meilen,  12  Kr.  darüber  hinaus,  1849  jener  Satz 
auf  3  Kr.,  dieser  auf  6  Kt.  C.  M.  reducirt,  1861  inländischor  Einheitssatz  ron  5  Kr.  0.  W. 
(Localporto  3  Kr.).  —  Prenssen  hatte  fbr  den  einfachen  Brief  nach  dem  Begolaiir 
von  1824  folgende  SMia  :  bis  2  Mcil.-n  1  Sgr.,  2—4  M.  1'/,  Sgr  ,  1—7  M.  2,  7  bis 
10  M.  27-,  10—15  M.  3,  15—20  M.  4,  20-30  iL  5  Sgr.  und  für  je  10  weitere 
Meilen  1  Sgr.  mehr.  Im  Jahre  1844  wurden  bei  gleichbleibenden  Portis  dio  Zonen 
erweitert:  auf  5,  10,  15,  20.  So,  30,  H»0  Meilen.  1849  wurden  3  Zonen  gebildet  Ton 
bis  10  M.,  10—20  M.  nnd  über  20  M.,  mit  rcsp.  1,  2,  3  Sgr.  Porto.  Diese  Satze 
für  deü  einfachen  Brief  von  )aUt  bis  an  1  Lotli  ubfruahin  der  deutsc Ii -öster- 
reichische Post  verein  (1850)  für  den  Vereins  verkehr,  woneben  in  mehreren 
Staaten  andere,  niedrigere  inländische  Porti.  Im  Norddeutschen  Kunde  dann 
durch  Gesetz  rom  4.  !vorember  1S67  Einheitssatz  Fon  1  Sgr.,  ebenso  nach  Gesetz 
von  1871  im  Devtechen  Reich.  Veitragswelse  gilt  diesPoito  Mich  zwischen  Deutsch- 
Innd  '  »cstcrreich-üngarn.  Nach  der  Ermässigung  von  1844  sank  der  Reinertrag  in 
Prcusbeu  von  1.4  auf  1  MÜl.  Thlr.,  1852  wurde  er  auf  880,000  Thlr.  veranschlagt, 
1856  schon  wieder  auf  1.42  Min.  TMr.  Die  Portoreferm  im  Iforddentsehen 
Bunde  fülirto  vorübergehend  zu  einem  B  e t  r i  ebs d  e ficit.  Nach  dem  Anschlag 
f\iT  1868  war  die  Einnahme  22.ü«u),  die  Ausgabe  20.691,  der  Ueberschuss  2.274  Mill. 
Thaler;  statt  dessen  nach  dem  Ergebniss  bez.  20,51li,  20.655  und  Deficit  von 
138.621  Thlr.  Der  Ausfall  war  beim  Brief-  n.  s.  w.  Porto  1.69  Mill.  Tlilr.  JSOl— 65 
wurde  der  üeberecbnss  der  Post  für  dii-  iirirddi-iitscln-n  Staaten  .-nif  .■;.7  Mill.  Thlr. 
berechnet.  (Hirth,  Aanaleu  II,  22G,  2l.i.i  in  IbiVJ  wur  der  ücbcrachuss  nach  dem 
Anschlag  548.519,  nach  dem  Ergebniss  262,3'S  Thlr.,  1872—75  war  derKctto- 
ubcrschuss  der  Rcichspostrerwaltnnfr  bez.  n.2,  s.2,  6.!)!),  S.23  Mill.  M.,  wovon  aber 
5 — 6  Mill.  M.  aus  der  Aufhuhon^  der  amtlichen  Portofroibeiten  herrührten.  Seitdem 
fast  mninterhrochMi  steigende  DeberschOseo  der  Tereinlgten  Poet'  «nd  Telegraphen* 
verwaltunc::  1ST7/"^S  10.02,  ISSO'Sl  1^.75.  1<S1/S2  21.08,  18S7/^S  ."JO..")?,  Anschlag 
18S9/1»0  29.23  Mill.  M.,  unter  der  Ausgabe  hier  nur  die  „fortdauernde"  vom  Roh* 
ertrag  abgerechnet.  (Statistisches  Jahrbuch  des  Reichs  S.  174;  ob.  ttber  die  Ent- 
wicklunjf  des  P.  rkchrs  S.  100.)  —  In  Frankreich  war  das  Stnfenporto  I'^iOO 
für  den  einfachen  Brief  von  6  Gramm  bis  50  Kilometer  10  Cent,  dann  in  10  F>ntfemungs- 
»tufen  steigend  bis  auf  60  Cent,  bei  über  1200  KU..  1827  für  den  Brief  von  V/^  Gramm 
bis  40  Kil.  10  Cent.,  und  in  10  Stufen  bis  auf  60  Cent,  schon  bei  ttber  900  Kil.. 
darauf  184S  das  Einheitsporto  für  den  freilich  nur  bi.s  T'/a  Hramm  schweren  Brief 
20,  1850  25,  1854  20  Cent.,  1861  ebenso  für  iü  Gramm,  luvcb  Gesetz  vom 
24.  .\ugust  1871  (für  bis  10  Gramm)  wieder  25  Cent.  Ermässigung  1^578  auf  15  Cent. 
fUr  15  Gramm.  —  Achnliche  Entwiclilang  in  anderen  Lrmdern,  vgl.  ältere  Daten  bei 
Hau,  aoch  bei  Sa x. —  Der  Weltpostverein  hat  dann  das  Porto  für  den  einfachen 
Brief  von  15  Gramm  allgemein  auf  V4  20  Pf.  dentsclien  Gelds  innerhalb 

iHoses  Tcreins  fixirt. 

Das  Maximaigewicht  des  sogeoanuteo  einfachen  Briefs  hat  mehrfach  gegen 
frQher  eine  Erhöhung  und  zwischen  Tenchiedenen  Staaten  eine  Ansgleichnng  etfahren. 

war  früher  in  Prenssen  Vi  T.oib,  in  En-^land  Unze  (l'yT)'  Grnmm).  sji.nter 
in  Deutschland  und  Oestorreich  bis  t  Loth  {le'/sönunm),  ist  jetzt  (in  Deutach- 
land nach  dem  Reichsgesetz  von  1871)  15  Gramm-,  dies  «ich  der  Jetzige  Weltpost' 
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satz.  Am  Längsten  vcrfnhr  Frankreich  hier  eng  (iscalisch.  —  Für  höheres 
(ie wicht  stieg  früher  das  Porto  meist  proportional  mit  dem  Gewicht,  also  für  2-, 
Ufachcs  u.  8.  w.  auf  das  2-  und  3  fache,  bis  zur  Grenze  des  erlaubten  Briefgcwichfs. 
In  DeatscliIaDd  jetzt  nur  das  2 fache  Porto  für  ttber  15—250  (iramm  Pfund). 
Im  Weltpostverein  immer  für  je  15  Gramm  mehr  der  einfache  Satz  mehr.  Id 
Frankreich  nach  dem  fiscaliäcLeu  Gesetze  von  IST!  bis  mit  10  Gramm  2&  Cent., 
Uber  ]0— 20  Gramm  40  Cent.,  20—50  Gramm  70  Gent,  Aber  50  Gnmiii  ftlr  jede 
weitere  50  Gramm  oiler  einen  Tlicil  davon  ein  Zuschlag:  mn  50  Cent. 

In  Deutschland  beruht,  wie  schon  bemerkt,  die  Normirun?  di^r  Posttarife  auf  Ge- 
sotz, wihrend  htA  der  Telegraphie  im  yeroidnnngsvcge  vorgog:uig;cii  werden  kann. 

Bei  der  Geld-  und  Packetpost  kann  die  Entwicklung  nnr 
eine  analoge  wie  bei  der  Briefpost,  nicht  eine  identische  sein. 

Denn  die  Werthhöhe  steigert  das  Klsico  der  Post  "and  die  Gevricht?mcnc:o. 
aowio  die  Entfernung  bleiben  bei  der  Packetpost  ujivoruieidlich  iuiiner  in  hölicrcm 
Grndo  Factoren,  welche  die  Kosten  steigern.  Vollständiges  Einheitsporto  wie  bei  der 
Briefpost  ei^clicint  daher  liior  nicht  rationell  trnd  h.'i  d-  r  Packetpost  ohne  die  Ab- 
normität einer  fast  unentgeltlichen  Hilfsleistung  der  Eisenbahnen  kaum,  und  auch  dann 
nicht  ohno  Bedenken  durchführbar.  Zonentarife  mit  Verminderoner  der  Gewichts- 
und der  Entfernnnprssttifen .  selbst  der  Fortfall  der  letzteren,  und  die  allgemeine  Er- 
ffiässigang  der  Sätze  rechtfertigen  sich  iodessca  auch  hier  durch  die  immerhin  geringere 
Bedentong  ron  Gewicht  und  Entfemvng  fUr  die  Kosten  bei  gnt  onlwlclcdtem  Gom> 
munications-  und  Transportwesen  und  dun  h  die  wohlfeilere  Expedition  und  Manipulation 
bei  grösserer  Einfachheit  des  Portosystoms  und  lebhafterem,  durch  niedriges  Porto  be- 
günstigtem Postrerkehr,  wo  sich  die  Kosten  ftr  die  Einheit  der  Leistung  billiger  stellen. 

Vgl.  Kau  §.  217  mit  älteren  Daten  über  Taxen  der  Packet-  und  Geldpost.  Früher 
hielt  man  lu-r^ondi  rs  auf  ein  Minimaljrewicht  briefartiger  Packctc  f2  Loth  in  Preus«;cn, 
8  in  Baden,  -l  iui  deuisch- österreichischen  Postverein)  der  Paclietpo&t.  um  Umg<duingeu 
d'  s  hdhercn  Briefj|N>rtos  mittdst  Benatzung  der  Fahrpost  zn  verhüten.  System  der 
Taxiruni;  nach  sogenannten  Taiquadratcn,  so  im  deutsch-österreichischen  Post- 
vertr»g  von  1857:  das  Pfund  auf  4  Meilen  je  7e  ^f*«  Minimum  bis  S  M.  2  Sgr., 
8 — Ki  M.  :t  Sgr.,  16—24  M.  4  Sgr.  n.  s.  w.,  dodi  mit  der  Ermässigung,  dass  Stncko 
bis  1  Pf.  und  bi8'4  M.  nur  1'/«  fahen.  Ei?  zu  20  Meilen  Entfernung  Be  rech- 
nung der  Fracht  nach  dem  geraden  Al^taud  der  Orte.  Ft^  weitere  Entfernung  Ein- 
theilung  des  Tereln^obiets  in  Taxqaadrate  ron  4  Heilen  Sdtenlinge.  Alle  in  einem 
Quadrat  liei^endeii  Punctc  hi  handelt,  als  ob  :>ie  im  Mittclpuncte  lägen.  Sendung  dann 
tarifirt  nach  der  Entfernung  der  Mittclpuncte  der  reitp.  Quadrate.  Tabellen  zur 
schnellen  Berechnung.  Beibehaltung  des  Systems  der  Taxquadrate  im  nord- 
deutschen Postgesetz  vom  4.  November  lSt>7,  Quadrate  von  2  Meilen  Seitenlänge, 
Porto  für  1  Zollpfund  2  Pfennige  für  je  5  M.  Ins  SO  M.,  f?lr  je  !0  M.  bis  100  M., 
fiir  ie  20  M.  über  100  M.,  Minimum  2,  3.  4,  5,  (»  Sgr.  nach  d.  r  Entfernung.  Um- 
<j.'  i  vltung  des  Paeketportosysteus  im  Gesetz  vom  17.  Mai  isT.t:  für  kleinere 
l'ackete  bis  5  Kilo'jranim  ein  zweistufiges  Porto  rdme  Kucksieht  ;<uf  das  speciclle 
Gericht:  25  Pf.  Keichswiihrung  bis  10  Meilen,  50  Pf.  darüber;  fiir  schwerere 
Packete,  bis  5  KU.  diese  Sitze,  ftir  jedes  wettere  KUegramm  ein  Znsclilaf  nach  einem 
Entfcmungsstufeusatz,  bis  10  Meilen  5  Pf.,  10—20  M.  10  Pf.,  20-  50  20  Pf..  50 
hu  100  M.  :tO  Pf.,  100— J  00  M.  40  Pf.,  150  M.  50  Pf.  Bei  Sperrgut  gewisser  Art 
Erhöhung  um  die  Hilfte. 

Alliicuiein  fiiLin/tci  hnis«  Ii  iH  achtenswcrth  ist,  das>  aueli  lüesc  Portoentwicllun^ 
—  wie  analoge  Entwicklungen  im  Stcmpclwescn  —  den  Ucbergang  von  spociell  in 
jedem  Fall  zu  berechnenden,  sich  dif f ercnzlrenden  Einselsitxen  zu 
einem  B a u s c h satzsystem  zeigt,  dessen  Anwendung  fUr  Pnblicom  vod  BellOfde  ein- 
facher.  für  letztere  arbeits-  und  kostcnersparend  isi. 

Auch  das  Porto  für  (i eld  sc  nd  un  l;  e  n  ist  in  den  neueren  Posttaxgesetzen  sehr 
cnnässigt  und  vereinfacht  worden.  I>>;:1  des  Porto  für  Packete  mit  Werthangabc. 
Nai  Ii  dl  tu  Deutschen  (i'esctz  von  1S73  für  Briefe  mit  Werthangabe  ohne  Rücksicht 
(icwicht  bis  10  Meilen  2  Sgr,,  über  10  Meilen  4  Sgr.,  Versicherungsgebühr 
V«  Sgr.  fUr  je  100  Thlr.  (V«  per  Hille).  Die  neueren  Oommunlcatfonsmittcl  mit  ihren 
regelmteigen  Postcunen  (Eisenbahnen)  gestatten  auch  solche  miidge  Tarife  wegen 
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Verriigoniag  dei  SMcoa,  fTOsnerer  Leichtigkeit  der  Gontrole  «.  s.  v.  —  Dwoli  du 

System  der  sogenannten  Postanweisangcn  (seit  1838  in  Grossbritannien)  wird  der 
kleinere  Geldrerkehr  zwischen  Terschicdi-mn  Orten  noch  mehr  crlcii litcrt  und  wohl- 
feil gt-macbt,  was  die  Poätrcrwaltung  wegen  des  geringen  Kisicos  und  dor  luuist 
möglichen  VemeidDBg  der  Baarsendnng  leisten  kann;  es  findet  im  Wethen tJichcn  mir 
»«in  Abrechnongs-  nnd  Ansgleichungssystcm  statt.  Da  boliebi-r  vi.lc  An- 
weisQDgea  desselben  Absenders  an  denselben  Adressaten  gleichzeitig  erfolgen  können, 
bftt  die  Bcschniikoilg  aof  ein  Maximnm  keine  andere  practiscbe  l^ontting,  als  auf 
ili.-^  für  grosse  Summen  wohlfeilere  Baarsciidung  I)inzuk'itei).  Jetzijro  dLiUscln]'  S&tzo: 
bis  100  Mark  20  Pf.,  bis  200  M.  80  Pf.,  bis  400  M.  40  Pf.  —  Durch  intcmatiooalo 
Ycifrigo  AaBdehnviif  des  Anvelaiiiigtvetk»hn  anfr  Anaitiid.  Statistische  Daiea  «her 
alle  einzelnen  Zweige  in  den  YenniltDDgaberichteii  und  in  der  ^llt^  des  Welt- 
postrereins. 

Die  Beurtbeilang  der  modernen  Portosysteme  darf  im  Ganzen 
gttBStig  ausfallen,  wenn  man  auch  vielleicht  hie  nnd  da 
etwas  zu  weit  und  niitnnter  etwas  xa  rasch  und  gleich  auf  einmal 
zVL  stirk  in  der  Ermässigung  und  Aiis§;leicbang  der  Sätze  gegangen 
ist.  Der  Tarif  eines  einzelnen  Landes  mu^^s  nnrh  den  angegebenen 
Momenten,  welche  die  firmässignng  und  Einheit  des  Porto  recht- 
fertigen, geprüft  werden.  Im  finanziellen  Interesse  sind  sehr 
plötzliche  nnd  starke  Portorednetionen  jedenfalls  nicht 
so  allgemein  zu  hilligen,  wie  es  Theorie  nnd  Praxis  neuerdings 
gethan  haben. 

1>eini  sie  führen  doch  nitenter,  wenn  nicht  zo  BelriebedefidteD,  so  zo  stör<;nden 
Miodereinnahmen  von  längerer  Daner.  EntwicliLlt  sich  auch  ein  grösserer  Verkehr. 
90  doch  nicht  immer  ein  solcher,  welcher  den  Ausfall  der  Tarifreduction  sofort  deckt. 
Der  EfnUnss  der  Redoction  anf  die  Steigemng  des  BedQrfbiNes  ist  hier  Öftere  tther* 
sch&tzt  worden,  ."ihiilich  wie  in  verw.indt-Mi  F.'ill  n.  bei  den  Eisenbahnen,  Telegraphen, 
bei  Zöllen  nnd  anderen  Vcrbrauchssteueni.  Ein  langsameres  Vorgeben  und  die  Bei- 
behaltung einzelner  Puncte  ans  dem  älteren  Stufcntari&ystem  empfiehlt  sich  daher 
Often  näir. 

§.  fö.  —  4.  Von  weiteren  Puncten  des  PostgebObrenwesens 
sind  noch  zu  erwähnen: 

Beispiele  anzugeben  ist  hei  dor  Bekanntheit  dieser  Panctc  vohl  nicht  nOtliig. 
Aelteres  Material  bei  San,  neueres  bei  Sax. 

(1)  Die  Erhebung  eines  Bestellgelds  vom  Empfänger  der 
Sendung  ist  mdglichst  zu  beschränken,  bei  Briefen  aufzuheben,  — 
auch  im  Interesse  der  Oekonomie  der  Postverwaltnng  selbst. 

Bei  Briefen  in  Dentscliland  und  sonst  meist  jetzt  beseitigt,  das  Landbiiefbcstell- 

fehl  fiel  im  Heiolis«jrö8etz  Ton  ISTl  anf  Wunsch  des  Beichstags,  gegen  die  finanziellen 
crleiikeii  der  Kcgierung.    Bei  Piickctcn  ziemlich  hocU|  auch  im  Ycrhäitnias  des 
l'ortos,  und  damit  in  einem  ir»- wissen  Widerspruch. 

(2)  BesoDdcre  Begünstigungen  in  crmässigtem  Porto  ge- 
nies.seu  meistens  Zeitnngen,  Dmeknacheu,  Circulare  u.  s.  w.,  Proben 
und  Muster,  jetzt  offene  l'ostkarten. 

Ob  in  dem  be^-tchi  nd-  ri  Urnfanp  'snm.  mit  ixcthl,  wäre  mitunter  erst  näher  ^u 
untcisnchcn.  Doch  fuhrt  solches  Porto  der  Post  öftere  erst  einen  Verkehr  zo,  dor 
ohne  vesentUobe  KosteMteigeimg  mit  n  bewiltigen  ist  und  eine  bessere  Ansontinng 
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dm  Penonals  und  MAteiiab  bewifkL  Baber  rach  die  gOnstigaii  Eifabiuigeii  mit  den 
offenen  Postkarten. 

Vgl.  Em.  Heriflauu,  Miinatuibildcr  dor  Winlischaft,  Hailc  1872,  S.  71 — 134. 
Die  Priorität  bei  den  Postkarten  gebührt  Oesterreich  1869  (nach  anderer  Be- 
hauptung, für  beschränkten  Verkehr,  Belgien  1867).  Zulassung  in  DcatscUand  1870 
zu  dein  Briofiioriü  von  1  Sgr  ,  1.  Juli  1872  auf  '/s  Sgr.  heral)g<_'sc(/t. 

(3)  Ein  aiigemciner  Griiiulsatz  muss  bleiben,  dms  die  Post  in 
Fällen,  welche  nach  der  Eiiiriehtniig  des  Diensts  die  Kosten  iin- 
nöthig  steigern,  und  für  besondere  Leistungen,  welche  eben- 
ialls  Extra-Kosten  machen,  Porto-Zaschass  erhebt. 

.Tenes  lindet  statt  bei  der  Unterlassung  der  Franlcirung,  wo  der  allgemein 
übliche  Zuschlag  iudirect  aui'  die  im  Ycrwaltuugssiiitcreöbe  gelegene  ^'craU- 
gemeinerung  der  Fraokimng  eiDviil[t  Die  eben  genannten  neueren  Stuten-  und 
iäuheitsponi  beziehen  hich  daher  grundsätzlich  nur  auf  vom  Absender  frankirte 
Briefe  u.  s.  w.  Besondere  Leistangea  macht  die  Post  bei  der  Einschreibung  der 
Briefe  und  bei  dei  WerthdecUrirnng  der  Briefe  und  Packele,  wo  dann  auch  ihre 
Enalzpflicht  bei  Yerlwt  eist  eintritt,  und  in  einigen  anderen,  minder  wichtigen  FlUen. 

(4)  Um  richtige  Oekonomie  in  der  Benutzung  der 
Post  zu  bewirken  nnd  nm  die  Finanzergebnisse  der  Post 
richtig  fiberseben  zn  können,  ist  es  geboten ,  im  Allgemeinen  alle 
Portofrei  hei  ten  gewisser  privilegirter  Privaten ,  (z.  B.  Paria- 
mentsmi^lieder)  nnd  selbst  der  (öffentlichen  Behörden  aaf< 
znheben.  Dies  ist  nenerdings  anch  vielfach  geschehen. 

In  England  otn  Prindp  der  Hill*8clien  Postreform.    PrObor  grosser  Miss- 

brauch  der  Portofreiheit  der  Parlamentainitgliedcr.  Aufhebung  der  Portofreihcit  für 
die  amtliche  Correspondenz  der  Einzelstaatcn  und  aller  anderen  Portufrcihcitcn, 
mit  Ausnahme  der  regierenden  Fürsten,  deren  Gemahlinneu  und  Wittwcn,  durch  das 
norddeutsche  Gesetz  vom  5.  Juni  1809.  Entschädigung  gewährt,  wenn  dies  landes- 
gusetzlich  wegen  der  zu  Gnmdc  liegenden  lästigen  Privatrerhfstitel  nothwcndig.  Die 
Portofreiheit  der  Corrcspoudcnz  in  Buiidesdienstangelegcuheilen  blieb  erhalten  — 
In  beschränktem  Maassc  geniessen  in  Deutschland  im  Dienst  stehende  Militftr* 
Personen  (Mannschaften  bis  zum  FeMwcbel)  für  gewisse  Uriefscndungen  an  sie 
Portofroiheit  und  für  gewisse  Postanweisungen  und  Packetc  au  sie  Ermässigongeu. 

U.  Die  Tele  graidiie. 

Kau,  Fin.  I,  2Il»b.  K.  r.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  II  (3.  A.).  §.  18(». 
Irl.  üöslor,  Verwaltungsrecht  II.  §.  440,  441.  L.  v.  Stein,  Handbuch  des  Vcr- 
waltnngtrechls,  2.  A.,  S.  426  IF.  Beide  letztere  for  Literatur  und  Gesetzgebung. 
Knies,  der  Telegraph  als  Verkehrsmittel,  Tübingen  1857.  Sax  I,  211  ff.  (Post  und 
Telegraph  zusammen),  v  ROnnc,  prenssisches  Staaterecht,  3.  A.«  U,  2,  §.  477. 
Scb5ttle,  der  Telegraph,  Stuttgart  188S  (Aber  das  Tarifwesen  S.  271  ff.).  Roscher 
in  B.  III.  Stein,  Fin.  5.  A.  II,  1  .  32!)  (mit  falschem  Vorwurf  gegen  mich,  unter 
Citirung  einer  Seite  der  2.  Auflage  ron  B.  I,  dass  ich  , .nichts"  Uber  den  Telegraphen 
brächte,  wobei  Stein,  wie  in  seinem  ganzen  Werke,  selbst  noch  in  dieser  letzten 
Ausgabe,  meinen  6.  II  der  Finanz  und  die  Behandlung  der  Telegraphen  daselbst 
S,  101— KU.  eben  ignorirt.  bez.  wohl  Uberhaupt  nicht  kennt),    (vohn.  Fin.  S.  609. 

Telegraphen- Ordnung  für  das  Deutsche  Reich  vom  21.  Juni  l>i72.  nach  Reichs« 
ver&ssung  Art.  48  tf.  Deuts,  he  Verordnung  ?om  22.  December  1S75,  betreffend 
Trennung  der  Verwaltung  des  Post-  nnd  Telegraphenwesens  rom  KeichsVan/lTamt 
und  deren  Vereinigung  unter  dem  Generatpostmeister.  Deutsche  Verordnung  über 
Abindemng  n.  s.  w.  der  Telegraphen- Oidiinng  m  1872  rem  24.  Januar  1816«  be- 
treffimd  besonders  Einfühning  des  sogenannten  Wotttaiifb  vom  1.  Mlit  1876  an. 
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^.  darüber  Hirtli,  Arm.  1S76  S.  7<il  II".,  eb.  HsT?  S.  108S  ff,  Sax  a.  a.  ü.. 
&  301  ff.)  —  Deutsche  Veronlnuiit^  ubt  r  pobuhrenfreie  Beförderung  von  Telegrammen 
Tom  2.  Jtini  JS77.  —  N'.  !!  -  '.  Tarifäudorung  (Worttarif  mit  Mind.jstgebiihr  für  ein 
Telegramm)  durch  Verordnuug  vuni  Ii.  Joni  Mancherlei  statistisches  Material 

bei  Sax  sehr  instractir  rerwertliet  Hier  In  der  Fiiisiunri8MMc1i«ft  mms  eine  kmze 
Behaadtang  dioaee  GegeosUiids  genOgen. 

§.  64.  Die  Fragen  betrefien  aneh  hier  die  vier  Pnnete:  ob 
Telegnpb  Staatsanetalt,  ob  Regal,  welcbee  leitende  Fi- 
nanz prineip,  welcbee  Gebtthren-  oder  TaxBystem? 

1.  Auch  der  Telegraph  eignet  sieh  im  Allgemeinen  gnt  zar  Staate- 
anatalt,  ans  den  im  ersten  Bande  dargelegten  Grflnden  (Fin.  I,  §.  267) 
nnd  bat  sieb  ancb  in  vielen  Goltarstaaten  Ton  vomberdn  als  solebe 
entwickelt  Wo  dies  niebt  der  Fall  war,  haben  sich  mancherlei 
Uebelstände  ergeben,  welche  den  Uebergang  an  den  Staat  räthlich 
erscheinen  lassen  (Nordamerica).  Er  ist  ancb  znr  Ausführung  ge- 
bracht worden,  und  zwar  sogar  iu  Euglaud. 

EinlOrang  der  Prirattelegraphen  in  England  1869.  8.  b^nders  Sax,  [,  230  if., 
der  mit  Recht  bemerkt,  dass  die  anfänglich  unbefriedigenden  Ertragsvi^rh&ltiüsso  nicht 

dem  System,  -sondern  ti!ier,-tnr/fi  rn  Vorirehr'n ,  mancherlei  Fchlffriffi^n  in  der  Orfi^ini- 
satiuu  und  uberhiiupt  dem  Ucbcrgaii^sstadiiiin  zu/.u:jchreibcii  (S.  2;Jä).  Iiidu^aeu  sind, 
vie  G.  Cohn  näher  ntchvefstt  düch  in  l  ol^^e  niedriger  Turifa  erhebliche  Hinget 
nnd  ung^tinstige  Finanzergebnisse  (Beiricbsdeficlte)  bis  jetzt  gebiiL-bfn  (s.  u.). 

2.  Die  förmliche  Creirung  eines  Telegrapbenregals,  analog 
dem  Postregal,  dann  dnrcb  Gesetz,  kann  eventuell  zweckmässig 
sein,  um  alle  recbtlicben  Zweifel  zu  beheben  nnd  fragliche  einzelne 
Pnnete  zu  entscheiden.   Unbedingt  noth wendig  ist  sie  kaum. 

Die  Natur  di,'r  Sache,  die  Herstellung  der  Telcpraplu-Mlcitiinfcn,  m.icht  die  Mit- 
wixkang  des  Staats  doch  meist  uDcntbebrlich,  wo  öUuntiiche  Wege  zu  benutzen  oder 
20  kremen  dnd.  Ein  Telegraphenregal  mOsste  sich,  ebenso  wie  die  Staatsanatnlt  fDr 
Tclogn-iphie  f.borhanpt,  auf  die  Benntziui)^  von  Tel'^^raphen  fnr  den  öffentlichen 
Verkehr,  bez.  zwischen  Fersohiedendo,  nicht  zu  luinein  Haus-  und  Wirthscluftsvesan 
jj^ftrenden  Personen,  beech linken.  Daneben  müssen  Telegraphen  bloss  fdr  den 
Dienst  einer  Privatunternehmung  selbst,  z.  B.  der  rrivattisenbalin.ii ,  grosser 
Fabriken,  Bergwerke,  angelegt  auf  dem  eigenen  Boden  der  Unternehmung,  ohne 
Weiteres  und  nach  dem  Concessionsprincip  auch  auf  fremdem  Boden  zugelassen  werden. 
Als  berechtigte  Ausnahme  lunn  die  Einrichtung  privater  Telegraphen  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  he\  t^rössoren  unterseei^'chcn  internationalfin  Vcrbindung'cn 
statthaft  sein,  bibhcriger  Praxis  entsprecheml ,  welche  freilich  uaiiche  Uebelstäudu 
aufweiset  Eine  „Verstaatlichung**  dieser  Linien  crechienc  bc-oer.  Die  monopolistische 
Ausbeutung-  des  Publicums  und  üb!.;  Carteliwirthschaft  der  (iesellschaften  sind 
mehrfach  zu  rügen.  Die  submarinen  Kabel,  besonders  die  grossen  (transatlantischen) 
sind  ganx  überwiegend  von  der  Prirntlndastrie  (Gesellschaften)  angelegt  und 
b«tfieben:  1877  ron  i.  G.  63,98ft  SeeMlsn  59,547.   (Sax,  I,  238  tf.) 

3.  Als  leitendes  Finanzprincip  der  Telegraphie  ist  schon 
im  ersten  Bande  das  Gebtthrenprincip,  aber  mit  einer  weiteren 
Annäherung  an  das  privatwirtbschaftliche,  hingestellt 
worden  (Fin.  1,  |.  S68).  Demgemäss  ist  voller  Kostenersatz, 
ainsehliesslieb  der  Kosten  fttr  Zinsen  nnd  Amortisation,  zn  erstreben, 
daher  anf  die  AbstelUng  der  Betriebsdefieite,  welche 
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manche  Staatstelegraphenverwaltiingeii  aufweisen  oder  (bei  un- 

gctienuteiu  Post-  und  Telegiaphcubetriel))  veruiuthen  lassen,  eifrig 
hinzuarbeiten. 

£s  iat  dies  noch  üuthwendigcr  als  bei  dci'  l'o.st,  woil  let2ti;rc  viel  allgemeiner 
benatzt  wird  als  dio  Tclegraphie,  wol<  hc  weit  mehr  einem  CI  asscnintcresse  der 
Handel-  und  Gcwcrbtrcihenden ,  zumal  ilo>  fjrosskapitals ,  dient,  {(im  iiaclig-ewiese» 
ron  Sax,  I»  25U  il.)  Bei  der  unfermcidlichcn  KUckwiriiaDg  der  Höbe  und  der  Eia- 
Tichtong  des  Terifii  aof  die  Benatznn;,  mithin  irieder  auf  EinDahme  nnd  Kosten  und 
deren  VcrhäJtniss  zu  einander,  sind  zweck niSssige  Tarifexperimento  gerade  hier 
geboten^  um  dio  tioanzicUc  Seite  des  Telefraphcavoseos  richtig  za  bebaadcln.  Weou 
trotz  allem  ein  Betriobsdeficit  bleibt,  so  Kann  freilich  desnrefen  der  Staat  den  Tele- 
graphen nicht  aufgeben ,  weil  seine  eigenen  und  zu  wichtige  allgemeine  Verkehre- 
Interessen  ihn  verlangen.  Aber  eine  Gcstaldinji  und  nnthi^cnfailä  eine  F.insrhrSnknnrr 
des  Üeiriebs  fUr  Private,  wodurch  sich  wcüigstcns  die  Butriebsdclicite  mindorn,  kann 
nicht  mit  Hinweis  auf  ein  „Ctl'entlicheä  Interesse'',  das  überwiegend  privates  Classcn- 
int*»rcsse  ist.  abgelehnt  werden.  Ebenso  ausjerl  bich  mit  richtiger  Abweisung  eines 
den  oberen  (jlassen  dienenden  „Commanismus"  and  unter  Hinweis  auf  die  un- 
befriedigenden britischen  Flnanzorgebnisse  G.  Cohn,  Fin.  S.  010. 

Unter  den  Mitteln,  welche  die  Anstalt  allgemeiner  zn^?ilnj!:Hcli 

iiiul   nutzbar  machen   und  zugleich  die  Kosten  uuiidciü  IilIich, 

cuipliehlt  sich  die  Vcrci niguug  der  Post- und  Telegraphen- 

amter  und  der  obersten  Verwaltung  beider  Zweige,  welche  auch 

mehrtach  in  der  Praxis  besteht,  freilich  mit  der  misslichen  Folge, 

dass  die  Fiuanzergebnisse  beider  Zweige  sich  dauu  confundiren. 

Daten  über  den  Ertrag  bei  Sax  S.  25S.  Schöttlc,  S.  323  (ron  Anfang  an 
bis  1881).  Das  ru  triobsdefii  it  der  Tclegraphie  im  Deutschen  Reich  war  mit  eia 
Anlass  zur  \'ereinigunt;  der  Telegraphen-VenraltUDg  mit  der  Post.  Seitdem  Ulsst  rieh 
die  Finanzlage  der  Telegiatdiie  nicht  ganz  genau  feststellen,  soll  sich  aber  gebessert 
haben,  zum  Theii.  nach  amtlicher  Aoaabme,  unter  dem  Einliuss  des  Worturifs.  —  In 
Grossbritannien  nach  früheren  mSssigen  Uebenehttasen  neuerdings  Betriebsdeficite, 
die  sogar  pefta.  hscn  sind:  niO.OOO— 470.000  Pf.  St.,  ohne  die  .'520.000  Pf.  St.  Zinsen- 
la^tt  des  Ankauf  kapitalst  ein  Ergebniss,  das  der  unrichtigen  Taht  politik  zuzuschreiben 
ist,  welche  die  Kosten  mehr  als  die  Einnahmen  steigerte  (s.  die  parUmentarische 
Debatte  im  Jahre  18S7  im  Bulletin  XXI,  t>S2  und  G.  Cohn,  Fln.  S.  610).  In  den 
Läiid<  rri  ifiif  vereinigter  Post-  und  Telegraphenrerwaltung  können  nur  ztim  Theil  noch 
die  Kiiitiuhüicn .  aber  gar  nicht  mehr  die  Ausgabeu  beider  Zweige  getrennt  werden, 
weshalb  hier  w<  itcre  Angaben  unterbleiben.  Eilige  Daten  ans  den  1810er  Jahren  in 
der  1.  Auflage  S.  103. 

Die  Telephonie  kaon  im  Ganzen  nach  denselben  Staate- 
wirthBchaftlichen  Grnndstttaen  wie  dieTelegrapbie  bebandelt  werden, 
mit  einzelnen  Abweiebnngen  naeb  tfrtliohen  Verbftltnissen.  Dass 
sie  ibre  Kosten  mindestens  deeke,  wird  bei  ibrer  fast  aossebliess' 
lieben  Benntzung  durch  gewerbe-  und  bandeltreibende  Classen  nnd 
woblbabendere  Personen  vollends  zu  erstreben  sein. 

4.  DasOebflbren-oderTaxwesen  oder  der  Telegraphen - 
tarif  bietet  in  seiner  Entwicklung  nnd  j^e^^enwärtigen  Einrichtung 
sowie  in  den  PrincipienlVai^rii  vieliaeln'  Analogie  zum  Posttarif. 
Auch  hier  handelt  es  sich  um  die  Wahl  eines  höheren  Stufen- 
tarifsi  eines  ermässigtcn  Zonentarifs  und  eines  wohl« 
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feileren  Einheitstarifs  iu  Beziehung  zur  Entfernung  oder 
Wegelänire,  wekhe  das  Telegramm  zu  durchlaufen  hat.  Der 
letztgenannte  Tarif  hat  innerhalb  der  einzelnen  Telegraphengebiete 
(Staatsgebiete,  eventuell  Vertragsgebiete)  obgesiegt,  lässt  sich  jedoch 
nicht  ebeoao  gut  wie  der  Einheitstarif  bei  der  Post  begründen.  Ausser- 
dem kann  —  und  sollte  auch  —  der  U  m  f  a  n  g  des  Telegramms  in  ver- 
schiedener Weise  im  Tarif  berücksichtigt  werden.  In  diesem  Puncte  ist 
die  Tarif  bildang  wohl  noch  nicht  endgUtig  zom  AbBchlass  gelangt 

Die  StvIiMi,  bez.  Zonen  wurden  anfanga  aUgemein  nach  der  EntfernvD;,  M- 

dann  —  entsprechend  I  n,  viicht  bei  den  Briefen  ntid  Packeten  —  nach  dein 
Uraf  an^^  d<»  Telegramuiü  i^ebildet.  Letzteres  früher  gewöhnlich  unter  Zuj;rundole|^ung 
Maer  ^og«,>nannten  Einbeltsdopenche  roa  dncr  m Issifen  MaziBBlzahl  Worte  (ge- 
wöhnlich 2o),  mit  SteifTtiruiii:^  für  feste  Zuwüclise  von  je  io  uixl  so  viel  Worten, 
neuerdings  auch  (wie  schon  länger  bei  submarinen,  transoceauischcn  Kabeln)  bloss 
nach  der  Zahl  der  Worte  eines  bestimmten  Mszimaliunftugs  fon  Sylben  oder  Buch- 
Stäben,  anfangs  unter  Kormirung  einer  festen  sogenannten  Grundtaxo  für  jedes 
Telegramm  uml  Hiiizufügung:  der  Wortgebiihr .  in  neuester  Z«^it  auch  bloss  nach 
Wurtgubuhr,  dooh  —  wie  jet/t  wieder  in  Deutschland  im  Stadtverkehr  3U  Pfennige) 
—  mit  Fe^thnltung  eines  Mi&dest-GebQlinabetngs  ftr  jedes  Telegnmm  (neuer 
deotscher  ,.Worttarif"). 

Die  Entwicklung  war  auch  iiier  bald  dem  Eiuheitstarit  ohue  odur  daiu  Zonen- 
tarif mit  geringer  Rttcbicht  |aaf  die  Entfernung  gtinstig.  Dies  entspricht  thcilweise« 
doch  auch  nicht  so  vollständig,  wie  man  häufig  annimmt,  dem  S'clbitkoMteiiprincip, 
weniger  dem  Princip,  iu  der  Tarifnormirung  dem  Werth  der  Leistung  l'Ur  den 
iDteressenten  Bedinung  zu  tragen.  Denn  dieser  Wertli  irtdwt  hier  mit  dw  Eni« 
fernung  stark.  (Gut  erläutert  von  Sax,  I,  271).)  Die  analojo  Entvickluag  hinsicht- 
lich des  Absehens  vom  Umfang  der  Depeschen  w&rc,  auch  entsprechend  der 
Einrichtung  in  der  Briefpost,  ein  Eiolieitssatz  für  eine  einfache  Depesehe  eines 
Bissigen,  aber  meist  genügenden  tJmfsftgs.  Darauf  kommt  der  neueste  deutsche  Tarif 
mit  seinem  Minimum  ffir  das  Telcsramm  practisrh  hinaus  (10  Worte  zu  zahlen).  Der 
strenge  Würitant  ohne  Mindestbetrag  der  Üepcachc  i^wcnu  auch  nach  mit  kleiner 
Grnodtuca  danebeo)  stellte  in  bciuer  Festhaltang  des  Stufenportos  eine  abweichende 
Entwicklung  dar.  Er  wurde  mit  dem  Selbstkostenprincip  und  mit  dem  Grandsatz 
höchst  möglicher  Oekonomio  in  der  Beanspruchung  der  Leistung  gerechtfertigt.  Oli 
gBU  hinreielieiid,  vsr  weulgslens  jdcht  vnnreifelliaft.  Bemerkenswerui  waren  banden 
die  EinwJÜide  TOD  S.i.y.  S.  301.  Beistimmend  S c h  Ti ff le,  Tübinger  Zeitschrift  1S78, 
S.  423  if.  S*  die  gtlnstigo  oflicidlo  BeurtheÜung  des  ersten  deutschen  Worttarifs  (mit 
Onindtsxe,  sber  ohn«  Mindestbetrmg)  in  Hirtb,  Ann.  1877  8.  1088  ff.  Die  dureh- 
schnittliche  Einnahme  für  ein  auTireg ebenes  uebührcnpflichtifje-i  Telej^ramm  im  internen 
Verkehr  war  1S76  nach  dem  Worttarif  U.93,  1876  nach  dem  Zonentarif  0.82  Mark, 
die  durchschnittliche  Wortzahl  resp.  14.24  und  18..H2  Worte  (naeb  dem  tmtlicben 
Beriebl  für  1S76).  Die  Rückkehr  zu  einem  Mindestbetrag  des  Telegramms  trä^t  den 
erhobenea  Bedenken  und  vobl  aocb  den  berechtigten  finanziellea  Interessen  Kcchnung. 

HiDBichtlich  dieser  Puncto  und  mehr  noch  hinsichtlich  der  all- 
gemeinen Hohe  der  Tarifsätze  muss  sieh  aber  Vieles  nach  den 
conereten  Verhältnissen  des  Landes,  der  £xten8i?ität  und  Inten- 
siyitSt  des  Verkehrs  n.  s.  w.  richten,  und  zwar  namentlich  anoh, 
nm  das  finanzielle  Interesse  im  richtigen  Umfange  zu  sichern. 
Höhere  Sätze  sbd  darch  dies  Interesse  wohl  mitonter  geboten, 
ohne  dass  man  immer  wegen  der  etwaigen  Abnahme  des  Verkehrs 
eine  uoch  grossere  Einbasse  i'Urcliten  mttsste. 
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Ks  <'ill?lrt  sich  dies  aus  dom  Vorwalten  der  Gesch&ftsdeposclicn,  bei  denen 
grOsüoro  Uevinoe  uod  Verlust«  aaf  dem  Spiele  stehen,  dass  die  Höbe  des  Taxifo 
—  iimerbalb  geviamr  Greosen  —  die  Zahl  so  beefnflonett  aoUte.  —  Beispiel  der 

Entwiclilang  des  Tarifwesens :  Preussen-Deutschland  (Sax,  I,  365).  Erster 
prcussischer  Tarif  von  1849  20  Pf.  für  die  Depesi  li.>  vnn  20  Worten  por  Meile,  Be- 
stellgeld von  5  Sgr.,  für  10  Worte  '/«  der  GobtiJir  uu  hr.  Dresdener  Vertrajj  von  1S50: 
Zonensysteiii .  1  Zone  bis  10  Meilen  20  Sgr. ,  2.  bis  25  M.  40,  3.  bin  45  M.  GO, 
4.  bis  TO  M.  80,  5.  Iiis  100  M.  100  Sgr.,  filr  die  Depesche  von  20  Worten.  Im 
Jabre  1S57  in  1.  Zouu  12  Sgr.,  1>>Ö9  desgl.  10  Sgr.  und  in  jeder  wcitijren  /ooe 
10  Sgr.  mehr.  1801  tf.  mebrfacbe  Aeoderungen,  schliesslich  Ii  Zonen,  bis  10.  bis  45. 
Ober  45  M  mit  s,  lo  und  If.  Spr..  1867  anf  .'.  10  und  15  Sgr.  r.nlncirt  un.l  Borech- 
nung  nach  einem  System  der  Tazquadrate.  Von  1.  Min  lä76  an  lUinheits- Worttarif  mit 
Gntndtaxe  ron  20  Pf.  Kelchswihmn^,  fttr  jedes  Wort  S  Pf.  Seit  1.  Juli  1886  ohne  Omnd- 
taxe  6  Pf.  das  Wort  (im  StadlvcrUhr  3),  doch  mit  Mindestbetma;  fdr  I  Telcffrarnm  von  60 
(SO)  Ff.  Im  Verkehr  mit  dem  Ausland  jetzt  regelmtoig  auch  nur  Worttarif,  ohne 
dmndtaxe,  doch  noch  mit  Mindestbetng  von  60  (mit  Grossbritannien  ven  80)  Pf.  — 
Kinheitstarif  in  lileinen  Lindem,  in  Frankreich,  Italien,  Spanien.  England,  (Jesterreich- 
Dngam  (Sax,  367),  doch  jetzt  auch  mit  Hinneigung  zu  einem,  freilich  nicht  zu 
hoch  anzusetzenden  Minimum  iQr  das  Telegramm.  —  Besondere  Leistungen,  bez. 
Notzaewabrnngen  werden  mit  Recht  auch  beim  Telegraphen  höher  vergütet,  eventuell 
<>fi  hoch  taxirt,  um  ilic  damit  verbundenen  Betriebsschwierigkeiten  genügend  bezahlen 
zu  lassen  und  vun  der  Inanspruchnahme  absichtlich  abzumahnen.  So  orkiftrt  sich  der 
Satz  fQr  das  „dringende"  Telegramm  (in  Deutschland  das  Dreifache  der  Nurmaltaze). 

Wie  bei  der  Pi>st.  so  he-^d-ht  Immhi  Tdepraphen  hiernach  ein  ..Kinzelgehuhren- 
Systcm".  kein  „Daobchsystum".  Anfänge  eines  solchen  bilden  indessen  die  Vcrtrige, 
welehe  TelcgraphenrervutiiDgen  mit  Zeitongen  Uber  die  Beautenng  bestimmter 
Linien  v.n  iM^stiinmten  Zi-ilen  iieu«  rdinjjs  al>scbliessen ,  auch  in  Deutsrhland.  Hier 
wird  ihnen  in  Kachtstanden  ein  Draht  pachtweise  t^berlassea  gegen  eine  vortragsmässig 
festgesetzte  Baosehsomme,  deren  Höhe  in  Dentsehland  prindpiw  dem  geltenden  Wort- 
tarif  schätzungsweise  entsprechend  bestimmt  wird  und  practisch  diese  Höhe  erreichen 
soll.  Eino  wohlfeilere  Leistung  des  Telegraphen  zu  Gunsten  von  Zeifnnpen  konnte 
auch  nur  dann  gebilligt  werden ,  wenn  die  Zahlung  wenigstens  die  Extrakodteii  deckte. 

Allgemein  dagegen  ist  in  den  Abonnements  einzelner  PeiBonoD  tta  Tele- 
I>h«)nie  das  Baus«  lig^pht»hr<»n8ystem  zur  Anwendung  gekommen:  hier  wohl 
passend;  aber  auf  genügende  Kostendeckung  (incl.  Zinsen  des  Anlagekapitals)  sollte 
nneh  hier,  ja  wegen  der  schon  angedeuteten  Benutzung  der  Telephooi«  gerade  hier, 
gesehen  werden.  Bei  Telephonen,  welche  dem  Publicum  im  Allgemeinen  zur  Be- 
nutzung uberlassen  werden,  besteht  dagegen  wieder  die  Einzclgebtthr  und  zwar 
für  das  Gespräch  in  besiimmteii  Zoitelnheitan. 

e.  Andere  Zweige  der  materiellen  Prodaction,  insbesondere 
GominiinalaAstnlten  nitf  diesem  Oebieto. 

§.  65.  Aasser  den  bisher  beaproeheoeii  Fällen  kommen  In 
unseren  Staaten  und  Gemeinden  manche  ttitere  Prodnetionszweige 
vor,  welche  voinemlicb  oder  bisher  ansschliesslich  privatwirthsohaft- 
lieh  behandelt  werden,  aber  doch  unter  Umstünden  zugleich  nnter 
einer  BerflcksichtiguDg  der  Interessen  von  Gruppen  von  Privaten. 

Darin  liegt  eine  AnuäheruDg  an  das  GebUbrenprincip. 

7j.  B.  bei  der  ForatrerwaUnog ,  wenn  an  bestimmte  Consumentenkreise,  etwa  an 
di.  städtische  BerOlkemng  aus  dem  Stadtwaid,  Holl  tn  einer  asisrigen  Tsze  ge* 

liefert  wird. 

Wichtiger  ist  aber  eine  andere  Reibe  von  Fullen  webeutlich 
ni  ode  rner  Art,  hesouders  Inden  Städten,  namentlich  den  Gross- 
städten»  hier  und  da  aucb  in  Abtheilungen  des  Landgebiets. 
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Hier  berühren  sich  die  Fineiuprobleiiie  wieder  mit  den  allgemeiiisten  Ort^ani- 

satioüsfriigen  der  Volks»-irt1i5('haft  and  Principienfrairen  der  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnaog.  Ohue  Erkeautnisä  dieses  Zosaiameohaugs  kana  auch  die  Finanzvissenscbaft 
nicht  veiter  schreiten.  Es  zeigt  sich  hier  ined^  die  Berechtigung  des  StandpunctH, 
den  ich  iu  der  Fin.  I,  §.  27,  20  al^  fnr  die  neueste  Kntvicklungsphase  der  Finanz- 
wi«isenschaft  maa!'Sf<'ltriul  bezeichnete.  Die  Unfahi^^keit ,  eine  solclus  priiicipielle  und 
abstractere  Forma iiruiig  der  voll^wirthachal'tlichcu  uud  Jiuaijzicllcü  Piublemc  auch  uur 
zu  begreifen,  ist  freilich  noch  weit  verbreitet.  An  solchen  concreten  Beispii  Ion  wie 
den  im  Text  besprochenen  wird  ein  etwas  besseres  Yorständniss  viellci(  Lt  leichter 
erweckt.  —  Vgl.  für  die  ganze  Frage  des  Texts  Schäffle's  Schriften  und  meine 
Grandlegong,  besonders  Kap.  3  und  4  (u.  A.  §  ITC)  der  1.  Abtheiluug.  S.  nach 
die  (socialistische  Z<At^chnfV\  ,.Z  ii  k  ii  n  f  t" ,  über  Jeu  Gewerbebetrieb  der  Commanen, 
Ueft  9  and  12.  Ueber  die  bereits  erreichte  practische  und  namentiich  auch  ünaDzieUc 
Bedeutung  solcher  Anstalten  in  prensaiKhen  Gemeinden  s.  die  oben  gentnnten  Er- 
gfiDzungähefte  zur  Zeifscbrift  de.s  i>rcus3ischea  statistisclieu  Eurcaiis.  Für  Berlin  das 
itftdttscho  btatistische  Jahrbuch  von  Böckh.  —  VonSax'  ubertrieben  betonter  Unter» 
Scheidung  zwischen  ««Öffentlichen  Anstalten**  nnd  MOffentlichon  Unternehmungen'*  md 
dt  a  Folgerungen  für  die  finanzielle  Behandlung  sehe  ich  auch  hier  ab,  da  ich  sie 
nicht  fdr  so  wichtig,  auch  nicht  fiir  dorcbaos  richtig  und  durchführbar  halte. 

Hier  entwickelt  sich  für  gewisse  locale  materielle  „Gemein- 
bedUrfnisse"  eine  Keihe  von  üffentlicben  IJnternebmuDgen  und 
Anstalten"  der  Gemeinde  (Grundlegung  §.  139,  141,  142). 

Es  wird  wUnschenswerth.  selbst  nothwendig,  für  die  Befriedigung  dieser  Be- 
dürfnisse besondorc  p^rß^scre  Fitiri<'htUMgen  zu  bchaflen,  dabei  aber  von  der  privat- 
wirihächaftlichen  SpcculaüuiLi  uuabhüngig  zu  sein,  dicäe  Einrichtungen  also  nicht  dem 
^Privatkapiud**  und  seiner  hierfür  üblichen  Associationsform,  der  Actiengesellschaft, 
zu  überlassen.  Die  Entwifkluu^'-  der  Pn.ducfioristerbnik  nnd  -Oekonomik  «icstaftet  die 
Uebernahmc  und  Verwaltung  der  betroJiendcn  Productionszwcige  aber  auch  ganz  gut 
auf  die  Oomdnde,  welche  mittelst  der  „ölTontlichen  Cnteraehmnng**  die  Sache  MufUirt 

Es  treten  dann  hier  für  die  Uebernabme,  Verwaltung  und 

finanzielle  Behandlung  ganz  ähnliche  Gesicbtspnncte  ein,  wie  bei 

den  oben  betrachteten  GebUhrenzweigen,  z.  B.  dem  Communications- 
uud  Transportwesen.  Das  Geblihrenprincip  selbst  wird,  unter  Um- 
ständen mit  einer  Annäherung  an  das  privatwirtbschaftliche  und 
sogar  an  das  Hteuerprincip,  —  was  sieb  reehtfertigen  lassen  kann 
—  das  leitende  für  diese  Unternehmungen,  wobei  sich  alle  be- 
theiiigten  Interessen  richtig  befriedigen  lassen,  auch  die  finanziellen 
der  Gemeinde,  ja  diese  Interessen  öfters  in  recht  zweckmässiger 
Weise. 

Ocfientlicho  Unfernebmungcn  and  Anstalten  dieser  Art  roa  wesentlich  localem 
Cbaracter  müchteu  aus  iiiancberlei  GrUudcn  eine  grosso  Zukunft  haben  und  sich 
immer  mehr  ausdehnen,  worauf  schon  jetzt  die  Entwicklung  bei  den  CulturrOlkem 
sichtbar  hinausgeht.  Die  Conccatration  dor  Bevölkeruri?  in  tirrussert^n  Städten,  tech- 
nische, ökonomische  und  socialpolitische  Gründe,  ungenügende  Luiütungeo  des  privat- 
wirthschaltlichen  Systems,  wirken  zusammen  in  dieser  Itichtung,  wenn  auch  in  Ein- 
zelnen das  Ob  nnd  Wie  nach  Local\'erh!\ltnisscn  verschieden  benrtheilt  werden  muss. 
Da»  Eesultat  ist  die  Ausdehnung  des  gemcinwirthschafilichen  auf  Kosten  des  privat- 
wirducbafllichen  Systeme  der  Prodoction  vnd  der  Bedflrfnlssbefriedigung,  nnd  hiermit 
verbanden  die  Rff^Ldung  zwisi-lien  Leistung  nnd  Gepenleistnng:  nanh  dem  Gebühren - 
stAtt  mich  dem  Princip  der  priratwirthschaftlichen  Preis-Concurrcnx:  eine  grossartige 
nnd  fiberwiegend  segensreiche  natieoalOkonomisohe  nnd  socialpolitiache  Entwicklung, 
dneh  welche  Piirntdgenthom  der  Frivileii  in  JiffentUchen**  EigeaChini  ?erwandelt 

A.  Wayatr,  FinaatwIssnMhiA.  IL  S.  Aal.  11 
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und  BenteneinkODmen  ans  Besitz  den  Prifaton  entzogeii  wird.  Aach  dieser  Znsammeii- 

haug  der  genanntea  Probleme  mit  den  hßchsfcn  Frngcn  der  EigenthuuisordnuDg  jit 
bisher  selten  g<^mg  rerstandcu  wurden.    (S.  meioe  GruodlogaQg,  Abtheilung  2.) 

Die  wicbtigätcD  bbbcrigen  Fälle  betreOen  die  Wasserversürguug  darch 
Vatserleitungcn,  die  Lichtversorgung  darcb  Gasfabriken  und  Gaslcitungon, 
nunni>''br  ancli  durch  K I e  c  tricitäta werke,  die  Beseitijrniig  i1«t  Attssrhoidnngs- 
md  Abtaiiprodacto  durch  Canalisationeo;  auch  das  Feuerlöschwesen  (mit 
Beitragspflicbt  der  Fecerrefncherungsanstaltcn)  ist  hier  mit  tn  nenneii.  Andere  Ter- 
wandte,  aber  auch  den  früber  in  §.  51)  aufgezählten  des  Verkehrswesens  ähnliche 
oder  dazu  zu  stellende  Fälle  sind:  städtische  Viehhofe,  Markthallen  u.  dgl.  m. 
Daran  wurden  sich  die  städtischen  Verkehrtianstalten  (Pferdebahnen  u.  s.  w.) 
anscbliessen.  Nocb  veitefe  FSlIc  beginnen  wenigstens  bereits  Gegenstand  der  theo- 
retischen Discussion  zu  werden,  wie  die  Uebernahme  gewisser  Gewerbe  auf  die  Commune, 
um  b<^3scre,  unveriäLcLtc  Producte  zu  angemessenem  Preise  dem  Publicum  zu  bieten. 
Hier  würden  sich  grosse  neue  GebOhranzweige  entwickelo,  denn  der  Preis  würde 
vi  rn  rnlifh  iiacli  (iebuhrenjirincipien  fest^'esetzt  werden  müssen,  gerade  im  öffentlichea 
Interesäc.  Ein,  auch  änanzicll  nicht  unwichtiger,  Specialfall  konnte  der  Uebergang^ 
Ton  dein  bloss  prirate  monopolistisebe  Oewione  begünstigenden  Sifstem  der  Apo- 
tlickciu  oncessionirTing  zur  .,Vcr<  ouimunalisirung"  (wenn  nicht  zur  Verstaat- 
lichung, in  Kreisen  zur  Uebertragnng  auf  diese)  der  Apotheken  werden,  die  dann 
entweder  dorcb  P&chter  oder  auf  Rechnung  der  Gemeinde  durch  Beamte  betrieben 
würden. 

Mclirfach  ganz  richtige  Anregungen  Seitens  deutscher  Socialisten,  auch  Soci;«!- 
demokrateu,  so  in  den  genannten  Aufsätzen  in  der  J^ukunft".  £b  wird  nur  in  der 
Discassion  auf  dieser  Seite  leicht  vergessen,  dass  alle  selche  Dln|^  sich  nnr  allmilii; 
geschichtlich  entwickeln  können,  und  die  richtige  Entscheidung  rom  Stande  der 
Oekonomik  und  Technik  abbringt.  Die  ungemeine  sociale  Bedeutun«-  können 
nur  die  verkennen,  welche  n\  1' ragen  der  Gewerbeordnung  noch  Alles  von  Kogclung 
des  Arbeitsrertrags ,  Gewerkvereinen  u.  dgl.  m.  erwarten,  wie  einzelne  „Katheder- 
socialisten".  Diese  Seite  der  Frage  «uchte  mein  Amendement  zur  (iewcrbeordnungs- 
Kefonn  auf  dem  socialpolitiscben  Congress  zu  Berlin  (1677)  hervorzuheben:  „Die 
gewerblichen  Verhftltnisso  Terlaniren  ausser  einer  Veform  der  Geworbegesetzgebnng 
auch  «ine  and  rv,  (  it.-  planvolle  Hogelung  der  materiellen  Production  dadurch,  das» 
auch  auf  diesem  Gebiete  die  privatwirthschaftiicbo  SpecuJation  soweit  als  es  technisch 
möglich  dnrch  eine  zweckmissige  Aasdehnnng  der  Staats-  nnd  CnmmuDaldiitigkeit 
eingeengt  wird.''  Oder,  wie  es  im  Programm  der  christlich-socialen  Partei  heisst: 
,.Arbeitcrfrcundlicher  betrieb  des  vorhandenen  Staats-  und  Commnnaleigcnthümp,  und 
Auädcbuuug  desselben,  soweit  ctt  ökonomisch  ralhsam  und  technisch  zulä.->«ig  ist," 
S.  anch  meine  Commonalsteucrfrage  (Leipzig  isTs),  S.  t)3.  Vgl.  Brnch,  in  den 
Communalsteuergutachten  (Leipzig  1877),  S.  21  ff.  Hack,  WasserreiBorgnng  der  Stldte. 
Tttbiuger  Zeitschrift  18'S. 

Näher  auf  das  Für  und  Wider  dieser  EntuickluDg  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  Nor  in  finanzieller  Hinsicht  ist  noch 
bervorzulicben,  dasB,  bei  richtiger,  recht  wohl  möglicher  Organisation 
tind  Verwaltong,  einer  solchen  Gestaltung  principiell  und  practiseb 
niebts  entgegen  steht,  vielmehr  anch  in  dieser  Beziebang  Manches 
daftlr  spricht  Für  jede  Art  der  Untemebmangen  wird  eine  be- 
sondere Rechnung  nnd  im  Allgemeinen  eine  genflgende  Verzinsnng 
nnd  Amortisation  des  Kapitals  zu  verlangen  sein.  Ueberscbttsse 
darflber  binans  sind  aber  nicht  unbedingt  anctznscbliessen,  snmal 
wenn  sie  zar  Vervollkommnung  der  Einrichtung  dienen,  aber  auch 
allgemein.  Anch  Uehertragungen ,  bez.  Ausgleichungen  der  finan- 
ziellen Ergebnisse  zwischen  verschiedenen  LJutemebmungen  können 
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in  Betneht  kommen.  Der  UebenehoM  bat  einerseits  die  Natnr 
einer  Gtewerbsrente,  wie  bei  einem  Pri7«tantemehmen|  ander- 
seits onter  Umständen  St enercbaracteri  indem  solebe  Anstalten 
mitnnter  als  Hilfsmittel  der  Vertbeilnng  von  Gewerbe-,  Lnxnsstenem 
ond  namentlieb  der  Erhebang  von  Ve  rbran  c  basten  er  n  wobl 
mit  dienm  können.  Das  OommnnaMnanswesen  wird  dnreb  solcbe 
Entwicklnng  llbniiche  Umgestaltongen  erfahren,  wie  das  Staats- 
tinanzwesen durch  die  Staatseisen  bahnen:  Die  KUekwirkung  einer 
njehr  erenieinwirtbschaftlichen  Organisation  der  Volksvvii  tbschat't  auf 
die  Fnianzw irthschaft  und  kein  „entferntes  Ziel"  (Held)  mehr  für 
den  Tieferblickenden ,  vveua  wir  auch  noch  im  Beginn  dieser  Ent- 
wicklung uns  befinden. 

Mit  Recht  wird  Ton  H^[I~^  das  Verbot  der  Erziclnng-  von  Uebersohüssen  (Uber 
dVo  1 7a  Amorüäaüoiij  der  öüeoüichea  äcblachUi&user  io  Preosseo  (IS.  Mün 

1S65)  getadelt.  A.  a.  0.  8.  24. 

Ob,  wie  und  wiewdt  man  iiameutlich  eine  Besteaeraog  mi  solchen  Ein- 
richtangen  verbinden  will,  \<t  natürlich  wieder  nach  Bi.steucrnni^g'ninds&tzen  und 
im  coDcreten  Fall  nach  de»äeu  spccieUer  Lage  2U  entscheiden,  so  besonders,  wenn  es 
sicli  bei  MidtiBcbeii  Gas-«  WaaserleitnDf  on»  YiebbSfen  mn  Preis-  and  Ttononalningen 
handelt,  welche  stcuerartig:  wirken  und  dem  Ueberschuss  diesen  Chara«  fer  verleihen. 
Tbat^cbiich  wird  aber  auch  in  Deatacbland,  beäondeis  bei  Gasanstalten,  schon  so 
roigegangen,  im  Gaspreise  eüie  «4iidiracte  Vertmoehsstener**  mit  erhoben,  welche  mit 
der  sonstigen  theoretischen  und  practischcn  Verwerfung  dieser  Steuern  in  Widerspruch 
steht  (Rcrlin  1  Gasanstaltsg^owinn !).  Der  Uuistand,  dass  ein  solcher  Ueberschuss  mit 
auf  der  monüpolitjtischcu  Stellung  mancher  <ler  bezUfiichen  Einri«  hiungen  beruht, 
nimmt  ihm  den  Steuercharader  niebt,  lässt  es  aber  auch  nnbodenklicher  eiBcheinen, 
ihn  für  die  Gemeinde  zti  erzielen,  wo  er  doch  Privaten  zufallen  wurde,  wenn  die  Ein- 
richcong  ia  Privathänden  wire.  Ja,  grade  im  Vergleich  liiermit  rechtfertigt  sich 
röD«»d8  der  Besof  durob  dJ«  Oemeiiide.  Daa  Endnrtheil  wtrd  ?<m  der  Benrtheilong 
der  Verbrauchssteuern  (und  p  ^v  rbsteuerartigen  Abgaben)  übcrhanpt  und  speciell  fUr 
daa  QemeiBdehaasbalt  abbingen.  Klar  mase  man  sich  aur  Uber  den  Charactür  solcher 
UebefscbSase  Min.  In  stenerteebniscbor  Beziebnng  ist  ee  ein  Vorzug,  verglichen 
mit  anderen,  auch  älteren  städtischen  indirecten  Steuern,  wie  Octrois,  eigenen  Getränk- 
^tctiern .  nnch  mU  Lif'MiZf'n  u.  dgl.  m.,  dass  die  Schwierigk<-ifeti  der  Erhelning^.  die 
verichrbsiüfcüdeü  Wirkuu^^en  der  letzteren  und  der  ('onlrolen  luci  forliallcn.  £a  sind 
eben  wesentlich  moderne  wirthseliaftli«  hc  und  technische  Veranstaltungen  der  Pro- 
doction  uiid  der  Redurfniss- Befriedigung ,  die  hier  f<5r  „indirecte  Besteuerung'*  be- 
ginnen mit  ausgenutzt  zu  werden.  Das  Ucbereinstimmende  der  Entwicklung  in  ver- 
sebi^iienen  Linden  denlet  wieder  die  Gleichm&ssigfceit  der  treibenden  Momente  an, 

—  ähnlich,  wie  sich  in  den  mitlelalterliclien  Siridf.-n  die  Acciscn,  Octrois,  Getränke- 
ateo^  o.  8.  V.  anter  den  damaligen  Verhältnissen  uemlich  allgemein  ond  gleich- 
aiflrig  eiabttigerten  (Fin.  Hl,  §.  27). 

VfL  Qber die btoberf^e fbatsIcUicbe EnlwicUnng  inPreussen  bes<Hiders  die  Daten 

und  Tabellen  in  den  genannten  sfntisfisrhcn  Er'rfinznng'sheften  Nr.  6  nnd  Nr.  If],  wo  auch 
die  in  diesem  Pnncte  cbaracterisiiiächen  Verschiedenheiten  zwischen  Städten  und  Land- 
gemeinden xliFermiarig  berrortreten:  die  groBse  BerOlkerangeconcentration  in  den 
SUkiten  schafft  meist  erst  die  Redin^nmgen  fUr  solche  Anstalten  und  Einriebtungen, 

—  ..zahlreiche  gleiche  IndividuaibedUrl'nisse  iliesscn  hier  in  ein  UomeinbedUrfnias 
zusamine«*',  dem  dann  die  Einrichtung  dient:  ein  Punct  auch  von  theoretischer  Be- 
deutung für  die  Lehre  von  den  „GemcinbedÜtfbiKen"  und  nach  meiner  Meinung  eine 
BestäHgong  der  Richtigkeit  meiner  Auffassunppn.  in  der  „Grundlegung",  gegenüber 
G.  Cohn  u.  A.  m.  Es  war  z.  B.  in  den  Stiidtt?cmcinden  Preussens  (Heft  IC 
&  184)  in  188S/84  in  MilL  H.: 
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Ohno  Berlin:  Mit  Bwlin: 

AlMg*b6  lieber-       Ausgabe  üeber- 

Extrtordin.  (-  Deficit)  Kxtraordin.  (-  Deficit) 

GasanttalteD  ....  17.24  23.02  5.7S  2Ü.47  :!a.9T  10.50 
\\m^>-.TwaTkQ    .  7.85         7.55     —  0.30        12.06        ll.i^ti     —  0.10 

Andere  gemeinnützige 

AnsUdten  .    .    .    .     7.62         5.08     —  2.54        15.25   U  "_l  j4-24 

ZUsaminTn    :i2.Tl         3.>.0ä  2.'J5         58.78         59.95  6.17 

r-it  r  AbrechnuiijT  (Icr  Extraordinarien  bi-i  d.  n  Ausrnbon  stellen  sich  die  Er- 
gebüi^ü  noch  erbeblicb  gllQstiger  (bei  den  Gasanstaltea  in  beiden  Fällen  um  1.19, 
bei  d«n  Was8erw«rkon  um  3.21,  bei  den  »nderen  Anatalteti  tun  8.18  öline  and  5.98 
iiiii  Berlin,  im  (uinzen  um  bez.  7.5.'5  und  10.28  Mill.  M.).  D.  h.  die  flasatistalten 
allein  ergaben  dann  11. 69.  die  Wa^iserwerke  3.U,  alle  Anstalten  zosamueu  1().45 
MiU.  M.  Uebersehnss  fincl.  Beriin).  Theils  sind  so  also  die  Kosten  wichtiger 
städtischer  Anstalten  durch  „Gebühren''  a.  s.  w.  grossentheils  gedeckt,  theils  ander- 
weite  eigentliche  Steuern  entsprechend  weniger  gebraucht  worden.  Der  Ueborscbuss 
von  10.5  bez.  11. üU  Mill.  M.  bei  Gasanstalten  allein  ist  fast  V-«  ^ber  '/? 
slmmtlichen  directcn  Staatsstcuern  iler  Städte  (74.79  MiU.  M.).  In  den  Land- 
gemeinden war  fj'leiolizeitig  dieselljc  K'ubrik  („gcwerTjlirlie  Aiil.i£^cn  z«  Geineiudc- 
zweckcn  und  gemeinnützige  Anstalten")  nur  874,000  M.  in  Aufgabe  und  244,O0lO  M. 
in  Einnahme  (benchtoMwertli  ntmeotlich  in  der  fihetoprotinz).  (Erginzaagsheft  16, 
8.  249). 

In  Berlin  speciell  war  lS85/r»ti  (Statist  Jahrbuch  Xlll,  378)  die  Einnahme 
der  südtisclieo  Gasanstalten  (ohne  Einrechnong  des  Werths  der  OffentHeben  Beleuch- 
tung) 14.23,  die  Ausgabe  incl.  Küsten  der  öfFciitlichei»  nelenchtung)  8.95,  der  Ucber- 
scboas  5.29  MUi.  M.;  bei  den  städtisclien  Wasserwerken  1.64,  die  Mehrausgabe  bei 
den  CaaaluKtionswerken  (incl.  BlesetgOtem)  im  Ordioariiim  1.17  (Einnahme  3.88, 
worunter  1.53  Mill.  M.  Canalisationsabgaben\  die  Verwaltung  des  Centralnehmarkts 
ergab  0.42,  des  Cuntralschlachthofs  0.15  Mill.  M.  Uoberschuss.  Der  ,.Stcuercharactcr'* 
ron  Uebcrschiisscn  bei  Gasanstalten  wurde  noch  deutlicher  honrortreten ,  wenn  der 
angeregte  Plan  lunligefuhrt  wUrde,  den  <ias|ireis  der  :!it  ad  tischen  Gasanstalt  auf  den 
Kostenbefrap  herabzii-.etzen  fd.  h.  von  10  PI',  per  Kubikmeter  awf  ca  10"^  und  dafür 
auch  ujitcr  dem  Namen  „Uaasteuor"  cineu  Zuschlag  im  Betrage  di;r  Ditlereuii  zwischen 
bisherigem  Preise  und  Kostenpreis  zu  erheben,  dann  auch  gleichzeitig  vom  Gase  der 
englischen  Gasfresellschafl,  die  in  Berlin  noch  immer  neben  der  stadiisehen  in  einem 
Tkeii  de«  Weichbilds  besteht  und  nur  einen  massigen  EntschkdiguDgsbetrag  an  die 
Gemeinde  zahlt  (1885/80  461,000  H.). 

§.  00.      B.  Gebtthren  der  Yolkawirthschaftapflege. 

Hier  werden,  ohne  oftheres  Eingehen  auf  das  Einzelne,  die  oben  in  §.  50  he- 

reits  angegebenen  einzelnen  Zweige  kurz  dargestellt.  Wie  frtilier  soliun  bemerkt 
(S.  76.  85),  gehören  einige  dieser  Gebühren  nachdem  Charactcr  der  obri^rltcit- 
lichen  Functionen,  an  die  sie  sich  knüpfen  („Beglaubigung",  „Beaufsichtigung", 
„Qenehmignng"  o.  s.w.)  auch  zugleich  zu  den  Vcrwaltungs-^Amt8-)GebQhren,  aUo 
unstTAr  ersten  Ilauptclasse  von  Gebuhren.  Nach  den  nkonomi sehen  Wirkan^-pn  der 
bezüglichen  „amtlichen  Dienstleistungen"  sind  sie  aber  auch  hier  an  dicaur  Steliu  unter 
den  „Gebühren  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung"  auf  dem  Gebiete  dos  „Coltor- 
und  Wohlfalirtszwecks"  einzureihen.  Die  von  Schal!  Handbach  III,  1)1)  gerQgte 
Wiederholung  ist  also,  wie  schon  bemerkt,  eine  beabsichtigte. 

1.  BeglaubigungsgebülireD: 

a)  Eichgebühren,  für  die  amtliche  Beglaobigung  der  vom 
Priva^ewerbe  gelieferten  Maasse  und  Gewichte  darcb  StaaUh 
behörden.  Solohe  Beglanbigang  ist  im  üffentlicben  Interesse  geboten. 
Es  liesse  sich  rechtfertigen»  sie  unen^eltlich  so  leisten.  Doch  sind 


Dlgitlzed  by  Google 


GebOkie»  d«r  Tolkgwiithscb»fl8pflego, 


165 


oiässige  and  sweokmistig  abgestufte  Oebttbreo,  welche 
in  der  Regel  der  Benatser  (GescbftlltsinaiiD)  tragen  wird,  snlSesig. 
Sie  wirken  wie  eine  Art  Qewerbestener  und  tragen  flberbanpt  niebt 
immer  den  reinen  GebQhrencbaracter,  sondern  zngleicb  deiyenigen 
einer  Stener,  eo  nach  ilirer  Höbe  in  Frankreich)  wo  dann  das 
Gewerbesteuerartige  and  selbst  das  Wesen  einer  ^^iadirecteti''  Steuer 
uocb  mehr  bervortreteu. 

Vgl  B»tt,  Tolknrirthschaftspolitik,  ttber  Ifaaasweson,  §.  23U  ff.  Joliy,  Maan 
QDd  Gewicht  im  SchOnbcrg'schcn  Handbuch  I.  Deutsche  Eichfi:ebuhrentaxc  vom 
12.  Deccmber  1S<)0.  mit  mehreren  Nachträfi^en.  Neue  Taxe  vom  28.  Derembcr  1S«51. 
Die  Taxen  gcwohuUch  dreierlei  Art:  für  Eicliuug.  Berichtigung  und  i'rüfuim  uliue 
Stsnpalimg.  dann  verschiedeB  Ar  die  einzelnen  Maasse,  (iewichte.  Waagen  uti<i  doTM 
Grössen.  Die  Eiclij^ebühren  fliessen  in  dir  C<i?sa  der  Eiti/.olstaafrn,  diö  Eichungs- 
äfflter  diesen  angehören.  Auf  dem  Etat  des  Beichs  daher  die  >iormaleichuDg8- 
eoMiiMioii  ftst  nur  mit  Ausgaben.  Die  R«fonB  dee  Maaas-  und  GevichtBireaens  hat 
zeitweilig  die  Einnahme  aus  den  Eichgebühren  in  Deutschland  ziemlich  erhöht,  R. 
lA  Freusse D  (uebst  angescblosseneu  Theileu)  187U  41,S1J,  1871  32ü,S03,  1872 
ST8,414,  1873  136.279,  1674  145,784  TMr.  (amtUcb,  Pnnssischea  Haadels-ArchiT 
1S76  I,  020).  —  V.  Hock.  Ofientliche  Abgaben  S.  3ft6  (Cimcntlrungstaxen).  —  In 
Frankreich  stenenirtigo  Iluh':"  der  Eir}i'i"ehührcn .  aiirh  nach  di'm  Kriege,  wie  bei 
dcu  iodirectcn  ätnueru,  Erhöhung  der  Sät/e.  S.  Fiu.  III.  ^.  30i).  Ertrag  so  jetzt 
4%  UilL  Ft. 

b)  Gebabren  ftir  die  amtliche  BcgUubigung  des  Feinge halt s 
der  Gegen  stünde  aus  edlen  Metallen  (Pnndrung).  Die 

principielle  Frage  des  Zwangs  zu  einer  solchen  Beglaubigung  ist 
streitig.  Besteht  der  Zwang  oder  werden  Objecte  auf  Wunsch  ge- 
prtift  und  der  Feingehalt  amtlich  beglaubigt,  so  sind  luansige 
Gcbtihren  gerechtfertigt.  Auch  diese  Abgaben  gehen  naeh  Ein- 
richtung und  ILihc  wohl  mit  in  Steuern  über  (Frankreich). 

Vgl.  A.  V.  Studnitz,  gesetzliche  Regelung  des  Feiogehalu»  ron  Gold-  und 
Silbenraaren,  Pforzheim  1872,  2.  A.,  mit  reichem  legislativem  Material  Wichtig  und 
lehrreich  die  französische  Gesetzgebung  ron  1797  (10.  Bruniairc  VI).  l^rli(')hung 
der  Sätze,  in  Beuteucmnggtendenz,  1872.  Darüber  eingehend  in  Fin.  III,  S.  702 — 707. 
Ertr.^;^  5—7  ilill.  Fr.  — -  Mehr  reinen  Steucrcharacter  hat  die  britische  Steuer  ?on 
Gold-  und  Silbcrsacheu,  Fin.  III,  S.  280.  —  In  Deutschland  jetzt  Beiclisf^csetz 
iib«T  F'ciii^L'lialt  von  Gold-  und  Silberwaaren  rom  Juli  l^^sl,  :ibcr  nnr  mit  Zwanpr 
zur  Augabe  des  Feingebalts  mittelst  Stempels,  nicht  mit  amtlicbem  Stcmpelzwang  und 
<jebQlire».  —  Oesterref  eh,  ««Pnoxirang**,  amtliche  Zvangsoontn»!«,  mit  Gebtumi, 
Ges.  t/  vorn  19.  August  18S5.  Ertrag  Jihilicli  1$0^175,000  S.^  Italien.  staiioT' 
artig,  Ertrag  2  Mill.  Fr. 

c)  Gebuhren  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  Qualität 
von  Producten,  speciell  von  Fabrikaten  (z.  B.  „Linnenleggen'S 
Boeb  in  Westpbaien). 

Die  freihändlerische  Doctriu  ist  solchen  „Einmischungen"  der  Obrigkeit  abhold, 
die  Praxis  hat  sie  meistens  aufgeereben.  Die  Erfahrungen  neuerer  Zeit  mit  der  Ver- 
ichlechtufujig.  Verfilschung  und  geMindh«'it>\viJrigeu  BoschaUcnlicii  vieler  Nahrungs- 
oad  ijcuu&Miiiitcl  und  anderer  Artikel  (/.  U  Gewebe)  sind  der  olili^atorischen  oder 
facultativen  Eiiifulirung  einer  CJontrole  der  Verwaltung  wieder  guintigcr.  Die  olirifr- 
keitliciie  Beschau  von  Kahruagsmittelu ,  um  die  Abwesenheit  vuu  zuläliigun 
(uttSiIifiheB)  8cbidUdik«itaii  n  constatiieik,  ochlicest  aich  an.   Eine  ErheboBf  ron 
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OebttlMn  ftlr  die  «mülclieB  Letotanfea  mit  dem  Bestreben,  daduoli  die  Kosten  dar 

Einrichtung:  zu  docken,  also  dempemäss  nach  ihrer  Hohe  normirt,  ist  dann  gerecht- 
fertigt. Diese  üebuhren  wcrdea  etwa  wie  eine  Gewerbesteuer  mit  wirken.  Der  Oeber- 
rang  in  iodiieote  Vexbruiclisbestenmog  (z.  B.  etirt  „Flelscltstevfli^  in  dies«  Poim 
bei  Fleischschao,  in  Verbindung  mit  Schlachthöfen)  wäre  möglich  und  muss  im  con- 
crcten  Fall  wieder  nach  Besten erungägrund Sätzen  beuribeilt  werden.  Manche  der 
betretieudtiu  Thätigkeiten  werden  passend  von  Communalbohörden  ausgeübt,  die  Ue- 
bahren  dann  auch  Oommon^fobabraa  irerden.  Einigs  dieser  Gebldiftt&  sehen  in  die 
üplgende  Kategorie  mit  Uber. 

In  Berlin  z.  B.  lSS5/^t(>  Kosten  der  studtischon  biuischschau  2b2,O00  M.  (davou 
Eafsobftdipuif  en  IldBchbeechaaer  143,000  M.),  Sdunsebttbran  262,000  IL  (ßtattst 
Jalubnch  XIQ,  381). 

2.  AafBiehtBgebtihren.  Sie  haben  ihren  Plats  da,  wo  im 
5ffenflicheD  iDtereose  Uber  PriratwirihoGhaftsbetriebe  eine  amtJiehe 
Aufsicht  gelahrt  wird,  um  Fährliehkelten  fttr  das  Pnblicnm  an  ver- 
httten,  das  Arbeitspersonal  vor  Nachtbeilen  an  schtttsen,  die  techniseh 
richtige  und  Ökonomisch  sfMirsame  Ansnittznng  von  Natarscliäteen 
Seitens  privater  Eigenthflmer  und  Bewirthschaller  zu  verbürgen 
n.  dgl.  m.  Das  Ob  nnd  Wie  dieser  staatlichen  y^EInmisehoDg"  ist 
öfters  strittig,  aber  mehr  im  Einzelnen,  als  im  Princip.  Das  Gebiet 
gewinnt  auch  liach  neueren  Erfahrungen  \\  ieder  an  Aubdehuuog. 
Die  uneutgeltliche  Leistung  der  Aulsicht  kummt  vor  (z.  B.  bei  den 
Fabriken).  Gebühren  sind  aber  allgemein  zur  Kostendeckung  der 
Eiurichtunü:  ircrechtfertifff.  Selbst  der  teclinisch  dureh  Regulirung 
und  Erhrihiiii^  der  Ab^^aliesHtze  leicht  durchführbare  und  vor- 
gekommene Lebergang  der  Gebühr  in  Steuer  ist  unter  Umständen 
nach  Besteucrnngsgrundsätzeu  zu  rechtfertigen. 

Wichtigere  Beispiele  sind: 

a)  Apotbekenrevisionen  und  GebOhren  dnfbr.    Aebnllebe  Beriiion  fon 

Privatheilanstalten  u.  dgl.  Für  Visitation  der  Apotheken  im  frnnzOeischen  Etet 
jetzt  über  30Ü.0Ü0  Fr.  jahrlich  (Fiu.  III,  S.  783>. 

b)  Dampf kessel- Trüben  und  -Revisioucu  und  (jebühruu  dafür.  Auch 
weiter  Controlen  besonders  getahrlicher  Rotriebc  (Exploeiensstofib  Q.  d^  a.,  in  EYuik* 
reich  Mineralwasscrfabriken),  Kisenbali  n  -  Ho>ichti2:inig:fn  \i.  s,  \v. 

c)  Fa briliaufsicht,  um  zu  sehen,  ob  und  wie  die  sogenannten  Fabhigesetzc 
(Aibriteisdiotzgesetze)  darchgeftihrt  werden.  Gebühren  znr  Kostendeckung  dieMr 
Aufsicht  Srit<     der  Fabrikanten  sind  nicht  üblich,  aber  wären  allcnfalk  statthaft. 

d)  Ocbubiun  fUr  die  Aufsicht  von  Privat-Bergwerken  (Aasabung  der 
„Berghoheit**  in  diesem  Sinne).  Im  Intereese  der  Sidierheit  des  Betriebs  nnd 
dauernderer  Betricbsfähigkeit  des  Werks  ist  solche  Aufsicht  geschichtlich  vielfach 
vorgekommen,  hat  sich  modificirt  meist  bis  in  die  fiepenwart  erhalten,  ist  auch  prin- 
cipieli  gerechtfertigt  und  war  dann  und  ist  zum  Thcil  uücL  jetzt  uut  Gcbubreu  ver- 
bunden, welche  fceilich  nach  ihrer  Höhe  leicht  in  Steuern  ubergehen  können.  Zu- 
sammenhan«r  mit  eigentlichen  Bergworkssteuern.  (Bau,  Fin.  I,  §.  182.  Nach 
preussischem  (iesetz  vom  12.  Mai  Ibdl  eine  Auf^ichtssteuur  von  1"/«  dos  Roh- 
ertrags. S.  meine  Abfaendlnng  directe  Stenern  im  SchAnbeif^'schen  lUndbucb, 
2.  A.  III,  §.  89.    Arndt,  in  fonrad's  Jahrbüchern  isvi.) 

e)  Gebühren  für  die  Aufsicht  von  Pri?nt-,  Corporations-,  (iemeindeforntcn 
durch  den  Staat  (Aasttbung  der  „Forsthoheit'*  in  diesem  Sinne).  Ton  dieser 
Aufsicht  gilt  Aehiiliches  wie  von  derjenigen  für  Bergwerke.  Besonders  kommt  die 
Gefahr  leichtfertiger  und  gewitinsncbti£^cr  Abholzung  oder  zu  trri«ser  Ausholznng 
Seitens  der  Phvaieigenthlimei  lu  Beti-nchi.  Oebuhreu  für  diuoc  Aulaioht  sind  zuU^sig, 
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Hieher  gehört  n6k  du  ««B^förslomsgflprebahi^  Ar  die  Mttbeirirtbsobaftiinf 

der  Gemeinde-  und  Stiftunj«;Traldnnpcn  durch  S taa täforstboamte.  (liixu,  Viu.  I, 
^.  245.  Nach  dem  französischen  Code  forosticr  Art.  1806  jährlich  durch  das 
Flans-Gesels  bastfinnit  und  nach  der  GrandateDer  aufgelegt.)  Rozngliche  Gebohren 
können  auch  unter  Classe  4  unten  mit  eingereiht  werden. 

f)  Gebühren  far  die  Aufsicht  Uber  die  Aus u  bung  der  Jagd  und  Fischerei, 
um  die  iBDehmitoug  der  SchoazolteD  sicher  zu  stellen  u.  6.  v.  Die  ,^agdächcin- 
g»bOhMii**  (unteii  Nr.  3,  c)  ItOuMii  gleichieitif  hietHkr  mit  dion«Mi. 

3.  ErlaobDissgebtthren:  flir  die  Gewfthning  der  behOrd- 
liehen  Erlanboiss,  priTatwirthschaftHche  UDterDehmnn^en  herzustellen 

und  zu  betreiben,  einzelne  Tliiitigkcitcu  voizuiiehuicn,  gewisse  Be- 
rufe auszuiibeu  u.  s.w.,  daher  anch  „Concessiüus^^ebUhren** 
zu  nennen  — .  „Gebühren"  sind  die  betreffenden  Abgaben  nur  unter 
zwei  Voraussetzungen:  dags  niibt  schon  dm  geoicine  Recht  hier 
allgemeine  Freiheit  der  Bewegung  gewährt,  denn  sonst  wUre  die  in 
einzelnen  Fallen  erhobene  Abgabe  von  vornlu  rein  „J^teuei  * ;  ferner 
dass  die  Ab^^abe  nach  Maassstab  und  llühc  nur  den  Zweek 
Terfolgt,  fflr  die  noth wendige  Mühewaltung  und  Kosten  der  Behörde 
Ersatz  oder  Beitrag  zum  Ersatz  zu  leisten»  andernfalls,  also  nament- 
lich bei  grösserer  üöhe,  würde  sie  wieder  „Steuer".  Je  nach  der 
Gestaltung  des  Gewerbereehts,  der  KnUpfung  des  Rechts,  einen 
Beruf  auszuüben,  an  den  Nachweis  der  Fähigkeit  —  wo 
dann  ancb  liberale  Berufe  in  Betracht  kommen  —  hat  dies  6e- 
btthrengebiet  einen  yeraebiedenen  Character  nnd  eine  versebiedene 
Ausdehnung.  Prineipiell  ist  es  berechtigt.  Der  Uebergaog  der 
Gebühr  in  Steuer  kommt  vor  und  ist  nach  Beateuerungsgrundsätzen 
mitonter  zulSssig  (z.  B.  Erhebung  einer  Luzosstener  in  der  Abgabe 
fUt  Jagdscheine). 

Wichtigere  Beispiele  aus  der  Gegenwart  bind: 

a)  Gebühren  für  die  Ableguug  des  F&b i ^ k l  i t^iiach  weises  for  OOeadicbeii 
Behörden.  Z.  B.  Prüfungsgebühren  der  Secschitt»  r  fur  «Ii.»  Schifler-  und  Steuer- 
mann^prufuug  1,5,  bez.  fur  die  Prüfung  zur  grossen  Fahrt  lu  Thlr.),  nach  reichsgesetz- 
lieber  Bestimmung  rom  30.  Mai  1870  in  Dentscblaod.  Der  Ertrag:  fliesst  in  die 
Laadesca»9en.  Die  bundesr&thliche  Commission  ron  1ST7  beantrapt<^,  eine  Beicha^ 
gebühr  daoebeo  too  10  M.,  ferner  für  Approbaiion&schcine  der  Acrzte  und  Apo- 
tbeter  ron  20  M. 

b)  Specicllo  ConcctsionsgebOhren  fur  cli:-  T' dit,  eine  gewisse  Untcrnehmuuij 
einzurichten  oder  so  und  zu  betreiben  u.  s.  w.,  wo  die  Behörde  begutachtend  und 
bcau&ichtiücnd  mitwirken  uuss:  z.  B.  Gebühren  fUr  Concessionen  v^on  Eisenbahnen, 
Can&len.  Stnaieo,  ScbilifiüiitBbetiieb,  ron  Fabiiken  biMicfatUdi  der  BeBobaffenheit  der 
Geverbsanlage  u.  dgl.  m. 

c)  Gebühren  für  das  Becht  der  Ausübung  der  Jagd  (Jagdscheine).  Diese 
rertoeitete  Ab^be  gebt  leicbt  in  Steuer  über.  So  in  EnfUnd.  NonnaJntc  im 
Jtbre  3  Pf.  St.,  Ertrag-  an  l^fKOnO  Pf.  Siaatsstcncr  (Fin.  III.  S.  in  Krank- 
reicb  jetzt  18  Fr.  für  den  Staat,  10  Fr.  für  die  Gemeiudu,  Ertrag  bez.  7  und  4  Hill. 
FIninot  (Ffai.  III.  8.  568);  in  Preossen  (Jagdpolizeigo.HeU  vom  7.  Hire  1850)  Jagd- 
•flheine  für  Ausnbung  der  Jagd  vorgeschrieben.    Kosten  1  Thlr.,  al-s  Kreisabgabe. 

d)  Liceozgebühren  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von  Gast-  und 
ScbanItgewerbeD ,  Lotterien  u.  dgL  m.   l3iese  Qebtthren  bnben  walL  dm  Gon- 
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cessionsfttbtthfen  und  doii  aUgemoiDen  AufsichtsgebUhran  Verwandtsdiftft,  indein  sie 
als  Beitrag  zur  Kostendeckmi^r  bubonderer  Uüberwachans  u.  (1^:1.  dienen.  Vornemlich 
8tdl«i)  sio  ftber,  zumal  In  Uoheu  SäUdo  (Englandj,  eine  Art  speciellor  tie- 
weibesteoer  and  ereotaell  indirecier  VerbraiicbsBteiier  dar  und  sind  dalier 
nach  andcicii  Kücksiclifm  zu  1>eurthoilen.  Mehrfach  stehen  sie  mit  der  Yeranlat^unp.- 
tochuik  der  betretlendeo  iadirectea  Steuem  ia  Vorbindung.  S.  Uber  England  Fiu.  111, 
8.  929^898,  Ertrag  (für  den  8ta«t)  2  MilL  Pü  St.  gegenwärtig;  Uber  Frankreich 
ob.  passim,  besonders  §.  304.  Ertnf  jetst  1$  UiU.  EV. 

c)  Patcnt|;ebUhren.  Hier  sind  genau  genommen  zweierlei  Arten  von  Ab- 
gaben zu  ontcrscheiden :  eloiual  eigentliche,  meistens  fixe  Uebuhrcu,  als  Beitrag 
zur  Kostendeokmi^  des  ftSnitUcben  PitentweseBS  oder  ab  Enatz  für  die  Httbewaltosg 

der  Behörde  bei  der  Erlcdignng  der  Pateiitgcsuche ;  sodann  Abgaben  in  im  ist  mit 
der  Dauer  des  Patentä  stoigoudon  Sätzen,  welche  waaentlich  eine  Vergütung  für 
die  Verleihang  des  ^ttenbeehts  ab  solebeii  biidm  sollen  und  nicht  den  Character 
der  reinen  Gebühr,  sondern  den  einer  Steuer  haben.  Die  erste  Art  der  Abgabe  ist 
als  Gebtllir  durchaus  gerechtfertigt.  Die  zweite  empfiehlt  sich  gnitidsät/lich.  und  zwar 
auch  in  den  üblichen  progressiven  Sätzen,  die  mit  darauf  hinwirken  sollen,  dass  ein 
Patent  niCht  unnOthig  lange  aufrecht  erhalten  wird,  und  nach  dem  \\  esen  des  j^^anzen 
Patentrechts,  was  indessen  hier  nicht  näher  bepründet  werden  k:inn.  Die  Fraj^e  der 
Patentgebuhren  hängt  eng  mit  der  iranzen  Einrichtung  des  Patentwesens  und  mit 
gewissen  piincipiellen  wirthschaftlichen  und  rechtlichen  Punctcn  desselben  zusamineii. 
S.  Klostermann  im  Schönberg'schen  Handbuch  (2.  A.  H,  S.  Daselbst  die 

GebObrensätze  in  einigen  Uanptstaaten ;  auch  Klostermann,  Patcnlgcsetzgebong, 
2.  Am  Bertin  1876.  S.  176  ff.  Kach  dem  deutscben  Belchsgesetz  ttber  Patente  rom 
25.  Mai  1S77  sind  bei  der  Anmcldan?  eines  Patcntfesurhs  „für  die  Kosten  de.s 
Verfahrens''  20  M.,  dann  fur  die  Ertheilang  des  Patents  30  M.,  im  2.  und 
jedem  folgenden  Jabre  bis  znm  Ablanf  des  Patents  (Uaximiiin  15  Jahr)  50  M.  jähr- 
lich melir  /n  zahlen,  also  750  M.  Maviuial^atz.  Die  Kosten  des  Patentamts  sind  von 
5— C'OO.ODii  M.  anfangs,  auf  ca.  750,000  M.  jetzt  (l>>89/90),  die  Einnahme  ans  Pafent- 
gebülireii  für  die  Keichscassc.  noch  fortwahrend  (auch  wei:en  des  ProfTressivtarifs) 
gesfieucn,  1884  1.27.  1888/89  1.78  Mill.  M.  —  G  rossb  ri  ta  n  n  i  en .  .s.  Fin.  III, 
S.  265.  Ertrag  ca.  100,000  Pf  St  —  Frank r  -ir),   ^  rh.  §.  2.17.  Ertrap  2.2  Mill,  Frcs. 

Unter  der  erstgenannten  Patentabgabe  kumi  auch  noch  eine  besondere  Be- 
gistergebuhr  vorkommen,  ähnlich  wie  Gobfthreii  für  die  Eintrsgnngen  in  die 
(literarischen)  Urheber-,  in  die  Mustersi  hntz-  und  d\c  l^farkenschutzregister. 
Ihrem  Wesen  nach  sind  diese  BegistergebUhrcn  von  der  eigentlichen  Patentgebtlhr 
rerscbieden.  Devtscbes  Ifnsterschntzgesetz  rem  II.  Janoar  1876:  Für  jede  Efn» 
tragung  oder  Kicderlegung  von  Mustern  1  M.  per  Jalir  für  die  ersten  3,  2  M.  für 
das  4.  bis  10.,  3  M.  fUr  das  11.  bis  13.  Jahr,  Eintragungäscbein  und  Auszug  aus 
Kegibtcrn  je  1  M.  —  Dentscbes  Hsiienscbntrgesete  vom  80.  NoT^mber  !874. 

4.  Gebuhren  ftlr  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  anderer 
öflfciit lieber  Körper  bei  dci  Durchftiliruug  von  Schutz-  und  Nutz- 
maaa sre^^  c  1  n  verschiedener  Art,  so  gegen  Wassersgefahr, 
von  landwirtiisc  haftlichen  Kefornien,  von  Bodenmelio- 
rationen  u.  dgl.  m.,  beim  Betrieb  der  Forstwirthschaft, 
des  Bergbaus,  der  Ge werke  der  Privaten  u.  s.  w.  Die  Mit- 
wirknng  kann  in  der  EiDriehtnng  von  Behörden  zur  Leitung  nud 
Ausführung  der  Maaesregel  oder  in  der  BereitsteUung  von  Staats- 
beamten fttr  die  Zwecke  der  Privatbetriebe  bestehen. 

Die  bezQgUefaeD  F&lle  können  auch  in  solche  übergehen,  wo  der  Staat,  der 
Selbstrcrwalfrinjrsltörper  eine  Schutz-  oder  Nut/.inassre^.  1  fur  sicli  selbst,  bez.  im  all- 
gemeinen ölientUoben  Interesse  ausfuhrt,  aber  wegen  der  Bevirkung  eines  gleich- 
seiiigeD  sepMstflo  Priiilnitieiis  spocisJle  PrintintereBieiiteii  zo  BeitrK^ea  mit  b«m- 
gezogen  weid»i  (Wftflserbsiibeitr&ge,  MeliorAtiOBSbeitrige  von  Qraid-  und 
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Ilau^bi      in,  gawen  Goneindeu,  Kraiaoii,  Promzeo  ta  StafttflQDtefoehmangva 

dieser  Art). 

Die  Nothwendi^keit  imd  principielle  Hereelitigawg  8oieher  Mit- 
wirkungen kann  im  Allgemeinen,  aller  j^eschichtliehen  Erfahrung 
gcgcnlihcr,  nicht  wohl  bestritten  werden.  Im  einzelnen  Fall  wird 
aber  vorsichtige  Erwägung  aller  Verhältnisse  geboten  sein,  ob, 
wanOy  wie,  nnter  welchen  pecuniäreQ  Bedingungen  sie  erfolgen  soll. 
Wo  sich  irgendwie  die  Sache  einrichten  lässt  aod  die  Unentgelt- 
lichkeit  der  Leistung  oder  Hilfe  nicht  aus  triftigen  volkswirthschaft- 
lichen,  sooialpolitischen  und  dergleichen  Orttoden  erfolgt,  sind 
Gebühren  nnd  Beiträge  der  Privatinteressenten  zn  erheben,  im 
Einzelnen  nach  der  Art  der  Fälle  manchfaeh  in  Form  nnd  Höhe 
rerschieden. 

Wasserbaubeiträj^o  ao  den  Staat  in  Buden.  Deicbabgaben  sind  meist 
Einnabine  der  besonderau  Deichverbiado.  Das  Detail  gehört  nicht  hierher.  S.  auch 
«nten  §.  74. 

5.  Gebühren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
und  Einrichtungen^  welche  für  einzelne  Zweige  der  materiellen 
Production  dienen,  Seitens  dir  Privaten,  z.  B.  Gebühren  in  Staats- 
gest (iten,  Productensfinimlungcn ,  Baumsebnlen  i\.  m.  An 
sieh  gerechtfertigt,  können  auch  diese  Gebühren  doch  nntunter  ab- 
sichtHcb  so  niedrig  angesetzt  oder  ganz  erlassen  werden,  um  im 
allgemeinen  volkswirthsehat'tliehen  Interesse  die  befiaere  Entwicklaog 
einzelner  Productionszwcige  zu  begünstigen. 

Auch  hier  kaan  nicht  näher  auf  das  Einzelne  eingegangen  werden.  Es  gehört 
in  die  Volkswirthscbaftspolitik.  Finanziell  am  Wichtigsten  sind  die  Einnahmen  der 
StaatägestUte  für  Sprunggelder,  dcn-n  Erhebung  auch  aus  sadlUchen  GrOndcn 
passend  ist,  aber,  wie  auch  die  s-anze  Uegelung  dieser  Gebühren,  rorneuiUch  nach 
voliswirthschaftlichcn  Gcsichtspuucten  erfolgen  hat.  Einnahme  der  preussischcn 
Geetttt?«rwahuntr  jetzt  2.1—2.3  Mill.  M..  im  Etat  far  1889/90  2.12  Mill.  M.,  davon 
Spranc:-  und  FuUengeld  1.437  Mill.  M.  (in  v<-rb<  liiodc-ndii  Sitten),  neben  einer  Go- 
ijaiiuntaui>gabu  der  Gcstütverwaltung  von  i.^ii  Mill.  M. 

Im  Staats-,  wie  Comninnalhaushalt  kommen  noch  manche 
einzelne  ilhnliche  Gebühren  ausser  den  in  diesem  Paragraphen  ge- 
nannten vor.  Es  ist  das  im  Allgemeinen  berechtigt,  um  Special- 
leistuugen  oder  Vortlicilo  oder  Kostenbestreitungen  für  einzelne 
Interessenten,  den  Fordernngeu  richtiger  Finanzpolitik  gemäss,  au(  h 
von  diesen  Personen  möglichst  vergtiten  zu  lassen,  Ni(d!t  inimer 
„zu  vieP',  sondern  „zu  wenig"  Fiscalismus  ist  hier  mitunter  zu 
tadeln,  weil  dadurch  falscher  Communismus  zu  Gunsten  Einzelner, 
öfters  selbst  Gutsitairter,  aaf  Kosten  des  gemeinen  Säckels*'  be- 
trieben  wird. 
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Zweiter  Hftaptabschnitt 
Höhe  und  Erhebungsform  der  Gebühren. 

1.  AbscltDitt 
HVhe  4er  Gebllireii. 

I.  —  §.  67.  Allgemeine  Grundsätse*  Sie  ergeben  sich* 
für  die  einzelneu  Kategorieen  der  Gebühren  aus  der  Betrachtung 
des  Verhältnisses )  in  welchem  bei  der  betreffenden  öfTentlichen 
Tb&tigkeit  das  allgemeine  üffentliehe  aod  das  Privat- 
interesse Binzelner,  dann  die  Kostenverursachnng  durch 
jenes  and  dnreh  dieses  steht.  Natttrlicb  mnss  man  sieb  bier  in  der 
Regel  mit  ungefähren  Vergleichttngen  und  Abwägungen  begntigen, 
welehe  aber  fiKr  den  Zweclc  ancb  ansreicben.  Hanebe  Fingerzeige 
enthalten  bereits  die  Ansftthrnngen  in  den  vorbeigebenden  Ab- 
sebnitten. 

Absolute  Regeln  uod  Grundsätze  ftir.die  richtige  Höhe  der 
Gebühren  lassen  sich  wieder  nicht  aufstellen,  weder  im  All- 
gemeinen, noch  für  die  cinzehicn  Kategorieen. 

Deuu  nach  dcu  ^i^oit-  uuJ  Laudoüveihaltuisseo,  uacli  dcu  lierrscheadeu  Aoschau* 
HDfen  vom  Recht  und  ron  der  N<»tbweDdigkeit  und  ^«ckm&ssigkeit  dor  FSrderanif 
der  Cultur  und  Volkswirthicliaft  durch  die  dirocfo  Mitvirkun^  des  Staats  nnd  der 
öil'cntlicbea  Körper  iat  das  maassgebendo  YcrliällJii&s  zvbcbea  öUeutUcbum  und  Privat- 
iotereaee  b«i  einer  SfeDtlichen  Tbitlgkeit  selbst  vencbieden  oder  —  vas  wat  deaselbe 
hiiwiiskoiDait  —  wird  et  reneUeden  beonheilt. 

Man  muss  sich  daher  darauf  besebiHnlLen,  fflr  gewisse 
Perioden  und  Länder,  in  denen  im  Grossen  und  Ganzen 
weiii^btens  eine  Gleichmässigkeit  der  Verhältnisse,  der  mit 
in  Betracht  kommenden  Factoren,  der  Anschauungen  besteht,  Hegeln 
Ton  stets  mehr  oder  weniger  historischer  und  Ortlicher  Rela- 
tivität zu  gewinnen,  so  insbesondere  jetzt  für  die  heutigen 
Cultur  Völker  der  euroj)iiischeu  CiviliBaiion. 

Ueberau  in  der  Praxis  spricht  aber  gerade  in  der  Frage  der 
Hübe  der  Gebtiliren  auch  die  geschichtliche  Entwicklung 
der  Finanzen  und  die  bestehende  F i  n  a  n  z  1  n  ^j; e  mit  und,  auch 
theoretisch  betrachtet,  berechtigterniaagsen,  weil  immer  ein  Spiel- 
raum für  die  Höhe  der  Sätze  zugegeben  werden  kann. 

Man  wird  daher  auf  <  iuL  riclstigc  Hciho  der  (ieJnilirrn  liiiiwirken,  aber  für  die 
IjiugwUltungen,  besonders  fUr  solche,  weiche  mit  einer  Yerinüiderung  der  öffentlichen 
EiiiDabiiien  ferbiiiiden  sind,  Zeit  gewähren  und  paseende  Gelegenheit  wahr- 
nehmen müssen.  Die  zu  starke  Tlifitaasetzung;  vorhandener  Fiiatizintercsson  im 
(iebulrenveseii  Seittiu»  der  Theorie  vird  nur  zu  loiulit  Ueformeo  in  der  Praxia 
beniBion. 
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Da  in  manehen  Fillen  der  Uebergang  der  Gebtibr  in 
«DOD  priTatwIrtbsehaftlicben  Preis  und  Gewinn  und  in 
OD«  Stener  möglicb  ist  und  vorkommt,  wie  wir  wiederholt  im 

Voransgch enden  sahen,  so  wird  aucli  Uir  die  Wissenschali  iiiii' 
StelluügDabme  zu  der  Frage  geboten,  ob,  wann,  wie  und  wie  weil, 
insbesondere  in  welcher  Höbe  des  Abgabesatzes  eine  solche  Ge- 
staltnng  prineipiell  zulässig  sei.  Ohne  Weiteres  und  unbedingt  darf 
sie  auch  von  der  Wisseuschai't  nicht  abgewiesen  werden.  Nur 
mnss  die  letztere  den  verschiedenartigen  Character  einer  solchen 
den  Namen  ., Gebühr'*  lührenden  Abgabe  hervorheben,  das  Steuer- 
element darin  nach  Besteueruogsgesicbtspuucteo  beurtheilen  und 
befürworten,  dass  in  der  Praxis,  d.  h.  in  den  FinanzrechnungeD 
ood  iD  der  Finanzstatistik,  nach  Möglicbkeit  eine  Trennang  der 
mebiedenen  BeBtandtheile  erfolgt 

V^cicbe  :>cbwioriffkeitea  hier  rorÜegon  und  bei  wulcbea  sogenaacten  GebUbrea 
«Idie  TerliiltofMe  vorkommeii  und  erentoell  Uebergäugo  in  Steuern  berechtigt  ilnd, 

iit  in  den  voraosgehonden  Abschnitten  mehrfacb  berührt  worden.  Vgl.  Stein.  Fin.. 
I.  A.,  S.  267  C,  mit  viel  Wülkarlicbem  und  —  trotz  der  gcgentheiligeu  Yerbicherung 
der  „KJarbeif*  —  mit  viel  Unltlarem  in  der  Beantwortung.  Die  Höhe  der  GebOhr 
MÜe  weder  nach  dem  Werth  der  Leistung  fttr  den  Gebuhrenpflichtigen,  noch  nach 
den  Kosten  derselben  für  die  Rej^itrung  bemessen  werden,  theils  weil  man  beides 
Bicht  berechnen  könne,  ilieils  weil  die  kosten  mit  düiu  W  erth  i'ur  den  Einzelnen  uicht 
in  Veriiiltniss  ständen.  Die  Gebtthr  habe  vielmehr  den  Character  derVerkehrs- 
^teocr  (!  während  Stein  gerade  sonst  streng  Gebühr  und  diese  Steuer  unterschoi  i  tv 
<^  Höhe  der  Gebühr  sei  ein  Steuorfuss.  entweder  nichtssagend  ist  oder  ciwad 
mu  Fldsdiee  tagt  Dabei  die  onerAdlbare  Perderong,  dan  die  Gebfthr  dorch  ihre 
Höhe  dt-n  Einzelneii  nicht  von  doni  mit  Cii  hühr  l)clef;ton  Verlichniact  abhalte.  Ganz 
viUkftiUch  ist  die  Forderung,  dass  bei  „örtlichen  Aulagen"  Voraiasuog  und  Amorti- 
tttioB  des  Anlagekapitab  aiw  den  Gobtthren,  die  Kosten  der  Venraltiinf  ant  den 
Stenern  gedeckt  worden  sollen.  In  der  neaeeten  Auflage  i.5.)  wieder  andcnt  (IL  1, 
^4):  „oberst^ä  I'rincip  alles  (jebUhreDfuss^'s.  dass  die  H5he  jeder  Gebühr  im  nm- 
gekebrten  Vürhäitniss  zu  der  Häufigiieit  ihre^  Vorkommens  stehen  imi!>^c", 
denn  je  seltener  aie  sei,  desto  mehr  herrsche  in  ihr  der  individuelle  Character,  das 
iodiriduelie  Interesse.  Daher  nur  sehr  nicdricre  Gerichts-  und  Verwaltungsirebahrcn, 
sehr  hohe  für  fachmännische  Thätigkeiton  (Schätzungen,  Gutachten).  Es  läuft  dies 
ebigemaaMen  anf  daaselbe  hinaas,  wie  in  meiner  Theorie  (1.  Aofl.  §.  317  ff),  die 
Stein  tilrit;  nicht  kennt  oder  ignorirt.  Die  zugespitzte  Formulirun-r  der  Antwort 
aaf  die  Frage  nach  der  Höhe  der  Geblübren  thut  den  Dingen  aber,  wie  so  oft  bei 
%ein,  GevaU  an  nnd  gencratisirt  riet  m  sehr. 

In  ähnlicher  Weise  sind  von  der  Wissensebaft  diejenigen  Fällei 
welche  prioeipiell  und  praetiseb  gar  niebt  Oebabren,  sondern 
nnr  In  Gebfibrenfonn  gekleidete  Stenern  sind  —  wie  mebrfaeb 
taf  dem  Gebiete  der  Rechts- ,  der  Geriehtsgebttbreii  —  aas  dem 
GebllbrenwcseD  gant  ansEnseheideny  die  betreffenden  Abgaben  nach 
»Ob'*  nnd  Hobe  ans  Bestenerangsgesicbtspnncten  zn  beurtheilen 
nnd  ist  dann  ebenfalls  ihre  möglichste- Ansseheidang  ans  dem  Ge- 
Mr^nwesen  in  der  Praxis  i^nznregen. 
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IL  —  §.  68.  Einielne  leitende  Grondsätie.  Naeb 
dem  Gesagten  dQrfen  fttr  nnsere  Zeit  und  nnsete  Staaten  wohl 
folgende  aufgestellt  werden: 

1.  Am  Niedrigsten  sollen  im  Ganzen  dieRecbts-  und  die 
alljje  ai  einen  Ver w  a  1 1  u  iig  öge  b  ü  hren  sein. 

Denn  hier  handelt  ca  stich  immer  am  die  Vcrwirklichan^  der  —  namenüioli 
roni  modenien  Rcchtsbcwusstscin  —  als  die  wesentlichsten  anerkannten  Aufgaben 
Hm  Staats:  win  die  jiractische  DurchfQhruriü:  und  Aufrechterhaltung  der  ganzen  Rechts- 
ordiiun^.  Daä  Ucdauuuitintcrcsse  steht  hier  vuruu,  auch  wenn  dem  Einzelnen  ein 
specieller  Vortheil,  z.  B.  in  einer  Ancrkenuang  eines  bestrittenen  Rechts,  zu  Thcil 
■wird.  Nur  wo  J«>iiiaiid  durch  s<  ine  Schuld  eine  Staatsth;itif;kcit  uMhli:  macht  (/.  B. 
in  der  Cnmiualjustiz,  bei  leichtsinnigen  Ci?ilpn>cesscn)  oder  vo  die  oticntUcbc  Thäli^- 
keit  fttr  den  Nutzniesser  BchoR  einen  genaner  bestimmbaren  Akonomisebea  Werth  htk, 
wie  auf  manchen  Gebieten  der  allgemeinen  Vcrwaltungsgebühr  n ,  sind  höhere  Ge- 
bühren, crentuell  bis  zum  Betrage  der  Kostendeckaog,  statthaft,  mitunter  selbst  geboten. 
NatOrlich  gilt  das  Gesagte  nur.  soweit  die  betrcflTeoden  Abgaben  als  MGeblÜireii",  nicht 
soweit  sie  als.  eventuell  berechtigte,  „Steuern**  in  Betracht  kommen,  wo  dann  anch 
h&here  Sätze  richtii^  sein  können.    f§.  3n— 45.> 

2.  Nächst  dem  sind  die  Gebtiliren  im  Gesundheitswesen, 
soweit  sie  überhaupt  snlässig  erscheinen,  möglichst  niedrig 
anzusetzen.   (§.  47.) 

3.  Auch  die  Gebühren  im  Unterrichts^  und  Büdunga- 
wesen  sind  thunlich  niedrig  zu  halten,  und  zwar  um  so  niedriger, 
je  niedriger  der  Rang  der  beti'effenden  Schule  und  je  erwtlnscbter 
die  Verbreitung  eines  Bildnngsmittels  ist.  Daher  hie  and  da  Un- 
entgeltlichkeit statt  Gebtlbr,  aber  anderseits  auch,  zumal  bei  höheren 
Schulen,  eine  genllgende  Hobe  der  Gebühren,  um  eine  angemessene 
Betheiligung  des  Einzelnen  an  der  Kostentragung  herbeizuftlhren. 

(8. 

4.  floher  dürfen  im  Allgemeinen  und  müssen  meistens  die 
Gebühren  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  sein. 
(§.  49-66.) 

Denn  liier  handelt  es  sich  grossen dicüs  nra  materielle  Leistungen  des  Staats 

und  der  anderen  Öllentli  lien  Körper,  oft  erheblicheu  Kosteubetrags,  —  Leistungen, 
deren  ökonomisch*  !"  \\  ertli  vielfach  ein  njchr  individueller,  sich  unter  den  Eirizelneo 
mehr  difrcrenzirendcr,  lur  den  Kin^ulncn  eher  /.n  bestimmen  ist.  während  die  Leistung 
für  das  Ganze  nicht  immer  eine  \viiklu]i  alliieiacine  Bedeutung  hat  Aof  diesem 
Gebiet  liegt  auch  keine  so  principiell  iiuth wendige  und  so  l>-:?tiniuit  begrenzte  Auf- 
gabe des  Staats  u.  s.  w.  vor.  Der  Wechsel  zwischen  Pricat-  und  ödeutlichor  Thätig- 
keit  ist  geschichtlich  hinfig.  Im  1^11  der  Privatfülfsorge  fttr  die  Leistung  hat  der 
Einzelne  dann  ohnehin  den  priratwirthschaftlichcu  Preis  zu  eutrichten. 

Unter  den  verschiedenen  Tolkswirtbschaftlicben  Gebuhren  miissen 
diejenigen  am  Niedrigsten  sein,  welche  sich  an  Tbätigkeiten 
von  erheblichem  allgemeinen  Interesse  und  an  dem  Staate  als 
solchem  (der  Gemeinde  n.  s.  w.)  besonders  oder  ausscbliessHeh 
eignende  Functionen  knüpfen;  diejenigen  am  Höchsten,  wo  das 
individuelle  Interesse  ganz  überwiegt,  die  Differenztmng  der  Oko- 
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DomiBchen  Wirkiingeii  lür  die  cin/.ehuüi  Nat/niesser  oder  Benutzer 
einer  ötVentiiclien  Leistung  unverkennbar,  das  Maass  davon  selbst, 
wenigstens  ungefähr,  bestimmbar  und  die  Uebernabme  der  Thätig- 
keit  durch  den  Staat  oder  durch  einen  Selbstverwaltungskürper 
weniger  nothwcndi^  ist. 

Daher  iu  Btitretf  der  einzelnen  Kategoriecn,  unter  Bezugnahme  auf  manche 
Bemerkuiigcu  in  den  Abschnitten  Uber  das  System  der  Gebuhren,  etwa  folgender- 
nwueen: 

a)  Sehr  niedrig,  mit  ercnttiflltni  Debereranp  des  Oebübrcnprincips  in  oder 
Ann&heruug  an  das  I'riucip  Ult  reinen  Ausgabe:  dio  m«ibten  Beglau bigungs- 
(einscbliesslich  der  unter  denselben  (jesichtsinmct  fallenden  Manzprägegcbuhr)« 
Beschau-,  Aufsichts-,  -xncb  Erlaubnissgebtlhren,  letztere  jedoch  nnr  dann, 
wenn  die  gewährte  Erlau buiüs  ^Concession)  nicht  zu  besonderen  ökonomitichcn  Yor- 
thoiloii  fBr  den  Betreffenden  ftüut,  in  welchen  Fnlle  ant«  Ünsüiiden  grade  sehf 
hohe  Gebühren,  ü  dann  eine  <jewinnbcthoiligong  des  nffentlicheu  Körpers  an  dem 
ConceseionsButeruehmeu  darstellen,  berechtigt  wären  (Apotheken - Conceaaionen !). 
(§.  M,  il.) 

b)  Auch  niedrig,  aber  unter  Umständen  etwas  höher  als  in  der  vorigen 
Kategorie:  die  Wegegelder  auf  gewöhnlichen  und  Kunststrassen  bei  intensiverer 
Yerkehrsentwicklung,  Fortfall  des  Wegegelds  unter  Umstanden  vorbehalten.  (§.  55 — 5S.) 

c)  Höher,  nach  dem  Zielpuncte  völliger  oder  fast  völliger  Kostendeckung,  im 
Allgemeinen  unter  die  Kosten  aacb  die  Zinsen  und  Tilgnn2:sqnöten  des  Anlage- 
kapitals gerechnet,  induhsen  Zuächu^^u  uicbt  unbedingt  ausge^chlussen :  Vor- 
sicherungsgebuhren ,  Gebtihren  fur  die  ftffentliclien  Yerkebrsanstalton, 
besonders  die  Post.   (§.       51.  .'')— G^.^ 

d)  So  hoch,  dasä  Zuschüsse  aus  anderen  Mitteln,  also  in  letzter  Linie  aas 
allgemeineD  Stenern,  inOgtichst  vermieden,  selbst  U eher schüsse  orzielt  werden: 
Bank-,  Telegraphen-.  Gebühren  für  locale  Verkehrs-  und  sonstige  Com- 
munalanstalten,  fur  Beihilfen  au  einzelne  Productionsü weige  und  für 
Leistiingen,  welche  Einzelnen  mnemlich  m  Gate  kommen.   (§.  52,  59,  65,  66.) 

5.  Am  Höchsten,  je  nach  L'niständen  mit  Uebcrgaiig  in  eine 
eigentliche  Steuer:  Gebühren  in  einigen  der  unter  Nr.  1  und  4  c  und 
d  gehörigen  Fälle,  wo  Bcf  teiierting  nicht  durchaus  abzuweisen,  viel- 
leicht selbst  zu  fordern  ist  und  in  der  Praxi»  auch  vielfach  vorkommt. 

Hechts-,  Kogistcr-,  Verwaltungsgebuhren  mit  als  „ Verkcbrsi»teuern", 
Post-,  Telegrapbengebidirai  tbeils  mit  als  solche  Steuern,  thdls  als  gewerbe» 
und  Verbrauchs -(Gennss-,  LnTUs-)stcuerartigc,  Taxpreise  für  städtische,  ge- 
werbliche und  i^emeinnatzigc  Anstaitsleistungen  mit  ab  gowerbe-  und 
TerbranehssteneraTtige  Abgaben  (Oas  n.  s.  w.,  §.  66).  —  In  der  1.  Auflage  S.  115 
Latte  ich  gerade  hier  unter  Nr.  5  allein  die  „Gebtihren  fnr  die  Ertheilung  von  Ehren 
und  Würden"  genannt,  was  aber  unrichtig  war.  nach  den  Bemerivijng:en  oben  §.  38. 

Diese  Grundsätze  sind  in  der  Praxis  bei  den  unter  Nr.  2 — 5 
genannten  Gebtthren  auch  immer  mehr  zur  Geltung  gelangt,  wenn 
aneb  in  einigen  Fällen  nur  aehr  allmälig  und  nach  manchen  vom 
•  Fiaealiamiu  bewirkten  Abwegen,  z.  B.  bei  der  Pofit|  der  Münze. 
Bei  den  Rechts-  und  den  allgemeinen  VerwaltnngsgebiUiren 
herrscht  das  fiscalische  Princip  noch  öfters  mehr  vor,  als  sich 
reehtferligen  läsat  Die  Verbindung  der  bezüglichen  Gebühren  mit 
an  aleh  mitunter  zu  billigenden  Stenern  bei  gewisaen  öffentlichen 
Leiatnngen  flir  Einzelne  gestattet  indessen  nicht  immer  ein  aieberes 


Dlgitlzed  by  Google 


174       4.  Buch.  GebUhrea.  2.  K.  2.  H.-A.  L.  A.  Höhe  der  Gebuhreu.  g.  (i^*. 


Urtheil  darüber,  ob  das,  was  in  der  Praxis  besteht,  wissenHchaftltch 

prmcipiell  unberechtigt  oder  mehr  oder  weniger  berechtigt  ist. 

III.  —  i?.  60.  Gesa  ni  ni  t ertrag.  Für  den  Staat  oder  den 
sonstigen,  Gebübien  erljebendeu  öfifentlichen  Koiper  handelt  es  sich 
in  fi  n  a  n  y,  i  e  1 1 1' r  Beziehung  natürlich  schliesslich  um  den  Ge- 
samnite  rtrag  einer  GebUhrenkategorie  und  des  ganzen  Gebiiliren- 
wesens.  Die  Höbe  der  einzelnen  Sätze  nniss  daher  mit 
Rücksicht  auf  den  za  erzielenden  G  es  am  mter  trag  fest- 
gestellt werden. 

Eig-tuitlirli  sollte  zu  dicKoin  Zwecke  zuvörderst  nach  den  einschlagenden  poli- 
iiäcLca,  socialen,  vulkswirthsrhaltiicbcQ  Erwfigani^sgrUxideA  das  Verliältuiüä  bcstimiat 
werden,  in  irclchem  die  EiooaLnie  aus  einer  Gebtlhrengattung  zu  den  Kosten  der  be- 
treflcnden  Einrichtung  i-tohen  soll.  Hierbei  sprechen  dann  wieder  finanzielle 
Intor^fien  mit,  oamentUch  die  Höhe  der  gescliichtlich  UberkomjQonen  Gebtthrea- 
einDahm«,  die  Schwioilgkeit,  diese  ElDiialiine  tndenreit  m  enwlMa  n.  dgl.  m. 

Nor  sollen  die  finanziellen  Interessen  womöglich 

nicht  auf  die  Daner  endgiltig  tlber  die  Höhe  der  Ge- 
bührensätze entscheiden.  Vielmehr  muss,  wie  in  der  Frage 
der  Erhebung  von  Gebtibren  tiberhaupt,  so  auch  iu  derjenigen  der 
Höbe  der  Sätze  dem  sachlichen,  ver waltungspolitiscbe u 
Interesse,  wie  in  der  Theorie,  so  möglichst  aucb  in  der  Praxis  der 
Vorrang  eingerilunit  werden. 

Soweit  das  finanzielle  Moment  berechtigtermaassen  oder  tbats&cblicb  wegen  der 
Ffneazlafre  mitspricht,  empfiehlt  es  sich  roitanter  oder  Ilset  es  sich  wenigstens  nicht 
vermeiden,  —  denn  wegen  der  BUckwirkangen  auf  Yerkehr  u.  s.  w.  bat  es  öfters  etwas 
Misslidies  — .  Experimente  mit  zunächst  provisorischen  GebUhrcntarifen 
vor^uiicbmcu,  um  ia  der  Wirklichkcii  ein  beätiiniutes  crsticbteö  Verhältnis  der  Ein- 
nahme zur  Ausgabe  zu  erreichen.  Denn  bei  der  erstmaligen  EioflUirnng  einer  Ge- 
bührenart oder  bei  erhehlicheren  Veränderungen  in  der  Einrichtung,  Erhebungsform 
und  Höhe  der  Gebühren  und  in  den  Yerwaltungstbätigkeiten,  an  welche  sich  Gebühren 
ItnUpfeii,  liest  bich  des  fioenzlelle  Endergebniss  nicht  immer  genau  oder  aucb 
mir  annähernd  vorausberechnen.  Besondere  Schwierigkeit  mncht  hier  öfters  di  ^  ni  'tt 
rorauszubestimmende  Rückwirkung  der  Höhe  der  Gebührensätze  auf  die  Inan^prucb- 
Mhme  ftffendieber,  gebuhrcnpflicntifer  Thätigkeiten  und  Anstalten,  daher  wieder  auf 
Koh-  und  Reinertraij  der  letzteren.  liier  bestehen  natQrlicb  viele  Vers  hi  lenheiten 
zwischen  den  einzelnen  Zweigen.  Mit  der  ailgemeinen  »4iegel'%  dasa  eine  Krm&ssi- 
gang  der  Sitze  finanneil  immer  Tortheilhafi  sei,  ist  nicht  nur  in  dem  Gebiete  des 
Verkehrswesens,  der  indirectcn  Steuern,  sondern  auch  auf  dem  (kOiiete  des  ganzen 
Gcbuhrenwesens  mancher  Missbranch  getrieben  worden.  Oftmals  kann  hier  endgiltig 
uur  die  Erfahrung  entscheiden. 

In  der  Praxis  ist  didier  z.  B.  bei  Abänderung  des  Gerichtsverfahrens 
und  bei  Einführung  neuer  Gerichtskostentarife  mehrfach  der  Grundsatz  be- 
folgt, zunächst  einen  provisorischcu  Kubtuntarii'  aufzustellen,  dessen  etwaige  Ab- 
änderung besonders  mit  Rücksicht  aof  die  finanziellen  Ergebnisse  vorbehalten  wird. 
So  in  Prenssen.  wo  der  Tarif  von  1851  im  Jahre  1S54  Abänderungen  erfahr. 
Ebenso  ist  der  Gericbtskostentarif  des  Doutschen  Reichs  vom  Jahre  187ä  ansdracldich 
als  proTisorischer  anzusehen.  Anschlige  der  mnfbmaassUchen  Ergebnisse  nach 
dem  Vergleich  mit  den  bisherigen  Erfahrong-en  in  den  Beilagen  zu  den  Mutiven  des 
Gerichtskostengesetzes  (Actenstücke  des  Reichstags,  Session  ISTb,  S.  ülä  £).  Die 
Besnltate  waren  Unanzidl  ungünstiger,  wozu  freilich  auch  Umstind«,  welche  mit  den 
Tarib&tzon  nicht  zusammenhängen,  eingewirkt  haben  hOnnen.  (§.  M.) 
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Leider  gestattet  der  enge  Zusammenhang  verschiedener  Zweige 
des  Gebühren  Wesens  nicht  immer  eine  genaue  finanzstatistische 

Scheidung  der  Ausgaben  und  der  Eihäge  einer  eiiizeUien  Kategorie. 

Bei  der  Erhebung  verscbiedeuartiger  Gebühren  in  der  Foiui  des 

nemlichen  Stempels  und  bei  der  Verbindung  mancher  Gebühren 

mit  Verkehrs-  und  anderen  Steuern  bteigert  sich  die  Schwierigkeit 

noch.    Ohne  ein  Eingehen  bis  in  das  kleinste  Detail  ist  viellach 

vollends  kein  sicheres  statistisches  Ergebniss  zu  erlangen.  Das 

muss  man  namentlich  bei  Vergleicbangea  verschiedener  Perioden 

and  Länder  beachten. 

Ks  Ui  aicbt  mOglicb,  liier  m  der  Fiiuuizwiäüeascbaft  auf  »olcbe  slatuitische 
Unteimiehaiigtni  nllier  einzugehen.  Sie  ▼ttTden  bei  der  erfordernehen  Specialisining 

auch  zu  viel  Ranm  beanspruchen.  "Rau  hat  einige  bezügliche  Versuche  ücnüicht, 
z.  B.  bei  den  (ierichten,  aber  die  Schwierigkoitea  der  Vcrglcicbung  wohl  nicht  ge- 
nflgettd  gewttrdigt.  Soweit  als  möglich  und  in  diesem  Werke  zulässig,  ist  im  1.  Bande 
bei  den  Angaben  und  in  den  vorausgehenden  Abschnitten  bei  den  einzelnen  Ge- 
bührenzweipen  statistisches  Matcrii!  jreffeben  worden.  Uober  die  (lerichtskosten 
vgL  besonders  die  Beilagen  zum  Kniwurf  des  deutschen  Reichsgcsctzca  a.  a.  0.  — 
Die  finaaalatistischen  Werke  von  v.  Reden,  v.  Czörnig  bieten  hier  anch  wenig 
Genügendes  oder  Veraltetes.  Nur  die  Staatsbehörden  selbst  wären  im  Stande, 
diesen  Mangel  theilwoisc  zu  beben:  vollständig  bei  der  untrennbaren  Verbindung 
Tieler  Terschiedentrtigtt  Aosiraben  (i.  B.  für  die  leitenden  oberen  BehOfden)  and  bei 
der  in  der  Praxis  meistens  bestehenden  Confnndirung:  von  Gebtthren  und  ^^■  (  rk-hrs- 
u.  •.  w.)  Steuern,  sowie  bei  der  Benutzung  des  Stempels  l'Or  die  Urbebuüjj;^  ver- 
flehiedenartleer  OebQhTett  auch  sie  nicht  elniDAl,  wie  die  amtlicheD  Befecbnungen 
der  nerichtsKOSten  a.  a.  0.  zeigen.  Daten  über  den  (iesammtertrag  des  Stempels, 
der  Kegisterrebtlhren,  der  Qerichtskostcn  (in  denen  die  Verkehrssteucrelemente 
der  Abgaben  der  .i^iwilligcn  Gerichtsbarkeit"  doch  aach  stark  vorwalten)  werden, 
soweit  sie  nicht  oben  in  §.  45  gegeben  sind,  der  „speciellen  Stouerlchre"  (Band  III,  IV) 
vorbehalten.  S.  in  Bd.  Ul  besonders  die  Angaben  aber  England  120  und  Frank- 
reich §.  224,  234. 


2.  Abaohnitt 
Erfcetagifonn  der  Gebttlneii. 

Die  bezüglichen  Fragen  sind  zum  Xheii  die  nemlichen  wie  bei  der  Erhebung 
der  eigentlielieo  Stenern.  Dalllir  ist  avf  Früheres  (Fln.  I,  §.  172,  173)  ond  auf  das 

:>.  Kapitel  der  allgemeinen  Steuerlehre  zu  verweisen.  Zum  Theil  sind  diese  Frapen  dem 
GebOhrenwesen  eigenthujnlich  oder  kehren  nur  bei  besümmten  Stcueiartcn,  besonders 
bei  der  sogenannten  VerlohrBsteoer,  weil  diese  anch  Tiel&eh  in  Stempelform, 
Gerichtsgebuhr.  Retristerabgabe  erhoben  wird,  iUinlich  wieder.  Der  Zusammen- 
bang, weicher  durch  die  gemeinsame  Erhobungsform  des  Stempels  zwischen  ge- 
wissen Gebuhren  und  Steuern  herbeigeführt  wird  und  die  Quelle  vieler  Missverständ- 
nisse in  der  Theorie  und  vitkr  Missgrifle  in  der  Praxis  war.  macht  es  nothwendig, 
im  Folsrenden  diese  Erhebungbfonn  als  solche  za  besprechen.  In  der  Steuerlebie  ist 
dann  darauf  zuruckzuwciscu  und  äiud  nur  einzöhiö  Ergänzungen  hinzuzufügen. 

Die  Theorie  hat  sich  mit  diesen  wichtigen  Dingen  nur  wenig  bcscbftftigt 
S.  Rau,  Fin.  I,  §.  2H\  (nur  einige  IJ  m  rlunpon).  v.  Hock,  öfTentlicho  Abgaben 
S.  298  Ii.  Stein  nur  sporadische  Beoitirkuagcn  und  Notizen  [ö.  \.  II,  1,  248  ff., 
II,  2,  210  IT.).  Am  Besten  Schall  im  8cbftnbei]g*schen  Handbuch  ni,  Oebübmn.  §.  7. 
Der  Geg:  II  tar1  gilt  mit  Unrecht  als  lediglich  „practischcs  Detail  di  r  Finanzgesetz- 
kuode  behanduind".  £r  gestattet  doch  anch  eine  thcoretiscbo  und  principielle  Be- 
Inndlmif  vnd  die  Ao^be  der  Finanswiswnsehaft  ist,  ihm  dieselbe  za  Th^l  werden 
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Ans  der  Praxis  ist  in  AUgenei&eii  Auf  die  Gesetzgebung  (nebst  YeroidiivogcD) 

über  Stoinpelwcscn ,  Uerichtäkostcu ,  Regisfi  rw<  sen  zu  verweisen  (§.  81),  Lehrreich 
für  die  Theorie  ist  zumeist  die  (Jcsetzgebung:  derjenigen  Staaten,  welche  dies  Gebiet 
tm  Dmfossondsten  und  am  Meisten  fiscalisch  ausgebildet  haben,  denn  letztere  Ten« 
dcnz  setzt  dann  wieder  zu  ihrer  Durchführung  die  eingehendsten  Ausfuhrungsbestim- 
mnnyen,  Control-,  Strafvur^ohnfter)  voraus.  In  jeder  Hinsicht  ist  daher  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  die  wichtigste.  S.  die  eingehende  Darateiluug  derselben  ia 
l  in.  III.  S.  502—571  (Eoregistrement,  Stempel).  Ueber  die  britische  e1>.  S.  260 
l»is  2t'.5,  über  die  österreichische  RIonski  II,  ^  51  ff.,  über  dio  prcussische 
Hoyer-Gaupp  und  Uber  beide  letztere  oebst  den  übrigen  überhaupt  die  oben 
§.  91  genanote  Literatnr  tob  GemmenUrsii  und  Beefbeitongen  des  geltenden  Rechts, 
ri  her  die  Schwierigkeiten  gerade  auch  der  Erhebung  (bez.  Voraiil;i!nnic-  und  Er- 
hebung) sogenannter  „BOrseosteuern",  uameutlicli  als  Utasatzatcuor,  s.  die 
EfOrteningen  bei  Gelegenlieit  der  ßnfahrung  dieser  Steuern  In  DentsehlAnd  ia  den 
oben  S.  72  cronaiintcn  Sclirift-'ii  und  Iu'iclista^>bi'riclitL'u  (firiiiiixi,  Friodberg). 
Das  N&berc  über  die  BdrseAsteuer-Erhebuug  geliOrt  iudu^on  nicht  hierher,  andern 
in  die  spedelle  Steneriehre. 

T.  —  70.  Allgemeine  Postulate  und  möglich e  Er- 
hebungsformen. Für  die  Erhebung  von  Gebühren  wie  von 
Steuern  sind  eine  Reibe  von  Forderungen  zu  stellen,  welche  sieb 
aus  Wesen,  Zweck  und  Wirkung  dieser  Abgaben  ableiten  lassen. 
Diese  Forderungen  kieozen  sich  zum  Tbeii  and  haben  nicht  alle 
dieselbe  Bedeutung;  so  dass  ein  Compromiss  zwischen  ihnen  oft 
unvernieidiicl)  ist.  Diejenige  Erhebungstorm ,  welche  den  ver- 
schiedenen Forderungen  am  Meisten  entspricht,  ist  ceteris  pftribus 
die  vonllgUchste  und  erstrebenswertheste.  Im  finanziellen  nnd 
im  Verwaltungs -Interesse  sind  namentlich  möglichst  geringe 
Erbebnngskosten  und  einfache  und  sichere  Oontrolen  der 
Erhebung,  im  Interesse  des  Public  ums,  der  Gebühren  zahl  er 
Einfachheit  und  Bequemlichkeit  der  Erhebungsform  und 
leichte  und  sichere  Feststelluug  des  schuldigen  Be- 
trags zu  fordern. 

Möglich  und  practisch  ttblich  ist  dann  die  Erhebung  der 
Gebühren 

1.  als  Eiuz el l)ü h ren  in  Anknüpluug  an  die  einzelnen 
Acte  der  privaten  Inanspruchnahme  oder  der  Benutzung  öffentlicher 
Einrichtungen  und  Anstalten.    Die  Erhebung  erfolgt  hier 

a)  entweder  mittelst  d  i  r  e  c  t  e  r  Einziehung  des  nach  Maass- 
gabe des  oder  der  Gebührensätze  von  der  Behörde  berech- 
neten Geldbetrags,  also  mittelst  entsprechender  ß  aar  Zahlung 
des  Gebührenpflichtigen  an  die  mit  der  Einnahme  betraute  Casse. 

So  bei  den  scgenriniitcn  „unmittel  bare  n  Gebühren"  von  Rechtsgeschäften  in 
Oestcrrcirli,  bei  den  „(iorichtskostL'ii  -  in  l'reussen,  jetzt  iu  Deutschland. 

b)  Oder  es  wird  die  Benutzung  öffentlicher  Werths tempcl 
Seitens  des  Gebührenpflichtigen  vorgeschrieben,  wo  dann  die  Ent- 
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riohtDDg  der  Abgabe  im  Ankauf  der  Stempel  und  in  der  ordnnngg- 
mSssigen  Anbringung  derselben  (Insbeeondere  anf  den  abgabe- 
pflichtigen Urknnden)  erfolgt. 

2.  Die  Erbebung  kann  aber  auch  in  Form  von  (gesetzlichen 
oder  vertragsmUssigen)  Abfindungsbeträgen  odet  Buu.scb- 
snmmen  statt findeii,  welche  danii  direct  eingezogen,  bezw.  ge- 
zahlt werden. 

_  Hier  liegt  doch  schon  eine  Annäherung  an  die  „Beitrüge"'  vor.  Letztere  hatte 
ich  in  der  1.  Auflage  S.  118  als  eine  Erhebungsform  xon  (jebtlhren  hier  mit 
eingereiht,  der  Auffassung  der  Beitrage  als  eine  Art  „Gebühren"  gemäss.  Obwohl 
ich  ditsc  Auffaxsuiif?  festhalte  (§.  17),  anch  gegenüber  den  Einwendungen  von  Schall 
und  Menmann,  habe  ich,  um  }edem  Bedenken  zu  begegnen,  die  „Beiträge**  doch 
in  dieser  2.  Auflage  hier  ausgeschieden  und  füge  sie  als  Anhanj;  liinzn  (§.  74). 
Die  Annäherung  der  Bauschsummen  oder  Abtiudungsbetr%e  an  die  Beiträge  scheint 
afr  auch  mit  xai  Bechtfeftignng  meiner  Ansldit  m  dienen  (§.  IS).  —  Die  hier  ge- 
machte  Unterscheidung  von  „Ein  zelKebOhren"  tiiul  ., Bau  sch su in  m e  n "  fillt 
ttbngeiis  nicht  mit  der  ron  Schall  ^a.  a.  U.  §.  5)  rorgcoommencn ,  auch  von  mir  in 
d«D  fnüieren  Abschnitten  berthiteo  Ton  „Einzel^ebQhron'*  und  «,Bna«ch- 
^ehnhren**  ab  svoler  Tarifs ysteme  znnrnmen. 

IL  —  71.  Direete  Einziehung  von  Einzelgebflbren. 
In  finanzieller  Beziehnng  bat  diese  Erfaebungeform  im  All- 
gemeinen vor  der  Erbebang  mittelst  Stempeis  den  Vor  sag  der 
fast  absoluten  Sieherang  des  Eingangs  derOebttbr:  d.  h. 
sie  wird  vom  Willen  des  Pflichtigen,  wenn  anoh  nicht  ganz  yom 
Können  desselben  (von  seiner  Zahlangsföhlgkeit)  unabhängig. 
Aneh  Letzteres  wird  erreicht,  wenn  etwa  die  Benutzung  der  Öffent- 
lichen Einrichtung,  die  Beanspruchung  der  Dienstleistung,  die  wirk- 
liche Vornahme  der  Thätigkeit  der  Behörde  u.  s.  w.  an  die  Be- 
dingung der  vorausgehenden  richtigen  Gebührenzahlung 
geknüpft  wird  (Teiegiaiume ,  Wegebenutziiu^,  möglicher  —  meist 
nicht  tactiseher  —  Weise  Aubhündigung  gerichtlicher  Urkunden), 

Auf  diese  Art  werden  auch  alle  GebOhrenpÜlchtigeu  dem  Gesetze  gemäss  gleich 
behandelt  Der  Flnanzefat  jedes  YerwaltonfSzweiKS  llsat  deh  in  Etonahme  irie  Aus- 
gabe so  erst  genau  lien^tellen.  E.s  braucht  deshalb  nicht  jeder  Zweig  eine  besondere 
C«aMnverwaitung  zu  haben,  sondern  die  £inzichang  der  Gobtthren  (and  der  rer- 
vmndten  Verltehnstettem)  lann  fbr  mehrere  Zweige  daxeh  eine  cemeiiuame  OMse 
geschehen.  Die  Gontrole  dem  Poblicam  gegenaher  rereinfiwht  si<»  iresentlich  oder 
fällt  ganz  fort 

Diesem  Vorzug  der  directen  Einziehung  steht  der  finanzielle 
Nachtheil  eines  im  Ganzen  fast  unvermeidlich  grosseren 
Verwaltangspersonalfl  und  weitläufigeren  Cassen-  und 
Rechnungswesens,  verglichen  mit  dem  Stempelwesen,  gegenüber. 

Denn  die  Arbeil  der  Berechnung  der  Geljuhr  und  d»  r  Ein/ichnng  fUIt 
>l-:v  Verwaltnnfr.  beim  Stempel  die  erstere  und  die  der  zweiten  analoge  Arbeit 
uüd  Muhe  der  ZaUnngsleistung  dem  Publicum  zur  Last  Die  BttchfOhrong 
mu^  —  wenigstens  fewOhnlich,  Ausnahmen  kommen  z.  B.  bei  Baarzahluugcn  an 
die  Post-  und  Tcleprar^enämtcr  vor  —  jeden  einzelnen  Act  einer  Zahlung  des 
A.  Waga«r,  FiaaaxwiMMchaft.  IL  2.  Aafl.  12 
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eiBsalneii  Gebahrenpüchtfiren  registriren,  wUmoil  sie  sich  balni  Stempel  auf  die 
Eintrncrurtg  der  Acto  von  Stempelablieferun^en  dt^r  ubentea  StempeivarwaitOiig  au 
fiehördeu  und  uu  Stcmpelrerkäufer  bescbrankeu  kaim 

Die  Verringerung  behördlicher  Manipulationen, 
die  Vereinfachung  des  Gassen-,  Rechnungs-,  Buchangs- 
wesenB  und  die  daran«  berrorgehende  Verminderung  der 
Erbeb u ngskoBten  war  finanztechnisch  mit  einer  der  Gründe 
zur  Einführung  Und  Verbreitung  des  Steni])els  wie  znr  beutigen 
Beibehaltung  dieser  Erbebungsform  statt  der  directen  Einziehung. 
Dieser  Vortbeil  galt  und  gilt  finanziell  fUr  wichtiger  als  die  Öfters 
zuzugebende  leichtere  Gefahr  der  Hinterziehnng  der  Gebühr  bei 
dem  Stempel  und  als  die  dadurch  gebotene  Speeialcontrole  Uber 
den  wirklichen  und  richtigen  Gebrauch  des  Targesehiiebenen  Stempels. 

Das  Publicum  oder  die  Gebflbrenpfliehtigen  sind  bei  manchen 
Gebühren  im  Fall  der  directen  Einziehung  vor  Irr th Ilmern  und 
deren  Rechtsfolgen  gesichert,  was  allerdings  ein  Vortbeil 

für  beide  Betheiligtc,  Verwaltung  und  Publicuu),  ist.    Hie  und  da, 

besonders  bei  grosseren  Zahlungen ,  ist  diese  Erhebungs/orm  für 
letzteres  uulIi  bequemer  als  der  Gcbraueli  des  Stempels.  Meisteus 
ist  der  Stempel  aber  für  den  Zahl  u  1 1  ;r  s  p  f  1  i  c  h  ti  g e  n  eine  sehr 
einfache  und  bequeme  Gebühren  (imd  Steuer-)  Erhebuugs- 
tbrm,  welehe  in  einzelnen  Vcrwaltungszweip:cn  (Post)  für  das 
Publicum  kaum  weniger  zweckmässig  und  uueutbehrlich  erscheint, 
als  inr  die  Verwaltung. 

Am  Conseqaentesten  tind  KIar>iL'ii  buul  die  beiden  Formen  der  Gebübren- 
erhebong  in  der  österreichischon  Oesctzgebung  ausgebildet.  (Vgl.  v.  CzOrnig, 
{tetorreichisches  Budget  II,  174  ff.,  Desaary,  Sstenoicliisebe  FloanzirraefdiDiide  (Wion, 
18Ö5)  S.  55.)  Maasspobend  dafür  das  ältere  Gesetz  vom  27.  -laiuKir  IS40  filr  s.'iuunt- 
liche  österreichische  Lande,  oxcl.  Ungarn  und  SiebeobUrgcu),  dann  cUe  Ge:»ct!:e  vom 
9.  Pebmar  und  2.  August  1850.  Die  Oebtthren  ?oo  Bechtageschllten  n.  s.  w.  xer^ 
fallen  lii.'i  in  Steuipcl  und  unmittelbar«:  Gebühren.  Beide  „sind  ihrem  Wesen 
uach  gleichartig  uad  nur  der  Form  nach  darin  verschieden,  dass  beim 
Stempel  sich  die  Partei  onter  ihrer  Verantvortong  die  Steuer  selbst  be- 
misbt  und  bie  mittelbar  durch  Verwendung  von  Stempulmarfccn  (seit  1.  November  1S54 
in  Oesrerreich  ausschliesslich,  statt  Siuiiii'iliuijiicrs,  in  Gebrauch,  hör}ir,tf  Marke 
20  FI.)  cutrichtet,  während  bei  den  „uuiuntclbai  cu"  Gebuhren  die  Rümeasung 
amtlich  aod  die  Bezahlung  unmittelbar  orfülgrt",  (Czörnigll.  IT'*.)  ß.  Etat 
für  1877  in  West -Or-sterreich  Stern pel ertrag  brutto  17*^  Mill.  Fl  ,  Krliebungskosten 
35t5,7üU  I  i.  oder  2.Ul7ü-  Gebühren  von  KechtÄgöschäiten  u.  s.  w.  32.7  Mill.  FL, 
Erbebungäkosten  42^.500  Fl.  oder  1.31%.  Also  etwas  gerinfrere  diiecte  Erhcbungs- 
losten  hier,  was  mit  der  Erhebung  durchschnittlich  liöh  rer  Steuersummen  in  Einem 
Acte  4^uaiiuimeiiliangcn  wird.  In  der  Form  der  unmittelbaren  Uobuhr  werden 
namentlich  erhoben  die  Gebühren  roD  üebertragUDgea  des  Eigetithoms,  FracbtjreaDSsea 
oder  Gebrauchsrechts  unbeweglicher  Sachen,  von  unentgeltlichen  Uebertragungen 
(Sobenkuugeti,  lurbttcbaften),  von  bucherlichun  Eintragongea  anderer  Art  und  von 
ferichtliehen  EHcenntniBSen  «ber  eiDen  boberen  Worth  (ttbetr  300  Fl.)«  dttreh  irdclie 
eine  VermO{;cnstii)ortragun;<  •  nt.-.chicden  wird.  Aucb  StempelgebUlifen  Ober  mebr 
ab  20  Fi.  können  unmittelbar  entrichtet  werden. 
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Im  Einzeliienist  dann  etwa  folgendermaasaen  in  entscheiden. 
Die  directe  fiinsiehong  der  Gebtthrenbetrttge  statt  der  Er- 
bebun^  der  Gebühr  in  Stenipelform  empfiehlt  sich  im  Interesse 
beider  Bethcili^tm ,  der  Finanzveiwaltung  und  des  Piiblicums, 

1.  /.uijaelist  Uberall  da,  wo  die  zu  vergeltende  Leistung  sich 
aus  eioer  Reihe  vou  einzelnen  gebü  Ii  reupnichtigeii 
Acten  zusammensetzt,  für  welche  eine  schwierigere  Be- 
rechnung der  Gebühren  nach  dem  Tarife  erfolgen  muss. 

Hier  ist  die  Berechnaug;  aio  Besttin  der  Behörde  sollet  za  ttbertrageo,  weil  das 
PnUie«  in  leiebt  trr^aner  bttgehea  vttrda  md  VoU  «ine  «n^h  rttntroKrend« 

Xacbrccbriung  doch  stÄttfitiden  mUsste.  AiK'li  ist  es  7werk^Il^lS^i^e^  umi  flkononiisLhci . 
üovie  für  die  BetOlkerung  bec^aciiier,  wenn  die  lurhebuu^  der  UebUbren  auf  uiqoiai 
fs  einer  f  rOstereo  SoDae,  als  wiitifch  für  jedon  einzelnen  Act  etfol^t.  Die  directe 
Einziehung  ist  daher  besonders  bei  den  Gerichtskostun,  zumal  bei  Ciril-  und 
CriiniHnIprnrc!*scri .  nicli  bei  vielen  Thätigkeiteu  der  freiwillicon  (i' rii  ht-harkctt  uml 
bei  Ver  ku b  r s.s  t c u c rn ,  welche  hieb  an  VermögensUbertraguiigen  u.  tlgl.  au- 
knüpfen,  passend  und  in  dor  Praxis  mitunter  allein  oder  überwiegend  Qblich, 
<i.  h.  der  (itbrauch  von  St>  iiipclii  ;uis(Iriirklirh  ausgeschlossen,  s.  Ibst  wenn  er  bi  i 
Ähnlichen  aussergerichtlicbcii  1  allen  vorgeschrieben  ist,  oder  auf  bestimmte  einzelne 
Acht  beschränkt. 

Dk-i  ilic  zweckmässige  Einrichtung  in  Preussen  boi  Gerichtskosteii.  N:\ch 
§.  lt>  des  (iehchlskoeteng^tzes  vom  10.  Mai  IHöl  «Jiürt  der  Gebrauch  des  StemiHil- 
papiers  bei  den  Gerichten  ant  Die  SterapeRMtrSge,  deren  Erliebung  dor  Tarif  noch 
beibehält,  werden  wie  Gerichtskosten  verre'  litiot,  aurli  in  alli-n  ülirl^i  n  H<'.ziL'liunni  i»  .  .  .  . 
als  Gerichtskosteo  behandelt  Wo  der  Tant  nicht  ausdrücklich  die  Erhebung  von 
Stempelbeträgen  anordnet,  findet  eine  solche  nicht  mehr  statt."  Jetzt  ist  im  Deutschen 
Gehcbtskostcngesctz  vom  18.  Juni  IHIS  §.  2  bestimmt:  „eine  Erhebung  rnnStempeltt 
ud  anderen  Ab^ab«n  neben  den  Gebnbrcn  findet  nicht  statt.  Urkunden,  von  denen 
im  Verfahren  Gebrauch  gcuiachi  wird,  9iud  nur  insofern  einem  Stempel  ....  unter- 
worfen, als  sie  es  ohne  diesen  Gebianch  auch  sein  wurden.  Urkunden,  wolohe  im 
"Verfahren  errichtet  wonien.  bleiben,  soweit  ihr  Inhalt  über  den  Gegenstand  des  Ver- 
lakreJia  hinausgeht,  den  allgemeinen  VorbchhUen  Uber  Erbebang  ven  Stempeln  oder 
aadesen  AVfaben  nntoworfen*'.  In  anderen  Lftndenit  Pranireicb,  znm  ^efl 
Oesterreich  u.  s.  v.  werden  die  goriclitliehen  Schriftstih  ke  anders  bebandelt,  d.  Ii. 
iie  müssen  Kesteiupclt  sein«  weshalb  hier  ein  Theii  der  Gerichtskostenerträge  in  den 
Stempclertr&gcn  steckt.  Anch  dies  hindert  die  genanere  Vergleichung  der  betroSenden 
Erträge  zwischen  Staaten,  welche  niebt  u^onan  dieselben  Erhebungsformen  haben* 
Geber  Oesterreich  s.  oben.    Ceber  Frankreich  s.  Fin.  III,  §.  228,  229. 

2.  Anch  wo  die  in  der  Gebühr  su  bezahlende  öffentliche 
Leiatong  wirklich  oder  der  Annahme  nach  ein*  mehr  indivi- 
duellea,  ron  Fall  zu  Fall  Terscbiedenes  Gepräge  hat 
und  der  Oebührentarif  sich  demgemAss  abstaft,  ist  die  directe  £r- 
hebtiDg  vofsnEiehen. 

Auch  hier  bietet  die  Berccbnun^r  mehr  Seliwieri^rkeifcfi  uti  I  mehr  Anlass  zu 
ImbQDiem  and  erfolgt  deshalb  passend  durch  die  Behörde.  Die  Controle  ist  bei 
S^empetgebmoeli  ebenfalls  zn  sehr  eTKchwert  Yen  den  Oebttbren  der  Inneren  Ver- 
waltung ond  der  Rechtspflege  gehören  manche  hierher,  besonders  solche,  welche 
in  Stenern  Verkehrssteui^rn)  überquellen  und  nicht  in  festen  Sfit/en  oder 
ih  wenigen,  einlach  zu  ujitcr.sch  eiflendcii  S t u t'c n »lit/uu ,  wadurti  iu  Sätzen, 
welche  nneb  der  WerthhOhe  des  in  1  tui,ce  kommenden  Objocts  weehseln  (pro* 
portionnl.  pro^rpssir  oder  degressiv  daza)  oder  nacli  t-itieai  sehr  complicirton 
Stufen tarif  erhoben  werden.  So  bei  einzelnen  Bogiao bigungs-,  Aufsichts-,  Erlaub- 
ningebobnn«  dann  wieder  bei  Gebühren  der  freiwilligen  Gericbtsbnrkeit  für 
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protokollarische  gi'riclitliche  Erkl&ranjren  u.  dgl.  m, ,  bei  allgemeinen  Ros^ister- 
gebabreo  (ood  damit  rerbandeoea  Verkebiüsteuera),  bei  tiebübren  de«  Grundbuch-  und 
Hypotli«kfliiv€ieDB.  Beiqilele  oben  ia  g.  42,  4S. 

Je  mehr  aber  hier  bei  einer  Abgabe  der  reine  Gebtlhren- 
character  bewahrt  oder  wieder  hergestellt  wird,  je  mehr  der  Ge- 
sicbtspunct  Geltung  erlangt,  die  Gebllhrensätze  nach  dem  Kosten- 
aufwand der  Verwaltung,  daher  nach  iestem  Schema)  nicht  Dach 
dem  Werth  der  Leitung  t'Ur  den  Interessenten  zu  bemessen ,  je 
tnebr  die  Leistungen  scbablonisirt  werden,  desto  mehr  fallen 
die  Gründe  für  directe  Bereehnang  und  Erhebung  der  GebübrcD 
fort  und  wird  die  Erhebung  in  Stempelform  für  beide  Betheiligte 
zwei'kniüssiger.  Die  rno<ierDe  Entwicklung  neigt  dabin  nnd  bat 
sich  deshalb  auch  diese  letztere  Erbebungsform  immer  mehr  ver- 
breitet Wäre  niebt  die  Verbiodun«;  mit  Verkehresteaern,  so  wUide 
das  wohl  noch  mehr  der  Fall  sein. 

Von  den  GebohreD  dw  Cnltnr-  und  Wobiftbrtsepbire,  besondeis  der 

(inatorieli-')  Volkswirt  hsrhaftlichfu  Vtirwalnui^.  haben  uiatu  lui  und  liattcn  früher 
noch  uiehrcru  deu  Charactcr  einer  Abgabe  ftlr  eine  mehr  indiridaell  gestaltete 
Leibtantt:  oder  Koütenprovocation.  Daher  insoweit  auch  hier  die  directe  ErbebunK: 
80  iui  Versicherungswesen,  bei  den  Wegegeldern,  bei  Localanstalten  für 
materielle  Hedtirfiii-se  lij.  (i;)),  bei  den  fiibiiliren  der  sogenannten  Volkswirth- 
schafiüi-i  t  l  e  tr  e  i'ti)  und  nameiitJictt  bei  der  Post  G2)  und  der  Tele- 
graph ie  r)4)  unter  der  Herrscliaft  des  Stufen tarifu.  Mit  dem  Eintritt  der 
oben  (VI)  darfCtilegten  Bedingniiiren  einps  ein  färben  Zonen-  oder  eines  rollen 
Einheitstarifs  ist  dagegen  die  Erhebungbturm  des  Stempels  auch  hier  ein- 
geborgen  worden.  Sie  hat  sich  in  der  Post  au»serordenllich  bew&hrt  nnd  kann  hier, 
■R-ie  hrhon  oben  bemerkt,  fast  als  conditio  sine  <jua  non  für  die  moderne 
Fostentwickiung  ^reiten.  Die  Leiütungen  der  Post,  besonders  der  Briofpost  — 
nacli  der  Seite  ihres  Weiths  tot  die  Inleresseiiten  nnd  ihres  Kostenanfimnds  für  den 
Staat  betrachtet  —  haben  aber  auch  immer  mehr  das  indindticlle  Gepräge  rerioren 
und  lassen  sich  schablonisiren.  Beim  Telegraphen  nicht  in  gleichem  Maasse:  daher 
hier  mich  dlreete  Kabhing  in  grösserem  Umfange  bleibend.  Mit  der  Hi  Irschen 
Postreforrn  in  England  (§.  (52)  war  die  Kinfulirunsj;  de^  Stempels,  d.  i.  der  sogenannten 
Briefmarken,  als  Portoerhcbungsform  verbunden:  eine  Einrichtnog,  welche  dann 
auch  die  Tour  um  die  Welt  gemacht  hat.  Ebenso  gestempelte  B riefcou vcrts. 
Seit  der  Verelnfai  Iuipl'^  des  Pa(  kettaiifs  anch  hier  das  Markensystem  mit  in  An- 
wendimfr.  —  T e  1  e^' rjijtli e  n  m a r  k  en  neuerdings  aueli  allg-erneiner:  Einführung  in 
Nord  -  Dcuti>chland  durcli  (icsetz  vum  lö.  Mai  1869.  Scbun  die  relativ  geringe  Be- 
theiligung des  allgemeinen  Publicums  an  der  telegnphischen  Correspondeu  macht 
das  Maitoisyatem  hier  weniger  nothwendig. 

8.  Die  directe  Zahlung  ist  femer  am  Platze  bei  Gebühren, 
welche  in  einer  verh&ttnissmSssig  doch  nnr  kleineren  Zahl  von 
Einzelfllllen  und  etwa  zugleich  in  relativ  grosseren  Beträgen 
erbobeo  werden. 

Hierher  gehören  wieder  manche  F&Ue  der  Hechts-  und  Verwaltungs-  und  der 
folkswiithschnftlichen  Cksbtthren;  im  Einzelnen  besonders  Stenern  von  der  Uebertraguug 
uniicweglicben  Vermögens,  dann  Taxen  für  Ehren  und  Würden,  Geld- 
strafen, öchulgtilder.  Früher  anch  zum  Theil  die  Postporti,  jetzt  Jiocfa 
2Um  grossen  Theil  die  Telegrapheugebuhren. 
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4.  Endlich  hängt  die  Wahl  zwischen  directer  Zahlung  und  Stem- 
pel auch  von  der  Einrichtung  des  Caasen-,  Rechnungs-  und 
ControiweBens  ab.  Wo  aaf  getrenntes  Gassen-  ond  Rech- 
nuDgaweaen  einzeloer  Verwaltnngszweige  Werth  za  legen  ist,  mnss 
ein  allgemeiner  Staatsstempel  vermieden  werden,  während  ein 
speeieller  Stempel  für  den  einzelnen  Zweig  nnr  ausnabmaweiBe 
—  auch  aua  Okonomiachen  Gründen  ^  zweckmäaaig  iat,  nemlicb 
bei  aehr  anagedehntem  Gebraneh  und  niedrigem  Betrag  dea 
einzelnen  Stempela. 

So  in  der  PottTerwftUQDf ,  theilveiae  ata  Steiiererliebinigsfom  bei  dea  Spiel- 
karton, bei  der  TahnV- Fabrikat  Steuer.  (Russiscli-americanisches  Tabak- 
steoersystem  (BaudoroUeo),  wo  der  Verkehr  nübat  die  Coutrole  ia  Betrett  der 
erfolgten  Stwtefenttielitnng  mit  Msabm  wm^  indem  nur  gestempelte  Peclete  v.  8.  w. 

in  den  Verkehr  treten  dürfen.  Die  Sache  liegt  hier  also  otw.is  audei-s  aIs  bei  den 
sonstigen  Stempeln.  Näheres  darüber  gehört  erst  in  die  Steaerlebre.  Vgl.  über 
BQsaland:  Waicker,  Selbstrenraltang  S.  315,  G.  Mayr,  Deutsches  Reich  und 
Tnbtkmonopol  (Stuttgart  1878)  S.  79  fl*.,  Deutsches  Uandelsblatt  1878.  Nr.  3,  5:  Uber 
America  besonders  Felser  in  Hirth's  Aui^alen  1878  (auch  selbständig  erschienen^ 
Dann  die  Materialien  in  der  ReichstabakeuqQcte  und  in  Schaf fle'ä  Aufsatz  darüber 
in  der  TobiDger  Zeltocbiift  1879^-80.). 

Die  Controle  Uber  die  wirklich  erfolgte  Entrichtnng  der  Ge- 
bühr lägst  sich  beim  Stempel  mit  völliger  Sicherhe it  nur  führen, 
wenn  jeder  stempelpfliebtige  Act,  bez.  jede  bezügliche  Urkunde, 
jeder  Gegenstand  n.  s.  w.  einer  Behörde  nach  dem  Lauf  des 
Geschäftsgangs  vor  Augen  kommen  muss. 

So  z.  B.  bei  Eingaben  an  Behörden,  bei  allen  Papieren,  welche  vor  Gericht 
prodncirt  werden,  bei  der  Post.  Zu  beachten  sind  die  bezüglichen  französischen 
N'orächrifien  über  das  EnrcgfstTsment  und  die  Bagistrirang^llicbtigkelt  8.  Ein,  III, 

S.  514,  auch  t<.  21(5,  221. 

Werden  in  anderen  Fällen  Gebtthren  (oder  Verkehraatenem) 
erhoben,  ao  kann  man  meiat  nnr  in  der  Form  der  directen  Zahlung 
Defraudationen  aieherer  verbtlten,  etwa  mit  d«  Ananahme  aolcher 
FlUle,  wo  die  Gebühr  aehr  niedrig,  die  Defrandationaatrafe  nnd 
aonatige  Reehtanaehtheile  aehr  gröaa  aind  nnd  die  Gefahr  einer 
Entdeokong  der  Unterlaaanog  dea  voi^eschriebenen  Stempelgebraneha 
leieht  unabhängig  vom  Thnn  nnd  Laaaen  dea  Defrandanten  ein- 
treten kann. 

So  Hegt  die  Sache  bei  der  nusieeb-MnericaoiBolien  Tabefatener,  wo  aber  auch, 

besonders  in  America,  ein  drakonisches  Strafsystem  hinzukommt  und  trotzdem 
Defraudationen  im  grossen  Umfang-  vorkommen  sollen.  Aehnlichc  Sachlage  bei  Spiel- 
kart^nstempel,  wo  die  Controle  durch  Publicum  und  Verkehr  selbst  leicht  ist.  (S.  über 
dto  fraazOslecheii  £inriohtnnfen  bei  den  SideUurten  Fln.  m,  |.  384), 

So  erklart  ateh  die  Hdgiichkeit,  mit  Stempeln  bd  Wechaeln 
und  ahnliehen  Sehnldyeraehreibnngen,  dann  bei  Werth- 
papieren dea  BOraenyerkebra  (Obligationen,  ^^tien,  ein- 
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heimiäcben  und  fremden),  ferner  mit  der  blossen  Steni  pclpt  lu  li - 
tiprkeit  schriftlicher  Verträge  unter  obligntoi ix  luir  Forderung 
der  Schriftlich  keif,  ohne  Registrirungszwang,  leidlic  h  aisziikonmicn, 
namentlich  wenn  auf  die  Unterlassnn«:^  des  Gebrauchs  des  Stempels 
neben  eraptiudlichen  GeldstialVn  etwa  gar  der  V^erlnst  des  Klage* 
rechts  oder  der  Benutzung  einer  Urkunde  als  Beweismittel  im  Pro^ 
cew  yor  Qeriobt  gesetzt  ist.  Unbestreitbar  kommen  trotzdem  in 
Bolchen  Fällen  oft  Defraudationen,  d.  b.  Nichtgebrauch  des  Stempels 
Yor,  namentlich  da,  wo  eine  behördliche  (gerichtliche)  Cognition  die 
Ansnahme  bildet  and  die  betreffenden  Rechtsgeschäfte  und  Urkunden 
nicht  leicht  im  weiteren  Fablioom  bekannt  werden,  daher  s.  B.  bei 
gewt(bnlichen  Privatrertrttgen. 

Darüber,  üb  uud  wie  weit  uiit  Jcr  Unterlassung;  der  pf lichtm as geu  üo- 
ttenerniig  eines  Kechtsgeschäfts.  eines  Vurtragsschlusses«  imd  tiamcnilich  d«r 
Stcmpelunii^  einer  ü rkunde  iibor  Recli^pfM  häftc.  Verfräpe,  ansscr  S  t ra f e n  —  and 
regolut&äüig  nur  Qeldütrafeu  —  «uch  KocLuituclithciie,  beäoudei«  die  Nichtig- 
keit de»  Gescblils,  Vertrags,  oder  venigrstens  die  (Jnzulässigkeit  der  gericht- 
lichen Kla^c  verbunden  «ein  sollen,  darüber  gehen  die  Ansichten  in  der  Theorie 
auseinander.  Die  Besütunungen  des  positiren  Rechte  «ind  ebenfalls  verschieden.  Die 
ToHe  Kicbtigfceit  hat  aun  eelten  zu  nidetn  gewahrt  Die  Verweigerung  des  gericht- 
lichen —  also  staatlichen  —  Schutzes  ist  aber  wohl  verlangt  und  selbst  als  Conse([uenz 
einer  bestimmten  iteuerpolitiscben  Stempeltheorie  —  wonach  die  Stcmpelzahlung  eine 
Leistong  an  den  Staat  fQr  die  Gewämng  dee  ReehfaBchetzea  sei  ~  bexeichnet  wordoo. 
Abgu»cbcn  von  der  Unzulänglichkeit  dieser  principiellen  Begründung  hat  man  indcoseit 
namentlich  practische  Bedenken  gegen  diese  Rechtsfolge  der  unterlassenen  Re^feiierang 
oder  Stempelung  geltend  gemacht:  (jeführdung  der  Verkehrssicherheit  und  liewafanuig 
leichter  GelegeohdU«  ungebildetere  und  in  den  Gcschäft^practikcn  unerfahrene  Penonen 
betrügen  zu  können.  Ich  mOrhte  niieh  diesen  Bedenken  nicht  verschliessen .  aber 
principieJl  berechtigt  erschiene  um  die  Verwcigemng  des  Klagrechts.  Diese  Conseqoeuz 
bat  EngUii'l  bei  ungestempelten  Urkunden  gezogen  (Fin.  III.  S.  262),  in 
Frankreich  ist  sie  öfters  hefurwortet,  so  noch  1871,  1S75,  aber  ilorli  nicht  in  das 
Stempolgesetz  autgonommcn  worden  ^Fin.  III.  S.  547).  In  dem  verwandten  Fall  dor 
Begistriningspffichtigkeit  («od  Abgabexahlong  dabei)  hat  die  fhwj^slscbe  Geeetzgebnog 
den  Kechtsnachthcil,  dass  dio  nicht  re2'i''trTrten  Urkunden  nicht  vor  Gerichten  und 
Behörden  mit  recbtiicher  Wiriioog  producin  werden  können.  festgoMtzt  (Fin.  in, 
8.  514).  Aber  man  begnügt  sieb  auch  hier  mit  der  Verschrift  —  iJso  Zalassong  — 
einer  nachträglichan  Rceistrimiij:  und  mit  dann  eventtnJl  eintretenden  Geldstrafen. 
—  Von  Rechtsnachthcilen  wegen  unterlassener  Abgabezahlang  oder  Stempelung  sind 
solche  ci  vil  recht  liehe  Rechtsnachtheile  zu  unterscheiden,  welche  z.  B.  mit  der 
Unterlassung  der  vorgeschriebenen  schriftliclien  Abfassung  aller  oder  gewisser  Ver- 
träge verbunden  sind,  wie  im  Preussischcn  Landrecht  (Th.  I,  Titel  5,  §.  l.'tl, 
155.  15C).  Die  hier  verlangte  Sch riftlich k ci t  der  Verträge  (aller  über  50  Thlr."! 
und  die  etwa  angedrohten  Kechtsnachtheile  bei  fehlender  SchrlfUichlteit  ermöglichen 
aber  nararlich  auch  eine  immerhin  etwas  in  der  Au>führnng  gedchertere  Voiacbcift 
der  Stcmpelpflichtigkeit  solcher  Vertragsurkunden  anzuwenden. 

5.'  In  denjenigen  Verwaltongszweigen;  welche  nicht  Special- 
Stempel  für  sich  führen  (bisher  gewöhnlich  nur  Poet  und  Telegraphier 
war  frtther  die  direete  Eiosiehnng  der  Gebühren  anoh  wegen  des 
Mangels  der  fiscalischen  Gasseneinheit  der  einselnen 
Verwaltungen  vielfach  gehoten. 
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Jeder  Zweig  hatte  seine  eigenen  Einnahmen  und  Ausgaben,  oft  waren  letztere 
direct  ans  ersteren  zu  bestreiten  oder  die  GebQhrcneinoahmen  kamen  annulttellnr  den 
Beamtt'n  zn  Gnte  (Sportein  bei  fJerichteu).  Die  Abätellung  ditscr  Y«-rhJUtnisso  ist  der 
Einfahrung  der  Stempel  günstig  gewesen.  Stempelwesea  und  tiscaiische  CaüseneiJihdit 
hftbaD  aich  in  eioein  fewbeen  Zaranuiieiiltaiif  seit  Ende  des  17.  Jahrbnnderts  entvickelt. 

III.  ~  §.  72.  Die  Erhebung  der  Einzel-GebUhreo  in 
Form  des  Stempels. 

Wohl  allgemein  ist  bisher  die  Anwendnng  des  ^Stempels  für 
die  Erhebung  von  Gebllhren  und  Steuern  auf  S  ta  a  ts abgaben  bc- 
sebiänkt.  Im  Priocip  stände  gegen  Communalstempel  a.  s.  w. 
nichts  im  Wege. 

Es  war  wohl  mit  die  falsche  Auffassung  der  Stempel  als  einer  eigenen  Stoncrart 
..Stempelsteuern"'),  wclclio  den  Staat  auch  zum  Gebrauch  dieser  blossen  Steuer- 
«rhebuugsart  allein  berechtigt  erscheinen  Hess.  Man  fürchtete  etwa  auch  Ver- 
wechslung'n.  Wiciitiger  sind  aber  die  sachlichen  Grunde,  welche  die  Stempal  auf 
den  Staat  bcsi  lirankfri  und  nnr  di<-  ilirot  to  Einziehung  bei  der  Commune  vor- 
kommen lassen:  diejeni^^th  (it-biilireii.  U-\  W'-IctiL-n  der  Stempel  passend  als  Erb cbnngs- 
fonn  benutzt  wird,  fehlen  der  Cornniunc  [noi->iL-iis  ond  die  Gründe  der  Bequemlichkeit 
Tind  Verwohlfeilomng  dieser  Efhebuagsform  fallen  gewOhnlicb  aaiserhalb  des  Staats- 
(laanzwcscns  fort. 

In  Bundesstaaten  kommen  in  eofspreehcnden  Fällen  Reichs- 
oder Bundesstaats-  und  Einzelstaatsstempel  fUr  Gebühren 
und  Verltehrssteuern  wohl,  wie  in  Deutschland ,  neben  einander, 
aber  in  verschiedenen  Verwaltungszweigen  vor.  Selbst  die  Erhebung 
'  TOD  Reichs-  and  StaatSBtempeln  bei  ein  und  derselben  ThStigkeit 
wire  nicht  aasgeschloesen.  Es  ist  nicht  nnmOglich,  dass  die  Ent- 
wtcklang  dieser  Dinge  In  Deatschland  dazn  ftlhrt  Der  Einwand, 
dass  IrrthUmer  nnd  Verwechslangen  leicht  mOglich  seien,  wenn 
doppelte  Stempel  benntst  werden  mflssen,  wiegt  nicht  so  schwer. 

Die  VoKchliige  der  bundesrätblichen  Stempcläteuercomuiisöiou  van  1877  gingen 
auf  Einführung  ron  Beicbsstempeln  neben  Lt udesatooipeln  im  grösseren  Umfange 
Irioatis.    Doch  wurden  die  Bedenken  in  den  Berathungen  mehrfach  Iicrvorc;c1inben. 

Das  aasschliessliche  Recht  (..Monopol")  auf  die  Benutzung  von  Stempeln 
oder  Mwfcen  bat  der  Staat  an  sidi  Qberbaupt  übrigens  nicht  Die  unbeanstandete 
BcnatzDiiR  >oti  Maxken  bei  „Piiratpestett**  (Brief-,  PadtetbeCftidenungmiBtalteii)  xeigt 
das  auch  bei  uu.'^. 

Das  Gebiet,  wo,  und  die  Katcgoriecn  von  Füllen,  in  welchen 
die  Gebttbrenerbebuug  in  Steuipellorm  zweckmässig  ist,  ergiebt 
sich  aus  den  vorausgebenden  Erörterungen  tiber  die  directe  Ein- 
ziebong.  Hier  sind  daraas  jetzt  nur  die  positiven  Folgerangen 
za  ziehen. 

Der  Zweck  des  Stempels  als  Gebühren-  nnd  Stenercrhebungs- 
form  statt  der  directen  Einziehang  ist,  beiden  Betheiligten 
die  Berechnung  nnd  Zahlung  der  Abgabe  mögliehst 
einfach  nnd  bequem  and  der  Finanzverwaltang  za- 
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gleich  möglichst  wohlfeil  and  sicher  zu  machen  und 
ihr  andere  Controlen  za  ersparen. 

Der  U«l»erfmiigr  m  Stempel papi er  m  StenpelBarkea.  die  daaa  entweder 

ausscb)ie&^Ii^ll  oJc-r  beliebig  nach  \V'ahI  -^tatt  St('mj".Ipai'it-r>  ixi  braochen  b\nä.  ist  in 
den  lemea  iibnebnuu  wobl  aUgcmein  io  den  bu&ten  mit  StempeUbgabea  erfolgt 
md  bat  ilmlfdie  Grande  der  Bequemlichkeit  o.  s.  v.  wie  die  EiiiMrgening  des 
Markensystems  ia  anderen  F&llen  (Post).  Was  that&ächlich  benutzt  wird,  hän^rt  von 
den  greset/lirbcn  Ninrtnen.  den  speciellen  VorbSltni^'^en  im  coTicr«ten  Fall  und  auch 
vuii  rJ.-u  \\  crth r n  („Sortcu"  )  ali.  in  wi;kb<ij  btcmpelpapier  und  Marken 
amtlich  ;ius>rofor(ij:t  w.rden.  In  Preusstii  z.  B.  Ix.^timmt  dies  nach  GflSetS  rom 
18.  Februar  187"  da*  l  iiiarizininiHferium.  Nach  einer  VerordnurT  } —selben  von 
^übt  es  33  Sorten  StempeJpapier  (roa  V.,  1,  17«,  2  M.  o.  a.  w.  biä  100,  150,  200, 
900  n.  a»  w.,  Mudnitm  1000  M.)  und  16  Sorten  SMoipelaMfceb  CVt«  ^Vt«  >  ^* 
n.  •  V.  IIa  10,  IS,  20,  2»,  Maximoin  80  IL). 

Im  A 11  g e  m  e  i  D  e  D  ist  dor  Stempel  besonders  zweckmässig, 
wo  von  speciellerer  Berechnnnj^  des  Werths  der  Leisuini:  Üir  den 
Interessenten  und  der  Kostenpiovucation  für  die  Verwaltung  ind 
einzelnen  Falle  abgesehen  werden  kann  und  die  Abgabe  den 
Character  einer  gleichmäsäigeu  oder  nach  einfachen  Merk- 
malen abo-pstnfteu  Vergütung  für  eine  öflfentlichc  l^ei&tuim  oder 
eines  Kosten beitrags  annimmt.  Wenn  hier  zahlreiche ,  uni:etahr 
gleich  zu  erachtende  Gebührentalle  vorliegen,  so  wäre  die  directe 
Einziehung  des  Gebtlhrenbetrags  fUr  beide  Betheiligten  unbequem 
nnd  für  die  Verwaltung  kostspielig.  Vielfach  ist  est  erst  im  ent- 
wickelten Staats-  nnd  Wirthschaftsleben  so.  Kann  dann  eine 
einigermaassen  ansreichende  Controle  über  den  wirklich  erfolgten 
Gebranch  des  Stempels  stattfinden,  oder  ist  die  Abgabe  so  niedrig, 
dass  sie  nnr  wenig  Reiz  zur  Umgehung  mit  sieh  ftthr^  so  empfiehlt 
sich  diese  Erhebnngsform. 

Es  ist  iMzeiehnend.  dass  man  bei  dem  russisch-americanischeii  Tababteuersystom 
die  BerUcküichiigung  des  Werths  der  Waare  wieder  fallen  lassen  masste.  weil  sich 
die  Controle  nher  (\\>i  ri cb tige  Stempelung  nach  Wertbstafen  nicht  iiirf^h fuhren  lies«. 
So  erfolgt  nach  dein  ni&äischen  Gesetz  rom  6./18.  Juni  18T7  von  Antang  187S  an 
nnr  eine  gleichinä$«sigc  Stenpdnnf  (fon  einer  ordinären  Sorte  abgesehen)  nnd  in 
America  besteht  jetzt  ein  üe wichts-Sat/  fiir  Kauchtabak  und  für  Gitarren  (rosp. 
hier  ein  Einheitssatz  fOr  1000  Stttck)w  Ein  Punct,  der  bei  der  Vergleichung  zwischen 
Monopel  nnd  PabriUtatener  fQr  eraterea  aprieht,  well  dabei  eine  Abatofung  der 
Steuer  nach  dem  Werth  der  Waare  niöpUch  und  üblich  ist:  zugleich  ein  Bereis,  dass 
diese  Fragen  der  Erhebuugsform  im  8teuerweson  eine  grosse  practische  Redeatuog 
haben,  anch  eine  aUgemeinero,  als  die  frühere  Finanztheorie  anzonehmen  pflegte. 

Im  Einzelnen  sind  etwa  folgende  Fülle  zn  nennen: 

Sehr  einfache  GmndriUze  wieder  in  der  oben  S.  178  genannten  ostcrreichi» 
sehen  Gesetzgebung.  Fixstcmpcl  für  Eingaben  an  Behörden  n.  s.  w.,  für  Zeugnisse, 
für  Uandels-  ond  Oewerbebucher,  für  gewisse  amtliche  Protokolle  und  Ausfertigungen, 
für  Recbtenrknnden«  die  ein  nicht  acbltzbarea  Rocht  betreffent  Stafonatemi«!  nacb 
dem  Werth  bei  üebertragung  des  Eigenthum-i  bew^?? lieber  Sachen  und  den  be» 
treüendeu  Urkunden  (Wechael  —  andere  stempclpflichtige  Urkimden). 


Digitized  by  Google 


EriieboDg|Birt«d.  StompeL  •  185 

# 

1.  Einfache  sogenannte  Fix-  oder  Fest-b tempel,  als  Ge- 
bühren- und  als  Steuererhebungsform.  Sie  treten  mit  einem  festen 
Geldbetrage  fttr  die  einzelne  in  Ansprach  genommene  öffent- 
liche Leistang  regelmässig  in  der  Form  des  diesen  Geldbetrag  be- 
zeichnenden Stempel papiers  oder  der  jetst  allein  oder  überwiegend 
üblichen  Stempelmarke  ein. 

Beispiele  ans  der  allgemeinen  Vorwaltang  sind  dia  Stempel  fUr  Eiii;^a!iL:ii  Jer 
Privaten  an  und  Hesrheide  von  Behörden  in  Privatsachon ,  ohiu-  Rücksicht  auf  den 
Inhalt.  Ferner  die  Marken  des  PostvcriielirB,  der  Tolc^^rapUic.  Im  Vclkchr^5.tcuer- 
^yi^tem  kommen  solche,  regelmässig  niedrife,  Pfzatempcl  ebenfalls  vor,  bei  Fracht- 
scheinen, Rechnongen,  Schlasszottcln,  Quittnng-en.  Namentlich  finanzcnüchichtlich  ond 
finanztechnisch  be&chtensvorth  i^t  die  Eiuburgernng  u icdriger  Fost-Stempel, 
mitoDter  an  Stdie  frtlher«r  abgestufter  odor  Proportf onalstempel ,  so  in  Frankreich 
(s.  Fin.  III,  S.  557\  (iberhaapt  die  französische  (ah.  ^.  2^0.  „Spocialsteinpcl'*).  und 
eD£;lische  Einrichtune  (eb.  S.  264,  „Penoystempel"),  wobei  das  Verkehrsinteresse  und 
das  fiacallMbe  soicleicli  ihre  WabnÄniiiig  Buden.  InBentscbUnd  gchOrt Ueriier  jetzt 
rach  die  in  Stempelform  eifb^gende  Erhebung  der  ttatbliwihen  Gebftbr  {oben  8»  194). 

2.  Eine  weitere  Ansbildnng  erfilhrt  der  Fixstempel  im  System 
der  sogenannten  ClassenstempeL  Hier  treten  nach  gewissen 
sich  Metenden  Merkmalen,  wie  der  ungefähren  Bedentnng  der 
Sache,  der  nngeftthren  KostenproToeation  —  nicht  nach  dem 
Geldbetrag  eines  DocnmentS)  sondern  in  solchen  Fällen,  welche 
sich  nicht  eigentlich  in  Geld  schätzen  lassen  —  Fixstempel  ve r- 
tsc  Lied  euer  Höhe  ein,  es  besteht  also  eiu  C  lassen  tarif. 

Der  Stempel  statt  der  directen  Einziehung  kommt  hier  wohl  noch  hie  and  de 
bd  TbitigkeltOD  der  freiwilligen  GerlcbtebariEeit  vor,  also  in  einem  partidien  Gebttbren- 
gebiete.  Ein  Analogen  solchen  Classc-nfarif«  ist  der  Stufen  tarif  der  Post  und 
Td^;nphie.  Eine  wichtigere  Holle  spielt  jener  Tarif  im  Verkebrssteuersystem ,  wo 
et  neb  «i  die  Art  der  be^eneiten  Bechtsgeechlfte  anscbUewt  Fix-  bes.  elnfacber 
Ciaesenetempel  itt  aneb  der  genannte  Tabak-FabribatstenpeL 

B.  Der  sogenannte  Dimensionsstempel  Ulsst  den  Gtebtthren- 
oder  —  der  bftnfigere  Fall  —  den  JSteaerstempel  bemessen  nach 
der  Aasdehnnng  oder  dem  Umfang  der  stempelpflichtigen 
Schriftstücke (Urkonden,  Register,  Process»,  Gerichts-,  Notariats- 
acten  o.  s.  w.,  kanfmännischen  Bücher,  anch  Nnmmervahl,  eTcntuell 
Blattzahl  nnd  Blattg;rösse  der  Zeitungen  im  Zeitungsstempel"). 
Eine  .Stempehuiiii,  welche  wegen  der  grossen  Zufälligkeit 
dieses  Umfangs  (des  Papiers  u.  s.  w.)  gebühren-  wie  steiierijolitisch 
erheblichen  Bedenken  unterliegt,  wenn  öie  auch  in  einigen  Fällen, 
z.  B.  bei  Gerichtsacten  ii.  dgl.  m.,  dem  Umfang  der  Mühewaltung 
etwaB  mit  entsprechen  mag. 

Die  oft  complicirto  Berechnung  und  die  Kotbwundigkeit  der  Coutroie,  sowie  die 
Höflichkeit,  roo  einem  einzigen  Pflichtigen  die  Abgabe  für  viele  EinzelftUe  in  einer 
einzigen  grösseren  Summe  einzuziehen  (Zeitungen  u.  dgl.).  giebt  der  directen  Eiu- 
zicbung  hier  indessen  meistens  den  Vor/np  vor  d<  in  Sh.tnpcl  oder  die  Behörde  behält 
fjch  die  i»t9m|)elang  treibst  vor  ^cbeufaiis  Leitungen,  kaufoi&nniäche  BUcher  u.  s.  w.). 
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So  bei  lotiteren  Beispieleii  in  Oesterreich.  Besondere  ausgedehnt  ist  darDlmeB" 

si onsstcmp«*!  nacli  iler  ftn^i-^FO  d'-s  für  f^ino  Uiliindr  ^■■iiraui-htL'H  Papiers  in 
Frankreich:  wohl  das  äusserlicbüte  Merkmal,  an  das  man  ^ich  halten  kano! 
8.  darttber  Nlheres  in  Fia.  III,  §.  229,  wo  «ach  die  Bodenhen  dagegen  nlhor  dar- 
gelegt  sind.  Der  Name  „timbro  de  dimcnsion"  l^t  in  Frankreich  ilcr  aintliclie,  der 
eigeotlicbc  Worthstempul  (N.  A)  heiast  timbro  proportioaoei.  Der  Stempel  für 
Strasaonaasehl&ge  (affiches)  ist  ein  spocioUoi,  fom  allgcnoliieii  «bleichender 
Dimonnonwtoopel  (rin.  III,  S.  555). 

4.  Der  eigentliche  Werthstempel  —  im  enge  res  Sinne, 
denn  im  weiteren  ist  jeder  Stempel  „Werthstempel"  — ,  anch  wohl 

Grad ati 011  s-,  l'roportional Stempel  genannt  —  doch  wird 
letzterer  Name  besser  für  den  nach  einer  bestimmten  Art  der  Höhe- 
bemessnng:  normirten  Stempel  reservirt  (s.  unten)  —  richtet  sich 
nach  dem  Geld  werthbetrage  eines  mit  einer  Abgabe  belegten 
Documents,  be/.  1{ ech tsgeschäf ts  oder  eines  Gegenstands, 
über  den  ein  liechtsgeschiit't  abgeschlossen,  eine  p:erichtliche  Ein- 
tragung vor^^enommen  oder  im  Streitfälle  gerichtlich  entschieden 
wird.  Eine  solche  Üemessung  des  Stempels  kauu  auch  bei  „Ge- 
bühren" passend  sein,  um  die  Abp-abe  cinigermaassen  mit  dem 
Werth  der  öt^'entlichen  Dienstleistung  in  Einklang  zu  bringen  und 
die  Gesammtkosten  der  Eintragung  auf  die  Bctheiligten  zweck- 
mässiger und  gerechter  mit  zu  vertheilen  —  allerdings  dann  etwas 
mit  nach  einem  Besteuerungsgesichtspunct)  welcher  al)cr  (8.  99) 
aneb  hier  bei  „  Gebühren  unter  Umständen  eine  berechtigte  An- 
wendung findet 

Die  betreifendc.  im  Stempel  erhobene  Abgabe  der  Praxis  stellt  nor  ausnahms- 
weise eine  reine  Ge^ühr  dar.  rneisfons  eine  reine  oder  doch  ühcnric.trcDd  riiic  Steuer 
(VcrkeLratitcaer").  KuateuzaLIunj^cu  der  freiwilligen  iiud  btrciiigcu  (Jcrichtsbarkeu, 
welche  nach  dem  Werthbetrage  des  Objecto  abgestuft  werden,  —  Abgaben  für  die 
Eintragungen  in  die  Register,  die  Grund-  und  Hypoth 'k.  nbiicher,  für  die  Entschei- 
dung von  Cirilproccssen  —  hören  aber  nicht  dadurch  auf,  reine  GcbUhreu  zu  sein, 
dass  sie  sich  so  abstufen.  (Eben  deslliüb  ist,  wie  schon  oben  einmal  bemeifct  (S.  BS), 
Stein's.  S.A.,  Fin.  5'20.  rntcrsclidiloiii^  zwischen  Gebtlhren- ninJ  Stouerstcmpcl  nidif 

Senau  haltbar.)  Solche  Abgaben  werden  Steuern  nur  bei  einer  eine  l  cborateigung 
er  Kostendeckunf  bezveclicoden  H5he  der  Gesammteinnahme  daraas.  Die 
Erhebungsform  dieser  nobubrnu  ist  indessen  selten  der  Stem[)L'l.  sondern  mit  Recht, 
besonders  bei  Bechtflgcschäftcn ,  die  sich  auf  EigenthoffläQborgang,  Verpfändung  un- 
beweglichen Yermdgens  beziehen,  die  directe  Berechnung  nnd  Einztetanog.  Stempel 
von  Verträgen  (Kaul*,  Tausch,  Miethc,  Pacht  u.  s.  w.),  von  Documcnten  de«  Crcdit- 
verkebrs  (Wechsel,  Schnldvorschreibungen  aller  Art,  Inhaber  -  Papiere  und  andere 
börsengängige  Werthpapiere  [„die  sich  ohne  Cessionsinsiiument  übertragen  lass«^n"j, 
Aotien  u.  s.  w.)  stufen  sich  gewöhnlich  nach  dem  Werthe  ab  Und  lliid  meistens, 
wenn  nicht  eine  belinidlithr  Mitwirknnif  im  sachlichen  Interesse  von  vorneherein 
geboten  ist,  reine  VcrkcLi.>.'>(cucrii  42).  Beispiele  u.  s.  w.  gehören  erst  in  die 
Stcucriebre.  (S.  ältere  bei  Kau,  Fin.  I,  §.  231  Note  f.)  Dur  Deutschland  reiches 
Material  aus  der  Gesetzgebung  aller  Finzobtaaten  in  dem  bundesrftthUchen  GoaunisaioiM- 
beriebt  von  1S77,  S.  4f>— 109. 

Der  Werthstempel  kann  ein  genauer  sein,  welcbor  sich 
pacb  Proeenten  des  Betrags  richtet.    Die  Erbebang  der  Abgabe 
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wird  dann  aber,  schon  weil  der  Satz  nicht  immer  anf  runde  Hammen 
laateo  wird,  meistens  nicht  mittelst  Stempels  geschehen  können, 
soDdem  es  erfolgt  („unter  amtlicher  Cassirung  des  Stempels  und 
Vidirung  der  Urkunde")  bei  einer  Bebüidc  haare  Einzahlung.  Der 
Werthstempel  kann  aber  aoch  aoter  AbraadaDg  seiner  rroceothöbe 
in  bestimmten  festen  Beträgen  flir  gewisse  „Glassen" 
des  Werths  eintreten,  —  „Glassen-  oder  elassificirter  Wertfa- 
stempel" —  nnd  dänn  von  den  Parteien  selbst  angebracht  werden, 
wie  s.  B.  beim  Weebeel. 

Beispiel:  DoutscLes  Wecbselsteinpelgcsctz  vom  10.  Juni  1869:  im  Alltrc- 
meinen  der  Satz  Va  '*"/oo'  o*'^  '-^'-^  Durchführung,  dass  Wechsel  bis  und  unter  50  Thlr. 
1  SgT.  Ober  50—100  Thlr.  IV,  Sgr.  und  für  jede  weiteren  vollen  oder  angefangenen 
100  Thlr.  Sgr.  mehr  an  Stempel  zahlen.  AI  so  ein  elassificirter  eigentlicher  Pro- 
portinnals-teinpcl.  Nach  dem  neuen  (it.sctz  vom  4.  Juni  ISTP  ist  der  Wcclibol^tcmpel 
jet/t  10  Pf.  bei  Summen  bis  2ÜU  M.,  20  wun  über  2U0— 400  M.,  ÖO  von  über  400 
bis  fiOO  M..  40  von  über  COO— SOO  M.,  50  Pf.  von  abef  ^00^1000  H.  und  Jd  50  Pf. 
fttr  jede  ferneren  vollen  oder  angefaiigcucn  1000  M. 

Je  nachdem  der  Werthstempel  einigermaassen  gleich  mit  dem 
Werth  des  Objects  oder  stärker  oder  schwächer  steigt,  kann 
er  als  Proportional-  (im  engeren  Sinne,  s.  obenX  ProgressiT- 
oder  Degressiv- Werthstempel  bezeichnet  werden.  DerStener- 
Stempel  ist  bisher,  gemäss  dem  leitenden  Gesicbtspunete  unserer 
modernen  Bestenerong,  ein  Proportional-,  wenn  nicht  gar  ein 
Degressivstempel.  Der  Gebtthrenstempel  (bes.  der  direct 
eingezogene  Oebflhrenbetrag)  ist  meistens  degressiv,  dem  Um- 
stände entsprechend,  dass  die  Kosten  der  Staatsth&tigkeit  nicht 
mit  dem  Werthe  des  Objects  proportional,  sondern  sohwächer,  wenn 
ttberhanpt,  wachsen. 

So  bei  ien  Einlngangsgebtthren       «oweft  diese  eben  6ebflbren  und  nicht 

St'  II-  rn  — ,  bei  anderen  Acten  der  freiwillifrcn  Gerichtsbarkeit  und  in  der  streiligou 
(ienchtsbarkeit  bei  den  Gerichb»kosten.  (S.  oben  40,  43.)  Man  hat  wohl,  und  ia 
einer  Hinsicht  nicht  ohne  Grund,  behauptet,  dem  dunacter  dieser  Abgaben  ab  Ge- 
buhren vidersprecbe  in  mancher  Hinsicht  der  Wcrthstcmpel  überhaupt  und  seien 
Fit-.  Classcn-  und  etwa  passend  norniirte  Diniensionsstempel  richtiger,  wenn  man  anf 
das  Momcut  der  Kosteupruvocatiou  als  den  (irujid  der  Gebtlhrencrhcbung-  sehe.  In- 
dessen dient  der  Werthetempel  doch,  wie  gesagt,  zu  zvreckmikssigerer  und  auch  die 
Veiljrilmisse  der  Interessenten  j^errchtcr  l)erricksiclitij::i'nder  Vertheilung  der  G»^- 
saiiimilid&tcn  der  bezaglichen  EiDhchtuu);en,  namentlich  der  (iericbte.  £b  kauii 
sogar  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  die  Oegression  der  Abgabe  bei  den  böberen 
Wer'li'T  'tr'Iircn  der  Objecte  iiiclit  passend  iler  proporfionalen  Abgabe  Platz  machte. 
Um  00  mehr,  da  diese  „Gebühren"  doch  leicht  mit  sah  Steuern  fungireu;  und  mit- 
unter tticlrt  mit  Unreeht,  weil  sie  vomemlich  die  besitzenden  Glassen  und  unter 
diesen  sogar  solche  (in  den  flerii  li(.sko>t('n'^  hrsuuiKis  treffen,  welche,  wie  (jewcrbe- 
and  Uandeltreibende,  von  deu  anderen  iituuoru  nicht  immer  genügend  getroffen 
werden  (§.  4a,  8.  93). 

In  Betreff  der  Gontrolen  und  Strafbestimmnngen 
icommen  bei  den  GebahreD»  auch  bei  denen  in  Stempdfonn,  ihetls 
die  allgemeiDen  Grimdsätze  des  SteaerwesenSi  wofür  hier  anf  die 
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„allgemeine  Steuerlehre",  Kapitel  5,  thcils  einige  eigene  Grundsätze, 
insbesondere  bei  liegistergebUbren  und  Stempel,  in  Betracht,  wotllr 
hier  auf  die  specielle  Stcncrlehre,  besonders  im  Abschnitt  von  der  Ver- 
kehrsbcBtcuernn^,  verwiegen  wird. 

Wichtig  sind  nuuicntlich  die  fraazöäischuu  Vorschrilten ,  s.  Viu.  III,  §.  221 
bfB  223,  232,  233.  —  lü  Proussen  dient  als  Controlhilftmittol  die  Einncbtanf  der 
Stempelfiscale,  welche  djp  Papiere  der  Behörden  und  Beamten  veriflcireii,  bedinpiing-s- 
weise.  im  Verdftchtäfalle,  auch  von  Pnv&tpersooea  Nachweisangen  Uber  Beobachtuog 
der  Stempelgreeetee  rertaag«!!  lönnoi  (Gesetz  von  1822,  §.  84).  DenviioiAntentii» 
theile  an  Stempel^itrafon  sind  hier  1869  (üesefz  voni  28.  Doceui"I>«-r')  aufji^choben  worden. 

Mitaoter  habeo  Zvriscbeo Personen,  besonders  Notare  ond  Ähnliche,  die 
Oebohien  n.  s.  w.  efnimlelien .  wie  «icli  umgekehrt  deren  Oebohren  (Kotariatotaxen 
u.  8.  w.)  auch  mit  den  Oflentlichen  Gcbtlhreu  von  der  Staatsbi  bönlo  (Gericht)  bisweilen 
erhoben  werden  nnd  dann  eine  gegenseitige  Abrechnung  und  üeberveisung  erfolgt. 
So  haben  in  Baiern  die  Notare  die  Taxen,  welche  dem  Staate  von  den  bei  ihnen 
behandelten  Geschäften  gebühren,  unter  Aufsicht  der  Finanzbehörden  zu  erheben  und 
abzuliefern,  etwaige  Bückstände  aber  zur  Zwangsboitreihun;;  dem  Rentatnt  zu  über- 
weisen. (Bairisches  Gesetz  vom  10.  November  ISBl,  Pözl,  Vcrwaliuag^irocht.  S.  556. 
3.  Aufl.)  Nach  der  Person  dos  Bczugsbcrochtigtea  hat  man  mitunter  allgemeia 
„Fiscusgebuhrcn"  und  „Dien orgebftbren"  ontenehioden  (z.  B.  Schall,  Schftn- 
berg's  Handbuch,  2.  Aufl.  III.  im). 

TV.  —  §.  73.    A  b  t  i  ii  d  u     s  l»  e  1 1  ä  g  c    B  a u  s  c  h  s  u  m  m  e  n 

Mitunter  kommt  statt  der  directeii  Einziehung  von  Gcbiüiren  (und 

Steuern)  bei  Jedem  einzelnen  Falle  oder  statt  des  Stempels  auch 

eine  Abfindung  zwischen  der  Finanzverwaltuog  und  einzelnen 

Abgabepflichtigen  Uber  eine  ganze  Reihe  von  Acten  in  der  Form 

einer  einmaligen  oder  periodischen  Gesammtzahlnng  vor. 

Z.  B.  mit  Banken  för  deren  sonst  im  Anschluss  an  die  einzelnen  Geschäfte  und 
Urkunden  zu  zahlenden  Stempel,  bei  Zettelbanken  fUr  die  Banknoten.  So  zahlt  die 
Bank  roD  England  ein  Stempel  pauschale  (60,000  P£  St),  dsgl.  die  anderen  Zettel- 
banken, statt  des  Stiifcntarifs  nac!i  der  Stuckgrösse;  z.B.  ISSÖi^T  m  solcher  „compo- 
sition"  für  Stempel  auf  billä  und  uotos  (mci  Eogliscke  Bank)  12ü,ä34  Pf.  St.,  nach 
dem  Tarif  nar  120  Pf.  St  (Finanefal  aecomits  1886/S7,  p.  17).  (S.  auch  Fin.  IIT, 
S.  264  über  Eftnknotcnstempel.)  And(>rs  i  Ilandelseffectenstemper  bei  den  Noten  der 
Baak  ron  Frankreich  ^Fin.  lU,  S.  560).  Die  deutschen  Banknoten  sind  stempellrei. 

Etwas  Anderes,  aber  üninefhln  in  der  Idee  den  Bansdigebflhren  yenraadiei  dod 
die  sogenannten  „Gobuhrenäqui  valente",  welche  in  Oesterreic  h  beim  Besitz  der 
todton  Hand  als  Ersatz  der  hier  fortfallenden  Besitzwechsel -Gebühren  erhoben 
worden,  die  gleichen  taxc^  de  main  morte  in  Frankreich  (Fin.  III.  §.  206).  Aach 
bei  der  Post  fehlen  selbst  jetzt  noch  analoge  Gestaltungen  nicht  «ranz.  So,  wenn 
das  Porto  gewisser  Sendungen  (z.  B.  von  Stadtposthri  -f  n  Circularen)  sich  crmässigt, 
falls  eine  beütimmte  grössere  Anzahl  Stücke  auf  einmal  auigegeben  wird,  —  eine 
sveifelhaft  berechtigte  BegUnatigiib^  der  Grossgeschlfisleate  nod  der  Wohlbabendenn 
Uberhaapt 

Fälle  dieser  Art  näbem  sieh,  wie  scbon  bemerkt,  dem  sogleich 
2U  hesprcebenden  System  von  Beiträgen Kann  man  die  Höhe 
des  Abfindungsbetrags  richtig  bestimmen,  namentlich  eine  —  iin> 
gerechte  nnd  andere  Conourrenten  verletzende  ~  Begttnstignng 
yerhttten,  so  ist  im  Interesse  beider  Theile  solche  Abfindung  wohl 
zu  empfehlen,  weil  sie  ErhebangelLoeten  nnd  Oontrolen  erspart  und 
der  YerlLehr  dabei  nicht  gestört  wird. 
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9.  Abaclmltt. 

Beiträge. 

Kach  früLer  Ge^atrtom  halte  ich,  ^fegenllber  Neu  mann.  Schall  an  der  princi- 
piellen  ZngehOrigkeit  der  Beiträge  za  den  „üebtlhren''  fest  (oben  §.17,  S.  42  und 
S.  177)  und  selbst  die  Anfhusnnff  der  Beiträge  als  „Erhebtiugsform",  wie  ia  der 
1.  Auflage  §.  320  ond  §.  325  scheint  mir  zolfiääig.  Sachlich  habo  ick  in  der  folgen- 
den Dahsfellun^  daher  auch  Wesentliches  7.n  Sndeni  nicht  uothwendig  {gefunden.  Siehe 
bcsuudurä  Noumaiiu,  progrt^ivu  EinkoiuiucuättMicr.  S.  Iii  S*.  Auch  Einzelnes  in  den 
CoinmoiittMeiierKntachten  des  Vereins  fur  Socialpülitik  (Bruch.  S.  20  C  mit  den 
Gebühren  züsammen,  Nasse.  S.  272V,  v.  Bilin^U.  Gemcindebcsteneron?,  Leipzig 
187S,  S.  19  iL,  der  die  Bciträite  mit  rerwandten  Abgaben  Fergleicbt,  aber  bei  der 
eigentlichen  GebOlir  vat  des  Moment  der  Freivilligkeit  sn  viel  Oewieht  legt 
Jet/t  auch  die  nencren  genannten  Arbeiten  Neomanns  mit  terminoloK-iächen  and 

Sriiicipiellen  Erönemngen,  so  in  der  ,^teuer"  I,  Kap.  7,  auch  S.  391^  557.  ScliaU, 
cliADlMif's  Handboch  UÜ  S.  114  Note. 

§.  74.  Die  Zwecke  der  Gebührenerhebung,  nemlich  die  Inter- 
essenten in  richtigem,  ihrem  Intereese  Linigerniaasseu  eottiprechenden 
Verliältniss  zur  Kostendeckung;  ölVentlieher  Eiorichtungen  und  An- 
stalten herbeizuziehen  und  au  nuch  diese  Kostendeckung  —  ganz 
oder  bis  zu  einer  beabsichtigten  Quote  —  sicher  zu  stellen,  werden 
bei  der  Anknüpfung  der  Gebühren  an  die  einzelnen  Acte  der 
privaten  Inausprurlmahme  oder  Benutzung  dieser  Einrichtungen 
zwar  gewöhnlich,  aber  doch  nicht  immer  in  genUficMfler  Weise  und 
Oenauigkeit  erreirht.  Die  liierhergehörigen  Ansiinhuien  umfassen 
manche  verschiedeiit  l  iille,  welche  sich  in  der  Haoptsaclie  anter 
folgende  drei  Kategorieen  bringen  Inssen. 

1.  Durch  die  gew(">hnlichen  Benutzungsgebühren,  welche 
nach  allgem  einen  Maassstäben  in  generellen  Tarifen  u.  8.  w. 
festgestellt  werden,  sind  die  einzelnen  Benotser  doch  nicht  immer 
in  dem  zur  Kostendeckung  erforderlichen  und  nameDtlich  nicht  in 
dem  ihrem  Yortheil  oder  dem  durch  sie  speciell  verursachten  Kosten- 
betrage —  z.  B.  in  Betreff  der  Abnntznngs-  und  Wiederherstellungs- 
kosten  —  entsprechenden  l'mfange  za  treffen. 

Beispiele  liefern  die  NV e l*- ' l-- •  1  der,  wo  recht  wohl  ein  einzelner  Inter- 
essent, weicher  eine  Strasse  ausaalimsweise  stark  be-  und  abnatzt,  z.  B.  der 
Besitzer  dnes  Ponte,  eines  Beif%  Httttenveils  a.  dgl.»  durch  die  GebQlir  weder  seinem 
Soudcrrorthcil  noch  der  dnicb  ihn  bewirkten  Abnatning  der  Stnese  gemiss  getroffen 

werden  mag  (§.  57,  58). 

2.  In  anderen  Fällen  icnur  kann  neben  dem  directen, 
aut»  der  Benutzung  einer  ötieutlichen  Einrichtung  hervurgehcnden 
und  in  der  tiblichen  Gebühr  richtig  bezahltm  Vortheil  eines  und 
desselben  Interessenten  ein  indii  ecter  Vurtheil  für  ihn  vorkommen, 
der,  weil  aaf  diese  Einrichtung  ziirUckzui'UbreU|  auch  durch  eine 
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angemeMne  Vergütung  als  Kostenbeitrag  dazn  einigermaaasen 
oompensirt  werden  sollte. 

8o  zieht  oamcntlich  der  Besitzer  bestimmter  Arten  des  (irand  and  Bodens 
und  der  Gebäude,  der  Betreiber  eines  bestimmten  Geverbes  n.  A.  m.  f flr 

sein  Eigenthum  solchen  indirectcn,  in  Wrrtlisteitrorunern  und  Produrtionskobten- 
YcrmindcruDgen  herrortretendea  Vortheil  aus  maucheriei  öttentlichen  Eiurichtungen, 
besondere,  aber  keineswegs  allein,  aus  solchen  des  Wege-  und  Transportvesens. 

3.  Kndlich  kommen  solche  Fälle  iiidirpcten  Nutzens  dieser  Art 
aber  auch  noch  bei  solehen  Personen  vor,  welche  direct  die  Ein- 
richtung gar  nicht  benutzen  und  durch  die  Üblichen  Ge- 
bühren gar  niebt  getroffen  werden  können. 

KiMMOäioh  ist  M  der  Grundbesitz  an  sich,  besonders  der  bestimmt  ge- 
legene, welchem  8o  durch  die  .,ökonoinisrhcn  Zwsamincn!i?inee*'.  d.  i.  durch 
die  Coiijunctur  nicht  specieli  verdiente  uud  nirlit  ia  Abgaben  vcrifoheiie  (jewinue 
in  Form  vüii  \V\-rtli-  und  Rentenstoiuf  rangen  zuwachsen.  Dies  tritlt  ))e^ünders  in 
städtischen  Vfrlsaltnissen  711.  wo  die  (Jesammthcit  der  gehfihrcnpHichtigen  Hin- 
richtungen (Straaseiiwescn,  Strasscnreiuigung,  Sanitütswcsen ,  Wod^erluitung,  Bcleuch- 
tnng,  TObirien  u.  a.  m.)  and  wieder  spedell  einzelne  Einrichtungen,  z.  B.  des  Veiy 
kehrswcscns,  Werth  steigernd  nuf  den  Gmnd-  nnd  Goblndebesitz  viiken  (Qnindl^ng 
§.  76—81). 

Auf  diese  und  ähnliche  Verhältnisse,  wie  sie  gerade  die 
moderne  Volkswirthschaft  charaoterisiren ,  bat  auch  die  all- 
gemeine  eigentliche  Besteuerung  Rücksicht  zu  nehmen 
nnd  zwar  viel  mehr,  als  sie  es  gewöhnlich  bisher  that  Besonders 
ftlr  die  Commanalbestenemng  Hegen  hier  wichtige  Aufgaben  vor. 

In  dem  Abscbiiitt  ron  der  JBevteaefDng  des  CnnjundnrsiigniriiiiiB^*  wird  damnf 
in  der  allgemeinen  Steneriehfe  mit  dng^angcn  Verden. 

Alles  Erforderliche  in  dieser  Besidkting  kann  aber  aaeh  die 
Bestenerang  nicht  leisten.  Vielmehr  bedarf  es  dasn  noch  neben 

oder  statt  der  ^a  wiUiulichen  Gebühren  öfters  besonderer  Beiträge, 
um   zwischen  Vortheilen,  welche  Einzelne  von  öflfentlichen 

Anstalten  ziehen,  uud  Kosten  dieser  letzteren  überhaupt  allgenieiu 
und  wieder  zwischen  dem  in  E i n z e It'älleu  verschiedenen 
Maasse  des  Vortbeils  wie  der  Kosten  dann  noch  specieli,  Uberall 
ein  möglichst  richtiges  Verhältniss,  mit  nach  dem  Grund- 
satz von  „Leistung  und  Gegenleistung'^,  herbeizuführen. 

Ein  wichtigeres  Fi  na nz  Interesse  haben  diese  Beiträge 
namentlich,  weuu  sonst  die  Beschat^'uDg  des  Anlagekapitals  der 
Öffentlichen  EinrichtnuL'-  sowie  die  Deckung  der  Zinsen  u.  s.  w. 
dafür  und  der  lautenden  iieti iebsko^sten  weder  durch  die  anderen 
Gebühren,  noch  durch  allgcmeine  oder  besondere  eigentliche  Steuern, 
noch  (was  die  Kapitalbeschaffung  anlangt)  durch  den  Credit  ge- 
sichert sind,  oder  letztere  beiden  Hiltsmittel  bedenklich  erscheinen. 
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INflw  Fftll  bnn  s.  B.  •bdann  vorUeRM,  veno  du  „Oifoiidiolie  Interesae"  alleia 

dea  erforderlichen  Aufwand  oder  selbst  die  Aafbringunji^  der  durch  Gebühren  nicht 
gedeckten  (z.  B.  nicht  rerzinstuu)  Quote  dieses  Aufwands  nicht  sicher  rechtfertigt 
Bedenken  gegen  die  Belastung  der  ^Allgemeinheit"  können  durch  mathmaaäslicbe 
Bewirknng  von  Sonderrorthcilcn ,  welche  durch  gewöhnliche  Oebtthmuahliuif  nicht 
Mlgeiiiessf>nt'  QegeiüelfitUDg  finden,  noch  gesteigert  werden. 

Durch  „Beiträge''  lassen  sich  die  Interessenten  aller  Art  zu 
diesen  Zwecken  herbeiaiehen,  und  so  die  finaDziellen  Schwierig- 
keiten und  die  angedeuteten  sachlichen  Bedenken  beseitigen. 

Besonders  die  Kosten  der  ersten  Anlage,  gm  oder  theilweise,  oder  aach  Th«ile 
der  Betriebskosten  und  Zinsen  sind  öfters  passend  sn  auf/ubriniien.  In  letzterem  Falle 
brauchen  die  Beiträge  mitunter  auch  nur  subsidiäre,  z.  B.  iur  eine  Creditdeckung, 
zu  sein,  welche  in  Ermangelung  anderer  gtenttgender  Einnahmen  ftUig  werden,  so 
dass  sich  hier  die  Ktrbdzichnnir  der  weiteren  oder  iodirectra  IntefMsenten  tat  die 
Uebernahme  einer  Garantie  beschränkt. 

Es  liegt  in  der  Kator  der  Sache,  dass  solche  BeitrSge  mehr 
im  Finauzwesen  kleinerer  Localgemeinschafteo,  besonders 
der  Kreise  nnd  Gemeinden,  als  im  Staats-  und  selbst  als  im 
Provinzialfinanzwesen  vorkommen,  ohne  hier  ttbrigens  zu  fehlen 
(s.  B.  bei  Locaibahnen  des  Staats).  Ebenso  kOnnen  Kirchen  nnd 
andere  Körper  zn  solchen  Beiträgen  greifen.  Im  Einzelnen  wird 
sieh  mancherlei  nach  den  concreten  Fftllen,  um  die  es  steh  handelt 
nnd  nach  der  Organisation  der  SelhetTerwaltnngskOrper  richten 
müssen.  Aber  das  Princip  selbst  nnd  seine  Bereehtignng  sind 
wohl  klar« 

Die  Einrichtung  solcher  Beiträge  kann  in  verschiedener  Weise, 
je  nach  der  concreten  Art  der  öffentlichen  Einrichtung,  um  deren 

Herstelluug,  Erhaltang  und  Function  es  sich  handelt,  erfolgen. 
Die  „Freiwilligkeit"  findet  hier  einen  l  lai/,  ^vie  in  Betrelf  der 
Beitrageleistung  Ubeihuujit,  so  in  Betreflf  der  Art  und  ilolie  dieser 
Leistung.  Vertra gs m ässige  Uebereiuku u t't  einer  Jnter- 
essentengruppe  mit  dem  ausflihrenden  öffentlichen  Körper  und 
wieder  der  Mitglieder  einer  solchen  Gruppe  und  verschiedener 
Gruppen  unter  einander  kann  stattfinden.  Aber  auch  bei  dem  öfters 
nicht  auszuschliessenden  Vorgehen  gegen  Inieresseuten  im  Wege 
des  Gebots  und  Zwangs  ünden  sich  Betheiligunirsmaass- 
stäbe  in  8chUtzuiJi;Lii  der  verhältnissmässi^t  n  N'ürtheile  und  Kosten 
oder  der  Extravortheile  und  Extrakosten  tür  Gruppen  und  Einzelne. 
Vielfach  trifit  es,  wie  Neu  mann  richtig  ausführt,  aber  vielleicht 
etwas  zu  sehr  verallgemeinert,  zu,  dass  die  Beiträge,  im  Unter- 
schied YOB  den  sonstigen  Gebtlhren,  sich  an  zuständliche  Ver- 
hältnisse, nicht  an  wechselnde  Vorgänge,  anschliessen  und  sich 
danach  dann  passende  Betbeiligongsmaassstäbe  auffinden  lassen.  Die 
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tiDanztechnische  Durchfflhrnng  der  Beiträge  kann  gerade  dann  «a 

Aehnlichkeiten  der  Iet/,tcrcü  mit  directen  Steuern  (besonders 
Ertrags-,  Realsleiieni;  luhren,  auch  wohl  der  Beitrag  die  Form 
eines  Zuschlags  zu  solchen  Steuern  in  speciellen  Fällen  an- 
nehmen.   Die  Praxis  weist  mancherlei  Modalitäten  auf. 

Nftbor  auf  diese  Beitrij^e  oinzugehen,  wfirde  hier  zu  weit  fUbrei).  Das  Beste  in 
Kurze  dttttber  bei  Neu  mann  a.  a.  0.,  der  ancb  die  fiiianzteoliiiiacbe  Venraadtacbaft 

mit  directen  Stenern  herrorhcbt,  aber  n,  E.  hier  über  die  iasMTeii  Aehnlichkeiten 
die  tieferen  YerscliieloiiliLiten  nicbt  ganz  so  beachtet,  als  mir  geboten  erscheint. 
Vgl.  besonders  „die  Steuer"  S.  330  iL,  abiigens  trotz  dieücäi  mcine-s  Bedenkens  tretf- 
li(  lic  Autifahrungeu,  denen  ich  fast  durchaus  beistimmen  kann.  (S.  oben  S.  42.)  In 
den  fnilKTcn  J{eini'rliiiii>r''ii  (Iber  die  Regelung  der  Wegelasten  (§.  56,  57)  sind  solche 
Beiträge  als  eine  Form  der  Aufbringung  diotit>r  Lasteo  erv&hut  wordou.  Das  Wegc- 
weaen  ist  auch  wohl  elD«9  der  piactbcli  wichdfBten  Befapielo  dee  VorkommeuB  ron 
Beitrftgen.  Verwandte  Fälle  sind:  I,üc.ilei>t'ii))aliiiei),  Deiclbauten,  Wasserbanton  über- 
haupt, iiocalaoataltea  wie  Canali^irung,  Watiserleitung.  Auch  öffieatliche  Bautea.  ftlr 
Idrcblicbe  mid  Sehiilnrecke.  Seibat  die  laufenden  Kosten  des  Rlrobeu'  mid 
Schulwesens  lassen  sich  unter  Umst&ndOB  passend  mit  durch  „Beitrüge"  decken.  Je 
mehr  z.  B.  die  Kirche  aufliört  „Zwanpsgemeiriwirthschafl"  zu  sein  und  je  mehr 
daher  eigeiitlichö  Kircbeusteuuru  »chuti  be^rilllich,  voUetidü  in  der  Praxis  fortfallen, 
de^^K)  ndirt  irie  uns  Engtand  und  Nordamerica  zeigen  (Ornndlegan;  §.  155).  Die 
Bestimmung,  dass  einzelne  Interessenten  oder  Intercsscnfengruppen ,  eventuell  die  Ge- 
meinde als  solche,  zu  den  locaicn  Kosten  gewisser  ötl'entlicher  Einrichtungen  des 
Staats,  z.  B.  des  Pest-,  Tel^rraphen-,  Bank%  Sebnlwesens  u.  a.  m.  einen  einmaligen 
oder  periodischen  Zuschuss  liefern  oder  gewisse  BestaTidtheile  dieser  Einricbtungeo, 
z.  B.  die  Ueschäftäräume,  fon  «ich  aus  auf  ihre  Kosten  hunitelien  müssen,  beruht  auf 
dem  Beitrags- Principe  ond  ist  Often  ganz  zireckmässig  und  gerecht,  freilieh  nicht 
immer.  Wenn  z.  B.  aus  Gemeindemittcln  Localitäten  fur  Bankfilialen,  Tclegraphcn- 
Aemter  u.  s.  w.  beschafH  oder  Beitratre  dazu  geleistet  werden,  so  wird  öfters  nur  ein 
enges  Claas eniuteresse  mit  duu  Mitteln  der  grösseren  Gemeinschaft  bestritten, 
dne  der  bei  uns  gar  nicht  seltenen  Formen  eines  scblecbten  Communismua.  Da^ 
gegen  wurde  t.  B.  der  Beitrag  von  Handelskammern  fUr  solchen  Zvedt  —  richtig 
aof  die  einzelnen  Mitglieder  repartirt  —  bich  wohl  billigen  lassen. 

Ucberhaupt  ist  ein  gut  eingerichtetes  und  passend  aus- 
gedehntes B e i trag s sy steni  eine  richtige  ErfrHnzung 
sowohl  des  gewöhnlichen  Gebühr enwesens  als  der  eigent- 
lichen Besteuerung  und  damit  ein  geeignetes  Mittel ^  den 
f^eommunistiachen''  Character  des  Staats  und  der  Selbstver- 
waltnngskörper  zu  beschränken.  Wo  dies  principiell  zulässig 
und  practisch  dnrehftihrbar  ist,  muss  es  gesehehen.  Das  ist  eine 
Forderung  der  vertheilenden  Gereebtigkeit  im  „swangsgemeinwirth- 
scbaftUcben  System*'  (§.  27). 

Dies  der  richtige  Gosichtspunct  —  bei  riclen  Uebertrcibungcn  in  der  Kolgening 
daraus  —  in  den  Stcucrtheoriccn  der  deutschen  frcibrindlerischen  Volkswirtbc.  beson- 
«lers  Fauchcr's  (Staats-  und  Communal- Budgets,  Volkswirthachaftliche  VierteUahr- 
>  liiift  1S63,  II),  K.  Brann's  (Staats^  ond  Gemeindesteuern,  eb.  1866,  IL)  n.  k.  m. 
Vgl.  Fried  borg,  Bestenerang  der  Gemeinden,  S.  46  IT. 

Jene  Fezderong  mnsB  hier  um  so  mehr  angegeben  werden»  je 
weniger  der  nnvermeidliche  nnd  bereehtigte  »yCommnnismna'' 
des  gemeinwirthschaftlicheo  Systems  gerade  in  der  modernen  socialen 
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nnd  wirth8chatili(  iieii   Entwicklung    tlu  n  i  tisch   abzuweisen  und 

practiscb  abxulebücn  ist,  eine  von  der  liberalen  Wirthscbaftsschule 

mit  Unrecht  bekämpfte  Entwicklttug^  die  aocb  iu  allen  Culturstaaten 

rasche  Fortscluitte  macht. 

Ueber  die  Rechtfertigung  des  Anadracks  „Caminauiiimas'*  in  diesen  Diagen 
a.  Graadlegang  §.  109  a. 


Kacb  den  Er&iteniDgen  Uber  die  „Einkünfte  ans  Uohoitärecbtcn''  im  1.  Bande 
(Fin.  I,  §.  211)  bilden  diese  keine  besondere  finanzwissenschaftlichc  Kategorie 
von  Eiuuabmen,  bis  auf  einen  Fall:  den  Erwerb  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herren- 
losem Venn 5):^^ eil.  Darub<  r  sind  hier  im  Anbang  zar  Lehn  ron  den  Gebühren 
noch  einige  Beni<jrkungeii  Hrloni.'iIicli,  * 

Kau  erwähnte  die  Einnahme  kurz,  in  Fin.  I,  §.  "^i,  auch  2S7  Note  b.  Von 
Malchus  I.  iS.  31,  S.  145.    ümpfcnbach,  Fin.  II,  g.  155-159  passim.  2.  A.. 


.JErverb  durch  Anfall",  5.  A.  II.  I,  215  (AnfaQsredite).     Aach  neuere  Finanz- 

fhwretiker  haben  übrigens  noch  für  die  Gegenwart  und  speci.-ll  für  üciitschlainl  dio 
Kategorie  von  «^Kegaleinkünften'*  in  etwas  weiterem  limiang  aairccht  erhalten, 
ala  es  hier  fteediiebt  So  besondeis  Meuaann  (,^teiief',  passim,  S.  M4  ff.,  630, 

55;^.  Ö61.  ..Kogaleinkünffc" :  , .diejenigen  Hinnahmen  des  Staats,  wcli  he  demselben 
aus  einzelnen  althei^ebrachteu  und  vorzogaweiso  im  liscaliscben  Intorcs&c  ihm  zu- 
stehenden Yoirechten  zofliessoi,  soweit  jene  nicht  GebQhren  edw  HeuopoleinkllBfke 

sind").  S.  auch  schon  oben  S,  138.)  Seine  Hauptfäile  sind  Mühlen-,  Flöss-,  Fischerei-, 
Strand-  und  andere  Wasserregale,  Flussgold-,  Perlen-,  Bernsteinregal.  Von  diesen 
Kegaleinkunften  unterscheidet  er  die  „Monopoleinkitnfte",  zu  denen  er  u.  A.  auch  dio 
Lotterie  stellt  (a.  a.  0.  S.  531).  Roscher  handelt  im  Kapitel  von  der  „älteren 
Reofalwirthschaft"  auch  vom  Kegal  der  herrL-iiloscn  (iiitor,  Strom-,  ScL'zßIl«!ii,  Sirand- 
iccht  u.  5.  w.  —  Ich  musÄ  mir  uiiio  Auseinandersetzung  auch  mit  dicseu  Aufra^suDgcn 
für  eine  neue  Auflage  des  ersten  liands  vorbehalten  (s.  oben  S.  2).  Hier  halte 
ich  jetzt  an  der  dort  näher  hesiründctcn  Ansieht  fest  (Fin.  I.  §.  207,  20'^,  210-  212). 
Die  genannten  Regaleinkunfte  ^'eumann's  lut^cu  sich  doch  auch  mit  als  privatwirth- 
schaftliche  nnd  Steuereinkünfte  (als  letztere  die  Lotterie)  und  als  Gebührcneinkflnflte 
(so  die  Nutznngeii  von       a^serrco:aIien"  ob<.-ii  S.  nami  nflicli  in  der  Gegenwart, 

auffassen  und  dcmgemäss  in  die  ünanzwisseuscliaftliche  Darstellung  einreihen,  wie  es 
nach  im  1.  Bande  (bei  Jagd  nnd  Fischerei  §.  246 — 248)  vnd  in  der  Gebohrenlehre 
(§.  4^9)  mm  Theil  geschehen  ist. 

§.  75.  —  L  Allgemeines.  Ein  bezügliches  HobetUrecbt^  wonach 
herrenlose  Güter  aasacbliesslich  an  den  Staat  oder  an  seinen  finan- 
ziellen  Bepräsentanten,  das  Aerai»  bez.  an  den  Fttiaten  und  seinen 
FiscoB  fallen  oder  wonaeh  wenigstens  dem  Staate  ein  Antheil  am 
Werth  soleber  Güter  gebührt,  findet  sieb  sehr  allgemein  in  ver- 
schiedenen Beebtssystemen ,  vom  Altertbnm,  dnroh  das  Mittelalter 
bis  in  die  Gegenwart  hinein. 

Aas  dem  römischen  Recht  gehören  hieher  die  Bestimmungen  Uber  bona 
vucantia,  erblosc  Guter,  die  nach  der  Lex  Julia  an  das  Acrar,  später  an  den  Fiscus 
Helen  i.Puchta,  Institutionen  §.  327);  über  Antheil  des  Fiscus  an  dem  gefundenen  Schatz 
(thesanrus).  (eb.  §.  2i)l).  Im  älteren  deutschen  Recht  das  ursprünglich  könig- 
liche, später  landesherliche  Rceht  auf  crblose  Güter,  der  Antheil  des  (icrirhtsherm 
an  gefundenen  iiacbcn.  Vorschritten  über  den  Schatz  (s.B  eseler,  Deutsches  Privai- 
zecbt.  2.  A.,  |b  160,  §.  b9).  Ans  modernen  Rediten  z.  fi.  die  sehr  eiogohendra 
A.  Wagaer,  FlnaaiwinaMdMft.  II.  S.  Aafl.  19 
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Bestimmungen  des  prouütiiachen  Landrechts  ttber  erbtose  Yerlaaseosctuften, 
Tb.  II«  Tit  16,  AbscbnM  2.  Ober  gefhadane  Saeben,  Tb.  I«  Tit.  9,  Abiebnitt  2,  ftbet 
den  Sebats,  Th.  I,  Tit.  n,  Abschnitt  8,  §.  85,  88.  102.  103. 

Ein  solches  Vorrecht  ist  auch  sachlich  gut  begründet ,  was 
keines  nähereo  Beweises  bedarf.  Die  finansielle  Bedeutong 
desselben  bftngt  aber  wesentlich  von  dem  Umfange  ab,  welohen 
die  Rechtsordnnng  dem  Begriff  y^benrenloses  Vermögen"  giebt;  ferner 
▼on  den  Reebtsansprtteben,  welche  sie  dritten  betheiligten  Personen, 
z.  B.  den  Findern,  ersten  Oecnpanten,  den  Grandeigenthttmemi  an 
diesem  Gote  gewilhrt;  endlich  ron  der  Theilnahme  an  diesem  Qnte, 
welche  Anderen,  insbesondere  öffentlichen  Kdrpem,  wie  Gemeinden, 
milden  Stiftungen,  neben  oder  statt  des  Staats  eingeräumt  wird. 
Die  practische  Bedeutung  des  Bechts  wird  auch  von  allgemeinen 
Zeit-  und  Landesverhttltnissen  mit  bedingt,  z.  B.  in  Betreff  des  Er- 
trags vom  Sehatsfinden. 

Geuano  Bestimmiinfaii  tkber  Rochts&DsprQcbo  Dritter  beaoaden  beim  Scbatze, 

80  im  römischen  Rcrlit.  wo  die  flsralische  Tondenz  zeitT^'cise  sehr  znr  (Geltung  kam. 
Untorschcidung,  ob  zufällig  gefunden  oder  abiüchilich  gesucht  wird;  in  letzterem  Fall 
Verwifiimg  der  Rechte  des  Finden;  dann  Onterecheidung,  ob  aof  eigenem  oder 
fremdem  Boden  funJcn  u.  s.  w  Aiitheil  des  Fiscus  vccbsclnd,  zeitweise  alle  Schätze 
dem  Fiscus  vindicirt.  Darcb  Bestimmaug  Hadrians  erhielt  der  Eigeuthttmer  doi^ 
fremden  Bodens,  auf  dem  der  Bebatz  gefänden,  —  Piinceps  oder  Staat,  Stadt  oder 
Privatperson  —  die  Hälfte:  unter  Theodosiuä  I.  ein  Viertel.  (Puchta,  Instit.  II. 
68S  iT.)  —  Gewährunp  von  Antheileii  am  Fundgewiun  bei  Furuien  höheren  Werths  an 
die  Aiuicncasse  dos  Orts  im  Preussischen  Landrecht,  Th.  I,  Tit  9,  §.  45.  46.  Erb- 
bme  Vorlassenschaften  nach  deutschem  Particularrecht  öfters  allgemein  oder  in  ge- 
wissen Füllen  an  die  Stadtgemeindon.  —  Groi^e  Bcdeutiinj;  hafte  nach  den  Zeit-  und 
Landesverbaltuissen  das  Srhat/.findon  in  der  späteren  Zeit  des  römischen  Weltroicb:», 
im  Mittelalter.  —  Eiazeli  /nr  (io.M  hichtc  di  s  Hoheftsrecbls  a&  berreDloien  Gutem 
pac^im  in  der  ..Steuerge»>cbichte"  in  Band  HI  der  Fin. 

IL  Die  wichtigsten  hierhergehöri^xt'"  Fälle  sind  folgende 
vier:  erblose  VerlasHcnscbaiten,  gefundene  bewegliche  Hachen, 
sogenannte  Schatzfunde,  eventuell  Gewinne  ans  verloren  ge< 
gangenem  und  präciudirtcm  Papiergeld  und  BanlciiotCD.  Dazu 
tritt  als  fttnfter  besonders  anznsehenderf  aber  doch  verwandter  Fall, 
das  sogenannte  HeimfaUsreeht. 

1.  Erb  lose  Verlassenschaf  ten.  Sie  fielen  ond  fallen 
regelmllssig  dem  Staate  oder  seineni  Vertreter  (Fttrsten)  zn,  ans- 
nahmaweise  nach  Gewohnheitsrecht  oder  Privileg  anderen«  wie  dem 
Oerichtsherm,  der  Gemeinde,  welcher  der  frühere  Eigenthttmer  an- 
gehörte oder  wo  er  wohnte,  der  Armencasae  n.  dgi.  m.  Die  Hohe 
des  Ertrags  hängt  hier  ganz  besonders  von  der  Gestaltung 
des  Erbrechts  ab. 

Wo  namettllieb  die  gesetzliche  Intestaterbfolge  eine  auf  einen  gewissen  Kreis 
nSherer  Blutsverwandten  beschränkte  ist,  wie  z,  B.  im  riltereri  deutschen  Erl'recht, 
steigert  sich  die  Bedeutung  dieses  liechts  des  Staats  wesentlich.  (Beselcr,  Privat- 
lecbt  §.  150.)  Xfne  solcbe  BescbrBDkun;       socialpolitiscb  und  natieoaUvkoDomisch 
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recht  vohl  gebilligt  und  selbst  gefordert  rerden,  wie  dicü  neuerdiags  auch  mohrfach 
geschehen  ist  Die  ganze  Frage  hängt  aber  mit  der  Frage  der  Gestaltung  des  £rh- 
ndlli  zusammen,  welche  hier  nicht  principiell  zu  erörtern  ist.  In  ünanzvissenschaft- 
licher  Hinsicht  ist  die  Frage  auch  mü  d'^in  Syst-Tn*^  der  Erbsr  h  afts s  t en e rn  ,  das 
{reilich  selbst  wieder  in  V<-;rbiuduujj  mit  lii.u  iiegdung  des  Erbrecht»  gebracht  worden 
Bat«  in  Besehuns;:  zu  sotzan  nad  irird  daher  in  der  aUgcmeioen  Steneriolirc  bei 
Besprechung  der  Erbschaftsstiiner  und  deren  Stellung  im  Steuersystem  mit  berührt 
weideo.  FinajuieU  konnte  die  Einnahme  aus  erblosen  Verlassenschaften  bei  der 
roUeods  in  der  modernen  Weit  snUssigeD  engeren  B<^br&nkung  des  Intestaterbredits 
«ichtijr  wenlen.  während  sif.  jetzt  meist  S'-hr  nnbedeuteiul  ist.  Im  pr^^ n ?s i sehe n 
Etat  ^r  lb77/7b  ist  eine  Einnahme  von  116,62U  M.  ans  herrenioseu  £rb;>chat'ten  ver- 
lascUegt  INe  Stadt  Berlin  bezof  ans  henenloeea  Exlneliaflen  1975  18,446  M., 
1876  2962  M.  (Statistisches  Jahrbuch  ron  Berlin,  4.  Jahrgang,  IS7S,  S.  226), 
iSb4/S5  3815  M.,  1885/86  1857  M.  (Statistisches  Jahrbuch  XUI.  S.  367). 
In  Franirreicli  nach  Bau  1959  700,000  Fr.  (grosserer  Umfiwg  dieses  Erbrechts 
des  Staats),  in  Belgien  1S53— 57  64,000  Fr.  —  Früher  bcsundeu  mitunter  Einricht- 
on^nn .  die  die  Einnahme  für  den  Staat  bedeutender  machten,  so  das  Hagc&tolzen- 
reclit,  wouach  gewisse  gesetzliche  Erben  der  Hagestolzen  zu  Gunsten  des  Staats 
ansgeschlossen  waren;  das  Erbrecht  des  Fiscus  an  dem  Nachlass  des  im  Lande  rer- 
storbenen  Fremden  (das  später  sogenannt  .'  Albannsrecht,  droit  d'aubaino),  tinrl  an  Stolle 
der  unehelichen  Kinder  („UascarUfail ").  (S.  Zöpfl.  Kechtsgeschichte  III,  2'ö'J,  265.) 
—  Von  Fiel  grOs><Ter  Wichtigkeit  war  in  der  Zeit  der  Leheu^iverfiujsung  der  Bllcklkll 
der  Lehen  an  den  Krmig  u.  s.  w.,  bei  beschrinkter  Saccession  in  die  Lehen,  so 
namentlich  in  England  (Fin.  III,  §.  72). 

Der  A  Dt  all  an  den  Staat,  statt  an  die  Gemeinde,  Armen- 
ca«8e  u,  s.  w.,  erscheint  gerade  in  der  Gegenwart  als  das  principiell 
Richtigste.  Die  grundsätzliche  Verwendung  der  Einnahme  zu  ge- 
setzlich bestimmten  Zwecken  ist  bei  keinerlei  zufallendem  Vermögen 
passend.  Viehnehr  hat  die  Einnahme  zur  ordentlichen  zu  zahlen 
und  ist  für  die  Deckung  der  laufenden  aligemeiuen  Ausgaben  ver- 
wendbar. 

Bei  Anfall  ?oq  Urundvermögen  Uessen  sich  gesetzlich  bestimmte  Ver- 
wendnngswedle  erwigen,  aber,  wenigsten«  bei  der  gegenwärtigen  Bescbrtoktheit  des 

Anfallrechts,  wo  es  sich  nur  um  sporadische  Fille  hand-jln  kann,  worden  sio  auch 
besser  unterbleiben.  Vgl  die  weitgreifenden  Pläne  ron  ümpfenbach  über  Ver- 
wendung des  Ertrags  an  Erbschaftsabgaben  in  „des  Volkes  Erbe" :  doch  unhaltbar. 

2.  Gefundene  bewegliche  buchen,  (eiuschliesslich  Metall- 
nnd  Papiergeld,  Banknoten,  auf  den  Ueberbringer  lautende  Werth- 
papiere u.  dgl),  deren  Eigenthtimer  nicht  wieder  zu  ermitteln  ist. 

Vielfach,  und  mit  Kecht,  besteht  hier  eine  Pflicht  für  den  Finder,  den  Fund 
bei  einer  Behörde  anzuzeigen.  Der  Fnnd  pflegt  dann  dorn  l  inder  zuzufallen,  aber 
öfters  bat  der  Staat  den  Ansprach  auf  cin<"ii  Antheil  am  Werth  oder  der  Staat  ge- 
wihrt  der  (iemeinde,  einer  Stiftung  u.  s.  w.  einen  solchen  Antheil:  im  Priudp  wird 
sieli  dies  rechtfertigen  lassen.  Aber  ron  grosser  praedscher  Bedeotong  ist  die  Sache 
nicht  und  kann  sie  nicht  wohl  sein,  da  der  Authcil  des  Finders  nicht  sehr  verringert 
werden  darf,  um  die  Verheimlichung  des  Funds  nicht  zur  Kegel  2U  machen.  S.  die 
Mbr  canlsliBdien  BeMmaransen  des  prenssischen  Laadreebts  a.  a.  0. 

Aebnliehes  gilt  von  dem  zeitweise  practieeh  wichtigeren  Fall: 

3.  dem  Ö  eh  atz  find  eo. 

In  Techtsvttsicberen  Zeiten  and  Lindern  wird  oft  in  growem  Umfange  „tbesan* 

rirt",  d.  h.  Güter  hohen  b[»ceifiM  Lcu  Werths,  lie^undei-b  Mrtallg^cld .  Schmuck.  (i^•IätIl 
ans  edlem  Metall  wird  vergraben  u.  s.  w.  D»s  WicderauiKndcn  solcher  „bchät/c" 
dirch  Dfitto  erfolgt  dann  durch  ZaIUl  oder  selbst  dnrch  plaum&ssigcs  NaiÄfoischen 

13* 
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Brüter  vielfach.  Hicht  selteu  ist  biet  vom  Bedite,  wie  dem  SigeutltOiner,  »uf  dcsscu 
Boden  dor  Schatz  tod  Dritten  gefunden  wvfdft,  »  mdk  dem  Sitate  ein  AÄäieil  «ugo- 

-Ijrochcn  worden:  im  Princip  ebeafalla  wohl  zu  billigen,  meist  auch  eher  dnrch- 
zufuhreo,  da  sich  das  Scbatztinden  Dicht  ao  leicht  verheimlichen  lisst.  S.  die  ot>ifea 
Restimmongen  des  römischen  Rechts  und  des  preussiscBen  Liuidrochts. 

4.  Endlich  kiJniite  noch  ein  specifisch  moderner  Fall  hierher 
zülilen :  der  Gewinn  aus  Papiergeld  und  Banknoten, 
welche  bei  der  Einrnfnng  nicht  zurück  kommen  und  nach 
einem  rräclusivtermine  w  e  r  t  h  l os  werden. 

Diese  Scheine  lauten  auf  den  üeberbhnger  vnd  dienen  an  Stelle  der  MOnxe  als 
Umlaufmittel.  Begelmbsig  geht  davon  ein  Betrag  ferloran«  besondere  vmi  den  klei- 
neren Woithicrösscn.  Dießem  Betrag  entspricht  ein  Activutn  iIls  EinittcMiten ,  das 
dadurch  disponibel  wird,  z.  fi.  bei  einer  Bank.  £s  liesse  sich,  zumal  bei  dem  bystcm 
der  Yerleihnog  des  Rechts  der  IVotenans^be  an  Banken  Seitens  des  Staats  —  im 
rntersrliied  vom  System  der  Baiikfruilii  it  —  nach  der  Function  di-  .m  s  Umlaofsmittels 
im  ölTondicben  Verkehr  recht  wohl  biiligca,  daas  dieser  (iewinu  gesoLdich  dem  iStaate, 
nicht  dem  privaten  Emittenten  (der  Actienbank  Q.  8.  w.)  zufiele:  das  Actiwm,  welches 
der  Note  zur  Deckung  diente,  ist  durch  Verlorengehen  der  Note  gewissermaasscu 
„herrenloses"  Gut  geworden.  Unter  Umständen  kann  der  Gewinn  bedeutender  sein. 
(S.  A.  Wugncr,  System  der  ZcttclbankpoÜtik  S.  51),  593,  675.)  Bei  den  prcossiscbea 
Privatbanken  ist  dieser  Gewinn  ftr  mildtbfttige  Zvecke  zn  verwenden. 

Auch  hier,  wie  in  den  anderen  Fällen,  zeigt  sieb  daher  der 
Znsammenbang  der  „Einnsbme  aas  berrenlosem  Vermögen*'  mit  be- 
stimmten  Normen  des  Priratreebts  Uber  dieEigentbomsordnong  o.  e,  w. 

Abweichend  von  diesen  Fallen^  aber  docb  verwandter  Art  ist 

scbliesslich  nocb 

ö.  das  Heim  falls  recht  (richtiger  gerade  hier:  das  „An- 
fall sprecht)  (Ie^5  Staats  und  nnderer  (illentliclier  K(irper,  wie  der 
Gemeinde,  in  liezug  auf  Anstalten  und  L'nternehmunc'en,  wclclir  ans 
Frivatkapitalien  licrg^cstellt  worden  sind,  nach  Ablaut  einer  bcbtimmtea 
Zeitfrist,  —  ohne  Entschä(iigung  oder  gegen  eine  im  Voraus  be- 
stimmte, hinter  dem  Werth  zurückbleibende  Entschädigung. 

Es  bandelt  sich  hier  um  Anstalten,  welche  zweckmässig  in  den  üändcn  dea 
Staate  Q.  8.  V.  sich  befinden,  aber  ans  technischen,  Ökonomischen,  finanziellen  Gründen 
von  der  Privatwirtbschaft  (Gescllscbaft)  errichtet  und  eine  Zeit  lang  betri»  hon  p  den, 
—  etwa  so  lange,  um  das  hineingesteckte  Kapital  mit  einiger  Sicherheit  au»  <len 
Betriebsüberschüssen  amorti»iren  zu  kOnncn.  Dergleichen  Fälle  sind  auch  früher'woLl 
schon  vorgekommen,  z.  15.  Ixi  Brucken.  Eine  grosse  practische  Htdcntung  hat  ein 
Milrln's  Rcdit  bei  V. •  rkf Ii rs;in stalten,  besonders  bei  Eisenbahnen,  in  den 
naili^itti  Mcübcheualiciii  kiait  dcä  boztlglichen  Vorbehalts  in  den  Concessionsurkunden 
der  Privatbahngesellscbaften.  Von  der  Zweckmflssigkeit  dieses  Vorbehahs  ist  schon  im 
I .  Bande  geredet  worden  (Fin.  I,  §.  278,  S.  699  der  Aufl  ).  S.  :iiirh  Stein  in  Rezti?  auf 
«lic  Eibcu bahnen,  S.  A.,  S.  224,  ohne  da&s  weitere  Consequenzen  daraus  gezogen  wtrden. 
Aehnliche  Bestimmnngen  Ishsen  sich  in  gleichfalls  passender  Weise  in  Bezog  avf  loeale 
Anstalten  für  gcwis:-e  (K  nuin1>ednrfnisse  treffen:  auf  Pferdebnlmen,  Wasserversorgung, 
Uaslabriken ,  auch  ganz  aligc-mein  auf  gewisse  grössere  Gebäude.  \ß.  oben  §.  ti5.) 
Vorbehalte  dieser  Art  kommen  nach  schon  vor«  z.  B.  bei  Pferdebahnen  in  den  sttdtischra 
Strassen  (Berlin). 

Es  darf  wobl  angenommen  werden,  dass  gerade  solche  Ver- 
bältnisse  in  nicht  femer  Znkonft  immer  hftniiger  werden.  Neben 
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der  grossen  finanzielleo  Bedeutang  für  den  Staat ,  die  Gemeinde 
n.  s.  w.  hat  dies  anoh  eine  nicht  geringe  soeialpolitisehe  nnd  Tolks^ 
wirihschaftliehe  Wiehtigkeit,  indem  abermals  da»  priyatwirtbsehaft- 
liche  Oebiet  dnreh  das  gemeinwirthsehafttiehe  nnd  das  PriTatl^apital 
nnd  damit  verbmidenes  Privat -Ornndeigenthnm  dnreh  „dffentliches 
Eigentbnm''  in  grosserem  Maasse  ersetzt  wird. 

S.  wiedeTttm  oben  §.  65.   Aoch  hier  daher  wieder  der  on^e  Zasamrocnhaof 

zwischen  Finanzfra«rcn  nnd  den  allgemeinsten  Frnfrcn  der  volliswirtlscliaftlichen  Organi- 
sation und  BecbtsordnoDg.  (Vgl.  Wagner,  Grundlegung.  117«  118,  175 — 177,  307, 
S68.)  Im  YerkebTswesen  ]Uai  sich  dw  üebergang  voo  der  PrfratODtemehiiiQng  zm 
öffentlichen  Unternehmung  und  TOn  dieser  zur  öflcntlichen  Anstalt,  nach  der  Termi- 
nologie TOA  Saz,  xoit  dieser  Einrichtung  eines  Anfallsrecbts  in  Yeibindung  bringen. 
(Vgl  Sax*  VeitebnatAaern,  I,  SO  S,) 

Kttckblick  anf  das  gesammte  Gebtthrenwesen. 

§.  76.  Ueberblickt  man  die  Einzelheiten  des  Gebithrenwesens 
der  Praxis,  welche  im  Vorausgehenden  dargestellt  worden  sind,  so 
kann  ja  nicht  gelftngnet  werden,  dass  die  Einrichtung  dieses  Zweiges 
der  Offentliehen  Einnahmen  aneb  in  der  Gegenwart  noch  viel  «n 
wünschen  tibrig  lägst.  Den  an  sich  ziemlich  einfachen  Grnnd- 
sätzen  der  Gebührenerheb un^j;  entspricht  die  Einrichtung  der  wirk- 
lichen Gebllhrenerhebun^  mit  ^^anz  annäherungsweise. 

Zwar  sind  gegen  früher  viele  Fortschritte  unverkennbar.  Manche 
einem  ^ai^ehen  oder  übertriebenen  Fiscalismns  ihre  Entstehung  und 
Einrichtung  verdankende  Gebühren  sind  beseitigt,  umgeändert,  er- 
niä8sis:t  worden.  Heltener,  aber  doch  auch  })isweilen,  sind  neue  Ge- 
bühren und  dann  in  richtigerer  Weise  als  uludeui  eingeführt  worden. 
Aber  der  Mängel  bleiben  noch  genug  vorhanden,  sowohl  im  Zuviel, 
als  im  Zuwenig,  im  Vorhandensein  wie  im  Fehlen  von  Gebühren. 

Die  Erklärung  hierlUr  liegt  wohl  in  zwei  Umetämlcn. 

Einmal  sind  eben  die  practischeu  »Schwierigkeiten  der  Eiu- 
und  Durchführung  eines  rationellen,  den  leitenden  Grundsätzen  der 
Oeblihrenpolitik  wirklich  einigerniaassen  entsprechenden  GebUbren- 
wesens  häutig  sehr  gross,  mitunter  unüberwindlich. 

Jedenialls  liegen  die  Vurbaltnisso  so,  dass  mau  sieb  mit  einer  annäheruugs- 
weiiscn  Erfüllnng  jener  Grunds^ttze,  wohl  oder  ilbcl,  stets  begnügen  mnss,  aber  die 
..AoAäherong"  kann  freilich  mehr  odur  weniger  gelingen.  Kriük  der  Praxis,  Prüfung 
der  Forderungen  der  Theorie  auf  ihre  practi'^che  Erfüllbarkeit,  ExpcrimerUc  in  di-  scr 
Kicbtuug  werden  hier  imucrhia  weiter  und  zu  einer  allmählich  grösseren,  wenn 
auch  sicher  immer  nor  zu  einer  sehr  relatircn  „Vollkommenheit"  des  GebOhrcnwesoiia 
filhren.  Üadurch  wir<I  dio  fmanzwirtlischaftlichr  Bclh  Iingniii;  «)e.s  letzteren  indessen 
nicbt  vermiadert,  denn,  wenn  es  ganz  und  je  mehr  es  tehien  würde,  de^to  mehr  be- 
durfte mui  sehliesslich  ««eigentlicher  Steuern".  Dnd  mit  deren  „VoIIkommenheil'*, 
jnit  deren  Uebercinstimmnog  mit  den  priiiGipieUe&  Fordeningen  der  Tbeorie  steht 
CS  noch  ?icl  ungtlnsüger. 
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4.  Buch.  GeVflliMii.  BfidiUick.  §.  76. 


Der  zweite  Erkiärangggrund  der  UngÖDttgendheit  des  Gebtthren- 
weeens  der  Praxis  liegt  in  falschen  politisohen»  volkswirthschafts-^ 
caUnrpoliCueheii  AoBiefaten  und  TheoneeD^  namentlich  nicht  Beben 
darin,  daas  „ChiMeninteieBsen'*  nnd  xwar  gerade  der  wohlhaben- 
deren, der  besitzenden  Olaesen  als  allgemeine,  wahrhaft 
„Öffentliche'^  Interessen  gelten  oder  als  solche  sich  zo  geriren 
nnd  zor  Anerkennung  zn  bringen  wissen. 

Die  kleinen  Yerkchn>8tdningcn ,  Uobequomlichkeifein  vidw  Gebühren,  nach  den 

unvermeidÜrhpii  oder  einmal  bestehenden  Yeranlag'Tin«^-  und  Erhcbunsseinrichtang'en, 
die  BelaätuugtiU  mit  duu  bcUclfondcQ  Abgaben  geitcn  gegenüber  Vururtheiieu  der 
„Affentlichen  Meinung"  als  entscheidend  za  (iun^ten  „freien  Verkehrs**  und  ,Jco8ten- 
loser"  Benatzung  öffentlicher  Einrichtungen  Um!  doch  licp^t  aach  hier  —  and  gerade 
hier  —  oft  genug  nur  ein  Classenintcreääe  d<ir  höheren  Stände  vor,  bei  dessen  Be- 
friedigung immerhin  ein  „OflentUchM  Interesse**  niifqiielen  nug«  dies  aber  in  zahl" 
reichen  Einzelfällen  nicht  das  grOasero»  sondern  das  Idelnere  im  Vergleich  mit  dem 
Prifatintercsse  ist 

Hier  wird  die  Kritik  vou  Fall  zu  Fall  Hcharf  und  unuachsicht- 
lich  prüfen  müssen.  Nur  wo  es  sich  am  wirklich  allgemeine, 
dann  aber  auch  —  in  unfecreni  Zeitalter  —  wo  es  sich  um  Ciassen- 
inleresseu  der  ud leren,  der  arbeitenden,  der  besitzlosen 
oder  wenic:  besitzenden  Classeu  handelt,  mag  der  ,,Fi«calis!iiiis'* 
im  Oebtüiicnwesen  eingeschränkt  werden,  niöiren  Gebühren  lorttallen 
oder  Ermäsöigun;^  erfahren.  AVo  es  aber  unter  dem  Deekmantel 
„öticntlieher  Interessen"  wesentlich  nur  verkappte  Interessen  der 
höheren,  der  „gebildeten",  der  „besitzenden",  d.  h.  der  die 
sachlichen  Productionsmittel  und  ArbeitsiDStrumente  besitzenden  und 
in  Besitzrenten  y  Specalations*  und  Conjuncturcngewinnen,  Unter- 
nehmergewinn für  sich  verwerthenden  Classcn  sind,  um  die  es 
sich  bei  „Gebtihrenfreibcit"  und  „miUsigen"  Gebühren  bandelt,  — 
wie  in  zahlreichen  oben  vorgekommenen  fieispielen  —  da  ist  „mehr 
Fiscalismas'*,  eine  Ausdehnung  des  Gebühren wesens  und 
eine  BrhOhung  der  Gcbtthrenslltze  —  soweit  dies  finanziell 
Yortheilhaft  erscheint  —  am  Platze.  „Zu  wenig*'  Fiscalis- 
mus  ist  hier  nsr  —  ein  den  höheren  Classcn  zuGnte  kom- 
mender ,|Gommunismus". 

Finanziell  ist  schliesslich  aber  immer  daran  zu  erinnern,  dass 
„weniger  Gebühren"  meistens  nothwendig  heisst:  „mehr  eigentliche 
Steuern**,  weil  die  Kosten  einmal  gedeckt  werden  mflsseu.  Das  so 
äusserst  schwierige  BesteueruDgsproblem  wird  selbst  wieder  leichter 
nnd  vollkommener  —  oder,  richtiger  gesagt,  wie  immer  nur: 
weniger  unvollkommen —  lösbar,  wenn  ein  einträgliches 
GebUhrensystem  besteht 

Oedrnokt  bei  B.  Pols  in  I.«ipsig. 
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i^'UufCes  Buch. 

AUgemeine  Steuerlehre 
Theorie  der  eigentlichen  Besteuerung. 

Literarische  Nach Weisungren  und  Vorbemerkungen. 

§.  77.  Die  hier  vorgeoommdoe  Scheidung  eiaor  „allgemeiAen"  ond  einer  „spe- 
ciell«tt**  Stovttilelii«  ist  an  sich  nicht  noa.  Unter  dvt  Bozeichnang  „Eiuleitang'* 
oder  „die  Besteaemng  (das  Stcocrwescn)  im  Allgemeinen"  oder  ähnlichen  findet  ^ich 
ein  Ansatz  zn  einer  allgemeinen  Stencrlehre  aus  leicht  begreiflichen  Grflndoii  in  den 
allgemeinen  finaDzwisseuscIaafiiiclieu  und  di^n  speciellon  stcuerwissenschaftliclicii  Werken 
ziemlich  allgemein.  AbweicheDd  von  <ii  ii  ineistOD  beiOj^ichcn  Werken  wird  Hie 
SclieidunjT  jetzt  aber  hier  strenger,  ich  darf  wohl  sagen  „principieller"  durcb geführt. 
Daher  ircrdon  hier  &U6  dieser  Scheidung  auch  andere  und  veitergeheode  Folgcraogeu, 
ab  sonst  flblich  ist,  gezogen.  Darin  liegt,  bis  auf  das  mchr&cb  Umlieh«  VCTj^hen 
Steins,  eine  Abweirhnnir  ron  den  früheren  Theoretikern. 

Als  Hauptbeispiel  der  letzteren  kann  Kau  dieuca.  Auch  Kau  hat  die 
Lohre  ron  den  Stenern  nach  denselben  Gesichtspnnct,  vie  ich  hier,  in  zvei  Abth^* 
ungen  gcbr»cht.  Die  ganze  Lehre  bildet  bei  ihm  den  4.  Abschnitt  des  2.  Buchs 
voa  deu  „Staatsein konften"  ond  zerfällt  in  die  1.  Abtheilaag  ^das  Stcuervesea  im 
A]lg«itteinen'\  §.  247—262,  —  der  Schlnss  des  f.  Bands  der  Finaozirlssenschaft  — , 
und  in  die  2.  Abtheilnng  „die  einzelnen  Arten  ron  Steuern",  §.  297 — 462,  die  erste 
grössere  Hülfte  des  2.  Bands  des  Werks.  In  der  1.  Abtlieilnnt''  behandelt  Rau  nach 
einer  sehr  kurzen  Eiulcitußg  die  all^^emeine  Steneilcbrc  in  1  ÜauptstQcken :  Entwick- 
lung der  obersten  Besteoerungsgrundsfttze  §.  250  —  267,  die  volkswirtbsvhaftliclien 
Wiriangen  der  Steuern  (namentlich  die  Ueberwillzuna:'»  §.  268—275,  Einrichtung  des 
Steuervesens  (Zusammenhang  und  Ausfuhrung  der  Steuern)  §.  276— JUO.  endlich 
Eintheilung  der  Stenem  §.  291 — 296.  Bei  Bau  wie  bei  allen  Aelteren  treten,  wie 
6ben  in  j^.  4  näher  auppcführt  wurde,  in  dieser  Behandlung  die  „allgemeinen  Lehren" 
hinter  die  speciellea  sehr  zurück,  weil  der  priratwirthschaftliche  und  technische,  hier 
betonden  der  stetterlechnlsche  Standjinnct  die  ErOrteraog  gans  behemcht  Der  Zo- 
sammenbang  mit  den  Fragen  der  volkswirthschaftlichcn  Organisation  und  mit  dem 
nnsen  Volks-  und  Staatslebcn  wird  dabei  za  venig,  oft  überhaupt  kaum  rerfalgt 
Yen  peinen  in  der  „Qrondlegung**  und  im  1.  Bande  der  Finanzvisseniehaft  ent* 
wickelten  und  oben  in  ^.  3  ff.  festgehaltenen  Standpuncte  aus  ist  dies  ein  Fehler. 
Im  Unterschied  von  Rau  s  Wt;rk  ist  die  altgemeine  Steuerlehre  im  Fulgenden  viel 
umfangreicher  und  bebanüclt  eine  Menge  Puncto,  welche  Rau  noch  kaum  berührte 
oder  doch  nicht  im  Zusanaienhaag  mit  den  volkswirtlischaftlichcn,  politischen,  socialen 
Verhältnissen  und  mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwi<  klunt^  des  Volks-  and  Staats- 
Jebens  brachte.  Z.  B.  die  Untcn>uchungeu  des  folgenden  1.  und  2.  Kapitel»  dieses 
i,  Bachs  fehlen  bei  Kau  fast  ganz,  bis  auf  dn  paar  einscUagendo  Beneilraagea  in 
Miner  Einleitung  §.  247—249. 

A.  W»gn«t,  naiuuwiMMtekaft.  II.  8.  AnfL  14 


Digrtized  by  Google 


200        5.Biioli.  Allg«m.8leveilehM.  IJl«tr.IiachwMraiif«ii.  §.  77,78. 


Die  nbrigoii  Sysii  rnjitiker  der  Finanzwi'^sonf.linrt  stehen  in  der  forujcUen  Ijcliain.!- 
lang  dos  Uegeostands  Uau  nahe.  UerrorzubcbeQ  wegen  oiazdocr  guter  BemerkuogcQ 
in  d«r  allgdiiieiikeii  Stenerlehre  tiiid  Malehvs,  Fin.  I.  g.  S2— 38  (aocb  für 
alter«  Literatur),  ümpfenba.  h,  Fin.  I.  ^.  45--74,  2.  A.  §.  70-114,  v.  Hock,  öffent- 
liche Al^beu,  §.  1  —  18,  dem  ich  mich  mehrfach  in  EiiualhelUin  angeschlossen  habe. 
Von  ilteren  sonst  z.  6.  r.  Jacob,  ^aatsfinanzirbsefiiBchaft  I,  §.  4S  1^514.  Fulda, 
Flo.  136—152;  Schön,  Grundsätze  der  Finanz,  Kapitel  5  und  6;  Pfeiffer, 
SfaaNcinnahmcn  II,  TM  r.;  B^  r^nus,  Fin.  2.  A.,  §.  3ti;  Garnier,  Fin.  ch.  4  u.  £f.; 
Lc  I  ü  y-Bcauiicu,  Im.  i,  iure  2,  ch.  2  u.  II.  —  Aus  der  Literatur  über  Besteuerung: 
Murhard,  Besteuerung,  1.  Abth.  J.  G.  HoffnanD,  Lehre  von  den  Steuern,  Ab> 
schnitt  L  S.  1  114  Mniirus,  moderne  Besteuerung,  besondi-r»  Kap.  1,  imssini  aiK  h 
7  und  8.  rariuu,  iini>«'>t  voi.  L  A.  Held,  Einkommensteuer.  Kap.  2,  4 — 6;  Fr.  J. 
Meomann,  progressive  EinkomiDdnst«u«T,  pusiin.  —  S.  ferner  den  Abrias  In 
Schlffle's  jreSL-llsrlKiftlirhcm  System,  2.  A.,  S.  5:a  ff.,  3.  A.  II,  S.  403  fF. 

Wesentlich  Ton  derselben  Gruudauschauung  aus  wie  ich  hier,  wenn  auch  mit 
muiebfkch  abweicbeiideT  Behandlaog  and  ▼enchiedenen  Besoltotsn,  hat  nnr  L.  t.  Stein 
in  seiner  Finanzwis  enschaft  die  allgemeine  Steuerlehre  ebenfalls  stark  in  den 
Vonlergrund  geschoben,  in  der  3.  Aoflage  besonders  S.  291-^00  (^allgemeiner 
Theil",  dem  dann  auch  der  „besondeFe**  Ton  den  einzelnen  Stenein  taandebde  Theil 
folgt),  4.  A.  I,  39Ü,  431.  die  specielle  Sieuerlehre  in  B.  II.  5.  A.  II',  1,  846—561, 
die  specielle  in  II.  2.  Ich  vermochte  mirh  S'tein's  Schematismen  und  Kategorieen, 
sowie  seiner  gerade  hier  überaus  kunstlicheu  uud  xd.  £.  oft  willkürlichen  und  irre- 
fQhienden  Terminologie  nicht  oft  anzuschliesscn.  Dabei  verkenne  ich  jedoch  auch 
hi(?r  nicht  die  Anrejjunp.  welche  Stein  In  seiner  aII;;emoinen  Steuerlehre  für  eine 
tiefere  Auffassung  der  Besteuerung  gegeben  hat,  und  die  rielfkchen  gei^volle»  Be- 
nerintngen  über  die  Zusammenhänge  der  Besteaeronf  mit  den  geschicbtliclien,  politi» 
sehen,  gcsellseliaftlichen  Verhältnis.sen.  Eine  tmscrer  Hauptdiiterenzen  liegt  in  der 
AnlbsHung  der  V  olkswirthschaft  und  des  ihr  zu  Uronde  liegenden  Bechts.  Mir  scheint, 
da»  der  bahnbrechende  Terfasaer  des  «jSodalisaiiis  nnd  Oornnranienins''  Im  hentigen 
Frankreich"  hier  in  seiner  Theorie  d<-r  Volkswirthsehaft  noch  nielif  die  gerade  seiner 
eigenen  Lehre  u.  £.  mit  liothwendigkeit  entspringende  Auffassang  der  heatigen 
YoUBwirtbselialt  nnd  Ihres  Pifratrechtssyvtenis  gewonnen  bat  Anch  ibin  gebt  die 
Volkswirthschaft  noch  zu  sehr  im  privat wirtbschaftlichcn  System  auf,  sind  die  Privat- 
eigenthums- und  die  gcselUchafiliche  Classenordnung  noch  etwas  zu  Absolutes  (vgl. 
Fin.  3.  A.,  S.  314  ff.,  321  ff  ).  Sein  Kapitalbegriff  ist  m.  E.  cbenlalis  unhaltbar.  Ich 
bestelle  mich  far  alle  solche  Differenzpuncte  anf  die  Erörterungen  in  meiner  „Grund- 
legung". Die  wie  immer  bei  Stein  geistreichen,  aber,  wi«;  ebenfalls  immer  hei  ihm, 
rein  mittelst  GenereHsation  einzelner,  öfters  nicht  einmal  bc^ouders  wichtiger  Puncto 
dedncirten  Con&tructioneii  lior  „Elemente  der  Geschichte  der  Besteuerung"  sind  fast 
ganz  tSnschendi  s  Blendwerk,  das  bei  jeder  wirklichen  Dntersuchunr  rl  r  Thatsarheri 
in  sich  zusammenfällt  (z.  B.  5.  A.  IL,  ]  ,  4U1}.  Dafür  rerwuise  ich  jetzt  auf 
meine  Fin.  m,  beeooden  die  steDerfeeebiehtUebett  Absclmitte. 

In  der  neuesten  Literatur  (oben  ß.  «i  ff.)  tritt  die  ..allgemeine  Steuerlehre" 
mehr  in  den  Voidergrnnd  und  verselbständigt  sich,  wie  in  Stein 's  und  meinem  Werke, 
m  einer  Art  theoredseber  Onindlegung  der  Besteuerang.  8o  In  Sebiffle^s  Stener- 
politik  (,.griindle(;ende  Erörterungen"  S.  3 — 198),  wobei  nur  der  practichc  Zweck  des 
Werks,  die  Erörterung  schwebender  Steuerreformfragen,  Eigenthumlichkeiten  der  Bc- 
handlongswcise  in  dieser  „allgemeinen  Lehre"  bedingt.  Roscher  legt  in  diese  Lehre 
wohl  den  Schwerpunct  der  Finanzwissenschaft,  er  giebt  ihr  auch  eine  verhahnissmissilf 
eingehendij  Darstellung .  die  an  Umfang  seiner  ppeciellen  Strutrlehre  gleichkommt 
(S.  144 — 2y2  über  „Steuern  im  Allgemeinen",  wo  lu  sechs  Kapiteln  die  Naturlehrc, 
Ethik,  Politik,  Oesebichte,  das  System  und  die  Erhebung  der  Steuern  behandelt 
Werzlen,  unter  anderen  Ausdrurken  nad  im  Einzelnen  vielfach  verschieden,  doeh  im 
Ganzen  derselbe  Inhalt  und  dieselben  iiauptpuncte.  wie  in  meiner  allgemeinen  Steaer- 
lehre;  dann  S.  292—446  die  «Tonern  im  Einzelnen").  Aneb  im  SchOnbeTf 'sehen 
Handbuch  wird  in  einer  eigenen  Abhandlung  Helferich 's  die  ..allgemeine  Stoner- 
lebre",  freilich  nur  mehr  abnssartig,  von  den  verschiedenen  Abhandlangon  der  „epe* 
ciellen  Stooeflebre**  getrennt  Helferich  behandelt  hier  in  9  Abschnitten  die  Steuer 
in  rechtlicher,  in  ökonomischer  Beziehung  und  Arten,  System  und  Verwaltung  der 
Stenern.  In  Q.  Cohns  Finanzwiasenscbaft  ist  dann  sogar  die  Lehre  von  den  Stenern 
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ttberhaapt  grossentheils  mit  dor  „allgemeinen  Steuerlohro"  identisch  (2.  Ruch,  dazu 
Midi  ans  dem  1.  Buch.  Kap.  3,  Arten  des  öfTontlichen  Eotgolt»),  wo  in  5  Kapiteln  — 
in  einer  frciJicb  m.  E.  anfcrhtbarer»  Reihenfolgo  und  Systemisirung  des  Einzelnen  — 
die  Ucrccbügkcit,  der  üegt}ii:>taud ,  die  iiistohacUea  Arten,  das  System  und  die  V«r- 
waltung  der  Steuern  abgehandelt  werden.  Im  8.  Boche  folgt  darauf  die  spedelle 
Steut-rli-hre  in  Form  ron  Darstellunpen  tind  Erörtcmiiir'Mi  über  „die  deutscbo  Steuer- 
gesetzgebung der  Uegenwart".  Eine  systematische  „üpeciclte  Steuerlehre'*,  wie  sie 
nir  neben  ^er  aolcbeD  Uebeisicbt  und  KiitUt  dnes  einzelnen  Landes  gnade  in  der 
Finanzwissenschaft  peboten  scheint,  fehlt  dabei  (s,  moiiie  Bemerkungen  in  Band  III, 
FIn.,  Vorwort  S.  Y  and  ^  2).  Auch  in  van  der  Linden 's  Icerboek  der  fiaanziün 
liegt  der  Schver|»nnet  in  der  allgemeinen  Steneriebre.  Von  „Grundrissen**  enthält 
z.  B.  der  Cossa'sche  und  der  (Jossa- E h eborg'acho  wenigstens  die  Elemente  auch 
einer  allgemeinen  Steuorlehre;  ebenso,  freilich  vermengt  mit  vielem  Anderen,  Waickcr 

Yoroemlich  zur  Literatur  dieser  Lehre  gehört  ferner  von  den  ucuesieji  ErscLem- 
nngen  das  Werk  von  Yocke,  Abgaben  n.  8.  w.  (oben  S.  17  und  8.  26),  die  Schrift 
von  Robert  Meye'r.  dl«  Priueipion  der  ^erechton  Bestflu*!rnnfr.  welche  in  diesem 
Thema  einen  wicbtigcu  Hauptlhcil  der  allgemeinen  vSi.tuerkhre  heraus-  und  dabei  auf 
andere  Theile  dieser  Lehre  hinübergreift,  K.  Sax'  theoretische  (Grundlegung  der 
Staatswirthschaft  (oben  S.  17  und  S.  20)  in  den  bezüglichen  Ausführungen  über 
Besteuerung  und  eigentliche  Steaem  (besonders  §.  81  ff.),  ondüch  Vieles  aus  den  oben 
8. 19  ff.  besprochenen  neueren  Arbeiten  Neaniann*s,  se  auch  seine  terminologischen 
nnd  Glassificationä-Untersnchnngen  und  Erörterungen  in  dem  Ünrho  über   die  Steuer  *, 

Auch  in  den  Arbeiten  über  Steuerreformfrageo,  specieil  über  directe 
Steven,  Menopole.  Gommnnalbesteaenuig,  so  in  den  oben  §.  9,  10  genannten  Gut- 
achten und  Referaten  des  Vereins  für  Socialpolitik  (Nanr^  )  i  t  manches  zur  alJgc- 
meioen  Steneriebre  Gehürigo  enthalten.  Einzelnes  daraas  wird  im  Verlauf  heran- 
gezogen weiden. 

§.  78.  In  allen  Arbeiten  über  Besteuerung  im  Allgeneineu  spielen  die  söge- 
«annferi  Grund  regeln  für  die  (moderne''  Bestctiening  eine  grosse  Rolle.  Gern  hat 
sich  die  Erörterung  an  die  Formulirunij  dicker  Hegeln  —  denn  ihre  erste  Auf- 
stellung rührt  nicht  von  ihm  her  —  durch  Ad  Smith  (wealth  of  nations,  b.  V,  eh.  2, 
Scct.  2)  anfcschlosseii.  (S.  o.  §.  122.)  Die  fremde  nationalökonomische  und  finanztheoreti- 
sche Literatur  i^t,  wie  schon  bemerkt  wurde,  besonders  in  ihrer  allgemeinen  Steuerlcbre 
über  eine  Paraphrase  dieser  Smith'schcn  Sätze  kaum  hinausgekommen.  (Vgl.  z.  B.  edbst 
J.  St.  Mill.  politische  Oekünomic.  B.  V,  ch.  2)  Dass  die  Regeln  thcilwcisc  nicht 
absolute  sind,  sondern  von  historisch-rolativca  Verhältnissen  abhängen,  wurde 
dabei  nicht  immer  genügend  beachtet.  Ein  einseitiger  Rationalismus  bat  hier  oft  das 
I?ä  I  in  ment  der  Theoretiker  zu  sehr  beherrscht.  Auch  dass  die  Hauptregel  von 
Smith,  die  Besteaerung  müsse  im  Verhältniss  zu  den  resp.  Fähigkeiten,  d.  h.  zum 
Einkommen  stehen,  ireldies  man  unter  dem  Schutze  des  Staats  beziehe,  die  eigentliche 
Kernfrage  der  Vertheilung  der  Besteuerung  gar  nicht  löst,  sondern  nur  das  in  dieser 
Frage  enthaltene  Problem  unklar  und  ein^'  ififr  fnnnxilirt,  wurde  gewöhnlich  üb<  rschen, 
wie  nicht  minder,  dass  mit  der  einfachen  a.xiumatischoü  HinstcUung  der  Hegeln, 
namentlich  der  Oerechligkcitspostulate  der  Allguuicinheit  und  tileichmässigkeit  der 
Steuern,  wenig  gewonnen  i-->t.  Die  theoretische  Sebwieri2;keit  beginnt  rr>t  bii  der 
Feststellung  des  Begriiiii  eines  solchen  Aufdrucks,  wie  ..All^'emeinheit"  und  „(ileicb- 
mässigkeit"  und  die  in  der  Theorie  zu  untersuchende  practische  Schivierigkeit 
beginnt  erst  bei  der  Verwirklichung  des  bezüglichen  Postulats  in  der  Stenerpraxis. 
Deswegen  verlangen  gerade  soicbo  Regeln  eine  sehr  eingehende  Erörternng.  Dabei 
ist  wieder  der  Zuammenhang  mit  anderen  Poncten  der  allgemeinen  Steuerlehre  fest- 
zubalten.  was  auch  meist  nicht  ^onü^end  geschehen  ist. 

Für  diesen  Theil  der  Stoucrlekre  iät  im  Uebrigoa  entscheidend  die  Auf- 
fassung von  der  Yolksvirthschaft,  ihrer  Organisation,  ihrer  Bildung  erst 
durch  das  privat-  und  gemcinwirthschafiliche  System  zusammen,  die  Auffassung 
des  wirthscbafUichen  Verkchrsrecbts ,  namentlich  des  Eigenthumsrechts  u.  s.  w.  Ich 
beziehe  mich  daher  auch  hier  vomemlich  auf  die  Schriften  desjenigen  Autors,  mit 
dem  ich  mich  in  Betreff  dieser  entscheidenden  Puncte  am  Meisten  in  Einklang  be- 
finde, Schäffle's,  namciitlicb  auf  <ein  Iis -baftlicbes  System  (n.  A.  besonders 
2.  Auflage,  §.  200 — 220),  und  auch  aut  manche  Partieen  seines  grossen  Werks  „Bau 
und  Leben  des  todalra  Köipecs**,  spodell  i.  B.  IV,  224  ff.  Meine  eigene  Auflhtsniig 
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5.  Bucii.  Aligeiu.  Stouerlehre.  Eiuleitung.  §.  79,  SO. 


dftr  eiii8e1ilag«iden  Pnncte  aos  der  allgemeinen  Volkswirtbscbalblelire  s.  besonders 
in  meiner  „(irnndlegunc:".  namentlich  1.  Abtheilnnsj  (2.  A.),  Kap.  3  und  4,  auch  Ali- 
theilQDi;  II  passim.  Ich  moss  diese  Auffasaong  gerade  für  die  aUgemoino  Steucriehre 
hia  als  bekannt  Toranflsotzen,  veil  riel&cli  nm  Gonseqoenzen  dantOB  tax  das  Stener- 

vesen  zu  ziehen  sind. 

Darch  die  hier  jetzt  eingeschlagene  Bchandluugsveise,  die  umfa&scndc  Entvick- 
lang  und  Begriindasg  einer  „allgemeinen  Stenerlebre"  als  dnar  tbeoretiscben  Gmad- 
legnng  der  gesammtMi  Besteaernng,  wird  auch  Manches  aus  den  eigentlichen  Prin- 
cipi  en-Confrorersen  in  Betreff  einzelner  Steuern  (/.  11  über  proportionalen  oder 
progreüäireu  Stcucrfusä  bei  einer  allgemeinen  Eiukomuiciibteucr)  vorwegj^cnomnicn,  was 
Andere,  mehrfach  auch  Rau,  erst  in  der  spcciellen  Lehre  erörtern.  Der  von  mir 
cinpeschlac:«^!^  Wcj;  hat  m.  E.  auch  in  furuicller  Hinsicht  den  Yorzne.  Er  ist  aber 
nach  meiner  Aut£assuiig  der  Sache  aus  inneren  (iriindeu  nothwendig  geboten. 
Denn  nur  so  ist  es  möglich ,  die  Entscheidanij^  der  Streitfragen  tiefSer  zn  begründen, 
indem  man  diese  Fragen  eben  selbst  in  Znsannncnhang  mit  den  finiiidverhalfnisscn 
der  Volkswirthschaft  aod  der  Kccbtsordoung  bringt  nud  die  verschiedene  Entscheidung 
als  eine  Folge  der  Veracbiedenheit  dieser  Verh&ltnisse  nachweist.  Wie  venig  Ran 
no'  h  eine  solche  Einsicht  gewonnen  hatte,  ei^ebt  sich  z.  B.  aus  der  Bemeriiung  in 
Note  d:  dass  die  Streitfrage  über  progressive  Steuer  n.  s.  w.  ..bfi  der  allge- 
meiuüu  Einkommensteuer  (im  speciellen  Theil)  abgehandelt  werde,  weil  mau  gerade 
bei  dieser  Schätzung  jene  Stelgerung  besonders  empfohlen  habe''.  Bei  einer  solchen 
einzelnen  Steuer  kommt  aber  nur  die  Frage  der  steuertechnischen  nurrhfiihrang  eines 
allgemeinen  Frincips  und  Postulats,  nicht  jedoch  die  Frage  der  Kechtfcrtigung  deü 
letzteren  selbst  an  sieb  nnd  als  solcben  in  Beincbt. 


£ittleitang. 

§.  79.  Die  Scheidung  der  Stenerlehre  in  einen  all- 
gemeinen und  einen  speciellen  Theil  beruht  anf  einem  an 
sich  einfachen  und  leicht  ?er8tändlichen  Princip.  In  dem  ersten 
Theil  sind  die  der  Besteuern ng  als  solcher,  daher  den  ein- 

zelueu  Steuern  als  Gliedern  der  Besteuernng  gemeinsamen 

Pnncte,  in  dem  zweiten  Theil  dann  die  jeder  einzelnen  Stenergrrnppe 
und  cinzelneu  Steuer  besondci»  eigenthüml ichco  i'unctc  zu 
bebandeln. 

In  der  allgemeinen  Steuerlehre  werden  daher  alle  haupt- 
säch liehen  1' r  i  n  c  i  pie  n  fra  c^e  n  der  Besteuerung  überhaupt  in 
systematischem  Zusammenhang:  erörtert.  Dadurch  wird 
eine  umfassende  grundlegende  Theorie  der  lkstenerung  zu 
gewinnen  und  das  Problem  der  allgemeinen  t  e  u  e  r  ])  o  1  i  t  i  k 
zn  lösen  gesucht.  In  der  speciellen  Hteuerlehrc  handelt  es  sich 
dann  um  die  Fragen  der  thatsäeli  I  ic  h  en  Durch ttthrung  der 
Besteuerung  im  Einzelnen  in  der  Praxis,  daher  vornemlich 
um  die  steuertechnischc  Seite  des  Besteuerungsproblems. 

S.  di,  Einleitung  zu  Fin.  III.  1,  2.  Auch  die  Theorie  der  Besteuerung 
muss  auf  empirischer  Basis  aufgebaut  werden,  die  „allgemeine  Stcuerlchrc"  hat 
daber  mit  Hilfe  bistoiiMAeB,  stntistiacben  nnd  legislativen  Materials  die  Fragen  nach 
dorn  .  Was  war?",  „Was  wurde'?",  „Was  ist?"  mit  zn  erledigen.  Aber  mehr 
nui  in  genereller  Weise,  indem  sie  die  genauere  Darstellung  der  Vcrhältnitiso  und 
Yentrbeitung  des  StoUs  zur  Beantwortung  dieser  Fragen  der  „apeddlea  Stenedekre** 
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überweist  und  überlädst.  Die  „aUgomeino  Steuerkhru  '  liat  aber  uocb  die  ireitere 
Anfgftbe,  aaf  Grund  principidlar  ErSlternngen  die  Frage  nach  dem  „Was  soll  sein?", 
daher  noch  nach  dem  Besteucrungsiil-al .  ff.rner  die  Frage  nach  dcui  ..Was  soll 
geschehen ,  um  sich  diesem  Ideal  möglichst  zu  nähera?*',  daher  nach  der  rich- 
tigen SteoerpoHtik  weDigsteoB  zn  alifeindiieTer  EotaeheidiiDg  su  biiDfen.  Die 
Ergebniääe,  welche  sie  hierbei  gewinnt,  werden  dann  fnr  dif  ..speriolle  Steuerlehre*' 
rar  Ditectire  kiosichtlich  der  Frage,  „irohin  die  Entwicklung  zu  ieiteu  ist?"*.  Sie 
mttsseD  d*bd  aber  tugleieh  iiiber  an  den  piactfaclien  Vorgängen  und  YerhiltnieBen 
in  Be/.ug  auf  ihre  bisherige  thatsächlichc  technische  Durchtllhrung  und  weitere  Durch- 
führbarkeit in  den  einzeineQ  Steuern  gepnift  werden.  Nach  den  hierbei  gewonnenen  Er- 
fabrungen  und  daraus  abzuleitenden  Regeln  werden  die  steuerpolitischea  Postulatu  der 
.-ilkcmcinen  Stoiierlehre  in  Betrett  üls  „Sein  soUens**  wieder  berichtigt  werden  müssen. 
Hinsiclitlich  diT  uiiiiiitte!barcn  Auf^^allt■n  (l<  r  Praxis,  im  r-oncrcteu  Falle,  kann  aber 
auch  die  öpecieilc  StcULTldiru;  wii-ilcr  nur  die  allgctnciuc  Directive  geben,  das  ,.Ub  und 
Wie?**  der  Dnrchführun;?  hang^t  hier  wieder  von  den  concreten  Vorgängen  und  Verhält- 
nissen nb.  lind  ist  nicht  mehr  eine  Angelegenheit  der  Fukihzw  issonschaft,  sondern  der 
durch  tiuanzwisseoschaftliche  (iet>ichtfi|>uncte  und  Grundsätze  guleitetan  und  dadurch 
zur  ««ntiondlen**  erhobenen  Pruda. 

Erst  die  allgemeioe  und  specielle  Steuerlebre  znsamnicu 
lösen  die  Aufgaben  sämmtlicb,  welche  der  Steuerlehre  ak  Hilü  der 

Finanzwitsseiischaft  (»bliegen.  Beide  ergiui/en  sich  gegenseitig  und 
ihre  Darötclluugeii  utul  Erörterungen  lieicrn  das  Material  zu  wechsel- 
seitiger Prüfung  der  Ergebnisse. 

Syi»tomaü;»ch  Uesso  an  sich  auch  rochtieriigcD,  die  specielle  Lehre  Toraoznstellen 
und  Ton  ihr  ans  erst  znr  allgemeinen  emporzusteigen.  Vertreter  des  „tndnctiren  Ver» 

fahreas"  werden  geneigt  sein,  so  vorzugehen.  ATicr  die  hier  erfolgende  Voranschickong 
der  allgemeinen  Steuerlchre,  systematisch  berechtigt,  hat  doch  w^ieder  ihre  besonderen 
Vorzüge.  Bei  der  Erörterung  der  wirklichen  principiellou  Hauptfragen  der 
Gesammtbesteuerung  tritt  das  Hauptsächliche  in  den  Vordergrund,  dasNebea- 
sächli<h<:  zunuk.  Min  i:cl;ui^t  so  vom  Wichtigeren  zum  Unwichtigeren,  vom  Grossen 
und  Ailgt-uicincn  /.uia  ivleiaen  und  Speciellen,  vom  mehr  Wissenschaftlichen,  weil 
„Theoretischen",  zum  melir  Practischen,  ron  der  Stenerpolitik  ^r  Steuertechnik :  aiks 
naf'irliih  ^i^■h  liedintrcud,  crfran/.cnd,  berichtigend,  aber  doch  prerado  in  der  Wissen- 
bchaft  eines  der  Praxis  angcbörigen  Gegenstands  nicht  alles  von  gleicher  Bedeutung 
fikr  die  wiBsenschafÜicho  Behandlnng. 

§.  80.  Die  hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  behandelten 
g  e  III  c  i  n  s  a  III  e  n  Punctc  der  Besteuerung  lassen  sich  in  folgende 
iuiU  (<  nippen  bringen,  denen  die  lUnt' einzelnen  Kapitel  dieses 
Buchs  gewidmet  sind: 

1.  Begriff  und  Grund  der  Bestenernng  (d.  i.  der  eigent- 
lichen Steuer  als  solcher),  sowie  Terminologie  von  Einzelheiten 
des  Steuerweseus  (Kapitel  1). 

3.  £ntwioklang  der  Besteoeraiig  (Kapitel  2). 

3.  Oberste  Grundsätze  der  Besteneraog  (Kapitel  3). 

4.  System  und  Hauptarten  der  Besteuerung  (Kapitel  4). 

5.  A  llgemeine  Grundsätze  und  Aulgaben  der  öteuer- 
verwaltung  (Kapitel  5). 
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204       5.  Bach.  AUgöm.  Steaorlehre.  I.K.  Begriff  u.  Gruad  d.  Steuer.  §.81. 


Aneli  hier  stellt  das  Etazelne,  veloihes  in  den  vencUedeiien  Kapiteln  ra  be-- 

liaiulclü  ist,  uatUrlich  vielfach  in  Zasammenbang,  i^n  z.  R.  der  Begriff  der  Steuer  und 
die  Terminologie  mit  Verh&ltDia«eu,  welche  erst  im  dritten  and  viorteo«  zum  Tbeil 
nach  im  fUnfteD  Kapitel  nfther  behandelt  werden  kOnneu.   Daher  muss  Einiges  Me 

und  da  an  verschiedenen  Stellen  berührt  werden,  z.  B.  Streitfragen  der  Terminologie 
und  Olassificafinn .  atich  im  4.  und  5.  Kapitel.  Indessen  ist  das  bei  einer  syste- 
matischen Behandlung  iiieuialä  ganz  zu  vermeiden.  —  Absichtlich  sind  im  Folgenden 
Abweichungen  in  der  formellen  Anordnung  des  StoSs  gegen  die  1.  Auflage  in  dem 
Gegenstand  des  jct/igon  l.  Kapitels  vorgenommen  worden,  der  damal  p^rftsstenlbeils 
in  die  „Einleitung"  u§.  S29 — 338)  gestellt  worden  war.  Die  jetzige  Auorduung  sowie 
die  jetzige  ScheidaDg  roB  Kapitel  1  und  2  ist  wohl  richtiger. 

Erstes  Kapitel. 

Begriff  vnil  Grand  der  Bestonemng, 
nebst  Terminologie  Im  Stenerwesen. 

S.  in  Fin.  I  (3.  A.)  §.  209  über  den  Steuerbegritf;  Uber  Teruiiiiülogie  meine 
Abhandlang  ,,direete  Steuern"  im  Schftnbeig*schen  Handbach.  2.  A.  III.  §.  1—8. 

Vgl.  hierzu  vonieinlich  die  (oben  S.  20)  genannten  neueren  Arbeiten  Keumaun's. 
besonders  sein  Buch  t^ber  „die  Steuer"',  daselbst  S.  402—408  die  Kritik  meines 
Steuerbegriffs  in  der  genannten  Stelle  der  S.  Auflage  des  Bands  I;  mit  dieser  Kritik 

setze  ich  mich  im  Folgenden  näher  austMiiandor.  Mit  Rau  (so  I,  §.  S4  ff  ,  247,  254, 
281  tf..  2^*1  ü.)  stimme  ich  in  terminologi^^rhen  Puncten  mehr  als  in  principiellen 
Uberein.  Stein  Aufl.  I,  433  ff..  5.  A.  II,  1.  346  ff.,  401  ff..  420  ff.)  ist  in  der 
Termijiologie  oft  sehr  willkürlich  und  weicht  dabei  unnötbig,  ja  häufig  naciithcilig 
von  der  iibliclieii  ab.  Auch  seine  Bcgriff^icntwicklungcn .  in  histoiisirender  Manier, 
enthalten  wie  gewuhiilich  nur  einige»  ßlcudcndc.  da^  bei  genauerer  Pnifaug  an  den 
geschichtlichen  Thatsachen  nicht  Stich  hält.  Stein  construirt  sich  die  Dinge  za« 
recht.  Klarheit,  SchSrfc,  Folgerichtigkeit  fehlt  dabei  vielfach.  Rcachtenswerth  v.  Hock. 
Abgaben,  §.  14  and  pagi>im,  Umpfeobach,  Flu.  70  ff.  Von  den  Neueren  aasaer- 
dem  Sohftlfle,  Steuerpolitik,  S.  51  AT.,  wo  mehrfikcn  in  Begriffsbestimntangen  nnd  Tei> 
minologie  BtiutTkenswertlies  und  EigonthUmliches,  dem  ich  indessen  nicht  immer 
beistimmen  kann;  Helferich,  allgemeine  Steuerlehre  im  Schönberg'schen  Handbuch 
§.  I;  Roscher.  Fin.  §.  33;  Vocke.  Abgaben  passim,  S.  167  ff.,  228  ff.,  279  0., 
wesentlich  «  ine  netrachiun<!:  der  Entwicklung  der  Steuer  im  historischen  Zusammen- 
hang mit  der  Entwicklung  des  Staats  und  der  sonstigen  öffentlichen  Kinktlnfte,  daher 
mehr  zu  Kap.  2  unten  gehörend:  Sax,  Urundlegung,  81  if.,  Steuer  ..Werthungs- 
Torgang**;  Cohn,  Pin.  passim,  besonders  §.  192  IT.  ttber  Steuerrecht  und  Steuerpflidit 
—  Ueber  den  inneren  Grund  der  Bestenemng  s.  aacb  die  rechtsphilosophische  nnd 
politische  Literatur  oben  S.  SO. 

I.  Begrirf,  Wesea  uod  Zweok  der  Steuer  und  der  Be- 
steaeraog. 

§.81.  ~  1.  Grundsätze  fttr  die  Begriffsbestimmung 
der  Steuer  und  Verfahren  dabei.  Diejenigen  ,^Steneni''y 
welche  hier  jetzt  allein  behandelt  werden,  sind  die  „eigent- 
liehen^'  oder  „allgemeinen*'  (§.  1),  welche  den  Gebflbren, 
als  den  „speoiellen"  Stenern  gegenllber  stehen,  aber  mit  diesen 
zusammen  die  Steuern  im  weiteren  Sinne  oder  die  , ,  A b g ab e n 
oder  »^Auflagen«'  bilden  (Fin.  I,  §.  204  und  oben  §.  1). 

Die  wissenschaftliche  Bestimmung  des  Begriifis  der  eigentlichen 
Steuer  ist  nicht  so  einfach,  daher  auch  bis  in  die  Gegenwart  hinein 
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iu  der  Finanz-  nnd  Steuerwi^Hcnschatt  etwas  streitig  und  von  ver- 
schiedenen Theoretikern  etwas  verschiedeu  ^refasst  worijen  ,  wenn 
man  auch  dabei  eigeoUich  über  da«  Weseutlicüe  niubt  weit  aus- 
einandergeht. 

Es  ist  Neu  mann 's  ^'erdi<3nst,  die  vorliegenden  Schwierigkeiten  g'enaner  g:ezeigt 
zu  baben.  Er  briugt  diu  Sache  auch  richtig  in  Verbindung  mit  der  Frage  der  Classi- 
fication der  OffisDÜicheQ  Eianahmett.  Abirelcbniigeii  zwischen  ihm  nnd  mir  und 
Anderen  sind  zum  Theil  die  Folge  <*'incr  Abweichung;  in  dieser  Classification.  Wer 
wie  er  hier  weiter  specialinirt  und  nauentUch  mehr  der  Steuer  i.  e.  S.  coordinirte 
Haoptarten  roo  OTdentliehen  Etnittbmen,  nicht  bloss,  wie  ich,  zwei  Haaptarten,  prirat- 
.1.  irrli -rhaftüche  und  staatswirthscliaftliche  oder  Stcuerii  im  weiteren  Sinne  iFin.  I, 
Idö),  and  anter  letzteren  wieder  nicht  nur  zwei  coordinirte  Haupt -Unterarten, 
QebQhren  nnd  eigentliche  Steuern,  wie  ich  (also  z.  B.  wie  Neu  manu  auch  noch 
..Beiträge"  o.  &  w.)  unteiBcheidet,  wird  Mch  den  Steoerbegriff  etwas  anders  fimeo, 
ak  ich  es  thue. 

Eine  der  Wissenschaft  nnd  der  Praxis  genttgeude  Hegrifts- 
bestimuiung  muss  wohl  zunächst  vier  ]tferl\male,  zwei  posi- 
tive, zwei  ergänzende  negative  enthalten:  die  ISteoer  uuiss 
positiv  als  eine  Einnahme  der  Finanzwirthschaft  öffent- 
licher Körper  (,,Zwangsgemeiiiwirtb8chaften"),  des  Staats  wie 
sonstiger,  und  ferner  als  eine  speeifisch  eigenthümliche 
derartige  Einnahme,  in  letzterer  Hinsicht  daher,  auf  Grund  der 
erwfthoten  Oiassitication  der  Einnahmen,  negativ  als  eine  sich  von 
den  priTatwirthsehaftliehen  £inDahmen  und  den  Gebühren 
dnrch  deutliche  Unterscheidnngsmomente  abtrennende 
Einnahme  in  der  BegriflhbestimmnDg  gekennseicbnei  werden.  Dem- 
gemftss  mnss  in  letztere  alles  da^enige  aufgenommen  wenden,  was 
erforderlich  ist,  nm  diese  vier  Merkmale  deutlich  zum  Ausdruck 
%u  bringen,  daher  insbesondere  auch  der  Hinweis  auf  den  Zweck 
der  BesteueruDg  llberhaopt 

Dieser  Hinweis  kann  mehr  allgemein  gehalten  werden,  wie  n.  A.  in  Neu- 

manii'ä  Definition  („zur  (iewinnuog^  von  Staats-  and  Gemeindeeinnahmen 
angeordnete  Zahlungen  . . . aber  auch  gleich  mit  genauerer  Bezeichnung  des 
Zweelrs  erfolgen.  Letzteres  Verbbren  möcbte  deswegen  den  Yorzag  rerdienen,  weil 

^o  züpleioh  das  Unterscht'idungrsinerlcmal  von  den  Gebühren  in  der  Zwockbezeichnang 
mit  angegeben  werden  kann.  Das  mache  ich  gegen  Meumann's  Einwendungen 
(^teoer**,  besonders  S.  404  unter  4)  und  ancb  gegen  seine  eigene  Definition  (eb. 
S.  391,  o5ij)  geltend,  in  welcher  der  Unterschied  vun  den  fit-^uhren  (bez.  den  „Ent- 
gelten für  specielle  Gegenleistungen  des  Staats  u.  s.  w.";  zwar  auch,  aber  nur,  weniger 
paäscud,  negativ  gefasst,  nicht,  wie  in  meiner  Begriifsbeätimmuiig,  positiv  gefasst, 
Anfoahuie  gefunden  hat  So  sagt  meine  Definition  auch  in  diesem  Poncte,  was  die 
Steuer  ist.  Netimaun's,  was  sie  nicht  ist;  letztere  mnss  daher  wieder  andere  Be- 
griüe  („Eutgcke  iur  bpecielle  Gegenleistungen  u.  ä.  w.")  als  bekannt  voraussetzen. 
Diese  Erwägungen  baben  mich  dem  scharfsinnigen  Kritiker  gegenüber  bestimmt,  im 
Wesentlichen  bei  meiner  früheren  Definition  (Fin,  II,  1.  A.,  §.  329,  S.  150,  I,  3.  A., 
§.  209)  zu  verbleiben.  Auf  andere  Bemängelungen  meiner  Ausdrücke  in  der  Defi- 
nition (,J8tener*%  8.  402  ff.)  komme  leb  noeb  zn  sprechen  (§.  83).  Ich  kann  Neomann  zum 
Theil  darin  mehr,  aber  auch  nicht  völlig  beistimmen,  theils  halte  ich  seine  Ein- 
wendungen, wenn  aucb  nicht  für  unzulässig,  so  doch  nicht  fUr  durchschlagend  gegen- 
aber  gewiasea  ZwedbnSssigkeitsorwägungen ,  welche  bei  der  Fannng  der  Definition 
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liütäprechcn  dürfen,  —  aw6h  einem  GenolitqNiiict,  den  Neununn  auch  melirfiMsh  aelbit 
far  berechtigt  eritlift  hat. 

In  der  ganzen  Streitfrage  handelt  es  sich  aber  durchaus  nicht 
um  eine  blosse  Verbaldefinition,  sondern  um  eine  nach  jeder  Seite 
wichtige  Realdefinition.  Die  „Steuer^'  ist,  wie  wir  später  noch 
näher  erikhren  werden  (§.  87,  102),  keine  absolute,  rein  öko- 
nomische Kategorie  in  der  Volkswirthschaft  und  specielt  in  der 
Finanzwirthschaft  Öffentlicher  Köri»er,  sondern  nur  eine  historisch- 
rechtliche  Kategorie.  Als  solche  tritt  sie  principiell  wie  prao- 
tisch  erst  bei  bestimmten  Verbältnissen  der  wirth schaftlichen 
Rechtsordii  II  in  Bezug  auf  „Freiheit  uiul  Eigeiithum"  und, 
damit  zusammcnhUngend,  der  Oi^iuiisation  der  Volkswiithhchaft 
und  der  Entwickluug  des  WirthschafUlebens ,  wie  weiter  thatsäch- 
lich  practisch  Uberhaupt  oder  wenigstens  in  grösserem  Maasse  erst 
bei  einer  gewissen  Gestaltung  des  Fiuaiizbedarfs  hervor  (Fin.  III, 
§.  29 ff.).  Eben  deshalb  muss  die  Bccnffshi  Stimmung  der  »Steuer  das 
Verhältniss  der  lel/tcren  zu  den  Beste  ue  neu  und  damit  zugleich 
auch  den  inneren  Grund  der  Besteuerung  als  einer  historisch- 
rechtlichen Kategorie  der  Deckougsmittel  des  Finanzbedarfs  oder 
m.  a.  W.  der  Kostendeckung  der  Leistungen  (bezw.  Thätig- 
keiten  und  Einrichtungen)  öffentlicher  Körper  mit  in  sich  enthalten. 
Die  Aufnahme  bezüglicher  Merkmale  in  die  BegriffsbestimmuDg 
fttbrt  zu  einer  Tielleicht  formell  unliebsamen,  aber  sachlich  ge- 
botenen grösseren  Weitläufigkeit  der  Fassung  der  Definition,  welcher 
letzteren  eben  sonst  etwas  WesenÜiches  fehlt 

Dm  scheint  mir  Nemnanii  in  sdnea  polemiscben  vnd  kritiacbon,  wie  in  den 
Beloc  eigene  Definition  positip  begrUndcndeu  Erörternngeii  uiclit  genngond  zu  beachten. 
Seine  Definition  eatliält  daher  auch  eine  Lücke,  auch  noch,  wenn  man  einen  Auüdrack 
den^ben  („angeordnete**  Zablangen)  im  Sinne  des  bier  von  mir  Gesagten  und 
Verlangten  nehmen  will,  und  im  letzteren  Falle  dann  noch  eine  Undeutlicbiieit.  Andere 
Autoren  haben  ähnlich  wie  ich  die  ane'.'dentcfcn  Momente  mit  in  die  Definition  ge- 
zogen. Unser  aller  BegTiffsbcitimmuiigeii  werden  dadurch  weitläuliger  und  cnthaltca 
fBOt  Heomann's  Aaffassang  mindestens  Uebcräassiges,  wenn  nicht  gar  positiv  Falsches, 
was  ich  jedoch,  soweit  ee  jene  Momente  betrißt,  nicht  zugeben  kuin. 

Fraglicher  kann  sein,  ob  die  Begriffsbestinimung  der  Steuer 
auch  bereits  einen  Hinweis  anf  die  Einrichtung  deijenigen 
Leistongen,  welche  allein  unter  den  Begriff  der  Steuer  fallen »  %u 
enthalten  habe,  wenigstens  was  das  Princip  oder  die  Principien 
dieser  Einrichtong  anlangt.  Ich  mischte  mich  aber  schliesslich 
doch  dafttr  entscheiden. 

Sieber  ist,  dass  die  Steuer  in  ihrer  wirUicben  bistoriscben  Erscheinang  hier 

vielfach,  zumal  auf  roheren  Stufen  des  Volks-  und  Staatslcbens  oftmals,  auch  dem 
scheinbar  einfachsten  und  selbstverständlichsten  I*rincip  der  Einri-htuns^  nicht  ent- 
spricht, z.  B.  dem  der  Gleichmässigkeit,  und  zwm  uiclit  nur  nicht  in  factiächer,  äou- 
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iem  «ich  nicht  in  reehtlieher  Hinsicht  Ein  dowtifcat  Moment  wird  dnhor  auch 

ii  Lf.  wie  CS  z.  B-  iu  HclfericJi's  I)«_!inition  fjosrhii  ht.  in  die  BegriHsbi^tiaimuiig; 
aaCioncbmen  sein.  AU«r  ando»  vorh&lt  es  sich  doch  mit  uinem  g&oz  allgomein 
gefrästen,  keineilei  specioUer  Darchfahmn«:  präjndicirenden  Princip,  vi«  dem  von  mir 

in  die  Definition  aufgenoinmt  ucn,  dass  nur  da  „Steuer"  vorliege,  wo  ein  ZwaDf^beitrag 
dfT  Ein/cInen  ..nai  h  all<:.  inoiriou  (i  rundsfitzen  and  Maassstäbeu"  einge- 
fordert werde,  Vorstoisc  gegen  sulche  Gruudsauc  uud  MaasssUbe  werden  niemals 
n  der  Wiridichlteit  fehlen,  aber  die  Steuer  als  eine  Eiaricbtunir  der  Kcchtsordtiuiig 
setzt  Ml  in  (ier  I  hat  Wohl  irgend  welche  derartige  Oniadftltze  Qnd  MnnsssUbo  al» 
ilue  Gruudlagc  vorau:». 

§.  82.  In  den  bisher  berührten  ruiRtcu  hatten  wir  die  Steuer, 
wie  sie  sich  geschichtlich  entwn  kelt  hat  und  überall  hcbtcht,  d.  h. 
aU  ein  technisches  Mitte!  zur  Deckung  des  Finan/.bedarfs  ölVent- 
licher  Korper,  beziehungsweise  als  ein  neben  und  nach  anderen 
Deckun<,^8initteln  subsidiär  zur  Mitdccknn«^  jenes  Bedarfs  eintreten- 
des Mittel  im  Sinne.  Es  tragt  sieb  nun,  ob  in  diesem  ihrem  ,,rein 
finanziellen''  Zweck  ihr  einziger  Zweck  zu  tinden  und  dem- 
gemUss  der  Stencrbegriff  zu  fassen,  also  die  Steuer  schon  be- 
grifflich auf  diesen  Zweck  zu  beschränken  sei,  m.  a.  W. 
ob  es  überhaupt  nur  einen  rein  finanziellen  Steuerbegriff 
gebe.  Das  ist  bisher  in  der  Literatur,  in  Theorie  nnd  Praxis  mit 
seltenen  Ausnahmen  die  Ansieht.  Eine  andere  Auffassung  ist  in 
diesem  Werke  bereits  im  ersten  Bande  (besonders  in  der  dritten 
Asflage,  §.  27,  209)  und  in  der  ersten  Auflage  des  zweiten  Bandes 
(§.  329)  Tertreten  worden. 

Danach  kann  neben  dem  „rein  finanziellen"  nächsten  Zweck 
ier  Steuer  auch  noch  ein  zweiter,  ein  socialpolitischer  Zweck 
unterschieden  und  aufgestellt  werden,  nemlich  der  Zweck,  regu- 
lirend  in  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  nnd 
Volks  Vermögens  eiiiz-ugi eilen,  im  Allgemcincu  daher  su ,  (h»8s 
eine  Veränderung  der  im  „freien  Verkehr"  sieh  vollziehenden 
Vertheilung  ertolge.  Au  dieser  Auflassung  halte  ich  hier,  jiUer 
Polemik  gegenflber  fest.  Ja  ich  erweitere  den  zweiten  Zweck  jetzt 
noch  dahin,  dass  auch  noch  regnlirciid  in  die  Verwendung 
des  K i n z e l eiukommens  und  N'ermogcns  {  ii  -rmifTen  werden  kann. 
Ans  dieser  Setzung  eines  solchen  zweiten  Zwecks  geht  dann  auch 
ein  erweiterter  oder,  wenn  man  es  so  nennen  will,  ein  zweiter 
äteuerbegriff,  ein  socialpolitischer''  neben  dem  „rein 
finanziellen"  Begriff  herror. 

Die  Möglichkeit  eines  solchen  öocialpohtischen  Zwecks  uud  Begrifiä  ist  m.  K. 
doch  nbcrhatipt  nicht  zu  bestreiten,  das  thatsächliche  Yorgekommeosein  und  Vor- 
kommen eines  sülcheu  Zwecks,  mag  es  auch  gemissbiUigt  werden,  ebenftlb  nicht 
Streitig  kann  doch  ••igonlUch  nur  sein,  ob,  wie,' wie  weit,  unter  welchen  Umaiaudcn 
«ii  <l"rarliger  Zweck  bich  rcrlitfLTtijirn  oder  -ar  ford^Tn  lasse,  dcni'j;-.nnilss  dann  nicht 
m  auigeslellt  w«rdüu  tönnc,  sondern  dürfe,  solle  uud  uittssu.    Das  bind  luclii  mehr 
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Fragen  der  theoretischen  Zwecksetzung  und  Begriffsbestimmung,  sondern  der  practischon 
liiiaDZ-  und  Stcnerpolitik  wie  der  Wirthschafts-  und  Socialpolitik. 

Diojonifreii ,  welche  diese  Auffassung  ablehnen  und  die  Steuer  begrifflich  auf 
den  Zweck  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  beschr&uken,  kommen  aber  auch  noch  in 
Widanpracb  mit  anderm  Vorkommnissen  in  der  Steaergetchichte.  Sie  mttssten  dann 
folgerichtig  hier  gewissen  Abgaben,  weil  sie  diesem  Zweck  nicht  ihre  Entstehung 
verdanken,  so  den  Schntzzölien,  den  Stcuercharacter  ganz  absprechen,  mindestens 
in  denjenigen  PlUen,  wo  der  Ertng  solcher  Abgaben  —  vie  z.  B.  gegenwärtig  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerica  —  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  nicht 
bedurft  und  thatsächlich  dazu  aurh.  wenii^stens  theilweisc,  gar  nicht  verwendet  wird. 
Schutzzölle  dienen  principicU  thciis  gai  nicht,  theils  nur  nebenbei  als  Mittel  znr 
Deckung  des  Finanzbedarft  und  practisch  verhalten  sie  sich  ebenso.  Aber  „Stenern** 
sind  sie  gleichwohl,  im  weiteren  (.Jkoflagen",  „Abgaben",  beides  vftrtUch  zatreffeiid) 
wie  im  ongeren  Sinne. 

Tollends  Ist  docb  das  nnrerkenubar,  dass  die  Steoem  bftnfig  eine  „sodalpoUtische 
Wirlnng"  auf  die  Vertlieilung  des  Volkseinkommens  und  Volksverinil^eiis  ;iusübcn, 
indem  sie  diese  Vertbeiluug  vor&ndern,  tlieils  zu  Gunsten  der  oberen  Ciasseo  (in 
allen  FUIen,  wo  StenerpriTÜegfen  ftr  diese  Glassen  besteben  und  wo  Stetten»  that- 
sächlich „umgekehrt  progressiv"  wirken,  wie  manche  Verbrauchs-,  Verkehrs-,  auch 
einzelne  directe  Steuern,  z.  B.  die  Gewerbesteuer  hie  und  da),  theils  zu  (iunstcti  der 
unteren  Classen  (bei  Steuerprivilegien  —  z.  B.  Freilassungen  und  Ermässigungen  — 
für  letztere,  bei  progressiven  und  selbst  bei  degressiven  Steuersätzen  in  Einkommen-, 
Vermögens-,  Erbschaftssteuern,  bei  letzteren  beiden  auch  an  sich  öfters  schon).  Eine 
solche  Wirkung  it>t  theils  eine  nicht  gewollte,  aber  hingenommene,  theils  eine  gewollte, 
absichtlich  herbdgefUirte.  Letzteres  ist  die  practistuie  Gonseqvraz  des  „socialpoli« 
tlschen"  Steuerzwecks,  und  zwnr  (iie  Herbeiführung  einer  veränderten  Vertheilung  in 
einer  den  unteren  Classen  gunstigen  Richtung  nach  den  heutigen  Zielen  der  Social- 
politik, wihrend  die  ehemaligen,  die  hShffinn  Classen  ezinilreiidett  oder  erleich- 
ternden Steuerverfassungen  dem  socialpolitischen  Steuerzweck  in  entgegengesetzter 
Eichtung,  aber  doch  auch  dem  Zweck  eines  regulircnden  Eingreifens  in  die 
Vertheilung  (wenn  auch  niclit  immer  klar  bewusst)  dienten.  Wer  diesen  Zweck  prin- 
cipiell  als  einen  eigenen,  neben  dem  besprochenen  ersten,' Terwirft,  mnss  fdgeiiohtig 
auch  allen  Steuern,  welche  that-ächlich  gleichwohl  so  regulirend  wirken  —  oder 
genauer  gesagt  dem  betreuenden  Theile  oder  Elemente  solcher  Steuern,  von 
welchem  dies  gilt  —  wenigstens  wenn  die  entsprechende  Wirkung  derselben 
gekannte  oder  gar  gewollte  ist,  den  Character  der  „Steuer"  absprechen. 

Anch  die  Erhebung  von  Stenern,  welche  absichtlich  auf  die  Verwendung  des 
Einidelnkommens  einwinen  sollen  —  z.  B.  wenn  Yerbranchsstenem  so  hoch  gestallt 
werden,  dass  sie  den  Verbrauchsartikel  sehr  vertheuern  und  so  den  Consum  desselben  ver- 
mindern (Branntwein!)  oder  wenn  durch  solche  Steuern  Mittel  fur  Specialzwecke  der  Be- 
steuerten, z.  B.  für  Aibeiterveitii  Ii.  rung,  bei^chalit  werden  —  ist  ein  Vorgang,  bei 
welchem  es  sich  nicht  oder  nicht  bloss  um  die  Deckung  des  Finanzbodarfs  hatniclt, 
wo  daher  die  Setzung  dieses  Zwecks  nicht  ausreicht,  sondern  ein  zwdter  Zweck 
gesetzt  werden  muss. 

Die  piinclpielle  Bechtfertigung  einer  „socialen  Steuerpolitik"  der  erwähnten 
Tendenz  und  Richtung  gehört  nicht  an  diesen  Ort.  Die  Idee  einer  solchen  Politik 
Ist  die  Consequenz  des  in  meiner  „(irundlcgung"  vertretenen  und  zu  begnindon  ge- 
suchten Standponcts,  wie  detsdbe  auch  bereits  im  ersten  Bande  der  Flnanzwissensenaft 
(3.  Auflage,  besonders  §.  2",  20i)'i  nach  seinen  allgemeinen  finanziellen  Consef|Uenzen 
dann  weiter  zur  (icltnng  gebracht  wurde.  In  der  „allgemeinen  Steuerlehre"  werden 
mehrftch ,  namentlich  in  der  Erörtening  über  die  Principien  und  Postulate  der  (Je- 
PSchtigkeit  in  der  Besteuerung,  in  der  Unterscheidung  des  „rein  finanziellen**  und 
„socialpolitischen"  St.'indpunct>  dabei,  dann  bei  der  Entwicklung  des  Steuei-systems  in 
den  Abschnitten  von  der  Besteuerung  des  Vermögens,  der  Erbschaft,  der  (Joujuncturen- 
gewinae.  der  Verbrauchssteoem  und  an  anderen  Stellen  die  ferneren  Consequenzen  der 
so-  ialfii  Steuerpolitik  gezogen  werden.  An  ireL'en wartiger  Stelle  handelt  fs  sich  nur 
um  die  Frage  des  Steuerzwucks  in  der  allgemeinen  Frage  von  der  Begriüsbestimmnng 
der  Steuer. 

Von  den  neueren  Autoren  weichen  auch  Schaffle,  Neumann.  Vockc, 
ii.  Cohn  hier  im  (ianzcn  von  mir  ab.   Neumaun  hat  sich  eine  nähere  Erörterung 
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Ueber  tinm  MweialpolitiKheii"  SCeawboKriir. 


Uber  mciiten  zweiten  Sfeueniveck  für  den  2.  Band  seiner  ».Steoer"  vorbehalten  ^Steuer 
I,  8.  403).  Am  SefcirftlMi  hat  priocipiell  gcfmerisdie  SteDoDf  Helforieh  fosonmea, 
altfremeine  Steuerlehre.  im  Scliunbon^'schen  Handbuch,  1.  Aufl.  II,  113.  2.  Aufl.  III. 
139,  zuerst  aoc&r  mit  dem,  in  der  2.  Auflage  venigstens  wftrtUcb  nicht  viederboiten 
Tonrorf,  ich  d^radlrte  dareh  inc^«  AiiffittBOOf  monliscli  dl«  FlDUupoKtik!  Dagegen 
neke  Replik  in  dcmsolbon  Werke  1.  A.  II,  S.  259  und  besonders  in  der  3.  Auflage 
des  1.  Band«  meiner  Finanzwiflsenschaft  8.  600.  üier  fl«i  Jetst  noch  Folgendes  hin- 
zugefügt 

Helferich  meint,  meine  AoMierung  über  den  socialpolitischen  Zweck  der 
Be>iteneniRp  sei  ein  förmlichefi  Programm  der  Steuerlehre,  Ha^  nicht  nur  bestimmend 
auf  diu  Art  der  Besteaerung  einwirken  müsse,  sondern  „ancii  da  Stuueru  ciazuführen 
nOthigen  würde,  wo  die  OBentlichen  BedüifinjaBe  keine  solchen  Bttthig  machten''.  Das 
wolle  ich  aber  doch  wohl  selbst  nicht,  —  was  Helforieh  aus  meinen  fiemerknng<m 
über  stärkere  Belastung  des  höheren  und  fnndirten  Einkommens  entnimmt  — ;  „daiher 
eivcbefne  eine  Theorie  nnbaltber.  die  eine  nicht  gewollte  GoBBeqnent  habe".  Hier 
liegt  ein  Missverständniss  und  darin  /.ngloich  eine  Vermengtins  zweier  zu  unier- 
scheidendcr  Pancte  in  der  Frage  Tor.  Ein  Missferst&ndniss  enthält  Uelferich's  Hin- 
weis, dass  dft.  wo  keine  Stenern  beettnden,  well  der  Flnantbedarf  ans  andefen  Mitteln 
ircdcckt  werde,  z.  B.  in  manchen  Gemeinden,  nach  meiner  Theurie  StL-uern  eingeführt 
werden  müssten.  Ich  wende  zum  Belog  Helfericb's  Bewoisführong  auf  den  anderen 
Stcnerhegriff  au.  Der  allgemeine  finanzielle  Steuerbegriff,  den  Helferich  im  Ganzen  doch 
nneh  festhält,  wenn  er  auch  durch  einen  Zusatz  in  seiner  Definition  der  Steuer  nur 
einen  gob^idiSren  Characfer  schon  bo^riniich  vindi^ir»,  muss  doch  um  deswillen  nicht 
moditicirt  odar  gar  aufgegebcu  werden,  weil  in  uaiichcn  Orten  und  möglicher  Weise 
nnch  in  Staaten  ohne  Steuern  ausgekommen  wird  und  enthält  doch  auch  ohne  solche 
unnOthige  Modification  nicht  die  iinbc(]ing:tc  Fordeninir,  dass  überall  Steuern  erhoben 
werden  müssten.  Vielmehr  besagt  jener  Steuerbegriii  nur,  wie  es  sich  in  der  Regel 
verhilt,  was  in  der  Ke^l  dar  Stentfxwedc  ist,  sein  kann  und  sein  dart  Wo  die  Be- 
darfsdecknnp  es  nicht  t;rfordcrt.  braucht  man  nur  dieses  Begriffs  wegen  natürlich 
keine  Stenern  einzuführen.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  „socialpolitischen''  Zweck 
und  BegrilF  der  Steuer:  der  Zweck  kann  und  darf  im  Allgemeinen  Toikommen,  mn» 
und  wird  es  aber  im  concretcn  Fall  nur,  wenn  man  ein  Bedurfnisn  nncli  einem 
solchen  reguHrendon  Einfrreifcn  der  Steuer  in  den  Vertheilungsprocess  ^und  iu  den 
Process  der  Einkomoieiivcrwuhdung)  anerkennt.  Das  thatsächliche  Vorgehen  mit  Steuern 
wird  im  zweiten  so  weoig  als  im  ersten  Fall  durch  die  allgemeine  Zwecksetzung  und 
Beürif^bastimmung  d<T  5^teuer  entschieden,  sondern  durch  das  Bedürfnis^  der  Deckung 
deö  ir iuanzbedarfs  im  einen,  durch  dasjenige  des  regulirendcn  Eingreifens  in  den  Vcr- 
tbeilQngsprocoss  u.  s.  w.  im  anderen  Fall.  Ob  Steaem  rar  Finanzbedarfsdeckuug 
erheben  werden  sollen,  ist  eine  Frage  der  concreten  Finanz-  irnd  Steuerpolitik;  dass 
sie,  wenu  so  erhoben,  zur  Deckung  des  Finanzbedaris  dienen,  entspricht  dem  ersten 
Zwedk  nnd  Begriff  der  Steuer  nnd  Ist  insofern  eine  Frage  der  Begrifisbestinunoog: 
der  einzifi^e  Punct.  der  uns  als  solcher  an  dieser  Stelle  bcschfiftijrt.  Ob  Stniem  zur 
Kegulirung  der  Einkommen-  und  VermOgcnsrertheilung  —  alleiu  oder  iu  Vcrbinduug 
mit  dem  BedarlbbedeckangssEwedk  —  erbeben  werden  sollen,  ist  eine  Frage  der  con- 
cretcn Social-  nnd  Wirtlischaftspolitik  und  der  „socialen"  Finanz-  und  Steuerpolitik; 
daüs  sie.  wenn  so  erhoben,  dem  Zweck  jener  Kegulirung  dienen  oder  mit  diooeu, 
entspricht  nicht  dem  crtiten  Zweck  und  Bcgrifl*  der  Steuer,  sondern  einem  davon  zu 
«Dtertcheid enden,  jedenfalls  möglichen  nnd  mitunter  thatsachlichen  Zweck,  eben 
dem  zweiten  oder  socialpolitischen  und  ist  dann  in  der  That  auch  ein  in  der  1  rajre 
der  ßegriffkbestimmung  zu  beachtender,  in  eine  zntretteude  Beijriflsbistimuiuiig  auf- 
zunehmender Punct.  —  Nebenbei  bemerkt  läuft  meine  Auffassung^.  uia^  man  sie  nun 
theilcii  oder  ablehnen,  jedenfalls  mehr  auf  eine  Erhebung,  als  auf  eine  ,.uiöralische 
Degiadirong"  der  Finanzpolitik  hinaus,  indem  ich  letzterer  Aufgaben  rindicire,  die 
selbst  Helferieb  ab  discntabel  erklärt  aber  in  das  GeUet  der  Verfassnngs-  und  bürger- 
lichen (iesetzgebuug  verweist.  Ilelfeiich's  bLtrellLiide  Bemerkung  ist  insofcni  kanm 
rerstäodlich.  Wenn  er  ühngeus  meint,  Eiahchtungeu  zur  Verminderung  der  Vcr- 
mOgensanglelchbeit  wQxden,  soweit  sie  Qeldmittd  erforderten,  denn  eben  auch  ein 
..öffentliches  Bedarfuiss"  bilden,  dem  die  Steuern  dienten,  so  liegt  hier  wieder  ein 
Misüfcrstündniss  und  auch  —  ein  Sophisma  in  Betreff  den  Ausdrucks  „öffentliches 
Bedürfnisfi",  den  Hclfeiich  iu  seine  Definition  aufgenommen  hat,  ror.  In  meinem 
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210     5.  Buch.  Aligem.  Steoerlehre.  1.  K.  Begriff  u.  Qroiid  d.  Steuer.  §.  S2,  83. 

Gedanken  handelt  cä  sich  nicht  ohne  Weiteres  um  eine  Besteoerung  z.  B.  der  Reicheren 
zu  dem  Zveck,  ddn  Erlös  davon  fur  die  nnteren  CUisseo  za  renreoden,  sondern  schon 
die  llöherbe^to«l♦'^ür>?  als  <o! -Ii'  für  crstere  ge/^entibor  letzteren  Class«n  bedingt  eben 
<;inc  „Vcründijrun?  der  tuikutumen-  und  Vcrmögensvertheilung*'.  unabhängig  von  der 
Vcrwcndnog-  de»  Ertrags,  falls  dieser  nur  nicht  etwa  bloss  Qusenintercäsen  der 
R(  ii  hcror.  7X\  (Jnte  Irlnic.  Sophistiscli  riher  er^rln  int  mir  der  Einwand  Helferich's, 
weil  er  dabei  unter  deo  Aufdruck  „öttentiiches  Bedurfoi&i''  das  mit  einfügt,  vas  nur 
OBch  dem  ron  ihm  abgelehnten  socialpoli tischen  Zveck  iiud  Be^iff  der  Steoer« 
angenommener  Maassen,  an  Abgaben  'fhob«'!!  wit  l.  —  Helf'  lichs  eigene,  nicht 
befriedigende  Definition  der  Steuer  wird  unten  im  nächsten  Paragraphen  angegeben. 

Ich  glaubte,  diese  genaueren  Erörterungen  der  §§.  81  und  82  in  dieser  zweiten 
Auflage  meineitt  eigenen  SteocrbcgrifT  vorauschickcn  zu  sollen,  nachdem  di<^r  Begriff 
durch  Neu  mann  eine  so  sorgtältige  Besprochunj  und  von  manchen  Seiten  meine 
Auffa&iiin£r,  besonders  in  Betreff*  eines  socialpolitischen  Steucrzweck»  uod  Beprifl's,  die 
ich  iu  <l< T  I  i>ten  Auflage  nur  kurz  hingestellt  (§.  329)  und  im  ersten  Bande  (3.  A., 
§.  209)  uljcrifalls  noch  nklit  eingehend  begründet  hatte.  Anfechtungen  erfahren  hat. 
Auf  Einzelnes  iu  meiner  Begriiliibaatiffimuag  Bemängelte  komme  ich  im  Folgenden 
Docli  zn  apnchen. 

§.  83«  —  2.  Der  Stenerbegriff.  Er  ist  nach  dem  Voraas- 
gebenden  ein  doppelter^  je  naeh  dem  möglichen  Doppelzweck 
der  Steoer.  Steuern  im  rein  finanziellen  Sinne  sind  diejenigen 
Auflagen  oder  Abgaben,  weiche  als  ZwaDgsbciträge  von  Einzel- 
wirthschaften  (Einzelnen)  zur  Deckung  der  allgemeinen  üifcnt- 
lichcn,  d.  h.  der  Ausgaben  des  Staats  und  anderer  Zwaiigs- 
';l  fiieinwirthischafteii  (Selbstverwaltungskörper),  kraft  der  Souve- 
raiietät  oder  Finanzbubeit  (Fiuanzgevvalt)  des  Staats  von  der  öftent- 
liehcii  (lewnlt  -  direct  \<>ii  dei-  Staatsgewalt  oder  abgeleitet  von 
ibr  niittelf>t  Coiiipeteuzübcrtraguii^^  —  in  einseitig;  bestimmter 
Weise  und  Höbe  im  Sinne  von  generellen  Entgelten  und  Kosten- 
ersätzen der  Gesammtheit  der  ötfentlicben,  bez.  der  Staats-,  Ge- 
meinde- u.  s.  w.  Leistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Maassstuben  eingefordert  werden.  Steuern  im  „social poliiisclien^' 
Sinne  sind  dagegen  diejenigen  Auflagen  oder  Abgaben,  welche  zu- 
gleich oder  allein  dem  Zwecke  dienen,  in  die  auf  Grund  der  Reebte-  und 
Wirthschaftsordnung  erfolgte  nnd  erfolgende  Vertbeilung  des  Volks- 
einkommens und  Volksvermögens  unter  den  Einzelnen  und  eventuell 
weiter  in  die  Verwendung  des  Einzeleinkommens  und  Vermögens 
regniirend  und  verändernd  einzugreifen. 

Zur  Ho^^iUidang  und  Hechtfertignng  dieser  BegrilTsbeetiinniiJjig  ist  int  Allge- 

rit  inen  auf  die  rnmü^L-olK  julen  Au^''in;Ulden3e(zungeu  zu  verweisen.  Die  einzelnen 
Thcilc  und  Ausdrucke  verUen  im  Folgenden  aber  noch  bpeciell  erörtert,  auch  gcgen- 
aber  den  gemachten  Eiturendoogen.  Dantif  werden  anschliessend  einige  andere 
BcgrilVsbestiinü  uij.  '  Ii  in  i  orer  Autoren  angegeben  und,  soweit  noch  nöthig.  besprochen. 

Die  Steuern  Mod  hier,  uach  uniaerur  früheren  Tormiaologie,  ulä  Auflagen  oder 
Abgaben  (ulso  damit  auch  als  „Stcaern  im  iroitoren  Sinne,  Fin.  I,  §.  198,  2U*^ 
oben  §.  11  bezeichnet.  Beide  Bczeichnunpen  sind  etymologisch,  historisch  und  sprach- 
trebriiucblich  passend,  die  L-iiie  dfiitet  auf  die  voranf»eltende  Handluiiß:  der  Öllentlichen 
«iewalt,  die  andere  auf  die  folgende  Handlung,  die  Leistung  dea  Besteuerten  hin. 
Ich  uir»chtc  daher  auch  nicht  mit  Helferich  (Handbvcli  2.  A.  III,  8. 136)  Bsgen, 
da«  die  Bexeichnung  als  „Abgabe  *  die  „beeaere"  Mi. 
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Der  Ausdrui  L  „Zwangöbciträgc"  wird  von  Ncuinann  („Steuer"  S.  Iü2) 
bemäD^elt.  thciLs,  weil  er  nicht  ^ut  auf  Lasowteuem  n.  dgl.  m.  anveudbar,  Üieib 
weil  ..Eciträge"  ein  tei  lnii-«  Im  Au'-Jriii  k  fnr  etwas  Anderes  s»?i.  Ueldes  kann  mich 
nicht  bestimmen,  ihn  aulzagoben  und  darch  einen  anderen,  so  durch  ^leumauu  s  „au- 
geordnete  ZeblniigeD  za  ersetzen.  Das  Wert  «^wangsbeilrag*^  bedeutet  nfehC 

einen  unl.L  lingten  Zwang,  sondern  i  ljonsowohl  einen  bedinirtLn  zur  Britragsl'  istung. 
d.  h.  der  Zvaog  dazu  tritt  ein,  wenn  dies  und  dies  vorliegt«  geschieht,  voihandeu 
ist;  der  Ansdrack  passt  daher  ancli  für  Lmnssteoem,  liease  den  andererBeits  ebenso 
in  Betreff  gewöhnlicher  Steuern  b>'iii'in|2feln:  wenn  ich  kein  Haus  habe,  kein  Gewerbe 
betreibe,  werde  ich  auch  nicht  zu  der  betreffenden  Steuer  pezwunp*  n.  Die  Benutzung 
des  Worts  „Beitrag"  als  technische  Bezeichnung  in  dem  frtiher  7  t)  besprochenen 
engeren  Sinn  hindert  nicht,  es  hier  im  Worte  Zwaiiir^lx  itrag  in  einem  deutlichen 
allgemeineren  Sinn  zu  brauchen.  Neumann'^  Ausilnuk  „angconliiLlc  Zahlun.sren" 
scheint  mir  weniger  richtig,  weist  auch,  nach  heutigem  Sprachgebraur  h,  zu  sehr  auf 
(ieldzaUongen  hin.  so  dass  Naturalstenem  damit  nicht  recht  getroffen  werden;  im 
Worte  „anp^cnrrlnef*  liegt  das  Zwangsmoment  xvar,  nber  deutlicher  tritt  es  in  „Zwnngs- 
beitrag'^  hervor. 

Der  Awdraek  Zwaogsbeitiilge  von  ..Einselvirthschaften"  ist  einmal  wenig- 

s((!iis  (]\>-  Cüii^C'iucnz  Hioincr  aurli  iuii^^t  m:1»rauchteu  Terminologie  (GrundleL'un?  51), 
bezieht  sich  demnach  und  auch  doch  nach  sonstigem  Sprachgebrauch  mit  auf  pritrat- 
lechtiicbe  und  Sffentlich-rechtliche  joristische  Peisotien,  daher  anch  eventnell  auf 
(»emeinden  u.  dgl.,  so  dass  Neumann's  Einwand  i.  0.  S.  404)  hinfällig  werden 
möchte  und  cmpliehlt  sich  in  der  That,  wie  auch  lieiferich  einräumt,  durch  seine 
Allgemeinheit.  Gerade  darauf  scheint  es  mir  anzukommen.  Der  Ersatzausdruck 
,3ttxger",  „ünterthan"  (Helferich)  ist  zu  eng,  passt  nicht  nuf  Ausländer;  die  Wendung 
..aas  dem  A'ermögen  der  Dntertban'^n"  fHelferich)  cntsrhcidet  in  der  Definition  schon 
die  offene  Frage,  ob  die  Steuer  aus  dem  Vermögen  oder  dem  Einkommen,  ob  äie 
—  z.  B.  bei  Zollen,  in  Folge  von  Oeberw&lzungsrerhftltuissen  —  rem  In-  oder  Ans- 
lä!i<!or  (alj^o  letzteren  Falles  d.trlj  ans  dem  Vermögen  oder  Einkommen  des  Nicht- 
Unterthanen)  entrichtet  wird.  Das  Weglassen  jedes  Hinweises  auf  den  Steoerpliich- 
tigen  in  der  Definition,  wie  bei  Ifoumann,  empfiehlt  sich  ra.  E.  doch  auch  nicht. 

Die  Einziehung  der  Zweckbeziehung  —  „Deckung  der  rill^rin,  in.  n  öffent- 
lichen Ausgaben  der  .  •  •  «  Zwangügemeinwirthscbaften'*  in  Verbindung  mit  den 
Worten  „im  Sinne  genereller  Entgelte  und  Kostenersfttze  —  scheint  mir  ge- 

boten, um  die  Steuern  als  eigenthUmliclie ,  von  den  (lebuhren  zu  untcrh(heidend(; 
Abgaben  zu  bezeichnen.  Das  gc:>chieht  m.  E.  hierdurch  deutlicher  und  besser  als 
durch  die  analogen  Wendungen  in  anderen  Definitionen,  auch  in  der  Neumann'sclicn, 
welche  hier  durch  einen  Nachsatz  die  Steuern  nur  negativ  churacterisirt.  —  Ein 
weiterer  Zusatz,  wie  bei  Helferich,  um  die  ^nbsidiäro  St'^llung  der  Steuern  unter 
den  Einnahmen  zu  bezeichnen,  erschiene  mir  zulässig,  aber  tur  die  BegriHsliestimmung 
selbst  nicht  nothwendig,  wie  auch  Helferich  zuglebt.  —  An  meiner  Definition  in 
Fin.  T,  §.  209  ('',  A.)  rügte  Neumann  auch,  dass  si  •  -h  h  <1  in  Wortlaut  naeh  nicht 
auf  Gemeindesteuern  mit  beziehe.  lu  §.  329  des  B.  Ii  war  mc  indessen  dafür  mit 
gegeben  worden.  Wie  In  anderen  Finanzausdruchen  kann  man  aber  natftriieh  sich 
auc  Ii  l  'i  solchen  Definitionen  mit  der  Fassung  für  d- n  St:\a(  hcrnittrcn,  wif  irli  dies 
mir  in  diesem  Werke,  um  Weitläufigkeiten  zu  vermeiden.  Öfters  vurbehaltea  habe.  Die 
Aosdehnnng  anf  andere  Öffentliche  Kurper  crgiebt  sich  ja  dann  einfach.  An  Neu- 
mann's Definition  könnte  man  folgerichtig  ebenfalls  bemängeln,  dass  sie  sich  dem 
Wortlaut  nach  nur  auf  Staats-  und  (lenieindeateuern  bezieht,  also,  sprachgebriiuch- 
lich  wenigstens,  nicht  auf  Kreis-,  Provinzial-  und  dgl.  Steuern.  Richtiger  ist  es  aber 
Uberhaupt,  einen  einenelts  so  weiten  allgemeinen,  anderseits  wieder  hinlänglich  engen 
An^dnick  zu  wählen,  um  sowohl  alle  Fälle  wirklicher  Besteuerung  ein-,  als  auch  alle 
nur  abusiv  zur  Besteuerung  gerechneten  Fälle  au&zuschliesseu.  Als  solcher  Ausdruck 
empfiehlt  sich  ..Zwangsgemeinwirtli>(  liaft"  (Grandiegang  §.  154  ff.),  d<m  sogar  Roscher, 
welrher  »;«:.lchen  Ausdrücken  nnd  Hegrillen  sonst  mehr  ablehnend  gegenüber  steht, 
angenommen  hat.  Sogenannte  „Kirchensteuern"  fallen  dabei  mit  liecht  wenigstens 
tlhendl  dort  aas  dem  SienerbegriiT  hinaus,  wo  die  ZagehOrigkeit  zu  einer  bestimmten 
Kirche  und  zu  einer  Kirche  Überhaupt  nicht  mehr  auf  Staatszwang  1  ■  mht  (rinind- 
legung  2.  A.,  S.  274,  279).  in  anderen  Definitionen,  auch  der  Helfcrich  sehen ,  ist 
das  Hiebt  mätht  nnd  soll  rielleicht  nicht  errdcht  werden,  was  Ich  ftr  nniiehtig  halte. 
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Die  Vortft  „im  Sinne  von  generellen  Entgelten  nnd  Kostenersltien 

der  (lesammtheii  der  öffentlichen  ....  Leistnn  gron*'  sind  fürNeumann 
der  aofechtbanto  Theii  meiner  Dehniliou.  Ich  habe  sie  indesdco  doch  mit  gatem 
Bednebt  durlD  gelassen.  Denn  durch  sie  und  nnr  durch  eie  (oder  Ihnliche) 
wird  die  Steuer  gerade  als  finanzwirthschaftliche  F.iaii;»hmekateii?orie  und  in  ihrer 
Verschiedenheit  voii  der  Gebühr  in.  K.  richtig  characterisirt.  Die  mir  ausreichend 
eracheinende  Begründung  hierfür  habe  ich  bereits  in  Fin.  I  (3.  A.)  ^.  209  und  in  den 
dort  aogelUhlten  Stellen  meiner  Grundlegung  gegeben.  Neumann  s  längere  Gegen- 
^t'incrkuugcn  (a.  a.  0.  S.  404—10^)  haben  mich  niclit  ron  der  Unrirhn^kcit  meiner 
Auifas!>ung  Uberzeugt.  Auch  diu  Abluhuuiig  Uur  früheren  Theorie,  dass  die  Steuür 
ein  „Tausch**  sei  und  der  Begründung  der  Stcuerpflicht  auf  diese  Theorie,  sowie  die 
Annaliuic  di^r  unten  iii  'litr^jelegtcn  Theorie  iIit  ricliti>{en  Begrünilun«^  führt  in.  E. 

ttbeu  nicht  dazu,  die  Auliaa^ung  der  Be»teaerung  als  einer  Ol^ouomischeu  Gesammt- 
gegenlei»tttnic  fOr  die  GesaiDiBthelt  der  Leistongon  Öffentlicher  KArper  hinflUllg  za 
machen,  wie  Neumann  nioint  darlegen  schon  die  neuieikimg^en  auf  S.  2S3  der 
2.  Aoflaffe  meiner  tirondlegnug).  Im  Gegenthcil  halte  ich  an  dieser  Auffassung 
fest,  weil  sie  aJlein  mir  die  ökonomische  Begrttndung  der  Bestencrung  als  solcher 

—  wohl  lü  uiiter^clieideii  ron  der  Begrtlndung:  der  Steuerpflicht  des  Einzelnen  — 
{riebt.  Auch  halte  ich  demgcm&>s  die  hoilcü  Ausdrücke  ,.EntL'('!'i'"  und  „Koetoa'- 
ersät/e"  für  richtig,  welchen  letzteren  Nuumanu  noch  besonders  beauäiuiidet 

Anoh  die  Worte  „kraft  der  Sourerinetät  oder  Finanzhoheit  (Finanz- 
gewalt) von  der  öffentlichen  Gewalt  ....  einj^eiurdert"  glaube  ich  doch  als  die 
mir  geeignetst  er»cheineuden  Ausdrücke  znr  Bezeichnung  eines  wesentlichen  Merkmals 
der  Steuer,  Neomnnn  gegenttber  (a.  a.  0.  S.  404,  S96),  beibehalten  in  sollen.  Sie 
bind,  trotz  der  Bestrittenheit  des  Ausdrucks  „FinanzLoheit"  deutlicher  und  bestimrator 
als  Neumann's  Worte  in  seiner  Definition  und  bezeichnen  den  öffeutlich-iecht- 
lichen  Grand  der  Besteuening,  der  m.  E.  in  der  Definition  nicht  fehlen  darf.  Ich 
befinde  mich  mit  dieser  Auffassung  auch  in  Uebereinstiuiuuin;;  mit  Ansichten  und  mit 
einer  Terminologie,  welche  bereits  im  1.  Bande  (3.  A.,  §.  11)  bogrftndet  worden  sind, 

—  wie  mir  scheint,  ausreichend. 

Endlich  die  Aufnahme  der  Worte  „nach  allgemeinen  Grands&tseD  und 
Maassstäben"  in  die  Definition  wurde  schon  oben  S.  207  motirirt. 

Zum  Vergleich  seien  hier  einige  andere  Defiuitioneu  der  Steuer  augeführt,  tur 
deren  Krltilc  es  grossentheils  geottgt,  auf  das  Toransgehende  ta  verweisen.  Bao  geht 
avch  von  dem  allgetneinen  neK:riir  ..Auflagen"  aus,  dii?  er  als  ..von  der  Kegierang 
befohlene  oder  geforderte  Einkünfte"  den  ron  der  Begierung  erworbenen  als 
eine  sweite  Haoptdasse  gegenüberstellt;  in  Betreff  der  Anfkgen  bemerkt  er:  „die 
Begieruug  erhebe  hier  kraft  des  Gesetzes  Theile  des  Priratrermögens  ihrer  Bürger, 
ohne  dass  denselben  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fküfu  eine  Wahl  frei  ge- 
labä^u  werde;  hier  uclimu  alao  der  Zwaay  die  Stelle  des  Ei.veibs  ein"  l,  8ä<. 
Diese  Auflagen  theilt  Kau  „je  nach  der  Weise,  wie  die  Vcrptlichtang  zu  einer  ge- 
wi-^sen  Zahlnng-  an  die  Regierung  der  Gerechtigkeit  gemftss  bestiniiut  werden  kann", 
in  zwei  Gattungen,  in  Gebühren  and  Steuern,  letztere  „solche  Auf  lagen,  die  ohne 
eine  einxelne  Veranlassung  (wie  bei  den  GebOhren),  also  ohne  eine  besondere  Gegen* 
leistung  der  Regierung  aus  allgemeiner  Bürgerpflicht  und  nach  einem  allgemeinen 
Maassstabc  von  den  Bürgern  gefordert  werden"  (L,  §.  86,  auch  §.  247).  —  Bei 
Dmpfenbach  eigentlich  nnr  eine  Um-  und  Besdireibong  der  Steuer,  keine  eigent- 
liche Begriffsbestimmung  (Fin.  2.  A.,  §.  35,  36  tl'.,  70  fT.).  Die  Steuern  haben  „die 
ununterscheidbar  provocirten  Konten  des  Finanzbedarfs  als  Finanzeinkünfte  aufzubringen" 
(S.  8b).  „Kraft  der  Bubteueruag  will  die  Finanz  von  den  Stxitsangebörigen  Ver- 
mOgensleistnogen  erlangen,  welche  zur  DeckniiL:  des  in  unuuterscheidbnrer  W  ei^e  von 
allen  Staatsangehörigen  rernrsarhten  Finanzbedarfs  dienen  sollen"  S.  139).  Im  Kern 
richtig  und  mit  dem  Hanptpuncie  meiner  Deünilion  ubereiustimineud,  aber  sonst  nicht 
ausreichend.  —  Soscher  (Fin.  §.  93):  Stovern  „die  Beitrftge,  welche  die  XinMl> 
wirthschaften  dem  Staate,  der  Provinz,  Gemeinde  n.  s.  w.,  überhaupt  der  jeweilig  Ober 
ihnen  stehenden  Zwangsgemeinwirthechaft  schon  wegen  ihrer  blossen  Zogehörigkeit 
leisten  mllssen,  um  den  onaDztelbn  Bedarf  des  Empfängen  befriedige  n  helfen**.  — 
Helferich  (a.  a.  0.  S.  137):  „Die  Steuern  sind  Abgaben,  welche  ?on  der  Obrigkeit 
aus  dem  Vermögen  aller  Unterthanen  gleirhmüssig  erhoben  werden  ztim  Zweck  der 
Befriedigung  der  allgemeinen  öffentlichen  Ikdurtuisav,  wenn  und  »owcit  die  Einnabmcn 
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ans  dem  priratrechtlichen  Erwerb  der  Organe  der  öfieutlicheii  Uewalt  und  MIS  den- 
jenigt'n  AlTenilichen  Ge^chRfteii  wnzureicheiul  sind,  bei  deren  AnäQbang  besondere 
Abgabcu  crhobcu  worden.  "  Ausser  den  bereib  eifolgten  Bemängelungen  ist  der 
Ansdrack  ,,Obrigkeit",  der  hier  alle  Organe  der  öffentlicben  Gewalt,  velche  Steueni 
erheben  lonncn  (auch  die  gei^tli«  Leu)  uuifassi  ii  soll,  doch  nicht  correct.  Namentlich 
aber  gehurt  dää  Moment  ,^lcicbmääsig",  ein  Uerccbtigkeittiprijtcip  der  Steuerein- 
fiditliiig,  nicht  schon  in  den  SteaerbegrtflT  (s.  aoch  meine  Pia.  I,  S.  A.,  S.  500).  — 
Neamann  (Steuer,  S.  301):  Steuern  sind  „die  zur  Gewinniing:  van  Staats-  und  Ge- 
memdeeionahmcn  (im  eigentlichen  Sinne)  angeordneten  Zablaugen.  soweit  bie  weder 
Entgehe  für  q>eefdle  Ch^nleistiiDgeii  dee  Steats  oder  der  Gemeinde,  noch  Zeblmigen 
OfTentllcher  Verbände  als  solclicr  sind".  Letzteren  Zahlungen  giebt  Neutnann  Über- 
haupt die  Stellung  als  eigenes  selbständiges  Glied  und  Haoptgattung  in  seinem  Schema 
olTontlicbcT  Einnahmen,  was  formell  zulässig,  sachlich  kaum  richtig  i^^t.  da  eben  die 
M:tt  I,  ans  denen  diese  Zahlungen  erfolgen,  wieder  auf  die  anderen  Hauptgaitungen 
der  Einnahmen  zurllckzuführen  sind:  dor  entscheidende  Punct  m.  E.  fUr  eine  finanz- 
wiäsenschaftiicho  im  Unterschied  von  einer  finanzrechtlichon  und  finaozstatistischen 
Eiptheilung« 

§.  04.  Der  hier  autgestellte  und  begrtladete  »Steuerbegrilf  hat 
denjenigen  Umfang,  welchen  ein  Realbei^riff  besitzen  inüss,  um 
allen  geschichtlichen  Thatsachen  der  Besteaerung  gerecht  zu  werden, 
auf  alle  Arten  und  Formen  der  Steuer  zu  passen.  Ein  Steuer- 
begrifi*,  welcher  das  nicht  tbut,  ist  unrichtig,  weil  zu  eng. 

Namentlieb  darf  der  Begriff  nicht  so  gefasst  werden,  dass  er 
gewisse  Yorkommende  Stenern  wegen  ihrer  principiellen  oder 
practischen  Mängel  von  vornherein  nicht  mit  omfasst,  —  ein  Vor- 
gehen, das  dann  folgerichtig  znr  Ansschliessung  eigentlich  alier 
vorgekommenen  und  noch  Torkommenden  Steuern  aus  diesem  Be- 
griff vnd  damit  zur  Negation  des  Stenerbegriffb  ttberhaapt  führen 
mtisste.  Ana  der  Einreihung  von  Abgaben  nnter  den  Stenerbegriff 
ist  Uber  Werth  oder  Unwerth  und  Uber  die  versebiedenen  Grad- 
stufen  des  Werths  einer  Abgabegattnng  oder  einer  einseinen  Abgabe 
gar  niebts  absaleiten,  sondern  es  wird  dadurch  nnr  ausgesagt,  dass 
die  betreffende  Abgabe  die  Merkmale  der  „Steuer"  habe.  Wie  sie  im 
Uebrigen  zu  benrtheilen,  ob  sie  zn  verwerfen,  mehr  oder  weniger 
zn  billigen  I  welche  näheren  Anfordemngen  an  ihre  rechtliche  Ans- 
gestaltnng  und  practische  (administrative)  DarcbAihrang  zn  knüpfen 
sind)  das  sind  ganz  andere  Fragen,  als  die  Frage,  ob  sie  eine 
„Steuer"  ist.  Fragen,  welche  theoretisch  in  der  Lehre  von  den 
Stenerprincipien,  von  Steuersystem  und  von  der  Steuerverwaltung 
zu  erörtern  sind. 

Ein  Steuci  liegrift',  welcher  rU  solcher  schon  eine  vorkommende 
Abgabe  aus  sich  ausscbliesst,  um  sie  wegen  ihrer  —  wirkliclien 
ofler  vermeintlichen,  wahren  oder  übertriebenen  —  Mängel  zu  ver- 
urtbeilen  oder  höchstens  als  einen  unliebsamen,  bloss  historisch  zu 
erklärenden  und  damit  nor  relativ  zu  rechtfertigenden  Nothbehelf 
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zor  Decknng  dea  Finanzbedarfs  efsoheiDeti  «o  lassen,  Ist  daher  ein 
tendenziöser:  logisch  unhaltbar,  weil  er  anf  einer  Verweehslnng 
Tom  Wesen  eines  Dinges  and  vom  Urtbeil  Aber  den  Werth 
dieses. Dinges  beruht,  praetisch  unhaltbar,  weil  er  ein  —  viel- 
leicht nicht  einmal  richtiges  —  Ideal  dieses  Dinges  mit  der 
wirklichen  Erscheinung  des  letzteren  yerweehselt. 

Die  besondere  Hen'orliebunp  des  yorjiusgrdjcndcn  würde  mir  kaam  geboten 
orscheineo,  wcdd  nicht  gerade  ucucrdiiigä  thüorcU&cbc  BcäUcbuugcu  sich  gezeigt 
Utten,  wdche  auf  die  Fsüsang  eines  solchen  ZQ  engen  und  tendenziösen  Stoucrbegriffs 
liinauslomincn.  Hier  ist  Um  pfeubacirs  zu  i»cderikeii ,  der  in  unklarer  Weise  und 
dauu  nicht  ciumai  mit  lolgcricUtiger  Durcbführong  „Priucipsteuern*'  und  „b'iscal- 
abgaben"  (2.  A.,  §.  111—114)  trennt  und  gewisse  Abgaben«  welche  unzweifelhaft 
unter  den  Steuerbegrill  fallen,  als  „einzelne  Fiscalvorrccbte**  völlig  willkürlich 
aus  dor  Beteuerung  ausscheidet  (§.  1\^2  U..  191  Ül).  lu  einer,  uebenboi  auch  ganz 
unhisterischen  Anffassang  und  mit  BennUnng  einer  sehr  geschraobten ,  manierirten 
und  ungenauen  Terminologie  —  ..vom  FiscaJprincip  überschattetes  Tragwerktbum'% 
„Traffverksi'iibLhör"  S.  35!!,  „Ausbeutung  der  priiirjploscn  Traewf»rk<iTtcnp«ale"  S.  224 
und  dcigleicben  mehr  —  wci-dcu  hier  unter  Andeicuj  als  „liscalvunecbV*  lU  Bezug 
auf  ..PersonalvermOgen**  die  reinen  Koijf-  und  PenonalBtauern,  unter  letzteren  auch 
die  bereits  etwas  abgestuften,  aus  «Kr  Besteuerung  ausgescMo<;sen :  „die  gan?»'  socre- 
nauute  Person aibesteueruog  bei  nichts  Anderes  sda  oia  cigenvcrmögensrccbtlicbes 
BruchBtüclr,  welches  die  Finanz  nach  dem  Princip  der  Pinanzbeverrechtung  gegen  die 
Person  ihrer  Staatsangcborigen  fri-lrend  inarlit'*;  bei  abt^rstnffen  rersonalabsaben 
übrigens  „bctiude  üch  dies  Finanztragwerk  schon  auf  dcui  Wege  seiner  Beseitigung 
als  Fiscalrorrccht  und  seines  Aufgosaugtwerdens  dureh  das  Princip  der  Besteuerung^ 
(§.  197).  Ebenso  wird  ein  Fiscalvorrecht  am  „Habcvcrmf^gcn"  construirt  (§.  l'.JS, 
dasclb.st  über  (iniiidstpuer),  die  Abgaben  vom  VermiisrcnsweoliSLl  sollen  wiederum  nur 
„Fiscalabgabcu" ,  die  Auffassung  derselben  als  ..Scikebrastcucru  '  uubaltbar  sein 
(§.  200).  Aebnlicb  gebt  es  bei  den  Abgaben  von  Uinteriassenschaften  (§.  203).  Salz 
wird  nur  bei  den  Kiscalvorrechten  Vieliandelt.  die  Vertbcin^mn!^  des  Salzes  durch  das 
„Salzvurrccbt"  aber  ganz  nach  (icsicbtspuncton  dor  Steuerpolitik  vcrworfcu  (§.  213). 
Tabak  und  Branntwein  werden  als  Stenern  („Meuthaufschlfigc'')  unter  den  Steuern, 
als  Monopole  unter  ilcn  Fiscalvorrechten  bebandelt  1T>\.  2!5— 218);  das 
augenscheinliche  Hinaufkommen  des  Monopols  auf  eine  Steuerform  aber  in  doctri- 
nirer  Gonseqnenz  abgewiesen  ;  „zugleich  besteuern  und  fisealisircn  gebe  nicht  an**  (bai 
Tabak  I  S.  384),  „man  muss  sich  entweder  für  Besteuerung  oder  fUr  Fiscalbovorrech- 
tung  des  Tabaks  entselieidcn".  mit  Einzelausfuhrunfren  voller  Widcrsprutlien  unter 
einander  und  mit  den  Tbabacbcu  bei  der  Durcbfübiuug  sulchcr  Moiiupule.  Dabei 
die  willkürlichsten  und  unrichtigsten  Behauptungen  immer  im  selbstnMedeasten  Tone 
der  alleinigen  ürtheilsfäbigkeit  vorgeführt,  mit  liautainer  Abweisung  anderer  Mei- 
nungen. Kb  genügt  an  den  Citatcn,  diu  sich  sehr  vermehren  licssen.  Das  Ganze  ein 
Rüclfall  in  me  reu  Umpfenbach  sonst  aufgegebene  Begalientboocie  und  dn  gutes 
Beispiel  fiir  die  im  Text  gerügte  Confu^ion  und  die  petitio  piindpii,  welche  in  dem 
Ausschluss  crcwisscr  Abgaben  aus  dem  Steuerbegrilf  liesrt. 

In  anderer  Weise  und  mit  eingehender  Begründung  macht  sich  V^oeke  lu  seinem 
historisirend* dogmatischen  Werke  ,«die  Abgaben,  die  Auflagen  und  die  Steuer**  In 
noch  grösserem  Umfang  des  gerügten  Fehlers  schuldig",  indem  er  eii^entlich  nur  dirccte 
Steuern  als  „Steuern"'  im  wahren  Sinne  ansieht.  Ich  beziehe  mich  dafür  auf  meine 
Becension  des  Werks  in  der  Tttbinger  Zeitschrift  1887  (B.  43,  S.  355  lt.),  ausserdem 
gerade  für  diesen  Punci  auch  auf  die  oben  S.  2t)  genannte  Keccnsicm  von  Friedlierg 
und  in  dem  gerügten  Puncte  selbst  auf  die  sonst  einseitig  panegyrische  von  Schanz. 
Vocke  führt  seinen  Hauptgedanken  in  seinem  ganzen  Werke  des  Breiteren  durch,  so 
dass  einzelne  bezQglicbe  Stellen  nicht  wohl  citirt  werden  können.  Die  Quintessenz 
schon  im  Vorwort.  Unter  Verweisung  für  die  weitere  Kritik  auf  rnciuc  genannte 
Kecunsion,  cutuchmc  ich  der  Ictztcrou  hier  diu  folgende  Zusammen  lassung  der  Vocke'- 
schon  Ansichten  wOrtUch  («.  a.  0.  S.  558.  559). 
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Der  leitende  Haupti^edanke  des  YocJ^^chen  W«riü»  ist  ichou  im  Tit^  ansfe- 
dtftckt:  „Abgftben,  Anf lagen  and  die  Steoer.*"  In  8ch»ifer  theoreti^her  and 
practiscber  Keaction  gegen  die  „ittdincten  Steuern"  wird  diesen  überhaupt  die  Natu  r 
der  ,.St<?ner"  <<'lh^t  abgesprochen:  si«5  seien,  wie  auch  die  „Verkehniabgaben'*  <>e- 
buhren  und  Verkehrssteucrn)  gar  kciiio  Lij^^eüilichca  Steuern.  Dies  seien  nur  die 
sogeoaniitfltt  direct  'u  Steuern,  irclche  fQr  Vocke  daher  eben  „die  Stottei**  darstellen. 
Die  so£r»»nfinntri)  \'erljrauchs3tciicrn  ^^Um  cim;  lji  si»tniere.  nur  hi>»torii>ch  'TUarende 
An  Kiunahmen,  seien  .^uflagcn'%  ab  solche  nur  rolatir  berechtigt,  weil  notliwcadig, 
sofauiirft  die  SittHcUieil  und  .Catoir  der  BefOlkeituii^  tsce  das  Aasreichen  mit  der 
..Sfriier*  nocb  nicht  hu»  h  j^eiiug-  entwickelt  seien.  Gleichci.  gäli»  vun  den  Veilelirs- 
abgabeo.  EiDon  «^Anspruch  auf  ewige  Dauer"  h&tteu  äic  Dicht.  Jüt  sei  unmöglich, 
filr  ^die  Steoei^,  d.  h.  die  directen  Stooera  and  ftr  diese  Aaf  lagen  und  Abgaben 
genügende  gemeiosanie  Merkmale  zu  finden,  um  sie  unter  einem  Goaammtbegriff 
..Sfenem*'  ala  etwas  Homügenes  zasammen  zn  fassen.  Das  zei^'e  srhnn  v-  r/rli- 
iichti  Btimuhcu  der  Theorie,  —  was  V  ocke  iu  seuier  Einleitung  S.  7 — ii)  iu  der  iviUii 
der  Literatnr  nacbzoweisen  aaelit  —  <leii  Bcgritf  der  „directen"  und  „iudirecten" 
Steuern  festzustellen.  Alleti  da»,  was  >i('li  nai  h  der  ,,that.>äcMi(  lien  'treschichtlichen) 
Entstehung-*  lier  Steuer  und  „Ternuni'tgemäss  aus  der  Natur  der  Sache"  (S.  172)  aa 
weaentlielien  Merltiaalen  „der  Steaei**  ergebe,  finde  sich  liei  den  „Aaf lagen**  und 
..Absahen"  nicht.  Es  si^i  ein  Unding,  ein  ftlr  Tlieori-;  düJ  Praxis  unlösbares  Problem, 
ein  wahres  „Steoersvatem"  aua  diesen  drei  ganz  heterogoaen  Elementen  der  Öffent- 
lichen Annahmen  bilden  za  wollen.  Avflagen  und  Abgaben  Hessen  sich  immer  nur 
durch  das  DedUtTni^s  erklären,  widersprächen  allen  noth wendigen  Kegeln  und  riclitigen 
Örunds.^tzen  1er  ..Steuer'*.    Nur  für  diesa  letztere  sei  ein  „System"  mög^lieh. 

Diese  ganze  Ansicht  wird  nur  verständlich,  wenn  man  sich  mit  Vocko  Uber  alle 
theefMisehen,  principiellcn  und  practischen  MAngel  seines  E^tragästeller^y^tem^  in 
fincm  schwer  be^rreif liehen  Optimisnitis  Iiinwej^  <;t't/.t.  Wenn  inJirecte.  Vi  rlirauchs- 
uad  Ycrkebrsabgaben  keine  „Steuern"  sein  sollen,  so  könnte  man  mit  ganz  ähnlichen 
Beveiafahrongen  anch  flir  die  Ertragsstenem  zu  demselben  Engebnlss  and  so  eben 
schiieaülirh  zur  Nefrafion  iles  Sfeuerbe^rifrs  überhaupt  kommen.  An  zahlreichen 
SelbstwideriprUchcn  Vocke's  fehlt  es  dabei  nicht  (vgl.  u.  A.  meine  Becension  a.  a.  0. 
8.  561,  566). 

II.  —  §.85.  Grund  der  Steuer  unii  d  e s  Bcbteueru  iigs- 
rechts-  Unter  dem  Grund"  der  Steuer  ist  djisjeuige  Moment  zu 
verstebeu,  auf  welches  sich  die  Steuer,  als  finanzwirthscbaltliche 
Kategorie  der  ottentlichen  Einnahmen,  als  aul  dit>  sie  not  h  wand  ig 
bedingende  und  damit  zn^kich  .sie  rechtfertigende  iMoment  zu- 
rückführen iäs8t.  Üas.selbe  Monieut  [)ildet  alsdann  auch  den  Grund 
des  ßesteuerungsrecht« ,  d.  h.  des  Kc<  hts,  die  Einzehviriliseliaften 
zu  beateaem  und  dabei  denjenigen  Zwang  in  Anwendung  zu 
bringeD,  welcher  je  nach  der  Art  der  einzelnen  Steuern  und  Dftch 
soDBtiger  Lage  der  Umalände  erforderlich  ist. 

Dieser  Zwanir  kann  sich  auf  die  direet«-  NothigunLi:  zur  Steuerentrichtung  selbst, 
ercntnell  aber  auch,  und  thatsächlich  sehr  oit,  nur  auf  die  Nöthigung  zur  Steuer- 
eotnchrung  bei  Eintritt  gewisser  Bedingungen  erstrecken.  Der  erste  Fall  liegt 
eigcntlieh  nur  bei  reinen  Personal  -  und  bei  Einkommensteuern  ror,  der  /.weite  — 
was  nicht  immer  richtig  erfasst  wird  —  ebensowohl  erst  bei  den  Ertrags-,  den  \'er- 
mOgenaatenem ,  —  nemlich  wenn  eine  bestimmte  Ertragsart,  eine  bestiuiuite 
Beaitzart,  ein  Vermögensbesitz  Uberhaupt  in  Frage  steht  — ,  als  hei  den  sogenannten 
indirecten  Verbraachs-  und  den  Verkehrssteuern,  nomtich  hier,  wenn  der  -iml  der 
Verbrauch,  der  unJ  der  \'erkehrsart.  der  und  der  Produetionsprocess  &uuliijdet. 

Der  Grund  der  Steuer  ist  stets  nur  ein  bedingter,  die 
Steuer  eben,  wie  schon  gesagt,  keine  absolute^  rein  Okonomischei 

i..  Wwgntr,  Ffinnnriiittnifhin    II.  3.  Aufl.  15 
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sondern  nur  eine  bittorisch  -  rechtliche  Kategorie  des  Wirthschafts- 

nnd  dtaatslebens.  Der  Grand  ist  vorhanden,  wenn  einer  der  beiden 
oder  beide  der  besprochenen  Zwecke  der  Steuer  vorliegen,  d.  b. 
wcDii  die  »Steuer,  als  „rein  finanzielle"  Maassregelj  zm  Det  kiiiig 
des  Finanzbcdailtj,  oder,  als  „socialpolitische"  Maassregel, 
zur  Regulirung  der  bestehenden  Vertheilung  von  Kiiikoaimen  und 
Vermögen  und  der  Verwendung  von  beiden  erforderlieb  ist  oder 
für  erforderlich  gilt.  Ist  diese  Bediii^uug  erftlllt,  so  ist  alsdann 
damit  auch  die  Stencr  „begründet",  weil  sie  hier  die  unent- 
behrliche Voraussetzung  zur  Erfüllung  ihres  der  Annahme  nach 
gebotenen  Zwecks  wird. 

Insbesondere  ist  die  Steuer  als  Deokun^smittel  des  Finanz- 
bedarfs öffentlicher  Körper  hier  principiell  begründet,  weil  sie, 
yoranssetzangsweise ,  notbwendig  ist,  om  den  Staat  wie  das  ganze 
zwangagemeinwirthschaüliche  System  zur  Existenz  und  zur  Ent- 
Wicklung  zu  bringen  und  darin  zu  erhalten.  Die  Frage  nach  dem 
Grunde  der  Steuer  fübi-t  daher  zn  derjenigen  nncb  dem  Grunde 
des  Staats  und  der  übrigen  Zwangsgemeinwirthsobafteo  bin.  Der 
Grnnd  der  Steuer  und  mithin  des  Bestenernngsrechts  gegentlber  den 
Einzelwirthsehaften  ist  demnach  mit  der  absolnten  Nothwendigkeit 
des  Staats  nnd  des  zwangsgemeinwirtbscbaftlieben  Sj^stems  nnd 
mit  dem  y,Beebt*'  beider  auf  „Ezisiens  und  Entwicklnng*'  g^ben. 
Dem  Bestenemngsrecbt  des  Staats  nnd,  erentaell  mittelst  Delegation 
▼on  ihm,  der  sonstigen  OffeoUicben  Körper  entspricht  die  corielative 
Stenerpflicht  der  Einzelwirthscbatten,  welche^  mit  jenem  Recht  von 
selbst  gegeben,  nar  die  andere  Seite  des  letzteren  ist 

Kaeb  dieser  AntYassnng  scheidet  die  weitere  Erftrternng  ttber 
den  Grand  der  Steuer  und  des  Bestenernngsrechts  ans  der  Finanz- 
wissenscbart  als  solcher  ans  nnd  ist  anderen  Tiieilen  der  Politischen 
Ockonomie  nnd  anderen  Wissenschaften  yorzabehalten. 

Sie  gebort,  soireit  es  stcb  dtbei  qd  ein  natioDalAlcoDoniiechef  Problom. 

bändelt,  in  die  „volkswirtlischafüiclie  GruiidleguDg"  und  hier  in  die  Lelirc  xoii  der 
Oipiiiiaation  dur  Volk»wirtli»chaft,  spcciell  in  dl«  Outersuchuugeu  Uber  das  gemeia- 
winbtiehaftliche,  insbetiondere  das  scwangsgemeiDwirtbachafilichc  System  and  über  die 
Beß-rUndung:  des  Zwangsmomunts.  Meine  hier  in  der  Fiiiaiizwi:>scuächaft  veitretenc 
AuffassuDjr  findet  daher  in  meiner  „(irundlegung;'*,  1.  Abti  cilunt?  (2.  A.).  Kapitel  3. 
benonden  Hauptabschnitt  S,  namentlich  §.  154 — 160,  ihre  iia!;ert:  Ikgrjuduiig,  und 
knöpft  daran  an.  Der  Steuer  ist  dort  bchon  liic  ihr  gebührende  Stellung  und  Recbfe* 
fertigling  gcgehpn  worden  I.tS)  Als  politisches,  ötfentlich-rechtliches  und  rechts- 
pbUo!»ophi»ches  i'rubicui  guhüit  die  Krage  von  der  Begründung  der  Steuer,  des  Be- 
flteaerangsrechts  und  der  Stcucrpäicht  in  die  (theoretische)  Polftiit,  die  allgemeine 
Staatslehre  und  die  Rechtsphilosophie.  Vgl.  da/.u  die  oben  §.13  aiitreirob«  nen  Stellen 
aus  den  Schriften  von  Stahl,  Ahrens,  Trendelenburg,  filuntschli;  auch  z  B. 
X.  A,  Zacbarii,  deatsche»  Staate-  und  Bundeafeeht,  2.  A«,  II,  §.  218.  Gierke, 
Oww-OBBchafttwelit  II,  §.  27,  29. 
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In  der  theoretisch en  Krörtenin^'  Uber  Besteuerungsrecht  des 
Staats  u.  8.  w.  und  Steuerpflicht  der  Kinzelnen  („Bürger",  „Unter- 
ihanen")  ist  die  hier  vertretene  Auftassuug  jetzt  wohl  die  herrschende, 
auch  iu  der  Finanzwissenschafl. 

Vgl.  z.  B.  Heiferich,  im  Schönberg'schea  Huidbach  ftllgemeiae  äteaer-  - 
khn  §.  4. 

§.  86.  Bis  unlängst  wurde  indessen  vielfach  eine  andere  „Be- 
fijrüiulnii::'-  vertreten,  indem  die  Steuerpflieht  aiü  die  \ortlieiie 
im  ötaaibverband,  namentlich  auf  den  Schutz  des  Staats  für  (Person 
and)  Eigenthnm  zurückgel'llbrt,  so  eine  „Gennsstheorie"  und  eine 
„Asseeu r an ztheoric"  zur  Begrdndung  von  ßesteaerungsrecht  und 
Steut  I  ptHcht  gebildet,  dabei  auch  wohl  die  Steuer  als  eine  Art 
..Tau  sc)i*^  („Zwangstausch")  oder  als  eine  Art  ,,Preis"  aufgefasst 
wurde:  ein  „Tausch"  zwischen  den  dem  Einzelnen  zu  Gute  kom- 
menden öftentlicheu  Leistungen  uud  der  in  der  Steuer  gegebenen 
Gegenleistung/  und  die  Steuer  der  Preis,  welcher  ftir  den  Cknius 
dieser  Leistungen  gezabU  wird. 

Di'^c  Lehre  li&ngt  zusammen,  ist  aber  nicht  identisch  mit  derjenigen,  welche 
tix  die  Vertbeilaug  der  Steaerla«t  in  dem  Grondaatz  der  Besteacnuig  ^QAch 
den  Interesse**,  oder  na^  ««Leistung  niid  Oefenleistang"  aufgestellt  warde 

lind  im  S.  Kapitel,  in  dem  Abschnitf  von  .Icri  ..Prinzipien  der  Geroclifiirkcit",  sp(^ciell 
dtf  M^ileichmlbeigkeit"  der  Besteaerung  la.  erörtern  »ein  wird.  Bei  der  „(ienosstbeorie'' 
dl  einer  Theorie  zur  BegrOodong  der  Besteuernng  geht  die  Bevdsfilbroiig  auf 
den  Satz  hinaus:  „Du  wirst  mit  Recht  besteuert,  weil  Du  den  Schutz  des  Staats  u.  s.  w. 
und  die  Vurtheile  der  öffentlichen  Einrichtungen  geniesst";  in  ähnlicher  Weise  wird 
mit  der  „Assecuranztheorie"  als  einer  Steuer- BcgrUudungstheorie  argumentirt:  „Da 
wirst  besteuert,  weil  Du  durch  Schutz  und  FSrdeniDg  d^  Staats  die  Erfolge  Ddner 
^'T'hschaftlirhfii  Thitigkeit,  Dciu  Eigenthum  u.  s.  w.  gesichert  geniesst."  Die  Ge- 
liXLii'  {uad  Aäsccurauz-)  Theorie  als  eine  Theorie  fUr  die  Feststellung  des  Ver- 
theilQDf  sprincips  der  Besteoernng  beruht  dagegen  auf  dem  Schluss:  „Da  wint 
■ach  Maassgabe  Deiner  Genüsse  von  Sffotiillchen  Einrichtungen  oder  J^r  Dir  hierdurcli 
n  Theil  werdenden  Vortbeile,  beziehungsweise  nach  Maaa^be  der  Grösse  Deines 
Schtti  und  PAiderung  genieesenden  YermOgens  oder  Einkosimens,  daher  in  der 
Höhe,  —  oder  in  dem  und  dem  Yerhältniss  —  besteuert,  weil  diese  Proportion, 
Toraussetzan^weise .  di«i  , .gerechte"  ist.'"  Beide,  die  „Begründung»-'*  und  die 
„Verthcilungsthcorie",  siind  vielfach  vou  denselben  Autoren  vertreten  worden, 
mossen  aber  trotz  ihres  inuerou  Zusammenhangs  doch  unterschieden  werden  und  »ind 
auch  nicht  ganz  gleich  zn  bcurtlieilen.  Die  betreffende  Begrundungilheoric  ist  unhalt- 
bar, wenn  man  auch  zugeben  darf,  dass  ihr  Kern  sich  immerhin  benuUeu  lässt,  um 
<l)e  Idee  der  Steverpflicht  TOfStSndllcher,  wenn  man  sich  so  anadrtteken  darf:  psyeho- 
ioirisch  plausibler  zu  machon.  Auch  ist  m.  E.  di<--se  Theorie  ganz  wohl  mit  zur  Auf- 
fassung uud  Charactenstik  der  Gesammtbcsteuerung,  aiä  ökonomischer  Gesammt- 
gegeoleistung  für  die  ChManuntheit  der  SffentlicheB  Leistungen  oder  als  .^^onerellon 
K'Ätenentgelts"  der  letzteren,  zu  verwi  rth-jn.  Die  bctrefFonde  Vertheilungstheorie  ist  da- 
%t^eü  zwar  als  allgemeine  und  alleinige  Bichtschnur  für  „glcichmüssige"  Steuer- 
renheUun?  auch  falsch,  enthält  aber  doch  richtige  Elemente,  welche  sich  in  der 
Piaxib  zwar  schwer,  indessen  immerhin  etwas  verwenden  lassen. 

Beide  Theorieen  finden  sich,  mehr  oder  weniger  klar  erkannt  und  ecefi^^t  und 
mht  oder  weniger  mit  einander  vermengt,  in  der  Kechtsphilosophio  der  Natuncciits- 
lehrer  des  1 7.  Jahrhunderts,  mit  als  Gonseqaras  der  den  Staat  selbst  als  solchen  be- 
grüodenden  ,, Vertragstheorie'',  kehren,  insbesondere  die  erste,  in  einem  Lckannten 
S&tze  Montestiaieu's  (s.  meine  Fia.  I,  S.  142)  wieder,  finden  sich  dann  auch  iu 
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den  Labren  der  neoeron  Smith'flchen  MitionalOkonomfe  —  nuk  dem  Godaakeiigaiig 

der  letzter<'n  logisrh  folgerichtig  .  s;<'hou  in  die  üoctrin  aurli  ilcr  deutschen  Finanz- 
tbeorctikcr  der  ersten  Ualfte  des  1^.  Jahrbanderte  ond  der  goistcsrerwandten  liberalen 
Politiker,  der  Bottek-Welcker'scben  Schule,  Ober  nad  veraen  endlicb  zn  extremen 
Consequcnzcn  von  einzelnen  Doctrinären  der  radicalcn  Freihandclsricbtung  gebracht. 
Mit  iJlt  öru  uiis'  lieu  Staatslehre  verlieren  indessen  beide,  zumal  aber  die  erste,  die 
begrüuuuii^^r-thcüii.',  ihren  Boden  und  verschwinden  seitdem  und  seit  der  Abwendung 
rom  Smithiaiiismus  und  Manchesterthum  wenigstens  aus  der  deutschen  Wissenscbsfl 
immer  mehr,  bis  auf  das  erwähnte  beschrrliiktc  F»\«!tlKiIten  der  Vertheilungstbcorie. 
In  der  ausländischen  Literatur  finden  sich  dagegen  noch  mehr  Anklänge  an  jene 
Theorieen  und  selbst  ein  prindpielles  Festhalten  an  ihnen,  eo  n.  A.  aaeb  in  der 
französischen  Steuerlitcratnr  mchrfnrli,  aiicli  Lei  Practikcm. 

Vgl.  fär  die  Stellung  der  hier  abgewiesenen  Theorie  in  der  Literatur,  —  tlbrigena 
Tomemlich  der  „▼ertheiluDgatheorie**^  —  jetzt  besoodefB  Neu  mann  io  den  Anfafttzen 
Uber  dir  ,,S(ni(  r  nach  der  StcuerfTiliiixk.nf,  Conra<l's  Jahrbücher,  B.  ?J)  [N.  F.  1\ 
S.  511  ii  und  passim  (u.  A.  S.  516  Uber  Stein,  der  früher  die  unrichtige  Ansicht 
tbeilte);  vgl.  in  der  ..Steoer**  S.  405  ff.;  aoch  B.  Hey  er,  Principien  der  gerechtea 
Besteuerung,  passim  im  1.  literarhistorischen  Abschnitt,  wo  S.  20  die  Begruudungs- 
und  Vertheilungstheorie  etwas  seltsam  ein  „particularistiscber"  Gcsicbtspnnct  genannt 
wird;  Sax,  Grundlegung,  §.  9.  Ferner  schon  vordem  namentlich  A.  Heid,  Ein» 
konmenstener,  Kap.  IL  ebenfalls  mit  literaigeschichtlicbeii  Nacbveisen»  S.  S9  ft 

Die  gerügte  Theorie  entspricht  sowohl  als  BegrUndungs-  wie 
als  allgemeine  \  urtheilungstheorie  der  älteren  iiieclianischato- 
mistischen  Staatsauffassiinir ,  dem  Individualiisuius  der  britischen 
Oekonomik,  der  letzterci  I)  rii  in  eigeuthtlmlichen  und  sie  characteii- 
sirenden  Identifieirung  der  V  (dkswirthschaft  mit  dem  piivatwirth- 
scliat'tlk'lien  Vcrkelir.ss\ .srcm.  Sie  übersiebt,  dass  „Genüsse",  „Vor- 
tbeile"  lür  den  Einzelnen  bei  den  öffentlichen  Einrichtungen 
und  Leistungen  im  Starttsverband  gar  nicht  immer  vorhanden,  noch 
weniger,  selbst  wenn  sie  vorhanden,  immer  nac  hweisbar  und  mess- 
har  sind,  dass  dabei  vichnehr  liberwiegend  Existenzbedingungen 
der  Gattung  und  de»  Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Ent- 
wicklungsbedingungen der  ganzen  Volkswirthschaft,  sittliche  Zwecke 
der  Qesammtheit  wie  des  Einzelnen,  demnach  fUr  letzteren  Pflichten 
gegen  die  Gesammtheit'^  vorliegen  (GruDdlegnng  §.  Iö4). 

Vollends  eine  Steuerrertbcilung  allgemein  nach  Maassgabe  der  „Vortheile** 
würde  naturlich  in  der  Praxis  au         il<  r  Unmöglichkeit  der  DarchfiUiniJig  BcheiteiD« 

da  diese  Vortheile  sicli  jeder  Scliat/.ung  entwichen. 

Die  hier  zurückgewiesene  Theorie  lässt  sich  wohl  auch  als 
eine  Ve  r  a  1 1  g  e  m  e  i  n  e  r  n  n  g  des  (i  e  b  ü  h  r  e  n  p  r  i  n  c  i ))  s  bezeichnen, 
indem  sie  den  bei  den  Gebühren  richtigen  Gedanken  der  Begründung 
der  Gebuhrenerhebung  und  den  wenigstens  bedingt  richtigen  Ge- 
danken der  Regnlirung  der  Höhe  der  Gebühren  nach  dem  Gesichts- 
poncte  des  speciellen  Entgelts  und  Kostcoersatzes  auf  die  eigent- 
lichen allgemeinen  Steuern  ausdehnt  Aber  gerade  das  ist  principiell 
unrichtig  und  practiscb  nnanfillthrbar,  wofür  es  jetzt  genügt,  anfdas 
TÖrstebetid  Ansgeftthrte  sn  verweisen  (vgl.  Fin.  I,  §.  209). 
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III.  —  §.87.  Die  Ste  u  e  r  al  s  ö  k  0  n  0  in  i  s  c  he  Er  sc  h  e  i  n  u  ug; 
Reproductivität  der  Steuer.  Die  im  Vorausgehenden  ge- 
pcttene  Begründung:  der  Steuer  als  einer  Einnahmekates:-orie  der 
Finanzwirthschaft  enthält  zugleich  die  liegrlindiiug  der  bleuer  als 
einer  Kategorie  ökon om iseber  Erscheinungen,  d.  b.  als 
eines  Vorgangs  der  Werth  Übertragung  von  den  besteuerten 
£iii2eiwirthscbat'teii  an  die  FinanzwirtbAchafl^  in  sieb.  Dieser  Vor- 
gang vollzieht  sich  in  der  Besteuerung  nur  unter  anderen  Rechts- 
forinen,  als  eine  solche  WerthUbertragnng  im  freien  CTitgelUieben 
Verkehr,  also  nicht  vertragsmässig  und  speeieU-entgeltlicb,  was  das 
Ob,  Wie»  Wie  booh  der  die  Wertbttbertragang  bildenden  Steuer- 
zabloDg  anlangt,  sondern  naeh  dem  der  Steuer  immanenten  Zwanga> 
prineip  and  naeh  den  Itlr  die  Steuer  geltenden ,  von  den  Entgelt- 
licbkeitsTerh&ltnissen  im  freien  Verkehr  abweichenden  Normen. 

Aber  als  Dkonomischer  Vorgang  der  genannten  Art  unterliegt 
die  Steuer  doch  nothwendig  den  ökonomischen  Bedingungen 
eines  solchen,  d.  h.  sie  wird  überhaupt nnr  Ökonomisch  möglich, 
wenn  bestimmte  0  k  on  o  ml  seh  eVoranssetsungeo  sich  ermUen, 
und  sie  hat  ökonomische  Wirkungen,  welehe  (ttr  die  Er- 
füllung dieser  Voraussetzungeo  eventuell  mit  in  Betracht  kommen. 
Daher  verlangt  die  Steuer  noch  ausser  der  gegebenen  Begründung 
eine  Erklärung  und  darin  eine  Rechtfertigung  als  ein  solcher 
ökonomischer  Vorgang  der  Werth  Ii  h  ertragung.  Denn 
diese  Eiklänui^  liefert  jene  Begründung  noch  nicht. 

Bei  der  Steuer  erfolgt  im  Unterschied  vom  Tausch  und  theil- 
weise  auch  von  der  Gebühr  keine  WerthUbertrugnng,  welcher  wie 
bei  diesen  ein  speciell  empfangener  Geereuwerth  —  resrehiias>ig  bei 
Tanseh  und  Gebtihr  auch  in  angemessener  Höhe  —  eiit-j  i  i(;ht.  Die 
Steuer  des  Einzelnen  und  die  Gesammtsteuer  Aller  ünden  nur  in 
der  Gesammfcbeit  der  Öffentlichen  Leistungen  einen  ,,generelleu 
Entgelt''. 

Letzterer  stellt  zvar  auch  einen  Ökonomischoo  Werth  dar,  dessen  Höhe  prin- 
cipiell  der  Werthhohe  der  f^esammton  Besteuerung  entsprechen  sollte:  ein  orrtind- 
sätziiches  Postulat,  an  welchem  fe-sigcljaitca  werden  muss  ((iruadlejirung  §.  US,  t  ui.  I, 
§.  209).  Aber  wie  weit  dies  Po^tulat  im  concreten  Fall  erfüllt  wird,  h&iigt  run  der 
tJi^kärhlichen  Gestaltung  des  riffentlichen  Anfft-aiids,  daher  Ton  den  Verwendungett 
ab,  welche  die  Stuuererträge  hiernach  tiodeo.  Danach  wird  oftmals  ücboo  die  principieli 
zu  verlangende  Weitheorrespondeux  zwischen  (SaftiBiDtlebtiiDg  des  OlFetttlichen  Kftfpers 
and  GeMinmtlMBteaeroiig  fehleo. 

Naoh  Weeen  und  Wirkungen  dieser  Leistungen  ftlr  die  Ein« 
zelnen  und  naeli  Wesen  und  Wirkungen  der  eigentlichen  Be- 
stenerang;  d.  b.  nnieh  der  principiell  riehtigen  and  im  (ganzen  anch 


Digitized  by  Google 


SSO      ö.Buch.  Allgam. Steueriobre.  I.K.  Bagrift a. Grund  dor Steacr.  §.87. 


practisch  überwiegenden  Art  der  Vertheilung  der  Steuerlast  auf  die 
Eic^elnen,  fehlt  eine  solche  Werthcorrtöpondenz  aber  vollends  prin- 
cipiell  DBd  practisch  zwischen  den  öffentlichen  LciBtungen  und  der 
Steuer  dieser  Kinzelnen.  Und  zwar  selbst  da  und  dann,  wenn 
sich  jene  Leistungen  aU  „Vortbeüe^^,  y^Geoflsae^'  der  Einzelnen  er- 
weisen sollten. 

DeoiDacb  iBt  die  Steaer  des  Einzelnen  eine  solche  Werth- 
Übertragung  aus  seinein  Vermögen  oder  EinkommeD  an  die  Finans- 
wirtbaebait,  bez.  an  den  Yon  ihr  bedienten  Öffentlichen  Körper, 
welcher  bei  ihm,  dem  Einzelnen,  entweder  gar  kein  oder  kein 
unmittelbarer  oder  nnr  ein  ganz  mittelbarer  Empfang  eines  Gegen- 
wertbSy  eyentnetl  aneli  dann  nnr  im  Betrage  eines  Theils  des  in 
der  Steuer  hingegebenen  Werths»  entspricht  Es  fragt  sieh  daher, 
wie  gleichwohl,  im  Unterschied  vom  Tausch  (and  eventuell  von  der 
Gebtthr),  die  Steuer  als  solche  in  der  Haoptoacbe  einseitige  Werth- 
flbertragung  Ökonomisch  möglich  ist,  wie  sie  femer  die  er- 
forderliche Hohe  erreichen  nnd  namenilleh  anch  genügend 
uachhaltif?,  d.  h.  beständig  wiederholbar,  dem  finanz- 
wirtbschaftliclien  Hcdiiiliiiss  gemäss,  sein  kann.  Dab  bezügliche 
ukoiK  niischc  I  r oblem  ist  hier  offenbar  ein  anderes  und  schwierigeres 
als  beim  Tau.scli  und  nieist  auch  als  bei  der  Gebühr,  weil  die  öko- 
nomische Bedingung  der  Re  pr o  du  ction  des  fortgegebenen  Werths 
sich  hier  nicht  ohne  WeitLit  s  i  i  tüllt. 

Die  T.ösung  dieses  rroblcms  ergiebt  sich  wohl  aus  folgenden 
Erwägungen.  Erst  wenn  die  einzelne  wie  die  nationale  Gesamrat- 
Arbeit  durch  die  Entwicklung  der  Technik  eine  solche  Productivität 

—  d.  h  Werthschaffongs-Fähigkeit  —  erreicht  hat,  dass  der  Ertrag 

—  nach  Abzug  der  nothwendigen,  natürlichen  oder  volkswirtb- 
schaftlichen  Kosten,  die  „kein  Kinkommen"  bilden  (Grundlegung 
§.  88),  —  den  anbedingt  zur  Lebensfristung  und  Krttfteerbaltang 
der  „Arbeiter*'  erforderlichen  WerthTcrbrauch  ttbersteigt,  ist  Über- 
haupt Besteuerung  als  regelmSssige  finanzwirthschaftliche  Institution 
Ökonomisch  mOglich  ^  d.  h.  es  besteht  dasselbe  VerhKltniss  wie 
bei  der  „Besiterente'' :  das  Princip  des  Steuerobjeets,  wie  des  Renten- 
ohjecto,  ist  „hinlängliche  Productiyitftt  der  Arbeit'  (Rod- 
bertns). 

Die  Hohe  der  Steuer  und  das  Waehsthum  dieser  Höbe 
hlingen  alsdann  Ton  folgenden  fUnf  Bedingungen  ab:  einmal 
TOn  einer  „physiologischen'^  und  „cultur historischen": 
dem  Maasäc,  bis  zu  welchem  der  uothweudige  Bedarf  der  Be- 
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steoeilen  sich  herabdrtlcken  lässt  und  herabgedrückt  wird,  8odann 
von  einer  ph'y  sibcli-psyc  h  i s  c  h  e  n :  ileni  MaRSse,  in  welchem  der 
Steuerdruck  bei  den  Bestenerten  aut  Steigerung  der  Krälteauspannung, 
behnfs  höherer  ükouoiiiischer  Leistungen  und  Erwerbs,  hinwirkt; 
lerner  von  einer  ö kou o  iiii  s c h- 1 e ch n is c h en :  dem  Maasse  und 
dem,  unabhänaii^  von  dem  EinÜuss  ötfentlicher  Leistungen  erfolgenden, 
Fortschritt  der  Productivitlit  der  Arbeit;  weiter  von  einer  recht- 
lichen: dem  Maasse  des  Zwangs,  welcher  in  der  Besteuerung  ange- 
wendet wird  —  d.  bi  es  liegt  auch  hier  wieder  dasselbe  Verhältniss  wie 
beim  Bentenbezng  yor :  das  Princip  des  Steuerbezugs  ist  der  Stene^ 
zwang,  wie  analog  das  „Princip  des  Rentenbezugs''  das  Kecbt9> 
Institut  des  Privateigenthnms  an  sacblicben  Productionsmitteln  ist 
(Kodbertus)  — ;  endlicb  von  einer  Staats-  und  finanzwirth* 
sebaftlicben  Bedingung:  dem  Maasse  der  Reproductivitttt 
der  Steuer  in  den  Ökonomisehen  Wirkungen  der  öffent- 
lichen Einriebtangen  und  Leistungen,  im  Allgemeinen 
auf  die  nationale  Gesammtarbeit,  und  im  Besonderen 
aaf  die  Leistong  des  einzelnen  Besteuerten. 

Die  fttr  nnser  Problem  besonders  wichtige  letzte  Bedingung 
lilsst  sich  in  dem,  freilich  nicht  unzweidemigen ,  daher  richtig  zn 
verstebeoden  Satze  zusammenfassen:  die  Steuer  findet  ihre 
ökonomische  Erklärung  ond  Begründung  in  ihrer 
Reprodnetion  in  den  mit  ihr  hergestellten  öffent- 
lichen Leistungen.  Ein  etwas  anders  formnlirter,  aber  doch 
so  gcniciutcr  und,  richtig  verstanden,  auch  richtiger  Hauptsatz 
Stein 's,  welcher  freilich  niclu  tür  die  Steuer  allein,  sondern  für 
alle  Einnahmen  der  Finanzwirtlischai^  gilt  und  welcher  allerdings 
thatsächlich  nur  insoweit  zutrifft,  als  diese  Reproduction 
wirklich  stattfindet.  In  letzterer  Beziehung  wird  der  Satz 
daher  zum  Postulat,  dessen  Erftlllung  aber  immer  nur  annähernd 
und,  nach  der  concreten  Finanzlage,  oft  nur  sehr  ungenügend  er- 
reicht wird.  Je  weniger,  desto  mehr  ist  die  Steuer  eine  Werth- 
Übertragung  von  den  Besteuerten  auf  dun  Staat  u.  8.  w.  ohne 
ökonomische  Gegenleistung,  daher  nur  müglich  mittelst  Drucks  auf 
Bedarf  und  Arbeitsleistung,  nor  steigerungsfähig  mit  Steigerung 
dieses  Drucks,  des  Maasses  des  Steuerzwangs,  und  mit,  unabhängig 
von  Steuer  und  öffentlichen  Leistungen,  wachsender  ProductivitÄt 
der  Arbeit.  M.  a.  W. :  je  weniger  die  fünfte,  die  Staats-  und  finanz- 
wirtbschaftliche  Bedingung  erfttilt  wird,  desto  mehr  mttssen  die 
Tier  anderen  Bedinguogen  erfüllt  sein. 
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Soweit  die  fünfte  J^rdiTipiin;!  erfüllt  wird,  —  atxr  auch  TUir 
Boweit  —  tlillt  die  Steuer  als  ökonomischer  Vorgang  der  Werth- 
HbertragUDg  unter  den  Gesit htspunct  der  Arbeitstheilung:  die 
Besteaerten  erhalten  durch  die  öffentlichen  Einrichtungen  und 
LeistUDgen,  welche  mittelst  der  Verwendung  der  Steuererträge  ber- 
gesteltt  werden,  die  Möglichkeit  zii  productiver  Leistung  überhaupt 
oder  zu  vennehrter  productiver  Leistung  in  ihrem  Specialberuf, 
damit  aber  zur  dkonomtschen  HerstelliiDg  des  Stenerwerths.  Was 
sich  in  der  Arbeitstbeilirag  des  freien  Verkehrs'  bei  Tausch,  Kauf 
nnd  Verhanf  )>konomisch  Tolksiebt,  das  findet  anch  hier,  nnr 
nnter  anderen  Rechtsformen  nnd  nnr  nicht  immer  zwischen  jedem 
einzelnen  Bestenerten  nnd  dem  tfffentliehen  Körper»  sondern 
zwischen  der  Gesammtheit  der  Bestenerten  nnd  diesem  Körper 
statt:  eine  Reprodnction  der  Steuern  in  den  öffent- 
lichen Einrichtungen  nnd  Leisttingen  nnd  wieder  eine 
Reprodnction  letzterer  in  ersteren. 

In  dieser  Weise  aufgefasst  ist  auch  der  Vergleich  der 
Steuer  mit  Tauseh  und  Preis  berechtigt,  zur  ökonomischen  Er- 
klärung und  K ec htfertiguug  der  Steuer,  nicht  zu  ihrer 
Begründung  (S.  217).  Da  es  bei  der  Natur  der  öffentlichen  Körper 
als  r;  e  m  ein  wirth  sc  haften  —  als  „co  m  m  u  uistiseh  e"  Ge- 
bilde —  principiell  berechtigt  und  faetisch  unvermeidlich  ist,  dass 
die  meisten  mit  Stenern  hergestellten  öffentlichen  Leistungen  sich 
nicht  als  ökonomische  Vorth  eile"  für  die  Besteuerten  ansehen, 
jedenfalls  nicht  genau  als  solche  bei  ihnen  nachweisen  nnd  messen 
lassen,  so  mnss  man  sich  nur  mit  der  ununterscbeidbaren  gtlnstigen 
G  e  s  a  m  m  t  w  i  r  k  u  n  g  der  öffentlichen  Leistungen  auf  die  nationale 
Productivität  begnügen,  —  eine  Gesammtwirknng,  welche  natürlich 
schliesslich  sich  in»  wenn  anch  nicht  genan  yerfolgbare,  gttnstige 
Einzelwirknngen  anf  die  £inzel-Prodactiyit&t  anflöst. 

Del  Satz  von  der  Keprodaction  der  Steuern  in  den  öß'entUcheu  Leistungen  e  r- 
scheint mir  durch  die  roransgehenden  Erf>rteningcn  genügend  begründet,  aber  auch 
vor  missbriluchlicher  Anwendnne:  und  vor  MissverständnissoD,  velchc  öfters  in  Betreff 
desselben  vorgekouimcn  sind,  nunmehr  genttg«nd  gesichert  zu  sein.  Der  Satt  bat  eine 
doppelte  Bed(?ntUMg.  diejenige  eines  E rklärunjrseTundcs  der  Be^itenomnjr,  als  einer 
nicht  speciell  vergoltenen  WerlhUbcrtragiing,  und  diejenige  eines  idealen  Postulats 
Ihr  die  Politik,  d.  h.  fllr  die  Beaiiomang  dor  mit  doo  Stenern  berznetetleDden  Sfleot- 
liehen  Eiurirlitiniv''"i  'iid  I.eistuageu.  Kr  ln-;i::t  ;ibcr  nicht,  dnss  die  cnnrrotr 
Steuer  immer  wirklich  io  die^ieu  Kinrichtuugeu  und  Leistungen  reproducirt 
werde,  weder  aUe  Steuer  als  Ganzes  geneniiiien .  nocli  Tollends  die  Steuer  eieee 
Kinzeluf II ,  was  Beides  den  augenfälligsten  Thatsacli.Mi  widor^-j  r.irhe.  Gleirlnvolil  ist 
der  t>au  mitunter  in  dieser  Bedeutung  aufgestellt  und  crliint.  rt  worden,  ein  Vorwurf, 
dem  Stein 's  Ausfuhrungen  darüber  wenigiitcns  zum  Theii  aiisir  -set/.t  sind.  So  nament- 
lich in  den  Fassungen  der  früheren  Auflagen.  /.  B.  4.  A.  I.  (15  fr.,  135  IT. .  wu 
136  aogar  der  ~-  JAodesQbüclie  iiüstvm  in  die  ITrage  der  fioproductititit  der  Aue* 
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gaben  Inn  eingezogen  wird:  ..In  diesem  Sionu  bagen  wir,  dasseiii  Staat  nie  /.u  viel  aus- 
geben liAnn,  solange  die  RopmiurtivitSt  seiner  Avsgabaii  die  Summe  derselben 
mit  dam  landesublicben  Zinsfussc  verzinst  und  amortisirt."  Wörtlich 
wiederholt  in  der  5.  A.  II,  1.  S.  961  AU  ob  es  dafür  iriiead  einen  MaMästab  gäbe! 
Yfh  Uerilber  die  nelufikch  treffende  Kritik  reo  Saz,  Grondlegnng  §.  14. 

In  der  Weise.  wif>  ich  den  Salz  auffasse  nnd  fesrh.ilte,  l.'isst  er  ^i'  h  n\rh\  zur 
Becbtfertigang.  auch  nicht  züi  bloss  ökonomiscbea  UechlfcrtieuDg  Jedweder  öUent- 
Hehen  Venrendung  von  Stenerertrlgen  nlMbTraeben.  Im  Q^ifeotneilf  rielitig  ? entenden 
deutet  der  Satz  richtig  dio  okonomia'^lio  ncdenklichUit  icner  zahlreichen  iiinl  mn- 
fassenden  Verwendungen  von  Steoererträgen  an,  welche  sich  nach  ilircr  Natur  nicht 
Ökonomisch  rcproduciren:  7.  B.  zu  Zinszahlungen  unproductiver  Staatsschniden .  zur 
Bestreitung  eines  übermässig  hohen  and  viel&ch  im  Einzelnen  unpassenden  Jtlilitär- 
und  Civihnfwands  u.  d>rl.  in.  Gerado  wenn  und  soweit  als  die  St-  aorn  nicht  in 
solchen  öfieiitlicheo  Lcistuiigea  rcproducirt  werden,  welche  dci  bcatcucrtcn  ücsammt- 
lieit«  dem  ^«Volke^S  direct  oder  indircct  als  Ersparun^en  eines  ohne  die  ötf'cutlichc 
Leistung,  also  auch  ohne  di,'  Steuer  erforderlichen  Aufwands  (an  Muhe,  Arbeit  o.  s.  w.) 
oder  als  SleigerangCQ  der  Leistungsfähigkeit  zu  Gute  kommen,  and  die  Steuern  „roine 
Last'**  ftr  des  VoUk,  d.  b.  sie  nothigen  mt  Einschrftnkanff  enderweiter  gebeloner 
oder  crvüns^li^T,  und  andernfalls  auch  inöjjlicher  Bedilrfnissbe friedigung  oder  zur 
Vermiodoraug  der  KapitalbUdaog  oder  zur  stärkereu  Auspannuog  der  Kräfte.  Drei 
Erentamliliten .  welcbe  noch  nic£t  an  dch  bedenklich  sind,  nm,  wenn  sie  eintreten, 
die  Best  uernng  unbedingt  misuJich  erscheinen  lassen  zu  mü&^en ,  aber  w  elrlie  {gleich- 
wohl Momente  ökonomischen  Drucks  darstellen.  Dieser  letztere  entfällt,  wenn  die 
Steuer  in  der  angedeuteten  Weise  in  öffentlichen  Leistungen  mit  ökonomischer  RUck- 
wMitng  anf  die  fietölkerung,  als  die  steuernde  (jcmeinschaft,  Rproducirt  wird. 

In  dem  hier  nunmehr  näher  dariielegten  Sinne  und  ömfanp  halte  i(  Ii  meine, 
von  Sax  sogenannte  „neuere  Productiouäiheorie'*  auch  gegen  die^vcn  Autor  und  seine 
Kritik  in  seiner  GflindlegOtt|r  §•  13  aufrecht  Ich  habe  dAbet  AendiTutigcn  und  Ein- 
schränkungen vorgenommen,  treg-cnüber  einzelnen  Sätzen  und  Wendungen  im  ersten 
fiaade  der  Fio.  (<.  A.  9,  67,  2U9  u.  a.  m.),  in  der  ersten  Auflage  des  zweiten 
Eeiids  und  In  meiner  Gmodleguttg,  die,  vle  ieb  eiorlame,  von  den  (tegen  die  ^einVhe 
RcproductivitJltstheorie  zu  erhebenden  Ein wenduntfen  liie  und  da  uiit  getroffen  werden 
konnten  und  jedenfalls  Missverständoiseen  ausgeseut  waren.  Aber  mehr,  als  hier  jetzt 
gocbehen,  tauin  ich  noch  Sax  nicht  nachgeben.  Seine  spedelle  Kritik  in  §.  t8 
seiner  Grundlegung  halte  ich  auch  für  weniger  zutrelFend,  als  Einiges  von  dem  in 
seiner  Kritik  der  sonstigen  bezüglichen  Theorieen,  besonders  der  Stcinnchen,  Uber  die 
ökonomische  Beschaffenheit  der  Staatsthätigkeit  (Sax,  Kap.  II,  S.  43  — 112),  Aus- 
fttbruogen.  die  meine  früheren  Auffassungen  ond  namentlich  meine  froheren  Fassungen 
dievf>r  Lehren  mehrfach  mit  treffen  und  mit  berichtigt  hsben.  Der  Vorwurf  eines 
Anklang»  auch  meiner  jetzij;eu  Lehre  an  .,die  alte  Tauschthcoric  wird  mir  vermuth- 
lich  von  Sax  abermals  werden  (s.  seine  (irundlegung  S.  98).  .\her  in  der  Weise, 
wie  ich  es  näher  dargelc;.'t  Im^e,  halte  ich  diesen  ., Anklanr'  aneli  for  rioliiijr.  Sax 
ist  hier  gutiger,  als  ich  verdtenc,  wenn  er  eine  von  ihm  cilirtc  frühere  Aeusserong 
tm  mir  (FIn.  I,  §.  217,  S.  528,  3.  A.)  als  eine  „Tereinzelte  Wendung*'  aufTasst.  die 
man  neben  den  übrigen  Ansfuhmnsrcn  meines  Werks  nicht  strict  nehmen  dürfe:  wohl 
„ätrict",  aber  in  dem  Sinne,  wie  ich  es  meine,  and  an  anderen  Stellen  schon  näher 
ausgeführt  nnd  begrdndet  habe  (Fin.  L  §.  209.  meine  Grandlecong  §.  159  S.  2S3). 

Die  hier  festgehaltene  „Produclioustheorie"  oder  .Rcproductivitätstheoric"  scheint 
mir  auch  für  die  Ökonomi sc  he  Auffassung  der  Steuer  wichtig  zu  sein  und  von  der 
Gesammtkritik  aller  dieser  Theorieen  durch  Sax  nicht  umgestossen  zu  werden.  Der 
gewandte  Dialectiker  ist  doch  mehr  nur  in  Bezu<r  auf  die  Wortfass-ungen.  als  auf  den 
Kern  der  von  ihm  angegriffenen  Ansichten  im  Heehte.  Auch  Steins  Theorie,  in 
der  Fa^äung  der  5.  A.  II.  1,  S.  3o(>  if.  ist  im  Ganzen  m.  E.  richtig,  wenn  Uian  vun 
der  unpassenden  Terminologie  („kapitalbildendc  Kraft  der  Stenern**,  statt  etwa:  Pro- 
doctivit&t  Steigerode  Wirkung  der  Steuern)  un  i  \  on  der  immer  n.  e]i  h.  i  Stein  mit 
uoterlaufenden  Idue  absieht,  als  ob  es  sieb  darum  handeln  könne,  da^  die  Steuer 
„rermOfe  der  Yenraltang  als  Element  der  Kapltalbildong  xn  dem  Einzelnen  (!) 
zurückkehren  könne,  der  sie  u-ezalilt  hat"  (S.  35HV  Iiier  Iteirt  eben  die  Ver- 
wechslung von  „spccieiier '  und  „genereller"  Entgeltlicbkeit  vor,  was  ucbeubci  beweist, 
da«  Sax  YorvarT  (8.  03)  gegen  oeiaeQ  Satz  von  dieser  bloss  ,^iieTellen  Entgeltlich* 
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keit"  der  StaatsIeifltDiifeQ ,  es  werde  mit  demsolban  ^abioliit  nidito  fevonneo*\  wohl 

hinfallig  ist.  Denn  es  wird  damit  das  gewonnen,  dass  man  in  di(»ser  Lehre  von  der  Re- 
productivitit  der  bteacr  eben  nur  das(jaDzo  der  Yolkswirthschaft  und  des  äteuemden 
Vofts,  nicht  des  Individoom  vod  dosten  Stener  und  dessen  Beziehung  znm  Steele 
betraf  htt!t.  Auch  einzelne  der  weiteren  Ausfahningen  Stein 's  a  a.  0.  (so  S.  859) 
sind  in  der  Fassung  zu  beiu&ngelu.  Aber  der  Kern  bleibt  doch  richtig  und  ist  in 
dem  Satze  (S.  35S):  „Die  Steuerkraft  soll  die  Steuer,  die  Steuer  die  Verwaltung,  die 
YenreltQBg  aber  wieder  die  Stcuerkraft  erzeugen"  auch  gut  gcfasst 

Ich  kann  nicht  7.ug:cben,  dass  auch  die  poaitifen  Gegenausfllhrungcn  von  Sax. 
besoudcrs  §.  81  ff.,  den  ökonomiscben  Charactor  der  Beäteuerung  mehr  und  besser 
klären,  als  t>s  die  „Bepiodnctifittotheorie**  in  der  bier  darfelcfteD  Welse  thnt,  — 
in  GegentbeiL 

IV.  Terminologie. 

S.  oben  S.  204  die  literarischen  Angehen,  besonders  Neu  mann  uln  r  den  Be» 
griff  der  „dirccteu"  und  ii  rliroctL-ti "  Steuern,  in  seiner  „Stcaer"  und  in  den  Auf- 
säUeo  in  SchmoUer's  Jahrbuch  18b2.  Ich  kann  ihm  in  einer  Hinsicht  beistimmen 
und  deeh  bei  meiner  AvfTassvng  bleiben  (§.  1»7,  98  unten).  Denn  fenebledene  Be- 
f^rifTsbestiuiniunuen  ereotion  s^idi  eben  von  vorscliiodcMen  Sfaiidjmiicti/ii  der  Betrachtun l*^ 
aus  und  können  dann  aufrecht  erhalten  werden,  auch  wenn  sie  sich  zu  wideisprechca 
scheinen.  In  der  Streitfrage  über  BegrilT  and  Wesen  der  direeten  und  inoirecten 
Steuern  tritt  dies  besonders  deutlich  hervor.  Der  Begriff  ist  ein  anderer  rem  Stand- 
pnnrt  <!-  r  ökonomischen  Bctrachtnn«r  dicker  Stenern  ,  nach  deren  gewollton  oder 
gemuthinaasbtcu  und  mehr  oder  weniger  tliatäiiclilich  zutreffenden  ökonomischen 
Wirkungen  und  vom  Standpnnete  der  administratiir-tcchnischeu  Bctrachtun<r 
der  Einrichtunp:  dieser  Steuern  aus.  Neumann  stellt  sich  p.n  -rlillsslieh  auf 
diesen  letzteren  Standpunct,  kritisirt  rou  diesem  aus  die  anderen  Be^riilabestimmuugen 
und  mwlrft  sie,  widerlegt  aber  damit  deeh  nicht  Aoffaftiungen ,  welehe  von  einem 
andttcn  Betrachtung^standpuncte  aus  ri -htig  sind. 

Die  Fragen  der  in  Tboocie  und  Praxis  nicht  endgiltig  feststehenden  Turminologie 
des  Stenerwesens  nnd  die  rerwandten  Fragen  der  Classification  der  Stenern  bieten 
eigenthUmliche  Schwierigkeiten,  zum  Theil,  weil  Manches  mit  Principienfnigen  zu- 
sami7i*'nhanp't.  Die  foltrtMiden  ErArterunffen  kennen  daher  d*^n  Geirenstand  auch  noch 
nicht  zum  Abschluss  hrinsjen.  m  den  späteren  Kapitel»  vuui  Steuersystem  und  von  der 
Steneirerwaltung  wird  auf  einige  Puncto  znrttckzukoinmen  sein.  Kine  vorläufige  Fest- 
stellung der  T(<rminoIogie  ist  indessen  geboten ,  um  Ausdrücke  des  Sprachgebraachs 
als  bestimmte  technische  auwenden  zu  können. 

§  88.  An  dieser  Stelle  sollen  folgende  vier  Pancte  erörtert 
werden : 

1.  Der  Ausdruck  „Steuer^^  selbst  und  die  ausserdem  fOrSteoer 
gebrauchten  Ausdrücke. 

2.  Der  Begriff  der  Stenerquelle  und  der  Bcmessungs- 
nmlage,  in  ihrem  principiellen  Untersebied  (§.  89). 

3.  Versebiedene  teobnisebe  Ansdrficke  nnd  Begriffe, 
welebe  sieb  bei  der  administrativ- teobnisebeD  DarebfObriuig  der 
Slener  ergeben  (§.  90). 

4.  Der  Begriff  des  Steaersyatems  aod  die  wicbtigeren 
Eintbeilaagen  der  Steaem  (yyOlassificatioii'')  nebst  den 
Dir  die  bier  UDteraebiedeaen  Stenerarten  gebranobten  Aasdrlloke 
lad  begriffe  (g.  91—98). 

A.  Der  Ausdruck  „Stener"  und  die  verwandten  und  gleicb- 
bedeuteuden  Ausdrucke. 


Dlgitized  by  Google 


Tertninologio.  Aaüdruük  Steaer. 


S.  darüber  schon  Näheres  in  Fin.  I,  {ä.  209  S.  öOO  (3.  A.J,  uach  Rau  Fin.  I, 
§.  247;  dann  besonders  in  Fin.  III,  ^.  32  Uber  Beden.  Daselbst  S.  71  die  ver- 
schiedenen BczciclinunjysW'L'isen  und  die  YriSndcnjngen  der  Bedeutung  eines  Ansdrucks 
im  Vtirlauf  der  gc&clucii iiichen  Entwiclilang,  mit  Literaturangaben;  auch  Fin.  III, 
§.  14,  15,  27,  2S,  167  (französische  Terminologie  in  der  Bofuludonszeit).  Die  Ter- 
mirin!rt<;ic  steht,  wie  die  Sache  ticlhst.  im  histnrischr'n  Flass.  V^'I.  Im  AUgomoliieii 
auch  Vücke':»  Werk  über  .,Abp:abon  u  s.  w."  Koscher,  Kin.  §. 

Der  jetzt  im  Deutscbeu  allgemeiu  eingebürgerte  Ausdruck 
„Steuer"  im  .Siiiue  einer  ö  t'fc u  tlich-re  cb  tl  i eben  Abgabe  an 
einen  öfientiicben  Körper  bedeutet  etymologiRcb  soviel  wie  IStärknng, 
UoterstUtzaDg,  Stütze,  Hilfe,  kommt  frliii  als  stcora,  stiora  (und  in 
äbnlichcn  Formen)  dafür,  Jedocb  noeli  nicht  in  fester  Abgrenzung 
gegen  andere  verwandte  Abgaben,  vor  und  weist  insofern  auf  den 
bistoriscben  £Dt8tebangBgrund  der  Steuern  bin  (Fin.  Iii,  §.  32). 
Er  findet  das  Analogon  seines  etymologischen  Sinnes  in  den  gleicb- 
bedentenden  Ausdrücken  des  mittelalterliehen  Latein  ,,adjatorium"y 
^nbsidium"  wie  in  den  iUteren  fransOsiscben  nnd  englischen  Ans- 
drttcken  i^ides'',  „aids^'. 

Als  technischer  Ausdruck  im  finanziellen  Sinne  wird  „Steuer'' 
looal  in  eiozeben  dentschen  Landen  (im  Sttden)  früher  als  in 
anderen  gebrancfat,  wo  dafttr  der  etymologisch  nnd  historisch  anf 
yybitten",  i^fordem*'  znrückznftlbrende  Ausdruck  „Bede''  (Bete) 
benntzt  wi»l  (Fin.  III,  §.  32).  Dieser,  wie  sonstige  allgemeinere 
und  engere  Ansdrtteke  werden  bei  nns  durch  das  Wort  „Steuer" 
allmälig  ganz  TerdrSngt.  An  sich  efymologisch  passende  Worte 
wie  „Auflage''  (impositio,  impot)  und  „Abgabe"  (Beitrag, 
Iribntom,  contribution)  werden  eigenthttmlioher  Weise  in  Deutsch- 
land  nicht  feste  teehnisehe  Ausdrucke  des  Steuerwesens,  der  zweite, 
Abgabe,  behält  im  Sprachgebranch  eine  allgemeinere  Bedeutung, 
auch  für  privatrechtliche  Leistungen.  Nur  einzelne  Theoretiker,  so 
auch  der  Verfa.s8or  dieses  Werks  (oben  §.  1),  haben  die  Ansdrticke 
zu  technischen  zu  machen  gesucht  („Steuern  im  weite  reu 
Sinne").  Im  Französischen  und  Italienischen  bürgern  gerade  sie 
sich,  vielleicht  mit  unter  dem  Kiiiiiu^o  Iiistorischer  Reminiscenzen 
römischen  Ursprungs,  als  die  allgemeinsten  Bezeichnungen  der 
„Steuer  überhaupt"  ein  (besonders  imputs,  imposte,  seltener 
aber  auch  contrihntions,  tributi).  Im  Englischen  wird  dagegen  die 
anderswo  auch  vorkommende,  aber  regelmässig  sich  auf  bestimmte 
Arten  der  Steuer  beschränkende  Bezeichnung  der  „Steuer  [iber- 
baupt^'  nach  dem  Maassstabe  der  Umlage  zur  allgemeinen;  taxes, 
taxatioD. 

Vfi^l.  über  andere  ältere  Aosdnicke,  wie  „Kerbo",  taillc,  tallage,  Accise  fron  der 
Vttrrechuojigsweifie),  Fin.  III,  8.  71  i^die  hier  abgelehnte  Ableitung  von  Accike  iron 
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Urin,  Mriria  wird  ttbrig«i»  von  Koseber  Pia.  8.  8B5  Note  unter  Hinweia  auf 

Ducanife  doch  wieder  fe^^gehftI^en\  —  Die  Verrindcrnnsr  und  untnontlich  die  Vereogenin^ 
der  tcchoiscbcn  Bedeutung  eines  ur»prüugUch  io  einem  allgcmcineroa  Sinne  gebraochten 
Ausdmdra  —  ei»  gutes  Beispiel  ist  das  f^nzOsische  talUe,  dann  afdes  —  hängt  damit 
SQsaininen,  dass  sich  eine  eiozidnc  bestimmte  Stcuoi|;attnog  allmälig  fest  und  erentueli 
ausschliesslich,  z.  B.  in  dem  und  dem  Lande^tlleiI.  einb'irg'ert  nnd  so  der  allgemeinere 
Ausdruck,  unter  den  sie  IjuI,  späser  nicht  mehr  für  die  „Steuer  übcrliaupl",  süudcrii 
fiir  die  bestimmte  specielle  Steuer  oder  wenigstens  Stcuergattung  golMancht  wird. 
P;\rnTis  erklärt  sich  denn  am  Ii,  dass  ein  solcher  technischer  Ausdruck  später  etymoloiiisch 
gar  nicht  mehr  zu  rerstehen  ist.  z.  6.  die  fi-anzösischen  „aides"  dea  späteren  ancicu 
röfino  in  dor  Bedentonfr  ron  Getrinkostonorn. 

Auch  die  uiiig'  L  hrte  Entwicklung,  die  Verallgemeinerung  eines  ursprünKlicU 
engeren  Begritr»  wie  im  Kni!:Iischcn,  z.  B.  unseres  „Schoss'*  und  uamootlich  „Schatz- 
äugt*  —  ebcnfalhi  nach  dem  Maassstab  der  Anlage  —  komiDt  aber  anch  im  Doatschen 
TOr.  wenn  nicht  SO,  dass  der  Ausdruck  die  Bodeotuog  ron  „Steuer  überhaupt'*  erlangt, 
so  doch  so.  dl«?«  er.  statt  einer  ein/i  Inen  Stetier,  eine  ganze  Steoorgattoog  bezeichnet, 
wie  das  Won  „Schätzung''  (Rau  I,  ^.  292  und  uiiten  ^.  95). 

Es  hat  manches  Interesse,  nicht  nur  steucrgescbicbtlicb.  soi  ;  i  i  i  h  Steuer* 
flienretiscli .  die  Temiiriologie  und  deren  Yeriindenmieen,  sowie  die  Veränderungen 
der  Bedeutung  desselben  Aubdrucks,  ferner  die  Uebertragungen  der  tocbuiscben 
Aasdrnoke  ron  einem  Lande  ins  andere  (z.  B.  italieniscber  naeb  Oesterreich,  Frank- 
reich) zu  rerfolsen:  ein  noch  wonig  in  verirlei  (  heiid  er  Beliandlung  durchfoischtes 
Gebiet  (z.  B.  „Dngeld*',  „Accise",  customs  im  Englischen  aus  consuetudines). 

§.  89.  —  B.  Steuerqaelle  und  BemesBungs-  (Um- 
leguDgs-,  Vertheilungs  ,  Veranlagu Dg 8-)  Grundlage  oder 
auch  Stenerobject  (in  diesem  Sinne). 

Vpl.  meine  Abhandlunir  direetc  Steuern  im  Schönberg  bclicn  Handbuch.  2.  A., 
§.  b,  und  unten  im  Kapitel  von  den  Steuerprincipiea  bei  den  „volkswirthscbaftlicheu 
Principien'*  den  Abschnitt  ton  der  „Wahl  der  Stenerqvell^,  §.  130  £  Unversttndlfehe 
oder  unvenNfänilig^e  Polemik  gegen  diese  Unterscheidungen,  die  c.r  zum  Theil  gar  nicht 
verstanden  haben  kann  (sonst  würde  er  wenigstens  den  Vorwurf  S.  Ibi  Note  unter» 
lassen  haben)  Seitens  Umpfenbach's  2.  A.,  S.  181,  204.  womit  seine  Qnklsren  und 
anch  in  terminologischer  Hinsicht  unhaltbaren  Erörterungen  §.  77  ff.  zu  veifdaiehen 
sind,  —  mit  der  petiiio  principii,  dass  ..Stenern  vom  Stammvermögen  gar  keine  Stcacrn 
dem  Friucip  nach,  bondern  blosse  Tragwerke  vua  Finanzeinkünften  unter  dem  Namen 
Stooem  seien,  welche  ihr  Princip  lediglich  in  der  binan/bevorrecbtun^  suehen  und 
dort  anch,  beding» n^rswcise.  tindrii  können".  (Y'^\.  oben  S.  21 1.)  —  Im  Text  handelt 
es  sich,  was  Umpfenbach  nicht  verstaiidca  hat,  hier  natürlich  gar  nicht  um  die  Steuer- 
politische  Benrthellanir.  sondern  nnr  um  die  begrilflicho  Cfaincteliäirattg  „reeller'' 
und  ^ominellei^  VermOgenssteuein. 

Steuerquelle  ist  derjenige  Guter-  bes.  Wertbbetrag,  aua  dem 
die  Steuer  reell  entrichtet  (gezahlt,  getragen),  BemesBUogs* 
grnndlage  dagegen  die  Thatsache  bez.  das  Object,  nach  welchem 
die  Steuer  umgelegt  wird. 

Stcuenjnello  und  Renn ^Mirig:>grnndlaee  können  identisch  sein,  dnd  dies  aber 
nicht  nothwendi^.  Et>t  r>  s  i^t  /.  B.  der  Fall  bei  der  gewöhnlichen  Einkommen >tcu er, 
wogegen  bei  den  tlblichcn  Vermögenssteuern  zwar  das  Vermögen,  bei  den  Verbrauchs- 
steuern der  Verbrauch  die  Bemessuugsgrundiago,  aber  das  Einkommen  die  Steuer- 
qnelle  ist. 

Ausdrücke  wie  „Vermögenssteuer",  „Kapitalßteuer" 

haben  dalicr  eine  wol)]  zu  unterscheidcude  D op pelbedeutung:  sie 
können  ebensowohl  Steuern  bezeichnen,  bei  deucu  das  V'^eimögeu, 
das  Kapital  die  Steuerquelle,  als  bei  denen  es  nur  die  Bemessungs- 
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grnndlage  ist.    Meistens  bedeuten  sie  letzteres,  d.  b.  es  handelt 
sich  uDi  nominelle  (scheinbare)  Vermögens-  und  KapitalsteuLtn, 
die  nur  nach  dem  Vermögen  aufgelegt,  aber  in  AViiklitlikeit  Ein- 
kommensteuern sind.    Im  Luterschied  davon  lässt  «ich  eine  Ver- 
mögens- oder  Kapitalssteuer  der  erbten  Art       eine  eigentliche  , 
(wahre,  reelle)  bezeichnen,  die  wirklich  aus  dem  Vermögen  \ 
einer  Person  u.  s.  w.  entrichtet  wird,  dasselbe  vermindert,  was  : 
in  der  Regel  von  der  Erbschaftssteuer,  mitunter  von  einer  höheren  1 
Besitzwechselabgabe  gelten  wird.  ' 

üb  eine  nomiucllc  Vcrinögcnsstcner  zn  einer  reellen  oder  eine  Einlcommensteuer 
zu  einer  eigentUclicn  Vcrmdgenssteucr  wird.  hUngt  Afters  von  der  speciellen  Art 
der  Steaer  und  toü  der  Erliebangsart  (z.  B.  Erbscbaftssteueru ,  Resitzwechsel- 
abpaljcii).  foriif^r  namentlich  von  der  HClif  des  Steuer^a'zes  ab.  Filr  die  richtige  end- 
giitiee  Kobricirung  einer  solchen  Steuer  int  die  thatsuc bliche  Wirkung,  nicht 
die  Yoraassicht  oder  Absiebt  des  OeseU^eben  meaasgebond. 

Mehrfach  ist  hier  sodann  auch  wieder  die  Scheidung  de^ 

volks-j  und  des  einzel-,  bez.  privatwirthschal'tlicben  .SinndpuucU 

znr  richtigen  Beurtheilung  des  Wesens  von  Steuern  gleichen  Namens 

geboten,  so  besonders  bei  den  Vermögens-  und  Kapitalsteuern :  die 

Begriffe    reelle"  Verm<>c:en88tcuer  im  v(dks-  und  im  einzelwirth- 

schai'tlic'hen  Sinne  decken  sich  nicht  nothweudig. 

Eine  solche  Steuer  kann  z.  B.  cinzel-  oder  pri?atwirth3cliaftlich  vielleicht  eine 
reelle  Vermögensstener  sein,  indem  sie  aas  dem  YennOgen  einer  Peräoa  entrichtet 
wild:  8D  die  meisten  Erbschaftssteuern,  manche,  besonders  sehr  hohe  Besitzwecbsel- 
abgaben  z.  B.  hei  Verküofen  von  Rrundcigenthuin ,  aber  liberhaiijit  ein«-  j-'do  Steuer, 
welche  thataachlirli  im  einzelnen  Fall  aus  dein  Veruiögcii,  uicht  uus  dont  Euikommeo 
einer  Peitwa  entrichtet  w  ir  i.  wie  doch  mitunt(  r  auch  die  Einkommensteuer.  die-Ver- 
brauchssteueT.  Damit  ist  di -sc  Stein  r  aber  noch  nicht  noihwendig  eine  eigentliche 
Yermögenstiteuer  im  volkswirthschaliiichen  Sinne,  welche  zugleich  das  gesammte 
TelksremaireB  remiDdert.  Sie  flbeitrigt  rielmehr  möglicher  Weise  nor  YennAireR 
von  einer  Winhschaft  an  andere,  direct  oder  indirect.  So  kann  veaigsteiis  die  Wir- 
kung von  Erbschaftüsteueni  sein,  wenn  itir  Ertrag  dem  Staat  oder  der  Gemoinile  zu 
Kapitalanlagen  dient  oder  tUgemeio.  wenn  dne  solche  oder  ibniiehe  Steuer  nur  zar 
Erleichterung  der  Steuerlast  Dritter,  z.  B.  Acrmerer,  führt  und  von  diesen  yerh&ltniss- 
m^ig  mehr  eigenes  Kapital  erspart  wird.  Die  stcuorpoUtischo  BeurtheUung  auch 
Tolkswirthscbailtlii^er  und  bloss  einzelwirthschaftlichor  VermOgensstenem  ist  demnach 
nielit  dieselbe. 

§.  90.       C.  Verschiedene  technische  Anadrtteke 
und  Begriffe  des  Stenerwesens. 

Ein  Gegrastand  7en  besonderer  Bedentang  für  die  Feststellung  der  Gmndlagen 

und  fmr  die  DarchfUbrung  der  Besteuerung,  daher  im  Kapitel  6  mten,  von  derSMVer^ 
Verwaltung,  Nfthercs.    An  dieser  Stelle  nur  Terminologisches. 

Hier  werden  folgende  AusdrUeke  und  Begriffe  des  Steuerrechts 
erörtert  nnd  festgestellt:  Steaersnbj ect  und  -Object,  Steuer- 
zahler und  -Träger,  Stenereinbeit  und  -Satz,  Ein- 
steuerungsYerfahreni  Steuerkataster,  -Rollen  (-Listen), 
•Tarife,  Repartitions-  tind  Qaotitätsprincip. 
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i^tenersubjeot  oder  Steaerpfliohtiger  ist  diejenige 
Person,  von  welche  reehtlieh  die  Steuer  za  zahlen  ist  Im 
Gegensatz  daza  ist  Stenerobject^  in  einem  dem  im  vorigen  |. 
erwähnten  ähnliclien,  aber  nicht  gleichen  Sinne,  der  Umstand, 

dessentwegen  die  bleuer  zu  zahlen  ist. 

Dieeer  „Dmatead**  ift  bei  reinen  Pomathteoen  (Kopf-,  FanlUenstoiietn^  wd«b6 

anmittelbar  auf  Personen  güt^  oder  nach  diesen  umgelegt  werden,  die  Person, 
dif!  Fainilio  selbst,  so  dass  bisw.  ilon  Steuorstibject  und  Steuerobject  dieselbe  Person 
sein  kann.  Vorncmlich  bt  das  Steuerobject  aber  eine  Sache,  ein  Ökonomisches 
YerhiltBiss,  z.  B.  das  Haus,  das  Grundstück,  der  Hand,  die  und  die  einzelne 
Waare,  der  Gcverbebetricb,  der  „Einkommeobezag** ,  der  ^VonaOgeMbaaiU**,  das 
Kochtsgeschan,  die  Urkunde. 

Steuerzahler  int  der,  welcher  als  JSteiicrsnbject  die  Steuer 
zuerst  entrichtet  oder  auslegt,  ako  im  ^unualfall  der  Geld- 
stener  sie  aus  seiner  Kasse,  Steuerträger  der,  welcher  sie  end- 
giltig  aus  seinem  Einkommen  oder  Vermögen  bestreitet. 

Steuerzahler  and  Steuerträger  können  identisch  sein  und  sollen  da»  mitunter 
Bteh  der  Absicht  oder  wenigsteoe  umIi  der  Vonaflsicht  dee  Gesetzgebers,  wie  bd 

den  unten  zu  erwrUuiendtm  sogenannten  ,,ilirccten"  Steuern  —  in  dem  einen 
(ersten)  Sinne  dieses  Aosdraoks  (§,  97)  —  auch  sein.  Sie  können  and  sollen  creuta^ 
•ber  tQch  veiscbleden  sefn,  wie  bei  den  sogenumten  „Isdlreeten**  Stevero.  — 

auch  dies  Wort  in  dem  einen  (ersten)  möiilichen  Sinne  '§.  97)  genommen.  Ver- 
kchrsTorgängc,  welche  man  als  „Ueberwülzung"  zusammenfasst.  bewirken,  da&> 
vielfach  der  Steaerträger  ein  anderer  ab  der  Steuerzahler  wird  (§.  141  ff.). 

Steuer einheit  ist  das  einzelne  Stenerobjeet  nach  Zahl, 
Maas 8,  Gewicht  u.  s.  w.  bestimmt,  nach  welchem  die  Stener 

bemessen  wird;  bei  Steuere bjecten,  deren  Werth  in ';(Teldbctia^^cn 
iiusgedrUckt  wird,  der  Geld-Einbeitsbetra«;',  nach  welcbem  die  Steuer 
berechnet,  namentlich  als  (^uote  (z.  ß.  iu  Procenten)  angesetzt  wird. 

Z.  B.  der  „Kopf",  oder  der  „männliche  Kopf",  oder  der  „Kopf  des  und  des 
Alters",  oder  die  „Familie",  wonach  Kopf-  und  Familiensteuern ;  „ein"  Gf werbe* 
betrieb,  „ein  Hunden"  Ertrag  Ton  Grunditueken,  H  uj^^  rn,  Gewerben,  rom  Einkommen, 
fom  VermCgenüwerth,  nach  welchen  Ertrag»-,  Einkummeu-,  Vermögenssteueru ;  „ein 
Eimer",  „ein  Hectoliter"  Maische,  nach  dem  Branntweinsteuern;  „ein  Centner"  Ge- 
wicht, nach  dem  Zölle  und  Accisen;  „ein"  Contract,  Vollmacht,  Urkunde  Hundert" 
der  Qeldsamme  eines  Kechtsgcscbftfts,  einer  Urkunde,  einer  Erbscbatt,  wonach  Ver- 
kehnstenen  in  Stempdfoiu,  Beflslembgtben.  Erbtcbntesteiieni  bemesBen  weiden. 

Stenersatz  ist  dann  der  Betrag,  welcher  yon  der  Steuereinheit 
als  Stener  erhoben  wird. 

Z.  B.  2  Rubel  rom  Kopf,  4  vom  Hundert  des  Hansertrags,  3  rom  Hondeft  dei 
Einkommens,  ]  Thalor  von  einer  Vollmacht,  20  Mark  vom  Centner  KaSce  u.  8.  w., 
l  7«  v^om  Werth  eines  durch  Verkauf  den  EigentbUiDcr  wecbseindon  Grundstfloks. 

Mit  den  Begriff  des  Steuersatzes  ist  eigentüdi  der  des  Stener fnsses  urleich* 
bedeutend.  Doch  wird  lot/.tor.-r  Auadrutk  auch  wohl  auf  die  Fälle  bo>ohränkt,  wo 
die  Steuereinheit  in  einem  (i  cid  betrag,  wie  bei  Einkommen-,  allgemeinen  Ver- 
mögens*, den  mdsten  £nr;lgs^teuern,  weh  vielen  Verkebnsteaem  besteht,  im  Unter- 
schied ron  aen  Fällen,  wo  die  Steuereinheit  eine  Person  selbst  oder  ein  Geschifis- 
betnVK  oder  eine  Sache  ist  nod  wo  man  dann  nur  rom  Steuersatz  spricht. 

Einsteuertingsverfahren  („Steneryeranlagnng'*)  ist  das 
administratir-teehniscbe  Vertahren  (der  Steaerverwaltnago- 
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Organe)  znr  Feststellung  der  gesetzlichen  Grundlagen 
der  Steuer  im  coucreten  Talle,  daher  zur  Ermittelung 
der  concreten  Steuersubjeete,  Objecte,  -Einheiten  und  der  J'hat 
Sachen^  nach  denen  die  individuellen  Steuerschuldigkeiteu  alädanu 
festgestellt  werden.  Dies  V  erfahren  gestaltet  sieb  nach  den  Gat- 
tungen, Arten,  Unterarten  und  einzelnen  Stenern  vielfach  verschieden, 
vorneralicb  nach  den  beiden  Gattungen  der  „directen"  nnd 
„indirecten"  Stmorn,  diese  Ausdrticke  hier  in  einem  anderen 
als  dem  obigen,  nemlieb  im  admin istrativ-tecbniscben  Sinne 
genonitiicii  (  t^.  J:>s  I, 

6tcncr  k  a  t  a  s  t  er  (Steuerbücher)  nennt  man  bei  den  sogenann- 
ten directen  Steuern  im  letzterwähnten  Sinne,  insbesondere  bei 
den  sogenannten  Real  steuern  des  Ertragssteuersystems  die  amt- 
lichen Sammlungen  der  Tbatsaohen  zur  Feststellnng  der  Steuer* 
snbjecte  nnd  -objecte  sowie  zur  Ermittlung  der  individaellen  Steuer* 
Schuldigkeiten  der  einzelDen  Steoerpflichtigen,  oder  kurz:  die  Ver- 
zeicbniHse  der  amtlich  gesammelten  und  geordneten  Thataachen 
dea  EinateiterongaTerfabrena. 

So  spricht  man  namentlich  von  Grond-,  Gebftude-,  Geverbesteaer- Kataster,  aber 
auch  von  Leibzins-,  Luxusäteaerkataster.  Bei  Pcrsonalsteaem  werden  nicht  so  nm- 
fahsonde  Vorbereitungen  gcüraucht,  mau  kann  unmittelbarer  Stcucrrullen  enift'erfeu, 
aber  I  r  BeKritf  des  Stenerkataster»  fehlt  auch  hier  nicht  (Einkommen-,  VcrmOgcDS-, 
Kopf-,  Familien-,  Herdateuern).  Boachtensw  rtli  ist.  dass  selbst  bei  gewissen  indirectcn 
Verbraachssteuern,  nemlich  bei  denjenigen,  wulche  sich  an  den  Produciionsbetheb 
efiiM  loUiidischen  UntenehmeDd  ImQpfeD,  roD  ScaaattatastiiTn  ta  TBden  iat,  s.  B.  bei 
der  Salz^  ]Mer-,  Branntireiii-,  Zucket-,  Tabaksteiier. 

StenerroUen  oder  Stenerliaten  (Heberollen)  aind  die 
namenawetaen  amtlieben  Verseiebniaae  der  Steneraabjeete  mit 
Angabe  dea  acbnldigen  Stenerbetraga  einea  Jeden. 

Sie  kemmea  spedell  bei  den  logenaiuiteii  difeeten  Steaern  (im  edminietntfreii 

Sinne)  ror,  ergeben  sich  bei  ihnen  als  Auszüge  ans  den  Katastern,  weiden  eber 
Micli  wohl  selbständig,  z  B.  für  Kopf-,  Einkumnicnsteuern  aufgestellt. 

Stcuertarife  sind  die  amtlichen  Verzeichnisse  der  Steuerein- 
heiten und  Steuersätze  immer  je  für  eine  Reihe  einzelner  Öteuer- 
objecte,  welche  zu  einer  bestimmten  Steuergattnng  gehören.  Sie 
finden  aicb  vomemlich,  doch  nicht  anaachlieaalich  bei  den  ao- 
genannten  indireeten  Verbranebaatenem,  im  genannten  zweiten 
Wortsinn. 

So  die  Zolltarife,  mit  der  Gliederung?  in  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhrtarif;  die 
städtischen  Tborsteuertarife;  die,  meistens  aus  wenigen  Posten  bestehenden,  Tarife 
innerer,  beim  Prodecenten  ao^relegter  Verbraaebssteafni;  die  Tarife  der  in 
Monopolform  erhobonon  VcTbrauch8^te^e^l;  die  Verke  Ii  rssteuertarifo;  die  Stempel- 
(nrife;  aber  auch  die  Tarife  der  ^directen"  Gebrauchs-,  Genu^8-,  der  Luxussteaem. 
Diese  Sienerlnrife  flndea  ihr  Analogen  in  den  ,,Gebttbrent»iifen*%  welclie,  naeb  dem 
Krtthenii,  ««er  UBeiindei,  bei  einer  fewiMen  Einiiobtong«  HAhe  der  BUm,  In 
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„Steuertarif«!'*  flbergehen  kOnoen,  x.  B.  fbr  Leittangw  d«r  Pm(,  Telognylrie,  d«T 
Uericht»-  and  VenraltttogtbehOrden  q.  s.  v. 

Repartitions-  (CootiiigeDtinuigs-,  Vertbeilangs-,  Aiif- 
\  theilnngs-,  Umleguugs  )  und  Quotitftts  -  (Procent-)  prinoip  bezeich- 
nen zwei  verschiedene  Methoden  znr  FestBteUang  des  St  e  n  e  r  s  a  tz  e  s 
für  die  Stenereinheit  und  fttr  die  Bildung  der  Gesammt- 
steverschnldigheit,  daher  des  Gesammtertrags  aller  Steuer- 
einbeiten.  Danach  sind  die  Stenern  Repartitiona-  oder  Qaotitttts* 
»teuero.  Beim  Repartitionsprincip  stellt  man  zuerst  den 
Gesam  in  t  betrag  des  Ertrags  fest,  wcleher  durch  eine  Steuer 
(oder  Steuer^attUDg)  aufgebracht  werden  soll,  und  vertheilt  denselben 
dann  von  Oben  nach  Unten  nach  den  ircsetzliehen  Normen  für 
die  iSteuerBubjeeto  und  Steuerobjecte,  bi>  ni.m  sehliestjlich  zum  ein- 
zelnen Subjeet,  Object  uud  zur  Steuereiüheit  gelangt.  Für  letztere 
ergieltt  >u  !i  der  Steuersatz  erst  am  iSchlusR  des  Verfahrens:  bei 
gleicher  kSteuerhiuijnn'  ist  er  hüher  bei  kleinerer,  niedriger  bei 
grösserer  Zahl  der  Mriu  i  rinlieiten.  Umgekehrt  verfährt  man  beim 
Q  n  o ti  t H  t s  p  r  i n  c  i p :  nian  stellt  z  u  n  ii  c  h s  t  den  Steuersatz  lllr  die 
Steuereinheit  fest,  und  veranlagt  dann  nach  diesem  8at/.e,  von  Unten 
nach  üben,  alle  Steuereinheiten,  Objecte,  Sabjecte,  findet  also  erst 
am  Ende  des  Verfahrens  die  Höhe  der  Steuersumme. 

Die  indirectcu  Verbrauchs-,  tlio  Verkclii-ä-,  Stempolüleutiru,  Erbscbafis-«  Lazua» 
steuern  sind  regelioHssig;  Quotitäts>teucni,  docli  knriü.  /.  B.  mittelst  BiMnnjr  vof»  (j>»- 
samintsteuereicliuldigkcitcii  (wie  bei  Geträuke-,  Braniitweiix-,  Zuckcritcueru),  und  aclhsi 
mittelst  Vorschrift  zur  Abnahme  eines  bestimmten  Qauitnms  eioes  VerbraucbsäteiH^f 
Artikels  (wie  eheioalä  öfters  bei  dem  sogcuannten  Sal/zvang,  Salzconsoription,  Fin.  III, 
§.  44«  49,  63;  bei  cinzeiuea  rci-äoaeo  i,FamiUeuj,  auch  boi  den  genannten  bteuer- 
^ttungeu  Repartltion  voikommon.  Dlo  üblichen  „directen**  Stenern,  Schatznnipea, 
Personal-,  Kopf-.  Vermögens-,  Einkommen-,  Ertragssteuera  gestatten  die  Anwendung 
beider  Principion.  Im  ebemalijreu  Btändittchen  t^atrimoniaLitaate  und  in  Staaten,  in 
welchen  die  AtitoDömie  der  Landesthelle  noch  nicht  vSUift  der  modernen  Staatseinheit 
Centralisation  gewichen  ist,  daher  vielfach  bis  zum  Anfang  Jos  19.  Jahrhunderts, 
war  das  Kopartitiuiiüprincip  in  den  „Steuercontingentcn"  der  Stände,  der  ..Länder*', 
Provinzen,  Städte  sehr  allgemein  verbreitet.  In  der  neueren  and  neuesten  Zeit  ist 
auch  die  dirccto  Besteuerung  Uberviegend  Qoetitätssteuer.  Doch  fehlt  es  nicht  an 
wichtigen  Beispielen  d-r  Kepartitions»t»^Uf'ni ,  so  in  Frankreich  dia  drei  grossen 
directen  (austser  der  Pateutsteuer,  welciiu  Quutiiut:»steuer  ist,  Fin.  III,  17U,  IbÜ).  in 
Prenssen  diu  Grundsteuer,  eine  Zeitlang  die  Classenstcuer  (1873~&.S),  in  einem 
Punctfi  d\p  fi'ewerbestfMier  (BiMiiiif^  von  ..StruLnicsrllschafton"),  in  Oesterreich  jetzt 
auch  die  Orundsteucr.  Die  Beurtlieiluog  beider  Pnucipion  erfolgt  im  5.  ii«|tttel  von 
der  Stenerverwnttaog. 

§.  91.  —  D.  Steuersystem  und  Eintheilung  der 
Stenern. 

Mit  ersterem  Ausdruck  bezeichnet  man  in  Theorie,  Geschichte 
and  Praxis  die  Gesammtheit  der  Stenerarten  und  einzelner  Steuern^ 
welehe  zu  eiaeni  Gänsen  verbunden  unter  m^Uchater  Bertteksich- 
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tigimg  der  obersten  BestenernngogmiidsätBe  die  Deckung;  des 
Finanzbedarfs,  beziebnDgsweise  der  toh  leteterem  anf  die  Bestene« 
rang  fallenden  Qoote  ermöglieben. 

streng  genommen  ist  der  Aasdruck  „Steaeisystem"  bei  der  Anwendung  auf  die* 
geaeliiclitlidieik  und  die  in  der  Praxis  bestobenden  Besteuerungen  freilich  ein  starker 
Eaphemismos.  wci!  ref^^elniilssig  Zufall  und  Willkür  auf  die  Bildung  des  Systems" 
erheblich,  oft  cntät  iK^idcnd  eingewirkt  Laben  uud  die  Berücksichtigung  der  obersten 
Steucrprincipien  gcw  öhidich  nicht  im  „möglichstea**  Omfiui|f  8tattg«ninden  hat.  Auch 
die  ,^ysieme"  der  Theorie  verdienen  diesen  Namen  meist  nnr  in  diipeschrünktem 
Maasse.  Näheres  im  4.  Kapital.  —  Im  Obigen  ist  nur  ein  ,4-cin  tinanzieilcs*'  Steuer- 
system, mit  dem  Zweck  der  Bedarftdeelratig,  gekennzeiöbnet.  Weon  man  den  frQber 
erörterten  zweiten  Zweck  der  Bestencrang,  den  socialpolitischen  (§.  S2)  mit 
bezttcksichtigt,  so  wQrde  in  der  Begrütsbestiramang  des  ,^teaersy8temt>"  noch  der 
Znaals  erferaerHeft  sein:  ««miC  der  Tendens«  durch  die  Aaswabl  nnd  Qebtaltang  der 
rerbnndonen  Stenern  die  beabsichtiirle  ,.,,sociaIpolitisclic""  Einwirkung-  der  letzteren 
auf  die  Yertheilung  des  Volkseinkommens  und  Vermögens  unter  den  Einzelwirth- 
schaften  und  auf  die  Yenrendangsurt  dee  Einzeloinkommens  und  Vermögens  herbei- 

Die  einseinen  Stenern  bilden  nach  gewissen  gemeinsamen 
Merkmalen  Stenerarten  oder  -  Gattungen.  Man  kann  fftr  die 
bezügliche  Classification  yier  Eintbeilangsprincipien  benntzen: 
nach  der  verschiedenen  Stenerqnelle,  der  verschiedenen  ße- 

measiingsgrundlagc,  der  verschiedenen  gewollten  oder  geumlli- 
maas.sten  Einwirkung  aut  die  Steuerzahler,  dein  verschie- 
denen administrativ-technischen  Verfahren  der  Veran- 
lagung und  Erhebung  der  Steuern.  Nach  den  beiden  letzten 
Eintheilnngsprinclpien  erhält  man  in  einem  doppelten,  zwar 
verwandten,  aber  doch  verschiedenen  Sinne  und  dann  auch  in  ver- 
schiedenem Umfang,  die  beiden  grossen  Kategorieen  der  „di- 
recteii"  und  „indirecten"  Steuern. 

S.  nnten  §.  97  ff.  Ich  weiche  hier  von  der  ersten  Auflage  (§.  332,  338,  3SS> 
ab,  indem  ich  nicht  wtLr  bloss,  wie  frUUcr  Kau  und  viele  Tlieoretikcr,  „uach  dcv 
Erhebongsart  oder  nach  dem  Verfahren,  welches  man  anwendet,  um  von  den  zu  be- 
steoerndeu  Pfirsonen  die  Stt  uer  wirklich  zu  erlangen",  -iaher  im  Wesentlichen  nach 
dem  Ueberwäizungsmoment  (§.  3S8),  directc  und  indirecte  Steuern  unterscheide, 
sondern,  unter  Festhaltting  dieser  ünterscheidang,  ausserdem  noch  in  einem 
zweiten  Sinne,  dem  adrnini:?trativ-technischen  („practischcn"),  die  Unterscheidung 
mache.  Hierin  liegt  im  Ganzen  die  Zastimmung  zu  Neu  mann,  der  aber  mit  Unrecht 
die  sveite  Untenchetdnng  allein  fesdüttt 

1.  Nach  der  (einzelwirthschaftlichen)  Steuerquelle  sind 
(„reelle")  Vermögens-  und  K apita Utcuern  von  Einkommen- 
steuern zu  unterscheiden.  Die  ersteren  werden  aus  dem  Ver- 
mögen oder  Kapital  (§.  89),  die  anderen  aus  dem  Einkommen 
definitiv  entrichtet. 

Zu  letzteren  gehörcm,  wenigstens  nach  ihrer  regelmässig  aUcin  beabsichtigten 
und  gewOhnlick  anch  allein  eintretenden  Wirkung,  aosier  den  den  Namen  £lnlnnnmen- 

Bteoem  AUirenden  Steuern  auch  die  unten  erwcihntcn  sogenannten  Ertrags-,  die  Ver» 
brauchs'  und  viele  Ycrkehrsstcnern,  wie  nicht  minder  die  Mi^omineiien"  VecmOgena" 
Wagner,  FioanzwiMontdiAft  IL  2.  AnQ.  10 
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steuern,  während  Erbschafiasleaeni,  wl«  schon  oben  benezfcf,  wohl  neiflteiM  TeflDe 

(eiwclwirtlisoliaftliche)  Vennögensstcucrn  sind. 

Die  im  folgenden  Paragraphen  dargelegte  Eintheilung  der  V^ermögcas-  oad  Kapital- 
Bteaen  nach  dorn  OnpriiDg  und  JJmkng  der  bestenerlen  Weithbetrigo  lint  sieh  aneti 
auf  die  eigen  t liehen  YermOgenastetiern,  bei  denen  das  YennflgOD  die  Stenerqn eile 

ist,  anwenden. 

§.  92.  —  2.  Nach  der  BemessuDgsgrand läge  sind  ver- 
schiedene Eintheilnogen  der  Stenern  mdglichi  insbesondere:  a)  Ver- 
mOgens- (Kapital)  und  Ein  komme  nsteueni;  b)£rwerb8>y 
Besitz-  and  Gebrauchsstenem;  c)  Personal-  und  Real- 
Stenern;  d)  Sehatznngen  nnd  Verbranchs steuern;  e)  all- 
gemeine oder  eigentliche  Ertrags-,  Verkehrs-  (d.  i. 
speciellc  Ertrags-)  und  Einkommensteuern.  Mehrfach  sind 
diese  Eintheilnngen  mit  einander  zn  combiniren  oder  gehen  selbst 
in  einander  ttber. 

a)  Vermögens*  nnd  Einkommenstenern. 

Die  hierhergehOrigen  Vermdgensstenem  sind  die  nominellen. 
Bei  ihnen  dient  der  Besitz  (Eigenthnm)  einer  Person  an  Werth- 
objeeten  als  Bemessnngsgmndlage  der  Bestenemng :  insofern  gehören 
sie  anch  zn  den  im  nttehsten  Paragraphen  genannten  ^esitzstenem. 
Einkommenstenem  im  gegensätzlichen  Sinne  zn  diesen  Vermögens- 
Stenern  sind  dann  solehe  Stenern,  bei  denen  des  irgend  wie  er- 
mittelte Einkommen  (der  Erwerb)  oder  Thatsachen ,  ans  welchen 
anf  das  Einkommen  rtickgeschlossen  wird,  dieBemessnngsgi  uDdlage 
bilden.  Hier  handelt  es  sich  daher  wesentlich  nm  die  im  nllchsten 
Paragraphen  besprochenen  Erwerbs-  nnd  Gebrancbsstenem. 

Je  nach  dem  Ursprung  der  bczugitclicn  Werthbetrtige  und  nach  dem  Umfang 
<lor  Bestoaeinnif  ergiebt  sich  Air  die  (nonlnelJeD)  VennOfenmIeQeni  veiter  folgende 

£inthcilung : 

c()  Nach  dem  Ursprung  dus  Besitzes  kann  die  Steuer  sich  richten,  einmal 
nach  dem  „normalen**  Werthbotrag,  den  eine  Person  aus  ihrem  selbst  onroib«Mn 
Einkommen  in  ihrem  Vermögens-  ho?.  Kapitalhcsitz  nnl  ':;(e*';  oder  zweitens 
allein  oder  mit  nach  demjenigen  Werthbetrag,  der  zu  diesem  Besitz  ohne  ihre 
persönliche  Leistting  „znfKllig  *  hinzngewaehsen  ist.  Im  letzteren  Fall  ent» 
-stehen  S(i'Uorn 

aa)  auf  den  Werthzuwachs  aus  „Conjiinclurcngcwinuston''  ^(irnndeigenthum  !\ 
sowie  aas  reinen  Spieigewlnnsten  (Lotterie), 

hb)  auf  den  Anfall  an-,  r,rb>(  haft,  Legat,  (ieschonk. 
ft)  Nach  dorn  Umfang  sind  zu  unterscheiden: 

aa)  Allgemeine  VermOgensstenem,  welche  das  gosaramte,  wie  immer  ho- 
schadene  V<'rmögcn  einer  Person  (Gebrauohsvermfigen ,  insbesondere  Nutzrermilgen, 
wie  Grundrcrm(>Kcn  und  Kapital,  luiinobil-  wie  Mobilvcrmögcnl  trelTen,  und 

bb)  partielle  Vermögenssteuern,  welche  eine  bestimmte  Kategorie  des 
Vermögens  einer  Person  oder  selbst  nur  Tb  eile  einer  solchen  Kategorie,  x.  B.  nur 
das  Kapital  odi  r  mir  das  Nutzvernv" ^tph ,  r>"f  'l  »--  Immobil-  oder  nur  .las  Mobilv»  r- 
mögen  otici  auch  bloss  j^ewisse  ncstandthcjlc  jeder  dieser  Gattungen  bela&tvu.  Einzelne 
•der  sogenannten  Liixusstcaern ,  z.  R.  anf  den  Besitz  ron  Wngcn.  Gold-  und  SiUier» 
ueschirr  und  dgl.  sind  Beispiele  von  solchen  ganz  specicllen  partiellen  Vermögens- 
steuern. 
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§.  93.  —  b)  Erwerbs*,  Besits- und  Gebrauehsstenern. 

Diese  EiDtheilaof  der  genmmteB  Stenern  wifd  «asereai  Stenenyatem  uiton  in 

4.  Kapitel  zu  (irmiir.  geloggt  und  deshalb  in  der  spStcren  Cntersuchanff  über  die 
fijMnzwiaaeaschaltliclic  Bildaag  des  Steaersystcms  genauer  erörtert  werden.  Sie  ist 
in  dieaer  WeiM  nogetrOluiUch,  mOchta  aber  iUr  die  Fngen  des  Stenenntam  Na- 
tion den?  pass.'  nd  ietn.  langst  hat  0.  CoJiB  in  Minw  FliiMknriiMiiadiaft  (§.  812)  da 

ao^euomiucn. 

Anch  diese  Uuterscheidiing  ist  eine  solche  nach  der  Be- 
raessuDgsgrundlage.  Erwerbs  steuern  in  diesem  ullge- 
meinsten  Sinne  —  im  engeren  Sinne  kommt  der  Ausdruck 
luehrlacb  in  Theorie  und  Praxis  vor,  z.  B.  fUr  vcrfill,c:eiiicinerte  Ge- 
werbesteuern, Einkommensteuern  —  sind  Stciicrn,  welche  das  Ein- 
kommen und  Vermögen  eines  zu  Besteuernden  im  Erwerb,  d.  h. 
iü  der  techDiseh- ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehong  bei 
ihm,  als  „sein"  Einkommen  oder  Vermögen,  aufsuchen.  Besits- 
steoern  sind  di^eoigeiii  welche  das  Einkommen  oder  Vermt^gen 
des  EinzelneD  in  dessen  Besitz  verfolgen.  GebrauchBatenem 
sind  Stenern,  welche  sich  an  den  Gebrauch  von  Einkommen  oder 
Vermögen  oder  Theileu  davon  ankntt{»feny  daher  im  arbcitstheUigen 
Verkehr  regelmässig  bei  der  Verausgabung  von  Einkommen, 
bes.  beim  „Verbranch"  und  bei  der  Benntsnng  von  Ver- 
m?}gen8objecten  Seitens  einer  Person  vorkommen.  Praetiseh  and 
tbeoretiseh  am  Wiehligsten  ist  die  erste  und  dritte  Gattung. 

«r)  Die  Erwerbssteaem  serfoUen  in  diigenigen  anf  den  be- 
rnfsm&sslgen  Eiwerb,  anf  den  Erwerb  dnieb  einselne  Aete 
oder  Beebtsgesohftfte  nnd  aof  den  Erwerb  dnieh  Anfall 
(wie  Erbsebaft,  Gesehenk)  nnd  dnrcb  Werth sn wachs  ohne 
eigene  wirthsehaftliebe  Leistung  des  Erwerbers,  ans  GoiynnotQren- 
gewinn. 

aa)  Die  Steaera  auf  den  bera&mässigen  Erwerb  sind  wieder  entweder  S  a  bj  c  <■  t  • 
öder  ( >  1) j c (•  tstcnern.  Jene  Icniipfen  sioli  an  die  Person  d>^  Envcrbor--  welcb«; 
Eiokouuuen ,  Ertrage,  Vermugen  in  »ich  als  in  der  KecliU>pürsöiüi('bkcit  zusuuimoa- 
£u8t.  Dabin  gehören  nmiMitUeli  Kopf-«  I  auülien-,  Herd-,  allgemeine  Yenii0g«iu*, 
besonders  die  nominellen  sogenannten  „Einkouimensteucrn".  Die  Obj  ect Stenern 
halten  sich  an  die  Ertr&gc  gebenden  oder  doch  Ertragsfähigkoit  besitzenden 
Objecto  als  solche,  onoe  nähere  RQcksicht  auf  die  di«  Ertrlge  mit  bewiifcende 
ond  sie  beziehende  Pnrson  Solche  Steuern  sind  dio  nntnn  genannten  „Ertrags- 
steoern''.  Diese  Sabject-  nnd  Ot^jectsteuern  bilden  einen  üanpttheil  der  in  §.  95 
be^troehenen  flofenanntan  „Scbatsongen**,  und,  vagao  iliier  llbilGlian,  übrigens 
niclit  allein  vorlcommendcn  Erhchnngsrurin ,  der  sogenaaiiCan  Mdiractan**  Steaarn  ia 
den  beiden  Bedcotangcn  dieses  Ausdrucks      97,  98). 

bb)  Dia  StaDarn  aaf  den  Ervarb  durah  alnzalna  Acte  oder  darch  die  be- 
züglichen Tvecbfsgescbriftf  in  Verk.-hr  kann  man  mit  Stein  (ührigens  nicht  ganz 
in  demselben  Umfang  und  nicht  mit  ganz  derselben  Begrtlndang  wie  er)  Yerkehrs- 
stenem  nennen  (s.  §.  29%  Sie  werden  flalflich,  wie  ^ewisBO  Gebflliren,  inStampal- 
form  erhoben,  denn  der  Stempel  ist  keine  Steuer.irt,  sondern  eine  Stinar-  und 
GebQhrcncrhebungsform  (§.  70),  vorbinden  sich  auch  öfters,  im  einzelnen  Fall 
vatrennbar,  mit  Gebühren,  wie  früher  gezeigt  wurde  (besonders  bei  gewissen  Gerichts- 

16* 
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gebOhraii  (§.  42),  sind  meist  ^«direete**  Stevern  in  dem  Daten  (§.  97)  genaniiteii 
ersten,  „indirecte"  in  dem  zweiton  Sinne  dieser  Ausdrücke  (§.  ns). 

cc)  Die  Sieaern  aut  deu  £r?rerb  durch  Anfall  und  dorcb  eiitea  rom  Betretieadeu 
s k e Bom ieeli  nkht  ^Terdieoten''  Werthsnwachs  sind  Stenern  «if  fipi elf  e v i tt a ste . 
auf  Erbschaften  nnd  ricsclienkö  und  auf  den  spcculafiv  erstrebten  oder  ganz 
zufälligen  Gonjunctareogewinu.  Die  betreil'eadeu  iiteoern  sind  gewöhalich  iheder 
directe  im  enten,  tndirecte  im  ziraten  Wertsinn. 

ß)  Die  Besitzsteuern  kdinuii  auch  als  Foimeo  der  vorher- 
gehenden Steuergattiing  voi  kuiuiueii. 

Es  geborcu  von  selbständigen  Steuern  dabin:  allgemeine  Vermögenssteuern, 
pftrtlelle  Vermögenssteuern  von  Katcgorieen  von  TeiinOgeDBobjecten  und 
Steuern  von  einzelnen  Objectcu  des  N u tz Vermögens,  wie  die  sogenannten  directen 
Luxusst^uem,  die  anderseits  wieder  Cicbraucbssteuern  sind.  Alle  dieäe  Steuern 
aind  geirj^hDlicli  directe  Stenern  in  beideriei  Sinn  nnd  snm  Theil  Schatznngen. 

/)  Die  Oebrauehssteneni  zerfallen  In  die  Verbranclis- 

steuem  von  einzelnen  sachlichen  Consumptibilien  und 

in  die  Stenern  von  Nutzunge  ii  des  X u t z Vermögens,  bez.  einzelner 
Objecte  desselben,  sowie  von  gewissen  persönlichen  GenUssen. 

Die  Vorbraucbssteuem  sind  beinahe  die  practisch  wichtigste  Stcuergattung;  der 
modernen  Staatsbesteuerung  geworden.  Sic  sind  ee«  welche  man  häufig  schlechtweg 
als  „indirecto"  Steuern  bezeichnet,  im  Allureineinen  nach  den  licuti^en  wirlhschaft- 
lichen  Verhältnissen  mit  Recht,  in  den  beiden  Bedeutungen  Uicaes  Ausdrucke,  jedoch 
mit  Anenalunen  (e.  S.  23S).  Sie  sind  den  Schntsnngen  gegenQber  zu  stellen.  Die 
Nutzungssteuern  sind  auch  Gebran  chssfeuern,  recclmässig  directe  flu  beiderlei 
Sinn).    Sie  erscheinen  zugleich  aln  Bcbitz^^tenern  und  als  Schätzungen. 

§.  94.  —  e)  Personal-  nnd  Keal  steuern. 

(()  Ganz  allgemein  genommen  bezeichnen  beide  Ausdrucke 
ungefähr  dasselbe  wie  die  im  vorigen  Paragraphen  erwähnten  Sub- 
ject-  und  Object steuern;  Personalstenern  sind  solche,  welche 
Bich  nach  persönlichen  Verbältnissen  der  Steuerpflichtigen  oder 
nach  Einkommen-  nnd  Verm^jgens Verhältnissen,  welche  in 
ihm  („sabjectiv")  zusammengcfasst  werden,  richten;  Real- 
Stenern  dligegen  solche,  welche  sich  an  die  vom  berechtigten  In- 
dividnnm  getrennt  betrachteten  (i^objectivirten^O  Ver- 
mag e  n  s  verhlUtnisse  anknüpfen. 

Pcrsonalsteuern  sind  dalu-r  die  Kopfhieticrii ,  die  Herd- .  Familienstcaern  (auch 
wohl  reine  Pcrsoualätcacrn  genannt,  weim  auf  Vcrmögeuslago»  Art«  Grösse  dos  Ein- 
kommens da1)ei  gar  Iteine  BUcltsidlit  genommen  wird).  Personalsteuem  in  diesem 
Sinne  sind  aber  auch  die  allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern,  welche 
nach  einer  auf  genereller  Abschätzung  oder  Selbstangabe  beruhenden  Bemessung 
des  gesammten  Einkommens  oder  Vermögens  einer  Person  aufgelegt  werden.  Real- 
stenem  dagegen  sind  Steuern,  welche,  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  persönlichen 
Verhältnisse  des  Eii;rii(|i-;mers.  auf  Vermögcusölij.  rte  ho  gelegt,  z.  B.  auf  den 

Grund  und  Buden.  <lic  'jin^t  Incn  Grundstücke,  diu  Gebäude,  uui  gewerbliche  Realitäten, 
Mif  TJwile  der  beweglichen  Prodttctionsmittel  (des  Knpitids),  des  NntsrennOgens  nnd 
nach  Anzahl,  Umfang,  Werth  u.  s,  w.  dieser  Objecte  bemessen  werden. 

ß)  In  verwandtem,  aber  etwas  speciellerem  und  noch  mehr 
änsserlichem  Sinne  nennt  man  auch  einige;  besondere  Steuern 
nemlieh  die  Qrnnd-  und  Hanssteaeri  mitunter  auoh  die  0ewerbe- 


Digitized  by  Google 


Eiotkeiliuig  der  SteuOTn. 


235 


Steuer  —  oder  diese,  soweit  sie  das  gewerbliche  Kapital,  uamcut- 
iich  das  in  Realitäten  angelegte,  betrifft  —  Realsteuern,  zum 
Unterschied  von  Lohn-,  Besfjid ungssteuern  und  den  verschie- 
denen I  (innen  der  Kiokommenäteaem,  als  den  Pars  onai steuern 
in  diesem  hinne. 

Diese,  ubrigdAS  nicht  feststehende  ood  EtäiS  die  Gev^beeteuer  als  ein  (iauzes 
»aclh  nkht  gam  lotreffiaiide  Tennuiolugiü  wiid  lu  A.  bei  den  etnxelneii  Sleneni  des  h«E^ 
nftdi  SU  erwümenden  (modernen)  Eitn^^loiMfaysteiDä  gel)raacht. 

§.  95.  —  d)  Sehatznngen  nod  Verbraachsfiteoem 
(s.  Bchon  §.  93). 

a)  Unter  dem  etwas  alterHiiliiiliclieny  im  heutigen  Sprach- 
gebrauch  selten  gewordenen,  aber  ganz  gnten  und  durch  l^einen 
anderen  Sammebamen  genügend  zu  ersetzenden  Namen  „Sc hatz- 
angen<<  liaon  man  mit  B an  (I,  f.  293)  diejenigen  Stenern  zu- 
sammenfassen, welche  bestimmten  einzelnen  Personen  anl- 
gelegt  werden  auf  Grund  bestimmter  feststehender  oder 
doch  binnen  Kurzem  wenig  wechselnder  Thatsaohen 
ihrer  IndiTidnellen  Lebens-,  Besitz-  nnd  Erwerbsyer- 
hUltnisse  und  der  in  diesen  Tbatsachen  sich  äussernden  Steuer- 
l'ähigkeit. 

Nach  Thafsachen  der  Lebensverhiltnisse  ergeben  sieh  allgemeine  oder  partielle 

Kopfsteuern  (z.  B.  bloss  für  die  mänuliche  oder  fUr  die  Be?OlküruDg  Uber  einem  ge- 
wissen Alter),  Familien-,  Herdsteaern ,  reine  Personalstenern.  Naoh  ThatSiirlien  des 
Bcaitzeä  odur  Erwerbs,  Eiokommenä  n.  s.  w,  werden  Schatzuntrcn  unter  dem  besonderen 
Namen  von  allgemeinen  aad  paitldlea  Vermögens-,  Kapital-.  Grund-,  ilaus-,  Gewerbe-, 
Leihzins-,  Ertrags-,  Einkommensteuern  aufgelegt.  Tu  vielen  der  letzteren  Fälle  knüpft 
die  B^tenerang  an  den  Process  des  Erweibä  oder  der  Gewinnung  des  Ein- 
kommens, der  ProductioD  des  einzelwiitluGbaftlichen  Reinertrags  an.  MitBaclnicht 
darauf  lassen  sich  Schätzungen  dieser  Art  auch  wohl  wie  in  §.  Erwerbs-  (allen- 
X&lls  auch  Productions-)  Steuero  nennen,  im  Gegensatz  zu  der  folgenden  Katesrorie. 

ß)  Verbrauchssteuern  (auch  V'erzehruugs-,  Coii^um- 
tions-,  Aufwands-,  Verwenduugs Stenern  genannt),  rirhtiger 
indessen  zunUchät  noch  allgemeiner  als  Gebrauchssteuern  zu  be- 
zeichueu,  sind  umgekehrt  Steuern,  welche  sich  an  den  Process  der 
Verwendung  oder  Benutzung  des  Einkomniens  (mitunter  auch 
des  Vermögens)  für  Zwecke  der  BedUrt'uissbet'riedigung,  im  arbeits- 
theiligen  Tausch-  und  Geld  verkehr  namentlich  an  die  Veraus- 
gabung des  Einkommens  knttpfen.  i^ie  treffen  daher  nicht  im 
Voraus  bestimmte  einzelne  Personen,  sondern  jeden  Beliebigen 
dann,  aber  auch  nur  dann,  wenn  er  eine  bestimmte  Verwendung 
oder  Benutzung  des  Einkommens  (Vermögens)  oder  eine  bestimmte 
Ausgabe  macht,  an  welehe  das  Gesetz  eine  Steuer  anschliesst. 

Wichtigere  Beispiele  sind:  die  Wohnungs-(MictL-) bteucr  des  Hauabewölmers, 
die  M^^aonten  Luxusäteuem  für  einen  Besitz  oder  für  eine  Einkommenvcrwenduug, 
▼dche  einen  sewisaen  gitacfen  oder  apatlea  Anfvaad  danrtetleu  (^Wageu-,  8chmod(% 
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Rvnd«-,  6«41enteii8teDeni  n.  dgi.  m.);  b«miiden  aber  die  im  eofarea  Sinne  pas6«id 

allein  sojfciiannten  Yorbrauchssteiii-ni  auf  Nahran^ä-  und  Genu.ssmittel  aller  Art, 
auch  aaf  Producüoiumittel,  wie  Hob-  otid  Hilfsstoffe  zar  Verarbeituag,  auf  Artikel 
fUir  hOhece,  selbst  filr  geistifte  Bedürfnisse.  Zu  diesen  Vorbrauchssteucm  gebOrea  so- 
wohl „innere",  auf  im  Inland  erzeugte  Artikel,  als  solche  ia  Form  ron  Einfalir- 
Zöllen,  auf  eingeführte  Waaren  auslÄndi'rln  r  Prodoction. 

In  emem  thcils  gleichen,  theils  sehr  äbnlichen  gegengätzlichen 

Sinne  werden  öfters  in  der  Praxis,  im  populären  Sprachgebrauch 

und  auch  von  manchen  Theoretikern  statt  der  Ausdrücke  .,Schatz- 

nngen''  und   Verbraucbssteoern die  Ausdrücke  „directe"  aud 

„indirecte*^  Säuern  gebraocht  (s.  §.  97,  98). 

§.  96.  —  e)  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Einkommen- 
Stenern.  S.  sobon  §.  93. 

Diese  Eintheilnng  beniht  anf  der  Veraehiedenheit  des  Ver- 
fahrens, welehes  man  einseUigt,  nm  die  Steneisehaldigkeiten 
riehtig  an  ennitteln,  d.  h.  yerhUteissmissig  oder  den  Erwerfosver- 
hSltnissen  entsprechend. 

a)  Bei  den  (allgemeinen)  Ertragsstenem  geht  man  anf 
die  Haaptqnellen  der  einEelwirthschafUieben Beinertrilge  snrilek 
nnd  sncht  im  Ansehlnss  an  diese  Qaellea,  als  die  Objeete,  gans 
ohne  oder  doch  ohne  nfthere  Rflcksieht  anf  das  wirthschaflende 
Snbject  nnd  dessen  specielle  Tbätigkeit,  jedesmal  den  Total- 
hetrag  des  Reinertrags  einer  solchen  Quelle  in  einer  einzefaien 
Wirihschaft  an  ermitteln,  auf  manoherlei  Ycrschicdene,  in  der 
modernen  Besteuerung  oft  auf  ausserordentlich  coraplicirte  Weise. 
Wegen  dieses  Anschlusses  an  die  Objecte,  welche  den  Ertrag 
geben,  kann  mau  diese  Öteuem  auch  Objectsttiueiii  iieuiieu. 

In  der  Uteren  vie  in  der  modernen  Beitonerang  gehören  nftmendiöh  drei solclie 

Stou(Tii  hiL'rher:  die  Grundsteuer  (besonderü,  aber  nicht  auäsidilicsblicli,  von  landwirth- 
schaiUicb  benutztem  fioden,  als  Theil  von  ihr  oder  auch  als  besondere  Steuer  eine 
Wald-,  eine  Haosii&chen-,  auch  eine  Gefallsteuer  von  den  Zehent-  und  Ähnlichen  Ge- 
fallen des  Grundherrn),  die  Gebäude-  oder  Haussteucr  des  Eigenthümcrs  (im 
Unterscbied  von  der  Haus-  oder  Wolinmipsst^'uer  des  Bewohners),  die  Gewerbe- 
steuer, (woneben  auch  eine  besondere  Borgwerk-,  A  ctiengesellschafts-,  Eisen- 
bahn Steuer  vorkommt).  Ihnen  roiht  sic  h  als  eine  vierte  allgemeine  Ertngasteaer  die 
Leih  Zins  Steuer  (von  der  Rente  verliehener  Kapitalien,  auch  im  engsten  Sinn 
„ kapita läteuur'- ,  Kapitalrentensteoer  genannt),  ferner  mitunter  auch  eine  specielle 
Arbeitssteuer  niif  den  Reinertng  der  Arbeit  scblechtweir  (direele  Lohn-, 
auch  R  i'süldungsstctier,  mitunter  „specielle  EinkoDimcnstencr",  vom  rein  pen?r>nl:;  ]; i  ii 
Erwuib,  genannt)  an.  Doch  liegt  bei  letzterer  der  Uebergaog  zur  Einkommensteuer 
nahe  und  let  die  Lohn-  und  BeMldonratener,  wie  avch  die  etwa  mit  ihr  wa  Einer 
Kategorie  (eben  der  genannten  ..speei.jlTen  Einkouinh-n>tt;iier")  verhundeac  Steuer  vom 
Krtrage  .der  Arbeit  in  selbständigen  liberalen  Berufen  und  wie  die  L^ihzimsteuer 
Afters  nur  als  ein  Glied  det  Ebilommenstener  vorhanden.  Kiherec  in  meiner  Ab- 
handlung „directe  Steuern"  im  Schönberg 'sehen  Ilandliueh,  vvo  tdch  eine  geoaucie 
DarstdlluDg  und  Kritik  dieser  verschiedenen  Ertragssteuern  tindi-r 

ß)  Die  Verke  Ii  r  s  steuern  (L.  Stein)  sind  den  oheu  be- 
sprochenen Ertragüsteuern  verwandt  und  könnten  neben  ibnen 
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wobl  auch  ,,8pecielle''  Ei  tiagdBteuern  geoannt  werden.  Sie  suchen 
uemlich  ebenfalls  ohne  Rtlcksicht  auf  die  sonstige  Lti^a  des  wirth- 
schaltenden  Subjects  nach  dem  Ertrag  (,, Reinertrag")  aus  ^vi^ths('hal■t- 
Jicber  oder  Erwerbsthätigkeit  einer  Person  und  lHihren  ihn  aui  ilie  ein- 
zelnen Acte  des  Verkehrs  oder  Erwerbs  '/urlick,  in  welche  diese 
Person  zu  diesem  Behuf  eintritt.  Sie  trertt  ii  daher,  in  dieser  Hin- 
sicht ähnlich  wie  die  Verbrnnfh^jstenern .  jeden  Beliebigen 
alsdann,  aber  auch  nur  dann,  wenn  er  einen  bestimmten  solchen 
einzelnen  Act  zu  Erwerbszwecken  und  dabei  dann  muthmaasslich 
entweder  unmittelbar,  oder  mittelbar  einen  Gewinn  machti  der  einen 
Ertrag  darstellt 

Dil'  Verkclirsslcii' rn  kiiiipfcu  sich  ilcshalb  namentlich  au  Jit-  eiuzd  neu  Gi  - 
scliiftc  des  Verkehrs,  bosooders  an  die  Verträge  und  die  damit  iu  Vcrbiaduug 
stdiendra  Orknnden.  an  Kauf  und  VerloMnf,  (^«dttKesehifte  v.  e.  aa.  Man  hat 
sie  auch  als  „Steuern  für  den  Erwerb  von  Rechten''  (v.  Uock)  bezeichnet, 
ein  in  der  Kegel  zutrcHcndcr  Name.  Bei  den  Gebdhren  waren  sie  mohrfach  schon 
ZQ  berühren  (§.  2S      40,  12). 

y)  Die  Kinkonuuen steuern  endlich  suchen,  dem  ikoiniinischon 
Begritf  und  We^icn  dep  P'inkommens  sremäss,  die  Besttnicmug  un- 
mittelbar an  das  (^cs;tmmte)  „Einkommen"  eines  8u bj e eis  anzu- 
knUpfen,  das  lieiuerträgc  u.  s.  w.  als  sein  Einkommen  zusamfncn- 
fasst.  Sie  sind  insotern  recht  eigentlich  Personal-  und  Ö  u  b j e c t- 
steuern. 

Die  allgeuie  inoii  Ei:.!'  ii  rnenstoDLru  treffen  gewöhnlich  jede  Art  Einkommon, 
eiueiiei  welcher  dessen  Urs^ruiijs  ist.  Sie  sind  Junkommeosteaeru  im  atrenguicu 
Sinne,  vmn  das  Ebkommea  in  seinem  Beda^e  wenigstens  ungefthr  beziffert  wird 
(in  Geld  u,  \  vs  V  um  die  Steuer  nach  der  Höhe  des  Einkorn  mens  iimzuhjq-en;  im 
V eiteren  Sinne,  wenn  die  ökonomischen  Verhältaiäse  der  Persoucu  nach  gewissen 
aligemeinen  Merkmalen,  der  gesammteo  Lebenslage,  der  aodalea  Stdlang,  des  Berafe,  • 
Stiüids  u.  s.  w.  festfi^eätcllt  und  danacli  abgestttfte  Steaerbetrige  «nffelegt  werden 
(sogenannte  Klassen  steuern). 

§.  97.  —  3.  Naeh  der  beabsichtigten  oder  gemuthmaassten 
Einwirknng  der  Steuer  auf  die  Steuerzahler  unter- 
scheidet man  in  einem  ersten  Sinne  „direete''  and  „indireete" 
Stenern  als  „direct'<  und  ^findirect*'  gezahlte  oder  erhobene  in 
folgender,  ?ob  Ran  (Fin.  I,  §.  293)  gut  dargelegter  Weise: 

a)  „Biobtet  sieh  die  Forderung  (der  Steuerzahlung)  geradezu 
an  die  Peraoueoi  welebe  man  belasten  will,  so  sind  solehe  Steuern 
unmittelbar  erhobene,  dlreete.  Hier  ist  der  Steuerzahlende 
zugleich  der  Belastete  oder  der  Steuertrilger." 

Es  wird  hier  also  angenommen,  daaa  der  Stenerzahlende  die  Steuer  niolit  aof 

Andere  uberwälzon  könne  oder  werde,  vielleicht  dies  sogar  verboten  uiul  zu  hindern 
j!r«*sucht-,  wenn  und  soweit  es  -.xhvr  (J.  nnoch  vorkoinint.  wird  es  im  AUgemeioen  vom 
Gesetzgeber  ignorirt,  dem  der  Steuerzablende  vielmehr  regelmässig  als  der  Be- 
lastete gilt. 
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b)  ,,Werdeo  Steoera  von  Personen  gefordert,  die  sie  nach  der 
Absieht  (oder  der  Voraussicht)  der  Staatsgewalt  nicht  selbst  tragen, 
sondern  von  den  sn  fiestenemden  sich  ersetzen  lassen  sollen,  so 
sind  es  mittelbar  erhobene,  vorgeschossene  oder  in- 
directe  Steuern." 

««Man  setet  hi^ei  voraus,  dase  deqenige,  welcher  die  Zahlung  au  die  StaaU- 
casw  leisten  nraas«  im  Stande  sein  veide,  die  «ie  einen  7onclntaB  enUtelitete  Summe 

aaf  diejetiit^en  Uberzawälzcn ,  welche  man  zu  besteuern  beabsichtigt.  Wenn  der  Vcr- 
k&ofcr  einer  Waare  eine  Steuer  vorschic<;st  und  den  Yorschnss  in  dem  um  die  Steuer 
eriiöhten  Preis  wieder  einzieht,  so  tritt  er  zwischen  die  zu  besteuernden  Eiozdoeu 
und  die  Staatscassi;  in  die  Mitte  und  crr  1.<  i  it  als  Werkzeug  der  StouereriioljiaiS*** 

Hier  ii-ilt  also  dor  Za)iK-ii<]e  nicht  alü  der  Belastcto  oder  Steuerträger:  man  setzt 
crfolgeudü  U Überwälzung  voraus,  trilll  vielleicht  Einrichtungen,  um  dem  Steuer- 
zahlouden  die  Entrichtnng  der  Steuer,  die  nnr  als  ein  Yorschnss  ron  ihm  angesehen 
wird,  zu  orleirhtßrn,  so  mittelst  fiowähmTig'  von  Steuercrediten.  Wenn  und  soweit 
Ocbci-wakuug  aber  doauoch  nicht  oder  nicht  vollständig  erfolgt,  wird  das  vom  Gesetz- 
jj^ber  im  Allgemeinen  wieder  ignorirL 

Die  Schätzungen  sind  meistens  directc  Steuern,  die  Vorbrauchsstcti m 
dagegen  grOsstentheils  indirecte,  in  diesem  Sinne.  Bei  ihnen  handelt  es  sich  um  eine 
Beiteaening  ton  Waaren,  irobei  es  ,4(ewöluilio]i  leiobter  ist,  die  Steoer  von  den  Ver- 
käufern (bez.  Prodncenten)  ab  von  den  viel  zahlreicheren  Käufern  entrichten  zu  lassen. 
Es  ist  daher  Üblich  geworden,  die  Yerbraachsstenem  indirecte,  die  Schätzungen 
direete  ztt  nennen.  Dies  ist  jedoch  (wenn  die  Audrodte  in  dem  hier  gemeinten 
Sinne  genommen  werden)  nicht  richtig,  denn  es  giebt  Fälle,  in  denen  diese  Namen 
dann  nicht  zutreffend  sind.  Man  kann  Schätzungen  nachweisen,  welche  (in  diesem 
Sinne)  indircct  erhoben  werden,  z.  B.  wenn  der  Pachter  oder  Miether  die  Grund-  und 
Huifliteiier  fllr  den  Eigen  tluimer  auslegt  und  sie  bei  der  Zinszahlong  abrechnet,  und 
es  können  bei  einer  und  derselben  Schätzung  beide  Erhebun<rsartcn  vorkommen,  z.  B. 
bei  den  Gefell-  und  Zinsrenten  oder  Leihzinssteuern,  die  bald  beim  Unindherrn,  bald 
beim  Bauern,  be/..  bald  beim  Gläubiger,  bald  beim  Scbaldner  Phöben  weiden  kOnnen. 
Noch  hfinfif^er  sind  Beispiele  „direct"  erhobener  Verbrauchssteuern,  z  B.  die  Wohn- 
nnd  Mietbsteuer  d^  Hausbewohners  (die  man  umgekehrt  auch  „indirect",  nemlich 
durch  Vermittlang  des  Knnteigenthttmefs  erheben  kann),  gewinae  Lnznsstenem,  Stenern 
auf  Hunde,  Pferde,  Waffen,  Abgaben  vom  Weinkauf,  beim  Scblachten,  beim  Einbringen 
zoll-  oder  accisepflichtigor  Waareu  für  den  eigenen  Hausgebrauch  u.  s.  w.",  die  in 
Form  von  Monopolien  erhobenen  Stenern  (Sau,  Tabak,  Pidrer)  bei  dem  gewObnlidi 
vorliegenden  unmittelbaren  Absatz  der  Monopolrerwnltnog  an  den  Verbrandier  eelbst 
(zum  Theil  wörtlich  nach  Kau  §.  294). 

Die  wichtigsten  Arten  „indirccter**  Yerbraucbssteuern,  im  hier  gemdnten  Sinne, 
sind  die  Haopt-GrenzzOlle,  nemlich  die  Einfuhrzölle;  die  in  Form  von  Thor- 
abgraben Tl.  dg'!,  beim  Eingang'  in  die  Gemeinden  (StSdtei  aaf  Staats-  wie  auf  Com- 
munalre(  imung  erhobenen  üteucni  von  mancherlei  Artikebi  (Octruis,  Auisclilagc, 
Accisen,  „Mauthen");  die  meistens  beim  inländischen  Prodncenten  er- 
hobenen Steuern  („inländische''  oder  „innere"  Yerbrauchssteuern,  im  Unterschied 
von  den  Einfuhrzöllen,  ebenfalls  Accisen,  Aufschläge  genannt),  namentlich  von 
Getränken  (Wein,  Bier,  Branntwein,  Meth,  auch  wohl  beim  Schankwirth  er- 
hoben), von  Mehl,  Fleisrh,  Salz,  von  Zucker,  Tabak,  TaT^akfabrikaten  und, 
besonder  früher,  von  manchen  anderen  Artikeln  mehr;  endlich  auch  die  in  Form  von 
Monopolien  erhobenen  Stenern,  wenn  sie  etwa  ron  dner  ZwiBchenperson  („Debitant**, 
der  freilich  gewöhnlich  als  eig>'n(liches  Erhcbungsorpan  creclieinl)  vorgeschossen  werden, 
welche  den  Absatz  venuittclt.  —  In  allen  diesen  Fällen  trifit  der  Character  von  »in- 
directen'*  Stenern,  in  diesem  Sinne,  nnr  zu,  wenn  der  Stenerzahler  nicht  der 
eigene  Yerbraucher,  sondern  dtr  Vermittler  des  Absatzes  an  Dritt»;  ist.  denen  er 
die  Steuer  im  Preisaufschlag  uberwälzt.  Andornfalb  sind  diese  Steuern,  wie  bemerkt, 
direete  in  dem  hier  besprochenen  Sinne. 

Bei  den  in  Slempolform  und  als  Begistembgabou  erhobenen  „Verkohrssteuom** 
(nnd  rerltehiBBtenerartigen  (jebtthren)  liegt  woU  uberwiegend  der  Character  einet  ~ 
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in  diesen  Sfin«  —  »dlreeten**  Steuer  vor:  der Stenenahler  aoU  Stonertrlfer  eein 

tind  ist  f's  häufisc.  vielleirhf  ^cwuhiilinh.  auch.  Doch  kommen  Auänahmon  mehrfach 
vor.  z.  B.  bei  ätempelo,  „Börseusteucru'',  wo  cioo  üebenr&izoog  stMifiodet  und  voraus* 
ineeist  wiid.  In  anderen  nUen,  z.  B.  bei  Abgaben  für  Vertrlfe  und  Vertrafi> 
Urkunden,  hat  die  Stcin  i  den  Tharactcr  der  «Iii  t<  n  Steuer  für  beide  Contrahcnten, 
nur  daas  einer  tertra^woisen  oder  in  der  Regelung  dea  Verkehrspreises  sich  roll* 
liehenden  Ueberwiltang  <rora  Stenerzahler  auf  den  anderen  Contrahcntcn  nichts  im 
Wege  steht.    Die  Erbschaftssteuer  ist  eine  dirocte  in  dem  hier  gemeinten  Sinne. 

Ich  halte,  wie  schon  gesagt,  Nenmann  und  Anderm  C'^genubor  doch  an  dieser 
„alten",  öfters,  aber  mit  Unrecht,  als  „veraltet"  geltenden  Auliassung  der  directen  und 
indirecten  Stenern  fest.  Sic  ist  nicht  falsch .  nicht  unbrauchbar,  wie  behauptet  wird, 
«ie  deckt  si(  Ii  nur  mit  der  folgenden  zweiten  ünterschcidunc:  nicht.  Aber  letztere 
reicht  fikr  daü  Verständuiss  liöchht  bemcrkenswerther  VenKhicdenheiteu  beider  Arten 
attch  nidit  ans,  nemlich  niolit  lur  das,  was  die  Yerbihnisse ,  Tendenzen,  Voraoa* 
•e^ungen  und  Hauptrorgänge  der  Ue^iorw  fUzung;  anlangt.  Wcifer.  s  zur  Regrilndans: 
der  Fettthaltuog  der  beeprochenen  Unterscheidung  und  zur  Auseinandersetzung  mit 
den  abveichenden  Anaiehtwi  vltd  besser  eisi  nach  der  Darlegung  der  zweiten  Untet- 
acbeidnog  belgofBgt  werden  (§.  100). 

%.  98.  —  4.  Nach  dem  adminislrativ-teehniscbeii 
Verfahren  der  Veranlagung  ond  Erhebung  der  Stenern  ist 
hl  einem  anderen,  zweiten  Sinne  zwischen  y^direeten"  and 
„ indirecten Stenern  zn  nnterscbetden,  unter  Bertteksicfatignag 
namentlich  des  Sprachgebrauchs  der  Praxis,  welchem  aber  ein  in 
der  That  wichtiges  Unterscheidungsmerkmal  zu  Grunde  liegt.  Letz- 
teres betrifft  das  Vorgehen  bei  der  Veranlagung  und  folgeweise 
bei  der  Erbebung  der  Steuern  oder  die  Metbode  zur  Ermittlnng 
der  Tbatsachen  behuft  Feststellung  und  Bemessung  d«r  individuellen 
Stenersebnldigkeiten.  „Directe*'  Steuern  in  diesem,  zweiten  Sinne 
sind  dann  solche  SteuetD,  welche  nach  feststebendeD  oder  aU 
feststehend  geltenden  und  regelmässig  auch  wirklich 
einifj;er  maass  L' n  l'e  s  1 8 1  ü  h  e  ii  d  c  ii  und  deshalb  im  Voraus 
e  r  m  i  1 1  c  1  b  a  r  c  ii  T  h  a  t  s  a  c  b  c  n  —  dti  i'ersüiilicbkeif,  de«  Standes, 
des  Erwerbs,  des  Vermügeus,  Besitzes,  Eiokoniraens  u.  s.  w.  — , 
daher  vomemlich  nach  Katastern,  wenn  auch  nicht  immer 
anssehliesslich  danach  — ,  ,,iudirecte"  bteucrn  in  diesem  Sinne 
sind  dagegen  solche,  weiche  nach  einzelnen  wechselnden, 
voröbergehenden,  mehr  oder  weniger  z  ii  läl  1  i  ge  n,  deshalb 
nicht  i m  V 0 r a  u s  zu  e r lu  i  1 1 e  I  n  d e n  T h a t  s  a c heu  —  der  Folge 
von  Vorgängen,  Ereignissen,  Handlungen  .  und  hier 
alsdann  im  Falle  ihres  Eintritts  nach  Tarifen  veranlagt  und  er- 
hoben werden. 

Kacih  dieser  ia  der  l'hat  [>racUäi;h,  adioiuifltratir  -  tochuiscb  durchgreiteiideii 
Veiwlifedeiilieit  gestaltet  fieb  das  fMaamite  Yeraiilagungs-  nod  Erhebungs?crfa1ireii 

und  die  Aufirubt;  (i«r  SteuenL-rwahun^-  vt^r^ichiedca ,  wio  sich  im  5.  Kapitel  zeigen 
wird.  Die  Praxis  schwankt  zwar  auch  in  der  Auffassung  und  »chcidet  nicht  ganz, 
gleicbmisaig,  bat  aber,  insbesondere  nach  dem  Voru;ang  der  französischen  Vervaltunir, 
im  Ganzen  diese*  Unterscheidung  im  Sinne,  wenn  sie  von  „directcn"  und  .,indirectcn-' 
Stemm  apikhL  Tennioolfigisoh  —  nnd  etymologisch  —  passen  diese  Namen  aller- 
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dings  fbr  die  im  rorigen  Pangntplieii  erOrteite  ento  Bedentong  besser,  aber  ee  Hegt 

ki;in  Grand  vor,  die  -  inuial  im  Sprachgebrauch  allgemein  aiigciiomincDe  Benatznng 
der  AoüdrQcke  in  dieüaia  zweiten  Sinne  abralehuen,  zamal  ciuc  ähnlich  kurze  Be« 
zeiehniiog  kaum  zu  finden  sein  mOchtc.   („Kntiatenteoeni**  und  „Taril^nem^  bitte 

üciuc  Bedenken  s.  unten).  Nur  muss  man  oben  beide  Bodentungeu  untorschciden, 
was  selten  p^esrhehcn  ist;  eine  Anwendung  derselben  Worte  in  zweierlei  Sinn  führt  ja 
auch  leicht  zu  Coiitusioneu.  Kur  die  zweite  ücdcutung  der  AuädrUcko  festzuhalten, 
ist  auch  deswegen  unzveckBi&ssig ,  weil  dabei  das  wichtige,  im  vorigen  Paragraphen 
orläuterte  Unterscheidungsmerkmal  nicht  berUcksiclitigt  wird  and  doäi  der  Muae  flXr 
die  erste  Bedeutung  besser  passt. 

Es  gilt  dann  testzustellcn,  welche  .Steuern  oder  8teuerg:attim£ren 
unter  die  beiden  Kategorieen  in  der  hier  besprochenen  zweiten  Be- 
deutung des  Worta  fiüleo,  in  welchem  Fällen  sich  demnach  die  Be- 
zeichonngen  im  ersten  und  zweiten  Sinne  decken  oder  auseinander- 
gehen; femer  zu  nntersnchen,  ob  und  wie  weit  die  einzelnen  in 
der  Begriff8t)estimmang  enthaltenen  Merkmale  bei  den  einzelnen 
Steuern  zntreffen.  Hierbei  wird  sich  zeigen,  dass  man  doeh  nicht 
wohl,  mit  Nenmann,  die  direeten  ond  indirecten  Stenern,  auch 
in  diesem  zweiten  Wortsinne,  blozB  kurzweg  als  Kataster*  nnd 
Tarif  Stenern  bezeichnen  kann. 

Vgl.  schon  die  §§.  92  IT.    Hier  erfelgt  noch  eine  Znwnraienfiusvnf  dieser 

wichtigen  Punctc.  Directe  Stenern  in  iliesem  zweiten  Sinne  sind  vor  Allem  die 
„Stenern  auf  den  bonifsmitoigcn  Erwerb",  wie  sie  schon  in  §.  93  erwähnt  wurden, 
im  4.  Kapitel,  von  Steners3r8tem,  gennner  bebudelt  werden,  und  „vom  Besitz^',  oder 

im  Kin/elnen:  die  Kopf-,  Familien-,  Herd-,  Ilnfen-.  Standes-,  Veruji5|;ens-,  Personal-, 
Classen*.  Einkommensteuern  und  die  ganze  Gattung  der  eigentlichen  fjallgemcincn)  £r- 
tragsstenem  mit  allen  ihren  älteren  und  neueren  Gliedern:  d.  h.  allen  Arten  von 

Schätzungen  95);  ferner  die  sogenannten  „direeten  Aufwands"-.  „Luxus"-  und 
dornrfipe  Steuern  (Wohnsteucr).  Alle  dies«  Stenern  sind  aber  auch  „directe"  in 
der  ersten  Bedeutung  des  Worts,  su  dass  sich  in  dieser  Hinsicht  beide  Hedcui- 
nngen  decken. 

Indirecte  Steueni  im  zweiten  Sinn«^  ^inl  dagegen  unbedingt  die  in  Form 
des  Zolls,  der  Thorsteucr,  der  Versendungs- i^Circulations-)abgabo  (z.  B.  bei  Wein. 
Frankreich,  Fin.  UI,  §.  256),  des  Monopols  —  bei  Verkauf  nione|>oIldr(er  Waaren  — , 
der  Verkaufsabgabc ,  z.  B.  der  Zapfgebuhr.  erhobenen  Steuern:  also  namentlich  die 
hicrhergebOrigen  Verbrauchsüteaem.  Indirecte  Steuern  im  ersten  Sinne  sind 
diese  Stenern  pnctiseh  meialcntbeils.  nemlicb  immer,  wenn  sie  rem  Prodncenten  oder 
von  einer  Mittel^ljc^^^ua  zwischen  (iie^eni  und  den  Cousuuienten,  also  namentlich  wenn 
sie  vom  Kaufmann  zunäcli^t  gezahlt  werden;  dagegen  nicht,  wenn  der  unmittelbare 
Verbraucher  der  besteuerten  Artikel  die  Steuer  selbst  erlegt  (§.  97).  Indireete  Stenern 
im  zweiten,  dem  hier  besprochenen  Sinne,  siml  ferner  alle  oder  fl«t  alle  Verkehrs- 
steuern, Welche  in  Stein pelform .  als  liegisterabgabc ,  mit  in  Form  von  „Gebllhren" 
bei  freiwilliger  Gericltt^baikeit .  auch  als  eigentliche  Inuisportsteucr  (z.  B.  in  Form 
eines  Zuschlags  zu  den  Eisenbahntarifen.  —  „lisenbabnsteaei**«  wie  die  französisohe. 
Fin.  III.  238)  erhoben  werden.  Diese  Steuern  sind  dagegen  grossentheils  directe 
Sieuuru  iui  ersten  Sinne:  der  Steuerzahler  soll  sein  und  ist  gowdhnlich  der  Steuer- 
träger. Indirecte  Steuern  im  zweiten  Sinne  sind  endlich  die  Erbschafis-,  ScheoltiingB*-. 
Spicigewiuu-,  Loos-  und  Lottcriesteucru ,  vielfach  wfiren  es  anch  etwaige  Steuern  auf 
Conjanctorengewinnot  (so  wenn  dieselben  sich  an  Verkehrssteuern ,  Erbschaftästeueru 
nnscUOaseii«  was  oft  der  Fall  sein  kOnnt»,  doch  nicht  allgemein,  z.  B.  nidit.  wenn  die 
Wurthsteigen] ug  der  Conjunctur  l»ei  Einkommen-  und  Vennögenssteuem  berücksichtigt 
wurde).  Auch  diese  eben  aufgezählten  Steuern  sind  dagegen  regelmässig  directe 
Stenern  in  unserem  ersten  Sinne,  nach  Teudenx  und  gewöhnlicher  Wiiritnng,  mit  etwaigen 
A-wuhmon  bei  Goujnnctiirengewinnstenero,  wedl  di«M  ilallilolit  Uft  and  da,  wwdfBtMif 
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ÜMÜweiüe,  auf  den  Werth  ^Preis)  erhöhend  and  so  deo  Kiofer  mit  belastend  ein- 
wiiiMHi  kOaalan. 

Die  PnuiB  ^  und  die  ihr  folgenden  Theoretiker  mbriclrt 
nach  der  hier  erörterten  «weiten  Unterscheidung,  weshalb  sie  dann 
aneh  regelmässig  nicht  nnr  die  Zolle  nnd  Verbrauehssteuern,  son- 
dern aneh  die  Verkehrs-,  Erbschaits-,  Sch^nknogs-,  Spielstonm 
indireete  nennt:  ganz  folgerichtig,  wahrend  doch  ebenso  folge- 
richtig diejenigen  Theoretiker  verfahren,  welche  nach  dem  im 
vorigen  Paragraphen  besprochenen  Merkmal  manche  der  eben  genann- 
ten Steuern  als  diiecte  aiiftiisseti  imd  sieb  iKuiieiillich  gegen  die 
völlige  lileiitificirung  von  indirecten  nnd  Verbrautlissteuern,  wie  es 
oben  geschehen  ist  (§.  97),  verwahren. 

völlig  gleicbiuässiges  Verfahren  in  der  Kubriciruiijf ,  iu  deu  Ktals  wie  iu  der 
QtM/tigehnng  Dod  YenraltODf  bestand  und  bestobt  aber  aacb  in  der  Praxig  niobt 

Die  directen  Aofwatidsteiiiru  werden  nicht  überall  oder  nicht  alle  zu  deri  ilirectcn, 
die  £rbscba^teaer  meistens,  aber  nickt  ausnahmelos  zu  den  indirectca  gcrecbnet, 
(Beispiele  bei  Neam«nn  a.  a.  Ü.),  auch  wohl  die  Verkehrs-,  Erbscbafts-  v.  dgl.  Stenern 
anter  keine  der  beiden  Kategoriocn  geetdlt,  sondern  als  eine  dritte  Haoptgattang  anf- 
«refasst,  so  dass  dio  ,.indirccten"  Stenern  sich  im  Wesentlichen  auf  ZBlk  und  Vcrbraachs- 
stuuern  beächrnokuii :  eine  Bebandluug.  welche  sich  auch  wohl  begrüudeu  lässt,  weil 
mcb  administrativ -technisch  die  ZdUa  und  Verbrauchssteuern  doch  vietfacbe  Ver- 
schiedenheit von  Verkehrs-  (Stempel-  u.  s.  w.-)  und  Erbschaftssteuern  aufweisen. 

§.  99.  Bei  der  Anwendung  des  Ansdmokg  f^indireote^'  Steaer 
in  dem  hier  gemeinten  (Kweiten)  Sinne  stOsst  man  indessen  einer 
wichtigen  Stenergmppe  gegenflher,  anf  welche  ihn  die  Praxis  aneh 
anwendet,  tmf  Schwierigkeiten.  Die  ohen  angegebenen  praetisehen 
Unteracheidnngsmerkmale  awieohen  directen  nnd  indirecten  Stenern 
treffen  nemlieh  nur  theilweise  auf.  die  Gruppe  von  Stenern  an» 
welche  sieh  unmittelbar  an  den  Productionsbetrieb  ein- 
zelner inlftndiseher  Unternehmungen  anknüpfen,  deren 
Prodnete  (Fabrikate)  einer  VerbrauchBBteuer  unterliegen.  Diese 
Stenern  nftheren  sieh  in  Hauptpuncten  den  „directen"  Steuern  nach 
ihrer  Veranlagangl  sie  setzen  ebenfalls  Katastereinrichtun gen 
voraus  oder  werden  mit  Hilfe  solcher  wenigstens  passend  mit  ver- 
anlagt. Sie  könnten  daher  gerade  vom  Standpuncte  der  Termino- 
logie der  Praxis  eigentlich  ebenso  gut,  öfters  richtiger  „dircete** 
Steuern,  als  indireete  beissen,  —  in  verschiedenem  Maasse  aller- 
diugB  je  nach  ihrer  apeciellen  Einrichtung  — ,  während  sie  ohne 
Zweifel  „indireete"  in  unserer  ersten  Wortbedeutung  sein  sollen 
und  III  eisten 8  sind. 

Ein  i'uuct,  den  Neu  mann  in  seinen  duch  ;ioust  so  höchst  uingehcndca  Er- 
drtorungea  tbersieht  oder  nicht  genügend  beachte r .  /.ugleicb  elD  PoDCt,  welcher  vor- 
nemlich  gegen  die  Bezeichnung^  der  „directen"  und  „indirecten"  Steuern  der  Praxis 
schlechtweg  mit  den  Nunen  «Kataster"-  und  ^Tarif  'iiteuern  spricht.  Dio  wichtigstuu 
BelffpioU  sind:  dto  Bier-,  Branntwein«»  RabcnzQcber-,  SaUstenem  in  der 
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ttblicbeo  Einrielifiinp,  die  Ttbabrteuer  ab  Steuer  auf  den  Tabakboden,  deD  gefroniieDen 

Itolitabak  (..Gtnviclitssteacr"),  aof  flie  Talifilfabrikatc  („Fabrikatstcuer' ).  die  Wein- 
steuer  als  Wcin-Bodenstouer  und  Weia- Ernlesteaer  (««Productionsstcuer"),  mitunter 
auch  noch  andere,  ?..  B.  die  Mahl  Steuer.  Bei  diesen  Stenern  erfolgen  Aufnahmen 
(und  Controlen)  Ober  Zahl,  Ort.  Beschaffenheit,  technische  Einrichtung  der  Productioas- 
betriebe,  Erlragsnihi^^k.'it  und  oventucll  wirklicben  Ertras:  des  Bodens  iTabak-,  Wein- 
bteacr),  Lcisluiigifilliigkcit  uud  evcaluell  wirkliclic  l.oistuDg  der  Apparate  (Bier-, 
Branntwein-,  Zucker-,  Salz-,  Mahlstoner):  daher  wie  thoils  bei  der  directen  allge- 
meinen nirrariscliru  Grundsteuer,  theils  bei  der  (irworli«steucr.  Aufnahmen,  welche 
in  Bezug  auf  die  Ver^dcrungoa  der  erwähnten  Thatsachcn  auf  dem  Laufenden  gc- 
balten  werden,  wie  prlncipielT,  wenn  auch  nicht  immer  practisch  ebenso  als  bei  den 
genannten  beiden  dirertcn  St-  n^rn  und  doch  weseutlicli  K  trirnngen  darstellen, 
auch  wenn  sie  nicht  so  geoauiu  werden,  was  aber  recht  wohl  ^ulAssig  und  theilweifie 
Oblicb  Ist.  ünterBcbiede  dieser  „sicli  an  den  Prodoctionsbetrieb  anacbüesseiKdfln  Vor' 
brauchssteucrn *'  von  dor  finind-  und  bez.  der  Gewerbesteuer  bleiben  freilich,  am 
Meisten  daau,  woou  sich  die  Steuer  genau  nach  der  wirklich  piodncirteu 
Menge  und  Güte  der  Erzengnbse  rfcbtot,  wie  bei  der  reinen  „Fabrlkatsteoei**  (Bier, 
Branntwein.  Zui  ker,  Mehl  Aber  wenn  dat>  am  Ii  bei  den  genannten  directen  Steuern 
geschähe,  würde  deren  Cbaracter  dadurch  kein  anderer,  —  im  Gegenthcil,  nicht  aus 
principiellen ,  sondern  ans  practischen  OpportUDit&tsgrUnden  begnügt  man  sich  bei 
diesen  Steuern  mit  der  Feststellung  der  mittleren  ProductiousfUliigadt,  Blatt  der  wirk- 
lichen ProdiK^'.ioü  'i'-r  'iriirn!-'^!<'l:r'   I^nii-'i'Tuter,  Go\v erbebetriebe. 

In  aUiniiiistrativ- techniHcher  J^eziebung  stellen  diese  hier  be- 
sprochenen \'crbrauc'bssteuern  also  eigentlich  eine  Mischung  vod 
directer  und  iodirecter  »Steuer  (in  der  hier  besprochenen  zweiten 
Bedeutung  des  Worts)  dar  und  die  Praxis  and  die  sich  ihr  an- 
schlieBsende  Theorie  verfährt  nicht  ganz  correct,  wenn  sie  diese 
Stenern  gleichwohl  ohne  Weiteres  y,indirecte'*  in  ihrem  Sinne  nennt. 
Dass  auch  bei  dieser  Gruppe  dann  die  Anwendung  von  Steuer- 
tarifen stattfindet,  ist  kein  entscheidender  Grand,  dieselbe  mit 
den  anderen  „indirecten^'  Stenem  zu  einer  üaaptgroppe,  eben  der 
,,indtrecten''  Bestenernng  im  teohnischen  Sinne  zosammen  sa  fttgen, 
am  so  weniger  I  als  solebe  ond  ftbnliefae  Tarife  auch  bei  den  „di- 
recten'' Stenern  (Gewerbesteuer !)  Torkommen. 

Auch  das  ist  gegen  Neiiuiaun's  BezeichnunirLn  als  „Kataster"-  und  „Tarif 
steuern  eiozuweadeu.  Das  Hauptboiapiel  liefert  die  neuere  ausgebildete  Gewerbe- 
steuer mit  ihrem  Classenschematismns  ond  ihrem  „Tarif**.  Aber  auch  bei  anderen 
directen  Steuern  erfolgt  bisweilen  eine  ähnliche  Aufstellung  und  Anwendung  von 
Tarifen,  so  bei  der  Ilauscla^sen- ,  der  Thilr-  und  Fcnsteristeocr,  dann  namentlich  den 
„directen  LuiUbi>teueru "  ^.Hunde,  HrdicJitcn,  Wagen  u.  a.  w.,  s.  die  betrcffeudoii 
britiscben  Steuern,  Fin.  III,  §.  155,  156).  Selbsl  in  gewissen  Arten  der  Qmndrtener 
kommt  Aehnlichcs  vor.  Div  l'iitL-rscliiedc  dieM<M-  ., directen"  Steuertarifo  von  „in- 
duccteu"  bteucrtarii'eu  aiud  ja  nicht  zu  vcikuiiueu,  aber  doch  nicht  einmal  immer 
j^rösser,  als  bei  den  letzteren  unter  einander  selbst  (Zoll-  und  Tborsteucrtarife,  daneben 
tarii'e  fdr  die  au  den  Prodiictioubbotrieb  flieh  anscbUeesenden  Steaem,  dann  wieder 
Ycrkebni-,  £rb&chaftssteuertarifc!). 

§.  100.  Die  terminologische  Gontroreree  Uber  dirccte  und  indirecte 
Steuern. 

lu  der  theoretischen  und  practischen  Finaazlitcratur  wird  seit  lange  ubör 
Begriff  und  Wesen  directer  und  indireeter  Stoner  gestritten  und  werden  rerscbiedene 
Definitionen  beftirworti  t  und  uorn  als  „allein  richtige*',  mindestens  als  „die  zweck- 
mässigstCA"  hingestellt.  Die  ganze  Controrerse  ist  mit  reichem  liteiarguschichtlichcu 
Detail  und  nit  dem  ihm  eigenen  nnrerltennbaren  Scharfeinn  in  den  mehrfach  gcoauntcu 
neneien  Arbeiten  Ken  mann*»  wieder  durcbgesprooben  worden.  &  desson  Anfiialx 
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ttber  dtraeta  irad  indirecte  Stenern  in  Scbmoller's  Jnhrbach  1$H2  und  das  ^ze 
Kapitel  10  in  der  „Steaer"'  S.  tll — 198).   Es  würde  ahnlich  amfasscnder.  naturlich 

nnr  einer  Mono;rraplii«i  lufttrlichcn  Erfirt(^rnntr,>n  hnlnrf^n  um  in  -^ü^n  Einzelheiten 
Ncuuiann's  ücgative  und  positive  AusfuhtuagL'n  zu  iinusireu.  In  lici  Aa.jikeuuuuj;  der 
grossen  theoretischen  and  practischeo  Bedeutung  der  Contrororsc,  etwa  gegenüber  der 
bochmiithigen  Abweisung  der  historisircnden  Nationalökonomie,  für  welche  Derartiges 
immer  nur  ««Scholastilc"  ist,  stimme  ich  Neamajui  Föllig  bei  und  eriicnue  seine  Ver- 
dienste darehans  an,  aneh  wenn  ich  mich  ihm  nidit  (tbenll  anzoscblleasen  vermaf. 
Schon  die  v e ri^ra 1 1 u n g-sre ch thicho  Bedcntnng  des  Unterschieds  beider  Steuerarten 
l,^'euiDalin,  Steaer,  S.  434  ü.)  sollte  ¥or  einer  solchen  Unterschätzong  derartiger 
l7nlennicbii]ig«D  schWsen.  Kemnaon  hat  Alles  ao  eingehend  erBrtert«  meh  die  Auf- 
ftasmigen  Anderer,  dass  es  im  (j.iti/on  jetzt  ^^emi^t,        ihn  zu  verweisen. 

Meine  Uebcrcinstiwuiung  mit  ihm  und  verbleibenden  Abweichungen  von  ihm 
ergeben  sich  aus  dem  Gesagten.  Allerdings  sind  die  letzteren  doch  grosser,  als  die 
crstere.  Meine  Uebereiustimmung  b^teht  darin,  dass  ich,  freilich  nur  mit  Ein- 
schränkungen und  in  anderer  Fassung,  aber  doch  im  Kern,  seine  Auffassung  der 
directen  und  iudirecten  Steuern  annehme.  Ich  bin,  im  Utiturschied  von  der  ersten 
Aui'iage,  dazu  mit  durch  Kcumann's  Untersuchungen  bewogen  wurden.  Indessen  hatte 
ich  d:imals  schon,  wenn  auch  noch  mit  Ablehnung  der  Terminologie  („directe",  „in- 
directe" Steuern),  eine  sachlich  ähnliche  Ansicht  vertreten  (1.  A.  §.  549  ff.)* 
Neamann  schlftgt  verschiedene  Fassungen  rer:  Kataster-  und  Tariftteaern,  wie  in 
der  französischen  Praxis  (Fin.  III,  S.  421),  was  nach  dem  oben  (iesagten  nicht  ausreicht 
und  zum  Theil  nicht  zuthllU  oder:  „nach  !Maassgabe  zustüitdlichcr  Verhältnisse, 
dauernder  Dingo",  anderseits  „nach  Maassgabe  ron  Vorgängen,  Torbbergehenden 
Dingen  angeordnete  Steuern"  (mit  weiteren  eventuellen  Ktlr/ang-cu,  s.  „die  Steuer" 
S.  44ß,  426).  Ich  glaube  doch,  dass  diese  Fassungen  nicht  ganz  ausreichen  und 
meine  obige  (S.  2S9)  nichts  UeberfiOssiircs ,  sondern  nur  Nothwendiges  und  Wesent- 
lichea  enthält. 

Meine  Abweichnng:en  von  Neumann  beziehen  sich  ausser  auf  das  eben  Gesagte 
nauieuLlich  auf  die  MittcLtclluug  zwischen  den  „reineu"  dixecteu  und  iudireciou 
Steuern  —  in  diesem  zweiten,  administrativ -tecbnischen  Sinne  velche  m.  £.  den 
an  den  Productionsbetricb  sich  anschliessenden  Verbrauchsstenern  zti  .i:::eben  ist,  in 
weicher  Beziehung  es  genügen  mag,  auf  das  Gesagte  zu  verweisen,  dann  aber  nament- 
Itei  auf  die  Festhidtong  der  ersten  Bedeutunf  der  Unterscheidung  (§.  97)  nebai 
dieser  zweiten. 

Neamann  weist  die  erste  Bedeutung  ab,  bezeichnet  sie  sogar  ^als  im  Weseot- 
Uehen  übervundaa*'  (S.  425),  als       blosse  Unterscheidung  „dem  Wortslnn  nach", 

welche  den  „wissenschaftlichen"  Auffas^ongen  gegenüber  stehe  (sie!  S.  4G5,  416), 
ohne  dass  nur  einmal  GrUnde  für  sie  angefühlt  wurden  (S.  466,  was  gegen  Helfericb 
und  mich  gesagt  wird).  £r  loutmt  aber  dann  doch  selbst  auf  den  Zusammenhang 
der  genannten  (enten)  Unterscheidung  mit  den  UcberwUlzungcn  zu  sprechen 
ins  fF.\  ein  Zusammenhanj^ ,  in  welchem  ich  übrigens  die  Frage  gerade  schon  in 
der  ei-bten  Auflage  {§.  r!ss  fi .)  eingehend  besprochen  hatte,  so  dass  der  Vorwurf,  ich 
hltte  keine  Gründe  für  meine  Anvicht  ang«feben,  der  Vorwurf  des  „stat  pro 
ratione  voluntas"  (S-  466),  doch  nicht  panz  t^erecht  ge^on  mich  isL  Er  meint 
aber  dann,  eine  Berücksichtigung  dieser  allerdings  wichtigen  Beziehungen  (zur  Ueber- 
vllzuttg)  erfolge  durch  seine  B^riC&bestimmnngen  auch  und  sogar  besser,  als  dorcli 
die  von  ihm  abp^elehntc  Aaffas<un^  fS,  172  ff.),  was  ich  indes-on  nii  ht  zou:eljen  kann, 
ohne  OS  für  uOthig  zu  halten,  dies  hier  näher  zu  begründen,  iieumaati  woLit  dann 
veiter  auch  dafanl  hin,  dass  das  Thatsichliehe  der  üeberwllznngsvorgängo  lo 
nngcwi^s  sei ,  als  dass  sicli  darüber  etwas  Allgemeines  sagen  oder  g&r  die  Unter- 
scheidung zwischen  directen  und  indiroctcn  Steaero  darauf  begründen  lasse,  und  dass 
ebensowenig  das  Rückgreifen  auf  die  „Altsicht  des  (Jesetzgeb^rs einen  genügenden 
Ausweg  biete,  um  danach  die  Unterscheidung  aufrecht  zu  halten  (S.  4S2  If.,  4d5  if.). 
Gerade  diese  Ausfilhning-on  Nonmann's  haben  mich  nicht  überzeuijt,  sie  lassen  auch 
sachlich  und  an  Schürfe  und  Ubjeclivität  mehr  ab  die  moistcu,  in  dieser  Hinsicht 
sonst  gewöhnlich  vorzüglichen  Ausführungen  Neumann's  zu  wünschen  übrig.  Darin 
iiSigt  der  Grund  für  nieine  Festhnltunp  der  ersten  Bedeutung  der  ünterscheidnng-. 

Gewiss  sind  die  Thatsachen  der  Uoberwälzung  im  concreten  Falle  oft  unsicher 
lMMstall«D,  Bltuntar  entii^ea  ala  «loh  einer  Featalellaiig  aboffaaopt.  Oowiia  worden 
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manche  diracte  Stenern  (im  ersten  Sinne)  ttberwälzt,  manche  indirecte  nicht  oder  nicht 
.  "IHl  ,  winl  dieselbe  Steuer  bald  aherwril/.t.  balti  nicht,  bald  mehr,  bald  weniger, 
(icwiüs  ist  Folleods  eine  unbedingt  zutreffende  Theorie,  sei  es  durch  Dednction, 
Mi  ee  durch  indocHre  Foisehoiif ,  nicht  m  gewinnen.  DeaDodi  ab^  ist  es  möglich, 
eine  ungcffthr  nnd  im  Dn rch sr hn i •  t  zu  r  frondo.  Theorie  wohl  nnf^nstellen  und 
auch  im  coucreton  Fall  in  der  Kegel  gewi<»äc  Uaujptgestaltnngen  zu  ermitteln.  Ferner 
lit  es  BOgUeh.  die  Ansnahnen  von  solcher  Regel  wieder  nach  Katogoiieen  ron  Be- 
dingunpon  nnd  Ursachen  anf  Katet^nrieen  von  Ffillfn  ziirtickznfQhren.  Man  hat  fmher 
'das  Onsicheie  der  Uebervilzungstheorie  zu  wenig  beachtet,  jetzt  neigt  man  zn  dein 
entgegen  gesetzten  Fehler,  dass  man  glaubt,  „nur  Ungewisse«*'  Mwagen  nkdnnen. 
fiinrisse  Haupttendetizen  lassen  sich  foststolleii  und  danach  unterscheidet  man  in  dem 
ersten,  hier  f(»tgehaltoaea  Sinne  die  beiden  Steuerkateforieen.  (S.  den  Abschnitt  Ton 
def  SteneiQbenrilsiinf  im  3.  Kapitel,     US  ff.) 

Vollends  aber  die  Absicht  oder  Voraussicht  de«  Gesetzgebers  Ist  In  der 

ganzen  Stcacrgcschichte .  sobald  man  über  die  Arten  der  Stenern  und  ihre  möglichen 
Wirkungen  etwas  nachdachte,  und  ist  zumal  in  der  neueren  Zeit  doch  aberall  der 
leitende  Factor  hei  der  Wahl  nnd  bei  der  Einrieb tnng  einer  Steoer.  Hitonter 
selbst  in  dem  Maassi-,  dass  durch  Ge-  und  Verbote,  Strafandrohungen,  Einzelheiten 
der  Eriiebaugstecboik  eine  bevtlmmte  Absicht  des  Gesetzgebers,  sei  es  der  Ueber- 
vUzttng  oder  Nicht-  Ueherrllzong  zu  rerbargen  gesucht  wird.  Ein  ftlferes  Beispiel 
schon:  dio  Vennindoning  dos  SVIianJimaasses  hri  (iotränlcostcucrn  in  Form  der  Zapf- 
gebUbr  dos  Wirths.  Andere  Beispiele  bei  Einkommen-,  Ertrags-,  Leihzinvteuern. 
aW  diese  Fälle  bilden  allerdings  die  Ausnahme.  Gewöhnlich  fibeiilsst  der  Geseiz- 
iceber  und  die  Verwaltung  die  cndgiltigo  Regelung  der  Steuerlast,  deren  Zahlnn?  an 
die  Gasse  sie  allein  Dem  und  Dem  auflegen,  dem  Verkehr,  sie  mischen  sich  daher 
nachträglich  im  concretcn  Falle  nicht  ein,  wenn  gegen  ihre  Absicht  oder  Vef- 
aosäicht  eine  DeberwAlznng  eingetreten  oder  nicht  dngetreten,  za  wenig  oder  zu  fiel 
erfolgt  ist. 

Aber  sie  richten  doch  regelmässig  die  Steuern  so  ein,  wie  es  eine 
bestimmte  Absicht  oder  Voranssioht  der  Deberw&lznng  oder  Nicht- 

Überwälzung  zu  fordern  scheint,  und  sie  halten  es  für  geboten,  nachträglich 
zu  prüfen,  ob  ihre  Erwartungen  erfüllt  sind  oder  nicht  und  danach  eventuell  die  Ge- 
setze nnd  die  adninistratiro  Einrichtung  zu  indem.  Es  ist  auch  gar  nicht  mOglich, 
anders  vor/ug<']jeii.  solxitd  man  mit  Rewusstsein  eine  Stencr  gesetzlich  ordnet  und 
administrativ  durchfuhrt.  Man  muss  dabei  rpn  einer  bestimmten  Annahme  hinsichtiich 
des  Ob,  Wie,  Wie  weit  der  wahrscheinlichen  Oeberwttntng  oder  NiehtQberwifamng 
ausgelieti.  nni  zu  i;incm  vernünftigen  Resultate  zu  kommen,  freilich  immer  nnbeschadet 
einzelner,  auch  zahlreicher  Abweichungen,  vieler  Unbcrcchenbarkeitcn  im  einzelnen 
Falle,  aber  eben  doch  des  Zutreffens  der  Annahme  „im  Allgemeinen",  „im  Ofosaen 
und  Ganzen",  ,,al.s  liegel'*.  Die  technische  Durchftlbrung  der  „directen"  und  der  „in- 
directen"  Steuern,  in  unserem  ersten  Sinne,  im  Gesetz,  in  den  Verwaltungsverordnungen 
und  Einrichtungen  ist  überall  von  solchen  Gcsichtspuncten  geleitet,  Gosichtspuuctc, 
welche  nattirlich  nach  der  Erfahrung  selbst  immer  wieder  der  Prflfang  and  Be^ 
richtigung  bedürfen,  aber  doch  entscheidend  einwirken. 

Gerade  in  den  practisch  wichtigsten  FiiUcn  ist  das  doch  gar  nicht  zu  bestreiten. 
Einkommensteuern,  Vermögenssteuern,  directe  Luxo^eoem,  manche  Verkehrssteuem, 
die  Erbschaftssteuer  fordert  man  und  richtet  sie  so  und  so  ein,  weil  man  als  Regel 
glaubt  annehmen  zu  können,  dass  sie  den  Zahler  auch  cndgiltig  belasten,  also  „directe" 
Sieaern  sind.  Einfuhrzölle,  Thorsteuern,  innere  Verbrauchssteuern  fordert,  rechtfertigt 
und  richtet  man  so  und  so  «in,  weil  man  voraussetzt,  dass  sie  regelmässig  den  Zahler, 
soweit  er  nicht  selbst  der  Verbraucher,  nicht  endt'il'iir  belasten,  sondern  von  ihm 
ubcrwttlzt  werden,  namentlich,  wenn  auch  nicht  imiuer  allein  —  w;u)  freilich  dio 
/rohere  Theorie  zu  unbedingt  nnnnhm  —  auf  den  Verbraucher.  Man  triiü,  so  in  den 
Stcuercredifen .  Kinriclifnngen .  nm  die  Zalilunp  zn  erleichtern,  die  eben  keine 
Stcucrbclastung,  sondern  nur  ein  Stcuervorächuss  sein  soll.  Wo  Bedenken 
bleiben,  z.  B.  bei  Verkehrssteuern,  directen  Luxossteuom,  dass  Andere  durch  Oeber- 
wälzung  doch  mit  getroffen  werdm.  die  man  nicht  treffen  will,  oder  bei  Verbrauchs- 
steuern, dass  die  Ucberw&lzung  nicht  erfolgt  oder  nicht  so,  wie  man  voraussetzt,  z.  B. 
nicht  bloas  anf  den  Verbranchcr,  da  trigt  man  diesen  Bedenken  Beduuing,  dnrch 
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Aendernngen  der  Gesetz^ebang,  EnnSssigang  der  Steuersätze,  rielleiolit  sdbet  dnroh 
Beseitigung  (oder  Nichteinfohrong)  der  Steuer.  So  geht  man  insbesondere  bei  den 
beiden  in  Bezug  auf  Uebenrälzungsrerhältnisso  am  Schwersten  zu  controlirendcn 
SlMMgruppen .  <len  Krtrags-  und  den  diesen  auch  hier  wieder  verwandten  „in- 
directen",  an  den  Productionsbetrieb  sich  an  schliessenden  Verbrnn  rlis- 
iiiuuern  vor.  Das  Bedenken,  z.  B.  durch  eine  Zinsremcnstcner  nicht,  wie  beabsichtigt, 
den  Gl&ubiger,  sondern  in  Folg«  hier  leicht  inOgUelier  UeborwfUzung  den  Schnidnor 
zu  treffen,  h^i  öfters  den  Ausschlag  pogon  solche  Straor  pc.cre^on.  — dnrchan«?  ttemSss 
der  Auffahäung  dieser  Steaet,  als  einer  nach  Alraicbt  des  (iesetzgoben  „dirccteA'% 
nicht  m  ilbeTirUzeiideB.  Die  thatelcbliche  Schvierigkeit  der  Debenrllznng  der  ge» 
nrain»  1  ^^rbrauchsstciiem  !t»  gewissen  Fällen,  z.  B.  bei  Kleinbetrieben,  die  mit 
Grosäbetricbea  concurriren  mOasen,  bat  ebenso  zur  Moditicatioo  solcher  Steaem  ge- 
«iringt  (z.  B.  OevihroDg  ron  niedrigeren  Stenenafc  fiir  Kleinbetriebe).  Allee  doch 
Belege,  dass  der  Gesetzgeber  „dirocte"  und  „indirecte"  Steuern  in  uns  r  tu  -srsfcn 
Sinne  uateischeidet  and  antert»choiden  muss,  wenn  or  nicht  rein  ins  Biauc  hinein 
srbeit«!  will.  Alle  die  mir  veder  onbekannten,  noch  reo  ndr  gcl&ugneten  Ungewi«^ 
heitca  der  conrreten  Dcberwrilzungsrorgängi!  und  bloss  sehr  bedingt  zutreffenden  Sfttze 
der  Oebenr&Izung^eoiieen  ^.  145  &)  uOthigen  nicht,  die  erste  Unteiacheidong  beider 
SteoeiAften  mafimgeben  nnd  Bindern  auch  deren  Werdt  nicht.  Gerade  diese  Ontencheidung 
weist  immer  auf  ein  Hauptproblem  bin:  ob  es  sich  mit  der  ücberwilzung  bei  bridfii 
Kategorieen  und  ihren  einzelnen  Unterarten  so  vorhält,  wie  es  der  Gesetzgeber  für 
eine  rationelle  Gestaltung  dieser  Steuern  voraussetzen  muss.  In  der  zweiten, 
administrativ- technische ti  Bedeutung  der  Ausdrücke  wird  diesen  Verhältnissen  nicht 
Rechnung  petrtgcn.    Deshalb  d^rf  dif  erste  Hfdentnng  nirl>t  mifp^epeben  werden  — 

Die  verschiedenen  in  Literatur  und  Praxis  vorkommenden  Außassungen  der 
«lirecten  nnd  indhrecten  Steaem  fQhit  im  Einzelnen  Nenmnnn  vor.  Er  nnterscheidct 

ausser  den  beiden  ^^'nannten  noch  zwei  weitere  Haoptansiehten.  die  ohemalit^e  physio- 
kratische,  wo  nur  die  direct  auf  den  (irundbesiU  gelegte  als  eine  wahre  directe  Steuer 
galt,  eine  Coneeqaenz  der  bekannten  physiokntischen  Theorie,  welche  mit  letzterer 
!iinfäll;:-  wir  f  1  um  die  in  der  deutsrhen  Tb<  urie  verbreitete,  unter  directen  Steuern 
(„Schätzungen")  Steuern  von  derProducUoa  (Erträgen,  Einkommen.  Vermöfen),  unter 
indirocten  („AnfMshllgen'*)  Stevern  von  der  Consnmtton,  dem  Aofwinde,  dem  V«r> 
nnd  Gebfuche  zu  verstehen  („die  Steuer",  S.  42C). 

Unter  den  Auffasswngen  einzelner  Autoren  hat  diejenige  von  Hoffmann  (tu 
einem  Zoitungsauf^atz  aus  1829,  danach  im  NaclUass  kleiner  Schriften,  S.  461  if., 
elwns  enders  gefasst  In  der  Lehre  ?on  den  Steneni  S.  69  IT.)  besondere  Anerkennung 
und  auch  nonerdiri^'^s  wieder  manche  Beistimmung  gefunden.  (Vgl.  Neamann. 
Steuer,  S.  441.)  ÜAch  Hotfmann  wären  directe  Stenern  diejenigen,  dereu  Gegenstand 
etwna  Besteh endes,  ein  „bf*  sei,  eine  Sndie,  Person,  fiefngniss,  oder  knn  (Lehre 
von  den  Steuern  ..Steuern  auf  den  Besitz";  indirecte  dagegen  wären  Steuern,  deren 
,G<^enstaud  ein  Gescheheudes,  ein  „was  geschieht",  eine  Handlung  sei,  daher 
kurz  ^Steaem  auf  Handlungen**.  Diese  Bcgrilfsbestimmnng  zeichnet  sich  m.  E.  nur 
durch  Eines  aus:  <1ütcI\  Ki^rzc,  aber  »ie  ist  /a  vieldeutig  und  nur  gazwnnfen  nnf 
manche  wicliiii?'  »  K.ille  anzuwenden,  mebrfacli  passt  sie  gTtr  nicht. 

In  der  Sache  besteht  indessen  unter  den  Autoren  doch  im  (irunde  keine  so 
grosso  VenBehiedooheit  der  Ansichten.  S.  die  zalilreichen  Citate  aus  i'inanzwcrkcn 
bei  NeOmann.  Steuer  a.  a.  O  amb  J^nsi  ber,  Fin.  §  *iT.  mit  den  Noten,  der 
Übrigens  eine  eigene  Begrifisbebtiinmuag  umgebt  und  gegen  unsere  „erste"  Auffassung 
einen  nnUaren  Einwand  uiaoht;  0.  Cohn,  Fin.  §.  326  If.,  wo  auch  mehr  nur  eine  Be« 
Schreibung  der  beiden  Steuerarten  und  eine  Darlegung  der  literarischen  ContiQverse, 
als  ein&  scharf  -  logische  Behandlung  des  terminologischen  Problems  erfolgt. 

Unter  den  neueren  Autoren  vertreten  zwei  wesentlich  von  den  Üblichen  al»- 
,  weichende  Auffassungen,  Stein  undSchäffle.  Stein  braucht  die  alte  T<  iniimtlogie, 
wie  Öfters,  auch  hier  in  einem  ganz  anderen  Sinne,  was  ebenso  unnOthii;  als  irre- 
fahrend  ist.  Er  gliedert  sein  ganzes  theoretisches  Steuersystem  In  die  drei  grossen 
Ürapfen'  der  directen,  der  indlrecten  Steuern  und  der  Einkommensteuer.  Die  orstcren 
stellen  ihm  die  ..Bestonerniig  des  Kapitals  und  seiner  Prodnrti vität"  dar 
oder  genauer  Slcuero,  deren  Subject  der  Besitzer  eines  bestimmten  Kapitals,  deren 
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Object  das  vom  Kapital  gotrcnnt  und  selbst&Ddig  dastehende  und  berechnete  Ein- 
kommen aus  demselben  oder  die  selbständig  gesetzte  Steucr((uelle  ist,  die  hier  als 
finanzieller  Reinertrag  dcö  Kapitals  erscheint  (4.  A.  I,  455).  Nach  der  in  der  5.  A. 
?extffetenon  Auffassung  (II,  1,  495  ff.,  501  If.,  II,  2,  16  ff.)  wurden  zu  diesen  directen 
Steuern  die  drei  Gruppen  der  Ertrags-  (d.  h.  der  Grund-,  Gebätidc-,  Kapitalrenten-), 
der  Erwerbs-  (vom  rcia  persönlichen  Verdienst,  Verdienst-  tiikI  Verzehrungs- ,  Be- 
rufs-, B«Mldangs-,  dann  Gewerbe-,  sowie  UnlemdiinaDgB'  on  1  In  lustric-),  der  Ver- 
kehrsstcncm  ;^ohören.  Die  indirecten  Steuern  dag:egen  stellen  bei  Stein  die  „Be- 
steuerung der  Arbeit  in  ihrer  Consumtion"  dar  (4.  A.  l,  4ti4,  5.  A.  II,  1, 
505111,  IL  2,  227  ff.)  nnd  nmfassen  „Y erzehrnngaaleDeni*'  nod  „Gemtssstoiieni" 
(nntcr  letzteren  die  Getränke-.  Zucker-,  Tabak-,  Zeitungssteuer  n^-list  dem  Zoll).  Die 
BeurtheiluAg  dieses  „Systems"  und  soiaer  Glieder  gehört  nicht  an  diese  Stelle.  In 
tenninoiogiseher  Hiostcbt  orbebeo  sicli  wesenUiehe  Bedenken;  Stein'«  Benntzanir  der 
alten  Kunstaunlrueko  i^t  willkürlich,  bei  der  Durchfulining  fehlt  es  nicht  an  Wider- 
sprttcbeu.  Die  in  jedem  Sinne  eminent  „directe"  Steuer,  die  Einkommensteuer,  bildet 
ebenfalb  ganz  wulkartich  hier  eine  dritte  Gruppe  neben  den  beiden  anderen ,  ist 
abo  nicht  „directe  Steuer",  sondern  etwas  dieser  Gegensätzliches! 

Schäffle  (Steuerpolitik,  S  58  ff.  bis  131)  unterscheidet  eine  „directe  und  in- 
directe  Eiustouerung  der  Steuerquollen".  Im  ersten  Fall  gehe  der  Staat  direct  auf 
die  Einkommenquellen  los,  ermittle  sie  selbst,  indem  er  s&mmtlichc  Vermögen  und 
Einkommen,  Vermögenshauptbestände  und  Einkommenähauptartcn  nach  ihrem  Bestände 
w&hrend  der  laufenden  Steuerperiode  bei  allen  Stoueräubjectcn  aufsueho,  bemesso  und 
belaste.  Andemthcils  ermittle  der  Staat  den  Vermögens-  timl  Einkomniens)>tand  der 
Steuersubjecto  gar  nicht,  er  erfasse  die  Steuerquclte  nur  mittelbar  in  der  lebendigen 
Bewegung  des  Entstehens  und  der  Verwendung  einzelner  Theile  des  Vermögens 
nnd  Einkommens,  meist  nicht  einmal  bei  dem  SteneilrSger  selbst,  sondeni  bei  einem 
dritten  formellen  Steuersubjecte ,  beim  TJ  htsvorgfinger  oder  Reehtsnachfolg^or  iles 
Steuerträgers.  Im  Anschluss  hieran  unlerbucht  dann  ScbäUle  in  längerem,  an  feiaen 
nnd  zutrelTenden  BemeiAnnfen  reichen,  aber  allerdings  nicht  Immer  folgerichtijgea 
noch  wiiler>prn(:lislosen  Ausführungen  —  wie  Neumann  a.  a.  0.  n.^cliweist  —  die 
Unterschiede  beider  Arten.  Der  Kein  dieser  Ausftthrnngen  ist  eine  Char acter i  s  i  ru n g 
der  dorch  jede  der  beiden  Arten  ta  verfelgenden  stenerpolitleehen  Aufgabe, 
nemlich  dass  die  directen  Steuern  Mittel  zu  bieten  hätten  zur  allgemeinen  und  rcr- 
h&Itnissmässigen  Erfassung  der  durchschnittlichen  Leistungsfähigkeit  der  Stener- 
kräf^o,  die  indirecten  dagegen  das  Mittel  za  individnalisirender  Belastung  dieser 
Kräfte  nach  den  besonderen  Umständen  der  wirklichen  Leiatongsf&higkeit ,  wi  ie 
im  Verbrau'  b  ,  in  Kechtsgeschriften .  in  K.ipit.ilaiil.nircn  tj.  s.  w.  orsclieine  (S.  75  If.). 
Eine  güibtvoll.j .  in  mancher  Hinsieht  zutreücnde  Characterisirung  der  Aufgabe  beider 
Kateforieeii .  wobei  jedoch  die  Schwierigkeit,  zum  Theil  die  Unmöglichkeit,  die  an 
und  für  sieh  richtig  hingestellte  Aufgrabe  zumal  mittelst  der  indirecten  Stenern  zu 
lösen,  nicht  überall  genügend  erkannt  wird.  (Vgl.  über  Schäffle  Neu  mann  a.  a.  0., 
besonders  „Steuei".  S.  48S  II.,  der  aber  Schäffle  nicht  ganz  gerecht  vird.)  Eine  Eigea- 
ihiimlichkeit  Sebäfflo's  ist  dann  die  versel  i  r^eiic  Rubricirung  der  Steurrartcn 
unter  die  beiden  Kategorieen  (S.  73),  wonach  z.  B.  die  alten  Ertragssteuern  zu  „in- 
directen Stenern  rem  Binkemmen'*,  Stenern  aof  Vergänge  der  Entstehung 
i-li'S  Yermuu'ens  f.,  Gebühr"  von  der  Erbschaft  in  entfernten  Graden,  von  Glücks- 
guwinnen,  Funden),  ebenso  wie  Steuern  auf  Vorgänge  der  Verwendung  des 
VermOfens  (zun  Gensum,  aber  noch  za  veiterer  A]inmmlnng>  ru  „indirecten 
Vermögenssteuern"  werden.  Also  im  Allgcmeiaen:  nicht  nur,  neben  Verbrauchs- 
steuern, Erbscbafts-,  Verkehrssteuem ,  sondern  selbst  die  alten  Ertragsstcuern  „in- 
dJrecte".  Eine  Abweichung  von  der  tlblichen  Auffassung  (unserer  ersten  und 
zweiten  Bedeutung),  welche  zwar  aus  Scbftffle's  ErOrtemngc«  wohl  rentlndlioh 
wird,  aber  doch  tiirbt  luikb.ir  erscheint. 

Die  Praxis  rubriciit  im  Ganzen  die  einzclji«in  Ailcu  ihrer  licateucrung  nach 
der  zweiten  Unterscheidung  ein,  doch  mit  einsäen  Abweichungen.  Die  an  den 
Prodiictiunsl>etrieb  sicJi  anschliessenden  Vorbrau«  hssteuern  stellt  sia  regelmässig  unter 
die  iudirecten,  die  Erbachaitaateuer  meistens,  diu  Mouopolien  und  die  Verkehrsteuern 
(Stempel.  Gcrichtsgebühren  u.  s.  w.)  ebenfalls  oder  abethattpt  apart,  d.  b.  in  keine  der 
beiden  Kategorieen.  Auch  die  Z6Ue  weiden  mitnnter  nur  im  weiteren  Sinne  an  den 
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indiieeteB,  sonst  MCb  apart  gestellt.  Bei  „directcn  Aufwandsteucrii'\  Wohn-,  Uaade- 
ätcaer  n.  s.  w,  schwankt  di«  l'uliririniiig.  Beispiele  in  meiner  Abhandhiri^r  directe 
Steoern  im  Öchönber^'schcn  iiaridbuch,  §.  2.  —  Die  französische  fiDanzrcchtUche 
Pnuds  hat  sogar  eine  Alt  „Legald«finiHoii'*  (Flu.  IIL  8.  431),  nach  welcher  „diiw^" 
Stenern  die  aut'  Personen  tind  EigcnUium  gelegten,  mittelst  Kataster  oder 
Steaerroilen  (rules  nominatilä)  erhobeoeo  nnd  unmittelbar  vom  Steuerpflichtigen  in 
die  StevercMie  geztUten  Stetten  lind.  8.  «ucli  Golm,  Fin.  SL  443. 


Zweites  Kapitel. 
Entwieklnng  der  Besteuernngr« 

Die  Beeteoeniiig  ab  ein  Games  anfgeftast  Die  Eiitirieltliing  derStener- 

arteii  wird  «eucroll  im  4.  Kapitel,  vom  Steuersystem,  uälier  in  der  speciellen  Stcucr- 
lebre  (Band  III)  dargestellt  Daselbst  aber  auch  manche  Ergänzungen  zu  den  Aus- 
fithrnngen  dieses  2.  Kapitels,  so  nanieatiich  im  eisten  stenergescbfchtUchen  Kapitel  des 
Bands  IH 

Einleitung. 

§.  101.  Die  Entwicklung  der  ßesteueniDg  steht  unter  dem 
gemeinsamen  Einflas»  folgender  vier  Beziehoogen: 

1.  der  Beziehungen  der  Besteuerung  zur  g:nnzen  Organi- 
sation der  Volkswirthschaf t,  daher  auch  zur  Eigenth um s- 
ordnung,  besonders  soweit  diese  die  snc blieben  Prodactionsmitte), 
den  Boden  nnd  das  Kapital  betrifft,  sowie  zur  Erwerbs- 
Ordnung; 

2.  der  Beziehungen  der  Besteuerang  znr  politisehen  Ver- 
fassung, zur  Recbtsoidnnng  zwischen  Staatsoberhaupt  oder  Be- 
giemog  nnd  Volk,  sowie  znm  politischen  Ständewesen; 

3.  der  Beziehungen  der  Bestenemng  zn  den  wirthschaft- 
liehen  Interessengruppen,  nnd 

4.  der  Beziehungen  zu  den  gesellsehaftliehen  oder  so- 
cialen Classen,  insbesondere  zu  den  „besitzenden"  und 
„niebt-besitz  enden". 

Diese  vier  verschiedenen  Beziehungen  und  die  von  ihnen  aus- 
gehendeD,  vidfacb  sich  kreuzenden  Einflttsse  umfassen  alle  Kämpfe 
der  Praxis  um  die  Besteuerungy  alle  geschichtlichen  Entwicklungen 
und  gesetzlichen  Veränderungen  der  letzteren,  alle  theoretischen 
ControTcrsen  Uber  sie. 

Die  Besiehungen  wie  die  Einflüsse  hängen  je  unter  sich  zu« 
sammen.  Verttnderangen  auf  der  einen  Seite  werden  regelmässig 
bewirkt  durch  solche  auf  der  anderen  und  wirken  ihrerseits  wieder 
auf  letztere  zurttck.  Alles  stebt  also  In  Wechselwirkung. 

A,  Waf»«r,  naasswlMiMihali.  n.  t.  AvI.  t7 
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Die  allgemeiDSte  and  eiogreifeiiiUte  Bedeutimg  hat  die  Organi- 
sation der  Volkawirtlisohaft  nnd  die  Eigenthrnns-  und  Erwerbsord* 
nnng.  Dadureb  wird  die  ökonomiscbey  sociale  and  politische  Stnictar 
des  Volkslebens  selbst  wieder  bedingt  Veränderungen  in  dieser 
Organisation  ftlhren  nothwendig  zu  entspreehenden  Verändemngen 
der  inneren  politischen  Lage,  der  wirthschaftlichen  Interessen-  • 
groppen,  der  socialen  Verbttltoisse.  Aber  auch  hier  besteht  wieder 
Wechselwirkung:  die  innere  politische  Verfassung,  die  Groppirung 
der  wirthsehaftlichen  Interesseni  die  sich  daraus  entwickelnde  Par- 
teiung  und  der  Interessengegensatz  der  besitzenden  nud  nicht-be- 
sitzenden Classeoi  d.  h.  der  eigentlich  sociale  Gegensatz,  wirken 
ihrerseits  wieder  auf  die  volkswirthschafltliche  Organisation  und  auf 
die  Eigenthums-  nnd  Erwerbsordnung  zurHek. 

Das  Verstandniss  der  Geschichte  der  Besteuerung  and 
die  AnfstelloDg  richtiger  Entwicklnngsziele  der  letzteren  in 
bestimmten  Geschichtsperioden,  mit  gegebener  iSkonomischer,  poli- 
tischer,  socialer  Struetari  bAngeo  yon  der  Erkenntniss  dieser  Zu- 
sammenhinge ab. 

Die  BesteuernDg  ist  hiernach  auch  keine  blosse  FinaozaDgelegen- 
heit,  am  Wenigsten  bloss  eine  Sache  der  Finanztechnik.  Sie  ist 
vielmehr  zogleich  stets  eine  socialpolitische ,  politi^jche,  ethische; 
Volks wirtbschaftlic he  Angelegenheit  höchster  Bedeutung  und  hängt 
mit  der  öffentlichen  und  mit  der  I*ii\  atrechtsoidnung  enge  zusammen. 
Das  (iart  aiuh  die  iMuauzwisseubchait  niemal:»  ausser  Acht  lassen 
(Fin.  1,      27  tr  I. 

lu  den  folgeudeii  beidcu  AbäciiiülUMi  werden  von  diesem  Staudpuucto  der  Auf- 
fassaog  aas  die  beiden  ersten  der  geoanntea  Beziehangen  niid  EinlltBse  behudelt. 
Die  beiden  anderen  —  bei  der  dritten  namentlich  die  Interessengegensätze  innorhalli 
der  betiiUeadeu  Glasse  selbst,  Stadt  und  Land,  Grund«  und  Kapitalbesitz,  agrariscbe, 
geverbUche,  mercanfUe  BerafaUiltigkeit  n.  s.  v.  ->  treten  bebenden  in  der  Eat- 
wicklnriL:  der  i'inzelnen  Arten  der  Stenern  und  do^  Steuersystems  liervor  und 
werden  b<töäer  im  weiteren  V'crlauf,  im  3.  und  4.  Kapitel  dieses  Buchs  und  in  der 
specieUen  Stenerlehro  (Band  III)  mit  verfolgt  weiden. 

1.  Abschnitt. 

Ble  Bes(enen»9  ia  Ihren  Bexlehangen  nr  Orf  anlnatloii  der  Tolkiwlrtii- 
Mhaft,  nowle  inr  Elgeatlians-  waä  Erwerhtordnuar. 

Kin  eut^precbcuder  Abschnitt  lebit  bei  Kau  und  den  bisherigen  Fiuauzscbrit't- 
«tellern.  Auen  bei  Stein  knnn  einzelne  biorhor  gehörige  sporadische  Beneilrangen. 
Der  wissenschaftliche  Sociali3mu.s  hat  d;\.;efron  dits^cn  Zasa  in  inen  hang  zwischen  Be- 
steuerung und  Organisation  der  Yolksu'irtbschafi  wohl  erlcannt,  so  u.  A.  iiodbertuä 
(s.  nnten),  dosglciclien  Schftffle,  der  ron  dar  Stonerwirthichnft  mit  Beoht  sagt,  sie 
wiegt  In  der  liberalen  Periode  Tor,  w&hrend  die  „onmittelbaro  Vonregiinhme  de^ 


Digitized  by  Google 


Beziehung  der  fioüteueratig  zur  roiksvirtluich.  Organisation.  249 


liuaDZgesetdicii  bc^tiuiuitou  Staabbeiiarl'i»  au^  ucm  iurua^o  (^ubtiUacUaldichtir  UuUeutiv- 
prodnction  den  Haushak  des  voUeadeton  Sodalistensteates  chancterisirai  rnftiste*' 

(Socialer  Körper  IV 

102.  Für  diese  Beziebuugen  ist  die  wirkliche  Durch- 
tuhruD^  der  Besteuerung  von  der  Entwicklung  der  leteteren 
zu  unterscheiden. 

1.  Die  wirkliche  Durchführung  der  Besteuerung  wird 
zunächst  und  zumeist  von  der  jeweilig  bestehenden  Organi- 
sation der  Volkswirthschait,  nameiitlicb  von  der  jedesmaligen 
Combiuation  des  privat-  und  des  gemeinwirthschaftlichen 
Systems  bestimmt.  Mit  einer  jeden  Organisation  der  Volkswirth- 
flchaft  und  mit  einer  jeden  solchen  Combination  dieser  beiden 
Hanptsysteme  neben  weleben  übrigens  auch  die  Function  de« 
sogen,  „caritativen^^  Systems  gerade  hier  von  Bedeutung  iat^)  — 
hängt  eine  bestimmte  GestaltitDg  der  Rechtsordnnngi 
insbesondere  der  Eigenthum sord nnng  fUr  die  sachlichen 
Prodactionsmittel  —  Boden  und  Kapital  —  und  eine  be- 
stimmte Vertheilung  der  letzteren  als  eigentliches  Priyat- 
eigenthnm  an  die  Privat wirtbsebaften  und  als  „öffentliches" 
Elgentbam  an  die  Zwangsgemeinwirtbsehaften  (Staat,  Ge- 
meinde n.  8.  w»)  zusammen.  Daraus  ergiebt  sieb,  ob  nnd  in 
welehem  Umfange  eine  Bestenernng  tiberbanpt  eintritt  oder 
ra.  a.  W.:  ob  die  Kosten  der  eigenartigen  Prodnotionswirth- 
seh  aft,  welebe  der  Staat  nnd  jede  andere  Zwangsgemeinwirtbsebaft 
ais  Hersteller  Ton  Leistungen  n.  s.  w.  reprSsentirt,  ttb«rfaaapt  in 
der  Beebtsform  von  Stenern  ersebeinen. 

Solebe  »yProdnetionslcosten"  des  Staats,  der  Gemeinde  sind 
selbstreiBtllndlicb  bei  jeder  Mberen  nnd  iLflnftigen,  bei  jeder  denl^- 
baren  Organisation  der  VolkswirtliBebaft  Torlianden,  ^  aneb  im 
„Soeialstaat'',  wenn  er  ttberbaupt  milglieb  wäre.  Sie  smd  insofern 
„natllrliebe^*  oder  „rolkswirthsebaftliebe"  Kosten,  (Grund- 
legung §.  83)  ^  eine  absolute,  rein  Okonomisebe  Kate- 
gorie des  Wirtbsebaftslebens  and  speciell  der  Finanxwirtbsobaft 
(0.  §.  81). 

Bloss  als  Stenern  kommen  diese  Kosten  aber  nur  in  be 
stimmten  gesebiebtlieben  Pbasen  der  Organisation  der 
Volkswtrtbsebaft,  der  Reebtsordnong  fbr  die  saeblieben  Productions- 


*)  Darüber  Grundlegung,  §.  119,  147  11".  Die  caritativon  Leislungcü  z.  B.  der 
Kirche  können  „OOenllicho**  ünterslützung  mil  „ölfentlichen",  d.  L.  durch  Steuern 
licschalHcn  Mitteln  ii»  ^rossoiti  ruifaiiii  entbehrlioli  ina.  hcn,  wie  dies  die  katlioiischc 
Kirche  des  .Mittelalters  und  sctbai  dui  Neuzeit  bcneist.   S.  unten  ^.  103. 
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mittel  und  der  Vertheilung  der  letzteren  vor.  Neiiilich  nur:  wenn 
der  Grund  und  Boden  und  die  Materialkapitalien  ausschliesslich  im 
Pri vateigeiuliuin  der  Pri  vatwirthschafteu  sind  und  demnach 
die  Organisatiou  der  \  v)lkB\virtbschaft  in  der  materiellen  Wirth- 
schaftssphUre,  bei  der  rrodnction  der  Saeligliter,  eine  rein  privat- 
wirthschaftlicbe  wäre.  .le  naclidem  eine  beölimiuie  Voikswirthschaft 
mehr  oder  weniger  diesen  liediuguüi^en  entspricht,  also  z.  B.  in 
grösserem  oder  geringerem  Umfange  ött'entliches  Grund-  und  Kapital- 
eigeuthum  (älteres  und  neueres  Domuuium,  Privaterwerbsanstalten 
und  Gcbtihrenzweige  des  Staats  und  der  Gemeinden)  vorbanden 
ist,  erscheinen  jene  Kosten  der  staatlichen  Productionswirtbsehnft 
auch  in  anderen  Rechtsformea ,  nemlich  als  Privaterwerb  aus 
Renten  u.  s.  w.,  als  Gebühren.  Danach  richtet  sich  dann  der 
relative  Umfang  der  Besteaernng,  im  VerhältDiBB  zum  Gesammt- 
einkommen  des  Staats. 

Die  Besteuemng  ist  daher  keine  absolute,  keine  rein 
ökonomische  Kategorie  des  Wirthschaftslebens  und  der  Finanz- 
wirtbsehaft,  sondern  eine  historiseh-rechtlicbe  Kategorie.  Die 
VoraiiBsetzang  wirklieber  Besteaernng  oder  daa  Princip  des 
Besage  von  Steuern  Seitens  der  ZwaDgsgemeinwirthsebaften 
ist  dag  Beelitsinstitat  des  Prirateigentbuma  an  aaeh- 
liehen  Prodaetionamittelny  besondere  am  Boden,  und  der 
thatsäehlieb  ganz  oder  dOeh  ttberwiegend  erfolgte  Ue bergan g 
des  Bodens  nnd  des  Haterialkapitak  an  die  Priyatwirth- 
sebaften. 

Die  Erkenntiiiss  dieses  Zosammenliangs  deff  Besteaorang  mit  den  Or);aDisatiüii3- 
fragen  der 'Yolkswiitlischalt  und  den  Eigcnthu!n^ve^hältni8sen  ist  zur  Klarstellung-  der 
cinsciilagciideu  ukauuuiischeo,  finanziellen  und  bücialen  Probleme  entächcidctid.  Erst 
durch  diese  Aulfassung  wird  auch  der  Schlüssel  zom  Terstündniss  einer  wichtigen 
S»iti'  der  Entwicklungsgeschichte  der  nesttnipnin>r  preliefert-  Diese  Auffassung 
ist  dem  « issenscbalüichen  Socialismus  zu  verdanken  und  ündet  sich  bdMuders  bei 
RodbertQS  und  SchSffle.  Bei  Stein,  Fio.  3.  A.«  S.  310  ff.  tritt  sie  in  den  Ab- 
schnitten nber  die  peschirhtlirhen  Epochen  der  Bestencrnnjr  nicht  liervor,  woraus  sich 
seine  zu  enge  Fa^isang  der  «^socialen  (iestalt  der  Steued'rage**  in  der  jetzigen  Epoche, 
8.  321  ff.  mit  erid&rt  Bbeaso  Doch  in  der  4.  A.  I,  4U  ff.  S.  Mcb  5.  A.  I,  148  ff., 
II.  1.  n<\  II  ,  na  l  meinen  Anfaatz  FioanzwlHeoseltaft  nnd  StutiMaalitunas  in  der 
Tubinger  Zeitschrift  1887. 

II.  Die  EntwicliluDg  der  Besteuernnjr. 

§.  103.  Anoh  sie  wird  in  den  jrrossen  GrundzUgen  vorherr- 
schend von  der  Entwicklung  der  Organisatiun  der  Voikswirthschaft, 
der  ('onil)inaHon  des  sremein-  und  privatwirtliselialtliclicn  Systems 
und  den  ü^iinit  zu.sanimenhjinL''endcn  \'erl)ältnissen,  der  Eigcntliums- 
ordnuiig  nnd  der  Vertheilung  des  Grund-  und  Kapitaleigenthunis 
au  i^rivat-  und  an  ZwangsgemeinscbafteUf  bestimmt.  Die  inneren 
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politischen  VerhXltnisse,  die  Landesverfassiiog  nsd  das  Stttndeweaen» 
die  Kämpfe  der  wirthBcbafUlotien  IntoreeieDgrappen  des  piivatwirtlh 
scbaJUictaen  Systems  and  die  soeielen  Glassenkämpfe  der  Beiitseii- 
den  und  Niobtibeeitsenden,  beb^rsohen  die  Entwicklaog  mebr  nur 
imEinzelnen,ii]  den  Phasen,  nnd  begUustigea  oder  ersobweren 
diejeuigc  Entwicklung  der  Bestenerung,  welebe  ?on  den  Entwiek- 
lungstendenzen  der  Organisation  der  Volkswirtbschaft  gerade  Ter^ 
langt  wird.  Aber  auf  die  Dauer  machen  sich  doch  diese  letzteren 
Tendenzen  stets  geltend,  wenn  überhaupt  ein  Fortschritt  erfolgt 

A.  In  |)  r  i  in  i  tiven  \'olk>/.ustHnden,  im    u ue n tw i l  k  el te n" 

Staate  und   in  der  Uberwiegend  naturalwirthschaftlichen 

Phase  der  V'olkswirtlischaft  fehlen  Steuern  ganz  oder  fast  ganz. 

Sie  erscheinen  nur  etw»,  wie  iii  der  älteren  geriaaiiiscboo  (y«0chichtc,  als  „frei- 
willige", wenngleich  rfelleielii  durch  die  Sitte  schon  mehr  oder  weniger  gebotene 

„Gaben"  (dona),  „Beiträge"  an  das  Obcrliaupt,  J.n  Farsfm  n.  s.  w..  mifings 
meiiit  fkvr  bei  beModereo  Geicgenbeiien,  als  Ebroogabcu  bei  Festen  u.  dgL  m.«  als 
BeUdtfeii  in  KothUgen.   Amseraom  konuDen  bei  schon  etwas  entwicheiteren  VorhUt- 

nissen  Steuern,  un  l  iv.(%t  auch  Schätzungen  der  freien  üntorthanfu  (Rur-.rr).  nur  etwa 
als  ausserordentliche  Einuahine,  für  besondere  BedOrfoisse«  oameutlich  Krieg, 
Tor,  wie  das  Tributum  in  Bom.  Das  Fehlen  allgemeiner  nnd  erheblicher  Steuern 
als  einer  regelmässigen  Einnahmequelle  erklärt  sich  in  di.scr  früheren  Periode 
der  A'ölker(;eschichte  aus  den  obwaltenden  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  und  wird 
nicht  als  Mangel  empfunden.  Die  Volkswirthschaft  i^t  in  dieser  naturalwirthschaft- 
li  hen  Phase  ganz  Uberwiegend  privatwirthschaftlich.  die  Staats-  und  sonstige  „öfft  fit- 
liche  Thätigkoii".  wie  die  „ölfentlichun"  und  die  (tam^inbedQrfuisso ,  und  damit  auch 
der  Finanzbedurf  äiiid  äusserst  geringfügig.  Soweit  leUteror  aber  vorliegt,  kaau  er 
leicht  ohne  Steuern  bestritten  werden,  deren  Erhebung  ohnehin  bei  ?orherrschender 
SaturaU  irths(  haft  torlinisch  besonders  schwierie  ist.  Noch  ist,  wenn  auch  vielleicht 
Privatcigcuthuui  an  l^oden  bereits  fur  freie  Vyllü<geiiu>scn  besteht,  ein  erheblicher 
Theil  des  Bodens  „ul!  iitlicbeb'^  Eigenthum,  zur  VerfQgnnf  des  Ponten,  der  Stammes-, 
Siedeluutrs-üemeinschaft,  der  Stadt  und  des  Stait*taats  u.  s.  w..  oder  der  Fürst  hat 
selbst  grosseres  tirundcigenthum.  Theib  aus  der  EigcubewirthacbaftuQg  diesem  Boili-ns. 
tbells  MS  der  Vergebung  desselben  an  Private  zur  Nutzung  gegen  Dienste  und  Natural- 
abgaben, später  auch  schon  gegen  Geldabgaben,  wird  rin  f  ir  gowoluiMch  ausrei«  lu  ndes 
Einkommen  zur  Bestreitung  des  „öffentlichen"  Aufwands  gewonnen.  Der  iieat  des 
Finanzbedarfs  wird  durch  mancherlei  gebührenaTHge  Elnnnhinen,  ftlr  die  richterliche, 
polizeilicho  ThätifrJvcit,  durch  Geld-  mu]  Vcrninfron=;sTrafcn  n.  s  vr.  gedeckt.  Die 
regelmässig  besonders  wichtige  Finanzlast  des  entwickelteren  Staats,  diejenige,  welche 
ans  dem  WehrwoseD  hervoigeht,  fehlt  ursprtingHch  in  FriedensMit  oder  wtrd-  von 
den  einzeloen  Dtenenden  gtOMtendieUB  seihet  direct  getragen. 

Mau  kann  diese  Älteste  Finansepoehe  daher  wohl  als  die  vor- 
herreehend  domaniale  bezeichnen. 

S.  oben  §.  20,  22  ff.,  dann  FUi.  I,  §.  213  ff.,  III,  §.  6,  8,  14  ff..  17  II.,  24  IT, 
29  if.  mit  einzelnen  geschichtlichen  Belegen  für  das  Gesagte  und  das  Folgende. 

Deber  die  ursprünglichen  Finanzverhältuisse  der  antiken  Staaten  ist  fast  mchta^ 
bekannt,  weil  die  geschichtlichen  Aufzeichnungen  erst  von  Perioden  berichten,  in  welchen 
bereits  eine  grössere  Entwicklung  eingetreten  ist.  Die  ..domaniale"  Periode,  in 
welcher  Öffentliche  Ländereien  des  Staats,  dur  ücmcindea  utiU  Touapei,  Viehweiden, 
PoMmi,  ucih  Aekerinnd,  Häuser,  Salzweiie,  Gewässer.  Bergwerke  durch  Verpachtung 
nutzbar  gemacht  werden.  ra?;t  in  den  Kriücliisrlicn  Stiuiten,  speciell  in  Athon,  in 
die  spätere  ge^icbichtlich  bekanute  Zeit  hioeiu  (s.  Bockh,  Staatshaushalt  Athens,  2.  A., 
S.  414  IT.;  lkb«r  den  Ohuseter  der  StelseiDklbifte  der  gdechischen  FtelsUAlea  in 
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Allgemeinen  eb.  S.  40S  fT).  Bei  Anlage  von  Colonieen  und  bei  ErobenuigAii  flnfflden 
Gebiets  wurde  wohl  ein  Thcil  des  Bodens  für  den  Staat  znrackbobalten  und  dann 
verpacbtet  (s.  BUcbsenscbUtz,  Besitz  und  Erwerb  im  griechischen  Altertbum, 

s.  es  ft.). 

In  Kon»  waren  zur  reiiiiT)likani!?':li'"ii  Zeit  die  sog-cnannten  vecügalia.  d.  h.  die 
Abgaben  von  dem  im  Staatseigentbam  beüudlichen  Bodeo,  die  Haapteinnahmc  des 
aenriom,  »vf  irelelie  der  ngclniasige  £utt  btidft  trar.  Bei  dott  Eioberangeii  miTde 
die  Doinanc  immer  wieder  vermehrt,  indem  ein  l>t?denten<lcr  Thcil  (nieisl  .  auch 
Va*  Vi  ^'^^  selbst  Alles)  des  eingezogeoea  Lands  zu  ihr  geschlagen  wurde.  Uiervon 
wurde  wieder  ein  Theil  fbr  den  Staat  reseffirt  und  von  ihm  eigens  rerwaltet  oder 
verpachtet.  In  Italien  ist  indessen  beim  Schluss  der  republikanischen  Zeit  die  ita- 
lische Domäne,  soweit  sie  in  caltivirtem  Ackerland  bestand,  in  Privatbesitz  Über- 
gegangen.  da  die  Einkünfte  aus  den  Provinzen  die  ältere  Einnahme  aas  dieser 
italischen  Domäne  entbehrlich  machten.  Eine  dirocte  Steuer  für  die  regelmässigen 
BedUrfnis-iP  fohlt  in  der  rcpnhlikanischen  Zeit  (Maninardt.  römische  Staatsvorwaltnnc:, 
II,  156,  löT,  145,  147  ff.),  lieber  den  ilterca  Char.n  tt  r  dca  tributum  als  ausBur- 
ordciitliche  VermOgeoestener  der  lOmlschen  Bürger  ftir  auäserordentliche  Bedufhine, 
wie  Kriesrskostpn  tind  Trnppensold,  s.  cb.  S.        vvj\  Fin.  III,  8. 

Bei  den  (iermanen  in  der  ältesten  uns  bckanüten  Zeit  benelit  der  köuig  be- 
feilt  jftbrllcbe  „Gaben"*  des  Voüis.  Diese  baben  sich  dann  Air  die  freien  Yolin- 
ircno5sen  in  die  spätere  Zeit  hinein  erhalten.  Im  frSnkischcn  Reich  der  Meroringcr 
und  noch  in  die  caroÜngische  Zeit  hinein  bringen  die  Gaue,  die  Grossen ,  dio  kircb- 
Jichen  Immunitäten  in  bestimmten  Zeiten  im  Jabre  dem  Könige  Ebrengaben,  dona, 
über  welche  in  der  carolinj^ischen  Zeit  schon  Voreinliarunffcn  mit  dem  König  erfolgen, 
80  dasg  der  Character  der  Steaei  mehr  hervortritt  (Uber  diese  im  Einzelnen  ond  in 
der  Etttvfdclmiiir  vlelfbch  unsicberen  TeAihnisie  s.  besonders  G.  Waits,  Dentsebe 
Verfasssungsgescbichte  II,  2.  Aufl.,  S.  553  ff.,  Uberhaupt  das  Kapitel  7.  Danach  ist 
Einzelnes,  was  in  den  Lehrbüchern  der  Rechtsgeschichte,  auch  von  Eichhorn,  auf- 
gestellt wird,  zu  berichtigen.  Auch  Waitz  vermag  aber  vielfach  nur  nachzuweisen, 
dass  die  bisherigen  Annahmen  unsicher  oder  dass  gewisse  Thesen  zu  sehr  verallge- 
meinert sind.  Zu  fcÄt'  ii  Rfsultaton  kommt  er  ni -  hf  immer.  Für  die  nach-carolinirischo 
Züit  foai  U.  bis  12.  Jaiiihuudert  s.  Waitz,  \Hl,  22H  11.,  377  11.  Vgl.  »öust  Eich- 
horn, Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  5.  A.,  1,  ü75  H'..  überhaupt  §.  171. 
Waltor.  Deutsche  Beehtsgescbicbtc,  2.  A.»  I,  182.  Z«pfl,  Deulscbe  Kechtsgeicbiohte, 
4.  A..  II.  22Ü). 

Im  frftnkiseben  Reich,  unter  den  Garoliugom  nnd  spater  im  Dontseben  Beicb 

ist  die  domanialo  Epoche  durchaus  vorherrschend.  Das  köiiif,^lich.  l)-'nanialgut 
liefert  den  grössten  Theil  der  Eiokanfte.  Im  ehemaligen  römischen  Kitichsgebiet 
erbalten  sieb  aber  die  römiscben  Stenern  aacb  unter  den  gennanisdien  Herrscbem, 
besonder;?  die  röini.sche  Cirandstcuer.  Sic  scheint  meistens  zu  einer  Rcallast  geworden 
zu  sein  und  traf  dann  auch  den  Boden,  der  von  Romanen  an  Deutsche  gelangte, 
Audi  bler  ist  aber  Vieles  sebr  unrieher  (vgl.  Waitz,  II,  564  ff*..  679  ff. ,  besonders 
Uber  die  veniMrk^'Ite  Frage  der  Fortdauer  ib  r  rflmischen  Steuern,  Fin.  III,  §.  14  ff.). 
Die  Kopfsteuer  traf  nur  die  Romanen.  Versuche,  sie  auf  Franken  auszudehnen,  fehlen 
nicht,  scheinen  aber  vereitelt  zu  werden  (Waitz,  II,  578).  Steucrartige  und  grund- 
bonücbe  Abgaben  voBcbmelzen  vielfach ,  so  dsss  der  Chaxaotsr  spiterer  Grandzinse 
U.  S.  w.  oft  nicht  fTPuau  zu  bestimmen  ist. 

In  den  U c m u i n d  c n  .  auch  den  btädten  hüngt  tiie  Ebtwickltihg  der  Steuern 
mit  der  Entstehung  der  Gemeinde  oder  SisA  SOBMOman.  Alte  deutsche  Dorf- 
gemeinden haben  regelmässig  Gemein eigcnthum  an  einem  ^r?>s^cren  od  r  geringeren 
Theil  des  Bodens  und  Nutzungen  daraus  auch  für  die  Geraeindezweckc  »elbat.  Daher 
bedarf  es  hier  keiner  oder  erst  später  der  Steuern.  Andm  in  solchen  Städten,  die 
sich  nicht  ans  der  l>orf^ein>  indr  entwickelten  Ein  interes^ntes  Beispiel  i-t  Bas  I. 
dessen  Gemeindewlrthschatt  von  Anfang  an  wesentlich  auf  Steuereinnahmen  basirt  war. 
(Seh Anberg*  Basels  Finanzmblltnisse,  8. 14  ff.,  Fin.  Itf,  §.  24  ff.> 

B.  —  §.  104.  Die  Weiterentwicklung  ist  bei  allen  wirk- 
lich fortschreitenden,  dalier  /.u  höherem  Siaatslebeu  gelangenden 
Völkern»  zumal  bei  eigentlicbcu  Colturvölkern,  wie  denjenigen  den 
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antlkei>|  mittelalterlichen  und  modernen  Europas  —  ond  mit  diesen 
nnd  Itiren  AhkdmmliDgen  in  anderen  Welttbeilen,  America  yoran, 
hallen  wir  es  hier  im  Weiteren  altein  zu  thnn  —  dieselbe  mehr 
gemeinwirtbschaftliehe  and  einen  grosseren  Finanzbedarf  bedingende. 

Immer  mcUr  „Gcmoinbedürfnisse"  (GnjmJloguiijj  §.  Ii.)  treten  Lervur,  wcrdou 
ab  „Offeiitlicho"  anerkannt;  immer  complicirterc  Verhältnisse  des  privatwirthschafl- 
lichcn  Verkehrs  entfalten  sich  und  verlangen  nitht  n«r  eine  Controlc  und  Regelong, 
sondern  immer  mehr  eine  UnterstOtzang  und  Furdcrun(^  dc6  Staats,  der  Gemeinde  und 
Ihnlicher  KOrper;  immer  höhere  und  zugleich  schvieriger  zu  crfuUcndc  Anforderungen 
werden  in  Bezug  auf  Rechtsschutz  ron  Porson.  Eigenthum,  Verlichr.  auf  nationale  und 
staatliche  Sicherheit  und  Selbständigkeit  und  Halbst  in  Bezug  uut  das  Gefühl  dieses 
BeebtBSchutzes  und  dieser  Sicherheit  gestellt,  —  ein  oenes  und  wahres  „Culturbcdurf- 
iiiss".  Alles  die-^cs  führt  zu  einer  sich  regelmässig  auch  verwirklichenden  Tendenz 
nach  Ausdehnung  und  mt«Qsirerer,  feinerer  Gestaltung  der  „ötfentlicben**  Thätigkeit 
des  Staats,  der  Gomdnde  «. «.  v.«  m.  a.  W.:  die  Gemelnvirthechaft,  dnreh  diese 
wichtigsten  Glieder  vertreten,  ringt  sich  zti  immer  ;;Tusscrer.  violfältiperer  und  reiferer 
Th&tigkeit  dorcb,  iodeiD  sie  ganz  ucue  Aufgaben  ausfuhrt  oder  alte  Gebiete  der  Privat- 
wlrthscliaft  an  sicli  tthnmt. 

Esvollziehtsichsoeine  Veränderung  in  derOrganisation 
der  Volkswirthschaft  nnd  in  der  Combination  des  pri- 
vat- nnd  (swangs-)gemeiQwirthschaftliGben  Systems,  absolut 
nnd  relativ  zu  Gnnstea  des  letsteren.  Die  finanzielle  Folge 
dieser  Veränderung  ist  aber  eine  Steigerung  des  Finanz- 
bedarfs nnd  die  Deckung  desselben  wird  die  Voraussetzung 
fttr  die  Verwirklichung  dieser  Gestaltungen  (§.  106). 

Grundlegung  §.  120,  154  fl*.,  besonders  1.  Abtbdloug,  Kapitel  4,  Haaptabsclmitt  9 

vom  „Gesetz  der  wachsenden  AiiÄdelniiin';  der  ^'ifTentlii  hen.  liesonders  der  StaatsfhStig- 
koiten".  Aucb  das  ebenda  im  Hauptabschnitt  4  erörterte  Vorvaiten  dos  Präveotiv- 
princips  im  ontwidtelten  Staat  wlm  in  der  Richtung,  den  Finaasbedaif  regel- 
mässiger zu  machen  und  ihn  zu  eteifrern,  wodurch  wieder  die  NothwendiffKcit 
ontsteht,  das»  die  Besteaerong  aus  einer  unregclmässigeu ,  z.  B.  nur  in  KriegsfUleu 
eröffneten,  zu  einer  reirolmlsslinn  einnähme  w&d.  (8.  auch  Fin.  I,  §.  36,  37.)  Die 
Zunahmetendenz  des  Finanzbedarf-i  und  damit  gewöhnlieh  der  Bcstenenui'i'  wird  von 
allen  neueren  Finanztlicoretikcru  betont  und  spielt  in  den  BowoisfUliruugen  eino  Bolle 
(z.  B.  Umpfenbacb,  Fin.,  2.  A.,  S.  37,  Stein,  5.  A..  II,  1,  8.  S60.  Rosclier. 
Fin.  §.  110..  '-u  das»  es  mir  nicht  nothwendif,'  erscheint,  das  ge^eii  Missver^tänduisse 
oder  gar  gegen  uoventindig  suf^sante  Polemik  (etwa  Herrn  Lujo  Brentano'»)  noch  be- 
SMideti  roB  Kenen  an  begrOnden. 

Besonders  wiohtig  auch  ftlr  die  finanzielle  Seite  dieser  Verhält^ 
nisse  sind  zwei  Momente:  die  Wehrverfassung  und  der  mehr 
oder  weniger  natural-  oder  geldwirthscbaftliche  Zustand 
der  Volkswirtbsehaft. 

Von  ersterer  hängt  nicht  nur  die  Höhe  des  Finanzbedarfs, 
sondern  aoeh  der  Umstand  ab,  ob  und  wie  weit  das  Wehrwesen 
fiberhanpt  den  Finaozbedarf  und  speciell  den  regelmässigen 
Finanzbedarf  berührt. 

Letzteres  gesoblebl  im  Weseotlicben  bot  bei  cigentUcbenSoIdherren  oder  in  Zeiten 

der  Soldzahtunu'  (im  Kriege  selbst  u. ».  w.)  also  nicht,  «renn  die  Mannschaft  «ich  selbst 
unterhalten  ond  aui^rtutcn  muss  oder  venu  Dritte  (Lubonstr&ger  ihre  Leute,  Contingeuts- 
flteUer  ibr  Centingent  n.  dgl.  m.)  (ttr  die  Unterbaitnng  statt  des  Staats  eintreten.  Auch 
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»pLcicll  der  Stand  der  militärinchuu  Technik  —  sieibst  wieder  ein  wichügeä 
Moment  für  die  Gestaltung  der  WohrveifassooK  —  iu  Botreff  des  Penouaia  uud 
Materials  ist  von  Eiofiofls:  nur  bei  beaonderer  längerer  Selnilottg  der  Leute  mid  bei 
der  Ausütattanf;  der  Heere  u.  s.  w.  mit  kUnätlicberen  Augriti's-  und  Vertbcidiguiigü- 
wafi'f'ti  und  Mitteln  (maschinolle  Technik  u.  dgl.  auch  hier)  fuhrt  das  Wchrveseu  zu 
ciuem  cigcueü  grösseren  regelmässigen  Finanz  bedarf,  auch  schon  im  Frieden. 
Bekannte  Verhältnisse  im  entwickelterai  idcrtmischen  und  i>eit  der  Erfindung  des 
Schiesspulvors  im  modernen  Heerwesen  dienen  BlIlizl-  lii.  rflir.  Der  finanzielle 
Eiufluss  g'  ra'lf  des  lu  o  d  c  r  ii;!  t  cii  Ilucrwcsciii,  .<i:ii  s.db&t  wieder  zugleich  ein  Pruduct 
moderner  Technik  ist,  wur  ^  ]iun  im  ersten  Bande  dargelegt:  Erörterungen,  welche 
auch  für  die  Entwicklung  di  s  Finai  >•  1  «rfs  und  der  Besteuerung  wichtig  sind.  (Siehe 
Flu.  I,  18Ü — 19U  Uber  MilitärOkuuomik.)  —  Den  Einflusä  der  Wehrverfassung  auf 
das  Finans- und  Steaenresen  hat  namentlich  Lang  in  seiner  historisclien  Entwicklung 
der  teutsclion  Steuerrcrfassuntr  seit  den  Carolinfrern  bis  auf  iki-  ro  Zeit  (1793)  nach- 
icuweiseu  gesucht.  Er  stellt  den  Satz  auf:  „jede  Veräudurung  im  System  der  Auf- 
lagen oder  dem  Stenenresen  ist  zoerat  in  einer  roraasgegangeuen  verindening  des 
Kriegswesens  ganz  sicher  zu  suchen".  S.  4,  und  unterscheidet  dann  die  Systeme  des 
Heerbanns,  der  Lebeomiliz.  der  besoldeten  Haustnippea,  der  besoldeten  Jieicbsarmee, 
der  best&ndigen  Kreis-  und  Execntionssoldaten.  Die  ErUirong  fiSr  diesen  Zosaamen- 
hang  findet  er  in  dem  gemeinsamen  Hauptzweck  ron  Soldaten  und  St<  ucru:  Sicherheit. 
Schon  a  priori  ist  ein  solcher  Zusammenhang  im  Allgemeinen  wohl  zuzugeben.  Der 
Militäranfwand  ist  immer  eine  der  wichtigsten  Staatsausgaben,  unbedingt  die  wichtigste 
vor  der  höheren  Entfaltung  des  Galtor-  und  Woldfabrtiizirecks.  Im  Einzelnen  wird 
aber  die  Entwicklung  doch  nocli  von  anderen  1-nctor.  ii  bt«^tiinm»,  was  bei  Lang  om 
seiner  These  willen  zu  sehr  zurücktritt.  (Vgl.  auch  k'iii.  Iii.  3.  14  U.  u.  A.  über  die 
carolingb>  heu  adjutoria,  eine  Hilfe  der  ZorlldtUeibeiiden  fiHrdie  den  Heennig  Leisten- 
den, S,  dl,  §.  16,  29  ir 

Im  DaturalwirtbBchaftliicbeD  Zastande  der  Volkswirtb- 
sehaft  ist  eine  umfassendere  Thätigkeit  der  staatiicben  und  eom- 
munaleD  GemeiDwirthsehail  weder  BedürfDiss,  noch  finanziell  an- 
gemegsen  darebavfttbren.  Erst  die  Geldwirtbscbaft  wird,  wie 
innerhalb  des  priratwirthsebaftlicben  Systems,  bo  zwischen  diesem 
und  dem  gemeinwirthschafttichen  die  OlconomiselirteehniBohe  Grund- 
lage der  Arbeitstheilnng. 

Denn  unter  dorn  Geeichtspnnct  der  letsteren  mnss  auch  jode  Ck>mbination  zwischen 
diesen  Ixideu  Systemen  aufi^efa^st  werden,  wenn  die  Arbeitstheilnng  sich  hier  auch 
nicht  „frci*\  sondern  „zwangsweise"  entwickelt  (Grundlegung  ^.  162.  und  obou 
§.  87).  Mit  der  Geldwiithschafl  treten  immer  mehr  Oemeiabedar&iMe  anf  und  wird 
1:  Nüthwcndij^keit  wie  andrerM  its  die  Möglichkeit  der  Dazwischenkunft  der  Gemein- 
wirthscbaft  in  das  privatwirthschafllicbe  System  und  die  theilweise  Verdrängung  des 
letzteren  darch  immer  aUgemeiiier.  ihmit  wird  die  Geldwirthschall  alao  ent  die 
Yorausset/.ting  jener  dargelegten  Yeiindening  in  der  ganzen  voIkswirtbaehaftUohen 
OiganisAtioA. 

C.  —  §.  105.  EinflasB  von  Centralisation  und  De 
centralisation  im  gemeinwirtbschaftlichen  System. 

'  Die  typiseben  Gmndsllge  der  Entwicklang  lassen  sieb  in  der 
Geschichte  aller  fortschreitenden,  aller  Caltnrvölker  nachweisen, 
insbesondere  in  der  Geschichte  ihrer  Volkswirtbscbaft  nnd  ihrer 
gesammten  Offentlieben  Verwaltuug.  Sie  treten  natürlich  nur  nicht 
immer  gleiehmlssig  deatlich  herror  nnd  die  einsdnen  Vorgänge 
gestalten  sich  nach  Zeitaltem  nnd  Völkern  manchfach  verschieden. 
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Einen  AoBBerliehen  HanptnnterBchied,  welcher  anch  für  das  Finanz- 
weaen  und  apeeiell  fflr  die  Besteaeraug  wichtig  ist,  maeht  die 
ttberwiegend  eentralistische  oder  deeentralistisohe  Ricbt- 
nng  im  Gemeinwesen. 

Wo  die  ergtere  vorwaltet,  lassen  sicli  jene  t^^piscben  Grand- 
Züge  der  Entwiekhing  leiebter  erkennen. 

So  im  altrömischeu  Staat  der  spätereu  Zeit  der  KopubUk  aud  uuter  den  Kaitiorii« 
und  ia  den  n<Hien«i  aafOfHiMlieii  ^Mten,  inbesrilRw  die  devtsdieii  Territorien,  seit 
dem  Änsgaor  dcB  lOttelaltcrs.  Hier  ist  es  namentlich  die  Staats thätigl*nt.  welche 
von  allea  «^ventKdMa**  TUUiglceitea  extensir  and  intensitr  au  Meisten  w&chst,  und 
der  StattsSnaBzbeduf  Dimmt  datier  «neh  am  Meisten  za. 

Wo  eine  grüssere  Staatsbildung  uüterbleibt,  oder  wo  im  Staate 
die  Centralisation  nicht  so  stark  znr  Ansbilduug  kommt,  da  treten 
jene  Grnndzüge  der  Entwicklung  weniger  schart  und  sichtbar*  her- 
vor, sie  fehlen  aber  doch  auch  hier  nicht. 

So  I  i  d<;n  Hellenen,  ^'o  die^c  Entwicklang  auf  die  Ein/elstaaten  im  Wesent 
iiciten  beäolirüDkt  bleibt  and  aacb  hier  nicht  überall  weit  gedeiht.  So  überhaupt  im 
ganzen  MitteUlter,  in  veicbem  man  das  Vorhandensein  einer  sotelien  Entwicklnng 
und  schon  einer  solchen  Entwicklunirätcndcnz,  bekannten  tfc?chichtlichon  Ergcheinnnpcn 
K^eallberv  wohl  selbst  bestreiten  möchte.  I)eunoch  wäre  das  ein  Irrthom.  ÄUerdiags 
Utoen  sieb  die  grossen  Beiebe,  voran  das  frtoUscbe  und  in  einem  tansendj&hriffen 
geschichtlichen  Procesd  das  Deutsche  K(;i«  h,  das  charactoristiächäte  Beispiel  Incrfür. 
in  eine  lose  Verbindaug  fast  selbständiger  autonomer  grösserer  und  kleiner  Territorial- 
bemcbaften  anf.  Diese  tibemehmen  für  langer,  wie  bei  ans  und  in  Italien«  fttr  kOrzer, 
^  ii:  in  Grobsbritannicn,  Frankreich,  Spanien,  die  ..BfTeutliehen"  Fiitictioneii  des  „Staats". 
i>em  „lieicbe*^"  bleibt  zeitweise  davon  wenig  oder  uichti.  daher  auch  wie  im  alten 
Dentschen  Reich  eigentlich  gar  kein  Finanzbedarf  des  Rdcbs  ab  solcben  mehr  (Pin.  III, 
g.  23).  Aber  innerhalb  der  ein/^elnen  Territorien,  auch  in  Deutschland  immer  mehr 
seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters,  dann  in  den  Städten  vielfach  schon  ?on  noch 
früherer  Zeit  an,  macht  sich  dieselbe  Entwicklungstendenz  vermehrter  und  reicherer 
öffentlicher  ..j^emeinwirthscbaftlicher"  Thitigkcit  geltend  (Fin.  III,  §.  24  ff.  über  die 
Städte,  2'J  {f.  über  die  Territorien,  und  die  dortigen  Aofifttbrongen  Aber  England, 
Frankreich.  Oesterreicb,  Preusscn,  Baiern). 

Es  würde  jene  Tendenz  «cbon  im  Mittelalter  noch  mehr  her- 
vorgetreten sein ,  wem  nicht  damals  die  eigenthtinilich  grossartige 
JStelhing:  und  Function  der  Kirche  und  der  ki  i  chlichen  An- 
stalten (Klöster,  Stiftungen  u.  s.  w.)  dem  „caritativen  »System" 
eine  ungewöhnliche  Ausdehnung  verschatTt  hätte  und  dadurch  ein 
erheblicher  Theil  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals  gewissen 
öffcDtlichen  Zwecken  nnd  GemeinbedUrfnissen  in  der  Rechtsform 
des  kircblicben  Vermögens  znr  Verfügung  gestellt  worden  wäre. 

Mit  der  Sprengung  der  mittelalterlichen  katholischen  Kirche  durch  die  Kot'or- 
tnation  und  die  sie  begleitenden  Ereignisse  mussto  denn  auch  im  IG.  und  17.  Jahr- 
hundert gleich  auf  einmal  eine  förmlich  spruusweise  grosso  Ausdehnung  der  „öUeut- 
lichen"  TJiiti^elten  der  Staaten,  Territorien,  Gemeinden  erfolgcu  (Polizei,  Armenweseu, 
Schulwesen  u.  B.  m.).  am  Meisten  natürlich  zunächst  in  den  protestantischen  L&ndern 
und  dort,  wo  das  KirchenvermOgeu  seinen  btistimmungsmässigen  imd  verwandten 
Zweciwn  (Armennnterstutning,  Schale)  ganx  oder  gioseeadieUs  enttogen  wurde. 
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Die  allmähliclie  Vcigrösscnin^  det  i  erritoricn,  ihre  Ausbildung 
zu  eigentlichen  Staaten,  die  Kiitetdiückung  der  localen  autonomen 
Kiiiper,  die  neue  Wehrverfa.s.sung  u.  A.  m.  haben  dann  aneh  hier 
die  Ceutralisation  mehr  hervortreten  lassen.  Der  Finanzbedarf  für 
öft'cDtliche  Zwecke  nahm  so  die  Form  des  StaatsliDanzbedarfs 
an.  Durch  die  Bildung  neuer  Staatsiormen  wie  des  einheitlichen 
Italiens,  des  Deutschen  Reichs  hat  diese  Entwicklung  in  unseren 
Tagen  auch  hier  dieselben  Krseheinungen  politischer  und  finanzieller 
Art  wie  schon  länger  in  den  anderen  Staatsgebieten  Europas  ber- 
Yorgeruleu. 

Noch  jetzt  bestehen  aber  nach  der  verschiedenen  politischen 
Organisation  der  Reiche  und  Staaten,  besonders  nach  dem  Maasse 
der  Entwicklung  der  Selbstverwaltung  der  kleineren  rHnmlichen 
Körper  bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  im  AVirkungskreise  der 
einzelnen  Olioder  des  zwangsgemeinwirtbschaftliehen  Systems, 
woraus  sieh  dann  entsprechende  Verschiedenheiten  des  Finans- 
bedarfs  und  der  Besteuerung  ergeben. 

Die  VLihrillnissc  dor  Reichs-,  Landes-  oder  Staats-,  Prorinzial-,  Kreis-.  Ge- 
uieiudefiuatizcii  u.  s.  v,\  und  die  ilarauf,  besonders  die  auf  das  betretlendo  Stcueiwc$ea 
sich  beziebendeu  Streitfragen  fin(l*  ii  <la(hH<  h  ihre  Erklärung.  Bei  strafferer  Centrali- 
sation  im  ganzen  Staatswesen  md  geringerer  Enttt  irklunR:  der  SclbstvcT«'ii!tunp.  daher 
bcsclirüniiterer  Sphäre  der  Solbstvcrwaituüjrsköiper  bctrillt  die  extensive  und  iulcnbive 
Entfaltung  der  Oflcntlichon  Tb&t%keit  nnd  folgewoise  die  Steigerung  des  Finanzbedarfs 
ni:lu  dfu  Staat  als  die  anderen  K^rj-cr:  dalx  r  der  charactcristisclie  Unterschied 
/.wiaeheu  Eiulieitiistaat  und  Bundesstaat,  zwischen  brankreich  und  den  meisten  conti- 
ncntalen  Staaten  eioor-,  Groesbritannien  andrarseits,  zirischen  der  bisborigen  Lage  in 
den  detitschi-ii  Staaten.  hiMitidei's  in  Prcusscn.  und  der  sich  jetzt  entwickelnden  nach 
erfolgreich  durchgctubrtcr  Deccntralisation  der  Verwaltung  und  nach  Herstelluog  rcr- 
nehttor  Selbstrenraltang  (Pia.  I,  §.  42—59.  Itl,  §.  157  ff.,  385  ff.)- 

Je  oacbdem  kann  hier  bei  einem  einzelnen  GKede  der  Reibe 
auch  wobl  in  Folge  von  Uebertragun^^  gomser  Fnnetionen  anfein 
andres  Glied  statt  der  ttblicben  Ansdebnung  eine  Einschränkung 
der  «^ffenflichen  Tbätigkeit  und  des  daraus  entstehenden  Finanz- 
bedarfs  eintreten,  z.  B.  flQr  die  Einselstaaten  bei  der  ersten  Büdung 
nnd  allmählichen  Erweiterung  eines  Bundesstaats ,  so  im  neuen 
Deutschen  Reich,  oder  fUr  den  Staat  bei  der  Organisation  der  Selbst- 
verwaltung. Aber  die  Funetionen  des  ganzen  zwangsgemein- 
wirthscbaftlichen  Systems  nnd  damit  der  Finanzbedarf  fUr  dasselbe 
erweitem  sich  dennoch.  Und  das  ist  hier  das  Entscheidende. 

Dati  Gesagte  lisst  sieb  aneb  finanzstatistiscb  rerfolgen  nn  dem  Wacbstiiitm  des 

Etats  des  Nordd-^atschen  Bundes  und  d' ^  DenfM/ln'ri  Keiehs  eiii-  r-,  (Jer  Einzcistaaten 
andererseits.  Letztere  :>iud  von  grossen  Ausgabczwcigeu  cutbUrdct  worden,  nauentUcb 
vom  MilitSretftt  und  baben  ^leicbzetti^  einen  Tbeil  fbror  alten  Bedeckangsmitiel,  be- 
sonders Zölle  und  innere  Vcrbniuchssfeuern.  an  das  Koich  abgetreten:  nur  der  finan- 
zielle Ausdruck  für  die  stirkcrc  politisclid  Ceutralisation.  Aobnlicb,  nur  in  geringerem 
Grade,  die  EntvicUang  in  der  Scbweiz  und  ibroa  Kantonen. 
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O.  —  g,  106.  EiDwirkang  dea  vermehrten  Finanz- 
bedarfs anf  die  Art  der  finanziellen  Deckung  and  dar- 
aus hervorgehende  Nothwendigkeit  der  Bestenernng. 

Die  nacbgewieaene  £ntwiekluug  ist  an  die  Voraussetzung  ge- 
bunden, dass  der  yermehrte  Finanzbedarf  seine  richtige 
finanzielle  Deckung  linde  (§.  104). 

Dicitc  YorauätioUuilg  iU  cm^  uui  so  unbedingtere,  je  mehr  der  zvaiigs^cmeiu- 
wirthschafklichc  Bedftrf  eben  Pinanzbedarf  wird,  d.  b.  nicht  oder  nicht  luehr  durch 
nn'  ttfi;eltlirlio  Öfter  von  Dritten  anentgeltlich  gestellte  (Natuial)-Dicii.ste  gedeckt  wird, 
wie  10  alteren  Wchrrerfassungen,  im  Woge-,  Polizeiwesen,  iu  der  Versorgong  des  Hof- 
bedarfs, ün  EiueiiftiDtäsystein  u.  dgl.  m.  Die  EntwIcUnor  der  Volkswirtbschaft,  dio 
Anforderonpren  an  die  BesoliafTenhcit  <1er  D'istun^en  ucs  gemeinwirtbschaftlicbcn 
Systems  ^berafkmässige  Aosbüdung,  technische  ächolung  der  Arbeilskrifto  u.  s.  w.) 
maehen  diese  directcn  Dienstleistungen  fQr  den  StMt«  dio  Ctenoinde  mixidlDgllc]].  Ea 
rerwanciclt  sich  daher  der  „öfTcntlicho  Bedarf"  imner  rolbtlndiger  in  Pinanzbedarf 
(vgl.  hin.  III,  §.  14—16.  29— 52  H'..  70  ff.). 

Auch  die  Deckung  des  Fioanzbedarfs  hUi)i;t  dünn  wieder  eng 

mit  der  OrjraTiisntinn  der  Volkswirthscliaft,  der  Ki^MMitluimaordnuiig 

und  der  tbatsächliehen  Vertheilung  des  nationalen  Bodens  und 

Kapitals  zwischen  den  Privatwirthschat'ten  and  den  Zwangsgemein- 

wirthnchaften  zusammen. 

Diu  allgumeinc  £niwickiung  besteht  darin,  dai>s  für  den  gettteigurten  Bedarf  diu 
alten  Einnahmequellen  nicht  mehr  «asrcichcn,  um  ao  woniger,  als  diese  Qaellen  sich 
selbst  meistens  sehr  rermindert  haben,  weil  der  Boden  immer  mehr  in  das  volle 
Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  übergegangen  ist  und  diesen  die  Erwerbs- 
ihätigkeitcn  in  der  materiellen  Wirthschaft&sphüru  fast  allein  Uberlassen  äiuil,  ihnen 
daher  dann  anch  das  Materialkapital  der  Nation  immer  aasschlicsülicher  gehört.  Diese 
Entwicklong  zeigt  sich  im  Altorthnm,  im  Mittelalter  riu>\  in  ilcr  Neiiieif.  Sie  tritt  im 
Fiuauzwcscn  des  Staate  und  ikr  klöinertjn  Körper  ia  Jur  ;iljs<»!utoii  und  rolativeu  Ab- 
nahme des  ültereii  Privaterworbs  deutlich  hervor,  trotz  steigemlt  r  Aoigabeo,  wie  dies 
im  eisten  Bande  bereite  dargelegt  worden  ist  (Fin.  I,  g.  21C,  217). 

Die  anderweite  finanzielle  Deckung  wird  dann  stete  ttber« 
wiegend  oder  selbst  ausschliesslich  in  der  B  e  s  t  e  u  e  r  u  n  g  gelinden : 
diese  ist  das  Hauptraittel  zur  Aasßlhrung  der  sieh  immer  mehr 
emreitemden  Zwecke  dea  zwangsgcmeinwirthschaftlichen  Systeme 
bei  vorwaltend  rein  privatwirthschaftlicher  Organi- 
sation der  materiellen  Production  und  bei  der  hiermit 
verbundenen  Vorherrschaft  des  Privateigenthums  der 
Privatwirthschaften  an  Productionsmitteln. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung  wird  daher  regelmässig 
dureh  zwei  wirthschaftliche  und  rechtliche  Momente 
bestimmt:  die  Entfaltung  des  zwangsgemeinwirtbschaitliehen  Systems 
mit  ihrer  finanziellen  Folge^  der  Bedarfssteigerung,  und  gleichzeitig 
die  Verdrängung  der  Oflfontiiehen  Körper,  besonders  des  Staats,  aus 
dem  Eigenthum  an  Prodnctionsmitteln,  vor  Allem  am  Boden,  und 
ans  dem  Gebiete  der  Saehgaterproduction.  Wo  dieses  letztere  Ver- 
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hlÜtniBB  besteht,  dk  bt  es  wenigstens  aof  die  Davor  stete  anver- 
meidlich,  dass  die  AnsdelmuDg  des  gemeinwirtbsdiafltHoliMi  Systems 
mit  vermehrter  Besteoernng  verbunden  ist. 

Die  Finanzepoche  vorherrBchender  oder  fast  alleiniger  Stener-. 
wirtbschaft)  welche  für  die  moderne  staatsbürgerliche  oder  libe- 
rale Periode  cbaracteristisch  ist  and  an  die  Stelle  der  domanialen 
Epoche  rückte,  hängt  daher  auch  mit  dem  Uebergang  fast  alles 
Bodens  ins  volle  Eigcnthum  der  Privaten  und  mit  dem  fast  aus- 
schliesslich iirixaten  Gewerbebeti ieb  eng  zusnmrueu.  Die  unge- 
heure Vermehrung  der  Besteuerung  ist  in  dieser  Hinsicht  die  Cou- 
sequcDz  des  iDdividualistiscben  Wirthachaftös^stems  und  seiner 
Rechtöbasis. 

E.  —      107.   Auswege  statt  der  Besteuerung. 

Wo  die  Besteuerung  aus  anderen,  besonders  politischen, 
socialen,  rechtlichen  Grlinden  nicht  oder  niclit  entsprechend  ver- 
mehrt werden  kann,  und  dennoch  der  Drang  nach  Entfaltung  der 
Gemeinwirthschaft  vorhanden  iöt,  da  zeigt  die  Kinauzgeschichte 
zwei  Auswege:  entweder  verschatl't  man  dem  Staate  u.  s.  w. 
wieder  mehr  Eigen  thum  an  sachlichen  Productions- 
mitteln,  damit  Gelegenheit  zu  neuem  Privat  er  wer  b  oder  zur 
Einrichtung  gebii  h ron  ;n  ti ger  Zweige;  ri  d  er  man  sucht  ausser- 
ordentliche Hilfg(|uelieu  zu  eröffnen  und  behandelt  deren  Ertrag 
als  regelmässige  i ordentliche)  Einnahme. 

Der  erste  Weg  ist  in  einem  besonders  wichtigen  und  inter- 
essanten Falle  im  Kegalicnwesen  des  späteren  Mittelalters  und 
der  Uebergangszeit  des  16.  bis  18.  .lahrhunderts  beschritten  worden, 
besonders  in  der  Form  der  gewerblichen  Mo  n  op  o  1  e  im  Wohl- 
fahrts-  und  Polizeistaat  dieser  letzten  Periode.  Aehnliche  Tendenzen 
kehren  neuerdings  hier  und  da  wieder  unter  dem  Drange  steigenden 
Finanzbedarfs  und  bei  besonderen  Schwierigkeiten,  letzteren  durch  ge- 
wöhnliche Steuern  zu  decken  (deutsches  Tabakmonopol-  und  Brannt- 
weinmonopol-Project,  schweizerisches  Branntweinmonopoi,  französi- 
sches Zttndbolzmonopol).  Die  AnsbüdanggroBser  moderner  öffent- 
licher Anstalten  und  Unternehmungen  im  Qebiete  des  Verkehrs- 
wesens und  sonst,  weiche  dann  nach  dem  privatwirthschaftlichen 
oder  nach  dem  GehUhrenprincip  verwaltet  werden,  gehört  ebenfalls 
mit  hierher,  wenn  sie  auch  zunächst  und  zumeist  allgemeine  voIIls- 
wirthschafUiohei  nur  nebenbei  finanzielle  Zwecke  verfolgt,  die  aber, 
wie  hei  Staatsbahnen,  Post,  nicht  unwichtig  werden  iLtfnnen.  Die 
systematische  Entwicklung  des  ganzen  Gebtthrenwesens  end* 
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lieh  geht  auch  mit  nus  dem  tinanziellen  Streben  hervor,  die 
einmal  als  nothwendiij  erkanuteu  gL-meinwirthsehaftlichen  Zwecke 
ohne  oder  mir  nur  theilweiser  Zubilfenalime  der  HeBteuerung  aus- 
führen zu  kiiuueu. 

Die  ADüdcbnunt^  des  inodi;rnen  (iebuhrciiwe^titis*  und  die  Einrichtung  neuer 
Verkebnansulten  der  gedachten  Art  (Staatseisenbahnenl)  ist  mit  einer  Uebertragnng 
von  Grund-  i  K  ipitaleigentbnm  in  bedeut  rul m  Maaäse  an  Jen  Staat  und  an  di« 
Selbi>trerwaltungski)r|>cr  verbunden.  Die  vichugen  socialpoJitisclien  und  finanzicileu 
FolfM  davon  sind  klar.  Aße  bezQgUcheD  Seiten  der  Präge  sind  in  frttherea  Ab- 
scbiiitten  dieaus  Werks  aber  bereits  b-^hanJelt  worden  (Fin.  I,  Buch  3,  Haujitabschnitt  .'> 
und  oben  in  diesem  Bande  II,  Buch  4).  lieber  das  ebentaUs  aclion  früher  (Piü.  I, 
9.  307,  210,  «ach  olien  §.  26  IT.,  51,  60.  M\  berOluto  BognUeavesen  wird  liier  nocb 
ein  Wort  hinng^efQgt  (§.  108). 

Der  zweite  Weg,  die  Eröifnoiig  ausserordentlicher 
UilfBqaeUeDi  erscheint  in  der  Finanzgeschichte  wieder  als  ein 
doppelter:  man  wälzt  einmal  die  Last  des  heimisoben  Staats- 
Wesens  mdglfchst  auf  Fremde,  ent>veder  in  der  Form  Ton  Con- 
tribntioneo,  Tribnten,  Beiträgen  u.  dgl.  auf  sonst  wenigstens  nomi- 
nell unabhängige  Völker,  auf  Bundesgenossen"  u.  s.  w.,  oder 
mitteist  ansbentender  Provinzialverwaltung  auf  die  dem  eigenen 
Staate  angegliederten  Provinzen:  Beides  besonders  im  Alterthnm 
mehrfach  zn  einem  fönniiehen  ,,Sy8tem"  ausgebildet,  namentiieb 
im  römischen  Beiche.  Sodann:  man  hilft  sich  solange  als  mttg- 
licb  mit  StaatssehnldenYermebrnng  statt  der  erforderlichen 
Stenenrennehrang,  —  die  moderne  Methode,  welche  dann  im 
Fall  Ton  Bankerott,  Zinsreduction  n.  s.  w.  bei  auswärtigen 
Sohnlden  anf  die  ältere  Methode  einer  Abwälsang  der  beimischen 
Finanzlasten  anf  die  Fremde,  bei  einbeimi sehen  Sobnlden 
anf  die  Ansbentong  eines  Tbeils  der  besitzenden  Glassen  zu  Gunsten 
des  Staats  hinauskommt  (f.  109). 

Man  konnte  etwa  noch  als  an  einen  dritten  Ausweg  an  die  athenischen  Litur- 
gicen,  die  römischen  Aufwendungen  dpr  höheren  Beamtfin  für  öffentliche  Zwfcke, 
wie  Spiele,  Bauten  u.  s.  w.  denken.  InJobuu  lallcii  diu  cialüren  docli  uutcr  den 
Steuerbegriff.  Sie  stellen  eine  Art  Extrabesteuorung  der  Reicheren  dar,  vomit  sich 
der  Ciesichtspunct  einer  /.ugleicli  ehrenvollen  Leistunq:  für  daa  Gemeinwesen  wülil  ver- 
trägt (vgl.  Buckh,  Slaabliausliiilt  Athens,  I.  .)'.»3  Ü'.,  ob.  S.  TUU  über  die  au^seru^Jcnt- 
liche  Liturgie,  die  Triorarchie,  d.  Ii.  die  Küstong  und  Besorgung  der  Krieg^schitTo 
auf  Privatkosten,  aber  meist  mit  Betboilignng  des  Staats.  Fin.  III,  ^.  6,  7).  Die  ädi* 
liciscben  und  ähnliche  Verwendungen  in  Kom  hängen  mit  dem  Ehrenamtscharactur 
d«  BcamtMithUBs  siniDmeD, 

%,  108.  —  1.  Das  Finansregalienwesen. 

Die  Begalisirung  dient  nach  den  früheren  Erörterungen  viel- 
fach als  Besteuerungsform  und  ist  in  dieser  Hinsicht  später 
noch  besonders  zu  untersuchen. 

Aach  wenn  man  sieb  frtther  in  der  Praxis  und  Theorie  nicht  Uber  diese  Wir- 
kung eines  Regals  als  Steuer  klar  war,  so  i^l  dieselbe  implicito  in  der  Verraltniij^ 
der  Kegalien,  besonders  der  sogenannten  geworblicheu  (tiuaiainonopole)  regeluiaasig 
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be«b»ichti|rt  gowos^  und  aodt  viiUich  eiugetroteii.   Denn  bei  der  Selbetrenraltong 

wie  hei  il«  r  Vi-rpachtung  dieser  Kt'K-nliVn ,  hi^r.rv,  Monopole  war  Jic  leitende  Tvirht- 
:ichnur,  die  Preise  der  Froducte  iu  der  Art  der  Mooopolprebie  cotvcder  höchsUnügUck 
anzimtxen,  d.  b.  so  hoch«  dass  die  YenraltiDg  den  grOasten  Geeammtgcwinn  bexog, 
oder  doch  über  den  Preis  des  freion  Vorkelirs.  In  dum  harten  System  des  Salz- 
regals  trat  dies  gerade  iiii  letzten  Jabrbuudcrt  des  aocieu  regime  deutlich  benror 
(Frankreichs  gabeUe!  Fin.  III,  §.  63).  Der  Zweck  der  Regalirirung  oder  MonofwU- 
sirung  war  dauuif  ^^erii  liiot .  dtirch  Ausacbluss  der  Cuucurrcnz  anderer  Produccnteu 
dies  2U  ormüglicboA.  Der  Gewlau  Milte  so  Uber  die  Höhe  des  gewöbulicbea, 
freien  Geverb^wlnns  gesteigert  vetdeo.  Dies  wtirde  ancfa  regelmicrig  erreieht,  und 
dieses  Pius,  dieser  dem  Vorrecht  oder  Aussl  hluasrccht  zu  verdankende  Extra- 
gewinn  ist  Steuer.  Selbst  wenn  beim  Ansatz  der  Preise  der  Mouopolartikel  auf 
dnc  gcwine  Schonung  der  Consnoicotcn  Rücksicht  genommen  und  die  Preise, 
vcichu  ohne  eigenen  Nachtheil  de»  Fiscus  etwa  noch  hätten  gesteigcit  werden  können, 
absii'hllich  unterhalb  des  m5^!irhcii  Maxlmnm->  ^,^•halten  wurden,  wie  wenigstens 
ncucidiugs  vielfach  auch  beim  baUrugai,  »o  sollte  doch  der  Monopolpreis  hoch 
genug  bleiben,  um  einen  Eztragewinn  erxielen  zn  können,  vddier  immer  noch 
als  Steuer  erscheint. 

Insofern  kann  die  Finanzregalisiiiini;  allerdings  nicht  als  ein 

Ausweg  bezeichnet  werden,  den  mao  zur  Yermeidaug  der 

Besteuerung  bescbritt. 

Pei  allen  Retialicn  mit  wirklicher  Stcucrwirlaing-  —  also  mit  Ausschluss  der 
Uegalien  im  eigentlichen  üebubruugcbiete,  wo  die  Kegalisirnng  w^eutlich  nur  dazu 
dient,  die  Voruabmo  der  Ldstangen  durch  den  Staat  zu  erleichtern  nod  die  gute 
Bescluilleiilieit  dieser  Leisiungcn  zu  vcrbiirtrcn ,  wie  jii/.t  bei  der  Post.  —  ist  diese 
Steuerwirkuug  60  sehr  das  dio  Sache  Charactcriäirende  und  regelmässig  auch  das 
practisch  WesentliclM,  dass  die  AufTassong  der  betreffenden  Einnahmen  als  Steuern 
wob!  ri(  btig  i>t  und  deujgemris>.  nach  den  früheren  genaueren  Errirforunpeu  im  ersten 
Baude,  die  Behandlung  dieser  Eiunahmea  im  iiaaozwtsscnschaltlicheu  bvstem  iu  dio 
Steneriehro  gehört  (Fin.  I,  §.  210,  211.  Anders  Bao,  der  die  ..l^klknfte  ans 
Hobt  itsrocbtcn'  inclusive  der  gewerblichen  Finanzregalien,  wie  Salz.  Tabak,  als 
selbständige  Eiuuahmcart  neben  den  Phvaterwerb,  die  Gebühren  und  dio  Steuern 
stellte.  Und  selbst  neaerdings  noch  Roscher,  Fin.,  §.  31,  32,  Tabak-  und  äalzrcgal 
unter  den  „Handels-  und  ludustriegesch&ftcu  des  Staats".  8.  im  AUgoneilMtt  MCh 
für  das  Geschichtliche  lioscher's  Finauzregalicn). 

Hiermit  steht  es  aber  nicht  in  Widerspruch,  einen  gemischten 
ökonomischen  und  rechtlichen  Character  der  Gesammteinnahme 
aus  einem  gebUhrenartigen  und  steuerartigen  Regal  anzuerkennen: 
ein  Theil  des  Reinertrags  ist  privatwirthsc baftlicbes  Ein- 
kommen ittr  den  Staat  als  Kechtssubject  der  betreffenden  Unter- 
nehmungen, vornemlieh  Zins  und  Rente  aus  Kapitalien  und  Grund- 
besitz, auch  Gewerbsgewinn,  überhaupt  Unternehmergewinn.  Aneh 
ist  es  bei  der  Einriebtung  und  Fortführung  eines  Finanzregals  der 
mehr  oder  weniger  klar  bewnsste  Zweek,  vermittelst  der  Re- 
galisirnng  zugleich  solches  privatwirthsehaftliche 
Einkommen  dem  Staate  zu  Übertragen. 

Es  ist  gelegentlich  SLll^^t  iHe  Idee  vertreten  worden,  dnss  dies  die  Hauptsache 
oder  sogar  die  alleinige  Wirliuug  des  Regals,  bez.  Monopols  sei,  z.  B.  beim  Tabak- 
monopol, wobei  also  die  Stenonriricung  ganz  rorlrannt  oder  nnr  als  ferlnffttgiir  erachtet 
wird.  Diese  Auffassung  war  z.  B.  ilcuitii  h  bei  Fürst  Bi<mrxrrk  in  den  Reichstags- 
debattcu  von  Iblb  Uber  die  Tabaibusteuerung :  die  sociaiistische  identiticirang  von 
Steuer  und  Kapital-  und  Untornehmergovinn.  Das  ist  oiuscitig,  abor  doch  -mehr  that- 
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sachlich,  als  uuIj'  Jiugt  principidl  unrichtig.  Jeduufallä  bind  es  t>olcbc  Aoffiomikgeu, 
velche  geschicbtltcli  in  der  Entwicklung  der  FiuaiurogalioD  mitwirkten  und  aocli  ))»(itc 
iiocli  bei  ihrer  Euipfehlun!;  mitspielen.  FUr  das  richtige  Vcrstäuüniss  des  Zusauiuica- 
baug>>  solcher  Finai  f  ^  n  und  speciell  der  EntwicUungsg^chichte  der  EinDabmen 
mit  der  Organisation  der  Yolkswirthscbaft,  mit  der  Eitr-  nthnins-  ttnd  Err^^rhsordnung 
und  mit  der  Vertbeilang  des  Eigeothums  an  Pro<lu(  linii-iniitdij  ujii«ji  i'rirat-  und 
öiTenilichen  Wirthschaften  sind  Anoh  solche  cinseitt<;'  Auffassungen  beacbten»werth. 
Der  ric  htig";  Korn  darin  ist  aber  von  allgemeiner  ßodeutunu  für  das  Voistftnduiat  der 
Finanz-  uiiJ  Stcucrgtrscbicbte  und  der  (icschicUte  der  Vulkswirthscbaft. 

Soweit  Jene  Ultcien  Finanzieg:alien  wirklich  vorwiegend  oder 
allein  finanziellen  Zwecken  dimleu,  bildet  ihre  Kntwieklun^  den 
U  e  b  e  1  :j:  a  II  g  von  der  ä  1 1  e  r  e  n  \  o  r  Ii  e  r  r  s  c  h  e  n  d  d  o  rn  a  n  i  a  1  c  n 
zu  dev  neueren  Periode  vorlierrscheuder  ►Steuerwirth- 
äciian  des  Staatjjt'iua  n  z  Wesens. 

Die  grandborrschaftlicho n  Kcgalc  entwickeln  sich  in  Verbindung  mit  ge- 
wissen Anschauungen  des  Patrimonial-  und  Feudalstants  in  Betreff  des  ganzen  Bodens 
de'?  Lande*?.  Dio  Re^alion,  welche  sich  auf  die  Benutzung  der  *i*«wässcr  be- 
ziehen, soLiiesstiu  äich  an.  Die  gewerblichen  Kegalien  und  Pißujt/. luonopole 
folgen  besonden  seit  dem  l<t.  und  17.  Jahrbaadert,  nach  bcdr  ii;<;iidcrer  EntvjeUiiDf 
des  (jewL-rbcw(»spns,  des  Volks-Einkommcns  darniis,  nb«.'iii;ui|it  <1  >  Vcili-hrv,  titid  in 
Zuaammciiliang  mit  den  Ideen,  Kcciitaauöpriicbeu  und  bald  auch  Kechtcu  der  Staats- 
gewalt in  der  absolutistischen  Ucbergangspcriode  vom  Feudalstaat  /.um  modernen 
Staate.  (S.  Fin.  I,  §.  23.  20".  211;  besonders  lioscli  Monographie  über  die 
Finanzregalien.)  Den  EinÜuss  auch  der  wirthschaftlicbeii.  miauzielleu  und  politiscbeo 
Theoretiiccr.  dann  der  Romanisten  auf  diese  Entwi<  kluuir  weial  Roscher  in  seiner 
Gescliirhte  der  Deutschen  Nationalökonomie  näher  iiacli.  (Kap.  b,  vom  Eindräugen  des 
wäischen  Kegalismus,  busoaden  39,  S.  159.)  „In  diu  deutschen  Finanzen  ist  der 
Regalismas  viel  spiiter  und  {m  Ganzen  nach  weniger  tief  eingedrungen'*  (als  iu  die 
fremden).  (Eb.  S.  Ifil.)  Es  hingt  dies  auch  mit  der  znm  Tlicii  dem  StÜndeveseo  tü 
rerdankonden  grösseren  Erhaltung  des  territorialen  Doinaiiiunis  zusammen. 

Die  treibende  Potenz  war  die  Cntwicklun^  der  üftentliclien 
Thätigkeit  des  Staats,  —  nj.  a.  W.  das  Hervordrängen  der  Gemein- 
wirthscbat't,  t'reilicli  oit  neben  dem  drängenden  RcdUrfniss  steigen- 
den fürstlichen  Hot-,  Ileinasentations-  und  Luxnsbedaris.  Der  Weg 
der  Finanzregalien  wurde  aber  dureb  den  Umstund  gewiesen,  dass 
Boden,  Kapital  und  Gewerbstbiitigkeit  grossentlieils  IVivaten  zu- 
standen. Der  Wo-  der  eigentlichen  Besteuerung,  weleber  aller- 
dings ungefilbr  gleichzeitig  mit  dirsev  Entwicklung  der  Regale  auch 
immer  mehr  und  immer  conse(iuenter  bcbcliritteu  wurde,  bot  für  die 
Deckung  dos  ganzen  erforderlieben  Mehrbedarfs  gewöhnlich  noch 
zu  viel  St  Ins  ioriL'keitcn ,  politischer  wie  technischer  Art,  so  dass 
seine  Bctretuug  nicht  ausreichte. 

Die  blonde»  fUr  dirocto  Steuexu  erforderliche  Mitwirkung  der  Stände,  die 
Opfiosition  der  berorrechteten  Stinde,  die  Privilegien  der  tetoteron  in  Bezug  anf 
Steuerfreiheit,  das  Festlialten  an  veralteten,  ungleichmiissigen  Kepartiiiuiisiiiaa^^istäben, 
die  Aatooomic  derSt&dto  und  deren  Zoll-  und  ähnliche  Privilegien  wehr;  uameutUch 
aber  auch  die  dgentBoh  ateverteehnfschen  Schwierigkeiten  bei  der  Anlegung  directer 
und  indirecter  Steuern,  welche  man  aus  Mangel  nn  Erfahrungen,  an  tuchtigeii  n>  unten 
und  bei  der  allgemeinen  L'nvoilkommenheit  des  ßehurdeuvesen«  noch  nicht  2U  Über- 
winden wtisste;  ferner  die  Coosumtioasverhftltnisse  der  Bev5litening,  beaendeis  der 
unteren  Claiien«  welche  die  Erhebung  allgeneinw  Verbnuchaabgabou  reichlichen 
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Kitia^s  mir  orsf  theilweisc  gestattoten ,  u.  A.  bei  noch  wi  ing  onfrickoltem  Colonial- 
Taarencoiisum  aach  dio  Einfuhrzölle  noch  nicht  ergiebig;  machten,  —  dies  Allee  heiamte 
vom  IG-  biä  IS.  Jaht-bundert,  hier  mehr,  dort  weniger,  die  genügende  Entwit^OBf 
der  dgettUchen  Bestenenmg. 

Um  80  mehr  half  man  sich  durch  das  Finanzregalsystero, 

später  besonders  durch  die  gewerblichen  Regale  und  Finanzmono- 
pole, Gcbtultnn^^en ,  welche  ohuebin  der  bevormundenden  Wirlh- 
schafts-,  bcsoiitiers  der  Gcwerbepolitik  und  der  allgemeinen  inneren 
Politik  des  sich  emporringenden  absolutistischen  Staats  und  des 
Wohlfahrt«-  und  Polizeistaats  entsprachen. 

Durch  Uoberlassung  der  Ausnutzung  der  Regale  an  Dritte  gegen  Abgabea  oder 
durch  Verpachtung  der  Finanznionopolc  überwand  man  die  Schwierigkeiten,  irdoho 
sich  aus  der  Unvolikommenheit  dor  St.iatsverwaltung  ergaben.  Mehr  und  mehr  bildeten 
sich  aber  dann  dii->sc  Kegalien  zu  l'  ormcn  dm-  licstc  iieruiigc  an»,  z.  B.  die  Ab- 
f;abcii  beim  Beigrcgal  Bergwerkstoucru ,  die  I'inaiizmoaopolc,  z.  B.  das  Salz-,  das 
Tabakmonopol  zu  Formen  der  indirecten  Yerbrauchsbesteuerang  u.  s.  w.  In  dieser 
Hinsicht  werden  wir  den  Begaliea  spUer  in  ? eischiedenen  AbachiiitteD  der  Steaedebre 
wieder  begeisrncn. 

Hier  i;enü;;i  e^;^  die  wiehti^re  Stelliin^j,-  characterisirt  zu  haben, 
welche  die  Finanzregalien  in  der  Entwicklungsgeschichte  des 
Finanzwesens  der  neueren  Völker  einnehmen.  Indem  sie  sich 
zwischen  die  domanialc  und  die  reine  Steuerperiode  schieben, 
vereinigen  sie  Elemente  beider,  daher  des  Privaterwerbs  und  der 
Steuer,  letzteres  später  immer  mehr,  in  sich.  Sie  sind  aber  stets 
zugleich,  wenn  aneh  zanächst  finanziellen  Zwecken  dienend,  von 
b emerkenswerthem  Einfluss  auf  die  Organisation  der 
Yolkswirthscbaft  and  auf  die  Rechtsordnung  und  die 
Vertheilung  des  Eigenthums  an  Productionsmitteln, 
daher  auf  das  private  Erwerbsleben.  Denn  in  ihnen  liegt 
implicite  zoglmeh  der  Yersneh,  theils  hemmend,  theils  rtte ti- 
bi Idend  in  die  Entwicklnng  rein  privatwirthschaftlicber  Organi- 
sation der  Sachgfiterprodaetion  und  in  den  damit  zosammenhUngen- 
den  Uebergang  alles  Bodens  und  alles  Materialkapitals  in  das 
volle  Privateigenthnm,  aller  Besitzrente  and  Untemebmergewinne  in 
das  Einkommen  von  Privaten  eiozngretfen.  Insofern  enthält  in  der 
That  jedes  Regal  ond  Finanzmonopol ,  neben  seinen  finanziellen, 
besonders  seinen  Stenerwirkuugcn,  „ein  gutes  Stttck  Principienfrage" 
(Pierstorff)  fttr  die  volkswirthsebaftliche  Organisation  und  für 
die  allgemeine  wirtbsebaftliche  Recbtsordnnng,  besonders  ftlr  die 
EigentbnmsordnuDg:  ein  selten  genügend  beachteter  Zusammenhang. 
M.  a.  W.  die  Kegalisirung  ist  bei  Ihrer  ersten  Einftihrnng  eine 
Form  der  Entziehung  von  Privateigenthum  an  Productionsmitteln 
und  von  dem  damit  verbundenen  Einkommen  aus  Ueuten  und  Ge- 
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werbggewinn  zu  Gunsteu  geineinwirthbchaülichei  EDtvvickliing;  bei 
ihrer  Fortdauer  wird  die  Kcgalisirung  eiii  rechtlicher  Vor- 
behalt von  Eigenthuni  an  Productionsmitteln  und  von  daraus 
fliessendcm  Einkommen  iür  den  Staat  zu  Ungunsten  der  privat- 
wirthscbaftlicheii  Entwicklnng,  daher  auch  des  Privatkapitals. 

Deshalb  aach  die  FciodscLaft  der  Suuthischea  Natiooalökouoinie  gegen  die 
Kexalim,  dl«i»i  diese  slemnea  sich  den  „vlnliscliaftsfrdlieiüioheii"  Porderongen  der 
Schule  und  der  „liberalen  Poriodo"  mächtit;  ciit;;<'i,'eii.  Aduilicli  dio  priiu  i  piclle 
Oppositiou  der  dcutecben  Liberaieo,  namonüich  der  FoiUcbriUspartei,  gegeo  die  deut- 
sehen  Jfonopolprojeete:  folg etlchtif  ron  dem  locial-  «ad  «iitbsGhiutapoUUachea 
SUndpnaettt  dieier  Politiker  ras. 

§.  109.-2.  Aasserordentliehe  Hilfsmittel  zur  Deeknng 
ordentlicher  Ausgaben  (§.  107). 

Die  AnsfUbrung  grosser  öffentlicher  Ausgaben  des  Staats  ohne 
entsprechende  Zuhilfenahme  der  Besteuerung  ist  eine  so  bemerkens- 
werthe  geschichtliche  Thatsache,  dass  der  zweite  der  oben  er- 
wähnten Auswege,  diu  lieuiuzung  ausserordctitliLhcr  Hilfsmittel,  doch 
auch  in  der  Finanztheorie  beachtet  weiUeii  muss. 

Die  erste  Form,  im  Wesentlichen  also  das  System  der 
Ueberwälzung  der  einhci  mischen  8  taatslasteuauf  die 
Fremde,  erscheint  nach  unseren  heutigen  politischen,  sittlichen 
und  rechtlichen  Anschauungen  freilich  vielfach  fast  ähnlich  ver-" 
werflich  wie  etwa  das  Institut  der  l'ufrciheit.  Die  ökonomischen, 
socialen  und  finanzielleu  Folgen  solcher  Verhältnisse  wollen  deshalb 
aber  doch  in  ihrer  Bedeutung  unbefangen  geprüft  werden. 

Sie  sind  in  so  wichtigen  woltgcscbichtUchen  Beispioico,  wie  etwa  im  Tribut- 
System  des  athenischen  Staats,  „der  bei  Weitem  bedeutendsten  Einnahme  des- 
selbea**  (BOckb),  oderyoUends  in  der  proviuzialou  Ausbeutung  des  römischen  Staats 
bedeutsam  genug  (Marquardt,  römiscbc  Staatsvcrwaltmii?  II,  17.5  ff."^  Konnte  doch 
dank  diesem  Sybteui  und  trotz  der  uugcboueieu  SuaUsthaügkuii,  ja  der  lurmiichcn 
Ernährung  und  Uuterhaltang  dm  ärmeren  Theib  des  römischen  VoUiS  durch  den  Stai^ 
der  rörnischo  Bürger  und  bald  gnnz  Italien  von  dir  -'  t -n  Steuern  im  Wcsiiitlichen 
Jahrliuudcrtc  lang  befreit  bleiben.  tS.  Fia.  III,  »S.  2\.  >i a i  «luardt,  171  ll'.i  Nicht- 
erhebung des  Bürger- Thbutum  seit  167  vor  Chriatus,  gleiche  Steuerfreiheit  für  ganz 
Ii;>!ien  «cir  89  vor  Christi.  So  Mar(|U!iidt  mit  Savigny,  Huschle,  Kudorff, 
MüuijDuson  u.  A.  m.  Anderer  Ansicht  W  alter  und  namentlich  KodbiTtus  in 
Hiidebrand's  Jahrbüchern,  der  lu  wesentlich  anderen  Besoltatcu  gelangt.  Ka  h  ihm  ist 
das  BUrgertribnt,  nach  allerdings  länger  bestandener  rrmzlichcr  Steuerfreiheit  der 
ßOffler,  im  Jahre  711  d.  St  [43  v.  Chr.J  wieder  eingeführt  worden.  (Zur  Geschichte 
der  Tribotsteuern,  besonders  Jahrbacher  lY,  40S  ff.)  Am  Ende  des  8.  Jahrhunderts 
nach  Christus  wurde  das  Provinzialtributum  in  ganz  Italien  einoeführt.  (Oeber  di6 
GetreidererthcUung  und  deren  Kosten  s.  a.  A.  Marijuardt,  U,  lUti  If.) 

Aoch  In  UÜtolalter.iuid  in  der  Neuzeit  haben  wenigstens  zu  Zeiten  solche 
Verhaltnisse  nicht  gefehlt  und  Tribute  besiegter  Volker,  Abgaben  unterworfener  Nebcn- 
Uuider  a.  dgi.  immer  wieder  die  practi^ch-ünanziuile  Bedeutung  des  Yae  victis  be- 
wiesen. (Oeckniif .  der  frensOsisclien  Kriegskosten  tinter  Vapoleon  I  ngelmlssis 
durch  Contribution  u.  a.  w.  S.  z,  B.  über  die  Leistuni^en  des  hesiLgfcn  Preussou 
an  Frankmicb  Dancker,  Zeitschrift  filr  Freussischc  Ueschichte  IblU  auch  in  der 
PreaNfMben  StatMedien  Zeitschrift  1871,  S.  374.) 

A.  Wsfaar,  ftiiiiiiwt—isiiliifl.  II.  f.  Aufl.  18 
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Am  Meteton  S3rsteni  febncbt  irarde  in  solch«  BeziehuDgen  xvtocIieB  den  IdteB- 

tlon  Hiiupivolkc  eines  Staats  und  ilcii  abbüiigigon  Vnlkerii  durch  ausbeutende 
Oolonialvcrwaltuog,  wie  üc  üd  luoderueu  Coloniaiwescu  äcUeu  gauz  {gefehlt  hat 
Wenn  «ich  gewühnlioh  nicht  dincte  Steoerbeititfe  der  Golonieen  bezofren  winden, 
HO  fand  doch  auch  eine  finanzielle  Ausbeutung  durch  Handels-  und  Zollpolitik  des 
Mutterlands  statt  oder  die  Coloniu  ward  wie  ein  grosses  Domanium  bcwirthscbaftet, 
vobci  es  ohne  solche  Ausbeutung  auch  nicht  abging  Ein  irichtig^  Beispiel  lidlsrn 
noch  jetzt  die  indischen  Colonioe:i  der  Niederlande.  (Im  ni cderl&ndischen  Budget 
ftir  \bn;  wuTcn  ao  .jSSoBchttssen  der  Colonieiverwftltimg"  rennschlegt  10.65,  1877 
11.97  Mill.  fl.) 

Endlich  bieten  noch  solche  Yerhlltnisse  Aehnlichkeit ,  wo  die  Vertheilnng  der 
Staatslasten  in  einem  grösseren  Staatsgebiete.  ?.  B.  proviuzenweise,  sehr  uiigleirh  ist; 
die  überbordeten  Provinzen  erscheinen  hier  für  den  Betrag  der  Uebcrlastung  anch 
ttkonomisdi  and  finanziell  zu  Gunsten  der  uljrigen  Mtfebeutet.  Danui  ftndert  sirh 
nichts,  wenn  eine  soh  he  Verschiodonhoit  der  Belastung  auch  nicht  bewusste  Al»siclit 
ist,  sondern  nur  aus  den  thatsäcblichoa ,  geücbiclitlich  überkommeoon  Steuerverhitit- 
nissen  beireiireht  Mindestens  Spuren  solcher  VOThiltnisse  finden  «ich  in  den  meisten, 
allmälig  durch  Verhindnng  virscMedener  (Jchiete  entstandenen  Staaten,  selbst  wenn 
später  allgemeine  Steuerreformen  durchgeführt  worden  siud.  So  sind  z.  B.  mehrfach 
die  zofUligen  dton  Grandsteaenehnldigkeiten  noch  in  den  neaen  KttMtewysteme»  mit 
l>erücksicbtigt  worden,  selbst  in  Frankreich  {Viii.  III,  §.  185).  Proriuiolle  Ans* 
gleichnng  der  Grundstener  in  Preussen  erst  1861. 

Dem  Grade  nach  sind  natürlich  die  i^konomiflchen  aud  finan- 
ziellen Folgen  in  diesen  verfiehiedenen  Fällen  verschieden,  im 
Princip  sind  sie  gleichartig:  es  werden  die  wirthschafUichen  Vor- 
theile und  Lasten  einseitig  zn  Gunsten  des  herrsehenden  nnd  aits- 
bentenden  und  zu  Ungunsten  des  beherrsehten  und  i  ausgebeuteten 
Landes  und  Volkes  verschoben,  was  zeitweilig,  sehwerlieh  indessen 
bleibend  für  die  Qesammtentwioklnng  des  ersteren  Landes  und 
Volkes  gQnstig  ist. 

Die  ▼irAschnfffiehen  GOtor,  die  ArbeUsprodoete,  welche  alle  solche  „Beitrige** 

u.  ».  w.  schliesslich  darstellen,  nehmen  für  das  empfannonde  (ji>ini;insvo?en  und  '\'olk 
ganz  oder  theilveise  —  letzteres  unter  Abrectmnng  der  staatlichen  Uegcoleistungeu, 
welche  die  (rlbnt&ren  LBnder  von  dem  herrschenden  doch  meistens  in  mancherlei 

Form,  vor  Allem  in  „Schutz"  und  in  Gewähr  der  Kechtsordnung,  erhalten  —  die 
Katur  ?on  „freien"  Gütern  an.  (Wie  mit  Rücksicht  auf  solche  Verh&ltnisüe  der 
Begriff  „freies**  und  „wirtbschaftlichea"  Gut  überhaupt  ein  relativer  ist,  s.  Qmnd- 
legnng  §.  9  [„sociale"  Auffassung]). 

Die  Verthoilung  dei  Vo!I^^^ein^>ornmen^l  nnd  Volksv,Tinr«n:ons  des  ganzen  be- 
treifenden Gebii  ts  wird  sich  daljci  jzewuliidieh  s.-hr  Uuustcn  des  empfangenden  und 
zum  Nachtlieil  d^s  gebenden  Lmd-.^  i,e?t:dten.  Zugleich  wird  die  gesammtc  wirth- 
schaftlicht'  Aib'itslast  in  derielben  Weise  verschoben.  I>ie  Folsre  ist  ein  wo  ni  erstens 
relatives  Zunickbleiben  der  \\  irthschafts-  und  Culturcntwicklung.  selbst  uiue  Vc-rküm- 
merang  hier,  eine  raschere  und  bedeutendere  Entwicklung  dort,  namentlich  ein 
irrJ^ss«»rer  Aufschwuni:  der  eiÄcntlich' n  feinereti  Cnltur.  freilich  aber  auch  eine  he- 
denkiicbo  Yergeilung  und  Verüppigung  des  öffentlichen  und  des  Privatlebens,  vor 
Allem  unter  den  Glassen,  welche  nn  der  Spitze  des  Stints  stoben,  tberhanpt  nber 
unter  den  besitzenden  und  bisweilen  >elbst  bi,  liciali  zu  den  unteren  Classen  des 
herrschenden  Volks.  Athen  und  Kum  sind  für  die  Uiauz-  und  iichatteoseiten  solcher 
Znstinde  die  ewig  typiseben  Beispiele.  Unverkennbftre  Analogn  finden  sich  in  den 
Mutterländern  ^ro^^ei  Colonialreiehe  (irossbrifajinien !)  und  in  Staaten  mit  systema- 
tischer Ausbeutung  der  Provinzen  (Türkei!)  auch  in  der  modernen  Welt.  Die  Folgen 
selbst  solchw  Torttbergebender,  »ber  wegen  ihrer  Grosnrtigkeit  gewaltig  einwirkender 
Kreignis3«>,  wie  der  „Fünf  Milliarden-Contribution"  Frankreichs  an  Deutschland,  bieten 
ebenfail«  einige  Aehnlichkeit.  (DnrIegQng  und  Kritik  dieser  Folgen  in  Wagner, 
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BeiflIiifitiantVMen,  in  HolttendorCT s  Jahrbncli  des  Deateelieii  Reichs,  III«  236  ff.  U$74). 

S.  au<"li  mein  Krfemt  Uber  Literatur  betri  'f  n  1  die  fraiizusisrhe  Kricgskosteneat- 
scbidigang  (Bam berger,  iSötbeer  u.  a.  m.)  iu  Hüdebrandä  Jahrbachern,  1874). 

Auf  die  Dauer  möchte  es  indessen  doch  in  der  Tbat  kaum 
zweifelhaft  sein,  dass  die  ökonomischen,  socialen  und  finauziellen 
Folgen  solcher  Verschiebung  der  Kosten  oder  Lasten  des  heimischen 
Gemeinwesens'  anf  die  Fremde  auch  fttr  das  empfangende  Land 
und  Volk  ttberwiegend  nachtheilig  sind,  die  Bestenernng  daher 
doch  den  Vorzag  verdient  Ohnehin  ist  die  Grondlage  solcher 
Verhftltnisse,  die  Qherlegene  Macht,  natuigemSss  eme  unsichere  nnd 
nicht  immer  danerhafte. 

Die  s  w ei te Form  der  ausserordentlichen  Hilfsmittel  snr  Deckang 
ordentlicher  Ausgaben  ohneBestenerang,  dasbestftndige  Schul  d  en- 
maehen  für  „ehronisehe  Deficite'*  anchin  der  „ordentlichen 
Gebahruiig",  rerbietet  sich  mit  der  Zeit  flreilich  iron  selbst,  weil 
es  nicht  mehr  dnrchznfnhren  ist.  Vom  Standpnncte  der  Finans- 
Wissenschaft  nnd  rationeller  Finanzpolitik  mass  es  nach  den  Er- 
örterungen im  ersten  Bande  verworfen  werden  (Fiu.  I,  §.  6{»  bis 
78,  77).  Dennoch  spielt  es  leider  in  der  Praxis  der  modernen  Welt, 
zumal  der  neuesten  Zeit,  eine  nur  zu  grosse  und  zu  verbängniss- 
volle  Rolle,  selbstverständlich  nicht  im  eigentlichen  Sinne  „beständig", 
aber  doch  verbältnissmässig  längere  Periodcu  hindurch. 

Bai  flinigemuuusea  solider  Finanzrerwultuog  wird  weDuräteos  dio  Vermehriuij;  der 
Besteoeranf  snin  Bebirfi»  der  ZlnsnUang  möglichst  in  gteldiiem  Sdiritte  gaben.  Aber 

selbst  dies  ht  niclit  immer  lei-  ht  zu  erreichen  nnd  Öfters  in  «li^r  Finanxgescliiclito 
neuerer  Sta&tcn  lange  Zeit  hiudurcb  unterblieben  oder  doch  nicht  genügend  geschehen. 
Mitunter  aber  hat  es  selbst  an  ernstlichen  Versucheo  in  dieser  Richtung  gefehlt,  so 
dass  sich  bis  zu  dem  unvermeidlichen  Zusammenbruch  dio  öOcotliche  Schuld,  zumal 
die  Papiergeldschuld,  schliesslich  lawinenartig  vermehrte,  allerdings  meistens  in  Kriegs^ 
und  Bevolutionszeiten ,  aber  nicht  ausschliesslich,  sondern  wirklich  mit  zur  Deckung 
ordentlicher  Ausgaben,  wie  1848  ff.  in  Oesterreich,  1859  ff.  in  Italien,  in  der  Tttilud, 
in  Süd-  nml  iiiittelamoricanischen  Sfaafen,  ii.  n.  L.  m. 

Wicliiigerc  B^ispicli;  aus  der  nuucrcü  i: iuanzgeschichto  sind:  Frankreich  in 
der  anlan  Zeit  der  Revolution  während  der  Asitignatcnwirtbscbaft;  dio  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerica  während  des  Burf^erkiie^js  tsGl-^OS  (s.  v.  Hork.  ameri- 
kanische Finaii/.fii  S.  437  ff.;  eb.  S.  501  Ii.  iUxT  da^,  scUUcaslich  ganz  zusammen- 
brechende Finauzi^-.jsuii  der  sudstaatlicliun  ('uiifiidc-ratiori);  Oesterreich  in  der  fran- 
zösisrh'ii  Ri  volutiüiis/.cit  bis  ISll  und  wieder  1S13— 181Ö  (s.  Wagner,  zur  Geschichte 
und  Kritik  der  österreichiächya  Bancu/.ettclperiode,  Tabinger  Zeitschrift  ISOl  und  Ib63, 
und  A.  Beer,  Fin.  Oesterreichs,  Pn»g  1^77,  Kap.  1—3),  datin  wieder  1848— ISG** 
'<?.  Wajrncr,  Artikel  Oebt-jrrcichs  Staatsllau^Ilalt  in  Bluntscbli's  Staatswörterbuch  VII, 
dcrs.  Oesterreichs  Finanzen  seit  dem  Frieden  von  Villafrauca  in  , .Unsere  Zeil"  1S63, 
Beer  a.  a.  0.  Kap.  6— >9);  Ungarns  Finanzen  seit  ISÜS  (s.  Horn,  luKurns  Finanzen. 
Wien  1ST4);  Italiens  Finanzen  seit  l'^oO  bis  in  dio  letzten  Julire  's.  Sarlis.  It:ili<.v: 
Kusslaud  besonders  im  Krimkriogo  (s.  Üoldmann,  das  rassische  Papiergeld.  Uiga 
1666,  Wagner,  die  rassische  Papierwihrnnf ,  Rifa  1868,  besonders  Kap.  8>  nnd 
wieder  im  letzten  orientalischen  Kriege  (für  den^'clbeu  an  509  Mill.  Rubel  neues 
Papiergeld  „zeitwciso  '  omitürt,  zu  730  MiU.  Uubcl  altem,  meist  noch  aus  dem  Krim- 
kriese  h«rrtllimidea  Untiig«treten):  Spanien,  lange  Zeit:  die  Türkei  seit  den 
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Paiber  Friedea  von  1666  hia  mm  letzteD  Kriege  (duAber:  die  tttiUMheii  Flnuuen 
b&i  1873,  Berlin  1873.  —  nicht  im  Buchhandel). 

Längere  Zeit  iilsst  sich  ein  solches  Finanzt^ystem  immerhin 
Öfters  dorcbfnhren ,  einmal  einfach  darcli  Yermehrang  des  Staats- 
oder Bank  Papiergelds,  das  uneinlösbar  geworden  and  den  Zwangs* 
CUTS  fahrt,  bis  zur  rettungslosen  Entwertbang  desselben,  dann  aber 
anefa  unter  leidiger  specnlatirer  Vermittlung  des  modernen  Bank- 
tfaiuns  durch  die  Vermehrung  der  Terzinslichen  Schuld. 

Der  Werth  des  Confbdcnitioijs|.apiorcrt;l(ics  iu  Amerika  schwand  schliesslich  gänz- 
lich dabin.  Aber  aach  iu  wcuigci  cxtrcuioii  I^älien  crnrcist  sich  die  Deckung  der 
Amgmben  mit  Papiergeld  schliesslich  antbanlich,  wenn  der  Curs  immer  mehr  weicht. 
Oharacteristi->clies  Reispiel:  österrei« b»;  Bancozeltel  180S — 1811.  Die  Menge  stieg' 
von  500  auf  1060  Mill.  H.,  der  Gun>  von  224  auf  800— %Ü  IL  B.  Z.  für  100  &.  S.l 

Die  Anseht  Mf  grossen  Provisionsgewina  und  «nf  »dera  materieUe  und 
„ideelle"  Vortheile  ist  für  das  Hankthum  lockenrl  genug.  Und  die  Mö;^liclikcit,  in 
geeigneten  Zeitfunctcn  die  neuen  Staatsjuipiero  trot^  alles  Misscredits  im  Publicum, 
«elhM  mit  Gewinn  gegen  den  Debernehnuciin,  Abzusetzen,  stellt  bieh  lange  genug 
lmm<if  wieder  ein  oder  wird  durch  ktin:>tlicl)e  Manocurros  hervorgerufLii.  Die  (le- 
schicbte  der  turkütcheo,  ägyptischen,  mancher  sud-  und  mittelamerikaoischen  Anleibc- 
Eniatiloiien  «nf  dem  eoropifsclieR  Markt  Uefert  eine  Falle  interessanter  Thatsaehen, 
wie  sulchi'  Staatfii  ihre  öflentlichon  Aiisiraljtjr»  auch  ohne  ffeiiügendo  Besteuerung  Jahre 
lang  finanziell  zu  b^treiten  vossteu.  VerhänguissroU  ist  hier  häaüg  die  Function  der 
modernen  credit-moblUerartigeii  Effecten-  und  Emfniet»lianken.  in  nenester  SMt'  aneb 
der  deutschen.  (S.  G.  Colin  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1876  und  1S7T  über  die 
auswärtigen  Anleihen  an  der  Londoner  Börse,  „ein  Beitrag  zur  Lehre  rom  Unter- 
ndimergewinn",  iMsooders  XXXU,  414  C  Uber  sttdamericanische  Emisalonen.  Ueber 
Aegypten:  histdre  finandöre  de  r£;K7pte  de|niis  Said  Pascha  1851—16,  Puls  1878.) 

Man  mnss  in  solchen  Fällen  freilieh  die  eigenthttmliche  Lage 
berQcksichtigeDy  in  welohe  gerade  in  nnserer  Zeit  die  Staaten  der 
kleineren  nnd  ärmeren  Volker  versetzt  sbd. 

Sie  machen  au  sich  selbst  ähnliche  Ansprüche,  wie  die  Staaten  grosser  und 

reicher  ^'uIke^.  und  werden  durch  die  internationale  Concurrcnz  in  politischen,  mill- 
läriichcu  Dingen  und  in  Culturbestrebuugcn  fast  genöthigt.  mögliehst  deichen  Schritt 
in  den  „ölfentlicben  An fwend nagen**  in  halten.  Ihre  eii^etie  vollvs^lrth^^chaftlichc 
Leistungsfähigkeit  ist  dazu  aber  zu  gering.  Die  unvermeuilic  he  Folge  ist  l  um  1  ts 
Schuldenmacbcu  fast  um  jeden  Preis,  so  lange  es  gehl,  naiuentlich  die  Aufnahme 
auswärtiger  Schulden.  Die  neuere  Finanzgeschichte  mancher  ost-  und  sUdeuropäischen 
und  Süd-  und  mittclamerikauischcn  Staaten  tindet  hierin  theilweis''  ihre  Erktfining  und 
immurbiu  einige  Entschuldigung.  Letztere  gilt  freilich  nicht  aucii  ior  die  spcculatiren 
ftuilthloser  und  Actienhanleo ,  welche  die  schlechten  Schnldscbeine  selcher  Staaten 
in  ihrem  Heimathlandc  um  eines  unsoliden  Gowinti:,  willen  verbreiten. 

Auf  die  finanzielle  und  volkswirthscbaltHchc  i^eurtbeiioDg  dieser 

Staatsscholdenpolitik  ist  an  dieser  Stelle  nicht  näher  einzugehen. 

In  dem  praetisch  bej^onders  wicbtigen  Falle  der  auswärtigen 

Anleihe  sind  die  Folgen  für  das  abborgende  Land  ühnliehe  wie 

bei  der  obigen  Ausbeutung  des  Auslands  durch  Tribute. 

Zeitweilig  wird  eine  ktlnstliche  Blutlic  erreicht,  die  aber  gewöhnlich  schon 
schlimme  Scitun  genug  zeigt,  Verschwendung  «iffentlicher  Gelder  u.  s.  w.  Mit  dar 
Stockung  der  Zinazahlong,  welche  letztere  oft  nnr  aus  neuen  Anleiln n  hestritten  wnidc, 
erfolgt  der  Zusammenbroch ,  welcher  dem  weiteren  Schuldcnmachen  freilich  zunächst 
ein  jähes  Ende  macht.  Das  Ausland  hat  dann  das  Maclu>eheo,  einen  definitirea 
Kipiialrerinst,  der  leider  nmeist  die  Uittelolassen  trifft,  wdcbe  sieh  die  tnnäm 
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Papiere  haben  «nfhiagen  Ummd  oder  dareh  die  Redsme  TenuiUsst  wurden,  sie  zo 
kaufen.  Oio  Folge  ist  alsdano  gleichzeitig  eine  nngtiDStigere  Vertheilang  des  Yolks- 
vermOgeas  unter  den  Ökonomischen  Bcv  nlkerungsclassen  des  ansleihendcn  Landes. 
Ein  besonders  cbaracteristisches  Beispiel  liefert  das  Scbuldenwescn  der  Türkei  seit 
dMi  P«risor  Fiiedra  ron  1856  und  wiedcnmi  Yofgliige  im  Gebiete  Americu. 

F.  —  §.  110.    Die   scbliessliche  Nothwendigkeit 

eigentlicher  Besteneraiig. 

Alle  (liefe  Answege  znr  Vermeidung:  der  Besteuei  nn^^  bei  einer 
Verniehruii^j;  der  öffentlichen  Bedürfnisse  bilden  ii:icli  dem  Voraus- 
l^chenilni  um  Aus  na  Innen  in  der  finanzgcschiclitlichen  Entwick- 
lung. 6ie  künnen  nur  zeitweise  unter  besonderen  Umständen  be- 
öchritten  werden  oder  gehen,  wie  im  Fall  der  Finanzregalien,  in 
Besteuernu^  über.  Insofern  tritt  schliesslich  doch  stets  die  Noth- 
wendigkeit eigentlicher  Besteuerung,  bez.  einer  Vermehrung  der 
letzteren,  ein,  soweit  nicht  etwa  j^rosse  neue  pii\ atwiithschaitlicbe 
und  Gebühreuzweige  gegründet  wei  Ii  n  können,  wekhe  dem  Staate, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.  direct  Einkommen  aus  Grund-  und  Kapual- 
eigentbum  und  aus  gewerblichen  Thäligkeiten  üutiihren. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung,  nameutlieh  die  That- 
sache,  dass  llberhanpt  und  in  iiiimer  grösserem  Umt'juige  steuern 
emtreten  mdssen,  ist  demnach  in  der  That  ursächlich  zurück- 
zuführen auf  die  Entwicklungstendenz  des  (zwanga-) 
gemein  wirthschattlichcn  »Systems  bei  ausschliess- 
lichem oder  stark  vorwaltendem  P  r  i  vat  e  i  g  c  n  t  Ii  u  m  der 
Privatwirthsc  haften  an  den  sachlichen  Productions- 
mitteln  (§.  106). 

G.  §.  III.  Die  Art  nnd  Weise  der  EntwiekliiDg  der 
BeeteneniDg  oder  die  AasbildDng  des  praetisoheD  Steuer- 
systems und  der  Steuerarten. 

Sie  hftn^  smittebst  aneh  wieder  von  der  Gestaltnng  der  Volks- 
wirthsehail  ond  zwar  mmniebr  speciell  von  deijenigen  des  privat- 
wirihscliafllieben  Systems  ab.  Diese  Gestaltnng  aber  wird  wieder 
dareb  recbtliehe  Momente,  die  Elnriefatnng  der  Privateigenthnms- 
nnd  Erwerbsordnnng  nnd  der  ganzen  wirtbscbaftlicben  Reebtsordnui  g 
flir  jenes  System  bedingt  und  siebt  mit  der  Vertbeiluug  des  Eigen- 
tbnms  an  sacblichen  Prodnctionsmitteln ,  Boden  nnd  Kapital,  unter 
den  Privatwirtbecbaflen  selbst  in  enger  Verbindung.  Davon  büngt 
dann  wieder  die  Vertbeiinng  des  Volkseinkommens  unter  den  Privat- 
wirtbsebaften  wesentlich  mit  ab. 

In  Folge  dieser  Znsammenbiinge  nnd  GauBalverblUtnisse  mnis 
anf  eine  Verlndernng  in  der  Gestaltnng  des  privat- 
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wirthBohaftlieben  Systems  regelmässig  eine  Verftodernng 
in  der  Art  der  Bestenenmg  folgen.  Bezügliche Tendensen  zeigt 

die  Stenergesohiohte  auch  allgemein. 

Dies  wird  erst  unten  im  4.  Kapitel  nlber  nachgewiesen  Verden.   Den  inneren 

Zusammcnliarig  zwiscLen  den  Veränderungen  im  privatwirthschaftlichen  System  niid 
den  Arten  der  Beäteuorung  hat  besonders  Kodbortus  in  seinen  Aafs&tzen  zur  tie- 
■cUcbte  der  TOmiscIien  Tribvttteoem  dargelegt,  —  ein  sonst  kaom  beachteter,  auch 
von  den  Historikern  gewöhulich  übersehener  (iesichtspunct.  Rodbcrtus  zeigt,  wie 
die  Anl'lösang  der  alten  Wirtiischaft^einheit  des  üikos  durch  vermehrte  Arbeits- 
theilaog  bei  eintretender  freier  Goncurrenz  und  beginnender  schttiferer  Trennnng  von 
stftdtiacher  und  ländlicher  Arbeit  ursächlich  auf  Veränderungen  in  den  Steuern  ein- 
wir]<f«'.  Er  führt  den  Unterscliicd  zR'ischen  antiken  nnd  modernen  Steuerprinfipicn 
aut  (irii  Dnterechicd  in  den  lirivatw  irtlischaftlichuu  V'ürhaUiiissuu  zurück.  S.  besonder> 
Hildebrand's  Jahrbücher,  IV,  342  ff.  bis  356,  403  ff.  iwegeii  der  Verbindung  von 
Fabrikation  mit  der  Roliproduction  in  derselben  Wirthschaft  ist  das  prorincielle 
Bodentribut  keine  reine  (irundstcuer,  sondern  zugleich  eine  Besteuerung  des  gewerb- 
lichen Knpitalgevinns,  8.  407);  V,  137  ff.  („Verfall  des  Oikos.  Auflösung  des  einen 
sich  selbst  genügenden  antiken  Haushalts  in  eine  mehr  {ualitative  VenlieihinK^  d«;s 
Kationalrerfflögens'\  unter  dem  Einflusa  des  Freihandels  bei  roUer  »,Ruhc  und  Ord- 
xmt*  in  der  bttTgerlicben  Gesellschaft  in  den  eisten  Jnliifiiindenen  der  Kaiseneit, 
S.  139),  2CS  H"..  •2*'0  If..  2f)l,  -297.  29'.>  ff-,  807  (nothwcndifrer  Hinzntritt  niidrrer  Steuern 
zun  BOwertribut,  als  sich  die  vproductionswirthschaftliche  liünheit  des  Hauses"  auf- 
löste nnd  das  eine  Btlrgertribat  nicht  mehr  „alle  ▼erscbiedenartlfen  VermOgensbestand- 
theil.-  nnd  Krworbäzwcigc"  traf,  S.  311^,  VIII.  ^^r,  Ii.,  12ö.  38*  (nefÖrdenniL-  der 
localeu  ächeidung  der  Rohproductious-  und  Fabrikatiousarboiten  durch  das  zur  Blüthc 
kommende  Colon atsystem :  Kinwirkang  auf  die  Bestenemng  8.  besonder»  höhere 
Besteuerung  des  Fiibrikationskapitals  durch  ein  höherem  tributum  capitis  für  die  arti- 
ficcs,  S.  S9d,  395,  als  Atr  gewöhnliche  Haus-  and  Feldsciaren).  Vgl.  Fin.  lU«  §.  8 
bis  10. 

Nicht  nnr  in  die  Entwicklung  der  Besteuerung  überhaupt, 
bündeiii  auch  in  diejcni^^e  der  S  t  e  ii  er  arten  greifen  ferner  die 
wirtb  sc  haftlic  h  eil  iiiul  die  socialen  Parteiuiigcn  mehr  oder 
weniger  entscheidend  ein.  Es  entstehen  dadurch  in  der  Praxis 
um  gewisse  Steuerarten  wirthschaf fliehe  und  sociale  Steuer 
kämpfe,  deren  jeweiliges  Ergebnis«  dem  ganzen  äteuers)'Stem 
oft  das  f  liaracteristi>>ehe  Gepräge  aufdrückt. 

Käher  wird  auch  hierauf  erst  spUtcr  einzugehen  sein.  Zur 
voiiäuiigen  Oiieiitininü'  mögen  fol^,Tnde  Bemerkungen  dienen. 

Unter  dem  Kinlluss  der  Kutwicklung  des  l>rivatwirtil^L•ilall- 
lichen  8y><tems  und  der  dabei  eintretenden  Arbeits-,  Berufs-,  Er- 
werbs- Ull  i  Jk'sitztheiluug  bilden  eich  wirthschaftliche  Inter- 
essengegensätze der  verschiedenen  Berufs-,  Erwerbs- 
und Besitz  kreise  der  besitz  enden  Classen  aus,  woraus 
Einflüsse  auf  die  Wahl  der  Steuerarten  hervorgehen. 

Dahin  gehöreu  namentlich  die  Q^ensätza  zwischen  Grundbesitz  und  bcwegUcheu 
kapiulbcsitz  nnd  zwiachen  Land  und  Stadt:  zwischen  Grofla-  und  KJdnbeeitz  dort, 
Hausbe!jitz  und  Gewerbebetrieb  hier;  zwischen  Rentenbczujr  ans  Verpachtung,  Ver- 
miethung  und  Verleihung  von  Kapital  und  selbst  erworbenem  Guwerbsgewino ;  zwischen 
Gross-  und  Kleinindustric,  Fabrik  und  Handwerk;  zwischen  Handel  and  Gewerbe; 
zwischen  materieller  Prodvction  nnd  liberalem  Bemf  (Beamte  o.  s.  w.)  und  ihnliche 
FIDe  mehr. 
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Es  irt  hier  inner  die  VerindeToof  der  Arbeitttheiluoir  and  der  d«ni( 

stcls  zosammenbängendcD .  theüs  zn  ihr  filLronden ,  theils  wieder  dnrrh  sie  hervor- 
gerofoudD  Theiiung  der  Besitzkatcgorieeo  uud  Eiakommenarten  mitbc- 
stimmend  far  die  Arten  der  BeKteaeruiig  aod  für  die  Yerinderangen  darin.  Jeder 
ökonotnisf^he  T!r»-cr>)>^-,  "nerufs-  und  Besitzstand  und  jeder  daraus  henrorgehende  poli- 
tiache  ,JStand"  sucht  die  Steuerlast  dem  anderen  Stande  zaznw&lzen,  indem  er  solche 
Steaenrten  beganstigt,  welclie  nicht  ihn,  sondern  diesen  anderen  Stand  vorzngsveiM 
treffen:  der  Strultcr  i.sf  der  ländliclKMi  Gniiidsteurr,  dar  Landuaun  den  städtischen 
Stenern,  der  (iewcrbo.  Kapitalrenten-,  Einkommen-,  Eöi^ensteuer  u.  s.  w.  gtLa^tig. 

So  ergeben  Bich  zwischen  diesen  ,yStänden^'  die  wirtb  sc  haft- 
lichen Stenerkämpfe,  welche  einen  grossen  Theil  der  Steuer- 
geschiebte  der  Völker  bilden.  Diese  Kämpfe  berühren  sieb  Tielfach 
mit  den  eigentlicb  poHtiscben,.  zwischen  den  verschiedenen  politischen 
ätHaden  gefHbrten  (§.  118  ff.)  nnd  mit  den  soeialen  Stenerkämpfen, 
decken  sieb  aber  mit  beiden  nicht  Ydllig.  Aneb  in  Betreff  ihrer 
ist  der  enge  Zusammenhang  mit  der  Gestaltong  des  privatwirtb- 
scbaiUicben  Systems,  seiner  Recbtsordnnng  fbr  Brwerb  nnd  6e- 
Bits  und  seiner  Einkommen-  and  YennOgensvertbeilnng  nicht  sn 
fiberseben. 

Vielfach  noch  schärfer  treten  sich  die  Interessen  der  be- 
sitzenden nod  der  nicht-besitzenden  Classen  gegeattber, 
was  wieder  eigenthttmliebe  Folgen  Air  die  Wahl  der  Stenerarten 
und  fax  die  Wahl  der  Einricbtttngsgrunds&tze  bei  einer  Stenerart 
zn  haben  pflegt. 

Die  hesifaeenden  Claasen  suchen  k.  B.  auf  die  anderen  die  Steaerlast  beaonden 

in  der  Form  der  sogenannten  indirecten  Verbniürlisbe>tfUerung-  von  Gegenständen 
eines  allgemeineren  Verbrauchs  iu  der  ganzen  Bevölkerung  und  in  den  unteren  Ständen 
zn  willen,  sohald  diese  Kroise  in  etwas  rerbeeserter  Lebensweise,  namentlich  in 
Consum  fon  sogenannten  T.uxu.snahruni^sniittelii  und  Go': u ,  einii^eruiaassen  eine 
•rrösscre  virthscbafUiche  Leistungsfähigkeit  zeigen.  Uud  umgekehrt  tritt  mit  der 
Emancipstion  der  unteren  Glessen  nnd  der  Eotwlckliuig  ihres  GlasaenbewQSBteeins  bei 
dieseu  das  Streben  hervor,  diese  VerbraucUsstouern  zu  vermindern,  weil  ^^ie  die  kleinen 
Leute  relativ  schwerer  als  die  wohlhabenden  Classen  belasteten;  sowie  durch  stärkere 
Bestcnomng  des  Besitzes,  durch  directo  Steuern,  progressive  Einkommensteaem,  Erb- 
se haftstenern,  Lnxubsteuern  u.  s.  w.  der  grösseren  Steuerfäbigkeit  der  besitzenden  und 
<ier  (^a-sen  höherm  Einkommen»  die  Steuerlast  zuzuwälzen.  Um  so  mehr  und  um  so 
bcwusitcr  tiitt  dies  Streben  hervor,  je  mehr  sich  Privatreicbthum  ausbildet  und  bei 
Einzelnen  concentrirt  und  je  mächtiger,  neben  oder  statt  eigenen  ökonomiicbeB  Ter- 
dienata,  bkme  ««Specalalion",  „Gonjnnctur"  und  .«Gluck"  hier  eingreifen. 

Diese  Interessengegensätze  führen  dann  zn  den  eigentlich 
socialen  Stenerkttmpfen,  welche  begreiflicher  Weise  in  nnseien 
Tagen  scharfer  lüs  noch  je  in  der  Geschichte  hervortreten ,  weil 
die  unteren  Classen  durch  yermehrte  aUgemeiue  Bildung,  politische 
Hechte,  sociale  Theorieen  nnd  Agitatiooen  zum  vollen  Classen- 
bewnsstsein  erweckt  sind.  Auch  hier  ist  jetzt  nur  daran  zu  erinDem, 
dass  diese  Kttmpfe  in  volkswirthscbaftlicber  Beziehung 
eben  das  Froduct  der  Entwicklung  des  privatwirth- 
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scbaftUcheii  Systems,  seiner  Rechtsordnung  nnd  der 

auf  dieser  Grnndlage  sich  vondehenden  Einkommen-  und  Ver. 

nitfgensTertheiliing  sind. 

T«l.  Sclisoller  ü»  Eolti«ndoiff-BiwitMWt  Jahrlnich  1677,  8.  US.  8t«iD, 
Fln.,  4.  A.,  II;  414  £  , 


2.  Abschnitt 

Ate  B«ttenenmff  1ti  Hirer  T^o/ielmng-  zur  Inneren  ]>olltlMli«i  TMfMlUff 

und  sttin  poUtiseliMi  Stindewesen* 

f.  112.  Litoratvr.  Ein  besOgliclier  Absohnitt  fehlt  be!  Kau.  Ein/.ulue  Be> 
merkuiifrcn  passim.  z.  B.  §.  249  Note  a.  Bei  «lern  cneren  Zusammenhang  der  Ent- 
wicklung der  BföteoeruBg  mit  der  politischen  Verfassung  ist  ein  solcher  Abachuiu 
aber  anch  in  der  Ftnanzwiwenscbaft  nnentbebrlich.  Vgl  Stein,  Fin.  3.  A.  „Recht 
derSfetior  und  Geschichte  des  SteuerreKcns"  S.  :{10  n..  1.  A  .  I,  402  ff.,  500  ff,  5  A.. 
II.  1,  36111.  Koscher,  Fiu.  2.  Bach,  S.  Kapitel,  rassim  mehrfach  Vocke,  Ab- 
gaben n.  8.  V.*,  auch  das  I.  Kapitel  des  Bands  III  meines  Finanxverb. 

Vortit'inlioh  f^ehört  die  T>iteratur  der  üeschichfc  des  öffentlichen  Rechts 
und  diejenige  des  poüitiv CD  Staatsrechts  hierher,  namcotlich  die  deutsche  (s.  oben 
in  §.  IS  die  Citate);  ans  jener  OeBchiclite  besonders  die  Entirickh»tg>  der  Parlameote 
in  den  eipentlichcn  Staaten,  der  l.andat3iKle  in  den  deutschen  Territorien,  des  parla- 
mentariscben  und  stftadischeu  Steuerhewilligungsrechts  speciell.  Im  alten  Deatscbcn 
Reich  sind  auch  die  Wahlcapitulatioocn  m  enrftiinen. 

S.  z.  B.  Uber  die  deatschon  Verlialtnisse:  Eichhorn.  Deutscho  Staats-  und 
Rechtsgcschichtc,  5.  Aufl.  u  A.  II,  §.  306,  III,  428  fl'.  (über  die  Entstehung  der 
landstfindiachcn  Verfassung.  Literatur  darüber  S.  227).  §.  427,  439,  IV,  477  (Wahl- 
capitiilation  Karl  \".,  Heichssteuerii  nicht  ohne  Bewilligung  der  sechs  Kurfürsten 
ausschreiben,  §.  537:  §.  546,  .">4"  (landstündische  Steuerbcwilligung  in  den  Territorien 
im  16.  und  1 7.  Jahrhunduri),  §.  5Öo,  596  (landst&ndische  Stcncrbewilligung  wird  nach 
dem  30jährigen  Kriege  durch  die  steigende  Macht  der  Landeshoheit  herabgedruckt), 
§.  616  (Verfassung  der  Deutsehcn  I,Ande  nach  Aiiflüsiinf;  des  Reichs).  —  Walter. 
Deutsche  Rechtsgeschichic,  2.  Aufl.,  Bonn  1857,  §.  127,  26*)  fr ,  yu4  fl..  359,  3GÜ, 
Mi)~Ti2.  —  Zöpfl,  Deutsche  Rcchtsgcschichte,  4.  Aufl..  1872,  II.  §.  40  (besonders 
Nr.  III,  S.  220),  §.  50.  §.  54  fdio  Landtage  in  den  Territorien  bis  zum  14.  Jahr- 
hundert, über  Steucrbewilligung  S.  28S),  §.  75.  —  G.  Waitz  pa.«sim  in  den  AbschnittcD 
über  Finanzwesen  in  seiner  Dootschen  Verfassungsgescbichte.  besonders  II  (2.  A.  18T0), 
Kap.  7  fmcroviiiffi^rhc  Zeit).  IV  (1.  A.  1861),  Kap  fi  'carolingischc  Zeit).  VIII  (1878). 
Kap.  15  (U.  bis  12.  Jahrhundert).  —  K.  A.  Zacbariä.  Deutsches  Staats-  und  Bundes» 
Teebt,  2.  A.,  besondets  von  der  landstlndischcn  Verfassung  der  Deutschen  Bundes- 
staaten I.  536  ff  (IJferatnr  dasellist' ;  dann  II,  174  ff  von  dcti  Steuern  nnd  dem 
Besieuerongsrecht  in  den  Deutschen  Staaten,  besonders  Uber  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung dieses  Becbts  8.  470  fT.  —  Aus  der  Speciallitenitm',  welcbe  die  EntwicUnng 
der  Steuern  in  yer1)induiiK  mit  der  de?  ßfreiitlichen  Rechts  genauer  behandelt,  s.  die 
in  Fin.  III,  S.  34  genannten  Monographiccn  und  Aufsätze,  voran  G.  SchmoUer's 
Arbnten  (Epochen  der  prcnssiscben  Finanzpolitik,  Jahrbuch  1877  und  in  seimmi 
Jahrbuch  l*^'^5  fl'.);  ferner  Kries  (Schlesien),  Iloffinann  (Finanzwesen  von  Wortem- 
b^gzu  Anfang  des  16.  Jahrbanderts,  Tubiugon  ISIU),  Falke  (Kur-Sachsen),  Zcamer 
(StSdtesteoeni),  L.  Hofmaun  (Baiem),  r.  Zakrzewski  (die  wichtigeren  preuss!<chen 
Reformen  der  directen  ländlichen  Steuern  im  18.  Jahrhundert,  1888K  H.  Bielfold. 
(Geschichte  des  magdeburgischen  Stenerwesens  von  der  Reformationszeit  bis  ins 
18.  Jahrhundert,  188S\  u.a.m.;  auch  die  Schriften  von  Hu  Ilm  an  n.  Lang,  die  AufssJitzo 
von  Yocke;  dsgl.  die  Werke  tiber  die  Geschichte  der  Landständc,  so  Unger,  Geschichte 
der  Dcntschcn  Landstfliule.  2.  B.,  Hannover  f^ll,  n.  n.  m.  Spei-iaüiteratiir  darüber  für  die 
einzelnen  Deutschen  Staaten  bei  Zachuriä  a  h.  ü.,  537  iL),  lieber  Preussons  jetziges 
Affentlichef  JBeoht  der  StonerbewlIligiiDg  (mit  Blldiblick  auf  die  alten  laodstintUtolken 
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Verfassungen)  r.  ROane,  prenssiscbcs  Staatsrecht,  A.  I,  §.  3,  4,  §.  68—70.  Ueber 
das  geltende  Reich sfinanzrecht  v  Rönne,  Staatsrecht  dos  Deutschen  Reichs,  2.  A., 
U,  1.  Abtli.,  S.  05  11".  und  der  Band  von  Lab  and 's  Staatsrecht  dus  Deuiscben 
BelelM  (ders.  darüber  in  Hirtb's  Anualen  des  Deutscbcu  Reichs,  VI,  405).  Dog^ 
matisch  und  principiell  über  die  Natur  der  SteuorTcrwilliguni^  und  des  Finanz^effcstzes 
Fricker,  Ttibingcr  Zeitschrift  XVII.  636  ff.,  über  da->  positive  Deutsche  Hücbt 

daselbst  S.  681  ff.  —  üeber  England  s.  Gneist,  englisches  Verwaltunprecbt  2.  A. 
I,  §.  12  (norin:\ntn«chö  Zeit).  S.  277,  287  (magna  Charta),  S.  280,  320  ff.  (roicbinia- 
dische  Zusummung  /u  den  Steaem);  beotiges  Recht  II,  §.  62,  68,  GS. 

In  Text  bandelt  es  sich  nicht  «n  me  Darstellung  des  StoadriMVilUgvogsreehto 
nnd  seiner  geschichtlichen  EntwicUung  an  und  für  sich,  sondern  nur  um  dio  Dm- 
legnng  des  Zasuancnbangs  dieses  Rechts  mit  der  Eotwicllang  der  Boiteaeniog. 

I.  Die  Anordnung  'icr  Besteue  rii  ncf. 

8.  113.  Die  Besteuerung  als  eine  ZwangsleislUDg  von  .Sac  ligütern 
oder  f^eld  Seitens  der  Hevillkerung  an  den  Stnat,  an  die  Übrigen 
öffentlichen  Körper  oder  deren  Repräsentanten  (Fürst,  Kcgierung, 
Obrigkeit)  erhUlt  ihre  formelle  Rege  laug  durch  die  innere 
politische  Verfassung.  Unter  letzterer  wird  hier  zunächst 
das  anerkannte  Hechtsverbältniss  zwischen  der  Staatsgewalt  und 
der  Bevölkerung  des  Landes  verstanden,  weiter  auch  die  recbtlich 
anerkannte  (politisch-)  ständische  Gliederung  der  Bevölkerung.  Nach 
dieser  Verfassimg  richtet  sich  die  Rechtst'orm,  in  welcher  Überhaupt 
eine  Befttenerung  ftlr  „Öffentliche  Bedürfnisse  '  angeordnet  wird, 
aber  von  der  Verfassung  hängt  auch  der  Begriff  „öffentUches  Be- 
dfirfniss'^  selbst  niit  ab  Die  VerfaBsang  ist  daher,  nach  der 
Organisation  der  Volkswirthscbaft ,  ein  weiteres  entscheidendes 
Moment  für  die  Entwicklung  der  Besteuerung  und  für  die  Ge- 
staltung der  letzteren,  daher  auch  fUr  die  Ansdehnong  der  Bestenenug 
unter  der  Bevölkerung,  für  das  Steuersystem  und  die  Stenerarten. 
In  diesen  Beziehongen  ist  die  yeifasstingsmilssige  stilndische 
Gliederung  besonders  wichtig. 

Sacht  man  zonächst  die  ansserordentliehe  Mannigfaltigkeit 
der  geschichtlichen  Verhältnisse  in  Bezng  anf  die  Anordnnng 
der  Bestenening  anf  typische  GmndsQge  zorückaafllhren,  so  lassen 
sich  deren  nach  den  maassgebenden  politischen  Verfassungen  wohl 
drei  Hanptformen  nnterscheiden.  kommen  diese  Formen 
natQrlich  selten  ganz  rein  znr  Erscheinung,  eine  jede  zeigt  manche 
Varietäten  nnd  die  eine  Form  geht  in  die  andere  Oflers  Uber. 
Immerhin  tritt  aber  in  den  zu  einer  jeden  dieser  Hauptformen  ge^ 
hörigen  Fällen  ein  leitendes  Princip  hinreichend  dentUch 
benror,  welches  eine  solche  Eiotheilung  zu  machen  gestattet 

In  (ttrze  lassen  sich  diese  drei  Rechtsformen  der  Anordnung 
d«r  Besteuerang  bezeichnen  als  „Auflegung**  der  Besteuerung 
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Beiteofl  der  Staatsgewalt,  als  „TertragsmftBsige  Regelang*' 
der  BesteaeroDg  zwiseheD  der  Staatsgewalt  (FQrst)  ODd  der  Be- 
völkerung, d.  b.  regelmässig  gewissen  Ständen  und  deren  Vertretero, 
and  als  „verfassungsmässige  BewillignDg"  der  Besteaenuig 

Tom  Volke  oder  von  Volksvertretongen  an  die  StaaUgewalt 
A.  —  §.  114.    Die  AnflegUDg  der  Besteuerung. 
Die  Verfassungen  sind  einmal  solche  mit  politischerRecht- 

loüi^'keit  der  Bevölkerung  gegenüber  der  Staatsgewalt.  Hier 

erfolgt  die  Anordnung  der  Besteuerung  einseitig  durch  Auflegung 

Seitens  der  Staatsgewalt  (des  Fürsten).    Die  Steuern  könnten  hier 

in  einem  eiigereu  Sinuc  des  Worts  Auflagen  genannt  werden. 

Hierhin  gebOrt  die  Busteucroog  iu  eigeatlichüD  Despotiucu,  wie  besouders 
deb«ii  d«s  Alterthums  and  ariatischer  Reiche  von  Alteisher  bb  In  die  G^mrtit 
(Türkei).  Ferner  die  H  i  ucroup  in  ab^n Inten  Monarchieen,  wie  dcrjenigca 
den  bpäterca  römificheu  Küis^rreicbs  und  deneu  moderuen  Europas  nach  der 
Besiegung  der  Silnde  und  der  Beseitigung  der  stSndiscIieii  Mitwirfcooi^  bei  der  Be- 
Meiicning  seit  Jctn  17.  Jahrliiind.-rt  Ins  in  unsere  Tage  hinein.  Partiell  hat  den- 
selben Charactcr  die  Bcüteucrong  politisch  -  rechUotcr  Pioviitcialberölkerong,  wie 
z.  R.  im  «Itrtmiscbeii  Belebe,  oder  der  GolonlalberAlkeraiig  Sdtens  dee  HnltMlttids. 
Dasselbe  gilt  von  der  Besii  in  riing  poIifiM  h-rcchtloser  Volksclasso  n,  neben  solchen 
Clasaen,  welche  etwa  rechtlich  »tcoerfrci  sind,  oder  nach  einem  der  beiden  anderen 
Systeme  der  AnordniiDg  besteacrt  werden,  z.  B.  ron  der  Besteaereng  der  unteren 
Landbcvölkeiuiijr  im  Unterschied  von  Adel,  (leistlicliki  it  und  Städten  iui  europäisclion 
Mittelalter  und  in  der  L'ebcrgang»zcit  «eit  dem  1 6.  Jahrhundert,  wenn  auch  die  häutig 
bestehende  AbhSngiglteit  dieser  LandbcrOlkerung  (Hintersaaseo)  ron  den  bevorrechteten 
.Stunden  etwa  fur  die  letzteren  wieder  zu  einer  Mitwirkung  bei  der  StaatabeMeaemng 
ihrer  Untcrgcbeuen  geführt  hat  lEicbhorn  II,  S.  460). 

Diese  einseitig  aufgelegte"  liest eueraog  bringt  natUrlieh  leicht 
besondere  Gefahren,  der  Härte,  des  Lebermaasses,  der  Ungerechtig- 
keit mit  sieb.  Die  schlimmsten  Missbräncbe  solcher  Art  zeigt  die 
Stenergesf hirhte  auch  bei  diesen  „Auflagen"  in  vielen  Beispielen 
(asiatische  Despoticen,  Einzelnes  im  französischen  ancien  regime).  In- 
dessen sind  solche  Missbriluche  doch  nicht  unbedingt  die  nothwendige 
Folge  dieses  Systems  der  Anordnung  der  Hesteucrung.  Wo  sie  beson* 
ders  schreiend  gewesen  sind,  wie  in  Dc^potieen,  in  ausgebeuteten 
ProTinzen,  ist  weniger  diese  Art  der  Anordonng,  als  der  aUgemein 
mangelhafte  Hechtsznstand  daran  sebnld. 

In  geordneten  Staaten,  wie  sie  die  neuere  absolute 
Monarehie  darstellt,  verdankt  man  dieser  ,,Aafiegang"  der  Be> 
Steuerung  sogar  manebe  wichtige  Fortsebritte. 

Diese  Staalaforui  war  es  vornculich.  welche  in  den  letzten  Jahrhunderten  die 
Iv  idon  grossen  (Jrundsäfzc  der  OercclKigkoif  in  der  Besteuennifr,  die  Allgemeinheit 
und  (He  Gleichmässigkeit,  mehr  und  mehr  der  VeiwiiUichung  näher  fahrte, 
vvohri  nur  die  go^chiehtlich  überkommene  Stunervcrfüssung  des  siandtraben  Stalle  tind 
das  Im  ikiimmliLii  Hostcbcndc  hi'.T  nocli  vi  If  irh  Sc  hwierigkeiten  in  Bezug  auf  Steuer- 
freiheiten und  Privilegien  machte,  welche  diu  absolute  Monarchie  noch  nicht  roU- 
ntindi;  oibervinden  konnte. 
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Vgl.  Schmoller  Epoeheu  v.  a.      8.  56  ff*.,  namentUch  8.  59  ttber  den 

Gcneralbufenschoss,  der  unter  Friedricli  Wilhelm  1.  in  O-ipreui^sen  an  die  Stelle  iln- 
bisberigen  rom  pUtteu  Lande  getaliltcu  Steuern  trat  uud  schon  damals  zu  „einer  relativ 
lirereohtcD  g leidimtafgen  Steoerbvlcgung  der  lAndlicben  Wirthsebaften''  Albite.  (Nihercs 
bei  Zakrzowski  a.  a.  0.)  Bcdci)f<-)i<ler  und  all;rcuir  irier  iiücli  Jio  Stoacrrcformcu  in 
0  esterreich  im  Ib.  Jahrhundert  ^Karl  VI.,  Maria  Theresia,  Josef  IL,  Fin.  III,  §•  40). 
Yenodie  in  Franlcrelch,  noch  zuletzt  anter  Lodwig  XVL  (Notabelnvenammlung 
?0n  1787,  Fin.  III,  §.  50.  Näheres  in  Stoarm.  financcs  de  Tancien  regime  etc.). 

I>ie  abeoiata  Monarchie  bat  sich  hier  auch  öfters  Verdienste  um  die  burger- 
licben  Mittel*  und  dfe  vnterai  Classcn  durch  die  Anbahnung  des  Grundsatzes  der 
staatsbürgerlichen  Gleichheit  erworben.  Der  ihr  oft,  wenn  auch  nicht  selten  mit 
Uebertrcibungon,  nachgertlhmte  Vorzog,  dass  sie  kein  Interesse  huhe,  eine  Volksclassc 
vor  der  anderen  zu  begünstigen,  bewährte  sich  hier.  Uud  seihst  eine  gewisse  Schonung 
der  allfemeinen  Stenerknft  ist  im  cigeoea  LitweMe  der  Menarcbie  vobl  erfolgt. 

Anderseits  sind  wieder  in  Despotieen  nnd  absoluten 
Hoaarehieen,  anoli  den  „aofgeklXrten'*  des  18.  Jahrhunderts,  bei 
der  „Aaflegong'*  der  Bestenernng  die  Gmods&tze  der  Allgemeinheit 
nnd  Gleiohmllssigkeit  gerade  weniger  befolgt  worden,  weil  sie  in 
Widersprach  mit  anderen  von  dieser  Staats-  nnd  Verfassangsform 
vertretenen  politisehen  GrandsätEeo  standen. 

Auch  bei  völliger  politischer  Rechtlosigkeit  des  ganzen  Volks  nnd  demnach  filr 
alle  Classen  fehlendem  Kccht  der  Mitwirkung  bei  der  Besteuerung  ist  doch  gcwShn- 
licb,  wenn  auch  nicht  dem  Herrscher  selbst  gegenüber,  so  doch  in  der  Bevftlkeiuiij; 
eine  st&ndische  Gliederung  durch  Recht  und  Sitte  anerkannt  gewesen  und  hier  auch 
rom  Fürsten  geachtet  wiifli  a.  Dii^  linlier.  n  Stände  wurden  bcrorrt  i  liti  fr'  und  haben 
auch  in  der  Stenerverfajrbuug  BcrrciiUigcu  uml  BcgUnstiguiiiri  n  i:riabren,  ilic  eben  nur, 
zum  Unterschied  von  dem  folgenden  System  der  Anordnung  der  Besteuerung,  kein 
cifrentlichcs  ..Recht"  dem  Hcrrsrhcr  gegenüber  bil  ligten  l!«  i  der  grossen  Macht  der 
„Sitte"  auch  in  st>l<  lnjn  Luüdent  und  bei  der  vidl;u']ii  u  Interessengemeinschaft  des 
Herrschers  und  der  bovoi rechteten  Stande  bedeutete  d'  i-  Mangel  cmcs  solchen  „RlcIh-," 
indessen  nicht  so  viel.    Die  Steuerbegünstigung  war  'lo  li  ron  nachlialtiirerii  \\  erth. 

Unter  den  gesclüchtlichuu  Beispielen  dieser  Anordnung  der  Besteuerung  in  der 
Form  der  „Auflegung"  Seitens  der  Staatsgewalt  allein  nimmt  neben  der  Steuerrer* 
fassiin;:;-  der  modernen  Monarclii-  diejenige  di  -  :il  t rS ni  i Ii i d  Reichs  in  der 
Kaiserzeit  die  Aufmerksamkeit  auch  für  die  l'inauzwisscuscbaft  besonder»  in  An- 
epraeli.  Diese  Stenerrerfassung  nfthert  sich  durch  die  allgemeine  Ansdobnang  der 
dirccten  Personal-  und  Gnindsfoiior  Tind  dnrrh  dit^  Art  ihrer  .\iiordiinn?:  imim'r  mehr 
den  Sieuervcrfaasungcn  der  orientalischen  Despotieen.  Aber  sie  verwirklichte  doch 
ancli  die  Grandsitze  der  AUgenM^nbeit  and  CSleiebmissigbeit  mehr  nnd  mehr  and  er- 
innert mit  ihren  K.itastrirui)p:i  ii.  Steuerrollen  und  Erhebimusartcn  an  die  Steuerrnformen 
des  modernen  „aufgekl&rtcn  Despotismus"  seit  dem  17.  uod  1 8.  Jahrhundert,  wo  auch 
Alles  möglichst  ,,nitioneU"  gestaltet  irird.  Hier  wie  in  so  Manchem  ist  das  alt- 
röroiselie  Kaiserreich  ein  Vorbild  der  modernen  Grosssta  if.  n.  fVgl.  Fin.  III.  §.  9.  10. 
Marquardt  II,  19S  ft.  aber  die  Stcaerreformen  unter  Augusias,  und  217  If.  unter 
Diodetian  und,  noch  hier  vtdfkeh  abweichend,  Rodbertns  ober  die  römischen  Tribut- 
steuern  in  Hildebrands  Jalirbilchern  a.  a.  0,  Das  Streljen  nai  b  frleichmlissigerer  Ver- 
thcilung  der  Steuerlast  unter  die  einzelnen  Grundbesitzer  und  Bewohner  ist  leitendes 
Princip.  Im  Einzelnen  Vieles  unsicher,  auch  ron  Rodbertus  wohl  nicht  immer  das 
Richtige  getnffen.). 

B.  §,  115.  Die  yertragsmitssige  Regelung  der  Be- 
stenerong. 

So  IVsst  sich  wohl  richtig  die  Anordnung  der  Bestenerang  In 
Verfassnngsznst&nden  bezeichnen ,  wie  sie  dem  Lehens-  nnd 
.  stibidischen  Patrimonialstsate  des  germanisch -romanischen  Mittel- 
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«Itere  eigen  waren.    Ein  öffentlich-rechtliches  Moment  in  der  Be- 

steiieiiuig,  eine  Verpflichtung  des  Vollss  oder  einzelner  Stände 
Steuern  zu  leisten,  bei  noihwendigeni  Bedarf,  bei  „Laiitlcsnoth" 
nnd  Geiahr  leblt  zwar  auch  hier  kaum  völlig  (Fin.  III,  §,  29). 
Bebtimnite  einzelne  Verpllichtungsfillle,  wie  die  bekannten  drei  des 
Lehenrechts  (Ritterschlag  des  Sohns,  Verheiratbnng  der  Töchter, 
Auslösung  des  ileirn  ans  der  Gefangenschaft)  finden  sich  ausser- 
dem ziemlich  allgemein.  Aber  es  tritt  das  Alles  zniiiek  gegen  die 
gewiKsermaasscn  pri vat rechtlich e  Auffab^uu^  und  Behandlung 
der  Bezieh  lin  k  en  zwischen  der  Staatsgewalt  (dem  F'llrsten)  und  dem 
Volke  und  der  demgcmässen  Regelung  der  Besteuerung. 

Vgl.  Fin.  III ,  §.  29  ff.  über  die  Ent>tchnng:  und  EiitvrickluiJK'  der  Steucrwirth- 
bchaft  in  den  deutschen  Territorien,  bcriondors  §,  32  Uber  Wesen,  Ursprung  und  Ent- 
wicklung der  Beden  (daselbst  Lit»ntar,  s.  besooden  Zeomer  a.  a.  0). 

Pic  Vermischung  dos  Staats-  und  Hof-H.iu.^lialtes.  die  Verpflichtung  des  Landes- 
herrn,  diese  beiderlei  Ausgaben  zunächst  ans  seinem  Dumanium  und  aus  deo  gebahren- 
artigen  Einnahmen  bdi  der  AasübQnf  der  Hobeitsrecht«,  ans  Finanzregtliea  za 
b  tr  i'  i[  Fiü.  I.  §.  214,  215),  Hessen  eine  klare  Pflicht  zur  Steocr/ahlang  nicht 
leicht  aufkommen.  Beicbeu  die  gevöbnlichcn  Einoahmea  aus  diesen  Quelieo  nicht 
aus  oder  treten  besondere  Vothftlle  n.  dgl.,  wie  Krieg,  Gefaofeasehaft  des  Landes- 
herrn,  ein,  so  wird  zwar  ciii''  Yerpflirlitunij  des  Volks,  Steuern  zu  gewahren,  fon  der 
Staatsgewalt  geltend  gemacht  und  vom  Volke,  bez.  fon  den  St&ndeu  auch  in  gewiasen 
UmfaDge  aneftnint.  Darin  liegt  das  auch  bler  mitspielende  ftflbndicii-recbtlielie 
Moment,  welches  dann  in  weiterer  Entwicklung  zu  der  dritten  Anordnungsfurm ,  der 
verfassungsmässigen  Bewilligung,  geführt  hat  Aber  sogar  in  Zeiten  der  Kriegsnoth, 
wo  bei  deutlich  mit  vorhandenem  Interesse  des  Volks,  bez.  der  St&ndo  selbst  noch 
am  Ersten  dieser  ölTentlich- rechtliche  Character  der  Besteuerung  hervortritt,  erfolgt 
doch  die  Anordnung  der  letzteren  /wi-flicri  der  Staatsgewalt  einer-  und  den  Stenden, 
dem  Adel,  der  Geistlichkeit,  den  Stadien  andererseits  wie  in  einem  freien  \  iiraj^e, 
und  TOÜends  in  anderen  Fällen,  wo  es  sich  mehr  um  die  Decknug  nomaler  Ausgaben 
oder  unbestritten  um  fürstliche  Angelegenbciten ,  /,.  B.  um  Tilgnn«?  und  V  i/iii  img 
von  Schulden  handelt  —  deren  Aufnahme  im  oder  mit  im  Laude^iuturcssu  etwa  nur 
din  Ifotiv  der  Steuerfordemog  abgicbt  — <  wird  wie  swisdieo  zwei  freltti  Yertrag» 
schliesscnden  Ober  die  Oewlhmng  der  Steuer  zwiscben  den  Laadeslienii  und  dM 
Ständen  verbandelt. 

So  wird  ausdrfltcldich  eine  Verpflichtong  der  Stftnde  znr  SteneriiewilUgnng  ab- 
gewiesen, die  Steuer  nur  als  Zeichen  des  guten  Willens  hinbestellt,  dies  Rcchtsver- 
hältoiss  und  diese  Aulfassung  auch  vom  Laudoiberru  ancrkaout  und  für  die  Steuer  , 
gedankt.   Die  Steuer  wird  naeb  Umfang.  Art,  Zeitdauer  genau  bestimmt  and  als  vor-  ' 

tlhcrgehende  Maassregcl  bczcichncL  Bedinguniccn ,  wie  Bestätigung  von  Rechten, 
Gewährung  von  Privilegien  und  Freiheiten,  werden  gestellt  und  zugesagt,  Versprech- 
ungen ausbedungen.  Der  Zweck  wird  festgesetzt,  wenigstens  im  Allgemeinen,  wenn 
auch  der  Erlrag  dw  einmal  bewilligten  Steuer  nach  dem  für  die  Ausgabenverwaftttlig 
bestehend la  Finanzreclit  der  Zeit  dem  Fürsten  mitunter  ohne  weitore  Controle  zu  rer- 
wenden  tifoerlassen  wird. 

In  Allem:  der  VertragsgeKichtspunet   des  do  ut  des,  keine 

Identität  zwi.scben  Staats-  und  Volksinterease  und  keine  eigentlieh 

rechtliclie  Verpfliehtung  zur  Steuerleistung  belmt*»»  Deckung  des 

ganzen  FinaiizbedaHs. 

Einzelne  Beispiele  aus  Brandenburg  I.-t42.  ^;il/'.Muii  i.iJT,  Ubcrbaiuru  l.'i02, 
1307  bei  Kau,  Fin.  I,  Note  a  zu  §.  249.  —  Eichhorn  II,  §.  306  (besonders  Obet 
die  Bete),  III,  g.  426,  IV,  647.   Ueber  den  Begriff  „Bode*'  oder  „Bitte'*  a.  besonders  « 
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Zeaner  a.     0.  S.  86  ff.;  tron  „bitten*'  herrahrend,  Mh  mit  Steaer  identisch,  auf 

den  Ursprung  der  Bestenerang  in  den  Territorien  hinweisend  (die  Ableitung  des  Worts 
von  bieten,  gebieten,  bei  Laug,  oder  ron  Bäte,  gleich  Hilfe,  bei  Möser,  ist  auf- 
zageben),  lateinisch  precaria,  prccatio,  prccatura,  petitio,  s.  Waitz,  Verfassungs- 
geschlchtc  VIII,  394  ff.,  bin.  III,  §.  82.  —  Besonders  lehrreich  sind  die  Verhand- 
Tungen  in  Sachsen,  bei  Falke  ;».  a.  0.,  und  in  Schlesiiin.  bei  Krics'a.  a.  0., 
z.  B.  Kries  S.  5,  23  tl.  (die  Biersteuor  von  154i)  soll  nach  Ablauf  der  be;itiiaaiten 
Zeit  „ganz  todt  und  alle  Min''),  vo  die  Bel«se  für  die  leitenden  OrondzQfe  der  Qe- 
ataUnog  im  Text. 

Die  politische  VorftUBsetznng  einer  solchen  Anordnang 
der  BesteneniDg  war  ein  noch  wenig  entwickeltes  Staateleben,  daher 
ein  geringer  Finanzbedarf.  Die  Akonomiscbfin  an  zielle  Vor- 
aussets an  g  war  das  Vorhandensein  anderer  Einnahmen,  ans 
Domänen  u.  s.  w.,  Gebühren,  Begalien,  welche  wenigstens  fttr  ge- 
wöhnlich in  der  Haaptaache  aasreichten. 

An  einzelaen  Einnahmen  eigentlichen  Steuercharacters,  welche  von  dieser  vcr- 

tragsmässig-en  (lewäbrung  unabhängig  waren,  hat  es  dabei  aui  h  nicht  immer  geft-lilt : 
iiltere  fe:>lc  Steuer«  vom  Ciruiid  und  BoJen,  vom  Hause,  wdclic  eiu  Im-  allemal  zu 
leisten  waren  und  ab  «ne  Vof^chtung  ron  Altershrr  anerkannt  wurden,  aber  welche 
hinaus  daun  aber  um  so  weniger  eine  Steut  rptlicbt  bottaad,  ältere  Zolle  u.  Hgl.  m. 

Im  Binzeinen  sind  die  Verbältnisse  manchfacli  verschieden, 
der  ganze  mittelalterliche  Heichthuro  an  individuellen  Gestaltungen 
tritt  aach  hier  hervor,  aber  das  Princip  ist  flberall  siemüch  dasscllic. 

Je  nach  der  Stellung  des  Königthnuis  zum  Land  und  Volk, 
nach  der  Entwicklnng  des  Lebensweseos  und  der  Ansbildnog  mehr 
oder  weniger  selbständiger  Territorialberrschaften  ans  dem  ursprüng- 
lichen Patrimonialgebiet  und  dem  damit  verwachsenden  Lebens- 
gebiet  finden  sich  weitere  Unterschiede  nach  Land  and  Zeit.  Der 
Uebergang  zur  dritten  Anordnangsform  der  Bestenernngy  zur  ?er- 
fassangsmassigen  Steaerbewillignng,  gestaltet  sich  danach  ver- 
schieden. Die  Beichs*  nud  Landessteaern  erhalten  frtther  und  dent- 
licher  den  Oflfentlich-rechtUehen  Charaeter  aafgepri^[;t,  als  die 
Territorialsteaem.  Jene  werden  aber  aach  namentlich  in  Deatseb- 
land  mit  dem  Verfall  der  Beichsgewalt  an  wichtiger ,  letztere  mit 
der  Aosbildang  and  Verselbstftndlgang  der  TerritoriaUterrschaiten 
immer  wichtiger  and  häufiger,  so  dass  bei  ihnen  Jenes  vertrage* 
mlssige  Feilschen  um  die  Gewährang  der  Stenern  praettsch  er- 
hlBrlieh  wird. 

§.  116.  Besonders  cbaracteristiBch  erseheint  diese  zweite  Form 
der  Anordnang  der  Bestenerang  im  Steaerwesen  der  deatschea 
Territorien.  Hier  entwiclLelt  sieh  im  engen  Zasammenbang  mit 
den  Bedürfnissen  und  fürstlichen  Gesnoheh  nach  Steaem  and  mit 
den  Verbaadlaagen  darttber  die  landstttndische  Verfassung. 
Anfänglich  and  in  manchen  einzelnen  F&llen  noch  bis  ins  17.  and 
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18.  Jahrhandert  hmein  seigt  sich  hier  dentUeh  das  gescbilderte 
VeridUtnlM  der  Tertragsm&ssi^^en  Kcgelnng  der  Steaem,  za  deren 
Bewilli^uug,  wenn  Oberhaupt,  so  nur  sehr  anbestimmt  eine  Art 
öiTentlich-rechtlicber  Yerpflicbtnng  anerkannt  wird. 

Nur  soweit  es  sieb  in  den  Traiitorien  na  rdehs-  und  ItreisrerfaasmgtDlarife 

od«  r  anf  den  Rcicbsfagea  li  'willi2:te  Stenern  handelt,  wird  im  Allgemeinen,  wenn 
auch  mit  luaacken  Weiteriuigeü,  eine  solche  Yeipflicbtaog  Seitens  der  l^audstäude 
zugegeben  and  bestellt  sie  auch  wenigstens  forme»  nneb  dem  Reicbsreeht  (Eicb- 
horn  IV,  §.  T)  T .  547  :  ZacLariä  II,  §.  219,  S.  482,  4S3.)  Der  Uaupttheil  der 
sogeoauutea  uoth  vcendi^cn  Steuerndes  älteri^  Kuicharechts.  (Zacbarii«  §.221.) 
Bei  der  Schwichc  der  Reichsgewalt,  der  Vervickcltheit  ond  Strittigiceit  des  Beichs- 
recbts,  der  oftmaligen  Kcnitcnz  der  Laudoi^fUrätoh  und  st&dtisclicn  übrigkeiten  selbst 
—  so  z.  B.  machen  in  Sachsen  die  Stände  Schwieri^keitcu,  selbst  die  TQrkensteaer 
in  der  Form  des  „gemeinen  PfeuniRs"  zu  zahlen,  weil  ihr  Karfürst  diese  Hilfe  nicht 
feclbst  uiitbewilligt  habe  (Falke,  Tubinger  Zeitschrift  B.  31  S.  117)  —  hatte  diese 
OffenUich-rechlliche  Verpflichtung  auch  in  diesen  Fällen  ni -ht  immer  die  erforderliche 
practischc  Bedeutung.  Um  so  weniger  aber  wurde  darüber  liiaaus  für  die  eigent- 
lichen Territorial-  und  für  dio  Uadesherrilchen  Bedürfnisse  eine  Verpflichtung  zur 
Stcuerhowilligung  eingeräumt,  wenn  es  atifh  narh  der  Landesverfassung  gewölinlirli 
einige  dann  speciell  sogenannte  nothwcudige  Steuern,  wio  z.  B.  die  aUgeiueinu 
Fräulein-  oder  Prinzessinstoaer  für  die  Ausstattung^  sich  rermAiilender  (bntiicher 
Töchter,  fj^ah.  Dio  übrigen  Steuern  für  die  Landesbcdttrfnisse  waren  daher  sogenannte 
„freiwillige''.  (Zachariä  II,  499.)  FQr  sie  hat  sich  jene  vertragsmässige 
Regelung  zwiscben  FQnt  nnd  Ständen  länger  erhalten.  —  In  England  nach  der  magna 
chartn  Zustimmungsrecht  sämmtlicher  Kronvasallen  zum  f. -lienhilfsgeld" ,  auxilium, 
mit  Ausnahme  der  drei  genannten  herkömmlichen  Ehren-  und  Nothfalle  (.Gneist  I, 
280).  Noch  nach  dem  SOj&hrigcn  Kriege  war  in  Deutschland  das  Streben  nach 
reirbsi^esctzlielier  Anerkennung  eines  nnbcschrrinkten  nftstenerunjrärechts  derLandcs- 
herrschait,  wonach  die  Laad«4äDde  und  üatcrthaaea  auch  die  Mittel  zur  Bestreitung 
der  eigendicben  LandeMitupiben  in  grosserem  Um&nf  anf  Begebt  danabrinfen  nehnldig 
sein  sollten,  nicht  durchzusetzen.  Der  Kaiser  verweig»^rte  einer  bezüglichen  Aus- 
dehuiuig  <!es  Ixeichsabscbiedä  von  1054  §.  180  in  einer  licsolution  von  löTl  seine 
Znstimmiiug.  ^S.  daraber  Eichhorn  IV,  §.  547,  Zacbaria  II,  ^  219  Sw  485.) 

Erst  mit  dem  immer  weiteren  Verfall  des  Reiehs  nnd  dem 
Uebergang  von  Staatsfunctionen  von  ihm  aaf  die  Territarien,  mehr 
noch  mit  der  unvermeidlichen  Ansdebnung  der  Öffentlichen  Tbätig- 
keit,  welche  die  Folge  der  Entwickinngen  Tom  15.  bis  17.  Jahr- 
hundert und  namentlieb  von  der  Mitte  des  letzteren  an  (nach  dem 
dreissigjährigen  Kric^^c)  war  nnd  den  Finansbedarf  angemein 
steigerte,  tritt  das  Öffentlich-rechtliche  Moment  in  der  Bestenernng 
vor  jenem  privatrechtlichen  Moment  immer  mehr  hervor.  Damit 
kommt  die  dritte  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  zum 
Durchbrnch. 

Aber  wie  die  deutschen  Territorien  Überhaupt  doch  bis  zum  Untergang  des 

Reiclis  nocli  immer  nicht  ganz  rolle  Staaten  gewor  !»'?» ,  so  blieb  auch  der  land- 
stuüdiöcLcu  Stcuerverfassung.  wo  die&dbe  nicht  der  tui»tiichcn  Omnipotenz  gewichen 
war,  etwas  von  dem  alten  Charaeter  gewahrt.  Die  Bei^teuerung  war  auch  in  der 
Theorie  der  deutschen  Camcralistun  des  17.  und  siAhn  des  IS.  Jabrhiinderts  immer 
noch  eine  anomale,  eine  Ausnahme  bildende  £innal)nioart  und  iu  der  Iuad:>üudlacheu 
Praxis  nicht  minder,  obwoU  sie  meistens  schon  re<^elm&$8ig  bestand  und  die  Be- 
wilfig-iins  '"^'Jf  Zeit  immer  mehr  /n  oiner  FurmalitiU  lierabsank.  Vgl.  Tin.  I.  §.  2'i,  24 
(u.  A.  Uber  Bodin,  v.  Seckeudorff,  v.  Justi).  So  sagt  z.  B.  Justi  (System  des 
FinanswesuDs,  Halle  1766,  S.  349,  650),  allcidings  wesentlich  ans  einein  politiachca 


Digitized  by  Google 


Yenragsm&säigo  Uogeluxig  der  Besteuerauj;.  277 

StMidpoocte  utlieileiid :  AI»K*b«ii,  Stenen«  ScIiaUaoiren  soUten  dem  Psrrten  nfeht  aaf 

besiämiiiT.  sondern  aur  jährlirli  Ixiwilligt  werdi^n.  Sii;  seien  deshalb  „im  oitn-iitlicheii 
and  ursprunglichco  Vcisiaade*'  uicht  zu  dca  orde&Uicli«a  KiBk»nft>iA  den  Staate 
20  redmeiu 

Auch  noch  in  manchen  anderen,  Übrigens  in  den  verschiedenen 
Territorien  öfters  verschiedenen  und  im  [.ante  der  Zeit  sich  ver- 
ändernden Kinzelheiteu  der  älteren  hmdstäudischeu  Vcrlasfeiui^  tritt 
der  Character  einer  qua8ii>ii\atvcitragsiiiässigen  Regelung  der  Be- 
steuerang  öfters  besonders  prägnant  hervor. 

So  wenn  jeder  Staud  für  sich  cdne  Stuuersumine  bewilligt,  keiue  Majorität  von 
snrei  Corien  gegen  die  dritte  entscheidet,  die  Stiode  rielmelir  doreli  PeeHrai  unter 
eilta&der  sich  bewef2;on,  die  LaNt  in  tiostimmtfnn  V«ThäituiäS  auf  sirh  zn  iitlimen; 
wenn,  wie  öfters,  ohne  landesherrliche  Organe  die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt, 
und  dana  jeder  Stand  seine  abemommene  Schuldigkeit  selbst  repartirt  und  den  Gesavmt^ 
betfig  nbfUhtt. 

Gewöhnlich  sind  «s  Sehatzungen  oder  sogenaDiite  directe 
Steaern,  PerBonal-,  Einkommen-,  Vermögen-,  Gmndstenern,  bei 
welehen  die  sttndlsche  MitwirkUDg  nnentbehrlich  ist.  Bei  manchen 
sogenannten  indireeten  Verbranchsstenern,  im  beatigen  finans- 
yriBsenscbafUichen  Sinne  des  Worts,  namentlieh  bei  den  verschiedenen 
Arten  Zollen,  welche  bald  mehr  Gebühr,  bald  mehr  Steuer,  bald 
Beides  vereint  sind,  gingen  die  selbsWndigen  Befugnisse  des  Landes- 
berm  weiter  und  warde  das  Recht,  solche  Abgaben  anfznlegen, 
auf  kaiserliche  Ermichtignng  znrfickgefllhrt  oder  aus  den  allge- 
meinen Hobeitsrechten  des  Landesherm  abgeleitet. 

Das  Zollrecht  wird  in  der  illeren  Anl&ssang,  wie  sie  im  deaisehen  Beichs- 

btaatsrecht  rechtliche  Anerkennung  gefunden,  nicht  zum  Besteuerungsrocht  gerechnet 
Es  bildete  bh>  lÜOC  ein  kaiserliches  Keserratrccht,  das  nur  kraft  kaiserlicher  Ver- 
lelhvDg  oder  miTordenlclichen  Heitommene  Ton  Reichsstiaden  und  anderen  Berechtigten 
ausgeübt  werden  konnte.  (Zachari&ll,  4^.220  S.  547.^  Vergl.  indcss  -n  die  Streitii«- 
keitea  zwischen  dem  Laadesherro  und  den  Ständou  Schlesiens  ttber  die  Eiufahraug 
des  Orenizolls  1556  n.  IT.  in  Schlesien  (Kries  S.  72  If.,  Geoaneres  bei  Falke,  Oe- 
ichichte  des  Deutschen  Zollwcsens.  S.  auch  v.  ThUua,  Keichszolhecht  zur  Zeit  und 
nach  den  Grundsätzen  des  Sachsenspiegels.  Hildebrand's  JabrbUcher  Xll,  1SG9,  S.  2U.) 
Der  Ertrag  der  Zolle  und  des  Geleits  gehörte  zum  landesherrlichen  Kammergat. 
(Zacharii  II,     209  &  421.) 

Doch  findet  wenigstens  bei  allgemeinen,  anch  im  Territorinm 
selbst  erhobenen  indireeten  Verbranchsstenem,  wie  bei  den  seit  dem 
15.  and  16.  Jahrhundert  httufigeren,  im  17.  sich  verbreitenden  all* 
gemeinen  Trankstenern  und  ,,Ziesen<'  (Aeeisen  —  Uber  den  Namen 
s.  Pin.  III,  S.  71)  auf  verschiedene  I^bensmittel,  Gegenstande  des 
gewöhnlichen  Marktverkehrs  und  Kaufmannswaaren,  principiell  und 
besonders  in  früherer  Zeit  anch  factisch  eine  ständische  Bewilligung 
statt.  Die  Territorialherrschaft  hat  sich  aber  bier  mehrfach  früher 
und  vollständiger  als  bei  den  directen  Steuern,  besonders  nach  dem 
dreissigjlihrigen  Kriege,  bei  diesen  Abgaben  von  dieser  ständischen 
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Mitwirknng  frei  gemaebt:  mit  ein  Grand  fllr  die  mmmehrige  grlteaere 
Entwicklung  der  indireeten  Verbrauobsstenera. 

Z.  B.  btändiscbe  Bewilligung  einer  Bicn>teuor  in  Schlesien  an  den  König  im 
16.  Jahrhundert,  aber  bei  der  Yurwaltuug  ron  vornheroia  die  ständische  Mitvirliung 
beschränkter  als  bei  den  sogenannten  ScliatzoDgs»tcaern.  (Krios  a.  a.  0.  S.  6ä  tT., 
mit  näherer  Aui>fühning  Qber  die  Entwicklung  und  den  Verlust  des  ständischen  £in- 
flusi>cs  bei  dieser  Steuer.  Fiu.  III,  §.  39.)  —  Bewilligung  einer  sehr  ausgedehnten 
Ziese  (Getränke,  Getreide,  Feld-  und  GarteufrUchte,  Marktrioh,  alle  Erzeugnisse  und 
Arbeit^stofie  der  Handwerke)  Seitens  der  Stände  in  Sachsen,  Falke  (Tübinger  Zeit- 
BChrift  30,  400  fl".),  in  14"S  umJ  später  mehrfach,  besomlois  Trfiükbtcuer  (Wein,  Bier); 
im  H».  Jahrhundert  desgleichen.  —  Vgl.  v.  luama-Stcrn  e|;j<.  Accisestreit  im  17. 
und  18.  Jfthrbunddrtt  TQbinger  iii^citschrift  XXI,  515  fi.,  527.  <iliemann.  Einfuhrung 
der  Accise  in  Preussen,  eb.  IST^i.  173.  In  Brandenburg  164 1  allgemeine  Accise 
noch  nach  Laudtagsbeschluss  Nach  zeit\\  eiliger  Aufhebung  Wiedereinführung  und 
Neuordnung  1658,  1667,  16SU,  iui  Wesentlichen  mit  immer  weiterer  ZurUckdränguog 
der  ständischen  Mitwirkung-  daliei.  auch  in  Bt-treli  der  Vorwaltung,  die  in  dea  SttMlleB 
aus  der  städtischen  mehr  zur  knile^larbtiichött  wird.    (Glicmann  S.  208.) 

C.  —  §.  117.  Die  verfassuugö mäs sige  Steuerbe- 
willi^^  ang. 

So  wird  hier  die  Anordnung  der  BesteiieruDg  genannt,  weun 
die  Bevölkerung  persüulicb  und  pnlitiscb  frei  und,  obgleich  etwa 

—  nnd  gewöhnlich  —  nnr  durch  Vertretnnj^skörper  verßohiedeiier 
Organisation,  dazu  berechtigt  ist,  das  Steuerweseii  selbständig,  wenn 
auch  in  Verbiudiuig  mit  der  Staatsgewalt,  zu  regi-ln,  aber  wenn 
anderseits  auch  im  Redarfblall  eine  üll  entlieb-rec  htliche 
V' erp  t  liehtung  zur  StcuerbewilHgnng  anerkannt  ist  und  eigent- 
lich für  selbstverständlich  gilt,  nur  das»  auch  das  N'orbandenöeiD 
des  Bednrfstalls  selbst  dabei  der  Entscheidung  der  Bevölkeraog 
oder  Volksvertretung  unterliegt. 

Die  \'oraussct/,ung  dieser  Art  der  Anordnung  der  Besteuerung 
ist  die  im  VolkHliowusstsein  anerkannte,  im  öffentlichen  Recht  zur 
Geltung  gelaiitirude  Identität  des  Staats-  und  \'olksiiiter- 
esses  und  daraus  resnltirend  die  Idee  einer  Ste  iierpt  li  c  ht.  Die 
Restencrupg  erscheint  hier  als  nothwendige  Bedingung  der  ErlUllung 
der  Staatszwecke  und  damit  der  Lebensaufgaben  des  Volks  selbst, 
in  der  Besteuerung  schafft  und  gewährt  sich  das  Volk  also  seine 
eigenen  Lebens-  and  Gedeihensbedingungen.  Eben  hierin  liegt 
auch  der  Grund  zu  einer  öffentlich -lecbtlichen  Verpflichtung,  die 
einmal  erforderlichen  Stenern  zu  bewilligen,  und  die  Unzolässigkeit 

—  ja  eigentliob  die  Sinnlosigkeit  —  eines  eigenlUehen  Steuer- 
yerweigernngsreohts,  wenigstens  in  jedem  anderen  als  dem 
formalen  Sinne. 

Die  verfassungsmissige  Steuerbewilligang  Ist.  die  Form  der 
Anordnung  der  Besteuerung  bei  freien  Culturvölkern  mit  entwickel- 
tem oder  doch  sich  entwickelndem  Offentlioben«  insbesondere  Staats- 
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leben.  Ihre  spedelle  Form  kt  nach  der  Form  der  politisefaen  Ve^ 
fassoDg  TeiBcbieden.  Aber  der  Gedanke ,  dass  die  Bestenerong 
frei  anerkannte  Bedingung,  nicht  des  Staatslebens  an  sich,  sondern 
des  letzteren  nm  des  Volkslebens  willen  und  deswegen  eine 
Offentlich-rechtliehe  Verpflichtung  des  Volkes  gegenüber  dem  Staate 
sei,  geht  ttberall  erkennbar  hindurch. 

Die  Stä(itc-Kc|>ublikda  des  AUerthums«  besonden  die  Demokratieeu , 
die  DOfleriien  Staaten  mit  republl  kau  Isolier  und  constltntloiielU 
monarchischer  Yntumag  Bind  die  violitigaten  Beispiele  Ten  TeifiMSungsmissiger 
SteaerbewiUigaog. 

Die  mittetallerliclien  selbstftndifen  städtischen  Gemeinwesen 

bieten  vorwandte  Erärhcinanf^oo.  Die  Entwirklung  clor  Bcsfouerung;  in  ihnen  ist  be- 
sonders lehrreich.  S.  jetzt  Ein.  III,  §.  25  and  die  dortigen  CitAte  aus  Qierke's 
Genessensidiaftsrecht  (oesonden  Kap.  4  des  Bands  11).    FrOhzettige  Anevfcennnng 

.,r)(rentlichcr  BodurfnissL-  di-r  Stadt  als  soIcIilt"  (Bcispicli;  r\.  a.  0.)  und  im  Zii^animen- 
hang damit  einer  wahren  öt'f  en  tlich-rccli  tlic  h  c  n  S  t  e  ii  eri^  fl  i o  h  t  als  HürgerpHicht. 

Dür  reichsständiäche  Staat  des  Mittelalters  and  das  Territorium 
lai  t  landst&ndische  r  Verfassung  sind  legelmisslg  auf  dem  Debergang  von  jener 

alteren  mehr  privatrechtlichen  Regelung  ta  dies  r  n  '-iercn  verfassungsmässig^en  Be- 
willigung der  Besteuerung  begrideu.  Die  £ntricklung!>gescbichte  der  stäudiüchcn 
Mitvlfkang  an  der  Besteuerung,  namentlich  auch  in  den  deutschen  Terri- 
torieen,  bildet  daher  einen  besonders  belehrenden  Fall  der  hier  mitspielenden  Factoren. 

Die  Entwicklung  de»  lan  dst  iindischeu  Steuer bewilligu n gsrechts  in 
Deutschland  zeigt  sich  ^ucr^t  in  mancherlei  thats&chlichen  Verhältnissen,  nach 
nnd  nach  aneh  in  der  Gestaltung  dos  öffentlichen  Rechts  selbst 

Die  gewährten  Steuern  bargern  sich  immer  mehr  als  bleibende  Einrichtung  ein. 
Eine  eigene  Verwaltung  und  ein  besonderes  {'assenwcscn  wird  fUr  sie  geschaffen  und 
wird  eine  bleibende  Institution:  die  landständischo  Steucrrerwaltnng ,  bei  gewisses 
Steuern  auch  die  ständische  Erhebung,  ständische  Ausschüsse  zur  Gontrole,  ständische 
Scbatzcoilegion ,  eine  besondere  Laudesstonercasae,  in  welche  unter  ständischer 
Vervaltnng  die  Steuerertruge  fliessen  nnd  ans  welcher  die  bestimmten  Ausgaben  be- 
stritten werden,  neben  der  Kammcrcasse,  welche  die  I>i  inanial-  und  Kegalein- 
oahmen  bezieht.  (Näheres  darüber  Fin.  I,  ^.90,  215.  S.  auch  ZachariaU,  §.  210, 
220,  besonders  8.  4i>5,  §.  227.  Eichborn  III,  255.) 

Die  speciellen  BedingTingen  bei  der  Steticrbewilligung  werden  zwar  lange  nach 
Möglichkeit  von  den  Ständen  in  der  früheren  Weise  beibehalten,  aber  nicht  nur  wegen 
der  Scbwlcbnng  der  stindiscben  Ifacht  g^nober  der  Regierung,  sondern  nach  der 
Natur  der  neuen  StaatsverhSlfnissc  werden  sie  practisch  immer  bedeutungsloser  und 
von  der  Bogieroog  mit  Erfolg  bei  einer  immer  grösseren  Keihe  von  Ausgaben,  welche 
eben  Öffentliche  Zwedte  betreffen,  beklmpft.  Sie  werden  so  zn  einer  blossen 
Fofinnlltat  und  rcrschiirinden  endlich. 

Es  bildet  sich  schliesslich  die  Anschanang  einer  Verpflichtung  zur  Steaer- 
bewÜIigung  ans  und  findet  aneh  im  ftlTentUcben  Secbt  ihre  Anericennnng .  Das  Utere 
Steuerverweigerungsrecht  wird  practisch  obsolet  und  eine  blosse  !'ormalitat.  So  wird 
namentlich  Mit  dem  17.  Jahrhandert  in  den  deutschen  Territoriecu  den  Ständen  ein 
Beobt,  die  in  llmangdnng  andersr  Elnbtmfte  zar  Deckung  der  Landesbedftifoisse 
nothwendis^en  Steuern  zu  verweigern,  mehr  und  mehr  abgesprochen.  Die 
Reichsgerichte  sollten  in  solchem  Fall  die  Einwilligung  ergänzen.  (Zachariä  II, 
§.  222,  S.  502,  firdllch  In  einem  gewissen  Widersprach  mit  der  kaiserlichen  Resolntien 
na  1671,  s.  oben  §.  IIO.) 

Den  rodänfigon  Abschluss  hat  die  Entvicklttug  des  Stenerbewilligungsrechts  in 
DeutscbUmd  in  den  neuen  landstlndisohen  verfassangen  dfdses  Jahr- 
hunderts erhalten.  Im  Einklang  mit  der  hier  dargelegten  Auffaüsung  gehen  „alle 
neueren  Vcrfassungsorkunden  von  dem  (Jrundsatze  aus,  dass  die  ünterthanen  and 
i-esD.  die  Stände  die  Mittel  zur  Deckung  der  Staatsbedarfhiss«  zu  gewähren  wtt- 
pf liebtet  seien,  inaeveit  sie  nicht  ans  den  rechandenen  dexa  bestimmten  Mitteln 
!•  Waiast,  riasnswfSMnsdnfti  IL  &  AnB.  10 
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iStaatsi:Utern,  Doaiaeo)  zn  bestreiten  find.  Sie  eikeiiii«D  daher  kein  Stenerbenrilligungs- 

recbt  in  dem  Sinne  an,  Ja^s  dii^  für  den  Staatsbedarf  nothvendigen  Steaera  auch 
willkQrlich  rcrweigert  werden  kdnntoa  und  sprechen  dies  meistens  indirect  aack 
dadarch  aus,  dass  sie  den  Ständen  verbieten,  die  BeviUigang  der  Stenern  mit  einer 
Bedingung  zu  rcrbiudeu,  welche  nicht  den  Zweck  und  die  Vanrendung  denelban 
flelbet  betrim  *.    H.  A.  Zarhariä  II.  i^.  222,  S.  505.) 

Die  VuraUsikctzuiig  für  die  Steuerbewilligong  ist  dann  ab*>r.  in  Leberum- 
stimmung  mit  dum  jetzigen  deutschen  Staatsrecht,  dass  zuvor  das  Ei  durfuiss  an- 
erkannt sein  muss,  d.  h.  das^j  die  Au^iu^abc  ab  uothwendig  und  andere  D'^ckungs- 
inittel  als  nicht  vorbanden  oder  als  nicht  ausreichciiül  nachgewiesen  werden.  Da<i 
Stenwbevilligungsrecbt  steht  daher  hier  mit  der  Vorlage  des  Ausgabe-  und  des  ge- 
.sammtcn  Eiunahmecfats  an  di.--  Volksrertrotiins:  in  Verbindung.  Namentlich  haben 
die  deutscbeit  Si&ndekuniuiern  deuiiiach  auch  bui  der  Feststellung  der  Uomanial- 
einnabnen  nllor  Art  mitzuwirken  und  verschwindet  in  der  Consequenz  der 
modernen  Staatscinli.it  iirul  Finan/rinheit  ilii'  «-hfuialige  Trennung  zwischen  Kamtncr- 
nud  Laodessteuercasse,  wie  dies  im  ettiten  Bande  schon  erörtert  worden  ist.  ^Fin.  1, 
§.  90  ff.,  215.  Debet  die  Betteuerung  nach  neuerem  nnd  jetzigem  Deutschen  Slnnli- 
recht  und  Uber  den  Umfang  des  Steuerbewini^'tinpsrLchts  der  L.iDdstinde  stehn 
Zftchariä  [I,  §.  222  und  223.  üeber  das  znm  TheÜ  etwas  abweichende  prenssiscbo 
rvftssungsmüssige  Recht  V.  Bftnne,  pxeufeisches  Stnatnecht  9.  A.  1, 1.  Abth.  §.  69,  70.) 

Dem  richtigen  finanzwisaeiiBchaftliehen  Begriff  der  Steoer  ent- 
spricht es  auch,  daas  sich  das  Stenerbewilliguugä-  nod  Mitregnlirimgä 
recht  des  Volks,  bez.  seiner  Vertreter  aaf  alle  anter  diesen  Be- 
griff »»Steuer"  fallenden  Arten  von  Abgaben  bezieht» 
daher  namentlich  nicht  nnr,  wie  firfiher  Otters,  aaf  die  sogenannten 
direeten  Stenern,  sondern  anch  auf  alle  die  Tcrscbiedenen  in- 
dtrecten  Stenern,  darunter  solche,  welche,  wie  das  Zollrecht, 
nach  dem  älteren  Reehtsbegriff  nicht  zum  Steaerrecht,  sondern 
znm  sogenannten  Kammergut  gehörten  und  wie  Gebühren  und 
Finanz-Regalien,  von  denen  im  Ganzen  dasselbe  gilt 

Das  ist  im  neaerm  dentechen  StantsrechC  Mich  nnerkunt  (Znchnrii,  It  512V 

Am  Langsamsten  und  wenigstens  in  der  Pr.'ixis  noch  heute  nicht  imuior  vollständig 
iat  dieser  Urmidsatz  bei  den  üebubrun  und  Begnlien  zur  Qeltung  gelangt.  £a 
erltllrt  sich  dies  nach  ans  dem  recbtsireschichtUcben  Zusammenhang  des  GebQhren- 

Wesens  und  der  Regalien  mit  dem  Kammergut  und  mit  der  Aussibuni;  von  Ilohcits- 
rechten  und  heute  noch  aus  der  Verbindung  dieser  Eiukun&e  mit  der  ailgemoiaen 
StaatsTerwaltnng.  Im  Ftincip  ist  aber  anch  hier  stets  die  Bewilligung  der  Volksvei^ 
tretung  zu  verlangen  und  in  allen  wicbtigcien  F&llen,  bei  den  Gerichts-,  Verkebrs- 
gebiihrcn  (Posttaxea,  Eisunbahntarife ,  Teiegraphentaxeu),  bei  den  Regalien,  welche 
nnr  Steuerform  sind  (Salz,  Tabak),  erfolgt  auch  die  Mitwirkung  dieser  Vertretung  bei 
der  Regelung  der  Taxen  häufig,  wenn  auch  nicht  Oberall,  nicht  immer  allgemein  noch 
auf  allen  (icbieton  gleiclioiäs->ii;  v^I.  Fin.  I.  §.  2'Hi,  S.  TSO  über  Eisenbahnen  md 
oben  S.  69  tiber  Post,  Tclegiaphic).  Dann  uiuss  aber  hier  und  in  deu  zahlreichen 
untergeordneten  Füllen  bei  einzelnen  Yenraltungszweigen  das  Recht  zur  alleinigeo 
Regelun>r  iler  Taxen  im  ..  V  c  r c> r  d n  tj ng sw cge"  durch  die  Staatsgewalt  ron- 
stituiioncllem  StHatarecht"  aut  gesetzliche  Ermächtigung  der  Voliisvcrtretuug  zurUck- 
gefiUlit  Verden. 

Im  Princip  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  das  ganze  Volk 
unmittelbar  die  Steuer  bewilligt,  wie  mitunter  in  reinen  Demokra- 
tieen,  oder  ob  dieses  verfassungsmässige  Becht,  wie  die  sonstige 
Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung,  durch  Vertreter  ausgeübt  wird; 
ebenso  wenig,  ob  VolkssouverlUietit  im  vollen  Sinne  anerkannt  ist 
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(Schweiz,  Belgien,  Frankreich)  oder  die  Staatsgewalt  als  ein  selb- 
ständiger Factor  neben  dem  Volk  oder  der  Volksvertretung  steht; 
ancb  nicht,  ob  die  Verfassung  eine  republikanische  oder  constitu- 
ttoneU^monarchlscIie;  noch  ob  sie  eine  ständische  ist  und  der  Be- 
schlnss  von  Volksth eilen ,  z.  B.  politisch  be^■orrechtetell  Ständen 
oder  von  Volksvertretun^'cn ,  welche  aul"  Grund  eines  Wahlcensiis 
(Vermögen,  Steuer)  gebildet  sind,  das  ganze  Volk  bindet.  In  allen 
diesen  Fällen,  von  der  allen  landstaiuiischen  Verlabsuiig  mit  ihrer 
späteren  Kntwickliint;  des  Steuerbevvilligungsrechts  an  bis  zu  den 
modernen  Verla.ssuuj^en  mit  allgemeinen  directen  Volkswahlen  und 
bis  zum  schweizeiischeu  lielerenduni,  ist  der  hervorgehobene  Ge- 
danke, dass  die  Besteuerung  Staats-,  w  e i  1  Volksinterease  und  des- 
halb eine  allgemeine  Pfli(  ht  sei,  der  leitende.  Er  ringt  sich  auch 
schon  in  der  älteren  deutschen  landständischeu  Verfassung  trotz 
aller  Schwierigkeiton,  welche  die  eigenthümliche  Verwickcltheit  der 
politischen  Verliältinsse  bietet,  und  aller  Cautelen,  mit  weKhen  die 
Stände  den  älteren  Standpunet  der  „freiwilligen"  Gewähr  der 
Steuer  festzuhalten  snchen,  wie  bemerkt,  dennoch  hindurch. 

„Der  Durchbrach  des  Gedankens  der  St euerpf lieht  ist  ein 
niigeheurer  sittlicher  nnd  geistiger  Fortschritt.  Welche  Abstraction, 
einem  unjjersüuiichen  Wesen  ohne  jede  genaue  Abrechnung  im 
Einzelnen  einen  freiwilligen  (V)  Antheil  an  allem  Einkniiuiicn  der 
Staatsbürger  zu  gönnen!  Welch  sittliches  Vertranen,  welche  com- 
plicirte  Organi^^ntion  set'/t  das  voraus.  Kein  Wunder,  dass  die 
Völker  Jahrhunderte  lang  gegen  diesen  Gedanken  sich  gesträubt, 
dass  sie  ihn  jetzt  noch  entfernt  nicht  ganz  begriffen  haben  und 
daher  so  vielfach  noch  mit  den  tinauziellen  Mitteln  und  Formen 
älterer  Zeiten  wirthschaftcn  mdssen"  (G.  Schmoller). 

Im  Jahrbuch  des  Deatöcheo  Koichs  1817  S.  U2.  YgL  Uberhaapt  hier  d&u 
Schlos«  dieser  Abhandlung  S.  104 — U4. 

£b  bedarf  keiner  weiteren  AnsfÜbrnng,  dass  die  verfassnngs- 
massige  Stenerbewilligung  flir  unsere  Beehto-  und  Goltarstaaten  als 
die  passendste  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  erscheint 
Auch  die  Finanzwissenscbaft  hat  zu  betonen,  dass  diese  Form  die 

relativ  grösste  Bürgschaft  fllr  die  gute  Ordnung  des  Staatsbans- 

h alles  Ull  i  flir  die  richtige  Durchführung  der  Besteuerung  bietet, 

mehr  wie,  auch  in  der  besten  absoluten  Monarchie  die  Form  der 

„Auflegung". 

Die  Handhabnn?  der  verCassangsmlasigeB  Sten«rbewilligung  hängt  von  der 

»pc(  iclien  Verfassungslui  ui  ab.  Sie  ist  daher  nach  letzterer  ;^chr  vcr^i«  hiLil'  ii  und  von 
rcriicbiödoDer  practischer  Bedeutung'  far  di«  Finanzea.  Darauf  n&her  einzugehen,  ist 
hier  indessen  nicht  die  Au^abe. 
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II.  Di«  Beateaerong  and  die  sUadische  Oliedefong  der  Bevftikeruiif. 

§.  118.  Der  Ansdrack  „ständische  Gliedenug''  wird  hier  im 
weiteren  Sinne  genommen  nnd  nmfaast  daher  sowohl  die  Personal- 
standsverhi&ltnisse»  die  Unfreiheit  mit  ihren  Terscbiedeoen 
ÄbstafoDgeu  nnd  die  Freiheit,  als  aneh  die  politischen  Standes- 
▼erhftltnisse  nnter  den  Freien.  Namentlich  sind  in  letsterer 
Hinsicht  die  verschiedenen  bevorrechteten  Stände  von  der 
ttbrigen  BevOlkerongi  sowie  besonders  die  Stände,  welchen  allein 
dne  Mitwirkung  bei  der  Besteäernng  zusteht,  von  den 
anderen  Volksclassen  zu  unterscheiden. 

A.  Unfreie  im  voIIcd  Siune,  Sciaven,  sind  als  unpersön- 
lich und  ohne  vermögensrechtliche  Fähigkeit  nicht  unmittelbar 
ytcucipliii  htig.  Wohl  aber  kauu  ihi  licir  für  sie  besondere  .Steuern, 
nach  ihrer  Zahl  und  Gattung,  z\i  entrichten  haben,  wie  dies  vor- 
gekommen ist. 

Vgl,  Kill,  Ul,  j^i.  7,  'J.  Iii  Athen  „scheint  eine  licateuoruiig  der  Sciaven  sclbsl 
sUttgeraiid«a  2U  halH  n:  diese  wärü  dann  dio  eiiuigo  QlUilttolbiare  und  regelmässig^ 
Besteuerung  von  eiucm  Tbeile  des  Ycrmögcus  der  Bürger  ausser  den  Liturgieen'*. 
(Bockh  I,  44S )  —  Auch  in  Rom  bat  der  Herr  für  dou  Sclarcu  in  zahlen  und  zwar 
—  wenigstens  in  der  späteren  Zeit  —  keine  gleiche  Kopfabgabe,  BODdem  eine  nach 
dem  Werth  der  Sciaven  abgcstnfte.  (Marquardt,  römische  StaatSTcrraltung  II.  229: 
Kodbertus  in  llildebrands  Jahrbachern  YUI,  3U.H.)  —  la  JÜordamerica  sind 
Steuern  ntf  die  Sclaren  meh  durch  die  Onion  beabidclitigt  gewosM  1789,  (8.  Adams, 
TttUoger  Zeiüicbiift  1879,  S.  728.) 

B.  Unfreie  minderen  Grads,  Leibeigene,  HOrige,  Sehollen- 
pflicbtige  n.  8.  w.,  kennen  doch  der  Staatsgewalt  gegenüber  zn> 
gleicb  als  Untertbanen  gelten  nnd  dann  ancb  direct  gegen  sie 
stenerpflicktig  sein.  Sind  sie  anf  dem  Boden  des  Grnndbeim  an- 
gesiedelt ond  diesem  sn. Diensten  nnd  zn  Omndabgaben  von  dem 
ibnen  ttberlassenen  Boden  verpflichtet,  so  unterliegen  sie  gew9bnUeb 
nnr  mittelbar  der  öffentlichen  Bestenernng.  Die  letztere  trifft  zn- 
nicbst  den  Gntndberm  als  solcben  nnd  dieser  vertbeilt  die  Last 
weiter  auf  seine  Hörigen  oder  erbObt  deren  sonstige  Abgaben  zn 
diesem  Zweok. 

(Vgl.  Fin.  in,  §.  10.)  Letzteres  VerhUtniss  scheint  in  der  späteren  Kaisersdt 

in  Rom  ItL-standcn  zu  haben,  wo  die  Coloiion  den  wichtigsten  Tbeil  der  Köpfet- n  r 
Pflichtigen  bildeten,  ihre  Kop^euer  vom  iierrn  des  üuts  zugleich  mit  der  (iruudbteuer 
eingezahlt,  aber  wieder  von  ihnen  eingetrieben  wnrde  (Harqaardt  II,  2S6).  — 
Im  mittelalterlichen  ständischen  Staat  w.rdtii  die  Unfreien  (ein  damals  ohne- 
hin 80  schwankender  Begriff  ,  mit  uiaacbea  Abstufuogea!)  wie  andere  „ünterthanen" 
nitbesteneit  (t|kL  Fin.  III,  §.  22,  84,  'Ab).  Der  Bei  eh« bestenernng,  z.  B.  im  15.  Jahr- 
hundert dem  „gemeinen  Pfennig",  untciliLgLU  auch  die  Unterthanen  dor  Keichsstände 
unmittelbar  (Eichhorn  III.  168.  320).  Mit  der  steigenden  Entwicklung  der  Terri- 
torialgewalt werden  aber  nur  die  Keichsunmittelbaren  besteuert  Ihr  sogenanntes 
Sabcollectationnecht  gilt  dann  gegeiiaber  allen  ihren  Onteigebenen  (Zacharii 
Ii.  4S2). 
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C.  Unter  den  Freien  scheiden  sich  zunächst  wieder  die  Ein-  - 
heimischen,  die  Bürger  oder  Untcrthanen,  von  den  Fremden. 

Die  Steueipflicht  betrifft  als  staatsbürgerliche  Pflicht  zunächst 
nur  die  eistei  en.  Die  Hesteuenini!:  wiid  aber  in  der  Form  von  Schiitz- 
g;cl(le]n  u.  dgl.  aiicb  geru  uut  die  Fiemden  aus^'cdcbiit.,  Bobald 
dies  nach  den  tbatsäcblichen  Verhältnissen,  daher  vor  Allem  nach 
der  Zahl  und  dem  Wohlstand  der  Fremden  practisch  ist,  z.  B.  im 
griechischen  Alterthum.  Im  Laufe  der  modernen  Öteucreutwicklung 
hat  sich  eine  immer  allgemeinere  und  vollständigere  Besteuernng 
der  Frenideu  aasgebildet,  wie  unten  bei  der  Erörterung  des  Grund- 
satzes der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  näher  nachgewiesen 
werden  wird  (§.  165  ff.). 

Vgl.  Fin.  §.  7.  Das  atbenische  und  :iuch  wobl  sonst  in  griechischen  Stidtun 
TOrkoinmeDde  Metoikion  oder  Sdiatzg;el(l  der  ansässigen  Fremden  musstc  jeder 
Fremde  nach  einer  bostimmten  Zeit  des  Aufenthalts  zahlen:  in  Athen  12  DrachmeD 
J&hrlicb.  Befreiungen  kamen  vor  (BOckh  I,  445 — 44S).  —  Ur^prungiiche  Beschränkung 
der  Steuerpflicht  in  den  mi ttelaltorlicheB  Städten  auf  die  st&dttedieii  Bftrger, 
dfeM  Pflicht  eine  Folire  des  Bürg errechts,  später  Aubd»  hrinrirr  der  Ri  steucmng  auf 
dlo  EiDWohnor  ((Jierke  11,  69S,  Fin.  UI,  §.  28).  —  WichUger  als  für  die  Staats- 
beüettenmg  ist  «Uo  FAf «  der  Bealeaeniig  der  „Fnmdoa**  («iid  «FMeneeii^)  nodi  jeat 
für  die  QeoMindeii. 

D.  —  g.  119.  Am  Wichtigsten  ist  fttr  niis  wieder  die  Be- 
trachtung des  mittelalterlichen  ständischen  Staats  und 
seiner  Fortsetsong  in  den  Uehergangstaatsformen  his  zur  Gegen- 
wart,  spedell  in  den  deutschen  Territorien. 

Vgl.  besonders  Eichhorn  und  Zacharii  an  den  oben  8.  270  geneuitoD  Stellen, 
at.  B.  Eichbern  Ul,  247.  Zachariä  I,  548,  II,  m. 

Hier  tritt  namentlich  der  Gegensatz  der  mit  dem  Steuer- 
bewilligungBrecht  ansgestatteten  Stände  —  gewöhnlich,  aber  nicht 
immer»  die  bekannten  drei,  Priüaten,  Ritterschaft,  Städte,  bisweilen 
vier,  mit  Bauern  (Tirol)  —  su  den  „Hintersassen*'  dieser  Stände, 
vor  Allem  ihren  Bauern,  dann  tu  den  „Kammerbauern"  auf  den 
landesherrlichen  Domänen  und  su  etwaigen  sonstigen,  meistens  in 
den  Landständen  nicht  Tcrtretenen  „freien  Leuten'',  Bauerschaften 
u.  s.  w.  aueh  fttr  das  Steuerwesen  als  practisch  wichtig  hervor. 
Solche  freie  Leute,  besonders  ganz  freie  Bauersohaften,  konnten 
nicht  wiükttrlicb  besteuert  werdoi  (Holstein). 

Einige  Analogie  bietet  sich  in  dem  Steuerbewilliguogsrecht 
eines  Volks  nicht  nur  fttr  sich,  sondern  auch  fttr  unterworfene 
Länder  (antike  Staaten),  fttr  Golonieen  u.  dgl  m.  (z.  B.  ehemalige 
schweizerische  ^^gemeine  Herrschaften"). 

Aach  die  älteren  politischen  Standesverhältoisse  haben  regel- 
mässig eine  Ökonomische  Basis:  wirthscbaftiiehe  Verhältnisse, 
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namentlieh  Venchiedenheiteii  der  Art  and  Grosse  des  Besitzes  und 
Erwerbs  der  BeyOlkerong  und  bezügliche  Satzungen  der  wirth- 
sehaftlieben  Rechtsordnung,  der  Eigenthums*  nnd  Erwerheordnung 
liegen  ihnen  mit  zn  Grande.  Und  amgekehrt  diese  politischen 
Standesverbältoisse  fuhren  wieder  zn  yerscbiedenen  wirthschaft- 
licben  Berufen  und  demgemäss  znr  Divergenz  der  wirthscbaftlichen 
Interessen. 

Vgl.  Schäfllo,  Socialer  Körper  I,  209  lt.,  UI,  'Jü  II  Er  fasst  das  ijiaiidowcaon 
als  Scbichtong  Dach  Bi-ni&uDterschiedoiif  das  ClaSseaw«aen  als  Schiohtang  nach  BesiU 
QDd  Nichtlitsitz ,  innerliaH)  des  Besitzes  mch  BositzgrOiae  Und  Besitsart  Mt  Uasoe 
AaffasauDg  hier  steht  damit  nicht  ia  Widersprach. 

Die  berofreebteten  Stlnde  speeiell,  zoerst  der  erste  und  zvelte  Stand«  böbeie 
tieistlirhkfiit  und  Ad.  I  irn  rilteren  strmJisclicii  Staatswesen,  sind  in  ökonomischer  Hin- 
licbt  rorwiegeud  die  EigenthUmer  des  nationaiea  Gnmd  ond  Bodeo»,  besonders  der 
Iftodilchen  Grossgnter,  die  Bezieher  der  Grand-  nnd  Ka|iitalreot».  Die  Orandrente 
fällt  ilitjcii  auch  vermittelet  des  Zelititen  und  anderer  Grundabgaben  von  dem  ihnen 
nicht  rein  prirateigeutbUmlich  gehörenden  Boden  mit  zu.  Die  Kapitalrente  beziehen 
sie  ans  Leihkapitalien,  welche  sie  aus  ihrem  Kenteneiukommen  bildeten  nnd,  wie  die 
Geistlichkeit,  durch  Schenkungen,  Stiftungen  a.  s.  w.  erhielten.  Der  dritte  Stand,  die 
StSdte  des  Mittelalters  tind  der  foli^enden  Jahrhunderte  bis  auf  unsere  Zeit,  nehmen 
wenit;->tens  in  ihreu  bevorrechteten  Clausen  (Patriciat,  (joschlechter)  und  iu  ihrem 
YoUbnris^erthum  (zünf tierische  Handwerksmeister  n.  s.  w.)  ebenfalls  an  dem  Bezug  der 
Griijid-  und  Kapitalrente  Theil.  als  städtische  Hau?-  und  auch  als  ländliche  ürund- 
l^eait^er,  als  Kapitalrerleihcr.  So<lann  haben  sie  ein  mehr  oder  weniger  umfangreiches 
Hechtsmonopol  und  mindestens  ein  iiutisebee  Monopol  des  Oewerbsbetriebs,  des 
Hand.  l!^.  dl  s  Geldgeschäfts  und  beziehen  daraus,  im  Wesentlichen  ausschliesslich,  den 
durch  diu  monopolistische  Stellaag  oft  gesteigerten  Gewerbsgewinn  nebst  der  durch  die 
eigene  Venrendnng  des  Kapitals  im  (lescböt  enrorbenen  Ki^itatTente. 

Die  drei  Stände  des  älteren  ständischen  Staats,  welche  ge- 
wöhnlich alleiii  das  ^jteiierl)e\vilii^iii)gsrecht  liabeii,  sind  daher  die 
Hau ptrepräsen tauten  der  „besitzenden  C lassen''  Jenes  Zeit- 
alters, nauieiiilieh  der  reichere  und  in  jeder  Hinsicht  unabhängigere 
Theil  dieser  Classeu.  Die  beiden  ersten  Stande  vertreten  dann 
wieder  vorneinlich  das  Interesse  des  lUndlicheu,  besonders  des 
Gross^^rundbc^itzes  und  der  ländlichen  Rohproduction .  der  dritte 
Stand  dasjenige  des  mobilen  Kapitabi,  der  Stofifverediuug  und  des 
Handels. 

Den  drei  Stäudeu  ateheu  die  Bauern ,  die  Uintertiasseii  auf  den  GUteru  der  be- 
vorrechteten Stlnde,  die  ftattmerbaaem ,  dann  die  eigentlichen  nnteren  «jirbeiteoden 

Clausen",  welche  keinen  Grundbesitz  in  Land  und  Siidt  und  keinen  sulbständi^en 
städtischen  Gewerbebetrieb  haben,  die  Masse  der  Tagelöhner  o.  s.  w.,  gegenuber. 
Die  Banem  auf  eigenem  nnd  selbst  die  gegen  Dienste  nnd  Alchen  anf  fremdem 

Boden  angcbiedclten  Bauern  lassen  sich  zwar  noch  /u  den  „besitzenden  Classen**  der 
Periode  des  ständischen  Staats  rechnen.  Aber  ihre  Grundrente  theilcn  sie  im  Zehnten 
und  den  mancherlei  Abgaben  mit  dem  Grundherrn  und  der  Kirche  und  die  kleineren 
Banern  sind  überwie<;cud  nur  noch  Bezieher  von  selbst  verdientem  Arbeitseinkommen. 
Letzteres  in  der  Form  des  vertragsmässigen  Arbeitslühns  die  alleioige  ökonomische 
Basis  des  iii^löhnerstauds  und  der  (iewurbsgescllen  u.  t-.  w. 

Die  nicht  mit  dem  Stnierhtnvilügungsrecht  ausgestatteten  Stände 

sind  daher  doch  die  Hauplv ertreter  der  nicht-besitzenden^' 
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Classe  oder  des  ärmeren  mid  abbttngigeren  Tfaeile  der  beeitzendeD 
OlaMe  des  ZeiUUters. 

Im  den  Utereo  dealseben  iMHbtftDdtoohen  Verfammgea  kovait  den  Landstinden 

L'iu  St«iiierbewillii;uui:src(ht  fflr  ilicse  In  .ih^-ii  Jlt  landesherrlichen  Acmter.  die 
Kammerbaucm,  nicht  zu.  Meiöteos  häugt  aber  auch  hier  die  Becbtm&ssiKkeit  der 
Besteoenra;  dieaer  Lante  Seiteoa  dea  iMidaahcrni  alleia  daran  ab,  daia  die  Stände 
all/^emcin  die  Kothvendlgkelt  der  Steuer  nneritannt  Intten  (Zacliarli  I,  §.  108  am 

Sdiiuss.  S.  550). 

Der  GegeoBatz  awiscben  »ybesitzendeii''  and  |,Dicbtrbe8itzenden'' 
oder  «wiseben  voroemlloh  Benteneinkommen  nnd  Arbeitslobn  be- 
liebenden Claasen  ist  die  eigentlicbe  Gnindlage  des  soeiRlen 
Ciassengegen sat2 es.  Dieser  letztere  tritt  aber  im  ebemaligen 
Btftndisoben  Staatswesen  ttberbaapt  and  aneb  anf  dem  Bestenerongs» 
gebiet  nor  aosnabmsweise  als  soleber  bervor.  Man  mnss  nnr  niebt 
ttberseben,  dass  sowob!  dieser  sociale  Gegensatz  wie  deijeoige  der 
wurtbBcbaftlicben  Berufe-  und  £rwerbsinteressen ,  des  l&ndlicben 
Grondbesitses  and  des  stttdtiseben  Kapitals^  binter  dem  die  Zeit 
Doeb  fast  allein  beberrscbenden  poUtiseben  Gtasseugcgensatz 
scbon  Terborgen  liegt  Die  Stenerkämpfe  baben  daber  zwar  nocb 
kanm  einen  socialen  Anstrich,  wie  etwa  diejenigen  Aber  Gmod- 
lasten  u.  dg).,  und  auch  noch  nicht  so  deutUcb  ausgeprägt  den 
Character  des  wirthsehat'tlichen  Interessenkampfs  zwischen  Stadt 
und  Land,  Grundbesitz  und  mobilem  Kapital,  Kohproduction  und 
btüffvcredliuig,  sondern  sie  tragen  vurwiegcud  einen  politischen 
Character.  Sie  drehen  sieh  um  die  von  der  Regiciun^  zu^emuthetc 
UeberDahuie  von  Steuern  überhaupt  und  um  deren  Vertheilung  unter 
die  bevorrechteten  Stände.  Die^e  suchen  sich  dann  die  Last  gegen- 
SLiiiir  zuzuschieben,  witbei  jene  wirthschattlichen  interessengegen- 
siU/A'  (loch  schon  mehr  hervortreten.  Im  Uebrigen  gilt  es  alleu 
drei  Ständen,  namentlich  den  zwei  ersten,  Pritlatcn  und  Rittersehnft, 
als  selbstverständlieh ,  dass  die  \<>m  Stainlc  übernommene  S(riit  r 
alsdann  mug liebst  mit  auf  die  eigeueu  (Juterthaneu,  Uiutersa«tieu, 
die  Bauern  u.  8.  w.  gewälzt  wird. 

Dies  wird  ;iucli  im  öflVntlicheu  Kccbt  anerkaiiDt:  nachduiu  in  P«  titscliland  die 
rticltUgeschicbUicbe  Entwicklung  dahin  (efubrt  battd,  die  Kuichssteuern  aar  auf  diu 
EteichraoinÜtelbftTen  zu  legen,  erhielten  die»e  die  BefagniiM,  ihre  Uuteitbanen  ent- 
aprecbend  herbcizuzicben  („Subcolloctatioosrecbt"  der  Heicbsstände) ,  und  wcäcutlich 
eb<?n«o  ^in'^  es  bei  den  Landständeit  in  Betreff  der  bewilligten  Landebsteucro 
'.Zacharia  il,  §.  219,  S.  482,  483,  Eichborn  IV,  806).  Die  Ritforecbaft  erbält 
Um  SMimlMbett  um  so  leichter,  jo  bereitwilliger  sie  das  ibr  ragemudietfi  Steuei^ 
qqantnjB  r<iii  ihien  Gnterduuien  einhebt  («.  Z»ch«xiä  II,  526). 

Die  Bestenernng  des  etilndleehen  Staate  bat  dadurch  doeh 
sebon  eine  wiehtige  eocialpolitiscbe  Wirknngi  indem  sie 
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die  niebtB  oder  wenig  beeitsenden  GlaAsen  besonders  be- 
lastet, die  besitzenden GlassenyerbftItnissmftBsig  sehont 

Nur  liat  diese  Periode  diese  Wirkoug  theils  nicht  ?oll  erkannt,  theils  als  noth- 
▼endig  und  berechtigt  hingenommen,  weil  dies  AUet  da»  Folge  der  als  selbstverständ- 
lich und  richtig  geltenden  ständischen  (ilicdcronp;  war.  Erst  die  folijondc  Periodo 
des  modernen  Staats,  in  welcher  wir  noch  uütUin  iuuc  btcbcn,  hat  dio  volle  Erkenutuisti 
dieses  Sachverhalts  gewonnen  und  in  der  Theorie  schon  vielfach,  freoD  aacb  noch 
nicht  aligomcin,  und  auch  noch  selten  principioll,  in  der  Praxis  wenigstens  mehr  und 
mehr  begonnen,  daran  Anstoss  zu  nehmen  und  uach  Vurbu^erungeii  zu  äucUen,  die 
ffeilich  noeh  nicht  piincipielle  sind,  weil  die  Bcsitzglicdening  noch  für  ebenso  selb^ 
rentlBdUch  und  richtig  tta  eh«dem  die  stiAdiBche  OUedenuig  gilt  (&  §.  156  C) 

In  der  Alteren  ständischen  Perlode  des  Stenerwesens  gebt  das 
Streben  dann  auch  vomemlicfa  nur  etwa  danuif,  zwisohen  den 
bevorrechteten  Ständen  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit, 
d.  h.  der  Allgemeinheit  nnd  der  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  mehr  zu  verwirklichen:  wenn  der  eine  Stand  mit- 
steuert,  sott  es  auch  der  andere,  und  möglichst  in  richtigem  Ver- 
hältnisse wobei  aber  immer  das  Herkommen  eine  Richtschnur 
mit  abgiebt. 

Allerdings  bezieht  sich  das  Ycriangou  der  Ueicbsgcsctze ,  dass  bei  der  Vcr- 
.theüung  der  Steuer  aal  die  Unterthanen  „Gleichheit  gehalten"  werde  (z.  B.  Boichs- 
abschied  von  1542  bei  der  TUrkensteuer,  bei  Eichhorn  IV,  806)  nicht  nur  auf  die 
Vertheilung  unter  den  drei  Ständen,  sondern  auch  auf  diejenige  untor  den  rnterthan(>n 
der  Staude.  Aber  in  der  Praxis  hing  dio  Ansifülining  docli  gauz  von  den  Ständen 
selbst  ab.  Anch  bei  den  Laiidessteueru  war  es  ebenso.  Eine  unmittelbare  Besteuerung 
der  Ilintt  r>;<^sen  der  Stände  durch  die  Landesregieruug  Hess  >ioh  kaum  durchfuhren 
(ZacUaria  iL,  524,  besonders  dio  Noten).  —  lieber  die  Entwicklung  der  ,.Stadt- 
steuern",  welche  die  Stidte  dem  König  zu  leisten  hatten,  in  Deutschland  s.  (lierko 
II,  711,  Zeumcr  a.  a.  0.  S.  50  fT.  und  Fin.  III,  §.  21.  Die  Stadt  als  Körpcr- 
schat^  wird  besteuert,  die  Vertheilung  der  Steaer  auf  ihre  Bürger  ist  ihre  ionere 
ADgelegenheit  Es  gelingt  dcnDi  K^DigUiiim  (und  FUnteathim)  mmt  aldit,  die  8ftd(- 
einAeit  ZQ  dordibrechen  und  die  einzelnen  Bttiger  nnmittdW  zu  besteoern  (Fln.  III, 
a  47,  76). 

In  der  späteren  Zeit  der  absoluten  Monarchie  werden  beide 
Grundsätze  der  Gerechtigkeit  schon  mehr  individualistisch! 
nemlich  in  Bezug  mf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  ^  zn  ver- 
wirklichen gesucht  —  so  bei  den  Grnndsteuerreformen  des  18.  Jahr- 
hnnderts,  wo  aber  die  Stenerpriviiegien  doch  gewöhnlich  immer 
noch  erhalten,  wenn  anch  mitonter  etwas  Termindert  werden. 

In  der  neaeren  und  neuesten  Zeit,  in  der  socialen  Epoche 
der  Besteaemng,  wie  man  sie  nennen  kann,  bestrebt  man  sich,  die 
richtige  Verhttltnlssmftssigkeit  der  fiestenerong  mit  Rficksicht  auf 
die  individuelle  Leistungsf&higkeity  welche  vom  Besitze, 
von  der  Art  des  Erwerbs  und  der  Grösse  beider  mit  abhängt, 
herbeizufuhren.  Mit  nach  diesem  Gesichtspunct  erfolgt  daher  jetzt 
die  Prüfung  der  bebtehendeu  bteuern  auf  ihre  Wiikungeu  und  die 
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Forderaog  von  Befonnen  im  Stenerwesen:  ein  Gemehtapanct,  der 
dem  stSndbehen  Staate  noch  fehlt  (§.  156  ff.). 

E.  —  §.  120.  Steuerfreiheiten  —  als  Folge  von  Standes- 
verhältnissen. 

Die  ständischen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  sind  sehr  häufig 
auch  die  Ursache  von  Steuerfreiheiten  gewisser  Stände,  daher  ihrer 
Mitglieder,  von  der  Besteuerung  Überhaupt  oder  von  beätimmten 
Arten  von  Steuern  gewesen. 

Hierher  gehört  schon  der  Füll,  dass  der  voll  freie  Bürger 
wenigstens  von  directen  persönlichen,  d.  b.  auf  der  Person 
als  solcher  haftenden  Abgaben  frei  bleibt. 

£»  entspricht  dies  der  AvtiSmuag  tou  der  peisöniicben  Freiheit  ia  7ielea  Zeit- 
altem,  so  fn  dasrischen  Altertbum,  bei  den  <3rfec1i«n  nnd  SOmern,  und  Im  llfittel- 

alter,  besonders  hoi  den  Deutschen.  Difi  PorsonaIst<MU'r  gilt  als  Mertmal  der  Unfreiheit 
oder  doch  des  fehlenden  vollen  StaatsbUrgerrechts,  wie  im  Fall  der  Besteuerung  der 
Ptorimialen  im  TSmisclien  Reiche,  der  Romanen  in  den  Siterai  gennanlschen  Reiclieii 
aaf  f'ljcinalü  römibcli(!m  Rcirlisiff^bict.  Das  Stre  ben,  aiirli  Freiheit  von  Grund  abg  aben 
fUr  den  in  voUem  Eigenthum  des  freien  Borgers  stehenden  Boden  zu  erlangen  oder 
zB  eibalten,  i«t  dne  mitonter  gezogene  weitere  Conseqacnz  dieser  Anfhasttof  der 
penOnlichen  Freiheit. 

Vgl.  Fin.  III,  §.  C,  II,  15,  und  an  anderen  Stellen.  „Unter  allen  Abgaben  wider- 
streiten nicht  nur  im  Allgemeinen,  sondern  auch  nach  den  Grundsätzen  der  Alten 
keine  mehr  dem  Gefühl  der  Freibeil  ab  persönliche  Äevem;  in  Athen  war  ee  an« 
erkannt,  dass  nicht  rom  Körper,  <?ondem  vom  VermfVsfen  gesteuert  werden  müsse:  aber 
auch  da^  Vermugea  der  Bürger  wurde  nur  im  Nothfall  besteuert,  oder  unter  einer 
ehrenvollen  Form"  (Böckh  I,  407).  —  Aehnlich  in  Kom  die  persönliche  Abgabe  ein 
Zeichen  der  (ijolitischen)  Unfreiheit,  am  Schimptlichriteii  dir  gleiche  Kopfsteuer  der 
asiatischen  Dcäpotieen.  Alle  Provinzialcn  zaldcu  im  lOuiischen  Reich  ein  tributum 
capitis,  das  als  Zeichen  ihrer  Unfirelbeit  gilt  (Marquardt  II.  791).  —  Äncb  „den 
Deutschen  erschien  die  Verpflichtung  zur  Kopfsteuer  als  eine  Minderung  der  persSn- 
lichen  Freiheit^.  „Es  gehOrt  zum  Wesen  der  wahren  Freiheit,  dass  einer  nicht  in 
den  OfFentBeben  SteoerroUen  steht-,  es  wird  aaadrfldilicb  als  eine  Auf  hebung  derselben 
bezeichnet,  wenn  er  dem  Rffcntlichen  Tribut  unterworfen  wird."  So  in  der  mero- 
vingischcn  Zeit  des  frankischen  Keichs  (Waitz  U,  577).  Auch  im  caroUngischen 
Reich  galt  „der  Grundsatz,  dass  der  Freie  weder  von  «einem  Lande,  noch  von  leitier 
p(^r=o:i  eine  5flentlichc  Abgabe  zu  entrichten  habe,  als  Keg^el"  (Wai*/  IV,  9ti). 
„Auch  eine  Steuer  vom  eigenen  Grand  und  Boden  ist  den  Deutschen  ucspriUiglicb 
unbekannt**  Daber  fraglich,  ob  die  lOmiadie  Gnindstener  im  fHtaildBoben  Reich  anf 
deutsche  Grundbestizer  ansrewandt  worden  (s,  dartlbi  r  NTiheres  bei  Waitz  II,  579  fi'., 
Eichhorn  I,  675,  ZOpfl  lU  22ü,  Walter  I,  Ul,  Fin.  lU,  S.  39.  —  üeber  die 
«AUgemeinbelt"  atidtiacber  Pexaenahteiieni  in  Btsel  b.  SchOnberg  n.a.  0. 
fin.  m.  §. 

Eine  zweite  Art  Sleiierfiraih6ite&  besieht  eich  auf  die  bevor- 
reebteten  Stiade  unter  der  freien  BerOlkerang.  Diese  Stever- 
fireibeiten  spiden  wiederum  im  etKudteeben  Fendal-  nnd  Patrimonial- 
Staate  des  spiteren  Mittelalters  nnd  In  den  ans  ihm  berrorgegangenen 
Staatswesen  der  Uebergangsperiode  bis  snr  Gegenwart  eine  wiebtige 
Rolle.  Es  sind  dabei  aber  nacb  dem  recbtlicben  Ursprung  nnd 
der  ökonomiteben  Bedentang  dieser  Freibeiten  Untersehiede  m 
beaebten. 


Dlgllzed  by  Google 


28b 


5.  B.  Allgen.  Steacrlehre.  2.  K>  2.  A.  Bezieh,  z.  Verfaa.  %,  120. 


Vgl.  Eichhorn  I,  §.  95.  114.  II.  §.  329,  III,  426.  IV,  547;  Zachariä  II, 
^.  225,  220.  Er  unterscheidet  Steuerfreiheiten  unter  Bcrafung  auf  gewisse,  dem  ge- 
meinen Recht  entnommene  Exomtionspririlcgien,  ferner  solche,  welche  sich  auf  andere 
schoti  ))op-ündeto  als  Aeqnivftleot  gellende  Verpflichtangen  stQtzen,  eiuüieh  solche, 
welche  auf  specieiler  Zusicherung  oder  Yerleihong  der  Freiheit  beruhen. 

1.  Die  Steuerfreiheit  kann  eine  solche  des  Standes  als 
solchen  und  eine  wahre  (reelle)  Steuerfreiheit  von  Anfang  ao 
Bein,  der  keine  andere  ökonomiaeh  messbare  Leistung  des  Standes 
und  der  za  diesem  gehörigen  Person  entspricht:  auch  im  stftndisehen 
Staat  mehr  ein  Ansnahmefoll. 

Beispieltj  i  1 1  Ii  1"  r  n  dfrciheit  der  üristliihcn  von  allen  öScntlichcn  Lasten 
schon  seit  der  christlichen  Zeit  des  altrOmischen  Keicbs,  in  forachiedenem  Dm£uig 
zur  Geltoog  gelangt,  die  Zollfieihelt  ron  Blttem,  PftflT«!  vad  deren  Gesinde  im 
Deutschen  Reich  im  Mittelalter  (Saclisenspiegel). 

2.  Die  Steuerfreiheit  kann  sodann  zunächst  nnr  eine  sehein- 
bare  („nominelle'*)  sein,  indem  sie  als  Compensation  für 
anderweit  zn  leistende  öffentliche  Dienste  gewährt  ist 

Daliiii  liTfLört  der  practisch  wichtigste  Fall:  Jie  Steuerfreiheit  der  Ritter- 
schaft auch  fUr  ihr  Vermögeo,  besonden  für  ihren  Grundbesitz  im  stfindincbco 
Staat,  weil  die  Ritterschaft  persSoUcli  und  mit  ihren  Keechten  den  mlUtlrlschen  Dienst 
selbst  leisten  musstc.  Diese  Steuerfreiheit  war  an  sich  berechtigt,  solange  der  Ritter- 
dienst wirklich  geleistet  wurde  und  nicht  eine  bloss  priratrechtliche  Veqjflichttm?  an«? 
dem  Lehendienstverhältuiss  war  (Zachariä  II,  527),  und  die  Ökonomische  La^t  des- 
selben ungefähr  der  Steuerlast  der  anderen  Classen,  auch  der  nicht  persönlich  dienen- 
den Unterthatit  n,  t^leir.h  kam.  Sie  wurde  nur  öfters  schon  nicht  aus  diesem  Recbts- 
grunde.  soudcru  Adelsrorrecht  möglichst  weit  und  tibertrieben  ausgedehnt  Auch 
die  Bllterschaft  hat  sich  übrigens,  selbst  neben  ausfeQbter  Dienstpflicht,  ni<At  Immer 
von  Stenern  freilialt«'u  können.  Ije^oniiers  nicht  von  uusäcrordentlichen  Steuern,  die 
aber  dann  volicndü  den  Charactur  der  irei Willigkeit,  als  doaum,  behalten  sollten  (Bei- 
spiele bei  Falke  &.  a.  0..  Eichhorn  III,  249,  IV,  S&8.  PenonallMNrteoerang  Midi 
der  EJlcii  In  Städten  j-,  Schf^nberfr  a.  a.  Einig-erniaassen  Muloffe  F&Ue  fehlen 
übrigens  auch  in  der  Neuzeit  nicht,  so  die  Steuerfreiheit  oder  die  VetgUustigungen 
öfentHcber  Beamten  bei  gevissen  Staatasteaem.  oameotlieli  Penonabteueni  (Einkommen* 
Steuer):  pev,  i  -  StaHt>itrULTrrt'il»eitcu  des  actireii  Militärs  fi^.  1(56).  Nach  dem  Di'ut- 
schen  ßeichsmiiiiärgesetz  vom  2.  Mai  1874  int  das  MilitAreinkommen  der  Personen 
des  UnterofBeier-  und  Gemelnenstandi  (im  aetfren  Heer)  nnd  im  Vtül  der  Hobil- 
machung  das  Milit&rcinkommen  aller  Angehörigen  des  activen  Heers  bei  der  Veran- 
lagung, bez.  Erhebung  ron  Staatsstcucrn  ausser  Betracht  zu  lassen.  §.  46.  Anders 
steht  es  mit  der  vorkommenden  Begünstigung  der  öffentlichen,  besonders  der  Staata- 
beamten  l)el  Communalsteuern  (in  Prcussen  bei  Classcn-  und  Einkommensteuer  Yeran* 
lagunc:  nur  mit  der  Hälfte  des  Diensteinkommens).    Hier  licfjt  die  Wahrung 

eines  Staatsinteresses  dun  ücmeiaden  gegenüber  vor,  dass  Jie  Beamten  nicht  durch 
XQ  hohe  Gommonaläteuer  überlastet  und  cventnell  deshalb  im  <ii  halt  erhöht  werden 
uiüssen :  anch  die  ßacksicbt.  daae  der  Beamte  keine  &eie  Wahl  eeinea  Wohnorte  bat, 
spielt  mit. 

3.  Eine  Steuerlreiheit  der  vorausgehenden  Art  kann  endlich 
ganz  oder  theihveise  eine  wahre  werden,  wenn  die  ihr  als  Correlat 
und  innerer  Bereihtij^ungKgnind  dienende  anderweite  ööeutiicbe 
Leistung  ganz  oder  theilweise  aufgehoben  oder  obsolet  wird. 

So  ist  es  in  Kolge  der  Umgestaltung  der  Wehrvertassuog  mit  der  alten  ritter- 
schafUichen  Stenerfreiheit  gegangen:  die  Ritterdienste  bftrten  anf,  die  Sieoerfreiheit 

blieb  trotzdem  >  •>t.  hi  ii  o(i  r  rs  trat  wenigstens  ni.  ht  die  rolli'  sonstige  Besteu-  tmi  ;r 
ein.    Erst  dadurch  wurde  die  Kechbgieichheit,  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und 
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61eichiiiissi|keit  der  Besteuerang  verletzt,  jene  SteaefifMlieif  ein  wahres  Pririleg. 
Daher  die  Opposition  gep^en  die  Grundsteuerfreihclt  der  Rittergüter,  beginnend  schon 
im  Zeitalter  des  aafgeklärteo  Absolutismiu»,  aU  der  Kitterdieost  mcbt  mehr  geleistet 
wde,  lebluft  Dod  priDcipleU  fortgeführt  beeonden  in  der  nenerBii  KberileD  Periode 
der  staabbargerlicben  Glei  hb  :t:  SteuerkJUnpfe,  welche  in  Deutschland  bis  in  die 
HomiUelbare  Gegenwart  hineinrageu  und  gewöhnlich  mit  der  gesetziicheo  Aafhebnng 
dieeer  alten  8teaerfMhelt«i  endeten.  Ein  Haoptbeispiel  noch  ans  jflngst  Tergangener 
Zeit  ist  die  preussischo  Grundstouerregelunp  von  ISOl,  ein  Beispiel  dnä  Ersatzes  dos 
i)ieiiat8  dorch  Qeldi&ablungen  das  preui)Sische  Leheniittei- Pferdegeld  des  17.  Jahr- 
IrandeitB  und  lieeoDderB  edt  1T17  (Fln.  in,  S.  114). 

Uebrigeos  kann  eine  solche  ebcmals  scheinbare  Steuerfreiheit, 
anrh  wenn  die  ihr  entsprechende  auderweite  Leistnug  bestehen 
bleibt,  Hilter  Umständen  wenigstens  theilvveise  zu  einer  wahren 
werden,  ueiulich  in  dem  Falle,  da.ss  diese  Leistnne:  unverUnderlich 
ist,  während  die  ihr  urspiilnglich  eutsprecbende  soublige  Besteuerung 
immer  grösser  wird.  Diese  l^ntwifklniiir  trat  schon  im  16.  und 
17,  Jahrhundert  ziemlich  allgemein  ein  und  bewirkte,  d&m  die  wegen 
der  Ritterdienste  ^rewäfirte  Steuerlreiheit  schon  damals  zu  einer 
partiell  wirklichen  Steuerlreiheit  wurde,  aelbst  bevor  die  Aosübang 
des  Diensts  gan/  entfiel. 

Im  modernen  Staat  sind  die  alteren  persönlichen  Standes- 
privilegien im  öteuerwesen  und  die  sonstigen  wahren  iSteuerfrei- 
heiten  immer  allgemeiner  beseitigt  worden  und  grund- 
sätzlich werden  keine  neuen  gewährt:  eine  Oonsequenz  ' 
des  politischen  Princips  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit, 
das  in  der  Besteneruug  in  den  beiden  „Postnlaten  der  Gerechtig- 
keit'%  in  den  Grandsätzen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmltosigkeit 
der  Besteuerung  zur  Geltung  gelangt.  Bei  der  Erörterung  nament- 
lich des  ersten  dieser  Grundsätze  wird  von  den  Steuerfreiheiten  noch 
weiter  zu  handeln  sein  (§.  166).  Auch  den  scheinbaren  oder  nomi- 
nellen Stenerfreiheiten ,  welche  an  sich  nicht  mit  der  Forderung 
der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  in  Widerspruch  stehen,  ist  die 
Gegenwart  ans  politischen,  etenerteehnischen  und  ökonomischen 
Grflnden  meistens  abgeneigt,  so  dass  auch  sie  immer  mehr  Ter- 
schwinden  (Beseitigung  yon  persönlichen  Portoilreiheilen,  Aufhebung 
oder  Beschrttnkung  der  Stenerfreiheiten  der  Beamten  u.  s.  w.). 

Niberes  tiber  die  Anfhehnng  der  Steucrfreiheitea  iu  Deutschland  bei  Z«Gbariä, 

IX,  §.  226.  Debcr  das  Vcrfaliren  dabei  Tind  über  die  Entschrtdifiiing^?fniire  wird  unten 
mit  gesprochen  werden.  Gewisse  Vorrechte  blieben  nach  der  Duut:>chcn  Bundesacte 
den  Ifedialisirtcn  (auch  nach  18<>6  noch).  Paiticalarrecbtlleb  sind  frei  die  Hitflieder 
der  regierenden  Faniilii-  von  den  Personalsten crn,  nbrisrens  in  verschiedenem  Dmfang 
(Wagner,  im  ScbOuberg'schcn  Handbnch,  directe  Steuern.  2.  A.  III,  §.  102,  Barkart, 
in  Hirtb'e  Annalen,  1879,  S.  320).  —  Die  Steoerflreiheit  des  fOr  »fTeatliche  nnd  wohl' 
thätigc  Zwecke  dienenden  Yermöjrens,  der  Kirchen.  Srhnlen  efe.  ist  anders  zu  ho- 
ortheilco.  Auch  sie  besteht  nicht  allgemein  mehr,  z.  B.  nicht  immer  für  die  Keal- 
stenem.  Ihre  Oewftbrang  iat  eigentlich  ein  (rerbtülter)  StaaMbeitra;  Ito  die  Zwecke 
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j<ncr  Anstalt»!!.  Uoher  solche  Fragen  der  Besteuerung  bei  der  ongIis(  hen  Ein- 
kommensteuer 8.  Viti.  III,  S.  243,  246.  —  Die  Besteoerang  der  verbenden,  Ertrag 
gebenden  Staatsgüter  unterbleibt  gewObnIicb,  ist  aber  ans  GrQnden  des  Bechnungs- 
vosens  zu  billigen.   Schwierigkeiten  macht  bei  diesen  Guteru  und  bei  denen  der 

anderen  ähuliclion  KfJrper  (Gemeinde  u.  8.  w.)  die  Aaseinandcnsützanp  zwischen  Staat 
und  Gommuneu  und  deren  Stcucrsybtem,  worauf  unten  zurückgekommen  wird  (§.  Ifi4  ff".). 

F.  —  §.  121.  Verschwiu  den  der  politischen  und 
Hervortreten  der  wirtbschaftlichen  und  socialen  Öteuer- 
kämpfe. 

Auch  in  allen  anderen  Beziehungen  sind  im  heuticren  Staate 
der  modernen  Onlturvöikcr  absichtliche  direete  iHgiinsti^^iDgen 
ohnehin  ja  meist  verschwundener  perBünlich  und  })olitisch  bevor- 
rechteter Stände,  a))er  auch  etwa  noch  Torhandener  RcRte  von 
s  liehen  im  iSteuerrechte  fast  ganz  weggefallen.  In  dieser  Hinsicht 
ist  der  Grundsatz  der  Allrremeinheit  und  GleichmHssigkeit  im  Wesenf 
liehen  durchgetuhit.  Damit  ist  der  ehemalige  p^rossc  Einfluss  der 
Personnlstands-  und  dor  politischen  Standes\ eihiiltnis<je  auf  die 
bcstcueiiiriL^  lind  besonders  nwf  die  Vertheil un;^'^  der  Steuerlast  fast 
beseitigt  und  das  politische  Frincip  der  staatsbürgerlichen  Gleich- 
heit aller  Angehörigen  des  Volkes  hier  wie  in  den  meisten  poli- 
tischen Verhältnissen  zum  Siege  gelangt.  Eine  wichtige  Epoche 
der  Steaergeechichte  ist  abgeschlossen. 

Um  80  mehr  treten  aber  jetzt  erst  die  wirthschaftlichen 
und  die  socialen  Stenerkämpfe  in  den  Vordergnind. 

1'  y  liolopisf  li  tmd  politisch  begreiflich:  denn  nach  der  Herstellung  der  persön- 
licheu  und  politischen  Gleichheit  der  BefOlkerong  enchien  Tollends  Jede  Ungieiclibeit 
der  Beetetieraiig  ab  ünreclit,  wMirend  dieselbe  fraber  mit  der  üogleichbeit  der  sau- 
dischen Verhältiii>:^L'  in  oinor  jj.'wissen  UebLTeiiibtiuiuuing  gestanden  hatte.  Auch 
hier  iat  der  Einfluss  der  erraogcncn  politischen  Gleichheit  auf  die  Forderung 
grtMerer  wirflucbalUicber  und  sodider  Oleiidibeit  mreilniinbur.  Bn«  Seite  der 
socialen  Frage,  die  iiMnentittcb  7.  Scheel  (in  leiner  Sodaleii  Ftage,  Jen«  18T2),  mit 
Becht  li('r\('rlicbt 

Die  bestehende  Besteoemng;  wie  jedes  neue  Steuerprojeet 
werden  daher  jetzt  eifrig  ron  den  wirthschaftlichen  Interessen- 
gruppen und  von  den  socialen  Parteien  darauf  hin  geprtift,  ob  sie 
nicht  thatsächlich  dem  Rechtsgmndsatz  der  Allgemeinheit  und 
GleichmiUiaigkeit  der  Besteuerung  widersprechen.  In  den  theoretischen 
Oontroyeraen  wie  in  den  practischen  Stenerkämpfeu  tritt  der  Streit 
um  die  Stener arten,  direete  und  indirecte,  Einkommen-  nnd  Ver* 
brauchsbesteueniDgy  einzelne  Arten  der  Ertragsateuern  u.  s.  w.,  nnd 
um  den  StenerfnBs  immer  schärfer  her?or.  Denn  diese  Ter> 
sebiedenen  Steuerarten  Terwirklichen  ja  erst  die  Besteuerung.  In 
ihnen  aJsdann  Verstösse  gegen  die  Allgemeinheit  und  Gleichroässig- 
kelt  zn  Termeiden,  ist  die  praetisehe  Aufgabe»  deren  riobtige  Losung 
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auch  bei  voller  Aueikeüuuug  jener  Gerechtigkeitspuötulate  so 
schwierig  und  so  strittige  ist. 

Wir  stehen  gegeuwüitig  in  Theorie  und  Praxis  in  diesen 
Kämpfen  noch  mitten  inne.  Ueber wiegend  sind  es  bisher  noch 
die  Streitigkeiten  unter  den  wi rtbscbaftlichen  Interessen- 
gruppen der  besitzenden  ('lassen  selbst  —  eine  Art  häuslichen 
Streits  der  letzteren  weiche  dem  Kampf  ihr  Gepräge  auf- 
drucken: Interessengegensätze  von  Stadt  und  Land,  (iiundbesitz 
und  mobilem  Kapital  u.  s.  w.,  wie  sie  oben  (§.  III)  skizzut  wurden. 

Die  ländliche  Grundsteaer  eiaer-,  die  Bestouoruug  des  niannigiachea  stäüüächCD 
Erverbs  andrerseits,  die  ErtngabeMaiioniig  and  die  EiBkönunenbestendning  stoheo 
hier  im  Vordertreffen  der  Discuäsion.  Die  Umgcsaltong  im  i  riv-itwirthschaftlichen 
System  int  fttr  dies  Alles  eutscheidend.  S.  ob«a  III  und  Uadcibst  Uber  die  Auf- 
faasang  v.  Bodbertfls  <S.  268).  Diese  findet  z.  B.  in  der  neaeien  eaiopkischen, 
auch  specicll  der  dentschen  ficschiclito  der  directen  Steuern  ihri-  rolle  Bestätigung: 
mehr  ojtd  mehr  tritt  neben  die  alten  Grundsteuern  eine  selbständige  Unna-,  (iewerbo-, 
Kapitalrenten-,  Efttkeinmensteiier  v.  b.  w.,  weil  etch  eben  die  ehemnb  ronrnltonde 
Wirthschafts>?iiihcit  des  ländlidiea  firundb.  sitzera  auflöst  oder  neben  ihr  andere  W'irth- 
sdiafta-  nnd  £rwerbseiniieitea  entstehen.  Aebnlicbe  Entviddang;  reranthlidi  jetzt  in 
Rnstlaad,  wo  die  limiptaftehliclie  dlrecte  Stever,  die  Kopfttener,  eben  itbflfviegend 
eine  bäuerliche  Grandeinkomuieii-Beäteuerung  war.  Die  jüni^ston  AnAttge  nisdielter 
Steuerreform  bewegen  sich  dun  auch  in  der  angedeuteten  Kiclituri'' 

Schon  jetzt  aber  fühlt  es  nicht  an  Anzeichen,  dass  diese  Fragen 
bald  hinter  jene  eigen  t  lieh  socialen  St euerproblom  c  mehr 
znrtlck  treten  werden,  welche  mit  der  Wahl  zwischen  dircLier  Vaü- 
kommen-  und  iudirecter  Verbrauchsbesteuerung  zusammenhangen 
und  Proportionalität  oder  Progression  des  Steuerl'usses,  Gleich-  oder 
llöherbesteuerung  des  fundirten  Einkommens,  Vermögens-,  Erb- 
schafts-, Conjuncturengewinnbesteuerung  neben  der  Einkommen- 
besteuerung"  heticften:  die  ,,sociale  Frage"  will  auch  auf  dem 
Steuergebiet  zum  Austrag  gebracht  werden.  Eine  eigentlich 
sociale  Epoche  der  Besteuerung  beginnt. 

S.  unten  §.  1C2  if.  Im  Ergebniss  ebenso  Stein,  3.  A.,  S.  321,  4.  A.  I,  414  ff. 
nnd  Schmoll  er,  Epochen  der  preussischen  FinanzpoHUk  S.  IIS.  Anderseits  Stein 's 
Befürchtungen,  5.  A.  I,  148  fl*.,  13S,  über  Finanz  Wissenschaft  und  Staatssocialismus 
nnd  darütjer  und  dagegen  meine  AuiEsitzo  onter  diesem  Titel  in  der  TQbinger  Zeit- 
schrift 1687,  besonders  der  zweite. 

Aof  alle  diese  Pttncte  wird  in  den  folgenden  beiden  KapUeb  8  und  4  mit  ein- 
sNigdiea  sein. 
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Drittes  Kapitel. 

Oberste  Grniids&tze  der  Besteuern u^. 

§.  122.  Literarische  K&cliireisaiigon  uud  orientimudc  Vorbe- 
luerkungcn. 

Die  Anfsucbuut;  und  AufätelluDg  oberster  Graadsäue  der  Besteuerung  ibt  seit 
ih  v  Entwickltmj  einer  Finanz-  und  Steuertheorie  als  eine  der  voruebmäten,  oft  als  die 
HaupiaulgaUi  der  ktziereu  aiigetuhcii  »'ordeu.  Daher  finden  sicli  bezügliche  Anliufe 
schon  bei  den  Autoren  des  16.  und  17.  Jahrkoaderts,  bei  Bodin  (Fin.  I,  §.  23).  bei 
den  d.imaligen  dcutscliLii  CauieraHstcn ,  dnnr,  namentlich  bei  den  Systeinatikcni  der 
Gaoicrai-  uud  Finan/wisseuachaft  des  lt>.  Jabriiundcrta  (v.  Justi,  Fin.  i.  g.  Ii),  auch 
bei  frauzösiacben  und  italienisGliefl  Autoren  die»er  Zeit  (so  Vauban). 

A.  Smith 's  Ve  rdienst  war  auch  hier  nicht  sowohl  die  Aufstellung  Ton  etwas 
durchaus  Keueui  uud  Urigiualcxn.  als  die  gluckliclie  —  oder  doch  für  glücklich  gel- 
tende Fassung  von  vier  einfaclien  Ivegelo  oder  Grundsätzen  (inaxiui::  für  die 
Besteuerung  (Fin.  I,  25).  Dieselben  haben  seit  ihm  in  den  finanzwisscnschaftlicbeu 
Sröneiongen  und  in  Excurscn  der  allgemeinen  ^atiolJaiükono^lie  auf  das  8teuergebiet 
eine  grosie  Rolle  gespielt  Bis  in  die  Gegenvwt  knüpft,  zumal  im  Ausland,  die 
ElOrterung  an  sie  vielfach  an.    Sie  lauten  im  Original  ^B.  V  ch.  2  part  2  im  Anfang:): 

1.  Tbe  subjects  of  erery  State  ought  to  contributo  tovards  tho  support  of  üie 
*  gorenment  aa  nearly  as  peesible,  in  proportion  of  tlielr  respectire  abilities, 

that  is,  in  proportion  to  thc  revenue  whieh  thcy  respectivcly  enjoy  uuder  tbe 
protection  of  tbe  State.  Äino  Besteuerung  der  Uutertbauea  im  Yorbültuisi»  sa  ilirer 
LeistDBfBflhigkeit  (vle  Aslier  U,  940  vohl  nicht  uniichtif  abersem),  d.  Ii.  za 
ihrem  Einkommen,  das  sie  unter  dem  Schutze  des  Staats  geniessen:  ein 
GroAdsatz  für  die  goiecbte  iitenerrertheilung  oder  die  sogenannte  Üegcl  der 
GleichmiBsigkeit  Letttere  wird  bier  oline  Weiteres  in  der  Terhlltnissinlsdgen 
Best'  ueruuLj  des  Einkommens  gefunden,  aurh  der  (i  r  u  n  d  dafilr  sogleich  in  dem 
„Scbuu"  dos  Staats  für  das  Einkommen  angegeben.  Mit  diesem  aogenanoteo  Grund- 
'satz  Verden  aber  die  Schwierigkeiten  nur  tBfllls  umgangen,  tbeüB  darefabsnen,  nicht 
fdOst,  er  enthält  ausserdem  in  seiner  Erläuterung  eine  blosse  petitio  principii. 
Dennoch  ist  er  ron  zalUloeen  Nachfolgern  immer  einfkcb  angenommen  und  p&raphrasirt 
worden  1 

2.  The  tax  which  each  individual  is  botuid  to  pay  ought  to  be  certain  and  not 

arliiti  ir,'  The  time  of  payinent,  thc  manner  of  payment,  tbe  quantity  to  be  pald 
oughi  ^11  tu  be  cluar  and  piain  to  the  cuutributor  and  to  e?ery  otbcr  person:  der 
sogenannte  Grundsatz  der  „Bestimmtheit"  der  Bestenenuig. 

3.  Every  fax  ought  to  be  h  vied  at  tho  timc  or  in  the  mnnner,  in  vhich  it  is 
moöt  liJiely  to  be  convenicnt  tur  tbe  contributur  tu  pay  it;  der  <uundsatz  dur  „Be- 
quemlichkeit**. 

4.  Erery  tax  onght  to  he  so  contrivcd  as  both  to  take  out  a';d  ra  fceep  out  of 
tbe  pockots  of  tbe  people  as  little  as  po»siblo,  oror  aud  above  wliat  it  brings  iuto 
die poblic  treaaory  of  tbe  State:  der  Grundsatz  der  „billigen  Erbelu  n^skosten*% 
unter  letzteren  die  unmittelbaren  und  mittelbaren,  die  Eigentlichen  und  nneigentUchen 
Koüteu  (s.  schon  Fin.  1.  ^.  172,  Vi  3)  rerstanden. 

Die  drei  letzten  Gmndsfttze  sind  solche  der  rationellen  Stenerrerwaltung  oder 
wie  man  :sie,  eine  treffende  Bezeichnung  v.  Hock's  etwas  verallgemeinernd  ('Mlcnt- 
licbe  Abgaben  S.  27)  neunen  kann:  es  sind  Grundsätze  der  Logik  im  bieuerwesen. 

Vgl.  Uber  diese  Sfttze  z.  B.  Mill,  politfsehe  Oekonomie,  B.  2,  Kap.  2;  Leroy- 
Beaulieu  I,  1810".;  Bergius  S  t  it  ?l  (  r  nennt  die  Regeln  mit  Mill  „classiscb"); 
Stein  I,  423,  4.  Aufl.,  der  voükommeu  richtig  sagt:  die  vier  Begein  seien  nicht  so 
sdir  im  System  dee  Stenervesens  begrtUidet,  als  eben  die  erste  Fonnnlimiig  den 
staat^burl^LTIicben  Stenei-systems;  auch  „durfte  es  kaum  etwas  Unklareres  geben,  als 
was  ämiih  in  seinem  ersten  Satz  sage".  Am  £ingebeüd«ttiu  noch  ncuoidings  A.  Held, 
Einkommensteuer  S.  98  ff.,  der  mit  Bceht  nur  bei  der  ersten  Smith^schen  Regel  theo* 
retiscbc  Schwierigkeiten  anerkennt  und  dann  die  in  dieser  Regel  geforderte  „pro- 
portionale Bestenerung  des  Eiuzeleiukommeus"  kriüsiit  und  bexiobti|tt,  den  Grundsatz 
der  „Allgemelnhetf*  der  Betteuerung  aus  Smiths  Satt  ableitet,  aber  das  Terlangen, 
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da«  (Üe  Steaor  des  Einzelnen  in  gleicher  Proportum  zu  dflt  GrOaa«  seines  ßnkommenji 

stehen  müsse,  nirlit  gerechtfertigt  findet.  Bei  Held  S.  121  ff.  auch  eine  gute  Ueber- 
sicbt  über  die  Literatur  der  Steuerprincipien ,  mit  dem  Kachweis,  dat»  Smith  anch 
hier  Vorläufer  in  der  Au&tellung  solcher  Regeln  hatte  (Josti,  Bergins,  Vauban) 
und  speddl  nber  die  BeniAdlung,  die  Smitb's  Kegeln  in  der  Literatur  gofand«iL 
Vgl.  ferner  noch  Neumann,  pro^rressiv-j  Einkorn meobteuer,  S.  75  Iii  und  jetzt  beson- 
ders dcu  reichhaltigen  literarhistorischeu  crstcu  Abschnitt  in  Robert  Moym'a  l'riu- 
ci^en  der  gerechten  Besteuerung,  wo,  dem  Zweci  dieses  Buchs  gemäss,  allerdioga 
vorrt»>mlich  nur  der  erste  Smith'sche  Grundsatz  in  seiner  Auffassung"  hei  rcrscbiedenen 
Auiureit  verlulgt  wird;  femer  Einzelnes  passim  in  Ncumaua  »  neueren  Arbeiten 
(oben  S.  20),  bcsoDden  in  den  AvÜMtt  Qber  die  Steuer  nach  der  Stenerflhigkeit  in 
Coorad's  Jahrbüchern. 

In  historischer  und  practischer  Beziehung  it>t  nicht  zu  übersehen,  dass  die  drei 
SmitVMbM  StouerrerwaltaBgsregeln,  veidie  vns  heute  in  Theorie  und  Praxis  als 
!>elbätTerständliche  Zielpuncto  erscheinen,  ire<j:enuber  den  Verhältnissen  der  Steuer- 
praxis selbst  noch  des  vorigen  Jahrhunderts  und  selb^  der  bestFerwaiteten  Staaten, 
»of  schven  MfasOfide  blnwies«».  Awh  die  p  h  y  s  iok ratis ch  e  KritUr  des  Bestehen» 
den  bowp|;t  sich  zum  Theil  in  c:Icicher  Kirhtuntr.  so  iu  Betrolf  der  hohen  Eihabungii- 
kosten  und  Verkebntbel&stigungen  der  indirectcn  Steuern  (Fin.  L  ä>  2ü). 

Die  aoflliBdlsche  Wiasensdiaft,  nameDtlieli  die  eogliftche  oad  iniizasiKhe,  Ist  nun 
Iii»  zur  Gegenwart  nicht  viel  über  die  Smifh'schen  Steuerregeln  hinausgi^konuncn.  hat 
sie  bloss  als  einfache  Axiome  stets  wieder  aufgestellt  und  gepriesen,  und  nicht  einmal 
immer  es  filr  geboten  gehalten,  die  onte  Kegel  genauer  avr  ihren  Sinn  so  nntemichen, 
die  anderen  auf  ihre  Dmchführhurkeit  zu  prüfen. 

Die  neuere  deatschu  Wissenschaft  ist  dagegen  auch  hier  Uber  A.  Smith  liinans 
g-e'>chritten,  indem  rie  das  Problem  derSfeverTerthoilong  tiefer  erfastte  und  gründe 
lichLT  behandelte  und  dabei  dann  den  ersten  Smith'schen  Grundsatz  als  viel  zu  vag 
and  zweideutig  erkannte.  Denn  das  gerade,  was  A.  Smith  hier  ohne  Weiteros  ab 
aelfaetrerständlich  annimmt,  ist  das  eigentliche  Fragliche.  Besonders  wichtig  sind 
Held  und  Neu  mann  a.  a.  0. 

Ersterer  (S.  1)5  ff.,  i:!G  ff.)  foruiulirt  drei  Regeln  der  Stcucrrertheilotig  (S.  121): 
1.  „Allgemeinheit  der  Steuern,  d.  h.  Jeder,  der  ein  Eiakuinmea  hat,  üoll  Steuer 
zahlen",  mit  richtigen,  aber  noch  nldii  ausreichenden  AnafUirangen  über  die 
Schwierigkeiten  der  Verwirklichung  die^ser  ^choinbar  so  einfachen  Rege!  und  mit 
richtiger  Unterscheidung  der  Staats-  und  Coniuunalsteuern  dabei.  —  IL.  „Gleichheit 
der  Steuern,  d.  b.  das  Einkuumien,  das  in  verschiedenen  Productionuvelgan  erworben 
wird,  soll  ohne  Huclsicht  auf  die  Art  seiner  Quelle  gleichmässig  besteuert  werden",  —  ein 
viel  zu  vager  und  in  dieser  Form  kaum  haltbarer  Satz.  ILL  „Möglichste  Schonung  des 
Kationalvehbtands  und  seines  Aufschwungs  durch  beständige  Rücksicht  auf  die  empor- 
strebenden ärmeren  Classcn  und  auf  die  kapitalvermehrenden  reicheren  Stiinde", 
welche  Regel  mit  der  ^cialen  Frage"  zusammenhänge  (,S.  143  &'.)  :  gewiss  eine  richtige 
Anfläasong.  die  aber  Held,  in  seiner  Kelgvng  m  Gompromissen  selbst  in  der  Theorie, 
nicht  zu  den  richtigen  Conscquenzon  rcnrerthot.  bei  manchen  trcfTcudeu  Ausführungen 
im  l^inzduen.  Für  meine  vielfachen  Abweichungen  von  Hold  muss  ich  mich  auf  die 
Daisiellang  unten  selbet  besi«dien.  Ich  lann  n.  A.  auch  Held's  Abstinenz  in  Bezog  an- 
das  Streben  nach  ,.frerecl)ter'*  Besteuerung  nicht  für  richtig  halten  (u.  g.  J5f5).  S.  darf 
Uber  auch  noch  sein  Gutachten  tkber  Porsouenbesteoerong  (in  den  Scbriften  des  Ver- 
eina  far  Socialpoli^  III).  Das  ist  nur  eine  Einseitigkeit  in  entgegengesetzter  Richtung 
ron  der  biblieriiTen.  wo  fast  nur  die  ,.(n  i    h'.'.zhnV^  erstrolit  wurde. 

In  der  principieUen  Erörterung  schärfet  und  klarer  als  Held  und  in  der  Polemik 
gegen  denselben  meistens  im  Hecht  bat  Nenmann  das  Problem 'der  Steuerrer- 
theilung  auch  im  Ganzen  erheblicher  gefJ^rdert  als  Held.  S.  namentlich  Kapitel  2 — 1 
seiner  progressiven  Eiukommcusteucr,  eine  sachlich  vielfach  vorircil liehe  Erörterung 
bei  grosser  Pormiosigkeit  und  Mangel  der  Systematik,  was  auf  die  Klarheit  der  Er* 
gebnisse  öfters  uacbtheilig  eingewirkt  hat.  Besonders  wichtig  und  im  Wobcntlicben 
gewiss  richtig  ist,  dass  Keumann  dio  Principien  der  „Besteuerung  nach  den  Vor- 
tbeilen"  (dem  „Interesse")  und  „nach  der  Leistungsfähigkeit"  beide  als  relativ 
berechtigt  anerkennt.  Das  zweite  Princip  ist  das  maassgebende  für  die  eigentliche 
Beäten'^nnisr,  das  erste  für  das  Gebühronwesfln  und  Verwandtes.  Noumann  vertheidigt 
jenes  gu&ciiicLt  gcg&n  Sclimuiler,  Masse,  Hold  u.  A.  und  beweist,  dass  dies  Princip 
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nicht,  wie  Smith  meint,  in  der  Besteuerung  nach  dem  EiakommcD  aufgebe  und  dass 
in  der  Praxis  der  Staats-  und  Coiumunalbesteucrung-  andere  die  Lei8tung8fÄhig:lioit 
beeindnssende  Momente  i>choD  ?ieliach  berUcksichtigt  vurden.  Er  zieht  dann  aus  dem 
P^cip  der  LeistnngsfUiigleit  den  Schloss  so  Gunsten  der  Progression  des 
Steuerfusscä  und  eioige  weitere  Conscrjuenzen.  In  den  Hosultaten  stimme  ich 
grossentheÜB  mit  Meumann  ubereiu,  in  der  Motiriruag  nur  tbeilveise.  Auch  bei 
Kemnann  fehlt  die  Dntencheidnng  des  einzel-  und  relkswiithschaftlichen  Stnad- 
puncfs  —  die  Polemik  in  dieser  Beziehung  gc^en  UM  scheint  mir  verfehlt,  S.  102  — 
und  des  rein  fioanzielien,  der  ..staatsbüigcrUchea"  Wirthschafts-  und  Kechtsperiodc 
entspreelienden  einer^,  4ee  social  politischen  Stuidpnncts  nndenefts.  eine  Onterschädong, 
ohne  Welche  man  ni.  E.  nicht  zur  Klarheit  kommt  (a.  156  ff.).  Sie  hSn^t  aber  mit  den 
Groadfragen  der  Rechtsordnung  in  der  Yolksviith«chaft  zusammen,  Uber  die  auch  Neu- 
mnnn  hinweg  sieht  (rgl.  tiber  nenmann'«  Bndi  auch  Held'sBecension  in  HUdebnnd's 
Jahrbüchern  B.  24,  S.  62  ff.,  deren  Ausführungen  ge^eu  Neumann  ich  nur  zum  kleinsten 
Theil  für  richtig  halten  kann).  Eine  treuliche  Ergänzung  und  FortfOhraug  findet  die 
genannte  Ütere  Schrift  Neomanns  nach  verschiedenen  Seiten  in  seinen  nemerein 
Arbeiten  (oben  S.  20),  besonders  in  dem  Aufsatz  über  die  Steuer  nach  der  Steuer- 
fähigkeit. Hier  wird  u.  A.  die  Gcrechtigkeitsfrage  in  der  Besteuerung  mit  den  aligo> 
meinen  philosophischen  Lehren  ron  der  Gerechtigkeit  in  Verbindung  gebracht  (Jahr- 
bücher B.  35  oder  N.  F.  1.  S.  5S1  fL).  In  der  Schrift  über  die  „Steuer*'  impUcite 
iS.  HO"!  ein  Zogestflndnis3  an  meine  Theorie  ilrv  soi^ialimlitischcn  Fitnciiou  der  Steuer, 
übwobl  ich  dabiugeJiteUt  t^eiii  laäüe,  ub  ficuxuauu  nunmehr  äich  meiner  Auffassung 
genUiefft  hat 

Unter  der  sonstigen  hicher  gohöri^-cn  Literatur  der  1870er  Jahre,  die  sieh  um 
die  Klirang  der  Principieniragen  Verdienste  erworben,  ist  besond^  noch  Nasse  in 
sefoem  Gnuiebten  Uber  Panonslbestenerohg  n  nennen ,  den  ich  in  der  Zarttck- 

stellung  des  Princips  gerechter  Steuervtrthrilang  (S.  2)  beistimme,  WOiTill  kein 
Widerspruch  mit  der  obigen  Bemerkung  gegen  Held  lie?f. 

Selbständig,  aber  gerade  hier  oft  nicht  glucklich  hat  wieder  Steiu  die  hezilg- 
lieben  Frngen  behandelt,  s.  4.  A.  I,  396  ff.,  442  ff.  Richtig  bleibt  besonders  die 
historisch-relativt;  Äuffas&ung  der  Steuerprincipien  und  Postulatc.  Aber  in  seiner 
an  sich  ganz  berechtigten  Neigung,  die  Praxis  za  rechtfertigen,  gelangt  Stein  selbst, 
der  doch  immer  nach  prlndpieller  Erfassung  strebt,  hier  dorclwas  nicbl  zo  klaren 
Principien.  Was  er  z.  B.  tiber  sociale  Bcstctierong  sagt  (S.  41S  ff.),  Ist  ^anz  richtig 
(trotz  der  ängstlichen  Verwahrung  gegen  einen  Missbrauch  mit  dem  progressiren 
Steoerfiiss  8.  452),  aber  die  Fonnnlirong  8.  450  bldbt  mir  nnrentSndUon,  die  Hotl- 
rirung  die&er  Formel  schief:  die  „höchst  vage  Vorsfelluntr  vom  projfressiven  Steuerfass 
mttsse  nemlich  in  die  ganz  bestimmte  (?1)  Formel  aufgelöst  werden:  dass  die  Pro* 
gression  des  Sfenerfiiases  identisch  sein  soll  mit  derjenigen  Progression  der  Kapital* 
bildungskraft  jeder  KapitalseinliL-it ,  welche  durch  die  Vervielfältigung  der  ietilMnil 
erzeugt  wird".    S.  auch  Stein,  j.  A.  H,  1,  Hb'S  iL.  120  ir,  auch  I,  149  ff. 

Ans  der  neuesten  Literatur  i&t  das  Hauptwerk  Kobert  Meyer's  genannte 
Schrift  Uber  die  Principien  gerechter  Besteuerung,  das  in  seinem  2.  Abschnitt  ein- 
geli -nd  die  Wirkung  der  Steuer  auf  die  Privatwirthschaft"  untersucht,  darin  wesent- 
Uch  volkswirtbschafthche  Puncto,  u.  A.  die  Ueberwklzungslehre  (in  richtiger  und  be- 
aelilenswerdierBeweisftthrangmit  dem  mit  Recht  festgehaltenen  Producrionakostengesets) 
behandelt  und  im  B.  Aijschnitt  dann  speciell  die  Principien  der  Gereclitigkoit  erörtert. 
Bei  mancherlei  Abweichungen  im  Einzclnou,  besteht  hier  doch  im  Ganzen  auch  wieder 
Uebereinstimmang  mit  meiner  unten 'dargelegten  AufGusung.  Nor  wird  meine  Anrieht, 
dass  die  Principien  der  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  Consequenzen 
des  socialpoiitischen  Standpuucts  seien,  abgewiesen  66,  67,  auch  S.  184),  ohne 
daas  Meyer  deshalb  die  Folgerungen,  welche  ich  aus  dem  Princip  der  LeistungsAhig- 
keit  ableite,  allgemein  verwirft.  Dabei  fehlt  es  aber  bei  Meyer  nicht  an  Missver- 
st&ndnissen  meiner  Doctrin.  Die  Differenz  ist  auch  sachlich  zwischen  uns  nicht  so 
gnMs,  als  es  schein«!  ^nto,  «nch  sie  htKaIßt  mdn  die  Htrtivimngen.^ 


^)  Gegen  R.  Meyer  hier  eine  Bemerkung.  Auf  S.  152  spricht  er  von  meiner 
„neuen  Bearbeltrag  m  Raa's  FinaiizwiHaiiMdiaft  (Usher  eiMiilaMii  nrei  Binde, 
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Auch  ScIiSiffle  lohiit  in  i,:Uu:T  ,,StüaerpoIitik**  implicitc,  wie  ich  Meyer  (S. 
4iigubo,  den  selbstündigen  M)ciaipoiitischen  StaodpuACt  iu  der  Besteueruiig  ab.  Et 
kommt  überhaupt  Dicht  zu  nina  basondereik  Fomralinuig  der  geaunnteii  Stenerprin- 
cipieii .  \Ti<<t  sie  alle  iriehr  in  gevissen  „volk-^wirTlischaftiicheu"  Postolaten  auff^elicu. 
nagt  dabei  aber  der  Notfaweudigkeit  der  Bed&rtaUeckang  durch  die  Bosteneruag,  alu 
uiDeD  ÜDaiizpoIitisclieii  OmndMtz,  gebftbrend  Beehoimg.  Gasere  formell«  Bdiandtniig 
ist  wesentlich  verschiedoi».  in  fler  sachlichon  Erleiligung  der  Principienfr.igen  bleiben 
auch  manche  Verschiddcnheiteo,  aber  doch  besteht  zwüchea  uns  wieder  in  wichtigen 
FuDctOD  Oebereiiist!aiDiaBpr>  S.  in  Sehiftle's  Wcolc  die  feBunmten  ,^niudlogeodeii 
F-rOrtcniDiren"  S.  -  19S),  worin  /um  Scbluss  auch  die  üeberwäkungilelire  mehr- 
fach eigeuthUmlich  bebandelt  wird  (rgL  Meyer,  a.  a.  0.  S.  ibb  auch  »asaun 
8.  16$  ft). 

G.  Cohn  wendet  sich  in  den  oben  S.  21  genannten  Aafsitzen  u.  A.  gegen 
meine  Scheidaug  der  bdden  steuerpolitisi  Iicn  Standponcte  (ConraJ's  Jahrbncher  ISSO, 
N.  P.  1 ,  S.  200  ff.)-  dagegen  o.  §.  1 56  Ü.  In  seiner  b  iuaiuwiitöeuschaft  stellt  er  im 
zweiten  Buche,  der  Lehre  von  den  Staoern.  die  „Gerechtigkeit  der  Besteaeraog*'  im 
1.  Kapifiil  an  «Me  Spitze  der  Enirteronpen  und  handelt  dann  in  §.  195  IT.  ufther  die  Gruiid- 
üätzc  dafOi  ab,  mit  manchen  feineu  gescbicbtspbiloäophiäcbeo  Bemerkaugen  ond  Koostigen 
beachteuäwertheB  Ansfährungen,  die  sieb  aneh  von  Neoem  Iran  fegen  meine  enri£ite 
Scheidung  (S.  24S)  wenden,  dieselbe  ,,relsse.  wio  er  meinf,  eine  einzige  Wurzel  aas- 
eioaader",  deren  historische  Entfaltung  zu  verfoliien  er  dann  fur  seine  Aufgabe  hält. 

In  besonders  scharfer  Weine  hat  sich  Vocke  in  äcineiu  Werke  „die  Abgaben 
Q.  s.  w.*^*  iegon  meiue  Aufstellung  eigener  „finanzialpolitischer  Grundsätze"  gewandt 
(S,  3"  uu']  passiui'i.  Aber  meine  Ansichten  sind  von  ihm  incorrcct  wicdergesieben, 
mehrfach  misäveri>taDden  und  in  keinem  entscheidenden  Punctc  wicüerlegt.  Ja,  im 
Grande  kommt  er,  ohne  es  freilich  zn  meikeu,  in  mehrfachen  Ausfuhrungen  auf  das 
hinaofi.  was  den  Kern  meiner  Er(lrterungcii  über  den  „Grundsatz  der  Ausreichendheit 
der  Besteuciung '  bildet  is.  u.  A.  Vocke,  S.  503  tf.)-  babe  ich  bereits  in  meiner 

Besprechung  des  Todkeschen  Werks  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1897,  8.  556,  565  It. 
niher  begründet,  worauf  ich  mich  hier  aosdrUcklich  beziehe. 

Bosch  er  erörtert  im  Wesoutlicheu  die  Stcuerprincipien  iu  dem  Kapitel  rou  der 
„Ethik  der  Steuern  im  Allgemeinen",  was  mir  gezwungen  ersdieint;  allerdings, 
nachdem  er  im  vorau^^ehend^n  Kapitel  von  der  „Naturlehrc  der  Steuern  im  Allge- 
meinen" die  volkswirthschaftiichen  Principien.  einschliesslich  der  Ueberwälzungslehre, 
behandelt  hat.  Als  Stcuerprincipien  (,, leitende  Grundäat/.o")  gicbt  <;r  die  Smith'schen 
Regeln  wieder  (die  erste  m.  £.  nicht  ganz  correct),  will  aber  die  dritte  und  vierte 
zasammenzicheir  und  sie  anders  fornuilireu :  al.>  d'nimlsatz  der  Verbältnissmässisrkeit 
öder  uiateriüllcü  OcrcchtigL>.;ii .  Jei  urjtjung  udci  iurutalen  Gerechtigkeit,  der  Wirth- 
schaftlichkeit  oder  Klugheit  (§.  44).  —  Dagegen  lehnt  auch  er  die  Einfiigang  eioei 
..Princips  der  HinJan>(Ii..likeit  '  ;ib.  freilich  mit  hinfälliL'^eii  JiruniKn.  R-,  sei  zwar 
bis  zur  SelbstverstäuiUichkuU  m  gewissor  Hinsicht  einleuchtend:  i^t  da»  von  den  drei 
„Yerwaltungsprincipieu''  nicht  auch  zu  sagen,  diu  man  dennoch,  die  auch  Koscher,  auf- 
stellt? K  lithalte  al  er  auch  eine  LUcke.  da  man  doch  Anleihen  billige  und  einen 
schlimmen  i  uicl,  wogen  der  Dehnbarkeit  dc^  Siaatsbedarfs:  Einwündungen.  die  durch 
meine  ausdrucklidie  Fawang  des  eisten  tinauzi'oliti>chen  Princips.  iu  Verbindung  mit 
der  dort  hcrl>ei2'ezog'  uen  Lehre  von  der  Bedarfsdeckiiiig  i^meine  Kin.  I,  §.  61,  65  ff.) 
genügend  widerlegt  wurden,  so  das«  ein  eigener  „Grundsatz  der  Mftsaigkeit*',  den 
SmcEot  «enifstens  einem  Qrandsits  der  Ansreichendbcit  gogenQbeisfdIen  vfltde, 


1877,  1880,  ron  denen  der  letzte  iich  schon  seblechtliiu  als  Finanzwiasettsclinft  von 

A'!ölf  Waftn- r  ausL'-iebt V*.  Diese  Wendunp:  ^oll  d  'Heichf  kein  Stich  gegen  mich 
aelu,  wird  aber  leicht  so  au%6fasät  wordou  kOnuoa.  Ich  frage  jedoch  jeden  Leser  meines 
zv'eiten  Bands,  ob  ich  Becht  hatte,  denselben  ab  mein  Bach  zu  bezeichnen  and  ob  es 
nicht  gegen  Raa  Unrecht  gewesen  wäre,  Jas  Biu  li  aoch  das  seine,  von  mir  nur  „neu  be- 
arbeitete" zu  nennen?  Inhalt  und  Form  Uatten  von  Kaa  gar  nichts  mehr,  ron  mir  Alle«. 
Selbst  der  Zusatz  auf  dem  THtel  der  eisten  Attflage  „zn^ldeh  ab  6.,  bez.  T.  Aufgabe 
von  li&ü'-y  Finanzwissenschaft  entsprach  schon  kaam  mehr  ganz  dem  Saehrerbalt. 
S.  das  Vorwort  der  ersten  Auflage^ 

A.  H  agner,  FinaiuwisscaKhnft.   IL    <£.  Aull.  20 
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nicht  erforderlich  ist.  Zum  üeberfluss  arpnmentirt  Roseber  an  einer  anderen  Stolli- 
des  geuauDten  Paragraphen  ganz  richtig  Bclbüt  mit  düia  Gedaukeu  meines  ersten 
finanzpolMsdran  PriBcips,  iroftn  er  dasselbe  aneli  nicht  elf^eos  fbrmallrt  —  In  der 
Dtirchrubrung  der  Gcrechtigkeitspostuhtr'  lehnt  Kos«  her  mehrfach  die  etwas  srhirferen 
meioer  ,^ialpoUtiscbea"  Foideiungen  ab  (vgl.  auch  dazu  meiac  Auföäue  Uber  bluaiu- 
wUHMMcIiaft  ond  SumtssociallnniiB  in  der  Tflbinger  Zeitselirilt  1887). 

Auch  Umpfenbach  legt  in  der  2.  A.  seiner  Flu.  iS.  160)  eine  Lanze  gegen 
mich  ein,  zq  (iunsten  des  Satzes,  dass  „das  Moment  der  tierochtigkeit  der  Besteuerung 
unabänderlich  an  der  Spirze  der  Besteuerung  zu  stehen  litbe**,  —  mit  liebensirürdiger 
Polemik  gegen  solche  Theoretiker,  die  „nur  Helfenhelfer  einer  tagesscheucn  Pruxid'^ 
seien,  dem  Vorwurf  .,nnlog:ischer  Courdination  von  Finanzpolitik,  (Jercchtigkeit  und 
WirthscbaflUchkcit"  und  —  zugleich  gcj^eu  Neu  mann  —  dem  ülten  Vorwurf,  das 
Princip  der  Fiscalberorrechtung  in  dasjenige  der  Besteuern  ni^  hineiuzu2ielieii  (■.  oben 
S.  214).  Im  Ganzen  eine  halb  miss verständige,  halb  des  Verständnisses  uofthige 
Polemik,  gegen  die  ich  mich  nicht  glaube  besonders  rertheidiguii  zu  sollen. 

Wesentlich  von  allen  anderen  bisherigen  Theoretikern  verschieden  stellt  sich 
Sax  in  seiner  örnndleganp  zu  der  Frage  der  obersten  Steuorprincipien.  Währfn-I 
die  Meiston  die  Gerechtigkeitsprincipien  voranstellen  und  £ast  allein  als  wirkliche 
„Prindplen**  freltea  lassen,  andere,  wie  £.  Nnsse  und  ich,  diesen  Princtpien  svar 
nicht  mehr  die  erste  Stelle  unter  den  Steuerprincipien ,  wohl  aber  eine  sehr  maass- 
gebende  Bedeutung  eiur&umen,  handt«lt  es  äich  nach  Sax  Uberhaupt  in  der  6e- 
stenernnf  gar  nicht  um  solche  Pnncte  der  rertheilenden  Gerechtigkeit, 
wie  ftir  ihn  überhaupt  die  Arguuientatiün  mit  ethischen  Momenten  in 
rolkswirthschattlichen  Dingen  ein  Grundirrthum  ist.  Die  Besteueronf, 
wie  jede  Ökonomische  Erscheinung,  mOsse  vielmehr  und  kOnno  auch  bloss  nach 
Ökonomischen  Gesichtspunctcn  erfcUHrt  und  ihre  Vewli  :Iiuig  aliein  dauach 
richtig  geregelt  werden  (u.  A.  Sax,  Grundlegung  S.  91,  5üG  Ü..  besonders  523  ff., 
s.  darüber  schon  oben  S.  26).  Die  Steuer  wird  einfach  als  ukonoinischer  „W  crthungsvor- 
gang**  avfgefasst,  hierbei  in  hübscher,  nber  nur  der  Form,  nicht  dem  Kern  des  Gedankens 
nach  neuer  Weise  die  Stcuerproereü5ion  in  Verbindung  mit  der  Intensiläfsabnahm« 
der  Btidurfnisse  bei  steigendem  Einkommen  gebracht  und  dadurch  ein  Maass^iab  i'ur 
ihr  individuelles  Avsmasss  tn  erlangen  gesucht  iß.  506  ff.)-  I^inmal  erhält  man  aber 
so  noch  keinen  gentlprend  practisi  h  brauchbaren  Maassstab,  der  ;!  i  'etiv'n  Willkür 
bleibt,  nicht  mehr,  aber  auch  nicht  minder,  sondern  gerade  so  wie  bei  der  üblichen 
Arigamentadon  mit  „Gerechtlgkeitsmomeuten**  nothwendig  ein  veiter  Spielraum 
übrig:  sodmu  -.vird  im  Grunde  doch  mit  dieser  Fassung  des  Problems  ni-]tty  Anderes 
erreicht,  als  mit  der  von  mir  und  Anderen  vertretenen,  nemlich  der  Schluss  begründet, 
dass  der  Haassstah  der  Ldstnngsiahigkeit  weseatlicli  mit  in  HOhe  vnd  Art  des  Ein« 
liomniens  zu  finden  sei,  weil  danach  eine  verschiedenartige  und  verschieden- umfäng- 
liche BedUrfuissbofriedigang  sich  ergebe  und  eventuell  mehr  „freies  Einkommen" 
ftbfig  bleibe,  zur  Beftiedigung  weniger  nOthiger  Bedttrfhisse.  Sachlich  ergeben  sich 
daher  zwischen  Sax  und  mir  wieder  gar  nicht  erhebliche  Differenzen,  nur  die  Be- 
gründungen sind  verschieden.  Wie  oftmals  in  seinem  scharfsinnigen  Werke  versichert 
Sax  freilich,  „seine  Theorie  biete  die  wirthschaftliche  Erklärung  der  Steuer  nach  der 
J«eistungsfahigkeit ,  aber  auch  concludenten  (??)  Aufschluss  Uber  die  Ökonomisch 
richtiL''*  Steueihölie,  was  die  diversen  (anderen)  Steuertheorien  nicht  vermruhten"  (in 
der  li.liaksanalyse  zu  §.  s''.  S.  XXllI).  V.\^  ist  Ariiii  litssache.  Ich  kann  t>ai  auch 
hier  liie  Bererhtiguui^  ditM-r  ijuteu  Meinung  ul  i  Theorie  nicht  zugeben:  soweit 
sie  wirklich  neu,  ist  .-ie  unrichtig,  soweit  sie  wirklich  richtig,  ist  '.ic  nicht  neu,  — 
wenigstens  im  sachlichen  Kein  nicht.  R.  Meyer  a.  a.  0.  hat,  wie  Sax  selbst  ein- 
räumt, sogar  in  der  Fassung  schon  mehrfach  Aehnlichcs  gebracht  (tfeyer  8.  380, 
Sax  S.  512'.  uhnc  zu  wähnen,  er  argumcntire  in  der  Steuerfrage  so  bloss  mit  wirth- 
schafilichcn,  nicht  mit  Gerechtigkeitsgesichtspuucten.  Die  Einseitigkeit  von  Sax,  dem 
er  sonst  in  der  AafTasBong  gerade  dieser  Dinge  znstimmt,  hat  sdbst  r.  60hm- 
Bawerk  gerügt  (Tubinuer  Zeitschrift  ISSS,  S.  l(5fl.  s.  oben  S.  27).  —  Meine  Be- 
gründung der  schärferen  Besteuerung  der  lieichcreu  mit  dem  „socialpolitischen  Ge- 
mchtspunct**  weist  auch  Sax  ab,  „die  Ökonomische  Natur  der  Besteuerung  ergebe  das 
von  selbst"  (S  523,  Note).  —  Im  Ganzen  kann  ich  so  Sax'  Ausführungen  in  diesem 
theoretischen  und  praaischcn  Uauptpuncte  seiner  ganzen  Doctrin  nicht  fUr  gelungen 
halten.  Ohne  eigene  Gerechtigkeitsprincipien  kommt  man  in  der  Besteucruugstheorie 
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uiiil  Praxis  sowenig  als  in  der  ganzen  Finanz-  and  Wirthschaftstheorie  aus.  In  dioier 
Hinsicht  theilo  ich  die  AafTasäung  G.  SchmoUer's  in  seinem,  die  Be^tcuornng^rer- 
thcilung  übrigens  nicht  näher  behandelnden  (nur  S.  51  alä  Thcil  des  Probleuiä  mit 
nennenden)  Aufsatz  Qber  die  „Qereehtigkeit  in  der  YdtawiitliMluift''  (JahrbDch  1681, 
N.  F.  I,  19—54). 

Natürlich  hat  sich  iast  jede  theoretiiche  Arbeit  aber  Besteueriuij^  auch  mit  den 
leitendes  oberBten  GrandsKtzen  beacbtitfgt  Die  fenaDaten  entbalten  voU  das  Wich« 

tigste  darüber.  Za  nennen  sind  ausserdem  etwa  noch:  v.  .laroh,  Fin.  §.  IßO  ff. 
^(inindsitze  der  Gerechtigkeit,  —  n.  A.  Gleichheit  oder  Ebcomaass  iü  der  VcrtheUung 
so,  dass  Jeder  in  dem  Maasse  ndt  Abgaben  belegt  wird,  ab  er  an  dem  Qemelbiirohl, 

das  der  Staat  datlurch  hervorbringt,  Theil  nimmt  — ;  ferner  der  Nationalökonomie  — 
uameatlich  nur  leine  Eiokommenbesteaeniag  — \  endlich  der  Finanzwissenschaft).  — 
T.  Malebns  I,  §.  89  fr.  (Pcetalate  der  austbeilenden  Gerechtigkeit:  Allgemeinheit, 
Gleichheit,  Grösse).  -  Murhard,  Besteuerung  67  fl.,  ST  H.  —  J.  G.  Hoffmaun, 
Steuern  passim  S.  21)  ü..  ;n  iW  —  Umpfenbach,  Lehrbuch  I.  105  if.  (Grundgesetz: 
Jeder  nach  seiner  Beitr&gälaliigkcit,  was  die  Anforderungen  der  Allgemeinheit.  Glcich- 
mässigkeit,  Verthcilung  der  Steuern  nach  dem  reinen  Einkommen  enthalte);  2.  Aufl. 

70  if.  —  Laspeyres,  Artikel  StaatswirthsrJmft  im  Sta.tt-wörterbuch  X.  lOH  fl'.  — 
V.  Hock,  öffentliche  Abgaben  1  ö",  {yhl  TreÜcudc&;  —  Eisenhart,  Kunst  der 
Besteaemng  S.  5  (f.  —  Maurus,  Besteuerung,  Kap.  7.  —  Ferner  Schmoller  in 
der  Abhandhing  über  Einkorn  löcn  in  'l'T  Tubinger  Zeitschrift  18(j3;  oinc  bc.>ontiL'rs 
für  die  volkswirthschaftliclu'u  rnncipieu  der  Besteuerung^  wicliti^jc  Arbeit,  die 
amlor.  n  Grundsätze  werden  nur  gelegentlich  berührt;  die  Bedeutung,  die  K.  Meyer 
dieser  Arbeit  und  der  von  Schftffle  über  „Meuseb  und  Gut  in  der  Volkswirthschaft'* 
(1S61)  für  die  Entwicklung  der  Lehre  gerade  von  dun  Priucipion  der  (ierechtig- 
keit  beile<;t  (§.  20).  liuben  beide  Abhandlungen  dafHr  nicht  gehabt.  Koumann's 
or«to  Schrift  war  dafüi  ungleich  wichti;:;er.  —  S.  sonst  auch  die  Gutachton  des  Vereins 
für  Sociaipolitik  über  l'erbonalbcätuueruug  <1878)  und  Uber  Commnnalbesteucrung 
(1S77).  —  Bau  I,  8.  250—26«  hat  folgende  Behandlung:  „Entwicklung  der  obersten 
Besteucmngygrnndsätze",  Ableitung  der  IJesel  lor  Allgemeinheit  und  Gleichförmigkeit, 
dann  des  Bcgrilfs  der  Stcuerfähigkeit ,  Erörterungen  über  die  Steucruucile.  Die 
fdtlende  Unterscbeidang  des  rein  finaazieUeii  und  des  soeialpolftiscben  Standpitnets, 
dann  des  einzel-  uml  volkbwirthBrhaftlichen  präjudicirt  auch  seinen  Resultaten  der 
Erörterung.  DarauJt  untersucht  Kau  die  „voikwirihkchaftlichen  Wirkungen  der  Steuem'% 
§.  267 — 275.  daftlttter  besonders  die  Ueberwükang,  d.  b.  Lehren,  die  nnten  bei  den 
„rolkswirthschafUichen  b'teuetprincit»ien*'  vnu  niii  i'  1j  i  mlelt  worden.  EinzcltK's,  w^h 
ich  in  die  Untersuchung  über  die  Stcuerprincipieu  aehc,  findet  :äch  bei  Kau  auch 
in  dem  Abschnitt  ?on  der  „Einriebtang  des  Stenenresens"*  und  im  zweiten  Bande  in 
den  Einleitungen  zu  den  Stcuergattungen. 

§.  123.  Die  Abweichung'  ii  in  meiner  eigenen  folgenden  DHi^tdlung  von  Kau 
und  den  Aeltcrcn  und  auch  von  Stein,  Keumanu,  Kasse,  Ucld.  Schüffle, 
G.  Cohn,  I{.  Meyer.  Sax,  Vocke  und  anderen  Neueren  treilen  zum  Theil  die 
Stcuerprin«  ipieii  selbst  und  ilie  daiaui.  besonders  für  Steuersystem  — 
abzuleitenden  l  ulgerungen,  zum  Theil  und  im  Ganzen  mehr  noch,  namentlich  auch 
gegenOber  den  genannten  neueren  Tlicoretikern,  die  Motivirungen  der  anfgestellten 
Grundsätze  nml  Postulat«'.  Der  (»rund  der  Abwoichnn^r  liegt  in  der  schon  angedeu- 
teten, rou  mir  für  nothwcudig  gefundenen  Zur  uckführ  ung  der  Steucrpriuciuidn 
aof  die  Prinoipien  der  wlrthschaftÜchen  Itcchtsordnung  und  in  der  damit 
in  Verbindung  stehenden  Untcrscheidn nj?  cinzel-  und  de:>  volkswirth- 
ttchaftlicheu  sowie  des  Standpuucts  des  Systems  der  freien  Concurrenz 
einer",  einer  „socialpolitischeu"  Begelnng  der  freien  Concurrenz  und 
d er  Vermögens-  und  Einkommensvurtheilung  und  Verwendung  ander- 
seits. Meiner  wiederholt  berrorguhol>cuen  Auffassung  gemäss  ist  ein  solches  Vor- 
gehen auch  in  der  Flnanzirissenschaft  und  speciell  in  der  Steuerlehre  gebeten.  Die 
Re^^iilndun^^  dafür  und  uü'l.i:i  '  U  Vii-Ics  im  KolgenJcn  Iiei:t  (hiher  aucli  wieder  in 
meiner  Hvolkswirthüchaftlichcu  Grundleguug'\  auf  die  ich  mich  hier  von  Keuom  be- 
sehe (besonden  Kapitd  2—4  det  1.  Abtheiinng  des  1  Ausgabe).  (S.  auch  oben 
§.  S2  aber  den  sodalpolitischen  Steuerbegfifi',  sowie  schon  Fin.  I.  §.  27-29.) 
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Die  einseitige  Betommp:  geretlitor  Sfeuers'ertheilung  haben  scTion  Nasse. 
Held  0.  A.  mit  Recht  der  bisherigeo  Lehre  von  den  Steuerprincipien  zum  Vorwurf 
fenadit.  Die  tob  mir  sogenaiiiiteii  finanzpolitischen,  aber  auch  die  roilcs- 
wirthschaftlichen  Steui  rprincipicD  mttssen  vielmehr  den  Rücksichten  auf  ^'erecbte 
Stenerreitlieilniig  foraugcbeu.  Denn  bei  jenon  bandelt  es  sich  um  die  Bedingangeo 
IHr  die  Existenz  und  far  das  Gedeihen  der  Gemeinschaft,  bei  der  Stenervertheilung 
for  Allem  um  (U^  Interesse  der  Einzeln •  n.    Die  Gemeinschaft  ist  das  Höhere. 

Es  ist  auch  —  oder  war  weuig^tens  früher,  denn  neuerdings  haben  manche 
Autoren  meine  Terminologie  angenommen,  aneh  sdche,  ireldie  meine  Grandanffiusnnf 
nicht  theilen  —  nicht  üblich,  in  Jci  W  ciso,  wi.-  ich  es  thue,  von  „finanzpolitischen" 
nnd  von  „volkswirthschaftlichcn"  Steucr„principien"  zu  sprechen,  welche  neben 
diejcnigun  der  Gerechtigkeit  und  der  Verwaltung  treten.  Aber  such  hier  hat  woM, 
wie  öfters,  nur  die  an  A.  Smith  anknüpfende  Tradition  nachgewirU  iiml  eiiii'  andere 
formelle  Rehandlung  veranlasst.  Ks  liec  t  kein  Grund  vor,  die  Lehren  über  die  richtige 
Volks-  und  ciüzelwirthschaftliche  isieucnjuollc,  über  die  Wahl  der  Stenoraiten  und  die 
Ueberwälzung  nicht  auch  zu  „Steuerprincipien*'  zu  formuliien.  Erst  dadnrch.  flass 
das  geM-hii  ht  und  dass  gleichfalls  die  zwinfirenden  Anforderungen  der  Finanzwlrth- 
schaft  au  da»  Steuerweseu  iihulich  als  ,.rriu<  ipu-n"  gefasst  werden,  welche  fÄr  die 
Einrichtung  der  Besteaenmg  mit  bestiunutiui  sein  inusst  n,  rucken  anch  die  Gerechtig- 
keit^ und  die  YcrwaltungsprincipiL-n  in  die  richtige  zweii«;  Sti  lle. 

in  Betretl  der  „Gerechtigkeit  '  in  der  Besteuern ni;  belinde  ich  mich,  was 
die  Gmndanschaaang  und  die  Motivirung  anlangt,  nach  dem  (lesagten  mit  fast  allen 
bisherigen  Tbeoretilcern  in  Widerspruch,  auch  mit  Stein,  Noumann.  Sehäffle, 
Cohn.  Hier  gilt  es  aber  eben  m.  E.  gerade  eine  historische  Anschauuni;  in  die 
Bewetoffthmng  hinein  zn  tragen  nnd  demgemSss  zu  zeigen,  dass  die  „gerechte  Steuer- 
vortheilung"  sich  nothwendig  ändert  mit  den  Kecbtsgrrnnd lagen  der  Volkswirth- 
Schaft  and  der  Gesellschaft  und  mit  der  Beurtheilung  dieser  Grundlagen  im 
Volksbevnsstseitt.  Die  „Gleichmissigkeit**  der  Bedfeoernng  wird  deshalb 
anders  ver-tandon  in  der  „ständischen",  anders  in  der  „staatsbürgerlichen", 
anders  in  der  b^inneodeo  „socialen"  Epoche  dos  Steuerwesens,  und  ganz  fuige- 
richtig.  Mar  bei  dieser  Anffassting  lassen  sieh  die  endlosen  Streitigkeiten  aber 
proporii-':j;il'  i.ü  !  |  ^rrcssive  Besteuerung,  gleiche  udcr  ven.chied(.iie  Besteoerung'  des 
fuodirton  und  nicht  fuudirten  Einkommens,  Steuerfreiheit  des  „Existenzminimums", 
Indireete  Verbfanchs-,  Kapital-,  Erbschalissteaem  v.  s.  w.  ttberhanpt  schlichten:  weil 
nur  I  di.!  getroffene  Entscheidung  auf  die  Principien  der  Rechtsordnung  zurtlcli- 
gefuhrt  wird.  Bei  dem  bisherigen  Verfahren  der  Beweisiah  mag  überzeugt  ja  auch 
Niemand  den  andern  und  Behauptung  steht  gegen  Behauptung,  z.  B.  dass  nur  die 
proportionale  oder  nur  die  progressive  Besteuerung  die  „gleichm&ssige  '  sei,  die  Alle 
wollen.  Gerade  Stein  lag  es  besonders  nahe,  zu  dieser  Auffassong  zu  gelangen, 
aber  er  bleibt  eben  Uberhaupt  (trotz  der  Ausführung,  4.  A.  I,  414  S.)  doch  zu  sehr 
in  der  Idee  stecken,  als  sei  die  „staatsbürgerliche"  Ptric.de  das  Kndglied  der  socialen 
und  ökonomischen  'Entwicklung  der  civiiisirfen  Yrpiker.  Auch  Held  uud  selbst  Neu- 
mann, sogar  V.  Scheel  (progressive  Besteuerung.  Tübinger  Zeitschrift  B.  1,  S.  2T3), 
wel<^er  letztere  dieser  meiner  Auffassung  am  Niicbstcn  steht  und  bereits  von  einem 
„social politischen"  Maassstabe  der  Bestenerung  spricht,  dem  der  ..rechnerische" 
weichen  mui>i»c  (,S.  292),  wären  zu  festeren  Ergebnissen  gelangt,  wenn  sie  diese 
„hislorischo"  AuschauuDg  gehabt  hätten. 

Die  polemisch  begründete  und  die  einfache  Ablehnung,  welche  meiner  genannten 
Unterscheidung  zu  Theil  geworden  ist,  mehrfach  ciju  Autoren,  mit  welchen  ich  sach- 
lich eigentlich  nicht  so  sehr  verschiedener  Meinung  liin,  hat  mich  zu  erneuter  ein- 
gehender Beschäftigung  mit  der  Controvcrse  und  Prüfung  meiner  Doctrin  an  den 
gemachten  Einwendungen  veranlasst.  Aber  d<is  Ergcbniss  war  doch  im  Wesentlichen: 
Festhaltung  meiner  in  der  ersten  Auflage  gegebenen  principielles  Auffassung  und 
foimellen  Behandlung.  Ich  habe  daher  iin  Folgenden  sachlich  wenig,  in  der  Form 
nur  dasjenige  verändert,  was  zu  MissTerst&nduissen  und  zu  einzelnen  richtigen 
Beanstandungen  Anlass  gegeben  hat  Dass  ich  damit  den  Gegnern  genug  getban. 
bezweifle  ich  freilich.  Dann  mögen  sie  aber  bedenken,  dass  wir  meistens  mehr  nur 
in  den  Motirirungen  der  Auiftassungen,  als  in  den  letzteren  selbst  auseinander* 
gehen.  Sogar  Saz  gegenQber  gilt  das.  Die  abliehen  n^grttndungen,  x,  B.  des 
pTogresslren  Stenerfhsses,  der  Mheren  Bestenening  des  fnndirten  EinkomneuB,  gc- 
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nogen  mir  Dicht  und  dMä  führte  umh  zu  meiner  Bfgruoduug,  die  veoifsteu»  lu.  £. 
bisher  niobC  widerlegt,  noch  doich  eine  bessere  ersetzt  ist.  Die  Siz  flcbe  venu^ 
icb  eben  nicht  fHkr  «ine  beflwn  in  halten.  S.  Weiterai  $.  15tt  ff. 

Einleitung. 

1.  124.  Bedentang  eolcber  oberster 0ni]id8&Ue 
der  Bestcnernng. 

Als  Richtscbnar  für  die  EinriebtODg  der  BesteaervDg  hat  die 
FinaDSwiseenscbaft  eine  fieihe  von  obersten  Grnndsätsen 
anfknateUen,  welche  dann  %n  practiechen  Postnlaten  der 
Steuerpolitik  nnd  Steaertechnik  werden.  Sie  nrnss  dabei 
eine  doppelte  Rlleksieht  nehmen,  einmal  nnd  zuerst  auf  die 
Bedfirfnisse  der  Finanxwirtbsohaft,  des  Staats  wie  der 
flbrigen  Offentlicben  Körper  (Gemeinden  n.  s.  w.),  sodann  auf  die 
an  besteoemde  Bevölkerung.  Jene  obersten  Omndsätse  hat  die 
Wissensdiaft  daher  invOrderst  aas  dem  Wesen  der  Finanxwirth- 
Schaft,  daneben  aas  den  Wirknngen  der  Bestenernng  anf  die 
BevOlkerang  absnleiten. 

„Aas  dem  Wesen  der  Finanzwinliscbaft",  d.  h.  daher  ans  den  hier  rorliegeoden 
zvingeuden  Bedarfnissen ,  iu  deren  Anerkennung  wieder  der  in  erster  Linie  maass- 
gebende  Gemeinsch afts-Siandpunct  umi  Iiitoresscii - Gesichf^I)l)nct  des  „Ganzen'* 
znr  Gc'ltQiig  gelangt:  vor  den  Interebj;eii  der  EiiizeJnüH.  welche  »ich  an  die  Wir- 
hnngen  der  Steoen  auf  diese  und  an  die  Steaurr erth eilott;  ulknll]MGui,  —  Inl«^ 
«tien,  welche  nur  ?om  indirida»li«ti«cheA  Standpnnct  nos  vorantreton. 

Solche  Grundsätze  lasiten  sieb  aber  schon  fttr  die  Tbeorie 
niebt  immer  als  absolute  hinstellen.  Mehrere  von  ihnen  sind  viel- 
mehr  wesentlich  leitiieh-  nnd  Örtlich-relativer  Art^  sie 
hingen  mit  den  gegebenen  Coltm^,  Wirthsehafls-  and  teohni'^cben 
Verhältnissen,  mit  den  jeweiligen  Volksanschannngen  nnd  mit  dem 
Znstande  des  Beeht«bewnsst((eins  nnd  des  Offentliehen  Beehts  sn- 
sammen,  verilndem  sieh  daher  anch  mit  diesen  Momenten:  sind 
mit  einem  Worte  zam  Theil  nicht  rein  logische,  sondern 
historisehe  Kategorieen.  Das  ist  von  der  Wissenschaft  nicht 
immer  genügend  beachtet  worden. 

Hier  wie  so  oft  verdanke  ich  den  Anrc^aingen  der  Bodbertusschen  Betrach- 
tungsweise des  Wirthschafts-  und  Gesellst!  af  !  bcns  die  m.  E.  richtige  Anffa^sung: 
einer  der  wahrhaft  ..hi^fo^ischeD"  Nationainkunomea.  der  nicht  in  der  Weiee  ein* 
»eiliger  Spccialisten  den  Wald  vor  Iniiter  Bäumen  Itbeisieht  und  ni<dit  nnicigiwih  Oe- 
«chicbtc  und  Theorie  identificirt  oder  —  cunfuiidirt. 

Nicht  der  einzelne  Grnndsat/  ferner  kann  l'Ur  sich  allein,  ge. 

trennt  von  den  anderen,  msassgebend  sein,  sondern  die  verschiedenen 

Grundsätze  kommen  neben  einander  bei  demselben  Besteuerongs- 

Problem  in  Betracht.   Daraas  ergiebt  sich  gewöhnlich  schon  die 

Nothwendigkeit  einer  Modifieation  des  einzelnen  Princips  bei  seiner 
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Anweutluüg.  Auch  darauf  hui  beieits  die  Theorie  liückt»icht  zu 
nehmen  und  deshalb  von  vornherein  die  Zulässigkeit  8olcher  Modi- 
ficationen  als  etwas  U  nveimcid liehe s,  was  dann  freilich  im 
cohcreten  Falle  zu  beweisen  ist,  zuzugeben.  Es  folgt  daraus  aber- 
mals, dass  die  obersten  liesteuernngPsrrundsUtze  meist  nur  eine 
relative  Bedeutung  besitzen.  Auch  hier  hat  sich  die  Finanz- 
wissenschaft nicht  immer  vor  eiucui  zu  weitgehenden  Absolutismns 
ihrer  Forderniii^^en  gehütet,  ist  ,,doctrinUr"  geworden  uud  hat  dann 
vollends  den  gebotenen,  aber  auch  möglicheu  EintiiLBS  auf  die  Praxis 
eingebiisst. 

Einzelne  Grundsätze  ergeben  sicli  so  sehr  aus  dem  Wesen  der 
Sache  und  aus  den  notorischen  Steuerwirkungeu,  dass  sie  in  der 
Steuerpraxis  niemals  ganz  unbeachtet  bleiben  konnten,  lange  vor 
jeder  theoretischen  Formulirung.  Der  Fortschritt  hat  dann  nur  in 
der  Ableitung  dieser  Grundsätze  als  ausdrückliebe  Riehtsebnar  i^kr 
die  Praxis  und  in  dem  Bemühen  dieser  letzteren  um  eine  strengere 
Befolgung  dieser  Riehtsebnar  bestanden.  Mit  der  Entwicklung  der 
Finanztbeorie  sind  die  Grundsätze  zur  genaueren  Formulirting,  tieferen 
Begrtlndang,  schärferen  Bestimmtheit,  grtlndlicberen  Erfassung  ihres 
Inhalts  gebraebti  und  in  dieser  Beziehung  immer  weiter  zu  gelangen, 
ist  die  Aufgabe  der  fortschreitenden  Wissensehaft.  Dadurch  wurden 
und  werden  jene  Principien  immer  geeigneter,  der  Praxis  zur 
Leitung  zu  dienen.  Die  bestehende  Praxis,  daher  namentlich  die 
geltende  Steuergesetzgebung  und  deren  Wirkung  auf  die  Bevölkerung 
ist  an  ihnen  zu  priiien. 

Die  OrundsStze  selbst  sind  aber  auch  ibrerseitB  stets  von 
Neuem  auf  ihre  Bewährung  und  —  auf  ihre  DnrehfUhrbarkeit 
an  der  Praxis  zu  prdfen.  So  allein  erfolgt  die  erspriessHche 
Weehsdwirkung  zwiseh^  Wissenschaft  und  Praxis  und  wh^  das 
Ziel  einer  gerade  hier  bei  der  Aufstellnag  oberster  Besteuerungs- 
grundsätze für  die*' Praxis  arbeitenden  Wissense haft ,  wie  der 
Finanzwissenschaft,  -gemäss  der  zweiten  Aufgabe  der  letzteren 
(Fin.  I,  §.  12)  —  soweit  als  möglich  crreiclit.  Angesichts  der  in 
der  Praxis  sich  oft  kreuzenden  Anforderungen,  welche  aus  den 
einzelnen  (irundsätzen  hervorgehen,  und  der  Grösse  der  im  Lcl)cn 
zu  überwindenden  Widerstünde  mubs  die  Wissenschaft  sich  nur 
abermals  in  ihren  Ansprüchen  auf  Verwirklichung  ihrer  Postulate 
bescheiden:  sie  kann  jene  Grundsätze  nur  als  Ziel  hinstellen,  dem 
man  sich  in  der  Praxis  nuigHclist  niiiicrn  8(dl.  Wie  weit 
letzteres  gelingt,  das  hängt  oft  gar  nicht  von  tinaoziellen  Momenten, 
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wie  z.  B.  der  Einrichtung  des  Steuerwesens,  der  Steuerarten,  dem 
Erhebungöinodns  u.  s.  w.  ab,  sondern  wieder  von  den  gegebenen 
techniRchen,  Wirtbschalta-y  Oultur-  und  Kechtsyer- 
hältn  issen. 

Kux  mit  der  loeiät  vou  (jaius  aodereii  Factorea  bedingten  Veriudenuig  dieser 
VeibSltobne  hmm  flieh  dann  gewtese  StooerprincipiMi,  2.  B.  das  d«r  Allg«meiBbei^ 

der  Gleicbmassigkeit,  der  geringen  Erheljuiii^slüsten.  der  Bestimmtlieit,  Bequemlichkeit, 
ttberhanpt  oder  besser  rerwirklicbeiu  Jene  gegebenen  Verhältnisse  dos  Lebens  sind 
sogar  nicht  selten  so  miclitig,  daas  sie  zn  J^richtangen  der  Beeteneratig  nO^thigen, 
welclic  au  sich  unverineidlich  einen  grösseren  Verstoss  gegen  bes'iijinid:  Steuerprin- 
cipien  mit  sich  bringen,  «Is  andere,  an  sich  rieMcht  Ix^sere  luiuriciitangda,  weil 
lettten  erst  eine  ganz  andere,  bOliere  Gattnratvfe  des  YcXka  oder  Entwieuvng  des 
Rechtsbevusstseins  roraassetzen  würden.  !Man  innss  /..  B.  vielleicht  eine  Steucrart 
wählen,  welche  höhere  Erhebuagskosten  macht  und  uugleichmäasiger  die  Volksclassea 
nnd  Einzelnen  belastet,  weil  in  der  gegebenen  Lage  nur  so  der  erforderliche  Steuer- 
betrag:  aufzubringen  ist  (FsJÜ  der  indirecten  Verbrauclistener  statt  directer  Einkommen- 
steuer) oder  weil  andere  Schwierigkeiten  bei  anderen  Steuern  nicht  za  tiberwindmi 
»inü,  z.  B.  die  richtige  Enuiitelung  des  Einkommens  bei  der  Einkommenäteaer. 

Mit  solchen  Zugeständnissen  verlieren  die  obersten  Steuer- 
principien  der  Finanzwissenschail;  nicht  ihren  Werth  nnd  wird 

natUrlich  auch  nicht  ein  „Princip"  sanctionirt,  dass  die  Abweichung 
vou  Jenen  obersten  Sätzen,  weil  oft  unvermeidlich,  auch  unschädlich 
sei.  Ks  wird  vielnielu  mir  den  gegebenen  Lebensverhältnissen  als 
einem  einiuai  iumier  mitsprechenden ,  mitunter  entscheidenden 
Factor  Rechnung  getragen.  Die  Finanzwissenschaft,  speciell  die 
Steuerlehre  hat  auch  dies  nicht  immer  genügend  gethan. 

Das  ist  ihr  mit  Kecht  nicht  selten  von  der  Praxis  vorgeworfen  worden:  sie 
enehien  dieser  zu  doctriuär.  Andctaetta  darf  aber  die  Theorie  anob  redangen,  dass 
man  in  der  Praxis  die  Abweichung  vou  obersten  Stcuergrundsätzen,  deren  Richtigkeit 
allgemein  anerkannt  wird,  nicht  so  leicht  nehme,  wie  es  oft  geschieht.  Namentlich 
apiiebt  die  Praxis,  wenn  sie  gewisse  Poatolate,  z.  B.  das  der  Gldobmiad^eit,  rex^ 
Trirklirhen  soll,  oft  ohne  genügenden  Beweis  von  ..unüberwindlichen  Schwierigkeiten", 
während  vielleicht  zu  deren  Beseitigung  gar  kein  ernstlicher  Vorsach  gemacht  worden 
ist  oder  ans  anderen,  niebt  oder  nicht  amrdebend  gerechtfeitigten  RocMcMmi  ein 
solcher  unterbleibt.  Im  modernen  Rechts-  und  Culturstaat  sollte  und  in  der  bereits 
beginnenden  „socialen"  Epoche  dee  Steuerwesons  wird  auch  ein  derartiger  Vorwand 
Immer  mehr  abgewiesen  werden. 

Ein  Beispiel  liefert  oft  die  Einkommensteuer,  deren  richtige  Gestaltung 
Uberhaupt  oder  deren  progressiver  Steaerfoss  wenigstens  fUr  „ondarchfuhrbar"  gilt 
YttUige  Oenanigkeit  vird  man  firdlicb  ^cbt  emfcben.  Aber  eine  hinlftnglicbe 
wohl,  sobald  ni.in  elen  nicht  Anstand  nimmt,  besonders  den  wohlhabenden  Classen 
gegenüber,  mit  dem  Zweck  auch  die  Mittel  zu  wollen  und  die  sich  bietenden 
Mittel,  wie  strenge  Controlo,  auch  beim  Erbgang,  Dedarationszwang,  Strafen,  Oeffeut- 
lichkcit  wirklich  anzuwenden.  Widersprüche,  wie  z.  B.  in  der  preuäsischen 
Steuerpraxis,  möglichst  richtig  das  Einkommen  schätzen  zu  sollen,  nbcr  „nicht  in  die 
personlichen  Verhältnisse  eindringeu  *  zu  durfco  —  wasch'  mir  den  Pelz,  aber  mach' 
mich  nicht  nass  —  sind  freilich  unhaltbar.  Aber  Steuerergebnisse  einer  solchen 
Pmxis  sind  auch  kein  Beweis  für  die  UndQrchfiüubarkoit  eines  Stenerprincipe  oder 

einer  Steucrart. 

So  hat  sich  die  Theorie  allerdings  vor  dem  Doctrinarismus 
absoluter  Principien  und  l'ostulate  der  Praxis  gcgeullber  zu  hüten. 
Sonst  verliert  sie  ihren  EiuÜubs  auf  die  Praxis,  Fiscaiismos  und 


Diglized  by  Google 


308  AUgetn.  Steaorlehro.  3.  K.  Grundä&t%P.  Einluit.  §.125. 

Roatine  grassiren  um  so  mehr.  Die  Praxi»  aber,  welche  ohne 
Noth  die  obersten  Steiiergrandsätze  vernachlässigt,  erschwert  ihre 
eigenen  Aafgaben  und  sinkt  zu  gemeiner  iiouiitie  herab. 

Kein  Geringeror  als  r.  Hock  hat  seioeiu  Werk  über  die  Ofiendicheu  Abgaben 
ein  Motto  vorgesetzt,  das  gerade  in  der  Gegenwart  anf  diesem  Gebiete  den  Tindett 
der  prarti^c)ien  VerSchter  der  Theorie,  ain  Ii  ujitcr  den  StaatsinäODcrn,  entgegengerufeii 
werden  kauu,  daa  Wort  Koyer- CoUard's:  „Die  Theorie  als  UbertiUssig  erklären 
heuflt  den  Hoclimiith  haben,  aan  blanche  nicht  zn  wissen,  vne  nun  stft,  wenn  man 
qtricht,  and  Iran  man  thnt,  wenn  m;^n  Trti^dclt.'' 

II.  —  §.  125.  Die  Steaerpriucipien  und  daa  Steuer- 
System. 

Die  obersten  Steaerprincipien  haben  die  practische  Steuerpolitik 
namentlich  bei  der  Wahl  der  einzelnen  Steuern  und  bei  der 
Aafstellang  des  ganzen  Steuersystems  zu  leiten.  Jede 
Steuer  ist  an  diesen  Principien  zu  prtlfeu  und  möglichst  diejenige 
zn  wählen,  welche  unter  den  gegebenen  Umständen  die  meiste 
Aassieht  bietet,  den  hiernaeh  zn  stellenden  Anforderungen  am 
Besten  zu  entsprechen  ader  -  womit  man  sieh  nur  zu  oft  begütigen 
mnss  —  am  Wenigsten  zu  widersprechen. 

Wegen  der  Verschiedenheit  dieser  Anforderungen 
und  wegen  der  praetisehen  Sehwierigkeit,  dieselben 
mit  einander  zu  vereinen,  erweist  sieh  aneh  eine 
einzige  Steuer  zur  Aufbringung  des  ganzen  Steuer- 
bedarfs  von  yorneherein  nieht  geeignet,  vielmehr  er- 
seheint eine  zweckmässige  Verbindung  mehrerer  ver- 
sehiedenartiger  Steuern  oder  ein  eigentliches  Steuer- 
system hier  rieheiger,  mit  dem  leitenden  Gesiehtspunet,  dadurch 
dem  Ziel  einer  möglichsten  Verwirklichung  aller  maassgebenden 
Postnlate  nahe  zu  kommen. 

OiMM  Schwierigkeiten  liegen  hier  stets  vor.  Die  geschichtlich  uberkouiinene 
Besteuerung  nnserer  Cnltnrstaaten  setzt  sich  regelmässig-  ans  einer  grösserim  Aii7^'»hl 
einzelner  Steuern  zuätuuiueu.  Vuu  der  Verwirklichung  allor  obersten  Stcuerpriiici|*ien 
ist  darin  gewöhnlich  k^e  Rede,  wenn  aach  öfters  '  iii/eluc  Yir&nderungen  oder 
Reformen"  vorgennmmen  worden  sind,  nfn  fines  oiKr  <ia.s  andtTc  Postulat  zu  ver- 
wirklichen, z.  B.  um  die  AUgemeinbeii  udcr  Uleichuiibaigkeit  besäi-r  )iei zustellen, 
gewtee  v<^IInviith8chafUich  nachtheil i^^e  W  irkungen  einzelner  Steut^rn.  z.  B.  Verkebis- 
stnrnngren,  Hemmnnn^cn  tci  hnist  her  I'ort.schrifte,  zu  hosr-ifigen ,  Erhebongskosten  zu 
vermindern  n.  dgl.  m.  Em  ^teueray atuiu  iut  wahren  Siiine  :>teUt  diese  Besteuerung 
trotiden  nicht  dar,  wenn  man  unter  diesem  Ausdruck  eine  richtige  Comblnation 
von  verschiedenen  Steuern  zur  Verwirklichung  der  o];i  rsten  Besteueruugsprincipien 
ve^^tcht  ^s.  schon  oben  In  der  Kegel  begnügt  sich  die  Praxis  damit,  dass 

ihre  Bestenernng  das  allerdings  wichtigste  Pestnlac  erf&Ut,  den  Bedarf  zn  docken, 
lind  nicht  gar  zu  arg  .;r.j,cii  -Iii-  an-lrfiii  Postulatc  vcrstösst.  inindebten»  nirhf  -o. 
dadä  iu  dieser  Hinsicht  zu  laute  Klugen  der  Bev&lkeruug,  £.  B.  wegen  verletzter 
GleiehiniaBjgkeit,  erWnen. 

Die  Theorie  wird  daun  zwar  mit  Recht  weitere  Verbesserungen 
angeben  und  verlangen  mübsen  uud  die  rationelle  Pra^i«  wird  die 
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Herechtigung  dazu  nicht  läugneii.  Jedoch  bat  die  Theorie  hierbei 
zweierlei  Einwände  zu  beachten,  welche  die  Praxis  oltnVals  erbebt. 

Einmal  kann  die  Besteueraog  in  ihrer  ursprünglichen  Anlage 
8ebr  mangelhaft  sein  und  richtigen  und  wichtigen  Postulaten  wider- 
sprechen. Aber  der  lange  Bestand  bat  hier  doch  ?ieUeieht 
viele  Mängel  ansgeglichen.  Man  bat  sich  an  die  Besteuerung  ge- 
wöhnt und  das  that  hier  viel.  Es  kann  auch  wirklich,  nemlieh 
mittelst  der  sogenannten  Ueberwälzong,  eine  einigermaassen 
genügende  Ausgleichung  der  ursprtliigKchen  Ungleicbmässigkeit 
eingetreten  sein.  Oder  es  ist  dies  vermeintlich  geschehen,  in 
den  Angen  der  Betbeiligten ,  was  die  Öffentliche  Meinnng  anch  be- 
ruhigt und,  psychologisch  begreiflich,  auch  oft  ansreiehen  wird. 
Man  wird  sich  deswegen  in  der  Praxis  Öfters  mit  Recht  bedenken, 
an  einem  alt  bestehenden  Stenerwesen  viel  zn  rttttetn,  wenn  daftlr 
nicht  sehr  erbebliche  Grttnde,  anch  der  dringende  höhere  Finanz- 
bedarf»  sprechen. 

Anderseits  bringen  auch  die  besten  nenen  Stenern,  selbst 
wenn  sie  nicht  den  Qesammibetrag  der  Stenern  erhohen,  sondern 
nur  anders  vertbeilen  sollen,  unvermeidlich  neue  StO rangen, 
einen  neuen  Druck  mit  sich. 

Di«  8«lb8t  Sn  dem  Falle,  dais  «io  in  der  Tbat  gewisse  Posftilate,  x.  B.  die 

GIeichmÜi>sigkeit.  irt-nauer  verwirklichen.  Um  so  mehr  aber  in  Jl'iii  viel  hiufigereu 
Falle,  daäs  die  eotg^oiuteheoden  Schwierigkeiten,  der  Eigennutz,  die  UubUduiig  der 
BmtnttKiMy  die  beechrlakle  Lelstwigsfähigkeit  der  Steuerbehörden  u.  s.  w.,  doch 
viedfit  nicht  genOgeiid  tbennrnden  werden  kOnneo. 

So  ist  abermals  die  Theorie  zur  Vorsieht  bei  ihren  jReform- 
fordernngen  „bebnfs  besserer  VerwirUichnng  der  obersten  Steuer-  - 
prineipien"  sn  ermahnen. 

Es  er^iebt  sich  hieraus  die  freilich  auch  wieder  nui  relative 
Richtigkeit  des  oft  angeführten  Satzes:  „jede  alte  Steuer  ist 
gut,  jede  neue  schlecht."  Ein  Satz,  welcher  in  Folge  einer 
zu  grossen  Werthlegung  auf  die  Ueberwälzung  in  der  Praxis  ötteii 
missbraucht  worden  ist,  aber  ducb  einen  beachtenswerthen  Kern 
enthält. 

So  namcuilich  zuei^it  formulirt  von  Cauard,  Uruiid-äf/.f"  der  poliii^rlicn  d  ko- 
»ümic,  aus  deiü  Französischen  von  Yölk.  Angsbnrg  y.  171,  in  \  erbiiuiuiiji  mit 

•iiner  riel  zu  weitgehenden  Theorie  der  Steiieruberwülznnf?,  wie  ähnlich  v.  Prittwitz. 
Theorio  (!•  i  Stou.  rn,  S.  inOd".  (Weiteres  libcr  Cananl's  Lehre  bei  Ra'i  in  den  Koten 
/.u  Fin.  I,  i?.  -270  (f.    i;   Mcycr.  Principicn  S.  Iii.)  Ucber  Ucberw.ilzung  u.  13str. 

Flii  d'w  Fi ii;ni/ Wissenschaft  {'(A^t  aus  dein  V'oi ausgehenden 
von  Neuem  dif*  Lehre,  die  practisclie  Bedeutung  numcbcr  an  sich 
durchaus  richtigen  obersteu  Besteaerungsgrundsätze  nicht  doctrinär 
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ZU  Ober^chätzen ,  weil  eben  die  Verwirkliciiuug  dieser  GrondsäUe 
im  Steuerwesen  zu  schwierig  mt. 

III.  —  §.  126.    Uebersicht  der  Principieu. 

Die  obersten  Grundsätze  der  Besteuerung  und  jiractiscben 
Fostulate  der  Steuerpolitik,  welebe  in  den  nächsten  Abüclniittcn  er- 
örtert werden,  sind  neun  au  der  Zahl  und  bilden  nach  (icn  ftir 
sie  maasggebcnden  Gesirbts]>nnpten  vier  Grupj)cn.  r)ic  lu liiiitci udj: 
der  technischen  Ausdrdeke,  welciie  im  Folgenden  tür  die  ein/einen 
Principieu  gewählt  sind,  iiudet  in  den  betreffendeu  Abflchnitteu  statt 

].  Finanzpolitische  Principieu: 

1.  Ausreichendheit  der  Besteuerung. 

2.  Beweglichkeit  der  Besteuerung. 

II.  Volks wirthschaftliche  Principieu: 

3.  Wahl  richtige r  Steuerquellen,  d.  h.  insbesondere  Er- 
örterung der  Frage^  ob  die  Besteuerung  nur  aus  dem  Einzel-  und 
Volkseinkommen  oder  auch  aus  dem  Einzel-  und  Volks v er« 
mögen,  bez. -Kapital  schöpfen  darf  und  ob  und  wie  hier  volks- 
und  einzelwirthschaftlicher  Standpunct  zu  unterscheiden  sind. 

4.  Wahl  der  Steuerarten  mit  Berücksichtigung  der 
Wirkungen  der  Besteuerung  und  der  verschiedenen  Steuer- 
arten  auf  die  Steuerzahler  und  generelle  Untersuchung  der 
sogenannten  Ueberwftlzung  der  Steuern. 

III.  Principien  der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten 
Steuervertheilung. 

5.  Allgemeinheit  und 

6.  Qleichmässigkeit  der  Besteuerung. 

IV.  SteuerTerwaltungeprincipien  (oder  Principien  der 
Logik  im  Besteuerungswesen). 

7.  Bestimmtheit  der  Besteuerung. 

8.  Bequemlichkeit  derselben. 

9.  Streben  nach  möglichst  geringen  Erhebungs- 
kosten  der  Steuern. 

Die  finanzpolitischen  Principien  folgen  aus  den  Bedürfnissen 
der  Ftnanzwirihschaft.  Es  ist  nicht  ttblich,  sie  unter  die  obersten 
Besteuerung8gruuds%tze  zu  stellen,  aber  es  ist  dies  richtig  und 
durchaus  nothwendig,  sie  gehören  sogar  an  die  Spitze,  nament> 
lieh  auch  vor  die  Principien  der  Gerechtigkeit  Gewöiinlkh  hat 
sich  die  Finanzwissenschaft  in  dieser  Lehre  nur  mit  diesen  letsteren 
und  mit  den  StenerverwaUnngsprincipien  befasst  Dieselben  ent- 
sprechen im  Wesentlichen  den  von  Adam  Smith  aufgestellteu 
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Steueiregeln  (§.  122).  Die  Principien  der  Gerechtigkeit  sind  Grnnd- 
sätze  ftlr  die  gerechte  Verth  eil  ung  der  Steuerlast  im  Volke. 
Aach  die  volkswirthschaitliohcn  Sfcuer|>rincij)!eTi  beziehen  sich  mit 
anf  das  Problem  richtiger  .^teuer\ertheilnTig  den  einzelnen  Bestenerten 
gegenüber.  Sie  hetreflfen  ausöerdcm  aber,  was  noch  wichtiger  ibt, 
weil  CB  sich  dabei  um  Interessen  der  Gemeinsrhaft,  niolit  nur 
der  Kinzelnen  handelt,  Grundfragen  des  Verhälfnis'^c!^  der  In  steuer- 
nng  zur  Volkswirthschaft.  Die  Stmcrvcrwaltungspriiiripitii  folgen 
aus  Begriff  und  Zweck  der  Besteuerung  und  gehen  für  b  i  ai;en  der 
Einricbtaug  und  Ausführung  derselben  mit  die  Richtschnur  an. 

Die  aafgeftthrten  Pnnci])ien  haben  zum  Tbeil  die  Natur  von 
Axitiincn,  wie  besonders  die  drei  Gnindsätze  der  Bestimmtheit, 
Bequemlichkeit  und  des  StrebeDS  nach  mögliehst  geringen  Er- 
hebQDgskosten,  d.  b.  sie  sind  eigentlich  mit  Begriff  und  Wesen  der 
Bestenemiig  gegeben,  selbstverständlich ,  ohne  weitere  Begrfindnng 
zu  bedürfen.  Von  den  beiden  Prineipien  der  Allgemeinheit  nnd 
Gleichmasaigkeit  gilt  dies  zwar  nicht  unbedingt,  weil  die  Ansichten 
Uber  das,  was  hier  „gereeht''  ist,  nloht  absolnte,  allgemein-mensch- 
liebe  sind,  sondern  seitlieh  nnd  örtlich  veränderliche, 
wechselnd  mit  den  Ciiltnr-  nnd  ReohtsTerbttltnissen  des  Volks.  Ftlr 
das  hentige  Zeitalter  persönlicher  Freiheit  nnd  „stastsblirgerlicher*' 
(politischer)  Gleichheit  and  für  das  in  demselben  waltende  Volks- 
bewnsstsein  nehmen  aber  anch  diese  beiden  Principien  die  Natnr 
von  Axiomen  an,  die  mit  dem  Begriff  der  persönlichen  und  poli- 
tischen Freiheit  nnd  Gleichheit  gegeben  sind.  Sie  kamen  daher 
anch  mit  dem  Dnrchbmch  der  „liberalen'*  staatsbürgerlichen  Periode 
in  der  Theorie  sofort  (A.  Smiih),  in  der  Praxis  allmälig  immer 
allgemeiner  nnd  sehftrfer  %m  Geltnng. 

Die  Aulbti'Huii^  und  Forniulirung  dieser  axioniatischen  l'rin- 
eipien  und  practiüchen  Postnlate  ist  deslialb  auch  leicht.  Um  so 
weniger  darf  sich  die  Theorie,  vollends  wenn  sie  der  Praxis  den 
Weg  weissen  will;  damit  begnügen.  Die  Schwierigkeit  fängt 
erst  au,  wenn  das  einfache  Princip  und  Postulat  in  der 
Theorie  s  e  i  u  e  u  g e  n  a  u  e  n  n  n  d  k  1  a  r  en  l  n  h  a  1 1  u  u d  U  m  f  a  n g 
erhalten,  dabei,  sonvcii  notiiwendig,  richtig  begründet  nnd 
in  der  Praxis  verwirklicht  werden  soll. 

Hier  muss  die  Finanzwisscnscliaft  viel  mehr  spccialisircn  mid  <  asuibtiacli 
vertalin  ti .  als  sie  bisher  gewöhnlich  gcthan  hat,  wenn  ihre  Lehre  von  deu  obersten 
Steacrjtniicipien  wissenschaftlich  und  pracUsch  wcrthroll  werden  soll.  Sie  setzt  sich 
•?ODSt  dem  Vtirnviirr  der  Aufstellnn^  blosser  Trivialitäten  oder  Selbstverständlichkeiten 
nicht  mit  Unrecht  auä.  Kommt  sie  aber  dieser  ervcitorteii  und  dann  uiehrtach  i&iein- 
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lieh  schwierigen  Aufgabe  nach,  so  kann  ihre  I^hre  von  den  Stcuerprincipien  als  ein 
sehr  wichtiger  Thnl  der  ganzen  Sieaerlehre  zu  gelten  den  Anspruch  machen. 

In  Folge  dieser  nnaorer  Auffas-^nnp-  von  der  hirr  vorlie^t^ndcn  wissensrhaftlichen 
Aufgabe  nehmen  froilicli  unsere  Erörierungen,  beaondei-s  Uber  die  Principien  der 
VolkswlTtluchaft.  t  (i<Tc<  htigkeit  und  der  Steuerverwaltuog.  '  iiu;  riel  gr&6sere  Aus- 
dehnung an,  als  in  den  amidten  theoretischen  Behandloogan  dieser  Pancte^  auch  R*a's 
Lehrbuch  inbegriiien. 

Die  drei  ersten  der  ohigm  Kategorieeo  und  die  sechs  erstea  Principien  werden 
in  den  folfrernlen  drei  Hanptabschnittcn  dieses  Kapit(*lä  geriauor  crflrtert.  Aas  den  ge- 
nannten drei  Steucrrerwaltungsprincipien  folgen  fttr  einen  wesentlichen  Theil  der  ge- 
sammten  Steverrerwaltonf  die  Normen.  Bei  dorn  engen  Ztrsammenhaii^  aller  YerhUt» 
nisse  und  Einrichtungen  der  Sieuonrerwaltung  <  rsdicinf  e.>  zweckmässig,  die  eingehen- 
dere Darstellung  der  aus  den  Grondsätzen  7 — 9  horrorgebenden  Conseqaenzen  mit  der 
Behandlnng  der  weiteren  i^rafen  der  Stonerronraltaiifr  um  lurfltea  Ka|»itel  n  retbiAdaii. 
Deshalb  bef^chräidt  ^ie}i  die  nes))rechiing  diesor  GrondsKtio  amSchltiMO  dieses  dritten 
iUpiteis  auf  eine  korie  Erörterung. 


firster  Haaptabschnitt. 
IMo  flim!nBpoUtto<di0Pi  Stouorprindlpioii« 

Die  richtige  Würdigung  dieser  Principien  it>t  von  der  richtigen  Auffasung  des 
Staats  als  des  Hauptorgans  der  Gemein wirthschaft  abhängig.  Auch  hier  hat  die 
FünanzwisHenschaft  an  die  grundlegenden  Lehren  der  Nationalökonomie  anzuknnpfen, 
s.  meine  Grutidlegung.  1.  AbtheUnng,  Kapitel  9,  besonders  §.118,  140  ff.,  150,  154 
bis  KiO  fr.  und  Kapitel  i. 

Erst  in  der  neueren  organischen  Staatslehre,  im  OegottSatZ  za  der  früheren 
individuaÜHtischen  und  zur  Theorie  vorn  St.natsvertrajr.  ist  es  mfifrlich.  wie  das 
üteaerrecht  ndlat  (§.  S5),  so  auch  die  Bedeutung  der  hnauzpoliti^ichen  Principien  und 
deren  Vorrang  vor  allen  anderm  richtig  za  begninden.  Vgl  die  zutretfenden  Aos- 
fahmnfren  von  A.  Heid,  Einkommenstener  Kap  2,  besonders  S.  25  fT.  uiid  Xasso 
in  dem  Uutachten  Uber  Personalbebteuerung  im  Anfang.  Die  gegnerische  Auffassung 
ron  Vocko,  Boscher,  Ompfenbach  worde  oben  in  %.  12S  boreifs  angefahrt 

Die  folfreiiden  Erörterungen  sind  zugleich  eine  richtige  Cousequenz  der  im 
ersten  Bande  der  Fin.  (§.  61,  65  ff.)  gogebetien  Theorie  der  Deckong  des 
PiDanzbedarfs.  Die  BegiQndung  für  da«  Fdgende  int  daher  auch  mm  Thdl  an 
diesen  SinUon  schon  gegelwn  (s.  oben  S.  Tib  gegen  Roscher). 

I.  —  §.  127.  Vorrang  dieser  Grandefttse  vor  allen 
anderen  Stenerprincipien. 

Die  finanzpolitificben  Steuerprincipien  der  „Ausreichendheit" 

und  ,,Be\veg^lichkeit"  der  Besteuerung  folgen  aus  dem  Wesen  der 
Finaüxwirthscbaft  und  aus  dem  obersten  Postulat,  welches  für 
öffentliche  Haushalte,  insbesondere  tiii  den  Staatsbaushalt,  autz.u- 
stellen  ist :  dass  ucmlicb  die  Finnabnie  durch  die  Höhe  des  Bedarfs 
bestimmt  und  letzterer  durch  Jene  gedeckt  werden  muss  (Fin.  I,  §.  61). 
Sie  sind  auch  au  die  hjuizc  alie-r  theoretischen  Steuerprincipien 
und  der  Steuerpostulate  der  Praxis  zu  stellen.  Denn  nicht,  wie 
die  Smith'schc  nationnlökonounsrhe  Schule  ihrem  individualistischen 
Standpunct  ;j;eniäfs  lehrt,  „(tii^ m  I  tiukeit  j^egen  den  Einzelnen", 
nicht  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmäs^igkeit 
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der  Bestenernng,  sondern  Brfitljung  der  Bedingangen  des 
im  Staate  and  den  übrigen  Uffentliohen  Ki^rpern  er- 
folgenden Gemeinschaftslebens  ist  die  oberste  Regel: 
„Bescbafinog  der  Mittel  für  die  Erhaltung  des  Staats  ond  fttr  die 
Erfnilang  seiner  Zwecke  — **  (Kasse). 

Gutachten  aber  Perdonalbetfemrang  S.  2,  zagleicb  mit  der  richtigen  Bescbrtn- 
Long  des  Satzes.  Aehnlicb,  aber  zu  weitgehend  in  der  Ziinn  kschiebung  des  üerecbtig- 
keitspostulats  Held,  eb.  S.  24,  wogegen  wieder  Neu  mann,  pri^re&iive  Steuer  S.  106, 
n  stark  mgirt,  wenigstens  venn  seioe  Aosdrticke  wörtlich  genoniDeB  Verden.  Die 
richtige  Mitte  Ii  alt  Na:ist^.  ganz  pcg-tierisrh  Vuckc,  rmpfeubach  a.  a.  0.  —  Die 
Begrundang  dieser  Auffassung  liegt  in  der  Lehre  ?ou  den  Zwaagsgemeinwirthscbaßen 
nud  spedell  tod  der  höchsten  Pom  derselben,  rom  Staate,  wofBr  hier  auf  die  Er- 
örterungen in  dor  „Grundlegung*"  Bezug:  zu  nehmen  ist.  Vu-  Auffassung  vom  ..Ii Oheren 
Kecht  der  Ucmeinschaft"  ist  in  IcUter  Linie  eine  Couse^uenz  der  sociairecbt- 
Hdien,  statt  der  indiriduührechtliohen  Behandlong  der  Wiasensohallien  vm  Bechl,  Staat 
und  Wirtbscliaft.  uieine  Ausführungen  gegen  Vocke  lA  mdner  Becension  in 

der  Tübinger  Zeitschrift  lb$7.  besonders  S.  565  ff. 

Es  handelt  sieh  aber  hier  kdnesvegs  vaa.  einen  principiellen  Pnnet  von  bloss 
theoretischer  Bedeutung,  HonJt-ni  um  einen  Puncl  von  grosser  Tr.t.i;weite  auch  für  die 
Praxis,  wie  sich  sofort  aus  der  nüieren  EF&rteiang  der  beiden  fioanipolitischen  Grand- 
s&tze  ergiebt. 

II.  ~  §.  12b.  Sinn  und  Bedeutung  (Inhalt)  der 
beiden  Prineipien. 

Unter  dem  Gmndsats  der  ,,Ansreiehendheit''  der  Be- 
stetternng  ist  zu  verstehen,  dass  die  letztere  denineinerFinanz- 
perlode  g cgebenen Finanzbedarf  mtiss  decken  kOnneu, 
soweit  anderweite  Deekangsmittel  dafür  fehlen  oder 
nnaniftssig  sind. 

Haeh  dieser  Fasming  des  Orandsatzes  (wörtlich  aus  der  1.  Auflage  S.  2b2)  trilft 
auch  Koscher  s  auf  S.  295  erwähnter  Einwand  mit  der  „bedeutenden  Lücke"  wogen 
der  Möglichkeit  von  Anleihen  nicht  zu.  Die  Bet>teueruog  hat  ihre  Aufgabe  gegenüber  der 
ordentlichen  Ausgabe  erst  nach  dem  Prtraterwerb  und  den  Ueberschussen  der 
(iebuhronzwcigo:  sie  musä  den  Rest  die.ser  Ausgabe,  welcher  nach  der  Hmut/ung 
.liesor  beid«n  anderen  ordcntlirhen  Einnalimen  noch  tlbrig  bleibt,  decken.  Die  etwa 
sonst  in  Hctracht  komuienden  Mittel,  ueuilich  die  Eingänge  aus  Yeräusserung  von 
öffentlichem  Yermöi^^tn  unrl  aus  der  Benutzung  des  Greils,  sin  1  nach  der  im  ersten 
Bandu  entwickelten  Theorie  der  HedarfsdockuDir  principiel!  zur  I^.'^ireitung  ordentlicher 
Ausgaben  ausgeschlossen  (Fin.  i,  §.  Uli  Ü.).  Bei  auii^eimdentlicheu  Ausgaben 
sind  diese  beiden  Mittel  zwar  bedingt  zulässig,  soweit  dies  von  der  Nator  und  den 
Wirkungen  der  Ausgaben  abhängt  (Fiu.  I.  eb  ).  Aber  die  wirkliche  Benutzung  nament- 
lich des  GrediUi  ist  doch  auf  bt^timmte,  practiüch  uichi  immer  vorliegende  F&llc  zu 
beschilnken.  Dann  muss  auch  die  ,..\ubreichendheit"  der  Besteaenuf  mit  nur  Deckung: 
der  ansserordentlichen  Ausgabe  einer  Finanzperiode  rt-rlangt  werden.  Endlich 
ist  auch  hier  der  im  ersten  Bande  behandelte  Fall  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  der 
Staatscredlt  gegenOber  Ausgaben,  für  welche  er  eventuell  benutzt  werden  darf,  nicht 
willfährig  genug  ist  oder  zu  theuer  kommt.  Hier  hat  nai  li  dem  Früheren  ..'inmal  d.  r 
Staatsschatz  seine  berechtigte  Function,  sodann  aber  muss  auf  „Extrasteuern*',  wohl 
benottdeis  anf  gewh»e  Elnkommenstenem  und  Vermögenssteuern  (allenfalls  in  Form 
von  Zwangsanleihen\  namentlich  i-f  olche,  welche  die  vermögenderen  Classen 
treffen,  zurückgegriffen  werden  können.  Die  Besteuerung  muss  daher  so  eingerichtet 
vetdcn,  dass  rte  ereotneU  anoh  Ibr  dienen  practiseh  wichtigen  Pnll  (Kiieipudten !} 
^uiraiehend'*  ist  (Fln.  I,  0.  74— T6). 
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Der  GrnadsatB  der  „Bewegliehkeit**  der  Bestenemng 
bedeutet,  daas  die  letztere mindesteDS  Bolche  Beetandtheile  oder 
Arten  entbalten  mtm,  welche  sich  dem  Wechsel  des  Fl n ans- 
bedarfs  bes.  dem  Weohsel  der  von  diesem  dnrch  Steaeni  za 
bedeckenden  Quote  anpassen  und  die  etwaigen  Ausfülle 
anderer  Steuern  und  anderer  Decknngsmittel  (wie 
namentlich  der  privatwirthsohaftlichen  Einnahmen)  ersetzen 
können. 

UugenQbcr  dem  „Gesetz  der  wacbäcnden  Auädebnung  der  Staats-,  bM.  dtx  SlTeiit- 
liehen  Thätigkcitcn^'  (liroadlef^un^  §  171  — IT^,  Tin.  I.  §.  36)  loass  nach  diesem 
Grundsatz  namentlich  diu  Fähigkeit  der  Bcätöucriuig,  steigende  Ertr&gc  zu  liefern, 
ferlaoft  werdeo.  Gesetzlich  ganz  stabile  Stenern,  z.  B.  Grandstenern  naeb  dem  Sfstem 
des  stabilen  Katasters  {Frankreich,  Oosterreirh)  oder  für  unbegrenzte  Dauer  im  (le- 
üammtertrago  ilxirtc  Steuern  (preu&>iäcbe  Urunditcuer  tou  10  MÜl.  Tblr.  für  die  alten 
Profiozen,  eine  Zeitlang  fest  „continfeDtirt«^  CUkssenstmer  roo  42  Hill.  H.)  sind 
daher  im  Widcrspracli  mit  dein  obi^M-n  (Iniuilsutz .  theOMtiaGli  alelB,  pfMtiscb,  ventt 
Dicht  andere  Steuern  genügend  steigerujigsj[ähig  «iiid. 

Gcgenober  den  Scbwanktingea  des  Plnanzbedarfii,  deaBdnertnga  der  pritat- 
wirthschaftlichen  und  ihr  UebUhrenzweige  und  des  Ertrags  einzelner  Steuerarten, 
sowie  gegenüber  dem  vorher  erwähnten  Falle,  dass  die  Benutzung  des  Staatscredits 
unmöglich  oder  zu  theuer  ist,  muss  die  Besteuerung  ferner  die  Fähigkeit  der  An- 
passung an  diese  Verhältnis  besitzen.  Die  neaeate  Finanzgeschichte  der  deutseben 
Staaten  mit  ihrem  ;?roH-^en  alten  und  neuen  Domauium  liefert  in  Folir«-  dc^  Einflusses 
'der  poliiiichcii  uud  wirthschaftUchiü  Vorgänge  seit  IbTU  auf  den  Eruug  einzelner 
Stcuorarten  und  Zweige  des  rrivatcrwei))S  (  Berg-  nnd  UAItenverke,  Ponten,  Eisen- 
bahnen) reii  lu'  H(*!c?e  für  diese  Sätze,  (iorado  iinscrcni  ^rossen  staatlichen  Prirat- 
crverb  gegenüber  iat  unser  Steuersystem  riel  zu  uii  beweglich.  So  war  z.  B.  im 
prenssischen  Haushalt  nach  dem  Anschlag,  der  immer  mit  Rücksicht  auf  die 
Frrobnisse  des  oder  der  vorausgehenden  Jahre  aufgestellt  wird,  der  Erlmtr  d.  r 
..Stempelsteuer"  (iuci.  £rb»chaftfisteuer,  die  früher  damit  verbunden)  ]b7Ü— 7ti  und 
1.  April  1877^0:  MiU.  H.  20.S8,  21.0,  21.0,  30.0,  30.0  (SpecnlalionlX  27.0,  27.0, 
26  3,  26..*?,  2,'.(i,  vovuii  in  dun  letzten  Juhreu  noch  ein  wachsender  Aulheii  auf  die 
Erbscbaftästcucr  kam.  Der  Voranschlag  fur  den  Kein  ertrag  dos  Bergwerk«-,  ÜUtteu- 
und  Salineniresens  Prenasens  war  1870—76:  13.4,  18.2,  16.6,  21.3,  27.6,  28.0,  18.8, 
1.  April  1ST7— so  t.K^.  i:*.l.  11.0  Mill  M.:  ganz  die  Curve  der  Oonjunctar  der 
betrettonden  Industrie!  Die  wirklichen  ErtrAge  achvaukten  sogar  noch  mehr:  1S72 
35.  1878  57.  1879  9  Mill.  M.I 

Fehlt  der  Besteuerung  die  erforderliche  Beweglichkeit,  so  kann  entweder  der 
Finanzbedarf  nicht  die  vom  Staatslebeii  vt  rl.infrtt  (icstah  annehmen  oder  «  r  win!  auf 
eine  schädliche  Weise,  namentlich  durch  Schuldaufnahmc  gedeckt.  Selbst  iu  I'rcu^sen 
trat  diese  Nothw udigkeit  seit  1S70  sofort  für  einige  Zeit  ein!  Und  die  finanziellen 
Hemmnisse  i'nr  die  Entwieklung  des  Sfaatslcbciis  Vcrscliiebuug  der  Projectc  der 
„Verätaallichung '  l'rivutbahnen,  Uaterrichtsgesctz  mit  meiner  Voraussetzung  be- 
deutender StaatszuBchUsse)  machten  sich  wenigstena  seitweise  ebenfalls  geltend.  Kasch 
wach-seiu^e  rhroniscbe  Deficite  bind  dann  die  nnrcruu-idliclie  Foljre.  Das  lehrt  die 
Fioauzgcschichtc  Qesturreicbs  von  lb4b  an,  wo  man  die  Steuern  dem  Bedarf  nicht 
feigen  lassen  konnte,  mm  Theil  ireg«n  der  lohlieBten  StabUilM  des  dlreeten  Steaer- 
Systems.  In  FniiiVrei«  Ii  but  das  von  Vocke  so  gepriesene,  g'erade  hier  seinen  be- 
sonderen Mangel  zeigende)  directc  Ertragsäteuersystem  IbTl  Ii.  wegen  seiner  relativ 
grossen  ünbeveglichVeit  ein  Bolspie],  vle  bedenklich  der  Venttoss  gegen  das  Prinelp  ist 
Der  Staatbbankerott,  d.  h.  die  AV^  btltti  hing:  der  Zinsen  der  Schuld  oder  eines  Theils 
davon,  lässt  »ich  schliesslich  nicht  immer  vermeiden.  Mittel-  und  sUdamericanische 
Staaten  und  die  Türkei  liefern  neueste  Beispiele.  —  Das  Gesagte  beweist  ancb ,  wie 
völlig  verkehrt  es  ist,  wenn  Vocke  die  Beweglichkeit  der  Besteuerung  eine  „blosse 
'/werknil''sigkeitsracksicht**  nennt  iWbirabeti  S.  37).  Kirht  immer  unbedingt  für  jede 
ci uzel II e  Steuer  —  obwohl  nach  dem  \ orausgehenden  auch  liiergegen  sich  wichtige 
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Bedenken  erbeben  und  die  Stellung  der  einzelnen  Stenern  zu  einander  im  Steuer- 
system übel  rerscboben  werden  kann  — ,,wohl  aber  fOr  die  Besteuerung  als 
Uanzes  hat  die  Forderung  der  „BewcgUcbieit"  die  volle  Bedeutung  eines  wahren 
„Stonerprlncip«**  oder  tliooKtlflcb  und  pnctitcli  eiaes  nleit^Dden  GroadMttes". 

in.  —  §.129.  Anwendung  der  finanKpolitischen 
Prineipien. 

Die  Grandsätze  der  Ausreichendheit  und  Beweglichkeit  der 
liebicucruu^  müssen  daher  bei  der  Einricbtnng  der  Gesammt- 
besteuening  besonders  Ijcik  htit  \vi  i  (ieu.  Die  Anlbrderiingcu,  welche 
in  dieser  lluihicbt  aus  \huan  ab/.aleiten  sind,  gestalten  sieb  nach 
den  gegebenen  Verhähnisscn  eines  öflentHchen  Haushalts  ver- 
schieden; nach  der  Hübe  des  Bedarfs  überhaupt,  naqh  dem  Vor- 
luiiidenseiii  und  der  BeschaflFenheit  anderer  Einnahmen,  nach  der 
Sicherheit,  den  öffentlichen  Credit  benutzen  zu  können  u.  s.  w.  Die 
Deckung  des  ganzen  Steuerbedarts  durch  eine  einzige  Steuer, 
mehrfach  als  theoretisches  Postulat  aufgestellt,  widerstreitet  auch 
anderen  lksteueruugsgrnndsätzeu,  namentlich  denen  der  (M  recbtig- 
keit:  sie  steht  aber  ebenso  mit  den  beiden  finaui^ijoliti- 
schen  Grundsätzen  i  n  Widerspruch.  Die  letzteren  sind  l'dr 
die  Anordnung  des  Steuersystems  und  die  Wahl  der  Steuer- 
arten und  selbst  für  die  Erhebungsforinen  und  den  Veran- 
lagungsmodus hei  einer  einzelnen  Steuerart  besonders  wichtig. 
Dabei  werden  sich  leicht  Conflicte  mit  anderen  Steuerprincipien, 
so  mit  denen  der  Allgemeinheit  und  Oleicbinässigkeit ,  mit  dem 
Grundsatz  niedriger  Erhebungskosten  und  mit  den  volkswirlh- 
schaftiictieu  Postulaten  ergeben.  In  solchen  Fällen  sind  nach 
M<5glicbkeit  die  erforderlichen  Kticksicbten  zu  nehmen,  Compromissc 
bei  der  Einrichtung  des  Steuerwesens  und  der  Wahl  der  Steuer- 
arten und  Erhebungsformen  einzugehen.  Die  Nothwendigkeit  der 
Deckung  des  Bedarfs  wird  indessen  den  finanzpolitischen  Prinei- 
pien doch  die  entscheidende  Bedeutung  verschaffen,  d.  b.  sie 
ancb  hier  practisch  an  die  Spitze  stellen. 

Die  einzelnen  Stenerarten  erfüllen  die  Forderungen  der 
beiden  Prineipien  in  verschiedenem  Grade,  was  für  die  Würdigung 
ibres  finanzpolitischen  Werths  und  für  die  ihnen  im  Steaersysteui 
zn  gebende  Stellang  zu  beachten  ist 

Bei  der  Betrachtung  der  einzelüen  Sfouerarten  und  ErhcbuiiirsfuruiLii  ii.  w. 
ist  spfttor  näher  daizuiegcn,  wie  weit  iiio*  der  Fall  ist.  Eiaigo  Bomorkuugea  dardbor 
«lud  fsdenen  m  Oiientiriin>>:  schon  liier  am  Platn.  Sie  bescbrtnken  sieh  aber  auf 
die  Uauptkatcgorieen  der  Hosteiiorung.  Diu  folgenden  Sätze  sind  d<  ductir  und  inductiv 
gewoimeD.  In  letzterer  Hinsicht  hat  namentlich  die  Fiuanzstatistik  Dienste  zu 
leisten.  Nor  kann  man  aach  hier  mit  ihr  allein  nicht  zu  braochbaren  Beatütaten 
koanDM  ttDd  aiiiM  sich  kutan,  die  ErlkhroBKttn  dnes  Landes  oder  einer  Periode  au 
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sehr  zu  veralifremeineru.  l>ie  eiuztiiuüu  S&t2e,  z.  B.  Uber  die  iDdirectea  Vcrbraucbs- 
stcuorn,  sind  feraer  noch  weiter  nach  ciDzeliien  Arten  d'^r  Steuern  und  nach  Stea«r- 
objecteii  zu  specialistreu.  So  innss  die  Bewegung  der  Zolleinnahmeti  natürlich  etwas 
verscbiedeti  sein,  je  oachdem  es  sich  um  'lAlle  auf  wichtige  Mahmogsmittel ,  auf 
Coloni«lwaareB,  «of  feinere  Loxasartikel,  um  Finanz-  oder  SehnlizfllJe  luadelt:  femw 
je  nachdem  in-  und  ausl&ndiacbc  Producte  (Tabat  ,  7.\irh.-r)  neben  und  statt  f  innnder 
cooiiuioirt  Ull  i  \  ci^touert  werden.  Zur  genaueren  Trulung  dor  folgenden  Sätze  lic- 
dürfte  es  elnc^  groseen  stntistitM^lien  Apparats,  den  zunniinettziibrinfea  die  Aufgabe 
einer  eipeuen  finanzstalistischen  Monographie  wäre.  Bis  jct/t  fdilon  sysfeuiatiscbe 
ötatibtische  Untersuchungen  dieser  Art,  deren  Ausführung  namentlich  jUngoren  Piir&t» 
statisilkero  hiermit  empfohlen  Verden  mag.  Bei  dor  VerBchiedenheit  der  Produetfotts- 
und  CoDäumtionsTerhältnisse  der  einzelnen  linder  sowie  der  Besteaerang,  der  Hohe 
der  Steuersätze  u.  s.  w.  selbst  dürfen  nur  die  für  ein  Land  pcftindenon  Thatsacheu 
und  statistischen  Regclmässigkeiten  („Gesetze")  nicht  ohne  Weiteres  auf  ein  anderes 
Land  ubertragen  werden.  Gewisse  allgemeine Ergebnine  rermag  die  feigleichende 
i>talbtik  abor  itntn'^rbin  festzustellen. 

Im  Fülgcnd.'ii  handelt  es  sieb  nur  um  Beispiele.  Genauer  habe  ich  mehr» 
fttCb  im  dritten  Band<  d' r  Finanzwisseuschaft ,  boai  ,  1  i  au  der  französischen 
Steuorertrags-Statistik.  das  Problem  weiter  verfolgt  I  in.  III,  8.  IT.'),  176,  auch  passim 
bei  den  einzelnen  Steuern,  z.  B.  den  Erbschaftssteuern,  §.  243,  244,  den  Zollen, 
§.  Sil*— 338).  —  Die  fnazAsischen  Daten  eignen  sieb  wegen  der  hAafifüi  StBnmgen 
durch  politisrht'  Kn  ignissc  besonders  gut  für  eine  solche  Ontersttchong:  das  statiatlsche 
Material  gestattet  eine  Art  experimentellen  Beweises. 

1.  Die  sogenannten  indirecten  Verbrauchssteuern  auf 
Gegenstände  des  Masseuconsums  wachsen  im  Ertrage  im  Ganzen 
mit  der  Vermehrung  der  Bevölkerung,  dem  steigenden  Wohlstände 
und  der  Verbreitung  der  betreffenden  Consumtionssitte.  Sie  eignen 
sich  insofern  für  die  Finanzwirtbscbaft  fortschreitender  Cnlturvölker, 
deren  Finanzbedarf  stetig  wäcli.st.  Aber  sie  schwanken  im  Erträge 
nach  den  Verhältnissen  des  Volks-  nod  Staatslebens  und  nach 
wirthschaftlichen  ('onjanctaren ,  entsprechen  daher  in  einxelnen 
Zeitpnncten  dem  Grundsatz  der  Aasreichendheit  nicht  und  sind 
auch  nicht  beweglich  genug,  plötzliche  AnsfiUle  in  anderen  Ein- 
nahmen und  plötzliehe  stärkere  Steigerungen  des  Bedarfs  zu 
decken,  namentlich  weil  Tariferhöhungen  nieht  sicher  sofort  den 
Ertrag  steigern,  da  der  Consum  sich  etwa  einschränkt  oder  die 
Specnlation  die  Tariferhöhung  anticipirt,  z.  6.  bei  Zöllen,  mittelst 
rascher  Einfuhr  von  mehr  Waaren  noch  zum  alten  Tarif  (Deutsch- 
land 1879).  Gerade  iUr  solche  Fälle  hedtlrfen  diese  Steuern  daher 
der  Ergänzung  durch  andere  Steuern,  besonders  durch  Ein- 
kommen* und  eventuell  durch  Vermögenssteuern. 

Bei  einer  geniiucii  statistischen  Untersuchung  uiusss  natürlich  den  Vcraudcrungen 
in  den  betrclbinden  Ta  ri  fen ,  z.B.  im  Zolltarif  Rechnung  getragen  werden.  Amt- 
liche stali-^(i><  li(  .\rbeitcu  dieser  Alt  existireu  z,  B.  für  England,  alton  Daten  daraus 
u.  A.  in  Porter 's  progress  of  the  uation  (Aufgabe  vuu  lb47,  S.  498  ff.^.  Keaerc 
in  den  Statistical  abstracto.  Die  rohe ZoUeiBahme  Grossbritanniens  und  Irlands 
schwankt,  zwischen  1861— 7r,  zu  iv  h-n  24.03  Mill.  Tf.  St.  in  1SG3  nnd  in  1875. 
nur  bei  grosseren  TarifÜnderungeu  um  mehr  als  5  7o  j^Ucb.  In  dieser  Periode 
sind  ftr  14.57  Mill.  Pf.  ZOlle  anf^ehoben  oder  ermlssif[t,  nor  ftr  36«000  Pf.  mm 
anfgetei^  (rgl.  aach  Fin.  Ul,  S.  299).  —  Viel  stidero  Scbwanlmof  im  Dentachen 
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Zollvereiu.  Hkr  hängt  die  Beir«fan(f  der  Sühenzuckerproductira  und  Steaur  mit 
der  Zolleinnabmc  aas  Ziiclcer  etwas  zasammen.  Die  Bruttüuinuahme  an  Zflllen  war 
1869-78  in  MilL  M.:  79.7,  85.5,  95.7,  122.5,  184.9,  116.S,  120.8,  117,  Uö,l,  114.7. 
Auch  hier  deadich  der  lUoflDss  der  aa&teigendeu  Cenjniictiir  und  der  Krise.  Dabei 
seit  1S71  der  Beitritt  von  Elsass-I.ofhringen.  Da  Ii  Krhebangskostcn  u.  3.  v.  ziem- 
lich stabil  bleiben  (c.  11.5  Mill.  M.j.  90  schw^anliea  die  Nettoertrfige  natürlich  noch 
mehr.  Seit  1879  eriiebliche  Steigerung.  TOfnenlich  mit  durch  Tanferhf^hungen  (bis 
anf  270.*;  IVlill.  M.  tS87/S9).  —  Vergleicho  zr^-i-rhrn  dirocten  uin.J  indirecten  Sti:u.;ni 
in  Bezog  auf  die  £lasticit&t  n.  s.  w.  der  Eiuuahmen  daraaa  stellt  auch  Lexoy- 
Beanliea  an  I.  ch.  4,  beioodeis  p.  230  ff.  Die  ScMftsse  8.  337,  dass  die  ErtrSge 
der  indirecten  Sf.-iiorii  in  kritischen  Zeiten  abnehmni  iVier  nicht  so  nol  als  man 
meint,  cDtbaitun  schon  eine  etwas  za  grosse  Generalidatiou  und  werden  durch  die 
Daten  nicht  genügend  belegt.  Die  ZOUe  zeigten  in  Franbvicli  1670/71  keinen  Aasfall 
im  Ertrage  ;i''in.  III,  882.  SlG).  die  inneren  GetrÄnkesteuern ,  das  Tabalcmonopol ,  die 
Octroia  einen  erheblichen  (Fiu.  III,  S.  408  01).  >-  üeber  Oesterreich  Daten  iu 
de  Molinon.  ffn.  de  TAiitriche  für  1869^71.  —  StlAcr  schwankt  unter  dem  Einflus« 
des  Wechsels  der  Rubenernte  und  der  Ilandelsconjuncturen,  auch  der  Besteuerungs- 
methode  i^AusfOlinrergtttung)  der  Ertrag  der  Rubenzuckersteaer.  S.  die  reichhaltigen 
statistischen  Daten  und  Tabellen  in  r.  Kauf  mann,  die  Zuckerindiistrie,  Berlin  1^78. 
Im  Deutschen  Zoltrerein  war  der  Reinertrag  von  Zucktrstt  uur  und  Zoll  (d.  h.  ab  Ans- 
fuhr?orgütung)  1871/72  bis  1876/77:  45.2,  54.8.  60.6,  49.7.  ß?{.2.  4S.5.  von  18S1/S2 
bis  1887/88:  56.9,  67.3,  47,»>.  39.4,  24.5,  28.3,  6.6  Mill.  M.I  (HaupUchuId  der  grosöcu 
Abnahme  trug  die  riel  zu  1ioli<'  Ausfuhnrergütung).  Dagegw  Schwankte  begreiflicher 
Weise  der  Ertrag  der  inlUiidischun  Salz.stL'iier  des  Reiche  nur  um  wenige  Proccnte,  in 
1S72 — 76  zwischen  iiud  a4.4  Mill.  M.  -  Da  der  höhere  Finanzbedarf  oft  iu 
kritische  Zeiten  fällt,  wo  Handel  und  Gousum  abnehmen,  ntltzt  eine  Erhöhung^  der 
Tarife  auch  sonst  nicht  entsprechend.  —  Rassiand  hat  os  /,.  B.  in  den  letzton  Jahren 
zu  seinem  Schaden  wahrgeuuuiuicn,  ala  der  urientalische  Krieg  und  der  schlechte  Ours 
des  Papierrubels  die  Einfuhr  und  die  Zolkiunahine  zeitweise  sehr  verminderte,  fetade 
in  der  Periode  höchsten  Bedarfs,  vomemiich  auf  indirecte  Steuern,  wie  Zölle,  ange- 
wiesen zu  !>«in.  Bei  den  deutschen  Steaerreformpläuen  des  FOnteu  Bismarck 
wifd  der  Ertufsradgang  indireeter  Stevem  in  kittItelMn  Zeiten  ebenfidls  m  venls 
berftcbichtigt 

2,  Die  sogenannten  allgemeinen  Ertragstenern  liefern 
naeh  den  QueUen,  die  sie  treffen^  nnd  nach  der  Art  ilirer  Veranlagung 
bei  massiger  Hohe  eine  besonders  siehere  Einnahme  nnd  dienen 
insoweit  gnt  an  Fondimng  eines  Theils  der  (iffontliehen  Aasgaben. 
Aber  sie  sind  ihrer  Katar  naeh  sehr  sohwer  beweglieh^  ver- 
tragen naeh  ihrer  Veranlagung  hftnfig  keine  einfache  procentweise 
Erhöhnng,  weil  sie  dann  an  einer  reellen  Kapitalbeetenemng  an 
fuhren  drohen,  nnd  eignen  sich  daher  nicht  als  Haupteinnahme 
Yon  Finanawirihsehaften  mit  rasch  wachsendem  Bedarf.  Ebenso 
wenig  aar  Deckung  plotzlieher  AusflUle  an  anderen  Rinnahmen 
oder  plotslichen  Mehrbedarfii.  Sie  müssen  deswegen  hier  dnroh 
andere  Steuerarten  ergänat  werden. 

Belege  liefert  die  Finanzstatistik  in  der  grossen  Stabilität  der  Einnahmen 
aus  den  Ertragssteuern  in  unseren  Staaten,  bei  gleich  bleibendem  Steuersatz,  so  in 
Frankreich,  Oestorreich  und  den  df^utschen  Staaten.  Zwischen  den  verschiedenen 
Ertragsatenem  bestehen  aber  wieder  Uuierscbicdc  iu  dieser  Hinsicht.  Die  agrarische 
GrnndMoaer  reiner  Agricaltantsalen  und  der  Exportländer  von  Agrarproducten  schwankt, 
<ic\hHt  wenn  die  V'eraidagung  und  der  Steiierfoss.  wi"  üfewöhnlich  bei  di-'H-  r  Stcaer, 
stabil  i»iud,  iu  ihren  Ergebnissen  doch  auch,  unter  dem  Eioßuüe»  der  ilrute,  der 
Handelseoi^iuetano,  nunal  wenn  die  Oeaer  hoch  ist.  veil  sieb  dann  melnbilngliolie 
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SteuerrDebtindo  ergeben  veiden  (Unj^arn).  Be<ire<,'Iicber  ist  der  Ertrag;  der  Geb&ade-, 

der  (jcwcrbesteiifir.  Dit?  franz»;  TLclmik  dci  Wrimla^utig  hiiKi<.'rt  aber  eine  raschf, 
öftere  und  bedcuieuJc  Erliuliinii^  dc^  Kusmjs  lIlt  Ertragsstoueru,  dasa  letztere  wuLl 
selbst  in  fcrosseu  Krisen  des  Staatt^lebens,  bei  erhöhtem  Finanzbedarf,  uuerliObt  bleibcu 
inQ>«s^n  ( F rn II k reich  IbTI  iL  !  mit  Äusuahuie  der  Gewerbesteuer.  S.  Fiu.  III,  172  Ü'.). 
tin  Beleg  mehr  gegen  V^ckc  s  einseitige  Doctrin. 

3.  Die  eigeutliclien  Ei n kommensteuern  (und  ähnlich  all- 
gemeine Vei  niögenssteuei  n)  bieten  besondere  Schwierigkeiten 
für  die  gleichmäseige  FestofteUuog  der  steuerschaldigkeiteu  der 
e i n z e !  n  f  Steuerpflichtigen.  Absolut  sehr  grosse  Beträge 
Offentiiehea  Bedarfs  lassen  sich  daher  mit  diesen  Stenern  schwer 
erheben,  weil  die  Un^leichmässigkeit  in  der  Belastung  der  Einzel- 
nen bei  dem  dann  erforderlichen  hohen  Steneri'uss  bald  unerträglich 
wird.  Auch  wird  der  Steuerdruck  bei  solchen  Sätzen '  leieht  zu 
empfindlieh.  Hiernach  eignen  sich  diese  Steuern  finanzpolitisch, 
wenigstens  itir  den  gegenwärtigen  sittlichen  Zustand  unserer  Gnltur- 
vOlker,  mehr  nur  zu  Ergänzungsjsteuern,  bleibend  neben 
anderen  Steuern,  welche  den  Haupttheil  des  Bedarfs  decken,  zeit- 
weilig, wenn  andere  Hilfsmittel  versiegen,  als  £rsatz  letzterer. 
Sie  entsprechen  dann  recht  wohl  den  beiden  finanzpolitischen  Prin- 
eipkBi  namentlich  dem  Grundsatz  der  Beweglichkeit,  und  bilden 
passend  das  mobile  Element  im  Steuersystem  mit  einem  Steuer- 
luss,  welcher  nach  dem  Bedarf  wechselt.  So  können  -mit  ihnen 
plötzliche  Bedarfssteigernngen  innerhalb  eines  nicht  fibermässigen 
Betrags  gut  gedeckt  werden,  wo  die  etwaigen  Ungleichmässigkeiten 
und  das  Oefhhl  des  Steuerdrucks  weniger  Bedenken  erregen,  weil 
die  Hohe  des  Satzes  selbst  leicht  re^dert  werden  kann  und  etwa 
nur  ein  vorQbergebender  Bxtrabedarf  vorliegt.  Diese  Stenern ,  be- 
sonders allgemeine  Vermögenssteuern  der  wohlhabenderen  Theile 
der  besitzenden  Classe,  sind  daher  namentlich  aiuli  in  Staats- 
nothlagen,    Kr  i  egs  z  e  iteii    ii.  passend,    utu   hier  als 

,,Ex  t  r  a  8  ton  e  r  n  "  die  ninii«;i'Iude  oder  die  zu  thenre  Hilfe  des 
Staatiscredits  zu  ersetzen,  die  DecUmif?  des  liedarfti  sirlar  /u  stellen 
und  die  Last  auf  die  krältigsteii  ►'^chtiltti n  zu  legen.  Eventuell 
dürfen  sie  in  solchen  Fällen  die  Form  von  Zwanirs  an  leihen 
annehmen.  Als  fester  Bcötandthcil  des  Stenersysteins  geben  sie  bei 
fortschi  i'itenden  Völkern  steigende  Krtriige,  weil  I>e\  ölkening,  \'itlkf!- 
und  Einxeleinkoninien  mid  \'enn<i^cn  wachsen  und  der  Stcner- 
niechanisfiiUb  >ivh  alluiiilig  verbebseit.  Gleiehes  iässt  sich  im  All- 
gemeinen v<iu  der  Erbschaftssteuer  sagen. 

Mit  Becht  bev<'glicber  Steuerfuss  bei  der  Einkommensteuer  in  einzelnen 
denttfohen  Staateu  und  in  Entstand.    Hier  fast  jährliche  VcräudcruageQ,  nach 
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Bedarf,  mit  Uuckäicht  auf  audere  Steuerreformen,  seit  1643  Miiiiiuuui  2.  Maximum  IGd. 
per  Pfund  Steriiag  (Krimkrieg)  oder  0.83  und  6.67  7„  Fin.  III.  115).  Auch  in 
der  preassischen  Einkommen-  und  Classensteuer  ^soweit  letztere  bleibt)  wäre  nach 
einem  solchen  wechselnden,  im  jedesmaligen  Etat  festgestellten  Steuerfuss  zu 
streben.  Schon  jetzt  sollten  doch  wenigsti-ns  kl-iiM-  Deficite  im  Ordinarium  durch 
Zuschläge  zur  Einkommensteuer  uud  bcsoudL-r^  deren  höheren  Stuieu  gedeckt 
werden,  statt  dasa  man  auch  dafür  Schulden  aufnimmt  und  dauernd  die  Plnaiisen  mit 
deren  ZuiytMi  b'^ljistef.  -  Zur  Motivinni^  hi'jhcrer  Einkommcnsteaern  u.  s.  w.  auf  die 
Uesit^endeii  ui  kritischcu  Zeiten  gelangt  auch  Held,  Einkummeuätuuer,  Kap.  6  und  7. 
Degh  Neu  mann  paasiiD.  —  Beispiel  des  Wachsthums:  Die  preussiscbe  Einkommeii* 
Steuer  (vom  Einkommfn  (tbor  3000  M.)  stand  im  Etat  von  1875  (dem  ersten  nach  der 
Steuerreform  vuu  lb>73  iu  Bezug  auf  Mahl-  und  Schlachtsteuer  u<  s.  w.)  mit  26,05, 
in  dem  vom  1.  April  1S7S/79  mit  30.86,  1879/SO  mit  31.35  MilL  M.;  18M/84  W«r 
der  Ertrag  34.72,  1SS8/S9  der  Anschlag  40.01  MilL  il. 

4.  Die  sogenannten  Verkehrssteuern,  vom  Besitzweebsel 
u.  s.  w.,  öfters  id  Stempelform  erhoben,  steigen  im  Ertrage  eben- 
falls mit  der  £iitwieUniig  der  Volkswirthschail.  Sie  sebwanken 
darin  aber,  mitunter  noch  mehr  als  die  Verbrauchsstenecn,  nach 
wirthsehaftlichen ,  politiBchen  Oonjnncturen.  Es  fehlt  ihnen  daher 
die  genflgende  Bewegliehkeit^  sich  dem  Wechsel  des  Finanzbedarfs 
anzupassen. 

5.  die  Daten  Uber  Preussen  oben  S.  101.  Besonders  lehrreich  die  fran- 
zösische ErtragssUtistik,  Fin.  lU,  40«  C:  z.  B.  »ehr  starker  AosM  lu  1848  ff., 
1970/71  beim  Stempel  ond  mehr  noch  beim  Eiuegir^trement. 

Auch  je  nachdem  es  sich  um  S t a a t s steuern  und  um  Com-  . 
ui  II  11  a  1  steuern  handelt,  ergeben  sich  bei  den  erwähnten  einzelnen 
HteuL'i  kate^uiiccü  cini(j,ü  Luieiscliiede  in  Bezug  aut"  die  nach  den 
beiden  tinauzpolitischen  l'rincipien  zu  fordernde  Anpassung  an 
den  Uedarf.  Steuern ,  deren  Ertrag  stark  von  wirthschaftlichen 
Conjuncturen  beeiiiUu.sst  wird,  »inti  />.  H.  als  II a up tbestcuerung 
ttlr  C  0  m  m  u  n  e  n  noch  weniger  g  e  e  i  g  n  c  i  als  lür  den  Staat. 
Denn  in  letzterem  wird  der  störende  Einfluss  einer  ungünstigen 
Conjunctnr  ge^v()lluiich  mehr  als  in  einer  Commune,  z.  B.  einer 
IndustiicbUidi  (^Besteuerung  der  Actieugeöcllachaiten  I)  durch  ander- 
weite  glinstige  Verhältnisse  ausgeglichen  werden. 

Das  Ual  sich  i.  Ii.  in  dcu  rheinischen  Stedten  in  den  1870er  Jahren  gezeigt, 
wo  die  sdhlechte  Lage  der  Gesellschaften  deren  Steuerträge  verminderte,  was  dann 
mitunter  um  so  mehr  die  dirocto  Besteaeruii<^  der  Bevülkerang  zu  erhöhen  zwang. 
Vgl.  die  statistischen  Daten  bei  Wegnor,  VcihandluiiKeii  deb  Vereins  für  Socialpolitik 
1877,  z.  B.  Witten  S.  72.  —  Die  grossen  Schwankungen  der  Octroierträge  unter 
dem  Einfloss  politischer  Verhältnisse  (freilicli  so  unerhörter  wi»-  in  FrantreicTi,  zumal 
in  Faris:  hier  1869—72  107.6,  SO.l,  6S.0,  lüO.4  Hill.  M.  Kühcrtrag,  Fin.  III,  409) 
sind  ein  Bedenken  gegen  die  alleinige  oder  gnr  zu  ronrnltende  Bi^Tttiidiuif  des 
Gbmmonalbudgets  auf  derartige  Einnahmen. 

Der  grosse  Einfluss  der  Erhebungsfor ni  aut  die  Höbe  des 
Ertrags  und  daher  auf  das  Maass,  in  welchem  die  ,,Ansreichend- 
heit"  der  Steuer  erreicht  wird,  zeigt  sich  namentlich  bei  gewissen 
Yerbraacbssteaern,  z.  B.  bei  der  Zacker-  und  Branntwein besteuerong, 
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je  nachdem  Rohstoff-  oder  F  il  ricathesteueruDg  besteht,  danach 
dann  das  System  der  Rück-  und  Ausruhr^ergUtungen  georduet  ist, 
bei  der  Tabakbesteiienini; ,  je  nach  der  Be«kuerung  in  Monopol- 
forni  oder  mittelst  anderer  Stcnertbrmen.  Aehnlich  ist  die  Ver- 
aüliigung  bei  directen  Eiukoniinen-  und  Verm^genssteaern  auf 
den  Ertrag  von  Einfluss,  z.  R.  ob  »Schätzung  durch  Dritte  oder 
Selbstsidiätzung  mit  entsprochenden  Coutnden  und  Stral'bestinini- 
UDgen  (sjogeiiannter  Declatation.szwang).  Alle  diese  Momente  ver- 
langen bei  der  Einrichtung:  der  Besteuerung  aufmerksamste  Beacht- 
ung, was  soviel  besagt,  al»  da^s  die  beiden  finanzpolitischen  Prin- 
cipieu  stets  mit  zur  Kichtschnur  dienen  müssen. 


Zweiter  üaoptabsoboitt. 
Die  ▼olkawlrthflfl'h  aftHolien  PrtnoipieiL 

1.  Abschnitt. 

Wahl  der  Steuerqulle. 
I.  —  §.  130.   Vorbemerknngen  and  Einlettnng. 

Hier  zeigt  sicli  vor  Alk  tii  Jcr  Mangel  einer  streng-  folironcliti^ron  üntL-rschcidoDg 
des  eioxel-  uud  des  volkswirtbecbAfUicbea  Staadpuncts  iü  Bezug  auf  die  Erörter- 
ungen ttber  die  Wfthl  der  Steoerqtaelle,  EinkdiniBeii-  und  VermögensbesteneruDg, 
Ton  Einflusü.  auch  noch  boi  dun  iieuLsteii  und  besten  Autoren  wie  Stein,  Neumann, 
Held,  Schäffle.  die  im  Ganzen  wohl  vicbtiirüte  hierhergehörige  Arbeit,  diejenige 
ron  Schmoller  in  der  Tübinger  Zeitstchrift  1863,  nicht  ausgenommen.  Neumann 
weist  sogar  den  Begriff  Nationaleinkommen,  Nationalkapital  als  etwas  Selb- 
stftndigos  ab  (progressive  Einkommensteuer  102  ff."!,  was  die  Klärung  der  ein- 
schlagenden Fragen  der  Volkswirthscbaftslehre  und  hier  spodell  der  Steuerlefare  nicht 
fordert.  Eine  umfasHcnde  kritische  Revision  der  Lehre  rom  Einkommen  giebt  jetzt 
die  Schrift  Robert  Meyer's.  dns  We^en  des  Einkommens  (Berlin  ISST).  Die 
mancherlei  Abweichungen  Meyur's  von  meiner  Auffa^äUll^  und  BcLaudiuug  kann  ich 
indenen  hier  nicht  berücksichtigen.  Zo  einer  Umänderung  der  folgenden  Darstellung 
hahcn  sie  mich  nicht  veranlasst,  wenn  irh  auch  Moyor  in  Einzelheiten  seiner  Kritik 
Anderer  ntui  meiner  eigenen  Ansichten  bcit>tiuiU)en  kann.  Sein  Buch  iät  vornemlich 
doch  fQr  die  Wirthschaftstheorie  wichtig,  einige  Coiiäeijn  n  n  k<  utmen  aber  auch  fdr 
die  Stcoerthcorie .  die  er  hie  und  da  berührt,  in  Betracht.  Das  Volkseinkommen  ist 
auch  ihm  eine  selbständige  volkswirthschaftlicho  Erscheinung,  aber  nicht  ganz  in  dem 
Sinne,  wie  ich  so  auffa:>^e.  Ueber  die  Abweichungen  iu  den  Begrifibestimmuagen 
der  Grundbegrüfe  ist  in  der  aUgemeiDen  oder  theoretieciioo  VoikurirtfafohilUehie  m 
handeln,  nicht  hier. 

Idi  schliesse  mich  auch  hier  wieder  der  Betncbtnngsweise  von  Rodbertv« 
an.  Ohne  abstractes  Denken  ist  gerade  in  diesen  Puncten  der  Steuerlehre  nicht 
zur  Klarheit  zu  kommen.  FOi  die  Grundbegriifo  „Ertrag",  „Einkommen",  „Vermögen". 
Volke-,  Einzel-,  Prirateinloininen  und  Vennftgan  v.  s.  v.  beidelie  leb  nicb  mf  meine 
.„Onindlegung",  §.  23— r^l,  S2— 59. 

FUr Dogmengeschichtliches  und  Principielles  s.  namentlich  Schmoller  a.&.  0., 
besondets  S.  26  ft,  jetzt  «Infrehender  Heyer's  Bach.  Ans  der  allgemeinen  natieoal- 
ökonomischen  Literatur  sind  Hermann  und  Ricardo  fUr  die  Einkommenlehre, 
Preis-  und  Kostciithcorio ,  die  damit  zusammeuh&ngendo  Uehcrwälzunestheorie  die 
wicbtigsfen:  nuE.  durcb  keine  neuoro  Arbeit  abertroUen,  geschweige  widenegL  S.  aonat 
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die  IftenriKben  Nachweise  ao  der  Spitze  dieses  Kapitels  §.  122.   Speetdl  limMt 

vom  GcKcnatand  de->  foL-  i:  h  n  Abschnitis  Kau  I.  4^.  •löl  ff.,  r.  Hock  §  «>.  Stein, 
4.  A.  I,  dU6  Ü.,  438  ü.,  4b  1  Ü.,  bobouduis  A.  Heid,  EiBkomaieDäteacr,  Kapitel  4, 
p*»»Am  «Qeh  die  folgreDden  Kapitd;  ebeufell«  pawim  NeamaiiD.  proffraailre  EIb* 

knmnicnstener;  Ro<;chcr  Fin.  2.  Buch,  1.  KapiltI,  Cohn  Fin.  B.  2*  Kap.  2,  Sas 

üruD(ile>.'üntj   Abschnitt  3,  b»Json<iors  §.  53. 

St  e  iicrquelle  ist  nach  der  irllheren  iiegriösbestimniung 
(§.  80)  derjenige  Güter-,  bez.  Werihl>etrag,  auK  dem  die  Steuer 
reell  entrichtet  fpretrageD,  gezahlt)  wird  und  genau  zu  noter- 
scbeideu  von  der  HemessuDgegrunülage  oder  dem  Steuerobject. 

Möglicher  Steuerquellen  giebt  es  drei:  das  Einkommen, 
bez.  der  Ertrag  (Reinertrag);  das  als  Prodnctionsmittel  dienende) 
bez.  das  Beute  gebende  VermOgeD,  d.  b.  das  Kapital;  das 
G ebranchs vermögen :  aas  den  zn  jeder  dieser  drei  Kategorieen 
gehörigen  Sacbgtttero,  bez.  den  beim  Absatz  ihre  Stelle  yerircten- 
den  Geldsummen  kann  möglicher  Weise  eine  Steuer  in  der  Art 
entrichtet  werden,  das«  sieb  der  bezflglivhe  Gitter-  oder  Werth- 
betrag um  die  Steuer  Termindert. 

Fflr  die  richtige  Wahl  zwischen  diesen  drei  Stenerqneilen  ist 
es  nmi  yod  principaler  nnd  trotzdem  meistens  übersehener  Be* 
deutung,  auch  hier  streng  zn  nntarscbeiden  den  einzel-,  bez. 
pri  vatwirthscbaftlichen  nnd  den  volkswinbschaftlicben  Stand- 
pnnct  der  BenrtheUong,  besonders  in  Bezng  anf  die  Kapiialbe- 
stenernng;  ferner  den  rein  finanziellen  ondden  socialpoli- 
tiseben  G^siebtspanet  in  der  Bestenerong;  endlieh  ist  auch  anf 
den  Zweok  der  Verwendung  des  Stenerertrags  Bttcksieht  zn 
nehmen. 

Mancbe  IrrtbOnier  «od  einseitige  Urtheile  und  Forderonfren  der  Tbeorie  wären 
vennieden  wonlen,  wenn  itkui  diese  UiittM>cheidan|?cn  beachtet  bitte.  Manche  Streit- 
fragen lösen  äich  einfach,  wenn  man  in  der  hier  niher  dargelegten  Weise  uotencheidet 
«nd  zugleich  Stener^nelle  md  SteD«rob)eet  eder  BeBeiMngsgniDdlafa  acharf 
«nseliiander  hilt. 

IL  —  §.  131.  Die  yolkswirtbsehaftiiehen  Steuer- 
qneilen. 

Die  normale  volkswirtbsebaftUcbe  Stenerqnelle  ist  das 
Volks-  oder  Nationaleinkommen,  d.  b.,  dem  allgemeinen, 
aneb  hier  anwendbaren  Begriff  des  Einkommens  gemüss,  der  einem 
Volke  in  einer  Periode  (Jahr)  znr  Verfügung  stehende  Güter-  bez. 
Werthbetrag,  welcher  in  dieser  Periode  voUst&ndig  verzehrt  werden 
könnte,  ohne  dass  das  frühere  National Te.rmOgen  vermindert 
wird.  Anf  die  Daner  kann  nnd  darf  die  Besteuerung  nur  aus 
dieser  Quelle  des  Volkseinkommens  schöpfen.  Ein  öfteres  oder 
vollends  ein  beständiges  Zurückgreifen  auf  das  Volksvermögen, 
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beeondm  auf  das  eigentliehe  Nationalkapital  wttrde  Rieh 
wegen  der  eintretaoden  VeimindmDp  de«  letsteren  bald  von  aelbat 
verbieten.  Mit  den  betroffenen  Einsei-  oder  Privatwirtheebaften 
wtirde  auch  die  ganze  Volkswirtbscbaft  surUekkommen  und  scblies«- 
lieb  roinirt  werden,  die  Yolkszabl  abnehmen. 

Efaie  Bettanerong  det  N»tioiiftll[*pitftU,  d.  b.  dea  (weiiwBden)  Vomfki 

an  sachlichen  Productioiismittrln  oder  d.is  Kajiitals  im  rein  '■I  riiniin-,  li  Sinn  im 
Gogenä»tz  zoin  Kapitalbcsitz  („PrivaUapitol")  im  hlstoiisch-rechUicbcsu  Üimt  (ünmd- 
leguDg  §.  29.  24.  2^>  fttbrt  noUivendif  ta  eioer  Eioteliilnlnraf  der  Prodnetion  ind 
zu  einer  hartt-n  Hcduction  -ier  nc<iiirfnissbcfriedip-iing  Jes  Volks.  Solange  solcbe 
Folgen  nicht  wirklich  eintfetoo.  wird  auch  der  hior  aBgeaommeoö  Fall  aicht  rorliogon, 
d.  Ii.  die  BMtoneraiiff  wird  eben  noch  nicht  dasVatlonallftpital  reell  treffen , 
aus  '1('in  Volkseinkommen  gederkt  werden.  IJcgelmlbsip:  werden  die  unteren  arbei- 
tenden dawen  den  schwersten  Druck  omptiodeo,  in  anTermuidUcber  Lohnrerkärzung. 
welche  nvr  etwa  dadurch  etwas  wettgemacht  wird,  dass  die  Verwendung  des  Steuer- 
ertrage  z.  B.  für  Kriegszwecke,  Truppenunterhaltung,  auch  diesen  Classen  wieder  zu 
Gute  kommt,  weil  sie  eine  Arbeitsnachfrage  fOr  sie  schaifl.  Dann  wird  sich  aber 
hinterher  um  so  mehr  die  Lage  derselben  rerschlimmcm.  Auch  die  Ergänzung  und 
Neobeschaßung  stehenden  Kapitals  muss  ins  Stocken  genthen,  was  dann  weiter  die 
Production  laliuif.  Praetiseli  wird  eine  solche  Be«tcuening  zunächst  nnr  das  um- 
laufende Kapital  trollen.  Wurde  sie  gar  auf  das  stehende  Kapital,  uiuöchliessUch 
des  inj  liudon  stecl^enden,  fallen,  so  wäre  dasselbe  von  seinen  Eigenthümem  ta 
Schleuderpreisen  zu  rerftusscro,  um  Zahlungsmittel  zn  erlangen.  In  irg-cnd  grösserem 
Umfang  liessc  sich  dies  nicht  einmal  erreichen,  cä  wuitöte  denn  etwa  an  Ausländer 
verkauft  werden,  wxs  in  sdeber  Sachlage  auch  nur  in  AvBBabmefUleo  zu  erwarten 
ist.  Die  Flucht  der  Besteuerten,  das  einfache  Verlassen  ron  firiM>r)  imd  Boden. 
Haus  und  liof  und  Werkstatt,  die  Verödung  von  Land  und  Stadt  wäro  die  onaos- 
bleibliche  Folge  (Colonenflacht  im  Rplterea  Altertbiml  Elnselne  neucfe  Symptome 
s.  im  folgenden  Pangiqihen). 

In  dieser  Weise  wttrde  eine  BeBtenemng  wirken,  welche  an- 
dauernd das  Nationalkapital  mehr  oder  weniger  mit  tritfe. 
Die  formelle  fiinrichtang  niid  VeranlagaDg  dieser  Bestenenmg  ist 
hier  gleiebgttltig.  Es  wird  sich  dabei  nicht  sowohl  am  eine  nomi- 
nelle Vermögens-  oder  Kapitalbesteaemng  handeln,  obwohl  die- 
selbe Tielleiebt  anoh  vorliegt,  als  vielmehr  um  die  Oesammtbe- 
stenerang  in  ihrer  sehliesslichen  Wirkung  naeh  der  Hohe,  die 
sie  im  Ganzen  erreicht,  vielleicht  in  der  Form  hoher  Einkommen-, 
Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbranchsbestenerong. 

Die  yySehonsng  des  Vermögens  nnd  Kapitals",  das 
Verdiet  gegen  (eigentliche)  Vermögens-  nnd  Kapital- 
stenern ist  denn  aneh  ein  allgemeiner  richtiger  und  hochwichtiger 
Sats  der  nenem  Steoertbeorie  —  nnd  ein  Postulat  der  rationellen 
Fvaxis  seit  der  Entwieklnng  der  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie  und  der  Erkenntniss  der  Function  des  Kapitals  in  der 
Volkswirthsehaft,  speciell  im  Productionsproeess. 

So  auch  Katt  I,  §.255:  „Schonung  de»  Kapitals  ei&e>  \ Olks  ist  albo  eine  noth- 
wondi^e  Anfordemnp  .nn  jedcj*  Steuersystem."  Froilirh  fil>crsieht  auch  l^au  di»: 
AusnahmelaUe  oud  idculiticirt  wie  fast  alle  bi«horigei)  Schriftsteller  Prirat-  und 
NatioMtUtnidtal.  Im  Ganzen  trotz  einiger  Verwalirnngen  (auch  gegenüber  meinen  Ahü- 
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fAhniitgeii.  die  i-r  aber  zum  Thcil  hillij^t)  beistimmend  zu  dem  Obigen  (und  zu  §.  182 
und  LSS)  Koscher  Fin.  §.  36.    Kur  ist  es  ein  falscher  Einvand  gegen  die.  welche 

{cde  Erhebung  ron  Steuern  vom  Stamme  des  Vermöjrens  abweisen,  „das  Steuorgesctz  • 
önntc  darüber  nicht  enbxhoideii".  Im  eiDzelnen  Kali  govifS  nicht:  doch  musä  dahin 
gestrebt  wcfLlcti .  dass  die  Oeiaaimtbestaiienuig  das  Vermögen  (Kapital)  im  Sinne  des 
Voiiiövcrmugcnü  scboue. 

Aber  zweierlei  darf  doch  niclit  Ubersehen  werden,  wie  es 
meistens  preschehen  ist.  EiDuial  hat  auch  schon  die  Theorie  die 
B er cc h t  i 11  n g  von  wirklichen  A  u  sn  a  h  in efä  11  en  von  der 
Regel,  dass  das  Nationalverniöu^en  und  -kapital  nicht  mit  zu  be- 
steuern Stil,  aii/.uti kennen.  Und  zweitens  darf  nicht,  wie  gewöhn- 
lich geschieht,  eine  reelle  Besteuerung  desFMnzel-  oderPrivat- 
kapitals,  —  in  der  Form  uuniiuciler  Vermr>gons-  oder  Kapitnl- 
steuern  oder  in  der  Form  anderer,  aber  in  der  Wirkung  auf  reelle 
Vermögeusbc8tiii*  runü  hinauskommenden  Stenern  —  ohne  Weiteres 
mit  einer  reeilt  n  Besteuerung  des  National  kapitale  iden  ti  fi- 
el rt  und  mit  den  Gründen ,  welche  gegen  diese  letztere  sprechen, 
abgewiesen  werden. 

§.  132.  —  A.  Reelle  BeBteaerUD^  des  Volksver- 
mdgens. 

Aosnahmefälle ,  wo  aneh  die  wirkliche  MitbesteueroDg  des 
Volks  Vermögens  und  Kapitals  gerechtfertigt,  weil  anvenneidlieh 
seiD  kann,  liegen  in  grossen  staatsnoth lagen  vor. 

So  Z.  B.  in  g<»wi't;?cn .  für  da^  Volks-  und  Staat.^lebi^n  g'nbotenen  Kriegen  (.,Ba- 
freiungsliriege",  „Eiiiiguiij{öl.rjcgü  \  —  die  concrciuii  Bci-pielc  der  üocliichte  sind 
bekanntlk  Wie  hier  ..ein  Volk  sein  Alles  setzt  an  seine  Khrc"  und  den  letzten  Mann 
stellt,  so  wahrlich  auch  den  letzten  Groschen.  Die  Rücksicht  auf  die  Schonung  des 
VülUv'cimögens  muss  hier  ebenso  wie  diejeniffe  auf  die  Schonung  des  Löbens  der 
einzi'lnen  Volksantrehöritrcn  selbst  den  hnhci'-n  Hacksichten  auf  die  Erhakuog  der 
der  Selhctrindigkeit  und  der  Ehre  <1<'S  WAk-^  und  Stnats  weioln'n  —  und  ist 
bei  Volkern  und  Staaten,  welche  des  Ethaltens  Werth  waren,  auch  immer  gowiciien: 
^  Gut  und  Blur*  mirde  rQckeichtilcw  geopfert,  aber  aacli  bereitwillig  daigebnu^ht. 

Nur  knnn  und  darf  eben  ein  soleher  Zustand  der  Besteuerung 
nicht  andanern,  nieht  der  „normale'*  werden,  so  wenig 
wie  der  Kriegszustand.    Vermag  ein  Staat  auf  die  Daaer 

nicht  ohne  eine  Besteuerung  der  geschilderten  Wirkung  auszukom- 
naen,  so  b«' weist  er  dadurch  die  Unmöglichkeit  seines  Re> 
gierungssystcms,  oder  selbst  seine  Lebensunfähigkeit,  min- 
destens aber  die  Un bal tbar kcit  seiner  Finanzlage 

Die  finanzidlle  Radiraleer  Ist  dann  im  letzteren  Fall  tmvermeldlich  ein  venigstens 

partieller  Staatsbank«  !  '!  tt,  von  dem  ca  freilich  auch  zwe'fclliaft  bleibt,  ob  er  noch 
genügend  hilft.  Leider  i»t  nicht  zu  läugoen,  das»  die  beständige  Scboldonver- 
mehrung  für  Zwecke,  durch  welcbe  nicht  nieder  ein  Renteneinktinmen  des  Staats 
beschaHt  oder  wenigstens  die  Productivität  der  nationalen  Arbeit  wirklich  gesteiirert 
wird,  in  vielen  Staaten  zu  einer  bereits  au»scrordentticlien.  bich  iiomor  noch  ätei>reruüen 
ilöhe  der  ücsammtbesieucrung  ^lefuhrt  hat,  um  j<  uc  Schulden  zu  rerzinnon.  SO,  40 
Proceot  und  mehr  der  ordentlichen  Einnahmen  sind  dann  vielieicht  bierAir  zo  ronrenden. 
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wahrend  die  eigentlich  pndvctiroii  StuMh&tigkeiten  glüichzeitig  utwa  nar  kttnuneriicfa 

ansgefi^hrt  w-'  r  li'n  1  önneD.  Hier  fehlt  eben  die  ..Roprodiirtintai"  der  Stetiern  in  den 
StaatsieitituageQ ,  wHtt  z.  B.  btein  in  seiner  bezuclicbeu  au  sich  richtigen  Theorio  in 
BetrolT  der  verhlliDiMe  der  Pnxla  nicht  genOgeDof  beichtet  Eine  Beeteueraiif  aolchen 
ütnfftiij^  für  solche  Zwecke  droht  alli^rdinfpi  auch  zur  Bcsteneroug  des  Katioualkapltats  zu 
werden,  wenn  etwa  die  Staati^täu  biger  noch  Kroasentheils  Ansl&ader  sind  und  in  der 
Rrende  die  Rente  begehen.  Symptome  lelch«  Yeililltnine  uigea  liob  weU  mit- 
unter in  NoihzQ!>tänden  des  OnindeifeotfiiUM  in  Lud  und  StAdt«  bei  «Bentev  Höhe 
der  £rtrag9-  and  Verkehrsstenern. 

Vgl  schon  die  Ansfuhning  im  ersten  Bande  \Fiü.  I,  §.  35)  tlber  das  VerhältniM 
des  Pinanzbedarfe  zam  Volkseinkommen.  —  Es  ist  schwer  zn  sagen,  ob  die  Klagen, 
welche  besonders  in  ungünstigen  Zeiten,  bei  gedrückten  Prodnctenprcisen  u.  dcl.,  in 
Theilen  von  Oesterreich,  Italien  Uber  die  ,, ünertr&gÜchlicit"  des  Steuerdrucks  wolil 
ertönt  sind,  volle  Begründung  haben.  Die  ernstlichste  Erwftgung  verdienen  sie  jeden- 
falls, znmal  wenn  die  Stenern  in  so  hohem  Betrage  ftlr  Schnldzinsen  des  Staats  ver- 
wendet werden  müssen.  In  Westüsterreit-h  absorbirte  der  jährliche  i>cbuldetat  (ohne 
die  Zinamlireiitionen  der  Eisenbahnen  u.  s.  w.)  Ende  der  ISTOer  Jahre  wieder  c.  40*/o 
der  presammten  or  l ntlichcn  Nettoeinpahme,  c.  36 %•  ü  ItaHen  damals  0.44*/«* 
auch  jetzt  noch  iiauui  weniger. 

^.  133.  —  B.  l' nter. scheid  uug  zwischen  reeller  Be- 
steuerung de«  National-  und  des  Eiuzelkapitals. 

Die  Verwertung  der  Besteuerung  des  Natiooal- 
kapitaU  schliesst  aber  Dicht  ohne  W  ei teres  diejenige 
der  Besteuerung  des  £inzel-  oder  Privatkapitais 
in  sich. 

Es  ist  ein  v<  rhÜngnistirolIer  Fehler  der  meisten  Finanztheoretiker,  dass  sie  dies 
nicht  genügend,  oft  gar  nicht  unterscheiden.  Dieser  Fehler  war  aber  freilich  die 
aothwendige  Folge  davon,  da«  der  Doppel  begriff  wm  YenDAgen  und  Kapital,  der 
fein  ökonomische  und  der  historisch-roclitlii  he,  verkannt  oder  allgemeiner  auMredrückt. 
der  Volks-  und  einzelwirthscbaftlichc  Standpunet  hier,  wie  auch  sonst,  vermengt  wurde. 
Die  Folgen  dieses  Fehlers  wurden  noch  dadurch  verschlimmert,  dass  zugleich  bei 
Ausdrücken  wie  „Vermögens-s teuer",  „Kapitalsteuer'*  die  Steuer  quell  o  und  das  Steuer- 
object  öfters  verwechselt,  also  die  D o p p I hcdentung  dieser  Ausdrücke  übersehen 
wurde;  feriier  w.'iter  noch  dadurch,  dass  auch  der  wenigsten^  mögliche  Doppel- 
iveek  der  Besteuerung,  der  rein  fiiiMUdello  und  der  sorialpolitische ,  Uberseben  oder 
ohne  genauere  Begmiiduufr  nur  der  erste  für  znlässi<::  b-  riiiidtm  und  endlich  der 
Zweck  der  Verwendung  deä  Steuerertrags  gan^  uabtachtet  gelassen  wurde. 
Kar  diese  logischen  VenKtese  eikläreu  es.  da«  nütanler  ohne  Weiteres  die  VermOfeiM-^ 
und  Kapitalbestenerung^  mit  solchen  GrUiidon  verworfen  worden  ist.  welche  nur  gegen 
die  reelle  Besteuerung  des  volkswirtfaschaftlicheu  kapitais  gelten,  z.  B.  die  Erbschaft»- 
und  gewtoe  Yerkehraeteaem ,  fud  daee  sich  ttbermapt  in  der  Behaadlang  dicoer 
Pnncte  viel  Verrirrung  in  der  Theorie  und  unsicheres  Schwanken  in  der  Praxis  ein- 
stellte. Wozu  die  Ablehnung  solcher  Unterscheidungen  ^oder  der  Mangel  eines  Yer- 
stibidnisses  dafdr)  ftahrt,  zdgt  z.  B.  wieder  die  zweite  Auflage  ?on  Dmpfenbach*« 
Finanzwissenscliaft  S.  I5.>  fT.'i.  5>.  darüber  ^chon  oben  §.  ^0.  Der  Unterscheidung 
zwischen  Volks-  und  Privatveunögen  in  der  Frage  schlieft  sich  auch  Koscher,  Fin. 
f.  36,  an. 

1.  lieber  die  Verwechblun-r  von  Steuer (ju eile  und  Steuer- 
beniess  uugsobject  braucht  dem  Früheren  (t?.  89)  wohl  nichts 
Weiteres  hinzu^et'tigt  zu  werden.  I)ie  meisten  in  der  l'raxi.s.  zn- 
mal in  normalen  Zeiten,  vorgekouinicuen  Vermflgens-  oder  KapitMl- 
Hfenern  dieses  oder  eiueb  ähnlichen  Namens,  .«,»»  aueh  die  älteren 
derartigen  städtischen,  territorialen  und  Ötaatssteueru ,  sind  nur 
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nominelle,  nicht  reelle  Stenern  dieser  Art  nnd  sollen  jenes  in 
der  Begel  ansdrflcklieh  naeh  der  Absiebt  des  Qesetigebers  anch 
nnr  sein.  Sie  sind  meistens  nnr  Formen  der  Einkommen- 
bestenening  und  sind  ak  solehe  an  würdigen.  Es  kann  sieb  also 
bei  ihnen  nnr  dämm  handeln,  festzostelleo,  ob  sie  nicht  doch  anter 
Umständen  nach  ihrer  Veranlagung,  Erhebung,  Hnbe  nnd  scbliess- 
lieben  Wirkung  in  eigentliche  Vermögens-  nnd  Kapitalstenern 
tibergehen. 

D&a  wird  bei  allgemciuun  uoiimieliuu  YermögeDSsteaem  schon  weguu  der  tlblicheu 
Niedr^iiC  des  Satns  selten  der  Fall  sein,  diese  wirken  rtalmehr  in  der  Reget  aJ» 
Einkommensteaem.  erentoell  als  etwas  bObore  fQr  Bcnteiieinkommcn  u.  df^l  m.  Fr  ilirh 
Dicht  immer  in  jedem  eintelnea  Fall,  bei  einzeüiea  Steaerzahlcrn.  Aber  das  kommt 
natürlich  auch  bei  iioiiiiiiellen  Elnkonneii'  iroil  «onsttgen  Steeeni  gelegentlich  ror, 
(!a-i  si  rnn  EinzeliieD.  statt  aus  Icrrn  Finkonimen,  aus  dum  Vermögen  be/afi!t  :v  rdcn. 
Das  kann  kein  bteaergesetz  vermeiden.  Dagegen  wirken  lürbschaftsitaaero,  gewis:»e  in 
Stenpel-  nod  Shnlicher  Fenn  eihobeiie  Beiltzwecfaflelabgaben  und  efanelDe  andora 
VerkehrssteDorn  nach  ibicr  Veranlagung-s,- ,  ErheboiifTbart  und  oftmals  vorkoinmendeii 
Höhe  (ErbschaAssteuer  lux  die  entfernteren  Verwandten,  hohe  Steuer  ron  Uebei^ätigcn 
des  Orondeigentliaiiie  üb  Kauf)  allerdings  h&Qftg,  rielleicht  sogar  regelnlnig  ab  Be* 
stoDernng  des  einzel-  öder  [<nvatwirthärIiaftIicheQ  VeiBlIfeiiS,  beL  des  Kajpilala  der« 
jenigeii  Wirthschaft.  welche  diese  Steuern  /,ahlt. 

Ob  und  wie  weit  nominelle  Vermögens-  oder  sountige  fSteueru, 
welche  als  reelle  Vermögensstenern  wirken,  trotzdem  zu  billigen 
sind,  das  hängt  dann  von  den  folgenden  Erwägungen  ab,  welche 
zugleich  ergeben,  dass  die  Verwerfung  solcher  Stenern  noch  keines- 
wegs in  derjenigen  der  oben  besprochenen  volkswirtliscbaftlichen 
Vermögenssteuern  nothwendig  enthalten  ist.  Für  die  Entscheidung 
im  conereten  Fall  der  Praxis  kommt  auch  der  Character  des 
ganzen  Steuersystems  (Anerkennung  soeialpolitischer  Gesichts- 
puncte  oder  nicht)  und  die  Stellung  dieser  Steuern  in  diesem  System 
mit  in  Betracht.  Soweit  endlich  nach  dem  Früheren  in  Ausnahme- 
fällen überhaupt  reelle  Steuern  auf  das  Nationalvermögen  und 
-Kapital  gerechtfertigt  sind,  können  Vermögens-  und  Kapitalsteuern 
der  genannten  nominellen  Art,  welche  eventnell  solehe  Wirlrang 
haben,  sogar  eben  deswegen  eine  passende  Stenerform  sein. 

8.  Das  allgemeine  Verdict  gegen  Vermögens-  und  Kapital- 
atenem,  s.  B.  gegen  Erbsehaftssteaem,  weil  sie  „das  Vermögen, 
das  Kapital  angriffen",  ist,  anf  Stenern  dieser  Art  besogen,  welche 
annllehst  das  einaelwirthsehafUiehe  Vermögen  v.  s.  w*  treffen,  des- 
halb nicht  riebtig,  weil  eine  solche  Steaer  noch  nieht  nothwendig 
mit  dem  Einaelluipital  auch  das  Kationalkapital  vermindert,  sondern 
eveataell  nnr,  direct  oder  iodireet,  ein  (Privat-Eigenthama-)  Recht 
an  Partikeln  des  Nationalvermögeos  von  einem  anf  andere  Wirth- 
Schafts-  and  Reehtsanlueete  ttbertrftgt. 
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Ob  und  wieweit  dies  thats&chlicb  gescbiebt,  blingt  ein- 
mal  von  derVerweDdnng  des Steiiertrags  ab,  zweitens  von  den 
direeten  und  indireeten  Weiterwirknngen  der  betreffenden  Be- 
steuerung, namentlich  für  die  Vertheilung  des  VoIkseiokommeDS 
auf  die  Einzelnen  und  für  die  Bildung  von  Privatvermögen  oder 
Privatkapitnl ,  welche  diese  Einzelneu  voniehnicn.  Ob  und  wie- 
weit durch  .Stcueru  eine  solche  Vermi>;j^enslibertraguiig  bewirkt 
oder  selbst  als  Ziel  der  Steuerpolitik  hingestellt  werden  soll  uud 
darf,  das  hängt  von  der  Beurtheilung  der  bestehenden  Ver- 
theilung des  Volkseiukummcus  und  Vermögens,  daher  besonders 
von  der  Beurtheihmg  der  Ree hts o  rd n  u  ug  Jib.  auf  welcher  sich 
diese  Vertheilunj,-  vollzieht,  —  für  die  Gegenwart:  das  moderne 
System  der  Ireien  Concurrenz. 

Danach  nebtet  sich  auch  wieder  das  Uitlit;il  darüber,  ob  und  wie  weit  es  zn- 
lamsig  oder  selimt  geboten  ist,  durch  die  Bestcuorung  iu  die  EiBkommea-  und 
VennOprensverthetiuDg  einzagreifen,  m.  a.  W.  ob  oebea  den  rein  fiiiftiizi eilen 
\{iscali>rhcn)  auch  ein  soctalpolitiecliei  Zveck  der  Beeteoeniiig  enzneikenneit  ist 

(oben  §.  b2.  122,  123). 

Alle  diese  zuletzt  berührten  Fragen  sind  nicht  in  der  Finanzwissenschaft,  sondern 
im  gnwdleireoden  Theil  des  Systems  der  Politiscbee  Oekonomic  zu  entscheiden.  Dm 

habe  ich  auch  in  meiner  Grundleguni^  zu  thnn  versucht,  in  Kapitel  2  d  r  ersten 
Aul  läge  §.  94—104,  und  noch  schärfer  und  principicller  in  der  zweiten  Auflage  in 
dem  6.  HuptabBcbnitt  S.  tS4  IF.:  „Der  Bederf  oder  die  Einkommenlehre  vem  Ver* 

theilungssfandpnnrt  lictmchtot".  Im  Text  oh.-n  wird  an  diese  En'Vrterungen  angeknüpft, 
dieselben  können  aber  hier  nicht  wiederholt  werden.  An  dem  Inhalt  uud  im  Wesent- 
lichen aech  an  der  Fassung  dieser  Lebren  In  der  »reiten  Auflage  der  Grondlegung 

brutto  ich  fest,  würde  aber  jetzt  Manches  noch  sclifirfer  rind  pnncipi  II.  i  furumliion. 
Die  Polemik,  welche  meine  Unterscbeidang  der  beiden  steuerpolitiscbcn  btaudpuncto 
gefiinden  hat  iobcn  §.  S2),  hat  m.  E.  za  wenig  die  Grandlage  dieser  Scheidnng, 

welche  in  'l  -ii  betreffenden  Ausführunvrcn  der  „Grundletfunff"  zu  peben  gesucht  wurde, 
getroHen  und  mich  auch  deswegen  nicht  überzeugt  und.  wie  ich  glaube,  nicht  widerlegt. 
(S.  n.  §.  15Ö  fl.)  Die  Fiuauzwissenschaft  oder  die  Sfeucrlehie  bat  nur  die  bcz-üj^licben  Er- 
'  gebnissc  solcher  Cntersachungen  herüber  zu  nehmen,  und  zwar  nur  zum  Theil  hierher  in 
die  Erörtcriins;  nbcr  dif  Folkswirtlischaftticbcn  Pi  ia.  ipien,  zum  grA-srnM-TIiLtl  in  die 
Erörteruii^^  Uber  die  UrundsHtze  der  Gerec)uie!>'  it  im  Steuerwescn.  Die  trage  einer 
Besteuerung  mit  socialpolitischen  Wirkungen  >  !  r  selbst  mit  solchen  Ztrockea  iüt  svar 
eine  rolkswirtlischuftüche.  andi  das  Prodiictionsinteressc  berührende  Frage  von  jrrn«t>er 
Bedcutunir.    Aber  üueli  mehr  ist  sie  doch  eine  Frage  der  Be&teucrungs-Oerechtigkcit. 

§.  134.  —  C.  Die  Frage  der  reellen  BesteueroDg  des 
EinzelvermögeDS. 

Eine  etgentlicbc  Vermögens-  und  KapitalBtcuer,  welche  reell 
das  private  Vermögen  des  Besteuerten  trifft,  also,  wenigstens  zeit- 
weilig, es  veruiiudert  —  eiucrlci  wieder  ub  ca  zugleich  eine  nomi- 
nelle \  erniögensslcuer  ist  oder  ob  eine  andere  Art  Steuern  einzeln 
oder  im  Ganzen  diese  Wiikim^  h  it  vermag  nun  in  der  Tbat 
unter  Umstiinden  wohl  das  N  at  io  n  a  1  vermögen  l  und  -Knpital)  in 
seinem  Betrage  unverändert  zu  lassen  und  nur  dessen  Ver- 


Üigiiiztiü  by  <-3ÜOgIe 


321 


theilnng  nmztigestalteii ,  so  Dameotlieh  in  folgenden  zwei  Kate- 
gorieen  von  Fällen. 

Einmal  wenn  der  Stenerertrag ,  naeb  der  im  eraten  Bande  in 
der  Lehre  vom  öffentlichen  Bedarf  ifeatgestellten  Terminologie,  für 
priyatwirtbschaftliche,  aber  anch fllr staatswirthsehaft- 
liehe  Kapitalanlagen  verwendet  wird  (Fin.  I,  §.  63). 

Ankäufe  ron  FeldgQtürn,  Forätcu,  Bergwcrkeu,  EbcDbahDou,  Neuanlagun  von 
letttaren  und  von  einzelnen  Ansäten  äm  OehäuraiveMBi.  Laodasmelioratiooen,  Wega- 

bauten,  Hafenhauteu.  Pliisscorrcctionen  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  welche  aus  S  tcaercrtr&^on 
bewerkstelligt  w«  riici>,  Rcfürmen,  OrganisiitiüDeu  im  Gebiete  der  vers<:hiodenen  Zweigu 
der  öfFentlichcn  Vemaliunjf  (NeubewaffDunff  des  Heeres,  SchifTsbaaton,  ..Retabllssemeilt'* 
nach  KricL'^en,  Baaten  aller  Art  u.  A.  m  ),  reich  '  gleichfalls  ans  Steuern  bestritten 
werden,  üiud  bekannte  Beispiele  im  moilcrueu  Staate.  Wenn  wir  (was  ich  Übrigens 
im  Ganzen  nicht  far  richtig  hielte)  St.i  itscisenbahnen  in  gleicher  W  eis«  ans  onrant- 
lichen  Einnahmen  oder  Steuerertr^;2:eri  herstellten,  wie  es  mit  Jeit  Landstrassen  grossen- 
tbeils  geschehen  ist,  so  wurde  sich  liand  greif  lieh  zeigen,  dass  eine  priratwirthschaft- 
lieh  als  KapitaUtener  aufzufassende  Besteuerung  volkswlitlisehAfltlidi  diasen  ChaiMter 
nicht  nothwendig  an  sich  triiiie.  Die  neuen  Staatsbahnen  rcpruscutirten  chen  nur  eine 
andere  Anlage  des  Nationalkapilals,  ebenso  wie  neue  rriratbabncu,  weiche  mit 
PriTatbpttal  geMot  «ind,  dies  tfann. 

Hodann  kann  wenigstene  die  gleiche  Wirkung  einer  blossen 
lieber tragnng  von  Privatvermögen  oder  Prtvatkapital  zwischen 
den  Einzelwirthechaflen  einer  Volkswirthsobaft  anch  die  Besteuerung 
des  Privatvermögena  u.  s.  w.  haben,  wenn  daraus  eine  ent- 
sprechende VerjUideinn^  der  Höbe  der  I^rivateiDkomraeu ,  speciell 
nach  der  Höhe  der  darin  entlialteiieii  Ireieii  Einkommen  (Grund- 
IcguD^r  §.  85)  und  der  .Stärke  der  SparllUiigkeit,  welche  wieder  von 
der  Hohe  des  freien  Einkomaiens  abhängt,  hervorgeht. 

Eine  solche  Wirkung  wird  um  so  leichter  ermöglicht,  wenn  etwa  gleichzeitig  mit 
dam  Eitrafs  dieser  Steoera  LeistaDgon  hergestellt  werden .  welche  überwiegend  den 

unteren  ärrnTen  flassen  zn  (Jnte  kommen,  deren  wirtli<chaftliche  LeisiunpsfJlhickLit 
erhöhen  u.  s.  w.  ^^cbulwcscu!  Arbciterrcrsicberuugswescn).  Wtlrde  z.  B.  eine  hoho 
nnd  schwer  emprandeae  Lofanhestenerang  (in  der  Form  directer  Arbeiblolinsteaorn 
(Irr  in ürecter  Verbrauch?'itenern  auf  Massencousnmptibilien)  durch  eine  Veriiu»>rf!ns- 
bettteaerong  des  reicheren  Theils  der  besitxenden,  Überwiegend  Grand-  und  Kapital- 
reolan  nna  Conjuncturengewinne  beziehendeii  Glaasen  enetzt,  sa  ist  es  sehr  wohl 
uiOglich  und  sozar  in  einii^em  rinfaiiire  wahrscheinlich,  selbst  gewiss,  d.-xss  iliireh  die 
hier  eintretende  Veränderung  der  freien  Einkommen  und  der  wesentlich  durch  diese 
bedingten  Sparfahigkelt  trotz  dieser  V ermOgensbesten  eru  n  g  theitweise  wenigstens 
keine  prop orti  o  n  n  1  \  ii  lleieht  ü  b  i; rh an  p  f  k  e  i  ii e  Veruii ii  d  c  ru  ii  des  Na tional- 
ronnögens,  sondern  nur  eine  veränderte  Verthoilung  desselben  —  mehr  iüeine, 
irenigar  grosse  Priratrarmdgen  —  sich  ergaben  wtirdo.  In  die  S)Mircas!ten  wflrdo 
etwa  flicssen,  was  sonst  an  die  EffectenbOrse  zur  Anlage  oder  zur  Spcculation  gelangte. 
Koscher  (in  einer  Note  zu  §.  36)  nennt  diese  Annahme  ..viel  zn  optimistisch".  Ich 
machte  sie  dennoch  aufrechthalten  and  habe  daher  in  den  romusgchendcn  Sätzen  nur 
eine  ganz  kleine  Modification  gegen  die  Fassung  der  ersten  Auflage  (S.  247)  ror- 
genommen.  Roscher  sprirht  hier  u.  A.  auch  von  einer  ..»mter  der  Ma«-ke  der  Steuer 
vollzogenen  Plundeitin^^  der  Mindcrzahr*  durch  die  Mehrzahl.  Die  dann  erfolgende 
Verletzung  dea  Bc<  hts^refidils  hftnne  bei  den  BeschSdigten  eine  die  ProUuction  hemmende 
Entmuthigang  verbreiten  u.  s.  w.  Aber  kann  nicht  tinr/ekehrt  auch  mit  Recht  gesagt 
werden,  die  in  so  vielen  hässlichen  toruien  sich  vollziehende  Ausbeutung  und  Be- 
drockmig  dar  aoleran  daasea,  die  ««Plondamng**  dieser  und  dar  MUtololassea  dnieh 
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^eidatioD,  GoDjuDctureD-Austiut/nnir  (Chnndstückvocher!),  Cartelle,  „Ringe*^  n.  s.  w. 
wirkt  aoch  cDttnuthi^ctui  für  diu  Neigung  zur  Kapitalbildiing  bei  diesen  Classen  aud 
verletzt  deren  Kucbt^gefuiil  aud  inoralibcbes  Gefühl  noch  gauz  anders,  ab  daMeoic« 
der  besitzenden  Ciassen  in  Kcbcber's  Fall?!  UebriguM  liatte  Ick  Rowlier*«  BtsddDkoD 
in  den  folgenden  Bemerkungen  scboo  RecbnuDf  getr»g«ll. 

Die  BeurtbeiluDg  eines  Bolcben,  wenigsteDB  möglieh  cd, 
BesQltftteB  einer  VermOgensateaer  hängt  nun  freilich  aosBer  tod 
ErwSgnngen,  welche  vom  Standponcte  der  Oereohtigkeit  m  an- 
zustellen sind,  aneb  noch  von  weiteren  volkewirthsehaft- 
liehen  Erwägungen  ab  ond  nach  diesen  ist  dann  ancb  die  Ent- 
scheidnng  in  der  Sienerfrage  %u  treffen. 

Allg6iB«Ui  in  der  Theorie .  wie  im  concreten  Falle  la  der  Praxis  genttgt  dte 

blosse  Möglicbkcit  eines  solchen  Ergcbtiisscs  nicbt.  es  muss  vielmehr  auch  der 
Grad  der  Wahrscheinlichkeit  zu  eruiitteln  gesudit  und  uiit  dauacli  da:>  Für 
oder  Wider  emlseliiedeD  wcrdeo.  Ferner  i^t  aucb  ron  rolk:>wirth»chaftlichen  Stand» 
punct  aus  der  weitere  F-inlIu^s  einer  solchen  Besteuerung  auf  iif^  alL  uieine  Ver- 
mögea^'  uad  Kapitalbild aog  und  -Venheiluag  za  beachten,  die  Kuckwirkuug  auf  dio 
Lage  der  reicheren  Clatisen  und  viederom  die  Bttcltwirfcong  ditfser  Leice  avf  das 
wirthschaftlichc  und  perM^nli.  ln:  Verhalten  dieser  Ciassen,  auch  der  Production  ge^ea- 
tlber.  Es  kOanen  Bedenken  auftauchen,  ob  eine  sulche  Besteuerung,  weil  sie  in  die 
einmal  bestebende  TennSgeaBrertbeiluDg  eingreife,  nicht  lecbttiob  nnd  meialpoliliBCh 
nachtlieilipe  Cuiisequeii/en  mit  Ach  brinjfe,  welche  auch  im  (iesamm'ii^t  resse  des 
Volks  und  der  Voikbftirtli>^^1iaft.  insbesondere  der  Producdon.  zu  scbeoeu  bin  i 

Alle  solche  Erwägungen  lenken  vielleicht  mit  Kecht  von  soicheu 
Stenern  ab.  Aber,  was  i'Ur  unsere  jetzige  Betrachtung  das  Ent- 
scheidende ist,  aus  solchen  anderen  Grlinden,  nicht  ans 
dem  gewöhnlich  allein  betonten  sogenannten  „rein  volkswirth- 
schattlichcn "  Grnnde,  das«  die  Vermflgcns^tener  verwerflich 
sei,  weil  sie  ,,das  Nationalvermögen  (Kn}iit;il)  angriffe".  Denn  das 
ist  wie  getilgt  nicht  immer  ihre  nnthwxndige  Wirkung. 

Am  Ii  abgesehen  von  der  Frage,  ob  sich  princi])iell  ein  Ein- 
griff in  die  Verth  ei  hing  des  VerniTtgens  durch  Steuern  recht- 
fertigen lasse,  darf  endlich  doch  niclit  Übersehen  werden,  dass  der 
^T'wrfhn liehe  Ursprung  des  Privatverm(>gens  und  Kapitals  in  dem 
f  rü  h  e r  e  n  E  i  n  k  o  m  m  c  ii  des  Kigcuihtimers  liegt  und  dass  hier  im 
Grunde  genommen  die  Besteuerung  des  privaten  Einkommens 
ebenso  in  die  Bildung  und  Vertheilung  des  Privat  Vermögens 
eingreilt  wie  die  Vermögensbestcuerung,  die  Ablehnung  also  aoch 
ersterer  ßesteuernng  dann  verlangt  werden  könnte:  natürlich  eine 
unhaltbare  Consequenz,  welche  aber  implicite  die  Unbaltbarkeit  der 
unbedingten  Verwerfung  der  Vermögenssteuer  zeigt. 

Wenn  /..  B.  eine  bestimmte  Person  oder  Kategorie  von  Pei-sonen  nach  dem  bis- 
herigem Steuersystem  rechtlich  oder  nach  der  mangelliaiten  Ausführung  der  Be- 
steuerung factisch  keine  oder  keine  genügenden  Steuern  zahlt,  oder  wenn 
überhaupt  die  Gesarnmtbostencnin^'  rechtlich  und  factiseh  un  tri  eich  die  Kin- 
zelneo  trilTt  —  und  wo  und  wann  that  sie  es  nicbt!  —  so  wird  dadurch  oaturiich  die 
Hohe  der  Dreien  EinkooiineD  der  Einxdnen,  folgewdae  vieder  die  SpuAhigkeit  nnd 
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schliesslich  vielfach  die  Grösse  der  wirklicli  neu  gebildeten  PrivatvermOgoii  und  Privat- 
kapitalien  bceinflussl.  Im  einen  Fall  wird  sich  ein  Minus,  im  anderen  ein  Plus  er- 
geben, welches  gerade  auf  die  das  Einkommen  als  Stenerquclle  treffende 
Besteuerung  /.urdckzuftlhren  ist.  Ein  practischcs  Beispiel,  welches  dem  hier 
hypotlit't!-»ch  anfrenommcüen  genau  entspricht.  li<fi;if  dio  neuere  Geschichte  der 
^ re u^äischen  dirccien  Einkommeubesteucrung.  Bib  zur  Kiiifuhrung  der  classificirtcn 
Einliommensteuer  im  Jahre  1851  bestand  in  Preussen  als  dirccte  Personalbtcucr  des 
Staats  nur  die  Classeuj-tcncr.  deren  höchste  SteiiorsStzn  in  (Icr  oborstt-n  Classc  48,  9ö 
und  Iii  Tiilr.  fUr  den  ilau:>halt  waren.  Die  reichste  Faunlic  zahlte  auf  ein  solches 
niedriges  Maximom.  Darob  die  Reform  TOm  Jahre  1851  (Gesetz  vom  1.  Mai)  trat 
die  EinkommoM-fi'iKT  hifi  'ii.  di-'  "Ylles  Einkommen  über  1000  Thlr.  mit  annähernd 
belegte.  Angeuonimcn,  eine  t  amiiie  hatte  von  jetzt  an  lÜO  Thlr.  mehr  an  Einkommcfl- 
stooer  zu  zahlen,  als  in  den  rorausgeii^angcnen  30  Jahn»  an  (9as>en3teuer  und  vdter 
angenommen,  sie  hatte  diese  bi>lier  jährlich  an  Steuer  ersparten  100  Thlr.  reirelmHssifr 
kapitalbin,  so  ist  es  klar,  da^  »ie  das  dermaassen  ersparte,  ihr  gehörige  „Kapital" 
nvr  dem  Hangel  in  der  bisherigen  Gesetzgebang  zu  Tenlauken  hatte.  Yod  1851 
in  1i?itte  Tnan  dnnn  vom  Standpunct  dieser  Familie  aus  der  neuen  Einkommensteuer 
auch  den  Vorwuri  machen  kdoueo,  dass  sie  im  Grunde  auf  das  Kapital  der  Familie 
fiJle,  weil  sie  deaaeo  hisheiif«  regelmSasige  SEonahme  um  100  TMf.  rerhindere.  — 
Im  Gesetz  ?on  1851  blieb  noch  ein  festes  absolnr.  Steuermaximum  für  all<38  Ein- 
kommen aber  240,000  Thlr.  hinaus  mit  7200  Thlr.  bestehen.  Erst  durch  die  Norelle 
von  1873  wnido  beatimmt,  daaa  för  jede  weitere  20,000  Thlr.  Einkommen  hieinber 
hinaus  je  600  Thlr  Steiierplus  zuwach>:en.  Im  J.itir  1876  sind  z.  B.  J2  Personen 
hierrou  betrotfen  woiden,  die  567,000  M.  Steuern  zu  zahlen  hatten,  gegen  259,200  M. 
nach  dem  Qesetz  ron  1851.  Dieaea  Pias  Ton  507,800  M.  wftre  Temntiilich  —  in 
diesen  Fällon  sog^ar  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  —  sonst  dem  „Kapital"  dieser 
Personen  hiuzugewacbsen,  jetzt  wurde  die  Summe  auf  den  Staat  abertragen.  Konnte 
man  hier  nicht  auch  ron  dem  ..Kachtheil**  der  Kapitabteaer  reden! 

Auch  tlaiiiiitli  eibcheiut,  von  alleii  anderen,  aus»  dem  Wesen 
der  privatwirthsctiaftlichen  Einkommen-  und  Vermtigensvertheilang 
entnomtnenen  Kechtlertignngsgründeii  abgesehen,  die  Verna  »gen  s- 
besteuernng,  welche  nun  in  dieses  Plus  ond  Minus  corrigirend 
eingreift,  rein  aus  dem  Besteuerungsgesicbtsponcte  betrachtet,  sehr 
wobi  zulässig. 

§.  135«  ErgebniBS  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  öteuer* 
quelle. 

Aus  den  l)isherigeu  Erörterungen  folgt:  die  normale  voiks- 
wirtbschaftliche  Steaerqaelle  bildet  das  Nationaleinkommen, 
Yorbebaltlich  gewisser  Ansnahmelälle,  in  welchen  auch  auf  das 
Nationalvermögen  bez.  National  kapital  zurückgegriffen  werden 
miiBS  nnd  darf,  welches  sonst  möglichst  zu  schonen  ist.  Aas  letz- 
terem Satz  folgt  aber  noch  nicht,  dass  auch  die  Beateaerong  des 
Einzel-,  bez.  Privat  Vermögens  oder  Kapitals  .nur  in  jenen 
AusnabmefiUlen  zulässig,  mithin  im  Uebrigcn  auch  nur  das  Einzel- 
einkommen die  richtige  Stenerquclle  sei.  Vielmehr  ist  zwar  das 
Einzelein  kommen  allerdings  auch  die  hauptsächliche,  aber 
selbst  vom  bloss  volkswirthscliaftlichen,  geschweige,  wie  sich  zeigen 
wird,  vom  soeialpolitischen  nnd  Gerechtigkeitsstandpuncte,  nicht 
die  allein  nermale  Btenerqaelley  wie  dies  wohl  vom  National- 
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einkommeu  gesagt  werden  kann.  Neben  dem  Einzeleinkommen 
darf  auch  das  Einzel  vermögen  oder  Privat  kapital  als  eine 
normal  berechtigte  Stenerquelle  bezeichnet  werden,  für  deren 
zuliissiije  ßeanspruelmug  liauü  nur  die  Fälle  genauer  uachzu- 
weisen  sind. 

Dies  Ergcbiiisä  widerspricht  der  biäker  Ublichcu  Lehre  lUlerdins^s  wnsenUicL. 
uud  ganz  begreiflieb,  da  dicbf  Lehre  Prirat-  und  Nationalkapital  gewöhnlich  uioutilicirt. 
So  sagt  z.  B.  Jacob  I.  462:  „die  Nationalökonomie  verlan^'c,  das^  wüd<r  die  ganze 
Snmine  d<  r  zu  fordiTudi'n  Abgaben  das  Stamm-  oder  wcrboudc  Vorinö}:«:!!  d.-r  Kation, 
uuch  die  jeduiü  Ein^^felaeu  aafgelcgtc  Abgabe  dessen  Staiuui-  udor 
werbendes  Vermögen  antaste,  sondern  dtw  sie  rou  dem  reinen  Einkommen 
bo/.ahIt  wordcii  Ici^nncn."  —  Breite  Ausführung  gegen  die  ßestenerung-  dos  Stamm- 
veriDögeus  mit  Uerbei/tehaug  eiflor  Menge  auderer  Autorou  bei  Murbar d,  Besteuerung 
S.  196  £  —  Ebenso  abireichead  Reu  I,  §.  255  If.,  aber  mit  einer  Beveisfuhruog ,  die 
eben  nur  in  Be/.nn  ;tiif  da^.  Nation al kapital  richtig-  ist.  v.  Hock,  nfTentlichc  \h- 
gabeu  §.  7,  rcrkcunt  nicht  die  bedingte  Zulässigkeit,  aui  das  Natitinalreriaögcn  in 
der  Brateneraoir  xorückzagreifen,  aber  bSIt  dem  Einzelnen  gegeoOber  daran  t«k,  daas 
die  Steuer  nur  einen  Theii  seiues  freien  Eifikoinim^ns  bctraLitn  dürfe,  S.  3^5.  Umpfon- 
bacli  1.  A.  I,  S.  107,  III  U.  unbedingt  gegen  Steuer  auf  das  Stammvermögen,  ebenso 
noch  2.  A.  §.  77  IT.,  mit  Festhaltong  der  Conftuden  ton  Steaerqnelle  und  Biemosstings- 
grnndla;:!'.  in  der  Frage,  aber  Kettung  ?on  Steuern  vom  Stamniverniögen  als  Fiscal- 
bevorrochtuogen !  ^S.  oben  S.  214.)  Held,  Einkommensteuer  S.  54  H.,  173  giebt 
auch  eine  reelle  Besteuerung  des  Einzelkapitalä  zu,  geht  aber  auf  die  Frage  nicht 
genauer  ein.  Neu  manu,  progressive  Einkommensteuer,  weist  bei  seiner  Empfehlung 
einer  yerm5:feii3s(eucr  /um  Z*-i_'ck  stärkerer  nesleuerui.;:  des  fundirteii  Einkuin'n-fi- 
die  obcill.icülicheii  'J'irudcu  \uu  Murbard,  Löt^.  M.  Wirth  ab,  ubci  docli  üüi, 
indem  er  sagt,  eine  nach  dem  Venuftgen  bemessene  Steuer  brauche  noch  keines- 
wegs  dem  VormQgenaato c k e  entnommen  zu  werden  S.  Is'J  II.).  Mit  dieser  richtigen 
UcpUk  ist  der  Frage  aber  noch  nicht  UeuUge  geschehen,  was  freilich  auch  nicht 
mOglicb  ist.  wenn  CnteraeliddQngen  zwischen  NntionaU  und  Prirntlmpilal  v.  s.  w.  ftr 
mOtSig  erklärt  werden 

Uichtig  weist  dagegen  bchmoiier,  l'ubuigor  Zeitdchiitt  XIX^  32  Ü.,  44  nach, 
dass  „das  Gebot  der  nn?eiBehrten  Kapitalerhaltung  keine  Reget  fikr  die  VertbeHnnf 
der  StoTtem  iiebc"  iiiid  dass  man  überhaupt  (wie  auch  Mill  bemerkt,  der  Buch  5. 
Ivap-  2,  7  meint,  dass  Steuern,  welche  aul  das  Kapital  fiaUen,  au  sich  uicbt  noth- 
wendig  verwerflich  seien),  gar  nicht  bestimmen  kOnne,  ob  eine  Steaer  ganz  anf  das 
Einkommen  und  gar  nieht  auf  da.->  KipituI  fallr.  Auch  Schmoller  hält  aber,  im 
Anachloss  an  seine  Untersuchung  über  das  Einkommen,  daran  fest,  dass  „die  Ge&ammt- 
snmme,  welche  der  üinzelne  an  verschiedenen  Stenern  zahlt,  ungefähr  seinem  Ein* 
kommen  entsprechen  ^oII,  nicht  diu  einzelne  Steuer,  sondern  da-:  Steuersystem  solle 
sein  Maass  am  Einkommen  haben",  S.  54.  Wird  dies  wörtlich  genommen,  so  ist 
im  Princip  die  reelle  Besteuerung  des  Privat? ermOgeus  ausgeschlossen,  wenn  man 
ja  auch  Schmoller,  Scb&ffle  u.  A.  ganz  darin  beislinuneu  kann,  wie  flüssig 
Einkommen  und  Vermflgren  im  Verhfiltnis'-  zii  einander  neien.  —  Stuin'b  Stellung  zu 
diesen  Fragen  ist  mii  nicht  klargeworden.  S'ine  willktulich  abweichende  Terminologie 
und  seine  sonderbare  Auffassung  des  Kapitals  hiiideru  ihn  jedenfalls,  zu  der  lüaren 
Unterscheidung  von  National-  und  Privatkapitol  zu  kommen  und  die  Besteuerung  als 
eiu  doch  weuigatcu:»  mögliches  (wenn  auch  vielleicht  zu  verwerfendes)  Mittel  der 
Begelnnff  der  Verth  eilung  des  Natiou&lkapitals  an  die  Einzelnen  scharf  mit  ins 
Anne  zu  fassen.  J,  A.  I,  438  If.,  45S  H.  Auch  in  der  5.  A.  II.  2.  413  ü'.,  52S  H",  kciut  iLi 
Fortschritt  in  dieser  Lehre.  Meine  Ausführungen  in  der  ersten  Auflage  dieses  Bands 
sind  Stein  auch  in  diesem  Pnncte  vnbekannt  geblieben.  ~  Schlffle,  SteaorpoÜiik. 
S.  137  —  14fe  und  pab.sim  .utscheidet  jet/t  die  Frafe  ahnlicli  wie  idi;  ebenso,  Wie 
schon  bemerkt,  doch  im  Oanzen  Koscher  ^.  36  (s.  oben  ^.  131). 

Die  ganze  Streitfrage  verschiebt  sich  natOrlich  etwas  mit  der  Verinderuug 

des  E i  rj  k 0 rn  m n  he gr i  f  f s,  NN'.jfden  nielit- periodische  Einnahmen  '..Eingänge"), 
wie  aus  Erbschaften,  Spiolgewinneu,  Wetten,  gewissen  Coiyanctarengewinnen  u.  dgl.  m. 
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zuit  zum  „Einkommen''  ^orecbiict,  vio  ich  es  mit  den  meisten  Theoretikern  und  mit 
der  itt  dux  Praxis  durdiaus  vorkemiclumden  (aUcrding»  uickt  allaiu  Irastoheudeo) 
AoffiuRNUiic  nicht  thne,  so  ist  «s  nur  folgerichtig,  diese  TheOe  des  Etnltemmetts 
als  obue  \Vcitcr<»  mit  unter  die,  nominelle  wie  reelle,  EinkommcubcstoiiL-runi^  fallend 
utzosehCA  und  ihAeQ  gegenüber  in  gar  keinem  Sinne  von  „Vermögeussteuer"  zu  reden. 
Das  nilteste  wohl  die  GOnaeqaenz  gewisser,  der  liier  abgelehnton  ähnUchon  Auffati&ungeu 
des  Einkuumiens  und  seiner  Bestandtheile  fleiu,  Wie  äe  Robcfft  Meyer  („BukkommeB** 
&  2b  if..  130  ti.)  zu  begründen  bucht. 

III,  —  §.  136.  Weitere  Erörterung  einer  reellen  Be- 
steuerung des  Einseivermögens. 

Auf  die  Frage,  in  wi'Iclien  Frillcn  das  Eiiuelvt  rmö^^cn  .iIs  Steu.f'i  uelle  benutzt 
werden  darf  und  werden  sollte,  geben  die  vorausgehenden  Erörterungen  theilweise 
schon  eine  Antwort,  aber  noch  keine  aasreichende.  Dieselhe  wird  im  weiteren  Ver- 
laufe, bi  sundeis  in  <1<  ii  Al^-rliuittfju  von  den  Grundttätzen  der  Gerechtigkeit  und  vom 
btouersystcm .  vervolläiüudigt  werden.  Die  reelle  VermOgensbesteuerung  ist  in 
dner  Hinsicht  verwandt  mit  der  sogenannten  Progreseirbestenening,  d.  h.  der 
relativ  höheren  Besteuerung  tKs  gius.-^rri-ii  Eiukotnujens  und  mit  der  stärkeren  Be- 
ateoerung  dca  aogenaunten  fundirten,  aus  Besitzrunten  herrührenden  Einkommens 
und  bildet  namentlich  in  einem  „socialpolitischen**  Steaersystem  ein  dritten 
cooril  iiiirtes  Glied  dieser  beiden  Steuerarten.  Sie  findet  daher  ihre  Rechtfertigung 
and  rii'htigo  Auwendaug  gerade  im  Rahmen  eineä  solchen  Systems  nach  den  fOr  das- 
selbe maa.s$ä:ebenden  Gesichtspuucten.  Darauf  wird  in  den  vorgeuauuten  Abschuittuu 
mit  cin^<-<::ingeu  werden,  besonders  iu  dem  Abschnitt  vom  zweiten  Grondsatz  der 
(ierechtigkeit,  von  der  (ileichinärj'«i!?k<  it.  Hier  ist  jedocli  der  passende  Ort  filr  die  Er- 
örterung folgender  Seiten  der  Fiaj^c  der  „reellen  Veimögeji^jlcstuucruiig",  ein  Ausdruck, 
welcher  hier  jitzt  und  im  Weiteren  regelmässig  die  Besteuerung  des  Einzel-  oder 
Pri7atver[iiui;t  iis ,  im  Cnterschicd  von  dorjenigi^n  des  VolksrennOgens,  heidst  und 
begriiriich  die  Kapitalbcbteuiiniiij;  mit  uiiita&st. 

Für  diese  Frage  ist  öt'ieifs  dreierlei  zu  nnterscbeideo ,  iieiiilich 
der  I  rsprung  des  Venuü^eiiSj  der  Zweck  desselbeu,  und  auch 
wob!  wieder  die  Verwcnduug  des  Steuerertraiis.  Danach  gc- 
staltti  si(  h  auch  vou»  ►StaiKi|)uiH'te  des  voli%.swiitii>tliait[irlieii  Prö- 
da c  1 1  o  u  s  iuteiesses  das  Urtlieü  über  die  Veruiu^eu8besteueruDg 
verschieden.  Schlti.sse  und  Forderungen,  welche  vom  Standpinicte 
de»  volktswirthscbal'tlichen  Vertheil  n  n  gü*  und  s o r i ;i  I  ]>  o  1 1 1 i- 
scben  Interesses  aus  ^rezogen  werden,  werden  dadurch  theils 
unterstutzt,  theils  berichtigt. 

A.  Die  Vermögensbesteuerung  und  der  Ursprung 
des  N'ermögeus. 

In  Hinsicht  de.s  Ursprun^^-s  des  l'rivatvermügeDS  erweist  sich 
gerade  auch  für  Stoiiorirageii ,  zumal  lUr  solche  der  Vermögens- 
besteuerung, die  früher  schon  (§.  92)  hervorgehobene  Unterscheid- 
ung zwischen  zwei  Kategorieen,  dem  im  eigentlichen  Sinne  ,,nko- 
noonsch  verdienten",  aus  eigener  Arbeit  und  Krsparung 
herrtibrenden  nnd  dem  ganz  ohne  oder  ohne  wesentliche  eigene 
persönliche  Leistung  „zufällig"  erlangten  Vermögen  oder  Ver- 
ro^genswertb  und  Vermögenszuwachs  wichtig  (Grundlegung  §.  63 
bi«  öl).   Bei  dem  Vermögen  letzteren  Ursprungs  kann  und  darf 
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die  reelie  VermOgtensbeBteQerung  principiell  noch  weiter  md  in 
grOflflerem  Umfang  und  Maasse  gereehtfi^igt  werden,  ja  in  der 
„aoeialpolitiachen"  Besteuerung  ist  sie  211  fordern. 

Besonders  ist  bei  der  zweiten  Kategorie  des  VemiiJgensnr- 
spriings  der  Conjuncturengewinn,  der  Spielgewinn  aod 
die  Krbscliaft  auch  für  die  Steuerfragen  hervorzuheben. 

1.  Ueradc  iiu  WectLe  det>  Pri vatvermögens  ((iruud-  uud  Hauseigeii- 
tham,  stehend«  Kapitale  der  Production,  Werthpapiere)  Isommt  die 

Conjunctnr  emincut  zur  Gdtmiff;  hünficr  iiml  aiuIaut  rnJ  au.  Ii  Werth  erliöbtjüd.  Der 
ihr  zu  rcrdankeudc  WorlhzuMacbä,  vclchcr  etwa  im  beditzwcclwal,  iiu  Bfiiven- 
gesciltft  (Differenzgesch&ft)  reallsfrt  wird,  ebenso  vie  der  Sptelgevioii  ood  die 
Erbschuft,  sind  an  sich  iinil  ilir'ii  Hctiäui'n  iiach  uft  I)c>oiu1im>  gcizneti"  Stcucr- 
quelloA.  Ob  Dud  wioveit  äic  oIü  solche  buoutzl  werdeu  sollen,  wird  äich  mit  Becht 
in  erster  Linie  nacb  der  Beartheiluug  J^r  sodalOkonomischen  Bedeutaog  jener  drei 
Verhältnisse  richten.  X;u  Ii  Icr  in  der  „Grundlegung'  "n  näher  begründeten 
Theorio  bildet  uainentUch  der  Coujunctureugewinn  ein  Übjcct,  weit  heä  durchaus  nicht 
aU  Steuerquelle  anbenutzt  gelassen  werden  darf.  Auch  das  volkswirthschaftlicho 
Prodncttonsioteressd  spricht  nicht  gegen  eine  Besteuerung  dieser  Quelle.  Bei  dem 
r'onjiinctnrf^ng'cwinti  macht  allerdings  häufig  die  Aus^chf^dung  desselben  von  dem 
„auruuiloü" .  iior  liiuciiiverwündten  eigenen  Arbeit  und  dem  liineiugestecktca  eigenen 
Kapital  eittsinechcnden  Werth  im  Gesammtw  rtli  eines  Werthobjects  (Grundstücke,  Ge- 
bäude) Schwierigkeiten.  Diese  lassen  sich  aber  mit  der  für  alle  solche  Verhältnisse 
geaUgoudou  Uenauigkeit,  eiu2elu  fur  jedes  ü^uct  oder  nach  Scbeuiateu  kategorieon» 
weiM,  losen,  nm  den  ungrefährcn  Betraf  des  Gonjunclurenwertha;,  irdclier  ab  Sieaer- 
quell.?  (tind  eventuell  /uulei.  li  ab  Bemessungsgruudla^c)  ^eUea  tnuss.  festzustellen. 
Im  Abschnitt  ron  der  Besteuerung  diätes  Gewinns  im  4.  Kapitel  wird  dies  gezeigt 
iforden. 

n.ini  Spipl^ewinii  (Lotterie)  gelegentlich,  bei  der  Krhschaft  all- 
gemeiner hat  die  Praxis  diese  Quellen  auch  bereits  besteuert.  Die  Theorie  kann  dies 
nur  recbtfertigea.  8w  bat  die  Aufgabe,  die  Erb^baftssteoer  noch  principieBer  social- 
ökonoiiiisch  zu  bcgrun.len,  indem  sie  sie  in  organische  Verbindung  mit  dem  ganzen 
Erbrecht  bringt  umi  in  ihr  eigentlich  nur  einen  Erbantbeil  do&  Staats,  als  höchsten 
Tertretors  der  YolksgeDieinschaft,  sieht,  wie  dies  in  neaeren  wissenscbaftlichen  Arbeiten 
mit  Erfolg  geschieht.  (S.  darüber  im  4.  Kapitel  d'-n  eben  genannten  Abschnitt.)  Die 
Einwendungen,  welche  ?om  Standpunct  des  Productionsinteresscs  häa6g  gegen  die 
Erbschaftssteuer  gerichtet  werden,  weil  dieselbe  rermeiutlich  die  Bildung  des  „Kapitals" 
geAbrdn,  sind  wenigstens  einer  solchen  Steuer  gegenüber  hinfallig,  welche  sich  bei 
der  gerechffertifrtrn  principiellen  Fesflialtung  des  Erbrechts  sclbstverstnudlich  in  ver- 
nünftigen Schniiik'  ii  halten  und  angcuicssen  geordnet  suin  muss.  Sie  bernhen  aus^ser- 
dem  Öfters  wieder  auf  der  iinriohtigen  Identificirung  von  Kational»  und  Privathapital. 
Von  m:is^i^;en  Erbschaftssteuern,  auch  bei  Erbschaften  unter  nächsten  Verwrm  It»  n. 
und  zum  Theil  gerade  bei  ihnen,  l&sst  sich  sogar  annehmen,  dass  sie  die  Sparsamkeit 
aber  bdOidetn. 

B.  Die  VermOgeDsbeetenernng  und  der  Zweek  des 

Vermögens. 

Nach  dem  Zweck  des  Vermögens  ist  vor  Allem  wieder  Ge- 
brauchs vermögen  und  Kapital,  in  erstciciu  eventuell  weiter 
Verbrauchs-  und  N  ut  z veniiü^eii ,  iii  letzterem  u  mlaufeude.'S 
und  stehen  des  Kapital  auch  für  die  Steuerlragen  zu  unter- 
scheiden. 

Nach  dem  richtig  erweiterten  Eiukoiumenbegritl  luuss  über- 
haupt der  „Ueuuss"  bez.  selbst  die  blosse  y^GenossmUgUohkeit'', 


Üigiiiztiü  by  <-3ÜOgIe 


Bedle  BesteoeniDg  des  EinselfdRDögttna.  327 


welclie  MB  dem  NutzvermOgen  geaogcn  werden  können,  mit  im 
„Einkommen"  angesehlagen  werden.  Das  fllbrt  folgerichtig  auch 
bei  blosser  Etiikommenbestenerung  zn  einer  entsprechenden  Be- 
rtlcksicbtignng  dieses  „Binkommentheils"  in  der  Steuer. 

(^Iniiiillegung  §.  S4.  Namentlich  Sc  hm  ol  I  c  r.  Lohre  vom  EinkMiiniiiMi,  Tuhingcr 
Zuitscbrift  1S63,  S.  ö3.  il&lt  mau  dieüeo  Einkommen  begriit  fest,  so  ist  Neu  mann 's 
MoCiviraBf  besonderer  VemOgciiesteiiem  tut  Beeteneniiif  von  VermOgensanlagen 
in  T.Dxussachcn  u.  di:!  k  -iut  lusrri' Ii-jimIc  principicllc  nr'grilndung  (progrc8siv(5 
Einkommensteaer  S.  IS6,  230).  Man  kann  »ich  dafttr  nur  auf  die  stoucrtccbnischo 
Opportmiitit  berufen.  —  O^en  diese  Efnbezielinng  der  OenO^e  (Nutzungen)  in  das 
„Einkommen"  u.  A.  Robert  Meyer  („Einkommen",  S.  155,  159),  unter  Festbaltung 
der  practiscben  (Jonse<iuen2  ff^r  die  Mitbesteucrung  du»  GobraucbsrcrmOgens»  aber  mit 
anderer  Bcjjründung  (ob.  oml  ,.1'riii'  ipicu"  S.  li2'). 

1.  Eine  VernK'igensbcsteuGriiu^  des  Geb  rauch  Bverniögtii.s  int 
gewöhnlich  nur  eine  Form  der  Einkoniuieu-  (eveutuell  der  pro- 
gressiven Einkoinnieu-)  Besteuerung,  wobei  das  Vermr»^cn  beab- 
sichtigterniaassen  und  thatsächlich  nicht  Stenerquelie,  sondern 
bteucrobjcct  (Beuiesbun^^^M-undlage)  ist. 

AusnabmcGiUe ,  wo  eine  i^olcbo  Steuer  eine  uigcntlicbo  Vermögeossteaer,  das 
VermBgen  Stoierqaelte  lird,  sind  indessen  nicht  nnmlplicli  und  z.  B.  in  Kriefrnteoeni 

auf  oder  aus  Silbersr'^räth  inl^l.  viTirekonimen.  Auch  kann  eine  Beste utTtiuf?  desfieltrauchs- 
rermOgcns,  specicU  z.  B.  wieder  des  Niit/vermdgoiiä,  wie  etwa  des  Budcus  ron  Parks, 
Jagdgrunden,  wohl  die  Tendoni  TerlVlgru,  als  eigentliche  Yermögenssteoer  oder 
wciiiL'^^t''ns .  wai  ji  annähernd  dasselbe  ist,  als  besonders  bobe  Einkommensteuer 
mit  zu  wirken,  um  eine  im  allgemeinen  Interesse  gelegene  nutzbarere  Verwendung 
dos  V'emögcns  (Bodens)  berbcizufubrco.  Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit  einer 
solchen  Steaer  ist  wieder  nach  aUgemelnen  sodalfthonomisdiea  OeritAiapiineteii 
sn  prQfen. 

2.  Für  eigentliche  allgemein t  Iva pital steuern,  welche  einen 
Theil  des  l'rivatkapitals  und  zwar  des  wirklich  „eigens  erwor- 
benen'' Kapitals  einer  besteuerten  Person  auf  den  Staat  Uber- 
tragen, ist  auf  die  frflberen  Bemerkungen  (§.  134)  Uber  die  be- 
dingte Berechtigung  auch  solcher  Steuern  Bezug  zu  nehmen.  Die 
QBter  C  folgende  Ausführung  Uber  eigentliche  Besteuerung  des  Privat- 
vermögens bei  gewissen  Zwecken  der  Verwendaog  des  Steuerertrags 
betrifft  vrH-ncmlich  diese  ,|Kapitalstenem". 

o.  „Partielle"  Vermdgenssteuem ,  welche  auf  einzelne 
T  heile  des  Gebrauchs  Vermögens  (Luxusartikel)  oder  des  Kapitais 
einer  Wirthseball  gelegt  werden,  sind  wiederam  regelm&sstg  nur 
nomineHe  Vermögens-,  reelle  Einkommen-  (Ertrags-  n.  s.  w.) 
Stenern.  Auch  sie  können  erentaell  die  Tendens  verfolgen,  die 
ßinkommenyerwendong  und  die  Vermögensanlage  von  gewissen 
Riehtnngen  abzulenken. 

C.  Die  Vermögensbestenernng  nnddie  Verwendungs- 
zwecke des  Stenerertrags* 

Von  solchen  Zwecken  sind  für  die  volkswirthschafUiche  ße- 

A.  Wagaer,  WaMiwIiMiMthaft.  It.  2.  AilL 
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urtbellung  der  Znlftssigkeit  der  etgenütchen  VermOgensbesteaerQng 
wobl  folgende  drei  zn  nntericheideii:  die  Verwendung  zur  Oeekvng 

der  laufenden  Öffentlichen  Ausgaben,  besonders  des  soge- 
nannten Ordinariums;  die  Verwendung  zur  Deckung  von  Aus- 
gaben l'Ur  ausserordentliche  Staats  katastroplien,  beson- 
ders für  Klicke;  die  Verwendung  zu  Ausgaben  für  grosse  Re- 
formen im  Staats-  und  Wirthschaftswescu ,  besonders  für  solche 
zur  Hebung  der  unteren  C lassen  des  Volks. 

Diö  g&üZQ  i'^ragc  hat  einige  Aeliolicbkeit  mit  der,  ob  statt  gcvöliolicher  Stcacru 
Sta&tascliaraeii  zur  Decktuif  des  FlDanzbedarfe  benutzt  Verden  dorfen.  Aoch  hier  ist 

«ach  drr  Verwenilunx  der  Mittel  zu  spccialisiren.  Die  dritte  im  Text  g^enaiinto 
Yorveiiduiig  kann  unter  den  Begrid  einer  staatsvirüischaftlichen  Kapitalanlage  fallen. 
S.  Pin.  I,  §.  68,  65  II..  "3. 

1.  Für  den  ersten  Zweck  wird  stets  zuerst  und  zumeist  die 
l>iükommenbesteuerung  dienen  ratlssen,  aber  ausnabms-  und  aus- 
hilfsweise kann  doch  auch  \'eriuö^ensbe8tenernng  gebilligt  werden. 

Die  Hitbeiiutzang  letzterer  hierfür  wird  sich  nach  dem  Character  and  der  Za- 
sunmeoMtznog  des  ganzen  Srenenystems  zn  richten  haben,  namentlich  trioder  danach, 

ob  und  wie  weit  socialpolitische  (iesichtspiincto  in  der  Bcsteucrang  anerkannt  werden. 
Geschieht  dies,  will  man  „corrigirend"  und  „regolireod''  in  die  Vcrtheilaog  doe  Volks- 
cinkonunens  nnd  -Vennögens  unter  den  Einzelnen  nnd  in  die  Yervendong  dea  Einzel- 

einkommens  eiiiBreifen  (§.  82),  so  kann  die  rcolle  Vermiis:eii?b.:'.-tenertiiij?  als  eine  ftlr 
dieses  Ziel  tecluiisch  geeignete  Bcsteueruiipsform  allerdings  gewiililt  wuriion. 

2.  Für  Kriegs-  und  ähnliche  Zwecke  darf  die  Vermögens- 
besteoeroDg,  besoDders  der  reicheres  Classeo  BelbBt,  mit  in  den 
Vordergrund  geschoben  werden. 

Durch  sie  kann  hier,  wo  es  sich  Tegolmä5si^  um  schwere  materielle  Opfer  des 
Volks  handelt,  die  Last  derselben  sehr  pnssen<l  auf  liie  kräftigsten  Schultern  gelegt 
werden.  Diese  Kreise  vermögen  auch  deu  wirklicliea  Kuokgang  ihres  Vermögens  noch 
leichter  7a  versclimerzcn  und  ihn  bei  ihrem  höheren  Eiukomnen  und  ihrer  günstigeren 
ökonomischen  Lage  durch  vermchrfe  Spr\r.-,;uiikfit  uiul  i:rJ5sscrc  Betriebsamkeit  noch 
am  Ehesten  wieder  auszugleichen.  Namentlich  kann  hier  die  VermögcusbesteaeruDg, 
ebenso  wie  eine  hohe  Einkonunenbestcuemng,  aacb  in  wlUiscbenswerther  Weise  die 
Aufnahme  von  Rtaaf^schulden  entbehrlicher  rn.nrhen.  Heids  Beweisführung  ftlr 
hfthere  Besteoerung  der  reicheren  Clas^iea  statt  der  Aufnahme  ron  StaatsschtildeD  ^ilt 
hter  6|H»ciell  aodi  far  de»  im  Text  beqtraehenen  Fall.  S.  «eine  £lniomnien«teiier 
8.  IfiO  ff.  S.  anch  Fin.  I«  §.  76  ttber  Eztraatenera  im  Kriege. 

3.  Ebenso  wfirde  der  dritte  Verwendnogszweek,  wenn  er  von 
entspreehendem  Erfolge  begleitet  sein  soll,  gerade  reelle  Ver- 
mögenssteuern auf  die  Besitzenden  rechtfertigen.  Ob  man 
dasn  greifen  will|  wird  vom  Urtbeil  ttber  die  Ergebnisse  des  »Ver- 
tbeilungsprocesses''  im  System  freier  Concurrens  nnd  über  die  prin- 
cipielle  Berechtigung  „socialpolitiscber''  Bestenerang  abhftngen. 

Es  wflrde  dorch  «eiche  Bestenerang  Öfters  nvr  ein  Theil  dessen,  was  die  be- 

sit/eriflen  Classen  (Hier  Tlu-ile  derselben  für  sieli  dureh  Driirk  ;iiif  die  Lüline,  durch 
Ausnutzung  von  Cunjuacturen ,  die  ihnen  gewöhnlich  allein  möglich  ist,  durch  Ans- 
beatttngen,  SpecoUttonanutnOveis,  Cartelle,  „Ringe"  n.  dgl.  m.  an  Vermögen  (Kapital) 
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enrorbcD  haben,  auch  büulig  nur  ein  Thoil  desseu,  was  aus  Zeltca  aaderoi  £echU- 
ofdimiig  (der  Uafreihelt  d«B  mteren  YoIIb.  der  PrirOe^Ien«  der  BeschtiDlniDf  der 

freien  Concnrrenz  zn  rnc:un>>!eii  d.;r  Arl»i"itor  n.  s.  w.)  liorrahrt,  den  unteren 
uüd  zum  TbeU  selbst  den  Mittel  -  Classcn  in  solcher  Form  zurackgegeben.  Eine 
redle  TeriniDderang  des  NfttionalTermögem  braaehte  bei  richtüter  Verrendao; 
solchen  Steucrertrags  zu  ßefonnen,  welche  dii^  PrcKlin  tion^kraft  und  Prodiictionslust 
jeoer  Claaseu  heben  ond  ihnen  durch  Torändcrto  Verthoüung;  des  Eiukouincnä  grossere 
freie  Efakemnien  und  damit  vermehrte  Sparrahigkait  zufuhren,  durcbatis  nicht  noth-> 
wendig  die  Folge  einer  solchef)  Vcrmögensbesteucrung  zu  sein.  Ich  meines  Thcils 
kann  anch  nicht  zugeben,  dasf  die  anf  so  vielfach  zweiJeutigo  Weise  „verdienten" 
grossen  Speculations-  und  Börsen -Vormugen  ein  NUli  nie  tangero  sogar  für  die  Be- 
iteaeniog  sein  miisston  —  und  ohne  reelle  VcrmO/^eiisbestcuernng  sind  sie  es  — ; 
noch  anch,  d.iss  eine  solche  Ansicht  eine  ..revoluitonäro"  sei;  im  Gcgentheil.  ihre 
vernünftige  Auweutiuiig  ist  gerade  ein  „gegenrevolutionüres"  Mittel  und  gegenul>er 
AnschauuDgeo«  welche  sich  immer  veiter  verbreiten  —  darcbans  nicht  nur  unter 
„Socialdemocmtcn"  nnd  „Besitzlosen"  —  im  richfiireii  Intere????  der  (iiirrU  solche 
Stenern  Bciruiicncuun  selbst  gelegen.  Hier  hängt  die  Frage  mit  den  Verhältnissea 
der  gcschichtliclien  Bildong  des  Privatkapitals  und  des  priraten  Grandeigeothama 
(s.  Grundlegung  §.  300  tf.,  315  ff.)  und  mit  der  Lehro  70ii  der  freien  Gooeureoz  zn- 
sammcD  (eb.      126  IT.,  134  il) 

TV.  —  §.  137.    Das  Einkommen  als  Steuert) u eile. 
Die  hauptsächliche  uormale  e i n z e  1  wirthschaftliche  Steuer- 
queUe  bleibt  indessen  doch  immer  das  Einzeleinkommen. 

Sü  auch  Rau,  I,  §.  257.  „Die  Stcuerfahigkeit  der  Bürper  beruht  hau|»t-s;ichlieh 
auf  ihrem  Einkommen  und  die  Steuern  sollen  soviel  als  möglich  nach  dem  Vorhaltniss 
des  Einlcoininena  TerOieilt  werden** — :  Ran's  dritter  Eauptgrundsatz  doä  Steuerwesens 
nach  der  „Allgemeinheit*  und  „Gleichftrmigkdt". 

In  der  reellen  Bestenening  des  Einzeleinkommens  yerwirklieht 
dch  aoeh  meistens  zugleich  die  ricbtige  Benntzung  der  normalen 
Tolkswirtkscbaftlicben  Stenerqnelle,  des  Nationaleinkommens. 

Wie  zu  diesem  Zweck  der  £inkommenbeg;^ff  zn  fassen  Ist,  das 
hat  die  Finanzwissenschaft  aas  der  theoretischen  Nationalökonomie 
zu  entnehmen.  Die  Coosequenzen  fBr  die  Einrichtung  derjenigen 
Besteuerung,  welche  die  Benutzung  des  Einzel-  nnd  Nationalein- 
komniens  als  Steuerqiielle  durchführen  will,  sind  alsdann  im  vierten 
Kapitel  der  allj^jL'mciuen  Steueilelire ,  vom  Steiieisystein  und  von 
den  üauptarteD  der  Besteueruu^,  und  in  der  speciellen  Steuerlehre 
zu  ziehen. 

An  dieser  Stelle  ist  aber  noch  auf  einen  verhäuguisavollen 
Irrthnm  hinzuweisen,  welcher  in  der  Steuertheorie  in  Bezug  auf 
das  .  Einkommen",  insbesondere  auf  das  Nationaleinkommen  als 
Steuert] utile,  wieder  namentlich  in  Folge  der  unklaren  Ver- 
mengung des  einzel-  und  v o  1  k s wirthschaiUichen  btandpuncts 
entstanden  ist. 

Auch  Rau  Ist  davon  nicht  frei  o;eblieben.  Die  Beriehtigmi»  dioseä  Irrthums  ist 
bereits  iu  der  „Urundlegung**  rorgenomme»  wor.ie;i,  auf  dt  reu  uiihcrc  Au^iuliruugen 
über  Ertrag,  Kosten  und  Einkommen  und  über  die  Anwendung-  dieser  KateKorieen  aof 
die  länzel-  nnd  die  Volkswinhachaft,  den  Einzelnen  und  das  Volk  hier  Besag  w 
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nehmen  ist  Aach  hierüber  besooders  SchmoUer's  gcDaDiite  Abhandlauf,  meine 
Grandlegangr  §.  82-^6. 

A.  Das  Einseleinkommen  aU  StenerqneHe. 

ZuoScbBt  bat  man  ein  „reines  EiDkommeD"  des  Binzeinen 
construirt,  welches  wenigstens  da,  wo  das  Einkommen  ans  Lohn 
nnd  Gewerbsverdiensti  im  Unterschied  za  Grand-  und  Kapital- 
rente,  herrühre»  sich  erst  nach  Abzug  des  notbwendigen  („körper- 
Hchen'')  und  sogar  des  ^^standesmHssigen*'  Unterbaltsbedarfs  ergebe 
(Bau).  Auch  dieser  Abzugsposten  wurde  zu  den  „Erwerbskosten" 
gerechnet  und  erst  dies  „reine''  Einkommen  sollte  die  Steaerquelle 
sein:  eine  Theorie  der  sogenannten  ,,UeberscbuB8besteneruDg'', 
wie  sie  Neuere  dagegen  polemisirend  genannt  haben.  Jenes  ,,reine'' 
Einkommen  wtlrde  beim  Lobnarbeiter  und  kleineren  Gewerbsmann 
oft  Null  oder  fast  Null  betragen.  Bei  dem  Renteneinkommen  wird 
von  Hau  und  Anderen  die  Zulässigkeit  eines  solclicn  Abzugspostens 
dagegen  bestritten.  Indessen  ist  gegen  diesen  Abzug  aueb  bei  dem 
Einkommen  aus  Lohn  und  Gewcrbsvcr(lion»t  einzuwenden,  class  a)i 
und  iur  sich  a  ne  Ii  diu  .Steuerzahlung,  die  Hcdin^uiii^  l'ür  die 
Leistungen  der  Zwaugsgemeinwiithselialten ,  vor  Allem  des  Staats, 
zum  notbwendigen  A  u  sg  a  I)  c  b  e  l  r  a  g  gebort  und  diese 
Lei>iuni^en  mit  in  den  „  nothwcudigcu  L  nterhaltsbedarf "  jeder 
Person  eingerccbnet  werden  müssen. 

S.  Kau.  1  iii.  1,  ^.  25'J  ir.  uuJ  die  lici>lik  {jegoii  Schailic  und  Ücbmoiicr, 
tib.  S.  447.  Auch  Kau,  Yoikäwirtliacbafteleiiro,  8.  Attfl.,  §.  243  ff.  DafQgea  nurine 
(irundlcKUiig  §.  S3,  j^^.  Srhuiollcr  a.  a.  0.  S.  uS. 

Ol)  dm  rtiraüucii  uiit  bloääcui,  zuuial  uiudrigom  Arbuii.^ciaLuuunicu,  üpüciell  deu 
blossen  Lohnempftogicm  (Arbeiteru)  trotzdem  Stoaerfteihoit  oder  oine  Erleichteriiag 
in  der  Besteuerung;  zu  gewähren  ist,  niuss  Jiacb  anderen  Ihh  k-irhti^ii  entschieden 
vordeb;  |>riacipicU  auä  dcui  Wc^cii  der  reellen  „Kinkouiuien'  bcsteuerung  folgt 
Ol  nicht.  (So  auch  Schmoller  a.  a.  0.)  Als  Krage  rom  «^toaerfrciou  Existens- 
ininimum"  un<\  von  d'T  rii  hti^-cn  lileithmils^igkeit  der  Bcbteiierunir  wird  darauf  bei 
der  Er"i(<-tiiii;:  dei'  l'ostulatc     i  lirrclitigkcit  mit  cinfor.uig-ou  \vcrii<:u  (§.  107.  170  (F.). 

liier,  wo  es  sieb  um  Feststellung  der  iSteuerciuclle, 
noeb  nicbt  um  die  Regeln  fUr  die  Steuerv  e  r  tbe il  un g  bandelt^ 
muss  das  ganze  Einkommen  einer  Person  als  die  ricbtige 
(einzel  wirtbsebal'tlicbe)  Steuer  quelle  bezeicbnct  werden. 

Diea  iät  auch  beiiu  Aibeitcr  und  (jewerbäuiauu  bereite  „reiueb''  Eiakomuien  (eine 
beim  ..Küikommen"  Uberhaupt  bciser  /u  vermeidende,  auf  den  „Ertrag"  als  Gegensatz 
zum  Kohcrtrag  zu  bes<  lirüukcnde  L'nterscheidung).  Dies  Kitiküuiuieu  besteht  voraemlich 
ia  dem  Keiuertrag  der  be/inglichen  Ertrags<[uellc  (Arbeit,  Unternehmung,  Bejiitt\  d.  h. 
in  dem  Werth  rt st  des  Kohertrags,  welcher  nach  Ab/iug  der  Gcwiunuugskostcn  bleibt. 
Diese  „Kosten"  umrassen  zwei  Ikstandthcile ,  einmal  die  ..natürlichen"  oder  „vollis- 
wiiili- ■liaftlicheü",  welche  für  Niemanden  ein  KiiiL.)niiii'  n  biM.  ii.  f  rii'T  auch  die  das 
Eiaitumuien  solcher  Dritter,  welche  mit  ihit^r  Arbeit  >m!<m  iliica  i'iuductioiismittcln 
((irundstitcken,  GebäudeJi,  Kapital)  bei  der  Ertragsgewinnung  betheiligt  sind,  bildenden 
„Kosten".  Di  ^j  i'tztercn  „Kosten"  sind  aber  dann  wieder  die  Stcuerquelle,  weil 
oben  das  „Eiukommea"  dieser  dritten  Personen  und  in  dor  Xhat  nur  ^einzel- 


Digitized  by  Google 


Volkseiiilcoinoi«a  »bi  Slenorquello.  381 

wirtb->chaftlich)  „Koaten"  lur  Jciiuii.  welcher  sie  aus  dem  ilrtragc  bciiicr  l'iimriicbmmig 
II.  8.  w.  beittreiteii  mvss,  nickt  im  TolkavirtKscliaftlicliÖD  Sintio  „Kosten"  für  das 
Volk  hIs  Ganzes. 

ütiber  die  „Kosteu''  uach  dioseu  verbcbiedeneu  UcäicbUpunctuu  ürundlüguiig 
§.  82.  83«  besoaden  in  der  2.  Avil.  —  Robert  Meyer  rlanbt  die  Untcischeidanp 
y.wihclien  Koh-  und  Kcinoinlioiniiun  rlorh  beibcbalten  zu  sollen,  will  si-;-  aber  auch 
auf  gowiiise  Fälle  bcschräakeu  (,J::Imkommeu"  S.  199  ti.).  Seine  Einwendung  199, 
Note  2  balle  icb  nicbt  fQr  dorcbscMafrend.  Vgl  aneb,  mebrfacb  abveicbcnd,  aber 
obenfnlls,  obnc  mich  bestimmen  zu  Inniicn,  in  der  vorausgehenden,  der  ersten  Atifl;i.;o 
(§.  379  fi.)  eotoojDmeiien  Aasfilhrung  Aondoruogen  rorzimebnieii,  Sax,  (iraudlcgung 
§.  16«  53  ff.  Bei  Meyer  ancli  etwis  andere  AvfEusiiog  des  YolhdnkomMtens,  ab 
die  hier,  in  Gemiasheit  der  ErOrteiongeii  in  meiner  Omndlegon;,  fes^ebaltene. 

ß.  DaB  VolkBeinkommeD  als  Stenerqnelle. 

Wegen  Mangels  dieser  Uoterßcfaeidnngen  sind  nnn  Doch  grössere 
Irrthtfmer  hinsiohtlieh  derjenigea  Stenerquelle  entstanden,  welebe  im 
Volkseinkommen  liegt.  Die  wahre  Steuerquellc  ist  hier  der  das 
Volkseinkommen  bildende  Reinertrag  der  Volkswirthschaft, 
welcher  sich  nach  Abzug  bloss  der  natürlichen  oder  v o  1  k s - 
wirtlischafHiehen  Kosten  vom  Rohertrage  cr^^iebt  Man  hat  aber, 
in  Conscfiueiiz  Ucr  soeben  beriehtigten  Autlati.suiii^  dCi»  reinen'* 
Einkommens  als  einzelwirtLisc  haltlicher  Steuere |iiellc,  auch  hier  eiu 
„reines"  Volkseinkommen  construiren  und  dies  als  Steuer- 
4|uelle  bezcicbnen  Wüllen,  welches  sich  erst  nach  Abzug  des 
Lebensbedurls  (körperlichen  und  standesgemässen  Uutcrhalts- 
bedarfs)  der  Arbeiter  und  Uuteiuehmer  ert^ebe. 

8o  entsteht  iaiplicite  wieder  die  Lehre  von  jener  „Ueber- 
8  c  h  u  s  sbesteucrung" ,  wonach  auch  die  volks  wirtbschat'tliche 
Öteucrquelle  wesentlich  nur  in  Zius,  Rente  und  (liöhercm)  Unter- 
uehmergewinn  der  Einzclwirthschal't  bestände:  eine  ebenfalls  un- 
haltbare Lehre. 

Die  r'onsf»<(iien/,  dieser  Ansicht  wäre  z.  B,.  dass  bei  i-inem  sehr  allgemeinen  und 
crhublichcti  Steigen  der  Arbeitslöhne  und  der  ähnlichen  Einkommen  der  kleinen 
Unternehmer  auf  Kosten  des  Kapital-  nnd  sonstigen  Untcrnehmorgcwinns  jene  volks- 
wirthschafiliche  St'  iiijriiuolli  immor  geringer  wftrde.  Und  ein  sol< ii 's  Striu^  ii  ist  doch 
als  möglich  zuzugeben >  e^  handelt  sich  ja  bei  „Lohn"  und  „kapiialgewinn"  Über- 
haupt nur  um  die  Formen,  in  welchen  sieb  der  rolkswirthschaftliche  Reinertrag  als 
Einzelcinkommen  nnt'v  t\\a  bei  der  Production  bethoiÜcftoM  r.-nncn  und  Eigcnthüraer 
der  Producüoosmittci  vertheilt.  In  jener  hier  angogrittencn  Lehre  wird  aber  selbst 
der  ,  jtandeigemlsse**  Unferbaltsbedarf  des  Arbeiters  und  Geverbsmanns  als  Abzogs- 
posten  angcHolifii.  Din  hier  gezogene  Con^-Mnii^nz  zeigt  practisch  die  UnhaitlKirkoit 
der  „leberschQädbeätcuerung*'.  Auch  wisäumichaftlich  ist  die  ihr  zu  Grunde  liegende 
AnfTassnnf  aber  nacb  dem  Entwickelten  unrichtig. 

Gerade  das,  was  hier  als  Abzugspusten  zur  Gewiuuuug 
eines  fälsehlich  soj^cDaiinkü  reinen"  Volkseinkomniens  betrachtet 
wird,  ist  normal  der  llauptposten  des  Volkseinkomniens  selbst: 
eine  um  so  höhere  Quote  desselben,  je  weniger  ungleicbmUssig  sich 
das  Volkseinkommen  und  Volksvermügeu  (Grundbesitz;  Kapital!) 
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im  Volke  vertheilt.  Es  wäre  ilieoietisch  falsch  uud  practisch  un- 
möglich, diesen  Hauptposten  des  Volkseinkommens  ganz  steuerfrei 
zu  lassen. 

Das  zeiitt  sich  u.  A.  in  dor  bei  den  modcraeu  Völkera  allgemeia  verbreitetea 
bolteD  VerbrauchülMsteoerung:  wichtiger  Leben»-  und  Oenassinlttei.  Es  ist  nur  eine 

IncoDseqocni^  der  Vertreter  der  ücbe^^chIl^!)bt•i!cucrun^^.  wenn  sie  j^^olcliu  Sten-'m  von 
ibr«si  SiaJidpuQctö  aus  uicbt  aubediugt  verwerfen,  tras  sie  meidtcDs  nicht  tbuA,  aber 
eif^tlteh  tban  mOssten.  Bau  war  ein  Hanptvenreter  der  bier  berichtifrteu  Steoer- 
tlioorie.  Er  hat  die  Auffassang  von  Scb&fflc  und  Schmoller,  welcher  letztere 
sich  namenilicb  an  den  Hermann 'sehen  EinkommcnbagrÜF  anschloss  und  desnea 
Gbn^equenzen  fdr  die  Steuericbre  am  Schärfnten  ivg,  in  der  Bemerkung  S.  447  der 
S.  Aufl.  nicht  wi  krlegt.  S.  auch  für  die  ganze  Strcitfra.^e  noch  Held,  Eitikommen- 
stduer  Kap.  4.  Kobcrt  Mcyf  r,  Prinripion  i;.  20  ff..  Einkoinmen  i^.  1.  —  Uas  volle 
Versi&udniäs  für  alle  diese  Puuctc  crLult  mau  erst,  wenn  muu  mit  Kodbortus  vom 
Begrifi  des  Nationaleinkommens  ausgeht  und  in  Lohn,  Zins,  Rente  nur  die  durch 
(kü  Recht  Ijcstimmtcu  Aiitlioile  an  »Ties*  in  Einkommen  erkennt  Vgl.  KodbettUS« 
zur  Erkenntiiiäs  unserer  staatswirtlischaitlicheu  Zustande,  1842. 


2.  Abscbnitt. 

Wahl  «ler  Bteierartes  adt  BeiüekiiehtifBig  iw  Wlrkuig«!  BMtMMravy 
UbtirkMpt  so^le  der  Terscbiedenen  Steucrarten  auf  die  Steiemhler* 
Allgemeine  Lehre  Ten  4er  8te«erttberwKlxii«9« 

Vorbenerknngen  zur  Orieatirnof   qbiI   Ittereriscbe  Mach- 

Weisungen. 

§.  1:n.  S,  zur  Do^'men  ireschichte  nii<l  filr  'l!"  lif.'inrisclie  Rchnmlhmg  de,*i 
üegenstaudi  bü&onder»  v.  Falck,  kritische  Rui.kblicki:  auf  die  KulwicUung  der 
Lehre  von  der  Steuerüberwälzung  seit  A.  Sniitli.  Dorpat  1SS2;  auch  Kaizl,  Lehre 
von  der  SteiicrUberTirHl/nng,  Leipzig  18S'2.  Kosclior,  Fin.  ij.  tl.  Noten  (1.  Aufl. 
S.  I()7).  Die  Lehren  der  einzelnen  Autoren  weidcu  vuu  v.  Falck  und  Kaizl,  nament- 
lich von  dem  ersteron ,  oiiii^ehend  dar^restellt  und  kritisirt,  m.  £.  besonders  rott 
V.  Falck  mei^t  rii  liiiir.  L);ii'ur  und  in  Betreff  einzeloer  bier  nicht  nkher  besprochener 
Autoren  verweise  ich  auf  diese  Schriften. 

Wie  unten  gezeigt  wird ,  bat  man  08  hier  romemlicb  mit  Problemen  za  tfaun, 
welche  SpecialfiiH  •  iler  allgemeinen  naiionalökonomischen  Lehren  von  der  Vi  rtheil- 
uog  dos  Nationaleinkouiaens  als  Einzeleinkommen  an  die  bubjecte  der 
Eliizelwirtbscbafteii  vod  von  der  Bildnng  der  Kosten  und  Preise  der  Saeb" 
güter  und  Dienstleistungen  betreffen.  Es  ist  daher  zunSch^t  anf  die  bezügliche 
Literatur  zu  verweisen.  Die  bedeutendsten  biorhergebörigeu  Arbeiten  Uber  Eiokouunen- 
▼ertheilui.g,  Kosten-  nnd  Proistboorle  rQbren  von  Bioardo  und  Hermann  her,  deren 
bezügliche  Lehren  ein  bleibender  Gewinn  der  nationalrskonomischen  Wissenschaft  ge- 
worden sind.  S-  betionders  Ricardo«  tinciples*  Kap.  1  und  2;  Hermann,  ataats- 
wlrduicfaaftticbe  UntersDcbnngen,  2.  A.,  Abb.  6—9.  wenn  anch  mit  einzelnen  Hodifi- 
cationen,  so  doch  im  Ganzen  ttbcreiostimmend  mit  diesen  Autoren  haben  auch  neuere 
Theoretiker  diese  Lehren  dargelegt.  S.  u.  A.  Mili,  Grundsätze,  B.  2.  Kap.  3,  4, 
9—16.  Bach  3,  Kap.  1—5.  —  Raa,  Volkswirtbschaftslobre,  8.  Auä.  I,  S.  IUI  lt.  oder 
3.  Buch:  „Vertheilung".  —  Koscher.  System  L  B.  2,  Kap.  2  und  B.  3.  —  Schäfflc, 
gesellschaftliches  System,  3.  Auä.  l,  §  91  fl;.  II,  §.  2SK  ff.  —  v.  Mangoldt,  Grund- 
riss,  2.  Aufl.  von  Kleinwächter,  g.  62—74,  §.  85— LS.S.  —  Mithoff,  Abbandl 
Vertlieiliiiig  im  SebOnberg'schcn  Handbuch  L  —  Besonders  zu  beachten  wegimi  eil* 
zelner  Ausfiihrnng'^n  «her  Uebcrwälzung  auch  hier  die  Arbeiten  Neuniann»,  so  die 
AbhandluDg  über  i'rcis  iui  Schöuberg'scheu  Handbuch  (jetzt  in  3.  Aiillagc;  uiid  in 
dem  Aufsatz  in  der  Tubinger  Zeibtcbrlflt  18S0  über  die  (iest  iUang  des  Preises  unter 
dem  Einfluss  des  Eigennutzes  —  Ausserdem  auch  passim  SchSfflc.  Theorie  der 
ausschliessendcn  Absatzverhältnisse,  TUbiuger  Zeitschrift  IStiT  und  selbsiändig. 
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Gerade  t'Ur  diu  Theorie  der  UeborväkuQg  ist  and  bleibt  m.  E.  die  Ricardo- 
Uemton'scbe  Lebrc  ron  ProdocdonskoMeo  und  Preis  der  riclitigre  Aasg^ut^spunct. 
Die  neueren  Lehren  von  Menger,  7.  Böhm-Bawcrk,  Sax,  Wioser.  Zackor- 
kan dl  u.  s.  w.,  wie  anderseits  Neomann's,  sowie  neuerer  „mathematischer"  Prei«!- 
theoretikcr  sollen  deswegen  nicht  unterschätzt  werden,  aber  nie  nötliigou  ducb  uicüt. 
Iiier  fbr  diese  AiaDlwiHscnschaftllrba  Lehn  dum  anderen  Au^gangspunct  zu  buchen. 

Ucb.  r  (ins  s-ntizc  Y.- n  h  uilangsproblHm  mit  Rücksicht  auf  die  IC or  h  tshasis, 
auf  der  es  »ich  ruaJisirt,  und  auf  die  soci:ii  i'0 1  iiischc  Seite  s.  cbciifaüs  Schal'fle, 
paniB  auch  im  Socialismni  and  Kapitalisunis  und  im  Socialen  Körper,  dann  Rod- 
bertuä.  zur  Erkrnntniss  nnserf-r  ataatswirthschaftlichen  Zustände  iiiKi  „Sociale  Frage" 
1875,  uuü  Uiciiiü  (jiuadkguug,  busoudurs  Kapitel  2  und  3  (in  der  2.  Awtiagc  in  der 
1.  Abibeilong)  und  Kapitel  5  <el>.  Abtheilung  2).  Man  mOM  Bieh  iur  die  Uebor- 
nFnl/.üngslrlir«:  die  Kccli  tsbasis  Jes  Verkehrs,  b.  i  uns  ]).  [it7titagc  also  die  „freie'" 
KigenthuiDs«  und  VcriragAordnung,  besiändig  ebenso  rergogenw&rtigcn,  wie  die  tech- 
ntoclieD  und  dkaoomlitGhen  Bediogmigeo  der  Prodoetion. 

Dit'  Anw  endo  11'^  der  Lehrsätze  der  theoretischen  Nationalökonomie  über  Vor- 
tiieilang,  Einkommen,  Kobleo  imd  Preis  auf  die  elnschlageoden  Puncte  der  Steucrlehre, 
d.  b.  Tor  Allen  aof  deo  Baopttbeil  der  Deberwalzangitlebre,  iit  in  der  Literatur  tboUs 
wieder  in  den  allgf'ineineti  n:itioiialökonomi->i  hen  Werken ,  tlieils  in  den  besonderen 
Schiiftäfl  Uber  Fiaanzwis^nscluft  uod  Besteuerung  erfolgt.  Aus  dem  eisten  Zvoigo 
sind  DunntHeb  zu  neonan:  A.  Smttb,  Wealtb  of  natfons,  b.  V.  cb.  2,  part  2.  — 
Ricardo,  Frincipl«,  ch.  U — Ib  und  (diis  Schärfste  und  Bedeutendste  in  Bezug 
auf  Ueberwülxuugsrerbältnisse),  er,  wie  Smith,  freilich  aus  der.Veii'tflguiig  des  Ueber- 
wälzungs)irobleiBs  bei  den  einzelnen  Stevern  (nnter  Ableitnnf  zxt  nbsolnter  Sl^)  nicht 
zu  einer  zusammenfassenden  üoberwälzungslehre  gelaugend.  —  Mi  11,  b,  V,  ch.  2—5.  — 
Zur  Kritik  Ricardos  u.  A.  die  gelegentlichen  Ausführungen  liernhardi's,  KiitÜi 
der  GrOoido  für  grosses  nnd  kleines  Grundcigenthnm,  Petersburg  184Ü,  S.  37111".  — 
r.  ThQneii,  im  isolirten  Staate  (3.  A.,  1S75.  I.  327,  Wirkungen  der  Abgaben  auf  den 
Ackerbau).  —  Prince-Smith,  über  die  Abwälzung,  in  der  Berliner  Vii^rteljahrsclirifi 
iur  Volks wirthschaft  IStiG  (XIII,  126 — 145\  —  Ferner,  noch  vur  Kicardo.  Caiiard. 
in  seinen  oben  S.  5  genannten  „principes  d'economie  politique"  (Paris  ISOO),  deutscb 
ron  Volk,  Augsburg  1821,  mit  einer  Ueberwälzungslehre ,  welche  schliesslich  vom 
freien  Verkehr  die  genitgendcn  Ausgleichungen  erwartet,  daher  folgerichtig  ,alten 
Stenern**  gflnetig,  „neuen"  angrOiistig  iit,  weil  bei  diesen  wieder  erst  der  Ueber- 
wäliiungsprocess  sich  durchsetzen  inuss.  d  r  bei  jenen  sich  vollzogen  luiben  wird 
(i.  ob«a  S.  303;  Kaizl  S.  11  Ii.).  Auch  von  Prittvitz,  Kunst,  reich  zu  werden, 
Ulm  nnd  Tbeorte  der  Stenern  nnd  Zölle,  Stottfrart  nnd  Ttlbingen  1872  (s.  w.  Faiok, 
S.  128  IT.). 

Diese  wie  viele  andere  englische,  französische  und  italienische  Autoren  und  wie 
aacb  deatscbe  Flnanxtbeoretllter  der  ersten  Hftlfte  nneeres  Jabrbonderts  behandeln  in 

ihren  Untcrsochnngen  über  Bi  Steuerung  und  besonders  über  di<-  einzelnen  Steuerarten 
mit  Vorliebe,  mitunter  fast  ausschlieaalicb  die  UeberwiUzungsfrageu,  Sie  verfahren 
dabei  reirehnAssig  uacb  der  abstraet-dednctiren  Melbode  der  bridschen  Oekonemik, 
methodisch  und  auch  in  den  Ergebnissen  nicht  unrichtig.  Aber  hier,  wie  auf  anderen 
Gebieten  der  Theorie  und  wie  in  der  Preis-  und  Einkomnienlehre  dieser  Schule  Über- 
haupt, verfehlen  sie  es  darin,  dass  sie  die  Schlüsse,  welche  sie  unter  den  angenom" 
mencn,  typisch-einfachen  Voraussetzungen  des  Falls  und  unter  den  üblichen  Annahmen 
bei  der  Anwendung;  die>i  r  Methode  ziehen,  für  ohne  Weiteres  giltig  unter  den  viel 
verwickdteren  \  erliitltni^s-eii  der  Wirklichkeit,  sowohl  des  wirthschaftlichen  Lebens  als 
der  concretcn  Stcucrccrh  dtnisse,  balten.  Hierbei  beachten  sie  —  namentlich  aneli 
in  Betrelf  der  letzteren  Verhältnisse  —  die  «rej^enuber  den  einfachen  Voraussetzungen, 
unter  denen  sie  dedociren,  in  der  Wirklichkeit  bestehenden  Verschiedenheiten  nicht  ge- 
hftriff,  sehen  z.  B.  den  Wechsel  der  Production.  des  Berufs  für  viel  za  leicht  nnd 
zn  bfiiifi?  an.  und  vernachlässigen  die  Berücksiclifi^unpj  der  Hcmmung-^wid«  rstände. 
welche  die  theoretisch  richtig  al^eleiteten  Bestrebungen  zur  Ueberwölzung  finden, 
nebenbei  beauirfct:  nicht  Fehler  der  Methode,  sondern  der  Kichtbaacbtunf  der 
Grenzen  fur  die  Gtilti^keit  der  mit  der  MetlMde  gewonnenen  Sitze.  (8.  besonders 
V.  Falck's  Schrift.)    Vgl.  a.  §.  läl. 

Die  Anaozsrissenschaftliclien  Scbrilten  berOhren  natOilioh  die  Deberw&lzang  alle, 
nur  mehr  oder  weniger  scharf  und  dlngelend.  Herronnbeben  sind :  Rau  I,  §.  207 
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bis  «274,  besondeTS  ttbr  and  in  den  Besnltatcii  woM  liclitif ,  ▼enn  aoch  uar  mit  noch 
mebr  Gkotelen  bestimmt«'  Sät/.c  r»ufziis(olk'ii  sind.  —  Pfeiffer,  Staatsciniiahni'.'ii.  II. 
7S— 98.  —  Gar  Xtt  dürftig;  ümpfcobach  I.  §.  (»U,  2.  A.  §,  1Ü3— 110.  —  Eiuogutc 
Tenniiiologle,  die  ich  grossenfheib  angenomnieii  habe,  und  treffende  Beneilrangea  bei 

V.  Hock,  Abgaben,  §.  15  und  IC.  —  J.  (r.  Ho  ff  manu,  Lehre  von  den  Stenotn, 
S.  57  ff.  —  Parieu.  impüt.  I,  60  Ü  (put).  —  Leroy-BeauÜou,  Fi».  I,  190,  722 
(aogonaante  iacidcocc,  rupercudsiou,  diffusion). 

Einzdne  Berttbrungcn  der  OebenrIÜzoDgsprobleroe  vielfach  in  d«i  Sehriften  Iklior 

Steuern,  anch  bei  Srlimnllpr  a.  a.  0.,  in  dem  voi7airlie}icn  Aufsatz  von  Hclforich 
Uber  die  badische  Kapitalrentcusteucr,  Tubingcr  Zeitsciirift  1Ö46.  S.  aber  andere, 
bier  Übergangene  einzelne  Autoren  r.  Paick,  Kaizi  a.  a.  0.' 

Neuerdings  sind  nmlksscnderu  Versuche  ciiu  i-  kritischen  Rerision  der  ganzen 

Lehre  unternommen  worden.  Zuer>t  von  A.  Held  im  Aufsatz  ,,ziir  Lehre  von  der 
Ueberwälzung  der  Stcueru  ■,  Tubin^'.  i  /.ntsclirift  ISß*^  (XXIV),  S.  421—495.  Held 
beginnt  nur  mit  einer  in.  E.  ni'  ht  /utrcfTendcn  rol.  iuik  Regen  die  Lehre  von  den 
Productionskostcn  als  <li  r  rirundlage  der  Preis-  und  U  :)>erw;ilziitigslheorie  (wie  Ähnlich 
üoijst,  z.  B.  in  seinem  üruitdriss  2.  A.).  Kiue  gute  Widerlegung  dieser  Aosfohrongen 
Heldra  giebt  v.  Falck  in  der  genannten  Schrift  S.  8—26.  Ich  stimme  denelben 
ganz  bei.  hätte  sie  aber  kaum  fur  nothveiidifr  srelinlfeTt.  Ilelil  betrachtet  dann  auch 
nur  die  eine  Seite  der  Frage:  die  LoberwiUzuug  in  der  iüchtung  aiif  UersteUnng 
grösserer  Gldcbmlssigkeit  der  Bestenening.  Sie  kann  ancb  in  nmgekebfter  Wefse 
wirken  (§.  143).  Darin,  da^s  Stein  doch  im  Grunde  nichts  Neues  leine  femer.  dass 
die  Lohuoefiteueruüg  meist  uicht  ubcrwülzbar  sei,  stimme  ich  mit  ihm  Uberein.  ^VgL 
darüber  nnch  Held,  Einkoramenstener,  S.  145.)  Das  Resolut  Held's  in  dem  Anfsa^ 
ist  wesentlich  negativ,  wie  er  selbst  <:iut.  S.  495  (auch  455):  wenn  das  (Hst-indniss, 
man  könne  eine  bestimmte  Antwort  uiciit  geben,  einer  bestimmten,  aber  falschen  Ant- 
▼ort  nicbt  ronoziehcn  wSre.  TMese  Kesignatioit  geht  doch  etwas  zn  weit:  für  gewisse, 
den  Verhältnissen  der  Praxis  angepassto  hypothetische  Fälle  lassen  sich  immerhin 
gewisse  allgemeine  Begeln  aufstellen,  für  deren  Modiücationen  man  wiederum  die 
wichtigeren  Voraussetzungen  fermaliren  kann. 

Mit  besserem  Erfolge  als  in  dieser  Arbeit  Held's,  die  ieb  immer  tn  dessen 

schwricheren  literarischen  Leisfnniren  reehnete,  ist  die  kritische  Revision  der  l^eber- 
wälzunipilehro  in  den  genannten  beiden  neueren,  fast  gleichzeitig  erschienenen  SchrlHen  . 
_  von  f.  Palck  nnd  KaizI  wiederbelt  worden.  Beide  operiren  aitf  Gmnd  einer  nm- 
fassenden  dog^uiengesehir  liüichen  Untersuchung  und  nehmen  dann  eigene  Stellung  zu 
der  Lehre,  r.  Falck  geht  in  dem  literarischen  Tbeil  nocb  grOndlicher  auf  die  Haapt- 
theoretiker,  besonders  Smith,  Ricardo,  Mill,  r.  Tbiinen  ein,  aber  beide  Autoren  er- 
gänzen sich  auch  in  diesem  Theil  ihrer  Arbeit  gegenseitig,  v.  Falck  ist  in  der 
Kritik  und  in  der  Aufstellung  and  Begründung  der  eigenen  Ansicht  m.  £.  der 
schärfere,  zugleich  derjenige,  dem  hier  die  empfehlcnswerthe  „deductive  Denkschale** 
All  (iQte  kommt,  während  Kaizl  zwar  unvermeidlich  die  deductive  Methode  hier  aocii 
li.uidhabt,  aber  weniifer  -gewandt,  nicht  so  folgerichtig  in  den  S'■^!ll'-^en .  den  "iltercn 
Tbeoriccii  mehr,  ul:?  mir  richtig  cr&cbciut,  uegiieud  fjeuenuljerai-.liu  weil  er  in  der 
Weise  der  historischeu  Richtung  den  Voraussetzongcn  der  Deduction  nicht  immer 
fonsefiuent  folgt  und  so  den  \\  erth  von  Schlüssen,  welche  durch  diese  Voraussetzungen 
bedingt,  aber  innerhalb  derselben  richtig  sind,  unterschätzt,  v.  Falck  schliesst  sich 
meiner  Behandlung  und  Erledigong  des  Ueberwälzungs))roblems  voll  nid  ganz  an, 
wobei  er  meine  eigene  Leistung  mehr,  als  i<  h  in  Aiisjiruch  nehmen  kann,  anerkennt 
(S.  Ib2  IT,  196).  Seine  eigenen  Ausi'ülirungen  haben  mich  aber  in  der  Deberzeuguug 
von  der  Richtigkeit  meiner  Bebandlnngsweise  des  Problems  bestftrkt  und  mit  bewogen, 
saclilich  an  der  Darstellung  d*  i  ersten  Auflni«  (§.  3^2  ff  )  im  (innren  festzuhalten. 
Die  von  anderer  Seite  getadelten  socialpulitischen  Folgerungen,  welche  v.  Falck  aus 
den  Resultaten  der  Ueberwätzungslehrc  gezogen  hat,  nemlich,  dass  auch  derentwegen, 
um  di  •  Er'-chültcrungen  in  Fol^e  des  Ucberwälzungsproccsses  möglichst  zu  vermeiden, 
die  wirthsühaftUche  Machtspliäce  des  Staats  erweitert  werden,  wieder  mehr  Pro> 
ductiousmittd  in  seine  Hiade  ttbergehen  mOssten  (S.  295  ff.),  —  diese  Folgerungen 
billige  ich,  sie  entsprechen  den  Anschauungen,  welche  in  diesem  Werke  vertreten 
werden,  durchaas.  Eine  polemische  Gegenbemerkung  Roscher 's  (Fin.  §.  4;{,  Note  4),* 
dass  hier  ein  Uebel  durch  ein  ajideres,  wahrscheinlich  noch  grösseres  bekämpft  würde 
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(.J'rcihcifbeiit^ühung"),  .schlägt  nicbt  dttrcb.  Zam  Schluss  bespricht  r.  Falck  in  einem 
NBt:htrag:  die  Kaizlschc  Sthrift  tratiz  ?ut. 

KaizI  glaabt  den  Beweis  lictcrn  m  kOaneti,  dimas  ciiio  glcickiuäsiügc  Eiiikoiuiiiun- 
bcstcuening  nicbt  abenräUbar  sei.  die  Ungleicbrolssifkeit  der  Steuern  oicbt  nnr,  wio 
nach  dt^r  allireineinen  Annahme  die  hauptsächli' lis(>' ,  sondern  die  einzige  Ursache 
d^i  Ueberwälziuig  »oi  (S.  100,  112)  and  f erlangt  dann  den  Sieg  des  „Priucip«  der 
^ItominenbeBtaiieniDi^*  wie  in  der  Tbeorie,  so  ancb  in  der  Pnuds,  nm  so  den 
Schwierigkcifeii  „nicht  ^i^wolIfiT  rfVicnrnlziuiL;".  ciii'Tn  „sclbstjrescli.'ifr.jnrti  timi  selbst- 
erbaUeoen  Widersacher"  aus  dem  W  ege  zu  gelicu  (S.  129).  Ich  kann  dcu  Bevcis  fdr 
die  Untlbervilzbai%eit  fleicbmiwiger  EinkoinmentteaeTn  nicht  für  gebracht  erachten, 
tiiü.^hfc  ab-'r  aus;<'T>lein  gegen  die  Beweisführungen  und  Folgerungen  Kaizl's  den  Ein- 
wand erbebeo,  das9  er  den  an  den  abstract  deductir  verfahrenden  ültcren  Oekono« 
misten  getadelten  Fehler  selbst  begeht,  er  construirt  sich  Voraussetzungen,  die  eben 
der  Wirklichkeit  nicht  entsprechen  und  nicht  entsprechen  können.  Eiin'  ..gleich- 
niässigc",  demnach  der  Annahme  nach  unttburwälzbaro  Einkommenbesteuening  iüt 
keine  zulässige  Annahme  fur  die  hier  vorliegenden  Fragen  der  Ucberwälzung.  In  der 
Form  der  „einzigen  Einkommensteuer"  w&re  diese  Besteuenil^(  ungeeignet,  den  Bt  dart 
/n  'ie^^kcn,  und  in  dor  dann  erforderlichen  liulir  vollends  unausführbar.  Würde  sie. 
was  aucl!  Kai^l  anzuacbmcn  scheint,  mitteilt  ciücs  Systems  von  verschiedenen  Steuern 
zu  verwirklichen  gesucht,  so  wurde  es  innerhalb  dienet  SynteniB  wieder  aUe  möglichen 
Uoberwälzungsverh!\!tiiisse  geben,  deren  Ertreliniss  nur  sehr  uu8ich<?r  eine  ..gleich- 
mässiire"  Besteuerung  wäre.  Das  „Princip  il.  r  iOiukommenbesteucning"  beintit  cbijn 
1lbcr1iAii]it  eine  ganz  andere  Frage  als  diejenitre  der  Ueberwftlzonf,  nemlieh  die  Fngo 
nach  der  Bestimmung  der  richtigen  StfMi<  r^iiull  •  — 

V.  Falck  wie  Kaixl  verurtlicilen  und  widerlegen  Ubrigenü  beide  die  Auitastiuug 
des  Ueberwüzungaproblems  ron  Stein  nnd  dessen  confnse  Yennengnng  dieses  Pro- 
blems mit  der  Frage  von  der  ,,Production  der  Stenern"  fs.  n 

Von  den  iiuanzthcoreti^hen  Arbeiten  der  jüngsten  Zeit  hat  namentlich  die 
«SteneipoUtik"  Sehlffle's  die  UeberwMzongsfrago  mehrihch  in  eigenthOmlicher 
Weise  behandelt  (S.  104  fF.,  17.*?  fr.\  Er  sieht  die  betreUenden  Vorgänge  als  einen 
Theil  dos  „Daseiuskampfea  auf  dem  Gebiete  des  gesoliscbaftUchen  Lebens"  iß,  ICö) 
nn  nnd  übertrigt  nnf  ihre  Betnchtmig  die  Thevrie,  welcher  er  in  seinen  „Bau  und 
Leben  des  socialen  Körpers"  (II,  225  (I.)  filr  diesen  Kampf,  für  die  soi  inle  Entwick- 
lung überhaupt  entwickelt  hat.  Die  Ucbcrwälzun^Forgänge  werden  so  mit  dem  „Bc- 
lastuogs-  und  Befreiungskampfe  zwischen  dem  Staate  und  den  Steuerkr&ftcn"  in  Ver- 
biudun;^  ;;ebracht  und  als  ..BelastunijrH -  und  Entla^tungskämpfe  der  Steuerkräfte  unter 
einander**  charactcrisirt.  Nicht  dnrcliatis  neu  dem  Gedanken  nach,  welcher  in  der 
Anerkennung  einer  „rcalhihturti jr e n "  Wirkung  (oder  Wirkungstcndenz)  gewisser 
Steuern,  der  Ertrags-,  besonders  der  Iv.  alstouem,  vor  allen  der  Grundsteuer  in  der 
Theorie  der  UeberwSlzirn«?  schon  öfters  hervorgi  treten  und  in  dieser  Forui  bei  Fragen 
der  Steuerreform  eine  Koile  !?espielt  hatte,  aber  in  zum  Thcil  ucucr  iossung  und 
Begründung  entwickelt  Schäfile  (i.%nn  eine  iH-Honderö  Theorie  der  „Amortisation 
der  Steuerlasten"  {und  umgekehrt  des  Kapitalw.  rtli.uif^chlags  der  Steuerbegünstigungen) 
{S.  IIb).  Er  unterscheidet  nemlieh  bei  der  lieberwälzung  diu  Abschiebung  der  uiii- 
maJifeu  und  den  Abzug  des  Kapitalwerths  der  wiederkehrenden  Steuerlast,  und  nennt 
letzteren  Vorgang  „Steucramortisation".  Die  Frairo  bleibt  nur  auch  liier  wieder,  wie 
weit  eine  derartige,  allerdings  vorhandene  Tendenz  sich  thatsächlich  verwirkücbt. 

Eine  eingehende  Behandlung  der  UeberwSlzungslehre,  ohne  wesentliche  nene 
Ergebnisse,  hat  auch  Robert  Meyer  in  seinen  ,.rrincipien  der  gerorhfen  Besteuerung" 
{gegeben  (S.  22b — 272,  die  Kesoltate  S.  267  U.  zusammengefasst).  la  verhältnissmässig 
umflbiglicher  Weise  erOrtert  Boscher  das  Problem  (Fin.  §.  88 — 43).  Auch  er  ge- 
langt mit  l'eelit  nicht  zu  völligem  Skepticismus,  untersucht  in  der  Art  der  britischen 
Uekonoffiiüteu  zuerst  die  Sache  io  der  ein£&cluiton,  abstractcsten  Gestalt  dedurtiv,  unter 
Annahme  der  Voraussetzungen  der  Theorie  der  freien  Coneurrcnz  für  die  Deduction, 
und  würdigt  dann  die  Abweichungen  im  Ergebniss,  welche  die  I'olgen  des  Vorhanden- 
seins anderer  practischcr  Voraussetzungen,  als  der  angenommenen,  sind  (§.  42).  Einer 
der  Abschnitte  des  Uoscher'schcn  Werks,  wo  sich  das  richtige  Festhalten  des  histor- 
ischen Nationalökonouieii  an  der  vorsichtig  angewendeten  Methode  der  Deduction 
erfreulich  zeigt  und  bewährt,  verglichen  mit  den  Unklarheiten  der  neuesten  „Historiker". 
Zu  sehr  ohne  wenigstens  etwas  positive,  sehr  wohl  mögliche  Ergebnisse  bleibt  die 
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UberhMpt  m  wenig  ciadriugcnde  kam  ErOrterang  der  Uelienrllzang  in  Cohn  s  Piij. 

(§.  245—250). 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  wieder  Stein  in  diesen  Lehren  ein  (4.  A.  I. 
493  ir.).  Nach  ihm  ist  „die  Lehre  ron  dui  sogenannten  ücbenrSknnf  der  Stenern 
eine  der  wunderlichsten  Be!rrifl^v^Jrwir^ODgen,  die  es  wohl  je  in  der  Wissenschaft  ge- 
geben liat'  iS.  107).  Man  iiönntc  geneicrt  sein,  mit  dioscui  nemiichcn  Satze  Siein's 
eigene  Lehre  m  cLaracterisiren.  bteiu  rccliuet  die  büteueni  zu  den  Erstchuugskosten 
jeder  Production:  jeder  Einzelne  zahle  daher  im  Kaufobjcct  die  Steuern,  welche  das- 
selbe dem  anderen  kostete.  So  trete  an  die  Stelle  der  unklaren  Ucberwril^unu"  der 
Stenern  der  klare  licgriti  der  f'rüduciiuii  derselben  (vgl.  uutcu  5$.  14U,f.  Stein  über- 
sieht hier  nur  ganz  das  eigentliche  Problem  bei  der  Ueberwälzuog.  Der  trivitli 
Snt;^,  d<ss  die  Gesammtsummo  aller  Sfetiern  alljährlich  als  Mehrwerth  rom  N'oU.c 
wirklich  producirt  werden  Otuss  und  der  an  sich  richtige  und  bedeutsame,  aber 
gM  nicht  hierheifehOrige  8stz,  dass  der  Werth  der  Verwendung  der  Steuer  (der  Ver- 
waltung) wieder  ^rkdch  sein  mriss  dem  Betrage  der  Steuer,  diese  beiden  Sät/o  haben 
mit  der  UeberwäizuDg.srrage  gar  nichti  zu  tbnn.  Die  ganze  Theorie  Stein 's  dreht 
sieb  hier  im  Kreise  hemm  nnd  nimmt  MOgllcbkelten,  dass  ein«  Staneir  vom  Einen 
auf  den  Anderen  iibern-rdzt  wird,  sofort  für  Wirklichkeifen  (S.  4!)3.  494. 
womit  daä  cigcatlicho  Problem  umgangen  wird.  Dios  besteht  darin,  die  Bedingungen 
festznstellen,  unter  denen  ttborbanpt  nnd  In  dem  und  dem  Haasse  eine  Ueberwftknng 
von  Steuern  zwisehcn  verschiedeiirii  St<'Utr-,  Wirthschafts-  und  Kerhtssubjecien  ein- 
treten kann.  Dabei  hält  sich  Stein  nicht  aoL  Auch  die  Kritik  (S.  497— ist 
ongeirdbnfich  oberflächlich.  Kr  wirft  z.  R.  dem  aneb  bier  sehr  Maren  Heek  Gon- 
fusiou  vor  und  fraüt.  w;is  man  sioli  bei  seinen  Begrifl'en  von  I'ortwTdznni:.  Abwälzung 
u.  3.  w.  eigentlich  denken  könne.  Doch  gewiss  mclir  als  bei  dem  „«rossen  (sic^ 
Kesultatc",  dass  „jede  Steuer  von  Jedem  auf  Jeden  überwälzt  werde"  (S.  41)4)!  In 
der  5.  A.  (II,  2.  550—561)  in  keiner  Beziehung  ein  Fortschritt  zur  Kkrheit  bei  Stein , 
nur  noch  apodictisehi Absprechen,  emphatisches  Erbeben  seines  „höheren  Stand- 
puucts".  von  dem  aus,  die  sogenannte  UeberwaiznngsfraKO  eine  unklare  und  unter- 
geordnete sei  und  Alles  auf  die  staatswirt)iseliaftlicho  Hauptfrage  von  der  „Stcaer- 
prodoction'*  hinauslaufe.  Meine  eigene  eingehende  Dai^tcllutiij  der  Lehre  in  d  p 
ersten  Auflage  dieses  Bands,  woran  die  neueren  theoretiaclien  Arbeiten  vielfach  au- 
IcnUpften,  Itennt  Stein,  wie  diesen  ganzen  Band,  nicht.  Was  er  zur  literarischen 
Entwicklnncr  der  Lrlire  sa^^t  S.  5511—561),  ist  auch  jetzt  noch  oberflächlich  und  viel- 
fach ganz  falsch,  z.  B.  dass  bei  Schäffle  „die  ganze  Ueberwälzuopfrago,  zusammt 
dem  Worte  vcischwinde**  (l).  Mein  Unheil  steht  nicht  allein ;  AebnUobes  sagen  Uber 
Stein  v.  Falek  S.  1 15  ff.  (..S'i  in'  ganze  Lehre  und  Auffassung  von  der  Ucber- 
wälzuug  nichts  anderes  als  ein  grosser  Irrthum"),  Kaizl,  S.  52 IT,  beide  auch  Steins 
OberflicbKchlieit  in  Betreff  der  Beortheilung  der  Literatur  Tttgend.  Ganz  rerainzah 
in  der  Beistimmuns:  zu  Stein  Schmoller,  froilieh  vor  langer  7.c-\t.  Ttthinirer  Zeit- 
schrift 1863.  und  iu  BotrclT  der  Lehre  Stein 's  in  dessen  6»ter  Auflage«  die  Schmolier 
g.  43)  ..ausgezeichnet'*  (!)  nennt;  übrigens  mit  Hissverstindnissen ,  wie  r.  Falcb 
(ß,  154)  zeigt. 

§.  139.  °  So  leicht,  wie  Stein  es  thot,  darf  die  Ueberwäkungsfirage  nicht  ge- 
nommen werden.  Darin  liegt  auch  ein  geftbrlicbe«  Pricedfinz  der  Theorte  getenttber 

der  Praxis  und  dem  Optimismus  der  besitzenden  Classcn.  In  den  neueren  deutschen 
Stcuerrcformplänen  spielt  die  Atisdehnung  der  indirectcn  Verbranchssteuern  auf  Massen- 
consnmptibilien  eine  wichtige  und  anch  lueinus  Erachtens  berechtigte,  weil  noth- 
wendige  Bolle  und  die  seit  \blS)  cingesciüageßc  Steuerpolitik  des  Deutschen  Reichs 
bewefrt  sich  atn-li  mit  Bcclit.  ;:Icich  derjenigen  alh'r  rnliurstaaten  in  dieser  I'ichtun^'. 
Die  L'eberwiil/.uiiiist'ragc  ist  aber  dabei  von  grösstcr  practi^chcr  BedLUitnii!?.  Leider 
ist  sie  in  weit  mi  und  maas.<:gcbendcn  Kreisen  ausserordentlich  optimisti^eb  auf^aTaasi 
worden,  in  einer  Weise,  wie  iudcnfalls  die  objectivo  Wisieiisohaft  es  nicht  billigen, 
sondern  mit  ihren  wobi  begrUiel  11  S  itzen  leicht  widerlegen  kanu.  Der  grösstc  Tbeil 
der  eacblichcn  Ansfuhrungeu  L  issalle's  in  seiner  Vertheidigungsrede  ,.die  in» 
directc  Steuer  und  die  Lage  der  aihritondLii  Clas^on"  (Zürich  ISO-S)  ist,  sow.it  es 
bich  um  die  Wirkungen  der  Verbrauchssteuern  Iiandelt  —  er  dehnt  den  Begritl' 
„iudirecte**  Stenern  unhaltbar  auf  einige  directe  mit  aus  —  nur  zu  begrOndet,  ab  dass 
man  ihn-  n  mit  solchen  ..BeweisfUhrunircn",  wie  dunen  Stein 's,  oder  mit  den  blossen 
., Annahmen"  der  alle  Theorie  verachtenden  „Practiker"  oder  mit  einem  völligen 


Digitized  by  Google 


SteoefMtOD.  Ueberwllzinf.  Vorbemeilnjigcii. 


337 


Skeptioisini^,  wohiu  auch  ciJizolne  Tbeorotikcr,  dio  Budouken  gegen  die  deductive 
Metbode  ttSertrefbend.  nefgen.  bemndeis  solelie  der  „blstorlwlieo^  Bfcbtnng,  etru 

anliabcn  Ivdiiute.  Gc^on  dio  Festhaltanis:,  iieuf  Einführung  und  Vcrmeliruuir  von  Vfi- 
braacli&iteuera  kOanco  die  socialpolitittcbeD  Bedeokea  bezQgiicb  der  Uebcrburdaog 
der  VBtereD  f^aasen  dnreh  üebervil/vn;  dennoch  niebt  den  Anaschla»;  ecbei),  w-oii 

der  Finanzbodarf  notliwondi?  der  und  der  ist  und  seine  Dockung,  nach 
anserem  enten  AuaozpolitiscboD  Steucrprincip,  erfolgen  mass  und  voU  das  riol- 
fnch  nnr  dnrcb  starke  Mitbenntzung  soichor  Stouern  geht.  Aber  gerade, 
weil  diese  Steuern  crentnell  auf  den  Preis  und  so  auf  die  Consnmenten  (Arbeiter"! 
oud  ,Jklcincn  Leute"  uberwälzt  werden,  folgen  aus  der  „Politik  der  Verbranrhustcuern*' 
vettere  stcucrpolitische  Forderungen,  besondere  in  Rczug  auf  genügende  Ergänznngs« 
und  Ausglcichungsstcnern  der  Besitzenden  und  Woblbabendercn,  Forderungen,  wcidie 
mit  jenem  Optimismus  in  der  üoberwälzutfrrsfmcre  in  Widerspruch  stehen  nnd  zu  denen 
der  blosse  Sltepuker  i»u  wenig  ab  zu  irgend  einem  Ziclpuacte  gelangt. 

FroUiob  wtren  bet  dieser  Fraglichkeit  des  Zutreffcns  der  dcductiv  gewonnenen 
Schlusssützo  in  den  rerwickeltercn  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  wirklich  inductive 
Untersuchungen  um  so  nothwendigcr  und  erwünschter.  Dies  könnten  hier  nur  sta- 
tistische sein.  Die  „historischen  Descriptionen"  leisten  hier  für  die  Erklärung  des 
urs&chlichen  und  couditionellcu  Zusammenhangs  der  Dingo  follends  ui«  lits  und  sind 
daher  mit  dem  Werth  einer  lopscli  strfiig'cn  d('duotiven  Bi^handlim;;  des  Problems 
gar  nicht  eiüiiial  in  Vergleich  lu  briiii^en.  E-xacte  s(:ai!*tiachc  Uiiiersuchunsren 
auf  diesem  Gebiete  fehlen  bisher  leider  fast  ganz.  Sie  >iiid  aber  auch  sehr  schwieni^ 
und  bei  der  Fülle  der  einwirken  den  und  sich  kreuzenden  Einflüsse,  die  eliminirt  und 
isolirt  werden  imt-^-eii,  kanm  in  d. m  Grade  der  Vollkoinmenkcit  möglich,  der  in 
methodischer  IIiiiM<  i>t  t  u  •  in. n  wirklichen  Erfahrnngsbeveis  gt  tor  l  rt 
werden  müsste.  Die  Aufgabe  ist  auch  hier  dieselbe  wie  in  Bezusr  auf  die  statistische 
Terfolrung  des  Zusammenhangs  zwischen  Preis  und  Kosten.  Doch  ist  jetzt,  wo 
man  Seitens  der  Statistiker  diesen  Problemen  mehr  Aufmerksamkeit  zu  widmen  beginnt, 
vielleicht  einiger  Erfr-li,^  lu  hoffen,  so  besonders  was  die  AufdeckniiL'-  des  wirklich 
im  coQcretcn  Fall  eingetretenen  Einflusses  von  Veränderungen  im  Steuersätze 
roa  yerbnracbsrtonern  nsf  die  Vanrenprobie  anlangt. 

Za  nennen  ist  scbon  jetzt  die  soigfUtigo  und  methodisch  feine  Arbeit  des  auf 
diesem  (übiete  so  verdienten  Et.  Laspeyrcs  tiher  dcii  EinUtiss,  ws  h  huu  die  Auf- 
bebung der  j>rcusbischen  Mahl-  und  Schlachtsti  lu  r  in  schle-sischeu  btadicn  gehabt  ^iu 
der  Oosterreichischcn  Statistischen  Monatsschrift  1S77),  vo  ein  günstiger  Einüoss 
dieser  fiel  besprochenen  Maassregcl  auf  die  Preisbewcirnnir  ermittelt  wurde.  Noch 
wichtiger  ist  die  vorzuglichu  Arbeit  von  G.  Schanz  ul>er  diu  Wirkungen  der  Er- 
bbbnng  des  baierischen  Malzaufschlags  auf  die  Bierprciso  (Scbmoller«  Jabrbacb  1SS2, 
S.  563  ff.,  ,.zur  Frage  der  UeberwJUzung  indirect'  r  Vvrbrauchssteuern  nnf  (»rnnd  des 
baieri«cbeu  Mai/auf  sc  hiags").  Eine  methodisch  corrocte  Arbeit,  die  ireilich  doch 
nicbl  zvr  Isollrong  aller  roitvlilenden  ISinHtlsso  kommen  konnte  nnd  scbon  desbalb  den, 
wie  auch  Roscher  (S.  161)  meint,  etwas  zu  skeptischen  Schluss  (S.  6o:h^  nicht  eanz 
rechtfertigen  möchte  (s.  unten  §.  152),  weua  demselben  ailgemciuc  Tragweite  ge- 
geben wird. 

Eine  erhebliche  Holle  haben  seit  der  Zolltarifkcründerung  von  J  .  der  Er- 
höhung der  Schutz-  nnd  einiger  ColonialwMarenzrdle .  der  Einfuhrung  des  Petroleum- 
zoUs  und  der  Getreide-  und  sonstigen  agrarischen  Schutzzölle  die  Ueberwalzungsfragon 
in  Betreff  des  Kinfuhrzolls  in  Deutschland  auch  in  der  politischen  Debatte  und 
Agitation  ge>pie!t.  An  einseitigen  UeKertreilinniren  hat  es  bei  bi  lden  peirnerisolien, 
der  freihäiidlerischcn  und  schutzzöllncri:>cheu  Partei  und  ihren  Stimmtuhrern  nicht 
g^ehlt;  der  freibändleri$>chen  Behauptung  einer  unbedingten  und  steeten,  ancb,  beat- 
zutage  zumal,  ziemlich  raschen  Erhöhung  der  Inlandspreise  zollpflichtiger  Artikel  um 
den  Zoll,  ja  mindestens  um  den  Zoll,  also  der  rollen  und  ganzen  entsprechenden 
„Belnstonc  des  Gonsomeoten**  ist  die  ebenso  einseitig  zage>pitzte  „offldoUe'N  nament« 
lieh  vom  Fürsten  Bismarck  vcnrefcne  Ansicht  entgegengestellt  werden,  in  vielen  F.l!len, 
besonders  bei  Schutzzöllen ,  zumal  agrarischen,  trage  „das  Ausland"  den  fremden 
(dcotseben)  Einfnbrzoll.  Beide  Behanptangen  blosse  Generaiisatlonen  einzeln 
mög  lieber  Vorgän  go.  beide  gleich  doctrinär  Möglich  k  eiten  /.n  apodictischen 
Goviüsheiten  erhebend.    In  der  so  auttuebmend  schwierigen  Frage  der  Wirkung 
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\aü  bchülZEöUcu  auf  die  Preise,  vullcjids  von  agrarisciton  auf  die  (jclrcidc-  und  Vich- 
preise  iuu\  ".  ir  erst  mf  die  Drot-  und  Floiüchpreisü  eines  ^ozcn  Landes  war  mit  solchen 
blossen  Bctiauptungcn  natürlirl)  nichts  zu  l>(  W  ris<'ii  tind  am  Wctiisrsten  der  (Ji'trnm'zu  über- 
zeugen. Vcrsucbc  einer  exact-statistischen  Untersuchung  sind  erfolgt,  aber  haben  bei  der 
Compliclttbeit  der  Sacbc  anch  kein  völlig  sicheres  Kesultat  gehabt.  Besonders  bO' 
luhtenswcrth.  auch  wegen  der  schöne»  Objcctivitüt  das  freihilndlerischei!  Atitors. 
Courad's  Aufsatz  über  den  deutschen  Gctreidezoil  und  den  (ietreidcpreis  in  sciueu 
Jahrbüchern  37  (N.  F.  S)  S.  '24i9  ff.,  wo  schon  wegen  der  Schwierigkeit  der  Uotoreachung 
die  einfache  Hin?tc!lung  bestiniintn  \\'iikungswei3cn  eiiios  Zolh  aberi  wicscn  und  die 
Wirkung  eines  mässigen  Zolls,  wie  des  anfänglichen  deutschen,  auf  den  allgemeiacu 
Preis  iMZweifoU  wird.  Dass  die  Hoho  des  Zolls  ein  bcsooders  wichtiger  Umstand  Air 
ilii^  rr.iffp  einer  Einwirliung  auf  den  Preis  tlberhaupt  sei,  ist  frllher  nicht  immer  ge- 
nügend boacbtot  worden.  „Uoioe"  und  vgro^''  sind  hier  verschieden  zu  bc- 
urdteilen.  Da  es  bei  Zoll-  vnd  Yerbnrachsstenevartikeb  abor  scbliesalich  dem  Goa- 
suinenten  meistens  auf  den  Klrin-(,„Detail"-)prtns  ankommt  und  auf  diesen  Preis  wieder 
so  mancherlei  Factorcn  einwirken ,  ist  die  Entscheidung  der  Ueberw&lzDugsfrage  in 
Bezug  aaf  den  Gonsumenten  natflrüch  noch  viel  schwieriger,  selbst  bei  Zoü- 
artikiln,  wie  rciiicu  l'iiKuuznllin  unterliegenden,  ausschliesslich  aus  dem  Auslände 
Mm  ConsQiu  bezogenou  Colonialwaarea ,  bei  denen  sonst  die  Ueberwibangsfrage 
theoretisch  und  prai^tisch  noeb  verhiltnlssnisrif^  einfseb  liegt.  Vgl.  hier  die  vom 
Verein  für  Socialpolitik  VLianlasstcn  Unl»T>i]  ;hiinsen  Uber  den  Einfluss  der  distributiven 
Ueworbc  auf  die  Frei»)  (?on  ran  der  Borght  u.  a.  m.  Schriften  dieses  Vereine 
Nr.  36,  ni.  Debatten  188«  in  Nr.  38).   S.  anch  nnten  §.  152  und  158. 

Immerhin  ist  aus  der  politischen  Debatte  Uber  den  Einfluss  der  Zölle  und  Ver- 
brauchssteuern auf  die  Preise  auch  ein  Ergebniss  ftlr  die  Wissenschaft  zu  gewinnen 
jjeweson:  dass  ncmlich  die  frühere  Doctrin  doch  auch  hier  zu  ausschliesslich  einen 
Kitifluss  von  Zoll  und  Steuer  auf  den  Preis  des  Artikels  angenommen  hat.  Die 
iiiiV-Iielien  und  Mu-Si  die  thatsäcblicliun  W  irkun  jcn  ? ind  aui  ]i  lii.-r  m  an  r  b  f  a!  t  igcrc, 
auci»  nicht  nur  in  Einer  Bichtung  sich  vollziehende.  Dar.uif  lauft  auch  das  Ergebnis*» 
der  genannten  Schanz'schen  Arbeit  hinaus  (s.  §.  152).  Namentlich  können  und 
werden  mitunter  die  Käufer  nicht  oder  nicht  voll  um  Zoll  und  Steuer  belastet,  sondern 
andere  Personcnkrcise ,  Verkäufer,  Händler,  Prodnccnten,  Trausport&nstalteu ,  uud  in 
der  That  „das  Auslaud"  eventnelt  mit  getroffen.  F&Ue,  irelche  übrigens  einer 
deducfiv  gewonnenen  üi'b'^r'svrilzunps^theorie  nicht  widerspreeben ,  sondern  in  eine 
solche  sich  recht  wohl  einfügen ,  auch  ans  sorgfältiger  Deduction  selbst  abgeleitet 
werden  kitonon.  In  Betreff  der  steuorpolitischen  Beortheiinng  der  indirectcn  Vor- 
brauchssteuern  ist  von  dieser  Erkenntniss  Act  zu  nehmen.  I.  h  habf  bereits  in  der 
ersten  Auflage  dickes  Bands  392  II.,  §.  514)  dergleichen  nicht  übersehen  gehabt, 
aber  gestehe,  dass  ich  den  Anrogongen  der  politischen  Debatte  in  diesem  Pnnete  den 
Ansfoss  zum  weiteren  Nachdenken  trnd  Dnr -hforsrhcn  verd.udie  und  den  ,.andcr- 
wcitcn  Möglichkeiten",  statt  der  blossen  und  vollen  Belastung  dos  Gonsumeulcu 
durch  die  Preissteigerung,  nonmehr  noch  etwas  mehr  Gewicht  beilege. 

AndefM-its  lialte  ich  jedech  daran  fr^t.  dn-s  liier  dri'  h  ruieh  nur  .. :uid«>r*'i  ite 
Möglichkeiten",  nicht  sichere  Wirkungen,  vorliegen  und  dass  schon  deshalb  die 
t>rincipiellea ,  die  piactiBchen  and  die  socialpoUtlschen  Bedonlcen  gegen  indirecte 
Steuern  bestehen  bleiben,  wenn  sie  auch  im  >  on'  ret 'U  Fall  widerlegt  werden  können. 
Vollends  aber  ist  zu  bestreiten,  dass,  selbst  wenn  die  Gonsumenten  von  solchen 
Steuern  nicht  belastet  worden,  deshalb  tiberhaapC  die  Bedenken  gegen  diese  Steocm 
entfielen.  Denn  gerade  dann  um  so  mehr  treten  Bedenken  wegen  ge- 
störter Gleichm&ssigkeit  der  Besteuerung  und  Ueberlastung  der 
sonstigen,  nnnmehr  ?on  der  Steuer  getroffenen  Porsonenkreise  auf, 
die  oft  schwer  genug  wiegen  können.  Wäre  sogar  der  Zoll  „ganz  vom  Ausland  i^e- 
tragen"  uud  wurde  man  das  ohne  Weiteres  hinnehmen,  so  bliebeu  selbst  in  diesem 
Kalle  noch  Bedenken  bestehen.  Denn  einmal  wäre  dann  muthmaasslich  auch  der  iw>' 
Willige  Einfuhr/oll  öftere  /u  unseren  Lasten  und  ferner  wurde  durch  eine  solche  „Bflftener- 
ung  des  Auslands"  (/..  15.  d.  s  rn«si<ieben  Oetr.ndeproducentcn  mit  unserem  Roegenzoll. 
angenommener  il.ui.N5t;iii  dii  K-iulkrult  des  Auslands  gegenüber  uasereu 
Waaren  vermindert,  wa^^  w<<  lerum  nachtbeiligc  R&ckwirkungen  —  die  man  in  letzter 
Linie  als  wua  fühlbar  werdi  nde  Wcllenbcwegnnirf>n  des  Ucb.  rw 'ilzungspracesses  an- 
sehen könnte  —  für  uns  mit  sich  brachte  oder  zu  bringen  vermochte. 
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So  braucht«:  •W^'  —  freilich  m.  E.  uberliaupt  nur  sehr  bcdiugt  zulä.s<ig('  — 
Auerkennuatf  der  „BisioAick'äcbcu  üabtirwäkuu^theone''  doch  »ocli  keiue  so  erlicb- 
Üctieii  ModHieationeii  d«r  ▼teseomdiafUiebeii  Theorie  zo  reraiilassen,  wie  wohl  in  der 
Hilzc  <]fv  politischen  Debatte  gelegentlich  behauptet  wurde. 

irrtbamiich  ist  es  übrigens  auch,  aus  dem  Mangel  exactcr  £ii«lmiJigabeirei£C 
in  der  UebcrwäJzungslchro  überhaupt  einen  Schlass  gegen  jode  Bevefekraft  der 
(Icductir  gewonnenen  Sätze  dieser  Lehre  in  practischun  S(caerfragcn  abzuleiten,  z.  B. 
in  der  Frage  der  Lohnbesteuerung  u.  ilsr;).  Eine  solche  statistische  Untersuchung  kann 
vielleicht  zeigen,  dass  in  einem  gegebenen  Falle  die  Erscheinungen  andere  als 
noch  der  UeberwJUzungstheoric  sind,  und  dadurch  beweisen .  dass  mau  in  den  Hypo- 
thesen. mücT  wefcbeii  itinii  dcJucirfe,  oder  in  <\m  Srlilass'-n,  welche  mau  zog",  in 
dieseuk  Falle  Fcliicr  gemacht  hat,  wuruas  duua  uuch  iur  andere  Fälle  die  Kuth- 
wendigkcit  einer  Berichtigu  u  Verfahrens  folgt.  Aber  daa  richtige  methodische 
Voifahron  dor  Doduction  lU»st  tich  auch  uiiabhrinfrig-  von  solcher  rontrolü  fe^st^tollen 
und  ausfiihn  a  uiid  die  dabui  gowouncucu  Satze  dürfen  auf  Aucilvcunung  in  den 
Grenzen,  die  ^ith  aus  den  Yoraiusetzangon  bei  der  Deduction  ergeben,  Anspruch 
rnnrhcM.  Jedenfalls  musa  derjenige,  der  sie  uberhauitt  olcr  der  ihre  Oiltigkeit  im 
cüiicicten  Falle  bestreitot,  dio  Bcweislast  Ubcrnchuica  und  bich  nicht  auf  ganz 
uumethodischo  „ Beohaohttingen "  oder  auf  blosse  o])tiiDi>tischo  „Annahmen'' 
berufen,  die  beide  hier  gar  keinen  Worth  haben.  (Zu  dieser  Aosf ahrnog' bei- 
stimmend  UoscLor,  Fin.      11  Note.) 

I.  —      140.  EiuleituDg. 

Nur  die  Bestimmung  der  Berne süUügsg  t  un  dl agc  oder  des 
Öteuerobjects  (in  dicsscm  Sinne)  und  demgemäss  die  Be- 
stimmuDg  dei  reriuii,  welche  zunächst  die  »Steuer  auslegt  (zahlt), 
des  Steuer /.ahlers,  liegt  in  der  Macht  der  das  Steuerreeht  aus- 
tlbendeii  uilciitlicheu  Gewalt;  gar  nicht  —  bei  ganz  freiem  Ver- 
kehr —  und  auch  nur  in  begrenztet n  Miiasse  —  bei  gewissen 
rechtlichen  Beächränkuugen  des  Verkehrs,  izowisscu  Ge-  und  Ver- 
boten des  Steuergesetzes  die  Bestimmung  der  Steuerquelle 
oder  der  Person,  welche  die  Steuer  schliesslich  aus  ihrem  Ein- 
kommen oderVermogeu  trägt,  desSteuert  rägers.  In  Betreff  dieses 
letzteren  kann  die  ötfentliche  Gewalt  und  das  Steuergesetz  meistens 
nur  Wünsche  hegen  oder  Voraussetzungen  machen  und  durch  die 
Einrichtung  der  Besteuerung,  besundcrs  durch  die  Wahl  der  Steuer- 
arteu  und  Stcuerobjcctc  daraut  hinzielen,  dass  sieh  diese  Wünsche 
und  Voraussetzungen  mit  mehr  oder  weniger  Wahrscheinlichkeit 
erfüllen.  Je  nachdem  eine  Steuer  nach  Willen  oder  N  oraussicht 
des  Gesetzes  vom  Steuerzahler  endgiltig  getragen  oder  von  ihm 
anderen  Personen  zugeschoben  und  diese  so  zu  Steuerträgern  ge- 
macht werden  sollen,  ist  sie,  in  der  einen,  der  ersten  der  oben 
§.97  festgestellten  Bedeutungen  des  Worts,  eine  „directe'^  oder 
fiindirecte'^:  in  diesem  Sinne  werden  diese  Ausdrücke  im  Fol- 
genden gebraucht.  Welches  Einzeleinkommen  oder  Vermögen  und 
in  welchem  Maasüc  dasselbe  aber  scblieBslieb  die  eigentliche  Steuer- 
quelle  einer  bestimmten  äteaer  oder  m.  a.  W.  welche  bestimmte 
FerBOD  und  in  welebem  Betrage  dieselbe  ^  dem  Willen  oder  der 
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Voraassicbt  des  Gesetzes  gemäss  oder  eutgcgen,  scliliesslich  Steuer* 
träger  wird,  das  entscheidet  sich  durch  privatwirtbscfaafUiche  Ver- 
kehrsvorgftnge^  welche  man  unter  dem  Namen  „8teaer- 
flberwftlzttng'*  (i.  e.  S.)  ziisammenfasit  In  einem  weiteren 
Sinne  begreift  dieser  Ausdruck  auch  die  nnten  sogenannte  Steuer- 
Abwälzung  in  sich,  wo  die  Steuerlast  absolat  oder  relativ  dnrch 
Vertheiiang  auf  mehr  Steuerobjecte  erleichtert  wird,  ohne  auf  andere 
Personen  zu  fallen. 

S.  tber  di«  BefditßtbestiiiinQOg  Kaizl  S.  75,  mit  näherer  Bef^rOndang  and  Bo- 

tprsclmiif  anderer  Defiiiiiintion.  Er  selbst  definirt:  „Die  Ueborwälzung  (Abwälzung) 
iit  die  Im  Wege  des  priratvirth-^cbafUichcu  Tauäcbrcrkcbn»  erfulgeHde  Ucberiraguog 
daer  gogenvArtigen  oder  kühfttften  Steuerlast  Seitens  des  Stenerzablen  «if  andere.** 

Vielfach  wird  statt  ..feherwlil/uiii?"  .,AbwSUung"  ds  all^^i-mciaster  Ausdruck  pebrancht. 
Ich  neUiDö  pUeborwälzuug"  als  den  weitesten  Bcgriti  für  alle  hiebergebOrigcu  Vor* 
g&iige  und  VDteTsebcide  dann  darin  rerscliiedene  Arten  In  der  unten  in  §.  144  dar- 
gclefrien  Weiüc.  Die  (hhd  ilort  in  eiucm  engeren  Sinne  dca  Worts  ..Aliwrilzune" 
genannte  Erscbeiouug  liat  aber  allerdings,  was  ich  schon  in  der  erateu  Auflage 
(§.  889)  anerkannte  md  Kaizl  (S.  7h  it.)  zugebe,  einen  anderen  wirtlischaftHcIieD 
Cbaracter  und  andere  I'^lgcn,  als  die  :?onstigcn  Uebcrwälzungsarten.  Es  läs^t  ^ich 
daber  auch  rechtfertigen,  sie  dieser  Übrigen  Uebenrikaug  —  dann  im  engeren 
Sinne  —  zu  coordinircn.  nicht  zu  subordinircn. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  hier,  in  der  „allgemeinen''  Stcucrlehre,  auch  nur 
um  die  „allgemeine''  Ucberwül/ung>lcbre,  d.  h.  um  die  Erörterung  der  allgemeinen 
Bediugniigcn ,  Ursachen,  Wirkungen  der  Ueberwäl/.ung  von  Steuern  überhaupt, 
Uo«  mit  Excmpliftcationeu  an  einzelnen  Stcucrarten  und  Steuern.  Im  Anscbluss 
daran  folfren  'ym  in  dieser  zweiten  Aiiflige  einige  Bcroorkungcu  tibcr  die  Ucber- 
wkli^uug  cin/.eliier  Steuerarten  (§.  151  il.j.  Die^u  ist  dann  cntt  im  System  der  „spe- 
cielien'*  Steverlebre  niber  zo  verfblgen. 

II.  —  §.  141.  Wesen  der  Steuerttberwftlzung. 

Diese  wird  durch  eine  Reaction  der  erfolgten  oder  zugemulheten 
Steuerzahlung  anf  den  Steuerzahler  hervorgerufen.  Letzterer  wird 
vielfach  streben,  seine  Steu»:;i  last  zu  crleicbtern  oder  von-  sich  weg- 
zuwälzen,  indem  er  sein  Einkoiiinicn ,  daher  seine  Erwerbsthätig- 
keit,  mithin  regelmässig  seine  ProductionstliUtigkeit  zu  er- 
hüben oder  die  ausgelegte  Steuer  auf  Andere  zu  schieben 
sucht.  Dies  Streben  verwirklicht  sich  dann  im  Verkehr  als  Steuer- 
überwälzung und  dies*  HiiRsert  sich  in  gewissen  Verilnderungen 
der  ProdnctioQ  uud  Vcriheiiung,  der  Preisgestaltungen  und  Ein- 
kommen tjildungen  in  der  Volkswirthscbaft.  Die  Besteuerung  selbst 
aber  vertheilt  sich  alsdann  schliesslich  nach  Steuerquellen  uud 
Steuerträgern  vielfach  iranz  anders  als  ursprünglich  nach  Steuer- 
objeutcn  und  Steuerzahlern.  I>iese  s  c h  1  i  e  s s  H  c  It  e  Vcrtheil- 
ung  ist  das  Wesentl ie b e.  Sic  eben  soll  den  richtigen  volUs- 
wirthscbaftlichen  und  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  hier  spe- 
cieil  der  Gleichmässigkeit,  entsprechen. 

Die  wichtige  Aufgabe  für  die  Theorie  uud  Praxis  der  Be- 
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steaemog  besteht  daher  dario,  m^igliohst  sicher  za  ermitteliii  welche 
Wiikmigeii  ein  Stenersystem  und  eioxelne  Steoerarten  io  Bezug 
auf  diese  durch  die  Ueberwftlznng  erfolgende  Vertbeilang  der 
Steuerlast  ansQben.  Mit  nach  dem  Ergebniss  dieser  Ermitdang 
mnss  dann  wieder  die  Einrichtung  des  Steuersystems,  die  Wahl  der 
Steuerarten  und  Stenerobjeete  getroffen  werden. 

Tmiier  inneriiilb  d«r  frttlier  beaproclieneii  Grenzen  (§.  124),  in  vetelien  Uber- 

haujjt  auf  diesem  Gebicff  boMimmto  Principien  nur  zur  Richtschnur  geiiommen 
vrerdco  können.  Denn  andere  Principien,  wie  namentlich  die  finnn/.politi»cbcn  und 
solche  der  StcnenrerwaltuDg  and  sonstige  Umüt&nde  machen  es  vielleicht  notbvondig. 
eieh  ftber  die  Bedenken  auch  in  Bctrelt  der  UeberwuUung  bei  bestimmten  Steuerarten 
hinwc?  m  sffzi»n.  Wo  di<js  geschieht,  muss  rnnn  sich  ahi-r  wenigstens  di<_'M'r  That- 
sache  und  ihrer  folgen  bcwusst  werden.  —  das  ist  duch  auch  das  Miudeate,  wai 
in  fieVDf  auf  die  indiTecten  Verbrauchssteuern  za  fordern  ist .  was  aber  leider  ein 
bequemer  Optimismus  vermeid«  f.  —  nnd  om  dies  za  tbno,  die  Tendenxen  und  £rgeb- 
iiisite  der  SteaenlberwSUansr  kcunen. 

III.  —  §.  142.    Tliooretischer  Cbaracter  iler  Ueber- 

w  U 1  z  u  n  g  8  p  r  0  b  1  e  111  c. 

In  den  wichtigsten  Fullen  der  Ueberwälzang  bandelt  es  sich 
nun  um  einige  Grnndproble m e  der  allgemeinen  national- 
ökonomischen Lehre  Ton  der  Vertheiinng  und  vom  Preise, 
unter  den  Voraussetzungen  freien  priTatwirtbachafltlieben  Verkehrs. 

Preise  von  Sachgtltrrn,  Dicnstltisfnngen,  Ertrat:->-  und  Einkommenbctrfigc  erfahren 
gewisse  Veränderuogea  daich  Ver&uderuiigea,  wulcbo  die  Besteuoruug  uomitteibar 
oder  mittelbar  in  den  bezQgliclien  Verhiltniifleii  tron  Augebot,  Nacbfnige  nnd  Pro- 
tluctionskosttii  hervorruft.  Die  Theorie  der  Ueberwäkung  der  Steuern  ^vird  daher  hier 
zur  Einkommen-  und  Preistheorie  in  bestimmtem  Fall,  d.  h.  unter  den  durch  die 
Veranlagung  der  Besteuerung  eintretenden  Bedingungen.  Die  bctretlenden  Puncte  der 
Theorie  der  Einkommeuverthcilung  und  Preisbildung  sind  hier  aas  der  allgemeinen 
Vo!k'^wirth«;rhnft>Ichre  in  die  Finanzwissrn^ichaft  herüber  zu  nehippn.  Auch  die  all- 
geiüciuün  V  oraushctzunj^eu  in  Bezug  auf  die  wirthschaltliclic  Kecbiaurdnung 
sind  für  die  Ucbcrwülzungätbeorio  zunächst  dieselben  wie  fur  diese  Theorie:  es  wird 
Pri  V at ei  gc ntbum  auch  an  den  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital), 
Vertragstreiheit,  freie  wirthschaf tlicbe  Concurrcnz,  richtiges  Vei- 
8t&odni88  des  eigenen  wirthschaftlichen  Vortheils  bei  den  Rechts-  und  Wirthscbtfis^ 
subjecten.  welche  im  Verlvehr  mit  einander  stehen,  und  die  Absicht  dieser  Pernonen, 
diesen  Voriheii  iuiierhaib  der  rechtlich  zuläsdigen  Grenzen  möglichst  zu  vcrt'ulgcu, 
vonosgesetzt  Die  vielfachen  A bweichnngeu  der  geschichtlichen  wirthscbaftlldien 
Rechtsordnung  und  der  i»sychischen  Re^chaffenheit  der  \Virtll^cll:lft>^a^)jcctc  von  diesen 
AnnebmcQ  sind  nur  auch  bei  den  Fragen  der  Uebcrwäizung  nicht  zu  vcrgeäseo. 

Dm  den  Elofin»  einer  Steuer«  vdehe  in  eine  bestlninite  Oestaltang  der  Prodaction 
und  Vertheilung  in  der  Vultswirtiisrbnft  neu  eintritt,  zti  verfolgen,  wird  ferner  zn- 
nichst  Ton  der  Voraussetzung  eines  erreichten  Uieicbgewicbtszustands 
der  Gewinne ,  Lohne«  Preise  iL  s.  noszufrefaen.  daber  n.  A.  Öfters  «acli  an- 
zunehmen stjin,  ilixus  die  frühere  Besteoeronfr  durch  Ucht'r\vä!^unf;  l)L'rL-its  tri  eich - 
missig  geworden  sei  (S.  oben  §.  138«  139.  Die  Etnw&nde  Held 's  Tubiugcr 
Zdlsehiifi  XXIV,  4S8  and  biet  unrichtig«  w&brend  Ompfenbaoli«  1.  A.«  I,  163, 
Veto,  TOD  der  FinniuiriBBeDschafi  m  xUl  PiaMidiit  rerlaagL) 

In  der  Ueberwftlsungslehre  sind  dann,  wie  in  der  Theorie  der 
Preisbildung  und  EinkomnenTertheilung,  unter  den  als  gegeben 
angenommenen  eben  genannten  Voraussetzungen ,  zunächst  Gre- 
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staltuogstendenzen  —  „GeBetze"  in  diesem  Sinne  — 
naeh  der  Methode  derDedoctlon  abzuleiten.  Wie  aneb  in  jener 
Theorie,  mllBsen  aber  darauf  zarEr^änznng,  Controle  nnd 
Berichtigung  Beobachtangen  angestellt  werdeui  d.  h.  das 
indnctive  Verfahren  hinzutreten:  einmal  in  Bezog  auf  die  Vor- 
aussetzungen, von  denen  man  bei  der  Dednction  ausging, 
nemlich  ob  und  wie  weit  sie  zutreffen,  sich  modificiren  u.  s.  w., 
z.  B.  was  die  Rechtsordnung,  die  thatsScbliche  Beschaffenheit  der 
in  Verkehr  stehenden  Wirthschaflssubjeete  anlangt  (so  ob  und  wie 
weit  diese  den  theoretischen  Voraussetzungen  gemäss  ihren  höchst 
möglichen  Vortheil  wirklich  kennen,  ihm  folgen  wollen  und  können) 
u.  B.  w.;  sodann  in  Bezug  auf  die  abgeleiteten  Wirkungen,  also 
auf  die  Ueberwätzungstendenzen,  ob  und  wie  weit  diese  sieh  that- 
s&ohlich  realisirt  haben. 

Gerade  in  den  Ueberwälznngsfra^an  begegnet  man  hier  aber 
ganz  besonderen  Schwierigkeiten. 

Auf  die  wirkliche  Ucbcrwälzuiig,  daher  aaf  die  wirUielic  Vurtliuüung  der  Steuer- 
last, "mssom  zahlreicli';  verschicdcn.iiti;:;^  und  coinplicirtc  Vorh;ilinis-e  n\s  Ursachen 
oder  Bediuguugöu  ihren  KiuÜuäs.  Diese  Ycrbaitiüsäe  las^eu  äicli  iiicht  alle  gcnUgeDd 
ermitteln  noeli  ihr  ISinSa»  im  Vonm  feststeUen,  so  dass  die  Gnindlagc  des  deducti?«n 
Verfall Tf  IIS  iiiinn  r  eiuc  uiehr  oder  weniger  mangelhafte  bleibt.  Die  1)  »r  if  1 1  tliat- 
sächlichc  \  orkciirsgeät&ltuug  iu  liezug  uul  Proise,  Eiukomutoubutrage  u.  ä.  w.,  welche 
als  Wtriinttg  aufznnndender  Uraachen  beobaclitot  Verden  mnss,  ist  das  Prodoet  aller 
der  mitspiclcndeu  Moiucnto,  von  welchen  die  Steuer  nur  eines  ist.  Auch  die  um- 
fasäeudstea  vuid  «orgfölligstcu  Beobachtangen  gestatten  bloss  eine  mangelhafte  Lioliraog 
der  einzelne»  Ursachen  und  roUends  euo  nndchero  Hoesnog  des  Einflusses  einer 
jeden,  auch  der  Steuer.  Die  Grundlage  des  inductiven  Verfahrens  bleibt  daher  fbcn- 
faUs  sehr  maugelhaft.  Wie  ao  oft  machen  sich  aber  die  Anhänger  der  Deduction 
nnd  Indsction  diese  inhärenten  M&ngei  ihres  Ver&hrens  nicht  immer  anbefan^ea  klar. 
Die  Notliwcinligkeil  ( iiicr  Ergänzung  beider  Operationen  bei  allen  Problt.nv  n  d  -s 
practischen  Steuerwcseus  und  der  äteuerpolitik,  bei  velchcu  es  sich  um  mutb- 
maasslicb  eingetretene  oder  eintretende  Ueherir&Iznngen  handelt,  ergieht  sich  eben 
ans  diesen  Mängeln. 

Auch  hier  darf  man  sich  aber  nicht  darüber  täuschen,  dass  auch  eine  Ver- 
einigung des  dcductiveu  und  inductivcn  Verfahrens  die  Schwierigkeiten  nnr  tbeH- 
veise  Itet.  Vielmehr  muss  man  sich,  wie  in  der  Nationalökonomie  Uberhaupt,  in  der 
Praxis  mul  vollends  in  der  alljerneinen  tlicorctischen  Untersuchung  mit  der  Deduction 
uoihgcdruugcü  bcguu^jcu,  d,  h.  gevvisM;  Ücaialtun^tendcnzen  unter  den  und  den  Vor- 
aussetzungen ableiten:  nicht,  weil  dies  an  nnd  fOr  sich  ausreichte,  sondern  weU 
man  l>ci  diesem  Vorfahren  doih  mit  dem  unirerscllstcn  psyr  ho!ng:i?ch  f  n 
Factor  im  Verkchrslcbeu ,  dem  wirthschaft liehen  Selbstintcrcsso,  rcchnoi 
and  ▼eil  die  Schwierigkeiten,  zu  sicheren  po:^ i tivon"  Ergebnissen  zu  gelangen, 
zu  gross  sind.  Jener  Factcii  >inelt  freilich  im  ^^■Ike!l^  sdlisl  wieder  nneh  Zeiten, 
Ländern,  Volksclassen,  Individuen  in  verschiedenem  (jrade  mit  und  ^^rinc  \VirJ>s*iiiikcit 
wird  ebenso  in  verschiedenem  Maasse  durch  andere  psycliologischo  Facloren  beein« 
flussf.  Aber  diesen  Verhiiltnisscn  kann  iuimfiliiii  anch  das  deductive  Verfahren, 
indem  dabei  die  Voraussetzungen,  unter  denen  es  angewendet  wird,  entsprechend 
fflodifidrt  werden,  Rechnung  tragen  (s.  Grundlegung  §.  207,  auch  meinen  Aufsatz  über 
systematische  Nntionnlökonoinie  in  Conrad's  Jahrbüchern  ISSH,  X.  F.  12,  S.  229  AT.). 
„Exacte  Forschung"  im  strengen  Sinuc  ist  zwar  auch  hier  die  Aufgabe,  aber  — 
nur  soweit  sie  mftjplich  ist,  und  sie  Ist  nnr  annlhernd,  in  begrenztem  Umfange, 
in  einzelnen  PUlen  ml^glich.  (S.  oben  g.  JS8,  139.) 


Digitized  by  Google 


UebdTwaUung  und  Uieichmässigkoit  der  iBesteuerung.  34^ 

IV.  —  §.  143.  Die  Uebei  wälzung  als  Mittel  z in  Her- 
stellung der  Gleichmässigkeit  der  Beste u cm ug. 

In  Bezog  auf  die  Uebeiwälzung  ist  eine  eigenthUinliche  opti- 
mistische Illusion  weit  verbreitet,  wenn  diese  auch  denen, 
welche  sich,  Ubngcns  vollkommen  boiKi  lide  verfahrend,  derselben 
schuldig  machen,  gewJIbnlich  nicht  klar  wird.  Sie  zeigt  sich  be- 
sonders in  jenem  Canard'schen  Satz,  der  ja  einen  richtigen  Kern 
euthiilt,  dass  „jede  alte  Steuer  gut,  jede  neue  schlecht  sei"  (§.  125, 
138)  und  in  der  Beruhigung,  welche  man  in  Bezug  anfein  mangel- 
haftes, unglcichmiissigcs  Besteuerungssystem  in  der  Annahme  findet, 
dass  sich  die  Mängel  und  Ungleiehmässigkeiteo  desselben  schon 
durch  Ueberwälzuog  ausgeglichen  haben  oder  noch  auBgleichen 
würden. 

Man  nimmt  nemlich  zu  sicher  an,  durch  UeberwUlznng  werde 
eine  gl eic  h  m  ä  s  s  i gc  ^' ,  insofern  eine  g  e  r  cc  h te"  Besteuerung 
hergestellt,  set/.t  daher  Ul)erliauj)t  nur  bei  nngleicbmUssiger  Besteuer- 
ung (nach  der  e r st eu  Veranlagung  und  Zahlung)  eine  umfassende 
Function  der  IJeherwälzung  voraus  und  sieht  diese  Kmu  tinn  iinr-li 
mutbmaasslich  hergestellter  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  lUr 
beendet  an. 

Eine  soIcLe  Auffassung  hängt  mit  gewissen  optimistischen  Annahmen  der  Theorie 
der  freien  CoDcnneoz  in  Bezog  anf  die  Veräieilnng  des  EinkommeDs  and  die  Preis- 
bildung zusammen:  als  oh  dio  freie  Concnrrenz,  und  nur  sie,  aber  sie  in  der  That 
ausreichend,  eine  richtige  und  gerechte  Yertheiiung  u.  s.  w.,  eine  den  ökonomischen 
Leistungen  der  Bethoiligtcn  entsprechende  Veitheilnng  verbärge  (.Gmndlegung  §.  126  ff.). 
In  den  wichtigsten  Fällen  der  üelierwäliiunfj:  h;in(l--It  üi-h  fjl.irli falls  um  eine 
solche  Ansgleichangsfimction  der  freien  Concurrenz  im  Process  der  Ycnheiiuog  der 
StMWibst,  und  dlaAuiuibme  Ist  nun,  dass  die  GoncmMiuliiernnrlA  der  Richtung 
auf  gleichmlBBlge  Yertheiiung  dieser  La^t  liinwiriEe. 

Allein  man  muss  hier  doch  scharf  unterscheiden. 

In  einer  wichtigen  Kategorie  von  Fällen  hat  die  LJeberwüLsiing 
aUerdiogs  die  Tendenz,  unter  den  im  privatwirthschaftlichen  System 
vornemlich  wirksamen  Impnlsen  fttr  das  wirthsebaftliehe  Handelo, 
anf  eine  gletchmlssige  oder  doch  gleichmSssigere  Verftheilnng  un- 
gleichmassiger Steuern  hin  zu  wiricen«  Aber  diese  Kategorie  nm- 
fasst  keineswegs  alle  Torkommenden  Fälle*  Vielmehr  giebt  es  eine 
andere  Kategorie  von  F&llen,  wo  die  Ueberwftlznng  mOg)ieher 
Weise  gerade  nach  den  Verhältnissen  des  priTatwirthschafdichen 
freien  Verkehrs  yorhandene  Ungletchmitasigkeit  der  Bestenemng 
noch  steigert  oder  vorhandene  GleiehmSssigkeit  aufhebt. 

In  der  1.  Auflage  S.  266,  Note,  IiaKe  icli  geftaasert,  es  sei  di^  auch  in  der 
Literatur  der  Frage,  soweit  ich  sähe,  ganz  unbeachtet  geblieben,  vas  in  der  National- 
ökonomie der  Theorie  der  freien  Concurreuz  freilich  nicht  zu  verwundern  wäre. 
Kaijcl  (ß.  68)  nacbl  nlcb  dsrnnf  anfineilnam,  dass  frohere  Autoren  (Say.  8.  16 
1.  Wafner,  flaaniwiaMnadialt  IL  t,  Aufl.  23 
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hti  Kaisl),  Lötz  (S.  24)  v.  a.  docli  bereite  so  geurtheilt  hätten.  Iiidessea  liAben  sie 
keine  allgemeineren  Folgenugen  dtnni  geiogin.  ^8.  Uber  Lots  eingebender  r.  Fnlck 

s.  IIS  ö:,  is7\ 

A.  Hinwirken  der  Ueberwälzung  aul  Gieicbmassig- 
keit  der  Besteuerung. 

Die  erste  Reihe  von  Fällen,  die  von  der  Finanztheorie  m  der 
IJeberwälznngslehre  meist  allein  beachtete,  begreift  alle  diejenigen, 
in  welchen  mit  einiger  Sicherheit  eine  Einwirkung  des  ökonomischen 
Gesetzes  der  G e  w  i  n  n  a us g  1  e i c h  u  n  g  vorausgesetzt  werden  kann. 

Cnter  Annahme  freier  Concarrenz  besteht  das  Streben  nach  dieser  Gewrinuaus- 
fleichong  in  den  verschiedenen,  frei  zugänglichen  Untenehinungen  iu  der  That  £b 
verwirkli«  Lt  sich  dürch  Ab-  und  Zafluss  der  Kapitalien  ans  und  in  die  üntcrnchmnngen, 
eventuell  unter  Yermittliing  des  Credits,  durch  entsprechende  Einschränkung  und  Aus- 
debnang  derPxoÄietioii  and  Conramtion,  des  Angebote  und  der  Nnebfirage  und  durch 
die  dmni  lemitircnd'  ;i  II  acdonen  auf  die  Preise. 

Eine  ungleichmUfisige  Besteuerung  tritt  nun  als  ein  neues 
Element  in  diesen  Process  der  GewinnausgleichnDg,  stört  die  be- 
reits erfolgte  Ausgleichung  und  fordert  gewissermaassen  die  Aas- 
stossung  dieses  Elements  durch  jene  Reihe  von  Verkehrsvorgängen, 
darch  welebe  scbliesslieh  wieder  eine  Gewinnansgleiebung  berbei- 
geftthrt  wird. 

Rei  den  allpem.Mneii  T!rtrai?ssfeuern,  so  der  undei<  hm'tssijr  veranlag- teu  Gcw.jibe-. 
Leihzinästcuer  können,  bei  den  üblichen  Verkehrs-  und  Verbrauclisstcucm  und  einigen 
•nderen«  welche  einzelne  Stenerobjecte  ane  einer  grltaaeten  Anzahl  hwaneheben, 
worden  sich  rfgrclmäsaiger  solche  Verkchrsvotgünge  zutragen.  Die  inflirecten  Vcr- 
brauchwteaern  auf  einzelne  Gon«umptibilieo,  wie  2.  B.  die  iitländidchcn,  beim  Produ- 
centon  eihobenen  Steuern  anf  Ootrlnke,  Salz,  Hehl,  Fidsch,  Tabak,  Zneker  11.  s.  w., 
lerner  die  Zölle  sind  besonders  wichtige  Bri.-^pielo.  Hier  winl  denn  auch  der  Üober- 
wälzungsprocess  in  der  Bogel  nur  bis  aiabiu  andaucru,  dass  durch  cntsprocbende  Preis- 
steigenuig  der  beetenerten  Artikel  n.  s.  w.  die  Qewinnaitze  bestotierter  und  nicht 
besienerier  oder  ungleich  bcstcueitei  Oeverbc  sich  ansigegUchcu  haben. 

Allein  selbst  bei  dieser  ersten  Reibe  von  Fällen  wird  dieAus- 
gleicbnng  der  Steuerlast  dnreh  den  Proeess  der  Ueberwttlsnng  and 
Gewinnansgleiebung  nur  anter  einer  Voranssetsang  eintreten:  dass 
nemlieh  die  in  Betraeht  kommenden  Coneonrenten  sieh  einiger- 
maassen  wirthsebaftlieh  an  Kräften  and  psyehiseh  an 
Verstttndniss  and  Wiüen,  sieh  durch  Ueb^ttlsnngen  zn 
entlasten,  gleich  stehen  and  femer  naeh  Besehaffenbeit  ihrer 
Dntemehmnngen,  ihrer  Kapitalanlagen,  ihres  BernfSi  ihrer  Fähigkeit 
znm  Berufswechsel  in  ähnlicher  Lage  sind,  namentlich  in  Bezug 
auf  die  praetische  Möglichkeit  and  Leichtigkeit,  die 
Untemefamnng  einzuschränken,  anfzngebeo,  Kapital  und  Arbeitskraft 
herauszoziehen  und  anderswie  besser  zu  verwerthen  als  in  dem 
nbersteuerten  Geschäft  und  Beruf.  Diese  Voraussetzung  trifft  nie- 
mals genau  zu:  eben  deswegen  wird  die  Ueberwälzung  nicht 
immer  zu  wirklich  glciehmässiger  Steuervertheilung  ftlhren.  Nament- 
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lieb  sind  es  oft  die  in  irgend  einem  Sinne  schwächeren  Elemente, 
welche  im  ConcuiTeozkampf  die  Steuer  behalten  werden ,  die  die 
stärkeren  zu  Uberwillzen  vermiigcn. 

Mitunter  wird  sich  ferner  mir  dadurch  eine  Ausgleichung  der 
Gewinne  und  der  Besteuerung  ToHziehen,  dass  der  betreffende  Ver- 
kehrsprocess  zu  definitiven  Wcrtheinbussen  oderWerthberahsetzungcn 
besonders  der  stehenden  Kapitale  um  den  Betrag  der  kapitalisirteu 
Steuer  ftthrt  und  alsdann  diese  rctliK  ii  ten  Kapitalwerthe  der  Be- 
rechnung zu  Grunde  i^tlegt  werden,  d  h.  dass  stob  |,Steuer- 
amortisationen*'  (Scbäffle)  vollz  i^Min  haben. 

So  kann,  es  besonders  bei  den  allgeineiueu  £rtra|^,  uMnentlich  d«n  Boal- 
steMfB,  der  Ornid-,  Gebinde-,  Gewwbe-,  BeaHtlten-,  toeh  bei  gewissen  Killen  der 

Leihzin<;«:touer  (CoapoDStcacr)  kou>ni<:ii,  sowohl  in  Bezog  auf  Ungleicbmässigkeiteo 
dieser  Steuern  uoter  einander,  als  auf  solche  bei  den  einzeinen  Stenerokijectea  und 
Stenemblen  innerbalb  joder  dieser  Stenern  (g.  tfU^ 

Der  neue  Erwerber  (Käufer,  Erbe)  ist  dann  niebt  mebr  ttber- 
Bteaerti  weit  beim  Kaaf  nnd  Erbgang  eine  eolebe  Neuregelung  der 
Kapitolwertbe  erfolgt  ist  Er  zablt  die  Steuer  freilicb  weiter,  aber  wie 
einen  Zins  anf  eine  mitllbernommene  Scbnld  des  früberen  Besittere. 
Doch  desto  bedenklicher  ist  die  Wirlcong  der  Bestenerang  anf  die 
Reebtsvor^oger:  es  ToMeht  sieh  fttr  sie  hi«  eben  eine^  meist  ganz 
ungleichmiissige  reelle  VermOgensbestenemng. 

B.  Hinwirken  der  Ueberwftlznng  anf  Ungleicb- 
mässigkelt  der  Besteuerung. 

In  einer  zweiten  Kategorie  von  Fällen  fehlen  aber  Uberhaupt 
die  bei  der  ersten  doch  mehr  oder  weniger  zutreffenden  Voraus- 
setzungen fttr  eine  wirklich  auf  Gleichmässigkeit  hinwirkende  Steuer- 
überwälzung ^^rOsstentheils  oder  gänziicb.  Die  unter  duui  Druck 
der  Coneurrenz  sich  geltend  machende  Ucbernäl/.nii«^  lUbrt  entweder 
Ulli  durcb  höchst  bedenkliche  Vorgänge,  ähnlich  wie  bei 
dem  eben  erwähnten  Heispiel  der  Ertragsstenern,  welche  durch 
Steueramorlisation  für  den  Nächstbetroffenen  zu  Vermögeiiis-^teuciii 
werden,  zu  einer  Gleichmässigkcit  der  Besteuerung;  oder  statt  der 
Gleichmässigkeit  ergicbt  sich  nur  eine  verstärkte  Ungleich- 
mässigkeit  ans  einem  niemals  endenden  Ueberwälzungsproeesäe. 

Ik-idc  Eveutuaiitäten  drolien  besonders  bei  einer  Bestenorung  der  unteren 
nrbeitenden  Glnssen  nnd  „kleinen  Leatc''  durch  directe  Lohn-  (Pemnil-« 
Classen-,  Einkommen-)  und  darch  anf  sin  übcrwalzte  indirecte  Vcrbranchsstenern  auf 
MaiiseacoQäumptibilicn.  Die  Fälle  worden  dann  den  vorhin  schon  erwähnten  ähnlich 
vnd  es  jat  aadi  dawelbc  KegnlirnngspriDcip ,  das  sich  dabei  geltend  macht:  die  im 
ConcorrcnzLampf  schwächeren  Elemente  vermösfen  *)i  Steuern,  durch  welche  sie  za- 
nächst  getroffen  werden,  nicht  zu  uberwrdzen,  sie  erhalten  vielleicht  sclbät  von  den 
Steuern  Anderer,  der  Stärkeren,  noch  t-tw  is  auf  sich  aberwälzt.  Diese  WirknogeD  tber 
können  sich  durch  die  <(  w«liiili'  hcn  Verkehrsvorgänge,  welche  bei  freier  Concurreii/. 
die  Yertheiltmg  und  Freisbiidung,  daher  hier  speciell  diu  Lohn-  und  Gewinnsthöbe 
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und  die  Preise  der  bestenertcD  Aitiket  lefetn,  recht  wolil  rollziehen.  0»  h«t  die 

Theorii^  viel  zu  wenig  beachtet  and  das  eben  ist  ilio  oben  gerügt  optitnistiscbe 
lllasion.  An  dem  wichtigsten  hierhoigehSrigen  Falle,  an  der  hoben  Besteocrung  des 
fewOhnlicben  Arbeitslohns,  eventuell  doreli  ttberwäUte  hohe  Verbrauchsstcaern ,  wird 
später  dargelegt  werden,  wie  grausam  hier  der  Optimismus  ist,  sich  auf  „gerecht 
ausgleichende"  Wirkung  der  ücberwälzung  rn  v^rla^^en:  entweder  erfolgt  i1i<  l-  t/tcrc 
hier  Oberhaupt  trotz  der  darauf  hindrängenden  YerkebrägestaltungLi]  nicht  oder  sie 
erfolgt  unter  Vorgängen,  welche  schlimmer  als  das  Uebcl  der  ungleichen  Besteuerung 
selbst  sind,   S.  im  4.  Kapitel  den  Absrlmitt  von  <1»'r  Vt'rbrauchsbe'sfoiifninjr. 

Besondere  zu  l)eacliten  ist  cndlicli,  oh  die  Wtlnselie  oder  \'orau8- 

betznngen  des  (Tesetzgebers  in  Bezug  auf  Ücberwälzung  bei  den 

directen  und  indirecten  Steuern  (§.  97)  sich  verwirklichen 

oder  nicht  und  letzteren  Falles  dann  eine  gemuthmaasste  Uleich* 

mässigkeit  der  Besteuerung  mehr  oder  weniger  gestört  wird. 

Denn,  wenn  auch  die  in.lirccten  Stenern  tiberwiegLHid  uml  öftere  v.ill>f.uidiir 
aberw&izt,  die  directen  häufiger  nicht  Uberw&lzt  werden  inügcu,  ±>a  kummeu  doch  in 
Polfe  der  Yidgestaltigkeit  der  Wirkungen  der  Besteuerung  auf  den  Verkehr  m.incherlci 
Ausnahmen  vor.  Der  Gesetzgeber  darf  si<  h  daher  nicht  dabei  bertiliief^n ,  dass  die 
directt-M  und  iiidirecten  Steuern  schon  von  denjenigen  getragen  werden  wurden,  welche 
er  bestLUorn  will  Er  muss  vielmehr  auch  hier  die  allgenacine  Theorie  der  Debar^ 
w&lzung:  b<  iiicksichtigen  und  die  Satze  dieser  Theorie  an  der  Erfahning  im  concreten 
Fall  za  prüfen  suchen.  £r  darf  aber  aoch  ebensowenig  die  Wcchselfällo  des  Ceber- 
wllzungaproceeaee  gtnz  ignorireo  und  es  dem  Verkehr  kuntwe^  überlassen,  die  Steuer- 
träger zu  bestimmen!  finc  ganz  principlose  Routine,  weirbf  mit  jed*:r  rationellen 
Steuerpolitik  der  Praxis,  ebenso  wie  mit  der  wisseaschaftlichen  Steuertheorie,  in  Be- 
treff der  WaU  der  Steuenrte»,  der  Eiuriclitnog  der  «iozeluen  Steueni,  der  HAbe  des 
StenerfiuseB,  io  unrersöhnlichem  Widerspruch  «teht. 

V.  —  §.  144.  Arten  und  Formen  der  ü eberwälsung. 

Die  Ueberwälzung  nmfasst  zwei  Hanptarten,  von  denen 
die  zweite  wieder  in  zwei  besondere  Formen  zerfällt  Die- 
selben lassen  sich  mit  technischen  Namen,  welche  von  v.  Hock 
lierrttbren,  aber  hier  in  ium  Theil  etwas  abweiohendem  Sinne  ge- 
braucht werden,  bezeichnen  als  AbwUlznng  einer-,  Fort-  nnd 
Rttekwftizang  andererseits.  In  beiden  letzteren  Fällen  kann  auch 
nocb  Ton  Weiter wälzung  gesprochen  werden,  d.  h.  yon  einer 
Fortr  oder  Bflckwttiznng  Seitens  dessen,  ani  welchen  eine  Steuer 
zunächst  fort-  oder  rttckgewälzt  worden  ist,  anf  Dritte,  Vierte  u.  s.  w. 

S.  V.  Hock,  öH'entliche  Ab-Mbcn  S.  00  fi'.  v.  Falck  ;S.  1^3)  meint,  hh  br:iu>  litr 
die  Uock'schen  AasdiOcko  „in  einer  ganz  anderen  Bedeutung",  was  nicht  zweckmässig 
sei.  Indessen  ist  der  Unterschied  doch  nicht  so  gross,  wie  er  nnnimmt  Auch  Knizl 
macht  (S.  83)  einen  Einwand  gegen  meine  Auffassung  der  Ruckwiil/ung,  worin  er 
nur  ein  Aufheben  der  Ueberwälzung  sehen  könne,  und  fasst  iiückwälzung  dann  anders 
nnf.  Ich  glaube  dot  h  bei  meinen  Formulirungen  in  der  ersten  Auflage  (§.  389)  bleiben 
ZU  seilen.  —  Dagegen  räume  ich  Kaizl,  wie  schon  bemerkt  (§.  140)  ein,  dass  sich 
die  Abwfd/unfr  :nirh  der  „Ueberwälzung  im  engeren  Sinne'*,  welche  dann  die  Fort- 
uud  iiucJts»-iil/uug  allein  umfasst,  coordiuirt  gegenüber  stellen  lässt,  wie  ich  es  sachlich 
jn,  rom  Ausdruck  nbgesdiea,  nnch  thuc.  Aber  es  fehlt  dann  ein  geeigneter  anderer 
Knroo  ftir  die  Ztisnmmfinfaaauog  aller  Fälle,  welcher  in  „Uebenrilsnng  im  veiteren 

Sinne"  j'asscnd  gefunden  ist. 

A.  Abwälzung'  ist  der  wirthHcbaitliche  Vorgang  —  hv/..  die 
Kcihe  von  Vorgängen  — ,  durch  welchen  ein  bestiajiiiLer  Steuer- 


Dlgitized  by  Google 


Alten  der  Uebenrilsoog. 


347 


betrag  auf  eine  grüMere  Anzahl  Stenerobjectei  einen  giöBseren  Er- 
trag, ein  grOeBeree  Einkommen  oder  Veimtfgen  vertbeilt  nnd  dadurch 
wenigstens  relativ,  im  Yerhftltniss  znr  gewonnenen  Roh- 
Erbragsmenge,  snm  Rein -Ertrag,  zom  Einltommen  u.  s.  w.  ver- 
ringert wird. 

Sie  gebt  daher  beim  Einceliieii  and  im  ganzen  Volke  ans  grosserer  Pro- 

d  uclionstliätigk  oif,  b  0  sserer  Betriebst  0  0  Ii  II  ik,  daher  Kosten  vermiade  rang 
hervor,  Vorgäugc,  welche  durch  die  Besteuerung  öelbst  angeregt  werden,  kann  aber 
avclt,  mabbbigif  ron  soleher  Anfegnnf ,  blees  die  begleitende  Folg«  allgemeiner 
tccbiiiscb- ökonomischer  Productionsfortsch ritte  bei  stabilen  Steuersätzen  oder  festen 
Steuerformen  sein  (§.  146).  Bei  der  Abwälzung  weiden  also  die  Steuerzahler  und  Steuer- 
trlger  erleichtert  und  twn  nicht,  wie  in  den  folgenden  Pillen,  anf  Keeten 
anderer  Steuerträger. 

V.  Hock  bezeichnet  noch  anders  als  die  eineForm  der  Abwälzung  den  Schmuggel, 
ab  die  xveite  Form,  die  Abwihsnng  im  eogeTon  Sinne,  die,  wo  „  die  Steoer  anf  imend 
ein  unpersönliclii  s  Element  Übertragen  wird,  so  dass  sie  in  ihren  Wirkungen  rttifda» 
Volkseinkommen  ganz  verschviodet".  Sie  sei  bei  allen  Steuern  mit  Ausnahme  der 
Einkomraenstencr  darchzoftthren.  (S.  98,  99.)  YielfiMsh  erfolgt  die  AbwKlzang  dnrch 
einen  FortäLhritt  in  der  technischen  Productionsmethodc,  i.  B.  mittelst 
besserer  Ausnutzung  eines  Rohstoffs  (Maische,  Runkelrüben),  grösserer  Leistangafähig- 
keit  einer  Betriebseiorichtunjif  (in  der  Spiritusbrennerei,  Bierbrauerei,  RObemaefcor« 
fabrikation).  S.  §.  145.  Es  läuft  dies  dann  auf  eine  Veminderung  der  „uatttxUcheii" 
oder  „volkswirthschaftlichen"  Prodactionskoeten  (Grundl^OOf  §.  63)  hinaus. 

B.  Fort-  und  RUckwälznng  sind  dagegen  Ueberwälzungen, 
durch  welche  Steuerzahler  und  eventuell  bisherige  Steaertrftger 
ilire  Steuer  ganz  oder  theilweise  auf  Dritte  schieben.  Hier 
wird  daher  der  Unterschied  zwischen  Steuerzahler  und  Steuerträger, 
Steoerqnelle  und  Steuerobject  practisch  wichtig. 

i.  Die  FortwälzoDg  ist  dann  die  Ueberwäizung  iu  der  Richtung 
vom  ersten  Steuerzahler  zu  einer  anderen  f  erson,  welche  so  Steuer- 
(rüger  wird,  und  eventuell  weiter  von  diesem,  als  erstem  Steuer- 
trüger  zu  einem  anderen,  zweiten,  dritten  u.  s,  w.  Steuerträger. 

Sie  geht  daher  regelmässig  ror  sich  rom  Angebot  zur  Nachfrage,  rem  Produ- 
centen  eines  Ix-steiiort-'n  Artikels,  orfcr  vom  IlänfÜ-^r  damit  znm  Käufi-r  desselben,  bez. 
zum  Coüsuiucntcii ,  vom  Untern chuiur  einer  beileucrlea  Unterneliniung  zum  Kunden 
der  letzteren  oder  zum  beschäftigten  .\rbeiter,  vom  (dircot  oder  durch  anf  ihn  Im 
Preise  überwälzto  indirectc  Steuern)  1m'>(.._  uerteu  Arbeiter  zu  seinen  Arbeitgeber 
lind  weiter  vielleicht  von  letzterem  /um  kauicr  der  Arbeibproduete. 

Fortwälzung  wird  demnach  allgemein  vorausgesetzt  bei  den  indirecten 
Steilem,  z.  H.  bei  den  EirifiilirzuII-  ii.  (Jen  Octrois,  den  inneren,  beim  Producenten  ef- 
hobeaeu  Vcrbrauchsbteuern:  es  fragt  sich  wieder,  wie  weit  diese  Anuahme  sich  rer- 
virklicht.  FortwSlznn|f  erfolgt  ereatoell  aber  auch  gegen  die  Voraussetzung 
bei  directen  Steuern,  so  etirn  bei  gewinen  £rtfag»-,  nach  bei  Penonnl'-  und  Ein- 
kouimensteuern  (§.  07). 

Die  FortwÜlzuug  wird  zur  Weiterwal/Aing,  weim  die  Steuer 

V  uu  deujenigeu,  auf  welche  sie  lortgcwUlzt  worden  war,  nun  Dritten, 

von  diesen  Vierten  u.  s.  w.  zugeschoben  wird. 

Z.  B.  der  ZoU  wird  vom  (irosslianfniauu ,  weicher  die  Waare  einfulirt,  gexahlt 
and  im  Preise  naf  den  Zwischenh&ndler,  ron  diesem  ebenso  auf  den  Kleinhändler 
roa  diesem  nnf  den  Geatirirdi«  ron  dleiem  nof  den  Giet  gewAUt. 
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2.  Die  Rttokwftlsong  erfolgt  nmgekebH  in  der  Riohtang  von 
der  durch  fortgewUste  Steuer  erst  smn  Steuerträger  gewordenen 
Pereon  znrflek  auf  den,  weleher  sie  ihm  zvgewSltt  hatte»  eventnell 
big  zum  ersten  FortwUsenden.  Vielleioht  wird  dann  dnrch  diesen 
and  wegen  dieser  Rflckwillznng  wieder  eine  Ueberwttlzang  auf 
Andere  eintreten,  welche  in  diesem  Fall  eine  nene  „Fortw&lzong" 
wäre. 

Die  Kückw&lzang  gebt  daher  vor  sich  von  der  Nachfrage  zum  Angebot,  rom 
K&ufer  und  ConsumeDten  des  im  Preise  wegen  der  Steuer  gestiegenen  Artikels  zu 
dessen  Händler  und  Produccnteo,  vom  Kunden  und  Arbeiter,  auf  welche  Steuern  fort- 
gewälzt worden  waren,  zum  Unternehmer,  rom  Hiathar«  dem  dn«  EuMtm«  de« 
VermictherB  zugewälzt  war,  auf  den  Venniether  u.  s.  w. 

Stehen  zwischen  dem  ersten  Fortwälzenden  nnd  dem  Rttck- 
wälzenden  mehrere  Zwischenglieder,  wie  z.  B.  zwischen  dem  Gross- 
kaufmann  und  dem  Consumenten  eioen  bezoHten  Artikels,  so  kann 
die  Rflckwälznng,  welche  sieh  vom  RUckwälzenden  zn  seinem  ersten 
Vordermann,  von  diesem  zum  nächsten  n.  s.  w.  Tollzieht,  wieder 
als  Weiterwttlziing  bezeichnet  werden. 

Für  alle  diese  Arten  der  lebcrwälzung  lassen  sich  nun  einige  allgemeine  Kegeln 
deductiv  aas  der  Untersuchung  der  Wirksamkeit  der  im  Verkehr  einwirkenden  Factoren, 
unter  Annahme  bestimmter  Voraussetzungen  in  Betreff  letzterer  und  bestimmter  Be- 
dingongcn,  unter  denen  sie  wirksam  werden,  ableiten  und  durch  die  Erfalirung  einiger- 
maasscn  bestätifjcn.  Diese  lvr^^i-!n  ^pocialisircn  niid  uiodificircn  sicli  lianu  fdr  die 
ein;cclaeu  Artuii  dur  Steuern,  zuui  iheil  auch  der  Stcueiobjeclü,  doi  Krbebungsfürmou 
u.  dgl.  ui.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  die  Aufstellang  der  allgemeinen  Regeln. 
Die  Verhältnisse  diT  Tjrbcrwälzung  bei  »-inzelrn  n  Stenern  werden  dal)ci  nur  als  Beleg 
und  Beispiel  angcluhrt.  Einige  Aosiubrinigon  ubur  die  Ucberwälznng  bei  wichtigeren 
SfeoefBrten  folgen  in  §.  151  —  158.  Weiteres  darüber  gehört,  wie  sthon  bemerkt,  in 
die  specielle  Stenerlehrc.  —  Ausser  auf  Rau  I,  g.  267  fl".  und  v.  Hock  a.  a.  O. 
verweise  ich  besoodcni  auf  Pariou,  tnitc,  I,  (>9.  S.  sonst  namentlich  v.  Falck 
und  Kaizl. 

VI.  Regeln  ffir  die  Ueberwälznng. 

§.  145.  —  A.  A  b  \v  ä  1  z  u  n  g. 

In  Bezu^  auf  sie  gilt  Uan's  Satz  ff,  §.  26ö),  dass  die  Be- 
steuerten, „wenn  und  soweit  es  iiiueti  gelingt,  ihre  EinkÜDltc  durch 
verstärkte  lieistnngen  im  Gebiet  der  Erwerbsthätigkeit  um  den 
ötenerbeira^-  oder  um  einen  Tlioil  davon  zu  vergrössern,  keinen 
anderen  yaL-iitlieil  von  der  Steuer  haben,  als  das8  sie  mehr  Zeit 
und  Krall  autwenden  müssen.**  Führt  gerade  die  Besteuerung  selbst 
zu  einem  solchen  .Streben  vermehrter  und  verbesserter  rikonomisch- 
technischer  Leistung,  z.  B.  zn  technischen  Fortschritten  im  Betrieb, 
nud  bat  dies  Streben  Erfolg,  so  kann  die  Abwälzung,  einzel-  nnd 
volkswirthschatUich,  sogar  specifische  Vortheile  mit  sich  bringen, 
vorausgesetzt,  dass  Zeit  und  Kraft  der  Besteuerten  nicht  tlberraässig 
angespannt  oder  anderen  berechtigten  nicht-wirtbscbaftUohen  Inter- 
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68860  nicht  zu  86hr  6iit20g6ii  werden.  Gewisse  Steaern  anil  nament- 
üeh  gewisse  VeraDlagun^s;  und  Erhebniigsformen  einer  Steuer  haben 
nun  in  der  That  öfters  die  Wirkung,  die  Besteuerten  (Stenersuhler) 
SQ  solchen  ökonomiscli- technischen  Prodnetionsfortsehritten  aDzu* 
spornen.  Wenn  dann  Prodncte  mit  einem  geringeren  Aufwand  ron 
Arbeit,  worein  sieb  sehliesslieb  alle  Kosten  anf  lOsen,  besonders  mit 
kleioeren  ,,natitrlieben<'  Kosten  (Omndlegnng  $.  83)  gewonnen 
werden,  so  kann  die  Abwälzang  emsel-  nnd  TolkswirtbsebaftUcb 
ein  erbehlieber  Gewion  werden ,  der  bei  dem  Urtbeil  Uber  eine 
Stenerart  nnd  Brbebnngsform  sehr  wohl  mit  berttcksichtigt  werden 
mnss. 

Die  AbwftlzDog  kann  vor  sich  gehen  dnrcb  VergrOsserung 
nnd  VoTbessernng  des  Frodncts  bei  gleichem  Arbeits-  nnd 
KapiCalanfwand  oder  bei  einem  solchen,  welcher  in  geringerem 
Grade  steigt  als  sieh  das  Prodnet  TcrgrOssert  nnd  yerbessert;  femer 
bei  gleicher  Menge  nnd  Gttte  des  Frodncts  dnrcb  Ersparnng 
am  Arbeits-  und  Kapitalaufwand,  mithin  an  den  Pro- 
dnctionskosten  oder  durch  grössere  Ersparnng  hieran  als  einer 
etwaigen  Verminderung  der  Menge  und  Glite  des  Products  ent- 
spricht. Es  hängt  dabei  von  dem  VerhiUtDiss  ab,  in  welchem  sich 
Kosten  nnd  Preise  der  Producte  proportional  verilnderD  oder  nicht, 
wie  sich  alsdann  die  Vortheile  der  Productionstbrtschritte  zwischen 
dem  Besteuerten  einerseits  und  der  als  Käufer,  Arbeiter  u.  s.  w, 
an  der  Prodnctiün  und  au  der  Cousunition  der  Producte  direcl 
und  indirect  niitbetheiligten  Bevölkemui^  uDderseits  vertheilen: 
jedenfalls  hat  die  Vulkswirthschaft  als  Ganzes  betrachtet 
eincü  Gewinn,  weil  mehr,  besser,  mit  geringeren  Kosten  producirt 
wird.  Der  Besteuerte  aber  vermindert  relativ  tür  sich  und  iUr  die 
Gesaninitheit  dcä  Volkü  die  Steuerlast. 

Hierher  geh()rige  FHlle  können  sein: 

1.  Hinwirkungen  der  Ge^animtbesteuerunff  der  Einzelnen 
wie  des  ganzen  Volks  auf  gesteigerte  ThJitigkeil  naeli  den  beiden 
vorbin  genannten  iiichtiingen,  besonders,  wenn  solche  ßesteuening 
hoch  und  etwa  auch  (irüekcnd  veranlagt  ist  (Vermr»geu8Steuer). 

Bei  Uer  Verwickclüieit  der  ciaschlageuduu  VerhiUtoisse  ist  freilich  eiu  genauer 
Bevttto  ftr  «Ine  aolcbe  Wirfconir  der  Bestenerung  nionutls  mSglleb,  aber  es  ItwsD  ddi 
doch  Thatsacben  ffststellon,  wciclie  rlieso  Wirkang  mehr  oder  weniger  wahrscheinlich 
luadieu  könoeu.  Auch  foii  vornhereiu  ist  dieselbe  unter  gcwii»seu  UmatüDden  nicht 
miirahfidieiiilich  und  ihr  tbaisicliliclies  Vorluuideosein  in  Me  und  d»  behanptee 
worden.  So  von  ll'Cullorli  (taxafiou .  j>.  GH?:  ulm*.!  ilcii  fraiizi"}sischon  Krieg  und 
die  eihdheto  Bcsteaerong  wUxUe  da&  Kapital  der  Briten  nicht  grosser  geworden  sein, 
ah  .ee  «itn  AeeM  ümtliideB  gewehbn  (?,  Hendebrapnniade,  Portacbiitle  der 
mMcUneUeD  Teclmik  n.  s.  w.  während  jener  Zeit  hnhen  doisb  vehl  mehr  geleistet)« 
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2.  Wichtiger  sind  solche  FUlIc,  wo  eine  b  e  s t  i  ra  lu  t  e  einzelne 
Steuer  oder  S tenerveraulagnngs-  und  -erhebungeart 
(„Besteuernngsmethode")  notorisch  zu  gewissen  technischen  Pro- 
dnctionsfortschritteD  antreiben,  durch  welche  die  Last  vermindert 
werden  kann. 

Hier  ISfitt  ^ich  (^ris  Üb,  Wie  und  Wio  viel  der  nncrtrcteneii  Abwälzung  auch 
öfters  ziemlich  sicher  cootioliren  nad  auf  gaoz  bestimmte  ökonomisch- tocb- 
oisehe  Fortsebritte,  eef  as  bei  der  Gewinoaii|r  eines  gröss«r«a  und  bessereD  Pro- 
ducts, sei  es  boi  der  Erspanincr  an  Kusten,  durch  Verbesserungen  des  Betriebs,  der 
Mascbioeo,  Apparate  a.  dfl  ta,  zurüd(fubroQ.  Deranige  Fiile  lii^oa  insbesondere 
bei  solcbeo  Inairecten  TerbTanchssteveni  m,  welche  beim  Prodocenten  nach  der 
Menge  des  Rohstoffs  oder  nach  technischen  Bctriebsmcrl; malen,  ans 
denen  auf  dio  Kob»toflmenge  oder  Fabriliatmenge  geschloüsen  veiden  kann  und  im 
Steaerrecht  geechloMen  vlrd,  erhoben  werden.  Dabei  llast  sich  die  gleiche  Steoer- 
sommo  auf  eine  grössere  Menge  des  fertigen  Products  vcrtheilen  nnd  so  relativ.  fÄr 
die  Einheit  dos  letzteren,  vermindern.  Die  wichtigsten  Beispiele  der  neueren  Steuer» 
(echuik  liefern  gewisse  Formen  der  Branntwein-,  Bier-,  Zu ckerbesteuerung. 

Näheros  in  der  speciellen  Steaerlchre.  S.  r.  Hock  S.  100.  Nach  ihm  nahm 
man  in  Oesterreich  1S'?6  an,  dassj  aus  einem  Eimer  Maische  mehliger  Stoffe  (Getreide, 
Kartoffeln)  279*  Alkohol.  1S49  4",  IbaO  5°,  1662  in  grossen  gut  geleireton  Drcnuercica 
7 — T'/a"  erzeugt  werden.  Bei  der  Hübeuzuckerproductioh  ij'ing  mau  um  1840  in 
Deutschland  vcn  der  Annahme  aus:  aus  20  r'ntiier  frischer  KubeMi  1  Ceotner  Koh- 
zucker.  Durch  Bau  zuckerhaltigerer  Kuben  und  durch  technische  Fürt£chritte  iu  der 
Fabrication  sank  der  erforderliche  Betrag  an  Rohsstoff  immer  mehr.  Jetzt  braucht  man  nnr 
noch  7.6  bi-  Centner  S.  über  die  Folgen  des  üebcrgangs  zur  Kohstoll  besteucrun;r  bei 
Zucker  iu  I  raukruich  l'iu.  III,  §.  269.  Ein  Beispiel  aus  der  BrauuU'ciJtbt.-^teuerung 
der  schottische  Blasenzins  (Pin.  UI,  S.  292).  Yielo  Beispiele  aus  der  Geschichte 
der  Brannttrcin!«trncr  in  J.  Wolf,  Branntweinsteuer,  Tübingen  1684,  der  Zackenleaer 
in  r.  K  aufm  an  11,  Zuckerindustrie.  Berlin  1^7$. 

Verwandt  sind  ähnliche  Encheinongen  bei  Ertragssteneni,  besonders  bei 
solchen  mit  festbleibendeu  (stabilen)  und  hohen  Steuersätzen,  \v eiche  ebenfalls 
dazu  anreizen  können,  die  Steaerlabt  dorch  Steigerung  der  Erträge  rerhältnissmääöig 
za  rermindem. 

Hier  siii<l  freilich  andere  Umstände  (s.  §.  14(;\  dio  mit  der  Bt^steticnin?  nicht 
zusammen  hängen,  wie  allgemeine  Veräuderangen  der  Preise ,  Absatzverhältnis&u, 
Cnltomysteme,  denn  epecielle  technische  Portschntte  noch  wichtiger,  so  in  den  niidt 

von  V.  Hock  angefahrten  ßeispielon :  englische  Landtaxe  von  KJOfi  war  anfangs  20y„, 
Mitte  19.  Jahrhuudertü  — ^  Vo  Keincrtrag  (M'CuUoch  S.  5SJ;  diu  französische 
Grondsteaer  sank  reell  in  diesem  Jahrhondeit  von  c  16 — 17  aof  47)70  in  1^79 
(Fin.  KI,  S.  Ul  i  ,  die  österreichische  fJrundsteuer,  im  Normalsatz  von  16  %  (1824) 
wurde  um  IbCU  durchschnittlich  nur  auf  6  7«  MS^nommen ;  die  noao  preusbiscbo 
ron  1861  ff.  m  nmninell  Uber  9.^%  Hk  reell  wohl  nor  h5chtteas  halb  eo  hoch  im 
Durehschnitt,  vermuthlicb  vielfach  (weni,;^tens  vor  der  neuesten  ungünstigen  Zeit)  nur 
., — t|oy^  solchen  Fällen  spielt  aber  allerdings  auch  die  gleich  anfiinglich  zu 
niedrige  Einschätzung  mit,  so  in  den  drei  ;;:enannten  Heispielen. 

Auch  die  blosse  Höhe,  daher  namentlich  die  Erhöhung  des  Steuerfusscs, 
bei  sonst  gleich  bleibender  Besteuerungsmethode,  kann  auf  technische  Betriebsfort«cbritte 
hindrängen,  um  durch  Ersparuug  an  anderweiton  Herstellnngskostcu  die  Sieucilaat 
zu  erleichtern,  namentlich  etwa  nicht  genöthigt  zu  werden,  den  Preis  des  fertigen 
Prodoctä  7TI  sehr  zu  erhöhen  und  so  an  Absnt/.  einzubudsun.  £in  neoostes  Beispiel 
liefert  di'  liaierieche  Bici-steuer  (s.  Schanz  :>.  :>.  '».). 

Au  und  rtir  .sieh  kaun  eine  «oldic  Wirkung  der  Beste ueiiinir 
dem  Staate  nur  erwünscht  sein,  denn  auch  der  eigentlich  volk.s- 
wirth«  eh  ältliche  Reinertrag  steigt  dadurch.  Aber  in  einer  Uiu- 
Nicht  hat  die  Sache  auch  ihre  crusten  Bedenken:  dazu  im  Stande) 
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eine  solche  Abwälzong  m  bewerkstelligeo,  sind  die  Stenenahler, 
1.  B.  die  Prodacenten  jener  Indirect  bestenerten  Artikel,  dnrebens 
nicht  in  gleichem  Haaese. 

Sio  gelingt  aJIein  oder  menigstens  vorzüglich  nur  den  „bofähigtcren  Etc 
menfon".  namentlich  ausser  den  wirklich  ökonomisch  und  torhnisch  geschickteren  nml 
tliä%ereü  Steuerzahlern  denjenigen  von  ihnen,  welche  ubci  grössere  Kapitalien 
TcrAlgeii  Dnd  alle  erforderlichen  technisclu  n  VcränderuDgcn  dos  Betrielis  leichter 
durchfuhren  können.  Im  Ganzen  ist  daher  der  Gross  betrieb  besonders  im  Stande, 
solche  Abwälzungen  zu  bewirken.  Ja.  ein  gewisser  grösserer  Umfang  des  Betriebs  ist 
mitonter  die  Voraussetzung  des  Errii{|;:s  der  Beiricbbänderungcn  in  dieser  Richtung 
nild  die  Besfeuerung  beüriltistii:t  ilalicr  <lio  olineliin  vi.lfarli  liestehendr!  T-miJ^mjz 
zum  Grossbctrieb  (Urundleirnng  ^.  i'd'i).  Bei  der  Spiritus-  und  Zuckerindustrie 
begOnsd^ea  lumal  dio  MellwMeB  der  Bestooemng  nach  Kohatoff,  BetriobsmeilnBalen 
den  Grossbetrieb  entscliicfli  ü.  Dir^  hat  nun  ,ibor  nicht  nur  manche  anrlerc  \arh- 
tbeilet  es  fuhrt  auch  zu  ciuer  reellen  Ungleich boit  der  Besteuerung.  Die  Klein- 
betriebe  Verden  Terdrinft  oder  mttsaen  einen  Thefl  der  Stenor,  die  sie  vielleicht  nur 
auslegen  und  f<irtwät/-:Ti  sollten,  wirklich  auf  si' Ii  nuhiiion. 

Die  hier  sich  ergebenden  Mi&srerhältuü>so  hat  man  mitunter  selbst  im  Steuer- 
recht  berflelnichtigen  mUflsen.  So  zahlten  nach  der  Borddontscben  Branntweinsteuer- 
posct/^cbuDg  kleine  ländliche  Bicniijroicu  unter  gewissen  Bedingungen  nur  Va  des 
2ionDAlsatzes  der  Stoner.  Auch  im  neuen  deutschen  ßoichsgesetz  vom  21.  Juni  lSi>7 
fOT  kleine  Brennereien  bei  der  Maischbottichsteuor  noch  Ermässigungen.  Aehnlichcs 
im  Winter  lSb9/U0  in  Baiorn  bei  dem  Malzaufschlag  geplant. 

Eine  solche  Wirkuntr  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  kann  nur  Juri  h  .iiio  be- 
ständige Neuregeluj»^-  der  Grundlagen  der  Steuer,  wobei  jedem  betioltonden 
PtDductiün>fortschritt  sorgtTdtig  und  <  asuistiach  nachge^aii;;' u  wird,  compensirt 
werden.  Allein  ein  solches  Verfahren  hat  wieder  manche-  audLp  Jkdenken  und  that- 
sächlich  meist  unüberwindliche  stcuertechnischc  Schwierigkeiten.  W'iu  so  oll  iui 
Steuerwesen  bringt  daher  auch  die  Abwälzung  wieder  manches  neue  Dilemma  mit 
sich.  Das  wird  von  v.  Hm  k  u.  A.  nicht  genügend  berücksichtigt.  l-'Ur  alles  im 
Vorausgehenden  Geaagto  (wöitlich  aus  der  1.  Auflage  S.  274)  gute  Belege  in  den 
lehrreichen  Erfahrungen  beim  baierischea  Malau&chlag.  (S.  Schanz  a.  a.  0.).  Auch 
die  seit  Schanz'  Arbeit  erfolgte  Weiterentwicklung  d'  i  Bu  i'nauerri  ia  Baieni  hcstStigt 
das  Gesagte.  Immer  mehr  Sieg  der  Grossbrauerei,  busoudors  der  Muuchcner,  Ucbcr- 
gang  in  AetiengesellsehafteD  (worauf  freilich  auch  andere  Dust&ndo  einwirkten), 
imsifTstcnj  Streben  zur  Absatzerweiteruni;  (Verdrängung  fitinUschon  Bieres  durcli 
^Unebener  zum  Thcil  auf  dem  ooiddeuischou  Markt).  So  wird  diu  „hohe  Steuer" 
ia  der  That  ein  Ansporn  zum  Fortaehritt,  Staatscasse,  aelbst  Conttumeuten  gewinnen, 
aber  der  HauptpcoHt  ftllt  wieder  dem  privaten  (irosskapitalismus  xu! 

3.  In  zahlreichen  F&llen  kann  aber  gleichwohl  der  Steuerdrnclc 
ZQ  Abwälzungen  gar  nicht  oder  nicht  weiter  iltthreo. 

So  wenn  Zeit  und  Arbeitskraft  schon  hinlänglich  angespornt  sind,  der  möglicbi< 
technische  Betriebsforfschritt  erreicht  ist.  —  wobei  man  es  freilich  mit  ausserortlentlicli 
elastischen  Verhältnissen  zu  thuu  hat.  Grenzen  indessen  doch  vorhanden  sind.  z.  B. 
in  der  Steige ruogaffthigkeft  dea  Zuckergehalte  der  Rllbcu  und  der  Auabringungsf&hig- 
keit  de-;  Zuck'  r-  ;i' >  ihnen  — ;  oder  wenn  es  an  Kapital  für  eine  verfTrAe^f^rte  Prn- 
duction  oder  an  Ausatz  für  mehr  I'roUuctc  fehlt;  oder  wenn,  wohl  oder  übel,  die 
Mebnahl  der  Besteuorten  einmal  nicht  zu  den  erforderlichen  FortBchritten  bellhigt  ist. 

Man  wird  sich  daher  namentlich  in  Ländern  mit  starlier  An- 
epannaog  der  Stenersehraube»  vollendB  wenn  die  Steuererträge 
groesentheile  zur  Verzinsung  von  Staatsschulden  (etwa  gar  im  Aus- 
land befindlicher)  und  zur  fiestreitUDg  des  Militäraufwands  dienen, 
doch  bäten  müssen,  sieh  hier,  wie  es  wobl  geschieht,  ohne  Weiteres 
oder  zu  sehr  auf  den  „Sporn^'  der  Besteuerung  zur  Abwälzung 
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ZU  verlaweo.  Die  Steuer  kaon  hier  aneh  umgekelirt  bei  den  kleinen 
Leuten  (iHndlteben  Grundbesitzern,  Handwerkern^  KleinindustrieUen 
u.  B.  w.)  vollends  jeden  Sebaffenamuth  ISbmeni  den  Stumpfsinn 
noeb  steigern  und  somit  die  Produetion  eber  noeb  vermindern  oder 
▼erseblecbtem.  „Uebenteuerte^*  Lftnder  und  Volksdassen  xeigen 
wob]  Symptome  solober  Wirkungen  der  Besteuerung. 

§.  146.  Mit  der  vorausgehend  erörterten  Abwälzung  ist  eine 
andere  Art  derselben  nicht  zu  vcrwechbeln,  wenn  dieselbe  auch 
im  Effecte  das  gleiche  Resultat  iüi  deu  Besteuerten  mit  sich  lühreu 
kann:  nemlich  die  thats'ächliche  Abwälzung  stabiler 
Steuern  io  Folge  allgemeiner  reeller  Vermehrung  der  der^-^estalt 
besteuerten  Erträge  (Einkommen  u.  s.  w.)  oder  in  Folge  gewisser 
Preiserhübuugen  der  für  den  Geldwerth  der  £rträge  und  Einkommen 
maassgebendeu  Producte. 

Hiolicr  fTcliüren  iiaiit'-ntli'-li  ijewisse  Vorgange  I' ■!  r'fhtlif"h  oder  (hats&chlich 
^itabilcn  Krtragssteucru,  besotiUerb  bei  dor  Urand- uuü  üe  büudc*,  auch  bei  der 
Oewerbesteoert  weon  feste  Steuennmmen  «af  die  Ertrags qa eilen  gelegt  dmL 
Die  ErtragssiüigeniDg  mit  oder  olinc  Mitwirken  des  besteuerten  Reclitflinhabers  der 
Steuerquelle  (Steigen  des  landwiithscbaftiicbeo  Bodeuertrags.  der  Gmndrente,  der 
Blletlirente),  die  Prefssteigorang  der  Bodeuprodncte  (Qetteide,  Vieh)  fühvon  hier  für  den 
besteuerten  zu  einer  reellen  relativen  Vermindcrting  seiner  Steuerlast,  d.  h.  zu  einer 
tbeilweisen  Abwälsaog  der  Steuer.  Bei  älteren  Gmndsteaem  und  selbst  bei  aeuereu 
nach  stabilem  Kataster  ist  di^  Wirkung  Öfters  in  grossem  Uittfiuige  eingetreten,  was 
bei  der  Beurtheilung  solcher  Steuern  ins  Gewicht  Mit.  Im  ganzen  Steuersystem  ent- 
stehen alsdann  gerade  durch  diese  Art  der  Uebenrälzung  Unglcichmässigkeiten. 
welche  ihre  Abstellung  iu  Keformen  der  betreiTcnden  Steuern  oder  in  audorwoiteu 
EigiDznngen  lud  UmgttttaltiiDgen  des  Steueraystems  finden  mfissen. 

S.  dir  Beiüpielo  im  ?ori{(en  Parajrraphcn  bei  Nr.  2.  Stärkere  Verändcning'cn, 
bez.  Eimäasigangen  der  reellen  Stoticrsützc  treten  in  relativ  kurzer  Zeit  auch  bei 
Geblndesteneni  mit  einer  Yenulagungsart  wie  c  B.  üi  Oesteireieh  (Htmdnsstever 
verglichen  mit  der  HauscIah3enbtoncr\  mehr  noch,  ww^cn  der  längeren  Stabilität  der 
Einschätzung,  iu  Frcussen  iu  rasch  fortiicbreitendeii  Städten  ein.  Dadurch  wird  dann 
diese  Steuer  als  Siaatssteuer  sehr  ungleicbmftssig:  niiHltigeir  in  Stldien,  die  im 
Aufschwung  begriflen  sind,  als  in  stagnircndeil  Olten  oder  als  mf  dem  plattsn  Lude, 
wie  man  in  Vrcusiscn  und  Oesterreich  äieht. 

Ob  man  die  in  diesem  Parafrraphcn  besprochenen  Vorg&ngc  Überhaupt  zur 
SteilorabwiUzung  stellen  sott,  Icann  ui>ri^M  ns  fraglich  erscheinen.  In  der  Wirkung 
stehen  sie  den  im  vortuen  Paragrapli  ilu-i  stellten  zwar  gleich,  aber  ^v-  vollziehen 
i»ich  unabhäng  ig  v  u  n  <ien  betiiciiig  icn  Busteuerton,  nicht  m  Folge  von 
Willens-  und  Handluu^b- Anregungen  dvrch  die  Steuer,  sondern  in  Folge  ?on  „Cm- 
jnnctnren".  (S.  «adi  Kaizl  S.  79.) 

§.  147.  —  B.  FortwftUnng. 

Zum  Tbeil  im  AnscUnss  tn  Parieu  a.  a.  0.  Bau,  I.  §.  269  fl'.,  t.  Hock 
S.  9t  £  S.  Midi  Kaisl  (so  S.  IIS  If.)  und  Bobert  Meyer  a.  a.  0. 

Hierfllr  gilt  die  Regel:  die  Steuer  wird  vom  Stenensahler  oder 
erstem  Steuerträger  daun  und  in  dem  Maasse  und  um  so 
leicbter  fortgewälzt,  als  derselbe  bei  dem  in  Betracht  kommenden 
Angebot  eine  Einschränkung  vornehmen  kann  und  will,  in 
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Folge  deren  ein  nanmehr  kleineres  Angebot  der  gleichen  Nach- 
frage gegenfllber  steht 

Bei  Steuern,  wcl  Ii'  .  'Tii  YorstaiiJ  imiilt  UiidTiieliiimii;:  iiL'/.ahlt  werden,  bajidelt 
CS  sich  daher  om  eine  eotaprccbeodc  Prodactioosoinschränkung,  die  voraassichf- 
lich  nicht  sofort  von  anderer  Seite  d«rch  grossere  Prodaction  oder  Zufuhr  meütii 
ao^ewoKoii  ;vird.  Bei  Personalsteacm ,  wie  z.  B.  auf  den  Arbeitslohn,  eotflcheldet 
sich  dio  FortwälzBusr  danach,  wie  das  Arbeitsangebot  reell  rerroindert  wir  ! 

Maassgebend  sind  liier  nun  dreierlei  Keihen  von  Umstjuidcu: 
iikonomisch-technischß  Verhältnisse  der  betheili{^teii  Unter- 
nehmungen, Gewerbe,  Ertragsquelleu  u.  s.  w.:  persönliche  und 
.  j)  e  r  s  (•  n  1  i  c  h-  ö  on  o  ni  i  s  c  h  e  Verhältnisse  der  betheiligten  Steuer- 
zahler; endlich  die  Verhältnisse  der  w i  rt h 8 c  h  af  tl ic  Ii  c  n  Kcchts- 
ordüuug  in  ihrem  EintlasB  auf  die  Möglichkeit  einer  rellen  Au- 
gebotsverminderuug. 

1.  Nach  ibrer  ökonomiscb-tecbniscbeu  Einriehtang  sind 
diejenigen  Uuternehmnngen  n.  s.  w.  begünstigt,  welche  yomemlich 
mit  umlaufenden,  diejenigen  in  erschwerter  Lage,  welche  vor- 
nemlich  mit  stehenden  Kapitalien  (wozu  hier,  nach  der  hier  in 
Betracht  kommenden  priTatwirthsebaftlichen  Aaifassang, 
auch  Grnndsttteke  und  Hänser  zn  rechnen  sind)  prodncireu. 

DnluT  i>t  dir  rortwäl/uni;  lt'io]itf  r  und  sicherer  —  von  vorübergehenden  (*i.»n- 
juactaren-Kilckfichlägcii  abgc&clieu  —  im  Uaudel,  auch,  wenigstens  soweit  dieser 
Paact  entscheidet,  noch  iin  Handwerk,  schwerer  in  der  Fabrikation,  zmual  in 
der  mit  grossem  und  wrrt1iv(  n<jni  stehenden  Kapital  (ni  lätuli'.  Maschinen)  arbciteDdCht 
vollends  in  der  fiodoitproUuctiou,  beim  Uruud*  und  liausbesitz. 

Wichtig  kann  dahei  auch  noch  die  specifisch  technische  Katnr  der  sach* 
liehen  Productiuiiäuiittel  (Kapitalien,  Gebäude,  Mascliiiieii'^  luiJ  die  ökonomi^cli- 
technischo  Natur  der  Producte  selbst  werden.  Die  Fortwälzuug  ist  um  so  schwerer, 
je  mehr  ein  Productiont^miitcl  nur  zu  einer  oder  wenigen  bestimmten  Productioneii 
dienlich,  daher  je  fester  es  an  die  bisherige  Productiun  gebunden  ist.  z.  B.  iui  Falle 
Ton  Mascbinen,  von  Gebäuden  fUr  bestimmte  Betriebe  (Fabriken,  Mühlen),  von  (iniud- 
stOcken  für  besiiuimtc  Linzel/ wecke  (Bergwerksbodou),  ua«l  umgekehrt, 

Dio  Fortwälzun;^-  ist  fenis  i  um  so  schwerer,  je  weniger  local  gebunden  die  Pro- 
ductioii  ist,  je  leichter  sicli  der  Bedarf  anders  woher,  eveiituel!  /um  alten  Preise,  ver- 
sorgcu  kann,  je  mehr  das  betrellende  Bedarfuias  t-iuc  Kuischraiikuitg  verträgt,  aui- 
schiebbar  ist.  ^ich  durch  Surro<,uite  befriedigen  Iftsst.  je  transportfähiger  nach  ihrer 
Bescluilleiiheit  und  ihrem  Werthe  die  Prodnclc,  je  besser  die  Communicationsmiltel 
sind,  und  umgekehrt.  Eine  Fortwälzuug  von  Steoeni  wird  daher  z.  B.  dem  Laudwirth, 
Bergmann,  l'ontwirth  besonders  schwierig,  znmal  bei  technisch  hoch  cntwickelieiii 
Communicationswf^cn  (Dampf!).  Die  iiractischeu  Verächter  der  Theorie  in  unaenMi 
neueren  Steuerdebatteu  haben  trotzdem  die  eigene  Theorie  aufgestellt,  da^  bei  oua 
der  Preis  der  Bodenprodocte  dorch  —  die  Omndstener  gestdgert  werde.  Das  „Boden- 
lose" diesi-r  Theorie  weist  Conrad  im  Vorwort  rn  Kremi/.  Einflus.i  des  Eruteaus- 
falls,  Jeua  IbTU,  S.  IV,  mitUecht  scharf  ab.  Es  fragt  sich  eben,  ob  die  Grundsteuer 
ZD  den  „Prodnctionskosfan*^  an  rechnen  ist  (§.  151).  Aber  selbst  wenn  das  ge- 
schieht und  in  gewisser  Hinsicht  sirh  ri'c]itferfi|4en  läs?t.  bleibt  dii^  Möglichkeit  einer 
wirklichen  Ueberwälzung  dieser  Steuer  auf  den  Preis  des  Products  sehr  fraglich 
aad  wird  in  der  PraxiB  meist  nur  hei  der  Verwandlung  der  Steuer  in  Zins  ttt  eine 
bei  Bc^^itzwcchsel  erfolgte  StMCiamoitisatiun  stattfinden  können. 

Die  Fortwälzung  bängt  endlich  noch  ab  von  der  nach  den 
einseinen  Betrieben  sehr  verschiedenen  Schwierigkeit  oder  Leichtig- 
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keity  unter  den  Prodaceoten  ein  gcmeinBames  gleichartiges 
Vorgehen  in  Bezug  auf  die  Regelung  der  Produetion  und  des 

Angebots  zu  bewirken. 

(Kau  I,  2GIJ  li'  bt  ilics  In-suaJcra  hervor.,  In  der  Laudwittlischait  kann  davou 
bf  i  der  gcvöhnlicben  Laee  der  Beäitz-  und  BctriebsTcrh&lUiisäd  Jtamn  jeiiuds  dio  Rade 
seUi,  fast  ebeuso  wcnii;  im  H:tinlwcrk,  ebcr  in  einzelnen  in  grossen  Unternehmungen 
coucentrirtüu  rabnkations-  und  ilaudebtzweigtiu,  wo  sich  daui  „KarlcHprincip"  auch  in 
Bolchen  F&Uea  «nvenden  lassoo  mdclite  (amerieaniMh-eDgliiche  «,Tnttta**j). 

Oefters  werdea  aber  auch  hier  di»  wirthsehaftlich  kräf- 
tigsten Unternehmer,  welche  am  Leichtesten  die  fllr  eine  um- 
fassende Fortwälznng  erforderlichen  Haassregeln  durchfuhren 
konnten,  gerade  eine  Soudcrstellang  einzunehmen  ftlr  das  ihnen 
Vortheilhaftcstc  halten. 

Sic  sUigera  riellcicbt  gerade  ihre  Produetion,  suchen  ihren  AIjsat/  /.u  crwoi- 
t«ni«  iiidem  «jo  im  grösserea  ^triebe  an  Gcneralspcsen  und  eigentlich tju  Productions- 
kostcn  zu  sparen  wissen;  s=ie  hnlt'  ti  vielleicht  ab:i  lidich,  trotz  der  Möglichkeit,  die 
Steuer  auf  den  Preis  2U  uberwälzen,  am  niedrigeren  oder  nicht  um  die  rolle  Steuer 
gestelfcerteo  Preiso  nnd  glelclier  Qoalitit  des  Prodacts  fest,  um  schwächere  Gon- 
currcntcn,  die  nichf  so  vcrfalircn  können,  um  loichfer  aus  tl-m  I'cMe  zu  schlagen. 
Ein  solches  Vorguhcn  kajiu  ihnea  TieUcicbt  vortbeilbafter  sein,  als  wenn  sie  die  Steuer 
ganz  oder  io  grosserem  Maasie  ttberwibcteii.  (YerbUiniMe  bei  der  baleilschea  Bior- 
steucr.) 

Die  etwaige  ProduotionseinschränkuDg,  zn  der  Andere  dann 
greifen  oder  genOthigt  werden,  kommt  ihnen  hierbei  noch  zu  Gute. 

Die  besteuerten  Arbeiter  vermögen  Yollends  selten  der 
Besteuerung  gegenüber  ein  gleichartiges  Verfahren,  das  die  Fort- 
wftlzuog  der  Steuer  gestattetCi  einzuschlagen. 

Da  nun  Immer  alle  diese  verschiedenen  Momente  zusammen 
wirken,  in  derselben  Richtung  oder  sich  kreuzend,  so  ist  ein  be- 
stimmtes Ergeh ni SS  der  FortwSlzungstendenz  Im  concreten 
Falle  a  priori  kaum  festzustellen,  a  posteriori  aus  der  Erfahrung 
bei  der  grossen  Verwiekeltbeit  solcher  Vorgänge  nicht  sicher  zu 
constatiren.  Um  so  weniger,  da  die  zweite  und  dritte  Kategorie 
von  Umstünden  gleichzeitig  mitwirkt. 

2.  Auch  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Steuerzahler 
sind  von  bedeutendem  EinHusse,  weil  sich  danach  grossentheils  die 
Ausüilübarkeit  einer  Einsclirünkuiig  des  AngeUolb,  einer  Aendermig 
de?>  üewerbejj,  licruls,  der  Kapitalanlage  u.  s.  w.  richtet. 

Sowohl  der  allgouieinc  Bildun;yr^tand  als  die  spocicUe  Beru£>-  oder  tauh-  uud 
Arbeitsfähigkeit  der  Bethciligten  kommt  iu  Betracht,  ermöglicht,  erleichtert,  erschwert 
den  Wechsel  des  Berufs  u.  s,  w.  oder  macht  ihn  unmöglich.  Auch  die  persönlich- 
ökonomische  Lage,  die  FähiiiLit,  laripfr  ofler  karzer  oder  gar  nicht  den  laufen- 
den Erwerb  (Einkommen.  Lühu)  zu  enibelireu,  u.  a.  dgl.  m.  spielt  dabei  mit  Die 
„kleinen  Leite",  die  kleinen  Gewerbetreibenden  sind  auch  in  dieser  Beziehung  far 
den  Concurren2kani]if ,  tlen  dieser  wie  jeder  üeberw&lzttofsprocess  darstellt,  wieder 
meist  schlecht  ausgerüstet. 
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3.  Endlich  ist  die  wirthschaft  liehe  Ucchtäordu  u  n  ^ 
von  wesentlich  mit  entscheidender  Bedeutung. 

So  z.  B.  ÜD  Gewerbe,  ob  and  wie  weit  Geverbefrelhelt  oder  eto  beachrlji- 

kendcs  Gewerberecht.  Zunftwesen,  ßealgercchtigkciteii,  nunceshionswosLH  ii.  s.  w.  be- 
steht; wie  es  sich  mit  dem  Zagrecht  und  dem  NiedcrUssuugsrecht  verhält,  nurlt 
mit  Ans-  und  Ein  wandernngsrecht;  wie  daa  Vortragsrecbt,  Zinsrecht  u.  s.  w.  j^u- 
staltct  ist.  Denn  danach  richtet  sich  grosscnthcils  wieder  lii'-  Mdglicbkeit,  diejenigen  Maa^ 
regeln  vorznnchmcn,  rnn  denen  die  i-'ortwiUznng  abhängt.  Das  i  roit^rf  Gpwcrlierecht  er- 
leichtert, claa  bea«  L räukendere,  soweit  es  nicht  mouopoiiätidchu  Bestrebungen  (wie 
etwa  in  sewisNn  Ffdlen  in  der  Zunft)  b^aslfgt,  eiscbwert  diese  HMSsregetn. 

Man  mnas  sieb  alle  diese  Umstände  vergegenwärtigen,  welche 
sich  im  practischen  Leben  ja  nocb  tausendfaeb  complieiren,  nm 
das  sichere  Vertrauen  aof  die  Fortwälznng  von  Steuern 
in  der  in  Aassieht  genommenen  Weise'j  z«  B.  bei  den 
indirecten  Verbranchsstenem  schliesslich  anf  den  Gonsnmenten^ 
mindestens  als  ein  oft  wenig  begrdndetes  bezeichnen  zu  können, 
vollends  das  Vertrauen  darauf,  dass  so  eine  „gerechte",  „gleich- 
mässige"  Besteuerung  hergestellt  werde.  Man  wird  nur  zugestehen 
können,  dass  wenigstens  nach  den  ökononiisch-technisclicn  und  den 
Rechtsverhältnissen  in  der  modernen  Volivswirthsclialt  die  gewollte 
oder  vorausgesetzte  richtige  und  vollständige  FortwUlzung 
Villi  Hidireeten  Ver b ra  uchsöteuer n  der  üblichen  Art,  Ein- 
fuhrziillen,  inneren  Steuern,  Aecisen  u.  s.  w.  immer  noch  leichter, 
daher  wahrscheinlicher  ist,  als  die  FortwUlzung  von  Stenern, 
welche  den  Arhcitslohn  trcfVcn,  auch  als  die  nicht  gewollte  oder 
nicht  vorausgesetzte  Fortwälzuug  von  directou,  Ertrags-,  Ein- 
kommensteuern. Die  abrausche  Grundsteuer  wird  wohl  nur  ganz 
ausnahmsweise  durch  Steigerung:  des  Productenprcises  auf  den 
Consunientcn  i'ortgcwälzt  werden  können. 

§.  148.  —  C.  Uüekwälzung. 

S.  V.  Ih'cl  S.  96  ff.    Parie«  n.  ^.  0.    Kau  .1-1. 

Im  Allgemeinen  erscheinen  hei  iiir  diejenigen  Umstünde  als 
glinstig,  welche  sich  für  die  F(trtwäl'/ung  n!s  iinprtinstig  erwiesen, 
und  umgekehrt.  In  rebereinstimmuug  hiermit  ist  die  Kegel  auf- 
zustellen: die  Rückwälzung  gelingt  dann  und  in  dem  Maassc 
und  um  so  leichter,  als  die  dabei  in  Betracht  kommende  Nach- 
frage eine  Verminderung  erlaubt,  verträgt  und  erfährt,  so  dass 
nunmehr  eine  kleinere  Nachfrage  einem  gleichen  Angebot  gegen- 
über steht. 

Im  Einzelnen  zci?t  <^i'  li  lii':'r  wi.'dor  All^^•^  von  Kiiifltis--.  was  verlier  K-n  doT  Fort- 
wkkuiig  dargülcgt  wurde.  Spccicll  mag  noch  hervoiguhübeu  werde»,  dass  l>ui  den  lur 
etwaige  fiucliwälzuag  typischen  Fallen  der  Besteuerung  einzelner  VerbiancJugttgen* 
stände,  durch  Znlle.  innere  Steuern,  directe  sojrenaniit  -  rjivn«sf.:nprn  u.  dgl.  m.,  von 
Seite  de»  Gouäamenten,  daher  der  Nachfrage,  wesentlich  die  Natur  des  betrcifeuden 
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Bedorfnissos,  die  Ersetzbarkeit  des  einen,  bestenerlM.  BefHedigung^mittels  darch 
andere,  nicht  besteuerte  Artikel  (Surrogate)  mit  entscheidet.  Bedenken  wegen  Mög- 
lichkeit solcher  ROrkwnIzanj  (wie  anderseits  wegen  einer  Einwirkung  fortgew&lztor 
Steuern  auf  Ycrbraucbi>vcrminderung  des  betreffenden  Artikebj  kOnneu  dann  wohl  zu 
einer  AnsdduWif  der  Besteuerung  auf  Surrogate  den  Anlass  geben.  (Beispiel: 
Cichoriensteu«T  und  Zoll  ncltuii  KafToczolI.  in  Knpland,  Fin.  III,  S.  ?,\'>.  in  Frankreich, 
cb.  §.  2bl.)  Die  Steuer  auf  iiüthwciuligc  uuti  nicht  ersetÄÜare  Couiumptibilicu 
wild  tohverer,  diejenige  auf  entbehrliche  und  ersetzbare  leichter  rückge- 
w&lzt.  Daher  z.  B.  sfiers  eine  leichtere  BackwAlmiif  gewiflser  Lnxosateiieni  «nf  den 
Prodacenten  der  besteuerieii  Übjecte. 

Ob  und  wie  weit  (laon  der  I  ctrelVeade  dnrch  die  Rltckwälzung 
getroöene  Prodneent  die  Steuer  eudgiltig  tragen  niuss  und  welches 
überhaupt  die  Weiter  Wirkungen  solcher  rdokfrewUlzten  Steuer 
sein  werden,  dafOr  sind  wieder  alle  die  Umstände  mit  von  Emfluss, 
welche  die  Fortwälzung  mit  bestimmen. 

Eigenthttmlicb  kaiiu  sich  bei  Hriuserstcuern ,  die  auf  den  Mi -'her  fürtj^^ewiil^t 
werden,  der  Euckwälzuugsprocess  gestalten,  weil  vielleicht  der  Neubau  and  somit  das 
ADgebot  von  Häusern  und  WobntiDgeo  beeiollnsst  wird.  Besondens  schwierig  wird 
gewöhnlich  die  RackwSlznnfr  von  Steuern  Seitens  der  Arbeiter  und  der  kleinen  Leute*' 
ftberhaupt  sein :  die  Bedingungen  dafür«  also  z.  B.  for  die  Rückwälzung  von  indirectea 
Verbraachsstoiieni ,  welehe  anf  dlflM  Glesaeii  im  höheren  Preise  fortgewälzt  siod 
(Salz-,  Tabak-,  Bier-,  Branntweinsteuern ,  manche  Zolle),  sind  die  nemlichon  wie  für 
die  Fortw&lzuQg  directer  Lohn-  nnd  dgl.  Steuern.  Auch  hier  schätzt  man  die 
Sehwieriirkeiteii  ftr  die  Bilekwälzung  der  BeMoeeninf  des  Arbeiters  anf  Atlieitgeber 
und  auf  (wohlhabendere)  Con^nnienten  der  Arbeitsproductc  oft  viel  zu  gering  und 
bewegt  sich  in  einem  bequemen,  aber  unzulässigen  0{»timismus,  oder  — -  will  sich 
darin  bewegen,  obgleich  gerade  hier  die  Theorie  reebt  webl  im  Stande  ist,  die  An- 
stände anzu:j:eb.Mi ,  »  eiche  vorliegen  mUssten,  wenn  eine  behauptete  Rückwälzung 
erfolgen  sollte,  und  sich  ieicht  nachweisen  läast,  wie  wenig  wahrscheinlich  oder  wie 
bedenkUcb  der  lUnliilt  dieser  Umstände  ist.  DarOber  Niberea  naien  im  4.  Kastel 
bei  der  BeeinecbQBg  der  Verbraacbiaieiieni. 

§.  U9.  —  D.  Aiieh  fttr  die  Weiterwätzung^en  endlich, 
zu  welchen  sich  die  Fort-  wie  die  Ruck wUsnng  gestalten  kann, 
läast  sich  eine  allgemeine  Regel  aufstellen:  Je  mehr  nemlich 
die  ganse  Lage  de^enigcn,  auf  welchen  eine  Steoer  fort-  oder 
rllekgewftlst  worden  ist,  der  Lage  des  eisten  Fort-  nnd  Rttek- 
wähenden  gleicht,  desto  wahrscheinlieher  nnd  gleichartiger 
ist  die  hetreflfende  Weiterwillznng  und  so  fort. 

In  dieser  Weise  wird  also  z.  B.  die  Weiter- Fortwälzung  von  Einfuhrzöllen  anf 
die  verschiedenen  Nachmännor  des  einführenden,  zollbczahlenden  Grosskaufmanns  bis 
schliei>slic]]  zum  Conflomenten  des  bezoliten  Artikels  ziemlich  gleicbmlasig  zu 

warten  seij». 

Im  Ui jl)rigen  gr>stalten  sich  diese  Weiterwihnngen  ganz  nach  Maassgabe  der 

rHis(;indc,  wehhe  tjei  der  Fort-  und  Rückwälzung  zur  Sprsrhe  iffcbracht  worden  sind. 
Sic  fahren  dazu,  dass  die  \\irkun|,^en  einer  Steuer  in  immer  weiteren  Kreisen  von 
Penenen,  welche  irp^endnir  im  Vrrkehr  mit  dem  «.rst  u  Steoenabler.  als  den  Consu- 
menten  d^r  Produ«  t.-.  llaiMji'lsartikel,  Leistung'cn  desselben  Q.  S.  W.«  Stoben,  Siob  in 

erhöhten  Pii  imu  ilii  ser  I'ruductc  gelten»!  machen. 

Der  uiNin  ilii;;liche  Steuerbetrag  eines  .Steiieizablers  kanu  sieh 
auf  diese  W  t  i-c  mitunter  in  immer  kleinere  Theile  ant'lfmen,  die 
»ich  wie  i'ioüuctionskosteupartikel  auf  diese  Preise  der  ;Sachgttter 
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und  Leistungen,  auf  die  Sätze  der  Zins-,  Mietb-,  Pachtrenten  u.  8.  w. 
zu  legen  sneben.  Ob  und  wie  weit  dies  freilich  in  Wirklich- 
keit geschieht,  läABt  sich  nicht  allgemein  angeben.  Die  Verhält^ 
nisse  der  Concurrenz  nnd  alle  die  roancbfachen  Umstände,  welche 
im  Voransgehenden  berührt  worden  sind,  bestimmen  dies  mit.  Bian 
kann  die  MögUehkeit  einer  solchen  allgemeinen  WcitervTälznng 
einer  Menge  von  Stenern  im  freien  Verkehr  und  die  Tendens  dasn 
bei  den  meisten  einzelnen  von  einer  Steuer  betroffenen  Personen 
nicht  bestreiten.  Es  lässt  sich  hieraus  anch  ein  gewisses  Hin- 
streben des  Verkehrs  anf  gleichmftsetgere  Vertheilnng  der  Stonerlast 
ableiten,  aber  nicht  mehr. 

Vi<-'1  zn  Weit  ^'■(•lif  (l.ilicr  Stein's.  hier  dorm  aurh  gari/  nü-iii  sfolicndt-  DoctiiD, 
(bat,  veil  jeder  Bc^ocrUi  oia  solches  Strebeu  verfolge  nud  seine  Steuern  als  Pro- 
dactfonskostoD  seiner  Güter  und  Ldatangen  tnffiuse,  nun  auch  danras  das  hebere 
Resultat  horrorgehe:  „jede  Steuer  wor>lc  von  jeflotu  auf  jeden  üborwal/j, 
indem  jeder  die  Stcuoru,  die  er  zahlt,  nur  ftlr  den  audereu,  der  sein  Froduct 
bfaucht,  auslegt,  um  sie  ihm  in  irgend  einer  Wefie  an&nreelineii**  (s.  S.  8S6).  Dabei 
wird  einfach  die  Unsumme  ron  practiscbon,  aber  in  der  Theorie  wenigstens  katc- 
foiieenveise  grossrntliL-ih  leicht  aufzufindenden  Schwierigkeiten  Übersehen,  die  sich 
einer  solchen  „allgcuieiuen  Uuberwülzung''  entgegenstellen. 

Dnreh  die  „gesammte  wirthschaftlicbe  Tfafttigkeit  einer  Nation'* 
mnss  selbst verstHndlich  die  „Gesammtsnmme  aller  Stenern  wirkKch 
producirt"  werden,  soweit  nicht  etwa  das  Ausland  wirksam  zur 
Mittraguug  heimischer  Stenern  gebracht  werden  kann.  Das  Volk 
oder  die  Volkswirthschatt  als  Ganzes  ist  unter  allen  Umständen 
die  Trägerin  dieser  Steuerlast  und,  wie  iuimci  die  erste  Anlegung 
der  Steuer  erfolge,  wer  immer  erster  Steuerzahler  Bei;  durch  den 
Verkehr  tritt  erst  die  endgiltige  „Steuervertheiluug"  unter 
die  einzelnen  N'olksanerehörigen  ein.  Aber  dieser  „steuerverthcilende 
Verkehrsprocess''  ist  nichts  Anderes  als  die  von  Stein's  Doctrin 
seltsamer  Weise  selbst  „begrilTlich  abgethane"  Steuerüberwälzung. 
Von  dieser  nun  gilt  das  Irtlher  Gesagte  (§.  13^).  Wiire  es  anders, 
warum  snllte  sich  Theorie  und  Praxis  auch  um  die  Wahl  der 
8teuerartcn  und  bteuerobjectc  sonst  so  ai)mUheny 

VII.  —  §.  150.  Das  Ergehniss  der  vorausgcheiulcii  Er- 
örterungen tiber  die  Uebcrwtilzung  im  Allgeineiuen  ist  demgcuiiiss 
das  folgende :  dieselbe  erfolgt  in  der  That  im  N'crkehr  vielfach, 
aber  doch  häufig  nur  unter  grossen  Schwierigkeiten,  welche  mit- 
unter gar  nicht  zu  überwinden  sind.  Auch  ist  es  nicht  möglich, 
die  Wirkungen  im  Voraus  allgemein  sicher  festzustellen  oder  selbst 
nachträglich  sicher  zu  ermitteln.  Eine  Bürgschaft  dalUr,  dass 
durch Ueberwälzung  eine  nachtbeilige  und  ungleichmässige 
Besteaerting  sich  richtig  Tertheile,  wenn  auch  erst 
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nach  und  nacli,  lässtsich  daher  nicht  ^cben.  Eine  Recht- 
fcrtigtinf^  alter  Steuern  gegenüber  neuen  mit  dem  Hinweis  auf  die 
j;llnstigen  Folgen  eingetretejier  l 'el)ei\väl/.i!n^  ist  somit  nicht  all- 
gemein mö^?lieh  und  aneh  im  spccicllen  Fall  wegen  der  Verwickelt- 
heit  des  Causnlnexus  auf  dicricm  Gebiete  sehr  scliwieiig  und  un- 
sicher. Man  darl  deshalb  n\  liezug  auf  gewünschte,  gemntbmaasste 
und  seihst  auf  wahrscheiolichc  L'cberwUlzuugen  nicht  zn  ojitimistisch 
bciu.  Vielmehr  hat  man  die  Aufgabe,  die  Besteuerung  von  vorne- 
herein möglichst  so  einzurichten,  dasR  sie  den  Grundsätzen  der 
Voikswirtiischaft  und  der  Gerechtigkeit  entspricht. 

Vgl.  schon  oben  daa  iu  ä.  100  Uber  die  Uebcrvälznog  Gflsagte,  was  mit  diesem 
Ergebotes  nicht  in  Widentpitidi  ttolit. 

VIII.  —  §.  151.  Die  UcberwUiz Uii^  bei  einzelnen 
Steucru  rtcn. 

(Zosatz  in  dieser  zweiten  Anflagc.)  Nur  unter  Vorbehalt  »11«  der  tfthlrachcn 
Gantelen,  welche  sich  in  Betrefl'  der  Ableitung  einer  bestimmten  üeherwälzung  aus 
den  Erörterungen  dieses  ganzen  Abschnitts  ergeben ,  und  unter  dem  weiteren  schon 
oben  gemachten  Vorlichalt,  diese  Fragen  erst  in  der  speciellen  Stcocrl»»hre  näher  zu 
verfolgen,  werden  hier,  iü  §.  1.^3,  einige  Sätze  über  die  Ueberwilzunp  1».  i  einzelnen 
wichtig^^roti  Steuerarten  einsrcfug^l:  inelir  mir  als  kur/e  Thesen,  olmo  besondere 
licgrUnduiig.  Letztere  liegt  iu  dcu  vuiuusjfclicüdtu  D;iilegungcn  der  uiaassgebendeu 
KinflOssc.  Im  Unterschied  ron  der  Behandlungäwcisc  dieses  Gegenstands  bei  den 
britischen  Oiknnomisten  tind  meist  nach  ihnen  bei  contincntalen .  anch  ilontschen 
Finauztheor«  likcia  (auch  Koscher  §.  39—41),  werden  aber  hier  die  Steuern  ao,  wie 
sie  zu  bestehen  and  eingericlitet  zu  sein  pflegen,  zur  Voraussetzung  ge- 
nommen. Die  Annahme  von  Steuern  „auf  die  Grundrente'',  auf  „Land"  oder  ..(ii  uiut- 
stUcke",  auf  „Kapifalverwendungen'*,  auf  dcu  „Gowcrbsgewinn",  auf  den  „Arbeitslohn 
schlechtweg''  u.  s  w.  und  tiir  AnknDpfong  einer  Untersuchung  der  Ueberwälznng 
diraii  mittelst  des  deductivcii  ^  rrfahrens,  ist  zvar  methodologisch  ganz  richtig,  um 
von  ciufachorou  zu  vcrwickelteren  FiillcQ  zu  scbrcitoo.  Aber  sie  entspricht  dorn 
finanzwiaaenschaftiichcn  und  finanzpractischeii  Intereflse  m  wenig,  weil  man  es 
hier  regclmftsng  gar  nicht  mit  solchen  einfiushen  Steoertypen  zu  thui  hat 

A.  In  Betreff  der  Ueberfvälzong  bei  einzelnen  Stenerarten  ergeben 
sich  je  nach  den  verseliiedenen  Umstünden,  unter  denen  sich  nach 
der  Natttc  jeder  Stenerart  die  Ueberwilznog  vollziehen  niiias 
oder  mtfeste,  wieder  einige  Verschiedenheiten  binsiehtlieb  der  ob- 
waltenden BestreboDgen,  Vorgftoge  nnd  Erfolge.  Bevor  im  g.  153 
einige  Regeln  ihr  die  wichtigeren  Stenerarten  aufgestellt  werden, 
m()gen  hier  einige  dieser  Versehiedenheiten  der  für  die  lieber- 
w&lsung  von  Stenerarten  mitbestimmenden  Umstftnde  hervorgehoben 
werden, 

1.  Bei  manehen  Steuern  wird  die  Ueberw&lsnDg  von  den  Be- 
siehnngen  des  inländiscben  zum  ausländischen,  internatio- 
nalen Verkehr  erheblich  beeinflosst.  Dadurch  complicirt  sieh  ein 
Ueberwalznngsproblem,  wie  z.  B.  dasjenige  bei  den  Einfuhr- 
zöllen, selbst  bei  den  reinenFinanz zOllen,  welches  sonst ver- 
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hältnissmiBsig  einfacher  liegt ,  wieder  mehr,  bta  den  Schntz* 
zOUes,  ToUenda  hei  agrarischen,  selbst  in  ganz  aasserordent- 
liehem  Maasse.  Anch  das  UeberwttlBnngsproblem  bei  inneren 
an  den  Prodnctionsbetrieb  sich  anschliessenden  Verbranehs* 
Stenern  wird  hier  dareh  die  Verhältnisse  des  aaswftrtigen  Ab- 
satzes des  bestenerten  Artikels,  besonders  bei  gewissen  Be- 
steaerungsmethoden,  wie  der  Bohstoffiiteaery  wo  dann  Steuer* 
BflckyergtttnDg  bei  der  Ansfhhr  zn  erfolgen  hat,  dn  noch  viel 
yerwickelteres.  Handelspolitische  Maassregeln  kreuzen  hier, 
wie  bei  den  Einftihr-SehntzzOlIen,  den  Aasfabrvergfltnngen  und  Aus- 
fahrprämien,  das  sonst  im  Stenerwesen  leitende  Finanzinteresse 
und  ersehwmn  dann  anch  die  LOsnng  des  Ueberwälzungsprobleros 
noch  mehr. 

Bei  reinen  Finanzzöllcn  auf  ausländische  Artiicel,  welche  im  lulaiul  gar 
nicht  erzengt  werden  ItOnnen  oder  darfen  (Tabak.  England,  Fin,  III,  |.  14S),  Hesse 
sirh  mit  Hilfe  des  deductiven  uml  des  statistischen  Untersachangsrerfahrens  wolil  niit 
am  Leichtesten  uud  Sichersten  ciu  beöiiuimiereö  Ergebniss  in  ßetreli'  des  Lcbcr- 
w&lznngsproccsscs  gewinnen,  wenn  mau  hier  ron  der  möglichen  mittelbaren  Ein- 
oder  Ruckvrirkung:  «nnos  solchen  Zolls  auf  den  in  t  o  rn a  ti on  alen  Verkehr  absehen 
küunte.  Hier  ist  aber  nun  wiediT  möglichen  und  uicbr  udcr  weniger  wahrscheinlicheu 
ßeactionen  de«  Zolltj  iuif  Pr*  iM'.  Production,  Transportgeschftfi ,  Handel,  Speculation 
bei  dem  betretleudeii  Artikel,  schliosslidi  anch  Reactionen  auf  die,  dem  Zoll  mit  zu« 
zuäcbreibcüden ,  Aeudcrungea  der  Gcldbcwugung  und  der  verschiedenen  rclatiren 
Landes -Geldwertho  im  Wdtrerkehr  Rechnung  za  (ngen.  Der  Zoll,  voll  mid  gaos 
auf  den  Inlandspreis  geschlagen,  würde  vielleicht  diesen  Prein  zu  sehr  vertheuern,  dies 
den  Verbranch,  die  Kiofabr  des  fremden  Artikels  vermindern.  Diese  Wirkung  und, 
in  Vorausberechnangen t  BcbOD  die  Befürchtung  davon,  könnte  durch  verschiedene 
Zwischenglieder  etwa  zur  Lähmung  oder  Er:  ?;v;  erung  der  Sju  rul  iticn  in  dem  Artikel, 
zur  Ermässigung  des  Preises  im  Productiuitbgebiete  und  auf  dem  Weltmarkte,  zur 
frcivilUgoD  DebeniAbDe  eines  Tbeils  des  Zolls  Seitens  des  fremden  Prodncenten,  des 
l''rachtfQhrers  (Eisenbahn,  Rheder),  Knnfmanns  und  so  scblifsslich  zur  nicht  völligen 
Ueberwälzung  des  Zolls  auf  den  Inlandspreis  fuhren  (Petroleum !  iiaüee).  Ku», 
nnfemein  eomididil,  mt^licber  vnd  mehr  oder  irenfger  vahnebeiiilicher  Weise,  sind 
auch  in  solobon  FiUen  die  Wiilmogen  einer  Steuer  und  die  OebemrUaingsverbllt- 
nisse  dabei. 

Hocb  scbwieriger  liegt  das  Problem  bei  den  SobntzzSlIen,  wo  ümsffinde  wie 

(V\c  oben  angndeutften  und  andore  rilinliclie  norli  complicirtere  Verhältnissi'  der  Preis- 
verschiebong  und  der  Ueberwäizung  mit  sich  briogea  kOanen  nod  wohl  häutig  worden. 
Eine  ^«efnfkcbe**  Wlitang,  wie  die  in  der  freihJindleriBcben  Doctrin  angenommene 
auf  inlündisclic  Pi^eiserhöhung  oder  wie  die  oben  (S  S."?')  erw&hnte,  dass  „der  Zoll 
vom  Aasland  getragen  werde",  ist  gewiss  nur  selten  aozuoohmeo.  Wieder  aber  noch 
compUelrter  wird  die  Sache  gerade  bei  agrarischen  ScbtitssOllen ,  verglichen  mit 
industrit'IItjn,  wo^ccn  der  grösseren  ZersplittLning  der  rrodiiction,  der  immer  —  auch 
heute  noch  —  selbst  bei  den  jetzigen  Communications-  und  Transportvcrhältnisscu,  Preis- 
ansgleichungen  mehr  als  bei  Indnstrieproducton,  FinanzzoUartikcln  erschwerenden  Ent- 
fernung zwischen  Productions-  und  Absatzgebiet,  und  aus  anderen  Gründen  mehr. 
Bei  Mitspielen  von  Ausfuhrprämien  (Zucker,  Spiritus!),  oli'enoD  oder  rorbaUteu, 
dann  abetmals  eine  grössere  Complicatiou  des  Ucberwälzungsproblems. 

Endlich  braocbl  man  nicht  der  mechanischen  „Qaantititstheorie"  In  Bezug 

auf  Geld,  ficldworth  nnd  Prrnsc  zu  Inildigen.  mit  welcher  die  l<lnssisrhcn  britischen 
Oekonoffiisten  auch  in  den  Uebcrwälzungsfragen  bei  Beziehungen  im  ioternaüonaleii 
Verkehr  operift  haben,  and  kann  doch  dnriomen,  daes  gewisse,  ron  jenen  Theoretikttm 
fireiiidi  pnetisch  sehr  überschäute  Einflasse  von  Steuern  auf  Elnfbbr  «nd  Ausfiihr 
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von  ProdoGteD  imd  GaU  wiederao  zu  allgemehieieft  BeMÜoneii  «nf  die  PiefM  fllliren 
könoon,  wonach  sich  andere  «Is  die  flU  einliMbere  F%Ue  ftbaaleitendeii  Uebenrilniig»- 

verhältiiissc  heraussteUeJi. 

Bei  Beel»,  Omiid-,  Gebinde»«  Geverbesteaeiii,  Conponstoiien,  bei 

inuoren  an  den  FrodactiouäbeCrieb  sich  anscLlicssendon  Verbrauchssteuern  nict, 
Branntwein,  Zocker)  köuaeo  auch  umfassendere  Steueramoriisationeo,  dann 
wiederam  euch  hier  die  Beziehnnfeii  znm  answlrtif en  Markte,  in  Betrelf 
des  Absatzes  dahin  und  des  Bezugs  daher,  £infl(isse  ausüben,  welche  die  ref^cImüsMi^en 
Udberwälzungstendenzen  stärken,  kreuzen,  hernjuen  und  so  das  Endergebniss  abermals 
aodera  nuieheD.  als  es  ohne  dfMe  Umstinde  za  erwarten  wtre. 

Wenn  z.  B.  Fabriken  wegen  dirccter  ((low  crhe-  oder  iitdirectcr  von  üinen  ,.vor- 

feschossenen*'  Steuern,  die  sie  nicht  genügend  ubcrwilizcn  konnten,  zu  niedrigcrem 
^erku&preiie  oder  in  Snbhnstation  an  andere  Besitzer  übergehen,  können  letctere 
vielleicht  ohne  eine  weitere  Ueberwul/unir  auf  den  Preis  ihrer  Prodacto  gedeihen: 
die  Steuer,  auch  die  indirccte  wird  durch  das  „Zins -Minus"  far  das  angelegte 
Kapital  < —  freilich  auf  Kosten  des  Vorbesitzers  —  gedeckt ;  die  Steuer  erscheint  auch 
hier  wie  ein  Zins  auf  eine  übernommene,  vom  Kaufpreis  des  ObjectS  abfeaofene  HypO> 
thek  im  Betrage  des  Steucr-Amortisationskapitalä. 

3.  VoD  Wichtigkeit  fUr  die  Ueberwälznngsfrage  bei  einzelnen 
SteuerarteD  ist  auch  die  Specialfrage,  welche  Einwirkang  die  Uq- 
gleiehmSssigkeit  der  Veranlagung  der  zu  ein  nnd  der- 
selben Stenerart  gehdrigen  Steaersubjecte  nnd  Stenerobjeete  ans- 
ttbt,  ob  nnd  wie  weit  hier  üeberwälzangstendenzen  eintreten  nnd 
Ansstcbt  anf  Erfolg  haben.  Nach  der  Saehlage  bei  den  ver^ 
schtedenen  Stenerarten  wird  die  Wirkung  soleher  UngleichmllBBig- 
keit  verechieden  sein. 

Bei  den  directen  Steoem  wird  nach  theoretischen  nnd  etenerrechtUchen 

Fordoniriiren  rerrelmassiir  auf  jrl cichmässigo  Vcranlagnnj^  der  pfliehfig-en  Stil)joi  f;' 
und  Objecto  hiugcstrebt,  aber  dieselbe  wegen  der  häufig  unüberwindlichen  bcbwicrig- 
keiten  in  der  Praxis  nicht  genügend  erreicht.  Bei  den  Uebeistenerten  wird  sieh  daians, 
wenn  ihnen  das  Ob  nnd  Wieviel  der  üetu-r-  nnd  üntcrsteuerung:  ausreichend  bekannt 
ist  —  wenigstens  bei  Fersonalsteuern  nicht  die  Kegeil  — ,  wohl  eine  Tendenz,  sidi 
durch  UeberwUzung  mittelst  Preissteigemng  der  Product«  vnd  Dienste  za  helfen,  er^ 
geben,  aber  m Lwerlich  von  grossem  Erfolg  sein,  vdl  die  Goncnrrens  eine  selche 
Steigerung  vereiteln  wird. 

Bei  Personal-,  Einkommen-  vnd  dgl.  Stenern  liegt  die  Abhilfe  roreemlich 
im  Keclaination:^verfahrcn,  in  etwaigen  Steuerdenunciationen  gegen  Dritte,  Untcrstouerle, 
in  administrativen  Verbesserungen  der  Veranlagung  und.  bei  den  hier  Üblichen  kuriceo 
Veninlagungsperiodcn ,  in  der  Emenerong  der  Veranlagung.  Soweit  diese  Abhilfe 
unterbleibt,  werden  die  Uebersteuerten  mebtens  die  Mehrbelastung  dulden  müssen. 
Denn  nur  bei  ganz  ausserordentlichen  und  länger  dauernden  Unglcich- 
mässigkeitcn  der  Veranlagung  möchten  sich  bei  diesen  Steuern  die  Voraussetzungen 
einer  wirklich  sich  vollziehenden  Ueberwälzung  erfüllen:  Auswanderung,  Fortziehen, 
Becniswechsel,  Aendcrungcn  der  VermOgensanlagen  und  Unternehmungen. 

Bei  Ertrags-  und  solchen  indircctcn  Verbrauchssteuern,  welche  sich  an 
den  ProdacÜonsbetrieb  anschliessen ,  wird  eine  bleibende  Ungleichmääsig:keit  der 
Veranlaguna:,  sei  es  eine  von  vornherein  bestehende  oder  eine  durch  vorschicdenartige 
Entwicklung  der  U irthächaibverhaltiiis^ic  eingetretene,  wohl  Ueburwal/ungatcudenzen 
herrorrufen,  aber  auch  diese  Verden  sich  nur  aosoAhmsweii-e  durchsetzen  können: 
nemlich  nur  bei  einem  ..geschlossenen  Marktfrebief,  wonn  die  Versorgung  des  Markt- 
bedarfs bloss  durch  Mitwirkung  der  übersteuerten  Unternehmungen  erfuigcu,  die 
anderen  also  ihre  Piodnetion  und  Angebot  nicht  ansdehnen  können.  Meistens  Verden 
•inrli  hier  die  rebersteuerten  „dulden"  müssen,  wenn  sie  nicht  eine  antremessf'no 
Acnderung  der  Veranlagung  erreichen  (Erneuerung  der  Kataster!  S.  Uber  Frankreich 
bei  der  Omnditener  die  colossalen  (JngleichmXasigkeiten,  Fin.  III,  S.  440  IT).  Gerade 
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bei  diesen  Steuern  werden  aber  in  solchen  rklleü  uuglciclimicisigcr  Steucrbelastuug 
bei  Besitzwcchsein  wieder  Yorgängc  der  „Steneramortisation"  vorkommen,  so  dass 
der  Bechtsnarhfolcccr  trotz  der  foitdaiieroden  DebeiBteaenuig  die  eifoiderUdbe  darch- 
ächnittiicliü  Proiitrate  erzielt. 

Bei  zollen,  Octrois,  Verkchrssteaern  wird  die  etwaige  QDf leiclimässigo 
Veranlagung  der  Steuerpflichtigen  fttr  denselben  steuerpflichtigen  Vorgang  regelmässig 
ebenfalls  nicht  zu  Ueberw&lzaogea,  sondern  zu  Reclamationen  u.  dgl  fuhren.  Solltea 
di«se  keinen  Erfolg  hftbMi,  M  werden  die  Ueberstouerten  entweder  duroh  ihre  b»- 
ü:üns(igten  Concurrenten  rcrdrSnprt  worden  oder  wiederum  „dulden",  d.  h.  das  Steaer- 
plus  tragen  mtlssen,  ohne  es  in  der  Kegel  Uberwälzen  zu  kAnaea«  weil  dies,  ror«il8> 
setzangsveise,  die  ron  den  stenerbegünstigtea  Goncnrrentea  abblngige  Preiagesteltang 
nicht  zalusen  wird  (wie  in  analogen  Verhältnissen  beim  Schmuggel). 

Somit  möchte  das  Moment  der  ^yUngleielimässigkeit" 
bei  einer  Steuer  io  Bezug  auf  die  ihr  unterliegenden  einzelnen 
Stenerpfliebtigen  practiaob  lieine  grosse  Wichtigkeit  für  die 
Ueb^rwftlzung  haben. 

Dass  anderseits  auih  ,.gleichm5ssiir"  veranlajrta  Personal-,  Eirilüramenstcucrn 
Wirkungeii  mit  sich  bringen  köimeu,  welche  auf  eine  Ucberwälzuiig  hinauskommen, 
möchte  doch  nicht  tbeoretisoh  und  practiscb  unmöglich  sein,  wie  z.  B.  noch  nener- 
dings  KaizI  meint,  wenn  es  ancb  nicht  b&ofig  eintreten  und  noch  seltener  genau 
nachweisbar  sein  wird. 

Z.  B.  IkUnnte  die  Steuer  als  Abzug  Tom  lÜnlconinien,  —  während  sonst  der  bo- 
trefiendc  Betrag  verausgabt  oder  kapitalisirt  worden  vr^ra  und  auch  letzteren  Falls 
wieder  zur  Nachfrage  nach  Prodacten  und  Arbeit  hätte  dienen  können  —  Yerminder- 
nngen  der  Nachfrage  nach  gewissen  Prodocten  nnd  Arbeiten  her?omifen,  —  was  üreilleh 
mit  Von  d<r  Verwendung:  der  Steucrtr;igc  abbringt,  also  z.  B.  bei  Zinszabfungcn  ans 
Ausland  —  und  so  die  Unternehmer  und  ArbeitoTj  welche  den  Beruf  nicht  wechseln 
wollen  oder  Icftnnen,  bestimmen,  um  an  bisherigem  Absatz  nnd  ao  bisheriger  Be- 
schäftigung nirht  zu  viel  einznbnsson,  wohlfeiler  zu  verkaufen,  die  einen  iln  •  Waare, 
die  anderen  ihre  Arbeit.  Dies  käme  denn  aach  den  Steuerzableru  zu  Gute  und  liefe 
in  der  Wirlcong  aof  eine  yerschiebong  der  Steuerlast  ron  ihnen  anf  die  genannten 
üntemehmer  und  Arbeiter,  «Im  doch  anf  eine  theilweise  Ueherwilzong  hinans. 

g.  152.  —  4.  Es  ist  io  der  Theorie  streitig,  ob  die  Stenern 
Überhaupt  kurzweg  zu  den  „Prodnctionskosten",  der  Saeh- 
gliter,  Dienstleistnngeny  der  „ilrbeit''  des  Bestenerten,  sehliesslich 
daher  sa  den  Erwerbsspesen  des  Einkommens  (nnd  Vermögens) 
oder  zn  den  aof  dem  Entkommen,  gleieh  anderen  der  Bedttrfoiss* 
befriedignng  dienenden,  Ausgaben  gehdren. 

8.  darüber  besonders  v.  Falck  a.  a.  0.,  S.  145  Sl  nnd  Kaizl,  S.  101  ff.«  nnd 
bdder  erfolgreiche  Polemik  gegen  Stein  flohen  §.  138). 

Gerade  fdr  diese  Frage  ist  zn  unterscheiden,  um  welche  Arten 
der  Steuer  es  sich  handelt  Letztcrc  bilden  hiertUr  zwei  Grup- 
pen, in  denen  die  »Sache  iormell,  aber  auch  materiell  ver* 
schieden  liegt. 

Zn  einer  ersten  Gruppe  gehdrco  die  Personal-,  Einkommen-,  Yermögeus-, 
SrbsGbaftsstenem,  wo  sich  die  Steuer  teehnisch  unmittelbar  an  das  fertige 

Kesultat  abgeschlossener  Erwerbsrorgänge,  welche  zu  einem  „Einl»oniineri" 
oder  „VermOgensbesitz"  bei  den  Steneipfiichtigcn  geführt  haben,  anknüpft;  zu  dieser 
(iruppe  z&bk  aber  andi  die  direct  rem  Gonsamenten  gezahlte  Yerbranchssteaer  (wie 

mitunter  bei  Zoll,  Octroi,  Monopol),  aucli  die  im  Prei!>aufsLblag  auf  ihn  Uberwälzte 
derartige  Steuer,  sowie  in  beiden  analogen  Fähen  die  von  gomsseo,  nicht  dem  Ge- 
schäfts-, sondern  dem  Priratpublicum  aiigehörigen  Personen  gezahlten  oder  ttberwAlzt 
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erhaltencQ  Verkeluaatenern  and  in  gleicher  Weise  Ertragssteaero ,  vie  die  Gebiude- 
stener  dw  privateo  Eig«nbewobnen,  die  Onndsteoer  desjenig«!  Besitzen  und  Lud- 

wirths,  welcher  seine  Produrte  mit  den  Seii/ipcn  selbst  verzehrt  (bez.  soweit  er  dies 
that).  Die  zweite  üroppe  bilden  die  meisteo  Übrigen  Steuern .  nauentlich  gewöhn- 
lieh  die  Eftragstauen,  die  an  den  Prodoctienabetrieb  steh  »ofilgendeii  inoeraa  Vei^ 
brauchsstüuem,  die  Zölle,  Octrois,  Vetkelirssteuern,  welche  der  ..Uesch&flämann"  zahlt, 
während  er  mit  der  Erwerbung  ron  Einltommen  und  Vermögen  mittelM  der  eiuzel- 
aen  ErtragsgewinnauKtiii  (aus  ganzen  Erwerbsquellen),  Enrefbanote»  Bechtagetchifte 
bagrillen 

Stenem  der  ersten  Groppe  mttssen  regelmSssIg  ale  Aus- 
gaben ans  dem  „fertigen"  Einkommen  (oder  Vermögen)  gelten 
und  werden  so  vom  Stenerpfliohtigen  aneh  angesehen  und  gewöhn- 
lich so  behandelt 

Ancb  sie  ItAnnen  zwar  onter  Dmstiiiden  ttbarwUzt  werden«  aber  nicht  nur 

schwieriger  und  dalior  seltener,  sondern  auch  inrhr  nur  in  Folge  von  zufällige»  Ver- 
kehrüroigängcu ,  als  toq  solchen,  auf  welche  der  Besteuerte  zielbewusst  hinarbeitet, 
nm  eine  ihm  wirtbscbafUich ,  nach  dem  Gesotz  rem  nothwendiiren  Eisatz  der  PrO" 
ductionskostr^n  im  Absatzpreise,  freboicn  •rseheinende  Kostendeckung:  für  'in'-  die 
Steuer  mit  umfassende  „Auslage"  zu  erreichen.  Man  muss  nur  einräumen,  dass 
ja  im  Omnde  die  ErwerbstbBtigkelt  and  die  daraas  herveiKehende  Eiokommen-  vnd 
Vermögensbildung  haim  Wirthachaftasubject  in  ununterbrochenem  FIdss  ist  und  nur 
fictiv  nach  den  Üblichen  üecbnangs-,  Ueschäfis-  und  Fioaaz])enoden  als  „abgc> 
schlössen**  gilt.  In  einzelnen  Pillen,  z.  B.  bei  der  „Einkommeiistenei**  (oder  Ibn- 
lichen)  von  Erwerbs-,  Actieiij;e-i  l'x  liuften  koiniiit  .hj.  Ii  die  Einstellung  ron  „Ein- 
louoieusteuersjcbuldigkeiten"  in  die  Bctriebsrochnung  auf  „Spesen-  oder  Unkostenconto*' 
Tor  tind  wird  erst  nach  Abüug  auch  dieses  Postens  von  „EinkoniDen"  („Rein*** 
EinkoDunrn  gesprochen.  Ab<  r  d.  luioch  liegen  die  Vc^Ilählli^^1e  bei  den  Steueni  dieser 
enteu  Uruppe  in  der  Kegel  anders  als  bei  denen  der  zweiten  Uruppe.  —  Dass  auch 
bei  PenonaJstenern  z.  B.  aaf  die  „Arbeiter*'  (wie  hier  auch  bei  indirecten  Ver- 
brauchsfirieucrn,  welche  dii-scn  Leuten  im  Preise  der  Cunsumptibilicn  zugew&kt  sind), 
die  Stcuorbeträgc  zu  den  „iVoductionskosten  der  Arbeit",  im  Sinne  der  Lobntheorie, 
gercclinet  werden  können  und  möglirbenfails,  —  ncuilich  wenn  der  Lohn  durch  die 
Steuer  unter  das  son^t  nothwcndige  ..Lohuminiuium"  auf  die  Dauer  sänke  —  durch 
Weiterwälzungen  zu  Lohnerhöhungen  führen,  hindert  nicht,  sie  zunürhst  und  als  Regel 
zn  den  auf  dem  jeweiligen  Einkommen  des  Arbeiters  lastenden  Ausgaben 
zn  zählen. 

Stenern  der  i weiten  Gruppe  werden  dagegen  regelmSssig 
schon  von  jedem  wirthschaftlich  denkenden  und  rechnenden  Steuer- 
pflichtigen ztt  seinen  Gesch&fts-Anslagen  oder  zo  deDjeuigen 
Prodnctionsk Osten  gerechnet,  welche  auf  der  £r Werbung 
des  schliesslich  erst  nach  ihrem  Abzug  verbleibenden  Einkommens 
oder  Vermögens  lasten.  In  Betreff  ihrer  besteht  daher  auch  das 
zielbewasste  Streben  des  Besteuerten,  sie,  gleich  den  Übrigen  Ge- 
schäfta-AoslageD,  im  Absatzpreise  der  Waaren  und  Dienstleistungen 
,,wieder  herein  zu  bekommen '%  d.  h.  sie  zn  fiberwftlzen  und 
demgemäes  erst  das»  was  nach  ihrem  Abzug  bleibt,  als  Einkommen 
(„Rein'*-Einkommen)  oder  Vermögen  (reinen  VermOgenszuwaeha) 
anzusehen.  Ob,  wie  weit,  wann  dies  Streben  der  StenerUberwIlIzung 
gelingt,  hängt  von  denselben  Umständen  wie  die  Erreichung  der 
ToUen  Deckung  der  Productiouskosten  überhaupt  ub.    Aber  wie 
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bierfttr,  so  gilt  aocb  fitr  die  za  dieaen  Kosten  mitgehOrende  Steuer 
da«  j^Prodaotiooskostengesetz"  und  das  Gesets  der  Oewinnaos- 
gleiobang  in  den  TeraehledeDen  Usterneliisnngen  des  freien  Verkehrs, 
d.  b.  es  besteht  die  Tendenz  im  Verkehr,  durchschnittlich  die 
Kostendeckung  berhei«nfHb?en. 

Bei  eleu  „iu dirccteii"  Stcacni  (in  uuscr<rin  ersten  Sinne)  ist  die^e  Auffassung 
derselben  als  Prodoctionäkosten  öder  Atttlagen  «Ifs  ;r<'s<-bärtsmannischeu  Stoner- 
Zahler»  wohl  unbcstritfcn.  «-cnn  aiirlt  zweifelhaft  bleibe  ob  und  trio  weit  dif^se 
Auslagen  iminer  hereingebracht  werden  und  ob  dies  gerade  durch  Preiserhöhung 
~  vio  die  ältere  Theorie  zo  einseitig  aDDahm  gescbfcht  Jedenfalls  gelten  sie 
dem  wirthschaftlich  reclnieinl';!!  StcnemM«r  als  ..Anvln^rm".  Auch  mit  \\>A<-i)  Y-  r- 
kchrsstenern,  wie  anderseits  mit  luaiichen  reinen  oder  mit  Steuer  vermischten  (iebtthrea 
(Porto.  GerichttskostoD,  Stempel),  welche  aus  dem  Oeschftftsbetrleb  benttbren,  ver- 
hält sich  das  ebenso:  sie  werden  alle  b-  i  ricliiiiri  r  Buchffihrang  ,.anf  Spesi'nronto" 
gebacht  und  mit  Recht.  Soweit  der  Geschäftsmann  als  Privatperson  fungirt  ^z.  B. 
als  Gonsumont  von  ateaeipSfebtige»  Artikeln,  Bffefecbreiber,  Beehtsgeechfllke  Ab- 
schliessrndtT),  wird  auch  die  sonst  zu  den  rjosrhäftskosten  gehörende  Stencr  oJ.t 
UebQbr  ^ZoU,  Porto,  Uerichtakoateu,  Stempel)  zu  deu  („Pnrat"-)Au8gabeu  gcreclmot 
und  dazu  gehDren. 

Ztt'.-ifel  bicton  ftlr  diese  Rubri'  inmfr  in  di--  b'Mden  ^nippen  romemlich  imr  die 
die  Ijatur  wirklicher  Objectstoucru  bcsitzcndea  Ertragsstoueru,  daher  die 
Omnd-,  Gebiade-,  tbeÜweiM  (ond  oft  groMentheib)  die  Gewerbestoner,  anob  die  Id 
C-'iui'Oiistriii  i  f(a-iii  (•rli.'lii'iic  Zin^stcuer  fiim!  Dividriif!'  intfiirp.  Ufid  Schwieiigkdton 
bieten  diese  Steuern  hier  ia  Botretf'  der  erOrtertoo  Frage  in  der  Tbat  auch. 

Anden  rerbtit  es  sieb  mit  der  in  „Ertcagsetoversystemen**  rorfcoramenden  „spc- 
ricllcn  Einkommensteuer'  auf  persönliches  Arbeitseinkommen,  atis  Lohn,  (»ehalt,  libe- 
raler Berofotbätigkeit,  eine  Steuer,  welche  zu  unserer  ersten  Gruppe  ganz  oder  doch 
grosientbeils  za  rechnen  ist,  nemlich  etwa  mit  Ansnahme  gewisser  Ffillo  dieser 
Steuer  l)ei  liberalen  Berufsunternehmungen,  welche  „gewerbestenerartig"  wirken  und 
so  zu  den  hier  herausgehobenen  Ertragsstcuern  treten.  Dies  ist  auch  bei  einer  all- 
gemeinen Leihzinsstcuer  unter  Lmständcu  wohl  noch  iu  anderen  Fällen,  als  dem  der 
Coaponsteuer  möglich.  Es  wird  immer  darauf  ankommw,  ob  das  Personal-  oder  d  ts 
Ohjocf-'Stcucrqncllen-)Sfeuerelement  in  einer  Stenf»r  forwaltef  Dnhor  können  Gewerbe- 
steuern, weiche  mehr  einkomujcnsteuerartig  coustruirt  siüd  und  wirken,  oder  derjenige 
Tbeil  dicr^er  Steuern,  wo  dies  der  Fall,  auch  ia  «Bsere  erste  Steneigmppe  rUcken. 

Scheidet  man  die  eben  byrulHtcii  Frille  aus,  so  verbleiben  die  ei":<tfrcnannten 
£rtragsstt:ue.ni,  bei  welchen  es  fraglich  seia  kauu,  ob  die  gezahlten  Stcuerbeträge  zu 
den  „Geschäftsspesen**  (Prodnctionskoeten)  oder  zu  den  auf  dem  Einkorn  nie n  lasten- 
den ,^u«5gabeD"  zu  rechnen  sind,  und  auch  der  rcchncn  le  ^^^chäftsmlaniscbe  SteSM^ 
Pflichtige  wird  sich  diese  Frage  nicht  ganz  einfach  beantworten. 

Eine  einfache  Entscheidang  ist  aneb  iiiebt  zntissig.  Es  kommt  in  I!'  trucht, 
Welche  Stellung  di-  sc  Stcnorn  im  ganzen  Steuersystem  eintichmeii,  \\'c!chc  ILUie  sie 
gegenüber  der  Höhe  von  Steuern  auf  andere  EiukUafte  haben,  ob  Stcuorauiurtiäaiioncn 
Torli^en  oder  niebt;  ancb  ist  zwiseben  den  einzelnen  genannten  Steuern  in  der  Frage 
noch  zu  nnterscht  iden.  Wenn  diese  Stetiörn .  wie  nach  dem  Gedanken  des  Ertrag«- 
Btenersystems  (Frankreich,  Oesterreich,  Süddcatschiand)  die  directe  Eiakommenbe- 
steQemng  TerwMtlieben  sollen  nnd  einigennaassen  renrirklichen.  so  irerden  sie  mebr 
—  wenn  mich  iii^ht  durchaus  —  als  Ausgaben  aus  dorn  FJnkommen  crsrheinon. 
Neben  anderen,  mehr  PersonalsteaerdMtfacter  besitzenden  Steuern  („spedoUor  Ein- 
kommenstenei**,  Baiem)  oder  neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer,  die  evcntaell 
n  Ti  einmal  dieselben  Reinerträge  als  „Einkommen"  trifft,  welche  schon  mit  der 
Jurtragssteuer  belastet  sind  (Prouasen),  werden  sio  tbeiis  ganz,  tlieils  fttr  iiireu  Mehr- 
betrag (grössere  Hohe) ,  verglicben  mit  den  direeten  Stenern  auf  andere  Einkünfte, 
;ils  Eztrabelastang  atizusehen  sein  und  treten  damit  xiut-  T  die  Rubrik  der  besonderen 
Geschäftskosten.  Darauf  drängt  bei  freiem  Verkehr  auch  die  Preisgestakaug  der 
Objecte  als  Ertragsquellen  (der  „Kapitalweithe"  dafür)  und  der  am  ibnen  Iwrvor- 
gebenden  Wertholgecte  bin.  Bei  den  bier  biafigeiea  FlUea  ron  Steoersmoctisation 
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do6  iiauzeu  Stonerbotrags  oder  dos  Mebrbetragii  der  Stouor  vcrgUcbeu  mit  der  bteocr 
roB  anderen  Quellen,  wird  der  Bedtzer  (Erbe,  KSnfer),  velcber  die  Steuerbebtttanf 
wie  eine  Rente  Ubcmabm  und  sie  kapitalisirt  im  Erwerbspreise  abrechnete,  sie  gleich 
einer  anderen  Bonte  au  üUallMtftn  oder  Schnklen  zu  den  „Analacen**  Teohnon  and 

mit  Recht 

Diese  im  Vorausgehenden  dargelegte  Aaffassangs-  uixl  nebandlungHwcise  tnft 
von  den  einzelnen  hierhor  gehftn>iiii  Ertragssteuorn  namentlich  bei  den  K cal&tf^uem, 
der  Grufld-,  (Jcbaudc-,  dem  Theii  der  Gewerbesteuer,  welcher  Reai-,  bez.  Kapital- 
bettenening  ist,  auch  bei  der  Gonponsteaer  zo:  erst  nach  Abxng  der  Steoei  wird 
hier  trom  „Reinertrag"  (Einkommen.  „Rein"-EinkoinnKn)  Eresprorbfn.  Bei  dem 
Theil  der  Gowerbesteaer,  welcher  mehr  Pcrsonalstcaur  ist,  wird  dies  ui<  ht  im  gleichen 
Mumm,  aber  dodi  auch  dann  gelten,  wenn  diese  ganze  Steuer  noch  neiicn  allgemeinen 
Personalsten  cm  besteht  oder  hnhcr  als  die  Personalsten  er  für  ander^^  Kitikünfte  ist. 

Ob,  wie  weit  und  wann  die  als  „Auslage"  angesehene  und  behandelte  Er- 
tngBitener  wieder  durch  irgend  welche  L  ebom  älzoDiir  ]R-roiii<:obnicht  wird,  hängt  dann 
abermals  von  den  Umstünden  ab,  welche  die  Deckung  der  Pro  lurtiotii^kobten  Uberbaopt 
bestimmen.  Reactionen  auf  Preise,  aber  freilich  bei  festen  Ertragsquellen,  Kealitätea 
mid  Weidi|W|iieren,  auch  gerade  auf  denn  Preifle  beim  Bedteveobsd,  also  mehr  eder 
weniger  belangreiche  Steuoramortisationcn  zum  Nachtheil  des  Erstbestenertcn  oder 
Mchrbosteaerteo,  sind  bei  freiem  Verkehr  zu  erwarten.  Ohne  solche  Amortisationen 
wflrden  PreiaeteigerttBgen  der  Prodac(e  (agrarieebe,  Indostrielle,  Miethen,  Zineea)  eich 
allgemeiner  vollziehe«,  wenn  nicht  Betriebszersplitterung  ein  gemeinsames  Vorgehen 
be^tia  Angebotsregdloug  hemmte*  viele  einzelne  Prodocenten  nicht  ohne  genugenden 
OeeebtflacaleOl  otmirten  eder  eonat  in  der  Lage  wlrcn,  die  für  Uebenrilzung  nOthigen 
VoraassetzunireT)  bei  den  ErtragBvtenem  an  eifUUen,  ancli  die  amviitlfe  Gonoiirrens 
nicht  bemmend  eiBWiilite. 

Dies  «Bd  anderes  Aelmliebe  unter  den  Verblltniasen  des  vlrkliebeB  WlrAsebaflts- 
lebens  erkliirt  cs,  dass  (Jrundsteuciu  selten  od-  r  gar  niobf.  Gebändesteueni  doch  auch 
nicht  so  allgemein,  als  angenommen  wiid,  wenn  auch  nach  ^Wohnangsconjunctoren" 
oftmals,  Gewerbesteuern  wenigstens  nicht  sicher,  Couponstoaem  bei  Seitens  des  Glfia- 
bigers  unkündbaren  Obligationen  überhaupt  nicht  ttber-(in  letzterem  Fall  rack-)gewalat 
werden  nnd  der  Verkehr  sich  eher  durch  Steaeramortisation,  also  durch  UebcrwAl^nne: 
dos  Kapitalwerths  der  Steuer  auf  den  Besitzer,  als  durch  Uebcrwülzung  auf  den  Ficia 
des  Products  hilft. 

Aus  dem  (iesaffteii  erf,^iebt  sieh,  wie  weit  ich  mit  der  Auffassimir  von  v.  Falck 
und  Kaizl  a.  u.  ü.  aber  die  Zugehörigkeit  der  Stcuera  zu  den  „Ausgaben  aus  dem 
ßnkemmon",  statt  ?u  den  „Auslagen  für  die  Erwerbung  des  Efnltenmens**  ttberein* 
stimme.    Ich  gebe  darin  nicht  so  weit,  wie  insbesondere  Kaizl. 

Die  weitere  AnsfUhrnng  Kai/J's  über  die  Steuer  als  „Ausgabe  aus  dem  Ein- 
kämmen**,  welche  so  nur  den  ib  itra^  de,s  Einzelnen  zu  den  Kosten  des  Staats  o.  s.  w. 
und  damit  ftir  die  Erfüllung  der  Bedingungen  der  eigenen  Existenz  des  Bestonertcn 
bilde,  ist  nicht  unrichtig,  aber  gehört  m.  £.  nicht  zu  dieser  Frage  der  Ueber- 
wtltong*  Ihre  fOerheiaslehiiBg  UIrt  in  dieser  Tnge  hier  nichts,  sondera  reiwirrt  eher. 

§.  153.  —  B.  Begeln  fttr  die  Ueberwftlsung  einzeloer 
StenerarUn. 

Wie  bemerlit,  hier  jetat  wesentlich  nur  theson artige  SUse,  ohne  spedellere 

Bcgnindanj:!:,  unter  Hinweis  fllT  letztere  anf  die  Erörterungen  dieses  gauen  Ataschnitta 

und  auf  die  ^peciellc  Stooerlehre. 

1.  Persoual-  (directe  K  i  !  ,  Kaiiiilien-,  Classeii-,  Einkommen-, 
\  eiuui^ensstenem),  einschliesslich  (Icrjenigen  indirecteu  Verbrauehs- 
stewern  nniiere,  Finanzzölle),  welche  im  Preisaufschlag  der  bc- 
trcrtencleii  Waareii  dem  ..  Consiimenten "  (daher  z.  H.  auch  dem 
„Arbeiter''!  zugewälzt  sein  »ollieii,  bind,  soweit  es  sich  dabei  um 
allgemeine  Staats  steuern  handelt,  von  dem  Steuerzahler  oder, 
letotereu  Falls,  vom  Steuerträger  iu  der  Praxis  selten  UberwäUbar; 
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jedenfallB  aber  nur  anter  langsam  and  schwierig  sich  vollziehenden 
nnd  sehwer  berechenbaren  Yorgüngen ;  wenn  es  sich  nm  „Arbeiter" 
nnd  „kleine  Lente"  handelt  anch  nnr  unter  mehr  oder  weniger  be- 
denUiehen  and  selbst  bedenklichsten  Voraassetsangen. 

Bei  d«r  Kritilc  der  yerbnuchaseeuern  und  des  dabei  gepflegten  Uebenrllsong»' 

0ptiini3iini<;  wird  flic?  n=\hor  nnrhgewiosen  werden.  —  Anders  laun  n-s  sich  bei  Ge- 
mein de  steuern  der  gcaannteo  Art,  2.  B.  auch  b«i  Octrois,  welche  iu  dou  Prevsen 
anf  die  CoDsamenten  flbenr&lzt  sind,  rerlialten.  Hier  lianii  sieh  durch  Ab«  und  Za- 
zng  der  BevOllteiiiiig,  besonden  der  Arbeiter,  eiae  UcbenrIIiQD;  leichter  roUiieheii. 

2.  E  r  t  r  a  g  8  insbesondere  Real  steuern  (Grund-,  Gebäude-,  Ge- 
werbe ,  Kapitalrentenstenern)  sind  an  sich  auf  die  Pr^se  der  Produete 
wohl  Qberwftlzbar,  aber  unter  Voraussetsnngen,  welche  sieh  bei  den 
einzelnen  Arten  in  sehr  verschiedenem  Maasse  verwirklichen  können 
und  werden. 

S.  vorigen  Paragraphen.  So  kaum  bei  agrarischen  Grand*  und  bei  (bewerbe- 

steuern.  Die  Fortwilziinu:  von  (icliäuilL-stcuei])  (auf  Micthpreise)  wir»!  unter  gewissen 
BediDgnngen  der  BerOlkeniogsbcweguug,  des  (langs  doa  Baugeschäfts  und  der  Wohn- 
ungscoojnnetor  elier  eintretim,  nbet  bei  entgegengesetzter  Bewegung  auch  durch  Sliefc- 
wülzung  iieutralisirt  werden.  Die  Kapitalrentensteuer  dos  Kaintilivtcn  utid  Gläubigers 
lässt  sich  wohl  auf  deu  Schuldner  mittelst  Zioserhöhung  fortwälzen,  aber  oicht  so  all- 
gemein und  sicher,  wie  Öfters  angenommen  wird  (Stein).  In  der  Form  der  Coupon* 
Steuer,  —  eine  eben  nur  in  gewissen  Fällen  anwendbare  Form  —  kann  de  vom 
ül&obiger  auf  den  Schuldner  uumittelbar  nicht  Uberwälzt  werden. 

Gerade  bei  diesen  Ertragssteuem  ist  dagegen  in  der  Praxis 
mit  der  Möglichkeit  der  Steueramortisation  su  rechnen,  in- 
dem die  Steuer  (bez.  die  StenertlberbUrdung  oder  Prägravation) 
auf  den  Kapitalwerth  der  Ertragsquelle  (des  lOttragsobjects)  rüok- 
wirkt,  eventuell  der  kapitaiisirte  Betrag  der  Steuer  von  diesem 
Werth  bei  Besitzwechsel  (Verkauf,  Erbgang)  abgezogen  wird. 

Bei  rOllig  gleiehm&ssigcr  Ertragsbesteuerung  all«  Kapitalanlagen  ist  da«  zwar 

nicht  zu  erwarten.  Aber  diese  Vorausspfzin  ■  iit  -Ijen  rejrelmässig  in  der  Praxis 
nicht,  weder  in  Betreff  der  einzeiaeu  Steuern  im  Vci  luiUiiisa  zu  tuuauder.  —  wo  nameut- 
lich  der  Leihzins  gewöhnlich  nicht  so  hoch  besteuert  ist  und  rCff  Allem  nicht  ho  sicher 
'^'ctroflcn  wird  als  der  Ertra?  von  Immubilicn  «nd  Gewerben  —  als  auch  innerhalb 
der  Objecte,  welche  zu  Einer  Stcucrart  gehören.  Eiue  „reelle  Vermögensbesten erung" 
droht  daher  leicht  bei  Bealitäten  nnd  bei  Werthpapiereo,  einschliesslich  nicht  Seitens 
des  (IIäiibl!;ers'  kündbarer  Obligationen,  ans  der  Grund-,  fiobände-,  Couponstcucr,  auch 
wohl  aus  der  (jcwerbesteuer  ^besonders  soweit  sie  deu  Kealitätenertrag  mit  trillt)  her- 
vorzugehen. —  (Vgl.  Schäfflc,  Steuerpolitik  S.  173  ff.,  193  ff.  Weiteres  in  den  be- 
züglichen Erörtornngeri  bei  den  directen  Steuern  [besonders  der  LeiludiiMteaer]  Uk 
meiner  Abhandlung  ülier  diese  Sfcnr'm  im  Sch<^nhcrg 'sehen  Hfsndbach.) 

3.  Erbachaftssteiiern  sind  nicht  überwälzbar :  eiu  Vor- 
zag. Spiel gewinnsteuern  sind  wohl  häutig,  aber  doch  nicht 
nnbediDgt  untiberwälzbar  (rUckwälzbar  auf  den  Spielbalter).  Bei 
selbstUndigeo  Steuern  anf  den  Conjuncturen gewinn,  z.  B.  des 
Grundeigenthums,  wäre  dagegen  mit  der  üeberwülzungstendenz 
mUtclst  Kttckscblags  auf  den  Preis  mehr  zu  rechnen. 
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4.  Bei  VerkehrsBteuern  sind  die  FUlle  za  unterscheiden, 
die  UeberwälanngsverhältnisBe  liegen  danaeb  veraohieden,  aber  öfters 
aweifelhnft. 

Steuern  auf  Rechtsgeschäfte  zwischen  ven>chicücnen  Personen  (Besitzwechsel 
von  Iintnobilien ,  Waaren,  Wcrthpapicren ,  Verträge)  sind  (ibcrwälzbar  und  werden  je 
nach  dcu  (yuujuacturen,  Goäcbäftsrerhältui:>sen,  fti^onomischor  Stellung  und  Stirke  dor 
Betheiligten  Iwld  ganz  vom  Einen,  tMid  vom  Anderen,  bald  ron  Beiden  in  Quoten, 
eventuell  rcrtrairsmissig,  getragen  werden:  eine  htcuerpulhisch  bedeiiUiche  Seite,  weil 
d&9,  was  im  <  oiicreten  Fall  geächiebt,  nicht  allgemeio  vurauszus.Jicn  ist.  —  ^Lauche 
Yerkchrsstcuem  an  lcrcr  Art,  z.  B.  auf  Orknnden  dcciarireuden  Inlialts  oder  einseitiger 
Verpflichtung  (Wechsel)  werden  geverbeetenerutif  wiiken  und  ttbenrilsbar  Mio«  aber 
unsicher,  wie  Ertragsstoucm.  — 

5.  Iniirre  Verbrauchssteuern,  welche  sieli  an  deu  Pro- 
duet  i  n  11 V 1) 1  r  i  0  b  fi  n  s eh  1  i  e  s se n  (Salz-,  Tabak-,  Zucker-,  Ge- 
tränkc'stoueni .siud  regelmässig?  als  iudireote,  welche  auf  den  Käufer, 
bez.  Consumenten  mittelst  Preisautsehlags  iiberwälzt  werden  sollen, 
geplant.  Diese  lieber-  oder  Fortwälzur);r  kauo  geÜDgen,  nament- 
lich in  einem  geseldossenen  Wirthschat'tsgebiet  und  auch  sonst, 
wenn  angemessene  Kinliibrzidle  auf  roncurrenzartikel  des  Auslands 
bestehen,  und  gelingt  auch  wobl  hiiutig  und  mehr  oder  weniger, 
auch  ganz,  vollständig.  Aber  auch  andere  Wirkungen  sind  nicht 
unmöglich  und  werden  öfters  eintreten  an  Stelle  der  Fortwälzung 
auf  den  Preis  oder  in  verschiedener  Weise  combinirt  mit  ihr. 

So  Rückschläge  auf  allo  Lei  Production.  Vcrtrioli,  Transport  des  Steucrobjocts 
und  der  zu  seiner  Horstciliuii:  üieueudcu  Stolle  bcscLuiugten  Personen,  auf  deren 
Gewinne,  Ll^hne,  ITntcrneliiiiiHi^^crträge.  Vicht  minder  sind  Combinationen  von  Wir- 
kungen letzterer  Art  und  auf  Preise  mit  solchen  auf  die  Qualität  u.  s.  w.  mQ^'^cb. 
Endlicix  können  gerade  hier  die  WirLuogcn  auf  die  verüchiodcucn  einzelnen  Pro- 
dactionsbetriebe  renchieden,  anders  für  die  schwlebenii  als  füi  die  stirkeren  «ein; 
je  nach  Umständen,  hesondrrs  bei  ir-  n^iss' ii  Hi  stenerungMDeUieden,  AbwtllQOffM,  Mieli 
wie  bei  Ertragssteuern  Steueramortisationen  eintreten. 

WettervSbuDgen  selcher  Stenern,  welehe  einmal  Im  Preise  des  Artikels  auf  den 
Consumenten  fortirowTilzt  sind,  Seitens  dieser  Steuerträger  auf  Andere,  z.  B.  der 
Arbeiter  auf  Arbeitgeber  und  K&ufer  und  Cottsumenteu  der  Arbeitserzongnisse  sind 
scliwierif  und  praetlscli  wohl  nur  selten,  anch,  wie  schon  gesagt,  an  b^enkllclmte 
Voranssetzungen  gebunden. 

Das  ISäst  sich  mit  dem  deductivcu  Verfahren,  wenn  es  hchtiic  gohandbabt  wird^ 
ableiten.  Ein  gater  Beleg  ist  das  Ergebniss  der  schOnen  and  feinen  Stallstischen 
üntersuclniiiij:  von  Sc  Ii  an  z  Uber  die  baiorische  Mal/>teuer:  es  ergiebt  sich,  „dass  die 
Wirkung  einer  Verbrauchsstouer  eine  mannigfaltige  ist.  Von  einem  glatten  ein- 
fachen Process  kann  absolut  keine  Bede  sein.  Die  verschiedenen  Möglichkeiten  der 
rLberwüI/uiii:.  wie  Vi  im  lilcchtcrung  der  Qualität,  verbesserte  Production  in  Verbin- 
dung mit  Grossbetrieb,  KUrznng  des  Gawimis  beim  Producenten  und  Ausschänker, 
Steigerung  der  Preise,  kommen  alle  thats&cblich  vor  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  alle  gleichzeitig  im  einzelnen  Falle  bruchstückweise  zusammenwirken.  In  der 
Regel  wird  aber  die  Wirkung  vor?:ng:^w'eisf>  narh  d^r  oinen  oder  arideren  titung 
vor  sich  gehen.  Man  kann  jedoch  uicUt  behaupten,  da^s  die  UebLTwaUniiti;-  im  l^reiv 
auch  nur  die  Hehrheit  der  Fälle  bilde'".    (Schmoller's  .lahrburli  S  i,  i 

Besonders  romplicirte  und  eigf'nthuinürhe  Verlilltnisse  tler  Bildiin)?  des  Inland^- 
preiüüs  eines  Veibrauchssteuerartikels  und.  davon  abhängend,  «ler  melir  oder  minder 
hohen  effectiven  Besteuerung  der  Cousumentca.  kurnmcn  in  Felge  der  vorschiedeuea 
Hesteaernngsmetbode,  versohiodenen  Einiichtang  und  fiomnssang  dor  Steaermcbver- 
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Rütiinpen  bei  der  Ausfuhr  (drawbacks,  Exponboiiificatioiien '  und  «ier  fJew&bruDp  und 
BerecbaaogswaiM  ofieuer  oder  rerhuUter  Ausfuhrprämien  vor,  so  bei  Zucker,  Spiiitiu. 
TOese  Poneto  rind  in  der  n«ii«reii  8p«cialUtentar  Uber  diese  Btenera  nit  berttcMcihtift 

worden.  licsonJors  in  den  Schriften  von  Lexis  ffranzösiscbo  Ausfuhrprämien),  von 
V.  KaufmaoA  (Zuckerindiulrie) ,  i,  Wolf  (BrauDtveiusteoer,  Zockersteuer).  S.  z.  B. 
von  letzteren  die  AnsflttiTaiigen  hi  der  Tobinfer  Zellaehrlft,  B.  88,  und  im  Finanz- 

archiv  B.  HI,  mit  Versuchen  der  Bcrecbntinp  der  scliliesslinhen  offectivcn  itiländisrlu  n 
Steuerbelastunfi^  des  Zuckers,  wie  sie  Bich  unter  dem  Einflnss  des  AusfuhrprAmien- 
Sj'btems  ergiobt.  Vgl.  auch  Fin.  III,  §.  147  (Zucker  in  England).  266  ff.,  271  ff. 
(diifl.  in  Fraakreicli). 

6.  Innere  Verbraochssteiiern  io  Monopol  form  (Tabak,  8a]z 
Q.  8.  w.)  haben  den  groBMn  Yonng,  das  UeberwÜlzangsproblem 
einfach  and  sicher  sn  IOmd,  indem  sie  gestatten,  im  Ifonopolpreise 
den  Oottsamenten  genan  mit  dem  beabsichtigten  StenerBatae  zu  be- 
lasten. Fttr  die  Weiterwilsnng  solcher  Stenern  gilt  dasselbe  wie 
von  deijenigen  anderer  innerer  Verbrancbsstenem  nnd  Zölle. 

7.  Finanz-ElDfahrEOlle  fttr  Artikel,  welche  anschliesslich 
ans  dem  Anstand  bezogen  werden,  wie  frtther  fast  alle,  jetzt  noch 
▼iele  Colonialwaaren,  oder  fttr  Artikel,  deren  inl&ndische  Goncnrrenz- 
prodacte  genau  der  gleich  hohen  Steuer  nnteriiegen,  werden  wohl 
in  der  Regd  den  Inlandspreis  um  den  Zollsatz  roll  und  ganz  er- 
hohen, selbst  noch  um  mehr  als  das,  soweit  weitere  „Anslagespesen" 
(Zinsen  n.  dgl.)  dem  Kaufmann  mit  zn  vergüten  sind. 

Doeh  ktanen  zeit  wellig  RQckeohlige  ia  HendeleoonjaBctoTeii,  Terfehlte  Speen- 

lationoii  auch  deui  Kiiufmaiui  bdnc  Zollanslagen  tlu-ihveixj  oder  sc\h<t  oinraal  ganz 
uarergUtet  lassen.  Ferner  i^t  bei  boheo  ZöUea  und  bei  grösserer  Bedeutung  des  lo- 
?aiMbabsalMe  ftr  das  ProdaetionsgeUet  ond  fBr  den  Weldiaiidel  immerfiiD  dve  Resetion 
i  it  den  Preis  im  Au^lando  und  auf  die  üewiiiDr  der  Prudu«  t^ntL-n.  Händler,  Trans- 
portunteruehmoogeo  nicht  ausgcsciilo6seD,  vcim  auch  Ux  aUgomoincrcr  Weise  und  aaf 
die  Dauer  nicht  sehr  vabnchefnlicb.  8.  oben  §  15t. 

8.  Verbranchssteuern  in  Form  von  Thorsteuern  odei  Uctrois 
auf  Artikel,  welche  nnr  ausserhalb  des  Oi-ts  erzeugt  oder  bei  Er- 
zeugung im  Orte  wirklich  genau  derselben  Sten-  r  imterliegeD,  sind 
Ubnlich  wie  Finaozzölle  zn  beurtbeilen,  d.  h.  nie  werden  in  der 
Hegel  den  Ortspreis  «m  ihren  %'ollen  Satz  erhöhen. 

Doch  siud  aU(  h  hier  Modiäcaüuncu  die^r  Wirkung  nicht  ausgeactii(/äüeu,  i.  B. 
in  Folge  ron  Keactionon  der  Steuer  auf  den  Preis  ensserbalb,  auf  BeCrtebsrerhUtDÜKe 
in  Production  und  Handel  ;Conccntratioii). 

9.  Schatz z Olle  auf  Industrieerzeugnisse  und  vollends  auf 
Agrarprodncte  des  Auslands,  welche  auf  dem  inländischen  Markt 
mit  heimischen  Artikeln  concnrriren,  habrn  regelmässig  nicht  ein- 
fache  Wirkungen  I  z.  B.  in  Bezog  anf  die  Inlandspreise ,  sondern 
mehr  oder  weniger  complieirte. 

S.  §.  151.  I>io  Tcndonz  zu  ein' r  Frhöhung  der  Inlandspreise  fUr  die  <'in'.r'^- 
fftbiteu  und  weiter  selbst  für  die  inläudi^-chen  Waareo  besteht,  aber  wie  weit  sie  sieb 
TolUebt,  hingt  roa  ntnebeclei  TerseUedeaeD  tJmstiiMleo  ab.  Eine  tbeilvelse  Ueber- 
wilnuig  dieser  Zolle  Mf  dae  Aiidand*  anf  dea  Kantoann,  nehr  Boch  den  Fiadbt- 
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rührcr  und  ilon  riodu'"  1,  k.uiii  tniitrcttüi ,  b.  sonders.  w>»nn  das  Ansland  sicli  der» 
Absatz  in  erhalten  2U(  h  ;nii>s  und  sucht.  Die  Entwicklung  der  ioluiidiachäu  Fru- 
duction  (KübenzQcker!)  knint  ailuialiir  &acli  das  nlli;«  meino  Weltmarkt-PrdSBireau  mit 
beeinflussen  (technische  Forts<  luitt-^ !).  So  siiiij  wieder  inaiinigfaltigre  verschied- nc. 
zeitweilige  and  bleibende  Wirkunguu  innglieli  und  iiielir  oder  weniger  wahrscheirilich, 
dafDüter  auch  solche,  wclcho  die  Bcl.tbtiin<^^  <Ier  CunHiinieaten  uit  dein  Zoll  atifhebca 
•  '  I'T  vTiuindern.  Die  versehiedene  Lage  der  Unternehmungen  in  der  Iii  Instrie  und 
I.andwirthrichaft,  die  leichttifc  Betriobsconcentratioo,  grössere  Beweglichleit  des  Kapi» 
tals,  kUjzere  Dauer  des  Kapitalonucbiags,  itSikere  Bc^inflossong  der  Untornebmor 
durch  rein  wirth^^i  hafdi(  Ii  '  ErwJigongcn,  bessere  l?nrh-  und  RechnouLTsfulining, 
grossere  Transporttähigkeit  der  iDdastrieprodacto,  grössere  Einhcitlicbkeit  von  Markt- 
und  Preisbildung  n.  t.  a.  ni.  in  der  Indastric  verglichen  mit  der  Landwirtfasehaft 
wird  die  allgemeiner':  Tirr.\  irkunjE:  eirie<:  Schutzzolls  auf  den  Inliindsprcis  rcf^olmllssijf 
juelir  bei  Industricproducten  als  bei  Agrarprodacteu  erwarten  lassen.  Aber  im  con- 
creten  Fall  miigen  die  rerscliiedenttca  Umstinde  anelb  ein«  Modlficaüon  dieses  SeUasscs 
veranlassen. 

Auch  dieser  kurze  Ueberblick  der  UeberwälzungsverbUltnisse 
bei  einzelnen  Steuerarten  I)e8tätigt  das  Ergebniss  der  früheren  Er* 
örternngen  tlber  die  Ueberwälzung  im  Allgemeinen,  wie  es  in  §.  150 
znaammengefasst  wurde:  ,,e8  ist  nicht  möglich,  die  Wirknngen  im 
Voraos  allgemein  sicher  feBtsnfttellen  oder  selbst  naehtrSglieh  sicher 
zn  ermitteln*^ 

IX.  —  §.  154.  Wirkungen  von  Steuererlassen.  Die 
allgemeinen  Regeln  der  Ueberwttlznng  nnd  die  hier  abgeleiteten 
speciellen  bei  einzelnen  Stenerarten  finden  aoeb  auf  die  umgekehrten 
Vorgänge,  nemlicb  anf  die  Wirkungen  Ton  Aufhebungen  und 
Ermässigungen  bestehender  Stenern  in  entspreehender  Weise 
Anwendung.  Auch  hier  sind  die  VerhUtnisse  nur  viel  complieirter, 
die  Wirkungen,  z.  B.  auf  Preisyerminderung  bei  Verbrauchssteuern, 
Zollen y  viel  ungewisser,  besten  Falles  langsamer,  Überhaupt  die 
Wirkungen  mannigfaltiger,  nfebt  immer  nur  in  der  Richtung  der 
Preisbewegung  vor  sich  gebend,  als  die  ältere  mechanistisehe  Ver- 
kebrstheorie  angenommen  hat  Daher  in  der  Praxis  oft  Entülusch- 
nngen,  wobei  freilich  auch  Illosionen  Uber  die  mögliche  Grösse  des  Ein- 
flusses, welche  auf  falschen  Ansichten  von  Höhe  nnd  bisheriger  preis- 
steigernder  Wirkung  der  Steuer  beruhen,  leicht  unterlaufen.  Anderseits 
ist  die  Leu fiiHing  jeden  günstigen  Einflusses  solcber  Maassregeln  auf 
<len  Preis  ii.  s.  \v.  wieder  mir  ciue  entgegengesetzte  falsche  Verall- 
m  iiiL'iin  ruii{^  von  theilweise  wahren  »Sätzen  und  eine  einlache  Hin 
siuliiu]^  von  Möglichkeiten I  vielleicht  WaUrscbeinlichkeit^u,  als 
Gevviöbheiten. 

Die  genaue  Ermitte1iin<r  <les  Sachverhalts  bietet  bei  der  Vemickeltheit  der  caii- 
salon  und  conditiunellen  Vcrhultnisse,  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Preisgestaltung,  sehr 
er^se  Schwierigkeiten.  Daher  sind  die  Ergebnisse  auch  sorgfaltifrer  statistischer 
Lntcrsuchuiigcü  iiniucr  wieder  unsicher.  Vgl.  indessen  die  genannte  Arbeit  von 
E.  Laspeyres  in  der  Ucstcrreichischen  Statistischen  Monatsschrift  1877.  —  Ent- 
tinachniigeii  Ober  die  Folgen  der  AofheboDg  der  Octroit  ftir  vohÜeUere  Preise  in 
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Büigicii.  Der  Zwiscli-'iiliandtl  wthti  diu  Steuererlasse  für  sich  aDszunutz<:n.  Auch 
äteigt  ercutaell  die  Zahl  der  Znrischeitbändlcr  und  &bnlicber  PenoDen  bei  einciu  uu- 
venteaerten  Artikd*  mi  wiedenm  «In  ffentigondos  Henbgdien  der  PnlM  Uadeit. 
S.  Uber  Belgien  r.  lieitzenstein,  in  Conrads  JahrbUcherD,  B.  43  (N.  F.  9,  1884), 
S.  270  IL,  mit  Aasfabruogea,  welch«  fQr  die  Uebenriiziuigsfrege  auch  sonst  beacbteos- 
WbHh  sind.   Vgl.  aneb  neiiinaiiii  im  Sobtaberg'flcbfla  Handbnoh  T,  S.  A.,  8.  289. 

X .  —  §.  155.  S  c  U 1  ü  s  «  e  I  ii  r  die  W  a h  l  d e  r  S  t  e  iie r  a r  t e ii. 
Kur  gewisse  Tendenzen  der  TTeberwHlzung  lassen  sieh  nach 
dera  Vorausgebenden  für  die  Hentcucrinig  ilberhaiipt  und  fUr  die 
einzelnen  Steuerarten  ableiten  und  einigerina:i«scn  durch  die  Er- 
lahrung  bestätigten.  Auch  sehoii  diese  Tendenzen  sind  mannig- 
faltiger, als  die  iiltere  Theorie  annahm.  Sie  vollziehen  sich  im 
wirthschal'tlichen  Verkehr  auch  schwieriger,  langsamer,  werden  mehr 
gekreuzt  und  dadurch  modificirtj  als  mnn  ehemnls  voraui^setzte.  Mit 
feinerem  deductiven  Verl'ahren  nnd  unter  Beihilfe  methodischer  Be- 
obachtungen und  statistischer  l  ntersnchnngen  liess  sich  das  Jetzt 
genauer  nachweisen.  Im  concreten  Fall  müssen  daher  alle  Voraus- 
sagungen mit  weit  grösserer  Vorsicht  erfolgen.  Wie  beim  Rückblick 
und  bei  der  Zergliederung  der  bisherigen  Wirkungen  einer  Steuer 
öfters  nur  ein  „non  liquet",  so  ist  für  die  Zukunft  die  Anbringung 
manches  Fragezeichens  bei  jeder  Voraussage  geboten.  Das  AUes 
ist  in  der  Frage  der  Wahl  der  Steuerarten  tu  beachten. 

Dennoch  gebt  man  auch  hier  zu  weit,  in  einer  begreiflichen, 
aber  darum  noch  nicht  berechtigten  Reaction  gegen  die  absoluten 
Sätze  der  älteren,  rein  abstract  dedoctiv  verfahrenden  mechanistischen 
Ueberwälsnngstheoriei  wenn  man  jeder  derartigen  Theorie,  auch 
der  geläuterten  neueren,  jeden  Werth  für  die  Wahl  der  Steuerarten 
in  Wissenschaft  nnd  Praxis  abspricht  nnd  meint,  dass  auf  diesem 
Gebiete  „nnr  Ungewisses'*  ansgesagt  werden  könnte.  Oerade 
gewisse  H an ptt enden zen  und  die  ihre  Wirkungsweise  and 
Wirlrangsrichtang  modificirenden  Momente  lassen  sich  immerhin  so- 
weit ermitteln,  dass  ron  dem  Brgebniss,  wie  sonst,  so  auch  in  der 
Frage  der  Wahl  der  Stenerarten  Gebranch  gemacht  werden  kann. 

S.  scbon  ob<m  §.  lUO.  besonders  S.  244.  Auch  oben  ^.  13S,  139  Uber  dio 
literarische  Behandlung  der  üeberwälzungslohro ,  wo  bereif«  rl^r  rrine  Sicepticismns 
abgcwieMii  wurde.  Ea  ist  Mch  hier  dieselbe  einseitige  uud  Ubertreibende  Keaction 
wie  bei  manchen  YertTetera  der  »hbtoriadien**  Nationalökonomie  Oberhaupt,  die  den 
Wald  vor  laut- r  Rfuiuicn  iiirlit  selirn  und  sich  darob  'wnndcr  wi^^  woisc  dünken,  weil 
ihre  Uegncr  mitunter  vor  lauter  Wald  einige  Bäume  nicht  geuug  bcacbteteu.  liasa 
die  „exacto  indactire  Forschung^  Air  sich  allein  auch  nicht  eMade  ?iel  weiter  Itthit, 

Deiltiction,  kann  fretllch  in  der  Ueberwalsangsfrage  einmal 
ad  homioem  demonätrirt  werden. 

Aus  der  vorausgeschickten  LIeberwälzungslehre  wird  man  zu- 

nttobst  tlUr  die  Wahl  der  Stenerarten  den  Schlnss  ableiten  dürfen, 
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ja  mflsaen,  dass  gerade  wegen  der  Verwickeltheit  des 
Ueberwälsangsprobleme  und  der  aohwierigen  Ueber* 
sehbarkeit  des  UeberwftIzangsprocesBes  and  seiner 
Ergebnisse  dieWahl  der  Steuerarten  ungemein  wichtig 
ist:  denn  anf  optimistisch  angenommene  genüg  ende  Ausgleich- 
ung von  Ungleichmftssigkeiten,  anf  eine  sich  dnroh 
Selbstregelung  vollsiehende  richtige  Steuervertheil- 
un  g  Icann  man  sich  danach  gar  n  ic h  t  ▼  er  1  a s s en.  „Alte  Stenern*' 
sind  demgemäss  durchans  nicht  immer  gut  geworden,  Mängel 
neuer  Stenern  werden  dorch  Ueberwftlzung  nicht  oder  nicht  aus- 
reichend aosgeglichen. 

Man  wird  daher,  eben  dieser  Verb&ltnisse  wegen,  die  Steuer- 
arten so  wählen,  das  Steuersystem  so  einrichten  müssen,  dass  von 
dem  nnsieheren  Ueberwälzungsprocess  nicht  erst  die 
Beseitigung  von  Mängeln  in  Bezug  auf  die  richtige 
voUswirthschaftliche  Vertheiluug  der  Steuerlast  auf 
die  Steuerqneiien  und  in  Bezug  auf  die  richtige  Yer- 
theilung  dieser  Last  auf  die  Steuerpflichtigen  erwartet 
wird.  Vielmehr  gilt  es,  m<$glichst  von  vornherein  Steuerarten  zu 
wählen,  welche  in  diesen  Beziehungen  den  riehtigen  Prindplen  der 
Theorie  und  Postulaten  der  Praxis  ents])rechcii,  daher,  soweit  un- 
vermeidlich anf  Ueberwälzung  dabei  Rücksiebt  zu  nehmen  Ist, 
solche  Steuerarten,  deren  UeberwUlzung  überhaupt  nicht  so  leicht 
oder  mit  grösserer  Wahrscheinliclikcit  in  bestimmter  Richtung  zu 
erwarten  ist,  damit  man  die  Wiikuii^cü  übersehen  kann. 

Kommt  man,  wie  freilich  oftmals,  mit  solchen  Steiieraiteu  üiebt 
aus,  z.  B.  weil  ihr  Ertrag  niclit  gentigt  oder  weil  sie  andere  prin- 
cipielie  oder  [»raetisehe  Bedenken,  etwa  in  Widersprüchen  mit 
anderen  Steuerprincipien ,  bieten,  so  kann  man  allerdings  nicht 
umhin,  auch  nach  den  wahrscheinlichen  Ueberwälzungs Verhältnissen 
niisslichere  oder  wegen  der  Ungewisöheit  dieser  Verhältnisse 
dunklere  Steuerarten  zu  wählen.  Aber  man  muss  dann  daraus 
wieder  die  Consequenzen  ziehen:  z.  B.  wahrscheinlich  nach  unten 
mehr  drückende  Steuern,  wie  manche  iudirecte  Verbrauchsstenern, 
durch  nach  oben  mehr  belastende,  wie  Einkotnmen-,  Vermügeu- 
steuern,  ergänzen;  aiicli  erforderlichen  und  nif  glichen  Einricht- 
ungen treften ,  um  eine  gewollte  oder  nicht  gewollte,  im  Verkehr 
aber  (kiinoch  nicht  oder  dennoch  gerade  oder  nicht  genügend  oder 
in  anderer  Weise,  als  gewollt  oder  nicht  gewollt,  sich  \  ollziehende 
UeberwälzuQg  zu  erleichtern,  zu  erschweren,   zu  compenairen. 
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Letzteres  z.  B.  dvreh  EinfUgaog  einer  anders  wirkeDden  Stenerart 
alB  Glied  in  das  Stenereyetem. 

Vom  Standpuiict  (icr  Ueberwälzungslehre  kann  luau  dann  docb 
wohl  iür  die  U  ahl  der  Steuerarteiij  für  die  Einrichtung  des  8teuer- 
systeniü  und  iür  die  stets  connexe  Frage  der  Bedarfsdeckimg  zu 
folgcudcu  drei  immerhin  positiven  Ergebnissen  kommen. 

1.  £8  sind  danach  allgemeine,  gleichmäBsige  direete  Per- 
sonal-, (Einkommen-,  Classen-,  Vermögens-) Steuern,  weil  sie 
seltener  nnd  scliwieriger  fortgewälzt  werden;  ferner,  weil  sie  on> 
mittelbar  nnllberwälzbar  sind,  Erbschaftssteuern;  weiter  Ver- 
brauchs steuern  in  Monopolform,  weil  sie  mittelst  Preiserböbnng 
genau  io  der  beabsichtigten  Weise  den  Gonsnmenten  belasten,  sich 
also  demgemäss  rationell  in  das  Steuersystem  einfügen  lassen,  auch 
einzelne  Verkebrssteuem,  weil  Ton  ihnen  Analoges  gilt, 
passende  Stenerarten. 

W6it«r«rllzaiif«ii  vom  Steuembler,  z.  B.  bei  dlnctea  PersoDabtenem  auf 

Arbeiter,  ,,!ileitie  Leute"*  siml  zwar  nicht  aoatOglich,  aber  doch  anch  scliwierig  und 
aa  so  compUcirte  YoiaassetzuDgeu  gubuiiden,  da^s  man  darauf  schwer  bei  der  Wahl 
der  Steaerarten  und  der  Gestaltung  des  Steoersystems  Rackaicht  nehmen  kann.  Bei 
den  erwähnten  Stenern  dürfen  also  doch  im  Ganzen  die  Sicucr/ahlor  als  cndg-iltif^o 
Träger  gelten.  W&re  es  mö|{lich,  mit  diesen  Steuern  auszniiocüiDon,  was  regelmfiääig 
nicht  möglich  sein  wird,  nnd  andere  Bedenken,  VeistOsiie  gegen  andere  Steuerprin- 
cipieii.  Welche  diese  Sfeiiern  etwa  bieten,  bei  Seite  in  sct/cii .  was  rcgelmibsig  aucli 
nicht  angeht»  so  h&tte  man  ein  Steuersystem ,  bei  welchem  die  Ueberv&izungsfrago 
keine  oder  riel  weniger  Bedenken,  als  bei  den  Systemen  der  Theorie  nnd  Pravis  hOte. 

2.  Dire  ete  Ertragssteuern,  viele  Verkch  t  ssteuern,  innere 
Verbraiic  hsöiL'iicrn  und  Zölle  schliebsen  \vej;eii  der  Vcrwickelt- 
heit  und  scliwierigen,  mitunter  gauz  versagenden  ßereclieubarkeit 
des  üeherwalzungsprocesses  vom  Standpunct  der  Ueberwälzungs- 
iehre  weit  mehr  Bedenken  in  sich  ein:  sind  danach  un- 
|)af???cnde  oder  wenig  passende  Steuern,  die  man  fi'cilich 
gleichwohl  aus  anderen  triftigen  Gründen,  auch  wegen  mancher 
speoifischer  YorzUge,  nicht  CDthchreu  kann. 

Auch  die  Wci terwäl/ungen  entziehen  ^icli  noch  mehr  der  Contrule.  Namcnt- 
Uch  die  Wirkung  auf  den  Preis  and,  was  oigentUch  auf  dasselbe  hinausläuft,  auf 
die  Qaalit&t  des  FlMducti  hoi  ZMlen  tind  Inneren  Vertraneiusteaem  ist  seltwer  zu 

bestimmen,  ein  iKicbtheiligcr  Ui»terscLic<i  gofreniiber  den  Monopolen,  der  mit  diesen 
Steuern  concurrireudon  Steuerform.  Soweit  aber  der  Preis  erhöht,  die  Qualität 
rerringert  wird,  ist  bei  der  Fraglichkeit  nnd  Complicirtheit  der  Weiterwftlzongen 
solcher  Steuern  vom  Consnmeatcn  auf  Dritte,  namentlich  vom  Arbeiter  und 
„kleinen  Mann''  auf  den  Arbeitgeber  und  vollends  auf  die  Käufer  der  von  diesen 
Arbeitern  hergebtotlten  Productc,  die  endgiltige  Belastung  der  Consumenten  mit 
den  betreffenden  Steuerboträgen  als  das  Moment  anzuerkennen,  nach  welchem  bei  der 
Beurrlieiluag  einer  solchen  Steuer  tind  bei  der  Eintuhrung  derselben  in  das  Steuer- 
system zu  enbcheidcu  ist:  doch  wiederum  ein  nicht  unwichtiges  positives  Ergebuiss 
der  UeberwftlzoDgsIebre. 
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3.  Da  man  mit  der  erstgenanuten  Steuergruppe ,  deren  Ueber- 

wälzuDfcsverhältnisse  weniger  Schwierigkeiten  oder  Hedenken  bieten, 

regelmässig  nicht  allein  auskommen  kann,  du  die  zweite  Gruppe 

so  mancherlei  erhebliche  Bedenken  iu  Betreff  dieser  Verhältnisse 

bietet,  so  gelangt  man  folgerichtig  wieder  zu  dem  Schlnss,  dass 

gerade  auch  wegen  dieser  Umstände  die  Offenhaltnng 

oder  Neu er?jffnnng   anderer  öffentlicher  Einkünfte, 

des  Gebühren  Wesens,  des  Privaterwerbs,  demgeniäss  auch 

die  erlordcrliche  Erhaltung  von  öffentlichem  Eigcnthnm 

ao  „Ren ten(|u eilen"   und  die  Vermelirnng  solchen  Eilsen 

tbnras,  unseren   früheren  Auseinandersetzungen   und  der  These 

V.  Falck  8  gemäss,  cm  ])  i  l  hlenswerth  ist. 

S.  Fio.  l,  g.  217  uod  ^»^^m,  üben  76,  107, 108.  ?.  Fftlck  a.  a.  0.  S.  204  if., 
wogeren  Boich«r'fl  oben  8.  S94  enribnter  Einwand,  d«r  nneli  ron  Recenwnten 

r.  Fiidck's  wolil  sonst  gemacht  worden  ist,  mir  nniiohtig  endieint. 

Diese  Ergebnisse  der  Ueberwähangslehre  werden  daher  doch 
fUr  die  Bildung  des  Stenersystems ,  die  Wahl  der  ein- 
zeln6n  Steuern,  Steuerobjecte  nod  Steuererhebun gs- 
arten  als  vielfach  wichtig  anerkannt  werden  mtlssen.  Fingerzeige 
geben  sie  genug  für  das,  was  rftthlich  und  schädlich  ist.  Das  wird 
sich  in  den  in  Kapitel  4  und  5  und  in  der  speeiellen  Steaerlebre 
anzustellenden  Er9rternngen  oitmals  seigen. 


Dritter  TlauptabsehnHt. 

Die  Friuoipien  der  Gorochtigkclt  oder  der  gerechteu 

Steuervertheiluncp. 

1.  AbschntlL 
Oereehte  Stenerrerthellniiir  Im  Allsreiiielnen. 

§.  15Ü.  Vor beiDorkangcn  zur  UrionliraAf;  und  Literatornncli- 
«reisnnf  en. 

S.  oben  die  Vorbemerkungen  zu  diesem  ganzen  Kapital,  §.  122,  123,  in  B.  zug; 
auf  «lie  Literatur,  auf  deren  Kritik  und  auf  die  Abweichungen  meines  eigenen  Stand- 
jMincts  und  der  Behandlungsweise  der  Streitfragen,  welche  daraus  hervorgeht. 

In  der  ausdrücklichen  Einräumung  di^  Vorrangs  der  finanzpolitischen  und 
auch  der  volkswirth-'  li.ifllicht'ii  Steucrprincipicn  vor  denjenifrcn  der  Gerechtigkeit 
stimme  ich  mit  Nasac,  II«;1<1  ii.  A.  ubcrciii.  Aus  solcher  Auffa»uiig  folgt  aber 
nicht,  wie  Held  anzunehmen  scheint,  dass  die  „Gorechtifkcit"  in  der  Besteuerung 
überhaupt  ein  untergeordnetes  Mom -rif  sei.  Das  wird  auch  nidit  dadurch  bc^^rtlnd<}t. 
dasä  CS  .,ein  einfaches  allgemein  aacikuuuicä  und  allt^euttiin  auwendbares  Princip  der 
(ifircchtigkdt  nicht  gebe,  wie  schon  der  nie  zu  schlichtende  Streit  darüber  beweis*, 
oh  dem  Steuersystem  im  Ganzen  die  Proportion  oder  die  Progression  zu  Grunde  liegen 
müsse"  (üeld,  Gutachten  über  Peräonalbesteuerang,  S.  24,  vgl.  auch  dörsälbe  in 
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Coui-ftd't»  Jahrbüchern  1878,  II.  236  tf.,  und  Uber  „UerechUgkeif'  iu  der  YolUwiOli- 
schaft  QberiiMipt  in  «efnem  ChnmdifsB  ffkt  YoridsaDgon  lkb«r  NationaiOkoBomie,  2.  A., 

S.  71).  Ganz  rirlvtig-  safjt  dagegen  N.is^e  (Gulaclitcn  cb.  S.  T :  ..Darans  (dass  nem- 
lich  die  gerechte  Steucrrertheiluof  oicht  der  erste«  alles  Andere  beherrbcbende  Qe- 
richtsptinet  sei)  darf  mut  »ber  fMlieb  nicbt  andeneita,  wie  -ea  ancb  In  ueoerar  Zeit 
tiicht  selten  g-esi  liehen  ist,  die  Koljreronp  ziehen,  dass  der  G('s«-f/u-e)>er  der  Rücksicht 
aaf  gleichmassige  Steoenrerthcilurtg  sich  cntiicblagea  dürfe  und  dass  die  Frage,  iraa 
ist  fldcbrntalge  StenenreTtheilong,  eine  mOsitige  sei.  Vielmehr  sind  vir  dorcbaoa 
ilor  Ansicht,  dxss  lilK-rall,  wo  ni(  lit  die  T  rii a 1 1  ii  n ;r  oder  di'j  Zwecke  des  Staats 
bestimmte  Forderaogen  stellen  —  [aacb  hier  r&umt  Hold,  GutAchten  S.  24,  zu  fiel 
ein,  wenn  er  aagt,  die  Frage  nach  den  irirtbtchalttieben  Imtereaaen  der  Gosanint- 
heit  der  üntcrthancn.  der  einzelnen  Stände  (?)  und  des  Fiscus  müsse  immer  in  den 
Voideigrand geschoben  verdenj  —  Gleichmäasigketl  iu  der  Steuerrcrtheilaog 
herrecben  mnaa  ond  veiaen  daher  die  Frage  nach  dem  Princip  glcichmassiger 
Steuervortheilutisr  lieineswegs  von  uns  ab,  denn  ohne  einen  solchen  festen 
Richtungsponct  wurde  nicht  abzusehen  sein,  wie  man  eine  bodenlose  Willkür 
rermelden  wollte."  Aach  Neu  mann  (progressive  Einkommensteuer  S,  IOC)  sagt 
mit  volUtem  Recht  in  Bezog  auf  das  (krcchtigk'its;iroblem  ond  Heids  Einwände: 
„was  der  Ges€t/?eher  von  um  verlangen  kann.  i>t.  dass  wir  uns  aus  principicllen 
Gründen  für  bestitninte  p rincipiello  Ziele  aussprechen.  Die  Ausfuliriing 
bleibt  natilrlkh  Sache  derjenigen,  die  das  Maass  der  Ausführungsmöglichkeit  nach 
den  lietrotioiidcii  Verli.dtaisseri  benrtheilea  können.  Aber  in  der  Idee  das  Ziel 
äuclicn,  das  Ideal  coDStruireo,  daä  ist  uns  [d.  h.  der  Theorie]  ilborlasseu  uud 
daran  haben  wir  fort  zu  arbeiten."  Diesen  vurtr<  ii  liehen  and  dareliaiia  zatrelfenden 
Worten  Nasse's  und  Neuinann'h  ist  nichts  hinzuzufügen. 

Wa!^  Held 's  weitereu  Kinwaud  mit  dem  Mangel  eines  einfachen  auerkannten 
und  anwendbaren  Princips  der  (iöreehtigkeit  anlangt,  ao  ist  es  eben  hier  die  Aufgabe, 
die  den  ..liistoriseLeir*  NationalOkoiioinen  besonders  nahe  liL-i^en  müsste,  alle  diese 
Fragen  der  gerechten  dtcuerrertbcilung  aus  dem  historischen  Standpuucte  aufzu- 
faaiien  und  ferner  das  Problem  gerechter  Stonoreitbeilung  in  Zn tarn men bang  mit 
demjenigen  !j:erechter  VeTtheilunjf  des  Nationaleinkommens  zu  bringen.  Ich 
beziehe  mich  fUr  den  ersten  Funct  auf  die  Bemerkungen  oben  in  §.  122,  123,  fUr 
den  aweiten  anf  die  aneh  flir  die  Sieaeilehre  grandlegenden  Erftitemngen  in  meiner 
„Grundlegung",  besonders  irn  2,  Kapitel  (der  1.  Ausisr..  Kap.  2  der  1.  Abth.  der  2.  Ausg.) 
Uber  „den  Bedarf  ond  die  liUnkommenlebre  vom  Vertheilungaatandponcte"  94  H., 
Aber  die  „Gonjonctni**  §.  T6  ffl,  über  die  Eigenthnmsonlnimg  nnd  ober  Kapital-  vnd 
Grundeigcnthiiiii  im  5.  Knpitel  (d.  h.  in  der  g^anzcn  2.  Abth.  der  2.  Ausg.).  Diireh 
diese  Anffassung  ergiebt  sich  eine  theilweisc  verschiedene  Motivirang  z.  B.  der 
Stenerprogression,  der  höheren  Beetenemng  des  fundirten  Einkommena,  der  erentoellen 
Freilassung  des  ,,E\isttjn/minimunis"  abweichend  auch  von  Autoren,  wie  Neumann, 
sogar  r.  Scheel,  und  von  Keueien,  weiche  wie  G.  Cohn,  Rob.  Meyer  gerade  gegen 
die  von  mir  ans  metner  Grandanfbaanng  gezogenen  Folgerungen  polemiairai,  w&hrend 
wir  alle  eigentlich  in  den  ste u erpolitischeu  Forderungen  vielfach  überein- 
stimmen, jedenfalls  nicht  weit  auseinandergehen  ^s.  n.).  Nor  j<>n  -  AofDusung  ermög- 
Kcht  es  aber  m.  E.,  za  einer  tieferen  und  festeren  Begründung  gewisser  Qwechtigkeits- 
postulate  und  deren  Consequenzeu  in  der  Besteuerung  zu  gelangen  und  Held 's  u.  A. 
Vorwurf  der  Willkür  abzuweisen.  Für  den  Keropunct  der  folgenden  Abschnitte  be- 
ziehe ich  mich  daher  auch  auf  die  genannten  Partiecn  meiner  „Grundlegung",  was 
ich  u.  A.  gegenaber  der  Kritik,  welche  diese  Abachnitte  finden  iMgeaf  anadmcklich 
henrorhcbe. 

Die  Kcchtspbilosoplten,  die  gerade  die  (jer>j«;hti.i;keilsi>riucipien  in  der  Bo- 
Stenerong  vor  AUem  hätten  klären  müssen,  kommen  auch  hier  über  va^^e  Allgemein- 
heiten nicht  hinaus  und  verrntbcn  überall  den  Mangel  nationalökonomiscbcn  Verständ- 
nisses. (S.  die  literarischoa  Angaben  oben  S.  80.)  Auch  noch  neueste  Schriftsteller 
berühren  die  Steuerfrago  kaum  oder  mit  einigen  nichtssagenden  Worten,  wie  z.  B. 
Lnsaon,  Reclitsidnlu^pbie  (1SS2)  S.  675:  „Princip  (für  die  Kestcuerung^  die  Gerechtig- 
keit, d.  h.  die  verhiiltüiiismaääige  Gleichheit,  uud  den  Maas^ätab  der  gerechten  Yer- 
thoilnng  bildet  die  Leistungsfähigkeit",  —  was  eben  erst  zu  bew'  iscn  ist,  und  eine 
Antwnrt,  Welche,  wie  die  erste  Smith's<-he  Repel.  das  ganze  Problem  noch  in  sich 
enthält.   Aul  die  Schwierigkeit  der  Durchfuhrung  weist  Laasou  Übrigens  auch  hin, 
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weshalb  der  Oesichtspunct  der  Ctorechügkeit  darch  deo  dv;r  Z«reckin&<«sigkeit  ergänzt 
und  modificirt  werden  müsse.  —  Atjrh  dio  Schriften  Uber  Ethik  streifen  diese  prac- 
tiüche  Seite  des  (iercchtigkeits-  und  SittlichkcitäpriDcips  höchstens,  v.  Jhering  ist 
ftuoh  in  der  Fonaetzung  des  „Zwecks  im  Kecht"  auf  dieses  Gebiet  noch  nicht  ge- 
kommen (s.  vorige  Auflage  S.  2S4,  NottO.  --  Die  Vertreter  der  theoretischen  Politik 
haben  dio  Fragen  gleichfalls  nicht  erheblich  getördert,  diejenigen  des  positireu 
Öffentlichen  Kcchts,  duiB  die  Historiker  berUhreft  höchstens  einmal  eine  solche 
Principieiifraj^c .  <!t'r,.n  t»enauere  Errir*frn>it^  ja  auch  ausserhalb  ihrer  Auf^jabe  liegl. 

Üie  Nationiilökonomen  und  Kiuaaz- oder  Steuerlheoretiker  haben  bich 
zv«r  iQgolnissig  melir  oder  weniger  eingebend  ond  scharf  mit  dfe»eii  !  r  il: m  aasein- 
andcrgüsetzt,  aber  bei  der  ibiun,  wenigstens  früher  allgemein,  mangelnden  histor- 
ischen Auffassung  und  bei  der  gleichfalls  fcblcaden  Behandlung  dieser  principieUea 
Ftagcn  der  Steueilehre  im  Zcaammenhang  mit  der  Lehre  von  der  Einkommon- 
vertheilung  und  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung  sind  sie  nieht  zu 
festen  Ergebnissen  gelangt,  (iewöholich  steht  B^ihauptung  g4igen  Behauptung,  l.  B. 
in  der  Conlrorene  in  Bezof  Mif  die  „Gleichheit  der  Opfer".  Aas  der  nationaloko- 
nomischen  Literatur  ist  daher  fast  nur  auf  Sclimoller's  Gruji  l^mir-^n  vnri  T'  ht  und 
Voiksnrirthschaft ,  besonders  Abschnitt  lY,  auch  V  (S.  94)  zu  verweisen,  wo  Ireiiicli 
die  GrArterung  zu  apliorlMi«eb  bleibt,  dann  »of  SebmoUerV  Abbandlang  ober  6e> 
rcchtigkcit  in  der  Volkswirth^^cliaft.  in  seinem  Jahrbuch,  1881,  wo  die  Frage  aber  für 
die  Besteaeraog  auch  nicht  näher  verfolgt  wird.  Vgl  sonst  noch  Mill,  B.  5,  Kap.  2. 

Ans  der  finanziellen  Litentor  a.  die  Gitate  oben  in  den  §§.  122,  12S. 
Zar  Literaturgo>cliirlite  der  fierechtigkeitsfragen :  Held.  Einkümmenstcuer. 
S.  121  Ii.;  Neu  manu  in  dem  Auidatie  „die  Steuer  nach  der  StcuerfUhigkeit",  in 
Connd's  Jahrbüchern,  bebenden  B.  85  (N.  F.  t)  8.  581  it;  Robert  Meyer,  Prin- 
Ci|lien,  in  dem  cr?tcn  literarliiMturi:?eh' n  Al);^i:liiiitt. 

Von  Einzelnen  n.  A.  Rau,  I,  §.  2öU  iL,  Umpfeubach  1.  A.  I,  104,  118  if., 
2.  A.  g.  70  ff.  passim.  Pfeiffer,  Staatseinnabmea  II,  16  und  Kap.  3—7;  r.  Rock, 
öffendicho  Abgaben.  §.  5;  Stein,  t.  A.  L  402  ff.,  414  ff.,  447  ff.,  481  il'..  5.  A.  passim 

1.  14S  IT.,  II,  2,  S.  :i46  ff.,  über  dio  Steuern  überhaupt,  U,  2,  S.  1  tf.;  Held,  Ein- 
kommensteuer, Kap.  5;  Neumann,  progressive  Eiiikommen»toucr,  Kap.  4  nnd  in  dem 
genannten  Aufsiuzc.  auch  passim  in  seinen  anderen  Arbeiten  Uber  Besteuerung,  Preis ; 
Nasse  und  znm  Thci!  die  anderen  Gutachtor  des  Voreins  für  Socialpolitik  über  Per- 
sonalbesteuerung;  v.  Scheel,  progressive  Besteuerung,  Tübinger  Zeitschrift  B.  31, 
8.  273:  Lehr,  kiitltiche  Bemerkungen  zu  den  wichtigsten  für  und  wider  den  pro» 
grcssiven  Steuerfuss  vorgebraehte»  Gründen.  IliMebrand's  Jalirbüclier  H.  2^ ;  S cli  m  o  1 1  er. 
preussische  Finanzpolitik,  Jahibuch  1877.  1  lU  Ü. ;  Kose  h  er ,  Fiu.  §.  \  '4  ü'. ;  Sc iiäf fle, 
Steuerpuli;ik  passim,  besonders  S.  21  ff;  Helferich,  im  ScbOnberg'schen  Handbuche 

2.  A.  UL.  allgemeine  Stciierlelire  0  ff.;  Vocke,  Abgaben  passim,  n.  A.  (in  der 
„dritten  Ülufe"  dca  „Verfassuiigt.ütaaies"')  S.  284  ff..  458  ff..  472  ff. 

Näher  »nf  meine  tpoeiellc  Auffassung  und  Behandlung  de^  (ierechiigkeitaptoblema 
in  der  Besteuernnp  -äwA  neuerlich  besonders  G.  Cohn  und  Kobert  Meyor  einge- 
gangen. S.  G.  Cohn.  Fin.  Buch  1,  Kap.  3.  B.  1,  Kap.  1,  derselbe  in  der  Abhand- 
lung aber  die  EbkommeD»teucr  im  Kanton  ZOricb,  Conrad  s  Jahrbücher  B.  35  (N.  F.  1), 
wo  S.  206  If.  eine  specielle  Puleniik  g:e{r»»n  meine  Trennung  der  beiden  Standpuncte 
(s.  auch  üohn's  Fin.  S.  24,b),  auch  souMigo  Abhandlungen  Cohn  s  streifen  das  Problem, 
rgl.  n.  A.  „Ehre  nnd  Last  In  der  VolkswirthschafC'  in  der  Tttbioger  Zeitschrift  18S1 
und  in  den  Volksv^irthsrhaftlichen  Aufsätzen  (1S*^'2)  S.  267.  —  Rubcrt  Meyer's 
Phucipien  der  gerechten  Besteuerung,  Abschnitt  III.  sind  die  umfassendste  Unter- 
«acbanj^  der  im  Folgenden  erörterten  Puncto,  dasolbot  in  Kap.  5  die  AblobnnnK 
meiner  Anffassunu--  be/.ilirÜeh, des  „socialpolitischcn"  Standjianets,  also  meiner  Moti- 
rirung  der  Besteuerung  nach  doc  Leisiung»f&higkeit  im  wahren  Sinne  des  „OpfoT' 
princips"  (progreasiror  Steoorfkua  n.  s.  w.),  nicht  ebenso  meiner  BteoerpotitiKchen 
Fordenuii^en ;  wie  der  Verfasser  in  einer  Seihst  inzeigc  in  Sehmoller's  ,TahrI)ucli  (1S^4, 
S.  9S3)  sa|gt;  er  „lehne  eine  solche  socialpoliii^cho  Kichtung  der  Besteuerung  (vic 
leb  sie  berarvottete)  keinesiregs  ab,  bestreite  nur,  dass  darin  das  Moment  der  ge- 
rechten Steuervcrtheilung  liege".  —  Ilelferich's  Pcdeuiit  im  SchOnbcrg'schcn  Hnnd- 
bach  (2.  A.  Iii,  S.  139)  wurde  schon  oben  S.  209  erwähnt  nnd  zurückgewiesen. 

Im  SlDzdnea  ndt  vi^eriei  Abweichungen  (z.  B.  in  Betreff  der  AnfEueiinf  der 
indireeten  Stenen,  der  Monopole),  aber  docb  im  Ganzen  auf  dem  Beden  den  meinisen 
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vawmndtar  Aniclimingen  stellt  CSonstontln  Prantz  in  seiner  Scliilft  Ober  die  sociale 

Steaerreform  (1981).  Er  will  die  Stenerreform  sojiar  zur  firimdlage  der  Social- 
reform  machen  und  sacht  Uberall  das  bteuenreaea  nach  sciDer  socialen  fie»tiiDtnuD|^ 
Mtfeufnnen  (Yonrort,  aacli  8.  45  ff'.).  Auch  wenn  die  Ansltohningen  ron  Frantz  zeigen, 
dass  der  Verfasser  auf  diusom  Gebifte  iiicLt  Fai  hmanii  ist  und  dosliall)  in  Kritik  wie 
Thesen  manche  Irrtbumer  begeht,  kann  man  ihm  m.  £.  doch  in  Vielem  nur  beistlmmou. 

Stein  ist  mittlerweile  in  der  fünften  Aaflage  seiner  Pinanzwissenschaft  ge«:cn 
gewisse  stenerpolitische  Tendenzen,  welche  ans  der  „socialen  Stenerpolitik" 
möglichen  Falles  und  zum  Theil  in  der  That  herrorgehcn,  in  scharfer  Polemik  auf- 
getreten, in  dem  Abschnitt  über  „PinanzwiKienschatt  und  Staatssocialismus"  ([,  148 
bis  160).  Auf  diese  nnd  andere  Stein'scho,  auch  gelegentlich  Roscher'scho  Be- 
donlen  habe  ich  in  umfassenderer  Ausführung  in  den  Aufsätzen  unter  dem  Titel  des 
eben  geuaiintcu  Siein'sdiea  Abschnitts  geantwortet,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887. 
Auf  dieselben  mochte  ich  mich  auch  B.  Meyer  und  G.  Cohn  gegenober  mit  znr  Be- 
gründung meines  Festlialtons  an  dem  schon  in  der  or^toii  Auflage  in  diesen  Ab- 
schnitten (§.  396  S.)  vertretenen  Staudpuucte,  daher  i'uf  das  I^olgendu,  beziehen.  (Jcgeu 
diese  Aufsätze  sind  in  der  ..Allgemeineft  Zeitnng**  (Aacrnst  18S8)  einige  anonrane 
Artikel  erschienen. 

Den  Staadpunct  des  unbedingten  5koQOUüi>ch(.'n  Individualismus  aucli  auf  die.^^m 
Gebiete  nehmen  die  unglauljüch  einseitigen,  aber  scharfen  und  folgerichtigen  I  heo- 
rctiker  der  dcutachen  Freihandcisschule  ein,  dio  Fauclier,  Michaelis,  Wollt" 
Q.  a.  m.  S.  die  obeit  S.  18  genannten  Arbeiten;  besondere  die  Dubaiten  auf  dem 
17.  volkBwinhschaftlichcti  Congross  ls67  zu  Hamburg,  Uber  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern ( Vf  Ikx^virthschaftliche  Vierteijahrsrhrift  ISßT,  B.  '{).  im  Danzig-er  Contrr<»^s 
1872  über  Schulgeld  (eb.  1872,  B.  3).  Gut  ausgewählte  Citatc  bei  Neu  mann,  pro- 
greiBiTe  Einkommenstener,  8.  66  ff.,  212  IT. 

Einigermaassen  hat  Cohn  Becht,  wenn  er  meint:  „das  System  der  freien  Con- 
carrenz  als  System  einer  VoIkswirth.schaft  ist  gerade  so  sehr  (?)  eine  Utopie  wie  das 
System  des  consequenten  Socialismus"  (Conrad's  JtlirbQchcr  B.  35,  S.  216).  Aber 
jene  Manchesterschnlc  in  England  und  Deutschland  hat  doch  immerhin  auf  dem  Ge- 
biete der  Besteuerung  wie  auf  anderen  wirthschaftlichen  Gebieten  nach  einer  An- 
näherung an  dies  System  auch  in  der  Praxis,  und  zeitweilig  nicht  ohne  Erfolg,  ge- 
strebt. Sie  wurde  dabei  gerade  durch  die  vcrfahrerischo  „logische  Folgerichtigkeit  * 
ihrer  Gfidanken  nnd  Fordertingen  nnterstUtzt  und  in  weiten,  auch  politisch  ;rebildeten 
Kreisen  sind  in  Steuerfraffen  diese  Gedauken  und  Folgerungen  noch  nicht  völlij^  ver- 
dxlngt«  weil  sie  eben  dem  gesammten  Ideenkreise  des  ökonomischen  Indiridualismils 
verwandt  und  daher  den  zahlreichen  bewussten  und  tinbewussten  Anhänsi^ern  dieser 
Richtung  einigermaassen  sclbitrcrständUch  erscheinen  und  byuipathiach  äind. 

Cohn  nrthdlt  Uer  «.  a.  0.  wie  sonst  mebrfacb  Uber  diese  tbeoretiscbe  nnd 

practische  Richtcnir  der  Freihändler  in  abschäf/.i^.  —  Aueh  die  Verbn-itunL'-  "ilmlirlier 
Ansichten  im  Ausland,  so  in  der  frauzOsischcu  FinauzUteratur  zeigt,  da^s  Cohn 
mit  Unrecht  (a.  a.  0.  S.  217)  der  „unznreicbenden  Steuertbeorie  der  letzten  Menscben- 
altef  vorwirft,  sie  habe  überhaupt  ^r:ir  keine  Consequcnz  und  die  i)rini:i|iielKi  (Je- 
rechtigkoit  fehle  ihr  einHach  deshalb,  weil  sie  m  keinem  klar  anerkaunteu  Princip 

f Klange.  Das  ist  eben  der  Irrtbom.  den  icb  uicbt  tbeile,  indem  ich  ron  dem  „retu 
inanziellen"  Tlesteiierungs-Standpunct  aus  die  freih&ndlerisibe  Auffissung  für 
folgerichtig  halte  (s.  unten).  Leroy-Beaulieu  (t.  A.  I,  131  If.)  weiss  z.  B.  die 
Tbeorie  der  Progressirbestenening  einfach  nur  ab  eine  „sentimentale  et  noo  pas 
rationelle"  zu  characterisircn.  Auch  an  Sticheleien  über  ., deutsche  Ideologe**  £^lt 
es  bei  Erörterung  solcher  Puncto  in  der  französisch« n  Literatur  nicht. 

Während  nun  bei  aller  tiefen  Verschiedenheit  der  Auffassungen  doch  alle  bis- 
herigen  Theoretiker  und  Practiker  darin  einig  waren,  dass  hier  ttberlunpt  Probleme 
der  Gerechtigkeit  im  Steuerwesen  rorlUsren,  welche  der  Eine  so,  der  Andere 
so  zu  lOsen  suchte,  weil  er  diese  Lösung  lür  die  „gerechte"  hielt,  hat  sich 
S  ax  in  seiner  Grundlegung  der  tbeoretiacben  Staatswirtbscbaft  anf  einen  völlig  anderen 
Standpnnct  gestellt.  Er  findet  hier  überhaupt  gar  kein  Problem  der  Gerechtisjkeit. 
dio  Beweisführung  mit  Gerechtigkeitsmofflenten  lehnt  er  daher  folgerichtig  ab  und 
glaobt,  indem  er  die  betreffenden  einzelnen  Strettfragen  in  der  Frage  nach  dem  indi* 
vidn eilen  Ausmaass  und  der  conorcten  Höhe  der  Stener  znsammenfasat,  Attea  dnzcb 

A.  Wagaar,  naaBSwiMaBsehafL  U.  8.  Aafl.  25 
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die  SüL-jiMiition  der  Steuer  unter  don  Begriff  des  ökouoniiscbc'u\\Vcrl b  ung^vor- 

faogs  mit  rein  ökonomischen  Argumenten  entscheiden  zu  können  (s.  ImMHI- 
ers  §.  81 — "»  t  V»ci  Sax).  I  Ii  li  ih*^  dieser  Auffassang  nicht  beizutreten  vertnorht. 
(8.  oben  Ö.  27  uud  S.  2üC),  in  den  Ergebnissen  weicht  indessen  Sa x  von  mir  und 
Anderen  wiederum  nicht  80  sehr  ab. 

§.  157.  Unter  den  sropon  mich  polcmjsirciid.  n  iinJ  meine  Ansicht  kritisiri^ndei» 
Krörterungen  sind  diejenigen  von  G.  Cohn,  be^unticni  in  dem  genannten  Aufsatz  in 
Conrad  s  Jahrbüchern,  die  objoeürstcn,  sch&rf^ten  uni)  oingsheodst  mi.  Gleichwohl 
haben  sie  mich  nh-ht  whcrzmgt  und  im  Kern  meiner  AulTjtssung  m.  K.  nicht  wider- 
logt. Mehrfach  werden  mir  mich  Meinungen  imputirt,  die  ich  selbstverständlich  nicht 
gehegt  habe,  z.B.  als  ob  icli  vttkennte,  dass  in  früherer  Zeit,  vor  der  „staalslilliiKer* 
lirlu  ii"  P(^riO(1r.  silion  von  <]<;y  Obrigkeit  auf  alI^^tMii''iiic  und  gleichmSssipe  Besteneruns: 
öfters  biDfczielt  worden  sei,  wie  etwa  bei  bestimmten  einzelnen  Steuern  (^Beispiele 
wie  das  von  Cohn,  OoiiTad'a  JahTbacher,  B.  Sft,  8.  215  Kote,  lassen  sich  natQrttch 
leicht  vermehren,  aus  den  vors.:hiodcn5tcn  nlfrren  und  neueren  Perioden  und  Ländern, 
s.  schon  oben  S.  2bU  und  uberbaopt  die  Bei^tiromungcn  b«iifl  «^^emcinou  Pfcnnig'% 
Flu.  III,  $.  22).  SellMt  htlhete  Belattnngen  der  Reichenn,  mn  Aermer«  m  entlasten, 
komm '  II  yoT.  wir  nach  dem  alten  franzrisi-«  lieii  S?LMirrr'''  -hts'-r)tz:  le  fort  portant  lo  fikible. 
Aber  regelmässig  hat  die  st&ndi&che  Steaerrcxfaäsung  Privilegien,  £seiDtiooen,  und 
selbst  bei  allf^eraeinen  Steoern,  wie  dem  gemeinen  Pfennig  (and  ftbnlichen  in  England, 
Frankreich^  vrn>\  lirM-li^tcii^  .  ino  Mithosfoticning  VornehnirTcr  in  müasigem,  rii'^ht  ein- 
mal oiiiem  ricbtigcQ  proportionalen  Steucrfuüs  entiiprecheudcn  Betrage,  geschweige  eine 
reolle  HSberbelastnng  ins  Augo  genommen:  waschen  meine  AnfTasrang bestMgt 
riitj  Unt'  rsichcidnnc  vi'ii  .  Gebchichtsepfu  Ik^ü",  wie  der  ständisclion,  aljsi^liiti-tisrhcii, 
ütaatsburgorlicheo,  socialcu  beruht  natürlich  auf  einer  gewissen  Abätractiou,  aber  in 
dem  Sinne  wie  tcb  und  Andere.  Lassalle,  Rodbertas,  Stein  n.  s.  w.  siebranchen, 
lässt  sie  sich  auch  Cohn'-,  (i,  .i.  <\]  und  Aiiilcicr  Polemik  gegenüber  fostlmlten  und 
dient  sie  dann  su  einer  Klärung,  welche  auf  keine  andere  Weise  erreicht  wird  (siehe 
meinen  genannten  Aufsatz  in  der  Ttlbinger  Keitocbtffk  19S7,  S.  70  ff.  über  diesen 
Punct).  In  jeder  M.'Iclü'n  Eiiüche  tivten  V»e  st  i  m  in  tr  Ii'itiMiilu  Ideen  hervor,  die 
gewiss  nicht  immer,  zumal  früher,  die  Volkswirthschafts  und  Finanzpolitik  allein  und 
bloss  folgen ;htig  nach  Einer  solchen  Idee  bestimmten,  aber  die  doch  auch  hier  die 
Hauptrichtung  beherrschten.  Don  Zeitgenossen,  wiederum  zumal  früher,  wird  das 
äclten  zum  klaren,  zum  „wissenschaftlichen"  Bcwusstseiu  gekommen  sein.  Aber  die 
Aufgabe  gerade  der  Wissenschaft  ist  es  doch,  solche  leitende  Ideen  aus  den  einzelnen 
Thatsachen  und  Maassrcgclu  abzuleiten,  herauszuschälen  i.  1 1  brn^u  die  bcwusst  oder 
nnbewusst  dabei  als  Motive  des  Handelns  einwiriteadon  Momente,  Ansichten,  bedanken 
aufzusucheu. 

Von  einem  solchen  Bestreben  g:elcitet,  gelangte  ich  zur  UiUerscbeidong  des 
„rein  finanziellen"  und  des  „socialpolitischen"  Standpuncts ;  f  ind  ii  Ii  gewisse  Ideer», 
welcbu  mir  von  j«$dem  dieser  Standpuncte  au^  die  folgcricbtigeii,  von  dem  auderuu  aus 
folgewidrigen,  zum  Thuil  gar  nicht  zu  verstehenden  M  soin  schienen;  gdangte  ich 
zu  der  Annalmic  einer  BeziehutiL'  der  ))eidcn  Standpuncte  zu  den  nnrh  von  mir  so  ge- 
nannten l'ba^LU  üur  „staatsbiirgeiiicben''  und  Uct  „socialon"  iii^acliu,  und  suchte  ich 
nun  auch  nachzuweisen,  dass  hier,  wie  immer  in  solchen  Dingen,  eine  iren  ib^c.  dnem 
leitenden  fiediink<  n,  einem  Prin<  ip  immnncnte  Logik  die  Kutwickluuj?  der  Bestetn^rnng 
in  Theonc  und  Praxis  bcherraclil  uaJ  »o  in  Einklang  mit  den  leitenden  Ideen  der  Epoche 
setzt,  Ideen,  welche  hier,  wie  ebenfalls  stets,  wieder  in  Einklang  mit  politischen,  sitt- 
lichen, volkswirtliM-haftlichen  Ansrh;unn)2:en  der  Zeit  -^ind.  Die  „rein  finan/ielle"  Be- 
steuerung Sellien  —  und  s<  lieini  —  mir  nun  in  der  Thal  durchaus  die  CoasL^ueiu  des 
Ideenkreises,  weither  len  Inhalt  des  „ökonomischen  Individualismus"  bildet,  zu  sein. 
Pie^eii  Ideeukrcis  haben  aber  die  ,.er.nse4ucnten  Köpfe"  der  Freihandelsöchulc,  besonders 
der  deutschen,  „fUr  welche  ich,  nach  Cohn,  meine  Vorliebe  äelteu  verläugne",  allerdings 
am  Folgerichtigsten  ausgebildet  und  in  demselben  sind  gerade  sie  wieder  zn 
den  ihnen  ..rcrecht^'  eisoheinend«B  steneipolitischon  Fordernngea  am  Folgerichtig* 
sten  gelangt. 

Indem  ich  das  anerkenne  and  danach  meine  Beweisföhrnng  einrichte,  dabei 

dif'ier  loci-rln  n  ridi^rrn  litiirkeit  meine  Achtunir  mllr ,  Im'^pIu'  ich  aber  doch  nieht 
den  tehler,  weichen  mir  Cohn  u.  A.  m.  vorwerfen,  die  Uercchtigkeitäforderungcn 
dieser  Theoretiker  zn  billigen.  Ich  verwerfe  sie  Tiolmeht  im  Ganzen  und  gehe 
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darin  ja  wieder  DieMm  und  Jenem  xn  weit  Aber  ich  verwerfe  rie  nicht  als  un- 
richtige Consi Mjaenzcn  einer  ricbtig^en  Theorie,  sondern  als  richtige 
Gonsequenzen  einer  falschen  Theorie;  /.am  Thoil  in  der  Art  argomentinind .  dass 
ieh  ans  diesen  Conseaoenxen  t^cgeu  die  Theorie  und  damit  gegen  die  Anschauungen, 
wolche  in  der  „staatsbürgerlichen*'  Periode  die  boherrschendon  sind,  SchlQssä  zithe. 
Dabei  ericcnne  ich  gerade  an.  da?«?  man  in  dieser  Pöriodo  bei  der  Einrichtun?;  fler 
Bestenernng  vielfach  anders,  und  öfters  schou  luit  voUem  Bcvusstsuiu  audens  vurtuhr, 
„vom  rein  finanziellen  Standponcte  aas"  zu  erwarten,  zu  verlangen  gewesen  wlte. 
Das  war  sachlich  richtig,  jedoch  logisch  folgewidrig.  Ix'wi^t  alier  damit, 
datt  die  Voraussetzung,  die  Grundanschanung,  von  der  um  ms^  zu  eiiitr  i'^gisch 
richtigen,  aber  sachlich  unhaltbaren  Conse<iacnz  gelangte,  falsch  nein  mn9s.  Damit 
glauhe  ich  das  Ciig-cnügcnde  der  theoretischen  Grundlage  der  „rein  finanziellen" 
Besteuerung  crwie^eo  zu  liab^n,  und  besser.  Überzeugender,  ün  sonst  gegen  die 
CmaMßmtibA  dieser  rein  finanzietlen  Bflftevenuif ,  wie  den  piopoftionften  8tMi«rfliM 
a.  9.  w..  arrnnientirt  worden  ist. 

Der  Idoutilici ruug  der  theoretischen  Volkswirthscbaft  deü  ökonomischen 
IndindaalismiiB  (oder  der  „freien  Concurrenz")  mit  den  historischen  Volkswirth- 
»chaften  der  ..staat^biirgerlichen"  Periode,  welche  mir  meine  Kritiker,  besonders  Cohn. 
ifflpUcite  vorwerfen,  habe  ich  mich  dabei  durchaus  nicht  schuldig  gemacht  In  jeder 
Bolchen  „Perlode**,  wie  bei  dem  geschichtlichen  Zusammenhang  selbstverstindUcli  ist, 
ringen  verschiedene  Anschaaonp^en  miteinander,  die  wirtliche  EntwirJiJong  ist  die 
Kcsultircnde  aller  dieser  Einflüsse  und  Alieü  vollzieht  sich  nur  im  langsamen  histo- 
rischen FIuss.  Audi  die  „Idee  der  Gerechtigkeit"  kommt  mit  den  Wandlangen,  wetohe 
si<!  dtirolimaelit.  erst  allmSlig  zur  Verwirkli^^hnnL'-.  Aber  eine  G  ru  ndans c hauung 
tritt  doch  auch  hier  regelmässig  wieder  besonders  hervor,  so  gerade  seit  der,  doch 
wesendleh  erst  in  dieser  Periode  oriangten  theoretischen  I^irehdHngang  des  Bastener^ 
ungsproblems,  die  überall,  in  Theorie  und  Praxis,  in  Motiven  und  Fassungen  der 
Steuergesetze  unverkennbare  Bestrebung,  welche  eben  dieser  Periode  allein  für  richtig 
giU.  durch  die  Bestellerling  so  wenig  nls  nOgHeh  ändernd  in  die  Indi- 
viduelle 'Einkommen-  und  Vcrmögensvc rtli  ■  i  1  ung  ei  n zu gre i f  M- :  daher 
die  principiellc  Ablehnung  des  progressiven  Steuurlu^«^,  der  reellen  Vermdgens- 
besteneronfr,  die  Bedenken  gegen  Xrbschalitsstenem ,  gegen  höhere  Besteaenmg  des 
fondirton  Einkommens  ,  m.  a.  W.  das  prin  e  ipi  el  le  Festhalten  an  der  Proportio- 
nal bestencrung.  mit  einzelnen  praotisc he n  Zugeständnissen,  wie  der  Steuerfrei- 
heit des  EzMensminlmnins,  wenigstens  von  direeten  Personalstenem,  der  Yerwerfung 
oder  muglichsten  Beschrrmknng  von  Verbrauchssteuern  auf  erste  T.übensbedUrfnisso, 
mit  kopfditcaerartiger  oder  gar  umgekehrt  progressiver  Wirkung  (Sak-,  Mahlsteuer), 
der  Aiuiahgie  von  Degressivscalen  od  ßnkoaunenstenem,  aber  um  so  wuHa  notor 

Ablehnung-  der  rroirresaivscal;:  m:i  ;;,-r  gewissen  Einkouu;iL:ilir.ha  an  Wd  der  Psst* 
baltung  des  Proportionalfusses  mr  alles  Kiokonunen  darüber  hinaus. 

Eist  doreh  Hinfiikommen  ganz  anderer  Ideen,  „socialer**  oder  „soelsl- 
politischer",  w  rleu  lu  h  andere  b  t  u  crp  ol  i  t  i  seil  e  Ziele  begründet  Diesü 
Ziele  und  die  ihrer  V  erwirklichung  dienenden  Forderungen  und  Maasoegeln  beruhen 
.  nber  eben  auf  einer  anderen  Auf  jissong  vom  Bichtigen  nnd  Gerediten  in  der  Volks- 
wirtlischaft  und  in  Betreff  der  Vertheilung  der  Steuerlasten  in  der  Staatsgesellschaft. 
Diese  andere  Auffassung  ist  wieder  die  Consequenz  einer  kritischen  Stellungnahme 
zu  den  Ergebnissen  des  auf  dem  Boden  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnang  des 
freien  Con(  urrenzsystems  sich  im  privatwirthschaftlichen  Verkehr  vollziehenden  Ein- 
kommen- und  Vermögens -Verthoilungsprocesses.  Von  diesem  kritischen  Standpuncte 
aus  lehnt  man  nicht  mehr  Steuern  und  Steuereinrichtuncren  principiell  ab,  welche, 
richtig  verstanden,  allerdings,  wie  die  Progressivsrala.  die  reelle  Vermögenssteuer 
u.  3.  w. ,  die  ökonomisnho  Wirkung  haben,  ändernd  in  die  individuelle  Einkommcn- 
and  Verroögensverihcilung  einzugreifen,  weil  man  diese  Wirkung  principiell 
uicht  mehr,  wie  g<in/  folgerichtig  auf  dem  anderen,  dem  frUhenn  Stsadponote, 
ablehnt,  sondern  gerade  sie  für  richtig  und  gerecht  halt.  — 

L  eher  die  Wahl  dos  Namens  i'ur  den  zweiten  steucriJolitischen  Standpunct 
kann  man  jn  in  Zwelfbl  sein.  Ich  habe  ihn  den  „socialen"  oder  „social ju»! i- 
tischen"  genannt,  neuerer  Terniinologie  in  der  Xationab'ikonomie  folirend.  Den 
ersten,  den  „rein  önanzielien"  könnte  man  auch  den  „individualistisclieu"  Suuid- 
piinct,  nach  doiselben  Tenninologiet  nennen. 

25* 
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Der  Avadnick  wMMSfad**,  wMciale  Phase*^  bat  »ir  tm  liiftofiBc1i-iiafloi»dakoB<K 

loiscber  Seite,  mit  der  Lier  üblichen  superklugen  1  h  rl  ni  eit ,  gelcjreiitlich  den 
Vorwurf  des  ,,iiiihi»toriücbeA*'  VerfahreDs  eini^eiraiseu.  Deuu  eine  «^sociale"  Fragte 
lube  68  nfeht  snr  immer  gegeben,  »och  die  Beatenerong  habe  itets  ihre  «^raeide** 
Seite  gehabt,  ihre  Durclifühning  und  Eiuricbtang  ihr  sociales  Problem  cntlialteo. 
Dia  läuguet  keia  Yeri»täadiger,  aber  e»  ist  da»  adt  eiue  der  rielea  wirthschafks- 
gescfaiehtlichen  MBioienwahrheitea**,  die  mindestei»  nicbc  mehr  Werdi  haben,  ah  die 
den  fJ)ogfflatikem*'  vorgeworfenen,  —  nebenbei  bemerkt,  Roch  nicht  seltener  sind. 

Der  Uoierbchied  der  ,,!>ocialett"  Frage  und  der  „socialen^'  Seite  aller  Wirth- 
scbaft»-,  Finanz-,  Stenerfragen  jetzt  vnd  frflher  iM  ebiüi  der,  da«  dank  der  ge* 
wonoonen  theoretischen  Erkenntnins  des  Ve r thcilungsprocesses  im 
freien  Verkehr,  der  Stellung,  Function  und  Wirkung  des  Prirateigen- 
thums  an  den  sachlichen  Prodactionsmitteln  in  diesem  Process,  dank 
der  Feststellung  der  Vorgänge,  in  welchen  und  durch  welche  sich  dieser  Process 
vollzieht,  das  T]ndorg<bnis-,dc8  letzteren  jenerbercchtigtenKritik  unter- 
liegt, deren  Consequeuz  dajin  wieder  die  „sociale  Steuerpolitik"  isL  Die  „rein 
finaauelle"  („individualistische")  Steuerpolitik  war  begreiflich  vor  der  Gewinnung 
dieser  theoretischen  Erkcnntniss,  entspnich  daher  auch  den  Anscbaaunpen  über  das 
Wirth schaftsieben  iu  der  „staatsbürgerlichen"  Epoche.  Mit  der  Verbreitung  jener 
Erkenntniss  ringt  sich  Uberhaupt  di*  .,80eialel^  Phase  durch  und  wfxd  das  auch  in 
der  Steuerpolitik  thun.  Allen  früheren  „socialen''  Strömungen  gegenüber  ist  dio 
moderne  „sociale  Phase"  wegen  dieser  Erkenntniss  und  deren  Folge,  der  kritischen 
Stettojigiuhme  zu  den  Ergebnissen  des  Veithcilungsprocesses,  etwas  Grnndrerschie-' 
denes,  —  eine  Verschiedenheit,  welche  durch  die  fundamentalen  zwei  weiteren  Ver- 
schiedenheiten der  modernen  Verhältnisse  von  allen  fcuheren  Perioden  nach  der 
Seite  ihrer  practischen  Bedeotong  noch  mehr  gesteigert  wird:  durch  die  moderne 
Productionstechnik,  mit  der  keine  frühere  einen  Vergleich  aushält  und  welche 
wieder  das  ^^ufallcn  ihrer  Ergebnisse  zumeist  an  die  PrivateigenthOmer  der  sachlichen 
Prodaetlonsmittel  so  misslidi  endiefneii  Hast,  nnd  dorch  das  anf  allgemein  rer* 
)*reiteter  Elementarbildung  beruhende  Classenbewusstsein  der  unteren, 
arbeitenden  St&ude.  An  den  Coasequeozen  aUcr  solcher  durchaus  modernen 
VerhaltnlBfle  kommt  man  in  Yolhsirirthacbaft  nnd  Finanzen  anf  die  Dauer  nicht  vorbei; 
die  „socialr  Steuerpolitik"  ist  nur  eine  dieser  Consequenzen .  aber,  in  die.sem  Zu- 
sammenhang eriasst,  auch  erst  hinreichend  begründet,  m.  £.  allein  erat  begründet, 
vibrend  alle  anderen  „Begründungen"  der  einzelnen  Pnncle  dieser  Potitilr  doch  nnr 
anf  Opportunitätserwriifunseii  und  höchstens  auf  Billigkcitsgesichtspuiicteu  beruhen. 
Die  Bichtigkeit  dieser  Erw^u^gen  und  Gefdchtaponcte  bestreite  ioh  nicht,  ich  bediene 
mieh  ihrer  selbst  mit  zur  BeweisAlhiiing,  aber  icb  halt»  de  allein  nicht  fktr  durch- 
schlagend beweiskräftig. 

Schwach  und  unwissenschaftlich  ist  es  natOrlich,  mit  dem  grossen  Haufen  blinder 
Antisocialisten ,  die  „bedenklichen"  Steueifordcrungen ,  zu  welchen  man  in  der 
„socialen  Phase",  vom  socialpolitischen  Standpunct  aus  kommt,  z.  B.  in  Bezug  anf 
indirccte  Verbrauchssteuern,  Steuerprogression,  Vermögenssteuer  u.  s.  w.  dem  „Socia- 
lismus",  etwa  gar  einzelnen  „boclaUsten",  deren  Doctrinarismus,  deren  Agitation 
zur  „Schuld"  zu  schieben.  Vielmehr  handelt  es  sich  eben  auch  hier,  wie  im  Socia- 
lismns  überhaupt,  'un  '/-'wisse  Ansclia«Miri!r»Mi  nnd  Forderunisrpn.  die  mit  der  g^eschicht- 
iichen  II  u  t  w  i  c  Ikiuug  der  licsit/-  und  il  r  w  c  rb  s  v  e  r  h  iil  luisse  und  nicht 
minder  mit  der  wachse  n  den  Einsicht  in  den  Zusammonhailg  der  Öko- 
nom is  die  n  Dinge  notliwondip  cutstehen.  Kamentlieh  ist  hier  von  entscheidender 
Bedeutung  die  Krkeuutujbs  dea  Eiullusses  des  „Rechts",  specieil  des  I'ri vatrochts 
auf  die  ,.\V  i  rt  ]i  s  cli  alt",  die  Erkenntniss  der  Bedingtheit  der  Vertheilnng  des  mit 
Hilfe  sachlicher  rroductionsmittel  durch  die  Arbeit  gewonnenen  Ertrags  (in»>^r  die 
bei  der  Prodiiction  betheiligten  Besitz-  und  Arbeitsciassen  und  unter  die  Emzelncn 
dnrcb  das  Privatoigentbum  an  jenen  Prodnctionsmitteln*  Klagen  wider  den  „Doctii- 
narisrnus"  dcrjenieen,  weiche  z.  B.  der  Belastung  der  unteren  Classou  mit  überw&lzten 
iudiructen  Verbrauchssteuern  Machtheüe  und  endgiltige  Nachthcilo  zuschreiben,  weil 
sie  eine  WüiterwMzong  dieser  Stenern  vom  Arbeiter  u.  s.  w.  auf  Dritte  bezweifeln, 
und  welche  daher,  wenn  jene  Steuern  nicht  entbehilich  sind,  Abhilfe  durch  compen- 
sirendo  Steuern  auf  die  besitzenden  und  wohlhabenderen  Classen  verlangen,  sind  deshalb 
auch  ganz  nngerechtfertigt 
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Kaeh  dem  Clangten  glaabe  ich  an  mdaer  Auffassung  und  Behuidlitiig  der 

„Gerechtigkeitsprincipieii",  wie  ich  sie  in  der  ersten  Auflage  (S.  2S2  ff'.")  gab,  fest- 
halteu  sa  dtufeu  und  za  masseo«  auch  Cohn,  IL  Meyer,  Uelferich  u.  A. 
gcgenaber. 

iDiuierhin  liebe  ich  aber  uocbinals  hervor,  daas  wir  mehr  in  den  Motivirougen, 
als  im  Inhalt  and  den  practi&chcn  Forderuagaa  der  „socialen  Steoeroolitik*' 
aiiMlii«iid«i^beB ,  weongldcli  es  auch  ia  letstexvr  Hiodcltt  nicht  an  Dimnnz- 
ptmekat  fehlt 

§.  158.  Einleitang. 

„Was  ist  das  Oereehte?'*  Diese  Urfrage  des  denkenden 
Menseben  kann  aneh  an  die  Spitze  der  Erifrtemngen  ttber  die 
Prinoipien  der  Gereebtigkeit  in  der  ßestenerung  gestellt  werden, 
hier  in  der  Fassung:  ,,was  ist  gereebte  Bestenernng?'' 
Jene  allgemeine  Frage  eingehend  philosophisch  zn  beantworten, 
dasn  ist  natiirHcb  hier  nicht  der  Ort  £s  ist  nar  daran  sn  erinnern,  ' 
dass  alle  Schwierigkeiten  der  Beantwortung  derselben  hier  in  der 
KrOrtemng  der  speciellen  Frage  wiederkehren.  Merkwürdiger 
Weise  ist  dies  aber  in  der  Finanzwisseoscbaft  nicht  allgemein 
empfanden  worden.  Sonst  wären  nicht  manche  sehr  bestreitbare, 
mindestens  nur  sehr  relativ  wahre  Sätze  Uber  die  „gerechte'^  Be- 
steuerung ohne  Beweis  aufgestellt  und  wäre  nicht  mit  diesen  Sätzen 
wie  njit  Axiomen  und  unmittelbar  in  der  Praxis  anwendbaren  Lehren 
operirt  worden.  Man  hätte  in  Streitfragen  aueh  öfters  eiiig:csLhen, 
dass  man  sieb  nicht  verständigen  könne,  weil  man  schon  im  Aus- 
gangöpuuct,  in  der  Grundanschauung  Uber  das,  was  in  der  Be- 
steuerung „gerecht"  sei,  abweiche  und  deshalb  uothweudig  in  den 
Consequenzeu,  in  der  Aufstellung  bestimmter  „Gerechtigkeitsforder- 
ungen" für  die  Besteuerung  gleichfalls  auseinander  gehen  müsse. 

För  unsere  Zwecke  in  der  FinauzwiBsensehaft  und  in  der 
Steuerlehre  ist  es  nun  vor  Allem  nothwendig,  genllgt  es  aber  auch, 
sich  Uber  folgende  drei  Pnnctc  klar  zn  werden:  tlber  die  histo- 
rische Relativität  der  „Steuer-Gerechtigkeit",  über  die 
Abhängigkeit  des  ürtheils  bezüglich  der  letzteren 
von  dem  Urtheil  Uber  unser  privatwirth  sc  ha  ft  liebes 
Concurrenzs ystem  (§.  159  ff.)  und  schliesslich  auch  Uber  den 
Einflnsi«  von  A r b e i t s t h e i  1  u n g  und  Technik  nuf  die  An- 
wendung der  GerechtigkeitsiiosUilatc  in  der  practibcheu  Ausge- 
staltung und  Durchftlhrung  der  üesteueruDg  (§.  lül). 

I.  Relativität  der  Steuer-Gerechtigkeit 

Auch  das  „Gerechte'*,  wie  alles  „Sittliche"  ttberbaupt, 
ist  nichts  Absolutes,  sondern  etwas  zeitlich  (historisch) 
nnd  Örtlich  Relatives,  dnrch  die  Onltnr  des  Volks  Be- 


Digitized  by  Google 


3^0      B.  Ällgcio.  Steaerlcbro.  3.  K.  3!  H.-A.  1.  A.  6«rec1itigkeit.  §.  1 58, 159. 


dingt6B.  Von  der  ,,G6reeb%keit''  in  der  Beetenernng  gilt  das 
in  besonderem  Maasae. 

Wir  dUrft'ii  dahiT  auch  nicht  unsM^r«^  inodernc  Anscliaunng  zum  allgemein  gil> 
(igen  Maassstab  anderer  Zeiten  und  Völker  nehmen.  Die  ehemaligen  ständischen 
Steuerfreiheiten  und  Pririlcgien  z.  B.  stehen  im  Einklang  mit  den  gesammtcn  Hechts- 
rerhältnisson  jener  Zeit,  mit  der  eigonthtlmlicken  stftndischen  GUedening  der  Be- 
völkerung. Sie  sind  für  jene  Periode  nicht  kurzweg  „ungerecht"  zu  neaaea,  selbst 
IQ  dem  Falle,  wo  es  sich  um  wahre  Steuerfreiheiten  (§.  120)  handelte. 

Wir  lassen  jetzt  die  Frage  der  „gercohten**  Bestenerung  nur 
lUr  unsere  moderne  Cultnr-  und  Recbtsperiodc  iuö  Auge.  Hier 
können  wir  in  der  That  die  Grundsätze  der  Allgeraeinheit  und 
Gleiclimässiglieii  der  Hesteueiuug  als  Axiome  der  Gerechtigkeit  in 
unserem,  m  od  er  neu  Sinne  betrachten,  welche  mit  unserem  Be- 
griff der  persün liehen  und  polilischcu  (8taatöl>ürgerliehen)  Freiheit 
und  Gleichheit  gegeben  sind,  d.  h.  wir  verstehen  sie  „indivi- 
dualistisch'', von  Einzelnem  zu  Einzelnem,  so  dass 
jeder  Einzelne,  im  Princip  wenigstens,  als  Glied  der  staat- 
lichen u.  s.  w.  Geuieinschat't.  steuerpflichtig  ist,  nach  dem  Ornnd- 
s;itz  der  Allgemeinheit,  und  alle  Einzelnen  untereinander 
„glcichmässig"  besteuert  werden .  im  Unterschied  von  der 
,, ständischen"  Periode,  wo  die  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung  in 
der  vertragHni;5ssiü:en  Kcgclung  zwischen  Ftlrst  und  Ständen  und 
in  der  Vereinbarung  Uber  die  Vertheilung  der  Steuerlast  unter  den 
Ständen  gefunden  ward,  daher  e\eiituell  in  der  allgemeinen  und 
gleich  massigen,  jedeui'alls  der  verabredeten  Belastung  von  Stand 
zu  iStand. 

Aber  nicht  nur  bleiben  hier  grosse  Schwierigkeiten  bei  der 
Anwendung  dieser  einfachen  Axiome  auf  die  practischen  Steuer- 
probleme bestehen:  es  ist  öfters  auch  in  der  blossen  Theorie 
schwierig,  die  richtige  und  consequente  Anwendung  zu  bezeichnen. 
Und  noch  mehr,  auch  wenn  die  „Gerechtigkeit'^  an  sieh  für  unsere 
Periode  in  dem  „individaalistiscben^^  Sinne  der  beiden  Axiome  feat- 
stebt,  fragt  aicb  doch,  wie  denn  nun  beide  Sätze  zu  Terstehen 
seien,  was  „allgemeine'^  und  vollends  waa  „gleiebmäsaige** 
Beateuerung  im  Sinn  der  „Gerechtigkeit'^  sei. 

Denn  daä  eben  ist  die  l  iffratliclie  theorrtLscln;  Stroitfra::i' .  dt  ini  I?eantworttiif.^ 
auch  jeder  Anwendun;;;^  der  SaUt  in  der  Prajtii  voran  geben  uiiii-s.  Diese  Bcant- 
▼ortung  ist  abur  nicht  einfach  und  nicht  unbedingt.  Sie  kann  nur  liisto  riach* 
relativ  sein,  heute  lautet  >h'  ;intlers  ala  in  der  ständischen  Gesellschaft,  bei  weitcrem 
DurchriAgoQ  socialer  Auliud^uu^  der  Eittkouuncnä-  und  VermOgensverhältnisse  anders, 
als  ]i«tttd  nodi  Qberwiegend.  Erst  «llnUUii;  ringen  sich  veränderte,  neue  AqscIimi- 
ung^n  tlber  „Gerechtigkeit",  wie  im  j^anzcn  snrialcn  «nrl  wirthschartliihon  Loben,  bo 
auch  in  der  Einrichtung  des  Finan;^-  und  Stcuerwescns,  zur  Geltung.  Von  bcsonderür 
Bedentnng  bt  hier  nun  der  folgeode  Ponct  filr  das  Probl«iii  der  ,jSteuor*Geracbtigkdt^* 
ta  nnssfer  Geschiditsepoche. 
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II.  —  §.  15$>.  Die  gerechte  .Steuer v ert  h  e il  ii u g  im 
Z  n  s  a  in  ni  t  II  ha  n  mit  der  Function  des  privatwirth- 
Ä  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  ü  <"  o  n  c  u  r  r  e  n  z  s  y  h  t  e  m  s  betrachtet 

Das  Urthcil  Uber  das.  was  , .gerechte*'  Besteuerung  sei  und 
was  diese  dann  in  der  l'raxif5  verlange,  wird  we.sentlicli  bedingt 
von  der  lieurthcilung  der  bestehenden  Einliommen-  und 
\' ermögeos  vertheil ung,  wie  sie  sich  unter  dem  gelten- 
den Rechte  der  freien  Concurrenz  im  privatwirth- 
schaft liehen  System  gestaltet:  daher  bei  der  heutigen  persdn- 
licben  Freiheit,  bei  dem  nicht  ausschliesslich,  aber  weit  Überwiegend 
vorhandenen  Privateigenthum  der  Fmatwirtbgcbatlten  an  den  sach- 
lichen ProductioDsmitteln,  an  Boden  und  Kapital,  und  bei  der  Ver- 
tragsfreibeit. 

A.  Wer  dieses  System  als  das  an  bedingt  richtige  and 
allein  gerechte  betrachtet,  wie  die  liberale  Oekonomik  der 
physiokratisoh«Smith'schen  Schale  es  thnt,  der  mnss  folgerichtig 
aneh  die  bestehende  Einkommen-  und  VermOgensTertheilnng,  das 
Prodnct  dieses  Systems,  als  ganz  allein  richtig  nnd  gerecht  an- 
sehen, —  eine  Conseqoenz,  welche  die  schärferen  Denker  der 
Schale  aoch  gezogen  and  bestimmt  formalirfc  haben. 

(^Groodltiguog  117,  121  U.,  120,  12U,  134,  mit  den  lUenuriflcheu  Kotou,  beson« 
den  in  der  2.  Auflage  S.  223«  240.) 

Ffir  den,  der  also  ortheilt,  ist  aber  dann  anch  die  bestehende 
Einkommen*  and  VermögensFcrtheilang  eine  nicht  weiter  zu  disca- 
tirende  Thatsache,  welche  an  sich  und  mit  allen  ihren  ökono- 
mischen and  socialen  Censeqienzeo  hingenommen  werden  mnss. 
Eine  dieser  Conseqoenzen  ist  nnn,  dass  ein  nnd  derselbe  Ausgabe- 
betrag  den  Personen  mit  ▼ersehiedener  Höhe  nnd  verschiedenen 
Quellen  des  Kinkommena  nnd  tlberhaupt  in  verschiedener  ökono- 
mischer Lage  einen  verschiedenen  Druck  (ein  verschiedenes  Opfer) 
verursacht  oder  umgekehrt,  dass  die  Leistungsfähigkeit  dieser  Per- 
üuneii  iJ  K  Ii  diesen  ökonouiisc  licn  Momenten  dem  gleichen  Ausgabe- 
betrag gcj^enUber  verschieden  ist. 

Für  die  IJ  es  teuer  ung  er|!;iel)t  bich  dann  die  Conneciucnii, 
dass  nie  au  der  nls  richtiti;  und  |j;erecLt  geltenden  Einkonim«  n-  und 
Vermögensvertheilunj;  an  ^ich  möglichst  nichu  änderu  bull,  d.  h. 
dass  sie,  da  natürlich  jedem  Einzelnen  in  der  Steuer  etwas  ge- 
nommen wird,  in  den  IJelatioucn  der  individuellen  Ein- 
kommen- und  V'erui(>';ensverli;iltnisse  zu  einander  nichts  ver- 
schiebt.  Die  Besteuerung  wird  daher  hier  folgerichtig  auf  den 
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Zweck  der  Deckung  des  Finanzb e d a r streng  bescbrüukt 
und  der  tVuher  (§.  82)  hervorgehobene  und  in  diesem  ^\  erk  ge- 
rccbtierti'^tc  „ socialpoliti sehe"  Zweck  der  Besteuerung  wird 
abgewiesen. 

Die  Conseciiienzeu  ilieses  iStandpuncts  für  die  Aul't'assung  der 
,,GoiO('hti^^kpit"  in  der  Besteuerung  und  für  die  Poßtulate  der  All- 
genieiDiicit   luu]  Gleichmässigkeit  sind  dann  im  Wesentlichen  in 

Ktlrae  die  loigcudcn. 

Am  CharActeri^ititiohsten  und  am  Meistea  poiotirt  treteu  cUe»e  CoftsaaoeuzeD 
wohl  bei  einzelnen  freihincUerischen  Theoretikern,  so  auf  den  ToIlrewIrthflohARlichen 

CongTi'sS'-'!!  hervor  (s.  die  Citatc  in  §.  15R\  l^i  -  1 1>->--  (selbst  proportionale,  nicht 
pro^esdirc)  Kiukomueaäteucr  wird  hier  gukgeuUicli,  veil  sie  ciue  Vorietzuog  des 
Prittdi»  Ton  LeiatUDg  vnd  Gcguuloüituog  Mi,  m  „conoiiiiiistiBch**  oder  tk  «dicht 
an  ()i(  Grenze  des  Commutii^mus''  sUeifeild  bexeidinct  AohllUch  in  Fnnkieidi  (aelllBt 
nacli  1S71  nochl)  Tiiiers. 

Die  einzelnen  SUio  im  Text  finden  ihre  Eriintening  und  Kritik  in  den  spip 
tereii  Abschnitten. 

1.  Die  Allgemeinheit  wird  wörtlich  genommen,  daher 
ist  insbesondere  jeder  Staataangebörige ,  einerlei  ob  sein  Ein- 
kommen groBB  oder  klein,  ob  Renten-  oder  Arbeitseinkommen  n.  s.  w. 
im  Prineip  stenerpflichtig.  Keine  Steaerfreiheit  des  sogenannten 
Existenzminimnms  (§.  167). 

2.  Die  Gleich raässigkeit  wird  als  „gleiche  Verhaltn iss- 
niilssi^kcit  der  Steuer  zum  Einkommen'*  aut'gelasst,  d.  h. 
im  Piiucip  soll  ein  Jeder  die  ;^Meiebe  Quote  Steuer  von 
seinem  Einkommen  entriebten:  I  ropor tional*'- Besteuerung 
oder  der  gleiche  Procentsatz  von  allem  Einkommen,  also 
Abweisung  der  „Trogreasiv -''Besteuerung  d.  b.  des  stärker 
als  daä  Einkommen  steigenden  Stenerfusses  fUr  grösseres 
Einkommen.  Auch  gleiche  Besteuerung  des  Arbeits-  und 
Renteneinkunimens  und  Schonung  des  einzelwirtbscbaftlicben 
Vermögens-  und  Kapitalbesitzes,  daher  Beschränkung  der  Be- 
steuerung aut  die  Quelle  des  Einzel-Einkommens. 

Vermögens-  und  Kapita Istcueru  (woiuftitoitö  als  Hegel,  also  ron  abnormen 
ZeitreihlltniaBen  abf^eeehen,  §.  132,  134)  demnach  nicht  ab  eigentliche  (reelle) 
solche  Stoueni,  welche  das  Yorm&gen  bez.  Kapital  des  Einzelueu  rermiadeni,  tütodem 
nur  ereutucll  ab  nomiucllo  Yermögcnsstcueru ,  welche  bloss  Formen  der  Eiu- 
kommonstcoer  sind.  Streng  folgerichtig  auch  die  Ablehnung  jener  Begründung 
der  Progressivbesleuerung  de»  grösseren  Einkommens  und  der  höheren  Be- 
stciieru»g  des  Ren teneinkommcns  mit  dem  Hinweise  atif  die  „ g:rf^s-«3ere  Leistungs- 
fähigkeit** der  Bezieher  dieses  Einkommens  udcr  auf  dcu  gcnn^n  rcu  Uruclv",  das 
„kleinere  Opfer**,  des  gleichen  Stouerbetrags  für  diesen  Einkommenbezieher  im  Ver- 
gleich zum  ärmeren:  denn  diese  allerdings  unbostreiihariii  Tliatsaohen  der  grösseren 
Leistungsfäki^'l^eir  und  do^  geringeren  äteuerdrucka  aind  wieder  nur  Cousequenzen 
der  b>  shdiendeu  Einkommen-  und  Vennl^geosverthcilung,  an  vetcher  nichts  verändert 
werden  »oü  un<l  darf,  eben  solche  Con9e<iuenzen  wie  die  vorerwähnte,  d:iss  der  gleiche 
Ausgabebetrag  Pcn>oueu  ungleichen  Eiukomiueus  ven>cliiedcu  thüt.  Kbeu  dcahalb  er- 
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scheint  auch  ron  diesem  Standpunctc  ans  NeumanD*8,  Scbeel's  o.  A.  „Begriindung" 
der  FrogressiTbesteuerQog,  so  richtig  nio  au  sich  iat,  nicht  betroiskrlftig  und  der 
Eiftwuid  der  Gegner  nicht  onrichci^.  Die  Profreflsirbetteaerung  und  die  hfthere 
Besteoeraog  des  Kenteneinkouimciis  ist  vieliiiohr  hier  nicht  p  r  i  nc i p ic 1 1  an  »ich, 
Modern  uar  snr  Ansgleichung  etwaiger  oingekohrt  progros^ir  wirkender  Ikr 
stenerang  des  Meinen  und  dee  blossen  Arbeitseinkommens  (z.  B.  in  Po^  ntafto 
Verbraachsbcsteuernnp)  zu  reclitfeniiren ,  —  freilich  hier  auch  vom  StaDdpnnct  ,,ge- 
lechtor*.  d.  h.  hier  wahrer  Proportioualbosteuoruiig  zu  verlangen. 

Der  mit  dieaen  Ansfübrungen  vorläufig  wobi  geuflgend  er- 
l&aterfce  Geeichtspunct  bei  der  Besteuerong  kann,  zam  Unterscbied 
▼00  dem  folgenden,  der  rein  finanzielle  oder  fiscaliscbe, 
allenfalls  anch  der  individualUtiscbc  ^cnnnnt  werden.  Die 
Gerecbtigkeit  der  gezogenen  Folgerungen  für  die  Allgemeinheit  und 
Gleicbmässigkeit  der  Besteuerung  ist  nicht  auzufeebten,  wenn  man 
die  Prämisse  zngiebt:  die  Ricbtigkeit  und  Gerecbtigkeit  der  Ein- 
kommen- und  Vermögensvei  theilong  im  privatmrtbscbaftlicben  System 
der  freien  Goneorrenz.  Die  Oonseqnenzen  stehen  und  fallen  mit  der 
Pilmisse. 

B.  Diese  Prämisse  ist  jedoeh,  jedenfalls  wenigstens  in  dieser 
AUgemeinhdt,  wie  die  liberale  Oekonomik  sie  aufstellt,  nieht  als 
richtig  anzuerkennen. 

S.  N&heres  zur  Kritik  in  uiciner  (irundlegUDg  a.  a,  0.  Di  l!'  Ii  luptung  der 
Schule,  d«8s  die  be»tebend«  Einkommen-  und  VermOgensvertheiiang  richtig  und  gerecht 
md  ftllein  richtig  nnd  gerecht  sei,  weil  sie  das  Prodnct  der  freien  Concnrrenz,  ist 
eines  Theils  eino  petitio  principii,  anderen  Tbcils  ignorirt  sie  völiig  den  £in- 
flass  der  geücbichtlir h  überkommenen,  in  das  System  der  freien  Concurrenz 
als  „wohlerworbene  Bechte"  heraber  genommenen,  aber  auf  ganz  anderer 
Kcclitaba^sis  entstaMlenen  Pfivat-Besitzrerhiltoisae.  (Gmndlegong  §.  124,  126,  299  ff., 

513  ff..  a6!>  ir.) 

Die  Cousequenz,  welche  iUr  die  Besteuern iii;  ^M:/.nn;cn  wird, 
dass  nemlich  jene  Einkommen-  und  Vcrmögcnsverllieilung  in  ihren 
Relationen  der  Einzeleinkomuien  und  Vermögen  zu  einander  ein 
Noli  me  längere  sein  müsse;  ist  daher  in  dieser  principiellen 
Allgemeinheit  unrichtig.  Es  darf  und  muss  vielmehr  noch  ein 
zweiter  Gesichtspunct  neben  dem  rein  finanziellen  iUr  die  Be- 
steaerung  aufgestellt  werden :  dersocialpolitische,  kraft  dessen 
die  Steuer  nicht  nur  Mittel  zur  Decknng  des  Finanzbedarfs, 
sondern  zugleich  ein  solches  Mittel  daza  ist»  welches  in  die  bei 
freier  Concurrenz  entstandene  Einkommen-  and  VermQgensTertheilnng 
corrigirend  mit  eingreift. 

(Grundleguntc  §.  99,  105,  besonders  in  der  2.  Auflaj?e,  und  obcii  §.  ^2.)  Es 
bat  die»  oamentUch  in  der  Weise  zu  geschehen,  dass  zwischen  ökonomischeia  „Vor- 
dienen** und  „Gewinnen  ans  Gonjnnctaron''  möglichst  nntendifeden  wird 
—  ein  praotiscli  ^>oliwit  ripi  s  Problem  bei  der  Flüssigkeit  der  Grenzen  dieser  zwei 
Krwerbe,  aber  ein  in  tlom  practisch  gcutlgcuden  Maassc  nicht  unlösbares  Problem. 
Es  ist  femer  nach  im  gewübnlicheu  ökonumischen  Erwerbsprocess  der  Erwerb  min 
Arbeit  «nd  der  Beuten  boinf  (Grand-  tind  lUpitnIreate)  mdir  n  «ntenehelden 
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uiul  die  Thatsacho  zu  bertlcksiclitit^en,  ilass  der  [grössere  Erwerb  und  die  Vcrinöfens- 
bilduug,  welche  er  ermöglicht,  regdmäsaig  neben  der  penöoUchcQ  Leistung  das  Mit- 
spielea  des  Feeton  „OlQck*'  im  Kriiefleieii  oder  gefiiig«TeB  Maasie  Vedioit  Weiter 
kaun  erst  toii  diesem  socialpolifiscli.  n  Standpancte.  nicht  schon  tron  dem  finanzii  lleti 
aas,  jene  «n  eäch  unbestreitbare  Tbatsacbe  der  grosseren  Lebtangsfähigkcit  da» 
höheren  vor  dem  geringeren  ebenso  vie  des  Benten»  ror  dem  Arbeitseio- 
kommou  in  der  BesteuLTuns  i^erechte  Beachtung  finden,  üiid  endlich  rechtfertigt  sich 
voa  diesem  Standpuncte  atts,  wenigstens  nach  den  sich  durcbringcndcn  AnschaaaDgeu 
unserer  Epoche  (,§.  157),  auch  die  principielle  Begünstigun;^  dcrClasson  mit 
kleinem  und  unsicherem  und  blossem  Arbeitseinkommen  in  der  Besteuerung, 
z.  B.  mittelst  gewisser  Steuerbefreiungen;  MaassregcLD«  welche  dann  nothwendig  auf 
eine  hdhere  Besteuerung  der  wohlhabenderen  Classen  htnattslaiifen,  aber  socialpolitisch 
ebenso  gerechtfertigt  sind,  wie  die  bereits  so  vielfach  erfolgende  Hcrstellang  öflent- 
Uchor  Einrichtuniren  für  die  unteren  Classen  (z.  B.  im  Schulwesen)  ohne  deren  ent- 
sprecliciidu  Bülastuijg;,  nur  aus  allgemeinen  öffentlichen  Mitteln.    (S.  u.      1S3  II.) 

Die  Consecinenzen  dieses  socialpolitischen  Standpunets  iWr  die 
Postulatc  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  sind  im  Webcnt- 
licben  kurz  etwa  die  iblgenden. 

1 .  Die  Allgemeinheit  wird  nicht  wörtlich  genommen,  anch 
nicht  für  die  Staatsangehörigen.  Es  kann  vielmehr  die  Befreiung 
der  Personen  mit  kleinem,  namentlich  Arbeitseiuküiiiuieu  von  Steuern 
überhaupt  oder  von  gewissen  Steuern  (z.  B.  direeteu  Eiukommen- 
stenern)  eintreten  (sociale  Forderung  der  Steuerfreiheit  des 
Exibtenzniininiunis ,  §.  lf>7).  Und  zwar  wird  eine  Steuerfreiheit 
hier  nicht  nur,  wie  auch  von  dem  eröten  Standpuncte  aus  selbst- 
verständlich ist,  zur  Ausgleichung  anderer  höherer  Steuern,  scmdem 
au  sich  gerechtfertigt,  um  die  kleinen  Leute'*  okünotuisrli  reell 
zn  entlasten  ood  relativ  geringer  als  die  wohlhahenderen 
zu  besteueru. 

2.  Die  Gleichmässigkeit  wird  hier  verstanden  „Be- 
steuerung möglichst  im  Vcrliältniss  zu  der  in  stär ke rc r 
Progression  als  das  absolute  Einkommen  fund  Vermögen) 
s  t  e  i  g  c  n  d  e  n  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  u  L  e  i  s  t  u  n  g  s  I  ii  h  i  g  k  e  i  t Da- 
her hier  die  principielle  Forderung  der  P  r  o  g  re  ssi  vbesteuerung 
des  höheren  Einkommens,  d.  h.  der  stärker  als  dies  Einkommen 
steigenden  Besteuerung  und  A  b  w  e  i  s  u  n  g  der  blossen  Proportional- 
besteuerung. Ferner  höhere  Besteuerung  des  fundirten  oder 
Renten einkoramens  (oder  kurzweg  des  Besitzeinkommens)  als 
des  Arbeitseinkommens.  Zu  diesem  Zweck  demnach  abermals 
eyentaeU  Progression  mit  Unterscheidung  der  EinkoromenqueUe, 
oder  neben  der  sonstigen ,  insbesondere  auch  der  ^(  ^vöhnlichen 
Einkommenbesteuerung  noch  ergänzende  eigentliche  LnxQB* 
oder  allgemeine  Vermögens-  bez.  Kapital  steuern,  diese  zu- 
nächst als  Formen  höherer  Einkommensteuer.  Weiter  Streben 
nach  solchen  Stenern  oder  nach  solcher  Einrichtung  allgemeiner 
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Steaeniy  mittobt  deren  die  Extrabesteneraog  des  znftllligeu,  per- 
aGniidi  Ökonomisch  ,,iinTerdienten'%  ans  »^Conjnnettirenge- 
w innen"  n.  8.  w.  herrnhrenden  Erwerbs  getroffen  wird  (gewisse 
Besitswechselstenem,  BOrsenstenem  n.  dgl). 

Streng  genommen  encheiiit  auch  dio  Erbschaftssteuer  nar  von  diesem  sireitoD, 
socialpolitischcn  Standpunctc  aas  principicll  gen'«  litfri  ti^t.  Denn  die  cranzc  Eigen- 
üiUios-  imd  Erbonluung  wird  hier  nicht  als  etwas  belbst^erätäudJiclies,  vom  Staate  iu 
Onmde  Umbliftiigigcs  angesehen,  wie  in  der  Grundanschaonng  der  liberalen  Oekononjlr, 
sondern  wesentlich  als  Pzodact  der  lechtsbildeodeo  Thfttigkeit  der  im  Staate  reprSsen* 
tiiten  VoIiuigümeinücliäA. 

Endlich  können  hier  auch  eigentliche  (reelle)  Vermögens- 
UDd  Kapitalsteuern,  welche  nicht  Mosh  das  Einkommen  treffen, 
ernstlieh  in  Frage  kommeu,  wie  denn  die  Erbschaftssteuer  schon 
eine  solche  ist. 

Die  grundsätzliche  Rcclitfci ti^r  mir  dieses  socialpolitischen 
Besteuerungsgesichtspuncts  und  seiner  practischen  Conscqucnzcn 
llir  die  von  ihm  ans  ,. gerechte"  Einrichtung  der  Besteuerung  ge- 
hört n i  c h t  iu  die  F i  n  a  n  z  w i s s e  n  s c  h  a  t  t ,  sondern  in  den  grund- 
legenden Theil  derNational-  oder Öocialökonomie  (siehe 
oben  §.  156,  157). 

§.  160.  Für  die  hier  behandelte  Frage  von  der  „Gerechtig- 
keit'^  der  Besteuerung  oder  genauer  ge8a|;t  der  Steuenrertheiinng 
ist  nun  besonders  zn  beachten,  dass  es  von  jedem  der  beiden 
Gesichtspuncte  ans,  dem  rein  finanziellen  und  dem 
socialpolitischen,  eine  „gerechte"  Besteuerung  giebt, 
die  sich  freiiieb  wesentlich  verschieden  gestaltet.  Viele  wichtige 
Streitfragen  wtlrden  sich  sehr  vereinfacht  haben,  wenn  man  sich 
darüber  klar  gewesen  wäre.  Von  jedem  dieser  Gesichtspuncte  aus 
gelangt  man  daher  auch  zn  einem  zwar  verschiedenen,  aber 
einheitlichen,  streng  logisch  folgerichtigen  und  ratio- 
'nellen,  der  Gerechtigkeit,  wie  diese  eben  anfgefasst  wird, 
entsprechenden  Steuersystem. 

Unser  bestehendes  Steuerwesen  in  den  Cultnrstaaten  und  unsere 
bisherige  Stenertheorie  stehen,  dem  Cbaracter  unserer  „staats- 
bürgerlichen" Periode  gemäss,  im  Wesentlichen  auf  dem  rein 
finanziellen  Standpuncte,  aber  —  doch  schon  nicht  mehr  ans- 
schliesslich.  Vielmehr  finden  sich  bereits  In  der  Praiis  einige 
fiiDriehtongen,  welche  eigentlich  in  Widerspruch  mit  diesem  Stand- 
puQcte  sind. 

So  z.  T?.  gewisse  Kurk<icli((.Ti  auf  unf,'lcl(  he  T.<.  iitungsfähigkcit  auch  bei  <rlcirheui 
Kinkommeu ,  Degr^rscalou  bei  Einkommeosteueru ,  Spielgewiouöt&teuem  uud  Aelin- 
Uches;  lehr  angemein,  aber  einiela  nuuichlkch  rencbiedeo,  namenüteli,  wie  in  Dentacli- 
Iwd  bistier  meistene,  mit  Aoasclilcm  der  diiecten  Linie,  Erbsdiaftttteaem.  Auch  in 
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der  Fia»iisiri86enscbafk  sind  solobe  EinrichtaDgen  gebÜNftt  und  öfters  rerUngt  worden. 

Indessen  conseqtjenierc  Practikcr  und  Theoretiker,  welche  dem  System  der  freien 
Concurrcnz  einmal  anhängen,  wie  die  Anhänger  der  deutschen  FreihandeUscbalo, 
lAben  rieb  dai^e^on  Tervftbrt  und  x.  B.  gevtaw»  Fol^ernngen  aas  dem  Princip  der 
Besteaemng  nach  der  LcistuiiL-sfaMixkcit  al?  ung:rrccl]t  und  als  „Etappen  zum  Socialis- 
mas  ond  Communbmus"  ?ernrorfuu.  Wenn  trotzdem  Praxis  und  Theorie  solche 
„eocialistisclie  Velleititon*'  iminer  mebr  befrebon.  so  liegt  darin  fmplidte  die  Anor* 
kecnunp.  dass  der  roin  finan/.icllo  Stencrtresichtspnnct  allein  für  sirh  nicht  mehr 
haltbar  ist,  eoodeni  einer  Berichtigung  durch  den  socialpolitischen  bedarf.  Dicyeaigea« 
wdcbe  dies  bestreiten  und  doeb  nr  ProgreaslfbeflteQerunir,  Erbschafti»teneTik  u.  dgl.  m. 
priiicipiell  —  also  nicht  nur  zum  Ausgleich  umgekehrter  Pragressirbcsteuerung 
der  unteren  Classen  durch  Verbrauchssteuern  u.  s.  w,  —  plaidircn,  möchten  hier  nicht 
ganz  folgerichtig  verfahren.  Dies  gilt  wobl  selbst  Ton  Nenmanu,  wenn  er  aof  der 
anderen  Seite  gegen  Held  und  dessen  (allerdings  mit  dessen  sonstiger  Steuertbeorio 
kaum  rercinhare)  The,-?»'  polcmi^irt.  dass  durch  die  Besteuerung  der  Gegensatz  zwischen 
den  soiialon  ^itiiuden  gcuiildurt  werden  solle.  (Progrcssiro  Steuer  S.  99,  womit 
S.  104  nicht  in  ElRkJaiig.)  So  reicht  z.B.  die  Begründung  der  ProgrcssirberteneruDg 
1  ];nh('icii  Einkommens  als  einer  Forderung  der  Gercclitif^keit  riiolit  aus.  wenn  sie 
nur  mit  dem  Hinweis  auf  diu  j;ru:>aere  wirthschafilicbe  Lcistungsfaliigkeit  Uieaeü  Eio- 
Icommeus,  auf  den  höheren  Betrag  dos  „freien''  Einkommens,  a  if  die  Tbatsach«  gtt- 
ftthrt  wird,  das^  bei  l)(\heroni  Einkommen  eine  kleinere,  bei  niedrigerem  eine  grossere 
<^uotc  auf  dcu  uoihwendigen  Bedarf  des  Einzelnen  oder  der  Familie  vurwcudet  werden 
mass:  Alles  ganz  richtige  und  vicbtige  Facta,  welche  in  der  Beweisführung  mit  za 
brauchen,  aber  für  die  Besteuernng^^fraic  nicht  entscheidend  ^ind.  weil  sie  als  blosse 
(yonsequenzen  der  bestehenden  Einkommen-  und  Vermögcnsvertheiliuig  und  d^  privat- 
wSrtbscbal^cbon  YerliebnsystMns  mit  diesei  VerfalltoiSMm  und  Bimichtmigeii  «ianal 
gegeben  tbd. 

Richuger  ist  das  offene  Zuge ständn  18  8,  dass  dersocial- 
politische  Standpunct  auch  hier  in  der  Besteuerung 
principiell  b  crc c  h  t  i  f,^t  ist.   Er  ringt  sich  aber  auch  unabhängig 

von  der  Stellung  der  Theorie  im  Volksbewusstsein  und  daher  in 
der  BesteuerUDg  zur  GeltuDg  empor,  wie  sich  aus  manchen  An- 
zeichen ergiebt.  Es  bestätigt  sich  dadurch  nur  wieder  der  Eintritt 
einer  neuen,  der  „socialen  Phase"  der  Besteuerung:,  welche 
durch  die  ganze  moderne  i:^ulvvickluug  der  Calturvülker  bedingt 
ist  (§.  157). 

Unvermeidlich  erlangt  dadurch  die  Frage,  was  in  der  Be- 
steuerung „das  Gerechte"  sei,  eine  andere  Antwort,  als  in  der 
bisherigen  „Periode  der  staatsbttrgerlicben  Freiheit  und  Gieiehheit", 
in  welcher  die  Antwort  auf  jene  Frage  selbst  wieder  anders  als 
in  der  vorhergebenden  „ständischen  Periode'^  lautete.  Der  ganze 
Begriff  der  „Gerechtigkeit*'  verändert  sich  und  offen* 
bart  sich  damit  Überhaupt  wieder  als  ein  bistoriseher 
Begriff.  Je  mehr  dies  gescbiebt  nnd  im  Volksbewnsstsein,  daher 
im  Recbtsgeftthl  der  Nation  znr  Geltung  kommt,  desto  grossere 
Veränderongen  in  der  Bestenemng,  bez.  in  der  Stenerrertbeünng 
werden  eintreten,  nm  die  Postalate  der  Allgemeinheit  und  Gleieb- 
mässigkeit  in  der  neaen  Weise  zu  verwirklichen. 
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&  Stein,  4.  A.,  I,  414 E«  Sehmoller,  prenasisobe Finanzepochen  S.  113,  die 

nur  Beide  die  Frasre  in.  E.  noch  etwas  zn  l'-in  im-)  ;ii:r  i:i  Beziehung  auf  einzelne 
Stenerfragen  (btonert'reibeit  Ue^  fizuteuzouoituuiDs.  Kaiapi  gejccu  iucUrecte  Besteueruog, 
progmeiror  bteaecfuiHi),  niebt  im  Zosaoineehaiig  mit  dem  geoien  Proce«  der  Eiü" 
kmuDcticertheilong  mnl  der  historischen  Verüodenin^  der  Kechbba^jis  dafUr  auff&toen. 

In  den  fotgenden  Abtfcbjiittea  Uber  AUgemeiabeit  und  üioiclun&ssigkeit  der 
BeBteaerong  wird  vie  schoD  in  den  Irtllieren  Erörterungen  aber  Elnkonunen-  nnd 
(eigentliche)  Kapitalbesteuerung  stetes  der  rein  finanzielle  nnd  der  social- 
politischd  Gesichtspuact  für  die  Vervixklichung  der  tierechtigkeit  in  der  Besteuerung 
unterschieden  ▼erden. 

III.  —  §.  161.  Der  E  in  f  jus  8  der  E  ii  t  wie  k  lu  d,^  der 
p r i  vat  wi r  t h  s c h a  1 1 1  i  c Ii  e II  Arbeitsthcilii  n  und  tler 
T £ c Ii u i  k  ;i  u  t  ti  i e  Anwendung  der  P r i n c  i  [ )  i  e n  der  All- 
gemeinheit und  GlcicbmUssigkcit  der  ßeis te  uer  ung. 

£in  Uslier  noch  sehr  wenig  beachteter  Punct.  Am  Besten,  Schir&ten  nnd 
GeistTollsten  wieder  fiodbertas  in  seinen  Aufsätzen  über  NatlonalOkODOlttie  des 
cUuKischeo  Alterthams.    N&beres  erst  im  4.  Kapitel  vom  Stcoersystem. 

Bei  der  practischen  VerwirklichuDg  der  beiden  Postulate  der 
Gerechtigkeit  muss  endlich  aach  aal*  die  eintretenden  Veränderaogen 
in  der  A  r  b  e  i  t  s  t  h  e  i  1  u  n  g  nnd,  vielfach  in  WechselwirkiiDg  damit, 
in  der  Technik  der  Production  Rücksicht  genommen  werden. 
Die  BeBteoemiig  hat  sich  demgemäss  immer  zu  verändern,  um 
gerecht  zn  werden  oder  zu  bleiben:  eine  besonders  schwierige 
Aufgabe. 

Wie  7u  diesem  Zweck  zu  verfahren  ist,  muss  in  der  Lehre  von  der  Bildung  und 
Xkitwicklung  des  Steuersystems  und  der  Stenorartcn  (Kapitel  4)  n&ber  erörtert  wcrdco. 
Hier  genügt  es,  einige  Hauptpuncte  mehr  bcispielswelM  herrexzuheben.  Es  ist  dabei 
nn  den  Satz  in  §  III  anzuknüpfen ,  dass  das  Steuersystem  mit  der  Gestnltang  des 
privatwirthschaftlii  lien  Systems  zusainmenhüns^t. 

Je  einfacher  die  Wii tlisrliatfsverhältnisse ,  je  weniger  ent- 
wickelt die  Arbeitstheilung,  je  niebr  eiiie  ciiizi^j^i'  oder  ^^e^Ml;e  wirth- 
schaltiiche  Beschäftigungen  von  allen  Familien  betrieben  werden 
und  je  gleichniässiger  dabei  die  Technik  ist,  desto  einfacher  kaim 
aucb  die  Besteuerung  Bein,  ohne  gegen  die  beiden  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit  wesentlich  zu  Verstössen. 

Gleiche  Porsonalsteuern ,  gieicho  Urundsteuern  für  gewisse  agrarische  Eloheitea 
(Hofenstenem)  entsprechen  hier  einigemssssen  diesen  Gmndsltzen.  Die  Einkommen- 

und  Yermögensverschiedenlieit  ist  nicht  so  bedeutend  bei  der  M  i  ;  .  ■  d  ir  Lerechtigten 
Volksgenossen.  Ausser  dem  Ackerbau  werden  noch  wenig  atidcre  (luwerbo  selbständig 
benllmlSBig  betrieben;  BobsCofferzcagaag  und  Verarbeitung  i  .Pabrikstion**)  sind  in 
Einer  Wirfh-f^baflseinheit  verbtinden  (antike  Oikenwirthschaft,  mittelalterliche  und  noch 
neuere  Baucrnwirthschaft,  ehemalige  FrohohofirirthschaJCt).  Die  Productioostechmk  ist 
im  Ganzen  bei  Allen  die  gleiche,  &  6.  im  Ackerben  in  dem  allgemein  «bUehen  Feld- 
system, daher  eine  wesentliche  Verschiedenheit  des  V.jrh<'iltni>ses  von  Roh-  und  Rein- 
ertrag in  den  eiazeluen  WirthschaTica  nur  uacli  BoileDgüte,  wa^  leichter  aaiäherud 
berQckaichtlgt  werden  kann.  Bas  Nationaleinkommm  rertheiK  sich  noch  in  Terhftlt- 
nlssmlssig  einfacher  Weise  als  Ein zcicin kommen.  Namentlich  kann  eine  rohe  all^je- 
meiue  Grundsteuer  diese  Einkommen  reiatir  leicht,  siober  und  genügend  gleichmAtisig 
treiTett.  Die  veite  Tetbfeitang  saldier  Steuern  (neben  etwaigen  PersonalMenein ,  die 
BlAh  bei  gewissen  Classennbntaningen  mit  der  Gmndstener  rerbinden  kennen)  m  iltexen 


Digitized  by  Google 


dSiy       B.  AUgoiuStoaerlehie.  9.  K.  S.  H.-A.  1.  iL  GereohtigkeiL  §.161, 162. 

Zeiten  und  in  Lloderit  auf  der  Stufe  de^  „Agriculturätaates",  die  lange  Dauer  dieser 
Steuern  ohne  wesentliche  Ver&ndening  und  das  Fehlen  andcror  din  cter  StcTicrn  er- 
klärt sich  gewiss  auch  mit  daraus,  dass  eine  derartige  Besteuerung  nicht  allzu  sehr 
den  GrundaAtten  der  Gerechtigkeit  widerspricht.  Die  älteren  directen  Steseni  mf 
'lern  L;indc.  die  „('ontriliutioriL'ii"  ri.  m.  in  deutscluMi  Ländern  und  anderswo  noch 
bis  in  das  vorige  und  selbst  liic  und  da  bis  in  das  J'J.  Jahrhundert  hinein  sind  Bei- 
spiel« ,  nur  dass  die  OoTeratukrlichkcit  oder  unsenUgende  Ver&nderung  der  Kataster 
und  der  Kepartitionsmaassstäbo  1)<m  den  allmälii,'  und  in  verschiedenen  Gegenden 
in  un^^^leichem  Maas^e  eingotretencu  Veritnderutigen  dann  zu  Yer^ssen  gegen  die 
gerechte  StducnreTtheOang  führten.  (Vgl  Pin.  III,  §.  $4,  38—40,  46^8,  $5,  59, 
82,  117.)    Weiteres  unten  §.  201  fT. 

Mit  der  Auflösung  der  alten  Wirtlischal'tsverhMltnisse  und  mit 
der  Entwicklung;  der  Productionstechnik  wird  Alles  anders:  unver- 
ändert bleibende,  in  der  angegebenen  Weise  ganz  einfach  ver- 
anlagte Steuern  werden  nun  immer  mehr  angleichmässig. 

So  ini  Alterthum  mit  der  AuflRsunj^  der  ngrariscli  -  industriellen  und  selbst 
-mcrcantilun  \V  irthschattscinheit  des  Uikoü  {mit  Sclavcnbetrieb),  damals,  im  Mittelalter 
und  Tollends  in  der  Neuzeit  mit  der  Trennung  l&Ddlicher  tind  städtischer  Arbeit,  mit 
der  Trennung  vnii  RühsioHV''ewinnnnc'.  SfofTvenirheitung  und  Handel  und  mit  der  Aus- 
bildung selbstündiger  Berute  dalor  sowie  mit  der  weiteren  Berufsarbeitstheiluog  ioAex- 
Lalb  der  Gewerbe,  dee  Handels,  mit  dem  EftpoikenBeii  lelbstindiger  UbenUer  (Enrerb»-) 
Berofe,  aacb  mit  der  Scboidang  von  „Kapital  und  Arbeit". 

Hier  wird  neben  der  eiofachen  alten  Gmodsteuer  eine  weitere 
Reihe  von  directen  Ertrags-  und  Personal-  oder  Eiokommenateiiem 
nnd  selbst  von  indiiecton  VerbraDchssteaem  nothwendig,  nm  das 
Einkommen  anderer  Classen  als  der  Gmndeigenthümer  nnd  Bauern 
zu  treffen.  Das  verlangt  aneh  die  Gerechtigkeiti  denn 
jetzt  zersplittert  sich  das  Nationaleinkommen  in  immer  mehr  Ter- 
schiedenartigere  Einzeleinkommen ,  es  differenzirt  Bick  qualitativ 
nnd  quantitativ  stärker  nnd  dem  mnss  sieh  die  Bestenemng  durch 
entsprechende  Specialisirung  anpassen. 

Die  Geschichte  der  Steuerarten,  z.  B.  im  altrömischen  Kaiserreich  wie  In  der 
N'eu/.cit,  liefert  auch  den  Beleg  für  diese  Tendenz  nach  Specialisiruug  der  Beiteuerung 
in  tolgc  der  SpeciaUsirung  der  Erworbsberufe.  Die  Entwicklung  der  Technik  und 
die  teiBcbiedcne  Teehnik  in  ein  und  demselben  Gewerbe,  ntmentUch  auch  beim 
AckerlKiti  f  Ackerbausysteme),  bei  verschiedenen  Wirthschaftern  macht  aber  ferner  die 
eine  einfache  Steuer,  z.  B.  die  aito  Hufeusieuer,  oder  die  Flächen-Qrondsteaer  unzu- 
lässig, gerade  atfcb  rom  StaDdpancte  des  rertheilendttD  Gerechtigkeit  ans.  Daher  hier 
die  Steuerreformen.  /.  n.  die  reineren  Xatastefsysteme  der  Grundstener,  der  dessen« 

schcmatisinus  der  (icwerbesteuer. 

Je  weiter  diese  iikonomische  und  technische  Entwicklun<r  c-eht, 
desto  weniger  reiobt  daher  eine  eintaelic  f^csteueruu^j  etwa  gar  in 
Form  einer  „einzigen  Steuer'*  aus,  um  die  beiden  Postulate  der 
( lerechtigkeit  zu  erlUllen;  desto  manchtaltiger  und  wechselnder 
niuss  vielmehr  die  Besteuerung  werden.  Die  Steuergeschichte  be- 
stätigt diesen  iSatz  auch  durch  ihre  Thatsachen.  Er  steht  freilich 
in  Widerspruch  mit  manchen  moderneu  Anschauungen  und  Forder- 
ungen in  Bezug  auf  mögliclifite  „  Einfachheit der  Bestouerang. 
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Eine  solche  Einfaehheit  scheitert  olmehiii  an  den  steuertechnischen 
Schwierigkeiten  und  am  Fiuanzbedarl"  des  entwickehen  (Temtin- 
wesens.  Sie  würde  aber  vollends  in  unserer  liniii<,cn  (iestitltiing 
des  privatwirthscbaftlieben  Systems  auch  der  Gerechtigkeit 
nicht  entsprechen. 

2.  Abschnitt 

Die  Alliremeinheit  der  Besteuerung-. 

§.  Ifi2.  Vorbemerkungen  und  Literatur.  Die  „Allgemeinheit*  tl  i  Bc- 
steueronp:  ist  von  den  neueren  Finanztheorctikern  gewöhnlich  ausdrücklich  iiubca  der 
„Gl'MrliiiifiHsigkeit"  als  Princip  und  I'oitulat  ili-r  Gerechtigkeit  aufgestellt  worden,  z.  B. 
von  Kau  I.  §.  250,  ron  Umpfenbach  1.  A.  I.  105.  Aber  meistens  hat  man  sich 
bibhcr  damit  begnügt,  die  nächst  liegenden  Conse(|Ucnzcu  für  die  Besteuerung  aller 
Staatsbürger  ms  dem  Princip  zu  ziehen,  ohne  sich  der  weiteren  grossen  Sehwicrig- 
kcitpn  einer  con-^pqnfntcn  Durcliführunp  (iobselben  schon  in  der  Tlu  ori'»,  geschweige 
in  der  Praxis,  auch  nur  klar  bcwusst  /u  wurden.  So  wird  denn  nur  etwa  die  gesetz- 
liche Steuerfreiheit  bevetrochtett  r  Stände  renrorfeu  und  deren  gesetzliche  Beseitigung 
verlangt.  Dabei  müsstc  nur  mehr  beachtet  werden,  dass  man  es  hior  gerade  mit 
einer  charactcriütischcn  Recbtäfoidurung  iu  der  „staatsbürgerlichen  Pciiudü  '  beim 
Uebcrgang  aus  der  „ätAndischen"  ta  thnn  hat  Ebenso  wird  etvn  die  Frage  der 
Freiheit  der  änncreu  CI;i>M'n  von  gewissen,  namentlich  mn  dirrrti^n  Pcrsonalätcnern 
aus  dem  Gesicbtspunct  der  Billigkeit  und  der  stoucrtecbuiacheu  Zweckmässigkeit  er- 
örtert. Eine  tienre  Auffassung  dieser  Krage  rem  historischen  und  socialpolitischeu 
Siandpunctc  aus  unterbleibt  jedoch.  In  der  „allgemeinen"  Stcneilehre  folilt  somit 
bisher  eine  genügende  üntersuchung  don  Priacips  der  Allgemeinheit  grOsstenthciis, 
selbst  hei  den  neuesten  und  besten  Antoreo.  Dss  ist  sber  ein  Mwigd«  velcher  dnrdi 
das  gelegentliche  Eingehen  auf  die  Frage  hei  einzelnen  Stenern  In  der  „speclellen** 
Steueriebre  nicht  gehörig  ersetzt  wird. 

Bnn,  I,  §.  250,  heschrialtt  steh  z.  B.  aaf  wenige  Worte  nnd  einige  geschicht- 
liche Daten.  Ri  r<>if-i  eingehender  Cmpfenbach,  2.  A.  §.  72 — 76.  Roscher  bo- 
rtthrt  die  Frage  der  Allgemeinheit,  ,jBoweit  üs  nöthig  scheint"  (S.  1S7,  Note  5),  über- 
hnupt  nnr  hei  den  StenerfrelhelteD,  in  §.  64,  nber  es  ist  dcl  welter  „nAtfaig^.  Etwas 
mehr  friobt  II  cl  f  r  i  c  Ii ,  allircin-jinL'  Stoiierlehro  im  Scliönberg'schen  Handbuch  5?.  C. 
Selbst  Stein  macht  nur  einige  unzureichende  Bemerkungen  in  seiner  Lehre  vom 
Stenersnhject,  nnrerhiltnissmassig  kurz  rcrglichen  mit  der  breiten  Behsndlong  anderer 
Puncto.  4.  A.  I,  Vil  ff.,  5.  A.  II,  1,  400  ff..  II.  2.  203—205.  Cohn  lummf  bei 
Bei^prechung  der  Stuuerfreiheiton  <§.  20a  ti'.)  und  iu  dem  Abschnitt  über  „die  Stcuer- 
pflicht  gegenüber  eonenrrirenden  verbinden^'  (§.  32S  C)  aof  die  „Allgemeinheit**  zn 
reden.  lii<  r  in  §  227  im  Ansi  lilu-,>  ;in  oinen  Th-  H  meines  Schemas.  Vocke  er- 
örtert die  Frage  vornomlicb  nur  für  die  Eiukoiamcnstoucr  (Abgaben  S.  491—500). 

BegreffH^  wird  jener  Mangel  in  der  Theorie  allerdings  durch  die  Sachlage, 
wcl'hc  bis  vor  Kurzem  in  dor  Praxis  bestand,  wie  dies  im  T<,xt  d(:s  n.ichsti  ii  Para- 
graphen näher  dargelegt  wird.  Erst  in  spccifisch  modern ea  Verhältnissen  wurde 
die  rationelle  nnd  consequente  Darch^hrung  des  Princips  so  schwierig  nnd  strittig. 
Erst  jetzt  liegt  daher  hier  ein  oicentliches  Problem  auch  für  die  Theorie  vor. 
Namentlich  der  internationale  Personenverkehr,  der  locale  Personenverkehr,  die  Auf- 
lösung der  alten  Ucmcindcordnungen ,  die  eigenthUmlicho  Stellang  der  „Forensen", 
der  juristischen  Personen  in  der  Commune,  das  Erwerbsgosellschaftswesen .  endlich 
der  Crcditverkehr,  die  steigende  Verschuldung  des  ürundbositzes,  daher  die  Theilung 
des  Ertrags  derselben  Ertragsiiuello  unter  verschiedene  Personen  u.  A.  m.  führten  hier 
Fragen  der  richtigen  B^enerung  mit  sich,  w^elche  anch  in  der  Theorie  oft  schwierig 
genug  zu  prtfschoiden  waren.  Ohtic  ZvdM  kmn  nnn  Manrhos  nur  im  coniTetcn  F^W, 
für  die  Beateueruag  eines  bestimmten  Landes,  und  nur  fur  bestimmte  einzelne  Steuern 
endgUtig  richtig  «ntiebiedeii  weideD.  Es  hat  deshalb  anoh  seine  gnten  Grande,  dass 
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auch  gegenwärtig  bezUglicbo  Efdrtenuifen  iBttiitons  nor  in  der  tpeciollen  Steaer- 

lehr>",  besonders  bei  den  Ertrags-  and  Personal-(Ein  kommon -)Steucrn  und 
namcuüich  für  gewisao  bosondere  Verhältnisse,  \ne  für  das  Comuiunalaieaer- 
wcsen  nnd  in  Bozog  «of  die  Enirerbag6seIlsohaft«n,  besonders  die  Actien- 
geselbcbaficn ,  die  (ionossenschafton.  ang't'stelh  werden.  Ein  Versurh  einer  ein- 
goheodereü  zasammenfasscnden,  priucipiellen  ficbandluitg  aller  cin- 
acblagenden  Fragen  in  der  allgemelneii  Steaeclehre,  wie  ich  ihn  in  diesem 
Absrhiiiitc  uiitemebine,  ist  m.  \V.  bisher  vor  der  cr^tfn  Auflage  dieses  Werks  in 
den  tioanzwiüseQücbafüicben  Systemen  nocb  nicht  angestellt  vordeo.  Im  jetzigeu 
Stadiniii  der  EntvleUoDg  der  wisaeneeliaft  nnd  der  Stoaerpiaxle  darf  er  m.  E.  nicbt 
mehr  untfrblfibon.  Es  handelt  sich  dahci  dann  .iljcr  in  dfr  That  um  die  folpe- 
ricbtige  DurcbfUbniDg  des  Phncips  der  ««Allgemeinheit",  unter  das  alle  jene  Elnzci- 
ftagen  zo  sabsamiieii  sind. 

Von  diesem  Gesichf^pTinci  aas  ist  mit  Recht  A.  Held  in  s  in  r  Einkommen- 
steaer  S.  137  —  i43  an  diese  Fragen  herangetreten,  indem  er  dabei  die  Staats-  und 
die  GoDmnnalbestenerang  und  verschiedene  Xategoiieeii  nm  Steaerrabjecten  in  jeder 
von  beiden  unterscheidet  Der  Zweck  seines  Werks  brachte  eine  eingelu-ndore  Er- 
örterung di^er  Fancte  nicht  nothwendig  mit  sieb.  —  Bobert  Meyer  (Principien 
§.  47,  49)  lIsBt  dem  Prinolp  der  AHgemeinbeft  mit  Recbt  dne  principielle  Erörterung 
zu  Thoil  werden,  bei  der  (S.  .'501")  aber  auf  die  Ueberwälzung  in  der  Frage  zu  viel 
Uewicbt  gelegt  sein  mOcbte.  Auch  ist  der  Satz,  der  Grundsatz  der  AUgemeinbeit  sei 
nor  far  das  Gesammtresultat  der  Bestaaerung  von  aelbitlndigar  Bedentonf ,  bd  der 
Anwendung  auf  einzelne  Steuerarton  enthalte  er  nnr  dnielne  Ftagen  der  Gmebmiadg- 
keit  (S.  807),  m.  E.  anfechtbar. 

Richtiger  ist  wohl  folgendes  Yorgebeo.  Man  muss  bei  der  „AUgemeinbeit" 
ausser  der  eigentlichen  Principicnfragc  für  die  Bcsteaerang  überhaupt  allerdingi?  ver- 
schiedene Steaerarten,  weiter  die  möglichen  Collisionen  verschiedener 
.Steuerrechte  unterscheiden.  In  letzterer  Hinsicht  kOnnen  fttnf  F&lle  von 
„Doppelbesteuerung''  vorkommen,  wo  dann  die  Frage  des  Grundsatzes  der  AJl- 
gemeinheit  (wie  zum  Tbeil  auch  der  Gicichm&ssigkeit)  theoretische  und  practische 
Schwierigkeiten  bieten  kann.  Der  erste  Fall  betrifil  die  Besteuerung  desselben 
objeets  Ertrags,  Einkommens,  Vermögens)  durch  dieselbe  Steuer  desselben 
öilentliclien  Körpers  (Staat,  Gemeinde),  z.  B.  durch  die  Einkommensteuer:  ein  Fall, 
welcher  sich  bei  Erwerbsgesellschaften  ( A c  t  i e n  geselischaften,  Genoasen- 
Bchaften)  in  Bezug  auf  den  durch  sie  erworbenen  Ertrag  (oder  ihr  Einkommen), 
welcher  aber  ihren  Antheilbereehn'/teii  (z.  B.  Aoiioiiären)  zuflie.sst,  ergebon  kann, 
wenn  die  UcscUiscbaflea  »elbst  und  uic  einzelnen  Berechtigten  dcri>clben  Steuer  i"ur 
dasselbe  Object  unterliegen,  z.  B.  bei  der  Anwendung  der  Einkommensteuer  auf  beide 
(§.  172).  Der  zweite  Fall  ergiobt  sich,  wenn  dasselbe  Object  (Ertrag.  Ein- 
kommen, Vermögen)  zwei  (oder  selbst  auch  mehr)  verwandten  Steuern  desselben 
öffendichen  KArpers,  z.  B.  einer  Ertrags-  und  einer  Einkommensteuer,  unterliegt 
(Besteuerung  von  Grundstücken,  Hätiscrn,  (iewerbcn  und  noch  einuial  des  daraus 
fliessenden  „Einkommens").  Ein  dritter  Fall  von  Doppelbesteuerung  kanu  aus  der 
Besteuerung  desselben  Objects  durch  die  Besteuerung  des  Staats  und  der  Gemeinden 
(und  Communalverb.uide),  ein  vierter  Fall  aus  der  Resteuernng  desselben  Objecf«} 
durch  verschiede ue  Gemeinden  (und  ('ommunalverbünde),  ein  fünfter  aus  der 
Bestenerang  desselben  Objects  durch  die  in-  und  ansUndische  Besteaemnir 
hervorgehen.  Alle  diese  (Kollisionen  haben  zu  schwierigen  gesetzgeberischen  Vorg-Snpeu 
und  mehr  noch  zu  mancherlei  theoretischen  Erwiguugen  geführt,  aber  für  die  Er- 
ledigung der  sieb  hier  entwickelnden  „Fragen",  wie  nnn  die  HAJlgemeinhdt**  (and  ^Gl^cb- 
mä>sigkeit")  fülgerichtip  mn\  ^,'erecht  dtirrhznftihrcn  sei,  bleibt  nicht  nnr  in  der  Praxis^ 
sondern  auch  in  der  Theorie  noch  viel  zu  thun  übrig. 

Unter  den  Stenerarten  sind  es  die  directen  (in  adninlstmtir<'tecbnitcb6n 
Sinne,  des  §.  welche  hier  vnrnemlicli  in  Betracht  kommen.  Rei  den  Pcrsonal- 
(£inkommen-)Steueru,  auch  bei  aUgemeitien  V  crmOgensstenem,  unter  den  Ertragssteuem 
hentzntago  weniger  bei  der  Realsteacrgruppe  (Grand-,  Gebindesleaern),  ab  bei  den 
mit  Per-ünalbteuerelemonten  vermischten  (lewerbe-,  Kapitalrenten-,  specielleu  Arbeifi- 
und  Bcrutssteoern  treten  hier  in  Bezug  aaf  die  Durchführung  der  „Allgemeinheit",  die 
Anlktellaiig  nnd  .  Betastung  der  Steneisabjecte,  die  Begelang  ron  Doppelbostenernngs^ 
rerbiltnissen  wesentUcbe  Schwierigkeiten  ein.  Dieselben  ^gen»  wie  der  „«infidie** 
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GfuidMto  d«r  AllgenelBheit  wieder  sehr  eonplidrte  Prebleme  In  sieli  eeUieait  Zu 

verweisen  ist  hier  rorneinlich  auf  Jie  lt"'pisln(ir(»  Bchaodlun?  nenerer  Reforni  n  dieser 
Stenern,  wobei  die  bezOglicben  Frageo  metstens  eiogeheod  erörtert,  abrigens  nicht 
immer  gletchmUaif  eotoehieden  aind.  Herromiheben  sind  die  Fragen  ober  die  Per- 
sona lb<'steu.-rnng:  (\cx  juristisclif  II  Poräoncn,  einschliesslich  Actiengcsellschaftt'n, 
(ienofisenschaftcn ,  neben  physischen  Pcnoncn,  Qber  das  Yerhältniss  der  Gewcrbe- 
nnd  der  Kapitalreateneteoer  zn  der  Per8onal-(EinkommeD-)Berteaeraiig, 
Uber  die  CoiJiiii  iiria!)jo^itt!u«inin<;  der  ,,Forenaen",  der  Erwerb;*-,  bf^sonders  der 
Actiengesellschaften,  Genossenschaften,  aber  die  E<^elong  der  CoUision  des 
Basteneroogsreehto  Terschiedener  Gemeinden  (anch  Commnnalrerblade),  dann 
verschiedener  Staaten  (bez.  Gliederstaaten  eines  Bandesstaats,  w'w.  in  Deutschland, 
der  Schweiz)  oder  über  die  Kcgclong  dieser  Doppelbesteacrang.  worüber  nameutlich 
in  der  Schweiz  eine  auch  für  die  Theorie  beachtenswertbe ,  abrigens  wcüeotlich 
jafisdMshe  Litentnr. 

S.  aas  den  neueren  deutschen  Staatssteucr-RcfortiiLMi  besonders  diejeuij^en 
in  Baden,  Hessen,  Weimar,  Anhalt  a.  a.  m.,  worüber  das  Finanzarchtv  (s.  oben 
8.  24),  in  Sachsen,  worüber  Hitth's  Annalen  (ebendaselbit)  riel  Material  gebracht 

b  ili  ri ,  das  auch  ftlr  die  Fray;en  dieses  Abschnitts  wichtig  ist.  Aehnlichcs  gilt  von 
den  £inkomfflen«»teuer-ProJectoa  Baieraa,  Oesterreichs,  Preossens.  Von 
letsterem  s.  besondere  de»  Qeselzentviirf  ron  18S9 — 84  tlber  die  Reform  der  GlasseD' 

und  Einkommensteuer  und  die  Einfuhrung  einer  Kapitalreutejisteuer,  worüber  eine 
Commisbion  dea  Abgeordnctunbauses  18S4  lange  bcrieth,  aber  ohne  Erfolg  (Itein  Be- 
richt erstattet,  Yernwer  war  Mitglied  dieser  Commission  und  benatzt  im  Folgenden 
einzelne  der  ihm  dadurch  zu^cänglich  gewordenen  Daten  oder  eröffneten  Gesichtspuncte^. 
S.  ferner  die  vergleichende  Darstel{un<r  der  Einlommensteuoru  von  Burkart.  Hirths 
Annalen  1876  ö".,  dann  namentlich  die  üeissigc  systematische  Arljeit  roa  Antoni 
über  „die  Steucrsubjecte  im  Zusammenhang  mit  der  Durchfuhrung  der  Allgemeinheit 
der  Bt'^t^uerung"  (Finanzarchiv  V,  916 — 1032),  worin  die  deutschen  staatsgeäetzHchen 
£«ibUmmungeo  verarbeitet  worden  sind.  Ucber  die  Besteuerung  der  Genossen- 
8  ehaf  t  ens.Schanz,im  FInaozarchir  III,  674— 7M  (deatsche  Staaten  nnd  Oasteneicb). 

Ueber  die  bezüglichen  Fragen  in  der  Communalbesteuerung  s.  die  oben  in 
§.  y  zusammengeeteUte  Literatur  Uber  Ck>mmunalsteuorn,  worin  diese  Fragen  mehrfach 
mit  behandelt  werden.  U.  A.  besondere  die  „Zehn  Gutachten*'  des  Vereins  für  Soda!» 
politik  (1877,  Nr.  XID.  für  die  principiellen  Fragen  namentlich  Nasse  S.  269  fr., 
aber  preussische  Verhältnisse  Ernst  Meier  S.  100  if.  Mein  Referat  von  18T7  (Ver- 
handlungen des  genannten  Verein»  iS77,  Nr.  XIV)  These  12  ^S.  24),  S.  17,  ein- 
gehender in  der  Ausarbeitung  dieses  B^nats  (,,die  Communalstcuerfrage",  1S7S) 
S.  .15  unter  Nr.  VIII;  Ranrermelster  Wejrner's  Referat  S.  50;  über  jene  Gutachten 
iu  ßetreli  d<jä  hielierg;elii)ri^en  Puncteä  Neumann,  im  Jahrbuch  des  Doutäciiuu  Ueicbs 
1877,  S.  6S»  IT.,  597  (Uber  Nasse).  Prledbcrp:'s,  v.  Bilittski's  genannte  Schriften. 
P  retissischer  (nicht  zu  Stande  gekommener)  Gommunalsteuergeselzentwnrf  ron  1877, 
nebst  Denkschrift  (Auigabe  von  Kotze,  1877);  darüber  Friedberg  a.  a.  Ü.  S.  üb  ff., 
die  anonyme  Schrift  zum  Entwurf  n.  s.  w..  Leipzig  1878.  —  K.  Dietzel,  Bestenerunf 
der  Actiengcsellschaften  in  Verbindung;  mit  l  -r  Gemeindebesteoerung,  Köln  J859.  — • 
Jct^t  nainentlicb;  preassisches  Cotuiuuuai-(Noth-)Steuergesötz  vom  27.  Juli  1885. 
darober:  (Minister)  Herrfurth,  Gomoianalabjgabciwirht  nach  diesem  Gesetz,  1886, 
und  im  Finanzarchiv  III.  Besnnrf  th  schwierig:  ist  die  Communalbesteuerung  von 
Actien-  und  anderen  ErwerbegeseUschaitcn,  deren  Geschäftsbetrieb  sich  auf  verschiedene 
(jemeinden  ausdehnt  (Bahnen,  BmImi,  namentlieh  Y  ersieh  ein  nf  8  gesdbchdton). 
S.  Herrf  irth.  Heranziehung  der  V«xsichemngsg«selltcbaftea  sa  den  preiisslsoben 
öemeindeab^jaberi.  Berlin  !S80. 

Regelung  der  Frage  der  Doppclb  e^tc  Ueru  n  ^  durch  directe  Steuim  innerhalb 
der  KinzelÄtaatcn  des  Deutschen  Reichs  durch  Reichsgesetz  vom  1'^.  Mai  ISTO. 
S.  dariibcr  Clauss.  im  Fiuanzarchiv ,  V,  138  (.zugleich  mit  Kucksicht  auf  schweize- 
risches Recht),  üebcr  schweizer  Verhältnisse,  wo  u.  A.  die  cigonthflmliche  Vor- 
radvenssteuer  Schwierigkeiten  macht,  n.  die  Preisschriften  von  Zorehcr  und  ?on 
Schreiber,  kritische  Darstellung,  betr.  Verbot  der  Doppel  besten  erunsr  fs.  Cohn, 
Fin.  S.  276),  Speiser,  Verbot  der  Doppelbesteuerung  in  der  Zeitschrift  für  scbweize- 
risches  Recht  N.  F.  B.  TI  (daxftbar  Schanx,  Flnanxarehlr  V.  8t6). 
A.  Wsgaer,  flniMwhwBHlialt  n.  1  Ael. 
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üobrjgeiis  bescliräuken  sich  Strcitfngcu  üVjor  AUgoriiLinlicit  nmi  über  Doppd- 
beateueraug  nicht  auf  die  directea  Steuern.  Sic  kommen  ;iuch  bei  m&ncben  Ycr- 
kehrssteuern,  so  im  intoroationalcn  \  erkehr  mit  Schnldscbcinen.  Wcrthpapiorcu 
( Wecb so Is t ompe  1 ),  bei  Rechtsgeschäften,  welche  im  Ausland  abgeschlossen  sind, 
ror.  S.  darüber  u.  A.  die  fr anzös ische  Gesetzgebung  über  das  Eoregistremont. 
Namentlich  aber  biotot  die  Erbschaftssteuer  Anlass  za  aolcliMi  Streitfragen. 
Vgl.  hier  bosonJers  die  b ri  tische (Fin.  III«  S.  266  und  die  dort  geoanDteo  Arbeiten 
voft  Treror  und  rou  Leser). 

In  üolfeBden  Abedisllt  kernnt  nur  der  StMidpunct  der  •IlgomoineD  Steaer- 
lilir  7i;r  Gclttinsr,  daher  liati  t  It  r  s  sich  wieder  nur  um  die  principi eile  Erörterung' 
der  1? ragen,  nicht  um  die  £ütscheidang  derüdbeu  in  der  bisherigen  Gesetzgebung. 
Darauf  wird  bier  nur  gelegcntlioli  und  beiipieUweiee  eingegangen.  Weiteres 
darüber  gehört  nach  der  Systematik  dieses  Werks  erst  in  die  speciellc  Steuerlehre. 
Vgl.  Uber  die  EinkommeoMeaer  meine  AbhMtdioAg  im  Schöabeif*«cheu  Uaodbaok. 
In  principieller  Hinsiclit  Ist  dtiin  wieder  die  UntemBhddnDf  des  rein  finnn zielten 
uml  (le^  bucialpolitischen  Standpuncis  von  nflcrs  durchgreifernler  Betleutujisr ,  so 
in  der  Frsgo  von  der  Steuurfreilieit  de»  ^^xitttua^minimiUDs".  Mehrfach  ist  im 
Folgenden  Mich  an  ^  EiOrteningeu  im  Abflcbiiitt  Uber  die  StenerqucUe  {ß.  314  C) 
anrakoOpfen. 

I.  —  $.  163.  Das  Problem.  Der  Gnmdsats  der  All§;eDieiii- 
heit  der  Beetenerang  wird  jetzt  fttr  die  gegenwärtige  Zeit  der 
modernen  CnltnrvOlker  in  Betraohtang  getogeni  also  Ar  die  „ Staate - 
bttrg erliehe''  Periode  der  persOnliehen  und  politieehen  Freiheit 
nnd  Oleiehheit  der  ganien  Berölkeraog,  im  Untersobied  von  der 
früheren  ^st&ndieehen''  Periode.  Es  ist  dabei  aber  Überall 
Bezug  auf  die  Oonseqnensen  des  socialpolitisehen  Besteaerangs- 
Standpnnets  nnd  anf  die  „sociale"  Epoche  der  Bestenernng  sa 
nehmen,  in  die  wir  eintreten. 

Der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  erscheint  in  der  staatsbllrge^ 
liehen  Periode  fUr  die  Staatsangehörigen  (Staatsbtirger)  selbst  als 
ein  keines  weiteren  Beweises  bedürftiges  Axiom.  Bei  der  An- 
wendung des  Prineips  kann  daher  der  Aasgangnpnnet  in  dem 
Satze  genommen  werden,  dass  die  Bestenernng  eine  allgemeine 
staatsbürgerliche  Pflicht  sei,  welche  annlefast  den  (selb- 
BtHndigen)  physischen  Personen  als  Staatsb  ttrgern  obliege. 
Dieser  Sats  ist  aneh  der  Kern  des  modernen  liesteueruogsrecbts. 

Bei  der  Durcbftlbrung  des  Prineips  der  Allgcuieiiihcit  luuss  die 
Bestenernng  aber  gerade  um  „gerecht"  zu  sein  und  um  sich  den 
verwickelten  Vcrhültnissen  des  Lebens  anzupassen,  u.  A.  nament- 
lich auch,  um  die  Bedingungen  wirthschalilicher  Concurrenz  mitg- 
liehst  gleich  zu  stellen,  vielfach  über  jenen  Kreis  von  Ptisonen 
hiuausgreifen.  Mehr  und  mehr,  theils  aus  fiscalischer  Tendenz, 
theils  in  der  Conseqaenz  des  Principö,  ist  das  Hesteueruugsrecht 
auch  so  vorgegangen.  Anderseits  sind  hie  und  da  auch  Ein- 
schränkungen der  Besteuerung  innerhalb  des  Kreises  der  staats- 
angebOrigen  physischen  l'eräuueU;  also  im»oleru  ein  mehr  oder 
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weniger  weiter  Verzicht  aut  die  DurchfÜhi'ung  des  Gruiuisatzes 

der  All^^enicinheit  geboten,  theils  aii^j  Rtetiertechnischen  Rücksichten, 

theii«  aus  politischen  und  wirthsehnttlichen  Gründen,  mitunter  auch 

um  der  Gerecbtip^keit  willen.  moderne  ßeRtcueruiigsrecbt  ist 

auch  solchen  Furderuugen  mehrfach  uachgekoaimeu. 

Insbesondere  kann  der  socialpolitische  Steuorgesichtspunct  zu  gewissen 
EiDBchr&nkangen  der  Allgemeinheit  der  Besteuemng  fuhren,  namentlich 
zu  einer  Steuerfreiheit,  wenigstens  von  gewissen  Steuern,  fQr  die  unteren  nicht- 
besitzenden  (arbeitr-nden)  Cfassen,  anch  fnr  j^cwissc  Kleinbesitzer  und  KIdnunt^Trio?imer, 
im  Iiitcrcjjsc  der  ökonomiiicbcn  Schonung  (Jorselbeii.  Anforderungen  dicaer  Art  haben 
sich  in  der  Wissenschaft  schon  mohrfach  gezeigt  und  hi«  iiiiil  da  auch  im  Steaenedit 
bereits  fieltiuiL'-  frlangt.  Sie  worden  in  der  Zukunft  immer  mehr  hervortreten,  wenn 
die  Berechtigung  dc^  socialpoiitii>chen  Standpuncts  im  Voiksbewusstaein  mehr  zum 
Durchbrach  kommt  und  die  ..sociale**  Gpocbe  der  Beiteiieniiif  neben  and  stett  der 
„Staatsbilri^erlichen"  Platz  greift. 

Aus  dem  Gesagten  eigiebt  sich  von  Neuem,  dass  die  wissen- 
schaftliche und  practiscbe  Schwierigkeit  in  der  richtigen  An- 
wendung des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  liegt  und  mit  der 
blossen  Anf-  oder  Hinstollnng  desBeiben  Docb  wenig  gewonnen  ist 
(§.  124). 

Unvermeidücb  mnss  namentUeb  bei  der  Anwendnng  easniBtiseb 

verfahren  werden. 

Das  Princip  der  Allgemeinbeit  ist  auf  die  einzelnen  Kategoriccn  ron  Fällen, 
welche  nach  den  irepebenen  Wirthschafts-  und  nach  den  allgemeinen  Lebcnsverhült- 
■fma  unserer  heutii;:eii  Culturvölker  |(^ebildet  werden  mUssei>.  mit  lopscher  Consequenz 
anzuwend  II  D  kl  muss  auf  die  practiscben  Schwieric:keiten  und  anderweiten  Be- 
denken uaa  aul  die.  bere^chtigt  erschcineiideu  socialpoliti5cheü  Forderungeu  bei  der 
Durchfllhrong  gebührend  Rttokiicht  genommen  werden.  Jede  Abweichung  ron  der  au 
sieb  logiacb  richtigen  Coaseqnenz  des  Princips  ist  demgemiss  genügend  zu  begründen. 

Die  Theorie  und  die  Praxis  haben  sich  bisher  diese  sehr 
schwierigen  Aufgaben  zu  leicht  gemacht.  Die  erstere  bat  gewöhn- 
lich nur  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  hingestellt  nnd  einige 
der  nächst  liegenden  Conseqnenzen  darans  gezogen,  wobei  dann 
auch  wob]  diese  oder  jene  in  Frage  kommende  Aisdebnnng  oder 
Einschränkung  der  Anwendung  des  Frineips  erörtert  wurde.  Das 
reicht  aber  nieht,  vollends  gegenwärtig  nieht  mehr  ans. 

Der  Mangel  einer  scharfen  Cnterscheidong  des  rein  finanziellen  und  des  social- 
politischen  Stindpuncti  hat  hier  meistens  gehindert,  zur  Klarbett  zu  kommen.  Üe- 
schichtlicii  eritiurt  und  eut^huldigt  äich  die  ungenügende  Behandlung  des  Problems 
in  der  Theorie  indessen  rlntgcimunnnn  aus  den  Verhältnissen  des  Leoons.  Vor  der 
grossen  modernen  Personenbewecang,  wesentlich  mit  der  Folge  der  neacn  Communi- 
cationen,  und  anderer,  oben  in  §.  162  beroitü  erwähnter,  wesentlich  moderner  Ver- 
hältnisse handelte  es  afadi  eben  vornettUdi  bei  der  Durchfahrung  des  Princips  der 
Allgemeinheit  in  Staat  und  (iemeinde  um  die  Besteuerung  der  im  Inland  und  in 
der  Heimathsgemeinde  lebenden  physischen  Peräouea,  bez.  Staats-  und  (iemeinde- 
MigehOiigen. 

Die  Praxis  seigt  meistens  aoeh  jetet  noeh  ein  bantes 
Chaos  von  Bestimmangen  ohne  festes  nnd  richtig  dnreh- 

26» 
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geführtes  Princip,  im  Staatsstener^  wie  im  Commnnakteaer- 
redit  Neaer<lingä,  eDtspreckend  der  grteereii  Verwiekeltbett 
des  Wirtbschaftslebens,  namentlich  in  Staaten  mit  atarlLem 
Fioansbedarf  und  drohendem  Deficit,  offenbart  sich  die  dentliehe 
Tendenz,  die  Staats-  nnd  Commnnalsteaerpflicht  möglichst  weit 
anszadehnen,  anf  alle  errdehbaren  physischen  Personen«  Wirth- 
Schaftsarten,  EiMge,  Binkommen.  Die  Begrflndang  dafür  liegt, 
ausser  in  finanziellen  InteresReo,  in  Erwägungen  der  Gerechtigkeit 
nnd  Billigkeit,  in  der  logischen  Folgerichtigkeit  bei  der  Anwendung 
eines  Besteoerongsprincips,  anch  in  Rücksichten  auf  wirtbschaftliohe 
Conoarrenz. 

So  erfolgt  z.  Ii.  die  immer  energischere  Bostcuorun^'^  der  Ausländer  in  Stute, 
der  Fremden  in  der  Gemeinde,  des  aus  dem  Auslände  kommenden  and  mehr  noch. 
weil  leichter  zu  ermitteln,  des  in  das  Ausland  gehenden  Einkommens  (Couiionsteucr!  ., 
der  Erwerbi^gesellschai'ten  neben  den  physische  Personen  u.  s.  w.  Aber  bei  dieser 
Ausdeluiung  leitet  der  blosse  Fiscalismus  mitooter  SU  sehr  und  mehr  alb  das  (lerecli- 
tigkcitspostulat  der  Alliremeinheit  und  al^  die  strenge  Conseqncnz  in  der  Dur  1  f  :linjngf 
der  einmal  bestehenden  Steuern.  In  der  Praxis  fehlt  es  denn  auch  nicht  an  schwio- 
Tigeo  GootroveneD  auf  diesem  Qebtote.  sdbet  bei  der  Anwendungr  der  öften  «iaer 
rcrjchiodenen  Auslef niif;  räliigen ,  weil  zu  allgemein  gehaltenen  fiestimmongen  der 
SteuergeseUe ,  ToUends  bei  Fragen  de  lege  ferenda,  z.  B.  über  die  Einrichtung  der 
EtnkomiBeiuleQer,  d«r  Commanalbesteneronf,  über  die  Vermeidung  sogenaDtiter  Doppel- 
besteneninp  drr  Ausl'in  l  r  und  Foreiisen,  Uber  Restcueninp  der  Erft'eThsg-osell«<chaftca 
Q.  A.  m.  (Freassen,  aitdt-re  deutsche  Staaten,  s.  oben  g.  162).  Der  Mangel  genügender 
theoietiecher  ymberdtang  dieser  auf  die  Anvendung  des  Gnmdsatzes  der  AUgenein-' 
lieit  sich  beziehenden  Fragen  macht  sich  d  iti  i  loch  fühlbar. 

Angesicbis  dieser  Sachlage  und  der  fehlenden  wissenachafÜioheB  Vorarbeiten  ist 
die  Angabe  in  dteaem  Absehnitt  naleridl  und  fenneU  sehvieriger,  als  bei  einer 
ersten  Betrachtung  des  so  einfach  erscheinenden  (inindsatzcs  der  AUgeiDeinheit  wohl 
angenommen  irird.  Die  Aufgabe  eignete  sich  für  eine  monographische,  ganz  ins 
Einzelne  gebende  Behandlnnr«  velelie  an  disiea  Ort  aasgescUossea  ist  Handies 
kann  auch  erst  in  der  ^deUMi  Steaerlehf«  erftrtert  irerden.  S.  benondecB  dea  Aaf- 
8at2  von  Antoni 

Im  Folgenden  wird  der  V'ersuch  ^^eniacht ,  dichauptsäch- 
lictien  Foigernngen  aus  dem  Grundsatz  der  Allgemein- 
heit systematisch,  ohne  za  grosses  Detail,  zn  entwickeln 
nnd  dieselben  zq  möglichst  bestimmter  principieller 
Formnlirnng  zn  bringen. 

Dabei  wird  wieder  derjenige  Zustand  zum  Auspanpspunct  genommen .  'vrelcher 
sich  im  porsOulicheu  Leben  und  in  der  Volksvirthscbaft  unserer  heutigen  Coltorvolker 
im  priratwfrdisdiafUicben  System  der  freien  Coacnrrenz,  daber  nater  dem  Einflnss 
der  modernen  liberalen  Social-  und  \Virtli>chaftsgeselzgebunsr  gebildet  hat.  Melirfa.^h 
ist'  "bei  der  Erörterung  der  Folgerungen  aus  dem  Gnind:»tz  der  Allgemeinlieit  die 
Sla«ts^  nnd  die  Gommnnalbestenemng  aneh  bier  jetzt  zn  nnterscbeideD.  Wir 
iiiiter>nchen  die  iicfreffcndcn  Fragren  ju-t/.t  vornenilich  fiir  die  erster©,  stellen  die 
Fragen  in  der  Communalbestcueruug  indessen  mehrfach  etwas  mit  ein. 

II. §.  164.  Scheroatismns  der Darohftthrung.  Den 
Eri^rteruDgen  Uber  die  Anwendang  des  Grundsatzes  der  Allgemein» 
heit  lilsst  sich  folgendes  Schema  zn  Grunde  legen: 
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A.  Die  Staatsbesteuening  der  physischen  Personen  oder 
ihrer  Wirthschaften :  der  Individual-  und  Fanii  1  i  enwirth- 
schaitcD)  bex.  der  BcIbstHndiij^en  W  ir  t  h  sc  h  alt  sh  ii  u  p  t  er, 
d.  i.  der  Fami  Ii e  nh ä  n  pt e r  uiui  der  tUr  sich  lebenden 
Einzelnen,    Hier  sind  zu  uiitcibciieidcü; 

1.  Staatsangehörige. 

a)  Im  Inlande  leticiuie,  bc/.  regelmässig  wohnende,  hier  er- 
werbende, Einkommen  (eveutueii  aus  dem  Auslände}  beziebeudey 
verbrauchende,  anleitende. 

b)  Im  Anslande  wohnende,  eiiiciM  iU  dort  erwerbendei  ander- 
seits dahin  £ink,Untl;e  aas  dem  Inland  beziehende, 

2.  AnaliUider,  welche  im  Inlande 

a)  wobneiii  d.  b.  sich  dauernd,  oder 

b)  reisen,  d.  h.  sich  vorübergehend  aufhalten, 

in  beiden  Fällen  mit  der  weiteren  üntcrsrheidun^,  ob  sie  hier  im  In- 
lande auch  erwerben  oder  ihre  ausländischen  KinkUnfte  herziehen. 

Ein  analoges  Schema,  mit  Unterscheidung  der  „Einheimi- 
schen" G^Ortsangebttrigen",  »^Domieilirten*')  und  der  Ortsfremden, 
femer  der  im  Orte  wobnenden  und  erwerbenden  oder  der 
von  auswärts  Einkünfte  hierber  beziehenden  nnd  wieder 
der  ausserhalb  wohnenden ,  aber  im  Orte  Ertragsquellen  be- 
sitzenden, ans  dem  Orte  Einkünfke  binansbeziehenden  Personen 
(„Forensen**)  l&sst  sich  fttr  die  Gommnnalbestenerang  aufstellen. 

Die  Schcidanfr  d«T  erstoren  KalHIorieen  wird  »b«  durch  die  Gestaltnofi^  des  be- 
zOgUchen  OrtsblUfer-,  Heimath»-  und  NiederlMSVDgvfechts  b«etiilliiut,  daher  atvas 
for&oderlich. 

B.  Die  liebleueruDi;  ariderer  Wirthschaften,  nemlich  von  wirk- 
lichen oder  sogenannten  juristischen  Personen, 

1.  solchen  des  (öffentlichen  Rechts,  ,,eigentlichen'^, 
wieder  „Zwangsgemeinwirthsohaften"  selbst,  nemlich:  des 
Staats  nnd  seiner  Erwerbsanstalten  in  der  Staats-  und  der 
Communal-,  der  Gemeinde  und  ihrer  Erwerbsanstalten  in  der 
Staats-,  FrovinziaU,  K r e i s besteueriing  und  in  derjenigen  der 
anderen  Gemeinde  u.  s.  w.,  ferner  anderer  wirklicher  Corpora- 
tionen»  Kirchen,  Stiftungen,  Anstalten; 

S.  sogenannter  jurlstlBeber  Personen »  wie  derjenigen  des 
PrivatreehtSi  Erwerbs-  nnd  Handel sgesellsobaften,  besonders 
Actien-,  Actien-Commanditgesellsohaflien,  Erwerbs-  nnd 
Wirthsehaftsgenossensehaften,  Bergwerksgenossen- 
sohaften  u.  dgL      auch  Vereine. 
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Di(-  bpc  i  1!  GesUltoug  des  formellen  Rechts  für  Gesellschaften .  V(!^eiuc  kann 
hier  lllr  das  LiQzeine  iricbtig  werden,  auch  für  die  Scheidung  der  hier  getreiuiteii 
b«l4tii  Kati^^wteen  von  FUIeii  vnd  fttr  di«  fiinnUniiiff  eittzdner  Pille. 

Fllr  die  S t a a t shesteuerung  sind  auch  hier  mitunter  in-  nnd 
aus  luiulischc  solche  Wirthschaften  (z.  B.  Acticugesellöchaftcn)  i.u 
unterscheiden.  Ebenso  für  die  C o ra m u  u a I bestenerung  (i.  w.  8.) 
orts-,  hrz.  kreis  ,  provinzial a n g e h Ö r i g e  und  iremde,  d.  h. 
solche,  welche  hier  und  anderswo  ihr  Domicil  (rechtlichen  Sitz 
bez.  Hauptsitz)  haben,  an  verschiedenen  Orten  Geschäfte  betreiben. 

C.  Die  BesteaeriiDg  des  Einkommens  derPersonen  scblecht- 
wegi  mit  folgeoder  genaoerer  Casuistik: 

1.  Das  Eintioinmoii  dor  im  IiiIandL'  w*  o  Ii  a  c  n  d  c  ii  (bez.  doijii«iIirtLii*i  Staats- 
aiigohOrigen  (Einzelwirthscbscbaftea)  aas  dem  Inlande,  d.h.  aas  eiobcioaischcu 
Erwerbsqudlen  —  der  Kormalfiül. 

2.  Das  Einkommen  dersollx  n  P-rsoti  -n  uns  dem  Auslaudo.  -  /..  B. 
Ziosbezag  aus  der  If'remde  (iQtomaüooale  Wertbpipieie,  andere  K^iUdanlagen 
draasson). 

3.  Das  Elokommcn  dt:r  im  Ausland  wohnenden  Staatsangehörigen  ans  dem 
Inland c,  —  ?..  B.  IxO'nt«  nbezug  des  einheimischen,  aber  „absentüstiflcheA"  6road> 
besitzers  ^Irland,  England,  Kussland),  Pensionshczug  eines  Beamten. 

4.  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsaüf eh5rigen  aus 

dem  Auslands.  :dso  repplmSssic:  das  dort  von  ihnon  erworbene,  aus  ausländischen 
Ertragsquellen  Iicrruhioadc.  —  z.  B.  du^  deutschen  Kaufuiaiujri.  der  iiu  Ausland  etablirt 
üt,  aber  deutscher  Reichsangehöriger  blieb. 

5.  Das  Einkommen  der  im  Inlando  wohnenden  An  I  find  er  aus  dem  In- 
lande,  also  aus  hiesigen  Quellen,  —  z.  B.  der  eben  crwülmt  '  1  all.  vom  ausländischen 
StMidpuncte  aus. 

6.  Das  Einkommen  deräclbeu  Personen  aus  dem  Auslände.  -  z.  B.  der 
Fall  eiigliücher  und  russischer  „Absentiisten",  die  nach  Deutschland  ihre  Einkünfte 
lierieihcn. 

7.  Das  Einkommen  der  im  Auslände  wohnenden  Ausländer  aus  dem  In- 
lando. ans  heimischen  Quellen.  —  z.  B.  aus  von  diesen  Personen  besessenem  (ver* 
pa/^kMem  a.  s.  w.l  Grundcigcnthom,  tieverl»en,  der  inlindlscbe  Ziosbesof  nlcbcr 
Fremden        inländi?<  li.  ii  Sta.itspapieren. 

Alle  diese  Fälle  spielen  im  neueren  Bcsteaerungsrecht  eine  Bolle.  Mehrfach 
bat  man  naeli  allMi  dieaen  Seiten  die  Besteonwif  aiuzudehnen  gesaelit.  £•  bleibt 
nur  der  Kall  übric:  nestennning  des  Einkommens  der  im  Ausland  ^vf.^Tlt•^den  Aus- 
lioder  aas  dem  Auslande,  —  ein  EiokonuBen,  das  die  heunischu  Besteneniag 
gevfthnlfeh  nicht  treffSan  kann,  aber  doch  mitunter  xn  treffisn  «nebt  und  gelegeatlicb 
wirklich  »rif7\,  z.  B.  wenn  Einfuhrzönc  von  ausländischen  WaatLfi  thcilwf  iso  rom 
fremden  Froduccnten  oder  Yerfrarhter  CEis^nbahn,  Schiffer)  üctragon  werden. 

In  den  neueren  deut^hen  ZoUdcbatten  spielte  eiüc  &okLc  Möglichkeit,  deren 
Verwirklichung  unter  gewissen  Cmstandeii  uit  ht  unbedingt  zu  bestreiten  ist,  wir  fruhor 
erwähnt  (§.  139),  sosrar  eine  gewisse  Boll'-  in  der  Beweisführnnp,  so  bei  der  Frage 
de»  Getreide-,  besonders  des  Hoggenzolls,  Seitens  der  l{<  g:ierung.svi  rf  reter  in  den  parla- 
montariscboa  Debatten  seit  1879.  selbst  in  amtlichen  Actt  ri^tuek« ».  Se  heisst  es  in 
dem  Bismarck'i?chen  Finanzpronramm  vom  15.  December  1^'^;  in  gewissen  F&llon 
werde  der  ausländische  Produceiu  den  Zoll  ganz  oder  thcilwcisc  auf  sich  nehmen 
mQssen.   Vgl.  darttber  oben  §.  13'J,  147.  152,  153. 

Ftir  einzelne  Stcuem  ist  diese  Gasoistilt  nitontat  nocb  wdlor  zp  fibren,  i.  B, 
in  Bezug  auf  .Jicisende". 

Ein  analoges  Schenift  läfisi  sieb  wieder  für  die  (JommuDai- 
besteaemng  aulstelleD. 
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E»  iät  practisch  oft  noch  wiohtigir,  wdl  der  Fenoo«B-  ond  KapitoItaDveilrahr 

innerhalb  des  heimischeti  St.-iats,  zwischen  den  Provinj^en,  Kreisen,  Gemeinden,  ire- 
vOhnlich  noch  lebhafter  »h  der  betretiende  intematioDalc  Verkehr  ist.  Einige  der 
idivierlgerea  Gontrorenea »  <.  B.  Uber  die  Bertenenuig'  „Forensen**,  Hegen 
gende  hier. 

D.  Besteuerung  der  i nländiscben  Ertragsquellen  ffir 
die  Erträge,  welche  wirklich  aus  ihnen  flieasen  oder  nach  an* 
genommener  Ertragsülhigkeit  fliesBen  können.  Hier  hat  man  es 
mit  den  sogenannten  Ertragssteuern  zn  tbnn,  wo  die  Rück- 
sicht auf  die  den  Ertrag  besiebende  Person  ganz  oder  grossentheils 
zurückzutreten  vermag. 

Bei  den  beiden  reinen  Kealsteuern  dieses  Systems,  der  (irnml-  und  Gebäude- 
äteuer,  ist  die  Allgemeinheit  derSteoer  in  der  Staats beateocrung,  einerlei  ob  es  sich 
um  In-' oder  AvalliMi«r  handelt,  nid  gevfthntich  Mch  in  der  GommvAalbesleiMniiif, 
mOgen  die  Eicrcnthnmer  Ortsaiiu-chörig-e  od^T  Ortsfremde  sein,  in  Theorie  und  Praxis 
kaum  mehr  strittig,  die  Bestcuerang  erfolgt  allgemein.  Im  Territorial-  and  Commanal- 
steuerwesen  des  nHtdalleTlioheii  Staate  war  dagegen  hier  ein  nmsMttenes  Gebiet, 
indoui  die  Privilitrirtcn  (Adel,  (I^n^tIir1lkeiO  und  Fremden  tibcrhatipt  Stenerfrciheit  für 
ihren  Besitz  in  fremdem  Land  and  Ort  beanspruchten,  dies  aber  im  Interesse  des 
hdmisehen  Flsci»  and  der  Qbricen  Steaemhler  beaottandet  und  acUiaMtich  nach  oft 
die  Bo-^t'-nerung,  besondere  durdb  Aneilteniiiin-:  des  Realchaiacten  der  Steuer,  dorch- 
gcsotzt  wurde.   (Vgl.  Fin.  III,  §,  38,  8.  60,  76.) 

Znr  Frage  kann  auch  jet2t  noch  die  Steverfitibeit  kleiner  Ertragsquellen  (&  B. 
Ixä  GruridbL-t-it/,,  tiauieiitlicli  bei  IIiuii?<Tiri  komiimn.  Für  die  G c w e r b esffuer  fre>(altcn 
»ich  die  Verbiltnissc  zwar  nicht  ganz  gleich,  aber  doch  Uulich  wie  bei  den  genannten 
Realstooem.  Schwierigkeiten  entstehen  fQr  die  Commnnalbesteucrong,  z.  B.  bei 
einem  Gewerbebetriebe,  welcher  sich  Uber  mehrere  Gemeinden  erstreckt  (Eisenbahnen!) 
dann  bei  dem  Gewerbebetrieb  durch  Acliengesellschaften  u.  dgl.  m.  Bei  der  Kapital- 
rente ns  teuer  ist  es  leichter,  anzugeben,  welche  Anwendung  der  Grundsatz  der  All- 
gemeinheit principiell  finden  .«oUtc.  als  diese  Anwendung  nun  durchzuführen.  Bei 
der  Staats-  wie  der  fotnmun.ilbestnurrnnc:  nrfrebrn  sirh  hier  dem  „fremden"  £igen- 
thUmer  der  Kcuteu-Ertragsquellc  gegenüber  manche  Schwierigkeiten. 

Statt  oder  neben  diesen  Ertragssfenem  kann  aber  auch 
noch  eine  Einkommensteuer  bestehen,  welche  die  Erträge  bei 
den  diese  aU  Einkommen  beziehenden  Personen  treffen  will.  Dann 
kommt  wieder  das  unter  C  aufgestellte  Hcbeiua  von  Fällen  zur  Au- 
wend im  ^j;;. 

E,  Eiidlicli  ist  noch  die  (uomiuelle  wie  reelle)  V'erniögens- 
b  e  8 te u e  r  u  u g  liervorzuhebcn. 

Sowdt  dasYermAgcn  hier  in  Ertrags  quellen  besteht.  Jedenfalls  die  practiscb 
wichti<^ten  Fälle,  trifft  das  unter  der  vorigen  Rubrik  Bemerkte  zu.  Die  Besteuerung 
des  blossen  Gebrauchsrerroögeus  ist  20  onteq^rdnet,  als  dass  sie  hier  noch  bcsoodera 
bi;rucksichtigt  werden  mUsste. 

Im  Folgenden  werden  nan  der  Reibe  nach  die  Fälle  der  ersten  (A)  und  damit 
gleich  in  Verhindnng  diejenigen  der  dritten  (C),  sowie  die  Fälle  der  zweiten  Kate- 
gorie (B)  erörtert.  Die  Fälle  der  vierten,  bez.  fünften  Kategorie  kommen  nur  nebcu-- 
Mf  fDit  snr  Sprach»,  was  ton  unsere  Zweoktt  an  dieaer  Sidle  gaatgt 

III  -:.§.  165.  Die  Dnrchftthrnng  des  Princips  der 
AUgemeinheitder  Bestenernng. 

Das  Yoransgehtnde  Sehema'  denftet  bereits  an,  wie  das  Prindp 
der  Allgemeuheit  nicht  dnrehgeftthrt  werden  kann,  neolieh  nicht 
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vermittelBt  einer  einzigeu,  wie  immer  denkbaren  Steaer,  ma§  es 
sieb  um  die  Staate-  oder  um  die  CoromafialbeBCeaemng  bandeln. 
Es  ist  wiebtigi  dies  aneb  hier,  wo  die  Verwirklicbung  eines  PoBtn- 
lats  der  Qereebtigkeit  in  Frage  steht,  zn  constatiren. 

Eine  solche  „einzig^  Steuer**  kano  sich  rollends  nicht  der  heutigen  Personen- 

bovei^ung.  dem  Landes-  und  Orts^r^f^hsel  der  Menschen,  den  modernen  wirthschaft- 
liohen  Vorhftiuiisseii,  der  YerwickluDK  der  Eigeiithumsfertbeiinog  und  dea  m*ttchl*ckeB 
oUifatOTlsehen  Verbindnngen  am  dem  Greditverkehr  anter  den  einxelnen  Bewohaem 
eines  Landen  und  dieser  wieder  mit  Auslilndern  anpassen.  Sie  wUrde  daher  cbenao 
sehr  deu  Fordeiiin|(ea  der  Gerechtigkeit  vio  deiyonigen  der  Yolksvirtlischaft  wider- 
spnehen. 

In  der  Staats-  wie  in  der  Gommnnalbestenening  kann  vielmehr 
eine  aneb  nnr  annähernde  VerwirUiebuug  der  Allgemeinheit' 
—  nnd  damit  mnss  man  sieb  in  der  Praxis  stets  begnügen  —  bloss 
durch  eine  Comblnation  versebiedenartiger  Stenern  zn 
einem  einheitlichen  Stenereysteni  erreicht  werden.  I^etz- 
teres  niuss  sich  der  grossen  Beweglichkeit  des  Personen-  nnd  Kapi- 
talien verkehre  im  hentigen  „  privat wirthschatltlichen"  System  der 
Volkswirtlischalt  anpassen,  sicli  demgemäss  aucli  immer  wieder 
entsprechend  verändern.  Zu  dem  Zweck  hat  es  namentlich  aus 
Steuern  zu  bestehen,  welche  sich  einerseits  mehr  an  das  iSubject, 
an  die  Einkommen  beziehende  und  Ausgaben  vor- 
nehmende Person,  anderseits  mehr  au  das  Objcct,  au  die  Er 
tragsquelle,  daher  nameiitlich  an  die  verschiedenen  Besitz- 
arten,  welche  Renten  geben  —  Boden,  Häuser,  Gewerbe,  Leih- 
kapitalien —  anknüpfen.  Eine  Comüiuation  von  sogenannten 
Ertrags-,  namentlich  Realsteuern  mit  Personal-,  Ein- 
kuiiiuieu-  und  Verbrauchssteuern  ist  daher  auch  zu r  Du rc h- 
tUbrung  des  Tostulats  der  Allgemeinheit  (wie  nicht 
minder  der  Gleichmässigkeit)  der  Besteuerung  zweckmässig  und 
mehr  oder  weniger  nothwendig  geboten. 

£iD  solches  complicirtes  Steuersystem  bat  ixeilich  viele  Mkuget,  welche  ein  em- 
ÜMihes  nnd  roÜeads  eine  einzig«  Steuer  nicht  besSsse.  Aber  wie  es  allein  geeignet 
ist,  di'ü  o-inzen  waclisenden  Staats-  nnd  CnmmnnrJli  1  .rf  zu  decken  ist  es  aucli 
durch  die  üuJitaltaug  uuserer  YoUiSwirthschaft ,  unserer  Üeüitzrurhältuiijäe  und  unseres 
PenonenveAelirs  nnrennddlicli  gevQiden  nnd  immer  nocli  d«8  leidlich  gwcchteste. 
Dniaber  mim  mnn  aich  anch  in  d«f  Theorie  Unr  werden. 

A.  §.166.  Die  Staatsbestenernng  der  physischen 
Personen. 

1.  Normalfall:  BeBtenentng  der  im  Inland  wohnenden 
Staatsangehörigen,  nnd  swar nnter  Voranssetsnng.des  ersten 
Falls  der  dritten  Kategorie  des  Schemas:  die  Bestenemng  des 
ans  inländischen  Erwerbsquellen  berrtlbrenden  Einkommens 
dieser  Personen. 
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INe  Besteoerung  aller  StaatsaDgehörigen  ut  fttr  unsere  ,,8taat8- 

btlrgerlicbe''  Periode  im  Prlncip  und  in  der  Praxis  eDtschieden: 
die  Besteoerung  ist  anerkannte  und  möglichst  befolgte  Hegel.  Die 
Theorie  hat  die  Besteuerung  hier  gegenüber  den  geschichtlich  über- 
kommcneu  Steuerfreibeiten  gewisser  bevorrechteter  Classen  und 
rersonen  der  ständischen  Periode  gefordert  und  begrüudet.  Die 
Praxis,  d.  ii.  das  öffentliche  Htcuerrecht  bat  das  Postulat  im  Wesent- 
lichen durchgeführt  und  die  aheii  Steuerfreiheiten  aufgehoben. 

FOr  die  Theorie  ist  die  Forderung  implicite  schon  in  Smith 's  en>ter  Steaer- 
T^el  enthalten.  Aber  auch  bereits  Bodinus,  de  republica  p.  974,  sagte  ?oa  fOldieD 
Befreiungen:  quid  enim  absurdius?  (Bei  Kau  §.  25U  Note  d.)  Characteristisch  für 
Zeit  und  Land  Sonnenfels'  scharfer  Angriff  auf  die  Steuerfreiheiten  des  Adels  und 
besonders  der  „Klerisei".  Grundsätze  III,  167  ff.  Ib6:  „Der  Scbluss  aus  Allem  ist, 
dass  es  fon  Seite  des  Klerus  eine  Un^eicchti^lteit  gegen  den  Staat  QDd  die  Burger 
sein  würde,  die  Sttjtieifrciheit  m  furdern:  von  Seite  des  Staats  aber  eine  Verletzung 
des  alieil  Bürgern  gleicbschuldigen  Schatzes,  solchen  Forderungen  liebOr  zu  geben.'* 
8.  aoeli  Biersaek,  BvtUsamng,  Anbang  8.  341  (ans  1S35). 

Deber  die  ^lii-sverhältiiisse  und  Schwierigki-iton  im  ehemaligen  Deutschen  Reich 
Pott  er,  historische  Eotiricklung  der  heutigen  Staatsrerfassung  des  teatschen  Beichs 
n,  200.  —  Deber  die  neueren  Anfbebungcn  von  Steuerfreiheiten,  eine  Folge  des 
„Strebens.  den  theoretisch  allgemein  anerkannten  staatsrechtlichen  Grundsatz  einer 
gleichen  Vertheilung  der  Staatslasten  stich  zur  p rsctischon  Ancriionnung  zu  führen" 
(K.  A.  Zacharii,  Deutsches  SUats-  und  Bunde^irccht,  2.  A.  lU  531  ff.).  In  rerscWe- 
dcDcn  Rhoinbundstaaten  erfolgte  die  Aufhebung  der  Steoeffnihnten  durch  landes- 
herrlirh»'s  Kdirt  und  ohne  Entscti&diguug  1806  ff.  In  Preuss^n  wnrde  dnrch  das 
Edict  vom  21.  Üctüber  ISIü  dai  Princip  gleicher  Besteuerung  und  der  Uiizulissigkeit 
ron  Exemtionen  ausge»proclt«)n.  Von  1819  an  haben  dann  „die  neueren  Ver- 
fassungen den  Ornndsatz  gleicher  Bestcucrnnir  fast  durchgängig;  anerkannt  nnd  in 
Folge  davon  dio  Aufhebnng  der  frUher  gesetzlich  bestandenen  Steuerfreiheiten,  sowie 
die  Unzulässigkeit  neuer  (selbst  gesetzlicher)  Exemtionen  ausgesprochen  oder  die 
schon  früher  geschehene  Aufhebung  bestätigt".  (Zaehariä  S.  5:i2,  wo  diebetreffen- 
den Verfaäauugsartikel  citin  sind.)  Ueber  Preusscn  s.  Verfassangsurkunde  Art.  101, 
r.  Könne.  pr^osBiachea  Staatsienht«  S.  A.  I,  1.  Abth.  S.  444,  2.  Abth,  S.  239  ff. 
GUn/li (  !)  Ii  freit  ron  Staatsstcuern  und  Abcraben  sind  in  Preusscn  die  Mitglieder 
des  K.  Hauses  nnd  der  hoheozollernscben  FttrsteufamUie,  ron  Claasen-  und  £inkommon- 
steiieni  die  Mitglieder  der  I8A8  entthronten  Dynaatieea.  In  den  rerschiedenen  deut- 
schen Staaten  bestehen  im  Umfanj:  dieser  Steuerfreiheiten  ftlr  da  r  rende  Hans 
Veracbiedenbeiten.  S.  Antoui,  Finanzarchir,  V,  420  ff.  (mit  Torausgc^chickter  prin- 
cipleller  Behandlung  der  Frage.)  Pener  bestanden  nach  der  Deutschen  Bondeaaele 
von  ISlö  und  nach  Partirulargcsetzen  im  Anschluss  daran  nefreiungen  ftlr  die 
Mediatisirten,  worin  sp&ter  aber  Veränderongen ,  mituotor  rertragsmässig,  einge- 
treten dnd.  (S.  Ranne  a.  a.  0.  S.  240  ff.  Zacharift  II,  636  IT.  Antoni  a.  a.  0. 
S.  121  ff  ")  In  der  Sttiuercommission  des  prcussischcn  Abgeordnetenhauses  von  1SS4 
wurde  die  Beseitigung  dieser  Befreiungen  angeregt.  Neben  dem  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung bei  Aufhebung  könnte  eine  Beachtung  des  noblosse  oblige  von  den  Privl- 
logirten  beute  vohl  anch  enrattet  Verden. 

Zn  nnteracheidetk  sind  unter  den  alten  Stenerfreiheiten  wieder, 
wie  oben  in  §.  ISO,  wahre  (reelle),  denen  keine  andere  einiger- 
maamen  der  Steuer  OkonomiBcb  gtoiekwertblge  Öflbntltebe  Leietnng 
entoprieht,  nnd  scheinbare  (formelle),  bei  welchen  dies  der 
Fall  and  wo  diiber  eine  anderweite  öffentliche  Ausgabe  erspart 
werden  kann. 
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Bei  den  wahren  Steuerfreiheiten  ist  4ie  Nothwendigkeit 
der  Aufhebung  ns/ch  nnserem  bentigen  ReebtsbewnsBteein  nieht 
strittig. 

Eb  kann  sich  um  firagea,  ob  nad  wie  weit  eine  wahre  Staaartrdlieit  nmlieft 

und  wie  ho\  deren  BeseitigUDg  vorzagehen  ist.  Bi  i  der  ersten  FriL'e  handelt  es  sich 
um  objcctire  Fe8t»telIttDg  des  Tbatb«st»od^,  was  kaum  Schwierigkeiten  bietet,  da  die 
Tbattacbe  eliier  der  febleoden  Steuer  gMchwenliffeii  aaderveUen  Offbadichen  Lek/Ixmg 
ofTenkundis:  f^cin  mnas.  Nicht  principioll,  aber  wohl  in  Betreff  der  Durclifahrting 
bieten  nur  die  Fälle  mehr  Schwierigkeit,  wo  eine  einstoos  scheiAbaio  Steuerfreiheit 
durch  Wegfall  der  Compeaaatioiis-LelstVBgp  oder  darch  Temtodening:  des  Werths  der 
Ictztoren  oder  durrli  allfri-im-irio  anderweite  StcuorerhRhuni;  ^anz  oder  theilweisc  zn 
einer  wahren  Steuerfreiheit  geworden  ist  Hier  kann  die  lange  Dauer  des  Verh&lt- 
nissee  ans  politischen  nnd  sonstigen  Grttnden  atva  flaa  mhM  Berttekafcbtigung  vor- 
langen,  fralicfa  nnr  nach  Gmndsfttten  der  Billigkeit,  nidit  des  strengen  Rechts. 

Prttctiseh  wichtig  ist  meistens  nur  die  alte  Steuerfreiheit  des 
einst  webrdienstpflichtigea  rittersobaraichen  n.  s,  w.  Grnndbe- 
Sitzes  nseh  Fortfall  der  Wehrdienstleistnng. 

Hier  handelt  es  sich  wesentlich  am  eine  Frage  der  vierten  der  obigen  Katc- 
gorieen,  der  Ertrags-,  bez.  Roalbcsteaemog  nnd  nmdle  Allgemeinheit  der  Grund- 
steuer, denn  die  Steuerfreiheit  ist  eine  realo  geworden,  welche  auf  dein  Boden 
ruht,  keine  jjer»uiiale  mehr,  welchu  bich  nach  dem  Eigenihuuier  richtet.  Davon  unten 
aahangsvfiise  in  §.  175. 

Die  zn  Terlangende  Beseitigung  wahrer  Stenerfreibeiten  bat 
prineipiell  im  Wege  des  gesetzlieben  Zwangs,  nieht  des 
Vertrags  zu  geschehen,  da  es  sich  nm  nnzweifelhaffc  Offendich- 
rechtliche  Verhältnisse  bandelt.  Die  En tscbädigungs frage  ist 
meist  auch  nur  bei  der  Ertrags-,  besonders  der  Realbestenemng 
practiscb.  Die  Gewährung  einer  Entschädigung,  principiell  wieder 
nach  gesetzlicher  Bestimniung,  ohne  dass  hierbei  vertra^rsmä.s.sij^c 
Regelung  innuer  ausznschliessen  ist,  wird  sich  nach  Heclitstiteln  zn 
richten  haben:  nur  wenn  die  stenerfreihcit  den  Ch;iracter  eines 
wulilerworbenen  Privatrechts  hat,  wiid  principiell  aus  Kechtsgrüiulen, 
sonst  nur  aus  BilligkeitegrUnden  und  nur  bedingt  eine  Entschädigung 
eintreten  können. 

S.  üruttdlegong  und  unten  §.  175.  Bei  der  Aufhebung  etwaiger  Personatoteuor- 
ond  Verbninchffitenerfirelheiten  wird  noch  ans  blossen  Billigkeitsgrand«!  nnr  ansnahma- 

wcise  von  F,iit,ehrtdigung  die  Kede  sein,  /,  H.  nHentlichen  Beamten  gegenüber,  welche 
bisher  Co luuiu na  1  Steuerfreiheit  gcnie&>cn,  wo  Gebaltserhöhung  zur  Frage  kommen  Lanu. 
In  ataatsrechtli eher  Beziehung  ist  eine  allgenieine  Steuerfreiheit  ganzer  StSndc. 
weil  hier  nicht  vom  Begrilf  eines  wohlerworbenen  Rechts  zu  reden  ist,  ohne  Ent- 
schädigung gerechtfertigt«  anders  bei  einem  spcciali  titnlo  für  ein  bosdmmtes  Snbject 
begrtlndeten  wirklichen  Priviloßr.    (Zachariä  II.  535.) 

Scheinbare  »Steuerlreiheiten ,  welchen  eine  der  sonstigen 
SSteuer  äquivalente  I^eistung  entspricht,  sind  auch  in  unserer  staats- 
bürgerlichen Periode  principiell  nicht  verwerflich.  So  z.  B. 
als  Belob nungsform  für  öffentliche  Verdienste,  als  Bjexabiuiigs- 
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oder  Grebaltsfonn  für  öffentliche  Beamte,  ale  Beitragsfonn  zum 
Zweek  der  Vnterstfltzimg. 

Sic  finden  sich  auch  noch  bis  in  die  .neueste  Zeit  hie  und  da,  besonders  bei 
einzelnen  Arten  von  Stenern  und  Abgaben,  z.  B  Einkommcnstenerlreilieit  in  (^owissem 
Umfang  der  Beamten,  Militärs,  Decorirten.  fUr  Deatscbland  besonders  dad  Keichs> 
nilitiigcsete  vom  2.  Mai  1674,  §.  46  {oheok  8.  288).  Particolarrecbtliche  Verschieden- 
heiten, auch  einzelne  noch  bestehende  sonstige  Steuerfreiheiten  h:-\  Civilboamten, 
Geistlichen,  Lehrern.  S.  Detail  deutscher  BesUmmangen  bei  Antoni  a.  a.  0.  S.  42G 
W«  440.  Die  FUle  4er  IVolMliMt  oder  Taxennlnrigang  M  der  BeoQtzaog  ftlbDt' 
lieber  Anstalten  (Post,  Eisonbahncn)  fnr  gcirisse  Kategoricen  von  Personen  (Beulte, 
Abgeordnete  zu  den  Volksvertrettingon'i  licireM  etwa?  anders,  jedoch  ähnlicli. 

Indesseo  sind  solche  Frivüegieu  gewühnlich  nicht  zweolt- 

m  äs  8  ig. 

Sie  bilden  eine,  wenn  aui;h  nur  tichciabarc  Durchbrechung  des  Urandsatzos  der 
Allgemefniieit  der  Besteuerung,  weielie  mitunter  In  den  Kreisen  der  Besteuerten  ntss- 

verstanden  wird  un<I  Ans(os:j  i  rrcg;!.  Finanziell  rrseheint  weder  die  üfTi'ntliclio  Ein- 
nahme noch  der  Finauzbedarf  im  wahren  Betrage,  was  zu  Täuschungen  Anlass  gicbt. 
Zwiscben  der  Stenerficeiheit  nnd  der  Gompensationsleistung ,  z.  £.  des  Beamten,  ist 
auch  die  richtige  Yerbältnissmüssigkeit  schwer  herzustellen  nnd  aoeh  nchireireir.  Wegen 
der  eintretenden  Ver&ndemng  auf  beiden  Seiten,  zu  erhalten. 

Daher  Bind  fiucb  die  scbeinbareii  Steuerfrei heiten  mit 
Recht  immer  mehr  beseitigt  worden,  z.  B.  die  Einkommen' 
steoer-Freibeiten  der  Beamten. 

Die  Staatsbcsteoerung  der  Staatsbentnteii  Innii  Unfcnstellung  der  letzteren 
unter  die  allgemeinen  Pcrsonalstcuern  oder  durch  Bildung  besonderer  Steuern,  bez. 
Abtfieilimgen  von  Stenern  für  sie  (Bcsoldungsstcncr)  findet  nichts  desto  weniger  mit- 
unter noch  jetzt  nn??  OpportTinitritsgrü n d en  nnd  selbst  principicll  ihre  Anfech- 
tung: es  sei  zwecklos  und  feruiebrc  nur  die  (jcscbäftc  unnütz,  mit  der  anderen 
Hand  wieder  zu  nehmen,  was  man  mit  der  einen  gegeben,  ja  es  sei  rechtswidrig, 
den  stipulirten  (ji>}ialt  durch  dir-  Stener  zu  kürzen.  Der  erste  Einwand  kann  eine 
gewisse  Berechtigung  haben,  aber  durch  Abzug  der  Steuer  gleich  von  der  Crehaltsratc 
bei  deren  AuszaMvnp  Itsst  sich  die  Snclie  sehr  vereinfach«!.  Auch  kann  eben  decK 
die  Steuer  nicht  immer  stabil  bleiben,  was  bei  der  OewShrnnp:  der  Freiheit  in  rich- 
tigem Maasse  angenommen  werden  mllsstc.  Der  zweite  Einwand  beruht  aber  auf 
einem  vBlUgen  Hiesvetstlndniss:  die  flelmltszahlong  nnd  die  Besteoemnr  erfolgen  anf 
(irund  ganz  vi  r^^cbicdcncr  l?crhfstitcl,  dort  handelt  der  Staat  als  Arbeitgebor 
nach  dem  Staatsdiener-Vcrtrag,  hier  als  Fioanzgewalt  gegenQber  dem  Staatsbürger. 
An  diesem  Terhiltniss  lnd<^  sich  dadurch,  daae  hier  der  Arbeitgeber  und  die  Pinamt- 
gewalt  in  der  Sfaatr^persönlieblo/if  zusammenfallen,  ni  M  .  Glrirliwohl  b;a  Fiirst 
Bismarck  im  Parlament  die  Staatsbesteaerung  der  Beamten  mehrfach  angcgrüfon 
Ottd  sie  sogar  mit  der  Gonponstener  der  StaatsgiSobigcr  verglichen,  —  die  flbrigens 
auch  i'rincipiell  zu  rechtfertigen  isf  (§.  lO).  Zu  bi-merkrii  i«t  ind<'ssen  no<b.  dass 
die  Be;runstignng  des  Staatsbeamten  durch  niedrigere  Besteuerung.  z.B.  im  Steuer- 
anschlag oder  Steaerfnss  ftlr  die  Einkommensteuer,  nicht  notbwenditr  ein  Stenerprivilcg: 
enthält,  sondern  Afters  gebilligt  werden  kann,  ncmlich  b'i  n«tori;.(li  unu'enü^rndrr, 
d,  h.  unter  dem  gesetzlichen  Maass  bleibender  Bcsteuenmg  der  gewöhnlichen  Privaten 
wegen  mangelhafter  Einschätzung  der  letzteren,  weil  das  Eiokommcn  des  Beamten 
ofteii  dem  ganzen  Betrage  noch  rorttegtt  das  der  anderen  Bürger  nicht. 

Aach  die  Anfbebnng  formeUer  Btenerfreiheiten  hat  in  der 
Regel  im  Wege  des  geaetxliehen  Zwange  zn  geschehen,  je- 
doch ohne  dam  unbedingt  Yertrilge  darVber  anszoscblieasen  sind. 
Eyentnell  müssen  die  GmndsKtze  des  Enteignnngsreehts  da- 
bei befolgt^  Entsobftdignng  gewährt  werden. 
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Letztara  luuin  z.  B.  bei  der  Avfhebuuf^  von  SteoeHreihdlen  der  B«amteo  ge- 
boten sein,  wenn  die  ThatsAcbe  der  Stoacrfreihcit  als  eine  (weniirstens  stillsobweigeod«^ 
Vertragsclausel  {(cltcn  muss.  Besondere  Scbwierigkcit  wtlrdc  iu  unseren  Staaten  wohl 
nar  die  Aafheboog  Tertragsm&8si|rer  SteBerfroiltetleB  ftr  StiatasGhiUbdnson  madieii, 
dft  sicli  liiet  d«r  Staat  im  Anleihecootnct  mcli  ab  Fioanisovalt  gobondeii  bat 

§.  167.  losbesondere  von  der  Steuerfreiheit  des 
BOgenaDiiteii  ExistetizmiDiiDniDfl. 

Eine  Dnrcbbrecbang;  des  Gmodsatses  der  Allgemeinbeit  der 
Besteiierang  kommt  bei  nns  sonst  vomemlieh  nur  noch  ftlr  Per- 
sonen,  bez.  Familienhäapter  mit  einem  Einkommen,  das  einen  ge- 
wissen  niedrigen  Betrag  nicht  überschreitet,  snr  Er- 
wSgang:  die  Frage  der  »ySteoerfreibeit  des  Existenzmini- 
mums*'. An  ihr  ISsst  sich  gnt  die  Noth wendigkeit  der 
Unterseheidnng  der  beiden  Stener-Gesichtspuncte, 
des  rein  finanziellen  und  des  socialpolitischen,  zeigeo, 
wenn  man  zur  Klarheit  kommen  will. 

Die^c  Frage  hat  seit  linger  und  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der  Tbeorie  viel 
Staub  aufgewirbelt,  —  vielleicht  mebr.  a^h  hie  Wurth  wir  Sif  wird  in  den  neueren 
Arbeiten  über  Steuerprincipieu  regelmässig;  berührt,  mehr  udcr  weniger  eingebend  be- 
handelt and  Terscbieden  eotsehfeden.  Eine  elfreM  kleine  Monographie  daftther  l«t  die 
Leipziger  Dissertation  von  II.  Schmidt  ans  Livland.  „die  Steuerfreiheit  des  Existenz- 
minimums. £iu  Beitrag  zur  Theorie  der  Eiutkommeusteucm",  Leipzig  1*^77.  S.  in 
dieser  flefsslren  Arbeit  die  Spedallitenttnr  der  Frage.  Das  Eigebniss  ist  S-  78:  ..das 
steuerfreie  Existenzminimum  erscheint  als  die  nothwondiiie  Couseqnenz  des  in  einem 
höheren,  wahrhaft  ethischen  Staudpuncte  begrOudetea  Frincips  der  Best«iuerung  nach 
der  iriTicUchett  LetotDng»fähigkeit.  ab  der  maf^felle  Aosdradk  für  diesen  heberen 
ethi.^clion  Maassstab,  als  das  Mittel  zur  annähernden  Erreichung  einer  wahrhaft  ge- 
rechten, „opfergleichen"  Bestuuorung."  Ueber  die  practische  Anwendung  eb.  S.  74, 
wo  denn  v.  A.  die  indirecten  Steuern  auf  unentbehrliche  Unterhaltsmittel  ganz  lulge> 
richtig  verworfen  werden.  Speciell  ist  die  Frage  neuerdings  besonders  bei  den  Re- 
formen der  Einkommenitoucr  inPreussen,  Sachsen  tind  anderen  deutschen  Staaten 
mit  Bezug  auf  eine  i  ieibeit  trewisier  kleiner  Einkommen  von  dieser  bleuer  ^iu 
Preubaen  der  ClaH->enh.teucr)  erörtert  worden.  Darüber  z.  B.  die  (iOttinger  Dissertation 
von  Peueker,  (iL)itin;ri  n  1877.  Resultat  derselben :  ., Die  Steuerfreiheit  gewisser  Staats- 
bürger bei  der  rersonalstcuer  ist  höchst  wünschenswerfh  und  nothwendig."   S.  42. 

Vielfach  ist  denn  auch  bei  Personalsteuern  (Ciassen-,  Eiiikumniensteuern)  in 
Deutschland  ein  kleines  Einkommen  des  Censiten  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  (Staats-) 
Steuerfrei,  so  besonders  seit  1873  inPreussen  bis  420,  seit  1883  daselbst  bis  ^00  M., 
in  Saclisen,  Baden,  Hessen  u.  a.  L.  m.  Indensen  haben  zu  dieser  Coucession,  bes. 
zu  der  Aufhebung  früherer  Bcstciiernng  aus^ff  prinriidelleu  Gcsicbtspuncten  zu 
Gunsten  der  „kleicen  Leute"  —  und  in  Freussen  entschieden  mehr  als  diese  —  auch 
Btteksichten  anf  möglicher  Weise  «berwilite  Verbranchsstenem,  noch  meihi  stoner- 
technische  Rücksichten  —  Schwierigkeiten  der  Krh^bung,  vid  Mahnungen,  Exe- 
cutionen,  Pfändnugen,  dadtirch  bereitete  wirthscbaftUche  bchädigungen  and  Verbrei- 
tung von  Odinm  —  beigetragen.  Yen  den  anderen  direeten  Stenern  Hessen  die 
Er t r agssteuem  tcelmiscli  und  nach  ihrem  Wesen  solche  Befrciung^en  weni}rer  zu; 
doch  kommen  sie  bei  Kapitalrootensteoem  (Stiddeatschland)  und  bei  Gewerbe- 
Stenern  ror,  indem  entere  gewisse  kleine  Rentenbetrige  nnd  letztere  Geveibetmibende 
freilassen,  welche  in  einem  bestimmten  kleinen  Umuog^  das  Geschäft  fuhren,  sowie 
mitunter  auch  ganze  Kategoriecn  Klein-Gowcrbctreihender.  (S.  Antoni  a.  a.  0.  396  ff., 
meine  Abb.  directe  Steuern  im  SchOnberg'schcn  Handbuch,  2.  A.  III,  S.  7  ff.,  79,  98, 
auch  Ein.  III.  S.  478  Uber  Frankreich.  Freilassungen  kleinster  Besitzer  von  der  Hans- 
und (irundsiouer  bind  ni-  hrfu  li  ;ui;reret:f  worderi.  und  erster^  kommen  auch  in  der 
Praxis  vor  (England.  Uausei  miior  20  Pf.  ät.,  Fin.  UI,  §.  117  ^j. 
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Li  des  th«oreti0cheii  ArtMitoii  8t«bt  nur  wieder«  wie  so  oft.  Behaoptaag  ^egen 

Behauptunj?.  oliriu  da^^s  clor  KiiiL«  «Ion  Anderen  überzeugt,  weil  man  die  Frage  nicht, 
wie  es  doch  gende  den  historischen  MaÜotuüökonomeB  nahe  gelegon  hätte,  eben 
bistorisch  safbnt  ond  rie  demgemta  TerBchieden  ton  trenchiedaaein  Bechts- 
stiodpnnct  au8  und  nach  Jor  lUesera  let/toren  zu  Gründe  liegenden  fiesamnitanschauiiii)? 
rom  Wiithschaftslebcn  entscheidet.  In  der  st&ndi&choa  Periode  war  gerade 
die  Besteoerang  der  „kleinen  Leote**,  als  eine«  TheOs  der  misora  contribvenB 
plebs,  des  pauvre  gent  conrüablo  et  taillablo,  nach  den  Anschauungen  und  dem  Recht 
der  Zeit  geboten.  In  der  staatsbürgerlichen  Periode  war  diese  Besteoerang 
ebenfalls  eine  richtige  Conseqocnz  der  staatsbQrgerlichen  Freiheit  and  Gleichheit  und 
zugleich  der  an  sich  richtigen  AofTafsong  des  Staats.  In  der  socialen  Periode  bleibt 
diese  AufTassun^"-  bestehen,  aber  die  nicht  bloss  proportional  verschiedene 
winhäichafdicho  Lcistunpfahigkcit  der  verschiedcu  holieu  Eiukouimen  wird  erkannt 
und  darras  wird  dann  far  die  Beeteuerting  die  ConseqaoBS  gezogen,  gewisse  kleine 
Einkommen  steuerfrei  zu  lassen  oder  sie  niedriger  ond  die  prftsseren  Einkommen 
progressiv  zu  besteuern.  Die  Freunde  und  die  Gegner  der  Steuerfreiheit  dos 
ExisteazDininiMBS  stellen  ebeo,  wmn  aacA  in  der  Regel  ohne  sich  dessen  klar  bewusst 
zn  sein,  auf  versclii edcncn  Standpuncten  der  Anschauung,  treflcn  sich  aber 
gerade  desw^en  mit  ihren  Einwürfen  nicht.  Sie  versäumen  es,  ihre  priucipielle 
EMBcheidonf  der  Frage  selbst  nu  als  eine  Gonsequenz  dieses  verschiedenen  Staod- 
puncts  hinzustellen.  Ich  kann  von  diesem  Vorwurf  auch  Stein  und  Schmoller  nur 
theilweise  aasnehmen.  Ersterer  in  seiner  Finanzwissenschaft  4.  A.  I,  S.  41ä,  letzterer 
in  dem  Äaftatz  Uber  die  I^tocheii  der  proiusisebea  Flwuitpolitik  am  Schlnss  (nodi 
nicht  in  dem  Aufsatz  in  der  Tübinger  Zeitschrift  tlber  Einkommen).  Neu  mann 's 
Beweisführung  (pn^^rassive  Einkommensteuer,  Kap.  3)  ist  hier  wie  sonst  durchaas 
2iitreiRsnd,  aber  den  Gegner,  z.  B.  die  folgerichtigen  DenlK^  der  Dentacheii  Frei- 
handelsschule,  die  Faucher,  Micliaelis  nicht  uberzeugend,  weil  diese,  von  ihrem 
Scandpnnct  aas  mit  Recht,  in  solchen  „socialen"  Backsichten  einen  Widerspruch  mit 
PriDcipien  def  Eigentboms-  und  Srwerbsrechtsordming  der  staatsbUrgerHeben  Periode 
fiiden. 

Ausserdem  darf  die  Frage  von  der  etwaigen  Steoerfreiheit  des  Existenzminimums 
ans  eodalen  Gerechtigkeitsrucksichten  nicht  mit  der  anderen,  früher  in  §.  IS?  «eben 
berührten  verwechselt  oder  identificirt  werden,  nemlich  ob  auch  kleines  und  eventuell 
kleines  blosses  Arbeitseinkommen  principiclt  als  Einzeleinkommcn  ein/. elwirtb- 
scJiaflliche  Stcuer<iu«  llf  und  als  Thcil  des  Yolkseinkomueuä  volkawirth- 
Bchaftliche  «S  t  eu e  r  i  u  cllo  ii>t.  Das  ist  nach  dotn  KrUhenn  entschieden  zu  be> 
jähen,  danach  dii  'iltfre  Theorie  von  iIit  Uebonschussbesteuernng:  (Rau's  u.  A.  m.) 
zu  berichtigen.  Allem  damit  ist  nicht  auch  die  hier  zu  erörtcrude  Frage  der  ^Frei- 
heit des  EzistennDinimiuna  ana  socialen  Gerechtigkeitsgranden  entschieden, 
d.  h.  hier  nicht  zu  verneinen.  Auch  Schmoller  und  die  Meisten  unteiacheiden 
diese  zwei  wesentlich  verschiedenen  Fragen  nicht. 

Bei  dieser  (Juklarbdt  der  Theoretiker  bat  aneb  die  speef  eile  ErUlrang  des  Ein- 
zelnen gegen  oder  für  die  Freiheit  des  Existeuzminimuuis  keine  besondere  Wichtig- 
keit, ich  verweise  auf  Schmidt  a.  a  O.  und  bemerke  nur,  dass  Raa  I,  §.  2o8, 
259,  wenn  auch  in  Consequenz  einer  falschen  Einkommenlehre,  implicite  fdr  die 
Freiheit  bei  Lohn-  und  Gew^bsverdicnst  ist;  auch  Ümpfenbach,  I.  A.  I,  121  ff. 
für  Freiheit  des  Eiistonzroinimom?.  Mill,  B.  Y,  Kap.  2,  §.  2  If.  dgl.  Gegen  diese 
Freiheit  Schmoller,  Tübinger  Zeiis«  hrift  Ii.  ]'J  a.  a.  0.  passim,  besonders  S.  35  ff., 
Haid,  Einkommensteuer  S.  lO.t  tl\  Nasse,  Gutachten  S.  5.  —  Bei  Nenmann 
(progrossirc  Steuer)  S.  83  ff.  manches  legislatire  Material  aber  die  Entscheidang  der 
Frage  in  der  Praxis. 

IMe  hier  in  Rede  stehende  Frage  hängt  mit  dei^nigen  über  Steaerprogrcssion 
ZUitammen  oti  I  i  'i^gt  ui.  E.  fulirLrichtiir  auch  dersolhon  principiellcn  EntM-liridung. 
Auch  in  der  Literatur  wird  sie  Oftera  bei  der  Erörterung  dieses  allgomeinercn  Pro- 
biens mit  bebaodelt  8.  in  AUgameinan  Bobect  Meyer,  III.  Kap.  4  md  ttbwhaupt 
die  obM  in  §.  Ift6,  157  aafsgaMne  Lttwatv. 

In  ttneeieB  geBebiebtlleh  ttbefkommeDen  eomplicirten  Stener- 
Bjstemea,  wo  eine  Reibe  ganz  Terecbiedener  Steuern  Terbnnden 
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sind,  ist  die  Frage  für  gewisse  Steoern  ttberbanpt  in  der  Praxis 
mttssig,  nemlieh  ftlr  die  indireoten  Verbranelisstetierii. 
IHe  EinrichtBng  und  Teebnik  derselben  iSsst  persOnlicbe  Befrei- 
ungen jener  Art  meistens  nicht  sn.  Soweit  die  betreffenden  Per- 
sonen, selbst  die  itrmsten,  überhaupt  die  besteuerten  Artiicel  con- 
sumiren  (Salz!),  werden  sie  mit  besteuert,  müssen  nur  e?6ntuell  in 
Almosen  oder  Lohn  die  Entschädigung  dafHr  mit  enthalten.  Die 
prinoipiellen  Anhänger  der  Steuerfreiheit  des  Ezistenaminimunis  in 
der  Theorie  mttssten  vor  Allem  dann  solche  das  kleine  Einkommen 
treffenden  indireeten  Verbrauehsstoaem  verwerfeo,  was  doch  nur 
Einzelne  gethan  haben. 

Bei  den  anderen  Steueru  sind  die  Personal-,  besonders  die 
Einkommen-  und  lUidersoitB  die  Ertrags  steuern  zu  unter- 
scheideu.  Letztere,  als  zunächst  auf  dem  chject  haltend,  gestatten 
auch  nur  schwierig  Befreiungen,  doch  kommen  dieselben,  wie 
schon  bemerkt,  wohl  für  gewisse  Minimalerträge,  bez.  Werth e,  z.  B. 
der  Häuser,  des  Rcntenbezugs,  der  Gewerbe  vor.  J'ractisch  und 
theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  Frage  bei  den  Personal- 
stenern,  besonders  bei  solchen,  welche  nach  ihrer  Anlage  das 
kleine  i>ers<)nliche  Rinkommeu  luittreffen  kuDiioii  und  hier  dann 
meistens  mit  als  directe  Arbeitalohnstcueru  luugireu. 

An  flicscr  Stelle  handelt  os  sirli  nicht  um  ü»!  Betirtheilang  der  Bteocrterhni^rhcn 
Z\veckinässi«,'krit  üolchcr  Steuern  (ucbtii  uder  stati  dercu  indirccte  Yerbraoch!>iituueni 
in  Frage  kuiumeo  und  in  der  Praxis  meistens  bestehen),  soiulcra  tun  die  priDol- 
pielie  B«orUieilitiig  »ns  dem  Gesiditqpaiict  der  tierechtigkeit 

Auch  wenn  die  Frage  nur  vom  rein  finanstellen  Geeichtspunet 

betrachtet  wird,  kann  sie  bloss  mit  Rflckaicbt  auf  das 

ganze  beatebende  Stenerayatem  beautwortet  worden. 

* 

Wenn  die  „Ueioen  Leute**  sclion  durch  Terbnuicbisteiiero  gotroffen  weiden,  vas 

von  der  Art  d<'r  I  t/tcren,  Ton  iUren  Wirkungen,  der  Uubervalzang  u.  8.  w.  nbliiiTi«^, 
so  luian  eine  Fruilaaüuug  von  diructtia  Personaläteueru  vielleicht  deswegen  nothweudig 
sein,  um  die  GIoiduDlssiffkelt  in  iat  Gowmmtbestenenuig  zwischen  oieflen  und  den 

wohlh.thiind.'r.'n  P.  rsoncn  horzustcflpn.  MnnKsgebcud  fUr  ue  BiHdieidang  der  Fnge 
ist  daher  auch  diu  iiöhc  der  verschiedenen  Steuern. 

In  Steuersystemen,  welche  nothwendige  Consumptibilien  der 
unteren  Classen  (Salz!)  und  verbreitete  Gennssmittel  derselben 
(Getränke,  Kaffee,  Tabak  u.  s.  w.)  besteuern  und  wo  mit  einiger 
Sicherheit  die  Fortwälzung  der  Steuer,  des  Zolls  auf  den  Treis  an- 
xunehmen  ist,  mischte  daher  die  Feraonalsteuerireibeit  dieser 
Glasaen  meistens  gerecht  sein,  gerade  auch  nach  dem  YerbfiltDiss 
blosser  Proportion albestenerung,  wie  sie  vom  rein  finanaiellen 
btandpnnet  ans  an  fordern  ist  (§.  159). 
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Oder  aber,  wenn  aotterdam  die  outcron  Classcu  diructt:  Pciraonalsteoem  zaUeo, 

so  mtisä  um  so  mehr  die  pro  >Tcssi  v  e  Personal-,  hoz.  Einkorn raeiiboHtctiernng'  der 
vohlhabeoderen  Gassen  verlangt  werden,  wicdcram  nur,  um  im  Ganzen  venigstens 
die  Pcoportienelbesteneniiig  sn  rorvirUtelien. 

Aü  sich,  ohne  Beziehung  zur  sonstigen  BestcueriiDg  i)eur- 
tbeilt,  ist  dagegen  vom  rein  t'inaDziellen  Standpuiict  die  prin- 
cipielle  Steuerfreiheit  des  kleinen  Einkommens  abzulehnen. 

Auch  die  Steuer  gehört  nach  richtiger  Auffassune  s  Staats  uml  der  öffent- 
lichen Xhäligkeiten  zu  dm  nnothwendigen  Ausgaben",  oder  zum  „nothTondigeu 
Prednctionsaiifirand"  auch  der  «Arbeit**  ab  aelolier,  die  der  „Ideiee  Mann" 
so  gilt  als  andere  solche  Ausgaben  zu  bestreiten  hat.  Es  ist  dann  nur  die  Steuer- 
freiheit der  eigentlich  Armen,  d.  h.  der  öffentlichen  AUDOsenempflüigei  zu  ge> 
wibrsn. 

Wesentlich  anders  muss  Uag:P2:en  die  Entscheidung  der 
Frage  von  dem  zweiten  Steuergesicht^imiu  t .  vom  socialpoli- 
tischen  aus  lauten.  Hier  darf  ans  KUcksiclit  auf  die  g-eriTic;ere 
ökonomißche  Leist imi^staliigkeit  u.  8.  w.  dab  kleine  Eiiikouimen 
personal  Steuer trei  sein,  um  die  Leute  zu  schonen  —  und 
wäre  auch  eine  weitere  Freiheit  von  anderen  Steuern,  besonders 
von  Ertragsstenern,  wenn  sie  durchtuhrbar  ist,  zu  rechtfertigen. 

So  besondcrb  Freiheit  fUr  ganz  kleine  Grundbesitzer  und  Landwirthe  ron  der 
Gruttdsteaer,  fUr  ebensolche  Gewerbetreibende  ron  der  Gewerbesteuer,  für  „kleine 
Leete**  in  Allgemeinen  von  Haus-,  Micthsteuer,  fQr  sonst  erwerbsunfähige  Personen 
'Waiden,  Wittwen,  Greise)  kleinen  und  wesentlich  alleinigen  Rontcnoinkominens  von 
Kapitalrcntensteuern.  Unter  demselben  Gesichtspunct  lässt  sich  die  Übliche  Freiheit 
kleiner  Erbschaften  (und  Legale)  ron  Erbschaftsstenorn  billigen. 

Je  nelff  sich  die  Bereehtifnng  des  socialpolitischen  Standptuets  im  YeNnbeviiBSl- 

sein  Bahn  bricht,  also  die  „sociale"  wirklich  an  Stellt^  der  „sfaatsbfl  rj;;orlichen" 
Periode  tritt,  desto  mehr  wird  die  Freiheit  der  kleinen  Leate  wenigstens  ron 
direoten  PeraonalBtoaem  md  in  den  genannten  fWen  rra  Ertragastenem  er- 
folgen und  das  VL'rhrau  chsBt«  n  r  ystcm  nach  solchen  Ractsichten  verru,  ^^  rt 
lAnfhcbong  ron  Steuern  aof  nothwendtge  Lebensmittel!)  und  durch  andere  Steuern 
der  bttitzenden  Clauen  erf&nzt  Verden:  gerade  weSl  dies  Jetzt  ab  f  ereelit 
eiadieint. 

In  der  Pruis  wird  die  Freiheit  von  Steaern,  mtmentlieh  von 
Personalsteuem,  aoeb  Öfters  mit  dem  Lebensalter  der  eTentnell 
Steaerpflichtigen  in  Yerbindnng  gebracbt,  indem  s.  B.  die  Steuer- 
piiiobt  erst  mit  einem  bestimmten  Alter  beginnt  und  in  einem  boberen 
Alter  endet.  Hier  sind  ftbnliebe  Geslebtspanete  maassgebend  wie 
bei  der  Ehreiheit  des  Eiisteniminimums,  wenigstens  wenn  die  Frei- 
beit  (oder  ErmSssignng)  ansser  an  ein  gewisses  Lebensalter  an  eine 
bestimmte  Hobe  (und  allenfalls  auch  Art)  des  Einkommens  ge- 
knöpft ist. 

(Vgl.  Antoni  a.  a.  0.  S.  411  ff.)  Auch  die  Beschrinkung  von  Familien-  und 
funihen-  oder  hanehaltungswelse  aufgelegten  Classensteuern,  bei  vel^ea  die  Per- 
■oneMaU  der  BUditiif  dei  StenerbetfHP*  <a  Gmnde  gebgt  wird,  a«f  eine  Maiiaal- 
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z&ltl  anzonebmeBder  Penoneu  bei  ^kleioeu  Leatea",  ist  eine  BestimiBUikg  v«r> 

wandter  Art. 

Im  Voraubgeheüdeu  wareu  Personen  mit  eigenem,  aus  Arbeit 
oder  Rechten  ant  Renten  u.  dgl.  lliesseudem  Einkommen  Gegen- 
stand der  IJetraclitung.  „Arme"  im  verwaltungsreehtlichen  »Sinne 
.    fallen  schon  als  solche  aus  der  SteuerptlicUt  heraus. 

In  der  Gcsctzgeliung  fehlt  es  aber  Dicht  aa  etgeoen  Bestimmaogeo  ttber  sie 
(Antoni  a.  a.  0.  S.  415—41"). 

168.  —  2.  Besondere  Fälle  der  Besteuerung  von 
Staatsangehörigen. 

In  der  Praxis  wird  iu  diesen  FMlca  in  eiacin  Bundesstaate  wohl  zwischen 
dem  Bandes- Ausland  vnd  den  anderen  Gliedentaaten  antersehieden  Verden,  and 

im  Ganzen  Diit  Rcrht  in  letzterem  Fall  der  „andere  Staat"  nicht  als  eigeritliciies  Aus- 
land gelten  (Deutsches  ßoich,  Schwei/).  Demnach  raodificiren  sich  hier  die  allgc- 
neiaen  Grnndssitze  In  der  Anwendung.  Im  Folgenden  wird  dies  onter  Nr.  c  etwas 
n&her  vcrfoli^f.  S.  durllbor  besondors  den  Anf^talz  von  Aiitoiii,  S.  440 — 444  und  die 
oben  S.  S'Jl  genannte  Arbeit  von  Glauss  im  Finanzarcbir,  suwio  die  Schriften  ttber 
die  Schweiz.  Für  un«  handelt  es  sich  hier  sonst  am  die  allgemeine  Frage  fOr  die 
Theorie. 

a)  Besteuerung  der  im  Inland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen tUr  ihr  Einkommen  ans  ausländischen  Quellen  (Nr.  2 
der  Kategorie  0  in  §.  164).  Es  handelt  sich  hier  regelmässig  nm 
Renten-EiniLommen  aus  Kapitalanlagen  in  der  Fremde:  in  Grund- 
besitz, Gewerbebetrieben,  Werthpapieren  u.  s.  w.  Im  Inlande  ist 
dies  Einkommen  möglichst  durch  die  heimisohe  Personalstener  und 
eyentneU  durch  die  Kapitalrentenstener  sn  erfassen  nnd  zwar  fttr 
den  Betrag  naeh  Absng  der  etwaigen  fremden  Steuern. 

Za  weit  geht  daher  in  der  Freilassung  z.  B.  das  ]ireiissischc  Einkommensteuer- 
gesetz vom  1.  Mai  1^51,  §,  17,  wonach  da»  Einkommen  prenssischer  Staatsan?olir> derer 
'  aus  ihrem  im  Aublaud  gelegenen  Gnindeigonlham  von  dur  da.isificirten  Eiiiiiommen- 
Stener  ganz  frei  ist,  wenn  der  Nachweis  geführt  vixd,  dass  sie  wegen  jenes  Gmad- 
eigcnthums  im  Ausland  einer  l'1  ichartij^cn  Steuer  unterliegen.  Aehnlieh  geht  zu 
weit  da:»  badiächo  KapitalrenCeii>tüUrrgüäctz,  wenn  es  das  im  Ausland  besteuerte 
Einkommen  aus  Kapitalien  frei  lisst.  Schwierigkeiten  k.-iiin  dio  Frago  machen,  was 
als  ausländische  Steuer"  gelten  soll  und  in  Abzug  gebracht  und  mehr  noch,  was  als 
„gleichartige"  Steuer  anzusehen  ist  und  zur  Cumpcnsatiou  inländischer  Stenerpflicbt 
benntzC  werden  darf.  Die  fremde  Couponsteuer,  auch  wenn  sie  als  Einkommeostetfer 
dort  fungirt,  wird  t.  B.  .abzuziehen  und  der  Rest  des  Zinses  dann  im  Inland  n  rer- 
Stenern  sein.  (Weiteres  bei  Autoai  S.  445  ff.) 

Der  heimische  Staat  hat  gewöhnlich  kein  besonderes  Interesse,  die  Kapitalanlagen 
seiner  Anfj;ehörigen  im  Ausland  zu  begünstigen,  mitunter,  so  bei  Werthpapieren,  eher 
das  UegentheÜ.  Nur  ist  die  Aufgabe  der  Besteuerung  technisch  schwierig,  weil  schon 
die  Thatsacbe.  rollends  der  Betrag  8<rfche6  Einkommens  schwor  ca  ermitteln  sind. 
Verbratichsstcncrn  sind  7i]r  Erfassunir  mit  f^e.'isnct.  Wenn  biet  eino  Doppni- 
besteueruug  erfolgt,  so  ist  es  eher  Sache  des  Auslands,  als  des  Inlands,  im  Interesse 
des  BcBtooerton  nnd  des  Rereinxiehens  ron  Kapitalien  die  Steuer  za  ertassen:  auch 
nur  eine  Klu^Mieits-,  keine  Gerechfigkeitsforderuiig^.  In  Betreff  ron  Tertrtgei  ftbtt 
Vermeidung  von  Doppelbe?5teuenini;  gilt  das  unter  Nr.  c  Bemerkte. 

b)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnende ii  S t a a t s a n g e - 
hörigen,  —  mit  Voraussetzung  des  gewöhnlichen  Falles  (Nr.  4 
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der  Kategorie  C  iu  §.  164),  dass  sie  dort,  also  aus  ausländi- 
sche n  QueUen,  ihr  Einkommen  erwerben. 

Die  Frage  ist  wesentlich  nur  flii  eiue  Art  Bteiiüru  practiscb:  fiii- 
die  Personal-,  bez.  Ei n k ora m e u  besteuerung  solcher  Persoucu. 

Eine  solche  Hcstcueruiig  iüöst  sich  principicil  rcchtiertigeo 
und  besteht  hie  und  da  auch. 

Denn  die  betreffenden  Staatsangehörigen,  irdche  anter  dieser  Bedingaug 
der  Steaerzahlong  freiwillig  ihr  altes  StaatabUrgerrecht  beibehalten,  werden  dies  aus 
Vortheil  oder  aas  Patriotismus  thun  unJ  können  dann  auch  der  Stcaerpflicht  nater- 
liegen.  So  ist  die  SteucrpSicht  nomirt  in  §.  lü  dos  preassischen  Gesetzes  vom  1.  Mai 
1851  für  die  Einkoumiousteuer,  and  zwar  einerlei,  ob  das  Einkommen  aas  in-  oder 
ausl&ndisehon  Quellen  herrührt  S  ilie  [•"inanzministcrialrcscripte  bei  Meitzen,  Vor- 
schriften über  die  u.  s.  w.  Luikuuiuiensteucr,  Berlin  ibl'J,  'S.  41  ti". 

Aber  unbedingt  zu  fordern  ist  die  Besteuerung  hier  doch 
nicht  Häufig  möchte  eher  der  Verzicht  auf  sie  dem  heimischen 

Staate  zu  empfehlen  sein. 

Denn  «liiinal  irfid  sonst  Doppelbeeteiieniiig  derwlben  Potwo  meist  nicht  fw- 

mieden  und  leicht  besonJei-s  hart,  wenn  der  fremde  Staat  ''iljiÜ'-l. S't'^uern  erhebt 
and  den  Ausländer  hierbei  mit  Eccbt  nicht  frei  lisst  Und  äuüauu  lehlcu  dem  hei- 
mischea  StMt  gevOlmlieli  die  Mittel,  alte  sdne  steaerpflichtigon  Angehörigen  im  Ati9- 
lande  aafzufinden  und  vollends,  sie  gl^iichmässig  zu  besteuern.  Die  Besteuerung  wird 
daher  auf  diese  Personen  sehr  ungleich  ausgedehnt  werden.  In  Preassen  ist  das 
der  (ätteenstaver  nnfefworfena  Einkommen  (aho  Us  8000  M.)  dioBer  Kategorie  ron 
Staatsangehörigen  nicht  steuerpflichtig.  Im  Gusetzenlwurf  von  1884  war  die  Aus- 
dehnung der  Stcuorpiiicht  auf  diese  Personen  und  somit  deren  Gleiohstelliifig  mit  den 
Einkommenstenerpflichtigeu  (mit  Uber  3Ü00  M.  Einkommen)  beabsichtigt,  do<£  Mb  mtn 
in  der  Commission  aus  Opportunit&tsgrQnden  davon  wieder  ab. 

völkerrechtliche  Vertr&gc  zwischen  den  betheUigten  Staaten  Uber  die 
Besteuerung  solcher  Personen  könnten  in  Frage  kommen,  weil  beide  Staaten  vielleiclit 
daran  interessirt  sind,  diese  Penonen  in  ilireiii  Aufenthalt  und  Erwerb  nicht  durch 
die  Steuer  empfindlich  zu  stOron. 

c)  Besteneraogf  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen in  Bezug  auf  ihr  Einkommen  ans  inländisehen  Quellen 
(Fall  3  der  Kategorie  C  in  §.  164). 

Dies  Einkommen  ist  rcgelniaasiif  Kente  aus  einheimischem  Grund-  und  Kapital- 
besitz, etrcntuell  auch  Gewerbsgewinn  bei  dur  Betlicüigun^  an  Lnländlächuu  Unter- 
nehmungen, einschliesslich  Erwerbsgesellschaften,  ferner  Ruhegohalt  und  dgl.  von 
pensionirten  Beamten.  Witttvcn.  mitunter  (besonders  un  Bundesstaat"!  auch  Gehalt 
actirer,  ausserhalb  des  licUiiüüisstaaLi  iungircndcr  Beauitcu.  Der  seltene  und  practisch 
schwer  greifbare  Fall,  da^is  dies  Einkommen  gewöhnliches  Arbeitsoinltointtea  Ist 
B.  aus  schriftstellerischer  Thiitigkeit),  kann  hier  unbeachtet  bleib»'n 

Die  Besteuerung  Seitens  des  heiniischen  Staats  ist  hier  wichtiger 

und  practisch  leichter  zu  vcnvirk liehen  als  im  vorausgehenden  Fall. 

Sie  besteht  auch  vielfach  und  hat  in  der  Neuzeit  bei  der  Grtese  des  iutcruatio- 
snlen  PeiMoenrcricehrs  und  bei  vermehrtem  „AbtentUsmuf'  ron  Gnindbeiftzera,  Kapi- 
talisten, Actionären,  Pensionären  im  Ausland  Öfters  zu  Erörterungen  und  im  Bundes- 
staate schon  zu  einer  eigenen  gesetzlichen  Regelung  gefuhrt.  Denn  gerade  hier  trat 
leicht  Doppelbesteuerung  seitens  der  beiden  betheiligten  Staaten  ein,  woraus  sich 
Interflaenoonficte  zwischen  ihnen  und  Beschwerden  des  Besteaerten  ergaben. 

Ein  einfaches  Princip  läSBt  sieb  aber  nicht  auf- 
stelle B.  Zwisehen  selbständigen  Staaten  encheinen  aaeh  nicht 

A.  Wag  aar,  ViBUSwisMBMkafti  IL  L  Aafl.  27 
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eiDmal  immer  unbedingt,  sondern  nnr  anter  gewissen 
Umständen  Oompromisse,  daher  Verträge  Uber  die  Be- 
stenerang  solcher  Personen  erwttnscht  Der  einzelne  Staat  wird 
sich  nemlich  sn  dieser  Frage  Terschtedcn  stellen  je  nach  seiner 
Anfifassung  des  „Absentiismns''  und  sieh  dann  von  der  einh«roischen 
Bestenemog  dureh  die  Besehwerde  seines  Angehörigen  Uber  Doppel- 
bestenerung  anoh  nicht  immer  abhalten  lassen  dürfen.  Im  Uebrigen 
wird,  wenn  Doppelbesteaerang  vermieden  werden  soll,  nach  Steuer- 
arten  und  weiter  nach  Verhältnissen  innerhalb  eines  Bundesstaats 
und  zwischen  selbstündigen  Staaten  zn  nntersoheiden  sein. 

Die  AbweBcnhcit  der  Absentiisten  hat  fHr  das  Inland 
Ökonomische  and  sociale  Nachtlieile  (Giundlegung  253).  Eine 
besondere  Klicksicht  auf  diese  l'crsonen  durch  Gewährung  von 
Steuerfreiheit  ist  schon  dcswc^^en  nicht  geboten,  auch  nicht,  wenn 
denselben  dann  \voe:en  der  auswärtigen  Steuer  Doppelbestenernng 
•  droht.  Umgekehrt  kann  so^ar  eine  specielle  einheimische  Be- 
steuerung wegen  des  Abseuiiismus  ernstiicl)  in  Frage  kommen. 

Dies  um  so  mehr,  weil  der  hoimisclic  ^>uat  immur  ciaen  Stcucrentgaufi^  erleidet, 
nemlich  an  Yerbraoch^leneni »  mcJi  an  manchen  Ycrkchrsstcuern  and  Gebühren, 
ü  irksichten  auf  die  Besteuerten  zu  nehmen  hat  weniger  iki  c  i  n  h  ei  uiische  Staat, 
welcher  einen  Thcil  seines  Volkseinkommens  ?ou  den  be.HScr  situirtcu  und  luUsäigen 
Ginen  seiner  Angchdrigeo  im  Ausland  renehit  werden  sieht,  als  der  fremde  Staat 
zu  nehmen,  welcher  am  Aüfeatlialt  solcher  Penonen  in  seinem  CMtiet  Okonomisoh 
ioteressirt  s+;iii  kann. 

Staats  vertrage  tlber  die  Besteuerung  dieser  Personen  werden 
daher  auch  eigentlich  nur  in  zweiter  Linie  aus  Rücksicht  auf 
die  zu  Besteuerndeu,  iu  erster  Linie  aus  einem  allgemeinen  luter- 
csse  der  betheiligten  Staaten  hervorgehen.  Sie  sind  deshalb  kaum 
so  leicht  allgemein  zu  erwarten,  sondern  nnr  zwischen  Staaten, 
welche  sich  als  eine  Gemeinschaft  betrachten  oder  welche  Grund 
haben,  gegeneinander  besondre  iüicksichien  zu  nehmen.  So  liegt 
die  Sache  in  Bundesstaaten  und  hier  sind  daher  Verträge  der 
Einzelstaateo ,  bez.  Buodesgeset^e  über  die  Doppelbesteaerang  an- 
gebracht. 

Kin  Beispiel  habeii  wir  auü  Deutschland  in  dem  (iesetz  des  Norddeutschen 
Bandes  Fem  in.  M.^i  1870.  Es  ist  kaum  zu  erwarten,  dass  sich  die  Grundsätze  dieses 
Gesetzes,  welche  fi\r  Deutschland  woLI  die  richtigen  sind  und  bei  Verträgen  tlber 
Doppelbefiteueruog  angesichts  unserer  Steuersysteme  kaum  anders  gefasst  worden 
kttamen,  aUgemeiner  zwischen  gnoz  ff  emden  Staaten  einb(li|;eni.  Ein  Land  ohne 
ontwicVeltos  Ertragsstenersystem  und  mit  rieten  nichen  Absenlüsten  vftide  sich  aonsl 
in  einer  üblen  Lage  befinden. 

Das  genannte  Gesets  gilt  nach  spiteren  Bestimmungen  jetzt  im  gansen  Dentsdien 
Reiche.  Nach  §.  1  darf  ein  Deutschor  nur  in  dem  Bundesstaate  zu  den  direrteri 
hStaatssteuern  herangezogen  werden,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat.  Aber 
nach  §.  8  wird  Grandhesits  und  Geverbebetrieb  sowie  das  aas  diesen 
Quellen  herrührend •  Einkonmon  nn  ron  dem  Bandesstaat  besteoeft,  wo  jene 
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liegen;  nach  |.  4  Gehntt,  Pension,  Wutegeld  nur  in  dem  Staat,  der  die  Zahlung  leislet 

Zinsbeztig  eines  ia  Sachsen  vobnerulan  Prcasson  aus  preußischen  Suatspapieten 
oder  «OS  preowiftchen  Hypothdiea  ist  danach  in  Sachsen  steaerpfliohtig.  Bei  der 
bloaien  Einkoanenbenieiierang  dieses  nnkommem  wohl  riclitig.  bei  einer  Kapital- 
renten stener  kanm.  NSheres  mit  verschiedenen  Ministerialerlassen  bei  Meitzcn 
a.  a.  0.  S.  los  S.  S.  auch  Clanss  and  Antoni  a.  a.  0.  und  die  Schiifton  Uber  die 
sehveiter  Yerhiltaiase. 

Nach  dem  leitenden  Princip  des  genannten  deutiehen  Gesetaes 
wSre  auch  bei  einer  Tertragsmtaigen  Regelung  der  Beafeenentng 
zwiaeben  awei  Staaten  die  peraOnliebe  nnd  die  Realbeatenernng 
an  anteneheiden.  Jene  Hebtet  sieh  im  Wesenflieben  naeh  dem 
Wobnort  —  also  Beateaerung  nur  seitens  des  „Aaslanda"  — ^ 
diese  naeh  der  Lage  der  betreffenden  Ertragsquelle,  —  also 
Grand-,  Kapitalbesits  nnd  Gewerbebetrieb  nnr  im  Inlande  beeteuert 
Gewisse  weitere  Modificationen,  bei  Einkommenbeatenerang  neben 
der  Ertragsbestenening,  bei  der  Besteuerung  Ton  Zablnngen  ans 
Staatseassen  (Pensionen  u.  s.  w.),  werden  sieb  wie  in  Deutsch- 
land nach  den  concreten  Verhältnissen  richten  müssen. 

§.  169.  —  3.   Besteuerung  der  Ausländer. 

S.  Atitöiii  a.  a.  U.  S.  451—462. 

a)  Halten  sich  dieselben  des  Erwerbs  wegen  dauernd  oder 
vorübergehend  im  lulaude  auf,  (zugleich  der  Fall  5  der  Kategorie  C 
in  §.  164),  also  als  Arbeiter,  Gewerbe-  und  llundcltreibende  fUnter- 
nehmer)  u.  s.  w. ,  so  ist  hier  ihre  Besteuerung,  und  zwar  speciell 
auch  ihre  directe  Einkommen-  und  l'rtrag«be8teuerun^ ,  wesentlich 
ganz  in  gleicher  Weise  als  wenn  sie  Inländer  wären,  geboten:  eine 
Forderung  der  Gert  e  htigkeit,  auch  der  Gleichstellung  in  der  wirth- 
scbaftlicheu  Coucurrenz  halber. 

Eine  etwaige  Doppelbesteuerung  hätte  höchstens  ihr  Heimathstaat  durch 
Steuererlass  zu  rcrmeideo.  Die  Re^^elung  solcher  Doppelbesteuerung  durch  Staat^vcr- 
tr&gi-  iiiüh  in  Fräste  kommen,  wenn  das  Inland  und  das  Ausland  beide  an  dem  Aufeut- 
balt  dieser  Pcrsoueu  iu  der  „Fremde  "  ciu  lütercsüc  haben. 

Von  den  in  Inlande  des  Erwerbs  wegen  reisenden  Ausländern  kommen 
namentlich  die.  sog'enannten  „Hau delsreis enden"  für  die  Gewerbesteuer,  allen- 
falls auch  iüT  die  i'üri>ooaI-(Eiakommen')Stcucr  ia  ButiachL  Im  rducip  wird  die 
Steuerpflichtigkoit  aazaerkcnnen  sein.  Doch  sind  hier  Slaatsverträge  zur  Regelong 
dieser  Bcsteuenmg,  eventuell  zum  Erlass  gewisser  Steuern  «dor  nher  He  stimmte  Steuer- 
sätze nach  dem  Grundsatz  der  Beciprocit&t  in  den  heutig*  n  Vctkelirävorhaltüissen  wobt 
uigem«08en.  Die  Handelsrerträge  enthalten  Öfters  Bestimmungen  Uber  die  beider- 
seitige gleiche  Behandlung  dieser  Keisendcn.  Das  Einzelne  wird  mit  Tun  der  Gestaltung 
der  Besteuerung  der  betreii'endea  Kategorie  inländischer  Personen  abb&ogeo  mtisseu. 
Sienerfreiheit  der  ausländischen  Beteenden  Ton  Geirerbeetener  wlre  wnangeaieMen, 
wenn  Inländer  iteaeipflichtig  sind. 

b)  Andere  im  Inland  wohnende  Aasländer,  also  regel- 
mtaig  solebey  welche  ihre  ausländischen  Einkünfte,  ihre  Kenten 
hier  yerzeliren  (Fall  6  der  Kategorie  C  in  §.  164),  werden  selbBt- 
rerstllndlieb  und  nnyermeidlicb  von  der  Verbrancbsbestenerang  ge- 

21* 
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troffen*  Wie  weit  aaeh  von  der  inländieelieti  directen  Etokommen- 
QDd  Ertragsbesteneroog  (s.  B.  der  Kapitalrentensteoer),  bangt  yon 
den  Erwägungen  ab,  welehe  nnter  Nr.  e  im  vorigen  Paragrapben 
berllbrt  worden  sind.  Das  Inland  bat  meistens  ein  Interesse  am 
Anfentbalt  solcber  Personen  und  kann  sie  darch  Stenererlass  oder 
Ermässignog  begünstigen.  Notiiwendig  vom  Standpnnet  der  Ge- 
reobtigkeit  ist  dies  indessen  niebt,  sweekmllssig  niobt  allgemein, 
die  Praxis  ist  Teiaebieden.  Ueber  Verträge  in  Bezng  auf  Doppel- 
bestenemDg  gilt  das  im  yorigen  Paragrapben  Gesagte. 

Bei  ansUndiseben  Reisenden  dieser  Art  wird  eine  Zeit- 
frist des  Anfenthalts  in  bestimmen  sem,  von  wo  an  sie  anr 
„WobnbeYOlkemng*'  zählen  nnd  eventuell  dann  der  Staatsbestener- 
nng  des  ^^Wobnetsats"  unterliegen. 

Z.  B.  in  Preusscn  werden  AasUoder  nach  einjibrigem  AufeothaM«  «Mer« 

w  -  i't  sie  sich  des  Erworljs  weg^en  im  lolande  aufhalten,  von  der  Classcnstcuer  und 
claäsiücirten  Einkommensteuer  ^troflea.  §.  5  und  18  des  Gesetzes  ?om  1.  Mai  1851 
iMt.  25.  Hai  1S73.  —  Vj^l.  anch  Ran  t  §.  26S.  wo  veg«B  «biee  m  engen  BegrUEi 
der  Steuer  (Abpabfn  der  ,,S t aa  t s b  ü  rjre r"'^  in  der  Bcst^nerunc-  d  'r  Auslrmder  eigent- 
lich etwas  Anomales  gesehen  wird.  Die  jetzigen  Verkehre  Verhältnisse  sind  hier 
aneh  zn  wenig  berOcknchtij^  —  Die  B«timmungon  der  devtscben  Oesetzgebong^ 
bei  Antoni  a.  a.  0.  Mancherlei  wiUkarliche  Vcrscbiedenheittüi ,  Widersprüche, 
Lücken  hier  wie  in  den  Gesetzgebungen  des  Auslands.  Eine  einheitliche  Regelung 
wire  immarklii  enmnidit,  aetit  aVef  bei  aller  Bftebdohl  auf  die  coneieton  Volillt- 
Hisse  doch  eine  principielle  Beliandlonf  der  Vngim  ronae. 

c)  Bestenemng  des  Einkommens  der  im  Ansland  wobnen- 
den  Anslftnder  ans  dem  Inlands. 

Dieser  siebente  Fall  der  dritten  Katogorie  des  §.  164,  welcher  sich  mit  den 
Fällen  der  ersten  Kategorie  nicht  wie  die  sechs  anderen  deckt,  soll  gleich  hier  er- 
ledigt werden.  Er  ist  znm  Theil  identisch  mit  d«r  Frage  dar  BeateneroDg  der  Er- 
tragsqu eilen  (Kategorie  D.  den  §.  164),  venu  der  EMiag  an  den  amvlrtifon 

EigcnthUmer  u.  s.  w.  ?e1it. 

Dieser  Fall  ist  in  der  Neuzeit  mit  der  grossen  Entwicklang 
<les  internationalen  Kapitalienverkehrs  practisch  besonders  wichtig 
geworden.  Die  Entaeheidnng:  wird  zunächst  von  der  ökonomi- 
schen und  der  Rechtsfonn  der  B  e t h  ci  1  i g u  ng  des  Ausländers 
an  iniändisTlteii  Knpitalanlagen ,  —  iiainontlich  ob  als  Unter- 
nehmer, i"^  i  g  e  n  t  h  ii  m  p  r  n.  s.  w.  oder  anderseits  als  Gläubiger 
—  sodann  von  der  Art  der  inländisclien  r^esteucrung:  ob  sie  nur 
Ertrags-  oder  nur  E i  n k o  m m  e  n besteuerung  oder  ob  sie  Beides 
und  in  welcher  Verbindung  —  mit  abhängen.  Die  Klicksicht  auf 
das  inländische  Interesse  an  der  Hereinziebung  fremden 
Kapitals  und  an  einer  etwaigen  Vermeidung  der  Doppelbc- 
steuernng  des  fremden  Kapitalisten,  hier  und  in  seiner  Heimatb, 
kann  eine  Steuerbefreinng,  wdcbe  von  der  Gerechtigkeit 
niebt  notbwendig  verlangt  würde,  aas  Grttnden  der  Volks- 
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wirth Schaftspolitik  räthlich  machen.  Doch  kann  tinigek ehrt 
die  Besteuciuiig  auch  gerade  aas  GerechtigkeitsgrUnden 
geboten  sein. 

a)  Bei  einer  Betheiligung  des  Ausländers  an  inländischen 
Gewerben  als  Verpächter  oder  sich  vertreten  lassender  Unter- 
nehmer, Soeius,  als  stiller  Gesellschal'ter,  Actionär, 
als  Grnndei  ^enthtliner  mnss  derselbe  die  gleichen  Ertrags- 
Bteuem  wie  der  Inländer  entrichten,  schon  dem  Character  der  Er- 
tragssteuer als  Objc  et  Steuer  gemäss,  aber  auch  ans  princi- 
p  i  1 1  e  n  volkswirthsohaftlichen  Gründen :  weil  hier  i'heiie  des 
V  olkseinkommeDb  \  «  i  lie^^eii,  die  nicht  imbesteuert  bleiben  dürfen, 
wenn  die  richtige  Stouerriueile  ^^etioffon  werden  soll  und  nicht 
minder  aus  principiellen  Gründen  der  gerechten  Steuervcr- 
theilung,  weil  sonst  die  Inländer  nur  um  so  höher  besteuert 
werden  mlisstm.  Erfolgt  die  Besteuerung  des  Ertrap:8  dieser  Objecte 
zugleich  in  der  Form  einer  K i n ko ni nie n Steuer ,  so  wird  auch 
letztere  vom  Ausländer  ebenso  wie  xom  Inländer  zu  tragen  sein. 

(So  a.  B.  iu  Preassen  OAch  dem  geuauatea  Uesetz  18.)  Eine  eutg^eu- 
gesetzte  iSBtecbeidang  wlirde  zu  nnhaHhareD  rolkawirÜischaftUcheii  Comeqnenzen  und 

zw  einer  unp^orochtfin  Ucbcrlastun^  der  Inländer  führen,  wie  si  !i  la  icht  ergiebt, 
wean  man  sich  einen  etwas  extremen  Fall  roistdilt,  z.  B.  dass  heimisciiti  Ertrags^aoUeu 
(Grundbesitz,  Gebäude,  Bergwerke)  in  grossem  önfaiif e  Aiidlndeni  geboren.  D» 
da^  be^üi^lii  he  Einkommen  mit  Recht  auch  der  Bestcnerang  in  der  Heimath  des  Aus- 
länders unterliegt  (§.  168  auter  a),  so  erfolgt  Dop pelbeetenemiig,  die  biemiclit  vohl 
zu  rermeiden  ist 

Diu  Steuerbefrei aug  des  Aual&ndeni  im  Inlandc,  im  Interesse  der  IlereinziehDOf 
fremden  Kapitals,  würde  öfters  auch  die  Concurrenzbedingongcn  der  rerscbiodenon 
Unternehmangen  ungleich  stellen,  zu  Ungunsten  des  Inländers,  ausserdem  aber,  wie  ge- 
sagt, auch  eine  bedenkliche  Entziehung  der  heimischen  Steucrquellcn  fttr  die  inlän- 
dische Bcstcnerung:  (fJrundstcuer  beim  Uebergang  von  Grundbesitz  an  Aasländer!)  mit 
sieb  fuhren,  wie  »ich  iui  Mittelalter  so  vielfach  gezeigt  bat,  wenn  steuerpflichtiger 
Grundbesitz  durch  Eigentbumsdbergang  mi  steuerfreie  Ezemte  (Stifter  u.  s.  w.)  stener> 
frei  wurde  (Fin.  III,  §.  2**).  Die  inliirnlische  Besteucroitfr  des  Ausländern  g'ebnrigen 
Besitzes  und  des  daraui»  liic6ä<^uden  Ein  i^'-s  wenigstens  uuicii  die  allgcxueiueu  Eftt^gs- 
Stenem  besteht  auch  wohl  als  Regel  ii'  l  i;  Cultorstaatcn :  dirjenige  durch  daneben 
oder  statt  der  Ertragssteoern  bestehendt  E  i  kommon-fnnd  VermOgens-)steuern  ist  auch 
berechtigt  und  kommt  jetzt  gewöhnlich  vor.  {Ü.  Antoni  S.  456.)  Das  Gegentheil 
wHide  eine  groeee  Schwäche  des  Staats  oder  eine  ausserordentliche  AbhftDgigkeit  vom 
frSBlden  Kapital  anzcig-cn.  AuKlündischer  Belitz,  inländischer  Actien  muss  vollends 
dor  gleichen  Besteuerung  bei  der  Gesellschaft  selbst  wie  inländischer  onterliegen  und 
Chat  dies  aach  ngdnUMg.  acbon  aus  steaertedmiscbea  GrOadan. 

ft)  Der  beute  practisch  wichtigere  und  schwierigere  Fall  ist 
derjenige  d«r  Beteiligung  des  «nliodischen  KapitalisteD  als 
Gläubigers  ans  Darlehensgeseh&ften,  daher  die  Frage  der 
Besteuerung  von  Zinsen,  wdehe  an  Anslftnder  hinausgehen. 

Di«  Ftage  wird  sieh  im  AaBeMius  aa  die  Art  der  bcetolieBden  Besteaennif 

(Einkommen'-,  Vermöf^ens-,  Kapitalrentensteuer) ,  die  Formen  der  Feststellnnf?  der 
SteuenduüdigkeiteD  (bei  Einkommen-«  Zinarentenstener)  u.  s.  w.  öfters  wieder  nach 
dea  Arten  der  Darlehenif  eaehifta  specUliaiien,  aanwiidicli  ob  es  sieh  ob 
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..u n versichorto"  and  „r ersi cli erte"  Pfand«,  besonders  hypothekarische 
Darlehen,  um  Darlehen  harnielt,  fur  welche  ein  börsengängiges  „Worth  papier"  (auf 
den  Inhaber  oder  auf  Namen  lautend)  aosgestelU  ist,  ob  in  diettem  Fall  der  besteuernde 
8t«at  (SteatocboldMiobligation)  oder  «in  Dritter  (besonden  eine  inl&ndisebe  Gesell* 
Schaft,  z.  B.  hei  Jen  Ohligationen  der  Eisenbahnfrcsellschaften)  <kr  verpflichtete 
Schuldner  ist  q.  s.  w.  Der  practisch  wichtigste  Fall  iät  gerade  diese  Besteuerung  der 
Ziii8eD  ron  Werth  papieren,  welehe  stcb  im  AnBiande  in  aaslindiselieiii 
Besitz  hofiiidcn  und  In  r  Jauti  wieder  der  Staatsschnld^inn cn.  die  sogenannte 
„CooponbosteucruDg wie  sie  nach  der  —  voroemlich  und,  wenn  man  practiscben 
Erfolg  wOI.  Cut  älMn  tn  Betrübt  kommeiiden,  ancb  mebrfiicb  Qblieben  (En^uid, 
OesfeiToich.  Italien,  Hussland'  -  Form  der  Besteuerung  mittelst  Ahzugs  des  Steuer- 
hetiafs  an  dem  fiUligon  Coupon  bei  der  Auszahlung  genannt  wird.  S.  r.  Hock, 
öffenuicbe  Abgaben  8.  18,  220:  meine  „Ordnung  des  Osterreicbidcben  Stastsbans- 
haltes",  Wien  1S68,  S.  1S7— 20'K  mit  hesonderer  Beziehung  auf  Oesterreich,  aber 
aacb  principiell  und  zum  Tbeil  auf  die  im  Vorhergehenden  besprocbenen  FiUc  eiu-  ' 
gehend.  S.  über  Engbind  Fin.  III,  S,  248.  24T. 

Einerlei  ob  eiue  besoiulere  Kaiiitalicniensteiier  als  eine  Art 
der  ErtragHöteuer  oder  ob  neben  oder  »Lau  ihrer  eine  Einkommen- ' 
Steuer  besteht,  welche  dieses  Zinseinkommen  treffen  soll:  im  Prin- 
cip  iäi  die  Besteuerung  der  im  Ausland  gehenden  Zinsen  ebenso 
wie  diejenige  der  im  Inland  bleibenden  zu  verlangen  und  durch- 
aus nicht  ohne  Weiteres  eine  „Rechtsverletzung". 

Aucb  hier  Alhrt  die  entgegengesetzte  Entscheidung «  wie  mau  sich  wiederum 
an  extremen  FiUen  leiebt  klar  maebt,  zu  TelkswtotiiBobaflilieb  unbaltberen  Conse* 

t|ueii7en  und  zu  Ungerechtigkeiten  fi'ir  die  Inländer.  Ist  nicht  etwa  ein  ausdrück- 
liches Versprechen  seitens  des  Staats  erthcilt  worden,  jene  Zinsen  unbesteuert  za 
lassen,  so  kann  ancb  bei  der  entmaligen  EinfBbrang  einer  solcben  Besteuerung  nicbt 
von  einer  Rechtsverletzung  des  freiiiden  Glriubi>rers  die  Hede  sein.  Das  Bebteuer- 
ongsrecht  des  Staats  besteht  ihm  gc^enUbor  in  derselben  Ausdehnung  wie  dem  lu- 
linder  gegenüber.  Nicbt  über  die  Bestenerong,  sondern  nnr  über  dne  bobero 
Boirteuerung  könnte  sich  der  Aüdinder  beschweren. 

Auch  eine  Steuer  auf  die  vom  Staate  selbst  gezahlten  Staats- 
sehaldenzinsen  ist  nicht  ungerecht,  auch  kein  Rechts« 
brnch,  sobald  nicht  gegentheilige  ausdrückliche  Zusagen 
vorliegen. 

fiegcn  eine  solche  hie  und  da  vorgekommene  Auffassnng  der  Couponsteuer  ist 
derselbe  Einwand  wie  g^en  eine  ähnliche  Ansicht  in  Bezug  auf  die  Bosteaerung  der 
Staalsdlener>Gebalte  zu  eneben  (§.  166):  es  banddt  sieb  bei  der  Zlnesablnng  und  bei 
der  Bcsteuening  derselben  durch  den  Staat  um  zwei  ganz  v  e  rsr  h  i  e  d  e  ii  i-  Rcchts- 
titeL  Der  Anleihevcrtrag  enthält  keine  stillschweigende  Zusage  einer  Beschrän- 
kung des  Besteneningsrecbts  in  Bezug  auf  die  Zinsen  der  Staatsscbuld. 

Zu  einer  Rechtsfrage  wird  die  Eestonernng  hier  wie  in  anderen  rorgekom- 
mcnen  Fällen,  z.  B.  bei  der  Steuerfreiheit  der  Zinsen  von  Obligationen  u.  s.  w.  der 
Eisenbnbngesclbclnften ,  nnr,  wenn  der  einbelmfoebe  Staat  lÄi  ans drttckli eben 
Versprechen  der  Steuerfreiheit  ertheilt  hai .  das  l  inen  Thoil  des  betrelfendcn  T<t- 
trags  bildet,  ferner  allerdings  aucb  wohl  dann,  wenn  der  Staat  etwa  allgemein  in 
gesetsllcber  Form  seinen  WiDen  bekundet  bat,  weder  jetzt  noch  in  Zukunft  die 
voll  ihm  gezahlten  Zinsen  einer  Steuer,  Gehuhr  oder  irgend  welchem  Abzug  zu  unter- 
werfen. Im  ersten  Fall  hat  er  sich  rechtlich  in  Bezog  auf  die  Ausübung 
seines  Besteuerongsrechts  gebunden.  Die  Steuerfreiheit  bildet  ein  wohl- 
erworbenes ]\echt  und  kann  in  der  Regel  nicht  einseitig,  sondern  nnr  vertragä- 
mässig  aufgehoben  werden;  ausnahmsweise  einseitig  wenigstens  nur  imch  den 
Rechtsregeln  der  EntoiKnung,  dann  aber  gegen  angemessene  Entschädigung.  Eine 
solobe  sngssagte  SKeiieiBelbeil  beliebt  sieb  an  sieb  anf  jeden  Glinbiger,  In«  wie 
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Aiislaiider.  Im  zwettcn  Fall  ist  impUcite  die  Absicht  und  auch  mebr  «dor  wcuiger 
ciu  Erfolg  auzuuehmen,  den  Staatscredit  za  erhöhen,  die  Nachfrage  nach  den  StaMM- 
papieren  za  steigern,  deren  Kurs  za  verbessern:  alles  Uoist&ade,  die  eine  wilUQrliche 
und  entschädigtmgslos«  Aofhebmif  der  Btenerfreihelt  ab  böswillig«  BeoaeliClidligang 
des  GlAabigers  erscheinen  lassen  vrQrden. 

Mit  der  Ertbeilnng  solcher  Zusagen  poilte  der  Staat  um  seiner 
linaDzielleD  Zukonft  willen  aber  sehr  zurückhaltend  sein. 

Wenn  dieselben  trotzdem  in  ncnoxer  Zeit  in  stark  rerschuldetcn  Staaten,  welche 
uine  Betheiliguug;  des  Kapitals,  bcsouders  des  fremden,  wünschen,  namentlich  nach» 
dem  sie  die  Besteuemng  der  Coupons  flir  liiere  Sebalden  eingeführt  haben,  fast  die 
Kepcl  geworden  sind  —  Uiisterreich-Üns^arn,  als  Ganzes  und  nach  beiden  Rcichshälftön, 
freilich  nach  Krhöhunjj  der  Couponitt'uer  auf  16  lbö6,  Kusslaud  — ,  ho  ii>t  dies 
eben  nur  dn  schlimmes  Zeichen  der  iinanzicllon  Lafe  md  der  dtdorch  bedingten 
Abhanui^i  'it  vom  I'riv.-xtkn;  iti!  Auch  die  hier  angerafeneu  Oppo rtanitätsrQcIc- 
bicliteu  —  tieiuiicli  aiii  dcii  btaatticrudit  uud  äu!  die  Nothwendigkuit ,  neue  Auleihea 
aafzanehmen  —  sind  lunm  so  berechtigt,  als  es  meistens  dargestellt  wird.  Da« 
V.  Hock  a.  a.  0.  Denn  es  wird  hierbei  zn  cinsteitig  die  Lage  des  Moments,  za 
wenig  die  Zukunft  beachtet.  Verlangt  die  Entwicklung  dos  Finanzwesens  wie  gewObu- 
lich  spUer  immer  grossere  Einnahmen,  dahw  hOhen  Oesunmtbesteaerong,  so  ist  eines 
der  steaerfihigsten  Objecte,  die  Zinsrente,  in  grossem  Cmfang  der  Besteaerung 
entzogen,  die  übrige  Besteucmng  muss  also  um  so  stärker  wachsen.  Daraus  drohea 
mit  der  Zdt  wahrhaft  unerträgliche  vollnwirtbschaftliche  und  sodele  Zvstlode  berfor^ 
zucT'^ln'n,  wovon  sich  schon  ]•  tzi  sonders  in  den  Verh'iIf.ni-<'-n  von  stark  ans  Aus- 
land vci^huldeteu  Staaten  und  V  olk>wirthschaften  zum  ausländisch eu  .mobilen  Kapital'*, 
deutliche  Symptomo  zeigen. 

Es  ist  übrigen'^  auch  nnrichtip,  anzanchmen ,  dass  eine  ronponsteticr  überhaupt 
und  ToUends  ia  Ycrhältniss  ihres  ganzen  Betrags  za  eioer  Kapitalsteaer  für  den 
betroffuien  Beeiizer  etoee  Werthpapien  weiden  mllsse,  well  der  Kars  enteprechend 
sinken  werde.  Einmal  kommt  <  Ii  rbei  darauf  an,  ob  andere  aiialog^e  Kapitalanlagen 
(z.  B.  io  Hypotheken,  auch  in  Grundütacken ,  Uiusern)  ebenso  besteuert  werden, 
we  dann  ein  aflgemelner  EiBÜDss  auf  den  Kors  sich  nioht  so  stark,  nitiiBter  gar  nicht 
geltend  machen  kann.  (Die  einschlägigen  feinen  Fragen  der  üeberwülzun j  bei  einer 
Kapitalrenteasteaer  überhaupt  behandelt  roTtreÜ'lich  Uelferich  in  dem  Aafsatz  über 
die  Kapitalsteaer  In  Baden.  TDhinger  Zeitschrift  1S46,  beeonders  8.  511  C)  Sodann 
hängt  iierade  der  Kurs  der  We  r  th  p  a  pi  er  e  .  besonders  der  Staatspapiere  Ton 
einer  Menge  verschiedenoi  Factoren  at>,  antcr  diesen  aber  kann  die  Goaponstener 
sogar  selbst  wieder  ein  nach  dner  Seite  gnnstiger  sein,  well  sie  die  Finanzlage 
verbessert.  Einiffermaassen  war  es  wohl  IS6S  ff.  so  in  Oesterrci'  h  .  wo  zuf^Ieich  der 
Ausgleich  mit  Uagaru  als  politisch  gunstiges  Moment  gat  auf  den  Staatscrcdit 
wirkte.  Daher  die  ^Bchelnang,  dass  £e  östeneichischen  Slantspapiere  nach  der 
enormen  Erhöhung  der  Couponsteaer  meist  b^ser  als  TOiher  sfnaden. 

Auch  ohne  Bich  iu  dieser  Hinsicht  vertragsmässig  oder  geeetz- 
lieb  gebunden  zu  haben,  kann  der  einheimiHche  Staat  aus  Oppor* 
tnnitäts-  and  BilligkeitsrtlokBiebten  die  ins  Aaeland  geben- 
den Zinaen  wohl  slenerfrei  laBsen.  Dies  mag  unter  Umständen 
statthaft  und  zweokmiMig  sein,  obgleich  es  principiell  vom 
Standpnnct  der  Gerechtigkeit  nieht  nnd  practisch  vom 
Standpnnct  der  Opportnnitftt,  namentlich  des  Finanzinteresses 
selbst,  .nicht  so  allgemein,  wie  öfters  angenommen  wirdj  ge- 
boten ist. 

Der  fremde  Gläubiger  erlan;;t  aller  hier  kein  „wohl  erworbouos  I^echt*'  für  sich 
und  moas  gewArtigea,  wenigstens  wenn  nicht  etwa  ein  frtüieres  Gesetz  die  Be- 
«toBemag  auf  im  Inland  hlaihend«  Zinien  hescbriakt  hal,  «rentnell  dnvcb  ein  naaes 
Geseti  der  Besleaemog  doch  adt  iiDlenogea  zn  werden.  Die  Cnteiacbeidiuig  m 
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in-  und  aosI&Ddisclien  Gläubigem,  Werthpapier-InhaburTi  -u.  -j.  w.  hc\  der  Besteaeraog 
fuhrt  ohnedem  leicht  zur  Umgehung  des  (iesetzes.  Aach  deswegen  aiapiiehlt  sich 
möglichst  die  allgemeine  Besteverang  alles  Zinsebkommens,  einerlei  ob  der  Be- 
zieher Aus-  oder  Inländer  sei,  im  In-  oder  Auslände  woline.  In  England  Erlass, 
bez.  KUckerstattunff  des  Steuerabzugs  von  im  lolaad  zahlbaren  Werthpapierziosea  fUx 
fremde  Besitzer,  dae  im  Amdand  wobnen,  mitor  der  FOrmliidüielt  des  „Affidafit^ 
(Fin.  III,  S.  117). 

Der  finanzieile  upportuuitätsgnud  ist  meist  uieht  gegen  die  Steuer  ontscheidood, 
weil  der  Yorthefl  des  Susis  sits  der  Bestenerang  einer  groesea  alten  ScbnJd  fiel 

grösser  als  der  Nachtbeil  eines  e(vas  scUechteren  Begebangsbuisea  Air  neue  (auch 

steuerfreie)  xVnleiberi  sein  wird. 

ß.  —  §.  170.  Die  Commuualbesteueruug  der  phy- 
sischen Personen. 

S.  die  literarischen  Angaben  in  §.  162,  S.  391. 

Alle  die  zahlreichen  Fragen ,  welche  im  VoraDflgehenden  in 
Bezug  aaf  die  Staatsbesteaemng  erörtert  worden,  spielen  auch  in 
der  GommiinalbeBteaennig  zwischen  den  verschiedenen  Selbstr 
▼erwaltnngsköipem  eines  Staats. 

Ja,  sie  werden  hier  wegen  des  noch  viel  umfassenderen  und  iunii^eren  Personcii- 
ojid  Kapitalieaferkehn  innerhalb  des  Staatsgebiets  pracüscb  noch  viel  wichtiger  und 
Terwickelter.  Gldchwohl  sind  sie  leichter  zu  lösen ,  denn  die  StaalsgevalC  umn  die 
Conflicte  zwischen  den  einzelnen  Körpern  und  in  Rctroff  etwai;xer  Doppolbestcuening 
gesetzlich  schlichten.  Auch  lösen  sich  die  Interessenconflicte  der  Terscbiedeaen  Körper 
wieder  mehr  in  dem  einen  Staatsinteresso  auf,  während  di^e  Conflicte  zwischen  ver- 
schiedenen Staaten,  von  Bundesstaats-  und  ähnlichen  Verhältnissen  abgesehen,  bestehen 
bleiben  und  nnr  dorch  Compromisse  beigelegt,  niohl  eigentlich  aosgec^chen  werden 
können. 

Auch  für  die  CommnnalbeBteuerung,  ja  zum  Theil  iiir  sie  noch 
mehr,  gilt  das  im  §.  165  Gesagte:  sie  lässt  sich  weder  ge- 
recht, noch  wirthscbaftlich  richtig  durch  eine  einzige 
Steuer  oder  durch  eio  ganz  einfaches  Steuersystem 
durchfuhren.  Vielmehr  ist  gerade  auch  bei  ihr  eine  Com- 
hination  versch ied en artiger  Stenern  zweckmässig  und 
selbst  geboten,  besonders  von  Ertrags  steuern,  welche  an  das 
Object,  die  Ertragsquelle,  und  von  Personal-  und  Ein- 
kommen Stenern,  welche  an  das  bubjeot  und  sein  Einkommen 
anknüpfen. 

An  Stelle  der  letzteren  Steuern  oder  neben  ihnen  können,  soweit  nicht  andere 
steneiteehnische  u.  dgl.  Gründe  gegen  diese  Steoorart  sprechen,  andi  in  der  Commune, 
prineiiiiell  ebenso  gut  wenigstens,  ja  zum  Theil  mit  geringeren  principiellen  Bedenken 
ab  im  Staate,  —  eine  freilich  nnr  relatire  ßechtfertignogl  —  geeignete  Yer- 
branchs steuern  fungiren. 

Eine  solche  Combination  vou  „Objcctsteuern"  und  „Snbject- 
steuern''  ist  in  den  Communen  zweckmässig,  ja  nothwcndig  und 
wird  um  so  zweckmUssiger  und  nothwendiger,  weil  und  je  mehr 
dnrch  die  Eutwicklung  des  Creditwcsens,  des  Pacht-  und 
M  i  e  t  h  wesenSi  der  Erwerbs  geseilschaüen,  A  c  t  i  e  n  gesellschaften 
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n.  8.  w.  der  Wohnort  der  Personen  und  der  Sitz  der  ihnen 
gehörigen  Ertragsquellen  vielfach  veriehiedene  werden. 

Wo  du  nielit  der  Fall  ist,  lOnnte  um  «n  ond  fttr  sieh  je  mit  Objeot- 

odcr  Sobjcctstencm  alloin  in  der  Commune  leichter  auskommen,  soweit  dio5  Steuer' 
tochniscb  aberbaapt  möglich  ist.  Solaoge  jene  £iitiricklung  des  Creditwcscos  and  der 
geverbttchen  üntemehmangsformeii  nocK  vnbedentend  wmr,  lagen  dte  Dinge  gleichfalls 
noch  anders.  Jet/t  aber  ist  es  häufig  so  —  besonders  in  Fällen,  wo  es  sich  um 
grdsseie  Ertragsquellen  ond  woblbabendore  Personen  bandolt,  —  das»  ein 
ElgenthlliBer  von  &(ng8qoenen,  ein  6rond>  vnd  Hausherr,  Kapitalveileiher,  Gom- 
m.'inditiät,  Actionär  u.  ^.  w.  an  einem  anderen  Orte  wohnt  und  Sein  ElllkoiMneil 
aus  jenen  Quellen  vcr/ehrt  als  da  wo  der  Sitz  dieser  letzteren  ist. 

Die  alleinige  Subjectbestenerung,  z.  B.  durch  Einkommensteuer 
(auch  Verbrauchssteuer),  würde  nur  im  Wohnort  der  Person,  die 
alleinige  Objectbesteaerung,  durch  die  tiblichen  Ertragaateuenii 
nur  im  Sitz  der  Ertragsquellen  erfolgen.  Das  führte  zu  volkswirth- 
schaillich  und  finaozieJi  onhaltharen  und  der  Gerechtigkeit  wider- 
sprechenden Verhältnissen,  wie  sich  sofort  ergiebt,  wenn  man  sieh 
etwas  extreme,  aber  schon  beute  annähernd  wirklieh  vorkommende 
FiUle  vorstellti  wie  etwa  den  folgenden. 

Es  handle  sich  z.  R.  um  zwei  Gemeinden.  In  der  einen ,  einem  „l-alirii>dürr\ 
befindet  sich  verpachteter  Grossgrundbesitz  und  verschuldeter  Kleingrundbesitz,  die 
Wohnhäuser  gehören  ebenfalls  Kapitalisten  oder  sind  an  diese  verschuldet,  die  grösseren 
gewerblichen  Unternchmongen ,  Fabriken,  Hüttenwerke  bestehen  in  der  Form  vuu 
Acticugescllschaften.  In  der  anderen  Gemeinde,  einem  schönen  ,,Bado-  und  Villen- 
orte" .  wohnen  die  wohlhabendereti  voruachtcndcn  und  vermiethenden  Grund-  und 
Hau^^H  ^itzer,  die  Hypothekengl&ubiger  der  ersten  Gemeinde,  die  Actionäre  der  in 
dic^r  Ijudrielicncn  (jesdlscliaften,  und  zwar  sollen  diese  der  Annahme  na«  h  als  Renteu- 
bezieher iit  der  iswcitcu  Gemeinde  meist  zur  Mietho  wohnen.  Die  Idosse  Subjoct- 
bestenerong  warde  in  der  ersten,  der  „armen**  tiemeiude,  die  Steuerlast  fast  ganz  auf 
die  „kleinen  Leute",  die  verschuldeten  Haus-  und  Grundhcsitzcr,  die  Arlieiter  legen, 
was  ebenso  ungereclit  als  wirthschaftiich  unthunlich  wUre,  zumal  wenn  mit  den  Steuern 
wichtige,  gerade  jenen  ..ßcsitzenden*'  nOtzende  Aus^vilten,  /.  B.  für  Wegewesen,  ge- 
macht  wflrdcn.  Auf  Ueberwälzung,  vollends  auf  genügende  Uelicrwfil/.unfr  der  direct 
gezahlten  Sulijectsteuum  (Personalsteneru)  oder  der  im  Preise  überwallet  erhalteneu 
Yerbreachssteuem  auf  Arbeitgeber,  Vermielher«  Zinsgläobiger  wäre  kein  iifend 
sicherer  Verlass.  Die  h\üsao.  Objectbesteuerung,  vollends  die  reine  Koalbestcfierun^ 
wäre  ähnlich  uuricliti^'-  in  der  zweiten,  der  „reichen"  Gemeinde,  wenn  sie  auch  kaum 
ebensolche  Bedenken  wie  die  Snbjectbesteuerung  in  dem  Fabrikdorf  hiittc.  Denn  die 
Realitäten  besitze  r  des  Badeorts  wttiden  doch  eine  Menge  YortheUo  na  dem  Anf- 

enthalt  der  Rentner  ziehen. 

Hier  liegen  also  wichtige  Interessenconflicte  zwischen  den  be- 
theiiigten  Communen  vor.  DicRclben  lassen  sich  nur  dadurch  leid- 
lich lösen,  dass  die  obige  Forderung  einer  CombiDatif>n 
von  Ertrags-  und  Personalsteueru  erlUllt  und  womöglich 
auch  gewisse  Steuern  mit  gewissen  Verwendungs- 
zwecken in  der  Commune  comhinirt  werden. 

S.  darüber  die  VorsclilSgo  in  mt  inem  lü'fcrat  nlier  die  Communalstcuerfraffe, 
in  der  selbständigen  Aufgabe  S.  2  ii'.  (Thesen),  S.  30  11.  Nichts  Anderes  kann  Stein 
(4.  A.  I,  560)  meineu.  Was  er  hier  andeutet,  habe  ich  nur  schon  vorher  a.  a.  0< 
«ugefilhrt,  weahalb  Stein  s  Abveisons  (8.  668)  rielleicht  bitte  unterbleiben  kOnntn. 
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AU  Regel  wird  man  dann  verlangen,  dass  die  Personen  da 
fttr  ihr  Einkommen  (oder  ihren  Verbiaueh)  besteuert  werden,  wo 
sie  wohnen,  die  Erträge  da,  wo  die  Quellen  derselben 
liegen.  Handelt  es  sich  um  ein  und  denselben  Ort,  so  erledigt 
sich  alles  Weitere.  Andernfalls  aber  sind  noch  specielle  Bestimm- 
ungen nothwendig,  am  Besten  wobl  so,  dass  einmal  das  Einkommen, 
welehes  ans  Besitz  herrtthrt  oder  Rentenbezng  ist  oder  wie 
Gewerbsgewinn  (bei  landwirtbaebafitliebem  nnd  gewerbliehem  Selbst- 
betrieb, bei  SoeietfttSTerbttltnissen)  einen  gemi Sekten  Charaeter 
(§.  184)  bat,  einer  formellen  Doppelbestenemng  nnterliegt, 
mittelst  Ertrags-  und  Einkommenstenero,  dass  aber  femer  in  den 
angedeuteten  Füllen  einer  Betheilignng  mehrerer  Gemeinden  n.  s.  w. 
die  Gemeinde  der  Ertragsquelle  aneh  an  der  Einkommen- 
steuer der  Person,  welche  anderswo  wohnt  und  an  ihrem  Wohnort 
fttr  das  aus  jener  Quelle  fliessende  Einkommen  steuert,  in  einem 
gesetzlieh,  allenfalls  aueh  swisehen  den  betheiligten  Gemeinden 
vertragsmSssig  festzusetzenden  Verhältniss  participirt. 

Welcbe  Gemeinde  hier  begünstigt  wird,  HaA  dch  nicht  allgemein  sai^,  «8 
kommt  mit  aaf  die  Yertbeilnng  derselben  Steuer  unter  den  betheiligten  Gemeinden 
an.  Eine  gewisse  BcgttnstigaDg  der  Gemeinde  der  Ertragsqaelle  (der  HObjectgemeinde") 
rar  deijenigen  des  peraSoflebeB  WobooiiB  (der  .«Snlifjectgttmeiiide**)  wörde  mir  nieht 
bedenklich,  t-hrr  ben?oliligt  erscheinen. 

Bestimmungen  der  hier  empfohlenen  Art  jetzt  in  dem  prouiit>i:»chen  Com- 
manatetmiergeBetz  von  1885.  Phystoebe  Panonen  tiateiliei^  danteb  aneb  fn  der 
(iemeinde,  wo  sie  keinen  Wohnsitz,  aber  Grundbesitz,  g:eiiri  rbüche  Anlagen,  Eergwerke, 
Faohtonge»,  aebeude  Gewerbe  habeo,  als  sogeoaantc  „Foreusen",  für  letztere  £ncag«- 
qnellen,  ansser  den  auf  denselben  lastenden  Ertiagastenem,  den  comnranalen  Ein- 
kommcnsteTiern  (§.  I).  Das  ,,Eiiitommen"  ans  diesen  Quellen  ist  dann  in 
der  Wohnsitzgemciüdc  den  SteaerpMchtigen  nicht  mit  eiomscb&tzcn ,  doch  hat  die 
Wobnidttgemginde  du  Rocbt,  wenn  der  blemaoh  bei  Ibr  zu  TeiBtevemde  Beat  des 
Einkommen!)  ilos  Steuerpflichtigen  weniger  als  V4  seines  Gcsammtcinkommens  beträgt, 
durch  Gemeiadebescblass  ein  volles  Viertel  fdr  ihre  Besteaerong  in  Anfipiuch  zu 
nebmen,  nntor  entsprecbender  T«rliiming  des  Antbefls  der  Peirensslgwuelnde  (§.  9). 

Wird  die  Sache  volkswirthscluutlich ,  statt  bloss  eiiizel-  ond 

privatwirtbschaftlich,  betrachtet,  so  wird  es  \  (tllciuis  klar,  daös  die 

C  0  m  m  u  n  a  1  b  c  s  t  e  u  c  r  u  II  g  z  u  r  V  e  r  w  i  r  k  1  i  c  h  u  n d  e  s  P  0  s  t  u  - 

lats  der  Allgemeinheit  eventuell  nefeu  oder  statt  der 

Personal-  (und  anch  der  Verbrauchs  )  besteueruug  eiue 

Ertrags  besteaening  verlangt. 

Auch  in  der  Cuuimunc,  wie  im  Staate,  liegt  die  normale  v  o l k s wirthschaftlichc 
äteueninello  im   „Beinortrag  der  Volkawirtbschaft*'  und  iwae  in  jeder 

Commune  in  demjenigen  Thoilc  dieses  KeinertrÄ»? ,  welcher  in  ihr  gewonnen  wird. 
Dieser  Ertrag  wird  direct  und  indirect  mit  Hilfe  der  <drentJichcii  oder  Verwaltuugs- 
I^istungen,  welche  erst  diese  Besteuerung  ermöglichte,  producirt.  Die  Besteuerung 
^ehürt  y.ü  den  („gesellschaftlichen")  Prodnctionslio.sten  des  Ertrags  n:i  1  l  -tztere  sind 
billiger  Weisse  auf  seinen  ganzen  Betrag  zu  repartireu.  En>t  der  dirwi  verbleibende 
Rest  kann  als  ein  wahrer  Keincrtrag  betfMbtet  Werden ,  der  sich  al  dann  priral- 
winlwcbaftüfih  ab  £inzei*  oder  Frirateinkoimen  an  die  mit  Arbeit  luid  mit  ibran 
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eigenoti  Prodactiousmitteln  an  der  Piodactioa  betbeiligten  Fenonfln  rerth«Ut,  d.  Ii. 
Loba  oder  genischtes  Einkommen  oder  reine  Bonte  vlil 

C.  —  §.  171.  Die  StaatsbesteoernDg  anderer  Wirtb- 
Bebafteo,  d.  i.  von  jnristiechen  Personen  j.  w.  S.  (zweite 
Kategorie  dee  Schemas  in  §.  164). 

S.  Held,  Einkommensteuer  S.  137  £  (nicht  eoflnicheiid) ;  Stein  4.  A.  I, 
•135  ir.,  in  Verbindun":  mit  seiner  Lehre  vom  Vcreinswescn  .  zn  apodictisch  und  zu 
wenig  casuistisch,  ia  der  5.  A.  II,  1,  405  ff.,  etwas  abgeüudcrt,  aber  nicht  verbessert^ 
Raa  [,  §.  263—265,  viel  zu  dürftig.  Roteher,  Ein.  §.  64.  DietzeTs  oben  ge- 
nannte  Srhrift  Für  die  Verhältnisse  der  Communen  die  Gutachten  und  mein  Koferat. 
Yocke,  Abgaben  S.  285  ff  ,  494  lt.  —  Gesetzgebang  bei  Barkart  in  Hinh's 
Aonalen  1877,  S.  228  ff.  Antonl  a.  a.  0.  S.  462—469  Prindpielles,  S.  4<U— 498 
••iiiirebende  Darbtellung  der  dentschen  Gesetzge>)ung.  Dazu  der  oben  S.  891  gcnannto 
Au£sat2  von  Schanz  über  die  Geoosseoschaften.  —  Besprechung  der  Frage  für  die 
IBiakwmaulignet  in  meiner  Abhandlnng  directe  Steuern  Im  Sehtaborg'schen  Hand' 
buch,  §.  103.  —  Die  Praxis  ist  mmTii. faltig,  auch  in  D  nt-  hlaiid,  hinsichtlich  der  • 
Ausdehnung  der  staatlichen  K inkomme n-Steoerptlicbt  auf  die  joristiachett 
Penonen.  In  Prenasen  nnd  einigen  kleineren  Staaten  im  Allgemeinen  keine 
solche  Pflicht,  in  Baden,  Hosten  und  kleineren  vornemlich  nur  Steuerpflicht 
der  Actien-  und  Commanditgeäclischaiten,  in  Sachsen  und  verMshiedeaen  anderen 
alle  jnristiiclien  Penonen  plHchtig  (doch  nur  im  Prinetp,  das  Ausnahmen  erleidet). 
iAntoni  S.  464). 

Die  folgende  Behandlung  der  schwierigen  Frage  beschränkt  eich  an  dieser  Stelle 
auf  die  principi^e  Erörterung  und  die  HeraoabeboDg  einiger  HaoptfUle. 

An  die  Spitze  ist  hier  der  Satz  zu  stellen,  dass  solche  andere 
Kinzelwirtbscbat'ten  nicht  kurzweg:  denjenigen  der  physischen  Per- 
sonen (Individual-  oder  Faaiilienwirthschaften)  in  der  Besteuerung 
völlig  gleich  gestellt  werden  können.  Das  Princip  der  Allgemein- 
heit lässt  sich  dnhor  auf  sie  nicht  ohne  Woitercö  nach  der  Hicht- 
schnur  der  vorausgehenden  Kröiterungen  anwenden.  Vielmehr  lassen 
sich  selbst  nur  etwas  all f]:enjeiüere  Regeln  ohne  geoane  rnterst  heid- 
un^^  der  liauptarten  buleher  Wirthgchaften  nicht  autstclleu.  Inner- 
halb einer  Hanptart  wird  aber  dann  öltera  eine  weitere  Unter- 
soheidiing  nothwendig  werden. 

Auch  hier  ist  zunächst  wieder,  wie  bei  der  Bestenerang  der 
physischen  Personen^  die  Unmögliehkeit  anzuerkennen,  durch 
eine  einzige  Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuer^ 
System  die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  richtig  durchzuführen. 
Die  Verhältnisse  des  wirthscbaftlichen  Lebens  sind  dafUr  viel  sn 
verwickelt.  Neuerdings  hat  besonders  die  Entwicklung  der  Actien- 
und  anderer  Erwerbsgesellschaften,  auch  der  Genossenschaften  diese 
Verwickeltheit  in  einer  für  die  Staats-  wie  fdr  die  Communal- 
bestenerang  sehr  lästigen  Weise  noch  erheblich  vergrössert,  und 
das  wird  weiter  so  fortgehen.  Die  Aufgabe  wird  dadurch  immer 
schwieriger.  Sie  lässt  sich  wiedenun  nur  ganz  annähernd  lOsen, 
unbedingt  aber  nnr  durch  ein  System  mannigfaltiger  Stenern. 
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1.  Staatsbesteneraog  von  jnristi sehen  PerBonen  des  Öffent- 
lichen Rechts. 

a)  Des  Staats,  bes.  seiner  Ertragsobjecte,  Erwerbs- 
anternehmnngen  selbst  (Objecte  and  Aastslten  des  Privat* 
erwerbsy  aach  mitunter  Gehflbren-Anstaltea).  Da  der  Stenerfiscos 
und  der  Domftnenfiscas  n«  s.  w.  schliesslich  die  Eine  Person  des 
Staatsfiscns  darstellen,  so  hat  nattirlich  eine  wirlLliche  Staats- 
bestenernng  solcher  Besitze,  Unternehmungen  ond  Anstalten ,  der 
Feldgtlter,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats  a.  s.  w.  finanxiell 
keine  reelle  Bedentnog.  Dennoch  sollte  die  Besteaernng  die 
Regel  bilden: 

«)  Kiiiüial  weuigstcns  die  rechnuugsmäsbige  Üurch- 
ftthrnng  der  Besteuerung. 

Doaü  tfonat  kaon  dio  wahre  finanzielle  Lage  dieses  StaatsbesiUes  u.  s.  v. 
nicht  richtig  «ndnn,  die  Präge  der  Beibehaltong  oder  Yertuuerang  dieses  Beaitxea, 

Howi-it  sie  eine  rein  fiii:in/iu1Io ,  nnch  Kentabilitätsrerhältnissen  zu  bcurUwikllde  ist» 
nicht  sicher  entschieden  werden.    (S.  «bor  Berirwerkc  Fin.  I,  §.  252.) 

fi)  Mitunter  aber  ist  auch  die  wirkliche  Durchtübrang  der 
Besteuerung  geboten,  neniHeb  in  Fällen,  wo  die  Staatsunternehm- 
nngeu  sonst  durch  den  fciteuererlass  einseitig  in  der  Concnrrenz 
gegen  besteuerte  Privatuntcrnehmuugen  begünstigt  werden  könnten. 

So  mit  Kocht  Ran  I,  §.  2tir,.  Anderb  Held  S.  138.  —  Kau  erwähnt  auch, 
dass  bei  einer  Trennung  der  Kammer-  und  Stoucrcasso  (s.  Fin.  I,  *J0)  eine 
wirldiohe  Beeteoeroiif  der  OomftneneiukOnfte  in  Gunsten  der  Steneicasse  nolhvendif 
söin  l»nnn  Die  angedeTitoten  Falle  kunnen  in  der  VcrhrnnchsbestcncnniL;  fineh  in 
Gebuhrenzvcigcu ,  z.  B.  bei  Wegegeld)  vorkommen,  namentlich  ,«bei  Steuern,  welche 
aiob  genau  nach  der  Menge  ron  Eraengfoiamn  riditon  n»d  den  Kflstonsalz  derselben 
in  einem  feststchündcn  Vcrh.lltniss  erhfdien"  l'an),  so  beim  Braumal/aufschla^r 
(Baiern).  Wenn  der  Staat  auch  durch  Sich  -  begnügen  mit  kleiner  Beute  oder  durch 
directe  ZoschttRse  aas  anderen  Staatsmitteln  die  PriTatconcnrrenE  dennoch  llberwliideti 
liann,  .so  hat  da,s  Ihiterldeihcn  der  Besleuerun;;  doch  bisweilen  y;rösHero  BedenkeD.  El 
tritt  auch  bei  erlolgtcr  Hesteuerung  das  walire  SacU?erhältniss  besser  bcrror. 

b)  Staats besteuerung  der  Selbstverwaltnngskörper, 
beRonders  der  Gemeinden.  Diese  vollfuhren  wie  der  Staat, 
tbeüs  im  Auftrage  desselben,  theüs  selbständig,  Offentliebe,  ge- 
meinwirthscbaftliebe  Autgaben.  Die  sachlichen  Mittel  dazu  cntr 
nehmen  sie  ihrem  t^inanzhaoshalt.  Es  Hesse  sieb  so  die  Staats- 
Steuerfreiheit  für  ihr  ganzes  Einkommen  wohl  recht- 
fertigen, selbst  fUr  den  Ertrag  ihrer  privatwirthsobaft- 
lieben  Objeete,  welcber  ja  für  seinen  Belauf  eine  Coramanal* 
besteuerung  entbehrlieb  maobt,  demgemttss  aneb  die  Freibeit  Ton 
den  st^atlieben  Ertragsstenem. 

Indessen  wegen  zweier  Umstände  ist  diese  Steuerfreiheit  des 
communalen  Privaterwerbs  doeh  missUeb  und  bestebt  sie  da* 
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her  aneb  in  der  Ftazis  meiBkene  nur  fttr  «Ua  SteoereinkommeD 
und  fttr  die  nnmittelbar  im  öffentlichen  Dienst  gelnruehten  6e- 
bSbide  n.  8.  w.,  nicht  fttr  den  Ertrag  der  priTatwirthsehaftliehen 
Objeete,  wie  der  Kftmmereigfiter^  lindlicben  GmndBtttcke,  Forsten, 
Oommnnalgewerbe.  Dieser  Ertrag  pflegt  ?ielinehr  den  staatUohen 
Ertragssteaem,  sellener  auch  der  etaatlieben  (nomineUen)  Ein- 
kommenstener  zu  nnterHegen.  Und  dies,  anoh  das  letztere,  möchte 
doch  daa  Richtigere  seio. 

TheOs  TerlaBfen  nemlloh  die  Goneurrenzvarh&ltnisse  eine  Gleiclistellaof 

coininunaler  und  j»rivater  Unternchmangen ,  ^.o  dass  namentlich  eine  Kxornfion  der 
Commune  ron  den  Staats  -  Ertragüsteucrn  leicht  zu  Inconvenienzen  führte.  Theils  ist 
der  Piiratenrerb  ond  der  bezügliche  Besitz  (Grundbesitz.  Gebinde,  Gewerbe,  Geld- 
kapitalien u.  s.  w.)  der  einzelnen  Communcn  zu  ungleich,  absolut  und  im  Yer- 
h&ltnias  zum  Steuereinkommen ,  so  dass  die  Befreiung  von  Staatsstenern  sehr  ungleich 
wirken  irUrde.  Sonst  wird  immer  die  gesammte  Steuerlast  im  Staate  sich  ungleich- 
m&ssiger  rertheUen:  die  Bewohner  der  an  eigcnLin  Besitze  ..reichen"  Communcn 
würden  im  Ganzen  niedriger  besteuert  ri!-!  di.)  der  „ürmeren".  'Aehnlich 
Held  S.  138.)  Antoni  a.  a.  ü.  S.  4ti9— 4i5.  in  DeutsclilaiiU  manche  Vcnschieduu- 
heiten,  «ber  doch  im  AUgaaeiiMD  Uebereioatijiinniiig  der  Fnzls  mil  ebigen  QrondsUzen. 

Ein  Objectsteaersystem,  wie  das  der  Ertrags  Stenern,  e^ 
leichtert  immerhin  die  DnrchftlhruDg  der  yoransgehenden  For- 

derangeD. 

c)  Selbständige  Kirchen  (auch  Schulen),  milde  Stiftungen 
für  öffentliche  Zwecke,  des  Wohlthätigkeits-,  Armen-,  Heil-, 
Unterrichts-  und  Bonstigen  Hilfswesens,  mit  Corporationsrcehteu, 
auch  blossr  Vereine  für  derartige  Zwecke  mit  und  bisweilen 
selbst  ohne  Corporationsrecht,  sind  im  Allgemeinen  wie  die  Seibst- 
verwaltungskürper  in  der  Staatsbestenerung  zu  behandeln.  Auch 
wo,  zur  Förderung  dieser  Einrichtun^a!!,  in  weiterem  Umfang,  als 
hiernach  passend  erschcijit,  Steuerfreiheit  gewährt  wird,  kann  aus 
den  bei  den  JStaat«  Kiwerbsunternehmungen  aiigcluliiirn  Gründen 
\Muiig8tens  die  rechnungsmassige  Durchfuliruug  der  bteuerzahlang 
und  die  Wiedererstattung  derselben  räthlieh  werden. 

S.  Raa  I.  §.  264.  tr  verlangt  im  Allgemeinen  eine  Befreiung  der  Stiftungen 
von  denjenigen  Steaen,  welche  geradezu  auf  Personen  nach  Maassgabe  ihres  aus- 
gemittelten  iSokommeiiB  gelegt  werden.  Bei  AnMflfen«  veldie  ein  örtlich  oder  sonst- 
wie bcgriinzfes  Rrdürfniss  liabon ,  solle  aber  in  jndctn  einzelnen  Fall  der  Xaclireis 
verlangt  werden,  dass  die  Einkanfte  aus  eigenem  Vermögen  den  zur  Erreichung  dieser 
Zwecke  erfSorderiielien  Bedarf  nicht  Oberstelgen.  Da  Lettteies  echver  zq  eniscitoiden, 
verlangt  Hold  allgemein  Steuerfreiheit  für  solche  Stiftungen  (S.  1 "?()).  In  den  (7  c - 
setzen  wird  wohl  die  Steuerfreiheit  vom  Nachweis  des  Bedürfnisäes  oder  vom  Illach- 
weis,  dass  die  Besteaerang  die  Erfitllun^'^  der  Zwecke  hindere,  nbhlDgig  gcmadit. 
So  in  Grossherzogthum  Hessen,  Baiern  Kapitalrcnteosteuur).  8.  die  vancheriei 
Bestimmungen  der  deutschen  Gesetze  bei  Antoni,  S.  iSU'~-497. 

g.  172.  —  2.  Staatsbesteneraog  von  sogenaDiiteD  jarisiiseben 
Peraonen  de»  Privat  rechts. 
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a)  Unter  den  hierhergehorigen  ErwerbsgesellBchafteii  (des 
neueren  Handelsrechte),  von  welchen  Übrigens  auch  die  anderen 
einige  Sonderbestimmungen  im  Steoerreclit  erfordern  (selbst  die 
gewOfanliehe  offene  Handelsgesellsehaft),  soll  hier  nur  dieActien- 
gesellscbaft,  mit  der  Abart  der  Oommanditgesellschait  auf 
Actien,  als  die  wichtigste  näher  betrachtet  werden. 

Falls  dieselbe  nicht  gerade  als  Actieii  unternehmen,  wie  das 
schon  in  der  Gesetxgebung  vorgekonimen  (z.  B.  in  Preussen  nach 
Gesetz  vom  18.  November  1857,  auft^choben  durch  Gesetz  vom 
19.  September  1861)  und  öUcrn  ^  in|iiiflilcü  worden  ist,  einer  be- 
sonderen Besteuerung  nnterlicL^:]!  süii,  welche  die  Tendenz  ver- 
foli^t,  diese  Form  der  Geseiiscbalteu  als  solche  ungUnstiG:er  zu  be- 
handeln —  anch  eine  Art  ,,80cialpoliti8eher"  Gesicbtspunct,  Uber 
den  sich  wenigbtens  bei  Actienunternchmungen  für  p^cwisse  Zwecke 
discutiren  lässt,  den  ich  jedoch  mit  dieser  Consequenz  nicht  billigen 
möchte  — ,  sondern  falls  die  A  i  ticngcsellsch;ift  wie  Jedes  andere 
Erwerbsnntcrnehmen  angesehen  wn-d,  was  wir  hier  voraussetzen, 
so  kann  diese  Gesellschaft  nicht  ohne  Weiteres  als  eine  „selb- 
ständige wirthschaftliche  Persönlichkeit"  der  Besteuerung  unter- 
liegen. Vielmehr  muss  auch  die  Besteuerung  das  ökonomische 
Wesen  der  Actiengesellschaft  beachten,  welches  darin  besteht,  dass 
dieselbe  nnr  ein  Mittel  zu  Erwerbszwecken  für  ihre  Actionäre  ist 
Die  Besteuerung  der  Actiengesellschaft  muss  daher  mit  der- 
jenigen der  Actionäre,  d.  h.  der  Regel  nach  physischer  Per- 
sonen, welche  ihrerseits  einer  Besteaemng  unterliegen,  in  Zu- 
sammenhang  gebracht  werden. 

Unrichtig  daher  Stein,  1.  Aufl.  S.  173  und  noch  4.  Aufl.  I,  435:  „die  (lescU- 
srhafteii  sind  als  wirthschaftliche  Einheiten  unlifdingt  Steiicrsabjocte  (iin  rf-htlicheu 
SiLii)  in  allen  ihren  Arten."  In  der  5.  Auflage  sagt  Siom  etnras  einschiankinder: 
jeder  Verein,  sowi  it  er  ein  eigenes  Einlcommen  hat,  sei,  theils  als  Erwerbsgesollsehaft, 
theils  als  blosser  Verein  „wenigstens  principiell"  ein  Steuersubject  (II,  1,  106).  Aach 
bei  der  Besprechung  der  Besteuerung  der  Enrerb^gesellschaften  in  der  speciellen 
Steoerlehre  dcducirt  Stein  einfach  aus  dem  Wesen  der  Erwerbsgesellschaften  als 
..wirthschaftlicher  Persönlichkeiten  und  dauiit  St-  norsubjecte"  (II.  2,  203).  —  Anders 
und  richtiger  Dietzel  iu  der  genannten  Schritt;  Vocko,  Abgaben  S.  430,  besonden 
Autoni  a.  a.  0.*  8.  468  ,  475»  mit  BezQgralime  iMf  die  gaten  Änsfidiniiifen  tun 
Schanz  im  Finaozarchir  IL  Sil  (L  (heaaiache  Betlenenuig). 

Bei  einem  System  der  blossen  (nommellen)  Einliommen- 
besten  er  nng  hat  man  die  Wahl,  entweder  die  Actiengesell- 
schaft als  solche  ganz  frei  zu  lassen  und  nur  das  Einkommen, 
welehes  sie  an  DiTidende  den  Aetionftren  (und  an  Zinsen  Ihren 
Obligationiren)  gewährt,  bei  diesen  za  besteuern  oder  aber  das 
ans  der  Gesellschaft  herrtlhrende  EinlLommen  bei  diesen  Per- 


Digitized  by  Google 


I 


StMttbaeteaerang  jaiisL  PeEsoiMn  des  Priratrochts.  421 

sonen  äteuerfrei  zu  lassen  und  es  im  Ga uzen  gleich  beider 
Gesellschaft  zu  besteuern. 

Letzterer  Weg  ist  der  einfachere  aad  sicherere,  setzt  aber,  wcdd  mau  nicht  ela 
«ehr  vdfliafiges  MeoerratitnÜoiureifliliTen  aoweDden  vUl,  eineD  gesetdleli  fleicb 

hohen  Steuersatz  ftr  alle  EinkommeD  voraus,  da  hier  die  Dividt-nde  bez.  der  Zins 
alier  Action&re  bes.  Obligationäre  um  den  gleichen  Betrag  durch  die  Steuer  der  Ge- 
seUschsfl  TeTfcttnt  wurde.  In  der  Pnud»  bestellt  nttmiter  (Eni^Und ,  Oesterrotcli)  die 
Einkommonhedft.-ucning:  gleich  bei  der  Gesellschaft,  bei  den  Oldigationsinhabem  nimmt 
sie  die  Form  der  (Joaponsteucr  an  (Fin.  III,  S.  243j.  Der  erste  Weg  Cl^'^o^w 
IL  a.  L.  m.)  ist  principiell  ja  ebtt  80  dchtig,  aber  praclisoh  lüut  er  SB  «linBebep 
Schwierigkeiten  und  uaTollstindiger  HeiuziehuBg  zur  Steuer,  wie  bei  dea  Zinsen 
dffentUchei  Obligatioueo. 

Efn  dritter  Weg,  wo  die  „Cinkonuneii^^stfliier  auf  die  ActiongcseHscSiaft  ab 
Ganzt-s  uii  J  auf  dit  Diridonde  der  Action&rc  bei  diesen,  ah  Theil  ihrcii  Einkommens, 
angewendet  wird  (Sachsen),  fuhrt,  bei  der  hier  oaterbleibenden  Steuerrestitution 
bez.  Anrechnung  bei  den  Acüon&ren,  zar  Doppelbesteuerung  desselben  Ein- 
kommens mit  derselben  Steuer:  die  bedenkliche  Conset^ucnz  der  Stein'schen  Auf- 
fassung. Der  preussischc  Einkommensteuerentwurf  von  1883  —  84  hatte  diese 
Doppelbesteuerung  in  Aussicht  genommen,  was  aber  in  der  Commission  beam>tandet 
wurde.  Die  Freiuseiiog  der  Dividende  im  Einkommen  des  einndnen  Actionin  warde 
amtlidierseits  wegen  der  schwierigen  technischen  Durchfdbrnng  angefochten. 

Gefade  bei  der  Aotiengesellschaft  würde  aber  die  Ein- 
korn monbesteuerang  selten  ausreichen,  weil  der  Ort  der  Wirk- 
samkeit dieser  Gesellschaft  (und  ihrer  etwaigen  Filialen)  und  die 
Wohnorte  der  Aotionäre  meiateoB  verschiedene  sind.  Es  empfiehlt 
sich  hier  die  Ertrags besteaerang  gerade  aneh  der  Aetiengesell- 
schaften. 

Hier  miiss  eine  jede  dann  nach  der  Art  ihrer  üutemehmun^^  und  ihrer  Eij^en- 
thumsobjecte  von  den  bezüglichen  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-,  fiergwerkssteuern  u.  s.  w. 
getroffen  werden,  principiell,  wenn  sie  anderen  Untemehmungsformen  gleichgestellt 
sein  soll,  mit  den  allgemein  giltigen  Steuersätzen.  Dem  Character  unserer  Ertrags- 
steuem  als  Obiectsteuem  gemäss  ist  diese  Form  der  Bestenerong  der  Actiengesell- 
schaften  auch  die  Kegel. 

Besteht  neben  der  Ertragssteuer  noch  eine  Einkommen- 
Steuer,  welche  die  bereits  an  den  Quellen  besteuerten  Ertrüge  als 
Einkt  iinnen  einer  Person  noch  einmal  bei  dieser,  formell  also 
doppelt  besteuert,  so  ist  es  nur  folgerich tig,  auch  die  Divi- 
dende dieser  Actionäre,  die  doch  schon  um  den  Betrag  der 
von  der  Gesellscbafi  gezahlten  Ertrags  steuern  gekürzt  ist,  noch 
der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen. 

Wieder  entweder  beim  einzelnen  Actionär  oder  gleich  in  der  ?orhin  an- 
gegebenen Weise  in  Summa  bei  der  Gesellsclinft,  wdehe  dann  abermals  die 
Dividende  verhaUnissniTissig  lilrzen  müsste.  Der  Actionir  befindet  sich  hier  nicht  in 
ungQnstigerer  Lage  als  der  Gnuid-  und  Hausbesitzer  und  Gewerbetreibende  *  welcher 
nach  Entrichtung  der  betreffenden  Ertragsstcoern  noch  einmal  für  diese  Beineitiige, 
ak  sein  läiikomBeD,  die  ElDkonmeiMiteiiMr  laiilen  mnss  (Pienaseo). 

b)  Vereinei  Genossensehaften  n,  dgl.  m.  i^d  als  solche 
ebenfalls  in  der  Bestenerang  niebt  ohne  Weiteree  als  selbständige 
wirtfasohafdiche  Persönlichkeiten  sa  behandeln. 
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Auch  Stein  I,  48$  scheidet  die  „ YorwaltungSTweine*'  für  diese  Wngea  in 
Classen.  Za  Controvcrson  in  Theorie  und  Praxis  bat  neuerdings  die  Beätcuertuig  der 
laodcrnen  Erwerbs-  and  W irthschaftsgeaosscoschaftoD  geführt,  z.  B.  in  Oesterreich. 
8.  (l8tomichiKih«r  Oekooomist  1879,  Kr.  42,  43. 

Wenn  Vereine  n.  8.  w.  nur  ein  Einkommen  ans  Beitr  ftgen  ihrer 
Hitglieder  ])eziehen,  so  wird  die«  in  der  Regel  nicht  besonders  als 
i^nenes"  Einkommen  tn  hestenem  sein.  Einkommen  ans  eigenem 
Vermögen  (Renten  ans  Grnnd-,  Haashesits,  Kapitalien,  Gewerbe- 
betrieb) ist  dagegen  allgemein  der  etwa  bestehenden  Ertrags- 
bestenernng  sn  nntersiehen,  welche  wieder  für  solche  Fälle  zweek- 
mässig  ist,  nnd  naoh  ähnlichen  Gesichtsponoten,  wie  bei  der  Aetien- 
gesellschaft,  der  mit  der  Ertragsbestenerung  combinirten  oder  der 
allein  bestehenden  Eiokommenbesteneruug.  Im  Uebrigen  wird  nach 
Arten  nnd  Zwecken  der  Vereine,  Genossenschaften  n,  s.  w.  zo 
nntersoheiden  sein. 

Was  bier  jetstt  nicht  weiter  ?orfo)gt  wenl«ii  kann.  Aach  Stein,  4.  A.  I,  485 

scheidet  die  Verwaltnriijsrercine  f:;r  ■]-,  -  Bc^steueningsfrag'ü  in  Clsisson.  Theoretisch 
und  practisdt  schwierig  ist  besonUe»  die  Besteuerucg  der  Krircrbs-  und  Wirth- 
Bcbaftspenossenscliftfttttt,  Gef  enseitigkeitsgesellachnften  (in  Yeraicbei'-' 
unßswrscn'l .  rirtmentlich  in  Betrefl'  der  Anwendung-  der  Gewerbesteuer  und  der  Eio- 
iommeostcuur.  Bei  der  schweren  Fossbariceit  und  häufigen  Unfassbarkeit  der  directen 
und  indireeten  Yortheile  (auch  Gewinne,  GonsamoYeTWOlufeUerongcn)  bei  den  einxelnon 
Genossensoliafforn  inf'iclite  —  allerdinsrs  öfters  inelir  aus  practis  c  heii  fininden,  auch 
am  der  Concurreoz  mit  aaderoa  Geworben  willen  —  eine  eigene  Besteuerung  in 
der  Regel  am  Platze  8<^n.  Doch  wird  nach  wieder  nach  einzelnen  Arten  unterschieden 
werden  dürfen.  S.  Schanz,  Finanzarchiv  III,  750  ff.,  Autoni,  S.  4S3  if.  —  Etwas 
Anderes  ist  die  vorkommende  eigene  Besteuerung  von  Clubs  und  ähnlichen  Ver- 
einen aas  einem  Inxnsstenerartfgen  Oealchtspunct,  wie  ün  Falle  der  betreffenden 
französischen  Steuer  (Fin.  III,  308). 

D.  —  §.  173.  Die  Comninnalbestenernng  juristischer 
Personen. 

Hier  sind  wieder  dieselben  Unterscheidungen,  wie  bei  der 
Staatsbestenemngy  zn  machen,  ansserdem  kommt  die  Frage  der 
Besteaemng  des  Staats  (and  seiner  Erwerbsobjecte)  darch  die 
(Jommnoalbestenerong  in  Betracht. 

Theoretisch  und  practbch  Sfhm'icntru  und  wiclitiirc  Probleme,  namentlich  was 
so  cigentbomliche  Anstalten,  wie  die  Staatseisenbahuen,  und  dann  wieder  be- 
sonders, was  die  Bestenerang  der  ActiengeseHsebafken  und  andeinr>  Erwerbsgesell- 

schafton  und  Genossenschaften  anlangt.  S.  darüber  die  oben  S.  391  genannte  Com- 
uunalstüuorliteratur.  Aus  der  Praxis  besonders  die  preussischen  Gesetzentwürfe 
von  1877,  187Ü,  1885,  das  neue  Gesetz  von  1SS5,  Horrfurth's  genannte  Schrift, 
manche  ?klat(-rialien  im  Finanzarchiv. 

Wh-  Ij-scliränkcn  nns  anch  liier  auf  die  Ilertusbebung  einiger  cigentbtlinlichcr 
IUui>tfkJlü:  der  Bccstcucrmiij  von  Staats-  {und  fremd  -  conimunaleui)  Eigetithum  (bez. 
Ertrag,  Einkommen)  und  der  Actienij^üsellschaften.  Die  Fragen  der  Commonal- 
besteuerung  von  Kirchen,  Stiftnnsrcn,  Vereinen,  Genossenschaften  u.  s.  w  ^^iit  l  ebenso 
oder  analog  denselben  Fragen  in  der  Staatsbostcueruag  zu  entscheiden,  ^  ui  kann  die 
Ausdehnung  eines  Besitzes,  Betriebs  über  mehrere  Gemeinden  wieder,  wie  in  ähn- 
lichem Falle  bei  ih  r  ficsteuerung  physischer  Personen  f§.  I70\  Schwierigkeiten  be- 
reiten und  Theilungen  des  Steuerrechts  zwischen  den  bcihciiigten  Gemeinden 
bedingen,  um  DeppelbMteneraog  so  rerndden. 
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1.  Comnumalbesteueruug  des  Staats  und  seiner 
E  rtragso  bj  ecte. 

Diese  Frage,  wie  die  analoge  der  CoiarnuiKilbesteuenm^- 
fremder  Gemeinden  und  der  Cuuiiuiinalverbände,  bez.  ihrer  Ertiags- 
objecte,  also  die  Frage,  ob  und  wieweit  hier  der  Grundsatz  der 
Allgemeinheit  durchzuführen  sei,  ist  ähnlieh  zu  beaulworteu,  wie 
die  analoge,  in  §.  121  bebandelte  Frage  nach  der  »Staatsbesteuerung 
der  SelbstverwaltnngskIJrper. 

Ginge  man  nur  nai:li  den  Zwecken,  welcheu  Uaä  ia  tiiuer  Cüiuiuunc  erlangte 
Sänkommen  des  Staats  und  anderer  Communen  dient,  80  li«iS6  sich  principiell  nnd 
allgemein  die  Steuerfreiheit  alKs  dieses  Einkommens,  auch  desjenigen,  welches  aus 
Besitz  und  aus  Er  w  erbsau  stalten  herrUbrt,  rechtfertigten.  Aber  auch  hier  ist 
anf  die  un gleichmässige  Vertbeilung  besonders  des  zumeist  hier  in  Betracht 
kommenden  staatlichen  Grund-  und  Hausbesitzes  (Domänen.  Forsten)  und  der  sunsti^jen 
Erwerljsobjecte  (Bergwerke,  Fabriken,  Banken,  Eisonbahuen,  lüo  und  da  üebührcnzweige) 
über  die  Coinuuinen  des  Staatsgebiets  Rücksicht  zu  oebmeo.  Wtlrde  z.  B.  eine 
Domiine.  ein  Bergwerk  des  Staats  in  einer  Gemeinde  grar  nicht  rommMn»lstouer- 
]>iiichtig  sein,  so  stiege  die  Steuerlast  fur  die  Privaten  leicht  behr  ätark  jiur  wegen 
diese?  Unibtands,  der  vielleicht  in  der  Nachbargemeinde  fehlt.  Dazu  kommt,  dass 
gerade  solcher  Besitz  und  solche  Anstalten  Forsten!  Bergwerke!)  manche  Communal- 
Misgaben,  z.  B.  für  Wege-,  Schal-,  Anncnwe^ca.  herheifohren  kOouen,  deren  Be- 
atrettong  im  InterasM  des  betreffeBdeD  Besitzes  und  seines  Ertnges  liegt  und  efgenüicli 
zu  den  eaf  letzteren  mit  anzurechnenden  Prodactionskosten  gehört. 

Man  wird  deshalb  im  Ganzen  die  Gommanalstenerpf licht 
des  Staats-  nnd  fremd-commanalen  Besitzes,  besonders 
soweit  derselbe  zn  Erwerbs  zwecken  dient,  daher  des  Ertrags 
davon  als  Regel  aussprechen  müssen,  so  dass  also  z.  B.  nnr 
die  Gebände  fBr  den  öffentlichen  Dienst  steoerfrei  blieben 
(nnd  aneh  diese  nicht  immer  nnbedingt).  0  b j  e  c  t  -  oder  Ertrags- 
steaem  erweisen  sich  auch  hier  wieder  passend  zor  DnrchiHhrnng 
dieser  fiestenernng,  reichen  aber  nicht  ans,  wenn  die  Gemeinde- 
abgaben die  Form  der  Einkommensteuer  mit  haben.  Dann 
müssen  die  staatiieben  Ertragsobjecte  anch  dieser  Steuer  mit 
unterliegen. 

Beispiel.  Preassischcü  Gesetz  vom  27.  Juli  ISS5,  §.  1  Absatz  2.  §.2 
letzter  Absatz,  §.  5,  6,  wonach  auch  der  Staatstiscos  (vorläaßg)  den  aof  das  Einkommen 
gelegten  Gemeindcabgaben  fQr  das  von  ihm  ans  den  von  inm  betriebenen  Geiirerbe-, 
Eisenbalin-  nnd  Bergbauunternehmungen,  sowie  aus  Douiilaen  und  Forsten  bezo^a-na 
Einkommen  unterliegt,  mit  Feststellung  der  Berechnuogsweise.  —  Die  UntorstoiJung 
der  Staatseisonbahn on  unter  die  Gemeindestcuerpflicht  möchte  sich  allerdings  nur 
historisch,  aus  dem  Prirtteiscnbahnwcsen,  erklären.  Sie  ist  principiell  bei 
diesen  Verkehrsanstalten  nieht  wohl  zn  hej^ründen;  anderenfalls  könnte  sie  auch  fUr 
Post  und  Tülegraphiü  verlangt  werden,  Schwierigkeiten  macht  auch  die  Be- 
rechnung der  Steuer  hier.  Nach  dem  genannten  preussischen  Oesetz  §.  5  werden 
die  gesammten  Staats-  und  fQr  Rechnung  des  Staats  verwalteten  Eisenbahnen  als 
Kine  abgabcpilichtige  Unternehmung  angesehen.  AU  „Einkommen"  gilt  dann  der 
rcchnungsmässige  Oeberschnss  der  Einnahmen  Uber  die  Ausgraben,  unter  letztere  eine 
.'i'/aVo  Verzinsung  des  Anlage-  bez.  Erwerbskapitals  f^erecluiLt.  l>ie>e  Snmrae  wird 
dann  unter  die  bethoiligtou  Gemeinden  nach  §.  7  Absat^i  b  und  c  rcpartirt;  endgiltig 
84»,  dMS  der  Teithettnng  das  Teihiliniss  der  in  den  einzelnen  Geneinden  mrnclisenen 
A.  Wag ner,  nnamteasBliaft.  n.  1  Aofl.  28 
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Ansfaben  u  Oehtitern,  LöhnoD,  Tutiimen  (mit  w«itena  lfodifieatlan«n  iür  di«  Be- 

ivcluainKl  /II  <!rundc  gelegt  wird.  (S.  auch  Herrfnrtli  Aber  das  gaMnntA  Gesetz 

im  Fmanrarchiy  III.  1 79  W.) 

2.  CoramTinalbesteuerung  der  Aetiengcsellscbatteu. 

Auch  hier  kommen  ähnliche  Erwägungen  wie  bei  der  Staats- 
besteuerung dieser  und  anderer  Erwerbsgesellschatten  iu  Betracht 
(§.  172).  Ausserdem  muss  aber  gerade  ftir  die  Commnnalbe- 
stenerung,  und  zwar  auch  neben  der  für  sie  passenden  und  des- 
halb zu  fordernden  Ertragssteuer  dieser  Gesellschaften,  eine  auf 
letztere  als  solche  nach  dem  Einkommen  aulgelegte 
Steuer  als  besonders  erwttnseht,  nnter  Umständen  als  notbwendig 
bezeichnet  werden. 

Der  Grund  lii-^t  darin,  <!ass  eine  Kinknnimfnstfrupr  ilcs  Actioarirs  für  die 
Dividende ,  welche,  er  aus  der  ücacllscbait  l>i  /.i.;hl,  nur  der  Wuluisiugeiaeinde  des 
Actionärs,  nicht  der  Domicügcmeinde  der  (i^ällschaft  zufallen  wurde,  also  in  den 
tthlreichcn  Fallen ,  wo  diese  üenicinclcrii  vcr;,«  hiodene  sind,  die  letztere  loer  aus^^ing:»*. 
Das  würde  zu  unhaltbaren  Consc<|ueiizcii  l  ulueu,  vollends  wenn  etwa  gar  keine  Ertragb-, 
sondern  nur  Einkommcnbostcueriiiig  l>e.siände,  aber  in  geringerem  Gfade  aocb  venn 
eiStere  besteht  und  dii.-  A'  tiL-ii^chcllsrliart  ;il^  solche  ihr  unturlicfrt. 

'  In  der  Gommunalbcstcucrung  hat  man  auch  nicht  wohi  die  Wahl  zwischen  den 
beiden  Wegen  der  Beetenerongr  des  IMfidenden- Einkommens,  welche  in  §.  172  ftlr  die 
Staatsbcst'Miorung  unterschieden  viirdon.  Denn  bei  letzterer  wird  doch  meisten?  die 
Mehrzahl,  oft  werden  alle  Actionarc  im  Inland  wohnen  und  so  wenigstens  im  Phncip, 
wenn  ancb  mit  nmdcherein  Erfolge  factisch,  ron  derjenigen  Einkommensteuer  getroffen, 
welrlie  dio  Dividmd.^  bloss  beim  pinzt'ineii  Artionär  licsteuert.  Bei  der  Cominünal- 
bestcuerung  dagegen  ist  der  l'^all  viel  häutiger,  kann  judcul'alls  viel  leichter  eintreten 
—  mitnnter  durch  die  Besteaerang  mit  veraolasst  werden  — ,  dass  die  Aotionftre  aUe 
oder  grosscnllii'il':  liictit  in  d(T  Sit/u^emoindc  di  r  Actieiig'-Ldlsoliaft  wobncn  und  ihr 
Einkommen  dann  der  Ucstcuuruug  in  dieser  Ucmcinde  entzogen  wird.  Die  letztere 
hat  mit  Backsicht  aof  Aasgaben,  welebe  Ibr  indirect  vielleicht  gerade  wieder  die 
Acticnp:e<cllschaft  verursacht,  für  Schulen,  Wege,  Arme,  wie  bei  Stnatswerken ,  die 
Besteaerung  dieses  „Kinkommens  aas  der  ücseUücbaft"  uötliig  und  erscheint  auch 
desw^l^  zor  Besteoerong  berechtigt 

Am  Deutlichsten  tritt  dies  Alles  bei  einer  Betrachtung  <1:y  Folgen  hervor, 
weiche  sonst  bei  einem  auderoit  Bcäteaerungsmodus  die  jetzt  so  häutige  Verwandlung 
grosserer PriralontoniehmQDgen  Fabriken,  BraQeroicn,  Bergwerke,  Bankgcsehiftea.  s.w.) 
in  Acticngesellbchaften  für  die  Sitzgemeinde  der  letzteren  mit  sich  l'uhrcii  müsste. 
Bisher  waren  diese  Unternehmungen  der  etwaigen  Ertragssteuer  und  beim  Beaitier 
der  Einkommensteuer  des  letzteren  ontorworfen,  so  insbesondere  im  NormalfaU,  wenn 
der  Besitzer  in  derselben  Gemeinde  wohnte.  Nach  der  Verwandlung  in  eine  Actien- 
gcsellschaft  bliebe  der  Sitzgemeinde  nur  die  Ertragssteuer,  die  Einkommensteuer  der 
uunmehrigeu  „Actionäro"  aber  bloss  in  dem  Fall,  dass  diese  in  der  Gemeinde  wohnen 
und  steuern.  Bei  \\  c;.v.ug  oder,  wenn  anderswo  wohnende  Personen  Actionarc  werden, 
hätte  die  Gemeinde  das  Kaclisi  Ik  n.  In  kleineren  nemcinden,  wo  vielleicht  die  betreffende 
Untuniuhmung  und  dcreu  licaiULi  einen  Hauptthuil  der  Steuererträge  bisher  lieferten 
und  etwa  noch  viele  Gemeindeausgabcn  durch  die  Unternehmung  veranlasst  werden, 
würden  ans  der  Vcrwaiidlung  in  eine  ActiengescUschaft  förmlich  hnanzi.  llc  Zcrruttunp«»n 
oder  üe  bei  labt (uigeu  kieinor  Leute  hervorgehen.  Beispiele  liegen  aus  ludustriebezirkoo 
(Rheinland)  ror. 

Erwähnungen  dieser  Art  lassen  die  Untefstellnng  der  Äctlen- 
und  ähnlichen  Gesellscliaften  als  eigenes  Steuers nbjeet  unter 
die  „  E  i  n  II  0  m  m  e  n  Steuer  **  nothwendig  eraehelnen  und  hahen  ancb 
in  der  Gesetzgehnug  zn  einem  hezUglichcn  Vorgehen  geführt  Aller- 


Dlgitized  by  Google 


Zwecltmyrigkeit  von  Oiyedstenera*  425 

diii^s  muss  dann  wieder,  wenn  Doppelbesteuerung  desselben 
Einkommens  durch  dieselbe  äteucrart  vermieden  werden  soll, 
das  Dividendeneinkommen  beim  Actionär  in  der  Sitsgememde 
der  Gesellschaft  eiokommensteuerfrei  bleiben  und  in  einer  anderenj 
der  Wohnsitzgemeinde  des  Actionärs,  mtisstc  die  bereits  in  der 
ersten  Gemeinde  bei  der  Gesellschaft  erfolgte  GommonalbeBteneruDg 
angemessene  BerUoksiclitigiing  finden. 

ErväguD^on  der  genaunteu  Art  haben  au  h  zu  dem  preussischeu  Gesetz 
von  1S85  geführt ,  dnrcli  welches  zugleich  die  betreffende  Gesetzgebung  im  Staate 
(czcl.  Hohenzoileru)  gleich mai>«>ig  geregelt  ist  S.  die  Motire  zu  dem  Gesetz  (Druck- 
sachcu  dos  Abgeordoetenhauäcs  1SS3/81  Nr.  104,  auch  bei  Horrfurth,  Commanalo 
abgabcpilicht  S.  15).  §  1  dcä  Gesetzes  bestimmt  allgemein  die  Heranziehung  von 
ActieDgesoUfichaftcn,  Coffimaudit-Actiengcsellschaftcn,  Berggewerkscbafteo,  ciiigetr:igoncD 
Gemoueiiflcliafltaii ,  deren  GeBobMtailietrieb  tibcr  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hitiausgebt 
(wie  auch  von  jnristisrhen  Personen.  (lemeinJen.  "weiteren  Comnuinalverbäiideii ),  zu  den 
auf  das  Einkommen  gelegten  Gcmcindcabgaben  in  deijcnigea  Gemeinde,  uro  sie 
Grundbesitz,  geverblicbe  Anlagen,  Eisenbahnen.  Bergwerke  haben,  Pachtungen,  eleheiide 
Gewerbe,  Ei<eiibahuen,  Bergbau  betreiben.  Die  Durchführung  einer  solchen  Besteuerung 
ist  tecbniscb  schwierig,  erfocdeit  viele  EinzelbesUuunangen  (».  das  Gesetz  ond  die  ge- 
naoBt»  Sebrtft  von  Hertfvrtli):  n.  A.  aneb  ttber  den  Omfimir  des  „stenerpfllditigea 
Einkommens",  zu  welcliem  nicht  bloss  die  vcrtheilto  Dividende,  sondern  auch  Dütationen 
des  Keserrefoods  gehören,  soweit  diese  eine  Kapitalvermehraog  darstellen;  ferner  aucb 
zur  YermeidaD^  von  Doppol  bestoverang,  dann  ftr  die  FiUe,  wo  eine  öntemdinranfr 
sich  ül>er  mehrere  (lemeiuden  iuisdelrnt.  Aber  die  dargelef^ten  Principien  sind 
richtig  uod  so  wichtig,  dass  sie  iu  der  Gesetzgebung  thanliclut  befolgt  werden  müssen. 
Das  genannte  preoaaiscbe  Gesetz  bietet  ein  gutes  Beispiel  tflr  die  hier  ▼oi^tegenden 
Schwierigkeiten  nnd  filr  die  Art  und  Weise,  sie  /n  Ißbeii.  (Vgl.  Her rfiirtirs  Schrift 
uod  dessen  Aufsatz  im  Finanzarcliir  III,  16b  fl'.,  auch  Uber  die  Durchfilhrung  der 
Besteuerung  bei  den  anderen  genannten  üntemehimingsfomien.) 

E.  —  §.  174.  Abschiuss.  Zweckmässigkeit  von 
Objectstenern. 

Hiermit  sind  die  Falle  des  Schemas  in  §.  164,  soweit  sie  sich 
anf  die  Besteaerang  der  physischen  Personen  nnd  ihrer  Wirth- 
sohaften,  dann  der  sonstigen  Wirthschaften  (jnristischen  Personen) 
nnd  des  Einkommens  besiehen,  erledigt.  Zugleich  wnrde  dabei 
anf  die  Bestenerong  der  inländischen  Ertragsquellen  für  die 
ans  ihnen  fliessenden  Erträge  wiederholt  Rflcksicht  genommen. 
Was  von  dieser  Besteuerung,  das  gilt  wesentlich  aneh  von  einer 
Vermögensbesteuerang,  welcbe  jene  Ertragsquellen  als  die 
wichtigsten  Vermögensobjecte  treflbn  wollte. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Steuerlehre  ist  dabei  das 
mebrtach  im  Vorausgehenden  gewonnene  Resultat,  dass  eine  ob- 
j  c  c  t i  V  e  K 1  1 1  u  g  s  - ,  bez.  K  r  t  r  a g  s  ({ n  c  1 1  e n  besteuerung  (einerlei, 
ob  dieselbe  als  reelle  Einkoumien-  (»der  als  reelle  Vermögensbe- 
steuerung  t'iujgirt ;  g  e  i  a  d  e  auch  vom  »S t  a  n  d p u n  c  t e  der  Ge- 
rechtigkeit oder  der  Allgemeinheit  der  Steuer  be- 
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traehtet  stenertechniseh  zweckmässig  enchemt  and  in- 
sofern  zn  fordern  ist. 

Dies  Ergebniss  ist  zugleich  eine  Consequenz  der  früheren  Lehre  ?od  der 
der  richtigen  volkswirthschafdichen  Steuerqaclle  (§.  131  IT.).  l>as  daraus  hervor- 
gehende Postulat  vird  vou  grosser  practiächci  Bedeutung  in  der  Entwicklung  des 
modernen  WiiÜnchafits-  und  persönlichen  Lobens,  wo  sich  Besitz  und  eigene  productirc 
Verwendung  ?on  sachlichen  Productionsmitteln  (Boden  und  Kapital),  Wohnsitz  der 
Eigenthümcr- Person  und  Sitz  der  £nrag94Uelie  so  delfach  trennen.  Man  kaou  den 
Gmnilsat/.  der  AUgcin*  inh«it  gteganOber  den  StutsangehörifOi  und  den  Ortsbewohnern 
leichter  ri(  htig  durchfüliren,  wenn  man  die  ausländischen  und  ortsfremden 
Besitzer  rou  Ertragsquellen  durch  ein  Ubjeut-  und  Eealsteuersystem  für  ihr  dem 
Inland  und  der  betreffenden  Ortsgemdüd«  eDltpring«iid68  Einkommen  mit  belastet 
ünhalthare  v olks wirthschaftliche  Oonsequenzen  und  unrichtige  wir  unjrcrechte  Steuer- 
vertheilnng  in  der  Staats-  und  in  der  Communalbestea^ng  werden  auf  diese  Weis« 
leichter  ?eniied«i,  eb  veon  man  die  BeBtenenmp  ohne  Hltbllfe  ron  Ertngwtenem 
durchfuhrt.  Von  diesem  Resultat  ist  daher  vorl&ufig  aoch  für  die  Fragen  !o  Sf  rU'jr- 
systema  and  der  Wahl  der  Steuerarten  Act  zu  nehmen.  Es  ist  f (ir  die  Bildung 
des  Stanenystems  wichtig.   (S.  unten  §.  219 — ^223.) 

F.  —  §.175.  Anhang.  Anfhebnng  yon  Grundsteuer- 
freiheiten. 

Es  erübrigt  denn  nur  noch  die  Erledigung  dner  oben  noeh 
zaraekgestellteD  Frage,  eine  Anfgabe,  welche  nach  den  im  Vorans- 

gehenden  gewonnenen  Ergebnissen  nunmehr  aber  auch  einfach  ist: 
Wie  sollen  Grundsteuer  freiheiten  behandelt  werden,  ins- 
besondere solche,  welche  aus  nominellen  durch  Fortfall  der  Com- 
peDsatiousleistuug  wahre  geworden  sind? 

S.  Hoffmann,  Lehre  ron  den  Steuern,  S.  112  fif..  Rau  Fin.  II,  §.  316,  beionders 
Note  a. 

Die  Antwort  kaen  nieht  zweifelhaft  sein:  sie  müssen  ans 
Gründen  der  gerechten  nnd  der  yolkswirthsehaftlieh 
richtigen  Stenerrertheilnng  fortfallen,  ebenso  wie  andere 
persOnliehe  nnd  reale  wahre  Stenerfreiheiten  (§.  166). 

Schwieriger  ist  nnr  die  Entseheidong  darüber,  wie  bei  der  an 
sieh  dem  Staate  nnzweifelhaft  rechtlich  anstehenden  Aufhebung 
solcher  Stenerfreiheiten  vorzugehen  ist  Denn  hier  sind  besonders 
fttr  die  Hauptfrage,  ob  und  welche  Entsch&digung  an  die  bis- 
her Berechtigten  zu  gewähren  sei,  die  nicht  immer  genau  nnd  sicher 
zu  ermittelnden  Bechtstitel  der  Steuerfreiheit  und  die  mög- 
lichen, wahrscheinlichen  oder  sicheren  ^rthschaftlichen  Folgen 
der  bisherigen  Freiheit  und  der  Aufhebung  derselben  für  den 
Werth  des  Grandbesitzes  zu  berficksichtigen.  Wegen  der  Ver- 
schiedenheit der  Rccbtstitel  ist  die  Frage  nicht  allgemein  auf  die 
gleiche  Art  zu  entscheiden  und  eben  deswegen  sowie  wegen  der 
genanntun  wirthschalilichen  Folgen  können  die  nach  strengem 
Rechte  begründeten  Maassregeln  aus  Billigkeitsrtlcksichten  und 
damit  aus  socialpolitischen  Gründen  eine  Aeuderuug  erfahren. 
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LiesscM  sich  die  Rechtstitel  der  wahieu  .Steuerfreibeiten 
übeiljuupt  und  speciell  der  Gi  untlsh  iicrtreiheiten  genaa  feststelleOi 
so  wtirdeü  Dach  den  Kechtsanschauuugeu  unserer  Zeit  und  nach 
den  soDSt  gelteiideu  Kecht8grund8ätzeD  diejenigen,  welche  privat- 
rechtlicher Art  sind  nnd  ein  wohl  erworbcuea  Kecbt  dar- 
stellen; ge^^en  volle  Entschädigung,  alle  anderen,  also  nament- 
lich dieöltentlich-rechtlichen,ohneöolehe  aufzuheben  sein. 

Nun  sind  die  Kechtstitel  aber  nicht  immer  genau  zu  ermitteln 
und  in  dem  piactiHch  W!chtig:8ten  Falle,  wo  es  sich  um  eine  aller- 
dinjrs  niü'  f^ffciitliciiem  liechtütitei  beruLeiHle  Steuerfreiheit  handelt, 
weiche  ursprünglich  ein  Correlnt  nndercr  Leistungen  war  und  erst 
durch  deren  Fortfall  eine  wahre  hteuertreiheil  wurde,  wie  bei  der 
Gmndstenerfreiheit  ehemals  zu  Ritterdiensten  yerptlichteten  Grund- 
besitzes, kommen  dann  jene  ökonomischen  Folgen  der  Steuer- 
freibeit  und  der  Aufhebung  der  letzteren  fUr  den  Werth  des 
GrnndbesitzeB  in  fietraebt,  wonach  wenigstens  die  Gewftbnmg 
einer  gewissen,  wenn  AOch  nicht  der  vollen  Entschädignng  ans 
Billigkeitagrttnden  snlässig  und  je  naeb  der  Lage  der 
Umstände  angemessen  ersebeint. 

Bestand  die  wahre  Steaerfrejhoit  oinpal  lange,  so  wird  dies  gewöhnlich  in  einem 
eiuigermaassan  entsprechend  —  also  ungeftbr  um  den  Betrag  der  kapitalisirten,  sonst 
»uthiMHiiHch  m  tngmäeü  QniBdsCeiwr  —  habereft  Kapitalwerth  renpUchea  mit 
hesteaertem  Grundbesitz  zum  Ausdruck  gelangen:  bei  Verkäufen,  Verpfändoiu: n ,  in 
ErbregttÜroiijrda  a.  s.  w.  Wie  Überhaupt  Jade  wahre  oder  scheinbare  Steuerlreihoit 
recbtÜeh  derfesetzliehea  Auf fattbnnf  unterliegen  kann,  lo  ? ollends  eine  Mlcbe, 
wie  ilie  hier  besprochene.  Wenn  dann  etwa  au:>serdem  nuch  die  Kochtsbostündig:- 
keit  der  Sleiiec£reiheit  schon  frilher  zweifelhaft,  vielleicht  die  Aofbebung  der  Freiheit 
beieHs  fn  Aosncht  gestelllt  war,  so  wird  zwar  eon  Recht  auf  Bntsdilldiguug  nlclit 
zuzu^^estehen  sein.  Und  auch  aus  Ökonomischen  BilligkeitsgrUnden  ist  hier 
mitunter  wenigstens  eine  volle  Entschädignng  nicht  in  Frage,  weil  bei  solcher  Sach- 
lage schwerlich  eine  WertherhObung  um  den  ganzen  Betrag  der  kapltalisfrten  Grund- 
steuer eingetreten  sein  wird.  Indessen  sind  das  quaestiones  facti.  Eine  gewisse 
Wenborhöhung  des  steuerfreien  Besitzes  '>t  bei  länu;drem  Bestände  der  Freiheit  und 
bei  einer  Ungewissbeit  darüber,  ob.  wana  und  wie  dieselbe  etwa  geäctzlicb  beseitigt 
wtod,  wahrscheinlich.  Der  jeveili^^e  Besitzer,  Erbe  oder  Käufer,  wird  dann  maihr 
maa9»lirh  bei  einer  Bosteuerung  eine  Wertbrermindemnic:  seines  Besitzthums  um  einen 
freilich  nicht  immer  genau  der  rollen  kapitalisirteu  Gruiidsteoer  entsprechenden  Betrag 
eriflideo;  die  Grundsteuer  wirkt  vollends  hier  wie  eine  Beallast.  Die  neue  Graad- 
steaer,  Hir  die  bisher  btoucrfrciLii  Gnindsiacke  —  ein  Fall,  der  in  seinen  Wirbut^ren 
nebenbei  bemerkt  abrigeus  nicht  mit  den  Wiikongen  der  allgemeinen  Eintuliruiig 
einer  neoea  Qraadfteaer  IdenHacli  Ist  —  wirtt  dann  mehr  oder  ▼eaifer  fttr  ihn  au 
reelle  Vermögenssteuer.  Ibrans  ergeben  sich  ErwSgunjcen,  weldio  OB  in  der  That 
billig  erscheinen  lassou,  eine  K  nt  ^  r  had  igu  n    zu  fiewähren. 

Die  Entschädigung  wird  am  Besten  allgemein  gesetzlich 
geregelt.  Wegen  des  fehlenden  oder  zweifelhaften  Kechtsaubpruchs 
anf  Entstbädignng  und  wegen  des  Interesses,  das  auch  der  Grund- 
besitzer an  der  Bereinigung  solcber  immer  otwas  misslichen  Ver- 
bältoiMe  wenigstens  in  der  moderneu    staatsbürgerlichen''  Steuer- 
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periodc  hat,  cmpliebit  es  »ich,  den  Kutächädiguugscoöfficieuteu  für 
die  anfznlegeudc  Grnndstencr  nicht  zu  hoch,  namentlich  etwas 
niedriger,  als  dem  landesüblichen  Zinsfuss  entspricht ,  anzusetzen, 
z.  B.  höchstens  mit  dem  15--20fachen  zu  kapitalisiren ,  wenn 
dieser  Ziusinss  4 — 4\..  l'rcK  ei:t  ist.  Dabei  wird  dann  aber  noch 
weiter  nach  den  liechtstitcln  zu  unterscheiden  sein:  bei 
naehweislich  privatrechtlichen  Titeln  ist  eine  höhere,  bis 
za  dem  eben  genannten  Maximam»  bei  andere d  Titeln  eine 
niedrigere  als  diese  Entschädigung  zn  geben. 

So  ist  dtnm  auch  m«'lirfach  in  der  Neuzeit  unti  r  dorn  Iiiijnilsi«  der  Gesichtspunrto 
der  „üleicliheii"  m  der  .äUatsbtlrgerlichca"  Periode  vorikhrcii  worden:  auch  die 
Graudsteuerfteihcitcii  sind  gefallen,  ohne  oder  mit  gcriugfttgiger  Entsciiitdigung  in 
revolutionSren  oder  politiscli  wcniir^itons  crrcfTtoren.  mit  !rrri'5serer,  aber  doch  gewöhn- 
lich uur  partieller  Entschädigung  in  ruhigen  Zeiten,  doch  auch  hier,  wie  fiameatlich 
in  dem  trichtigsten  neueren  Beispiele,  denjeDigen  PreusseuB,  mit  rerschiedener 
EolJChSdiinnie:  nach  dr-n  ■Rt  chtstiteln. 

Die  Vergütung  war  (Hau,  älO  Note  a)  in  Brauoachwcig  1821  rollstäiidig,  in 
Weimar  1621  Vi.  ^  Hannorer  1626  V«,  in  Sachsen  1834  in  Meioiogen  1846  Vt* 
Uebcr  Preusson:  Mascher,  Grnndsteucrrcgclung  in  Preusscn  auf  Grojid  des  Ue- 
setzas  rom  22.  Mai  iS61,  Potsdam  1S62,  S.  132  if.,  148  C  (auch  aber  Königreich 
Sachsen  daselbet  S.  154),  r.  Rönne,  prens^lies  Staalsneht,  3.  A.  II,  2.  Abtb. 
S.  631  IT.,  636.  Gerade  in  Preassen  lag  die  Sache  so,  wL-  im  Text  angcnoumieii :  es 
war  wiederholt,  so  in  den  Edicten  rom  27.  October  ISiO  und  7.  September  ISll,  im 
Eingang  zum  Gesetz  rom  30.  Hai  1B20,  in  der  Verfassong  von  1850  Art.  101,  im 
Gefletz  rom  24.  Februar  1850  die  Aufhebung  der  Grundstcucrfroihelten  in  Ananelit 
gestellt  worden.  Nach  vergeblichen  V.  rsurlion  f>o  1**53,  wo  die  Regiernnsr  rorro- 
schlagcn  hatte,  */»  ^'^^  Stcuerbetrages,  den  die  bisher  befreiten  Grundstücke  /.\x  trafen 
haben  würden«  mit  dem  20 fachen  Kapital  za  vergüten,  was  die  StSndc  nicht  an- 
nahmen), l.Tm  es  zn  einer  Eiiiiyriiii<r  im  Gesetz  vom  21.  Mai  1861.  Hiernach  erfolgte 
tüae  Entschädigung  im  20facbcu  Betrage  der  tnchr  zu  zahlenden  Stcuoraummc  bei 
bisheriger  BefMong,  hex.  Bevorzugung  auf  Grund  I&stigon  Vertragt,  specken  Priri- 
legs  oder  anderen  privatrcclitlii.licti  Tit-  ls.  im  I.'JVs^^'^Ik^"  Bi  trnfr.  wo  kein  spcriellcT 
Hechtstitel  geltend  gemacht  werden  konnte.  —  Erfolgt  etwa,  wie  damals  auch  in 
Prenssen,  gleiehx^g  eine  allgemeine  Nevregnlimng  der  Orandstener  ond  hierbei  eine 
all ;ro meine  Erhöhnnir  derselben,  so  ist  die  EntschJidiininf?  fnr  den  bisher  strii.  r- 
freien  Bc&itz  Indien  nur  nach  dem  Plus  gegenüber  der  bisherigen  Grundsteuer 
des  hestenortoi  Besitzes  zu  gewlhien.  (So  anch  1661  IT.  in  Preonen.) 

Damit  ist  die  Darchftihrnng  des  grossen  Prineips  der  Allge> 

meinbeit  der  Besteuerung  zum  Absehlnss  gelaugt  and  ein  Markstein 

in  der  Gesebichte  der  Bestenemng  gesetzt  worden. 

H.  Abschnitt. 

Pie  ilieielutUiwiskeU  der  Besteaerausr* 

!:}.  ITf'i.    Wii  lie  ijH.  rl.  Hilgen  und  Literatur. 

S.  für  die  principiclle  Behandlung  und  für  die  Literatur  dieser  Frage  die  Vor- 
bemerkungen zu  diesem  ganzen  Kapitel  §.  122,  123  und  zu  den  beiden  letzten  Ab- 
schnitten.  §.  156,  157,  162,  sowio  ohen  §.  65  ff.  über  den  Bcsteuerungsgrund. 

Erst  in  der  neuesten  deutschen  Literatur  yiml  die  einschlagenden  Frairen  prin- 
cipieller  und  schärfer  behandelt  worden,  indem  man  sie  mit  der  Lehre  rom  Staate 
und  mit  der  Frage  nadb  dem  tieferen  Rechtsgrand  der  Bestenernng  ttbor- 
hanpt  in  Ycrbindnng  gebracht  hat   Dadurch  ist  es  namentlich  gelungen,  die  An- 
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sichten  über  die  Stener  als  einer  Art  „Tausches"  deü  Einzelaeil  gegen  die  ihm 
vom  Staate  o.  h.  vr.  in  Verwalfonpsthätigkelten  aw\  i'-re»  Wirkungen  zufliossciiJen 
„Genüsse"  oder  auch  als  eiueä  einer  Assocuranziiramie  zu  vergleichend cii  Kosteu- 
beftngB  für  die  durch  den  Staat  gesicherte  Möglichkeit  des  Lebens,  Erircrbs,  Eigen» 
thams  des  Einzelnen  nn<i  nb  t  ü  >  v  rmeintlich  als  allein  f^erecht  zo  fordernric  Vcr- 
theiinng  der  Steuern  nach  dem  privatwirthschaftlirhen  Princip  von  „Leistung  und 
(ie^'eiileistung"  grandUch«r  sa  widerlegen  (oben  §.  86).  Hier  hat  bcsondeis 
,\.  Ilfeld  die  Untersuchung  zn  pinem  «gewissen  Ahhchiuss  gebracht.  S.  dessen  Ein- 
köiuQicnsteacr  Kap.  2  und  Literatur  und  Kap.  ä  und  Literatur  dazu.  Keuinann  bat 
dann  in  seiner  grundlcgendeu  Schrift  von  der  progressiven  EiDk<nDmen8teiier  Bcluuf 
und  in  der  Hanptsacho  wohl  richtig  jedem  der  li«  idt  n  Hanptprincipien  der  Besteuerung, 
nach  dem  Interesse  und  nach  der  Leistungsfähigkeit,  die  richtige  BegrOudung  and 
Begrenzung  gefeben  «od  ihre  Anerkeiiiraog  io  der  blslierijeii  PraxiB  der  Staats^  und 
Communalbesteii  r;i:i.:  nachcrewlesen.  Auch  hat  ( r  ^.  61  ff)  richtig  gezeigt,  dass  die 
Opfertbeorie  und  das  Princip  der  Leistungsfähigkeit  Dich  wesentlich  decken  und  ^erst 
dorcb  Berüeksiebtlgang  der  avferieften  Opfer  der  Mmassstab  der  LeifltoiigsfiUiiglceie 
bcstiiDuiJc  Gestalt  eilirdt  uinl  filr  das  Steaerwesen  brauchbar  wird'".  (S.  progressive 
EiBkommensteuer.  besonders  Kap.  2  und  3,  auch  4,  mit  den  literarütchea  Noten  im 
Anhang.)  In  seinen  neneren  Arbeiten  bat  Vemnann  Hanebes  «neb  für  die  bier  wa 
behandelnde  Frage  ergän/.f,  nanientli'  li  in  dem  Auf>at/  über  die  Steuer  nach  der 
SteoetfUiigkeit  in  Courad's  Jahrb&chem  (ib80),  auch  die  Fragen  wohl  in  den  Arbeiten 
ttber  den  Ftda  berObrt.  Die  oben  genannte  Scbiift  Ton  Robert  Meyer  (Prin- 
Cipien.  IH,  Kap.  1)  ist  die  umfassendste  Behandlung  de,s  Getrenstands. 

Der  principieile  Gegensatz  der  Ansichten  zeigt  sich  namentlich  in  der  Auffassung 
einzohier  Anhänger  der  dentaeben  Preibandelsscbnle  nnd  der  neneren  social- 
politischen  ßiehtuni;  der  Katlonalulvunouiie.  S.  die  Congrcssverhandlungen,  beson- 
ders Uber  Communalsteuem ,  in  Hamburg  1867  (volkswirthsrhaftlicher  Congress),  in 
Berlin  1877  (Verein  für  Socialpolitik).  Durch  die  Erörterung  dos  Communalsteuor- 
Wesens,  das  hier  wie  sonst  in  der  früheren  deutschen  Literatur  bei  solchen  Princlpiett> 
fracen  d«r  allgemeinen  Stenerlehre  kaum  berührt  worden  war,  sind  manchf»  neun 
üet>icht:)puncte  auch  für  die  Fragen  des  folgenden  Abschnitts  gewonnen  wordeu.  Ich 
bin  mehrfach,  besonders  in  den  §.  179,  ISl,  182,  186,  zum  Theil  wörtlich,  meinem 
Referat  l^her  die  Coraninnälstenerfragi;  (Leipzig  1878,  in  der  ^ellt-t-in-liuan  Angabe) 
gefolgt,  da  ich  irgend  wesentliclie  Aeaderungen  nicht  für  geboten  JueU, 

Die  Behandlung  in  den  iilteren  Lehrbüchern  und  Systemen  genügt  sachlich  und 
formell  und  namentlicli  nach  der  Motivirung  nicht  mehr,  auch  bii  Hau  nicht,  der 
aber  imierhall>  des  Kahtnens  der  rein  finanziellen  Besteuerung  das  Richtige  getroffen 
bat  nnd  besonders  die  Gcnu^theorie  schon  abweist  S.  die  literarische  Cebcrsicbt 
nnd  Kritik  bei  Held,  Einkommensteuer,  S.  t21--l.'!5.  Robert  Mey.  r.  Abj^chnitt  I, 
Bau  I.  §.  251 — 254,  Jacob  §.  461.  v.  Malchus  I,  Murhard,  Besteuerung 

S.  87  ff.,  Umpfenbach,  1.  A.  I,  §.  17,  52  ff.  (sehr  einseitig  gegen  Progression), 
•2.  A.,  §.  80  ff.,  V.  Huck.  .'ifTeiitliche  Abgaben,  §.  3 — 5,  13,  14  (immer  beachtcns- 
werth),  Pfeiffer  U,  16 — 55,  Maurus,  Besteuerung,  Kap.  8  passim, Stein  4.  A.  i,  414ffM 
447  ff,  481  ff.  passim,  5.  A.  II,  1,  429  ff,  l,  148  ff,  Schftffle,  Steuerpolitik  in  den 
,. grundlegenden  Erörtemn^nn"  passim,  Helfe  rieh,  allgeineim-  Steuerhhre,  §.7 
(Schöuberg's  Handbuch),  Koscher  Fin.  §.  45  ff.,  Vocke,  Abgaben,  passim,  be«on- 
d«m  8.  482  (Herlunale  der  Leiatnngsfulgkeit  bei  der  Einkommenäteaer),  0.  Cobn 
Fin.  2.  B..  1.  Kap..  auch  1.  B.,  3.  Kap.  —  D.  r  oben  S.  374  genannt  Aufsatz  von 
Lehr,  auch  von  v.  Scheel  (Tübinger  Zeitschrift  B.  31).  Ueber  Sax  s.  oben  S.  26 
nnd  8.  296.  Ueber  die  principidle  Differenz  zwischen  mir  nnd  Gobn,  0.  Hey  er 
u.  a.  ni.  §.  157.  —  In  der  auswärtigen,  besonders  der  ontrlischen,  selbst  der 
französischen  Literatur  werden  diese  Fragen  noch  nicht  so  durchdringend  behandelt 
als  in  der  dentBchen.  S.  Parten,  inip.  I,  eb.  4,  Garnler,  Fin.  cb.  7  §.  2,  cb.  13 
§.  1.  Leroy-BeanlieTi  I.  livrt;  2.  eh.  2.  —  A.  Smith  in  der  er-(en  Steoeixegel 
s.  oben  S.  292,  Mili.  B.  5,  Kap.  2,  ^.  2—5.  —  Gossa,  Fin.  p.  53  ff. 

Sacblieb  sHmmo  ieb  in  Bezug  auf  die  Begrttndung  der  Stener  mit  Held,  in 
Bezug  auf  dir  Yt  riheilung  derselben  mit  Neu  mann  grüsienfheils  übcrcin.  Aber  in 
der  Motivirung  weiche  ich  auch  von  letzterem  mehrfach  ab.  Die  Entscheidung 
svincben  den  iir«i  Stenerprincipien  moM  dnaal  wobl  in  Zwanuieikhanf  mit  der 
gmuen  bistoriachen  EntiricUnng  dar  Qemoinvirtbsduift  geblaßt  wecden  (s.  nnteii 
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180)  und  die  EotscLeiduug  Uber  die  Art  der  DurcblUhrutig  daa  rrincipü  der 
LefetnngsflÜilgiteft«  daher  ttb«r  PropwtkMialittt  vod  Pfogreadrit&t  des  Steaerfosses 
u.  s.  w.  hünpt  m.  E.  xricdor  eng  zasammen  mit  der  ganzen  principiellen  Aaffassung 
der  YoUküwixthsch&lt  und  des  privatvirüiscliaftlicbcn  Systems  und  seiner  Becbtsorduung. 
Ifier  wie  «aeh  mr  deferen  Bef^rrflndang  der  Besteaemiig  selbst  —  eine  mit  der  ¥nge 
der  GleichmSssiL^kfit  sehr  cnc^  ronnexe  Frage  —  ist  es  m.  E.  wieder  tinvenneidlich, 
auf  die  allgemeinen  Fragen  der  Ürgauiitation  der  Yolkawirtiiscliatt  zurtickzugeheu. 
Ich  b^ehe  mich  daher  hierftlr  namentHch  wieder  aof  neine  Gnuidlegang,  beeonders 
Kap.  S  von  der  Oiji^anisation  der  Vülkswirtliscliaft  und  daselbst  §.  154  ff.  über  die 
Ziran^gemeiitwirthscbafteo,  wo  iu  §.  15b  aucU  schon  die  FolgeruAgen  fUr  die  Steuer- 
priiiritnen  gezogen  winden. 

Ein  Putict  der  im  Folgenden  erörterten  Fragen,  nmilich  die  cfwaiire  Yerall- 
gemeineroDg  des  (iebUbrenprincipa  auch  fUr  die  eigentliche  Besteuerung,  ist  schon  im 
eisten  Baiufe  beliaitdelt  werden.  Die  Ferderung  wurde  dort  (Fin.  I.  3.  A.,  §.  209) 
abfevieMD.  8.  anoh  oben  §.  85—97.  Daiaa  ist  Mer  jetzt  weiter  ananknapfen. 

I.  —  §.  177.  Das  Problem.  Atioh  der  Gmodsatz  der  AU- 
gemeinheU  wird  Mer  fllr  die  gegenwSrtige  Entwicklmigsperiade 
unserer  Galtorvölker,  für  die  „Btaatsbttrgerliebe*'  erOrtert,  aber 
wiedemm  unter  MitberQeksicbtiguDg  des  socialpolitiflelien  Stand- 
pnnctes  fttr  eine  begiunende  „soeiale^'  Stenerepocbe. 

Die  Gleiebmttssigkeit  der  Besteoerang  im  Sinne  einer  gleich- 
mässigen  Vertbeilang  der  Steuerlast  unter  den  einzelnen  Steuer- 
Pflichtigen  ist  ein  Axiom  unserer  Zeit  und  folgt  als  Beebtsgmndsatz 
aus  dem  Prineip  der  staatsbUrgerlicben  Freibeit  und  Gleiebheit  der 
StaatsangebörigeD  uud^  was  Fremde  anlangt,  aus  der  yVlkerreebt- 
lieh  ttbüeh  gewordenen  Gleicbstelinng  derselben  mit  den  Ein- 
hdmiseben.  Ftlr  die  praetisehe  Steuerpolitik  lisst  sieh  die 
gIeiehm%SBige  Besteuerung  aber  wieder  nur  als  ideales  Ziel 
hinstellen,  dem  man  sieh  soviel  als  möglich  nähern  soll,  das  man 
aber  wegen  der  practischen  Schwierigkeiten  niemals  vollständig, 
meistens  selbst  nur  sehr  nngenttgend  erreichen  kann. 

Mit  der  blossen  AufstelluDg  des  theoretischen  Princips  und 
practischen  Postulats  der  GleichmUssigkeit  ist  aber  zunächst  wieder 
noch  nicht  viel  gewonnen.  Denn  die  weitere  Fra^ä'  lautet  sofort: 
was  ist  oder  worin  b e 8 te h t  diese  ,,GIeicbmässigk.cit"  /  Darauf 
lUsst  sich  keine  gauz  einfache  Autwort  j;eben.  Die  Beantwortung 
seihst  bit  tet  auch  für  die  Theorie  erhebliche  Schwierigkeiten. 

ist  uuvcrmeidüch,  die  ganze  Frage  tiefer  zu  erfassen,  indem  sie  in  Vei- 
bindutig  mit  anderen  Fragen  der  wirdischafUiehen  Rechtsordnung  vnd  des  Wesens 

der  Besteuerung  til)erliaupt  gebracht  wird.  Die  verschiedenen  Steuerprinci[>ien.  durch 
welche  man  die  Gieichmassigkeit  hat  verwiriiidion  wollen,  sind,  richtig  aofgefasst, 
Gonseqaenzen  bestimmter  Theorieen  ?on  Volkswirtschaft,  Staat  und  Steuer  abefhautit 
Mau  kann  sich  Uber  sie  niclit  ii.igen,  weil  man  in  diesen  Theorieen  auseinander 
geht.  Nothwendig  ist  es  ferucr  wieder»  die  Wahl  der  beiden  hauptsächlich  in  Be- 
tracht Itommenden  Principien.  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse  und  nach  der 
Leibtuiijrsfähigkeit.  nicht  nur  rationell  zu  erörtern,  sondern  in  historische  Ver- 
bindung mit  der  Entwicklung  des  Gemeinwesens  und  der  Volkswirthschaft  zu  bringen ; 
femnr  oei  der  Anwendung  des  zweiten  Piincips  den  reiu  fiuanzielleu,  und  den 
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socialpolitisehea  Standpunct  za  avtonchoidflD.  Sonst  kua  man  nicht  snr  Klar- 
heit iofluoeu. 

II.  —  §.  178.  Principien  und  Theoricen  ftir  die  Ver- 
wirklichung der  Gieichmässigkeit  der  Besteuerung. 

Zor  Lösimg  dieses  Problems  und  damit  der  gleicbmämtgen 
Vertbeilung  der  Steuerlast  hat  man  zwei  Principien  anf- 
gestellt,  welche  mit  zwei  aligemeinen  Tbeorieen  der  Be- 
eteneraog  in  Verbindung  stehen  und  durch  dieselben  ihre  Be- 
grfliidnng  und  zugleich  ihr  Maass  finden  (s.  §.  86). 

A.  Einmal  das  Princip  der  Besteuerung  „nach  dem  Inter- 
es»e**,  „nach  dem  Vortheii^S  oder  j^nach  Leistung  und 
Gegenleistung'%  welches  man  wegen  der  HerHbernabme  dieses 
hauptsächlichen  GmndaatzeB  des  privatwirthschaftlichen  Verkehrs- 
Systems  aoch  das  ^»priyatwirtbschaftliehe''  Besteuerangs- 
princip  nennen  kann.  Hier  hält  man  sich  an  die  Beziehnngen 
zwischen  dem  Besteuerten  nnd  dem  steuerempfangenden  Staate 
(bes.  der  betreffenden  Zwangsgemeinwirthschait  Oberhaupt)  nnd 
snebt  Oie  Bestenernng  so  sn  vertheilen,  dass  die  Leistoi^  der 
Stenenahlang  sieh  in  ihrer  Höhe  bemisst,  d.  h.  nicht  sowohl  gleiob 
an  Werth  —  was  nnmOglieh,  jedenfalls  nnberechenbar  wäre  — 
aber  proportional  ist:  entweder  dem  Oegenwerth,  den  der 
Besteaerte  in  den  ttffenilichai  Leistangen  des  Staats  n.  s.  w.  ge- 
niessty  —  sogenanntes  „Gennssprineip",  „Gennsstheorie" 
—  oder  dem  Kostenaufwand  des  Staats  n.  s.  w.,  den  dieser 
Kum  SchntK  von  Person  und  Eigenthum  des  BesteuerteUi  zur  Förder- 
ung des  Wohles  desselben  n.  s.  w.  in  seinen  öfibntlichen  Leistungen 
macht,  indem  er  so  dem  Besteuerten  den  ^»Genuss  von  Leben  und 
Eigenthum''  sichert  —  sogenanntes  „Asseeuranzprincip'S 
„Asseeuranztheorie". 

Beide  Principien  sind  verwandt,  die  GrandanschMlulg«k,  «Itf  wcldieii  sie  be- 
ruhen und  durch  welche  sie  bcg^rflndet  wenk-n.  häufen  zusammen,  aber  beide  und 
diese  Auscliauungeu  siud  doch  wieder  etwas  /,u  unterbcheiden,  was  von  ihren  Ver- 
iTctern  und  rou  ihren  Kritikern,  aucli  von  mir  in  der  1.  AnlL  §*  418,  nicht  immer 
genflgend  geschoben  ist.    (S.  anch  oben  S.  217). 

Das  privatwirthschaftliche  Besleuerungsprincip  als  ein  Princip  für  die  Ver- 
tbeilung der  Steuerlast  hängt  in  beiden  Fällen,  als  „Geofuspriaeip^*  vie  als  hAibo- 
curanzprincip",  mit  der  oben  in  §.  86  bereit?  besprochenen  und  dort  abgewicsiMUMi 
Tbeorio  der  „Begründung"  der  Besteuerung  und  des  Beäteuerungsrechts  uui  Jij 
vom  8tut  Q.  s.  w.  gewährten  Vortheile,  GenOasc,  Schutz  zuMiumen.  Die  Ciniiid 
axischauong,  auf  welcher  dicsn  Theorie  und  jenes  riiiicij)  beruhen,  ist  ilieselbc,  beide 
letztere  sind  aber  nicht  identisch,  sondern  nur  Folgerungen  aus  eiueui  gemcinsameu 
obenten  Gedanken  fUr  die  beidra  kiw  za  lutencliddenden  Seiten  des  Besteuerungs- 
problems, die  ..Be^riuKUtiig"  der  Besteuerung  und  die  wVertheilODg*' der  StenerUst. 
Nur  diese  Yertlieilung  steht  hier  jetzt  zur  Frage. 

Wild  dag  piivetvirtlischefilicbe  Besceneraiippibieip  als  „Gonuss princip** 
dafcbfeAkbrt,  80  vttide  die  Steuer  hier  aUgemein  etvas  der  „Qebahr*'  Aehnlichos 
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(nicliC  dnrdiaiis  Gldchas);  insofeni  Itge  dann  bi«r  «ine  Art  Verallf^emoiAernng 

des  Gebührenprindps  vor.  Wird  jenes  Princip  als  „Assecuranzprincip"  dnrrh- 
gefübrt,  80  cnUiele  zwar  dio  Aohnlicbkcit  der  Steuer  mit  der  Gebobr  aucb  hier  nicht, 
aber  sie  Hure  in  dem  anderen  Moment  der  Gebttbr  (§.  17,  Nr.  1):  dort  auf  der  Seite 
des  Wcrflimonieiits  in  der  „ficbuhr".  huiT  auf  dcrjcnifrcn  des  Kost-  nmomonts. 
Daher  dort  Streben  nach  der  Proportionalitit  von  Steuer  und  in  Ofieutlichcn  Leistaagon 
empfangenem  Werth ;  hier  nach  derjenigen  von  Steuer  und  dnrch  5flfendiche  Lei9tung«n 
für  den  Einzelnen  getragenem  Kostenaufwand.  Bei  der  Verwirklichung  des  privat- 
wirthschaftlichcn  Princips  mllsstc  man  zwar  ziemlich  zu  demselben  Vertheilongsmodas 
kommen  (s.  unten  §.  ISl),  aber  die  Motivirung  für  die  Wahl  dieses  Modus  wäro 
mcbt  ganz  dieselbe.  leb  glaube  hiermit  dir  AuaHlliTung  der  1.  Aufl.,  §,  416  nidit 
eigentlich  bf^richfigt.  aher  rorbcssert  zu  haben. 

Mit  dem  (icauss-  wie  Assecnranzprincip  opcrircn  für  Begründung  uud  für  Vcr- 
theilung  der  Besteuerung,  ohne  letzteres  immer  xu  nnten>oheiden,  viele  frühere  National» 
ßkoiiouicii ,  Kecbtsphilosophrii ,  Politikor,  Finanzprartiker.  So  findet  sich  diese  Auf- 
fassung im  AUgemoinen  in  der  Smith 'sehen  Schule  und  bei  den  ihr  nahe  steheodeu 
Recbtq)biloeo|i]Mni  und  Politikern,  aucb  bei  A.  Smith  sdbet  in  seiner  ersten  Steuer- 
rojrel  WL-ni^stens  implicitc:  Steuern  in  prnportion  of  the  rerenuo,  which  they  (thc 
snbjccts)  enjoy  undcr  thc  protection  of  tho  State.  Ferner  2.  B.  auch  schon  in 
Montesquieu*«  Aufraasnnf  im  Grande  der  nemltcbe  Gedanke,  esprit  des  lois,  Ut, 
Xril,  cb.  1:  les  revcniis  de  l'fctat  sont  tmc  portion  que  clia-jüc  cifoyen  doune  pour 
avoir  la  sAretö  de  l'autrc,  oa  pour  eu  jouir  agr^ablement.  Jacob  (Fin.  I,  §.  461): 
jeder  muss  mögUcbst  nach  dem  Maaase  mit  Abgaben  belegt  werden,  als  er  an  dem 
Gemeinwohl,  das  der  Staat  dadurch  hervorbringt,  Theil  niuiint,  d.  i.  narli  dem  >(aasso 
Seiner  Kräfte  und  Güter,  welche  den  Schutz  und  dio  wohltbätigou  Einrichtungen  des 
Staats  geniessen.  Krehl,  Steuersystem  §.  13.  KrOncke,  GmndsStze  S.  4,  r. Kremer 
I,  70.  Lötz.  H;\n(lliuch  III,  §.  131,  v.  Kotteck.  Staatsrecht  der  constitotionellen 
Muiiarchio  II.  .'iJl.  'Icrs.,  ökonomische  Politik  S.  2S7.  (Jarnicr,  Fin.  p.  16:  Unter- 
scheidung zwischen  der  wirklichen  Steuer  und  der  „rationellen",  wie  sie  bestände, 
wenn  die  Staatsthätigkeit  richtig  reducirt  wäre;  hier  würde  die  Steuer  sein:  le  |»fix 
des  Services  reridri^?,  besonders  le  prii  du  scnir»^  de  sornrite  ou  la  priinr  d'a<?surancc 
payco  pour  la  garantio  de  la  securit^.  Ebenso  die  dort  ciiirtcu  fran/nsisch<Mi  Autoren 
Du  Puynode,  de  Giraidin.  S.  die  Zosammenstellung  weiterer  Auffassungen  der 
^'f  M  >r  seihst  tnul  der  Forderungen  in  Bezug  auf  rjIoicliijiris.Nigkeit  bei  Held.  Kin- 
koBiuiensteucr  8.  40  ff.,  121  £  Ncumanii  in  Conrads  Jahrbüchern  N.  F.  I,  öll  If. 
Hob.  Meyer  im  I.  Absobnitt 

?('M  dioso  Ansichten  u.  A.  SchilTi.  Gnindsätze  S.  fil  ff.  (mit  weiteren  Lite- 
ratu rangaben),  Zacharii  K.  S.,  Staatswissenscbaft  S.  411,  auch  Mill  B.  5,  Kap.  2, 
§.  2.  Parfeu  I,  22.  Dann  besonders  Bau  I,  §.  252  und  die  von  mir  schon  im 
ert^toii  Bando.  zweite  Atiflajro,  f^.  n2n,  Note  7  genannftm  Sdirift-itollor,  Umpfenbach, 
Schmollcr,  Scbäfflo,  Laspeyrcs,  Walcker,  auch  Pfeiffer  und  Bergius; 
Held,  und  jetzt  namentiicb  Neu  mann,  Qberbaupt  die  Neueren  meistens  (s.  Nen- 
mann's  und  R.  Meyor's  Ar1>eitrn). 

Die  radicalen  Smithianer  und  Bastiatianer  der  Deutschen  Freihandelsschulc  haben 
zwar  manchmal  noch  diese  &ltere  Auffassong  in  Bezug  auf  Begründung  und  Ver- 
theilung  der  Steuer  vertreten;  aber  wenigstens  in  Betreff  der  Staats bcsteuerung  auch 
sie  nicht  mehr  dnrchans.  Anf  dem  Congress  in  Hamburg  1867  hatte  K.  Braun  eine 
These  vorges.  li]ai;eii ,  die  aber  nicht  angenommen  wurde:  bei  der  Aufbringung  der 
für  d«,-n  Staat  nothwendigcn  Mittel  müsse  die  Leistungsfähigkeit,  bei  der  BeschaAmg 
der  fiir  fiL'iii  ;iiid'_/w-eckc  erforderlichen  das  Verhftltniss  zwischen  Leistung  und  Gogeit«' 
leistuns:  maassirclicnd  sein. 

B.  Das  zweite  l'rmtip  ist  die  gleiehmässige  Besteuerung 
nach  dem  Vcrbiiltniss  der  wi  rth  scha  I  t  liehen  Lcistuii^  s- 
filhigkeit  der  Besteuerten,  eine  gewisse  Steuer  zu  tragen,  oder 
nach  ihrer  sogenannten  Steuerfähigkeit  (Bei  trage  fähigkeit, 
Rau).  Die  BegrU  nd un g  hierfür  liegt  in  denselben  Erwägungen, 
durch  welche  die  Besteuerung  als  solche  gemäss  den  frilherea  Er- 
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wägUDgen  (§.  85)  ihre  Begrttndong  findet:  nemlich  in  der  Natur 

des  StaatB  und  der  ttbrigen  Zwangsgemeinwtrthscbaften  und  in  dem 

VerhftltnUs  der  Beeteneiten  zu  diesen KOipero.  DaraiiB  ergiebt 

8tcb  die  Beetenemng  an  sieb,  nieht  als  eme  Bpeoielle  Gegenleiatang 

fUr  Genllflse  oder  Vortbeile  in  der  StaateyerblndiiDg  und  die  Ver- 

theilting  der  Besteuerung,  nicbt,  wie  naeh  dem  ersten  Prineip,  nacb 

dem  Haassstabe  dieser  Qenflsse  oder  Vortbeiie»  sondern  die  Be- 

stenemng  an  sieb  ersebeint  als  eine  nofhwendige  Pf  liebt  des 

Glieds,  zu  der  Erfttllnog  der  Eiistenz-  und  Gedeibensbedinguogen 

des  Ganzen,  dem  es  angebdrt,  und  dadnrcb  implieite  seiner  selbst, 

beizutragen;  und  wiederum  der  Maassstab  der  SteuerrertbeUung 

wird  in  der  wirtbsebaftlicben  Leistungsfähigkeit  jedes  Stenerpfiieb- 

tigen  als  Glieds  der  Gemeinsebaft  gefunden,  weil  so,  voraussetzungs- 

weise,  alle  Glieder  (tir  den  gemeinsamen  Zweck,  dem  Wesen  dieser 

Gemeinsebaft  entsprechend ,  gleichmSssig  belastet  werden ,  d.  h. 

gleiche  verhältnissmässige  „Opfer"  an  wirthschaftlichcn 

Gutern  trageu.   Man  kann  das  ^Avcite  l'rinoip  mit  liUcksicht  liicrauf 

das    gemcinwi i  lli  s c  b  a  f  t  lie  h  c    ( s  t aat  s  w  i  rth sch  a  1 1 1  ic  h  c) 

iSteiierprincip  nennen,  und  sprii:bi,  mit  Rücksicht  aul  tlas  angeführte 

Moment,  auch  von  einem  „üpl'erpri  nc  ip"  oder  einer  ,jOpfer- 

thcorie".    Die  Aufgabe  besteht  alsdann  darin,  die  verbältniss- 

niässigen  Opfer,  welche  in  der  Steuertragung  für  die  Besteuerten 

liegen,  für  die  Einzelnen  festzustellen  und  zu  messen  und  nach 

diesem  Maassstal)e  die  liesteuerung  zu  vcrtheilen. 

Ich  habe  hier  gegen  die  oratc  Auflage  ^S.  ödl)  iu  «lex  latwuiig  and  damit 
dB  Weniges  auch  in  der  Sache  Aendenmgen  TOiigeooinmen.  TgL  Robert  Mcyor, 

Prineipien,  !J.  50.  —  A'  liiili<  h  riher  doch  schon,  wenn  aurli  in  anderer  rorumliniug 
und  gleich  mit  eicem  specieilcn  Schluss  in  DetreU  der  Art,  wie  die  Leiätuügäfähigkeit 
bemesBos  Verden  soll.  Ran  I,  §.  2M.  Er  bexeiohnet  die  Abstafung  dor  Steuer 
nach  den  Ycnnr/^i  nsuinstrindon  X  r  StaaisliQr^T'  r  als  die  gloicliffjriniusti-  und  gerecht<'Slo 
Belastttos»  Die  dem  Vermögenszostaade  einer  Penoo  hegruodete  Möglichkeit, 
olme  l^aebthdl  für  die  BefHedigung  der  drinfMidsten  RedQrfiiiase  Stenern  tn  gebeu'% 
nennt  <-v  St.  ut-rfähigkeit  oder  Beitragsfühigkeit.  —  S(  lion  früher  ist  das  l'rincip 
der  Leistungsfähigkeit  mehr  oder  weniger  klar  und  schart  vertreten  worden.  Siehe 
darüber  namentlich  die  Nachweisnngen  bis  zu  den  Alten  (Plate,  Dcmosthcnes,  Xcno> 
phon,  Aristotctes,  griechische  Praxis)  zurück  in  Kenmaun's  gMUDtem  Aufsatz 
(Conrads  Jahr»iurlier.  N.  F.  1,  S.  520  fl").    Im  Beginn  der  neueren  Zeit,  z.  B. 

schon  im  Ifi.  Jahrhundert,  liodiuub,  de  repubiica  p.  974:  pro  singnloram  facultaübos; 
später  Besold,  de  aerario  p.  10  ;  bt^oudcrs  Boxhorn,  instit  pä.  Hb.  I  e.  10  §.  18 
N.  IX:  in  tribufis  acqualitatis  maxiina  liabcnda  ratio,  fjua»»  in  eo  poti>simnm  versatitr, 
ut  par  äit  eoruui  ratiu,  ac  paria  lue  oncra  scntiant,  Quorum  in  diversis  rebuä  p^i^Uac 
dtneqne  sont  opes-,  Kloelt  u.  a.  n.  (Neu mann  S.  548  ff.).  Weiter  zahlreiche 
rtnntwissenschaftlicbe,  cnmerilisti><  }iu.  iiliilosoiiliiM  lie  Anforen  des  1*^  und  19.  Jalir- 
hondwts,  wobei  aber  öfter  die  bedingte  Berechtigung  des  ersten  Princips  daneben 
anerkannt  wird  (Nennann  8.  666  ff.).  In  Yerbindnng  mit  der  organischen  Staats- 
luffassunp  ist  dann  in  der  neuesten  Zeit  die  Beateuerang  „nach  der  Leistungsfähig- 
keit" als  leitendes  Haup tpriocip  der  Besteoerung,  und  zwar  der  Staats-  and 
der  Comnnnalbflnteiiennig  in  Theorie  und  Fnatis  z»  iwt  aUf  emeiner  Annnhme  ge> 
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langt,  doch  nicht  *U  «inziges^  iadam  rietoMbr  gerade  neaenttng»  wieder  mit  BmAU 

wie  dem  GebUhrenwesen,  so  einer  diesem  etwas  verwandten  Besteaeninc:  ..nach  Lcistnnp 
und  Gegenleistung"  eine  gewisse  Berechtigung  zaerUnot  imd  ihre  Anwendang  in 
gewissem  Unfuig  veilaagt  wird.  Des  HanptreHlenst  um  die  Kttfoug  dea  Probiema 

btt  tich  Neu  mann  crworlieii. 

Nicht  in  ganz  gleicher  Wei^e  wird  da^  „Upf  orpriocip''  mit  der  Besteueroog 
nacli  der  Leistaogsfibifkelt  io  TerUndang  gebrüllt  und  Dodi  veniger  ia  Deberein- 

stimniutie:  sind  die  Folgern  ngeii.  zu  denen  die  Vertreter  des  Opforprincips  gelangen  : 
die  £iuen,  wie  Uau,  Umpfenbach  und  rieia  Andere«  leiten  aas  dem  üpferpriacip 
gerade  die  proportionale,  die  Anderen,  richtiger,  wie  Nenmnnn,  ieh,  genuie  die 
jirugressi ve  iKinkommcn-)  Besteuerung  ab,  und  zwar  auch  wir  Letzteren ,  indem 
wir  die  ver h&ltuissmässige  „Gleichheit  der  Opfer"  als  Ziel  hinstellen.  Vgl.  ?on 
Neaeren  Hill  m.  a.  0.  §.  2,  3,  Umpfenbaeh,  1.  A.  I,  105:  jcdM'  Stantnngchörige 
sei  mit  gleicher  Schwere  zu  treHeii,  Jedem  ein  solches  Opfer  aufzuerlegen,  dass 
Keiner  eine  atftiltere  Beschwerde  empfinde  als  der  andere.  Rau  kommt  in  §.  253 
mit  sich  sellMrt  in  Widerspruch  (s.  unten  §.  1 86  ff.).  Anders  N  e  u  m  a  n  n ,  progressive 
Steaer.  S.  61  ff  ,  der  üb  der  Opfertheorie  die  Progression  u.  s.  w.  richtig  ableitet 

Wer  die  progressire  Besteuerung  ablehnt,  müssto  folgerichtig  das  „Opferprincip" 
äulbst  nicht  als  correcte  Fassung  des  Gedankens  der  „Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fuhigkeit"  anerkennen.  Gegen  die  Opftfftheorie  Hold,  Einkommensteuer  S.  112,  130, 
der  mit  Recht  bestreitet,  dass  sich  aus  dprselben  die  PrcportionalitSt  der  Steuer 
ableiten  lasse.  Auch  Lcroy- Beaulieu  I.  lir.  2,  ch.  2  weist  die  Ihoorie  ab,  am 
die  FrofreariTwtener  ahwdsen  sn  können, 

III.  —  §.  179.  Beurtheilung  dieser  Theorieen  und 
Principieo  und  Wahl  zwischen  letzteren. 

Fiir  die  Kritik  ist  es  wesentlich  zu  beachten,  wie  schon  oben  (§.  S5,  Sfi"  be- 
merkt wurde,  dass  hier  theils  rechtsphilosophische  Begründungen  der  Besteuerung 
nnd  Steuerpflicht  ttberbanpt,  theils  MaassstSbe  fQr  die  VertheUung  der  Stenerlaet 
»nfgcstellt  werden.  Die  (jenuy^tl  nrie  und  die  f)pfertheorie  sind  in  dieser  Hinsicht 
nicht  genaue  Correkte.  Die  erstere  wiü  zunächst  eine  Begründung  der  Besteuerung, 
dann  aveb,  freilieh  in  Zasammenhang  damit  and  in  Gonseqvenz  darea.  ein  Maaasetab 
filr  die  VerwirUichung  der  (ileicbmässigkeit  sein,  die  zweite  nur  letzteres.  Als  Corre- 
late  erscheinen  dagegen  das  priratwirtbscbaftlicbd  Steoerorincip  „nach  dem  lnt*  re.^" 
und  das  gemeinwittbscbafUiche  „nach  der  Leiatimgeflhigfcejf*,  die  beide  zugleich 
Principien  für  die  Begründung  —  ..Du  sollst  steuern,  weil  Du  Interessen  durch  den 
Staat  n.  s.  v.  befriedigt  erbältsf'  und  „Du  sollst  steuern,  weil  Du  als  Glied  der  Go- 
meinschaft  zom  Keetenbeltrag  leistungsfähig  bist^  —  und  ftr  die  Vettiieilnng  der 
Besti  uening  —  ..Du  sollst  nach  Verhiiltniss  oder  Maassgabe  Deiner  durch  den  Staat 
befriedigten  Interessen  steoeia"  und  „Du  sollst  nach  VerbSltniss  Deiner  Kostenboitmgs- 
Flhigkeit  Stenern**  —  sind. 

Deber  die  Begründung  der  Besteuerung  und  die  correlatire  Steuerpflicht  der 
Einzelnen  ist  bereits  in  §.  S5,  86  gehandelt,  dort  die  weitere  Erörterung  darüber  aber 
überhaupt  als  nicht  eigentlich  zur  Oompetenz  der  Finanzwissenschaft  gehörig 
bezeichnet  worden  (S.  21G).  (S.  dar  1  i  in  der  ersten  Auflage  g.  419).  Vgl.  auch 
noch  Held,  Einkommenstener,  Kap.  2  und  tleamanut  piogieaeire  Einkommensteuer 
Kap.  2. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  daher  nur  um  die  Beurtheilung  der  genannten 
Theorieen  und  Principien  und  um  die  Wahl  zwischen  ihnen  in  der  Frage  der  Ver- 
thoiluug  dur  Besteuerung.  Der  Zusammen  bang  auch  dieser  Frage  mit  derjenigen 
nach  der  Begrilttdnng  der  Bestenenug  darf  anch  ftr  die  folgenden  EiUrteraogen 
indeesen  nicht  Teigeeeen  weiden. 

Die  Besteuenmg  kaDn  nach  den  Geeiehtspiineten  der  GenasB- 
und  Assecnranztheorie  oder  des  Principe  Yon  Leietnng  und  Gegen- 
leistQDg  naeb  dem  Früheren  (§.  8d,  86)  nicht  begründet  werden: 
sie  kann  aber  danach,  im  Allgemeinen  wenigstens,  anch  nicht 
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Verth  eilt  werden.    Anch  hier  folgt  vielmehr  aus  dem  Wesen  des 

Staats,  der  Commune  u.  s.  vv.  als  Z  w  a  n   s  ic  c  m  c  i  ii  w  i  r  t  h  8  c  h  a  f  t  c  u 

und  aus  der  Beschaffenheit  der  meisten  imd  wichtigsten,  lüimentlieh 

der  eigentlich  tyj)i8cheu  otlentlicheu  Leistungen  dieser  Körper, 

dass  eine  allgemeine  Vertheilung  der  Besteuerung  nach  dem 

individuclleD  Gennss  oder  Interesse  ebenso  principiell  falsch 

als  practiseh  undurchführbar  wäre. 

JCinn  und  noas  mau  aach  in  Ökonomischer  niid  finaoziellür  Hinsicht  vorlaujfcu, 
da»  zwischeD  d^r  Samm«  dor  Besteneruig  des  ganzen  VoUs  und  der  Summ«  der 

Öffentlichen  Leistungen  eine  möglichst  richtige  Werthrorrospomlcnz  bestehe  —  ei»  in 
unseren  Staaten  besonders  durdi  die  constitationelie  fiadgcturirthscbaflt  zn  lösendes 
Pzoblem  — ,  60  ist  dn  sdebes  Postalat  in  Bezug  auf  die  gesammte  llesteiieniDg 

schJechterdiiigs  falsch  und  ohnehin  undurchführbar  fur  das  Verhällniss  zwischen 
den  Öffentlichen  Leistongen.  an  denen  der  Einzelne  geniessend  theilnimmt,  und  der 
Bestenerang  desaellen  Einzelnen.  YioImetiT  maebt  es  der  tief  begrtlndete  „com- 
munistische"  Character  des  Staats  und  der  SulbstverwaltongskOrpcr  notbwendig, 
von  einer  solchen  spcciellen  Verrechnung  zwischen  dor  Finanzwirthschaft  und 
dem  Einzelnen  wenigstens  in  der  grossen  Mohrzahl  der  Fälle,  bei  den  eigentlich 
typischen  öffentlichen  Lektungen,  grundsätzlich  und  auch  practiseh  meist  ganz  ab- 
zusehen. In  den  Zwan^gcmeinschaften  wird  nach  ihrem  Wesen  mit  den  Mitt-ln 
Aller,  mit  vorciütcn  Kräften  für  die  Zwecke  Aller,  des  Ganzen  und  dor  Einzuiiicn  ai:>  » 
seiner  Glieder,  gewirthschaftet,  werden  „OfTontliche  Leistongen  prodocirt",  der  de 
hedürfenden  und  geniessenden  (lemeinschaft  und  dem  Einzelnen  als  ihres  (flicds  znr 
Verfügung  gestellt,  aber  gerade  ohne  ilie  hier  verlangte  ^])ccielle  Verrechuuiig 
zwischen  dem  Einzelnen  und  der  Gemeinschaft  tiber  .jSoU  und  Haben"  und  „Haben 
und  Soll".  Auch  wo  der  Einzelne  aus  diesen  Leistungen  Vorthcilo  zieht,  geschiebt 
dies  in  der  Regel  in  ganz  unmessbarem  Grade,  wie  bei  der  grossen  Masse  der 
Leistungen  zur  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Machtzwecb  und  «iclt  bei  to  riel«D 
Leistungen  im  Gebiet  des  Coltor-  and  Wohlfahrtszwecks. 

,,lDtereBBe'%  „Gennss'^  „Vortheil*'  des  Einzelnen  sind  hier- 
nach nicht  nnr  kein  Reehtsgrnnd  seiner  Bestenerong,  sondern  aneb 
kein  allgemeiner  Maassstab  für  seinen  Antbeil  an  der  ge- 
sanimten  Steuerlast,  weil  sie  tbeils  fehlen  nnd  nnr  von  einer 
Pflicht  des  Einzelnen  so  reden  ist,  tbeils  nnmessbar  sind  nnd 
sich  somit,  aneb  wenn  man  wollte,  gar  nicht  als  Haassstab  branehen 
Hessen.  Demnach  mnss  nach  einem  anderen  Haassstab  gesnebt 
werden  nnd  dieser  kann  fttr  die  Bestenerungim  Allgemeinen 
nnr  in  der  „Leistnngsfähigkeit"  der  Einzelnen  liegen:  ein 
Stenerprindp,  das  mit  Notbwendigkeit  ans  der  Ökonomisch- tech- 
nischen  „oommnnistischen''  Natur  zamal  der  modernen,  ent- 
wiekelten  Zwangsgemeinwirthschaft  folgt:  hier  wird  „mit  ver- 
einten Erilflen"  für  Gemeinschaftszwecke  gewirthschaftet,  deren 
Wirkungen  beim  Einzelnen  nnnacbwdsbar,  nnmessbar  nnd,  so- 
weit vorbanden,  fttr  die  Frage  der  Stenervertbeilong  im  Allge- 
meinen —  TonAosnahmen  abgesehen  —  nieht  zn  berlicksichtigen 
sind,  weil  eben  die  Erltllinng  von  Gemeinschaftszwecken  als 
solchen  die  Ursache  dieser  Wirkungen  ist  Viebnehr  muss  nach 
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dieser  Sachlage  billiger  Weise  Jeder  aach  dem  Maasae  seiner 
Kräfte  in  Ansprach  genommen  werden. 

A.  —  180.  Das  erste  oder  das privatwirthschaft* 
liehe  Princip:  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse 
oder  nach  Leistung  und  Gegenleistung. 

Mit  dem  Gesagten  ist  dies  Steuerprincip  und  die  ihm  zu  Grunde 

liegende  Genusstheorie  jedoch  keineswegs  völlig  verworfen, 
sondern  nur  in  die  ri ehtigen  G reuzen  gewiesen.  Ein  absolutes, 
ausscbliesslich  nnzuwcndendes  Steuerprincip  zur  Ilerbciftihrnng  der 
GleichmUssigkeit  ist  auch  die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit nicht  und  auch  in  der  Praxis  niemals  gewesen.  Viel- 
mehr handelt  es  sich  m  der  Theorie  darum,  zunächst  den  ge- 
schichtlichen Wechsel,  welcher  erst  mit  der  Entwicklung  der 
Volkswirthschaft  und  des  »Staats  in  der  Combinatiou  und  in  der 
relativen  Berechtigung  beider  Trincipien  eingetreten  ist,  richtig  zu 
verstehen,  und  alsdann  weiter  auch  für  die  Gegenwart  dem 
anderen  Princip  seine  ihm  noch  jetzt  gebührende  äteliung  an- 
zuweisen. 

1.  Der  geschichtliche  Wechsel  der  beiden  ^Steuer- 
principien. 

Auch  die  M^storischen"  Nationalökonomen  haben  dies  noch  nicht  genUsoDd 
beachtet  M.  E.  erweist  sich  gerade  für  solche  Hauptpuncte  der  gcscUchtliciien  Ent- 
wicklang die  zusammenfassende,  auf  die  Principien  der  Entwicklung  znruck- 
fi^ehendc  Behandlung  nothwendig.  Sonst  droht  immer  wieder  die  Gefahr,  vor  lauter 
Bäumen  (des  Specialätudiums)  don  Wald  nicht  zu  sehen.  —  Hinsichtlich  der  Mein- 
ungen fmlienr  Theoretiker  s.  wieder  besonders  Neumann *s  Au&atz  in  Conrad's 
Jahrbtlrhern  imd  fUr  neuere  Zoit  Kübcrt  Meyer.  Priiieipien,  I.  Abschnitt.  YgL 
für  das  Fulgeudc  auch  ubcti       20  11.  Uber  die  HutwicLIuujj  des  Gubuhreiiwciens. 

In  geschichtlicher  Hinsicht  entspricht  die  Besteuerung  nach 
Leistung  nud  Gegenleistnng  mehr  den  früheren  Entwicklungs- 

periüdeii  lier  Vülkswirthschalt  und  der  noch  schwachen  ge- 
rn e  i  n  wirthschaftliehen  Organisation,  des  in  seinen  Zwecken  und 
Leistungen  noch  „unentwickelten^'  Staats.  Das  Princip  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungslahigkeit  ist  der  richtige  llaupt- 
Maassstab  der  Steuervertheilung  im  „entwickelten",  in  seinen 
Leistungen  immer  reicher  werdenden  Gemeinwirthschalts-  und 
namentlich  Staatslcben. 

Die  relativ  giuiae  Bedeuiunj^  dca  ücbuhruaweöeus  uud  verwandter  Abgaben  iiu 
mittelalterlichen  und  noch  im  späteren  ständischen  Staat  (§.  20  81)«  der  etwas  mehr 
gebührenartige  Charactcr,  wcb  hcr  im  filteren  Staatssteuerwesen  und  noch  heute  in  der 
iJuiiiiüuiialbcsteuerung  hervürtriit,  sind  Belege  für  das  Gesagte.  Solango  nicht  gcwiaie 
Functionen  di  s  Staats  und  der  Commune  auf  dem  Gebiete  des  Rechtsschutzes,  der 
Cultar-  und  Wohlfahrtsförderung  al.>  selbstverständliche  Auf;;abeii  „im  öffent- 
lichen Interesse''  gelten,  unterbleibt  eine  entsprechende  Thätigkeit  entweder  ganz 
oder  grotMBtdisQfl,  oder  aber  «io  «ifbJgt  oor,  wenn  diijeiiigeii,  weldie  sie  wttiuebeii 
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oder  daran  iatdressirt  sind,  zo  den  Kosten  beitragen  oder  selbst  die  Staatsgewalt  er&t 
dmcli  Gaben,  GebOhittii  v.  dgl.  zdd  Eingreifen  willig  roaeben.  Sogar  die  uewfthruof 

des  ge'.v'i]inliclien  privafiMi  R'-chtssrhutzi-s  uilt  i\:\un  iiiclit  ohne  Weiferas  als  Pflicht 
der  Cieuieiuscbaft  and  ihrer  Execatirorgane  und  als  Kocht,  das  der  Jilinzdne  sogleich 
bMOipnoben  fauin,  sondem  sio  moas  eist  erkanft  w«pdeii  durch  QabeD,  Oebühren, 
Bdtrtge  und  Stoacrn  (§.  38). 

Aehnlicbo  Gesicbtsponctc  walten  übt  rliaupt  bei  jener  Auordnunp  df»r  Besteuerung 
ob,  welche  oben  (§.  115)  als  „vertragsmässigc  iiegeiung*%  besonders  im  älteren  st&n- 
discben  Staat,  bezeiehDet  Wide.  Iii  der  dort  gefebenen  GharacterisimDg  der  ein- 

st  hlTiifigen  Verhält Mi-is<T  trat  aberall  das  Prineip  von  Leisding  tiiul  Gei^enleistang,  das 
de  ut  des  wenigstens  zwischen  der  Staatsgewalt  und  den  stcucrbcwilligeuden  Ständen 
dentUdi  herror. 

Erst  wenn  sich  im  Volksbewusstsein  Staat  und  Gemeinde  als  sdbatbidige  Wirth- 
Schafts-  tiriil  1!  ht-persönlichkeiten,  denen  der  Einzelne  mit  seinem  ganzen  Sein  und 
seiner  ganzen  üabe  angehört,  herausgebildet,  wenn  zugleich  diese  Uemeinschafiea 
«Ugemeuie  Aiiiii(»bei»  obd  Letotangen  im  bteresae  ihrer  selbst,  als  der  Geiiieiiischafitefi, 
und  damit  der  Einzelnen,  als  ihrer  Glieder,  uu  sich  herangezogen  haben,  wenn  m.  e.  W. 
das  „Öffentliche  Interesse"  tieferer  Grund  und  treibende  Kraft  in  „Öffent- 
lichen Tb&tigkciteii'*  vird:  alsdann  reicht  die  priTstwiithschaftliche  AnfFassnng 
der  ReziehuDgcn  zwischen  der  Gemeinschaft  und  dem  Ein/einen  nicht  mehr  aas:  als- 
dann tritt  nothvendig  auch  das  Steuerpriacip  von  Lcibtutig  und  Gegenleistung  zurUck 
nnd  das  trahrhaft  gemeinwiribschafiUche  der  Leistungsfähigkeit  bricht  sieb  aligemeiner 
Buhn.  T.s  ist  das  practisch  nothwcndi^^  und  prin<  ipiell  ritliti^',  weil  sich  die  meisten 
naumehrigen  Öffentlichen  Leistungen  gar  nicht  mehr  als  Yortheile  dos  Einzelnen 
anfbasen  und  noch  veniger  so  messen  lassen.  E»  entspricht  aber  auch  der  erreichten 
Entwicklung  des  öflcutlichcn  Lebens  und  der  gemcinwirthschafilichun  Organisation :  jene 
Leistungen  übernimmt  die  Gemeinschaft  als  ihre  eigene  Angelegenheit,  zu  der 
sie  ihrer  ganzen  Aufgabe,  ihrem  jetzigen  Wesen  nach  verpflichtet  ist.  Man  muthet 
daher  dem  Einzelnen,  dem  diese  Leistungen  als  einem  Gliede  der  Gemeinschaft  even- 
tuell inif  /,n  (Jute  kommen,  aurh  nicht  mehr  zu,  dass  er  dafür  besonders  zahlen,  d.  h. 
nach  dem  Triucip  von  Leistung  und  Gegenleistung  steuern  soli.  bo  iu  IktrciT  des 
allgemeinen  Bechtsfichutzcs  von  Person  und  Eigenthum  (selbst  was  „Fremde"  an- 
langt), des  Genusses  zahlreicher  öffentlicher  Anstalten,  /..  B.  des  Bildnngb-,  Untorriehts-, 
Verkehrswesens,  wo  freilich  etwa  GehUhrcnerhebun^j'  und  iu  dieser  da^  I'nucip  der 
Besteuerong  nach  Lci^tuti«^  und  Oogcnleiatong  bleibt,  aber  ein  immer  grösserer,  nach 
unseren  früheren  mehrfac  hen  Bemerkungen  und  Bedenken  in  der  Gebuhreiilehre  öftere 
selbst  ein  zu  grosser  Thuü  der  bczOglicbeu  Koätca  auf  dcu  allgomciucn  Stauts- 
oder  Genmonals&ckcl  genommen  und  dann  eventuell  durch  Steuern  bestritten  wird, 
welche  wesentlich  nach  dem  Prinrij»  der  Lei-^tun^i^filhi^^lveit  uiri'^elegt  sind:  weil  es 
sich  eben  um  „Otfentliche  Angrlegcnhciteu"  im  „ötteutiicben  Interesse"  handelt  und 
dien  Moneat  der  dgentlicho  C&nnd  der  Uebemalüne  dieser  Ldstongen  «if  das  Qe- 
m«inv6Mn  ist. 

Es  ist  sonach,  historisch  betmhtet,  it  der  That  der 

wachsend  y^comtDunistiscbe^'  Character  der  Volkswirthsohaft 
und  in  ihr  der  hauptsächlichen  Gemeinwirthschaftsorgane,  des  Staats 
und  der  Selbstversvaltuiif^skijiper,  welcher,  —  bedingt  durch  die 

ganze  Entwicklung  der  Technik,  Oekonomik  und  Cultur  der  fort- 
8(  breitenden  Völker,  bezeugt  durch  die  w  ach^-sciide  Ausdehuung  der 
olleiitlichen  'l  hUügkcitcn  und  die  immer  allgemeiucrc  Anerkennung 
von  gewissen  Interessen  als  „üflentlicLer"  —  auch  die  Be- 
steuerung nach  der  Leistungsfähigkeit  immer  mehr 
in  den  Vordergrund  schiebt.  Nur  dies  Prineip  lässt  sicii, 
zumal  im  Staate,  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Falle  practisch  an- 
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wenden  und  onr  dieses  entspricht  dem  VVeseu  entwickelter  Ge- 
lueinwirtbschaft. 

Die  Motivirong  neuester  Vorgänge  liefert  eine  abenn&lige  deutliche  Restätigun§ 
dieser  Auffassung,  z.  B.  bei  GelcgenMt  der  „YerBteadiebung"  der  Privatbahnen  in 
Deutscliland.  Die  BoKrümlung  (in  Prcussen,  1879)  wird  voriirinlich  iui  <' f  f ;i  tl ;  h  •>  ;i 
loteressc  gesucht  und  die  fioanzielleu  Bedeukea  werden  mit  dem  Hinweis  aui 
dieses  zorflekfewiesen.  Auch  beim  Betrieb  der  Bahnen  soll  das  dlTetttliche  Interesse, 
nirlit  flin  Rente  Richtschnur  und  Zielpiinct  sein,  nach  den  Reden  der  Ref,nemnirs- 
vertroter  im  preossischon  Landtag.  Damit  wird  idso  selbst  auf  diesem  üebicte  schon 
das  Prinoip  ron  indirtdnelter  Lelstang  und  Oegenleistong  znrackgedrtbgt  Denn 
wenn  z.  B.  Bahnen  -1.5 %  ^^^i'tii  kosten  und  nur  3.5 "/o  traget  n,  so  muss  1  '/o 
den  allgemeinen  Steuerfonds  genommen  werden.  Es  bleibe  dabin  gestellt,  ob  dies  in 
diesem  Falle  richtig  (oder  schon  richtig)  ist:  das  Anerkrantniss  des  „commnnistfseben** 
Characters  modemer  öffentlicher  Leistungen  kann  nicht  deutlicher  gegeben  werden. 
Wer  das  bestreitet,  rerma?  nicht  oder  wagt  nicht,  eine  concrete  Maassregel  der 
Virthschaflspolitik  auf  das  ihr  im  Grunde  liegende  bocialokonomi^che  Princip  zurOck- 
zafUiren. 

Vgl   auch  hier  besonders  Nennann  s  Arbeiten  aber  die  „Stener  und  das 

öffentliche  Interesse"  (oben  S.  20\ 

Es  fehlt  auch  nicht  an  öeitenstUcken  zu  dieser  Gestaltung  der 
Dinge.  Ganz  aimlog^^  iüt  es,  wenn  in  der  entwickelten  Gemeinwirth- 
sehul't  dem  Einzelnen  nicht  mehr  zugemutbet  wird,  Leistungen, 
welche  in  erster  Linie  im  „öffcntlit  In  n  Interesse"  geschehen,  allein 
zu  tibernehmeu  oder  die  üpier  daiiir  allein  zu  tragen.  Für  Jene 
Leistungen  und  Opfer  erfolgt  vielmehr  nun  auch  eine  Ent^ehil- 
digung  auB  den  xMitteln  der  Gemeinschaft  oder  die  Ueberuahme 
der  gesanimten  Leiätungen  auf  diese. 

So  ist  CS  z.  B.  in  dem  practisch  so  wichtigen  Falle  des  Wehrw  cäe  ns  gegangen 
(Älterer  Heerbann  mit  Selbstansrustung  und  BelMtrerpflegong,  aeaeres  Militurwcscn) ; 
ähnlich  bei  der  Kaserniran^  der  Truppen  j^ta'r  Ii  -  Ki:;  ]  inrtierung,  bei  der  Ent- 
schidiguog  für  naturale  ,»Kriegäleistangen"  u.  t».  w.  Ub  und  wie  weit  di^er  Grnnd- 
sats  anch  eine  ftrmlielie  ,.Webrstener**  fttr  die  Nidit-Dlenenden  reehtfettigt  oder 
selbst  verlangt,  ist  strittif^.  Aber  die  Analogie  der  Verh.llfnisse  ist  doch  unrerkennbar. 
(Vgl.  meine  Abhandlung  directe  Steuern,  im  Schönberg'schen  Handbach,  2.  A.  III, 
318  JT.,  dtnn  di«  Aibellen  Nevmnnn  s«  anch  seinen  An&aU  Uber  die  Webiateaer). 

§.  181.  —  2.  Das  Gebiet  der  BesteneriiDg  nach  dem 
Interesse  im  modernen  Stenerwesen. 

S.  besonders  Neu  mann,  progresdre  Einkommensteuer,  Kap.  2,  auch  flUr  Gesetz- 
gebung:. ..Steuer",  Kap  5,  Vi.  Cohn.  Fin.,  Buch  1,  Kap.  3.  Rrann'^  Referat  auf  dem 
Hamburger  volliswirÜischaülicheQ  (;ongr6ss  186T  und  seinen  Auii»au  Uber  Staats-  und 
Oemeindesteaem  in  der  rollonrirthsohaftlichen  yierteQahrssGhrlft  1866,  U;  anch  die 
I>(jb;itt»'.n  auf  jenem  Congress  Fan  eher.  Staats-  und  Coniuinnalbudget  in  der 
uanntcn  Yierte^jahrssohrift  läßd,  IL  Meine  Communalstcocrfrago,  Thesen  and 
Referat,  dann  das  roransgehende  4.  Bnch  Ton  den  GebUhren  nnd  Beftrigen.  Manches 
in  diesem  Paragraphen  und  den  folgenden  narh  meinem  genannten  Referat.  Vgl. 
auch  Stein,  4.  A.  Fin.  I,  558  ff.  (mehrlach  abweichend,  aber  in  einigen  Pancten 
im  Wesentlichen  dieHelbeii  Vorschläge);  ferner  ?.  Reitzenstein  in  der  Abhandlung 
Uber  Gommnnalfinanzcu  im  SchOuberg 'scheu  Handbuch  und  passim  in  den  Aufsätzen 
ober  finanzielle  Concurrenz  von  Gemeinden  u.  s.  w.  in  SchmoIli  r*s  Jahrbuch  IS**?,  1888. 

.\nrh  im  modernen  Stenerwesen  ist  dieses  Princip  in  gewissen 
Fällen  noch  richtig  und  practisch  anwendbar  und  zwar  im  Wesent- 
lichen Überall  da,  ),wo  öffentliche  Leistangen  wirklich  für  gewisse 
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Personen  oder  fllr  gewissen  Besite  Sonderyortheile  bewirken 
und  wa  sieh  zugleich  die  Grösse  dieser  Vortheile  ungefähr  messen 
Iftssk.  Nor  ein  solches  j^Ungefähr''  ist  Überhaupt  möglich,  aber  auch 
fUr  den  Zweck  gentigend," 

Nach  diesem  leitenden  Gesichtspiinct  erfol^-t  die  Anwendung 
diesen  Steuerprincips  \ ollkommen  richtig  üulI  noch  heute  in  grossem, 
sogar  wieder  vielfach  wachseudem  Umfang  in  dem  System  von 
Geblibreu  und  Beiträgen,  Uber  welches  im  vierten  Buche 
oben  gehandelt  \vuide.  Hier  ist  in  der  Gegenwart  öfter  sogar  ein 
Mehr  als  ein  Weniger  geboten  (§.  65,  76). 

Weiter  hat  man  lür  die  Frage  die  Staats-  und  die  Com- 
manalbesteuerang  (i.  w.  S.)  zu  unterscheiden. 

In  ersterer  ist  eine  M  i  therücksichtiguug  des  riincips  immer- 
hin auch  noch  in  eiiii^;t  r.  aiul«  ren  Fällen  als  bloss  iu  denjenigen 
des  eigentlichen  GebUbrengebiets  statthaft,  und  selbst  geboten,  wenn- 
gleich gerade  hier  mit  Uecbt  in  der  Hauptsache  die  Besteuerung 
nach  der  Leiötungsnihigkeit  Tlat/  greift.  Es  kann  sieh  nemlich 
ergel)en,  dass  die  i^esammte  Eutwiiklung  des  stuatlichen  Gcmeio- 
wesens  und  dass  gewisse  Verwendmii::en  desselben,  welche  aus 
allL'-emeinen  Plinuahmeu,  auch  aus  Steuern  bestritten  werden,  be- 
stimmten jjandestheilen,  Volks-  und  Berufselassen ,  Personen  und 
namentlich  Besitzkategorieen  iu  besonders  hohem  Ma;isse  zu 
Gute  kommen.  Dies  gilt  im  Allgemeinen  vom  Grundbesitz, 
mitunter,  z.  B.  bei  gewissen  N'erkehrsaulagen,  Landesmeliorationen 
Wasserbauten  u.  dgl.,  von  dem  da  und  da  gelegenen  Besitz,  Ge- 
werbebetrieb u.  s.  w.  Hier  kann  es  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit 
8ei0|  solche  Umstände  auch  imAusmaass  allgemeiner,  sonst  nach 
dem  Prineip  der  Leistongsf^igkeit  umgelegter  Steuern,  namentlich 
gewisser  Ertrags-,  Vermögens-,  Verkebrssteaem ,  unter  Umständen 
selbst  im  Stcuerfuss  von  Einkommensteoem  zu  berücksichtigen. 

Ein  h  (ihc  rc  r  Stt'Uerfuss  der  Realstifuern,  namentlich  ilor  GruuJ-  umt  (Icbände- 
steuer,  als  (kr  r.  rsüüalsteaern ,  el>easo  des  l'uinJirtcu  Eiuküiuuiciiä  aU»  des  Arbeits- 
ciiikoinmoti^  iässt  sich  Oftors  anch  mit  nach  dem  dargelegten  (laaiclilsponct  n-cht- 
f(;rtigt'n.  Der  vidfarh  in  tl  r  IV-wis  bestehende  lnüheri'  Fu.ss  der  eenannteii  beiden 
Heabteoem  erklärt  sich  ^war  gcwölmiich  aas  der  hiöturischru  Eutwicklung,  er  int  aber 
auch  nach  den  Gesagten  hlnOf  priaefpiell  berechtigt,  was  die  Gcsetzgä»iuif ,  ohne 
sich  dessen  c^craJe  klar  bewusst  sein  zn  müssen,  durch  die  nviic  Bestimmun^]^  oder 
Beibobaltang  des  höheren  iSteacrfusses  auch  selbst  mit  anerkannt  hat  In  modernen 
YerhiltniaeeB  mit  ihm  nsohen  EDtwicUoiif  lann  namentlich  die  Forderang  einer 
Besteuerung  des  Conjanctureufrewiims  am  Grund-  und  Gebäudeeigentlunn  auch 
durch  diesen  Hinweis  auf  das  Princip  von  Leistung  uad  Gegenleistung  nicht  selten 
mit  miieiirtlltit  werdeB,  —  anoh  Hü  die  SUetsbetteneniDK. 

§.  las.  Im  zweiten  Falle,  im  GommunftUStenerwesen  der 
Selbst verwalUng8k()rper,  and  zwar  nm  so  mehr,  je  ränm- 

A.  Weyeer,  ilMMswlMmwhalt  n.  a.  Avfl.  29 
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Uch  kletner  der  betreffende  KOrper  daher  in  steigender  Riohtnng 
in  der  Pro^inzial-,  Bezirke-,  Kreis-  und  am  Meisten  in  der  Jtetenemng 
der  Ortsgemeinde  bleibt  das  Gebiet  der  Anwendung  des  Princips 
von  LeiBtuDg  nnd  Gegenleistung  nmfaDgreieher  als  in  der 
Staatsbesteaening. 

Auch  die  Gemelndo,  goi»cliweige  die  räomllch  grösseren  genannten  Körper,  ist 
zwar  kein  „reiner  Wirthechaftskörper**  im  Sinne  eines  priratwirthscbaft> 

liclieo  Interessenkreises,  in  welchem  Alles  ..nritnrpcmSss"  nach  dem  Princip  der 
speciellen  Entgeltlichkcit  von  Leiätuii^  uiul  UcgcnleistuDg  geregelt  worden  miisate, 
oder,  bei  einiger  ^twicUung  jener  Körper,  avch  nur  so  gere^It  Verden  könnte. 
(Diese  anrichtige  Auffassung  besonders  in  der  deutsc  h  mi  I  i  ilinn  lelsschulc ,  bei 
Fattcher,  Braun  u.  s.  w.  a.  a.  0.  Abveisung  dieser  Ansicht  in  meiner  Gommunal- 
steoerfragc  S.  lOff.,  170.  Ancb  hier  spiden  vieder  die  aHgenidDen  Fragen  der 
volkswirthschaftlichen  Organisation  hiiuin.'  Auf  einem  triosbcii  und  wachsenden 
TUUigkoiti^ebi^e  boatebt  zwischen  dem  üt&aX  und  diesen  Köri'crn,  auch  der  Gemeinde, 
kdn  spedfiscber,  quaUtatfrer,  sondern  nur  ein  gradweiser,  quaotltadrer  Dntencliied. 
Je  grösser  die  Aehnlichkeit  wird  und  in  der  Art  der  Leistungen  sich  zeigt,  jo  ui.hr 
nach  den  Forderungen  des  Volksbcwusstscins  z.  B.  auch  diene  kleineren  Körper  wahre 
Oultaraufgaben  im  „ öß'entlichen  Interesse''  (Schulwesen!  4S)  Übernehmen,  desto 
mehr  ist  auch  hier  die  Besteuerung  nach  d«r  Leistvngafthigkeit  geboten:  schon  jetzt 
bei  uns  wohl  meistens  überwiegend. 

Aber  iu  grossem  Umfange  kommen  gleichwohl  hier  Leistungen  vor,  besonders 
aneh  malerioU-wirthschaftlicher  Art.  deren  Wirkungen  sich  in  der  That  für  einzelne 
Personenkreise  und  BesitzkiUf^'i  ri  -n  il  i  ffe  reu  zi  ren  »ind  .-■ii  h  n:tchweibbar  und 
einigermaassen  oiesslKir  alj.  \\(-itii/:ü wüchse  im  Eigenthum,  bcsoudcia  im  (jrundeigen- 
thmn,  als  Productiüll^^ionienlIl^en,  Labteurermiuderuugen,  daher  fteinertragssteifenuigeB 
in  den  privatwirtii^<  h  ililichen  Betrieben,  als  persönliche  Genösse  nnd  ICoatenecspimngen 
auch  im  Privatlebea  und  im  Prirathaushalt  niederschlagen. 

Unter  Erwägung  aller  solcher  Umstände  ist  es  oft  zweckmässiiir, 
nicht  selten  statthaft  und  selbst  nothwendig,  wie  zugleich  hier  auch 
im  grösseren  Umfange  mijglich,  bei  der  Deckung  der  Kosten  der 
Oommunalthittigkeit,  mithin  bei  der  Besteuerung  diesen  Einfluss  des 
Bestehens,  Waltens  und  Wirkens  der  Commune  und  Verbände  auf 
die  ökonomische  Lage  des  Einzelnen  zu  berücksichtigen. 

Dies  hat  wiederum  dureh  Modifieationen  der  Einriebtang  und 
besonders  des  Ausmaasses  oder  Steuerftisses  derjenigen  Steuern  zu 
geschehen,  welche  auch  die  Commune  im  Uebrigen  naeh  dem 
Princip  der  Leistungsfähigkeit  vertheilt,  besonders  bei  Ertrags-  und 
etwaigen  Vermögenssteuern.  In  der  Ortsgemeinde ,  zumal  In  der 
Stadt,  ist  namentlich  die  stärkere  Belastung  des  Grundbesitzes 
und  betreffenden  Gewerbebetriebs,  in  der  Stadt  vor  All^n  des  Haus- 
besitz es,  dem  direct  und  indireet  so  viele  Communalleistungen 
Sonderrortheile  gewähren  und  als  Werth  zuwaehseui  zum  Zweek 
einer  solohen  Besteuerung  mit  nach  dem  Interesse  angemessen.  . 

Zur  Durehfahrung  dieses  Steueiprincips  in  der  gesammten 
Communalbesteuerungy  namentlieb  aber  in  der  Besteuerung  der 
Orts  gemeinde  erscheint  alsdann  folgendes  Vorgehen  imsaend 
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uud  mehr  oder  weniger  nothwenUig:  Einmal,  im  Anschiu««  au  ver- 
breitete Verhältnisse  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  der  be 
stehenden  Eiurichtnng  dieser  Hestcuciuug  eine  methodische 
Scheidung  der  Ausgaben  der  Commnne  nach  gewissen  Merk- 
malen; sodann,  wenigstens  fllr  unsere  deutscheu  Verhältnisse,  eine 
gesetzliche  Feststellung  der  Combination  zwischen  ge- 
wissen Ausgabckategorieen  und  denjenigen  Steuer- 
arten, welche  zur  \'er\viriviit'hung  der  beiden  Stem  rprincipien 
dienen.  Auf  diese  Wi^lsc  litsst  sich  das  Oebiet  jedes  der  letzteren 
i'tir  die  Commuualbesteueruug  riehtig  und  practisoh  brauchbar  be- 
stimmen. 

S.  These  d,  9 — 11  in  meiucm  genauittoD  Befent  aad  die  AaaftÜiraQg  dazu 
S.  22,  SO  ff.  Die  nlbeie  Ansfdhruug  dieser  FaDcte  tu  d«r  Praxis  gebttrt  nicht  hier 
in  die  allgemeine  Stcaerlebre.   Es  idq»s  hier  u  FingeiZ6ig«n  genOgen, 

a)  Diese  ScheiduDg  der  Ausgaben  wird  paaflend  etwa 

in  folgender  Weise  vorgenommen: 

(1)  Ali  gern  eine  Auagaben,  wohin  rorlmon  sind  liic  Anspraben  für  ganz 
aUgemeiue  Cominunalaugelegenheiteu ,  so  für  üilgemeines  Hebördenweseu  und  doHseu 
YenraltiingsthäUgkeit ,  für  die  meisten  der  Fom  Staate  der  Gemeinde  n.  s.  tr.  spedeU 
übortrapencn  Aunraben.  für  viele  Thdic  des  Polizeiwesens  (aucli  Sünitätswesoa  u.  ?.  w,), 
in  der  Regel  für  das  Armen wesen.  Feraei'  werden  hierher  die  Koste  der  Sonder- 
aosgaben  und  die  Avagabea  zrei  fei  haften  ChMaeters  ta  steUen  sein. 

fll)  Besondere  Ausgaben,  bei  denen  gloichzeifiir  deatiicber  und  mossbar  ein 
Spccialinteresse  Einzelner  unterläuft,  mit  der  zweckm&isigea  weiteren  Unter- 
scheidoog  in 

{\)  CultaraiMgaban,  weBeotlich  für  Gnltnr^  nnd  renrtndttt  ZtrMke,  Schul- 
wesen u.  dgl.; 

(2)  (materiell-)  irirthBchaftliche  Ausgaben,  nanentlieh  ftrWegeweien 

und  überhaupt  fUr  Alles,  was  die  Rt  wohiibarkeit  und  diu  B  enutzbarkoit  einer 
Gegend,  bcsond(»is  eines  Orts  zu  gewerblichen  Zwecken  verbessert  (Be-  und  £ut- 
wXsBemng,  Wuaerieitang»  Ouialisirong,  Stnosenreinigung ,  BeJeuchtong  o.  s.  v.). 
Gerade  diese  Ausgaben,  wenngleich  auch  sie  nicht  ganz  allein  (auch  Schulwesen,  z.  B. 
Universitäten  in  kleinen  Orten,  Kunstsammlungen  auf  dem  Etat  des  Staats  können  so 
wiriten),  schlagen  sich  in  der  Segel  als  specifische  Yortheile  des  Gewerbebetriebs  und 
besonders  des  Grundbesitzes,  Werth  erhöhend,  Kosten  ronniiideinid,  nied«r.  Di«se 
Wirkung  ist  in  der  Besteuerung  zu  berQcksichtigen. 

b)  Mit  diesen  Ansgabekategoriecn  sind  uuu  die  tSteuer- 

principien  richtig  zu  comhiniren. 

Im  Wcsentlichea  ao,  dass  fUr  die  allgemeiuou  Ausgaben  die  Besteuerung 
nach  d«r  Leistnngsffihigkeit,  fttr  die  besonderen  Aii8gabeii«r«iitiieUGel>ä]iren 

und  Beitrüge,  ferner,  zunächst  wcnigstf^ns,  die  Besteuurung  nach  dem  Interesse 
eintreten.  Hierbei  muss  vom  Standpunct  gerechter  Steuer?ertheilung  ans  möglichst 
veililttel  Verden,  das»  fUr  die  aUgemelnen  Zwecke  die  wfith&cbaftUcheo  Kitflto  dnxelner 

Kategorie«  n  von  Personen  zu  stark  in  Anspruch  genommen  and  umgekehrt  fUr  Sonder- 
zwecke, wenn  dieselben  auch  ein  Moment  öifentlichen  Iuteress<»  enthalten,  die  Ge- 
sammtheit  mehr  als  gevechtferdgt  b^Mtet  wird.  (S.  dartlber  die  Bestimmangen  in 

§.  2  des  Entwurfs  fllr  die  preussischo  Communalbosteuerung  1877.) 

Um  gerade  hier  leicht  drohende  Classenkämpfo  oder  den  ubermächtigen  Einfluss 
einzelner  Classcn  der  BerMkernng  in  Gemeinde  oder  Verband  zu  rermeideu,  empfiehlt 
es  sich,  gesetzlich  die  allgemeine  Regel  aufzustellen,  welche  Steuerarten  für  die 
einzelne  Ausgabekategorie  in  erster  Linie  zu  verwenden  und  bis  zu  welcher  Maximal- 
quoto  diese  Ausgaben  c?eutueil  durch  andere  Steacrarten  oder  durch  besondere 
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ZuschUf  e  tu  allgemeiBon  Stevenllzen  'gewisser  Steoeiwten  (wie  der  Realsten en) 
rorveg  20  decken  seien. 

Die  Ciiltur-  uiid  die  wirthscbaftlichcn  Ausgaben  werdcu  zuiiärhst  iluroh 

(icbuhren  und  Beitrüge,  diü  Ueste  der  erstcrcn.  wuil  hiur  immer  aucii  in  Ijöherem 
Mmuae  ein  allgemeines  lotercHso  berührt  wird,  wie  die  allgemeinen  AtMgmbea 
durch  Steuern,  welche  nach  (l<r  Liisnin^sfühi^ktit  auf  die  ganze  Hevulkeninir  um- 
gelegt sind,  daher  besonders  durch  Personal-,  Einkommoa-,  Verbrauchs-,  allgemeine 
Vormögenseteiieni,  dnreb  Ertiagattenem  nur  <bt«  vo  dieae  das  „Systom"*  der  divacten 
Besteuerung  und  so  d\i)  .Ahivb-  Einkommenbcstcucrung'"  darstullon,  bestritten  worden 
mtiBsen-,  nur  Ibchr  ausnahmsweise  in  einer  mässigco  Mazimal^uotc  durch  ßeal-  «ad 
Ihaliche  Steoen  auf  Girmdbesitz,  wenn  diese  Stenern  schon  eine  Sonderbelaatan^ 
'jildrt».  Dir  Ke.-^ie  ib-r  wirthscliaftlichoii  Ausirnbeii  ilaj:egen ,  welche  vorncmlich  dem 
Immobiliarbesitz  und  allenfalls  auch  dem  Uewerhebetiieb  direct  ond  indirect  mit  xn 
Gate  kommen,  sind  hanptsSdilieh  dnrdi  dlo  betreffenden  Ertrsgesteoeni  und  dnreli 
Steuern  auf  das  immobile  Vermögen  2U  decken,  und  zwar  durch  die  Ertragsstcuein 
allein,  wenn  letztere  Sonderbelastungen,  durch  Zuschlage  zu  ihnen,  wenn  sie  jene  all« 
gemeine  directe  Bestenemng  darstellen;  nur  ausnahmsweise.  Int  m  ein«r  gleiohfaUs 
mitaigen  Mudbnalqttote,  sind  dafür  allgemeine  Einicommenntoaeni  n.  dgL  statthaft 

Auf  diese  Weise  wird  aneh  in  den  Gemeinden  ein  falscher 

„ Comraanismas am  Resten  vermieden,  ähnlich  wie  durch  ein 
rationelles  Gebühren wesen  (§.  76). 

B.  —  §  IM.  Die  Besteaeruttg  nach  der  Leistangs- 
ffthigkeit 

S.  besonders  Neu  mann,  progiessire  Einkommensteuer,  Kap  3  und  4,  wo  nur 
die  Zurückfilbruiif,^  d.  r  Streitfragen  auf  die  zwei  Terschiedencn  Kei  litsprincipien  fehlt. 
Seine  Ausführungen  sind  nur  beweisend,  wenn  man  den  fon  ihm  abgewiesenen  Schritt 
(S.  99)  thut  und  eine  socialpoUtiscbe  Fanction  der  Bestenemng  gegeoHber  der  Ein- 
kommen- und  Vcniiö<;onsvertheiIung  Mncrkeunt.  Sachlich  stimme  ioli  ihin  soiisl  prösslen- 
theils  bei.  Ferner  Kobort  Meyer,  Principien,  Abschnitt  III,  Kap.  4  (s.  daselbst  die 
ErDiterangen,  ob  und  wie  weit  die  Besteoemng  nach  der  Lelstnngsftbigkeit  mit  der- 
jeniperi  narh  <b  ii  Opfern  identisch  sei,  S.  SO 8  ff.).  Sax,  Grundlegung,  §.  Sl  -  S3 
(darüber  oben  S.  2U6).  Roscher,  Fiu.  46 ff.  (Besteuerung  nach  dem  „Vermögens- 
System'*,  im  Gegensatz  m  derjenigen  naclt  dem  „Ae^utralennystem**,  d*  b.  nncb 
Leistung  tirul  G  i:>  ril.  i^^tang.  Mindestens  ersteror  Ansdmck  bei  seiner  Ündenilichkelt 
uicbt  empl'thlctiswurth). 

Die  BesteueniDg  nach  diesem  zweiten  Princip  isl  nach  dem 
Voransgehenden  die  hauptsächliche,  namentlich  im  modernen 
Steuerwesen  and  hier  wieder  besonders  in  denjenigen  des  Staats. 
Als  Maassstal)  tHr  die  gerechte  Vertheilong  der  Slenerlast  oder 
für  die  DorchfUhrung  des  Ornndsatses  der  GleichmSssiglLeit  be- 
trachtet ist  indessen  das  Princip  der  Bestenerang  nach  der  Leistnngs- 
fftbigtLeit  wieder  erst  einer  genaneren  Erläuterung  bedürftig.  Darüber 
enthebt  auch  die  Zuhilfenahme  der  „Opfertheorie''  nnd  deren 
Postulat,  die  Einzelnen  so  zu  besteuern,  dass  die  Steuer  eines  Jeden 
ftir  ihn  ein  gleiches  yerhftltnissmilssiges  Opfer  darstellt 
(§.  178)  nicht 

IMa  Antwort,  dass  die  Gleichmilssigkeit  der  Besteuerung  diejenige  nach  Maa^s- 
gnbe  der  Opfer  sei,  wekbe  eine  Stoaer  dem  Bestaaeften  nnnriege,  «nebt  eig«iitlich 
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DVT  di«  oinc  Krage  durch  eine  andere  Frage,  «gerade  so  wie  die  „(icnusstheoric". 
w«nn  sie.  von  ihrer  principiclK  n  Uurichtigiicit  abgesehen,  die  Gleich inäasigkeit  in  der 
Beäteuciuiig  nach  Maassgabe  oder  Yerbältniss  der  „Genüsse"  findet.  Denn  wie 
„inisst"  man  hier  die  Genttise  und  dort  die  Opfer,  welches  sind  .^leiclie^*  GeullMe 
und  Opfer,  auch  „verhälttiiFsinässig*'  gleiche?  Das  ist  die  sofort  auftniTrhende  Frage. 
Die  Qblichen  Beweisfahrungcn  drehen  sich  hier  aar  za  oft  im  kreiäe  hemm  uad 
laufen  enf  Ueese  Bebaaptonf  en  hinaus. 

Zu  einem  richtigen  und  klaicn  Ijgebniss  uud  zu  einer  wirk- 
]icben  Verwertbuug  des  Opferpriucips "  lässt  sich  nun  u.  E.  nur 
gelangen,  wenn  auch  hier  wieder  bei  der  Besteuerung  nach  der 
Leistungsfähigkeit  der  rein  finanzielle  nnd  der  socialpoli- 
tiscbe  Btandpunct  unterschieden  und  offen  anerkannt  wird,  dass 
die  „Üpfcrthcorie"  folgerichtig  zu  denjenigen  Consequenzen 
führe,  welche  auch  ah  solche  der  socialpolitiscbeu  Hesteuernng  zu 
ziehen  seien.  Hier  dient  dnnn  diese  Theorie  dazu,  diesen  social- 
poiitischen  Standpunct  und  die  von  ihm  aus  zu  ziehenden  Folger- 
ungen nocli  iu  besonderer  Wrise  zu  rechtfertigen  und  zugleich  ge- 
nauer den  Weg  zu  weisen,  ^vie  die  üleichmässigkeit  der  BesteiieruDg 
im  Sinne  der  Gleichmassigkeit  der  verhältnissmässigen  Opfer  durch- 
zuführen ist.  Im  rein  finanziellen  Steuerwesen  kann  mau  dagegen 
mit  der  Opl'ertheorie  gar  nicht  argumeutiren. 

Denn  entweder  ist  uiaji  hier  luirisch  inconseqaent  in  der  Anwendung  dieser 
Theorie,  um  oicht  zu  Folgerungen  zm  gelangen,  welche  mit  der  Einrichtung  dieses 
Steuerwesens  in  Wideftpnioh  stoben,  wie  es  x.  B.  Ran  «iigenscheinlich  pusift 
(I,  §.  253,  s.  unten  §.  186).  Oder  man  ht  zwar  die  rlolititrcn  Folgerungen  in 
Bezug  auf  progressive  Steuer,  höhere  bleuer  des  fundirten  Einkommen»  u.  s.  w.«  aber 
man  vergisst,  dass  damit  hier  nodi  niehta  bewiesen  wird,  well  die  alieidin^  nnbestnit- 
bare  auch  relativ  prösserc  Leistungsfähigkeit  des  höheren  Einkomuicns  u.  s.  w. 

fegeaaber  der  Steuerzahlung  wie  allen  anderen  Zahlungsleistungen  der  betreuenden 
liAzaloen  eine  Gonseqveoz  bt,  welche  mit  dem  einmal  rechtHcb  bestehenden  Eigen- 
Chums-  und  Erwerbssystem  hingenommen  werden  muss  (§.  159  Ö").  üeber  die  ab- 
weichende Auffassung  und  Polemik  von  G.  Cohn  und  Bobert  Meyer  gegen  diese 
Verbindung  der  Opfertheorie  mit  dem  sodalpolitischen  Standpunct,  s.  oben  §.  156.  Iö7. 
Wir  gehen,  wie  ich  dort  bemerkte,  in  den  Motivirungen,  weniger  in  der  SachiO 
selbst  auseinander    \<  h  halte  aber  auch  meine  Motirirungen  aufrecht. 

Demnaeh  wird  im  Folgenden  zunächst  entwickelt,  (1)  was 
,1  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit",  ricbtiger 
nach  der  „wirthschaftlichen"  Leistungsfäbiglieit  ttberhaupt 
bedeutet;  sodann  (2),  wie  eine  solche  Bestenernng  zumZweck 
der  Oleichmässigkeit  durebzofuhren  ist  oder  wie  hierbei 
die  LeistnogBföhigkeit  einen  Maae 88t ab  abzugeben  bat  tind  zwar 
einmal  (a)  Fom  rein  finanziellen,  sodann  (b)  vom  social- 
politischen  Standpancte  ans,  indem  nnr  im  letzteren  Fall  mit 
dem  Opferprincip  in  der  Frage  operirt  wird. 

§,  184.  —  1«  Die  Bedeutung  der  Besteuerung  „naeh 
der  wirtbsehaftltelien  Leis^tungsffthigkeit'^ 
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Hier  ist  tLoils  an  Lchron  der  theoretischen  iVatioiialökonomic  Uber  Erwcrlj,  Kr- 
trag,  EinkoiameD,  Cioojaoctar,  VemögeQ,  K^ital  n.  s.  w.,  andeis«its  Uber  Bedlirfnisa, 
Lenren,  velclie  in  der  Ornndlcgung  (1.  Almeilung,  Kap.  1,  2)  b«buidelt  inndeB  md 
hier  als  bekannt  vorauszusetzen  sind,  tlieil^^  an  dio  firftiterongen  ini  Abacliiiitt  Uber 
die  Wahl  der  Steuerquellen  (§.  134  11.)  aiuukuüpfcii. 

Die  wirthschaftlicbe  Leistungsfähigkeit  einer  Person  liegt  in 
zwei  Reihen  von  Bfomenten,  solchen,  welche  den  Erwerb 
und  Besitz  von  äacbgtttern,  und  solchen,  welche  die  Ver- 
wendung dieser  Güter  zu  eigener  oder  Anderen  pflichtmüssig  m 
ermöglichenden  fiedtirfnissbefri edigang  betreffen. 

In  crsterer  Beziehung  kommt  es  daher  an:  einmal  auf  die  Arbeitsfähigkeit, 
die  wahrgenommene,  mindestens  wahrnehmbare  Gelegenheit,  die  Arbeit  ökonomisch 
zu  verwerthen.  die  Art  und  Höhe  des  danach  aus  der  Arbeit  fliosscnden  £ i n - 
komuions;  sodann  auf  den  Vermögensbesitz  der  Pcnoi,  dessen  Art  und 
llTihe  und  die  IlSlie  des  daraus  fli cssenden  Einkommens;  ferner  nuf  die 
Alt  und  Ilnhc  sonstiger,  nicht  zum  ..Einkommen"  gehörender  und  rugdmÜMiig 
auch  nicht  dazu  gerechneter  „Ent  erbe",  welche  aus  der  Benutzung  des  Vermögens 
oder  rein  zuOilli;:  niis  lissen  Besitz  hervorgehen,  wie  l^i  Spiel.  Speculation^- ,  Con- 
juncturcngewiuii ;  wciiur  auf  den  etwaigen  „An l'allscrwerb'' ,  wie  besoudcn»  bei 
Erbschaft,  Legat,  Geeehonk. 

Hinsichtlich  des  zweiten  Puncte-s  sind  diu  T.nstcn  und  Ve  f  1  i  c  Ii  t  u  n  c:c  n 
das  Entscheidende,  welche  auf  dem  Einkommen,  Vermögen  und  sonstigem  Erwerb, 
insbesondere  einer  physischen  Person  niben,  so  die  Lasten,  irelehe  die  regelniasif e 
Folge  der  letzten  Zwerklj.\stimmung  des  Kiiikoniinens  u.  w.  sind,  ninnlii^li  y^tWu^  od.  r 
tbeilweise  zur  BedUrfnissbefriedigong  oder  zur  Beschallung  der  Mittel  dafUr  zu  dienen 
nnd  die  Teipllielitongen,  wie  sie  naBentÜch  aus  den  Tenlhniaaen  der  Familie  ond 
der  dem  F^ilienhanpt  obUegendtai  Yeiaorgnng  der  FamttieaangeliMgen  herroigeben, 

a)  Unter  den  Momenten  der  ersten  Reihe  ist  das  doch  im 
Ganzen  wichtigste  nnd  zugleich  der  Konnalfall  des  y,ßrwerhs"  der 
Einkommenhezug,  also  bei  der  persdnllehen  Arbeit  das  Er- 
geh niss  der  realisirten  Arhdtsfftbigkeit  und  -Gelegenheit,  in 
Geld,  bez.  Sachgutem. 

Das  wäre  nur  in  Fällen  anders,  wo  statt  einer  StetierleistUDg  in  Geld.  bez. 
8a€hf«tf»rn  eine  unmittelbare  Arheitsltistung  treten  könnte,  wie  es  alLidinirs 
vorgekommen  ist  ond  z.  B.  in  der  eigcoiliUmlichen  Einrichtung  des  französischen 
Wegefrohn-Wesens  aadi  gegenwärtig  noch  Torkommt  (Fin.  III,  §•  HO), 

Bei  der  Würdigung  des  Einkommens  and  alles  sonstigen  Er- 
werbs  einer  Person  nach  der  darin  liegenden  wirthschafUichen 
LeistungstUhigkett  kommt  es  dann  vomemlich  darauf  an,  das  dabei 
mitspielende  Moment  persönlicher  Arbeitsleistnng,  daher 
Art  und  Maasa  der  letzteren^  zu  berttcksichtigen.  Das  Einkommen 
zerfällt  hiemach  gerade  auch  für  die  Bestenerungsfrage  in  die  drei 
Kategorieen  des  (reinen)  Arbeits-,  des  (reinen)  Renten- 
und  des  gemischten  (Arbeits-  und  Renten-)  oder  gewerblichen 
Einkommens. 

Das  („reine")  Arbottseinirommen  erscheint romemlicli  bei  denjenigen  Personen, 
welche  in  einem  D i cn s t v erhältn i ss  ihre  Arbeit  verwerthen,  wo  daher  da«  Ein- 
kommen die  Form  des  (meistens  vertrag:smus:>ig  ausbedungenen ,  allenfialls  auch  des 
tazmiBsig  regalirten)  Lohns,  Gehalts  u.  dgl.  m.  annimmt«    Wenn  aocli  bei  aller 
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sogenannten    qualificirten "  Arbeit  und  dem  ihr  gevöhnlich  znfUlimdeii  h5Iiereii 

Lohn  and  (ichalt  in  dorn  Arbtitscinkonimen  Bestandtheilo  eines  Rontcneinkommens 
gefunden  werden  könnten,  «reiche  sich  auf  die  zur  Aasbildung  der  Arbeitsfähigkeit 
▼«nrandlen  KapitaUeB  zorttcltfilhren  lienen,  so  mim  doch  bei  im  Dnanncheidbukoit 
dieser  Bestandthoile  das  Arbeitseinkommen  als  ein  Ganzes  Vicfrachtet  werden.  Nor 
lassen  sich  di4»e  Beuteub^taodthcile  bei  verscbiedeDartigem  and  verächieden  hohem 
AiMtadokomoMO  iauBerhln  als  Elemente  beinckslchtigea.  welche  die  In  dem  Ein- 
kommen zu  Tage  tretende  wirthschaf^licho  I,oistanpfähigkeit  bcoinflussen. 

Das  («»reine'')  Kentcueiakommen  fliesst  aus  dem  Pnvatoigcnthum  solcher  sach- 
lichen ProdnctioMmittel,  Kapital  und  Boden,  velche  durch  Credf trerlrftge  an 
Aiid«>rLi  zur  Ausnutzuit;;-  gijgrn  Entgelt  iiberlassen  sind;  daher  vorncinlich  aus  ver- 
liehenen Kapitalien,  aas  r ermietheten  üeb&oden  und  aus  rerpachtetea  Urund- 
Bfficken.  Das  „gemischte"  Arbeit»-  and  Reateneinkommen  enduch  ist  Einkommen 
di-r  mit  fi treuen  oder  entliehenen  sachlichen  Productionsmitteln  selbst  mit  arbeitenden 
oder  sich  in  der  Arbeit  persönlich  vertreten  lassenden  Unternehmer;  das  mit- 
unt«  sogenannte  „gew<?rbli che"  Einkommen. 

Auch  bei  dem  ht  zum  „Einkommen"  gehörigen  oder  nicht 
dazu  gerechneten  „  Erwerb'*  und  demnach  dem  aus  letzterem 
hervorgehenden  Vermögensbesitz  ist  Art  und  Maass  der 
„Arbeit"  zu  berllcksichtigen,  daher  hier  ein  ganz  arbeits- 
loser Erwerb  und  Vermögensbesitz,  wie  bei  Krhschaft,  Legat, 
Geschenk,  Spielgewinn,  manchen  Fällen  von  Conjuncturengewinn 
oder  ein  theilweise  und  oft  grossentbeils  arbeitsloser  • 
Erwerb  und  VermögeDSbesite,  wie  in  Fällen  von  Specolatioius-  und 
anderem  ConjunetareDgewinD,  zu  unterscheiden. 

Unter  Übrigens  gleichen  Umstlnden  (der  Belastung  des  Ein- 
kommens n.  8.  w.)  stellt  derselbe  Werthbetrag  dieser  versehiedenen 
Einkommen-,  Erwerbs-  und  VennOgensbesitzarten  eine  verschiedene 
und  auch  eine  relativ  versehiedene  wirthschaftliche  Leistungs- 
Abigkeit  seines  BoEiehers  und  Besitxm  dar  und  zwar  im  Allge- 
meinen in  der  Weise,  dass  die  Leistungsfähigkeit  sinkt  und  mehr 
als  proportional  sinkt  mit  der  Zunahme  und  steigt  und  mehr 
als  proportional  steigt  mit  der  Abnahme  des  Arbeitsmoments. 
Unter  gleicher  Voraussetzung  enthSlt  der  versehieden  hohe 
Wertbbetrag  desselben  Einkommens,  Erwerbs,  VermSgensbesitzes 
eine  verschiede ne,  und  zwar  ebenfalls  auch  relativ  ver- 
schied ene  Leistungsfähigkeit,  nemlieh  eine  mehr  als  pro- 
portional wachsende  und  libnehmende  oder  m.  a.  W.  dne 
progressive  und  degressive. 

Werden  diese  Unterscheidungen  auf  die  Steuer  auge wendet 
und  die  Opfertheorie  dabei  berttcksichtigt,  so  folgt,  dass  der- 
selbe Sten^hetrag,  wiederum  unter  Übrigens  gleichen  Umst&nden, 
fttr  höheres  Einkommen,  Erwerb,  Vermögen  ein  kleineres  und 
zwar  auch  ein  relativ  kleineres  Opfer  und  umgekehrt,  sowie  je 
nach  Art  und  Haass  der  mitspielenden  Arbeit  ein  verschiedenes 
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und  ebenfalb  ein  relativ  versebiedenes  Opfer  den  Besteuerten 
anferlegt  Daber  die  Forderang  fUr  eine  „nach  den  Opfern^' 
vertbeilte  Bestenernng  „nacb  der  wiribflebaftlieben  LeistnngsßUiig- 
keit'',  dasB  sie  progressiv  zur  steigenden  Höbe  von  Ein- 
kommen, Erwerbj  Vermögen  und  znr  A  bnabme  des  Arbeitsmomento 
dabei  nnd  degressiv  zav  sinkenden  Höbe  nndznr  Znnabme 
des  Arbeilsmoments  sei. 

b)  Unter  den  Momenten  der  zweiten  Reibe  von  Umständen, 
welebe  die  wirtbscbaftliebe  LeistUDgsfäbigkeit  einer  Person,  nament- 
lieb  einer  pbysiseben,  bestimmen  oder  beeinfinssen ,  ist  der 
notbwendige  Bedarf  an  wirtbschaftlicben  Gittern  zur 
BedttrfoissbefriediguDg  der  einen  oder  mebreren  Personen, 
fflr  welebe  das  Einkommen  n.  s.  w.  diese  Befriedignng  zu  gewäbren 
bat,  das  wicbtigste  und  zugleicb  der  Normalfall  der  „Verwendong" 
der  dem  Stenerpfliobtigen  in  Einkommen,  sonstigem  Erwerb  nnd 
Vermögenbesitz  znr  Verfügung  stebenden  wirtbsebaftlicben  Güter. 
Auf  die  Versebiedenbeit  der  Lasten  nnd  Verpflicbtnogen,  welebe 
nacb  diesen  Verhältnissen  anf  dem  Einkommen  n.  s*  w.  des  Steuer- 
pfliebtigen  liegen,  ist  daber  zur  Bemessung  der  ftlrdießestener- 
ung  in  Betracht  kommenden  wirthgchaftlichen  Leistungsfähigkeit 
—  der  ,,Steucrl  ähi}i;kcit"  —  auch  bei  gleichen  Arten  und 
Grössen  des  Einkoniniens ,  Erwerbs  und  Vcrmögcusbcsitze.s  ver- 
seil i  e  d  en  e  r  Stcucrsubjectc  ircblibrcnd  Riicksieht  zu  lu  hmeii.  wenn 
die  An  forde  run^'en  des  GrundsuUes  der  Gleich  mäbbi^kcit  er- 
tUllt  werden  sollen. 

Unter  übrigens  gleichen  Umständen  (des  KrwtiLs,  Einkomraens 
u.  8.  w.)  stellt  daher  eine  höhere  Belastung  derselben  Art  und 
lliilic  des  Einkoiuniens  u.  s.  w.  mit  Ausgaben  der  bezeichueten 
Art  eine  geringere  nnd  umgekehrt  eine  niedrigere  Belastung 
eine  hr»here  wirthscballliche  Leistnngstiihi^'keit,  mithin  Stener- 
fViln^'kcit  dnr,  ist  im  einen  Falle  eben  ein  grösserer,  im  anderen 
ein  kleinerer  'rheil  des  Einkommens  so  „gebimdcn",  ein  kleinerer 
und  giosseter  „frei".  Von  der  Höhe  dieses  freien  Thciis  des 
Einkommens  hängt  aber  wieder  der  durch  dieselbe  Steuersuiiimc 
bewirkte  Druck  anf  den  Stenerpflichti|ren  oder  m.  a  W.  die 
Höhe  des  Opfers  ab,  welches  die  ."^tLuerbelastiini:  darstellt. 
Dieser  Druck,  dieses  Opfer  wächst  und  mindert  sich  wieder  relativ 
verschieden  bei  verschiedener  Höhe  des  ,, freien"  Einkommens, 
d.  Ii.  mehr  als  proportional  bei  sinkender,  weniger  als 
proportional   bei  steigender  Höbe  desselben.    Denn  bei 
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haherem  firelen  fiinkommeii  Bind  doeh  nur  weniger  nolbwendige 
BedürfoisBe  und  alle  BedflrfiiiflBe  ohnefafn  qualHatir»  eveDtaell  ancli 

fiuantitativ  reichlicher  zu  befriedigen,  bei  kleinerem  freien  Ein- 
kommen verhält  es  sich  umgekehrt  (Intensitätsab-  nnd  -zanahme 
der  Hcdürtnissc).   Eben  danach  stellt  d  e  r  s  e  1  b  e  Stenerbetrag  dort 

ein  schwächer,  hier  ein  stärker  werdendes  Opfer  dar. 

Daraus  ist  fUr  die  Durchfühnine:  des  Grumlfiatzes  gl  eich- 
Hiässiger  Besteiiernng  nach  der  w ii t!i<fhaft!ichen  l.i  islungst'ähig- 
keit"  die  Folgerung  abzuleiten,  dass  die  iiesteuerung  pro^nessiv 
nnd  degressiv  nach  der  Höhe  des  freien  Einkommens 
sein  nmss  und  da8*<,  wenn  zunächst  das  ganze  Einkommen  als 
Steuerqucllc  betrachtet  und  helmndelt  wird,  auf  die  erwähnte  Be- 
lastang  dieses  Einkommens  angemeseene  Rtteksicht  su  nelunen  ist. 

S.  über  den  BegrifT  des  „ULljundenen"  und  freien"  Einkommens  (das  nicht  iDit 
dem  „reinen"  Einkommen  einer  falschen,  aber  ricltach  ttblicliea  Terminologie  zu  rei^ 
weohadn  iit)  OrudleguDg  §.  85  (2.  A). 

Daher  n.  A.  namentlich  die  Forderong  einer  höheren  Besteuerung  derselben 
Art  nnd  HOhc  Ton  Kinkoinnien,  Erwcrti,  rmögen  bei  d  rr:  Steuerpflichtigen,  der  nur 
lur  dich  zn  sorgen  hat,  als  bei  dem  iamilienrater,  und  weiter  eine  durchgreifende 
RQcIdehtenhne  nnf  die  QrOtse  der  Pnmilie.  ünd  swar  niclif  nur  bei  einer  dn- 
zelnen  direrfen  Steuer,  wie  der  Personal-  nnd  Einkommensteuer,  sondern  in  der  ge- 
rammten BesteueroDg,  in  der  Aosbildang  des  Stenersystcms.  Also  eine  Forderang» 
gegen  ▼dehe  fMHoli  die  Pnzis,  beionders  in  derYerbfMielisbeBlMieniDg,  Im  direeten 
licgensatz  steht  (§.  187):  aber  nicht,  weil  das  für  richtig  -rilt,  sondern  weil  eben  die 
„tileidiala^eit*'  der  Besteaerung  hier  mehr  oder  weniger  onrermeidlicb  vom  finanz- 
poiftiselies  Prtndp  der  Amrelcbendbelt**  znrOck  gedrängt  wird.  Deesen  mtus  man 
sich  aber  bewiisst  bleiben  und.  um  die  Glei«  hmiissiirkeit  besser  zu  gestalten,  eben 
andere  Einrichtungen  in  der  Besteuerung  treffen,  weiche  die  Wirkungen  der  Verbiaoclu- 
üteucrn,  letztere  al$  unrennddUch  angenommen,  einigcmuumen  compensiren. 

In  den  Fnmilienrerhiltniiflen  (mAJlem  in  der  Grosse  der  avf  Sin  steuer- 
pflichtiges Einkommen  u.  r?.  w.  angewiesenen  Person cnzahl)  liegt  der  im  Allgemoinen  rej;el- 
mäseig  wichtigste  Umstand,  welcher  in  dieser  Frage  zu  bcrtlcksichtig^en  ist.  Die  in  neueren 
Etttkommensteueiigeeetzen  Torkommende  Berftd^ehtigung  einer  rermlnderten  Sfeoer- 
f^hi^'keit  wegen  anderer  Cnistände,  wi.  Unföllo,  Krankheit,  Verschuldung,  Vor- 
pHicbtung  zum  Unterhalt  von  Verwandten,  aaweihalb  des  normalen  Kreiaea  der  Familie« 
u.  dgl.  m.,  wird  nnten  bei  der  Durchfabrnnp  des  Prindps  in  §.  186  noch  er- 
wAhnt.  An  dieser  Stelle  brau«  bf  sie  nirbt  besonders  hen'orgebobcn  zu  werden,  Ja 
diese  Umstände  entweder  den  Krwerb,  das  Einkommen  vermindern  oder  den  noth- 
wendigen  Bedvf  erliöhen,  der  nad»  dem  Gesagten  hier  Ar  (tte  fiemenonf  der  Steuer- 
Obigkeit  bcrücksicbtfgt  werden  mo98.  (««Anderwdt«  Verwaadte^*  gehören  oben  doch 

zur  Familie.^ 

Zweifelhafter  kann  sein,  u^icli  welchem  Ocäichtüpuuct  und  Maassstab  der  „uoth - 
wendige  Bedarf"  als  Belastnngsmomenl  des  Einkommens  a.  s.>  w.  zu  liemeBSett  ist. 

Wenn  man  hier,  wie  selbst  wohl  lur  die  reine  Einkommensteuer  befürwortet  wird, 
den  „btandcsgcmässen  Bedarf'  als  „nothweudigen"  und  dumgouiss  ihn  als  Belastung 
des  jedesmaligen  Einkommens  ansehen  wollte,  so  wQide  bei  den  wolilhabenderen  and 
reicheren  Classcn  die  „SteurrfTtbigkeil'*  natürlich  crheblieh  vermindert  ersclieinen,  so 
sehr,  dass  die  nach  den  vorau^ehendeu  Ausft^rongen  für  höheres  und  fOr  JSenten- 
einkommen  zn  fordernde  Progressirbesteiieronf  dann  wegen  dieses  anderen  üm> 
Stands  riclleicht  wieder  in  die  Proportionalbesteuerung  irerwandelt  worden  müsste, 
wenn  nicht  gar,  je  nachdem,  in  die  Degressirbesteucrung  steigenden  Einkommens. 
Indessen  kann  eben  hier  nicht  Ton  der  Berücksichtigung  des  standcsgcmässen,  sondern 


Digitized  by  Google 


4iÖ  ö.U.  Allgem.Sleueriohrc.  3.  K  3.U.-A.  JJ.A.  ülcichmässigkciL  §.181, 1S&. 


aar  des  allgeniein,  daber  naeli  dem  HsaaBteb  der  nDteran  GtasMO  der  BerOlkeniDp 

bem' s^onL-n,  ..nothwcndigcn  Bedarfs"  die  Hcdc  sein. 

Naiic  der  Eiavaod,  dass  die  Berücksichtiguog  diesem  Bcdarii  fUr  die  Bo- 
neranng:  der  SteverÄblgkelt  »nf  die  altel^bi«  von  dier  „DeberschuMbestetteniDg** 

zurarkkommc,  wcicbo  doch  oben  (§.137)  abgewiesen  wurde.  Allein  hier  besteht  kein 
Widerspruch:  das  ganze  Einkoinuicn  u.  s.  w.  ist  —  einzel-  wie  voiktswirthschaft« 
lieh  —  nach  den  früheren  Erörterungen  Steuer») uello,  der  dorch  Stenern  zn 
deckende  nothwundige  Aii4gabebetrag  des  Staats  u.  s.  w.  and  die  davon  auf  den 
Einzelnen  fallende  Str!icr<inofc  g«  hnren  in  der  That  anch  zum  „nothwendipcn  üntor- 
haltsbedarf"  der  rer»un  (S.  33Ü;.  Deshalb  recht  fertigt  es  sich  auch,  wenn  es 
unfertneidlich  zur  Deckung  des  Finauzbedarfä  ist,  Steuern  zu  erheben,  welche  im 
concreten  Fall  nOthigen,  d*?n  so  n  s  t  i  t,"^  e  ii  ..  mithwendigcn  ünterhaltsbedarf"  (an  Sach- 
glktero  zur  Bedur&iäsbefriedignng  o.  s.  w.)  einzuschränken.  Das  soll  auch  durch  die 
voransgobendeD  Erftr<eningen  nicht  beetritten  werden.  Letztere  besagen  nur,  dass, 
soweit  als  möglirh  ntich  (Ilm  rj.-sichtspnnrten  der  Gerecht ipleit.  der  GlL'i<  h- 
mftssigkeit,  —  diu  aber  ebea  nicht  allein  entscheiden  kOnncn  and  nicht  unbedingt 
anderen  Steoerprincipien  Torangeben  (§.  127)  —  dieser  „sonstige'*  noAtwMidte» 
Untf  rha!fslM  (Iarf,  welcher  das  Einkommen  l)elast<n,  für  die  BeniessTin^  der  wirthschaft- 
lichcn  Leistungsfähigkeit  mr  StoQoizahlung  mit  berUcLsichtic^t  werden  soll.  U.  a.  W.: 
das  ganze  Etnfcomiiieo.  ohne  Abzug,  ist  die  Steuer  iuelle  naeb  volksvirtb- 
s chaft lieh c r  Betrachtung,  möglichst  nur  das  freie  Eirik nun  ii  das  nach  Abzug 
des  sonstigen  nothwendigen  Bedarfs  bleibt,  ist  nach  dem  Grundsatz  der  wirth- 
schaftlichen  Leistungsfähigkeit  die  Steuerquelle.  Beide  AnflfiMsnng«!  sind 
recht  wohl  mit  einander  vereinbar. 

Durch  «Iii  Ansfuhrungeu  dieses  §.  184  sind  die  nicht  ausreichenden  des  §.  42ß 
der  ersten  Auflage  erheblich  erweitert  und  venoUaiaudigt  worden.  S.  gerade  aber  die 
hier  behandelten  Puncto  die  umfangreichen  und  cindriDgeoden  Erörterungen  von 
Robert  Meyer,  Prinri|)irn.  §.  .')!  ff.  Ich  stimme  ihm  im  Ganzen  bei.  halte  nur  trotz- 
dem, wie  sich  im  bolgeu«i<^u  ergiebt,  daran  fest,  dass  die  m  die^m  1S4  gezogenen 
Folgenugen  ais  dem  Priucip  der  wirthschaftUchen  Leistungsfähigkeit  doch  in  der 
Praxis  nur  vom  socialpolitischen  Standpnncto  aus,  in  der  „socialen'*  Phase 
der  fiesteuerang  Anerkennung  hnden  mosäen  ond  werden,  nicht  vom  „rein  hnanzicUen 
StandpüDcte**  aus,  in  der  staatsbtirfeiliohen  Phase  (s.  oben  §.  157,  S.  376).  —  Mit 
einigen  ein2clnen  Ergebnissen  Meyer's  bin  ich  übrigens  auch  nicht  einrerstanden, 
z.  B.  dass  der  Unterschied  zwischen  Oewina  und  Erwerb  nach  der  Opfertheorie 
Dicht  zn  berflcksichtigen  sei,  sondern  nur  nach  der  Theorie  der  LeistnngsAbigkeit 
(§.  55,  8.  -'iO  a.  a.  0.).  Legt  mir  eine  Steuer  vom  Arbeitseinkommen  nicht  ein 
höheres  Opfer  als  eine  solche  vom  Spiel-,  Wett-,  Gonjoncturengewinn  auf? 

ÄDCh  die  Erörterungen  von  Sax,  Grundlegung  §.  81—83  sind  fOr  die  Sdto 
dm  BedOrfnissmoments  bei  der  He.<tiuiuaing  der  Steuerfähigkeit,  des  individuellen 
Au.smansses  und  der  concreten  Ilftlic  der  Steuer  besonders  beachtenswerth.  Nur  kann 
ich  wieder  nicht  zugeben,  dass  Sass  —  gewi.-ä  zulässige  —  Behandlung  des  Pro- 
blems die  Erkenntniss  di  r  e.uscbeidenden  Gesichtspuncte  und  die  LOsnog.  vollends 
für  die  Praxis,  mehr  fördert,  als  Meyer's  und  meine  Behandluugswcise.  Sa.t's  Er- 
örterungen, auch  seine  Formulirungen  der  Einzeiprobleme  und  Postulate  bleiben  in 
80  abslracter  Allgemeinheit  (z.  B.  S.  514,  am  Schloss  des  %.  81,  S.  529).  da^s  eine 
Andren dunp  auf  die  practi-.chen  Steuerprobleme,  um  die  es  sich  doch  schliess- 
lich bandelt,  und  eine  Einrichtung  der  Besteuerung  nach  diesen  üesichtspuncten  und 
Fordemngen  mir  ausgeüchlossen  eiscbeint.  Wo  ist  der  practiscb  anwendbare  Maass» 
Stab  für  die  Sfenervertheilung  „nach  der  Proprcssion  der  rntensifStsabnahme  der 
Bedürfnisse  in  der  ökonomischen  Eeihoiifolge"  (Lode.x  S.  XXUl,  Text  S.  5ÜU  ü.)  zu 
ünden?  Die  vagen  Allgemeinheiten  hier  und  in  diesem  ganzen  Abschnitt  liefern  ihn 
doch  nicht  I 

§.  185.  —  2.  Die  Dnrcbftthrang  der  Besteuening 
nach  der  wirthschfiftliehen  Leistungsfähip^keit. 

Die  vorausgehenden  Krörtcrnni^'cn  über  die  Bedeutung  dieses 
BesteaerungsgruDdBatzeSy  damit  Uber  dessen  lohalt  and  Uber  die 
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au8  ihm  al)zulcitcnden  Folgeruogeii  lielein  die  iiichtsjclmur  dafür, 
wie  dieser  Grundsatz,  wenn  man  ihm  folgen  will,  durchzufdhrcii 
ist,  die  UDvermeidlichen  Comprouiiäse  mit  den  Conscqaenzen  der 
anderen  Steuerprincipien  und  mit  den  practischcii  »Schwierigkeiten, 
welche  zu  Modificationen  nöthigeii  werden,  vorbehalten. 

Aber  —  mwm  und  soll  wenigstens  stets  danach  j^cstrcbt 
werden,  dieser  Kiehtschnnr  zu  foli^enV  (icradc  das  scheint  mir 
wiederum  nicht  allgemein  zu  bejahen,  sondern  historisch  und 
örtlich  relativ  zu  beantworten  zusein,  nendich  je  nachdem  Rieh 
die  Besteuerung  auf  den  l  im n  ddcr  den  anderen  der  beiden  unter- 
schiedenen steuerpolitischen  .Standpnncte  stellt.  Daher  wird  diese 
Kiehtschnnr  maassgcbeud  werden  müssen  für  den  social  poli- 
tischen. 8tandpnuct,  nicht  für  den  „rein  finanziellen^', 
möglichst  zu.  befolgen  sein  in  der  y^socialen  Phase''  der  Be- 
steuerung, ao  sich  Doch  niebt  in  der  ,| staatsbürgerlichen" 
(§.  159).  Wenn  aber  aach  in  letzterer  sich  die  Anschauungen  zh 
Chinsten  j^ner  Bicbtschnor  gestalten  und  Theorie  und  Praxis  be- 
ginnen, demgemilss  zn  verfahren,  so  beweist  da»  eben,  dass  der 
Uebergang  zum  socialpolitischen  Standpnnct  und  zur  socialen  Phase 
in  der  geschichtlichen  Darcbringnng  begriffen  ist. 

Von  dem  anderen,  dem  rein  finanziellen  Standpancte  ans  wird 
man  dsgegen  immer  nur  sagen:  die  Thatsaeben,  ans  welchen 
jene  zur  Richtsehnnr  fttr  eine  „Bestenerang  nach  der  wirthsebaft- 
lichen  Leistangsfilhigkeit''  dienenden  Sätze  abgeleitet  wurden,  suid 
an  sich  ganz  richtig,  wie  die  verschiedene  Leistungsfähigkeit  höheren 
und  Besitzeinkommens,  arbeitslosen  Erwerbs,  grösseren  freien  Ein- 
kommens n.  s.  w.  Aber  sie  beweisen  nielits  fdr  die  Richtigkeit 
dieser  Folgerungen  in  Betreif  der  Bestenernng,  weil  jene 
Thatsacben  selbst  nnr  Folgen  des  zu  Recht  bestehenden  privat* 
wirtbschaftlichen  Verkehrssystems  nod  seiner  Recbtsgruadlage,  des 
freien  and  vollen  Privateigenthums  an  Kapitalien  und  Grundstücken 
und  des  freien  Vertragsrechts,  nur  Co n Sequenzen  der  Ein- 
kommen- und  Vermögensvertbeilnng  Und  derjenigen  Rechtsordnung 
sind,  auf  welcher  diese  Vertheilung  sich  bildet  und  beruht. 

Hier  gUt  eben  jede  roclitlich  erlaabto  Erworbnit  for  gloichwerthig,  Jodo 

Art  and  Höh'-  ilcs  Einkommens,  „freies"  and  „gebandenos"  Einkoniiiioii ,  wie  nicht 
minder  jede  Art  und  jeder  UmfMig  der  aberhMipt  rechtlich  »tatthafteu  Bedorfiuw- 
liefifedigung  far  gleich  berechtigt.  Da»  BesItBeinkomiDen ,  hOherw  freies  Etn- 
kommen,  Erwerb  ohne  oder  im  Wcsüntliohou  ohne  Arbeit  „leistungsfähiger"  sind,  als 
ihre  gegensätzlichen  Corrclate,  dasselbe  Einkommen  bei  einem  Einzelnen  oder  bei 
einer  kleiucu  Familie  IcistungblUhiger  ab  bei  einer  grossen,  ilas.s  jede  absolut  gleich 
hoho  Aasgtbe,  alM  Nch  ein  gleicher  Steuorbetrag,  im  eiocn  Fall  ein  leichteres,  im 
«Äderen  ein  Mhwaens  „OpfoT'  darsteUt»  —  da»  «riid  gar  nicht  bestritten.  Aber  das 
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Allcä  ist  eben  die  begleitende  Folge  der  nugleichen  Art  und  Höbe  von  Etakomineo, 
Krworl),  uiid  diese  Ungleichheiten  sind  mit  dem  System  der  RoclitsorJnunjr  nvA  des 
darauf  beruhenden  wirthKchaftlichcn  Getriebes  gegeben.  Daran  soll  und  darf,  nach 
der  hier  hemclieDdeii  Aaßiissung,  nichts  verändert  werden,  wie  es  bei  einer  Doich- 
ftihnjng  der  Befrtt^ncri)-  u  m«  h  d.  i  Ki<  lit>(  Imur  des  vorigen  Paragraphen  geschehen 
wurde.  Deshalb,  ho  wird,  und  meines  Krachtens  allerdings  folgerichtig,  hier 
MseUonen:  iit  diene  RicIifecliDiir  biw  nicht  anwendbar,  sind  die  einzelnen  Pesln- 
fate  für  die  Einriclifiini:  der  Bcsteuerang  nicht  richtifr,  ist  eine  dorartim'C  Ans- 
legoog  des  Qrimdi«alzcs  der  „Besteuerung  nach  der  wirthschaftiichen  Leistungsfähig- 
keit** daher  mbzuweisen  nn gerecht  und  als  ein  Yeretoss  gegen  die  zu 
foidemde  „(ileichmässifrVeit"  der  Besteuerung. 

Auch  die  BerUcltöichtigung  der  Familiengrössc  u.  s.  w.  zur  Bemessung  der 
wirthschaftiichen  Leistangsfähigkeit  und  des  in  gleichem  Stenerbetrag  liegenden  Opfers 
wird  abgelehnt,  weil  sie  gegen  das  rrincii)  der  porsfinlichcii  Verantwortlichkeit,  der 
Scelo  drs  ..Individtialismus"  in  der  (ieseUschaft  und  Volkswirtbschaft,  verstiesse  und 
auch  lu  Widerspruch  stände  mit  einem  immerhin  richtigen  Kern  in  der  „Genuss- 
theoric''  und  „Assecuranztheorie  *  als  Theorieen  snr  Begrftndiuig  dei  Beitenenuig  und 
,  zar  V«theilung  der  Steuerlast. 

„GleichmSBsige"  BesteaeniDg  „uRch  der  wirthscbaftlicben 
LeiBtaDgsfähigkeit"  ist  swar  auch  hier  das  Ziel.  Die  Besteller- 
uDg  bloss  nach  dem  Grondsats  tod  Leisttiog  und  Oegenleistnng 
wird  auch  hier  verworfen,  als  nieht  bloss  UDriehtig  and  onaas- 
führbar,  sondm  auch  als  an  gerecht.  Aber  ftlr  „gleichm&ssig'^ 
gilt  hier  eben  nar  diejenige  Besteaerang,  welche  die  relative 
Vertbeilnog  von  Einkommen,  Erwerb,  Besitz  anter  den  Besteaerten 
nicht  verändert,  sondern  sie  nach  Abzng  der  individnellen  Steaer- 
beträgc  belässt,  wie  sie  war. 

Daher  wird  hier  im  Wesentlichen  die  „Gleichmllssigkeit'',  and 
zwar  aach  die  GleiebmÜBBigkeit  der  Besteaerang  „nach  der  wirth- 
schaftiichen LeistungsHibigkeit'^  in  der  proportionalen  reellen 
Einkommenbestenernng  gefanden.  Denn  sie  allein  löst  die 
Aufgabe,  an  der  bestebenden  Einkoronien*  und  Vermögeosvertbeilung, 
dem  als  lii^^htig:  und  gereebt  geltenden  Ergebniss  des  wirtbschaft- 
licben  Vcrkelirs,  relativ  Uberhaui)t  nichts  und  absolut  nur  (Uüs 
zu  verändern,  was  eben  jede  Bcsteueiuiig,  weil  sie  Werthe  den  Be- 
steuerten cntziebt  und  dem  Staate  u.  s.  w.  ttberträi;t,  sehon  begriffs- 
müssig  tbuu  mu^s:  die  Bewirkung  einer  proportionalen  Verminder- 
ung der  im  Einkommen  sonst  zur  Verl'ligung  stehenden  Mittel. 
Aus  anderen  j)riuci[)iellen,  mit  einem  hier  lür  richtig  geltenden 
Gesicbttvpunct  der  „  Cienusstlieorie "  entnommenen  und  aus  prac- 
tischen,  auch  steuertechnisclicii  (iiiuiden  hier  dann  neben  der 

proportionalen  reellen  Einkommeubesteuerung  etwa  nur  noch  eine 
gleich  Im»  he,  aber  ^an/  niedrige  Beatcuerung  aller  er* 
werbenden  Personen  gebilligt. 

In  diesen  Ausfuhrungen,  welch--  '  ii falls  die  hier  zu  kurzen  der  er^t  ti  Auflage 
§.  421)  ergänzen,  habe  ich,  gemä&ä  dem  (rUher  Oeöagteo  (§.  156  fL)  meine  Aof- 
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fassuiig  f'^tgcliaitea  uad  cur  uoch  etwäd  genauer  gefasst.  S.  hiergcguu  iiamciuiich 
Cohn,  in  dem  genannten  Aufsatz  in  Conrads  JahrbUchorn,  I8S0,  6.  35,  S.  207  tf. 
und  Rob.  Meyer.  Principicn.  §.  ff.  Wenn  letztcror  (S.  402  Note)  meint,  mit 
meinen  io  der  ersten  Auflage  dargoiegteu  Aensseningen  ätändü  es  nicht  recht  in  £in> 
Uangr,  Ton  eioer  „rein  finanziellen"  Reateacruo^  „Dach  der  Leistaogsfäbigkftir* 
zu  sprechen,  so  kann  ich  das  nicht  zugeben:  auch  die  Pro portioiiallicitcncrung, 
und  des  Einkommens  allein,  ist  eine  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit, nicht  nach  I^istoDg  und  Oefenleistuog.  nnr  eben  eine  solche,  «ie  sie  den 
(irundansclianunfTori  ilr-s  nkonomisrhen  Itidividualismus  entspricht.  !>ass  diesen  Grund- 
anttcbauungcn  nur  eine  Besteuerung  nach  Leistong  und  Gegeoioistang  entspreche,  wie 
Gehn  «.  a.  0.  andeutet,  ist  nicht  richtif.  Fiellidi  aber  Ist  es  die  Ötnseqnenx  dieser 
Grundanschauungcu ,  mit  O.  Micliaclis  (volkswirtlischaftlichor  Oongresa  1807";  zu 
sagen:  „die  Anwendung  d&i  Friucips  ron  Leistung  und  Gegenleistung  sei,  wo  sie 
möglich  sei.  die  allein  gerechte**  (was  sogar  Roscher,  FIn.  §.  47  za  hiUlgen 
schwillt'.  Sil-  i>t  aber  auch  tiach  dioscr  Ansicht  nicht  überall,  uiul  im  Grunde  nur 
in  einigen  Fällen,  uOgUch.  Dann  aum  das  andere  Princif  eintrete»,  aber  eben 
im  ^nfle  der  Pn>poitional«EIiikeiiim«nliesteiiennf. 

Nochmals  betone  ich,  dass  meine  persönliche  Auffiusung  ja  gerade  auf  dem 
sorialpolitischen  Standpnncte  steht.  Aber  ich  •_'  In-  nicht  soweit,  das  relatir 
liichtige  der  anderen  Aoflassang  zu  ?erkennen.  weau  man  sich  einmal  auf  den 
folgerichtigen  Standponct  des  Ökonomischen  Indiridnalismos  stellt  Letzteres  thnn  zn 
tlürfcn,  weison  Cohn  und  Meyer  ah,  m.  E.  nicht  mit  dnrchschlagcndeu  Gründen,  ^In^1 
auch  nicht  der  historischen  Auüjtöaung  hier  richtig  Hechuung  tragend.  Denn  es 
handelt  sich  hier  nicht,  wie  insbesondere  Cohn  meint,  um  etwas  ebenso  Otopisches 
wie  im  extremen  Socialisrnus,  sondern  in  der  That  um  bewnsst  und  unbewtisst  allg>  - 
meitt  verbreitete  und  im  bisherigen  Stettenecht,  trotz  einzelner  Modificationcu  und 
insofern  Abwelchnngen ,  allgemein  aneiftannte  vnd  ab  Bichtschnnr  dienende  prin- 
cipielle  Anschauungen  über  allein  richtige  und  gerechte  Proportinnilbcsteuerung. 
Das  beweisen  u.  A.  auch  die  Beweisführungen  zu  Gunsten  einer  ausnahmsweisen 
Stenerdegression,  wobei  gersde  des  Princip  der  Progression  abgewiesen  und 
iu  den  einzelnen  Argumenten  absichtlich  jeder  Schein  vermieden  wird,  als  ob  die 
Kechtferti^ng  der  Degression  za  deqenigen  der  Progression  fahre  (Sachsottt 
G  e  n  s  e  1 ). 

Gerado  die  Art  und  Weise,  wie  sich  in  der  neueren  deutscheu  Wissenschaft  die 
Idee  der  Steucrprogressioti  entwickelt  nnd  alhn?i!ich  in  der  ufTentliclieii  Meinung,  bei 
dcu  verschiedensten  poUtiiicbou  Parleieu  vei breitet,  ■  vuu  Jen  Sucialdeuiuc raten  bis 
zu  den  Conservativen ,  aber  sehr  dmiacteristisch  am  Wenigsten  noch  bei  den  Mittcl- 
parteien,  welche  eben  im  Ganzen  am  M'  i-t-ii  auf  dem  Boden  des  tUonoinisclien  IniH- 
vidualisuius  stehen  und  dessen  üruuiiauöciiauungcji  iheilcn  —  gerade  diese  Art  und 
Weise  bewdsl  mir  wieder  die  Richtigkeit  meiner  Auffassung  dieser  Dinge. 

An  den  aus  der  vorigen  Auflage  (§.  i'2~  S.)  hier  übernommenen  Ausführungen 
habe  ich  daher  nichts  Wesentliches  zu  ändern  fttr  uöthig  gefunden.  Meine  erwähnten 
Gegner  lehnen  die  „rein  finanzielle*'  Besteuerung,  wie  sie  im  folgenden  Pangraphon 
dargelegt  ist,  ab,  die  „socialpuliti^^che"  nehmen  sie  im  Ganzen  an.  nur  nicht  mit 
meiner  allgemeineren  Begründung,  nicht  mit  dem  von  mir  gewühlten  Kamen,  und 
allerdings  auch  noch  nicht  mit  allen  Conscquenzen,  z.B.  derjenigen  fortdauernder 
Progression,  weil  sie  eben  —  hier  in  den  Anschauungen  der  staatsbürgerlichen  Periode 
nnd  des  nkonoraischen  Individualismus  seUist  noch  etwas  hängen  geblieben  sind:  eine 
neue  B^täiiguug  meiner  Ansicht 

^.  ISß.  —  a)  Rein  finauzielle  gleichni  assi^e  Be- 
steuerung nach  der  wirthscbaitiichen  Leiatangs- 
fähigkeit. 

Hier  hat  Ilock,  öfl'eutliche  Abgaben,  ein  Steucrs3Tstem  entworfen,  das  beachtens- 
werthe  Eigenthtlmlichkeiten  und  MoUvirungen  enthält,  besonders  §.3,  13,  14.  Er 
stellt  als  die  „did  Uisteuem**  eine  Personal-,  eine  Einkommensteuer  nnd  einen 
Complex  von  Steuern  für  besondere  Dienste  auf.  Dazu  kommt  er  allerdings 
ron  der  Genaastheorie  aus,  was  aber  seinen  Ausführungen  den  Werth  nicht  nimmt. 
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Das  Prineip  der  GUichmlssigkeit  fährt  hier  nach  dem  Gesagten 
%n  einer  gleleh  hohen,  aber  ganz  niedrigen  BesteneruDg  der 
erwerbenden  Personen  nnd  vornemlich  za  proportionaler 
reeller  Einkommenbestenerung. 

Üie  erste  Forderung  lägst  sich  zugleich  mit  nach  einem  rich- 
tigen Gesichtspunct  der  Geuusstlicorie  begründen,  ebenso  wie  die 
A  llgreniei  n  hcit  der  Besteuerung:  eine  absolut  gleich  hohe 
Steuer  aller  w  i  r  t b  s e h  a  1" t Ii c  h  L  e  i s t u  n g s i' ä  Ii  i  g e  n  und  \v  i r k  - 
lieh  Mr  die  eigene  Leistung  oder  aus  Renten  ein  Einkommen 
lieziehendon  Personen,  ohne  Kücksicbt  aul"  Art  und  Höhe  des 
Eiiikonniieiis  und  aul  Vermögensbesitas,  aber  in  einem  absolnt  so 
niedrigen  Betrage,  wie  er  der  Leiatuugsfähigkeit  der  artusteu 
Classe  von  Peisdueu  mit  «elbständigem  Erwerb  noch  entöpricht. 

Die'-c  Forderung  kann  auf  zweierlei  Weise  verwirklicht  werden: 
dnrrh  iiicilrigc  directe  aUgemeiuc  Pcrso n a  1  steuern  Kopf-, 
bessn  Fainüit  iisteuern,  noch  besser  durch  solche  »Steuern  bloss  auf 
die  Krwerbslähigcn  und  SelbsterwerheM(l(MJ) ;  ferner  durch  gewisse 
indirecte  Verbrauchssteuern,  besonders  aut  Artikel  des  noth- 
wendigen  Bedarfs,  welche  von  allen  Classen  und  Einzelnen  ziemlich 
gleicbmässig  verzehrt  werden. 

Eine  geeignete  Steuer  fur  einen  dergestalt  beschränkten  Zweck  ist  riel- 
l«icht  die  Salzbteuer,  ihr  zunächst  die  Brotsteuer.  Solche  directe  wie  indirecte 
Steuern  ^iik  l  gh  ii  lunibüig,  sow(  it  e:^  sich  olx  n  nar  nm  die  Person,  nicht  um  ihre 
Ökonomist iic  LajfL-  lumdelt.  D;i.s  llmiiitlK'ilt^ukon  gjegfn  sie  ist  Jie  meistens  fehlende 
Beschränkung  uiit  die  erw  er  s  la  h  i  e  ii  Pcrsoüeii,  was  am  Ueutliclisitcii  bei  reinen 
Kopfsteuern  und  bei  VerbraucliHst<iu<'rii  wie  den  gonaiiuton  herroitrftt,  welche  die 
l'amilie  nach  der  Kopfzahl  belaßt,  ii.  Der  hierin  liegende  Vi  i>toss  gegen  ni.'i<  b- 
mfissigkcit  der  Besteuerung  uach  liei  wirthschaftlichea  LeistungtilUhigkeit  rcrkugi  dauu 
auch  \m  einor  lein  finanziellen  Besteuerung  eine  Correctar  fn  den  anderen  Theilen 
des  Steuersystems,  Aber  sowi  it  iberhaupt  '  in  ^  ■Ibstündigos.  wenn  au<  h  kleines  Ein- 
kommea  einer  Pereou  vorliegt,  muss  und  darf  dies  ron  diesem  ersten  Steucrstandpuocte 
am  bestenort  Verden.  Die  Person  tr&gt  dadarch  ihren  schnldij^eii  Anth^  zu  den 
Kosten  ihrer  eigenen  Existenz-  nnd  fioiI.fhensbpdin^onErcn,  wclcTiii  ilir  dor  Staat  mit 
sch&flt,  bei  (§.  16Ö  ff.).  Weniger  Bedenken  als  eine  der  genannten  hätte  die  neuerdings 
beliebte  Petfoleomsteoer  in  dieser  Hinsicht 

Nach  den  Peraonen  für  sieh  ist  es  sodaDii  die  Öko- 
nomische Lage  deTselben,  welche  die  rein  ünansielle  gleieh- 
luilssige  Bestenerung  zq  berttcksiohtigen  hat.  Hier  gilt  nun  das 
frtther  Entwickelte:  die  gegebene,  bez.  geschichtlich  gewordene 
Einkommen-  und  Vermögensvertheilong  im  Volke  mnss  an  nnd  fttr 
sich  von  der  Besteuerung  als  eine  Thatsache  bingenommen 
werden,  welche  von  ihr  nicht  absichtlich  verändert  wird.  Die 
Cousciiucn/.  ist  dann  die  früher  gezogene:  die  Besteuerung  muss 
möglichst  nur  reelle  Einkommen-,  nicht  Vcrniügens- 
besteneruu^  und  darf  nur  proportionale  Einkommenbesteueruug 
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Bein.  Gans  folgerichtig  gelangt  man  vom  rein  finansieUen  Stand- 
ponete  ans  daher  zo  der  Fordernng,  dass  die  wirthsehaftliche 
Leistnngeftbigkeit  aQsschlieaslieh  an  der  abaoititen  Grösse 
des  Einkommens,  welches  der  Einzelne  im  Staatsverband  zn 
erwerben  nnd  an  geniessen  yermag,  gemessen  wird.  Die  Gleich- 
mftssigkeit  der  Besteuerung  nach  dieser  Leistnngsflfthigkeil  aber 
wird  in  der  gleichen  Proportion  der  Steuer  zum  Ein- 
korn men,  also  eben  in  der  proportionalen  (im  Gegensatz  zor 
progressiTcn)  oder  in  der  ,,gleichqnotigen"  fiinkommenbe- 
steaemng  gefanden. 

Indem  einem  Jeden  die  gleiche  Quote  »cincH  Einkotumonä  durch  die  Steuer 
abgenonmen  wixd,  zahlt  er  (auch  der  Idee  der  Genusstheoric  entsprechend  wie  bd 
einer  AssecQ ranz,  was  hier  trotz  der  princiinrlleu  l  -iri-  hd^deif  die  scr  Thcorit-  keine» 
Grund  zur  Abweisunz  der  Forderung  abgiebt;  wiaiioh  die  verhältnisäuiässig 
glelcbe  Steuer  viid  die  EiBkommen-  und  VermAgeosrertbeiliuiif  bleibt  reUtir  aa- 
reittndert. 

Die  herrschende  Stenerlehrc  der  „Theorie  der  freien  Concur- 
renz''  oder  des  Ökonomischen  Individualismus  (Sniithianismus)  und 
das  moderne  Steneriecht  nach  seinem  leitenden  Gesichtspnnct  ver- 
langen in  der  That  als  Regel  diese  Proportionalbesteuemng. 

So  Smilb,  Rau  und  die  muiäteu  Neueren.  S.  die  Literaturrevuc  bei  Held, 
Einkümmcnstenpr,  S.  121  ff.  Ebenso  die  theoretischen  Politiker.  In  der  Prntis  kommen 
zwar  bei  einzelneu  Staatssteucm  (z.  B.  preussiscbe  Classensteuer)  uud  roUends  bei 
Gonnranai-EiakomneDstoaeni  Progressioiieii  for  (rgl.  Nenn  an  u  u.  a.  0.  mit  retchem 
Material',  aber  diese  sind  eigentlich  nur  Degrcsbioncn  gef^i-imbor  einem  normalen 
Proportionalfusd  und  werden  auch  als  solche  etwa  nur  gewälUt  und  motiyirt,  weil 
die  betreffenden  Stenern  sich  mit  uideron  eombiniren  (z.  B.  die  preOBofsohe  Glaaeen* 
Steuer  mit  der  (Jcworbc-  mid  (iruiiihteaer)  und  mau  so  doch  vornemlirh  nur  eine, 
C!ompenwtion  gegen  die  umgekcbxt  progressire  Wirkung  dieser  Geaammtbesteoarong 
oder  der  Terbtmnclittteveni  emrlcbten  wül.  Die  Frriheit  kleiner  Einkommen  ton  der 
Einkommensteuer  (England,  Preusson,  deutscln  Staaten)  und  der  Abzug  eines 
steuerfreien  Betrags  auch  von  etwas  höherem  Einkommen  (England ,  jetzt  bis  4UU  Pf.  St. 
mit  Abzug  von  120  Pf)  ist  auch  kein  bewosster  Brach  mit  der  Proportionalbestcuerung, 
sondern  nur  eine  (x)nce8sion  an  den  Gedanken,  dass  erst  bei  einer  gewissen  Hohe  des 
Einkommens  theils  dW^e  Form  dt-r  (nominellen'^  Einkommensteuer  eintreten,  theils  erst 
bei  einer  noch  grösseren  Höhe  des  Einkommens  der  volle  Steuer»aU  erreicht  werden 
tolle.  Auaeerdem  spielen  bei  der  Ucwäbrung  solcher  Steuerfreiheiten  bei  einer  ein- 
zelnen Steuer  technisch-administrative  Rürksirhtcn  mit  (S  402). 

Mehr,  wie  Stein  mit  Recht  hervorhebt,  zeigt  sich  in  der  Verbrauchs- 
besteaening  schon  länger  eine  bewusste  Tendenz,  die  releheien  Classen  stärker  zu 
besteuern,  indem  deren  Consomtibilien  einem  höheren  Steuersatz  unterliegen,  als  die 
Massencoosomtibilidtt  der  unteren  Giassen.  Achniiche  Tendenz  in  den  directen  söge- 
nannten  LnznsileQem.  Aber  vom  Thell  acbon  wegen  der  steaeiteobnieoben  Sehwierig- 
keiten  sind  diese  Tendenzen  doch  nur  in  schwachem  Grade  wirMich  zur  fi>ltung- 
gelnogt,  noch  fuhren  sie  gewöhnlich  nur  daza,  daäs  bloss  die  üntersteuerung  der 
höheren  diesen  durch  manche  wichtigere  VerbrtncluNBtenem  vieder  etvu  nnege- 
glichen,  d.  b.  immer  erst,  besten  Falls,  die  Proportional-Besteuerung-  für  diese  Classen 
erreicht,  aber  noch  keineswegs  in  die  Progressiv -Besteuerung  hinubergefuhrt  wird. 
Die  fewöhnlich  höhere  BoBtencrung  des  ^inkommene  um  Grand  and  Boden,  Hiniem, 
auch  Gewerben,  mittelst  bezüglicher  Ertragssteuern  neben  einer  Einkommensteuer  oder 
nach  einem  höheren  Steoerfoss,  im  Vergleich  mit  der  directen  Besteuerung  des  un- 
fondirteu  Einkommeas  hlo^  durch  fUukommensteuer  CPrenssen,  deutsche  Staaten)  wirkt 


454        B.  Allgein.  Stouerlchrc.  H.  K  3.  H.-A.  3.  A  (ileichmilssigkcit  §.  1S6. 

zwar  zum  Tlicil  in  der  RichtODg  «iner  höheren  Bostoucrung  dos  BositteinkonuneM. 
Aber  auch  dies  wird  gerade  neuerdings  vi<  If^ii  h  beanstandet,  ferner  ist  es  meistens 
die  Foltre  der  zufäliigen  gcschichtlichcit  Entwicklung  der  Bcs>tcuorung,  namentlich  des 
Umstandcs.  dass  man  es  hier  mit  älteren  Steuern  höheren  Passes  zu  thun  hat,  und 
endlich  ujachoh  sich  d'viiv  höheren  Steuern  für  den  jetzigen  Grund-  und  Ilaos- 
besitzer  gar  nicht  immer  als  Steuern  fühlbar,  voil  sie  bei  ErbesUbernahme ,  kauf 
V.  8.  im  Werthe  des  Objects  selbst  veraoscliiagt,  d»  h.  il>gezdgeD  (amortfslit)  iiiid. 
So  darf  mnn  in  der  That  sagen,  dass  dor  leiteode  GeiichtqMluct  im  ttodenen  Steoer- 
recht  noch  die  Proportionulbcsteucruiig  iät. 

Die  AbweichuDgen ,  welche  vom  Princip  blosser  Proportional- 
Einkommenbesteuerung  bisher  bestehen,  erklären  sich  aus  der  ver- 
Bchiedcnartigen  geschichtlicbeu  Entwicklung  und  der  nicht  genügend 
nach  dem  l^rincip  veränderten  Einrichtung  der  Besteuerung ,  aus 
den  grossen  Schwierigkeiten  (auch  rein  finanzieller  Art,  nemlich 
um  dabei  den  erforderlichen  Bedarf  zu  decken),  die  Froportional- 
beatenenmg  durchzuführen  und  endlich  auch  aus  manchen  un- 
bewussten  and  absieht  lieben  Abweichungen  vom  rein  finanziellen 
und  ebenso  viel  Annäherangen  an  den  socialpolltiseben  Standpnnet 

Am  Solisten  steht  diejenige  Besteuerung,  welcbe  ms  pnetiseli-fiaaiiileUen 

Gründen  jrewöhnlich  im  modernen  Staatshaushalte  die  ausgedehnteste  and  wichtigste 
ist,  mit  der  Froportional-EiokommenbesteueruAg  in  Widerspruch:  die  indirocto 
Verbrauchssteuer  auf  ferbreitete  Kabrunfs-  und  Genussmittel.  Denn 
der  Coiisuui  der  letzteren  &teigt  nit  ht  ireniui  mit  dem  Einkomincn,  die  Steuer  unt«:r- 
scbeidet  in  der  Kegel  Qualitäten  der  Artikel  nicht,  so  dass  sie  auch  deswegen  die 
Vermögenderen  nicht  entsprechend  belastet,  sie  tiiSt  die  PsmilienTorstiade  nldit«  audi 
nicht  relativ,  r : '  :1ir<-r  wirtbscliaftlichcn  r.f>Utungbf;ihiu:keit,  sundera  oft  einiger- 
maassen  nach  der  Kupi^ahl  der  Familie,  und  auf  Ausgleichung  dieser  üngieichm&iäig- 
kelten  ist  nicht  genügend  zu  rechnen.  Daher  ist  diese  Besteuerung  folgerichtig  an> 
fjofochtcn  und  ifct  zu  dunsten  Jor  directen  (nomiueUen)  Einkommensteuer  vielfach 
auch  ron  den  Anhängern  des  rein  tinanzieliea  Steuersystems  ebenso  vie  von  den- 
jenigen des  soclalpoiitischen  und  Progreesirsystems  plaidirt  worden.  (S  die  Zusamroen- 
ätellung  ron  Citaten  in  Lase>alle.  die  indirccte  Steuer  und  die  Lage  der  arbeitenden 
Classeti,  Zürich  1863,  S.  14  tf.)  Die  ersteren  konnten  nur  durch  das  Verlangen  xuit 
directen  Schätzungen  als  Ausglcichungs-  und  Ergkuzuugssteuern  neben  den 
Verbrauchssteuern  leichter  die  Möglichkeit  nachweisen,  der  {''orderung  der  Proportiunal- 
Einkouiinenltiisteuorung  doch  einipnnnaaH?<f>n  nachzukommen,  und  dadurch  den  Wider- 
spruch dieaei*  Steuer  mit  ibicr  Theorie  der  Verwirklichuiig  des  Gleichmiu»aigLcita- 
princips  mildem^  wenn  auch  in  der  Praxis  nicht  genfigend  beseitigen.  Den  Ausschlag 
für  Beibehaltung  und  Entwicklung  au<  Ii  in  «Icii  .  r*  ilintrn  Re/ichungen  misslichcr 
Steuern  gab  aber  freilich  —  die  Nothwundigkoit  der  Deckung  deti  Finanzbedarfk  und 
die  Dnzureichendbeit  anderer  Steuern  hieifUr.  (S.  Kap.  4,  Abschnitt  von  der  V«r-  . 
bianchsbcsteaeroag.) 

Absolut  gleieh  bobe,  aber  im  Betrage  sehr  niedrige 
allgemeine  Personal-  oder  als  solche  wirkende  Ver- 
brancbssteuern  und  eine  oder  mehrere  andere  Stenern, 
welche  den  flbrigen  Hau ptt heil  des  Stenerbedarfs  nach  dem 
Princip  proportionaler  reeller  Einkommenbestenernng 
decken  y  sind  bemerkenswerther  .Weise  die  richtige  Conseqnena 
auch  der  Gennsstheorie,  wenn  letztere  nicht  ganz  fallen  ge- 
lassen,  sondern  das  in  ihr  mit  enthaltene  richtige  Moment  der  Ver- 
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theiluog  der  Stenern  den  Steaenahlern  gogeaiiber  geltend  ge- 
macht wird. 

Man  hat  vohl  auch  dio  proportioniJe  j^kommoabeatonorang  als  diu  richtige 

('onseijoenz  des  Icitendmi  ' i  sichtspuncts  in  der  Opferth<  oru-  hiasUillen  wdIIcii: 
wie  Rau  ([,  §.  253)  iiu  \V  oi>cutiichon  fUr  diesen  Fall  sagt:  „es  werdüü  Alle  oiuuu 
gleichvielst«)  TheU  (Quote)  der  zo  ihrer  Verfogang  »tohenden  GQtenneiiftt  ongef&kr 
gleich  leicht  (xler  scliwer  abgeben  können."  Hier  wiilfet  jedocli  ein  o^t^chiedone^ 
Irrtbum  ob.  Uenule  die  Opfeitheorie  mata  anerkennen,  wie  dica  Kau  einige  Zoileii 
vor  diesem  Satse.  des  Widersprtidie  aidi  niebt  bevmat  verdend,  und  ebenso  mit  einem 
ZaLIcLbt-ispiel  in  der  Note  selljst  thiit.  beiläufig  eine  gewisse  Geldsiiuime  für 

den  Besitzer  einen  desto  höheren  Werth  hat,  einen  je  grösseren  TheU  seines  ganzen 
Tenrendbaren  Gütettomtha  cio  attamaclit  und  dnem^je  grosseren  TheU  dee  ganzen, 
ihm  zu  Geijöte  stehenden  (lUtergcnuhses  bic  fululidi  entspricht".  M.  a.  W.  das  Üpfer 
des  absolut  gleichen  Steuerbetrags  und  der  nemlichcn  Steuerquote  vom 
üinlommcu  wird  um  so  schwerer,  ju  kleiner  letzteres  ist  und  umgekehrt.  Die 
Opfertheorie  fährt  daher  folgerichtig  zur  Verwerfung  der  proportionalen  und  zur 
Stutzung  der  progressiven  EiKkoinrncnbcstnuernnp.  Aber  mit  der  Opferthoorie  lässt 
sich  eben  in  der  rciü  tmauiicilcji  Ikssteucruüg  ducli  eine  solche  Forderuni^  aus  den 
angeführten  Qrttndcn  nicht  geoflgcnd  rechtfertigen.  Die  berrschiuide  Theorie,  I'raxis 
und  (le^äct^^obnnsr  sind  hier  prnnz  folgerichtig  in  der  Venrerfang  jeder  anderen  als 
der  pruporüünaleu  Eiukommcubcbluuurung. 

§.  187.  —  b)    Bocialpolitische  gleichiuä8sii,^e  Re- 

bteueruug  nach   der  wirthachaitlicbeu  Leiätuugs- 

fäbigkeit. 

S.  besonders  Neu  mann,  progressive  Steuer.  Kapitel  3  und  -t,  dem  ich  in  den 
Ausführungen  gegen  Hold  meistens»  beistiuiuie.  Held  vernichtet  iiuf  die  Aufstellung 
eines.  IC  er  es  nennt,  „rechnerischen"  Maass-stabes  für  dio  gerechte  oder  gleich« 
mäshigu  Stcuervertheilung,  womit  aber  auf  die  Aufätellung  fester  principiellcr  Ziele  über- 
haupt verzichtet  wird,  sobald  dift  Ausdruck  „ruchuctisohor  Maassstab"  eben  in  dem 
hier  allein  zulässigen  Sinne  einer  bestimmten  prii^cipicllen  Richtschnur  für 
die  Steaerverthcilung  verst.mden  wird.  Ich  vermag:  daher  auch  den  positiven  l''order- 
ungen  Held 's  in  Bezug  auf  Steuert  ertlieilung  (s.  seine  Kapitel  5 — li,  soweit  sie  vou 
den  im  Text  gesogenen  Conaequenzen  abireidien,  — '  was  allerdlufta  nur  tbellweise 
der  Fall  ist  —  nicht  beizutreten.  S.  auch  meine  Communahstouerfrairt'  S.  2" 
Kohert  Meyer,  Friucipien,  §.  öl — Oö,  wo  niihere  Ausführungen  Uber  dio  Anwendung 
des  Letstongsffthigketts-  und  Opferprincips  in  den  nnzelnen  Kategorieen  ron  Pfillen, 
nur  dass  eben  Moyer  hier  fttr  die  Besteuerung  aberhaupt,  nicht  für  die  „si.cial- 
politische"  Bestenernng,  seinem  von  dem  meinigen  abweichenden  Standpuncto  gemäss, 
die  allgemeine  wie  die  Einzelftagen  behandelt 

Erörtert  man  die  Frage  der  gleichm&ssigen  Besteuerung  vom  socialpolitischen  Stand- 
puncto aus,  so  erleiden  die  vorausgehenden  Sätze  Modificationen  in  Gemässheit  der 
hier,  aber  auch  nor  hier  anwendbaren  Opfertheorie,  weil  der  hei  der  Anwendung 
der  letzteren  unvermeidliche  Eingriff  in  die  bestehende  Einlcoromcn-  und  Vermögens- 
vurtheilung  hier  nicht  von  vornherein  principiell  abgelehnt  wird.  Eh  wird  daher  hier 
davon  Act  genommen,  dass  die  absolut  gleiche  Besteuerung  der  rersonen  als  solche, 
wenn  auch  durch  noch  so  niedrige  Steuern,  und  die  proportionale  Einkommenbestettor- 
ung  absolut  und  relativ  u  n  c:  1  e. i  r h  c  Opfer  für  die  Pcrsonon  verschiedenartigen 
Kinkommuiiä  (nach  den  Quellen  und  iürw <: rlisarteii  dt^eiben)  und  verschiedener 
Einkommen  höhe  mit  sich  bringen,  insofern  die  lie^teuerten  also  auch  nicht  gleich- 
massig  nach  ihrer  wirthscbaftlichen  Leistungsfilhigkeit  trclfen.  Denn  die  letztere  und 
das  Opfer,  das  die  Steuer  auferlegt,  veränderu  sich  eben  nicht  proportional  der 
hlosaan  Uftbe  des  Einkommens. 

Eb  ergeben  sieb  bier  folgende  Poetdate. 
(I)  Ea  darf  hier  nnd  vom  soeialpolitKaehen  GeaiebtBpnnete  be- 
traebtet  mnss  bier  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Besteaer- 
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iiBg,  welcher  in  diesem  Fall  sngleicli  deigenigeii  der  GleiehmüBsiis^ 
keit  in  sich  sehliesst,  zn  Gunsten  gewisser  Minimalein kommen, 
besonders  (aber  nicht  unbedingt  nur)  ans  Arbeit,  durch- 
brochen werden  gerade  um  der  GleichmlUsigkeit  willen:  sociale 
Steuerfreiheit  des  j^fixistenzminimnms''  (§.  167). 

(II)  Ferner  ist  bei  der  wirklich  erfolgenden  Besteuerung  nach 
den  näheren  Auslührungen  des  §.  184  vorzugehen,  daher  sind,  in- 
dem das  dort  Erörterte  für  die  Aufgaben  der  Praxis  aut  seinen 
wesentlichen  Inhalt  zusammengezogen  und  liier  jetzt  vornemlich  für 
die  E  i  u  k  0  ui  in  e  ii  hesteuerung  formuürt  wird ,  vor  Allem  drei 
Umstände  grundsätzlich  zu  berlicksichti^^en :  die  Quelle  des 
Einkommens,  die  absolute  Höhe  desselben  und  anderweite, 
auch  hei  gleicher  Art  und  Höhe  des  Einkommens  die  Leistungs- 
fähigkeit beeinflussende  Momente. 

(1)  Nach  der  Quelle  ist  vor  Allem  „unfundirtes"  und 
iyfundirtcs'%  reines  Arbeits-  und  zum  Theil  auch  gemisehtcs 
(gewerbliches)  einer-  und  reines  Besitz-  oder  Rentenein- 
koinnien  anderseits  zu  nnterscheiden  und  danaeh  die  Steuer  in 
verschiedener  Höhe  zu  bemessen. 

Senteneinkogniiien  iat  unter  Qbrfgwis  gleicben  Cnstibid«D  JdstiiDgBiUiigei^,  also 

stärker  zu  bestetiern.  Denn  es  lässt,  in  der  Kcircl  wenigstens,  noch  die  ganze  Arljeits- 
kraft  frei  far  den  Erwerb,  wälireud  dieselbe  beim  Arbeits-  and  geverblichen  Eia- 
kommen  ganz  oder  frosaentheüs  schon  absorbirt  iat  MothireRdife  Andagen,  bez. 
Kücklagcn  müssen  ferner  beim  Arlxitseinkommen,  nicht  durchaus  heim  Kont-  nein- 
kommeu  erfolgen,  jedenfalls  bei  ihm  grösser  als  bei  diesem  and  auch  als  beim  ge- 
werblichen Einkommen  sein,  um  sich  rllr  die  Zaknnft,  für  RT«nkbdt,  Alter  n.  s.  w. 
zu  sichern.  So  erscheint  ein  kleinerer  Betrag  ron  jenem  als  wirklich  freies  Eiu- 
kommen.  Aehnlichcs  gilt  wenigstens  ron  dem  Kapitalgcwinn  darstellenden  TheU  des 
gewerblichen  Einkommons  verglichen  mit  dem  reinen  Arbeitseinkommen. 

Nach  dem  FrOheittn  ist  ferner  ebenso  wieder  der  nicht  unter  das  „Einkommen" 
fallende  Erwerb  &m  S  j>  f  ii  1  :i  t  i  o  ri  t-  n  ,  (i  r  0  o  ii  j  ti  n  r  t  u  r  c  n  e  w  i  n  n .  der  Erwi-rl» 
durch  „Aufall",  au»  Spiel,  W  cttu,  Erbschaft,  Legat,  ücsclicjik  stenerfäbiger,  als  das 
normale  Einkommen  aus  Arbeit,  (iewerbsverdicnst,  meist  selbst  als  ans  Bente,  nach 
dem  Leistungsfähigkcits-  und  dem  Opferprincip  daln-r  huluT  zu  Ixj^stfuem. 

Wie  diese  Forderungen  auazuführen  sind,  ob  durch  emen  höhereu  Steucrfusä 
der  (nominellen)  Einkommenstener  für  fundirtes  als  für  nnftnidirtes  Einkommen,  ob 
diircli  ViT)>ittiliiii^'-  oiii.-r  Ertrags-  odtir  einer  VcruiMirrnslM-'stcuernns:  fQr  Jic  Erfrifrs- 
oder  Vcrmügcnsubjecte,  aus  denen  das  iundirtc  Einkommen  fliesst,  mit  der 
nominellen  Etekommen-  nnd  Verbranchsbestenenuif  also  mittelst  einer  ahsichtUeben 
üoppelbestenening,  das  ist  rnrhr  i  !nc  st-Mjcrtechnische  Krage  und  erst  in  der  Lihri; 
von  der  richtigea  Bildong  des  Steuersystems  za  untersuchen  (4.  Kapitel).  (Auch  die 
F^e  der  (nominellen]  veroMtgenssteiior,  «nf  die  besonders  ISFeamann  riel  Qevicbt 
legt,  ist  daher  keine  Piincipien-,  wHideni  eine  staiaertechniacba  ZweckmlssigkQllBfinife.) 

(2)  Dasselbe  wie  von  fundirtem  gegentlber  unfnndirtem  Ein- 
kommen gilt  eeteris  paribns  ron  verschiedener  Höhe  des  Ein- 
kommens: das  höhere  Einkommen  ist  relativ  höher,  d.  h. 
progressiv  zu  besteuern. 
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Denn,  leHMt  stetiatiBch  oinigermnaflaen  nachweislwr,  aldgl  die  Loistiiiifsahigkeit 

stärker  als  das  Einkommen,  weil  von  letzterem  eine  immer  grossere  Quote  als  „freies'' 
Eiukommeii  übrig  bleibt,  velcbes  nicht  durch  Bestreitung  des  nothvemUgeu,  sogar 
qoalitettf  Tiel  scUechter  befriedigten  SnbaistentbeiHi^  ,^bttnden"  ist    So  wtid 

namentlich  fOr  Nahrung,  zum  Thcil  aucli  fUr  Wohnung  bei  kleinerem  Einkommen 
regelmässig  eine  steigende,  bei  grosserem  eine  sinkende  Quote  verwendet  (so'^L'iuuinte.H 
,,Gmetz  der  Koraudconsumtion''.  S.  darüber  Engel,  sächsische  stiitiHtische  ZeiLschnft 
1^57,  S.  170;  über  die  relative  Grösse  des  WohnungsaufwaiuJs  nai  Ii  der  Hohe  des 
absoluten  Einkommens  Srhwal)i!  und  nrucli  im  Berliner  stadtiiichon  Jahrbu«  Ii  iSOs 
und  ISOU,  Laspeyrcs  mehrfach,  ao  sichaische  stalistische  Zdtschrift  IsTÜ.  Im 
Allgemeinen:  Lexis,  Abhandlung  Consumtion,  in  SchAnbeif 's  Handbuch.  I,  n.  A., 
§.  TA).  Eben  daher  wachst  das  „freie"  Einkommen  progressiv  mit  der  steigenden 
and  sinkt  ei  degressiv  mit  der  £atlendcn  UOhe  des  ganzen  Einkommens.  Mit  dem 
freien  Einkommen  steigt  und  IlUt  wieder  zumeist  die  Ansammlungsfähigkeit  oder 
Kapital isirbarkoit  des  Eiiikummens  und  umgekehrt  bewegt  sirli  die  Schwere  des  Opfers, 
weiches  diese  üperation  dem  Betreifendcn  in  der  Beschränkung  seines  Oonsums  Mif-> 
eri^  Das  freie  Einirommen  ist  llberhrapt  r^i^niiarig  der  Fonds,  anf  dem  di» 
Steuer  lastet,  ans  dem  sie  bestritten  wird.  Die  proportionale  Rcsteucninn;'  des  ganzen 
£inkommeos  ist  eine  Degressiv besteaerong  des  ^eien  Einkommens;  eine  bedenkliche 
6dte  unseres  bestellenden  Stevenreeens  der  MStsAtobUrgerllclien**  Periode,  weil  so,  zwmr 
folgericlifi<;,  aher  doch  mit  unverkennbaren  Nai iif).  ilen  ein  besonderer  Druck  auf  die 
klei  n  e  re  n  Einkommen,  im  Widersprach  mit  der  Theorie  derCiioichheit  derUpfer  erfolgt. 

(3)  A  u  d  e  r  w  e i  t  e  ü  m  8 1  ä  u  d  e ,  welche  auch  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen ,  also  nanientiich  bei  gleicher  Quelle  und 
Höhe  des  Kiukoniniens  ( Krwerbs)  die  Leistungsfähigkeit  bc- 
einllussen  und  dasüpier  bei  der  gleichen  bteuer  ungleich 
nuicben,  sind  jene  in  §.  iS4:  hervorgehobenen  „Lasten  und 
V  e  r  j>  f  Ii  c  b  t  u  n  ^  c  u  ,  welche  auf  dem  Einkommen  liegen,  so  vor 
Allem  der  uothwendige  L  n te.r haitsbedarf,  wie  er  von  der 
Familien  grosse  abhängt. 

Dieser  Umstand  („grosso  Kinderzahl''),  ferner  anderweite,  wie  z.  B.  der  Gesund- 
heitszustand, das  Vorhandensein  sonstiger  drÜrechtticher  Uotentütziingspflichten,  Ver* 
schuldung,  aussergewöhnliche  Unglücksfälle  u.  s.  w.,  werden  hie  und  da  schon  in  der 
Gcsetzgeljunp  bei  t,'ewisscn  Personal-,  Einkommensteuern  berücksichtigt  (pretissisches 
(iesetz  vom  25.  Mai  Iblü,  7,  23)  und  die  neuere  äteuertheorie  hat  das  mitunter  priuci- 
ptell  gerechtfertigt  (Nenmann  S.  ITü,  progressire ülnkomniensteoer).  Letzteres  ist  nur 
auch  hier  wieder  ei?it  rirhtip:  in  der  Consequenz  des  «ocialpolitischen  Standpuncts. 
Es  muss  dann  aber  ais  allgemeiner  Grundsatz  aufgestellt  werden,  welcher  in  ver- 
Bdüedener  Weise  bei  Terschiedenen  Arten  von  Steuern  zur  Anwendung  zu  kommen 
hat,  nicht  nnr  in  der  angedetifcten  Weise  bei  den  Person.il-  und  Einkommensteuern, 
sondern  auch,  soweit  als  möglich,  bei  Verbraochs»teneru,  z.  B.  mittelst  einer  ge- 
eigneten Wahl  der  steuerpflichtigen  Artikel  nnd  eines  höheren  Steacrfusses  der 
(Jenussmittel  der  wohMuiVtenderen  Classcn:  Atissr.hluss  derjenig-ri  Artikel,  welche 
von  allen  Familien  köpfen  ungefähr  gleich  stark,  Wahl  solcher,  welche  ron  Einzeln- 
lebenden nnd  PflnlUen  etwa  in  gieiebem  Betrage  consumirt  weiden.  Danadi  rind 
Sal/,-,  Brot-,  KafTeestooern  unpassender  als  Getränke-  (Wein-,  Bier-,  Branntwein-), 
Tabaksteuern.  C^o  mit  Recht  bteia  4.  A.  I,  452  gegen  Mouiuann.)  Forderungen, 
dwen  VerwiiUiehang  ^»en  mir  wn  xn  deckendien  Finniiibedarf  raeist  scheitMn. 

Alle  diese  Oesichtopnncte  gelten  im  WesentUcheii  \n  gleicher 
Welse  flir  die  Staats-  and  die  Oommnnalbesteoerang. 

§.  188.  Rechtfertigung  und  Einwände  in  Betreff 
dieser  Postulate. 

Die  letzte  innere  und  tiefere  Kechtfertigung  eines  solchen  Vor« 
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gebens  zar  DarcbfthniDg  der  Oleiehmllssigkeit  in  der  BeeteueniDg^ 
liegt  im  Wesen  der  Einkomineii-  und  VermOgeDSvertbeüting  anf  der 
bestehenden  Rechtsgrundlage  des  privntwirthschaftliehen  Systems 
der  freien  ConcarreDS,  wie  im  Vorausgehenden  wiederholt  hervor- 
gehoben wurde  (u.  A.  §.  156—159,  184).  Naeh  den  in  der  „Grund- 
legung« (besonders  2.  Auflage  §.  99—107)  entwickelten  Gesichts- 
pnncten  darf  und  muss  in  diese  Vertheilung  auch  aus  Grtlnden 
der  Gerechtigkeit  eingegriffen  werden.  Dadurch  sind  die 
Wirkungen  von  GlOck  und  Ungltiek,  günstiger  und  ungünstiger 
Conjunctur  und  auch  von  wirklich  persönlicher  Ungleichheit 
der  Leistung,  welche  eben  dann  eine  ungleiche  wirthschafÜicbe 
Leistungsrähigkeit  in  liezug  auf  die  Besteuerung  und  ein  ungleiches 
Opler  desselben  Steuerbetr;ii:s  Itcdiji^t,  mit  auszugleichen. 

Das  ganze  System  social  po  litis  (Ii  li  Besteuerung  ist  bisher 
nicht  so  autgestellt,  daher  auch  nicht  specicll  kritisirt  worden. 
Gegen  dasselbe  wird  man  die  nemlichen  Einwände  geltend  machen, 
wie  bisher  schon  gegen  die  Steuerprogiession.  Man  wird  ein 
solches  System  ebenlalls  „ungerecht",  „ u  n ü k o n o  m  1  s e h "  und 
„unlogisch"  oder  „willkürlich"  nennen.  Diese  Einwände 
sind  aber  weder  dort  noch  hier  durchschlagend. 

S.  r.  R.  Umpfcnbach,  1.  A.  I.  §.  53:  Mill.  B.  5,  Kap.  2.  §.  3  und  4; 
Pfeiffer,  II,  27  lt.;  Lcroy- Boaulieu,  I,  liv.  2,  ch.  2;  Nasst Giitacliton  S.  9: 
gegen  l^rognmon  und  Princip  der  Leiitiuigbfäbigkeit,  aber  für  hohorc  Stt-uerpflidit 
dea  aus  VormOgensnutzungcu  als  des  mjs  Arln'itslcistiin;?en  flicssenden  Einkouitnens. 
Eingehender  über  Fttr  und  Wider  den  prügre^^sivün  Steoeifuss  Lohr,  Hildebrand  s  Jahr- 
bücher 1877,  S.  1  ff.,  190  ff.  8.  sonst  NeumAB&'s  Arlxutcn,  bcsoudors  progressive 
Einkommensteuer,  t.  Scheel,  progieBiiTe  Besteoenug,  Tabinger  Zeitsebnft,  B,  Sl. 
B.  Meyer,  Principien  a.  a.  0. 

Der  Vorwtui'  der  Ungerechtigkeit  läuft  wieder  nur  anf 
die  alte  petitio  principii  hinaus,  dass  allein  dieproportionale 
und  Überhaupt  die  rein  finansieUe  Besteaerong  „gerecht*' 
sei.  Hier  wird  die  Einkommen-  nnd  VermügensTertheilnng  unter 
dem  Eintiuss  der  freien  Conenrrenz  einfach  hingenommen,  nicht  in 
ihrer  Entstehung  noch  an  ihren  Wirkungen  geprüft.  Und  ttber 
offenbare  Thatsachen,  wie  die  Ungleichheit  der  Opfer  bei  dieser 
Besteuerung,  wird  sich  einfach  hinweg  gesetzt  oder,  wie  von  Ran 
und  Anderen,  die  proportionale  Steaer  unlogisch  und  factisch  un- 
richtig sogar  als  Consequcnz  der  Opfertheorie  betrachtet 

Der  Vorwurf  des  Untfkonomischen  (oder  des  Anti- 
Okonomischen),  die  Behauptung,  dass  eine  solche  Besteuerung  eine 
„Strafe  fittr  den  Fleiss  and  die  Sparsamkeit''  sei,  flbersieht  gleich- 
falls, dass  der  Erwerb  und  die  SparfUhigkeit,  sumal  im  heutigen 
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WirtliHcbaftssyatem,  diirchaii8  nicht  nur  auf  persönlicher  Leistung 
beruhen;  ferner,  dass  die  sociaipolitische  Hesteuerung  vielfach  nur 
die  Sparfähi^'keit  vom  Kinen  auf  den  Anderen,  im  Ganzen  in 
erwllnschter  Richtung  gleicbmässigerer  Vermögensvertheilnng,  Über- 
träg t,  Volks wirthschaftiich  gar  nicht  nnbedingt  vermindert. 

Der  Vorwurf  des  Unlogischen  und  der  Willkür  bezieht  sich 
auf  zweierlei. 

Einmal  auf  die  zu  treffenden  Zahl-  und  M  aas  8  bestimm - 
nngen.  Dieser  Vorwurf  ist  in  £twa8  begründet,  beweist  aber 
nichts  in  der  Sache. 

Selbstverständlich  leiden  Zahleiibtstiuimunp^en  fur  Vi  rhahnisse,  welche  sich  ihrer 
Natur  nach  nicht  g^enaa  iu  Zahl  und  Maai>ä  faäsan  l<u>i>cii,  bloin  an  einor  gewissen 
Willkar,  z.  B.  wenn  der  Steaerfuss  für  Ivcnteneinkommen  so  and  so  vidi  hOber  als  für 
Arbcitseinkommon  oder  für  steigendes  Einkoniiuoii  die  und  die  Progressivscnla  des 
Steuerfasses  festgesetzt  wird.  Für  Theorie  and  Oesetzgcbuag  kann  es  sich  hier  natar- 
lieh  immer  nur  um  die  Gewinnung  von  Nihernnfswcrtben  bandeln,  von  Scalen, 
welche  ungofahr  angcdion,  in  welchem  Maassc  nach  Quelle,  Erwerbsart,  Höhe  doi 
Einkommens  und  nach  den  genannten  anderveiten  Umständen  die  ..Opfer'  des  abaolat 
gleichen  oder  proportionalen  Steoerbetrags  ond  die  ▼ahftn  iniHvIdneDen  virtfascbailt- 
lichcn  Leistungsfähigkeiten  ungleich  werden.  Bei  der  Feststellung  solcher  Nähertings- 
werthc  ist  das  Moment  des  Willkürlichen  von  untergeordneter  Bedeutung.  In  einer 
Menge  analoger  FUle  des  pnctSBchen  Lebens,  iro  es  sich  um  Zahlenbestinmnngen 
bandelt,  ist  derselbe  üebeLstand  vorbanden  und  mass  als  einmal  nnverm eidlich  mit 
hingenommen  werden  (Straf maassei).  Aber  auch  in  der  „rein  finanziellen"  He- 
atenening  liegen  dieselben  Schwierigkeiten  bei  der  Bestimmung  der  StenerfÖflse  u.  dgl. 
(SK.  B.  för  Einkommen-,  Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchssteuern)  vor.  Die  besondere 
„WUlktU*'  bei  Zahlenbestimmungen  in  der  socialpolitischcn  Besteuerung  ist  endlich 
nach  immer  noch  kleiner  als  diejenige  WillkOr,  welche  die  Proportionalbesteuerung 
mit  ihrem  Absehen  von  allen  Unterschieden  im  Druck  der  Stener  nnd  mithin  in  dof 
wahren  wirthscbafilichcn  Leistongsfihigkeit  mit  sich  fahrt. 

Sodann  wird  etwa  aaf  extreme  FäUe  bingewieseo,  wo  bei 
foitgesetster  Progression  der  weitere  Znwachs  des  EiDkommens 
und  YermögenB  darcb  die  beständig  steigende  Stener  sebliesslich 
▼efseUnDgen  wfirde.  Aber  anch  das  ist  kein  irgend  dnrcbseblagen- 
der  Gegendnwand. 

Denn  bei  langsamer  und  missiger  Steigerung  des  Steoerftisses  ist  es  eine  ganz 

entfernte,  practisch  genommen  unwesentliche  (iefahr.  Deren  Eintritt  bitte  indessen 
nicht  einmal  entscheidende  Bedenken,  indem  nur  der  weitere  Zuwachs  von  einzelnen 
Hleseneinkommen  dadorch  gebindert  wQrde,  was  nicht  nnr  nicht  unzulässig, 
sondern  nach  allen  bereclitigtcn  Gosichtspunctcn  der  Socialpolitik  erwünscht  wäre. 
Will  mati  dies  jedoch  vermeiden,  so  gendgt  eine  kleine  Iklodifioation  des  Principe  fOr 
wenige  oxtreme  F&Uo. 

Die  Verwirklichung  der  gleichm&ssigen  Besteuerung  nach  dtf  Leistungsfähigkeit 
im  Einzelnen,  von  den  beiden  unterschiedenen  Standpancten  ans,  wird  im  näohiaten 
Kapitel  vom  Steuersystem  weiter  verfolgt  werden. 
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Vierter  HanptabseliDitt. 

Bio  Priiioipiou  der  Steuerverwaltung. 

S.  oben  A.  Smith's  Regeln.  S.  292  und  §.  126.  Rau  I.  g.  2S1  ff.,  besondere 
§.  2S9.  Näheres  hiusichtlicb  der  Durcbführong  dieser  Principicn  und  ikrer  Cou Se- 
quenzen erst  im  6.  Kapitel  m  der  StwerrerwaltODg  (s.  oben  8»  Die  fo]|raiiden 
§.  189— I  I    randen  ia  der  1.  Anflafe  ala  §.  619—536  an  der  Spifse  deaH.-A.  m 

der  Steacrverwaltung. 

I.  —  §.  189.  Allgemeines.  Wegen  der  durch  die  ge- 
sammte  Entwicklung  der  öffentlichen  Zustände  historisch  und  Ört- 
lich bedingten  Gestaltang  der  Stenerverwaltnng  haben  die  ober> 
Bten  Principien  dieser  Verwaltung,  der  Grundsatz  der  Be- 
stimmtheity  der  Bequemlielikeit  und  des  Strebens  naeh 
möglichat  geringen  Erbebongskosten  (§.  126),  doch  nur 
eine  geringe  selbständige  wissenschaftliche  und  geringe  unmittelbar 
practische  Bedentnng  (§.  201).  Diese  Principien  sind  ja  an  und 
für  sich  ganz  richtig,  in  Wahrheit  Axiome ,  die  keiner  weiteren 
BegrUndung  bedttrfen.  Sie  konnten  da,  wo  die  Entwicklung  der 
Staatch  oder  GemeindcTerhältniase  überhaupt  sehen  einmal  zn  Stenern 
geführt  hat,  niemals  ganz  ausser  Acht  bleiben  nnd  sollen  natürlich 
immer  möglichst  fUr  die  Einriebtang  und  ÄosftlbmDg  der  Besteuer- 
ung mit  die  Richtschnur  abgeben. 

Aber  das  Maass^  in  welehem  sie  befolgt  werden  und  werden 
können,  h&ngt  weit  mehrronden  gegebenen  Verhältnissen 
des  Volks-,  des  Wirthschafts-  und  des  Staatslebens 
nnd  von  der  hierdurch  wieder  so  entscheidend  mit  bestimmten 
Wahl  der  Bteuerartd'n  und  Gestaltung  des  ganzen 
Steuersystems  ab,  als  von  bestimmten,  frei  nach  dem  Zielpuncte 
jener  Principien  zu  treffenden  Einrichtungen  der  Steuenrerwaltung. 

Das  haben  die  NationalOkonomcu  und  Fiuanzm&nnor.  welche  diese  Principien 
ii)  Ad.  Sinith*8  Fonrntlimiig  als  eine  ^osse  wisscnschaftliclie  &niDfenflcliafk  bis  heo- 

tifTcn  Tages  preisen,  viel  zu  wenig  beachtet,  "^i"  würden  sonst  aus  solchen  einfachen 
Sitzen  nicht  so  viel  Wesens  gemacht  haben.  i*amit  wird  jiicht  im  Geringsten  be- 
stritten, dass  möglichste  Bestimmtheit,  Bequemlichkeit  und  Niedrigkeit  der  Erhcbuugs- 
kosten  hochwiohti^  seien,  dass  z.  B.  von  di-'M  ii  Mtuiirtih-n  iler  Steurninick  auf  den 
Einzelnen  und  aut  die  gesammic  Bevölkerung  wcseiitlii  h  mit  abhänge;  dass  crfrouliclio 
Fortschritte  gegeDttber  fraheien  Missbr.luchen  und  Mängeln  in  Betreff  der  „Bestimmt- 
heil"  der  Besteucnms:  und  znin  Tliril  auch  in  Betrclf  der  Krli'  VMingäkcstnn  rrn.Mclil 
soien.  Aber  nuin  darf  doch  nicht  ubcrsuheu,  dattö  die  früheren  Mängel  ebenso  sehr 
das  Prodoct  der  gesammten  damaligoo  AfTctitticben  ZastSnde,  wie  die  jetzigen  Ver* 
lif'ssfriinpen  das  Pntdnrt  (]fT  hr-nt\<;m  Zustände  sind.  wonr'hL'ii  die  SfentTverwaltungs- 
iccbnik  doch  vieliach  nur  ein  Moment  üt,  dm  einen  untci^eurducten  selbständigen 
EinUnss  ansaht  nnd  das  selbst  viel  mebr  wieder  ron  diesen  zastündeii  abbingt.  — 

Im  fUnftcu  Kapitel  wird  sich  Gelegenheit  ^eben,  bei  ciuzelucii 
Puncten  der  Steucnerwaltimg  zu  zeigen,  wie  weit  dabei  auf  die 
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Befolgung  jener  drei  Gmndstttze  apectelle  Rücksicht  tn  nehmen 
ist,  wie  weit  aber  anch  einzelne  Einrichtungen  dagegen  mehr  oder 
weni^er  unvermeidlich,  öfters  ^anz  unveimeidlich  Verstössen.  Das 
ist  daiiii  ricilich  bei  der  Kritik  einer  iSteuereinrichtiin^r  ein  tiir  das 
Schlnssurtheil  ebenso  mit  zu  beachtender  Umstand,  wie  der  Ver- 
stoss einer  im  Steuersystem  enthalteneu  Steuerart  gegen  jene  Prin- 
cipien.  Aus  den  dargelegten  Gründen  kaim  aber  allein  deswegen 
doch  nur  selten  eine  Verwaltungseiurichtung  Vorworten  werden,  so 
wenig  als  eine  Steiierart,  z.  B.  die  Verbrauchssteuer,  nur  wegen 
solcher  Verstösse  unbedingt  zu  verurtheilen  ist. 

Deber  die  cinzelnea  geoannten  SteuörTervAltUAgspmicipien  seilet  genUgea  hier 
im  Uebf^en  einige  BeneKQngen. 

II.  Die  einselnen  Qrnndsätze. 

A.  —  §.  190.  Der  GrnndBatz  der  Bestimmlheit  der 

Besteaernog. 

1.  Die  Bestimmtbeit  gegenüber  den  Stenerpfltcbtigen  wird 
im  Allgemeinen  um  so  besser  erreieht  werden,  je  gescbiUlllieb  und 
monUseb  iflebtiger  das  Verwaltnngspersonal  ist,  wdebes 
Stenern  aufzulegen  nnd  tn  erbeben  bat;  ferner  hängt  sie  wesentlieh 
mit  von  der  Steuer gattung  und  deren  specieller  Ausführung  ab. 

In  enftflrar  Hlnrichl  treten  bei  meafelliftfler  öffentticber  Bechtiordiitiiigr,  unge- 

nu^'enJor  Controle  nnd  Bo/alilnng  des  Personals  Vi  li  iflich  leirht  grosso  ücl)ol;itiindL' 
henor,  bei  directen  Steuera  besendero  fttr  die  untereB,  des  Becbts&chatzes  haaren 
GlaaieD,  bd  indirecten  fOr  die  OeeehifMente,  deren  Wtaran  bezoUt  oder  beetenert 
werden.  Die  haaptsächliche  Vorbcsserang  liegt  wieder  weniger  in  Befonnen  der 
Steoenrerwaltnng,  wenn  dieselben  aoch  nicht  unwichtig  sind,  —  wie  namentlich  scharfe 
(}ontrole  dee  Personals  von  Oben  und  ausroichendo  Besoldung,  —  abormalä  iu 
allgemeiner  Hebung  der  Öffentlichen  Zustatule,  der  ^'os:im uitan  Ver- 
waltung tnid  des  Bcamtentbums.  Dem  verdanken  wir  in  Mitd  l-  und  Westeuropa 
neben  anderen  Stenerrerbesscmogcn  auch  die  genaaere  „Bestimmtheit"  der  Besteuerung 
gegen  Mlier  vod  in  Verglich  mit  anderen  Undom. 

2.  Einfachheit  des  Stenersystems  nnd  der  Einrichtong  der 
einselnen  Stenern  enn|Sgliebt  anch  eine  strengere  Dnrchltibriing  des 
Grundsatzes  der  Bestimmtheit 

Eine  einzige  allgemeine  Einkommensteaer  z.  6.  würde,  wenn  es  mdg> 
lieh  wÄre,  den  Kinkommon begriff  leit  ht  verständlich  für  den  praefischen  Zweck  der 
B^teucruiig  tonnuliren,  ▼ielleirfu  iu  f<i5t  idealem  Maasse  die  „Bestimmtheit"  der 
itteller  für  jeden  Einzelnen  err<'i<  licn  lassen.  Aber  jene  Einfachheit  ist  eben  selbst 
nur  in  primitivsten  wirthschaftlichen  VerhSltnis-sen  mnjrlirh  und  weit  lit  immer  mehr 
einem  complicirten  Steuersystem,  in  welchem  jede  einzelne  Steuer  dann  oft  selbst 
wieder  eompliciit  wird.  Insofern  steigen  die  ScnwieriKleilen,  jenen  Grundsatz  davch- 
znftlhren,  nnvcrmeidlieh  mit  der  Entwicklung  des  Stcuerwes^nj;  nni  di-r  di.-M'  1n>din£ren- 
dcn  Entwicklung  der  wirtbschafüichen  and  tecliniscbeo  Verhältnisse.  Die  z.  B.  hier- 
diiTcb  gebotene  7eTl(ebT8beBteiieranf  wird  vAi  der  VeikettiiDg  des  Greditrertehre, 
der  Vcrwirkcltheit  der  Krcbtsgeschlifte  nothwendiij  etwas  höchst  Complicirtes,  vra- 
mnter  die  Anpaaenng  der  Besteueraug  au  den  Grundsatz  der  Beetimmtbeit  leiden  muss 
(EnregisCmient  FtMilreichs,  Fio.  III.  §.  213  (F.  SlempelireBen.  Bsnaneteoer,  Beilener- 
ung  von  Krehtsj^e-'chäften!). .  Aelinliclies  gib  wegen  der  QeaUdtaDg  der  Betriebsteohnik 
ton  der  Verbraoobabesteueioog. 


462        A11geiii.8t«a«fl«lm.  3.  K.  4.  H.-A.  y«r«raltai»gspriiiei|il«o.  §.  190, 191. 


3.  Immerhin  vent^^sst  man  mitunter  in  der  Praids  mehr  als 
nöthig  ist  gegen  den  Orondsats.  £b  isl  namentlich  zn  verlangen 
und  doch  auch  meistens  unschwer  zn  erreichen,  dass  die  Zeit 
der  StenerzahluDgy  der  Ort  derselben,  die  Ü9he  der  fälligen 
Summe,  die  Währung  dem  Stenerpfliohtigen  reebtseitig  nnd 
gen  an  bekannt  werde. 

Bd  direeton  StMern  mit  weo1ia«lndein  Stenerfti«,  wie  ehr»  Efnkoiniiieiifltetterii, 

ist  namootlich  rechtzcitipo  Ankunrlipung  vorher  gobofen  ;  bt.i  Steoeni,  irolche  nach 
einer  Einsch&tzuog  aufgelegt  verdea,  mow  das  Ergeboiss  dem  luterefiseateo  rocht- 
seitig  mitgetlieflt  trenleii,  um  erentiiell  reclamiren  zu  kftnnen.  Greese  bitenflseii  der 

gcscTiaftstrL'iljeiiilcn  ClasscD,  Kaufleute,  Fabrikanten  knui'fon  sicli  an  Aendorunnrcn  im 
Zolltarif  oder  im  Steuersatz  innerer  Yerbranchntettem.  Diu  Ungewissbeit  darüber, 
Dameattteli  «neb  Uber  die  Zeit  des  Eintritts  solcher  Aenderungcn,  hat  xwnr  das  Gate, 

Speculationen  goift-ii  das  risoallsche  Interesse  zu  erschweret! ,  wo-slialli  sich  öfters  eine 
lauge  Vorhcrvcrkundigunfi;  verbietet  Aber  jene  Ungewissbeit  verletzt  doch  auch 
wichtige  and  berechtigte  Privatinteressen,  so  dass  sie  jedenfalls  nicht  bis  zom  iotztcD 
Augenblick  dauern  darf,  wie  dergleichen  trotzdem  bis  heute  vorkommt,  z.  B.  auch  in 
Deutschland  bisweilen  bei  der  mitunter  bis  zum  letzten  Awgrctiblick  fraglichen  £ot- 
bcbcidung  Uber  die  l'rulongation  von  Haiuldhvcrträgcu  mit  Couveutionaltarifen. 

4.  Eine  klare,  einfache,  gemeinyerständliche 
Sprache  der  Gesetze  nnd  AusfUhrnngsverordnungen  ist  auch  eine 
wichtige  Forderong  in  der  Conseqnens  des  Grundsatzes  der  Be> 
fltimmtheit  Ohne  sn  l&ngnen,  daHs  nnsere  neueren  Gesetze  dagegen 
oft  mehr  yerstossen,  als  unvermeidlich  ist  (England!),  00  mnss  man 
gicli  indessen  doch  anch  hier  nioht  dardber  ÜLusehen ,  dass  diese 
Forderung  wegen  der  eomplicirten  neueren  Stenervcrbältnisse  (Er- 
trag-, indireete  Verbranch-,  in  Stempelform  nnd  als  Kegisterabgaben 
erhobene  Verkehrstenem!)  Öfters  nothgedmngen  beim  besten  Willen 
nicht  genügend  erfliUt  werden  kann. 

Es  Ist  dieselbe  EncheinnDf ,  wie  in  Bezug  auf  anders  Rechtsverbiltnisee. 

Namentlich  Steuern,  welche  sich  an  verwickelte  PrivatreLlitsgiscliäfle ,  an  das  Obli- 
gationen-, Pfand-,  Erbrecht  anschliessen,  ako  vor  Allem  die  Yerkebnutcacm,  mUäs<m 
bier  schon  um  die  steaerpflichtigen  nnd  stenerfreien  Reditsgescbifte  oder  den  Ter- 
schiedenen  Steuerfiiss  bei  enteren  richtig  zu  bestimmen .  ümgehongon  des  Gesetzes 
möglichst  zn  rerhtttco  und  straß&Uig  zn  machen,  sehr  genau  ins  Einzelne  gehende 
Vonehriften  enthalten,  deren  Anwendung  mitunter  nur  der  Rechts-  nnd  Stenertech- 
nikcr  sicher  handhaben  kann,  auch  er  aber  nicht  einmal  immer,  so  dass  authentisch«! 
Interpretationen  der  VorwaJtHngsbelinrden,  vielleicht  der  Gesetzgebung  selbst, 
gerichtliche  Entscheidungen,  die  als  Fräjudue  dienen,  erforderlich  werden:  eiu 
grosser  Uebelstand  des  Stempel-  und  Kegisterabgabenwcsens,  der  aber  mit  diesen 
ans  anderen  (!rüuden  unenlbehrlichoa  Stettem  oder  Stenerformon  in  den  Knaf  ge- 
nommen worden  mnsi>. 

5.  .Juristische  Sc h ii r t'e  und  U  n z  w c i d c  11  Ii  k  c  i t  der 
»Sprache  in  Gesetzen  und  Verordnungen,  so  dass  Controversen  mög- 
lichst autigeschlosHcn  werden,  ist  eben  deswegen  im  Interesse  der 
Bestimmtheit  der  Besteuerung  dringend  geboten,  aber  wiederum 
gerade  bei  dem  Character  modemer,  den  verwickelten  and  ?er- 
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änderliehen  VerhältnlMen  des  Verkehrs  angepasster  Stenerverbält- 

nUse  schwierig. 

Oic  ueuere  parlameutarischo  Gesetzgebung  hat  hier  noch  Manches  vor- 
•oUilinBert,  weil  dabei  eine  einheitliche  Rodaction  mehr  oder  weniger  ausge- 
schlossen ist.  Dem  öfters  geäusserten  Wunsche,  besetze  nach  den  vereinbarten  Be- 
schlüssen einer  correcteit  Kedaction  durch  Sachverstäudigo  unterzogen  zu  sehen,  kann 
man  ^di  auch  in  Banig  auf  8ta«i«Eg«8ataa  ansclilieaBeD. 

6.  Nehen  den  Gesetzen  selbst  sind  fttr  das  steiier|iflichtige 
Pablienm  nicht  minder  als  fttr  das  Verwaltongspersonal  die  Voll- 
zagsverordnnngen  n.  dg],  von  grOsster  Bedentang.  Hier  kann 
die  knappe  Spraehe  des  Gesetzes  passend  darehErlftnternDgen 
und  Beispiele  verdentlicht  and  dem  Verstindniss  des  Volks 
ntther  gehraeht  werden. 

1,  Um  das  grosse  Pnblienm  mit  den  Haaptgrandsitzen ,  den 
Control-  und  Straf  bestimmuDgen  n.  s.  w.  der  BesteneruDg  bekannt 
zu  machen,  empfiehlt  sich  bei  einzelnen  Steuern,  wie  den  directen 
Einkommen-,  Luxusstcuern,  auch  bei  einzelnen  inneren  Verbrauch- 
steuern,  z.  W.  lici  der  Flächen-  und  Gewicbtsteuer  des  Tabak- 
pflanzers, der  Abdruck  einiger  der  weseiitliclüstcn  gesetzlichen 
TiuK  te  auf  den  Steuerzetteiu  (AusschreibezetteUii  Quittungen 
und  dergleichen). 

8.  Bei  neuen  Gesetzen  ist  för  populäre  Erläuterung 
darcb  die  Presse,  Zeitungen,  Kalender,  zu  sorgen. 

B,  —  §.  191.    Die  möglichste  Bequemlichkeit  der 
stencrung  liegt  nicht  nur  im  Interesse  der  besteuerten  Bevölkerung, 
sondern  auch  im  Finanzinteresse,  weil  dadurch  der  Eingang  der 
Steuern  gesicherter  wird. 

Innerhalb  gewisser  Grenzen  kann  es  sicli  deshalb  sogar  empfehlen,  kleine  Stei- 
gerungen der  anmiUelbareo  Erbebungskostcn ,  welche  leicht  aus  Maassregcln  zur  bo- 
qoenien  Einiichtang  der  SteoenahlaBg  im  Inteirease  dea  PnUicoms  herrurgehan  wefdan 
(z.  B.  bei  zahlreicheren  Erlubimpteraiinon  directcr  Steuern),  auf  die  Staatscasso  zu 
ftberoebmeo.  Weitei^geheodo  Forduruaffea  mUsscn  freilich  meistens  wieder  abgewiesen 
wefdan«  weil  Ihre  Erftülnng  die  ErlieDniigskoeleii  m  stark  eriiftlieD  oder  den  siclieren 
Eingang  der  Steneni  wieder  naoh  andevNi  Seilen  gefunden  woide. 

Im  Einselnen  handelt  es  sich  snr  möglichsten  Berttcksiehtigitng 
des  genannten  Orondsatses  wohl  vomemlieh  om  angemessene  Be- 
stimmnngen  über  folgende  einzelne  Ponete:  die  Steuerwfthrnng, 
Men  Stenerort,  den  Stenerzeitpnnet,  die  Stenerzahlnng  im 
Ganzen,  z.  B.  ftlr  die  Jahresschnldigkeit  eines  Bestenerten  anf 
Einmal,  oder  in  Theilen,  das  Steuer-  (nnd  Zoll-)  ver- 
fahren, die  Stenereontrolen.  Aneh  die  Frage  über  die  Wahl 
zwischen  direeter  Bestenerung  nnd  indireeter  Ver- 
branehsbestenernng  des  Gonsnmenten  bertthrt  sich  mit 
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derjenigen  Dach  mögliebtt  bequemer  EiDiichtong  des  Steaemesenfl, 
und  auch  bei  der  Gestaltang  der  indireeten  Verbrancbs- 
begtenernng  fklr  die  Prodacenten  (Kanfleate,  Fabrikanteiiy  — 
Zoll,  Oetroi,  Innere  VerbraaebBsteuero)  kommen  Rttcksiebten  auf 
die  grossere  oder  geringere  Bequemlichkeit  illr  diese  Pm>nen  mit 
sor  Erwägung  (ZollTerfabren,  Gontrole  der  Fabrikation).  Endlieh 
ist  die  Sehonnng  religiöser,  sittlicher  Anschauungen, 
der  Sitte  und  des  Herkommens,  der  Gesundheit  n.  s.  w. 
auch  hier  mit  bu  erwähnen:  jeder  vermeidbare  Verstoss  verletst 
unntftbig  die  Steuerpflichtigen  und  schadet  so  auch  meistens  dem 
Finanztnteresse. 

Vitt  w«tl  in  alleii  dUmn  Puncten  dem  Grundsatz  der  BeqacmlioUeeit  Rcchnaug 
grctragen  worden  kann,  wird  erst  aas  den  ErOrtorungen  über  die  Stenerronraltting  iui 
5.  Kapitel  mit  horvorgebeu.  Da  andere  Kuck:»icbtcu  regelmUssig  wichtiger  sind,  ao 
darf  firellich  niclit  tm  liü  anraitet  ▼eid«D. 

Zur  Uebersicht  der  einxelnen  Puncte  genttgt  hier  das  Folgende. 

1.  Als  Steuerwihrung  empfiehlt  sich  in  der  entwickelten 
Volkswirtbschaft  mit  ausgebildeter  Geldwirthschaft  meist  auch  im 
Interesse  der  Steuerpfliehtigen  die  gesetzliche  Zahlung  der  Steuer 
in  Geld  und  zwar  in  der  Landeswährung,  also  z.  B.  bei 
Papiergeldwirthschalt  in  Papiergeld.  Dabei  allein  kann  auch 
die  Steuerzablong  eine  fest  bestinimte  sein. 

Die  in  Laudern  der  Papierwährung  vorkoinnieudo  Forderung  von  Stenern,  so 
der  Zölle,  in  Metallgeld  (Gold),  (Oesterreich.  Ixussluid,  frtther  NorJamcrira)  er- 
höht hA  ritwcrthi  ti^m  Papiergeld  nicht  nur  den  Betrag,  sondern  mai  ht  ihn  bei  den 
CarsscbwaiikiingcH  von  Metallvalata  auch  unbestimmter.  Die  Papierwährung  ist  in 
solchen  Ländern  der  stabilere  Werthmesser  in  Bezug  auf  dia  Preisbewegung 
im  Inland  rerglichcn  mit  Metallgeld.  (Dw  babo  icli  in  meiaeo  Arbeiten  Uber  P«pier- 
g<M  nachgewiesen.) 

2.  Als  Steuer  ort,  w<»  die  Steuer  einer  Person  von  ihr  zu 
zahlen  oder  von  dem  Beaultragten  der  Steuerverwaltnng  zu  erheben 
ist,  ist  hei  directon  Stenern  und  bei  den  vom  Prodneenten 
zu  zahlenden  i  n  d  i  r  i  p t  e n  s t e ii ein  der  W o  h  n  o r t ,  daher  nieist 
die  «re  nieindeweise  ErLeliiU]--  erwünscht.  Bei  den  Zöllen  be- 
darf e.s  einer  genligenden  Anzahl  G  re  n  z  z  o  1 1  ii  ni  t  e  r ,  dann  bei 
ihnen  und  i)ci  gewissen  inneren  V' e  r  b  r  a  u  e  h  fs  t  c  n  e  r  n  fz.  B. 
Salz)  einer  hinreichendeu  Zahl  zweckmässig  über  das  Staatsgebiet 
vertbcilter  Binnenzoll-  nnd  Steuerämter,  nach  denen  die 
Zoll'  oder  verbrauchsteuerpflicbtigen  Waaren  mit  dem  sogenannten 
Begleitecheinyert'ahren  unter  steueramtUcher  Controle  vor- 
läufig unversteuert  versandt  werden  können. 

3.  Als  Stenerzeitpunet,  an  welchem  die  Steuer  gesetzlieh 
zu  entrichten  ist,  soll  möglichst  ein  solcher  gewählt  werden,  wo 
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die  Pflichtigen  voranssiehtlioh  gerade  ün  Besitz  der  Zahlmittcl  sind 
and  diese  muthmaasslich  am  Leichtesten  hergebeu  köoDeo. 

Tbnidielnt  gilt  es  ereataell  n  diesen  Zweck  «veli  die  ZaMtermine  ftr  Ans- 

z*hlangen  dc-s  Staats  oder  der  Gemeinde  zu  bestimmen,  z.  R.  für  die  Vorzinsung  der 
Sebald,  für  grössere  Lieferungen  der  Miiitänrerfraitang  o.  s.  \r.,  indem  man  diese 
Termine  lora  nach  denjenigen  für  den  Eingang  der  Stenern  legt.  Dabei  wird  dann 
auch  der  VorÜieil  erreicht,  dass  er&ssere  (icldsammen  nicht  unnOthig  Itofft  dem 
Vt'rkolir  ontzoffen  werden.  {Andernfalls  mn^  man  die  disponiblen  Stcnersnmmen  in 
ücu  Suatäcafiden  iu  Baukeu  hiutcrk-gcii.  S.  Flu.  l,  §.  2t)2.j  liei  dcu  directen 
Stenern,  Ertrags-,  Einlcommenätcncrn,  schlicsst  sich  die  Erhobung  passend  an  die 
Termine  au,  zn  welchen  die  Bestenerten  einen  ^rHssereti  Theil  ilirer  wirthschaftlichea 
Leifltoogen  in  Geld  uiugeäuut  oder  anch  sonst  grödM:ru  tieldompraiigc  haben.  So  wird 
die  afnrische  Gmndstener  vom  Landwirth,  besonders  bei  den  titeno  AbsatzreriiÜt- 
uissen,  nach  der  Krnte  und  im  Winter,  die  sUdtischc  Hansstener  nach  den  Mieth- 
tenaLoea,  die  (Jeverbcsteaer  des  Kleiokau^anos,  Haadwerkeis  nach  den  grosseren 
Abnchnnogstenninea  mit  der  Ximdsdiafl.  die  leilidnwteaer  nncli  den  Zioetonninen, 
die  Besoldun ^Steuer  nach  den  Gehaltstcrminen  leichter  gezahlt  werden. 

Beim  Baarkaof  des  Coasoinenten  verbraoohasteaeipflichtiger  Artikel  regelt  sich 
die  ZeUnnf  so  wie  so  nach  dem  Besitz  von  Zahlmitteln.  Bei  der  weientiteli  einen 
Steuervorschass  darstellenden  Stenerzahlung  des  kau  f niännischen  Beziehers 
oder  Prodaceaton  ouu»  xoU-  oder  rerbrauchssteuorpfliclitigen  Artikels 
Ist  derStenertermin  lieim  Beginn  der  Prodoction  oder  ghdch  nnmittelbur  Wm  Bezng 
der  zollpflichtigen  Waare  nicht  nnr  unbequem,  sondern  auch  wirthschafUich  nach- 
theilig, weil  dann  sofort  das  Betriebskapital  um  den  Betrag  von  Steuer  oder  Zoll  rer- 
litirzt  und  dieser  Betrag  um  den  Zins  fUr  diesen  Yorschuss  bis  zur  Zeit  des  Wieder- 
eropfangs  der  Summe  vom  Klnfbr  veithenert  wird.  Deswegen  ist  hier  ein  rationelles 
System  ron  Zoll-  and  Steuercrediten  principiell  begründet,  mit  dem  Ziel,  dass 
auf  diese  Weise  rom  Kaufmann  und  Producenten  die  reelle  Steuerzahlung  erst  erfolgt 
nnch  dem  Absnts  d«r  Pkodncto  and  dem  Empfimf  des  Ütltees. 

4.  Eis  einziger  oder  ganz  wenige  Znhttennioe  fUr  den 
Jabreebetrag  einer  direeten  Steoer  Bind  ftlr  die  Finansyerwaltnng 
wulil  am  Bequemsten  and  WohlfellBton^  aber  aneb  fUr  sie  nicbt 
erforderlieb,  daher  mehrere  Theiitermine  passender. 

Denn  anch  der  Flnanzbodarf  rertiiellt  doli  m  wie  so  Itber  dae  ganze  Jahr  oder 

lrii>?;t  sich  mit  Hilfe  einfacher  Maa?sref!:eln  so  vertheilen.  Es  würde  sonst  nur 
wieder  eine  unvirthscbafUiche  Anb&ufang  ron  Geld  in  den  Gassen  eintreten.  Der 
eironomfKben  Lage  der  Steveipflolitigen  widerspriolit  dne  toicbe  Zahlnngswebe  aber 

meistens  und  ftir  riclu  ..kleinere  Leute"  würde  sie  sehr  drückend.  Daher  iät  für 
directo  Steuern  die  Einrichtung  einer  zweckmässigen,  übrigens  wieder  wegen  der 
steigenden  Erhebungskosten  und  wegen  der  auch  nicht  erwünschten  nr  ea  häutigen 
Behelligung  des  Steuerpflichtii:«'!!  nii  ht  zu  grossen  Anzahl  ron  Zahltcrmineu 
zu  fiirdeni.  mit  dem  Keebt  der  ^'o^.1U!^bezahUlns^  der  weiteren  Termine  im  Jahre* 
eventuüll,  wenn  die  Ciujöti  das  begünstigen  will,  gegen  Discont. 

In  Preu  ssen  kann  man  z.  B.  die  spiteren  Tbeilzabinngen  im  laafenden  Finanz- 
jahre bei  der  Einkomroeosteur^r  auf  einmal  voraus  bezahlen,  aber  ohne  DiS'  Kr- 
hebong  der  direeten  Staats-  ujiU  Gemcindestp.iiern  mei&t  iu  Monatsraten,  Z*oimunats- 
and  Qaartalsratcn ,  verschieden  nach  i)rt>  n  und  Steuern.  Zu  riel  Termine  (Klassen- 
Steuer  12)  haben  si<  li  unirünstip  fiir  <ii-'  Erhebung  gezeigt  (mehr  Ri'^'i-,  T'xerutionrii 
u.  s.  w.).  In  England  früher  ebenso  bei  der  EinkommtMisteuer  Vorausbezaiilong  für 
daa  ganze  Jnbr  atatduift,  aber  mit  4  7o  Diicont  far  die  spiteren  Termine,  jetzt  ohne 
Discont  einjähriger  Termin,  ücber  dasj  Verwaltunp^jahr  binanszuprohen  ist  woigen  der 
nothwendigen  Rechnungstrennong  der  einzelnerj  .Jahre  meist  nirbt  znlSssiur 

Ftlr  Z?U!e  und  Verbrauchstcuci  n,  welche  KaiUinuiin  nnd 
Fabrikant  anbiegen,  fllr  R r b schalts -,  höhere  Verkehrs- 
steuern  (z.  B.  vom  Besitzwechsel  der  Immobilien)  kann  durch 
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Gewäbniog  yod  TbeiUahlangen  sof  oreditirte  Betrüge  alleo- 
iaila  Erleiefaternng  gewährt  werden.  Für  den  baarsablenden  God- 
Bimienteii  —  also  freilich  Tom  so  Terbreiteten  Bechoniigs-  oder 
Borgkaof  abgesehen !  —  lOst  sich  die  Stenerzablnng  ?on  selbst  Id 
eine  grosse  Reihe  kleiner  TheiUahlungen  aof,  die  snm 
bequemen  Zeitpnnct  erfolgen,  nnd  wird  dadurch  leichter  nnd  fast 
nnmerklicb:  der  oft  angeffthrte,  in  der  That  rorhandene,  aber  eben 
nicht  allein  in  Betracht  kommende  Vortbeil  der  iodirecten  Ver- 
branchsbestenening. 

6.  Das  Steuer  ,  besonders  auch  das  Zoll- Verfahren  ver- 

str»s8t  durch  lil)eriuäs8i^^e ,  vom  Fiuanziiitere4?sc  nicht  immer  ver- 
langte, ja  demselben  widerstreitende  Umständlichkeit  und 
ScliwerläUigkcit,  woraus  für  den  Steuerpflichti^^en  vermehrter 
Zeit-  und  Geldaufwand  hervorgeht,  olt  hcsonders  gegen  den  Grund- 
satz der  Bequemlichkeit.  Die  indirecteu  Verbrauchsteuern  des  Pro- 
ducenten^  die  Stempel-  und  RegiRterahgaben  zeigen  hier  grosse 
Mängel.  Verbesserungen  sind  immer  wünschcuswerth,  aber  schwierig, 
weil  die  Uebelstände  theiis  mit  dem  ganzen  Vcrwaltungsmeehanis- 
mus,  tbeils  mit  dem  unvermeidlichen  Cuntrolvvesen  zusammen- 
hängen. 

6.  Die  Steuer controlen  sind  für  die  Verwaltung  und  die 
Pfliehtifjen  gleich  lustig.  Die  letzteren  leiden  nicht  nnr  unter  den 
tür  sie  bestimmten  Controlen,  sondern  zum  Theil  wohl  auch  mit 
unter  denjenigen ,  durch  welche  die  Beamten  cnntrolirt  werden. 
Aber  meistens  ntUssen  diese  Hinrichtungen  eben  als  durch  den 
Zweck ,  namentlich  durch  die  Natur  bestimmter  steuern  geboten 
augesehen  werden,  in  welcher  Hinsicht  wieder  die  Zölle  und  inm  i  (  n 
Verbrauchsteuern  am  Ungilnstigsten  erscheinen.  .Anderseits  hängt 
auch  hier  Vieles  von  der  Moralität  der  Bevrdkerung ,  speciell  der 
Geschältsclassen ,  der  Tüchtigkeit  der  Beamten ,  dem  Stande  der 
öflfentlichen  iMeinung  ab.  Erst  mit  entsprechenden  Fortschritten  hier 
können  daher  gewisse  lastige  Controlen  aufgegeben  oder  vermindert 
werden.  Die  BequemlicbkeitsrUcksichten  dUrfen  hier  am  Wenigsten 
allein  entscheiden. 

7.  Was  endlich  die  Schonung  von  Anschannngen, 
Sitten,  Gesundheit  n.  s.  w.  anlangt,  so  hat  hier  einmal  die 
alte  Steuer,  an  die  das  Volk  eben  gewöhnt  ist,  selbst  vor  der 
besseren  nenen  bisweilen  Vorzüge,  was  mitunter  bei  Stener- 
reformen  zu  berfleksicbtigen  ist.  Das  Anstandsgefühl  und  die 
Yolksansch annagen  (körperliche  Untersnehnsg  an  der  ZoU- 
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grenze  I  am  Thore,  Eindringen  in  die  Privatwohnnng)  verlaDgen 
ferner  tbnnlich  Rfleksicbten.  StenereinricbtaDgen ,  welche  direct 
oder  indirect  die  Gesundheit  gefährden,  z.  B.  Haussteuern  io  Form 
von  Thtlr-  und  Fenstersteuern ,  wenn  dieselben  nachtheili^  auf  die 
Gestaltung  des  Baus  einwirken,  sind  möglichst  zu  vermeiden.  lici 
der  VV'ahl  der  Ohjecte  und  bei  der  Höhe  der  Steuersätze  lür  Ver- 
brauclistenern  haben  sitten-  und  gesundbeitspoHtische  Gesicbtspuucte, 
wenn  auch  nicht  zu  entscheiden,  so  doch  mit  zu  sprechen. 

S.  besonders  im  3.  Bande  dio  Darstellung  der  französischen,  britischen 
Besieaorang,  wo  mehrÜMsli  anf  solche  Puncto  mit  Kücksicht  gt-nomuieu  wurde.  (Dra- 
kuniiche  Vorschriften  w&hrend  der  Napolooniscben  Goutinoutalsperre.  Weitgehende 
Durrhsurhun^mchtc  im  Zoll-Grcnzvcrkt^hr  umi  im  Inland  bittAin  aus  hodiScUlltZXöU- 

neriüchoii  Kucksichtoii ;  vgl.  i.  B.  Fiii.  Ul,  g.  151,  836.^ 

l'nd  so  iiesse  sich  noch  manches  Einzelne  bervorbeben,  was 
in  näherer  oder  entfernterer  \'erbindung  mit  dem  besprochenen 
Grandsatz  und  der  ihm  zu  zollenden  Bttcksicbt  steht. 

C.  —  §.  IdS.  Das  Streben  naeh  möglichst  geriDgeo  ^ 
£riicbitngako8ten  der  Steuern  ist  nichts  Anderes  als  die 
Anwendung  des  Ökonomischen  Prineips  auf  die 
Finanxwirtbsehftft  als  Einzelwirthscbaft.  Die  ErbeboDgs- 
kosten  sind  ftlr  letztere  die  eimelwirtbschaftlicheD  Prodnetionskosteni 
mit  denen  der  Stenerertrag  gewonnen  wird.  Der  dritte  oberste 
Grondsats  der  Stenerrerwaltiing  bt  daher  wirthsc haftlich  der 
bedentnngsToUste.  Die  Angabe  ist  aber  principiell  dieselbe  wie  in 
jeder  Einselwirilischaft  und  speeiell  wie  in  der  Domanial-  and 
Gebttbrenwirthsehaft  der  FioansTerwaUnng. 

Wegen  dieses  Zusammenhaugs  der  Frage  bei  der  Besteuerung  mit  der  allge- 
meinen Frage  rom  Fiuanzbedarf  für  die  Bestreitung  der  Erhebungskosten  der  Staats- 
einnahmen ist  davon  schon  im  ersten  Bande  (§.  170 — 173)  gehandelt  worden.  Alles, 
was  zusammenhängend  und  im  Allgemeinen  Uber  die  Abh&ugigkoitsverhältnissu  der 
Erhcbaapkosten  der  Steuern  und  Uber  die  Maa^sregda  sor  YemindeniDf  dieser 
Kosten  za  sagen  ist*  ist  doit  bereits  erledigt  worden. 

Hier  sei  nnr  wiederholt ,  dass  die  Hohe  dieser  Kosten  —  nnd 
zwar  der  dort  in  §.  173  nnterschiedenen  y^eigentliehen",  welche 
den  Fiscns  nnd  die  Stenerpilichtigeny  nnd  „nneigentlichen^*, 
welche  nnr  die  letzteren  belasten  —  wesentlieh  Yon  aligemeinen 
Verhältnissen  des  Staats-,  Volks-  und  Wirthschaftstebens  nnd 
von  der  dadurch  mit  bedingten  Wahl  der  Stenergatt- 
nngen  (Sehatznngeni  Ertrags-,  Bänkommenstenern  einer-,  Verkehrs-, 
indirecte  Verbranchstenern,  Zolle  anderseits)  abhftngt  Die  Timtig- 
keit  der  Stenerrerwaltong  ist  dadurch  im  Ganzen  vorgezeichnei, 
nnr  innerhalb  nicht  zu  weiter  Schranken  Iftsst  sieh  rein  durch 
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Verwaltung  Stech ni sehe  Mwsregeln  in  Bezug  anf  die  Kosten 
etwas  yerbesseni.  Das  wird  in  der  Frage  der  BrhebtiDgskosten  oft 
flhersehen. 

Ana  den  ErOcteniogen  Ober  die  Steoerranndtnii;  im  6.  Kapitel  ergebt  flieh 

aacb  filr  diese  Frage  das  Weitere.  Sonst  gestalten  sich  gerade  in  diesem  Punct.;  dii^ 
YerbÜtiiiifl«  bei  den  eiazelnen  Steuern  verschiedeu,  vofUr  aaf  die  specielie  Steuer- 
lebfe  ni  venreiMii  ift  &  die  Ertitonmf  diesos  Pnnetoa  und  rtitfatiBOiie  Belcige 
passiin  vielfrch  in  Bd.  III,  fUi  britische  und  fransdsische  YedilltiiiiBe,  x.  B. 
9.  183. 


Viertes  Kapitel. 


Bas  Steuersystem  und  die  Haiiptarten  der  Steaeni« 

g.  193.  Vorbemeiiaagen  and  literftrische  KAchveisangen. 

JSo  nmfusend  anch  die  Bewegung  und  Literatur  fthvt  die  Stenerl^re  ist,  w 

ist  dennoch  gerade  in  Beziehung  auf  das  „System"  der  Steuern,  dessen  Bedeutung 
man  nicht  erkaRnto,  nur  «rcoig  geleistet'*,  sagt  Stein  mit  Recht  (4.  A.  I,  479).  Kaum 
weniger  als  fUr  das  Chaos  von  Steuern  in  der  Praxis,  kein  einziges  Land  ausge- 
nomineu,  ist,  wie  wir  schon  mehrfach  bemerkten,  auch  im  Grande  in  der  Theorie  der 
Ausdruck  „Steuersystem"  ein  sehr  unzutreffender  Euphemismus.  Denn  was  die 
Theorie  hier  gegeben  hat.  ist  selten  mehr  als  eine  mehr  oder  weniger  gltlckliche 
kritische  Paraphrase  und  (jlosse  zu  der  geschichtlich  Überkommenen  und  zu  Beeilte 
bestehenden  Uesteueruiip  (i*T  Praxis.  Hier  worden  wohl  einii^e  Forderungen  in  Bezug 
auf  Beseitigung,  Abänderung,  Ergänzung  dieser  Be.steuerung  gestellt,  tbeils  allgemein 
und  prindpieU,  indem  man  die  ErBrtenmg  an  di*-  allgeuieinen  Verbiltnisse  der 
modernen  Besteuerung  in  den  Culturstaaten  anknüpft,  theils  für  bestimmte  einzelne 
Länder  and  Zeiten,  wie  natürlich  vor  Allem  für  das  Vaterland  und  die  Zeit  des  ein- 
zelnen Aaton»  Diese  Forderungen  werden  auch  als  Conseqoenzen  der  zuvor  behan- 
delten obersten  Steuerprincipien  abgeleitet  und  letztere  dienen  ülterhanpt  der  Kritik 
zur  Bichtschnur.  Aber  Ernst  wird  eigentlich  auch  in  der  Theorie  ebenso  wenig  mit 
der  YerwixltUcliiing  dieser  Prindpieo  genadit  wie  in'  der  Praxis.  Das  var  eil  m 
80  ffBeserer  F.-hler  der  früheren  Theorie,  weil  di«'^elbe  doi  h  dif  Bedeutung  der  Ge- 
rechtiglceits-  und  der  ?olkswirthscbaftiicbcn  Priucipieu  so  hoch  stellt  und  von  dem 
berechtigten  Yorrtiiif  der  von  ans  sogenannt«!  Monanzpolitisclien*'  Principien  bisher 
nicht  ausgegangen  ist. 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  die  Theorie  sei  sich  mit  einer  solchen  Selbst- 
besdiddnnf  nar  ihrer  waliren  An^be  rlelitiff  bevnast  imd  ftbefSoUUce  Ihre  Kndit 
nicht.  Sic  habe  auf  diesem  (iebictc  so  wenig  als  auf  anderen  des  practischen  Lebens 
eine  tabula  rasa  vor  sich,  auf  der  sie  kühn  ein  grosses  systematisches  Gebäude  auf- 
Adueo  könne,  das  aber  ohne  Ziisnmmenhang  mit  der  gesenelifBehen  Entwiddang  der 
Bestenerung  in  der  Luft  schwebe  und  nur  eine  (iedunkenspielerei  des  Doctrinarismus 
sei.  So  liegt  indessen  die  Sache  doch  nicht  und  so  bescheiden  auf  kritische  üioesi- 
rung  des  Bestehenden  beschränkt  ist  die  Aufgabe  der  Theorie  mit  Nichten. 

Gewiss  soll  die  bestehende  Besteuerung  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung 
begriffen  und  als  das  einmal  Bestehende  geachtet  und  zum  Ansgangspunct  practischer 
Beforuien  genommen  werden.  Gerade  die  streng  systematisch-prindpiolle  Behandlung 
der  Steuerlehre  liefert  erst  n  einer  richtigen  Würdigung  der  Geschichte  und  des 
geltenden  Rechts  der  Bost.  uiTniig  die  niUliip:('ri  Anhaltspuncte.  Nur  sie  fuhrt  zu  «nn«*m 
tieferen  Venitändni^s  der  i'ra.vis  und  ihrer  Einrichtungen  und  deckt  denn  auch  in 
dem  Bestehenden,  indem  sie  es  erklärt  und  auf  seine  ursächlichen  Verhältnisse  zurück- 
fahrt, das  wenigstens  nach  gewissen  Seiten  Berechtigte  auf  Dadurch  wird  eine  oft 
recht  leichte  und  an  sich  auch  nicht  unrichtige  Kritik  einzelner  Fnncte,  gewisser 
'  Staiierarten,  Erhebungsformen  u.  s.  w.,  erst  auf  die  wahre  Bedeutung  rcducirt. 

Aber  die  Theorie  hat  doch  noch  eine  weitere,  höhere,  eine  schwierigere  und 
zugleich  practisch  wichtigere  Aufgabe,  ncmlich  durch  die  Aufstellung  eines 
Steuersystems  ein  bestimmtes  principielles  Ziel  der  Steuerentwicklung, 
wenn  auch  immer  nur  für  gegebene  Entwicklungsperioden  dt  r  Yolkswirthsrhaft.  der 
Rechtsordnung  und  des  Volkslebens  Überhaupt,  aufzurichten,  —  ganz  jener  oben 
(8,  S7S)  enrllinten  Foidfinwg  Nettiinnn'k  gemlan.    Dnftr  ist  die  SxIMennig  der 
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obersten  Steoerprioclpiea  eine  mifenneidliehe  werthroUe  Yonrbeit«  aber  doch  nar  eine 
Vorarbeit  Nicht  ohue  Weiteres  an  diesen  Prinrii>icn,  sondern  an  dem  diesen  letz- 
teren möglichst  entsprechenden  theoretischen  Stenors y^teui  inuss  die  Besteuerung 
der  Praxis  gemessen  werden,  wenn  man  in  ihr  zu  durchgreifendoroo  Reformen  ge- 
langen lind  da  für  die  Kichtschnur  unil  Ii-  Ziel  orliahcn  will.  Alles,  was  die  Lehre 
von  den  einzelnen  Stuuerpdncipieu  Uervoilördcrn  liana.  sind  doch  erst  disjecta  membra, 
ein  „Ued**  wird  aach  in  der  Theorie  dtraas  erst  darch  ZusammeDfassang  aUer  ge- 
wonrionen  Ornndsätze  in  einem  sfrcn';  systematischen  Anf-  und  Ansbati  der  Besteaer- 
ung.  Bei  einem  beleben  wird  ttbcr&U  wieder  an  die  geschichtliche  Entwicidaog  u&d 
an  den  practisclien  Bestand  des  Sienenresens  aazoltnapfen  sein,  aber  es  moss  dabei, 
auf  (Iruiid  der  Ernrtt;ruiisea  ilber  die  Stcuerprincipien .  nun  g:ßzeigt  werden,  wo  die 
bestehende  Besteuerung  Lücken«  Mingol  und  Unricbtiglicitcn  outhiit,  derentwegen  sie 
kein  oder  nnr  ein  sebr  nnroUkonunones  Slenersyttom  dustetlt 

.AIlerdiii>,'^s  w&re  es  eine  Ucberhebong  der  Theorie  und  ein  falscher  Doctriuaris- 
mutt,  den  man  mit  üecbt  abweisen  mttsete,  wenn  nun  ein  äolcbcs  tbeoretiäcbes  Steaer- 
systera  der  Praxis  ebne  Weiteres,  oboe  Ritck^ebt  aof  die  ipasebicbtlieb  fibericommeiien 
Verhältnisse,  auf  die  seiner  Verwirklichung-  enlsre^fen stehenden  Schwierigkeiten,  auf» 
gedrängt  werden  sollte.  Davon  ist  aber  keine  Hede.  „Compromisse"  zwiaobea 
idealen  Anforderungen  and  practischen  Lebensverhältnissen  Verden  in  der  Praxis 
immer  nothwendig  nod  d^halb  immer  znl&asig  sein.  Das  kann  auch  die  Theorie  von 
vorneherein  gern  anerkennen,  nur  soll  sie  nicht  selbst  das  Compromiss  und  die  Priu- 
cipienlosigkeit  zum  Friacip  erheben.  Das  von  ihr  aufzustellende  Steuersystem  soll 
fntr  die  rationelle  Praxis,  und  mit  dieser  allein  hat  man  es  hier  zu  thun,  Weg- 
weiser, Ki  e  httich nur,  Ziel  sein,  uin  in  Bezap  aof  Reformen,  mit  denen  die 
Praxis  gerade  nach  iiiren  eigenen  Bedürfnissen  und  nach  douou  des  ganzen  Lebeua 
beständig  besebiftigt  ist,  nicht  im  Blinden  nmber  ta  tappen,  nicht  Alles  noch  viel 
willkürlicher,  ungrcrwhter.  unOkonomisclicr  zu  machen,  als  es  srewöhnlich  schon  ist: 
um  mit  einem  Worte  aus  der  gemeinen  Koutine  herauszukommen.  Das 
Tcrmag  sie  nur  unter  der  Führung  der  Wissenschaft.  —  einer  Wisoenoebaft,  roa 
welcher  freilieli  die  l»raxis  studirt,  die  in  dieser  liegende  Erfahmng- venrettbet  VMden 
moss,  welche  aber  nicht  in  der  Darstellung,  Erläuterung  und  Kritik  der  Praxis  den 
Abecbluss  ihrer  Aufgabe  oder  vollends  ihre  alleinige  Aufgabe  zu  finden  hat. 

Bei  allen  Sysleniatikern  der  Finauzwissenschaf?,  wie  auch  der  Steuerlebrc  speciell. 
vor  Stein,  fehlt  nun  ein  solober  systematischer  Aufbau  der  ganzen  Besteuerung  völlig 
oder  es  ▼onten  wenigstens  kavm  mehr  als  einige  nngenugende  Ans&txe  rar  LOsong 
dieser  Aufgabe  gemacht.  Auch  Kau  kann  von  diesem  Tadel  nicht  ansg^enoinmen 
werden.  (S.  oben  4.)  Er  stellt  sich  diese  Aufgabe  gar  nicht  und  was  er  in  seiner 
allgemeinen  Steneitohre  ttber  die  rervandten  Fragen  ?om  JEnsammenbang"  und  ron 
der  „T^iiitli.  iluiiir"  d  r  St  uern  §.  276' ff..  291  ff.  giebt,  genügt  in  keiner  Weise  mehr. 
Manches  Bezügliche  kommt  dann  bei  ihm  wie  bei  anderen  Theoretikern  in  der  spe- 
eieUen  Stenerlolire  (B.  2)  vor,  aber  hier  ohne  richtigen  Znsanmenbang  und  nur  in 
Verbindung  mit  Specialfragen  der  Besteueruni^.  Es  ist  durchaus  nothwendig,  in  der 
allgemeinen  Steuerlehre  einen  solchen  systematiscben  Auf baa  der  Besteuernng  der 
Lehre  von  den  einzelnen  Sieaern  in  tasaamenftasender  Dtntellnng  voran  geben  za 
lassen,  um  auch  für  die  speciclle  Steuerlehre  erst  den  richtiK'en  Standpunct  zu  ge- 
winnen. Kau 's  Vorgänger.  Zeitgenossen  und  Nachfolger  haben  aber  die  Sache  nicht 
anders  gemacht  als  er,  z.  B.  Jacob,  I,  §.  514.  vgl.  mit  §.  465  ff.,  v.  Malcbvs,  I, 
§.  SB,  Murhard,  Besteuerung,  S.  67  passim,  Dmpfenbach,  1.  A.  I,  §.  65,  Pfeiffer, 
Staatseinnalunen  I,  64  ff.,  70  ff.,  Leroy-Beaulieu,  I,  liv.  2  in  den  ersten  Kapiteln. 
Uebeiidl  nur  ein  paar  Worte  Uber  die  Einthcilung  der  Steuern  und  eine  Vergleichung 
der  Uaoptuien,  so  namentlich  auch  bei  Leroy-Beaulieu,  aber  keine  conscquente 
Bildiinp:  ciii<  -  Sfi-nor-ystems.  nach  der  Richtschnur  der  aufgestellten  Stcuerjirincipicn. 
Auch  lloffuidiiii  triebt  nur  Materialien,  kein  System  selbst,  in  Betreff  der  Aus- 
führung der  „directen''  und  „indirecten"  Steuern,  in  der  von  ihm  diesen  Ausdrücken 
beigelegten  Bedeutung.  (S.  auch  Stein ihri^cns  in  Reziig  auf  Raus  richtige 
Unterscheidung  von  Schätzungen  nnd  Aulwandsteueru  nicht  zutreffende  Bemerkung, 
4.  A.  I.  479  ff) 

Neben  Stein  verdient  m.  E.  aus  der  früheren  Literatur  nur  v.  Hock  für  sein 
Streben  nach  Bildung  eines  eigenen  Steuersystems  Anerkennung:  öffentÜche  Abgaben 
8.  4,  14.  Xr  iteDt  die  oben  |.  IM,  8.  451  genaanten  drei  Uisteaen  und  daiuk  als 
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deren  Surrogate  auf:  dio  Verbraocbsabgabeu,  Ertragssteuern ,  Ervcrbs-  und  Ueber- 
tragangsabgaben  u.  s.  w.,  Zölle,  besonders  Einkommonsteaem .  Entgelte,  die  sich  mit 
einander  zu  einem  die  Urstenfirn  vertretenden  Steuersystem  ver<Mnia:en  lasaen  iß.  S5). 
Hier  bleibt  manche  Lücke  und  Manches  aucli  in  der  Ausführung  und  Begrdudaug  zu 
benlftgalii,  ab«r  «■  wiid  doch  die  llaansvlMaMcliafUldi«  An^be  liehdi  vdmt 

Vrh.:v  alle  seine  Vorgänger  erhebt  sich  dann  aber  Stein  gerade  durch  die  Be- 
handlung dieser  Aafgabe  weit:  eines  seiner  vielen  grossen  Yeidlenste  am  die  Ana- 
Uldnog  etoflT  wlrUieDeo  FinaDzwIssenseliaft  (s.  §.  4),  wie  ich  »bemnls  gern  herror- 
hebe,  trotz  meiner  vielfachen  Abweichung  von  Stein  gerade  aucli  in  Bezug  auf  sein 
SteuersyateB  and  auf  einzelne  Glieder  desselben.  Alles,  vas  die  Theorie  früher  in 
der  al^emetiieii  Stoveriehre  an  rercinzelten  Gesichtspnncten  and  an  Bruchstücken  für 
die  Bildung  eines  Systems  der  gan/cn  Besteaerung  hie  und  da  geboten  hat,  ist  durch 
Stein  8  Leistung  jeden&Us  veit  überholt,  so  dus  es  wesentlich  genügt»  sich  nn  Stein 
aHeln  m  halten. 

„Das,  worauf  es  ankommt,  ist  doch,  —  so  sagt  Stein  mit  Becht  (4.  A  I» 
458)  — ,  dass  man  irgend  eine  Anschauung  des  ganzen  Systems  eines  Stenenresens 
zu  Grunde  legt,  ehe  man  zur  einzelnen  Steuer  übergeht,  und  dann,  d&äs  man  den 
Begriff  ron  Kapital,  Arbeit  und  ElnkoBDien  tta  emoiache  Theile  Eines  wirthscbaft^ 
liehen  Lebensgenusses  (V)  (Lebensproresses?)  ansehe  und  sie  niclit  aus  ihrer  leben- 
digen Verbindung  herausschneide."  lu  letzterer  Hinsicht  verweist  er  auf  seine  „Volks- 
wirthschaftslehro"  (2.  A.  iS7S).  Gerade  in  der  Zurückfühmng  seines  Stcuersystema 
auf  seine  eigenthOmliche,  aber  unklare  nnd  falsche  Theorie  der  Yolkswirthschaft  kann 
ich  Stein  nicht  beistimmen.  Aber  sein  Aasjifangspunct  bleibt  richtig.  Giebt  man 
Stein  sodann,  wie  ich  es  nur  thdlweiae  thnn  iaiin.  seine  wirthscbafUidien  Tlwoileen 
über  die  „Factoren  des  Eiüikomaieiia^'  so,  ao  eihebt  dch  sein  StenenyMtn  auf  dieser 
Basis  s^eng  folgerichtig. 

Er  bezeichnet  als  die  drei  Factoren  des  Etokommens  das  Kapital,  die  Arbeit 
und  die  wirthschaftliche  Individualit&t  (L  457).  „Aas  dem  ersten  Factor  ent- 
stehen die  dirccten,  aus  dem  zweiten  die  indirecten,  aus  dem  dritten  die  Ein- 
kommensteuern. Zum  organischen  System  werden  dic^e  (Steuer-)  Arten,  indem 
jede  der  drei  Arten  innerhalb  des  Steuerwesens  vieder  ihre  besondere  Function 
empfängt.  Die  directea  Steuern  pcben  Jem  Stcuerwesen  seine  Sich  erb  f .  die  in- 
directen seine  AllgciDciubeit,  und  die  Einkommensteuer  bildet  daä  Gebiet,  in 
velchOB  die  Harmonie  zwischen  dem  „ünanzteDen**  and  dem  „witUichen**  Ein- 
kommen  heigcstollt  wird." 

Hier  ist  leider  nur  die  Terminologie  willkürlich  und  so  abweichend  von  der 
üblichen,  dass  Irrthümor  und  Missverstftndnisse  kanm  zu  vortneiden  sind.  Dieser  Vor- 
wurf trifft  ib  T  das  Stein  "sehe  Steuersystem  nicht  selbst.  Die  willkürliche  und  m.  E. 
auch  gezwungene  und  anpassende  Anwendung  der  Ausdrücke  „directe"  und  „indirecte" 
Steven  für  diejenigen  SteiterarteD.  welche  Stein  dabei  im  Sinne  hat,  kann  mau  fallen 
lassen  und  verändern,  womit  in  d(-r  Sache  nichts  ver&udeit  wird.  Der  sacliliche 
Mangel  liegt  in  der  Auffassung  des  „Kapitals",  in  der  Annahme  einer  ganz  selb- 
ständigen „ProdactivitSf*  desaefben  niid  in  Stein's  Lehre  vom  YerhUtoiss  der  Aifadt 
und  des  Kapital  zu  einander.  Auch  iüt  in  formeller  Hinsicht  wohl  nicht  zu  lUngnou. 
dass  ein  oii  gegen  Stein  erhobener  Vorwurf  gerade  hier  (besonders  in  den  ErOrter- 
nngen  über  «So  „eigentliche  länluHDimeiiateoeT  nnd  Ihr  System'*  in  der  4.  Anfinge 
S.  471  ff.!)  zutreffe:  er  complicire  nemlich  durch  eine  neue  Terminologie  und  Form- 

gebnng  einfache  Dinge  ganz  nnnöthig  und  komme  auf  Umwegen  zu  altbekannten 
ätzen,  ja  selbst  wieder  za  ^ner  an  weit  g«]i«ndeii  BechCfertigung  der  geschichtlich 
überkommenen,  beatehaDdeo  Bestenening,  woran  es  Ja  bei  dem  Hegelianer  nicht  an 
Analogiocn  fehlt 

Eine  genauere  Kritik  des  ganzen  Stein*8chen  Systeoa  wttrde  cnwelt  flihron.  Sie 

liegt  implicite  in  meinem  unten  aufgestellten  eigenen  Sten.  raystem  und  In  dessen  Be- 
gründung.   Wo  ich  dabei  ron  Stein  abweiche,  ge^cbiclit  es  in  b«»wnsster  .\bsirlit. 

Eine  korze  Ueborsicht  über  Stein's  System  nach  dur  4.  Aul  lagu  ist  die  folgende 
(I,  458  ff.):  I.  Die  directen  Stenern  (oder  die  „Besteuerung  des  Kapitals  und 
seiner  Productivität")  müssen  selbst  wieder  ein  System  bilden,  das  drei  Ge- 
biete umfasst:  1)  die  Ertragssteuern  (Grund-Häuser-,  ßenten Steuer),  für  „rom 
Besitaer  ToUatladig  losgeeehledene**  Kapitalien;  2)  die  persönlichen  Erwerba- 
A.  Wafner,  ViBuiiwinwMiifk.  IL  t.  Aafl.  31 
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Stenern  (Besoldung«-,  Berofs-,  Gebaitssteaern),  dufch  welche  d»  ,>b  XemitiiLB 

iidiT  Gcsrl  i  1 1'  hkcit  tTwoTlierie,  sein  Einkommen  fGelialt.  Lohn.  Honorar^  rTzcnpcndf 
persöoliche  ivapital"  getiotteii  wird;  endlich  die  gcvcrblicho  oder  Ueverbe- 
stener,  »och  Cnrerbsstouer  genannt,  fOr  die  Beetenerang  dee  gewerbllelien  Ktpltals. 
mit  Beme88ung  nach  der  Kapitalsan  läge  oder  dem  Kapital  vorlvohr.  wo  darm  wied>'r 
drei  Arten  entirtehen,  Uewerbestouer,  Outeruehmuugöbteu&r  (Industriesteuer)  und 
(bei  einzelnen  Acten  des  Kapitaiferkebn  zu  Erwerbsxvecken)  die  Verkehrs- 
Steuer.  —  II.  Die  indir«' (-teil  Steuern  (otkr  die  Besteuerung  der  Arbeit  und  ihrer 
Consumtion"),  deren  Steuerobject  die  „Summe  der  Verzehrungsgeg en- 
ütände  der  arbeitenden  (sie!)  Persönlichkeit"  ist  Efntheilang  in  l)  „ Ver- 
zehr ungssteuer"  und  2)  „Geuussstcner*;  Object  jeuer  „die  Gesammtheit  aller  der- 
jenigen (iegciistäridc,  welclie  zur  Erhaltung  jedes  (?)  persönlichen  Lebens  und 
damit  der  perböüiicheii  Arbuitjjkraft  überhaupt  iiuthweudig  sind";  Object  der  zweiten: 
die  besonderen  (jenUsse  der  Besitzenden  (worin  ein  unverkennbarer  Widerspruch  mit 
dl  r  Auffassuiif;^  d-.r  indirecten  Steuer  überhaupt  bei  Stein  liegt).  —  III.  Die  eii?t»ntlirhc 
Kiiiliimimeiisteiier.  welche  den  Unterschied  des  finanzicllcu  Ertrag»  (du  un- 
klar bleibender  Re<;rill7  und  des  wirklii  hen  Einkommens  principiell  und  fiir 
jeden  einzelnen  Fall  einer  der  directcu  imd  iudirocten  möglichst  gleichartigen  Be- 
steaerong  unterziehen  :>ol\  (V);  mit  Eintheiiang  1)  in  Gesammteinkommen-  oder 
FersoBaleinkommunsteucr  und  2)  in  eifentliehe  (individuelle)  Einkommen- 
steuer. worti})er  St  ein 's  Erörtcriingeu  mir  wenigstens  sehr  unklar  zu  sein  scheinen 
und  Eintacbes  in  unleidlicher  Weise  compücirt  wird.  —  lu  der  5.  Auflage  ist  died 
System  im  (iiiisen  beibehalten  (II,  2^  yeiindenuigen  im  Einzelnen  finden  sich  io 
allen  Auflagen,  asöh  in  Belnif  der  piincipieUen  Aofbaanng,  so  in  Sachen  der  Ver- 
kehrs Steuer, 

Andere  Neuere  stellen  nor  nasnabotsweite  ein  eigenes  Stenersystem  auC,  meisteiis 

filhreii  sie  nur  die  Gliederungen  der  Praxis  vor.  Bloss  Srh&fflc  und  Vocke 
iiebmen  in  dieser  Hinsicht  eine  selbständige  Stellung  eiu  uud  Eobert  Meyer  giebt 
wenigstens  einige  Beitrüge  ZQ  einem  System. 

Held  versiiuint,  wohl  absichtlich,  aber  mit  rnreeht.  die  Aufstellung  eines  Steuer- 
systems, kritisirt  aber  die  Elemente  ciueü  solcbcu  (in  seinem  Kapitel  7),  freilich 
zu  aphoristisch.  Er  gelangt  dabd  auch  fftr  die  Staatsbestenernng  za  einer  zn  ein- 
seitigen Hervorhebung  d  r  Personal-  und  Einkommensteuer  vor  den  Ertragssteuoni 
und  will  ausser  jener  nur  einige  auf  entbehrliche  Gegenstände  allgemeinen  Yerbiauchs 
gelegte  indirecte  Steuern.  Ein  soiebes  Stenersystem  wtm  zu  einfach,  um  den 
richtigen  und  durchführbaren  Grundsätzen  der  Volkswirthschaft  und  der  Gereehtig- 
keit  zu  entsprechen;  beispielsweise  bleibt  hier  fUr  die  wichtige  und  nothwendigo 
Function  der  Verkebrsstener  kein  Platz  übrig.  (S.  Heidts  Einkommensteuer  das 
ganze  Kapitel  7,  besonders  am  Schluss  S.  lOS.)  —  Neumann  hatte  m.  E.  doch  auch 
schon  in  seine  älteren  wichtigen  und  richtigen  Erörterungen  Uber  die  Priocipien 
„Leistung  und  Gegenleistung"  und  „Leistungsfähigkeit"  und  über  Ertrags-  und  Ein- 
kommensteuern —  wesentliche  Vorarbeiten  fUr  die  Aufstellung  eines  Systema  dar 
Sehafzunpen  oder  Erwerbs-  und  Be^itzstetiern  —  die  Fragen  der  Verbrauehssteuem 
mehr  hinein  ziehen  müssen.  Manche  ijtrcitj-iUJicte  der  dirccten  uder  Erworbabcsteue- 
rung  sind  nur  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems  und  mit  steter  Rücksicht 
■i'if  -lif  Verbraii;  ?i-.f<'iiern  7.'r  lAeen.  so  die  Puncte  belrefls  Steuerfreilieit  des  Existenz- 
uiiiiimuuis,  propurtiuuaieü  und  progressiven  Steuerfusü,  höhere  Bcatcucrung  des  fun- 
dirtea  Einkommens  u.  s.  ir.  Es  zeigt  sich  auch  hier  St  ein 's  AuHassung  richtig, 
dass  man  vom  Steuersystem  aus  zu  den  Fragen  der  einzelnen  Stenern  Qhergehcn 
muss.  Auch  die  neueren  Arbeiten  Neumann's  bringen  kein  eigenes  System,  wohl 
aber  manche  Bausteine  dazn.  So  namendich  die  grosse  clasrificatorische  Arbeit  in 
den»  Werke  ..die  Steuer'*.  -  S.  von  Neueren  sonst  noch  Laspeyros,  Artikel  Staats- 
wirthschaft  in  Bluntachii'b  Siaatswörterboch  X,  12$  fi*.;  Eisenhart,  Kunst  der  Be- 
steuerung. Koscher,  B.  2,  K.  5,  Cohn,  B.  2,  K.  4,  Sax,  Grundlegung,  §.  84, 
Helferich  im  Schönbern 'sehen  Tlatidbuch,  allc:emcine  Steuerlelire  §.  Ifi  — 17. 

Am  Wichtigsten  ist  ocbeu  und  nach  Stein  für  die  theoretische  Woiterarbeit  an 
der  finanzirissettschaftlicben  Lehre  rem  Steuersystem  ans  der  neuesten  Pachliteiatnr 
Schäffle's  Werk  die  „Grunds.ltze  der  Steuerpolitik"  Hier  werden  die  Steuerarten 
mit  ihren  einzelnen  Gliedern,  gerade  der  Aufgabe  der  Theorie  in  dieser  Lehre  ge- 
mlfls,  als  organ lache  Bestandthelle  des  (modemcu)  {.Staats-}  Steversjitanis 
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behuddt  Ton  dfesen  Gesiehtsponcte  vas  eluncteHsirt  and  kritisirt,  demgemäss  Au- 
forderongen  an  diese  Steuern,  ihre  AuüigestAltang,  Ergänzung,  Einrichtang  gestellt 
and  80  eda  theoretisch  richtiges .  practisch  rationelles  und  braachbarus  Stcuorsy^tetn 
aafiniliMien  gesucht.  Schäifle  knüpft  dabei  namentlich  an  die  üliederung  der  Sccucru 
in  directe  und  indirecte  und  an  seine,  früher  (S.  246)  bespiocbAne  AofTassung 
dieses  Unterschieds  an.  Iiiilem  er  hieniacli  mit  den  dirooten  Steuern  die  durch- 
schnittlichu,  ujit  den  iii(lirc>:tea  die  iudiviiiuelle  Leistungsfähigkeit  der  Steuer- 
kr&fte  erfassen  will,  unter  seinen  „indireeton^  Steuern  neben  den  Yerbfanchsstcaern 
auch  die  Resteu«mng  der  Kapitalisiraner,  bez.  Steuern  stellt,  velche  nach  den 
l'Ui-)tandcu  Umgelegt  werden,  aus  denen  mau  auf  erfolgte  Kapit&lbiidong  scbliessen 
kaiiu.  —  d.  h.  wetientUch  die  „VeikelinMeuern",  für  die  Schaff]«  nur,  nfelit  immmkI, 
den  Namen  „Gebuliren",  ..nebnhrenstenern"  braacht,  —  gelangt  er  zti  einem  ron 
seinem  Standpuncte  aus  folgerichtigeu ,  den  rerwickelteo  Erwerbs-  und  Verbraochs- 
Verhältnissen  des  moderoen  Wirthschaftslebous  sich  nnpusenden  Stenenystem,  das  er 
nach  allen  Seiten  beprUndet  uii  l  i  htfertigt.  DoctrinSrer  Ansschloss  einzelner  Steuer- 
arten oder  lilieder  einer  Steuerart,  vagen  der  Mängel  einer  oder  eines  solchen,  liegt 
ihm  fern,  wenn  er  auch  diese  MiDgel  Imvorhebt  aber  nar,  nm  danach  Refomen  der 
b«'^tehenden  Steuern,  Erg&iiztifiriMi  durch  einzelne  Glieder  z'i  heiTittfl u,  Sri  fi  ilt  er 
uameutlich  an  den  Vorbrauch]>9(eucrn«  radicalen  Abschattuug9-VelleitiUeu  gegenüber, 
in  richtiger  Begrenzong  f^,  nicht  minder  aber  an  den  directeo  Stenern.  Hier  b»> 
m&ngelt  er  nur  scharf  die  Ertragssteuem,  will  aber  dennoch  auch  diese  tind  die  ihnen 
za  Grunde  Udgenden  Katasteroperationen  beibehalten,  doch  sie,  bei.  die  ablieben  fünf 
gneaen  Ertragsstenem  in  eine  aDgeneine  PersonaleiBkoBUDeiMteatf ,  als  die  .,directo 
St(!uer".  hinQberbilden.  seiner  principieHcn  Auffassung  des  Wesens  und  der  Function 
der  directeu  Steuer  im  Steuersystem  gemies.  Ob  das  zu  erreichen  iat,  bleibt  Jreilich 
ftsglieb,  und  Neumann's  hier  einsetzende  Itritft  voM  zotreffimd  (SchmoUer's  Jahr- 
huch,  V,  Art.  2).  Auch  die  Ilerstellnng  einer  wirklich  richtigen,  nach  der  Lci^itunirs- 
flkhigkeit  indiridualisirenden  „indirecten"  Beateaoraug,  in  den  beiden  Formen  der 
yerbranchS"  und  der  Verkehnbesteuerung,  bleibt  in  Erfolg  xveifelhalt  Aber  Schiffte 
giubt  Tiele  vortrclTliche  Fingerzeige  für  die  richtige  Ausgestaltung  und  technische 
Einrichtung  beider  Steuergruppen  und  ihrer  einzehaen  Glieder.  Besonders  werthvoll 
und  treffend  ist  die  Constraction  des  Yerkehrssteuersystems  („Gebührensystems")  im 
(tanzen  wie  in  den  hier  gegebenen  vielen  Einzelheiten.  Dabei  wird  mit  rollern  Recht 
st-itt  der  ledifTÜrh  juristiscli -loffiscltcn  eine  steuerwissenschaftliche  Feststellung, 
Bugicnzuug  uud  Begründung  des  (jubiulä  der  ciuzcliicn  „licchbigcbührcn"  verlangt. 
£lne  besonders  wichtige  St^e  r&nmt  SchäfTle  der  von  ihm,  nach  seiner  Terminologie, 
ZI!  d.-Ti  indirecten  Steuern  und  zu  den  Gebühren"  j^ereehneten  Erbschaftssteuer  ein. 
Ii  Ii  luinn  ihm  darin,  wie  in  vielen  Eiuitclhciten  beiätimuieu.  Nur  Ideibeu  mir  eben 
Zweifel,  ob  und  wie  weit  durch  ein  Steoersystem  wie  das  Schällld'sche  das  dem 
geistvollen  und  gedankenreich«  ti  V.rfa?ser  vorschwebende  Ziel  und  Ideal  der  Gestaltung 
der  Besteuerung  erreicht  werden  l;uiu/  (Vgl.  meine  Besprechung  des  Scbäffle'schen 
Werks  in  der  „Allgemeinen  Zeitung",  Beilage  Nr.  12  niia  14,  ISbl.) 

Auch  Vüt-lie  baut  in  seiner  Schrift  „Abgaben  u.  s.  w."  ein  Stenersystem  d.^ 
„Verfassungsstaats"  auf,  das  er  aas  dessen  Yerh&ltoisscu  ableitet.  Aber  t)ei  aller 
Aoerfcennnng  der  vielseitigen  und  efl  mtreffliehen  Einzelausf abrangen  Uber  die  ein- 
zelnen Steurrarten  und  Steuern  und  di  •  di'^sen  zu  Grunde  liegenden  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  und  Vorgänge,  muss  ich  doch  auch  hier  wieder  hervorheben,  dass  der 
einseitige  Standpunct  dee  YerfSuierB  in  Beireff  der  Anaschliessang  der  Verbranehs- 
und  Yerkehrsstoucr» ,  der  indirecten  Steuern  überhaupt  aus  dem  Steuerbegri ff  seinen 
Erörterungen  eben  prijudicirlich  ist  und  eine  unbeikngeae  WOidigang  der  Vorzüge 
vnd  Mängel  jeder  Omppe,  Art  nnd  einzelnen  Steuer  hindert  Denn  das  „Steaer- 
system"  Vucke'a  kommt  doch  in  letzter  Conscqucnz  seiner  Anschauungen  auf  ein 
Ertrags-  und  Einkonunensteuorsystem  hinaus,  in  welchem  die  Verbrauchs-  und 
VoiltehTSBteneni  keine  bleibende  Stelle  haben,  sondern  höchstens  ab  htstorisdie  Doreh- 
gangbphaien  geduldet  werden.  Dabei  werden  die  i n b Tire n f cn ,  weil  im  Wesen 
dieser  Steuern  liegenden  M&ngel  der  Ertngs-  uud  der  Eiakouunensteuern  verkannt, 
erstere  anbegreiflich  günstig,  die  indirecten  Steuera  ebenso  einseitig  ungünstig  beUT' 
theilt.  aber  dabei  aurli  das.  was  Schiiffle,  wenn  an^h  seinerseits  abertn-ibend  und 
in  zn  optimistischer  Auffassung,  von  den  indirecten  Steuern  als  einem  „iudividuali- 
sireudeu"  Moment  rühmt,  viel  zu  wenig  beachtet.  Gerade  Voeke't  Verii  hat  mich 
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in  meiner  Ansicht  von  der  Mothwendig^t  eines  wihran  Steuersystems  bestärkt, 

das  alli'  historischen  Haaptglieder  umfasst,  aber  nach  einif^en  Seilten,  be- 
sonders in  der  Kichtong  der  Besteoerong  oder  Mehibe&teueruag  ron  ganz  oder  fa^t 
ganz  arbeitslosem,  „Ökonomisch  penltali4£  nicbt  r erdien tem**  Enrerb,  plannladg  weiter 
aus/i)bi!il(Mi  and  freilich  auch  ron  unrichtigen  historischt-n  Answüchscti  des  Fiscalis- 
mus  (bei>onders  in  der  Verbrauchs-,  theilweise  auch  in  der  VoriiehrsbesteueruagJ  /u 
reinfgeik  iit  (YgL  meine  mehifrcb  gensnale  Besprechung  des  Veclce'schen  Werib  in 
der  Tubinger  Zeitschrift  1SS7.) 

KobeJTt  Ueyer  prüft  in  dem  Schlossabscbnitt  »einer  „Phncipien"  die  einzelnen 
Steoeruten  «af  ihre  DebsTeinttimmQng  mit  dem  Grandsets  der  Batenernnf  nsch  der 
Leistongsföhigkoit  und  nach  dur  Gleichheit  der  Opfer,  geht  dabei  u.  A.  auf  die  Fragttn 
der  Besteuerung  der  „nicht  erworbenen  Einkommen-  und  VermOgenszug&uge"  ..Er- 
werb aus  Anfall")  näher  ein,  und  kommt  so  zur  AufisteUnng  gewi^er  Anforderungcii 
an  das  ganzo  Steuersystem  (besonden  nFkiAClpien**  §.  56—65).  MunigfBdii  liench- 
tenswerthe  Erörterungen. 

So  vielerlei  Anregungen  auch  für  den  G^enstand  dieses  Kapitels  ich  den  ge- 
nannten neueren  Arbeiten,  lJe^unders  Schaifle's.  verdanke,  so  habe  ich  doch  keinen 
Anlass  gefunden ,  sachlich  tiefer  greifende  Vorundcrungen  im  Inhalt  dieses  Kapitels 
gegen  die  1.  Auflage  vorüunehuieu.  Kiniu^lues  iht  gelegentlich  anders  gcfäs:>t,  schärfer 
ncmillilt,  besser  und  allseitiger  zu  begrOnden  geeaebt  weiden.  Einer  Auseinander* 
Setzung  mit  abweichenden  Ansichten  anderer  Autoren  waren  aber  Schranken  geboten. 

Noch  sei  bemerkt,  dass  dieses  Kapitel  schli^slich  nach  genauer  Erwägung  dem 
fdgenden  fonften  ron  der  SteDerrerwalteng  fonungesiellt  worden  ist.  Auch  für  die 
umgekehrte,  in  einer  Hinsicht  systematisch  richtigere  TJcihcnfoIgt  l.ider  Kapitel 
sprechen  Gründe.  Aber  in  beiden  Fällen  sind  wechselseitige  fiezugnahweu  ui^wendig 
md  in  der  jetzigen  Anoidnonf  doch  noch  etwss  weniger.  Des  geh  den  Ansschlng. 

Vorneudich  zu  diesem  Kapitel,  r  nicht  allein  zu  ihm,  gehört  auch  der  ge- 
schichtliche Abschnitt  im  3.  Bande  und  als  Beispiele  giossartiger  concreter 
Steumysteit«  die  Dintolinng  der  britisehen  ond  irnnsStiseheR  Besteiieni]i(f 
dsseltet  (s.  Toitvoit  zn  Bn&d  HI). 


Erster  Hauptabschnitt 

Bie  Ueboraburtfiiimiing  6m  Stoamystems  mit  dm  8t«uer< 

prinolpieii. 

I.  —  §.  194.    I  >  a  8  P  r  o  b  1  e  in  des  S  t  e  u  e  r  h  y  s  t  e  iii  s. 

Die  biHlierigen  KrürteniügeD  haben  \viederholt  von  verschiedenen 
Gesichtspuneten  der  Betrachtung:  aus  zu  dem  Ergebniss  geführt, 
dass  eine  einzige,  wie  immer  geartete  bleuer  ii  i  eh  t  dazu  geeignet 
if3t,  den  ^n  ossen  Bedarf  eines  entwickelteren  Gemeinwesens^,  iifiment- 
lich  des  Staats  selbst,  in  den  verwickelten  Besitz-  und  Erwerbsver- 
häitnissen  der  modernen,  (iberwiegend  privatwirtbscbattlich  organi- 
sirten  Volkswirtbschaften  zu  decken,  wo  sich  das  Volkseinkommen 
in  den  £inzeleinkommen  so  ausserordentlich  nicht  nur  quanti- 
tativ, sondern  auch  qualitativ  differenzirt.  Es  folgt 
dies  nothwendig  ans  der  Erwilgnog  der  Aufgaben,  welche  die  Be- 
steuerung zu  erfüllen  hat 

Sie  soll  nach  den  zuvörderst  maasKgcbenden  fioaQzpolitiäclien  Grundsätzen  deu 
üücutiichea  Bedarf,  soweit  dafor  nicht  andere  Mittel  vorhanden  und  zulässig  üiod,  mit 
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Sicherheit  za  docken  gestatten,  uher  unter  nOgliebstor  Berttcksichtigang  der  volks- 
wirthschaftlicben.  der  Gerechtigkeits  -  und  der  Grands&tze  der  Stenervenraltong.  Das 
vermag  eine  einzige  Steuer  schirerlich  überhaupt  je  zu  thun.  jedenfalls  nic  ht  in  der 
entwickelten  Volkswirthscbaft  auf  der  Grundlage  unserer  Rechtsordnung;.  Wahtächuiu- 
lich  Hesse  sich,  auch  wenn  alle  anderen  Rücksichten  znrUcktr  itcn.  ein  irgend  grösserer 
Bedarf  darch  eine  eindfro  Steuer  überhaupt  nicht  b<j5treiton  h-ma  irgend  donkhare 
Steuer  sich  dafür  cntisprcchend  ergiebig  roaclion.  Jene  genaniuon  anderen  Kückülchten 
dOifen  aber  immer  nur  so  weit  zurücktreten,  ab  «4  zur  Deckung  d«6  Bedarfs  uniw- 
meidlich  ist.  Die  Verbindung  mehrerer  Steuern  zu  diesem  letzteren  Zweck  ist  ge- 
boten, weil  daoD  jene  Bück^ucbten  leichter  zu  nehmen  sind  und  doch  zugleich,  ja 
geiade  dwrflgen,  der  toaniifllle  Zweek  der  BeBteoenng  Mohter  und  liaierer  er- 
raeht  wild. 

So  m8M  denn  die  Theorie  grnndafttslich  das  fordern ,  was 
die  gesehiebüiehe  Entwiclclnngy  wenn  schon  den  fttr  die  BUdiing 
des  Steaerreehts  maassgebenden  Factoren  vielfaeh  nur  halb  bewnssti 
auch  flberall  bei  steigendem,  anderweit  nicht  gedeoktem  Öffentlichen 
Bedarf  nnd  in  eomplicirteren  WirthsohaftsyerhttltnisBen  mit  sich  an- 
bringen strebt:  die  Verbindung  einer  Anzahl  verschieden- 
artiger Stenern  an  einem  Stenersystem»  d.  h.  einer 
solchen  Combination  Ton  Stenern,  welche  die  Deckung 
des  Bedarfs  unter  gleichzeitiger  möglichster  Berflck- 
Bichtignng  aller  obersten  BesteuerungsgrundsKtae 
sichert  (§.  91,  165). 

Die  rationelle  Praxis  der  Steuerrechtsbildung  und  der  Ausführung  der  Besteuere 
ong  in  der  moderaen  ,3taat8burgerlichon"  Periode  hat  dieses  niemals  ganz  fehlende 
Ziel  nur  mit  immer  klarerem  Bownssfsein  und  immer  grösserer  Foljrerichtigkeit  anf- 
gedtellt.  Die  Theorie  mmi»  ihr  in  der  Lüsuüg  dicbcr  Aufgabe  zu  liilfc  kommeu.  Sie 
muss  aber  zugleich  diejenigea  Forderungen  in  Bezug  auf  das  Steuersystem  vertreten, 
welche,  aus  i-  r  Anerkennung  der  sociaIi)olitischeti  nebijn  der  rein  finanzioUea  Be- 
steuerung folgeu  und  auch  in  der  Praxis  oder  im  Steuerrecht  in  der  beginnenden 
.^Midalen"  Epoche  der  Besteaemng  bereito  meluÜMli  ni  eiaer,  ^eoD  $neh  nooii  aolittcli- 
temea«  Anexkeaaujig  gelangen. 

Das  Streben  nach  einem  Steuersystem  tu  Theorie  und  Praxis 
ist  somit  nicht  Etwas«  das  nur  in  der  „wiUk11rlichen'%  „  fehler- 
haften geschichtlichen  Entwicklung  und  jetxigen  Gestaltung  der 
Besteuerung  begründet  wäre  und  mit  der  Verwirklichung  einer 
,,emzigen  Steuer"  seinen  Zweck  verlOre.  .Gerade  eine  Mehrheit 
und  selbst  Vielheit  nnd  eine  Verschiedenartigkeit  oder 
Mannigfaltigkeit  der  Steuern  ist  eine  nothwendige  Folge  der 
Entwicklung  des  Öffentlichen  Bedarfs  und  des  (wenigstens  relativ) 
steigenden  Mangels  an  anderen  Einnahmen  einer-  und  der  Entr 
Wicklung  der  Volkswirtbschaft  anderseits.  Und  das  Streben ,  dne 
solche  Bethe  von  Stenero  zu  einem  Straer System  richtig  zu  ve^ 
binden,  ist  wieder  die  nothwendige  Folge  der  wachsenden  Einsicht 
in  den  Zusammenhang  der  wirtfasehaftHehen  Dinge,  der  stcigcuden 
Fähigkeit,  steuertecbnische  Schwierigkeiten  zu  lOsen  und  des  Ein- 
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flusses  der  Gerechtigkcittjideen  und  RechtsanschanuDgen  Uber  Steaer- 
vertheilnng.  Nach  diesen  Momenten,  namentlich  nach  den  letzt- 
genannten, wechseln  denn  auch  wieder  die  Anforderungen  an  das 
Steuersystem.  Dieses  ist  etwas  Organisches,  sich  stetig  Fortbilden- 
des, das,  wie  der  r>rtentliciie  Redarf  und  das  WirthschafLsleben 
selbst,  daher  auch  niemals  einen  endgiltigen  Abschluss  seiner  Ent- 
wicklung erreichen  kann. 

Dm  Stieben  der  Physiokraten  nach  dem  impOt  uniqae,  der  einzigen  allge^ 
monen  Grundsteuer,  war  w  Gonseqaenz  ihrer  einseitigen  Lehre  rem  produt  net  nur 

in  der  Bodenarbeit.  (S.  Bau,  Volks wirthschaftslehro,  8.  Aufl.  I,  §.  41.)  üeber  die 
Versuche  der  VenrirkUchang  der  physiokratiscben  einzigen  Grandsteuer  in  einigen  badi- 
schen Dörfern  s.  t!  Drais,  Baden  unter  Kail  Friedrich,  I,  31.5;  Schlettwein, 
Archiv  III,  4S0,  IV,  264,  V,  34  and  nenerdings  Emmingbaus  in  Hildebrand'tf 
Jabrbdchem  XIX,  1.  Ucbrigens  haben  die  Physiokraten  selbst  nicht  allgemein  diese 
Steuer  vertreten.  Mirabcaa  p^re  verlangt  z.  B.  (in  seiner  thi  orie  de  limput), 
1760  für  Franloeieh  zwei  dirccte  Steuern,  eine  Grundsteuer,  die  '/s»  Einkommeu- 
ötener  nach  Personen  und  Feuerstellen,  die  %  des  Hedarfs  aufbringen  solle,  v.  Scheel 
^in  scincu  Artikel  über  Turgot,  Tttbinger  Zeitschrift  1868,  S.  255),  bemerkt  auch 
nicht  nmiditif ,  die  physiokratische  einzige  Steuer  verliere  viel  von  ihrer  Sonderbar- 
keit, wenn  man  sich  die  physiokratische  Ordnung  Uber  die  yaiize  Welt  vorbreitet 
denke.  Beleuchtung  des  physiokratiscben  Satzes  durch  Ganard's  principes  dVconomie 
politiqne  ond  Jftcob,  FYmnswiBseaBelMft  II,  0.  602  ff.  —  Des  Planes  einer  einzigen 
Mahlsteuer  von  einem  spanischen  Fto>n«n«nii  «rwlhnt  Bau  §.  278  nach  Dele- 
court,  de  trib.  ac  vectig.  p.  60. 

Dl  neuerer  Zeit  ist  eine  „einsige  allgemeine  Einhommensteaer**  rcn 
'Fiuzelnen  und  von  ganzen  politi-^i'hrn  Parteien  WOhl  befürwortet  worden,  um  mit 
dem  geschichtlich  überkommeneu  Chaos  von  Stenern  aufzuräumen,  durch  eine  solche 
„einfache**  Steuer  an  Verwaltungs-  nnd  Erhchnngskosten  sn  sparen  nnd  weil  man 
spc«  i-'ll  nur  so  eine  ^  r  rt'i'hte  Steucrvertlu  ilnn j  bewerkstellipren  zu  können  glaubte. 
Indessen  konnte  nur  der  finanztheoretische  Dilettantismus  eine  solche  Forderung  stellen. 
Die  Sehwierigkeiten  der  richtigen  Pestsetzung  der  individuellen  Einkommen  werden 
hier  ganz  unterschitzt.  Sie  sind  aber  noch  viel  grösser  als  jetzt,  wo  besten  Falles, 
wie  in  Preussen,  England  eine  kleine  Quote  (Vio — Vt^  gcsammten  Steucrertrags 
durch  diese  Steuer  gedeckt  wird,  weil  die  Fehler  der  Vertheilung  dann  unerträglich 
würden.  \\  ichtiu:er  aber  norh  ist  der  Einwand,  da^s  sich  das  Nationaleinkommen  vor 
Allein  auch  (lualit.-^tiv  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  so  au.sserordentlich 
difierenzirt  (Kodbertus).  Eine  einzige  allgemeine  Einkommensteuer,  selbst  auf 
(irund  richtiger  Festsetzung  der  Höhe  der  Einkommen,  würde  deshalb  gans  nnss- 
reiehend  sein.  Auch  die  Social  deinokratie  liat  liies  völlig  ubersehen,  wenn  >ie 
für  die  „üebergangszeit  der  bestehenden  wirthscbafüicbcn  Rechtsordnung'',  bevor  mau 
im  «jelnen  Sedalstaate^*  hl  ose  ArheitselidromBen  hahe,  für  eine  solche  Steuer  mit 
progressivem  Steuerfuss  plaidirt.  Eine  nach  ihri  ii  ..sorialistisehiMi  Gninds.itzen"  ge- 
rechte Besteuerung  würde  dadurch  uibbt  erzielt  werden.  —  Plan  einer  allgemeinen 
Yerbranchsstener  an  Stelle  zahlreicher  dnzelner  Stenern  bei  Pfeiffer. 

Die  Unmöglichkeit,  in  einem  modernen  Staate  grossen  Finanzbcdarfs  mit  einem 
aus  wenigen  Uauptsteuem,  namentlich  wesentlich  nur  aus  directcn  Ertrags-,  etwas 
Veiltehrsstenem  nnd  EiofshTzSIlen  bestehenden  „einfachen**  Steno^ystem,  das  also 
immer  noch  von  einer  „einzigen  Steuer"  weit  entfernt  wäre,  auszukommen,  hat  sich 
in  Frankreich  in  der  ersten  Kovolotion  auch  practisch  gezeigt.  Die  bezQglichen 
Versuche  scheiterten  gänzlich,  und  nicht  an  den  Zeitverhältnissen,  sondern  an  dem 
immanenten  Fehler  des  Plans  (s.  FIn.  III,  §.  167  £). 

II.  —  §.  195.  Die  obersten  Stenerprincipien  als 
leitende  Richtschnur  fttr  die  Bildung  des  Steuersystems. 

A.  Das  Steuersystem  mass  zunächst  den  früher  aufgestellten 
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beiden  finanspolittsolieD  Orondsätsen  und  praetiBehen 
Postalaten  entsprechen:  es  mius  im  Ckeammtertrage  der  Steoern, 
am  denen  es  besteht,  ansreiehend  nnd  es  nraai  beweglich 
genug  seio  (§.  128).  Diese  Anforderungen  an  das  Steneraystem 
sind  allen  anderen  voran  zn  stellen  nnd  sind  von  wesentlichem 
Einflnss  auf  die  Wahl  der  Steaergattnngen,  der  einzeben  Stenern, 
der  Erhebungssysteme  und  Veranlagungsformen. 

Der  Vorrang  der  beiden  finanzpolitischen  Grundsätze  auch 
vor  den  volkswirthscbaftliclien  und  selbst  vor  den  Priucipien  der 
gerechten  Stcuervertbeilung  ist  früber  sebon  begründet  worden 
(§.  12  7).  Die  practiscbe  Notbwendigkcii  dicacf»  \  oniingü  i»L  uu- 
bestreitbar  and  wird  überall  von  der  Geschichte  der  Bestenernug 
bestätigt.  Sie  lägst  sich  aber  auch  wissenscbattlich  vollkuiijnien 
rechtfertigen,  —  freilich  unter  einer  Voraussetzung,  welche  jedoch 
ftir  alle  wissenschaftlichen  Erörterungen  Uber  Finanzwesen  gemacht 
werden  muss,  speciell  für  die  hier  mitspielende,  bereits  iiu  ersten 
Hände  entwickelte  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  (Fin.  I, 
Bncb  1,  Kapitel  S).  Es  ist  nemlich  nothwcndig  von  der  Annahme 
auszugeben,  dass  dieser  Bedarf  nach  seiner  IKibe  und  nach  der 
Zeit  seines  llervortretens  richtig"  lestgesetzt  und  dass  andere 
Deckungsmittel  nicht  verfügbar  oder  princij)iell  nicht  zu- 
nissig  seien.  Alsdani!  bildet  die  Deckung  dieses  Bedarfs  oder 
der  betrettendeii  ijuote  desselben  ein  erstes  Bedfirfniss  der  Staats- 
und KechtsordnuDg  und  der  gerne inwirthschaftli.  heu  Organisation 
der  Volkswirthschaft,  welches  in  der  That  allen  anderen  Rttcksiohten 
voran  geht. 

Yollstindit^  klar  M  dies  nur  zu  erkounea,  bedarf  dann  aber  auch  gar  keiue« 
weiteren  Beweises,  wenn  das  Wesen  und  die  Function  de«  gemeinwurtluchalUicben 
und  insbesondere  des  zwangsgemeinwirdischafUichcn  Systems  in  der  Tolkswirthschnft 

richtig  erfasst  wird.  Ilicr  hangt  diese  Lehre  fundamentalster  Bedeutung,  die  Gemein- 
wirthschaftslehre ,  mit  der  Steucriehro  eng  zusammen.  An  dieser  Stelle  muss  es  ge- 
ntlgen,  auf  die  Darstellung  jener  Lohre  in  unserer  „Grundlegung^"  und  auf  die  Bezug- 
nahme darauf  bei  der  „BegrOundung  der  Besteuerung*'  (§.  85  if.)  zu  verweisen.  „Das 
Ganze  ist  vor  und  «her  dem  Theil",  das  ist  m\  Satz,  welcher  hier  seine  Conae- 
({Uciizen  Züigt.  Es  handelt  sich  bei  der  Beaieuuruug  um  die  Erfüllung  einer  der 
wesentlichen  Existenzbcdiiii^Min^en  des  QaoMB  nnd  damit  fMUdi  uoii  des  Einzelnen, 
aln  (>)i<^>!s  dieses  Ganzen.  Diese  Beilinpunpen  sind  nur  zu  ''rfrsTli  n  wenn  der  Vorrang 
dei  hii.iiizpolitischen  Stenerpriiicipicu  vor  allen  anderen  anerkannt  wird.  Davon  ist 
elj  Ii  1  3 wegen  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  auszugehen  und  dcmgemäss  sind 
solche  einzelne  Steuern  zu  wählen,  welche  vor  Allem  diesen  finanzpolitischen  Grand- 
üätzen  entsprechen.  Da»  ist  u.  A.  von  Vocke  in  seiner  Polemik  gegen  mich  so  ver- 
fatnnt  worden,  obwohl  er  in  a«in«ni  eigenen  Wezke  mit  dieser  Pelemik  oft  in  Wider- 

Dieselbe  AnftaBsnng  des  Znsammenhangs  schwebt  eigenflich 
bei  einer  scheinbar  gans  anderen  Foidening  vor,  nemlich  dass  die 
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Bestellerling  in  der  richtigen  Verwendung  ihres  Ertrags 
ihre  innere  principielle  Rechtfertigung  und  zugleich 
ihre  Begrensung  finde  oder  m.  u.  W.  dass  die  (Re-)  Pro- 
dttctivität  der  Besteuerung  zu  verUngen  sei,  diese  hänge 
aber  von  der  ProducCiTifftt  der  Verwendung  ihres  Ertrags  ah. 

S.  oben  §.  87.  Weiden  die  A—dlSelw  Mrishtige  Yenrendang**  and  , J^roduclivi- 
(äf'  hier  im  richtigen  Sinne  genommen,  so  kann  sich  am  nichts  Anderes  handeln, 
ab  am  die  Anerkeanaog  der  Thatsachu,  daas  der  Steoerertrag  die  unbedingt 
erferderliclie  ökonomische  Grandlage  der  \om  OeeAmmtintercsse  rer« 
langten  gemelnvirthscbaftlicht  n  Functionen,  namontlii  h  dt-s  Staats, 
bilde.  Indem  diese  Functionen  aach  die  Voraussetzung  und  das  i^rdernde  Uiifs- 
miital  aller  etoielwirtiuchafUicheii  prodocttren  Th&tigkeit  aiad«  eebtllt  «ich  dann  eveli 
der  Einzelne  in  seiner  Steter  gleichzeitig  die  Beding:T:ng:en  seiner  Productivität. 
Der  Fehler  ist  nur«  daas.  wenn  von  der  Prodactirität  der  Besteaeroog  die  Uede  ist, 
dieee  ftfteiB  in  etneiB  m  engen,  aadi  sn  naleriQUeii  Sinne  ginemaien  viid. 

Es  Tcrsehllgt  nichts,  dass  in  der  Wirklichkeit  freilich  die 

Verwendang  des  Steuerertrags  oder  die  Feststellung  des  Finanz- 

hedarfs  nicht  immer  die  „richtigen",  in  dem  dargelegten  Sinne 

„producti?en'*  smd. 

Gegen  das  YoifconiinMi  unpassender  AffinitUcher  TfaillglMlten ,  m  gtünet  Koet- 

spieligkoit  derselben  u.  s.  w.  sind  die  Garantleen  andr>rswo  za  suchen,  im  Öffentlichen 
Recht.  Bndgetreoht  Der  grnnds&Uliche  Vorrang  der  finauxpolitiscben  Fhncipien 
vird  dnivfi  Hittgttl  aof  dteeen  Gebiete  niebt  anfgehoben.  Selbet  in  eoncreten  Falle 

der  Praxis  würde  Alles  noch  srhliuimer,  wenn  neben  einer  unrichtigen  Ilofjtlunu'^  der 
ött'entlicben  Ausgaben  zugleich  eine  ooxoietchende  Besteaening  einhergiogo  und  iu 
Folge  daron  die  Flnaiudage  dcb  rerscUecbterto. 

Die  Geeignetheit  u.  s.  w. .  den  beiileii  rnanziiolitiscliLii  Grundsätzen  zu  ent- 
sprechen, ist  oben  (§.  129)  schon  für  einige  Eauptarton  der  Steuern  characterisirt 
worden.  Weitere  bezugliche  Ausführungen  erfolgen  später  in  Verbindung  mit  der 
Aufstellung  des  Steaeisystems  seihet  (H.  A.  3  unten). 

In  Bezug  auf  die  Bildung  des  Steuersystems  ist  hier  nur  her- 
vorzuheheni  dass  die  Verhindung  versch ieden artiger  Steuer- 
gattnngen  und  Erhebung«-  und  Veranlagungssysteme  u.  s.  w.  gerade 
auch  wieder  zur  sicheren  und  zweckmässigen  Deckung 
des  Finanzhedarfs  geboten  ist 

Da  die  einzelnen  Steuern  und  die  genannten  Systeme  auch  in  diesen  Puncten 
rcrs5chieden('  Yonüge.  und  M5ng:L'l  besitzen,  sich  z.  B.  in  rerschiedencni  Maasse  der 
daucrudeu  Richtung  und  der  zeitlichen  Schwankung  des  finanzbedarfs  an- 
passen, so  muss  das  auch  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  eines  concrcten  Staats 
gebührend  berücksichtigt  werden.  Die  Theorie  hat  daftlr  die  erforderlichen  Finger- 
zeige zu  geben,  indem  sie  zeigt,  wie  Schatzuiigen  und  Verbrauchssteuern,  Er- 
trags- und  Einkorn menstenein,  Personal-  und  Bealsleiiem,  directe  aod 
indircctc  Bestencrunir  ü  s.  w.  d^r  j^ecconseitigen  Ergänzung  und  der  Ausgleichung 
ihrer  Mftngel  bedurfcu,  was  auf  die  Noth wendigkeit  einer  passenden  l'ombiuatioa 
dieaer  Steuran  bn  Stenenystea  Unwebt 

B.  —  §.  196.  In  zweiter  Linie  kommen  die  volkswirth- 
scbaftlichen  Grundsätze  fUr  die  Bildung  des  Steuersystems  in 
Betracht.  Letzteres  muss  danach  so  eingerichtet  werden,  dass  die 
BesteneruDg  die  richtige  volks-  und  einzelwirthschaftliche 
Steuerqaelle  trifft  und  die  (Jmstttnde  berflcksicbtigt,  welche  fUr 
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die  UeberwftlsitDg  maassgebend  sind;  dafls  ferner  die  Pro- 
daetion  nicht  mehr,  als  es  dorcb  die  Bestenwnng  einmal  un- 
vermeidlich ist,  beeinträchtigt  and  die  Vertheiluog  des  Pro- 
dnetionsertrags  nicht  in  ToUuwirtbBcliaftticb  naehtheiliger 
Weise  beeinflnsst  mtd, 

♦ 

1.  Das  richtige  Steuersystem  snr  Belastung  der 
wahren  Stenerquelle. 

Die  Qormale  volkswirthschaftHche  Steuerquelle  ist  nach  den 
früheren  Erörtemngen  (§.  131  flf.)  der  Reinertrag  der  Volk s- 
wirthscbaft  oder  das  VolkseiDkom tuen  ftlr  die  Staats- 
bcsteneriing,  die  betreflFende  Quote  jenes  Reinertrags  im  einzcliRMi 
Laiidestheil  flir  die  Com  m  u  n  a  1  besteiierung.  Nur  ausnahmsweise 
rnd  vorübergehend  kann  das  Nationalvermögen  daneben  mit 
als  iSteuerquelle  in  lietracht  kommen.  Das  richtige,  den  volks- 
wirthschafltlichen  Steuerpriocipien  entsprechende  iDteuersystem  muss 
daher  vor  Allem  der  zu  treffenden  volk-swirthscbaftlichen  Steuer- 
quelle, regelmässig  also  dem  Reinertrag  der  Volks-  (oder  Volkstbeil ) 
Wirtbscbaft  nachgehen. 

Auch  zn  diesem  Zwecke  ist  wieder  die  Verbindung  mehrerer 
und  verschiedenartiger  Steuern  im  Steuersystem  nothwcndig. 
Denn  der  Reinertrag  der  Volkswirihseliaü  oder  das  Volki^einkonimeu 
ist  zwar  ein  ökonomisches  Ganzes  oder  eine  ökonomische 
Einheit  (nicht  bloss  eine  hogriffliehe  Abstraition),  aber  bei  uns 
kein  rechtlich  Ganzes  oder  Eines,  sdiulem  er  zerfallt  in 
eine  unendliclie  Anzahl  von  qnalitati?  und  quantitativ  verschiedenen 
Antheilsrec  hten  Einzelner.  Diese  Aiitheilsrechte  beruhen  auf 
dem  Arbeitsantheil  der  Einzelnen,  welche  das  Volkseinkoinnu  ii 
producirten,  als  Arbeiter  jeder  Art.  als  I  Uteruehmer  u.  s.  w.;  lerner 
auf  dem  (Privat-)  Hecht  der  Einzelnen  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  (Boden  und  Kapital),  welche  bei  der  Production 
des  Nationaleinkommens  mitwirkten.  Flir  die  Aufgabe  eines  volks- 
wirtbschattlich  richtigen  {Steuersystems  zeigt  sich  daher  hier  wieder 
die  Rechtsgrundlage  der  Volkswirtbscbaft  von  ent- 
scheidender Bedeutung. 

Aach  hier  sind  besonders  Kodburlus' bistorischc  Auffassuiigoti  und  priiicipiello 
Erörterungen  m  beachten.  S.  oben  S.  268  und  unten  Uauptabscbnitt  2.  Aach  Bod- 
bertns,  Normal&rbeitsta^r,  TAlnnger  Zeitschrift  1S78,  &  9S1.  GelogentUeh  Ihnliclie 
tiedaaken  in  Schäffle':;  neueren  Schriften. 

Nor  in  einer  streng  socialiatischcu  oder  —  ein  liicriu  biuierkenswcrth 
ahiiHcher  Fall  —  in  einer  rein  despotfstischen  Volkswinbschaft,  mit  voller  Un- 
ficihtit  der  gesammten  Bevölkerung  nnd  .insschlieaslichem  Grund-  und  Kapitaleigcn- 
tbuxn  des  Uerischer»,  würde  der  voikswirthacbafUiche  lieinertra^  auch  ein  „recht- 
lich Gaizes**  ntn.   D«r  Aafmod  fUr  OffenUiebe  Zwecke,  oder  dts,  ms  unter 
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solrhe.ü  Verhältnissen  dcnsclbi'n  daretelUe,  wurde  hier  sofort  durch  einen  Abzug 
an  dieB6iD  Totalertrag  bestritten  and  dieser  Abzngspostcn  wäre  das  Analogou  imserex 
BesteaeroDf .  Bei  VoilnwiTdiscIiaftdo  mit  einer  ftvleii  fnmdbesfttetideD  und  gewerbe- 
treibenden Volksschicht,  neben  o\nor  anfreien,  frcmdpn  Roden  bobaacnden  Volksmasse, 
tbeilt  sich  das  Volkseinkommen  zwar  schon  iu  eine  grosse  Anzahl  verschiedenartiger 
Einselefokommen  der  Freien,  Besitzenden  und  Herren.  Ib  llsst  sich  aber  bei  diesen 
?erhnltnis3m!l5';ic:  lei- liter  fassen,  weil  violfarh  Gmnd-  and  Kapitalrente  noch  nicht 
getrennt  sind,  grosse  Grundberrschaften  (Frohnhöfe)  rorwalten,  Cieditgesch&fte  noch 
wenig  Terkominen  vnd  das  Einlcommen  (richtiger:  der  zuircwiesone  oder  ab  Inrerba» 
Test  belassene  Cousnintionsbetrag)  der  Unfreien,  wenn  überhaupt,  so  beim  Helfen  be- 
steuert wird,  da  es  reehtlich  zu  dessen  Einkommen  gehört  (§.  Mb). 

So  war  denn  auch  eine  volks wirthschaftlich  richtige  Besteuer- 
ung in  der  antiken  Weit  wie  im  mittelaltprlicb-ständiBchen 
iStaat  e i  n  f  ac  her  und  I  e  i  c  b  t  o  i-  ?.\\  \Trwirküohea. 

Die  Sehwierigkeit  wäciiöt  dagegen  ausserordentlich  iu 
der  weiter  entwiekelten,  der  modernen  Volkswirthschaft 
mit  ihrer  ganz  veränderten  Rechtsgrundlage  und  ihrer 
aasgeb ildeteil  Arbeite-,  Besits-  und  Erwerbstheilnng, 
ihrem  Credttverkebr;  ein  ökonomisc h-technisehes  und 
ein  Rech tsmoment,  welche  sich  gegenseitig  bedingen.  Denn  die 
persönliche  Freiheit  der  ganzen  Bevölkerung,  das  FrivateigeDtham 
an  den  sachlichen  Froductionsmitteln  oder  das  private  Grund-  und 
Kapitaleigentham,  die  Creditgeschät'te,  Darlehen,  Pacht,  Miethe,  die 
Arbeitstheilnng  zwischen  Stadt  und  Ijand,  die  Trennung  der 
agrarischen,  industriellen  und  mercanttlen  ThlUigkeit,  die  Theilnng 
jedes  dieser  Zweige  in  zahllose  einzelne  üntemehniQngsgnippen, 
-Arten,  -Formen  und  schliesslich  Einzel-Unternebmimgeny  kurz  alle 
die  bekannten  modernen  Reebts-  und  WirtbschailsverhältniBse  unserer 
überwiegend  privatwirthscbaftlich  organisirten  Volkswirtbsehaften 
zerlegen  das  Eine  Nationaleinkommen,  die  wahre  nnd 
hauptsächliche  7 o  1  k s wirthschaf tliche  Stenerquelle,  in  me  unend- 
liche Anzabl  rechtlich  selbstündiger  Einzeleinkommen, 
oder  den  Eineq  volkswirthsebafüichen  Beinertrag  in  eine  Hasse 
verschieden  grosser  und  auf  versobiedenen  Privat- 
rechtstiteln beruhender,  insofern  auch  qualitativ  verschie- 
dener Antheilsrechte  Einzelner  daran. 

Eben  deshalb  wird  auch  die  Durchführung  de«  GroDdsatzcä  der  Allgemeinheit 

der  Hc.stenerun;r  gerade  in  der  moderrten  Vi'U-\virfhvrhaft  so  schwieriET  f§.  Vi" 

Für  die  Hildung  des  volkswirthsrhnftlich  richtigen  Steuer- 
systems ist  nun  die  ökonomische  Einheit  des  Volksein- 
kommens zum  A usgangspun et  zu  nehmen.  Daher  mtissen 
in  diesem  System  solche  Steuern  vereinigt  werden,  welche  die 
Einzeleinkommen  oder  die  einzelwirthschaftlichen  Erträge,  als  An- 
theile  am  Volkseinkommen,  so  trefifen,  dass  dies  letztere  wirklich 
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voUsUndig  ab  StenerqaeUe  in  volkswirthschafOieh  berechtigter  Art 
und  Umfoiig  fnnglrt 

So  zunächst  im  .Staat 8 Steuersystem. 

Da  die  Volköwirtliscluif't  eiiics  Landes  ndcr  besser  gesagt  eines 
Staates  kein  abgeschlossenes  Ganzes  ist,  sondern  durch  eine  Menge 
von  Besitzverhältnissen,  Oreditgeschätten  und  Arbeitsverbindnngen 
herüber  und  hinüber  mit  den  Angehörigen  anderer  Voikswirth- 
schaften  eng  verknüpft  ist,  so  ist  es  zweckmässig,  selbst  wohl  ge- 
boten, eben  zur  Erftillang  jener  Forderung  auch  im  Staats  Steuer- 
Bystem  vor  Ailem  eine  zweifache  Art  von  Steuern  zn  verbinden: 
Objectstencrn ,  welche  die  Quellen  der  Erträge,  bez.  diese 
letzteren  selbst,  ohne  Bücksicht  auf  das  Recbtssnbject,  dem 
der  Ertrag  als  Einkommen  zufdllt,  und  Subjectsteuern,  welehe 
das  Einkommen  bei  dem  dasselbe  besiehenden  Beehts-  und 
Wirthsohaftssnbject  treffen* 

Als  Stevern  der  ersten  Art  eTsehefnen  die  Real-,  die  Ertrag s-  nnd  die  Yer- 

kell rsstouern  (letztere  zum  Thcil  in  Änschluss  an  oder  verknüpft  mit  GebübroD  oder 
halb  gcbObren-,  balb  stencrartigen  Abgaben,  32  ü'.);  als  Steuern  der  zweiten  Art 
die  Personal-,  die  eigentlicben  nominellen  Ein  kommen- and  etvaigen  (gleich- 
falls nomiiieUen)  YcrmOgonsstenem  und  die  Verbraucbsstenern.  Je  mehr  sich 
die  Volks wirtbächaften  wirklich  durch  immer  regeren  Personen-  und  Wiithschafts- 
Tcrkchr,  besonders  auch  dnrch  intemationalo  Creditfcrkältnisse  zu  einer  neuen  Wirth- 
sehaftseinboit  iii  der  WeltlriTthiehaft  enCvickeln,  desto  zwingender  wird  au^ 
volkswirthschaftlich«'n  'inmden.  um  die  wahre  vo! kswirthscTiaftliclio  Stcucrqucllc 
richtig  zu  boüutzisn  [und  zugleich  aus  UrUjiiieii  der  (icrcchiigkeit,  um  die  Stiuicr  nach 
den  Principicn  der  Allgemeinheit  und  Gleichm&Ksigkeit  richtig  7U  rcrtbeilcn)  ein 
solches  ans  Object-  und  Su1tjei^t8tcu<>rn  combinirtes  Steuersystem,  das  dann  in  seiner 
bpeciellen  Gestaltuug  nur  wieder  dem  Wechsel  der  berührten  Verbältuissf  folg;«'»  uiuss. 

So  aber  in  noch  höherem  Maasse  im  0  o  m  m  n  n  a  1  Steuersystem. 

Denit  hier  ist  vollends  die  Verkettong  der  Besitz-,  Credit-  und 
Arbeitsverhältnisse  eine  so  innige  zwischen  den  verschiedenen 
Laodestbeilen  nnd  Gemeinden  nnd  wird  in  der  modernen  Volks- 
wirthsehaft  bei  steigender  Arbeitstheilang,  indnstrieHer  Entwicklung, 
Ausdehnung  des  Pachtbetriebs  auf  dem  Lande,  des  Miethwohnnngs- 
Wesens  in  den  Städten,  des  Creditwesens,  bei  Freizflgigkeit  und 
Wanderung  der  Bevölkerung  immer  inniger.  Nur  die  rationelle 
Verbindung  von  Snbject-  und  Objectstenem  führt  hier  su 
einer  volkswurthschaftlieh  haltbaren  nnd  gerechten  Besteuerung,  wie 
dies  früher  in  der  Lehre  von  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung 
ausgeführt  worden  ist  (§.  170,  173). 

Nach  ähnlichen  Gcsichtspuncteu  ist  das  Steuersystem  eiozarichten,  wenn  es  sich 
MUDoliBmrelBe  einmal  um  eine  nelle  Bestenenug  des  YolksrermOgens  als  Stener- 
qacllc  handelt  Eine  solche  Besteoonuig  mms  mit  «ns  Objectsteoem  besteben,  um 
ihre  Aufgabe  zu  J(toen. 
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§.  197.  —  2.  Das  volkBwirtbg<yhaftli6h  richtige 
Steuersystem  cor  Besteuerang  der  richtigen  Steuer- 
triger,  d.  h.  der  Personen,  welche  nach  den  volkswirthsehafl- 
lichea  nnd  den  Gereehtigkeitsprincipien  die  wahren  Slenertrftger 
seb  sollen. 

Hier  trefren  Auloidcrungeu ,  welche  aiiH  diesen  beiderlei  Trin- 
cipieu  iUr  die  Bilduug  de»  8teuertsy8teui8  abzuieiten  bind,  zu- 
sauimen. 

Das  JSteuersysteni  muas  hier  nach  Möglichkeit  der  Steucr- 
überwälz  u  11  g  Reehnnnf;  traj^en ;  d.  Ii.  den  allpenicinen  He«reln 
(§.  145  ft\  151 — 153),  vveU  lic  sich  iür  die  hier  vorhandenen  Tendenzen 
aufstellen  lassen,  und  den  speeiellen  l'mständen.  welche  im  con- 
creten  Fall  nach  den  Verhältnissen  der  Zeit,  der  VolkswMrthsclialt 
und  der  Rechtsordnung  hei  jeder  Steuerart  mit  darüber  entscheiden, 
ob  und  wie  weit  jene  Tendenzen  sieh  nun  auch  verwirklichen. 
Soweit  es  die  immer  vorangehende  Rtlcksicbt  auf  die  Deckung  des 
Finansbedarfs  zu  lägst,  mnss  daher  bei  der  Bildung  des  Steuer- 
systems nach  solchen  Steuer-  and  Stenererhebungs-  und 
Veranlagungsarten  gestrebt  werd cn,  welche  mitthnn- 
liebster  Sicherheit  denjenigen  auch  wirklieh  treffen, 
der  in  Gemässheit  der  volkswirthsebaftüchen  und  Ge- 
reehtigkeitsprincipien getroffen  werden  soll,  and  in 
dem  Verhftltniss,  wie  es  biernaob  richtig  ist. 

Wenn  demnach  im  Steuersystem  aas  Rtteksieht  auf  die  notb- 
wendtge' Deckung  des  Bedarfs  sich  Stenern  finden,  welche  gewisse 
Classen  und  Einzebe  von  Tomeberein  oder  mittelst  Ueberwalzungs- 
Yorgängen  starker  bdasten,  als  der  Gleichmlssigkeit  oder  der  Hobe 
des  Antheils  entspriebt,  welchen  dieselben  vom  Volkseinkommen 
bezieben,  so  mttssen  nothwendig  andere  Steuern  in  das  System 
aufgenommen  werden ,  welche  eine  Ausgleichung  herbeiflttbren. 

So  rerhftit  e«  sidi  oamentlich  in  dem  pisetiscti  wichtigsten  PftUe  dar  Indirecten 

Vcrlirauchssti'uerii  auf  vcrbreitetere  Geffcnstände  dfs  ron.^iims.  Diese  Sfcuern 
fallen  durdi  DeberviUiing  meisteni  «if  den  Coosnmonten  und  werden  nur  sehr  schwer 
und  nosieli«»  v<m  ihn  weiter  fort>  oder  rQcIgewilzt  (§.  153).  Sie  heansprochen  dum 

in  maiii  ]it  n  Ffillcn  eine  grössere  Quote  vom  Einkommen  des  „kleinen  Mannes", 
als  von  demjeitiiren  des  wohlhabenderen.  Können  sie  trotz  dieser  und  ihrer 
sonstigen  Mängel  nicht  entbehrt  werden,  —  and  so  liegt  die  Sachlage  in  Wirklichkeit 
regelmässig  —  so  verlangen  sie  auch  bei  der  Proportionalbestcucning  eine  Er- 
gänzung im  Stpncr^ystrm  Jnrcli  Aufnahme  von  inrlcrcn,  naTncntlicli  dirccti'n 
(nominellen)  Eiukouiüieiibttuem  mit  i>te  igc' n  de n  Sät/en  für  das  jjrüsäcre  Kui- 
konunco. 

Wird  das  socialpolitische  Princip  anerkannt,  so  mass  <lio  Eriränzang  finan- 
ziell uueutl>chrlicber  Verbrauchssteacrn  der  genannten  Art  durch  Einkommen-  and 
Ähnliche  Stenern  mit  noch  entsprechend  höheren  Sitzen  eifidken. 
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Ferner  sind  für  die  Bildang  des  richtiiren  Steuersystems  uament- 
lieh  die  directe  und  indirecte  Hesteuerunji:  (im  ersten  Sinne 
des  Worts,  nach  §.  97)  sorgfältig  zu  pilifeu:  so  ob  bei  jener  die 
nicht  beabsichtigte  oder  wenigstens  die  nicht  v  o  r  a  u  s  - 
gesuhüiiC  Ueberwälzuiii:  nicht  doch  vorkommt  und  ob  die  ge- 
wollte und  gemutb  maasste  IJebei wUlzung  bei  dieser  auch 
wirklich  eiutiiti,  und  in  beiden  Fällen,  in  welchem  Maasse; 
wie  es  sich  mit  der  Weite rwUlzung  verhält  u.  s.  w.  und  wer 
daher  und  iuwelchemMaasse  Jemand  schliesslich  wirklich 
Steuerträger  bleibt  oder  wird.  Danach  sind  dann  wicdct 
Modil'icationen ,  oder  wenn  diese  nicht  möglich  oder  nicht  aus- 
reichend, entsprechende  Ergänzungen  des  Steuersystems  durch 
andere  Steuern  erforderlich. 

Im  Ganzen  ist  nach  dem  Ergebni^s  unserer  früheren  l  iifer- 
su(  Imug  der  Ueberwälzung  (§.  155)  immer  mfiglichst  nach  einem 
s(>l(  lieu  Steuersystem  zu  streben,  welches  nicht  erst  dnrch  eine 
verwickelte,  in  ihren  Wirkungen  stets  unsichere  Ueberwälzung  volks- 
wirthschaftlich  richtig  und  gleichmässig  werden  muss.  Leider  er- 
lauben die  finanziellen  Rtlcksicbten  nur  nicht  den  Ausschluss  der 
grossen  indirecten  Verbrauchssteuern  mit  ihrem  complicirtcn  IJeber- 
wälzungspmcess  und  mancher  anderen,  in  dieser  Beziehung  bedenk- 
lichen Steuern.  Darum  muss  wieder  das  ganze  Steuersystem 
selbst  viel  verwickelter  werden,  weil  nun  gerade  aus- 
gleichende und  ergänzende  Bestandtheile  aufzunehmen 
sind.  Aber  je  sorgiUltiger  die  Wahl  der  letzteren  ausfällt,  desto 
mehr  wird  doch  das  ganze  StenerBystem  auch  den  volkswirtbscbaft- 
lichen  Änfordernngen  entsprechen. 

§.  198.  —  3.  Die  Bildung  des  Steuersystems  mit 
Rttckflicbt  auf  die  Productions- und  Veriheilnngainter^ 
essen  in  der  Volkswirtbschaft. 

Das  einzel-  und  das  volkswirthsehaftUcbe  Productions- 
interesse  flUlt  freilieb  nicht  immer  zusammen.  Daher  ist  nicht 
jeder  Einwand  gegen  eine  Steuer  w^n  der  Verletzung  eines 
einieiwirthscbaftlicben  Productionsinteresses,  z.  B.  gegen  den  und 
den  Zoll  oder  die  und  die  vom  Prodncenten  vorznschiessende  Ver- 
brauchsstener  oder  gegen  die  specielle  Einrichtung  einer  Steuer 
bewetskrftftig.  Auch  muss  selbst  ein  triftiger  Einwand  oft  ver- 
stummen, weil  eben  keine  andere  Steuer  den  finanziellen  Zweck 
erfttllt  Aber  in  vielen  Füllen  deckt  sich  doch  auch  das  einzel- 
nnd  das  Tolkswirthsehaftliehe  FroducHonsinteresse  und  steht  kein 
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eDtsebeidendes  finanzielles  Bedenken  in  Bezog  aaf  die  gewUnschte 

Attfhebuii^,  Ersetzung  oder  Ab&nderung  einer  Steuer  im  Wege. 
Hier  wird  mit  vollem  Hechte  eine  entsprechende  Umgestaltung 

im  Steuersystem  hinsichtlich  derWahl  oder  der  Erhebuiifi;«- 

und  Veran  laj^ungsui  t  u.  s.  w.  emci  Steuer  als  volkswirth- 

schattlieh  begründet  erscheinen. 

Nach  diosem  GesichtspuQct  sind  namentlich  oft  bei  Zöllen  und  inländisclicn 
indirecten  Stevern  Beformeii  gttboteii,  lOTohl  in  der  Wahl  der  besteuerten 

Artiki'l,  wie  im  Verfahren  bei  der  Fcststelliinp,  KrlieViuns;  u.  s  w.,  z.  B. 
um  die  Entwicklang  der  Technik  der  Production  nicht  annOthig  zu  bemucu;  iknlich 
mitunter  auch  bei  den  Ertrags-  vnd  Yerkehrssteaeni. 

Kndlicli  haben  auch  die  zunächst  bloss  eiuzelwirthhcliuitlicheD 
Froductionsinteressen  einen  begründeteu  Anspruch,  soweit  beachtet 
zu  werden,  als  es  ohne  Widerspruch  mit  den  leitenden  Grundsätzen 
der  Besteuerung  möglich  ist:  so  wiederum  öfters  bei  den  eben  er- 
wähnten Steuerarten  und  bei  manchen  einzelnen  Puncten  der 
inneren  technischen  £iurichtung. 

Auf  die  thnnlichtite  BerücJtsichtigiuig  der  Prodiictionsintcressen  laafen  mm  Tbeil 
atteb  die  AnfordeniDgen  binaiM,  velche  nach  den  Principien  richtiger  Steaerremltung 

an  dii-  Besteuerung  /.u  ^toIlLIl  ^iIu^  (§.  12B,  181»  ff.").  Der  (Jrundsatz  der  Bestimmt- 
lieit  und  mehr  noch  der  der  Bequemlichkeit  der  Busteuemng  fuhrt  hier  mehrfach 
zu  l'olferungün  nnd  Pordernngen,  wie  die  vorhin  angedeuteten. 

Dass  die  Besteuerung  endlich  nicht  in  einer  den  Principieu 
der  Gerechtigkeit  wider  sprechenden  Weise  in  die  Ver- 
th eilung  des  Volkseinkomraens  (und  damit  auch  «les  Volksvcr 
nittfjens)  eingreife,  ist  immer  zu^;leich  auch  ein  wichtiges 
voikswirthöchaftliches  Interesse. 

Dünn  dur  hierbei  etwa  entstehende  Druck  der  Steuer  heuimt  die  richtige  Be- 
friedigung der  Bedürfnisse,  damit  die  gesammte  Entwicklung  der  also  getroffenen 
Besteuerten,  lähmt  die  Krwoib>-  und  SparthStigkcit,  verletzt  das  BechtsgefUhl  und  Übt 
dadurch  direct  und  iiidirect  nachtheiligo  Wirkungen  auf  die  Volkswirthschaft  aas.  So 
wird  et>  bich  uur  zu  leicht  mit  schweren  Verbrauchsstcaern  auf  Massenartikel  vcr- 
halton  (§.  187.). 

Nor  darf  wieder  nicht  Ubersehen  werden,  dass  „Gerecbtigkeit 
in  Stenersaehen"  eben  etwas  Relatives  (§.  158)  ist  nnd  sich  nament- 
lich verschieden  gestaltet,  je  nachdem  der  soetalpolitische  Gesichts- 
pnnct  anerkannt  wird  oder  nicht.  Der  llbliche  Einwand  g^n 
diesen  letzteren,  dass  ein  Eingriff  der  Bestenemng  in  die  bestehende 
Einkommenvertheilung  volkswirthschafilich  nothwendig  naehtheilig 
wirke,  übcrschiesst  das  Ziel.  Es  wird  dabei  das  Interesse  der 
Volks-  und  der  etwa  betroflPenen  Einzelwirthschaften  ohne  Weiteres 
identificirt  und  da.^  luteresse  der  absichtlich  be^^'tlnstigten  Einzel- 
wirthschaften hintangesetzt,  das  hier,  voraussetzuugsweise,  gerade 
das  Volk s  wirthschaftliche  Interesse  darstellt. 
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C.  —  ii.  199.    Die  Gerecbtigkeitspiiucipieo. 

Sie  koiiiiiicn  lUi  die  Bilduu^  des  SteuerisyHtenis  einmal  in  ihrem 
vieliachen  Z us a m mcuhang  mit  den  richtif^en  volkswirtli- 
schaftliclicn  Grundsätzen  der  Besteuerung,  tsodann  auch  selb- 
ständig fUr  äich  in  Betracht. 

1.  In  ersterer  Hinsicht  könneu  sie  gleichzeitig,'  mit  jenen  rinind- 
sätzeii  berücksichtigt  werden,  wie  dies  iu  deu  vorausgebeudeu  Er- 
örterungen schon  geschehen  ist. 

KameoUicii  ittt  da«  Princip  and  ii'oeUilat  der  AllgoffleiDlicit  der  Boatcueruug 
iu  seinen  wirthschaftliebeB  Gonsequenzen  voeendfch  identisch  mit  dem  tirandsatz  der 

voUstruidi-icn  Efstouerung  di-r  rii-htif^cn  volkswiitlis'  li.iftlichcn  SfiMiLTiuolle.  tlos  Volk'i- 
einiu>fflfflä08.  Hier  besteht  daon  die  Aufgabe  darin,  das  letztere  ia  allcu  Kaiiäluu,  iu 
welche  es  eich  im  Vorkehr  rertheilt.  zu  verfolgen,  d.  h.  es  in  der  Pom  des  Efnzei- 
einkooiiucu»  aufzusuchen.  Dur  Grundsatz  der  (ileichmäsaigkeit  ferner  lässt  sicli 
(lach  der  eiaen  und  der  wichtigsten  Seih;  nur  in  Anknüpfung  an  den  Begrilf  der 
wirthäcbaftlicheu  Lcistangs f ähi  t;kuit  verbtelicn  und  durchfuhren  (§.  ISil  (!.)• 
Zu  dein  Behufe  muss  dieser  Begrifl  :iiialysirt  uod  gezeigt  werden,  wie  nach  der  Art 
und  Hohe  des  Einkommens  uud  nach  der  ganzen  Enrerbeart  n.  8.  v.  diese  Lustong»- 
fähigkeit  verschieden  ist.  / 

Man  bat  es  daher  bei  den  beiden  Principien  der  gerechten 
Steuervertheilung  immer  auch  mit  ök  ouomis eben  Fostulateu  und 
Problemen  zu  thun. 

2.  Soweit  jene  Principien  aber  eine  sei  b  stiiud  i;j;e  Bedeutung 
ly<'ansj)rucbcii  diiit'en,  kann  ihnen  doch  nur  eine  Stelle  in  dritter 
liiiiie,  Ii  a  c  Ii  den  ümiuzpolitiscbeii  und  dcii  volkswirtbscbat'tliclicn 
Steuerpriucipien ,  für  die  Bildung  des  Steuers}  slcmb  zugestanden 
werden:  insofern  mUsscu  bic  also  zurücktreten. 

£in  Satz,  den  wiederum  wegen  seiner  inneren  Nothwendigkcit  die  Praxis  wohl 
auch  immer  anerkannt,  Jen  aber  die  Theorie,  gerade  auch  in  der  neueren  Wissen- 
schaft seit  A.  Smith,  ütters  Übersehen  hat.  Zuerst  hat  das  Steuersystem  mit  absoluter 
Nothwendigkeii  sciueu  Zweck  zu  erfüllen:  den  Finanzbedarf  zu  decken,  und  zwar 
unj^'licbst  nach  richtigen  volkswirthschaftlichcn  Grundsätzen,  wovon  die  sichere 
Erreichung  jenes  finanziellen  Zwecks  und  die  hierfür  cifonlerliclie  N.iclihaltig-- 
keit  der  nationalen  Stcucrkraft  mit  abhängt,  liier  liegt  ein  primärem  lutcrcsac  Jes 
(ianzen  vor.  Erst  danach  kommen  <iio  £ inzelinteresien  In  Betracht,  welche  go- 
rcchto  Steuervertheilung  erheischen,  aber  mit  Kocht  nur  soweit,  als  sich  dies  mit 
der  finanziellen  Ausreichoudheit  und  der  volkswirtbschafUicbcn  Hichtigkeit  des  Steuer- 
syitM»  rerbiodea  Ilaat  (§.  127). 

Eb  ist  danach  eine  unrichtige  theoretiache  FoFderaDgy  allem 
TO  ran  „gerechte''  Steuenrertheiliing  im  Stenersyetcm  zu  ver- 
langen ond  auf  den  Granda&teen  der  Allgemeinheit  und  Gleich^ 
mttseigkeit  dies  System  anfbanen^  nach  diesen  Gronds&tzen  in 
erster  Linie  die  Stenergattangen  und  die  einzelnen  Stenern 
wählen  nnd  deren  technische  Einriohtang  bestimmen  zn 
wollen.  Vielmehr  muss,  wie  nach  Ausweis  der  Stenergeschichte  es 
auch  die  Praxis  stets  gethan  hat  nnd  unvermeidlich  thnt,  der  Auf - 
ban  des  Stenersystems  nacl^  den  finanzpolitischen  und  volks- 
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wirthsehaftlichen  Principien  erfolgeo  und  kann  erst  der 
Ausbau  naeb  der  Riebtscbnor  vor  aich  geben,  welobe  die  Oe- 
recbtigkeitsprincipien  angeben  (g.  156 ff.).  Diese  letxtere  Kioht- 
sebnar  muss  alsdann  aber  allerdings  aneb  mögliebst  befolgt  werden, 
nnd  swar  auch  im  OemMusehaftsinteresse^  denn  sieberlieh  ist  ,,Br- 
fttlinng  der  Gereebtigkeit"  niebi  bloss  nm  der  Btnzelnen, 
sondern  aneb  nm  des  Gänsen  willen  ein  etbisebes  Gebot 

Demgemilss  sind  die  Hanptstenern  des  Systems,  die  eigent- 
lieben  Grundpfeiler  desselben,  zn  wählen  nnd  sind  dieselben 
naeb  den  Gesiehtspnneten ,  welche  sich  ans  d^  finanzpolitiscfaen 
nnd  Yolkswirtbscbaftlieben  Grundsätzen  ergeben,  technisch  ein- 
zurichten. Alle  weiteren  Anforderungen,  welche  vom  Standpnnct 
der  Gerechtigkeit  aus  zu  stellen  sind  und  nicht  schon  durch  die 
ErfllUuug  der  volkswirthschaftlichen  Postulatc  von  seihst  mit  be- 
friedigt werden,  mtissen  sich  darauf  beschränkcu,  in  dem  dergestalt 
ausgebauten  Steuersystem  Mod  ificationeu  in  den  Stenern  und 
Steaereinricbtuiigen  desselben  und  abermals  Ergäu  zun  gen  liurch 
weitere  einzelne  Steuern  u.  dgl.  m.  eintreten  zu  lassen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuerung  zeigt 
auch,  da  SS  dies  der  Gang  der  Dinge  bei  Cultur\  ülkerü  war,  welche 
wirthschattlich,  politisch  und  socialpolitisch,  daher  auch  in  den 
Bechtsanschanungen  vorwärts  schritten. 

Die  älteren  rohereu  Stouoraystomö  sehen  wesentiidi  noi  auf  die  Gewinnung 
des  Steiierertrags.  mit  oberllleliUeltarRiBelBlelit  tnf  dl«  rolksvIfdiMluilUlelien  WUnog«ii 

und  Vörausst-?tzaDgcn  der  Besteuerung,  auf  ^-erechfe  Steuerverthcilung  und  auf  steuer- 
nder verwaltunjpitecliniBcb  zweckmässige  Einncbtuug  der  Steuern.  Dann  weiden  nll« 
mlbHcli  mit  der  Eilceniitiilss  der  roUnwirAsclislUieliea  Dinge,  mit  der  Aenderang  der 
politischen  1  ii^e  und  Classcnordnuug  der  Bevölkerung  und  mit  dem  Fortschritt  des 
Bechtsgefilhiä  jene  anderen  Eacksichten  mehr  genommen  und  treten,  auch  unabhän^ 
von  dem  Zwang,  far  einen  erhOheten  Finanzbedarf  zu  sorgen,  Reformoi  des  Steoer- 
Systems  oder  oben  ein  „Ausbau"  desselben  ein,  wobei  der  leitende  Gedanke  ist: 
keine  oder  nur  nebenbei  eine  Erhöhung,  sondern  eine  volkawirthschaft- 
lieh  richtigere  und  gerechtere  Yertheilung  nnd  technisch  zweck- 
mftssigere  Einriclitniig  der  Besteveninf. 

Wie  diese  fbataäehliche  EntwicktoDg  aber  es  auch  bele^  — 
Damendieb  die  ttberall  auf  der  Tagesordniiiig  befindlieben  „Stener- 
reformen*'  noeeres  Jabrbimderts  bezeugen  es,  —  bo  eehafiit  dann 
gerade  aneb  die  Steigerang  des  Volk seinkom mens,  die 
Folge  der  verbesserten  Prodnctionsteebntk ,  die  ttkonomiscbe 
Möglichkeit  einer  gerechteren,  d.  b.  dem  yeribiderten  und 
entwickelteren  Recbtsgefttbl  der  civili^rten  Welt  entsprechenderen 
Stenervertheilnng. 

Hier  gilt  fur  letztere  etwa»  Achiiliches,  wie  auf  höheren  Wirthschafls-  nnd 
Bildungsstufen,  bei  prBsseftin  Vflilareiohdium  Ssat  die  VertheUiing  des  YoltaeüibomBMm 
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Qberbaapt.  Dfc  tiofere  ökoauoiüH^he  BegrOndong  und  Roc}itfortia:ung  einer  seht  HU* 
gleichen  Vcrthcilung  und  derjenigen  GestaltttOg  der  RechtsonliuHii::,  welche  nit  ihren 
Rcchtsinsütutcn,  wie  der  Schterei,  Leibeigenschaft,  der  GruntllicTrsrhiift,  den  pc\rerb- 
lichen  und  DiercanUlen  Prirtlcgieu  und  Monopolen  u.  s.  w.,  üic  (jruudlage  dieser 
Ungleichheit  der  Vertheilung  ist,  liegt  eben  in  der  Kleinheit  des  Yolkseinkonmens 
nnd  in  titr  goringei  Ausbildung  der  Technik.  Hier  kann  ökonomisch  erst  ein 
Wandel  eintreten  mit  eiibprecbendtw  Fortschritteu  und  darf  auch  ein  solcher  erst 
dann  geMart  weiden.  (S.  die  bezQglichen  Aosfilhmngen«  nnmnnfllcli  Aber  dnn 
Einioss  der  Technik,  in  rlor  zw  eiten  Auflage  meiner  Gmndlegnn;  f.  lOi  ff.,  nnd 
Itberbanpt  den  ganzL-n  «lorti^en  .').  Hanptabschnitt  S.  134  ff.) 

Ebeiisu  Verhalt  es  sich  mit  der  „gercclitcroir*  isiouervorihoilu  ng 
im  Steuersystem:  eine  \'orbesserong  di-r  ökonomischen  Lage  der  Massen  dos  YoIIb 
gestattet  es  bei  grösserer  VolliSz;iLl  und  Volksdichtigkcit,  auch  durch  kleine  Steoer- 
beiträge  des  Eiiuclaen  \i.  B.  in  einem  System  passender  Verbrauchssteuern  iu  Ver- 
bindnng  mit  nndeien  Stenern  fttr  die  Sicherung  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  genügend 
zu  sorgen  und  nunmehr  gerade  dae  StetenyBtem  eo  M^nsnibanen",  dass  es  die 
Stauerlast  gerechter  rertheüt. 

Auf  solchen  bOheren  vfrtlischaftlichcn  Entviclclangsstufen  ist  dann  auch  die 
Ökonomische  Möglichkeit  und  damit  die  richtige  Zeit  und  Kechtfertigung  einer  social* 
politischen  Besteuerung  gekommen:  jetzt  erst,  aber  jetzt  auch  wirklich  ohne 
Bedenken  fOr  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  Cultur.  Das  führt  dann,  wie 
unsere  Zeit  auch  lehrt,  zu  rerftndertcn  Rechtsati^«  hanuugen  Uber  perechte,  gleicbmlSflige 
Bestenenin<r  ntul  itondet  in  der  nVelhsseele"  den  £intritt  der  socialen  Stenerepoehe 
au       lüG  II.). 

§.  200.  Die  Art  und  Weise  der  Befolgung  der  beiden 
Grand&fttze  der  Allgemeinheit  nnd  GleichmHssigkeit  im  Steaersystem 
anlangend,  soweit  letztere  eben  zur  Geltung  kommen  kennen  nnd 
sollen,  mttmen  zunächst  im  Einzelnen  die  Anforderungen  gestellt 
and  im  concreten  Fall  geprttft  werden,  welche  in  den  früheren, 
diesen  Principien  gewidmeten  Abschnitten  erörtert  worden  sind. 
Besonders  wiehtig  ist  dabei  wieder  die  theoretische  nnd  practische 
Untersnchnng  der  lieber wftlznng.  Je  nach  dem  Ergebniss 
dieser  Unteranchnng  sind  Reformen  des  bestehenden,  wenn 
aneh  finanzpolitisch  erprobten  und  sonst  volkswirthsehaftlieh  richtigen 
Steuersystems  vorznnehmen,  and^  zwar  in  verschiedenem 
Umfange  nnd  in  verschiedener  Art  vom  rein  finanziellen 
•  and,  wenn  er  überhaupt  schon  für  zuMssig  gelten  darf,  vom 
aoeialpolitisehen  Standpuncte  ans. 

Ist  es  nach  geblihrender  Rücksicht  auf  die  finanzpolitischen 

Grundsätze  und  im  concreten  Fall  anf  die  speoielle  Finanzlage 
erlaubt,  so  kann  bei  bisher  thatsächlicb  relativ  stärkerer  Belastung 

düi-  iintereu  Volksclassen  auch  in  der  rein  finanziellen  Be- 
steucrun.::  eiue  Erleichterung  derselben  in  der  Steuerlast  vor- 
genommen wenlen,  wenn  gleichzeitig  die  besitzenden  oder  die 
Schichten  höherer  E i n  k o m  m  c n  b e z tl g e  don  niwai^cu  Aus- 
fall im  Gesaninitertragc  der  ISteuer  zu  decken  vermögen,  —  denn 
von  einer  absoluten  Verminderung  des  letzteren  kann  bei 
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der  regelmSflsigeo  EotwickloDg  des  FioanzbedarfB  nnd  der  sonstigeD 
ordentUcheo  Einnahmen  nur  anBnabmeweise  die  Rede  sein. 

Jene  Erleiditcmng:  Iäs>t  sich  urzielen  durch  cingcschrinkten-  Anwcndan^ 
des  Princips  der  Allirenieinhcit  uiul  dtT  ^'ildrhmüssifkoit.  indem  z.  B.  nnt-  n^n 
Clahsca  von  gewissen  directen  Schatzuiijicu  befreit  oder  dariü  erin .issi* t  oder 
dfe  Verb  ran  chüstencni  für  gewisse  Massenartikel  beseitigt  edcr  herabgeselzl, 
d»e*»!ron  die  In'Iioren  Clafspn,  um  venitrstcns  die  proportionali^  Einkomm^n- 
hcstc-uoruüg  wirklicli  Ii- rzustc-lleii.  durch  strengere  Diircli  fu  bniiig  und  ange- 
tnrsseuo  Pregri  sbivsittzo  der  (nominelleo)  Einkorn ux  iisteueni,  Einfapung 
von  Kitrasrs-  iimi  \'ork eh rs steuern,  Ausdehnung  der  VerbraiirhsstftQern  and 
Erhöhung  ihrer  Sätze  fUr  Gonassmittcl  dieser  Classea  u.  a.  m.  stärker  hty 
l«8tet  ireideo. 

Wird  die  socialpolitische  Bestenerang  bereits  ftlr  gerecht* 
fertigt  und  doiehftthrbar  gehalten,  so  Ist  in  der  eben  angedeuteten 
Biebtang  der  Erieichternng  nach  nnten  zu  nnd  der  stftr- 
leeren  Belastung  nach  oben  zu  nur  noch  consequenter 
fort  zu  gehen,  wie  es  früher  dargelegt  wurde,  um  im  Ganzen 
die  Progressivbesteuemng  herzustellen. 

Daher  vohl  ttunentlieli  hier  noch  grossere  Elnschrinlrniiif  der  All- 

gcincinhcit  der  ßestcaerang  durch  Freiheit  aller  Personen  unter  einem  gewissen 
Beitrage  des  Einkommeos,  specieil  —  aber  nicht  DOthweudig  allein  —  des  rciaea 
Arbeitseinkommens,  ron  dfrecten  nominellen  Efttkoiniiiensteaem;  Verminder- 
ung, wenn  nicht  Ausschluss,  der  Ter  braue  hsbcsteaorung  nothwendiger 
Lebensmittel;  ferner  nur  leichtere  Belastung  von  Volks-Genussmitteln, 
in  6olchcr  Auswahl  und  mit  solchen  Sätzen,  wie  es  z.  B.  auch  nach  RQck> 
sichten  auf  das  öircutlichu  (icsundheitswesen ,  die  Sittlichkeit  u.  s.  w.  zweckmässig 
erscheint.  Dagegen  für  dir»  Ii  n ]\  t'  r  ii  Classen  v  e  r  s  t  ri  r k  t  A  u  s  b  i  I  d  u  n  >j  >i nd  s t  ft  rk e  r 
steigende  Süt^c  der  Kiiikuuimciisteuer;  ^j^röbscrc  Entwicklung  solcher 
Ertrags-  nnd  Verkehrssteuern,  welche  überwiegend  den  BcsitS  nnd  zwar 
den  E^rflssor<'n  Besitz  treffm  Kapitalrent  o  nsfeuer.  Brirsenstenorn  ii.  dgl.); 
Umgestaltung  dvi  V erbrau rhsstitiern,  soweit  .ils  uiöglich,  in  Steuern  fUr  üe- 
nnssmittel  der  Wohlhabende  run  oder  Verbindung  solcher  Stenern  mit 
Luxusstenern;  Erhöhung  oder  E  i  n  fiih  rung  all  gern  <'i  n  er  VcrmOgenistenem 
und  Erbschaftssteuern,  b<M.>iiderö  fUr  das  grossere  V.nniVi^cn  u.  s.  w. 

Aucli  liier  erj;icl)t  sich,  dass  es  Mch  bei  der  licfolj^inig  der 
Grandsätze  der  Allgemeioheit  und  üleichmässigkeit  im  Steuer 
System  —  vollends,  aber  darchans  nicht  allein,  in  (inem  social- 
politischen  —  keineswegs  bloss,  und  ^^ewöhnlich  nicht  einmal  in 
erster  Linie,  um  die  Wahl  der  Steuer  j^at  tun  ^^en  nnd  einzelner 
H  an  p  t  Stenern,  sondern  nur  um  die  spcciellere  Einrichtung 
einer  Steuer,  um  die  Walil  der  Artikel  und  Steuersätze  bei 
der  Vcrbrauchsbestcuerung,  der  einzeineu  {Steuern  im  Öchatzungs- 
oder  Ertrags  -  und  Verkchrssteuersyatem  und  um  die  Höhe  des  | 
s teuer fuss es  in  diesen  und  in  nominellen  Einkommen-  nnd  i 
Vermögenssteuern  handelt.  ' 

Das  Verlangen  radicaier  Theoretiker  oder  ganzer  politiBcher  | 
Parteien  insbesondere,  ganze  Steuergattungen  aus  „Grtlnden 
der  Gerechtigkeit*'  principiell  aus  dem  Steuersystem  aussa- 
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seblimen,  8eU)»t  wenn  etwa  steuertecbnische  oder  GrOude  der 
SteoerverwaUiing,  wie  es  leicht  der  Fall  sein  kann,  ebeDfalls  daflir 
flprecheD)  2.  B.  die  Forderang  der  einfachen  Aufhebung  der  Ve^ 
branchssteuem  oder  Uauptarten  deraelben,  ferner  der  Ertragsstenem, 
der  Verkehrssteuern  oder  wenigstens  gewisser  Hauptbestandtheilc 
derselben  (Gewerbe-,  Grund-,  Haus-,  Immobilien  Besitzwecbsel- 
stener  n.  s.  'w.),  —  ein  solches  Verlangen  sehmtert  meistens  schon 
an  der  nnerbitüichen  Notbwendigkett»  den  Bedarf  zn  deeken  nnd 
an  der  «UnmOgUcbkeit)  ihn  wenigstens  vollstilndig  dnroh  andere 
Stenern  deeken  xn  ktfnnen;  femer  an  dem  Umstände ,  dass  man 
nnr  so  die  TolltBwirtbscbaftliehe  Stenerqaelle  ricbtig,  d.  h.  yoU- 
ständig  in  Contribnlion  setst»  s.  B.  dnreb  die  Ertrags-  and  Verkehrs- 
Stenern  als  Objeotstenem.  Jenes  Verlangen  entspricht  aber 
auch  gar  nicht  einmal  immer  der  Oereehtigkeit|  die 
im  Gegentheil  mitunter,  z.  B.  bei  einfacher  unentgeltlicher  Anf 
bebuog  lange  hestehender  Ertra^sstenem  von  Immobilien  geradezu 
verletzt  würde. 

Was  dagegen  unter  den  geniaehten  Voraussetzungen  allerdings 
znluHsig  und  dann  iui  Interesse  gerecliter  Stenervertheilung  zu  ver- 
langen ist,  das  ist  die  Mod ification  innerhalb  einer  Steuer- 
gattung, in  der  Einrieb  t  u  ng  einer  einzelnen  Steuer,  in  den 
Steuc robjeeten ,  Sätzen  und  Füssen,  die  Eliniinirung 
eines,  die  KinfUgung  eines  anderen  Glieds,  um  so  im 
Ganzen  das  gestellte  Ziel  der  rein  finanziellen  oder  der  soeial- 
politiscben  „Allgemeinheit  und  Uleichmässigkeil'  der  bleuer  zu 
erreichen. 

Dass,  nebenbei  bemerkt,  eine  solche  Beschränkung  des 
Ziels  ancb  in  der  Praxis  richtiger  ist  als  die  radioale  ümstUrznng 
eines  ganzen  Steuersystems  und  zugleich,  dass  nur  sie  einer  ge- 
sunden gesohiehtlichen  Entwicklung  entspricht,  bedarf  keines  Be- 
weises. 

Diese  AnaflUiniiigeii  stlmiDen  im  WeeentBchen  mit  denjeniireD  Stein'»  in  solner 

Lehre  vom  Steoers^'stem  Uberein,  hdiandeln  aber  nbsirlitlioli,  wie  es  ra.  E.  wQiischens- 
werUi  ist,  sn  sich  gi^f  «infaolie  ntui  leicht  rerstäodiiche  Puncte  des  Staaersystem» 
noch  elnfi^eher,  «b  es  Stein  bier  tbnt  (Vgl.  bei  ihm  besonders  4.  A.  I,  447  IT.,  464  ft.). 

Aus  dem  Vor;»us!,'-''hijn<iL'ii  f  ili^t  rmch ,  dass  die  histauü;  m<'i^t(>ns  allein  üMii-he 
Erörterung  uiier  proportionak  und  progressive  Besteuerung  hloss  als  Qber  eine  Special- 
fnge  der  (nominellen)  Einkommensteuer  den  Standpnoct  der  Betnchtang  fiel  zv  eni^ 
und  za  niedrig  nimmt.  Man  hat  ls  bei  dieser  Frage  vielnielir  mit  uiiar  f;an/  all- 
gemeincD  Grundfrage  des  Steuersystems  zu  thun.  Hierin  stimme  ich  Stein 
a.  a.  0.  z.  B.  S.  452  gegen  Neu  mann  und  alle  bishorigeu  Autoren  ganz  bei.  i^Slelia 
oben  §.  193). 
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D.  —  §.  201.  Die  „logischen"  Principien  der  Stcuer- 
vcrwaltuiig,  speciell  die  PoBtulate,  dass  die  Besteaerung  mög- 
lichst hestiiniiit,  bequem  und  mit  möglichst  kleinen  Er- 
heb u  d  g  s  k  o  s  t  e  11  verbunden  sei ,  sind  ftlr  die  Bildung  eines 
ßleuerteclinisch  richtiffen  Steuersystems  uatUilirh  ebenfalls  sebr 
wichtig.  Aber  sie  stehen  im  Raup:  der  leitenden  Principien  auch 
hier  dooh  wohl  erst  in  letzter  .Stelle,  soweit  sie  eine  sell)- 
stä ndige  Hedeutung  verlangen  und  nicht  schon  ohnehin  im  linan- 
ziellen .  volkswirthscbaltlichen  und  im  lüteieöse  gerechter  3teaer- 
vertbeiluug  mit  befolgt  werden. 

Sie  ergeben  Hirh  so  nothwcndig  ans  dem  Wesen  und  den 
Wirkungen  aller  Üesteucrung,  dass  ihre  Befolgung  „soweit  als 
möglich*'  selbstverständlich  ist,  weil  sie  die  Zwecke  der  He- 
stcueruug  sicherer  und  leichter  zu  erreichen  gestattet.  Aber  in  (Icn 
Worten :  „soweit  nU  mr)gHcb"  liegt  eine  starke  Schranke  der 
Befolgung  dieser  Grundsätze  in  der  Praxis,  eine  Öchranke,  welche 
auch  die  Theorie  beachten  musß,  indem  sie  in  den  Steuerver- 
waltungsprincipien ,  namentlich  in  BetrefT  des  Verlangens  nach 
möglichster  Bequemlichkeit  und  nach  Niedrigkeit  der  Erhebungs- 
kosten,  zwar  s^bstveretändliche  Kingheitsregeln  anerkennen,  aber 
ihnen  dodi  nur  eine  untergeordnete  sei betä ndige  BedeutoDg 
tmr  die  Bildung  des  Steaersystems  emräomen  wird. 

Denn  die 'vorangehenden  finanzpolitischen,  volkswirth- 
schaftlichen  und  Gereehtigkeitspostulate  lassen  sich  eben  vielfach 
nicht  genügend  erfüllen  ohne  Hintansetzung  von  steuerver- 
wnitungstechnischen  Forderungen,  wenn  auch  eine  Harmonie  dieser 
mit  jenen  ohne  Zweifel  das  Stenersystem  Tollkommener  macht  nnd 
seine  Leistungsfähigkeit  steigert. 

Je  einfacher  das  Stenersystem  nnd  die  Einrichtung  der  6e- 
sammtbestenening  nnd  der  einzelnen  Stenern ,  desto  gttnstiger  im 
Allgemeinen  die  Lage  der  Stenerrerwaltnng;  desto  beqaemer, 
wenigstens  in  manchen  Pnncten,  das  Stenerwesen  fUr  das  Volk; 
desto  leichter  die  scharfe  Bestimmtheit  der  einzehien  gesetsliehen 
nnd  Aasfllhmngs* Vorschriften;  desto  niedriger  mitnnter  anch  die 
Erhebnngskosten.  Aber  die  finanzielle  Rücksicht  auf  die  Deeknng 
des  Bedarfs,  die  TolkswirthsehafUtche  auf  richtige  ToUstiindige  Be- 
lastung  der  wahren  Steuerquelle,  die  Rflcksioht  auf  gerechte  Steuer- 
▼ertheilung  bedingen  gerade  ein  aus  mehreren,  selbst  aus  vielen 
und  Terschiedenartigen  Stenern  zusammengeselztes  Steuersystem. 
Diese  Steuern  verlangen  aus  denselben  Rtfeksichten  oft  wieder  eine 
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oomplicirto  Binricbtnng  in  Besag  auf  Veranlagnogy  Erhebnog  n.  a.  m. 
0a  mttSMn  denn  die  Rflcksiohten  auf  die  yortheilhafteste  ver- 
waltnngateeliDiaebe  Seite  der  Steaern  zurttcktreten. 

Diese  Schwierfg^keitoii  wvelwMi,  veil  dio  einzelnen  Anfordcitin^ti  stcuurtccli- 
iiisrhcr  Art  öftere  selbst  mit  cinanr.l'?r  in  Wi(I(^r^iinicli  ■^tclicn,  ja  sich  w-ohl  direct 
auiisclilicäsca.  Bei»oadcRi  „bc^acm"  ist  z.  15.  oacb  einer  Seite  vcaij^steus,  eine  Steuer, 
velche  der  Besteuerte  niebt  nnmittelbir  flAIt,  trie  etwa  die  VerbraiHdiwteiier,  dio  or 
im  Preise  rhu-.s  Artikels  mit  bezahlt.  Aber  *-irio  solche  Steuer  entbehrt  eben  deshalb 
des  Merkmak  der  festen  Bestimmtheit  und  ihre  Erhebuug^  macht  oft  besoodcrs  hohe 
Koateii  und  Belästi^j^ungea.  In  dieiea  Bedehniinn  lutt  ebe  fo^  directe  Steuer,  i.  B. 
eiao  Ertngssteaer,  Yoizo^e«  aber  Bio  viid  oft  for  beGOodeia  unbequem  gelten. 

An  den  Haaptarten  der  Stenern  und  der  Systeme  der 
Erbeb&ng  und  Einricbtnng  (Veranlagung  n.  s.  w.)  iSsat 
Bicb  leicbt  zeigen,  wie  die  nnd  die  Forderung,  welobe  aus  finan- 
siellen»  volkswirtbBcbafUicben  nnd  GerecbtigkeitsgrUnden  an  das 
Steuersystem  gestiellt  wird»  mit- einer  oder  mebreren  rerwaltangs- 
teebniBohen  Forderungen  in  Widersprncb  gerätb. 

Die  indireetett  Ter  brau  cbssteucru  auf  verbreitete  Consumptibiiicn  z.  ß. 
bedürfen  wir  mn  ihntr  «nersetzliehen  Kr^iebigkeit  willen,  auch  weil  sie  gewisse  stetter- 
fähiffc  und  uiit  liecht  iio(  Ii  steuerpiliühtigo  Thcile  des  Volkseiukommens  allein  oder 
am  Beste»  bestenem.  Aber  solche  Steaern  erheischen  unvermeidlich  einen  grossen, 
k 0 stspieli »Ml  iiml  für  den  Verkehr  wie  für  die  BestcTierteii  oft  ausser- 
ordentlich luäti|(en  £rbebangs-  und  Coiitroiapparat,  aa  da^  dio  Kogel  der 
Bcfiucmlicbkett  nnd  der  niedrigen  Erhebungskosten  gewöhnlich  sehr  verletzt  wird. 
Jene  Steuern  Verstössen  ferner  sturk  gegen  den  Grundsatz  der  Gl  cichm  ässi i;  <  i  t. 
Deäwogea  musä  das  Sieucrsysioui  wieder  durch  andere,  eutgogcugobotzl  wirkende 
Steaern,  vie  z.  B.  directe  Einkommensteuern,  ergänzt  werden.  Dadurch  wild 
aber  lilr  die  Verwaltung  wieder  complicirtcr  und  kostspieliger,  öbject- 
steucrn,  wie  dio  Ertrags-  and  die  Verkehrs  steuern,  sind  zweckmässig,  selbst 
notbwendig,  om  die  rolltswirtbacbafdicbe  Stetierqaelle  richtig  zu  treß'cn.  Sie  machen 
aber  wieder  manche  Schwicri2;-kciten,  die  Ertragsstenern  zoni  Theil  (Hrundsteuer!)  be- 
sondere Kosten,  die  Yorkcbrsttteucru  besondere  Belästigungen,  und  zwar  am  so  mehr, 
zamal  die  enteren,  wtam  flie  „gereebt**  vertbeilt  Verden  «oUen,  wae  omfaeeendste 
Anfnabmeo,  Katasterarbeiten  u.  s.  w.  voraussetzt. 

Man  wird  daher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  die  Fostu- 
late  der  SteuerrerwaltuDg  nach  Mögliohkeit  berücksich- 
tige n  mtlssen,  aber  sich  keiner  Täuschung  dartiber  hingeben 
dibrfen,  dass  sie  gerade  hierbei  ziemlich  in  den  Hintergrund 
treten.  Gewöhnlich  werden  sie  nur  unter  übrigens  gleichen 
Umständen  für  oder  gegen  eine  Steuer  oder  Steuereinrichtung, 
Erhebung  u.  s.  w.  den  Ausseblag  geben  können,  besonders  wohl 
öfters  das  Gewicht  sonstiger  Gründe  itir  oder  gegen  steigern 
oder  vermindern.  Darttber  bat  sich  die  Praxis  begreiflicher  Weise 
auch  stets  viel  weniger  getäuscht,  als  die  nach  der  „besten**  Steuer 
suchende  Theorie. 

In  zweierlei  Hinsicht  ist  die  Frage  nach  der  Berttck- 
sichtignng  der  Postulate  der  Steuerverwaltung  aber  auch  wieder 
eine  durchaus  historisch -relative. 
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Einmal  nemlich  ermöglicbeD  oft  erat  die  Fortschritte  der 
Volkswirthschafty  besonders  der  Prodnctionstecbnik,  des  öfifentlichen 
Woblstands,  dann  ttberbanpt  wisseiuebaftlicbe  and  sonstige  Fort- 
schritte  solobe  steuertecbniscbe  Verbesserongeii  in  den  Stenerarten 
und  SteuereiDrichtnogen ,  welcben  frttber  etwa  andere  Bedenken, 
wie  die  Gefabr  verminderten  Ertrags,  nnrichtiger  Vertbeilang  der 
Steuerlast  n.  s.  w.  entgegenstanden.  In  solchen  Fällen  niQssen 
gerade  im  Interesse  besserer  Steaertechnik  die  betrefifenden  Re- 
formen verlangt  werden. 

Dergleiclien  kommt  uichi  »elttiu  vor  und  auf  verschicdcncu  (iL'bictou  daa  ätcutü-- 
wMens.  MAD  nacht  z.  B.  Porlscllritte  im  Ycrmessongs-  und  Abschätasongsrerfihrea 
Hnd  kann  daun  die  Grundsteuern  reformircn  oder  rationelle  Grundäteuem  erst  oin- 
fubren,  udur  man  urfreut  üch  eijies  gesteigerten  KechtsgofiÜUä  uud  eiaer  höheren 
BUdnng  der  BeTölleraof  vod  lann  diäer  cd  eio  fächeren  ond  voUfeilerea  Stoaeni, 
t.  B.  zu  Einkommeiistciiern  greif>^n  O'h-r  diese  im  Steuersystem  ausdehnen.  Am 
BomerkeosverthettteQ  sind  wohl  gewisse  techaischo  Fortschritte  im  Steudr?erfahren 
selbst  bei  gewissen  indirecteo.  im  AnschUss  an  die  Prodnctioo  aoffdegteii 
Verbran  chsstoucni ,  wodurfh  aus  rein  steucrterh  nisrli  >  n  (iri;iidcn  Aondi^r- 
UQgen  möglich  oder  selbst  im  Interesse  der  Prodaction  oud  der  gleichmässigeu  Steaer- 
rertbeilung  geboten  werden,  so  bei  der  Besteaening  des  Bnnntireins.  Znclün  it.  a.  v. 

Sodaiiü  bringt  es  umgekehrt  die  Entwicklung  der  Volks- 
wirthschaft,  des  Couimuuicatioiisvvcsens ,  des  Verkehrs,  des  öffent- 
lichen Lebeub  u.  s.  w.  auch  wolil  mit  sich,  dass  gewisse  Steuern 
oder  Steuereinrichtungen,  Erhebungstormen  u.  dgl.  ausserordent- 
lich 1  a  8 1  i  g  werden  ,  besonders  zur  l )  r  t  r  a  u  d  e  anregen,  so 
auch  steifi'ende  Kosten  machen,  unergiebiger  und  ungleich- 
m  äs  s  ig  er  werden.  So  kann  es  z.  B.  mit  directen  Personalsteuern 
auf  die  unteren  Olassen,  mit  gewissen  Arten  von  Zöllen,  mit  städti- 
schen Thorsteuern  (Octrois),  mit  gewissen  Verkehrssteuern  geben. 
Da  bei  einer  sulcbea  Entwicklung  der  Dinge  Ersatz  durch  andere 
passende  Steuern  gewöhnlich  nicht  sehr  schwer  sein  wird,  dürfen 
hier  wohl  die  steuertechniscben  Btieksicbten  f(tr  sich  den  Aus- 
schlag gegen  solche  Steuern  geben:  ein  Gesichtspunct,  welcher 
bei  neueren  Stenerret'onuen  nicbt  selten  maassgebend  war. 

So  sprachen  z.  B.  die  Schwierigkeiten  der  Erhebang  der  preasstechen  GUsseii* 
Htencr  in  den  unteren  Stufen,  die  Legion  der  Mahnungtii ,  Executionen,  die  Kosten, 
das  so  erregte  Odium  heute,  b«i  Fruizugigkeit  a.  s.  w.,  wesentlich  mit  fur  die  Auf- 
bebonc  dieser  Stonei  fbr  Ideioere  EiakoBttsua,  wie  sie  denn  ancb  in  sirsi  Schritten, 
1873  bis  420  M.,  1883  bis  900  M.  eifolgt  ist  &  imtoD  $.  262. 
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Zweiter  Hauptabschnitt 

Die  Grundsfige  der  gesohiolitlioheii  Entwicklung  des  Steuer- 
systems und  der  Steuerarten. 

§  20:2.  Vorbemerkuugon. 

Kill  bezüglicher  Abschnitt  fehlt  bei  Kau,  üinzeloe  hierher  gebörigo  Notizen  in 
■einer  q>tcielleii  Stenerlebro.  Auch  Stein  fiebt  (4.  A.  I,  402  ff..  5.  A.  II,  2.  361 
in  seinen  Elementen  der  Geschichte  dos  Stenerwesens"  nnr  <  ine  t'chersicht  Uber  die 
Entwicklung  der  (Jesainmt-BesteueruQg  anter  Ucrvorhcbong  der  leitenden  Priucipieu 
in  den  Haoptperiodcn ,  welche  er  nnteneheideL  Ent  in  der  specicilen  Stenerlehre 
finden  sich  <huu  t>oi  ).jd<  r  >  iii/<'ln»'n  grösseren  Stcucrj^rnppc  Skizzen  ihrer  geschi<"lit- 
liobeo  Entwicklung.  In  umfassendster  Weise  verfolgt  dagegen  Yocke  in  seiner  Schrift 
„die  Abgaben  a.  8.  w.**  den  goechichtlichen  Zusammenhang  der  Entwicklung  der  Be- 
steuerung und  ihrer  Arten  mit  der  Etifwicklunsr  <li's  Staats  nnd  der  Verfassungsver- 
hältnisse: der  wertbrollste  Tbcü  seines  Worka.  Koscher  hat  ein  reichhaltiges  iUpitel 
(das  vierte  in  3.  Baeb  teiner  Fla.)  der  Oesditebte  der  Stmem  gewidmet  S.  daraus  §.  66  Sl 
Uber  die  „natnrüchf'  Anfeinanderfilge  der  Steneni*S  Q.  Gobn,  2.  B.,  3.  K.  (die 
bistorischen  Arten  der  Steuer). 

Abveiebend  ?on  der  Anf^be,  welcbe  sieb  diese  Autoren,  «ovio  die  eigenüicben 
Finanz-  tinil  Stcucrhistorikor  btolk-n ,  ist  <\\c  Anfgabo.  w  <'1(  lic  liier  ]oUi  /.uii.i(  Jist  ver- 
folgt wird,  diese:  es  ioü  gezeigt  werden,  wie  die  fortschreitende  c^aantitativo 
ond  namentlich  qualitatiro  Differenzirong  des  Nationaleinkemmons 
und  Vermögens  bei  den  Eirizolwirfhscli.ift'  n,  wesentlich  die  Folge  wachsen- 
der und  immer  feinerer  Arbeitstheilnng,  mit  Mothvendiglieit  zu  einer 
immer  stirkeren  und  rationelleren  Specialisirnng  der  Bestenemng  und 
zur  Entwicklung  eines  complicirten  Steuersystems  fuhren  muss,  wofür  eben  die 
geschichtlichen  Thatsachen  die  Belege  bilden.  Wie  stets,  so  hat  auch  hier 
die  „Geschichte**  vor  Allem  die  Aufgabe,  frtr  die  nach  der  Methode  der 
Deduction  abgeleiteten  „allgemeinen  Sätze"  oder  „Gesetze''  als  Controlmittel  and 
Verificationsvf^rfahren  zu  dienen  und  sodann  im  Einzelnen,  namentlich 
da,  wo  die  Deduction  wegen  der  Complicirtbeit  der  Verhältnisse  schwieriger  atuu- 
wenden  wird,  das  Material  zu  InductionsschltlBsen  zu  liefern,  durch  wdcbe  ans 
den  Thatsachen  selbst,  ;ils  Jon  Wirkanircn  von  liypothetis<h  an-r.-üomrfU'n.-u 
oder  unbekannten  Ursachen,  daa  „allgemeine  I'rincip"  der  Eutwickiunij  (i^r 
Steuemrtt  n  „Indncirt"  wird.  Es  liegt  aber  nicht  allein  an  der  Unrollkommcnhcit 
der  bisherigen  geschichtlichen  Untersuchungen,  bei  denen  kaum  ailOh  nur  auf  ein 
ttolches  allgcmeiiict»  Ökonomisches  und  socialem  £ntwickluugt»princip  das  Augenmerk 
gdeokt  wurde,  sondern  im  Wesen  dieses,  wie  aliee  nationalokonomischen  „Sto(I's'\ 
dass  die  Deduction  dauernd  auch  hier  <lin  Vorrnng"  behält.  Die  Gefahr  falscher 
Generaliüationen  ist  dabei  hier  wie  sonst  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirthschaftslchre 
nicht  zu  läugnen.  Man  mmeidet  sie  freilich,  wenn  man  sich  bloss  auf  die  Stoff- 
anh&afung  und  Zusammenstellung;  beschränkt.  Aber  mit  jener  „Gefahr'*  HiUt  auch  die 
Mtelicbkeit  fort,  zu  allgemeineren  Ergebnissen  zu  gelangen,  auf  die  es  schliesslich 
in  der  Wissenschaft  allein  ankommt 

Die  einzige  direct  hierhergehArige,  aber  freilich  hOchst  bedeutende  Vorarbeit  für 
die  Lösung  der  bezeichneten  Aufgabe  sind  Bodbcrtus  classiscbo  Arbeiten  Uber  alt- 
rftmiscbe  StenergeBohicbte.  (S.  besonden  oben  S.  268.)  Dieser  gedankenreiche 
„historische"  National'ikonom  lief-Tt  für  das  r'misi  lif  Kaisi-rreich  ■len  Bewoi?  iio 
Sinzelnen,  den  ich  im  Folgenden  für  die  Besteuerung  tortscbreitender  Cultur- 
f  Alkor  tberhanpt  m  bringen  snehe.  INe  erste  Anregung  verdankt  di«ier  Yennch 
somit  Hndbertus.  Stein  hat  die  ganze  Aufgabe  wohl  nur  an  sich  vorbeigehen 
lassen,  weil  er  diese  historische  und  zugleich  principielle  Auffassung  des  Wirth- 
Schaftslebens,  wie  sie  Rodbertns  vortritt,  Uberhaupt  nicht  gewonnen  hat.  Anch  bei 
Schmollcr  in  dem  schönen  Aufsatz  Uber  die  Epochen  der  preussischen  Finanzpolitik 
fehlt  doch  zu  sehr,  neben  der  rein  historischen,  die  nationalökonomische  Behandlung 
der  einschlagenden  Fragen,  so  dass  nur  einzelne  Bemerkungen  von  ihm  in  den  Bahmeu 
der  folgenden  ErArtenmgen  fallen;  aneb  vllide  die  rergleichende  Behandlnng 


Digltized  by  Google 


494  S>B*  AUg«iD.8(en«fIohn.  i.K.  Systom.  2.H.*A.  GoschlchtA.  §.202«  209. 


mehr  daza  fUhreu,  bei  aller  Ancrkenunng  der  prcussischcn  Leistangcn,  vor  üphcr- 
scbätzang  der  letzteren  zu  Lutuu  und  die  CcboreiiuüiDmung  der  preussiscli&a  mit  der 
aonstigen  territorialen  Steuerentiricklaiig  mebr  benrortrateD  za  lassen  [H.  Fin.  III,  8. 120). 

Im  Folgenden  liandelt  es  sich  um  blosse  üebcrsicht  dw  (irandzügc  d^r 
allgemeinen  geschichtUchcu  Kntwickluog,  nicht  um  die  concrete  Steuergescliichtc 
einzelner  LSnder  und  Zeituller.  Letstore  Hwert  tSm  die  Bele^  fBr  die  folgende  Dm^ 
htcliung:  und  giebt  erst  oiii  genrnicres  Bild  der  Entwicklung  im  Kinzelnen.  I  V.  berieho 
mich  dafür  jetzt  auf  das  Kapitel  Uber  die  Steuergescbicbt«  im  dritten  Baude,  wo  dat> 
antike,  mittelaltarHcfae  und  »eiraeltlicbe  Steoervesen  bis  Anfang  des  19.  Jalffbunderte 
dargestellt,  und  im  7.  Abschnitt  §.  —  06  „steuergeschichtliche  Ergebnisse"  daraus 
gezogen  werden,  die  mit  den  im  Folgenden  gcwonoeoen  wosontUch  abereiustimmen 
Qttd  sie  so  beBttttgen.  Die  Sleoerentvieklong  im  19.  Jabrinrodert  ist  dort  an  der 
britischen  und  französischen  (§.  106 — 101)  und  165—177)  j;cnauer  gezeigt  worden. 

Specielleru  Belege  sind  im  folgenden  Abschnitt  meist  unterblieben,  nm  Wieder- 
holungen zu  vermeiden,  aber  fur  jeden  wichtigeren  Satz  im  dritten  Bande  in  den  an- 
gegebenen Abschnitten  zu  finden.  Dieser  Band  und  der  jetzige  Abscbütt  eiginten 
sich  auch  in  methodoIo$^lscher  Hinsicht  (s.  l'^in.  III,  §.  90). 

I.  —  §.  203.    Die  Aufgabe. 

Bevor  im  nächsten  (3.)  Hanptabscbnitt  die  Aufgaben  unter- 
sucht werden,  welche  fUr  die  Finanz  Wissenschaft  in  Bezug  auf  dio 
Bildung  des  Steneraystems  gelbst  vorliegen,  soll  hier  jetst  die 
gesehichtliehe  Entwicklung  des  Steuersystems  in  den 
Grandztlgen  vorgeführt  werden.  Es  handelt  sich  dabei  am  die 
Gewinnnng  gewisser  allgemeiner  Sätze  (oder  „Gesetze") 
dieser  Entwicklnng,  wie  sie  ans  dem  Wesen  der  Volkswirthschaft 
und  der  wirthschaftenden  Menschen  eine^,  ans  den  geschichtlichen 
Thatsachen  im  Leben  von  fortschreitenden  Cnlturvölkem,  insbeson- 
dere auch  im  Staatsteben  andrerseits  za  abstrahiren  sind. 

Ein  solches  Verfahren  der  „(jieneralisatiou"  und  der  ,.Abslractiou"  ist  auch  hier 
ffcbotcn ,  und  zwar  zunSchst  im  Infcrcssi:  dt-r  wisscnschaftlifhcn  Erkenntnis»  nnd  des 
Vei-sUüidüiSäCö  der  cutzelueu  gebchicktlicLcü  Vorgänge,  die  in  der  Wisseubchaft  der 
PoUtiachen  Oekouomic,  daber  auch  in  der  Finanzwissenschaft  niclit  schun  als  solche, 
Sendern  nur  als  Symptomo  nnd  Belege  der  gesetzmässiizcn  Entwicklung  und  d«?s 
Typischen  der  Eräclieiuungen  in  Betracht  kommen;  sodanu  im  Interesse  der  bc^ät^ren 
,  LOräng  der  theoretischen  und  practiseben  Aufgaben  für  die  Bildung  cino>  richtigen 
Steuersystems  selbst,  weil  dabei  immer  möglichst  an  die  geschichtliche  Entwitllung 
anzuknüpfen,  die  bestehende  Besteuerung  daher  nicht  umzustwiscn ,  sondern  erentacU 
nm  m  lefonnbe»  ist 

Kleine  Wi  r[r  rholungen  von  Puncteu,  welche  in  diesem  Abschnitt  bertlhrt  werden, 
lassen  sich  bei  dieser  Behend  lungsw eise  in  den  folgenden  Abschnitten  nicht  ganz 
Tenneiden.  Die  Betracbtnngs weise  ist  dabei  aber  eine  TersoMedene:  jetzt  ist 
Tomemlich  nur  die  Enfwickluni;  Gilbst  in  ihren  Grundzügen  darzulegen,  um  festzu- 
stellen, „wae  ist"  und  „was  und  wie  es  feworden  ist"*,  wobei  die  Beoitbeilan^ 
der  Zweckmlsrigbeit  zwar  zum  Bebnf  der  Erldinmg  nicbt  immer  ganz  tn  rermeiden 
ist.  aber  in  zweite  Linie  tritt.  In  den  Abschnitten  von  der  finan^vN ib^eiischafdichen 
Bildung  dee  Steuersystems  handelt  es  sich  dagegen  um  die  Beantwortung  der  Fragen 
„was  sein  soll"  und  „warum  es  sein  soll",  damit  das  Steuersystem  theoretisch 
richtig  und  practisch  brauchbar  und  in  in&glicbster  Debereinstimmang 
mit  (le/i  ober-iten  Stcncrprincipit^n  sei.  Der  Hinweis  auf  die  geschichtUchc 
Entwickluii^r  und  auf  die  babteheude  Eiurichiuuij  des  Stcutirwcseus  liat  dabei  aber  öfter 
mit  zu  Zuecken  der  ÜeweisflUbrung  zu  dienen. 

Die  hier  eingeschlagene  Bohaudlun^r  is,,-  ermönlicht  dann  auch  wohl  ia 
formeller  Beziehung  eine  ba»ere  Uebersiciit  t>owobi  der  Entwicklung  der  Besteueraug 
ab  der  sa  iMeadea  Stenerprobleme.  Bei  dem  grossen  Omfiwg  der  Adjpkban  in  Berag 
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Mf  die  flaanzwiüücuscbafilichti  Bildung  duä  Steuersystems  wUrdu  es  sontit  niclü  Iju  ht 
seil) ,  Jen  Faden  der  geschicJiÜicliea  ülotiricUaiig  des  ätouenystema  immer  im  Auge 

zu  bcliniti'li 

Bei  der  Vcrfolgmi^^  der  geschichtlichen  Kutwicklung  dcK  Steuer- 
systems erp;eben  sich  verschiedenerlei  Abhänp^i^kcits Ver- 
hältnisse (lieser  EDtvvieklung;.  Letztere  hängt  bei  dem  Steuer- 
system oder  m.  a.  W.  bei  den  einzelnen  Steuerarten,  welche  prac- 
tisch  als  ein  solches  System  —  wenngleich  vielleicht  nur:  wohl 
oder  übel  —  fnngiren,  regelmässig  mit  den  frtiliei  besprochenen 
inneren  politischen  und  mit  den  socialen  Verhältnissen  zu- 
sammen. Uebcnviegeud  lat  sie  aber  stets  durch  die  Entwick- 
lung der  Volks  wirthschaft  selbst  bedingt:  dircet  und  in- 
direct,  daher  letzteren  Falls  wieder  durch  da«  Medium  der  inneren 
politischen  und  socialen  VV:  hiUtnissc,  die  sich  ihrerseits  unter  dem 
Einflnss  der  volkswirtlisciiattlichcn  Entwicklung  umändern.  Nament- 
lich die  auf  dem  l'riucip  vermehrter  und  feinerer  Arheits- 
und  Besitztheilung  beruhende  Entwicklung  des  privatwirth- 
sc haftlichen  Systems  in  der  Volkswirtbschaft  und  seiner 
Kechtso rdn  nng  für  tiesitz  (Eigenthum)  und  Erwerb  ist 
der  entscheidende  Factor  auch  fUr  die  Entwicklung  des  Steuer* 
Systems  und  der  Steuer  arten.  Es  ergiebt  sich  hiereine  immer 
grossere  und  mannigfaltigere  qnant itative  und  auch 
qualitative  Differenzirnng  des  Volkseinkommens  und 
VolksvermOgenSi  der  sich  die  Bestenernng  durch  ihre 
Spectalisirnng  und  systematische  Ausbildung  an-  * 
passen  muss  und  factisch  anpasst:  das  „Qeseta"  der 
Differenzirnng  des  Steuersystems. 

Gewisse  gemeinsame  Grundzilge  in  der  Steuerentwick- 
lung fortschreitender  CulturvOlker,  bei  aller  Verschiedenheit  im 
Kinzeben,  sind  daher  von  vornherein  wahrscheinlich  und  werden 
durch  die  Erfahrung  bestKtigt. 

Sic  geben  noChveiidif  tm  der  relativen  Gluicbartigkcil  der  vollcsnrirthscliafüiclieu 
und  der  damit  rusÄinmenhänpendcri  r^rhUi' lica  und  technisi  lir'u  Vcrliältnissr ,  d<-;r 
ArbtjUa-,  Erwciba-  uaU  iJi^bitztlitjiliui^  hervor.  \)u:  ülfcütliulicu  (joiiiciii- 
wirthäcbaften  eiitwickehi  sich  und  .>i<  i;^M  rn  ihr*  ii  Fitmnzbedarf ,  zugleich  um  tio 
mehr,  je  mehr  die  Natu ral wirtliM  luilt  im  Ve;rk.  hr  durch  die  Geld rirthschaft  ver- 
drängt wird  und  dciuaach  auch  unmittelbar  rerlangto  und  geleistt^te  Dieu^t^ 
(Wchrwesen!)  doreh  ewlcbe  Dienste  ersetzt  werden«  ttber  welche  erst  mit  Hilfo  ton 
(jL'ld  wenisTHtons-  von  naturalen  Sach  ^-lUern,  die  zur  Xah!uii;:ri'Ieisfnnü' dicn-n, 
rerfugi  wird.  En>t  hier  wird  der  öffeDtlichc,  betiooders  der  btaatsitcdarf  immer 
nelir  Pinanzbedaif.  Zur  Deckang  desselben  rctchen  die  oft  sogar  nVsolat  ^cb  vcr« 
niinderndeii  Domatiial-,  huheitsrechtlichen  und  gebührenartiir-ii  TÜiinahrin n  uiclit  aus: 
die  bteocrwirthschatt  muss  sich  entvickeia.  Diesu  kauu  aber  ihre  Zwecke  nur  er- 
reidien,  «renn  lie  wenigsten:)  einigennaanen  der  qaantitatiren  nod  qaaUtatiren  DilTeren* 
zirung  des  Volkävermffgens  und  Volkseinkommens  folgt.  Eben  daher  niD89  aicll  die 
fieateaeruAf  selbst  entsprechend  difforenzireo. 
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Nar  scheinbar  steht  damit  eine  bekannte  andere  Wahmehm- 
nngy  die  besonders  im  enropftischen  Mittelalter  nnd  von  da  bis  in 
die  Neuzeit  hinein  hervortritt ,  in  Widerspmeh:  nemlich  das  Vor- 
bandensein sahlreieher,  ja  fast  aahlloser  versehieden- 
artiger  Abgaben  Terschiedensten  Namens  gerade  in 
frttheren  Zeiten  nnter  nnentwicltelteren  Staats-  and  Whrthsohafts- 
veriülltnissen  —  Lang  spricht  in  seiner  Schrift  Uber  die  historische 
Entwicklaog  der  teutschen  SteuerverfassuDg  vou  750  Arten  Ab- 
gaben! —  und  die  allmähliche  Aufhebung  oder  Zusammen- 
ziehu  ntr  dietjer  Abgabcu  in  einige  wenige  allgemeine  Hauptgteuern 
oder  die  l^r.se  tz  u  ng  jener  durch  letztere:  also  gerade  eine  Ver- 
cinlachung  de»  »Steuers^Btetuä  als  Pruduct  der  gebcbichtlichen 
Entwicklung. 

So  weichen  i.  Ii.  die  unzähligen  ahorcu  (iruadabgabon  verscbiedeoen  Ursprang», 
Art  und  Nameos  der  einen  cinbcitlichen  jetzigen  Grundsteuer,  die  mancherlei  Abgaben 
der  (iowrrkt!  der  ointii  ;ilIir(mi'iiion  (jcwerbfisfcucr,  die  verscliiodcnon  Berp- 
n  erkaabgaben  der  einen  allgemeinen ße rg  w c i  L ätü  uc r,  dicmchrfacbeu Pei sioaal  - , 
Kopf-  und  ftholicbeo  Steuern  der  einen  aligcueinon  Einkorn  in  cneteiier.  Allein  dies 
sind  eben  nur  slcuortpchnisclic  V^^roinfachtinirßn  in  der  StcocrrtTwaltung  und  Aus- 
scheidungen von  Abgaben,  velchc  keinen  oder  keinen  reinen  Steuercbaracter  be- 
sitzen. In  den  ilteren  nwnnigikclien  Grand'  nnd  Gcirerbeabgaben  waren  neben  etener- 
rechtliclicn  irrundhorrlicho  und  gcbnhronartige  Element«^  vorscliiedcnstcr  Art 
enthalten,  wie  itio  früheren  politücheo  und  virthschaftUchen  Kcchtsordnuugoo  eat- 
sprachen.  Diese  Eleiiieatc  Verden  grossenthoib  beseitigt  nnd  dednrcli  entsteht  scbon 
eine  grössrrc  Einfachheit.  In  den  übrigen  verschiedenen  Abgaben  wird  aber  das 
Ülei chartige  erkannt  und  sie  werden  demgenäss  zu  einer  Uauptsteoer,  2.  B.  der 
tirnndstetior,  zwecluDiisäig  rereinigt. 

Al)ei  gerade  dabei  wird  e.s  dann  um  so  ersichtlicher,  dass  ge- 
wisse Eiukoiiimen,  Erträge,  Vernio^eii&ubjecte  ii.  s.  w.  wegen  der 
eingetretenen  Entwicklung  des  pri  va  t w  irt  hscbaft- 
iicbcn  ^Systems  durch  die  bisherigen  Steuern  und  deren  neuere 
Stellvertreter  nicht  oder  nicht  genügend  gelrotfen  werden; 
daraus  entspriu^'t  dann  wieder  um  so  mehr  die  zwingende  Noth- 
wendigkeit  einer  Dittcrenzirnng  der  Besteuerung  und  der 
Ausbildung  eines  eigentlichen  Steuersystems.  Diese 
Erscheinung  kann  also  recht  wohl  gleichzeitig  mit  einer  Vercin- 
laehnnL-  der  historisch  überkommenen,  aus  7;ihli ck  iicii  Spielarten 
einer  hteuergattiiug  bestehenden  einzelnen  steuern  hervortreten, 
wie  dies  in  der  neuercQ  Steuergeschicbte  der  curopäiscbeo  Vülker 
auch  der  Fall  war. 

11.  —  §.  Si04  Entwicklang  der  einzelnen  Steaer- 
arten. 

Die  folgende  Skizze  scMi<'^st  si-li  nn  dir  früher  gegebenen  Einth-  iltingcn  ia 
Erwerbs-,  Besitz-  und  Ucbrauchsäteucru  oder  in  wesentlich  dircct  erhobene 
Schntxnngen  und  meist  indirect  erbobene  Verb  ran  cbssteaen  an  (§.  93  IE). 
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A.  Sc  bat  zanken.  Directe  VermOgens-y  Grand-  and 
PersonalBteaern. 

Die  directe  Schätzung,  nach  Vermögen  oder  nach 
Personen  aufgelegt,  entspricht  den  einfachen  Verhältnissen  der 
anentwickeiten  VolkBWtrtbBebaft  bei  geringer  wirthschaftticher 
Arbeitstheilang.  Sie  bildet  daher  aoeh  regelmXssig  einen  der  Aas- 
gangspanete  der  Staats-  and  Gemeindebestenerang,  nnr  dass  ge- 
wisse, anfangs  Überwiegend  gebtthrenartige,  doch  früh  Stener- 
elemente  mit  enthaltende  indireote  Abgaben,  wie  namentlieh 
Zaile  and  Marktgelder  (§.207  ff.),  bei  einzelnen  Völkern  wohl 
als  regelmttssige  (ordentUehe)  Einnahmeqaelle,  neben  den  privat- 
wirthsehaiUiehen ,  gebflbren-  and  hoheitsrechtliohen  Einkllnften, 
Öfters  vorangehen. 

1.  In  primitiven  Znsülnden  des  Volkslebens ,  Jedoch  die 
Sesshaftigkeit  and  den  Uebergang  zn  regelmässigem 
.  Ackerbaa  l)ereits  als  erfolgt  voransgesetzt,  finden  sich  nament- 
lieh gewisse  Vermögensstenern,  vomemlich  als  aasserordent- 
liche  Einnahme,  nach  rohem  Anschlag  des  Gesammtvermögens, 
einschliesslich  auch  des  beweglichen,  des  Gebraiicha-  oder  Nutz- 
vermögens, wobei  aber  nach  der  Lage  der  wirtbschattlichen  Ver- 
hältnisse das  agrarische  und  in  Städten  alleut'alKs  das  irn  Hanse 
bestehende  Gr  und  vermögen  die  Hauptsache  zu  sein  pflegt. 
Daraus  entwickeln  sich  denn  gern  eigene  Objcct-  und  Real- 
steuern  (wenn  ancb  nicht  iuiiiiei  gleich  scharf  des  rein  realen 
Characters),  besonderii  Grundsteuern.  Dazu  treten  aber  nicht 
selten  frUh  Personal  Stenern,  kopfsteuerartige,  wie  Heerd-, 
Familiensteuern  ,  oder  e  i  ir  e  n  1 1  i  c  h  e  K  o  p  f  steuern ,  auch  wohl  be- 
reits rohe  Ei  n  k  oni  ni  e  11  steuern  oder  allgemeine  S  t  a  n  d  e a öteuern, 
welche  nnch  sooialeii  und  politischen  Standesverbältnissen 
und  Ran-  der  Stcin'i  iiliiclitigen  die  Stcucrkühc  abstufen.  Alle  diese 
öteuern  sind  meist  gleich  ndrr  werden  bald  überwiegend  Geid- 
stenern,  doch  konnnt  Natural  Zahlung  früher  oft  vor. 

'  S.  Fia.  IIL  g.  0,  7  (üriechealaad),  9  ^ßom),  14  (früheres  Mittelalter),  lU— 22 
(D«iitoe1k«t  Rdcli  in  Mittdalter),  28  (Stidte),  80  ff.  (Territorien),  U  (Baiern),  36 
(Sachsen),  31  (prcussisches  Ordcnsland),  37  —  39  (Ooätoiielch),  45—48  (Premsen), 
64,  55.  58—60  (Frankreich).  73—75.  81,  82  (England). 

Die  älteren  Grundabgrabcn  sind  meist  nicht  rßino  Steuern,  äoadcru  grund- 
herrliche  and  ähnliche  Abgaben  oder  mit  solchen  verbundene  oder  daraus  hcrror- 
fre?anjr?ne  Abtraben,  welche  an  die  Gemeinschaft  oder  deren  Vertreter  (König, 
Fuftit)  aiö  Entgelt  für  die  Ueberlassung  ?üü  üiioDtiichem,  Gemein-,  fürstlichem  u.  8  w. 
Boden  mr  Matzong.  ootiiebtet  werden  (mittelalteriiches  Grand ziDf  Veten).  Ganz  all- 
gemein sind  Abgaben  vorwaltend  letzteren  Characters  in  nntcrworfenen  Lfmdern 
für  die  ursprtXnglichen  Landesbeirohner,  die  im  Grundbesitz  belassen  wurden, 
und  «Bf  oroberteB  Boden  (wie  im  denlaclwD  Mittelalter,  in  der  zirelten  HUfte 
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d'j>^'-lbcu  besonder»  auf  dem  slawischen  Boden  Osdich  der  Elbe)  fllr  die  Doneti  An- 

Hicdlor,  ilcncii  Grundätücko  /.um  Aiibaii  iibtirlasscii  werden  (^„Kunigszins"'  u.  dg). 
Ziuävorfabsuog  dtw  preussbcheu  Ordeuidaiideti ,  Fiu.  III,  §.  31).  Dem  Frcihcibbogrlü 
in  den  alteren  genaanisdieD  Verhllliiisaen  widersprach  eine  effpentUehe  Grondstener 
vom  ciprncii  Bodcu  des  Freien. 

Bei  der  weecntiicheii  Glcicbliuit  der  ökouomisclicu  Lage  und  Laudvorthcüuug, 
der  landwfTthachaftKcbMi  Gots-  und  Bowirdiiicliaftongseinlieiten  (Hufen)  und  des  Acker- 
bansysitjius  unter  ganz  extensiver  LAndwirthscbaft  sind  die  von  den  einzelnen  selb- 
ätäudigoa  Besitzern  zu  zahlendcu  Grundabgaben  und  GrTindstcucrn  meistens  gleich 
hoch,  bez.  nach  Besitz-,  Bcwirthschaftung;»-,  Haus-,  Ansä^äigkcitseinheiten,  alsHnfen- 
steuern,  aach  mit  nach  bäuerlichen  Kangclasscn,  aufgelegt.  Sie  pflegen  sich  dann 
auch  als  feste  Lasten  oder  Konten  7n  fiTir-  ii  und  stellen  so  einen  bleibenden  Antheil 
des  Staats  u.  s.  w.  am  Gnindcrtrage  dar.  Aucli  in  den  Wohnplätzen  selbst  (Dörfern, 
Höfen,  dann  spüter  in  den  Städten)  finden  sich  solche  Grundabgaben  ähnlicher  Art 
wnd  Entwicklung.  Avis  ihnen  uiul  ans  Vermögenssteuern  entsteht  wohl  in  den  St.ldte  n 
mitunter  eine  besondere  Hau ss teuer,  welche  sich  aber  hier  auch  als  i>cib> 
Stand i^^c  Steuer  entwickelt.  Der  ^ökonomischen  Thatsache,  dass  das  Grundeigenthnm 
und  seine  Bcwir'liscli;»ftiin<r  dur  wesentlichste  Vermögensbcstandtheil  tin  l  die  haupt- 
sächliche Erwcrbs'^iuelic  des  Volks  in  diesen  Zeitaltern  ist,  entspricht  di<j*o  vor- 
■kerrschendo  oder  alldidfe  in  der  VermOgensstcacr  steckende  oder  sich  daraas  ab« 
aondemdo  oder  dnvon  vorncmlich  erhalten  bleibende  Grundbesteucning  rollkommcn. 

Persoualabgaben  ak  solche  sind  bei  freien  Yölkeru  Überall  besonders 
missliebig.  Sie  gelton  als  Zdcben  minderer  Freiheit  und  vollends  gloifihe  Kopf- 
steuern ^\--  Z'  t' hl  u  drr  fpolitisohriO  t;nfrcihcit  ^^Griechcn,  Kf.incr',  Germanen).  Sic 
linden  sich  daher  anfangs  gewöhnlich  nur  iu  ausserordentlichen  Noihf&Uen,  z.  B.  zur 
Oeviltigung  einer  Kriegsnoth,  zur  Abzabiung  eines  Kriegstribuls  des  Staats  oder 
Volks  ;ia  dl'   Fremde,  nicht  als  bleibende  Kinrichtung.    Als  letztere  kommen  sie  d.i- 

Sogcn  frUh  und  vielfach  bei  unterworfenen  Völkern  oder  bei  Volksclasson  vor, 
enen  die  rolle  Volksfrcihcit  fohlt  Die  Form  einer  gleichen  Ueerd-, 
Haus-  oder  Familienstcuor  oder  einer  wirklich  allgcmoinon  oder  auf  ge- 
wisse Personen  —  erwachsene  nllcin,  männliche  allein —  beschränkten  K'npfsteucr 
ist  in  ursprünglichen  Vorhältnissfu  (z.  B.  den  älteren  o&iatischcn  Despotiecn  der  auukun 
Welt)  riclfach  zu  finden  und  dorcb  die  relaür  gleicbe  Ökonomische  Lage  aucb  bedingt 
und  gerechtfertigt. 

2.  Die  Fortbildung  erfolgt  mit  der  Entwicklung  der  wirth- 
sehaftlichen  Verhältnisse,  der  Technik,  der  Arbeitstheilun^,  zunächat 
etwa  durch  wirkliohe  Aasbildung  der  Veriii()g ens besteuere 
UDg,  dem  Wesen  letzterer  gem&ss,  mittelst  besserer  VeranschlagODg 
des  Werths  desselben,  genauerer  Mitbertteksicbtigang  des  beweg- 
lichen, rentablen  Vermögens  (»»Kapitals*' ,  im  Gewerbe-,  Handeb- 
betrieb, Leihgeschäft)  nnd  des  NutzvermSgens,  unter  näherer  An- 
gabe der  von  diesem  steuerfrei  zu  lassenden  Objecte;  dann  ancb 
durch  Ausbildung  der  Personalsteuem  zu  mehr  abgestuften 
und  zu  Einkommensteuern. 

Auf  solche  Entwicklonsr  drängt  theib  die  vaebsende  Differenzirunf  der 

«'ikonomischen  Lag»'  d-  r  Ein/- ln'  ii  und  der  Familien,  theils.  in  WrchsL-Iwirkiuip  hiermit, 
die  vermehrte  Arbeitstheilung  hin,  welche  schon  in  dio  EodeAb<x»tdiuAg  ein- 
dringt and  neben  dieser  andere  Erwerbsberufe  berrorruA.  Sind  die  berorredhteten 

Stände  nicht  rechtlich  von  der  directcn  Besteuerung  überhaupt  befreit,  so  wird  aaeh 
deren  regelmässig  gtlnstigere  ökonomische  Lage  l>ci  der  Keinessung  der  Stenern  be- 
rücksichtigt, allenfalls  in  Form  höherer  Stuuoisützu  von  „Stand  es  Stenern". 

So  bilden  sich  Steuern  auf  Grund  einer  genaueren,  steuertecliH^Cb  möf;lK)i>t 
vcrbuTfftci»  Schätzung  oder  cinr«  Cimisum  des  ^'-rrnuiiuas .  EinkommeoH  fScliatz- 
ungcti,  Schüss;  Verlangen  von  Erklärungen,  unter  Eid,  „Eidstoacrn  * ,  mit  cut- 
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spfechwdeii  Gontrolen«  Strtfen,  nndenefto  Vorburgung  dor  Oelieimlialtanf).  Iltiese 

Entwickluni?  tritt  bogreiflirlior  \^'t <r«  rn  und  flftcrs  zuerst  in  Städte u  oder  St.id t- 
stftaten  ein,  wo  die  volkswirtbscbaftliche  JEutwicklaog ,  die  Arbeitstheilang  und  die 
DifferenziTang  der  ökoaomlscbeii  Lai^e  immer  am  FrQhesten  und  am  YoUstiliidigsten 
Plate  greift  (aittiko  KepuMiken,  bcsondora  Dcmokraticcn,  mittelaltcrlicho  Städte,  Kin.  III, 
§.  26).  Daraus  erkläroD  sich  die  Vorgänge  im  städtischen  Steoerwcscn  und  die 
Abireichungen  auch  in  der  Staatsbesteuerting  ron  Stadt  Qnd  Land.  Im  Mittelalter 
erzwingt  der  Landesherr  auch  in  landesfarstlichen  Städten  (der  Kaiser.  König  in 
Reichsstädten)  gcwöhniich  nicht  die  unmittelbare  Besteuerung  des  cinzchien  Stadt- 
bürgers, sondern  die  Stadt  weiss  auch  hier  ihre  corporative  Einheit  zu  erhalte»,  ver- 
liandelt  als  Ganzes  mit  dem  H' nn .  findet  sich  mit  ihm  Uber  einen  Gcsammtsteuer* 
bfttrag-,  als  ihre  ..SclioMiskoit",  :ib.  boitrritL'f  diesen  ans  ilircn  ely^ncn  Einnnlimen 
(deutliche  mittelalterliche  btädtcHteuurn)  und  erhebt  ercntueil  die  iStcuern  dafür  nach 
ihrem  eigenen  System.  Abo  eine  Art  MatrienlarnmlaKO  (Hin.  lU,  §.  21,  34> 

3.  Aneli  aof  besondere  directe  Stenern  für  andere 
Erwerb  aar  ten  neben  solchen  allgemeineren  dlreeten  Stenern 
anf  Yermügen,  £inkomnien  n.  s.  w.,  welche  den  Ornnd ertrag 
doch  Tomemlieh  treffen,  ftthrt  im  ^twiekelteren  Gemeinwesen 
wieder  die  fortschreitende  Arbeitstheilnng  z?nschen  Boden- 
bestellung and  Kobstoffgewinnnng  einer-,  Stoffverarbeifung  ander- 
seits, —  wie  sie  (im  Gegensatz  zum  Alterthum)  dem  Mittelalter 
und  der  Neuzeit  und  deren  Besitz-  und  Erwerbsonlnung  eigen  ist, 
imd  wie  sie  sich  besonders  innerhalb  der  Städte  cnUvickelt,  — 
sowie  die  weitere  Herufäarbeitstlieiluug  in  Gewerben, 
Handel,  persüuiichen  Dienätcu  lau. 

Die  YeiBelbständigung  und  wachsende  Bedeutung  der  Gcwcrks arbeit  (In- 
dustrie; Handwerk,  später  Manufactnr,  Fabrikation)  und  ihres  Ertrags  bedingt  dies. 
Diesem  neuen  steuerfähigcn  Zweige  wcrdm  besondere  Abn  ibcn  aufgelegt.  Anfani^«? 
gebOhrenartige,  welche  gleichzeitig  oder  Uberwiegend  specieller  Entgelt  lue 
npedelle  OfTentliche  Leinhingen  an  die  Gewerktimbendcn  sind .  aber  doch  schon  etwas 
von  ci!r-  >tt!!clicr  Stcner  an  sich  haben;  ferner  vcrMrandtc  >raben,  wel'  lio  für  Ge- 
wahr un«;  .0  11  U(  eilten,  „Freiheiten",  Privilegien,  Vergüiiaiigungen ,  Exoiutioneu, 
Conccssionirung  u.  s.  w.  zu  entricliten  sind;  sa  mannigfaltig  im  Miitelaltor,  /.  B. 
Theile  allgemeiner  „Zinsvcrfassuns?"  (Prcussen),  als  Abgubin  dtjr  ciii/eliiLn  fiL'vrprbe 
Qod  ihrer  vollborocbtigten  Genossen  ^Unternehmer)  an  dcu  Stadthurnt,  diu  Ubiigkeit, 
die  Stadt  selbst.  ScUiessIich  Aber  geben  aus  solchen  Abgaben  gemischten  Characten 
reine  Steuern  herror  oder  treten  als  wichtigere  besondere  Abgaben  hinzu: 
eigentliche  GeWQrbesteuero,  fUr  kleiaeie  und  grössere  Grappea  von  Gewerken, 
mit  der  Tendenz,  aUm&Uich  alle  die  letzteren  m  nrnnssen.  bi  uoliclier  Weise  ent- 
wickeln sich  Abgaben  und  schliesslich  eigentliche  besondere  Steuern  für  die  Handel- 
treibonden,  zuletzt  auch  fUr  die  Angehörigen  der  liberalen  Professionen, 
oäa  die  „Geverbesteuei''  wird  auf  sie  als  „Enrerbsteuer''  od«  dgl.  ra.  mit  ans- 
j^edchnt.  In  den  städtiscberi  Steuern  kommt  diese  EiitwicVlung  zuerst  zum  Durch- 
brach. Das  Staats  Steuersystem  folgt  nach.  Schon  die  alte  Welt  zeigt  in  ihren 
Stadtstaaten,  das  nttefo  Mittelalter  in  seineu  Stidten,  nach  grilsserem  Anbt^ining 
von  Goftcrk  und  Handel,  deutliche  Spuren  einer  solclion  Gestaltung;.  Immer  folge- 
richtiger und  bevosster  tritt  sie  im  Staatssteacrwcsen  der  Ncazeit,  zumal  seit  der  Be> 
fldixliikQOg  der  finanzieflen  Autonomie  dir  Stlidte,  hervor. 

4.  In  diese  I  oft  ans  langen  Zeitrinmen  sosammengeh&nfte 
Bfaimigfaltigkeit  van  Stenero,  unter  welchen  manehe  in  den  SSizen 
und  naeh  den  RepartitionemaaBBStilben  nnd  Katastern  atabil  und  so 
mit  der  Aendemng  der  wirthschaftlichen  und  technischen  Verhält- 
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Diese  immer  ungleicbmSssiger  geworden  sind,  gilt  es  dann  Ord- 
DQDg  ZQ  bringen.  Das  wird  nsmenflicli  mit  dw  Steigerung 
der  Gesammtbesteaemng  als  Bedtlrfniss  empfondon  und  fDbrt  an 
weiteren  Entwickluugen.  Diese  erfolgen  öfters  in  der  Weise,  dass 
die  alte  Vermögensbestenerung,  als  zu  unsicher  und  roh,  verlassen 
und  zu  einzelnen  0 b j ec tste u e rn ,  auf  bestimm le  A rten 
von  Besitz,  Ertrag  umgebildet  wird. 

Daza  drängten  cUs  VorvaUen  der  GruudbesteueruDg:  in  jener  alton  Ver- 
mOgensbesteaennfr  und  die  mehr  bloss  als  Anliingsel  za  letsteror  gehörigen  snderen 
direrton  Steuern  olincdem  mit  hin,  weil  hier  ein  Bedürfniss  nach  besserer  Vertheilunjr 
der  Grundbestcueruiig  uitd  orhölitor  Milbelastung  anderer  Vermögens-,  Ertragstheile 
und  PcTSonenkategorieen  entsteht.    (Vgl.  z.  B.  für  Prcnssen  Fin.  III.  §.  46.) 

Die  Ausbildung  des  modernen  „rationellen  „Ertragssteucr- 
systenis"  ist  der  einstweilen  letzte  Ausläufer  dieser  Bewegung. 
Das  „System"  ist  hier  vervollständigt  durch  Kapitalrenten- 
steuern für  die  neue  ökonomische  Classe  von  Zinsrenten  lebender 
„Rentiers";  hie  und  da  auch  (StlddentscMand)  durch  „speeielle 
Einkommensteuern''  von  Beamten  und  L  oh  n  a  r  h  e  i  t  c  r  u. 
Auch  die  Grundsteuer  wird  jetzt  durchgreifend  reformirt,  weil 
die  alte  Veranlagung  bei  der  eingetretenen  Veränderung  der  Boden- 
vertheilung  und  der  nunmehrigen  Verschiedenheit  in  der  Acker- 
bautecbnik  oder  im  Rewirthscbaftungssystem  immer  weniger  genügt 
und  so  die  einfache  Erhöhung  der  alten  Sätze  zu  ungleich  trifft 
Daher  die  neueren  „rationellen^'  Grundstenern  auf  der  Basis  nm- 
fassender  Bodenkatastrirung ,  —  ein  Hauptglied  im  Ertragsstener- 
system.  Aehnlich  wird  die  Gewerbesteaer  specialisirend  ans- 
gebildet^  nach  einem  Clegsenscbematismus,  welcher  den  Verschieden- 
heiten  der  Oekonomik  nnd  Technik  in  den  einzelnen  Gewerben 
gerecht  zn  werden  sucht 

In  den  alfon  Vermögenssteuern,  der  Städte  und  Staaten,  waren  Obrigens  Zins- 
erträge regelmässig  schon  mit  erfasst,  auch  in  den  Anhängseln  oder  in  den  daneben 
bestehenden  allgemeineren  Personalstcuem  die  per&öulichon  l)ien;>te,  unteren  arbeitenden 
Glissen  und  die  mancherlei  reisoliledAneA  sonstigen  Erwerbsberofe  in  Stadt  und  Land 
mit  getroffen,  nur  eben  lueistens  unsystematisch  und  ung^l.^ichmftssig.  Bei  den  Standes- 
steuera,  einem  häufigen  ülieü  der  directcn,  besonders  ausserordentlichen  Bestenerong 
(„gemeiner  Pfennig'*  nnd  andere  äbnlfehe  ün  flbrigen  Eorop»,  14..  15.  Us  18.  Idir- 
hnndert)  ist  früher  das  S  taadcsmoment  anch  das  Steuer-Differenzmoment, 
während  in  der  neueren  Zeit  die  ökonomische  Differenz  im  Einkommen  aack 
die  GnodUg«  Cor  die  YeTBcbiedeobelt  der  Sleoerh5be  wird. 

Die  wirthschaftliche  Grundlage,  auf  welcher  sich  diese  ganze 

Entwicklung  vollzieht,  ist  stets  wieder  die  Verselbständigung, 

d.  i.  weitere  Differenzii  ung  und  immer  grösser  werdende 

Bedeutung  derjenigen  Zweige  des  Volkseinkomiuciis  (oder  des 

Ertrags  der  Vulkswirthscbaft),  welche  nicht  aus  landwirtiiächaU- 
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lieber  ßodenbeuutzuüg  herrühren.  Die  ausgebildete  ßeruls-Arbeits- 
theilnng  führt  zur  ßildang  ökonomischer  Besitz-,  Erwerbs  und 
Arbeitsclaascn ,  an  wek-he  sich  das  Voiksemkomoien  vertheilt  uud 
welchen  die  Hteiierkatcgorieen  damit  za  entsprechen  suchen. 

§.  205.  —  B.  Ergänzende  Steaero,  von  Besitzwech- 
8el,  Erbsebaften;  Verkehrsstenern. 

1.  Eine  zum  Theil  schon  ältere  Ergänzaog,  welche  in  nettester 
Zeit  nur  systematiflcher  dnrcbgefflbrt  wird^  finden  diese  Terscble- 
denen  directen  Stenern  in  mtneberlei  Abgaben  oft  sebr  Tersebie- 
denen  Ursprangs  bei  Gelegenheit  des  BesitzweehselSi  Ton 
ganzen  Vermögen,  wie  bei  Erbsebaften,  von  einzelnen 
VermOgensobjecten,  besonders  Ton  Immobilien,  beim  Ver- 
Icanf  nnd  hie  nnd  da  anch  (Italien,  Spanien,  Frankreich,  B0hmen, 
deutsche  Lande,  14.,  15.  bis  17.  Jahrhundert)  in  allgemeinen  oder 
doch  ganze  wiebtigere  Eategorieen  von  Waaren  (agrarische,  indu- 
strielle, kanfmäonische)  umfassenden  Rauf-  und  Verkauf- 
steuern  („Steuern  von  Feilschaften'*). 

(Ueber  letztere  8.  z.  B.  FId.  III,  8.  S2,  86,  138.)  Mltaotor  liegt  der  Ursprang 
solcher  Abgaben  in  gnindherrlicberi  und  ülmlichen  Verhältnissen  (Obereigenthnm). 
Die  Abfabe  erscheint  hier  eine  Art  Uebuhr  für  die  Zulassung  des  betiefienden 
Rechtsgeeeliifts,  EigcntboiDSllberg&ngs,  ErbQbcrgangs  n.  b.      oder  sie  Ist  ein  Zdchen 

der  AnerlieniiuiiL!:  des  Oljerei.ueiithtiinb  Seitens  der  Pflicliti? cii.  Mitunter  hat  die  Ab- 
gabe in  anderer  Beziehung  einea  (icbuhreucharacler ,  indem  sie  fUr  die  Mitwirkung 
eines  OffenlUcben  Organs  (so  z.  B.  schon  in  merovingischer  und  caroliugischer  Zeit 
ein  Zehntel  der  Erbschaft  an  den  KOnig  für  die  Schlichtung  ron  Erbstreitigkeiten), 
fUr  die  Gewährung  des  Recht«ichutMS  er|olgt.  Mit  der  Veränderung  der  zu  Grunde 
liegenden  Bechte  und  Anschauungen  schwindet  dies  Gebtihrenelement,  aber  die  Abgabe 
bleibt,  wird  mehr  reine  Steuer  und  wird  umfassender  ausgebildet,  besonders  durch 
Ausdehnung  auf  anaIo<re  Fälle.  Die  allgemeineren  Kauf-  und  Verkaafbteucm  werden 
meistens  bald  wieder  fallen  gelassen,  als  zu  unsicher  im  Ertrage,  zu  uucoiitroürbar, 
za  rerkehrsstOrend.  Sie  gehen  iiber  oder  werden  ersetzt,  unter  ßt^bränkun^  auf 
einige  Haoptnrtikcl.  wie  Getränke,  Vieh  n.  a.  m.,  durch  Verhrauc  hsstcucrn  (Accisen), 
mitunter  durch  Stempelabgabeii  für  die  Urkunden  Uber  das  schriftlich  abgeschlossene 
QeMhift 

2.  Gewisse  Besitzwechselabgaben,  Steuern  auf  Becbtsgeschftfte 
werden  dann  vom  17.  Jahrhundert  an  in  das  damals  von  Holland 
ans  neu  aufkommende  System  der  Stempel-  und  Register- 
abgaben  Angefügt.  Diese  letxteren  Abgaben,  speciell  der  Stempel, 
knflpfen  sich  sonst  an  verschiedene  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs, 
deren  schriftliche  Beorknndung,  an  die  behördliche  Mitwirkung 
dabei  und  an  sonstige  Urkunden  und  Acte  des  Verkehrs,  der  Ge- 
richte und  Verwaitungsbehörden  an.  Im  Stempelwesen  bildet  sich 
80  eine  eigeiithümlicbe  neue  Abgabekategorie  aus,  deren  mannig- 
faltige Glieder  gebührenartige  uüd  vei  kelirssteuerar  tigc 
Elemente  veremen. 
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Anoli  hier  seigt  sieh  die  Fortentwlcklnng  der  Volks- 
wirthschaft  und  des  Verkehrs  von  Einflass.  Nene  Gestalt- 
ungen darin,  im  Handelsbetrieb;  in  den  Creditgeschäiten,  geben  die 
äussere  Möglichkeit  und  den  Anlass  zu  solchen  „Veikehrs- 
steucrn".  Iiier  hissen  sich  aber  auch  ErtrHp^e  und  Gewinne 
voraussetzen,  welche  eiiicin  neuen  .Stadium  der  Arheits- 
theiiun«^  entsprechen  und  durch  die  bisherigen  Steueru  nicht 
genügend  getrotVeu  werden. 

Bei  aller  gerade  auf  dem  (jcbiet  dos  Stempels,  der  Yorkchrss(<!ucni ,  Besitz- 
wccbscbteucrn  vürgckommene»  superiiscaJischen  Tendenz  und  lohcn  Durchfubruog  der 
Bestcnerang  könnt»  dfeson  AbgaWormcn  daher  aach  eine  gewisse  innere  Berech- 
tigung nifl'.t  .1^ee•?procllon  werden.  Erst  di*^  neueste  Phase  der  Finanzwissenschaft 
hat  dies  rr  'iliLb  cikttnut  und  weiss  es  nAher  m  begründen  und  zu  begreozea.  Damit 
siml  ab<  r  all -h  diese  Sti^oern  in  den  Zusammenhang  mit  der  neueren  Entwicklung  des 
volkswirthschaitiiclieii  Verkehrs  und  Erworbssystems  geliMcht.  fnrad.'  diese  Ent- 
wicklung niacbic  die  ältere  Be&tuueruog  lUckeahaft,  ungleichmäasig  und  crgHn2anga> 
bedoiftig  und  rechtfertigt  und  rerlangt  eine  Eifinxnng  oeisetb«!  durch  ein  veifceb»> 
Steuers  y  stein. 

§.206.  —  0.  Moderne  Einkommen-  (und  Vermögens-) 
bestenerung. 

In  gleiclier  Weise  steht  auch  die  neueste  Tendenz  in  der 
directen  Hesteuerung  mit  abermaligen  Verändcnuigen  im  privat- 
W'irthschaitlichen  System  der  Volkswirtlischai't,  seiner  Technik, 
seiner  Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  und  seiner  Vertlieilung 
des  Grund-  und  Kapitaleigenthums  unter  die  verschiedenen  Kate- 
gorieen  der  Privatwirtbschaften  in  ursächlichem  Zusammenhang. 
Freilich  machen  sich  gerade  hierbei  neuere  sociale  Ideen  in  der- 
selben Riebtang  besonders  mit  geltend:  es  tritt  das  Streben  nacb 
allgemeinen  Einkommensteuern  in  Theorie  und  PraxtSy 
theilweise  —  mehrfach  in  der  deutschen  Wissenschaft,  aber  mit 
unter  Hinweis  anf  schweizeriscbe  and  americaniscbe  Praxis  —  auch 
oaeh  allgemeinen  Vermögenssteuern  berror. 

Diese  Steaem  sollen  ergänzend  neben  die  Uteren  Ertrags- 
stenem,  zum  Tbeil  aacb  als  Ersatz  statt  derselben  eintreten, 
also  eine  Gestaltnog,  welche  insofern  anf  firttberei  dem  aosgebildeten 
Ertragstenersystem  vorangehende  Steaerformen  znrttokgreift  und  so 
in  einer  Beziehang  eine  entgegengesetzte  Eatwieklimg  darstellt: 
ehemals  von  der  Total-Vermügens-  nnd  Fersonalstener  zu  speeiaü- 
sirenden  Objeet-,  Ertrags-,  Erwerbsart- Stenern,  jetzt  von  diesen 
wieder  zn  Einkommen-  und  Vermögenssteaem,  welche  die  Ertrüge^ 
Erwerbe,  Einkommentheile  im  Bechtssnbjeet  znsammenfassen.  Das 
scheinbar  Auffallende  dieser  Tendenz  findet  aber  wiederum  in 
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neneren  VeiiLndeniDgen  des  Erwerfoslebeos  seine  TollBtändige  Er* 
klftniDg  und  Begrflndnng. 

Das  moderne  4 — 5glicdrige  Ertragsstenersystem  hat  seine  „rationelle^  AiUkvnd 
DuTchbildang  eigentlich  erst  zu  einer  Zeit  erfahren,  wo  es  der  pri?atviithschaftlichen 
Organisation  niid  ErwirKsordnunp  srluui  riicht  mehr  entsprach:  etwas  hiii  und  da 
schon  im  Vürigcu,  gröäslcüthcils  erbt  im  Lauf«  des  jetzigen  Jahrhunderts,  wü  die  neue 
Teduik  and  die  neuen  politischen  und  roikswlrtliscliftfilichen  Ideen  die  ohnehin  theil- 
weise  schon  überlebte  alte  Erw'crljsonliinn«:  sprengten  und  das  „System  d<^r  freien 
Concurrenz"  in  allen  Production3zwi'i^:cii  durchdrang.  Jeuus  Krtragästeucräyätem  be- 
Toht  nun  auf  znrei  Voraussetzrin^Lii.  «  iner  wirthschaftlichon  und  wirthschaftspoUtiselienf 
ond  einer  technischen,  welche  l)eide  schon  zur  Zeit  der  Ausbildung  des  System?  nor 
noch  theilwcisc  bestanden:  es  Hetzte  einmal  eine  gewisse  feste,  wirthschaftlich  be- 
grllndete  und  Belbst  im  Enrerl»-  ond  Beroferecht  einigermaassen  fizitte  Arheits- 
tlieilnnpr  rwisrhen  den  grossen  Zweipen  der  Prodnction,  hcsondcr?  zwischen  länd- 
licher und  städtischer  Arbeit,  Landwirtbschatl,  Industrie,  Handel,  liberalen  Bentfen 
und  den  einzelnen  Dntemehmungsgruppcn  jeder  dieser  Abtbeilungen  und  es  setsle 
weiter  eine  relativ  stabile  Technik  in  den  einzelnen  rrodnctiunsf^ebioten  voraus. 
Alsdann  licss  sich  mit  ihm  der  Zweck,  die  eiuzelaeo  producti?cn  Classcn,  die  zu  einer 
jeden  gebOrigen  üntemebmungen  and  Personen  leidlieh  fleicbmissig  zn  besteuern, 
einigermaassen  erreichen.  Aber  diese  Yüraussetzunfren  zerfielen  mit  dem  Untergang 
der  nlten  Wiftbscbafisordnangen,  der  Agiar-,  Geworbeferfassuog  (Zonftvesen)  n.  s.  w, 
nnd  mit  der  neuen  landwirtbscbafUichen  nnd  geverlUeben  Tecnnik,  den  neuen  Com- 
municationswesen  immer  mehr.  Das  Ertragssteuersystem,  welches  auf  eine  relatiru 
Festigkeit  und  Dauer  dieser  Verhältnisse  berechnet  war,  wurde  daher  schon  bei  gleich- 
bleibender Höhe  der  Besteuerung  immer  mangelhafter.  Denn  die  wirthschafdiche  und 
technische  Entwicklung  der  Productionszweige  war  sehr  verschieden  und  auch  bei 
demselben  Zweite  örtlich  sehr  ijnjrleich.^  Der  Finanzhedarf  filr  den  S'ait  und  die 
SclbstvcrwaJtuijgskürpcr  wuchs  aber  immer  mehr.  Enu'  einfache  Erbuliuitg  der  Sitze 
erwies  sich  nunmehr  doppelt  unausführbar,  ohne  die  grü^stea  Härten.  Ftlr  eino  ander- 
weite Verthcilnn^  des  Steuerbedarfs  fehlte  jedoch  in  dem  Ertragssteuersystem  der 
ScblQssel  und  au(  h  Ket'«rmen  dieses  Systems  ftilirten  uuiuüglicli  zum  Ziele. 

iSo  drängte  Alles  nach  einem  anderen  System  directer  l'e- 
ßteuerun^r,  einem  beweglicheren,  welches  sich  den  steeteu 
Verschieb  im  gen  zwischen  den  Prodnctiouszwcigeu ,  zwischen  ^ 
Gross-  und  Kleinbetrieb,  den  ewigen  Veränderun^^en  der 
Technik  mpbr  mipasste  nnd  der  Bedeutung  des  individuellen 
Moments  im  trwerb,  der  leitenden  Persönlichkeit,  dem 
Kechts-  und  Wirthschal'tssubject,  mehr  lucbnung  trug  oder,  m.  a.  W., 
von  den  obigen  Voraussetzungen  mehr  absah:  das  ist  die  mo- 
derne Einkommen-  und  Vermögeusbesteuerung,  auf  die 
sie  wirthsühaftlieh  und  technisch  bedingenden  Momente  zarüokgefUhit 

D.  —  §.  207.   Die  Verbrauchsbesteuerung. 

1.  Primitive  Verhältnisse.  Eine  Besteaerang,  welche 
einzelne  Verbranohsg^eiutibide  trif^  oder  sieh  an  Verbrauchsaete 
ansehUesst,  fehlt inprlmitiTen VerlüUtnissen legelrnttasig solange^ 
als  nicht  ein  gewisser  Handels-  und  Marktverkehr  und  die 
ihn  bedingende  Arbeitstheilnng  eingetreten  ist 

Vordem  mangeln  dafür  auch  die  nothwendigen  steu(:rte<  hnischen  Be- 
dingungen, nemlich  ein  geeigneter  Erhebuugs-  und  Controlapparat.  Nament- 
lich aber  ist  mit  der  vorherrschenden  Naturafwirthschaft,  d.  h.  liier  der  £ut 
A.  Waga«r,  VtaaaswEaMiMsliaft.  n.  t.  Aafl.  3S 
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aattcbliessliebeii  El^enprodaedon  für  d«ii  eifenen  Oaomm,  «tu«  laiehe  BMtaneivii^ 

bügut  wi'^'  DuviTiMii!» ir.  M:u:1ilti  sich  «locli  ;uii_h  spriter  bei  sol  licr  Natunilwirthächaft 
fast  uottbcrnruidUche  Schvicrigkcitca  der  Vcrbrauchsbeeteaerang  uoch  geltend  (bei  der 
Wein-,  Biop*,  Tababtener  n.  b.  w.). 

Die  erste  Kntstehung  der  VerbraiiclisUesteiierung  ist  <la- 
Ler  rogelniäsisij;  an  die  Voiaus.setzuiig  einer  ^^ewissen  Rntwickhin;^ 
der  Ar  bei  t  Stil  ei  1  H  n  2^  und  des  Markt  verkebrs  gebunden. 
Hier,  wo  sich  Producent  und  Tojisument  trennen  und  wo 
eine  0 rts verä n de  rung  der  Sach^iiter,  zunächst  der  landvvirth- 
schaftlichen  Erzeugnisse  und  gewisser  llandclswaaren  (P\ibrikate, 
Productc  irenidcr  Zonen),  eintritt,  aueh  jene  ersteren  Güter  eben 
„Waaren**  werden,  die  auf  einen  „Markt"  gebraeht  werden,  sehen 
wir  sehr  allgemein  Abgaben  entstehen,  aus  welehen  sieh  mit  der 
Zeit  immer  reiner  eigentliehe  Verbrauehssteuern  entpuppen.  Denn 
aotUngUcb  haben  diese  Abgaben  letzteren  Oharaeter  nieht  oder 
Dur  zum  Tb  eil  und  soUen  ihn  wohl  aueh  absiebtlich  nicht  haben. 
Sie  sind  vielmehr  sehr  Terschiedenartig,  vielfach  aofangs  gans  oder 
überwiegend  Gebflbren. 

So  finden  sich  Abgaben  in  d^r  Form  von  Passage-  (Transit-)  und  Warft- 
Zöllen,  welrhf  tlnils  fur  die  Erlaub iiiss  d.s  Transports,  der  Fortführung  atas  dem 
Productionsort ,  und  des  Kechts  zum  Handelsbetrieb,  theils  fUr  die  (iew&hruog  roa 
Itecbtaschntz,  theils  fQr  die  Benotzong  des  Wegs  v.  s.  w.  ODtrichtet  Verden  und  somit 
vorncmlich  j^ebtibr- urirtiger  Natur  sind  oder  wfniir;tf>n8  sein  sollen.  Oder  die  Abgaben 
wexdeu  als  Marktabgaben  bei  der  Zuführung  zum  Marktort,  bei  der  Einbhogang 
in  die  Stadt  (Thorabgaben),  bei  der  Benutzung  des  Marictplatzee  und  der  Ifaitotiade , 
Ttuden  u.  <\-z\.  m.  entrichtet  und  sind  theilweise  oder  sollen  sein  Entgelte  für  die 
(Jewährang  des  Hechts,  in  ein  fremdes  Mwitgebiet  Waaren  einzuführen,  MaristscbuU 
tu  gemessen,  Einrichtungen  dee  Markts  zu  benutzen  u.  s.  also  aueh  wieder  „Ge- 
bühren". Die  wenngleich  schon  nicht  iuuncr  mehr  zutrcircndc  Vorausscfzurii;  bi  l  d.  r 
Auflegung  solcher  Abgaben  ist  auch  oftmals,  dass  sie  von  den  Personen,  welche 
sie  zunächst  zahlen,  endgiitig  getragen  werden,  dass  rie  abo  deren  Erwerb  und  Ge- 
winn, nicht  die  Consumenten  treflen.  „Fremde"  mUsscn  mitunter  allein  oder  in  bOho- 
lem  Betrage  solche  Abgaben  zahlen,  ab  JEUnhcimische'% 

Im  Wesentlichen  beruht,  bei  manchen  lonstigen  Abweichnogen, 
aacb  die  Entwicklang  Ton  Zollabgaben  fttr  Waaren  im  Verkehr 
mit  der  Fremde,  bei  der  Ein-  und  Ansfahr,  auf  denselben  Grand- 
Sätzen. 

Hier  kommen  dann  nur  zairloicli  auch  allgemciue  Grundsätze  des  älti  rcn  Frouiden- 
rcchts  zur  (jeltung,  indem  die  Fremden  als  solche  wohl  schon  für  das  Becht  des 
ungestörten  Handelsbetriebs  Abgaben  erlegen  müssen,  directe  Steuern,  welche  mehr 
eine  Art  Schutzj^^tM  ^ind,  eigene  oder  höhere  Abgaben  als  heimische  Kaufleute  von 
den  ein-  und  ausgeführten  (jütern,  welche  mehr  eine  kaufmännische  Gewerbesteuer, 
als  eine  indirecte  Verbrauchssteuer,  wie  die  modernen  Zölle,  bildca.  Da  der  aus- 
wärtige Handel  noch  roher.  ..baili.nischer"  Völker  anfangs  öfters  vorzugsweise  von 
AtiL  -  li-'iigen  wirthscbaftlich  höher  stehender  Völker  b''sor2:t  wird,  so  bietet  sich  auch 
»chuü  liuh  die  selten  Fcrsäumte  Gelegenheit  zu  oiuur  Ik^tLiierung  dieses  Verkehrs  in 
der  Form  von  ZflllMi.  üm  so  mehr,  weil  dieser  Hand-1  li.iufi^  feinere  Productc, 
Fabrikate,  Luxusconsumptibilicu  dem  noch  unentwickelten  Inland  zufahrt  und  wichtige 
Uohproducte  fax  fremden  Gewetbfleiss  ausfuhrt  (engliftches  Zollvesen  im  Mittelalter) 
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Die  vollständige  Diirc  hlU  h  ruug  der  G  cldwirthschalt 
dient  zur  f^rossen  Erleichtern nj^:  und  Begünstigung  der  Erhebung 
von  8oI(  1](  u  Verhranehs-  und  ahnlichen  Abgaben*  Aber  die  Yor- 
aossetzung  datUr  ist  sie  nicht. 

Denn  diese  Abgaben  können  und  werden  thatsrichli«  Ii  auclj  in  gewissen  tic- 
schichtsperioden  in  natura  erhoben,  d.  h.  geviase  Quoten  (Stucke  u.  a.  w.)  der  natu- 
ntlen  Flwdiicte  irerdeD  «to  Ab^be,  als  Mailtgeld,  Zoll  n.  s.  entrichtet.  Dies 
genUgt  In  Zeiten  der  Natural wirthschaft  auch  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs, 
ebenso  gut  wie  die  Naturalelnnahino  ron  DonAoen  o.  s.  v.,  die  Entrichtung  directer 
Stenern  in  KatmaUen. 

2.  Weiterentwicklung.  Neben  dem  Durchiiringcü  der 
Gelduiiihscbait  und  der  llcuiitzung  besserer  Commiinicationsinittel 
werden  solche  Abgaben  aui  höheren  Stufen  der  volkswirthscbaft- 
lichen  Entwicklung  besonders  durch  die  Bildung  eigentlich  städti- 
scher Geroeinwesen  und  politisch  zu  strengerer  Einheit  abge- 
schlossener Staatsgebiete  begünstigt.  Dort  bildet  sich  ein 
System  s  t  ä  d  t  i  s  c  h  e  r  Z  ö  1 1  e ,  welche  bei  der  Einfuhr  „fremder" 
Waaren  in  die  Stadt  zum  Consum  erhoben  werden,  namentlich 
in  der  Form  der  Thorsteueru  (Octrois,  Acciseu).  Im  Staats- 
t)iet  wird  das  ursprüngliche  Passagezollwesen,  mit  Erhebungs- 
stellen an  wichtigen  Strasscnpuncten,  Märkten,  Ilaten,  Streunen  und 
überhaupt  mit  inneren  oder  liinuenz(illen,  theils  erzeugt,  theils  und 
allmählich  immer  mehr  ersetzt  durch  ein  förmliches  Laudes- 
Grcnzzollsv  st  em  in  der  dreifachen  Form  von  Ein-,  Ans-  und 
Durchfuhrzöllen. 

Die  erforderlichen  Erhebungs-  und  C ontroleinrichtangen  sind  hier  in  der 
abgeschlossenen  ummauerten  Stadt  und  in  der  etwa  ohnelün  polizeilich  beauf- 
sichtigten Grenzlinie  dea  Staats  achon  gegeben,  oder  leicht  anznhringen:  ein 
vichtigcr  technischer  Umstand  zur  ErUnrunp  dicner  Abgaben. 

I>ie  genannten  städtischen  Abgaben  sind  für  diu  städtischen  Finanzen  bestimmt. 
Wo  sich  aoer  die  Stndt  zum  Stadlstant  und  mm  eigentlichen  8tut  eotwidcelt  (Alter- 
thum,  zweite  Hälfte  des  Mittelalters),  oder  wo  sie  ihre  antnnome  Stellung  mehr  oder 
venuer  rerUert  und  anter  landeeberrUche  Gewalt  kommt,  wie  seit  dem  16.  und 
17.  Jahrhundert  Immer  mehr  bei  nns,  da  Verden  dl<»e  itid tischen  Abgaben  nach  in 
verschiedener  Weise  mit  und  bisweilen  wohl  ganz  zu  Staatsabgaben  und  namentlich 
in  der  letztgenannten  Periode  mebriach  ein  Mittel  der  StaatsbesteoeroDg  der  stftdd* 
sehen  BetOlkerung  („Accisesystem"). 

Uebrigens  sind  auch  diebe  städtischen  Zölle  und  die  Grenz- 
zölle nach  ihrer  Tendenz  und  der  ihnen  wenigstens  beigemessenen 
^\'llkung,  besonders  im  trliheren  Entwicklungsstadium,  noth  nicht 
immer  reine  Verbrauchssteuern  und  selbst  nicht  immer  reine 
Steuern,  namentlich  solange  der  tinanzielle  Schwerpunct  bei  den 
Laudc^'/öllen,  wie  früher  (bis  in  das  17.  Jahrhundert)  mehrfach  im 
Ausfuhrzoll  liegt,  daneben  der  Durchfuhrzoll  wichtiger  ist,  der  Ein- 
iahrzoU  aber  an  Bedeatung  noch  zorUclLSteht. 

33* 
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Diese  Abg:«beii  enthalten  auch  jetzt  noch  gobahrenartig-e  ElMnente  in  ideh, 
alü  Entgelt  für  Leistungen,  fur  Benutzung  öfl'cntlichcr  Einrirlidinfj.  fur  Schutzgewäbrang 
^osammeiihaag  des  Zolls  mit  dem  „Geleitsgeld"),  für  die  Gewährung  gewisser  Bechte 
des  Ha&deb  n.  8.  w.  Snreii  de  aber  Stenern  sind,  tollen  sie  mOgUclist  noch  den 
knnfttinnischen  Gewinn,  ereotoell  den  Erwerb  des  Prodncenten  Ifeffen. 

Aber  mehr  und  mehr  treten  daDn  diese  Seiten  des  Verhält- 
nisses znrOek  und  nach  Tendenz  and  thatsftchlieher  Wirkang  werden 
diese  Zt)lle  immer  mehr  eigentliche  Verbranchssteaerny  die 
schliesslich  anch  nach  dem  steuerpolitischen  Gedanken  den  städti- 
schen Consnmenten  nnd  bei  den  GrenzzöUen  als  EinfahrzOlle 
den  Landesbewohner  im  Preisanfscblag  belasten  sollen.  Dazu 
trägt  auch  ihre  Erhöhung  bei,  die  einerseits  hierauf  hinwirkt; 
anderseits  dadurch  erst  ermöglicht  wird.  Es  Ist  in  den  Städten 
die  Entwicklung  höheren  Woblstanäs  durch  Gewerbe  und 
Handel,  Bildung  von  Kapital  n.  g.  w.,  welche  eine  grössere  Steuer- 
fähigkeit  bewirkt  und  darauf  hinführt,  die  letztere  gerade  durch 
Verbrauchssteuern  auszunutzen. 

Die  einzelnen  Artikel,  welche  einer  solchen  Besteuciuug 
unterliegen,  sind  anfänglich  sehr  muuuigf altig  und  zahl- 
reich. 

Die  Stadtahgabeu  betrolien  vorncmiich  alle  Arten  landwirthschaftiichcr 
roher  Erzengnisse  des  Harktreilcelin  nnd  Yenrandtes,  z.  B.  ordintre  Oewoks- 

lJiüt!iirtc  des  platten  Lands,  sowoit  iVwsi-  überhaupt  lii«  f  protlticirt  und  dort  eingeführt 
werden  dürfen,  ferner  Sali«  Wein,  und,  soweit  die  Bereitung  nicht  anf  die  städti- 
schen tiewetke  beschrtnkt  ist,  Bier.  Die  OrenzzttUe  umfassen  wie  die  llteren  Passage- 
und  Wcizi/.uIIl'  im  Allgemeinen  alle  Handelswaaren,  welche  tlber  die  Gr-'nzen 
ein-  und  ausgehen ,  im  eisten  i^'alle  einerlei,  ob  zum  inländischen  Consum  oder  zar 
Dorchfuhr  In  andere  Länder,  ferner  sowohl  die  znm  Consam  als  die  znr  Venrbeitang 
dienenden  Waarcn.  und  sowohl  Nahrungsmittel,  Koh-  und  Hilfästofle  der  Gewcrke.  als 
Halb-  und  Ganzfabrikate.  Daher  sind  die  älteren  Tarife  der  st&dtischen  Thor- 
accisen  und  der  GrcnzzOUe  »ehr  umfangreich,  oder  sie  schreiben  generell  von 
allen  Waaren  oder  von  gaaam  giossen  Kntegofieen  einen  Zollsatz  (z.  B.  eine  Werth- 
qnote)  Tor. 

Die  Fortentwicklung  besteht  regelmässig  in  einer  Verein- 
fachung, d.  h.  in  der  Verminderung  der  Zahl  der  Sätze 
solcher  Tarife. 

Auch  dieses  häii^'t  mit  allgemeinen  volkswirlhschaftlichen  Verhältnissen  zusammen. 
Der  Consum  einzelner  Productc  oder  Handelswaaren  ist  in  früheren  Perioden  nach 
der  Einkommen-  und  Vcrmögcusvertheilung  der  Bevölkerung  gewöhnlich  nicht  gross 
genug,  am  durch  die  Bezollung  weniger  Uauptartikel  ein  genügendes  finanzielles  £r- 
gebniss  zu  pn:iplcn.  Kin  Masscnconsum  von  Qnasi- Luxusartikeln  (Coloniahviuiron  H 
fehlt  noch.  Nur  etwa  der  "Wein-,  Bier-  und  seit  dem  16..  mehr  noch  dem  17.  Jahr- 
bnndert  der  Branntwein!  oiisinii  ist  in  <  iii?:elnen  Gegenden  (W  i  inbaul)  schon  •  rheblicher, 
erträgt  aber,  uLonso  wie  der  Consum  anderer  Wanron,  na«  h  Volk^sitf.",  und  W'ohlifand.s- 
rerhältuisben  noch  keine  hohen  Steuersätze.  So  muss  sich  anfangs  die  Besteuerung 
auf  eine  grosse  AniaU  Artiicel  eistreclten. 

Soweit  aber  die  hesteuerten  Gegenstände  wirklich  I.uxusartikel 
des  Consums  der  reichcrcu  Ciasse  betreifen  (fuiueic  Fabrikate, 
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tropische  nnd  ähnliche  Oeuiissinittel),  werden  aneb  die  Steuer- 
sätze gern  hoch  gehalten. 

LuospolizeUiclie  und  Gericbtspuncte  der  meTCiiitflistbclieii  Handebpotttilt  wirken 

dabei  zuroeiüt  mit.  Aber  auch  das  Finan/iiitoro-ssc  wird  so  am  Besten  gewahrt,  da 
die  VertbcaeruBg  des  Artikels  den  Consuoi  in  dorn  kleinen  Kreise  reicherer  Leate 
licht  rermiodert  nnd  bei  dem  ao  sich  geringfügigen  Consam  doch  nur  lolohe  Sitte 
etwa»  eintrafen. 

Aneh  das  Zoll-  und  Accisetarifwesen  ftodert  sich  daher  nach 
der  Ans  all  1  und  Hohe  der  einzelneii  Steoersfttse  wieder  mit  der 
ganzen  ToIkswirthfichaMcheii  Lage. 

§.  808.  —  3.  Erbebung  v ou  Verbraucbssteneru  beim 
Prodncenteo. 

.Bei  einem  gewiMen  Stadium  der  Arbeitetbeilung  und 

der  technischen  Entwicklang  kommen  dann  vielfaeb  aueb 

noch  andere  Formen  der  Verbrauchsbesteuerung  auf,  besonders 

die  IJesteuerung  beim  Prodiiecntcn  selbst  und  mit  Rücksicht 
auf  oder  auch  genau  nach  der  Meu^e  des  besteuerten  Products 
oder  Fabrikats. 

Steuern  dicker  Art  knupfeu  für  Mehl  an  die  Mühlen  der  Berufs -Müller, 
Iftr  Bier  nn  die  Bierbrauereien,  für  Wein  an  die  Weingewinnung  der  Weinbauer, 
für  S alz  an  die  Salinun  und  Salzbf'r?w<»rke.  nm  hier  nur  die  wichtigsten  Fälk  zn 
nennen.  Nur  ausuahuLswcisc  sind  andere  iabrikat»;  in  D'-iitschland  einer  dcrartigcu 
Besteuerung  unterworfen  worden.  Vielmehr  ist  hier  dir  Form  der  ,,;illf?(!meinen 
Accise",  weh  he  sich  mit  meist  massigen  Sätzen  auf  viele  einzelne  Artikel  erstreckte 
and  zumeist  als  „Thorsteuer'%  in  der  iUtercn  Weise  der  äUidti^clicu  Abgaben,  er- 
hobeQ  wurde,  die  gewöhnliche  (Prensaen,  Pin.  III,  §.  49,  Getränke,  Getreide,  Fleisch, 
Victoalien,  KaufmannswnarenX  fm  Ausland  daf^cEren,  speciell  in  England  nnd 
Frankreich,  werden  einzelne  wichtigere  Artikel,  auiasor  den  genannten,  herau»- 
gcfrritfen,  und  ehenfalls  im  Anschltisfl  an  den  Prodnetlonshetrieb  der  Be* 
bteucrung:  unterworfen.  So  in  England  seit  der  ersten  Revolution  (1643),  ein  Ai  ci:3e- 
System,  das  dann  erhalten  blieb,  weiter  ausgebildet  ond  eist  nach  1815  mehr  und 
mehr  beseitigt  wurde  (Fin.  III,  ^.  78.  85.  130,  ausser  Salz  namentlich  Steinkohle, 
Lichter,  Leder,  Seife,  Papier,  Stärke,  ülas,  Ziegel,  bedruckte  Gewebe,  Zeitungen 
o.  a.  m.  Aehnlioh  ^ind  in  Frankreich,  besonders  unter  Ludwig  XIV.  und  im  18,  Jahr-  • 
bnudert  AniLul  wie  Tuch,  andere  Wollenwaaren ,  Leinwand,  Zinngeschirr,  Eisen, 
Patpier,  Talg,  Lichter.  Stärke,  Puder.  Hüte,  Leder,  Knpfergeräth ,  Üelc  u.  a.  m.  so 
besteuert  worden  (Fin.  III,  §.  62).  Mit  diesen  Steuern  rnnnUe  die  erste  Kcvolntion 
auf  (eb.  §.  107).  Auf  einige  ist  mau  aber  nach  1870  zur  u  kirekommcn  ^eb.  275 
bis  282). 

Die  Vorans^ctning  einer  VerV»ra(u  Iishestcucrung  heim  I'roduccntcn  ist  eine  ge- 
werbliche und  technische  Entwicklung,  bei  welcher  die  Herstellung  solcher  Artikel 
nicht  mehr  blew  natoralwirUischaftlich  in  der  eigenen  Wirtbschaft  des  GoDSumenten 

für  seinen  eiL':enen  Bedarf,  sondern  schon  melir  oder  \<'enifrer  nberwiejend  oder 
selbst  ausschliesslich  Verkehrs-,  bez.  geldwirthschaftüch  in  demnach  auch 
rerbiltBissmlssig  f^rOsseren  Prodoctionsbetrieben  ftir  den  Absatz  an  Andere  eifolgt 

(Gewcrbs-  statt  Ilausbrauerci).    Hier  kann  dann  auch  der  zu  dieser  Besteuerung  er- 
forderliche ErhebunfT«-  und  Ti»  ri  t  r«*  1  i  r  p  a  ra  t  lei'hter  eingerichtet  werden. 

Die  Kntwickluug  dieser  Steuern  ist  im  Mittelalter  und  in  den 
ersten  Jahrhunderten  der  Neuzeit  durch  eigen  th  liiuliche  Ver- 
hältnisse der  wirth  sc- halt  liehen  Rechtsordnung  und 
durch  das  System  der  Fiuanzregaiieu  befördert  worden. 
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In  erstcrer  Hinsicht  illbilen  die  Principien  des  ßannrechts  (B&nnmtlhleD, 
Bannbäckereien,  Baunkclii ni,  Bannbrauf'reien  ti.  s.  w.l  und  iK i  Uealgerechtigkc it 
u.  dgl.  m.  —  Verhältnisse,  welrlic  mit  <\<-in  gmacix  ^System  der  mittelalterUcheu 
wirthschaftlichen  Reclitsürilnutiir  in  Verbitidung  stehen,  sich  Übrigens  recht  wohl  »u-  h 
aus  der  Gcstaltunc^  der  damaligen  Volkswirthschaft  nnd  Technik  crid&ren  und  vielfach 
rechtfertigen  lassi  ii  —  ohnehin  aus  der  hau^iwirthacliaftlicUüu  mehr  in  die  verkehrt* 
virthsc  liahlicho  Producüon  und  zugleich  zo  einer  stärkeren  Concentration  der  letzteren 
auf  eine  kleinorn  Anzahl  Hcfriob«'.  In  den  St&dtcn  -w-irVtc  ilic  ztinftlerische  Hnworbe- 
ordoung  bei  einzelnen  etwa  für  solche  öteuerzweckc  in  lietracht  komaeoden  (iewerbea 
in  derselben  Bichlang.  Abgaben  der  Penonen,  welche  «in  l^niecht  «.  dg^  Iter 
ihren  Betrieb  gwieisen  oder  eine  besOgUolM  Offiwtliche  ^liehtiuig  bMintien,  konuMB 
oft  vor. 

Die  Begnllsfmnf  bat  weeentUoh  dieedben  Folgen  gebebt  und  ragebnlMig' 

den  Anlass  zu  Ab>2:ab»:'n  von  denjenii^en  iirivafcn  Untornehni-  r  i  i.-  u-ebcn.  welchen  «lic 
Adsnutzong  eines  Kcgab  überlassen  wurde  (Ueigwerkregal,  l^riaubuiää  zur  Aolegou^ 
fOü  MikUeD  tft  flIFenfliclien  FlQneo,  gelegen  tlicb  ftimliclies  MflUenrcgal). 

Zu  eigentlichen  VerbrancbBBteaern  wurden  solche  oft 
sehr  alte  Abgaben  anch  erst  albnftblicb,  aber  doch  häufig.  Eine 
Tendenz,  die  Abgabe  im  FlreiBanfflchUig  auf  den  Consomenten  zn 
flberwälzen,  bestand  Ton  Tomeberein.  Bei  den  Ansschlussrechten 
des  Gewerbetreibenden  war  sie  auch  nicht  schwer  zu  verwirklichen. 
Aber  bei  Abgaben  in  festen  und  meistens  doch  nur  klein cu  Be- 
trägen war  (lies  j)raL*ti8ch  iinwiclitiger.  Erst  wenn  die  Abgabe  nach 
dem  ungefähren  l'niiang  des  Geschäl  t.s  und  schliesslich 
nach  der  genauen  Grösse  der  Productioii  un  l  des  Absatzes, 
daher  besonders  wenn  sie  nach  Menge  n- E  in  heilen  dieser 
letzteren  beiden  bemessen  wurde  (Gewicht-  oder  Volumeneinheiten 
n.  s.  w.  der  verbrauchten  btuiie,  darans  hergestellten  Prodncte), 
wurde  sie  ihrem  Zweck  und  ihrer  Wirkung  nach  eine  eigentliche 
Yerbrauchsstener. 

So  ist  die  Entwicklung  in  UauptfiUlen,  wie  den  angeführten,  gewesen,  bei  Mehl-, 
Bier^,  'Weio',  Branntwein-,  Satzstenem  ood  in  den  anderen  genannten  FUIen  der  eng- 
lisrhen  und  franzCsiscliea  Praxis.  Wenn  der  Staat  selbst  ein  Finanzregal  betrieb,  wio 
besonders  das  Salzregal  (Gewinnung  und  Verkauf  des  Salzes),  war  der  Uebergang  rar 
YerbranchBetener  mitteht  Begdnog  des  Ytfkaufpreisee  beeonden  leicht  m  machen. 
Die  neueren  Finanzmonopole.  wdrlic  seit  dem  17.  Jahrhundert  enfsfamlen,  nanii-nt- 
lich  dasTabakmonopol,  sind  dann  auch  gewöhnlich  gleich  zum  Zweck  eigentlich«^ 
Verbmochsberteaerang  ciogofobit  nnd  demgemlw  etngeiidhCet  voiden. 

Die  Fortentwicklang  solcher  „beim  Frodneenten  erhobener'' 
(bez.  ,,¥on  ihm  vorgeschoasener'')  Verbrancbsstenem  hing  wieder 
mit  der  Entwicklung  des  Gewerbereebts,  der  gewerb- 
liehen  Technik  und  der  Gestaltnng  des  städtischen 
Thorsteuer-  nnd  des  Grenzzollwesens  zusammen. 

Mit  der  Beseitigung  Ton  Flnanzregalon  nnd  Finanzmonopolen  wordra  die  in 

dieser  Form  besteuerten  Artikel  entweder  steuerfrei  (kleinere,  finanziell  unwichtigere 
Regale)  oder  einer  neuen  Verbrauchssteaerform  unterzogen  (Bohstoli-,  Fabrikatbcsteuer* 
ung,  —  Salz,  Tabak).  Die  Anfhebang  ron  Bannrechteo,  Realgerechtigkeiten  und 
anderen  Beschränkungen  des  älteren  Gcwerborechts  hatte  dieselben  beiden  Folgen. 
Blieb  die  Boüteoerung  bofitchon,  so  traten  nur  grössere  Schwierigkeiten  der  Erhebung 
und  Gontrole  ein:  es  waren  mehr  und  an  rci^chiedeuen  Orten  gelegene  Prodactiona- 
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Stätten  Z11  übcrwaclicn  (Aofbebang  der  rLclifliclicii  Beschränkung  gewisser  Gew*  rbr 
auf  die  Städte,  Xactisdie  Vetbreitoiig  deiselbea  Uber  da«  platte  Laad,  VezmebrouK 
der  AnstalteD  unter  dem  Etnlliias  der  OeveTbefivilieit),  ms  dann  vleder  tm  Wani 
beBtiinmttT  Steoerformeu  nOthigun  konnte. 

Die  Verändeningen  der  gewerblichen  Technik  hatten  diese  letztere  Wirkung 
gleichfalls  Ofteis.  Namentlich  die  Rohstoff-  und  Fabrikatbesteuening  wechselten 
und  innerhalb  jeder  traten  Veründeningen  mit  aus  tecbDiaohen OrOudea ein  (Bier*, 
Branntwein-,  Zuckt  r-,  T;lllaklJt^steue^lng  u.  s.  w.). 

Da  endlich  duraflbc  Uegeubtaud  vielfach  d  i  r  e  c  t  beim  privaten  P  r  o  d  a  c  o  n  t  o  n , 
dann  in  Form  ron  städtischen  Tboraccisen  ond  ron  GrenzzOlIen  besteuert 
wurde  und  narh  den  Productions-  und  Bezngsrerhältnissen  besteuert  wcrdi  ii  mnsste» 
waren  diese  venichicdenen  Stooem  in  eiueu  gewi^en  Zusammenhang  zti  bringen. 
Nnm'  iitlich  galt  es,  eine  relatire  Oleichmässigkoit  in  der  Besteuerung  heroei- 
zuflihren,  um  für  die  Finanzen  und  für  einzelne  Prodncentcn  und  Prodnctionsortc 
nachtheilige  Wirkungen  der  Verschiedenheit  der  Besteuerung,  besonders  des  Steuer- 
satzea  auf  die  Bedingungen,  welebe  für  Prodacdon,  Absatz,  Ein-  und  Ansflriir,  Pr^ 
maassgcbend  sind,  zu  bestiitig-cn.  (Bozii»bnTiir  der  „inneren"  Torbrauchssteucrn  zu  den 
Einfuhrzöllen  und  zur  Ausfuhr,  wie  bei  Wein,  Spiritus  und  Branntwein,  Zucker,  Tabak, 
Sab;  Beiieliong  der  stldtiseheii  ThtOBoctaeii  ftr  elngefllhite  Artikel  m  den  beim 
Froducenten  in  der  Stadt  erhobenen  SteiiWD,  Wie  bei  wein,  Bier,  Branntwein,  Mehl, 
Brot,  Fleisch  u.  a.  m.) 

Auf  diese  Weise  fflhrte  die  Weiterentwicklung  der  städtischen 
Thorabgaben,  der  Greozzölle  und  der  beim  Prodacenten  erhobenen 
Steuern  nothwendig  zu  einem  System",  in  welchem  die5?e  Stenern 
die  ore:anische  Htiüuug  von  Gliedern  erhielten.  Oewissen  Vor 
änderuiigen  in  einer  dieser  drei  typischen  Formen  der  Verbrauchs- 
steuer mussten  RUcksieht  auf  das  betheiligte  Finanzinteresse 
nnd  auf  die  Verliältnisse  der  wirthschafHiehen  ('önrnrrenz  ange- 
messene ^'eränderungen  in  den  anderen  l^ormen  entsprechen.  Die 
neuere  Steuergeschichtc  zeigt  immer  mehr,  dass  die  Gesetzgehung 
solche  Rücksichten  nimmt,  weil  sie  die  Wechselwirkungen  erkannte. 
Auch  unterblieb  wohl  eine  Besteuerung  in  der  einen  Form,  weil 
sie  solche  in  den  anderen  nothwendig  gemacht  hätte  und  dagegen 
technische  oder  ökonomische  Grllndc  sprachen.  Dadurch  wuchsen 
die  steaertechniBchen  Schwierigkeiten  rationeller  Verbraachabe- 
Btenerung  erheblich. 

§.  209.  —  4.  Die  moderne  GeBtaltang  der  Verbranehs- 
bestenerung. 

Die  Verbrauchsbesteuerung  in  dieaen  drei  typischen  llaupt- 
fonnen,  einschliesslich  der  Begalisirung  oder  Monopolisimng  als 
einer  Abart  der  fieetenemng  bdm  Prodneenten^  erfordert  nun  nn- 
vennddlieb  Tiele  Gontrolen  und  ist  meistms  weitläufig  nnd 
kostspielig  zu  erheben,  wodurch  sie  den  persönlichen 
nnd  den  Gfltery erkehr  stört  nnd  nicht  selten  die  Technik 
des  Betriebs  des  Fl'odttcenten  hemmt  Daraus  erklärt  sieb 
eine  rolkswirthsebaftspolitische  Reaction  gegen  diese 
Bestenemngj  welche  in  der  Neuzeit  wieder  zu  manchen  Umgestalt- 
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nngen  im  Umfaog  und  in  der  Einricbtniig  derselben  geführt  hat. 
Dieae  Bewegung  wurde  durch  volkiwirthsehaftliehe  Vor- 
gänge und  dnrch  Fortsebritte  der  Teehntk  in  der  Prodnotion 
nnd  im  Gommonieationswesen  nnterstfitet,  welebe  inegesammt  Ver- 
lindeningen  im  Gonsnm  der  beeteaerlen  oder  fttr  besonders  zur  Ver- 
brancbsbesteuemng  geeignet  geltenden  Artikel  in  der  BevOlkemng  be- 
wirkt haben.  In  derselben  Riehtnng  wirkten  Rtleksiobten  anf  die  nn- 
gleiehe  Belastung  der  versohiedenen  Gonsumentenkreise  und  auf 
die  s n  hohe  Belastung  der  unteren  Glassen  durch  manche  gerade 
der  wichtigsten  Verbrauchssteuern,  bei  der  Torfaerrschenden  und  viei- 
fach  doch  auch  zutreffenden  Annahme»  dass  die  Steuer  oder  der  Zoll 
den  Preis  um  ihren  Betrag  erhöhe.  Gerade  diese  Erwäguugen 
führten  zu  manchen  Reformen  in  der  Praxis  und  mehr  noeh  zu 
einer  starken  Reaetion  gegen  diese  Steuern  in  der  Theorie. 

•)  Die  qiecidl«!!  atidtischcn,  besonders  in  der  Fefm  der  Tberetener  er^ 

lioboDon  btaaflicli-  n  und  coinmunalea  Verbrauchssteuern  zerrissen  das  eitihcitlichc  in- 
ländische Marktgebiet,  hemmten  den  Verkehr  zwischeu  btadt  und  Land,  widersprachen 
dem  Grandsatz  fMen  inllndisdiett  Yerirebis  In  der  neneren  territorial-  nnd  stuts- 
wirthsrliaftlii  hen,  im  riiter>«  liied  Tou  der  ältereu  stadtwirthschaftlichcn  Periode,  und 
Terstiessen  auch  gegen  den  Groudsatz  der  AUgeucinhcit  und  Gleichmissigkeit  der 
Besteaerang.  Sie  tmen  suBserdem  baronders  vicbtige  Lebensmittel«  deren  Sfeaerfre!» 
heil  als  imthwundig  im  IntiTcssc  d.r  äruiL-rfii  ("lassen  um!  d-T  Arbcittrclicr  s^'Ib^t 
erkannt  wurde.  Sie  sind  daher  rielfiach  dem  Streben  nach  freier  wirthschaftUcber 
Bewegung,  wcuigstcns  im  iniindischen  Verkehr,  gewicht. 

So  namentlich  in  Deutschland,  zumal  iu  Prcusscn  (Aufhebung  der  Mahl> 
nnd  Schlachtstencr  1 S73  mit  aus  solchen  Kucksichten^,  während  freilich  Frankreich 
nnd  auch  andere  süüeurop&ische  Länder,  Oestcrreicn  u.  a.  m.  Manches  hienron  er- 
halten, bez.,  wie  I'rankreich ,  nach  der  AufbebttiS  ersten  Kcrolution,  wieder 
einrefiihrt  haben.  (Ueber  das  französische  commmule  Octroi  eingehend  Fin.  III, 
g.  ;i42— 350.) 

b)  Die  Ausdehnung  des  Welthandels,  die  Vermehrung  des  Wohl- 
stands und  neue  Consumtionssitten,  zum  Theil  in  Verbindung  mit  neuen 
beeseren  Froducüonsmethoden ,  welche  einzelne  (jenussmittcl  wohlfeiler  herzu&ttiUen 
gestatteten,  fahrten  zn  einem  weit  rerbreitetcn  Consum  von  „Colonial waarcn**', 
Ton  denen  man  zwei  besonders  wichtige,  Tabak  und  '/u(  kt-r,  auch  im  Inland  zu 
gewinnen  lernte.  Man  konnte  so  ohne  Verletzung  des  Finanzinteresses  die  Verbrauchs- 
beatenernng  in  Perm  der  EinfahrzOlle  nnd  der  Inneren  beim  Predncenten  erhobenen 
Steueni  auf  fimi  kleinere  Anzahl  wichtifrorcr  Artikel,  besonders  solche  elttM 
relatiren  LuxusbedUrfni^es  nnd  doch  gleichzeitiger  Massencousumtion, 
besdolAkeii :  auf  die  Artikel  der  Celonialwaarenbrancbe  nnd  einige  rerwnndte 
(^üdfnichte"  u.         und  auf  die  (ietränki",  W'riri,  Bier,  Branntwrin. 

Durch  eine  solche  Vereinfachung  des  Steuersystems  üelen  manche  Gontrolen  und 
Yerkefarshemmnnfen  fort  nnd  vereinucbte  sieh  aneh  vieder  die  Aufgabe  der  Ans- 
glcichnng  zwischen  GrenzzoU  und  innerer  Steuer.  Die  Vermehrung  des  Consums  er- 
laubte gleichzeitig  eine  Ermässigung  der  Steuersätze  und  wurde  durch  eine  solche 
Öfters  selbst  wieder  bcganstigt  nnd  daher  absichtlich  auch  wohl  im  Finanzioteresse 
mit  vorgenommen  (England).  Die  neueren  liberalen  han  i  !  ]  Ii  tischen  Tendenzen 
wirkten  in  dt  rM-IIjcn  Richtung  der  Vereinfachung  der  Tariio  und  der  Ermässigung 
der  Zollsätze,  indem  uauientlich  Schutzzölle  fortlielen  oder  verringert  wurden.  Auch 
die  Monopol isirung  als  Steuerform  wich  vielfach  vor  der  liberalen  VerkAhrspolitik 
oder  wnrdc  durcli  andere  Stcuerformen  ersetzt  (Salz).  Die  Besteuerung  heim  privaten 
Produceutcn  aber  erfahr  unter  dem  Einäuss  veränderter  Productionstechnik  immer 
wieder  reu  Kenem  Aenderongen  ^nder',  Branntwein-,  Bionteaer). 


Digitized  by  Google 


Neuere  Verbnachsbesteaerimg' 


511 


Speciell  die  GrenzzOlIe  mirdeii  mehr  d  od  mehr  auf  Ein  fahr  zOUe  beschränkt, 
da  die  volkswirthscbaftlichen  Interessen  oder  die  Ansichten  darüber  die  Darch fuhr- 
nnd  AasfobrzOlle  unrätliluh  en>cbeincn  Hessen  und  die  rinanzintrrcsscn  In  (Kreil 
Forterhebung  nicht  mehr  erheblich  bctheilijrt  waron,  rollcud^j  nach  der  cuauai  oiiige- 
tretenen  geschichtlich«»  EMwiekluIl^^  in  KoIy:o  deren  auch  diese  Zölle  Behr  fentnftibt 
Tind  uruiässii^t  worden  waren,  während  dit-  Einfuhrzölle  auf  die  immer  OiaaMDhaller 
coubutuirlcu  Cülouialwaareu  den  Aosfall  l  ;icbt  ei-setzten. 

Rackl&ofige  Bewegungen  in  dieser  Entvicldung  sind  freilich  nicht  aoflge> 
blieben,  so  in  unerhörten  Finanznöthen  (Nordameriea.  Frankreich,  s.  Uber  letzteres 
Fin.  III,  §.  31S  ff.),  dann  unter  dem  Eiuflufis  erneuter  (Deutschland,  Frankreich  n.  a.  L.) 
oder  rerstlrlter  Schutzzollpolitik  (Noidemerica,  Kussland  und  die  meisten  anderen 
Linder  def  europäischen  Coutinerit-) ,  ei:!!-  rrilitik,  die  be>ondcrs  bei  Agmrpro- 
dooten  (Getreide,  Vieh  c.  s.  w.)  auch  laU  wichtigen  linaoz-  und  steuerpolitiftchen 
Folgen  Terbiinden  war,  hier  aber  «iedenim  Tomemlich  ans  einem  technischen 
ümstand  herrorge-ni  n  i-,t:  dor  Anwendung  des  Dampfs  auf  die  ronimunicafions- 
mittel  und  der  so  ermöglichten  (kmcorrenx  dtUiobevOlJierter,  extensir  wirthschattender, 
weit  entlefener  Landwinhsehaftigebiete  mit  der  evroptiachen  LandvirAschaft. 

c)  Die  Berücksicbti  r  1]  11 1]  dor  Steuerfähigkeit  der  ein/alnen  Volksclasscn 
und  der  gerechten  Steuorrertheilung  kam  in  der  Yerbraucbsbesteoerong  einiger- 
mnaaMn  znr  GeltDOg  in  der  Attsseheidong  der  nothvendig en  Lebensmittel, 
—  soweit  nicht  jene  für  zwinffend  geltenden  Kacksichten  auf  die  Landwirthschaft  die 
Üackkebr  zu  agrarischen  Schutzzöllen  bedingten  —  dann  in  der  entsprechenden 
Avsvahl  der  einzelnen  besteuerten  Artikel  und  in  der  Höhe  ihrer  Steoer- 
sfttse. 

Aber  das  finanzielle  Interesse  bat  in  letzteren  beiden  Bezichunprcn  eing^reifeudere 
Heformcn  meistens  rerhindcrt.  Des  erforderlichen  Ertrags  wegen  besteuerte  man  doch 
vor  Allem  die  Artikel  weit  rerb  i;  '  n  Consums.  Eine  dem  Grundsatz  der  Gleich- 
m&ssigkeit  an;:^einessene  Vertheiliiug  der  Steuerlast  wurde  dabei  nicht  erreicht,  auch 
wenn  mau  diu  nothweudigcu  inländischen  Lebensmittel  (Brot,  Fleisch)  wenigstens 

froasentheils  aasschied  —  eine  widitlgo  Ansnahme  bildet  Sal^  und  mehr  i::ewisse 
iUxus-Massenartikcl  (..Genuss mittel")  zn  treffen  suclitr,  d:ib<  i  Branntwein  und  Tabuk 
noch  trotz  der  vom  Siandpunct  der  ..Gluichtnüät>igkeU '  bich  bietenden  Bedenken  uüt 
aus  consum-  und  sittcnpemeilich^n  Rucksichten  mit  hohen  Sätzen  (England,  Frank- 
reich, Kus^laihi,  neuerdinfTs  atu-h  DentscliLuid ,  Schweiz).  Auch  bot  trewtthnlirh  die 
Berücksichtigung  der  (Qualität  bei  ein  und  demselben  Artikel  für  die  Besteuerung 
steaerleehnisch  zn  fiel  Schwierigkeiten,  so  das»  meistens  ein  einziger  Stonersalz 
von  allen  Qualitäten  nnd  Sorten  erhoben  wurde,  was  abrrmals  die  Gleichmässigkett 
rcrletztc  (i^fuhr-FinanzzöUo,  innere  Steuern  auf  Getränke,  Zucker,  Tabak).  Durch 
eine  entsprechende  Gestaltang  der  dirocten  Einkommen«  und  Enragsstenem  hat  man 
diese  Wirknnsren  der  Verbrauchsbestcnerung  nur  hic  und  da  und  in  sehr  beschranktem 
Maassc  auszugleichen  gesucht.  Aach  durch  die  sogenannten  directuu  Luzus- 
stenem  aof  einige  specielle  Yervendangen  der  reicheren  Glasson  nnd  dncch  2ftlle 
auf  feinere  (lenussmittel  der  letzteren  ist  eine  solche  Aasfleichang  nur  in  eilUBelnen 
Fällen  und  nicht  in  genügendem  Grade  erfolgt 

III.  —  §.  210.  Vorläafiges  Ergebniss  der  Entwick- 
lung des  Steuersystems. 

Der  überall  steigende  Finanzbedarf,  —  speeiell  derjenige  für 
die  Verzinsung  der  öffentlichen  Schuld  und  für  die  Wehrkraft,  aber 
doch  auch,  im  Staate,  den  Verbänden  und  den  Gemeinden,  im 

grossen  nii<[  imaier  grösseren,  rascher  wachsenden  Maasse  für  die 
riiamiigiaitig&ten  \'er\valtnnf?8ansgaben  im  Gchiote  des  „CiiUur-  und 
Wohlfahrtszwecks"  seit  dein  i  rieden  von  1815,  den  Kreignissen 
von  1848  und  mehr  und  mehr  seit  der  allem euesteu  Zeit,  am 
Öchlosse  des  Id.  JahriiundertSj  iür  Zwecke  der  iicboug  der  unteren 
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Classen  — ,  einerseiU,  anderseits  die  ^'crmehruDg  des  gesaminten 
Volkswohlstands ,  die  Ausdehnung  des  Consunis  gewisser  (iomiss- 
mittel  in  allen  Seliichten  des  Volks,  die  Kntwieklung  der  rroductions- 
tecbnik,  des  Conimunicationswesens,  des  auswärtigen  Handels,  die 
politischen  Kltcksichteu  und  der  Wunsch,  den  Druck  der  Stenern 
nicht  unmittelbar  so  deutlich  empfinden  zu  lassen,  nicht  am  Wenig- 
sten auch  die  wachsenden  stcucrtcchnischen  Schwierigkeiten,  welche 
die  «jualitativ  und  quantitativ  immer  stürkere  Diflfcrenzirung  des 
Nationaleinkommens  und  Nationalvermögens  lUr  die  richtige  Auf- 
legung direeter  Einkommen-  und  Ertragssteuern  bei  den  einzel- 
nen Einkommen-  und  Ertragsbeziehern  und  Vermögensbesitzern 
schuf  —  dies  Alles  führte  dann  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  meist 
indirect  erhobene  Verbrauchsbestenernng,  daneben  aber  auch 
die  Verkehrsbesteueraiig  gegenüber  der  meist  direct  er- 
hobeneo  Einkommen-,  Ertrags-  nnd  sonstiger  ähnlicher 
Besteucmng  wenigstens  im  Staatssteneisystem  unserer  Gesehiehts- 
periode  stark  TOr wiegen. 

Li  den  verschiedenen  Staatua  freilich  wieder  in  angleichem  Maasso,  was  aifih 
weniger  aas  der  Befolgung  verscbiedoru^r  stLUcrpolitischer  Zi-'^^  als  aas  der  ganzen 
geschichtliclicn  Entwicklung  des  Staablobeui,  suwi«'  au&  der  IIülic  und  den  Verwen- 
dungszwecken deh  iMiiuiiten  Finanzbcdarfa  und  aus  der  Ergiebigkeit  sonstiger  Etil» 
ii.ilitiir  iiK  ll.  ii  i  rklitit.  Wie  entscheidend  die  Gestaltung  des  Staatslebens  ein- 
wirkt, zeigt  der  Vergleich  der  fraozösisclion,  italienischen,  österreichischen, 
rasniachea,  nordameTicaniscbeii  Stenerentwickliuig  im  19.  Jahrhundert  unter 
einander  und  init  der  britischen,  der  diMitsch'  n  und  dijrjeni!ren  der  kloinor-n. 
in  politischer Ku)ic  lebenden  Staaten,  wie  der  Schweiz,  Hollands,  fiolgiens, 
ScandinaTiens.  (Vgl.  Ffai.  III,  §.  97—106  ttber  di«  EntwicUnng  der  eiifopAischea 
B.'stcui  ruii^'  im  19.  Jahrhundert  und  .stteciell  Uber  dieM  E&twicUllllg  in  Gross* 
britannion  §.  101  bis  109,  in  Frankreich  §.  169^171). 

Die  fioanatatutisclion  Vergleichungen  leiden  übrigens  hivfif  an  der  ungenauen 
und  ungleichartigen  Bcgritrsbestimmung  der  >  iu^olnen  Steuerarten  in  der  Praxis.  So 
besonders  bei  der  tihlicliL-u  Gt'ircnuhorst'  lluiii^  dor  „directen"  und  „indirecten"  Be- 
steuerung; aih  h  Kol  der  vorsc  Lirdeiieu  Aufftoiuag  dea  Ertrags  der  Staatsmonopole 
(Salz,  Tali;ik  .  als  Steuer-  (>  i<-r  al^  gewerbliche  Einnahme;  ferner  bei  der  veiBchie« 
df»n«?n  Hrhaiidlunt:  der  ,,Yl' r k ch rssteuern"  (Stempel  u.  s.  w.,  Besitzwchsel- 
uud  Kügi&turabgabcu;,  auch  der  Erbschaftssteuern,  deren  ungleichmiissige  Ein- 
reibung unter  dio  „directea**  oder  die  „indirecten"  Steoem  oder  die  hiermit  fUschllch 
ideutificirten  „Schätzungen**  nnd  „Vorbrauclis^tinißru**  dann  vollends  die  Ver- 
gluichbarkeit  verschiedener  Staatshaashalte  beeinträchtigt.  Man  kann  daher  aar  im 
Grossen  nnd  Ganzen  Ton  dem  Ueberwiegen  der  Verbrancbsbestenerong 
sprcrhon.  (S.  unten  25**.)  Vtrl.  besonders  die  finanz?tatUtischen  Arbeiten  Gerst- 
foldt  's.  Beiträp'f  znr  Keirhsstt'U-TrraLv;.  nnd  den  Aufsatz  in  ('onrad's  Jahrbürhern,  B.  41. 

Im  C  0  m  m  u  n  a  1  Steuersystem  ist  das  Ergcbniss  ein  andres. 
Hier  sind  die  Verbraucbssteuero  —  selbständige  sowie  commanale 
Zuschlüge  zu  den  Staatssteuem  —  in  Deutschland  wenigstens  viel- 
i'aeh  versehwonden  und  auob  in  anderen  Ländern,  freilich  mit  Aus- 
nahmen, seltener  geworden ,  was  znm  Theil  mit  der  steuertech- 
nisohen  Umgestaltung  der  inneren  Verbranohsbestenernng  (Wegfall 
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der  Thi»i sti  ucni)  zus»minenbäDgt.  Die  dirocte  Ertrags-  und 
E  i  II  k  m  m  e  u  besteiieriing: ,  diirrli  ßclbstUndige  Communalsteuern 
oder  durch  ZuschUigc  zu  den  betretleuden  Staatsstcuern,  überwiegt. 

Eioe  kunn  Ucbersicht  der  coocreten  (iostaltung  der  Besteaeraog  in  einzeloea 
L&ndem  in  der  Gegenwart  sind  nnteo  In  den  §§.  219,  230,  248.  258  und  259  gegeben. 

Die  B.  urtheiloDg  dieses  vörlrinfiucii  EnjebDisses  der  geschichtliclicn  Entwicklung 
und  die  fiaaozviaaeoschaiUichc  Aafstellung  weiterer  Zieipaacto  für  das  moderne  Steuer- 
eyatem  findet  in  den  folgenden  Abscboitten  mit  statt. 


Dritter  Hauptabschnitt. 
Die  flnaniwlMenBOluillUahe  BUdung  des  Steuenj^steins. 

1.  Ahschnitt 

Einleitung. 
Insbesondere 
I.  die  En^erbsbestenerung,  namentlich 
A.  die  üesteaerong  des  berufsmftssigen  Erwerbs  oder  4ie  vornenilich 

sogenannte  directe  Besteuerang. 

§.  211.   Vorbcmerknn gen. 

Mit  diesem  Abschnitt  beginnt  die  eingehende  Entwidlteng  des  Steuers3r8tems: 
wesentlich  eine  principielle  üntrrsiirhnnji^,  die  der  speciellen  Steueilehro  voran- 
gehen mubs,  um,  wenigstens  xuiiiichst  ia  der  Theorie,  zu  einem  wirklicliea  Steuer- 
system zo  gelangen,  das  als  Richtschnur  und  Maassstab  für  die  Praxis  dieoen  kann. 
Es  werden  dabei  Überall  die  wirthschaftlichen  und  nociale»  Verbältnisse  unserer  mo- 
dernen Caltarvölker,  insbesondere  der  mittel-  und  westeuropäischen  in  der  Gegenwart, 
nun  Ansgangsponct  genommen:  also  eine  Periode«  wo  das  „staatsbürgerliche*^ 
Steuenr^n  im  Wesentlirhen  dtirrhgedrnnjen  ist  und  eine  „sociale"  Epoche  beginnt. 
Die  practischen  Einzelheiten  des  positiren  Steuerrechts  sind  dabei  im 
Interesse  strenger  und  eonssqueater  Systomatfk  möglichst  ausgeschieden,  sie  gehören 
erst  in  die  .specielle  Steiierlebre.  In  let/Jerer  vereinfacht  sich  ab(3r  d.ifiir  auch  die 
Aofgabe,  weil  alle  Hauptpancte,  welche  Priucipicnfragen  und  den  richtigen  Auf - 
und  ABsbftO  des  Steuosystems  betreffen,  jetzt  hier  in  zusammenhängender  Beband- 
Inng  vorweg  genommen  werden.    (Vgl.  §.  1,  2  des  3.  Bands  der  l'in.) 

Die  Literatur  bietet  für  dio  iui  Fol^eudcn  gestellte  Aufgabe,  mit  Ausnahme 
von  Stein  und  Schäfflc,  nur  iu  Bezug  auf  die  einzelnen  Stoucrgattuagen, 
nicht  in  Bezug  auf  das  ganze  System  die  wttnaehenswerthc  Hilfe.  Ich  renrdso 
in  dieser  Hinsicht  auf  die  beztlglichen  BcmerkunfrRn  an  der  Spitze  dieses  ganzen 
zweiten  Bands  iu  dieser  2.  Auflage  §.  2 — 13  und  dieses  4.  K&pitels,  193.  An 
letalerer  Stelle  sind  auch  die  sonst  in  Betracht  kommenden  Schriften  genannt  Bei 
dieser  Locke  in  der  Fachliteratur  können  dii>  n^ir  sii'irlichcn  Bczn|?nahmen  auf 
üftdlBinnische  Ansichten,  von  Theoretikern  wie  i'raciikciu,  in  den  folgenden  Ab- 
Bcbnitten  nicht  anfbüen. 

Beim  Aufbau  des  Steuersystems  wird  an  die  oben  in  §.  93  aufgestcllfc  Kin- 
tbolnng  der  Straeni  in  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebrauchsstcuern  angeknüpft, 
welche  im  Text  nunmehr  niher  erläutert  und  begründet  wird.  Die  Zugrundelegung 
dieser  Eiiitheilung  empfiehlt  sich  in.  K.  mehr  als  die  Bcaut/nn!;  der  Eintheilung  io 
Schätzungen  und  Verbrauchssteuern,  oder  degeuigen  iu  dirocto  und  iudircctc 
(in  einer  oder  in  beiden  der  zu  unterscheidenden  Begriffe  dieser  Ausdrucke,  §.  Ü7,  *Jb) 
für  di^en  Zweck.  Alle  diese  Eintiieiiangen  berahien  sich  aber  vislftch,  wie  sich  im 
Text  gen.iner  zeigen  wird. 

Meine  Abweichungen  von  dein  bedeutendsten  Steuersystematiker,  von  Stein,  sind 
Temenlich  auf  Abweidinngen  in  der  Anfbasuog  rolkswirthschnfilicher  Yer> 
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hillnisso  and  Begaffe  nrAcksnfl&hreo.  In  dieser  Hinsicht  beziehe  ich  mich  witider 
nnf  meine  (irundlegung,  besonders  Kap.  1 — 8  Jer  I.  Abth.  (2.  A.),  uiii  auf  die 
durti^en  £rörtürungea  über  GruudbegritTe :  Erverb  durch  eigene  wirth^chaftiiche 
Thätigkoit,  durch  Rochte,  dorcb  Gonjonctiir  n.  s.  w.  8.  daxo  aaoh  Robert  Hey  er, 
Principien,  §.  55  ff. 

SpecieU  for  die  in  diesem  1.  Abschnitt  berührte  t  rage  von  den  Einkummen- 
ond  den  Ertngssteven  s.  each  die  gensiiDten  Schriften  ron  Held  (Einkomneiuleaer),  . 

Neninann  (progressive  Einkommensteuer),  die  socialpolitischen  Gutachten  und  Ver- 
handlungen ?on  1875,  Voüke«  «Abgaben  u.  8.  «.*\  uns  den  finanzvissenscbeftlichcn 
Werken  die  betreffenden  Abschnitte.  Ich  beziehe  mich  nemendieh  anf  meine  A1>- 
handlon^  „directe  Steuern"  im  SchönbergVlu  n  Handbiu  h,  wo  «lic  Ertraf^s-  utui  Plt- 
sonalsteaeru  eingehend  behandelt  sind.  S.  auch  Fin.  III,  tlber  die  englische  Ein- 
kommoiBteuer,  §.  Iii — 1 16  und  besonders  aber  die  französische  directe  Beetenerong 
§.  189 — 210,  wo  die  vichtigsten  practischen  Probleme,  die  im  Folgenden  gestnnil 
werden,  in  Verbindung  mit  bedeutsamen  concreten  Beispielen  besprochen  sind. 

1.  —  §.  212.  Die  drei  Wege  zur  Erfttllnng  der  Auf. 
gaben  des  SteuerBysteniB. 

Das  Steuersystem  kann  die  Aulgiiben,  welche  ihm  iiatli  den 
Kiörtcrungen  im  ersten  Hauptabschnitt  dieses  Kapitels  (§.  194  ff.) 
oblicf::cn,  nur  dadurch  auiiithernd  richtig  lösen,  dass  es  das  Natiuual 
einkuiiinien  und  Nationalvermögen,  die  eigentlichen  letzten  Steuer- 
quelleu,  überall  im  Eiuzeleinkommeu  und  Einzelvermügem  aufsucht 
und  erfasst. 

Zur  Erreichung  dieses  Ziels  bieten  sich  regelmässig  drei 
Wege,  welche  jeder  allein  für  sich  oder  alle  zugleich 
neben  einander  beschritten  werden  können.  In  der  Steuer- 
geschichte und  im  positiven  Steuerrecht  sind  sie  auch,  wie  sich 
ans  dem  voraosgehendcn  Hauptabschnitt  ergiebt,  im  Laufe  der  Ent- 
wieklQDg,.  je  mehr  bei  steigendem  Stenerbedarf  die  vier  Keiben 
oberster  Stenergmndsfttee  2nr  Anerkennung  gelangten,  immer  con- 
sequenter  gleichzeitig  mit  einander  besebritten  worden.  Gerade 
dadurch  haben  die  modernen  Stenersysteme  der  Praxis  ihr  ofaarac- 
teristisches  Geprilge  erhalten  und  sieb  immer  mehr  im  eigentlichen 
Wortsinne  2n  „Systemen*'  entwickelt. 

Anf  dem  ersten  Wege  verfolgt  man  das  Einkommen  nnd 
Vermögen  des  Einzelnen  in  dem  Erwerb,  derGewinnnng  oder 

der  technisch -ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehung  bei 
ihm;  auf  dem  z w  e  i  t  e n  Wege  in  seinem  H  c  s i t z ;  auf  dem 
dritten  Wege  in  seinem  Gebrauch,  daher  liici  regelmässig 
in»  ai heitstheiligen  Tauseh-  und  Geldverkelir ,  in  der  Veraus- 
guhnng  für  Einkäufe  von  Sachen,  für  Bezahlung  von  Dienst- 
leistungen und  für  Vornahme  von  Genüssen  oder  Verbrauch«- 
acten,  buwie  in  der  Benutzung  von  Vermögeusobjectea  (djes 
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Im  ersten  Fall  wird  Einkommen  und  Vermögen  also  in  der 
auf  ihre  Bildung  (beim  Einzelnen)  hinzielenden  Bewegung;  im 
zweiten  Fall  im  Ruhepunct  und  bloss  iu  liezug  auf  die  in  ihnen 
liegende  Fähigkeit,  zu  wirthscbaftlichen  Zwecken  der  Production 
und  des  Consums  zu  dienen;  im  dritten  Fall  endlich  wieder  in  der 
aut  ihre  wirkliche  Benntznng  zur  Bediiriaissbcfriedigong  hin- 
zielenden Bewegung  ins  Auge  gefasst. 

Zwischen  den  beiden  ersten  Fällen  besteht  eine  nähere  Bozichnng  darin,  dass 
der  Besitz  desjenigen  VermAgens,  welclies  zn  Productionszweckcn  dient,  d.  h. 
dos  (priv.ih'n)  Kapitals  nnrl  'Rodens,  irn  zweiti-n  Fall  schon  nach  seiner  Fähig- 
keit, £rtragsauelie  zu  sein,  im  ersten  Fall  nach  seinem  (wirklichen  oder  math- 
maasslichen)  llrtragc  selbst  fbr  das  Eiokoaineii  einer  Person  and  nach  der 
Bewegung  seines  Werths  (Ti.njnncturcn !)  fiir  das  Verm^grn  dirsdhcn  in  n<'frarht 
kommt  Aehnlich  besteht  eine  besondere  Beziehung  zwischen  den  beiden  letzten 
FftUen  des  Schemas  darin,  dass  der  Besitz  von  Gebrauch srennögen  Oennss- 
m ß jjl i rhkeiten  constalirt,  welche  dann  hei  dem  VerhraU'  h  des  Verhranrhs- 
rennögcns  and  bei  der  Benutz ang  des  NutzvermOgens  thatsächiich  verwirklicht 
werden.  Diese  elgendiOmßclien  Beziehungen  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  und 
wieder  dem  zweiten  und  dritten  Fall  sind  auch  für  die  Bestenonin^ ,  wie  sich  zoijfen 
wird,  wichtig.  Sie  bewirken,  dass  die  sich  an  den  Besitz  anlehnende  Besteuerang 
nur  eine  geringe  selbständige  Ausbildung  erfährt. 

IT.  —  §.  213.    Die  drei  grossen  Steuergruppeu  des 

S  t  e  II  e  i  s  }  s  t  e  m  s. 

An  diese  drei  Wege  knüpft  sich  nun  eine  drei  lache  Grup- 
pirung  von  Steuern  oder  Hauptarten  der  ISteuern  an:  eine  Unter- 
scheidung nach  der  Bemessungsgrundlage  (oder  den  „Steuer- 
objecteii'^  in  diesem  Sinne),  nicht,  was  damit  leicht  verwechselt 
wird,  nach  der  Steuerquelle  (§.  89).  Diese  ist  vielmehr  in  allen 
drei  Gruppen  regelmässig  das  Einkommen  des  Einzelnen,  als  Theil 
des  KationaleinkommenSi  ausnahmsweise  das  Vermögen  des  Ein- 
zelnen. 

Leider  fehlen  passende  und  unzweideutige  technische  Namen  filr  jede  dieser 
Gruppen.  Diejenigen,  welche  man  etwa  bniuchcu  kaaii,  haben  in  dur  Tiieorie  und 
Pnuris  gewöhnlicli  schon  eine  andere,  engere  Bedeutung.  Da  es  indessen  nnrar- 
meidlich  ist.  die  betreirenden  Steuern  kurz  in  einem  Kamen  zusamnu^n  r.u  fassen,  so 
muss  man  wohl  oder  Übel  solche  sonst  in  einem  anderen  Sinne  gebräuchlichen  Namen 
berflbeinehiBeii  ud  ihnen  hier  die  enispiediende  Bedeatang  geben. 

Die  Stenern,  welche  Einseieinkommen  nnd  Vermögen  in  der 
Entstehung  beim  Einzelnen  anÜrachen,  können  Erwerbs- 
stenem;  diejenigen,  welche  sie  im  Besitz  anfsncben,  können 
Besitzstenem;  diejenigen,  welche  sie  im  G  ehr  an  oh  yerfolgen, 
Gebranch  Stenern  genannt  werden. 

Die  einzeben  Steneni  der  beiden  ersten  Gruppen  gehSren  gronentheils  laber 
nicht  durchaus)  zu  den  „Schatzunr^cn"  und  den  directen  Steuern  (in  beiderlei 
Sinn)  und  stehen  als  solche  der  Uauptart  der  dritten  Gruppe,  den  Yerbrauchs- 
ateoern  und  den  in  directen  Stenern  (ebenfrUa  in  beiderlei  Sinn)  anch  in  manchen 
äusserlichen  oder  formollen  Poncten  der  EiaYiehtBDg  nnd  Erhebang  gegenikber  (vgl. 
oben     93,  95,  97.  98). 
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Die  drei  Gruppen  sind  die  IlaiiptgUeder  wenigstens  eines  ent- 
wickelten 8t e  11  crsy Steins  und  niUsscn  darin  in  die  richtige  Verbind- 
ung mit  und  Stellung  zu  einander  f^ebracht  werden,  damit  das 
Steuerisybteiu  den  obersten  Steuer]  rim  ipien  eotsprecbe  und  theore- 
tisch richtig::  und  practisch  brauch l)ar  sei. 

Allerdings  ist  die  Beschränkung  des  Steuersystems  aul'  bloss 
eines  dieser  Glieder,  namentlich  auf  die  Erweiiis  oder  die  Ge- 
brauchs- (bez.  Verbrauchs-)  besteuerung,  wenn  die  zu  einer  jeden 
Gruppe  gehörigen  Stenern  passend  eingerichtet  werden,  nicht  un- 
denkbar nnd  practisch  nicht  unmöglich.  Die  Geschichte  zeigt  aacb, 
daafl  bei  geringem  Stcuerbedart'  und  einfacheren  Wirthschafts-  und 
ReebtsverhältniBseD,  daher  im  Allgemeinen  in  früheren  Perioden,  das 
Stener^system*',  soweit  hier  von  einem  solchen  ttberhanpt  schon 
gesprochen  werden  darf,  wirklich  sich  derartig  beschränkt  hat. 
Aber  je  mehr  der  Bedarf  wuchs  und  Arbeits-  und  Eigenthums- 
tbeiiung  sieb  ent-  und  vermckeltenr  ferner  je  mehr  eben  die  volks- 
wirthschaftlichen ,  die  Gereehtigkeits-  und  die  Verwaltnngsgrund- 
sätae  in  der  Besteuerung  als  Riehtsohnur  mit  anerkannt  wurden, 
desto  mehr  bildete  sich  das  Steuersystem  thatsächlich  nach  jenen 
drei  Seiten  consequent  aus  und  mit  Recht:  die  steigende  Com- 
plicirtbeit  und  Ktt nstlich keit  des  Steuersystems  ist 
eine  n  o  t  h  \v  c  n  d  i  g  e ,  durch  die  Entwicklung  der  \'  o  1  k  s  - 
wirthschaft,  die  Ausdehnung  des  gemeinwirthschaft- 
lichcn  und  die  reichere  Entfaltung  des  privatwirth- 
8  c  h  a  f  tl  i  c  h e  u  Systems,  i  n  s  f)  f  e  r  n  selbst  „ e n  t  \v  i  c  k  1  u  n  g  s  - 
gesetzlich"  begründete  Consequenz,  wie  wir  im  vorigen 
Hauptabschnitt  gesehen  haben. 

Dies  zeigt  sich  denn  auch  besonders  wieder  innerhalb  jeder 
der  drei  grossen  Öteuergrappen. 

Hier  gicbt  sich  der  Einflai»  daron  kund,  da^  eine  Menge  Ökonomisch-tech- 
iiiscLcr  und  rcchflichcr  Specialisirunpcn  im  Ervi'»>rb.  Besitz  und  Gelinn.h 
des  Eiükominons ,  Ix-/,,  des»  Veriüogüitä  äich  ausbilden,  lu  umhut  gröbStiror  Zahl  und 
Maoniclifiihigkcit ,  je  mehr  sich  Arbcitstheilung,  Eigcuthuiii  t::  lung,  Crüditrerkchr 
u.  s.  w.,  überhau jit  ]••  inohr  sich  die  Volkswinhschaft  entwickelt.  Dadurch  werden 
fOf  diö  Lösung  der  Aufgaben,  welche  einer  jeden  der  drei  rrossen  Steaergruppea 
obliogen,  wieder  fielfacb  besondere  einzelne  Steuern  in  jeder  Gruppe  und  ebenso 
v.  r>(  lii<'d('nartigc  Einrichtnnpcn  einer  Steuer  nofhwendig.  Oder.  m.  a.  \V.: 
die  Eiwurb»-«  Besitz-  und  Gebrauchsbesteuerung  muss  jede  in  sich  wieder 
ein  besonderes  Steuersystem  bilden.  (Stein  hebt^as,  4.  A.  I,  461,  nur  for 
seine  sogenannte  directo  Besteuerung  hervor,  die  ..durch  die  Natur  ihres  Objecta 
selbst"  wieder  zu  einem  System  werden  mOsse.  Das  gilt  aber  ebenso  fUr  die  indirecte 
Yerbrauchsbesteueucrung.) 

Auch  dies  beruht  nicht  auf  Wülkar«  Zufall,  MFlscalismns^  oder  technischer 
UnvoIlkornrnfTilicit  der  Steuervf^rviTiltnng,  sondern  auf  dons<db?n  fntwicklungsg&setzlichen 
Ikdiugungeu,  wie  die  Ausbildung  des  ganzen  Steuefsyätems  nach  den  drei  geuaontCA 
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Seiten.  Es  dQrfte  und  könnte  nnr  andeis  san,  veon  auin  deh  auf  den  üeber- 

wal/ijiigsprocess  and  auf  die  sichere  Herbeiführung  einer  v  olkäwirthschaftUch  richtigen 
und  einer  gerechten  Stcaervertheilung  durch  denselben  in  hölierem  Maasse  rerJaasen 
könnte,  als  es  nach  dem  Früheren  (§.  1  :{8  fl.)  statthaft  ist. 

Entwickelt  man  das  Steuersystem  im  Gauzeu  und  iu  seinen 
drei  Hauj)t^ruppen  nicht  an<,'emesscn ,  so  bleiben  unvermeidlich 
Lücken  und  Härten  besteben,  welcbc  Veibtüy>«e  gegeu  die  volks- 
wirtbscbaitlichen  und  Gereebtii^^keifsprincipien  bilden.  Freilich  kann 
man  d;iK  ideale  Ziel  der  ijC>tcii'jranf;  auch  mit  dem  v(»llkoiiiinensten 
practisch  niögliciien  8teullsv^tem  nicht  erreichen,  sDiidern  uiuss 
man  sich  stets  mit  einer  AnuUheruni^''  an  (l;isselbe  b*\L,MLUgen,  wie 
bei  der  Erürterung  der  Htcuerprincipien  <(hnn  zuget^ehen  wurde 
(§.  124).  Aber  die  m  r»i!:  1  i  c h  s  te  Annähern ni:  an  dieses  Ziel  darl' 
die  Theorie  von  der  Praxis,  also  vom  Steuerrecht,  verlangen  und 
eben  deshalb  hat  sie  auf  die  ^iothwendigkeit  immer  weiterer 
Specialisirnng  der  Steuerarten,  einzelner  Steuern  und  Steuer- 
einnchtangen  im  Stenersystem  hin-  und  die  Ursachen  dieser  Ent- 
wickliing  in  den  genaontefi  Wirtfasehafts-  und  Becbt8?erhältDiB8ea 
nacbzQW6i86&. 

III.  —  §.  214.  Die  ErwerbsbesteneriiDg  und  ihre 
Gliedernng. 

Die  geoannte  Bestenerong  gliedert  sieh  vrieder  in  drei 
grossere  Abtheilungen  naeh  den  drei  Arten,  anf  welebe  sieh 
der  Erwerb  von  Einkommen  nnd  Vermögen  Seitens  einer  Person 
im  priTatwirthsehafÜtehen  Verkehr  anf  der  Grundlage  unserer  Eigen- 
ihums-  und  Erwerbsordnnng  zurttekftthren  Ittsst:  der  berufs- 
mässige Erwerb;  der  Erwerb  darch  einzelne  Aete  und 
einzelne  Reehtsgesohttfte;  sebliesslieh  der  Erwerb  doreb 
Anfall  nnd  dnreh  Wertbzuwachs  zum  Einkommen  oder  Ver> 
mögen  einer  Person  ohne  deren  eigene  personliche  wirthschafUiebe 
LetfltUDg,  als  blosse  Folge  von  ,,Vorgängeo' ,  deren  Okonomisehes 
Ergebniss  nach  der  Rechtsordnung  dieser  Person  zu  Gute  kommt. 

Diese  drei  Erwerbsartcu  bilden  ökonomische  Katcgorieen  in  Volks wirth- 
adiafteii,  vddie  wesentlich  pri7atvirthschaftlioh  organisirt  sind,  wie  die 
«nseripen,  wo  daher  Privateigenthum  an  Prodtictionsmittcln ,  freies  Vertragsrecht, 
Erljroclit  und  Recht  des  Eigenthümers  auf  dcu  gaiiiea,  wie  immer  sich  bildenden 
\\  crth  seiner  Eigentliumsobjccte  und  wo  in  Wechselwirkung  mit  dieser  Rechtsbasis 
Arbeits tlidlong  besteht.  Die  Unterscheidung  dieser  Erwerbsarten  hat  aber  eine  sehr 
verschiedene  geschichtliche  oder  practische  Bedeutung  je  nach  dem  Grade  der  Aus- 
bildung^ des  privatwirthschAfUichen  Systems  and  seiner  Rechtsbasis.  Erst  in  der 
modernen  Volkswirtlis«  haft  mit  ihrem  ökonomisch  tind  rechtlich  stark  individualistischen 
Gepräge  und  ihrer  hochentwickelten  Arbeits-  und  Eigenthumstheilung,  ihrem  regen 
Greditrerkebr,  ihrem  leitenden  Wirthschafts-  und  fiechtsprincip  der  ftden  Goncnrrenz, 
der  vollf'n  Berufs-,  Verkehrs-,  Kifrenthnois-.  Vertrags-,  Speciihitiorisfr'  iheit  treten  jene 
Erwerbsartea  auch  thatsächlich  roll  in  den  ihnen  principieli  iuuo  woluieuden 
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cLaracteristischcD  Gegensatz.  Sie  lassen  sich  dann  auch  ent  biet  Insserlich 
leichter  unterscheiden,  was  für  die  Anknüpfung  der  Bcsteaernng  an  sie  widuig  Ist 

IV.  —  §.  2Id.  Erste  Hanptart  der  Erwerbsbestetter- 
QDg:  der  bernfsinftssige  Erwerb  and  seine  Bestenerang, 
oder  die  Tornemlieh  Bogenannte  directe  BesteneroDg. 

A.  Gbaraeteriatik  dieses  Erwerbs  und  seiner  Ver- 
bindung  mit  den  zwei  anderen  Erwerbsarten. 

Der    berufsmässige Erwerb  beruht  auf  der  ökonomischen 

und  rechtlichen  Stellung,  welche  der  Krwerber  oder  Bezieber  durch 
seine  regelmässige  wirthschal  tl  ic  lic  i  h iiti g  k. e i t,  d.  h. 
eben  durch  seinen  „Bernf",  im  Or£!:ani.smus  der  volkswirthschaft- 
lichen  Arbeitsgliederuug  und  duich  seinen  mit  dieser  Thiitigkeit 
vcrbnn denen  (iiiateriellcn )  Besitz,  in  der  Vermögens verthciluDg  der 
Volkswirthschat't  einuiniuit. 

Dioso  BcsitzvcrliHltiii.sse  des  Ein/dnon  ltdnneii  dann  in  der  Besitzbosteuerong 
noch  zu  besonderer  Berücksichtigung  kommen,  sie  greiieii  aber  auch  immer  in  den 
£iwerb  und  speciell  in  den  bevnfsmiabigen  Enrerb  ein,  weslinlb  sie  doch  reroe&' 
lieh  in  dar  Enrerbsbettonerong  aelbat  ihre  richtige  SteUiug  erheischen. 

Far  die  Bestenemng  ist  nun  die  Thatsacbe  wichtig,  dass 
nicht  nnr  der  weitaus  grösste  Theil  des  Volkseinkommens  nnd 
VoIksYermögens  von  den  Einzelnen  „ bervfsm äs sig'' erworben, 
prodncirt  wird,  sondern  dass  sich  anch  die  Verth eilnng  des 

Volkseinkommens  und,  davon  meist  abhängend^  des  Volksvermögens, 

zunächst  und  practisch  iu  der  llcf^el  Uberwiegend  auch  auf  die 
Dauer,  in  Gcmässheit  des  berülhiu ii ssigen  Erwerbs  gestaltet 
(„ursprungliche"  Vertheilnng).  Daraus  folgt,  dass  die  Be- 
steuerung doch  immer  vor  Allem  diesen  Erwerb  bei  seiiiein 
Rechtsinhaber  zu  treffen  oder  m.  a.  W.  die  Steucrvcrtbeiluug  nach 
demselben  einzurichteu  suchen  muss.  Dies  geschieht  auch  durch 
gewisse  Arten  der  Erwerbs-,  Besitz-  und  Verbraucbsbesteaerang  in 
erster  Linie. 

Die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  und  VolksvcrmügeDS, 
wie  sie  sich  durch  den  berufsmässigen  Erwerb  bildet,  wird  aber 
dann  mehr  oder  weniger  verändert,  mitunter  selbst  erheblich 
am  gestaltet  dorch  die  beiden  anderen  Hanpterwerbsarten.  Ein- 
mal, aber  im  Ganzen  in  geringerem  Maasse  so,  dass  gleichzeitig 
die  Grosse  des  Volkseinkommens  nnd  Vermögens  selbst  oder 
wenigstCDS  des  daron  dem  Volke  znr  Verfhgnng  bleibenden  Theils 
eine  Veränderang  erleidet;  sodann,  nnd  flberwtegend,  so,  dass  jene 
Grosse  gleich  bleibt,  aber  die  GrOsse  der  An  theil  e  der  Einzelnen 
daran,  mithin  die  absolute  GrOsse  der  einzelnen  Einkommen 
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und  Vermögen  sich  verUndert.  Beides  ist  im  Steuersystem  zu 
beachten. 

1.  Fälle  der  ersten  Art  und  zwar  des  Erwerbs  dnreh 
einzelne  Acte  liegen  vor,  wenn  Volksangehörige  durch  einzelne, 
gewöhnlich  nicht  zu  ihrer  Berufsthätigkeit  zählende  Acte  aich 
und  dadurch  der  Volkswirthschaft  einen  „Werth"  erwerben. 

Z.  B.  dorch  Auffindung-  oriljckannter  Natursch&tec,  wie  La^er  von  MiaeralstofTen, 
oder  einst  vürgrabener  MetallschäUo  a.  dgL  Spielt  hier,  wie  uitmalä,  rein  der  Zufall, 
so  würde  auch  dieser  betreffend«  Erverb  iiDter  die  diitto  Huptenreri)««!,  somErrerb 
daich  Anfall  u.  s.  v.  gehören. 

Die  Abgaben  beixa  Bergregal,  beim  Scbatzfiadeu  (s.  oben  §.  75,  70) 
siod  anderer  Art  ood  baben  dne  udero  Mstorische  Begründung  als  entsprechende 
Steuern  auf  einen  solchen  „zufälligen"  Erwerb.  Sie  lassea  tkib.  «ber  mit  MU  dem 
Ueeäcbtspunct  einer  solchen  Besteuerung  befunden. 

Practisch  und  deshalb  auob  für  die  Besteuerung  ungleich  wich- 
tiger •sind  aber  die  Fälle,  wo  es  sich  um  Vermögensuber- 
tragungen  zwischen  verschiedenen  Volks  wirthechaften 
oder  „Stenergebieten^^  darch  die  zweite  and  dritte  nnBerer  Erwerbs- 
arten  bandelt 

So  i^reifeii  namentlich  gegenwärtig  hei  dem  resren  internationalen  Personen-, 
GeschäfUi-  und  KapitalienTerVehr  einzelne  Acte  im  interuatiuualun  Werthpapiergeschäft, 
der  £rbgang  und  die  werthbttitimmende  CoigiiDctar  Öfters  bedeutsam  in  die  Vertheilung 
dos  „W'elteiiikommens"  und  „Welt Vermögens'*  zwischen  verschieileiiL'n  TJuidern  und 
Ydlkeni  und  den  zu  diesen  gehörigen  Einzelnen  ein.  Darauf  hat  die  Besteuerung 
tbnnlicb  Rtlcksicht  zu  nebmeo,  Indcaii  sie  besonders  die  Veritehr^-,  Erbecbaftt-«  Er- 
trags- uiul  Eiiikominensteuem  zweckentsprechend  einrichtet.  Die  Börseuoperationen 
in  internationalen  „Spiolpapierea'*  ubertragcu  öfters  grosse  Werthsammen  zwischen 
Tencbiedflnen  YolksiiidiscbftftBii,  bald  als  OewinD,  beld  ab  VediMt  Die  BOnen- 
blätter  wissen  dareik  za  reden.  Hier  liegen  Lttcken  im  Stenerrecht  vor,  die  xn  b&- 
«diten  sind. 

2.  Noch  weit  mehr  kann  aber  und  wird  tbatsHchlich  auch 
unter  den  obwaltenden  Verkelirs-  und  Hccbtsverh'altnisscn  in  der 
modernen  Volkswirtbschaft  die  ursprüngliche  Vertlieihing  des  in 
der  Grösse  unverändert  bleibenden  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens nach  dem  berufsmässigen  Erwerb  rein  innerhalb  der 
heimischen  Volkswirthschaft  durch  die  aweite  and  dritte  einzel- 
wirthschaftliche  Erwerbsart  verändert. 

Einzelne  Terlehrsgeschafte  speculativcr  .\rt,  wo  atif  roratissichtliche  und 
geboü'lc  Werth-  und  Ertr:<u;hdiUt^ren/.en  absichtlicli  „speculirt"  und  dereutw^ej^cii  das» 
Geschäft  Torgenomuien  wird,  aucii  Spiel,  W  ette,  aber  auch  nicht-speculativcr  Art, 
wo  solche  Werthverändernngen  ohne  Daraufhinstreben  d>r  duon  günstig'  oder  un- 
günstig betroffenen  rersoii,  wie  bei  den  Wcchselfällen  dvt  onjuuctur,  eintreten, 
welche  hier  Werthzuwachs,  dort  W<fftbreriniaderang  des  Eiu/xlt-inlcommens  und  -Ver- 
mögens bewirken,  ferner  der  Erbgan (p,  greifen  nach  allen  ütÄtm  in  die  nrsprllngUdie 
Vertheilung  ein. 

Diesen  Verhältnissen  zu  folgen,  ist  t^tcucrtccbniscb  schwierig, 
kann  auch  solange  allenfalls  auf  die  leicbter  zu  berlicksiebtijrenden 
Fülle  beschränkt  werden  oder  scibät  gänzlich  uuterblcibeu  ^wenu 

A.  W»(aer,  finuxviaeaaduft.  II.  fl.  Aal.  84 
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auch  stets  mit  entsprechender  Ilintansetzuii;;  oberster  Steuerprincijiieu  ), 
als  thatsächlieh  einzelne  Verkehrsgeschältc  und  Conjunctiir  noch 
einen  geringereu  EinÜuss  üben.  Aber  p:erade  mit  der  Eutwick- 
luDg  der  Verkehrstech  nik  (ConmiiiuK  alionsweiscn!),  der  Ver- 
kehrsükonomik  l'Ausluldang  von  llaiKicl,  liankgeschäft,  Be- 
theiligung der  Privatkreisc  an  [der  öpecnlatiou  auf  Werth-  uiu] 
ErtrajJTsdiffereir/.en  des  (Inind-,  Hauseigenthums,  vollends  der  bfirscn- 
gänfriiren  Wertbpapierc  n.  b.  w.!)  und  des  Ve rk e h r si  ec hts  („freies" 
Eigcutlium ,  in  den  Formen  immer  einfacheres,  inhaltlich  immer 
„freieres''  V^ertragsrecht,  speculativer  Besitzweclisel  aueh  in  Folge 
dessen  !)  -  mit  der  Entwicklung  dieser  drei  maassgebenden  Faetoren 
wird  es  immer  unzulässiger,  bei  der  i^esteuerung  sich  nur  an  den 
berufsmässigen  Erwerb  und  an  den  aus  eigener  Arbeit"  und  ans 
„Ersparung"  berrUbrenden  aogelegten "  Werth  des  Besitzes  zu 
halten. 

Auch  die  rationellste  VerbraochsbeBteaernDg,  selbst  diejenige, 
welche  höhere  Leistungsfähigkeit  durch  höhere  Bestenening  der 
feineren  Genussmittel ,  durch  Luxnsstenem  u.  dgl.  m.  zn  treffen 
weiss,  reieht  für  die  hier  vorliegende  Aufgabe  yolkswirtbschaftlieb 
richtiger  nnd  gerechter  Bestenernng  durchaus  nicht  aus.  Hier 
mnss  vielmehr  theils  schon  innerhalb  der  Besteuerung  des  bemfs- 
mttssigen  Erwerbs  und  des  Besitzes  selbst  durch  besondere  einzelne 
Stenern,  Steuereinrichtungen  nnd  Regelung  desStener- 
fnsses,  theils  durch  richtige  Ausbildung  der  Verkehrs- 
(BOrsen-),  Erbschafts-  und  der  Besteuerung  der  Spiel-, 
Wett-,  Speonlations-  nnd  Conjunctu rengewinne  das  Steuer- 
system in  richtige  Uebereinstimmung  mit  den  Steuerprineipien  ge- 
bracht werden. 

B.  ^.  216.  Gliederung  der  Besteuerung  des  „berufs- 
mässigen" Erwerbs. 

Im  Anschlnss  an  eine  doppelte,  eine  „subjective'*  und  eine 
„objectivc"  Auffassung  dieses  Erwerbs  ist  hier  eine  Snbject- 
und  eineObjectbesteuemng  zu  unterscheiden.  Jene  hält  sich 
an  die  erwerbende,  Einisommon  beziehende,  Erträge  in  letzterem 
nnd  dann  in  sich,  ebenso  Vermögen  in  sich  zusammenfassende 
Person  als  das  steuerpflichtige  Rechts-  nnd  Wirthschafts* 
snbject;  die  zweite  an  die  Ob  jecte,  welche  als  Ertragsquellen 
fähig  sind,  der  rechtlich  Uber  sie  verfilgenden  Person,  daher  ge- 
wöhnlich dem  Eigenthttmer  (auch  Nntzniesser  u.  s.  w.),  Erträge,  d.  i. 
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eiDzelwirtliRehaftlirlie  Keinerträge,  mithin  „F'inkomraen"  zu  gewähren 
ond  welche  regelmässig  auch  wirklich  einen  Ertrag  lieferD. 

1.  Bei  der  Snbjectbestenerang  des  benifsmäsBigen  Er* 
werbs  wird  letzterer  als  ein  Ganzes,  eine  ökonomische  (und  zwar 
einselwirtbschaftliche)  tud  reehtUebe  Einheit  betrachtet  nnd  so 
ZQ  ermitteln  ond  zu  erfassen  gesncbt. 

Hierfür  bieten  sieb  wieder  d re i  W ege,  welebe  das  Stenerreoht 
aneb  nach  Ausweis  der  (Jesebiehte  tbeüs  naob  tbetls  neben  einander 
zn  beschreiten  pflegt.  Sie  führen :  der  erste  zur  r ei ne n  (d ir e et  e  n) 
Personal-  (aneb  Kopf-,  Familien-,  Heerd-  n.  dgl.)  and 
Glas 8 en Steuer,  aneb  wohl  zu  gewissen  Formen  allgemeiner 
Vermögens-,  Ornndstenern;  der  zweite  zur  nominellen 
(directen)  (Gesammt^)  Einkorn menstener,  anf  Grand  einer  dies 
Einkommen  als  Ganzes  auffas^senden  generellen  Schätzung 
von  \'erwaltiingsorganen  (Comiiiisbioiien)  oder  Deeiaratiou  des 
»Steuerpflichtigen;  der  dritte  za  einer  solchen  Einkommensteuer 
anf  Gniüd  einer S u mm i rn n g  der  einzelnen  geschätzten  oder 
genauer,  besonders  durch  die  Formen  der  Ertrags besteuerung 
festgestellten  Ertrüge. 

a)  Auf  dem  ersten  Wege  hält  man  sich  an  gewisse  That- 
sachen  und  Merkmale,  besonders  solche,  welche  augenfällig  oder 
leicht  zu  ermitteln  sind,  und  schliesst  aus  ihnen  auf  einen  i^ewissen 
persönlichen  Erwerb  oder  wenigstens  auf  persönliche  Erwerbs- 
ftthtgkeit  Uberhaupt  und  mitunter  zugleich  auf  einen  Erwerb  in  un- 
gefähr der  and  der  Grösse  und  Art. 

Fdr  die  Aaswahl  solcher  Tbatsachea  h:it  man  einen  i^ewissen  Spielraum ,  ent- 
scheidende Zwcckmässigkoitegründe  vereiigCQ  ab^c  die  Anzahl  der  ernsüicli  iu  Bötracbt 
koanendeo.  Die  richtigu  Wahl  selbst  hängt  wieder  eng  mit  der  ganzen  geschicht- 
lichen Entwicklang  der  VoUnwirthflcbaft,  der  Arbeilsdieilaikg,  der  BenUrerhlltniMO 
tt.  9.  w.  zusammen. 

a)  Die  vielfach  geschichtlich  älteste,  Im  Ganzen  roheste  Form 
sind  reine,  nicht  weiter  abgestufte  Pcrsonalsteuern:  allge- 
meine Kopf-,  Familien-,  Hausstands-,  II  cerd-,  II  aus- 
steuern oder  ähnliche  Steuern,  welrlu*  sirli  ;inf  die  männlichen 
oder  auf  die  erwachsenen  Köpfe  der  ganzen  steuerpflichtigen 
Bevölkerung  beziehen. 

Steocrtechnisch  einfach  umicgbar  sind  sie  auch  nielit  volkswirthschaftUoU  und 
vem  Standponct  der  Gerechtigkeit  aus  betrachtet  so  mangelhaft ,  solange  die  ^eeblf" 
tignng  and  daher  die  Ökonomische  Lage  der  Einzelnen  meist  dieselben  sind,  oder  das 
Nationalcinkommon  sich  qniuiiuti?  nnd  qualitatir  im  EiiUEoleiDkommen  noch  w&iig 

diüerenzirt  (§.  201). 

p)  Auch  allgemeine  Vermögens-  und  darin  enthaltene 
oder  auch  eigene,  roh  (nach  Hafen,  Aussaat  u«  dgl.)  veranlagte 
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Grnndstenern  gehören,  besondeib  in  tiülicn  Perioden  der  Volks- 
wirthschaft,  hierher,  fuugiren  zugleich  als  Haus-  imd  iiofsteucr  uiul 
damit  als  Familien-  und  Personalsteuer  oder  haben  eine  solche 
noch  neben  sich. 

Bei  noch  fast  ausschliesslich  agrarischer  Thätigkeit,  ungof&hrcr  (ileichheit  der 
Landlooso  oder  der  Quoten  derselben,  wie  sie  primitiveren  Anbaurcrh&ltnissen  und 
Bcsiedeluiigen  entspricht,  bei  wesentlich  gleiche?  Technik  des  Betriebs  und  bei  fast 
fehlend«^!  yerselbstrindi«:nn?  von  Stoffremrbeiloilg  UDd  geringem  Hiiadel  sind  solche 

Sicueni  relali?  befriedig.  lul  (§.  204). 

y)  Eine  Ausbildung  erfolgt  durch  Abstufung  der  be- 
treftenden  ^Steuern  und  durch  Claasenhildung,  indem  man  sich 
;in  Merkmale  hält,  aus  welchen  sich  die  D  i  ffe  r  en  z  i  r  u  n  g  der 
Art  und  der  Grösse  des  Erwerbs  ergiebt.  Solche  Merkmale 
finden  sich  imötand,  Beruf,  in  der  Besitzart,  ßesitzwertb 
and  Grösse  (so  beim  Grandbesitz),  wo  dann  impUcite  aacb  schon 
die  Art  des  Einkommens,  Arbeit8-|  Renten-  and  gemiscbtea 
Einkommen,  nDterschieden  wird. 

Eine  solche  Ausbildung  ist  geboten  und  tritt  denn  aoeh  meistens  ein  mit  der 
vcrrnehrteri  Arheifs-  uivl  Rositzthoilung",  der  Trenntinp;  agrari-^cber  und  stofTveri'drjlniiiT 
Arbvit  ^u  belbätäitdigcu  Burufeii,  woraus  dauu  in  Sudt  uud  Land  auch  cino  locaiü 
TnnikliBg  wild,  and  mit  der  Folge  dieser  Verhältnisse  fQr  die  Yertheilang  dos  National- 
einkommens, der  gencriscliori  und  qnantitativori  Ditferenzirung  desselben  (5^.  204).  So- 
lange das  boweglicho  Kapital  und  der  Crcditvorkehr  dabei  nicht  sohl  aus- 
gebildet sind,  bieten  sidi  im  slcbtbafen  oder  Ideht  otcliweislMTeii  Yermttfoii  der 
Einzcinrn.  —  ihrem  Grund-  und  Haiisbesitz,  Vidi,  Wt-rV/eugen.  VorrSthen  an  Nahrungs- 
mittelu  fUr  Mensch  and  Vieh,  WohnungseinrichtQng,  Ueräth,  Kleidang,  Schmuck, 
bearem  Oelde  n.  s.  ir.  —  wobl  gentigende  Anhaltspancte  für  die  Anfirtellnng  allge- 
nioin<M-  Vc  r  ui  ö^^  0 nssteuern  ,  welche  wesentlich  mit  als  Steuern  des  beruf>m;ii>:^igen 
Erwerbs  fungiren  können;  e?cntuell  auf  Grund  von  Solbstsch&tzungen  unter  Eid, 
welche  unter  diesen  Voraussetzungen  noch  leidlich  genao  sein  werden,  da  sie  nicht 
aUzusehvor  am  controliren  sind.  In  der  Bestimmung  des  Steuersatzes  -.ih  Quut  ■  vum 
Verm?i»en.  wobei  die  Art  und  hiermit  die  Rente  des  letzteren,  der  Stand  und  Beruf 
und  diu  davon  mit  abhängige  gcsammto  ökonomische  Lage  einer  Person  sich  cbenfaUs 
berücksichtigea  laasen,  liM  mtn  dun  dw  Mittel  einer  leidlich  «osreidiaBden  Ab- 
stoAing  der  Steuer. 

Sonst  aber  bietet  die  Ansbildang  von personalenGlassen- 
steaern,  anter  Gombinatlon  Ökonomiseber  nnd  socialer  Momente, 
das  erforderlicbe  Hilfsmittel. 

Hier  werden  nach  dem  Ökonomischen  Beruf,  nach  der  ungefähren  Durchschnitts- 
larre  in  B-vjig-  anf  Einkommen  und  Verro'^ircn,  nach  dem  socialen  nnd  politisrhrn 
Stand  und  Kaug  der  t'inzustcucruJcn  Persuucu  Claasen  der  letzteren  ron  anniihciuii 
gleicher  Steneriih ig keit  ^'rljüdct,  mit  bestimmten  festen  steigenden,  aber  nicht  cinuKti 
immer  proportional  sti-ii^onden  Steuorsät/.cn,  (I)och  kommen  hie  und  da  schon  fruh-'r 
Trogresstr-,  bez.  Dcgrcssirscalen  vor.)  In  diese  Classen  werden  dann  die  Einzelnen, 
nunentUcIi  etwa  die  Selbstdiitigen  oder  die  selbsttadigen  Personen  nach  den  betrelfondeB 
Anhaltspuncten  oingesch<^tzt. 

Unter  einfacheren  £rweri)srerhältau»tön ,  wie  i»ic  Ubrigeus  in  dem  wichtigstea 
Beispid,  der  prenssischen  Glaatenstener,  berefts  nfebt  mehr  Toilmaden  wan»,  kann 
eine  soh  hc  StLiu  t  s>  lh>t  in  unseren  heutigen  V<'rh;ihni>si'a  noch  filr  einigermaassen 
genügend  zur  ßestcuening  des  berufsmässigen  Erwerbs  gölten.  Sie  bildet  sclion  einen 
Üebergang  in  die  folgende  Kategorie. 
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b)  Die  anf  ilcm  j;cuaiinten  zweiten  Wege  der  Durrhftthning 
ciuer  Subjectlje«teQcruug  erlaugte  8teuer,  di»»  noniinelie  directe 
(Gesammt  )  Kinkoiniii  eti  )<teuer,  einerlei  ziuiä(  hst,  welche  Mittel 
lind  Wege  zur  Fest.stelliuig  diesen  Einkoninieus  ergrifllen  werden, 
wird  offenbar  statt  jener  eben  besprochenen  roheren  iSteuerformen^ 
einBcbliesslich  aelbst  die  zuletzt  eharacterisirte  CiasseuBtener,  immer 
nothwendiger  unter  drei  Voraussetzungen:  wenn  einmal 
das  Nationaleinkommen  sich  mit  fortflchreiteoder  Entwicklung  des 
privatwirtbscfaafUiohen  Systems  immer  mehr  qualitativ  und  qaaDtitatir 
differenzirt;  wenn  zweitens  der  öffentliche  Bedarf  und  besonders 
der  darch  diese  Steuer  zu  deckende  Theil  desselben  immer  mehr 
wächst^  so  dass  Ungleichheiten  der  Steuer  fttr  die  Einzelnen  empfind- 
licher werden;  nnd  wenn  drittens  die  Tolkswirthschafitliehen  und 
die  Gereehtigkeitsprittctpien  mehr  erkannt  werden  nnd  im  Volks- 
bewQSstsein,  daher  bei  der  gesetzgebenden  Gewalt  mehr  zur  Geltung 
gelangen. 

Die  StoveiKeMbichle ,  zamal  der  modernen  Zeit,  zeigt  aach,  wie  mit  dem  Ein- 
treten dieser  Voraussot/iinjren  das  Bediirfiiiss  iiacli  einer  förmlicheu  Einlcommeu- 
stcaer  an  Steile  der  früheren  Formen  hcrrortrat  (g.  206).  Die  Anerkennung  der 
peiBönliclieB  Freiheit  nnd  Btni(8bttTg«ffKeIien  Gleicblielt  im  Vollisbeviisstsein  und  im 
Recht  der  „staatsbürgerlichen"  Periode  hat  zur  Consequcnz  die  Beseitigung  von 
Steuerpririlegien  und  die  Anerliennang  gleicher  Stcuerpflicht  alles  Einzeleiukomuiens, 
aus  welcher  Erwerbsart  es  auch  herrühre,  wer  immer  es  auch  beziehe:  daraus  mnssto 
fdch  wiederum  die  Forderung  auch  der  förmlichen  Einkommeikttever  als 
einer  Hauptart  der  Besteuerung  bcrufsm&seigcu  Erwerbs  ergeben. 

Sobald  man  soweit  gelangt  ist,  tritt  dann  nothwendig  die  B>age 
nach  der  Ermittelang  dieses  Einzcleiokommens  oder  nach  der 
Art  der  V  e  r  a  n  ]  a  g  u  n  g  der  Steuerpflichtigen  znr  Einkommensteuer 
in  den  Vordergrond.  So  entstehen  nunmehr  die  beiden  erwähnten 
Arten  förmlicher  (Gesammt-)  Einkommenbesteaerong. 

er)  Die  erste  Art  ist  an  sich  die  einfachste  und  nächstliegende: 
man  sehfttst  durch  Organe  der  Stenerverwaltung  oder  durch 
andere  Verwaltuu^äbehSrden  oder  durch  Commissionen  der  Be^ 
steuerten  selbst  das  Einkommen  eines  Jeden  unter  Anfsuchnng 
von  Anhaltspuneten  fttr  die  Schfttzung  oder  man  nOthigt  den 
Steuerptiichtin^en  (direct  oder  indirect)  zu  einer  Selb stschät zun g 
oder  DecliiriUion  seines  Einkommens,  mit  dem  Recht  der 
Controle  für  die  V'erwiiitUDg  oder  fUr  Steuercommissionen. 

Zu  jener  amtlichen  Schätzung  wie  zu  dieser  Controle  bedarf  es  der  Anhaltd- 
posete  in  Tbatsachen  und  Merkmalen,  wie  den  bei  dem  ersten  Verfahren  erwähnten; 

fernor  erjrcben  sich  solche  unter  Umständen  auch  bereits  in  den  ürundlaj^eii  hesti  liender 
anderer  Steuern,  wie  namentlich  der  Ertragsstcuern.  Im  letzteren  Falle  nähert  sich 
diese  Art  der  lÜDkemmensteuer  der  folgenden  etwas. 

Bei  der  unvermcidlii  lioii  Unsicherheit  der  amtlicheu  Schütznng  und  bei  dem 
Maugel  an  sicheren  Thatsachen  znr  Controle  der  Deolarationen,  ferner  bei  der  h&u£gen 
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(rL'sotztr'-'bunir  uti  l  der  Verwaltung  selbst  führt  dicsi^  erste  Art  der  Einkommensteuer  aber 
Aach  heute  noch  wie  Mher,  ja  wegen  der  riel  stärkeren  LndiridaalisirDfig  der  Ein- 
kommenrcrh&ltnbse,  der  tchvicrigen  Ermittelong  maocbea  Binkommcns,  so  desjenigen 
am  dem  Handel,  ans  muichen  Gewerben.  Tollends  ans  Lcihzinseu,  heute  mehr  als 
jemals  fniber,  nur  zu  wenig:  jrcnti  treu  den  Ergebnissen,  wenig^itens  filr  grosse 
Länder  mit  sehr  rerschicdeueu  U'inb»cliafb  - .  Social-  und  üultur^crhaltnib»en ,  luiu 
Ontenchled  ron  einzelnen  Stidten  und  kleineren  Lindern,  die  mitonter  ein 
günstigeres  I^ild  zeigen.  Besonders  lehrreich  i^ind  die  neueren  Erfahrungen  mit  der 
Einkommen-  (incL  preussischc  CUäsen-)  Steuer  einmal  in  Preussen,  sodann  im 
KOnigrelcli  Sachsen,  to  Hamburir  und  anderen  dentaehen  SUntan.  Dort  hat  mu 
allerdings  zu  viel  KUoksicht  auf  die  Scheu  der  Steuerpflichtigen  genommen,  ihre  Ein- 
kommeareihAltnifiee  daizuieigeA  oder  dea  Einach&tzanKScofflmissioneii  geaQgonde 
^Ulelte  zw  fevllmii.  Kit  dalur,  »W  niebt  allein  deshidb,  die  tn  niedrigen 
und  zu  un^Iuichen  Gesammt-Einicliätzung^en  in  Preussen.  verglichen  mit  Sachsen. 
S.  u.  A.  A.  Sötbeer.  Umfang  und  Venheilung  des  VolkseinVommens  in  Preussen 
lb72 — 7S,  Leipzig  1§79,  und  die  aiehrfacLe  FoiLsetzung  di«iäei  ätati»iiächen  Arbeiten, 
neaefdiii;;o>  in  Gonnd't  Jnhrblleheini.  8 9t beer *8  Schlosse  io  Betreff  PmisBMu  sind 
»ber  anfechtbar. 

ß)  Diese  Erfabniog  legt  es,  neben  anderen  Umständen,  nahe,  bei 
der  Einkommensteuer  den  dritten  der  obigen  Wege  ei nzuschUgen: 
man  bildet  nemlicb  durch  ein  Summiriingsver fahren  eine 
Einkommensteuer^  indem  man  möglichst  anf  die  einzelnen  unter- 
scheidbaren Ertragsquellen  des  Einkommens  zarttekgreift,  deren 
wirkliehe  Erträge  dnroh  ein  ins  Detail  gehendes  amtliches 
Sehfttznngs-  nnd  Berechnnngsverfahren,  nnter  etwaiger 
Zobilfenahme  Ton  SelbstschftUiingen  oder  Declarationen 
des  Stenerpflichtigen  für  einselne  Einkommenposten  oder  Ertrags* 
arten  y  zu  ermitteln  sacht  nnd  dann  eventnell  die  einseinen  Posten 
addirt  oder  vom  Stenerpflichtigen  selbst  (mitunter  in  dessen  Inter« 
esse)  addiren  Iftsst:  die  Einkommensteuer  als  ein  System  der 
Ertrags  bestenerung". 

So  in  England  allgemein  —  Aber  diese  Anfbssiing  der  enj^sdien  Ein- 
kommensteuer besonders  Vockc.  britische  Steuern  S.  552  und  in  meiner  Fin.  III, 
§.  III  (f.  —  und  theilweise  auch  in  den  continentalcn  Einkommcnsteuom ,  soweit 
sieb  dabei  venigstens  mit  anf  die  Daten  der  Ertragsbestenening  gcdtotzt  wird. 
Letzteres  geschieht  namentlich  etwa  bei  den  landwirthschaft liehen  Berufen,  in<- 
dem  man  gewisse  Multipla  der  ürundsteucrschuldifi^kdt  dos  Einkommcnstcuer- 
pflichtigen  als  des  letzteren  äteuerpliichtiges  „Einkommen  '  anuimnU,  wenn  dieser  Beruf 
der  einzige  oder  banptsftdilidiste  ist 

Hier  erfolgt  daher  eine  nähere  Verbindung  der  Subjeet- 
besteuerung  mit  der  Objectbesteuerung. 

Gewisse  Mängel  dieser  beiden  Bostcuerungsarteu  lassen  sich  auf  diese  Weise 
beseitigen  oder  T.venifrstens  vermindern.  Aber  andere  dieser  Objectbesteuerung  inhärente 
Mängel  bleiben  bei^tuheu  und  werden  durch  diese  Vcrbindong  nun  auch  in  die  Sub- 
jectbesteuerung  hinüber  getragen.  Was  die  Einkommensteuer  daher  dnrdi  dies 
„ objectivere "  Ve  rfahren  zur  Feststellung  der  stencr|'fli<  htiuen  Eiiikummon  gewinnt, 
geht  ihr  leicht  auf  der  anderen  Seite  gerade  durch  die  Ausscheidung  des  „subjectiven" 
Moments  wieder  mehr  rerioren.  Dies  ergiebt  aicb  schon  aas  der  folgenden  vor- 
läufi^iMi  und  nothwcndig  noch  traiiz  all;:.-ineiii  gehaltenen  Rttri^ihfang  der  Öbjeet- 
bestcueruug:  genauer  noch  aus  der  Untersuchung  der  einzelnen  Ertragssteuern  in  der 
öpedellen  Steoeriehre,  wofür  hier  wieder  auf  Baad  lU,  §.  III  if.  über  die  englische 
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Einkonflieiiiteaer  und  «uf  nwiM  Al^hudlmip  directe  Steneni  im  Schdnberf'BcJieB 
Hudbvch  hinznvdseii  tot   Vgl.  »ach  SohiffU's  bazQgliche  Ideen. 

§.  217.  —  2.  Die  zweite  Hanptart  der  Besteuernng  des 
bernfsm&BBigen  Erwerbs  im  Erwerbssteaersystenii  die  eben 
geoannte  Objectbestenernng,  ist  die  Besteuerung  der  Tom 
wirtbscbaftenden ,  bes.  Recbtssubject  loj^lösten,  verselbständigten 
Ertragsquellen,  ans  denen  jener  Erwerb  ganz  oder  in  Tbeilen 
fliessen  kann  nnd  regelmässig  anob  wirklieb  iiiesst  Als  Bestenernng 
der  Ertragsquellen  fUbrt  sie  passend  den  Namen  Ertragsbe- 
stenernng. 

a)  Die  Hitere  Ertragsbesteuerung. 

Die  wiciitigste  einzelne  liierhcr^chörige  Stmier,  die  Grund- 
steuer, vornemlicli  vou  dcui  iandwirtiischaftlich  benutzten  Hoden, 
ist  als  Haiiptbestaudtbeil  der  Vermögenssteuer  und  auch  ah  be- 
sondere directe  Steuer  eine  der  ältesten  und  verbreitetsten  Steuern. 

Sic  stellte  bicb,  wie  im  vorigen  Hauptabschnitt  schon  gezeigt  warde  2ü4), 
leicht  begreiflich  Uberall  da  gern  ein,  wo  das  Volk  bereits  sesshaft  gevorden  wat  und 
regelmfeäigen  Ackerbau,  auch  wos«ntlicIi  aach  demselben  Feld-  und  Wirthächarts» 
sysftMn  .  frieli .  sonst  abi;^r  noch  wpnij^  weitere  Arbeitsihtrilunsr  bestand,  rielmebr  die 
g^u^^c  Mt'Lizalil  nur  die  eigenen  landwirthschafilicheu  i'ruducte  verarbeitete  und 
grossenthcils  sclbät  verzehrte.  Reil  nach  den  schon  angegebeneu  Merkmalen,  nach 
Ilii'Vn.  rtltlgen,  Aussaat  n.  s.  w.  veranlagt  bUeb  sie  dann  in  der  alten  Gestalt  oder 
mit  leichten  Veränderungcu  lauge  bestehen,  nahm  mehr  oder  weniger  den  Character 
oiuer  Reallast  an  und  wurde  etwa  nur  mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirthschaft, 
der  Entstehung  ^trhlti-cln  r  ^Voli^s!tZl^  Tind  Berufe  und  selbständiger  stoftVercdelnder 
Gewerbe  durch  undtic  ätuiiichc  Lttragssteucrn ,  wie  Uausstcuern,  besouderü  in  duu 
Siüdtea«  texartige  Abgaben  in  bestimmten  Sätzea  ven  einzelnen  tieverben  eiiffiozt, 
Steuern,  welche  »l.iun  ebenfalls  wieder  den  ClKirar  tiT  \-><h  Olijort-  und  Erfra^«fjij(MI"n- 
stcaoro  au  sich  trogen,  das  Uaus,  den  iiut,  den  Platz,  den  einzelnen  Gewerbebetrieb 
als  eolelieii,  ganz  ohne  jede  oder  doch  ohne  nähere  Bucksicht  auf  den  wirklichen 
indivifltii^IJi^n  KrtraL'  iirnl  nuf  fli.;  inn'^hahrnd.^  uml  wirthschaftende  Por-uii  fM  l.istcffn. 

Die  Besteuerung  verwandter  Urproductions-QucUeo,  des  Waldes,  der  Kiscberei- 
grtlnde,  eoveit  der  Wald  nicht  mehr  tiemeinbeeitz  war,  war  mit  der  ursprünglichen 
agrarischen  firuiHl>tctir'r  ^Ii  ich  vcrbuiiil'u  oder  traf  atirli  wolil  ikm  Ii  I.i-süikIits  hinzu. 
Die  Besteuerung  der  Bcr|[j;wcrko  koauto  zwar  ebunfaild  aus  der  üruudj>teucr  hervor- 
gehen, hat  sich  aW  wohl  mdstens  selfastindig  in  Verirfndiuif  mit  dem  Bergrecht, 
beeon'l'Ts  mit  drm  B  *  r  l' r r  ir  a  1  ctifwickiilt. 

Die  Besteuerung  der  Uandelsgeweibe  ging  au»  einer  Ausdehnung  der  (ie- 
werbetazen  hervor,  wenn  der  Handel  rieh  von  der  uewerlcsarbeit  trennte. 

Die  Schank-,  üast-  und  UhnlicliL-  (Jüwerbe  für  persönliche  Dienst- 
ieistungcu  (Barbiere  u.  d>!;l.)  worden  mit  ihrer  Verselbstäudigung  ebenfalls  geworbe- 
steoerariigen  Taxen  unterworfen,  auch  wohl  schon  früh  und  häutig,  besonders  die 
ersten,  apart  mit  Stenern  belegt,  welche  als  Gegenleistung  fiir  die  Concession  zum 
Betrieb,  für  Privilt^^-i'^n  und  litr'f'htsame  etwas  Oebulirenariiges  und  Kugalartiges  an 
sieb  haben,  wie  z.  B.  speciell  die  „Krug"-,  die  Schaukgcrechtigkeiis-,  die  Muhleu- 
bestenemng,  oder  aneh  wohl  Keime  indirecter  yerbcaacbsbeBtouerang  enthalten. 

Solebe  £rtra>;äätenern  finden  sieb  in  den  älteren  and  mittleren 
Wirthsebaftsperioden  der  Völker  ttberall  mit  berrorstecbendem 
Cbaracter  der  Objeetsteuer,  dem  nor  die  Ansprtlebe  der  in  Besitz 
Boleber  Objecte  gelangenden  privlleginen  Stände  auf  Stenerfreibeit, 
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die  ähnlichen  AnBprttche  der  Forensen  entgcgontreten,  aber  doch 
Oftera  weiche  mttsaen.  Bei  der  Einriebtang  der  Stenern  werden 
dann  meist  nur  etwa  rohe  Olassenstnfen  nach  der  nngefUhreii 

Grösse  und  Ertragsfähigkeit  des  Bodens,  des  Gewerbes  unterschieden, 

jcDcm  Objectsteiicreliaracter  gemäss,  unter  VcniaehlUfssigunf:  der 
sobjectivcn  Momente,  welche  vom  leitenden  Rechts-  und  M  i:th- 
schattssubject  ausgehend  den  wirklichen  Ertrag  der  Qnellc 
qualitativ  und  quantitatir  doch  immer  mehr  oder  weniger  stark 
beeinflussen. 

Nicht  schon  stehen  dl«  alten  Grond-,  Haus-  und  einzelne  Gowcrlicsti^aem  i» 
Verbinduiig  mit  &hjUichcn  gruodherrlichon  Abjj^ben.  die  einen  traten  zu  den 
anderen  binasn,  retailsebteii  sich  euch  wold  tpUer,  m  da»  im  EiiizelDen  der  Ursprang^ 

nicht  inmicr  nachzuweisen  ist.  Nur  im  Princip,  nicht  iinmor  im  coni  roti-n  Fall  lilif.b 
die  steucrartigo  Abgabe  veränderlich  nach  einfacher  Anordnung  der  Staatsgewalt 
neben  der  Qnrerftnderlichen  grandherriichen  Abgabe,  so  dass  dies  Moment  kein 
unbedingt  sicheres  Kritcrion  ist.  Auch  andere  rein  privatrechtliche  Lasten,  wie  Zinsen 
und  Gülten  aus  Creditgoschaften  {Rentenkatin.  {,'elinhrcnartiire  Abgaben,  ^^'i'"  Gerichts- 
und Vogtoigddcr,  kommuu  ucheu  den  gcnaaulca  Stcuuru  und  grundherrliche ii  Abgaben 
bei  Hof,  llaus  und  Grund  vor  und  bilden  mit  ihnen  eine  oft  sehr  alte  und  nicht 
selten  ziemlich  hohe  Gcsanimtbelastang'  des  (jnindbcäitzes,  welche  trotz  ihres  vor- 
schiodonon  geschichtlichcu  Ursprungs  späteren  Geschlechtern  „Bo^teueroog"  dicscä 
Besitzes  enchien  und  in  die  modoroe  Besleaernng  mit  Überging ,  sdbst  bei  Steuer^ 
Tofonnen. 

§.  218.  —  b)  Die  neuere  „ratloDelt''  reformirte  und 

ausgebildete  Ertragsbesteuernng. 

Die  FortentwicklniiLi:  der  alten  Ertra^^sbestcueniug  in  den  Cultnr- 
Staaten  war  dann  wieder  die  Folge  der  Entwicklung  der  Volks- 
wirtbschat't  und  der  Erkenntniss  der  richtigen  Besteaeruugsgrund- 
Bätze.  Sie  ist  daher  ttl)eraU  siemiich  gleichmässig  in  der  Periode 
des  aufgeklärten  Absolutismus  begonnen  und  in  der  staatsbürger- 
lichen Periode  durcbgeittbrt  worden. 

Dies  geschah  in  doppelter  Riebtong.   Einmal  sncbte  man 

die  ^geschichtlich  überkommene  Ertragsbesteuerung  gleichmässiger 
zu  machen,  selbst  wenn  es  sich  nicht  um  Erhöhung  des  Gesammt- 
ertrags  der  .Steuern  luiiulclie,  vollends  wenn,  wie  gewöhnlich,  diese 
Nothwcndigkcit  vorlag;  sodanu  dehnte  man  jene  Hestencrung 
systematisch  a  u  s  und  e  r  g  ä  n  z  t  e  sie  durch  Steuern  aul  einzelne 
bisher  nicht  oder  nicht  genügend  besteuerte  Erträge  anderer  Er- 
tragsquellen. 

<r)  Oerade  die  Öfters  absolute  und  stets  relati?  sehr  grosse 
Stabilität  der  Alteren  Ertragsstenern  masste  eine  grosse  Un- 
gleichheit der  letsteren  mit  der  Zeit  herbeiführen,  sowohl  zwtsoheD 
den  einzelnen  Steuerkategorieenj^  der  Grand-^  Haas-,  Gewerbesteaer 
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u.  a.  w.,  wie  zwiscben  den  Steuern  der  eluzelncu  öteucrobjccte 

einer  Kategorie. 

YurkoiuQionde,  in  gleichen  oder  in  wiliUrlich  gogrifleoen  Qaoten  erfolgende 
ErhölmngvB  der  Stononi  mtUBten  diese  UogleiolilieU  noch  steigern  ODd  noch  drackender 

machen.  Mit  dem  Niedergaog  des  i^tAndischcn  Patrimonialstaatü.  mit  d<'iii  ZurUcktreteu 
der  ihm  zu  Cimnde  liegenden  Idee  reo  der  fierecbtigong  der  scbarfcn  sUndischea 
Oliederong  der  BerDIkemng,  mit  der  fldchzeidgen  Stelgerong  des  8teuerbed>ffii 
uiQöston  jene  Ungleichheiten  immer  ud  erträglich  er  werdoD.  Die  verschiedene  Ent- 
wicklang des  Verkehrs,  der  Technik,  die  Betiieltolodenuigen  in  der  LaadirirtbschAft 
wirktun  in  derselben  Richtung. 

So  mU88te  die  der  stäDdischen  Macht  sich  entringende  Staats- 
gewalt in  ibreiii  eigenen  und  des  Staats  wie  im  Interesse  der  He- 
yrdkerung  auf  eine  grössere  Gleichmässigkeit  der  Ertrags- 
besteuerung  hinzielen,  wie  es  besonders  im  voiigeu  Jahrhundert 
hervuili  iU  und  unvermeidlich  war,  wenn  man  tiberhaupt  den  steigen- 
den Bedarf  decken  wollte.  In  der  sicli  anschlie^sseuden  moderueu 
staatsbürgerlichen  Periode  wirkten  nicht  nur  dieselben  Umstände 
in  verstärktem  Maasse  weiter,  es  machten  sich  nun  auch  die  neuen 
politischen  and  volkswirthschafUicheu  Ideen  ttber  richtige  Stouer- 
verth eilung  geltend. 

Daraas  entstand  jene  fiewegnng,  welche  namenüieh  in  der 
ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  nnd  darüber  hinaus  auf  eine 
„Reform  der  alten  Ertrags  steuern"  mitteist  „rationeller^^ 
Kataster  Systeme  für  die  Grund-,  Hans-  und  Gewerbesteuer 
abzielte  und  wenigstens  bei  letzterer,  naeh  der  (^konomiseben  Natur 
des  Gewerbebetriebs  sehr  begreif  lieb ,  selbst  die  mehr  indi- 
viduellen, snbjeetiyen,  die  H(>he  des  wirkliohen  Ertrags 
(nioht  nur  die  „objeetive^'  Ertragsfähigkeit)  bedingenden 
Momente  mit  zu  berttcksicbtigen  sachte. 

Das  Resultat  war  die  Bildung  des  modernen  Ertrags-  und 
namentlich  Re als teaersy Sterns,  das  ans  drei  grossen  Gliedern, 
der  „rationellen"  Grnnd-,  Haus-  und  Ge werhesteoer  besteht, 
wobei  die  letztere  indessen  den  reinen  Kcaistcucrcharacter  nicht 
ganz  bewahrte. 

Dm  System  wurde  besonders  In  Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich  entwickelt, 
als  Grundlage  und  Hauptthcil  der  dirocten  &>taatsbesteuerung  und  begegnet 
uns  fihnlich  auch  io  anderen  contincDtalcn  Staaten,  besonders  in  Folge  des  dircctcri 
tind  iiidincten  Einflusiües  der  französischen  Gesetzgebung.  Da  die  Communai- 
be^tcui  ruii^r  st  it  Alti  fs  ebenüüte  roroemlicli  an  diese  Steuern  sich  anlehnte,  so  vaido 
das  i^cdarfuü»  iiMli  einer  grosseren  GlelcIimAssigkeit  der  Eitngasteaen  nnr  noch 
dringender. 

ß)  Anderseits  drängte  die  volkswirthschal'tlichc  und  sociale 
Entwicklung  auf  eine  systematische  Ausdehnung  und  Er- 
^«inzung  der  alten  und  auch  der  rationell  reformirten  Ertrags- 
bestttuerung  hin. 
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Die  vermehrte  Aili'  ife-  und  Bcäitztbeilunp:,  die  scliuifere  qualitative  und  quan- 
titatiTc  Diücrcozlrang  dcj»  NationaleiokommeAs  bei  der  Treonuiig  von  Stadt  and  Land, 
Urproductlon  und  (ioverk,  neleriolleB  nnd  libenlen  Benifen,  Kapital  nnd  Arlreit; 

Haml  iu  Haml  liierinit  die  Entwicklung  des  Creditrerkchrs  —  dai>  Alle^  bewirkte, 
dass  auch  die  alten  und  selbst  die  reformirten  neueren  Grund-,  Haus-  und  Gewerbe- 
atenem  Oberhaupt  nicht  mehr  ein  ausreichendes  Ertragssteuersystcm  bildeten. 

So  niusste  sich  eine  zweite  grosse  Rcformbcwegun  g  auf 
diesem  Gebiete  entwickeln :  eine  s  t emati  s c he  A  u  s  de h  uu n  g 
und  Ergänzniig  jener  drei  typischen  Hanptsteuern  und  zwar 
wieder  in  doppelter  Weise,  entfiprecheud  den  <thvvaltenden  Ver- 
hältnissen, wie  dies  die  Stciiert^eschiehte  abennalH  ziendicb  gleich- 
roässig  in  verschiedenen  Culturländern  Europas  zeigt:  die  älteren 
Uauptsteuern  werden  nemlicb  fUr  gewisse  Erträge,  welche 
sie  zwar  im  Princip  bereits  mit  belasten ,  aber  für  die  sie  in  ihrer 
allgemeinen  Form  nicht  mehr  recht  passen ,  spccialisirt  und 
neue  Ertragssteuem  treten  lllr  gewisse  andere  Erträge,  bez.  Er- 
tragsquellen, welche  bisher  von  den  alten  Stenern  nicht  getroffen 
wurden,  hinsn. 

Die  erste  Entwicklung  ist  eigentlich  nur  eine  Fortsetzung 
einer  älteren,  welche  ans  der  ursprUnglieh  allgemeinen  alleinigen 
Grondstener  zu  besonderen  Haus-  und  Gewerbesteuern  geführt 
hatte. 

Die  vollige  Trennunf;  der  (irund-  und  Hanssteucr  ist  selbst  in  unseren  Staaten 
noch  nichf  fUM-r;ill  udor  ci-t  jüngst  roll/.c^-fn  worden.  Sie  ist  eine  ri<  litig«'  Cun'--fi]n.-'nz 
der  bpecititichen  Diiicron/irung  der  Grundstücke  uacli  Zvocken  der  Benutzung  (agra- 
risclie  nnd  Banplatz-Bcnutznng),  iresbalb  nementllch  in  den  Städten  beaendere  Hans- 
steni'rn.  Dasselbe  Prinrip  der  DiiriTonzinincr  der  Pe>:tciirriin!?  nach  derjenigen  der 
Bodenbenutzungsartcn  zeigt  sich  io  der  Besch räukuug  der  eigentlichen  Grandütcucr 
nnf  den  landwirthscbaiUlch  benutzten  oder  so  benutzbaren  nnd  nnr  ans  NebengrAnden 
nicht  wiiklieh  so  benutzten  Boden  und.  —  das  Correlat  hierzu  —  in  der  Ausbildung 
aparter  Grundstcucrnorincn  für  den  Wald,  bisweilen  sogar  ganz  selbständiger  Wald- 
steuern,  ferner  in  der  Entwicklung  der  Berg  werk  steuern,  und  —  der  neueste  Kall 
der  Eis enbahn steuern ,  für  den  Krtrajr  der  Eisenbahn,  neben  denen  freilich  noch 
(irundsteuern  fUr  den  Huden  der  Bergwerke  a:i  der  Oberfläche  und  für  die  Grund- 
stücke der  Bahn  vorkommen  können.  Bei  den  Haussteuern  besteht  die  analoge  Eni- 
wicklnng  in  der  Verschiedenheit  der  Steuernonnen,  nach  der  Lage  (GrOsse  der 
Orte),  der  Bosch  äffe  nlieit  und  dem  Zweck  I  r  (iid^rmde.  wn  sieli  d.itm  nurh 
wohl  förmlich  verschiedene  selbständige  Haussteuern  ausbilden  (ilausziosstcuer,  Häus- 
el assen  Steuer,  Oesterreich;  Minlieh,  aber  im  Rahmen  einer  8ten«r,  in  Prenssen). 
Aehnlich  in  der  Gewerbesteuer  eine  immer  grössere  S p  ee j .i  I i  si rii  n  i;  naeli  Art-  n. 
Technik,  Umfang,  Standort  der  (iewcrbc  und  die  Ausbildung  aparter  Gewerbesteuern 
für  gewisse  Gewerbe,  von  denen  auch  hierher  der  Eisenbahnbetrieb.  Bergwerksbetricb, 
sodann  das  GosoUschaftswesen  ..mit  öHentlicher  Uechnungslegnng**,  q»eciell  dM  Actien* 
geselischaftswcien  mit  iliren  vorkommenden  Sondersti'uern       r.>e|ineti  sind. 

Die  zweite  KntwicUliin^  des  Krtraj;sstcuers}steins,  die  Ent- 
stehung eigener  neuer  Steuern  tllr  bisher  nicht  besteuerte 
Erträge  oder  Ertragsquellen,  tritt  deutlich  erst  in  der  neueren  und 
neuesten  Zeit  der  modernen  Culturvölker  hervor,  was  sich  wieder 
auch  aus  den  Social-  und  Wirthscbaftsverbältnissen  leicht  erklären 
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l%88t.  Von  NebeDsUehlicbem  ahgcschen  sind  es  vonieinlich  drei 
neue  üirectc  Ei tragssteuern ,  mit  denen  man  es  hier  za  thun  hat: 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  der  liberalen  Berufe,  so- 
wohl der  selbstünd  ig  als  der  in  einem  Dienstv^rhältniss 
ausgeübten  (im  letzteren  Falle;  Besoidungssteuer  des  „Beamten", 
besonders  den  ,,(>flfentlichen"  Staats-,  Gemeindebeamten  u.  s.  w.); 
die  Steuer  aat  den  l'rtrag  der  gemeinen  Handarbeit  und  der 
sonstigen  niederen  Arbeit  (materielle,  illiberale Arbeit  aller 
Art,  Gesindearbeit)  oder  die  directe  Lohnsteuer;  endlich  die 
Leihzins-  (Kapitalrenten-,  „Kapital''-)  Steuer  auf  den 
Ertrag  des  verliehenen  nmlaafenden,  beaonders  des  Geld- 
kapitals. 

Die  beiden  ersten  Stenern  auf  den  Ertrag  der  „Arbeit"  bilden  das 
Personalsteaer-EIömeot  des  nodemen  Ertragsstenersystems  neben  dem  Bcalsteuer* 
Element  f  der  Orand-  md  HaoartaiMr.  Sie  ftbren  leicht  in  die  ftrmliche  Subject- 

l  f  Ticning,  die  Einkommensteacr  hinüber,  da  die  Lostrcnnong  des  Ertrags  der 
^blosäeu  ErüvgsqueUe",  hier  der  „Arbeit  als  solcher"  rom  arbdteaden  Subject  natür> 
lieh  Boeli  münficlier  ist  itod  neeb  vnsieherere  Fictionen  bedingt«  als  dies  Verfebren 

bei  den  anderen  Ertrafrsstouern.  wo  Ertra^quelle  nnd  wirthschaftcnde  Person  immer- 
bin ni  cht  so  eng  verbanden  Bind.  Daraus  erklärt  es  sich  aach,  dass  mitunter  auch 
jetzt  noch  in  Ländern  mit  einem  sonst  entwickelten  Eitragssteuersystem  die  Besteuerung 
des  Arbeitsertrags  nicht  durch  besondere  Ertragsstenern ,  sondern  nur  mit  durch  die 
allgemeine  directe  Personalsteuer,  die  Einkommensteuer  (bez.  Classenst«'t!*'r>  erfolgt. 
Die  selbständig  iü  Erwcrbszwcckeß  ausgeübten  liberalen  Berufe  (Aizi,  ^Idvocat, 
Privstlefarer,  Schriftsteller,  Künstler,  Techniker  V.  s.  w,)  stehen  im  Uebrigon  ökonomisdi 
den  gewöhnlichen  Gewerben  näher  nnd  können  daher  anch  wohl  durch  eine  Aus- 
dehnung der  (iewerbesteoer  auf  sie  mit  besteuert  werden,  wie  es  rorkoaunt  (Frankreich). 
Die  Beseldasgen  n.  s.  V.  Hberaler  Bemft.,diener*'  sind  Okonomiscb  eine  Art  Dien st> 
lohn,  nur  durch  Dauer,  Sicherheit,  Zahlungstermin,  Ilßhc,  Verhindunj?  mit  Pensions- 
wesen ?om  gewöhnlichen  Arbeitslohn  unterschieden.  Hio  können  mit  diesem  durch 
eine  gemeinsame  „LobDStener**  oder  „ Arbeitsstener**  (dann  etwa  mit  zwei 
Gliedern,  für  „Gehalt"  und  „Lohn"  i.  e.  S.)  fretrülFen  werden. 

Die  dritte,  die  Leihzinssteuer,  reiht  sich  der  Grund-  und  Haussteuer  am 
Wachsten  an,  soweit  auch  diese  den  Ertrag  von  Kenten  „aus  Besitz"  (reflTen.  Wie 
beide  genannte  und  die  Gewerbesteuer,  aber  in  noch  höherem  Maasse  als  diese,  selbst 
als  die  ihr  am  Meisten  älmüche  Haossteuer.  kann  sie.  weil  bei  dem  Leihzins -Ertrag 
der  Einäuss  des  subjectivca  Moments,  des  Wirtlischaftssubjccts  nuch  geringer  iät  ab 
bei  einer  der  anderen  Ertragsarton,  auch  in  der  Form  einer  Res itzstcuer,  z.  B.  einer 
•  Vermögenssteuer  nacli  dein  Kapitalwerth  di  s  verliehenen  Befrans  erhüben  werden,  wie 
denn  schon  die  älteren  städtischen,  territorialen  und  staatlichen  allgemeinen  Yor- 
mögenastenen  sieb  im  Princip  btofig  und  prsetiscb  mit  Nachdruck  auf  die  QaeHen 
der  LeihzinsertrStrc  und  verwandter  Einnahmen  mit  bezogen  haben.  Als  eigono  Er- 
tragssteuer ist  die  besondere  Leihzinssteucr  so  ziemlich  das  geschichtlich  späteste 
(ilied  des  neueren  rationellen  Ertragsstcucrsystems  (Sttddeatscbland,  Oesterreicb,  nvr 
theilwcisc  Frankreich)  und  fohlt  noch  heute  riclfach,  indem  der  Leihzinsertrag  ent- 
weder als  eine  Art  ..Pcrsönalcinkommcn"  nur  der  allgemeinen  Einkommensteuer 
(Preuaseu,  England)  unterworfen  und  sonst  nur  etwa  nebenbei  mit  durch  gewisse 
Vei*ehis»teuern ,  Stempel-  und  Regislerabgaben  besteuert  wird.  Diese  unzulängliche 
Bf-tf-innin?  der  Leihzinsi  u  steht  ausser  mit  den  gleich  zu  erwähnenden  historischen 
iirUndun  wolii  w«jsentiicb  mit  den  grossen  steoertcchniechen  Schwierigkeiten,  das  Vor- 
bandensdn  und  die  H5be  des  Ertrags  verliehener  Kapitalien  richtig  zu  Ikätcuorongs* 
zwecken  zu  ermitteln,  ^owic  mit  Befürchtungen  der  Ueherwälzung  d  r  !  sunderen 
Leihzinssteuer  vom  Gläubiger  und  Zinsbezieher  auf  den  Schuldner  und  Ziuszahlur  in 
ZssMuneahaug. 
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Das  lange  Fehlen  dieser  wie  der  beiden  anderen  neuen  Er- 
tragstenem  erklürt  sieh  im  Uebrigen  geschiehtlich  einfach  aas  den 
froheren  VerbältniBsen  der  Volkswirthsehaft  und  der  Reehtsordnung, 
speciell  der  älteren  PersonalsUuids-  und  politbehen  Standesordniing. 

Diü  liberalen  Berufe  wurden  nedi  wenig  m  Erwerbsswecsken  vnd  (Iber- 
wiegend  von  Anp:eliörigcn  der  privilcgirtea ,  ohnehin  steuerfreien  Stände  sowie  al- 
Ebreiiambdienst  ausgeübt  Das  Beamteitthum  war  fiel  gerioger  eotwickclt  and  für 
Bein  Biensteinkommen  dann  meist  —  sebon  in  den  letsten  Jaiirliand«rfett  aber  nicbt 

immer  und  nirht  uberall  —  steuerfrei.  Erst  die  moderne  Auffassung  der  AUgemein- 
hcit  der  Steuer  IQhrte  zxi  dem  fcrundsStzlichen  Verlansrcn,  dass  nuch  <U'r  Ertraa:  dor 
Arbeit  in  solchen  Berufen  zu  i>etittiuera  sei.  Die  Idee  der  allgemeincu  iüuikowmeiJk> 
Steuer,  eine  Folge  di^er  Autfsssnng,  wirltte  in  derselben  Bicbtoog.  Wo  aber  eine 
solche  Einkommensteuer  fehlte,  war  es  nur  consequent,  wenigstens  eine  neue  Ertrags- 
steucr  gerade  für  den  Ertrag  dieser  Arbeit  einzufuhrca  oder  eine  der  alten  Eitrags- 
steuern  entsprecbend  aoszndebnen «  z.  B.  die  Gewerbcsteaer  zu  einer  nmfoasenderen 
„Erwerlisstcucr"  zu  machen.  Die  prnrtische  Kothwendigkeit  einer  Be?t'nioriiiii;  des 
Ertrags  liberaler  Arbeit  aber  wuchs  mit  der  allgemeiuen  Steigerung  des  8teuerbedar£i 
und  der  grosseren  Anxabl  und  wirdiscbafUicben  Bedeutung  der  Angehörigen  dieser 
BerDfe,  wodurch  ein  jirössercr  Theil  des  Volkseinkonimens  dieser  Clause  /.ufiel. 

Die  untere  arbeitende  Classe  hat  in  den  bauhgen  Kopf-  und  ahulichea 
Steuern,  in  Anh&ngseln  an  Pcrsonalabgaben  zu  der  allgemeineren  städtischen  uud 
staatlichen  directcn  Besteuerung  (Vermögens-.  EinlMMttmen»,  Standesstcuern ,  Contri- 
butiooen)  schon  früher  öfters  für  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  mit  erestcnert.  Im  Zustand 
der  Unfreiheit  oder  ähnlicher  Abhaugigkeit  zahlte  der  Herr  für  sie.  Mit  dem  Wegfall 
allgemeiner  Kopfsteuern  und  mit  der  Reform  der  allgemeinen  direeton  Haujubestcuei^ 
ung  einerseits",  aniler>eits  mit  der  Entwickln nir  des  freien  Dienstkuechts-  und  Taf- 
löbnerwesens  auf  dem  Lande,  des  UandwerksgeseUcuthums ,  Tagiöbner-  und  Dicnst- 
botonwesens  und  vollends  des  gewerbUeben  Grossbetriebs  in  den  Stidten  trat  dann 
erst  die,  Notliwendigkeit  einer  besonderen  Resteuerimg  dieser  Classen  mehr  hervor. 
Die  iodirccten  Yerbrsuclissteuorn  haben  zur  Besteuerung  dioser  Glessen  mit  gedient, 
auch  bewuBsteimaasaen ,  zuerst  in  den  Stidten,  später  ancb  in  den  Territorien  und 
Stsaten.  Nach  der  völligen  politischen  Emancipation  des  Arbeiterstands  war  es  dann 
Hnff>r  ihm  Einfln'-s  Arr  Mee  der  staatsbUrererÜrhcn  (jleieliheit  wieder  nur  ronscqnent. 
jetzt  auch  den  i-^iUa^  der  gewöhnlichen  Handarbeit  direct  zu  besteuern ,  wiederum 
entweder  mit  dort  h  die  allgemeine  Einkommensteuer  (Classensteuer)  oder  durch  eine 
besondere  neue  Arbi  itssteuer,  bez.  mittelst  einer  Ausdehnung  der  Gewerbe-  oder  Er- 
werbsstcuer.  in  den  deutschen  Ländern  mit  stärker  entwickeltem  dirocten  uud  Ertrags- 
steuersystom  und  scbwicber  gebliebeoera  VerbmucMsuwwesen  ist  man  audi  so 
vorgegangen.  Im  Ausland  feblt  es  nicht  an  Analogieen,  doch  bat  man  hier  meist  die 
directo  Besteuerung  dies«  Classen  beschränkt  uud  beschränken,  selbst  unterlassen 
Itonen,  wdl  die  ausgedeluiiere  VerbfMHdurtMSteuerung,  auch  im  0^1  der  SUdte. 
Bcbon  die  erforderlichen  llittiÄ  lieforto  und  priacipieU  wie  piactisch  als  Mitbesteuenmg 
dieser  Classen  fiingirte. 

Der  Ertrag  verliehener  üeldkapitalien  ist,  wie  gesagt,  schüii  fn;licr. 
wobl  durcb  allgemeine  Vermögenssteuern  u.  dgl  m.  grandsUslich  mit  besteuert 
worden.  Eine  besondere  E  rt  ragsbesteueruug  dafür  war  vor  der  erheblicheren 
Entwicklung  des  (Jreditwesens  kein  so  grosses  BedUrfniss  und  bot  immer  stcuertechnisch 
besondere  Schwierigkeiten.  Ab  in  der  Neuzeit  aber  ttberimupt  das  Ertngcsteuersysten 
riitionell  ausgebildet  wurde,  war  es  nur  consequent,  einen  so  eminent  steuerfähigen 
Ertrag  wie  den  Zinsertrag  auch  besonders  zu  besteuern.  Obwohl  nun  UOcksichtcn 
auf  „Scbonnng  des  Kapitids**,  BefUrcbtungon ,  „das  Kapital  hiebt  durcb  Steuern  aus 
dem  L.inde  zu  treiben",  hie  und  da  auch  die  Idee,  dass  dieser  Zinsertrag  durch 
Ueberwälzung  anderer  Ertragssteuern  auf  ihn  wenigstens  in  einem  alten  Ertragsstoner- 
System  von  (irund-,  Haus-  und  Gewerbesteuern  schon  reell  mit  besteuert  sein  könnte.  — 
S.  Uber  dies  Alles  Hclfcrich  in  dem  Aufsatz  Uber  die  Ebführun^  einer  Kapitalr 
rentensteii.  r  in  Rad.  ti.  Tii binger  Zeitschrift  1846 —  vor  Allem  aber  die  handgreifliche 
steuertechnischc  Schwierigkeit,  gerade  diesen  Ertrag  richtig  zu  erfassen,  und  die  er- 
wftbnte  Befdrchtung  der  Deberwälzung  der  Steuer  auf  den  Scbuldner  ein  Mffaalles 
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Yoi;g;ohenf'  crUärliok  maohoa,  so  h»i  man  sich  docli  mit  Becht  mehrfach  (so  ia  sud- 
doatschen  Stuten,  in  Ofisteneicli)  entscUoesen ,  eine  besondere  „Kapitnl**-  oder 

„Kapitalrcntensteuer"  dafür  einzuführen.  Erst  dadnrcli  ist  die  nothvendigo 
Vervollständigoug  des  Ertragssteaersystems  erfolgt  und  wenigstens  iui  Princip 
das  „mobile  Kapital"  (abgesehen  vom  Steuerfuss)  ebenso  gestellt  worden,  als  das 
Mogrt  beetenefte  ^immobile",  Qnwd  und  Boden  med  Qebäade.  Die  einfache  Unter- 
stellanp  do^  Zinsertrags  unter  die  allgemeine  Einkommensteuer  (Prousscn)  reicht  zur 
Hcrbeifaliruiig  dieser  Gleichstellung  nicht  aus,  wenn  das  Einkommen  aus  (iiuad,  Ge- 
binden und  Gewerben  doppelt,  darch  die  ErtmgsbeeteDwang  und  die  Einkommensteuer, 
getrofT^n  wird,  rnmal  wenn  die  Einkommensteuer  so  raanifclliaft  veranlagt  ist  und  die 
Verwaltung  keine  wirksamen  Mittel  zur  Feststellung  des  Ob  uud  Wie  viel  des  Zias- 
bezvgs  des  Steuerpflichtigen  bat,  wie  abermals  in  Prevesen.  Für  die  Bildong  des 
ganzen  Steaonystems  ist  nor  von  der  unbi-stieitbaren  Thatsache  Act  zu  iiL-limon,  dass 
der  Leihzinsertiag  auch  durch  die  rationellste  directe  Ertrags-  und  Einkommensteuor 
Tegdmtssii^  nur  viel  nnsieberer  nnd  wohl  fkst  immer  nnrollBtKndiger  gctrofTen 
wird,  als  der  durch  andere  Ertrags-  und  durch  die  Einkommensteuer  besteuerte  sonstige 
berufemässige  Erwerb.  Daraus  folgt,  dass  es  sich  gerade  jenem  Ertrag  gegenüber 
daiam  handelt,  ihn  noch  durch  ganz  andere  Steucrarten,  als  etwa  bloss  die 
Yetbraucbsbesteucrung,  zur  fsnOgenden  Besteueniiii:^  lieranzuziehen.  Dazu  dienen 
namentlich  die  Vorkehrsstcuern.  Es  liegt  liier  eine  Aehnlichkcit  mit  dem  Erwerb 
durch  einzelne  Acte  und  durch  Anfall  vor,  die  schon  hier  hervorgehoben  werden  mag. 

C.  —  §.  219,  Die  moderne  „directe"  Rest  euer  u  n  des 
bernfsniässigen  Erwerbs  in  ihrer  gegenwärtigen  cou- 
creten  Ansgestaltung  in  den  einzelnen  Lilndern, 

Die  eigentliche  nähere  Dantellonj;  der  coucioton  Gestaltuug  der  besprochenen 
Bestenerang  in  den  duzelnen  Linden  In  der  Gegenwart  bat  nacb  der  von  nss  inne- 
gehaltenen Scheidung  zwischen  „allgemeiner"  und  ..tjpecieller"  Stenerlcbro  ebenso 
wenig  als  die  Behandlung  der  concreten  älteren  btenergeschichte  an  diesem  Orte 
zu  erfolgen.  Es  handelt  sich  in  der  Praxis  hier  vornemlich  um  die  in  dieser  uud  in 
der  Theorie  —  nach  den  beiden  bezügiiclien  BegriBen  der  §.  97  und  98  —  söge* 
nannte  „directe"  Besteuerung.  Wie  sicli  dieselbe  in  der  alten  Welt,  dann  im 
Mittelalter  uud  bis  zum  Schloss  des  ouropüLicheu  „ancien  rögimu  '  in  wichtigeren 
Ländern  entwickelt  und  gestaltet  hat,  ist  in  dem  ersten  steneigeschichtlioben  Kapitel 
des  dritten  Bands  lir^es  Werks  dargestellt  worden,  fUr  die  neuere  Zeit  namentlich  an 
den  Beispielen  von  liaiem,  Üesterreich,  Frcnsscn,  Frankreich  und  England.  Daselbst 
finden  sich  die  Belege  ftr  die  Tocanatebende  Daistellung  der  „allgemeinen**  Ent- 
wicUnng. 

Die  EtDwirkung  der  fraozösischea  Kriegszeit  «af  JB^nanzen  nnd 
Stenern,  die  veränderten  politischen  Verhältnisse  und  Rechtsan- 
sehannogen,  die  neuen  volkswirthschaftlichen  Theorieen  Uber  Be^ 
stenernsg,  die  Veründornngen  in  den  wirthsehaftliehen  Interessen- 
groppeoi  im  Wirthscbafks-,  besonders  im  Gewerbereeht  und  in  der 
Betriebstechnik,  die  von  der  modernen  Staatsidee  nnd  von  wichtigen 
practischen  Interessen  geforderten  Unificationen  derStaatsbesteuerang 
im  gaosen  Gebiete,  und  gerade  vor  Allem  der  directen,  nnd  manches 
Andere  mehr  (Fin.  III,  §.  97—105)  haben  dann  im  19.  Jahrhundert, 
besonders  anm  Behuf  der  Neuordnung  der  Finanzen  nacb  der  mit 
1815  abgeschlossenen  Eriegsperiode,  zu  jenen  Reformen  geführt, 
wie  sie  im  Vorausgehenden  nach  ihren  hier  in  die  allgemeine 
Steaerlehre  allein  gehörigen  principiellen  Momenten  und  Grund- 
^Ugeu  geschildert  worden  sind.   Bei  mancherlei  Verschiedenheiten 
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im  Einzelnen  ist  die  Gesanimtentwieklung  doch  eine  in  der  Haupt- 
sache Ubeieinstinimeudc  gewesen,  weil  sie  eben  von  gleichen  Ein- 
iltissen  beherrscht  wurde  und  auf  dem  Boden  sehr  ähnlicher  wirth- 
schal'tlicber,  leehnischer  und  leohtlicher  Verhältnisse  sieh  vollzogen 
hat.  Nur  England  steht,  wie  gewöhnlich  mehr  abweichend,  auch 
die  Schweiz  und  anderseits  Osteuropa,  besonders  Kussl an  d. 
Aber  Mittel-  und  Westeuropa,  Frankreich,  Deutschland, 
Oesterreich  und  ihre  Nachbarn,  Italien  zeigen  doch  grosse 
Uebereinatimmung.  Nur  ist  die  Entwicklang,  unter  dem  Einfluss 
concreker  geschichtlicher  und  Landesverhältnisse  auch  in  diesen 
Ländern  nicht  tiberall  ganz  zu  derselben  Zeit  eingetreten.  Nach 
einiger  Ruhe  erfolgte  seit  den  40er  Jahren ,  dann  in  jüngster  Zeit 
eine  Fortentwicklnng  in  der  vorhin  gescbilderten  Riehtung.  Die 
franzOstBche  Praxis  ist  mehrfaeb  Vorbild  gewesen.  Busslaud  lenkt 
erst  in  neuester  Zeit  nebr  in  die  westenropftischeii  Bahnen  der 
Ertragsbesteaerong  ein.  Endlieh  haben  aneb  die  steigenden*  Finans- 
bedtlrfnisse  der  Gemeinden  ais  Anstoss  zur  Fortbildung  und  an 
Aenderangen  der  direeten  Bestenerang  geführt. 

S.  oben  §.  10  die  Literatur  Uber  die  Stooeireformf  ragen.  Far  Eng  Und  md 
Frankreich  ist  eine  eingehende  Darstellung  der  direeten  Hcsteueninia:  im  dritten 
Bande  gegeben  worden.  Eine  mehr  ins  Einzelne,  als  die  folgende,  gcbeude  Ucber- 
aicht  tiber  die  ge(?cnwärtige  Gestaltung  in  Deutschland  and  niukren  earopäischen 
Ländern  hahi;  ich  im  Schönberg'schen  Unndbuch  in  der  Abliandlm  iir  -rto  Steaem 
gegeben  (2.  A.  UI,  §.  23~2S),  worauf  hier  zar  Ei]gäuzang  rerwie^eu  werden  mag. 
Viel  Material  in  IIIrtIi*a  Annalen  xtnä  in  Scbans*  FtnaiinTehiT,  ao  Uber  Italien. 
Kvissinnd;  am  Eingehendsten  natürlich  meist  in  den  besonderen  Schrifri  tt  '.ber  dats 
Finaoz-  und  Sleuerweaea  eiazelaer  Lünder.  Aiu  den  neueren  fiaauzwisaeDschafüicheo 
Werken  t.  bewndeis Schiffte,  Steuerpolitik,  8. 2IS— 257,  Stein  in  den  Abechnittott 
Uber  die  einzelnen  Steuern,  Cohn,  Fin.,  Buch  H,  Kap.  8  und  4.  Im  FoIgL-nden  nur 
eine  knrze  Ucbersicbt  darQbcr.  welche  der  in  diesem  Abschnitt  besprochenen  Steaero 
sich  in  wichtigeren  Lündern  finden. 

England  Miroasbritannicn)  hat  in  der  Staatsbestencmng  als  Ertrngsstcucr 
nur  den  Kest  der  alten  l.andtaTc  ;Fin.  III,  §.  n7\  eine  wesentlich  als  Mii  thsteaer 
gedachte  Haussteuer  (cb.  ^.  dann  etwas  den  F.rtragssteuern  .«^eluilichcs  in 

seinem  System  von  Special-I.icoMzabiraben  für  giwissc  (iewerbe,  welche  (ver- 
branrli=?-"^sfetierpflichtige  Artikel  herstellen  uder  damit  handeln,  eine  Art  Spccial- 
Gewcrbct>tcuer  (eb.  §.  IIb).  Seine  hauptsüchlichc  directe  Staatsstoo er  ist  die  seit 
wieder  eingeführte  Einkomme nsteoer,  ardehe,  wie  bemerkt,  in  ihren  fünf  grossen 
Abthi'iliingcn  (Schedules)  ein  /\i  einer  Einknmtnrn'^tfMifr  zusauirnfugofassto«  System 
der  Ertragsbesteaerun g  darätelit  —  im  VVcscntlichcu  eine  Steuer  auf  Urandertrag. 
Pachtgewinu,  Kapitalrenten,  gewerbliches  nnd  Handciseinkommen  nebst  Ertnif  liberaler 
Berufe,  Besoldungen  (f.  Fin.  III,  §.  III — 116),  —  Die  starke  brilische  Couiiuunal- 
besteuerung  ist  in  der  Hauptsache  selbständige  directe  Besteuerung  and  zwar 
eiuc,  der  Ertran^sbesteuerung  ähnliche,  aber  mit  als  Nutzungs- und  Genass- 
bestooerung  geda(  bte  Besteuerung  des  sichtbaron,  Ertrag  gebenden  Uealbesitzes  bei 
dem  nutzenden  Inhaber,  daher  insbesondere  eine  vom  selbstwirtlisrbaliendon  Grund- 
besit4<er,  sclbstbewohneiidca  Hausbesitzer,  vom  l'ächter  und  Miether  fUr  deu  mn- 
gennfxten  Grand»  nod  llausbesits  zu  zahlende  Steuer,  welche  nach  dem  Malier  der 
alten  Arinen<(euer  ausgebildet  worden  ist  (Fin.  III,  §,  157 — 164). 

Frau k reich  hat  in  der  Periode  der  ersten  Bevolution  seloe  alteo  direeten 
Staataateaern  (taillo,  eapitation.  Zwanzigsten,  Ffn»  III,  $.  69,  60)  In  oId  streDfe» 
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dircctcs  Erlra^ssten crsystem  am-  und  ausgebildet.  Dasselbe  besteht  aus  rier 
gr(^en  Ilauptstcucru,  der  G i  u n d Steuer,  welche  aber  zugleich  den  Gebäude-Grund- 
and  Gebittde-Ertrag  mit  umfasst,  daher  eine  Hansstcuer  mit  enthält  and 
neucrdiniTH  auch  formell  in  zwei  Bestandtbcile ,  von  „bebautem"  und  „unbebautem" 
Grondeigenthnm ,  erstere  die  Gebäude«,  letztere  die  agrarische  Grundäteuer,  zerlegt 
worden  ist  (Ffn.  IH.  §.  184 — 190);  ferner  ans  der  Personal-  and  Mob  i Ii  arstener« 
welche  eine  oig-enthuuiliche  Verbindung  einer  Personal-.  Fainilii-ii -.  K i»p f stcner 
mit  einer  Wohnanga-  oder  Miethsteaer  dantellt  (cb.  ^.  191— 1U4);  aus  der  Tbttr- 
ttttd  Fensterttener,  ein  nnorfanlsehee  Anb&ngMl  der  beiden  anderen  genannten 
Steuern,  eine  als  Bcnntziings-  und  Miothsteuer  gedachte,  anderseits  nad»  einem 
iusseren  Merkmai  aufgelegte,  zu  dem  betreli'onden  Tbeil  der  Grundsteuer  noch  hinzu- 
tretende Haas-Ertragssteucr  (eb.  §.  195 — 197);  endlich  der  Gewerbe-  oder 
Patent  Steuer,  welche  am  Meisten  und  bis  in  die  (legenwMt  hinein  in  Verbindung 
mit  den  Fortschritten  und  Aenderungen  der  Betricbsoinrichtung  und  Terlinik  ans-  und 
foit^'ebildet  ist,  zu  einer  ausserordentlich  specialisirendcn.  auf  einem  Uotaiilirten  ClasäCQ- 
schematismus  aufgebauten  Gewerbe- Classensteuer  (eb.  §.  198—  205);  sie  omfiisst  seit 
1850  auch  eine  Reihe  der  w iditifistiMi ,  doch  ni(lit  alle,  selbständig  ausgeübten 
liberalen  Berate.  Beamte  und  Lohnarbeiter  unterliegen  iu  Frankreich  als  solche 
keiner  direoten  Steuer,  sondern  nur  mit  der  Personal-  und  Wobnnngs-  und  Thür-  ond 
ri  n>t<_'rr,fi;uer.  Erst  nt-uordings  ist  ein  Bci;inn  mit  finor  eigenen  Ertragssteuer  von 
i^apitalrouten  u.  dgl.  gemacht,  mit  Beschränkung  auf  gewisse  Kategorioon  (Fin.  UI, 
§.  208,  209,  „Steuer  vom  Einkommen  ans  beweglichen  Werthen' ,  d.  b.  ans  ge- 
wissen .Werthpapieren).  Ausserdem  bestehen  eine  eigene  Ertragsstcuer  fUr  die 
Bergwerki'  (c]i.  §.  207^  und  Specialgew erbestcuprarti^c  cw o r b  1  i r  !i  Licenz- 
steuern  (eb.  201  vuniomlich  ftlr  Producentcn  vuu  und  Händler  uat  virbrauchs- 
Btenerpflicbtigen  Artikeln.  Eine  allgemeine  personale  Glessen-  oder  Ein- 
kommensteuer ibt  im  nioiiernen  Frankreich  zwar  öfters  angeregt  und  geplant  gewesen, 
aber  bisher  nicht  zu  Stande  gekommen  (rgL  Fio.  III,  191).  —  Die  frauzösische 
Commanal-  (und  Departements!-) Bestenemng  der  in  diesen  Abschnitt  fallenden  Art 
besteht  in  ZuschlÄg-fn  zn  den  betreffenden  directen  Staatsstouern  (§.  S.'H — 3*^9); 
ausserdem  findet  sich  in  der  nach  Wahl  des  Pflichtigen  in  Geld  oder  in  Naturaldienst 
za  leistenden  Wegedienstabgabe  eine  eigentiUkmUche  directe  Personal -Zireck> 
•teoer  der  Gemeinden  (eb.  §.  340). 

Frankreichs  Nachhanifaatcn  haben,  zum  Theil  in  directer  Einwirkung  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung,  weil  sio  einmal  zum  französischen  Staatsgebiet  gehört  haben 
(Belgien.  Holland),  zum  Theil  in  Nachahmung  des  französischen  Musters  mehrfach 
eine  Shnliche  directe  Slaatssteu  er- VerfassTinc:.  So  in  Belf»^ien  und  Holland 
eine  directe  Grund-,  Personal-,  Patentsteuer,  Bergwerkssteuer. 

Italien  hat  in  einem  grossen  neueren  UnÜcationsprocess  seine  directe  Be- 
steuerung eigenartiger  ausgebildet,  im  Wesentlichen  dass  eine  Grnnd-  und 
Gebände Steuer  als  Ertragssteuern  bestehen  und  die  directe  Besteuerung  aller 
snderen  Ertrtge,  bez.  i^nkemmen  in  Einer  grossen,  einkommensteneiartigen  directen 
Gesammtsteuer  vom  ,. beweglichen  Vermöfren''  in  nielnfaeli  cigenthümliclier 
Weise  zusammengefasst  wird  (s.  darüber  Durkart  im  1' inanzarchiv  VI).  Die  Steuer 
trifl^  daher  gewerbliches  Einkommen,  liberales  Berufseinkommen,  Gehalto,  Löhne,  Leih- 
Zinsen,  Pachtgewinn  n.  s.  w.  nnd  tvar  nach  vier  verschiedenen,  der  .,Leistung8(fthigkeit** 
de»  betreffenden  Einkommens  sich  anpassenden  Steuerfassan  (reines  Renteneinkommen 
am  Höchsten,  darunter  auch  die  Staatsschuldziu:>eu,  mit  demselben  Steuersatz  (13.2  "/o) 
in  Goupon.steoerform,  Besoldungen  a.  dgl.  am  Niedrigsten)^ 

In  der  Schweiz  ftlilen.  wie  in  ainleren  Bundesstaaten,  liiehergehRiige  directe 
Bundessteuem.  Die  Cantonai-  und  Gemeindebesteucrung  hat  ihren  Schwerpunct 
in  der  directen  Stener  nnd  swar  sind  hier  besonders  sUgemeine  Personal -Ein- 
korn men-  nnd  Vermögenssteuern,  let/.tere  in  modernisirter  Form,  verbreitet. 
(S.  darüber  die  hterarischen  Angaben  oben  S.  25,  Manche«  iu  Cohn 's  Fin.)  Mehr- 
neb hat  man  sich  hier  den  Fordemngen  des  „socialpoUtbcben**  Stenerprincips  zn 
nähern  gesucht,  stöäät  aber  dabei  auf  die  Schwierigkeit,  dass  dio  steuerpflichtigen 
Reicheren  durch  Wechsel  des  Domicils  von  Canton  /.u  Canton  sich  leicht  der  höheren 
directen  Subjcct-  oder  Personal -Besteuerung  euuieheu  können,  — was  natilrlich  nichts 
gegen  diese  Besteocrung  beweist«  lAndern  nnr  die  Nothwendigkeit  einer  gewissen 
CobereinstimiDiing  solcher  BesteueniDg  wenigstens  innerhalb  eines  grOaaersA  politischen 
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Gemein wcscQS ,  wie  es  die  Schvelz  ist,  zeigt.  FOr  die  allgemeineren,  in  dieflom  Ab- 
sdinitt  bchandelteil  Fragen  bieten  die  schweizer  Ycrm&genS'  und  Einkommensteaern 
besonderes  Interesse,  weil  sie  das  hier  vorliegende  Problem  anders  ab  meist  im  fibrigea 
iDoderoea  Europa  mit  seinem  £rtragäateuün>ysleia  lösen. 

In  Nordenropa  ist  Schwaden  in  der Hinttberhiklung  «einer  älteren  directen 
T^esteüeruni!:  in  moderne  Einkominenstctier  ron  Einkünften  ans  Tmmobiliarbc:?it2 
und  aus  Kapital  and  Arbeit  seit  länger  begritlen,  aber  noch  nicht  damit  fertig  go- 
Vörden.  bat  neben  dieser  neuen  Bestenemng  noch  Beste  alter  hopfstenernctifer 
P<  rs Oh ;il abtraben  und  namentlich  einer  Grund bestcuerung.  welcli  -  st  uc-rarti^e  üiid 
zchcntartige  Elemente  verbindet«  mit  der  älteren  Wehrveilafisaug  zusammenhängt, 
Beallast  erscheint  und  jetzt  dvrch  Absebieibungen  einer  Vermlndening  enlgcgengefUlirt 
wird,  weil  sie  als  unzulässige  Extrabclastuii|jc  des  Grundbesitzes  gilt.  Aehnliche,  aber 
nnbedeutL-nclcre  GrunJabgaben  noch  in  Norwegen,  wo  sonst  eine  ncae  Einkonimen- 
uud  Vcrmögeöiititeucr  gesetzlich  eingerichtet  ist,  al)cr  nicht  rageliuaätig  erhoben  wird. 
Dänemarl  ist  in  der  Ausbildung  seiner  directen  Bestcuerunf  znrnckgeblieben .  sie 
besteht  aus  einer  zwar  in  dieseui  Jahrhundert  vcriiudcrten,  aber  veraltet  gebliebenen 
und  jetzt  hxirteu  ländlichen  Grundsteuer  (Uartkornstouer)  uud  oinor  wesentlich, 
doch  nicht  awNKdiliesali^  sildtischen  Gebftvdesteaer;  daneben  ein  Best  einer  ftlteren 
Kangsteuer.  Von  Einkommensteuern  hat  der  dftnische  Staat  nnr  rorQbogehend 
für  ausserordentliche  BedUifuisso  Gebrauch  gemacht. 

InBttssland  ist  die  alte  directe  Hanptstener  des  Staats,  die  sehr  eigenthQmlich 
gestaltete  Kopfsteuer,  in  der  neuesten  Zeit  schrittweise  aufgehoben,  theilweise  aber 
in  directe  Ertragsbesteuerung  vom  Grundbesitz  hinubergebildet  worden,  ein  noch 
nicht  abgeschhjssener  Procoss.  Durch  eine  Patent-  oder  Gewerbesteuer,  jQngst 
auch  durch  eint  K apitnlrentensteucr  ist  die  Ergtnznng  dieser  Ertragsbestenerong 
erfolgt,  Eine  allgemeine  personale  Einkornnu  nstcner,  mit  als  Glassenstener,  ist  geplant 
gewesen,  aber  nicht  zur  Ausfahrung  gelangt. 

Oesterreich  hat  seine  alte  directe  Bestenerong  (worüber  in  Fin.  III,  §.  45 
berichtet  ist)  in  und  nach  der  französischen  Kriegszeit  in  ein  umfassendes  Ertrag;?- 
stcuersystem ,  mit  bosondeis  filr  den  Keal  besitz  uugemeia  hohcu,  durch  die  schwere 
Finanzlage  bedingten  Stenersätzen  hinttbcrgebildet:  eine  Erwerb- (Gewerbe-),  Grund-, 
Gcbäudesteuor,  zu  welchen  dreien  1849  eine  sogenannte  „Einkommensteuer** 
trat,  d.  ii.  aber  eine  neue  Ertragssteuer,  welche  in  drei  Abtheilungon  Zuschläge 
zur  Erwerbstraer,  eine  Kapitalrentensteuer,  die  später  in  den  practisch  wich- 
tigsten Fällen  in  die  Couponstcuerform  im  Verwaltungswege  hinubergefahrt  ist,  und 
eine  Besoldun gssteuor  enthält.  Versuche,  in  vr':"'''''ischer  Weise  mit  dem  Ertra»s- 
steuersystem  cinu  allgumuiu e  rersoual-Einku mmen Steuer  zu  verhiudeu,  sind 
gescheitert,  werden  aber  soeben  (1890)  wieder  aufgenommen.  —  Im  Ganxen  an  der 
Grundlage  der  Osterreichischen  (Gesetzgebung  festhaltend«  hat  Ungarn  dieselbe  seit 
ISüS  doch  mehrfach  modificirt  und  weiter  ausgebildet. 

In  den  Vereinigten  Staaten  reu  Kordamerica  bat  man  im  BOfgeilriege 
18(>1  If.  auch  mit  directen  D nionssteucni  Vorsuche  gemacht.  Sonst  bestehen  auch 
hier  nur  In  den  Einzelstaaten  und  Gemeinden  directe  Steoeni,  meist  als  Ein- 
kommen- oder  Einkommen-  und  TermOgenssteoem. 

Im  Deutschen  Reich  ist  die  directe  Besteuerung  bisher  ausschliesslich  Sache 
der  Einzelstaatcn  geblieben,  obwohl  das  lleich  verfassnnsrsm.issig  zur  Einfuhran? 
eigener  dirccter  Steuern  berechtigt  ist.  An  eine  Keiclis- Eiukomm en Steuer,  auch 
an  eine  Ueichs-Gewerbesteuer  ist  gol^(entlich  gedacht  woMan.  In  den  Einzel- 
staaten besteht  gerade  auf  diesem  Bcsteuerangsgebiete  eine  grosse  Mannigfaltigkeit 
Doch  ist  wenigstens  innerhalb  jedes  einzelnen  Staats  schon  in  und  dann  nach  der 
französischen  Kriegszeit  die  Dnification  der  directen  Staatssteaem  erfolgt,  errt  zn- 
letzt  in  Preussen  (tinind-  und  Gebäudesteucr  1S61  K),  woselbst  nach  196*5  auch  in 
den  neuen  Proviuzeu  die  ältere  allgemeine  preussische  directe  Bestenerong  durch- 
gefohrt  wnrde.  Die  Entwicklung  bewegte  sich  in  diesem  Jabrhandeit  Im  Ganzen  vor- 
wiegend in  der  Kichtong  des  rationellen  Um-  und  Ausbaues  der  älter>?n  directen 
Steuern  in  ein  modernes  Ertragssteuersystem,  doch  ging  theUs  von  vornherein 
daneben,  theUs  schloss  sich  an  die  Ausbildung  eine  Personalbosteuerang,  welch« 
in  eine  Einkommensteuer  auslief,  zur  Ergänzung  der  Eitragsbostcnerung,  wie 
awrh  zum  Ersatz  von  f(lil.'nd>  n  filied  Tti  der  letzteren  (Preussen).  In  der  netjeren 
uud  neuesten  ideit  bat,  mit  unter  dem  Einhuas  der  bteuencchmschen  UnvoUkommciiheit 
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der  Ertngsbefltooefiing  und  d«r  YerbreitaDif  der  Ansicht,  daas  tucb  principiell 
EiokommenbesteaeniD)?  den  Vorzag  verdiene,  die  Hinneia^nng  zq  letzterer  zngenommeo, 
iodein  man  sie  zur  Hauptsache  machte  (Königreich  Sachsenl  oder  sie  wenigstens 
ZOT  ürgänzuof  der  Ertragsbesteueruiig,  unter  Modificaüün  der  ietztercu,  hinzufügte 
(Baden,  Hesst-n,  nicht  gelungener  Plan  in  Beiern).  Die  wichtigsten  Beiqiiele 
einer  Combination  der  Krtrajrs-  und  Einkorn  iru-n  ht^ateaemng  sin)  }'r'Mivsf>n 
(j^tzt  auch  Baden,  Ile&acn  und  lileincre),  einer  ?orwaitonden  Eiokommeube- 
stetitrung  als  hauptsächlicher  Staatateser  KBnIgideh  Sachsen,  einer  conseqnent  aoe- 
gebildeten  blosse»  Ertrags bcsteuemng  Baiern  und  Würfe mberg.  Für  die 
Ausbildung  der  Qruod-  und  der  Qe verbesteaer  ist  mehrfach  die  französische 
Oeset^ebang  ren  ESnünss  geweaeo. 

In  der  Geminiittalbesteoemng  ist  die  indirecte  Yerbranchabeateaening 

namentlich  irr,  filteren  Prousson  fast  verschwanden,  in  den  neueren  Landestheilen 
Preofiseoi»  und  in  anderen  deutschen  Staaten  ist  Einiges  davon  verblieben.  Der  Schwer- 
ponet  lieft  aber  aach  hier  im  Ganzen  in  der  directen  B^teaemog,  Ertrags-,  nament* 
lieh  R ealbesteticrung,  daneben  aber  auch  Person al-  und  Einkorn menbesteuorung. 
Beide  erscheinen  uberwicjrond  in  der  Form  ron  Zuschlägen  zu  den  betroti'enden 
Staatssteucra  (.nur  so  in  der  Verbands-,  KrcU-,  Diitricts-,  Provin/.iall)e8lenerung), 
doch  auch  noch  als  selbttlndif e«  besonders  veranlagte  oder  wenigstens  etwas 
abwoi'-h'^nd  von  der  Staatsbestenemng  eingerichtete  Steuern.  Eine  eigene  directe 
CouimunalsteDer  ist  auch  die  als  Steuer  des  Mietheis  (bez.  des  EigenthUmers  als  Be^ 
BnHera)  vorkomneade  MiethKener  (Berlin). 

Lt  Prcassen  (Abweichungen  sind  nur  in  Hohenzollcrn  verblieben)  sind  drei 

Frr?issere  Ertragsstencm  vorlianden,  die  Grund  ,  Ii*  Gebäodi;-,  die  Gewerbe- 
steuer, an  welche  sich  als  Nobeuglieder  die  Bergwerks-,  Hausir-  und  Wander- 
lager-, nnd  iHe  Eitenbabn-(Ertragft-)S<eiier  anschHeaaeo.  Yen  diesen  Stenern  ist 
die  Geworbesteuer  die  reformbedürftigste.  Daneben  besteht,  als  Doppel bestenerung 
der  durch  die  genannten  Ertragssteuern  schon  getrofifenon  Einkommen  und  als  allei- 
nigc  directe  Staatsbesteuerung  aller  übrigen  Einkommen,  die  eb«ifklls  sehr  reform- 
bedürftige, bisher  noch  zweigliedrige  Personalbesteuerung,  d.  h.  die  Classensteuer 
(früher  für  jedes,  auch  noch  so  kleine,  seit  1S73  für  das  4->o,  seit  1883  für  das 
900  M.  ubersteigende  und  bis  3000  M.  reichende  Einkommen i  uud  die  classificirte 
Einkommensteuer  ^für  das  EinhoBiien  des  (Jensiten  aber  3000  M.).  mit  schftrferer 
Dnr' lihil  luno;  des  Einkorn mensteuercharacters,  welcher  aber  bei  der  Classensteuer 
aiimiihlich  ebenfaUs  immer  melir  ausgebildet  und  an  die  Stelle  der  Eiuschfttzang 
wesentHdi  nar  nach  seeialeii,  Standes*  nnd  d^.  Momenten  getreten  ist.  a 
fehlt  hier  mm  ntlich  zur  höheren  Bestenernng;  des  fundirten  Einkömmen.s.  welche 
durch  die  Verbindung  der  genannten  Ertragssteocm  mit  der  Ciassen-  und  Einkommen- 
stener  sonst  einigcrmaassen  eneicbt  wird,  ^e  eigene  Kapitalren tenstener.  Eine 
solche  war  ISS4  geplant,  aber  ist  so  wenig  als  die  damals  in  Ausai(  ht  genommene 
Beform  der  Personalbestenenmc:  (Verschmelzung  der  Ciassen-  und  Einkommensteuer, 
Weitere  Aufhcbun^^  der  Slaabsteuer  bis  zu  1200  M.  Einkommen)  zu  Stande  gekommen. 
Bei  dem  unvollkommenen  Veranlagungs-  und  Einsch&tzungssystem  wird  so  in  Preussen 
die  Kapitalrente  (der  Leihzins)  in  keiner  Weise  ausreicliend  noch  gleichmÜssig  mit 
anderen  Einlilnflen  der  directen  Besteuerung  unterzogen. 

Im  Königreich  Sachsen  hatte  man  die  ftltereii  directen  Staatsstoncrn  in  ein 
dreigliedriges,  femeailtch  eine  'Ertragsbesteaemng  darstellendes  System  hinUbergebUdet: 

eine  Grund-,  eine  mit  dieser  verbundene  GebÄude-  nnd  eine  Gewerbe-  und 
Personalsteaer.  Durch  eine  neuere  lieform  (läTOor  Jahre)  ist  letztere  aufgehoben, 
die  beUett  anderen  sind  nach  Mheblieher  Ermissigung  ihres  Fnsses  als  Beste  der 

Ertragsbesteuerong  verblieben,  an  Stelle  dieser  Stenern  und  Ermässigungen  alier  eine 
allgemeine  personale  Einkommenstener  getreten.  Sonst  besteht  noch  eine 

Hausir-  und  Wandcrlagerstcucr. 

In  Baden  i&t  ein  ausgehildetea  fUüfgliedriges  Ertragssteuersystem,  in  welches 
seit  den  40er  Jahren  auch  eine  eigene  Kapitalrentensteuer  av%enoinBen  wordon  war, 
jttngst  modificirt  und  durch  eine  all^-  ir,  <  i  ne  Ein k o m  ei;  Steuer  ergJinzt  worden, 
welche  letztere  zum  Theil  an  Stelle  der  Uewerbesteuer  (vom  persönlichen  Verdienst) 
^  So  ist  daselbst  jettt  in  Form  der  D o  p  p  elbeatenenuig  eine  höhere  Bestenerung 
A*  Wag Mer,  FIbshi ■iMwmitan   IL  t.  Avfl.  35 
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des  fundirten  Eüikomincns  durcb  oino  aas  Grund-,  Haus-,  Gcwcrbekapital-,  L&ih- 
kapital-Steucr  beäiotiendc  directo  Besteuerung  ausgebildet,  in  besonders  rationeller  Weise. 

Baiern  hat  durch  ein  rationell  und  folgerichtig  auägebildetos  Ertrags&teuer- 
syttcm  von  fünf  Gliedern  wenigstens  principiell  die  directe  Besteuerung  allen  „bemfs- 
massiircn  Erwerbs"  trreirht,  ob  aber  in  richtiger  ..(Heichmässigkeit"  ^trhf  freilich 
dahin:  eine  Gruud-,  Gebäude-,  Gewerbe-,  Kapitalrcnteusteucr,  an  welche  tach 
als  fünftes  Glied  uiit(>r  dem  Namen  „Ein komm ensteoer**  eine  besonnen  Eitzags- 
Steuer  anreiht,  welclu*  illf  dit-  durch  die  anderen  vi  -r  St'M!"rri  rn  Ii?  rhon  potroffeneai 
Berufä-  und  Einkommeuarteu  besteuert:  den  Arbeitalubii,  dun  i:<rwurb  liberaler  Berufe 
in  aelbBllndlirer  AosQbiug^.  die  Beaoldiuifeeiii  den  Bof  verts-«  den  liodlic^en  nod  ge- 
werblichen Paclittutrieb  u,  s.  w.  Dia  formelle  und  materielle  Doppel  besteu<!ruüg 
de«  fundixten  Eiukommeas  fehlt  atif  dieee  Weise.  —  Formell  abweichend,  sachücli 
Uudlch  iflt  die  reine  ErtngebesteDeraDc  in  Wflriemberg  oingeiieiitet  (e.  meine  Ab* 
handlnng  im  Schftnbeig'echen  Hnndbncii,  directe  Stenern,  §.  25). 

V. —  §.280.  Allf^emeine  Beorthetlong  desErtragB- 
flteaersjateiDB. 

S.  meine  „Kritik  der  directen  Besteui  rung*'  im  SchOnberg'adiett  Handbuch, 
2.  A.  III,  H.  221—230  und  daselbst  passitn  Uber  die  einzelnen  Steuern.  Forner  u.  A. 
Henmaun  iu  der  Schrift  Ertragssteuern  oder  persönliche  Steuern  und  überhaupt  die 
nenere  Literatur  über  directe  Besteaerang,  wie  Held*  die  Ontechten  des  Vereins  fitr 
Socialpolitik  und  die  Verhandlungen  auf  den  Versammlong'Mi  von  1S75  und  1ST7. 
Auf  der  Versammlung  von  lb<5  wurde  Gensel's  These  angenommen  ^Bericht  S.  6S): 
^,Die  bisber  noch  in  einer  MehrzaU  denticber  Stetten  bestehenden  sofenanoten  Er- 
tragsbteuern  erweisen  sich  bei  gesteigertem  Bedarf  als  unzureichend.'*  Sch&ffle, 
Steuerpolitik  S.  51  tf..  1119  tl.,  358  Stein,  4.  A.  I,  455  il.,  IL  passim  bei  den  ein- 
geben Steuern  (auch  5.  A.).  Bobert  Meyer,  Principien,  §.  6S — 65.  Yocice,  Ab- 
gaben, S.  27  •  ff.,  '292  ff.,  tlber  die  einzelnen  Steuern  S.  S2S  ff.  passim,  tiber  die  Eio- 
kommensteuer  S.  155  ff.  (Grosser  Optimismus  in  Betreff  stenertechnischen  und  Steuer- 
tiulid:>cben  Weithb  der  Ertragä-Hteucrn.)  Cohn,  Flu.  S.  '6b4  Ii.,  -107  Ü.  üubcher, 
hn.  B.  3,  Kap.  2  und  8  pasdm. 

Die  dargelegte  Entwiekluog  der  Object-  oder  Ertragebesteaerang 
ist  eilte  eonseqaeDte  und  rationelle^  die  tar  ano&bemden  Enreicbimg 
des  Ziels  YolkBwirtbscbaftlicb  richtiger  und  Tolbtftndiger,  sowie 
leidlich  gleichm&ssiger  Beateaerong  aller  Tbeile  des  berufsmässigen 
Erwerbs  anvermeidlich  war  und  der  älteren  Bestenerung  gegenttber 
einen  namhaften  stenerpolitischen  and  steaerteehnist^eo  Fortsebiitt 
darstellt  Die  Ertragsbestenemng  mit  den  genannten  sechs  Gliedern 
(Grond-,  Hans-,  Gewerbe-,  dann  liberale  Berufs-,  Lohn-,  Leihzins- 
steuer) und  ihren  Unterarten,  Specialisirungen  und  Anhängseln  (so 
der  Gcsellsfhafts-,  der  Bejgwerksbcsteiieiuug,  llausirsteuer  zur 
Gewerbesteuer,  der  Kisenbahnbestenening  zur  ganzen  Kategorie) 
verdient^  als  zusamiuengebürigc  Steuergruppe  betrachtet,  auch  mehr 
als  irgend  eine  andere  Gruppe  den  Namen  eines  „Systems". 

Aber  gleichwohl  hat  dies  System  sehr  erbebliche  innere 
Mängel  nach  seiner  Zusammensetzung  einmal  aus  ver- 
schiedenartigen und  sodann  aus  solchen  Elementen,  welche 
Objectsteuern  sind. 

A.  Es  b e 8 1 e  b  t  in  8 e i  n  e d  G 1  i e  d  e  r n  aus  sehr  n  n  p:  1  e i c h  e n 
Elementen  von  sehr  verschiedener  Erkenn-  and  Er- 
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fassbarkeit.  Dies  hindert  Kunächst  schon,  grosse  Quoten 
eines  grossen  und  wachsenden  (Staats-  und  Communal-) 
Steuerbedarfs  dadurch  zu  decken,  was  sich  überall  bald  als  un- 
ro?5glich  erwiesen  hat,  so  in  Oesterreich,  Frankreich  (Zeit  nach 
1870!  Fin.  III,  §.  172,  173)  und  in  den  deutschen  btaaten  in  neuerer 
Zeit.  Ferner  bringt  dieser  Umstand  grosse  UnglciehmU ssig- 
keiten  der  iklastung  mit  sich,  sowohl  zwischen  den  Objecten 
(bez.  den  dafür  ÖteuerpHichtigen)  der  verschiedenen,  als  zwischen 
denjenigen  einer  und  derselben  Ertragssteuer,  trotz  aller  auf 
Gleiehmässigkcit  hinzielenden  Bemühuogen.  Die  Folge  ist  meist, 
dass  die  leichter  erkenn-  und  erfassbaren  Erträge  stärker,  als  die 
anderen  belastet,  daher  besonders  der  ImniobiliarbeBitz  ttber-,  der 
Mobiliarbesitz  (Leihkapital!)  untersteuert  wird. 

1.  Von  Steuerart  zq  Steuerart  ist  die  firkenti-  and  Er- 
faaebarkett  des  firtiags  ganz  nngleioh. 

Die  reinen  KLalsteuern  des  Systems,  die  Grand-  und  mehr  noch  die 
fjL'bäudestetier  bieten  den  Vortlieil,  ^^-i--^  sich  da^  Vorhandensein  und,  wenn 
auch  bei  der  Urundsteaer  auf  acht  couipiicirte  Weise,  wunigütcus  innerhalb  gewisser 
Grenzen  doch  auch  die  ungefähre  HOhe  der  Ertragsfäbigkeit  und  des  Reinertrags 
selbst  leidlicli  sicher  ermitteln  lassen.  Bei  der  Gewerbe  Steuer  einschliesslich  der 
Steuer  der  selbständig  ausgeübten  liberalen  Berufe  liegt  die  Sache  schon  wesentlich 
mgUiutigtor,  weDn  auch  in  refsehiedeoMD  Grade  bei  den  einxeloen  GattaDgen  der  Ge> 
werbe.  Vorhandensein  und  Höhe  des  Ertrags  von  Leih/. insen  eiit/iehen  >ioh  aber 
sogar  leicht  ganz  der  Controle,  w&hreud  wieder  der  Ertrag  der  liberaieu  Dieust- 
arbeiteii  (Betnte^  und  der  niederen  Arbeitearien  an  rieh  und  in  seiner  H5he 
leichter  zu  ermitteln  i^t.  I>arans  droht  in  der  That,  wie  auch  die  Erfahrung  bc^itätigt, 
eine  Ueberlastuug  des  immobilen  Besitzes  und  seines  Ertrags  hcrvor^^u- 
geben,  zumal  hier  gewöhnlich  eine  hohe  alte  Besteuerung,  die  freilich  vom  jetzigen 
Besitzer  nicht  mehr  immer  als  Steuer  angesehen  werden  kann,  sondern  früher  beim 
Besitzwcchsel  amortisirt  wurde  und  nur  als  Zi^^l  l^t  in  Steiierforui  fortg;cftlhrt  wird, 
geschichtlich  überkommen  ist.  Und  auch  der  Arbeitsertrag  droht  schwerer  sogar 
dtircb  diese  dincte  Besteuerung  getrolien  zu  werden,  als  der  gewerbliche  Unter- 
nehmer^ewinn  und  vollends  ula  der  Leihzinsertrag.  Der  Ertrag  yon  Ge- 
bäuden, besonders  von  städtischen,  regelmässig  im  Wege  der  Vermiethung  be- 
natstOD,  ist  beeonders  leiobt  richtig  »i  ermitteln,  der  nahe  renrandte  Extxaf  Ton 
Leihkapitalien  oftmab  gar  sieht»  mdtetMis  schwer  (Wathpapiere!). 

8.  Innerhalb  des  Gebiets  jeder  einzelnen  Stenerart  erheben 
sieh  nieht  geringere  Sehwierigkeiten  hinsiohtlich  der  Erkenn-  nnd 
Erfaesbarkeit  der  Erträge,  beBondera  bei  der  Grund-,  der  Ge- 
werbe- nnd  der  Steuer  der  selbBt&ndigen  liberalen  Berufe, 
aueh  bei  der  Leihzins  Steuer. 

Vach  den  landwfrthschafttfcben  Betriebssystemen,  den  Verkehrs-  nnd  Absatz- 

rerhältnissen  u.  s  w.  ist  der  steuerbare  landwirtliächaftliche  Keinertra;;  des  Grund 
and  Bodens  ausserordentlich  rerschiedcn  und  unter  dem  steten  Wechsel 
der  zahlreichen  einwirkenden  Ursachen  nach  Ort  und  Zeit  sehr  rerlnderlich:  mit 
der  höheren  Entwicklnng  der  Yolkswirthschaft  (intensiver  Anbau,  Communicationen !) 
in  immer  hAh-  reni  Maas^.-.  Dies  macht  die  umfassendsten  zeit-  und  geldraubenden 
üperationeu  zur  i^eätsieiloug  des  Keinertnus  uothweuUi^,  die  gleichwohl  nicht  einmal 
fUr  den  Momenl,  geaehweige  für  llogwe  Zeit  den  Zweck  emlohen,  daas  aan  nan  die 
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Gninlsteaer  veoig^tciis  unter  den  einzelnen  Grundbesitzern  g^leichm&ssig 
:iiif/iilL'tren  vcrmfichte  (vi;l.  über  Frankreich  Fin.  III,  §.  1S5  fF.V  P  -i  fJ^i  ciazel- 
11  eil  (icwerbon,  deren  Ertrag  die  Gewerbesteuer  belasten  will,  ist  wicUer  die  £r- 
kenii-  «ad  Erfassbukelt  nicht  nur  nach  der  hier  besondeis  maMSfebenden  PerMnUdi- 
keit  des  leifciiJ«  n  Rd  Iiis-  aiui  Wirthschaflssubjecfs  —  ein  wie  bei  allen  Objectstouern 
aocb  liier  gar  nicht  oder  nur  wenig  beracksichtigtes  Moment  (§.  222)  — ,  sondern 
Mch  nach  den  Oattongen,  dem  Umfaiig«  der  tediniwdiea  Katar  der  rerschiedenen 
Gewerbe  ganz  ungleich:  bei  den  Handels-,  vollends  den  Bank-  und  ähnlichen  Ge- 
werben meist  viel  srbwicrifrer  als  bei  den  Gowerken,  beim  Grossbetrieb  sch\reri»r 
beim  Kleinbetrieb,  bei  der  Fabrik  als  beim  Handwerk.  Und  in  welchem  (irade  diUciiit 
wieder  die  Erkcna-  und  Erfassbarkeit  des  Ertrags  nnd  seiuer  Hölic  bei  den  einzel- 
nen gcwerblirheu  Unternehmungen  aach  des  nemllchen  Zweiges!  A<luiliches  gilt 
?on  den  verschiedeneu  liberalen  Berufsarten.  Nicht  minder  aber  ist  der 
Leihzinsertrag  je  nach  der  Kapitalanlage  ganz  verschieden  erfoasbar:  bei  Hypo- 
thekcn  in  Grun  iV  Ii  rii  einer-,  anreraicheHen  Privatschnlden,  WeftbiM^ieren,  in-  nnd 
ausländischen  l  dyitucu  u.  s.  w.  anderseits. 

Die  i Dimer  grössere  Ktinstlichkeit  und  Kostspielig- 
keit des  Ertragssteuersystems  ist  die  DotLweudige 
Folge  dieser,  gerade  in  der  modernen  Welt  ans  wirthschaftlicheDi 
teebnischeo  und  socialrechtlichen  Gründen  steigendeo  Schwierig- 
keiten, die  den  yerschiedenen  Ertragsstenern  und  wieder  die  einer 
jeden  einzelnen  unterliegenden  Erträge  einigermaassen  richtig  zo 
erkennen  und  zn  erfassen:  daher  jene  stannenerregenden  Werke 
der  „rationellen''  Gmndstenerkataster,  jener  riesige  Classenselieina- 
tisnins  neuerer  Gewerbestenem.  Aber  man  kann  steh  nicht  ver^ 
hehlen,  dass  das  Problem  volkswirthschalUich  richtiger,  vollständiger 
nnd  gleiebmässiger  Bestenerang  durch  das  Ertragsstenersystem  anch 
in  dieser  relativ  Tollkommensten  Aosbildnng  doch  nur  sehr  nn- 
vollkommen  nnd  wegen  der  immer  grosseren  IndiTidnalisirnng 
nnd  Beweglichkeit  aller  einwirkenden  Momente  sogar  wachsend 
nnvollkommener  gelöst  wird. 

3.  Eine  besondere,  unter  diesen  Verbältnissen  gar  nicht  ge- 
nügend zn  überwindende  Schwierigkeit  macht  in  dieser  Sachlage 
die  ricbrlL'^e  Festsetzung  des  Steuertu  r  s  e  8,  mag  man, 
nach  dem  Princip  der  „rein  linanzfellen"  Besteuerung,  den  gleichen 
Steuerfuss  für  alle  Ertragsarteu  und  individuellen  Ertragsböhen 
oder,  nach  dem  Princip  der  „socialpolitischen^'  Besteoernng,  einen 
nach  diesen  zwei  Momenten  Terschiedenen  Stenerfoss  bestimmen 
wollen:  die  Ertragsermittlungen  der  yerschiedenen  Stenern  nnd 
diejenigen  einer  nnd  derselben  Steuer  sind  eben  von  unver- 
meidlich ganz  ungleichem  Werth  nnd  die  in  beiden  FiUlen 
ermittelten  und  als  Grundlage  der  Besteuerung  dienenden  Grossen 
mehr  oder  weniger,  oft  in  hohem  Haasse  ungleichartige,  wäh- 
rend sie  doch  im  Ertragssteuersystem  als  gleichartige  Grossen 
gelten. 
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In  der  Praxis  daher  bei  aller  Soigfalt  der  Katastriroog,  des  Abwägeus  doch 
mir     ein  hobes  Maaas  von  Willi  11  r  in  der  wie  immer  erlblgenden  Nemirnn^  des 

St01UlflHB6>> 

B.  —  §.  221.  Mit  dem  Objectatener-Cbaracter  von  Haupt- 
gliedern  des  Ertragsfiteoereyatems,  namentlich  der  Grand-,  Gebftade-» 
der  Gewerbeetener,  letzterer,  soweit  sie  gewerbliche  Realiültensteiier 
ist,  und  der  Kapitalrentenstener  in  Form  der  Oonponstener  von 
öffentlichen  Werthpapieren  (ObltgationeD,  genaaer  ron  blossen 
Bentenobligattonen  oder  Ton  solchen  mit  langer  Verfallseit  des 
Kapitals  und  fehlendem  Etlndiguugsrecht  des  Gläubigers)  hängen 
vier  schwere  Missstilnde  des  Systems  zusammen :  die  Nicht- 
berlicksiehtignng  von  Schulden;  die  reallastartige 
Wirkung,  bez.  (bei  der  Coaponstener)  als  ZinsverkUrzang,  nicht 
mehr  als  Steuer  erscheinende  Wirkung  der  Besteuerung:,  daher  die 
Rückwirkung  der  Steuer  auf  den  Wert  Ii  des  Steucrobjects, 
der  Ertiiigsquelle,  selbst  („Steneramorti.s.iiion"  bei  Besitzwechsel 
üm  den  Betrag  des  Kapital \\  erth8  der  Steuer  und  umgekehrt  Ge- 
schenk in  diesem  Betrage  Stcnererlass  oder  Ermässigung) j  die 
Rückwirkung  von  Aenderungen  im  Steuerl'uss  auf  der 
bisherigen  Grundlage  (Katastrirung)  und  endlich  von  A  m  fl  o  nuii::en 
in  den  Grundlagen  der  Steuern  (Katasterrevision,  Erneuerung) 
selbst.  Dazu  kommt  dann  noch  ein  ftinfter  schwerer  Miss- 
Stand  bei  der  Grund-  und  Gewerbesteuer  des  selbst  wirth- 
schaftenden  Landwirths  und  Gewerbetreibenden  als  Conscquenz 
der  grundsätzlichen  Loslösung  des  Steu erobj ects  (Grund- 
stück, Landgut,  Gewerbe)  vom  leitenden  Rechts- und  Wirth- 
schaftssabject,  in  der  absichtlichen  Ignorirang  des  Einflusses 
dieser  Persdnlichkeit  auf  den  Ertrag. 

1.  Die  Kicht-Berticksichtigung  der  Schulden,  insbe- 
sondere der  anf  dem  Realbesitz  haftenden  hypothekarischen ,  ent- 
sprieht  dem  Btenertechnischen  Gharacter  der  Ertragssteuern  als 

Objectstenern ,  ist  daher  auch  die  Regel  in  der  Praxis,  bat  aber 

für  die  Inhaber  der  steuerptiiehtigen  Objecto  sehr  eigenthUnilielie, 
vielfach  recht  bedenkliche  Cousequenzen,  indem  die  Einzelnen  da- 
nach ganz  nngleichmässig  belastet  werden^  selbst  wenn  die  Steuer 
selbst  gleichmässig  veranlagt  ist. 

Dio  practiscLe  Bcdootuug  dieser  Uebelstäode  wächst  mit  der  Vermehrung  dieser 
YeiBoinildaikg,  welche  in  d«r  neueren  und  nenealen  Zeit  sichtbar  ist  uud  hier  mit 
ganz  modernen  Vorhältnissen,  namentlich  mit  der  neueren  liberal- individualistischea 
B«ch(8orduuii£,  der  freien  Veräusseriichkeit  and  bciicbiguu  Ven>chuldbaiieit  des  Urund» 
iMnitzes  and  der  fldchen  Erbtheüung  unter  den  Geschvlereni  smammeDhängt.  Da- 
durch  entsteht  eiiu  Ma?&e,  vielleicht  die  Hanplmasse  aller  (irundschulden  in  Folge  der 
BeiastoAg  des  Bodens  mit  Kestkaa^Eeldet»,  mit  Darl^Uen,  welche  ein  Käufer  nur  zum 
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Zweck  des  Aakrafr  dnes  Grand-  oder  Uausbuäitzes  aafgeoomiiKMi  im*]  mit  Erbaatheilen. 
(Für  die  gunze  Frage  ist  die  Hanptarbeit  Rodbertus*  Schrift  „Zur  Erklämnp  tind 
Abhilfe  der  heatigea  Crcditooth  des  Gruadbefiltzes" ;  in  Hestkaufgeldern  und  Erbau- 
theilen  sieht  er  bei  qds  die  vlebtigste  Tefsehnldiuigsiiissche.  Ygh  aacli  GnmdlcgQog 
§.  822.) 

Die  Belastung  der  Zinsen  far  solche  Schulden  mit  dem  aliquoten  Theü  der 
Graod-  nnd  Hansstener  wSre  gevOhallch  gar  nicht  dnrdiznfQhrcu ,  selbst  wenn  das 

Gesetz  sie  vorschreibt  oder  begünstigt.  Das  kommt  vor.  z.  B.  in  dem  System  der 
Ertragsbesteuerung  in  der  englischen  Einkommensteuer,  aber  auch  auf  dem  Coiiti- 
nent  bei  eigentlichen  Ertragsstoucru.  So  wurde  in  Oesterreich  das  EinkomLiicD 
aus  Grundstucken  und  Gebäuden  nach  dem  Einkemmensteucrgesctz  vom  29  (  )( tober 
1S49  in  der  Form  des  Zuschingrs  von  einem  Drittel  des  Ordinariums  (16  Vo) 
Grund-  und  Gebäudestcncr  erhoben,  doch  hatte  dafllr  der  Grund-  und  Hausbesitzer 
das  Recht,  5  %  ron  den  hypothekarischen  Zinsen  o.  s.  seinem  GlAobigor  in  Abzug 
zn  bringen,  —  vras  factisch  wolil  sehr  selten  geschehen  ist.  K  MI  liegt  hier  daher 
doch  nur  die  entsprechende  Erhöhung  der  Grund-  und  Gebäuiiüütcucr  ?or.  (VgL 
Chili ])]>,  directe  Stenern  Oesterreichs,  6.  AnH.,  S.  181.) 

Der  Besitzer  wird  auch  in  solchen  rälk-n  ncwöhnlicli  geiiuthijit  werden,  damit 
ihm  das  firemdo  Kapital  geliehen,  oder  das  einmal  eingetragene  Kapital  (das  bei  Kcst- 
Icaufgeldem  und  Erbantheilen  nach  Rodbertns'  richtiger  Auffassung  allerdings  gar 
nicht  „Kapital"  ist,  sondern  durch  die  Hochtsform  der  Verschuldung  nur  als  Kapital 
erscheint  und  vielmehr  einen  Gutsantheil  reprUsentirt)  —  nicht  t,n^kündipt  wird, 
die  ganze  bctrelloriiie  Steuer  auf  sich,  milhiu  auf  Jeu  Kcat  de»  Kciuertrags  zu 
nchmi-n,  welcher  ihm  nnch  Abzug  der  Schuldzinsen  bleibt.  DadVFCh  wird  der  rcr- 
schoMetf  Btsitzer  besunders  schwer  gedrCickt  und  stellt  sich  eine  grosse  Uii(j^leich- 
mässigkeit  in  der  Steuerbelastung  zwischen  schuldenfreien  und  rcrschuldeten 
und  anter  letateren  zwischen  den  in  Terschiedenem  Maasse  Terso1inldet«ii 
Besitzern  heraus.  Das  Steuerrecht  pflept  auch  ausdrllcklit  h  bei  der  eirund-,  Haus- 
und ähnlichen  Steuern,  als  Objectsteucrn,  welche  die  Ertragsf&higkcit  des  Objects 
als  solchen  besteuern  seilen,  anf  den  Umstand  der  Yerschnldung  gar  keine  Bttdoicbt 
zu  nehmen,  es  dem  Verkehr  uberhissend,  ob  und  in  wie  weit  der  Eit^enthumer  des 
Objects  die  Steuer  auf  den  rdriubi;.,'-er  iiberwSlzcn  kann;  was  in  der  That  auch  die 
Cuusciuenz  der  reinen  „Object"  -  BesteucruDg  und  in  den  bezüglichen  Gebetzen 
selbst  wohl  besonders  ausgeprochen  wird.  Gegenüber  den  Verhältnissen  des  wizlh* 
schafilichcn  Lebens  rächt  sich  aber  diese  Ignorirnn«^  der  Verschuldunf;,  indem  nament- 
lich eine  hohe  Besteuerung  des  Healbesitzes  und  roUends  eine  weitere  Steigerung 
derselben  wegen  der  grossen  HSite  nnd  Ungleicbmissigfceit  der  wirklieben  Belastanf 
je  nach  dem  Schuldinmaass  sranz  nnhaltbar  wird.  Bei  der  Uebernahme  des  Besitzes 
in  Erbgang  oder  Kauf  wird  der  Schuldenbetrag  berücksichtigt  und  fOr  den  neuen 
Besitzer  dann  dieser  Misssfand  der  Einwirkung  ron  Terscbnldang  nnd  rerscbiedencr 
Höhe  derselben  auf  die  reelle  Stenerhist  fcirtfallen.  Aber  jede  Aenderung  im  Schulden- 
bestand während  der  Besitzdauer  führt  wieder  die  angedeuteten  UnzukOmmliubkeiten 
herbei. 

2.  Die  reallastartige  Wirkung  der  genannten  Object- 

steueni  und  die  ihr  i^emUsse  Einwirkung  auf  den  Kapitalwerth  des 
Steuerobjects  tritt  allerdings  nicht  immer  tider  nicht  vollständig, 
bei  einer  wirklich  gleichmässigen  analügcii  Besteuerang  aller  Er- 
träge von  Verniügensanlageu  überhaupt  schwer  oder  gar  nicht  ein. 
Aber,  da  letztere  Voraussetzung  regelmässig  fehlt  und  genau  gar 
nicht  verwirklicht  werden  kann,  werden  jene  Wirkungen  gewöhn- 
lich mehr  oder  weniger  Platz  greifen  und  sich  besonders  beim  Be- 
sitzwechsel des  Objects  zeigen.  Dann  entwickeln  sich  ähnliche 
mißsliche  Folgen  wie  in  dem  vorigen  Falle  der  Verschuldung. 

Der  alte,  zuerst  besteuerte  oder  in  der  Steuer  erhöhte  Besitzer  wird  eventuell 
bis  zum  Betrage  des  Kapitalwerths  der  Steuer  uberlastet,  d.  h.  in  diesem  Umfang 
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fllaer  reellen  YerBftg>eBatte«er  vntenroifMi,  der  neoe  Bedtaei  bleibt  dann  eigent* 

lieh  ?on  dieser  „Steuer"  frei,  indem  er  letztere  eben  nur  vie  eine  ttbMnOfllDeBe 

Beute  oder  einen  Zins,  die  dem  Staate  zustehen,  entrichtet. 

3.  Aenderungen  i ni  Stetierfu s 8  der  besprochenen  äteuern 
sind  wegen  der  trotz  aller  Bernttbungen  meist  so  unvollkommenen 
Kataster  ond  der  dadurch  bedingten  Uogleichmässigkeit  der  Be- 
lastung der  sn  £iner  Stenerart  gehörenden  Objecto  und  der  fttr 
letztere  steitemden  Personen ,  dann  aber  aiieh  wegen  der  Ver- 
BchnldDDgmrblUtniBae  und  wegen  der  reallaatenartigeD  Wirkung 
dieser  Stenern  anf  den  Werth  der  Stenerobjecte  selbst,  nothwendig 
von  bedenkliehen  Folgen  begleitet 

Fast  imrenDeidlich  in  gleichem  HDuuse  yorgesoinineii,  troflTeii  sie  die  einzelnen 

Pflichtigen  ganz  nngleich.  Erhöhungen  confisciren  leicht  ron  Neuem  Tboile 
des  Enpit&lwerths  der  Objecto  bei  dem  jeveiiigen  Besitzer.  Deswegen  unterbleiben 
sie  Tlelldcht,  seihet  bei  dringendstem  Bedarf.  Ermlssigengen,  roUends  einfache 

Aufhebangen,  ohne  gleichzeitigen  angemessenen  Ersatz  durch  eino  neue  Steuer, 
geben  dem  Besitzer«  selbst  dem,  weicher  wegen  der  reailastartigen  Wirkung  das  übject 
um  den  kapitalisirten  Stenerbctrag  wohlfeiler  übernommen  hatte,  ein  nngorecht- 
fertiftes  Geschenk  im  Betrage  d^  Kapitalwerths  der  SteaercrmiLssigung  oder  Auf- 
hcbuiiiT.  »nf  Kasten  der  staatlichen  oder  sonstigen  Stenergcmcinscbaft.  (V?!.  <!»'n  mit 
dieser  AuHa^aung  überciastimmcnden  Beschluss  des  Vereins»  für  Socialpolink  auf  .\n- 
tng  Nasse 's  und  Gen  sei's  in  Bezug  auf  Stevern  auf  vnbewcgliches  Vermögen,  die 
seit  langer  Zeit  in  einer  die  tlbrigcn  Ertragsstencm  wesentlich  tibersteigenden  Höhe 
bestanden  haben;  daselbst  auch  die  feinere  NUancirung  dieser  These  doroh  Neumann, 
Beiicht  &  M.) 

Das  Alles  dr&ngt  anf  die  bei  einer  Steuer  prineipwidrige  nnd 
praetisehy  wegen  der  Aenderungen  des  Finansbedarfs  und  der  Er- 
giebigkeit anderer  Stenern,  bedenkUehe  Stabilität  des  Steuer« 
fusses  dieser  Stenern  hin. 

4.  Noch  misslicber  sind  die  Folgen  einer  Veränderung  der 

ganzen  G  r  u  n  d !  a  e  n  dieser  Steuern ,  durch  eingreifende  Kevi- 
siouen  oder  völlige  Erneuerung  der  Kataster,  während  doch  ander- 
seits gerade  eine  solche  Veränderung  und  eine  nicht  zu  seltene  und 
nicht  zu  unwesentliche,  wegen  der  regelmässigen  üuvollkommen- 
heit  der  ersten  Veranla^nncr  und  wegen  der  eintretenden  Aenderungen 
der  wirthschaltlichen  und  technischen  Verhältnisse  gerade  ge- 
boten wäre. 

Letztere  Aenderangeu  bedingen  anvermeidlicht  dass  die  witklicbea  und  die 
Katastral-Erträge,  nach  denen  cingestetiert  wird«  selbst  wenn  sie  nrsprUnglich  —  selten 

genug  —  einigermaassen  übereinstimmten,  bald  mehr  und  mehr,  aber  in  den  einzelnen 
Fällen  in  ganz  anglciohem  Maassn  ton  einander  abdeichen.  Heutzutage  unter  dem 
Eiuiluüs  raschtit  und  häutiger  Aeuderungeu  der  TecUaik,  dor  Couiuiunicationsmittel,  der 
PndndflDpfeiBe,  der  Lfthne,  ZinsftlMe  o.  s,  w.  vollends,  snmai  bei  dw  Grondstener. 

Jede  anoh  noeh  so  riehtige  Aendenmg  der  SteuergrUndlagen 
fuhrt  daher  nnvermeidHeh  zu  Versehiebnngen  der  Steuerlast 
unter  den  einzelnen  Objeeten  und  wiederuni  wegen  der  Ver- 
achuldungsTerh&ltnisse,  der  erfolgten  Steueramortisationen  zu  ganz 
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angleichen  Wirkongen,  abenn«]fl  zn  partiellen  VermDgensoonfis- 
cationen  da,  Sehenknogen  von  gansen  Theilen  des  Venndgens- 
werths  des  Steaeiobjeets  dort  Die  Folge  ist,  dass  man  die  Aender- 
nng  der  Grondlageo,  wieder  namentlioh  bei  der  Gmndateaer,  doch 
lieber  anterläsBt,  so  jedoch  abermalg  za  prinoipwidriger  und 
praetiseb  bedenklieber  Stabilität  dieser  Stenern  kommt. 

S.  betioudeni  die  iti  dieser  Hinsicht  selir  IcOirreichcn  Erfahrnngen  mit  der 
Grundsteuer  in  Frankreich  und  die  dortige  Vcruieidang  einer  allgemeinen 
Rata  tr  rnenening,  so  nothw  iidig^  sie  w&re;  Fin.  III,  §.  IS5  fF.  Das  Rcpartitionssystem 
wirkt  liier  noch  eischwereud ,  weil  es  SteoerermSssiguugen  hier  durch  Erhöhungen 
dort  folgerichtig  compensiren  mOsste«  von  Objeet  zu  Object,  Gemeinde  zu  Gemeinde, 
Landestheil  zn  Landestheil  nnd  eine  so  unliebsame  M.intsp>^'-c,I  dann  rüllends  gcs'  h-  ut 
wird.  Aber  der  üobelstand  liegt  nicht  in  diesem  System,  sondern  im  Wesen  der 
Sitngsbestenemng  ttbertumpt 

Der  fünfte  Missbtand,  bpcriell  bei  der  Gmnd-  vnd  Geverbestaner,  wird  im 
folgenden  Paragraphen  mit  berüihrt. 

Die  dargelegten  ioneren,  auch  bei  jeder  denkbaren,  geschweige 
bei  der  geringen  practiBcb  erreichbaren  Verbesserung  verbleibenden 
Mängel  der  Ertragsbestenerong  sind  so  bedeutend,  dass  das  Urtbeil 
Uber  diese  Stenerart  in  Btenerpolitiscber  und  steuertecbnischer  Hin- 
sicht kein  gttnstiges  sein  kann.  Vollends  als  alleinige  oder 
haopt^chliche  directe  Staat  sbestenerong,  zumal  eines  grossen,  in 
seinen  einzelnen  Oebletstheüen  sehr  yerachiedeoen  Bedingungen 
der  wirtbsefaaftliehen  Entwlcklnng  anterliegenden  Staats,  Ist  die 
Ertragsbestenemng  nicht  tu  empfehlen.  Mit  der  Abnahme  der 
Grösse  nnd  Verschiedenartigkeit  des  Staatsgebiets  vermindern  sich 
die  Bedenken  and  Innerhalb  der  Gemeinde,  daher  fttr  eine 
selbständige  Gommnnalbestenerung  noeb  w^ter,  ohne  in- 
dessen anch  hier  zu  verschwinden. 

Principiell  verdient  daher  wohl  die  Subject  ,  die  rer- 
sonai-  lind  Kiükummcn  besteuerun^'  den  Vorzug  vor  der 
Ertrags besteueruDg.  Ob  und  wie  weit  aucii  pr actisch,  ist  damit 
freilich  noch  nicht  entschieden,  weil  sie  wieder  ihre  eigenthttm- 
liehen  Schwierigkeiten  nnd  Mängel  hat. 

Auch  folgt  aus  dem  obiiren  ungUnatigen  Urtbeil  über  die  Er- 
tragöbestenernng  hier,  wie  in  vielen  anderen  ähnlichen  Fällen,  noch 
kein  Verdict  gegen  diese  Steuerart.  Denn  eimnal  Iragt  sich, 
ob  man  ohne  sie  tiberhaupt  oder  unbedenklich  den  Bedarf  decken 
kann,  ferner  ob  man  sie  nicht  zur  Durchführung  anderer  Steuern, 
namentlich  der  Einkommen-  und  Vermögensbesteoerong,  mit  braucht 
nnd  eventaell  ihre  Oombination  mit  dieser  Steuergattung  passend 
ist  und  endlich,  ob  man  nicht  gerade  mit  ihr  wieder  gewisse 
Bestenerungsanfgaben  leichter  und  besser,  als  mit  anderen,  an^ 
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der  EiDkommenstener,  Tielleieht  flberbaapt  nur,  lOat.  Diese  ver- 
sehiedenen  Fragen  sind  sehen  mehrfach,  insbesondre  die  letstere 
im  Abschnitt  von  der  „Allgemeinheit''  gestreift,  kommen  im  Folgen- 
den noeh  mit  zur  Sprache  und  sind  im  Ganzen  zn  bejahen. 

Danach  empfiehlt  sich  doch  die  Beibehaltung,  bez.  Aus- 
bildung wenigstens  einiger  Ertragssteuerii  mit  nicht  alku  hohen 
Steuerfüssen,  besonders  der  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe- 
kapital-, uainentlich  Gewerbe-Realitäten-  und  der  Kapital- 
rentenstener  in  gewissem  Umfang,  aber  damit  coiu bin irt 
eine  allgemeine  direete  Personal-  und  Einkommen- 
steuer, in  welche  die  Lohn-,  Besoldungs-,  liberale  Berut'sunter- 
nehmuugssteuer  und  aus  der  Gewerbesteuer  der  den  persOnlicbeo 
Erwerb  treffende  Theil  mit  hinllher  zu  ffthren  ist. 

Nur  soweit  dürfte  die  K  i  n  k  o  in  m  c  n  s  t  c  n  c  i"  als  die  passende 
hanptsächlicbe  Schätzung  und  direete  btaatssteaer  der 
Znknnft  ins  Ange  sn  fassen  sein. 

Auf  dies  Postulat  Hüft  im  Wesentlichen  Hcld's  Schrift  Ober  die  Eiokommen- 
steaer  hinaos,  s.  besoDdexs  Kapitel  7,  namentlich  am  Scbluss.  la  der  Yersamjnliuif 
Toa  187B  nabm  der  Tereiii  ftr  SodalpoHtilc  die  These  in  Held's  Paasoni^  an:  «,e8 

empfiehlt  bich  daher  (d.  h.  wegen  der  ünznreicliendheit  der  Ertragssteaern,  8.  oben) 
eine  in  den  unteren  Stufen  progressive  allgemeine  EiukomaieQSteuer  in  Verbindung 
mit  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  zur  hauptsächlichsten  directen  Steuer 
(sc.  des  Staats)  zu  machen.  "  —  Deber  die  Ertragssteueni  Q.  •.  w.  in  dcrCommunal- 
besteuerang  s.  die  Thesen  und  mein  Referat  in  der  Versammlung  des  Vereins  fUr 
Soctal^olitik  tou  1877  und  tlber  zum  Theil  abdeichende  Auffassungen  Nasses, 
Haida  Q.  A.  die  dortige  Debatte.  lu  den  abgeechvächten .  aus  Compromisson  her- 
vorgegangenen Resolutionen  wurden  in  StSdten  und  Landgemeinden  „Keal steuern, 
namentU^  ¥on  (irond  und  Boden  und  Uebänden",  ond  zwar  „unabhängig  ron  ähn- 
liehen  Staanaieaeni**,  ferner  ^Penonabtenen  ron  allen  In  der  Gonunane  lebenden. 
Ökonomisch  selbständigen  physischen  Personen'*,  uud  zwar  diese,  hcsonders  ,,Ein- 
koaunenateaem  im  An^^hiusa  an  die  entsprechenden  Staatsstenem'*  fUr  geboten  erachtet. 
Beridil»  8. 106. 

VI.  —  §.  222.  Allge meine  Beur theil uug  der  8 ubj ect- 
besteuerung  und  Vergleich  uug  derSubject-  uad  Object- 
besteueruug. 

Die  8nbj  ectbesteu  erun g  hat  den  Vorzug,  dass  sie  das- 
jenige Moment  iu  den  Vordergrund  schiebt,  welches  die  Objcet- 
bestenerang  meistens  ganz  unl)cn<jhtet  lUsst:  die  Pe rs  ü n  i  i  c  h  k  e  i  t 
des  1  e  i  t  e  n  d  e  n  K  e c  h t s  -  u  n  d  W  i  r  t  b  s  c  h  n  ft  s  s  n  b j  e  et  s.  Diese 
ist  in  der  Kegel  von  wesentlichem  Eintlu?s  aut  die  Art  und  Höhe 
der  EinkommeD  bildenden  einzelwirtbscbatUichen  Reinerträge.  Je 
meiir  dies  der  Fall  ist,  desto  richtiger  verfilhrt  im  Prineip  die 
Sobject-,  desto  nnriehtiger  die  Objectbeateoernng.  Die  von  letzterer 
erstrebte  Lob lö sang  des  Steaerobjects  vom  Subject  ist  datier  auch 
eio  innerer  prinoipi eller  Fehler  der  Ertragsbeatenemng,  der  eleh 
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praetisoh  frailicb  in  sehr  veisobiedenem  Grade  zeigt  Vornemlicli 
D«ehtbeilig  in  leteterer  HioBiobt  wirkt  er  bei  derGrnnd-  and  der 
Oewerbeotener  des  Belbstwirtbscbaftenden  Iftndlieben  Grimd- 
besitsers  und  des  Gewerbetreibenden. 

Um  weitere  Folgerangen  ftlrTbeorie  nndPraxie  der  Beetenemng 
ta  sieben,  mnss  man  dann  nnterscbeiden:  einmal  die  zeit- 
liebe  oder  geschichtliche  und  örtliche  Entwicklung 
des  Wirthsc haf tslebens,  zweitens  die  Kategorie en  des 
Erwerbs. 

1.  Bei  grösserer  Individualisirung  der  Einzelwirtlischaften, 
wie  sie  die  presch ichtliche  Entwicklung  der  Volkswirthscbaft  Öber- 
iiiiupt  und  besonders  in  der  modernen  Zeit  und  in  vorgescbrittcnen 
Liindern  mit  sieb  zu  fuhren  pflegt,  wird  die  Object-  und  ErtragS- 
bcsteueruii;^^  noth  wendig  mancrelhafter,  die  Subjeet- 
und  E  i  n  k  o  rti  ni  e  n  befeteucrung  p  a  s  s  e  n  tl  e  r.  Die  erstere  kann  und 
muss  niebi  iiiuh  Durchs chnittsverbältnissen  g-ehen,  sich  daher 
schablonenhaft  gestalten.  Das  ist  aber  nicht  zulässig,  so- 
lange auch  im  Wirthschaftsbetrieb  Gleich mässigkeit  der 
Technik,  der  Geschicklichkeit,  der  Rezags-  und  AbsatzTerhältniise 
Torberrscht  und  etwa  vollends  noch  Ton  der  Recbteordnnng  ror- 
gesebrieben  wird. 

So  ist  in  den»  goschichtlich  wichtigsten  Falle,  bei  der  Besteucrunfr  d«  r  lind- 
lieben  (irundbesitzer  und  Landwirtbc.  Bei  extcnsirem  Betriebe  und  unter  den 
älteren  Agrarvcrfassungen  i,l'lur£wangl; ,  bei  biiucrlicber  Wirtbscbaft  und  fast  aus- 
schliesslicher Selbetbewirthscbaftong,  also  Identität  ron  EigenthUmer  and  Landvirth, 
bei  ffhk'iulor  Verschnldong  reicht  die  Object-  und  Ertragsbesteuerung  in  der  Furm 
ciufacbcr  Gruadäteocrn  ziemlich  aus.  Aehnliches  gilt  von  einer  Gewerbe  Steuer  de» 
Handwerks  unter  ZnnftordDongeD.  Die  tndiridaelle  Mtonomisdie  Lag«  d«r  ein- 
zelnen Sfeueridliclifigon  ist  hier  nicht  so  sehr  verschieden,  riclit' t  bi  -l:  vornemlicb 
nach  Grösse,  Gute,  Lage  der  Urandstttclie ,  nach  der  Act  des  Gewcibcs  uud  einigen 
Idebt  ZV  eraiittelndeii  nctoren  (Arbetterzahl),  —  lauter  MemeDle,  velche  auch  doe 
einlache  Grund-  und  (lewerbesteUtT  mit  Stufen  und  Classcn  nnschwer  borQcksichtigeo 
lanD.  So  genügt  die  £rtrag8t>teuer.  Das  ändert  sich  mit  der  Umgestaltung 
Qfld  iDdifidaalisiriing  derTechnik,  der  Betriebsart,  und  —  Wirkung  und 
wieder  Ursache  davon  —  mit  der  Veränderu ng  der  beztlglichen  wirthschaft- 
lichen  Rechtsordnung,  in  der  modernen  Welt  daher  mit  dem  Zeitalter  der  freien 
Goncurrcnz.  Hier  drängt  Alles  darauf  bin,  die  Erträge  der  Eiuzelwirthschaften 
jeder  £rwerbsgatta»|f  so  differenzircn.  Dem  vermaf  die  Objectbeatovooiig 
nicht  genügend  zu  folgen,  weshalb  nun  zum  Ersatz  oder  wenigstens  znr  Er- 
gänzung die  Subjectbesteuerung  nothwendig  wird.  Diese  Entwicklaug  ist  mii  gani 
allgemeinen  Vorgängen  und  Erschcionngen  dos  locialen  Lobens  in  Einklang:  daa 
Individuum  gelangt  zu  selbst&ndigerer  Geliang,  vas  nirgends  anberacksicbtigl 
bleiben  kann. 

Tm  Ganzen  lässt  sich  daher,  in  Uebereinstiiumunjr  m\t  der 
Erlahrung,  resumiren  :  die  Object  b  es  teuerung  passt  inehi- 
fUr  frühere,  einfachere,  schablonenhaftere  Verhältnisse 
der  Technik  nnd  mehr  unter  den  älteren  wirtbeobaft- 
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liehen  Recht8ordnuu<^eii,  die  Subjectbesteneruugmehr 
für  die  moderne  Technik  und  für  die  Gestaltungen  des 
privatwirthschattlichen  Systems  unter  dem  Hechts- 
priucip  freier  individueller  Ooncurrenz. 

2.  Andererseits  liisst  sich  eine  Sub jectliesteuening  in  der  Form 
einer  Personen-,  Classen-  oder  directen  Einkommen-  und 
allgemeinen  Vermögens  Steuer  doch  gerade  in  der  modernen 
Zeit  wieder  nur  schwieriger  leidli(  Ii  iirlitt'2:  fi^estalten,  als  unter 
jenen  einfacheren  Verhältnissen  der  VVirthschatt  und  Technik  und 
unter  den  älteren  Rechtsordnungen.  Sie  setzt  eigentlich  eine  ge- 
naue,  niieh  richtigen  Grundsätzen  stattfindende  Buchführung  jeder 
privaten  Einzelwirtbsehai^  Uber  Erwerb,  Einkommen,  Vermögen  und 
eine  Kundgebung  der  bezflglieben  Thatsachen  an  die  Steaerbehörde 
Torans.  Beide •Voranflsetsangen  treffen  bekanntermaassen  grössten- 
theila  nicht  zu.  Die  sonatigen  adminiatratiTen  HUfamittel  anr  Fest- 
atellnng  der  Erwerbe^  und  VermOgenaverbftltniaae  sind  anvoUkonmien 
ond  rersagen  bei  maneberlei  Erwerb  im  modernen  Wirtbacbaita- 
leben  mebr  als  im  frttberen. 

Die  Entwicklang  dei  Greditrerkehrs ,  namentlich  die  Belastung  des  Bcal))csitzes 
mit  Schulden,  die  Trennung  von  Eigenthumssubject  nnd  Wirtlischaftssnbject  (Pacht-, 
Micthverhklüiisiöe),  die  Vereiuiguug  vcrüchieUeuartigcr  Erträge  im  Einküiumon  einer 
Peraott  Q.  A«  m»  nifen  immer  Booo  and  rerschiedenartigere  Erwcrbskate- 
gorieen  h«frar  and  eischwwen  dadurch  jetat  di«  Aafgabea  der  SiiiyaclboM«aer< 
UDg  sehr. 

Dieser  Umstand  macht  es  aus  sie uertechni  sehen  Gründen 
räthlicb,  neben  der  Su  bjectbesteuerung  auchjetzt  eine  Object- 
besteuerung  in  dem  oben  angedeuteten  Umfang  zu  belassen. 

Auch  ist  fUr  die  Durchführung  der  erstercn  fa^t  untrermeidlich  mit  aul  Tbat- 
Mchcn  zuruckzognifen,  welche  sich  einigermaassen  zuforlissig  nur  durch 
die  ^)  h  j  e  ctbcsteuerung  ermitteln  lassen,  z.B.  für  die  £i  nl  o  mmenbesteucning  des 
Lai.dwirthä  and  l&ndlichen  (irundbcsitzers  braucht  man  wieder  Datein  aus  dem  Kataster- 
wtxk  der  Gronditener,  fbr  diejenige  des  Gewerbetreibeadeii  aas  dem  Kataster  der 
Gewerbesfeuer;  theila  zur  er-ten  Veranlagung  der  Einkommensteuer  dieser  Personen 
bei  der  behördlichen  oder  commissionsweiaen  Eioscbitzung,  theils  zur  (Dontrole  bei 
der  Eiosch&tzuDg  auf  Gmnd  der  Dcclarationen  des  Sfeaerpflichtigen ,  theils  gelegent- 
lich auch  in  der  Reclamationsinstanz  zur  Entscheidung  von  Beschwerden.  Es  zeigt 
sich  dies  auf  den  beiden  WeL^'u,  auf  welchen  man.  wie  oben  dargelegt  wurde,  die 
directe  ^allgcmeiue)  Eiiikommeuäteuur  herbtcUt  2IÜ).  Auf  dem  zweiten  der  go- 
nannteii  WegSi  dem  wengUsobeii",  tritt  es  nur  noch  oifoiier  hecror. 

Um  aber  wieder  die  Objectbestenerong  ancb  den  tecbniseben, 
Betriebs-  nnd  RechtsTerblUiniflaen  der  Neazeil  einigermaaaaen  an- 
zupassen, müssen  die  Ertrags  Stenern  eben  jene  gesebilderte  Ent- 
wieklnng  nacb  der  Ricbtnng  grösserer  Speeialisirnng 
nebmen.  Dadnreb  wird  aneb,  wenigstens  etwas  nnd  indirect,  dem 
„indiTidnalistiscben"  Moment  Becbnnng  getragen  und  eine 
Anniber  an  g  an  die  Subjectbestenening  erzielt 
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Das  complicirto  Katasterwesen  der  uiüderneu  Grundstönern  ist  ein  Uauptbcispiol 
hierfür.  Wenn  es  aacli  entfernt  nicht  die  Schwierigkeiten  der  richtigen  und  gleich- 
massigen  Besteuerung  des  l&ndlichen  (inindbesitzes  and  der  LandwirthschaA  bei  stark 
iDtensirem  und  imipw  indivldiiaUfttuclieran  Betrieb,  bei  stets  complicirter  und  variabler 
werdendem  Zusammenwirken  von  Katar,  Arbeit,  Kapital  und  Unternehmerthrititrkeit 
TöUig  zu  löüon  vermag,  so  fasst  es  doch  die  schwüre  Aufgabe  richtiger  aal  Gleiches 
eilt  fon  dem  ausgebildeten  Classenschematismns  der  Goverb«etoiier  ^tttokreieh,  Sod* 
deutsclilaiidl.  von  der  Bildung  v  n  Stcuergcsell^^  linf?f5n  unter  Gewerbegruppen  zur 
Yertheiluüg  eines  Steuercontingeuts  unter  den  eiuzeliiuii  Gewerbetreibenden  (Preussen). 

Aus  allem  Gesagten  folgt  wiederum,  dass  Ertragsteuern  des 
Staats  nn?ermeidlicb  mangelhafter  als  solche  der  CommaDen 
and  Kreise  n.  8*  w.  Bind. 

Denn  hier  wird  immer  den  individuelleren  Gestaltungen  noch  leichter  zu 
folgen  und  werden  dieselben  auch  nicht  so  verschieden  als  im  Staate  sein.  Min 
kann  ferner,  was  dann  freilich  auch  uicht  unterbleiben  sollte,  die  üruiidlagen  der 
Ertragssteuern,  besonders  auch  der  Qroiid-  und  Gebftndestenen  leichter  und  Sfler 
revidire  n  nn  !  durch  ein  Repartitionssystem  sogar  den  persönlichen  Momenten 
mehr  Sechuujug  tragen.  Die  oben  hervoi^ebobenen  Bedenken  vennindero  sich  hier 
weDfgstens  erheblich.  Selbstindige  Gemetnde-Xrtragssteueni,  besondenTon  Beali- 
t&ten,  sind  nv.s  dirsr  ti  rirUnr!  ^n  auch  an^emeaBeocr,  ftU  dtB  SyMen  COntBimalei  Zv* 
Schläge  zu  den  bcireticoden  Staatäbicuuru. 

VII.  —  §.  228.  Verbindung  von  Object-  and  Sabject- 
bestenernng. 

Auf  die  Zweckmässigkeit,  unter  Umständen  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  hat 

die  Untersuchung  früher  bei  der  ErBrternnfr  der  volkswirthschaftÜrhcn  und  der  Ge- 
Techtigkeitsgnind&H(2e  in  der  Besteuerung  wiederholt  hingeführt  i,s.  besonders  §.  171, 
17S,  174). 

Die  Staats besteueruDg  vermöchte  mit  jeder  der  beiden  Be* 
steuernngsarten  allein  nur  unter  einer  nicht  zutreffenden  und  gerade 

im  modernen  Wirtlischaftsleben  immer  weniger  zutreffenden  Voraus- 
setzung allenlalls  aui^zukouiuieii :  wenn  remlich  die  heimische  N'olks- 
wirthschaft  als  eiue  ganz  abgescblosscDe  angesehen  werden 
könnte,  die  Bewohner  des  Inlands  kein  Eigenthum  uud  Erträge 
daraus  in  der  Fremde,  die  Fremden  keines  im  Inland  besäöscn, 
und  Uberhaupt  die  internationale  Personen-  und  KapitaUenbewegang, 
die  „weltwirtbschaitliche"  Verbindung  fehlte. 

Froher,  ror  der  grossartigen  modernen  Entwicklung  dieser  Verh&Itnissc.  blieb 
zwar  bei  einem  blossen  Einkommen-  oder  £rtragi«touersystom  die  LUcke  piincipiell 
dieselbe,  aber  practisch  latt»  de  viel  geringere  Bedeatang.  Jetzt  würde  bei  (dtiflr 
reinen  Subjectbcsteuerung  ein  grosser  Theii  des  Reinertrags  der  Volkswirthschaft, 
welcher  in  Folge  ?on  Eigetithums-  und  obli^4oiischeu  KechteD  aa  fremde  Beeiuer 
Unaas  geht,  nicht  getroffen  werden.  Dies  filbite  namentlleh  in  stark  an  das  Aus* 
land  rurschuldeten  Volkswirthscliaftcu  und  in  solchen,  deren  Grund  und 
Boden  (GrossgUter!)  und  Uew e rksan lagen  (Borgwerke,  Fabriken)  in  grösserom 
Umfange  ausländischen  Eigen tliümem  (ercntnell  Actionären)  gehören,  zu  einer 
grossen  Einbusse  der  Steuorra^ise  und  indirect  nothwendig  zu  einer  um  so  stärkeren 
Tiehistung  der  heimischen  Bevölkerung.  Umgekehrt  würde  in  einem  Lande,  desse« 
Bewohner  bedeutende  Kapitnianlagen  in  der  Fremde  haben  und  daraus  Kenten  be- 
stellen, die  reine  inländischo  Object-  oder  Ertra^sbesteaenuig  dieses  wEia* 
koBnea**  nicht  geoOgead  treffian. 
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D  i  e  V  e  r  b  i  u  d  u  ü  ^  l»  e  i d  e  i  1  j  c  s  t  e  u  e  r  im  p:  8 a  r  t  e  u  venuiudert 
diese  Schwierigkeiten  stets,  bebeitigt  sie  mituiitci  uiid  darf  deshalb 
empfohlen  werden,  kann  je  nach  der  Sachlage  selbst  geboten  sein. 

Sie  reicht  zur  ricbtigoa  Gcataliang  der  Gcsaniiutbcättiuarong  uucli  uicLt  oiumal 
tvs.  Yidmahr  dnd  gerade  wegen  dererwahntco  VerliiUnisse  Doch  g«nx 
andere  Stcaern,  besonders  Verkehrs-  und  Vorbranch«;'t' n.  rn .  erforderlich,  na 
möglichät  jeden  Theil  des  heitüiri<;h<  ii  VolkseinkomroeiH  irgcmiwie  m  besteuern. 

Alles  Gesagte  gilt  iu  verstärktem  Maasse  wieder  von  der 
C  0  m  m  u  n  a  1  besteuerung. 

Dena  die  einzeke  Commune  ((iemeinde,  Kreis.  Provinz)  ist  noch  viel  mehr  mit 
•ad«rttB  GoflUDonen  durch  K«pitali«iirerkehr,  obltiratorische  Verhältnisse,  Per80oea<- 
beweg-nnc:  etc.  verkettet.  Man  trelaTigrt,  nach  den  frllheron  Auäführurijieu  l  'i  -ht  u 
ganz  aohahbaren  Zustiudea,  wenn  man  hier  Dicht Subject-  und  übjoctbesteueruug 
ntion«!!  rerbindet.  Von  solcben  ZosUnden  kann  man  sich  gerade  in  DeotBChland 
(Preossenl)  im  Couiuiunalstcuerwcbcn  oiti  Bild  machen,  obgleich  hier  nach  keiner  dor 
beiden  Seiten  die  volle  Consequeuz  gezogen  werden  konnte.  Sonst  wUrde  die  Sach- 
lage einen  noch  deutlicheren  Beweis  für  die  Nothwendigkeit  einer  Verbindung  beider 
Stenerarten  liefern. 

Ich  glaube  hier  in  der  „allgemeinen  Steucrlthrc**  tiio  Fraise  der  Verbinduag  von 
Sabjeci-  und  Objcct-Einkommen-  und  Verrnftgeiibb^stuucruntf  nicht  weiter  verfolgen  zu 
SoUen.  Das  Speciellere  Uber  „Ob  und  Wie"  gehört  in  «UA  „specielle"  Steuerlehre, 
mehr  noch,  bei  der  notliwcndig  hier  entächeidLnden  concreten  Sachlage,  in  die  Er- 
Orteroogej)  aber  coocrete  lieformeu  der  directen  Steoera  in  einzelnen  Ländern  imd 
Zeltpiuicten.  In  der  Litentar  ist  das  Wichtigste  die  Behnndlong  des  Problems  durch 
Sch&ffle  in  seiner  Steuerpolitik,  S.  210  ff.,  259  ff.  und  die  dortigen  Ausfuhrungen 
ttber  die  einzelnen  Ertragssteuern,  S.  294  (f.,  und  anderseits  die  eioschneideodo  Kritik 
dieser  Vorschlüge  darcb  Meamanu,  in  Schmollefs  Jnhrbnch  1882,  S.  1310  ff.  Ich 
Bflobte  zwischen  beiden  sinn  nitdere  Stellnng  einnehmen. 


2,  Abschnitt. 

I.  Die  ErwerbtlMflteaeran^. 

B.  Die  Besteaerang  einzelner  Erwerbsaete  oder  Reehtsgreschlfte  oder  die  so« 
ge«uuit6TerkAhnilb««te«caniaff  (Stomp«!*,  Beginterabfaben  als  Steaeni). 

%.  224*  Literarische  Hnehvelsnagen  und  orientirende  Vorbe- 
merkungen. 

In  der  früheren  Liteiator»  im  Wesentlichen  bis  auf  Stein,  fehlt  das  Verständ- 
niss  Ar  diese  principleÜ  berecbttgte  nod  in  gewissem  Dmfaug  nothwendige  und 

practisch  wichtige  Besteuerungsart  fa^t  ganz.  Thcils  hat  man  die^  l^i-  mi'  L^^^^i^^en 
tiobuhrcn  zusammengeworfen,  mit  denen  sie  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  und 
In  der  Stcuorpraxis  älerdings  im  sogenannten  Stempel- nnd  Registeral^benwesea 
in  enger  Verbindung  stand  und  steht,  theils  bat  man  zwar  eine  theoretische  Scheidung 
erstrebt,  aber  ohne  diese  Be.st('n''rnnsr  in  ihrem  Wesen  richtig:  zu  erfassen.  Als  Ge- 
bühr Hess  sie  sich  uicht  oder  nur  gezwungen  in  ciiizclneii  Fällen  rechtfertigen.  Aber 
auch  wenn  dies  eingesehen  wnrde,  rermochte  man  sich,  gegenfiber  der  Verbreitung 
in  der  Praxis,  nirljt  zu  einer  vom  Standpunct  des  Gebührenwesens  folgerichtigen  Ver- 
werfung zu  entschliessen.  Zu  dieser  h&Ue  man  jedoch  gelangen  müssen ,  wenn  man 
diese  Bestenemng  nidit  in  anderer  Wdse  dorch  ZnrQomhmng  nnf  ein  allgemeines 
Princip  und  durch  Entdeckung  einer  richtigen  Stellung  im  Steuersystem  zu  beprrnnden 
vermoobte.  Dazu  fehlte  es  mangels  richtiger  principielier  und  systematischer  Behand- 
faug  der  allgemeinen  StettedehTe  meistens  sofsr  nn  VenmehM,  jedenfhib  an  gelunge- 
nen Versuchen.  Auch  Bau  ist  von  diesem  Vorwurf  im  Grunde  g-nommeu  nicht 
auszunehmen  (s.  seine  Lehre  I,  §.  227  tf.).  ümpfenbach  erkennt  das  Wesen  der 
Gebühren  richtig,  aber  verwirft  die  Stempdabgabeu  zu  eiiuieitig,  indem  er  sie  zwar 
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mit  Recht  nicht  unter  den  Goblüireiibegriff  reiht,  aber  eine  andere  Anfbaatuig  nicht 
findet  (1.  A.  I.  §.  23  fT.). 

£nt  durch  Stein  s  Lehre  von  den  „Verkehrssteuern"  (s.  besonders  die 
1.  Avfl.  8.  412  ff.,  2.  A.  8.  289,  466  C,  8.  A.  S.  998.  519  flhio  aetlaaiM  Preis- 
gebung seiner  allerdings  nur  im  Kern  richtigen  Theorie  dagegen  in  der  4.  Aufi.,  I. 
463,  besonders  11,  löO  IT.  s.  unten)  ist  der  ricUUge  zur  fieseitigang  dieses  Mangels 
und  zur  Aosfanon^  dieser  Ltkcke  im  thmretiachen  Steuersystem  eingeschlagen  worden. 
Seine  Auffassung  bildet  den  Ausgan^'spum  t  für  die  neue,  tiefere  und  klarere  Behaiid- 
lung  4>eser  ganzen  (iattuog  von  Steuern,  für  ihre  Abtrennung  von  den  Rechts-  and 
Yenraltungs- Geb  Uhren  und  für  den  damit  zusammenhinge  ndeti  Punct,  die  Bctrach» 
tong  des  Stempels  als  Erhebangsform  von  Gebuhren  und  Steuern,  nicht  ab 
selbständige  Stoaerart.  Alle  diese  Verhiiltnisse  sind  aber  schon  früher  in  diesem 
Wcriic  behandelt  worden,  auch  mit  KiicLsicht  auf  die  Literatur.  (S.  besonders  Fio.  l, 
1.  Aufl.  g.  95  ir.,  2.  Aufl.  §.  187,  139,  8.  Aafl.  §.  204,  206,  dann  namentUGh  oben 
Bach  1,  §.  1 1,  20,     fr.,  3«j  if.,  70  ff.). 

In  der  B^rUndung  und  Begrenzung  des  ganzen  Gebiets  dieser  Besteacriuig 
vdche  ich  aber  anch  von  Steinas  früherer  Theorie  doch  ab,  in  Fdge  dessen  auch 
in  Rezuff  auf  die  Ausführung  oder  auf  die  cinzelmn  hierhergehnrigen  Steuern  und 
deren  Einrichtung.  Das»  Stein  in  seiner  älteren  Theorie  selbst  nicht  ganz  richtig 
rorgegangen  ist,  und  zwar,  weil  sdne  Theorie  von  den  Factoren  des  Einkonmiens 
schief  ist  und  ihm  eine  allgemeine  Erwerbstheorie  (oder  „Theorie  der  Eingänge'*  in 
eine  Wirlhschaft)  fVhlt,  h*i\rei8t  wohl  die  mcrkrTürdigo  und  in.  E.  wieder  viel  zu  w.Ht- 
gehende  TrulügeljUiig  in  dor  4.  Auflage,  die  uicbt  einmal  als  solche  von  Stc^u  be- 
sonders hervorgehoben  wird.  In  der  1.  Auflage  (S.  4J2)  büieichttct  Stein  die  Yer^ 
kehrssteuern  oder  „indirecten  T^ink  ramensteuem"  als  „die  AbgabtMi,  welche  von  den 
einzelnen,  den  Uebergang  der  Kapitalien  in  irgend  einer  Weise  vermittelnden  Acten 
erhoben  werden**.  Ein  „Debergang  eines  Kapitals  oder  eines  Rechts  sei  nidit  denkbar, 
ohne  dass  dabei  von  der  einen  oder  anderen  Seite  ein  wirklicher  Mehrwerth  gewonnen 
wird.  Di^er  Mehrwerth  ist  mithin  ein  selbständiger  Reinertrag,  der  nicht  mehr  auf 
der  Prodnction,  sondern  bloss  auf  dem  Uebergang  des  Kapttab  beniht  und  der  dordi 
die  Acte  dieses  Gebergangs  vermittelt  wird.  Der  Gewinn,  der  darin  liegt,  ist  die 
StenerqncUe  der  Yerkehrssteucr  .  .  In  der  2.  Aufla^rc  S.  467  wird  diese  Steuer 
dann  in  der  Ausführung  des  früheren  Gedankenganges  richtig  t'olgendcrmaassen  be- 
gründet :  „Da  die  Erwerbsteuer  bereits  alle  Producto  einer  Unternehmung  nach  ihrem 
Ertrage  besteuert  f?  unklar],  so  kann  es  nur  noch  Ein  Stcuerobject  p-eben,  das  durch 
dieselbe  als  nicht  besteuert  erscheint.  Das  sind  diejenigen  Yerkehrsgeschälte, 
welche  nicht  durch  die  Natur  der  Productioit  des  betreffenden  Unternehmens  ge- 
geben sind,  sondern  als  selbständi  g  neben  derselben  stehend  betrachtet  werden 
müssen  ond  dadurch  einen  selbständigen  Keinortrag  neben  dem  regelmässigea 
Erwerbe  darbieten.  Dies  nvn  ist  nnr  da  der  Fall,  wo  der  Werthrerhehr  eintritt,  d.  i. 
wo  ein  bestimmter  Werth  in  Umlauf  gesetzt  und  an  demselben  ein  Gewina 
gemacht  wird.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Vorkehrssteuer  zu  ihrem  Objecte 
nnr  Wertherwerbnngen  im  weitesten  Sinne  haben  kann  und  dass  die  Stener- 
quolle  derselben  stets  der  Werthgewinn  ist,  der  bei  jedem  Werthgeschäft  vor» 
banden  sein  muss  (?),  sei  es  bei  Geber  oder  Nehmer,  da  sonst  das  Geschäft  nicht 
gemacht  werden  würde."  Dieser  im  Kern  richtigen  Begründung  fehlt  nur  die  allge- 
meine theorstiaebe  Basis  einer  richtigen  Erwerbstheorie  und  mit  in  Folge  dessen  eine 
richtige  Begrenzung  der  Verkehrsstencr.  War  es  dies  Gefühl,  das  Stein  bestimmte, 
iu  seiner  3.  Auflage  jene  Motivirung  und  allgemeine  Umzeichnung  des  Gebiets  fort- 
nrisflsen?  Li  der  4.  Auflage  scheint  Stein  aber  sogar,  wenn  ich  ihn  licfatif  v«r> 
stehe,  seine  frühere  Begründung  ganz  aufzugeben  und  scbliesst  eine  Erörterung,  in 
der  er  den  engen  Zusammenhang  des  einzelnen  Yerkehrsacts  mit  dem  gesammtea 
Erwerbsprocess  betont,  mit  dem  Satze:  „Es  Ist  daher  geradezn  unmöglich,  die 
Yerkehrssteiter  jemals  rationell  zu  begründen,  möge  sie  nun  erscheinen, 
wie  sie  wiül*'  „Die  Verkehrssteuer  kann  nie  durch  die  Wissenschaft,  sondern  nur 
durch  das  Bcdürlniiü>  des  Staats  erklärt  werden."  „Alle  llebandlung  der  V'erkehis- 
steuern  muss  daher  mit  dem  Satze  beginnen,  dass  dieselben  an  und  für  sich  fAlieh 
sind"  [II,  152).  Das  hcisst .  die  Tlioorie  wirft  die  Flinte  ins  Korn.  Eine  ^nz  un- 
haltbare Stellung,  zu  der  uiaa  auch,  unter  Festhaltung  des  Kerns  ron  Stein 's  älterer 
Theode,  gar  nicht  genOOigt  ist  Von  Stein'«  iieaem  Standinuiele  aoi  mflssle  nan 
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eigeadldi  in  d«r  Theorie  die  gaoze  TericelinlMiteoening  verwerfen.   Das  bt  aber 

theoreti'-'h  falsch  wie  es  practisch  unmöglich  ist.  Die  Praxis  hat  sich  in 
der  Auübiiiiuug  dieser  Bestenenrng,  aoch  ohne  Klarheit  tlbcr  die  principieUe  Bcgriin- 
dnog  und  Begrenzung  donelben,  tob  einem  ganz  ifehdgMi  JkItOihV*  leiten  lassen. 

der  fünften  Auflage  hält  Stein  zwar  im  Ganzen  an  der  Auffassung  in  der 
yierten  Auflauo  fest,  ahcr  macht  doch  bereits  wieder  ein  Znrri"^tändnis3,  nemlich  dass  es 
einen  Geätcbtspuuct  gebe,  von  dem  aus  sich  eine  beätiuiuite  Art  der  Yeriehnsteoer 
gernde  neben  der  Enrerbsteaer  teditfertige:  bei  „Gewinn**,  nb  einem  Erwerb  ohne 
alle  Arbeit  (II,  2,  212).  D.  h.  ,  r  fordert  die  Verkebrssteuer  mit  der  Motivining, 
welche  ich  far  die  Besteuerung  des  Krwerbs  dorch  Anfall,  Conjonctor  u.  s.  w.  ge- 
geben habe.  Die  Klage  (eb.  S.  210)«  da»  seine,  SM»'«,  Dantettnng  zu  einem  erasteren 
Eingehen  auf  den  wichtiiien  Gegenstand  nicht  geführt  habe,  ist  fj^anz  unbegründet 
and  nur  daraus  zo  erklären,  dass  Stein  meine,  Fried berg's,  Schäfflo's,  Schall  s 
AiWten  Uber  VerkehisbeeteneniDg  nicht  kennen  gelernt  hat.  (S.  meine  Bemeriningen, 
Tabioger  Zeitschrift  1881,  S.  42,  48  in  den  Knten). 

lym  Verkehrsbesteucrniigr  ist  begründet,  wo  nach  der  Ni'nr  und  gan;t 'ii  Ein- 
richtung der  sonstigen  Erwerbsbesteuerung  (Ertrags- und  Eiukomiuensteaer)  gewisser 
dnreb  einzelne  Yerl^TBacte  oder  RecbtsgescbMte  naUsirter  Erwerb  (Gewinn)  niebt 
getroffen  werden  kann  oder  that sächlich  nicht  oder  nnr  ganz  unsicher  und  unpe- 
nOgend  getroiiien  wird.  £s  ist  also  einmal  darauf  zu  sehen,  ob  und  welche  Lacken 
die  sonstige  Besteuerung  hat.  zweitens,  wo  ein  solcher  nicht  oder  nicht  ausreichend 
besteuerter  Erwerb  oder  Gewinn  Torkommt.  Hier,  wie  so  oft  im  Steuerwesen,  handelt 
es  sich  dabei  freilich  nm  die  Ermittelun^r  ?on  Durchschnitts?erh5ltnissen  und  durcli- 
scbüiltlicbcü  Wahrscheinlichkeiten.  Damit  wird  zugleich  das  Gebiet  dieser 
BesCenerang  richtig  begrenzt,  was  aucii  in  Stein's  frtihercr  Theorie  der  Mang«! 
war.  D'nii  rs  ist  unhaltbar,  bei  je<ieni  Verkehrsact  einen  solchen  Gewinn  oder 
eine  Lücke  in  der  sonstigen  Besteuerung  anzunehmen.   S.  unten  die  Darstellung. 

Ausser  Stein  s.  von  Früheren  noch  r.  Hock,  öffentliche  Abgaben  §.  31,  32, 
Bdsobrasof,  impöts  sor  lea  acles,  1.  partie,  F^tersbourg  1S60  (M6m.  de  1  Acad.  X, 
Kr.  11),  der  diese  Stenern  noch  zu  sehr  als  eine  gehührenartipe  Abgabekateg^orie, 
Vergütung  für  den  allgemeiAeu  pr&Tentiren  Rechtsschutz  u.  s.  w.,  ansieht.  Auf  diesem 
Standpnnete  stdit  die  dentsebe  Freihanddsschule  (Faucher,  AI.  Meyer,  s.  dessen 
Aufsatz  Stempelsteuer,  in  der  volkswirthschaftlicben  Vierteljahrschritt  l'^C».  ]].  'S, 
S.  51  ff.).  Hier  wird  der  alte  „Assccuranz"-Staodpaact  und  das  Steuor|>rii)cip  ron 
Leistung  und  Gegenleistong  wieder  berroigeboll.  um  zn  ^oer  allgemeineren  prin- 
cipiellen  ßecbtfertigung  der  „Stempelsteuern"  zu  gelangen.  Dieser  Ausgangsponct 
ist  höchst  wilUtttrlich  und  gezwungen,  wofUr  der  Aufsatz  Meyer 's  den  Beleg  Uelert. 
Aebnücbe  Gesicbtstnincte  bei  Leroy-Beantieu,  L  liv.  2,  ch.  II.  Dagegen  trennt 
Vocke,  britische  Steuern  S.  217,  223,  die  „Gebühren  in  Steniinlfurm  '  und  die 
„Verkebrssteuem  in  Stempelform"  für  England  scharf  Vgl.  auch  r.  Bilinski, 
VermClgens-  und  Verkehrssteuurn  im  Stuucnsystein,  Uirth's  Annalcn  1876,  S.  719  ff. 

Eine  besonders  beachtensweitbe,  die  Wissensebaft  fordernde  denlscbe  Arbeit  zar 

Theorie  dieser  Stcuergattung  ist  aus?  i  Stein's  Lehrbucli  der  Aufsatz  „zur  Theorie 
der  Stempelsteuern"  yon  Dr.  Hob.  Fried berg,  in  Hildebraud's  JahrbQchem  ]ti7b, 
B.  81,  S.  68  ff.,  womit  zn  vergleichen  desselben  Yerftssen  „die  BOnenstener', 
Berlin  1S75.  Friedberg  polemislrt  in  dem  Aufsatz  ganz  richtig  gegen  die  frühere 
Theorie  Stein's  (S.  76  ff.)  und  wirft  es  dem  letzteren  ror,  dass  er  gerade  fon  seinem 
Standpuncte  aus  nicht  zu  einer  Verwerfung  viulcr  Verkehrssteuern  der  Praxis  gelangt 
sei.  Er  bezeichnet 'dann  ebenfalls  die  Krzielung  eines  Gewinnes  bei  jedem  Geschäft 
alä  eine  Fiction  und  verlangt  die  Verkehrsbesteuemng  als  selbst 5 ndige  Steuerart 
neben  den  (eigentlichen  oder  aiigemeiuen)  Ertrags-  und  den  Kiniwomuiousteueni. 
Fried berg  Mtet  dmof,  im  Ansdilnss  an  meine  Lehre  fom  Einkommen  und  ron 
den  .JEingängen"  u.  s.  w.  in  der  Grundlcgunc-  die  Verkehrssteuer  als  die  Steuern  Ton 
einem  aasserhalb  des  gewöhnlichen  Erwurbs  erfolgenden  Erwerbe  ab  (S.  81).  Er 
kMnmt  dann  dabei  zur  Besteoernng  realisirter  Conjunctofengewinne,  femer  der  Erb- 
schaft und  Schenkung.  Dayon  handle  ich  erst  im  nichstfolgenden  Abschnitt,  ohne 
den  Zusammenhang  zwischen  dieser  nnd  der  Verkehrsbesteuerung  zu  verkennen.  In 
diesen  ErOrtemngen  stimme  idi  Friedberg  bei,  aber  ich  plldlr»  anch  nocb  Ibr  die 
AwtBiiwag  dar  Yeilnb»  oder  St^mpelilMMni  «In  «inst  Mittels  lar  Erfinsnnf  der 
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iMStobaadea  Elokoaneii»  ond  Eitnitnloveni  Pta  TheOe  d«8  reg elmitti^en  EtpuI«, 
die  man  dvrcb  letztere  Steuern  nicht  sicher  irifll. 

Seit  den  im  Voimosgeheudea  genaaotca  Arbüiten  ist  die  üulersaclxanf  Uber  die 
YeikehrMteveni  m«bifac1i  wieder  »nil^iioiiiiioD  irad  fbT^fbhTt  worden.  Das  Widh- 

tigste  bat  Schaf fio  in  seiner  Steuerpolitik  geliefert,  dem  ich  sachlich  vielfacL  bei- 
stimme, nar  nicht  in  der  Terjninolo|^o»  wo  «  den  Aasdjock  „Geblütren"  wieder  fOr 
dies  Gebiet  mit  anwendet. 

S.  besonders  8.  454  ff.,  uanentUch  den  Abecbnitt  S.  183  ff.,  wo  unter  giddi- 
(allsiger  Ablehnnnp  von  Steins  ncoercm  Sb-pticismas  eine  Bej^rUndung  and  B^renzang 
der  Yerkebrssteueru  doch  im  Oanzen  ähnlich,  wenn  auch  in  anderer  Fassong,  wie  vau 
mir,  gegeben  wird  und  Bich  anseerdem  ana  SchilFle'a  länbeitehuig  dieaer  Abgaben 
in  seine  Katcg'orie  der  indirectcn  Stcticrn  cinig-e  Conscquenzen  ergeben.  Schäffle 
betrachtet  die  Verkehrs6teueta  mit  als  Mittel  zur  ergänzenden  and  individualisirenden 
Bdastung  der  Stenerfcitfto,  so  rar  Erfaaanng  der  KapitaUalmftgaknft,  vu  Beeteamnf 
von  Gewinnen ,  weicht!  aus  ges-Issen  Anwendungen  von  Vermögen  und  Einkommen 
henrorgehen  und  durch  die  anderen  Stenern  nicht  oder  nicht  genügend  getroffen 
werden,  zor  ErgKnzang  der  directen  Stenern,  tnr  Amgleiehung  ron  MIngeln  des 
Stcuerrecbts  u.  dgl.  m.  (s.  besonders  S.  484 — 488).  Die  Momente,  welche  ich  in 
diesem  und  dem  folgenden  Abschnitt  trenne,  werden  hier  ron  Schäffle,  wie  ron  An- 
deren, nur  mehr  iUüammcngefa^sst.  Aber  ich  glaube  doch  aus  sachlichen  und  for- 
moUen  Gründen  bei  meiner  froheren  Buhandlungsweise  bleiben  zu  sollen. 

S.  ferner  Schall,  im  Schönberg'schen  Handbuch,  Abhandlung  Verkebrsstcupm 
(incl.  Krbscbaftssteaorn)  und  GebOhron,  welche  beiden  Gebiete  Schall  aber  scharf 
trennt;  in  der  ersten  Abhandlnng  namantUcIi  §.  1  ff.  Er  generalisirt  den  Begriff  der 
Verkeil rsüten er  zu  r!  rn  von  ,,Venn5gensstencrn  in  der  Form  von  Auflagen  auf  den 
Verkehr  von  Vennügeusg^enst&nden*',  was  mir  zu  weit  geht.  Auch  in  der  Begrün- 
dung und  Begrenzong  des  Qebiela  Abwdchongen.  denen  icli  mich  nicht  ganz  an- 
ichliesscn  kann.  Ganz  unklar  polemisirt  gegen  die  Versuche  der  Begründung  dieser 
Steuern  Vocke,  Abgaben  S.  585  ff.  Boscher.  Fin.  (§.  106  ff.),  ohne  n&heres  Jua- 
gehen  anf  die  Begrttndung,  nur  werden  die  YerkefaisMeiieni  auch  ron  ihm  ab  sehr 
geeignet  bezeichnet,  die  LUcken  des  übrigen  Steuersystems  einigermaassen  auszufiillen. 
Cohn,  Fin.  §.  841  (im  Wesentlichen  mir  beistimmend).  Umpfcnbach  hilft  sich 
über  das  Bedurfniss  einer  theoretischen  Begründung  der  Vcrkchrsstenem  wieder  Tcr- 
mittelnt  der  Subsnmption  der  letzteren  unter  das  Prindp  der  Fiscalbevorrechtung  bla- 
weg;  eine  Kechtfertigting  vor  dem  Steuerprincip       v  ergeblich  (2.  A.  §.  200>. 

Für  die  theoretische  Unterscheidung  der  Ervcibsarten  u.  s.  w.  beziehe  ich  mich 
auf  meine  Gmndlegong,  besondeis  $.  63-65.  0ie  ron  Eincelnen,  z.  B.  von  Held, 
bezweifelte  practische  Bedeutung  der  hier  gegebenen  Dnterscheidang  lor  Ein- 
gänge" o.  8.  w.  bewährt  sich  in  diesem  und  dem  nächsten  Abschnitte  doch  wohl. 

Die  Oeset/gebong  Uber  YeritehrMtenem  ist  gmasentheils  In  denenigen  Uber 
Stempel  und  Registerabgaben  enthalten  und  oben  in  Buch  4  bei  daa  MBechts- 
nnd  Verwaltungsgebühren"  in  §.  31  bereits  mit  angegeben  worden. 

I.  —  S.  225.  Entwicklun^r 

Dfis  Kingreifen  des  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  in  diejenige 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  Vermöp:en8  nntcr  die  Ein- 
zelnen, welcbe  sieb  durch  den  berufsmässigen  Erwerb  ursprünglich 
vollzieht,  ist  bereits  oben  dargelegt  worden  (§.  215).  Für  die  Frage 
der  Besteaerang  jenes  Erwerbs  durch  einzelne  Acte  ist  die  Tbat- 
aacbe  wieder  besonders  wichtig,  dass  dieser  Erwerb  nach  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkgwirthschaft  und  des  Verkehrs, 
daher  aaeh  in  Terschiedenen  Ländern  und  Volkskreisen,  eine  sehr 
versebiedene  Ausdehnung  und  Bedentang  bat  Seine  Be- 
steaerang ist  grundsätzlieb  immer  zu  verlangen,  am  die  reelle 
Bestenening  aUes  Volkseiokommens  im  Einseleinkommen  dnreh- 
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zubetzen  und  die  l>cstciienüig;  gerecht  zu  vertheiien.  Aber  äie  ist 
gewr^liulich ,  oft  sogar  ausserorcieiitlich  schwierig;  Sie  wird  ferner 
prattisch  imnicr  notti wendiger  erst,  je  mehr  mit  der  Ent- 
wicklung des  Verkehrs  dieser  Krwerb  darch  einzelne  Acte  an  Be- 
deutung gewinnt)  aber  gleichzeitig  wird  sie  dann  aach  steuertecbnisoh 
gerade  wieder  schwieriger.  So  ist  es  begreiflich,  dass  sich  diese 
Beeteuernng  erst  spät  entwickelt.  Ihr  früheres  Fehlen  ist  auch 
praotiscb  nach  der  Lage  der  Dinge  nicht  sehr  bedenklich  gewesen, 
wUirend  es  später  eine  empfindtieheLtteke  im  Steaersystem 
dantellt 

In  der  Graetzgobung  und  Praxis  sind  r]ir?  in  den  letzten  Jahrhunderten  des 
MittelalleiB  und  ii  der  folgenden  Zeit  vorgekouunenen  aUgemeinerea  oder  auf  einige 
WaarenkategorieeA  iMsehTinJcten ,  wof^eu  der  VerkelimtArangen  und  Controlmingd 

meist  nicht  ordentlich  gelungenen  Kanfabgab(>n  (Kauf-  und  Verlcaufsteoern  ron 
beweglichen  Sachen,  Feilschaftcn,  s.  oben  S.  501)  ähnlich  wie  die  römische  allgemeine 
Kaufalgabe  (Fin.  III,  23)  m<^  ab  Yorliufer  ?on  Vcrbranchsstenorn ,  Acciscn,  denn 
als  solche  von  Yerkehrasteuern  anzusehen  (s.  Fin.  III,  S.  62,  86,  145).  Besondere  Steami 
aaf  einzelne  Vtrk'^hrsacte  sind  daf^egen  in  Vcriiin'iung  init  bezüglichen  Geb  Ohren« 
seit  dcuj  17.  Jahfliundtirt  dann  in  Verbindung  mit  dem  Steinpelwcscn  allgemein,  in 
einzelnen  Ländern,  z.  Ii.  in  Frankreich,  in  Verbindung  mit  öffentlicher  Kcgistrirung 
(Fin.  III,  §.  65)  aufgelkoniinen  (§.  2S  fl.)  oder  eigentliche  Gebühren  sind  nach  der 
Art  der  Yeranbiguog,  der  Gelegenheit  der  Erhebung  und  der  Höhe  der  Sätze  that- 
sAeUicli  in  SteMni  flbefgegangen.  Doreh  diese  Vermitchong  ron  Abgaben  renehto» 
denen  Characters  ist  mancTu!  Verwirrung  entstanden,  welche  auch  für  die  Theorie 
TerhängniasroU  werden  sollte.  Entweder  zwängte  mau  die  betreüenden  Abgaben  ua- 
tnllHif  infer  den  Oebttbrenbegriff,  um  sie  remehitHeh  so  in  reehtfwtigon,  wie  eher 
g-erade  auf  diese  Weise  nicht  geschehen  konnte ;  oder  man  sah  Letzteres  ein  und  ver- 
warf sie  principiell.  weil  sie  gar  nicht  Gebtihren  wären,  indem  man  tibersah,  dass  sie 
fidch  zwar  nicht  allgemein  and  nidit  immer  in  der  in  der  Praxis  bestehenden  Art 
und  Höhe,  aber  doch  öfters  in  anderer  Weise  als  wahre  Steuern  rechtfertigen 
und  selbst  verlangen  Hessen.  Es  gcnüg-f.  für  diese  beiden  Irrthilmer  auf  die  Et- 
ürterun^'-en  in  der  Irühereii  Gebuhrenlehre  /.a  v-Tweisen  (§.  "iiS.  29,  M2,  89). 

In  den  älteren  eintacheren  Verhältnissen  der  Yolkswirthschaft 
und  bei  testen  berutaständischen  Ordnungen,  wie  sie  frtlher  in  der 
Agrar-  und  Gewerbeverfassnnp:  für  die  ländliche  und  städtische 
Arbeit  vorlagen,  war  ein  Krwerb  dnrch  einzelne  Aete  des  \'erkehr8, 
welche  nicht  zu  denjenigen  des  berutsmilssigen  Erwerbs,  also  z.  ß, 
zu  den  hierbei  regeiniäasig ,  so  beim  Absatz  der  eigenen  Froducte, 
im  Handel  mit  Kaufmannswaaren^  bei  der  Versorgung  des  Consums 
vorkommenden  Verkäufen  und  Käufen  gehörten,  selten.  Hier  konnte 
daher  das  Einkommen  einer  Person  durch  eine  richtige  Einkommen- 
oder  Ertragsbesteuerang,  auch  duieh  eine  Vermdgensbestenemng, 
genügend  besteuert  werden. 

Wenn  sich  trotzdem  auch  hier  in  besonderen  Besitzwechselabgaben,  z.  B.  bei 
dem  Verkauf  ron  Qrundeigenthum,  Abgaben  finden,  welche  den  neueren  (Verkehrs-) 
Stenern  dieser  Art  m  vorgleioheo  nna  nehrfkch  enoli  iroU  deren  hiilorlsclie  Yor- 

ßger  sind,  so  war  doch  IJrsprnnf;'  und  innere  Begründung  solcher  Abgaben  gewöhn- 
i  auf  einem  anderen  Gebiete  als  demjenigen  der  Beteuerung  zu  suchen.  Die 
betreflenden  Abgaben  «wen  bei  biueilichem  mid  Ibnlichem  GraMbesits  grandherr- 

1.  WafBcr,  fisawnrIaMesdwft  XL  &  lafl.  96 
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lieber  Sa/tni  oder  staaden  bei  diesem  aud  anderem  Besitz  mit  gerichtshecrliclMa 
Boehtoa  des  Ltodesberrn  oder  «UgemdaeD  Hoheitsrechton  der  Staat»i;ewalt  in  Vef^ 

liindnng-.  I):itt'^n  daher  auch  wohl  etwas  Gebll'ir  nirtL'CS  an  sicli  (für  (Hl-  Gewährnng 
der  Jhlrlauboisis  oder  liir  die  Zosttiainang  pu  Ycrausäeroo;  a.  dgl  m.).  Die  bctreHiMi- 
den  Abgaben  gebftrten  deshalb  anch  staatotecbtUeh  tit  den  Einnahmen  ans  der  Grand- 
berrlicbkelt  (zum  sogeuannten  „Kammergut"),  oder  aus  Hoheit^rcc  hlen ,  nicht  zu  dcu 
Steuern,  die  der  stimdi^beii  Mitwirkung  unterlagen,  und  fioauzwirtlucbaftlidb  woidea 
810  ebenfalls  nicht  als  Stenern  angeneben. 

Zuerst  war  es  dann  die  Kntwieklniig  des  C red itv erkehr s 
und  de»  s  p  e  e  u  1  a  t  i  v  c  n  k  a  u  f  ni  ä  u  n  i  s  c  h  e  n  Geschäfts,  welebe 
einen  Erwerb  anzeigten,  der  sieb  mit  dem  berufsmässigen  Erwerb 
nicht  völlig  deckte  oder  doch  durch  die  Steuern  auf  denselben 
sieht  genügend  getroffen  wurde ,  schon ,  weil  er  sich  zu  sehr  in 
seiner  Existenz  und  vollends  in  seiner  Hobe  der  Controle  entzog. 
Dies  mosste  darauf  fuhren,  entweder  die  Einkommen-  und  Ertrag»- 
bestenernng  des  bernfsrnftssigen  Erwerbs  entsprechend  zu  reformiren, 
was  aber  eben  wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  des  Er- 
werbs ans  Crediligeschllften  oder  ans  Specnlation  sehr  onsicber 
blieb  nnd  deshalb  selten  genttgend  geschehen  konnte;  oder  man 
dehnte  die  Verbrauchs-,  die  Lnxiisbesteoerong  ans»  am  den  Erwerb 
vollständiger  zn  treffen:  kein  nnricbtiger,  aber  ein  eben&llB  noch 
nnznlitaiglicher  Weg;  oder  man  griff  endlich  zn  besonderen 
Ste  n  e r  n ,  am  jenen  „  b  es o  n  d  er en  "  Erwerb  noch  apart  sn  treffen. 

Dies  geschah  durch  die  Anknüpfung  der  Steuer  au  die  Keehts- 
gese  hurte  und  besonders  an  die  sie  formulirenden  schriftlichen 
U  r  k  u  n  den,  welche  meisteus  zur  Beurkundung  von  Creditgeschäften 
oder  von  Kauf-  und  Hhnlichen  Geschälten  in  Bezusr  auf  Gruud- 
eigeuthum  dienen  oder  im  kaufmännischen  Verkehr  vorkommen. 

Die  bauptsiicbliche,  einfache,  beliebte  und  in  der  That  vielfach 
recht  practische  Form  hierfür  war  nach  Erfindaog  und  Einbürger- 
ung des  Stempels  als  Erhebungsform  von  Abgaben  (17*  Jahr- 
banderl) die  Vorschrift,  jene  Urknnden  mit  einem  Stenersteropel 
zn  verseben,  oder  auf  gestempeltes  Papier  zu  schreiben 
oder  die  betreffenden Bechtsgeschfilte unterMitwirkangO f f e n t - 
lieher  Organe  (Oeriebte,  Notare)  abznscbllessen  nnd  aaeh  wohl 
sie  in  Öffentliche,  von  den  Gerichten  oder  anderen  Behörden 
ohnedies  aas  rechts-  nnd  verwaltangstechnischen  Grttnden  gefOfarte 
BQcher  (wie  die  Grund-  and  Hypotbekenbttcber}'oder  in  erst  nea 
nar  Air  Finanzzwecke  zn  diesem  Bebaf  eingeftthrte  Bücher  ein- 
tragen zu  lassen:  Begister-  and  Eintragang8„abgaben^, 
theils  geh  Hb  renartiger,  theils  steaerartiger  Nator  (§.  42).  Das 
Unterbleiben  der  Stempelnng  oder  Eintragung  wnrde  dann,  aosser 
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mit  fiscaliaclien  fSf raten,  eventuell  ancb  mit  civilrecbtiichen  Rechts- 
nachtheilen  für  die  Coutiaheoten  oder  weniirstens  die  erfolgte  Kiii- 
tragUD^  mit  Recbtsvortheilen  in  BetreÜ'  der  Gütigkeit  des  Geschäfts 
u.  8.  vv.  verbunden. 

Dieses  Abgabewesen  wurde  nun  freilich  wegen  seiner  Ver- 
mischnng  mit  Gebühren  ond  wegen  seiner  Erhebungsform  theore- 
tisch bis  in  die  Gegenwart  hinein  vielfach  falsch  aufgefasst  und 
practisch  unrichtig  behandelt  Das  kann  aber  nicht  hindern,  in  ihm 
ein  an  sieh  ganz  richtiges  and  bedeutsames  Glied  eines  modernen 
Steuersystems  zu  erkennen.  Seit  dem  17.  Jahrhundert,  bemerkena- 
werther  Weiae  mit  anerst  ond  am  Umfaasendaten  In  Holland,  dann 
bis  in  die  Nenseit  hinein  tlberbanpt  am  Meisten  in  Ländern  mit 
grossem  kanfmänniaehen  nnd  Creditv^kebr  (England)  dehnt  sich 
diese  Besteoerong  immer  mehr  aus  nnd  wird  doch  auch  in  der 
Öffentlichen  Meinung  trota  ihrer  Lttatigk^t  nnd  ihrer  mancherlei 
Mängel  als  berechtigt  anerkannt,  ihre  Ausdehnung  (Bdraenatener!) 
selbst  gefordert,  weil  man  erkennt,  daaa  ohne  aie  bedenkliebe 
Ltteken  im  Steuersystem  bleiben. 

S.  in  der  Oebtüueolelire  §.  30— 3S,  39—43.  Ferner  Fin.  III,  104  (Stempel- 
gef&ll  seit  17.  Jahrhnndait  ia  Oeäterreich),  118  (dsgl.  in  Preassen),  151  (Stempel- 
mul  Ht  ristenbgftben  a.  a.  w,  in  Fnnloeidi  seit  16.  und  17.  JahrhiUMleit),  192  (in 

IL  —  i<.  226.    Unrichtige  Gestaltung  in  der  Praxis. 

(TfMade  diese  iiesteueriing  war  indessen  nach  ihrer  cinl'acheu, 
bequeiiicu  Erhebuügsform  und  nach  den  <  Iclc^enheiten ,  an  welche 
sie  bich  kndjifte,  besonders  geeignet,  einseitig  fisealisch  auf- 
gefasst, auf  unrichtige  F alle  ausgedehnt  und  in  zu  grosser 
Höhe  aufgelegt  zu  werden. 

Di  -  ircwöbnliclien  Credit  <rescliäft(',  das  Darhihen  ohne  Pfand  oder 
aui  bewegliche  Pf&uder,  daau  die  Kauf-  und  Yerltanfgeschäfte  des  Handels 
in  BeiQf  sat  beweglielio  Sachen  liitteii  ivar  tob  Mlcben  Steuern  grv&dBitiUeh 
besonders  getroffen  werden  mQssen,  weil  sie  auf  Eioküiiiinen  oder  Erfriigo  hinwiesen, 
Welche  sich  der  sonstigen  directen  Beateoerong  besonders  leicht  entoiohen.  Sie  wurden 
daher  aneli  vom  Steuergcsets  woU  mit  aofr  Korn  genommen.  Abtt  diese  Qeeciiifte 
vermögen  sich  nach  ihren  Kechtsformen  auch  leicht  einer  solchen  besonderen  Steuer 
in  Form  des  Stempels  oder  der  Kegisteiabgabe  za  entziehen,  trotz  der  etwa  drohenden 
Bechtsnachtheilo. 

Andererseits  ist  der  Besitf wecbsel  ron  Immobilien,  der  Yerkaof,  die 
Vermiethnng.Vorpachtüng  und  sind  die  hypothekarischen  Creditgeschäfte 
der  Natur  di^r  Sache  und  dem  betreffenden  formellen  Kecbte  nacli  viel  leichter  zu 
eontfoliren.  So  erklärt  es  äldk,  dan  gerade  die  Rechtsgeschäfte,  welche  steh  Mf 
Immobilien  beziehen,  vorz'äps weise  von  solchen  Stempel- und  Eintragang-sstcuera 

fetrotfeu  wurden.  Einmal  inUpfte  man  hier  öftera  an  ältere  Abgaben  an  und  lag  die 
'enachoar  für  die  Staatsgewalt  tn  nahe,  bei  der  Anebüdong  soleber  Stenern  die 
Bechtsgescbäfto  in  Bezug  auf  Immobilien  wegen  der  dabei  besonders  in  Aassicht 
Siehenden  Ergiebigkeit  der  Besteaerung  demgeinteH  im  Steuer  recht  ins  Aoge  zu 
fuMB.  SodMtt  Mwr  wirden  die  ttenetpflielungea  Beebligesdiifte,  bei.  die  daiOber 
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alifeftflsten  Uifcondeii  hier  raob  in  Wlrkliclilceit  Tie!  sicharer  «faiat,  als  die  Bedite- 

geschäfte  des  sonstigen  Creditrerkehrs  und  in  Bezog  auf  Kauf  u.  s.  w.  von  Mobilien, 
wl'IcIic  ohnebin  reg:elmääsig  formloser  oder  in  einfacheren  Formen,  unbeschadet  ihrer 
rechüichoa  GUügkeit  und  thatsäcblichen  Sicherheit,  sich  vollziehea.  Da  bei  den 
Rechtsgeschäften  in  Bezug  auf  Immobilien  ausserdem  der  Katur  der  Saelio  and  dem 
geltenden  Reclito  nach  hllufi^  schon  eine  Mitwirkari^,  wenigstens  eine  Noti/nabLie 
OQeatlicher  Bchordeti,  (iehclitc  erfolgen,  fur  diesu  Guächafte  öQentliche  Bacher  (Oruud- 
nnd  Hypothekenbticher  u.  dgl.)  geführt  Verden  mussten,  wo  dann  Gcbührenhebang 
ß-anz  am  Platze  und  auch  in  der  Regel  rorg;cschrieben  war,  so  entwickelte  sich  durch 
die  Yerbiudnag  der  Steuer  mit  der  Gebuhr  voUonds  leicht  das  neue  Abgabewesen 
gwwle  hier. 

lo  Folge  hiervon  ist  die  Bestelle  mag  der  Acte  oder 
Rechtsgeschäfte  oder  die  sogenannte  Verkehrsbestenerang 
Tielfach  in  ganz  falsche  Bahoen  gerathen,  schon  recht- 
lich, noch  mehr  nach  ihrer  factiscben  Wirksamkeit:  es  ist 

tiberwiegend  das  Immobiliarvermögen,  der  Grund-  und 

liiius  besitz,  welcher  auch  diese  Stenern  trägt,  weit  weniger  und 

erst  systematiscber  in  neuerer  uud  neuester  Zeit  das  Mobiiiar- 

vernjügeu,  das  bewegliche  Kapital. 

üach  der  gescbichtiicheu  Kotwicklong  der  Besteuerung  und  nach  deren  neuerer 
Forthildung  in  den  Bealsteaem  des  Eitra^eoenyttoB»  war  aber  das  bnmobiliar- 

vermögen  ohnehin  schon  stärker  belitifef,  der  tlberbilrdete  Hauptträger  der  directeu 
Steuern,  und  konnten  seine  Erträge  thats&chlich  ron  den  bestehenden  Steuern  auch 
leichter  erfasst  werden,  als  das  bewegliche  Vermögen,  der  gewerbliche  Onteneluner- 
gewinn,  der  Arbeitsertrag  u.  s.  w.  So  wurde  vielfach  durch  die  an  sich  durchaus 
richtige  Verkehrsbesteuorung  die  gesammte  Krw  crbsbesteueru  ng  nur  norh 
ungleichm Hiisig L-r  und  nicht  selten  wirklich  aucli  vom  volkswirthscbafdichen  Stand- 
poncte  uuä  ^.chädlich,  statt  die  ihr  nkommend«  Atugleichungsfunction  zu  orfülleii, 
namentlich  in  den  hohen  Steuern  vom  Eigenthumswechsd  des  Grund  eigen thums 
unter  Lebenden,  von  YerpfÄndungen,  Yenniethungen,  Verpachtungen  desselben  ^fran- 
illilBches  EDregifltreraent).  Beflonden  der  lindliche  Grundbesitz,  weicher  gleich- 
zeitig hohe  Staats-  uiul  Coinrnunal-drundsteuern  trug,  wurde  in  Wahrheit  nfTrri;i!- 
überlastet,  die  Städte,  als  Uauptsitz  des  mobilen  Kapitals,  der  üewerke,  der  liberalen 
Berofe,  wenigstens  relatir  befQnstl^t  Die  Teritehrsstenem  worden  bei  Oeschiften 
in  üoiug  auf  Immobiliarvermögen  nicht  igelten  in  beileiiUiclier  Weise  zu  reellen 
Vermögens  steuern.  Das  practische  Hauptbeispiel  ist  Frankreichs  Enregistrement 
und  Stempclweseu,  das  im  dritten  Bande  eine  eingehende  Darstellung  gefunden 
hat  iß,  602—570). 

Die  Schidd  hier?on  lag  aber  nicht  in  einem  an  und  fHr  ach 
falschen  Princip  dieBer  Bestenernng,  flondem  in  der  falschen» 
einseitig  fiscaliseben  Durchführung  eines  richtigen 
Princips. 

Aneh  darf  man  nidii  flberaehfln,  das»  die  Wiiiranf  dieser  Bestonenuif,  wenigstens 

in  fortscliroitcndcu  Yolkswirthschaften ,  sogar  neben  liüheii  Realsteuern,  in  der  Wirk- 
lichkeit doch  fär  den  (imndbesitz,  diesen  als  Ganzes  aa%efasst,  durch  einen  anderen 
ganätigüu  Umstand  gcgenQber  dem  mobilen  Kapital,  den  Gewerben  nnd  den  BtfnUm 
mit  Arbeitseinkommen  cinigermaassen  ausgeglichen  wurde,  vollends  wenn  jene  Real- 
stenern,  wie  so  hHnfig:.  lange  Zeit  stabil  waren:  dem  (inind-  und  Uausbesitz  wuchs 
in  äolchen  Voliv^jwirthäcbaftcn  auch  in  der  :iteigenden  Rente  immer  wieder  ohne 
oder  ohne  entsprechende  neue  penönlicho  Leistungen  oder  Kapitalverwendungen  ieiaer 
Eigcnthtlmer  ein  grösserer  Ertra?  und.  zumal  bei  sinkendem  Zinsfass,  ein  höherer 
Kapital  Werth  zu,  von  dem  der  Staat  gewissermaassen  in  der  Besitzwechselabgabe 
n.  8.  w.  nur  aaiaen  MgMettsciiafdidien  Andiair  nalim  (Onndlofiuf     78,  81). 
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III.  —  §.  227.  Begründung  und  Begrenzung  der 
Verkehrsbesteuerung. 

Soll  nun  die  Besteuerung  der  Acte  ein  richtiges  Glied  im  ganzen 
Steuersystem  werdeo,  so  muss  man  sie  richtig  begründen  und 
begrenzen,  letzteres  in  doppelter  Weise,  nach  den  Kate- 
gorieen  von  Fällen,  wo  sie  einfaritt,  und  nach  der  Höhe  der 
Steuersätze. 

Mit  dieser  Aufgabe  liat  sich  denn  aach  die  Dcaero  finaDzwisscnschaftlichc  Theorie 
za  boschlftigen  begonnen,  weniger  bisher  noch  die  Pnuds,  venn  auch  die  Klagen  und 
Agitationen  der  oberUstetOQ  lataraMoteo ,  iMflooden  der  lindUehea  Orandbeeltaer, 
InneT  dringlicher  Belomeii  Terlaogeii. 

A.  Auch  noeh  neuerdings  bat  man  gelegentlich  ttlr  diese 
Besteuerung  der  Acte,  bez.  der  Hechtsgeschäfte  eine  falsche 
Begründung  Tersneht,  nemlicb  die  alte  naeh  dem  Grundsatz 
▼on  Leistung  und  Gegenleistung. 

S.  dii!  in  den  Vorbemerkungen  §.  221  genannten  Arbeiten  ron  Fauch  er,  be- 
sonders AI.  Meyer;  aach  Leroy-Beanliea  and  Überhaupt  die  Fraiuoeea,  Böso- 
YiTasof.  Dageg«!  Fried  borg  a.  a.  0.  8.  tS.  —  A.  Meyer  wÜl  Uer  twtA  Fanctlonen 

staatlicher  Thätijj^lkcit  auf  dem  Kochtspcbiete  untenschcidon,  einmal  Ordnung  und  Nonn 
zn  geben,  um  die  factische  Herrschaft  in  Kecbt  zu  Torwandeln:  dafür  die 
Stempelsteuero;  sodann  den  in  der  ersten  Function  angedrohten  Zwang  wirklich 
aaemfOhreB:  dafür  die  Gerichtskoston.  „Der  rohe  Barren  thatsichlicher  Gewalt^ 
wird  so  ,,in  dir  jr<'pri^?tij  Mihizc  anerkannten  Hechts"  verwandelt.  Diis  sei  eine  wirth- 
schaftliche  Leistung  desi  Staati>,  die  durch  die  Stempelsteuer  bezahlt  werde  (S.  57—59). 
Um  das  Princip  zu  retten,  das  nach  diesem  spätesten  Aasl&ufer  der  Siattli'eclien  Schule 
in  der  Yülkswirthschaft  das  allein  richtige  ist  und  tiberall  herrschen  muss,  ist  diese 
Begründung  erdacht.  S.  oben  über  das  Phncip  Ton  Leistung  und  Gegenleistung  in 
der  Beiteiienuig  §,  179  ff. 

Die  Abgabe  erseheint  hier  als  Gegenleistung  für  den  Rechts- 
8  ehn  ts,  den  der  Staat  dem  Reebtsgeschftft  gew&hrt  und  wird  daher 
nach  Analogie  einer  Gebühr  gerechtfertigL  Allein  diese  Begründung 
ist  unhaltbar,  soweit  die  Abgabe  eben  nieht  wirklich  ^^Gebtthr'', 
sondern  ,,Steuer''  ist,  also  nicht  specieli  Kosten  ersetzt  oder  Dienste 
vergütet. 

Oeften,  z.  B.  bei  grundbQclieilicliea  Eintragungen,  hat  eine  an  ein  Rechts- 

gcsch&ft  geknüpfte  Abgabe  diesen  Character,  aber  eben  nur  in  bi  stimmten  Fällen  und 
namentlich  auch  nur  bis  zu  einer  g'ewissen ,  mit  dem  Werth  des  Diensts  oder  der 
Grösse  der  Kosten  Verursachung  in  Einklang  stehenden  Höhe.  Darüber  hin&uä  ist  sie 
nicht  Gebühr,  sondern  Stener,  velchc  dann  eventuell  rerworfen  oder  auf  eine  andere 
Weise  begründet  werden  muss.  Bei  jedem  Rechtsgeschäft  einen,  gewissermaassen 
latenten  ,»Dienst"  des  Staats,  wegen  des  in  Aussicht  stehenden  Rechtsschutzes  voraus- 
smetBen,  dai  iat  eine  nrnntreffimde  Fiction.  Andi  kann  bei  den  durch  die  Verkehrs- 
besteuoruog  meistens  getroffenen  Rechtsgeschäften ,  z.  B.  den  Cri!ditgeschäftcn ,  den 
sonstigen  Geschäften  in  Bezug  auf  Immobiiienf  nicht  ohne  Weiteres  von  besonderen 
„Koetenreramchnngen^S  von  einem  besonderen  andersartigen  Beehtsaehniz  die  Bede 
sein.  Selbst  bei  Specialrechten,  z.  B.  beim  Wechselrecht,  nach  welchem  ein  fieächäft 
abgeschlossen  wird,  ist  diese  Auffassung  unzulässig.  £s  handelt  sich  zunächst  immer 
nnr  um  ein  Yorgehen  der  Gontrabenten  auf  dem  Boden  des  Efgentibvois-  nnd  Yer* 
tragsrechts  bei  den  Rechtsgeschäften.  Die  allgemeinen  Kosten  der  gesammten  Rechts- 
ordnung sind  durch  die  all£!:emeinen  Steuern  zu  decken,  m  welchen  letzteren  eventuell 
auch  die  auf  andere  Wuü>e  zu  begrUitdendeu  Yerkehnisteuern  gehören  können.  Und 
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fftr  di«  «pedell«  BeobtoUlfe,  wdeh«  der  Staat  s.  B.  bei  ScchtetreUen  dondi  die  (io^ 
richte  gewährt,  sind  r^nnu  r;t  inch  dem  Gebflhieniiriiidp  lo  den  Geiidi1aep(Wtalo  a.  s.  v. 
specielle  Gegeoleütaugen  am  Platze. 

B.  Eine  haltbare  allgemeiDe  Begründung  der  Ver- 
kebrssteiiern  rnnss  aof  andere  Weise  zu  geben  gesnebt  werden, 
noBlicb  80,  dasB  man  diese  Stenern  ab  richtige  Conseqaenzen 
ans  den  obersten  volkswirthscbaftlicben  und  Gerech- 
tigkeitsprincipien  fllr  die  Einrichtung  undVertheilnng 
der  Stenern  bd  ehier  bestimmten  Gestaltung  des  wirth- 
scbaftlichen  Verkehrs  und  daraus  hervorgehender  Gestaltnng 
des  i  D  d  i  V iduellen  Erwerbs  nachweist  und  sie  au6  der 
B  e  b  c  b  a  f  f  e  n  h  e  i  t  des  c  s  a  m  m  t e  n  S  t  c  u  e r  b  y  s  t  e  ni  b  als  dessen 
nothwendigc  ErgUiizuiigen  und  Ersatzmittel  ableitet. 

Jene  Frincipien  verlangen  die  gleichmässige  Besteuerung  alles 
einzelwirthschaftlichen  Erwerbs.  Wenn  dieser  nun  durch  die  directe 
Object-  und  Subjectbesteaernng  des  benif^mässigen  Erwerbs  nicht 
vollständig  oder  nicht  immer  im  richtigen  Maasse  getroffen  wird, 
und  die  indirecte,  die  Verbranchsbeeteuerung  hier  auch  keine  ge- 
nttgende  Abhilfe  bringt,  dann  mnss  nnTenneidlich  eine  Lttcke  im 
Steuersystem  anerkannt  werden. 

Eine  solche  liegt  in  zwei  FSlllen  vor:  einmal  wenn  der 
berulbmässige  Erwerb  durch  die  für  ihn  nach  dem  bteiiei recht 
bestimmte  Besteuerung  doch  thatsäehlich  nicht  ausreichend 
getroffen  wird,  und  wir  haben  gesehen,  da.ss  weder  durch  die 
Einkommen-  noch  durch  die  ErtragsbcsteneruDg  dies  Ziel  hinläng- 
lich erreicht  wird;  sodann,  wenn  eben  neben  dem  bemfsmHssigen 
Erwerb  ein  Erwerb  durch  einzelne  Acte  vorl^ommt,  auf  den 
sich  jene  andere  Besteuerung  auch  p rinci p  i  e  1 1 ,  nach  dem 
geltenden  bteuerrecht,  gar  nicht  bezieht,  im  ersten  Falle 
tritt  die  Verkebrsbesteuerung  ergänzend  hinzu,  um  mit  der  Ein- 
kommen- und  Ertragsbesteuerung  vereint  möglichst  die  volks- 
wirthschaftlich  richtige  und  die  gleichmässige  Besteuerung  alles 
berufsmässigen  Erwerbs  zu  bewirken,  d.  h.  hier  auch  denjenigen 
Tbeil  des  letzteren  zu  treffen,  welcher  sieb  thatsächlich  wegen 
der  (vermetdticlien  oder  unvermeidlichen)  Mängel  der  fflr  diesen 
Erwerb  zunächst  bestimmten  Steuern  dieser  dennoch  entzieht  Im 
zweiten  Falle  sucht  die  Verkebrsbesteuemng  speeiell  demjenigen 
Erwerb  durch  einzelne  Acte  auf,  welcher  im  berufsmässigen  Erwerb 
gar  nicht  enthalten  ist,  daher  Überhaupt  von  dessen  Besteuerung 
principiell  und  rechtlich  gar  nicht  getroffen  werden  soll. 
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Hier  tritt  die  VerkehrsbesteaeriiDg  als  Ersatz  der  Einkommett- 
nnd  Ertragsbestenerung  ein. 

Fried berg  a.  a.  0.  crkeunt  nur  Uie  anreite,  oiclit  die  erste  Function  der  Yer- 
kelmiMstoiierung  an.  Sdae  Einwmdongoo  gegen  Bilinski  S.  90  konnten  nnchgeffeii 

di'''"^  erste  Fanction  angeführt  werden.  Indessen  ^ehen  dieselben  m.  E.  zu  weit  und 
berdckäichtigen  nicht  die  inbärenteu,  schwer  oder  gar  nicht  zu  beseitigenden  Mängel 
der  Ertrag»-  «nd  Einkemmenbeeteneninf  vnd  die  Hte licbluit,  kier  dnroh  eine  geeignete, 

nicht  unmßgpliche  Vcrkelirsbesteaerung  passend  einzugreifen.  —  Sehr  einseitig^o 
Polemik  gegen  die  Bechtfertigaiigtr ersuche  der  Verkehrsstouer  in  Vocke's  Abgaben 
a.  ».  O.  Weil  er  flbchlirh  rolkswirthscbaftUchen  und  oinzelirirtlisolialUiclien  Er- 
trag hier,  wie  in  seinem  ganzen  Werke,  rermengt,  und  nur  ersteren  als  Steuerquelle 
ansieht,  kommt  er  anch  zur  Vcrwerfnng:  Fon  Steuern  auf  Verniögensiibericäng'e.  wo 
dem  Gewinn  beim  Einen  der  Ve^lu^t  beim  Anderen  gegenüberstellt,  da  hier  doch  die 
(tcsammUDMM  des  VolksverniTiffens  gleich  bleibe  <S.  580).  Aber  die  Besteuerung  des 
Empfängers  erfolgt  >  i  mit  liecht.  weil  er  eine  grössere  Leistungsfähigkeit  erlangt 
hat.    (S.  meine  Bemerkung  gegen  Vockc  in  der  T"ibing:er  Zeitschrift  1887,      501.  i 

IV.  —  §.  228.  Die  Verkehrsbesteuerung  als  Er- 
gänzung und  als  £rsatz  der  sonstigen  Erwerbsbe- 
steaerang. 

A.  Den  ersten  Fall  anlangend,  so  ist  hier  anf  das  Besng  za 
nehmen»  was  früher  Aber  die  in  den  einzelnen  Berafen  und  Qe- 
sehttiten  so  ?ersefaiedeiieii  Sehwierigkeiten  gesagt  wurde,  die  per- 
sOnliehen  Einkommen  im  Beruf  oder  die  Ertrftge  bestimmter  Er- 
werbsqneUen  richtig  zti  ermitteln.  (S.  oben  §.  220,  221.)  Besonders 
der  Ertrag  von  Greditgeschäften,  schon  das  Vorhandensein 
solchen  Ertrags  bei  allen  GesehSften  des  Mobiliareredits,  dann  der 
Ertrag  der  Handelsgeschäfte  des  Kaufmanns  sind  nnr  sehr 
unsicher  zu  controliren,  weil  äussere  Anbaltspuncte  daftir  grossen- 
theils  fehlen.  So  kommt  es,  das«  die  Kinkomnienbestcuerung  der 
Keiitier!^,  BaiKiuier»,  Kaulieutc  uml  älmlirber  Classen,  die  Krtrags- 
besteueruüg  der  Leihziuseu  uud  aller  üaudelögewerbe  so  wenig 
zutreffend  zu  sein  pflegt. 

Bei  diesen  Cla.^sen  und  Ertragsquellen  kommen 
nun  aber  jene  Rech  tsgese  hätte,  welche  zu  einem  Er- 
werbe durch  einzelne  Acte  lühreu,  wieder  besonders 
häufig  vor.  Sie  werden  hier  selbst  wieder  ,,bcrufs massig" 
vorgenoinmeu  und  ilir  (^esauinitertrag  soll  allerdings,  wenigstens 
itu  Priucip,  schon  durch  die  Eiokommen-  und  Krtragsbestenerung 
getroffen  werden.  Da  dieses  Ziel  aber  nicht  genügend  erreicht  wird, 
so  ist  es  ein  zwar  immer  ziemlich  rohes,  aber  grund. 
sätzlich  richtiges  und  pr actisch  angemessenes  Verfahren, 
welches  deshalb  wieder  den  finanzpolitischen  Steuerprincipien  ent- 
sprichty  erg ä n zu ngs weise  mittelst  der  V erkehrsbs teuer- 
nng  den  wirklichen  oder  mnthmaasslichen  Erwerb  des 
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einzelnen  Rechtsgeschäfts  oder  Yerkehrsacts  za  besteuern.  Das 
gesebiebt  mit  Erfolg  dnreb  Vorsobrift  der  Schrift  liebkeit  Ton 
Vertritges,  dnreb  Abgaben  von  den  Urknnden  der  einselnen 
Credit-  nnd  Handelsgescbftfte  in  Stenpelform  oder  dnieh 
Abgaben  von  Beebt^geeebüften  in  Verbindung  mit  dem  Einregi- 
strirnngszwang,  dnreb  Bestettemog  der  kanfmftnniseben 
Bttcber,  der  Koten  n.  a.  w.,  in  denen  diese  Gescbäfte  sebrilüicb 
yerzeiebnet  werden  n.  dgl.  m. 

B.  Indem  solche  Geschäfte  dann  al lg em ein  besteuert  werden, 
zahlt  freilich  Jedermann,  welcher  ein  solches  schliesKt,  mVht  bloss 
der  Kaulmann,  Banqnier  u.  s.  w.  die  Steuer.  Hier  trifft  daher  die 
soeben  gegebene  Motivirung  nicht  immer  zu,  aber  um  so  mehr  die- 
jenige, welche  fUr  die  Verkebrsbestenerang  als  Ersatz  der  Ein- 
kommen- und  Ertragsbesteuerung  gilt:  es  werden  eben  hier  dfters 
Erwerbe  vorkommen,  welche  durcb  die  sonstige  Erwerbsbestener- 
nng  des  Besiehers  rechtlich  gar  niebt  mit  getroffen  zu  werden 
pflegen,  s.  B.  niebt  dnreb  die  Einkommenstener,  weil  sie  niebt  znm 
stenerrecbtlicben  Einkommenbegriff  geboren.  Sie  würden  mitbin 
obne  solche  besondere  Verkebrsbesteaemng  mit  Unrecbt  stener- 
firei  bleiben. 

Allgemeiner  finden  sich  solche  Erwerbe  oder  Gewinne"  sowohl 
bei  den  Handels-  und  gewissen  Bankgcsehkl'ten,  als  bei 
einzelnen  Geschätteii  der  verschiedensten  Bernfskreise  nun  hc 
sonders  heim  speeuiativen  oder  mehr  zufälligeD  und  i;e- 
legentlichen  Besitz  Wechsel  von  wirth-^chafilichen  Gütern  aller 
Art,  wo  in  Folge  von  Werth differenzen  gegen  den  Ankauf 
beim  Verkauf  ein  Gewinn  realisirt  wird. 

Der  Ertrag  dos  Handols  mit  Waaren  (beweglichen  Sachgütom)  besteht 
wcscntlirh  in  solchen  Gewinnsten.  Er  wird  im  Princip  durch  die  betreffende  directe 
Ertragssteaer  oder  durch  die  Eiukommenstener  des  Kaufmanns  getroffen.  Die  be- 
sondere Yerkehrsb^eaening  tritt  hier  wieder  nnr  erg ftnxend  hiiizii  und  IM 
sich  dem  Handel  gegenüber  gnindsitzlich  auch  nur  rechtfertigen,  wenn  und  soweit 
al«  de  mit  der  ErUags-  oder  EinJiommenäteaer  zusammen  eine  roUst&adige  md 
gldefanissige  BestooeniRg  des  Hendels  reigUehen  nft  anderen  Oewerbeii  beitMlAlliil 
Auch  diejenigen  Unternehmuii^'on ,  welche  das  Bank-  und  Börsengeschäft  in 
Fonds,  Wechseln  o.  s.  w.  (.Arbitrage)  b er afs missig  betreiben,  beziehen,  wie 
der  Uandül,  ihre  Erträge  wesentlich  mit  aus  solchen  WerthdiH'cronzen.  Die  Vcrl^ehrs- 
besteueroog,  ▼elclie  die  einzelnen,  von  solchen  Cntcrnehmiingen  geschliMisenen 
(icschifte  u.  s.  w.  besteuert,  ist  nur  unter  derselben  BeschrRnknng,  wie  beim  Waarcn- 
haudel  richtig.  Dagegen  wird,  wenn  Personen  aus  anderen  wirthschaftHcben  Bc- 
mfen  durch  w>lche  einzelne  G^chSfte,  welche  nicht  zn  ihrem  gewt^hnlidien  Bomb* 
kreise  f^ehörcn,  solche  fiewiniie  inachen,  ferner  in  allen  Fällen,  wo  überhau}>t  nicht 
bemiismäasig  betriebene  Geschäfte,  z.  B.  BOrseospecolatiooen  in  Werthpapieren,  ünind- 
sUlclHpeciiIationen.  oder  ganz  vereinzelte  Gesoblfte  Gewinne  nbverfen«  die  Yerfcelirs- 
beeteneranf  nn bedingt  zn  reilangm  sein. 


Digitized  by  Google 


Auflebe  der  Yerkehnbesteneroag.  55^ 

Es  ist  daher  wieder  die  äteuertecbnische  Unvoll- 
konimenheit  der  Ertragsbestenernng^  für  Handels-,  Bank-  und 
verwandte  Geschäfte  and  der  Eiukomnieuijesteucrung  der  Rechts- 
subjecte  dieser  Geschäfte  einerseits,  das  V  o  i  k  o  m  men  von  solchen 
einzelnen,  aus  der  Kealisirung  von  Werthdifferenzen 
Gewinn  bringenden  Geschäften  in  allen  Kreisen  des  Volks 
und  die  Nicbt-Zn^ehörigkeit  soicben  Gewinns  /um  steuerrechtlichen 
Einkommen"  andererseits,  welche  Umstände  auf  die  Entwicklung 
einer  besonderen  Bestenerong  gewisser  Kechtsgeschäfte  eben  wegen 
der  dabei  gemachten  and  durch  die  sonstige  Erwerbs* 
besienernng  nicht  oder  nicht  genttgend  getroffenen 
Gewinne  hindrängen. 

Wesentlich  sind  es  hier  nun  wieder  ganz  moderne  Gestaltungen  des 
Verkehrs,  denen  das  StenerHystem  Bechnang  zu  tragen  hat:  der  h&nfige,  oftmals 
rein  specnlatire  Eigenthomswechscl  des  Grund-  und  Gebfindecigcnthnrns 
im  Kaaf  and  Verkauf  und  das  Differenzgeschäft  in  Worthpapieren  au  den 
Fondsbfirsen,  In  diesen  beiden  Füllen  geht  das,  öfters  erfolgreiche,  Streben  auf 
Kealisirung  reo  Gewinnen  aus  Wcrtlidiffcrenzen.  Diese  Gewinne  werden 
dQfdi  die  sonstige  Erverbtbesteuerung  nicht  oder  nicht  genügend  besteuert  Die  bc- 
zOgHchcn  Geschäfte  kommen  auch  immer  mehr  oder  immer  häufiger  unter  den  nicht- 
geschäftlichen"  Classen  ror,  je  mehr  sich  das  Börsenspiel  o.  8.  ir.«  die 
sddtisMshe  GmodstOckspecoIiMoB,  In  Denen  Goloninlttndera  die  ^leealation  in  Und- 
lichen.  zur  Ansiedlung  bestimmten  Grundstöcken  (America)  ausdehnt.  Hier  ist  daher 
eine  besondere  Besteuerang,  welche  gerado  diese  Gewinne  zu  erfassen 
soeht«  Stt  Gemlsriielt  der  TottswiidNcluiMIclieii  nnd  der  Oerecbilifceitsprincipien  der 
Besteuerung  durchaus  geboten.  Die  Ertrtu'^  und  Einkommenbesteuerang  kann 
dies  bei  den  Berufsciassen,  welche  solche  GoscLiiftc  „berufsmässig"  betreiben,  —  wenn 
man  dergleichen  Uberhaupt  für  zulässig  hält,  was  beim  ürundstUckrerkehr  selbst  nach 

>  der  heatigen  liberal-individualistischen  Rechtsordnung  mindestens  noch  zweifelhaft  ist, 
wie  d*^nn  zn  den  „Handelsgeschäften"  im  reclitlichen  Sinn  der  speculative  An  -  und 
Verkauf  von  Grundstücken  jedenfalls  bei  um  noch  nicht  gehört  (Deatscbes  Handels« 
gesotzbaeh  Art.  271  ,  272)  —  nicht  hinlänglich,  bei  den  AngebSrigoi  anderer 
Berufe  gar  ni  ht    rreidien.    Die  Gebrnncliebeetoaeiiuig  ist  zo  diesem  Zwecke 

*  ebenfalls  nnzulünglu  h. 

Nur  die  Verkehrs besteuerung,  als  Bestenerung  der 
einzelnen  bezliglichen  Kechtsgeschätte  möglichst  nach  Maassgabe 
der  dabei  realisirten  Gewinne,  vermag  wenigstens  annähernd  die 
dem  Steaersystem  hier  rorliegende  Aufgabe  zn  lösen:  gewiss  nnr 
roh  and  ungefähr,  aber  doch  nicht  viel  schlechter  als  z.  B.  die  Er- 
tragssteuem  ihre  Aufgabe  erfüllen,  was  eben  genUgen  mnss  und 
immerhin  besser  ist^  als  wenn  diese  bisweOen  hl^ehst  bedentenden 
Gewinne  gans  nnbestenert  bleiben. 

V.  —  §.239.  Answahl  nnd  Höhe  der  Yerkehrssteuern. 

Im  Vorherigen  ist  das  Gebiet  bezdcbnet  worden,  anf  welchem 
die  Verkehrsbestenerang  prinelpiell  am  Platze  ist.  Die  Einriohtong 
derselben  bietet  anch  dann  immer  noch  besondere  Schwierigkeiten, 
sowohl  in  der  richtigen  Auswahl  der  dnselnen  Kategorieen 
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voD  Füllen  als  in  den  richtigen  Normen  für  die  Bemessung 
nnd  die  Höhe  der  Steaer.  Die  Geeetsgebnng  ist  aneli  hier  meistens 
noch  zn  fiscalisch  nnd  sn  schablonenhaft,  ohne  ge- 
nügende Unterscheidung  der  Fälle,  vorgegangen.  Die 
Theorie  hat  sich  entweder  anf  rein  negativen  Standpunct  gestellt, 
oder  die  Hestimmnngen  des  Steuerrecbt«  ohne  genauere  Kritik  hin- 
genommen, udcr  sie  wieder  in  viel  zu  weitem  Umiaug  allgemein 
zu  rechtfertigen  gesucht. 

Dieser  Vorwurf  triift  doch  auch  Stein.  yjUi  wie  iruher  (s.  ^.  224).  Alit  Hecht 
bczeichoet  Friedberg  S.  76  a.  a.  0.  die  Systcmisirung  der  Verkehrssteaem  bei 
Stein  als  eine  „Copirung  der  felilerhaften  Praxis".  Zum  V'^rrleiche  mit  meiaen 
AnsfttbruDgett  a,  die  Vorscbiägc  von  Schäfflc,  Schall,  Vooke  a.  a.  0.  I<et2tei«r 
renrirft  die  YeiltehnMeiier  principi«!!,  aber  erkltrt  de  doch  auch  ftr  iioÄw»Bdif ,  bis 
(;3  i^elungen  sei,  die  , .Steuer"  (d.  h.  bei  ihm  die  directe  Sleaer^i  genügend  zn  ent- 
wici(elii.  Sic  ist  aber  ebea  auch  neben  dieeer  äteoer  berechtig,,  auch  nicht,  wit 
Yocke  will,  nDbedingt  auf  das  lünkoiiinen  oder  dem  Ertraf  als  ^verqodle  zn  be- 
schränken (Vocke,  S.  .ISO  fT.).  —  Meine  Postiilate  lassen  sich  auch,  wie  von  Fried- 
berg gesrliiebt,  noch  etwas  anders  als  von  mir  im  Vorausgehenden  geschah,  ableiten, 
ueuilich  indem  mau  von  den  tcchniscbea  Ausdrücken  „Einkommen"  und  „Ertrag** 
ausgeht  und  zeigt,  dass  darunter  dieser  „sonstige"  Erwerb  nicht  fällt,  nameatüdi 
auch  nicht  nach  der  gesetzlichen  Definition  jener  Aoädrücke  in  den  Einkommen-  nnd 
Ertragaateuergesetzcn.  —  Ich  habe  absichtlich  an  der  Fassung  der  ersten  Auflage  in 
diesen  Abschnitt  venig  gelodert. 

Nach  dem  Vorausgehenden  hat  die  Verkehrsbestenenmg  eine 
doppelte  Aufgabe:  sie  soll  ergänzend  eintreten,  wo  that- 
sächlich  dnrch  die  sonstige  Erwerbsbestenerong  der  Erwerb  nieht 
gentigend  getroffen  wird  nnd  sie  soll  solchen  Erwerb  dnrch 
einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Verkehrsacte  treffen,  welcher  steuer- 
rechtlich unter  die  Einkommen-  und  Ertragsbesteuernng  nicht 
fällt  und  gewöhnlich  auch  ohne  misslicbe  oder  unduirii  führ  bare 
Consequenzen  nicht  wohl  fallen  kann.  Die  Praxis  und  die  sich 
ihr  einfach  anschliessende  Theorie  begehen  nun  oftmals  den  Fehler, 
jene  factische  Lticke  in  der  sonstijren  Erwerbsbesteuernng  und 
diesen  Erwerb  oder  Gewinn  bei  solchen  einzelnen  Geschäften 
immer  gleich  ohne  Weiteres  allgemein  als  vorhanden  anzunehmen. 
Damit  wird  der  Knoten  der  hier  vorliegenden  Schwierigkeit  durch- 
hauen, aber  nicht  gelöst  und  die  Verkehrsbesteuerung  zu  weit  aus- 
gedehnt Alsdann  droht  letztere  gerade  wieder  die  Gleichmässiglieit 
der  Steaenrertheilnng  im  Steuersystem  za  stören,  statt  sie  tn  ver- 
bessern. Die  rationelle  Verkehrsbesteuenmg  mnss  also  solehe 
Lttcken  nnd  solche  (Extra*)  Gewinne  aufsuchen  nnd 
nachweisen  nnd  alsdann  in  zweckentsprechender  Weise  ein* 
treten,  indem  sie  die  einzelnen  Fälle  richtig  auswählt  imd 
dem  Steuersatz  eine  richtige  Höhe  giebt  Die  Auswahl 
sowie  diese  Bestimmung  der  Höhe  hängen  daher  von  der 
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Ocstaltnug  der  Übrigen  ])eäteueruag  and  von  der  Höhe 
der  realisirten  Gewinne  ab* 

A.  So  wild  der  Erwerb  ans  mancben  Arbeitsartcn,  aas  der 
Unternehmerthätigkeit  im  Gewerbe,  aiu  der  Benutznog 
des  mobilen  Vermögens  (Kapitals)  schwer  dnreh  die  Er- 
trags* Qod  Einkommeiisleiieni  richtig  mid  gentlgead  getroffen,  der 
Erwerb  ans  der  Benntstmg  Ton  Im m obi  1  iar vermögen  (Grand- 
nnd  Gebftüdebesits)  aber  immerhin  leichter.  Daher  müssen  sich 
Verkehrsstenem,  gerade  umgekehrt  wie  in  der  Praxis,  im 
Allgemeinen  mehr  an  einielne  Rechtsgesefai&fte  oder  Verkehrsacte, 
die  hd  dem  erstgenannten  Erwerb  vorkommen,  weniger  an  solche 
bei  dem  zweiten  Fall  anscbliessen. 

DlM  Mirt  I.  B.  sn  niedrigeren  Stenern  flir  GMdilll»  de»  ImmobilUrcredits 

und  dcji  entgeltlichen  Besitiweclisels  des  Gru n d eijrenthiims  und  zu  allgemei- 
neren (wenn  auch  in  den  Sätzen  niedrigen)  Stenern  Geschäfte  des  Mobiliar- 
credits  nnd  d^  Yerkenfs  a.  s.  w.  ron  Werthpapieren  („BOrseosteuern"), 
beweglichen  Sachen. 

B.  Ein  Gewinn  femer  ist  nicht  ohne  Weiteres  bei  allem 
fiesitxwechsel  von  Gmnd-  nnd  anderem  Eigenthnm  im  Wege  des 
Eanfs  n.  s.  w.  sn  mnthmaassen,  sondern  nachzuweisen. 
Ohne  solchen  Nachweis  wäre  eine  allgemeine  Besitzwechselabgabe 
Mgentlich  zn  beanstanden,  principiell  nnd  practisch  jedoch  anch 
hier  wohl  in  geringer  HOhe  zaznlassen  Atr  die  zahlreichen 
Fälle,  wo  sich  die  BemessoDg  der  HOhe  des  Gewinns  der  Stener- 
controle  entzieht,  z.  B.  im  Fonds- Börsengeschäft,  wo  aberani  einer 
von  beiden  Seiten  ein  Gewinn  zu  muthmaassen  sein  wird. 

Das  Geeebt  hauk  Uer  nur  beetfmmeD,  wer  der  Stenerithler  eein  «oU;  wer  der 
Steuerträger  ron  den  beiden  Parteien,  das  richtet  sieh  doch  nnch  den  Ihr  die  Ueber- 

wilznng  maassfi^obenden  Factoren. 

JedeDfüiiü  dürrte  eine  Bcisitzwcchseiabgabö  nicht  von  vornhoreiu  eine  grössere 
Hohe  bei  Imnobilien  als  bei  Mobilien  haben,  —  eher,  aus  den  wiederholt  berührten 
Grtinden,  umgekehrt  Nur  liegt  die  Gleichhoit  der  SteucrhOhe  nicht  in  derjenigen  des 
Steaerfasses  fui  Immobiliai-  and  Mobiliargeschäfte:  bei  der  regelmässig  fiel  grössorea 
H&ofigkeit  letetaier  mnss  der  Stonerftus  bei  diesen  niedriger  nnd  kann  er  nnbedenk- 
ISob  bei  ersteren  höher  sein. 

Dagegen  lässt  sich  in  deigenigeii  Fällen,  wo  die  HöJie  det>  realisirten  (idwiaM 
irenigatens  einigermaasBen  sldier  m  ermitteln  istf  principiell  dne  hfthere  Yerkehn- 
bteuer  (Besitzwechselabgabe)  rechtfertigen,  welche  eine  Quote  dieses  Gewinns  in 
Anspruch  nimmt.  So  besonders  beim  Besitzwechael  des  Grund-  und  Ucbäudc- 
uigonthaus.  Das  positive  Stcucrrccht  begeht  hier  nur  den  Fehler,  eine,  noch  daiu 
meistens  absolut  nnd  im  Verhältniss  zu  ähnlichen  Steuern  beim  Besitsireclisel  Ton 
beweg^lichen  Gütern  und  Werthpapieren  ziemlich  hohe  Stener  vom  kränzen 
(Kapital-)  Werth  des  Grundeigenthums,  auf  da^  sich  das  Kcchtsgeschaft  bezieht, 
zu  erheben,  nicht  nur  ven  der  Differenz  des  Werths,  velohe  den  Gewinn  gegen 
den  Ankaufsprfi^  ii  w.  darstellt.  Eine  solche  Besteuerunir  nrtet  oft,  vielleicht 
meistens  zur  reolieu  Vcrmögensbesteuerong  ans,  vollends  wenn,  wie  nicht  selten, 
?on  einem  besendeien  „Gewinn**  bei  dem  Geschäft  gnr  nicht  die  Rede  ist  nnd  wenn, 
wie  häufig,  der  schwächere  Vertragschliessende  die  Abgabe  ganz  auf  sich  nehmen 
moss  and  so  nox  am  Yerknoffqpreise  nodi  mehr  Einbasae  eiieidet.  Denn  die  stete 


Digitized  by  Google 


562  i>'  B.  AUg.  Steaerlehrc  4.  K.  Sptani.  8.  H.-A.  1 .  A.  Teikehnbesteoer.  §.  229,  280. 

Voraussetzung  eines  solchen  üewinns  bei  jedem  solchen  Ycrkchrsgeschäft  (Besitz- 
Wechsel)  (L.  Stein)  beruht  auf  einer  Fiction  und  stellt  mit  den  Tliataachen  des  wirth- 
»chafUichen  Lebens  in  Widerspruch. 

üeber  die  DorcbfuhruDg  einer  YolwlinlMStenemog  nach  dem  Gewinn  ans 
einem  Besitzwechsel  von  GniiKleipi.ntlinm ,  nicht  nach  dem  ganzen  Verth  1  ? 
letzteren  a,  unten  §.  238.  Auch  meine  „Commonalsteaerfrage"  S.  39  ff.  und  bei- 
lÜmmend  Friedberg  S.  84,  98. 

Im  P>gcbni8s  führt  diese  Untersuchung  der  Verkebrsbestenerung 
tlahcr  zu  der  Forderung  von  Steuern  aut  die  einzelnen  Credit- 
geschäfte,  Handelsgeschäfte  und  vielfach  auf  den  Besitz- 
wcchsel  von  Eigenthuni  unter  Lebenden  Überhaupt. 

Dazu  dieiioii  t  r  ic  u  n  d  ens  tera  p  e  1,  B  ör  se  ii  ums  a  tz  st  e  u  c  rn 
lind  Register-  oder  EiDtragangsabgaben  verscbiedeuer  Art, 
wie  sie  nach  dem  modernen  Steoerrecht  vielfach^  aber  oft  zu  aus- 
gedehnt, in  unriehtigen  Fällen,  nach  faUchen  Maass- 
stftben  und  in  kh  hohen  Sätzen  erhoben  werden.  Aber  die 
Bemessung  der  Steuer  nach  dem  Kapitalwerth  des  beaitz- 
wechselnden  ObjectB,  des  im  Rechtsgeschäft,  in  der  Urkunde  vor- 
kommenden Geldbetrags,  auf  den  sie  sich  beziehen,  oder  doch 
die  Bemessung  nach  Quoten  dieser  Wertfae  ist,  im  theilweisen 
Unterschied  tod  |,Gebtthren'',  bei  diesen  Verkehrssteuem  berechtigt 
Sie  werden  so  wohl  zu  nomi Dellen  VermOgensstenem.  Ob, 
wie  weit,  in  welchen  Fällen  auch  sn  reellen  lässt  sich  nicht  all- 
gemein sagen.  Im  Einseinen  gewiss  mitunter  und  hei  hohen 
Stenersfttzen  Überhaupt  leicht:  ein  Hanptbedenken  gegen  höbe 
Besttswechselabgaben  ron  Immobilien  im  Verkehr  anter 
Lebenden,  falls  nicht  die  principielle  Berechtigung  der  reellen  Ver- 
megensbestenemng,  wie  in  den  F&Hen  des  folgenden  Abschnitts, 
vorliegt.  Kleinere  Sätze,  des  Urkundenstempels,  der  Register- 
abgabe, der  l msatz.sieuer,  werden  doch  meistens  wirken,  wie  sie 
geplant  sind;  als  Ergänzungen  der  Ertragssteuern,  welche 
gewöhnlich  aus  dem  Ertrage  getragen  oder  auch  zu  den  gewerb- 
lichen Auslagen,  namentlich  bei  Rechtägeschäften  des  Geschäfts- 
manns als  solchen,  gerechnet  werden  (§.  152). 

VI.  —  §.  230.  Die  Verkebrsbestenerung  im  enro- 
päisehen  Steuerrecht  des  19.  Jahrhunderts. 

Weitere  AusfQhrungen  Uber  die  richtige  Gestaltung  des  VerkehissteuereyateiM 
im  EinzL'IiK-n  und  zur  Kritik  des  positiven  Steuerrechta  gehören,  wie  auch  die  nähere 
Darstellung  des  letzteren  selbst,  nach  der  Systematik  dieses  Werks  wiederum  nicht 
hieher,  sondern  Id  die  spedene  Steaerlebre.  An  dieser  Stelle  «inl  jelst  nur,  &hnlidi 
i'^  o^en  in  §.  219  in  Betreff  der  directen  Besteuerunp.  kurz  anpepcben,  welches  im 
Uanzen  die  Entwicklung  dieser  Bestenerong  in  Earofui  im  19.  Jahrbondert  gewesen 
IHe  wiehtigsieii  Gesetae  selbst  bexiehen  ileli,  nsdi  dem  FMAenn,  vielfiMli  nf 
die  Reeht^ebtUireii  und  die  Yeikehnstooem  nsMDBeii  und  rind  deshalb  oben  in  der 
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Zosammenstelluag  das  §.  31  im  4.  Boche  von  den  Gebühren  bereits  mit  angeführt 
worden.  Im  Folgenden  daher,  anter  Hinweis  auf  diese  Uebersicht  in  Betreff  der  ein- 
zelnen Länder,  nur  einige  mehr  zasammcnfassende  Bemerkungen.  Die  EriMOhafts- 
ihkI  Schenkungssteuern  hängen  im  älteren  und  neueren  Steuerrecht  öfters  eng  mit 
Uciii  Gebühren-  und  Verkehrsäteuerwcsjeü  zu;>ammen,  worden  aber  hier,  unter  Ver- 
weisung auf  den  folgenden  dritten  Abschnitt,  im  Allgemeinen  ausgeschieden.  Vgl. 
die  betreffenden  Abschnitte  von  Stein,  Pin.  5.  A.  II.  2,  221  fl",  und  von  Schall,  §.  4 
der  Abbandlang  Verliehrssteucm  im  Schönberg'schcn  Uandbach.  Einzelne  Daten  in 
den  IToteo  ron  Ran«  Koscher. 

Hieher  gehurige,  meist  in  Stempelform,  mitunter  als  Kegistcrabgaben  erhobene 
Steuern  finden  sieb,  als  aas  dem  älteren  Stompelirosca  und  anderen  verwandten  Ab- 
gabegebieten  des  18.  Jahrbandeite  übmommeD,  fast  dlgemeio  fn  der  Gesetzgebung 
der  Culturstaaten .  insbesondere  Europas,  im  19.  Jahrliundert.  Sie  bind  nur  mehr 
systemisirt,  von  manchen  zu  einseitig  iiscalischen  Auswüchsen  gereinigt,  daher  mehr- 
Mch  eingeschränkt,  anderseits  aber  auch  wieder,  in  der  Consequenz  des  ihnen  zu 
Grunde  liegenden  Priacips  und  entspracheod  der  Eitwickloog  der  Volkswirthschaft, 
namentlich  des  ('reditverkehrs,  des  Börsengeschäfts,  auf  neue  Fälle  ausgedehnt  oder 
fUr  äolcbe  Fälle,  auf  welche  sie  sich  zwar  mit  bezogen,  aber  ohne  dabei  genügend 
zur  DarohlUbniiig  lo  gelaageD,  durch  rwbesserte  Gontrol-  und  Erbebiuigs«liirichta]ig<» 
wirksamer  treuinclit  woflcti. 

Besonders  bemerkenswerth  und  wenigstens  dnigermaasscn  von  Erlolg  begleitet 
tel  die  deoüleb  dchtbtre  Tendeus,  die  redidich  und  foUends  Ihotiseh  lo  einmtige 
Belastung  des  Immobilionverkehrs  (Besitz Wechsel,  Verpfändung)  dadurch  doch  ver- 
hältnissmiasig  aaszugleicben,  daas  der  Mobiliarrerkebr,  das  Woilbpapierwcsen, 
das  Cmissionsgescliift,  dleUrkniideD  desHoblliaroredits,  die  Börsen  geschifte 
einer  analogen  Besteuerung  unterworfen  werden.  Eine  fast  allgemein  verbreitete  Vcr- 
kehrssteuer  ist  der  niedrige,  jetzt  meist  als  Proportionalabgabe  (mit  entsprechenden 
Stofensätzen  fUr  Wcrthclasscn)  eingerichtete  Wechsclstempel  (s.  oben  S.  1S7),  der 
in  besonderem  Maasse  den  principiellen  Anforderongen  und  der  richtigen  FnneUon 
einer  Verkehrssteuer  entsj  ri- lit. 

Die  principielle  Berechtigung  jener  Entwicklungstendenz  wird  last  allgemein 
anerkannt,  die  Durchführung  auch  als  BteaecpoUtisches  Ziel  hingestellt,  aber  die  Steuer^ 
technische  Schwierigkeit  der  Erfassung  dieser  Geschäfte  ist  meist  noch  nicht  ge- 
nügend überwunden  und  dar  aas  erklärt  sieb  die  noch  nicht  ausreichende  Entwicklung 
dieses  Stenergebiets.  Indessen  in  England,  Frankreich,  DenlseUand,  Oesterreicb  nnd 
:indi  ren  LSmlcra  hn*  man  doch  das  Ziel  im  Auge.  Die  sicli  dagegen  sträubenden 
mächtigen  privatkapitalistischen  Interessen,  der  Börse,  des  grossen  Bankthums  (der 
,Jiaote  ban(|ue  '),  bewMen  wob!  immer  noch  Hemmmigen  nnd  Verzögerungen  der 
weiteren  Ausbildung  der  betieffendcn  Gesetzgebung,  aber  doch  nicht  mehr  auf  die 
Dauer.  Diese  Kr-'ise  wissen  dann  hinterher  auch  wohl  wieder  Lücken  im  Gesetz  ftlr 
sich  auszubeuten  und  die  von  ihnen  gczabltcn  Stenern  mit  auf  Andere  zu  Qbcrwälzeu, 
wie  z.  B.  die  Eörseaumsatzsteuern.  Aber  sie  geben  durch  ihre  Practikcn  doch  selbst 
wieder  Finger/<'iire  für  die  weitere  steuertechnische  Vervollkommnung  der  (iesefze  und 
Vollzugsvcrordnungen  an.  Lolirreich  ist  bcwmdcrs  der  Kampf  um  die  „ Börsen - 
stever**,  wie  der  in  DeutschUnd  im  letzten  Jahrzehent  geführte. 

Mit  l^erht  rr  lit  die  Tendenz  auch  dahin,  gerade  wo  es  sich  im  Stempelwesen 
und  auf  verwandten  Abgabegebieten  am  Verkehrssteuern,  nicht  um  eigentliche 
GebOhren  handelt,  rim  festen  oder  wenig,  etwa  gar  dcgressif  abgestuften  zu  min- 
destens proportionalen  Steuersätzen  im  Verhiiltniss  zum  Werth  des  im  Besitz 
wechselnden  Objects,  des  Werthpapiers,  des  Umsatzes  zu  kommen.  So  bei  der  Emis- 
sion von  Werthpapieren  (Actien,  Obligationen),  bei  den  BSrsennmsitzen, 
übrigens  ganz  in  Analogie  zu  den  betreffenden  Steuern  des  Immobilienverkehrs  Ein 
bcachtenswerthes  Beispiel  liefert  die  mühsam  errungene  Fortbildung  der  deutschen 
„Börsenstüuer"  vom  blossen  Schlussnoten- Feststempel  OSSI)  zur  freilich  überaus 
niedrigen  Proportionalabgabe  nach  der  Hobe  des  Dmsatzwerths  lsS5). 

Eine  gerade  entgegengesftzto  Entwicklung,  neralich  za  sehr  niedrigen  Fest- 
stempeln, die  mitunter  sogar  an  die  Stelle  früherer  Proportionalabgaben  getreten 
sind,  für  ürknndon  wie  Qnittungen ,  Rechnongen,  selbst  für  gewisse  Wechsel, 
Chccks  (britischer  Pennystcmpel ,  Fin.  III,  S  2fU,  französischer  10  Centimesstempel, 
eb.  S.  556  and  in  anderen  Ländern),  ist  aadereneits  ein  bemerkenswerther  Vorgang 
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&uf  diesom  tSteoergebiete.  In  Widtirüpnicb  mit  dorn  au  aich  richtigen  Staueipiincip, 
die  Betheiligten  tBoicleidiiDlaiiir  iHdaateiid,  JIM  sieh  ein  sotoher  Stempel  gleicliwelil 

steuertechnisch  und  fiscal isch  »chtfertigon.  Denn  er  trlfTi  jedes  Qcscb&ft, 
«ach  das  kleinste,  Jcsum  fliblhsr,  wird  alMr  ebea  desvegeu  wenig  uingangen,  bedarf 
k<rfiier  bewndefs  mobstmen,  verkelintDffaaideii  und  la»tspieli(iren  Controlen  und  giebt 
doch,  '!a  er  eine  nngebeaere  Menge  von  Geschäften  triHt,  nicht  unbedeateode  Ein- 
nahmen [s.  a.  a.  0.  über  England  und  Frankreich  .  S.  557,  558  daselbst). 

Die  bei  Weitem  grossartigste,  freilich  superliscaUsche  und  nur  mit  darch  die 
enormen  Ftoanibedttifliisee  erkUmlcbe  und  damit  ni  eDtselmldigende  Entvicklanj^  hat 

die  VcrkehrMbesteuerung  in  Frankreich  in  doui  dortigen  En  re^'istrem  ent  und 
Stempclveson  erfahren,  deren  Ertrag,  einschliesslich  der  im  £nregistrcmeat  ent» 
haltenen  Erbscbafla-  ond  Schcnkungssteuem,  den  tierten  Theil  des  gesammten  Staats- 
steaerertrags  liefert  (s.  Fin.  III,  S.  374,  anch  §.  240).  Aehnlich,  zum  Theil  nadi 
französischem  Master,  ist  diese  Bestetiernng  in  Belgien,  Niederlanden,  Italien 
ausgebildet;  in  etwas  anderer  Weise,  aber  ebenfalls  in  stark  fiscalischer,  der  Moditication 
bedürftiger  Richtung  in  Oesterreich,  Unga:  i,  und,  wenngleich  nach  den  rorbaa« 
denen  wirthschaftlich cn  Verhfiltnissen  der  EutwicUung  fiel  weniger  ergiebig,  in 
Bassland.  Grossbritannieu  hat  dagegen  gerade  auf  diesem  Gebiete  im  Interesse 
IMoer  Terkehrsbewegiing,  don  Qnmdnif  seiner  neueren  Wiftbsehafls-  und  F1n«i2> 
pelilik  gemäss,  Erleichterungen  und  Vereinfachungen  eintreten  lassen  (Fin.  III,  §.  119). 

In  Deutschland  war  die  EntwicUung  dieses  Steuergebiets  im  Vergleich  üüt 
Ucu  gcuaiinteu  Limderu  zurückgeblieben,  bei  geringerem  Finanz-  und  Steuer l)edarf, 
späterer  und  langsamerer  credUirirthscbaftlicher  Entwicklung,  auch  mit  anter  dem 
£inflQss  der  politischen  Zersplittern ng  und  1  r  Verschiedenheit  des  Privatrechts,  der 
Yerwaltongsorganisation  in  den  Eiuzclstaateii  und  selbst  innerhalb  des  einzelnen  Staats>. 
Eist  mit  der  Enicbtonir  des  Norddentscben  Bundes  und  des  Deotsehen  Beicbs  und 
mit  der  nunmehr  rasch  nachgeholten  credit wirthschaftlichen  Entwicklung  sind  hier 
bedeutendere  Fortschritte  eingetreten.  Der  Wechselstempel  ist  auf  das  Boich  Uber* 
tragen.  Stempelabgaben  ron  Actien,  Renten,  ScbnldTerm^reibungen,  Lotferieloosen« 
von  Sclilussiioten  und  Rechnungen  (1881),  dann  von  Kauf-  und  sonstigen  Anschailungs- 
geschäften  (1885)  sind  al^  Reichssteuem  eingeführt  worden  (s.  oben  S.  72).  „Einer 
weiteren  Ausdehnung  von  Reichsverkebrssteuem  stellt  die  üagleichartigkcit  der  Be- 
bOrdenorganisation ,  der  Verwaltnngseinricbtungen  und  der  Gesetzgebung  ober  die 
ErwcHwsteuern  (d.  h.  die  directen)  in  den  Gliederstaalen,  mit  welchen  die  Verlehrs- 
steucrn  coucurrirea,  erhebliche  llindernisüu  uittgegea.  Solauge  die  directe  Erwerbs- 
besteucrung  der  OeseUfeblUig  der  GÜederstaaten  überlassen  ist,  solange  moss  ucb  die 
Verkehrssteuergesetzgebung  zur  Ausfüllung  von  I.iMv  n  und  zur  Ergänzung  der  parti- 
colaron  directen  Stenern  den  GÜederstaaten  in  der  Hauptsache  vorbehalten  bleiben.** 
So  InsseTt  sieb  vobl  mit  Beebt  Seball  (a.  a.  O.  8. 45S).  Anderetsdls  weist  freilicb 
der  enge  Zusammenhang  der  Verkehrsbesteucrung  mit  diesen  directen  Steuern,  die 
Function,  welche  die  erstere  priocipieil  und  practisch  zu  Ubernehmen  hat,  nnd  das 
BedOrfnisB  nach  einbeHIieberer  Begelung  einer  soldien  wietvdgen  Stenerkategorie  in 
einem  einheitlichen  W  irthschafLsgebiet  darauf  hin,  dass  hier  der  Reichs-  und  der 
Particuhirgesetzgcbung  noch  viel  zu  thun  übrig  bleibt.  Wahrend  die  wichtigsten 
Mittclstaatcn  hier  wenigstens  die  Verkehrsbesteucrung,  soweit  mc  iu  ihrer  Competenz 
verblieb,  pa^«nd  neugeordnet  haben,  ist  die  preussische  Gesetzgebung  bier,  wie  in 
der  directen  Besteuerung,  in  Rückstand  geblieben  (oben  S.  72 — 74). 

Die  oben  in  g.  ;}1  gegebene  üebecsicht  der  Gesetzgebung  liefert  weitere  Daten 
biniicbtUcb  der  EntwickioDg  vnd  flosteltang  der  Verkehrsbesteucrung  in  unserem 
Jahrhundert:  die  ganze  Entwicklung  wieder  ein  Beleg  für  das  „Gesetz  der  Difleren- 
ziruug  des  Steucrsystcma"  und  für  den  leitenden  Gedanken  im  zweiten  Hauptabschnitt 
dieses  Kapitels  (S.  493).  Auf  weitere  Einzelheiten  können  wir  hier  nicht  eingehen. 
Die  in  jeder  Beziehung  interessanteste  Gcsei/gebung  Frankreichs,  welche  im  dritten 
Bande  eingehend  dargestellt  und  kritisch  beurtheik  worden  ist  (III,  S.  ö02 — 570), 
bietet  auch  die  beste  Gelegenheit,  Einzelnes  in  der  Einrichtung  vom  aligemeineien 
finanzwisscnschaftlichen  Standpunctc  aud  zu  beurtheilcn,  wie  es  dort  Mcb  TOQ  mir 
geschehen  ist.  Der  Vergleich  mit  der  ebenfalls  dort  dar^:  st  diten  britischen  Gesetz- 
gebung (III,  g.  119,  12U)  zeigt  wieder,  wie  sehr  überaU  die  concrete  Steueientwick- 
laoff,  80  bier  diejenige  der  TotlMbitbestoiiening,  ron  der  FinansUge  snd  ron 
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den  daiaus  eotspnogendea  Ford«iuiigea  an  die  £igiob^;k«it  eiaer  Steuenrt  mit  b»> 
stimmt  wird. 

Die  Woitcrentiricklung  wird  in  Enropa,  namentlich  in  West-  nnd  Mittel- 
europa, mög^lichst  in  der  Kichtang  einer  vollständigeren  Erfrissun":  und 
höheren  Belastuiig  des  Verkehrs,  bo^omlers  des  Crtditverkt!ljrs,  iu  beweglichen 
Werthen  nad  omgekehrt  in  einer  positiv  en  Erlt-i(  hterung  der  Immobiliar- 
geschäfte  zu  erstreben  sein:  aber  nicl  t  in  einer  Beseitigung  der  Verkehrs- 
besteuerong  der  letzteren,  wie  gcl^eotlich,  zu  weitgehead,  fon  InteresseuteMoite  ver- 
langt worden  ist,  sondern  in  einer  Hinaberbildiing^  dieser  Befttenertin;  in  die 
im  folgenden  Abschnitte  besprochene  ..Conjuncturengewinn-Bcsten  erunp,  nach 
den  dort  ang^ebcnea  stcuertechnhichon  Uoäicbtspuocteo.  Darauf  drängt  auch  die 
nenerlicbe  Noth  des  lindlichen  Qmndbesitzes  bei  uns  hin.  Die  Anfhebuug  jeder 
Immobiliarbesitzwechselabgabe  wUrde  nur  den  bedenklichen  speculatiren  Beaitzwocbsel 
noch  mehr  begünstigen.  Bei  städtischem  Urundeigenthum,  das  meistens  in  rascher 
Wer^leigorung  begrifiea  ist,  wäre  sie  ein  reines  Geschenk  an  ohnehin  leichten  „Ge- 
vinn"  enieleiide  OfameD. 

Vn.  —  §.  281.  Die  StelUng  der  ersten  beiden  Haupt- 
arten  der  Erwerbabestenernn^^  gegenüber  der  dritten. 

Die  im  Vorausgehenden  erörterten  beiden  Hauptarten  der  Er- 

werbsbestenerangy  die  Bestenernng  des  b  e  r  n  f s  m  ft  s  s  i  g  e  n  Erwerbs 

durch  die  Sabject-  nnd  Object-j  d.  h.  im  WeseDttichen  durch 

die  Einkorn  nien-  und  Krt  r aj^s bestciicrung,  und  die  Besteueruug 

des  Erwerbs   daich  einzelne  Acte  oder  Keclitsgeschäfte 

mittelst  der  V  e  r  k  e  h  r  s  b  e s  t  c  u  e r  u  n  g ,  mlisstc  in  der  angegebeiiea 

Ilichtang  wenigstens  in  der  entwickelten  modernen  Volks wirtlischaft 

ausgebildet  werden,  einerlei  ob  man  sich  priacipiell  auf  den  rein 

finanziellen  Standituuct  in   der  Iksteuerung  beschränkt  oder 

den  8ocial])oli tischen  mit  berücksichtigt. 

Geschieht  Letzteres,  so  kann,  nach  den  früheren  Untersachungeu  Uber  die  Stuuor- 
prlncipien,  die  Freiheit  gewisser  kleiner  ElBkommen,  ein  rerschiedener  Sceverfiiss  ren 

Arbeits-  und  von  ßentencinloranicn,  auch  von  berufsu>ri.ssifceni  und  von  Rrwerb  durch 
einzelne  Acte,  endlich  von  gröitsorem  und  kleinerem  Einkommen  (proportionale  oder 
progrosfrire  Bestenernng)  in  Frage  kommen.  Aach  die  Veiiehrsbesteneruug  iässt  vohl 
eine  fierQcksichtigang  socialpoiitischer  Momente,  in  der  höheren  Besteuerung  der 
reicheren,  der  niedri«ren  der  übripen  Bovßlkcrnnfr  zu.  In  Oesterreich  bestand  früher 
2.  B.  eine  Abstufung  deü  8teu)]>eiä  iu  vier  Giai»äeit  nach  iiang,  Stand  und  Beruf 
des  AasiteUen  dei  üzkimde  (Füd.  III,  106). 

Nach  den  beiden  Standpnncten  gestaltet  sich  dann  die  Ein- 
riehtUDg  dieser  beiden  ersten  Hauptarten  der  Erwerbsbesteuernng 
im  Einzelnen  verschieden.  Aber  die  Grundlagen  der  letzteren 
bleiben  die  nem liehen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  dritten  Hanptart  der  Erwerbs- 
besteuening  (§.  214):  diese  gehört  folgerichtig  nur  in  ein  Steuer- 
system, welches  den  soeialpolitisehen  neben  dem  rein  fioan- 
ziellen  Standpunct  in  der  Besteuerung  anerkennt.  Eine  Theorie 
und  Praxis,  welche  den  ersten  Standpunct  verwerfen,  gleichwohl 
aber  doch  Stcuciü,  wia  die  ErbscbaftSbtcuciii,  Spielgcwinnststeuern 
u.  dgi.  m. ,  weuigütens  iu  gewit^seu  Fällen  und  in  gewissem  l  ui' 
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scbaftsabgabc  spricht):  ein  onlialtbarcr  Standpunct,  man  mOsstP  denn  die  Consequen/, 
ziehen  vollen,  dass  die  Erbscbaftssteuär  eine  Art  speciellur  £ntj{eU  fUr  die  Uoirährang 
des  Erbrechts  selbst  sei.  In  neuester  Zelt  Ist,  mit  angere^  durch  die  oben  gentiuile 
Literatur  —  zum  Thcil  auch  in  Verbindung  mit  der  Erörterung  des  Erbrechts,  be«- 
sonders  das  bäuerlichen,  Uberhaupt  —  die  Frage  der  Erbschaftssteuer,  ihrer  theore- 
tischen BegrQndong  und  practischen  Durchführung  in  DeotocUsttd  mehr&ch  behandelt 
worden,  v.  Miaskowski  kommt  in  seinem  schönen  Werke  „d*8  Erbrecht  und  die  Gmnd* 
uigenthumsvcrtheilnng"  {LdpzUr  1882,  I,  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik)  aus- 
führlich auf  die  Fw^e  nach  ihroi  |iriiicipiell<»n  Seite  zu  sprechen,  mit  eingehender 
Berücksichtigung  der  ganzen  Literatur  (l,  J.']!-  255).  Er  weist  „die  Steigeriiulf  der 
Erbscbiiflsstcuer  zn  finem  mit  dem  I-'ainilieuerbrecht  concurrircnden  öffentlichen  Erb- 
recht" ab  2i>öu  macht  aber  doch  selbst  das  Zugestäiidniss,  dass  „der  Abschluss  des 
Intestaterbrechts  bereits  bei  demjenigen  Grade  eintreten  solle,  bei  dem  der  Regd  nach 
kein  J^'wnsstscin  und  liein  (itfahl  der  Pamiliengemeinschaft  mehr  vorhanden  sei". 
Weiter  geht  venigsteas  mein  Verlaogon  und  wohl  üasjcuige  loanchur  andoreu  fie* 
kimpfer  des  schrankeniesen  IntestaterbrechlB  der  Venrandten  noch  nicht  Aber  merk- 
würdiger  Weise  scheint  sich  v.  Miaskowski  dos  inneren  Wiilerspriichs  dieses  seines 
eigenen  Postulats  mit  seiner  ganzen  Beweisführung  nicht  bcvus^  geworden  zu  sein. 
Die  Begründung  die^  Postulats  beruht  doch  ganz  anf  denselben  Argomentea  wie 
diejenige  eines  öffentlichen  Eibrecbts  des  Staats  neben  dem  Familionerbrecht.  Be- 
streitet man  die  Triftigkeit  dieser  Argumente,  wie  es  v.  Miaskow^ski  thnf,  so  schwebt 
auch  das  genannte  l'üötulat  in  der  Luit.  In  der  Beweisführung  gegen  einen  ätaal- 
licheu  Erbantheil,  freilic  h  kleinen  Betrags,  neben  den  n&chsten  Verwandten  Uber- 
treibt V.  Miaskowski  sehr,  widcrles^t  mehrfach  nur  selbst  erhobene  Einwände  als 
„Gründe",  deren  sich  die  Gegner  gar  nicht  bedieneu,  sieht  einzelne  Argumente  der 
ietfterea  ab  „indifidnalistisehe"  an,  w&brend  gerade  nur  betont  wird,  dass  ans  be- 
reits einj^ctretenen  individualistischen  Gebtallun2:cn ,  wie  der  Verminderung  der 
]teJeatuag  des  Familienvcrbands,  eine  Beschränkung  des  Familieuerbrechts  zu  Gunsten 
des  OlTentlichen  nothwendig  herrorgehe,  nnd  wtttrend  er  sdbst  in  seiner  Bereis- 
fl)hrung  für  eine  grössere  Freiheit  der  Tcstirbefagiiiss  des  Erhlaisers  am  Allermeisten 
Jndindaalistisch"  verfährt  (S.  254).  In  der  Anerkennung  der  Bedeutung  des  wirk- 
lichen Famiüenverbands  und  der  Auffassung  des  letzteren  ab  des  vesenüichsten 
BegrUndungsmoments  des  Erbrechts,  in  der  Billigung  auch  des  testamentarischen  Erb- 
rechts Weiche  ich  von  t.  Miaskowski  nirhl  ab.  Dennoch  aber  halte  ich  meine  Auf- 
fassung in  BetroU'  eines  öffentlichen  i^rbrechls  aufrecht.  Eine  weitere  Schwächung 
des  Familienrerbands  kann  ich  als  nothwendige  oder  auch  nur  wahrscheinliche  Folge 
dieser  Auffassung-  nicht  zugeben,  wie  auch  umgekehrt  m.  E  aus  der  Erhaltunj  eines 
in  uiodemcn  Verhältnissen  zum  Nonsens  gewordenen  unbegrenzten  oder  sehr  weit- 
gehenden Intestatwrbnchts  nichts  in  gesunder  Weise  die  Bedeutung  des  FamUienrer- 
'  nnds  Sicherndes  oder  wieder  Hebendes  abzuleiten  ist.  Eine  Beseitigung  des  tesfa- 
uieutarischen  Erbrechts  erstrebe  auch  ich  nicht,  meine  im  Gegeutheii,  dass  dasselbe 
ein  lIDttel  ist,  etwaige  Bedenken  wegen  Besdirlnkonf  des  Intestaterbreelits  auf  einen 
bestimmten  Kreis  von  Verwandten  (und  auf  Ehegatten)  zu  beheben,  da  hier  Im  Falle 
persönlicher  Beziehungen  dann  durch  Testament  roigeeoigt  werden  kann.  Ich  wOrdc 
daher  auch  ansser  di^cr  Beschriüiknng  und  ausser  dem  Olfentlich«!  Ifiterbteclit  des 
Staats  neben  den  nfichsten  Verwandten  die  von  Einzelnen  in  Aussicht  genommene 
allgemeinere  Beschränkung  der  Testirbefugniss  zu  Gunsten  nichterbberechtigter  Per- 
sonen nicht  befürworten.  Ob  statt  des  Staats  eine  andere  ötrentliche  Zwangsgemein- 
wirthschaft,  namentlich  die  Gemeinde  an  dem  öffentlichen  Erbrecht  (oder  an  Erb- 
schaftssteuern) betheiligt  werden  soü,  behandle  ich  als  offene  Frage,  neige  mich 
indessen  mehr  zur  Begel  des  Staatserbrechts.  In  der  ökonomischen  Seite  der 
Frage  wiederholt  aaeh  r.  Uiaskoirskl  nur  so  hinDUlige  Bedenken,  wie  das  einet 
nacbtheiligcn  Einflusses  de-  (öffentlichen  Miterbrechts  inf  He  Sparsamkeit  (S.  2o-j) 
und  £asst  in  Betreff  der  Verwendung  des  Ertrags  eines  solchen  Erbrechts  den  völlig 
unpraetiseben  Fall  ins  Auge,  dass  eine  Verth eilnng  an  besitdose  Familien  erfolgen 
könne  (1),  was  er  dann  leicht  als  unausführbar  oder  als  nn  i!  Uiglich  nachweisen  kann 
(S.  254).  Der  practische  Fall  ist  die  Verwendung  des  Ertrags,  wie  jeder  Erbschafts- 
steuer, zur  Deckung  des  Finanzbedarfs,  insbesondere  zur  Herstellung  solcher  Öffent- 
licher Einrichtungen,  welche  den  „Enterbten"  vornemlich  zu  Gute  kommen,  sowie  zur 
Beseitigung  oder  Vermeidung  anderer,  bedenklicher,  namentlich  die  unteren  Ciassen 
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belastender  Stenern.  Auf  die  Frage  der  eigentlichen  Et bscbaftssteaer  Und  der 
Steigemti!;  ihrer  Si\tze  geht  v.  Miaskr>wski  nicht  ein.  Ich  habe  mich  nicht  bestimmt 
gefohlt,  UM  uiuiiicr  Behandlang  der  l-ra^c  in  diesem  Absclinitt  auch  nach  seiner  Kridk 
•sachlich  etvas  zu  verändern.  Seine  Ansf&bningen  babea  mich  dnrch  ihre  inneren 
Wi'^i^rsprfi'^ho  und  ihn-  falschen  Argumente,  mit  denen  er  seine  Gegner  bekämpft,  nur 
in  der  Ansicht  bestärkt,  dass  auch  für  die  Frage  der  Erbschaftssteuer  die  Goustraction 
eines  öffentlichen  Miterbrechts  feetsnlialtett  sei. 

In  ähnlicher  Weis»^  liat  schon  Tor  r.  Mia)>lvOvski  (»effi  kcn  (Schmollcr's  Jahr- 
buch, Y,  1881,  S.  189  a.,  Aufsatz  Uber  Erbrecht  und  Erbschaflsstencr)  die  BegrOndang 
der  ErbschftftflBteoer  anf  ein  Miterbfeelil  des  Staats  abgelebni  Er  Teehtfbrtigt  sie 
aber  als  Sf'Mi.T.  aiirh  in  der  i'ililirlien  "Einri<'litiing  mit  i^rojrcsj^ivfn  Säften  nach  der 
Entfernung  der  Vervandtscbaft  zwischen  Erben,  Legatar  und  Beerbtem,  und  zvar 
theils  mit  dem  Momoit  doe  arbeitslosen  Termögenszuflusscs,  theils  mit  dem  Grande, 
dass  der  Staat  Begründer  (äic!)  und  Schützer  des  Erbrechts  sei  (S.  196,  198).  Aach 
Roberl  Meyer  (Principien.  §.  5s,  besonders  S.  fihS)  will  den  fi<»sichtspunct  des  staat- 
lichen Miterbrechts  von  der  Erbschaftssteuer  ausschliessen ,  ohne  damit  einer  demge- 
missen  Gestaltung  der  Erbrccbtsordnung  m  präjudiciron.  Sein  an  sich  richtlKer 
Einwand,  dn«««  der  Ertnp  eines  staatlichen  Miterbrechls  nirlit  nntor  d.  n  Bo^rifi"  der 
„Steuer"  falle,  bt^weibt  indossen  doch  nichts  und  läuft  auf  einen  Wortstreit  hinaus.  — 
Mit  den  schon  bei  v.  Miaskowslri,  Geffckcn  a.  a.  m.  m  findeaden  Gründen  lehnt 
aurh  Berph'iff-Ising  fsfa:itlirhL'>  Erljn-rht  und  Krb-^'iliaftsstf uit,  Tjn'pzii: 
die  Begründung  der  Erbschaftssteuer  auf  ein  staatliches  Miterbrecht  und  letzteres 
selbst  ab,  pUdirt  aber  ebenfalls  far  stlrkere  Erbschaftssteuer,  die  er  aUein  doreh  eine, 
freilich  misslicho.  Erweiterung  ih  s  Einkrirnnionbegriffs  zu  begründen  sucht,  indem  die 
Erbschaftssteuer  eine  ,^teoer  auf  ein  einmaliges  Einkommen"  sei  (S.  2'{).  —  Dächer 
schliei^st  sieb  in  seiner  mtreiTKeheii,  für  die  practisehc  Seite  der  Erbschaftsbesteuerung 
besonders  wichtigen  Schrift  (die  deutschen  Erbschafts-  und  Schenkungssteucm,  Leip/iu 
1n86)  do.  h  der  Ablehnung  eines  8taatlif  h<  n  Mit♦}rbrccht^  it»  'f^.  28  ff.).  Dass.'H).'  ^rik 
von  S<  hiifilc  (s.  unten),  wenigstens  implii  itc,  von  Scli:*ii  (in  der  betrellcndou  Ab- 
handlung im  Schönberg'schen  Ilandburh,  2.  A.  III.  S.  471).  Koscher  (Fin.  §.  70)» 
aussort  seine  eigene  Meinung  tlbcr  liif  beregte  Frage  nicht  «i^^titlich,  Cohn  (Fin. 
§.  34S  iiborhaupt  nicht.  Die  genannten  Autoren,  wie  die  meisten  Neuem,  bind 
aber  der  Erbschaftssteuer  ttberhavpt  und  in  den  meisten  Pnnctea  der  auch  ?on  mir 
•■nipfolil-Mn  n  Firin<'htun!r  cüii'^ti'r.  Abwrich>'nil  himon  verweist  Vockc  (Ab'rabf^n. 
S.  61b  11.)  die  Erbschaftsabgabe  bloss  unter  die  Vorkehrsabgaben  und  lehnt  die  Be- 
rechtigung Ten  ProgreariTsUMn  nach  dem  Vervandtsehalbgrad  ab. 

(ianz  auf  dem  Standpuncte  v.  Schee  Ts  um<1  dem  meinen  iu  Betreff  eines  za 
gewährenden  Mitorbrechts  des  Staats  steht  dagegen  Coustantin  Fraatz  (sociale  Steuer- 
refonttt  8.  85  IT.,  89),  nnd  ron  neueren  Juristen  u.  A.  (Jeyer  (Rechtsphilosophie  in 
r.  Holtzcndorlf's  Encyclopädic). 

Ausser  der  besprochenen  Fraf:^<  -Lt  Bc.Tniiilung  der  Erbsrhrifts^tcurr  ist  :\nrh 
diejenige  der  Verwendung  des  Erirags  von  allgemeinerer  Bedeutunir.  Dirubn 
hal»en  die  Socialistcn  mitunter  eigene  Vorschläge  i!:«  iiiacbt.  Aber  aneh  andci.-  Autoren 
wollen  nicht  iirnn-  r.  wir-  freilich  die  meisten,  in  l  »  i»  Teinstimmun?  mit  der  Praxis, 
auch  ich,  es  lür  das  Augomessenc  halten,  dass  der  Ertrag  eines  solchen  Erbantheib 
fldci  einer  solchen  Steuer  zur  Deckung  des  allgemeinen  Finanzbodarf^  diene,  femer 
auch  wohl  die  Mitte]  Ii.  ferc  /n  nicht  ririh- r  im  Einzelnen  zu  begrcnz-  ndon  Verwentl- 
ungen  fUr  ölCcntliche,  vornemiich  den  unteren  besitzlosen  Classen  zu  Uate  kommende 
Zwecke.  So  plldirt  Ompfenbach  (des  Volkes  Erbe.  Bertin  1874)  fttr  eine  Zerlegung 
der  Tltb^rhaft  in  ein  ..FniniÜenerbc"  tiiid  ein  „Volkiserlje".  Jenes  will  er  mit  dem 
4.  ürad  der  Civilcomputati  rn  begrenzen;  darüber  hinaus  soll  auch  durch  Testament 
nur  aber  eine  Quote  ('/a,  '  j,  verfugt  werden  dürfen:  alI«B  Uebnge  soll  des  „Volkes 
Erbe  '  wer  Im  nnd  zu  gewissen  Schulzwecken  verwendet  werden.  Eine  wilMrilche 
Zwcdsotzung  und  Zweckbeschränkung-,  die  he<;«('r  nnterbleibt. 

In  der  neueren  deutschon  Fi n an zlitcratur  winl  der  Erbscliafbilcuor  ziemlich 
allgemein  eine  grössere  Beachtung  geschenkt.  Mit  seltenen  Aomahmen  (Vocke)  ist 
di'»  Theorie  der  Steuer  gUnstig  und  empfiehlt  ihre  Ausdehnung,  so  in  D-  ut^chland 
auf  die  dirccte  Linie,  iibcrhaupt  dio  Einrichtung  tu  der  ttblichca  Art  mit  Pn^gressiv- 
sützeu  nach  dem  YcrwandtschAftsgrad,  Freiheit  ganz  klelnef  Erbechnflnn  und  Legate, 
Ausdehnung  anf  gesrisse  Schenknngon,  aber  nooh  aolten  mit  Pngrstriraltien  nach 
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der  Höhe  der  l:j-l>schait,  bez.  dat  Erb^oilion.  Doch  ouUiäll  der  (ioüeUcatwurf 
Bftclior  8  (S.  323)  ne1»en  den  Nomudtibea  (fon  1  ^  DeBceudoDten,  bis  lO*/«) 
noch  Zuschlüge  7on      bte  2*/«,  weaD  der  Anfall  60,000^100.000  M.  v*  8.  ood 

Uber  400,000  M.  betrigt. 

ISine  cigcuthttmlichü  specifitch  fioaDZirlsseiucbafdfelie  Behandlong  hatSchftfflo 

in  seiner  Steuerpolitik  (S.  5US  fl.)  der  Erbschaftssteuer  zu  Theil  weisen  lassen.  Er 
begraodct  eine  „ErbfallsgebUhr**  in  dreifacher  Hinsicht:  1)  als  nachträgliche  Be- 
steuerung der  Kapitalansammlungcn  und  Ausgleichung  der  Stencrumgchuugen  und 
(!tr  vSteuerbegÜnstigungen  des  Kr)ila>sors  -  also,  fthntich,  wie  ich  die  VerkehiBSteaeni 
überhaupt  zu  bcj^randon  suche:  als  Krganzung  und  Ersatz  anderer  Steuern,  was  mir 
aber  hier  mehr  als  bei  Uer  Erbscbaftsiteuer  zuzutrelieu  »chcuit,  da  es  bei  dieser  viel 
nnaicAcrcr  bleibt,  ob  und  wie  weit  dieser  E^lnniDgs-  und  Ersatzdiaiactcr  im  ein- 
zelnen l  all  zutrifft  — ;  2)  als  Steuer  auf  atisscrordentÜches  Einkommen  der  Erlteii 
uud  3)  ab)  BcJastuag  bosonderor  Steuerkrait  des  Erben,  —  also  io  diesen  beiden 
Fillen  eiDigMinaaaeen  nach  den  Omndttte  der  LeistangafAhigkeit  and  doe  Opfers. 
Die  Erbfallsgebühr  zerlef,'t  et  dann  in  eine  ,.Erbmasseiif,'ehiihr'  und  eine  ,,Ei^jcn- 
gebühr"*.  Die  erstere  hätte  gemäss  der  ersten  Begrtlndang  eiozatrcten,  kleinere  Erb- 
massen frei  zn  lassen,  grossere  mit  Sitzen  in  reiscliiedenon  Stufen  ron  Vs~^  7u 
der  Höhe  zu  troficn,  ohne  KUcksicht  auf  den  Vtn»'an<lischaftsgrad,  also  ohne  da- 
nach die  Steuersätze  abzustufen.  Die  Erbeugobuhr  fungirte  nach  den  beiden  anderen 
Gründen,  mit  Abstufungen  nach  der  Verwandtschaft,  unter  Freilassung  von  Minimal- 
poitionen,  welche  Descendeaten  zufallen.  Sclliffle  will  dabei  strenges  Einsteuerungs- 
Tcrfahr'*n  und,  Vicsüiiders  um  Umgehungen  zu  verhiUcn ,  eine  erji^.in^cndc  scliiirfii 
„Schenkungsgebtibr'\  auch  für  Ausstattungen,  AUtudungen,  Stiftu 
gaoze  Bestenening  bildet  ein  folgerichtig  entwickeltes  Glied  in  SchMle's  ganzem 
Stcucrsystom  und  spcciL'Il  in  seiner  Gruppe  des  rieliilhrcn-  uml  StLmpelwesens.  — 
Stein  hat  auch  in  der  5.  Auflage  (II,  2,  210)  nur  einige  unwesentliche  und  in  den 
Thalaaehen  nnrichtigo  Bemefkongen  ttbor  die  Erbechaftmteaer,  die  er  ans  der  alten 
gabella  hereditaria  cntstohon  (V),  gleichwolil  aber  im  1 7.  Jahrhundert  zu  einem  orga- 
nischen Theil  des  Stcaeisystcmä''  werden  lässt.  Diese  Behandlung  ist  völlig  uuge- 
ttOgend. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklun«^  und  im  geltenden  Uecht  ötehcn  die  Erb- 
schaftssteuern mit  den  Besitzwechselabgaben,  den  in  Form  von  Stempel  und 
«IjL^I.  erhobenen  Steuern  in  engem  Zusammenhang,  so  dass  die  betrcfi'enürn  ^>jöutzliühen 
Bestimmungen  öfters  gar  nicht  in  eigenen  Gesetzen,  sondern  in  denen  über  Stempel - 
»iiul  Kögisterabg^abon  enthalten  sind.  S.  daniber  oben  die  /'!<Hmm«'nslrIlun!5  in  §.  31. 
Abtrennung  vom  Stempelwesen  indessen  jetzt  mehrfach  (Lugiaud,  Treussen,  doubche 
Staaten  v.  a.  m.)  und  besondere  ErbschaflaBtenergesetze. 

1.  —  §.  234.  Characteriötik  des  hierher  gehörigen 
Erwerbs. 

Das  Verständniss  dieser  Bcsteueraug  und  ihrer  Bcrcchtigiin^ 
hängt  von  der  richtigen  ökonomiBchen  WUrdigang  des  Erwerb»  ab, 
welchen  sie  treffen  soll.  Dieser  Erwerb  iässt  sich  aber  nur  im 
Zusammenhang  des  ganzen  voik s wirthschaftlichen 
Getriebes  nach  der  Stellang,  welche  die  Einzeiwirthscbaft  darin 
einnimmt,  richtig  wttrdigen  und  tlberhanpt  nur  so  verstehen. 

Es  mins  daher  Uer  auf  die  betreOenden  ErSrteningen  in  der  allgemeinen  Volks- 

wirtbachaftsiehre.  nauientlich  in  der  „Grundlei^untr"  Bezu;^^  genomHiun  ueiduii,  wie 
liicruit  ausdrücklich  geschieht.  An  dieser  Stelle  muss  es  genügen,  aus  jenen  Erörter- 
ongon  einige  fOr  die  Beeteueningsfrago  beamiderB  wichtige  Ponctc  in  knner  Becapi- 
toMtion  herromliebeD.  S.  Gmndlegang  2.  A.,  S.  90  ff. 

,jJede  Einzelwirthscbaft  fuhrt  ein  zweiseitiges  Lieben,  d.  h,  sie 
wirkt  jsweckbewuöät  auf  die  Ausscnwelt  ein  und  sie  unterliegt 
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unabliUngig  von  ihrem  Willen,  Thun  nnd  Lassen  den  Einwirkangcn 

der  Aussenwelt."  Dies  gilt  specicll  auch  för  den  Erwerb  der 
Kinzelwirthsihutt  im  Arbcitsthcilimgsprocess  und  im  Verkehrssystem 
der  Volküwirthschaft,  an  sich  stets,  in  sehr  verscliiedcneii)  Grade 
aber  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
d.  h.  nach  dem  Stande  der  Verkehrstechnik,  Verkehrsökononiik  luid 
des  Vcrkehrsreehts.  Die  vollen  Consetjuenzen  des  doppcl*?cit!gen 
Lebens  der  Eiuzelwirilischalt  im  Erwerbssystem  treten  erst  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  mit  ihrer  fein  aus^^eljildcten  Arbeits- 
und  Kigeuthumstlieilung,  ilirer  wesentlich  privatwirthschaftlichcn 
Organisation  und  ihrer  liberal  -  individnalistischen  Rechtsordnung; 
hervor.  Erst  hier  ist  daher  gerade  auch  ftlr  den  Zweck  volk«- 
wirthschaftlich  richtiger,  vollstilndiger  und  gerechter  Erwerbs- 
besteuemng  immer  schärfer  zu  unterscheiden  zwischen  demjenigen 
Erwerb  einer  Einzelwirthschaft  (bez.  ihres  Hechts-  und  Wirth- 
Bchaftssabjects),  welcher  auf  bestimmte  doch  wenigstens  ntchr 
oder  weniger  als  „Arbeitsleistun  gen"  zuqualificirendeThätig- 
keiten  dieser  Wirthschaft,  mit  einem  bewQSSt  erstrebten 
wirthschaftlichen  Ergebniss,  znrtlckzaführen  ist,  nnd  dem- 
jenigen Erwerb,  welcher  ihr  ganz  oder  jedenfalls  grSsstentheils 
unabhängig  hiervon  durch  allgemeine  Ursachen  oder  Vor- 
gänge nach  der  Gestaltung  der  allgemeinen  wirthschaftlichen 
Bechtsordnungi  namentlich  der  Eigenthnms*  und  Erbrechts- 
Ordnung,  zufällt.  Der  Erwerb  der  ersten  Art  gliedert  sich  in 
einer,  wie  sich  zeigte,  auch  für  die  Besteuerung  wichtigen  Weise, 
in  den  berufsmässigen  und  in  den  Erwerb  durch  einzelne 
Verkehrsacte  oder  Rechtsgeschäfte.  Der  Erwerb  der 
zweiten  Art  lässt  sich  Ökonomisch  nSher  als  Erwert»  dnrch  An- 
fall und  durch  Werthzuwachs  ganz  oder  doch  wesentlich  ohne 
eigene  per  sein  Ii  che  wirthsc  haftliche  Lcibtuug  dcä  Er- 
werbers bezeichnen. 

II.  —  §.  235.  Berechtigung  und  Noth wendigiseit 
der  Besteuerung  dieses  Erwerbs. 

Dieser  Erwerb  ist  nun  ein  Objcct,  welches  zum  Zweck  der 
volkswirthschaftlich  richtigen  und  der  gerechten  Stcuerverlhcilung 
bei  dem  Erwerber  —  zumal  in  einer  ganz  mdividualistist  lieu 
Erwerbsrechtsordnung,  \vo  das  Individuum,  nicht  di«^  Familie 
als  „Ganzes"  oder  die  Sippe,  der  .stamm,  dem  der  Einzelne  an- 
gehört, das  unterste  selbständige  einzelwirtUöchattliche  Glied  Lst,  — 
besteuert  werden  mass. 
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Die  BesteneniDg  des  berufsmässigen  Erwerbs  kann  xwar 
so  eiDgeriebtet  werden,  dass  sie  jenen  Erwerb  nnter  UmstSndcn 

mit  trifft,  aber  sie  thut  es  ^^ewilbnlich  nicht,  niemals«  «genügend, 
was  auch  seine  guten  tlieorctisclicu  und  })rac'tisclien,  z.  i;.  bei  der 
Eiukünimcusteuer  wenigstens  theilweise  schon  mit  Begriil'  und  \\  c«cü 
des  „Einkotiniicnh"  zusaniinenhäiigcndcn  Griiiide  hat. 

Die  Besteuerung  des  Erwerl»s  durch  einzelne  Acte  oder 
Kcc  b  tsgcscb ä fte,  die  Vc  r  k  c  h  rsbcsteucrung  trifft  jenen  Kr- 
wcrb  durch  Anfall  oder  durch  ükononiiscb  unverdieiifm  W'ertb- 
zuwacbs  leichter  und  principicll  mit  Kecht,  auch  practiscii  rej^el- 
miissig  mehr  oder  weniger  mit,  ucmlich  wenn  derselbe  mit  dem 
Erwerb  durch  tepecnlatiou  auf  Werthdiflferenzen  in  Verbindung  steht 
und  durch  diesen  letzteren  Erwerb  realiäiit  wird,  was  nicht  selten 
der  Fall  ist  Aber  sie  nimmt  dann  eigentlich  schon  einen  anderen 
Charactcr  an  und  muss  auf  besondere  Weise  begründet  und  meh^ 
fach  abweichend  eingerichtet  werden.  £s  liegt  daher  in  diesem 
Fall  dieselbe  Aufgabe  wie  bei  einer  aparten  Besteuerung  dieser 
dritten  Haopterwerbsart  vor,  d.  b.  es  gilt,  die  Verkehrsbestenemng 
hier  nicbt  nnr^  wie  es  oben  geseheben  ist,  für  die  Bestenening  des 
Erwerbs  durch  einzelne Aete,  sondern  sogleich  als  eineForm 
der  Besteiiering  des  Erwerbs  dnreh  Anfall  and  durch 
Werthza  wachs  zo  behaadeln  und  sie  als  solche  zu  begrün- 
den. Es  bleiben  aber  immer  noch  Fälle  flbrig,  wo  diese  letztere 
Besteuerung  nicht  mit  der  gewöhnlichen  Verkehrsbesteuerung 
zosammentrifili  sondern  noch  besonders  neben  ihr  ausgebildet 
werden  mnss. 

Die  t  i  c  1  e  1  e  Begründung  einer  Besteuerung  des  Erwerbs 
durch  Aiilall  (ub  i  durch  Wcilhzuwachs ,  ma^^  sie  nun  mit  m  der 
Form  der  Einkorn meii  ,  der  Ertrags  ,  der  N'crkehrsbesteuerung  oder 
durch  besondere  neue  Steuerarten  geschehen,  liegt  in  dem  schon 
angedeuteten  Verhältnias  des  Individuums  und  der  Eiu^el- 
wirthschaft  zur  Volks wirthscha 1 1. 

£s  i»t  «iae  unbestreitbare  Tbfttsacbo,  cUss  der  Eiozclerwcrb  iio  beruftüo&asigcn 
und  im  Erwerb  dnrch  ehutdno  Bedttagoechifte  «der  Acte  mit  bewiuet  besvodttem 

wirthscliafllichen  Ergcbrib-s  nicht  aofj^eht,  zuuial  niclit  in  der  entwickelten  Volkswirfh- 
ichaft.  Aach  ohne  eigene  Arbcitäli  i^tiin;;  oder  neae  Kapitalbildung  wächst  dem  £in- 
Mbea  vielfiKb  darcb  Conjanctnr,  Spiel  und  Erbf^ang  Vermögen  hinzu.  Der 
Okonomiäcbc  Charactor  des  „Conjoncturcngewinns"  ändert  bich  auch  nicht  irgend 
weaeiBtlich  dadurch,  dass  dieser  iif-wiTiri  Afters  absichflich  („sjM'rnlntiv")  erstrebt 
und  dnrcii  eine  buäoudurc  Hündluitg,  ein  V er li.fhrägeäch ii l't .  z.  B.  den  Er- 
werb eines  ronmasiobtlich  im  Preise  durch  die  Conjnnctur  italgenden  und  den  Verkauf 
eines  wirklich  so  f: -s*:  irriioi»  Objects  realisirt  wird,  (ebenso  wenig,  wie  der  Charactcr 
de»  Spieigewinns  dadurch,  dass  es  2U  des  letzteren  ErlaM^iof  des  bewusstan  Eia- 
gehem  auf  dw  Spiel  imd  nise  Guaeeii  bedaif,  oder  der  dbuMter  dee  Enrerbs 
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Erbschaft  und  Legat  dadurch,  dass  der  Erbe  u.  ■^  w.  .,.'\iinchui''H  ',  also  rinon  Willen- - 
act  oder  ciiiu  Handlung  aasü1)on  utua«»,  nocli  im  eiii/^cliica  laii  :>cll>9t  dadurcb,  da»:, 
der  testaiDCDtarische  Erbe  oder  Lugatar  sich  beim  ErMuwn  ctw»  gerade  zvm  Z«reck 
der  Berticksii  hti^iing  im  Tosteiucnt  hat  zu  insiiiuircn  gcwtisst.  Denn  das  ei'^eiio 
Wollcu  UQd  Thuu  des  Erwerbers  i&i  iu  allen  diesen  Fällen,  im  UaUsischicü  vom 
bornfBrnlsBigen  und  rem  Erwerb  durch  einceloe  Acte,  neisteiu  f  tr  niebt,  jedenlUis 
in  ?:anz  socunJärcr  Hinsicht  das  c:iusalc  Moment  des  Enrcrbs.  hSchstcns,  uinl 
auch  nicht  uothvcndig  und  nur  selten,  das  begleiten  de.  Da»  bedinet  den  durchaas 
renchiedencn  ökonomischen  Charaeter  und  «von  die  TenoMedeiie  Stdlviig  dieses  Er-* 
werbs  Kcgonilbor  der  Besteuerung. 

Ich  halte  diese  Anffassun*!c  auch  der  etwas  abweichenden  optimististh'^rL'u  An- 
bifht  vuu  Cühu  über  die  Spcculatiiui  i^esrcnubür  aufrecht,  die  densclbe  int-hrlach 
^uch  Flu.  S.  4U3)  in  Abwehr  gegen  La^äulle  Tcrtrotcu  hat:  ,,8ic,  die  Sjieculation, 
sei  der  Kampf  der  mit  Kenntniss  der  wissbarcn  Umstände  ausgerüsteten  frit- IÜljch/. 
gegen  die  rohe  Naturuiacbt  des  Zufalls",  mit  weiteren  Ausführungen,  welche  mir  die 
,Uü:beit8l«i8tiiiig**  bd  dar  Speenlstioii  za  ttberschltzen  ond  atisseidem  su  Uber« 
sehen  scheinen,  datt  eben  nst  nnr  der  Kapital-  oder  Creditkiftfdge  so  »^peciiliraiid 
arbeiten"  kann. 

Indessen  ist  eine  Beschränkung  dieser  Besteuerung 
aaf  den  Fall  des  social p ulitischen  Steuersystems  aller- 
dings, nach  unseren  früheren  Erörterungen  (§.  156  ff.),  das  Kichtige: 
denn  der  Bezog  von  Conjancturengewinn,  wie  umgekehrt 
dieTragnng  des  Conjonetarenverlnsts,  und  der  Erwerb 
ans  Erbschaft,  Spielgewinn,  sind  integrirende  Be- 
standtheile,  im  einzelnen  Falle  Gonseqnenzen  der  gelten- 
den Eigentbnms-  und  Erbrecbtsordnnng.  Selbst  mit  dem 
Spiel  gewinn  verhiUt  es  sieb  ebenso,  wenn  einmal  das  Hpicl 
rechtlich  Überhaupt  gestattet  ist  Stellt  man  sich  aaf  den  rein 
finanziellen  Standpunct  in  der  Besteuerung,  nach  welchem 

159)  in  die  auf  Grund  der  Rechtsordnung  einmal  „gewordene'' 
Vertheilung  des  VolkseinkommenK  und  Volksvermögcns  als  Elnzcl- 
ciukonmicn  und  Vcrmügen  nicht  ciugc^riifcD,  bondcrn  dieselbe 
mü  glich  st  intact  belassen  werden  soll,  so  ist  es  in  der  That 
wieder  nur  t'o I g e r i c h t i g ,  diesen  Erwerb  uube steuert  zu  lassen 
und  sicli  mit  der  Besteuerung  der  beiden  anderen  llauptarten  des 
Erwerbs  zu  begnügen. 

So  ii>t  die  l'rnxis  atich  bisher  muisteiis  vcrfalireu.  Die  KTUudsätzli>  Im:  F.  '- 
bteuurung  der  Conj  uncturenge wiuuo  n>t  Isaum  auch  nur  noch  veisucht  worden 
und  nicht  allein  wegen  der  steuerleebiiiscbeii  Scbwlerigkeiteii  nnlerblieben,  sondern 
principieli  abgelehnt  wordon.  Die  S  ]m  n  1  -s  w  i  u  ii  s  t  !)cstcui;rüu>r  ist  f^leichfaüs 
ont  im  Beginn  ihrer  Entwicklung.  £ibächai'ts steuern  sind  zwar  oioiolu 
flcbon  firttber  TorgekomiBen  und  io  der  nenerea  Zeit  allgemeiner  gewoideo.  Abaf 
schüelitern  und  Ziighaft  ist  man  doch  auch  mit  ihnen  bisher  nur  vorgegangen,  bosou- 
«lers  in  den  practisch  wichtigsten  Fällen,  in  denen  es  sich  aber  eben  auch  am  üent- 
Uchslcn  um  eine  Veränderung^  der  individuellen  A'ormdgensvertheilung  bloi>i>  nach  der 
Erbrechtsordnung  handelt,  nemlich  bei  Erbscbai'ten  unter  den  nächsten  Verwandtan 
in  der  directcn  Linie,  besonders  von  Eltern  auf  Kinder,  lieber  sehr  niedrigo  Steoer- 
sMiA  wagte  man  vollends  nicht  hiuaoszageben,  und  selbst  bei  den  entfernteren  Yer^ 
WMidtschafisgraden  und  bei  niditmwudtta  Erben  «Sud  sie  über  ein  nlMiges  Hui- 
miim  (S— 10  7o)  in  ^  CMmii  seilen  gesteigert  worden. 


Digitized  by  Google 


BürwhUguiig  dieser  BesleoeraDg.  575 

UikI  nicht  minder  hat  diu  Lisborige  iiationalökouomische  Und  tinaiuicllc  Theorie, 
wohl  nicht  obuo  BeeiDflassuog  darch  die  Ansichtea  in  joiirtischeu  Kreiden ,  jene  Be- 
ateneruug  noch  nicbt  Bllgeineitier  empfoblen,  Belbst  die  Erbschaflseteaer  nlclit  recht 

iu  den  Vordergrund  zu  schieben  ^rcwagt.  Auch  dit:  Nationaliikonomca  und  Tinauz- 
tnuiiucr  sahen  vielmehr  iu  solchen  Steuern  einen  icicht  rerbängnissToUcn  „ersten 
Schritt  zum  Socialismus  und  Gommnnismus",  einen  „Angriff  auf  Eigou- 
thum  und  Erbrecht'%  die  „Grandpfcilcr  der  socialen  und  wirthschafUlehen  Otd' 
uung",  vro  es  mit  Kccht  hcissc:  i'rincipiis  olista!  Sic  scheuten  solche  Steuern  ausäcr- 
dem  aua  wirtli-schaltlichen  üründcn  als  reelle  Vermögens-  oder  Kapitaläicueru, 
in  der  gewöhnlichen  Identihcirung  des  cinzel-  und  des  volkswirthschaftlichen  Stand« 
punrts  iu  dieser  I  ragc  (§.  133).  Dieser  Einwand  bedarf  liier  nach  d.»m  Früheren 
keiner  Widerlegung  inehr.  Denn  oiuo  Steuer  auf  das  einzciwirthschaitlicbe  Vermögen 
oder  Kapital,  nicht  bloee  auf  den  Erwerb  eder  das  Eiakommen,  Itot  sich  unter  Um« 
^tätlden  rechtfertigen  und  selbst  verlangen  nnd  ist  keinoBWega  notiiwoDdjg  immer  eine 
bleuer  auf  das  Yol ks vermögen. 

Der  priiK  ipiclle  Einwand  gegen  die  Anfall-  und  Wcith- 
zuwaclis-BesiLur  i  Line:  ist  nur  dann  eribkncich  zurlickzuweison,  wenn 
man  die  bestehende  Privatrechtsordnni]^^  und  die  auf  ihrer  Griind- 
lii^c  :sich  vollziehende  Vermögens-  und  Einkummenvertbcilung  über- 
haupt nicht  als  Noli  mc  tangere  betrachtet,  d.  h.  wenn  man  sieh 
in  Voli^swirthschaft,  Hceht  and  BesteueniDg  auf  den  social- 
politischen  l:>tandpiiiict  stellt. 

Hier  nimmt  man  dann  Act  davon,  dass  der  Erwerb  von  Einkommen  timJ  Ver- 
mögen so  vielfach  nicht  auf  persönlicher  wirthschafUicher  Leistung,  auf  reeller 
„Aweif*,  beruht  und  nvht  die  Consequcnz  daraus  auch  für  die  Besteuerung,  indem 
man  gerade  den  Erwerb  ohne  so!' !i  r-ü.-itiini;  Seitens  dcj  Einzelnen  als  ein  bei  ihm 
besonders  stouerfabiges  und  nach  vuUäwirthschaftiicheu  sowie  nach  den  Frincipieu 
gerechter  Stenerrertbcilung ,  namenüich  nach  der  richtigen  Auslegung  des  Prlndpe 
der  Besteuerung  .,nach  der  Lcistuiii^afahigkoil",  nothwendig  brjundijn>  /.u  Ijc- 
steuemdea  Object  ansieht  (§.  IM).  Man  rechtfertigt  und  verlaugt  aber  ein 
solches  Vorgehen  vollends  in  der  modernen  Yolisirirthscliaft  mit  ihrer  liberal» 
individualistischen  Verkehrsrechts  basis.  Denn  hier  erst  spielt  die  Coa- 
junctur  eine  so  cntsclieidcndc  Bcdeutun*;  für  die  Ycrthciliing  des  Volksver- 
mögcns  unter  duu  Eijii^elncn.  Hier  erst  sind  es  so  äehr  allgemeine  gcsoll- 
tfchaftUche  Entwicklungen  und  Znsanmenhlage,  velchc  EinzehiL-n  Gewinne  kraft 
des  blossen  Ei^cnthumsrechts  zuführen,  namentlich  den  Werth  gcwisbcn 
privaten  (iiuud  besitze»  und  gewisser  (iebaudc  so  regelmässig  iu  farbchreitca« 
den  Gemeinwesen  steigern.  Hier  erst  verbindet  sich  so  systematisch  die  Spccu- 
latiou  mit  der  Ausbeutung  der  Conjunrtiircn .  ohne  dass  der  betreirendo  Erwerb 
dadurch  seineu  Uiiaracter  des  ökonomisch  nicht  durch  eigene  Leistungen 
des  Betiehers  verdienten  irgend  wesenflich  verftndert.  Hier  aneh  erst  ist 
die  bürgerliche  GeaelL-schiin  so  durchaus  vom  Princip  des  Iiidividualisuius  durchsogen 
und  liie  ]iers(inliche,  wirthschaftUche  und  rechtliche  Bedeutung  d<*^  Familicnverbands 
so  geringtugi;,^  geworden,  dass  das  Privatvermögen  in  allen  Uauptbezichungen  als 
Individual-,  nicht  als  Familienvermögen  auch  ökonomisch  erscheint,  wie  es 
lange  schon  reehtlich  vonicndich  nur  noch  diesen  Characfer  fragt.  Damit  aber  ent- 
fällt auch  ein  früher  viel  gewichtigertir  Einwand  gej^cn  Erbschaftssteuern. 

Während  demnach  Spiel  gewinnst-  und  Erbschafts- 
steuern in  einem  rein  finanziellen  Hteucrsystem  als  etwas 
Abn<'rnies  erscheinen,  weist  ihr  Vorhandensein  eben  doch 
darauf  hin,  dass  ein  solches  Steuer  s ys  t e m  n  n  cli  d  e m  Kech ts- 
bewusstsein  der  Zeit  nicht  mehr  streng  aufrecht  zu 
erhalten  ist    Mit  der  offenen  Anerkennung  des  social- 
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politischen  Gesichtspnncts  in  der  Volkswirthsefaaft  und  im  Recht, 

naiucntlich  auch  im  Privatrecht,  ist  es  dagci^cii  nur  cousc(iUCiit, 
auch  ein  socialpolitischcs  Steuersystem  zu  postuliren. 
In  dieHcni  muss  duun  eine  rationelle  Ausbildung  der  Steuern  auf 
den  Krwerb  aus  Anfall  und  aus  Werthzuwacbs  ohne  persönliche 
wirtb^^clla|■tHcbe  Leistungen  crlolgen. 

Das  fuhrt  in  der  Hauptsache  zu  drei  Steuern:  nendich  auf 
den  ci^ontlirlicii  S  p  i  e  1  g  c  w  i  u  u ,  ciuöchiie.sslich  den  Welt  gewinn, 
auf  den  C  ouj  uuctureugewinn  und  aul  den  Erwerb  aus 
Erbschaft. 

lu  wcIcUor  Weise  alsUaim  diese  Steuern  im  EiitzolDau  ciuzurichtcn  siud,  das  ist 
erat  in  der  specfeUen  Stcaorlehrc  danulcgcn.  Schon  an  dieser  Stelle  erscheinen  aber 
bei  der  bisherigen  Sttlluti^::  aach  der  Theorie  zu  diesen  Fragen  noch  einige  bcson* 
AvTc  Ausfülirnnpcn  über  die  Besteucraug  der  Coujuncturengewiuuc  nnd  Uber  di*; 
Krbacliaitäbtcuern  am  Platze,  thcib  noch  zur  weiteren  Begründung  uud  zur 
WidorlegfQng-  von  Einwänden ,  thcils  gerade  fOr  diese  Stenern  bMdtt  hier  zur  Skiz- 
ziniug  ihrer  steuertechnischen  Grundlag«  n.  Denn  auch  vom  steuortechnisehon 
Opportun itätsstand^uiictu  hat  mau  gerade  die  Besteuerung  der  Conjunctureii- 
gewinne  augogritfen  und  seihet  for  gans  nnmttglich  erldftrt 

III.  Die  Besteuerung  d  c  i*  C  o n j  u  n c  t  u r  e n c  nv  i u  n c. 

Vgl.  Grundlegung  §.  76 — 81,  99 — 107,  dann  die  ganze  AbthcUung  von  VoUis- 
«irthscbift  nnd  Recht,  besonders  Vermflgcnsrecht  (1.  Avfl.  Kap.  5),  namentlich  in  der 
2.  Auflage  S.  343  H".  —  S.  Kobert  Meyer.  Principien  §.  59.  Er  findet  das  Miss- 
liche  besonders  in  der  Schwierigkeit,  das  Vorhandeneeb  eines  Conjuactorengowinns 
in  einer  eteuertechniscb  brauehbuw  Weise  211  constatiren  (S.  361);  der  Gewinn  trete 
auch  nie  sclbständiir  hervor,  sei  mit  dem  wirtbschaftlich  erworbenen  Ertrage  untrenn- 
bar rcrbuuden  iß,  362)  (V,  bei  Baustellen,  Curssteigerungcn  ?on  Wertbpapieren,  Werth- 
steigerungen ron  ImmoDilien?);  es  gebe  kein  allgemeines  äusserlich  erkennbares 
'Nlorkiital  des  Gonjuncturcngcwinns  (S.  366).  Meyer  will  zur  Erreichung  einer  stär- 
keren Besteuenine:  der  Conjuncturengewinue,  wozu  die  Einkoinnienstoucr  nicht  geeignet 
sei,  eine  sorgfaliigc  Ausbildung  des  Ertrag-  und  Vcrkehrbtcuei^ystoms,  in  letzterem 
die  Erbschafts-  und  VermAgensttbertragungsstcnern  inlMgriffen  (S.  367);  also  in  einer 
Hinsiebt  doch  so,  wie  i« h  es  empfehle;  aber  eine  selbt^dige Steuer  ist  doclk  in  ge- 
wissen Tällen  auch  iii««glirli  und  erwUnschf. 

§.  236.  Die  Einwände  gegen  diese  Besteuerung  sind  prin- 
cipiellcr  uud  bleue rtecbuißcher  Art:  eine  solche  Besteuerung, 
heisst  eSy  sei  ein  Bruch  in  die  bestehende  und  noth wendig  auch 
im  Gesamintinteresse  des  Volks  und  seiner  Wirthscbaft  streng  auf- 
reelit  zu  haltende  Recbtaordnnng ;  sie  komme  auch  in  Widerspruch 
mit  den  Verhältnissen,  wenn  sie  nicht  von  einer  Entschädigung  hei 
CoD^onctarenverliuten  begleitet  sei;  sie  lasse  sieb  endlich,  selbst 
wenn  man  sie  piincipieU  zn  rechtfertigen  yermOchte,  niebt  irgend 
genügend  stenertechnisch  einrichten  und  dnrohftibreni  worans  sieb 
dann  wieder  grosse  Ungleidimliasigkeiten  ergeben  mttssten. 

Diese  Einwände  sind  gewiss  beaebtenswertb ,  aber  doch  nicht 
dnrohschlagend,  wenigstens  nicht  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
Voikswirthschaft  tmd  wirthschalltlichen  Beehtsordnimg. 
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A.  Eitt  Eingriff  in  die  BechtBordnnng,  »pecieU  in  die 
Eigenthnmaordoung  liegt,  wie  schon  zugegeben  wurde i  allerdings 
hier  vor. 

Kacli  dieser  Ordüui»g  biud  cä  du-  Ligoatlmwer.  wclchi'  die  W.Ttli Schwank- 
ungen ihrer  Eigeothuinsobj«cte  nach  der  günstigen  wie  nach  di-r  uii^MHiätigoii  Ivi<  htung, 
ali  (icwinne  orid  Verluste,  trafen.  Ein  ^ooialökonoinischcr  Yorthcil  hiervon  auch  für 
das  gesanunte  Wirthschaftiilcbeu  soll  auch  gar  nicht  bestritten  werden.  Gerade  wegen 
diwes  Trafen»  der  Chancen  der  WerUischirankongen  vird  der  Eigenthfliner  nicht 
blo^^  in  soilioia  cifrenen,  sondern  mehr  oder  weni^rer  auch  im  Gcsam  mtinferosse  sein 
Eigenthuui  richtig  zu  bcbandebf  zu  verwalten  suchen.  Viele  der  practischeu  Zweck- 
m&ssigkcitsgrtlndü,  velcho  ttn  die  Lutitattott  des  PiiTateigenthoinB  ttberhavpt  mit 
grösserem  oder  geringerem  Uccht  angeführt  werden,  gelten  auch  für  die  Verknüpfung 
des  Rechtssatzes  mit  diesem  Eigeathum,  dass  der  Eigenthumer  die  Werthschwaukuigen 
des  Eigenthuiiihobjccts  trägt. 

Aber  es  ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  eine  ö(»lche  Be- 
grflndung  mit  Zwcckniässi^kcitscrwäiruiiLaMi  p  ri  n  c  ij)  i  c  1 1  und  vor- 
DeniliiL  auch  practisch  nur  zutrittt,  wcnu  das  eigene 
Thun  und  Lassen  des  E igenthümers  wenigstens  das 
haaptsäc  blicbste  cansale  Moment  jener  Werthschwan  k- 
angen  ist.  In  Betreff  der  durch  die  Oonjanctur  bewirkten 
Wertfasehwankungen  liegt  die  Saebe  indessen  wesentlich  anders. 

Dafür  kann  liier  wieder  nur  auf  die  Ldire  Ycn  der  OoiyDnctnr  im  graiidl^enden 
Theil  der  Allicemeinen  Volkswirthscbaft>lchre  verwiesen  werden. 

In  der  werthbostimmeudeu  Coujunctur  verschwindet  der  persönliche  Einiluss  des 
Eigenthumers  oder  tritt  er  doch  sehr  torflck.  Eben  deshalb  fehlt  für  den  Privat« 

berui:  des  renjuncfiiren^pwinns  das  Moment  des  individuellen  ökonomischen 
Verdien  CDS.  ^un  steigt  aber  der  maassgebeode  Eiofloss  der  Conjunctur  gerade  in 
der  modernen  Tolkswwthsehafl  nach  der  Teehnilr,  Oelionomik  und  dem 
Itecht  des  Verkelirs,  Die  Vcrtheilung  des  yolksvermu<:('ii.'-  und  Einkinnnuns  richtet 
sich  weniger  als  früher  nach  der  persönlichen  wiithschaftÜcheu  Leistung,  nach  Kieiss, 
Tüchtigkeit,  Sparsamkeit. 

Ein  neuer  Uebebtand  tritt  hinzu,  indem  die  Ausbeutung  der  Conjunctur 
zum  Gi'u'eti  !;aid  der  Speculation  wird.  Dadurch  nimmt  der  wirthschaftliche  Ver- 
kehr nur  immer  mehr  den  Gharacter  des  bpiels  an  und  wird  vielfach  mit  unlau- 
teren Geschiftspractiken  verquickt.  Von  einem  „Ökonomischen  Verdienen** 
des  Conjunrtnrenp'cwinns,  welcher  durch  Siieculationen  erzielt  wird,  kann  dalier  auch 
doch  höchstens  ausnahmsweise  und  nur  in  geringem  Maasse  gesprochen  werden,  was 
ich  6.  Cohn  gegen  ober  von  Kenem  betonen  mOdhte.  Eine  Menge  tiefer  wirthschaft- 
lieber,  sittlicher  und  socialer  Schäden  sind  die  Folge  dieser  VerhJiltnisso,  namentlich 
der  Ausdehnung  des  Speculationsmoments.  Man  braucht  nur  auf  das  Geschäft  au  den 
Fondsbörsen  (EHRercnzgeschäft),  auf  viele  Vorgänge  im  Waareiihandel  und  auf  den 
specuiativen  Bcsitzwcchscl  im  (irund-  und  Gcbäudeeigenthnm ,  besonders  in  rasch 
wachsenden  Städten  C,B'Hi^tellen" !)  hinzuweisen.  Nach  den  vorliegenden  Erfahrnnpen 
erscheint  dann  eine  BeAtuuerung  der  ('onjuncturengowiune  gerade  auch  al.'»  ein  Mittel 
xarBeschrftnknng  dieser  TdkswirfhschtfiliGh  vio  sittUoi  llborwiegend  bodenkUchcn 
Bpeoulation  enrünscht. 

Der  Eingriff  in  die  Rechtsordnung,  welchen  eine  solche 
Bestenenmg  entbiUt,  ist  hiernach  gerade  ditrch  die  mangelhafte 
Fnnctton  dieser  Rechtsordnung  in  unserer  Zeit  sogar  ge- 
boten. Die  Rechtsordnung  ist  eben  nichts  UnveriinderlicheSy 
sondern  mass  sich  der  Umgestaltung  der  Technik  und  Oekonomik 
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anpassen.  Auf  dieses  durcbaus  gerechtfertigte  Vcr!ai)g:en  lauft  die 
I)riuci|)ieUe  Forderuuij;  ciuer  Besteuerung  der  (Joi\iuuctureugevviDDe 
hinaus. 

Diirrh  eine  soL  lir  .  i  ixicht  man  .'iIi-t  auch  iiodi  ainlcre  wii-Ltigc  socialökono- 
luibchc  Vortbcilc:  cininal  dcu,  liasä  alädiinu  ächr  erhebliche  Einwände  gegen  das  ganzo 
IiriratwirtlisdiifUiclie  System  und  seine  grundlegendca  Bechlainslitiit«,  oesoaden  g«geo 
das  Prirateigenlhom  an  Kapital  und  inolir  no.  h  an  Bodon,  hinwofj"  fallen  oder  doch 
»ehr  rcrmiodert  werden;  sodann  den  weiteren  Vortbeil,  dass  nun  der  UcbergaAg  zum 
gcemoinwlTtbMlmfUieheti  SystMa  nicht  anch  noch  ans  Grtnden,  ▼eiche  in  don  Schlden 
drr  luivatwlrtlibchaftliclien  Speculalion  unJ  der  CunjuncturcnTerhältnisse  liegen,  so 
dringlich  wird.  Gerade  die  Anhänger  der  priratwirthschaftlicben  Organisation  der 
Yoiktwirthflchaft  hätten  daher  Gmnd  genug,  die  ErenluaütiU  der  EinfUirung  einer 
solchen  Beeteuoninf  ernstlich  sn  ervifen. 

B.  Das  Tragen  der  Gonjancturenverlaste  durch 
den  Eigenthflmer  oder  durch  das  WirthBchaftssahject  ist  ohne 

Zweifel  bei  der  steigenden  Bedeutung  des  werthbestimmenden  Ein- 
flusses der  Conjunetur  in  der  modernen  Volkswirthschaft  ebenfalls 
ciuc  niigsliche  Folge  des  erwähnten  Keehtssatzes.  Aber  das  be- 
weist aiebt  gegen,  sondern  fUr  nnsere  btcuerpolitUche  Forderung. 

Diu  Nothwcndigkoit,  diese  Folge  filr  den  einzelnen  Betix>Ü'encn  nach  Möglichkeit 
gut  ZQ  machen,  wird  anerkannt  und  durch  practischo  Institatiooen ,  wie  das  Yer- 

bichcrunpw^en ,  wird  dem  Kiozclncn  Hilfe  in  einigen  Fällen  gewährt.  Die  Unfall« 
Vcrsichcnin^  im  weitesten  Uuifjut:  berulit  auf  deiDselLcü  rrincip  wie  die  hier  ge- 
forderte Hcbicucruug.  Die  niateriollc  Siaat^liiirc  bei  gewissen  NothstanJcu,  bei  yrassen 
£IeDicutarschädcn,  die  man  bisher  durch  V<-rsicherung8wcäen  nicht  oder  nicht  genügend 
ausgleichen  konnte  (ücberschwcminung,  Erdbeben,  ungewöhnliche  Missernten  u.  dgl.  in  } 
umfasst  eine  weitere  Kategorie  analoger  Vorkonunnissc.  In  allen  diesen  1  «lUeu  öind 
CS  „Gemeinschaften**,  welche  hier  gewisse,  vom  Thun  und  Lassen  des  Einzelnen 
unabhäng^igc  Werth-  und  Ertragsschwankini i;en  der  Vermöpensobjecte  fur  diesen 
letzteren  par&lysircu  und  auf  sich  selbst  nehmen.  Solche  Unfälle  sind  etwas  der 
iingttnstigcn  Gonjnnctnr  Aofanlichee.  Ein  weiteres  Eintreten  Ton  Ginneinschaften  bei 
Verlusten  aiih  der  Conjunetur  ist  nicht  principiL'll  unzulässig,  sondern  nur  bisher  nicht 
practitich  durchführbar.  Auch  bei  der  Besteuerung  der  Ootgoncturengewinne  ist  es 
dieser  letstero  Umstand,  nicht  die  Frai^Uchkeit  des  Prindps«  welcher  eine  umCusen- 
dcrc  Ausddinon;  und  damit  ein  weiteres  Eintreten  da  staatlicbm  Gemeinschaft 
hindert. 

Der  Einwand^  dass  eine  allgemeine  Besteuerung  der  Con- 
jnnctnrengewinne  ohne  eine  aUgemeine  Uebcrnahme  der  Con- 
jnucturenverlnste  auf  das  Gemeinwesen  selbst  ein  Widerspruch  in 
sieh  und  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  Besteuerten  sei,  trifft 
auch  nach  Lage  der  practischen  Verhältnisse  häufig  gar  nicht  zu, 
namentlich  nicht  in  den  FäUen,  wo  es  sieh  um  diese  Besteuerung 
vomemlich  handelt.  Die  Steuer  hat  regelmässig  fttr  den  bereits 
realisirten  Gewinn,  also  z.  B.  nach  dem  Verkauf  eines  im  Preise 
gestiegenen  Objects,  femer  (ttr  den  in  gewissen  2jeitpnncten  (z.  B. 
beim  Erbeslibergang)  in  einem  Object  hoher  gestiegenen  Werths 
steckenden,  noch  nicht  realisirten,  aber  jeden  Augenblick  reali sir- 
baren Gewinn  einzutreten. 
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So  in  dem  priadpicll  und  prectiscti  viclitigBten  Fall,  bei  Grand-  und  Gebftude- 

eigenthnm,  das  durch  die  Conjunctur,  namentlich  durch  den  Fortschritt  d  -s  Gemein- 
wesens an  Volk^zahl,  Bcichtbum  u.  s.  w.  im  Wcrtho  ohne  die  entsprechende  Mit- 
iriilranf  des  KigcuthQnen  gestiegen  ist  Hier  hat  im  ersten  Falle  eine  beatimmt« 
private  Kapitalanlage  Dank  der  Conjunctur  mit  einem  Gewinne  für  den  Interessenten 
abgeschlossen  und  kann  sie  dies  im  /.weiten  Falle  sofort  thun.  Ein  Conjunctaren- 
veriust  wurde  iünterher  bei  demselben  Interessenten  ein  anderes  Object  oder  bei 
demselben  Object  einen  anderen  loteiesscnten  treffen,  was  kein  Grond  ist,  die 
BeMeuening  für  den  fr« hcr^n  Gewinn,  zumal  im  letztgenannten  Falle,  zu  unterlassen. 

Namentlich  bei  Grund-  und  gewissem,  besonders  städtischem  Gebäude- 
eigenthum gebt  auch  die  Conjunctur,  trotz  gclegentli*  her  Kacksclda-re,  regelmlHlg 
in  werthsteigernder  Richtung.  Die  Gesellschaft  nimmt  hier  durch  die  genannte 
Besteaerung  nur  gerechtfertigt  Antheil  an  der  ihren  Leistungen,  ihrer  Entwickluag 
zmneiflt  allein  211  reidenkenden  Werth«  nnd  Bmtemleigenug  des  Bodens.  Es  ist 
namentlich  wieder  die  Grumlrententheorid,  wolche dieser  Bestenerong  sligenelner 


S.  Friedberg  in  Gtorsd 's  Jabrbftebeni  B.  31,  S.  63,  81,  wo  namentlich  nnf 

den  Unterschied  zwischen  den  Conjunctiirengewinncn  im  Handel  und  hei  der  Vcr- 
äusserung  von  Grundstücken  hingewiesen  und  bei  den  letzteren  gezeigt  wird,  wie  die 
Trager  des  Gewinns  und  Verlnsts  rerschicdcne  Personen  sind.  —  R.  Meyer 
(Pitoeipien  S.  367)  weist  noch  in  anderer  Weise  die  Fsrderung  der  „milderen"  ße- 
stenemnp:  hei  Cönjunrfnrenverlusten  ah.  Bei  Einkommen-  und  Vermngensstcuem  wird 
übrigens,  )>ei  Ertragütcuern  sollte  eine  Steuerermässigung  gewährt  werden,  nach  Vor^ 
hältniss  der  Ertiiigsrcrmindcrunf.  Bei  beweglichen  Eftn^pNttevem  geschieht  es  Moh, 
bei  >tahiien,  z.  B.  bei  Grundsteuern  nach  Ucbcrschwemmungen,  Insectenrerhoerungen 
(Reblaus,  Frankreich,  Fin.  HL,  S.  450),  bei  Gobäudesteuem  in  Folge  von  Lcerstohen 
der  Miethwohnongen,  kommt  es  ebenfalls  hie  und  de  vor. 

C.  —§.237.  Die  praetiscbe  Einrichtung  and  Durch- 
f tt  h rn n g  der  ßestenerang  der  Conj u octarengewinne  macht  e r h eh • 
liehe  Schwierigkeiten,  besonders  auch  nm  die  Allgemein- 
heit nnd  Gleichmässigkeit  dieser  Bestenerang,  sobald  sie 
einmal  im  Princip  angenommen  ist,  in  allen  unter  sie  gehörenden 
Füllen  zu  erreichen.  Dieser  Schwierigkeiten  wegen  sind  in  der 
I'rnxis  wieder  C 0  ni prom isse  in  Betreff  der  strengen 
D  urcbfUhrun  mit  dem  Princip  nothwendig,  was  aber  so 
wenig  gegen  diese  als  gegen  andere  Stenern,  wo  die  Sache  meist 
ebenso  liegt,  ein  durchschlagender  Einwand  ist.  Unter  Vorans- 
sefzun^  eines  solchen  Zugeständnisses  sind  die  Schwierigkeiten 
schon  zu  üi>ei winden,  wenn  es  nm*  au  dem  energischen  Willen 
dazu  niel^t  fehlt. 

K'^  liieten  sich  zu  diesem  Zweck  vier  Wege,  welche  ^gleich- 
zeitig nel)en  einander  eingeschlagen  werden  müssen:  einmal  ist 
die  Einkommen-  und  besonders  die  Ertrags  besteuern  ng  des 
berufsmässigen  Erwerbs  so  einzurichten,  dass  sie  Conjoncturen- 
gewinne,  welche  sich  mit  dem  Einkommen  oder  den  Ertrügen  vcr-, 
binden,  mOgUchst  mit  trifft;  zweitens  hat  die  Verkehrs besteuerung 
der  emzelnen  Acte  oder  Kecbtsgescbäite  in  den  geeigneten  Fällen 
speciell  diese  Gewinne  mit  zu  treffen;  nnd  drittens  müssen  letztere 
mitunter  noch  auf  besondere  Weise  erfasst  werden,  zu  welchem 
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Zwecke  nanieinliLh  dei'  Beöitzwecbsel  beim  Erbes  fi  hei  ga  n  g  zu 
verfolgen  und  eventuell  die  Erbschaftssteuer  angemessen  ein- 
zurichten ist;  endlich,  viertens  ist  in  einem  wichtigen  iSpeci al- 
fall eine  aparte  Besteuerung  einzuleiten,  nemlich  bei  dem 
(Ycwinn,  welcher  darch  den  Uebergang  des  in  Privateigeutham 
stehenden  Hodeos  aus  einer  ökonomisohen  BenatssnngS' 
itategorie  in  eine  »pccifiscb  andere»  rentablere,  ohne 
eigene  Leistung  des  £igenthUmers  fltr  diesen  abfdllt. 

S  l'oli.  >T«ycr,  Principien,  S.  367,  mit  dem  oben  S.  57ß  gcnatiDten  Vorschlage, 
aucli  passim  in  §.  63 — 65;  durch  Ko£brmcn  der  Ertragü-  und  der  Eiokomiucnsteueru 
will  er  diese  geeignet  zur  Mitbeeteaemag  des  GosisDetiiraiigeviiins  geauicht  haben. 

Viil.  auch  iSchüffle,  Steuerpolitik,  in  den  Ausfnhninsrtni  zur  Kefonn  der  Ertrasrs- 
stcacrn,  S.  29t  ff.«  und  Uber  die  ^Gebühren"  ?om  prirairccbtlicbcn  Enrerb  uoü  Vcr- 
in9g«nSTeHrehr  S.  514  ffl,  wo  Mtnches  «Am  Anwendnnjr  «nf  die  Mitbestenentng  der 

CorijTinrturoiiücwiniic,  durch  diese  Steuerformen  gestattet.  G.  Cohn,  Fin.  §.  343  IF. 
endet  zu  skeptisch,  meint  auch  mit  Unrecht,  dass  der  Conjuncturcngcwinn  nur  durch 
Subjectstenem ,  7on  Einkommen  und  Vermögen,  nicht  durch  Yerkcbrsstcncrn ,  crfasst 
werden  lOnne  (S.  464). 

1.  Die  ErtragsbestetteriiDg  hat  nacb  ihrer  ganzen  Ver- 
anlagung nnvermeidlieh  einen  etwas  stabileren  Character  nnd 
vermag  nicht  wohl  jeder  kleinen  Ver&ndemng  des  Ertrags  einer 
einzelnen  Ertragsquelle  zu  folgen.  Besonders  gilt  dies  ron  der 
Grund- und  Gewerbesteuer,  weniger  von  der  Gebäude-,  der 
Leihzins-  und  der  A  r  b  e  i  t  s  Steuer.  Die  Ertragsbestenernng  kann 
daher  gewöhnlich  nur  solchen  Gonjuncturengewinnen  einigermaassen 
folgen,  welche  sich  als  etwas  dauerndere  Ertragserhöhungen 
niederschlagen,  so  namentlich  als  ErhOhtiDgeu  der  Grand-  und 
Gebäuderente.  Gerade  diese  Gewinne  aber  sind  von  der  Steuer 
zumeist  zu  erlus.sen,  denn  eben  sie  smd  regelmässig  überwiegend 
allgemeinen  gesellschaftlichen  und  volkswirthschaftlichen  Fort- 
schritten mit  zu  verdanken.  Daher  muss,  wie  noch  aus  anderen 
Gründen,  so  auch  zum  Zweck  einer  Besteuerung  der  Coujuncturen- 
gewinne  eine  regelmässige  Erneuerung  der  Ertrags- 
ermittlungen, nach  welcher  die  Grund  ,  Gebäude  und  <  lewerijc- 
steuer  umgelegt  wird,  in  nicht  zu  langen  Perioden  ertolgen. 

Diese  Perioden  mttssten  um  so  kürzer  sein,  je  rascher  die  Ertrüg-e  unter  Ann 
Liullu.^s  der  Conjunctur  steigen  und  je  inelir  es  gerade  die  letztere,  nicht  die  pci"söa- 
liche  wirfhs' haftliche  Leistung  des  Krtragsbeziehers  ist,  welche  den  Krtraf^  steigert: 
daher  sind  namentlich  in  rasch  sich  entwickelnden  Städten  Rcnsionen  der  Grund- 
lagea  der  ücbaudcsteucr,  selbst  in  jährlichen  Periodeu,  zu  verlangen,  um  die  steigen- 
den NntznngeD,  bez.  die  Mletbertllge  sofort  zu  treffen.  Die  Gnrodsteuer  kann  immer- 
hitt  längfer  rinrcrändcrt  bleiben.  Im  Einzelnen  wird  sich  hier  Vieles  nach  dem 
Tempo  des  Fortschritts  uud  K&utestoigous,  nach  den  Localirerbältuissen  und  der  Ver- 
schiedenheit der  Entwicklang  bei  den  reischiedetten  ICrtcsgsqoellen  (snch  bei  den 
verschiedenen  Bodennutzungen,  z.  B.  bei  Acker-  und  Waldboden)  richten  müssen. 
Aber  das  Priocip  sclbbt  und  das  Ziel  ist  wohl  klar  und  gerade  in  dem  wichtigsten 
Fnll,  b^i  der  Gebftudesteoor,  sind  die  stouertechuiscben  Schwierigkeiten,  das  Ziel 
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der  BcsteBcnin^'  iler  in  <lor  Herito  sfectend  n  T'  r'jniictiirt'ng;c«riDne  ZQ  erreichen,  gar 
nicht  80  gross.  Welche  tin 2:0 mein  grossen  Ertrags-  aad  Wcrthrerftaderaitgeii ,  unter 
dem  Doppdeinfloss  der  Conjanctaren  («ach  der  Praisbewegung  der  Prodacle,  der  Be* 
wegang  des  Zinsfusscs)  und  anderseits  der  ^iL'liorationeii ,  technischen  Fortschritte 
n.  s.  \r.  im  ländlichen  Grandertrag  and  Werth  rorkommen,  zeigen  die  französischen 
Lritersuchnngen  besonders  gut  (s.  Kin.  HC,  §.  1S5).  —  Freilich  stösst  man  bei  der 
DtirfhfUhning  der  Katutereneneningen,  zumal  bei  den  Realstcaern,  wi  1  s  nnf  die 
(ihow  in  §.  221  honrortrehobencn  Bedcniccn.  Um  so  mehr  empfiehlt  sich  abermals  die 
Einkommensteuer  vor  dieser  Ertragsstcuer,  auch  damit  die  Besteuerung  der  hier  be- 
tproeheaen  Aufgtbe  besser  gerecht  werden  Icmo. 

Die  EinkommenbesteiieniD^  ist  Behau  nach  Ihren  fibliehen 

kürzeren  Veranlagungsperioden  ihrer  Natur  nach  beweglicher, 
als  die  [MtragsbeBteucning  und  kann  sich  daher  den  Einflüssen 

der  Sph\vankiHi*,'en  der  Conjnnctur  auf  die  Höhe  des  Einkommens 
leichter  aiipa.sseu.  Da^  ist  nnn  auch  wieder  principicii  /ai 
verlangen. 

Bei  günstiger  Coajuoctur  ^bei  steigenden  Preisen  der  Bodcnpioducto  im  1  ort- 
schritt der  roIkswiTthBchnfÜiehen  EntwickfoDg  daher  efl  länger  enden ernd;  in 

Speculationszeitcn  aurh  der  Fabrikate,  Handcläwaaren,  daher  nuhr  vorübergehend) 
mQssen  doshalb  die  Einkommen  der  Personen ,  welche  notorisch  hier  besondere  Vor- 
theile ziehen,  möglichst  rasch  entsprechend  fttr  die  Stoaer  hoher  angesetzt  werden, 
80  bei  den  Hansbesitzern,  den  ländlichen  Grundbesitzern,  in  gewissen  Zeiten  bei  den 
Hcnrvprksbesitzern .  den  Fabrikanten,  Kauflt-uten.  an.h  bei  don  Angehririgen  solcher 
liberaler  Berufe,  dunen  eine  Hauise-  und  SpeculationspiTiodo  (oder  hier  auch  umge- 
kehrt eine  Krise)  zu  (inte  kommt  (Advocaten,  N  t  \r<  \\  endlich  aiicli  l)ci  den  Vertretern 
der  gewßlinlichen  Handarbeit  in  Zeiten  steigender  Luline.  Itei  Ii  ückschlagon  <b;r 
(Joojanctur  (bei  gewerblichen.  Credit-,  Baukrisen,  steigender  Üoncurrcnz  fremder  Boden- 
prodttcte  nach  verbesserang  dw  GommiBicationeBiittel,  bei  stodtendeai  Erwerb  und 
sinkenden  Löhnen)  wird  dann  billiffcr  Weise  auch  gerade  in  den  Ansrhl-ägr'^n  dr-n 
Einkommens  für  die  Einkommonbcsteaerong  eine  Erm&wignng  eintreten.  Das  ent- 
flieht aber  nur  der  aUgeneiiiai  Fordemng,  daw  die  Baeteaerung  den  £i&fliuB  der 
Goiyanctafen  beraekaicht^ea  mOMe» 

Die  Einkommensteuer  kanoi  soll  und  will  aber  fiberhanpt  die 
wirkliehen  EinkommeD  erfassen.  Ist  sie  daher  einlgermaassen 

gut  eingerichtet,  so  trifft  sie  Conjnncturengewinne,  welehe  das  Em* 
kommen'*,  im  steuerreebtlichen  Sinne,  erhöhen,  an  sieh  sehen. 
Ihre  gewOnliehe  teehnische  UnvoHkommenheit  wird  in  ihren  Folgen 
ftlr  die  Einstenemng  der  Stenersubjecte  gerade  aneh  wieder  be- 
denklieber, weil  diese  Steuer  dann  die  durch  die  Conjnnctnr  er- 
höhten Einkommen  (liauüell)  nicht  ordentlich  erfasst.  Auch  im 
Interesse  der  Lösung  der  Besteuerung  dieser  Conjuncturengewinne 
ist  daher  eine  steuertecbnisch  tüchtige  Eiiikuuimcnsteuer  zu  verlangen. 

§.  238.  —  2.  Die  Verk  u  h  r  s  bcsteuerung  eiöcbeint  mehrfach 
besonders  geeignet,  mit  zu  einer  rationellen  Bestenerang  der  Con- 
juncturengewinne zu  dienen. 

Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  fraheron  Begründung  und  Begrenzung  dieser 
Steuergattung  (§.  227  ö".).  Gerade  durch  Rechtsgeschäfte  des  Verkehrs,  be- 
sonders durch  den  Verkauf  zu  einem  höheren  Preise,  &)  <  r  tnch  durch  die  Credit* 
aufnähme  in  höherem  Betnge  mittelst  Vorpf&ndnng,  durch  die  Yemiothung, 
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Vorpftchtnng  la  einer  höheren  Rente,  werden  ConjunctDreagevinne  von  dem 
Berechtigtea  ToneBUeh  realieirt  An  diese  (iewliifte  knttpfen  sicli  die  Veikohn- 

steuern. 

Hier  bietet  sich  die  Möglichkeit  am  Ersten,  nicht  nur  die  Tbat- 
sache  des  Bezugs  eines  ConjnnctarcngewiDDS,  sondern  auch  in  den 
praetiach  wichtigsten  Fällen,  nemlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien,  die  H  <")  h  e  dieses  Gewinns  festzustellen.  Nach  dem 
Früheren  (f.  229)  sollte  hier,  namentlich  \m  Besitzweehselsteaeni, 
die  Abgabe  nicht  nach  dem  ganzen  Kapitalwertb ,  sondern  nach 
dem  Gewinn  an  letzterem  bemessen  werden.  Wo  nnn  z.  B.  dieser 
im  Verkauf  realisirte  Gewinn  nicht  anf  nachweisbare  neue  Arbeits- 
leistungen und  Kapitalverwendungen  (bei  Gebunden,  beiBfeliorationen 
in  der  Landwirtliscbaft  u.  s.  w.)  zurfiekzuftihren  ist,  erscheint  er 
wesentlich  als  Frucht  der  Conjunctnr,  wenn  auch  eventuell  einer 
solchen,  welche  durch  eine  Speeulation  absichtlich  mit  auszubeuten 
gesucht  wurde.  Gerade  dieser  Gewinn  muss  das  Object  der- 
jenigen Verkehrssteuer  werden,  welche  aU  ßebteuerung  der  Cou- 
juucturengewinue  lun^iieii  soll. 

Die  Formali^'n  der  Vi^rtrag^rliliessung  bei  Immobiliar^eschäften  und  die  theils 
bestehenden  —  Grund-  und  llypothrkenbilcher  für  den  Verkauf  und  die  Verpfandon§r 
TOD  Iminnliili  >n  — ,  theils  leicht  ein/nrirlitoiiden  ölTentlichen  Bücher  oder  Register  — 
so  etva  fur  Pacht-  und  Miethgeschalte  —  bieten  auch  die  steuertechnischen  Grund- 
lagen, eine  solche  Verkchrsbcsteucraug  der  Conjnncturengcwinnc  ebenso  gut  einzu- 
riditen  und  so  sicher  durchzuführen,  wie  die  meist  schon  bestehende  Verkehrs- 
bcstcucrung  auf  ihrer  viel  irrationclleren  Grundlage  und  mit  ihrem  fiel  Ii  irff^ren  Dnirlc 
(äteuerbemessuDg  nach  dem  ganzon  Kapitalverth  des  Grundstücks  u.  s.  w.  beim  Bö- 
sitzveehseTI.  Die  betreffeBden  schon  bestehendoa  BesitzvMhieitbgmVen  werden  bereits 
uacli  (löii  KaufproisL'ii  u.  s.  w.  veranlagt.  Dasselbt^  wOrdt^  bei  der  hier  veriani^t'-n  Be- 
steuerung geschehen,  mit  dca  uomlicben  Cootiolen  gegcu  fahiche  Preisftogaben.  Die 
Zerlegung  des  Preises  in  drei  Bestandtheale,  in  MdaivItUttfenden  Werth**,  dem  frtther  be- 
zahlten Preise,  in  „Wertherhöhuog  durch  Melioration  oJer  Kapitalaufwand  '  und  in 
„Wertherhöhun«r  dtjrrli  Conjunctur"  wilrdo  fUr  die  Steuertechnik  kein  so  schwieriges 
Problem  sein  und  durch  i'rcisangal>ca  und  Schätzunjron  ganz  wohl  erfolgen  können, 
in  hinlänglich  genauer  Weise  für  den  Zweck.  Di<>  Steuer  mUsste  dann  niedrig  für 
die  beiden  ersten  Werth  bestand  theile,  erhehlicli  l>(iher  für  <i'*n  dritf^n  ar!«re8etzt 
worden,  was  in  jeder  Hinsicht  ein  Fortschritt  gegen  die  jetzige  Kmncbiiuig  dieser 
Steuer  wtre.  Je  neehdem  wären  der  erste  oder  die  beiden  ersten  Wcrthbcstandthcile 
selbst  steuerfrei  zu  lass-^n.  Wir  <lio  Steuer  auf  den  „Conjuncturen -Werthzuwachs" 
trUgc,  ob  Besitzer  and  Vcrk&afer  oder  neuer  Erwerber,  liesso  sich  freilich  wieder  nicht 
unbedingt  und  aUfemeln  safen.  Selbst  venu  aber  der  Verkiofer,  der  eigentlich  nnch 
der  hier  vertretenen  Idee  besteuert  werden  boll,  die  ii  r  in  noch  huhorem  Proise 
oder  direct  dem  Erwerber  zuw&Ute,  bliebe  die  Steuer  gerechtfertigt:  sie  wurde  dann 
meist  don  Gewinn  an  der  ZakanftsirerthsteigerDDg  belasten,  bez.  enn Issigen. 

Auch  ein  grosser  Tbeil  der  sonstigenVerkehrs  hesteueruug, 
welche  nameutlich  Handels-  und  Mobiii arcreditgescbäfte  io 
der  Form  Ton  Urknudenstempel  u.  dgl.  m.,  dann  Fonds- 
uud  WaarenbOrBengeschafte  trifft,  kann  mit  als  Besteuerung 
von  Conjuncturengewinnen  dienen. 
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AUerdinfS  MemiteehDisch  anrollkomineiier  %\Jin  den  roraasgrehenden  Fällen, 
aber  kaum  unvollkommener  als  dii^so  Bestenftnin*  nlierhatipt  auch  ihre  anmirt'  ltiare 
Aufgabe  criuUt.  Der  Maagel  bt  hier,  dass  guwuhulich  das  Vorbandenseiu  von  £r- 
Mgea  und  Oewinnen  Air  den  Doichschnitt  solcher  Geschäfte  nor  gematbmaasst,  nicht 
genao  nachgewriessen  Tind  noch  weniger  die  Hflhfi  der  ErirS^e  und  Gewinne  festgestellt 
veiden  kann,  wenn  man  nicht  zu  einem  sehr  weitgreifeaden  und  unTermeidlicb  sebr 
IMgeD.  Tolbaiidig  aacb  schwer  darchfOlirlMm  Zwng  der  dffenlliohea  Beglstrfniiig 
n  dgl.  g:ruiren  wilL  8o  feUt  es  «n  festen  lechDeiimsben  Grimdlagea  für  die  Ver- 
kehrsbesteaerung. 

Uan  bat  sieb  aber  gteichwolil  In  der  Fnoie  und  'DieoTie  dndarch  nieht  toa 

dieser  Besteueniiig  aljspänstig  machen  lassen,  und  mit  K'  ( ht  nicht.  Es  genügt,  wenn 
dabei  nur  den  oifenkandigen  Schwierigkeiten  dnrch  zweckmässige  Normlrnne  der 
steoerpflicbtigen  Objecto  (d.  h.  hier  der  betrehendcu  Acte  üdcr  I\cchtsg<iscluifte)  und 
der  «euenitte  thanlich  Rechnang  getnfen  wird.  Denn  man  darf  sich  immer 
sagen,  es  müs.ien  hier  Erträge  vorkommen,  sonst  würden  die  GescLiifte  nicht  regel- 
mJbsig  gemacht  werden,  und  es  sind  dies  Erträge,  welche  durch  die  Ertrags-  und 
Ebkommenbestenening  nicht  genOgend  erfasst  werden. 

Ein  gro^is^r  Theil  dicker  GeschSfte,  so  im  Handel,  bei  Creditaafnahmen .  im 
Böisengescb&ft,  zumal  beim  Ditterenzen-Spiel,  bezweckt  nun  aber  notorisch  die  Specu- 
letion  auf  die  Genjanotiir:  im  Einzelnen  mit  nneicberem,  jedenfnlb  wechselndein, 
im  Ganzen  aber  doch  mit  dem  thati-ächlicben  Ki folge,  dass  :uif  diese  Weise  vielfach 
mehr  oder  weniger  erbebUcbe  Gewinne  realiüirt  werden.  Au  diese  Tbatsacbe  hält 
sieb  die  BeMeoening  und  knflpft  sieb  daher  voraemlicb  an  die  specnUtiren  Han- 
dels- and  Börsengeschäfte  und  an  diejenigen  CAdit-  und  Kaufgeschäfte  (von 
Werthpapieren  n.  djri.>  an,  durch  welche  eine,  meistens  verzinsliche,  zugleich  aber 
den  Gewiaa  aus  Conjuncturen  mit  ins  Auge  fassende  Kapitalanlage  bewerkdtellisrt 
wird.  Diese  Änfbssnng  liegt  Irkundenstempeln  fUr  Kauf-  nnd  MobUiafcnditgescIiäfte. 
„Bfir««'n'tonem"  in  festen  Sätztii  auf  Schlasszettel ,  Kechnungen  und  namentlich  in 
proponioualea  Sätzen  nach  der  Höhe  des  Umsätze-^,  in  höherem  Betrage  für  Zeit- 
geschtft»  nnd  „Oescbäfte  nach  Börsen  Usancen^  (deutsches  Gesetz  von  1885),  Am- 
•teUnngs-  fEmi'--ion=-)  Stempeln  fur  Acti  ii  -ind  andere  bursengängige  Werthpapiere, 
welche  „ohne  üettüiousinstrnment  Übertragbar'^  oder  „for  den  Handelsverkehr  bestimmt'' 
sind,  allgenflinen  Qaittnngsstempeln  n.  s.  w.  lo  Grande,  soweit  diese  Abgaben  mit  als 
Steaem  auf  Go^jonetiirengewiBDe  in  Betmoht  kemneii. 

§.  239.  —  3.  Die  Verfolgung  der  Oonjonotarenge- 
winne  beim  Erbesflbergang  n.  dgl. 

In  den  vorausgehenden  beiden  Fällen  wird  der  Conjunctnren- 

^^ewinn  getroffen  cutweder  im  Ertra^^  und  Einkommen  für  den 
iliiiL  zu  verdankenden  (laufenden)  Zuwachs  dieses  Eitiags  und 
Einkommens,  daher  namentlich,  soweit  er  als  Rentenerhöhung 
erscheint;  oder  zweitens  in  den  Fällen,  wo  er  durch  ein  Verkehrs- 
geschätt,  hanptfiächiich  einen  Verkauf,  als  K apital werth-Zu- 
wach»  einer  Sache,  besonders  eines  Heute  gebenden  Objects 
(Grund-  und  TTansbesitz,  Werthpapicr)  speciell  realisirt  worden  ist. 

Nun  bleiben  aber  noch  i'alie  librig,  wo  eine  durch  die  Con- 
junctur  ermöglichte  Treis-  und  Kentenstei^^^erunp;,  z.  B.  die  betreffende 
Pacht-  oder  Mietherhöhung  ganz  oder  theilwcise  nnteiblieb,  so  dass 
die  laufende  Ertrags-  und  Einkommenbesteuerung  nieht  erhöbt 
wurde;  ferner  Fälle,  wo  wenigstens  der  eingetretene  Kapitalwerth- 
zuwachs nicht  durch  ein  Verkehrsgeschäft  realisirt  wnrde,  indem 
kein  Besitzwechsel,  Verkanl'  o.  s.  w.  eintrat 
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Solche  Pille  sind  bei  der  specalativen  Mobilisirang  fast  allea  Be^iues.  aelb:>t 
eines  grossen  Tbeils  des  Undlicben  Grundbesitzes,  heute  seltener  als  &oher,  aber  sie 
fehlen  doch  glücklicher  Weise  durchaus  iiicht  und  nehmen  besonders  h^m  (irr)ntibesitz 
noch  immer  einen  grossen  Baum  ein.  Da^u  treten  dann  gewisse  Fäliu,  wo  cs  sich 
um  NutzrermOgen  (z.  B.  Sammlungen  von  Kanstwerken)  handelt,  das  rom  Besitzer 
regelmässig:  dauernd  be=;esscn  wird;  endlich  Fälle  "in  t  rechtlichen  Gebundenheit 
des  Bcsit/.cs,  7.   R.  l)t*i  riii<'irominisben,  beim  B^  hi/   ii  r  fodten  Hand. 

CoDjuuctureDgewiiiDe  wachsen  hier  überall  hinzu,  ohne  in 
höherem  Ertrag  oder  in  realisirten  Gewinnen  beim  Verkauf  u.  s.  w. 
zum  Vorschein  zu  kommen.  In  der  gestiegenen  Ertragsfähigkeit 
und  im  höheren  Verkaufs we rth  sind  sie  latent  enthalten.  Eine 
Besteuerung  ist  daher  auch  hier  geboten^  nnr  mnss  dieselbe  auf 
andere  Weise  .eingeriebtet  werden. 

In  den  meisten  flUlen  wird  sie  an  den  £rbes Übergang  der 
betreffenden  Eigentbnmsobjecte  geknttpft  werden  können.  Die  ahne- 
bin gmndslltalieh  zn  fordernde  Erb sehaftsst euer  wäre  dann  nnr 
gerade  anch  zn  diesem  Zweck  der  Bestenemng  der  Coiganctorenr 
gewinne  entsprechend  einzurichten. 

IMes  bietet  hier  geringere  Schvicri<;k'jiten  als  die  lie^teiiernug  dieser  Gewinne 
bei  Verlcehrsgeschäften  unter  Lebenden.  Zum  Zweck  der  Erböchafts>tenor  muss  ohne- 
dem eine  Feetstelluiig  des  Werths  aller  Objecte  stattfinden,  wobei  dann  aus  einem 
Vergleich  mit  dem  Werth  bei  früheren  Klnfen,  Erbesttbargingen  end,  soweit  der» 

gleichen  nicht  mehr  festzustellen  ist,  aus  der  Schätzung  der  wahrend  der  constatirten 
oder  muthmaasslichcn  Besitzzeit  eingetretenen  Werthstoigerung  die  Höhe  des  zu  be- 
steuernden, der  Conjunctur  zu  verdankenden  Zuwachses  zum  Kapitalwcrth  zu  ermitteln 
ist  Der  Steuersatz  wurde  nicht  für  alle  Fälle  der  gleiche  sein  können,  :^ondeiii  flieh 
nach  Perioden  der  Besitzzeit  abstufen  inttsscn.  Der  ErbesUbergang  der  Nutzungen 
von  I  idcicummiiscu  pliegt  schon  durch  die  bisherigen  Erbschaftssteuern  getrotten  zu 
worden.  Er  lasst  sich  für  den  hier  vorliegenden  EUl  ganz  analog  wie  der  Erbesttber- 
gug  des  Eigenthums  selbst  behandeln. 

Beim  Vermögen  der  todteu  Uand  aber  wäre  eine  Er- 
satz Steuer  auch  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  des  Conjunetaren- 
gewinns  an  diesem  Vermögen  zu  verlangen,  wie  sie  grundsätzlich 
ftlr  die  sonstigen  BesitzwechseUbgaben,  die  bei  diesem  Vermögen 
wegfallen,  zu  fordern  ist  und  mehrfach  besteht. 

So  in  Oestonreich,  Baien,  Frankreich,  c.  ttber  letzteres  Ein.  IQ,  §.  206. 

§.  240.  —  4.  Es  ist  endlieh  gerade  fflr  diese  Besteuerung  noch 

der  besondere  Gewinn  ins  Auge  zu  fassen,  welcher  bei  pri- 
vatem G  ruüdeigeuthuni  durch  den  lieber  gang:  des  Boden» 
au 8  einer  Benutzungskategorie  in  eine  andere  spe- 
cifisch  verschiedene  und  rentablere,  Öfters  in  ungewöhnlich 
hohem  Maasse,  für  den  EigenthUmer  ohne  irirondwie  nennenswerthe 
eigene  wirtbschaftliche  I.eistung^  des  letzteren  hervorgeht. 

Der  practisch  wichtigste  Fall  ist,  besondere  in  den  Yerh&ltnissen  der  Gegenwart, 
die  VerwandloDg-  bisherigen  „agrari8chen*\  bei.  Garten bodeas  in  „Banste  11  en*\ 

wi  h  lie  (h.  il-,  einstweilen  als  soh  he  ohne  W'(  ch>e!  des  EigcnthUmors  liegen  bleiben, 
um  die  aus  der  Entwicklong  der  Stadt  hurrorgeboudo  Werthsteigoroog  „aufzusaugen". 
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theils  mit  giMBem  Oewiiuie  sofort  zum  Zireck  der  Speculation  in  Bauatellon  oder  der 

Bebauung  ver&ussert  oder  rem  Eigeothtimer  selbst  mit  Gebäuden  besetzt  werden. 
Andere  melur  oder  minder  wichtige  Fälle  sind  der  Uebergang  von  bisbor  anderweit 
beantctcm  oder  gor  aieht  beoititeai  Boden  in  Bergwerksboden  in  Folge  der  Anf- 

finduDi^  von  Mineralien  oder  in  Boden  fttr  öffentliche  We.ico  in  Folge  neuer  Wej^e- 
anlagen,  wo  es  sich  dann  etwa  aacb  um  den  Gewinn  aus  der  Entscbftdigung  bei 
ZwoBgoeutoignnng  bandelt 

Alle  diese  FlUe  Bind  beBondera  eharaeteriatiBobe  und  practisch 
wegen  der  Höhe  der  Gewinne  oft  besonders  wichtig^e  Beispiele  vou 

Conjuncturengewinuen,  welche  dem  Eigeiilhiimei-  liur  ki  ai  t  seines 
Eigenthumsrechts  zuiailen  als  Folge  einer  bestimmten 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  und  wirthschaft- 
licben  Lehens,  der  Techuiis.,  uud,  wie  bei  Bergweiksbodeii, 
in  Folge  des  —  oft  auch  nur  zufälligen  oder  von  Dritten  p:e- 
schelienden  —  Aoffindens  von  Naturschätzen,  welche  der  Boden 
znfalliir  hir^t. 

Die  Behandlung  dieser  FftUe  im  üecbt  überhaupt  und  specieU  dann  im  Steuer- 
recht wird  d«h  fblgisilelitig  wieder  mit  naoli  der  priadpieUen  McklÄonomisohen 

Auffassung  des  privaten  Gmndeigenthnms  richten  mttsaen.   Daftlr  ist  liier  obemuls 

auf  die  Erörteranpen  in  der  „(inindlegang"  Bezug^  zu  nehmen. 

S.  daselbst  §  äÜS — 3bti  (Kap.  4  uud  5  der  2.  Abtheüuug  dar  2.  Aufkge)  Uber 
das  private  Grundeigenthum  imd  die  Zwangsenteignung,  womit  zu  vergleichen  die  Ab- 
schnitte Uber  die  Theorieen  zur  Begründung  de»  Eigeuthums  eb.  §.  254— 2S2.  Be- 
sonders wichtig  für  die  Frage  im  Text  siud  die  Verhältnisse  des  städtischen 
Grand'  und  XUaseigendiiuns  (,, Wohnungsboden**)»  veil  bei  ihm  die  Entviddaag  roB 
„Conjunctnrcn-Spring-werthcn''  am  SchftiBtea  herrOTtritL  8.  dsrQbor  ob.  §.  S52  £  mit 
den  mancherlei  statistischen  Daten. 

Kaeh  der  dort  begrflndeleii  Anflhssnng  rechtfertigt  es  deh  und  ist  es  sogar  zo 
verlangen,  auch  (ja  gerade!)  bei  der  nothwendii,'en  Fe-sthaltung  der  Institution  des 
privaten  (irundeif^enthums,  solche  besondere  Gewinne,  welche  dem  Eigfcnthümer  nur 
durch  Zufall  oder  durch  die  aresellschaftliche  Entwicklung  zu  Theil  werden, 
inOgli''h:st  tür  die  Gesell  sc  halt,  bez.  den  Staat  in  Anspruch  zu  nelimoil.  Das 
setzt  freilich  wieder  eine  Modification  des  bestehenden  Rechts  voraus,  ftlr 
welche  es  indessen  schon  im  älteren  Kecht  nicht  an  bemerkonswerthen  Analogieen 
feÜt:  eine  ModifIcotfoiL,  wdehe  nach  den  MoDomiseh-techiiiachen  und  socialen  Ver- 
hältnissen der  Neuzeit  pm  tisch  viel  nothwendiger  g^eworden  ist  und  über  welche  man 
nur  umhin  käme,  wenn  der  Grund  und  Boden  tiberbaupt  nicht  im  Prirateigeothum, 
soadem  nvssclilleislicli  in  nftffentticlieii*'  Eigenthmn  stinde. 

Unter  VorauBsetzmig  der  BiUigaog  des  „socialpolitischen"  Qt- 
sichtspuncts  im  Finanz-  nnd  Stenenresen  ersdiehit  es  akdum  ins- 
besondere geboten,  durch  die  Besteuerung  den  gesellschaftUcben 

Antheil  au  diesem  Conjuücturen^^ewinn  zu  realisiren.  • 

Aeltere  Analogieen  hiertür  liegen  in  t'i scalischen  An- 
tb eilen  an  dem  Gewinn  aus  der  Aoftliidung  von  „Schätzen" 
und  aus  derjenigen  von  Mineralstofflagern  und  der  Anlage 
von  Bergwerken  zum  Zweck  der  Förderung  dieser  „Naturschätze". 

Die  specielle  ßechtsbiidung,  z.  B.  im  römischen  Becht  in  Bezug  auf  Schatzfinden 
(zum  TheÜ  ? on  da  in  neuere  Rechte  ttbei^angen«  s.  oben  §.  75,  76),  oder  in  der 
Entwicklung:  des  mittelalterlichen  und  neueren  europäischen,  besonders  des  deutschen 
Bergrechts,  kann  dabei  ja  selir  wohl  ganz  oder  theilweise  tou  anderen  Gesichtspuncten 
ansgegaugan  sein.  Sie  «w  etve  die  CooseiQens  hesliwiiiHey  allgemeiner,  im  Begriff 
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gewisser  Hoheitsrechtu  entliHhuncr  Bechtsprincipiea.  Die  tiefere,  wenn  aacb  nicht 
immer  klar  zum  Bevusstscin  kommende  Be^randang  solcher  BeebtBtiuinrttclia  dar 
Staatsgewalt  lag  jedr  h  auch  hier  in  dem  ökonomitichen  Character  d^^  pri- 
vaten Erwerbs,  in  dem  Mangel  oder  der  Geringfügigkeit  eigener  vuth- 
schafiliolier  Leislmig  dw  bleieBsentttB,  Im  Mitspielen  des  ZofalUiLdgL  m. 
Eben  deswegen  erschien  es  billig,  dem  Vertreter  der  Gemeinschaft  einen  Antheil  an 
dem  Erwerb  zu  gewähren.  Epat  dem  Zeitalter  des  reinen  OkonoBüscbeii  IndiriduiUs- 
mos,  in  welchem  selbst  das  GnmdetgeDthimi  <dcl  iamier  »bs^oter  sv  Gunatea  des 
Privateli^ncrs  entwickelte,  sind  solche  Gesichtspancte  nur  za  sehr  rcrloren  gegangen. 
Sie  sind  aber  an  sich  richtig,  wenn  anch  oftmals  za  einseitifre  fiscalische  Folgemngen 
aas  ihnen  abgeleitet  wurden.  In  den  oben  geoauoten  Fällten  des  Debergangs  der 
Ökonomisch  nlnderwerthigeii  in  die  hohenrerüilfe  Bodeniategoiie  mtboen  sie  mit 
Becht  wieder  zur  AAerkenDUiff  gslsnfeii. 

Die  Besteoeiuiig  dieser  GewinDe  iSMt  Bich  nun  einmal  wieder 
dnreh  die  E r trage •  nnd  Ei n k o  m  m  en b eBteneningi  sodann  doreli 
die  VerkehrBbeatenerang  nnd  die  Erbsebafteetener  mit  be- 
wirken. 

Eieteves,  wenn  der  CSrajnnctonngewlBn      denmlben  EigentiiODer  weiendieh 

im  höheren  Ertrag  realisirt  wird,  so  z.B.  beitn  Ii-trit  1>  eines  Bergwerks  auf  bisher 
landwirtbscbaftiich  kenntztem  Boden  oder  bei  der  Aülage  ron  Wohugeb&aden  auf  letz- 
terem. Die  yerkebrsbesteeemng  trifft  in  der  Form  der  Beiltzvechselabgabe  den 
Gewinn  anch  an  Kapitalwerth,  welcher  bei  der  Ver&nsserung  des  betreffenden 
rJrundstücks  gemacht  wurde,  die  Erbschaftssteuer  den  Gewinn,  welcher  tut  Zeit 
des  ErbeäUbergaügs  noch  iu  dem  uuFeräusscrt  geblicbeacQ  Objecte  steclit.  Bei 
jeder  dieser  Stenern  würde  es  dann  nur  die  Aufgabe  sein,  etwa  dareli  abweichende 
Normirun^  des  Steucrfuases  gefade  den  hier  besprochenen  Coi^unctniengeiriBn  beson- 
ders bUrk  zu  beäteuem. 

Aber  durch  diese  Stenerarten  l'isst  sich  die  hier  vorliegende 
Autgabe  nicht  in  allen  Fällen  genügend  lösen,  so  namentlich 
nicht,  wenn  Boden  als  „Banste  11  e^^  länger  unbenutzt  liegen 
bleibt,  um  „Werth  aufzusaugen^',  und  wenn  Boden  zu  öffent- 
lichen Zwecken,  besonders  zn  Wegeanlagen  (städtisebe 
Strassen,  Eisenbahnen)  erworben  werden  mnss* 

a)  Die  „Banstelle»  trügt  hier  vorlänfig  keine  höhere,  Tielleiebt 
gar  keine  Rente.  Sie  wttrde  also  ohne  besondere  Bestimmnng  nicht 
stftrker  anr  Ertragsbestenernng  herangezogen  werden,  als  etwa  bei 
ihrer  bisherigen  landwirthsebafUiehen  Benntznng,  ^  ein  Sehlnss, 

den  die  bisherige  Gesetzgebnog  auch  meistens  gezogen  hat  Dies 

ist  unzulässig  und  hat  mancherlei  bedenkliche  Folgen. 

Gerade  dadurch  wird  es  nur  um  so  leichter  möglich,  iu  einer  für  das  Gemein- 
wesen softT  nnchthelllgen  Weise  den  Boden  „aus  dem  Markt  zu  halten'^ 
und  unbenutzt  liegen  zu  lassen  und  wird  daher  von  demselben  nur  noch  mehr 
Werth  aufgesogen  werden  kdnnen.  Bei  einer  endlichen  sp&teren  Yerftosserung  oder 
einem  XSrbesobergang  wttrde  unter  Yoranssetzong  des  Yoiliandenseü»  der  besproehenen 
Besteucrungsoin rieht unpen  dieser  grestiegene  Werth  dann  zwar  von  dt;r  Steuer  s^etrofTcn 
und  bei  endlicher  Bebauung  durch  den  £igenthumer  selbst  auch  der  Ertrag  oder  die 
höhere  Bodenrente.  Aber  es  wird  sieb  vielCush  nothwendig  erweisen,  aacb  in  der 
Zwischenzeit  bis  dabin,  den  —  einstweilen  latenten  —  Renten-  und  Kapitalwerth- 
Zuwachs  zu  bf^steuem ,  sowohl  aus  finanziellen  'inindf^n  nm  rollständiger  und 
sicherer  als  durch  die  ä|MUer  eintretenden  Steuern  dun  Maat  ^cvcncueil  gtsrade  in  diesem 
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Fall  die  Gemeinde)  an  dem  Gewina  tbeÜQcIuncjQ  zu  lassen,  als  auch  aus  socialpoli- 
titcheiL  und  ökonomischen  GrQnden,  nm  eine  solche  Specnlation  zu  er- 
schweren nnd  den  Boden  der  seeeUschaftUcIi  nothirendigen  Yervendnng 

früher  zuzuführen. 

Um  hier  alle  mitspielenden  wichtigen  Interessen  der  Gemein- 
schaft, ÜDanzielle,  steuerpoHtische  und  andere  z«  wahren,  empfiehlt 
sich  eine  laufende  Ex  trabe  Steuerung  solchen  Bodens  durch 
ein  starkes  Multiplum  der  agrarischen  oder  sonstigen 
gewöhnlichen  Grundsteuer,  eventuell  nach  einem  Anschlag, 
in  welchem  der  Ertrag:  nach  der  Hr)be  des  Zinses  aus  dem  jeweilig 
beim  Verkauf  zu  erzielenden  Rapitahverth  geschätzt  wird. 

In  dem  oben  S.  567  besprochenen  Bremischen  Gesetz  ron  1873  war  die 
höhere  hnfende  Ertragsbestenerang  der  etrenMeU  in  Baustellen  Obergehenden  lind- 

Uchen  Grandstacke  (im  sogenannten  „Geltungsgebiet"  am  Bremen  herum)  dadurch 
erzielt  worden,  dass  bei  der  Schätzuncr  behufs  der  Besteuerung  der  Verkauf swerth 
der  GrondstUeke  zu  Grunde  j^clegt  wurde  (§.  2  des  Gesetzes).  ^S.  darüber,  bez.  da- 
gegen Hanssen't  genanntes  Gutachten.  S.  10  ff.)  Dadurch  wvide  vom  gegenwär- 
tigen Ertrag  dieser  (irunl^tu  ke  als  Ackerland  abgesehen,  was  für  das  noch 
ferner  regelmässig  laud wirthschaftiich  benutzte  Land  za  H&rten 
ftüirte,  bei  wirklich  mftssig  liegendem  Benstellen-Lend  aber  nicht  QngeKec]it< 
fertigt  war. 

b)  Iii  dem  FaUei  wo  PrivatlM>den  zu  öffentlichen 
Zwecken  erworben  werden  mnas,  liegt  regelmässig  eine 
besonders  gttnstige  ,»Conjanctar''  für  den  EigenthUmer  vor,  die  es 
ihm  leicht  macht,  einen  hoben  Extra  gewinn  am  Kapital  werth 
solchen  Bodens  zu  erzielen.  Dieser  Gewinn  trügt  in  eminentem 
Maasse  den  Gharaotor,  welcher  im  Voransgehenden  als  dem  C?on- 
jnnctnrengewinn  eigenthttmlich  nachgewiesen  worden  ist  und  dem 
Privatinteressenten  möglichst  entzogen  werden  rnnss.  Das  wird 
hier  aber  nicht  allein  and  namentlich  nieht  unmittelbar  dnrch 
die  Besteuerung,  sondern  dnrch  euie  richtige  Gestaltung  des 
Expropriationsreohts,  besonders  in  Bezog  auf  die  Ent- 
8 oh  ftdi g u n  g,  zu  erreichen  sein.  Die  letztere  hit  hier  s o  m  &s 8  i g 
zu  ndrmiren,  dass  sie  möglichst  den  Conjunctnrengewinn 
überhaupt  ausschliesst  oder,  was  auf  dasselbe  hinausläuft, 
der  Ent8chii(lijj:nngsbetrag  und  ebenso  im  Falle  vertragsweiser  Ab- 
tretung der  Kaulpreis  ist  durch  eine  eig^ene  „  Conjancturengewinn- 
^teuer"  von  angemessener,  d.  h.  von  nicht  zu  geringer  Höhe 
zu  treffen. 

Eine  solche  Einhchtung  des  Zwangsenteignoagsrechts  ist  Unanziell  betrachtet  ein 
Gorrelat  der  besprochenen  BesteneiuDg:  letxtei»  fthrt  dem  Staet  «ine  länubne 
zu,  jene  Einrichtung  erspart  ihm  eine  Ausgabe,  in  beiden  Füllen  ohno  das»  der  private 
Xatereuent  sich  Uber  „VerleUung"  beiüagea  kann,  da  ei  dort  nur  erntet,  liier  nur 
geemtet  hnben  wliide,  we  er  niobt  gesit  h«t  (ß,  Onndlogung  §.  385). 

In  dieser  Weise  ist  die  Einrichtung  der  BesteueniDg  der  Oon- 
jundurengewinne  in  den  Grnndzflgen  zu  denken*    Die  Steuer- 
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technischen  Aulgaben  dabei  sind  uicht  gering,  aber  doch  nicht 
grösser  als  bei  manchen  anderen  lange  bestehenden  Steuern,  z.  B. 
den  Eitragssteuern.  Ein  hochwichtiges  socialpolitisches  Ziel  wird 
aber  durch  eine  solche  Besteuerung  erreicht ,  welche  mehr  als  die 
meisten  anderen  Steuern  die  richtie;e  Gleichmilssigkeit  in  der 
y,80cialen  Epoche''  des  Stcucrwesens  zu  veiwirkiiclieu  helfen  würde. 

IV.  Die  £rb8chaft88t6ner. 

A.  —  %.  241.  BegrttnditDg. 

Die  tiefere  BegrOndang  dieser  Steaer  kann  nur  im  Zusammenhang  mit  der 
principiellen  socialOkonomischen  Untersuchung^  des  Erbrechts  und  seiner  Ordnung  ge- 
hefert  werden,  daher  ttberfaaapt  nicht  hier  in  der  Fioanzwisseoschaft,  tsonderA  uui  in 
der  AUgemenieii  YollwwirthschaftelebTe  lud  swar  in  deren  g:nindl6ceDdem  TheÜ ,  Sb 
Verbinduii?  mit  der  Eigenthnmsordnunf?,  eine  Aufgabe,  welche  ich  mir  in  diesem 
(icaammtvorke  für  die  Fortsetzung  meiner  „Grundlegung*'  vorbehalten  maaa.  Im  Fol|f en- 
den halte  ioh ,  unter  Hinweis  auf  die  Yortramerkonien  in  §.  233,  die  dtort  teitaMona 
AnfTassnng  fest,  ohne  mich  jetit  raf  eine  veiteie  Radttfeitiginif  und  Tertheidigiutg 
denelben,  als  in  dem  dort  Ocaagton,  einzulassen. 

Die  Erbschaftssteuer  erscheint,  nach  einer  Seite  betrachtet,  als 
DOthwendiges  Glied  der  ganzen  Erbordnung,  daher  gar 
nicht  unmittelbar  als  eigentliche  „Steuer".  Ihr  Ertrag  stellt  den 
Antheil  am  Velksvemögen  dar,  den  der  Staat  als  Vertreter  dea 
Volks  (oder  delegirt  vom  Staate  etwaige  beantheiligte  SelbstFer- 
waltangskOrper)  kraft  seines  Erbrechts  ans  den  Im  Erbes- 
tibergang  begriffenen  EinzelvermOgen  besieht  Diese  AnffaBsniig 
ist  m.  E.  anch  der  Betraehtnng  der  Erhschaftsstener  in  der  Finans- 
Wissenschaft  mit  zn  Grande  au  legen.  In  einem  Zeitalter  des  In- 
di?idnalismu8,  wie  dem  nnsrigeo,  l&sst  sich  gerade  auf  diese 
Weise  die  Forderang  von  Erbschafls„stenem<'  als  staadichen  geseta- 
licben  Erbantheilen  (Pfliohttheilen)  principiell,  „eigenthnma- 
poli tisch",  am  Besten  begründen. 

Voiii  Ii csichtspuücte  der  Besteuerung  ans,  und  zwar  in 
Gemässheit  des  „Princips  der  Leistungfähigkeit",  ist  aber 
dann  eine  speciell  stenerpolitische  Begründung  noch  hinzu 
zufügen,  (iass  neuilicb  die  Erbschaft  für  den  Erben  (bez.  d;^s 
Legat  l'Ur  den  Legatarj  einen  Er\verl>  oder  Vermfigcnsanfall  dar- 
atellt,  welcher  demselben  ohne  Gegenleistung  zufällt  und  die 
wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  des  neuen  Besitzers 
steigert. 

1.  Zar  eigenthnmspolitischen  Begründung  moss  es 
hier  genfigen,  auf  die  historisch  wechselnden  Umstände  kurz 
hinzn weisen,  welche  ein  nnbegrenstes  Familien-Erbrecht  frtther 
mehr,  jetzt  weniger  rechtfertigen. 
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sei  liier  iiiii  .'iiL^  der  ,.GriiiiJli'i:iin;:"  liLTvorijfhoben  (bez.  anticipirt),  dass 
j^rirates  Erbrecht,  venu  auch  überall  im  recbtsgescbichUicheD  und  positiv-rcchtlichcu 
Ziuammeobaog  mit  dem  Prirateigeotham ,  das  durch  das  Erbrecht  ubertragoo  wird, 
doch  nicht  als  nothwondiger  Bestandtheil  des  Prirateigcnthums,  wie  das  „(iebraoclu^S 
das  „Vertrag-s"-,  das  ,.S'-!vTiliM'tL'-:s'-Rerht  erscheint  Es  ist  vielmehr  »-in  „selbst&n- 
digc::  (abbülutub)  I'nvätrccbtsiQstitQt  uebea  duui  Eigcnihum  i^GrundJegung 
§.  286).  Auch  als  solches  und  naeh  AnrnreU  der  Rechtägeschichte  kann  es  vollends, 
und  in  noch  höherem  Maassc,  woni^stcns  noch  offenbarer  und  directer  als  da-s  Privat- 
eigentbun  selbst,  ids  Froduct  des  ijtaatswiileuä  bü^cichoet  und  den  Bedorfaissen  dos 
YollalAbena  geniiM  gestattet  Verden  (Gnadlegung  §.  277—279). 

Die  Entiricklung  der  Familie  imd  ihres  Vermö-rensrechts  ist  es  nun,  welche 
in  der  neueren  Zeit  bei  unseren  CulturvOlkern  eine  BcHchrankanp  des  Familien- 
er brcchts  und  eine  Aasdehuung  des  Staatserbrechts  in  der  Form  der  Erbscbafts- 
steaw  (richtiger:  der  „MTendlehen'*  Erbbetheiligung  neben  der  ,.prir&tett'*  der  „Pümllf e**) 
grundsätzlich  and  practi^-ch  in  immer  weiterem  Maasse  rechtferti;?!.  So  lange,  's-in  in 
IrUheren  tieschicbtsperloden  auch  unserer  Volker,  die  „Familie"  im  engeren  oder  im 
weiteren  Sinne,  das  Geschlecht,  die  Sippe,  grossere  prifatrechtliche  Verpflichtungen 
für  ihre  Anfcehörigcn  trä^t  und  der  Einzelne  überhaupt  wesentlich  nur  als  Glied 
solchen  Verbands  auch  im  uffentlichen  Leben  erscheint,  ist  es  fi)l);ericlitip 
uud  auch  crfahrüugi>miu»üig  der  Kechtborduuuir  entsprechend,  das  Erbrecht  btreuger 
auf  diesen  Verband  zu  beschränken.  Das  Privatvei mögen  fiingln  hier  tlberhanpC 
tlberw-iegend  als  „Familienvermögen*",  nicht  als  Eiuzelrermögen.  was  auch  im  Rechte 
selbst  anerkannt  sein  kann,  so  dass  eigentlich  das  einzelne  Geschlechts-  oder  Familien- 
liaopt  nor  die  Nutzung  des  VermAgens  hat  und  innerhalb  gewiiSMtr  Orsnsen  bloss 
die  Kcerolnnir  dieser  Nutzuntr  frei  bestimmen  kann.  Einer  solchen  ökonomischen 
sei  es  factischcn,  sei  es  rechtlichen  Stellung  des  Privatvermögeus  widerspricht  im 
Ganzen  ein  ..OlTentliches'*  Erbrecht  mehr.  Je  geringer  dagegen  die  rechtliche  nnd 
practischo  Bedeutung  und  namentlich  die  privatrechtliclicn  Verptiichtuni^en  des  Familien- 
Terbands  gegen  den  einzelnen  Familienangehörigen  werden,  je  mehr  letzterer  sich  von 
der  Familie  „emuiicipirt",  je  reiner  das  Pnvatverutögen  rechtlich  als  Individualver- 
m5gen  gilt  und  ökonomisch  factlsch  als  solches  Ihngirt,  je  »ehr  gewisse  Verpflichte 
uniren.  der  Hilfeleiätung.  Armenuuterstüt/.ung  u.  s.  w. ,  zu  Gun^<ten  des  Einzelnen  an 
ötientlicbe  Verbände,  an  Gemeinde  und  Staat  Übergehen,  m.  a.  W.  Je  mehr  statt  der 
streogen  Familien-  nnd  GeschlechterMdnong  der  Indiridnalismns  im  Volltdebea 
PlatX  greift:  desto  begründeter  im  Princip.  desto  nothwendiger  und  ge- 
rechter in  der  Praxis  wird  eine  Betbeiligung  der  öffentlichen  Körper, 
besooders  des  Staats,  an  der  Erbschaft.  diJier  desto  gerechtfertigter  ein  System 
ausgedehnter  Erb!>chafissteuern.  (S.  Baron  in  Hildebrand'ä  Jahrbüchern  B.  26,  S.  'lü'l  ff.: 
.,Verhält{iiss  der  Erbschaftssteuer  zum  £rbrechf%  S.  289;  r.  Scheel,  Erbschaftasteaer, 
2.  Aufl.,  S.  31,  87  IT.,  46  ff.) 

2.  Wie  vom  Standpancte  der  Erbordnang  ans  lässt  sich  aber 
anoh  gerade  m  einer  solehen  Entwieklang  der  VerhUltokse  die 
ErbBchaftflsteiier  billigen  und  sogar  fordern  in  der 
Conseqnenz  der  früher  dargelegten  Aaffassnng  des 
i,Erwerbs  dnrch  Anfall  oder  ohne  eigene  wirthschaft- 
liche  Leistung''  des  Erwerbers. 

Das  Indiriduam,  das  hier  nunmehr  das  hauptsächliche  selbständige  unterste 
ekoDomische  nnd  sociale  Glied  statt  der  Familie  geworden  ist,  erwirbt  In  dieser  Weise 

das.  was  ihm  durch  "Erbschaft  oder  Lefiat,  ah  intestato  nach  der  allgemeinen  Erbord- 
Dung  oder  nach  den  testamentarischen  Bestimmungen  des  Erblassers  zufällt.  Für  diese 
Zulassung  hat  es  in  der  Erbschaftssteuer  dem  Gemeinwesen  einen  Antheil  abzutreten, 
was  dem  Gmmkatz  der  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistangsfthigkeit  und 
der  Forderung  gerechter  Stcnerrertheilung  entspricht.  Das  gilt  principmRssig  all- 
gemein, dem  Grade  nach  und  practisch  verschieden  nur  nich  dem  Verwandt- 
schalbmhlltniss  des  Erben  zum  i^blaaser,  daher  aUerdings  am  Wenigsten,  aber 
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doch  anoh  in  der  directen  Linio  nnd  selbst  ?on  den  Kindern  fegenuber  den  Eltern, 
nit  velchen  letzteren  jene  schon  bisher  eine  engere  ökonomische  Gemeinschaft  UMMoh, 

wo  daher  die  Kinder  an  dem  Gonass  dos  clterlicLen  Vermögens  Theil  penommfn 
haben  and  der  Erb&ufall  au  bic  nicht  diircbauä  Neuüü  ihueu  zuführt.  Diese  Erwäg^uu^;  1 
rechtfertigt  dann  gerade  hier  niedri>;ere  Steuersätze  and  aberhanpt  die  Pro-,  bez. 
DL•^Mc^äioII  der  S&tzo  nacb  der  Verwandtschaft,  vrie  sie  aosserdem  der  deÜBren  dkxh 
nomibcheu  und  ethischen  Begründung  de«  FamiUenerbrechls  eatipiiciit. 

B.  Einwände. 

Nach  dem  Voratugebenden  ist 

1.  der  eine  der  beiden  hanpts&ebliehen  Einwftnde  gegen  Erb- 
scbattsstenern,  der  recbtliche  (oder  „reebtspolitische'^),  dass 
diese  Stenern  ein  „Eingriff  in  dag  Erbrecht'*  seien,  unhaltbar. 

Die  Erbschaftssteuer  hat  diesen  Character,  aber  du»  beweist  nicht  gegen  sie, 
Modein  ftlr  die  Nothwendigkeit  einer  richtigen  socialökonomischan  GMlMtong 
Erbrechts    Und  die  Fnitn!  rang  dieser  Steuer  ist  wieder  eine  ConseqvtDt  des  aocial* 
politischen  Uesichtspuiu  ts  im  Steuer-  und  Finanzwesen  fiberhaupt 

2.  Der  zweite  Haupteinwand  ist  ökonomischer  Art:  man 
siebt  in  der  Erbsebafltssteoer  eine  „Vermögens-'',  eine  „Kapital- 
stener**«  Das  ist  sie  allerdings  nominell  immer  und  reell  für 
den  betroffenen  Einzelnen  gewöhnlich  ebenfalls.  Jedocb 
auch  dies  beweist  noch  nichts  gegen  die  ZalSssigbeit  der  Steuer. 

Denn  eiiie  KapitaUteucr  im  einzelvirthschaftlichen  Sinne  ist  nicht  iiothwendig: 
eine  solche  im  volkswirtbscbaftlichen  und  ISsst  sich  der  EingriÜ  in  «lic  prirate 
Kapitalrerthciiuug  socialpolitiscb  rechtfertigen.  Hierfür  ist  auf  die  früheren  Erörter- 
DDgcn  Uber  die  oti^r&tQii  roUnvirthscbalttldben  Pilndpleii  dtf  Besleaemn^  Bezug  zv 
nehmen  (§.  t^5'^— l'Jr.'.  D.is  ebenfalls  gern  henrorgehobeiLe  Bedenken,  eine  Erbschafts- 
sieoer  werde  „vom  Sparen  altöchrccken",  ist,  solange  es  sich  um  m&ssigo  Steuersätze 
—  dfe  aber  innaerhin  auch  unter  nahen  Tenrandten  deshalb  noch  erhehlich  hSher 
iih  die  heute  üblichen  sein  könnten  —  handelt,  gerade  in  den  practis>  h  wichtigsten 
und  ethisch  wie  ökonomisch  berechtigtsten  Fällen  des  Erbrechts,  eben  innerhalb  der 
näheren  Verwandtschaft,  namentlich  in  der  graden  Linie  von  Ascendentcn  auf  Dcs- 
cendcntcn,  nicht  ciumal  apriorisch,  psychologisch  hahhar,  wird  aber  auch  durch  die 
Krf  iliriifür  widerlegt.  Eher  wird  di  >  KrLscliaftistcuer  auf  „vermehrtes  Sparen"  hin- 
wirken, da  der  Erblasser,  das  Fauuiieuiiaupt,  in  seinen  Sparbestrebungon  die  Ersetzung 
der  Erbschaftssteuer  mit  ins  Auge  fuMD  wird,  was  ich  gegen  Roseher,  Geffckcti, 
r.  Miaskowaki  festhalte. 

C.  —  §.  242.  Die  Einricbtnng  und  Dnrcbfflbrung  der 
Erbsebaftsstenern  im  Einzelnen. 

Sie  steht  mit  der  priueipirllei]  socialöküuomischeü  AuHassung 

des  Erbrechts  in  en^er  Verbijidun^^  muss  daher  auch  hier  iu  der 

allgeiucinen  Stcuerlehre  wenigstens  in  Kürze  behaudeit  werden. 

S.  darüber  Bache r't»  gcnanutu  Schrilt  mit  reichhaltigs»tem  deutschem  legislativem 
Material  ond  durchdachten  eigenen  Torschligcn.  An  dieser  Stelle- handelt  es  bich 
nur  um  die  GrundzQge. 

Wird,  wie  es  nothwendig  ist,  an  dem  privaten  Erbreebt  inner- 
halb einer  gewissen  Verwandtscbafts-  und  Familiengrnppe  von 
Personen  und  am  testamentarisoben  Erbrecht  mit  gewissen  Be- 
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Bcbrllokimgen  mneh  im  GesamnitinteresBe  festgehalteD, 
in  UebereinstimiDiiDg  mit  dem  flberall  bestehenden  Becbt  und  mit 
der  socialOkonomisohen  ReobtfertiguDg  des  privaten  Kapital-  nnd 
Orondeigentbnms  nebea  dem  PriTateigentfaiim  an  Gebrancbsver- 
mOgen,  so  ergeben  siob  für  das  öffentlicbe'*  Brbrecbt  des  Staats 
n.  8.  w.  oder  flHr  das  System  der  Erbsebaftsstener  folgende  Orand- 
zUge,  deren  principielle  Begründung  in  der  „Grundlegung"  und 
deieu  wcitciL'  tiimiiz-  bez.  steuertechnische  Durchführung  in  der 
speciellen  Steueiiehre  zu  erfolgen  hat. 

1.  Das  Intestaterbrecht  ist  mit  einem  nicht  allzu  ieineu 
Verwandtschaftsgrade  abzuschlicssen,  über  welchen 
hinaus  die  Erbschaft  unter  den  Begriff  der  „erbloscn  Ver- 
lassenscbaft"  oder  besser  direct  des  „ttffentliehen'^  £rb- 
reehts  des  Staats  fällt. 

S.  V.  Scheel  a.  a.  0.  S.  32.  Von  in -vi  <■  rneu  Codificatinncn  des  Erbrechts 
»chlies^  z.  B.  der  ihdt  Napoleon  An.  T5d  mit  dem  12.  GräU,  das  österreichische 
bllis«dlebe  Gesetsbuch  §.  7S1  wH  der  5.  Parentel  das  gesetzliche  Erbrecht  ab  intcbtatu 
unter  Verwandten  ab.  Die  älteren  dtiutschen  Hechte  schliesscn  das  gesetzliche  Erb- 
racht der  obeücben  äipj>schaft  da,  wo  die  canonischcn  Ehererbote  wegen  BlutsTer- 
wandtechaft  nicht  mehr  Pietz  freifen.  Tgl.  Beseler,  DentechCH  Prirttrecht  §.  150. 
—  Bei  welchem  Grade  der  Abschlas;^  «  intreteu  soll,  wird  auch  in  der  Gegenwart  mit 
nach  Volks-  und  Landesrerhältnissen  2a  beätimmeu  sein,  daher  nicht  glcichmässig. 
lu  der  directen  Linie  der  Ascendenteu  und  Descendenten  Ist  ein  solcher  Abschluß  nicht 
so  nodivMidig,  in  der  Seitenlinie  wOrde  mir  in  unseren  Verhältnissen  aber  den  Grad  dar 
Grossnefien,  bez  Grossonkel  hinaus  ein  Intestaterbrecht  nicht  mehr  pebotcn  erscheinen. 
Auch  das  Erbrocht  der  Ehi^atten  wird  nach  Lande^sitteo  mit  zu  bestimmen,  in  Deutsch- 
land wdü  m  fevMiren  sein. 

2.  Einerlei,  wie  man  die  Erbsebaflssteoer  b^pündet,  eb  eigen- 

thumspolitiscb,  ob  nur  steuerpolitiscb,  ferner  einerlei  ob  ab  intestato 

nach  der  gebetziiclicn  Erbfolge  oder  in  Folge  testamentarischer  Be- 
ßtimuiuug  Vermögen  übergeht,  immer  sollten  im  Princip  Erb- 
schaftssteuern eintreten,  daher  auch  für  die  nächst  ver- 
wandten Erben.  Nur  llii  kleine  Erbschaften,  Erbanthcile  oder 
Legate,  namentlich  solche,  welche  bloss  in  Nntzvermögensobjecten 
bestehen,  aber  dot  h  auch  fllr  kleine  Kapitalien  und  Grundvermögen, 
ist  es  aus  sociaipolitiscben  und  aus  practischeu  steuertechnischeu 
Gründen  statthaft,  von  der  Abgabe  abzusehen. 

Der  prartiscbc  Hauptmangel,  i  r  die  irerinf,'o  Einträglichkeit  nnsenT  Erbscbafts- 
steoero  mit  erklärt,  ist  die  in  den  deutücben  Uesetzen  (auch  noch  dem  preussischea 
rom  30.  Ifiil  flbHehe  XrbechUtsstetterfMhelt  der  Descendenten  nnd  Ascendenteu, 
wrihrciid  in  Enfclaiid,  Fiaiilirei<  Ii,  nestorreich  und  sonst  im  Ausland  gewöhnlich  auch 
die  nächsten  Verwandten  steuerpflichtig  sind,  venu  auch  mit  dem  kleinsten  t>atze, 
öften  1  %.   For  diesen  Satz  ?on  1  */u  mftchte  ich  nioli  für  Descendenten  und  Ehe- 

fitten  in  DcutM  bland  erklären.  Steuerfrei  könnte  vohl  der  Betrag  unter  500  M.  als 
rbportion  oder  Legat  in  der  directen  Linie  Idciben  -ion^t  -'(wa  200  M.  (in  Pn-usseii 
(gesetzlich  150  M.)  und  noch  am  Ersten  die  Erbbchait  uuter  Ehegatten  uberhaupc  vriu 
in  England  ron  der  legeey  dnty). 
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3.  Die  Höhe  der  ErbscbaflSBteaer  hat  sich  einmal  nachdem 
Verwandtschaftsgrade,  sodann  n«ch  der  absoluten 
Höhe  des  Erbantheils  oder  Legats  zn  richten.  Die  £rb- 
scbaften  unter  den  nüchsten  Verwandten  nnd  FamiliengenosBen 
(ABcendenten  und  Descendenteoi  Ehegatten)  sind  daher  swaraneb 
zn  bestenem,  aber  mit  niedrigen  Sätzen,  nnter  entfernteren  bOber, 
nnter  den  nooh  geaetzlicfa  erbberechtigten  entfeinteaten  abermals  hoher 
und  bei  den  testamentarisch  eingesetzten  Nicht-Erbberecbttgt^  am 
Höchsten,  der  Ablieben  gesetzlichen  Einrichtung  entsprechend.  Die 
grossen  Erbschaften,  bez.  (nnd  richtiger)  die  Erbportionen 
ferner  hoher  als  die  kleinen,  eine  Einrichtung,  die  in  der  Praxis 
zwar  nicht  mehr  immer  gänzlich,  aber  grösstentbeils  noch  fehlt, 
jedoch  dem  Wesen  des  socialpolitischen  Steuei*8y8tem8,  dessen  Glied 
die  Erbschaftssteuer  bildet,  entspricht  und  iu  der  Theorie  hic  und 
da  befürvvoitct  zu  werden  beginnt  (Schurfle,  Bacher). 

Die  ShUc  c'mc-i  hiernach  Hiilzustüllciidtiii  Steuertarife  sind  natürlich  ijamer  etwas 
villkflillcli.  Ich  möcbto  den  Tarif  Bacher 's  (S.  222)  zur  bewunderen  Beachtunr 
empfahlen.  Seine  Haiiptvoi-scliläets  sind:  1  Desccndentcn.  2%  Eheirattcn  (zu  hoch'^ 
und  adoptirte  u.  dgl.  Kinder,  4  7o  Eltorn  (zu  hoch?),  Geschwister,  Stiefkinder  a.  dgl. 
6  Vo  Grosaeltem  und  entferatero  Aseendenten ,  Kinder  Tollbortiger  GMchwiater,  balb< 
bUnigc  Geschwister  a.  s.  w.,  8Vo  Enkel  und  enifornlere  Descendenten  voUbUrtiger 
Geschwister  u.  a.  m.,  10  7a  in  allen  anderen  FäUen  Dazu  die  schon  erw&hotea 
Stcaem  ron  V5— 2  7o  ^  «ön  50.000  If bez.  BchUeeaMeh  400,000  H.  ttbanteigenden 
Anfall.  Diese  Sätze  möchten  zu  siifit  bcirinneii,  zu  niedrig  sein  und  zu  wenig  stci;:cn. 
Ich  niöchti!  den  Zuschlag  bei  10.00(1  M.  für  die.  Erbponion  {oder  Leeat)  mit  1  7o 
beirinneu  und  ihn  ausserdem  lu  Cumbination  mit  dein  YerwandtBchafiäVurbaliuiäs, 
daher  erentuell  als  Zuschlag  zu  dem  allf;emeinen  Steuersatz  eioferichtet  sehen,  mit 
Steigerung:  auf  das  2 — 3 fache  der  Normalsärze  bei  Portionen  von  über  10»).000  M. 
und  auch  wohl  noch  mit  stärkerer  Progression  bei  höheren  Sununen.  Einige  Daten 
im  folgenden  §.  243. 

4.  Mit  der  Erbschaftssteuer  wird,  schon  um  Umgehungen  zu 

verhüten  und  diese  Steuer  ordentlich  wirksam  zu  machen,  eine 
analoge  Schenkungsstener  für  Schenkuogcn  unter  Lebenden 
zu  verbinden  sein,  mit  ähnlichen  Grundsätzen  und  einem  im  Ganicii 
gleichen  Tarif,  doch  mit  grösseren  Befreiungen.  8chenl<.ungeii  von 
Todes  wegen  sind  ganz  wie  Erbschaften  zu  behandeln. 

Die  principielle  «.eigentbumspolitische"  Bechtfertigong  der  Schcukungssteoer  ist 
nnders  ak  diejenige  der  Erbtsehaftsatener  zo  geben.  Indem  das  ,  Scheoloogsreehf * 

allerdings  als  notWcnditrcr  Ecstandthcil  des  (Privat-)  Eigcnthtimsrechts  crsdieint. 
Danach  ist  die  Schenkung>steuür  nicht  in  gleichem  Maasse  wie  die  Erbschaftssteuer 
berechtigt.  (S.  Grundlegung  §.  286  nnd  die  Erörterung  über  die  franzOsiscIie  Sehen- 
kung»sttiUor  Fin.  III.  §.  242).  Die  fiaanzwissenschafUicbe  Rechtfertigung  nach  den 
oben  darcrelegten  Gesiclitspnnctpn.  namentlich  demjenii^en  des  Princips  der  Besteuiirunsr 
nach  der  Leistungsfähigkeit,  Irili't  dagegen  auch  bei  der  Schenkungssteuer  zu,  Er- 
wignngen  der  practischen  Opportuniii^t  fuhren  aber  wieder  zu  keinem  reinen  Ergebnin. 
Spricht  di'«  Ni  thw«  iidis^kcit  einer  Sicherung  dur  Erbschaftssteuer  für  die  Schenkungs- 
steuer, so  die  Schwierigkeit,  ja  die  Unmöglichkeit,  letztere  einigcrmaasäen  rolktündig, 
namentlich  ancb,  wenn  die  Erfaechnftneteiiw  einmal  Uer  eintritt,  anter  den  nlchstwi 
Verwandten,  dann  fiftr  MobilinnrecmfigeD,  in  der  Gegenwart  besondens  Ar  WeRbpiiiiere 
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(InhabcrpajJieri' ! '  durrbzuiubreii ,  üiolir  gegen  sie,  Ia  dieser  Bcziehuug  biud  diu  Er- 
fabningen  in  1  r  ii  kreich,  aach  die  dortigen  ütatistiäch  za  verfolgcndea  Eigebnissc, 
l  'lirrcich  ^s.  Fin.  III,  §.  242.  2\H).  Dennoch  wird,  in  EinUaiip  mit  der  neueren  Ent- 
wicklung der  (iesetzgcbang,  die  bcbenkungsitteaer  als  Compleutiut  der  £rb»cbaftssteaer 
Cttford«rt  irerden  mttMen.  Scbenlrangwn  nnter  nloliitan  YenFandten,  MGh  von  Ascen- 
acnten  an  Dcsccndenten,  daber  riamctitlich  Ansstattangen,  Abfindungen  u.  dpi.  krmnen 
dann  nicht  steaerfrei  bleiben,  wcuti  es  mit  Röcht  auch  Erbi^cUaiken  hier  nicht  siind. 
Aber,  um  listige  und  ioch  nicht  genügend  wiriname  Gnitroleii  zu  efspareo,  wird  man 
immerhin  in  den  Befreiungen  auf  höhere  Wertlibetriipi;  als  bei  der  Erbschaftssteuer 
gehen  dürfen.  Nachträgliche  Controlen  müssten  namentlich  beim  Todesfall  de^ 
•Schenkers  und  beim  Erbgang  eintreten,  m.  E.  hier,  wie  bei  der  Einkommen-  nnd 
VeimOgenssteuor  von  Amts  wegen. 

D.  —  §.  243.    Die  neuerf  »^ii  ropiische  Erbschaftsbestetierangr. 

Auch  hier  ist  für  Einzelnes  auf  die  specielle  Stuut;rklirc  zu  verweisen.  Im 
dritten  Bande  der  Finanz  worde  die  britische  (S.  266— 'i7(>)  und  die  fran^ösiHche 
(§.  241 — 245)  etwas  naher  dargestellt  und  knti!>irt.  Auf  die  Behandlung  der  fran- 
zösischen Steuer  sei  auch  für  allgemeinere  Fragen  verwiesen.  VgL  Uber  Frankreich 
aach  Leroy-Beanlieii  t,  460  £  (kritisch,  aber  ohne  Gewinanog  eines  xichdgeo 
principicllen  Standpuncts  zur  Fraj^e)  und  Mathieu-Bodet,  finanoes  rran<;aiscs 
II,  ch.  Ib  (Uber  die  Frage  dos  Schuldeoabzugs,  der,  als  principwidrig  bei  einer  „Be- 
sitzwechsekteaer",  von  ihm  rerworfea  wird,  was  hier  nur  Ergänzung  meiner  Avsfahr- 
ungen  a.  a.  0.  dienen  mag).  Des  Zusammenhangs  wegen  wurden  neuere  Gesetze  oben 
in  §.  31  in  der  üebersirht  Uber  die  Rechispebtlhren  mit  crwShnt.  S.  ferner  manches 
Bcznglicbc  iü  der  Specialliteratur  über  diese  Steuer,  besonders  in  v.  Scheel 's  ge- 
nannter Schrift;  dann  im  Finanzarchiv  II.  S76  (auch  Statistik)  und  sonst  über  einige 
Staaten-,  ferner  den  bnndesr&thlichen  Oommissionsbericbt  von  187^  und  jetzt  fUr  die 
Ciesetzgebung  der  deutschen  Einzelstaaten  namentlich  die  Schrift  von  Bacher,  mit 
den  beachtenswerthen  Unifidningsvorschlage. 

Diese  Besteucninf^  ist  im  Au>land  im  Ganzen  kräftiger  als  in  Deutschland  ent- 
wickelt und  nimmt  daher  nach  ihrem  Ertrage  dort  eine  erbeblich  bedeutendere  Stelle 
VDter  den  Stenen  ein  als  bei  nos,  so  vor  AUem  in  Orossbritannien  nnd  Praok- 
reich,  aber  auch  in  Italien,  Belgien.  Holland,  Oesterreich  u  a.  L.  Der 
Grund  liegt  vomemlich  in  der  Mitbesteaeruog  der  directcn  Linie,  namentlich  der 
Kinder,  wenn  aoch  mit  niedrigeren  Sätzen,  desgleichen  der  Eb^atten.  dann  in  auch 
sonst  höheren  Steneisätzen  und  in  schärferen  Controleinrichtungen,  welche  lct<:teren 
si'  b  /um  Theil  aus  der  \'erbindung  mit  anderen  Steuereinriehinnpen,  wie  besonders 
in  Kiankreich  mit  dem  Euregistruuent,  ergeben.  Die  Progression  der  Steuersätze  mit 
der  Entfernung  der  Verwandtschalt  des  Erben  (und  I„egatars^  rMm  Erblasser,  daher 
niedrigste  Sätze  fUr  De^cendenten  (wenn  sie  nicht  überhaupt  wie  in  Deutncbland  frei 
sind),  höchste  für  Kichtrerwandte,  findet  sich  allgumeiu.  Oauz  kleine  Beträge  sind 
meist  steaerfirei  PnigressSon  nach  Hohe  der  Erbschaft,  bez.  der  Erbportion,  des 
Le<rats  besteht  dagegen  noch  sehr  selten  in  Fjitrland  Deg^ressiou  bei  der  probati^  duty 
für  Beträge  utter  1000  Pf.  St..  die  höheren  entrichten  3  7o}-  Mobil-  und  Immobil-, 
Intestat-  und  testamentarische  Erbsehaft  wurden  nicht  ttberaU  gleich  bebandelt  (Eng- 
land), doch  geht  die  ni^uen-  Tendenz  auf  Glcichhiiit  der  Steuersätze  (England.  Frank- 
reich). Die  meist  mit  der  Erbschaftssteuer  verbundenen  Schenkungssteueru  haben 
gewöhnlich,  aber  nicht  immer  (Frankreich),  denselben  Tarif.  Manches  EigentbUmliche 
einzelner  Länder  erklärt  sich  aus  der  gescliichtlichen  nnd  mitunter  verbliebenen  (Fraok- 
reich,  Italien,  Oe^^er^>ichl  Ycrbindunp  mit  Stempel.  Gebühren,  EnrsgistEement  Doch 
mehrfach  jetzt  Ablusunp  davon  (England,  Deutschland). 

Die  in  mancher  Hinsicht  bedeutendste  nnd  dgenthttmlichste  Entwicklung  hat 
diese  Tb  -teneninp  in  d' ro >s britann ien  genommen.  Sic  setzt  sich  hier  aus  einem 
3 — 4gliedngem  System  verschiedener  Steuern  xu^mmen,  welches  nur  historisch  und 
in  Yerbindnog  mit  dem  britischen  Prinitrecht  betrachtet  revstiodlich  ist  (s.  Fin.  III, 
S.  20r.  ff.  und  den  Aufsatz  von  Loser,  Tübinger  Zeitsclirift  l^Sl),  manche  Besonder- 
heiten, last  Sonderbarkeiten  enthält,  iudei»en  doch  allmählich  und  bis  in  die  jüngste 
Zeit  hibiein  (1888)  mehr  nnd  mehr  zu  einem  orgaaisohoi  Ganzen  ansgebildet  worden 
ist.  So  ist  die  Erbschaftssteuer  eine  wichtige  vermögenssteuerartige  Ergänzung  der 
directen  Staatsbestenenin*;  «geworden,  die  doch  vornemlich  die  wohlhabenderen  und 
luicheren  Classeu  trillt  (Fiii.  III,  S.  271).  Die  directe  Linie  wird  Uberhaupt  und  dann 
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noch  von  den  speciell  nach  der  Yervandtscbaft  abgestuften  beiden  Stenern  tnitsrolroffen 
(1  7o'  Ehegaitcu  dagcgcu  frei;  andere  Sitze  3,  5,  6.  10  7«)-  Schuld 'iii^bzag  ist  erst 
BMierdings  gestattet.    Steuerfrei  jetzt  100  Pf.  St.  (früher  20). 

In  Frankreich  ist  die  umfassende  und  hnlu  Erbschafta-  und  Schenkungs- 
steuor  keine  selbständige  Steoerut,  sondern  ein  Glied  des  grossen  Enregistremeat- 
Systemi.  Dmiis  erldirt  «icli  auoli  ihn  fSorfdiCaiig:,  namendieh  ilire  Behandlitii^  ab 
eine  Unterart  der  Be>itzworh-ii'labf?ab('n  und  mit  in  Folge  dess  Mi  —  wie  aus  iSscalischen 
Rücksichten  der  Grundsatz  der  Besteaemng  des  „rohen  Krbschalltsvertbs",  d.  h. 
der  Niditabzug  der  Lasten  und  Scliiddett  wtm  stenerpHielitlgeB  Weith,  eine  Bealim- 
mung,  welche  besonders  bei  verschuldetem  Immobiliarnachlass  drückend  ist.  Die 
Gewährung  dieses  Schuldonabzug^i  ist  nfters  angere)?t  und  verlanf^.  aber  bisher  nicht 
durchgesetzt  wurden.  Sic  wurde  auch  als  mit  dem  Princip  der  Besitzwechselabgaben 
in  Widerspruch  stehend  abgelehnt  (s.  Mathieu  -  Hodet  a.  a.  ().,  meine  Fin.  III, 
S.  5S6\  Das  spräche  aber  nur  daftlr,  wie  in  anderiM  T/m  I  th.  liie  Steuer  überhaupt 
vom  Knregistrement  ganz  abzutrennen  nnd  sie  selbständig  nach  ihren  eigenen  richtigen 
PriDdpien  anszogesldten.  Die  SieMnitxe  dnd  die  hohen  dea  Earegistrements  und 
durch  die  Kriegszuschläfre  noch  gesteig'erten ,  der  Normalsatz  (wozti  jetzt  25  "/o 
achlag)  1  7^  für  directc  Linie,  3  fOr  lUiegatten,  4,  6,  7,  8  für  andere  Yerwaodte  and 
Bchlieaslieli  9  7o  for  Niehtretwandte,  mit  wdteren  Gomplioatfoiies  dea  Tnila,  in  der 
Schenknngrsstcucr  zum  Thcil  e'  w  i-  andere  S&tze  (s.  Fin.  III,  S.  524,  527,  mit  Statistik, 
auch  §.  243  ff.  daselbst).  Die  Erträge  stecken  in  denjenigen  des  Enregistremeat, 
lassen  sich  aber  in  der  Specialstatistik  des  letzteren  aotochdden.  —  Die  Steuor  tob 
Vermögen  der  todten  Hand  (s.  oben  &  5S4  und  FSn.  III,  g.  203)  ist  zum  Thflil 
auch  ein  Erj^atz  für  die  Krbschaftsstcner. 

Auch  in  Italien  besteht  die  Erbschafts-  und  Schenkuagssteuer  in  Verbindung 
mit  dem  Enreg^strcment,  doch  mehr  verselbständigt  Die  SteuersJUze  gehen  von 
1.44  7„  (directe  Linie),  8.60  (Gatten),  auf  6,  7.2,  9.0.  10. S,  12%  (letzterer  Satz  für 
die  entferntesten  Verwandten  und  ^icbtverwandte).  (S.  Sachs  Italie,  p.  561,  Alessio, 
nateflka  IrihntaTie,  II,  39  ff.,  87  ff.)  Anch  hier  dne  Xiaalatoiier  vom  Tennftgea  der 
todten  Uand. 

Aehnlich  haben  Belgien,  Niederlande  ergiebige  Erbscbaftssteaeiu,  in  Weiter- 
büdoBf  der  fianzBiisohen  Besteuerung  des  Enregistremontsystems  (s.  tkher  Klederia&de 
Tau  der  Borght  im  Finanzarchiv  V,  1069  IT.). 

In  Oesterreich  ist  die  Erbschafts-  und  Schenkungiöteuer  ebenfalls  in  dem 
„Gebtlhren"  -  System  von  Vcrmögcnbubertragungen  ganz  enthalten  (Xormalstcuersatz. 
jetzt  mit  25  7o  Zuschlag,  1  7o  für  directe  Linie  und  Gatten,  4  7o  andere  Verwandte 
bis  incl.  Geschwisterkinder,  8  7o  allen  anderen  Fällen.  Bei  Schenkuniren  derselbe 
Tarif.  Dazu  in  beiden  Fällen  lVi%  vom  Werth  unbeweglicher  Sachen).  Dabei 
Sehnldabzug.  Frei  Beträge  bis  50  fl.  MwbtimBiqiiiTaient"  für  Besitz  der  todtea  Hand. 

Auch  Baaaland  hat  neaeidings  eine  oigene  Erbaohafta-  und  SchenkungMMier 
elugefährt 

Im  Dentachen  Beioh  ist  der  Gedanke  einer  Uebertragung  der  Eriioehafti- 

Steuer  auf  daä  Reich  (187S)  nicht  verwirUicht  imrden.  Die  geringe  finanzielle  Bo- 
deatnng  der  Steuer  In  den  Einzclstaatcn,  das  Bedürfniss  einer  Uniäcation  der  Farticalar- 
Bteoem  irttKle  eine  solche  Uebertragung  begtinstigt.  andererseits  der  Zosammenhang 
mit  Gobahren-,  Verkehrssteuern,  Einrichtung  der  directen  Stenern,  nnd  mit  der  Vef^ 
waltungsorganisation  sie  erschwert  haben.  Fllr  alles  Einzelne  und  die  Verschiedenheiten 
der  Gesetze  —  jetzt  mehrfach  selbständige  „Erbschafb-  und  Scheukuugssteuer- 
gesetze'*,  mitunter  atich  nur  „Erbschaftssteoergesetze**  (Preaaseii,  Sachsen,  Baiem, 
WUrtemberg.  Hessen,  auch  mehrere  Kleinstaaten),  abgetrennt  vom  allgemeinen  Ge- 
bühren- nnd  Stempelwesen  —  s.  Bacher's  Schrift  (Verzeichniss  der  1886  in  Deutsch- 
land geltenden  Gesetze  daselbst  S.  70  ff.).  In  Ülsasa-Lothringen  güt  die  tmt' 
zösische  Gesetzgebung  noch,  doch  mit  der  jüntr-t  l^S't)  Angetretenen  Modification 
des  Lasten-  und  Schuldenabzugs  vom  steuerpflichtigen  Werth.  Abgesehen  von  letzteren 
Lande  sind  in  den  deutschen  Staaten  ErMcbsAen  in  ditecter  Linie  bishw  allgeniein 
frei,  unter  Ehegatten  fast  allgemein  feine  Ausnahme:  Baden).  In  der  Seitenlinie 
regelmässig  Steuer,  auch  schon  unter  (ieschvribtern,  und  dann  steigende  Sätze  bis  zu 
gewissen  Graden  der  Entfernt -Verwandten  und  Nichtrerwandten,  Minimum  1 — 5. 
Maximum  8 — 10  7o«  mit  verschiedenen  Zwischenstufen  (s.  die  übersichtliche  Zusammen- 
steUnog  der  laiiftatze  im  i^kanzansbif  lU  296).  (Preassea  2,  4«  87..)  Stenersküoet 
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nfelBlMtg  d«r  Act!? belng  d«r  ErbscbafL  Gewtee  Heise  Betrige  mete  etettaifiel. 
Legate  an  HaussuuKbfeoMBen  mehiüwli  dofdi  weitece  SteaeifireUieit  edec  aHarigeveii 
Steaenatz  beg:Onitigt 

4.  Abschnitt 
IL  Die  Besltzbesteaerangr. 

§.  244.    Vorbcmorkungen  und  literarische  Xacliweisnngen. 

Die  m  der  ueuureu  Theorie  ziemlich  veroacbläsitigtea  uud,  wo  sie  behandelt 
wurden,  eher  abgelehnten  „allgemeinen  VeriikAfreiiseteiiern'*  (t.  Raa,  II,  §.402 
bis  40^.  im  fhn/.en  abweisend,  ältere  Von?chläg"e  von  KrOncke,  Anleitang  S  21  and 
Ueber  Urundbäue  einer  gerechten  Besteuerung  Abhandlung  1;  Matby,  Vorschläge 
Ober  die  EinfUlininf  einer  gerechten  VeraiOgenwtenet  in  Baden,  Rarlitntlie  1§91)  idnd 
in  n  ucster  Zeit  in  r  deutschen  Theorie  wieder  mehr  und  sympathisch  besprochen 
worden.  So  befurvortet  sie  nameutiich  Neumann  in  der  prograasivon  Einkommen- 
■teier  und  zum  Theil  wohl  in  FoUe  der  von  ihm  ausgehenden  Anregungen  auch 
Andere,  so  Gutachter  des  Vereins  fur  Socialpolitik  und  überhaupt  dieser  Verein  in 
der  Kiscnacher  Versammlung  1ST6  in  den  Verhandlungen  über  die  Einkoinmenstcncr. 
ti.  u.  A.  Gentiel  s  Gutachten  („Peräonalbesteaerung**,  Schriften  des  Vereins  fUr  Social- 
pdilik  Nr.  8,  1879,  S.  41  ff.  (,3ebeld  die  Einkommensteoer  ein  gewlaaes  Maaes  eireioht 
hat,  werde  man  genflthigt  sein,  sie  mit  einer  Ver m 5 penssteuer  zu  combiniren"). 
Derselbe  in  seinen  Thesen  zu  seinem  Referat  auf  der  Versammlung  voa  1873, 
Kr.  2  c  und  in  dem  Referat  selbst  S.  21,  29  des  befremden  Berlehis  (Verhtndlangen 
fon  1875.  Nr.  11  der  Schriften,  Leipzig  1ST5\  Aehnlich  Held,  als  Correferent,  eb. 
S.  36,  These  2  und  S.  32.  Ebendaselbst,  etwas  abweichend,  Neumann,  S.  46  ff., 
Nesse,  S.  52.  Beschlossen  wurde:  „eine  in  den  unteren  Stufen  progressive  allgemeine 
Einkommensteuer  in  Verbindung  mit  einer  allgemeinen  Vermdgensstener 
als  baupsichlicbste  directe  (Staats-)  Steuer"  zn  empfehlen.    S.  fJU. 

Auf  diese  Strömung  zu  Gunsten  der  Vermögcusäteucr  hat  wohl  eingewirkt:  in 
Steuer  technischer  Hinsicht  das  ungünstigt},  tlleTdings  theiiweise  hcgruudete  Urthett 
über  dir  Ertragsstenerti  iiti  l  Misslichkeit,  anderswie,  z.  B.  (iurch  höheren  Steuer- 
fuss de^  iienteneinkomiuens  oder  durch  Luznseteuem,  den  Besitz  passend  in  Uemäss- 
heit  seiner  icrSseeren  LetstQngsf&higkdt  zn  treffen:  in  principletler  Hinsicht  die  Hin- 
neigung znr  höheren  (progressiven)  Eeütcuerung  des  grösseren  und  namentlich 
des  grosseren  Bositzeinkommens,  sowie  zur  Mltbesteoenioc  des  grösseren,  luxusartigen 
Notirermögens  der  reicheren  Classen.  was  allerdings  schon  den  Einkommenbegrilf 
der  neueren  Theorie  entsprach.  Ich  stimme  in  eilen  diesen  Beziehungen  dem,  was 
man  /u  Gunsten  gerade  der  Vcrmugensbcsteaemnir  finsg-eführt  hat,  im  Ganzen  bei. 
Nor  imu  ic  h  die  steucrtechoischen  Vorzüge  nicht  f^aiiü  so  hoch  üctiätzuu  und  meine 
wieder,  dase  dio  principielle  Bechtfeitignng  einer  höheren  Besteuerang  des  Bestts- 
einkommens  als  des  Arbeitseinkommens  mittelst  der  Vermögenssteuer  eben  von  der 
Annahme  des  socialpolitischen  Besteuerungsstandpuncts  überhaupt  abh&ogt.  Vom 
Standpnnct  der  Befbrworter  der  Vermögenssteaa  ens  (Nenmann  und  die  Anderen) 
scheint  mir  die  ganze  Frage  folgerichtig  zu  einer  Frage  der  steuertech nischen 
Zweckmässigkeit  zasammensciuampfen  zu  müssen,  was  aber  nicht  immer  dootlich 
heiTOftritt. 

Ausser  den  Genannten  -  auch  Maurus,  Freiheit  in  der  Volkswirihschaft, 
Heidelberg  187:i  S.  179  rt'.  und  derselbe.  Bestoueranjr,  S.  115  ff.  Roscher.  Fin. 
§.  Ib  (mit  einigen  weiteren  literarischen  Nachweibungen  in  den  Xotcn).  Er  meint, 
wo  nicht  ein  gut  erhaltenes  Systeni  von  Ertngsstenern  besteht  .  sei  die  regelmässige 
Verbindung  von  Einkr»rnTri»  ü-  nnd  Vermögenstcner  der  beste  Weg  zur  höheren  Be- 
lastoog  des  fundirten  Einliommens.  Schäffle  (Steuerpolitik  S.  355)  sieht  wie  ich  in 
der  Wahl  nenindler  Vermögensstenein  wesentUeh  nnr  eine  technische  Zweclunissij^ 
keitsfrage  von  geringer  Bedeutung  für  nnscre  Verhältniste.  Cohn  (Fin.  §.352 — 357) 
behandelt  die  Beaitzb^aerung  verhältnissmisoA  eingehend,  mit  besonderer  Bezng- 
nAme  anf  die  schweizer  Yerhftltnisse.  andi  ttenrfoch  elgenthltmHch  nnd  henchtens- 
werth«  mit  einer,  wohl  schweizerischen  Eindrücken  mit  zuzuschreibenden  gewissen 
Sympathie.  Er  betrachtet  sie,  nbrigons  doch  .Ihnlich  wie  ich,  nach  vier  Seiten:  als 
ersatzweise  Besteuerung  des  Vermögens  bei  ausbieibeodeni  Ertrag,  als  Ueäteuerung 
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d«f  Gebraach?eniOfeo9  neben  dem  verbanden,  als  stärkere  Bolnstung  des  Tar» 

mögenseirikommcns  und  als  Fordcnins;  eines  reellen  Tbeils  des  Yermögens  für  ansser- 
oideotliche  Zwecke  des  tioiueinwesens  ^als  ««reelle  Vcrmögoasfiteuer"',  woraber  wir  oben 
in  §.  1S4,  186  schon  handelten). 

In  der  Praxis  li;U  die  Vermögenssteuer  im  Altertlmm,  im  Mittelalter,  Vjeson- 
deis  in  Städten,  hie  und  da  aach  in  neuerer  Zeit  alä  Extrasteuer,  z.  B.  in  Finanz* 
ttttthen,  eine  Rollo  gespielt  (s.  Fiji.  III,  S.  21,  2»,  §.  2S,  34,  3S,  39,  S.  99,  109,  und 
sonst  passim).  Nicht  unwichtige  Beispiele  der  neuesten  Zeit  liefern  die  Cantune  der 
Schweiz  (s.  Neumann,  Einkommensteuer,  S.  184,  Cohn.  Fin.  S.  4s0)  und  die 
Eiü^elstaaten  der  nordamericaniicUcu  Union,  Vorbilder,  welche  auch  auf  die 
neueste  Bewegung  in  der  deutschen  Theorie  wohl  mit  von  Einfiuss  waren.  S.  die 
oben  S.  25  genannten  Schriften  von  Patten,  Ely  and  Schwab.  Auf  die  deutsche» 
Praxb  der  Gegenwart  hat  &ich  bisher  die  Anregung  zu  allgemeinen  Vermögenssteaem 
in  der  Theorie  noch  nicht  von  Einfluas  i^igt 

Vermögenssteuern  auf  speei eile  einzelne  Yeruiöü,ensohjecte,  besonders  soge- 
nannte directe  Luxuasteoern  sind  in  der  neueren  Theorie  ebenfalls  wohl  mitunter, 
aber  seltener  empfohlen,  ttberhanpt  sehr  wenig  genaner  behanddt  worden.  (S.  Rnu  Q, 
§.  125.  427,  Daten  in  den  Nott^'H.)  Eine  allgemeinere  Befilrwortung  finden  Luxus- 
steoera  als  Consuationsabgaben,  jedoch  nur  ausnahmswei&u  ald  directe 
Aufwandstenem  in  der  ileiasigen  nnd  umsichtigen  Monographie  ron  r.  Bilinski,  die 
Luzussteuern  als  Correctir  der  Einkommensteuer,  „finanzwissenschaftlicher  Beitrag  zur 
Lösung:  der  socialen  Frage".  Lcip/^iir  1S75:  s.  daselbst  S.  141  ff,  tmit  vier  directe 
LujLUSsleuern  (auf  Wohnung,  Bedienten,  Enuipagou  und  Pferde,  üuude''  verlangt 
werden.  Debcr  Bilinsld's  sonstige  Auffassung  und  Forderangen  a.  die  Notizen  in  den 
späteren  Abschnitten  von  der  Gebrauchsbesteueruns:.  Eine  gute  und  reichhaltige 
Ueber&icht  tiber  die  bisherige  literarische  Erörterung  giebt  Bilinski  S.  30  £  im  An- 
lange seines  Werks  auch  tiber  die  Lnxnsstener  in  der  Praxis.  Für  um&ssende  Be- 
steuerung des  Verbrauchs  der  Artikel  des  Genusses  und  Lnxns  auch  Maurus.  Bc- 
stonerung  S.  319  ff.,  Eisenbart,  Besteuerang,  1^9,  181  tt.  Uiei  geht  dann  die 
Frage  wie  bei  Bilinski  in  diejenige  der  Gebranchsbesteiierung  aber.  Darüber  natea 
§.  249,  256.  Ich  kann  principiell  die  Luxust-teuern  (auch  die  directen)  ebenso  wie 
die  Vermögenssteuern  billigen,  steuertechnisch  sind  mir  directe  Luxussteuem  ron 
zweifelhaftem  Werth,  jedenfalls  von  mässigcr  practischer  Bedentong.  Deber  die  be- 
treffende gegenwärtige  Besleaemng  in  England  Fln.  III,  |.  155,  IM,  in  Frank- 
reich §.  305—308. 

I.  —  §.  245.  Nominelle  und  reelle  Besitsbesteuernng. 

Die  Besitzbesteaernng  kommt 

A.  eiomal  als  ein  Mittel  zur  reellen  Bestenemng  des  Ein- 
kommens  in  Betraeht,  ist  also  dann  eine  nominelle  oder  dient 
als  Bemessunge grandlage  der  Besteaemng:  als  stenertech- 
nisohes  Hilfsmittel  der  Erwerbsbestenerang  zur  Lffsong  der 
Aufgaben  derselben  mittelst  eines  anderen  Verfahrens,  indem 
vom  Besitz  auf  den  Erwerb,  die  ErwerbsfiUiigkeit  und  die  Stener- 
fthigkeit  zurilekgeschlossen  wird,  liit  Ausnahme  des  Falls  der 
Erbsehaftssteuer,  welehe  aueh  zu  den  nominellen  Besitzstenem  ge- 
hört, ist  die  BesitzbesteueruDg  in  der  Regel  nur  eine  solehe  nomi- 
nelle und  soll  das  gewöhnlich  auch  nur  sein.  Mit  ihr  haben  wir 
uns  im  Folgenden  vornemlich  zu  beschäftigen. 

B.  Dodi  kaiiu  sie  absichtlieh  oder  unabsichtlich  eine  reelle 
werden,  wo  der  Besitz  die  eigentliche  Steuerquelie  wird. 

So  die  Erbschaftssteuer,  in  gewissen  Fällen  die  Verkehrssteuer  (Besitzwechsel- 
abgnbe),  die  Steuer  anf  den  Conjnnetnrengeirintt,  so  aber  andi  nllg«B6iiie 
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Vermögenssteuern  in  dem  allerdings  sehr  seltouea  Fall,  daia  eino  solche  Steuer 
nach  ihrer  bedeutenden  Hohe  und  «och  w(dil  nach  ihrer  Vecanlagiings-  und  Erh«biing»- 
ftrt  nicht  aus  dem  Einkommen  entrichtet  wenien  kann. 

Auch  eine  BesiUsteuer  als  reelle  VermögeusBteuer  ist  nach 
dem  Frflberen  nicht  Bohon  au  steh  immer  unzulässig. 

Denn  eine  reelle  Bestctifnmr  1  -  .  i  n/.el  wirt]i-i  Ii  iftlicliL'H  Vermögens  iat  nicht 
unbedingt  eine  solche  des  rolkäwirtUädiaftiichen  Vuimügeus  und  läast  sich  iu  Staats- 
notiilagen  oiid  anch  aoint  nnter  Cmstlndeii  (§.  lM-^ld6)  rem  sodalpolitiflehen,  wenn 
auch  nicht  vom  rein  finanziellen  Bestcuerungs-Staii(};>imctc  (§.  159)  aus  billigen. 
Ferner  kann  ausnahmsweise  auch  eine  reelle  Besteuerung  des  Volks  Vermögens  vor> 
kommen  (§.  132).  Kothwendig  vird  aber  immer  sorgfältig  zv  prüfen  sein,  ob  die 
stets  seltene  Eventualität  einer  reellen  Vermögenssteuer  wirklich  vorliegt,  was  im  All- 
gemeinen nur  in  Betreff  der  sclion  betrachteten  F.lllc  der  Erhsrhaft^;stetier  und  der 
Btüdeiierung  vyu  iipicl-  und  vun  gewissen  Conjuucturengewiiiucn,  welche  dem  ange- 
legten VermOgenswerth  hinzu  waclisen,  zu  sagen  ist;  sodann«  ob  die  nominelle  Besitz- 
Steuer  nicht  wider  die  Absieht  des  U«6etzgelwx8  zu  einer  leoUen  iviid,  was  natariich 
in&giichst  verhütet  werden  muss. 

Die  nominelle  BeeitsbeBteoening  ist  als  steneTtechnischeB  Hilfsmitt^  der  Er* 
werhsbesleuerung  schon  in  den  voranjjeliendt  n  Abschnitten  ausdrücklich  oder  iroplicite 
mehrfach  mit  berührt  worden.  Es  sind  aber  noch  einige  weitere  Ausführungen  Uber 
de  zur  Ergänzung  an  dieser  Stelle  nothwendig,  w^che  namenfllch  ermitteln  sollen, 
ob  und  welche  steuerpolitischen  Zielpunctc  durch  sie  sich  etwa  zweckmässig 
nnd  eventneli  besser  als  durch  andere  Steaem,  z.  B.  die  £rti«gsstevem,  erreichen 
ia:>sen. 

Die  Untersuchung  über  die  reelle  Besitzbestcuerung  i^t  in  den  früheren  Er- 
örterungen über  die  Wahl  drr  Steuenju«  Ilt^  (§.  l.HO  li.i.  über  die  Auffiissung  der  Ge- 
rechtigkeitsgrundsätzc  der  Besteuerung  vom  sociaipolitischen  btandpuncte  aas  (l.  159  ff.), 
dann  in  den  letzten  Abschnitten  in  den  Betncbtnngea  ftber  die  Yeikehis-  (§.  225  IT.), 
die  Conjuncturcn^^ewinus-  (§.  234  ffl)  nnd  die  Erbschafisstenern  (§.  241  ff.)  im  Wesent- 
lichen schon  geführt  worden. 

IL  — ^  §.  246.  Formen  der  uominelleu  BesiUbe- 
Steuerung. 

Dieselbe  kann  in  vier  Formen  vorkommen. 

A.  Einmal,  indem  sie  die  Gesammtheit  des  Besitm 
(Eigenthums)  einer  Person  (Wirthsehaft)  ins  Ange  fasst:  dann  er- 
scheint sie  als  allgemeine  VermOgensstener. 

B.  Zweitens  kann  sie  den  ererbten  Besitz  im  Angenhlick 
des  Erbesttbergangs,  bez.  der  Erbesantretong  treffen:  dann  nimmt 
sie  die  Gestalt  der  Erbse haftsstener  ao. 

C«  Oder  sie  knüpft  sieh  drittens  an  gewisse  Katego- 
rieen  des  Besitzes,  nemlich 

1.  je  an  das  ProdnctivTermOgen  (Kapital)  oder  an  das  6e- 
branebsvermögen  einer  Person  je  in  seiner  Gesammtheit  oder 

2.  an  die  einzelnen  Ertragsquellen,  welche  das  Pro- 
dnctivvermögen  umfasst,  ii]^,hesouderc  au  den  Boden,  die  Ge- 
bäude, das  bewegliche  oder  das  Geld  kapital,  und  von  den 
beiden  Abtheilungen  des  Gebraucbsvermögens  speciell  an  das  Nutz- 
vermögen: dann  funi^iit  sie  als  partielle  Vermögens.steuer  immer 
je  t'ttr  eine  dieser  Kategorieeu  oder  deren  Unterarten* 
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D.  Endlieh  rierteBs:  sie  triffi  ganz  speeielle  einzeltie 
Objeete  des  Kntzvermögens:  eo  namentlich  als  sogenaimte  direete 
Laxuesteaer,  aber  gelegentlich  anch  in  dem  einen  oder  anderen 
BonBtigen  Falle. 

A.  —  §.  247.  Die  Besitzbesteuernng  als  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer. Hier  wird  die  Steuer  nat  h  dem  Werthe  des 
Vermögens  bemessen  und  dieser  Werth  durch  Anschläge  oder 
auf  Grund  von  Declaration en  festgestellt. 

Steuern  dieser  Art  siiul  früher  vielfach,  in  Stiidtcn  wie  in  Territorien  nnd 
Staaten,  vorgckoinmen,  finden  sich  aach  neuer d in noch  oder  wieder  isk  der  Pittzta 
(Schireiz,  Nordamerioa)  und  sind  mitunter  in  der  Tlieorie  g:erade  für  moderne  Ver- 
hältnisse empfohlen  vorden  ^Neumann)  S.  die  Citate  in  den  Vorbemeritangen  die^ee 
Abschoilto,  Mch  <fii(^iilgMi  aas  Band  III  der  Fin. 

1.  Durch  eine  solche  Steuer  ISsst  sich  im  rein  finanziellen 
Steuersystem  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommen- 
steuer in  Bezug  auf  die  besitzenden  Classen  mit  durchfitfaren, 
indem  man  ans  dem  Vermögen  auf  das  Einkommen  znrficluchüesst: 
mitunter  anch  hente,  so  in  ländlichen  Verhältnissen,  wie  in  früheren 
Zeiten  allgemein ;  mitunter  nicht  unpassend,  aber  doch  gegenwärtig 
wobl  nur  ausnahmsweise. 

in  Fillen,  wo  das  Einkommen  schwer  za  ermitteln  ist,  kann  eine  allgemcme 
Vermögenssteuer,  für  welche  man  wenigstens  gewisse  Anbaltspaocte  Öfters  leichter  ge- 
winnt, z.  B.  in  der  Art  und  Grösse  des  Nntzrcrmögens,  bei  ländlichem  Grondrerniögen 
wohl  erwünscht  Hüte  jrc währen.  Auch  küiiiion  AnschiäRc  de4i  Vermögens  und  DecU> 
ladonen  darober  wohl  L  iu.ig  leichter  und  zorerlässigor  als  über  Ertrag  und  EiukomoMa 
erlangt  werden.  Aber  die  einzelnen  Vermögensobjecte  sind  doch  in  sehr  ungleichem 
Grade  schwer  oder  leicht  zu  ermitteln  und  der  Ruckschloss  auf  Ertrag  oder  Einkommen 
bleibt  ebenfalls  oftmals  miaslich.  Eine  allgemeine  VemUgenssteaer  als  aUgeuein« 
Einkommensteuer  der  Pesitzenden  möchte  daher  doch  nur  selten  räthlich  sein.  Neben 
einer  solchen  macht  sie  doppelte  Mtthe  and  empfiehlt  sich  wohl  nur  unter  CmaUnden 
im  folgenden  Falle, 

2.  Sie  kann  nemlieh  im  social  politischen  Stenersystem 
neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zum  Zweck  der  höheren 
Besteuerung  der  besitzenden  Classen  ganz  passend  in  Betracht 
kommen. 

Hier  erflllk  sie  dieselbe  Aufgabe  wie  die  directen  Laxossteoea  und  wie 

Verbrfitichssieuern  (eventuell  mit  entsprechend  höherem  Steuerfasse)  auf  Genuss- 
mittel  der  Wohlhabenderen  und  principicll  besser,  weil  sie  srleichmüssiger 
als  diese  Steuern  wirkt  Auch  dieselbe  Aufgabe  wie  ein  System  der  Ertragb- 
bestenenrag,  mit  dem  die  Renteneinkommen  etwa  noch  besonders  I)esteiiert  werden; 
im  tianzcn  zwar  wohl,  trotz  der  Mingel  der  Ertras^sstencrn ,  kaam  besser,  aber  doch 
80,  dasa  diese  allgemeine  Vermögenssteuer  mitunter  vor  »oicben  Steuern  Vorzüge 
bähen  lOnnte.  Ein  Votng  ist  es  z.  dass  sie  das  sonst  leicht  nnbestaaelt  Ueibeode 
Nt)  t/rerm^^en  mit  trill\,  welches  PeiMDen  bObefen  Wobbtands  5ftefs  auch  io  reUiir 
grösserem  Betrage  besitzen. 

NamentMcn  masa  dieser  Wef  der  boheren  Bcsteneniog  der  Besitzenden  aber  mit 
dem  anderen  sich  bietenden  verj^lirhon  werden,  diese  Personen  durch  einen  höheren 
Stcaerfnss  der  allgemeinen  Einkommensteuer  für  das  „Einkommen  aus 
Besita**  sttdter  an  betasten.  Wenn  man  bei  letzterer  Steuer,  dem  richtigen  Ein- 
lommenbegrif  gemäss,  eine  „ficiive  Rente'*  des  NoHrernffgens  com  stemipiieh* 
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tigm  Sliiltuiimtt  «eUlft,  «o  liat  d«r  «nie  Weg:  der  YemulN^eantaiier  keinen  pria- 

cipicllen  Vorzug  vor  »lfm  anden-n.  Aber  in  der  Praxis  kann  er  Vorthtnl«' 
biatea,  weil  er  im  PobUcam  Terstäadlicher,  auch  steuertechnisrh  (Einfacher  ist,  indem 
matt  dibei  grerade  der  Schirierigkeit,  eine  Bokhe  BerQcksichtiguug  des  NatZfermOgens 
bei  dw  Bnlamineiuitetter  numittolbw  eintxetea  sa  Issmo.  ilberhobea  wird. 

Wird  ^nmal  das  BOoialpoUtiach  richtige  Prineip  angeuommeD, 
Benten*  oder  Besitseiokommeo  hoher  alB'ArbettoeinkommeD  zu  be- 
stenero,  so  darf  daher  wohl  die  Verbindung  einer  aUgemeinen  Ver- 
mögensstener  sii  diesem  Zweck  mit  der  Einkommensteuer  ernstlich 

erwogen  werden. 

3.  luae  allgemeine  Vermögenssteuer  lasbt  sich  theilweise  mit 
als  Obj ectbesteuernng  wie  die  Ertrags-  oder  Ertrag8<|uellen- 
bestenerung  behandeln.  8ie  vermag  dann  Aufgaben  zu  Kisen,  fUr 
welche  die  Einkoiniuensteuer  als  Subjectbesteuerung  nicht  aasreicht 
ond  souBt  Ertragssteuern  nothweudig  würden. 

(S.  §.  170,  171.)  IIi»'r  kann  es.  namenilirh  wenn  diost^  letzteren  fehlen,  in 
Frage  komaien.  ob  man  nicht  statt  ihrer  auf  cum  bolche  Verinögtsossteucr  rccurrirt, 
da  diese  stouertechiiiäch  vielldcht  einfai  her  herzustellen  Dod  bei  ihrer  Ausdehnung 
anf  alle  Vermögensbe^tandtheile,  aurh  im  Natzvennögen,  mitnnter  noch  f?ceigneter  ist, 
ak  Objectbesteuerang  zo  dienen.  Besässen  vir  in  anseren  Staaten  nicht  meistens 
nnefeMIdete  Ertragesteaem,  so  wfliden  geviase  BedOrfnian  der  Staats-  und  mehr  neeh 
der  Communalbesteuerunj^  anf  solche  Vermögenssteoem  hindrängen,  so  in  den  practisch 
h&otigen  nnd  wichtigen  Fillon,  daas  der  Ort,  wo  ein  VermOgensobject  (namentlich 
eine  Realit&t)  liegt  und  wo  der  Etgeothlkitter  vohnt,  rerBcbiedene  sind  (§.  1 70). 

In  Bezug  auf  die  zureite  Form  der  Besitzsteuer,  die  Erbschaftssteuer  kann 
auf  das  Frühere  renriesen  werden  (§.  241  £),  so  dais  wir  uns  gleich  ur  dritten 
Form  wenden ; 

B.  —  §.  248,  Die  Besitzbestenernng  als  partielle  V'er- 
mi'jgenasteuer.  Auch  hier  wird  die  Steuer  nach  deui  eniiitteiten 
Werth  der  Katef^oi  ieiu  von  Verniogeusobjecten,  aul  welche  sich 
die  Besteuerung  beziehen  soll,  bemessen. 

1.  Bei  dem  P  r od nctiv vermögen  einer  Person  oder  Wirth- 
scbaft^  weiehes  dorch  die  Steuer  in  seiner  Gesammtheit  oder  in 
Bezug  auf  die  einzelnen  Ertragsquellen  erfasst  werden  soll, 
wird  dann  wieder  von  dem  Werth  auf  den  Ertrag  geschlossen. 
Die  Besitzsteuer  erscheint  hier  als  das  indirecte  Verfahren  der 
Ertmgsermüllnng  im  Gegensate  zu  dem  direoten  Verfahren  in  der 
gewohnliehen  Ertragsbestenernng. 

Bei  der  Orond-,  der  Geb&ade-  und  der  ZinsMuten-  oder  der  i.  e.  8«  sogenannten 

„Kapttalstf!uer",  sflbst  bei  der  (iewerbestencr  koinint  jenes  indirecte  Verfahren  mit- 
nnter Tor,  tbciis  sclbetändig,  thcils  zur  Ergänzung  des  dircctcn  Verfahrous,  wie  dic:i 
in  der  apedellen  SteaeilenTe  niher  angegeben  werden  wird.  Die  Bedtsstener  kann 
hier  vor  der  directen  Ertragsennittcliini;  Vorzüge  haben,  so  z.  B.  beim  Grund  und 
Boden  den  der  einfacheren  und  sichereren  Feststellung  iim  Werths  („Verkehrswerths") 
als  des  Reinertrags,  zum  Theil  deshalb,  weil  man  sich  dort  an  objectire  Momente, 
an  Thatsachon  des  Verkehrs  selbst,  welche  nicht  so  schwer  zu  ermitteln  sind  (Kanf- 
{»reise),  hält.  Aber  das  MissÜrhe  bleibt  immer  der  Schluss  vom  Werth  auf  den  Er- 
trag, wie  sich  gerade  beim  Grundstück,  auch  bei  GcJdkapitalien  (Wcrtbpapieren  a.  dgl.) 

A.  Wag a«r,  rinaaiwlMMMtafl.  IL  S.  Aafl.  39 


Digitized  by  Google 


600     B.  AUgem.  Steoerlehre.  4.  K.  System.  3.  U.-A.  4.  A.  Besitzbesteaer.  §.  248—2^0. 

aa  DevtHdistoD  zeigt  Im  tosen  wird  die  Besitnieiier  hier  dodi  ▼oU  wa  alige- 
meiuor  empfohlen  werden  können,  wenn  es  an  einer  sorgfaltigen  Ertragssteaer  fehlt: 
sodann  eben  rtls  Hilfsrerf»liren  (erentueil  «Is  Hanptrei&^ii)  2iir  EinrichtaBg 

der  Ertragssteuer. 

2.  Bei  dem  Nutz  vermögen  einer  Person  oder  Wirthschaft  hat 
die  Besitzsteuer  dagegen  berechtigtermaassen  eine  griissere  Be- 
deutung and  empfiehlt  sich  daher  ganz  wohl,  aas  den  oben  schon 
angedeuteten  Gründen  (§.  247  unter  2). 

Denn  hier  kommt  koin  reeller  Ertrag  im  gewöhnlichen  Sinne  ror,  sondern  dv 
jene  „fietive  Rente",  welche  allerdings  in  den  Genossen  and  Genassmöglichkeiteo  da 
XützTennögens  liegt,  aber  sich  rechnerisch  mir  ziemlich  vrillk  irlirli  h'«stiiDmen  ISsat 
Der  Werth  dieses  Notzrermögens  ist  dagegen  etwas  Goncretes  und  nicht  alln 
schwierig  ftlr  Bestevenngszweeke  ta  ennittem.  Auch  im  rein  finanziellen  8feiMr> 
System  ist  nun  die  M i  t1)est>_'Qerung  des  Einkommentheils,  welchen  die  Genüsse  u.  s.  w. 
des  Kut2vermögens  darstellen,  in  der  socialpolitischen  Besteoerang  sogar  die  Uöher- 
hestcoerang  dieses  Theils  als  eines  ans  Besitz  herrOhrenden  Einkommms  geboten. 
Hier  kann  daher  eine  Besitzstener  auf  das  NutzvcrmOgen  ein  ferhiltniss massig 
einfaches  und  zwe ck m iUsiges  Mittel  uel)en  der  Einkomm^^nsteuer  zur  Erreichnng 
dieses  Ziels  sein.  Man  wird  dadurch  mitunter  die  reicheren  uud  reichsten  Clausen 
filr  die  in  ihrem  grossen  und  r erschiedenarCigen  NutzrermOgen  liegend« 
SteuerfÄhigkeit  rerlit  passend  zur  Besteuerung  heranziehen.  Nicht  zu  tibcrsehen  i^t 
Übrigens,  dass  die  Besitzstener  rom  Matzfermögeo,  von  dem  gesammten,  wie  hier,  oder 
ron  einzelnen  OhjecCen,  wie  in  der  fokradeo  Form,  eigentUöh  zitgldch  dne  Oe» 
braoclisbebteueruiit;  ist,  welche  e^rentnell  auch  durch  eine  andere  Form  dieser  letz- 
teren verwirklicht  werden  kann.  Die  Besitzsteaer  erscheint  aber  auch  von  diesem 
Gesichtspunct  aus  betrachtet  nicht  ungeeignet. 

C.  —  §.  249.  Die  Besitzbesteuerung  als  Steuer  auf  einzelne 
Objecte  des  N ii t z Vermögens ,  besonders  als  directe  Lui^us- 
Hleuer.  Hier  werden  diese  Objecte  beim  Besitzer  auf  Grund  von 
vorschriftsmilKsif;cri  Declarationen  oder  amtlichen  Nachforschungen 
mit  periodisch  (jährlich)  wiederkehrenden  Steuersätzen  belegt. 
Gerade  hierbei  erscheint  die  Steuer  als  G  ebrauchs Steuer.  Die 
Erörterangen  in  den  folgenden  Abschnitten  bezieben  sich  daher  auf 
sie  mit.  Prinoipiell  lässt  sie  sich  sowohl  vom  rein  finan- 
ziellen als  vom  socialpolitischen  Standponete  aas  biUigea, 
soweit  Überhaupt  eine  Geb  rauch  sbesteuerang  einselner  Gegen - 
sUlnde  zu  leehtfertigen  ist  Fractisch  und  stenerteehnisch 
mOehte  sie  nor  ausnahmsweise  rftthlich  sein. 

1,  Der  Besitz  von  einzelnen  soleben  Objeoten  weist  auf  Ein- 
kommen, daher  anf  Steneifithf gkeit  hin,  derjenige  beftimmter  Arten 
soleber  GegenstHnde  („  Lnxussachen  anf  h  0  h  e  r  e  s  EinkommeDi 
in  beiden  Fällen  eventaell  auf  Besitzeinkommen.  An  und  fttr  sich 
kann  man  daher  die  rein  finanzielle,  proportionale  und  die  social- 
politische,  progressive  und  das  Besitzeinkommen  hoher  belastende 
Einkommenbesteuerung  durch  eine  solche  Besitzstener  verwirklichen. 
Ob  tiiul  wie  weit  -LiiiiL':L'iid,  das  hängt  von  der  richtigen  Ana- 
wahi  der  Objecte  uud  der  richtigen  Höhe  der  »Steuersätze 
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ab.    In  beiden  Hinsichtee  ist.  eine  ziemlich  weitgebende  Willkür 

unvermeidlicb.  Deshalb  erscheint  uns  eine  andere  Besteuerimg, 
welche  demselben  Ziel  der  Einkoinmenbesteuerung  zustrebt,  zweck- 
mä9S!<^er,  mindestens  die  vorerwähnte  Form  der  Beaitzsteuer  des 
ganzen  Nutzvermögens. 

2.  Steuer  technische  Gründe  führen  zu  demselben  Ergebniss. 

Jene  WilltQr  in  der  Auswahl  der  Stenerobjecte  und  in  der  Höhe  der  Steoersätze 
ist  steoertecbni&ch  ein  grosser  Uebelätaad.  Die  Besteoeraog  verlangt  behufs  Veran- 
Iftgmig  oder  Controle  ein  leieht  besonders  Ustiges  Eindringen  in  die  PrivatTerhältniss«, 
das  nicht  einmal  durch  ein  günstiges  finanzielles  ßesoltat  beschönigt  wird.  Denn 
wegen  der  WiUkfti  m  der  Wahl  der  Objecto  and  wegen  der  leicht  druhenden  £in- 
•eliTialtinif  dea  betedTendeft  Beatliee  sind  hob«  SiMMiiitse,  deswegen  nnd  wegen  d«r 
meist  geringen  Yolmltniif  solchen  LoxiuciMMiiiu  Sei  wieder  ein  hober  Stenereitraf 
ausgeschlossen. 

Es  fleht  an  nnd  für  sieb  nichts  im  Wefe.  tneh  einzehe  Gegenstinde  des  Pro- 

dnctir Vermögens,  z.  B.  gewisse  Bestandtheile  der  Betriebseinrichtuns^en .  M  i^i  liin  in 
u.  dgl.  mit  Steuersätzen  zu  belegen.  Aach  dies  ist  eine  Form  der  Besitzsteutir.  welche 
gelegentlich  vorgekommen  im  and  auch  wohl  noch  vorkommt.  Eine  solche  Steuer 
erscheint  dann  aoer  wieder  nur  als  ein,  meist  ziemlich  rohes  Verfahren  zur 
indirecten  Ermittelang  des  Ertrags  einer  DnternehTnang,  indem  aas  dem 
Besitz  solcher  Objecto  aof  den  Umfang  des  Gesch&fts  a.  s.  w.  zurUckgeschlossen  wird, 
wfo  t.  B.  bei  der  mit  nach  solchen  Meiicmnlen  rerenlagCen  Gewerbesteaer. 

Die  weitere  Beurthcilang  kann  ;inf  rUe  DaisteUnng  der  Srtmgsbestenemn^  in 
der  speciellen  Steaerlehre  verschoben  werdeu. 

Es  ergiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden,  dass  die  selb- 
ständige Bedeutung  der  nominellen  Besitz besteuerung 
doch  im  (Manzen  nur  gering  ist.  Blo^s  als  alleremeine 
V  e  r  m  (■)  e  n  ssteuer,  welche  in  Nothzeiten  als  E  xt  ras  t  e  u  e  r  dient, 
dann  im  socialpolitiscben  Steuersystem  und  als  partielle 
Vermögenssteuer  des  gesammten  Nntzvermögens  auch  im 
rein  finanziellen  Stenersystem  würde  sie  grössere  Wichtigkeit 
erlangen. 

5.  Abschnitt 

HL  IM»  CtobnMMhtbcatenenmg  oder  die  TomemUeh  sogenaaMte  ladlreete 

Besteuerung. 

iu  Du«  Arten  and  Fonaea. 

9.  260.  Vorbemerkunfen  nnd  liternriscbe  Hnchveisvngen. 

Die  Finanztheorie  hat  bisher  in  ihrer  Benrtheilong  der  Verb rauchssteu  ern , 
des  llaupttheils  der  von  mir  sogenannten  Gebrauchsbissteaemng,  gewöhnlich  zwei 
nahe  liegende  Fehler  nicht  genügend  irermieden.  Diese  Stevern  sind  einmtl  leicht 
als  anentbehrlich,  wenigstens  da.  wo  es  sich,  wie  in  unseren  modernen  Staaten, 
um  die  Derknng  eines  prnsscn  Sfaatshedarfs  liandek.  nachzuweisen  and  nicht  minder 
laüäen  sich  bei  ihnen  ^ichwore  Verätüsüe  gegen  die  obersten  Stcuerprin- 
cipien,  beeondOfS  ge^  die  gerechte  SteaerrerlbeUungr,  unschwer  aufdecken, 
namentlich,  wenn  man  sich  an  die  ilblirhsten.  und  au<^  practischen  Qrttnden  WOnigSleos 
in  gewissem  ümfong  noth wendigsten  Arten  dieser  Stenern  hält. 

Der  eine  Fehler  der  Theorie  liegt  nun  dnrin,  dnss  mnn  sich  mit  der  Pruds 
wepen  der  ünentbchrlichkeit  dieser  Stenern  tiber  jene  Verstösse  zu  leicht  hinwegsetzt 
tdei  sich  dnrch  optimistiscbe  Annahmen  in  Betrefl'  der  ausgleichenden  Wirkung  der 
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Löbcrwaliung  darüber  täusclit  oder  —  tau^schen  will  und  so  namentlich  das  Ziel  ge- 
vecliter  SteuerrertheiluDg  gros<.oiitheils  und  jedenfalls  mehr,  als  nOthig  ist,  aas  den 
AogoD  verliert.  Dlt  zweiti'  I't  blt- r  )  <  «t'  ht  umgekehrt  in  der  Uinwegsetzang  Uber  die 
ünentbehrlicbkeit  und  über  die  entwiddungsgäsetzmässige  Begründoog  dieser  Steuer- 
gattang  in  der  modemen  Wdt,  indem  aas  jenen  TetstOMen  mgen  die  Stoneipiinelpien« 
besonders  prg'cn  die  'gerecht«-  Stcin  rw  rtli 'ilung  ein  nnbedingtes  Verdict  gegen  die 
canze  Uattoug  abgeleitet  wird.  Uie  Nei^^ung  zu  dem  exstgemtantea  Fehler  findet  man 
in  der  MltnlUHUit  prsctischen  Richtung  nuuicher  neaeren  eeleetiadien  Finanidiearstik», 

in  Dtutsrhland  auch  bei  Kau,  soj^ar,  imjilicite  wenigstens,  bei  den  „Socialpolitikem", 
besonders  bei  Held,  aber  im  letzten  Grunde  i>elbät  noch  bei  Stein,  trotz  der  schein- 
bar sehr  abweichenden  Auffassungen  des  letzteren.  Der  zweite  Fehler  tritt  bei  jenen 
theoretischen  NationalOkonomen  hufot,  welche  die  Verbrauchssteuern  allein  für  sich, 
ohne  Zusammenhang  mit  der  son<)tigen  Besteuerung  und  ohne  Hücksicht  auf  die  ge- 
schichtlichen Bedingungen  der  Entwicklung  dieser  Steuergattung  beurtbeilcn:  er  ütidet 
sich  schon  vor  den  Physiofcrmten  und  A.  omldi  bd  einicloen  Theoretikern,  dann  bei 
vielen  und  bedeutenden  XationalAkonomen  und  Finanzschriftstellern  der  Smith 'scbi.n 
Schule,  ausserdem  bei  radicalen  ir'oiiiikom  und  neuerdings  daher  besonders  bei  den 
Soclalisten. 

Ein  Ilauptrertretcr  letzterer  Richtunjf  ist  Lassalle.  Seine  Auffasänna:  ist  bei 
aller  ihrer  Einseitigkeit  tiefer  and  grossartiger,  als  diciienige  der  sonstigen  (iegner 
der  VerbnvcbMteiiem.  Sie  steht  in  ZuMunmenhing  mit  einer  bedentmnen  geediiclK»- 

philosophischcn  Betrachtung  des  ganzen  Steuerwesens,  welche  zwar  auch  sohr  cinseiti;^, 
aber  keineswegs  schlechtweg  unricbtii?  ist.  Dadurch  wird  es  g^erechtfertigt,  Lassalie 
als  den  bedeutendsten  neueren  Gegner  der  Verbrauchäbteuccn  anzusehen  und  aof  ihn 
mehr  Gewicht  als  auf  irgend  einen  andemn  Gegner  dieser  Steuergattung  m  legeu. 
Er  fasst  dabei  auch  so  ziemlich  Alles  zusammen,  was  die  NationalDkonomen  und 
Poiiüker  vom  Standpunct  der  Gerechtigkeit  aus  gegen  dioüc  Besteuerung  einwenden. 
Wanim  bat  Stein  Laasalie  gar  nicht  beittdBichdigt? 

Es  handelt  sich  hier  namentlich  nm  zwei  literarische  Auslassunpen  Lassalle's. 
Er  hat  zuerst  in  einem  Vortrag  im  Berliner  Uandwerkerverein ,  der  unter  dem  Titel 
„Arbeiterprogrnmin.  Ueber  den  besonderen  Znaunmenbuig  der  gegenirlitigcft 
(lesohichfsjieriodc  mit  der  Idee  des  Arbeiterstands"  in  Ztirich  1863  erschienen  ist,  die 
Frage  der  indirecten  Steuern  kurz  berührt  (S.  26  ff.)-  Wegen  dieser  Atisfuhningea, 
als  geeignet,  „die  besitzlosen  Classen  zum  Hass  und  zur  Veraobtong  ge^en  die  Be- 
sitzenden öHentlich  angereizt  zu  haben",  gericbttich  angeklagt  und  in  erster  Instanz 
verurtheilt,  hielt  er  dann  in  der  Appellationsinstanz  vor  dem  Königlichen  Kammer- 
gericht iu  Berlin  eine  Verth  cid  ii^ungsrede,  die  unter  dem  Titel  „Die  indirecte  Steuer 
ond  die  Lage  der  arbeitenden  Ctassen"  ebenfalls  in  Zürich  ISGIi  erschienen  ist  (136  S.). 
Diese  Schrift  ist  bei  aller  tendenziösen  und  gutgläubigen  ücbertreibung,  die  ihr  den 
Uharacter  einer  Farteisch ritt  giebt,  doch  von  erheblichem  Werth.  Sie  ist  zugleich 
mit  einem  umfimenden  gescbichdicben  nnd  namenüicb  litemgescbicbdicben  Ibteiial 
ausjrestaltet,  so  dass  sie  in  letzterer  Hinsicht  wohl  das  vollstandij^sfe  Kepertrrinm  von 
Ausfohrongen  berronagender  üationalokonomen  and  Finanztheoretiker  und  Folitilcer 
ron  Bodin,  Boisgnifbert,  Forbonnnis  an  bis  tnf  die  neoeste  Zeit  g^egen  die 
Terbrauchssteuern  bildet  (S.  14  ff.). 

Lassalle  bringt,  ungleich  tiefer  als  irgend  ein  anderer  Gegner  oder  Anbänger 
der  Verbrauchssteuern,  die  Entwicklung  der  letzteren  in  Zusammenhang  mit  der  Ent- 
wicklung der  Geschichte  der  modernen  Gesellschaft  und  ihrer  Classen. 
Einzeln  freilich  schon  früh  vorkommend,  besonders  in  den  Städten,  in  den  letzten 
Jahrhunderten  sich  ausdehnend,  iiu  il.  und  18.  Jahrhundert  von  der  absoluten  Staats- 
gewalt des  anaufgeU&rten  und  aufgeklärten  Dcspotismos  weiter  entwickelt,  sind  sie  in 
der  .,staat!?bitrgerli  i  h  en  Periode*'  oder  in  der  Ökonomischen  Periode  der 
„Vorherrschaft  des  beweglichen  Kapitals''  (der  „Booigeoisie")  zu  einem 
Hnnpttbeü  der  prsctiseben  Stantsbestenening  ausgebildet  worden.  Cfder  wie  Lnssnile« 
allerdings  bereits  Ubertreibend,  wörtlich  in  sein  :  r-ten  Rede  (S.  27,  zweite  Rede 
S.  6)  sagt:  „  .  .  .  der  Betrag  aller  indirecten  Steuern  (wie  er  mit  vielen  Anderen 
die  Yerbraucbsbteuern  nennt),  statt  die  Indiridnen  nach  Yorhlltnäs  ihres  Kapitals  und 
Einkommens  in  tretlen,  (wird)  seinem  bei  Weitem  grOssten  Theile  nach  von  den  Un- 
bemittelten, von  den  ärmeren  Classen  der  Nation  g:ezahlt.  Nun  hat  zwar  die  Bourgeoisie 
die  ifidirectca  bteucru  nicht  eigentlich  eriuuden;  sie  existirtcn  schon  früher.  Aber 
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die  Bourgeoisie  hat  sie  cR.t  zu  einem  unerhörten  Syst  eme  entwickelt  und  ihnen  bei- 
nahe den  gesammten  Betrag  der  Staatsbedarf nisse  anfgebtirdet**  Letztere  Uebertreibang 
erkl&rt  sich  zum  Thoil  daraus,  dass  Lassallo  in  nnzoUssiger  Weise  (bei  der  Grund- 
^aer  anter  Hinweis  anf  eine  hier  irrige  Lehre  Ricardo 's)  auch  die  Grundsteuer 
■b  eine  „auf  den  Getreidepreis  a^ewlüzte  und  somit  d^niti?  ?on  den  Getraideeonsa- 
menteii  bezahlte"  (die  oben  S.  853  erwähnte,  in  off:'  i- Hon  Kr 'i'^^'  n  virh  bei  un=  Vfrtrf^t.  iir 
Theorie),  femer  die  Gewerbesteuer,  die  ge^ammteD  Joüü^koäten  (unter  Absehen 
fom  Oebthmifllaiiaite  Sterin)  zu  den  Minoirecten**  Stouem  iecbn«t  (Qeiichtsnde 
8.  7,  91),  VW  dann  m  der  prenssischen  SteventntMilt  «aafeHUirt  wiid. 

Der  richtige  Kern  in  Lassalle's  Auffassunir,  fdr  den  ihm  der  „Autoritäten- 
beweis" auch  vollstindig  gelingt«  ist,  dass  duvch  die  wichtigsten  der  ablichen  Yer- 
bravchflsteaem  eine  Telati?e  Steuer- Öeberlastnng  der  unteren  Glissen  herbeigeführt 

wird,  welche  sich  durch  Ucber w filzung  in  keiner  Weise  genügte nd  aus- 
gleicht (üerichterede  S.  36  tf.).  Darin  liegt  eine  unbestreitbare  Verletzung  der 
Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Von  diesem  Gesichtspunct  aus  haben  auch 
so  zahlreiche  NationalOkonomen  gegen  diese  Steuern  Bedenken  geäussert  und  mitunter 
die  Beseitigung;  dieser  Abgaben,  bez.  die  Ersetzung  dcrst-lbou  durch  direrte  Schätz- 
ungen u.  dgl.  verlangt.  (Bei  Lassalle  a.  a.  0.  tindcu  äicU  hier,  allurdings  mit  be- 
eoodorer  Aiuwahl  der  polemischeo,  seinem  Zweclt  dienenden  Kraftstellen  der  Autoren, 
reichere  literarische  Ausweise  als  sonst  irg-endwo,  S.  14  ff.  S.  auch  Rau  II,  g.  406, 
Note  a;  Stein  4.  A.,  II,  200  ff.)  Die  Nationalökonomen  heben  dabei  gewöhnlich 
auch  die  senatigon  Hacbtheile  der  Yerbranchseteiieni.  ihre  TerslDsse  gegen  die  rollie- 
wirthschaftlicbcn  Inten  sson  und  ^oixea  die  tirundsätze  richtiger  Sfeaeirerwaltuug 
hervor.  Die  Physioluratan,  wio  Qaosnay  selbst,  musaten  schon  ron  ihrem  f rincipieilen 
Standpuncte  ans  TüUends  die  YerhrMchs-  oder  indlrecten  Stenern  rerwerfen.  A.  S m Ith 
(b.  V,  ch.  2,  scct.  2,  in  einem  Abschnitt  des  4.  Artikels,  „taxes  upou  consumable 
coinuiodities" ,  Ashfir  II,  S99  If.)  urtheilt  str-'ncr  über  diese  Stenern,  wenn  er  ihren 
Eiüflusb  auf  die  uothweudigstcn  Lebensmittel  mU  dem  lunüuss  eines  unfruchtbaren 
Bodens  eder  eines  schlechten  Klic)a.s  rorgkicht  und  Uber  die  Uebcrwälzung  denkt  er 
in  dem  prartisch  wichtigsten  Kalle  nicht  optimistisch.  Von  einer  Steuer  auf  die  ron 
ihm  sogenannten  nccessaries  of  iife  nimmt  er  an,  dass  sie,  wiu  directe  Lohnsteuern, 
wenigstens  nach  einiger  Zeit  zo  einer  LohnerbOhnng  und  schliesslich  zu  hftheren 
Waarenprcisen  ftlr  den  Consnmenten  führe.  Steuern  auf  andere,  von  Smith  luxurics 
of  the  poor  genannte  Artikel  bewirken  nach  ihm  aber  nicht  nothwendig  eine  Erhöhung 
des  Aibeitsmins.  (Lassalle's  Gitate  ans  Smith,  Lidireefe  Stenern  S.  Sl  ff.,  nach 
der  französischen  Uebersetzung  von  O  iniior  sind  etwas  tendenziös  her:iusgosucht). 
J.  B.  Say  hebt  den  stark  umgekehrt  progressivenObaracter  der  Verbrauclis- 
stener  scharf  hervor  (conrs  compfet  d'öconomie  pelitiqne,  YIII  partie,  ch.  4) :  ähnlich 
Sismondi  in  seinen  nouveanx  prindpes  II,  I.  6,  ch.  6  (2.  ed.  p.  210  tf.  „lo  riebe 
i'  chappe  a  presquc  tous  les  impAts  ?nr  sa  consommation;  rcduire  tous  Ics  imputs  ;\  celui 
sur  la  consommation  c'est  raiiieuer  le  systOme  fcodal,  oü  1<;  noble  et  Ic  riche  nc  payent 
ricn",  ans  der  Table  analytiquo  II,  1^5).  Aehnlich  auch  Deutsche.  So  besonders 
scharf  Lötz,  Handbuch  ITL  175  (Kraftstellen  bei  Lassalle,  Indirecte  Steuer  S.  25  ff.). 
Von  älteren  FinanzschriftsteUem  Eschenmaier,  Uber  die  Consumtionssteueru,  Ueidei- 
berg  1819,  KrOncke,  GnindsiUzeN.  9,  r.  Lieelitenstern,  Aphorismen  nnd  Notizen 
ober  wichtige  Zweige  des  Finanzwesens,  Altenburg-  l'^-M.  S.  31,  v.  ülm  enstein, 
über  die  Vorzüge  und  Mängel  der  indiiecten  Besteuerung,  DOsseldorf  1Ö31.  Von 
Neueren  s.  Pfeiffer,  Sbutseinnnlinien  II,  942 — 967,  derTypns  derliberden  Oekonomilc 
in  dieser  Fraj^e:  besonders  gegen  die  Verbr&uclissteuern  die  uni^leiche  Belastung  des 
Einzelnen,  die  theure  Erhebung,  die  Kcizimg  zur  Umgebung  geltend  gemacht  und  im 
Schlussurtheil  „aufs  Entschiudenate  die  Aufhebung  der  Verbrauchssteuern  und  be- 
sonders der  ittdirecten  unter  ihnen**  Terlnngt  (8*  364),  ^  fteiUcli  nnr  als  Ziel,  das 
nicht  sofort  zu  erreichen  sei. 

Jener  anderen  Richtung  in  der  Literatur  und  in  der  Pratis,  welche  sich  mit  den 
Verbrauchssteuern  mehr  oder  weniger  gut  abfindet  oder  sich  selbst  mit  ihnen  befreundet 
und  dieselben  besonders  befürwortet,  mnss  man  den  Vorwurf  machen,  dass  sie  die 
henrorgehobt  Schattenseite  dieser  Steuern  zu  leicht  nimmt  und  nicht  genügend  auf 
AnsgieichuQgsmittel,  besonders  im  Gebiet  der  directen  Erwerbsbesteucrung,  sinnt.  Das 
Bicktige  Hegt  wu^  hier  in  der  Kitte  svischen  den  Ansiditen  «nd  tV>iaeningen  der 
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unbedington  Gegier  nad  der  n  iriUfIhngeu  «ad  ra  optiafaHrtw  AsUiger  dieacv 

Steaeni. 

Mao  wild  nemlich  Lasialle's  und  dur  bocialitten  AalXMsujig  der  indiiectcu 
yerbnnclMBtoiiem,  als  derjenigen  Stoverfimi,  daich  w«ldie  die  beateende  GbsM  Im 

Zeitalter  der  Vorherrschaft  des  mobilen  Kapitals  die  foruiiill  aufgegebene  und  gesetzlich 
aufgehobene  Steoerfreiheit  reell  im  Wesentlichen  wieder  herstelle,  doch  nur  in  be- 
schränktem Maasse  als  richtig  zugeben  können,  auch  wenn  man  nicht  zu  den  An- 
hängern der  optimistischen  Uebenrälzungstbeorie  der  indirecten  Lohnsteuern  gehört. 
Lassalle  selbst  impotirt  „Bourgeoisie"  nicht  den  bewussten  na<!kten  Egoismus  in 
diesen  Dingen.  £r  inachi  l  ur  mit  Keuht  gulteud,  da^ä  jede  auf  die  Ötaatsgeäetz- 
gebung  Einfluss  gewinneii  i  i  lasse  gleichsam  iostinctir  Ihr  CiMBenintetesse  vertritt 
und  deshal)^  t  n  Besitzenden  heutzutage  die  Verbrauchssteuern  viel  syropatbi^cber 
dir^cte  Einkommen-  und  ähnliche  Steuern  sind.  In  diesem  Umfang  ist  die  Auf£ei8sung 
wohl  richtig  ud  psychologisch  begründet,  aach  durch  muehe  Thatsachen  bettitigt 
(Frankreichs  Steuerpolitik,  besonders  auch  seit  ISTl,  freilich  im  (lanr  n  '-•'hwrerlich 
anders  mOglich  gewesen,  wie  ich  in  Fiü,  lU,  g.  350  nachgewiesen  habe.  Auch  viel- 
&ch,  beeoiMert  m  amdleheD  KidMii  tmd  bei  eiiixefaiett  polttlsehen  Partden  zu  ganstige 
Bcurtheiluog  der  Verbrauchssteuern  in  Deutschland  seit  1878).  Es  ist  dieselbe  Er- 
scheinung^, als  wenn  die  nicht-besitzenden  Classen  prog:rcssiv'e  Einkommenstooeni  O.  dgL 
wUUiicheu  (a.  oben  §.  III,  121  Uber  „sociale"  Steuerkampfe). 

Aber  Lassalle's  geschichtliche  BegrOndung  der  Entwicklung  der  Ver- 
brauchssteuern ist  eine  einseitige  und  seine  ganze  Theorie  enthält  daher  auch  eine 
wesentliche  LUcke.  Der  Erklärnngs-  und  iiechtfertigurigsgrund  der  Zunahme  der 
Gesammtbesteaenmg  und  der  absoluten  ond  roladven  Vermehrung  der  VorbrauchiBtottera 
liegt  in  der  Steii^eruna  des  f^fTcntlicheu  Bedarfs  und  des  Nationaleinkommens,  sowie 
in  einer  derartigen  Ditterenzirung  des  letzteren,  dass  auch  deo  unteren  arbeiten- 
den Classen  ein  Betrag  davon  zoftllt«  welcher  bei  der  erforderHehea  grOaaeren 
(itisaujintbesteuerung  nicht  unbedingt  unbcsteuort  bleiben  kann.  Das  Kinkouimon  des 
einzelnen  ^Arbeiters"  ist  fUr  die  Besteuerungen  unwesentlich,  das  Einkommen  der 
Gesammtheit  der  unteren  CUssen  bildet  aber  eine  so  grosse  Quote  vom  Volks- 
einkommen, dass  es  in  der  Bogel  mit  bestonert  werden  muss.  Das  Einkommeii*eiiDer 
grossen  Zahl  von  rer*<onen  und  Familien  der  ntiferen  Olassc  enthält  auch  einen  jre- 
wisacn,  weuiiH:leicl)  kleinen  Betrag  „freien"  Kinkommcns ,  wie  sich  gerade  aus  den 
Consumtionsverliidtnissen,  zvlDfü  den  neueren  (Genuss-  und  Kei2inittel,  Getränke, 
Taliak,  Kalle c ,  Thee,  Zucker  u.  s.  w.)  mit  ertriebt.  Dieser  Betrag  kann  nach  dem 
Fhncip  der  Leistungsfähigkeit  mit  besteuert  werden.  Ohne  dass  ferner  hier  die  froher 
abgewiesene  falsche  Anwendong  des  Piindpe  von  Lefatang  und  Gegenleistang  statt» 
fände  (§.  179tf.),  ist  doch  in  der  Frage  der  Yerbrauchsbostenerang,  als  eines  Ilaupt- 
mittcls  zur  Besteuerung  der  unteren  Classen,  auf  den  ioncren  Grund  der  Zuoahmu 
des  Floanzbedarfii  hinzuweisen,  am  der  wieder  die  Kodtwendigfceit  h&herer  Beeteaemiig 
hervorgeht:  die  Gemeinwirt hsc haft  übernimmt  immer  mehr  Thiitigkeiten  und 
fuhrt  sie  immer  besser  aus  und  zwar  wesentlich  auch  mit  im  Interesse  d er 
unteren  Classen.  Ein  Punct,  der  von  Lassalle  ganz  bei  Seite  gesetzt,  dagegen 
namentlich  ron  Stein,  nur  in  etwas  abweichender  Formulirung,  sachlich  aber  Überein- 
stimmend, mit  Recht  für  die  Frage  der  V(  rbrauchsb  'st.  'i-rDng  als  wichtig,  ja  als 
entscheidend  hervorgehoben  wird:  Stein  (4.  A.  II,  172  u.  a.  a.  Stelleu)  verlangt  mit 
Boeht  als  Ersatz  der  fileaerzahliing  die  Beproductivitit  der  Stoaer  In  den  Leist- 
ungen der  Verwaltung.  Hier  ist  nun  auch  fur  die  unteren  Classen  an  alles 
das  zu  erinnern,  was  gerade  der  moderne  Staat  und  seine  Communen  direct 
und  iodirect  Ittr  die  ganze  BerttlkeroDg  and  vlel&ch  spedell  für  die  unteren  Glassea 
leisten:  Unterrichts-,  Sanitüts-,  Armen-,  Verkehrswesen  u.  s.  w.,  aber  auch  „Sicher- 
heit swesou*'  kommt  in  Betracht,  wenn  man  nur  bedenkt,  in  welchem  Maasse  die 
innere  und  tiissere  €licherheit  im  Staate  gegenober  den  Gewaltthaten  und  Krieg&zttgeii 
iViiherer  Perioden  auch  dem  „Arbeiter"  zu  Gute  kommen.  Der  moderne  Staat 
hat  diese  Aufgaben  an  sich  p^cnommen .  er  braucht  dafür  Mittel  zur  Kostendeckung 
und  wenn  er  selbst  durch  eine  manches  Unbillige  enthaltende  Verbraucbsboüteuerung 
diese  Mittel  auch  den  unteren  Claüseu  mit  abnimmt,  so  verbessern  diese  durch  eine 
solche  rechtlich  p-eordncte  regelmässige  Contribntion  ihre  Lage  imuier  noch  w^entlich 
gegen  früher.  Man  darf  nicht  ubersehen,  dass  hier  vielfach  nur  ein  Theil  der  älteren 
Frob&deu  ond  GnuMUbgaben,  Sehotmoidor  v.  dgl.  fbr  die  SohatsgowAhrnng  an 
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tleo  (»ru nd  -  und  Schutzherru  In  die  MO«  Foiuj  der  St;i:itsäteuer  Tonrandelt  wird. 
Zur  BeriL-hti^'ung  und  zur  EifioxBBg  Ton  LMsalie  a  Aafiaasaiig  iX  «8  Dothweadig, 

dies  20  beachten. 

Von  de»  hier  gegen  Laesdle  Teitretenen  (teslehtepiinct  ftve  mflchte  die  Ver- 

Iirauchsbesteoerunfi:  und  zwar  gerade  eine  »olcbe  von  nothwoii  ilif^on  ^vii  von 
Loxaa-Arboiterconaamptibilieii  (Salz,  Petroleum,  Tabak«  Bianotweiu) 
flogar  Bodk  ein  beienderee  Hilfsmittel  bieten,  vm  viehlige  5koDomiMhe  Probleme  der 

Arbeiterfrage  leichter  ihrer  Lösung  entgegen  zu  fuhren.  So  erscheint  z.  B.  selbst  die 
Salzätcuor  (ähnlich  die  Branntwein  -  und  Schanlcsteuer ,  das  Tababnonopol)  sofort  in 
anderem  Lichte,  wenn  mau  etwa  äUä  ihrem  Ertrage  die  Mittel  zur  Garantie  und 
Delation  eines  umfassenden  Arbeitcrversicheraogswesens  zur  Verfugung  stellte.  Der 
ätenertechnische  Vorzug  der  „indirccten"  vor  der  „dirccten  Erhebung"  Hesse  sich 
dabei  eiuoal  unmittelbar  in  einer  Angelegenheit  fundamentalsten  Arbeiterinteresse» 
venrerthen:  Purst  Bitmarek*8,  tob  nir  durchaos  gebilligte  «nd  nadi  «einem  Wiuuch 
1881  ff.  im  flffcntlichen  Leben  vertretene,  aber  nicht  von  mir  hemihrcnde  Idee,  das 
TabaJuaouopol  in  Deutschland  einznfllbien ,  aber  es  rochtUcb.  als  „Patrimonium  der 
Enleibien*',  Patrimonium  paupenm  naeli  BteDurck'eehrai  Gedanken  und  Ansdnidr,  feet- 
zulegen.  M.  E.  der  grossartigste  „socialpolitische"  Gedaniic  des  eisenien  Kanzlers, 
der  leider  von  ihm  nicht  mit  seiner  sonstigen  Energie  verfolgt  und  festgehalten  wurde 
Dcuu  durch  ein  solches  ]klittcl  lOst  man  das  weitere  Problem,  den  Lohn  (bez.  die  ihn 
aitbildende  Versichorungileistung  an  den  Arbeiter)  mit  der  Productivlt&t  stei^i^on  zn 
lassen  Kodberttis).  Mein  schon  in  drr  '  i^t^n  Auflage  (S.  1911  und  noch  früher  gc- 
aoBserter  üedanlte,  Saizsteueru  so  zu  verftcuden,  beruhte  auf  demsteiben  socialpolitischeü 
FriACip.  (YgL  Uber  die  Idee  dei  „PMrimoniam  der  Enterbten"  meine  Bemerkoogen 
in  der  Abhandlung;  Yf rsirhcrungswesen ,  in  SL-honberg's  Handbuch  2.  A.  II,  S.  "^^'t 
und  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1887,  S.  117,  öTil.)  Nicht  identisch,  aber  verwandt 
iet  der  nnlen  geäusserte  Gedanke  der  „Gonsumrcgelung"  des  Aibelters  dorch  Yer- 
biMicllfiteuern. 

§.  251.  Statt  in  der  obigen  oder  in  ähnliclier  Weise  die  entwicklungs- 
gesetzm&äsigo  Begründung  der  Verbraucbssteucm  zu  liefern,  haben  die  Anhänger 
der  letzteren  die  gar  nicht  zu  bestreitenden  M&ngei  dieser  Steu'-rart  bes«  hönigt  oder 
ignorirt  und  es  so  versSnmt.  die  richtigen  Forderungen  zur  Ergin zunu  «I'H  ranzen 
i>tener8y8tcm2)  und  zur  Ausgleichung  jener  Mängel  zu  stellen.  Der  bluüho  iimweis 
auf  die  „practlschc  Unentbchrlichkeit"  ist  keine  genügende  visaensc haftliche 
Begründung.  Di..-  Beweisflihruni::  der  inclir  oder  weniger  bedinfTten  oder  unbedingten 
Anhänger  der  Verbrauchssteuern  bedarf  deswegen  ebensowohl  eine  Einsch^kung  als 
diejenige  der  Gegner. 

Von  Früheren  s.  /..  B.  Sonnenfcls,  Fin.  §.  lf)5  If .  .Ta(  ob,  Fin.  I,  »583  II", 
(geht  von  der  practischen  Unmöglichkeit  aus,  mit  der  Einkommensteuer  allein  bei 
^rken  öffentlichen  Bedurfnissen  auszureichen),  Fulda  §.  202  ff.;  r.  Malchus,  Fin.  I, 
§.  60,  61.  S.  283—299  (Vorführung  der  Gegengründe  gegen  Verbrauchssteuera  nnd 
Versuch  der  Widerlegung,  aber  bei  manchem  nichtigen  gewiss  nicht  mit  «l'tn  von 
Stein  II.  201  {,'enlhmten  Erfolg,  dass  „seit  dieser  Zeit  kein  ernstlicher  Zw  ei  f.' 1  gegen 
diese  Steuern  mehr  erhüben  worden  sei";  der  alte  bcfjneme.  aber  grosscntheils  un- 
richri.,''  V- rln  s  iiif  T  ii  rwälzung  auf  die  Kciehen  (s.  unten  §.  272)  ist  aacli  Malchus' 
Einwand  gegen  den  Vorwurf  einer  Ueberlastung  der  unteren  Glassen  durch  die  Ver- 
branclueteaem ,  S.  289);  Heffmann,  Stener,  8.  245  IT.  (sebr  knns  und  ebne  prin- 
ciplelle  BegrUndune);  XT'CulIoch,  taxation  ]>.  ÜS;  Mill,  princ  b.  V.  rh  .\  u.  ti. 

Auch  die  Beweisführung  von  Kau  und  anderen  neueren  (Inanztheoretikem  be- 
friedigt nicht  Bau  (II,  §.  406—424)  siebt  in  den  tob  ihm  mit  Vorliebe  sogenannten 
Aufwandstenern  nnr  einen  anileren  Weg  zur  Besteuerung  des  Einkommens,  als 
mittelst  df-r  Schätzungen  {§.  406).  In  der  Erörterung  über  das  Verhriltni-is  der  Stener 
zu  den  J^inkUofteo  (§.  407)  tritt  ein  klarem  Unheil  nicht  hervor,  doch  iatUau't;  vor- 
sicbtige  ZoraeUMltang  in  der  gtln^tigen  BevrtheUnng  Idieier  Stenern  nicht  zu  ver- 
kennen. Er  schlicsst:  ,.  .  .  .  t«  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  auch  die  sorgfaltig 
abgeiaseteo  Gesetze  über  die  Anfwaadsteueru  eine  vollkommen  gleicHförmige  Belastung 
aller  Pamilieo  ancb  ibrer  Stenerfibigkdt  bewirten.**  Kacb  verschiedenen  &ttrtemngen 
über  die  volkswirthbchafllichen  und  finanziellen  Wirkungen  der  Verbraucbssteuem, 
wobei  kaum  haltbare  Meinungen  über  den  Zuaammenhang  zwischen  der  Verbraochii- 
beiteiienug  und  dem  Sparen  und  Kapitalbilden  (§.  408)  onteiiMifBnt  tami  in  §.415 
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gleichwohl  das  ErgabniBs:  „Dio  Erüahning  hat  die  Unschädlichkeit  der  nach  geläatertet 
Grundsätzen  antrelegten  AufwaiidsteuLTu,  ihre  Verträglichkeit  mit  den  Fortschritten  liea 
VVohlstaudfi  und  ihre  Zwcckmlbäigkcit  in  den  meisten  Staaten  dargethan."  Nicht  äcltci 
ron  den  pisctiachen  Anhängern  dieser  Steoero  geinaseite  Auichten,  aber  schlechter- 
dings so  j^ar  nicht  za  beweisende  Sätze.    Ran  meint  dann  in        \U'>:  „bei  den 

Segenwärtigcn  'Zoständen  im  Stcaorwesen  sei  es  ntitzUch«  die  Aulwandäteaero  neboB 
en  Sdunniigen  bestehen  zn  lasBen,  um  darck  «ine  Verblndong  beider  <3ftttnng«a  die 
iinvcrnieidlichcn  Fehler  und  Nachtheile  einer  jeden  zu  Ferringern".  Darauf  kommen 
§.417  lt.  einige,  im  Uanzeo  richtige,  aber  nicht  aosruichoade  Grandsitze  fOr  die  Eia- 
richtung  der  Anfvandsteoem.  ui  Betreff  der  UebervUzang  nrdiealt  «tdi  Rai 
§.  421,  422  skeptisch,  selbst  in  B<  zu<,r  auf  Steuern  auf  die  nOthigen  Lebensmittel  and 
meint,  daas  auch  da.  wo  die  Ueberwälzung  gelingt,  sie  nicht  ohne  bedenklich.'  Folg^es 
sei.  Diese  iran/c  Rohandlung  der  wichtigen  Frage  ist,  wie  Stein  II,  201.  riciiii^ 
bemerkt,  bei  allem  Zutreffenden  und  Benchtenswerthen,  das  sie  enthält,  doch  darchnn 
ohne  festes  Princip  über  das  We«en  und  die  wahre  Steuerqnelle  dieser  Steuerait 
Aehnliches  gilt  ?on  der  auch  sonst  nichts  Bemerkenswertbcü  bietenden  Behandloog 
von  Umpfenbtcli,  1.  A.  I,  §.  99  ff.,  worin  Aber  die  Bedenken  in  Betreff  der  an" 
gleichen  Belastung  hinweg  gegangen  wird.  —  v  H  o  l;  1  trachtet  die  VerTiraachs- 
gteuern  nur  rom  Standponct  der  steaertechnischen  Zweckniu>:>i>,deit  aus  als  einen  Ersatz 
der  Personabtener  der  nnbemlttdteren  und  als  dne  Ergänzung  der  SttkemmaoBteiier 
der  wohlhabenderen  Classcn  (S.  S2.  152):  ganz  richtig^,  aber  ohne  ausreichende  pcm- 
cipieUe  Begründung  und  anderseits  Begrenzung  des  Verbniuchssteuorsystems. 

In  Hinsicht  auf  die  principielle  Begründung  liegt  nun  wieder  ein  unver» 
kennbarer  Fortschritt  in  dem  ^em  der  Stein  sehen  Ansicht  (besonders  4.  A.  II,  170  ff.), 
dass  „die  indirccte  (worunter  er  hier  trotz  sciii'-r  abwoichc-nden  Terminologie  wesent- 
lich die  Verbrauchssteuer  vuratcht)  Steuer  uie.  Besteuerung  der  Arbeit  sei".  S\it 
hat  Stein  diese  eigentlich  ziemlich  einfache  Auffassung,  die  von  keinem  anderen 
Autor  odi;r  I'iactiker  panz  verkannt  werden  konnte,  in  unnOthig  weitläufiger  Weise 
mit  einem  Aufwand  schwer  verständlicher  und  doch  ganz  entbehrlicher  Dialectik  eut- 
wi^dt,  80  dnss  diese  eaclilich  vielfach  richtigen  Partieen  in  fotradler  Hinddit  ta  doi 
schwerst  ffcniessbaron  des  ganzen  Werks  gehören.  Hier  wird  wirklich  wieder  einmal 
von  ihm  Einfaches  höchst  unnütz  complicirt.  Fttr  sachlich  falsch  und  bedenk- 
lich halte  ich  ferner  Stein 's  ebenfalls  noch  co  veitgebende  Hinwegsetzmig  ftber 
dun  Einwand  der  Cugleichmässigkeit "  und  der  Ueberlastung  der  unteren  Classen. 
Die  an  sich  richtige  Ausbildung  der  „Genusssteuer",  die  Auswahl  der  Steuerobjocte 
und  die  rationelle  Bestimmung  der  SteuerfUsse  helfen  nicht  allein  ab,  zumal  Stein 
selbst  wiederholt  die  Unmöglichkeit  zugestehen  muss,  durchgreifend  zwischen  den 
Artiki  In  /u  unterscheiden,  welch  •  d.  r  „Verzehrungssteuer"  auf  Nahrungsmittel  und 
der  ,,(ieuus.üstcucr"  angehören  (4.  A.  11,  lb2  ff.,  anderseits  179).  Vielmehr  masä 
gerade,  soweit  Verbrauchssteaem  fUr  die  Deckonf  des  Finanzbedarfs  unentbehriicb 
sind  und  eine  üeberlastnng  «gewisser  Classcn  und  Personen  (Familien!)  durch  sie  an- 
zunehmen ist,  ohne  dass  man  sich  auf  Ueberwälzung  Ferlassen  kann,  eine  Aas- 
gleiohang  dnich  Maassvegeln  In  der  Erwerbs-  nnd  Bemtibestenening,  imStenerAiss 
der  Einkommensteuer  a.  s.  w.  erfolgen  (s.  unten  §.  2901  Ft^r  steuertechnisch 
unrichtig  und  auch  princifidi  nicht  geboten  halte  ich  ferner  Stein 's  wiedenun 
dialectisch  abgeleitete  Gonseqvenf ,  dass  die  yetxebrangMteiier  durch  eiiie  diiecte 
Classensteuer  (die  ,.directc  Form  der  indirecten  Besteuerung  als  Einkommensteuer"  — ! 
wie  sie  Stein  in  der  Consequenz  seiner  absonderlichen  Terminologie  nennt!)  ersetzt 
werden  müsse,  wo  denn  der  preussische  Vorgang  besonders  gepriesen  wird  (4.  A.  II, 
189  ff.,  207,  231  ff.).  Die  prenssiscbe  Erfahrung  spricht  nicht  hierfür.  Stein 
unterschätzt  S.  23.'5  f?'.  die  steuertechnischen  Schwierigkeiten  einer  solchen  directen 
Steuer  der  Arbeit  erheblich.  S.  unten  §.  263.  (üeradc  die  „Erfahrungen",  die  man 
in  Prcusscn  mit  den  unteren  Stufen  der  Classensteucr  in  administrativer,  steuer- 
technischer Hinsicht  srcmacht  hat,  haben  1ST3  und  zur  Aufhebung  dieser 
Steuer,  wenigstens  als  Staatssteuer,  bis  zu  420,  bex.  900  M.  gefuhrt  und  der  Aus- 
dehniiDg  der  YerbVancbsstenem  im  Kdch  Voimdinb  geleistet 

Unter  den  neueren  Schriften  über  Steuerwe^cn,  welche  sich  näher  Tnit  der  Ver- 
brattchsk>esteaerttng  beschäftigten,  verdient  auch  wegen  einer  eigenthumlichen  pr in* 
cipiellen  Begründung  und  Empfehlung  gewisser  Arten  fon  Yerbnachasteaeni, 
nemlich  der  kolieu  Branntwoia-  nnd  Tabak sieaer,  die  roBQfliche  reij^nioiieiid- 
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Hnajizstatistischc  Arbeit  von  Pii.  Gerstfeld  l,  Beiträge  zar  BeichbSteucrttagu  J^aipzig 
IST!))  trotz  ihres  voroemlleh  pnctiscben  Inhalts  hier  in  der  iJJgcioeinen  Steucrluhrü 
boäonders  htrsorccliohon  zu  Verden.  Gerstfeldt  stellt  keine  neue  Ansicht  aaf,  sondern 
eine  gerade  in  Betreif  der  Branntwoinsteaer  Often  ron  der  Gesetzgebung  aogenommeae, 
abn  er  fUiit  sie  beaditeiiflwerüi  ans.  "Et  mcht  die  YerbrnveluMleiierobjecte  nach 
ilirrr  jri^sscren  and  g'cririj^cren  Schädlichkeit  und  Unschädlichkeit  zu  dassi- 
Ücirea  und  reriaagt  eine  möglichste  Froutehoag  uaeatbehriicher  Objecte  (S&Iz),  eine 
aar  niedrige  Bestevemnp:  absolut  mMdidUelier  OeaiunBittdl  (SSndter,  Kaffee  *  Thee), 
eine  höhere  der  relativ  unsehiidlichen  (Bier,  Wein)  und  eine  sehr  hohe  der  „relativ 
schädlichen"  (Branntwein  nnd  Tabak\  Bei  einer  Vergleichnng  der  Bestcoerang 
Deutschlands  und  des  Auslandfi  wird  dann  nameutiich  die  früher  so  ubcraoa  medrigo 
deutsche  Tabak-  und  Brannti^  einhesteaeniog  beklagt  Indessen  beruht  jene  GlasaMcatlon 
doch  etwas  auf  subjectiver  Anffassnn^  tind  behandelt  auch  den  Branntweinconsum  zu 
unbadiugt  ah  schädlich,  wiu  von  Conrad  (Jahrbucher  187Ü,  11^  SOI)  mit  Uccht  ent- 
gegnet wird.  Namentlich  aber  wird  der  sittenpoHieilicbe  Gesiühtspanct  hierbei 
zu  einseitig  betont  und  übersehen,  dass.  selbst  wenn  er  ganz  richtig  und  d;i.s  dabei 
erstrebte  Ziel  ganx  sicher  erreichbar  wäre,  hier  immer  doch  eine  bedenkliche 
Verletxnng  der  Oleicbmlssigkeit  der  Besteverong  bej  der  za  beben  Tabrt- 
niid  Branntweinsteuer  bleibt:  ein  von  Gerstfeldt  mit  Unrecht  panz  bei  Seife  ^^esctzter 
Gcsichtspunct.  Möglich  sogar,  dass  bei  der  sehr  hohen  Branntweinsteuer  der  San fcr 
sieb  nidit  nnr  physisch  und  psychisch,  sondern  zugleich  auch  Ökonomisch  ruiuirt, 
gerade  wegen  der  Steuer.  Die  einseitige  Horrorhebung  des  sittenpolizeiiichcn  (je- 
^ichtspu^cts  in  diesen  Dingen  bat  ancb  sonst  ihre  Bedenken«  bei  aller  tbeÜireiBen 
Uichtigkeit.    S.  unten  §.  263. 

Dagegen  möchte  ein  verwandter  Gesichtspunct  auch  io  der  Theorie  der  Vcr- 
brauchsbesteuerong  mehr  Beachtung  rerdicneo,  als  ihm  bisher  zu  Thcil  geworden  ist, 
uemlicb  die  Benntzung  dieser  Besteuerung  nnd  namentlich  einiger  ihrer  Glieder, 
wdebe  sieh  za  dieeen  Zweck  passend  answ&hlen  und  ausgestalten  lassen,  mit  ids 
Mittel  zur  Rrr^'-lung  des  roiib^unis  von  Individuen  und  Clausen  (untere.  Arbeiter) 
und  damit  zugleich  zur  Ausübung  eines  gewissen  üparzwangs,  um  so  die  Mittol 
spedell  für  solebe  allgeaieinere  OHendiebe,  welebe  d«i  unteren  Glaasen  rornem« 
lieh,  oder  für  solche  besondere  Zwt-cke  zu  gewinnen,  welche  diesen  Classen 
wesentlich  ausschliesslich  zu  Gute  kommeo,  so  in  Angelegenheiten  des 
Arbeiterversicherungs-,  des  Schul-  and  Bildung^-,  des  Sanititsweeens  u.  dgL  m..  nicht 
für  allgemeine  Staatszwecke,  zugleich  ein  verwandter  Gesichtspunct,  wie  der  oben 
in  Betreff  der  Salzsteucr,  des  Tabakmonopols  an?:edeatcte.  Gewiss,  soweit  die  Steuer 
den  Preis  für  den  Consumenten  vcrthcucrto,  tru^^cn  letztere,  also  die  uutcruu  Classcn 
die  betrcfl'ende  Last,  aber  sie  trügen  sie  leiditer  als  in  der  Form  directer  Steuern 
oder  specieller  Beiträge  für  einen  Sonderzweck  (z.  B.  für  Arbeiterversicheruns),  indem 
auch  hier  wieder  der  steuertechniscbe  Vorzug  der  „indirecten"  vor  der  „directen" 
Stener  in  der  Yerinanebssteiter  berrortrtte.  Die  letztere  wttide  in  diesen  Filleii  dem 
zweiten  der  frtlher  unterschiedenen  Sfeuerzwecke,  dem  „socialpolitischen'* 
dienen  und  demnach  unter  den  zweiten  Stcuerbegriff  fallen  U.  §.  62,  83,  S.  207,  210): 
sie  griffe  regulircnd  In  d]e  Verwendong  des  Einzelefniommeas  ein. 

In  der  Literatur  i-^t  bis  in  die  jüngste  Zeil  und  vielfach  noch  in  der  Gegenwart 
Seitens  der  theoretischen  nnd  practischen  Anhänger  wie  Gegner  der  Verbraachsstenem 
der  Beweis  regelmässig  unter  der  Annahme  geführt  worden,  dass  der  Preis  des  be- 
treffenden VerbraucHssteoorartikcls  voll  und  ganz  nm  die  Steuer  oder  den  Zoll  steige, 
wenn  nicht  nm  noch  ruehr  (anderweitc  Verstcucrungsspesen ,  Zinsen  des  anspclei^t«  n 
Steuerbtitrags  u.  ä.  w.).  Obwohl  ich  bereits  in  der  ersten  Auflage  an  ven»clucdcucn 
Stellen  diese  Annahme  als  eine  m  anbedingte  erkannt  nnd  bezeichnet  hatte,  war  doch 
auch  meine  dam^ü;;':  Ar^mentation  immer  noch  zu  allp:einein  von  dieser  Annahme 
ausgegangen,  liier  haben  mich  nun  seitdem  die  Fortechritte  auf  dem  Gebiete  der 
Uebenrilznngstebre  nnd  Alles,  was  zu  diesen  Fortschritten  Albrte,  so  ancb  die 
politischen  Debatten  über  Zölle  und  innere  V.  rbrau(  hs>teuern,  zu  der  Ansicht  gebracht, 
daas  doch  auch  bei  der  allgemoiueu  kritischen  Erörterung  der  indirecten  Verbranchs- 
bestenerong  von  vomberein  die  praetisebe  Bedingtheit  jener  Annahme  noch 
mehr  mit  zu  berücksichtigen  »ei.  Ich  verweise  dafür  jetzt  aaf  die  Bchandlun;:  d.  r 
Ucberwalz«in''-<lehre  in  dieser  zweiten  Auflage  (S.  332  ff  V  end  speciull  für  dou  be- 
legten i'uuct  auf  die  AubfUhrungen  des  §.  199  (namcntiicii  aui  S.  33S). 


Digitized  by  Google 


()0g  5.  B.  AUgom.  Stoucrlohro.  4.  K.  System«  3.  U.-A.  5.  A.  Uebmclisbesteiier.  §.  251. 


Hieruach  muss  dgentlich  bei  der  Beortheilaog  ein  doppelter  Standpuact  äin- 
genoBiDMi  vaideii:  einmal,  dass  der  Preis  ganz  oder  theilveise  om  Steuer  oder  Zoll 
steige,  zweitens,  da-s  iWes  nicht  oder  nicht  völlig^  geschehe  und  mehr  odrr  veniger. 
oreatoeU  gänzlich  Steuer  und  Zoll  von  anderen  Personen,  als  den  Gooäumeuten, 
nemüch  ron  Prodoceiiteii ,  FrachtfÜhTern,  Zviscbenlilndlein ,  „?om  Amland**  q.  s.  v. 
«;otrageii  wi>r(lc.  Die  frühere  Kritiii  der  Vcrbraachssteaem  litt  hier  anter  deraalbefi 
Einseitiglceit  wie  die  ältere  Ueberwälzungstheorie.  Die  nunmehrige  Berichtigung  dieeer 
Einseitigkeit  darf  aber  nicht  wieder,  wie  es  mitonter  bei  zu  anbedingten  Anh&ngero 
der  indirecten  Verbrauchssteuern,  besonders  bot  Politlkeni,  geschehen  ist,  zu  der 
neuen  Einseitigkoif  fiihr»n.  dass  alle  Bedenken  gegen  diese  Stenern  wegfielen,  wenn 
der  Preis  nicht  um  die  Steuer  steige.  Denn  einmal  hat  sich  das  in  den  ErOrteruogcu 
Uber  UebenrIIinng  wieder  als  eine  viel  zu  unbedingte  Geoeralisation  und  eine  £r- 
1ie])Uii^  von  blossen  M5trli<  hlseiten  zu  Gewissheiten  erwiesen  und  sodann  wtirden,  selbst 
wenn  die  Steuer  nicht  auf  den  Gonsujaenton,  sondern  auf  andere  Personen  fiele,  eine 
Menge  Bedealcoi  entotebaii,  nur  andere  ab  die  tn  entgegengesettten  Fhlle  obwattenden. 
Im  Folgenden  wird  immer  noch  als  Grundlage  der  Argumentation  iti  dorn  Problem 
der  Verbrauchsbestenernng  die  Debcrwälzung  auf  den  Preis  angenommen,  aber  ander- 
seits auch  der  entgegüDgcsetztcn  Annahme  Becbnung  getragen  werden. 

In  der  deataehen  al^penelDerea  Finaiu-  und  Steaerliteratnr  der  neaesten  Zdt 

loben  §.  6,  11)  wird  die  Verbrauchsbestcuerung  nunmehr  aucli  principiellcr 
bcluuidclt.  als  ehedem.  Aber  die  L'nferscheidung  der  beiden  eben  gcnauaton  Katc- 
guriceu  vüu  Fullen  kuumit  dabei  doch  nicht  so  zur  Geltung,  wie  es  mir  nothwcndig 
erscheint.  Am  \Viclitip;stcn  sind  auch  hier  wohl  Schäffie's  Ausführaugen  in  seiner 
Steuerpolitik  (S.  358  fl ).  Die  Fähigkeit  zur  indiridualisircndcn  Selbstbclastuog  und 
Selbstentlaslung  u.  s.  w.,  welche  Sch&lTle  den  von  ihm  sogenannten  ,4ndirccten"  Stenern 
flberliaiipt  naG&rttlmt  (s.  ob^  S.  246),  wird  bei  den  Verbranohsstenem,  weiche  doch 
rvuf'b  far  Schilflle  die  Uaiipfart  indirectcr  Steuern  bilden,  folgerichtig  noch  besonder« 
gefunden:  eine  Auffassung,  gegen  welche  freilich  dieselben  Bedenken  wie  gof^en  den 
allgemeinen  Seb&ffle'schen  Gedanken  «berhaupt  verUetben.  —  Vooke  (Abgaben) 
wird  nach  der  leitenden  Idee  seines  "Werks  den  Verbraucb  -  t'  iii  tn  weder  im  Ganzen, 
noch  im  Einzelnen  gerecht  und  siebt  sie,  von  seinem  Staudpunctc  aus  folgerichtig, 
nur  als  historisch  relativ  berechtigt  und  begrOndbar  an,  Dicht  absolut  (vgl.  z.  B.  S.  521). 
I(  b  bin  auch  durch  seine  Ausfllhrnngen  niclit  bewegen  worden,  meine  principiellc 
Auffassunfr  dieser  Steuern  fallen  zu  lassen  oder  nur  ir^chd  zu  ändern  (s.  Vocke's 
Werk  S.  öoa  lt.).  —  S.  femer  Schall,  Abhandlung  Autwandsieuern  im  Schönberg- 
flcben  Handbuch,  2.  A.  III,  in  der  Einleitung.  Robert  Meyer,  Prindpien  §.  61,  62, 
Kns  h  r.  Fin..  3.  B.,  S.  Kap.,  auch  4.  und  5.  Kap.  (noch  hier  doch  m  wenif  prin- 
.cipjeÜe  BeUaiidlung-).    Cohn,  Ein.  §.  •'558—372. 

Für  die  im  l' olgenden  nur  mit  zu  streifende,  sonst  in  die  specielle  Steuerlehre 
gebftrige  ateaertechniscbe  Seite  der  indirecten  yerbnnchsbeatetteTang  sind  die 

•  inzelnen  Probleme,  I  he  durch  die  Entwicklung  der  Productionst echnik  und 
der  Steuer  formen  hervorgerufen  sind,  besonders  wichtig.  So  in  beiderlei  Beziehung 
die  Fragen  der  inländischen  (Roben -)Z!ick er-  nnd  der  Branntweinstener.  niebt 
in  gleichem  Maasse,  aber  doch  auch,  der  Bierstoucr;  in  Betreff  der  Wahl  der  Steuer- 
form speciel!  die  Fm;'*'  d'-r  Ta bak  besteaeninj:^  (Monopol,  andere  Formen),  der  Salz- 
stcuer.  Aus  der  Literatur  gehört  daher  diejcuigc,  welche  sich  mit  diesen  Steuer- 
fragon  bescbiftigt,  hieher  (J.  Wolf  über  Branntweinsteuer,  derselbe  «od  ron  Kaufmann 
über  Zuckcrstetjer.  (J.  Mayr,  M,  Mobl,  Schleiden,  Fclser  u.a.m.  über  Tabak- 
besteuerung, Tabakmouopol ;  darüber  atich  die  grosse  Reichsenquete  1S7S  ff.  und  die 
finanzwiflsenscbafUlebe  Vembeltang  des  üateilals  deiBeiben  diif«h  Scbiffle, 
Tübinger  Zeitschrift  ISTü'SO;  Holzner,  Kindervater  Ober  Bierstcucr  u.  s.  w.). 
£8  wird  die  Aufgabe  der  fortarbeitenden  Finanzwissonacbaft  sein,  in  der  „specieUen 
Steaerlehre**  die  wichtigen  stenertecbniadben  Vorgänge  bd  der  genannten  mid  anderen 
ähnlichen  Verbrauchssteuern  weiter  zu  verfolgen  und  auf  ihre  wissenschaftliche 
Quintcssenz  znrilckzuführen.  T>(irteruneen  wie  die  in  I)eut:»chiand  gefühnen  Ende 
der  7Üt;r  und  Aulaag  der  er  Jahre  Uber  die  Formen  der  Tabakbesteuerung,  über 
die  Honopolfragc  bei  Tabak ,  Branntwein ,  bieten  reiche  Ausbeute  für  die  Vertiefung 
der  specidlen  Lehre  von  den  Vi  rbraucbsstenern  nud  aachdafttr,  die  atenertlieoretiadie 
Untersuchung  wichtiger  fuc  die  Praxis  zu  machen. 
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Ein  Maugul  bleibt  in  den  noch  luimer  viel  zahlrcichcrcu  theoretischüii  Unter- 
socIiUDgeu  über  directe  Stenern,  wie  Einkommenstcacm.  Vermögenssteaem,  Steaerfa», 
dass  dabei  anf  das  Hebcnh  r-^rhen  (und  in  welchem  Maassc!)  der  V  r- 
braachssteaeru  venig  oder  gar  keine  HUcksicht  genommen  wird.  Das  ist,  wona 
ich  Stein  ganz  iMistiiiime  (4.  II,  175,  202),  aocb  den  Scbriften  ron  NenmftnD 
und  H'-!d  vorzuwerfen.  Was  Letzterer  in  dieser  Hinsicht  im  7.  Kapitel  seiner  Ein- 
kommenüteuer  sagt,  reicht  bei  Weitem  nichts  auch  foo  dem  Standponcte  sdncs 
spedeUen  Tbenas  nicht  uit,  am  die  irlehtige  Frage  der  Verbnuehssteneni  und  die 
conncxe  der  angemessenen  Einrichtung  der  Gcsammtbcstcueruns:  dadurch  zu  er- 
ledigen: jene  Steuern  störten  und  beschädig^teu  zwar  die  Production,  seien  aber  den 
Consnmenten  aus  den  niederen  StSodoa  geguuttber  die  einzig  mögliche  Art  der  Be- 
ttenening.  Damit  ihre  Vortheile  Überwogen,  müssten  sie  auf  entbebrUche,  aber 
allgemein  consnmirte  Artikel  gelegt  sein  und  dürften  nicht  auf  Kosten  der  directen 
Steuern  uauölhig  ausgädohnt  werden  (S.  17t^  ti.),  wo  die  Frage  dur  gerechten 
Stenenertheilang  aber  ganz  zoradttrilt  and  ww  „«nnltthig«**  Audehsnnir  der  indi> 
reoten  Steuern  sei,  fragUch  Uetbt 

D^r  Standpnnct  unserer  neuesten,  der  Entwicklung  der  Verbrauchssteuern  so 
gUubtigen  duutschcn  Praxis  wird  am  Deutlichsten  ron  Karst  Bismarck  selbst  ver- 
treten, besonders  in  seinen  Reden  im  Reichstage,  1878,  1S79  (z.  B.  in  der  Sitzung 
im  2S.  Februar  1878.  Kcichstagsrerhandlnngen ,  stenographische  Berichte  S.  142). 
Waä  andere  Practiker  und  Theoretiker  neuerdings  in  ähnlicher  Sichtung  geleistet 
haben,  Hüft  cum  grossen  TheÜ  nur  auf  eine  Peraphrase  dieeer  Bisoarck'schen  Steuer- 
politik hinaus.  Vgl.  darüber,  in  einer  Hinsicht  beistimmend,  in  anderer  ergänzend, 
berichtigend  und  ablehnend,  meinen  Aufsatz  über  die  schwebenden  deutschen  Finanz- 
fkagen  in  der  Tttbingcr  Zeitschrift  1879,  S.  92  IF.,  auch  Conrad'»  genannte  Anzeige 
TOD  Geratfeldt  mtd  ebendaaelbat  ron  Gef feiten. 

Aus  der  fremden  Literatur  verweise  ich  auf  die  vielfach  zutreffende,  aber 
dennoch  nicht  den  Ausschlag  gebende  Kritik  von  CliffeLesIie  in  seiner  financial 
reform,  namentlich  aber  auf  die  zwar  wieder  der  principielten  Erfassung  der  Probleme 
entbehrende,  aber  vom  Standpnnct  der  practischen  ZweckmAisifkelt  nild  der  Steuer- 
technik aus  gut  die  Frage  behandelnde  eingehende  Erörterung  von  Leroy-Beaulieo, 
cb.  i,  II,  210  £  über  die  directen  und  indirecten  i>teucru.  Die  „inductiven"  BeweitH 
fitbrungen  sind  freilich  auch  hier,  wie  gewölinlicb,  nur  mehr  oder  wcn^er  sotreffende, 
im  Ganzen  fnr  i  h  nicht  viel  beweisende  statietiache  Belege  dednctir  gevonnener  Sätze. 

In  den  folgenden  Abschnitten  werden  die  Verbrauchssteuern  vorncmlicli  als 
solche,  mehr  nur  nebenbei  als  indirecte  (in  unseren  beiden  Bedeutungen  dieses 
Worts)  nntecraoht.  XrKi&znngon  in  letzterer  Himldit  Im  5.  Kapitel,  bcMonden  nach 
der  Seite  der  Steuertechnik. 

Die  verwandte  Frage  der  Nutzrermögens    und  Luxussteuor  a.  eben  in  §.  249 

und  unten  in  §.  256,  auch  in  §.  255  über  Uiliuski's  Theorie. 

Auf  Geschichte,  Statistik  und  Gesetzgebung  der  Verbraucbssteueru 
gehen  wir  hier  ebraialls  wieder  bis  auf  die  kurze  Uebersicht  ihrer  heutigen  Geslaltiuig 

und  Verbreitung  nnt'ii  in  S  25S,  259  nicht  näher  ein.  unter  Vcrr^'cisung  auf  den 
obigen  Uanptabscbaitt  2  dieses  Kapitels  (S.  493)  und  auf  die  specielie  Steuerlobre. 
8.  Band  III,  im  ersten  steuergcschichtliehen  Kapitel  rielfituih  pasdm,  dann  aamentlieh 
wieder  die  eingehende  Darstellung  der  Entwicklung  und  gegenwärtigen  Cjostaltung  der 
indirecten  Besteuerung  Englands  und  Frankreichs.  Besonders  in  der  Behandlung 
der  französischen  B^tenerong  ist  daselbst  vielfach  bereits  auf  die  allgemeineren 
finanzwissenschaftlichen  Ftagoi  der  Gesetzgebung  und  Technik  der  indirecten  Ver- 
braucbsbcsteuerung  eingegangen  worden.  Reiches  und  trefflich  verarbeitetes  neueres 
icgislativus  und  statisti;>chcä  Material  ubur  die  Verbrauchsbesteuerung  in  ihren  Uaupt- 
arten  (Zucker,  Branntwein,  Bier)  und  in  wichtigen  Ländern  beeooders  in  vielen 
Artikeln  des  Schanz'schen  Finanzarchivs,  auch  in  Hirth's  Annalen. 

Die  Citate  sind  in  den  folgenden  Abschnitten  möglichst  knapp  gehalten  worden. 
Die  Aufuhrung  einzelner  Ansichten  der  Autoren  hat  auch  nur  relativen  Werth,  da 
dieoelben  im  l^mammeidtanf  mit  der  ganien  Anifimning  eloea  jeden  beofthelU  werden 
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I.  —  §.  252.  Die  Stelluug  der  Gebr  auc  hsbcsteuer- 
UDg  in  der  Gesammtbestenerung  und  ihre  Formen. 

Die  Gebrauchs namentlich  die  im  engeren  Sinn  sogenannte 
VerbraachsbeBtenening  ist  nach  der  geschichtlichen  EntwiclUiuig 
die  X weite  grosse  practisch  wichtige  Haaptgrnppe  der  Besteaer- 
iing  neben  der  Erwerbsbestenerangy  da  die  Besitsbesteuening,  wie 
sich  zeigte,  nur  noch  eine  nntergeordnete  Bedeutung  behalten  oder 
wieder  erlangt  hat  Kaeh  der  Grosse  ihres  Antheils  vom  Ertrage 
der  Gesammtbestenerangi  wenigstens  der  staatlichen ,  nimmt  die 
Gebranchsbestenemng  »og$x  die  erste  Stelle  ein  (§.  210}.  Die 
eigendiche  Verbranohsbestenernng  ist  sogleich  fast  gans  sogenanntB 
indireotCi  —  nnd  zwar  in  beiderlei  Sinn  des  Worts  -7  die 
Enrarbsbestenersttgy  dieser  Hanptthdl  der  Schatsnogen,  zngleich 
grossentheils  directe.  Es  bandelt  sieh  hier  jetzt  dämm,  die 
Geeignetheit  der  Gebranchsbesteuerung  zu  prüfen^ 
unter  möglichster  Berücksichtigung  der  oberstcu 
8tcuerprincipicü  statt  und  neben  der  Erwerbsbe- 
steuerung zu  einer  richtigen  reellen  Besteuerung  des 
Eiukoni  mens  der  ston  erptlichtigen  Personen  zu  führen. 
Denn  davou  hängt  das  Urtheil  über  die  Stelhing  dieser  Steuer- 
gattung im  Steuersystem  ab  und  sind  dfinn  entsprechende  An- 
forderungen an  die  Einrichtnnp:  des  Systems  /u  stellen. 

Die  Gebrauchsbesteuerung  kann  nun  möglicher  Weise  folgende 
drei  Formen  annehmen: 

A.  Erstens  kann  sie  eine  allgemeine  Verbranchssteoer 
sein,  ein  Seitenstttck  znr  allgemeinen  Einkommensteuer,  indem  sie 
den  Gesammtverbrauch  einer  Person  an  wirthschaftlichen 
Gittern,  bez.  an  Geld  in  einer  Wirthschaftsperiode  (Jahr)  in  einer 
Wertbsnmme  (Geld)  veranschlagt  nnd  besteuert,  wobei  folgerichtig 
eine  Qnote  für  die  Abnntsnng  des  NntzTermilgens  einzurechnen 
sein  wttrde. 

B.  Zweitens  kann  sie  eigentliche  oder  Verbranebs- 
Steuer  im  engeren  Sinne  sein,  indem  sie  gewisse  einzelne 
SachgUtcr  (Artikel)  des  Gonsums,  welche  vor  erfolgtem 
Consnm,  momentan  wenigstens,  wesentlicb  zum  Ve rb rauch sver- 

mögeu  p,ehüreu,  belastet:  der  weitaus  wichtigste  Uauptfall  der  Ge- 
brauchsbcsteueru  iig. 

C.  Drittens  endlich  kann  sie  sich  an  das  Nutz  vermögen 
knüptcii  und  dessen  Nutzungen^  sowie  gewisse  persönliche 
Genüsse  uetieu.    Hier  wird  sie  dann  meistens  wieder  eine 
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partielle  Vermögensstener  oder  eine  Laxnsstener,  mithin 

uach  der  früheren  Teimiüologie  ciuc  uominelle  Besitzsteuer. 

II.  —  §.  25d.  Eioe  allgemeine  Verbranchssteuer  ist 
statt  der  Einkommensteuer  principiell  gefordert  worden,  weil  sie 
mehr  als  diese  der  Gerechtigkeit  und  richtigen  wirthschaftlicben 
GnmdsfttKen  entspreche  und  steaertechniscb  leiehter  and  sicherer 
anfznlegen  sei.  Diese  BegrUodang  kann  aber  nicbt  für  zu- 
treffend gelten. 

8.  (UeieD  VofBeUa^  b«!  Pfeiffer,  StulseliUMhnen  II,  538—564.  Er  gelangt 

am  Schluss  seiner  Erörterungen  nber  Besteuerung  daza,  indem  er  den  Vortheil  einer 
einzigen  Steaer  gegenüber  der  üblichen  Vielheit  der  Abgaben  aof  di^  Weise 
erreichen  will.  Die  Steuer  toll  „nach  der  G^mmtsumme  der  Aasgaben  einee 
Jeden  bemessen  werden,  nicht  nach  seinen  Einnahmen^'  (S.  540).  Pfeiffer  rfthmt 
seinem  Plan*',  ^er  so  einfach  sei.  dass  man  sich  wandern  verde,  wie  man  erst  so 
bpat  iiaiaui'  kuüiuie.  kuLcr  VorzUge  nach  uud  widerlegt,  in  wanlg  genügender  W^ise, 
die  dagegen  za  mat^hendcn  Einwände.  Schon  die  Primiase,  dass  „allein  durch  eine 
einzige  Steaer  die  irl.mässigkeit  der  Belastoug  auf  die  Dauer  denkbar  sei'* 
(S.  536)  ist  nach  aui^erän  Iruheren  Erörteningen  anhaitbar.  Die  historische,  ent« 
iricklnngsgesetzlicbe  IffotliireDdlgkeit  der  Differenzirnng  des  Stenenrosens 
wird  dabei  ganz  reiiaunt.  Die  einzige  aUgemeinc  Verbrauchs-  oder  richtiger 
Ausgabesteuer  warde  aber  noch  besondere  Bedenken  haben  und  am  Wenigsten,  wie 
der  Yeriasaer  S.  549  mdikt,  dem  Princip  der  Gleichheit  der  Opfer  entspreGhen.  Der 
Vorschlag  kann  in  einer  Hinsicht  als  eine  Conse<iaenz  der  einseitigen  Theorie  der 
neaeren  Nationalökonomie  in  Bezug  auf  die  Bildaog  des  „Kapitals"  durch  „Ersparung" 
gelten.  Er  beruht  auch  auf  der  Anuahme  einer  „sittlichca"  Leistung  des  Einzel- 
nen hierbei.  S.  dagegen  meine  Grundlegung  §.  287  S'.,  auch  S06^  —  Aehalieher 
Vorschlag  übrigens  in  der  Schrift  ..Uebor  die  billigste  Verth eilungsregel  der  Steaem", 
Berlin  1850  (nach  Kau  II,  40b  Note  a):  die  Steuer  soU  nur  uach  den  Ausgaben 
der  Bürger  angelegt  und  die  Ausgaben  sollen  in  Steuereinheiten  ausgedrückt  WMdeB, 
welche  in  dem  geringsten  Einkommen  einer  Familie,  auf  den  Kopf  ausgeschlagen, 
bestehen.  AehnUch  der  Vorschlag  von  J.  Berans,  a  porccntafe  tax  on  domesüc 
aptaäUnn  fo  sapply  the  wbole  of  the  pabHo  meiiiie,  1847,  W  Iftill,  Bncb  5, 
Kap.  a,  g.  & 

Diese  Begrflndiing  kann  aber  nieht  fttr  zutreffend  gelten. 

Die  ansdrUcklich  beabsichtigte  Conseqnenz  einer  solchen  Steuer 
wäre,  dass  das  Einkommen  einer  Person  nicht  vollständig,  sondern 
verschieden  nach  «emer  Verwendung  besteuert  würde:  nur  der  ver- 
brauchte, nicbt  der  „ersparte"  Theil  würde  zum  Maass^tab 
für  die  Rtenervei  theilung.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
]>rficti8chen  Durchführung  einer  solchen  Trennung,  welche  bei 
manchem  „Verbrauch",  z.  ß.  für  Erziehung  und  ünterricht  der 
Kinder  in  der  Familie,  überhaupt  kaum  möglich  ist,  da  dieser 
„Verbrauch'^  hier  eigentlich  eine  Kapitalanlage  darstellt ^  —  so  ist 
ancb  das  Prineip  selbst  nnbaltbar. 

Unter  dem  Anschein  einer  gorechten  und  vlxthsehaftlich  richtigen  Begünstigung 
dea  „Sparens"  und  „Kapitalbiidens"  führte  es  nur  zu  ein.  r  lü-tigung  der  Per- 
sonen  mit  höherem  und  mit  Besitzeinkonunen,  deren  Sparfahigitcit  absolut  und  meist 
aiicli  telati?  Tiel  grOeMr  ab  diejenige  der  „kleiaeo  Lente^'  ist. 
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Aach  die  ErmittlQVig  des  wtrkliebeD  Qestmmtverbranehs  einer 
Person  oder  FaniUie  mochte  nur  ausnahmsweise  leichter  als  die- 
jenige des  Einkommens  sein. 

Wo  man  dcD  Verbranrh  oder  Haupltlicile  desselben  (z.  B.  den  WoiiQUQgsaui- 
wand)  erforächen  Iuum,  lasneu  sich  die  Daten  auch  filr  die  Einkomineasisilflr  f«r- 
wertli<»n.  Wo  Einkomraen  und  Verbranch,  wie  hc\  der  Masse  dor  Bevölkerung',  ziem- 
lich identisch  sind,  reräudert  der  Vorschlag  an  der  Sachlage  nichts.  In  rielen  F&lieo 
wird  die  Ermittelang  des  Einkommens  gende  da*  Leichtere  sein,  man  denke  nur  an 
die  grosse  Schwierigkeit  der  Aufstellunr  f^'  r  Statistik  der  Hauslialtaasgabcn !  Frst  in 
so  speciellen  Arbeiten  vie  den  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1679,  S.  147  tt'.  (Auagaben 
einer  Eanllie  ?on  seelts  Pemmen  auf  einer  seblesvig^holsteiniBelien  HalBg)  und  eb. 
I8S0  S.  133  (Wirthschaft  einer  schwarzwfildcr  Uhrmacher-Familie,  von  G.  Schnapper) 
TerOfientlichten  und  anderen  Ähnlichen  von  Schnapper  u.  a.  m.  ersieht  man  die  rolle 
Schwierigkeit 

So  darf  wohl  von  der  allgemeinen  Verbraucbsbesteuerung  ab- 
gesehen werden.  Einige  Vorzllge  hätte  sie  allerdings  vor  den  ge- 
wöhnlichen Consumtionsstencrn:  sie  träfe  die  Einzelneu  nicht  so 
willkürlich  und  uugleichmässig  nach  der  7  n  f  ä  Iii  gen  A  rt 
des  Consiinii:;,  und  dem  Vorwurf,  dass  man  sich  diiioh  Kegulirung, 
l)ez,  Einschränkung  seines  Con.sums  der  Besteuerung  mehr  oder 
weniger  entziehen  könne,  wäre  sie  nicht  in  gleichem  Grade  aus- 
gesetzt. Aber  diese  Vorzüge  hätte  sie  nar,  weil  sie  eben  in  der 
Hauptsache  doch  wie  eine  allgemeine  Ein]u>mmenstener  fongirte. 

in.  —  §.  254.    Die  eigentliche  Verbrauchsbesteuer- 

uug  einzelner  Couöuni  ptibilien. 

Hierher  gehören  aach  die  Grenz-EinfnhrzöUe,  welche  FinanzzöUe  &iod. 
Die  eigeottichen  Schutzzölle  haben  dagegen  wegen  mOglidier  andonreiler  Wiifamfen 
von  vornherein  nicht  immer  den  Charactor  einer  Verbrauchssteuer,  können  ihn  jedoch 
practisch  mehr  oder  weniger  erlangen.  Aoch  hier  kommt  es,  wie  freilich  auch  bei 
Finanzzollen  und  inneren  Vorbraachsstenem,  aof  die  Thatsachen  der  Ueber- 
w  ä  I  z  u  n  <^  an ,  wie  man  eine  belreinde  Abgabe  <ig«iilUeh  «nflaiftMaB  Itnt 

(§.  JS&  ti..  153). 

Zar  besseren  Uebersieht  lässt  sich  für  diese  Stenern  folgendes 
Schema  bilden,  das  gleichzeitig  die £rhebnngsformen  Teranschan- 
lioht,  daher  auch  fttr  die  Frage  der  directen  nnd  indirecten  Bestener* 
nng  in  beideriei  Sinn  nnd  fUr  die  sonstigen  Stenerrerwaltongsfragen 
wichtig  ist. 

Vgl.  Raa  n,  §.  424.  Er  unterscheidet  nur:  niunittelbar  erhobene  oder  directe 

Anfwandsteiinrn  :  mittelbar  erlmhi  r."  oder  indirf^cte,  nemlich  ?on  Wjisr-^n ,  di'^  im 
Innern  des  Landes  im  Verkehr  sind,  Accise  oder  Aufschlag,  und  fon  Waaren, 
welche  die  Grenze  des  Staatsgebiefs  ttberseluelten ,  GrenzzMIe  oder  Zolle  in 
eigentlichen  Sinne.  Eine  feinere  Casaistik  ist  auch  liier  in  der  allsremeinen  SteUv-r- 
lehre  schon  nothwcndig.  Die  Erhebnngsarteu  erörtert  &aa  dann  nar  je  bei  den 
einzelnen  Acciseu.  Sie  lassen  sich  aber  bei  den  rerscUedenen  Aeelten  wieder  anf 
allgemeine  Typen  zurückfuhren,  die  sich  dann  nur  wieder  bei  den  einzelnen 
Steuern  speciali.niren,  —  Solrhp  generelle  BetrachtnnjK:  der  Erhebunparten  in  vor- 
züglicher Weise  bei  v.  Hock,  Oti'entliche  Abgaben.  S.  lüj  12.  S.  sonst  auch  hier  4.  A. 
Stein,  II,  ITO  AT.»  210  IT. 
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A.  Unterecbeidang  der  Verbrancbsstenern  nach  der  Art  der 

Erhebung. 

1.  Stenern  auf  die  in  der  eigenen  Wirtbschaft  des  Con- 
sumenten  selbst  erzen gten  Güter. 

Hier  ist  die  Erhebong  noütwendig  regelmisaig  eine  directe,  iadem  der  Con- 
svment  selbst  AeSteaer  nbü  m  s.  B.  ireiin  der  WdalHMier,  Bferbraner  för  seioen 

eigenen  Wein-  und  Bierconsnm  bcsteaert  wird,  Fragen,  die  in  Yerbindaog  mit  der 
allgemeinen  indirt^cten  Besteaernng  solcher  Artikel  anrh  noch  gegenwärtig"  nnd 
zum  Theil  gerad«;  gegenwärtig  neben  einer  vürwaltendcn  gewerbsmäasigen  Production 
fttr  die  BMteaemngstcchnik  manche  Schwierigkeit  bereiten.  (S.  tkber  England, 
Biersteaer,  Fin.  III,  §.  ISS,  Uber  Frankreich.  Wein-,  BianntireinBteiier  der  Eigen«* 
baoer  and  Ei?enbrenner,  bomllenrs  du  cr^,  eb.  §.  254.) 

2.  St( :u'  111  auf  die  in  rincr  anderen  Wiithscbaft  erzcui^ten, 
vom  Coneumenten  zum  Zweck  des  Consums  erst  ei  n  g: e  k  a  u  f  t  e n 
Guter  oder  m.  a.  W.  auf  solche  Güter,  welche  als  Waaren  zum 
Verkauf  an  Dritte  bestimmt  sind,  daher  gewerbsmässig  her- 
gestellt werden«  In  diesem  schon  nach  der  früheren  geschichtlichen 
Entwicklung  nnd  nach  dem  beutigen  Stenerrecht  der  Cultnrvdlker 
practisch  weitaas  wichtigsten  Fall  wird  die  Verbrauchsbestcucrnng 
regelmässig  indirecte  Bestenemng  (in  beiderlei  Sinn).  Ihre 
Formen  sind  mehrfach  verschieden ,  fiBgen  sich  aber  in  der  Hanpt- 
saehe  unter  folgende  fünf  Kategorieen: 

a)  Stenern  anf  Artikel,  welche  im  Inland  von  privaten  Pro- 
dncenten  erzeugt  werden  imd  wo  die  Steuer  gleich  bei  dem 
Produeenten,  daher  im  Anschluss  an  den  Prodnctions- 
betrieb  (§.99),  erhoben  wird. 

Der  Prodncent  schiesst  die  Steaer  also  vor,  unter  der  Yoraoasetzong,  sie  darch 
Fortw&lxDiig  rom  K&afer,  bez.  Consamenten  vieder  ersetzt  ta  erhalten.  Diese  Steaem 
bilden  regelmässig  einen  Haapttheil  der  sogenannten  „inneren"  Yerbraachssteuem. 
Sie  sind  „indirecte"  im  ersten  Sinne  (zu  uberwälzende  Steuern,  §.  97),  nicht  doichaus 
im  zweiten  Sinne  dieses  Worts  (§.  98),  fielmehr  ndbnen  sie  hier  eine  eigenthttmliche 
Stellang  in  !)9V  Man  kann  bei  ihnen  wieder  zwei,  allenfalls  auch  drei  FormeD 
nnterBcbeiden ,  in  denen  sie  bemessen  and  erhoben  werden:  Formen,  welche  nidit 
nar  ftr  die  stenerteehnifcbe  und  admlnlstrttire  Seite,  «ondem  mtcb  för  die  principieUe 
Benrtheilang  der  Verbrauchsbestouerung  zu  bcaehtcn  sind: 

a)  Bemessung  der  Steaer  nach  dem  Kohstot'f,  aus  weichem  der  steuerpflichtige 
Artikel  hergeetellt  wird,  wobei  wieder  entweder  die  Menge  dos  Rohstoffs 
direct  genfta  beitiamt  oder  nach  Bctriebsmerkmalen  des  technischen 
Productionsapparats  ermittelt  wird:  „Rohstoffsten er".  F.rstcr(«  z.  B.  bei 
der  KubenzQckeräteuer,  wenn  sie  nach  der  Menge  der  rohen  Kuben,  letzteres  bei  der 
Branntweinsteuer,  wenn  sie  nach  der  GrOflM  der  Miischbettige  bemessen  wird. 
Mancherlei  Modalit.-Uen  und  Variationen. 

Bemessong  der  Steuer  nach  Momenten  während  irgend  eines  Stadiums 

eTarbeitnnf  des  Bobeteffs  nin  Fabrikat,  beroi  lettteree  ^^eit^  ist.  Z.  B. 
hei  der  Zucker>teaer  ifa  Safisteuer,  bei  der  Bienteaer  als  fifenmtMSteiier,  »«Halb« 
fabrikatsteaer*'. 

y)  Bemessung  der  Steuer  möglichst  nach  dem  steuerpflichtigen  fertigen  Ptü- 
duct  (Fabrikat'  selbst.  „Fabrikatsteuer",  entweder  genau  nach  der  Menge 
nnd  Gute  de«  Prodocts  oder  doch  nach  Merkmalen  während  des  V<>r- 
arbeitungsprocesses,  aus  denen  mit  annähernder  Sicherheit  auf  die  Quantität 
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und  Qualität  des  Fabrikats»  neiihat  ge^ckloääeu  vdrden  kaim.  So  bei  guwisäüii 
Famen  der  Getrinko-  (Bnnntireiii*)  Stener,  Zndcerateuer,  bei  der  Tkbi^kfftbfiketateiier. 

b)  VerbranelisBteiteni  in  Form  eines  lieiniisclien  Staats- 
mono  pol  8,  wo  die  Verwaltnng  des  letzteren  eventaeU  zu  den 

Prodnctionskosteu  eiuen  Steuerzuschlag  im  Verkäutspreise  macht. 

Se  In  den  beiden  heute  wichtigsten  FlUeii  des  Salz-  und  Tkbftlc Monopols. 
Das  Monopol  (Regal)  bat  r^elmässig  mit  den  Zweck,  eineD  solchen  Steuerzuschlag  zu 

ermöglichen  unJ  ist  il:\iin  ror  Allem  B  e  s  t  c  d  e  ru  n  g;  s  f o  rni,  wenn  aii'-h  im  Rein- 
ertrag deä  Moiiopola  ivapitaizüis,  gewurbliober  Uewinu  uud  Steuer  zusumuicu  cnthaltcoi 
sind  und  das  Monopol  zugläch  das  rechtliche  Mittel  ist,  soldhen  Zins  und  Gewinn, 
der  sonst  der  PriFatuntornehmung  zufallen  würde,  auf  den  Staa*  m  übertragen  (§.  lOS). 
Der  CoDsument.  welcher  unmittelbar  von  der  Monopolverwaltuog  kauft,  zahlt  die 
Stener  hier  eigentlich  direct  In  dem  ragdmlasigen  Pnlle.  dass  der  Verkehr  zwiselien 
der  Vervahnng  und  den  Consum»;nten  durch  besondere  Personen,  welche  freilich  eine 
iuTt  halbamtlicher  Stellung  einnehmen  können  und  oft  einnehmen,  vermittelt  wird 
(Tabalrrencbleisser  o.  s.  w.),  tritt  wie  bei  der  gewöhnlichen  Yerbrrachflbesteiiening 
fler  Character  der  indirectcn  Steuer  auch  bei  der  „Monopolsteuer"  hervor,  indem 
diese  Zwischen g;liedcr  den  Steuerzoschlag  im  Uebernahmspreise  (Taxe)  vorschicstsen 
und  beim  Verkauf  im  Abäatztirt;it»ti  ein:»chliei»älich  ihrer  Provision  wieder  ersetzt  er- 
hallen. (8.  FiB.  m,  §.  291  ff.  ttber  daa  fknulMaelie  TabakoionopeL) 

e)  Verbranchsstenem,  welche  beim  Umlauf  der  stenerpflieh- 
tigen  Artikel  auf  dem  Wege  derselben  Tom  Prodncenten  znm  Hindier 
und  Gonsnmenten  erhoben  werden.  Hierhin  gehOren  drei  FSlle: 

«)  Erttena:  Die  Einfuhr  -  GrenzzOUe  für  ausUndische  Wnami, 
welche  zum  Connini  im  Inland  bestimmt  aind.  Nach  der  Art  der  BemeasvBf 

sind  sie 

an)  apeelflaelia,  inabeiondera  OewiohtaiaUe,  welche  nneb  Vanaa*  uid 

Gewichtseinheiten  der  Waaren, 

bb)  Werth zAUe,  welche  nach  dem  Worth  der  Waareu  bemessen  werden. 
Nach  dem  Hauptzweck,  fhr  den  sie  aufgelegt  werden,  sind  sie 

aa)  Finanz-(Steuer-)Zöllo,  welche  eine  Verbrauchssteuer  in  Zollform  darstellen, 
bb)  Schutzzölle,  welche  in  erster  Linie  die  Concarrenz  der  .'lusländischen  Pro« 

duction  auf  dem  beimischcu  Marliti:  erschweren  sollen,  soubt  aber  auch  als  Verbrauchs- 

alener  wirken  können. 

/t)  Zweitons:  Die  bei  der  Kinfuhrung  von  Waaren  in  abgeschlossene  kleinere 

Uebietätheile,  insbesondere  für  Staats-  und  Oommunalzwecke  beim  Eingang  in  die 

Stidte  erhobenen  Terbrancbsatenem:  „Thoratenern*'«  „Thorncoiaen**,  Octrola 

und  dergleichen. 

'/)  Drittens;  Die  sonst  beim  Transport  der  Waaren  erhobenen  Verbraoclis- 
stenem,  wie  ate  hte  und  da,  z.  B.  beim  Weinveraand  vom  Produceoten  und 
liilndler  an  den  Wirth  und  Consumenten,  vorkommen.  (Französische  Circnlatioiis^ 
abgäbe  von  Wein.  Obstwein,  als  Glied  des  Systems  der  Weinbeateuerung,  Fin.  III, 

S.  683.) 

d)  Veibrauchssteucrn,  welche  unmittelbar  an  den  eigent- 
lichen ConsumtioDsact  angekuüpl't  werden. 

So  in  der  Weise,  dass  der  private  Consument  in  Betreff  seiner  Vorrltbe 
des  steuerpflichtigen  Artikels  controlirt  und  für  die  zn  seinem  eigenen  Consnm  be- 
stimmten Mengen  b'?stenert  wird  (z.  B.  bei  Wein),  iismcntlich  aber  dass  der  ge- 
werbsmässige Kieinvorkäufer  (Debitant,  Wirtbi  aiinlicb  fUr  diu  durch  seine 
Vermittelang  znm  Consam  (gelangenden  Mengen  die  Steuer  zu  entrichteii 
hat  („Zapfgebuhr"  bei  Wein  ii.  s.  w. ,  französische  Klein-  oder  Detailabgabe, 
('in.  III,  §.  257X  Diese  Form  kann  mit  der  vorher  unter  c,  /  erw^nten  verbunden 
weiden,  auch  die  eine  in  dto  andere  ganz  abergeben.  £b  koaunen  bei  ihr  Silen 
Abfindangon,  Abonnements,  auch  noch  Verpnchtang  m.  Audi  steht  lle 
wohl  mit  der  folgenden  in  Verbindung. 
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e)  VerbraucliästeucrD  in  der  Form  von  Licenz-Abgaben. 

Ht«r  rnttami  diejenigeo  PeisoncD,  welche  gevtaie  Oegwistiiide  produdren,  damit 

Handel  treiben  nnd  namentlich  sie  im  KleinTerkehr  an  die  Consumenten  absetzen 
(Wirthei  für  das  Recht,  diese  üesrhiine  m  betreiben,  eine  Abgabe  entrichten. 
Diese  l^anü  zwar  zugleich  als  eine  S2)eciaI-(iewerbesteoer  gelten,  aber  aoch  in 
diesem  Fall  und  bei  ihrer  btafig  bedeutenderen  Höhe  fongirt  sie  doclt  aaoli  mit  als 
eine  indirecte  Verbraachsstenf^r:  wie  weit,  hängt  von  ihrer  Hohe  und  lietnessnngsart 
mit  ab  (s.  z.B.  Uber  die  britischen  I^coozabgaben  Fin.  III,  §.  153,  154,  die  fran- 
zösischen eb.  §.  304).  Meistens  besteht  Zosammeiibaiig  mit  Prodnction  und  Debit 
von  Artikeln,  welche  einer  eigentlichen  Verbrauchs^itcner  in  anderen  Formen  untei^ 
liegen,  daher  sind  diese  Abgaben  namentlich  ein  (ilicd  der  (i<-tr;vnl.f;bestcueruiig. 

B.  —  §.  255.  UnterscheiduDg  der  Verbrauchssteuern  nach  der 
Art  der  Gegen  stünde,  welche  sie  treffen. 

Yirl.  Stein,  4.  A.  I,  in4  «'.,  II.  211  ff.,  23r,  (f.  Seine  Kt-h  r,  riiinn  b  r t-llune:  von 
Verzehrungs-,  tienusssteuer  und  Zoll  ist  insofern  nulogläch,  aiis  dies  nicht 
coofdlniTte  Glied«  rind  ond  hier  Terschiedeoe  EtntheUongspfincipleii  benutzt  werden. 
Auch  die  Art  und  Weise,  wie  Stein  (II.  211  ff.)  zwischen  Verzehrungs-  und  Gonuss- 
Stenern  unterscheidet,  iSsst  sich  bei  der  von  ihm  selbst  zugegebenen  flUssii^en 
Grenze  zwischen  J«ahruügs-  und  Gcnussmittcln  bemängeln.  Die  Verzchningssttiuer 
theilt  Stein  in  die  aaf  Pflanzen-,  Fleisch-  und  mineralische  Nahrung,  die  Genusssteaern 
sind  ihm  die  Getrinke-  (Wein,  Rranntwi  in,  Bier),  die  Zucker-,  die  Tabak-,  die  Zeitungs- 
steuer, letztere  als  Besteuerung  des  geistigen  Oonsuips,  und  als  Schlussglied  der  Zoll 
(s.  nach  5.  A.  II,  2,  372  IT.).  Mehr  wio  «nf  die  physiologische  Unterscheidung 
ist  zum  Thcil  wohl  auf  die  „sociale",  durch  die  Volkssitte  u.  dgl.  bestimmte  Gewicht 
zu  legen.  S.  auch  Gerstfeldt's  oben  S.  607  genannte  Schrift.  —  Vgl.  ausserdem 
tr.  BiTinskl's  Sehrift  ttber  Loxnssteoer  (oben  8.  609).  Cr  nimmt  das  wort  „Luxus- 
Steuer'  in  einem  wesentlich  weiteren  als  dem  üblichen  SiMi.  indem  er  diese  Steuer 
als  drittes  Glied  eines  allgemeinen  Systems  der  Consumtionssteueru  neben 
die  Steuern  ?on  „unentbuLrIichca"  und  von  „entbehrlichen"  Gegenständen 
stellt  (S.  107).  Die  Luxusstener  ist  ihm  dann  nothwendig  zur  natürlichen  und  logischen 
Verrollst&ndigung  des  Systems  der  Consumtionssteucrn  und  zugleich  zur  Correctur  der 
Einkommensteuer  (S.  IIS,  120  ff.,  133).  Auch  betrachtet  er  sie  als  logisch  uaeut- 
behrliehe  Toranssetzong  ein^  rationellen  Zollsystems  (S.  124).  Diese  Auffassung, 
welche  durch  eine  eingehende  alli^euicine  theoretische  Erörterunp^  aber  das  Steuer- 
system zu  begr(indeu  gesucht  wird,  enthält  manches  Richtige.  Aber  die  von  f.  BiÜnski 
befUnrorteten  Gerichtspnnete  der  Laxusbesteoerong  fehlten  doch  schon  bisher  In  den 
Positionen  und  SteuerfUssen  der  Zölle  und  Accisen  nicht.  Es  scheint  mir  wenigstens 
nicht  uothwcndig,  die  Luzussteuer  so  besonders  hervortreten  zu  lassen.  Aucii 
wird  bei  der  immer  unvermeidlich  willkürlichen  Auswahl  von  Steuerartikeln  doch 
der  alte  Mangel  gegenüber  cineni  pngnssiven  Stcuerfuss  und  einem  höheren  Stcaer- 
fuss  des  fundirten  Einkommens  oder  prcjrenübcr  der  Verbindung  einer  Vermögenssteuer 
mit  der  Einkommensteuer  bestehen  bleiben:  nemlich  der,  dAna  ubeu  auch  die  ratio- 
nellste Yerlwanchs-  «nd  LnxasbesteiieniDg  einzelner  Objede  nur  eine  sehr  no- 
gleichraissige  Bestenening  beviikt 

Hier  bieten  sieh  mehrere  Unterseheidnngs-  oder  Giassi- 
fieationsmerkinale,  naeh  denen  sieh  aber  die  einzelnen 
besteuerten  Artike],  bei  dem  engen  Znsammenhang  der  wirthsehaft- 
Uehen  Zwecke  and  Verwendungen,  nicht  immer  absolut  genan, 
sondern  nur  im  Grossen  nnd  Ganzen  rabriciren  lassen. 

1.  UnterseheidoDg  nach  dem  nächsten  Zweck  der  Ver- 
wendoDg  der  Gttter  nnd  naeh  der  Verarbeitungsstufe,  in  der 
sie  sich  befinden. 

A.  Wa(n«r,  FlaamwlMMdttft.  D.  2.  AvA,  40 
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616     B.  Allgem.  Steaerlehre.  4.  K.  Systeu.  3.  II.-A.  5.  A.  GebiaucLsb^teatir.  §.255. 

a)  Verbianehsstenern  auf  Artikel,  welohe  regelmässig  un- 
mittelbar zum  Zweck  der BedHrfniesbefriedigang  selbst 
erworben,  besessen  und  verzehrt  werden:  „fertige"  Artikel,  welcbe 
das  letzte  Stadium  der  Verarbeitun«,',  nur  mit  etwaiger  Ausnahme 
der  Zubereitung  im  Hausbalt  selbst,  zurUckgelegt  haben  oder 
„Genussmittel'^  in  diesem  (von  dem  unten  zu  erwähnenden 
unterschiedenen)  Sinne. 

Die  »"tr-lTrri  l  ri  Steoern  kann  man  daher  wohl  als  Verbraoclisateaern  im 
eogsten  «xlur  wurtiicbstäii  Sinne  bezeichnen.  Hierhin  sftblt  die  grosse  Mehizahl 
flftmmtlicher,  aaineatlich  der  modernen  Terbnncliastmteni«  ZftÖe.  Die  meisten  rar 
folgenden  Kategorie  gehOrigea  Aasnah m  i; n  ron  diesem  Satze  faudcD  sich  früher  und 
finden  sieb  tbeiiveise  noch  bei  den  städtischen  Tboisteaern  and  besonders  bd 
den  EinfnhrzOUeD. 

b)  Verbrauchssteuern  auf  Artikel,  welcbe  sieb  noob  in  einem 
Verarbeitungsstadium  im  Verkehr  befinden,  daher  meistens 
auch  noch  nicht  „fertigt'  für  den  unmittelbaren  Consum  sind. 
Diese  Artikel  sind  also  eigentlich  noch  Bestandtheile  der  Produc' 
tionsmittelvorräthe  oder  des  Kapitals,  nicht  des  Gebraucbs- 
yenD<$genSy  iDSofem  eigentlich  „ProdnctionB*'-,  nicht  unmittelbar 
Verbranchsstenern. 

Bilden  sie  den  einen  Hanptstoff  (Venrnndlnnf^sstoff)  der  Prodnctioii,  wie 

/.  B.  die  Ivilbe  für  de»  Zucker,  80  liegt  hier  mitunter  nur  ein  Lost i in ui te s  Vor- 
fahren, (Ixs  im  vorigen  l'antgraphen  anter  2,  a,  tt  erwähnte,  fUr  die  Besteuerung 
desjcnigcü  fertigen  Artikels,  welcher  besteoert  werden  soll,  »or.  In  anderen  Fällen, 
wo  noch  weitere  Verarbeitnngsstadien  zu  durchlaufen  sind,  der  besteuerte  Artikel  nur 
einer  der  HauptstoCFe  oder  bloss  ein  Hilfe.stoff  ist,  i,'estaltet  sich  das  V'^rbälfniss  aber 
doch  anders,  z.  13.  bei  dem  Uctroi  auf  Bau-  uud  Brennmaterial,  bei  den  Zöllen  auf 
BobstoSe  und  Halbfabttitnte.  Die  betreffenden  Steuern  werden  erst  zu  Verbranchs- 
steuern fQr  den  Coiisnmenten  durch  ihre  eventuelle  Vcrthcilunf?  auf  rli.^  rr  -ise  riller 
der  fertigen  Productc,  zu  deren  üerstellong  die  besteuerten  Artikel  verwendet  werden 
mnasten.  Hier  «itsteben  diib«r  «neb  riel  rerwlckeltere  y«rbiltnisse  der 
reberwälzung  Q.  s.  «b  iD  dem  ronuagebendeo  Falle  der  BMtevenmg  zom  Con- 
som  fertiger  Artikel. 

2.  UnterscheidoDg  der  Verbranohasteaem  nach  der  natOr- 
lieben  (|,physiologiBcben'0  nnd  aoeialeni  d.  h.  doreh  die 
Sitte  bestimmten  Stellung  der  besteuerten  Artikel  In  der  Con- 
snmtion. 

Hier  handelt  es  iich  um  die  vorher  erwähnten,  „zum  Consum  fertigen" 
Güter.  Die  Eubricirung,  welche  bei  der  Veränderlichkeit  der  Gnuamtionssitten  gerade 
hier  nur  eine  rel.itive  Richtigkeit  erreichen,  debhaü'  «rennuer  nur  für  bestimmte 
Zeiten  und  Völker  erfolgen  kann,  muss  sich  an  die  ökonomische  Rangordnung 
der  Bedfirfniese  ankiiflpfen,  denen  die  betnflTenden  Gitter  dienen.  Sie  wird  elidbiBii 
(b<rli  f;ir  die  sorialükonoinische  Beurtbeilun^  der  einzelnen  Verbrauehssteuern  wirblig. 
Hält  man  sich  an  die  Verhältnisse  unserer  heutigen  Culturvöikcr  Europas  ond  tbeii- 
veise Americas  und  be.schränkt  man  sich  anf  die  wichtigeren,  bis  in  die  neoeite  SEeit 
noch  vorkommenden  Steuerobjecie  (daher  mit  Analaasno;  der  zahlreichen  frtlberen 
Acciseartikel) ,  so  ergiebt  sich  etwa  folgende  EirtOi'ibins^.  (Vgl.  aber  die  bier  n 
ürondc  gelegte  £inthcilung  der  Beddrfnisse  ürunUicguug  ^.  9G.) 
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Clas8iAc«ti0A  der  Verbnuicliaat«aefik.  617 

a)  Artikel  zar  Befriedigung  der  ExistensibedUriüisse 
ersten  Grads. 

Salz«  Brot  (oameutiich  Haopt-Yolksbrot«  Mebl.  Getreide),  meist  «ich  Fleisch; 
andere  hämische  onUnlie  Aigniprodiiele  zur  I^ihrang  (Gemüse):  Breniistoflb;  Be- 

leuchtungsstoffe  (Petroleum);  ReinigunpsstofTe  (Seife);  ferner  Wo  Ii  nun  wilrhe  sach- 
lich hieher,  aos  formelleo  steuertechnischea  (irttadeu  zar  dritten  MauptforiE  der 
Qebranchsbestctioniog  (§.  256)  gehört 

b)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Exiäteuzbedflrfnisse 
zweiten  Grads. 

Mitunter  ist  Fleisch,  ferner  feineres  Brot  (Weizen)  erst  liieher  zu  stellen;  meiät 
Bier  in  Nicht -Weinl&ndem,  Wein  in  Weinl&ndern;  Kaffee  oder  Je  nachdem  Thee; 
Zucker  srhon  zi  rnlich  allgemein;  auch  bisweilen  einzelne  ordinärere  andere  Colonial- 
waaren  ^^robe  Gewürze),  gewisse  Südfrüchte  a.  dgl.  m.  Fraglich  bleibt,  ob  Tabak 
hieher  oder  zur  nlchston  Abtheilang  zn  redinen  mL 

c)  Artikel  zur  Befriedigung  von  relativ  entbehrlichen  Bedtlrf- 

nisseii  eiues  höheren  und  feineren  materiellen  Lebcns- 
genuäses  oder  vou  gewissen  L u x  u ä IjcdUrfnissen. 

Wein  in  Nicht -Weinl&ndem;  Branntwein;  Tabak,  erentaell  hiedier  za  eteUeD; 
feinere  Colonialwaaren  oder  Fiodiiete  tOdUcher  Linder;  ?eneliiedeDe  feinere  EsBiruMn 

(^elicatessen")  u.  dg!,  m. 

d)  Artikel  zur  Befriedigung  gewisser  geistiger,  geselliger 
fiedürfuisse. 

Zeittingen,  Kalender,  auch  Papier,  Inserate  in  Priratangeiegenheiten  u.  s.  w. 

Hieran  wurden  bich  dann  Steuern  auf  die  Befriedigung  gewisser  perbüuUcher, 
nicht  oder  nur  indiroct  durch  Sachgtttor  vermittelter  Genüsse  reihen,  wie  die  im 
folgenden  Paiagiephen  unter  der  dritten  Hnaptforn  der  Gebraachsbeeteaerong  anf- 
gefuhrten. 

Ueber.sieht  man  nicht  das  durchaus  Uelative  und  Flübbige  iu 
der  Unterscheidung  und  das  Schwankende  im  Sprachgebrauch,  so 
kann  mau  wohl  auch  um  eine  kurze  Bezeicbnuni^  v.n  erlangen,  die 
Verbrauchssteuern  auf  relativ  notbwendige  Cousumptibilten  zu- 
sammenfassend (mit  L.  Stein)  Verzehrungssteuern  und  diejenigen 
auf  relativ  eutbehriiche,  mehr  nur  zum  Oenuss  und  als 
Keizmittel  dienende  Artikel  Genussstcncni  nennen. 

Siebt  mau  von  den  weniger  wichtigen  einzelnen  Artikeln, 
welche  früher  und  vollends  jetzt  mehr  nur  ausnahmsweise  in  die 
Verbrauchsbesteuerung,  am  Meisten  noch  bei  Einfuhrzöllen  und 
Octrois,  eingereiht  wurden,  ab,  80  kann  man  nnter  den  Übrigen, 
den  Hauptartikeln,  die  Steuern  auf  noth wendige  Lebens- 
mittel, besonders  fllr  die  Ernährung  (namentlich  nach  der 
durch  dieVolkssitte  gegebenen  Weise),  dei^enigen  anf  L n z a 8 • 
Nahrnnga-  and  Reizmittel  und  auf  Getränke  gegenOber 
stellen. 

Die  ersteren  sind  —  oder  waren  doch  his  in  die  neueste.  Zeit,  vor  dem  Massen- 
import Ton  Getreide,  Vieh  in  Grossbritannien  und  West-  und  Mitteleuropa  —  bei  uns 
meistens  inUndischeu  ürspruugü,  die  Luxusnahrungs-  und  Beizmitt«l  gewöhnlich 

40« 
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G18  5.  B.  Allgcm.  Stcucrlebic.  1.  Iv.  Sy»teui  .H.  H.-A.  ^.  A.  Oebrauchäbesleaer.  §.256. 

Piodu<  t>  fremder  Zonen  und  Klimate  („Coloniftlwaaren  and  SadfiHdite")«  "^^nn  Meh 
hie  und  da  ihre  Productioti  ins  Inland  verpflanzt  worden  ist  (Zucker,  Tabak'^.  Unter 
deu  (i6U*änk«iD  kouunt  der  Wein  als  solches  fremde  i:*roduct  in  Ländern  ohue  oder 
mit  wenig  Weinlmi  in  Betracht,  wogegen  Bier  nnd  Bniintw«An  überwiegend  heindsclie» 
Product  zu  sein  pflegen.  FUr  die  Bourtli«  ihmi:  «ler  !j<.(r..-frt_MKlen  VLTbraurli>steaeri( 
»ind  Aach  diese  ünteiachiede  nicht  uowichli((,  weil  die  Bottteuerao^technik  danatch 
TerBchieden  ist 

Die  kritische  Prüfung  der  hiermit  schematiäch  rorgeftihrtcn  zweiten  Haaptfora 

der  (i'ibraarhsbcstcuPTiinir .  der  VcrbraurhsstciiiT  von  eiiui'lri  Sauhgutem  des  Con- 
äum:>,  liiua  äich  paa:>c'nd  zugleich  auf  die  dritte  iiauptfuim  mit  uratrecLen,  weshaib 

lilflr  inniclist  auch  ren  den  sn  dieser  gehörigen  einzelnen  Stenern  eine  DabMaicht 
gegeben  viid. 

IV.  —  §.  256.  Die  Bestenerang  von  Xntsmigeii  des 
KatzTermögens  und  you  persönlichen  Oenttssen. 

Im  eisten  Fall  liegt  aogenseheinlieli  auch  eine  Gebranohabe- 
stenerang  yor.  Im  zweiten  Falle  ist  von  einer  aoleben  an  aprechen, 
weil  die  Vornahme  solcher  GenflBse  eben  apecifischen  Gebrauch 
des  Einkommens  (bez.  Vermögens)  einer  Person  in  sieb  acblieaat^ 
wegen  welches  Qebranchs  eben  die  Stener  aufgelegt  and 
nach  welchem  sie  bemessen  wird. 

Sachlich  ist  die  Einrolhnng  der  Steuern  auf  p>  r^önlil  ho  (ii.iiusäe  an  dieser  Stelle 
dah<;r  w  ohl  zu  rechlferttsrcn.  wenn  auch  dem  Sprnrh^^eljrauch  nicht  ganz  entspr.-cheud. 
Die  hiehergehörigen  Nutzungü-  und  peibönlicbea  (ienosasteaeni  werden  regeimlsa^ 
von  demjenigen,  der  de  tragen  soll  nnd  mndimaaaslieh  tiAgt,  anch  gleich  geaUi»  sind 
ilaliL-r  directc  (im  ersten  Wortsinn  und  zum  Thcil  auch  im  zweiten,  §.97,  0S\  worin 
ein  weiterer  Unterschied  von  den  meisten  eigentlichen  Verbraachssteueru  liegt  Doch 
kommt  auch  indirecte  Erhebung  dueh  Teimitteliuig  Dritter  ror,  •#  z.  B.  nünnier 
bei  der  Wohnmgistaiier  des  Bewohnen. 

A.  Die  Bestenemng  der  Natzungen  von  NatzvermOgen  ist 
gewöhnlich  identisch  mit  einer  betr^enden  Besitzbestenentng  in 
Bezog  anf  dies  Vermögen. 

Hier  wird  auf  die  durch  das  Besitzen,  dort  auf  die  durch  das  Benntzen 

documentirto  StoiujrtTihi^krit  ^^seluni.  Die  Identität  tritt  viilli^  hervor,  wenn  man  be- 
achtet, dass  es  sich  häulig  practisch  fur  Jemandeu  nur  darum  handdt.  Etwas  darch 
den  Besitz  bloss  znr  Verfügung  für  etwaige  Benutzung  zo  haben.  Es  lunnrnt 
ilabei  gerade  in  dem  wichtigsten  Fall,  ho\  drr  Wohnunir.  auch  fjar  nicht  nothTrondi;: 
der  B^itz  des  Kigenthtlmers  allein,  sondern  des  Bewohners  als  solchen,  specieU 
des  Iffiethers  in  Betracht. 

Die  hauptsächlichen  hiehergehöiigen  Fälle  siud  uun: 
1.  Die  eben  genannte  Besteuernng  der  Wohnung. 

Für  das  Besitzen  udor  Nuiicn  dersdl)cii,  als  Beweis  und  zugleich  al:j  Maa»^- 
stab  für  eine  entsprechende  Steucrfiihi^koit ,  w.lche  in  dieser  Nutzung  oder  in  der 
dafür  zu  l»  ist>  riden  Ausgabe  Hegt  Hierin  tritt  iliu  sachlicliu  Gleichartigkeit  mit 
den  eigentlichen  Ycrbrauchssteuem  hervor.  Die  formelle  Verschiedenheit  er- 
Itllrt  sich  aus  der  Ohonomisch- technischen  Eigenaitigfceit  der  Befriedigung  des 
W'ohiinnusbedürfnisses.  Eine  solche  Wohuungsstcuer  trifft  daher  dnn  Eigenthüuior, 
weil  er  und  fUr  den  Umfang,  in  welchem  er  einen  Wohnuugsge&uss  hat,  und 
den  Uiether  in  derselben  Weise.  Sie  ist  principiell  renchieden  von  der  tu  den 
Ertragssteuern  gehörenden  Gebäudesteuer,  welche  der  EigeuthUmer  für  den 
Ertng  aus  dem  Hause  zahlt  218).  Streng  genommen  ferner  gehört  hierher  nur 
die  Steuer  auf  die  Privatwuhnung.  Wo  sie  gewerbliche  Ufinme  u.dgl.  mit  trifl^ 
ist  sie  pro  tanto  eigentlich  eine  Erwerbs-,  ^cielt  eine  GeverbestOBM.  Bei  der  hin- 
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£gen  praotischm  Venneogang  oder  YerbUdang  ron  H&amea  beiderlei  Art  b»t  die 
VobnnofistMier  oft  einen  gemischten  Cbaiscler. 

2.  Gewisse,  meistens,  aber  oiebt  durehaas  passend  anter  dem 
Namen  „ Lux  ns Stenern snsammengefasste  Stenern  anf  einzelne 
Objecte  des  beweglichen  Nntz Vermögens,  bez.  fttr  die  daraus 
fliessenden  NntzungsgenUssc,  wo  dieselbe  Motivirung  wie  im  vorigeu 
Falle  zutrifft 

Aodi  Uer  liegrt  eineGebranchssteoer  eigentlicb  nur  bei  Objecten  Tor,  vdche 
ausschliesslicb  dem  persönlichen  Gennss  dienen.  Werden  dieselben  zn  Er- 
werbszvecken  mit  benutzt,  so  geht  die  Steuer  ia  eiae  Enrerbs«,  (jeverbe*  und  dgl. 

Steuer  über. 

Beispiele  ^iiul:  in  Zeiten  der  peraShUchen  Unfipeiheit  Steuern  anf  Haussciaren 
ftlr  persönliche  Dienste  (aiialdg  den  unter  15.  frwähntcn  Dienstbotensteuem).  Ferner 
in  unseren  Zeiten:  Steoeni  aul  Hunde,  Tf erde,  Wagen;  gelegeutlich  auf  andere 
MLwnssedien",  wie  Gold-  und  Klbemehen,  Pfaiioe,  Billards  n.  dgL  m.,  vo  die  Steuer 
regelniflsig  ron  EigenthtUner  so  uhlen  ist 

Hieran  reibt  sich  non  noch 

B.  Die  Bestenerong  persönlicher  Genttsse,  welche  ohne 
oder  nnr  secnndür  darcb  Mitwirkong  von  Sachglltem  verwirklicht 
werden. 

Der  innere  Grond  der  Steuer  ist  hier  das  „ Aufwand m sehen**  oder  das 

..Sirh  nrrifti  äussnrlirhcn  Prunli  erl;inlM:ii"  oder  das  „Sirh  rinrni  (I'-nnss 
oder  Kciz  hingeben'',  was  durch  eine  Steuer  getioden  werden  solL  jSebcn  dou 
Clesichtspuoet  der  Besteuerung  eines  specifischen  Gebrauchs,  den  man  Ton  seinem  £in« 
kommen  macht,  spielen  hier  mitunter  andere  Momente  mit,  socialpolitische«  sitten* 
IioliieiJiche .  handelspolitische  (V»*  i  anslRiiflisrlu  n  \\'.\aren)  und  gelegentlirh  nimmt  di«i 
Steuer  auch  wohl  etwas  Gebühren  artigem  mit  an:  sie  wird  Bezahlung  für  ^iUic  im 
gemeinen  Hecht  rorenthaltene  specieile  Erlaubniss  zu  einer  persönlichen  Th&iigkeit 
und  dirl.  Die  einzelnen  hierher  zu  zShl<'iiil..Mi  Sieiicrn  siml  daher  trotz  der  inneren 
Verwandtschaft  onter  einander  and  mit  dtsu  vorerwähnten  Luzussteucru  doch  nicht 
fCMZ  bemof  en.  Zn  den  Luzussteuem  pflegt  man  mehrere  von  ihnen  tkbrlgene  eben- 
falls  zu  rechnen. 

Beispiele  sind;  Steuern  auf  Dienstboten,  besonders  Bedienteu  (genauer; 
aof  das  im  Haltoi  Ton  Dienstboten  sich  zeigende  Gebrauchen  dM  Efnkommens),  auf 
Fnhrung  von  Wappen,  aof  Branchen  Ton  Haarpuder  «.Alles  drei  in  England):  auf 

S  ^i »' 1  k arf »•  n  («r^'nanf'r:  auf  den  im  Spiel  mit  Kartt-u  lir^nndeii  (icmi^s);  auf  Bf- 
theiliguüg  au  soiistigen  Glücksspielen  (Stempel-  und  ähnliche  Bc-tou-Tnn^'  vuu 
Lotterieloosen,  Promessen  u.  s.  w.,  aber  auch  Gewin ncrzielung  bei  Staatslotterieen 
gehört  hieher);  Stenern  fir  Ja^^flkarten*  fOr  Clubs  und  ähnliche  geseüschaftlicho 
Vereine  n.  dgL  m.,  wie  jetzt  in  Frankreidi. 

mt  dieser  ziemlich  voUstindtgen  üebersicht  der  eigentlichen  Verbranchssteoem 
und  der  Stenern  anfNut/nngcn  des  Nutzvermögens  und  auf  ]i('r?;nnli(  he  Genüsse  könnt-' 
der  speciellen  Stcuerlchre  schon  vorgegriffen  zu  sein  scheinen.  Indessen  ist  diese 
grossere  Specialisirung  des  Gegenstands  für  die  Erörterungen  ttber  die  Gebrauehssteuer 
auch  hier,  in  der  allgemeinen  Stcuerlehrc,  geboten,  weil  dabei  unvermeidlich  neben 
'l.-r  Gesaniintlirit  dieüer  Steuern  aiirh  tnehrfarh  tltf  wichtigeren  einzelnen  Katciroriceri 
und  deren  Unterarten  mit  zu  uiiterbuchüii  sind,  um  zu  einem  begründeten  Uithcil  über 
diese  ganze  Steuergattuug  zu  gelangen.  Man  würde  sonst  zu  sehr  in  Allgemeinheiten 
stecken  bleihcn.  was  p-  rade  Iii  r  ^ 'i  der  durch  die  Erfahriiri'T  gelehrten  iinanzielleo 
üncntbehrlichkeit  der  Gebraui  h  ii   i  u.  i  nej  vollends  vcrmieUcn  worden  moss. 

V.  —  §.  257.    B  e  s  t  i  iinit  11  n  g:  der  Aufgrabe. 
Wie  die  Icilgendc  kritisclie  Prüiung  ergeben  wird,  nnterliegt 
die  Gebrauchs-  und  Yerbrauchsbesteueruog  im  Gauzeu  wie  in  Be- 
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züg  auf  viele  ihrer  ablieben,  im  obigen  Sebema  rorgefllfarten  Glieder 

manchen  schweren  Bedenken,  für  sich  selbst  betraobfet  and  im 

Vergleich  mit  der  Erwerbsbesteucrnng.  Sie  verstösst  mebr  oder 
weniger,  zu  in  Theil  ei  lieblich  gegen  die  Principien  der  Allgemein- 
heit imd  Gleiclmiassigkeit,  gegen  die  volköwiitbächaftlichen  Steiier- 
grundsätze  und  gegen  diejenigen  rationeller  SteuerverwaUuug. 
Aber  —  sie  erreicht  notoriöcb  den  ersten  Zweck  aller  Besteaemng, 
die  Deckunir  des  Finanzbedarfs,  ohne  (hibt;  ihr  Druck  so  empfindlich 
als  derjenige  der  hauptsächlichen  Steuern  der  Erwerbsbesteaerimg 
gellihlt  wird. 

Bei  dieser  practiseben  Unentbebrliehkeit  der  Verbranehabe- 
stenemng  gilt  es,  die  bedenkliebsten  Glieder  ans  ihr  ans- 
ansebeiden  nnd  die  verbleibenden  so  ans znw üblen  und 
einanricbteni  dass  die  Bedenken  gegen  sie,  wenn  niebt 
ganz  wegfallen,  was  kanmmöglicb  ist,  so  doeb erheb- 
lieb vermindert  werden. 

Die  hier  vorliegende  Aufgabe  lässt  sich  dahin  zusammenfassen: 
die  Ocbrauchsbesteuerung  muss  in  ^\ph  ein  rationelles 
»System  bilden  und  wieder  mit  der  Erwerbs-  (und  even- 
tuell der  selbständigen  Besitz-)  Besteuerung  zusammen  zu 
einem  rationeilen  Gesammt-Steoersystem  eombinirt 
werden. 

Zur  LösijDK'  (lifscr  positiven,  wie  der  ibr  ToniinlioiidMl  kritisdieii  Aufgabe  ilC 
CS  aber  erforderlich,  auch  in  der  allgemeinen  Stcnerlt^re  schon  mehr  ins  Detail  der 
Yerbraachsbostcoerung  einzugehen,  in  grösserem  Maasie  als  dies  bei  der  Unteraachiug 
d«r  Enrsrhtbeiteiienmg  notiiweBdig  war. 

Die  Aufgabe  des  Folgenden  ist  danu  zunächst  eine  kritische 
Prüfung  der  gesammten  Gebrauchsbestenernng  als  G a n z e s > 
dabei  aber  auch  einzelner  wichtigerer  Glieder  derselben.  Auf 
denCharacter  dieser  Rt(  lu  i  n  als  indireetcr,  im  Sinn  zu  tiberwälzender 
wie  im  steuertechnisch-administrativcn  Sinne,  wird  dabei  nur  soweit 
eingegangen,  als  es  der  Zusammenhang  mit  sich  bringt.  Eine 
Yergleichung  zwischen  Gebrauchs-  und  Erwerbsbe- 
steue rang,  welche  gleichzeitig  noch  zur  Ergänzung  der  früheren 
kritischen  Betrachtung  der  letzteren  Anlass  giebt,  wird  sich  mit 
der  Prtifung  der  Verbrauclisbesteaemng  verbinden.  Aus  dieser 
Vergleiobnng  ergeben  sieb  dann  die  positiven  Sobiflsse  nnd 
Fordernngen  fdr  die  Bildung  des  ganzen  Stener- 
systems,  mit  deren  Formnlimng  das  vorii^gende  Kapitel  seuien 
Abscblnss  im  7.  Absebnitt  findet  Bevor  wir  znr  Kritik  Übergehen, 
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wcrien  wir  aber  noch  einen  Blick  auf  die  gegenwärtige  GebrauchB- 
besteuerong  der  Praxis. 

Vi.  —  §.  258.  Die  Gebranchs-  bez.  Verbraacbsbe- 
Btcnernng  (indiiecte  Beatenerung)  in  ihrer  conereten 
Gestaltung  in  der  Gegenwart  (19.  Jahrhundert). 

Aiir-h  hier  geh?irt  das  Nähere  in  die  speciolle  Steuerlehre.  S.  daselbst  im  dritten 
Bande  der  Fio.  die  eiugebende  Dai8teUuof  der  britischen  (§.  127 — 15ti)  nnd  fran- 
zftfliteb«n  BMteDeroog  (§.  246— 8S1,  342—350).  Vameiiffich  die  Dantelhmf  der 
leLtteren  enthält  zugleich  eiue  kritische  Besprechung  der  iiidirecten  Verbrauchs- 
besteaening  an  den  Beispielen  der  wichtigsten  „Sammlung  von  modernen  Steuer- 
modellen" der  Praxis  (Vorwort  zu  Fin.  III,  S.  XII j;  sie  ist  daher  von  besonderer 
Bedeutung  fUr  die  allgemeiDe  Stenerlehn  ud  dient  zur  Ergänzung  der  Ausfahrungen 
derselben.  Vgl,  femer  die  beztlglirhen  Abschnitte  Stein's,  besonders  „über  den 
Chancter  der  iudirecten  Steuern"  in  dau  (jrosaataaten  Europas  (5.  A.  11^  2,  261 — 270), 
eine  Uebenieht,  welebe  freilidi  reo  Fehlern  und  Irrthftineni  in  den  That8a<^n  Ann* 
lir  h  wimmelt  Einiges  Speciello  giebt  er  dann  bei  der  Bebnndlung  der  ein/'IrK'n 
i>teuern.  Aach  Schaf fle  liefert  in  der  Steuerpolitik  manches  Tbatsächliciie  über 
dieee  Steuern  (S.  899  ff.}.  Penier  0.  Oohn  in  seiner  Fin.  B.  2,  Kap.  S.  and  nlher 
aber  Deutschland  in  ß.  3.  Viel  zurerlässigcr  als  bei  Stein  sind  die  Uebersicbten  in 
den  betrefFfFiden  Abhandlangen  von  Schall  und  Riecke  im  Schönberg'schen  Hand- 
buch (2.  A.  iiij.  Beaondürü  röichhaltig  die  Materialieu  im  Finanzarchir,  in  Hirth's 
Annnlfffi 

1.  Allgemeine  Gestaltung. 

Wie  die  frühere  Darstellung  (§.  907—210)  gezeigt  hat,  ist  die 
indirecte  Verbranchsbesteuerung  im  19.  Jahrhundert  in  den  Cnltur- 

ptaatcn  der  dem  Krüage  nach  im  Ganzen  bedeutendste  Theil  der 
8  taatisbesteuerung  geworden.  Aus  dem  Com  raun al Steuersystem 
ist  sie  dagegen  in  manchen  Ländern  fast  verschwunden  oder  doch 
zurückgedrängt  worden,  in  anderen  indessen  auch  noch  ein  wich- 
tiges Glied  geblieben. 

Die  Lrsacheu  nnd  Bedingungen  dieser  Entwicklung  äinü  im  znrcitcn  Haupt- 
abaehnitte  dieses  Kapiteb  dargelegt  voiden,  das  dort  in  gtoflsen  Zügen  (iezoigte  findet 

im  steucrgeschichtlichen  Kapif<  I  (Jes  dritten  Bands  nnd  in  der  dortigen  Darstellung 
der  britischen  und  französischen  Besteaerang  des  19.  Jahrhunderts  seine  Bestätigung 
im  Einzelnen. 

Schon  die  im  Grossen  so  gleicbmttssige  Gestaltung  nnd  Ver- 
breitung der  indirecten  Verbrauchsbesteuerung,  in  Staaten  ver- 
schiedeuBter  politischer  Verfassung,  beweist  wiedenini  die  von  uns 
mehrfach  hervorgehobene  „entwi  cklungsgesetzmässige" 
Bedingtheit  und  Begründung  dieser  Besteuerung. 

Warum  zeigte  sonst,  allen  Angriffen  auf  dit^e  Steuern  zum  Trotz,  Kuäülaud  und  die 
Schweiz,  Kordamerica  und  das  Deutsche  Reich,  England  und  Frankreich,  Oestorreich  und 
Italien  und  die  übri^r Stinten  so  viel  Gleichartigkeit  auf  diesem  Gebiete?!  Eine  Gleich- 
artii^t,  neben  welcher  die  allerdings  vorhandenen  viei£&chen  Verschiedenheiten  im  Ein- 
zelnen, in  der  Wahl  der  Stooerobjecte,  der  Steoerfonnen  doch  an  Bedeatong  znrQdctreten. 
Auch  selbst  in  diesen  Einzelheiten  finden  sich  :iber  uiauchc  wichtige  Ucberein-itiminungen, 
Bo,  mit  theilweiser  Ausnahme  (irossbritannicns,  im  Zollwesen,  in  den  Monopolen 
(Tabail),  in  bestimmten  Stcucrformen  (Zucker,  Tabak,  Branntwein),  in  gewissen  dirocten 
Luxuflsteuem.  Alles  doch  Belege  dafür,  dass  rein  politische  £nr%Qngen  nnd 
Geslohtquicte,  dass  doctrintre  BestnbangeB  jener  wantwiddnngsgeMtimiBBlgeii 
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Qebniideididtt^  dieMr  BcBtiiiening  gegenabor  ron  geringerem  Einlnas  aiiid,  üb  oft 
aagetLomBkOD  wirf]. 

Ancb  in  diesem  Jahrhundert,  wie  frttfaer,  ja  zum  Tbeil  noch 
bewQSSter  nnd  in  rationellerer  Weise,  steht  gerade  die  Verbrancha^ 
hestenentng  unter  den  steh  oft  krensenden  EiDflOssen  zweier  yer- 
Bchiedener Prindpieni  deseigentliohfinantiellen (fiscaliBcben) 
und  des  volkswirthscbaftlicheo  (bandelspoIitlsGben)  und 
wiederum,  swar  mehr  oder  wesiger  verschieden,  in  Grad  und  Zeit- 
puneten,  doch  ziemlich  ttberall. 

So  n*meDtIic)i  im  Zollweton,  somal  im  Einfuhrzoll,  abor  «lefc  bei 

tigen  inneren  indirectcn  Verbranchssteuttrn.  wo  es  einmal  den  Schutz  der 
heimischen  Prodactioa,  andeneitB  den  Absatz  der  letzterea  im  Aoslande  za  sichern 
gilt  (Spiritns-,  Zucker-,  Tebtk-,  WdnbesienemDf  v.  a.  m.).  Des  durdi  die  neuen 
GommnnicatioQsverhältnissc  bedingte  Wiederaufleben  einer  a<^rari8chen  Schützsoll- 
bewegtinp  ist  ebenfalls  wieder  dem  continentalen  West-  und  Mitteleuropa  cemeinsam. 
Viele  Maaäöregelu  der  Zoll-  und  Vcrbraucbiatcuerpulitik  bind  öitors  mehr  durch  voUü»- 
wirdiscliafiapoutlBche  als  durch  finanz-  und  steuerpoUtische  Bedürfnisse  herrorgemfen 
worden.  (Auch  hier  bietet  Frankreichs  Steaergeschiclite  im  19*  Jahrlmndett  ein 
lehrreiches  Beispiel.) 

Das  Bestreben  nea  politisch  geeinter  Linder,  wie  Italiens  und  des  Deutschen 
Reichs,  ilire  fKsaniintstaais -Rcstcnerung  Torncmlich  auf  Zölle  und  innere  indirecte 
Verbrauchssteuern  zu  begründen,  ist  nur  eine  Nachahmung  des  Beispiels  aller  anderen, 
namentlich  der  Grossstaaten,  und  findet  im  Deotsehea  Reich  auch  in  anderen  Bundes- 
staaten, besonders  in  Nordamenca,  sein  Analogon.  Schon  das  zeigt,  daas  die  „nene 
deutscht-  Keiclissteuerpolitik"  sich  im  Ganzen  in  richti|Sfen  Bahnen  bewegt. 

Ueberau  machen  sich,  wenn  auch  wieder  in  verschiedenem 
Grade,  aber  doch  immer  allgemeiner  und  gleichmässiger,  die  Um- 
gestaltungen der  Technik  im  Verkehrswesen  und  im  Pro- 
ductioosbetriebe,  die  enormen  Fortschritte,  die  beständigen  Um- 
änderungen nnd  Verbesserungen  der  Technik  im  ^^Zeitalter  des 
Dampfes*'  geltend. 

Auf  dem  tJcbiete  des  Communicationswesens  verändern  sich  hierdurch  immer 
wieder  rasch  die  Goncnrrenzbedingungen  der  Wirthschaft^betriebe  aller  Art;  auf  dem 
Gebiete  d^  einzelnen  Prodnctionszweigs  wird  so  auch  fbr  die  Bestenerang  die  Noth* 
wendigkeit  zu  immer  neuen  Verftnderongen  der  Besten eningsmethode  herbeigeführt. 

Daher  im  Zollwesen,  in  der  Branntwein-,  Zurlcer-,  Bier-,  Tahakbesteneninp.  eine  be- 
ständige Veräudcruagisbedurt  u^  keit  der  Stcuergosctzgc bung.  Die  un- 
aufhörliche „Mobilit&t"  aller  Verhältnisse,  das  Chaiactenstikon  des  19.  Jahr> 
hunderts.  zeigt  sich  so  :\-:rh  nuf  diesem  Steuerjrebiet  in  ausgeprägtestem  Maasse.  ohne 
Rahepunct,  ohne  sichere  Aussicht  auf  einen  solchen.  Immer  neue,  immer  schwierigere 
Anflpkbeii  der  Steneipolilik,  der  Stenerteehnik. 

Die  Gestaltung  der  Gonsumtionen,  die  durch  vermehrten  Wohlr 
stand  and  stärkeres  Bedttrfhiss  nach  Reia-  und  Genussmitteln  be- 
dingte Verbreitung  des  Consnms  gewisser  Hauptartikel,  wie  äet 

Coloiiialwuarcn,  Getränke,  des  Tabaks,  auch  unter  der  Masse  der 
Bevölkerung^ ,  bei  den  Mittel-  udü  tief  bis  in  die  unteren  Classcn 
hinein,  anderseits  das  Bedürfnit^>;  nach  grösserer  Verkehrsfreiheit 
im  wirthscbaftlichcu  wie  persönlichen  Leben  üihren  dann  auch 
wieder  ^cmeinsäm  zu  der  Ubereinstimmeoden  Entwicklung:  datis  uem- 
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lieh,  soweit  rein  finanzielle  Gesiclitspunctc  entscheiden  und  nicht 
durch  schutzzöllnerische,  wie  iu  neueslei  Zeit  hei  den  A^rarpro- 
dncten,  gekreuzt  werden ,  der  principielle  Öchwerpunct  der  Ver- 
brauchsbesteuerung in  eine  verhältnissmässig  kleine  An- 
zahl Haaplartikel  dea  ZeUwesens  nnd  vollendB  der  inoeren 
Bestenemng  gelegt  wird. 

Dabei  zeigt  sioli  das  Bestreben,  die  eigentlichen  Haupt- 
nahrnngsmittel,  besonders  Getreide  (Mehl,  Brot)  nnd 
Fl  ei  seh,  wenigstens  soweit  es  einbeimisehe  Froduete  sind, 
von  inneren  Stenern  frei  zn  lassen  oder  zu  machen. 

Aub  priucipiellen  Gründen  der  Steuerpolitik,  um  <iicAc  LcboubiuiUcI  uicht,  gegou 
das  Intore«se  der  unteren  Cla.v5i  n  und  der  Arbeitgeber,  zu  vcrtheucm  and  aus  (irUndon 
der  Tolkäwirthscbaftüpolitik  und  der  Steoerteclinik ,  um  J.n  Verkehr  in  diosoii  Pro- 
doctua  TOD  lästigen  Coutroleu  uud  UetuiQUogen  zu  bcfreica.  Kur  zwiiigeudstc  tinan- 
zi«lle  OriUide  fennlMMD  da  wd  dm  die  Beibehaltnng  ittesw  Stenexii  und  sprechen 
bei  da  Erhaltuig  der  SalKitener,  vetche  Bich  immer  nocb  Tielbdi  find«^  mit. 

Anderseits  wird  der  Sebwerpnnet  der  Verbranchsbe- 
stenernng  mehr  und  mehr  in  die  Bestenerang  der  exotischen 
und  einheimischen  Gennss-  nnd  Beizmittel  gelegt,  der  Ent* 
Wicklung  der  Gonsumtion  gemäss  namentlich  in  die  Tabak-  und 
Branntweinsteuer. 

Eine  Entvicklung,  worin  (jro*>sbritannicit  Da.uk  eigenartiger  Verhältnisüe  ain 
Weitesten  gehen  konnte  vnd  gegaiiiri  a  ist.  aber  welche  sich  in  geringerem  Grade  doch 
auch  iu  anderen  Ländern  zeigt:  Tabak  und  Branntwein  trctcii  immer  uichr  voran, 
dann  kommen  Bier,  Wein,  Katiee  oder  Theo,  Zucker,  in  dritter  Linie  einige  andere 
Golonialwaareii,  Sfldfirachle«  wera  neuerdings  mehrfach  Petroleum  getreten  ist«  wihrend 
anJorc  Artikel  in  der  inneren  Besti'iioninc:  des  Staats  seltener  pcworden  sind,  mitunter 
fehlen  und  jedenfalls  an  finanzieller  Ikdentung  zurückstehen  (auch  vcrhältuissmässie, 
gegen  die  frühere  Zeit),  so,  wo  sie  ttberhanpt  noch  besteaert  ▼erden,  Salz,  Mehl, 
Fleisch.  Nur  die  industriellen  und  neuester  Zeit  mehrfach  wieder  die  agrHrisrhen 
Schutzzölle  bilden  eine  wichtigere  Ausnahme  von  (lieser  Etifvricklungsrichtung  und 
bilden  auch  öftere  noch  —  oder  wieder,  wie  die  ugruriacheii,  besonders  die  (ietrcidc- 
zöUe  —  ein  erhelilirheres  Finanzobject.  Der  einmal  rorhandene  Erbebungs-  uud 
roiitr  lapparat  des  Zollwesens  hat  aber  auch  die  öfters  wahrgenommene  Uelegenheit 
gegeben,  besondere  Goosumtiouen  der  voblhabendercu  Claüscu  einer  luussteuerartigen 
Mesteoerung  zu  nnterverfen. 

Mehr  und  mehr  wird  der  Finanz-  nnd  der  Scbntzzoll  auf  den 
Einfuhrzoll  beschraiikt ,  hierbei  im  gewerblichen  Interesse  der 
fremde  Roh-  und  Hilfsstoff,  auch  wohl  das  Hiilhtahiikat  freigelassen, 
soweit  nicht  Interessen  der  inländischen  i'ioduction  sicli  dagegen 
stemmen.  Der  Durchfuhrzoll  ist  fast  allgemein,  der  Ausfuhr- 
zoll bis  auf  wenige,  jetzt  auch  sich  vermindernde  Fülle  (Zoll  auf 
nicht  beliebig  vermehrbare  Abiailproductc,  wie  die  Materialien  der 
Papierfabrikation ,  Producte  eines  gewisseu  Naturmonopols)  ver- 
sehwunden, mefartach  vollständig.  Die  wichtigsten  Ausnahmen  bilden 
in  letaterer  Hinsicht  nocb  sttdeaio]»l&isehe  und  tropische  Länder. 
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Im  Innereu  der  Länder  kounten,  den  modernen  wirtbschalt- 
Ucheu  liedürfniRRen  entsprechend,  die  meisten  der  chcnialig-en 
i^teucrcontrolen  und  Verkehrshemmimgen  fallen  und  die,  freilich 
mehrfach  sehr  verschärflten,  Controlen  (BranntweiD,  Zucker,  Tabak !) 
auf  eine  Terhältnissmässig  kleinere  Anzahl  von  Steuerpflichtigen 
(„Besteaemog  beim  ProdactiooBbetrieb'',  Monopoluining)  beBcbrttiikt 
werden. 

Eine  Ausnahme  ron  dieser  Entwicklung  marl  *  in  Stn-its-,  mehr  noch  im  Com- 
moualüteaerircäCD  nur  die  roritouunendc  Beibebaltuu^  des  bUidtischea  Accise-  od«r 
TkontefQereyBtaBS  (Oetrols,  tVuknidi,  Oesteireldi,  IMea  q.  L.  m.«  wfe  die  sicli 
mitontc  i  IM  h  findieiide  sonstige  Circulationsabgabe  (franjsMsolie  Weio^Mier); 

Ein  Hauptmangel  ist  im  Zoll-  wie  im  inneren  Steoerwesen  das 
vielfaohe  Fehlen  eines  richtigen  Qaalitiltsfiisses  derSteoer, 
wiederom  noch  sehr  aUgemeln  nnd  ans  denselben  Grttnden:  w^n 
der  zn  grossen  stenertechniscben  Sehwierigkeiten  eines  solchen 
Fasses»  ausserhalb  der  Honopolstenerform. 

Manche  speciell  technische  Verrolikomiutiungiu  liat  die  indirecte  Verkehrs- 
hcstc'ucrung  Übrigens  ebenfalls  durch  Fortschritte  der  Ttchnik  erfahren  (uv  rhanische 
Z&hiapparate ,  bei  Mehl-,  Malz*,  Babenicnckeistcuem ,  Saccharoineter,  Alcohoiometer 
II*  dfp» 

Im  Widerspruch  mit  der  sonstigen  wirflisohaftsrechtlichen  oad 
finanswirthschaftliehen  fintwieklnng  steht  die  Beibehaltiing  oder^ 
selbst  Nen^ftthmng  einiger  Regale  oder  Monopole  zu  Be- 

stenertingszwecken ,  wo  aber  eben  finanzielle  £rwägangen  den 

Ausschlag  geben. 

Tabakmonopol;  mehr&eli  noeli  Salimonopol ;  Pnlrer-,  ZOndbftkclieiimonopoi; 
neuen  Baitreblingen  auf  BranntweiamonopoL 

Die  mit  der  Entwicklung  von  Arbeitstheilung  und  Geldwirtii- 
sehaft  in  immer  grösserem  Ifaasse,  wiederum  ziemlieh  ttberaO  Tor 
sich  gehende  Verdrüognng  der  hauswirthschafUiehen  durch  die 
gewerbsmässige  Production  (Bier,  Branntwein)  hat  der  Einr 
bttrgening  gewisser  „indireeter'*  Verbrauchssteuern  ebenfaUs  Vor* 
Schub  geleistet,  wie  sie  auch  wieder  selbst  dadurch  begflnstigt 
worden  ist.  Das  machte  denn  auch  steuerteehnische  Fortschritte 
mehrfach  erst  miiglicb. 

Bei  den  iiiüeien,  an  <leii  1 'i uductionsbetrieb  sich  anHchliessen- 
den  Steuern  geht  wohl  das  btrcben  sichtbar  auf  Verbesöcrung 
der  Besteuerungsmethoden,  daher  namentlich  auf  Fabri- 
kat 8 1  e  u  c  r  statt  der  KohbtotT-,  der  Halbfabrikaihteuer  (Zucker,  Spi- 
ritus, Wein,  weniger  IVicr,  1'abak).  Aber  theils  steuerteehnische 
Schwier  ig  kc  i  tc  Betricbszersplitterung,  Contr(»lratihen ,  thcils 
auch  Volk swirthsc  haftliche  Concun  cnzrücksichten 
fassen  es  nicht  immer  zu  der  an  sich  richtigeren  Methode  kommen. 
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Die  taderen  find  «neh  ab  PrlBÜnmgeii  tedhaliolier  Forttdidtfft  oiid  d«r  Steneiv 
abwälzung  wohl  beliebt  (Frankreiclis  Debeigang  tat  Bftbentteiter  1884  «u  mIcIimi 
tirOudeal   Fin.  III,  §.  268,  272.) 

Von  direeteo  Gebraaohs-  und  Natznogssteaero  ist  die 
Wob DVDgs Steuer  als  Staats-  oder  Communalsteaer  öfters  zu 
finden,;  dann  Tielfaeh,  ebenfalls  als  die  eine  oder  andere,  die 
H  n  nd  eitener.  Eigentliche  directeLnxns  Stenern,  Aof  Bediente, 
Wa^,  nnd  einzelnes  Andere,  haben  sieh  ans  frtlherer  Zeit  mit- 
unter erhalten  (Gfoesbritannien)  oder  sind  yorQbergehend  (Nord- 
america)  oder  bleibend  (Frankreieb  n.  a.  L.)  nen  eingeführt  worden, 
ohne  indessen  eine  besondere  Bedeutung  zn  erlangen.  Bei  maneher 
principiellen  nnd  politiscben  Neiguug  dafUr  sind  sie  wegen  stmier- 
technischer  Schwierigkeiten  und  Bedenken  und  wegen  zu  geringer 
Eintiii^^iclikeit  doch  in  der  Praxis  wenig  beliebt  geworden. 

Gewerbliche  Licenzabgaben  haben  sich  in  Verbindung 
mit  indirecten  inneren  Verbrauchssteuern  und  mit  zu  Controlzwecken 
letzterer  mehrfach  behauptet  oder  neu  entwickelt  (Grossbritannien, 
Frankreich). 

In  der  C o  m  m  u  ii  a  1  besteuernng,  Bpeeiell  der  Städte  ,  sind 
besonders  aus  verkchrspolitischeu ,  mitunter  auch  aus  principieil 
steuerpolitiscben  Grilnden  —  Rücksichten  auf  die  unteren  Classen  — 
in  der  germanischen  Welt  eigene  indirecte  Verbrauchssteuern 
▼ielfacb  ganz  oder  grossentheils  beseitigt  worden.  Doch  finden 
sich  Neubildungen  in  Verbindung  mit  städtischen  Anstalten  (Gas 
n.  fl,  w.,  s.  0.  §.  65).  Zuschläge  zu  betreffenden  Staatssteuem 
(Bier)  kommen  dagegen  wohl  vor.  In  der  romanischen  Welt, 
Tor  Allem  in  Frankreieb,  Italien,  aber  auch  in  Oesterreieh  nnd  in 
geringem  Maasse  noch  in  deutschen  Ländern  besteben  indessen 
aueb  eigene  städtische  „Verzebrungssteuern"  (Oetrois, 
Aecisen) ,  in  den  älteren ,  nur  durch  die  neueren  Gommunications- 
nnd  BetriebsTerhäStnisse  etwas  modifieirten  Formen  (Tboroontrole). 

§.  2511.  —  2.    V  ulikitaisse  einzelner  Länder. 

Diesen  zar  allgemeineren  Cbaracterisimng  der  gegenwärtigen  Gebranchsbesteoerung 
dienenden  BoBerkangen  werden  hier  noch  ainifeHanpttbatsai  i  '  n  der  neaeren  Gestaltung 
and  de'?  trfg'enwlrtigren  Znstands  dieser  Besteaerang  in  einigen  Ländern  beigefügt,  wobei 
aber  wieder,  wie  in  den  analogen  Abschnitten  Uber  die  anderen  llauptsteuergroppea 
(§.  219,  SSO,  24S>  jedea  nihwe  Efaigeh«ii  mtorbleibi 

(Irossbritannien  nimmt  &nrh  hiw  linf!  immerhin  etwas  nj'irfr  Stt-lhirifr  ein. 
Es  hat  den  Schwerponct  seiner  Staatäbeüteueruog  zwar  nicht,  wie  andere  Stnateu,  im 
grOaenm  Maasee  «rat  im  19.  Jahi1nnid«rt  in  die  Verbnticlisbesleiierong  gelegt, 
sondern  die  Quote  dieser  von  der  Gesammtbesitt^uerung  sogar  otwas  vormindert  (Tin.  III. 
S.  234).  Aber  auch  div^m  Land  zieht  doch  auä  den  Verbraucbssteaern  den  grössten 
Theil  seiner  Steuerertrige.  Und  zwar  sind  es  nnr  4 — 5  Hanptartikel,  die  den  Hanpt- 
betrag  der  EinnahiDe  geben,  vor  Allem  Spiritnoisen,  Tabak,  Bier,  weiter  Thee,  dann 
WelB.  SfiiitniMwa  und  Bier  lind  fut  die  einagen  Artikel  der  inneiea  Verbnuiche- 
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stenor,  welche  ans  der  alten  Accise  rerblieben  sind,  Tabak,  Thee,  SpiritaoscD,  Wein 
die  bei  Weitem  wichtigsten  Zollartikel«  die  wenigen  anderen  Zollposten  (Kaffee,  Sod- 
frilchto,  Cacao.  Cichorie  und  ein  paar  weitere)  geben  nicht  riel.  Der  Zucker  ist 
neucrdiui;:»  auch  von  jedem  Zoll  befreit  (Stein,  5.  A.  II,  2,  263  nennt  ihn  immer 
noch  unter  den  Haoptsrtikeln  der  indirecteD  Verbranohssteaer).  SchatsEOUe  bestehen 
nicht  mehr.  So  hat  das  I.arul  die  *iigeutlichcii  >':ihrunp:smittel  von  Abfrabcn  hcfr-it, 
wichtige  Genussmittcl  hoch  besteuert.  (Innere  Biersteuer  als  Steuer  von  der  Bier- 
wQrze;  Branntwein  nach  den  Alcoholgrad,  Pabrikatstener;  Webusoll  ebenfiilb  nach  des 
Alcoholstärke ;  Tabakzoll  die  Form  der  Tabakbesteuerung  bei  Verbot  inl&ndischeo 
Tabakbaus.)  Daneben  ein  auch  ziemlich  einträgliches  System  von  Gewcrbel iccnz- 
abgaben.  Von  directen  (jebrauchs-  u.  dgl.  Stenern  erhebt  der  Staat  eine  Hunde-, 
Bedienten-,  Wagen-,  Wappen-,  Jagdschein-,  Schnsswafieusteuer.  (Ueber  Alles  vielerlei 
Einzelheiten  in  der  Darstellung  im  H.  Bande/i  —  In  der  britischen  (^ommnnal- 
bebteuerung  fehlen  eigentlich  iudirecte  Verbrauchsabgaben  fast  ganz;  doch  gehen  hie 
und  da  gebuhrenanige  woU  Etwas  mit  in  solche  ttber. 

Frankreich  ist,  nach  der  Beseitigung  der  inneren  indirccten  Verbrauchssteuern 
des  Staats  und  der  (icmoinden  wAhreod  der  ersten  Berolution,  schon  anter  dem 
Gonsnlat,  namentlich  aber  unter  Napoleon  L  zn  diesen  Stenern  zorackgekehrt  ond  hat 
sie  seitdem  beibehalten,  ja  bei  seinen  Finanzbcdiirfnissen  stark  entwickelt,  auch  aus- 
gedehnt So  bezieht  auch  der  französische  Staat,  trotz  der  ebenfalls  grossen  Knt- 
wicklung  der  directen  Steuern  und  namentlich  der  Verkehrssteuern,  aus  Zöllen  und 
inneren  Verbrauchssteuern  erheblich  über  di  '  llalite  m  ines  Steuercrtrai,'s  (I'in.  III. 
S.  'M4,  tun).  Drei  Monnpole  (vor  Allem  Tabak,  dann  Pulver  utid  Züiidliöl/.(  lien\ 
die  ausserordentlich  entwickelte  innere  Ucträukebestouerung  (Branntwein.  Wein, 
Obstwein,  Biet),  die  Rttbensuekersteuer,  eine  Anzahl  von  kleineren  Veibranelis- 
Stenern .  meist  erst  nacli  dem  letzten  Kriege  aufgelegt,  zum  Theil  aber  bereits  wieder 
beseitigt,  dann  gewerbliche  Licenzabgabeu,  meist  im  Anschloss  au  die  Ge- 
trinkebestenerung,  cndUcb  ancli  Dodi  eine,  indessiui  TerltSltnisBiiiiasigr  nicht  allrahobe. 
innere  Salzstoner  bilden  zusammen  das  auaserordentlich  schwere  innere  Verbrauchs- 
steuersystcm.  Neben  diesem  ist  aber  auch  der  Zoll,  jetzt  nur  noch  Einfuhrzoll, 
mit  Schillfahrts-  iind  .inderen  Nebenabgaben  eine  sehr  crtrag^reiclie,  seit  dem  Kriege 
von  1870  bedeutend  ergiebiger  gemachte  Einnalimo(|ue,lle.  Im  Zoll  sind  die  Finanz- 
zrdle  zwar  der  wichtigste  Theil  (besonders  Kafi'ec,  Zucker.  Petroleum,  jetzt  auch  Wein, 
Gacao),  aber  doch  auch  die  industriellen,  neuerdings  wieder  die  agrarischen  Schutz- 
zölle, femer  der  SteinkoblenzoU  wichtige  Finanzobjecte.  Die  sehr  complleirte  Getiink»- 
besteuerung  setzt  sich  bei  den  einzelnen  Gctrrmken  und  spcciell  bei  Wein  aus  ver- 
schiedenen Abgaben  zusammen,  damnter  auch  noch  die  Form  der  „Eingajigsabgabe" 
in  Stidten;  bei  Branntwein  F^brikatstener.  Die  in  ihrer  Besteneningsmeth^e  mchr> 
fach  veränderte  Zuckersteuer  ist  jetzt  in  die  Bohstoflktener  von  der  Bube  hintlbergefahrt 
worden.  —  Directe  Gebrauchs-  und  Luxussteuern  erh-lit  der  Staat  von  Watren 
und  Pfertlen.  Billards,  Clubs  u.  dgl.,  Spielkarten,  Jagdscheinen.  —  Die  hier  aul- 
geführte französische  Staatsbesteaerung  ist  die  gnisartigste  unter  den  bestehenden  und 
auch  für  die  Theorie  wohl  gegenwärtig  interessanteste.  In  der  eingehenden  Darstellung 
im  dritten  Bande  (S.  597 — 882)  auch  vielerlei  technisches,  administratives,  statistisches 
Detail.  —  Die  franzflsiscbe  Gommanalbestenernnf ,  besonders  der  Btidte,  besitK 
in  dem  noch  während  der  ersten  Revolution  wieder  hergestellten  Octroi  ein  sehr 
ergiebiges,  ausgedehntes  Verbrauchssteuersystem  in  etwas  modernisirter  Form,  aber 
doch  noch  sehr  dem  alten  Thorstenerwesen  gleichend  (Fin.  lU,  S.  884—914).  Die 
Hundesteuer  ist  in  Frankreich  ebenfalls  Gomminalsteiier;  anch  an  den  Jagdsdiein- 
abgaben  haben  die  (lemeindi-n  Antheil. 

Belgien  hat  ausser  tien  KnituhrzöUea  innere  Verbrauchssteuern  aui  Jiranntwein, 
Bier,  Earig,  Znckcr,  Tabak,  auch  noch  besonders  anf  fremden  Wein.  Die  ehemaligen 
Communaloctrois  sind  aufgehoben  worden  und  dafür  den  Gemeinden  ein  be- 
stimmter Antlieil  an  den  inneren  Verbrauchssteuern,  am  Zoll  ^ausserdem  au  den  Post- 
einnahmen) eingerftnmt  wordra.  (S.  ttber  diese  Haassnahme  Reitsenstein  in 
Gonnd's  Jahrbuchern,  FS.  43,  52.) 

In  den  Niederlanden  ist  die  innere  Verbraucbsbcsteuerung  des  Staats  (Accise) 
eine  Haupteinnahmequelle ,  iMSonders  die  Branntweinsteuer,  danel>en  rind  aber  noch 
verschiedene  weitere,  auch  nothwendigere  (Salz,  Fleisch,  Seife)  und  einige  andere 
Artikel  ^Zucker,  Wein,  Bier,  £ssig)  der  Staatsacdse  nnterwoifen.   Auch  eine  Lotlecie 
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hat  Hoikiiii  uoch.  Der  ZoUcrtragist  bei  angewölmlich  niodrigeu  FifluuzöUea  rerhälüiü»- 
mAmg  gerinf  in  diesem  Huddesttuito.  Die  Gemeiodeacdsen  aliid  «ich  hier  aufge- 
hoben worden,  unter  Ersetzung  du  ich  directe  Steuern.  (S.  v.  Reitzciisteina.a.0.  B.52.) 

Die  Schweiz  hat  ihn»  hauptsächlichste  Buodeseiaüahme  iu  üireiu  ueaer- 
diuj^s  ftoeh  ei^iebiger  gemachten  Zeßveseo.  Jüngst  bat  de  aber  aoeh  ein  Brannt- 
wcinmoDopol  einge^hrt,  dessen  Reinerträge  jedoch  den  Cantonen  nach  deren 
Volkszahl  znfiicsscn  und  (ielegeoheit  geben,  mit  cantonalen  indirecten  äteaern  (Ohm- 
geid  u.  8.  w.J  aufzuräumen. 

Italien  bat  ausser  dem  erK:iebigen  Zoll  zwei  eiatrSgJiche  Monopole  (Tabak, 
Salz),  femer  noch  ein  System  aUgeun  itipr  innerer  Yerzehrungsaiteuern  in  der  Form  des 
Commanaloctroiä  auch  für  den  Staat,  wodurch  namentlich  der  Wein  (aucli  Fleisch 
u.  B.  m.)  belastet  wird;  weiter  eine  Reibe  von  besonderen  inneren  Fabrikations-  and 
Verbrauchssteuern  (Spirituosen,  Bier.  Zucker,  kohlensaures  Wasser,  Pulv.jr).  Eine  in 
der  Finanznoth  während  der  Ausbildung  zum  Einheitsstaat  eingeführte  schwere  Mahl- 
Btener  kminte  bereits  wieder  angehoben  werden,  liefert  aber  ein  gntM  Beispiel,  wie 
auch  neuerJinss  trotz  der  principielleD  nedenken  oine  derartige  Steuer  mitunter  nicht 
vermieden  wird  und  —  mit  Recht  nicht,  ein  Beleg  für  unsere  Auffassung  der  finanz- 
politischen Steuerprincipieu;  in  Italien  auch  ein  gutes  Zeichen  staatamännischer  Ein- 
sicht und  von  hohem  Pattiotismus.  Ein  erbeblichea  Finanzobjcct  ist  immer  noch 
die  (Zahlen-) Lotterie.  —  In  den  Gemeinden  bildet  die  Verzehrongssteaer  in 
Octroitorm  ebenfalls  noch  eine  hauptsächliche  i^mnaumc^Utillc. 

In  0  ebterreich-Ungarn  ist,  wie  in  einem  Bundesstaate,  der  ZoUertng^- 
unhme  des  üesammtstaat.s ,  mit  'iinirrt  'll  :.rer  Verwendung  zur  Deckung"  des  gemein- 
samen Uauabaltdtats.  Gleiches  gUc  von  dem  durch  das  Kciegaministerium  verwalteten 
Ftilrerregal.  Die  anderen  indlreeten  Verbraocbssteiieni,  dnechUeseliefc  der  Uonopole, 
sind  seit  ISfJS  wieder  besondere  Einkünfte  der  beiden  Keichshälften.  In  West- 
Oesteziöich  gehören  dabin  die  beiden  Monopole  von  Tabak  und  Salz,  dann  diu 
sogimannte  staatliche  Verzehrungssteaer.  welche  ab  aelbstbidige  Stenern  Im  Aaschltum 
an  den  Prodnctionsbetrieb  die  Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuer,  zum  Theil  auch  die 
Fleiscbstcucr  iiinfasöt,  ausserdem  aber  in  der  Porm  der  Thorsteuercontrole  iu  einigen 
grös.->eren  sogenannten  ,. f^eschlosbcnen" ,  d.  h.  mit  Vcrzchruugssteuerlinien  umgebenen 
Städten  Wein,  Vieh.  Fleisch»  Brotfru*  litc,  Mehl,  Reis.  Gemüse  und  andere 
landwirthsrhafUiche  Producte,  Brenn-  und  Helcuebtunic^stoffe  und  einige»  Andere  und 
auch  auf  dem  platten  Laude  und  in  „oileneu"  Städten  mittelst  besonderen  Vorfahrens 
Bier,  Wein,  Most,  SpiritnMen,  Schlacht-  und  StechTleh  trISt  Die  Bierstener  in  Form 
der  Rierwtlrzstener,  die  Zucker-  und  Branntweinsteuer  in  Formen,  w  !  mehrfach 
verändert  worden  sind,  jetzt  bei  der  Branntweinsteuer  vornemlich  babriJiatbesteaerung, 
bei  der  Zackerbestencrung  ebenfiilb  (MTerbranchsabgabe"),  nach  Hermen,  welche  den 
neuesten  deutschen  ähnlich  sind;  bei  beiden  letztgenannten  Steuern  ist  auch  nähere  Be- 
ziehung der  österreichischen  und  ungarischen  Gesetzgebung  und  Steuereinrichtung  zu 
einander  wieder  eingetreten.  Ausserdem  hat  auch  Oesterreich  sein  (Zahlen-) Lotto 
noch.  • —  In  gewissen  Gemeinden  sind  die  Yerzebrungssteuern,  so  die  in  den 
grö9i«oren  „goscblossenen"  Ort'n  erhobenen,  auch  Gemeindesteuern.  —  In  Ungarn 
im  Ganzen  doch  ahiilicbe  Gcätaituug  dieser  Besteuerung.  —  Diese  Suatea  zeigua, 
gleich  Italien,  wie  dringender  Finanzbedarf  und  geringerer  Wohlstand,  welcher  letztere 
die  Consumtion  von  Reiz-  und  Geuussmitteln  des  Oolonialwaareuzweigs  (ausser 
Tabalilj  in  der  Masse  der  Bevölkerung  noch  niedriger  hält,  nöthigen,  an  bedenklichen 
YorbraiNliBBteDem,  so  denen  anf  wichtige  Lebensmittel  in  höheren  Sitzen  länger  fest- 
Ztthalteu.  als  anderswo. 

InRussland  liegt  der  Sohwerpunct  der  gesammten  Staats besteueruug  durchaus 
in  den  indlreeten  Stenern,  Zöllen  nnd  inneren  Yerbraiichssteoertt  und  bei  letzteren 
vor  Allem  in  der  ungemein  einträglichen  Getränke-,  namentlich  der  schweren  Brannt- 
w  «in Steuer  (Fabrikatsteiler),  welche  trotz  gern utluuaasster,  immer  noch  nicht  genügend 
bewältigter  ünterschleile  al»  der  wahre  Träger  des  russischen  Staatshaushalts  erscheint. 
Ausserdem  eine  anch  durch  die  eigentliUmlicho  Besteuerungsmetitode  l)efflerkenswerthe 
T.'ibak.stcuer,  Rübenzucker-,  MiueralAl - ,  Zündhölzchenstetier.  An  Muuopolisimnf  des 
Tabaks  ist  gedacht  worden,  aber  sie  ist  bisher  nicht  zu  Stande  gekuinmcn. 

Auch  in  den  Abrigen  eoroplinchen  ansserdentschen  Staaten  sind  die  Zolle,  die 
Getränkesteuern,  besonders  von  Branntwein,  die  Zuckcrstener ,  die  Tabaksteuer,  nach 
als  Monopol  ^Spanien,  Knminiei«)  überall  der  Uaupttheil  duc  Staatseinkünfte. 
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Auch  ausserhAlb  Europas,  in  den  Colonien  and  Colonialstaaten  der 
EiiTopier  und  in  selbstlndif  en  Suats^ebllden  (Aalen)  findet  rieh  im  Oannn 

docli  eine  ähnliche  Gestaltung.  Der  Schwcrpanct  liegt  hier,  besonders  in  Colonien  and 
Colonialstaaten,  in  den  Einfuhrzöllen,  unter  denen  diejenij^  auf  Fabrikate  und 
KJbfiibrikate ,  in  scbutzzöllncriscber  Tendenz,  wie  in  den  Vereiniften  Statten 
?on  Kordaoierica,  nber  auch  unnbbingif  davon,  als  «rirkliche  reine  FinanzzOUe,  hier 
besonders  wichtig-  zu  sein  pflegen,  mehr  als  in  Europa  bei  (i'-ssf^n  entwickelter  Industrie. 
Daneben  sind  auch  mehrüu^h  die  Au sluhr Zölle  auf  ätapelproducte  iu  diesen 
L&ndem  (BrufÜMi  u.  a.  m.,  Cblnn)  noch  rerhtitnissm&ssig  wiobUf.  Die  Ver- 
einigten Staaten  haben  aber  aus  der  Periode  des  Bürgerkriege,  .%Ile  Arten 
Steuern  rasch  ungemein  stark  entwickelt  worden,  noch  einige  erhebliche  innere  indirecte 
Yerbnnchssteiieni,  bernndeis  auf  Tabak  (in  benerkeBsireith  ausgebildeter  Fabrikat- 
stcuerform,  mit  ganz  ausserorclen'.li  h  n  Controlen  und  StrafbeslimmunKenl,  Spirituosen, 
Bier  (in  ebenfalls  eigcntbumlicher  Weise  besteuert)  beibehalten.  In  den  einzelnen 
Staaten  kommen  u.  A.  Schank-  und  Ähnliche  Licenzabgaben  vielfach  ror.  ^ 
In  asiatischen  Ländern  (Britisch-  und  Holländisch- Indien,  China)  sind  an  inneren 
Verbrauchssteuern  Salz-  und  Opium  steuern  (Salzmonopol  in  Indien)  herTorz'!heb''n. 
Japan  enrop&isirt  sich  auch  auf  dem  Finanz-  und  Steuergebiet  immer  mehr,  auch  in 
Bebeff  der  inneren  Getränkesteuern. 

In  Deutschland  ist  die  Entwicklung  der  Zölle  und  inneren  Verbranchssteaem 
nnter  der  politischen  ZerspUtterong  lange  gehemmt  gewesen  and  roraemlicb  mit  ans 
dieser,  wie  li^cb  aoeh  ans  der  gllnstigercn  gesammten  Finandafe,  bei  ftüdMideii  «der 
iieringen  unproductivcn  Staatsschuldon,  starkem  älteren  und  neueren  (Eisenbahnen!) 
rentablen  StaatsrermOgen,  erklärt  sich  die  verbältnissmässig  immer  noch  im  Vergleich 
mit  den  meisten  (ihrigen  europäischen  Liindern  geringere,  namentlich  auch  in  den 
Erträgen  noch  zurückgebliebene  Ausbildung  diCv^^cr  Steuern  bei  uns.  Aber  immerhin 
sind  seit  der  Bildung  des  Zollvereins,  dann  des  Norddeutschen  Bonda  und 
des  Deutschen  Keichii  ausserordentliche  Fortächritte  zu  verzeichnen. 

Mit  der  Errichtung  des  Zollvereins  wurde  das  Zollwesea  naeb  der  Seite  der 
Fii:n:;7  wie  der  Schutzzölle  nnificirt,  die  Rül*  n/. nckersteuertrat  dann  hinzu. 
Die  betreffenden  Einkaufte,  welche  frUbor  wesentlich  nach  der  Kopfzahl  auf  die 
Einzelstaaten  reitiieilt  worden,  gingen  naeb  186S  nnd  1871  auf  den  Bund,  bei.  das 
Reich  tlber.  Zu  ihnen  traten  die  früher  nur  im  Einzelstaate  (Preussen)  bestandene 
innere  Tabaksteuer  und  die  Salz  Steuer  als  Keichssteuern ,  letztere  aus  den  einzel- 
Htaatlichen  Monopolen  verschiedener  Art  iu  eine  einheitliche,  an  den  Productions- 
l)ctrieb  sich  anschliessende  Verbraucbastener  umgebildet.  Die  Branntwein-  und 
die  Bier- (Braumalz)!>tciTer  worden  dagegen  nur  in  V'^rddeutschland  völlig  uniOcirt, 
die  drei  süddeutschen  Staaten.  Baiem,  Wiirtemberg,  liaden,  und  in  der  Biersteuer  auch 
Jäsaas-Lotbringen  behielten  ihre  Landessteoem.  Dorcb  AosUIdung  dea  ZoOtarlfis  (1879% 
Erhöhung  einiger  Zollsätze  (besonders  Tabak),  Entwicklnng  neuer  agrarisch  r  Schutz- 
zölle, beiionders  von  Getreide,  Vieh,  iat  der  Zollertrag  in  neuester  Zeit  erheblich  ge- 
steigert Vörden.  Die  flnanzidl  ergiebigsten  Artikel  sind  jetzt  Kaffse,  Tabak,  Petrotenoi, 
Wein,  anderseits  Getreide,  daneben  Südfrüchte,  Reis,  Ileringe,  Gewllrze,  wie  ferner 
Bau-  nnd  Nutzholz.  Vieh  n.  s.  w.  Durcli  endliche  Aufnahme  von  Hamburg- Altona 
und  Bremen  i^t  die  Ausdehnung  de»  Zollgebiet^)  auf  da.s  Reichsgebiet  nunmehr  im 
Wesentlichen  vollzogen;  das  entere  nsufasat  aber  noch  Luxemburg.  Die  Pläne  toi 
Taliak-  und  Branntweinmonopolen  haben  sich  bisher  nicht  durchführen  lassen. 
Aber  wenigstens  gelang  die  Umwandlung  der  Tabak -Flichensteaer,  die  von  Preussen 
her  flberooinmen  war,  in  eine  Gewichtsstener  des  Bohtabaks,  und  die  Uinbildn&f  der 
älteren,  elMniUls  nach  preussischem  Muster  eingerichteten  Branntwein -Maischraum- 
steuer in  der  Hauptsache  in  eine  wirkliche  Verbrauchs' Fabrikatsteuer,  welche 
immetbin  erheUIch  eintriglicber,  als  die  firQbere,  geworden  nnd  nunmehr  aneb  auf 
Saddeutschland  ausgedehnt  ist,  so  dass  nur  die  Biersteuer  dort  noch  Landosstener 
blieb.  Die  Rü  ben  ^nckersteuer  ist  in  «b^r  Form  der  Rohstoffstencr  cingericbtet  «ge- 
wesen und  dioÄC  Fuim  hat  wohl  zu  der  mächtigen  Entwicklung  der  I{abeQ2uckeriiidia.->ine 
mit  beigetragen.  Aber  die  unpassende  Regelung  der  Ansfuhrvergütungen ,  welche 
letztere  in  Ausfuhrprrtmien  ausarteten ,  hat  auch  hier  zu  einer  Steuerreform  mit  den 
Aniass  gegeben,  welche  vorliiuhg  in  der  Verbindung  einer  Verbraachs-Fabrikat» 
stener  mit  der  in  ermlasigten  Betrage  noch  verbliebenen  Sdbeosteaer  ihren«  lidMr 
aber  noch  nicht  endpltigen  Abechloss  fefnnden  hat    Auch  die  Tabak-  nd  die 
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Brftiintwoliiiteiier  mfiaseD  jeden&Ils  noch  «riiebUcli  eintrigUoher  fenaebt  werden, 
woza  »ich,  zumal  bei  der  ersteren,  immer  wieder  die  Monopolform  da  die  zweck- 

mässisTSte  erweisen  wird,  wenngleidi  die  Schwierigkeiten  der  ersten  EinfOhrang  eines 
solchen  Monopols  gegenüber  einer  i^roätiartigen  freien  Cultur,  Industrie  und  Handel 
und  die  daraus  herrorgehendea  BedaniMn  nicht  unbeachtet  bleiben  kOnnen.  AoMer» 
dem  wird  die  Unification  der  Bicrsteaer  im  Reiche,  vielleic^it  unter  Annahme  der 
bew&hrteo,  wenn  auch  an  sich  nicht  rationclläteu  baierisch-wurtemUergischea  Form, 
Statt  der  Mdierfgen  ICdsehstener  70m  Schrot,  zu  erstreben  und  dabei  auch  schon  zor 
Ausplcirhuncr  mit  Branntwein  und  Kaffee,  ein  erheblich  holu  r  r  Ertrag  als  der  bis- 
herige norddeutsche,  abzugewinnen  sein:  ohne  entocheideude  Bedenken  filr  Gonsnn, 
Fieis,  Qoalitit,  wie  gende  Baiem  Mkt  ^  Dm  Bk«h  Mdt  «iidKeli  im  oniliGiitaD 
und  aus  den  einzelbtaatlichen  nnigeiduedeiiflB  SpielknrteBitenipel  fline  eigene  Ge- 
brauchs- and  Qennassteuer. 

Die  zolle  und  die  genannten  inneren  Verbrauchssteuern  sind  die  Haupteinnahme 
dee  Beichalinnshaltes.  Ihre  Verwaltung  und  Erhebung  ist,  unter  Reichscontrole.  in- 
dessen eih^el^taatli'-h  verblieben,  unter  Fe^bcfinng-  bestimmter  Normen  für  die  Be- 
rechnung der  Erhcbung&liosteu,  wobei  den  Kinzelfitaaten  bei  gewöhnlich  etwas  niedrigerer 
wirklicher  Ausgabe  für  diese  Kosten  kleine  DebenchOsse  verbleiben.  Der  Nettoertrag 
tiv<  il^n  Zßllcn.  der  Tabak-  und  Branntweinsteuer  (dsgl.  Jer  K-i rhsstetniiülnhiraben) 
bildet  auch  nur  bis  zum  Betrage  von  lüO  MiU.  M.  eine  uumiuelbare  reichärerla&buugs- 
mlHige  TMnnahme  dee  Beiehe.  Was  dartber  hinaus  geht,  flleast  den  Oliedenrtaaten 
nach  rl' Ten  Volkszahl  zu,  wofür  dioje  aber  nach  demselben  Maas&sfab  sogenannte 
^Matricuiarbeitiige''  an  das  Reich  zu  leisten  haben.  Indessen  lioft  dies  im  £tiect 
doch  nur  auf  Verreduivngsoperationen  binaw.  ^mtiicblieh  werden  die  Reichs- 
ausgaben  doch  aus  den  genannten  Zoll-  und  Steuerertrigen  und  den  tibrigen  Reichs- 
steueni  grössteFitbeüs  !r»'flerkt.  Die  n*^uerc  Entwicklung  der  Erträge  hat  es  zu  Wege 
gebracht,  dass  jcUi  dm  Eiü/.eLu4^ieu  mehr  von  diesen  Einkilnften  fUr  sich  behalten 
kOnnen,  als  sie  an  Matricnlarbeitiigett  leisiea.  Insoweit  bildet  das  unificirte 
Reichszoll-  und  Verbrauchssteuersystem  auch  eine  wohl  immer  wichtiger 
werdende  Hilfsquelle  der  Finanzen  der  Gliedeistaaten ;  eine  auch  principiell  beachtens- 
wertbe  stenerpoKtische  und  steuolechnisebe  EntwicUiuig,  welche»  wie  in  anderen 
modernen  Staaten  dp-niif  hinausläuft,  da--  nir^it  nur  die  wesentlich  dem  Rechts-  und 
Maohtzweck  dienenden  Reiclisaaiwaben,  sondern  auch  ein  Tbeil  der  zu  diesem,  mehr 
aber  lech  znm  Gidtiir-  und  Weblfahrtzweck  gehörenden  Ausgaben  dieser  OUedenrtaaten 
durch  die  „indirecte  Besteuerung",  und  zwar  des  Reichs,  bestritten  «'erden.  In  den 
einzelnen  Staaten  kommt  das  nicht  ganz  gleichm&ssig  zur  Ueitaog,  weil  in  den  Ab- 
rechnungen zwischen  dem  Reich  und  diesen  Staaten  nicht  alle  Ausgaben  gleichm&ssig 
auf  alle  Staaten  repartirt  werden,  namentlich  aber,  weil  Baiem  und  WQrteinberg  nicht 
an  den  Ceberschüssen  der  Post  nnfJ  Telegraphie  de.s  Reichs  und  beide  sowie  Baden 
und  EUta^ss  -  Lothringen  anch  nicht  an  der  Biersteuer  (wio  bis  vor  Kurzem  diu  drei 
ersteren  nicht  an  der  Branntweinstenw)  des  Reichs  Tbeil  nehmen.  Dafür  haben  sie 
entsprechend  mehr  Matricularbciträgc  zn  tragen,  beziehen  aber  anderseits  ihre  eigenen 
Einnahmen  aus  der  Bierstener,  bez.  auch  aus  Post  und  Telegraphier 

Durch  dieae  Entwiddnng  des  SdehasoU-  und  Stett«rweseiis  ist  der  IbrapttheÜ 
der  betreffenden  Si-  o-  ru  ilrmnach  aus  den  Finanzen  der  Einzelstaalen  austreschieden. 
Die  eigene  indirecte  Vcrbrauchsbesteuorung  dieser  Staaten  ist,  abgesebcti  von  der 
sllddentschea  Bierstener,  zu  keiner  finanziell  sehr  erheblichen  Bedeutung  gelangt  In 
die  endgiltigcn  Nenordnnngen  des  preussischen  Steuersystems  nach  der  französischen 
Kriegszeit  waren  zwar,  ausser  den  später  zu  Reichssteuern  gewordenen,  einige  in- 
directe innere  Steuern  ilbergegangeii,  namentlich  eine  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
in  den  grosseren  Stfidten,  dann  eine  Weinstener.  Letztere  (eine  Prodactionssteucr 
mit  Qualitätsfusü)  wurde  jedoch  schon  1S05,  bei  Gelegenheit  der  Kruiüssigung  der 
WeinzOUe,  die  beiden  anderen  wurden  lSi3,  in  Verbindung  mit  der  Einführung  der 
dassanstevem  in  diesen  SStidten,  aushoben.  Dagegen  bat  Prenssw  eine  (Gisssen-) 
Lotterie  ni-lt  nur  beibehalten,  sondern  jUntrst  noch  um  das  Doppelte  ausgedehnt.  — 
In  den  Gemeinden  ist  die  Mahlsteaer  unbedingt  gefallen,  die  SciUachtsteuer  darf 
bedingt  beibehalten  werden,  was  aber  nsr  in  einigen  ^Idten  geschehen  ist  Znsehllgo 
zur  Reichs -Brau Steuer  auf  'I  rncinderechnung  kommen  anderseits  vor.  Etwas  um- 
fassendere Thorsteuern  der  Gemeinden  (Städte)  finden  sich  sonst  wesentlich  nur 
noch  in  den  neuen  Provinzen.    In  der  Hauptsache  beruht  daher  der  preusaischu 
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Staats-  uiul  <jt;ui>  iiidehaushalt  auf  dir«ct6D,  b«.  t-rstercr  mit  auf  Yerkehrssteaem 
iuhI  den  Anüiciion  an  den  indiroctcn  Keichssteucrn.  Allgemein  findet  sich  ausserdem 
in  den  (iemeinden  von  directen  tiebrauchssteucra  die  üande^eaer  und  in  eiazclacu 
Orten  (Beriin)  die  Wohiiiitifs>  oder  Hietbstener.  Die  Ja; dscheinal^beB 
llieMen  in  die  Krci^casse. 

Im  KOnigreicb  Sachsoa  inL  nachdem  dne  eigene  Weiosteaer  zugleich  mit  der 
premrischen  beseitigt  worden,  eis  eigene  StMtuteoer  nodi  dne  Seblnchtstener 
verblieben.    Eine  solche,  wie  auch  eine  Wein-  uml  eine  Handesteuer  neben  der 
uifTcncn  Kiorsteucr  findet  sich  auch  noch  in  Baden;  in  Hessen  bestehen  gleich- 
falls letztere  beiden  Steuern  noch  (hier  auch  noch  eine  nach  einem  dem  zur  Hande- 
Steuer  iihnlichcn  Verfahren  eingerichtete  —  Nachtigillensteuerl).    Bai  er  n  hat  in 
seiner  höchst  einträglichen  nach  der  Uohstoffbesteuenin^- Methode  des  Malzauf- 
schlags eingerichteten  Biersteuer  noch  uiii  bt^ouders  wichtiges  finanzielles Beserrat- 
recht,  ebenso  Wurtcuibcrg.    In  beiden  Staaten  ist  die  Hundesteuer  auch  eine 
Staatssteucr.    In  Wn  rtc  in  borg  bildet  dio  Biersteuer  ein  Glied  der  soc'-niniiten 
„Wirthschaftsabgabcu"  des  Staats,  welche  ausserdem  eine  beim  Schenkwirth  erhobene 
Veineteoer,  efoe  Bnuuitvein-VerliMi&abgabe  (Art  Lieeunbgnbe)  nnd  einige  andere 
nonce-s>ionNgc!di T  umfassen.   Lotte  rieen  (Classen -T.otterie'l  bestehen  noch  im  Kuiiig- 
reich  Sachsen,  Braunschweig,  Uambuig,  Mecklenburg-Schwerin,  in 
den  Gemeinden  der  sQddentschem  Analen,  namentlich  Baierns,  finden  aicb  einige 
Verbrauchssteuern  noch  in  grösserem  Betrage,  besonders  Zuschläge  zur  Biersteacr. 
aber  auch  filr  Fleisch  und  einzelnes  Andere  (so  Gas,  Wtlrfemberg\  Ltixu  ssteaoraTtig 
sind  die  in  Duutschland   mehrfach  vorkommenden  Abgaben   vou  üüentlichcn  \  er- 
gnügungcn  (auch  in  Hamburg,  desgleichen  in  preussiscbeu  Gemeinden).    Unter  den 
mancherlei  gebtlhrenartifren  Ah^nbcn  und  den  Einnnl  mcn  von  Commnnalanstalten  vGas, 
Viehhöfe,  Marktballen  u.  s.  w.)  sind  wenigstens  AusiUzti  zu  neuen  indirecten  Yerbraudur- 
stenem  als  st&dtisoher  Oemeindeatetteni  Tielfitcb  wahimaelunen,  aadi  ia  Preoasen,  wn 
die  nesetzp:ei)nnj?  sonst  die.sor  Steuerait  in  den  Gemeinden  bisher  wenig  mehr  geneigt 
geblieben  war  (rgl.  oben  65). 

In  ElsasB-Lotbringen  ist  die  fransAsisohe  indirecte  Verbraaehsbesteiaasag 
grosscnthcils  durch  die  de.utsche  Rcichsbestenernng  ersetzt  worden  (Tabak.  Zucker, 
Branntwein,  Salz,  wie  ferner  natürlich  der  Zoll).  Geblieben  sind  als  Land  es  steuern 
die  Biorsteuer  und  das  (ietränkcsteuersystem  namentlich  für  Wein,  doch  hat  diese 
Weinbesteuerung  Veränderungen,  VereinfMhnngen  und  Erkdcbtenmgen  erfehvea.  In 
den  Gemeinden  blieb  das  Octroi. 

Directc  Lux  ussteuorn  des  Staats  wie  der  Gemeinden  tiind  sonst  wohl  mitunter 
in  Deutsehland  anch  nenerdinga  angeregt,  aber  darch  die  Qesedgebong  nicht  vieder 
eing-eführt  worden.  Sie  würden  unter  deutschen  Verh.lltnisscn  atich  wenig-  ergicbicr. 
dagegen  wegen  der  Veraniagungsart  und  Ck>otrole  nach  deutscher  Auffassung  besonde» 
nnbeliebt  nnd  lästig  ^ein.  Bei  der  tbeila  als  Staats-,  theils  ab  Oemeindesteoer  ver* 
breiteten  Hundesteuer  knmmen  doch  andere  fjesirhtspuiKte ,  stnit'ire  insbe-;.ondere, 
mehr  in  Betracht  Die  Jagd  schein  abgaben  liessen  aich  wohl  am  Ersten  in  lazo»> 
steuerlicher  Tendenz  ergiebiger  machen. 

In  der  hi.  r  nicht  weiter  rerfolgten  Bestenening  der  Qbrigen  deutschen  Staaten, 
daher  besonders  der  Kleinstaaten,  findet  sich  noch  diese  und  jene  Besonderheit,  aber 
im  Ganzen  doch  eine  ähnliche  üe!>tHltung  wie  in  dcu  Mittel^taaten  und  Prcussen. 

Es  bleibt  immer  bemeikenswerth .  d:is.s  sich  so  die  deutsche  Besteuerung  trotz 
ibrer  immer  noch  grossen  particiilaristischen  Zersplitterung  in  Objecten  nnd  Methoden 
degenigen  des  Übrigen  Europa  mehr  und  mehr  genähert  hat.  Ein  Haaptontersdiied 
bleibt  das  Fehlen  Ton  Monopolen,  die  nnbedentende  Wein  bestenening,  ausser 
durch  den  Zoll,  die  sich  freilich  mit  ans  der  beschränkten  Weinproduction  erkl&rt,  die 
immer  noch  verglichen  mit  den  wichtigeren  anderen  Lindem  meist  viel  niedrigeren 
Zoils&txe  der  Finanzzollartikof  nnd  Stenersitze  der  inneren  Stenern 
(Kaffee.  Petroleum.  Bier,  Branntwein,  Tabak,  Zucker),  endlich  rerglichen  mit  den 
romanischen  I.ändeni  nnd  fteHterreich  die  viel  ireriugere  com  m unale  Verbrauchs- 
bestcueruhg.  Dan  verdanken  wir  trotz  des  Militareiats,  wie  schon  bemerkt,  den  geringen 
Schulden,  der  vohUeilen  Qrilrervaltnng,  dem  grossen  reninUen  Stanttbealtz. 
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6.  Abschnitt 

III.  Die  Gebmuchsbesteaeinugr  oder  die  vorneuitieb  sogeiianute  iudirect« 

BesteueruDf. 

B.  ICritisehe  Prilftuiflr. 

§.  360.  £inl6itang.  Eine  so  allgemeine  geschichtliche  Er- 
•eheinong  wie  die  Entwicklung,  die  grosse  Ansdehnang  aod  der 
allen  Angriffen  trotzende  Bestand  der  Yerhraoohsbesteaerang  hei 
den  CnltuTdlkem  rnnss  tiefe  Innere  im  Volksleben  mbende  Qrttnde 
haben,  welche  dnrch  eine  bloss  negative,  die  Bedenken  gegen  diese 
Besteuerung,  wennschon  ganz  richtig,  aufdeckende  Kritik  noch 
nicht  widerlegt  und  oft  eigentlich  kaum  berfihrt  werden.  Denn 
man  kann  die  Richtigkeit  der  Kritik  zugehen  und  doch  an  der 
Verbraachsbesteaerung  festhalten  —  aus  dem  Ausschlai?  ^ehendcu 
practischen  Grunde,  daei  sie  das  Ziel  aller  ßesteueniDg,  die  Deckung 
dos  1  inanzbcdarfs,  am  Sichersten  und  doch  immer  noch  verhält- 
nisRmässig  am  Leichtesten  erreicht.  An  dieser  Behauptung  der 
Anliiiiiger  der  Verbrauchsbesteueriing  ist  aber,  bei  aller  unterlaufen- 
den Uebcrtreibnnp:,  theils  wirklich,  theils  nach  dem  Stande  der 
Volksmeinuug,  wie  diese  nun  einmal  emptiudet  und  urtheiit,  viel 
Wahres. 

Die  folgende  Erörterung  soll  zunächst  (I)  die  relativ  richtigen 
allgemeinen  Erkiärungs  -  und  Hecht t'ertigungsgrUnde, 
dann  (II)  die  speci eilen,  aber  Uberwiegend  falschen  derartigen 
Grttnde  (§.  264  ff.),  endlich  (III)  die  principlellen  und  prac- 
tischen Mängel  der  Verbrauchsbesteaemng  (§.  267  ff.)  behandeln. 

I.  Die  allgemeinen  Erklärungs-  und  Rechtfertigung!- 
grttnde  liegen  wohl  einmal  (A)  in  den  besonderen  Schwierig- 
keiten,  die  direete  E  rwerbs  besten  er  ung  gemftss  dem  stei- 
genden Finanzbedarf  au  vermehren;  sodann  (B)  in  dem  tu 
Gunsten  der  Verbrauchs-,  zu  Ungunsten  der  Erwerbsbesteuemng 
mit  spielenden  psychologischen  Moment;  femer  (C)  in  der 
meist  gebotenen  Nothwendigkeit,  gewisse  Thelle  des  Natio- 
naleinkommenSy  welche  sich  der  directen  Erwerbsbesteuernng 
leicht  entziehen,  aber  nicht  nnbesteuert  bleiben  dürfen  oder 
soUen,  doch  flberhanpt  zu  besteuern  und  in  der  speoi- 
fischen  steuertechnischen  Geeignetheit  der  Verbranchs- 
besteueriing  hierzu;  weiter  (D.)  in  gewissen  volk^j  und  einzcl- 
w  i  r t  h sc h aft Ii  (' Ii e n  und  teehuischen  Ent W'icklnngä  ver- 
hält uissen,  welche  die  Einrichtung  und  Durchführung  der  Ver- 
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I>iaucbsbcstcuerung  ciicichtern,  während  sie  mitnnter  «^craJe 
diejenige  der  Erwerbsbestenerung  erschweren;  endlich  (E)  in  einem 
practisch  in  der  That  nicht  unwichtifl^en  Unterschied  zn  Gunsten 
der  Verbraucbsbestenernng,  dass  nenilich  bei  dieser  dio  effective 
Steuerzahlung  einer  consmnirenden  Person  in  zahlreiche 
kleine  T  h  ci  1  z  a  h  1  ii  n  g  e  n  zcrle«,'t  werden  kann  und  vieilat-h 
auch  zerle^^t  wird,  wozu  noch  eine  gewisse  ij'reiheit  io  der 
Wahl  der  Zeitpuucte  der  Zahlung  kommt. 

II.  Die  spe  ei  eilen,  aber  überwiegend  falschen  Gründe 
ftlr  die  Verbranchsbesteaenrag  sind  theils  selbständige,  von 
den  eben  genannten  allgemeinen  Erklärungs-  und  Rechtfertigungs- 
gründen  verschiedene^  theils  laufen  sie  auf  eine  lieber- 
treibung  der  relativen  Wahrheit  hinaus,  welche  in  jenen 
Gründen  enthalten  ist,  wobei  dann  noch  falsche  weitere  MotiTirnngen 
hinzutreten.  Die  wichtigsten  derartigen  Gründe  srad:  einmal  (A) 
die  einfache  Berufung  auf  und  Beruhigung  bei  der  Steuerflber- 
wi&lzuDg,  deren  optimistisch  aufgefasste  Function  die  Haupt- 
bedenken  gegen  diese  Stenerform  beseitige;  sodann  (B)  die  Auf- 
fassung des  Umstands  als  eines  unbedingten  Vorzugs,  dass 
hei  der  Verbrauchsbesteuerung  theils  das  Steuer  zahlen  Über- 
haupt, theils  wenigstens  die  Bestimmung  der  Höhe  der  Steuer 
dem  Einzelnen  freistehe  oder  von  seinem  eigenen  Willen  ab- 
hänge, je  naehdcni  er  seinen  Consuni  „regle'  ;  endlich  (C)  die 
unbedingt  güuistigc  Beurtheilung  der  Form  iudirecter  Ver- 
brauchsbestenerung  xom  finanziellen  und  politischen 
Standpuncte  aus,  weil  dadiireh  die  Thatsache  der  Steuer- 
zahlung meistens  übcrhanpt  ganz  verhüllt  werde. 

III.  Die  priucipiciien  und  practischcn  Mängel  der 
Verbrauchsbesteuerung  lassen  sich  zusammenfassen  und  tibersehen 
als  Verstösse  gegen  die  vier  Reihen  der  obersten 
Steuerprincipien,  vornemlicli  gegen  die  Gerechtigkcits- 
prineipien  der  Aligemeinheit  und  Gleicbniässigkeit  der  Besteuernng. 

Das  vorausgehende  Schema  wird  der  folgenden  Kritik  zn 
Grunde  gelegt. 

I.  Die  allgemeinen  Erklärungs-  und  Rechtfertigungs- 
grflnde. 

§.  261.  ~  A.  Die  Schwierigkeiten  der  Vermehrung 
der  Erwerbsbesteuerung. 

Ueberblickt  man  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Ver- 
brauchsbesteuerung,  wie  sie  oben  in  den  GrundzÜgen  skizzirt 
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wurde  (§.  207  IT.),  so  lassen  sich  ja  die  Umstände  und  Veiiialt- 
nisse,  welche  hier  ursächlich  ein-  oder  doch  mitwirkten,  unschwer 
feststellen.  Sie  sind  so  gewichtig,  dass  darans  die  wenig^tenB  rela- 
tive und  in  grosserem  Umfang  seihst  die  unbedingte  Berechtigung 
der  VerbraucbsbesteueruQg  und  ihrer  grosaen  neueren  AoadehnUDg 
abgeleitet  werden  darf. 

Der  steinende  Finanzbedarf  musstc  pedcclt  werden.  Die  directe  Erwerbs-,  bo- 
*  sOQders  die  Ertrairs-  und  Einkommen-  und  Vcrmögensbesteaerang  liess  sich  aber  aus 
politischen  Gründen  und  bei  dem  unt' :  rillen  bisherigen  Staats formeti  mehr  oder 
wenip-'^r  in^iasspebeudeii  Einfluss  der  besitxeuden  Classen  g^ewölinlich  nicht  einmal 
soweit  m  der  Praxis,  bez.  im  Steaerrecht  ausdchnea,  als  ea  gerecht  und  als  es 
Slonomisoli  nnd  stenertecliniseb  mOgUch  gewesen  wiie.  Die  wachsende  qaali- 
tntivr-  '!nd  quantitative  DifFcrünzirnng  des  Nationaleinkommens  und  Vermngens  im  Volke 
beieiteiä  jedoch  auch  wirklich  imioer  mehr  steaertechnisch e  iSch wierig- 
^  keiten«  welche  doch  meistens  noch  stiilter  wuchsen,  als  die  stenertechntsehoo  Bim- 
inittel,  sie  zu  überwinden.  Bei  der  nothwcndipcn  grosseren  Höhe  der  jrcsammten 
Besteuerung  musste  ferner  jede  doch  so  unvcnneidliche  Ungleichmässigkeit  der  Steuer- 
vertheilang  härter  empfanden  werden.  Die  unteren,  nicht  oder  wenig  besitzenden, 
meist  nur  auf  Arbeits-  ond  kleines  gewerbliches  EinkMnaen  angewiesenen  Classen 
boten  nach  ihrer  nkonomischen  Lage  nnd  ihrer  Stimmung  noch  besondere  stcner- 
technische  Schwierigiicitcn  für  dio  directe  Erwurbsbijäteuerung,  mehr  nocli  in  Ri  zug 
auf  die  Erhebsng  als  auf  die  Voranlagong  derselben.  So  ktun  man  immer  bald  au 
die  Grenze  dessen,  was  liei  den  höheren  und  niederen  Classen  nrt  directen  Erwerb-i- 
steuern  aufzulegen  möglich  war  oder  —  für  möglich  galt  Demi  gewiss  ist  diese 
Greese  meistens  nidit  wirklich  emdeht  worden,  wie  schon  die  boer&ndige  nnd  nsehe 
Zunahme  .nuch  di^r  Stenern  in  kurzer  Zeit  in  manchen  chancteilstischen  Belspietoi 
gezeigt  bat. 

B.  Mitspielendes  psychologisches  Moment 
Aber  man  hatte  hier  in  der  Praxis  eben  anch  mit  einem  wich- 
tigen psychologischen  Moment  zu  rechnen,  das  namentlich 
grosse  Staatsmänner,  welche  für  die  ErfttUung  der  Staatsanfgaben 
y^mebr  Geld*'  brauchten,  begreiflich  immer  besonders  beacbtet  haben: 
mit  dem  psychologischen  Moment,  wie  die  Lente  sich  unmittelbar 
zar  meist  directen  Erwerbs-  nnd  zar  meist  indJreoten  Verbranehs- 
bestenemog  in  ihrem  Gemfi the  Terhalteo.  Dies  Koment  spielt 
in  der  Tbat  eine  so  wichtige  Rolle,  dass  es  ab  Erklänmgs-  nnd 
wenigstens  relativer  Rechtfertigungsgrnnd  der  Entwicklung  der  Ver- 
braiichBbesteueriin<;  gelten  darf. 

Denn  es  ist  nicht  zu  leognen,  dass  fast  allgemein  und  Uberall  die  directe  Be- 
steuerung unangenehmer  empfunden  ^--.nl  ils  die  andere;  „die  erster-  i  ht 
man ,  die  zweite  sieht  man  nicht",  auch  wt^iui  sie  ?orbandea  und  im  Grunde  viel 
hfther  als  die  andere  ist  Bei  der  ersten  merkt  man  den  Zwang  nnmittell»r,  moss 

man  unniittelbar  zahlen,  den  und  den  zilfermässig  bestimmten  Geldbetrag,  an  den  und 
den  Teiminen,  wie  irgend  eine  andere  Aasgabe,  aber  mit  dem  Unterschied,  nicht  wie 
bei  dieser  doch  einigermaassen  Zeitpanct  nnd  Dm&ng  der  Zahfaing  nach  eigener 

Wahl  und  mit  Rücksicht  auf  die  Okonoinische  Lage,  den  Cassenbestand  bestimmen  zn 
können;  ferner  mit  dem  vreiteren  Unterschied,  hier  keine  speriellc  Geg^enleistuns:  zu 
empfangen,  höchatuus  mit  dem,  den  Meisten  ohtichia  unbekannten.  Rewui^stscin,  eine 
wichtige  sittliche  nnd  Beehtspflicht  gegen  das  Gemeinwesen  erftUIt  za  haben,  nnd 
bQrhsten.H  in  der,  den  meisten  wiederum  unbekannten ,  oft  aurl»  i:n  rf  llharen,  immer 
unsichoreu  Uotl'uuug,  die  gezahlte  Steuer  auf  Andere  fortwälzen  zu  koanen.  Die  Yer- 
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braucbsäteucr  Tcrsclimikt  dagegen  mit  dem  Preise  in  Eioes,  sie  hat  ihn  rielleicht  stark 
gesteigert,  ftlier  Pietechwanlraogen  Innnt  der  Gonsanent  obsedem.  Selbst  wenn  er 

sicli  «I. 'S  Zasammctihangd  zwischen  Steuer  and  Prois  hrwusst  ist.  k;irin  er  ihn  srliarer 
genauer  rerfolgcn,  ja  darf  er  sich  sogar  sagen,  es  ist  practisch  zweifelhaft,  ob  ood 
wie  veit  der  Preis  um  die  Steuer,  den  Zoll  gesteigert  wird.  Die  Ausgabe  fdr  doD 
Kauf  einer  besteuerten  Waare  hängt  auch  in  gewteen  Otms«!  TOm  Willen  des  Coa- 
somenten  ab,  er  kann  sie  eventuell  unterlassen,  zu  einer  anderen  Zeit,  in  anderem 
Betrage  vornehmen.  Macht  er  sie,  so  erlangt  er  im  Besitz  oder  Gennss  der  Waare 
unmittelbar  eine  Gegenleistung,  um  ilie  es  ihm  ja  bei  seiner  Handlung  tiberhaupt  nur 
ankommt.  Diese  Gfprenleistniif^  ist  freilich  oft  um  den  Bt.'trag  der  Steuer  verkleinert 
Aber  in  vielen  Fällen  weiss  der  Käufer  das  gar  nicht,  und  „was  er  nicht  weis«,  macht 
ihn  nicht  bete*',  in  den  meisten  entdeht  es  sich  wieder  sriner  gwuMien  Berschnang 
und  immer  trird  ihm  die  Pein  der  Zahlung  rersds^t  durcli  den  Qenuss,  den  gewünschtf-n 
Gonsum  vornehmeu  zu  können.  So  ist  dieses  psychologische  Moment  sicherlich  ein 
Haupterktärtingsgnind  fQr  die  reUtiv  geringe  Dnpopularität,  Tim  nicht  ta  sagen  für 
die  föimliche  Popularitrit  der  Verbrauchsbcstouerung  und  für  die  Vorliebe  der  „pne- 
tischea  Politiker"  für  diese  Stenerform,  selb?;t  solcher,  welch«  die  EinwHnde  da^repen 
kennen  und  zu  würdigen  suchen,  gcbchweige  derer,  welche  sich  darüber  ohne  Weiteres 
9h  ttber  „dootrlDlTe  Bedanken**  binwegsetmi. 

Gewiss  ist  es  niiD  hier  wie  ttberall  nnd  allezeit  die  Aufgabe 

der  Theorie,  der  Wisseoschafl ,  nach  der  Parole  „was  man  sieht 

imd  was  man  nicht  sieht"  —  aber  sehen  sollte^  den  Causalznsanimen- 
hang  der  Dinge  nachzuweisen  und  die  Bedenken  der  Verbrauchs- 
besteuerung zu  zeigen,  welche  die  letztere  zum  Theil  sogar  gerade 
deswejren  hat,  weil  jenes  psychologische  Moment  za  ihren 
Gunsten  spricht.  Aber  auch  daraus  geht  keine  ausreichende  Com- 
pensati  11  der  mit  diesem  psychologischen  Moment  zusammen- 
hängenden Gründe  hervor. 

Die  Eoai  tion  gegen  die  Verbrauchsbestcuerung  in  der  Finauzwi^souschaft  und 
Staatslehre  &owiG  m  der  practisch-politischen  Agitation  derjenigen  politiscbeu  Parteien, 
▼eiche  das  Interesse  der  unteren  Qnsaen  ond  gewisse  Ideale  der  Yolksfreiheit  gegen- 
Uber  der  Kegieruiig  scharfer  vertreten  iiinJ  Ii"  freilich  oft  von  ihnen  Qbertriebene 
Belastung  die&or  Classen  durch  die  Yerbrauohi>äteucin  bekämpfen,  weil  sie  darin  eine 
ungerechte,  eine  zu  hohe  Bestenemng  zn  erkennen  ginnben  (^Fortschrittspartei**. 
„Socialdemokr.itio''\  ist  aus  die.sor  ErUiintiiiss  des  Onosalzasamnicnhangs  mit  herror- 
gegangcn.  Aber  dass  der  Erfolg  dieser  Heaction  in  der  Praxis  des  Steuerrechts  so 
gcringfogig  ist,  kann  wie  «w  nnderen  practischen  Gründen,  so  auch  namentlich  veg ea 
der  Macht  eines  selchen  pcycholegischcii  Moments  nicht  Wnnder  nehmen. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  die  direete  Erwerbsbestenerang, 
namentlich  in  einzelnen  ihrer  Glieder,  wie  der  Einkommensteoer, 
anvermeidllch  ein  Eindringen  in  die  persOnllehen  nnd  wirth- 
scbafUiehen  VerhUtnisse  des  Privaten,  eine  gewisse  Controle  fiber 

ihn  verlangt,  dass  bei  ihr  etets  das  der  Besteuerung  innewohnende 
Moment  des  Zwangs  schiirier  hervorUiU,  bo  wird  die  Abneigung 
aller  Völker  und  Zeiten  gegen  diese  Besteuerung  wiederum  be- 
greiflich. 

Das  Aiterthum  und  Mittelalter  sah  in  ihr  oder  doch  in  Hauptformen  derselben 
eine  Minderang  der  Freiheit,  die  Neuzeit  mit  ihrem  starir  aosgeprägten  Indtfidnal^Qs 
und  Frciheitsgefuhl  sieht  sicli  durch  sie  in  diesen  ihren  Gefühlen  verletzt.  Die  Ver- 
brauchabesteaenuig  hat  ja  zwat  gevOhnlich  einen  riel  compUciiteren ,  listignnn 
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GoDtroUpparat  i^^thig,  aber  ihre  Controlen ,  roUends  bei  der  modernen  ökonomischen 
und  technischen  Entwicklung;  der  Prodaction  und  des  Yerkclirs,  besclirünken  ^icll  auf 
gewisse  Gegenden  (wie  bei  den  GrenzzöUen  ,uad  Thorsteuern),  öfters  auf  gewisse 
Zelten  im  J«]ire  (vie  bei  gewiBsen,  dem  Prodaeenten  atifeilestea  Stenern  auf  Se  Zeit 
des  Betriebs)  und  namentlich  auf  gewisse  Personen-  oder  Geschäftskreise,  die  Kauf- 
leute, gewisse  Fabrikanten  u.  s.  w.«  die  sich  niclit  wehi  so  beklagen  können,  da  sie 
freiwillig  das  GeeeUft  nnter  den  ihnen  bettannten  dnroli  die  SeBtenerung  geschaffenen 
rechtlicliMi  BeAn^gen  belreibeD. 

§.  262.  —  C.  Geeignetheit  der  Gebranchsbesteuer- 
nng,  sonst  unbesteuert  bleibcDÜe  Einkommeutlicile 
zu  treffen. 

Mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthscliaft  und  der  sie  be- 
dingenden Entwicklung  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und  Besitz theilung, 
mit  jenem  öfters  erwähnten  Process  der  quantitativen  nnd  (juali- 
tativen  Differenzirung  des  Nationaleinkommens  imd  \  erüioo^ens  ge- 
langen nun  aucli  immer  mehr  Theile  der  letiiteren  in  solcher  Weise 
in  PrivathUnde,  dass  sie  durch  die  Erwerbsbesteuerung 
fiobwer  oder  gar  nicht  mehr  za  erfassen  sind. 

Die  ErwerbsbebteuerunfT  musste  durch  ihre  eigene  entsprechende  DifTcron/ining 
dem  zu  begegnen  suchen  und  sie  hat  sich  in  der  Finanzgeschichto  regelmässig,  wie 
die  frohere  Darstellung  zeigte  (§.  204  ff.,  218  ff.),  der  LOeiing  dieses  Problems  ge- 
widmet. Aber  sie  vermochte  es  nirgends  genügend  zu  lösen,  weder  durch  die 
Specialisinmg  der  Besteuerung:  des  berufsmässigen  Krrerbs,  die  Verbindung  der  snb- 
jectivco  Eiukuuimcu-  mit  der  öbjecti?en  Ertraghbesteucrung,  noch  durch  die  Coubi- 
aalion  lieider  nüt  der  YelteiiA-,  der  Anfall*  nnd  Oevinnbeatoneninf; 

Hier  bot  sich  nun  der  in  der  Stenergescbichte  denn  auch  regel- 
mässig bescbrittene  Weg  der  Gebrauchs-,  besonders  der  Ver- 
brauchsbesteueruLg ,  wenn  nicht  als  völlige  Abiiiltc,  so  doch  als 
erwünschte,  ja  in  gewissem  Umlange  uothwendige  Aushilfe. 

Und  zwar  iu  den  beiden  hier  vornemlich  in  Betracht  kom- 
menden Richtungen:  für  die  Besteuerung  desjenigen  Einkommens 
der  besitzenden  und  namentlich  der  wohlhabenderen 
OlasKcn,  welches  sich  der  Erwerbsbestenerung  am  Ehesten  entzog, 
und  anderseits  namentlich  der  nicht-besitzenden  und  ärme- 
ren, wesentlich  aut  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Classen, 
wo  die  Erwerbsbesteuerung  theils  steuertechnisch  ebenfalls  nicht 
ansreichte,  theils  zu  drückend  empfunden  wurde.  Indem  die  Ver- 
•.branehsbesteuerung  diese  beiden  ökoDomiBchen  and  socialen  Classen 
nnter  richtiger  Aaswahl  der  zu  ihren  Consamtionen 
gehörigen  Steaerobjecte  nnd  zweckmässiger  Nor- 
mirang  der  Steaersfttze  dafllr  hestenerte^  half  sie  in  der 
Th«t»  eine  Lttoke  ün  ganzen  Stenersystem  anszofHllen  nnd  dies  zn 
verbessem.  Darin  liegt  ihre  prineipielle  Berechtigung  yom 
Standpanct  des  Steaersystems  ans  beortheilt,  welche  auch  dnrch 
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weitere  VerbeBseniDgen  der  Erwerbsbeeteaeruog  und  doreh  onver* 
meidlich  Terbleibende  MftDgel  der  Verbranehasteneni  nicht  be- 
seitigt wird. 

Das  EinküUimen  der  „höheren"  (JlaüiCü,  welches  man  bei  der  Venrickellheit 
dw  ErverbsTcrbältoisbe  darch  die  ErwieriwbMteaerung  nicht  erfassen  konnte,  traf  die 
rieht!}?  gestaltete  Vorbrauch  ^  'sfetiening'  in  dem  (icbraoch,  welcher  daron  in  der  Ver- 
aasgabang  gemacht  wurde  und  welcher  gerade  eine  besondere  Steuerfähigkeit  renieüi. 
Uod  das  iänkommea  der  „anteren"  Clauen,  der  „Ueinen  Leato**,  wdohee  im  ein* 
zelnen  Fall  nnbcdouiend  und  daher  auch  für  die  Beateoerutjg  gleichgiltig,  doch  in 
Samma  einen  sehr  grossen  Theil  des  Katiooaleinkommeos,  jener  letzten  Stenerquelle, 
»nsiiiacbte,  der  metstens  Dtcbt  nnbeetenert  gelassen  werden  koanto,  dies  EiiÄoauiiM 
traf  wiederum,  Btatt  der  unzureichenden  oder  anzweckmAssigen  Enrerbsbeateoemog, 
die  Yerbraachssteaer  auf  die  Consumtion  dieser  Classen. 

In  der  Tbat,  von  der  Ftage  der  spcciellen  Aaufübning  dieser  Steuer  noch  ab- 
geaeben,  aach  theoretisch  betrachtet  eine  ganz  rationelle  Entwicklung  uißd  im 
Zasatnmenhang  der  Wirtlwchafts-  und  (jese1!«;c)iafts|;eschichte  betrachtet  auch  eine 

Seschichtlich  ganz  folgerichtige  Zntwickiung,  welche  mit  der  Kmancipatioa 
er  unteren  von  den  bOheren  Glessen,  mit  dem  steigenden,  in  der  Coasomtion  ron 
besseren  nnd  von  Luxus-Nahrungsmitteln,  ?on  Genuss-  und  Reizmitteln  herror'r -(enden 
\^  ohlstand  der  Volksmassen  sich  berrorringen  mus^te.  Da^  dabei  die  Staatsgewalten 
und  die  bedtx^den  and  bAberen  Classen  einer  solcben  Entwicklnng  mit  Oeberdfer 
durch  eine  zu  weift;  und  oft  unrichtige  Ausdehnung  der  Verbrauchsbesienemng  Vor- 
schub leisteten,  damit  der  alte  Sets  roa  der  misera  contrlbaens  plebs  auch  unter  neuen 
aodalen,  wirtl]ßchaftlichen  nnd  RedilafeibUtnis8e&  nicbt  vngiltig  werde,  lässt  sich 
wieder  nicht  ]>riMcipiell  gegen  eine  die  noteren  Classen  belastende  Verbrauchs- 
besteuerung:,  sondern  ntir  gepcn  deren  etwaige  roncrete  GeÄtaltung  als  Beweisgrund 
aiifüliren  und  ^ur  Kechtfertigung  von  Keforiutin,  niclii  zur  Buseitiguog  der  ganzen 
Steueiart  macboi. 

Ans  dem  Gesagten  ergeben  sieh  die  rlehtige  tbeoretisehe 
Anffassnng  der  Verbranchsbestenernng  überbaapt,  sowie 
die  positiven  Zielpnnete  für  ihre  Einrichtung.  Sie  ist 
als  Ergänzung  und  als  Ersatz  der  Erwerbsbesteaerang  vor 
Allem  nach  den  beiden  genannte  Biehtungeu  anzuerkennen  und 
demgemäss  einzurichten.  Daraus  folgt,  dass  sie  nicht  allein  f&r 
sich,  sondern  nur  im  Zasammenbang  mit  der  ttbrigen  Besteuerung 
zu  beuitbeilen  und  practiscli  zu  ordnen  ist.  Die  verschiedene 
Ausbildung-  und  Einriclitung  der  lürecten  Erwerbs- 
besteuerung involvirt  auch  eine  entsprechend  c  Ver- 
schiedenheit der  Verbrauchsbesteuerung,  und  um- 
gekehrt 

Die  einfache  Uebertragung  des  Verbrauchssteuerrechts  des  einen  Landes  auf  ein 
anderes  ist  scbon  deswegen  nnzniiaaif  .  Daber  die  neuerdings  bei  nna  beliebten  Beweis- 
führungen, dass  wir  in  Deutschland  durchaus  mehr  Verbrauchssteuern  bedürften,  mit 
dem  Hinweis  auf  Frankreich.  England,  Oesterreich  (selbst  in  den  amtlichen  Acten- 
stüeben  ans  1878  und  79)  wenig  beweisen,  nm  so  weniger,  da  diese  Staaten  ancb 
eine  viel  schwerere  directe  und  Verkehrsbesteuerung,  Erbschaftssteuer  haben. 

Dauer  und  Umfang  der  Berechtigung  der  Verbrauchsbesteuerung  wird  ferner 
webcntiich  vom  Stande  der  Steuertechnik  in  der  Erwcrbsbosteuerung  mit  bedingt. 
Mit  der  Verbesserung  dieser  Technik  kann  und  nrass  ancb  oft  eine  Yetihidenuif  omr 
B^chränkunf?  der  Verbrauchsstenern  eintreten. 

Ob  und  wie  weit  diese  aberhaupt  zur  Besteuerung  der  ,Jdcinen  Leute",  woiu 
ne  piincipidl  geeignet  dnd,  wiildicb  banalst  weiden  sollen,  biügt  endlich  wieder  ndt 
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datou  ab,  ob  das  Steuersystem  ein  rein  ftttMZteUes  oder  ein  socialiiolitiscbes  sein  soll 
(Frage  von  der  Freihrit  il' s  F-xisii  nzminimums  o.  s.  w..  ^.  lfiT\  Natru  ntlich  Stein 
a.  a.  0.  botODt  mit  Kecbt,  aber  riel  za  einseitig;,  die  Aaffasaang,  dass  die  iudircctü 
yert»ranch8bfi8toaeninK  die  Function  der  Besteasmiig  der  ^ Arbeit**  habe. 

D.  Es  ist  ferner  nicht  zu  ttberseben,  dass  die  Verhältnisse 
der  einzel'  nnd  Tolkswirthsehaftlichen  wie  der  tech- 
nisehen  Entwickluug  gerade  in  der  Nenzeit  die  Ver- 
branohsbestenernDg  steaertechnisch  begünstigen,  die  Er- 
werbsbesteucrun^  erschweren,  woraus  sich  ein  Tierter  allge- 
meiner Erklärungs    und  Rechtfertiguiii^sgrund  der  ersteren  crgiebt. 

Die  Grundlagen  lür  Hanptarten  der  Erwcil)sbcsteuerung 
(Ertrags-,  Einkonimenjjtcucru  I)  sind  iiumer  schwieriger  herzustellen, 
machen  mehrfach  selbst  immer  grössere  Kosten  (Grundsteuer- 
kataster!) und  erm (»glichen  trotz  aller  Mühe  ott  keine  auch  nur 
leidlich  jrleichniässige  lU>triiernng  von  Heruf  zu  Beruf  und  von 
einem  zum  anderen  Steuerj  ilit  liti;:tMi  im  nemlicheu  lieruf  oder  Er- 
werb. Dadurch  verliert  diese  Besteuerung  Vorzüge,  die  sie  sonst 
gerade  vor  der  anderen  zu  haben  ptiegt  (ij.  220  ff.). 

Die  letztere,  die  VcrbrauchsbesteueruDg  dagegen  knüpft  sich 
in  ihren  Hauptformen,  bei  den  Einfahrzttlien  und  bei  den  inneren 
beim  Prodaceotcn  erhobenen  Stenern ,  auch  in  der  Monopolfonn, 
an  einen  verhältnissmässig  kleinen  Personenkreis  und 
an  eine  kleine  Zahl  Prodnotionsstätten:  nm  so  mehr,  je 
mehr  sich  gewisse  Geschäfte  eoneentriren. 

Sind  liiiT  :iH(  Ii  --rharfe  Controlcn  nnthwr'nflijr.  <n  «t^lren  dieselben  doch  nirlit  so 
aiigcmcia.  Mit  ein  und  demselben  Erliobungü-  und  (Joutrolapparat  werden  grosso 
Semmen  aof  einmal  erbeben.  Aach  bier  kommt  in  den  Bedehangen  zviscbon  der 
stcuerzahlcadcn  Bcvölkerunis:  und  der  Steaen-erwaltung  eine  Art  Arbeitsthcilungs- 
jirinoip  zur  üeltung:  b«  ^timrnfe  (ieschäftskrcise  der  Kaufleutc  und  I'abrikanten  ubcr- 
aehiaen  so  zu  sa{>cn  mit  ihrem  regelmässigen  wirthschuftlichcn  Beruf  auch  gleiclj- 
zemg  die  Function  ?uri  Steacrerhebcrn  unter  ihren  Kundenkreisen,  so  dass  dieoe 
h  tztercn  in  weitem  Umfange  mit  der  Steaerrervaltnng  nicht  in  directe  Berahmng 
kommen. 

Diesen  Vortheilen  stehen  zwar  auch  speciell  stcucrtech- 
nischc  Nachtheile  gegenüber.  Aber  auch  dies  giebt  nicht  den 
Ausschlag  fregen  sie. 

Eine  .Rationelle"  Verbrauchsbesteuerung  wird  bei  hoher  tcclmischer  und  wirth- 
scbaftlicher  Entwicklang  in  wachsendem  Maasee  Msebwert  durch  die  immer  nelh- 
wendiger  werdende  Rurksirhfnahrnc  .mf  die  Coiirnrronzverh.'iltniss«'  zwisch«'H  in-  und 
andländtöchen,  städtischen  uud  ländlichen.  Gross-  uud  Klein-Produccnton  eines  stcuer- 
pfficbtigeA  Artikel«.  Die  Yerbranchsbeateiiening  in  der  Fem  von  EiofubnftUen  auf 
audlündiacho  Waaren  bleibt  nur  solange  einfacher,  als  dieselbe  Waare  nicht  auch  im 
Inland  hergestellt  wird.  Die  Uebertragung  fremder  Productionszweige  ins  Inland  wird 
aber  ökonomisch  und  technisch  vielfach  leichter  (,Zucker,  Tabak,  Branntwein,  Bier). 
Dann  treten  schwer  za  Iteende  Conflictc  zviieben  dem  Interesse  der  FiDanzcn  und  der 
hnimi-icben  Pmhirtion  ein.  Er^ttTes  kann  nur  gewahrt  bleiben,  w«M»n  der  heimische 
Artikel  auch  und  völlig  nur,  wenn  er  gleich  hoch  besteuert  wird.  Dies  steuer- 
tocbaisck  dnichxofiUimi  ist  schvieiig,  znmal  da  die  Innere  Yecbiaitdisfltener  oft  in 
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ganz  andL-ror  Weise  (Kohstoff-,  Halbfabrikatsteoern)  als  d<'r  Z  U  i  inererichtot  ond  er- 
hoben werden  muss.  Werden  innere  Steaeni  noch  in  der  Fürm  der  städtischen  Thor- 
.  abgaben  erhoben,  so  ergeben  sich  analoge  Conflicte  zwischen  städtibchen  und  länd- 
lichen Produccnten  (Fleisch-,  Meblbestenening).  Die  Modalitäten  mancher  Vcr- 
brauchs^tcaem  sind  aoch  öfters  nntrcrmeidlich  in  nngleichem  Maassc  sonstig:  oder 
ungünstig  fUr  dio  oiozelucu  betroffenen  Produccutuu  eines  Steacrarükelü,  je  nach  dem 
Stande  der  Betrlebsteobnik  and  -Oekonomik  der  einzelnen  Gesch&fte,  am  Meisten  wohl 
je  nachdem  dasselbe  iv^hr  (Iross-  oder  mehr  Kleinbetrieb  ist.  ÜThtr-h  wirkt  die 
Steuer  DOgieichmässig ,  w&a  abermals  Bedenken  erregt  (Rohstoff- Beteuerung  bei  der 
Zocker-,  BrBBiierei-udQStrie).  Bei  dem  steten  Wechsel  der  Teehaik  ist  dem  »neh 
scbwev  za  begegnen. 

Aber  die  Erfahrung  zeigt  doch,  dass  alle  diese  Missstände 
schliesslich  nicht  für  entscheidend  und  immer  noch  für 
geringer  gelten,  als  die  Schwierigkeiten,  welche  die  moderne 
ökonomische  und  technische  Entwicklung  der  Ausdehnung  der  Er- 
werbsbesteuernng  besonders  der  directen  des  berufsmässigen  Erwerbs 
(§.  215  ff.)  entgegenstellt  Die  grosse  Vermehrung  gewisser  Gon- 
sumtionen  in  alten  Volkskreisen,  der  Verzehrung  der  Oetrftnke, 
des  Tabaks,  der  Übrigen  Colonialwaaren,  steigert  die  Ergiebigkeit 
der  Verbrauchssteuern  so  sehr,  dass  sogar  gewisse  dem  Finanz- 
iuteresse  an  «ich  nachtheilige  Mangel  der  Steuertecbniii  bei  diesen 
Stenern  leicht  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  und  werden 
können. 

§.  263.  —  E.  Die  Auflösung  der  Steuerzahlung  bei 
derVerbraucbsbesteuerungin  kleine  ond  zu  beliebiger 
Zeit  zu  leistende  Theilzahlungen. 

1.  Die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  lebt  bei  ihrer  ökonomi- 
schen Lage  ,;Von  der  Hand  in  den  Mund'*  oder  hat  wenigstens 
nicht  leicht  die  Einsicht  und  die  Willensstärke,  aus  ihrem  Ein- 
kommen anch  nur  ein  wenig  grössere  Beträge  ftlr  bestimmte 
spätere  Zeitpuncte  anfzusammehi.  Die  Folge  ist,  dass  diesen 
Leuten  regelmässig  eine  einmalige  etwas  grössere,  vollends 
eine  solche  an  einen  bestimmten  Termin  gebundene  Zahl- 
ung und  in  diesem  Falte  sogar  eine  an  sich  kleine  Zahlung 
schwerer  zn  leisten  wird,  als  die  im  Betrage  gleiche  Zahinng, 
wenn  sie  in  ganz  kleine  Theilzahlungen  aufgelöst  wird  und 
diese  nicht  au  so  uubcdinfi;t  feststehende  Termine,  wie  die  Zahlungen 
directer  Steuern,  »rebuijtlen  sind.  In  dieser  Hinsicht  hat  die  in- 
directe  Verbraucbbbcöteuerung  diesen  Leuten  gegenüber  unverkenn- 
bar praetische  Vorzüge. 

Derselbe  Unterschied  zeigt  sich  bei  deu  gewöbxüichea  haus  wir  thscbattUchea 
Aiisg»b«B,  die  tS|^eh  in  Idetnen  Simunen  bestritten  Verden,  veitf liehen  soit  den 

grosseren  Terminzahlungen  z.  B.  filr  Miutlie  der  Wohnung  u.  dgl.  Diu  Wahrnelimuin: 
einer  besonderen  Belästigung  hat  man  bei  der  directen  Besteuerung  der  „kleinen 
Leute*'  und  der  ihnen  zun&chst  stehenden  Volkäschichteu  vielfach  gemncht,  wobei 
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dann  jenae  enrUinte  psychologische  Moment  aneh  noch  einwiikt.  Die  Folge  ist  eine 

geringe  E rg-i  e bigk e  i f  -ul  her  Steuern,  die  Xotliwciidigkeit  niedriger  Steuer- 
sätze, der  GestattODg  luolircrer  Zahitermiuc  im  Jahre,  selbst  monatlicher,  was 
du  Zahlen  zwar  erleichtert,  aber  die  Erhcbangskosten  vertheoert  nnd  trotzdem  zahl- 
reiche, ja  unter  Umständen  zahllose  Mahnungen  und  Steaerexocutioneu,  wodurch  die 
Bit(ork(.'it  nur  gesteigert  und  der  Zweck  doch  nicht  immer  erreicht  wird.  Die  ört- 
liche Bewegung  der  arbeitenden  Ülasseu  erschwert  dabei  die  Coiitrole  und  die  £r- 
hebang  nock  aosserordendicli.  So  bat  namentlich  die  Aosdehnnng  di^r  directen  Ein- 
kommeiistei:er  anf  die  unteren  Classen  oder  die  Erbebun^^  specieller  Ertragsstenern 
rom  Arbeitäiohu  mit  grossen  steueitechnischen  und  socialpolitischen  Schwierigkeiten 
za  kimpfen. 

Zahlreiche  Belege  bei  der  preussischen  GlMsensteuer,  besonders  vor  der 
Novelle  von  1873,  als  auch  ganz  kleine  Einkommen  unter  420  M.  steuerpflichtig 
waren,  aber  auch  lünterber  wieder  bis  zur  Aufhebung  der  Steuer  ftti  Einkommen 
unter  900  M.  im  Ja^  1888.  Hach  einer  amtlichen  Denkschrift  des  preoMiachen 
Finanzministeriums  waren  im  Jahre  ISTl  filr  je  100  Tbir.  Classensteuer  in  den 
classensteaeipflichtigen  i^t&dten  erforderlich:  kostenpflichtige  liahnangeu  des 
Execvters  In  Cli»se  la  (mihere  niedeiste  Glamenstofe,  c.  bis  100  Thir.  Einkommen) 
228,  verfüc:to  Executionen  95,  vollbtrecte  dsgl.  41),  fruchtlos  vollstreckte  dsgl.  37;  in 
allen  übrigen  Classeo  zusammen  an  Mahnungen  '6i,  verfügten  Executionen  11, 
vollstreckten  4,  fruchtlos  vollstreckten  1.  Veranlagungskosten  für  100  Thlr.  Steuer  in 
Classe  la  8.5,  in  allen  anderen  Gassen  1.67  Thlr.  —  Nach  der  dem  Landtage  in  den 
Motiven  zur  Classensteuernovelle  von  1883  mitgetheilten  Statistik  ergaben  sich  folgende 
Zahlen  im  Durchschnitt  von  1880 — 82,  in  Tausenden: 

Classe  1        2           S  4—12.  Zus, 

Zahl  der  Censiten  (Staat).   .   2.704       1.044        345  M72  50t;5 

Vnlkndete  Pfändungen    .    .      286         140          38  76  5.S'.» 

i  iüclttlose  Pranduiigea    .    .      375         137          27  23  502 

Summe  aller  Pfilndongen .   .      660         277          66  99  1101 

In  7o  der  Censitenzahl    .    .       24.6        25.8       18.0  10.2  21.6 

7,  der  Pfändungen  in  Berlin       77.0       65.6       41.9  14.3  55.5 

DsgL  in  Breslaa                     mi      166.8      8I.S  3S.^  157.7 

1.  Classe  420—660.  2.  Classe  660-000.  3.  Classe  000—1050  M.  Einkommen, 
4.^12.  Classe  1050— {1000  M.  Kormaler  Staatssteuersatz:  1.  Gl.  3,  2.  Ol.  6,  3.  Cl.  12. 

4.  — 12.  Gl.  IS — 12  M.  Bei  den  Tollendetcn  Fftndnngen  incl.  Loluiarreste.  Tn  Beriin 
Quartal-,  in  Breslau  monatiicho  Erhebung.  Daher  namentlich  ungünstig:«  Erfahr- 
ungen mit  der  Kinfdhrnn!;  Ji  r  Classensteuer  1*<"3  in  den  grösseren  Städten  statt  der 
Mahl-  und  Schiachtäteuer  und  iuit  zu  vielen,  vermeintlich  nur  günstiger  wirkunden 
Terminen.  Diese  Erfahrangen  fielen  mindestens  obensü  schwer  in  Gewicht  fOr  die 
Aufhebung  der  zwei  nntercn  Clnsscn,  als  die  principieüen  Erwägungen  (die  Kcgierung 
hatte  Aufhebung  bis  inci.  4.  Classe  gewünscht).  Stein  verkennt  das  zu  sehr  (s.  oben 

5.  606).  YgL  andi  oben  8.  465  nntei  N.  4. 

Diese  Schwierigkeiten  fallen  bei  der  Einrielitune:  einer  Ver- 
brauchsbesteueriing  auf  Mas8eüConsumptibilien  grossentheils  fort. 
Viel  Oilium  wird  erspart  und  der  finanzielle  Zweck  wird  voll- 
ständiger und  fUr  die  Ste«erverwaltnn£?  wie  fllr  die  Steuerzahler 
bequemer  erreicht.  Denn  in  der  ihat  ist  die  reelle  Steuerfähig- 
keit  der  kleinen  Leute  und  selbst  der  Schichten  bis  in  die  ökono- 
mischen Mittelstände  hinauf  bei  der  Auflösung  der  Steuerzablani; 
in  kleine  Beträge  grösser ,  die  £mpfindiui§;  des  Droeka  der  Steuer 
in  Wirkliehkeit  kleiner. 

2.  Mit  diesem  Argument  dttrfen  die  Anhänger  der  Verbranehs- 
besteuerung  ihre  Sache  fuhren.  Aber  die  bcgrenzteGiltigkeit 
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und  Beweiskraft  desselben  ist  anderseits  doch  aach  nicht  zu 
übersehen. 

a)  Eiomal  trifft  das  Argument  streng  genommen  überiiaapt 
nur  beim  H  a  a  r  k  a  u  f  genau  zn. 

Wo  htatt  ilc^,s('lljcu  die  besteuerte  W  aare,  also  namentlich  uacli  unseren  \  crluilt- 
Disscn  die  KrUim  rwaare  vom  Consamcntcn  auf  Borg  gekauft  ond  in  grOMsren  Bc- 
trütrcü  bezahlt  frdh  «kr  Tortlii  i!  urosscntheils  fort.   Oder  tlio  Mahnnnsren,  Clvn- 

klagcu  und  Executioncn  des  Privatgiaubigors  treten  an  die  Stelle  der  freilich  rascheren 
und  schirfeien  dw  Ffscos.  Snxeh  eine  fttarke  Bestenemof ,  mithin  vuisi  doch  Yer- 
theoerung  gewisser  nothwendiger  oder  nach  der  Consiimtionssitti?  einmal  beliebter 
OtiDäamptibiUcn  wird  alnr  di  r  Baarkauf  zu  (juniten  des  Kaufs  auf  Borg  erschwert. 

b)  Sndanii  h<>rt  eine  Steuer  dadurch,  dass  sie  „unmerklich" 
und  „niiiidcr  drückend'*  durcli  die  Art  ihrer  Erhebung  wird,  natür- 
lich nicht  nnf,  eventnell  doch  sehr  un^Ieichmiissig  zn  sein. 
Gerade  we^aui  der  l)espr()clienen  Eigenschaften  droht  aber  eine 
besonders  starke  Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  und  ist  sie 
sicher  wohl  deswegen  so  allgemein  mit  eingetreten,  dadurch  aber 
dann  die  Yertbeilang  der  Gesammtoteaerlast  aoch  ungleichmilseiger 
geworden. 

Ks  ist  ja  <:aii/  richtig,  dass  z.  B.  eiiu'  Salzsteuer,  wie  die  <leu^scbe,  trotz  des 
cuorm  hoben  Stuuersatzos  vou  ü  Mark  fOr  den  Coatuer,  vom  Consumcnteu,  der  pfuad- 
weise  telnen  Bedarf  bczielit,  fcainn  empfanden  wird*.  Aber  im  RMizen  Jahre  belastet 
sie  doch  die  Arbeiterfamilie  im  Durchschnitt  wohl  mit  3.5—')  Mark,  d.  h.  im  Ver- 
hältnis zum  Einkommen  mit  vielleicht  7a — ^  "/••  ^oIa^v  viel  stärker,  ak  dorcli  diese 
irod  eine  ganze  Anzahl  nnderor  Verbrauchs-  nnd  sonstiger  Stenern  zusammen  genemoten 
mitunter  eine  reiche  Kcnticrfamilic ,  deren  Einkommen  schwer  zu  erfassen  i^t,  ge- 
trolfen  wird.  Und  diese  3.,'  oder  .'1  Mark,  wenn  auch  pfennigweise  ausgegeben,  fehlen 
doch  nothwendig  der  Arbeiterfamilie  irj^endwo  sonst,  entweder  für  andere  Ausgaben 
und  (icnüsse  oder  auch  fUr  die  S&urUcklegnng  als  Sparpfennig.  Dies  bleibt  bei  der 
an  und  für  sich  ganz  richtigen  psychologischen  ond  ptactiachen  Rechtfertigung  der 
Verbrauch-Hsteuern  zu  leicht  unbeachtet,  — 

Das  nind  die  allgeuieiucu  ErklUruugb-  und  llechtfertiinni-rs- 
gilinde  der  starken  Ausdehnung  und  des  meistens  bestchciiden 
Uebergewichts  der  Verbrauchssteuern  im  ^taaissteuersysteni.  Der 
einzelne  Grund  hat  sicherlich  mcibtens  nur  eine  relative  Be- 
dcntiing,  aber  die  Oesammtheit  der  Gründe  wie^::!  practisch  schwer 
und  darf  auch  theoretisch  nicht  so  leicht  genommen  werden ,  wie 
es  oit  von  einseitigen  doctrinären  Gegnern  dieser  Besteuerung  ge- 
schehen ist 

Einige  weitere  specielle  Gründe,  welehe  von  Anhängern  der 
Verbranchsbesteaerung  geltend  gemacht  werden,  können  dagegen 
einen  solchen  auch  nnr  relativen  Werth  theils  überhaupt  nicht, 
theils  noch  weniger  beanapruchen ,  im  Wesentlichen  mflBseo  sie 
sogar  als  falsch  bezeichnet  werden. 

II.  §.  S64.  Specielle,  aber  Überwiegend  falsche 
Gründe  fHr  die  Verbranchsbesteoeriing. 
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Es  lä88t  sich  leicht  zeigen,  dass  diese  Grlinde,  «abgesehen  von 
dem  Korn  Wahrheit,  das  sie  allerdings  enthalten  und  das  schon 
in  den  vorausgehenden  Erörterungen  aiici  kiiunt  wurde,  mehr  Gründe 
gegen  als  fUr  die  Verbrauehsbesteuerunj^^  sind. 

A.  Vielleicht  am  Schwill -listen  und  eben  deshalb  am  Geiähr- 
licbsten  ist  der  Hinweis  aul  die  Uebe rwäl zuog,  welche  „schon 
Alles  gut  machen  werde".  Es  gentigt  an  dieser  Stelle,  auf  die 
frühere  Darstellung  der  Ueberwälzungstbeorie  Bezug  zu  nehmen 
(§.  138  C).  Sowohl  in  dem  Falle,  dass  die  Steaer  (der  Zoll)  aaf 
den  Preis  Uberwälzt  wird,  als  in  dem  immerbin  mügUchen,  daw 
daa  Dicht  oder  nicht  ToUst&ndig  geschieht,  sondern  andere  Per- 
sona die  Steuer  tragen  oder  mit  tragen,  bleiben  erbebliche  Be- 
denken der  Verbranchabeatenerang  bestehen:  im  zweiten  Fall 
andere,  als  im  ersten,  aber  aneb  beacblenswerUie.  Sicher  war  es 
ein  Felder  der  früheren  Theorie  nnd  vieler  Gegner  dieser  Besteller- 
nng,  die  Möglichkeit  des  zweiten  Falles  zu  übersehen.  Aber  aneh 
wenn  dieser  Yorliegen  sollte,  ist  es  wieder  ein  Fdiler  nnd  falscher 
Optimismns  der  Anhänger  der  Verbranehsbestenerang,  das  Ver- 
bleiben swar  anderer,  aber  ebenfalls  wichtiger  Bedenke  in  ver- 
kennen. 

1.  Das  Günstigste,  was  sich  in  dem  ersten  Falle,  also  wenn 
der  Consument  zunächst  wenigstens  im  höheren  Preise  durch  die 
Steuer  getroffen  ist,  sagen  lässt,  ist,  dass  nach  einem  langen 
WeiterwälzuDgsproeess  und  durch  denselben  vom  Consumenten 
aul  Dritte  eine  gewisse  Gleicbm'ässigkeit  der  Besteuening  unter 
besonders  günstigen  IJmständeu  lier^Cblellt  werden  kann.  Ob  und 
wie  weit  sie  wirklich  endlich  eintritt,  bleibt  durchaus  die  Frage. 
In  der  Zwischenzeit  aber  können  die  grössten  Härten  vor- 
kommen. Unter  gewissen  wirthschaftUchen ,  technischen,  socialen 
nnd  rechtlichen  Verhältnissen  mnss  dteÜofiiiang  auf  die  günstige 
ausgleichende  Wirkung  der  genannten  Weiterwälzung  aber 
überhaupt  als  Täuschung  und  Optimismus  bezeichnet  werden 
(§.  143,  147—149,  151—153,  155).  In  dem  theoretisch  nnd  prac- 
tisch  wichtigsten  FaUe,  bei  der  Bestenernng  der  unteren  Olassen 
oder  „kleinen  Lente"  durch  hohe  Stenern  auf  deren  nothwendige 
Verzebmngs-  nnd  auf  deren  Genussmitte]  Ü&sst  endlich  die  Ueber- 
wülsung  groBsentfaeils  im  Stich  oder  TollBieht  sich  nur  mitteis  eines 
hoch  bedenklichen  Drucks  auf  diese  Personen  (f.  272).  Darüber 
kann  sich  nur  oberflächlicher  Optimismus  täuschen  oder  frivole 
Rücksichtslosigkeit. hinwegsetzen.  .Sind  die  betreffenden  Stenern 
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einmal  nicht  entbehrlich,  dann  muss  wenigstens  offen  und  ehrlich 

und  muihig  anerkannt  werden,  dass  der  Verlass  auf  die  günstige 
1  anction  der  Ueberwälzung  aus  nachweisbaren  Gründen  ein  trti- 
gcriscber  ist.  Daraus  wird  doch  das  Gute  hervorgehen,  dass 
man  sich  bei  ihr  nicht  beruhigt,  auf  Reformen  der  Besteuerung, 
auf  Ersatz  der  bedenklichsten  Verbrauchssteuern  und,  voll- 
ends wenn  das  nicht  in  ^t  üügendeni  Grade  mOglich  ist,  auf  die  Ein- 
ftigunp-  von  Conipensationssteuern  in  das  Stciicisystem 
sinnt,  (liireii  welche  wenigstens  die  durch  die  Vcrbrnuclisbcstenerung 
uu vcrhäitnissmässig  geschonten  Classen  und  Personen 
zur  verhältnissmU ssigen  Betheiiigung  an  der  Tragnog 
der  Gesammtstenerlast  herangezogen  werden. 

Das  sind  die  Schlüsse,  zq  welchen  die  anbefangene,  keiuem  Parteiinteresse 
dieneode  wissenschaftliche  Theorie  nach  ihrer  bereits  oHMigteii  Keimtnias  der  C&asal- 
zasammenbiDgo  im  Ucbervälzungsproce^  kommen  muss.  v<m  dm  ADbingem  der 
anderen  Ansicht  darf  sie  daher  den  Qegeobeweis  verlangen,  der  aber  nicht  g^f^dut 
werden  kann  und  kaum  auch  nur  rcrsiicht  worden  ist:  m&a  hat  es  bei  Behaoptangieo, 
IIotTnungcn  uud  Achisokiukcu  bewenden  lassen. 

Man  durfte  wohl  auch  repUdron:  nun,  wenn  wiiUich  die  aasgleicbende  Funcäoa 
der  Ueberwäizunp:  so  sit:ht  r  anzunelimen  ist,  warum  lassen  sieb  dann  z.  6.  nicht  die 
besitzenden  und  höheren  (jlassen  zanächst  mit  directeu  Erwcrbssteuem  stärker  beiastea, 
in  der  Vomueleht,  diese  sehen  anf  die  viiteMii  Irmeran  Glassea  ducb  die  Leha« 
regehing  u.  s.  w.  fortzuwälzen?  Unfer  allen  Umständen  mtlsste  eine  derartige  Ueber- 
wälzung sicherer  and  leichter  sein,  als  die  Ueberwälzung  ia  der  entgegeofesetcteD 
BiehiUDg,  „von  Outen  nadi  Oben**,  wie  sie  im  Fkll  der^mihigung  bd  hohen  in> 
directen  Verbrauchssteuern  auf  den  Consum  der  Massen  voracsge^et/t  wirJ.  Pi- 
höheren  Classen  haben  von  ilircrn  Interessenstandpuncte  aas  ganz  recht  mit  ihrer  Ab- 
lehnung eines  solchen  Vorgehuus,  weil  hie  jene  Vorausisicht  der  FortwiUung  als  eine 
trQgerischc  kennen.  Aber  nicht  minder  haben  doch  die  unteren  Classen  redit,  ans 
demselben  (iriindc  den  Trost  ahznlehneu,  sie  könnten  sich  durch  Rückwälzung  der  auf 
SIC  io  den  Freisen  der  gekauften  Waaren  fortgewälzten  indiiecten  Verbrauchssteuern 
leicht  helfen.  Wie  die  Dinge  hier  in  Wirklidueit  liegen,  wird  unten  bd  der  Dar> 
Stellung  der  priucipiellcn  nnd  pnctiidien  Mlngd  der  Yerimnchsbeslenonii^  nnde 
gewiesen  wt-rJen  f§.  272). 

2.  In  einem  Pancte  gehen  aber  die  unbedingten  Gegner  von 
Verbrauchssteuern  auf  Massenconsumptibilien  freilich  auch  wieder 
zu  weit  und  verfallen  sie  eigentlich  in  denselben  Fehler  wie  die 
unbedingten  Anhänger,  nemliob  volle  Ueberwftlznng  stete  nnd  un- 
bedingt und  in  zu  weitem  Maaese  anznnehmeD :  also  wenn  der 
mehrenrähnte  zweite  Fall  yorli^ 

(Die  folgenden  Ausführungen  sind  der  1.  Auflage  ontnonunen,  S.  519  ff.,  was 
ich  hier  zum  Beleg  dafür  bemerke,  dass  ich  nicht  erst  jetzt  diesam  Puncto  die  ihn 
gebührende  Berücksichtigung  habe  zu  Theil  werden  lassen.) 

Kach  den  Gegnern  der  Terbrnnehsstenern  Ist  es  immer  der  ganze  Betraf  der 
Steuer,  welcher  (noch  verbunden  mit  Nobenspcsen.  Zinsen  u.  s.  w.)  auf  Preis  d-?.- 
Artikels  fällt  und  tun  welchen  sie  daher  „dcu  Ceosumenten"  roU  belastet  ansehen. 
Hier  wird  der  Uebenrllznngstendeoz  his  xnm  Gonsamenten  hin  ebenso  dno  m 
grosse  practibclie  Stärke  und  eine  zu  unbedingte  allgemeine  Verwirklichung  zugeschrieben, 
wie  Seitens  der  anderen  Partei  derjenigen  vom  Consumcnten  weiter  oder,  in  der 
frtthersn  Terminologie:  wie  hier  die  Kuck«  und  Weiterw&lzungsf&higkeit,  wird  dort 
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die  F&higkeit  der  Weiterfortwäkoog  Überschätzt  und  ohne  genagende  Kack- 
sieht auf  die  Yerklltttisse  des  practlschen  Lebens  beurtlieilt  Es  teC  fiel- 

mehr  ein  weiterer  üebelstand.  dass  ixirh  die  Weiterwälzuiip;  practisch  nicht  so  einfach 
zutrügt,  wie  hier  anfcenommeii  wird.  Wurdo  nur  und  voll  der  Consument  getrotien, 
so  Hesse  sich  dies  leichter  compeDsiren.  Aber  die  Steuer  bleibt  Öfters  io  venchiede- 
nem  HftMse  und  in  verschiedener  Weise  auf  dem  Steuerzahler  haften  oder  auf  dem 
Wege  von  ihm  zum  Consumenten  an  einzelnen  Zwischenpersonen  oder  auch  an 
einzelnen  Producenten  selbst  hängen,  mindert  deren  Einkommen,  Gewinne  etc., 
80  namentlich  wohl  bei  deiQenigen  inoincleii  Verbrauchssteaem ,  weldie  beim  inlln- 
dischen  Producenten  oder  In  der  Fom  ron  Zöllen  erbobea  werden. 

Diese  Saefalage  büdet  sogar  von  einem  anderen  Gesiehtspnnete 
ans  unter  UmBfftnden  eine  relative  Reebtfertigong  soleher  Stenern, 
indem  dieselben  nemticby  äbnlicb  wie  Verkebrsstenern,  als  eine 
Art  Gewerbesteuer  und  Ein  komm  enstener  der  Kanflente, 
Fabrikanten  y  also  solcber  Olassen  nnd  Personen  mit  angeseben 
werden  kSnnteni  deren  Gewinne  ond  Einkommen  sieb  der  sonstigen 
direoten  Erwerbsbestenernng  leicbter  enteOgen.  Die  Anbftnger  der 
Verbrancbssteuem  machen  das  nicbt  selteu  geltend,  principiell 
nicht  mit  Unrecht,  wenn  auch  gewöhnlich  mit  starken  üeber- 
Ueibungen,  denn  sie  llbeibeheii  ab»  VertreLer  dieser  Auffassung  da- 
bei wieder  zweierlei. 

a)  Einmal,  dass  sie  damit  in  Widerspruch  mit  ihrer  optimisti- 
flchen  Aiisicbt  von  der  KUck-  und  Weiterwälzung  der  Verbrauchs- 
ateuern  Seitens  der  Consumcnteu  kommco. 

Wenn  die  gleichmassige  Fortwälzunff  bis  zum  Consumenten  sciion  so  un- 
sicher ibt,  wie  sehr  vollends  diese  Weiterwälzung!  i'ilr  letiitere  liegen  die  Verhältnisse 
doch  rid  ungünstiger,  weil  r.a  üch  <2be»  um  .,€onsumcntcu"  ohna  Organisation  zu 
gemeinsamem  Handeln,  ohne  ökonomische  Mn  ]  tmittel  (untere  Classen!)  zur  Durch- 
setzung der  Weiterwälzung  handelt,  während  iu  dem  anderen  Fall  «J'iodacenten"  in 
Betracht  kommen,  welche  dodi  ftt  den  Conenrrenzliampf  besier  oiignniBift  find,  ihr 
Kapital  nothigenfiJle  eher  nne  dem  Geschlft  liehra  hOnnen  o.  s.  v* 

b)  Sodann  der  zweite  Mangel  der  Beweisfttbrang:  gerade  die 
nngleicbmftssige  Fort-  nnd  Weiterwttlznng  der  znnl&ebst  vom 
Prodneenten,  Fabrikanten,  Kaufmann  n.  s.  w.  ans  gelegten  Stener 
ist  ein  nenes  Argument  dafttr,  dass  man  mit  der  Rechtfertigung 
der  Verbrancbsbestenemng  dnrcb  den  Hinweis  anf  die  Ans- 
gleiebnngsfnnetion  der  Ueberwftlznng  sehr  vorsicbtig 
sein  mnss.  Denn  je  mehr  sieb  diese  Ueberwälzong  yollzteht, 
desto  ungleichmässiger  wird  wieder  die  ganze  Steuerver- 
theilung. 

Die  einzelnen  Producenten  sind  nach  einer  Jklenge  persönlicher,  wirthscbaft- 
lldher  und  technischer  Veffafitniiee,  Im  Oroee-  nnd  Kleinbetrieb,  nach  der  Yertheüunf 
de«  Kapitals  auf  Anlage- und  Betriebskapital,  nach  der  örtlichen  Lage  ihrer  Anstalten 
n.  8.  w.  in  ganz  ungleichem  Maasäo  zur  Foitw&lzung  der  ron  ihnen  ausge- 
legten Steuern  befähigt  (§.  148,  146  S.).  Oefter»  bleiben  nllerdlngs  voU  Theile 
dieser  Steuern  auf  ihnen  sitzen,  aber  da  dies  einzeln  in  durchaus  rerschiedenem 
MawMe  geschieht,  sind  diese  Stenern  auch  wieder  keine  richtige  and  gerechte 
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Geirerlbtt-  oder  Ein  komm  eti^aer  der  Betroffenen,  ganz  abgeseben  von  dem  Um» 
stMido,  dass  so  nur  gc risse  Gewerbe  indircct  besteuert  worden. 

So  darf  man  behaupten,  dass  der  Verlass  auf  die  üeber- 
wälznng  in  jeder  Hinsiebi»  in  den  beiden,  allerdings  zn  nnter- 
seheidenden  Kategorieen  7od  Fälte»  oin  schwaches  Argnment 
zn  Qnnsten  der  Verbraacbsbesteoerang  dea  Constimenten  selbst 
und  anderer,  mit  der  Herstellung  nnd  dem  Vertrieb  der  steuer- 
pflichtigen Waaren  in  Verbindong  stehenden  Personen  ist. 

§.  265.  —  B.  Die  Selbstregelung  der  Hesteuerung 
des  E i n z c  1  u c II  (iurcb  die  Regelung  seines  gebrauchs- 
stenc  rpfli  cht  igen  Con  sums. 

Auch  durcU  <lie  Herulung  hierauf  wird  keine  richtige  He- 

grUndung  der  Verbniuchs-  und  Nutzungsbcstcncning  gewonnen. 

Denn  einmal  ist  in  vielen,  practisch  wichtigen  Fällen  eine  solche 

Macht  des  Einzelnen  nur  scheinbar  vorhanden;  sodann  aber 

steht  dieselbe  überhaupt  mit  dem  wahren  Wesen  der  Bestenemag 

in  Widerspruch. 

Scbäffle's  Auffassung  der  indirecten  Vcrbraiicbssteuern  als  eines  nach  der 
Steaerfähigkeit  die  Steuerbelastuug  indiridaalisirenden  £lemeQts  (oben  S.  2^) 
Ist  gende  in  diesen  Puneten  so  opümiatbch. 

1.  Welche  Steaerobjecte  auch  gewählt  werden  mOgen,  die„Selhat- 
regelang  der  Besteaerung"  ist  dabei  immer  eine  bedenkliche  Sache. 

Bei  einer  Bestenemng  ron  notbwendif en  Lebensmitteln  (Snlzl  VoUabrot 

[Roggenbrot  bei  uns],  Fleiscb)  ist  von  cinfr  soldien  Macht  des  Einzelnen  theils  gar 
nicht  die  Bede«  theiia  vurde  sie  nur  auf  Kosten  der  (iesandbeit  und  Arbeitskraft  des 
Gonsnmenten  nmgettbt,  also  nnch  g  euren  das  Oemeinschaftsinteresse.  Bei  anderen 
Steucrobjecten  stemmt  sich  wenige;  u>  Ii  Cun sumtionssitte  der  Einschränkung  dcä 
Consiims  f^nterccron.  Die  letztere  kann  ebenfalls  ihre  snnifären  und  sonstigen  Bedenken 
bieten.  Auch  trillt  der  ällgeuieiiie  Euiwaud  gegen  die  Verbrauchsbcsteucrung  zn,  das3 
dieselbe  eben  einzelne  Artikel  des  Gonsnms siemlicb  willkürlich  herausgreift 
Die  (jleiohiriässigkeit  wird  so  von  Neuem  rcrletzt,  indem  dem  Consumenten  eines  be- 
steuerten Artikels,  gegenüber  dem  üonsumenten  eines  unbesteaertea*  entweder  zuge- 
madhet  wird«  die  Stener  im  bftberen  Preise  dw  Waare  in  entriebton  oder  auf  den 
Consum  zu  verzichten.   So  liegt  die  Sache  selbst  bei  den  sogenannten  Lnxusstcaem. 

2.  Gewichtiger  and  principieller  ist  aber  nodi  der 
zweite  Einwand  gegen  diese  Begrttndnng  der  Gebranchsbestenei^ 
ung:  es  sollte  dem  Binseinen  eben  gar  nicht  so  „frei 
stehen dnrch  eine  Handlang ,  welche  wie  die  Regelang  des 
Gottsnms  mit  der  individnellen  Stenerpflicht  keinen  Zasammenbaog 
hat,  sich  dieser  Pflicht  zn  entziehen  oder  das  Maass,  in  dem  er 
sie  eritlllti  zn  bestimmen. 

Wie  man  die  Besteoening  des.  Mnzelnen  auch  immer  auf&ase  und  befrtnd«: 

ob  man  sie  als  einen  Entsrclt  der  Dienste  des  Staats ,  der  Vortbcile  der  Staat^ver- 
bindung  oder  richtiger  als  eine  FiUcht  ansieht,  welche  aus  der  naturnoth wendigen 
gliedli<äen  AngehOriglieit  des  Einzelnen  m  Staatsgesellscbaft  folgt  (§.  ^5  ff.)  :  die 
Steuerzahlung  an  sich  und  d.is  Maass  ihrer  Höhe  mtlssten  richtiger  Weise 
von  der  Art  und  der  tirAsse  des  Consums  einzelner  (iuter  nnabb&ngtg  sein. 
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Practische  Gittnde.  jen«  btsprochene  psycholofiache  Moment  v.  A.  m.  mOgon 

trot/dcm  für  eine  solche  Vorbindnnfr  ?pror!ien.    Aber  t-in  Yorthei!,  dass  das 
viduum  alsdann  durch  liegeiung  seines  Consoms  seine  Steuern  rogein  kdone,  ist  dies 
uicht:  die  GebnnchabesteoeraDf  llast  sich  mit  solcheiii  Argumant  otoht  b«g7ftBd«n 
und  rechtfertigen,  sondern  gerade  anirroifen. 

3.  Aach  die  weitere  Motivirang  verwandter  Art,  dass  sieb 
durch  eine  rationelle  Verbraacfasbestenernng,  diese  alB  ein  Mittel 
zor  DeeknDg  des  allgemeinen  Finanzbedarfs  betraebtet,  der 
Consnm  der  Bev01kernng  in  deren  eigenem  wahren 
Interesse  richtig  regeln  lasse,  begegnet  doch  erheblieben 
principiellen  nnd  praetisehen  Bedenken.  Man  argamentirt  hier  ans 
den  sich  bertlhrenden  Gesichtspnncten  der  Sani  täte-,  Sitten-, 
Lnzns-  nnd  allgemeinen  WohlfahrtspoHzei. 

Dies  ist  impKeite  der  St&ndpnnct  der  In  der  Yorbemerlrang  S.  607  genannten 

finanzstatistischen  Schrift  von  GerstfoMt.  Da  äluilicho  Auffassunt;i:ii  in  gewissen 
Kreisen  verbreitet  sind,  scheint  es  nicht  überflüssig,  auf  die  Prüfung  dieses  Stand- 
puncts  etwas  näher  einzogchcn,  weshalb  ich  diese  Ausführung  unter  3  (schon  in  der 
ersten  Auflage  S.  522)  hier  eingttftagt  habe.  Die  fiuanistatistischeii  Thatsachen  sind 
allerdings  berückend,  aber  um  so  nothwendigcr  ist  ein©  unbcfan<r<»ne  Reurtheilung. 
Nach  (Jerätfeldt,  besonders  Tab.  8  und  7  ergab  sich  fQr  die  Zeit  Kiide  der  1870er 
Jahre: 


Branntwein.  ^ 

Deutsches 

Groas- 

Frank- 

Wnst- 

Kuss- 

iSoicb 

britaiinieu 

reich 

österrcich 

land 

4S.31 

422.0S 

65.d0 

18.00 

667.27 

oder  "\,  aller  Steoem    .  .  .  . 

7.00 

3.38 

3.31 

42.88 

12.42 

l.U 

0.82 

8.10 

Durcbschnittssatz  d.  Steuer  p.  100  "/g 
Alcoliol  per  Hectoliter 

.HO  00 

400.00 

9000 

24.00 

? 

an  bteuer  M  

17.00 

300.00 

tiO.OO 

20.00 

125.00 

Abgabebelastete  Verbrauchsmenge 

per  Kopf  Liter  

6.14 

3.87 

2.86 

4.10 

6.48 

Tabak. 

14.28 

162.00 

257.18 

75.4fl 

46.55 

oder  "  „  .illcr  Stenern  .... 

2.25 

11.85 

13.30 

13.80 

3.11 

0.S4 

4.77 

tt.95 

3.43 

Ü.05 

Durchschoittssatz  an  Steoeru  (incl. 

Monopüi)  per  Centner 

an  ZoU  M  

15,00 

350.00 

7i>.0(> 

an  Steuer  (Monopol)  M.  .  . 

2.30 

380.00 

110.00 

50.00 

Belastete    Verbiaaehamenge  per 

Kopf  rfiind  

l.Hfi 

1.*^S 

3. 12 

l.in 

SdUt  wenn  der  hier  (ob  bei  Braontwcin  ganz  ricbüg?)  berechnete  enorm  bohoDorch- 
sebnittscensnin  an  Branntwein  und  Tabak  in  Dentscbland  durch  eine  der  andindiachen 

ilitiliclif  litilie  Besteuerung  auf  die  Hälfte  reducirt  wurde,  an  sich  vielleicht  wünschena» 
Werth,  so  wQrdc  die  Aiiss-ab»''  einer  I'crson  für  diesen  halben  Coiistnn  woiren  der 
hohen  Steuer  doch  noch  viel  j^rösser  siia  als  jetzt,  was  clenuiach  kl;u:lich  auf  eine 
starke  Cebcrlastung  der  betrcUenden  O  nsamenten  mit  Stenern  oder  ta.  a.  W.  auf  eine 
grosse  rii!i:Ici(  liinässigkeit  der  15c'!teuernng  hinausliefe.  Das  lässt  sich  doch 
unmöglich  in  dieser  Frage  so  leicht  nehmen.  Seit  den  Kcichsreformen  der  deatscken 
Tabak*  und  Branntweinsteuer  ist  der  ISHng  der  letzteren  nnd  die  Steaerbelastnng  der 
Bevölki^run};:  nll.T'Ünfr?  crheblirb  trestietren ,  aber  aurli  i^e^'enwartig  beträirt  ilin  Ein- 
nahme vom  Tabak  (Steuer  und  Zoll)  nur  1  M.  per  Kopf  and  die  Branntweinsteuer 
noch  nicht  S  M..  wihrend  in  den  genannten  anderen  Staaten  seit  1880  die  Ertrage 
dieser  Stenern  tJber  die  oben  ang'  hmcn  Summen  noch  erheblich  hinausgewachsen 
sind.  (&  m)er  England  Fin.  lU,  i.  134  iL,  148,  aber  Frankreich  eb.  §.  252  £,  296.) 
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Es  matj  zugegeben  werden ,  chiss  derartige  Gesicbtspancte 
etwas  niitsjuechen  dürfen,  besonders  bei  der  Branntwein-  und 
auch  noch  bei  der  T a b a It besteucrung.  Aber  ninn  nherzengt  siV-h 
leicht,  dass  man  hier  zu  missllchcn  Conseqiicn/cu  gelan^^t ,  sobald 
man  einen  dieser  Gesichtspnncte  ernstlich  zur  Begründung  einer 
hohen  Verbrauchsbesteuernng  auf  welche  Gegenstände  immer  be- 
nutzt, und  den  Ertrag  davon  zva  Deckang  de«  aligem einen 
Finanzbedarfs  verwendet 

Von  einer  auch  nur  einigermaaBsen  berechtigten  8 an i täte- 

and  Sitten poliseUieben  Regelung  kann  hier  doch  bloss  gegenüber 

einem  wirklich  physiseh  nnd  psjchiseh  schädlichen  lieber maass 

des  Consams  die  Rede  sein ,  wenn  man  selbst  von  allen  princi- 

plellen  Einwünden  gegen  solche  Einmischung  absehen  wollte.  Nun 

wlUre  aber  hier,  wenn  sie  Überhaupt  richtig  und  erfolgreich  sein 

solUej  eine  ganz  individnelle  Gontrole  des  Gonsnms  des  ein- 

Keinen  Trinkers  nnd  Raaebers  nothwendig.   Eine  solche  erfolgt 

durch  die  Verbrauchsbestenerung  und  durch  einen  hohen  Stenerfuss 

der  Branntwein-  und  Tabaksteuer  aber  natUilich  gar  nicht. 

Aus  den  Darchsclinittssätzen  des  Goosiuns  für  den  Kopf,  vie  sie  die 
«bliehe  Statistik  meistens  tUeio  bereehnen  kann,  lisst  sich  Hiebt  obno  Weiteres  «nf 

ein  Uebcrznaass  des  individuellen  Cuiisunib  scliliessen,  auch  wenn  sicli,  wie  z.  B. 
bei  uns  in  Deutschland,  fiel  liöhcre  Kopfiiuotcn  altt  in  anderen  Staaten  mit  holier  Be- 
steaening  ergeben.  Denn  ob  und  "wie  weit  ein  solclicö  Uebermaaas  rorli^t,  das  h&n^t 
in  entscheidender  Weise  ron  der  zeitlichall  Vertheilung  des  Consums  einer  jedes 
Person  ab.  Der  Durchschnittsconsom  kann  sehr  hoch  sein  und  doch  wegen  einer 
gUQStigeu  ältlichen  Vertheilung  dickes  Kiuzciconsums  eine  widltch  schädliche  uber- 
mftssige  Consumtion  fehlen,  und  umgekehrt. 

So  führt  Cüüiail  fin  der  Recension  von  (j o rs t f eM t's  Srhrift,  Jahrbücher 
1S79,  II)  gewiss  richtig  aus,  dass  das  Zu  viel  trinken  von  Branntwein  durch  die  hohe 
Steuer  nm  wenig  gemindert  wird.  wfthieDd  der  tij^che  tienuss  einer  geringen  Meng« 
zur  M.ililzoit,  was  im  Jahre  ein  bedeutendes  Quantum  ausmacht,  für  den  Arbeiter 
durchaus  zuträglich  ist  und  ihm  dieser  tieouss  durch  die  Forderung  Gerstfeldt's 
mehr  als  gerechtfertigt  erschwert  wird.  Ebenso  kann  man  bei  den  Arbeitern  n.  s.  w. 
doch  ftoeh  an  dis  Berechtigte  des  Tabakgenusses  denken. 

Die  entgeg-cn^esefzte  Auffassung  beruht  auf  der  unhaltbaren  Annahme  der  ab- 
soluten Schädlichkeit  des  Branntweins  und  Tabaks.  Diese  Annahme  mOsste  folge« 
riehlig  dazu  fuhren,  den  Gonsum  dieser  Artikel  nicht  dareh  Stenern  bloss  sa  er- 
srhTcrcn,  sondorn  ihn  gesetzlich  zu  rerbietr-n,  niiFidestens  wie  In  den  Stnalea  der 
Temperauce  -  Gesetze  den  oileuen  Verkauf  zu  nn-  is  i-  'u. 

Gegen  den  luxus-  und  w  o  hl  fahrt  s  polizeilichen  Stand- 
punot  erheben  sich  von  vorneherein  principiellc  Bodenken^  wenig- 
stens innerhalb  der  heutigen  Gesellsebaft  nnd  ihrer  sonstigen  Rechts* 
ordnnng. 

Selbst  wenn  man  davon  absieht  und  zugiebt,  dass  ein  grosser  Theil  der  „kleinen 
L<:ut(:*"  durch  den  Aufwand  fiir  ihn-n  Hranntwein -  nii')  Tabakconsnm,  zamal  für  den 
uberuiusäigcn ,  grossü  Unwirth^  liuitlichkt;it  zu  ihrem  eigenen  Nachtüeil  be- 
weisen, —  ist  es  zn  rechtfertigen,  sie  dafür  mit  hohen  Steuern  zu  belegen  und  ge- 
wissemwassen  zn  bestrafen?  Die  allgemeinen  Bedttrihisse  des  Staats,  veldie 
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noter  lUlen  ümständcn  zu  docken  sind,  grosseotheils  auf  Kosten  der  Onvirth- 
schaftlichkeit  ji-iträ  \  nlkstheils  zu  bestreiten?  Folgmclitig  mOsste  man  dann 
überhaupt  tleii  Li-utt  n  diu  freie  Verwcndon^  ihres  Einkammens  oiitzi<'lien,  mindestens 
den  Beira^,  der  über  Jeu  notliwendigen  Bedarf  iiinaus^;i.-ht ,  in  Be&chlag  liubmun. 
Aber  «och  dies  wäre  u.  E.  nnr  zu  rechtfertigen  zu  Zwecken  im  Bpeciellen  Interesse 
dieser  nnt^r  Cur:it--I  trestidlti  n  Lcutt\  ninht  zur  Dcrkang  der  allgemeinen  Staatsbedürf- 
nisse (fi.  unten).  Mit  der  besonder  hohen  Branntwoia-  und  Tabakbesteuerung  prolitirt 
doch  jetzt  in  Grande  der  Staat  nnr  für  seine  fincaliBclien  Intereaaen  Ton  Lastora  nnd 
Unsitten  der  Bevölkeruriir,  und  zwar  von  solchen,  die  er  nicht  wohl  sonst  n;ic  h  di-r  be- 
stehenden Kcchbanschauang  unter  Strafe  stellen  kann.  Gerade  das  polizeiliche  Bevor- 
mundungsprincip  wurde  eine  ganz  andere  Behandlung  unwirthschaftlicher  Consumtionen 
bedingen,  als  diejenige  Tormittcbt  hoher  VerbranclubaBteaflVttng.  Wenn  man  durch  letztere 
selbst  eine  Vorminderung  anstössigerConsnmtioncn  orreicht,  —  was  nirht  immer  sicher  ist  ; 
in  Deutschland  ist  seit  der  höheren  Tabakbestcuerung  der  Consum  auf  den  Kopf  nur 
ron  1.7  auf  1.5  Kilogramm  (anf  fabrikationsreifen  Robtabak  redncirt)  znrOckgegangen  — 
so  wird  doch  in  der  Kf^d  der  fresammtc  Aufwand  einer  Person  fiir  die  betreffenden 
Ubjecte  bei  hoher  im  Vergleich  mit  niedriger  Besteuerung  noch  grOttser,  daher  die 
virtbsehafUiehe  Venrendung  de»  ganzen  Einkommens  noch  echleohter  ausfallen.  D.  h. 
man  fügt  durch  solche  Bestcucnm^  noch  die  Gefahr  rascheren  und  stärkeren  wirth- 
.  scbaftlichen  Ruins  zu  allen  anderen  Ublen  Folgen  bedenklicher  Consumtion  hinzu. 
Vid  heilsamer,  aber  freilich  auch  viel  mehr  gegen  das  doch  zumeist  einseitig  sich 
geltend  machende  Kscatischc  Interesse  wären  z.  B.  gegenüber  dem  Tabak«  und  Bntnnt* 
▼einconsum  Vorkehrnnsren.  die  (icle^enheit  zu  diesen  Consumtioncu  zu  erschweren» 
wie  in  Bctrcti  des  Branntweins  (und  indirect  des  Tabakä)  durch  ciuo  richtige  Schauk- 
stAttengesetzgebonir  nnd  in  Betreif  des  Tnbaln  durch  umfassendere  Ranchrerboto  in 
öffentlichen  Localit.'U.  n  n.  s,  w.  (zugleich  eine  wahre  Wohlthnt  fur  die  nicht  rauchende 
Menachheitlj.  (Vgi.  neuere  französische  Fl&ue  in  BotrcU  der  bchankliceuzeu  und 
Branntvetnatener,  wenigstens  mit  In  dieser  Tendenz  gefasst,  in  Pin.  KI,  S.  628.) 

4.  Anders  nnd  güDStiger  lie^rt  die  Frage  einer  solchen 
„ Con Sil nu  ege  1  u  n g"  durch  pajsseiule  Vcrhrnnchsbestenernng, 
wenn  der  Krtrag  davon  lUr  s  j)  e  c  i  e  1 1  e  I  n  t  c  r  c  s 8  c  1 1  a  n  g  e  I  e  g  e  n  - 
h e  i  te  u  der  unteren  C 1  a s  s c  n  verwendet  wird  und  so  diese 
Regelung  aut  einen  gewissen  „^parzwang^^  bezüglich  der  Ein- 
kommenverweiidung  hinaasläatt.  Das  mischte  ich  im  Ganzen  fttr 
gereehtfertigt  halten. 

5.  schon  oben  in  den  Vorbemeifcnnfen  §.  2(1  S.  607.  Der  ^vand  der  un- 
gleich massigen  Bela«ttins  der  Einzelnen,  je  nach  ihrem  Consum,  und  im  Ver- 
hältniss  zu  der  indi?iduell  verschiedenen  Theilnabmc  au.  den  betrcfl'enden 
Offendidten  Einrichtungen  tritll  allerdings  nach  hier  zn.  Aber  er  verliert  hier  viel 
mehr  an  Gew  irlit.  ann  snciali-m  Gesirhtspunct  betrachtet,  als  wenn  der  Ertrag  solcher 
Steuern  zu  allgemeinen  Staabzweckon  dient  und  damit,  wenigstens  mittelbar*  auch 
die  höhereo  nnd  wohlhabenderen  Classen.  als  Steuerzahler  vie  als  Participienten  an 
Staatsleistungen .  lunortlii  ili  wor  lrn  Tu  dr  in  Lier  erörterten  Fall  handelt  es  sich  bei 
grösseren  individuellen  Consum-  und  damit  Steuerlast -Verschiedenheiten  wesentlich 
um  ökonomische  Bewegungen  innerhalb  der  unteren  Classe  allciu :  ein  m.  £.  cut' 
acheidondef  Untanddod. 

§.  2Ö6.  C.  Die  (indi  reute)  Vei  bra  lil  hshes teuer uug 
als  Mittel,  das  Moment  der  Steuer  Zahlung  zu  verhüllen. 

Der  psychologische  Vortheil,  welcher  hierin  Heg-t,  wurde 
oben  zugegc!)en.  Aber  mit  diOM m  \  »rtheil  sind  ■,^cwielitif;c  N a ch - 
tbeiK  verbunden,  sowohl  in  Bezug  aut  den  Besteuerten  als 
auf  den  ötaat. 

A.  WjiK&Qr,  FiaaasviMeasclufl.  II.  i.  Aaä.  42 
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1.  Jener  verkennt  eben  deshalb  so  leicht  den  notb wendigen 
Zasammenhang  zwischen  Bestenerong  und  öffentlieher  Leiatmig, 
zwischen  Steaerzahinng  und  Stenerpflieht.  Sein  eigener  Verbrauch, 
seine  Ausgaben  erscheinen  ihm  nicht  Im  wahren  Licht 

Darin  nur  Vortheil«'  zu  srhon,  nar  zu  rülimen,  dass  dieser  mangelnde  Einblick 
in  die  wirklichen  Yerhältuisse  Uber  manches  Uniiebsamo  und  Lästige  hinweg  helfe, 
hefmt  doch  sehr  kurzsichtig  urtheilen,  etwa  so,  als  ob  Überhaupt  die  genaue  Rechuuogs- 
fahrung  in  der  Priratwirthschaft  besser  unterbleibe,  dftmit  man  deÜ  in  Betreff  telneK 
Ausgaben  in  „angeaehner^  Unwiaieiilieit  befinde. 

2,  Für  das  ganze  Gemeinwesen  oder  den  Staat  selbst 
ergeben  sieh  aber  nicht  geringere  Bedenken.  Zugestanden,  dass 
die  DeclLnng  eines  grossen  Finanzbedarfs  dnrch  Verbranchasteneni 
leichter,  weil  weniger  nnpo^^nlftr  als  dnrch  Schätzungen  sei  nnd  dass 
deswegen  Staatsmänner  politische  Grflnde  ftlr  ein  solches  Vor- 
gehen geltend  machen  kttnnen :  nicht  minder  sind  politische  nnd 
finanzielle  Gegengrttnde  anzuführen.  Die  Controle  des 
Staatshaushalts,  die  PrQfung  der  Nothwendigkeit  nnd 
Zweckmässigkeit  einer  Ausgabe  wird  fast  unvermeidlich 
weniger  ernst  genommen. 

Die  parlameutarischen  Körper  bewilligen  begreiflich  genug,  auch  wenn  sie  d»bei 
gar  nicht  specielle  Interessen  der  Besitzenden  vertreten,  indirecte  Verbraui-hssteuem 
leichter  als  dirccto  ErwL'rbgsteuern ,  weil  sie  sich  durch  letztere  beim  Volk  eh-  r 
unpopulär  zu  machen  fürchten.  Eine  absolute  Staatsgewalt,  der  keine  Volksvertretung 
zur  Seite  siebt,  greift  ebeufalb  leidhter  sn  der  „ttnftlhlbiirra**  VerbreachtbeMeaMwif. 
Der  Finanzbedarf  droht  aber  dann  um  so  rascher  und  stärker  zu  stoigon,  die  Ma  Lt 
der  Parlamente,  auch  wo  sie  berechtigt  ist,  um  so  kauunerlicher  zu  werden:  Letzteres 
desto  mehr,  je  mehr  schon  die  ganxe  stenertechnisclie  Einriohtong  der  Verhrmncfas- 
steuern  tnecliruiisch  weiter  fuugirt  und  aus  finanziellen  Gründen  in  Function  erbaiteu 
werden  muäs,  wenn  der  Steuerapparat  einmal  gebildet  worden  ist  Als  „politische 
Garantie"  haben  daher  z.  fi.  Bewilligungen  eines  Tabak  monopols  auf  eine  bestimmte 
Keihe  von  Jahren,  wie  gesetzlich  in  Frankreich  und  wie  es  bei  dem  deutschen  Tabek- 
monopolproject  mitontcr  vorj^psc Magen  worden  ist,  kaum  irgend  einen  Werth.  Wenn 
man  nach  einem  langen  und  Iko^töpicligea  Expropriationsverfahren  bei  uns  ein  solches 
Monopol  einmal  eingeführt  haben  sollte,  wird  man  doch  eine  WiedeiMifbebuDs  des 
Monopole  in  anabsehbarer  Zeit  nicht  ernstlich  ins  Auge  fassen  kOnnen.  Aucli  di* 
neueste  Erfahrung  mit  dem  französischen  ZOndbölzcbeiimonopol  beütiUigt  das  (Flu.  III, 
§.  300  ff.). 

Gerade  je  schärfer  die  Steuer  vom  Einzelnen  und  im  Volke 
als  Steuer  empfunden  wird,  desto  Torsichtiger  wird  man  an  ihre 

Ansdebnang^  desto  sorgfältiger  an  die  Prafang  des  Bedarfs  gehen. 
Gewiss  vermögen  sich  hier  die  Interessen  zu  kreuzen  und  kann 

eine  uothvvendige  und  crwlinsciilL:  Eniwickliing  der  „öffentlichen 
Thätigkeiten"  durch  zu  knappe  Bemessung  tlcs  Bedarfs  und  zu 
grosse  Abneigung  gegen  eine  Vermahlung  der  Steuern  gehemmt 
werden.  Aber  die  Klippe  auf  der  anderen  Seite  ist  auch  nicht  zn 
übersehen:  die  Gefahr  einer  Schädiguni^  der  berech 
tigten  Freiheitsinteresseu^'  des  Volks  und  einer  zu 
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willfährigen  Vermehrnng  der  öffentlichen  Ausgaben, 
damit  einer  zu  grossen  Allmacht  der  Staatsgewalt. 

Diese  Betrachtung  führt  schon  zu  der  folgenden  Erörterung 
hinüber: 

III.  Die  principiellen  und  practischen  Mängel  der  • 
Gebraachsbesteaemiig. 

f.  267.  Dieselben  waren  im  Vorausgehenden  schon  mehrfach 
zn  bertthren.  Sie  treten,  wie  bemerkt,  als  Verstösse  gegen 
die  vier  Reihen  oberster  Stenerprincipien  hervor.  Die 
Gebranchsbestenerung  als  Ganzes  betrachtet  zeigt  hier  grosse 
Mängel ,  welche  kanm  bei  einer  einzäoen  hlerbergehdrigen  Steuer 
nnd  Einricbtungs-  und  Erhebungsform  ganz  fehlen,  wenn  auch  hier 
iu  grösserem,  da  in  geringerem  Grade  hervortreten. 

A.  Verstösse  gegen  die  finaazpoliti.schea  Prin- 
cipieu  der  Ausreichendbeit  und  Beweglichkeit. 

Die  Hauptarteu  der  Besteuerung  sind  schon  rfiiii  bei  der  Er- 
örterung dieser  Principien  kurz  in  ihrer  Beziebimg  zu  diesen  letz- 
teren beurtbeüt  worden  (§.  12^).  Gewisse  Vortheile,  wie  leichtere 
Deckung  grösseren  Finanzbedarfs  mit  ihnen,  sind  unverkennbar. 
Aber  anderseits  stellen  die  weniger  beweglichen,  jedoch  bei  nicht  zu 
hohen  8ätzen  in  ihrem  Eingang  sichereren  und  in  ihrer  Ertrags- 
höhe nicht  viel  schwankenden  directeu  Steuern,  unter  diesen  be- 
sonders auch  die  Ertrags  steuern,  gegenüber  den  im  Ertrage 
viel  mehr  schwankenden  Verbranchssteuem,  das  solide  „finanzielle 
Bttckgrat'^  dar.  Gerade  wegen  der  engen  Verknüpfung  der  Ver- 
branchssteuern  an  gewisse  Waaren  hängt  der  Stenerertrag  wesent^ 
lieh  von  den  Prodnetions-  und  GonsamtionsverhttltnisBen, 
den  Conjnnetnren  dieser  Waaren,  vom  Gang  des  ganzen  Wirth- 
gchaftslebens,  von  der  ungestörten  Function  des  Erhebnngs- 
and  Controlapparats  mit  ab. 

Der  StcQcrertrag  sinkt  daher  leicht  in  „ uof anstigen "  Zeiten,  wo  mm  iliu  am 
Nothwciidigsten  bedarf,  and  steigt  leicht  in  „gtuisiitrtin"  Z'  iten.  wo  man  das  eher  ent- 
behren  konnte.  Dort  daher  eine  Störung  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte,  die 
schwer  sofort  gut  zu  machoa  i^t.  StcuerausfäUe  lassen  sich  dabei  auch  nicht,  wio 
thdlweiM  wenigstens  bei  dinoteo  Enrerbssteuern ,  naehtilglicb  wieder  eiobiiiifea. 
In  deu  gün8tig°en  Zeiten  aber  entsteht  eine  Tt  rsucliung;  za  neuen  ufPeutlichen  Aus- 
gaben, aach  za  solchen  dauedrndcr  Art  ^UehaltserhOhangen),  weil  die  Mittel  dazu  ror- 
handeii  sind.  MudiM  weniger  Ifothwendige  wird  dann  leicht  mteraommen,  Air  das 
hiiiterhor  die  Mittel  fehlen,  ■wenn  die  alli;*.'ineinen  Vetliältiiissr  wieder  selileeliter 
werden.  Eine  rasche  Vermehrung  des  Ertrags  auf  einmal  im  Bedarfsfall 
Uwt  sich  aber  gerade  durch  die  Yerbraachsbestenening  auch  nicht  leicht  bewirken, 
um  so  weniger,  je  mehr  die  be?or8tehende  Steuerrermehrnng  (Ausdehnang  oder  Er- 
höhung) von  der  Specaiation  an^ebeatet  wird,  wie  jetzt  Tegeimisaii^  in  nnserea  Ver- 
kehnverhäluiisücii. 

42* 
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Durch  eine  gewisse  M an nigtaltigkeit  dieser  BesteueruDg, 
durch  richtige  Auswahl  der  einzelnen  Steuerobjecte  und 
durch  passende  Steuerform  (z.  B,  die  Monopolisirang) 
Bind  diese  Mängel  wohl  zu  Yermindem,  aber  nieht  zu  beseitigeiL 

S.  auch  hier  dl:  scbou  oben  in  120  in  Besag  genommenen  leliReicliaB 
französischen  Erfahrungen,  besonders  in  Kin.  Üi,  §.  175,  176. 

Die  Sohlttsse  ftir  die  richtigen  Zielpuncte  des  StenersysteniB 
ergeben  sich  von  selbst.  Hervorgehoben  sei  bier  bloss,  wie  ver- 
fehlt  es  sein  wttrde,  die  Staatsbestenernng  nur  oder  fast  nur  aof 
Verbrauchssteneni  zu  begriinden. 

,,Btindo'55^taatrn".  wio  J:is  DfUfscLi-  Kcicli,  Schweiz,  Nordamerika,  IcöniitTi  -las 
doch  nur  wegen  des  Zu^iammeubajags  mit  den  Ulicderstaaten  wagen,  deren  Besteneruog 
eine  Tomemllch  directe  ist  Bedenken  bleiben  i^leiehweU,  ancb  rein  fintnzpoütiseh 
betrachtet,  —  auch  in  Deutschland.  Namentlich  Kriegezeiten  bedürfen  neben  dem 
StantsrmJit  des  Mittels  von  „Extrastenera"  (1?^  l,  §.  76>.  und  dies  icOnaen  ror* 
ucmiich  nur  directe  sein. 

§.  268.  —  B.  Verstösse  gegen  die  volkswirthscbaf t- 
lichen  Steuerprincipien. 

Eine  Steuer  inuss  liier  der  richti^'cn  Wahl  der  Steuer- 
quelle entsprcclieu  und  den  UeberwälzaugsverhäUniss cu 
gebörig  Keelinun^'-  trugen. 

1.  in  erster  Hinsicht  möchten  die  Verbrauchsbesteuerung  im 
Ganzen  und  die  einzelnen  Steuern^  auch  die  Üblichen  Steuern  auf 
Nutzangen  des  Kutzvermbgens  n.  s.  w.  keine  allgemeinen  Bedenken 
bieten. 

Sie  werden  meistens  als  reelle  Einkommenstenern,  principiell  richtig,  luiii;irLn 
Aber  sie  belasten  die  StoDer«^uelld  des  Einkommens  bei  den  Eioxelnen  za  un- 
gleich, was  nicht  nor  den  Gnudsitzen  der  Gerechtigkeit,  sondern  audi  ToUmwirtfi» 

schaftlichen  Interessen  widci-sprifht.  Aus  der  folgenden  Darlcp^nng  (§.  269  ff.)  <.\:-t 
Verstösse  gcg«'ii  die  Allj^emeinlirit  uml  (ili-ic}iuiäs?i^^ki-it  winl  sich  dies  nUher  ergübin. 

2.  Die  üeberwUizuugs Verhältnisse  werden  in  der  Ver- 
brauchsbesteuernng  und  besonders  bei  wichtigeren  einzelnen  Steuern 
regelmässig  nicht  gehörig  berücksichtigt.  Daraus  entsteht  eine 
neue  grosse  Ungleichmässigkcit  der  Belastung,  welebe 
wiederom  auch  volkswirtbschaftlicb  bedenklich  i.st. 

Auch  dies  folgt  schon  .ms  dem  Froheren  (§.  141)  and  wird  onten  im  §.  271 

fUr  einen  Haaptfall  noch  ualier  begründet 

3.  Zu  den  Tolkswirthschaftlichen  Nachtheilen  der  Verbrauchs- 
steuern, aller  zusammen  in  gewissem  Maasse,  der  einzelnen  mehr 
oder  weniger,  gehören  ferner  diejenigen,  welche  auch  vom  Stand- 
punct  der  Steuerverwaltnng  hervorzuheben  sind  und  unten 
(§.  ^76)  besproehen  werden,  sowie  andere  verwandter  Art. 

fs  Ii:  uuf.  -Mi  BLispielen  n.    w.  daifelegt  ?on  Cliffe  LesUe»  on  flnancia! 
reform,  Doabch  von  BrÖmeL) 
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Die  Ck)Qtroleii  und  Erhebungsformen  belSstigen  nnd  hemmen  den  Yeifcehr,  die 

richtige  locale  nud  inteinaCionale  Arbeitsthoilaiig,  hemmen  die  Entwicklang  der  Technik 
nicht  Sölten.  h(?<;ünstigen  den  (Jrosshcfrieb  mitunter  einseitig^,  reizen  zn  besonders 
scblimuicii  Fürmeu  der  Dcfraude,  des  Schmuggels,  der  Bestechung,  wirken  dadurch 
ftQch  verderblich  auf  die  ConcaneimreriiiJtnisse .  corrumpiren  so  das  (ii  schäftsleben 
und  wirken  entsittlirlu  nd  ein,  u.  8.  w.  Auch  dir  meist  höheren  Erhebnngskosten, 
die  Herbeiführung  ron  ^'ebcn8pe6ea  ftlr  den  Steuerzahler,  ron  besonderem  Zeit-  aod 
AibeMmiilWaiid  sind  vnrerkennbue  Uebelstlade,  welche  bei  einem  Yeri^lcich  mit  der 
dircctcn  Erwerbsbestenemng-  nicht  unbedeutend  zu  Ungunsten  der  Verbrauchssteuem 
ins  Gewicht  fallen,  wenn  sie  auch  meistens  nicht  den  Ausschlag  geben  können. 

§.  269.  —  C.  Verstösse  gegen  die  Frincipien  der 
gerechten  Steaenrertheilung  oder  gegen  die  AUge* 
meinheit  ond  Gleichmftssigkeit  der  Bestenernng. 

Diese  Verstösse  sind  wohl  die  wichtigsten  und  zwar  wiederum, 
allerdings  versthiedea  und  nicht  in  gleichem  Grade,  aber  doch 
beide  Male  in  den  oben  unterschiedenen  zwei  B'iillen:  wenn  der 
Preis  um  die  Steuer  ganz  oder  tbeilweisc  steigt  und  wenn  andere 
Personen,  als  die  Consumenten,  ganz  oder  theii weise  mit  der  Steuer 
belastet  werden. 

Wegen  dieser  Verstösse  gegen  die  Qereehtigkeit"  wird  vor 
Allem  anf  die  Beseitigung  wenigstens  gewisser  Verbrancbs- 
steaem  oder  anf  deren  Ersata  zn  sinnen  nnd  im  FaUe  der  nn- 
▼ermeidiiohen  Beibehaltung  soleher  Stenern  wird  eine  Ans* 
gleiehnng  ihrer  ungerechten  (und  meist  zugleich  auch  volks- 
wirthschafllich  nachtheiligen)  Wirkungen  durch  andere  Verbrauchs* 
nnd  Nutsnngs-  und  namentlich  durch  directe  Erwerbs  steuern 
au  yerlangen  sein:  freilieh  ein  schwierigstes  Problem.  Nur 
wenn  es  aber  einigermaassen  befriedigend  gelöst  wird^  kann  ein 
Steuersystem,  in  welchem  sich  viele  und  schwere  Verbrancbssteuern 
befinden  ,  wenigstens  die  Gesammtlast  der  Besteuerung  leidlich 
üUgeuiciii  und  gleicbmässig  verthcilcn. 

Die  Forderung  einer  solchen  Ausgleichung  der  Wirkungen  der 
Verbraucbsbesteuerung  beschränkt  sich  auch  nicht  auf  das  social- 
politische  bteuersystem :  sie  gilt  auch  fUr  das  rein  finanzielle. 
In  diesem  wird  das  leitende  Princip  einer  wenigstens  an- 
nähernd gleichen  proportionalen  Hohe  der  Besteuerung  des 
Einkommens»  einerlei,  welches  die  Quelle  und  die  GrOsse  des  letz- 
teren  ist,  bei  der  Ueberwttlzung  der  Steuer  auf  den  Preis  gerade 
durch  die  Verbrauchsbestenerung  leicht  nnd  meistens  mehr  oder 
weniger  verletzt  zu  Ungunsten  der  Bezieher  von  Arbeits- 
nud  von  kleinem  Einkommen.  Das  mnss  durch  die  Gestaltung 
des  Steuersystems  wenigstens  möglichst  gut  gemaeht  werden. 
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Die  Hanpfbedenken  sind  folgende: 

1.  Die  All^jenieinheit  der  BesteuciuDg  wird  verletzt,  weil 
gewisse  ein lue  ConbuiuptibUien  uud  Nut/,ungeu,  welche  nicht 
von  .ledciiiiann  genossen  werden,  der  Steuer  unterliegen. 

2.  Die  Gleicbmässigkeit  wird  verletzt,  weil 

a)  aaeh  die  bestenerten  Objeete  u.  8.  w.  tod  den  Coo- 
Bnmenten  nieht  in  gleicher  Menge,  Güte,  noeh  in  einem 
zum  Einkommen  in  gleiebem  Yerhftltniss  stehendeD 
Betrage  gebraneht  werden;  femer 

b)  weil  die  Verbrauchsbesteuening  sieb  in  dem  GesAmmt- 
nmfang,  weldien  sie  iUr  den.  Bestenerten  erreiebt,  zunSebst  nach 
der  GrdSBe  des  Verbranohs,  nicht  des  Einkommens  richtet, 

die  Grösse  des  Verbrauchs  aber  mehr  oder  weniger  von  der  Per- 
son e  u  z  a  h  1  abhängt,  welche  auf  das  Einkommen  eines  Besteuerten 
angewiesen  ist;  endlich 

c)  wird  die  Gleichmässigkcit  der  Besteuerung  aucii  in  Bezn^ 
auf  diejenigen  Personen  und  W irth sc h  alten  verletzt, 
welche  als  „ Froducenten''  (Fabrikanten,  Kaufieate)  zunächst 
die  Steuer  auszulegen  haben,  wegen  der  nnvermeidlichen  Mängel 
der  eompl icirten  Steuertechnik  der  meisten  Yerbranchs- 
Btenem,  der  Unsicherheit  ncbtiger  Ueberwälzung ;  ferner  auch  in 
Bezug  auf  andere  Personen,  welche  als  Zwisehenbändler,  Fracht- 
ftthrer  u.  8.  w.  an  dem  Transport,  dem  Absatz  der  Artikel  be- 
theiligt sind  nnd  e?entneU  die  Steuer  oder  Tbeile  dayon  anf  sich 
ttberwXlzt  erkalten,  ebne  sieb  in  genügendem  Haasse  dnich  Weite^ 
wttlzung,  Rückwälzung  schadlos  halten  zu  kOnnen. 

Diese  Bedenken  treffen  principiell  alle  Gebra^ch8besteue^ 

ung,  auch  diejenige  anf  Nutzungen  des  Nutzvermögens,  die  Luxus- 
Kteiiciu  ü.  dgl.  Dem  Grade  nach  haben  sie  aber  bei  den  eiüz einen 
bierhergehörigen  Steuern  und  Steuertoroien  (z.  B.  bei  der  Modo- 
poliöirung,  bei  der  Besteuerung  durch  Vermittlung  des  privaten 
Producenten,  im  Falle  etwaiger  Berücksichtigung  der  Qualität 
oder  deö  Werths  im  8teiiersRtz  der  Zölle  und  inneren  Verbrauchs- 
steuern)  ein  verschiedenes  Gewicht 

Daraas  erifeben  sich  FiDgerzcifrc  filr  die  rirhfig:«  Ausbildung  des  Gebranrhs- 
steuersystems,  wenn  dasselbe  einmal  uncutbehilich  iaU  Ferner  lassen  sich  dixvch  eot- 
sprecliende  Kcgclung  der  directen  Errerbsbastevening  jeoe  Bedenken  rennindefD. 
Für  die  Art  und  Weise,  wie  dies  zu  geschehen  hat,  ergeben  sich  gleichfalls  au>  ciaer 
PrtfuMg:  der  Verbrauchsbesteoerung-  selbst,  im  Ganzen  wie  iu  ihren  einzelnen  Haupt- 
arton  und  l-ürmen,  werthvolle  Winke.  So  erlangt  die  iulgeudc  Untersachang  eine 
aUgeneineftt  BedentaD^  fOi  die  Fngen  der  Zinrichtiuiff  des  gftnxeD  SieiienyMW' 
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§.  270.  —  1.  Die  Verletzang  des  Prinoips  der  Ali- 
gemein  b  eit. 

Die  Thatsacbe  einer  soiclieD  Verletzang  bedarf  bei  der  noto- 
riscfaen  Oeetaltang  der  Gonflomtionen  nnd  der  diese  treffenden  Oe- 
braacbsbestoneniDg  keines  weiteren  Beweises,  Man  bestrebt  sieh 
deswegen,  mOgliebstallgemeine  Verbrauche  zn  bestenem  und 
fügt  etwa  noch  gewisse  Stenern  auf  Natzungen,  sogenannte  Lnxas- 
steaern  a.  dgl.  hinza,  am  den  L flehen  in  der  Allgemeinheit  des 
Consams  yon  Massenartikein  Bechnang  zn  tragen.  M.  a.  W.:  man 
bildet  ein  Gebranchssteaersystem  aas.  Principiell  ganz  mit 
Recht,  aber  practiscb  doch  niemals  mit  genfigendem 
Erfolg,  denn  im  Ausganf^spuncte,  in  der  Besteuerung  ge- 
wisser einz  cl  n  üi- Waarea  iiüd  Nutzungcu,  liegt  der  iuuere  Fehler. 

Allgemeiu  vurbreitete  CoDsomartikel,  wie  äalz,  Brot,  Mehl  za  besteaera,  eot- 
spricht  zwar  dem  Grandattz  der  Allgemeinbeit,  VMStOMt  aber  um  m  nehr«  bei  der 

zxtm  Theil  kopfsteuerartifjcn  Wirlung  .solclicr  Stenern,  grepcn  den  Grandsatz  <ler 
(ileicliJDäseigkeit.  Die  Bestoueraog  ron  Artikeln  wie  Tabak,  Braun tweiu,  die, 
wenn  einmal  die  Yerbravchsttener  gut  geheiBsen  wird,  geviss  mit  die 
g-e.-if;iit!tstcn  Objcctc  für  eine  solclie  sind.  ^  eine  Ansicht,  welche  mit  der  Er- 
örterung in  265  nicht  in  Widersprach  steht  —  bildet  dagegen  bei  der  fehlenden 
Allgemeinheit  dimies  Consams  wieder  auch  einen  starken  Verstoss  gegen  die  „All- 
gemdnheit^.  Das  muss  davor  warnen,  mit  diesen  Steuern  eine  gar  zu  grosso  Quote 
des  gesammieii,  für  allpem  oine  Staatszwück«  erforderlichen  Steuerbedarfs  zu  decken: 
eine  Gefahr,  wclchü  gerade  in  der  Tabak-  und  üraiauweinsteuer  (England,  i  raukreich, 
bequeme  Gelegenheit  beim  Tabakmimopol,  wegen  der  leichten  Erhöhbarkeit  der  Steuer 
in  höheren  Preisen^  nicht  zn  verkennen  ist.  Die  oisfLntlich  erfordirlich*;  Yerall- 
gemeineruDg  des  Princips  der  Steuerpflichtigkeit  einzelner  Genüsse  iässt  sich  aus 
steoertecluisdiea  und  virfksvirthscbafUiclien  Rücksiebten  meist  nicht  genügend  durch- 
fuhren. Sie  wurde  aber  immer  jenen  Versfüss  nur  dorn  Grade  nach  verrinKorn, 
uicht  ihn  beseitigen.  Doch  bietet  hier  der  Eiofuhrsoll  (etwas  auch  das  Octroi, 
worin  2.  B.  in  Fraureich  Artikel  vie  Austern  stehen)  immerhin  Gelegenheit,  eine 
rationelle  Luzusbesteuerang  von  feineren  Genn^binitteln  und  Gebrauchbgegenständen 
der  wohlhabenderen  Clausen  ohne  besondere  Muhe  durchzuführen ,  da  der  Control- 
uad  Erhcbungsapparat  einmal  bestleht,  auch  uhue  wesuiitiiclie  Kostensteigürung.  Nur 
drohen  hier  mitonter  solche  Zölle  starke  SchntzzOUe  zu  werden  (Sßidenwaaren !)  und 
so  den  Fiuanzzweck  wenigstens  zu  verfehlen.  Eine  gunstige  Seile  des  Zolls  ist 
diese  seine  Geeignetheit  zur  Luxusbestenerung  aber  gewiss. 

Am  Unt^'enttgendsten  bleibt  das  Aushilfsmittel  der  directen 
„  L  u  X  u  s  s  t  e  u  e  r  n  denn  diese  können  vollends  aus  Steuertech- 
nischen  Gründen  nur  ganz  einzelne  Nutzungen  oder  Gentisse 
treffen,  wo  von  „Allgemeinheit'*  der  Consumtion  auch  nur  inner- 
halb einer  kleinen  GeBellscbaftwchiobt  noch  weniger  <Ue  Kede  ist 

Der  neueste  nnd  überhaupt  bedeutendste  theoretische  Vertreter  der  Luxussteuer. 
V.  Bilinaki,  verkennt  das  nicht  Er  weist  scharf  eine  weitere  Ausdehnung  der 
difeeton  LnzoBstenern  nber  die  rier  ron  ihm  heftowoiteten  und  piactbcb  verbrdtetsten 
ab  nad  will  nur  den  Luxusstenergesichtspunct  überhaupt  mehr  und  folgerichtiger  im 
ganzen  System  der  indirocten  V-Tbr^uchsstcueru  durchgeführt  wissen.  (A.  a.  0.  S.  150.: 
Auch  hier  bieten  aich  nur  zu  viele  Schwierigkeiten!  Erreicht  uiau  da  mit  einer 
allgemeinen  Vermögeossteiior  oder  einer  pmgieiaiTen  EinlmniBioiiiteaer  ntdit  das  gleiche 
Ziel  viel  bossei? 
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§.  271.  —  2.  Die  Verletzung  d  e  s  P  r  i  ii  c  i  p  8  d  c  r  G 1  e  i  c  Ii  - 
niiUsigkeit  wegen  der  n  g  1  ei  chhei  t  des  OoDäams  der 
besteuerten  Objecto  selbst. 

Aach  hier  liegt  eine  notorische  Thatsache  vor.  Nach  der  von 
Naturmbältnissen  abhängigen  Notbwcndigkeit  der  ConsamtioA 
(Nahnmgsbedarf,  Qualität  der  Nahrungsmittel)^  nach  der  CoDSitm- 
tionssitte  und  ror  Allem  nach  der  Grösse  des  Eiakommens 
ist  der  CoDBom  der  stenerpflichtigen  Objeete  in  Bezug  auf  die 
Menge  und  Güte  derselben  individuell  and  familienweise 
und  namenüicli  nach  den  Ökonomisehen  und  socialen 
Classenschichten  der  Bevölkerung  ausserordentlich  ver- 
schieden, demgemiss  dann  auch  der  Steuerbetrag.  Auch  hier- 
gegen ISsst  sich  durch  das  vorher  erwähnte  Mittel  einer  systemati- 
schen Ausdehnung  der  Verbranchsbesteuemng  keine  genügende  Ab- 
hilfe schaffen,  auch  nicht  durch  die  verschiedene  Höhe  der  Steuer- 
sätze für  verschiedeue  Objeete  oder  Qualitäten  desselben  Objects, 
selbst  wenn  ein  solches  an  und  ftir  sich  ganz  richtiges  Vorgehen 
in  grösserem  Umfange  möglich  wäre,  als  es  thati^ächlieh  Steuer- 
technisch  der  Fall  ist. 

Stein  i»K*>rsieht  dies  hei  seinen  f?anz  rirliHgen  Gesichtspnncten  fUr  sdne  ./»ems»- 
bteuern"  iü  sehr  oder  trägt  d-  iii  Umstände  wcDijETstcns  nicht  eenfig-end  li<-chiiuiif? 

I 'nter  den  verschiedenen  Nachtheilen,  welche  auf  diese  Weise 
der  Verbrauchsbesteuerang  mehr  oder  weniger  anklebeU|  sind  wohl 
die  beiden  wichtigsten  die  leicht,  wenngleich  nicht  immer  in  dem 
oft  behaupteten  Grade  eintretende,  wenigstens  relative  Üeber- 
lastung  der  unteren  C lassen,  besonders  derjenigen,  welche 
ganz  ohne  oder  ohne  erheblichen  Besitz  eigener  sachlicher  Pro- 
ducdonsmittel  meist  nur  von  einem  kleinen  Arbeits einkommen 
leben,  durch  die  hauptsächlichen  Verbrauchssteuern,  und  die  di- 
recte Begünstigung  der  höheren  Classen  ausserdem  noch 
durch  die  fehlende  oder  ungenügende  Berücksichtigung  der  Qua- 
lität der  Steuerobjecte  in  der  Verbrauchsbesteuerung,  speciell  in 
deren  Steuersätzen  (§.  273).  Diese  Naehthdle  muss  man  um  so 
schärfer  erkennen  und  unbefangen  ins  Ange  fassen,  weil  nnr  dann 
die  Wege  zu  ihrer  Bekämpfung  und  Hescliiäukung  (wenn  aucli 
nicht  zu  ihrer  unniö-^liclien  völligen  Beseitigung;  richtig  erkannt 
Und  beschritten  werden  künuen. 

a)  Die  wichtigsten,  finanziell  meist  allein  sehr  ergicliij^en  und 
deswegen  beliebten  VerbraiH  Ijsstcucrn  von  den  neuerdings  sich 
wit^der  verbreitenden  wichtigeren  agrarischen  Schutzzöllen,  auf 

\ 

\ 

V 
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Getreide,  Vieh,  Vichproductc  selbst  abgesehen  —  betreffen  in  unseren 

Ländern  uncntbebrlicbc  Lebensmittel,  wie  Salz  und  Brot, 

oder  verbreitete  Volks-Genussmittel,  wie  die  Getränke, 

Bier,  Branntwein,  Wein,  den  Tabak,  Co  1<»  n  i  a  1  wa  a  ren  , 

bcHondcrs  Zn<  ker,  dann  je  nachdem  Kaffee  oder  Tliee,  nach 

den  Consunitionsverhältnissen  unserer  heutigen  Culturvölker. 

S.  uli.  ii  §.  25*».  Statistisches  in  der  speciellcn  Steucrlchre.  S.  über  Gross- 
britannien  i-in.  ill,  S.  233  und  §.  129  ff.,  §.  146,  148  IL,  über  Frankreich  ob. 
S.  600  Qnd  die  vielerici  statisfiBcben  Angaben  in  den  Abschnitten  von  den  einzelnen 
Stenern  (Zoll.-rtiägo  S.  SIT,  833).  Eb.  über  da^  französische  Octroi  S.  ^Oi  ff).  V?l. 
u.  A.  diu  htatiatischen  Zusammenstellungen  und  Berecbniugea  toa  Fr.  X.  Neumauu- 
Spallmrt  (Wien)  io  sdnen  „Debenieliten  aber  Prodnctlon  n.  s.  w.**  Ober  den  Gonsom 
gewiss,  r  Waareu,  dann  besonders  Gerstfeld  t  a.  a.  0.  mit  d  n  Daten  u.  s.  w.  über 
die  Stt'tif  rsStzc  und  Erträ^^e  einiger  vichtiger  Yerbrattchssleuern.  S.  oben  S.  645  in 
Beti'ftf  Braiiiitweui  und  Tabak. 

Diese  Stenern  fungiren  bei  der  wenigstens  verhältnissmUssigen, 
obgleich  doch  itniiier  nur  ^aii/.  uiiuilhcriideii  Allgemeinheit  der  be- 
treflenden  Consnmtionen  wie  eine  Art  allgemeiner  Einkommensteuer 
und  speciell  aiub  wie  eine  allgemeine  Steuer  auf  das  Liukomnien, 
daher  namentlich  auf  den  Arbeitsertrag  der  „kleinen  Lente".  Wegen 
dieser  Function  hat  man  sie  gerechtfertigt  und  selbst  vom  Stand- 
punct  der  Besteuerung  des  gesammten  Nationaleinkommens  sowie 
von  demjenigen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmä8sigkcit  aus  ge- 
fordert, wie  auch  8  teuer  technisch  viei£iich  der  directen  Erwerbs- 
besteaeruDg  voi^ezogen.  Diese  Auffassung  soll  hier  auch  nicht  be- 
stritten werden :  ihre  relative  Richtigkeit  ist  im  Früheren  wiederholt 
eingeriiiimt  worden. 

Haaptvertreter  der  AnffiusiiDg  der  genannten  Verbrauchnstemin  ils  „BesteueruDi? 
der  Arlirit"  ist  Stein  a.  a.  0.  (s.  oben  S.  60l>),  nur  duss  hif^r  wiv  so  nft  h,  i  ihm 
die  notb  vtjiidige  Begrenzung  der  Triftigkeit .  des  Argumeut»  fehlt.  Stein  »  oben 
S.  836  crwähutc  Ansicht  von  der  Uebenrllzong  zeigt  hier  ihre  besondera  bedenklichen 
Folgen  fllr  die  Theorie  und  Praxis  der  VerbrauchebeeteQening. 

Aber  gerade  Verbranchsstenern  wie  die  genannten  Verstössen 
leicht,  Öfters  selbst  in  hohem  Maasae  gegen  die  GleiehmUssigkeit,  be- 
lasten biswellen  selbst  umgekehrt  progressiv  das  kleine  gegen- 
Aber  dem  grossen  und  drücke  oder  das  Arbeitseinkommen  gegen- 
über  dem  Beflitzeinkommen,  ohne  dass  anf  eine  Ausgleichung 
durch  Weiter-  oder  Rückwälzung  Seitens  der  betroffenen Clas- 
sen  und  Personen  auf  andere  irgend  ausreichender  Verlass  ist. 

Die  He^^riiiiduiig  liit^rliir  lässt  sich  folgendcrmaassen  geben. 

Je  kleiuer  das  Einkommen,  desto  grösser  die  Quote,  welche 
davon  auf  die  Befriedigung  des  nothwendigen  Lebensbeda rfs, 
namentlich  der  Nahrung  verwendet  werden  muss  (§.  187,  S.  457). 
Eine  Verbrauchssteuer  auf  hierher  gehörige  CoDsamtiouen^  voUends 
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eine  solche,  welche,  wie  gewöhBlkbi  den  gleichen  Steneisats  für 
alle  Qoalitäten  (Sorten)  emeg  nnd  desselben  Nahrangs-  nnd  Genius- 
mittels hat,  trilft  eben  deswegen  das  kleine  Einkommen  leicht  | 
relatiF  stärker,  als  das  grosse,  d«  h.  „umgekehrt  pro-  \ 

gressiv'^:  sie  steigt  als  Qaote  mit  der  Abnahme  des  Ein- 

kommeus. 

So  selbst  in  dem  allerdings  regelmässigen  Falle,  wo  die  Leute  (Familien)  mit 
Ueinem  Einkommen  absolut  riel  veoiger  ron  einem  steoerpflichtigen  ArtikeL 
z.  B.  von  ricisrh,  Colonialwaaren,  Wein,  vereehreu  als  die  woh!hab(.ii(Jcrcn.  So  aber 
natürlich  noch  ?icl  mehr  in  dem  anderen,  nicht  fehlenden  Fall,  dass  gerade  gewisse 
«teiMrpfiicbtifo  Artiket  die  BDraptreTzebniig  der  taneren  Leate  bilden  und  daroi 
mitunter  selbst  absolut  mi^hr  ?on  ihnen  als  ron  den  Reichern  verzehrt  wird; 
Voiksbrot  (Kogeenbrot  in  Deutschland),  duui  Salz,  etwa  auch  Bier,  Branat- 
weis,  eintelne  awbare  Aftttol  wie  z.  B.  H&rfnge,  Selimals,  laaaeii  ateb  als  Bei» 
spiele  anfuhren. 

Eine  solche  Steuer  wird  somit  die  bloss  proportionale 
Gleichmässigkeit  der  Einkommenbesteaemng  gewöhnlich 
sehr  erheblieh  trerletzen. 

Auf  Grund  genauer  haushaltstatistischor  Daten  l&sst  sich  das  wohl  berechnen,— 
freilich  untt  r  der  nicht  iiiitn.  r  zutreffcndrii  Annahme,  dass  dor  Preis  (und  speciell  der 
Kleinpreis)  gan^  uui  ijtL'ucr  oilur  Zoll  vcrth-juert  ä»ei.  W'clclie  Suinrneii  unter  dieser 
Voraussetzung  schliesslich  dooh  am  h  „kleine  Leate**  anf  ihre  ubliclu  a  Oonsnmartikel 
an  Steuern  entrichten,  z,  i<;t  z.  H.  fdl^-  inlc  Ri>ro(  hnung.  Die  in  der  Tübinger  Zeit- 
schrift iS79  in  ihrem  Haushalt  vorgeführte  Familie  ron  (>  Personen  auf  einer  schieb- 
viger  HalJig  fiebt.  unter  Zngrandelegung  der  bieberigen  Zellsilie  (voll,  aber 
aiii  h  ohne  Zuschlair  für  Nobcnsi»  sen  n.  s.  w.V  an  Verbrauchssteuern  auf  ihren  Consum 
an  balz,  Tabak,  Zucker,  Botinen.  Kattoo,  Thee,  Keis  c  lä.2  M.  aus,  d.  h.  c  1.6  % 
des  Elnbominens  von  1147  H.  Hier  ist  der  Theeconaiim  allerdings  ungewObnliök 
pross  ,  Pf.)  nach  der  Landessittc,  dafür  der  KaffeeconBom  nur  klein  (4  Pf.)  S.  168). 
Mit  Zuschlag  anderer  verwandter  Abgaben  mag  an  20  M.  oder  c.  L76  "/o  ^"^'^ 
kommcns  hurauskomuicn.  Die  dirccten  Steuern  &n  den  Staat  (Classen:^tijiier  ü. 
(iebäudesteuer  0.6  M.)  sind  nur  6  ti  M..  also  ein  Drittel  so  hoch.  —  Wenn  man.  vü 
freilich  nur  sehr  b.dinnt  und  öfiers.  besondtrs  hei  einer  Ih  iuon  Quote  des  Eiofuhr- 
quantums  von  der  bedarfsmenge,  tlberhaupt  nicht  oder  fast  nicht  zulissig  ist,  dea 
Betrag  eines  agraria  eben  SchntzzoUa  anf  Getreide,  Heb],  Vteb,  Pleiseb,  Pettwaarea 
als  voll  auf  den  Preis  über%älzt  annimmt,  wie  es  in  der  politischen  Asita'i  jii  li^eratur, 
(Fortschrittspartei,  Sociaidemokratic,  Wahl-l'ingblättcri  1S90!)  geschieht,  so  kann  man 
natüllieb  Touends  enorme  Steoerbdastungen  für  die  „kleinen  Lente"  heratimehiiea.  — 
Man  darf,  wie  vielfach  Seitens  politischer  und  doctrinärer  Gegner  der  indirecten  Ver- 
brauchssteuern,  auch  sonst  nicht  das  an  sich  wi.  hfiL"^  Bedenken  übertreiben  oder  za 
Kchr  veralleemcinern.  Von  vielen  wichtigen  Steueiartihein  verbraucht  ein  wohlhabender 
Haushalt  i^erade  relativ  riel  mebr  ab  ein  ärmerer  (Colon ialwaaren,  Wein,  Bier,  Kaffeeb 
Zucker,  Thee,  Fleisch  u.  a.  m.>,  wenn  auch  der  hierauf  fallonde  Steuerbetrag  des- 
halb nicht  immer  —  aber  doch  auch  öfters  —  eine  grossere  Quote  vom  Einitommea 
dea  Reicberen  ab  des  Aermeren  aotmacbt  Ferner  trägt  ein  woblbabendever  Sbubilt 
in  seiner  Nat  urallöhn  n  n^^  fur  Dienstboten  u.  s.  w.  und  nberliaupt  jeder  Wirth- 
schaftsbctrieb  mit  Naturaiidbueu  (Ljindwirthschaft  doch  vieiiacb  noch  heute  1}  die 
betretfenden  Verbraachssteuern  für  sein  Arbcitspcrsonal,  so  dass  alsdann  diea  Bedenkfli 
mebr  oder  weniger  entfUlt. 

Die  bedenkliehen  Folgen  sokher  Wirkungen  von  Verbnnehs* 
Stenern  sind  in  vielen  Fällen  gleiebwohl  anKuericennen  nnd  fordein 
Ausgleichung,  selbst  bei  Brauntweinstenern,  so  sehr  diese  auch 
den  unteren  Classeu  gcgeuUber  son^t  gerechtfertigt  erscheinea 
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mOgeo,  geschweige  bei  den  Stenern  auf  die  genannten  anderen 
Artikel.   Die  weitere  missliche  Folge  einer  solchen  relativen 

UeberlastuDo:  der  unteren  Classeu  ist  nothwendig  auch  eine  für 
diese  Ciabnen  ungünstigere  N^erthcilung  des  Volks- 
einkommens nnd  Vermögens,  als  sie  bei  einer  wenigstens 
streng  proportionalen  Einkomuieubesteuerung  bestehen  würde. 

Diü  U Überlastung  dieser  CUssen  hemmt  doch  auch  wieder  deron  Kapitalbiidung 
und  ist  roo  einer  reUtiren  CaterlAstaog  der  höheren  Classeo  begleitet,  was  mf  eine 
vermehrtf  Fähigkeit  zur  Kapitalbildung  bei  denselben  hinauskommt,  —  meist  iibcr- 
sehene,  abei  tbatsicblicb  Torbandeiie  Ziuainmeob&oge  zwischea  Besteaerang  und 
VerdiflltiiBg  des  Einkoamem  ind  Badttei. 

nimmt  man  hinzu,  dass  das  fiberstenerte  kleine  Einkommen 

meisfc  aneb  Arbeitseinkommen  ist,  in  welchem  eeteris  paribne 

ein  g^eringerer  Betrag  freien"  Einkommens  und  eine  kleinere 
Steuerfähigkeit  steckt,  als  in  dem  Renteneinkoramen  gleicher  Höbe, 
so  tritt  die  Verletzung  der  Gleichmässigkeit  noch  schärfer  hervor. 

§.  272.  Diese  Wirkungen  der  Verbrauchsbestenerung  werden 
nnn  nicht  sicher  nnd  genügend,  öfters  gar  nicht  oder 
nur  am  den  Vrcis  schwerer  anderer  Uebeistände  durch 
die  Ueber  wiilzu  ng,  bez.  Weiter-  oder  Rückwälzung  aus- 
geglichen, wie  eine  oberflächliche  optimistische  Aotfassung  es  an- 
nimmt. 

Die  letztere  ist  50  rribrLitt.-t,  spick  in  den  Stouerdebatten  (li;r  Praxis  eiiu;  sulche 
KoUe  und  ist  so  geiaLrlich,  dass  biu  trotz  der  sichtlichen  Schwaclic  der  ihr  m  (irundo 
liegenden  Beweisführung  an  dieser  Stelle  noch  eine  besondere  Widerlegung  erfordert. 
Damit  wird  zugleich  ein  Specialpuin  t  'i.  r  Uoberwälzunjrslehre ,  flfssen  Behandlung 
früher  (S.  346,  365)  absichtlich  verscbubeu  wurde,  erledigt:  die  Frage  ron  der  W  eiter- 
wftlznng  von  (diredeii,  wie  in  Verbnnchssteaerfona  mittelst  PreiMofochUgs  er^ 
boWiiL-n  indirerrcnl  Steuern  auf  den  Krtrag  der  gewOhnlichOD  (Htnd-) 
Arbeit  odt-r  von  ^(»-zt  n  xnntcn  „Lohnsteuern". 

Die  \  ertlieidiger  dieser  Steuern,  welche  tiberhaupt  'solche  Ein- 
wände wie  den  der  verletzten  Gleichmässigkeit  berücköichtigen, 
machen  geltend,  von  einer  Lebersteuerung  des  Arbeiters  sei  keine 
Rede,  weil  die  Steuer  in  solchen  Fällen  zu  einer  Erhöhung  des 
Lohns  oder  m.  a.  VV.  zu  einer  Weiterwälzung  der  Steuer  auf  den 
Arbeitgeber  nnd  eventuell  noch  weiter  auf  den  Käufer  der  von  den 
tiberatenerten  Arbeitern  hergeatellten  Prodnete  mittelst  einer  Preis- 
steigernng  der  letzteren  fahren  werde.  Es  würden  also  schliesslich 
die  Gewinne  der  Unternehmer  oder  die  £  in  kommen  der  Gon- 
enmenten  dieser  Prodnete  reell  belastet,  nieht  die  Einkommen 
der  Arbeiter,  in  deren  Einnahmen  nnd  Ausgaben  die  Steuer  nnr 
ein  dnrehlaufender  Posten  sei. 

Diese  Lehre  übersieht  die  ausser ordentliehen  prae ti- 
schen Schwierigkeiten,  welehe  unter  allen  Umstifaiden  bei 
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einer  solchen  EntwiLkiung  der  Dingo  Uberwunden  werden  niUssen, 
namcDtlicb  diejenigen ,  wolclie  sohon  in  der  ganzen  ökonomischen 
Lage,  socialen  Stellung  und  in  der  Untrennbarkeit  des  Arbeiteis 
von  der  von  ihm  zn  Markte  gebrachten  „Waare"  Arbeit  liegen. 
Gar   nicht   beachtet    werden   dabei   ferner  die  Lebergangs- 
verhätnissc  bis   zu   der  Zeit,   wo  auch  gftnstigen  Falls  nur 
eine  solche  Ueberwäiznng  durchgesetzt  sein  könnte.  Endlich  aber, 
der  entaeheideode  Umstand,  jene  Lehre  beachtet  nicht  die 
Factoren,  von  denen  nach  der  wissenschaftlich  feststehenden 
nnd  von  der  Erfahrung  allgemein  bestätigten  Theorie  der  Ba- 
sti mmgrttnde  des  Arbeitslohns^  die  Regelaog  des  letz- 
teren ab  häng —  flberbanpt  and  vollends  anf  der  Basis  der 
heutigen,  dnreh  das  Princip  des  freien  Eigenthnms-  nnd  Vertrags- 
rechts  nnd  der  freien  Concnrrenz  characterisirten  wirtbschaftlichen 
oder  Verkehrs-  und  Erwerbsrechtsordnnng.  Aus  dieser  Lohntheorie 
folgt,  wie  es  früher  sehon  gesagt  wurde  (S.  346)  und  nunmehr 
kurz  bewiesen  werden  soll,  dass  „entweder  eine  UeberwSlznng 
trotz  der  darauf  hindrSngenden  Verkehrsgestaltungen  nioht  ein- 
tritt oder  nur  unter  Vorgängen  sieb  vollzieht,  welche 
schlimmer  als  das  Ucbel  der  ungleichen  Besteueru ng 
selbst  sind." 

Unter  tlbrigeub  gleichen  Umslaiiden,  —  eine  Voraussetziiii;:, 
von  welcher  hier  ausgegangen  werden  muss,  aber  auch  ausgegangen 
werden  darf,  da  in  der  That  die  Verbrancbsbesteuerung 
in  den  Bedinguni^cn  der  Lobngestaltnng  unmittelbar  nichts  ändert 
und  die  etwaigen  sonstigen  Vorüuderuugen  dieser  Bcdiugungren 
nach  wie  vor  dieselbe  Wirkung  ausüben  würden ;  etwas  anders 
kann  die  Sache  bei  rationellen  Schutzzöllen  liegen  kann  eine 
WeiterwUlzung  der  Steuer  in  der  Form  der  Lohnsteigerung  sieh 
nur  durch  eine  Verminderung  desAnsgebots  von  Arbeits- 
kräften behufs  Erlangung  von  Beschäftigung  voll- 
ziehen.  Eine  ^  khc  ist  auf  viererlei  Weise  möglich:  einmal 
durch  freiwilliges  Aus-dem-Markt-Halten  eines  Theils 
der  Arbeit;  sodann  durch  Auswanderung  von  Arbeitern; 
weiter  durch  grossere  Sterblichkeit  noter  den  arbeitenden 
Classen;  endlich  durch  schwächere  Vermehr nng,  bez.  ge> 
ringere  Geburtsfrequenz. 

(1)  Die  Beschreitung  des  ersten  Wegs  setzt  entsprechende 
Einsieht,  Standesbewusstsein ,  Verfügung  Uber  Unterhaltemittel 
während  der  Arbeitspause,  daher  vor  Allem  eine  angemessene 
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Organisation  der  Arbeiter  zu  Gewerk-  nnd  ähnlichen  Ver- 
einen uüd  die  ( i  e  n  iL  Ii  r  II  u  ^  des  c  r  f  o  r  d  o  r  1  i  c  h  e  n  C  o  a  1  i  t  i  o  üb  - 
und  Vereinsrechts  an  die  Arbeiter  voraus. 

Selbst  wenn  diese  letzte  rechtliche  Bedingung  erfilllt  ist  und  die  Arbeiter  auch 
gmr  nicht  irgendwie  in  der  pntctischcn  Verwirklichung  des  Coalitionsrcchts  gehindert 
werden,  genügt  es,  auf  die  aiissprordcntlichen  Schwierigkeiten  hin  zuweisen,  welche  für 
die  practisch  wirksame  Organisation  der  Arbeiter  aus  ihrer  gaiizuu  socialen  und 
Skonomischdii  Lage,  «tw  ihrer  VieUtOpfigkeit  und  aas  ihren  Fehlern  selbst  in  Fällen 
hervorgehen,  wo  noch  viel  stärkere  rslönomische  Srhädigung-en  als  durch  <"iii<'  Steuer- 
Uberiaiitang ,  in  Lobnredoctionen ,  Verweigerung  ron  Lohaorhöhuugeu ,  Verlängerung 
der  Arbeitzeit  in  Frage  stehen.  Theoretisch  kann  man  zageben,  daas  die  richtig 
organiöirten  Arljciti^r  im  Stande  sind,  auf  ihren  T.ühn  in  g-cwissen  FSllen  und  in  b.- 
scheidenen  Grenzen  einen  günstigen  ii^iniluss  auszuüben,  practiscb  will  das  Uberhaupt 
nicht  immer  so  nel,  in  der  „fallenden  Conjunctur**  oft  wenig  oder  gar  nichts  bedeaten, 
weil  eben  die  complicirten  Bedingungen  f)Kr  die  Arbeiterorganisation  und  für  die 
Dnrchsetsnjig  der  Wonsche  der  Arbeiter  za  schwer,  zu  selten  zu  erfüllen  sind. 

In  der  Frage  der  Weiterwälzung  von  Steaern  mittelst  Loha- 
steigenug  bat  dieses  Hilfsmittel  TollendB  eine  ganz  antergeord- 
nete,  praetiseh  wohl  meutena  gar  keine  Bedeutung. 

(2)  Sebwttehere  VolksTermehrnng  oder  geringere 
Gebnrtenfreqnenz  kann  aocb  aas  anderen  Grflnden  im  Interesse 
der  unteren  Gkssen  liegen  nnd  wftre  nicht  unbedingt  für  den  be- 
sproebenen  Zweck  von  der  Hand  su  weisen.  Aber  das  Mittel  kann 
gtinstigen  Falles  nur  sehr  langsam,  praetiseh  schon  des- 
halb und  noch  aus  anderen  Grttnden  meist  so  gut  wie  gar 
nicht  wirken.  Auch  iSge  dabei  wiederum  nur  eine  Zumothnng 
vor,  die  speciell  in  Folge  der  Bestenernng  bloss  an  die 
uiiUiGu  Classeu  gestellt  wttrde,  was  gleichfalls  nicht  billig 
erscheint. 

(3  und  4)  Grössere  Auswanderung  und  grössere 
Sterblichkeit  aber  sind  selbstverständlich  Mittel,  die  schlim- 
mer, für  den  Arbeiter  tragischer  als  die  Ueberlastung  mit 
Steuern  selbst  sind  imd  deshalb  als  Wege,  um  die  Ucberwälzung 
darchznsetzeu,  principiell  vcrworlen  werden  müssen,  im  Arbeiter-, 
wie  raeist  auch  im  ganzen  Volksinteresf?e.  Dass  sie  aber  auch  nur 
ausnahmsweise,  im  Falle  sehr  grossen  Ilmfangs,  eine  erheb- 
liche lieber-  oder  Weiterwälzung  ermöglichen  wttrden,  ist  klar. 

So  kommt  man  zu  dem  Resultate,  dass  die  Steuer 
sehr  leicht  auf  dem  ,,kleinen  Hann",  dem  Arbeiter 
Bitzen  bleiben  wird. 

Denn  wenn  anrh  etwa  ans  anderen  GrUnden,  weecn  erliöliter  Pruductirthätigkeit 
und  grösserer  Nachtrage  nach  Arbeitskräften,  eine  Lohnsteigerung  eintritt,  in  Folge 
deren  der  Arheiler  die  Steuer  leichter  tragen  ItMii  und  letstere  auch  vifUioh  eine 
kleinere  Quote  von  beiritin  Einkommen  ausmacht,  so  wilrJe  dadnrrh  doch  die  Steuer 
nicht  vom  Arbeiter  fortgenommen,  wie  es  bei  der  UeberwäUung  angenommen 
wird,    ^ur  wenn  d^  Lohn  in  Folge  der  Eedaction,  welche  er  durch  eine  solche 
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Steuer  erflhrt,  diomd  vnter  das  nun  Leben  und  rar  Krifteeriieltaiif  und  Emeaenu; 

unentbehrl ichfi  Miaimum  pesunken  wäre  —  eine  glücklicher  Weise  doch  vohl 
unr  seltene  Folge  der  Verbraucbssteaer  —  wurde  eine  nene  Steigerung  bie  aaf  diee 
Mioimom  allerdtoge  seeh  den  Sitzen  der  Lolintlieerie  eintreten  mttssen.  Aber  aacih 
sie  würde  sich  nar  mittelst  jener  bedeoklichen  Vc»r|ränge,  der  VergrOsserang  der 
Sterblichkeit,  der  Aaswanderung,  der  Abnahme  der  Ueburten.  Tollzlcbcn  kSnuen.  Ein 
Trost  liegt  also  auch  in  diesem  Hinweis  auf  das  unerlässlicLc  Lobnmiüimum  nicht. 

Man  wird  Übrigens  in  der  Frage  noiisi  noch  nach  Stcuorarten  etwas  unter- 
scheiden müssen.  Wie  schon  oben  (S.  365)  bemerkt,  sind  Octrois,  auch  auf  aÜ- 
gemeinere  Consamptibilien  der  unteren  Classen,  im  Ganzen  wohl  weniger  bedenklich, 
weil  hier  dnrch  locnle  BerAlkernngsbev^ping  leichter  «Ine  Welterwilinnir  t^tatt- 
finden  kann. 

Unhaltbar  bleibt  nur  jener  Optimismue,  welcher  z.  B.  bei  ans  in  Betretf  der 
Tabaksteuer  ren  Seiten  der  Anhänger  h5beia  Steaer  oftmals  Teitreten  wofiem  ist, 

etwa  in  der  Wendnng,  dass  man  doch  nicht  iuimer  mit  der  Pfeife  des  kleinen 
Mannes"  kommen  solle,  die  Vertheaerung  derselben  werde  sich  „schon  bald  im  Lohne 
ausgeglichen  haben**.  Wie  denn?  Diese  „Vertheuerung"  trägt  der  „kleine 
Muon".  Vielleicht  consumirt  er  dann  weniger  Tabak  und  orloichtcrt  sich  so  die 
Last.  Damit  ist  d'w.  Berechtigong  und  vielleicht  Noth wendigkeit  höherer  Tabaksteuern 
nicht  widerlegt,  aber  eine  lUusiou  abgewiesen,  welche  nur  richtige  compensironda 
Bteaeriwlitische  BCaassiefeln  hindern  konnte. 

§.  273.  —  b)  Ans  tiem  Vorausgebendeii  ergab  sieh  sebon,  dam 

die  übliche  Verbranchsbesteuernng  leicht  eine  indirecte  Begün 

ßtigung  der  höberen,  reicheren,  bcf^itzenilen  Classeu  in  sich 

schließst :  diese  werdeu  bi'itis  relativ  ii  i  c  ii  L  6  o  hoch  als  die 

unteren  Classen  durch  diese  ßesteuerung  getroffen.    Dazu  konnut 

aber  auch  noch  eine  directe  Begünstigung,  weil  die  Q u a  1  i - 

tat  (Sorte)  oder  der  Werth  eines  und  desselben  Stener- 

objects  gewöhnlich  nicht  oder  nur  wenig  bei  der  Feststellung 

der  Steuersätze  berücksichtigt  wird»  d.  b.  weil  ein  Qualitäts- 

steuerluss  meist  fehlt. 

So  pfl^en  die  £iafaUrzölid  auf  Colouialwaaren  u.  dgL  speclfische  la 
sein,  insbesondere  dewichtszOlle,  welche  für  bestimmte  OewichtsdnhdtMi  <üner 

Waare,  ohne  Kucksicht  auf  deren  Qualit&t  oder  Sorte,  erhoben  worden.  AeboUch 
CS  bei  städtischen  Thorsteuern  und  bei  vielen  der  Üblichen  Formen  der  inneren, 
beim  Producenten  erhob cucu  Verbrauchsbtcuern. 

Hierin  liegt  eine  nene  Verletzung  der  Gleichmässigkeit  der 

Besteuerung. 

Denn  der  Confium  der  besseren  Sorten  der  Artikel  durch  die  WoldhabeAdea 
wird  so  nicht  so  hoch  bestenert,  als  derjenige  der  soUechteren  Sorten,  weldie  die 
Ikrmcnn  Schichten  g-enicssen. 

Dies  wird  auch  allgemein  anerkannt.  Die  Forderang  einer  angemessenen  Ab- 
stufung der  Zoll'  nnd  Stenersitze  nach  den  Qualitäten  stdien  aber  stenertech- 
nische  Schwierigkeiten  entgegen,  welche  sich  nnr  ausnahmsweise  Überwinden 
lassen.  Eine  solche  Ausnahme  bildet  die  Monopolisirung,  t.  B.  bei  Tabak,  — 
einer  der  Vorzüge  dieser  Verbruuchssteuerform.  Soweit  Schutzzölle  auf  Fabrikate 
als  Verbrauchssteuern  mit  in  Beincht  kommen,  hat  ferner  eine  WerthbezoUong  oder 
ein  rationell  aberflstufter  specifischer  Zolltarif,  der  immerhin  leichter  anzn- 
wenden  ist,  den  Vorzag,  dem  genannten  Einwand  nicht  oder  nicht  in  gleichem  ürade 
ausgesetzt  zu  sein. 

Solange  die  üblichen  Steuerformen  benutzt  werden,  ergeben  sich  wieder  zur 
HerbeifQhrung  wenigstens  einer  gewissen  Ausgleichung  dieser  directen  Unter- 
Isstnn^  der  wohlhabenderen  Glaasen  dnich  die  YeniiMidisbeBleiisrong  einig«  A»M«^> 
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UBgen  in  Bezug  auf  die  QestaltOBg  des  Steuersystems.  Daren  wird  im  n&distea 
AWhni*»  7  mg  gdMndelt  vezden. 

§.  274.  3.  Die  Verletsnng  des  Prineips  der  Gleich- 
mäsaigkeit  wegen  der  Ungleichheit  der  auf  ein  Ein- 
kommen angewiesenen  Persouenzahl. 

Auch  hier  sind  die  Wirkungen  der  Verbiauc  lisbcsleucrung,  ver 
glichen  mit  denen  der  directen  ICrwerbbbesteiiernng,  z.  B.  der  (nomi- 
nellen) Einkommensteuer,  ungerecht.  Ek  i.st  zunächst  klar,  da.ss 
ceteris  paribns  die  Summe  von  Verbrauelissteucrn  einer  Haushaltung 
sich  nach  der  OrTtsse  der  zu  ihr  gehürijrcn  I^ersouenzahl 
(unter  combiuatoriHcher  iierlloksichtigung  der  liir  gewisse  Consuni- 
tionen  mit  maassgebenden  Verhältnisse  des  Geschlechts  und  des 
Alters)  richtet y  daher  namentlich  in  der  Familienhaushaltung 
grosser  als  in  der  Einzelhaushaltung,  in  der  stärkeren  grösser 
als  in  der  schwächeren  Familie  ist.  Die  Dienstbotenhaitang 
flehtet  sich  doch  da,  wo  flberbaapt  solche  erfolgt,  aneh  einiger- 
maassei^  nach  der  FamiliengrOsse.  Die  Verbraochsbestenernng  be- 
wirkt daher  hier  eine  relatire  Ueberlastong  der  Familienwirth- 
sehaft,  im  steigenden  Maasse  mit  der  VergrlJssernng  der 
Familie.  Darin  liegt  eine  nene  Verletzung  der  GleiehmAssIgkeit 

Mao  kann  toq  dersulbeD  nicht  sagen,  dass  auch  sie  eben  die  umormddliche 
Folge  rein  privater  Verhältnisse,  z.  B.  dor  Grösse  der  Kinderzalil  sei,  wie  es  aller- 
dings die  verschiedene  hiervon  abhängige  Grösse  der  Aasgaben  für  den  Gonsam  selbst 
ist  Yielmehf  erscliwert  der  Staat  die  La^  der  Familie,  gegeoQber  z.  B.  der- 
jenigen des  Jangg:oseIl(jn,  hier  dirert  dtirch  die  spezifische  Eigcntbümlichknit 
der  SteDerlorm.  Bei  der  directen  EinJtommensteuer  wird  zwar  das  Einkommen  auch 
gewOlinlldi  ohne  Rflelwidit  auf  die  Posonenahl  beateoert,  welche  darauf  angewiesen 
ist  Aber  hier  zahlt  wenigstens  die  Familie  doch  nor  bei  gluirlicin  Einkommen  die 
gleiche  Steuer  wie  der  Jangg-eselle .  die  prossc  die  jrleiche  wie  die  kleine  Familie, 
bei  der  Verb r.iucii 6 Steuer  dagegen  /alilt  sie  die  h «>  h  e r  e  und  bei  gewissen  einzelnen 
Steuern  eine  ächr  bedeotend  höhen-.  liei  der  dirorten  Einkommensteuer  hat  man 
gleichwohl  seli  ij  I  cgonncn,  die  die  Leistungsfähigkeit  der  gleichen  Einkommen  ver- 
schiedener Penkjucu  bedingeudeo  Umstände  mit  za  berücksichtigen  und  z.  B.  das 
Eink<Httiatt  der  grossen  Familie  mit  einem  idetneren  Steneisaiz  zn  belegen,  wie  es 
auch  principioll  berechtigt  ist  (i^.  183  ff.).  Darin  liegt  wieder  eine  Anerkennung 
social{>olitiiicher  Momente  in  der  Besten ening,  welche  an  sich  richtig,  wenn  auch  mit 
dem  rein  fioanziellea  BestenerQngsgesicht.spnncte  in  Widenproch  ist  Jeden&Us  erkennt 
man  aber  hier  eine  Verletzung  der  wahren  Gleichmissigkeit  der  Besteuerung  an, 
welche  bei  dtr  Verbrauchssteuer  viel  schärfer  hervortritt  und  daher  ein  wichtiges 
Moment  gegen  letztere  ist  oder  wenigstens  Ansglcic hungs luaasäregcln  bedingte. 

Auch  aus  dit^en  Verhältnissen  sind  wieder  gewisse,  im  nächsten  Abscbltftt 
(bes.  §.  2S3  11.)  aufzustellende  Forderungen  in  Be/.u,>;  .iiif  die  Ge^ialtong  des  ganxen 
Steuersystems  bei  FerbleibeuUer  Vcrbrauchsljcsteuerujig  abzuleiten. 

§.  275.  —  4.  Nicht  gering  sind  endlich  die  Verletzungen 
der  Gleichmässigkeit  gegenüber  den  „i'roduceuten" 
u.  8.  w.,  welche  bei  den  Hanptformen  der  Verbiaucbssteiiern  die 
Stener  „auszulegen"  haben  mid  gegenüber  jenen  andi  ren 
Personen  (Zwiscbenhändleru^  FrachtlUbrero  u.  s.  w.)i  welchen  die 
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Steaern  zngewälzt  worden  sind  oder  auf  denen  sie,  eTentadl  Meh 

durch  Rückwälzung,  statt  auf  den  Consumenten ,  sitzen  bleiben. 

Das  sind  eben  wieder  jene  Fälle,  wo  die  Steuer  (der  Zoll)  niebt 
oder  nicht  vollständig  aut"  deu  Treis  des  Artikels  gewalzt  wii  d  uud 
werden  kann. 

Vieles  Einztiloo  kann  hier  erst  im  folgenden  Kapitel  von  der  btcucrreraailuuij 
und  mehr  noch  in  der  apecteUen  Stenerlchre  hervorgehoben  werden.  Hier  genügt 
es,  einiffc  Punctc  7.a  erwähnen,  dif  r.wm  Th>nl  schon  in  früheren  Abschnitteo,  80  bei 
der  Beurtheilung  der  üebcrwaUuug  (§.  1  I  i,  1 J5  IT.)  berührt  wurden. 

a)  Die  Fähigkeit  der  einzelnen  Prodnccnten  f Kaufleute, 
Fabrikanten  u.  s.  w.)  und  der  zwischen  ihnen  und  den  Consu- 
menten  stehenden  Tersonen  (z.  ß.  auch  der  Wirthe)  snr  Ueber- 
wälzung  der  Steuer  seihet  und  der  mit  ihr  verbundenen  Neben- 
spesen (für  zollamtliche  Manipulationen,  flir  das  Gesehäftspersonal 
zar  Besorgung  der  ZoUgesehäfte  n.  dgl)  ist  ansserordentiieh 
nngleieh. 

So  nach  persönlichen,  techriisclien .  wirdiscLaftlieliLn  Verh&lfnisscn ,  nacb  den 
Coojunctaren  des  Markts,  nach  der  that^ächlicben  liewältigang  von  Schmuggel  and 
Def^ude  Seitens  der  Steuerrerwaltung.  Grössere  und  geringere  Beträge  der  Steaern 
uod  NebeDSpesen  bleiben  daher  auf  einzelnen  Prodocenien  sitzen ,  werden  zu  Steaern 
aof  deren  Erwerb  \(iewinu),  statt  zu  Consuintionssteucrn  Dritter.  Mit  der  steiiienden 
CompUcatiou  der  Betriebätecluiik  und  -üokouoinii^  nur  immer  öfiur.  Wo  z.  B.  Schmuggel 
und  Defraode  und  Bestechlichkeit  der  Steaerbeamten  eioreinst,  wird  der  GeschäftsmanD 
*  ->e/w'iinf?en,  entweder  sieh  daran  zu  betheiliiren  oder,  wenn  er  ehrlich  bleibf.  Jas  Feld 
zu  räumen  oder  nun  vollends  einen  Theil  der  Steucra  —  z.  B.  die  Uiliereiiz  zviscbea 
dem  Zollsatz  und  der  Sehmuggelprbnie  —  auf  sieb  m  nebmen. 

b)  Werden  verbrauchssteuerpflichtige  Waaren  aus  dem  Aus- 
land in  den  freien  Verkehr  gebracht  und  zugleich  im  Inland  von 
beimischen  Produoenten  lUr  den  Verkauf  erzeugt,  so  ist  es  im  finan- 
ziellen, wie  je  nuclidem  auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse 
geboten,  die  Eintuhrzolle  uud  die  inneren  Verbrauchs- 
F^tcuern  in  völliges  oder  mindestens  in  ein  gewisses  Gleichgewicbt 
zu  bringen. 

So  unter  nns^eren  V.  rli'ilfrii?:son  namentlich  bei  Zucker,  Spiritns.  Salz, 
eventuell  auch  bei  Tabak,  W  ein  und  Bier.  EiJie  BegUnstigiuig  im  Zoll  schädigt 
die  beÜDischo  Prodnctlon,  eine  soldie  in  der  inneren  Steuer  das  Pioanzintereese 
mehr  oder  wenif^er.  Nur  wo  sieli  die  heimische  Produetion  nicht  gut  ausdehnen  inr.i 
iWein)  oder  die  Qualität  ihres  Erzeugnisses  erheblich  hinter  derjenigen  des  fremden 
zurücksteht  (Tabak,  Branntwein),  oder  das  heimische  Product  umgekehrt  eine  besondere 
BerorzQguog  ohnehin  im  Consum  geniesst  (Bier)  hat  es  finanziell  zvar  immer  einige, 
aber  weniger  Bedenken,  den  Eiiifubrzoll  linln  r  als  die  innere  Steuer  zu  halten  (daher 
relative  Zulässigkeit  unserer  höheren  Tabak-,  Branntwein-,  WeinzöUe  oder  der 
letzteren  Qberhaapt  ebne  innere  Wdiistener  zur  Aa^^leiobBas). 

Die  sonst  im  Princip  tn  fordernde  Gleichheit  von  Zoll  nnd 

Steuer  lässt  sich  aber  schon  wegen  der  steuertechniscben  Ver- 
schiedenheit des  Zoll-  und  det?  Verbranchssteuerverfahrens 
auch  beim  besten  Willen  vielfach  nur  annähernd  uud  nur  bei  ge- 
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wiMen,  Diebt  immer  anwendbaren  Steverformen  erreiehen,  so  dass 
zwischen  ganzen  Pvodoeentengruppen  mid  einzelnen  Prodn- 
eenten  wieder  viele  Ungldcbmtoigkeiten  in  der  wirklichen  Stener- 
laBt  bleiben,  welche  dnrch  Ueberwälznng  dnrchaas  nicht  immer 

ausgeglichen  werden. 

Aebnlich  rerbält  es  »ich  bei  steoerpflicbtigen  Waaren,  welche  io  eioer  Stadt 
he^fwtelll  und  rom  Lande  in  dieselbe  eiiif  effthrt  werden  ond  hier  einer  Tborstener 
vnterliefen  (Bier,  Mehl,  Brot,  Pieisca). 

c)  Bei  einzelnen  VerbranchBSteaem  wird  das  Prodnct  in  7er- 
Bchiedenen  Verarbeitnngsstnfen  beetenert,  z.  B.  im  Roh- 
stoff, als  HalbfabrilLaty  als  Ganzfabrikat  (Zneker,  anch  Tabak 
und  Fabrikate  daraas).  Hier  ergeben  sich  grosse  Schwierigkeiten 
fttr  die  richtige  Abstofang  des  Steversatzes ,  was  wieder 
Ideht  za  neaen  Ungleicbmässigkeiten  der  reellen  Besteuerung  unter 
den  betbeiligten  Produceuteiigruppcn  und  den  einzelnen  Produ- 
ceuteu  Uihrt. 

d)  Gewisse  Besteuerungsformen,  wie  diejenigen  nach 
der  Men^j^e  des  K  oh  Stoffs,  belasten  die  einzelnen  Producenten  je 
nach  der  Qualität  der  ihnen  zur  VerlUgnng  stehenden  Stoffe 
(Huben,  Materialien  für  Spiritusbrennerei)  und  nach  der  ßetriebs- 
technik  und  -Oekonomik  oft  wesentlich  ungleich.  Die  bei 
ein  und  derselben  Steuer  möglichen  verschiedenen  Steaerformen 
(Rohstoff-,  Fabrikatstener  bei  Zucker,  Spiritus,  speei- 
fisch  er  Zoll,  Werth  zoll)  wirken  vielfach  in  derselben  Weise, 
günstiger  fttr  den  einen  als  den  anderen  Producenten. 

Vgl.  besonders  die  VerhUtDlaie  in  der  Zocker-  und  Brenn tv ein  bestenenintr; 

(l:iraber  die  scliüti  nielirfacb  genannten  Arbeiten  r.  Knilfmsnn*s,  3,  Wolfs.  Bei' 

spiel:  Fraiikro.ich,  Fin.  III,  §.  259— 2tU.  200  ff. 

e)  Gewisse  im  Inland  erzeugte  steuerptiiehtige  Waaren,  weiche 
in  das  Ausland  abgesetzt  werden  sollen,  müssen  ans  Rücksichten 
auf  die  internationale  Concurreni  stenerfrei  hinausgehen 
(Zucker,  Tabak,  Spiritus,  Salz,  Wein,  u.  a.  m.).  Die  Steuertechnik, 
BO  in  der  Form  der  Rohstoff-  und  der  Halbfabrikatsteuer,  aber  auch 
hie  und  da  in  anderen  Formen,  und  die  Gefahr  der  Defraudation 
bedingen  es  aber  Öfters,  dass  auch  diese  Waaren  ebenso  wie  die 
fbr  den  heimischen  Consum  bestimmten  zunHehst  der  Besteuerung 
unterliegen.  Dann  wurd  beim  Export  ein  Steuerrestitutions- 
yerfahren  oder  die  Gewährung  einer  sogenannten  Ausfuhr- 
vergfitung  (Exportbonifioation)  nothwendig.  Die  richtige 
Bemessung  derselben  bietet  in  einigen  rälen  aber  grosse  Schwierig* 
keiten,  überhaupt  nicht  ganz  zu  ttberwindende  namentlich  da,  wo 

A.  WjiKuor,  FiManrimnMteft.  IL  t»  AaS.  43 
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eine  BobstoffbeBtoaemog  vorliegt,  aos  deren  Betrag  anf  den  Steuer- 
satz erst  gescUosaen  werden  miiss,  weleher  auf  das  Prodnet  selbst 
in  einem  späteren  Verarbeitungsstadium ,  eventaell  aof  das  fertige 
Fabrikat  eigentlicb  entfSUt  Daraas  entstehen  neue  Stömn^n  and 
Öfters  werden  dann  viel  sn  hohe  AnsfahrvergUtangen  g^e- 
währt,  welche  in  wahre  Ansfuhrprämien,  zu  GanstCD  der 
Producentcn  und  ihrer  Vormänner  (Hübe  und  Rübenbau I)  auf 
Kosten  des  .Steuersäckels,  ausarten  und  sich  unter  den  einzelnen 
Producenten  wieder  ganz  ungleich  vertheilen:  Die  geschicktesten, 
aber  auch  —  die  kapitalkräftigsten  Produccnteu  erhalten  hübe 
Extriigc Winne,  durchaus  nach  der  Theorie  der  Ditierentiairente 
(Ricard  o). 

Bekannte  grOäste  Cebelstünde  neuerdings  bei  der  Zuckersteuer.  S.  aacb 
^trllW  V.  Kaufnanii'B  Schrift  llb«r  Zucker,  boeonden  über  Oesterreich,  «o  man 

Hclion  ciimial  (1875 — 76)  mehr  riickvergütct  hnt ,  nl  -  üe  ganze  Fi  ii  ibiiiL'  aus  der 
Zuckeisteaer  betrug,  so  dass  die  iniändiüche  Coiiäuniuon  reell  steuerfrei  war,  wahr- 
scheiulidi  £ut  nur  zu  Gnnstea  der  FabrikaDten,  und  auch  dieser  nicht  einmal  in 
gleichea  Maasse,  S.  lO;;  fT.  Auch  in  Deatächland  ist  die&cin  Un\resen  der  Kückiraa;: 
ilcr  Kinnahmc  ans  Zuckerstonor  und  Zoll  (ahzn^lich  RcstitutioiO  von  50 — 60  Mill.  M 
i'rubcr  und  bis  gegen  Ibbü  auf  ü.O  Müi.  M.  in  1887/88  zu  verdanken  1  ücber  Frank- 
reich s.  Fin.  III,  §.  267  iW,  271,  272.  Im  Allgemeinen  hat  man  es  hier  mit  den  frtlhcr 
dargelegten  Verhältnissen  der  Abwälzung  zu  tliun  (oben  §.  14j\ 

Da  hier  unrermeidüch  eine  Beätimmuug  nach  DurchschnittSferhiUnissea 
getroffen  weiden  moss,  so  ist  es  klar,  dass  die  einseinen  Prodncenten  wieder  in 
verschiedenem  Maasse  die  Stencr,  wclclic  sie  anslofrfeti,  rdckTcrgUtet  erhalten .  al^. 
fenchieden  coocurreozfähig  sind»  weil  oft  ein  Theü  der  Steuer  und  ein  einzeln  wieder 
ungldciher  Theil  auf  ihnen  sitzen  Meibt  Nnr  die  Fabrikatsteuer  hat  dasOnta,  dnss 
sie  dieses  Unwesen  einfach  zu  vermeiden  gestattet,  sei  es  durch  ein  einstweilig«^ 
blosses  Anschreiben  der  Steuerschnldigkeit  für  jede  Fabrik  und  Abschr^^ib^n 
vom  Conto  bei  constalirter  Ausfuhr  des  Fabrikats  ins  Ausland,  sei  es  durch  reelle  genau 
im  gleich«!  Betrsge,  wie  die  Stenereihebang  erfolgte,  Rftckzahlnng  der  eingegangenen 
Steaorsumme. 

5.  Es  zeigt  sich  sonach  die  vielseitigste  and  zum  TheU 
bedenklichste  Verletzung  der  Grundsätze  gerechter 
Stenervertheilung  durch  die  Gebrau chsbesteaenug.  Aach  noch 
weitere  Verstösse  verwandter  Art  kommen  Tor, 

Ist  z.  B.  der  Grundsatz  anerkannt  worden,  iLxss  ein  Einkommen  unter  einem  ge- 
wissen Betrage  steuerfrei  bleiben  müsse,  so  ist  es  widei^rachsvoU,  diesen  Sau 
anf  die  Befireinng  Ton  gewissen  direetan  Stenern,  wie  die  aügemetne  (nominelle)  Efai- 
koinmensteuor  zu  Ix  richränken,  während  die  regclmflssi^  viel  höhere  Belastung  mit  Ver- 
brauclissteuem  unberUcksichtigi  bleibt  Auch  bei  der  Anknüpfung  von  politischen 
Wahlrechten  an  die  Stettefrerhiltniflse  erscheint  es  nnbillig,  diese  letztere  Bebstong 
nnheaditet  zu  lassen  und  sich  nur  an  gewisse  „directe"  Steuern  der  Steuerzahler  zu 
halten.  Ein  ,,Wahlc(»n9Hs"  nach  Steuerverhältnisscn  wird  daher  mit  der  Entwicklung 
der  Vurbrauchsstcuern  bcduuklicher  als  in  Perioden,  wo  man  we^enülch  nur  directe 
Erwerbs-  oder  Besitsstenem  hnt 

D.  —  §.276.  Verst<)BBe  gegen  die  Prineipien  aweek- 
mftssiger  Steaerverwaltnng. 

Anch  in  dieser  Besiehnng  sind  endfieh  sehr  erhebliche  Be- 
denken gegen  die  VerbianchsbesteneniDg  geltend  an  machen  und 
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vielfach  in  stärkerem  Maasse  ais  gegen  die  directe  ii^rwerbsbe- 

Steuerung. 

Dieselben  wuon  obeo  in  §.  207  schoo  kurz  zq  berahren,  weU  sie  meist  zogieicU 
▼ollswirfluMsIiafttlelie  HicliAeile  in  sich  schUessen ,  auch  in  den  Fonnsgebenden  £r- 
urferuii'ren  Ober  die  Verstösse  gegen  die  Gerecbtigkeitsprincipien  ist  einiges  BezU),'li(  hf) 
bereits  mit  Torj]:ekoniin*  ii.  An  dieser  Stolle  soll  mir  noch  einiges  Weitere  angedeutet 
werden.  Genauer  im  Eixizclueu  ergeben  sich  diese  Yerslussc  aus  den  Krürterungeii 
tlber  die  Stcucrrerwaltung  in  folgenden  Kapitel  und  in  der  speciellen  Sieaeilehre. 
S.  in  Band  III  Icsonders  manche  YerhriltixiflBe  in  i'^rmiikniclt  (ChstlftlikebeBteiierQiigl), 
in  England  (Tabak-,  Spiritnsbesteuerung;!), 

Vom  Staudpunct  der  Stcuervei'vvaltuiig  aus  ist  tnrdeni,  dass 
die  Besteuerung  möglichst  bequem,  bestimmt,  und  mit  ge- 
ringen Erhebangskosten  verbundeu  sei  (§.  189  ff.). 

1.  Diesen  Gmndsätzen,  bez.  Forderungen  entspricht  die  Ver- 
brancbsbesteuernng  nur  insofern,  als  sie  ftir  den  CoDsamenteQ 
stenerpiiiehtiger  Artikel  allerdings  bequem"  ist,  aber  nm  den 
Preis  grosser  Unbequemlichkeit  tlir  den  ganzen  Verkehr, 
nnd  zumal  für  die  nächstbetroffenen  Prodneenten,  Fabrikanten, 
Kanfleate,  Frachtführer,  welche  die  Steuer  aaazalegen  haben. 

Man  denke  nur  an  die  Abspcrrnng  und  Bewachottg  des  Grcnzzoll- 
srohiets,  der  städtischen  GebiL-tc  iani-rlialb  der  „Verzehrungssteuerlinitin"  (wo 
denn  auch  für  den  Consuuenten  selbst  die  „Boquemlichiieit*'  aafhOrtI),  an  das  Zoll- 
rerfahren,  an  die  Gonlrolen  über  die  rerbcancbsateiiefpflfcbtlffen  Prodactions- 
zveig-e  und  einzelnen  Betriebe  (Tabakbau,  eventuell  Tabakfabriken ,  Salzberg- 
werke und  Saliueo,  Bierbrauereien,  Spiritusbreunereicn,  Kttbenzuckerfabriken  a.  s.  w.), 
wo  ibflt  ttbendl  die  Belftstigtingen  und  Plackereien  sfvlcbvSrtlich  and  doch  mit  der 
ganzen  Besteuerunu^^furm  iui  Wesentlichen  nothvendig  verbunden  sind.  Kaum  eine 
der  verschiedenartigsten  Erverbssteuern  zeigt  etwas  nur  entfernt  Aehnliches.  Die 
„Unbequemlichkeit"  an  und  fur  sich  ist  mitunter  so  bedeutend,  da^^  Defraudeu  er- 
folgen, nur  um  ihr,  nicht  um  der  Steuer  selbst  za  entgehen,  wie  im  gewfibnUcbfln 
Kdsevorkehr  bei  der  YeoEoUojig  von  Waaren. 

2.  Auch  in  Bezug  auf  die  Bestimmtheit  der  Steuer  lassen 
die  Verbranchsstenem  idel  nnd  wiederum  im  Ganten  mehr  als 
wenigstens  die  meisten  Erwerhssteuem  %n  wttnschen  tlbrig. 

a)  Dem  Oonsumenten  aelbst  gegenüber  ist  von  einer 
solchen  Bestimmtheit  7on  Tomherdn  nicht  die  Rede,  was  ja  gerade 
auf  der  anderen  Seite  als  ein  relativer,  mit  der  Verhtlllnng  des 
Moments  der  Steneraahlnng  verbundener  Vorzug  gilt.  Der  Con- 
sument  erhält  eben  soviel  von' der  Steuer  und  den  mit  dieser  ver- 
bundenen weiteren  Spesen  tlberwllzt,  als  es  die  Verhältnisse  ge- 
statten, jedenfalls  nicht  immer  einen  gleichen,  fest  bestimmten 
Betrag. 

b)  Die  Zw  i  sc  hcn  personen,  welche  iu  der  Stellung  der 
Kau  Heute  und  Fabrikanten  bei  der  Ilauptlorm  der  Verbrauchs- 
steuern, der  indirecten,  die  Steuer  vorschiessen ,  sie  (Ibti walzt  er- 
halten nnd  sie  in  der  üegel  weiterwälzen  wollen  und  sollen,  leiden 
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bei  der  Üblichen  und  in  gewissem  Umfang  unvermeidlichen  Ein- 
liclituug  dieser  Stenern  vielfach  unter  dem  Maugel  an  ßestiiiiui  t- 
heit  der  Besteuerung. 

So  scliOQ  oftmals,  was  die  wirklicbeQ  Steuersätze  selbst  aulaogt,  so  alH^r 
ToHends  in  Beznr  avfdie  Nebenlasten,  wdehe  flüt  dieser  Beetenaiug  Terbanden 

sind  uikI  hicli  srhiiesslicli  in  Zusi  hl&gc  zu  den  Steuereäizen  auflösen.  Hei  (I»*r 
V  e  r  z  0  i  i  0  n  g  bringt  der  Qualitlttsfussdos  Zolls  oder  der  WertbzoU,  so  richtig  beide 
im  PriDcip  gegenüber  einem  eiubeitlicbeu  Geincbtszoli  für  eine  ganze  Waarenut  sliMi, 
welche  viele  Qualitäten  oder  Sorten  umfasst.  viel  Unsicherheit  mit  sich,  beim  Gewichts- 
zoll  lif>nrif>n  dies  dii' Boitinimiirigen  über  die  Abstufung  drr  Zollsätze  nach  der  Qualität 
des  Artikel»  (labrikatts!)  u.  dgl.  thuQ.  Richtet  sich  bei  inneren  Verbrauchs- 
steuern die  Steuer  nach  dem  Uohsteff  oder  nach  Bctr iebseinrichtonf en,  so 
ergeben  sich  auch  far  d»ii  rro<hirontfn  sprosse  Dnaichorlunten  und  Schwank« nsren  in 
Bezog  auf  deu  wirklieb  zu  zahlenden  Steaerbetrag  und  auf  dessen  Verhältuiss  zum 
Pfodoct  Dns  Zollrerfahren  hat  man  nitonter  für  doi  Besteuerten  wiehlifer  als 
<iie  Zollzahlung  «.-«Ihst  i^-  nannt,  weil  von  ilmt  dif  Höbe  der  NclnTiIastcn  wieder  ul»- 
biogt,  natttrlicb  ein  in  Geld  nicht  leicht  genau  anzuscblagender  Factor.  Von  dem 
Verfabren  bei  den  inneren  Yerbraacbsateoern  gihdleewobl  noch  in  bOlief«ft 
(irade,  weil  davon  die  Technik  und  Oekonomik  des  ganzen  Betriebs  oft  eingreifend 
beeinflosst  wird;  Inntt-r  in  fJcM  vifil<'r  schwer  und  crenan  meist  ^ar  nicht  zn  rer- 
anschlagemlc  Muiiicutr'.  welche  aljcr  w.'!>ejitlichc,  nur  iui  Betrage  sehr  unbestiiii  uite 
Sfeuerpost«  II  bilden.  Diese  „ünbi  stiumitheif  der  Steuer  wächst  endlich  noeh  fftr  den 
«■inzelnen  Producenten  noch,  weil  für  ihn  die  Vorliähnisse  des  Schmuggels  und 
der  Defrande  ein  neue^  störendes  Moment  in  die  AuiGstellung  einer  richtigen 
Rechnung  til>er  die  Besteuerung  bringen,  «nch  wenn  er  sich  nelbet  von  ndchen  Bediin- 
widrigk«>it'^n  fr«  i  hrdt.  Denn  die  Bedingungen  dor  wirtbs^nfUiehen  Concorreiut«  der 
Preisbildung  hiingon  filr  jeden  Einzelnen  birrvun  mit  al). 

3.  Die  Erliebungskosten  endlich  sind  gewöhnlich  bei  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  ziemlich  hoch  and  namentlich  meist 
höher  als  bei  den  directen  Erwerbssteuem. 

Freilich  linden  sich  zwischen  den  lünzelnen  Arten  beider  Kategorieen  in  d!*»«<»^r 
Hinsicht  manche  Verschiedenheiten  und  in  rerscbiedenen  Ländern  und  Zeiten  ist  das 
Vcrhältniss  ebenfalls  ungleich.  Die  üblichen  finanzstatistischen  Vergleiche  sind  ancb 
nicht  immer  richtifr,  indem  die  ..ErlieViunt^skosfen "  vollständiger  In-i  den  indirecten 
Verbrancbs-  als  bei  den  directen  Erwerbssteuem  zusammengestellt  wurdtin.  Bei  Ictztereu 
schiebt  2.  B.  der  Staat  manche  Kosten  anf  die  SelbstrerwaitnngskOrper  (Gemeinden) 
ah,  und  dii-  oft  hedeutenden  Kosten  für  die  Herstellung  der  Grundlagon  der  Be- 
steuerung (Kataster Wesen  der  Ertrags-,  besonder  der  Grundsloaer)  werden  bei 
der  Berechnung  der  laufenden  Kosten  nicht  berOcbicbtigt.  Aber  ancb  wenn  die 
Berechnungen  möglichst  berichtigt  nnd  zwischen  den  einzelnen  Kategoricen  rergicicbbar 
gemacht  werden,  bleibt  ein  absolut  und  relativ,  d.  b.  im  Verhrdtniss  zum  Rohertrag, 
grösserer  Betrag  der  ErhcbiniL^skusten  bei  den  Yerbraucbiiätoueni  meistens  eine  Tbat- 
sache,  welche  zur  vollständigen  W  urdigung  dieser  Steuern  doch  nicht  unwichtig  ist. 
(S.  Fin.  I.  §.  173,  Uber  Frankreich  Fin.  III,  g.  18»,  249.) 

IV.  —  §.  277.  Ergebnis«. 

Viele  und  schwere  Mfingel  klehen  nach  der  vorausgehenden 
kritischen  Untersnehnng  der  gesammten  Gebrauchs-»  wie  nament- 
lich der  Verhranchsbestenernng  nnd  ihren  einzelnen  Arten  nnd 
Formen  an.  Es  ist  nicht  za  yerwundem  ond  ganz  hereohtigt^  dass 
diese  Stenerkategorie  von  verschiedenen  Standpnncten  ans  nnd  in 
stenertechoischer  nnd  soeialpolitischer  Hinsieht  Angriffe  er&hren 
hat,  deren  Abweisung  nur  tl^Hweise  gelungen  ist. 
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Wie  die  Dinge  aber  einmal  liegen,  kann  man  trotzdem 
diese  Stenergattung  nicht  entbehren,  sondern  muss  ihr 
nur  so  viel  aU  möglich  eine  richtige  ^tellang  and 
GestaltuDg  im  Steuersystem  zu  geben  sucbeD. 

Unentbehrlieh  sind  diese  Stenern  vor  Allem  ans  ent* 
scheidenden  finanzpolitischen  GrQnden:  gegenttber  dem 
grossen  nnd  wachsenden  Finanzbedarf  des  Staats  nnd  der  Selbst- 
verwaltungskörper bei  den  modernen  Coltarvölkern ,  ein  Bedarf, 
welcher  sich  auf  keine  andere  Weise,  weder  durch  privatwirth- 
scbaitliche  öffentliche  ii^innahmeii  und  Uehuhren,  noch  durch  andere 
Steuern  Uberhaupt  vollständig  decken  lässt. 

Unentbehrlich  sind  sie  ferner  im  Steuersystem,  weil 
auch  die  anderen,  namentlich  die  directen  Erwerbsstenern 
aller  Art,  anscbwerenMängeln  leiden,  welche  nicht  genügend 
beseitigt  werden  kennen  nnd  sich  mit  steigendem,  grdsseie  Stener- 
ertrftge  verlangenden  Bedarf  nnd  unter  modernen  dkonomischen, 
technischen  nnd  Bechtsrerhftltnissen  des  Verkehrs  fast  nothwendig 
noch  Tcrmehren. 

Wie  dnrcb  diese  Sachlage  schon  absolut  und  relativ,  so  sind 
sie  eudlich  auch  docli  durch  ihre  eigene  stcuertechnische 
iieschaffenheit  nnd  ihre  Verbcsäerungsi'ähigkeit  noch 
relati\  e  re  oh  tfertigt.  Sie  werden  unmittelbar  meist  weniger 
lästig  empiuudeu,  sie  besteuern  ptwisso  l-inkommen  oder  Ein- 
kommentheile,  deren  Besteuerung  principicil  zu  fordern  ist,  besser 
als  dies  andere  Steuern  erreichen ,  öfters  überhaupt  erst.  Sie  ge- 
statten durch  richtige  Auswahl  der  steaerpflichtigen  Consumtionen, 
richtige  Bestimmung  der  verschiedenen  Stenersfttze,  passende  Ein- 
richtung der  Erhebnngsart  n.  dgl.  eine  mehr  oder  weniger  er- 
hebliche Verringernng  der  Bedenken,  welchen  sie  an  nnd 
fUr  sich  ausgesetzt  sind. 

Nicht  als  etwas  wirklich  Gutes,  sondern  als  etwas 
relativ  nicht  immer  Schlechteres,  mitunter  selbst  relativ 
Besseres  im  Vergleich  mit  den  directen  Erwerbssteuem,  vollends 
den  Verkehrssteuern  sind  sie  daher  in  dem  modernen  Steuersystem 
anzuerkennen,  auch  wenn  sie  eben  nicht  aus  den  angedeuteten 
KUcksichten,  in  gewissem  Umfang  wenigstens,  unentbehrlich  wären. 
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7.  Abscliniti 

IV.  Absehlietseade  £r||;«biiisse  bezUgUcti  des  8te«enj8teiD». 

1.  —  9.  278.  Aufgaben,  welche  der  AnfstelUng  des 
StenersyBtems  voran  zn  gehen  haben. 

A]le  voransgescbicktei)  Erörternogen  haben  den  Beweis  ge- 
liefert, dass  die  Bildung  eines  rationellen,  theoretisch  richtigen, 
practisch  brauchbaren  Steuersystems  eine  in  Jeder  Hinsicht  ausser- 
ordentlich schwierige  und  immer  nur  mehr  oder  weniger,  meistens  j 
sehr,  unvülli^onimen  zu  l^^sende  Aufgabe  ist.  Diese  Schwierigkeiten 
steigen  immer  noch  mit  der  Vermehrung  des  durch  Stenern  zu 
deckenden  Finanzbedarfs  und  mit  der  wachsenden  Con)]>lication 
aller  Verhältnisse  des  privatwirthschaftlicbcn  Systems  in  der  Volks- 
wirthschaft,  namentlich  mit  der  zunehmeuden  qualitativen  und 
quantitativen  Differenzirang  des  Volkseinkommens  und  Velksver- 
mOgeiis  im  Einkommen  and  Vermögen  der  Einaelnen. 

Ans  dieser  Erkenntniss  entspringen  einige  Aufgaben ,  welebe 
der  Büdnng  des  Stenersystems  selbst  vorangehen  mttssen. 

Sii!  sind  in  früheren  A1)^;chinttcn  dioses  W  erks  schon  berührt  und  zum  Tti«ü 
näher  behaudolt  worden«  so  dass  jetzt  nur  kurz  auf  sie  hiozttireiseo  ist  Das  g«tchiahl 
aber  gerade  Uer  an  systematiseli  richtiger  Sidle«  vefl  eni  die  gwroniiene  EiuieU 

in  die  Schwierigkeiten  richtiger  Besteuerung  —  die  specielle  SteDL-rk-hre  b:it  Ja.-«  nur 
noch  mehr  im  Einzelnen  zn  zcipen  —  die  wahre  finanzwissenschaftlicbe  Bedfutuag 
dieser  Aufgaben  vollauf  verstehea  hilft.  Werden  die  letztereu  aur  einige rmaAsscn 
gelost,  was  freilich  bloss  in  begrenztem  Umfang  möglieh  eischeint,  so  wird  dadnicfc 
der  JMüu'^  d(;r  scliwierigen  Hauptaufgabe  der  Besteuerung  selbst  vorgearbeitet. 

Solcher  voraogebender  Aufgaben  sind  wesentlich  drei:  (A)  die 
richtige  Regelung  des  gesammten  öffentlichen  FinaDZ- 
bedarfs;  (B)  die  Decentralisation  desselben  durch  Vertheil- 
nng  der  ,,OffeDtlicben''  Aufgaben  nnd  demgemäss  der  Ausgaben  auf 
den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskttrper  nnd  weiter  unter  des 
letzteren  und  damit  ?erbunden  eine  gewisse  Decentralisation 
der  Besteuerung  selbst;  endlieh  (C)  die  Beibehaltung  und 
Vermehrung  anderer  Einnahmequellen  ainr  Deckung  des  FinsDt- 
bedarfs:  des  Priyaterwerbs  und  des  Gebtthrenwesens. 

A.  —  §.  21[K    Die  Ucgcliiu^  des  F i d a u z b 0 d  a rf s. 

Eine  Verminderung  des  Fiuauzbedarl's  ist  in  fori- 
si'ljreiteuden  Culturstaatcn  kaum  mf^glicb,  umgekehrt  eine  Ver- 
mehrung desselben  die  reirelmässige  Krseiieiminir  und  iiinerlich 
begründet,  weil  cntwickhui_s;:i  .^ctzlich  die  Wirkung  und  wieder  die 
Voraussetzung  der  mehr  genieiuwirthschaiiiiclien,  speciell  zwangs- 
geoieinwirthschaftUcbeo  Organisation  der  VolkswirtbschaiL 
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8.  GnmdlegnDg  §.  120«  154  f.,  luuieDtllch  171  ff.,  179  ff.  and  Flo.  8.  Aufl., 
§.  32--S7. 

Diese  Entwicklung  und  die  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  einer-, 
die  VermebroDg  der  Besteaening  aodererBeits  yerhalten  Bieh  wie 
Uraaebe  and  Wirkung  an  einander.  Erwägt  man  nnn  die  nn?er- 
meidlichen  MSngel  aller  Beatenemngi  so  tritt  hier  eine  der  Kehr- 
seiten jener  EntwieUnng  der  Volkswirthsebaft  «nd  des  Bedarfs 
hervor.  So  nothwendig  and  heilsam  diese  EntwielLlnng  im  Gänsen 
ist,  sie  wird  n.  A.  aneh  nm  den  tbeneren  Preis  ernrngen,  welchen 
diese  Hüngel  darstellen:  mancherlei  Tolkswirthscbaftlicbe  Naebtheile, 
UDgerechtigkeiten,  falscher  „Communismas'S  indem  Special^ortheilc 
Einzelner  aus  öficntlichcn,  mit  Steuern  der  Gcsammtheit  hergestellten 
Thätigkeiten  hervorgehen,  lluin  mancher,  Schädigung  von  noch 
mehr  Einzelexibtenzen  u.  8.  w.  auch  in  Folge  der  Mängel 
derBesteuerung. 

Aus  diesen  Verhältnissen  hat  man  Einwände  gegen  jene  ganze 
Entwicklung  ahgeleitet.  Mit  Unrecht,  da  es  sich  wenigstens  im 
Grossen  und  Ormzen  hier  nicht  um  etwas  Willktlrhches  handelt, 
das  auch  unterbleiben  könnte.  Wohl  aber  wird  man  mit  Recht 
auch  gerade  wegen  dieser  Verhältnisse  wieder  daran  gemahnt,  wie 
entseheidend  wichtig  die  Prtifang  des  reellen  Bedürf- 
nisses in  Bezug  auf  den  Finanzbedarf  in  jedem  ein- 
seinen Fall  istf  wie  sorgfältige  Cantelen  in  dieser  Hinsicht 
getroffen  werden  mflssen,  wie  nothwendig  sparsam  vorgegangen 
werden  mnss. 

Hier  frlaii^'en  Ji-'  vcrras^un  fsrt'f  liHi  chcii  Ei  u  rieh  <  u  ii  *■  n  hiu-^ii  htlich 
der  Prüfung  and  Hewitiigung  den  Auägabeetatü  und  der  Stcacrbewilligungi>a  durch 
Yolksvertretungcn  wieder  ihre  eminente  Bedeutung.  Wenn  dann  auch  selten  eine 
positire  Yerminderaog  des  laufenden  Bedarfs  (Ordinariains)  ttnicht  werden  kann, 
obwohl  dt'rgleichen  durch  Maassrc^oln  im  Staatsschnldenwes'Mi  uml  ]Militarwf»sen 
immerhin  lorkommon  mögen,  so  lässt  sich  doch  wenigstem»  die  ail^u  rasche  Ver- 
mehr a  n  g  dieses  Bedaift  hiAden.  Das  konait  aber  iodimct  auch  den  AnigabeD  dar 
SteoexpoUtik  za  Gate. 

Je  weniger  dringend  eine  Vermehrung  der  Stener- 
etnnahmen  ist,  desto  geeigneter  ist  die  Zeit  fttr  solche 
Beformen,  dnreh  welche  die  Mängel  der  Bestenernng 
verbessert  werden.  Im  harten  Drang  nm  die  Deckung  des 
Bedarfs,  nm  die  Herstellnng  des  Gleichgewichts  im  Hanshalte  kennt 
wie  gewöhnlieh  Noth  kein  Gebot  nnd  mtlssen  vor  den  finanaiellen 
RQcksichten  alle  anderen  znrttcktreten. 

Eine  Beseitigung  wenn  auch  mir  oLiies  Theiis  bedcniilichur  indirecter  Verbrauchs- 
steuern wOlde  dnrch  eine  starke  VermindMIing  des  Finanzbedarfs  ausserordentlich 
•'rioichtert,  wahrscheinlich  dadurch  all.  in  cttim'-ü  ht.  Kadi'-ile  und  foli^^e richtig 
denkende  Ueg&er  dieser  Steuern,  Theoretiker  wie  ganze  poUüscho  Ir'artoien,  haben 
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dieses  Znsammenb&n;;  richtig  «ukannt  und  deshalb  eine  Vennindening  de»  B  >r)ar&,  in 
der  Refrei  besonders  durch  YttfOtiiideniDg  des  Miiit&retats ,  verlangt.   (So  argumendit 
n.  A.  Mauros  in  sdnea  fcnöUedeiMn  ScAriften  ganz  folgeriditiir*  ^  „Freihät 
in  der  Volkswirthscbaft".  Besteuerung*'.  Aehnlich  poHti   Ii  !''\rteicn,  wie  ^^i    1  atsche 
Fortechrittsputei  und  natürlich  roUends  die  SooialdemocraUe.)   Ihr  Fehler  war  noi, 
eine  solebe  Yennindenuig  Ar  so  leidit  za  htlfeii  vnd  rieh  Uber  die  all g« mein «re 
geschichtliche  Bedingtheit  von  VerhSlfnisstn,  wie  der  moderne  „Militariainus'* 
tt.  a.  m  ,  hinweo^osetzen  (vpl.  Fin.  I.  §.  !S2  tl.  über  den  Finanzbedarf  für  das  MiUtir-  ; 
Wesen).    In  einer  wirklichen  „Friedeutiitra"  von  Dauer  wttrde  es  freilich  viel  J 
leichter  als  jetzt  sein,  du  weniger  nangelhaflet  StMieinyBtnin  henostellen,  weil  d«r  | 
Bednif  klaiiier  wäre. 

B.  —  §.  280.  Die  Decentralisation  der  öffentlichen 
Verwaltung  and  folgeweise  dea  Finansbedarfs  kaon  aadi 
nach  der  finanzieUen  Seite  grosse  and  Yielfach  segensreiebe  Be- 
deutung erlangen  (Fin.  I,  §.  U  ffl).  Allerdings  verfolgt  sie 
selten  den  Zweck  und  hat  sie  noch  seltener  den  Erfolg,  den  I 
sammtbedarf  su  vermindern.  Sie  will  ihn  nur  besser  regeln, 
zweckmässiger  and  gerechter  yertheilen  und  ihn  produettver  macheo 
und  errdcbt  das  auch  wohl  häufig.  In  der  Regel  wird  sie  ihn 
aber  sogar  steigern. 

Dens  wenn  tndiTiettelelit  die  einzelnen  SflTenÜichen  Aufgaben  jetzt  sorgsamer  gepnft 
und  sparsamer  ausgeführt  werden,  so  wachsen  anderseits  gerade  nach  richtiger  Decentrali- 
sation der  Verwaltun-:  dem  Staate  selbst  und  den  Selbstverwaltungskörpcrn  neue  Aufpab«* 
hinzu  uml  die  alten  werden  besser  ausgeführt,  was  Beides  den  Bedarf  steigert. 

Dennoch  küniiea  auch  die  Aufgaben  der  Besteuerung  selbst 
durch  eine  solche  Decentralisation  erleichtert  werden. 

Innerhalb  eines  kleineren  \\  mhöchafb^iiebiets.  (jeschüftä-  und  Pcraonenkreises.  wie 
sie  jeder  SelbstvcrwaltungskOrper,  Gemeinde,  Kreis,  Provinz  rei^liehen  mit  dem  Staate 
darstellt,  ist  z.  B.  die  Herstellung  einer  leidlichen  Erfmfslu-steuerung,  selbst  einer 
(irund-,  Gewerbe-  und  Leihzinssteuer  —  die  drei  schwierigsten  Steuern  des  Enrags- 
flteneiByalemn,  —  ferner  einer  (nendnaUen)  diraoten  ^nkommenalener  eAebUeih  leiehMr 
il  in  einem  ganzen,  zumal  grossen  Staatsgebiet.  Dort  pflegen  doch,  je  kleiner  der 
Körper  ist  aatfirlich  in  der  liegel  um  so  mehr,  die  tecJinischen ,  wirthschafUichofi, 
soeiftlen  VeiliiltniMe  noch  leUtif  glelebutiger  ra  nrin,  man  kennt  die  penSnlidhea 
Verhältnisse  der  Einzelnen  mehr,  das  Alles  ermöglicht  auch  andere  Steucrartcn  und 
Krhebuuirsfnrni.  n  als  bei  der  Staatsbijstcuerunij.  Darans  folsrf  inr^n  die  CommnniJ- 
bcätcucruug  niciitgruhdäiit.£lich  auf  da:»  System  vun  Zusclnagcu  den  (uhucbia 
oft  so  uo?oIlbommenen)  Steatsetenem  beschenken  soll.  Namentlich  die  beiden  fSs 
die  Cümmnnen  be^Amb-rs  geeigneten  Ertragsstonern ,  Qmnd-  und  Gebändest**iJorTt 
mtlssen  von  den  etwai^^en  Staatasteueru  di^r  Art  abweichen  dOrfeu.  (S.  Fin.  1, 
8.  A.,  %.  51 ,  dann  meine  „Goramnnnlstenerfirage**  vnd  die  Debilfen  anf  der  sodai- 
politischen  Ver^anunluna:  zu  Berlin  1877;  auch  die  beiden  prevssieclien  Entwürfe 
einee  Gommunabtcuergesetzes  von  1877  und  von  1879.) 

Während  daher  z.  B.  bei  einem  Überwiegend  im  Staate  ceo- 
ralisirten  Bedarf  auch  wegen  der  besonderen  steuerteohnischen 
Hehwierigkeiten  die  Ertrags-  und  Einkommensteuern  zn  Gunsten 
der  hier  leichter  durchzuführenden  Verbranchsateuern  wohl  in  be- 
schränkter Anwendung  bleiben ,  kann  bei  decentralisirtem  Bedarf 
eher  eine  grossere  Quote  des  gesammten  Oflfentlichen  Be- 
darfs durch  jene  direoten  Steuern  auf  den  bemi'smässigen  Erwerb 
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gedeckt  werden :  uian  deceiitralisirt  dann  die  Besteuerung 
selbst.  Auf  diesem  Wege  ist  manclie  Reform  zu  ermöglioben, 
die  der  25taat  ia  seiner  Besteaertmg  allein  nicht  durchzaitlbreu 
vermiig. 

Namentlich  mBchte  so  im  Commuualfinanzwcscn  im  w.  S.  du-  Ertrags- 
besteaeroog,  die  ohnehin  hier  ans  aaderon  Gilden  mehr  geboten  ist  (g.  170,  17d), 
aoeli  ans  steoeftechnteeben  GmndeD  noeb  eine  bedeotendere  Zokiuifl  Iwben,  velobe 
ihr  im  Staatsfinanzwesen  «ohl  abzuspnHli<;n  ist.  Auch  rlic  bisherige  Entwicklung 
im  Staats-  und  Communalhausbait,  welche  freilich  run  riulen  anderen  Umständen  mit 
bedingt  war,  stimmt  hiermit  aberein :  Vorwalten  der  Verbrauchs-  und  Yerkehrssteueru 
im  Staate,  der  Ertragssteuem  und  einzelner  anderer  directen  in  der  Commune.  Nicht 
minder  möchte  in  der  Gestaltung  des  deutschen  parti c u lär o n  Stcuerrechts,  welches 
die  directen  Steuern  besonders  und  ganz  gut  ausgebildet  bat,  ein  Huweitt  liegen,  dass 
manche  steuertechnische  Aufgaben  sich  bei  diesen  Steuern  leichter  in  kleineren 
Gebieten  bewältigen  lassen.  Auch  einig«;  Spccialaufgabcn  moderner  Besteuerung,  B. 
die  Einricbtiiog  einer  solchen  auf  gewisse  Conjonctorengewinne  236  ff.)«  die  un- 
mittelbare Ißtwlilnnig  der  BerOOwnug  bei  der  DnrcUUmag  der  Ertrags-  nad  Ein» 
komioensteuem  (§.  901}  dnd  ««AI  bei  einer  grOaaefen  DeeeatnUiation  der  Beiteiiening 
leichter  zu  lösen. 

Sehr  Bedeutendes  für  dieBUdang  vollkomnieiierer  Steuersysteme 
wird  freilich  gleichwohl  aaf  diesem  Wege  kaum  erreicht  werden. 
Vor  IliaBioneD  darüber  mnss  man  sich  hüten.  Aber  gerade  in  der 
Bestenenmg  darf  man  keinen  deb  bietenden  Weg  in  emor  Ver- 
beMemng  anbeaehtet  lasBen  nnd  ein  eoloher  ist  hier  immerhin 
angedeutet 

O.  —  §.  281.  Die  Vermebrnng  anderer  ordentlieber 

Einnahmen  statt  und  neben  der  Stener. 

Mit  der  Nothwcndigkcil  regelmässiger  Vermehrung  des  ordent- 
lichen l  inaiizbedarfs  im  Staats-  und  in  den  Comiunualhaashalten 
mnss  nach  dem  Gesagten  Jede  theoretische  und  practische  Betrach- 
tung rechnen.  Die  nächste  Aul'gabc  ist  alsdann ,  ftr  die  richtige 
und  vollständige  Deckung  dieses  Bedarfs  zu  sorgen. 

Die  allgemeine  B('deHtun*r  dieser  Aufpahe.  auch  nach  der  theoretischen  Seite, 
iüt  früher  im  ersten  Bande  dargethan  und  die  tirunds&txe  fUr  die  Deckung  des  (je- 
üanuntbedarfs  ^^ordentlichen  and  MMterofdentticlten)  sind  bereÜB  entvickelil  worden 
(Pin.  I,  Bach  1.  Kap.  3). 

Unter  den  ordentlichen  Decknngsmitteln  steht  nnn  neben  den 
Stenern  nach  der  geBohtchtlieben  Entwieklnng  der  Caltnrvölker  der 
Privaterwerb  und  das  Gebtthrenwesen.  Wenn  ancb  aus 
maneherlei  Grttnden  die  Stenerwirtbsehaft  in  den  modenen 
dfientlieben  Hanehalten  immer  mehr  in  den  Vordergmnd  getreten 
iflt  und  diese  Entwicklung  im  Oanaen  gebilligt  werden  muss,  so 
ist  doch  die  Beibehaltung  und  selbst  eine  gewisse  Erwei- 
terung des  Privaterwerbs  (der  ,,Domanial wirthschaft**) 
und  die  Ausbildung  eines  rationellen  G c b Uiirenwescns  cben- 


Digitized  by  Google 


^2     B.  AUgem.  Stenerlebn.  4.  K.  System.  3  IL*A.  7.    EigebniaK.  §.  2&] ,  282. 


isdh  j)iiiieipi6U  richtig,  selbst  ootfawendig  and  gewährt  mancherlei 

Vortheilc. 

Gegeolibcr  eiaer,  im  (ieiste  der  Smith'scheu  Wirtbschaftsüieorie  erfolcteii  tiie»- 
retischen  Polemik  wider  den  Privatenrerb  Offbntlielier  Körper,  einer  Pol«nft,  wÄtkt 

aocL  auf  dii'  Praxis  nicht  ohii«  Einfloss  gcblielMm  ist,  wurde  dies  schoii  früher  her- 
vorgehoben and  begründet  (Fin.  T,  §.  213  fl.  and  überhaupt  daselbst  Bach  3.  Kap.  2). 
Ebenso  varde  die  Rerechtigang  and  zugleich  die  hohe  finanzieUe  Bcdentung  des  Ger 
buhrenwesens  anerkannt,  das  nclx  n  d<  r  eigentUcheii  Befleaerung  s(-in*:u  riclitiji^cn  Platt 
bat  nben  Buch  4  in  die-;»  tn  2.  Baiuk).  wenn  ©s  auch  weder  möglich  noch  ricbtit 
wure,  die  Besteueroog  ganz  durch  Gebühren  zu  ersctzea  oder  sie  rein  nach  GebuhrcJt- 
gaoMaea  eiiisaricliten. 

Erst  Dachdem  man  volle  Einsicht  in  die  ansserordeotlicfaen 
Schwierigkeiten  der  Besteaernng,  speciell  der  Bildnng  eines  ricb- 
tigen  Steoersystems  gewonnen  hat,  ist  man  im  Stande,  die  Beden- 
tang  des  Priyaterwerbs  nnd  des  Oebtthrenwesens  in  den  (^ffentlicheo 
Hanshalten  yollstftndig  zn  wQrdigen.  Denn  jetzt  erst  «rgiebl 
sich,  wie  wQnsehenswerth  es  ist,  fHr  die  öffeDtlichen  Zwecke  aoeb 
noch  auf  andere  Quellen  als  die  Beblcuernng  zurUckgreifcn  zo 
können. 

Die  Sachlage  wäre  wieder  eine  ganz  andere,  wenn  die  Besteuerung  ein  «n- 
fachercs  Pfobleffi  wäre.       rade  aber  in  der  S*  hwiorigkeit  dieses  Problems  liegt  ein 
triftiges  Argument  mehr  für  den  Privat«  rwcrb  des  Staats,  was  die  doctrinären  und 
practischcn  üegner  dieses  Erwerbs  w  iod*  r  nicht  genügend  beachtet  haben.  Gemeiii- 
wcsen,  welche  Bolchc  Krwcrbsfiuellen  besitzen,  haben  oeteris  pulhas  leichtcrei  Spul 
im  Steuerwesen.   Dafür  liefert  der  Vergleich  zwischen  dentschcn  und  ainieren  cur»- 
päischen  Staaten  den  Belog.   Wir  rerdanken  es  2.  B.  bei  uns  auch  wiedor  mit  dm 
reichen  alten  Demanian.  dass  wir  die  Verbnnelnbeeteaening  nlöht  so  staik  ambflda 
mussten,  als  unsere  tnei.s(<-n  Nachb;irti  (§.  251>\   In  den  neueren  an  sich  anch  oi.  A. 's 
berechtigten  deutschen  Bestrebungen  um  Vermehrung  der  Verbrauchssteuern,  sdhst 
in  den  amtllehen  Aetenetadten,  tritt  dieser  wichtige  Punct  ganz  mit  Unrecht  in  dea 
Hintergrund,  so  in  den  beliebten,  auch  sonst  wenig  beweisenden  Vertrleichen  mit  der 
..'jrossartipen**  Aushildnnj?  der  Yerbrauchsstenern  im  Ausland  und  der  „kttmrnerlirb::!'" 
bei  uns.  (Dagegen  wendet  sich  mein  Aufsatz  über  schwebende  Deutsche  Finan  Jrag-.' 
in  der  Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  95  ff.) 

Wie  viel  schwerer  wäre  femer  nicht  nur  der  Druck,  soodern  auch  die  gioic 
Aufgabe  der  Einrichtung  der  directen  Erwerbestenera  bei  uns,  wenn  diese  einen  «i; 
hebUchen  TheU  der  jetzigen  priTatwirthscbafUicben  Einnahmen  unserer  Staaten  ail 
anfbrinpr«?n  mttsstcn ! 

Man  berechne  nur  in  eingehen  Beispielen.  In  Preussen  waren  die  Beü- 
ertrige  der  Domlnen  und  Ponten  (incl.  der  daranf  lastenden  Beat»  der  Krone)  i> 
Etat  für  187«  79  49.!)  Mill.  M.,  die  Einkommen-  und  Classensteuer  gaben  brutto 
72.3  Mill.  M.,  die  (irundstcucr,  von  der  jene  Objecte  jetzt  frei.  4l).2  Mill.  M.  Di« 
beiden  erstgenannten  Steuern  mUssten  bei  fehlendem  Domanialeiukominen,  wenn  dum« 
was  mehr  als  zweifelhaft  ist,  nicht  die  Ausgaben  im  gleichen  Betrage  geringer  wilA 
um  60  und  mehr  gesteigert  werden.  Aehnliche  Lage  in  den  meisten  andereB 
deutschen  Staaten,  z.  B.  in  Baiern  mit  meinen  reicheu  Staatsfoislen.  Vollends  darcb 
Mitbenntxnng  der  Staatseisenbahuen  zur  Erlangung  von  UebmchliSBen  (auch  Uber  die 
Schnldzinsen  der  Bahnen  hinaus)  ist  dieser  Sachverhalt  neucrdin;;^  in  Deutscklan<l 
noch  viel  günstiger  geworden.  In  Preussen  steht  z.  B.  im  Etat  für  1^9/90  die 
directe  Besteuemng*  mit  147.7  MUL  M.  netto,  der  Uebenchnsi  der  MYervaltuis  ^ 
Eisenbahnangelegenheiten''  mit  22S.6  MilL  M.,  die  Tenusong  der  gesaininteB  Sttaü* 
schuld  mit  177  Mill.  M.  Bedarf 

Auch  vom  b t a n d piui c t  der  Steuerpolitik  aus,  um 
mh  die  anendiichen  Öeliwierigkeiteu  der  Besteuerung  zu  er- 
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leichtern,  ist  daher  die  K u t w i c k  1  u n g  passenden  Privat- 
erwerbs und  Gebühren wesen s  /n  fordern:  ein  Satz,  der 
auch  ttir  die  moderne  Zeit,  und  zum  Theü  gerade  für 
sie,  gilt. 

Allerdings  soll  dabei  Eines  uicht  überselicii  und  nicht  v>  r  •^i-^i-gcn  werden, 
nemlioh  dass  bei  Gebuhreozveigeu,  wie  der  Post,  dasü  temer  nameotlich  bei  den 
StaatBbahneu  —  wfe  man  die  Efsenbahneii  rach  immer  fiiiftnzwirÜisclutMioh  anf- 

fasse,  ob  schon  als  Geliubrcii-  oder  auch  als  privatvirthscbaftlii  Le  Anstalten  —  die 
Tariffragen  immor  wichtiger  werden  tind  in  ihnen  Probleme  hervortreten,  welch« 
mit  deijenigcD  der  Besteuerung,  beüoiiders  der  Yorkobrsbosteuefujig,  violTacbe 
Aehnliclilwit  IwbeD. 

IL  §.  282.  Voranssetziingen  fflr  die  AiifBtellnng 
eineB  Steuersystems. 

1.  Die  Aufstellung  eines  bestimmten  Stenersystems  kann 

auch  in  der  Theorie  immer  nur  für  gegebene  Völker  und 
Zeiten  erfolgen,  da  biih,  wie  früher  gezeigt  wurde,  d.as  Steuer- 
system im  Ganzen  und  in  seinen  Einzelheiten  nothwendig  mit  der 
OekoDomik,  Technik  und  dem  Rechte  der  Volkswirthschaft  selbst 
verändert. 

Im  Folgeaden  beschränken  wir  die  Aufgabe  auf  die  moderne  Zeit,  wesent- 
Keh  die  Gegenwart,  vad  «if  die  Yeriilltnisse  unserer  Cnlturvölker,  insbeson- 
dere West-  und  Mitteleuropas,  welche  in  der  Hauptsache  doch  so  gleichartig 
sind,  dass  das  Steuersystem  nicht  nur  in  seinen  Grundzügen,  sondern  auch  in  seiner 
AwfUiniiiir  wesentUcb  Abereio^mmeD  kann  nnd  in  Wlrlliebkeit  aoeb  ttbereimtimmt 

2.  Einen  Unterschied  bedingt  auch  hier  iüi  die  Gestaltung  des 
Steuersystem«  der  Umstand,  ob  und  wie  weit  man  neben  dem 
rein  ü n an zi eilen  den  socialpolitischen  Standpunct  iu  der 
Besteuerung  anerkennt,  —  neben  der  j, staatsbürgerlichen'* 
die  „sociale"  Epoche  der  Besteuerung.  Je  nachdem  wird  das 
Steuersystem  zwar  nicht  ganz  verschieden  aufzubauen, 
aber  doch  mehr  oder  weniger  verschieden  auszubauen  sein. 

Im  Folgenden  wird  der  rein  finanzielle  Standpunct  zum  Ausgang,  aber  zu- 
gleich wird  auf  den  socialpolitischen  in  aUen  denjenigen  Filien  BQcksIdit  ge- 
nommen, in  welchen  sich  nach  den  früheren  Erörterungen  tlbor  die  Entwicklung  der 
Steuer,  über  die  Steucrprincipien  und  das  Steuersystem  in  dor  Praxis  die  , .sociale"  Epoche 
bereib  aalkuuiligt  uiid  principieli  uach  den  VerhäitDÜtöen  der  moderuea  CuUurwolt 
der  sodalpolitiaehe  Gesichtspnnel  wenigstens  schon  eine  gewisse  Bertlcksichtigiing 
?erdient 

3.  Weiter  muss  mehrfach  die  Aufgabe  in  der  iStaats-  und 
OommnnalbesteueruDg  anterschieden  werden. 

Die  Aiif't'_^lliin^  des  Steuersystems  erfolgt  hier  für  dif  rrste,  jedoch  wird  auch 
auf  die  ComuKuiaibuäteueruug  nebenbei  Rücksicht  genonuneii  werden. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  dann  um  ein  Besumc  der  Hauptpuncte  der  vor^ 
ausgehenden  Untersuchungen  über  das  Steuersystem,  wesentlich  zum  Zweck  der  üeber- 
sicht  und  um  den  Ucbeigaug  in  die  spccielle  Steucrlehre  zu  gewinnen.  Zur  vor- 
Ilufigeii  Orientlrong  und  des  nahen  Znnnmenhangs  wegen  sehliessen  sich  aber  hier 
schon  cinipr  Bemerkungen  über  einir  Kinzclhciton  in  der  Ausführung  der  Steuern 
an.  ifm  die  genatiero  Motirinuig  des  Fulgendea  ist  (heile  auf  die  voiau^ehendeu 
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Abschnitte,  tLeiL>  aaf  die  speciclle  Steaerlohre  Bezug  i\i  ucbmcQ.  U.  A.  iüt  namc.it- 
lieh  an  die  B«grOndung  der  Nothvcndigkdl,  ferschiedcnartige  Sleaero  zar  L^qq^ 
der  Aufgaben  des  Steucrsystoms  in  diesem  zn  verbinden,  speciell  auch  an  die  mc'.r- 
fach  gebotene  Verbindong  von  Sabject-  and  Obiectsteaern,  Einkommen-  utd 
£rtr«f  B8teti«ni  in  der  ^steuerviif  det  berafinnlMlgeii  Erwerbs  «i  erinneni. 

III.  Die  Anfstcllunj":  des  Systems  selbst. 

§.  283.  —  A.  Die  Gi  uiitlia^e  des  ganzen  Systems  müsseD, 
der  geschichtlichen  Entwicklung  und  dem  Steuerrecht  der  rueisten 
Völker  entsprechend,  in  erster  Linie  dieSchatznngen,  nameDt 
lieh  die  directen  Stenern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb 
bilden.  Denn  dieser  Erwerb  ist  für  die  rroductinn  dos  NaiiuDal 
und  Kinzelcinkomruons  und  für  die  Vertheilung  dos  ersteren  an  die 
Einzehirii  doi-b  iinmcr  am  Meisten  maassfrebend  (§.  215).  Neben 
diesen  Steuern,  aber  doch  eist  in  zweiter  Linie,  sind  gewisse 
Verkehrssteuern  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Rechtsgeschäfte 
oder  Acte;  daauHf  allerdings  folgerichtig  wesentlich  nar  im  social- 
polttischen  Steuersystem,  welches  aber  eben  f8r  unsere  Zeit  and 
Länder  hereehtigt  ist,  anoh  Stenern  auf  den  Spiel-,  den  Wett-, 
den  Conjnncturengewinn  nnd  auf  Erwerb  ans  Erbschaft 
n.  8.  w.;  endlich  nnter  UmstSnden  noch  Besitsstenern  sn  ve^ 
langen. 

Alle  diese  SIeaem  haben  vor  den  Verbraaehssftenenii  neben 
manchen  anderen,  swei  entscheidende  Vorxttgei  welche 
dorch  ihre  eigenen  Mängel  nnd  durch  die  Vorzttge  der  Verbranehs* 
Stenern  nicht  aofgewogen  werden:  sie  verlangen  Üieils  nicht  so 
weitgehende,  theils  verhäitnissmässig  leichter  wahr* 
zunehmende  Bfloksicht  anf  die  Ueberwälznng,  als  die 
aaderai,  and  sie  treffen  die  wohlhabenderen  Schichten  der 
Bevölkemng  mit  höherem  ond  mit  Besitzeinkommen  sicherer. 

Die  Scbitaningeu ,  nunendich  die  directen  Stenern  »nf  den  bontftmissigen  Er- 
werb allgemein  oder  auch  nur  in  erheblichcui  Ma.isso  durc]i  Yerbrauchssteoeni 
zu  ersetzen,  wäre  nicht  nur  wegen  der  schweren  Mängel  dur  letzteren  sehr  be- 
denklich, sondern  auch  ein  ungerechtfertigter  Bruch  mit  der  geschichtlichea 
Entwicklung  nnd  dem  beetohenden  Straerrecht  der  meisten  Culturrölker.  Üener  Bmdb 
ors<'hiene  um  so  nnzulS-^si^er,  wenn  er  etwa  mit  tiiitir  einfachen  Anfh»^bang  gewisser 
alter  Steuern  wie  der  Ertrags-,  namentlich  der  Kualsteueni  verbuudcu  wtlrde,  da  hie: 
in  Folge  des  ZnaaminenliaBn  swiadien  Steuer  und  Kapitalwwth  ein  Tlrail  der  beittMK 
<]>-n  riasscn  ein  unverdientes  Geschenk  auf  Kosten  df>s  ;in  ^'ren  Th<M■I^ 
und  zwar  zam  grossen  Theil  sogar  auf  Kosten  der  uichtbesitzeaden,  ron  Arbeit»- 
einkommen  lebenden  GInMen  empüuge. 

Aber  aneh  jede  allgemeine  (im  Unterschied  von  einer  etwa 
den  unteren  Classen  allein,  vielleicht  mit  ans  steuertechnischeD 

Orflnden^  wie  bei  Personalsteuern,  zu  gewährenden)  Beschränkung 
der  Erwerbsbesteuernng  mit  Hilfe  einer  an  deren  Stelle  tretenden 
Ausdehnung  der  Verbrauciiöbteuerii  uüd  jedes  stärkere 
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ZurUckbleibeu  iu  tlei  KiitwiclJung  jener  ersten  hinter  derjenigen 
(1er  zweiten  Kategorie  mu88  vermieden  werden:  schon  im 
rein  finanziellen  8teuera\ steni ,  weil  daun  die  bestehende  Un- 
gleichbeit  der  Belastung  zu  Gunsten  der  besitaeuden  und  der 
(Massen  grJ)Sseren  Einkommens  noch  zu  steigen  droht,  voUeads 
iiu  socialpolitischeo  bteuersystem. 

Für  die  Praxis  folgt  daraus,  dass  eine  Steuerreform ^icli  nii  lit  auf  eine,  wenn 
auch  vielleicht  ao  sich  bereciitigte  and  zweciimSssige,  Ausdehnung  der  Verbraucba- 
stenem  b««chriiikeii,  Modem  zugleich  eine  passende  Ausdchonrig  ron 
Srirerbs steuern  mit  in  Angriff  nehmen  muss. 

In  dieser  ünti'rlasdung  li.'gt  ein  wesentliclier  Fehler  der  Stcuerroformpläne  im 
Uoutbcheii  Ii  eich  iu  der  Ucgenwart,  öcit  ISTU.  Dieser  Fcbler  hiuigt  zwar  mit 
der  Scheidung  der  Iteichs-  und  £inzelstaatsfinanzen  zusammen,  aber  wird  dadurch 
nicht  genügend  entschuldigt.  Es  wäre  Sache  des  Reichs  selbst,  wenigstens  die  Ver- 
kehrs- (Stempel-),  vielleicht  auch  die  Erbschafts besteueruug  entsprecheud  ak 
BeichiBiohe  zu  entwickeln  neben  der  und  gleiebxeitif  mit  der  Yermehraag  der 
Reiahs-Terbrauchssteuern.  Und  auch  der  Plan  einer  Reichsein  kommen-  und  damit 
verbanden  einer  Keicbsvermögenateaer  könnte  wohl  ins  Auge  gefaast  werden. 
Unterbleibt  das,  wie  es  bisher  unterblieben  ist,  so  mnm  vm  eo  mehr  eine  ^grdfen- 
dere  Reform  der  dirccten  Steuern,  der  Verkehrssteuem,  der  Erbschaftssteuern 
in  den  Einzclstaaten.  einigcnnaasscn  gleichmässi«^  und  gleichzeitig:  mit  derjenigen  der 
Vttibnuchs-  und  betrclfenden  Verkehrssteuem  im  Reiche,  statttiudeu.  In  den  Mittel- 
nnd  einigen  Kleinatanten  hat  man  in  dieser  Begehung  immerhin  Manches  gethan,  in 
Proussen  viel  zu  wenig.  Denn  Aufhebungen  unterer  Stufen  der  Personal^tf^n'^ni 
reichen  nicht  aus.  Es  handelt  sich  um  allgemeinere  Reformen  der  Persunal-  und  der 
Ertimgseteneni.  Indessen  bleibt  racb  bei  rationeller  einzelstaatlicber  Steuerreform  ein 
grosses  Bedenken:  Ausreichendes  und,  was  auch  bei  einem  einheitlir-h  n  Wirth- 
schal'ugcbict  in  Betracht  kommt,  Gleichmässiges  wird  auf  diese  Weise  nicht  er- 
Tdcbt  (YgL  meinen  genannten  Anfrats  in  der  TQbinger  Zeitschrift  1B79,  8. 94, 108, 
109—114.) 

§.284.  —  1.  Id  der  Bestenerong  des  bernfsrnftsslgen  Er- 
werbs ist,  wiedemm  der  gescbiehtfiehen  Entwieklnng  entsprechend, 

eine  Subject-  und  0  b  j  ectbesteuerung,  die  erste  vornemlicb  in 

der  Form  der  (nomiiicilcii)  E  i  n  k  o  ni  iii  e  n  Steuer,  diu  letxtcic  in 
derjenigen  eines  Ry  stcm.s  von  Ertrags  steuern,  passend,  mitunter 
selbst  notbwendig  zu  verbinden.  Die  Subject-  und  Einkommensteuer 
s(»llte  dann  vorwiegend,  aber  nicbt  ausschliesslicb,  die  haupt- 
sä  eh  liebe  directe  Steuer  des  berufsmilssiiren  Erwerbs  im 
S  t  a  a  1 8  Steuer-,  die  Object-  und  P>tra«^s Steuer  umgekehrt  die  eben- 
falls nicht  alleinii;c,  aber  die  üauptsteuer  dieses  Erwerbs  im 
Communal Steuersystem  sein. 

Fflr  die  innere  Einriehtnng  der  Einkommen-  wie  der 
Ertrags  Stenern  mnss  der  Zusammenhang  swiaehen  ihnen  nnd 
mit  den  übrigen  Stenern ,  namentlieh  den  Verkehrs-  nnd  den  Ver- 
braoebs-  nnd  Nntsnngsstenem  lieachtet  werden.  Keine  dieser 
Stenern  ist  daber  alleb  ans  sieh  selbst,  sondern  nor  in  VerbUidung 
mit  dem  ganzen  Steuersystem  zu  eutmckeln. 
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Nlheiw  dafttW  fehttrt  ecat  in  die  apttciella  Steaedebi«.  Hier  mmien  maagt 
orioatireDde  Bemerkniigea  genflgen. 

a)  Die  StaatB-Einkommensteaer  beschr&nkt  sich  auch  in 
rein  finaDsiellen  System  ans  stenerteehnisefaeD  Grfindei 
passend  aaf  die  Eiokommen  Ober  einem  gewissen  Min  im  um, 
dessen  ziffermilssige  Hübe  naeb  Zeit-  und  Landesverbftltiiisaeii  n 
bestimmen  ist 

\\'uhl  etwa  so,  da^  der  gewuhuUdie  Aibcitslohn  uud  gcw^crblidie^  iuiukomiueii 
vitklichen  Kleinbetriebs  (z.  B.  ohne  oder  nnr  mit  ciDcm  fremden  Geldlfen)  ui 
Tndostrie  und  Landwirthscbai^  frei  bleibt.  Diese  kleinen  Einkommen  werden  si^v 
«Jessen  besser  durch  VerbraacbssteuerA  belastet,  die  sich  hier  als  ,JLohnsteoen' 
steeertechnisch  mehr  empfehlen.  Ea  l(e&n  aber  veU  eucli  mit  der  Betfiteiiag'  noch 
etwas  holxir  hinauf  gegangen  werden. 

Unter  den  preussischen  iwd  deutschen  Yerhältoissco  möchte  ich  eine  Befretug 
?on  diredoi  PeTsonabtetteni,  wie  die  ineossisciie  daaaenrteiier  eine  ist,  nabedingt  Ms 
auf  1000—1201)  M  .  crenluell  Lib  auf  c.  1500  M.  befürwort<  n.   Von  Einfluss  wtird" 
m.  E.  u.  A.  sein  müssen,  ob  Steuern  wie  die  Salzsteuer  bleiben  oder  verändert  oder 
beseitigt  werden.    Man  befreite  so  Millionen  Censitcn  (in  Preussen  waren  um  IS^ü 
c.  4.3  Hillionen  Personen  unter  und  bis  1200  M.  eingeschätzt:  1SS3/84,  als  die  Auf- 
hebung nur  der  1.  und  2.  Stufe,  nicht,  wie  die  Regierung  verlangt  hatte,  auch  der 
3.  ^900— 1050)  und  der  4.  (lodo— 1200  M.)  durchgeführt  wurde,  sUnden  in  der 
3.  Stoib  344,000,  in  der  4.  Stufe  273,000  Genaiten.   Auch  worden  so  die  bei  Wei(«s 
meisten  Lohnarbcitor,  Dienstboten,  d.  h.  Lonte,  welche  den  AnfenthalLsort  j  r.t  .; 
fach  wechseln  und  dadurch  fkir  directe  Steuern  Schwierigkeit  machen,  xi^lc  hJLcm- 
bandwerker,  Hindler,  Landwirthe,  tTeteritamite  stenerfrei  werden,  was  andh  ate«er> 
(«'chiiisch  nicht  iiiiorwünscht  wäre.    Ei*st  al^.danii  lianii  man  auf  die  Ceiisilen  hshcrea 
Kinkommens  ein  besseres  Eiuschatzungssystem  mit  Erfolg  anwenden.    Mit  der  Be- 
freiung bis  auf  6000  M.  Einkommen,  wie  nach  Bismarck 'sehen  Ideen,  hinanf  in 
gehen,  ist  unter  den  deutschen  Einkommen  Verhältnissen  nicht  räthlicb.    Sind  doch 
selbst  in  Grossbritnnnien  früher  nnr  die  Einkommen  bis  100  Pf.  St  oder  2000  M. 
uinkommensteucri'rui,  auch  jetzt  nur  diejenigen  tinter  ]f>i)  Vf.  St, 

Der  8 1  e  11  e  r  f  u  s  s  der  Staats- Eiukoniniensteuer  muss  sich  aurh 
im  rein  üü a uz i eilen  System  mit  danach  richten,  ob  und  wekbe 
Ertrags-,  Verkehrs-  und  Vcrhranehsstciicrn  daneben  bestehen  nnd 
wie  diese  ung^efdhr  das  Einkommen  bereits  belasten.  Er  mnss 
Damentlic'h  auch  hier  ein  progressiver  sein,  um  die  häufig 
umgekehrt  progressive  Belastung  der  PersoneD  mit  kleinen 
fiinkomnien  dnrch  die  Ubliehen  VerbraochBatenern  an  BS  ugl  eichen 
und  80  weni^teuB  im  Ganzen  eine  proportionale  (reelle) 
EinkommenbeBteuerung  hersiiBtellen.  Im  soeialpolitisciieii 
StenersyBteniy  welches  bei  noBereii  beatigen  CnltnrvOlkern  aneb  in 
diesem  Pnncte  angenommen  werden  darf»  bat  insbesondere  der 
ErBats  der  fehlenden  direeten  Einkommenstener  der  „kleinen  Lente** 
nnr  in  einem  Haasse,  welches  nach  der  Art  der  Gonsnmtlonen  ab 
nnbedenklicber  gelten  darf,  dnrcb  Verbranefas Stenern  an  erfolgen 
nnd  der  Stenerfnss  der  Einkommenstener  ist  für  das  b Obere 
Einkommen  stftrker  progressiv  ta  maohen,  um  auch  in 
Ganzen  eine  progreBsive  (reelle)  Einkommenbestenemng  la 
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erhalten;  ferner  ist.  er  iüi  chis  ßesit/ üiukomuieii  va\  erhüben,  um 
dieses  stärker  als  das  Arbeitbeiukoüiüien  zu  belasten,  wenn  uicbt 
etwa  aus  steuertechnischen  Gründen  zu  diesem  Zweck  die 
Verbindung  einer  Vermögen a» »teuer  oder  von  £rt rag a steuern 
mit  der  Einkommeustener  vorge/^os^en  wird. 

Die  C ommu na  1- Einkommensteuer  kann  die  kleinen  Eiü- 
koninien  nicht  unbedingt  bis  zu  derselben  Hrdie  freilassen,  — 
uamenllich,  wenn  hier  der  Ersatz  durch  Verbrauchssteuern,  wie 
jetzt  und  zum  Theü  mit  Grund,  häufig  fehlen  wird.  Hie  ist  zulässig 
als  selbständige  Steuer  der  Commune  und  in  Form  von  Zu- 
schlägen zur  Staatseinkommensteuer:  Letzteres  wohl  als  Regel, 
wenn  der  Staat  einmal  eine  solche  Steuer  besitst. 

So  nach  ilen  preussischen  Commanalsteaer^esctzcntwiirfeii  unbedingt.  (S.  moiiio 
Communalateoerfrage  S.  42  und  S.  5  sab  e.)  Wie  Abweichuneeo  im  Umfang,  ao 
aolltoi  aber  tnch  solohtt  im  Steve rfnss  fta  die  Commime  eiltitbt  sein.  NuBendich 

l(ann  die  Commune  öfters,  bcsondcrä  bei  angenUgender  Ertragsbesteuorung,  aber  nicht 
allein  in  solchem  Falle,  ohne  progressiren  Steueifass  für  die  höheren  Einkommen 
nicht  aoslangen ,  wie  denn  ^e  AnweDdang  deiselbeD  avcb  in  der  pr emsteclieii  Com- 

inanalsteuerprazis  häufig  ist.  (S.  die  Tabellen  von  Wegni^r  in  den  Berichten  der 
socialpolitischen  Versammlong  ?on  1S77,  S.  53  ff.  und  Nc.umann,  progressive  Ein- 
kommensteuer S.  112  U.)  Die  iii  dor  preussischen  Verwaltung  sich  zeigende 
Keigung,  solche  Progressionen  m  bindern,  scheint  mir  zu  weit  zu  geben.  Vgl.  auch 
eine»  französisch on  Vor^rnnp^  in  il>Mn  Fall,  wenn  das  Peräonai-  und  JiobUiaisleiier- 
contingent  aus  dem  Uctroi  biistriltcu  wird,  Fii».  III,  S. 

Die  gerade  in  dor  modernen  Volksvvirthschaft  wachsenden 
Schwierigkeiten  der  Einkommenstencr  nöthigen  dazUj  um  die  Steuer- 
sätze nicht  gar  zu  hoch  uud  mit  diesen  vollends  die  Schwierig- 
keiten nicht  UDtiberwältigbar  werden  zu  lassen,  mit,  und  zwar  i'ttr 
eine  sehr  erhebliche  Quote,  durch  die  Terschiedenen  anderen  Steuer* 
gattaogen  den  Bedarf  za  deckeo.  Soweit  aber  mit  Recht  die  Ein- 
kommensteuer fungirt,  muss  man  im  öflfentlichen  Interesse  die  sich 
bietenden  practischen  Mittel  auch  ergreifen,  am  die  stenerpfliehtigen 
Einkommen  mdgUebst  riebtig  festzustellen. 

Es  sind  wesentlich  fier:  Declarationszwang  d«^r  Steoerpftchtigen ,  gerade 
bei  Freiheit  der  kleineren  Einkommen  zulässig:  und  durchführbar;  strenge  <'ontrolo 
ron  Steaciorganou,  mit  weiten  Befugnissen  der  Einsichtnahme  der  Bücher  u.  w.  und 
strengen  Straf  bestinmongen;  Oeffentlichkeit  der Stenerlisten;  endUeh 
Controle  beim  Erh^ang  von  Amtswegen  i:b  r  frühere  Declutttoneii,  nlt  eren- 
tueller  nachträglicher  schwerer  Defrandationsstrafe. 

NSheres  unten  In  §.  906  und  In  der  speciellen  Lehre.  Guiz  ungenügend  sind 
die  i  rcussischen  Vorschriften  bei  der  Classen-  und  Einkommensteuer,  auch  noch 
in  der  Novelle  von  1873,  besser,  aber  auch  noch  nicht  ausreichend  die  königl.  särh- 
sischen,  die  Hamburger  ron  1866  a.  a.  m.  in  deutschen  Gesetzen.  S.  meine 
AUModlnDg  diieete  Steaeni«  im  SolKHabeif'sGhea  Handbuch,  2.  A.  DI,  §.  1C4—107. 

In  Staat  nnd  Commune  ist  die  direete  Einkommenstener  end- 
Ucli  passend  das  besonders  mobile  Element  im  Hanshalt,  indem 
der  Sten^rfnss  nach  dem  Bedarf  beweglich  gehalten  wird. 
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So  in  EngUnd  (Flu.  HL,  §.  ttS),  aber  Mch  nehrftch  in  den  (flehen  Staaleo 

niiü  regclmäsbig  in  den  (1  c tu e i n duu.  la  Preusseu  wurden  <!ir  ans  dem  Art.  109 
der  YerfaasQog  ftbgeletteUm  »UabTecbUicbcu  Bedenken  sieb  einfach  bebeben  lAssm, 
wenn  man  den  gesetzliclien  Po»  als  denjenigen  fesUüelte,  der  immer  eiaditt,  CiUft 
nicht  im  Etatsgesetz  oder  durch  ein  specielles  einzelnes  Stenoigesetz  ttt  gevüne 
Perioden  (Finanzjahr)  ein  anderer  Salz  bestimmt  wird. 

Namentlich  empfiehlt  »ich,  vütu Vergebenden  ExtrabcUärf  in  NoiLlÄ;;^^a 
0.  9.  w.i  u)it  durch  diese  Steuer  zn  decken«  im  socfnlpolitischen  System  eventuell 
niitt  I  1  Erhöhung  der  Steuerprogression,  um  gerade  in  solchen  Lagen  di«' 
Bcäiucudeu  und  „grossen  Leute"  »täriier  l'Ur  das  üetneinwesen  heran  zu  ziehen;  deü- 
gleiehen  allgemein  kleine  Deficite,  für  die  man  sonst  immer  f leicii  Sclmlden  macht,  ao 
zu  decken:  Die  ri  i  ri  ;e  Conscquenz  auch  aos Held  8 nnd  KeQmaun'i Tbeoiiaen  über 
jj^oLommensteucr  ujid  vSteticr?ortbeilung.  | 

g.  285.  —  b)  Die  E rtragssteaero  kaDD  auch  der  KStaat  | 
selbst  neben  einer  direclen  Einkommensteaer  und  VerbrauchMtener 
nicht  wohl  entbehren  ans  den  Gründen,  welehe  in  den  Erörterongen 
ttber  die  Durch fUhrnog  des  Princips  der  „Allgemeinheit''  (§.  165  ff., 
174)  und  in  deigenigen  über  die  Objectbesteoernng  des  bernls- 
massigen  Erwerbs  (§.  217  ff. »  221^223)  dargelegt  worden  sind. 
Aber  die  Verbindang  zwischen  den  Ertragsatenern  nnd  der  Ein- 
kommenstener  im  Steuersystem  mnss  dann  aneh  naeb  einem  ge- 
nauen  Plane  des  gegenseitigen  Ineinandergreifeas 
beider  Stenerarten  vor  sieh  gehen,  nm  onsnlässige  Doppel- 
bestenemng  zu  vermeiden,  anderseits  diejenige  Doppelbesteoemng, 
welche  als  reelle  Erhöhung  der  Besteuerung  wirken  soll,  so  beim 
fundirten  Einkommen,  folgerichtig  herbeizuiuliieii. 

Auch  dafilr  sind  die  leitenden  Gesichtspuncte  ond  Andeutungen,  letztere  in  m- 
wirklichen,  schon  firtÜier,  besonders  in  den  eben  angeführten  Erörterungen,  gegeben 
worden.  Je  nachdem  man  am  „rein  finanziellen"  Stcucrstandpunct  noch  festhält,  oder, 
richtiger,  sich  aui  den  „social politischen"  stellt,  wird  man  dann  wieder  trerschioden  i& 
der  Gombination  ron  Einkommen-  und  Ertragasteiiem  zn  reriahren  beben.  Einxelaei 
wird  sieh  nach  den  concreten  Yerli.iltnisscü,  rtnter  Anderem  nncli  dem  anxnnchmcni-n 
Umfange,  in  weichem  sich  die  bestehenden  licalstooern  bei  den  Besitzern  der  öteaer- 
objeete  bereit»  „amortisirt^  liaben,  richten  müssen.  Soweit  rieb  in  solcher  Frage  etwas 
All^eD)t;ini;s  sa;:«  n  liLsst,  möchte  ich  die  Verbindung  einer  allgemeinen  directen  Per- 
sonal- und  Einkommensteuer,  welche  die  einzige  directe  Hauptsteuer  für  Arbeitsein- 
kommen, einschliesslich  persönliches  Untcmehmereinkommen,  w&re,  mit  vier  Object- 
oder  Ertragssteuern,  der  Grund-,  Geb&udo-,  Gewerbekapital-  und  Kapital rentensteo er. 
{rem:i>s  den  Schltlssen  auf  S.  548  am  Ende  des  §.  221,  für  das  Passendste  halten. 
Die  Höhe  der  Steuerfusse,  auch  derjenigen  der  genannten  Ertragssteucm  and  jeder 
einzelnen  ron  ihnen,  im  Verhiltnlss  zn  dem  EiniMumensteoeiflBSS  mUsste  sidb  aadi 
dem  sfeoerpüh'tiäcLeii  Zielpunctc  richten:  wie  weit  m.in  so  eine  reelle  Doppdbestetier- 
ung  bcibeü'ubren  will,  wobei  dann  bei  den  Kealsteuern  (nach  bei  etwaiger  Con|>oa- 
sleaer)  auf  die  eingetretene  Steuenmortisatioii  BllckaiGbt  m  nebnen  win. 

Eine  blosse  Ertrags bestenerang,  ohne  eine  allgemeine 

Subject-  oder  Einkommensteuer  im  Staatssteuersystem  ist  ans  den 

früher  dar^ele^^ten  Gründen  (§.  220  ff.),  wegen  der  inhärenten  MäDjrei 
der  lCrtragb.>5teuerii  und  der  inneren  Vorzüge  der  allgemeinen  Kin- 
konimensteuer,  zumal  unter  unseren  heutigen  wirtbschaftlieheu. 
technischen,  rechtlichen  Verhältnisöcn,  weniger  empfehlenswerlL 
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FuBgirt  sie,  wie  in  Suddeutschl&nd,  Fraukruicb,  Oesterreich  in  ihrer  Uesammt- 
lieit  als  di«  „direote  BetKaaerung'',  so  wird  den  ricdi(%tii  tteiierpolitisebeii  Zielen 
durch  angomesaenc  Normirang  der  St«li«rfA8S«,  hSlidran  bd  Qnelfaii fniidliteii 

Einkomm<»ns,  zuzustreben  sein. 

In  den  Comrnunen,  wo  die  Aufgabe  der  Ertragsbesteueruuj^ 
überhaupt  leichter  zu  erfüllen  ist  und  das  Princip  der  „Besteuer- 
UDg  nach  dem  Interesse''  eine  grössere  Berechtigung  hat 
(§.  182),  kann  auch  deswegen  diese  Besteuerung  einen  grösseren 
Platz  einnehmen,  selbst  eher  aUein  bestehen,  wenn  sie  in  eigenen 
Gliedern  den  Leih  Zinsertrag  und  den  reinen  Arbeitsertrag  mit 
erfasst,  was  Beides  dann  zu  verlangen  ist  Aach  hier  aber  ver- 
dient die  allgemeine  Einkommensteuer  und  die  Verbind- 
nng  von  Ertrags  steuern,  nemlicb  den  vier  genannten,  mit 
ihr,  wohl  den  Vorzog,  wobei  dann  nur  die  Ertragssteuern,  mehr 
als  in  der  Staatsbestenemng,  zur  Hauptbestenernng  gemacht  werden 
dflrfeo.  Gerade  in  Bezng  aaf  die  Ertragsbesteaersng  ist  dann 
zQ  wiederholen ,  dass  die  Commune  Öfters  passend  selbständig  mit 
eigenen  Stenern  vorgehen  kann,  wenn  aneh  das  System  der 
Zusehläge  zu  den  betreffenden  Staatsstenem  nicht  auszu- 
sclifesäen  ist. 

FOr  das  Weitere  tind  zur  BegrBndoDg  ist  eech  Iiier  nnr  aaf  Froheres  zn  ver- 
weisen, besonders  wieder  auf  die  Erörterungen  über  die  „Allgemeinheit"  der  Besteuer- 
ung in  den  Communon,  170,  173,  174  Qod  über  die  Besteoeroog  des  bem&missigea 
Erwerbs,  §.  220  -223. 

28(k  —  2.  Die  Verkehrssteuern  sind  als  selbständige 
.Steucrij  auf  die  Staats besteucrung  zu  besehranken.  ZuschlUgie 
zu  einzelnen  (so  i»ei  Abgaben  vom  Besitzweclisel  vou  (inindeigen- 
ihum)  ftfr  Co  ni  m  u  n  a  1  zwecke  brauehen  aber  nicht  unbedingt  aus- 
gefichlossen  zu  sein,  ja  können  sieb  empfehlen  f§.  227  fi"  ). 

Der  iSteuerfuss  muss  sich  in  seiner  Höhe  nach  der  Höbe 
der  anderen  Stenern  richten,  mit  denen  zusammen  die  Verkehrs- 
Btenern  denselben  Erwerb  oder  dieselben  Eigenthumsohjecte  treffen. 

3.  Die  öfters  besonders  passende  und  relativ  leichte  Benutzung 
der  Verkehrsstener  zur  Besteuerung  von  Gonjunctur  enge  winn  en 
ist  nach  unseren  firttberen  Erörterungen  (§.  8d2  ff.)  folgerichtig  auf 
das  sooialpolitische  Steuersystem  zu  beschränken.  Dies 
System  erscheint  aber  gerade  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
Volkswirthschaft  berechtigt  und  wird  dies  hier  immer  mehr. 

Erkennt  man  dies  an,  so  innss  dereli  gedgnete  Einriehtangen  der  Einkommen- 

und  Ertrajr^L<;=tfU.Tiin;r.  der  Verkc!ir>lK:at.'iiriiiiig',  beim  Erbfsüborjyanp:  \:n>\  solb^tfimli^ 
bei  einer  weseotlictioD  Verfinderung  der  Bodcabeotttziiog  der  GonjaDctorengcwinn  be- 
steuert werden,  was  sich  in  der  oben  angedeuteten  Weite  (§.  287—240)  mtrehflibrea 
Iisst.  Und  zwar  durch  die  Staatsbesteucrung,  aber  unter  Zulassung  von  selb- 
ständigen beztigIich<Mi  Stniern  oder  toq  Zaschligen  zu  Siaatasteaem  auch  in  der 
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Commaue  iu  gewissen  täUea,  so  namüOÜich  g^eottber  deo  Geirinnen  aa&  de: 
steifenden  Beute  und  den  steigenden  Werthe  des  In  der  GoBuniue  gelegenen  pxifik» 
Grand-  und  GebiudeeigenÜiains,  der  Banatellen  u.  s.  w.,  ebo  tot  Allem  i» 

St&dten. 

4.  In  gleicher  Weise  ist  unter  der  hier  vollends  gebotenen 
Annahme  des  social  politischen  Steuer -Gesichtspiinctes  der 
Vcrmiigenscrwcrb  aus  S])iel,  Wette  und  Erbschaft  durch  ent* 
fiprecbende  8 1  a  a  t  s  steaeru  za  trefi'en  (§.  241—242). 

5.  VoB  den  Besitzsteaern  ($.  244 — ^249)  erscheint  die  Ein- 
riehtong  einer  staatlieben,  allgemeinen  Vermögen sateaer 
aneh  neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  nnd  neben  Er- 
tragsstenem  als  passende  Form  einer  Extrasteoer  zur  Deckang 
ansserordentUeben  Bedarfs  oder  der  Ausfälle  an  anderen  Stenern 
in  „Notbzeiten"  ernster  ErwSgang  werth  (Fin.  I,  §.  76). 

Ob  nnd  wie  weit  ancb  als  regelmässige  Steuer,  das  wird 
sieb  nach  der  Gestaltung  des  sonstigen  direeten  Steuerwesens 
richten  müssen. 

Die  VermOgeDSStener  ist  Uer  naaendieli  mit  der  ErtrafsbeeteneriiBf  n 

vori^leiclieri.  Sio  liat  vor  letzterer  Vorzüge,  so  den,  dass  bei  ilir  eine  Steoeramorti- 
satioD  nicht  so  leicht  ¥orkommeu,  die  Aendening  des  Stenorfnases  ond  der  Katastriniaf 
nicht  so  bedenIHelie  Wirkungen  habe»  wird.  AndeneitB  trird  sie  steoertechniscb 
leicht  iiocli  unvollkommener  sein  und  ohne  eine  gewisse  Ertragskatastrirong  {»o  b«i 
ländlichen  Grundstücken )  mitunter  gar  nicht  oder  nur  vollends  onvoHkuinmen  durch- 

5 efUhrt  werden  können.  Stcaortcchuisch  möchte  sich  eine  partielle  VcriiiögciiÄsiüQer 
es  blossen  NutzFermögene  ein  Meisten  empfehlen,  am  die  in  letzterem  liegende 
grössere  Leistung?? fllhigkeit  angemf^sson  in  der  Br^'^tenornng  mit  zu  belasten.  Di.-  Ii.ihere 
Besteuerung  des  Besitzeinkommentt  iänat  bich  jedoch  durch  ein  ordentliches  ^jy^tem  rok 
Eitngflsteaem,  da»  bei  uns  eben  einmal  besteht,  ebenfalls  und  denn  einlkeher  als  dnrdi 
eine  nllfjcineine  Vermögenssteuer  durchführen.  Do^h  kann  I  tztoro  dafür  als  ant«?r 
Umständen  passendes  stenertecbnisches  UiUsmittel  in  Betracht  kommen  ood  es, 
wenn  die  betrefiiMiden  Ertragsstevem  feblen.  In  diesem  Falle  nScbte  anch  eine 
solche  Vermögenssteuer  zweckmässiger  sein,  nln  hri  einer  blossen  EinkoittSieosleier 
ein  höherer  Stenerfuss  dieser  speciull  für  das  Be:jitzeiukommen. 

Etwaij^e  Besitzstenern  brauchen  sich  übrigens  nicht  aut  die 

S  taats  hestoiieruns^  zu  bcscliränken.    Sie  können   auch   in  der 

C  0  m  ni  u  n  a  l  bestcucruug  nach  ähnlichen  Oesicbtspnncten  wie  den 

fUr  die  Staatsbesteuernng  dargelegten  Verwendung  linden. 

6«  Besondere  directe  Besitzstcuern,  welche  zngleicb  als  Ge- 
brauchs- und  Lnxusstenern  fungiren,  sind  zwar  i^uerpolitiBeb 
berechtigt,  steuerteehnisch  aber  wenig  passend  (g.  288  unter  d). 

§.  287.  —  B.  Aus  dem  Gebtete  der  Gebrauebsbesteuerung 
bilden  die  Verbranchssteuern  ein  unentbehrliches  GBed 
eines  modernen  Staats-Stenersystems,  das  sich  an  die  Erwerbs- 
besteuerang  flberall  ergänzend  anznschliessen  hat.  Die  Vor 
brauchssteuem  sollen  dann  die  Aufgabe  lösen  helfen,  das  Einzel- 
einkommeu  reell  proportional  —  im  rein  linauziellen  — 
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und  in  bestimmter  Weise  progressiv  ^  im  sooialpoli- 
tischen  Steuersystem  —  zu  besteuern. 

Wie  ZQ  diesem  Zwecke  mli  angemessener  Elnrichtiuig  der  Erwerbsbesteaerang 
allein  aQszokommen  wJlr'V  ist  vohl  theoretisch  anmgeben.  Al>er  die  Schwierigkeiten, 
nach  solcher  Richtschnur  in  der  Praxis  zu  verfahrua,  sind  notorisch  zu  gtoM.  Sie 
lassao  sich  nur  mit  Hilfe  einer  rationellen  Vcrbraochsbestoaerang  leidlich 
überwinden.  In  diesen  Verhältnissen  liegt  die  Pcrcchtig'an^  dieser  Besteaemag; 
nur  muss  das  for  die  Erverbsbosteoeniog  aufzustellende,  aber  durch  sie  allein  nidt 
«Rdehbue  Ziel  inmer  ancli  als  Biditacliniir  ftr  die  Eiarielitiiiig  der  Yerbsandis- 
ateoem  dienen. 

Die  Verbranohsbestenemng  mnss  daher  möglichst  so  ansge^ 
bildet  werden»  dasssie  mit  den  Übrigen  Stenern  zusammen 
ein  wirkliches  Steuersystem  bildet  nnd  zwar  dasjenige, 
welches  nach  dem  leitenden  stenerpolitisehen  Oesichtspanet  erstrebt 
wird:  d.h.  vornemlich  das  der  proportionalen  oder  der  rich- 
tig progressiven  nnd  das  Besitzeinkommen  hdher  belasten- 
den reellen  Einkommenbestenernng  (§.  137).  Gerade  die 
Natnr  vieler  Verbrauchssteuern  erschwert  aber  die  Erreichung  dieses 
Ziels,  während  diese  Steuern  gleichwohl,  wie  gesagt,  zur  Losung 
der  Aufgabe  der  Besteuerung  und  ihres  Systems  doch  wieder  Dicht 
entbehrlich  sind. 

Der  besondere  Uebelstand  liegt  bei  vielen  Verbrauchssteuern 
darin,  dass  sie  leicht  das  kleine  Einkommen  sogar  umgekehrt 
progressiv  besteuern  und  schwere  Steuer  technische  Mängel 
haben,  welche  die  Verstösse  gegen  die  Steuergrundsätze  noch  ver- 
mehren. Dadurch  verletzen  sie  das  Princip  selbst  der  proportionalen 
reellen  Einkommenbestenerung,  um  so  mehr  natürlich  dasjenige  der 
direct  progressiven  und  bewirken  viele  weitere  volkswirthsehaft^ 
liehe  Nachtheile. 

Aber  Abhilfen  sind  mOglieh  nnd  diese  mQssen  nun  sorgfältig 
aufgesucht  werden.  8ie  bieten  sich  sunftchst  in  einer  angemessenen 
Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtioneny  bez.  Artikel,  dann 
in  verschiedener  Kormirang  der  Hohe  der  Steuersätze  dafür, 
weiter  in  eorrespondir enden  Maassregeln  im  Gebiete  der 
Erwerbs-  und  Be sitz bestenerang,  endlich  in  der  Wahl  zweck- 
mässiger Besteuerungsmethoden.  Diese  vier  Mittel  sind 
möglichst  gleichzeitig  neben  einander  auzuweudeu.  Je 
mehr  das  in  Betreff  der  drei  ersten  gelingt,  desto  weniger  Ein- 
wänden unterliegt  die  Verbranehsbesteuemng,  wenn  sie  an  den 
Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  gemessen  wird;  je  mehr  es  auch 
in  Betreff  des  vierten  gelingt,  dest  i  mehr  treten  auch  die  vulks- 

wirthschattlichen  Bedenken  zurUck.   Das  dritte  Mittel  wird  um  so 
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(Iringliclier,  je  weniger  die  beiden  ersten  sieb  aus  finanziellen 
oder  steuertecbuiscben  GrUaden  benutzen  laBseu  oder  sicher  zum 
Ziele  fuhren. 

§.  288.  —  1.  Die  Auswahl  der  OoDSumtionen,  bez. 
Artikel. 

Wir  lit'lTacIttoii  hier  mir  den  Nonnalfall,  dass  der  Steucrertraif  zur  Dccltni^  1  ■'■ 
al  1  p  in  »' i  »  0  Ii  Aiisf:^ab('n  des  Staats  u.  s.  w.  du'ut.  Narh  dem  Frtlhercn  verändert 
bich  dif  Sacht',  wonn  etwa  aus  dein  Erfrag:«  gerade  solche  Ausgaben  bestritten  verdeo, 
welche  den  unteren  C^is^en  in  Olientlichcn  Leistungen  speciell  zu  (iute  komnen 
iji.  H.,  2ti5).  l^avon  wird  jetzt  hier  unter  Re/nan  thinc  auf  jene  Erört-  rrt;?: 
abgU2H:hen.  Ebenso  wird  hier  auf  diu  etwaigen  Abweichungen  in  der  Steucqtoiitu 
jet/l  oicbt  weiter  Bezug  genommen,  m  welchen  ToIkswirthHchaftliche  Bflckmehteo 
nöthigen  oder  wenigstens  veranlassen  Iv'nncn,  wie  in  der  Frage  der  agrarisrli.  n,  inon- 
taitisÜM^kcu ,  industriellen  bcliuti&zöile.  Damit  »oU  nicht  bcätritteu  werden,  djksjt 
solche  Ahweichnngen  geboten  sein  kOonen,  seihst  wenn  dann,  wie  bei  GetreideKSUei, 
eine  „Besteuerung  notliwendiger  Lebensmittel*  eintritt.  Denn  es  gicbt  eben  noch 
andere  und  höhere  Uücksichten,  a,h  die  an  dieser  vSti-Uo  allein  in  Beuacht  gezogenen. 

a)  Besonders  wilnschenswerth  ist  der  Ansscblnss  solcher 
Artikel,  welche  wirklich  von  der  Masse  des  Volks  zur  Beiriedigung 
der  ExistenzbedUrfnisse  ersten  Grads  gebraueht  werden:  der  „noth- 
wendigsten  Lebensbedürfnisse^^  wie  vor  Allem  Salz, 
Landesbrot 

Denn  hier  droht  am  Meisten  jene  umgekehrt  progressive  Besteuerung  und  aurh 
»onst  eine  m  schwere  Belastung.  Im  rein  finanziellen  Steoorsystem  wird  gleich- 
wohl nicht  immer  auf  solche  Artikel  verzichtet  werden  können,  sowohl  im  Kinanz- 
interet»se,  als  um  die  hier  gebotene  Mitbesteuerung  der  „kleinen  Leute",  bez.  des 
Ertrags  der  niederen  Arbeit  zu  erreichen.  Cierade  eine  solche  Steuer  dient  hier  statt 
der  diroctcü  Einkommensteuer,  von  der  diei»e  ('lassen  aus  steuertechniicheu  Gründen 
frei  gelassen  worden.  Alsdann  inoss.aber  um  so  mehr  eine  Ausgleichang  mittelst 
liesondcrcr  Besteuerung  des  höheren  nn.l  dos  B.siti' Einkommens  verlangt 
werden.  Mit  der  Annahme  deä  äocialpolitischcn  i^tandpuucls  in  der  Besteueroag 
durchbricht  man  hier  den  Grandsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuer  zu  Gunsten 
der  unteren  ('lassen.  Dann  i^t  der  principielle  Ausschluss  nwi  V-r^rauchs- 
steuern  auf  die  nothwendigstcn  Lebcnsbedürf'nisse  die  richtige  ('onsequcnz  (§.  16T) 

b)  Relativ  am  Besten  ist  die  Yerbrauehssteuer  auf  Artikel 
eines  „Luxus-Massenconsnms'S  namentlich  auf  gewisse  Lnzus- 
Nahrungs-  nnd  Oenuss-  und  Keizmittel. 

Dieselben  gehörten  zwar  heutzutage  nach  der  Volkssitte  vielfach  schon  zu  den 
Mitteln  fitr  die  Befriedigung  von  E.vistenzbed(lrfnissen  zweiten  (Jrads.  auch  der  unteren 
Classen  (§.  255).  Aber  das  Einkommen  der  Volksclassen  und  Einzelner,  welches  fur 
solche  (Konsumtionen  verw  vii  lt  wird,  kann  aus  linanziellen  Grlindcn  nicht  wohl  mehr 
steuerfrei  blei>n  ii.  auch  nicht  einmal  im  socialp  >liti^rhcn  System.  Es  darf  f/nr 
nicht  zu  hoch  (weder  absolut  noch  relativ  zu  hochj  besteuert  werden.  D&für  ist 
durch  die  richtige  Auswahl  der  einzelnen  Artikel  und  wieder  durch  die  MShe 
der  Sten  crs  :'■  tze  und  'hir.  ii  T' i  ir "ui  ;rn  is gs st eii  r  ii  tu  snriri'n. 

So  emptichli  e»icb  bei  um>  voruemiicb  die  Bcäteuening  der  (ictr&oko,  Brannt- 
wein, Wein,  Bier,  evcntnell  auch  anderer  (Obstwein),  der  betrelTenden  Golonial- 
luid  verw  11  ilr  r  U'.tn  :i.  f-s  Tabaks,  Zuckers,  Kaffees,  Thecs.  der  Ge- 
würze, Südfrüchte,  besser  nicht  auch  die  Besteuerung  von  Ueis,  Heringen, 
Petroleum.  Die  Steuern  auf  die  erstgenannten  Artikel  bilden  auch  regelmässig  ia 
den  heuti-ii-ii  N'rrbraticli^-t^ucr.^ystemen,  bei  den  Einfuhrzöllen  und  inneren  verforaocb^ 
«teaem,  die  haupto&chUchen,  im  Ertrage  ergiebigsten  25b). 
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Mft;;licbst  die  Steuerlast  auf  einen  oder  ganz  wooige  Artikel  su  w&lzca,  wie 

/..  n.  auf  Branntwein  tim?  Tabak  (Eiijijland),  er?*  li.int  trotz  der  dafnr  mif  anirc- 
fiilirtcn  püluuilichen  und  .,voik3padagogiachc»"  (§.  205)  und  iteuertccliuischcn  (jrunde 
bedenklich,  weil  fsi  zn  einer  20  uDifleicheit  Vortboilnog  der  Stenerlist  fbbri. 
Virhi.-lir  Ui  iVw.  An.-;wa!il  einer  wcni^:^tcns  etwas  jjrösseren  Anzal»!  sfener- 
pflichtJj^er  Anikd  mit  nicht  aiUu  koheu  Stoueri>ätzeii  augomu^ncr,  weil  dana 
verschiedenerlei  PerBonen  in  ihren  GonsnmtioneB  iretroffen  werden. 

Die  Erjjänzuni,^  /um  Zweck  der  entsproclifiiil-n  I5.'la>(nTig  der  hülu^ri  ii 
Uasseu  erfolgt  —  leicht  auch  ütoucrtechnisch  passcud.  wie  im  Zoll  —  durch  Herbei- 
ziehnng  ron  Artikeln,  welche  diese  Clawea  vorwiegend  alleio  verzehren  and  durch 
Belehrung  dieser  Artikel  (nnd  Sorten  der  nllgemdaeiL  GoDBomwtikeO  mit  höheren 
Steucr>at/oii. 

■Manches  Einzelne  inuss  sich  nach  den  concreten  Verliältnisscn  des  Consunis  iu 
den  vei'bchir-diinen  Muidorn  ricliien,  z.  R.  der  Steuersatz  von  Kaflee  und  Thee,  Wein 
und  bi'-r  danach,  ob  der  eine  oder  der  andere  Artikel  Volks-tienus.stnittcl  ist. 

(')  Die  Masse  der  Bonstigen  gewöbnlicben  lan d wir t li- 
sch aftlichen  und  gewerk liehen  Erzeugnisse  (Roh-  nnd  Hilfs- 
stoffe) ist  auch  ans  stenerteehnisehen  Grttnden  möglichst 
steaerfrei  zu  lassen^  wodurch  die  Complicationen  zwischen  Zoll- 
tarif nnd  Aecisetarify  zwischen  städtischer  und  ländlicher  Bestener- 
ungi  die  protectionistisohe  Wirkung  eines  Zolls  fortfallen.  Nicht 
minder  ist  die  Besteuerung  yon  Artikeln  iHr,  geistige  u.  dgl.  Be- 
dtlrfnisse  zu  vermeiden. 

d)  Steuern  aiii'  N  u  t  z  u  11  ^'  e  n  des  N  u  t  z  v  c  r  ni  ö  fr e  n  k  ,  Wo  h  n - 
uug.s-,  6(>i;eii:iniite  directe  Luxu88tencni  luid  dgl.  sind  /.war 
principicli  nicht  unrichtig,  aber  im  biuizen  nicht  enipfeblcnä' 
Werth. 

Die  ergiebiirste,  die  Wnhn ungsstcuer  ist  bei  ihrer  Ublichcu,  übrigens  vcrmcid- 
licben,  Einrichtung,  nemlich  wenn  sie  in  einem  gleichen  Steoeffnas  normirt  iät. 
sogar  meist  in  scliarftm  Grade  eine  umgekelirr  prcv^r'^'^^s i vo.  Aber  das  richtige 
Ziel  einer  Mehrbelastung  der  reicheren  Clauen  wird  bcaser,  weil  glcichmibsigor  alä 
durch  solche  „Luxussteuern**  auf  andere  Weise,  durch  Progression  des  Steuer- 
fiis  ^  bei  der  dii<  rf,  n  Einkomuienst.  U' r  und  hfthercn  Sfcnrrfnss  bei  Besit^ein- 
küuimeu  erreicht.  Mindesten:»  wäre  eine  partielle  Vorioögeuäüteuer  vom  ge- 
s  am  Ölten  NutzvennOgen  zu  verUngen.  Die  directe  Luxushesteoenng  mnsa  sich 
noth wendig  auf  einige  wenige,  willkürlich  herausgegrifTenc  Lu.iu»consuintionen  be- 
schränken, i>t  daher  g«Ji2  ungieichmässig,  in  der  Vexanlagnog  lästig  und  «reuig 
onfiöbig. 

§.  28*J.  —  2.  Die  Höhe  der  »StcnerHätze. 

11)  Sie  wird  natürlich  im  Allgemeinen  mit  von  der  Höhe 
des  Bedarfs,  vom  Woblstaud,  von  den  Consumtious Ver- 
hältnissen abhängen  mlissen. 

Z»mi  Z^reck  der  Besteuerung  der  „Luxus- Massencon.sumi  fi'nlif'n"  kann 
sich  auch  iu\  i'inauziu tercsse  zur  BegUUätiguag  dus  Cousum^  eine  massige 
Höhe  empfelileii,  eioo  R^l,  mit  welcher  aber  in  der  practischeu  Anwendung  Maass 
gehalten  werden  muss. 

b)  In  Betreff  der  Höhe  der  Steuersätze  der  einzelnen  Artikel 
i.st  zu  beachten,  dass  auch  bei  einer  Beschränkung  auf  die  Artikel 
des  Linxns-Hassenoonsnms  doch  wieder  leicht  eine  umgekehrt  pro- 
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gressive  Belastung  droht.  Daher  mUsBen  zur  Ausgleichung 
die  Artikel  des  Consums  der  wohlhabenderen  Glassen  möglichst 
angemessen  hdher  belegt  werden.  Da  es  sieb  aber  vielfach  hier 
um  den  Consum  desselben  Artikels,  nur  in  verschiedenen 
Qualitäten  oder  Sorten  bandelt,  so  ist  noeb  wiebtiger 

e)  die  Feststellnng  von  Qnalitilts-  oder  Sorten-Steoer- 
sfttsen. 

Z.  B.  bei  Wein,  Tabak,  Kaffee,  Thce.  lUer,  Branntwein.  Zucker.  Solche  SteoeiBilM 
sind  DDF  leider  bei  den  hauptsächlichsten  ErhebungsformeD,  dem  Zoll,  der  inneren,  rem 
prirateu  Prodoccnteu  aufgelegten  Steuer,  steaertechuisch  zu  schwierig,  practisch  meist 
far  nicht  anzuwenden.  Dag^en  gestattet  das  Monopol  dieae  Aiiwe&diiiig,  —  einer 
der  Grunde,  weldio  für  diese  Stcaerform  siirechen,  deren  Wahl  natQllicIl  aber  noch 
roo  vielen  anderen  Erwägungen  abhängt  {A.  291,  303). 

Haneheilel  Bemerkungen  und  Vonchlftge  Qbor  mese  Pancte  in  meinem  Artikel 
Zölle  in  Blontschli's  Sfaafswörterbach,  B.  11.  Unser  früherer  deutscher  Zolltarif  litt 
auch  in  seinen  Finanzz  oll  Positionen  an  einer  Vernachlässigung  die^ier  Gesicht;»- 
puncto,  zum  TheÜ  in  Folge  falscher  Auslegung  englischer  Erfahrungen  in  Bezug 
aof  den  finandellen  Vortheil  niedriger  Steuersätze.  Die  Zollreform  von  1870  hat  hior 
einige  zweckmSssiR'c  VcrbessArnnpen  durchgeführt.  Die  rationoll  abgestuften  So  Im  t 
zOlie  von  Fabrikaten  „nach  dem  in  ihnen  enthaltenen  Arbeits»,  daher  Worthcjuäntuui'* 
entsprechen  den  gestellten  Forderungen  mehr  als  die.  Finann5lle  auf  Wein,  Tahak 
und  andere  Colonialwaaren,  wo  »iji  Worth/oll  und  ein  Sorten-  und  Qualitätszoli 
beide  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten  machen.  Im  französischen  Monopol 
laston  I.  B.  auf  der  Cigane  ron  4  Pf.  2.57,  anf  deijenigen  Ton  20  Pt  12.15  Pf. 
Steuer,  in  Procentcn  freilich  also  auch  dort  noch  etwas  mehr:  fi4.2">  rr^  .'en  OO.OS  "/« 
iSch&ffle,  nach  der  Eu^nSte,  Tübinger  Zeitschrift  ISÖU,  S.  87),  aber  der  absolute 
Steaenaicblag  ist  bei  den  feineien  Giganeu  docb  riel  Uher  und  das  ist  venigslens 
zu  erstreben.  (S.  auch  Fin.  III,  g.  294  Aber  die  Abstufong  der  Preise  im  tnmM' 
sehen  Tabakmonopol.) 

.  §.290.  —  3.  A  n  s^ieichungs-Maassregein  im  Gebiete 
der  Erwerbs-  und  Besitzbesteuernng. 

Je  weniger  es  gelingt,  die  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Artikel 
nnd  die  Höhe  der  Steuersätze  mit  den  Toransgebenden  Forderungen 
in  Einklang  zu  bringen,  desto  notb wendiger  sind  solcbe  Ans- 
gleiebnngs-HaasBregehi:  in  der  Praxis  daher  regelmttssig  in 
grossem  Umfange. 

Denn  die  Finanzinteressen  und  die  steuertechnischen  Schwierigkeiten  zwingen 
(Tcwöhnlich,  selbst  beim  besten  Willen,  sich  über  jene  Forderungen  mehr  oder  weniger, 
meistens  in  hohem  Maasse,  hinweg  zu  setzen.  Dann  muss  aber  wenigstens  die  Folge 
anerkannt  werden:  dass  die  Verbrauchssteuern  sehr  nngloichmässig  sind,  beson- 
ders die  unteren  und  mittleren  Claasen  leiclit  und  die  IIa ushalte  mit  grösserer 
Personenzabi  last  immer  rolatir  überlasten.  Das  widerspricht  der  proportio- 
nalen EinkommeDbestoaerans,  roUends  der  pvogressiren. 

Daber  ist,  wie  dies  vorbin  bei  der  Erwerbsbesteuemng  sehen 
anm  Theil  berflbrt  wurde,  geboten: 

a)  Kill  progressiver  Steiicri'iiss  beider  tlireeten  Kinkommen- 
stcuer  tüi  die  iiiittlei  eu  uucl  Li  i)  Ii e reu  l>iukuiiimeu,  luii  auch  im 
rein  finanziellen  System  wcDigstens  jene  umgekehrte  Pro- 
gression der  iSteuer  auszugleichen j  ein  noch  stärker  progres- 
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siver  Fofls  im  socialpolitiBchen  Steaenystem,  um  aaoh  im 
Ganzen  eine  progressive  Bestenernng  berbeixufllhren. 

b)  Die  Festsetsang  verschiedener  Stenerfttsse  bei  der  directen 
Einkommenstener  für  das  gleiche  EiniLommen  von  Stenerpflichtigen 
aus  ungleichen  Quellen,  daher  ein  höherer  Fuss  fUrBesitz-, 
ein  mittlerer  für  gemischtes,  ein  niedrigerer  fUr  reines 
Arbeitseinkommen,  eventuell  mit  weiteren  Untersohetdongen  (so 
ob  nnd  welche  Pensionsansprttche  beim  „Arbeiter",  Beamten). 

fS.  0.  1S5.)  Statt  des  böbcrca  Stenorfusscs  kann  bei  Besitzciukouunea  auch  die 
(formelle  ODd  reelle^  Doppelbestegarang  durcb  dio  Yerbindnng  ron  betreOciidon  Eftrags- 
stencrn  oder  von     mtöircDsstcaerii  mit  dor  Einkommensteuer  gewählt  worden. 

c)  Üie  Festsetzung  verschiedener  Steuerfüssc  bei  der  Ein- 
kommensteaer  t'Ur  gleiches  Einkommen  von  Steuerpflichtigen  nach 
der  verschiedenen  Grösse  der  Personenzabi,  ftlr  die  sie 
zu  sorgen  haben. 

Daher  rornt^mlirli  Steuerfüssc.  die  mit  ilcr  Z u  ii :ih iim'  dt;r  Z;vlil  Jit  l'amili»jii- 
augehörigeu  abuchmou,  am  Uöcbäteu  bei  EiozcluUb enden,  am  Niedrig* 
sten  bei  Familieorfttern  mit  grosser  Kinderzahl  sind,  —  erentaell  mit  vei- 
teieu  Ifodificationea  ueh  dcmselb«  Gesicbtspanct  ($.  185). 

d)  Die  sogenannte  Luxus  bestenernng  auf  einzelne  Objecto 
des  Nutzvermögens  und  auf  gewisse  persi^nliehe  Genflsse  ist  zwar 
prinoipiell  ebenfalls  als  ein  Mittel  zu  einer  solchen  Ausgleichung 
zu  betrachten.  Aber  aus  den  schon  angefahrten  Gründen  verdienen 
die  anderen  genannten  Wege  den  Vorzug. 

§.  291.  —  4.  Wahl  der  Besteuernngsmethoden. 

Hier  ist  diejenige  vorzuziehen,  welche  unter  Übrigens  gleichen 
Umständen,  geringere  Versttfsse  —  denn  mehr  steht  selten  in 
Frage  —  gegen  die  obersten  Stenerprinclpien,  insbesondere  der 
Gerechtigkeit,  der  Volkswirthschatt,  der  Verwaltnng,  mit  sieb  bringt. 
Vieles  hängt  auch  liier  wieder  vom  Stamle  der  concreten  volks- 
wirthscbaltlichen  nud  tcchniseheii  Kutwickluni;  ab.  Ftii-  All;^ijiuciiies 
ist  auf  das  nächste  Kapitel  mit  zu  verweisen.  Von  Einzelheiten 
nur  Folgendes. 

a)  Der  Einfuhrzoll  ist  crceitcnet,  manche  sonstige  Bedenken 
der  Verbrauebssteucrn  zu  vermiudcru,  nur  lässt  er  eben  schwer 
oder  gar  nicht  Qual  itäts  f  Usse,  8  orten  stufen  oder  Werth- 
ünanzzöUe  zu  und  bedingt,  wenn  er  nicht  zum  Schutzzoll  werden 
soll,  compensirende  innere  Verbraucbssteuern  auf  Artikel  der  ein- 
heimischen Produetion  wenigstens  in  manchen  Fällen.  Immerhin: 
„vorausgesetzt,  dass  indireete  Abgaben  bestehen  sollen,  ist  der 
Zoll  eine  der  zweckmässigsten,  ja  unentbehrlichsten  derselben*' 
(v.  Hock). 
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Kr  gebUttet  eine  puMeode  Auävshl  der  Artikel,  ueben  MaasencoDSumptibilksiL, 
auch  solcher  der  woblliabendereD  Glassen  nnd  dabei  eine  hier  b^ser  dnrchfahrban 

„Luiusbe&teuerong:".  Die  Controlcii  werden  wesentlich  auf  dir  T, ci  !■  ^LT  -nzcn  and 
auf  GescL&ftslcuic  beschränkt,  damit  die  Vcriiclirsstörungcn  rermindert,  der  Schmagg«'! 
eingeengt  Die  au  sich  hobeu  Erhebung^kostcu  stelleu  sich  doch  guusiigcr,  wenn  ein 
]»a8iende4  Tafifiiysten  gute  Erträge  verbargt. 

b)  Die  dem  Einfuhrzoll  analoge  innere  Besteaernng  in  Form 
der  Tho rate Qcr,  des  Octroi  ist  Bteoerpolitiflch  nnd  steaertech- 
niscb  erheblich  uugUDsti<;cr  zn  beortbeilen. 

Denn  die  Auswahl  der  Artikel  tat  nicht  so  leicht  passend  zn  maebea,  man  moss 

oft  nothwcndigo  Lebensmittel  d^lci^  li,  selbst  Brot,  (ictrcide)  mit  belo^cu ,  um  ge- 
iiUgoade  Ertrüge  xu  erüdeu.  Man  heuimt  lästig  den  Vorkcür  zwüchcn  Stadt  uad 
Land,  fenchientdio  GoncarrenzbedinKungen,  macht  schwierige  Anagleiehnngen  zwischen 

der  Steuer  verschiedener  Gegenden .  besonders  zwischen  den  grösseren  Städten ,  in 
denen  meist  schon  der  Erhebungükostcn  negen  das  Octroi  allein  finanziell  haltbar 
und  dem  platten  Lande  und  kleinen  Orten  nothwendig.  Nur  Ein  Bedenken  tritt  hier 
snrQck:  es  wird  ncmlich  durch  du:  «  rtluli  -  BöWegang  der  Bevölkerung,  auch  der 
unteren  Classen,  die  Weiter-  oder  die  üuckwälzting  von  im  Preise  ihr  O>nsumartikol 
überwälzt  erhaltenen  Oclruis  leichter  vor  sich  g<ihen,  die  hierzu  erfurderlichc  I^hn- 
erhöhung  eher  eintreten  (8.  H^S).  Dennoch  m&chte  die  Wiedereinführung  von 
Hrtrois  in  Ländern,  wo  sio  i-intnal  vcrscli^^'unrli  u  siihl.  un-ist  iibtTwiegende  Bedenken 
haben,  mag  ea  sich  um  Erbebung  von  btaats-  oder  von  Commaaals»teaeru  auf 
diesem  Wege  handeln.  Anders  liegt,  wie  Afters  in  solchen  Fftllon,  die  Frage  der 
Boseitign I) ir  ^\tl■^  Octrois,  wo  der  meist  iirt'botenr  Ersatz  durch  an. lere  Steuern 
gr&ssere  Bedeakea  bieten  mag  (Frankreich,  Paris;  Wien).  Die  auf  anderem 
Wege  besonders  schwierige  innere  Weinbestenemng  iSsst  sich  mittelst  des  Octrob 
verhältnissmässig  leichter  durclifulir<  fi ,  und  es  sind  diTin  .iti<  ]i  dio  W'oiul.ui  1. t . 
t^erade  der  Wein  ein  wichtiges  übject  der  Ootroibesteuerung  bildet  (Fraukr«ich, 
Ualieu,  Oesterreich). 

c)  Innere  Verbrauebsstenem  in  Form  anderer  Ci reu lations- 
abgaben  (Weinsteuer)  sind  aus  stcueitecbnischen  uud  veikehrs- 
poUtiöclien  GiunUen  vollends  möglichst  zu  vermeiden. 

d)  Die  Verbranchsbesteuernng  in  iM  o  n  opol  form  ist,  vvcuig- 
stens  bei  einzelnen  Hauptartikcln  fTabalvI)  am  Geeignetsten,  neben 
ausserordentlicher  Waliruehmuug  des  liiiau/ielleu  Inicresses  in 
riesigen  Erträgen,  withtige  sonstige  Bedenken  dieser  Besteuerung 
zu  beseitigen  odci-  zu  vermindern,  freilich  um  einen  Preis,  welflior 
Vielen  zu  hocl)  crsdicint:  um  die  Hingabe  oder  weitgehende  Be- 
schränkung der  privatwirthschaftlicben  rroduotious-,  Verkebra-| 
Haudelsfreiheit. 

Die  practische  £uti>cheiduug  wird  natürlich  öfters  wieder  veri>chicdcn  lauten,  j>: 
nachdem  ee  sich  um  ein  alt  bestehendes  oder  nm  ein  neo  einzuftibrcndes 
Monopol  handelt.  Vnd  auch  die  Theorie  kann  snigeben,  dass  das  einen  wesentlichen 
üntersrhir  J  !).vlitiu>:f  Man  darf  aber  auch  hinzufügen,  dass  die  Lünder,  welche  ein- 
mal ein  'iubakuioiio]iol  bei  sich  eingebürgert  haben,  darum  zu  beneiden  sind.  VgL 
die  eingehende  Darstellung  des  franxAsischen  Tabaksonopols  in  B.  III. 

e)  Bei  einer  Verbrauchgbestenerung  im  AnscfalnBsan  den  privat- 
wirthschaftlieben  Produetionsbetrieb  bleiben  stenertech- 
nisehe  Schwierigkeiten  immer  in  Menge  bestehen.  Man  wird  das 
wichtigste  Bedenken,  die  ungleiche  Steucrljelastang  des  eiuzelueu 
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Objects  Dnd  UnterneliiDeoBf  am  Ehesten  bescIiränkeD ,  wenn  man 
das  fertige  Prodnct  beetenert  („Fabrikatbestenerong'') 
und  dabei  ausser  der  Menge  die  Q  n  a  1  i  t  %  t  (Sorte)  berUcksichtigt : 

leider  nur  ein  vollständig  kaum  zn  verwirklichendes  Postulat,  dessen 
auch  nur  partielle  r)nr(  hilllü  uu^.  wie  in  der  i^ewrihnlirhen  Fabrikat- 
bcstoucrung,  aber  mmicr  schon  cim  n  -losscn  F<irts(  liriU  gegen  die 
KolistotTbesteuerung  und  ähnliche  l-'orinen  liczeiclinol. 

Freilich  setzt  auch  dioticr  Forti^chritl  uiigcuciu  scharte  Cüutroluii,  eineu  huhuü 
Stand  der  Betrieb»-  und  der  ätenertechnik  rorans  und  ruft  wieder  loluiche  neue  Be- 
deiilten  lierror.  wie  die  Versduebang  der  CoDcarreozbedingitngeQ  anter  den  einzelnen 

llnternehinungen.  — 

Das  Alles  macht  es  räthlich,  die  innere  Verbrauchsbesteuerung, 
'/.war  nicht  auf  eiu  bis  zwei  Artikel,  wie  jetzt  in  ICngiaud,  weil 
dadurch  die  gleichniässige  Vertheilung  der  Steuerlast  zu  sehr  be- 
eintrilehtigt  wird,  aber  auf  eine  kleine  Ansabl  Uauptartikei 
zu  bescbräuken. 

Die  drei  Getränke,  Tabak,  Zacker  werden  dabei  mit  Becht  die  wichtigsteD,  wenn 

nicht  die  aoBSchliesdüchcii,  sein. 

f)  Licenzabgaben  gewisser  Gewerbe  und  Handeltreibenden, 
namentlich  derjenigen,  welche  mit  Verbrauchssteuerartikeln  zu  thun 
haben,  sind  zwar  nicht  nothwendi^^,  wie  es  in  Frankreich,  England 
mitunter  anfgefasst  wird,  zur  Erlangung  eines  wirksamen  Hilfs- 
mittels der  Controle  fttr  diese  anderen  Verbraucbsstenern  geboten. 
Denn  betreffende  Controleinrichtungen  lassen  sich  auch  ohne  dass 
der  controlirte  Gewerbetreibende  dafitr  noch  einer  eigenen  Abgabe 
unterworfen  werden  mttsste,  einführen  und  bandhaben.  Aber  solche 
Abgaben  gestatten  eine  Einrichtung,  durch  welche  der  sonstige 
Verbranchssteuerertrag  passend  erbeblich  ergänzt,  namentlich  aber 
die  Last  unter  die  ersten  Steuerpflichtigen,  die  Producenten,  HSndler, 
Wirthc  u.  dgl.  m.,  besser,  mehr  der  individuellen  Bedeutung  des 
einzelnen  Geschäfts  entsprechend,  vcitheilt  wird. 

Daher  keine  festen,  »oudern  nach  dein  Bctriebsumiaug,  der  oiuthinaaüi^- 
liehen  Einirigliehkeit  der  einzelnen  Gewerbebetriebe  fich  abstufenden  SItzo 

der  Licrnzabpxlien.  ü1>.-r  Eiit;I.ind  Flu.  III,  §.  153,  151  (jrtzige  Einrichfun^' 

der  Schankwirthlicenzeu ,  besondciü  fUr  Branntwein);  Uber  Frankreich  eb.  §.  iHii 
und  die  neneren  PlAne  in  Yerbindang  mit  der  Reform  der  Getrftnkestener,  eben- 
daselbst S.  620. 

DasErgebniss  fttr  die  gesammte  Verbrauehsbesteuernng  ist, 
dass  dieselbe  sich  gegenwärtig  vornemlicb  als  Staatsbesteuerung, 
nur  ausnahmsweise  noch  als  Communalbesteaerung  empfiehlt, 
doch  ancb  Letzteres  immerhin  wo  Zuschläge  zu  Staatsstenern, 
wie  z.  B.  bei  der  Biersteuer,  auch  ohne  umfassendes  Thorsteuer- 
wesen möglich  sind,  oder  wo  Einrichtungen  wie  öffentliche 
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Schlachthöfe,  Gas anstalten ,  die  Besteuerung  technisc h  1  (  i <  ht 
durchführbar  inaLheu  (§.  68).  Die  Fragte  des  cii^ciitlichen  cominu- 
nalen  Uctroi.s  wird  io  der  anjjredruicttii  i^c  versilnedcn  zu 
beantworten  sein,  glinstiger,  w<»  (  s  rinnial  laiige  besteht,  mehr  ab- 
lebneod,  wo  ca  erst  neu  eiazufuhreu  wäre. 


Hierum  ist  üie  Krürteruug  über  die  ,4iuAii2vii8eascbaftlicbc  Bilduug  dos  Stea«r- 
»yatem«*'  tu  End«  gefohlt,  sowdt  wir  sie  Id  der  „«II  gern  einen*'  Stetmiehre  geben 

wnlK.  n  Ilirr  hatideltc  es  sich  nur  um  Gru nd z u  c.  In  ilcr  ..spcciellcii*'  Stoucr- 
Jchrc  babeu  diese,  unter  uäbercr  UUcUicbtnabme  auf  die  coocrete  Steuergesetzgebung 
ibre  veftere  AasfÄhning  zu  finden,  beeondevB  nneb  der  steoertecbninclien  Seite. 

\\'i> .  /utn  Vergleich  mit  dun  vorausgchcndon  Postolatcu,  die  Praxis  der  Gegen- 
wart ihr  „htcucrsystein''  in  den  einzcluon  Ländern  gebildet  hat,  crgiebt  sich  aus  den 
liczüglicben  ücberäicbtcu  der  wichtigeren  Tbatäacbon  oben  in  den  §§.  219,  230,  243, 
2oS.  250  und  geannitf  fOr  zwei  europäische  Uanptlftnder,  velohe  zugleich  Typea  ter- 
hcbicdener  (icstaltungen  darstellen,  («rossbritHnniens  un  i  Kr  i  i  k  reich»,  aus  der 
ausführlichen  Dan>teUuug  der  Besteuerung  üeräeibeu  im  lu.  J;ihrliundert  im  S.  BAnde 
der  FiannzwiMMüBchaft. 
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Die  allgemeiueii  UriindsUtzr  und  iuigabeii  der  8teuer- 

verwaltung;» 

§.  292.   Vorbemerkungen  und  Literatarnach veisangeii. 

I>ic  Theorie  hat  bisher  auch  in  der  reichen  rlciiUchen  liuatizvissonschafüicheit 
Literatur  die  Fragen  der  Steuenrervaltuog  sehr  aozureicheod  uud  kttmmerlicb  be- 
budttlt.  Die  netteste  flieoretische  Lftentor  ist  deraber  seihet  vielfach  ganz  hinveg 
gegangen.  W.is  an  L'in^chlagi-nd.n  ErörtcrungoD  in  der  allgemeinen  Steuerlclirc 
vorkommt,  m  meist  nicht  viel  mehr  als  die  Aufstellung  einer  Heihe  einfacher  Zweck- 
inisBigkeitäregcIn ,  etwa  im  Anschluss  an  A.  Smith'»  bekannte  Stcuerregeln.  Uebcr 
die  wichtigeren  Puncto  wird  meistons  gan^  geschwiegen  oder  dieselben  werden  mit 
«'.inigen  wenig  in  die  Sai  lii'  oindriiisrendon  Bemcrknnfron  erledigt.  In  der  speciellen 
Stcncrluhrc  wird  daiiu  wohl  bei  jeder  cin/.eliie»  iSt( n.  r^;;vUuug  und  besonderen  Steuer 
etwas  nibcr  auf  die  bezüglichen  Verhältnisse  der  St«  uerverwaltung  eitii(e;;aii},'cii.  Aber 
das  genügt  nicht,  namentlich  erlangt  man  auf  diese  V\  l  is.-  keine  ordeiitlidie  Uebersii  lir 
über  die  Aufgaben  der  Steuorverwaltuog  und  übersiebt  vor  der  üuma&ic  des  Details 
bald  ganz,  den  es  sieb  eben  doch  immer  um  dieselben  ProUeDe  nor  in  einer 
tlurcL  die  Natur  ji-der  Stencr  modificirten  (iestalt  handrlt.  In  der  allfrcmeinou 
bteuerlehre  mürnu  und  hier  allciu  kOonca  diese  Probleme  unter  einem  einheitlichen 
Geelchtsponct  msaininengefasst  nnd  nach  der  Metbode  der  Vergleichnnf  erBrtert 
werden.  Dadurch  gewinnt  man  or>t  den  riehtigen  Slandpunct  iler  steue rtechuischeu 
Kritik  zu  den  einzelnen  Steuerarten  und  Steuern.  Diese  Kritik  bat  sich  an  die  roraus' 
gebende  principielle  Kritik  anzuschliessen  und  bringt  erst  die  Beurtheilung  der 
renchiedeuen  Stenern  zum  Abschluss.  Ein  Abschnitt  wie  das  folgende  Kapitel  gebOrt 
daher  nothwendig^  noeh  in  die  all  gemeint«  Steuerlehre  und  muss  der  Behandlung 
der  Steuerverwaltuugdfrageu  in  der  speciellen  Steuerlchrc  vorangehen.  In  dieser 
letzteren  sind  dann  nnr  die  einzelnea  betreffenden  Poncte  bei  jeder  Stenerart  und 
Steuer  genauer  zu  eri5rtom. 

Die  Dürftigkeit  der  hn&nzwissenschaftiichen  Behandlung  der  Fragen  der  Stener- 
verwaltnng  erUirt  sieb  indessen  sebr  einfach.  Man  bat  es  bier  mit  demjenigen  Gebiete 
der  Besteuerung  zu  thon.  welches  als  das  eigentlich  prac tische  erscheint.  Das 
Detail  der  Bestimmungen  ist  liier  geiadezn  ubervaltigeud  in  jedem  etwas  complicirteren 
StenersyMtom.  Scbon  dem  Pnetiker  ist  es  kaum  möglich .  es  ganz  zu  omCBSsen.  Er 
wird  meistens  auch  nur  Specialist  in  einem  oder  einigen  Z\reigeu  sein.  Für  den 
Theoretiker  ist  es  noch  schwieri^^er,  sich  eine  auch  nur  einijrertnaa.ssen  vollständige 
Kenntniss  des  Materials  zu  verschaffen  und  gar  erst,  die  eiu^^iuen  Kinrirhtnngen  sach- 
gemäss  zu  kritisiren.  Mir  selbst  sind  diese  Sobwierigkeiten  kaum  bei  einem  (iegen- 
Stande  der  Finanzwissenschaft  so  deutlich  geworden,  als  bei  diesem.  Manches  im 
folgenden  Kapitel  möchte  daher  nnr  als  ein  Versuch  gelten,  für  den  mitunter  die 
ersten  Vorarbeiten  in  der  allgemeinen  Stenerliterstnr  noch  fehlten.  Weder  der 
reine  PractiktT  noch  der  reine  Theoretiker  wird  dieses  wichtige  und  schwierige  Thema 
in  ganz  genügender  Weise  behandeln.  Dem  ersten  fehlt  meistens  Fälügkeit  lud  Lust 
znr  Zortlckfabning  der  einzelnen  Üinricbtnogen  nnd  Bestimmungen  anf  allgemelnera 
Schemata  und  zu  dor  hier  wie  in  jeder  wibsenschaftlichen  Arheit  nothwendigcn 
Generalisirung:  er  bleibt  zu  leicht  im  concreten  Detail  stecken.  Der  reiuu  Theoretiker 
wird  omgekebrt  roUends  gerade  hier  zu  leicht  generalisiren  und  wegen  ungenügender 
Bebenaebiug  dee  concreten  Details  Feliler  begeben.  Der  geeignebte  Bearbetier  dieses 
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(jcbicts  ist  der  tlieorclisch,  iiami  iitlich  liatiuiKilrtkonomisch ,  juristiscli .  niehrfa^  ?j  i  i  h 
naturwissenschaftlich -technologisch  (innere  Vorbrauchssteaern !»  durchgebildete,  at^.r 
berufsniiisbig  von  unten  auf  mit  der  i-touertechnibchen  Praxis  vertraute,  schlies?li<:ii 
zu  hohen  Vorwaltungsänitern  im  Finaij/departcment  gelangte  Practikcr:  der  „wiss«a- 
schaftJich  durch{?ebildete,  noch  im  kräftigen  L(-')i'ii-al!i  r  sIlIu  tulc  ponsiniiirt--  Finsuz- 
luiuiäter'.  Die  buäteu  £iu2elarb«iteu  Uber  die  betrelleudeu  VcrliaUniääe  eiozeixicf 
tSnder  rQhren  anch  ron  solcheo  Ifftnoem  her,  nur  dass  deiuelben  ?idfacli  wieder 
jene  wi-'M-nsi  li;iftliche  Vorbedingung:  frlilt.  Aber  die  Sclirifien  derSully.  Necker, 
d'Audiffrut,  uad  i)in7H^n6r  ocuuror  Frau^osen,  m  der  Mitarbeiter  in  Blocks  und 
Siys  dictionnairoa,  der  7.  Malchus,  J.  G.  Hoffmanu.  Lohzen,  Kcfouauer, 
V.  Hock  enthalten  wenigstens  viele  einzelne  Fingerzeige.  Das  Beste,  namentlich  auch 
bereits  in  einer  Art  priucipi eller  Reliandlung  der  sfeuertechniscLen  \'erw«Ituugs- 
fragen,  hat  wohl  v.  Hock  in  seinen  Werken  uber  die  Finanzen  Nordamerica*  und 
besonders  Frankreichs  geleistet.  Ihm  verdanken  wir  auch  eine  zusammenfassende  Be- 
handlung dieser  Fragen  iji  der  NV  wie  sie  in  'i.T  ;il!»('mi  ini  ri  Steuerichre  zu  ver- 
laugeu  bt«  uemlich  iu  seioea  „Ollcuilichun  Abj$abeu  und  Schulden".  Die  botrcUeudea 
Abschnitte  dieser  Schrift  ttber  die  ?eniral(QDgsteebiii86heii  Verbkltniase  der  ein  sein  cd 
St.  n,  ni  sind  ;:ri;i/  vor/Uglich  und  von  mir  für  die  folgenden  Au-führungen  mehrfach 
mit  benutzt  worden.  Auf  dem  Wege,  den  Hock  hier  aabahut,  mim  m.  E.  fort« 
geschritten  Verden.  Leider  hat  er  aüf  diesem  Gebiete  in  Dentsehhuid  noch  laom 
einen  Nu  lifulger.  Höher  steht  hier  mehrfach  die  tranztisische  Finanzliteratur  in 
ihren  verwaltun'zs-  und  liüanzrechtllcheo  Arbeiten  Ober  die  französischen  Finanzen 
(s.  Fin.  in,  §.  öl),  auch  S.  .Vfi7  If.). 

Von  der  GrOase  der  Schwierigkeiten  »It  r  Stcui  iv  .  rwaltottg  erhUt  man  durch  die 
ContrüVfT'-eri  «h^r  die  zwcckmäs&igst-'  Metlioil-'  il' r  H'  Ntetierung  einzelner  A"»:Tliriuchs- 
bteuerobjccte,  z.  B,  des  Branntweius,  des  Zuckens,  des  Tabaks  am  Lcichtestca  einen  Begriti- 
Ich  rerweise  z.  B.  aaf  r.  Kanfmann's  Schrift  ober  die  Zackerbestooeronier ,  welche 
in  musterliafter  Klarheit  die  vers-clii-^'l'  Ti.'n  Br^ti  ui  riiriLTsnu  tlHHlrn  darstellt  nn  i  beur- 
theilt;  auf  i.  Wulf'ü  Werk  Uber  die  Brauutweiubestcuerung;  dann  naueutUdi  aaf 
die  itechsbindifj^e  deutsche  Tabaken qa  6t e  (b.  die  gnt  das  Wesentlichste  zosammen-' 
f i<s(  iidr  Bearbeitung  von  Schaf fle  in  drei  Artikeln  der  Tübinger  Zeitschrift  1S"9 
und  ISbO).  durch  welche  man  einen  guten  Einblick  in  die  Summe  und  Grösse  <ler 
Steucrverwaltungs- Aufgaben  auf  einem  einzigen  solchen  (lebiete  bekommt.  Für  eine 
spätere  allgemeine  Htcacrverwaltungslehrc,  au  deren  Aus-  und  Durchbildung  x'wie 
JCräfle  vereint  arbeiten  müssten.  liefern  solche  SpeciriLi  !irift'»n  vortret?  li'  h'"  Vonrbeitoa. 

Per  Gegenstand  dieses  Kapitels  hängt  aber  auch  mit  der  gesammtcn  öffent- 
lichen Verwaltnnfr  Züsanimen,  viele  allgemeine  verwaltungstecbnbche  und  vcff- 
waltungsrechtlichc  l'"r.ii;'  ii  liren  in  der  St-  uerv-  rwrilMiiif;  wi.'d<T.  Hier  fiaf  v..[i  i!>ü 
FiiianztheoretikerQ  besonders  Stein,  bciucm  ganzen  Staudpuncte  oud  seiuea  specicilea 
Studien  gemii»,  die  venrtütnngsr.eehtliehc  Seite  stftrker  henrortreten  lassen.  Die 
Finanzwissenschaft  geht  dabei  nur  hier,  wie  mchrlach  im  Stein'schon  Werke,  zu  sehr 
im  Finanzrecht  auf.  Und  doch  sind  auch  in  diesem  Gebiete  die  Aufgaben  verschieden. 
Die  Finanzwissenscbaft  hat  auch  die  Fragen  der  Stcuerverwaltung  mehr  vom  tech- 
nischen als  vniit  rechtlichen  Standpuncte  aus  zu  behandeln  und  fOf  Allem  nach  der 
höchsten  ökonomisch- technischen  Zweckmässigkei  f .  die  unter  «rt^fTf^honf^n  \''^rhäJt- 
nissen  erreichbar  erscheint,  zu  forschen.  St  ein 's  Behandlung  weicht  d;«lier  wieder 
ron  der  meinigon  nicht  nnr  in  der  Ansführung.  aendeni  schon  in  der  Stelliing'  der 
Aufgabe  ab.  llii  r  w  !■  irmni  r  i-t  r-rinT  wieder  viel  ganz  Subjectives  h<'\  Sfr  in  ;'.q 
tindcii.  Daraus  erklärt  es  sich  wohl,  wenn  er  ia  der  4.  Autl.  I,  521  sa^:  „Wir 
haben  ttnsere  eigene  frohere  Behandlang  der  Steaerrenrahungslehre  in  unseren  bis- 
herigen Anfl  il: 'II  fast  gänzlich  verworfen,  Sie  war  f  t-t  in  j "it  r  Beziehung  ungenügend." 
I'ur  die  verw.iltungsrechtliche  Seite  bieten  aber  immerhin  Stein 's  Ausführungen 
i.  A.  I,  5üÜ  ff.  („das  verfassungsmiis-sige  Becht  des  Stonerwesens"),  Vorzügliches  und 
für  die  verwaltunirstechnische  Seite  sind  dh  Jlrv-rterungen  I.  433  ff.  (über  Steuersubjeci, 
Stencrobject  und  15esten'  nirii:\  datin  manches  Einzelne  im  zweiten  Bande  doch  im 
(iauzea  das  Wichtigato,  was  in  der  systematischen  linanz-  uad  Steoerlühro  über 
Stenerrenraltang  zo  finden  ist  Meine  Abweichungen  von  Stein  auch  auf  diesem 
'iffit'^t'^  fTir'-'n-n  -'Arh  mis-  dein  Text.  In  li-T  ■"»  AnflriLic  liiit  S  t  i  n  <li'- Tri*nnMacr  ron 
Finanz  Verfassung  und  Fiuaazverwaltung  noch  schärfer  durchgeführt:  er  kommt 
in  II,  2  innerhalb  seiner  Finanzrervaltnogslehre  auf  die  i.  e.  8.  Steaer-Vemltiiags- 
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lohre  (II,  2.  401—494).   Aneh  hier  tritt  m.  E.  dte  Beliandlang  der  Probleme  als 

«M;^cntJicii  liiiaii2wissonärhaftiicbcr  und  ilauiit  auch  immer  nationalökonomischer  zu  sehr 
liiiiter  die  Bchandhiii^  iih  bloss  ntf.  iitlic.h- rechllicher  zuril«:k.  Stein 's  BehandJungs- 
weise  hat  gewiss  hier,  win  süuät,  t:iiiige  Verzuge,  aber  doch  auch  unverkennbare 
Mäiifrel  gegenüber  derjenigen  Anderer,  auch  der,  in  welcher  ich  wenigstens  hiustrebe. 
Bei  Koscher  (l  in  B.  2,  Kap.  6)  fehlt  umgekehrt  die  fioanzfechtliclie  Seite  za  sehr 
und  äoine  gauz«}  Bobandlojig  iai  zu  durftii^p. 

Roscher  bleibt  mch  hier  weaenlUclt  io  den  Bahnen  der  Frtthereo.  Diese  er- 
(irteni  noch  am  Meisten  oini<^<:'  Puncte  aus  der  Lehre  vtn  dgr  Steuer  er  h  e  b  u  ii  .  mit 
üttterscjUeidQog  der  directen  und  iudiiecten  Steacru,  und,  der  Tradiiioo  am  AaUag 
des  Jahrbimderts  gemäss,  eiugt^hender  ab  es  beute  fdr  uns  nSthig  «fsch^nt  die  Frage 
der  Wahl  zwischen  eigener  Verwaltung  und  Steui  r|ia(  ht.  Die  etwaige  L'ebertraguug 
der  Steuererhebung  wenigstens  fur  gewisse  directe  bt&^^t^^(c^e^n  auf  die  S'-Hntver- 
waltuiigskörper  tritt  erst  neuerdings  uiebr  in  den  Vor«] crg rund  der  Betrachtung. 
Spociell  zu  nennen  sind  v.  Jacoli,  Fin.  ü,  §.  ITJT  tf.  (,S.  1113),  ?.  Mftlchus,  Ein.  I, 
70  —  7^).  Fur  vieles  Einzelne  Hoffmann's  Lehre  vim  il-u  ^mvrn.  —  Kau  be- 
liaiidett  das  (lebiut  in  der  aUgemeiuen  Lohre  aoht  kurz  im  Abschnitt  von  der  Ausiahruog 
der  Steaern,  I,  §.  281  — 290.  Alles  Weitere  bringt  er  im  zweiten  Bande  in  der 
sperielleri  T-Iiiv,  Tinpfenbach  2.  A..  §.  72 — 7(!.  s!) — !tt  (fjnrh  gnr  zu  düifti^'^  und 
gemeiiiplatziich!).  Auch  iu  der  fremden  Literatur  fehlt  dio  allgomciiie  Steuer- 
verwaltnngslebre.  Viel  TrelFlicbes  bei  den  ErOrterongen  Qber  die  einzelnen  Stenern 
in  Leroy-Bcanlieu.  Auch  in  den  einschlagenden  Artikeln  des  dictionnaire  de 
l'adininistration  frannaisc  von  Block,  des  dictionnaire  des  finances  von  Say. 

In  der  deutschen  Literatur  der  ueucstcn  Zeit  hat  Schäffle  in  seiner  Steuer- 
}M>litik  die  Fragen  der  St<'th  [ vi^rwaltnng  nicht  sys'ematisch  behandelt,  aber  bei  der 
Besprechung:  der  einzelnen  St-  uern  und  in  seinen  Kefürmvorschlägen  vi«'l  beachtens- 
werthe  Bemerkungen  gemacht.  Gleiches  gilt  von  Vocko,  Abgaben,  der  hier  auf 
seinem  Gebiete  ist  und  m.  K.  da  weit  Besseres  leistet  ab  wo  er  anf  principielle  Kragen 
kommt  (vorncuilich  aber  die  technischen  und  admini--trativiMi  Fra<rrii  1ioi  don  ilirect.'n 
Stenern).  Ferner  ü.  Cohn,  l''in.,  §.  — übH.  Im  SchOnberg sehen  Handbuch  meine 
Abhandlung  über  dire<Ho  Stenern  nnd  Schall's  nnd  Riecke's  ttber  die  fibrigen. 
Keirhbaltiir  auch  fur  die  Frajren  der  Technik  nnd  Verwaltung  wieder  besoinlcrs  dan 
l'iDauzarchiv,  in  den  Abhandlungen  und  Materialien  butrells  einzelner  Steuern  in 
einigen  Ländern,  auch  in  einigen  besonderen  Aufsätzen  Uber  Principienfragon  (Kßnifr. 
Bttrkart  iiber  Meldung  und  Meldangabo  bei  poCSSoUcfaen  Steuern.  Antoni  über 
Steuersuhjccte,  M  eisel,  Unrecht  und  Zwang  im  Finanzwesen  n.  a.  m.).  Im  v.  Stentjel*- 
schen  W  örterbuch  des  deutsclien  Verwaltuugsrechts  s.  die  kuapijcu,  vorzuglichtiO  Artikel 
über  Stenern  von  G.  Mayr. 

Das  Verwaltun'TS  r  r .  1)  t  dt  r  Besteuerung  findet  in  den  Werken  nbcr  positives 
Vcrfaaöuiigs-  und  Verwaituugsrecht  der  dijizdloeu  Staaten  eine  mehr  oder  weniger 
eingehende  4  znm  Theil  auch  fQr  die  finanzwissenschaftliche  Behandlung  der  Steuer^ 
Verwaltungslehre  b  n.  hti-nswerthe  Darlegung.  Gneist  für  England,  T.  Rdnne  für 
Freuüseu,  Pözl  fUr  Baicru  seien  bcsouders  hervorgehoben. 

Die  spedellen  Einrichtungen  der  einzelnen  Linder  sind  regebnSssig  in  der 
Literatur  »ber  das  Finanzwesen  derselben  geschildert.  S.  die  Literatur  in  Pin.  I«  54, 
55  ff.,  III.  3. 

Auch  im  Folgenden  wird  wie  lu  der  ganzeu  all^xcmciucii  Stcucrlehrc  in  diesem 
Bande,  auf  das  Detail  der  Einrichtungen  und  Bestimmungen  einzelner  Länder  nicht 
einirt-irangen.  Soweit  das  überhaupt  in  einem  Werke  Uber  Finanzwissensrhaft  niO^lich 
ist,  wird  auch  darüber  erst  die  spccieltc  Stcuerlohro  Näheros  bringen,  liior  an  dieser 
Stelle  kommt  es  gerade  darauf  an,  in  dem  Detail  und  in  den  Verschiedenheiten  der 
einzelnen  Länder  das  Allgemeine  anf?nfirp!vn  .  dies  darzustellen  un  !  d-  r  kritischen 
fieurtheilung  auf  seine  Zvcckenläprecbcndhcit  zu  uaterzieben.  Aber  zu  übersehen  ist 
nicht,  dass  das  „Allgemeine^*  sieh  iferade  auch  in  der  Steuenrorwaltang  nacb  Zelt  und 
Ort  inodificiren  muss.  Absolute  Sätze  für  einzelne  Puncte  lassen  sich  daher  nicht 
immer  aufstellen,  ^^nn  I> m  drin  Pnncip  der  historis  iir^ii  und  örtlichen  Relativität  ist 
ebührend  KücksicLt  zu  -uw  ihren.  Namentlich  beJiiigt  auch  der  Zusammenhang  »ler 
teuerverwaltung  mit  der  allgemeinen  Staats-  und  Selbstverwaltung  wieder  manche 
Abwcif  liuTifrcn  in  dm  Kinrichtungen  dvr  i  iiiz«lncn  Länder.  Das  Alles  kann  aber 
iucht  luiideru,  ailgemeuic  üruudzu^u  und  Grundsätze  der  Steuer? erwaltung  zu  ormiUelu 
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m  aaohen,  so  wenig  rIs  ein«  «^gtmeifte**  wünemeliftflliebe  Theorie  der  Beetanemg 

liurch  die  anv«  ini  M  llichun  AbwcichangeD  des  po8lti?eD  Stenemclits  der  renchiedeiMi 
Staaten  uumöglich  gemacht  wird. 

Tm  dritten  Bande  der  Fin.  babe  ich  naaendieh  ao  dem  hierfür  besonders  ge- 

l  ignetoii  BLispicl  der  französischen  BesteueniDg  im  19.  Jahrhundert,  als  einer 
..förinlichen  Sammlung  von  Stcnonnodelien",  —  in  einem  Umfang,  welcher  freilich  di» 
Maaüs  eines  Abschnitts  in  einem  systematisch -finanzwissenschaftlichcu  W  erke  ubcr- 
Btejgen  nif«  aber  dafttr  auch  ein  niberes  Eingehen  auf  dergletchen  ge^tteto  —  den 
Versach  gemacht  zu  zeigen,  wie  m.  £.  die  Ein /elfragen  der  Stcuertecbniic  und 
SteuerrerwallUDg ,  auch  diejenigen  eines  concreten  Landes,  als  Uegeostand  finanz- 
vi8S6B8cbaftlicber  EMrtemog  va  bebandeln  sind.  Mach  der  niuiinehrig«ii  Pertig- 
Btdlimg  dieses  dritten  Rands  tnnchto  ich,  gerade  zur  Exemplification  und  für  die 
Verlblgang  der  in  diesem  Kapitel  zu  behaudeliidea  Probleme  mehr  ins  Einzelne 
und  ine  Pr*c tische  Uiefai»  aif  diese  DtisleUiiog  dw  ftauAslBcheii  Bestettemi^ 
Dezng  nehmen  (trgl.  YorwoTt  «a  B.  III). 

Erster  Hauptabschnitt 

Ctnleltüng. 

Feststellung  der  Grundlagen  der  Besteuerung. 

I.  —  §.  293.  AbbängigkeitBrerhältnisBe  der  Stener- 

Verwaltung. 

Die  Steuerrerwaltung  steht  mit  zweierlei  Verbältnisaen  in 
Zusammenhang  nnd  in  Abhängigkeit:  mit  dar  Besteaernng» 
ihrem  Recht  nnd  ihrer  Gestaltung  einer-,  mit  dem  (öffentlichen 
Recht  des  Staats  nnd  der  SelhstverwaltnngskOrper  und 
dem  Organismns  der  gansen  Öffentlichen  Verwaltnng 
andererseits. 

In  crstcrcr  Hinsicht  äussert  namentlich  die  Art  der  Besteaerauf  luid  die 
„Steuertechnik",  in  z\v»^itor  Hinsicht  die  ganzo  Einrichtnnj  des  Staats  und  sein^^r 
Ycrwaltuog  (und  analog  diejenige  der  Communalrcrwaltung)  einen  wescntlichea  £iollas5 
anf  die  Stonerrenraltang.  Die  letactere  innn  sich  nicht  wohl  ganz  andern  ab  die  aD- 
grmeinc  Verwaltung  cntwiclvcln  und  g^cstalten,  zu  welcher  sie  als  Glied  ja  selbst 
gehört;  eine  Abhängigkeit,  welche  bei  den  einzelnen  Steoergruppcn  rerscbiedcn  i:^ 
namentlich  bei  der  directen  Besteaerang,  die  ans  beeonderen  GrOftden  regelmässig 
mit  der  allgemeinen  inneren  Laudesverwaltung  in  nfiherein  Ziisamnenhasg  steht,  lieh 
zeigt,  aber  doch  auch  bei  der  übrigen  Besteuerung  nicht  fehlt. 

Die  Steuerteclinik  stellt  aber  dann  bestinmite  Anforderungen 
an  die  Stcuerverwaltung,  von  deren  Krtiiliung  niitunter  die  Ausführ- 
barkeit, regelmässig  die  LeistuugsfäbiglLeit  oder  Güte  einer  Öteaer* 
art  und  einer  Einrichtung  einer  Steuer  bedingt  ist  Ob  die  Steuer- 
Verwaltung  diesen  Anforderungen  nachkommen  kann,  das  hängt 
dann  eben  vielfach  wieder  von  der  ganzen  Entwicklung  und  Ge- 
staltung des  Staatsiebens  und  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  ab. 

Bieten  sich  hier  zu  grosse  Schnrierigkeiten ,  fehlt  z.  B.  überhaupt  noch,  wi-  it:> 
aoontwickelteu  btaat  (Mittelaltor  und  Uebergaagszeit),  der  ganze  staatliche  BehOrdea- 
nnd  Beamtenappamt,  an  den  rieh  ein  Stenerbehdrdeniresen  angliedern  mttasle,  oder 
verlangt  eine  Stoner  einen  bi-sonders  zuverlässigen,  unbestechlichen  Bcamtenstand  für 
ihre  Veranlagung  und  Erhebung,  welcher  unter  den  gegebenen  VerhäJtuissen  nicht 
im  bcsehaften  ist,  so  kann  dadarch  eine  Steaerart  oder  eine  Yeianlaguugs  -  und  Kr- 
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hebangsart  eiDer  Steuer  aomöglich  werden  oder  so  grosse  Mängel  zeigen,  dass  es 
riüiliäer  ist,  danof  m  rerzlditeii. 

iDBofern  besteht  aach  hier,  wie  gewöhnlich  in  eolehen  Dingen» 
ein  Verhältniss  der  Wecbselwiricung:  die  Bestenerong  und 
ihre  Entwidmung  beeinflnsBt  die  Stenerverwaltong  nnd  wird  nmge- 
kehrt  von  dieser  nnd  von  dou  Stand  der  aUgemeinen  Verwaltong 

beeinflusst. 

So  handgreif lieh  dies  ist  und  so  aetir  die  StevergeseUchte  nnd  die  Vergleichun^ 

des  Stcuerweseps  in  T,;itu1crn  mit  vcrscliieil'-iicr  Staatsentwicklong  umJ  Vt-rwaltungs- 
organisation  es  belegt,  so  wird  dies  doch  oftmals  übersehen,  bei  der  Bounbeilnng  des 
Steuenresens  verschiedener  Länder  and  Zeiten  nod  bei  stcuerpolitischen  Erörterungen 
und  Toiachlägcn  in  Bezag  anf  BflUBmen,  auf  die  Einführung  andersiro  bestehender 
Steuern  und  Stcu<Teinrichtungen  n.  dgl.  m.  Anch  Iiier  sind  Theoretiker  nnd  Practik»»r 
loiclit  geneigt,  absolute  statt  relativer  Urthuile  z.  B.  über  diructe  und  indirecte  fie- 
Bteoerong,  über  Mono}iolisirung  th  Steuerform  bei  Verbrauchssteoein ,  ttber  Selbet- 
üchützung  und  amtÜrlu!  F.iiisrhntznng'  bei  Einkommen-  und  YermCgenssteueni ,  über 
eigene  Staatsfervaitung,  Verwaltung  durch  die  Seibstrerwaltnngskötper  (Gemeindon) 
oder  Stenoniachl  und  in  vielen  UinUolien  Spedalfiragen  der  Stenerrerwatbing  m  ftllen 
und  danach  positive  Forderungen  an  das  Stenenreaen  tn  tiellen.  « 

Die  Wahl  der  Verwaltnng&arten  und  Einriebt  im  gen 
der  Besteuerung  ist  keine  so  nnbedingt  freie,  wie  Inden 
Urtheilen  nnd  Vorgeblägen  der  Theoretiker  und  Practiker  oft  an- 
genoDtmra  wird.  Vieles  ist  hier  nieht  beliebig  meehanisch  %n 
machen,  nicht  einfach  von  anderen  Zeiten  und  Orten  zu  ftbertragen, 
sondern  hängt  Ton  den  gesehichtlich  gegebenen  Verhält- 
nissen des  ganzen  Volks-  nnd  Staatslebens  ab.  Wie 
sieh  die  Bestenernng  in  ihren  Arten  nor  mit  diesen  Verhältnissen, 
namentlich  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthsehaft  verändert  nnd 
verändern  kann,  so  auch  in  vielen  Pnncten  die  Stenerverwaltnng. 

Anch  letztere  zeigt  historisehe  Entwioklnngsphasen, 
die  sich  nicht  dnrch  ein  einfaches  Machtgebot  der  Hieorle  und 
nicht  einmal  dnrcb  den  Willen  der  Staatsgewalt  überspringen  oder 
vorweg  nehmen,  «ondem  höchstens  allniUhlicb  durch  rationelles 
Vorgehen  uui-  und  weiterbilden  lassen. 

Aach  die  deutsche  Finanzwissenschaft  hat  in  Urtheilen  und  Vorschllgen  Ober 

SteuerverwaltangsvcrhlUtnisse  gewöhnlich  viel  'zu  sehr  dem  „Absolutismus**  der 
LBsunpen  «rehnlHigt.  Namentlich  sind  FJnrichtnnren  der  VerwRlttint;-,  t.  n.  Stcuerparbt 
fcitatt  der  Eigcmerwaltang  (Kt'*gie),  oft  nur  ab^tract  rationalistisch  beurtheilt,  ni»ht 
l  oiH  ret  historisch  in  den  Verüältnissen ,  in  denen  ilo  sidi  bildeten  und  bestanden, 
aufgcfasät  und  lif/^ri*!.  :i  und  in  diesem  Zns am m cn h an g  kritisirt  worden.  Aut  h 
dabei  brauciien  diu  etwaigen  Mängel  der  Einrichtung  nicht  verkannt  zu  werden,  aber 
Sic  lassen  sich  nur  so  richtig  wlifdlgen  und  eridtren.  Aber  cn  einem  unbedingten 
Yürdict  man  auf  diese  Woiae  nicht  so  leicht  gela ni,^on.  Was  ri;^'t  ■  /'.  !V  fil  r 
die  antilio  bteuerpacht  den  Stab  so  breolien,  wenn  mau  sofort  zugesteheu  uui»;^,  iiaan 
in  gewissen  Perioden  des  Staatslebens,  welebe  die  griechlseben  Staaten  laain,  Rom 
w.  nigbtons  Lrro>s(  ntheils  erst  nach  der  rcpublicanischcn  Zeit  in  ilirer  Entwicldnnf? 
überscliritten  haben,  der  Mangel  in  der  aUgemeinen  Vcrwaltungsorganisation ,  selbst 
wieder  die  Folge  unentwickelteren  Staatslebens,  eben  kaum  einen  anderen  Ausweg 
Hess,  als  das  System  der  SteuerpachtV  Oder  wie  kann  man  auch  richtig  Uber  die 
Steoerjpacikt  in  den  Seiten  der  üebcrgangspcriode  ans  dem  mitteUlteriich-stindischen 
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zum  modernen  Staat  urtheilen,  indem  man  vom  Gcsichtspancto  dos  heutigen  Staat^i  mit 
seiner  hoch  vnd  trefflich  entwickelten  Yerwaltungsorguusatlon,  mit  seinem  aiisgebildetea 
lind  im  Ganzen  /ttverlü^^iuen  ßeatnteutham  aus  Steuerpacht  und  R<^gie  rei^Ioichond 
kritisirt,  wälircuJ  chcu  lu  j<  ncr  Zeit  diese  Eiuricliluo^cn  thcils  noch  fehlten,  thciU 
erst  in  der  Kntwicklung  bcgriilcu  und  oft  noch  adir  maogclhaft  waren  V  Hier  hat  die 
historische  Schule  der  NftticiuUAkoiiomie  gaiu  ncht,  vor  anbedingtem  Urtlieil  Ale  oder 
wider  zu  waraen. 

II.  —  %,  294.  Wesen  und  Aufgaben  der  Steuerver- 
w  a  1 1  u  n  g. 

Die  Stcucrverwaltung  begreift  die  Gesammtbeit  der  Maass- 
regeln, durch  welehe  die  Besteuerung  naeb  dem  gelten- 
den Steuer  rech  t  £ur  Anaftthrung,  daher  auch  den  Steuer- 
pflichtigen gegenüber  zur  Anwendung  gelangt  Sie 
hat  es  also  mit  dem  bestehenden  Recht  (der  lex  lata)  und 
dessen  Vollziehung  zu  thun  und  ihre  unmittelbare  oder 
eigentliche  Aufgabe  beschränkt  sich  darauf. 

Die  obersten  Organe  der  Steuerrerwaltung  haben  indeflseo  Uiderseits,  wie  di^eiug«ii. 
aber  mehr  noch  als  di.  j'  iiiinn  J^  r  tlbrit^en  Vi^rwaltung,  an  der  Vorbereitung  der 
Steuergesetze,  daher  an  der  Ermittlung  der  richtigen  Grundlagen  der 
fort-  and  nmza bildenden  Besteuerung  mitzuwirken«  und  zwar  in  erster  Linie. 

iri<!cin  von  ilinen  vorziiLTswois.:'  die  Tnifiativo  dazu  an=:pclien  und  d<'r  \V.;-g^  in  der  Prixis 
gezeigt  werden  muss.  /.wt  weiteren  Aufgabe  der  Steuerrerwaltung  gehört  daher 
auch  diejenige,  de  lege  ferenda  tb&tif  zn  sein.  —  Stein  (4.  A.  I,  499  C  51$  ff.)  onter- 
si  li'Mct  in  seinem  „verfassnri!?snirissigeM  Hecht  des  St..uerwes<'ns"  die  Steuergesetz- 
gebung und  die  Steuerrerwaltung.  Unter  letzterer  versteht  er:  „Die  Gesammthcit 
der  Thiitigkciten ,  Ordnungen  nnd  Maassrcgcln ,  rcmiügo  deren  die  gesetzlich  fcat- 
fcstellten  Steuern  in  Snbjcct,  Object  und  Steuormaass  gegenüber  dem  Einzelnen  7ar 
Vollziehting  gelanjri^ir'  (S.  51S'.  D.imif  ist  rom  Standpuncte  des  VerwaUungsr- rhts 
die  Aulj^^be  der  Sicucivei  wakuiig  richtig  bezeichnet  and  begrenzt.  Vom  linauzwisj»cn- 
acbaftlichen  Standpnnct  mttss  Sie  wohl  noch  auf  die  eben  bMeichnete  Aufgabe  mit 
ausgedehnt  werden. 

Zur  Lösung  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe  bedari'  die  Steuer- 
verwaltang eines  jene  Maassregeln  zur  Vollziehung  des  Steuerrecbts 
yeranlassenden,  austtlhrenden  uud  controlirenden  Behörden- 
Organismus  uud  Beamtenapparates.  Femer  muBS  sie  inner- 
halb der  durch  das  8t  euer  recht,  d.  h.  im  moderuen  Staate 
wesentlich  durch  das  Gesetz,  gezogenen  Grenzen  und  in  Gemäss- 
heit  dieses  Rechts  die  Yerordnungsgewalt  besitzen. 

Hierbei  wird  ihre  Competenz  nach  einer  Seite  mitunter  zweck- 
mässig etwas  anders,  namentlich  weiter  gezogen  werden,  als  anf 
anderen  Rechts-  und  Yerwaltungsgebieten,  um  die  sachgemSsse 
Anwendung  des  Rechts  im  wahren  Geiste  des  letzteren  anf  die 
einzelnen  Fälle  zu  sichero,  nemltch  in  Bezug  auf  die  Ausftthr- 
nngs-  oder  Vollzugs  Verordnungen  für  das  Publicum  und  das 
VerwaltungspersonHl.  In  anderer  Hinsicht  Ist  aber  gerade  in  der 
Besteuerung  wesentlich,  dass  die  Verordnung  sich  streng  auf  den 
Vollzug  der  Gesetze  beschränke,  dass  das  Gesetz  allein  (oder 
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frflher  das  Gewobohettsrecbt  nnd  Herkommen)  das  ,y Recht''  «itch 
flOr  den  Stenetpflichtigen  bilde,  auf  das  er  sieh  berufen  kann. 

In  Betreff  dieser  verwaltangsrechtlichcn  Verlialtuissc,  namciitlicli  dcü  Uaterschieds 
zwfachm.  „Gesotz"  ond  „Verordoung"  beziehe  ich  mich  auf  Stein 's  beUnnto  Avf- 
fassQDgcn  In  seiner  „Inneren  Verwaltnngpslehre" ,  die  hier  woLl  Abschliessendes  gc 
bracht  haben,  wenigstens  m.  A.  o.  bisher  nicht  durch  etwas  Bessercü  in  der  Literatur 
«netzt  sind. 

Verordnungen  gegen  das  Gesetz,  durch  Suspension  von  Bestimmungen 
über  gesetzlich  zu  erhebende  Steuern  oder  Verordnungen  ohne  gesetzliche  £r- 
mlcbtigung  zm  Einftbrang  neuer  Steoen,  Abtaderong  der  StenersKtze  sind  daber 
/war  auch  auf  dem  ficblete  der  Besteuerung  wohl  in  denselben  engen  Grenzen  im 
raoderaen  „constitutioneilcn"  Rechtsstaat  principieU  fUr  zulässig  zu  erklären,  wie  auf 
ttldenii  Terwaltungsgebietcn,  anter  der  Verpfficbtang  zar  Einholung  späterer  Indemnit&C 
durch  die  verantwortliche  Regierung  bei  der  Volksvertretung.  Aber  von  solcher  Ver- 
ordnungsgewall wird  noch  vorsichti  j^f^r  und  practisrh  noch  sei  tf^ncr  wirUlrh 
Gebraucli  zu  machen  sein,  da  dadurch  in  »lic  Vermögensrechte  der  Steuerpliicbtigcii, 
oft  ohne  die  Möglichkeit,  das  wieder  völlig  gut  zu  machen,  eingegrilfen  und  nur  in 
einzelnen  Fällen  Gefahr  im  Verzn?  sein  wird.  Solche  Fälle  können  tfi  r  noch  in 
Bezug  auf  Suspension  bestehender  steucrrcchtlicher  Bestimmungen  vorkouimen,  so 
in  Betreff  der  dirccten  Ertrags-,  Einkommenstenern  besonders  bei  „Nothstioden**,  in 
Betreff  der  Zölle  u.  ili;l ,  wenn  der  zollfreie  Uezug  von  Artikeln  im  öffentlichen  Intoresso 
liegt,  z.  B.  zur  Versorgung  des  Lands  mit  Nahrungsmitteln  bei  Missernten.  Die  selb- 
ständige Auflegung  von  Steuern,  ancb  die  ErhAhnng  7on  Stenersttsen  im  Ver- 
ordnungswege  ohne  ^eset/.lichc  Autorisation,  wird  J.igeg-en  noch  viel  seltener  statthaft 
eiscboinen,  obgleich  das  practische  Leben  bei  den  verwickelten  Verhältnissen  des  Zoll- 
wesens vnd  der  indirecten  Verbranchsstenern  immerbin  einmal  in  einen  Fall  ein 
solches  Vorgehen  nothwendig  machen  kann,  da  hier  eben  doch  mitunter  Qefabr  im 
Verzog  ist    Anders  liegt  die  Sache  bei  den  dirccten  Stenern. 

Bei  der  Mitwirkung  dm  Steuurverwaltuiig  an  der  L  ortbildung  der  Steuer- 
gesetzgebung sind  namentlich  die  Erfahrungen  der  Verwaltung  in  ßo/ug  auf  das 
besteljende  St^^iierrccht  zti  vcrwerthen  und  die  verwaltungstechnischen  Gcsichts- 
puncte  in  Betreti  der  Gestaltung  des  Steuersystems  und  der  einzelnen  Stenerarten  /.ur 
tteltnni;  za  bringen.  Hier  werden  die  im  vorigen  Kapitel  erörterten  principieUen 
Fragen  vom  Steuersystem  und  den  Sfcncrarten  nnd  von  der  Uebereinstimmonc:  dieses 
Systems  mit  den  finanzpolitischen,  volkswirthschaftUchen  und  Gerechtigkeitsgrundsätzen 
za  Terwaltongstecbnischen  nnd  insofern  zn  Kweckmftssigkcitsfragen.  Ob 
nnd  wie  weit  gewissen  principieUen  Fonleruniren  entsprochen  werden  kann,  ist  dann 
Tom  Standpaoct  der  Verwaltung  aus  mit  zu  entscheiden.  Die  Frage  von  der  Er- 
werbs- nnd  Verbrauch sbestenerung  verwandelt  sich  hier  wesenweh  in  diejenige 
von  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  (in  beiderlei  Sinn  dieser  Ausdrucke). 
Die  Verkchrsbesteaervng  erscheint  hier  romemiich  aisätempei-  undEegiater- 
abgabeweseu. 

Bei  dem  engen  Znsammen  hang  der  principieUen  und  technischen  Seite  der 
Steucrfm^cn  war  es  unvermeidlich .  in  den  früheren  Abschnitten  auch  manchen  ver- 
waltungstecbuischen  Punct  schon  vorweg  zu  nehmen.  Einiges  ist  aber  jetzt  noch  nach- 
ZQtragen.  Dabei  wird  jedoch  die  Beschrftnknng  anf  die  allgemeineren  verwaltnngs- 
technischen  Fra^^en  hier  in  der  allp;cmeinen  Steuerlehre  fest'.'ehalten.  Was  sich  anf 
die  einzelnen  Steuerarten  und  Steuern  bezieht,  gclii'rt  in  die  .specielle  Steuerlehrc. 

III.  —  295.  Die  einzelnen  Aufj;!:aben  der  »Steuerver- 
waltUDg,  theiis  zur  Ermittlung  des  verwaltuugstechiijscb  zweck- 
mässigsten  Wegs  fUr  die  Bildung  des  Steaerrechts,  tbeils  zur  Aus- 
ftibniDg  der  reebtlieb  beetebenden  Besteaerimgy  lassen  sieb  folgender- 
maassen  zusammenfassen: 

A.  FeststeiluDg  der  Grundlagen  der  Bestenemng. 

B.  Ansfflbmng  der  Besteuerung. 

k.  Wagaer,  FlaaaiwiMasduifL  n.  2.  Aal.  45 
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1.  Veranlagung:  der  Steuern  oder  Ermittlnng  derThat- 
Baehcn  zur  Feststellung  und  Bemessung  der  öteuer- 
BcbuldigküitcD. 

2.  Erbebung  der  Stenern. 

3.  Einrichtnog  der  Steaareontrolen. 

4.  VerhUngUDg  der  Steuerstrafen. 

J<:d(  t'inzt  lno  dieser  Aufgaben  löst  sich  wieder  iu  eine  grossere  oder  kleinere 
Anzahl  specielier  Aufgaben  auf,  von  denen  nur  die  wichtigeren  hier  erörtert  worden 
können.  Im  Ganzen  liegt  hier  tin  «meroidenülcli  grosses  Twwickdtes  und  delailliTlM 
*IcV»ict  der  Thätigkfit  vor.  Jessen  thfonfisrhe  Behandlung  auch  in  Fielen  Punctt'Ti 
noch  sehr  dürftig  ist  Die  blosse  Jioutinc  herrscht  hier  noch  im  weiten  Umfange. 
IIa  es  sich  wosradich  mn  practiBche  Einzelheiten  handdt,  bereitet  die  DanteUusf 
aaeli  in  formeller  Hinsicht  manch'-  Si  Iiwierigkcitcn. 

Rau  I,  §.  281    unterscheidet  drei  bei  jeder  Steuer  vorkommende  Vorgänge; 
I.  Festsetzung  der  Steuorschuldigkeit,  II.  Entrichtung  durch  die  Steuerpflichtigen, 
IlL  Erhobung  Einzug)  für  die  Staatäcasse.  Zu  I  gehört  di« BeselGluittn|f  des  Gegen- 
stands orlnr  Steucrobjects ,  die  Festsetzung  des  Steuersatzes,  die  Ausmittlang 
der  Quantiui  des  Stenergcgcnstands .  welche  ron  jedem  Einzelnen  zu  versteuern  ist. 
Bei  II  erörtert  Kau  den  Vorzug  der  Cield-  vor  den  Natoralstenem  und  die  sogenannten 
Hc'jt]ij:inli<likeitsregeln  ir-.  ubcii  §    191).    Hei  III  werden  billige  Erhebungsko^terr 
(s.  oben      192),  pUuctÜchcr  und  voUständiger  Eingang  gefordert,  in  §.  287  vird  ttber 
Ansstilnde  und  Re|(eln',  sie  m  yenneiden,  gehandelt,  die  Steoerpacht  in  §.  2S8  be> 
sprechen  und  die  Einrichtung  d<'r  ErLubiin;;  auf  Rechnung  des  Staats  in  §.  2*^''  il;ir- 
gejcgt.    Einzelnes  im  Folgenden  von  mir  Behandelte,  z.  B.  die  fiepanitions-  imd 
Qaoüt&tsbesteucrung,  erörtert  Baa  bei  der  Eintheüung  der  Steuern  (so  in  §.  295). 
Stein  (4.  A.  I,  520  if.)  unteiseheidet  fur  die  Verwaltung  der  Steuern  zwei  grans 
(iebiete:  die  Stenern mlcff an g,  d.  h.  „denjenigen  Process,  duri  Ii  wcirhcn  der  nach 
dem  Steuergesetz  für  ji  des  Subject  und  Objcct  der  Steuer  voigcichnebene  Steuer- 
betrag für  den  Einzelnen  Im  :>tinimt  wild**;  mid  di^  Steuererhebung,  d.  h.  „das 
Verfahren,  durch  welches  der  vermöp«  dieser  Lmlugung  der  Steuer  sieh  «  t^cIk  aJ- 
Steuerbctr^,  dar  damit  zur  Pflicht  der  Steuerzahlung  wird,  nunmehr  von  den  be- 
traffenden Subjecten  und  Objecten  atich  wirklicb  ftür  die  Gassen  des  Staats  eingebracht 
wird*'.    2  Seiten  darauf  wird  dann  der  Ansdruek  Steuerinn li  gunp  selion  wieder 
durch  den  der  Steuer vortha  11  ung  in  der  Ucberschrift  ersetzt.  In  der  5.  Aut  iagt' 
hat  Stein  wieder  einige  andere  Wendungen  und  Ausdrücke.   „Besteuerung"  i>: 
ihm  „der  Process,  vermöge  dessen  der  Staat,  der  die  Steuer  seinem  Wesen  nach  tod 
allen  fordern  mus's.  dit'solbc  nun  von  dem  Einzeln-  n  m  irklirh  erhebt".   Diese  Krhebanr 
der  Sti  ller  uL  selbständige  Thätigkeit  nennt  er  „Stc  u  «■  rv  er wal  t un g'".    lu  oicbs 
klaren  Worten  werden  dann  hier  dr<  i  Aufgaben  oder  Theüe  (?)  der  Besteaecaig 
unterschieden:  die  Bemessung,  die  Umlegnng,  die  Erhebung  der  Stenen 

Die  erste  und  zweite  Angabe  (A  und  B),  welche  ich  unteischeide,  hing^ 

nahe  ZTisamnv  n ,  mtlsst  n  aber  doch  getrennt  worden.  Die  erste  betrifft  «lie  \'or- 
bereitungon,  die  auch  die  Verwaltung  fUr  die  Steuergesetzgebung  zu  leisten  iiat,  dk 
zweite  dann  die  Vollziehung  des  Steuerreehts  derai  Steuersubject  und  Stemerobjeet 
gegenüber. 

Znm  Theil  sind  hier  auch  wieder  terminologische  Erörterung;en  einzustreuen, 
durch  welche  diejenigen  in  dem  ersten  Kapitel  der  „allgemeinen  Steuerlchru  *  (§.  88—100, 
Abschnitt  „Terminologie")  erläutert  und  ergänzt  werden.  Wie  aber  schon  die  wissen- 
schaftliche und  practische  Terminolukrie  in  Hauptpunrten,  so  in  Betreff  der  feelmiaclien 
Kamen  der  Steuergattungen  und  eiuzeiuon  Steuern,  wie  wir  dort  sahen,  vielfach  noch 
heute  auseinander  geht  und  ein  allgemeiner  fester  Sprachgebrauch  sich  nur  ftbr  Weoigef 
bildet  hat,  so  weicht  vellnid-  die  Terminologie  in  d<'n  Einzelh-  ifen  der  Steucr- 
vcrwaltung  ab.  Für  die  meisten  Einzelheiten  hat  nur  die  Praxis  einigermaasiüen  f<ete 
technische  Auadrdcke,  die  aber  wieder  Ton  Land  zu  Land,  auch  in  demselben  Spracb- 
gcbiet,  wie  in  dem  deutschen  —  hier  natrjrlii  Ii  unt-  r  dem  >'in^lu^5  der  zen-plit:- .^'cfi 
politischen  Entwicklung  —  Afters  veischiedea  sind.    Da  man  es  wesentlich  bü 
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modernen  Verhältnissen  zu  than  hat,  so  haben  sieh  hier  weniger  Aosdrtlcke  antiken 
Drsprnngs  einfebfirgert,  irMbalb  ein  vichtires  Moment  der  Gleich miarigkeit  der  tecb- 

nischen  Terminologie  unter  den  Culturvölkern  hier  fehlt.  Die  wisbcnsrhnftlirhf^ 
Ternunologie  ist  mehrfach  bei  jedem  einzelnen  Theoretiker  vieder  etva»  verschiodeu. 
Da  viele  Pnnete  In  der  Theorie  bisher  gar  nicht  niber  bebandelt  worden  sind,  so 
fi  hli  a  manche  technische  Bez<^ichnungcn  hier  noch  ganz,  ohne  thss  mnn  liicselljen 
immur  aus  der  schwankenden  und  oft  ungenauen  Terminologie  der  Praxis  passend 
ergänzen  kOnnte.  Stein  tet  Uer  irte  sourt  zwnr  origfaiell  in  netten  ÄnadrOcken,  aber 
oft  sehr  vülkurlich  und  in  seinen  unnOthigen  Abweichungen  Tom  Sprachgebrauch 
selbst  irreleitend,  auch  dabei  in  Folge  der  Fltlchtigkcit  seiner  Arbeitsweise  nicht  immer 
conse<{ueat,  selbät  in  der  nemlichen  Auflage  und  in  demselben  Abschnitt  nicht  einmaL 
Das  Beste  möchte  wie  in  vcrwaltongstechnischen  Fragen  so  auch  in  techoiadhen  Be« 
Zeichnungen  ?.  Hock  geleistet  haben.  Ihm  wird  !<i"r  mehrfach  gefolgt,  sonst  aber 
diejenige  Terminologie  gebraucht,  welche  in  den  beideu  deutlichen  Haaptstaaton, 
Preussen  und  Oesterreich  (in  fotiteren  mitunter  etwas  abweichend  und  hie  und  dn 
in  ein  wenig  veralteten,  aber  •.'nnz  passenden  Ausdrücken  ■  ülhVfi  i  t  o  I-t  <lorh  einiger* 
maa^n  als  allgemeiner  in  Deutschland  gebriinrhlich  bezeichne!  wrrien  kann. 

IV.  Die  Feststeliuiig  der  Grandlagen  der  Be- 
steuerung. 

§.  296.  Die  Grundlagen  jeder  Besteaernng  sind  das  Steuer- 
snbject,  d«  h.  die  Person i  von  welcher  rechtlieh  die  Steuer  zu 
sahlen  ist,  das  Stenerobjeet  oder  der  Umatand,  die  Sache 
n.  8.  w.,  derentwegen  die  Steuer  an  zahlen  ist^  und  der  Stener- 
sats,  d.  h.  der  Betrag,  welcher  Ton  der  Stenereinbeit  als  Stener 
erhohen  wird  (§.  90). 

Die  Feetstellang  dieser  drei  Momente  gestaltet  sich  ▼erschieden 
nach  den  grossen  Stenergattnngen  and  znmTheil  weiter  nach 
den  speciellen  Verhttltnissen  jeder  einseinen  Steuer.  Der  Unter- 
schied der  Steuern  von  dnander  besteht  ftlr  die  Verwaltung  vor 
Altem  in  d^  Unt^fsehieden  In  Bezog  auf  die  Methode  der  Fest» 
Stellung  jener  drei  Momente. 

Vom  steuertechniseheii  Standpunct  der  Vervvaltung  aus  .sind  die  einzelnen  Steuern 
und  Stcuergattungcn  daher  auch  wesentlich  mit  nach  den  gr&sseren  oder  geringeren 
Schwierigkeiten  zu  beurtheilcn,  welche  di-^  Feststellung  dieser  Bestcnerongsgrundlagen 
und  im  Anacbluss  daran  die  Erfüllung  der  weiteren  oben  genannten  Aufgaben  (§.  295) 
mit  flieh  bringen. 

Von  den  Steuergattnugen  sind  hier  nun  namentlich  zu  unter- 
scheiden die  „directen"  (im  ersten,  wie  im  zweiten,  administrativ- 
technischen  Sinne  der  §.  97,  i>8),  daher  die  Ertrags-,  die  Ein- 
kommen-, die  allgemeinen  und  partiellen  Vermögenssteuern, 
sodann  die  „indirecten"  besonders  im  zweiten  Sinne,  welche 
wieder  iu  die  auch  technisch  verschiedenen  drei  Gruppen  der  Ver- 
kehrs-, der  Erbschafts-,  Sehen kungs  -  nnd ähnlichen  Steuern, 
sowie  der  eigentlichen  Verbrauchssteuern  —  letztere  wieder 
„iudircpte"  in  beiderlei  Sinne    ~  zerfallen. 

Unter  den  Verbrauclissteuern  sind  weitere  Unterscheidungen  nach  der  Art  der 
VoaidaSiiDS  and  SiÜiebung,  in  der  in     254  angegebenen  Weise  gerade  andi  fikr 
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di«  StenoiTenraltung  wichtig;  eine  mehrfteli  beaondefe  Stelliu^  nehmen  die  den 

Pfodactionsbelrieb  sich  anschÜcsMienden"  Vcrbranchs'^teucrn  (§.  091  ein. 

In  CoQsequeaz  der  in  §.  97  ff.  erfolgton  Aofstellung  eiui^  Dupp«lbegri&  „directer** 
und  „indirecter"  Stenern  sind  hier  jetzt  einige  Aenderungen  gegen  die  1.  Auflage 
(S.  586)  ningemten. 

Die  Aufgabe  ftr  die  Steneirerwaltang  be&tebt  nnn  darin, 
zweckinftBsige  Einrichtungen  «n  treffen,  dnreb  welche 

die  Feststellnng  der  genannten  drei  Momente  fflr  sie. 
die  Verwaltung  selbst,  wie  für  das  ste ii erzahle  d  de 
r  u  b  1  i c u III  möglichst  sicher  und  e  i  iH  a c  1j ,  daher  auch 
wieder  möglichst  bequem  und  mit  den  geringsten 
Kosten  erreicht  wird,  den  „Principien  der  Öteuerwaltmig" 
gemäss  (§.  189"~1Ü2). 

(Jerade  zu  iliescm  Zweck  dient  statt  des  iiFirlistlicg-endcn  Weges  der  „di recten" 
Besteuerung  (,im  ersten  Sinne),  wo  der  vom  Slcuerrccbt  in  Aussicht  genümmcae 
Stenertriger  auch  das  Stcnersubjcct  ist,  unter  Umständen  die  „indirecte"  Be- 
sleacrong  (im  ersten  Sinne,  §.  97).  Auch  sie  —  wnd  zwar  sie  in  diesem  Sinne  — 
ist  alB  ein  aten er  technisch  es  Hilfsmittel  und  der  directen  Besteuerung  gegenüber 
«Is  ein  Ersatnnittel  aufzufassen,  um  die  Schwierigkeiten  bei  der  durch  das  Wesen 
einer  Steuer  sonst  geforderten  Feststellung  dur  Sfenersuhje.  te.  Ohj  t  ^^n  !  Sätze  zu 
vecmiodera.  Aua  diesem  Gesichtspanct  ist  zwiiicheu  ihr  und  der  direcit^n  Beateaemng 
von  Fall  zn  Fall  zn  w&hlen.  Die  Erllinng  dafHr^  dass  Torzugsvdse  nnr  die  Yer- 
brauchssteuem ,  diese  aber  auch  in  der  modernen  Volkswirthschaft  fa^^  volIsfJndig, 
iudirecte  Steuern  im  genannten  (erbten)  Sinne  sind  und  dass  diese  Steuern  cineji 
immer  grSsseren  Raum  in  der  Q^mmtbestenemng  gewonnen  haben,  liegt  mit  in  der 
Thatsache,  dass  sich  jene  Schwierigkeiten  auf  diese  Weise  vermindern  licssea, 
wühnmd  di.>^f>!>n>n  hei  den  meisten  ührif^cn  Stenern  mit  der  Entwicklunff  der  Arb»  its- 
uiul  Beäitzthciiuiig  und  der  l'roductiuüstechiiili  ciheblicli  gesticgeu  und  hier  nur  aus- 
nahmsweifle  dnreh  ««ittdireete**  Beslmiening  zn  ftbervlnden  idnd  (g.  260  C). 

A,  —  §.  297.   Die  Steueren bjecte. 

Die  Feststellung  der  ►Steuer.subjecte  und  die  Vorschril'ten  Uber 
die  auf  (liesclhen  sich  beziehenden  Steuerrechtsverbältoisse  speciali- 
sireu  sieh  uii\ ermeidlich  nach  den  Steuerarten,  namentlich  wieder 
nach  den  directen  und  indirecten  Steuern,  so  dass  die  alle:e- 
meinen  B ( s t i i n 1 1 1 u luren  (iber  die  Steuersubjecte  nur  einige  generelle 
Hauptpuncte  regeln  küuuen. 

Das  Recht  muss  zunächst  für  alle  btcucru  festsetzen,  wer  und 
unter  weichen  Bedingungen  Jemand  für  eine  Steuer  zur  Zahlung 
verpflichtetes  Steuersubject  oder  unmittelbarer  Steuer- 
Pflichtiger  ist;  eventuell  sodann  weiter,  ob  nnd  wie  neben 
oder  statt  seiner  ein  Anderer,  gesetzlich  oder,  soweit  dies  zn- 
lässig,  nach  vertragsmässigem  üebereinkommen ,  Hlr  die  Steoer 
haftet:  der  lyStenerbaftendc^';  endlich  unter  Umständen  ancb^ 
ob  und  wer  das  Stenersnbject,  z.  B.  in  dessen  Abwesenheit,  Ver- 
hinderang,  vor  der  StenerbebOrde  «n  vertreten  bat:  der  „Stell- 
vertreter", ^ncb  in  Betreff  dieser  drei  PersonenlLategorieen  er- 


Digitized  by  Google 


Die  Stenanobjecto^  6Ü9 

geben  sich  manelie  Verschiedenheiten  aus  dem  Wesen  der  ver- 
schiedenen StenergattuDgen. 

1.  Die  indirecte  BesteaeniDg  in  unserem  ersten  Sinne,  d.  h. 
die  ,,mittelbar  erhobene,  vorgeschossene'^  (S.  238);  leistet  hier  nun 
in  Bezug  anf  die  Aufgabe  der  Verwaltmig  in  der  Feststellnng  der 
Stenersnbjecte  einen  wesentlichen  Dienst:  sie  ermöglicht  es,  even- 
taell  eine  viel  geringere  Anzahl  nnd  meistens  zugleich  pas- 
sendere Personen  zn  Stenersnbjecten  zn  machen. 

Dies.r  Yorthcil  zeigt  sicli  am  Meisten  bei  einer  Verbrauch sbestcucrung  iu 
VolLiwirthschaften  mit  aasgebildeter  Arbeitsthoilung,  wo  die  SachgQtcr  im  grOssteu 
Maasso  von  bestimmten  EinzelwirthscbaftCQ  benifs-  oder  gewerbsmässig  fQr  den  Ab- 
satz erzeugt,  also  zunächst  Waaren  werden  und  erst  durch  den  Umlauf  an  die 
Verbraucber  ivlans^en.  I>ie  Prodncentcn,  K'aiifleutc  und  äluiHche  Per^^nn-n  bilden 
lü$£  die  au  Zakl  ungleich  geringeren  Lud  iU;j,lcieh  die  geeiguuttircii  btcuersubjecte. 
Die  Feststellnug  dieeer  Personen  und  die  Ermittelung  der  durch  ihre  Hlnde  g(di«iden 
Steuerobjecte  ist  ?iel  leichter  und  einfacher,  als  die  Feststellung  aller  wegen  «ines 
gewissen  Verbrauchs  steuerpflichtigen  Uonsumeutcn  und  der  Steuerobjecte  bei  diesen 
ijgl  §.  97,  S.  288). 

Bei  den  übrigen  Steuern  liegen  die  Vt  rhältnisse  meisten»  anders  als  bei  den 
Yerbrauchssteuero,  weshalb  hier  eing  solche  indirecte  Besteuerung  nur  eine,  tibrigeus 
mitimter  ganz  zwecknkiasige  Ausnahme  bildet  Mit  der  AaadehniiDif  des  Uieth-  md 
Pa eil t Wesens  kann  es  z.  B.  räthllch  und  ausfahrbar  worden,  je  nachdem  d>n  einen 
oder  den  anderen  Theil  förmlich  zum  rechtUcbea  Stenenabject  ron  Steaeru,  mlndesteuä 
zum  unmittelbaren  Steuererhebuogsorgane  toa  Stenera  xa  aiaeheii,  mit  denen  man 
einen  Anderen  als  den  ersten  Steu«  rzaliler  belasten  will.  Dergleichen  kommt  auch 
im  Stctierrerlit  öfters  vor.  So  werden  wohl  bei  allgemeinem  ländlichen  Pacht.sybtein 
die  Grundsteuern  des  iligcuthümcrs,  sclbsit  die  Einküuiuicübteuern  des  letzteren  vom 
Grundertrage  (England)  durch  den  Pachter,  die  (iebäudesteuern  des  Eigenthumors 
durf-h  den  Miether,  öfter  noch  umgekehrt  die  Wohnung^steuern  des  Mieihers  durch 
den  HauscigcnthUmer,  d.  h.  eben  „indirect"  erhoben.  Die  Einkommensteuern  der 
Priratbeamteo.  der  Arbeiter  kOnneii  so  beim  Untemehmer*  Arbeitgeber«  diejenigen  — 
oder  V)  r>ndere  Besoldun^sstenern  —  des  nffentlichen  Beamten  bei  der  auszahlenden 
Casso,  die  Stenern  aui  die  Zinsrente  des  (ii&ubigers  beim  Schuldner  eingezogen  werden, 
wie  es  X.  B.  In  grossem  Umfang  mitunter  für  die  Stenern  der  ObUgationlre  bei  der 
Actiengesellschaft,  der  Staatsgläabiger  bei  der  zahlenden  Staatscasse  geschieht  („Coupon- 
steoei").  Auch  diese  Formon  .^ndirectcr**  Besteuerung  werden  daher  mit  der  Ent- 
wicklung gewisser  Skoiiomischer  und  EechtsTerblltnisse  der  ausgebildeten  Yolkswirth- 
Schaft  leicht  häufiger,  weil  passender  werden. 

Haben  die  Verbranchsstenem  demnach  hier,  weil  sie  diese 
Art  indirecter  Erhebung  besonders  gnt  anlassen,  einen  Vorzog 
vor  den  directen  Stenern,  den  Schätzungen,  daher  nament- 
licli  Yor  Ertrags-,  Einkommen-,  Vermdgensstenem,  so  macht  doch 
anderseits  die  Feststellnng  der  Steuenubjeete  bei  allen  Ge- 
brauch s-,  znmal  bei  gewissen  Hanptformen  der  V erb r auch s- 
nnd  bei  den  Verkehrsstenem,  welche  allesammt  „indirecte" 
Stenern  in  unserem  zweiten,  dem  administrativ -technischen  Smne 
des  Worts  sind,  wieder  grössere  Schwierigkeiten  (§.  05  ff.). 

a)  Bei  den  directen  Steuern,  insbesondere  den  Schätzungen 
richtet  sich  die  Stenerpfiicht  nach  notorischen,  einigermaassen 
feststehenden  und  bleibeudeu,  daher  verhältuiss massig 
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leicht  und  sicher  zu  ermittelnden  Thatsachen  der  In« 

dividaellen  Lebens-,  Besitz-  und  (insbesondere  der  „be- 

rofsmässigen^')  Erwerbsverhältnisse  eines  Personenkreises, 

MS  welehem  letzteren  alsdann  nnschwer  die  Steoersabj ecte 

nach  Feststellung  dieser  Tbatsaehen  selbst  festgestdlt  werden  kUneeii. 

Aneb  die  Vorsebriften  Aber  etwaige  Slenerhafteode  und  Stellvertreter 

maoben  bler  gewObnlieb  keine  grosse  Scbwierigkeit 

b)  Anders  In  der  Segel  bei  den  genannten  indireeten, 

namentlieh  den  Oe-  nnd  Verbraacbs-  und  V er kebrs steuern 

(ancb  den  Erbsebafts-,  Sehenkangsstenem  nnd  äbnlicben).  Hier 

bSogt  die  Stenerpflicbt  einer  Person  yon  bestimmteneiDseliien 

weebselnden,  vorObergehenden,  im  einzelnett  Falle  mehr  oder 

weniger  snf&lligen  Tbatsacben  oder  Ereignissen  ab,  welebe 

in  einer  bestimmten  Verni  ögensverwendung  (Besitz  ge 

wisser  Objecte,  ^vie  itei  den  sogenannten  directen  Luxussteaern;, 

im  Verbrauch  den  Einkommens  oder  der  E  r zeug  u u g  oder  dem 

Transport  und  Absatz  bestimmter  Sachgüter,  in  gewissen 

Verkehrsges chatten,  Erbanfäilen  u.  s.  w.  bestehen. 

H&afig  üiud  es  daher,  wie  bei  den  Yerkobns-  und  den  meisten  VerbraucbsätoGt^m. 
gewisse  Hftndlangen  einer  Penon,  —  der  Abschinss  einee  Recbtsgeschäfb.  die 
AusstelloDg  oder  Untorschreibang  einer  Orkande,  der  Verbrauch  oder  die 
Erzeugung  oder  die  rirtlicho  Bewegung  (z.  R.  ltber  dio  Zollgreiirc.  dnrch  di" 
Stadtthore)  eines  bcsümuitüu  Sachgau>,  —  sind  es  solche  Handlungeu,  ?oa  dcrro 
Yoniahme  die  Stanaipflicht  jener  Person,  mitbin  deren  rachtliolMr  Glnnetar  ab  Stemr- 
raldect  in  diesem  specielleu  Fall  überhaupt  erst  abhftngt 

Hier  kommt  es  deshalb  auf  die  oft  sebwierige  and  leicht  der 
Beobachtung  sich  entziehende  siebere  Constatirnng  dieser 
eittBebien  Tbatsacben  and  HandlnDgen  an,  am  llberfaaopt  ent  die 
Steaersnbjecte  festsnstellen.  Daraus  ergiebt  sieb  die  Kotbwendig- 
keit,  ein  entsprechendes  BeobaebtangsTorfabren  an  diesem 
Zweck  einzaricbton,  and,  am  dies  darobsnfllbren,  damit  ein  ver- 
wickeltes Steaercontrol-  und  Steoerstrafwesen  in  Verbindang 
sa  bringeo,  nm  sebliesslieb  sor  Brmittlang  der  Stenersubjecte  si 
kommen.  Die  Frage  naeb  SteaerhaftttideD  und  nach  Stettrei^ 
tretem  ftir  das  Steaer*abjeet  wird  damit  sogleich  wichtiger  nnd 
schwieriger. 

Zur  Bekämpfung  dieser  Schwici  i^^kciicii ,  die  bei  dirccter  Ver- 
brauchsbesteuerung der  Cuiihimieiiteu  .selbät  last  unüberwindlich 
sein  und  jedenfalls  vollends  erst  unerträgliche  Belästigungen  tlr 
die  Verwaltung  und  das  Publicum  in  dem  dann  erforderlichen 
Verwaltnngs-,  Erhebungs-  und  Controlapparat  mit  sich  bringen 
wurden  4  dient  nun  wieder  die  „in  dir  ecte''  Bestenerongsfbrm. 
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Üor  erwähnte  grosse  Vorfhtnl  derselben  bei  ninor  Verminderong  der  Stcuer- 
subjecto  lud  der  Heraoshebojig  geeigneter&r  Steueisubjecte  in  den  PtodaceAten,  Kaaf- 
lentoD,  FVftcbtftelinni  v.  t.  vira  erat  devdlch«  vonii  mui  ildi  die  aoostigcti 
Schwiurigkeittd  eioer  PesMeUniif  der  Stoaeonl^ecto  «Ator  den  Consamenteo  mImc 
rergegeawärtigt. 

Bei  den  in  stenertochirischer  Hinstcht  in  dem  genannten  Poncte  den  Vorbrauchä- 
ßtenern  rervrandten  Verkchrssteaern  kann  man  sich  solcher  Steuersubjecte ,  welche 

aN  SfibstiMifc  and  Vermittler  für  die  ins  Auge  gefassten  Stcnfrrträp-cr  funpren  können, 
uiciit  lu  gleichem  Maashc  l^eilienen.  Doch  lässt  sich  bei  gowisstui  Börsenstouflrn 
(ELuiehang  von  Abgaben  für  den  Umsatz  von  Fonds,  fur  Scblusszcttel  u.  dgl.  durch 
die  vermittelnden  und  selbstbaftenden  Makler,  Banken,  Banqaiers),  ferner  bei  einzel- 
nen Stenern  aui  Uredilgeschäfte  (Eumehung  durch  Vermittelong  des  Gläubigers, 
X.  &  bei  LomtwrdgescliftfMn),  eaf  QaittnDfen  n.  a.  m.  eine  Ibnliclie  clnricIitQng  treffen. 

Wesentliche  Schwierigkeiten  für  die  BestlQimuugeu  über  die 
Steuersubjectc  l)ci  den  Verbranchg-  und  Verkehrssteoern  bleiben 
freilich  immer  übrig:  einer  der  steuertechnischen  Nachtheile  dieser 
SteuerRrten  ausser  manchen  anderen,  welche  neben  den  Vortheilen 
der  iiidiicitcu  Erhebung  bei  den  Verbrauchääteuem  nicht  Übersehen 
werden  dürfen. 

Das  Einzelne  richtet  sich  wieder  nach  den  besonderen  Verhriltuiss«  n  der  einzel- 
nen Stenergattong  und  Steaer,  bei  den  Yerbranrhssteoem  nunentlicli  nach  den  iu 
264  dargel^ten  Tenchiedenlieiten  der  llrhebungsart  und  der  Beeteoernngsmethode: 
der  Landesgrenzzoll,  Einfuhrzoll,  die  städtische  Thoracciso.  die  heim  heimischen  Pro- 
ducenten  erhobene  innere  Verbrauchssteuer,  diu  einzelnen  Arten  der  Besteuerung 
hierbei  (Rohstoff-,  Fabrikatsteocr  u.  s.  w.)  bedingen  hier  mancherlei  Vorscliiedenheiteu 
in  den  Teiscbriftcn  Uber  Steuersubjecte,  Haftende  und  Stellvertreter.  Bei  den  Ver- 
kehrsstcwern  anf  RechtsgcschJlfte  hat  das  (iesetz  aach  die  nicht  immer  so  einfache 
EutäoLciduug  zu  trelJen,  wer  vou  zwei  Contrahenten  u.  0.  w.  das  gesetzlich''  Stuucr- 
subjcct  sein  soll,  ron  dem  die  Zahlung  zu  verlangen  und  beizutreiben  ibt.  Auch  wenn 
dadurch  eine  vcrtragsmiissige  Ivegelnng  der  Stciierpflicht  unter  den  Betheili-^ten  nicht, 
ausgeschlossen  wird,  so  wird  derselben  doch  unter  Umständen  zu  Ungunsten  des  iu 
seiner  ganzen  dkenemiflclhen  and  eodalen  Podtion  sehwIcheren  Theils  leicht  bedenklich 
präjudicirt  Di*  Pr  ujo  sollte  daher  nach  richtigen  s  teii  e  rpo  Ii  tisch  en  rinindsStzcn. 
nemlich  nach  der  Erwägung,  wer  von  der  Steuer  getroUeu  werden  soll,  entschieden 
▼erden.  Aber  stenerteehnische  Rücksichten,  auf  Sicherung  der  Veranlagung  und 
Erhebung,  nöthigen  vielleicht  zu  Ahwcichungen.  Ein  Beispiel  liefert  der  Stemjx  l  hei 
Miethcontracten.  Wenn  da  das  sogenannte  Hauptexemplar  vom  Miether  mit  dem 
Stempel  zo  reisehen  ist,  so  sehen  leicht  beide  Tbeile  darin  ein  gesetzUch  geordnetes 
Kechtsverhältniss  und  üie  Steuer  wird  einseitig  dem  Hiether  zagesclioben,  aelbet  venn 
das  Gesetz  dies  nicht  beabsichtigt 

B.  —  S.  298.  Die  Steaerobjecte. 

Die  Feststellung  deroelben  macht  regelmKasig  bei  etwas  ent- 
wiekelterer  Erwerbs    Besits-,  und  Gebranohsbestenerang  grossere 

Sebwierigkeiten  als  die  Feststellung  der  Stenersubjecte  nnd  diese 
Schwierigkeiten  wachsen  immer  mehr  mit  der  nothwendig  grösser 

weidenden  Küiistlichkcit  der  Besteuerung.  Die  bezüglichen  gesetz- 
lichen \  Urschriften  speeialihircn  sich  dabei  nothwendig  noch  stärker 
als  bei  den  Steuersubjccten  nach  den  „directen"  und  „iii- 
directen"  Steuern  und  den  weiteten  Steuer  arten  innerhalb 
beider,  sowie  nach  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Steuern. 
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In  deB  immer  zahlreicher  werdenden  Fällen,  wo  das  Steuer- 
objeet,  bes.  anch  die  Steuereinheit  (§.  90)  nicht  eine  phyeiache 
Pereon  selbst  oder  ein  ein&ches  Sachgnt  ohne  wesentliche  Qnali- 
tfttsanterschiede,  sondern  eine  complicirte  Werthg^rösse,  ein 
ans  verwickelten  Ökonomischen  Vorgängen  sich  erg^ebeDder  Ertrags-, 
Einkommens-,  Besitzbetrag,  eine  Erwerbseinrichtang  (z.  B.  ein  Ge- 
werbebetrieb), ein  technischer  ProdoctioDsprocess,  eine  Waare  mit 
zahfareichen  Sorten  und  Qualitätsunterschieden,  ein  Rechtsgeschäft 
oder  eine  Urkunde  darüber  ist,  —  da  ergiebt  sieb  für  das  Steuer- 
recht  die  Autgabe,  immer  genau  die  Merkmale  IIa  das  betreibende 
h^teucrobject,  iWr  dessen  Einheit,  BegritT,  Uuilaug,  Inhalt  anzugeben. 
Das  ist  Ott  schwierig.  Bei  der  Auwendung  des  Gesetzes  treten 
aber  leicht  noch  neue  Schwierigkeiten  hervor.  Hier  mubs  dann 
eine  authentische  Interpretation  crl'ulgen  und  in  weitem  Maasse 
sind  durch  Vollzugsverordmui^^cn,  Instructionen  n.  s.  w.  die  leicht 
entstehenden  Zweifel  eben  doch  oit  nur  ziemlich  willkürlich  zu 
lösen. 

Kamentlich  die  Gosetzgebung  nnd  (laü  V«  rurdiiungsrocht  auf  «1«  in  fjobi«  ft^  der 
Ertrags-,  der  iadirecteo  Verbrauchs-  uud  der  Verkehr sbuäteueruog  werdea 
auf  diese  Weiw  in  bofaem  Maasse  schirierif  und  weifliufi;,  bis  zur  DiittbQiMhbiclett 
(Zollr  1'  bei  complicirtem  Tarife,  fraDZösische  Wcinbestouerung«  fintazSsiaclies Stempel'' 
uod  Euregiätremeatsii^eml   Darüber  Mäheroö  iii  Fin.  III). 

In  rechtUcber  uiiuicbt  slad  aveb  bei  den  Realstottem,  wie  beaondei«  der 
(iruud-  und  Geb&udesteuer,  und  bei  den  auf  Immobilien-Geschäft':,  Bcäitz- 
wechscl  von  Gnindcigenüium  u,  s.  w.  sich  beziehenden  Verkehrs  steuern,  ilanii  hn 
einzelnen  indiructen  Verbrauchssteuern  auf  bestimmte  SacbgQtcr  (Zoll,  Tabak -be- 
wichtstcuer  u.  a,  m.)  Vorschriften  nothwendig,  ob  und  wie  weit  die  Sache  s-  lbst, 
nnabhänpig  von  iLr*  m  jeweiligen  Besitzer  oder  Eipenthtimcr  orb^r  von  den  Hechten 
Dritter  an  ihr,  für  die  riicksUiQdige  Steuer  haftet.  Das  bedingt  daiut  wieder  besondere 
Gontrelen. 

Es  Mt  daher  sehr  erklärlieh,  daes  der  Wunsch  nach  Ein- 
fachheit der  Steucrobjecte  und  Einheiten  rege  wird.  Er  l^anii 
aber  in  der  cutwiekelten  Besteiirnni^  meist  nur  mittelst  Preisgebuug 
wichtiger  Steuerprincipien,  liamciiilicb  um  den  Prci«  einer  mehr 
oder  weniger  starken  Verletzung  de«  Grundsatzes  der  Gleich- 
mässigkcit,  ertüllt  wenlen. 

Denn  in  letzter  I.inic  ist  es  wieder  der  i'rUber  dargelegte 
Differenziruugöproccss  des  Steuersystems  (§.  201  ff.)  nnd 
sind  es  die  mächtigen  diesen  Proccss  bewirkenden  l'rsai  hen  uml 
seinen  Verlauf  bestimmenden  Bedinj^nngen,  die  Eutwiekiung  der 
Technik,  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und  Besitz theilung 
oder  m.  a.  W.  die  qualitative  und  quantitative  Differen- 
zirung  des  Nationaleinkommens  und  Nationalvermögens 
bei  deren  Vertheiinng  an  die  Einseinen,  welche  aach  diese  wachsen- 
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den  Sc'hwicrigkcitcu  iu  Bczu^  auf  die  Feststellung  der  Stcucrobjectc 
hervorrufen. 

In  den  einfacheren  Verbältnissen  früherer  Wiitli- 
schaftsper  iu  den  ist  diese  Aufgabe  bei  den  ruheu  Erwerbs- 
and Besitzsteuern  und  Zöllen  solcher  Zeitalter  nioht  besonders 
mühsam. 

Mau  h&lt  «idi  au  die  leicht  und  eioÜEMh  zu  contiUtiicado  Kopf-  odor  FaiuiUou- 
zahl,  aJlenfUls  an  die  ebenikUs  niueliver  m  emüttelDdeii,  iB«iift  iiotoTiscli  ftiMeheiulen 

Personal  -  und  Stand esTerhältniitfie  der  Pi  rsonen ,  an  die  ubiirhon  agrarischen  Rositz- 
littd  Wüthächaftseinhcitea,  auch  au  die  reuhüicho  fi«8iUqoaliUt  bei  üruad-  und  ähu- 
lieben  Stenern .  höchstens  an  die  dufeh  einftclie  und  n>be  Methoden  noeh  ztemlteli 

leicht  and  für  den  Zweck  hinlänglich  genau  zu  ermittelnde  Grösse,  Art  uuJ  iinirorihn 
(iüte  der  Grundstücke.  M:\n  untorscheidct  nicht  weiter  fein  die  Art  und  Qualität  der 
zollpflichtigen  Artikel.  Liukommen-  und  Veimögenssteut  rn  verlantieii  zwar  schon  etwas 
uDifangüchere  and  ichwierigere  Proceduren  zur  Festste! Iun<,^  d>  r  Steuerobjectc  und 
Kinhoiten.  Ahf^r  tmtcr  den  staldleren  Krrliti-,  Wirthscbafis-  und  terhnischen  Vcr- 
häitnisseu,  bei  der  gcringercu  örtlichen  Bewegung  toq  Porsoueu  und  Kapitalien  uud 
den  veni;  entwickdten  Creditrerkehr  sind  doch  anch  hier  die  Schwieriiileiten  viel 
geringer  als  späterhin,  zumal  bei  reell  (nicht  immer  nominell)  nicdrif^cn  Steuersätzen, 
bei  wclclieti  ('ng^Ieichmä.Hsifrkeiten  in  der  Umlegunfj:  der  St'.ucru  leichter  ertraf^Ii«  h  sind. 

In  der  liTther  eiitwH  kelten  Volkswirthscbaft  differcuzireu  hirh 

die  Erwerbb-,  Besitz-  und  (icfji iUieb.sarten  so  ansserordentlicb,  dass 

nnn  auch  eine  viel  s  o rg  t  ä  1 1  i  gc  r e  He  rdek  sichtig  ung  der 

Vcrschiedeuheiten  der  einzelnen  bteuerubjecte  unvermeidlich 

wird. 

Namentlich  mUsseu  die  Werth  grossen  der  einzelnen  steuerpflichtigen  £rtr%e, 
Einkommen,  VermOgensbestandthcilc  und  Gesammtvermögcn ,  die  Arten  und  Quali- 
titen  (Sorten)  der  verbrauchssteuerpflichligen  Sachgüter,  die  Arten  der  einzelne« 
verkehrssteuerpflichtigen  Kechtsgeschäftc  nun  möglichst  p-enau  festf^cstellt  und  in 
der  Besteuerung,  zumal  bei  höheren  bteucraat^^cn.  untorächiudun  werden.  Die  unifassend- 
hteu  und  doch  trotz  alleo  Scharfsinns  und  aller  Mühe  nur  von  zwüifelh.ifleni  Erfolg 
belolir  *' ri  l:^^^re^^eln  zur  richtigen  Ermittlung  der  Erträge  und  Kinkummcn  des 
berufbrnäsaigeii  Erwerbs  i§.  215  ff.)  in  der  modernen  Be&teudraug  erklären  sich  so  aus 
den  Sehwieriglteileii  •  weiche  die  richtige  Featetellnng  der  Steuerobjecle  tut  die  ge- 
naonlen  Sfevem  bieteo. 

Neben  den  anderen,  früher  dargelegten  Unistäudon  war  es 
dann  aber  auch  die  Einsicht,  dass  sich  mit  allen  zu  Gebote  stehen- 
den Mitteln  die  Objeete  der  Ertrags-  nnd  £inkommenstenern  doch 
nicht  genügend  feststellen  Hessen,  welche  anf  die  stärkere  Ent- 
wicklung der  Verb  ran  ehs-  und  Verkehrsstenem  bindrftngte. 
Freilich  war  nun  anch  bei  diesen  eine  immer  grössere  Spe- 
cial isirnng  der  Stenerobjecte  geboten,  welche  Oflers  eben- 
falls wieder  sehr  grosse  Schwierigkeiten  fttr  die  richtige  Peststellnng 
des  Stenerobjeets  und  des  ihm  aufzulegenden  Steoersatses  machen 
mosste. 

So  DnmentUch  bei  gewissen  ZOUen  imd  bei  den  meist«!  inneren,  an  die  Pro- 

duction  sich  ansebliessenden  Verbranrhssteueru  (Getränke-,  Zucker-,  Tabaksteuern). 
Wollte  man  z.  B.  mit  der  an  und  fUr  sich  nothwendigen  und  vom  Grundsatz  der 
GÜehM&ssigkeit  reclaogten  Fordemng  der  gennneren  Beradisicbtiguug  der  Sortm 


Digitized  by  Google 


704  5*  B*  Alldem,  btcacrlebro.  5.  K.  Vorwalu  1.  H.-A.  Uraudiageu.  §.  298, 299. 


und  Qoalitileii  des  einzeloeD  revbniic1i88t«nerpfl{ebtig«n  Artikels  vollen  Ernit  nacbcft, 

so  wäre  die  Aüfgabc  für  die  Stcuerrerwaltang  nicht  viel  geringer  als  bei  den  Ertrag^- 
bteucr?).  Man  jrlaubte  sich  aber  hier  mehr  über  eine  solche  Forderung  hinvcgsetz"!!  tn 
können,  Trut^deiu  bereitet  auch  bei  den  übliclieu  ateiiertochnisch  ziemlich  unroUkommeiicti, 
aber  öfters  allein  nl^lichen  Fonnen  der  iAii«rno  iiidirocton  Besteoerung  ron  Geträakoi« 
Zticker,  Tabak  u.  a.  m.  die  einigermaasson  zurerlässijre  Feststen uii^'  der  Sfencrobjcct" 
noch  Scliwierigkoiteu  genug.  Die  hier  wie  bei  den  bpeciäschen  Fioanzzölien  ttbiiche 
blosse  Qaantilitsbesteuerung  od«p  das  Feblen  des  QQalitStMteoerfiisseB  bleibt  aber 
eben  ein  schwer-  r  "M  üigel  dieser  Resteuerun?.  Die  Anlegung  des  Qualitat<steüerfus*» 
bat  sich  indesäcu  gewöhnlich  aomögUcU  erwiesen,  weil  man  die  FeststeUang  der 
Qaalit&t  der  Steoerolijerte  niebt  nacb  etofaehen,  letebt  zn  oonstuHrenden  ICeiuudeo 
goiiai;eiid  sich.  r  stellen  konnte:  so  bei  den  wichtigen  Fiiianzzollartikelii  der  Coloniat» 
waarejiliraiiclie,  bei  importirtoin  Wein,  bei  Tabak.  Th.  --,  Knfl" •  •  u.  s.  w.  (§.  303). 

Die  wesentlielisten  Fortschritte  in  der  Technik  der  Stener- 

verwaltUD^  beiretVcn  daher  Mittel  mul  Wege,  um  zu  einer 

besseren  Feststeiiaug  der Öteucrobjecte  and  Einheiten 

za  gelangen. 

Bei  ihn  ErtratT".  Kin kommen-,  V c rm öpe n steuern  kommen  in  Betracht 
die  Methoden  der  amtiicheu  und  sou&tigcn  Schätzungen  und  Berechnungen  der  steuer- 
pflichtigen Werthbeträge,  die  etwaigen  Declarationeii  der  Steuerpflichtigen,  die  ihn- 
liehen  Aiifiaben  Dritter,  z.  B.  der  Gehalte  auszahlenden  öHentlichen  Gasse,  der  Unter- 
nehmer, Arbeitgeber,  der  Schuldner  Uber  die  betreüeudcn  Verhältnisse  de»  Einkommen« 
von  Steuerpflichtigen  (Beamte,  Arbeiter,  Ollobiger),  die  Controhnittel  daAir,  die  Herbei- 
zieliunp  der  Besteuerten  selbst  zur  Theilnahme  an  den  Miissretreln  fdr  die  Feststellung^ 
der  Steuerobjecte,  die  Büdung  bezuglicher  Stcnercomwi^sionen,  erentueU  die  Beoatzuag 
des  BepartitioDssystems  (§.  300)  dabei.  Bei  den  Verkebrsstenera  band^  ss 
sich  um  Kinri<  htuiigcn,  durch  welche  sich  die  Verwaltung  möglichst  sicher  Ton  der 
Vornahme,  Art  und  Werthhöhe  der  steuerpflichtigen  Rechtsgeschäfte  Kenntniss  ver- 
schaffen iänn.  Bei  den  Verbrauchssteuern  in  Form  von  Zöllen  ^d  Verbesser- 
ungen im  Zollverfahren,  durch  welche  eine  WcrthbezoUun^'  oder  ein  nacb  den  Qualitäten 
einer  Waare  abgestufter  Zoll  ermnglicht  wird,  wichtig.  Bei  den  i nn  eren  Verbrauchs- 
stt;uern  bildet  der  Uebcrgang  von  der  Kohstolf-,  der  Pauäclialiruugästcucr  und  anderea 
unvollkommenen  BestenorunK^niethoden  zur  Fabrlkatbcsteuerong  auch  zugleich  eiji 
freilich  ohne  pi'cnauore  QualitiiLslitsstimmun?  aurb  noch  nicht  ausreichendes  Mittel  zur 
besseren  Feststellung  des  Stcuerobjects.  Die  Besteuerung  in  Monopoiform  besitzt, 
wie  man  aneb  sonst  ttber  sie  ortheile,  ror  den  tibrigen  steaertechniseb  «nvendbaren 
und  üblichen  Formen  ib^n  Vorzug,  dass  sie  di<^  Feststellung  des  Steuerobjecfs  v-.rr  in- 
lacht,  unmittelbar  den  vcrbrauchssteuerpflicbtigen  Consomenten,  nicht  noth wendig 
Zwiachenpersenen  trifll,  die  Uebenrtizungsschwiorigkeiten  weit  mebr,  oft  Tolletlndfg, 
vermeidet,  den  in  Aussicht  genommenen  Steuerträger  vielmehr  in  der  beabsichtigten 
Weise  trifll  und  einen  rationellen  QuaUtitssteoerfoss  am  Leichtesten  und  Besten  zaläaaL 

C.  —  §.  299.   Die  Steuersätze. 

Die  Feststellung  der  Steuersätze  erfolgt  in  der  Praxis  rcgel 
mässig  auf  eine  sieniJicb  willkürliche  Weise.  Man  hält  sich  bei 
alten  Stenern  etwa  an  die  znfäUig  gesebiehtlich  ttbeikomnieDen 
Sätze  und  verändert  diese  in  der  Riebtnng  gldehmässigerer  Ver- 
theilnng  der  Bestenemng  sowie  naoh  der  Hdhe  des  zn  deckenden 
Bedarfs  nicht  viel  anders  als  nach  einem  gewissen,  meist  ganz 
snbjectiven  „Dafürhalten'^  Bei  nenen  Steuern  verfthrt  man  nach 
derselben  principlosen  Art  Theoretisch  ist  jedenfalls  em  richtigeres 
Vorgehen  zn  verlangen  nnd  es  lAsst  sich  ein  solches  anch  angeben. 
Die  Praxis  wird  die  sich  hier  bietenden  Sehwierigkwtea  allerdings 
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mcht  leicht  ganz  correct  lösen,  sondern  oft  nur  dem  theoretischen 
Ziel  si(  h  anniihern,  nicht  selten  selbst  den  Knoten  nur  durchhauen 
können.  So  weit  als  möglich  aber  sollte  sie  docli  n^ch  Prin- 
c  i  p  i  e  D  verfahren  und  sich  namentlicb  bei  gröMeren  Keformen  voo 
der  blossen  Roatine  lossagen. 

Vorwürfe  dieser  Art  sind  anch  der  iienciten  Stoiierr<'fonn  im  Deutschen 
Kciche  nicht  za  etsj^en.  Der  Fall  kann  als  Beispiel  des  in  der  Praxis  üblichon 
Voifebens  dieneo.  Die  Verqiifclniiiir  Reichs-  und  ParticnltiMMtdiiuuizeii  eisehweit 
freilich  die  Aufgabe,  aber  macht  sie  »'ifrcutlich  nur  noch  nothwendigor.  Bevor  uian 
zur  Aosfubning;  des  Programms:  ..mehr  Indirecte  Stcaeru"  schritt,  wäre  doch  eine 
FeeMeUmig  des  richtigen  Verhältnisses  zwischen  directen  und  iodirecMo  Stenein,  das 
man  erstreben  will,  geboten  gewesen.  Der  beliebte  Hinweis  anf  das  Ausland,  wo 
man  auch  aufs  Geratliewnhl  die  einzelnen  Steoeni  ausgebildet  hat  oder  wo  in  dieser 
Hinsicht  ein  Product  zuiaiiiger  geschichtlicher  Entwicklung  vorliegt,  hat  zunächst 
wenig  Werth,  weil  die  Verhältnisse  ganz  verschieden  liegen.  (S.  meinen  Aufsatz  tiber 
die  schwebenden  deutschen  Mnanzfragen,  Tübinger  Zeitschrift  1879,  S.  05  (T.)  Aach 
daä  Vorgehen  bei  der  Kegelang  der  Finanzzolls&tze  und  der  landwirtlisrhaftlichen 
Zolle  in  der  deatscheu  TariÄ^form  des  Jahres  1879  war  noch  ein  sehr  rontinemässigos, 
xrio  die  Begrflndung  einzelner  Positionen,  z.B.  Kaffee,  Thce,  Petroleom.  Wein,  in  den 
amtlichen  „MoürcQ"  bezeagt.  Von  einer  Behandlung  solcher  Fragen  imZasammen- 
han g  des  ganten  SteQenyttema,  daher  nammitiieh  unter  nothirendiger  Bertkekslchtigiing 
der  übrigen  Verbrauchs-,  der  Verliehr?  nnd  (rinzt  IstaiTlirlien'i  directen  Steuern,  welche 
das  EinkomjneD  ein  und  doiselbon  Pcrsou  muthmaassUch  belasten,  keine  Spar. 
Statt  daf  Honeiit  der  Willkttr  im  Steuersystem  zu  beaelirliiJcen,  glebt  man  Ihm  bo 
nur  einen  immer  grösseren  Spielraum.  —  Freilich  wird  es  anderswo  nicht  besser 
ecmacht,  wie  z.  B.  die  französische  Steuerpolitik  nach  dem  Kriege  von  1870 — 71 
Beweist,  eine  Behauptung,  welche  mit  dcu  von  mir  im  dritten  Bande  bei  der  Dar- 
atellng  and  Beariheilang  diesn  Politik  geführten  Beweise,  dass  man  eine  einiger- 
maassen  gebundene  Marschroute  ging,  nicht  in  Widerspruch  steht.  Denn  ein  Vorgehen 
nach  einem  organiüchcn  Plan»  whre  immerhin  möglich  und  richtiger  gewesen. 

Die  richtige  Hübe  der  Steucrsälze  crgicbt  sich  nothwendig  aus 
dem  Verbilltniss  der  bteuerobjecte  und  Steuerarten  zu  dem  durch 
Steuern  überhaupt  zu  deckenden  Tbeil  des  Finanzbedarfs. 

Der  Feststellung  der  Steuersätze  mllsste  daher  die  En t sc  Ii  ci- 
dnng  darüber  vorangehen,  in  welchem  X'erhältniss 
der  Gesammtertrag  jeder  Steuergattung  und  der  ein- 
zelnen dazu  gehörigen  Steuer  zur  Deckung  des  ganzen 
S t eaerbedarfs  ungefähr  beitragen  soll.  Vornemlich  ban- 
delt es  sich  hier  darum,  die  Quote  je  der  directen,  der  Ertrags-, 
der  Einkommen-  und  Vermögenssteuer,  dann  der  Erbschaftsstener, 
weiter  der  indirecten,  der  Verkehrs-  und  der  Verbrauchssteuern, 
alsdann  wieder  bei  den  Ertragsatenem  die  Quote  jeder  einseinen 
derselben,  bei  den  Einkonunenatenem  die  Quote  der  Steuer  des 
Arbeits-,  des  Renten-  nnd  des  gemisebten  Einkommens,  bei  den 
VermOgensstenem  die  Quote  der  Steuer  des  mobilen  und  immobilen 
Vermögens  vom  Stenerertrag,  endHeb  ahnlieh  die  Quote,  welche 
durch  die  einseloen  hauptsächlichen  Verkehrs-  nnd  Verbrauchs- 
steuern (einsebfiesalich  Zolle)  gedeckt  werden  soll,  festsnstellen. 
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Auch  (lies  dai  l'  aber  nicht  ganz  willkürlich  geschehen ,  stmderu, 
unter  der  p;crade  hier  wohl  augemesseiieii  Mitbcrlicksichtigung  des 
geüchichtlich  UijerkommeDen  Verbältnissses  der  Steuern  zu  einander, 
in  der  Weise,  dass  man  namentlich  die  Feststellung  der  Quoten 
jeder  Ertrags-,  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  auf  Grund  um- 
fassender landesstatistischer  AutnahniCD  liber  die 
ungefähre  llülie  der  jeder  bteucr  unterliegenden  Erträge,  Ein- 
komaien  und  Venm»gen  vornimmt.  Diese  Aufnahmen  sind  von  Zeit 
zn  Zeit  zu  revidiren.  Dabei  ist  zu  beachten,  wie  gewisse  Stenero 
schliesslich  auf  dasselbe  einzelne  Einkommen  oder  Vermr-prea 
fallen,  nnd  darnae  h  die  Hegeiang  der  Ötcuersätze  mit  vorzuoebmcn. 

Dif  <Juotc  z.  B.  dt-r  K  in  k  o  mmen  steiieni ,  insbosonderc  der  davon  auf  ili" 
unteren  Classen  trellenden.  wird  daher  niedriger  iu  einem  Steaorsystem  ansfalieo 
masseil«  üi  w«lfl]ieiB  hohe  indiraete  VerbnnehMtonon  »nf  Dothwendige  Vuzehnui^ 
artikcl  und  auf  (■'cl^u^smiUel  jener  Classen  rnthaltcn  sind.  Die  Quote  dM  YenO^ctt», 
Erbscbaftsiiteucru  ist  unter  derselben  Yorauäsetzung  höher  anzodetzen. 

Praetisch  wurde  ee  Dftmeiitlfeh  wichtig  sdn,  die  Quote  der  Yeihravebs' 
1)t.'.>tfucruii;r .  ox-ntuell  auch  dieser  und  der  Verkehrsbosteuorung-  eint^r-,  der 
.sämmtlicben  übrigen  Steuern  andererseits  festzustellen,  so  besonders  bei  ein- 
greifenden Steucrrefonnun ,  um  nicht  ganz  aufs  GerathowoU  die  eine  Gattung  über- 
mässig zu  entwickeln  und  die  atulere  einseitig  zurttckzudrlDgon,  Mir  nach  ral{|eotireai 
Belieben  oder  nach  lediglich  titicaiiichen  üosichtspunctcn. 

§.  300.  —  1.  Feststeliusg  der  Steuersätze  bei  den 
directen  Stenern,  den  Ertrags  ,  Einkommen-  and  ähn- 
lichen Stenern.  Repartitions*  and  Qnotitätsstenersysiera. 

Nachdem  man  anf  dieee  Weise  zunächst  die  Steneisnmme, 
welche  darch  eine  Stenei^attong  oder  eine  einzelne  Steaer  erzielt 
werden  soll,  festgestellt  bat,  kann  man  nun  bei  gewissen  Stenetii 
zur  rationellen  Feststellong  der  Steuersätze  selbst  ekea 
doppelten  Weg  einsehlagen,  den  eines  Eepartitions-  nnd  den 
eines  Qnotttätsstenersjstems* 

Diese  schon  oben  in  §.  90  temiiiologhich  festgestellte  Unteischeiduug  wird  ge- 
wöhnlich nur  bei  den  dirorten  Frtrn£r-  und  Einkommen-,  allenfalls  au  h  d  n 
allgemeinen  Y ermögenssteueiu  gemacht.  Sie  iSesi  sich  aber  auch  auf  andere 
Stenern  anwenden,  selMt  auf  die  Verbrauchssteoem  (s.  oben  8.  280).  Auch  sind 

verschiedene  Combinationen  mni^Mich  und  hic  und  da  rereucht  votden,  QU  6ms  Be- 
partitionsprincip  bei  (hr  H-  gelung  der  Steuersätze  zn  benutzen. 

Beim  Rcpartitionssystem  geht  mau  nach  dem  Früheren 
(§.  UO)  von  der  iSteuersumme  ans,  welche  von  einer  Steuer- 
gruppe, Steuerart,  einzelnen  Steuer  erzielt  werden  soll,  stellt  diese 
gesetzlich  als  „Stenercontingent''  fest  und  vertheilt  sie  dann 
nach  den  gesetzlichen  Normen  von  Oben  nach  Unten  auf  die  Steuer- 
objccte  und  Steuersubjecte.  So  gelaugt  man  schliesslich  zum  Steuer- 
foss  (Satz)  für  die  Steuereinheit.  Bei  dem  Quotitätssystem  stellt 
man  umgekehrt  zuerst  diesen  Fuss  (Satz)  fest,  bei  den  fiUicbea 
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directen  Stenern  InFonn  einer  Quote  oder  eines  Pro centsatx es 
der  betreffenden  Geldwertheinheiten  der  Stenerobjecte,  veranlagt 
dann  danach  die  Steuereinheiten,  Objecte,  Subjecte  und  kommt 

SU  eiidli  Ii  auf  die  Steuersumnic  l'ür  den  Staat. 

Iii  zwui  HTtiscnÜlchen  FoDcten  muss  man  bei  diesen  beiden  sonst  so  verschiedenen 
Syttemeii  der  BeMcfoeran^  allerding»  doch  mt  gleiche  Weise  SeiteM  der  Yenraltniif 

vorgeben.  Atirh  bei  der  Quotitätsbcst<^ucning^  mnss  die  Stouersummo.  (iie  man  erzielen 
will,  Ton  vornherein  wenigstens  angef&hr  feststehen,  um  die  bteueisätze  annähernd 
ilehtig,  d.  b.  so  beetimmea  zu  kOonon,  dass  anf  die  Deckung:  des  Bedürfe  gerechnet 
werden  lann.  Und  bei  der  Repartitlonsbestcuertinij  sind  gewisse  Normalsteucrsätzo 
wenigstens  als  provisorische  der  Veranlagung  und  Erhebung  zu  Grunde  zu  logen, 
dieselben  unterliegen  aber  dann  spSter  einer  Verminderung  oder  Erhöhung,  je  nach> 
dem  lia^s  Erf^ebniss  die  feste  Steucrsommo  übenteigt  oder  nicht  erreicht  (So  z.  ß. 
geschah  es  in  Prensson  hui  der  ('h'->^enstenor  nach  dem  unten  genannten  Gesetz 
von  1873.)  Gerade  in  BcJreii  der  üini^jiHigeu  Fest»tclluog  der  Steuersätze  ergeben 
sich  hier  indeaseii  schon  einige  Vortheile  des  RepartitionsBystMDs. 

S.  Rau  I,  §.  295.  Er  hebt  die  Unterscheidung  als  eine  ..besond.-iN  im  fran- 
zösischen Finanzwesen  gangbare"  hervor,  bemerkt  aber,  dass  sie  hie  und  da  auch  in 
anderen  Ländern  vorkomme.  So  in  WUrtomberg,  wo  seit  1S21  ein  festes  Ver- 
hältniss  zwischen  den  drei  älteren  Schätzungen  festgehalten  wurde,  die  Grundsteuer 
sollte  die  Haiissteucr  *fo^.  die  Geworbesteuer  '['.^^  des  zeitweilig  auf  3  Mill.  fl. 

fixirten  ücüaiuiutertiags  abwerieii.  t  iir  die  üruudätcuer  ergab  sich  so  27^  Mill.  Ü. 
and  ein  Steuerfuss  von  11.72'J%  Reinertrags,  bei  der  Gebäudesteuer  von 
2.5."»9  per  Mille  (nach  Rau,  —  Procent V).  Mit  der  ver^ehiedeiien  Ki  t'vickluni,'  der 
betreffenden  Erträge  müssen  sich  solche  Quoten  nothwendig  verändern,  um  die  ein- 
xelnen  Ertragsquellen  gleichmassig  ZQ  besteaem.  Das  ist'spSter  auch  in  Wftrtembeig 
t^eschtlien.  Der  gegenwärtige  Verlheilungsschlüssi  1 ,  iiljcr  dessen  Feststellung  freilich 
oin  lebhafter  Intercssenstreit  zwischen  den  BethcUigtcu  geführt  wnrdo,  ist:  'Vm 
die  OrondsteDcr,  je  "/«h  auf  die  Gebinde-  nnd  die  Gewerbestener  (vun  jetzt  7.6S  Mul.  H. 
Ertrai^t,  also  eine  Veränderung  zu  Gunsten  der  GrundsteutT  und  zu  UnguiisN  n  der 
(Jewerbesteucr,  entsprechend  der  eingetretenen  wirthächafUichen  Entwicklung.  (Riecke, 
Verfassung  u.  s.  w.  Würtembergs,  S.  192  ff.,  195.) 

In  Frankreich  sind  von  den  vier  grossen  directen  Steaeni  drei,  die  Gmnd'- 

sfeuer,  die  Personal-  und  Wohnuni^s.steuer  (iinix't  personel  et  mobilier)  und  die  TJiiir- 
und  Fenstcisteuer  Repartitions-,  nur  ciuot  die  Gewerbe-  oder  Patcntsteuer  eine  Quotitäts- 
Btooer.  (S.  dnrttbor  Hock,  Fin«  Fitnknich,  8.  140 iE;  jetzt  meine  Fin.  III,  §.  ISü). 

Bei  der  «,Gontingentinrog**  von  Stenern  in  Prenssen  ist  dem  Repartitionspriocip 

Tiiir  7iiglLieli  in  schärferer  Weise  eine  staatsrcchtHrhe  Bedeutung  gegeben  wonJen. 
Die  Grundsteuer  wurde  durch  das  Geaetz  vom  21.  Mai  IHül  auf  10  Mill.  Thlr.  Gu- 
sammtertng  fir  die  Monarchie  im  vor- 66er  Umfang  festgestellt,  wozn  spSter  ftlr  die 
neuen  Provinzen  weitere  3.2  Mill.  Tlilr.  tMt  ;i  ((Jesetz  vom  11.  Februar  1870).  Es 
wurde  der  Boden  katastrirt,  um  den  Reinertrag  in  „verhältnissmässiger  Gleichheit"  zu 
ermitteln  und  danach  jene  Summen  von  Oben  nach  Unten  auf  die  Provinzen,  Kreise, 
Gemeinden  und  schlie»äli< -h  auf  die  einzelnen  Liegenschaften  m  vertheilen.  Als 
nomineller  Stencrfusä  der  Grundsteuer  er?ab  sich  so  9.574  %•  „Grnndsteuer- 
Cüntiugcnt"  i.st  als  bleibender  Staalsstcucrbetrag  gedacht.  Die  Gebäudostcuer  ist 
Quotitätssteuer  g:eblicben.  Durch  das  Gesetz  vom  25.  Mni  1873  ist  die  Olassensteuer 
äbniich  auf  1 1  und  mit  Einbeziehung;  der  bisher  rnahl-  und  schlachtstenerpflichtigcn 
blädte  auf  14  MilL  Thlr.  contingentirt  worden.  Bei  der  weiteren  Reform  im  Jahre  IbäS 
(Gesets  vom  26.  lilrx  1689)  wurde  indessen  diese  Contingentimng  wieder  beseitigt 
und  so  die  Classensteuer ,  soweit  sie  Uherliaupt  verblieb,  wieder  eine  reine  Qaotitäts- 
steuor.  Die  cUst^üicirte  Einkommensteuer  war  (^uotitätssteuer  geblieben.  —  Die  eigen- 
thQmliche  Bildung  von  „Stenergesellsehafteo**  Iftnft  innerhalb  der  im  Uebrigen  auch 
als  Quotitätssteuer  ein^^erichteten  Gewerbesteuer  in  der  pre  :  i  ben  Ge^etzgelning  auch 
auf  die  Festsetzung  von  „Gesammtsteuerschuldigkeiten"  fia  „Gruppen  Gewerbetreiben- 
der" oder  von  „Steuercontingenten''  für  sie  hinaus,  deren  Betrag  dann  auf  die  einzelneu 
Angehtt^tt  der  Gruppe  nach  bestimmten  gesetxliehen  Mssesstabe  unter  schitiungs- 


Digitized  by  Google 


708      S.  B.  Attgem.  Steaeriehz».  5.  K.  VerwilL  1.  H.-A.  QmuShg».  §.  801 


weiser  Benlcksichtigonp  des  Gescliäfts-  und  Betriel)8tiinfaiips  nnd  mathmaasslicbcn 
Reinertrags  des  eiAzelnco  Gewerbe»  „repartirt"  wird.  —  la  West-Oesterreich  bax 
die  neoe  Gnmdetenergesetzgebong  (1 830,  1681)  ebenftlb  dne  OrandstaneiliMiptsimRe 
(37.5.  jetzt  35.2  Mill.  ti    f  tu    t/t,  dio  tUo  15  Jahre  retidiit  werden  mU  md  wui 

die  Krouländer  u.  s.  w.  repartirt  wird. 

Mit  der  ZoUreform  von  1879  ist  auch  im  Deutschen  Reiche  eine  Eiaiichtnng 
eingeführt  woidL-n,  die  auf  einem  verwandten  Gedanken  bembt.  Das  Hcichsgesetz 
rom  15.  Juli  IST!)  §.  *s  sichert  dem  Keiclie  aus  dem  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabak- 
bteucr  ein  „Vurauä"  \i>n  \'M)  hUll.  M.  Was  UarUber  hinaufgeht,  wird  den  Ediuei- 
ituleB  oacli  UMflBgabe  der  Bevölkerung,  mit  der  sie  zu  den  MatricakrboitxteeB 
herang' 7"c->n  werden,  überwiesen.  In  Preassen  ist  nun  ein  Gesetz  erlassen  worden, 
nach  Welchem  bei  solchen  Ueberweisungen  eventuell  gewisse  Erlässe  an  der  Clauen- 
QDd  Einkommeiuteiier,  weiterhin  orentoeU  Uebemagungen  von  TheUen  der  StaaJs- 
Grund-  und  (iebäudesteuor  au  die  Couimunalvorbllndc  stattfinden  sollen:  die  im  Text 
angedeutete  Beziehung  zwischen  dirccten  und  indirecten  Steueni  nach  einem  Gedanken 
des  BepartitioDBsysten»  (Gesetz  rom  Itt.  Joli  1880,  mit  weitwen  Ausfähningeii  in 
anderen  Gesetzen;  so  u.  A.  die  „Lex  Huene"  vom  14  Mai  1884,  s.  oben  S.  106). 

Ran  erklärt  sich  tr>'a-''ri  die  Repartition:  „Die  Erwüjrunp^.  dass  es  gereclit  is»t, 
wenn  der  üieuerfusi  im  ga;u:eii  Lande  gleichbleibt  (V),  uud  daw  es  für  den  isteuer- 
pllichtigen  eine  Erleichtcrun;;  ist,  wenn  der  Steuerfuss  nicht  oft  verändert  wird  (aber 
wenn  der  Finanzbedarf  <:s  fordert?),  führt  dahin,  dass  man  den  Qoofitätü-  i.. g^leich 
angelegten*')  Steuern  im  Aligumeiuen  den  Vorzug  geben  muss.  Bei  den  meisten  Auf- 
wandsteuem  ist  die  Verlheilung  einer  im  Ganzen  festgesetzten  Summe  gar  nicht  aas- 
führV ar.'"  Diese  Beweisführung  ist  nicht  Qberzen^^end  Kiu  (iberaieht  auch  den 
i^usammenbang  beider  BesteDerungsmethodeu  mit  allgemeineren  Yerbältnieaea  der 
Steoerrenraltung,  namendieh  den  in  §.  301  enrfthnten. 

Hock  erkennt  mit  Recht  die  Vor/.Uge  des  Repartitionssy.stenis  an  (S.  152).  „Es 
entsteht  dadnrch,  sagt  er,  eine  gegenseitige  Ceberwachung  und  ein  moralischer 
Hebe!  für  Steiicritflichtige,  Schätzleute,  Gemeindevertreter,  welcher  wohlthfttiger  *  irki, 
als  die  geh&uftesten  fiscatischen  Maassregeln,  und  anderseits  ist  durch  die  genaue  Er- 
mitf<'bnii;  der  Elemente,  auf  denen  die  Stcuerpflicht  des  Einzelnen  beruht,  jeder 
Willkür  und  ieder  Einmengung  eines  der  aligemeiuca  Gesetzgebung  fremden  Princip;» 
in  die  Steuerbemessnng  roigebevgt** 

Roscher,  Firi.  §.  66,  ist  von  seinem  Standpuncte  historischer  Betrachtuiiir 
aus,  indem  er  dabei  auf  das  „ältere  Repanirsystem"  (im  htändischeu  iJtaate,  s.  oben 
S.  230)  binw^t,  dem  Bepartitionsprincip  anch  für  die  Gegenwart  gerecht  gevorden. 
Cohn,  Fin.  §.  .T77.  Srhiiffle  hat  wohl  gelegentlich  die  Bedenken  hinsichtlich  der 
Streitigkeiten  unter  den  Provinzen  u.  s.  w.  henrorgehobeu  (Oesterreich,  KronUnderl 
Auch  nationale  Gegensätze.  Ga Heien!). 

In  eigenthtlmlicher  W  eise  ist  neuerdings  mit  dem  Contingentirongsprincip  auch 
auf  dem  fiebicfe  der  Zu  ckerbestcuerung  experirnenfirf  •ribi'n  .  nro  gegenüber  dem 
System  der  sich  zu  Auäfuiirpr&mien  erhöhenden  Aubtuhncrguiungen  und  dem  raaiclieA 
Fortschritt  der  Betriebstechnik  bei  gewissen  Steuerformen  (Rohbtoll-,  FaoaduitteQigap 
Steuer),  dem  Staate  eine  bestimmte  Minimal- Einnahme  aus  der  Steuer  zu  verbärgen 
(Oesterreich;  Vorschläge  auch  in  Deutschland).  S.  darüber  J.  Wolfs  genaant« 
Arbeiten  nnd  die  Materialien  im  Flnanzarchir  (so  III,  43).  Das  (Merreiohtsche  Gesetz 
vom  20.  Juni  1888  betr.  Zuckerbestcuerung  bestimmt  eine  Ersat/pflicht  der  Zucker- 
fabriken für  den  5  Mill.  ä.  Übersteigenden  Betrag  der  Ausfuhrrergütungen  im  Jahre 
zu  Gunsten  der  Staatscasse:  eine  auf  „Gontingentining**  und  „Repartttioa**  hfanma* 
laufende  Einrichtong.  Trotz  der  sich  zeigenden  zum  Theil  misslichen  Folgen  solcher 
Bestimmungen  immer  rin  B-wis.  dris**  man  hi^r  wieder  mit  einer  allgemelnei 
Frage  der  SteuerverwaUuiig  u.id  Tuoiiiük       tliuii  hat. 

§.  301.  Bei  den  gewöhn  liehen  directen  Öteuero,  deu  Ertrags-, 
Einkommen',  Vermdgenssteuern,  theilweise  auch  bei  anderen  Steuern, 
httDgt  die  Wahl  zwischen  Repaititions-  und  QaotitätsbeBteaenuig 
noch  mit  anderen  Verbältnissen  der  Steueirerwaltung  zasammcn. 
Die  ReparütioDsbeBteneraDg  lässt  sich  hier  passend  einmal  mit  einer 
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gewissen,  öfters  anch  sonst  erwtinscbten  Decentralisation  der  • 

8 1  e  u  e  r  ve  rwa  1 L  u  ng,  sodaLii  mit  einer  Verth  ei  lang  der 
Stcucila.st  durch  die  Steuerpflichtigen  selbst  unter 
sich  iu  Verbindung  bringen. 

Jene  Decentralisation  Ijesteht  darin,  dass  man  die  Selb s t- 
verwaltungskörper  auch  für  die  directe  Ötaatsbesteuerung 
mit  in  Tbätigkeit  setzt. 

Man  repartirt  dio  ganze  Suutmti  einer  ätaaütöteucr  zunächst  auf  die  Provinzen, 
dann '  die  ProviDcialqoote  aaf  die  Hnlse  «nd  kreisexemteiii  Oeneliideo  (Stidte),  die 

Kreisquote  auf  die  (icmcinden.  Die  weitere  Vertbeilung  der  Prorinzial-  und  Kreis- 
qootcn  auf  die  näclist  kleineren  KOrper  kann  gleich  durch  Gesetz  oder  durch  dio 
ataatlicbe  Steuerrenraltung  auf  Grund  von  Katasteroperationcn  u.  s.  w.  selbst  erfolgen, 
aber  auch  nach  gesetsliläeil  Vorschriften  und  unter  Vorbehalt  etwaigen  I^ccurses  an 
Staatsbeliönlen  oder  an  e'<'wjs8e  Orfranc  il.'S  liAhercn  Sclbsfi-erwaltnn^körpere  durch 
die  W-rwahuug  der  letzteren.  Es  lasat  bich  duboi  ailcufallä  daä  Triucip  einer  Steuer- 
hai tu  ng  jedes  solchen  Köipers  fUr  seine  Steuerquote  festsetzen  (§.  321).  Es  kann 
sich  dann  die  —  übrigens  auch  bei  gewissen  directcn  Quotitätsstcuem  des  Staats 
vielfach  empfehlenswerthe  ond  Übliche  —  Erhebung  der  Staatssteuern  durch  die 
Stenerarliebungsorgane  der  Gonmaiutlbetteoening  (§.  322)  twedna&ssig  aascUieaMii. 

Eioe  solche  DeceDtralisatioii  bat  den  Vortheil ,  die  fierttck- 
Bichtigung  der  looalen  und  nun  Tbeil  der  individuellen  Ver- 
bältoisse  20  erleichtem,  ohne  doch  den  Staat  in  seinem  Finanz- 
Interesse  zu  gefährden.  Sie  ist  anch  wohl  eine  richtige  Consequeuz 
der  neueren  Organisation  der  Selbstverwaltung  Uberhaupt. 

Zur  richtigen  Vertbeilung  der  SteneninniDeD,  z.  B.  fdr  die  Qrandstever,  tnf  die 

Provinzen,  Kreise  und  Gemeinden  bedarf  es  freilich  umfassender  !  i n  1  sstatistisclier 
Aufnahmen,  Katasteroperationen  un<l  Veranhg^ungcn  Seitens  des  Staats.  Da  es  sich 
dabei  aber  wesentlich  nur  dartiiu  liuideU,  einen  Ye  rtheiiuugäächluääcl  diesen 
garizou  Gcbietstheilen  gegenüber  zu  eria&gen,  nicht  ttomlttelbar  den  Steuersatz  der 
einzelnen  Stetierpflii  htigcn  zu  bestimmen,  so  schaden  die  ohnehin  nie  m  rcr- 
meidendeu  Fehler  bei  jenen  Aafhahmen  nicht  so  viel.  Man  kann  sich  daher  mit 
einer  venifer  sorgfiltigen,  mitiiiii  aocb  weniger  zeitrnnbenden  nnd  kost« 
spifilig'cn  Operation  begnügen.  So  wiimt  man  noch  den  weiterrri  Vortheil,  diese 
Operation  öfters  eroeuorn  oder  Eiuzulnes  rcridircn  zu  können,  um  die  Haupt- 
veTtheihiDg  der  betreffenden  Stener  in  Uebereinsümmong  mit  den  local  so  renchieden 
eintretenden  Veränderungen  der  Prodiictiunsteehoik,  des  GommiUiieationsveSMIS ,  der 
£rtrags-  und  Einkommenhöhe  u.  s.  w.  zu  erhalten. 

Es  ist  derbclbe  Gedanke,  der  den  grossen  Grundsteuerkatasteroperationen,  specieli 
der  doch  mehr  carsorischen,  als  wirklich  genauen  preussischen,  2»  Gnuide  Hegt.  Mnn 
sollte  nnr  nicht,  wie  gerade  in  Frankreich,  nach  dem  doch  nur  im  Ganzen  und  Grossen 
einigcrmaasscn  brauchbaren  Kataster  die  Grundsteuer  auf  die  einzelnen  Liegen- 
schaften fertheilea,  sondern,  nacb  den  Vorschlägen  Ton  L.  Stein,  mir  u.  A.,  diese 
letzte  Vertbeilung  auch  in  f^cwisser  Abweichung  vom  Kataster  durch  Gemeinde- 
commissionen, d.  h.  nacb  dem  im  Folgenden  empfohlenen  System  romelimen.  Siebe 
meine  AnsfUminr  bieraber  im  SdiAnbciig'scben  Hnndbndi,  AUumdlnng  directe  Stenern, 
2.  A,,  S.  249.  loch  nnten  §.  808  ff. 

Die  letzte  VertbeiliiDg  der  Stetteranmine  anf  die 
eiBsselnen  StenerpfliclitigeD  durch  diese  selbst  oder 
wenigstens  unter  deren  unmittelbarer  Mitwirkung  mittelst  est- 
sprechend  gebildeter  Stenerveranlagnngs  Commissionen  lübrt  dann 
erst  sur  Feststeilnng  des  Stenersaties  fllr  jedes  Steneraubjeet  oder 
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Stenerobjeet  und  fttr  die  StenereinheiL  Dabei  ergiebt  sieb  öfters 
die  Möglichkeit,  die  indlvidiiellen  VerhültiitSBe  der  Steaerpflicb- 
tij^cii  angemessen  mit  zu  bertteksicbtigen,  was  bei  Personalstenem» 
wie  den  Ein  kommen-  tmd  Vermögenssteuern  in  hohem  Maasse  er- 
wünscht und  selbst  bei  Ertragsstcnciii,  wie  namentlich  der  Grnnd- 
und  Gewerbesteuer,  mitunter  da«  eiiizigc  Mittel  ist,  um  gewisse 
denselben  anhaftende  Mängel  zu  mildern  und  dadurch  diese  ganze 
Steuergattung  steuertechnisch  minder  unvollkoniiiien  zu  machen. 

AUerdiogs  die  Verbindung  cinos  Sabjectbleuormoineiib  mit  der  Objectbestcuerao^, 
z.  6.  bei  der  FeBtstellang  der  SteDerschoIdigkeitcn  der  einzelnen  Grandsteucrsiibif-ct«, 
aber  oinf  wohl  zn  rcchtfiTtijj;eni:le  Maassregel.  Mitunter  1  i  t  ^ioh  hier  auch  Ijui  iT'^- 
wi^cn  btcucrn  eine  Ucsammtsteuerscb u Id igkeit  eiiiea  Kreises  toq  Bcrufs- 
^enossen  bild«»,  die  dftDD  nach  gewissen  gesetzUchen  Yofselirifkeii  too  einem  Ana- 
schuss  t1or  Betheiligtcn  auf  die  Einzelnen  vertheilt  wird:  das  kann,  gut  eingerichtet, 
ein  zweckoi^siges  Mittel  sein,  um  den  Steuersatz  des  Einzelneu  seiner  jeweiligea 
wirklichen  wirüiscbaftliclien  Leistungsfähigkeit  nach  möglichst  richtig  feätzuäteUeii 
(pieoBsischd  Gewcfbesteaer,  ««Sieaefgeidlschaften"). 

§.  802.  Der  Vorzug  des  ßepartitionssystems  vor  der  Qaoli- 
tätsbestenening  ergiebt  sieb  ans  dem  Vorausgebenden  bereits  snr 
Genfige.  Er  tritt  aacb  nocb  ans  folgenden  weiteren  Erwigimgen 
ber?or. 

a)  Das  Repartitionssysstem  entspricht  Ton  vorneherein  melr 
dem  Wesen  des  Öffentlichen,  besonders  des  Staatsbansbalts. 

Der  Bedarf  ftberhaopt,  bei  Finenzwiithscbaften  mit  bedeutenderem  Prirat- 

erwerb  und  Gebtlbrcnwcsrn  auch  gerade  der  gcsammtc  Sten .  rbedarf  ist  schwankend. 
Nach  diesem  Wechsel  des  Bedarfs  uiuss  sich  nothwendig  die  Ertragssumme  auch  der 
einzelnen  Stenern  mit  richten  nnd  demgcmSss  bat  der  Stenerfosa  zn  wechseln. 

Das  wird  bei  den  Qnotitätssteuern  leicht  vergessen,  durch  das  Kcpartitionssystem  in 
Erinnerung  erhalten:  ein  nicht  unwichtiger  finanzpolitischer  Gewinn,  —  freilich  nur. 
wenn  man  in  der  Praxis  sich  nicht  verleiten  lässt,  wie  es  vielfach  geschehen  ist 
(französische  Grundsteuer,  preussische  u.  a.  m,),  das  Sleuerrontingent  für  /u  lauge 
iv  iif>den,  eventuell  »^olhst  zunächst  für  iiiil)<'>iiiiinitc  Zfit  ..einliriltig"  ffstzustolloti.  D^ls 
war  auch  der  UebeüilaiiU  bei  den  ständisclieii  bieuercontingenten  im  früheren  Territorial- 
»teaerwesen. 

b)  Die  Finanzverwaltang  wflnscbt  mit  Becbt  feste  Stenersnmmen 
der  einzelnen  Stenern,  am  die  möglichst  gesicherte  Ordnung  in  der 
Finanzwirthschaft  zu  erhalten.  Das  Repartitionssystem  bietet  daftlr 
die  beste  Garantie,  wie  anderseits  für  folgenden  Pnnct:  'das  Inter* 
esse  einer  wirksamen,  namentlich  parlamentarischen  Finanzcontrole 
verlangt  nemlich  ebenfalls  feste,  nicht  ins  Beliebige  durch  den 
Druck  der  Steuerschraube  und  dürch  die  wii th.se Laftliche  Entwick 
lung  des  Laiities,  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  höher  anwach- 
sende Steuersunimcu. 

Dabei  wird  die  Kegierung  leicht  gegen  das  wahre  i>olitischc  und  finanzielle 
Interesse  za  onabbftngig  und  droht  die  Prüfung  der  Ausgaben,  namentlich  neuer  und 
Tennehrter,  für  welche  die  Dcckungsmittil  nun  schon  im  Zuwachs  der  bestehenden 
Stenern  «orhaudou  sind,  au  Erust  und  ürimdlichkeit  zu  verlieren.  Die  „Coatingea- 
tirung*'  besonders  gewisser  Einkommen-,  YermOgens-  mä  Erttagssteoem ,  dBesdbe 
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oder  eine  ühnlicho  Eiiirichfang  bei  <li  n  Verbranclis-  and  Ycrkohresteuern,  z.  B.  in  der 
Weise,  daäs  bei  dem  auf  Grund  bcsüuunter  feater  Steuersätze  rachseDdeo  Ertnr  im 
Falle  der  CebMuehreiton^  eioer  gewiasen  Sanme  entireder  efne  aene  gesetifidie 
Regelung  der  Steuersätze  oder  eine  im  Voraus  bestimmte  Rcduction  derselben  oder 
eine  angemcsscQc  Ermä^gpoog  gewisser  directer  Steuern  erfolgen  mtu»  — ,  eine  solclie 
Einricbtang  ist  daher  dem  Wesen  de»  constitationeU-Bumarchischeo  Staats  gant  an- 
gemesaem  und  kann  iaanzpolitiscli  empfelileaeireEth  sein. 

e)  Das  RepartitioDssystem  ruft  in  höherem,  aher  ganz  berech- 
tigtem Maaase  daa  Interesse  der  Steaerpfltchtigen  selbst  an  einer 
richtigen,  gleichmttssigen  Vertheilnng  der  Steuerlast  wacb  nnd  bietet 
auch  dadurch  wieder  eine  Garantie  mehr  flUr  die  richtige  Fest- 
stellang  der  Stenersfttze. 

Denn  da  es  sich  hier  um  Vertheiluiig  einer  festen  Sttuiersumme  auf  gcset/licU 
bestimmte  Steuersubjecte  bez.  Objecto  handelt,  so  hat  jeder  t  iiizclne  Steuerpflichtige 
ein  directes  Interesse  für  sich  selbst  daran,  dass  alle  Steuersub-  uikI  objoctc  vollständig 
und  richtig  ermittelt  und  mit  den  richtigen  Sätzen  gctrotien  werden.  Jede  Aus- 
lassDng,  jede  zu  niedrige  Belegung  dnes  Einzelnen  führt  nothvendig  an  einer  hAhecea 
Belastung  der  Uebri^en.  Finc  pregenseitige  Coiitrole,  eine  Hilfsleistuu?  der  Sfencr- 
pflichtigen  bei  der  Steuemmlegung  u.  s.  w.  wird  äo  für  Jeden  rätklicb,  wie  sich 
namentlich  he!  der  Bepartition  von  Gesammfetenerschaldigkeiten  kleiner  Kreise,  der 
Gemeinden,  der  bcrufs^enössisclien  StriK-rpesollHcli.ifteii  zcii^f.  Bei  der  QuotitiUs- 
besteuerung  bat  der  Eiioelne  an  der  richtigen  Besteuerung  dos  Anderen  kein  nn- 
nittelbaree  Interesse.  Man  k5nnte  Tielleicht  hie  and  da  sittliche  Bedenken  gegen 
diese  Folgen  der  Repartitionsbesteuenm^  hegen,  weil  Missgunst,  Neid.  Concurreuz, 
Bosheit  XI.  s.  w.  Isier  leicht  eine  Kollc  >piclen.  Aber  srejErenttber  einer  ßffcntüch- 
rci:lj,ilichua  und  bittlichen  rilicht,  wi«  der  SteiierplJiclit,  deren  geordnete  EifaUung 
Seitens  aller  Glieder  der  Staatsgemein^ehaft  die  Voraussetzung  des  Gedeihens  der 
letzteren  ist.  kann  die  gegenseitijfe  V^'achsamkcit  darüber,  dass  Jedermann  dieser  Pflicht 
richtig  nachkomme,  doch  an  sich  nur  als  berechtigt  bezeichnet  werden.  Ich  stimme 
daher  im  Ganzen  r.  Heek  in  seinem  oben  erwiilmten  günstigen  Urtheil  Uber  des 
Bepartitionsn'stem  bei.  —  anch  trotz  der  Bedenken,  die  p-  h  hei  der  practischen 
DorchfabruDg,  so  in  i'  rank reich,  gezeigt  haben,  aber  nicht  das  System  als  solches, 
sondern  dabei  nebenlanfende  Um-  nnd  Uebelstlnde  betreffen  (a.  Fin.  III,  S.  425). 

§.  303.  —  2.  F  e  s  t  s  t  c  1 1  u  n  f;  d  c  r  S  t  e  ii  c  r  s  ü  t  z  c  bei  den. 
i  Ii d  i  r  cc t c n ,  den  Vcrkelir.s-  und  V^cr  branchssteucrn. 

Bei  diesen  iiteucm,  von  welclieu  die  genannten  beiden  Arten 
„indirecte"  im  zweiten,  adniinistrativ-technischen,  die  Verbfaucb.s- 
steuern  zugleich  regelmihssi^  anch  im  eryteii,  im  iSiune  vom  Steuer- 
zabler  zu  Ubeivvälzender  Sieuct-n  sind,  hat  man  es  unmittelbar 
gewöhnlich  unr  mit  Qaotität Beteuern  zu  tbun. 

Darin  lieirt  verglichen  mit  den  erwähnten  anderen  Steuern  wieder  ein  Mangel 
dieser  beiden  Steuergattungen.  Einer  ., üoiitin^cntiruüg"  der  Steuefoi trage,  no  dass 
bei  höherem  Ertrage  Ermi^gun^eu  der  Steiicr^ätze  dieser  oder  anderer  Stenern,  bei 
geringcrem  Ertrage  entsprechende  Erhöhungen  dieser  Sätze  eintreten  müssen ,  steht 
aber  au  »ich  nichts  im  Wege.  Ja,  dieselbe  hat  ihre  Yortheilc,  ebenso  wie  bei  den 
directen  SteneiD.  Die  enrShnten  neueren  besQglichcn  Yeisttche  in  der  Zacker- 
best eucrung  liefern  ein  Beispiel,  wie  mau  hier  das  ConÜDgentiiOBgsprincip  ein- 
richten kann. 

Der  Gesetzgeber  mnss  hier  die  Steuersätze  nun  tür  jedes  Ob- 
ject,  bez.  jede  Steuereinbeit  selbst  naeb  seinem  Ermessen  lestbctzen, 
rationeller  Weise  in  Gcmässheit  der  Grundsätze,  welche  fttr  die 

A.  Wagaer,  Finanjcwitamsckafl.  II.  2.  AuO.  46 
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Einrichtung  der  Verkehrs  und  Verbrauchssteuern  maassg^ebend  sein 

sollen  (§.  229,  26»;  ff.)  imd  mit  steter  Kücksicht  aui  die  Gebtaliua^ 

dea  ganzen  Steuersystems. 

Denn  ?on  diesem,  besouüora  von  den  Aitoo  der  Ertrag-,  EinkommeA-  und  V«r- 
mögeDsteveni ,  ron  der  Hohe  der  StenerfOBie  denelben  u.  a.  w.  hingt  es  mit  ab«  oh 

und  welche  und  wie  hohe  Verkehrs-  und  Verbrauchssteaern  zulässij^  sind.  Da  maa 
liior  bei  aanz  neuen  Steuern  nnd  bei  Ueformen  in  den  alten,  namentlich  bei  Ver- 
änderungen der  bteucrsäUc  mit  vielen  unbekannten  oder  unsicheren  Factoren  rechnet, 
in  Bezug  auf  den  schliesäliehen  Ertrag  der  Stenern  so  wie  auf  ihre  Einwirkung  auf 
die  steuerpflichtigen  Subjecte  und  Objectc,  so  werden  öfters  Tarifexperi  m«^n  t- 
und  Provisorien  ia  den  Tarifen  ompfehlenswerth  sein,  um  nach  dem  Erfolge  avtcli 
in  kUrseren  Perioden  Aenderongen  Tonanehmea  (§.  69). 

Die  weiteren  Fragen  der  StenerverwaLtongstechnik  beziehen 
Bich  auf  die  Stenertarife  und  auf  die  Feststellnng  der 
Stenersätze  als  Werth-  oder  als  speeifische  SStze. 

S.  beaonden  t.  Hock,  OffiniUiche  Abgahen  8.  ISl  iE  Ueher  die  Terminologie 

»hell  §.  *.)0.  Ob  und  vri>'  weit  die  „indirecten"  Steuern  mit  Naumann  tind  mi: 
der  franzöüischen  Praxis,  kurzweg  als  „Tarif steuern",  im  Unterschied  roa  den 
„direetea**  Stenern  als  „Katasterstenern'',  anfgefsMt  odet  selbst  delinift  Verden 
dürften,  ist  oben  in  §.  98  —  100  efOfteft,  aber  diese  Anffiusnng  dort  nieht  gsnx  na* 

genommen  worden  (S.  243). 

a)  Förmliche  Tarife  sind  bei  den  y^indirecten^'  Steuern,  bei 
den  Verbrauchosteueniy  namentlich  bei  den  Zöllen,  mitunter  auch  | 
bei  den  inneren  Ac  eisen,  besonders  den  Thor  steuern,  auch,  ia  \ 
geringerem  Umfang,  bei  anderen  (Zneker,  Tabak),  sodann  bei  den 
Verkehrsstenern  in  Stempelform  (Stempeltarife)  und  in 
Form  Ton  Register-  und  Eintragnngsabgaben,  aber  aneh 
bei  Erbschaftssteuern,  direeten  Gebrauchs-  und  Luxus- 
steuern  u.  dgl.  meistens  wegen  der  Zahl  und  Verschiedenheit  der 
Steuereinbeiten  und  Steuersätze  zu  bilden. 

Je  complicirter  namentlich  dicBezollung  ist,  je  mehrStofea- 
z51le  für  verschiedene  Sorten  und  Qualitäten  einer  Waare  ein> 
geiiL'htet  werden  (feinere  Schutzzölle,  z.  B.  Gespinnste,  Gewebe), 
eine  dcito  schwierigere,  aber  autii  nk-ht  iiiiwichlige  Sache  ist  alsdann 
schon  die  formelle  Anordnung  de«  Tarifs  für  den  piactischen 
Gebrauch. 

Grosse  „amtliche  Waarcnrerzeichnisbo  '  niiissen  dinn  liinza  kommen, 
um  die  richtige  Kubricirung  jeder  Waare  unter  dio  g-eaetzliche  Tarifposition  und  den 
betrefienden  Tarifjut/,  .sii  her  zu  stellen.  Leichte  und  b(i<iU('uiL'  Ucbersicht  bleibt  imm. - 
für  das  Publicum  und  iur  die  Steaerverwaltang  ein  wichtiges  Desiderat  in  BotreÜ  des 
Tarifii.  Aber  complicirte  Zelltarife  mit  zahlreichen  und  ahgestnflea  SehntssOlIen  ud 
Stempel-  nnd  Ihnliche  Tarife  bieten  hier  fiele  Schwierigkeiten. 

Man  unterscheidet  bei  diesen  Tarifen  den  alphabetischen 
nnd  den  systematischen. 

Jener  cuiptiehlt  sich  wohl  namentlich  bei  einer  kleineren  Zahl  nielit  alizu  aUh 

reich  abgestuft  r  T.irifsätzi^,  f^o  lu  i  <  inc?m  reinen  Finanzzollsystoui.  Der  systematische 
eignet  sich  mehr  für  ein  verwickciteres  Zoll-,  Thorsteuer^,  dann  auch  für  ein  Stapel- 
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System,  x.  B.  bei  zahlreichen,  Tiellach  abgoBtuftea  SchntnOUeo,  boi  eiaem  jnanoig' 
faltigen  Thonteocftaril  bei  felaerer  üntenehddimg^  der  Reehtflgeediftfte,  velehe  rer- 

kehnsteaerpflichtig  sind,  boi  mannigfaltigon  Stempeln  (§.  72).  Der  hentigo  deutsche 
Zolltarif  rom  15.  Juli  1879  ist  als  alpliabetischcr  Tarif  lawm  mehr  zwocktnUssig'. 
Üeber  die  uiigühuuerliche  Kubiik  Nr.  2b  „Mattihai-  und  Specerui-,  auch  Cotiditor- 
wnaren  und  andere  QMiatimptibOien  (sie IT  nrüiem  f.  Hook  8.  13S  sehr  fiehtig. 

b)  Werth-  VDd  specifische  Steuerafttse. 

Der  streng  rationelle  Stenersatz  flir  Waarcn,  welche  In 
der  Form  Ton  Zöllen  oder  inneren  Stenern  einer  VerbranchsbeBtener- 
uDg  unterliegen,  ist  der  Werth stenersatsi  also  beun  Zoll  der 
Werth  soll:  eine  Quote  (Proeentsatz)  Ton  dem  nach  gesetz- 
licher Vorsehrift  ermittelten  Werth.  Der  Werthsteuersatz  allein  ent- 
spricht bei  den  FinunzzöUen  wie  den  Schatzzöllen  und  den 
i  11 11  c  r  e  n  V e  r  l)  r  a  u  (;  b  s  8 1  e  u  e  1  u  dem  Princip  der  G 1  c  i  c  b ni  ii s s  i g- 
kcit,  weil  er  allein  ein  genau  richtiger  Qualitätsfuss  ist 
(§."273)  und  bei  Schutzzöllen  ausserdem  dem  Zweck,  welchen 
man  bei  diesen  in  wirthschaftsjiol iiischer  lliusicht  vertolgt.  Aber 
die  practischen  Schwierigkeiteu  einer  sicheren  Durchfllhrung 
dieser  VVerthbestpuorun«!:  sind  in  der  Retrel  sehr  gross,  so  dass  man 
meistens  besser  daran  thut,  öfters  geui ithigt  ist,  sich  mit  sogenannten 
epecifischen  Steuer-  und  Zollsätzen  zu  begnügen. 

a)  So  namentlich  bei  den  inneren  VerbrancbMtenem. 

Hier  hat  sich  nar  aosnahmsweiso  Tjel  Steuerformen  im  Änschlusü  .in  «lic  priv  tü 
Prodaction  eiuo  Werthbesteaening  möglich  crwietHia  (franzAsische  Weiubestcucruitg, 
segeBumte  Detailgebuhr,  Fl».  III,  §.  257).  Die  EimitttaDg  der  riohtigeD  Warthe,  die 
Sicheronfc  ror  HinteifehiiBgeii  ist  sn  «diwieilff,  die  Gontrole  m  müg  ftr  alle  Be- 

theili^eD. 

Bei  Thoracciaen  \i.  dirl.  mit  Worthstcucrsätzeii  «rurüeu  die  Scbwicrigkeiten, 
Unsicherheiten  und  Verkchrslx  lästigungcn  nach  der  Nitw  der  meisten  hier  besteuerten 
Artikel  noch  gr?ksscr  sein  als  bti  dca  Zullcn. 

Nur  die  Monopolisirung  gestattet  bei  der  inneren  Vcrbrauchsbestcuerung 
die  rationellere  WerthbeeteQemng,  wie  echen  froher  mehi&ch  hervortnheben  w$t, 

ß)  Bei  den  Zöllen  ist  in  grösserem  Umfang  von  dem  Werth- 

zoU  Gebrauch  gemacht  worden,  aainentlich  bei  öchul/.i^iilien. 

Froher  vielfach,  bis  in  neuere  Zeit  z.  B.  in  Frankreich  (Fin.  III,  §.  315  ff.). 
Doch  jetzt  in  KurJauicrica;  einzelne  Fälle  kommen  auch  in  Tarifen  ror,  welche  sonst 
vomemlich  spfiiliscliL-  Sfifze  lieben.  Aber  ;ui'h  liier  ergeben  sich  doch  bei  den 
mciäten  Artikeln  uberwicgcucle  Bedenken  und  iii  niancheu  Ländern  gestatten  die  Yer- 
kchrsrerbältnisse  den  Werthzoll  vollends  nicht  wohl.  Man  mnss  gewöhnlich  die  eigenen 
Angaben  des  Steuerpflichtigen  mit  srcwissen  Cauteb'ii  «rctrfn  di«;  iiicdrigo  Bcvrcrtliting 
sn  Grande  legen.  Dati  Interesse  des  l'Üichtigen  ruft  hier  grosse  Versuchungen  wach. 
Die  amtiiGheii  Beglaubigungen  dee  WerdM  dareh  Atteste  der  HetmathshehArden  dei 
Prodi! ctionsorts,  die  ronsubirisrlu-n  rorfificate  scliaflon  j^ro-sso  Bi^läsfigiiiiL^on  und  doch 
keine  ausreichende  bichcrhcit  far  richtige  Werthangaben.  Die  Zollbeamten  bedürfen 
einer  grossen  Waaren-  nnd  Marktkeantniss ,  om  nicht  get&oscht  zn  werden.  Eine 
(ileichmSssigkcit  der  BezoUung  in  verschiedenen  Zollämtern  ist  schwer  zu  rerbUippen. 
Bestechungen  des  Zollpersonal^  drohen  leicht.  Eidesstattliche  Vrrsirhcninren  der 
Steuerpflichtigen  aind  voliend^  in  diesen  Dingen  sehr  missliclu  Hetre.ti«  ndt;  Vonscbrifton 
fuhren  leicht  zum  förmlichen  Uebenmeheni  nbcher  Eide  (Nordamerica,  ..ZoUbauseide"). 
Aach  dtte  ehrlichen  Oeiobiftaleate  unterliefen  gToeiea  Nachthcilen  bei  d/r  Unsichecheit 
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der  BewcrUmng,  den  Scbwaakungcu  der  Preise,  bei  dem  etvaigeo  YorkauOsr^chl  der 
Btftoiteii  In  B«nif  auf  die  Termeiodich  ta  niedrig  dedariiten  Waaren.    Ein  solciief 

Yorkaufsrocht ,  wobei  dann  die  Waare  zum  DecI&ratiODsprcisc  mit  eiueui  znlLsäig^eu. 
den  Handelsgewinn  darstüllonden  Zuschlage  (z.  B.  5  -  10  "/u^  Ubernommeo  werdün 
darf,  gicbt  an«ler?cits  der  Verwaltung  doch  kein  geini^joiitles  Mittel,  richtige  Decla-  j 
rationen  lierbeizuführcn .  in  die  Hand.  Denn  seine  Geiti>mlinachung  iät  mit  zu  vieien  I 
Gefabron  und  Muben  verbunden  (s.  Uber  Frankreich  Fin.  III,  S.  811).  Je  mehr  »ich 
der  Verkehr  decentrali>tiscb  auf  eine  grosse  Reihe  von  ZoUümtern  zersplittert  (Dcatäch- 
Innd  im  Vorgleich  mit  I.ui^ijiitd,  Frankreich),  desto  mi^sliclh'.r  und  desto  iui|^lei€li> 
mässiger  wird  die  Wi-rthbezoUung.  Die  Beschränkung  der  Ki  f  \";f  eines  oder 
weuigü  Hauptämter,  wo  da»  bachkundigätc  Penronal  kt«  b«lä&tigi  wieder  den  Verkdir. 
Torflievert  ihn  ood  wirkt  fttr  die  einzelaeB  LandesUid]«  nSelit  glelelmiasiir  (PuiMr 
Zollamt  in  Fr:uikrcicb,  Fin.  III,  S.  SIT.  Kommt  ein  iinzurerlässigcs  Doamtenpersonal, 
eine  ülmehia  laxe  gescbiftlicbe  Moral  iu  deu  Ueächäftskroi^eu  hinzu,  8o  dcoheoi 
Bchlimme  Uebobtiode  dozordasen  (Nordamerica). 

Man  niuss  deshalb  nothgedrungen  in  der  Kegel  die 
inneren  Verhraiu  lissteiiersätze  nnd  die  Zoll-  uud  Thorstenersätze 
als  sogenannte  spee  i  Ii  sthe  ieststellcu,  d.h.  nach  gewiöseu  Eiu 
heiten  des  Mnass-  nnd  Gcwiehtssystems,  naeh  dem  Volimien,  dem 
Flächenmaass.  vor  Allem  nach  dem  ( J  e  wi  ch  t ,  aN  Gewi  e  ht  szölle 
u.  8.  w. ,  Uügeliihr  so  hoch  als  der  richtige  Werthzoll  sein  sollte. 
Leichtere  und  sicherere  Anwendung  dieser  Zölle  für  den  Verkehr  nnd 
Seitens  der  Beamten  ist  hierbei  der  steuertechniscli  bedentun^voUe 
Gewinn,   Die  j^^rossc  neue  Schwierigkeit  liegt  liier  nur  in  der  Be-  i 
rttcksichtiguDg  der  »Sorten  und  Qualitäten  jedes  solchen  Artikels, 
welcher  erbebliche  Unterschiede  in  dieser  Hinsicht  bat,  wie  gerade 
die  wichtigsten  FinaozzOUe  (Kaffee,  Thee,  Zucker,  Weiiii  Tabak) 
nnd  wie  nicht  minder  wichtige  Schutzzölle  (Clespinnste,  Gewebe, 
Metallarbeiten  n.  a.  m.).  Eine  Abetufting  der  Sätze  danach  oder 
ein  ,,Qnalitäts-(Sorten-)Fn8S''  ist  prineipiell  wieder  geboten, 
practiseh  in  der  Regel  aber  bei  eigentlichen  FinanzzOllen  nnd 
inneren  Verbranchsstenem  höchstens  in  einzelnen  FilUen  und  in 
geringem  Maasse  (Zneker),  meistens  gar  nicht  nöglich  and  auch 
bei  Schutzzöllen,  wenn  auch  eher  ansftlbrbar,  doch  wiederum  mit 
vielen  Umständen,  Oontrolen,  stenertechnischen  SchwierigkeiteD, 
ähnlich,  wenn  aach  nicht  in  demselben  Maasse  wie  der  WertbioU 
selbst,  verbunden. 

Denn  die  Merkmale  der  ünterscbeiduog  sind  nicht  einfach,  die  Beamten  tat 
Anlegung  der  QoalititBsitte  nicht  immer  saehknDdig  genug,  Betrügereiea  dreben 

wieder  zu  leicht,  überhaupt  stelliMi  sirli  viile  .lliiilicliL-  Scbwieri^rkeilcn  wie  hrl  k-r 
WerthbesteaemDg  ein.  Etwas  guu&tiger  liegt  die  Sache  bei  den  ScbQtzzOllen  aaf 
Fabrftate  und  UalbfobrikatB,  wo  eine  ratioBene  Abstafang  der  spedfiscb^  Zölle 
leichter  i^t.  mü  aidi  sicherere  Unterscheidungsmerkmale  der  Qualitäten  u.  s.  w.  nack 

terhni:»  lu  ri  Momenten  ehiT  an?:eben  und  in  fliT  Praxis  durchführen  lassen  Al>er 
auch  hier  uiuhs  luau  bich  mit  cijuciii  gewissen  J^ilaasse  der  Abstufung,  das  au  »jch. 
nach  der  Werthüißercnz,  noch  nicht  gcuiigt,  begnügen  und  selbst  dabei  kommen  viedec 
manche  neue  Schwierif^keiten  und  Ucbelätände  zum  Vorschein.  Namentlich  wird  aurh 
hier  die  ganz  gleichuui^äige  Behandlung  der  Waaren  an  reischiedeoen  Aemtcrn  xucht 
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so  leicht  sicher  gestellt  werden  können  oder  man  mass  wicdemm  in  vcrkehrstörcuder 
nnd  rcrtlicucrndcr  Weise  die  Verzollung  mit  in  (tewisseil  Aemtern  mit  einem  spodfisch 
aiis^>  bildeten  und  petibtiMi  Personnl  ztihsson.  wurde  z.  B.  gleich  bei  den  neuen 

crhöbten  und  genauer  abgestuften  Zölbni/en  aui  Baumwoll-  und  Loinengaru  im 
dentsehen  2Mltarif  von  1879,  Gesetz  ron  15.  Juli  1S79  §.  3,  vorgasdieii. 

c)  Von  noch  weiteren  Schwier  i^rkeiten  und  ^lUu^^eln 
bei  der  Besteuerung  uacb  sp c c i tis c he n  Steuersätzen  sind  noch 
folgeuiie  beiden  hervorzuheben  (vgl.  §.  275,  27ti). 

o)  Bei  ein  und  derselben  Waarc  im  Znstand  des  Rohstoffs, 
des  Halb-  und  des  Ganzfabrikats  (Tabak,  Zucker,  —  indu- 
strielle, beschntzzollte  Producte)  ergeben  sich  wieder  Schwierig- 
keiten, die  betreffenden  specifiscben  Steuer- und  Zollsätze 
und  die  etwaigen  RUckvergUtnogen  bezahlter  Abgaben  für  ins 
Aasland  ausgeführte  Erzeognisse,  in  richtiges  Verhältniss 
ZVL  einander  zvl  bringen. 

Sehen  weil  man  sich  dabei  au  technisch -ökonomische  Durch  sehn  ittsrcrhält- 
nissc  halten  uiuss,  kann  man  keine  genaue  Ricbti^rL  it  (bif  S.^tzo  er/ii!.'».  Daraus 
entstehen  aber  nachthcilige  Lulgcu  für  die  Finanzen  oder  far  die  l»cthoiUgten  Pro- 
ductionszwcige.  Die  Einfuhr  einer  Waare  (Zucker)  wird  z.  II  in  derjenigen  Vor- 
arbeitungsstufc  begünstiget,  wo  sie  <leti  irc  r  in gstcn  Zollsatz  zahlt;  alb  s  Cönsequfnzr'n 
des  ganzen  Syalcms  der  Verbrauchssteuern ,  der  Bestco^ung  beim  l'roducentcu  und 
im  Räuspert  (Grenzpassage),  der  speeifischen  ZoU>  and  Steuenitze.  Man  kann 
hier  iinrh  den  Furtschritf  ri  rb  r  Technik  und  nnch  d<m  gemacbtoti  Erfahninfrcn  wohl 
allmäblicb  Manche«  verbessern.  Daa  Einzelne  wird  sich  ganz  nach  deu  tochnischettt 
den  Frodnctiens-  nnd  AbsatzrerhSltnissen  jedes  ^seinen  Artikels  richten.  Aber  die 
*  meisten  der  angedeuteten  M&ngd  mOchton  Sich  besten  Falls  nor  rermindorn,  sehen 
g^anz  beseitigen  lasse». 

ß)  Ganz  besondere  Schwierigkeiten  macht  hier  eine  richtige 
Feststellung  der  Steuersätze  bei  solchen  inneren  Verbrauchs- 
Stenern,  welche,  statt  in  der  Form  der  reinen  oder  wahren  „Fabri- 
kats teil  er''  nach  dem  fertigen  Fahrikat,  —  d.  h.  allerdings  streng 
genommen:  nicht  nnrnach  dessen  Quantum,  sondern  auch  nach 
dessen  Qualität,  eine  vollends  selten  erreichte  Bestenernngs- 
methode  —  vielmehr  nach  dem  Rohstoff  oder  nach  Betriebs- 
verhältnissen der  Prodnction  bemessen  werden:  Stenerformen,  welche 
namentlloh  bei  einigen  der  wichtigsten  dieser  Stenern,  anf  Bier, 
Spiritus  und  Branntwein,  Zucker,  Tabak  vielfach  1f blich  sind  und 
nicht  selten  gewisse  steuertechnische  und  productionstechniscbe  Vor- 
züge bieten  (§.  145). 

Die  Terschiedencn  Qualitäten  des  Kohstolls,  nach  Ort  und  Zeit,  die  uiif^luiche  be- 
triebstechnische Entwicklung  der  einzelnen  Unternehnnn^ea  und  manches  Andere 
bewirken,  das»  der  nemliche  St-Mü^rsat^  des  l?ob.st(ifrs  n  s.  w.  das  fr-rti::!  l'rrnluct  bei 
den  feischiedenen  Fabrikanten  ganz  rerscbicden  tntlt  und  tlborhaupt  nach  den  tech- 
nischen Fortschritten  in  der  Oewinnnng  der  geeignetsten  Rohstoffe  nnd  in  der  Fabrikation 
niemals  ein  ganz  festet'-yiend»-- .  z.  R.  das  vom  fi.',setzii:i'))r>.r  in  Aussicht  genommene 
Verhältaiss  zu  demjenigen  Steuersatz  hat,  mit  dem  man  ei£eatlicb  das  Fabrikat  zn 
treffen  beabsichtigt  Nicht  einmal  die  Besteaerang  des  Bohntom  nach  einem  QualitiUn- 
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BtM6ifiM  (TaUk!  Znckerliiltlgkait  der  Sttben)  pflegt  wegen  der  oben  aagedonletett 
Schwierigkeitfltt  a4ett  «i  Jüiden. 

Als  Ziel  miiBs  daher  bei  diesen  Steoem  die  Fabrikat  Steuer 

hiogestellt  werden,  womöglieb,  wenn  niebt  in  Verbindung  mit  einer, 

hier  wieder  besonders  sehwierigen  Werthbestenerang,  so  doch  mit 

einem  Qualittttsstenerfttss,  namentlieb  flUr  Zneker,  Tabakfabrikate. 

Aber  die  Wahl  dieser  an  sich  riehtigsten  Stenerform  setzt  eine  En^ 

wicklnog  der  Steuertechnik^  zum  Theil  aach  der  Produetionstechnik 

voraus  und  ist  ausserdem  au  Bedinguu^-en  der  Wirthschaftsentwick- 

lung  gebunden,  welche  nicht  lumier  vorhandeu  sind  und  sich  nicht 

stets  beschaüen  lassen.   Daher  muss  man  wiederum  öfters  bei  nn- 

vollkommeneren  Besteuerungsmethoden  verbleiben,  daou  aber  auch 

jene  misslichen  Consequenzen  der  roben  specifischen  Steuer-  und 

Zollsätze  binnehnien,  namentlich  bezüglich  der  an  sich  gar  iiicbt 

gewuiitcu  BegUuötiguug  der  woblbabeudoren  Classeu  (§.  273). 


Zweiter  Hauptabschnitt. 
Sie  Ausluhruiig  der  Besteuerung. 
!.  AbseliDitt 

Die  Vei anlag luig  der  Steueru  oder  die  CrmittloJigr  der  Tliatbaebeii  lar 
Feststelluit  vnd  Benmranf  der  Steaeridnildi^keiten. 

g.  304.  Einleitung.  Die  oben  unterschiedenen  vier  Anf- 
gaben  der  8teuerverwaltnng  zur  AusfUhning  der  Besteuenmg  — 
Veranlagung,  Erhebung,  Contr  )]c,  Steaerstrafwesen  (g.  245)  —  spe- 
cialisiren  sich  wieder  nach  dem  Wesen  der  Steuergatt nngen 
und  jeder  ei  nselnenSteuer.  Dabei  ist  hier  näher  anznknttpfeii 
an  die  Unterscheidung  der  Stenern  in  die  beiden  grossen  Grappeo 
der  „direeten''  und  ,,indireeten^'  im  administratiy-teeh- 
niscben  Sinne  dieser  Ansdrlloke.  Eine  Unterseheidung,  welche 
sich  gerade  hier  allerdings  von  welttragender  Bedeutung  erweis^ 
wobei  aber  immer  der  eigeDthttmliehen  Mittelstellung  der  ,,ao 
den  Prodnctiensbetrieb  sieh  ansehliessenden'*  inneren  Verbrancbs- 
steuem  gebührende  KUcksicht  zu  schenken  ist 

S.  oben  §.  99—100.  Gerade  die  Wiehtigkelt  dieser  Untencheldinig^  ftr  die«« 

Fragen  ilL-r  Sttuer?erwa1tnng  nml  TLclmik  hat  mich  mit  bestimmt,  diesen  Sinn  den 
Aiisdrilcki-n  iintcr/ulegcn.  Im  \\  -'Sciitlichen  iiatte  ich  die  Unterscheidung  selbst  ühri^reri^ 
schüu  iu  der  1.  Auflage  (S.  '>üt>  Ii.)  ebenso  gemacht,  trotz  der  dortigen  Ablclmkü« 
der  Namen  ..directo"  und  „indirecte"  Steaem  dafür.  Die  Begründung  der  Beibehaltuaf 
di(*ser  A\i>ilrVirJic  /.iitileich  im  Sltoren  Sinnn.  als  „nicht  zu  iibenriüzender"  and 
uberwai/cüdci"  Öteuern  ii>t  ia  ^.  U7  lt.,  lOU  gc^obea  worden.  Ich  bleibe  dabei,  ob* 
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wolil  ja  diu  Bouutztinp  solcher  Aasdrücko  als  technischer  in  einem  Doppclsinn  manches 
Misslicho  hat,  wie  sich  im  vorigen  Abschnitt  aach  mehrfach  ergab.  Das  ist  aber  ein 
geringerer  üebebtuid,  ab  die  Einflilurang  neuer,  ganz  ungebiincMleher  Avadracke  oder 
als  das  rOUif^e  Fallenlassen  der  einen  oder  der  anderen  Bedeotnn«-,  wie  es  In  Ter« 
ttchiedener  Weise  die  Aelteren,  so  Rau,  lud  Neuere,  wie  Neamauu,  tbun. 

Auch  die  Stenoform  des  Monopols  steht  vtelfacb  anders  als  die  sonstige 
Vorbrauchsbesteuerunp,  ncmlich  die  Grenzzöllo  und  die  Thorac :ei;>en ,  da.  Wo  /..  B. 
beim  Tabakmonopol  wie  üblich  der  Tabakbau  Privaten  Uherlassen  ist,  da  ergeben 
sich  fUr  die  Verwaltung  diesen  Tabakprodacenten  gegenüber  wieder  in  einigen  wesent- 
lichen Puncten,  besondere  in  Bezug  Mf  die  Ermittlung  der  Steuersnb-  und  objecte,  ähn- 
liche Aufgaben  wie  Ii  i  di  u  Ertragsstcuem  und  wie  bei  den  in  diesem  Pnnctf  den  letzteren 
nahe  stehenden,  sich  unmittelbar  au  den  Productionsbetiieb  einzelner  privater  Unter- 
nohmiugeii  anscUiessenden  YerbiiBclMstMieni. 

Die  folgende  Untersachnng  serflUlt  daber  insbesondere  in  Be- 
treff der  in  diesem  Abschnitt  za  behandelnden  Veranlagung  der 

Steuern  iu  diejenige  bezüglich  der  dirccten  und  der  indirecten 
Steuern  in  dein  oben  in  §.  98  iestge.stellten  Sinne,  welcher  hier  g&- 
nau  iiacli  seiner  iVlilieren  ErlänteruDg  in  l^etracht  kommt. 

Jeneä  bind  Ucuiuach  iicuilich  Steuern,  wclclic  nach  foi-^tehonden  oder  ab  fest- 
stehend geltenden  wid  regelmässig  auch  wirklich  einigennaassen  feststehenden  jutd 
deshalb  im  Voraus  ermittelbaren  Thatsachen,  daher  vornemiich  nach  Katastern, 
dieses,  die  indirecten,  sind  Steuern,  welche  nach  einzelnen  wechseluden,  vorüber- 
geheiideii,  mehr  oder  weniger  sniUligen,  deshalb  nicht  im  Yenas  za  ermittelnden 
Thatsachen,  im  Falle  des^  Eintritts  nach  Tarifen,  veranlagt  und  erhoben  w.rden. 
Die  hier  zu  betrachtenden  directen  Steuern  sind  namentUch  die  Schätzungen, 
die  Stevern  auf  den  bernfsmissigen  Erwerb,  abo  dieSabjeot-,  Personal-, 
Einkommen-,  sowie  die  Object-,  Ertrags-,  Realsfenem,  ferner  die  Steuern 
auf  den  Besitz,  die  Vermögens-,  directen  (lebrauchssteuern.  Die  hierhor- 
gehörigen  indirecten  Steuern  sind  romemlich  dieZöUe.  besonders  die  Einfuhr- 
zölle, die  riiorsteuern,  in  gewissen  Fällen  die  sonstigen  inneren  Vorbrauchs- 
steuern, ferner  die  Verkehrssteuern  (Stcmpi  l-,  KenristerabgaVieiA,  die  Erb- 
schaf tasteucrn,  Spiel  tje  wi  iHisteUcru  ,  iu  gewissen  Kullcü  die  Coajun  oturen- 
gevinnstevem.  Zwischen  beide  Grappem  der  directen  und  indirecten  Steuern  in 
diesem  Sinne,  mit  Im  i  !.  !!  Einis^cs  gemelsiam  habend,  stellen  wir  die  in n  l- reu  Ver- 
brauchs steuern,  woiolic  sich  an  den  Prodoctionsbetriob  anschlicsseo. 

Hier  in  der  allgemeinen  Steneriehre  erfolgt  absiditUeli  eine  Bescbrtokung 
der  Erfirtening  bloss  auf  das  jede  dieser  grossen  steucrteehnisohen  (Jrnppen  Eigen- 
thOmliche,  unter  £ieffi|ilüicatiün  an  den  Uauptarlen  jeder  ijruppe.  Weiteres  über 
leCzten  und  insbeeondeie  ttber  die  «iuelnok  sa  einer  Hauptart  gehörenden  Sfenem 
iBt  der  epecinllen  Stenedehre  roixabehalten. 

I.  —  §.  305.  Die  Veranlagung  der  directen  Steuern. 

Die  Aufgabe  der  Veranlagung  aller  Stenern  läset  sich  wieder 
in  eine  dreifache,  nemlich  in  Bezng  auf  die  Steaersubjectc, 
die  Steuer  objecte  und  die  Steuerstttse,  gliedern.  Jede  dieser 
drei  Specialaufgaben  gestaltet  sich  vor  Allem  nach  den  grossen 
Steuergrnppen,  den  directen,  indirecten  Steuern  n.  s.  w.,  verschieden. 
Wir  bebandeln  sie  jetzt  zunächst  für  die  directen. 

A.  Feststellung  der  S  t  e  u  e  r  s  u  Ij  J  e  c  t  e. 

Hier  concurrircn  drei  Methoden,  die  amtliche  Nach- 
forschung naeli  den  Snbjecten  jeder  betreffenden  Steuer,  die 
YerpilichtuQg  drittel  Fersoneui  gewisse  (unbedingt  oder 
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eyentoell)  Steoerpflicbtige  bei  der  Steuerbehörde  (bez.  der  als  solche 
fongirendea  Verwiltnogsbebörde)  behafs  SteueiTeraniagaiig 
anznmeldeD  („Meldangabe'Mn  diesem  Sinne)  und  die  Ver- 
pfliehtiing  der  Stenersobjecte  selbst  znr  eigenen  An- 
meldung behafs  ihrer  Veranlagang  ftir  die  Steuer.  Alle  drei 
Metboden  lassen  sieh  mit  einander  verbinden. 

Die  er^e  kuo  aber  bei  einigen  Steaorn,  den  PersonalstonerB,  tnch  allein  be> 

natzt  wf Hcn ,  namentlich  wenn  ein  j>oli/i  i]i' Ii*;;«  Melde  wcsen  ffir  die  Zwecke  der 
inneren  Verwaltung  schon  b<»teht,  dessen  Ergebiussc  binl&nglich  znrerUssig  erscheiAca 
(Tgl.  Grundlegung.  AtiBoluiitt  ron  Zvgrecbt,  beäonden  3.  A.  8.  44S):  Mch  woU, 
wo  durcli  Ii  all  f  iirer<'  /n  ro. rläs  sige  Volkszählnn?  cn  in  Icnrzcron  Pcriods^ai 
eine  genügende  l'cststelluog  des  Pciso&albeütaads  der  Bevölkerung  erfolgt  Eio  poUzci- 
UebM  IfeldeveseD  wird  legeliDiaBig  eine  Meldepflicht  beatianier  dritter  Peiwneo, 
wie  der  H:ui<eigenthüiner,  Vcrmiether,  Herbcrgswirthc  u.  dgl.  m.,  in  Bezug  aaf  die 
bei  ihnen  wohnenden,  einziehenden,  übernachtenden  Personen  enthalten.  Wo  es  fehlt 
kann  die  zweite  Methode  auf  Grand  solcher  Meldepflicht  derselben  Personenkategorie^ 
üiiitreten,  mit  entsprechender  Haftbarkeit  der  Mcldepflichtigen  fUr  unterbliebene  oder 
falsche  Personalmeliinnsren .  und  zwar  freraili  hiir  mit  einer  Haftbarkeit,  w.  l^h«:'  las 
fiscalische  Interui>bt'  an  richtigen  und  vollituudii^eu  Meldungen  sichert.  dritte 
Methode  kann  dann  i>o(  h  weiter  concurriren,  wird  aber  meiat  die  zweite  zur  Yoi^ 
bedingnna;  liabt  ii.  Wo  eine  AnnielJfptiiclit  in  Steuersachon  vor?:c?cbriebea  ist,  am 
zur  Contntle  cme  amtliche  Ka-  liforr^chung  nebenher  $i:ehcu  oder  folfcn. 

Im  Uebrigen  sind  hier  die  Personal-  und  gewisse  yjOb- 
jcct"  steuern  zu  unterscheiden. 

1.  Für  Pc rso n alsteuern  wie  die  allgemeinen  Einkommen* 
(einschliesslich  der  Ciassen-),  Vermögenssteuern  muss  man  nach  den 
genannten  Methoden  vor  jeder  Thütigkeit  in  Bezug  aof  die  Ennitt- 
Inng  der  läteaerobjecte  die  Thatsacben  sammeln,  nm  allge- 
meine Steuerlisten  oder  Steuerrollen,  d.  h.  namensweise 
amtliche  Verzeichnisse  aller  Steoersobjeete  herzustellen:  eine  aiem- 
lieh  schwierige  Aufgabe. 

Ausdrücklich  mit  für  ilicsm  Zweck  kann  der  polizeiliche  MeMt^^wanj 
fUr  Dritte  und  fUr  die  Betretteudcn  selbst  beelehen,  oder  ein  specielier  ftir  die  Be- 
stenerang  eingeführt  ireiden.  fflr  alle  Ab-  und  Zuginge  von  bidividaeii  in  der  Ortt- 
berölkerung,  allen  Wohnungswechsel  im  Orte.  Da  aber  hier  wie  auch  bei  dem  far 
sonstige  Vorwaltungszwecke  allein  bestehenden  Meldezwang,  gerade  um  sich  der  Steuer 
zu  entziclicn  und  aus  mancLcrlei  anderen  Gt  nulen  ,  schon  aus  Nachlässigkeit,  fiele 
Personen  nicht  au-  und  abgemeldet  werden,  so  müsHen  die  Lucken  und  Imhutr.er 
(bei  unterlassenen  Abmeldungen)  dtin^h  anitliche  Cuntrulo  ergänzt  und  Strafen  fiir 
unterbliebene  An-  und  Abmeldung  angedroht  werden.  Bei  roUer  Freizügigkeit,  W^- 
fidl  des  Baaszwangs,  bei  heutigen  GMUiiiDiiiefttieasBilltetn  ergebeo  sich  hier  rme 
Schwierigkeiten  fiir  die  Verwaltung  in  Betreff  der  Hiclitig^tellfiDcr  der  Listen,  auch 
nicht  Qubedeuteudc  Kosten  und  fUr  das  Publicum  manche  wirkliche  oder  nach  de« 
Ansichten  der  Leute  einiD«!  unangenehme  Belistigungen.  (,Vgl.  Chrondlcgung  §.  SST 
und  Uber  die  preoflsiiohdn  Schviexigkeiten  bei  der  GkaaensMoer  eb.  2.  Aafl.  S.  458^ 
hold  10.) 

Das  spricht,  neben  Anderem  (§.  2ß3),  mit  daflir,  die  „kleinen 
Leute",  hei  denen  es  sich  doch  wesentlich  nur  um  niedrige 
PersonaisteuersUtzc  handelt,  von  solcher  direrteu  Besteuerung 
auch  aas  steaertechnischen  GrUnden  zu  befreien. 
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Die  Stcucrhaftnnff  der  (jemeinde  fbr  eine  beKtifflmto  Steuenniflime  (§.  301) 

LaDU  zwar  dns  fiscalischo  lutercssc  f  i<  lier  stellen ,  nbcr  bat  gerade  hei  einer  directcn 
BetttcQcruiig  der  unteren  Glassen  andere  Bodenkea  und  fahrt  fast  iiothwoadig  eioein 
liBcbal  lAfltigcD  System  des  Pasezvangs  selbst  fftr  «^loUndspisee**  (roesische 
Eaaeropässc).  um  die  Abwesenden  mit  zur  Tragung  der  communalen  Steuerlast  heran 
zu  ziehen.  13eginut  oiau  mit  Personalstcuern  erst  bei  einer  etwas  ^rüssercn  Höhe  dt>s 
Einkommens  und  des  VennCgensbesit^es,  was  bei  rerbrciteten  hohen  Verbranchsstcueru 
auch  principicU  richtig  ist,  »o  *  t>tfall'>n  viele  Schwiodfkeilea.  Denn  die  Zahl  der 
SteuerpfliclifiL'"n  wird  (hiuii  sofurt  viel  kleiner,  in  einem  grossen  Staate  um  Millionen 
Gcnsiteii,  ntid  man  bat  daini  nur  noch  mit  Personen  zu  thun,  deren  Jj^mkommon- 
und  Vormögcnsverhiltoissc  schon  wegen  der  grösseren  Höhe -des  Einkemniens  und 
vielfach  auch  wegen  der  Natur  dus  Besitzes  oü'enkundiger  sind  und  lei'  litor,  wenigstens 
in  Betreff  der  Existenz  selbst  (im  Unterschied  \ron  der  Höh«)  ermittelt  werden 
kOnneo. 

Ein  Beispiel  aus  Prcusscn :  im  Jahre  1676  Zahl  der  zur  Classcnsteucr  veranlagten 
Censiten  (Einzelnsteuernde  und  Havislialtnngsvorstände)  4,998. 2'2S;  davon  in  der  1.  Sinfj 
(muthmaasslicbes  Einkommen  von  420 — G(iO  M..  zu  3  M.  Jahressteuersatz)  2,5U7,>)ö3, 
in  der  2.  Stufe  (660-900  M.,  Steuersatz  ti  M  )  1.136.109,  in  der  3.  Stufe  (900  bis 
1050  M  .  M.  Steuersatz)  .'J41.S40.  in  der  4.  Stufe  (1050— ll'OO  M..  12  M.  Steuersatz) 
320.9h0,  in  der  5.  Stufe  (1200— i:t50  M.«  Ib  M.  Steueisatzj  182,573,  in  der  6.  Stufe 
(13$0— 1500  M.,  24  M.  Stenenatz)  181,420  Penonen  n.  s.  Also  in  diesen  6  Stnfen 
bis  1500  M.  ElAkommon  4.628,77»  Conflilan,  In  eilen  ttbrigen  nur  374,458. 

2.  Bei  den  directen  Stenern  aaf  bestimmte  ein  seine  Ob- 
jecte,  bez.  auf  den  Besitz  von  soleben  oder  auf  den  Ertrag 

beBtimmter  einzelner  Ertragsquellen  oder  auf  den  Be- 

tri(  Ii  ^j^ewisscr  Gewerbe,  die  Ausiibun^^  gewisser  Berufe 
luid  den  Kinkoninienbczii^  (l;ir:Mis,  daher  bei  den  eigeutlichen 
E  rtra  f^ssteu  ern,  den  dirccicti  Luxus-  imd  ähnlichen  Steuern, 
daiiu  auch  bei  den  zum  Zweck  der  Verhra  uchsbestenerung 
dienenden  Steuern ,  welche  sieh  an  inländische  Gewerbe- 
betriebe und  Productionen  anscliliessen  und  ebenfalls  schon 
mit  hierher  gehören,  —  man  könnte  dicbe  alle  in  einem  ähnli<  In  n, 
nur  etwas  weiteren  Sinne  als  in  dem  früher  (§.  217)  t^ehrauciiten, 
als  „Obj  cetsteuern"  (allenfalls  Uhnlieh  als  ,,Kc al^steuern)  zu- 
sammenfassen und  dann  den  P  e  r  s  o  n  a  1  steuern  "  gegenüber 
stellen  —  verbindet  sich  die  Ermittlung  der  Thatsaehen  zur  Fest- 
stellung der  Steuersu  hj  e ete  von  vorneherein  unmittelbar  mit  der- 
jenigen znr  Feststellung  der  Steuer  objecto.  Denn  der  betreffende 
„Besitz"  !i  H  w  bedingt  ja  hier  erst  die  subjective  Steuerpflichtig- 
keit Die  £rmittlang  der  Steuerobjecte  wird  hier  in  der  Regel 
der  vorausgehende  administrative  Aet  sein.  Daher  wird  die 
Ermittlnng  der  Snbjeote  ond  Objeete  zusammen  nnten  in  §.  807 
behandelt. 

üebrigens  bestehen  hier  Verschiedenheiten  bei  den  einzelnen  Ertragsstcuern. 
Bei  der  Leihzins-  oder  Kapitalrentcnsteu er  wird  z.  B.  ein  Anmeidozwan^ 
der  Steuerpflichtigen  der  Dcclaration  (oder  behördlichen  Si  hüt/unir)  des  Stciit  rohjocts 
vorangehen  oder  beides  verbunden  werden  müssen,  da  hier  luciit,  wie  bei  anderen 
Ertzacsatmwiii,  Ml^otiiElselio  TJutteclieD**  f odi^gea. 
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Vergleicht  man  die  ganze  Verwaltangsanfgabe  der  Ermitflaiig 
der  Stenersnbjecte  bei  den  directen  Stenern  mit  der  gleichen 

Aufgabe  bei  den  indirecten,  so  besteht  ein  vielfach  zutreffender 
allgemeiner  Unterschied  darin,  dass  dort  das  „Ob?"  der  Stener- 
pfliehtigkeit  leichter  festzustellen  ist,  weil  eben  meist  nur  „notorische 
Thutsacheii**  zu  constatiren  sind,  das  „Wie  viel?"  der  Schuldig- 
keit schwieriger;  umgekehrt  bei  vielen  indirecten  »Steuern. 
Diese  verschiedene  Sachlage  zeigt  sich  im  Ganzen  Eiusteueruug«»- 
verlaliren  und  in  der  Ori^anisation  des  Steiierbehr>rdenwe8en8,  sowie 
im  Control-  und  Stratwcsen  beider  Stcucrkategorieen  von  £iufluss 
und  erklärt  die  Verschiedeuheiten  der  Einrichtung  mit. 

B.  —  §.  306.   Feststellung  der  Steuerobjecte. 

1 .  Bei  den  Personal  steuern  handelt  es  sich  hier  jetzt  —  go- 
weit  nicht  reine  Kopf-  und  Familiensteuem  in  Frage  stehen,  wo 
Stenersnbject  nnd  Stenerobject  zusammenftllt,  die  Aufnahme  des 
Personenstands  daher  gleichzeitig  zu  der  Feststellung  der  Steuer- 
objecte dient  —  meistens  um  die  Ermittlung  der  ungef&hren 
Steuerfähigkeit  und  um  die  Auflegung  danach  abge- 
stufter Steuersätze  auf  die  betreffenden  SteuersubjecteO^G  lassen* 
steuern'*)  oder  um  die  genauere  (wenn  auch  nicht  nothwendig 
völlig  genaue)  ziffermässige  Ermittlung  derHdhe  und  eventneU 
auch  der  Art  des  Einkommens  (Arbeits-,  Renten-,  gemischtes 
Einkommen)  und  bei  Vermögenssteuern  der  Höhe  und  eventuell 
ebenialls  der  Art  des  Vermögens  .ei^^cnt liehe  —  nomi- 
nelle —  Einkommen-  und  \  e  r  ni  ö  e  n  s  s  t  c  u  e  r  u).  in  beiden 
Fällen  kann  mau  wieder  die  drei  Methotleii  der  blossen  amtlichen 
Nachforschung,  der  Verpflichtung  dritter  Personen  zu 
Angaben  über  andere  („Meld  an  gäbe''  in  diesem  Sinne)  und 
der  Verpl  licijtung  der  Steuers  üb  )  e  cte  selbst  zn  den  liezlig- 
liciien  Anmeldungen  und  Angaben  Uber  ihre  eigene  iSteuerpiiicht| 
bez.  ihre  Steuerobjecte  unterscheiden  und  anwenden. 

a)  Bei  den  C  lassen  steuern,  ~  und  zwar  um  so  mehr,  je  tiefer 
dieselben  bis  in  die  ärmere  Bevölkerung  herabgehen  und  je  fester 
nach  Becht  und  Sitte  noch  berufs-  und  gesellschaftaständische  Ord- 
nungen im  Volk  bestehen,  desto  mehr  —  liann  man  sich  vielfach 
an  offenkundige  oder  an  einfach  zu  constatirende  Tbatr 
Sachen  halten,  welche  sich  zugleich  mit  der  Aufnahme  des  Fersonen- 
standSy  also  der  Steuersubjecte  ermitteln  lassen. 

Auch  liier  liefert  besonders  die  prcassische  Classensteaer,  namentlidi  i&  dm 
£iiirir]iniM<:>  n  bis  1^51.  I<u2.  Ib73  ciD  Beispiel.   Vgl.  darüber  Hoff ii«iib,  Lehfs 

von  den  bteuern,  6.  HO  II. 
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Geht  man  mit  diesen  Steaem  dberhAvpt,  wie  es  unter  nnseren  heutigen  Ver- 
hältnissen zvcrkmässig  ist,  nicht  :^  r  eine  gewisse  Bcvfilkerungsschicht  mit  einem 
m&säigcu  Elokommca  (c.  1500{ — 20U0  VJ  M.  in  Üeatschlaad)  hinaua,  sondera  rerwaudelt 
diese  Steaem  bei  den  Wolübabenderen  in  eine  eigentliche  Einkemmenstener,  se  bedarf 

OH  kaum  eines  besonderen  Zw^ang:s  der  Steaerpflichtigcn  selbst  zn  Angaben  tlber  ihre 
,.Kiiikommpn -  und  Verui5gensvcrliältnisse"  oder  zu  scig-crianntoii  ..De clarationen" 
(„t"aj>!>iouen'',  Erklärungen,  Bckeimtnissiüi)  darubor.  Es  genügt  eventuell  au  dem  persön- 
liclien  Mddezwang  für  diese  Personen.  Die  amtliclken  Stonerorgane  und  namentlich 
passend  ans  OTt>kuiifii.:  n  Mitirliodem  der  Communalrerwaltuns:  und  der  Communal- 
vortrctuug,  sowie  aus  Vertretern  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte  „(V er- 
anlagungs-)StenercoDiinis8ionen'*  kAnnen  die  richtige  Feststellung  der  Steuer- 
objccle,  bez.  der  „Einschätzung"  der  Steuersubjecto  in  die  „Classen"  auf 
Grund  des  gesammelten  Thatsachenmaterials  wolil  allein  «icbon  leidlich  zu  Wege 
bringen.  Ausserdem  kann  man  sich  der  zweiten  Methode,  Angabepflicht  Dritter,  wie 
der  Qebalte  zahlenden  Casscn,  der  Arbeitgeber  u.  s.  w.  über  die  üehalts-  und  Lohn- 
bezüp^e  n.  djrl.  ihrer  Angestellten,  ihrer  Arbeiter  bedienen:  eine  Motliode,  welche 
zwar  mchrt'acb,  auch  in  den  preussischen  Stcuerdebattcn  18i>d  Ii',  angegriticu  wordeu 
ist,  aber  m.  E.  kein  darehschlsgendes  Bedenken  gegen  sich  nnd  gote  Grttnde  fQi  sich 
hat  (vgl,  im  Finanzarchiy  über  diese  , .Meldangabe'*  den  Aufsatz  ron  KOnig  und  die 
zwischen  ihm  und  Burkardt  darüber  dort  gefahrte  Controvorso). 

Ein  Hil&mittel  der  Gontrole  gegen  nngleichmässige  und  zn  niedrige 
Einschätzungen  liegt  auch  hier  in  der  Oei  fentlichkeit  der  Sieuerlisten  und  in  dem, 
freilich  ni'^ht  allgemein  empfohlenen .  alx  r  doch  wobl  zu  gewährenden  Kechto  jedes 
Steuerpflichtigen,  rcrmeintlich  zu  niedrige  Einschätzaugen  Dritter  beschwerdeführend 
zur  Sprache  zu  bringen.  Gegen  zu  hohe  Einschitzung  sind  den  BeUoifenen  nach 
hier  Becinmntionsrechte  an  höhere  Instanzen  zn  gevfthren. 

b)  Bei  den  Einkommen-  (and  ähnlich  bei  den  Vermögen-) 
Steuein  —  je  höher  Einkommen  nnd  Vermögen  werden  nnd  je 
mehr  de  rieh  qualitativ  differenziren ,  je  beweglicher  das  ganze 
Wirthsehaftrieben,  je  yeränderlicher  die  Prodnetionstechnik  wird 
nnd  je  mehr  dag  Prineip  des  IndiTidnalismus  in  der  wirthschaft- 
lichen  Rechtsordnung  durchdringt,  desto  mehr,  daher  in  steigendem 
Maasse  im  modernen  Lebcu  —  bietet  die  zilTermässiijc  Ermitt- 
lung der  Höhe  des  Einkommens  und  Vermögens  und  die  Fest- 
stellung der  Art  heider  (bewegliches  Kapital!  Zinseiukommeu!) 
grössere  iScliwicngkeiten. 

Diese  lassen  sich  auch  unter  der  V  oraussetzung  eines  entwickelten  Erlragasteuor- 
systems  dnrch  die  Benutzung  der  Daten  desselben,  femer  durch  das  mitaoter  mögliche 

ZurUclsg^riiifen  auf  anitliclie  (gerichtliche)  Kcirister  für  Lnjwisse  Vermögensobjecto  und 
Rechtsgeschäfte  (Grund-  und  Hypothckenbacber)  nicht  genügend  überwinden.  Aus 
den  Ertragssteuerkatastern  gewinnt  man  wohl  einige  brauchbare  Auhaltspuncte ,  aber 
bei  der  üblichen  und  in  gewissem  Umfang  unrermcidlicheu  Einrichtung  dieser  Kataster 
keine  hinrciclienden  Daten  für  die  Bestimmung  der  Höhe  des  wirkliehen  Ertrags, 
welcher  einem  ßechts-  und  Wirthschaftssubjoct  in  einer  bestimmten  Zeit  ^der  Gegen- 
wnrt)  als  Einkommen  zofliesst  Gewisse  oflenkundige  Thatsachen,  aus  denen  auf  HOhe 
nnd  Art  ron  Einkommen  und  VermtTfren  zu  schlies^en  ist  —  Lrbeiisstclltinp,  Rorttf» 
Grund-  uud  Hansbesitz,  Gewerbebetrieb  und  in  manchen  Fallen  Umfang  desselben  «-^ 
liegen  zwar  auch  hier  ror  oder  lassen  sich  leicht  ermitteln.  Aber  die  unbekannte 
und  besten  Falls  nor  innerhalb  sehr  weiter  Grenzen  richtig  zu  schätzende  und  doch 
bei  dieser  Resteneriinp  wesentlichste  Grösse  bleibt  die  Höhe  des  Einkommens. 

Diese  Erwägungen  lühren  zu  dem  »Schlnss,  dass  bei  der  Ein- 
kommen-nnd  VermtigeDsstener  die  Methode  der  amtlichen  Nach- 
forsehang  allein  aar  sicheren  Ermittlung  der  Thatsaohen, 
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welehe  8icb  anf  die  Stenerobjecte  beziehen,  nicbtausreiclit,  — 
weder  die  Nacbforschnng  durch  Stenerorgane  allein  noch  durch 
wie  immer  sonst  zweckmässig,  namentlich  wieder  aus  Vertretern 
der  BevöllceruDg  und  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte 
Stenereommissionen.  Vielmehr  muss  hier  eine  solche,  an 
sich  allerdings  auch  unentbehrliche  amtliche  Nachforschung  in  die 
zweite  Linie  treten  und  sieb  wesentlich  anf  eine  Revision  nnd 
Controlc  der  in  erster  Liuie  obligatorisch  zu  fordernden 
eigenen  Angaben  der  Steucrpllichtigen  tiber  die  Höhe  und 
die  Art  ihres  Kiukoimnciis  und  Vermögens  beschränken.  Daher 
ist  im  Princip  „Declaration  sz  wang"  zu  verlangen  und  zwar 
directcr,  bei  welchem  die  Angaben  positiv  vorgeschrieben  werden 
und  '.Mich  Jciicrniann  ohne  Weiteres,  d.  b.  ohne  vorausgebrude 
AntTorderung,  wenn  sein  Kinkoninicn  und  VerrnTtgen  in  die  steuer- 
ptlichtige  Grenze  fällt,  die  Declaration  einreichen  muss;  nicht  nnr 
ein  indirecter  Declarationszwang ,  wo  die  Unterlassung  bloss 
mit  gewissen  Kechtsnacbtbeilen,  z.  B.  dem  Verlust  des  Reelamations- 
recbts,  verbunden  ist.  Dabei  ist  auch  die  Angabe  der  einzelnen 
Katego rieen  des  Einkommens  und  Vermögens  nnd  der  Werth- 
h()he  Jeder  Kategorie  zu  fordern. 

Indirecter  De«  larationszwang  z.  B.  bei  der  Einkoinincnstdaer  im  Köiiigreiih 
Sncliscn;  vnllijr  filileiider  Zwanu-  in  Prcussen.  In  Folt^e  di-.sscn  werden  die  Ein- 
koiQuieu  der  wohlhabuudercn  Ciasscu,  zumal  reine»  KentenciukommcQ,  auch  gewerb- 
liches, landviTtbscIiafUicheB  nicht  leicht  richtig  nach  den  frcset2lich«ii  Sitzen  (bis  3*/J 
gctrofTcn.  Die  vonSfltbccr  n.  A.  in.  aufgcstcllfon  Statistiken  des  prciissischnn  Volks- 
eiitkooiiDomi  und  seiner  VcrthcUung  sind  desvogeo  auch  nicht  genügend  braocbhar, 
nm  einen  richtigen  Einblick  in  die  H5he,  Anzahl  und  Vertheiliing  Rende  der 
grösseren  Einzeleinkomuien  zu  gewähren.  Der  indirectc  Declarationszwaug  reicht 
nicht  aus,  da  der  Verlust  des  lieclamationsrechts  solange  nicht  ecntij^end  zu  DöcJa- 
rationen  anspornt,  als,  wie  meistens,  doch  Wahrscheinlichkeit,  fast  Sicherheit  besteht, 
ohne  Declaration  immer  noch  unter  der  wirlilichen  HAhe  des  Einkommens  tangauäiMtA 
tu  weiden. 

Der  Dedarationfizwang  wird  sieb  in  der  Regel  anf  genaue 
ziffermKsBige  Angaben  Uber  Art  und  Höhe  des  Einkommens 
(bez.  seiner  HauptbCBtandtbeilc)  beziehen  mfissen.  Doch  sind  mit 
Rttclcsioht  auf  fehlende  gmiaue  nnd  richtige  Buchführung,  auf 
naturalwirthfichaftlicbe  Verhältnisse  u.  a.  m.  ausnahmsweise  für  ge* 
wisse  Berufe,  z.  B.  far  den  landwirthschafUichen  Selbstbetrieby 
für  gewisse  Gewerbe  statt  der  Angaben  über  Einkommen  andere, 
so  ttber  Verm  -cn,  l.in  ige,  technische  Hilfsmittel,  SchuldverhSlt- 
nisse  zuzulassen  und  dann  diese  Angaben  obligatorisch  zn 
machen. 

So  lassen  sich  bekantUc  und  zum  Thcii  nicht  unberechtigte  Kinwknde  der  Lmö- 
wiithe  u.  f.  w.  gegen  Einkommendedaration  borftcksiohtigeD. 
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Wenn  man  die  kleineren  Einkommen  ilherlianpt  von  <l«»r  ilirL'iHi'ü  ^<•r^unal-^^ll<■r 
befreit  oder  sicli  dafiu-  lüit  einer  Ciasöeiisteuer  bcguUgt,  su  v»iriuiudcru  ;>icli  boi  der  J.iua 
viel  kl<:iij'jrcn  Zahl  der  Ceositcn  nad  da  min  es  atadann  doch  tiberwiegend  mit  wirtli' 
schaftlich  höher  ätchuadeii  PeiMoen  SD  Üran  hat,  maticlie  floiwtige  Sciivierigkeiten 
des  Declaraüoiiszwaugs. 

Die  „Meldani^be**  Mtter  Ober  die  SSnkommenrerhlltnisie  v.  e.  w.  too  Steoeiv 
pfliditieen  kann  ül.iri<?ons  auch  hier  wieder  vorkoininen  und  erscheint  berechtigt.  Nur 
wird  sie  sich,  da  man  es  bei  diesem  höherea  EiukoiQmou  selten  mit  gewöholicheu 
Arbeitern  m  ihm  liat,  melir  nur  auf  eteaeipiliGlidge  BeajDte,  dano  aber  auch  aof 
Glivbiger,  Pachdierreii,  Veimiether  iL  dgL  m.  bezieheD. 

Mit  dem  DecUratioiuizwaDg  müssen  dann  verschiedene  andere 
Grandsätze  verbanden  werden  (§.  284)»  welche  mit  Ausnahme  der 
zwei  ersten  aneh  bei  den  Clusenatenern  anwendbaren  hier  ttber- 
hanpt  allein  in  Frage  kommen  kOnnen:  weitgehende  und  wirksame 

Oeffentlichkcit  der  Steuerlisteo,  Recht  Jedes  Steuer- 

ptiichtigcn ,  ^e^^cn  vermeintlich  zu  lucdrige  Angabe  eines 
Andern  Kiiisprucli  zu  erheben,  strenge  und  hohe  Straten 
bei  zu  niedrigen  Angaben,  ernstliche  Controle  beim  Erbgau^ 
von  Amtswegen,  auch  unabhängig  von  den  etwaigen  Erb- 
behattsisteuero,  und  nachträgliche  hohe  Defraadations- 
strafe. 

Ob  maD  gleich  voa  vorneherein,  bei  der  Abgabe  der  Declaration,  eidesstatt- 
liche Versicherungen  verlangen  soll,  mOchtc  ein  fraglicher  Punct  bleiben,  dei  mit 
nach  Landesrcrhältnissea  ZU  Mltscheiden  Wiro.  Es  erscheint  fm  die  Erreieh(in<r  des 
Zwecks  nicht  unbedincrt  nothwendifj  nnd  in  sittlicher  Hinsieht  nielit  unbedenklich, 
stets  sofort  jlü  diesem  Mittel  zu  greifen.  Anders  liegt  die  Sache  bei  der  Bewcis- 
fohraiig  in  der  Bedamadondnstanz,  ve  der  Eid  als  eines  der  statüiaften  Bekräfti^^^üngs- 
miUel  aazusehen  ist 

Erleichtert  wird  aneh  hier  die  Aufgabe,  wenn  solche  Stenern 
als  Repartitions-|  nicht  als  Qaotitätsstenern  aufgelegt  werden. 

Denn  dann  besteht  für  jeden  8teiierpfHchtig:en  das  unmittelbare  Interesse«  dass 

keine  zu  niedrige  Angaben  der  Anderm  voikoinineri  und  in  der  richtigeu  Conseqiienz 
dieser  Sachlage  liegt  wieder  der  Dcclarationszwang  mit  den  genannten  weiteren  ürund- 
efttzen.  Die  wesentliche  Schwierigkeit  der  Repartitionsbesteoening  ist  hier  freilich 
nicht  zu  verkennen:  man  muss  richtige  Gcsammtsteuerschaldigkeitea  („Contingente") 
bilden,  wofür  die  errord.,Tliehijn  Anhahsiiuncte  zunilrlist  fehlcri  odi"-  di->  hüs  bisheriger 
Quolitätsberteucruüg  entnouiiiicucn  nicht  genügen.  Nach  ailgcincinea  Li  vtM^iingea  iiisst 
sich  wohl  feststellen,  welche  Summe  solcher  Steuern  das  ganze  Land  aufbringen  soll. 
Aber  fttr  die  erste  Vcrtheilung  oder  für  die  Dildiniür  von  Provinzial-,  Kreis-  und 
üeffleiQde4U0ten  fehlt  der  richtige  VertheilungsschlUssel.  An  die  Ergebnisse  der 
Qaetitif^>esfeveranf  kann  man  sich  dafür  nicht  allein  halten,  weil  diese  eben  mit 
vielen  Fehlern  bcliaftet  sind.  Bei  vorläufigen  KinM-liiitzun-m,  durch  welche  man  Daten 
für  die  lüepartitioxi  erzielen  will,  kämpft  man  nicht  nur  mit  der  Tendenz  der  Einzelnen, 
das  Einkommen  zn  niedrig  ansusclüagen ,  sondern  mit  der  gleichen  Tendenz  ganzer 
Provinzen,  Diätricte,  Gemeinden,  Was  dann  den  Werth  der  Mitwirkung  localer  Steuer- 
commiseioner:  bet-intraehtii::!. 

Vielleicht  licüiu  sich  dixich  eine  Art  Ver;^leiehbVorl"anien  je  zwischen  den  Selbst- 
rerwaltungsorganen  und  Vertretangskörpero  der  Provinzen,  der  Kreise  und  Gemeindeu 
(ähnlich  wie  es  bei  den  Katasteroperationen  der  Ertrafssteuern,  be^sonders  der  (nund- 
steuer,  §.  HOb,  möglich  ist)  eine  Abhilfe  gewinnen,  indem  man  neben  den  Ergebnissen 
der  allgeneinen  QuotitltsbwtMemng  nodi  andere  statistische  Anhaltapuncte 
zu  ermitteln  sucht,  um  den  relatiren  localen  Wohlsland  festxusteUen,  auf  diese 
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Weise  oUiia  Geeammtsteaerscbolcligkeiteo  bildet  and  daraof  die  Repartition  bis  auf  die 
(^Bzdaen  Stenerpflicbtigen  hemb  etntreten  Itast.  Von  Zdt  zu  Zeit,  ntaemlicb  aacb 

bei  einer  Veränderung,  bez.  Erhöhung  cl«  s  St<3aerbedaife,  wQrden  dann  dieso  GrunJ- 
lagen  der  ßepartition  zu  rcridircn  sein.    Hei  der  ernstlichen  Durchführung  des  Decla- 
rationszwangs  und  der  genannten  ergänzenden  Grundsätze  erreicht  man  wohl  allmählich 
immer  bessere  Daten  tlber  das  EinnldnkommeD  und  Vermögen  und  so  auf  diese 
Weise  wieder  die  Möglichkeit,  die  Gesammisteuersiimmen  der  Landesdistricte  in  ein  : 
nchtiges  Verb&ltniss  zu  einander  zu  bringen,  daher  auf  diesem  Wege  den  Steaerfoss  | 
liehtig  zu  noniÜTeD.  Nach  dem  Froheren  (§.  129)  woide  gerade  bei  solchen  nUg»»  | 
meinen  Einkommensteuern  d  r  Stcuorfuss  dem  wechselnden  Fioanzbedarf  gemäss  be-  i 
w  eglic  b  zn  halten  sein,  eine  Einrichtung,  welche  sich  auch  wieder  mit  dem  Bepartition«- 
syBtem  am  Beeten  verbinden  lisst 

§.  907.  —  2.  Bei  den  Objectstenern  (im  Sinne  des  §.  305) 
mnsB  man  die  anch  hier  in  Betracht  kommenden  beiden  Hanpt» 

raethoden  der  amtlichen  Nachforschung  nnd  der  eigenen  Anmeldung 
der  riliclili^eii  zur  Kimittluug  der  ^teuerobjecte  und  nunmebi  zu- 
gleich der  Steuersubjecte  und  die  auch  hier  vorkiiiumende  Neben- 
methode, die  MeldL'])ili('ht  Dritter,  mehrfach  speciell  nach  der  Natur 
der  betreffenden  Steuern  gestalten.  Aber  in  wichtigen  Puncten 
stiiimien  die  Aufgaben  bei  den  einzelnen  Sfeucrn  doch  auch  wieder 
iiberein,  was  in  der  Finanzwissenschalt  nicht  iimner  gen(i2:end  be- 
achtet worden  ist.    Namentlich  bedarf  man  beim  Einsteuernngs- 
verfahrcn  in  der  Hegel  ähnlicher  oder  gleichartiger  umfassender  , 
Einrichtungen  und  Maa^srcgeln  schon  zur  Constatirung  der  i 
Stenerobjecte  selbst  und  sodaon  besonders  zur  Ermittlung  der-  \ 
j  e  n  i  g  e  n  T  h  a  t  s  a  c  h  e  n ,  aus  denen  unmittelbar  oder  mittelbar  auf  \ 
die  Uölie  des  Werths  oder  des  Ertrags  eines  Stcucrobjects  | 
geschlossen  werden  kann,  um  nach  dieser  Höhe  dann  die  indi-  I 
Tidnelle  Stenerschnldigkett  in  Gemässheit  des  Stenersatzes  zu  be-  | 
stimmen. 

Die  bezUglieben  Einrichtongen  sind  die  sogenannten  „Stener- 
katastrirnngen^'y  ans  denen  man  die  „Stenerkataster*' 
(Stenerbttcher,  Steueranschläge")  oder  die  amtlichen  Samm- 
lungen  der  Thatsachen  znr  Feststellung  der  Stenersnbjecte  nnd 
-ohjecte  nnd  zur  Ermittlnng  der  individnellen  StenerscholdtgkeiteD 
der  einzelnen  Steuerpflichtigen  bildet  (§.  90). 

Der  Ursprung  des  Worts  Kataster  wird  von  Jac.  OethofredQS(Go(LT1ieodo9il 

wohl  richtig  erklärt  aus  einer  Zusiminciizirliuii^'  von  raiiitutiDiiis  registrum  oder 
capitum  registrum,  was  durrli  altfranzösischc  Schreibweise  capdastre  bcstätifrt 
wird.  Du  Fresnc  du  Cangv,  giossar.  8.  r.  capdastrum  und  catastrum  (Raa  II. 
§.  299,  Note  a). 

Diese  Operationen  un  l  Kat ister  koumcn  Torzujrsweiso  bei  den  Realsten<^rn  df< 
Eitragüäteuenjyätcros  vor,  hlmiich  aber  auch  bei  den  meisten  anderen  „Object":»teucrD. 
von  denen  an  dieser  Stelle  zu  reden  ist  (§.  30S),  so  namendiclt  bei  den  an  gewvse 
Productionsbetiiebo  sich  anschliessenden  indirecten  Verbrauchssteuern  (S.  229). 

Unter  den  stenerpDichtigen  Objecten  sind  hier  die  Immobi- 
lien nnd  die  Mobiiien  zu  unterscheiden.  I 
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Die  Metboden  zur  ErmitÜuog  des  YorhaDdenseios  steuerpflichtiger  Ubjecte  und 
des  Werths,  Ertrags  v.  8.  w.  derselben  werden  hiernach  mehrfach  rerschieden  tos« 
fallcB  müssen:  so  einerseits  bei  der  Grand-  iind  Häu.s.•r^teuL■^,  dann  bei  den  nach 
Merkiiiaica  fcstor  Hetriebseinrichtangen  (Zubehören  des  stehenden  Kupitals,  z.  R.  Znhi 
und  (iruJsüe  gewisser  Maschinen,  Geräthe,  —  spcciellc  Beispiele  sind :  Zahl  der  Mahlgänge 
der  Mühlen,  Spindelzahl  der  Spinnereien,  Zahl  und  Alt  der  Gefen  u.  s.  w.  in  den 
Metall  yerarbeitenden  Gewerben,  ?gl.  besonders  die  französische  Gewerbesteuer, 
Fin.  lU,  §.  200  ff.  — )  aufgelegten  Gewerbe-  und  indirccten  Ycrbraucbssteaern «  auch 
bei  der  Wobnongnteaer  and  andeiseilB  bd  Stenern  wat  bewegUche  Kapitalien  (Leih- 
zinssteuer),  bei  Gewerbe-  und  indirecten  Verbrauchssteuern,  welche  nach  Bestand- 
theilen  des  umlaufenden  Kapitals  (Rohsto(Tmcn£:»%  ArbcitsIohnhetra<r,  crentnell  daher 
Arbeiterzahl  u.  s.  w.  —  specielle  Beispiele:  Quantität  des  vcrarbeitcteu  Tabaks,  der 
Buben,  dea  fertigen  Fabrikats,  des  Inhalts  der  Maiachgeftese ,  der  Grösse  der  Blasen,  « 
Kessel  u.  s.  w.  bei  Branntwein-,  Bienteoem  — )  aufgelegt  Verden,  bei  directen  Lnzns- 
steuern  und  in  ähnlichen  Fällen. 

Die  Umst^ande,  nach  welchen  sich  die  Steuerpflichtigkeit  richtet, 
lassen  sich  bei  Mobil icn  leichter  als  bei  Immobilien  yerbergen  oder 
falsch  darlegen,  weshalb  auch  die  Vorschriften  ttber  Anmeldang 
Q.  8.  w.  und  die  Gontrolen  Terscbieden  sein  mllssen. 

a)  Bei  Immobiliar-Objecten  reicht  die  amtliche  Nach- 
fornchuDg  zur  ConstatiniDg  der  stenerpflicbtigen  Objecte  selbst  ans, 
am  so  mehr,  als  ohDebln  für  andere  Verwaltnngszweeke  lieber- 
siebten  dieser  Objecte  vorhanden  zn  sein  pflegen  nnd  es  sich  am 
notorische  oder  leicht  nnd  einfach  festzustellende  Thatsaehen  han- 
delt. Die  Person  des  fOr  das  Object  stenerpflichtigen  Sabjects  ist 
regelmässig  ebenfalls  eine  offenkundige  Thatsache,  ergicbt  sich  für 
die  Stenerverwaltimg  ans  den  Gruud-  und  Hausbüchern  u.  s.  w. 

Die  Aufgabe  besteht  hier  dann  nur  etwa  in  der  genaueren  Beschreibang 
des  Objects  specieU  fiir  die  Besteucrnngszveeke,  so  namenflieh  in  der  Feststellung 
der  Grösse  des  Grandstttcks,  des  Haukes,  wofor  erentuell  besondere  steacrüche  Ver- 
inessungs Operationen  nOthig  wenii-n  können,  wenn  keine  ^^-cnlVffonden  Mari<5sbpstimm- 
nugen  Forhanden  sind.  Daran  reihen  sich  die  ^Slau^siegelu  i^ur  ErmittUiii^  de»  unge- 
fähren oder  genauen  Werths  oder  Ertrags  oder  der  Ertrags  fa Iii  c ix (ät,  des 
ProductionstiTnfan^rs  eines  stcnerpflichtigen  Objects,  Maassroc:eln,  welche  sich  im 
Einzelnen  nach  der  öiouomiscb  -  technischen  Natnr  dieses  Ubjects  und  auch  nach  der 
Art  dCT  beziredtten  Steuer  (Ertrags-,  indirecte  Verbmoclisstener  beim  Prodactiona- 
betrieb)  specialisiren.  Die  bezüglichen  hier  festzustellenden  Tliatsachen  lassen  sich 
meistens  durch  amtliche  Nachforschung  ermitteln,  theils  von  Steuerrerwaltungsorganen, 
theils,  und  in  der  Kegel  busoiuiers  passend,  von  lucalen  und  sonstigen  Steuercommissionen, 
in  denen  die  Stenefpflicbti^^'  n  ihre  InteressM  mit  vrcrtretMi  finden.  Der  einzelne  Steuer» 
Pflichtige  muss  aber  gesetzlich  e-ezwnngcn  werden  können,  eine  solche  amtliche  Nach- 
forschung, z.  B.  mittelst  Gewährung  des  Zutritts  zu  seinen  UrundstUckeu ,  Gebäuden, 
Fabrikrinnen  v.  e.  m  gestatten,  und  In  maneben  Fftllen  doch  noch,  Avssagen  in 
Biizüg  auf  die  Sfeu(^rül;jL'c(t'  zu  machen ,  Ketlc  nnd  Antwort  darüber  zu  stehen.  Zur 
Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  ist  ihm  ferner  das  Kecht  einzuräumen,  bei  der 
amtlichen  Machforsdinnf  selbst  zugegen  zu  sein  oder  sich  dutfeh  Berollm&chtigtc  ver* 
treten  zu  lassen,  sofortige  Erinnerungen  in  Bezog  auf  die  Feststellung  von  Thatsaehen, 
die  für  seine  Besteuerung  iti  Il  truht  kommen,  zu  machen  und  schliesslicli  ist  ihm 
ein  lieclamatioosrecht  binnen  gc«  iüscr  Fristen  gegen  die  Ergebnisse  der  amtlichen 
Nachfeiseitattg  an  h5liere  Instanzen  (Behörden,  auch  Kcclamationscommlssionen)  zu 
f^cwUhren.  Für  genügende  ficltcndmachun<r  drs  fiscaliscbcn  Interesses  an  voll- 
ständiger nnd  richtiger  Ermittlung  der  Thatsaehen  für  die  £in&teuerung  ist  aber 
andeneils  ebenfalls  Sorge  zu  tragen,  daher  In  ElnsehAtzungaoommfssloneii  diesem 
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Iiiterossü  eine  hinlAngliche  Vertretung  zu  verbürgen:  immer  auch  nicht  bloss  eine 
iiscaliscbc,  sondern  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit  in  der  EÜBBleaeniig  der 
Objecte  (System  der  H&tetterinepeetoren"). 

b)  Bei  Mo  biliar  objecten  wird  gewöhnlieb  die  VerpfiichtiiDg 
der  daftlr  stenerpfliebtigen  Snbjeote,  bezttgUcbe  Anmeldongen  und 
Aussagen  über  den  Besitz  und  die  Bescbaffenheit  soleber  Objecte, 
ttber  Wertbe,  Erträge  derselben  zn  roacheo,  Yoran  sn  stellen 
sdn.  Die  amtliche  Naebforscbang,  mitanter  aach  die  Meldepfliebt 
Dritter  dient  dann  mehr  znr  Ergänzung  nnd  zar  Gontrole. 

Wo  CS  üch  nm  die  AoItoUpfujig  der  Bostcacrung  au  den  tecbniscbeu  FroductiODS-  , 
process  irewisser  Artiltel.  wie  im  Falle  der  iodireeten  inneren  Yerbniiel»Ble«erB  handelt,  | 

und  demc<  iiir».ss  uiiitclbar  (bei  der  RohstoffstPiipr  nnd  ähnlichen  Formen)  oder  nnmittdbar 
(bei  der  Fabrikatäteaer)  die  Menge  des  steuerpflichtigen  Frodacts«  welche  hier  da»  ^ 
Stenerobject  ist,  ermittelt  Verden  soll,  da  mossregelminiy  der  ranze  Prodnetions- 
lictrid)  unter  fortlaufende  oder  zeitweilige,  d.  h.  während  der  jedesmaligen  Daoer 
der  Prodoction  statUindeude  steueramtlichc  Controle  frcstellt  werden,  so  nament- 
lich bei  der  Besteuerung  der  Branntwoinbrenuirei,  Bierbrauerei,  Kubenzuckerfabrikation. 
des  Tabakbaus,  der  Tabakfabrikation,  der  Salzgewinnung.  Zn  diesem  Zwecke  wild 
das  steuerpflichtige  Subject  wiederum  zu  gcwi^en  Anmeldungen  nnd  zu  ^cwT$«<*n 
£iurüumungen  rou  Bechten  au  die  Üi^ano  der  Steuervervaltung  rerpflichtet.  So  bat 
CS  z.  B.  den  Zeitpanct  des  Beginns  eines  Prodoctionsbetriebs  rechtzeitig  der  Behörde 
anzumelden  („Steut'r:irisa>rf  "  in  diesem  Sinne),  darf  den  Betrieb  nur  in  Gegenwart 
der  Beamten  fornehmcn,  muss  Uber  den  Umfang  der  Productioo,  Uber  die  Object« 
derselben  wahrheitsgctreve  Aussagen  machen,  uenfalls  die  GeschftfishdGher  in  he> 
stimDid  r  \\'ciso  darüber  fuhren  u.  s.  w.  Gewisse  technische  Apparate,  welche 
der  Production  verwendet  werden ,  stehen  T'.um  Behufc  der  Steuercontrole  unter  Aui- 
bicht  und  Sperre  der  Steucrrerwaltung,  Die  Steuerbeamten  erhalten  das  Recht,  jederzeit 
die  Orandstuckc  und  R&ame  des  Prodactionäbetrirlis  /u  betreten,  um  die  Ck^ntrole 
auszuühc?!.  Wo  die  Steuer  an  den  zu  verarbeitenden  l^ühstoff  (Form  der  ßttb>'n?u<-l;er- 
»teucr,  Maizijteuer)  oder  an  den  gewonnenen  Rohstoff  (Tabakbau,  Gowichtsteucr.  Zwange- 
abliefening  an  die  Monopolvcrwaltnng)  oder  an  das  fertige  Fabrikat  (Form  der  Röben- 
zoclvf^rstcucr.  der  Ernnntwoin-,  der  Salzsteucr.  Tab akfabrikatst euer)  sicli  anknüpft, 
unterliegt  der  Steuerpflichtige  entsprechenden  Verpflichtungen,  nicht  un?eisteuerteQ 
Rohstoff  zu  verarbeiten .  kein  nnrerstenertes  Product  ans  der  Fabrik  n.  s.  w.  bersia 
in  den  Verkehr  zu  bringen.  Zu  diesem  Zweck  sind  wieder  die  erfurdcrliclion  An- 
meldungen des  Steucrsubjects  an  die  Behörde  vorgeschrieben  und  dieser  weitgebende 
Controlrechte  g^c^cben,  um  die  steuerpflichtigen  Objecto  richtig  feststellen  zu  können. 
Die  Anot(lnijn-(  des  Gubram  hs  von  S  t  e m  p e  1  n  (Tabakfabrikate),  das  itenerbehOrdliche 
Recht  der  Einsichinalmio  der  Geschäftsbücher,  selbst  der  Zwang  zur  periodischen 
Ablieferung  der  letzteren  an  die  Verwaltung  (americanische  Tabaksteuer)  kann  aL> 
Controlhil&mittel  hinzukommen. 

Rcsond.  rs  wirhti'^c  Beispiele  liefern  indirecte  an  den  Productionsbetrieb  sich  \ 
anknüpfende  Verbrauchssteuern  bei  hohen  Steuersiätzeu  (Branntwein  1  Tabak),  wo  e«  ! 
znr  verhfttang  ron  Unterschldfen  sdir  rersehirfter  0»ntn»len  bedarf,  dann  8te«er>  ' 
formen,  wie  Fabrikatbcstcuerung,  wo  ebenralls  eine  besondere  Vtiixbrirfunc  der  Con- 
trolcn  geboten  ist,  daher  bei  den  neuesten  Formen  der  Branntwein-  und  /iUckerbcsteuerang 
jetzt  auch  in  Deutschland,  wie  schon  länger  bei  ersterer  in  Grus&britannien  (Fin.  UL 
136  tl'-),  Frankreich  (cb.  §.  259  ff.),  Russland,  bei  der  Zuckerbesteuerung  jetzt  ubeialL 
wo  dir  F,i1irikr<tb.  «teueronp  b^sf.  lit.  bei  der  Tabakfabrikatbe^teucning  in  Nordamoica. 
Kussland.    (^S.  über  Tabaksteuer  auch  England,  Fin.  Iii,  ^.  148,  Uber  Zuoker^>tcaa 
Prankreich,  eh.  §.  270—272). 

ij.  308.  Bei  den  Ertragssteucru  gestalten  sich  die  stcner- 
technisclien  Maassregeln  zur  richtigen  Feststellung  der  Steuerobjecte 
und  das  bezügliche  „Katasterwerk"  nach  dem  Wesen  jeder 
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einzelnen  Steuer  in  den  Ein/^ülhciten  besonders  verscliiedeii.  Aber 
gewisse  Grundzüge  dieser  Maassregeln  sind  wenigstens  je  bei 
gewissen  Ertrngsstenem  doch  auch  noch  in  weiteren  Pancten  als 
den  bereits  erwähnten  Übereinstimmend. 

Auch  liier  vortrofTlicli«'  Erörterongen  bei  w  Hock,  Öffentliche  Abgaben  S.  179  fl". 
S.  aus  der  specieüen  Steaerlebre  Hau  B.  2  Uber  die  Eiarichtang  der  tirund-,  Q^" 
blöd«-  und  Oewerbestetter;  auch  Stein,  5.  A.,  II,  2,  Yoeke,  Abgaben.  VeibillniM- 

mässig  eingehend  und  in  der  mir  auch  hier  nOtbig  erscheinenden  vergleichenden  Weise 
habe  ich  diese  Vinf^v  in  uieiiu;r  Abhandlung-  <iir*'ctii  Sti^uorn  im  S rlinnlifTtrschen 
Handbuch  dargelegt,  aui  liuo  typischen  Schemata  zuruckgcfilhrt  und  kiiLiaiii  (b»!sonder8 
§.  31  ff.).  Im  dritten  Bande  der  Pin.  bietet  wieder  die  Darntcllung  and  Kritik  der 
wichtigen  französischen  Ertragsbesteucrang,  weichte  vielfi  h  nndifen  Landein  als 
Vorbild  gedient  hat,  ein  typisches  Beispiel  des  Katasterweri(s  solcher  Steuern. 

Die  U«berein8timmnng  der  Einrichtiing  bei  der  Ornnd«,  Geverbe- 
und  ländlichen  Gcbfiadesteoer  in  manchen  grandsätzlichun  Puncten  (Classon- 
ttchema,  ülassirang  u.  a.  m.)  scheint  mir  zu  «renig  beachtet  «rorden  zu  sein,  wozu  die 
aasschliesslichc  Behandlung  solcher  Pancte  in  der  den  Ueberblick  des  Gleichartigen 
benehmenden  speciellen  Steuerlehre  wohl  beigetragen  hat  Historische  Nationalökonomen 
haben  für  Derartiges  gewöhnlich  roMcndä  keinen  Sinn.  Aber  das  beweist  doch  auch 
Iiier  nicht,  dass  es  keine  Bodeutoug  habe.  £s  giebt  eben  noch  andere  wichtige  Seiten 
solcher  Dinge,  Qber  die  die  einseitige  „ historisdie*'  Bctrachtnngsweise  mit  Untedit 
liiiiweir  Sellin  lässt.     Desbalb  halte  ich  Q.  Sc  hm  oll  er 's  erst  jüngst  wieder  aarh 

f egcu  meine  Behandluugsweise  der  Steuerlehre  foigebrachten  Bedenken  doch  nicht 
Ur  gerecht  noch  richtig  (Jahrbuch  XIV,  375). 

Für  die  Kata8terl'ra|;en  trennen  sieh  hier  die  Kcalsteuern,  die 
Grund  ,  Gebäude-  und  —  ganz  oder  tbeil weise  —  auch  die  Ge- 
werbesteuer (einschliesslich  ihrer  Abarten^  wie  der  Bergwerksteuer) 
von  den  mehr  personal  steuerartigen  Ertragsstenern,  der  Lohn- 
nnd  Besoldoogs-,  auch  der  liberalen  Bemfs-  und  der  LeibsiDsateaer, 
welche  letztere  trotz  ihres  Steaerobjects  hier  mehr  so  dieser  Groppe 
zu  stellen  ist. 

Bei  den  Steaem  auf  den  gewöhnlichen  Arbeitslohn  als  solchen 
geht  man  zweokmissig  in  Shnlicher  Weise  wie  bei  den  Olassen- 
steuem  (§.  306),  bei  den  Besoldnngs-,  liberalen  Berafo-  nnd  Leih- 
ainsstenern  fthiüicb  wie  bei  den  EHnkommenstenem  zur  Ermitünng 
der  Steaerobjeote  vor.  Daneben  bieten  sieh  besondere  Hilfsmittel 
znr  Erfüllung  dieser  Aufgabe  nnd  eventaell  anch  znr  Erhebung  der 
Steuer,  indem  man  bei  Lohn  und  Besoldung  auf  den  Arbeitgeher, 
bei  Leihziüs  aal  den  bcbulduer  zurückgreift  (Frage  der  Cuupun- 
besteuerung  §.  1()9). 

Bei  den  Real  steuern  ist  die  Ermittlung  des  Steuero!)  jecls, 
seines  Werths,  Ertrags  u.  s.  w.  zwar  in  einer  Hinsicht  ieicliter, 
weil  gewisse  wicbtij^e  darauf  bezttgliche  Thatsachcn  ofTenknndig 
sind  oder  sich  unschwer  feststellen  lassen.  Aber  in  anderer  Hin- 
sicht ist  die  Aufgabe  schwerer:  die  individuelle  Verschieden- 
heit nnd  das  zeitliche  Schwanken  des  Werths  nnd  Ertrags 

A.  Watner,  ItaHHWIaMnathalli  IL  t.  Aal.  47 
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der  Stenerobjeote  ist  sehr  gross,  woraus  Schwierigkeiten  itlr  die 
ErtragsbesteneroBg  herrorgeheD,  welche  sich  ToUsfliidig  überhaupt 
nicht  beseitigen,  aber  selbst  nicht  einmal  immer  erheblich  be- 
schränken lassen.  Der  individuelle  Werth  oder  Ertrag  ist  ab 
solut  genau  weuig8ten8  bei  den  steuerpflichtigen  GrundstUckcD  und 
Oewerben  kaum,  nnd  seihst  tUr  einen  rasch  vorübergehenden  Zeit 
punct  nur  annUhenid  bloss  mit  einem  grossen  Arbeit!^-  ucjd  Kosten 
aufwand  zn  ermitteln.  Die  zeitlichen  V^eränderungen  des 
Werths  und  i^rtrags  kOnnen  voiieudü  nur  selten  ausreichend  ver- 
folgt werden. 

Aus  diesen  Verhältnissen  erklärt  sieb  eine  gewisse  Selbst- 
bescbeidungder  Steaerrerwaltnng  diesen  Realsteoem  gegf'D^^e^: 
man  sieht  vielfach  ganz  von  der  Ermittlung  des  indi vi dnellea 
Werths  und  Ertrags  ah  und  begnttgt  sich  mit  der  Feststellnng  ron 
Werth-  oder  Ertrags  classen,  in  welche  dann  die  einzelnen  Stener- 
objecte  nach  ihrem  ungefähren  Werth  oder  Ertrag  eingeachStst 
werdeo. 

Di68  Ter&Imn  tinft  dannif  liinans,  fix  du  etnielne  Stenerobject  unter 

wissen  allgemein  en  Voraussetznngen  in  Bezog  auf  Prodiictionstechnik.  Absau- 
verhältnisse ,  Waareapreise ,  Lohnhöhe  u.  s.  w.,  YoraQSsetzangen ,  die  allerdins-s  für 
Worth  und  Ertrag  mitbestimmend  sind,  diese  letzteren  festzustellen.  Aber  diu  Ik- 
dingungen,  welche  in  der  Wirklichkeit  nnd  in  concrct'-n  Fall  maassgebeod 
sind.  Wi  irhen  ron  jenen  allcomeinen  Voraussetzungen  von  yorm  hLToin  uahr  oder  weni^^r 
und  in  der  Weiterentwicklung  gewöhnlich  immer  mehr  und  bei  den  einzelnen  Ubjecten, 
in  den  einxelndn  Orten  vnd  Oegenden  in  ganz  reracliiedetier  Wdae  al>.  Mittdat 
Kcs'isio ri(» n  ll-ist  sich  d.T^  wnlil  etwas  biTürk^ichtigen ,  aber  diese  sind  ungemein 
schwierig  und  kostfij>ieUg,  musstou  ölters  üat  eine  gAUZ  noue  Operation  werden,  unter- 
bleiben daher  leidifc,  bietoft  «bei  «neb  im  betten  nlle  wtodernn  kdne  debere  Box^- 
flcbift  fbr  richtige  Eigebniaie. 

Ans  allen  diesen  VerhlUtnissen  ericlftrt  sieh  wieder  mit  die 
Unfähigkeit  dieser  Stenern,  mit  dem  Finanzbedarf  im  Ertrag  tu 
wechseln,  insbesondere  zn  steigen:  die  Stenern  werden  nnvermeid- 
lieh  einigermaassen  stabile ,  so  namentlich  die  Grundsteuer,  und 

bleiben  C8  selbst  bei  L^i  ^sseii  Steigerungen  des  Finanz-  und  Steuer- 

bedarfg,  nicht  aus  priucipiellen  steuerpolitischen,  sondern  aus  den 

angedeuteten  steuertechiiischen  Gründen  ( Frankreich  1871  fT.). 

Unter  den  Kealsteuem  bieten  gerade  die  wichtigsten,  mit  einer  einjagen  A~5- 
nnbme,  aolcbe  Schwierigkeiten  in  Betreff  der  Ennittlung  des  Steuerobjocts:  die  Grund- 
Steuer  in  dem  Hauptfall  (Steuer  ron  landwirthschaftUch  oder  ähnli<  h  benutHea,  fei 
forstwirthschaftlichen  Grundstücken),  die  GewerbostcUfT,  die  (iobäudestcoer  roa 
gewöhnlichen,  rom  EigentliUmer  selbst  bewohnten  WoUtihäuäcra  auf  dem  platten  Laikdk 
in  den  kleineren  Städten.  Die  einzige  AninehiDe  bildet  die  Gebindesteoer  bei  4tm 
im  Wege  der  Vermiethun^  nusgcnutzten  Häusern,  daher  namentlich  in  d«fl 

frösscren  Städten,  vo  mau  die  Steuerobjecl«  der  nicht  rcrmiethetcn  Hiit^er 
ann  nach  der  Yergleieliimg  mit  vermietlieten  boliuidelD  kann.  Hier  iit  die  iadi- 
viduellc  Werth-  oder  hier  besonders  die  Indiridaelle  Ertragscrmittlnng  I«idUir, 
daher  auch  hier  ftblicli.   Bei  den  genannten  anderen  Stetten  dagegen  nimmt  aaa 
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eine  allgemeiDe  Claüüification  der  betreifenden  Steoerobjecte  ?ur:  man  bildet 
nach  fewiasem  Inflseren  Herfantleii  (Oeverbe,  Gebinde)  oder  nach  gowiaam  Werth' 

ijhstufuiijfoa  (GruiHlriturlcl  W*»«rth-  oder  Ertratf sclassen  (sogODanate  ,,Cla^ssi- 
fication''  i.  e.  8.)  and  schäuct  die  einzelnen  Stenerobjecte  in  diese  ein  (sogenannte 
,tOIassirung");  erentaell,  wie  besonders  bei  der  Grandsteller,  indem  man  zonAchst 
gewisse  typische,  einer  Classe  entsprechende  Steuerobjecte  ermittelt  auch  wobl 
nach  Wi«";»!!  Typen  die  Classen  bildet)  und  dann  die  anderen  Objecto  durch  Ver- 
gleicLuiig  um  dieser  Type  claasirt,  wobei  von  Jcleineren  Verschiedenheiten  der  einzelnen 
Objecte  abgesehett  wird.  So  erf^eben  sich  die  „Glaaienkatuster''  nicht  nar  bei 
den  G  ru  n  d  stfiiiern ,  sondern  aucli  Lui  den  Gewerbe-  and  l&iidlirlien  Gobilndo- 
äteucro.  Die  ncocre  continentai- europäische  Grundsteuer  beruht  fast  durchweg  auf 
soldien  „GlasseB' Katastern"  ntt  ^JÜnscbitzung*'  (statt  indiTidneller  ,Jkbsebitzung''), 
einerlei  ob  im  U.-brigcn  Guts-  oder,  wie  üblich,  Parccllarkataster ,  Werth-  oder,  wie 
meistens,  Ertragskatastor  besteht  (s.  meine  Abh.  directo  Steuern  im  SchOnbergKchen 
Uandboch  §.  33).  Die  Gewerbesteuer  hat  sich  wenigstens  überwiegend  neuerdings 
nach  dem  System  von  Gewcrbegattungs-,  Orts-,  Betnebsumfangs- Classen  entviekelt 
(französische  Patentsfeuer,  süd'f"i)tsrhe  Gewerbesteuern,  in  Hauptpuncten  auch  die 
preussiitchc,  s.  die  genaauic  Abiiandiung  »li  Ii.,  Fin.  III,  §.  200  ff.  über  Frankreich). 
Ais  Bdspiel  der  ländlichen  Gebäudeclassensteucr  kann  die  österreichische  von  1830 
genannte  Abhandlung  §.  70)  und  wieder  abweichend  die  zweite  fem  der  preoisbMhen 
Uebäudestcnor  von  1861  dienen  (eb.  §.  71). 

Das  Hauptziel  ist,  nicht  sowohl,  die  Erträge  in  ihrer  absoluten 
Hobe  wirklich  richtig  zu  ermitteln,  als  auf  diese  Weise  die  rela- 
tive Gleiehmässigkeit  der  Bebaodlong  der  eiozelnen 
Stenerobjeete  jeder  Steaerart  za  Terbttrgen. 

Wie  dies  die  (iootzc  wohl  ausdnu ilich  aussprechen.  So  heisst  es  in  §.  1  der 
„Anweisung  für  das  Verfahr«  n  bei  Krmitüung  de^  Ri  incrtrags  der  Liegenschaften 
u.  B.  w.'\  im  Anschluss  an  das  prcussiscbe  Gesetz  vom  21.  Mai  1861  betreffend 
andMireite  Begelnng  der  (hvndstener:  .^weck  des  Yerbbrens  ist  die  Ermittlafig  des 
Reinertrags  des  steucrpflichtii^cn  Grundeigenthtims:  ...  in  verhfiltnissm&ssiger 
Gleichheit,  um  danach  die  Gnudsteaerhauptsummen  für  die  Provinzen*.  .  .  and 
lonerbalb  der  letzteren  die  too  den  einzelnen  Krdsen  im  Ganzen  sowobl,  wie  die  Ton 
den  oin/:<  Inen  Gutsbe^i^kcn  und  Gemeinden  zu  Ubernehmenden  Grund:>tcuerbcträge  zu 
bestimmen,  demnächst  aber  deren  Untervertheilung  anf  die  cin;;elnen  Lier'cnschaften 
möglichst  leicht  bewirken  zu  können":  die  folgerichtige  Anwendung  de.->  Itepartitions- 
fyitems. 

Eine  solche  „verhältnissmässige  Gleichheit"  der  Einstcuerung  wird  auch  einiprer- 
maassen  erreicht;  so  liegen  z.  B.  die  Fehler  in  ein  und  derselben  Richtung,  waun 
die  Type  nicht  richtig  gewählt  oder  in  eine  falsche  Glasse  gesetzt  ist.  Die  Mit- 
wirkun?  der  Steuerpflichtigen  selbst  bei  der  Classifu  ation,  der  Typenbestimmung,  der 
Classirung  a.  s.  w.,  dient  dazu,  das  Uperat  möglichst  richtig  zu  gestalten.  Steuer- 
eomniasioDeD  ans  sacbfentlndigen  und  ortakondlften  Personen,  besonders  ans  den 
Behörden  und  Vcrtretungskörpem  der  Provinzen,  Kreise  and  Gemeinden  und  aus  den 
Kreisen  der  Interessenten  selbst  werden  bei  der  Herstellung  des  Katasterwerks  als  mit 
berathende  und  auch,  vorbehaltlich  gewisser  Abänderungsrechte  höherer  Behörden 
(und  Commissionen) ,  als  mit  entscheidende  Instanzen  eingerichteL  Jeder  e&izelne 
Interessent  erhält  da-s  Recht,  bei  den  betreiii  n  b  n  Aufnahmen  gegenwÄrtiie:  zu  seia 
and  seine  Ansicht  vorzubringen,  und  Beclaiuatiousrechte,  falls  er  sich  für  bonacb-' 
theiligt  h&lt.  Interessentengruppen,  z.  B.  die  Ortsgemeindc,  crh.ilten  ähnliche  Kechte, 
D-iH  Priiirip  der  Oeffcntlichkeit  der  Katantralarbeiten  und  der  vorliinfi^en  Fcststellaagen 
dient  weiter  zur  Controle.  Steuercommiäsioueu  für  eine  Anzahl  Distriote  (z.  B.  fUr 
die  Prorlnzen  gefenttber  den  Kreisen  nnd  ftir  mehrere  Prortnzea  xosanunen)  «od 
h'jhere  Rev  isions-  und  HecursbehOrden  sorgen  für  die  Erhaltung  oder  Hontelloog  der 
Gleiehmässigkeit  der  Katasterarboiten  im  ganzen  Staatsgebiete. 

Die  Praxis  hat  hier,  besonders  in  den  modernen  6 rn od stooeritatasfem  und  tum 
Theil  ancb  in  den  Gewerbesteuerkatastem,  zur  Lösung  ihrer  Aufgaben  eine  grosse 
Snmme  von  Arbeit  nad  ?on  SchaiÜrino  aufgewandt  Wenn  trotzdem  namenUich  hei 
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den  genannten  beiden  Stenern  aoch  selbst  in  BotrefT  des  speciell  ins  Aoge  gcrantcn 
Ziels,  der  weriitrstens  rolntiv  gle ich niässigen  Relastimir  r!>>r  einzelnen  Steucr- 
objticte  jeder  Steuer,  kaum  auch  nur  für  die  Zeit  der  Kataötcrarbeit  selbst,  geschweige 
für  die  spätere  Zeit  etwas  leidlich  VoIUtomBienes  erreicht  ist,  ao  liegt  die  Schuld  iii<ät 
an  der  falschen  Methode  oder  der  nn^eaiiKeiidea  Aoeffthiunf,  Sonden  an  der  Miaaei- 
ordentUchen  Schwierigkoit  der  Aufgabe. 

Diew  Schvleriirieit  Hast  sieli  Indenen  gerade  bei  der  Grand-  nnd  Oeveibe- 
Steuer,  wo  sie  sich  am  Meisten  fühlbar  macht,  durch  die  Bcntifzung;  des  Repar- 
titionsprincips  den  stenerpäicbtigen  lodividuen  gegenttber  noch  etwas  vetiter 
Qbenrinden,  wie  im  folgenden  Paragraphen  gezeigt  wird. 

Die  nlhenn  AnsfOhrungen  in  der  speciellen  Smnerlehre  zeigen  das  hier  nar 
Skizzirte  noch  genauer  im  Einzelnen.  S.  meine  «^enannie  Abhandlang  im  Schönberg'- 
schen  Uaodbuch  und  die  kritische  Darstellung  der  französischen  directen  Stenern  iia 
dritten  Bande  der  Pin.  §.  184—310. 

C.  —  §.  309.   Feststellung  der  Steuersätze. 

1.  Bei  den  Einkommen-,  allgemeinen  Vcrniögens- 
nnd  Ertrags steveni  genügt  es  fttr  diese  Aufgabe,  im  Aiigemeinen 
auf  die  Erörterungen  Aber  die  Stenersätxe  im  vorigen  Abschnitte 
bei  den  Grundlagen  der  Bestenening  (§.  d00^302)  sv  verweisea. 

a)  Besteht  Qu  0 1  i  tä  ts  Lcilcucriuig,  so  wcitlen  tlic  gesetzlichen 
Steuersätze  derselben,  bez.  diejenigen  gewisser  Steuerstuteii  oder 
Stenerclassen ,  einlach  nach  den  ermittelten  Thatsacben  auf  die 
Steuerobjccte  gelegt  und  den  Steaersubjecten  zur  Zahlung  ?or- 
gescbrieben. 

b)  Bei  RepaTtitionabeeteaemng  complictrt  sieh  diese  Auf- 
gabe,  weil  nnn  erst  die  indtTidnellen  Stenersätse  fttr  jedes 
Stenerobject  nnd  Steaersnbject  mittelst  der  Repartition  der  Stener- 
snmme  auf  die  zu  belastenden  Stenerobjeete  festznstetten  sind.  Aber 
gerade  bei  dieser  Metbode  ergtebt  sieh  die  Möglichkeit,  jene  im 
▼origen  Paragraphen  nachgewiesenen  M&ogel  der  Ertragestenem, 
besonders  der  Omnd-  nnd  Gewerbe^,  dann  der  landlichen  nnd  klem- 
städtischen  GebaTide-(Cla88en-)8teQer,  auch  etwa  derStener  anf  deu 
Ertrag  der  selbständigen  liberalen  Berufs n n tern eh mnn gen  (im 
Unterscbied  vun  solchen  Ueiuibdieuäteu;  eini^eimaabäeü  zu  be- 
seitigen. 

Dies  kann  dadurch  geschehen,  dass  man  nacbdemKataster 
im  Allgemeinen  nur  die  Quoten  der  von  jedem  Gebietstheile,  bis 
herab  snr  Ortsgemeinde,  aufzubringenden  Summe  einer  jeden 
Steutt  feststellt»  bei  der  indiyidneUen  Vertbeilung  der  Ortsqnoie 
auf  die  einzelnen  Steuerobjccte,  bez.  Steuersul^fecte  dagegen  Ab- 
weichungen Ton  deijenigen  Vertbeilung  and  von  deiyeiiigen 
Steuersätzen  gestattet,  welche  sich  bei  der  genauen  Zugmndeleguog 
des  Katasters  ergeben  wilrden.  So  wird  es  möglich,  in  erwUttsehtier 
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Weise  iii  die  O  b  j  e c  thesieuernng;  auch  ein  8 n  bj  e  e ti  v e s  Moment 
einzutligen  und  dadurch  manche  Härten  der  ersteren  zu  mildern. 

£s  liiäst  sich  hierbei  namontlicb  auf  individuelle  OkoDOmiscbe  Yerhältiiisse, 
wie  die  oben  (in  §.  184,  185«  187)  berObrten,  Kacksiebt  nebmen.  Bei  den  Urund- 
und  Oewerbestenen  kaim  das  fir  d«B  Ertrag  so  maassgebende,  oft  fOTsdeza  ent* 
scheidende  Moment,  die  Persönlichkeit  des  leitenden  Wirthschaftsbubjects,  ferner 
können  concrete  Verhältnisse,  wie  in  der  Landwirthschaft  die  Lage  dar  Grundstücke 
(Parcellen)  eines  Wirtbs  zu  einander  und  ziun  Hof,  Ton  dem  aui>  »io  bewirthscbaftet 
werden  (TbUnen'sche  Regeln!)  oder  Witt  im  Gorerbo  die  concretcn  Bezag-,  Ab- 
satz-, technischen  Productionsbedingnngen  q.  s.  w.  eines  einzelnen  Gewerbebetriebs 
einige  Berücksichtigung  finden.  Die  Bildung  von  „Steuergesellschaf ten"  for 
Slenncontlngente  nnd  die  YertbeOiing  nit  unter  BerftoInlcbdgaDg  der  in  dirid  Hellen 
Bcschaflenbeit  der  einzelnen  Unternehmung,  wie  in  der  prensaiscben  Gewerbesteuer, 
empfiehlt  sich  aucb  bier  wieder.  Yielieicbt  Uesse  sieb  selbst  der  individaellen  Yer- 
Bcbiedenbeit  der  yerschuldnngsrefliiltntaB  dei  BÄlbesitzes  aaf  diese  Veiie  etirns 
mit  Rechnung  tragen  and  dadnidi  einer  der  aetitrentea  Uebebtinde  der  Beelbestea«iing 
(§,  221'  vcrinindt-ni 

Zur  Durchiuliiuiig  dieser  iudiriduelleu  Yertheilung  einer  Stcaersumme  und  zur 
Feststellung  der  sich  so  ergebenden  Stooersätze  haben  wieder  locale  Stenercomidflilonen, 
wie  die  früher  (§.  301)  erwilhnten,  erentucll  Ausschtlsse  von  Pcmfs'^enosscn  zn  dienen. 

In  einigen  Puncten  äbnlicbe  Yorscbläge  ron  Stein,  besonders  fUr  die  tinind- 
Btener,  s.  B.  4.  A.  48.  Mdne  Abhandlnng  directe  Sten^  im  8ch9nbei^*8chen 
Handbuch  §.  G5.  Es  handelt  sich  aber  auch  hier  wieder  um  eine  allgemeiner  in 
Verbindung  mit  der  Repartitionsbesteuerung  anwendbare  Metbode.  Die  Sache  wäre 
gerade  umgekehrt  wie  in  Frankreich  bei  der  Grundsteuer  zu  machen,  wo  man 
die  Hauptsteuersumme  und  4flcjenigen  der  Departements,  Arrondisscments  und  selbst 
der  Gemeinden  nicht  o(]fr  nnr  wenig  im  Anbalt  an  das  Kataster  bestimmt,  dagegen  die 
iadiriduellen  Steueiscbuldigkuiten  der  einzelnen  Liegenschaften  genau  nach  dem  Kataster 
ttnlegt  (Flu.  m,  S.  44S). 

§.  810.  —  2.  Bei  den  an  einen  Productionsbetrieb  sich  an- 
knüpfenden indi  reden  Verbrauchs  steuern  handelt  es  sich 
regelmässig  um  feste  (Quotitäts-)  Steuersätze,  zu  deren  richtiger 
Auflegung  auf  die  Steuerobjecte,  in  Gemässheit  der  gesetzlichen 
BesteaeniDgsiDetbode  nach  dem  Rohstoff,  Betriebsmerkmal,  Fabrikat 
n.  8.  w.,  eben  die  Thatsacbeo  des  einzelnen  Betriebs  in 
Bezog  auf  diese  Objccte  genau  zu  ermitteln^ sind.  Mit  der 
Lösung  dieser  Aufgabe  ist  die  Aufgabe  der  Feststellung  der  Steuer- 
sfttze  und  der  Emuttlang  der  indindnellen  StenerMhnldigkeiten 
eines  Prodneenten  daher  im  Wesentfichen  sogleich  erledigt 

Dae  Einzelne  riditet  tleli  aber  in  eolcliem  Maease  nach  der  Natnr  des  Steuer- 
objecte odi-r  des  Productionsbetriebs,  in  welchem  das  Object  hergestellt  wird ,  dass 
darüber  bier  an  dieser  Stelle  nichts  Allgemeineres  weiter  zu  sagen  iaL  Dib  specielleo 
teebniscben  Prodoelioneprooeese  der  einzelnen  Artikel,  die  mitspieleaden  ckeniseben 
Processe  z.  B.  bei  der  Wein-,  Bier-,  Branntwein-,  ZucktfbereiUinf ,  bedingen  nnck 
venchiedene  Methoden  der  Eiinittlung  der  Steuerobjecte. 

Bei  der  notorischen  Ungleichmässigkeit,  mit  weicher  gewisse 
Stenern  dieser  Art,  namentlich  die  Robstoff bestenerung,  nach  der 
Qoalität  der  verarheiteten  Stoffe  (Rtlben  bei  Zocker!),  nach  der 
technischen  Einriehtong  nnd  nach  dem  Umfiing  dü  Betriebs 
(Gross-  ond  Kleinbetrieb!  Brennereil  Bierbrauerei)  aoeb  hier  die 
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einzelnen  Pioducentcn  treffen  (§.  Hb,  147,  275,  27(ii,  lie-i  aber 
bei  diesieu  Steuern  die  Sache  ähnlich  wie  bei  den  l)ehpr<>cbeDeD  ! 
Krtragsstcnern :    die   Vernachlässigung    des    snbjcctiveu  l 
Moments  rächt  sich  wieder  durch  die  Ungleichmässigkeit  der  Öleuer- 
belastung. 

Dies  fuhrt  zu  der  Erwägung,  ob  sieb  niefat  aneh  hier  das 
Princip  derRcpartition  aushilfs  weise  benutzen  liesse, 
am  solche  Un gleichmässigkelt  zn  vermiDderii.  Es 
könnte  allenfalls  aaf  die  Weise  geschehen,  dass  man  nach  den  i 
gesetzlieben  Bestimmungen  ttber  die  Steaerobjecte  und  die  Steoer- 
sätae  GeBammt-Stenersehnldigkeiten  oder  Gontingente  i 
fHr  einen  ganzen  Terbrancbsstenerpflichtigen  Pro- 
dnctionszweig  bildete»  a.  B.  ftlr  die  Rttbenznekerprodoetion, 
Blerbranereii  Branntweinbrennerei,  nnd  alsdann  onter  Controle  der 
Stenerbehörde  dnreh  GornnÜBslonen  oder  Aussebasse  der  Stener- 
pflichtigen  diese  Samme  anf  die  einzelnen  Betriebe  unter  Za- 
lassnng  genan  zn  begründender,  aber  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  sieh  haltender  Abweichungen  von  der 
ersten  Veraiihi^u  ng  vertheiltc.  ' 

Dieser  Vorschlag  ätimmt  mit  neaerea  Experimenten  in  der  Zuc korbeste uerung 
(Oesterreichl,  iu  der  Breiioerei  (Deutschland.  Oesterreich)  iusofern  ubercin.  als  es  sieb 
in  beiden  Fällen  um  Steuercontiogentirungcn  (bez.  ContingentiraDgen  von  AvsfUir- 
Vergütungen)  handelt  (s.  oben  S.  TOS),  aber  das  hier  beftirwortete  Vertheilonp?-  ünd 
Aosgleichungspriadp  ist  ein  anderes.  —  Die  grösseren  Schwierigkeiten  und  Bedenken 

fBgtn  ein  solches  Ver&hm  Iwi  den  VerbfMchnteQeni  im  Yefgleieh  mit  demaelbea 
^erfahren  bei  den  Bealsteoon  des  Ertrao^ssfeuorsybtems  sind  nicht  «u  verkennen.  Sie 
liegen  namentlich  darin,  daw  bei  den  Gewerben  der  genannten  inneren  Verbraucb»-  ' 
steuern  nur  etwa  bei  der  Bferbranerei,  und  aneli  bier  bloss  AeilwelM  irod  neverdingrs 
imu]!  r  weniger,  bei  den  anderen  iu  der  Regel  gar  nicht  von  einem  local  be-  | 
schränkten  Pr oductionsgebiet  und  Absritzmarkt  die  Bede  ist.  Mau  kann 
daher  nur  iu  geringem  Maasse  neben  der  (jesamint^teuerschuldigkeit  des  ganzen  Staats- 
gebiets profinzielle  und  noch  weniger  locale  Gesammtäteucrcoutingente  bilden,  senden 
mtlsste  die  Hauptsummo  gleich  auf  die  individuellen  Botriebe  direct  vertheilec 
Das  ist  misslicher  und  schwieriger,  besonders  da,  wo  es  sich  um  eine  sehr  grosse 
Anzahl  sehr  weit  ttber  das  ganze  Gebiet  fostreotet  Betriebe  handelt,  wie  bd  der  Bier- 
brauerei meist  (gar  erst  der  Wcinpiodih  tion,  auch  der  Brennerei  Vfn  f)t)-^f  u.  <.  w.l.  Hei 
der  Branntweinbrennerei  Überhaupt,  selbst  der  Korn-  und  Eartofielbrennerei,  wcnigstei)^ 
nach  den  deotschen  (im  UntetBchied  z.  B.  ron  den  «ng lizobeD)  Pndoctiensrerhihaiasea. 
Da^eg'  II  würde  bei  der  Rubenznekerpiodactioii  und  Beatenemog  ein  sotches  ToifdieA 
schon  eher  ausfuhrbar  sein. 

Die  Vortheile  eines  derartigen  Repartitionsvcrfahrons  waren  auch  hier  die  ucm- 
lichen  wie  überhaupt  bei  der  Steuerrepsftition  (t;.  301,  302).  Namentlich  wttldft  Uci 
wohl,  wenn  einmal  eine  bestimmte  Summe  aufgebraclit  worden  muss.  ilio  Concnrr*'D; 
der  Producunteu  xu  einer  gleichmässigcrcu  Belastung  der  ]^in/elnen  hintuhretu 
Gerade  in  diesen  Gewerben  vei  folgt  man  die  Lage  and  Leistungen  jeder  einzehi«! 
üntcrn.'hrmiDjr  scharf  um  d-.T  Concurrcz  willen  und  würd«'  im  Bo^sitz  raaiicher  TliaC- 
sachcn  sein  oder  leicht  kommen,  auf  Grund  deren  man  eine  solche  Ausgieichnng  w- 
nehmen  kann.  IVesenllicbe  Bedenken  dieser  Bestenernng  (§.  275)  Hessen  sich  so 
veriniiidorn.  Der  Einwand,  dass  dadurch  dem  einzelnen  Producenten  die  besonderen 
VorthcUe  aoiner  besseren  technischen  Leistung  und  der  daraos  henoigebenden  theü- 
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weisen  „AbwalzoDg"  der  Steuer,  auch  zam  Scli&den  des  techuiscben,  auf  diese  Weise 
pTifflUrten  PomdiTitte,  eatzofen  wttrdes,  ist  nicht  dvroliselilafMid.  Denn  dVestr  V<»i> 

theil  wird  nur  auf  (iruiid  uiues  au  sich  mangelhaften.  unf;;lcicbmässigen  Stcuen'crfahrens 
erzielt  und  ist  nicht  so  unbedingt  als  ein  wirklich  persönliches  ökonomisches  Ver- 
dienst des  Producenten  anzuerkennen  (§.  145).  Auch  wäre  das  hier  euipfohl<im 
Verfahren  doch  ungleich  weniger  mechanisch  und  schablonenmäsaig,  als  das  in  der 
Praxis  vorkommende,  den  Steuersatz  fQr  kleine  Betriebe  gewissen  HUh^ffhnfttiohffl 
Gharacterä  in  boäüuimteni  Maasse  niedriger  zu  gestalten  (Brennerei). 

II.  —  §.  311.  Veranlagung  der  i  n  cli  re  c  t  en"  S  te  uern  : 
Ermittlung  der  Thataachen  zur  Feststellung  der  8teuer- 
scbuldigkeiteo  bei  den  Steuern  aaf  einzelne  wech- 
selnde Thatsachen,  Handlungen,  Vorgänge. 

Daher  namentlich  hei  den  meisten  Verkehrssteuern,  b<^i  den  Stenern  auf 
Conjunctur-,  Spieigewiun  und  Erbdcbaf t  und  besonders  bei  denjenigen  Ver- 
brauchssteuern, weiche  sieh  wie  Zftlle  und  Tborstevern,  an  den  UmUaf 
der  Waaren  aakoflpfeo  (§.  254V. 

Bei  diesen  Stenern  allen  gestaltet  sich  die  Aufgabe  der  Stene^ 
Verwaltung  schon  deshalb  wesentlich  anders  und  in  diesem  ersten 
Pnncte  schwieriger,  als  bei  den  im  Vorausgehenden  besproehenen 
direeten  y^Stenern  anf  den  bentfsmftssigen  Erwerb  nnd  den  Besitz", 
weil  suTörderst  schon  die  ErmitÜnng  der  Thatsachen,  yon  denen 
die  Stenerpflicht  eines  Snbjects  ttberhaapt  erst  ab- 
hängt, andere  nnd  nmfassendere  Vorkehrungen,  ein  eigenes  be- 
sonderes Beobaehtungsverfahren  erheischt. 

Die  Coiii»tatirung  der  Stcuerpilicht  «a  und  für  sich  macht  bei  den  bisher  be- 
sprochenen „directen**  Steuern  nicht  so  grosse  Mohe,  weil  diese  Pflicht  von  uieist 
offenkundigen  oder  verhältnissniässig  leicht  zu  ermittelnden,  weil  feststehenden  oder 

icdenfalls  längere  Zeit  gleichbleibenden  Thatsachen  des  Erwerbs  und  Besitzes  abhängt. 
Mese  Thatsachen  lassen  sich  mit  deshalb  nach  nicht  leicht  d«  Bedwchtnng  entziehen. 
Die  schwiorigert  Aufgabe  ist  bei  diesen  Steuern,  wie  schon  bemerkt,  nach  erfolgter 
Constatiruog  der  steuerpliichtigen  Subjccte  und  Objectc,  den  Umfang  der  Stener- 
pflicht und  demnach  die  Grösse  der  individuellen  Stenerschnldigkeit  fest- 
zustellen. Die  darauf  iMAkgiichen  Thatsachen  sind  hier  zu  ermitteln  und  das  ebtiu 
ist  das  schwierige  Problem,  so  z.  B.  auch  bei  den  vorhin  besprochenen,  an  den  Pro- 
ductiou>bcineb  aich  anknüpfenden  Verbrauchssteuern«  die  hierin  eben  den  eigenüichen 
„directen"  Steuern,  besonders  den  Ertrsgüstenem,  n&her  stehen. 

Bei  den  .jndirecten"  Steuern,  von  welchen  jet^t  zu  handeln  i->t.  bietet  umgekehrt 
die  Jürmittlung  dea  Umfangs  der  Steuerpflicht,  wenn  einmal  die  letzlere  selbst  con- 
statirt  ist  geringere  MObe,  hesonders  bei  den  Verkehissteneni,  Zöllen,  Thocstenenu 
Hier  handelt  es  sich  meistens  nur  um  einfache  Messung»-  und  ähnliche,  dann  nm 
Rech  n  u  nps Operationen,  um  die  individuoHcn  St<»a<»rschn!digkeiten  nach  Maassgab« 
der  eruiitteUen  Thatsachen  in  Bezug  auf  den  Uuilaug  der  Stüuerobjecto  und  nach  dua 
gesetzlichen  Steuersätzen  festzustdieu.  Dagegen  dreht  sich  Alles  dtTHD,  diejenigen 
C'teuerpflichtigen  Thatsachen  und  llandliiiiL'^en  selbst  *^rst  sicher  zu  ermitteln,  die  hier 
das  Steuorobject  bilden  und  von  deren  Eintritt  oder  Vornahme  überhaupt  die  Steuer- 
pflichtigkoit,  dnher  nndi  der  Ghnmcter  einer  bestimmten  Penkm  als  Steuezsnbject  in 
diesem  bestimmten  Fall,  erst  abhäiiL't.  In  Betreff  des  U  mf  an  gs  der  Steuerpflicht 
muss  nur  zugleich  bei  der  Oonstatirung  der  letzteren  selbst  die  nöthige  Vorkehrung 
getroffen  werden,  nm  einzelne  Steucrobjecte  (z.  B.  bei  der  Verzollung  von  Waaren) 
nicht  zu  alienehen  oder  sich  ftbet  ihre  Menge  und  Art  nicht  zu  t&uschen  und  so 
llinterziehnn^en  von  Steuer  zu  verhüten.  Auch  hierbei  kommt  aber  doch  zunfichst 
Alles  darauf  an,  den  Fall  der  Steaerpßicht  an  und  far  sich  za  constatiren.  Das 
int  das  Pfim&re,  alles  Weitere  steht  In  zweiter  Linie. 


Digitized  by  Google 


734      B.  Allgem.  Btonezldm.  5.  K.  y«rv«lt  S.  H.'A.  1.  A.  TeniilagiiDK.  §.  312. 

So  erklärt  sich,  dam  das  Verfahren  aar  ErmitÜDog  der 
betreffenden  Thataaebeni  deren  Eintritt  die  Stenerpfltoht  erat  be- 
dingt, bei  dieser  xweiteo  Kategorie  Ton  Stenern  ein  wesentlieb 
versebiedenesy  verglichen  mit  dem  Verfahren  bei  der  eratea 
Kategorie^  sein  mnss;  ferneri  dass  der  Schw'erpnnct  der  administiar 
tiven  Aufgabe  hier  in  der  Gonatatirnng  der  Stenerobjecte 
liegt,  wovon  daher  auch  xaerst,  vor  den  Stenersabjecten ,  zn 
handeln  ist. 

Das  Einzelne  spedalisfrt  fAch  twvt  wieder  mancbfSieli  nach  den  Arten  der  hieilier* 

Kt;liurig(.ri  Steuern  und  den  oinzflix-ii  Steoero,  wio  denn  in  dieser  Hinsicht  aach  schon 
bier  in  der  alJgemcineu  Steuerlehre  die  am  Eingang  dieses  ParaKrapbcn  geoanuteA 
Kategoricen  za  unterscheiden  sind.  Aber  den  vielen  spcciellcn  Einrichtungen  liegt 
doch  bei  manchen  Puncteu  auch  hier  wieder  ein  gemeinsames  Princip,  ein  Schenii 
ZU  Grunde,  d&s  znm  richtigen  Ver-stäudniss  der  Aufgabe  der  SteuerTcrraltang  erkannt 
und  hier  mit  aufgedeckt  werden  muss:  das  oben  ist  wieder  die  Sache  der  „allgt- 
meinen  Stenexiehre'*. 

A.  —  §.  312.  Die  Ermittlung  der  Stenerobjecte. 

Aach  für  diese  Aufgabe  gicbt  besondorB  r.  Hock  nianclie  werUirdle  Flngeneige. 

Oeffcntliche  Abgaben  §  32,  33,  20.  25. 

1.  ßei  den  Verkchrssteuern  bietet  meistens  die  Hilfsmittel 
ZQ  diesem  Zwecke:  theils  das  öffentliche  (gerichtliche)  Eio- 
tragangs-Registerwesen,  theils  die  Mitwirkung  derOe- 
richte  bei  derKegelung  von  Privatrechtsverhältnissen, 
theils  die  gesetzliche  Vorsclirift  der  Stempelpflichtig keit  der 
schriftlichen  Urkunden  Aber  steuerpflichtige  Rechtsgeschäfte  nnd  m 
Verbindung  hiermit  ttberhanpt  die  Vorschrift  derSohriftliehkeit 
dieser  Geschäfte  —  als  des  Erfordernisses  ihrer  rechtlichen  Qilti^ 
keit  oder  wenigstens  ihrer  Klagbarkeit  ?or  Gericht 

Bei  dem  engen  Zu.'^ainmenbailg  zwischen  Gebühren  und  Veikehrsstcuem  war  ron 
der  hier  vorliegenden  Aufgabe  schon  im  vierten  Buche  in  diesem  Bande,  in  dor  Gc- 
buhreulehro,  mehrfach  zn  handeln.  S.  besonders  §.  2S,  29,  39—43,  10— lö.  tu  da 
HanptBaclie  ist  die  Frage  dort  zugleich  bereite  ihr  die  Yorkehrarteiier  mit  erledigt 
worden.  —  Auch  für  die  allgemeine  Steuerlehro  ist  hier  wieder  eine  so  ausgebildete 
streng  fiscaliscb  gestaltete  (icset;^ebuag  wie  die  französische  Uber  Enregisiremost 
und  Stempel  besoode»  lebireich;  s.  Fln.  III,  8.  &02— 570. 

Die  Gerichte  oder  RegisterbehOrden  s.  s.  w.  werden  hier  tod 
Amtswegen  Terpflicfatet,  Htr  die  zn  ihrer  Kenntniss  kommenden 
oder  nnter  ihrer  Mitwirknnf;  geordneten  Rechtsgeschäfte  durch  ihre 

mit  den  FinanzgeschiUteu  bcUautco  Organe  die  betreftendc  Steuer 
erheben  oder  die  Benutzung  der  vorgcbcbriebeneu  Werthstempel 
vornehmen  zu  lassen  oder,  bei  vollständiger  Trennung  jener  Be- 
hörden von  den  riscaliscbcn  Aufgaben,  die  Geschäfte  zum  Zweck 
der  Bereehuuug  und  Erhebung  der  Öteuer  einer  eigenen  Finanz- 
behörde  anzumelden. 

üefters  findet  hier  ohnehin  schon  eine  (iebuhreupilichtigkcit  fUr  die  Uit- 
wiikniif  roD  Bebttidwi  statt,  woim  ddi  dum  gleick  die  VeikdmHteMipfficbiigtttt 
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MWchlidssL  Oder,  der  noch  b&ofigere  Fall,  die  eine  gcsotzliche  Abgabe  stellt  eben 
■iohl  bloss,  wie  ftbebUeb  utgOMmmtxk  tu  worden  pflegt,  eine  GelrtAr,  sondern  za- 

gleich  nod  meist  baaptb&cblicb  eine  Yeikcbrsätcucr  dar.  Hier  «  rfolgt  dann  );Iei(  lizeiti^ 
die  Ermittlang  des  Stcuerohjccts,  diü  Fcststclliüxj-  des  dafilr  reclitlicb  in  Anspruch  za 
nehmenden  bteuersabjccts  und  die  ßerechiiuiig ,  Vorschrcibuug  und  Erbebnng  des 
Stcaerbetrag«.  Die  Vorans^setznng  dafür,  wann  und  wieweit  eine  doraiügo  Abgabe 
<T>'bahr  nnd  Steuer  sei,  ist  in  Tierteu  Bache  in  dor  Gebftbrenlebi»  schon  angefeboB 
worden  (§.  28  ff.,  42  ff  ). 

Die  Cautolcn  für  die  nurchfiilii uni<  der  StciierpHicbtigkeit 

nnd  die  Fornien   der  Kriiebuug   (directc  if^inziebangi 

ötempelj  sind  dieselben  wie  bei  den  Gebühren. 

Sie  sind  daher  ebenfalls  frülicr  schon  darirestclft  rorden  (§.  12.  43.  70  ff.\  Zur 
möglichst  sicheren  £rmittlong  der  Stouerobjecte,  d.  h.  der  äteuorpflichtigou  Acte  oder 
Reebtsfesch&fte  dient  die  i;r«etaliebe  Yorsebiift  diese  Gesebifte  regfstrifen  zu  lassen« 

oder  sie  Ix-liördlich  (gerirbtlidi)  rni^uiiicldca ,  odt-r  sie  .schriftlich  abznfassen  und  die 
Urkundtii)  mit  dem  erforderlichen  Stempel  zu  versehen.  (Ein  Beispiel:  die  Kegistrirungs- 
pflichtigi^cit  der  schriftlich  beurkundeten,  aber  auch  gewisser  anderer  Ruchtsgesebifte 
und  Eigenthumswechsel  im  französischen  Recht,  Fin.  III,  §.  216.)  Die  Androhung 
fi^raHsrher  Strafen,  die  Bedrohung  mit  Rccbtsnachtbcilen,  erentuel!  selbst  mit  Rechts- 
un^iliijrkcit  oder  Unklagbarkeit  des  üeschifts,  die  Verpflichtung  aller  öüeutlichen  lio- 
hordcn,  Notare  u.  s.  w.,  die  Einziebang  der  gesetdicben  Abgaben  oder  die  Anbrini^ung 
der  Stempel  selbst  vor/'m  lun  ^i ,  oder  ihnen  vor  Andren  koinnicndc  stempclpflichtige 
Schriftstücke  aof  die  Verwendung  des  Stempels  Uberhaupt  und  des  richtigen  Stempds 
n  prttfen«  nnr  richtig  gestempelte  Otlranden  antanebmen  (im  Prooees  v.  s.  w.>,  erontneÜ 

die  Stempelung  nachzubolca  oder  die  Strafverfolgung  der  scliuM::^  n  Ul rjtibjerto 
za  feranlasscn  und  anderes  Aebnliche  mehr:  das  sind  die  zwar  nicht  immer  vOUig, 
ahec  doch  im  Ganzen  einigormaassen  ausreichenden  HHfismittel  der  Steuenrerwaltang 
zur  Eimittlong  der  Stenerobjecta  der  Vcrk•eh^s^tclJern  und  zur  Sicherung  des  Finan/- 
infcrcsses  in  Betreff  der  Bestcaemog  der  Steuersubjectc  nach  den  ge>^ot;'li'  ben  Steuer- 
siitzcn.  Abweichendes  Einzelne  richtet  sich  nach  der  Art  der  einzelnen  Yerkelirs- 
stcuern,  wo  z.  B.  die  noaeren  „BOrsensteuern",  auch  die  deutsche  von  1885, 
bemerkenswerfhe  Normen  hnben.  S.  üb  r  rnnfrrlen  und  Strafen  beim  fiaazQaiscben 
Enregistrement  Fin.  III,  {i  '222.  22.«},  beim  durtigen  Stempel  §.  282  ff. 

Die  enge  Verbinduiig  vieler  dieser  Steuern  mit  juristiscben 
Formalien  (§.  42)  erleichtert  demuacli  die  Aufgabe  der  Steuerver- 
waltang  bier  wescnllii  Ii.  Das  leitende  Princip  für  die  ad- 
ministrative sfcu  ertcchuische  i^^rmittlung  der  Hteuer- 
objecte  wird  aber  dadurch  etwas  verdeckt.  Es  ist  doch  im 
Grande  das  gleiche  wie  bei  dieser  ganzen  Gattung  von  „indirecten" 
Öteuern,  toh  der  wir  hier  handeln,  nemlicb  ein  directer  oder  in- 
directcr  Zwang  znr  Anmeldung  der  Stenerobjeote  itir  das 
Stenereabject  bebufs  Veranlagung  zur  Steuer,  nnr  dass  dieser  Zwang 
bier  eventuell  implieite  in  den  schon  ans  sachlichen  Gründen 
gegebenen  Vorsehriften  Uber  das  Begisterwesen  nnd  über  die  Mit- 
wirkoDg  Yon  Behörden  in  privatrechtlichen  Vorgängen,  Rechts- 
geschäften erfolgt 

Bai  der  Stempelpflicbtigkeit  macht  man  das  StooeTBabject  selbst  zugleich 
zum  Or^an  der  Ermitdung  des  Steuerobjects  und  der  Stouererhebting,  worin  ebenfalls 
implieite  ein  Anmeldezwang  zur  Versteuerung  der  Stcuerobjccte  liogt;  hier  freilich 
mit  aehvlcharen  Ganntiaen  der  Controlo,  die,  ausser  in  nachträglichen  Nachforschungen 
fon  Amtovifaa  (pfenssiscbaa  StampaUacalat),  in  den  Badiebongen  mit  Strafen  and 
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etwaigeu  Rechtuiachthoilco ,  oor  iu  uugenttgendem  Maasse  in  der  OellcntUcbkeit  und 
in  der  oft  nähr  nor  snflUligen  Kenotnlflsnabme  Seitens  der  offentlidien  BeliAnieB 

liegen.    Nur  die  unbedingte  Vorscbrifi  des  Registrirungs/.w  anics  und  womöglich  zu-  I 
gleich  der  Scbriftlichkeit  steuerpflichtiger  Kcchtsgcscliäftc  unter  gleichzeitiger  Vor-  , 
saguog  der  JKecbtsgiltigkeit  oder  Klafi:b&rkeit  der  nicht  rogistrirten  und  mündlichen 
betrolfeiHleii  Reohtsgeschäfte  md^  hte  Lior  fOr  die  äicbere  Ermittlang  der  Steuerobjccte  ' 
grossere,  wenn  auch  dann  noch  nicht  ganz  ausreichende  Garantie  gew&hren.  Es  wurde  | 
auch  dabei  eine  rationelle  Beschränkung  der  Steuerpfli«  htigkeit  auf  gewisse  leichter  i 
coDtrolirbare ,  DameDtlich  avcb  aof  Beehtegescbifte  aber  einen  gevltsen  nicht  n 
iiit  'r'..rori  \\'>  rthbctrag  wohl  von  vnrti>'lir?rein  pobotcri  sein  oder  man  müsste  wcni!rst.r>n> 
dcu  Verkehrssteuersatz,  wie  z.  B.  bei  einem  gleichmässigen  kleinen  QuittungSbtuaipei,  i 
sehr  niedrig  ansetzen,  um  dadurcb  den  Anreiz -zur  Hinterziebnng  von  Stenerobjecten  , 
IM  vermindern.    Kechtsgescbäfte  Uber  Eigenthomswoi lis<  1  hei  Immobilien  werden 
immer  leichter  wirksam  steuerpflichtig  zu  machen  sein,  als  bei  Mobiiien.  einschliess-  J 
lieh  börseugaii($igcr  Werthpapiure,  zumal  Inhaberpapiere  oder  durch  Blancoiudosäament  | 
Übertragbarer;  eine  Tencbiedenbeit,  mit  velcher  Steoeipolitiit  und  Stenertacbnifc 
rechnen  müssen.  ' 

Man  bat  öfters  als  ein  Mittel  zur  Bekämpfung  des  Differenzgesch&f ts  an  I 
den  FoDdbb(>r8cn  die  Ycrsagiinf  der  Klagbarkeit  der  betreffenden  Vertrige  (ab  Spiel-  i 
rertrftge  u.  dgl.)  befürwortet  xtnd  mitnnter  besteht  die>c  Klagbarkeit  auch  Tiirht. 
Aber  irgend  ausreichende  Hilfe  bietet  das  Verfahren  erfabruugsgemäss  nicht;  der  ' 
,,81(teiicodex''  unter  den  BOrsenspielern  ist  in  diesem  Pnnete  eine  oicht  weitblose  ] 
Bürgschaft  darin,  da^^s  auch  nicht- klagbare  Verträge  doch  erftlllt  werden,  ähnlich  wie  p 
die  Verhäitiiissu  unter  „vornehmen  Hasardspieleru*'  liegen.  Das  beweist,  dass  man 
die  practische  Bedeutung  des  erwähnten  Mittels  nicht  ttberschätzen  darf.  i 

Ein  besonderes  Verfahren  iat  bei  solchen  Verkehrs»teoeru  (wie  auch  bei  Erb>  i 
Schaftssteuern),  welche  sich  nach  di^m  W  erth  des  in  einem  Rechtsgeschäft,  einem  , 
Eigenthumswcch^el  vorkommenden  ubjcctä  richten,  erforderlich,  um  richtige  Preis- 
angaben zu  erlangen,  vorauf  dann  wieder  die  Controle  ihre  Aufmerksamkeit  zn  * 
lenken  hat.  Ili.T  'liiut>:'n  bei  Grundstücken,  (lehüiidtn  B.-sit/woch>eI;ibü;aben  1k>  | 
sondere  Schwierigkeiten.  Die  Zugrundelegung  des  Nominal  Werths  der  Fonds  nnd 
Effecten  bei  BOrsenumsatzstenern  hilft  diese  Schwierigleit  stenerteebniseb  teicbier  ' 
iiberwiiidt'ii ,  ab>?r  entspricht  bei  starker  Abwcirlmntr  dr»  Ciirses  vi>m  Numihiilurerth  j 
nicht  der  richtigen  steuerpolitischen  Anforderung.  (S.  Uber  die  Bestimmungen  beim  i 
französischen  Enregi^trcment  Tin.  III,  ^.  223.) 

§.  313.  —  2.  Bei  der  Besteuepung  von  Coii  j  unctu  ren- 

Winnen  richtet  bich  d;is  Vert';ihren  zur  Ertulttlung  der  Steuer- 

ohjeete  nach  der  Art  des  betretieuden  Gewiuus  und  der  dem-  i 

gemäss  zu  wählenden  Steuer  (§.  237—^240). 

a)  Dient  die  Ertrags-  und  fiinkommenbesteuerung  mit  dazn^ 
diese  Gewinne  zu  treffen,  so  sind  amtliche  Nachforsohangen 
neben  Declarattonen  der  Stenerpfliebtigen  mit  anzuwenden. 

b)  Bei  der  Benotzung  der  Verkehrsbestenernng  liefern  in 
dem  practiseh  wichtigsten  Falle,  wenn  es  sieb  nemlieh  um  den 
beim  entgeltlichen  Besitzweehsel  vom  Grnndeigenthnm  (nnd  Gebunden 
n.  8.  w.)  erzielten  Gewinn  handelt ,  wieder  die  entsprechend  einzn- 
richtenden  Register  oder  Grandbfleher  die  gentigenden  Anhaltspunote. 

Es  mtlsscn  zu  dem  Zweck,  ebenso  wie  tlr  denjenigen  der  Veikduasteoer, 
namentlich  die  Erwerbs-  und  Verkaufspreise  eingetragen  irerdcn,  nach  deren 

Differenz  dann  die  B'li*rde  (nnindbnchamt)  wieder  von  Amtswc«ren  die  St<»ncT  m 
berechnen  hat.  Dabei  i&t  dem  Steucrpflicbiit^oü  nur  der  Nachweis  einer  W  crthsteigcruiig 
in  Folge  neuer  Kapitalrerwondungen  zu  gestatten,  um  etrentaoll  ganz  oder  theuvmae 
stenemei  zu  bleiben  (oben  S.  1^82).    Im  Uebrigen  fongirt  die  YeritohisbestcaemBg 
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((■iiischlie^slich  d-T  ..B?^rs«M!-f'-n»^r!i"),  wie  früher  gezeigt  Würde,  eboehm  fielfaoh  gleich 

alö  Beöteuoruup  von  C'OijjuiitUirrDgewinneii  mit. 

c)  Bei  der  Berücksichtigung  dicBcr  Gewinne  in  F^rblallcu 
kommen  dieselben  Einricbtangen  in  Betracht,  wie  bei  der  Erb- 
flchaft«8tener. 

Kur  da^>ä  aub^crdein  nocli  die  £rbua  Aus^ageu  nach  bestem  Wisbcu  ubur  die 
etvaigo  Conjuncturen-WcffÜMteigemng  vou  KrbecbaftiobjccteD  (besonders  Itomobilien) 
XU  rerpflichtcn  und  g^^tncncte  amtlicbo  Nachfor^cliuiipen  nach  mI  In  n  Wcrüist-  t:  rnnfren 
und  Coatrolen  zur  PrUfang  der  Augabun  der  Krbcn  eiDZDrichtt:u  ^iad.  fiel  luiuiobilien 
Uefcfii  hier  die  GrandbacbwBr  wieder  die  Daten  ober  die  Erworbspreise,  neue  Taxalieaen 
habi'ii  d»'ri  Jcfztwcrth  zur  Zeit  Krbgaags  frsi/.u^tcllen .  Ix  i  W'orthpapiere«  dienen 
der  Corazettel  tud  Kochuangsbelege  aber  dea  Aukauf  zor  ErmiUlaog  roa  Ooiguactareo- 
gewinneo. 

d)  Bei  der  Baustellen bestcuerung  und  in  ähnlichen  Fällen 

(§.  240)  mu88  ein  mit  scbarten  Strafandruhungcu  bei  L'nterlassungen 
verbuüdenei  Anmeldczwaug  vorgcsebriebcD  werdcu:  fllr  deu 
Besitzer  der  Baustelle  und  für  denjenigen,  welcher  eine  speci- 
f  i sch c  Aenderun;;  in  der  Benutzung  seiner  Grundstücke  vornimmt. 
Aimliehe  Naelit'urjscLungen  haben  zur  Ergänzung  daneben  zu  treten. 

Einzelnes  wird  hier  nach  dem  Muster  der  Gruadäteuer  und  etwa  der  an  den 
Tabak ban  anlaitpfenden  Foimen  der  Tabakbesteaemag  eiogerlehtet  werden  kOanea. 

3.  Die  Steuerobjecte  bei  Spielgewinnen  ermittelt  und  trifft 

man  am  Einfachisten,  —  unter  der  siatthaften  Voraussetzung,  dass 
jedes  ►^jiiel  einer  öffentlichen  Controlc  und  Concession  unterliegt, 
sonst  verboten  ist,  in  der  Art,  dnss  der  Spiclbalter  („Schuld- 
ner") zur  Anmeldung  der  betiedenden  Steuerobjecte  verpflichtet 
und  pricicb  bei  ihm,  also  an  der  Ertragsquelle,  die  Öteuer 
erhoben  wird. 

4.  Zur  Kl iiiitthiii^^  der  Steucr<d)jecte  der  Erbschaftssteuern 
dient  zunächst  der  (übliche)  Anmeldezwang  flir  alle  Erben,  welche 
letztere  ancb  die  Legatare  und  Legate  anzugeben  haben  j  ferner  in 
Ergänzung  dazu  die  Verpflichtung  der  Standesämter,  der  Erb- 
0chafl88teaerbeh5rde  regelmässige  Nachricht  ?on  den  TodesfäUea 
zn  geben.  Die  Art  und  Höhe  der  Erbschaften,  Erbporlionen  und 
Legate  ist  ebenfalls  za  deelariren.  Für  Werth  an  Schläge  sind 
die  Begeln  der  Verkehrsbestenernng  anzuwenden,  eventoeU  Taxa- 
tionen (von  Orondetttekeni  Gebäuden,  Uaosinventari  einzelnen 
Objecten  n,  e.  w.). 

Die  auch  sonst  in  mancher  Hinsicht  empfchlenswcrthe  Vorschrift,  «lass  über  alle 
Erbschafien  ein  amtliches  («rerichtliclies)  Erbeslogitimatioiisverfahren  ex 
officio  ätaitiinden  muss,  hilft  weitere  Schwierigkeiten  in  der  Ermittiang  der  Stuuer- 
objecte  za  beseitigen.  Wenn,  wie  ee  prtaelpicU  und  steoertecbitacli  paaiead  erscheint, 
dir  llciiieii  Erbschaften,  bez.  Erbportionrn  and  Legate  nnter  einer  gewissen  Höhe 
steuerfrei  sind«  rcrmiodert  sich  auch  die  Zahl  der  zu  controllrenden  Erbschaften 
weMadidi.  8*  ans  der  Oesetzgebang  die  Einrichtiing  der  brititoben  and  fran- 
zAaiicben  Erbacbafisetener  in  Pin.  III,  §.  132  if^  2%S,  UX> 
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§.  314.  —  5.  Von  den  Verbranchssieiiera,  welche  sieh  an 
den  Umlanf  Ton  Waaren  anknflpfen,  sind  die  OrenzsOllc,  be- 
sonders die  Einfuhrzölle  die  wichtigsten  und  als  ein  ganz  all- 
gemeiner BcbUUidtbeil  des  niudernen  Steuer weseus  hier  vornemiich 
ins  Auge  zu  fiisscn. 

S.  für  Einzolnes  die  Darstelloiig  des  britischen  Zoilvr^ens,  besoudors  des 
hevtigttii  dortigen  Zoükwhhvma  in  Ffo.  II[,  138  fT.,  naai«afUcb  191,  154,  und 
des  fr:<n/nsi  schon,  eb.  §.  310  ff.,  sporioll  §.  324—329:  «frei  Typen,  die  ancll  ftr 

die  allgomeine  Stouerlchre  lehrreich  sind. 

Die  Einrichtungen  zur  Ermittlung  der  Steuerobiecto  bei  den  städtischen 
Thorstouern  sind  mutatis  mutandis  dicsclbeu  wie  bei  denZOlleJi,  mit  Abweichungen, 
wclcLe  thoila  durch  die  vcrsrhicdcncn  VürhäUnissü  der  zu  controllrenden  Oertlichkeiten, 
theils  durch  diü  vcn>chitiüeuo  Art  ^meist  landvirthschaftliche  und  gewisse  gewerbliche 
Erzeugniiise  des  gewöhnlichen  Marktvoikelin ,  erentncll  Brenn-  ond  Baumaterialieii, 
d;iiin  (n-trünke,  Wein,  I^r.TTtnlwcin,  Bier  u.  s.  w.).  theils  durch  ili  :  verschiedene  Trans- 
port- und  Yerpackungäweicie  und  Anzahl  der  Artikel  Teranladät  werden.  S.  Uber  das 
zrenzOfliflche  Octroi  Ffn.  IK,  §.  342  IE,  Ober  dea  Admiaifltntire  dabei  bemmden 
§.  34S.  SiW. 

Die  sonstigen  Stenern  in  Verbindung  mit  dem  Umlauf  der  Waaren 
■ind  za  selten,  um  hier  besonders  berücksichtigt  werden  zu  müssen.  Gewisse  Ein* 
richtungen  bei  ihntn  sind  aber  ühnlich  wie  beim  Versand  zoi! Pflichtiger  Wanna« 
S.  z.  B.  die  Einrichtung  der  frnntdsiechen  „Gircnletionsabgabe"  fea  Wein 

Fin.  III.  §.  256,  262, 

Zur  Ermittlung  der  Steueiobjecte  bei  Zöllen  u.  s.  w.  dient  zu- 
nächst und  hauptsächlich  ein  Aniueldezwang  i'ttr  die  Waaren- 
ftihrcr. 

In  Folge  desselben  sind  die  I<  tztorcn  mit  dem  Eintritt  des  „steuerbaren 
Moments",  d.  h.  der  üebeischreitung  der  Grenzzolllinie  (der  „Verzehrangssteaer- 
linie"'  bei  stidtieoben  Tiienedsen)  verplliobtet«  rieh  edbit  und  die  Ten  ihnen  gefbhiteü 

Waaren  bei  der  bctreficndcn  Stoucrbchi'rdo  bchnfs  Vornahme  des  „steuerbaren 
Acte",  d.  h.  der  VerMllong  (erentuell  behuis  Einleitung  der  Maassregeln,  welche 
sor  Sidienuig  der  Tersollang  dienen)  zu  melden.  Diesem  Zvnng  entspricht  du 
Itccht  der  Steuerorganc ,  die  erfoideriiGbeii  Controlen  zur  Sicherstellnng  dieser  An- 
meldungen zu  treffen  und  J<'dorinann  zn  nöthipcn,  sieb  rb-n  ^-nrofTencn  Anordnuncren 
zu  unterwerfen.  Zu  diesem  Behufc  erfolgt  die  Bilduug  u;iJ  stete  Bewachung 
tiner  ..Grenzzelllinie"  und  «Ines  Greuzgebietbeziri^s  (übulich  bei  den  Thoraccisen: 
einer  Verzchrunfrssteuerlinie),  woran  sich  die  Vorschrift  knüpft,  nur  die  i5ffontlichen 
Wege  oder  selbst  nur  gewisse  Wege  darunter  oder  letztere  wenigstens  nur  fdr 
gewisse  Wnnren  zem  Tnnsport  zn  benntzen.  Aach  die  Zeit  CTSgeszeit)  des 
Transportsi  wird  wohl  be^chr.lnkt.  Aehnliclie  Vorschriften  besteh  :!  fur  den  Seever- 
kehr in  Betreu  der  U&fen,  der  Schiffsarten  (GrOwen),  Ladungen,  Waaren. 

In  der  Praxis  modificirt  sich  der  Eintritt  des  steneibsren  Acts,  z.  B.  veon 
Zollämter  auf  inländischem  Freihafengebiet  oder  in  Folge  von  ZollcarteÜen 
(Deutschland  und  <  »<-stf>rr'^irb'i  auf  fremdem  ßebif»*'  lifj-^n,  wo  dann  etwa  die  Ein- 
bringung iu  di<:  zulJauiui^^hen  Ivauuic  behufs  Vorladung  in  <iic  ins  Inland  abgcfcrtigtou 
Fahrzeuge  (Eisenbahnwagen)  jenen  Act  bildet  and  ZU  diesem  Behuf  die  Anmeldungen 
erfolgen  mUssen.  —  Im  Text  mehrfach  Anlehnung  nn  r.  Uock«  Öffentliche  Abfnheii 
§.  20.  S.  auch  Kau  II,  §.  45S-460. 

Die  Wssrenftbrer  heben  in  bestimmter  Wdse  „Stenernnsngen**  oder  nWenreB« 
erkl&rungen"  über  die  Objecte  (Art,  Menge,  eventuell  Herkunft,  Bestimmungsort 
n.  8.  w.)  ihres  Transports  zu  machen.  Diese  Ansagen  umfassen  im  Pnncin  euch  die 
nicht -steuerpflichtigen  Objecte,  um  eine  Gontrole  zn  ermöglichen.  Sie  sind  erentneü 
von  vorneherein  ohne  Weiteres  durch  Documente  (z.  B.  Schifi'sp&sse ,  ürsprungs- 
certificnt»'^^  zn  belepron.  Die  SlcDerbeamtcn  haben  fh»!  R^cht,  bez.  die  PtH  bt,  d"' 
gemachten  Angaben  über  Art  und  Menge  der  ^^aaren  aui  ihre  Kichli^keit  zu  piui'uü 


Digitized  by  Google 


Ermittlimg  der  Stenerobjecte  bei  Zöllen.  739 

mittelst  eigener  Untersnchang  des  TraDsports  („Berit Ion Begleitung  desselben  bis 
T.om  Zollamt  und  über  die  weiteren,  ftlr  die  Besteocraog'  eventuell  in  l^etracht  kommenden 
Thatsacben  (Herkunft,  directe,  iodirecte  £i&fubr,  Benutzung  beimiscber,  fremder  Fahr- 
senge,  Scbifle  q.  e.  w.,  bei  „DifferentialUrlfen**«  wo  eich  der  Zolbetz  nach 

solchen  Momenten  verschieden  gestaltet,  —  auch  Uber  den  „steuerpflichtigen  Werth" 
der  Waareo  bei  Wertlizölien)  die  vorgeschriebouen  urliundlicben  Belege  mittelst  be* 
stinunter  Atteste  u.  s.  w.  zn  verlangen. 

Dies  sind  die  ziemlich  allgemein  nnd  gleichmässig  bestehenden 

Ha  u pteiii  i  icli  1 11 1)  n^en    zur   t^riuittlung  der  Steuerobjecte  bei 

Zöllen.    Im  An^chhiss  daran  finden  sich  tbeils  —  und  so  mehr 

neuerdings  bei    liberalerer"  TarifpoHtik  —  zur  Erleichterung 

des  Verke  Ii  r  8  und  zur  Verei  n  f  ficb  u  ng  des  „Zoll  v  erfahren  8** 

zii<j:leich  auch  im  loteresse  der  bteuerverwaUnnp:,  the\h  —  nnd  so 

mehr  früher,  al)er  überhaupt  bei  strengerer  fisealischer  Fmauzzoll- 

politiJiy  höheren  Finanzzöllen  und  besonders  auch  bei  schi&rferem 

Schutzzollsystem  —  Kor  noch  grösseren  Sicherung  der  ge- 

sets  lieben  Besten  er iing  einige  weitere  Einrichtongen. 

In  denselben  bestehen  öfters  grossere  zeitliche  und  örtliche  Verschiedenheiten 
als  in  den  geschilderten  nach  der  ganzen  Gestaltunff  des  Zollwesens,  namentlich  nach 
der  grösseren  udci  kleineren  Zahl  und  Höhe  der  Zollsätze,  nach  der  Be^cUaUenhcit 
der  Zollgrenze  nnd  der  da?on  abhinglgen  Gefahr  des  Schmaggels,  nach  dem  Zweck 
des  Zolls  (Finanz-  oder  SüiötzzoH\  nach  der  lutej^ritat  <ler  Bevölkerung,  der  Geschäfts- 
kreise, dee  Beamtöfitbama,  endlich  freilich  auch  nach  der  mehr  bureaukratischen  Weit- 
Unfigkelt  und  SebirerfIlUgkeit  oder  der  dei  YerkehivbedQTfiiiBseB  iicb  mehr  mpaasehden 
(„kaufmännischen")  (jcstaltung  der  ganzen  Steuer-  und  Zollrerwaltung.  Ea  ist  klar, 
dass  hier  zwischen  den  Bedarfnissen  und  Wünschen  dos  Verkehrs  und  der  ZoUver- 
waltung  selbst  einerseits  ODd  den  Anforderungen,  welche  im  Interesse  möglichst 
sicherer  Snnittlong  der  Stenerobjecte  zu  stellen  sind ,  andererseits  Conäicte  bestehen, 
welche  nnr  durch  Compromisse  ausgeglicbfMi  werden  können.  Bei  diesen  dürfen  die 
„fiscalischcn  Interessen"  aber  nicht  von  voiueiierein  alä  minder  berechtigt  gelten. 
Aach  hier  kano  das  franx^^sische  ZoUvesen  als  ein  lehrreiches  Befaplel  roD  all- 
gemeiner Bedeutung  dien  n,  vAtv  dass  dabei,  wie  in  der  Periode  der  ersten  Kcvolution 
und  Kapoleon'a  L,  auch  zeitweilig  noch  eigentUob  „politische"  Tendenzen  auf  die 
Taii^litik,  das  Kolherfabren,  die  Gontroloi  und  Stiafen  toh  Einflasa  waren. 

a)  Zur  Krleichternng  des  Verkehrs  und  zur  Verein- 
fachung des  Zollverfahrens  dient  ausser  der  früher  schon 
besprochenen  Feststellung  spccifischer,  namentlich  Gewi c bts- 
zoUsHtze  statt  der  W e r t h Zollsätze  und  gleicbmässiger  Sätze 
statt  der  Qualitätszoilsätze  (§.  303): 

a)  die  Anwendung  der  Gewichtssätze  in  der  Form  der 
sogenannten  Brutto  Verzollung  oder  der  Netto  Verzollung  anf 
Grund  gewisser  meist  im  Verordnnngswege  zu  bestimmenden  Tara- 
sätze, welche  vom  Bruttogewicht  xnr  Ermittlung  des  soUpflieb- 
tigen  Nettogewiebts  abgeben. 

Man  hält  sich  hier  an  die  üblichen  Verpackungsarten  der  Waaren  und 
bestimmt  bei  der  BmttoTerzoUnng  danach  mit  die  Zollsätze,  bei  der  genannten  Netto- 
TerzoUung  die  Tanu  Dabei  Ist  es  natorlicb  nothwendig,  geeignete  Tonehrungen  gegen 
die  Benntzang  einer  dem  Steuerpflichtigen  zu  gunstigen  Bemessung  des  Gewichb  der 
Veipackan^  za  treffen  nnd  Aendenugen  in  letzlerer  durch  Aendenug  der  finttosoU* 
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sStze  oder  der  Tara  zti  Viop.^gfnf'n.  Die  zeitraubende  iinil  ko^it^jücliire  Aospackiing-  and 
Wiederrerp&ckuDg  der  Waarcii  wird  so  vermieden.  Eio  Coiitrolrecbt  der  Vervaltoog« 
Bich  fom  wicklicben  Inhalt  der  Collis  u.  s.  w.  im  Falle  roD  Miastraaea  in  die  Wmafen- 
erklirnng  zu  flberzeogen,  mui»  freilich  gev«hit  bleiben. 

ft)  Die  anbediDgte  Verpflichtung,  die  Waarea  gleich  an  der 
Grenze  zn  Terzollen,  widerspricht  vielfach  dem  berechtigten  Ver- 
kehrainterezBe,  verthenert  direct  und  indireet  dem  Waarenftthrer, 
bez.  Eigenthttmer  den  Besag  und  ist  ancb  durch  das  Finaaz- 
Interesse  nicht  geboten.  Daher  ist  ein  Verfahren  erwünscht,  mittelBt 
dessen  die  Waaren  vorläufig  unverzollt  bis  znr Erreichung  Ihres 
Bestimmungsorts  bleiben,  an  welchem  alsdann  erst  die  letzten  zol1> 
amtlichen  Manipulationen  7.nr  Ermittlung  der  Stenerobjecte  und  der 
8teuer8chnl(lij»keit  erfolgen.  Dies  setzt  besondere  Zollämter 
uucli  im  Ii  i ii  11  o Ii  lande,  namentlich  in  grübbeieu  »Städten,  voraus: 
sogenannte  innere  oder  B i n n e n Zollämter  neben  den  Grenz- 
oder Aussen  Zollämtern.  Das  betreffende  Verfahren  ist  das  soge- 
nannte „Begleitscbei  n  verfah  ren",  durch  welches  die  Identität 
der  unter  Zollverschluss  u-i'^iellteu  Stenerobjecte  und  die  Sicheruug 
der  einstweilen  verschobenen  Zollzahluog  verliUrgt  wird. 

Es  besteht  voroemltch  fUr  einfuhrzoUpflichtige  Importartftel,  daan  fUr  aasUudbcbc, 
Mo6B  znr  Dnrcbftibr  bommende.  Ancb  bei  inneTen  Verbrancbasteaern  kommt  es  zor 

Controle  transportirter  Steiierolijecte  vor,  z.  B.  bei  Mehl  auf  dem  Wege  von  der  Muhle 
in  die  Stadt  oder  bei  Mal/.,  welches  him  der  Mühle  iu  die  Brauerei  geht  oder  bei 
Wein,  der  vom  Händler  an  den  Wirtli  und  Privaten  versandt  wird,  oder  bei  octroi- 
pflichtigcn  Artikeln,  welche  nur  dureli  einen  Ort  mit  Octroi  hindurch  geführt  werden. 
Wo  Ausfuhrzölle,  Ausfuhrprämien,  AusfuhrvergUtun  tr-Mi  tvr  h  r.  its  ent« 
richtete  oder  ins  Debet  geschriebene  VerbraucbüSteuern  bestehen,  ^lud  analoge  Ooiitrol- 
und  BegleitsebdaeiDricbtimgen  erforderJicb  und  nblieb. 

y)  Znr  Erleichterong  des  Zwischenhandels,  eventnell  znr 
Verschiebung  der  Verzollung  dienen  amtliche  oder  mit  anter 
amtlichem  Verschluss  stehende  Niederlagen  („Entrepdta'O- 

In  diesen  kOonen  einitveilen'bi»  zor  Efafobr  für  den  iDliadiieben  Gonsan  und 

d-  r  alsdann  erst  eintretenden  Vcr/.ollun^  oder  bis  znr  zollfreien  Wiederausfuhr  zoll- 
ptlichtigo  Waaren  gelagert  und  eventocil  den  erforderlichen  technischen  ManipnlationeA 
nntenuHiren  werden.  Amtliche  Gootrolen  stellen  die  Ermitüong  der  Stenerobjecte  dnbel 
gentlgend  sicher.  Aehnliche  EinrichtuiiKen  bestehen  und  sind  besonders  bei  hohen 
i!iteuern  auch  geboten  für  innere  Verbrauchssteuern,  indem  die  Objecte  oinst- 
\  weilen  iu  Niederlagen  kommen  und  erat  beim  Ausgang  aus  diesen  in  den  inneren 
Verbrauch  dnnn  n  yenteueiD  sind  ^Zocker«  Brannlvein,  Sah). 

b)  Zur  Ver Schürfung  der  Maassregeln  fttr  die  Ermittlung 
zollpflichtiger  Waaren  namentlich  bei  hohen  Zöllen  (eventuell  bei 
Prohibitionen)  UDd  grosser  i3chmnggelgefabr  dienen  besonders  Ein- 
riebtaugen, welche  v.  Hock  folgendermaassen  zusammenfasst 

„Mau  erricbtet  eine  zweite,  die  erste  controlirendc  Zolllinie  deit,  wo  der  Grenz- 
bezirk  vom  inneren  Jjando  sich  scheidet  (innere  ZoUlinit);  man  versieht  die  booli 
belegten  fremden  Waaren  zum  Zeichen  der  geachebeuoa  Verzollung  und  die  ent- 
sprecbenden  iallndiachen  znm  Zeichen  der  inl&ndiechen  Ersengung  mit  besoiidenn 
Stempeln,  unterwirft  sie  den  Tnuiapoit-  und  Auf  bewabrangscontNlea  noch  im  Inneren 
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libht  büiin  Eiotritt  iu  die  grossen  Handelsstädte  die  W'uaren  einer  Revision  unterziehen, 
ob  sieb  nicht  fremde,  tinvcrzoUte  darunter  bc/i  i  !  n;  die  Grenze  wird  mit  Wall  und 
Graben  umgeben,  die  nur  an  den  Poncten,  wu  äicU  ein  Amt  befindet,  sich  öäueu; 
man  enfleert  den  Grenzbezirk  ton  Elnvohneni.**  (OeSentliGlie  Abgaben  S.  128.  Weiteres 
Qber  GoDtrolen  unten  im  dritten  Abochnitt»  §.  SB7  ft,) 

Begreif  Heller  Weise  sind  so  ausgedehnte  und  Ittstige  Go&trolen 
nur  ansnabmsweise  zn  reeLtfertigen  und  Tollends  hente  bei  der 

durch  die  Danipflocomoliuii  bewirkten  Massenconcentration  eines 
leichter  und  schneller  Bewegung  bedürttigen  \\  aiueuvej  kehi.s  meiüt 
gar  nicht  mehr  ansfllhrbar,  bei  diesem  nach  seiner  Concentration 
und  seinen  TransportverhältnisBcn  leichter  zu  cootrolirendeu  Ver- 
liebr  aber  auch  weniger  nothweudig  als  friiher. 

Von  besonderer  Bedeutung  fUr  die  sichere  Ermittiang  der 
Steuerobjecte  bei  den  Zöllen  and  Thoraccisen  sind  dann  noch,  wie 
aneh  bei  allen  anderen  indirecten  Verbrauchsäteuero ,  Controlen 
über  die  Stenerbeamten,  nm  Besteehiicbkeit  und  Sehmnggel- 
begttnstignng  dorcb  dieselben,  sowohl  in  Betreff  der  Menge  als  der 
Art  der  Waaren,  zu  verhllten. 

8.  unten  §.  S42.  Dazu  dient  (nach  t.  Heck  eb.)  „die  yerpflichtOD;  der  Steuer- 

orgaue,  jeden  amtlichen  Act  schriftlich  festzustellen  und  wicht\^^iTc  ArntHhandluiigen 
liur  mehrere  rercint  oder  unter  Leitnng  eines  höheren  Beamten  vorzunehmen:  dann 
die  geguubcitigu  üetjereiiisiimmuiig  der  Scripturen,  die  öfteren  Nachschauen,  Ueber- 
pntfongen,  Yergldchnng  der  ansi^eUten  Uritnnden  mit  den  Waaien,  fftr  welche  de 
an^festellt  sind." 

Die  ausserordentliche  Schwierigkeit  der  Aulgaben  der  ZoUvernaltuug  zur  Er- 
mitdauf  der  Stenerobjecte  tat  somit  nnrerkennbar.  Bei  den  Thoraccisen  steigert 

sie  sich  für  die  aiialot:;c  Aufgabe  vielfach  noeh,  weil  der  Verkehr  im  Ganzen  masseu- 
hatter  und  doch  weniger  ccntralisirt  ist  und  die  Sperr-  und  JBewachuugsmaassregeln 
wegen  ihrer  rerkohrsstörenden,  auch  die  Personen  noch  mebr' beliatigwden  Wirkungen 
tuvermeidliell  mehr  beschränkt  werden  müssen.  Mit  aus  st enertechn lachen  Ruck- 
sichten sind  denn  anrh  die  Thoraccisen  vielfach  gefallen,  wie  anderseits  die  Zollsysteme 
—  des  Finanz-,  wie  des  rationelien  Schutzzolls  —  gemildert  worden  (.Jj.  209). 

B.  —  §.  315.  Die  Brmittlnng  der  Steueraubjecte. 

Nach  dem  Wesen  der  gansen  hier  besprochenen  Kategorie  von 
*  ,yiDdireeten''  Stenern ,  auf  ,,einKelne  wechselnde  Tbatsachen  und 
Handinngen'',  liegt,  wie  oben  hervorgehoben  wnrde  nnd  wohl  durch 
das  Vorausgehende  bestätigt  wird,  die  Hanptaafgabe  derStener- 
Terwaltang  in  der  Ermittlung  der  3tenerobjeote.  Ist  diese  erfolgt, 
so  ergiebt  sieb,  weVche  Personen  flberhanpt  eyentnell  als 
Steuerpflichtige  in  Frage  kommen  können.  Da  solcher 
Personen  aber  in  einigen  der  hierher  gehörigen  Fälle  mehrere 
sind,  so  mnss  das  Steuerrecht  genauer  hestiuimeu,  wer  gesetz- 
lich das  Steuersubjeet  oder  in.  a.  W.  wer  der  Steiierver-. 
w.'iltung  für  die  Zahlung  der  Steuer  verantwortlich  und 
baltbar  sein  soll,  ob  ein  bestimmter  Einzelner  und  wer, 
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ob  mehrere  Personen  soll  dar  iseb,  ob  eine  beBtimnite  Person 
ftnnftehst,  eine  oder  mehrere  andere  Personen  erentnell  snb- 
sidiär  n.  s.  w.  Mitunter  kann  dann  gerade  hier  wohl  swischen 
dem  oder  den  eigentlichen  Steuer snbjecten  nnd  anderen,  neben 
ihnen  Torkommenden  Stenerhaft enden  nntersehieden  werden. 

Für  die  BestimmuDg  dieser  Personen  nnd  die  Entscheidung 
dieser  Fragen  sind  theils  principielle  stenerpolitische  Er- 
wägungen hinsichtlich  der  richtigen  Bestenerung  und  Vertbeiliing 
der  ÖteucilaHt,  theils  stcacrteclinischc  Rücksichten  bezüglich 
der  Sicherung  der  Steuer  und  der  leichteren  Erhebung  in  Betracht 
zu  ziehen  und  eventuell  zu  couibiuiren. 

Pi  -  erstt  ren  Erwigungcn  solltet»  t  il'' :it!t  ?i  Ijustimmcnd  sein,  d.  h.  difjentge 
Penioii,  weiche  nach  richtigea  stoaerpoiuii>clten  ürundd&tzen  belegt  voidea  soll,  mussle 
»nch  Steaenabjeet  weiden.  Alleiii  das  bt  einmal  nidit  immer  sicher  und  einfiuli  tn 
frit>rheidoii  (so  niclit  bei  manchen  Vorkehrsstcuern),  sodana  iat  es  bei  der  stoocr- 
politiscbeD  Natur  der  iiidirectea  Verbiaacbssteaem  ja  Uberhanpi  nicht  der  Steuer» 
xahler,  der  Steuerträger  sein  «dl;  endlich  mtm  auch  sonst  aus  practiseheh  Zweck* 
misaigkeitägrUDdcn  der  stcucrtechniscben  Rücksicht  darauf,  «rer  Verkehrs-  and 
?olkswirtlisrhaftspolitisrh  oder  im  Tntcrcsso  dor  Sichtjrlioit  dt>*j  Fiscus  als  passendster 
Steuerzahler  gelieu  mus>,  ufLers  der  Vorrau)?  bei  der  Entsrlicidung  eingeräumt  werden. 
Die  meisten  Schwierigkeiten  für  eine  richtige  Entscliuidiin^  bicteu  wohl  die  Verkeh ra- 
sten ern.  Wer  schliesslich  SteaertrAger  ist,  das  richtet  sich  wieder  aseh  den  Be- 
dingungen der  üebcrw&Izuiig. 

Hier  nnr  einige  Andentanfen,  Fingerzeige  und  Beispiele  hiAsichtUch  der  im 
PfoUen  selbst  liegenden  Sdiwieriglteiten. 

1.  Bei  den  VerkehrSBteiierD,  Stempel-  nnd  Register- 
ahgaben  n.  dgl.  m.  wllre  nach  BteaerpolitiBchein  PriDcip  diejenige 
von  mehreren  etwa  in  Betracht  kommenden  Personen,  z.  B.  bei 
Verträgen,  zum  gesetzlichen  Steuerpflichtigen  zu  erklären,  die  nach- 
weisbar (»der  doch  muthniaasslich  einen  sich  anderen  (directeu) 
Steuern  rechtlich  oder  thatsächlich  entziehenden  „Gewinn"  u.  s.  w. 
gemacht  hat,  also  eben  deswegen  die  Person  ist,  welche  nach  der 
„Begründung"  dieser  Besteuerung  ,,er8atz-  oder  ergänzungsweise" 
von  letzterer  getrollVu  weiden  nitUste  (§.  228).  Doch  kann  man 
dies  eben  nicht  immer  einfach  und  sicher  bestimmen  oder  selfist 
wenn  und  wo  mau  es  kann,  nüthigt  das  steuertechuische  Interesse 
zu  Abweichungen  von  der  Kegel.  Oefters  (z.  B.  bei  steuerpflichtigen 
Kauf-,  Mieth-,  Pachtverträgen)  liegt  auch  kein  Gmnd  vor,  einen 
der  Contrahenten  allein  zum  Steuerträger  zu  machen,  londem 
daa  Riehtige  ist,  dass  beide  zusammen  die  Steuer  tragen.  Wenn 
man  hier  gleichwohl  ans  BteuertechniBchen  Gründen  einen  der  Con- 
trahenten allein  oder  annächst  als  gesetslichen  Steuerpflichtigen 
bestimmt  nnd  den,  welcher  einen  sonst  nicht  oder  nicht  genügend 
bestenerten  Gewinn  gemacht  hat,  nicht  ermitteln  kann,  so  aollte 
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Stetiersubject  nio^licbst  tlerjenijj^e  seiu,  der  im  Allj^eiiieiueii ,  daher 
pranumtiv  auch  int  concreten  Fall  aieistens,  der  ökonomisch  und 
social  stärkere  Tbeil  ist.  Eine  subsidiäre  Verpflichtung 
des  anderen  Contrabenten  ist  daneben  zweckmässig,  anch  um  diesem 
ein  wirksames  Interesse  daran  zu  ^eben,  dass  der  erste  seine  Steuer- 
pflieht  richtig  erfüllt.  Diese  Kntsübeidung  möchte  sich  auch  Steuer- 
technisch  io  der  Regel  eniptehlcn. 

Bei  Mieth-  uud  Pacbtrerirligen  deshalb  wohl  der  Yermiether  and  Verpächter, 
bei  Immobilien  käu  fcQ  der  Erwerber  des  Objects  das  licbtigo  Steoersubject,  a. 
Die  ?ertragsmäsäige  Uegelang  dur  Verkehristeuer  blttUrt  VOßk  hier  nicht  auhgeschloflsen, 

sie  richtet  sich  nach  den  für  «He  Stoucriibitrw.ikunp  maass^ebenJen  Verhältnissen. 

Bei  manchen  in  der  Form  des  {Stempels  erhobenen  Verkehrs- 
steuern auf  die  schriftlichen  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte  wird 
die  steaertcchnisehe  Rücksicht  unvermeidlich  vorangestellt  werden 
TnnsseOy  indem  das  Gesetz  dei^enigen  zum  Steuerpflichtigen  erklärt, 
welcher  am  Sichersten  und  Leichtesten  zu  erfassen  ist,  z.  B.  den- 
jenigen, welcher  eine  Urkunde  zu  besitzen  wtlnsehen  muss,  um  sieb 
ihrer  als  Beweismittels  fttr  einen  Ansprach  gegen  einen  Dritten  oder 
fUr  die  ßrfllllang  einer  Verpflichtung  zn  bedienen. 

Daher  ürsclicim  bei  Schuldscheinen  der  Gläubiger,  bei  Quittungen 
der  Zahlting-spflif  htii;«?  als  tlrts  richtig^e  gesetzliche  Steuersabject .  nicht  ohne  Weiteres 
der  Auüs teilt; r  des  Schuldscheins,  dem  freilich  die  Steuer  durch  Oeberwälznng 
wieder  leicht  zugeschoben  werden  kann.  Bei  Wechseln  mag  zwar  der  Aussteller 
zuerst  ftlr  vcrpfliclifcl  «Jikl.^irt  werden  i Ik-titschcs  Recht),  aber  die  solidarische 
Haftbarkeit  aller  auf  dem  Wechsel  stehenden  Namen  ist  danebca  steuertechnisch 
bececbtigt  (ebeafoUa  Dentaches  Recht).  Bei  Inhaber-  nnd  ohne  CessioDsinstrumeiit 
übertragbaren  Schuldscheinen  wird  filcichfalls  der  Aussteller  zum  Steuersubject  zu 
iDftchcn  sein;  bei  Börsen- ü  ni     tzsteii  e  rn  /.iinSrhst  der  V  c  rmittler  (nL'Ut>>cliland). 

In  manchen  Füllen  knnn  man  steuertechniscb  passend  auch 
das  specielle  sachliche  Ob ject,  auf  welches  sich  ein  steuer- 
pflichtijjjcs  Ke*  bts^eschäft  oder  eine  darüber  ausgestellte  stempel- 
pflichtige Urkunde  bezieht,  für  die  Steuer,  ohne  Klicksicht  auf  die 
Hechte  Dritter  an  demselben,  mit  haftbar  machen,  ähnlich  wie  dies 
hei  Verbrauchsteuern  vorkommt,  so  namentlich  bei  Geschäften  in 
Bezug  auf  Immobilien.  Hier  empfiehlt  sich,  als  gesetzliches 
Steuersubject  den  Eigenthttmer,  in  dessen  £2gentbnm  dasObject 
noeh  steht  oder  übergebt,  za  bestimmen. 

Man  ersieht  aus  dem  fiosaptcn,  dass  hier  ein  (iebiet  roll  unvermeldlichor  Casuistik 
vorliegt ,  welches  wiederoia  die  Theorie  fast  noch  g&r  nicht  bearbeitet,  die  Praxis  in 
den  BestiBimiiBgeik  Uber  die  Stenersubjecte  mehifteh  etwas  irUlktlrUeh  geregelt  hat 

2.  Bei  Conjnnetnr-  nnd  Spielgewinn  und  bei  dem  Erwerb 
ans  Erbsehaft  ist  der  stenerpoHtiseh  riehtige  Steuer tr*llger  der 

Gewinnende  und  der  Erwerber.   Die  Bestimmfing  des  gesetzliehen 

Stcucrsubjects,  eventuell  des  flir  letzteres  Stencrhaftenden ,  wird 
aber  wieder  mit  nach  steuertechnischen  liücksichtcu  erfolgen  müssen. 

k.  Wagner,  Fiaaaxwuwihsebaft.  II.  8.  Aufl.  48 
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Bei  den  Steaeni  anf  den  GonjanctureDgewinn  richtet  sie  sich  mit  iwch  der  Alt 

dt-r  7n  (Heseln  Zweck  benutzten  Steuer  (5^.  2H1  fl")  Bei  der  Kcalisirung;  eines  solchen 
Uewiuus  durch  ein  Verkaufügesch&ft  kaun  z.  B.  der  Ertrerber  und  das  Übject  (Gnmd- 
stoclc  n.  9.  w.)  fttr  Bteuerpfliclitig  erklärt  werden,  mit  dem  anbediBfrtee  Beeht  des 
ErstertMl .  den  Betrag:  der  Steuer  am  Kaufpreis  zu  kurzen.  Bei  Baubtelloubesteuerunf 
ist  natürlich  der  EigenthUiner  das  Steuersubject.  Der  Spicigeviau  wird .  wie  schon 
bemerkt,  am  Besten  gleich  bei  seiner  Auszahlung  dem  botrefienden  Steuerabzug  oatcr- 
zogen  und  der  Spielscbuldner  daher  zunächst  zum  St^Misnlgeci  genwclit,  aber  ndt 
dem  Bccht  (oiid  der  Pflicht  eventuell'),  den  Ab/.ui;  zu  machen. 

Bei  der  Erbschaftssteuer  werden  die  Besiimuiuugen  Uber  die  Steuersnbjecte 
in  Yerbindun»;  mit  dem  Pofmallitmiis  des  Erbreclits  selbst  treten  müssen.  Es  wäre 
wolil  die  Erbschaftsmasse  selbst  zunächst  für  steoerpflichtig  und  <li  r  rTaltong 
baitbar  zu  erklären,  mit  der  etwaigen  weiteren  Bestimmung,  die  Ausantwortuug  der 
Erbsntlieile  und  Legete  vor  erfolfrtor  Zehlunp  oder  SieheTetelInng  der  8tener  Ar  un- 
zulässig, sellist  für  iingillig  /u  erklären  oder  wenigstens  betreflende  Veri'flirhtnnsen 
fQr  die  Steuer  der  Legatare,  bez.  Miterben  und  Erben  den  antretenden  Erben,  den 
Verwelteni  der  Erbschaft,  den  Testamentsexecutoren  u.  s.  w.  anfiralegen.  Dies  ter- 
einfacht  auch  die  Einziehung  der  Steuer  (britische  Verhältnisse).  Die  die  ErbschadR 
antretenden  Erben  werden  dabei  solidarisch  für  die  Steuer,  auch  für  diejenige  der 
Legatare,  haften.  Werden  die  Erben  oder  Legatare,  die  eigentlichen  bUiUeiiräger, 
auch  unmittelbar  als  solche  zu  Stcuersubjecten  gemacht  und  einem  bctrefieodeu 
Anmeldungszwang  unterstellt,  so  kann  eine  Haftung  des  betreffenden  Veruiö^ens,  bes. 
der  einzelnen  darin  enthaltenen  Sachguter,  der  pfändbaren  Forderungen.  Eitecten, 
weiche  an  jeden  Einnlnen  ttbergegangen  atod,  daneben  ansgesprochen  irerden. 

3.  Bei  den  QrenszOllen  nod  Tboraccisen  und  in  den 
soDBtigen  F&llen  von  Steaern  auf  im  Transport  befindliche 
Waaren  sind  als  die  reebtlicben  Slenersubjecte  ans  stenerteebnlsehen 

Zweckmässigkeitsgrtinden  in  der  Regel  zunächst  nicht  die 
EigenthUmer,  sondern  die  Waaren-  oder  Frachtführer  zu  be- 
stimmcu. 

Vgl.  V.  Hock,  Öffentliche  Abgaben  S.  127.  Deutscher  Vereiuszolltarif  vom 
i.  Juli  1SG9  §.  13:  rerpflichtet  ist  dem  Sbiatc  der,  welcher  zur  Zeit,  wo  der  SSoll  ztt 
entrichten,  Inhaber  (natdrlirhcr  Besif/.  r  d  s  zollpflichtigen  Gegenstand'  ist 

Mit  diesen  I-rachtiuhrern  kommt  die  Steuer  Verwaltung  unmittelbar  ailciu  in  Be- 
r^irung,  sie  bind  es.  welche  dem  Anmeldnngsziraag  für  die  Stenerobiecte  (§.  914) 
unterliegen ,  die  Ermittlung  der  EigenthUmer  entzieht  sich  der  Stcuerferwaltans:  od-  r 
macht  unrerhäituissmässige  Schwierigkeiten.  Zwischen  Frachtführer  und  EigenthUmer 
der  Waaren  refelt  lieh  die  Tregang  der  Btener  durch  die  Frachtrertrife  oinlkch, 
mittelst  Vorschüssen  an  die  FrHfhtfalirer  zur  Auslage  der  Steuer  u.  s.  w.  Gfrade 
bei  diesem  Sachverhalt  ist  aber  eine  Haftung  der  Steuerobjecte  selbst,  ohne 
Bücksiebt  auf  die  Rechte  Dritter  daran,  zur  Sicherung  der  Besteuerung  nothwendig. 
(Tereinszollgesetz  von  1869  §.  14.) 

Ausnahmsweise  htuu  indessen  mitunter  auch  der  Waaren-Eigenthttmer  zum 
Steucrsubject  gemacht  wurden,  so  namentlich  beim  Begleitscheinverfahren  äi4^ 
mittelst  dessen  die  Waaren  in  die  Htade  des  Eigtnithanieis  unter  genflgiaider  Sicher^ 
steUang  der  BeateneroDg  gdeltet  woden. 

4.  Bei  einzelnen  inneren  Verbranch  »steuern,  welefae  sieh 
an  die  Prodaction  der  b (  treffenden  Artikel  anknüpfen,  kann  mit- 
nntcr  statt  des  Producenten  selbst  der  Käufer  des  Prodncte 
(Fabrikats)^  welcher  es  in  den  freien  Verkehr  bringt^  znm  Steaei^ 
snbjeet  gemacht  werden. 

S«  i.  B.  im  Falle  der  Tabak- G.i wich ts Steuer,  der  Wein-Producf  ionssieu.-r. 
waa  in  der  grösseren  Fähigkeit  des  Käufers,  den  Steuervorschuss.  um  den  es  sich  hier 
bei  der  „indL^ten"  Steuer  zu  bandeln  pflegt,  zu  leisten,  seine  ökonomische  B^rOndung 
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finden  kann.  Freilich  steigt  «lann.  wenn  anrlernfallä  der  Produccnt.  d»^r  bis  zü  einem 
gewissen  Termin  nicht  verkauü  hat,  Selbstschuldner  der  Steuer  wird ,  die  ilacht  des 
K&afen,  des  „Handels",  gcfrenuber  dem  Produccuteu  leicht  bedenklich.  (Verhältnisse 
bei  der  jetzifren  doutt^chf-n  Tabakst(>uer.)  Aach  dabei  kann  dnna  Uaftbarkeit  dei 
Objocts  selbst  für  die  Stcaer  zveckm&ssig  sein. 

Muichet  Weitere  In  Betreff  der  berOliTten  Pnnete  richtet  sfoh  nacb  den  sped« 
fischen  Verhältnis.scn  d<;r  rinzeltion  SfoutT  und  der  dabei  in  Betracht  kommenden 
besonderen  wiithschafilichea»  »ach  tecbnisclieo  Yerb&ltaisse  des  Betriebs,  des  Handels 
u.  s.  w. 

C.  —  §.  316.  lieber  die  Ermittlun«j;  der  Steuersätze  ißt 
zu  den  früheren  Er«  rttningen  Uber  die  FeststelluDg  derselben 
(§.  303)  nichts  Iles  MKhTes  mehr  hinzaznfligen.  Nach  erfolgter  Er- 
mittlung der  bteucrobjecte  und  Steuersubjecte  ergiebt  sich  die  Fest- 
stellung der  dem  tarifmässigen  Steuersatz  entsprechenden  indivi- 
duellen Stenerschuldigkeit  als  eine  blosse  Rechnungsoperation. 
Diese  kann  freilich  bei  den  complicirten  Tarifen  der  Verkehrs- 
steaern,  aaeh  maaeher  Zollsysteme  eine  ziemlich  yermekeite  Saebe 
werden,  so  dass  etwa  ein  eigenes  geübtes  Reehnnngspersonal  aar 
Ansfttbning  notbwendig  wird. 

So  s.  B.  Hb?  die  Berechnnng^  der  „Oericbtskeaten**,  in  welchen  bei  den  Abgaben 

der  froiwillisren  fit-riclitsbarkt^it  violf^  Vcrkehrssteoern  stecken.  Die  Anwmdnng-  des 
Zolltarifs  in  der  Praxis  setzt  eine  omfassende  Waarenkenatniss  der  Zollbeamten  voraus. 
Bei  maneben  Tarifpositionea ,  s.  B.  eines  SobatzsoUtarÜb  mit  fielen  Qoalitfttsstufen- 
slltien  einer  Waarengattung  (Gespinnste,  Gewebe,  Metallwaaren,  Kurzwaaren)  oder  mit 
Wcrthzolls5tzen  handelt  es  sich  um  Classificationen  der  Waaren,  wofür  wieder  ein 
hpecialistisch  ausgebildetes  Beamteupersoual  erforderlich  sein  kann. 

Einseines  wMtere  Ober  Venuilaguigr  »^It  in  feigenden  AbacbnitL 


2.  Abiohnitt 
IHe  SilMbanr  der  Bteaem. 

,,£rhebnDg"  kann  in  weiterem  und  engerem  Sinne  genommen  werden.  Im 
entoien  entbilt  sie  Manches  auf  die  Yeranlagnng  steh  Begehende  noch  mit,  im 

letzteren  nicht.  In  diesem  Abschnitt  handelt  es  sich  vomcmlich  um  die  Erhebung 
im  zwoiti:n  Sinne;  aber  auch  auf  connexo  Fragen  der  Veranlagung,  welche  im  Voraus- 
t!^(:lienil(iii  noch  nicht  erledigt  wurdeu  und  sich  m.  E.  besser  iu  diesem  Zusammuuhange 
Ixthandeln  Isssen,  wird  hier  jetzt  noch  mehtfoeh  mit  eingegangen,  U.  A.  bt^nders  in 
den  Erörterungen  über  das  Reclamationsvesen  (MVeranlagangs-Beclamation**) 
in  §.  334  fr. 

§.  317.  Einleitung. 

Uinsichtlich  der  Erhebung  der  Stenern  (speciell  der  Staats- 
Stenern)  bandelt  es  sieh  ▼omemlieh  nm  swei  Reihen  ron  Fragen: 
einmal,  wer  soll  die  Erhebung  besorgen  oder  die  Frage  naeh  den 
Erbebnngsorganen,  nnd  sodann,  wie  soll  die  Erhebung  ein- 
geriebtet  werden?  Wie  gewObnlioh  hängen  diese  Fragen  anter 
sieb  mehr  oder  weniger  zusammen,  so  dass  Öfters  die  Entsebeidung 
der  einen  deijenigen  der  anderen  präjndieui.  Sie  sind  fem«*  ntebt 
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duididiis  allgeiiieiii,  sondern  meistens  nur  historisch  imd  örtlich 
relativ  zu  beantworten,  wohei  sich  dher  aucli  im  letzteren  Kalle  die 
maassgebendcn  Bedingungen  wohl  theoretisch  feststellen  lassen. 
Vieles  richtet  sich  endlich  auch  wieder  in  RcticlV  der  Erbebnn^s- 
orgaue  und  der  Kinrichtnng  der  Erhebung  nacb  dem  steaeitecb- 
nischen  Wesen  der  verschiedenen  Steueigatttiriji^en  und  jeder  ein- 
zelnen Steuer,  wobei  der  Linterschied  zwischen  „diiecten"  und 
„indirecten"  Steuern  im  administrativ- technischen  Sinne  wieder 
vorzugsweise  wichtig  ist.  Auf  den  Einflnss  dieses  Moments  ist  im 
Folgenden  die  Anfmerksaaikeit  hesonders  mit  zn  richten. 

Doch  ist  in  dieser  Pcziebang  im  rorigen  Kapitel  vom  Steuersystem  und  in  den 

vorausirt'liondt:-«  Abächnittini  von  der  StcncrrcriiraltUDi»'  schon  Manches  erledig  worden, 
namciitlii^h  in  Betreff  der  Krhebungsart.  worauf  jcUi  nicht  laehr  zurüclzukummcn 

I.    Die  Erhebungs Organe  der  Stenern. 

Deren  können  im  Wesentlicben  dreierlei  nnferscbieden  werden, 
wonach  man  auch  wohl  von  drei  R  rli  r  h  u  n  ir s y  s  t  e  m  e  d *' 
spricbt:  die  Erhebung  durcli  S  t  e  u  e  r  j) achter  (»der  durch  Ver- 
mittlung der  Selbstvervv  altungskörper,  besonders  der  Ge- 
meinden, oder  durch  Staatsorgane  (Staatsbehürdeni  Beamte) 
selbst:  die  sogenannte  Eigen-  oder  Selbsterhebong  oder 
Staatsregie. 

Die  Steoerpacht  hat  in  der  antilien  Welt  Btsack  vorgeherrscht, 
ist  von  Neuem  mit  der  Entwioklnog  der  Besteaerang  in  den  Zeiten 
des  Uebergangs  Yom  Mittelalter  tat  Neuzeit,  besonders  bis  zm 
franzOsiBeben  Rerolutionszeitalter,  in  manchen  Ländern  ausgedehnt, 
angewandt,  dann  aber  mehr  nnd  mehr,  wenn  auch  nieht  t&11{§ 
dureh  die  Eigenverwaltnng  verdrängt,  namentlich  auf  untergeordnete 
Gebiete  der  Bestenerang  (and  des  Gebtthrenwesens)  beschränkt 
worden.  Die  Benutzung  det  Selbstrerwaltungsktfrper  als  Organen 
ftlr  die  Erhebung  der  Staatssteuem  zeigt  keine  so  deutiiche  Ent- 
wicklnngstendenz  nnd  mehr  VerschiedenheiteD  von  Land  zu  Land 
und  nach  Steuerarten.  Bei  den  indirecten  Steuern  ist  sie  im 
modenn  Ii  Staate  nur  in  gewissen  Fällen,  wie  bei  Thorsteueru  uud 
allen !all8  bei  Stenern  im  Anschlus.s  aa  iocale  Prodiictionsbetrielfo. 
nicht  bei  Zöllen  anwendbar,  bei  den  directen  Steuern  kommt  sie  iü 
der  Gegenwart  nicht  selten  vor. 

A.  —  §.  318.  Die  Steuerpacht. 

Rau  1,  §.  288,  prp?en  P;i<lit,  ebenso  v.  Malchus  I,  g.  7'J,  Murhard.  Be- 
steuerung, S.  153  ff.  Jacob,  II,  g.  1258  mehr  unterscheidcud,  cUcn-so  irCullucb. 
taxation  p.  80,  de  Parieu,  I,  102,  v.  ilock,  öffentliche  Abgaben,  S.  G2.  Uebor 
FrtihfTf  ATnnrlies  bei  Mal  'Ii  n--  S.  S  o  lui  e  n  fc  Is  ,  tirundsStzc  III,  12.'»  H".  »i  A  i 
äehr  auälubrlicb.   £r  meint  achuii  (b.  HO):  „Die  Vortbeild,  die  man  sich  toq  <i(^n 
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Pachtaagen  rerheisst,  aind  entweder  keine  Yortheile  oder  kSnnen  «ach  bei  der  eigenen 
Behebung  des  Staats  erbalteo  worden/'  Die  Pachtung  sei  die  Erhcbangsart,  welche 
dem  Staate  am  Thcnerätcn  komme  und  den  UnfcrtliaiiLn  am  R<'m  hTrcrIirhstf'ii  falle 
(S.  126).  (jegnor  sind  auch  Montesquieu  uud  A.  Smith  gcwi-seu.  Die  historiöch 
relative  Auflassung  fehlt  zwar  nicht  immer  ganz,  tritt  aht  r  doch  /.u  sehf  mrttck,  atich 
bei  R.ni  nnd  v.  Hock.  Da^r.-ircii  i^t  flieselbt;  betTeiflirh  lj(jsonders  vertreten  durch 
Uoächcr,  Pin.  §.  67  (mit  vielen  historischen  Notizen  in  den  N<Heu).  Wenn  er  dabei 
als  „drei  Haaptsysteme  der  Erhebung"  (§.  66  ff.)  das  illere  Repartirsystem  im 
ständischen  Staat,  die  Steuerpacht  und  die  Re-rio  untersrheidet.  so  möchte  ich  indessen 
einwenden,  dass  das  erste  neben  den  anderen  nicht  Correlat  ist,  da  es  doch  seihst 
wieder  entweder  die  Eigenerhebung  oder  Pacht  voraussetzt  Der  Hauptgrund,  welcher 
das  Pachtsystem  rechtfertigen  könnte,  sei  das  Nichtmehf|^eDttgeii  der  Kcpartirung  ood 
das  Nochnichtgenügen  des  Sfaatsbeamtenthums.    S.  auch  Oohn,  Fin.,  §.  885. 

DaB  Urtheil  Uber  die  bteuerpacbt  M\t  ootb wendig  nach  folgen- 
den Umständen  ▼erachieden  aus,  kann  daher  kein  absolutes, 
sondern  nur  ein  historisch  relatives  sein.  In  Betracht  kommt 
nemlich  einmal  die  ganze  Entwicklnngsstafe  des  Staats-, 
Caltur-  nnd  Wirthsobaftslebens,  besonders  die  erreiohte 
Entwicklong  derStaatstbfttigkeit  nnd  damit  zusammenhängend 
der  Staatsverwaltung  nnd  des  Beamtenthnms  ttberhanpt 
Sodann  ist  zn  anterseheiden,  ob  es  sieh  nm  ein  nm  fassen  des 
System  der  Stenerpacht,  eine  allgemeine  Verpachtung 
aller  Steuern  oder  doch  ganzer  grosser  Kategorieen, 
iiamentlieh  der  indirecten,  der  Monopole,  Regalien,  der  Zölle,  der 
iuncrcu  Accisen,  der  Thorsteuern,  anderseits  der  directcn  Steuern 
(sogenauute  Gcucralpaelii  iu  diesen»  8imic)  —  oder  aber  um 
die  Verpachtung  gewisser  einzelner  Steuern  \<  n  mehr  unter- 
geordneter Bedeutung  (Special pacbt  in  diesem  Siime)  handelt. 

Es  lassen  sieb  zwar  auch  franz  allgemeine  Grfhitlo  für 
und  wider  aufstellen,  dieselben  haben  aber  nach  den  eben  er- 
wähnten Umständen  eine  verschiedene  Bedeutung  und  wollen  daher 
trotz  ihres  richtigen  Kernes  nicht  soviel  besagen,  wie  man  dfters 
gemeint  bat. 

So  bat  mau  auch  in  dieser  Frage  mitunter  mit  dem  in  dieser 
Allgemeinheit  anbewiesenen  und  anbeweisbaren  Satze  für  die  Pacht 
plädirt,  dass  dieselbe  „naturgemttss'*  die  Vortbeile  der  Privat- 
betriebsamkeit  itlr  sieb  habe. 

Der  Pächter  kOnne  daher  neben  seinem  (lewerbsgewinn,  der  ihm  freilich  werden 
iniisse,  leicht  dem  Staate  mehr  zahlen,  als  dieser  ans  der  Ki}reriverwaltung  erlöse. 
Indessen  hier  wird  über  die  principiellen  Bedenken  hiiih>ichtlich  ^üIchen  pri?aten  Ge- 
winnbezngt  bei  der  Besteuerung  und  Uber  diu  fast  unrcrmeidlichen  Oebelitinde  der 
Steuerpacht  nur  n  tu  dieses  finanziellen  Vortheüs  Willen  hinweg  gf^ancren. 
Und  weiter  wird  da^  PrableinaU«che  dieses  Vortheils  uud  der  Umstaad  übersehen, 
daM  der  Ycmag  der  Paebt  eben  selbst  wieder  ron  bistorUoben  Bedingungen 
»bhäogt. 

Der  Gewinn  des  Pachters  einschliesslich  der  von  letzterem 
zu  bestreitenden  Verwaltangs-  nnd  Erbebnugskosten  entspricht  aller- 
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diDgs  dem  Erbebnogskostenaafwaiid  bei  der  £igeiiTerwa1tang  und 
kann  mOglicber  Weise  kleiner  sein  als  dieser.  Aber  ea  ist 
immer  etwas  Anderes,  ob  die  Erbebnngskosten  in  den  Kosten  eines 
rationellen  Gehaltssystems  für  Steaerbeamte  oder  wenigstens  paitieH 
in  einem  solehen  Gewerbsgewinn  des  Pachters  besteben.  Für  die 
politische,  soeialpolitische  und  ethische  AnfTassung  crgiebt  sich  hier 
ein  Unterschied,  nnd  kaam  in  einem  Zeitalter,  kaum  in  einer  Staats- 
verfassung zn  Gunsten  der  Pacht  Gleichwohl  kann  letztere  un- 
vermeidlich sL'iii  ofler  den  Vorzug  verdienen,  auch  dann  ist  aber 
ihre  Verbiudun^  mit  solchen  privatwirtliscliaftlichen  Gewinueii  noch 
ein  Uebelstand.  Dazu  kommt  der  regclnüii?sige  Ursprung  wenig- 
stens eines  Theils  des  Pachtgewinnes:  dieser  Gewinn  ergiebt  sieb 
eben  leicht  mit  aus  den  bedenklichen  Verhältnissen,  weiche  bis- 
weilen fast  noth wendig  mit  der  Pacht  verbunden  sind. 

Schou  beim  Absclilass  der  Pachtverträge  sind  Bestechlichkeit,  za  kleine  Facbt- 
scliilliDge,  pentOnlicbe  Begtlnstigungen  sebirer  zn  Termeiden.  Die  PKchter.  wenifsttaM 
umfaiscndcui  Steucr|)acl)tsy.-ti;iii ,  üben  f>'mfr  ZU  leicht  piiion  bi'sönJercii  Dro't 
aus  oder  lassen  ihn  durch  ihre  Bcamtou  ausüben.  Sie  nehmen  weniger  Blicksicht  aof 
die  Lage  der  Steuerpflichtigen  nnd  sind  denn  moli  regelmässig  beeottden  verbaMt. 
Die  Kla{!:).-n  über  <lie  römischen  Steuer-.  Zollpächtcr  u.  s.  w.,  Uber  die  italienischen 
und  fran  zösischcn  ,  von  denen  sirh  narnftitlich  die  Gcncrali'ärlif»'r  ff<'rini"r>^  r.'n''r»ax) 
des  anciöü  regime  sehr  bcreichcrteu ,  sind  sprucliwörtlich.  Wie  Linus  XLV,  IS 
dninnl  sagt:  nbi  pnblicanus  est,  ibi  aut  jus  publicum  vanum  aut  libcrtatcm  sociii> 
nnllam  esse.  (Bau,  §.  288  Note  d.)  ScbmibUcbe  Znstinde  ancb  in  der  TOifcei. 
(Weitere  Notizen  bei  Bescher.) 

Das  Odivm  solcber  YerbUtniiM  flUt  aber  dann  mit  anf  die  Bentmieiiing  nnd 
den  Staat.  Genügende  Abhülfe  lio^t  weder  in  den  Bestimmungen  der  PachtrertrS^' . 
noch  in  Controlen  der  Staatsr^erong  Uber  die  P&chter.  Denn  solche  Gontielea  sind 
nicht  ▼iiksani  genug,  veQ  es  an  dem  entsq^recbenden  Verwaltungsapparat  febh.  Wim 
sie  CS,  so  bewiese  das  nur,  dass  der  historisch  und  örtlich  relative  Hauplrechtfertigungv 
grund  der  Pacht,  die  nngenttgende  Verwaltangsmaacbinerie  des  Staat»,  nicht  mehr 
Torl&ge. 

Die  Annahme  eines  allgemeinen  Vorzugs  der  Pacht  vor  der 
eigenen  \'erwaltung  benilit  aber  auch  auf  einer  falschen  Voraus- 
setzung und  wild  duicli  die  Erfahrung  nicht  bestätigt. 

Die  Einrichtung  der  Verwaltung  kann  nicht  sehr  verschieden  sein,  mag  ein 
Pftdiler  (Pacbfgeseibiebaft)  oder  der  Staat  sie  besoiigen.  Es  mhUt  sieb  hier  ibniieh 

wie.  bei  so  manchen  irrossen  Aufgaben,  z.  B.  des  Yoiiehrsresens ,  in  T5etr''fr  der 
Streitfrage,  ob  Staats-,  ob  ActiengescllsrhaftsQbemahme  und  Betrieb,  wo  doch  di« 
Ökonomisch-technische  Natur  der  Aufgabe  im  Wesentlichen  gleiche  Ein- 
licbtungen  bedingt ,  wer  immer  sie  besorge.  Bei  angemessener  Gestaltung  der  Begio 
hat  sicli  denn  anch  die  letztere  erfabninorss^eniSss  der  Pacht  technisch  und  ökonomiscli 
ganz  gewacbücn  gezeigt.  £n  den  Niederlanden  soll  die  Einführung  des  Verpachten^ 
um  1555  den  Ertrag  verdoppelt  haben.  Um  1748  wurde  das  höchst  unbeliebt  ge- 
wordcne  Verfaliren  ohne  Nachthoil  wieder  aufgehoben.  Zu  Necker's  Zeit  galt  anch 
in  Frankreich  in  Bezug  auf  die  ökonomisdi-tcchniscbu  Suite  der  Erhebung,  die 
Kesten  n.  s.  w.  der  ünterscbied  zwischen  Pacht  nnd  Begie  gleiob  NnlL  M alebis 
(1,  3S5)  sucht  aus  einer  Ver;?leichung  der  von  Necker  gegebenen  Daten  über  den 
Aufwand  fur  das  Erhebungspersonal  und  die  Zahl  des  letzteren  bei  den  grosad 
Gcncralpachtcn  der  indirocteu  Steuern  iu  Frankreich  in  der  letzten  Zeit  des  indes 
vigiine  mit  den  Daten  aber  die  Verwaltnof  wesentlich  'denelben  Steoen  wihrend  der 
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BflitaiintioD  in  eigener  Regie  nachzaweiseQ,  dass  der  frahere  Porsonalaufwatid  um  Yi«« 
der  (jeldaufwand,  ohne  den  Gewinn  der  Pächter,  am  V«  grösser  gewesen  sei.  Natürlich 
eine  nur  in  gewi?sem  rmfan?  zal&ssige  Vert'!-  ir  hnot^  Der  Gewinn  der  vk  v/.ig  fran- 
zösischen Generalpacbter  wird  ron  Necker  auf  H  MilJ,  L.,  im  Darcbscbnitt  auf 
Tö.ouo  L.  reranschlagt.  Neck  er,  de  TailBiiiiBtr.  [1784]  72.)  Weiteres  Ober 
Frankreich  in  Fin.  III,  §.  152. 

Diese  Thatsachen  fubreo  auf  den  entBcheidenden  Haaptpunct 
in  der  f^rage. 

§•  319.  —  1.  Ein  nmfasaendes  System  der  Stener- 
pacht  ist  mitanter,  so  namentlich  in  den  geseliichtKeh  wichtigsten 
Beispielen  der  alten  Welt,  dann  auch,  allerdings  aber  hier  nur 
bedingter,  in  der  neueren  Uebergangszeit  vom  Mittelalter  zum 
modernen  Staat ,  der  allein  oder  doch  sunftchst  am  Besten  sich 
bietende  Noth  beb  elf  der  Stenererhebong  in  ErmaDgelnng 
einer  geordneten  und  entwickelten  Staats v  erwaltuugh- 
maschiDerie. 

Hier  liegt  Perioden  hlndarch  eigentlich  gar  keine  Wahl  vor,  sondern  wenn  man 
eben  gewisse  Steuerarton  und  Formea,  i.  B.  «rcwisse  indirecte  Steuern  in  Monopolform 
wie  in  anderer  Form,  directe  Abgaben  in  don  l'rorinzen,  auf  dem  platten  Lande,  von 
der  relativ  zerütreut  lebenden  aciiurbaueuiioa  Bevölkerung  o.  s.  w.,  erheben  will,  so 
Biiigs  min  Bcb  dua  der  8(eiieip«c]it  bedienen. 

Insofern  ist  die  Pacht  hier  historisch  berechtigt,  weil 
sie  allein  die  Anfgabe  ttberhanpt  Vüfm  kann.  Aber  sie  erscheint 
damit  anch  besten  Falhi  als  eine  geschichtliche  Dnrch- 
gangsstnfe  im  Entwieklnngsprocess  der  Gemeinwirth- 
Schaft 

Wie  so  MjuBcbes«  was  der  Entwicldanf  der  nnmlttelbueii  Steetstbiti^eit  ab 

Hülfsmittel  filr  die  T-Hsung  wahrhaft  „geroein^rthscbaftlit^htir" ,  flfnintliclit-r"  und 
immer  mehr  al3  solcher  erkannter  Aa%aben  vorangegtmgen  ist,  —  auch  hier  bietet 
nementUcb  das  grosse  Gebiet  des  YeiliehTsvesetts  f.  w.  8.  bemerkensvertbe  Analogieen. 

Sobald  der  Staat  sich  seiner  Aufgaben  wirklich  bewusst  wird  und  einigermaassen  dazu 
ökonomisch-technisch  sich  befähigt  fühlt,  zieht  it  fli*'  bf-trefTenden  Thlitigkeiton  selbst 
au  sich  heran;  die  Sleuerpacbt.  auch  eine  Art  „deicgirter  Verwaltung"  (Sax),  hat 
ihre  Fnnetton  «cfUH  nad  «Ird  beseitigt 

Bei  der  heutigen  Entwicklang  des  Staatsgedankens  nnter  den 

meisten  Gnltnrvölkera  kann  dann  anch  von  Stenerpacht  als  einem 

nrofassenden  System  der  Erhebung  nicht  wohl  mehr  die  Rede  sein. 

Selbst  wenn  die  Gesichtspuncte  prifatvirtbschaftlicher  Oekonomie  wirklieb  edieb- 
licher  wiren,  als  es  jetzt  noch  znznj^flh«n  ist,  würden  sie  eben  nicht  entscheiden  dürfen. 
Denn  die  £rhebuAg  der  Steuern  ^t  mit  liecht  jetzt  selbstverständlich  als  eine 
dflentUch-rechtliebe  Angelegenheit,  die  nor  Ton  öffentlichen  KOrpem,  wie  dem  Staate 

oder  eventuell  den  Selbstverwaltunpr.sknrpcm  und  deren  Beamtenpcrsonal .  nnaiittclbar 
anicefohrt  worden  darf.  Der  Steuorpacht  kaau  mau  »ich  dabei  nur  in  omzelnen  bo- 
senderen  FIUmi  ab  einee  untergeordneten  HÜftnitteb  bedienen. 

In  den  griechischen  Staaten  war  Pacht  gan^  allu'emeiu.  In  Rom  bestand 
sie,  wie  für  andere  Staatseinnahmen,  schon  in  früher  republikanischor  Zeit,  so  nament- 
lich für  die  Zölle  u.  dgl.  iudirecto  Abgaben  (Pachtgesellschaften  der  publicani). 
I  i  den  directe n  Abgaben  in  den  Provinzen  führte  Caesar  theils  die  unmittelbare 
Abführunf^  der  Naturalleistungen  an  den  Staat  (africanische  und  sardinische  Korn- 
nnd  Oellicfcrongen) ,  theils  die  Verwandlung  in  feste  Geldabgaben  ein  ^Kluinasicu), 
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wo  die  EinlMdehung  der  ISiiizelbetr^d  den  StooeidiBtTicteo  selbtt  ttMassen  vmde 

(„Kepartirsystem"  Roschers'».  (MoDimsen,  römischo  Gescbicbtc,  6.  A.  III,  SOG.  — 
Die  indircrten  Steuern,  Passago-,  Wege-,  spater  GreuiuöUc,  Thorst-^u  rn  und  aDderc 
VcrbiaucLä6tcuciii ,  „Umgolder'*  in  den  tSlüdten  sind  auch  später,  im  Mittelalter 
mit  dem  Aiiftomoicii  <iic<cr  Abgaben  in  Städten,  dann  in  Territorien,  ferner  in  der 
L' i'ljt* rgnnsrsz*' it  Hriralt'  uiul  Monopo!*:;  die  am  Tlfiufii'jfon  rorpachtelen  Steu'-rn  g-e- 
wcscu,  seltener  und  dann  meist  nur  kurzer  die  dire et cn  ."steuern.  —  In  Frank  reich 
1i»t  sieb  das  PkchtsyMem  im  16.  Jahrhundert  anter  Einflössen  florontiniseber  Politiker 
Tind  Kinanzmännor  ausgedehnt.    Dahoi  wurden  spfitcr  irnmcr  mehr  grosse  Pachtui-f eJN 
schaften  gebildet,  welche  in  Einem  eine  Ecibc  verschiedener  indircctcr  Abgabea  zur 
ErbelniDg  Obemahmen  („fennee  gön^ralee'*,  Fin.  III,  §.  66,  67).   Die  Pacht  nmfosste 
übrigens  bei  Weitem  nicht  alle  Abgaben.    Die  fermes  gcn6raJes  bezogen  sich  is 
18.  Jahrhundert  auf  die  Zölle  in  dem  alten  Haupttheil  der  Monarchie,  den  „prorinces 
des  cinq  grosses  fcrmos" ,  auf  die  aides  (Geträukcsteuf>rn),  das  Tabak-  und  Salzrcgal 
(gabelle)  und  einige  kleinere  Einkflnfte.   Nach  Neck'  i    /.QsamoieBStellung  der  Ihm- 
zösiscLcn  Einkiniftc  (1,  35)  l)ntnipen  dieselben  585  Mill.  L.,  wovon  auf  die  fennc* 
g6neraies  löO  Mili.    (S.  auch  die  Dateu  in  Fin.  III,  g.  154.)  Unter  ihm  war  aus  der 
Verpachtung  mehr  eine  Oewährsadministration  geworden  mit  wenig  Unterschied  gegen 
die  Kegie.  Aar ii  in  Spanii  ii  Iiis  1747  Pachtung.    "Von  enormen  Gewinnen  dabei, 
aber  mit  augenscheinlichen  Uebertreibungen,  spricht  nach  Don  ^liguel  von  Zabala  (1 7^4) 
(Sonnenfels  III,  129).  —  In  Dentsehland  ist  die  Eigenrerwaltung  (erentnell  mit 
üntcrstut/.ung  der  Gemeinden)  seit  Alters  Kegel.    Mlssiungeuer  Versuch  mit  d.-r  Ver- 
pachtung des  neu  begründeten  Tabakmonopols  in  Prcussen  unter  Friedhcli  d.  'ir., 
1705 — ü6,  Uebertragung  der  Verwaltung  der  Accise-  und  ZoUcinkUnfte  an  eine  fran- 
zösische pachtäholiche  Gew&hrsadministratiou  von  fünf  fcrroicrs  17C6.  (Riedel, 
brandenburgisch-preossischer  Staatshaushalt  S.  103;  jetzt  die  umfassende  Monographie 
fon  W.  Schultze,  Gedchichtf  der  jireussisclicu  Kegicverwaltuug  von  1766 — 17S6, 
Leipag  1888,  Schmollcr,  Forscbuugeu  VII,  3;  auch  Schmoller  selbst  in  AbhandL 
d.  prcnss.  Akademie  d.  Wissenschaften  1888.)  —  Uebcr  die  neueren  Verhültnifis.-  der 
Finanz*  und  Steuerpacbteu  in  der  Türkei  s.  «,diü  torkiscben  Finanzen",  Berlin 

2.  Ancb  von  der  Pacht  als  einem  HilfBoiittel  der  SteuereriiebuDg 
in  besonderen  Fällen  (der  »iSpecialpaeht''  im  erwähnten 
Sinne)  ist  vorsichtig  and  nnr  beschitnkt  Gebranch  zn  machen. 

a)  Bei  allen  Stenern,  wo  ein  genaueres  Einsichtnehmen  in 

Privatverhältnisse,  in  l>iiikomnieii  uiul  \  crnii^geu  ciiorderlich  ist, 
nm  die  Steuerschuldigkeiteu  zu  ermitteln,  daher  namentlich  bei  den 
directen  Einkommen-  und  Veruiögcnsätcuem,  ist  die  »Steuerpacbt 
unbedingt  auszuHchliesseu. 

Die  Veranlagung  oder  Ermittlung  der  Steucrschuldigkeitcn  und  die  Erhebung 
der  Steuern  lassen  nch  zwar  trennen,  aber  sie  sind  doch  swei  ^g  cusammengeAiöRge 

Verwaltunp^sactc.  Den  ersfon  kann  man  am  Wenigsten  Privatinteressenten,  wi-  d-n 
Steuerpächtern,  übertragen.  Vermag  die  Staatsverwaltung  ihn,  den  schwierigeren  Act, 
zn  rollftihren,  so  wird  sie  den  Act  der  &hebung  auch  bewiltigen  tonnen.  Veniger 
Tlcdt  iiken  böte  die  Erhebung  gowiss«  r  fester  Ertragssteuem,  so  der  Grundsteuer,  durch 
Pächter,  wie  sie  in  Norditalien  noch  in  der  österreichischen  Zeit  Seitens  der  (ie- 
meinden,  denen  die  Erhebung  Ubertragen  war,  vorkam  (v.  Hock,  Abgaben,  S.  SS)» 
Indessen  bei  diesen  wie  boi  allen  directen  Steuern  sind  mitunter  Steuererlasse  geboten, 
die  in^n  dem  Pächter  zu  trajj^en  nicht  zurimthen  kann  und  für  die  die  Bediugunpüi 
iui  Vuraui  iui  Pachtvertrag  richtig  zu  beätiutmun  schwierig  ist.  Heute,  wo  die  Coß- 
sequenzen  des  Grundsatzes  der  persönlichen  Freiheit  und  poUtöchen  Gleichheit  it 
allen  Classcn  dor  Bevölkerung  so  ziemlich  jedem  Einzelnen  zum  Bewiisstscin  gekomm-^o 
sind,  —  auch  dies  sind  in  dieser  Frage  mitspielende  Momente  —  erscheint  es  über- 
havpt  nicht  rttblich,  die  Erhebung  der  directen  Stenern  Pichtem  zn  nhertngw* 
Wie  beinorkt,  ätandc^n  diese  Steuern  ;(uch  in  den  Ländern  des  Pftdltsysteas  sdkA» 
ror  dem  lU.  Jikhrhuüdert  gewdhnUdi  iu  £igenerbebaog. 
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b)  Bei  den  indirecteo  SCeoern  liegeo  die  geoaniiten  Bedenken 
nicht  oder  nnr  in  schwächerem  Maasse  vor.  Doch  bedingen  hier 
andere  Verhttltniase,  dase  man  anoh  bei  ihnen  nnd  bei  gewissen 
Gebühren  nnr  ausnahmsweise  sieh  fltr  die  Pacht  erktüren  kann. 

a)  Bei  den  grossen  indirecteo  Verbranchsstenern, 
wie  besonders  den  Zollen  und  den  inneren  Stenern,  welche 
sich  an  den  Prodactioiisbetrieb*anschlie8sen,  ist  die  Gleichartig- 
keit des  Steuer-  und  Erhebungsverfabrens  bei  allen  Aemtern,  in 
alleu  Tijeilcn  des  Staats,  wo  die  betreöeiidcn  Abgal)en  zu  erhebeu 
sind,  in  hohem  Maasse  sowohl  im  Interesse  des  i'iöcuö  als  des 
Handels  und  der  Production  gelegen.  Letzteren  Falles  leiden  sonst 
ciiizeinc  Gegenden,  Verkehrswege,  Öleuerpflichtige,  indem  die  Be- 
dingungen der  Concnrrenz  ungleich  werden.  Daher  ist  wieder 
Iti  i  11  h  e  i  t  Ii  eh  k  e  it  der  Verwaltuiifrsginndsätzc  und  des  Vollzugs 
derselben  ein  gerade  aui'  diesem  Gebiete  immer  mehr  in  seiner 
Bedeutung  erkanntes  Moment.  Diese  Einheitlichkeit  kann  liier 
allein  bei  der  Staatsverwaltung  ausreichend  and  ohne  neue  ander- 
weite Bedenken  verbtlrgt  werden. 

Atirh  tlie  Verwaltung,  bez.  Erhebung  durch  die  Sclb^tv  rwaltungskörper  ist  daher 
liier  ausgeschlosiMiD.  Ein  einziges,  das  ganze  Staatsgebiet  uuifass.^ndcs  Steuerpacht- 
Qttteniebmen,  das  vohl  regehnlssig  in  einem  gr&^ren  Staat  cino  Stcuerpachtgcscll- 
Schaft  sein  müsstp,  könnte  zwar  eine  solche  Einheitlichkeit  t  hcnfalls  gewähren.  Aber 
genügende  Garaotieeu  gegen  Missbräache  der  Verwaltung  wären  ohne  bestlindige 
CSonflicte  zwiseben  dem  Sfaat  und  der  GeseQschafI  kaam  zu  atollen  und  der  Efnfliias 
des  Privaikapitalisriius  wüolise  in  socialpolitisch  bcdcnkliclieui  Gradf.  Die  Tiarifhtung 
des  ganzen  Verwaltungs-  und  Erhcbtingsapparats  mUssto  bei  einer  solchen  grossen 
Pachtuntcmehionng  auch  wcsentUch  ebenso  wie  Seitens  des  Staats  erfolgen,  so  dass 
Voixag«  dM  „Fziratonretba**  Bchwerlich  berroitratoo  wttrdea. 

ß)  Motatis  mntandis  gilt  daa  Gesagte  aach  von  der  bez.  gegen 
die  Verpachtung  eines  MonopoU  (Tabakmonopols)  an  eine 
Gesellsobaft. 

Eine  neuere  bekannte  Maassrcgel  der  Art,  die  Vorpachtung  dos  Tabak  monopola 
in  It.-ilion,  1868,  war  oigontlich  nar  eine  rerhiillto  Anloihcoperntion.  (S.  Deutsche 
/l'abakenquete,  Anlagen  B.  UI,  151,  V,  U5,  Schaft'le,  Tübinger  Zuibchrift  IST!). 
S.  578.)  —  Aucb  die  franzttaiRCben  Oenenl^ebter  hatten  eine  Function  im  Gebiete 
de3  Oreditwcsens,  indem  sie  Vnrsrhtissc  leisten  mussten.  Zu  Neck  er 's  Zeit  schoss 
jeder  Ueneralpachter  l,äi>0,UOU  L.  vor,  wovon  ihm  die  Mill.  mit  5,  der  Eest  mit  7% 
reniiut  wurde.  (Necker,  de  1  administr.  T,  71.)  InFranbreicb  wurde  eifonthflm- 
lichcr  Weise  «Ins  nach  dem  lelztei»  Kriej;e  neu  eingeführte  Zündhülzcheiimdnojiül 
verpachtet,  was  aber  manche  Bedenktn  bereitet  hat  und  wo  jetzt  (IbOO)  bei  Ablauf 
des  Vertrag»  auch  die  Eigcuverwaltung  eintreten  soll.    (S.  Fin.  III,  §.  301,  302.) 

y)  Bei  städtiRclicn  Tho raccisen ,  dann  bei  Wege-, 
Brücken-,  H a icn gclderu  und  in  äliulicbcn  Fällen  liefen  dagegen 
die  Dinge  aiicrdiug»  öfters  anders  und  nicht  so  ganz  z,u  Lügunsten 
der  Facht. 

Doch  werden  sich  auch  bei  der  Pacht  der  Erhebung  vuu  Thuraccibcn  iiumerhin 
leicbt  nifattdio  Fdlgeu  ergeben.  Dm  EittdilngeB  oDd  Nftcbforacben  ron  Piivatif enten 


Digitized  by  Google 


752  y  B.  AUgem.  Steaerlehre.  5.  K.  Yerwalt.  2.  H.-A.  2.  A.  Erkebang.  §.  320, 32 1 . 

vifd  mehr  Verdnifls  «Is  dMjonigo  dffeiitUcbor  Beamten  emgen.  An  UnbedeBUiclMia 

i-rsrhoiDt  die  Verti.icljtiingr  von  Weg-  und  Brückengeldern,  die  auch  noch  immer 
M>-isf.n  yrhroitct  stii»  mficht-'.  Hoi  den  klrincn  f^^sten  Sfitzen  ist  hier  ein  nnan- 
geiiehines  Kindrinp'n  nicht  gebütüu,  die  trhebuug  eiufacb,  die  rolle  Arbeitskraft  eiaer 
INtsüq  wird  gewöhnlich  nicht  in  Ansprach  genonunen,  weebalb  die  Erhebmif  tih 
Nfl)t'iiar)»oit  wohlfeil  und  doch  genügend  und  sorgsamer  als  von  Boamtea  be?or?t 
werden  kann.  Uctrois  sind  öfters  in  Frankreich,  Italien,  besondere  Spanien  verpachtet, 
Ghauie^d-,  Brttekcngelderhebiiiig  n.  dgl.  andi  ia  DratMliluid.  u  Fnnkreioh  wir 
in  Jahre  1887  von  151  r.  rienioinden  in  417,  neiat  UeinMii  das  Oetrai  ferpadiM 
(Pin.  III,  906),  Eigenverwaitung  in  835.  * 

B.  —  §,  dSO.  Die  Erhebung  der  Staatsstenern  doreli 
die  SelbstTerwaltangskörper. 

Mehr  dagegen  Ran,  I,  $«  290,  Malchas,  I,  §.  77,  dieser  aber  zu  sehr  tom 

individnalistisrhen  Sfandpnnct  ans.  v.  Ilook,  S.  61.  Das  allere  Rcpartir-  und  Cori- 
tiageotiinngssystem  im  ständischen  Staat  lief  auf  dies  System,  insbesondere  aaf  die 
Stenerbaftnng,  mit  hinaus  (Roscher.  §.  66). 

Hier  ist  namenili*  h  aii  iiie  Ortsgemeiude,  welche  bier  als 

Typus  allein  berücksichtigt  werden  mag,  mitnnter  auch  an  Kreis, 

Bezirk,  Provinz  zu  deukeD.   Die  Ortsgemeinde  kann  eYentnell 

aber  auch  die  Kreis  und  Provinzialstenem  mit  erheheu.  Auch  der 

umgekehrte  Fj<1I,  die  Erhebung  von  Tic  mein  de-  u.  s.  w.  Stenern 

durch  die  btaatsbehörden,  ist  möglich  and  kommt  in  der 

Praxis  vor. 

£ioer  Vermittlung  der  Scibstverwaltnngskörper  kann  sich  ancb 
der  moderne  Staat  hier  aaf  doppelte  Weise  bedienen:  einmal 
EOf  dass  die  Gemeinde  nicht  nnr  als  Stenererhebnngsoigan,  sondern 
sogleich  als  selbst  verpflichtete  Stenerhaftende  ftbr  be- 
stimmte Stenersnmmen;  zweitens  so,  dass  sie  nnr  als 
Steaererfaebnngsorgan  fnngirt. 

In  beiden  Fällen  sind  wohl  die  Verkehrssteuern,  alleutall> 
mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  Rechtsgeschäfte  iu  lie/.ug  aui 
Immobilien,  Besitzwechsel  u.  s.  w.  betreffen,  und  von  den  grossen 
fndirecten  Verbrauchsstenem  die  Zölle,  meistens  auch  die 
an  einen  Productiousbctricb  sich  anschliessenden  inneren  Ver- 
brauchssteuern hier  von  vornherein  aaszuflchliessen  und  der 
Eigenerhebnng  des  Staats  zuzuweisen. 

Von  den  letzteren  Stenern  könntf*  nnr  etwa  die  Steuer  d^r  für  den  Ixt cal bedarf 
producireoden  Bierbrauerei  o.  dgl.  aoch  durch  die  Gemeinde  erhoben  werdeo.  Ab«r 
unter  den  hentigen  Prodnctions-  und  Absatzrerbiltnlsaen  wird  es  aneh  bet  ihr  vmi 
vollends  bei  den  übrigen  g:<!nannt<>n  inneren  Steuern  auf  v o IIc  Einhcitlic hkeit 
und  üleichm&ssigkeit  der  Ermittlung  der  Steucrobjocte  und  der  Erhebung  der 
Steuern  ankommen,  wofür  die  Staatsrcgio  allein  die  genügende  BUrg^chaA  biet«L 
Bei  den  Verkehrssteuem,  welche  sich  auf  MobiliarvcrmOgcnsgesch&fte  bcziobea,  im 
meistens  durch  das  Wesen  dorsHben,  bei  den  Zöllen  durch  die  Rücksicht  auf 
(il ei chmässigkoit  des  Verfahrens  die  Erhebung  durch  die  Gommauen  aojr 
gesohlosBen.  Wenn  dagegen  etwa  die  Qmnd-  «nd  HypothekenbOdier  dimli  Geneiade- 
behMen  gefithrk  weidea,  so  ki^nnte  die  Erhebung  aneh  Ton  Staatnteiu»m  tir  becttg- 
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liebe  Geschäfte,  EiutniKUDgea  u.  s.  v,  diectcu  Behörden  oder  iu  Verbindang  mit  pmen 
«tehenden  anderen  GemetndetteoerbeliSrdeB  nb«nngeti  werden. 

Allgemeiner  köniieu  die  Gemeiüdeu  als  Ei licbnngsorgane  für 
staatliche  Verzehrungssteucrn  iu  Form  von  T h o r a e c i s e n 
(hesouders  neben  solchen  Comrijuualsteuern),  ferner  für  die  meisten 
diiecten  Steuern,  besonders  die  Ertrags-,  aber  auch  die 
Personal-,  0  lassen-,  Einkommen-,  Verm()gen8-,  Erb- 
8(  haits-,  gewisse  ConjuDcturengewinn-  (bei  Immobiliar- 
besitz wecbsel  und  Baa8teUeii)|  gewerbliche  Licenzabgaben  und 
für  die  directeo  Lnxvsstesern  in  Frage  kommen. 

In  verscliiedeiieu  Landern  früher  tm  !  jetzt  lial  der  8ImI  bei  fllMldien  dieMt 
Steuern  die  £rhebaog  den  (iemeindeo  übertragen. 

In  Prenssen  werden  z.  B.  die  drei  älteren  directon  Stenern,  Grand-,  Gewerbe-, 
Classen-,  dann  die  Gebäudesteaer  in  den  seoha  (isüicben  allen  Provinzen  Ton  den 
Geinfiindf!n  prhohen,  in  den  anderen  Provinzen,  auch  den  neuen  186(?or,  von  staat- 
lichen Steuerorganen.  Ebenso  die  classificirte  Sinkommensteuer  iu  der  ^an/.im 
Monarchie.  In  Baiern  erfolgt  die  Erbebnng  der  directen  Steuern  ausschliesslich 
durch  die  Rentämter  des  Staats.  In  Wurtemherg  fungiren  hier  die  Gemeinden  mit 
commnnaler  Stcuerhaftuag.  In  Oesterreich  wird  die  Grond-  und  Geb&adesteaer 
zwar  dorch  die  Stenerflnter  des  Staats  indlfldnell  Air  jeden  SteveipfHehtigen  be- 
rechnet, aber  von  der  Gemeinde  erhoben;  ebenso  die  Einkommensteuer.  Bei 
der  Erwerbsstencr  erfolg-t  die  Erhebung  dureh  das  Steueramt,  doch  liOnnen  auf 
dem  Laude  die  (Jemeiudevursiändo  dabei  als  Mittelspersonen  verwendet  werden 
(Chlupp,  directe  Steuern  Oesterreichs,  §.  72,  99,  183.  148).  Im  ehemals  öster- 
reichi>chen  Italien  Erbebung  der  Grundsteuer  durch  die  Gemeindon  mit  Steuerhaftunp. 
Iu  Frankreich  werden  die  directen  Steuern  nicht  nur  des  Staats,  sondern  auch  die 
Znschlige  Air  Gemeinden  und  Depaitementa  umgekehrt  dnrch  Staatsorgane  «Aoben; 
auch  das  communale  Octroi  wird  zum  Theil  (in  nicht  Vs  der  Fälle.  202  von  1516)  nach 
Abonncmeotsvcrtrag  dorch  die  staatliche  Verwaltung  der  indirccten  Steuern  erhoben. 
Bei  den  französischen  directen  Steuern  l&uft  das  Repartitionsprincip ,  die  Einrichtung 
des  Fonds  fUr  StoaemnafiUle,  die  Wiederauflegung  der  in  einem  Jahre  gevllirten  Er- 
lasse und  Reductionen  von  Steuerquoten  auf  die  betreffenden  Contingentsgemeinschaften 
auf  etwas  der  Steuerhaftung;  Aobnliches  hinaus  (Fin.  III,  §.  180,  besonders  S.  42ö). 

§.  321.  —  1.  Die  commnnalc  Ste  iierbaftung. 
Sie  kommt  namentlich  i)ei  IJauptarten  der  genannten  (lirccfen 
Steuern,  der  Ertrags-,  Einkommeo-y  VermögeDfisteueto  iu  Betracht. 

Bei  den  anderen  directen  Steuern  würde  es  sich  nur  um  die  Erhebung^  durch 
die  Gemeinde  handeln,  ebenso  in  der  Bogel  bei  den  Thoraccisen.  Doch  liesse  sich 
bei  diesen  aocli  woU  eine  Steaeiliaftang  «nriohten,  indem  die  Qemeinde  tta  einen 

gewissen  Ertrag  aufkommen  und  eventuell  denselben  aus  anderen  Stenern  oder  durdi 
besondere  ZuschlSf^c  dazu  derVcn  müsste.  Darauf  l  ioft  eine  der  Steuerhaftung  in 
einer  Hinsicht  verwandte  Einhchtuiig,  die  Abfindung  mit  einer  Gemeinde  (oder 
einem  Oebietsth^  oder  die  Leistung  eines  A Vorsums  (Bauschsumme)  fUr  das  Fiel* 
bleiben  von  gewissen  Steuern,  z.  B.  bei  Freihafengebicten  (§.  324),  im  Grunde  hinaus. 

Bei  Ertrags-,  Einkommen-  und  Vermögenssteuern  Hesse  sieh 
Wth  noch  gegenwärtig,  wie  ähnlieh  im  System  provinzieller,  com- 
mnnaler, ständischer  Steuercontingente  des  ehemaligen  ständischen 
Staats,  die  Steaerhafinng  der  Gebietstheile  oder  Selbstverwaltnngs- 
kOrper,  der  Gemeinden  direct  gegenttber  dem  Staat  oder  jedes 
kleineren  Körpers  gegenüber  dem  grosseren ,  zn  dem  er  politisch 
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gehört,  schliesslich  der  Provinzen  gegenüber  dem  Staat,  wohl  in 

Verbindung  mit  einem  rationellen,  auf  rieliti;;cn  Grundlagen  ruhen- 
den Kepartitio  US  System  (§.  301)  bringen.  Ja,  mau  könnte  sok  he 
Haftnng  als  die  eigentliche  Consequenz  des  Repartitionspriocip» 
betrac  Ilten. 

Hier  liegt  der  Gedanke  einer  solidarischen  Tragung  der  Steaerlast  dorch  locale 
Geneinscliaften  mft  sn  Grande.  Wenn  ein  Einzelner  seine  Verblndlicbkeit  nicht  erfollt, 

hfittc  dii^>i>  (i'emririsrhrift  r-inztitr..'t<'ri.  Manclic  der  früher  crwfihiif<:'M  Vortlieil«'.  he- 
.sondcrs,  dass  ein  Jeder  ein  eigenes  Interesse  an  richtiger,  nicht  zo  niedriger  Besteuer- 
ang  des  Anderen  hat,  vUidon  tkh  dann  erst  velbtftncUg  zeigen. 

Eioe  „Ungerechtigkeit''  und  „Httrte'S  wie  wobl  eingewandt 
worden  ist,  läge  in  solcher  Haftung  an  nod  fHr  sich  nicht 
handelt  sich  einfach  um  die  Frage,  ob  Ausfälle  oder  Rück- 
stände wie  jetzt  gewöhnlich  vou  der  p:aDzen  Staat-sgemeinschatt 
oder  von  einer  .sülcheri  iocalen  GemeinHchali ,  bis  herab  zur  Orts- 
gemeinde, getragen  werden  sollen.  Darauf  lässt  sieh  wieder  kaum 
eine  allgemeine,  sondern  wohl  abermals  nur  eine  historisch  relative 
Antwort  geben. 

a)  Den  licscliränkenden  Kechtsordnungen  für  Ackerbau  und 
Gewerbe,  dem  streng  corporativen  Charaeter  der  Ortsgemeinde  mit 
festem  OrtsbUrgerthum,  dem  älteren  Niederlassungs-  und  beschränk- 
ten Zugrecht,  dem  unentwickelten  Communicatiouswesen ,  der  ge- 
ringeren politischen  und  volkswirthschatlspolitischen  Bedeutung  des 
allgemeinen  StaatsbUrgerrechts,  kurz  den  früheren  Wirthschafts- 
nnd  Bechts Verhältnissen  Überhaupt  eotspricbt  eine  solche 
communale  Steuerhaftung  immerhin. 

Hier  sind  aoch  bei  der  ndaliven  Stabilität  aller  Vcrhiiltnisse  und  der  T.»oh(Ii.  Ii 
und  thatsächlich  genngen  Beweglichkeit  der  Ortsberftlkeruug  die  (iraudlagen  fttr  die 
Sienenrepnrtition  vnd  nlr  die  ui  lettten  ridi  nsebHesswde  StoaeilMflaiif  2i«Bilicli 
ausreichend  so  einzurichten,  dnaB  die  fiteneclwftaDK  fflr  die  Gemeinde  keUie  dndi- 

Bchlagenden  Bedenken  hat. 

b)  Dies  ändert  sieh  mit  dem  Eindringen  des  „Individua- 
lismus" in  das  Wirthschaftsrecht  und  in  das  ganze  Wirthschafts- 
leben:  mit  der  Auflösung  der  alten  Kechtsordnungen  dieses  Lebens, 
mit  dem  Uebergang  der  OrtsbUrge^  in  die  Ortseinwohnergemeinde, 
mit  der  P>eizligigkeit  und  der  den  modernen  Goromunicationsmitteln 
zu  verdankenden  leichten  interlocalen  Bewegung  der  Bevölkerung, 
mit  der  ZurUckfUhrung  des  freien  Erwerbsrechts  jedes  Einzelnen 
als  eines  staatsbürgerlichen  Rechts  auf  die  Staatsgesetzgebnng 
u.  8.  w.  erscheint  auch  die  communale  Steuerhaftnug  thatslicblich 
wie  rechtlich  nicht  wohl  mehr  recht  yereinbar. 

Die  Controlrechte ,  welche  man  der  Gemeinde  znr  Wahrung  ihrer  Intoressea 

gf>y»en  niiissfc,  ErlaubnisscrtheiluiiM:  heim  Abzuj?,  Passzwanp  n.  dgl.  stehen  mW  Imi 
neuen  ätaaiabUrgerlichen  peräönlicheu  und  wtrthschaftlichen  Kechteu  und  imt  uci 
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neueren  fiestaltODg'  des  Wirtliscliaftslcbciiä  nicht  mehr  in  Einklang.  Ohne 
CüuUolröcbte  &bor  iuut>s  Uie  äteuerliai'tuug  loicht  zu  Harten  für  viele  Qememdea 
fühnii. 

Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  ist  daher  das  Gerechtere, 
dass  die  Staatsgemeinschaft  aach  in  einem  Repartitionssystem 
die  AnsfäUe  und  Rttckstilnde  von  Stenern  unmittelbar  auf  sich 
nimmt 

Auch  hier  zeigt  ricli  wohl  wieder,  wie  aOe  solche  Yerhlltiiiflae  mit  der  geschieht- 

lichr-n  F.iitwi<'klun(r:5pli:is('  «K-r  ganzen  Rerhlsordnung  filr  ilie  Pcrsionals(;»iKls?erhäJtnia8e 
and  für  das  Erwerbsiebon  enge  zusammen  hängen  und  nur  in  diesem  Zn;^arnmen- 
hang  richtig  zu  beurtheileu  sind.  Ich  beziehe  mich  besondeis  auf  die  Erurterungca 
Uber  Ehescblicssnogsrecbt  und  Zogrecht  n.  s.  w.  in  meiner  Grandlegoog,  2.  Anü.« 
2.  Abth.,  Kap.  1. 

In  Rusüland  steht  die  commuitale  Steaerhat'tung  fUr  die  Kopfsteuer  des  Staats 
in  Verbindung  mit  dem  Geraeiiieigeiithttm  der  Ortsgemeinde  am  Boden  ood  mit  der 
Srhollcnpflichtigkeit  der  BruiLm.  Vgl.  Walcker,  Selb^tverwaliung,  S.  275.  und  be- 
sonders Keassier,  bäuerlicher  Gemeiiideb«Bitz  in  Kusüiand,  I,  106.  Aonuaire  des 
fin.  Toases,  rol  VI  (1879).  p.  Darch  neuere  Geaetxe  ?on  1869  und  1875  sind 
die  Bauern  mit  Priratgrundeigeatfaum,  dann  in  gewissem  Umfang  die  Dörfer  von 
weniger  als  40  Steuerjiflichtiiren  von  flcr  Solidarhaft  Ijefrfüt  worden.  Mit  der  seitdem 
eingeleiteten  Beseitigung  der  Kopfsteuer  ist  die  Frago  der  Solidarhait  der  Gemeinden 
in  ein  neues  Stadium  getreten  and  hält  man  diese  Haft  jetzt  mehrfach  fur  eotbehriich. 
(S.  V.  Kensslor.  im  Finanzarchiv  III,  272;  d  r-  !ba  in  seinen  sonstii^'en  Aufsätzen 
Uber  diu  Kopfsteuer-  und  bäuerlichen  Yerhältobse  Uasaibst;  auch  v.  Faick,  raasiachea 
Pachtsystem  in  Verbindnng  mit  der  Bestenening  der  nnteren  Stinde,  lilnaosarchir 
V.  412.)  —  In  Wurtemberp  Reir.  Inn^;  iler  Haftanir  dnndi  Ver.irdnung  vom  21.  Juni 
1S19.  Erhebung  auf  Kosten  di  r  (iemeindo  durch  einen  von  derselben  angestellten 
Einnehmer,  der  zugleich  Geuicindcrcchncr  sein  kann.  Die  säumige  Gemeinde  kann 
Exccution  bekommen,  wenn  sie  nicht  einen  Nachlass  aiuwlrkt  (Kau,  I,  §.  290  Note. 
Malchus,  Fin.  1,  H76).  Durch  die  Gp«ipt/gebung  der  neuesten  Zeit  sind  in  Wörtein- 
berg  in  dem  eigen  thUmlichea  Bepartitionssystem  der  drei  hauptsächlichsten  Ertrags - 
ateoen  (s.  olien  S.  707)  Aendemngen  eingetreten,  indem  nach  dem  Oesetz  ?om 
28.  April  1S7?{  die  Feststellung  jeder  Stetier  in  ihrem  Vcrliiilfni«s  zu  einander  nielit 
uiebr  wie  früher  (nach  Gesetz  vom  15.  Juli  isil)  dohnitiv  bestimmt  ist,  sondern  für 
jede  Etatsperiode  dardi  daa  Fbanzgesetz  erfulgca  soll.  Aber  in  der  rerwandtcn  hc- 
atimmung  der  commnnalea  HaftvAg  für  die  directen  Stenern  ist  keine  Veränderung 
eingetrete  n.  Auch  mc)\  dorn  n«aen  (resotz  vom  28.  April  n73.  Art.  11  haften  die 
ücmeindeii  und  Amtäkörperschaften  für  den  sicheren  und  rechtzeitigen  Eingang  der 
Stenern  nnd  haben  die  demeindecaasen  sie  kostenfrei  nnd  reohtseitig  an  die  Oberamts- 
pflegen .  diese  sie  an  die  Staatscasso  abzuliefern.  Die  genannten  Körper  licschwerden 
sich  nicht.  (S.  Blecke,  die  directen  Steuern  u.  s.  w.  in  WOrtemberg,  Stuttgart  1879» 
ans  dm  Wart  Jahrb.,  S.  142.  wo  Genaueres  Aber  die  Bafoim;  derselbe»  vwAssnog 
u,  s.  w.  Wttitembeiga,  S.  ]9$0 

§.  322.  —  2.  Die  commnnale  Stenererhebung. 

Hier  erhebt  die  Gemeinde  die  Staatsstenern  nach  den  allge- 
meinen gesetzlichen  Bcstimniungcn  durch  ihre  Oi  -ane,  aber 
auf  KecbnuTi^  des  Staats, „ohne  daher  für  die  Rücksriiiide 
und  Ansfalle  selbst  dem  Staate  aiit/.uk  inuien.  Dies  System  bat 
unter  V^iraussetziiuf^  einer  richtigen  Behandlung  der  Krhebnngs- 
kosteu  bei  den  oben  (im  ^.  620)  genanuteu  Steuero,  besonders  bei 
den  directen,  Manches  für  sich. 

Es  lässt  sich  namentlich  wohl  durch  die  Bcnnt/iinir  d<<s  Einen  rommunalen  Er- 
kebungs-,  Bechoungs-  und  Cassenapparats  im  Ganzuu  an  Küsten  der  Staats-  und 
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Gommanal-Stouerrcrwaltung  sparen,  selbst  veim  nicht  unbedingt  die  einzelnen  £r- 
heboDgaacte  der  Staats-  und  Gonnrasabteiieni  xiu«iiiDenguI<:gt  werden,  was  wenii^- 

stens  bei  «iuigen  Steuern  und  oinifi::en  Volksclasscn.  um  zu  hohe  Steuerzahlungen  des 
Pflichtigen  auf  einen  Termin  zu  verhüten,  vermieden  werden  mma.  Die  mitanter 
wohl  anzunehmende  grössere  Ortskenntniss  der  Gumoindeorgane  kann  erwünscht  sein, 
um  Härten  o.  s.  w.  leichter  za  renMideD.  Die  Erhebong  Iftsst  sich  tiberhaapt  des 
örtlichen  Verhältnissen  besser  anpassen.  Nur  bei  einem  umfassenderen  System  ron 
Thoraccisen  als  Staats »teuern,  emes  Theücä  der  allgemeinen  ißneren  Verbrauchs- 
bastenerung  oder  Maer  speciellen  Verbrauchssteuer,  wie  etwa  des  Weins  (Frankreich), 
könnte  wieder  die  genaue  (ileich  mässi  r-it  bei  der  Erhi;bung  durch  die  Gemein- 
den gefährdet  sein,  so  dass  die  Kigenerhebuüg  des  Staats  eventuell  dann  doch  den 
Vorzug  verdient  dtti  dJnct«i  Stenern,  beaonderi  bat  der  Gmnd*,  Hftnaer«,  Ge- 
werbe->  EinkoBimentteuer  nnUffliegt  die  cemmmialB  Steneteibebnng  kann  einen 
Bedenken. 

Schwierigkeit  niacbt  nur  die  BebandluDg  tlerErhetiungs- 
k  Osten.  Tränt  diese  die  Oemeinde,  so  besteht  eigentlich  insoweit 
eine  conirnnnale  Steiierhattung ,  welche  hier  noch  da.s  besondre 
Hedenken  bat,  daBS  diese  Kosten  nach  Steuerarten  und  Ortsver- 
bälUiisseii  in  den  einzelnen  Gemeinden  sehr  nngleich  sein  können« 

Z.  B.  in  Gross-  und  instüdfcn  bei  der  Einkommensteuer,  besonders  einer  nuf 
die  unteren  Ciassen  ausgudchuten ,  bei  der  ürandsteuer  nach  der  Bodenzertheiiung, 
bei  der  tiewerbesteacr  nach  der  Art  nnd  dem  Haaaa  der  indostriellen  Entwicklong. 
bei  Tbeiacciaen  nadi  spedell  lecalen  und  nach  Terhehnrerhiltniaten. 

Es  mnsfi  daher  im  Princip  verlangt  werden,  dass  der  Staat 
die  ErhebongslLosten  seiner  Stenern  selbst  trage,  bet. 
der  Gemeinde  ▼  er g fite.  Aber  das  ist  in  der  Praxis  nicbt  so 
leicht  dnrcbzntllbren,  weil  diese  Kosten  sich  nicht  genan  berechnen 

und  von  den  Kosten  der  Erhebung  der  eigenen  Steuern  der  Ge- 

uieindc  meistciiS  nicht  .schart'  abscheiden  lassen.  Deshalb  Ist  lmuc 
specielle  Verrechnung  mit  dem  Staat  lilier  die  Küsten  ge- 
wöhnlich auszuschliessen  und  eine  ausreichende  ßa uschsumme 
oder  Provi.sion,  üblicher  Weise  in  bestimmten  Erbebungs- 
proceutcQ  von  der  lioheinuahme,  zu  gewähren. 

Bri  dem  Mangel  zuverlässiger  Anhaltsfiuiiote  ist  eine  solche  Provision  freilich 
wieder  unsicher  richtig  zu  istelleu.  Sie  uius^j  nur  au»  den  angeführten  Grimdca  zur 
Kostendeckung  genügend  und  sollte  wohl  nicht  nnbedfngt  für  alle  Gemeinden  gleick 
nein,  soiiderii  nach  Ortsverhältnissen  wecliseln. 

Beispid:  lu  Pioussea  iat  über  diesen  Panct  Öfters  discutirt  worden.  Die 
Gemeinden  in  den  Aatliehen  Pro?inzen  haben  woU  über  nnxnxeichende  Tergfitung  nnd 
gegenüber  den  westlichen  Prorinzen,  wo  die  Staatserhebung  besteht,  über  Uebcrlastung 
geklagt  Sie  mOflsen  die  Grundsteuer  auf  ihre  Kosten  ohne  Vergütung  eriieben,  wofür 
aber  in  den  anderen  Provinzen  9  */«  Erhehnngsgebtthren  ron  den  betreffenden  8tener> 
Pflichtigen,  also  Uber  den  Satz  der  ürnod^teucr  hinaus,  zu  tragen  sind.  Für  iii'> 
communale  Erhebung  der  Gcbftuflcsteuer  besteht  eine  VergUtaug  von  3  **/^,  für  die- 
jenige der  Cla.-5sen-  und  Gererbcstcuer  eine  solche  7on  4  Vo  <^ös  Einnahmebetrags. 

Wo  umgekehrt  die  staatliche  Erhebung  besteht  und  Zu- 
schlage zu  den  Staatssteuern  flir  die  Gemeinden  und  Comniunal- 
verbände  erhoben  werden,  ciii|)1iclilt  sich,  diese  mit  durch  die 
Staatsorgane  zur  Vereinfachung  und  Kustenersparang  zu  er- 
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heben.  Aoeb  bei  aelbst&ndigeii  GommaiiiilBteaem  kann  eine  solehe 
EiDriehtnng  mitunter,  wenn  anch  Bellen,  in  Fnge  kommen,  abdann 
gegen  eine  Bansebalyergtttnng  der  Gemeinden  an  den  Staat 

8.  die  Nodzen  «m  SehloM  ron  §.  520,  beaonden  ttber  FnakreicL 

C.  ~  §.  333.  Die  Eigenerhebnng  (Regie)  der  Staats- 
Btenern. 

Diese  rnnse  naeh  dem  Voransgebenden  namentlieb  bei  den 
grossen  indirecten  Verbranehsstenern,  den  Zöllen,  den 

meisten  inneren,  an  einen  Productionsbetrieb  sich  au- 

schliesseü U € u ,  den  in  M  onopoll  orm  crhobeuen  bteuera  (hier 
abgesehen  von  der  Regelung  des  Deta  il  Verkaufs  der  Monopol- 
artikel), ferner  bei  den  Verk ehr s steuern  (auch  hier  eventuell  ab- 
gesehen vom  Detaildtbit  der  Stenipelbogen  oder  Steinpelmarken) 
im  Interesse  möglichster  Ei  n  h  ei  tl  ic  h  k  e  i  t  und  Gl  ei  c  hm  äs  s  ig- 
keit  (In  HRTidhjibnncr  der  Verwaltungsnornien  und  der  Steuerver- 
anlaguiii;  uud  -Erhebung  verlangt  werden. 

Die  Hicbtigkeit  dieses  Postulats  wird  durch  die  ncoere  pescln'flitliihe  Entwick- 
loDg  iD  den  Caltaistaaten  bestätigt:  die  Erhebuog  der  gensuuteu  Steuern  darcli 
Steaerpicbter  bat.  aach  wö  sie  längere  Zeit  bestanden,  fast  allgemein  nnfgehftrt.  die 
ErhebuiifT  durch  die  Gemeinden  und  andere  Solbstvcr«raltun<;skörpcr  war  hier  weder 
früher  üblich  (mit  einzelnen  Ausnahmen  bei  der  Besteuerung  dea  Biers  iu  der  Brauerei 
und  in  wenigen  lUinlichen  Fftllen),  noch  ist  sie  ea  heut  zu  Tage.  Die  Erhehnng  der 
indirecton  Stinierii  der  senaniiteri  Art  und  der  V erk eh rssteuern  wird  daher  wohl 
mit  Recht  aligemein  dem  uodi-nten  Staate  als  solchem  vindicirt.  Hier  liegt  dann 
eine  bedeutsame  Aufgabe  fQr  groä^e  Meister  der  practiscben  Yenraltung,  vie  sie 
TieUeidht  kein  Land  mehr  als  Frankreich  besoBSBn  hii*  in  dtt  YetlMasening  der  Eili-> 
liditungen  fUr  die  Erbebung  dieser  Steuem  fot. 

Ancb  die  Erhebung  der  grossen  direeten  Steuern,  der 
Ertrags-,  Einkommensteuern  n.  s.  w.  kann  durch  die  Staats- 
Terwaltnng  selbst  erfolgen  und  geschiebt  auch  Tielfaeh  so.  Doch 
wird  sie  naeh  dem  Gesagten  öfters  zweckmässig  den  SelbstYer- 
waltnngsköipem,  namentlich  den  Gemeinden  Übertragen. 

Die  Einrichtang  der  Erhebung  dieser  Steuern  unterscheidet  sich  beim  Staate 
und  bei  dt>r  Gemeinde  in  einig-en  Puiicten.  so  in  Hetri  lf  des  Org.ini«;mns  t],>r  amt- 
lichen Erlicbungsorgane,  wo  die  locale  ('üncentratioii  in  der  Gemeiude  unu  diü  Aus- 
dehnung der  Steuererhebung  Uber  viele  v<'rächicdene  Oertlichkelten  im  Staate  Untei^ 
schiede  bedingen.  fJewisse  (inindzugre  der  Einrichtung,  besonders  was  die  Verhältnisse 
zwischen  der  Yeranlagungs-  und  üebebehörde  und  den  Stenerpfiichtigen  anlangt,  sind 
aber  nodiveBdig  im  WeeentUehen  dieselben.  Sie  kommen  hier  so  dieser  Stelle  fOr 
die  Franken  der  Einrichtung  der  Erhebung:  zumeist  in  Retrachf.  Die  Darstellung  be- 
zieht sich  daher  hier  auf  die  Staats-  und  die  Communalbesteuerunf^  zusammen. 

II.  Die  Einrichtang  der  Steuererhebung. 

§.  324.  Sowohl  fär  die  Organisation  des  Stenererhebnngs- 
diensts  als  für  die  ganze  Einrichtung  der  Steuererhebung  und  fUr 
die  Gestaltung  des  bestiglichen  Verwaltungsrechts  den  Steuerpflich- 
tigen gegenttber  ergeben  sich  zunächst  Verschiedenheiten,  je  nach- 
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dem  der  normale  Fall  einer  ErhebuDg  der  «ehuldigen  Steuer- 
beträge nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  von  den  ein- 
zelnen Steucrpttichtigen  d.  h.  die  „eigentliche**  Erhebaug 
(  wie  man  sie  im  rntersdiicd  von  der  folgenden  Einriehtunir  nennen  * 
kann)  stattfindet  oder  der  AuBnahm  c  fall  einer  sogenanutcu  Ab- 
findung vorliegt.   Hei  letzterer  verei  n  t  acht  sich  i^erade  die  Anf-  ' 
gäbe  der  Steuerverwaltung  in  Bezug  auf  die  Veranlagung,  bez.  die  ; 
ErmitÜaDg  der  Thatsnchen  zur  Feststellung  der  Steuerscbuldigkeiteo, 
folgeweise  in  Bezug  auf  die  Controleu  und  schliesslich  auf  die  eigeot- 
lic'he  Erhebung  der  Steuern  sehr;  ja  diese  Aufgabe  kann  nahezu  ganz 
fortfallen.  Man  kommt  daher  mit  einem  viel  kleineren  Behörden-  nnd 
Beamtenapparat  ans,  verwaltet  wohlfeiler  nnd  wird  einer  grossen 
Reihe  von  Schwierigkeiten  hinsiehtlieh  der  ganzen  Einrichtnng  der 
Steoerverwaltnng  nnd  speeiell  der  Erhebung  Überhoben.  Dies  System 
ist  deshalb  hier  ^nnaehst  an  besprechen.  | 

A.  Die  Abfindung. 

Mau  versteht  darunter  eine  meistens  Vertrags  massige 
Regelung  der  Steuerschuldigkcit  zwischen  der  Steuerverwaltim- 
einer-  und  einem  oder  mehreren,  eventuell  auch  einer  solidarisch 
verbundeneu  Gemeinschaft  von  Steuerpflichtigen ,  Einer  Erwerbs-, 
Gewerbs-,  Kcrufst;rnppe,  oder  auch  einer  ganzen  örtlichen  Gemein- 
schaft andererseits  In  Folge  dessen  werden  die  Stcurt n  nicht  wie 
sonst  nach  deti  gesetzlichen  Hcstinunungen  den  einzelnen  iSteuer 
Pflichtigen  aufgelegt,  nach  den  ^teuerobjectcn  berechnet  u.  s.  w. 
und  einzeln  erhoben,  sondern  die  vereinbarte  Summe  wird  ao  den 
bestimmten  Terminen  vom  Steuerpflichtigen  ohne  Weiteres  an  die 
Casse  abgeführt  oder  bei  ihm  eingezogen. 

Arersuin,  Baascbsumme,  französisch  abonocincnL  Kao  bandelt  daron  bei  der 
Accise  II,  §.  430.  Im  Ganzen  erklärt  ersieh  gegen  sie.  Sie  kommt  öfters  vor.  namentlich 
bei  gewissen  indirectcn  Verbrauchssteuern,  welche  sieb  an  den  Productionä- 
batrieb  anschliessen,  zvischeii  einzelnen  Producenteu  oder  Ucmeinschaften  der> 
selben  und  der  Steuerverwaltung,  so  bei  der  Bier-,  Wein-,  Branntweinsteuer,  Zucker- 
stener,  bei  gewerblichen  Licaozen,  Schaukatcucru ,  auch  beim  Stempel  (oben  73). 
Bai  def  Zvcienteuer  z.  .B.  so,  dass  die  Leistungsfähigkeit  der  bei  der  FtbrifcadMi 
bonnfzten  Appar:ito  (Ceutrifugen.  Saft|ir«'s,s.jn),  die  ZhIi!  1  r  Fulhingen  der  DiSasioo^- 
gefaäse  itt  einem  bestimmtea  Zeitraum  auf  üniud  gewisser  tcckuischör  AftiuluMft 
festgestellt,  danach  die  SteaandtnldtgkeU  bereehoat,  dann  aber  dem  Pradaoentaft  dk 
etwai^N-  btärkere  Ausnutzung  seiner  Apparate  ohne  Krlnlliuiig  der  Sifcuersummc  ge- 
stattet wird.  Auhülich  bei  der  Brennerei  (Maiscbraum-,  Brcnuraumbauscbalirungs- 
steuern,  „Blasenzins").  Öder  es  wird  Uberhaupt  sich  über  eine  stcuerpflicbtiee 
Minimalmenge  des  Products  (Fabrikats)  vereinbart  (z.  B.  bei  der  Brennerei^  &hnlirh 
über  eine  solche  Mengi'  dns  aiHw^^srhfinkffn  (retränks  ;Srhanksteuer\  S.  darüber  die 
sp(!ciellc  Steuerlebre  und  aus  der  neueren  Speciaiiiteratui  bo^oudcrs  die  schon  mehr- 
fach genannten  ArbaitttD  V.  Kaufmann  s,  J.  Wolfs  (Zucker-,  firanntwciasteiierX  la 
Han  l  in  iI<M  Fiii,  einiges  Bezügliche  übi  r  di.'  britische  Branntweinsteuer  1*!} 
bis  l'öl),  die  Iranzösisübe  (icträiikebestcuerung  (eb.  §.  254 — 263),  die  dortige 
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Zaek«n(ener  (§.  266  ffl,  272)*  län  chmcteristisebes  nenastas  Beispiel  ist  die  femzMiobe 

Bestimmung  über  gesetzliche,  allein  steoerpflichtige  Ambeetemliiim»  der  Zockerrtlben 
(eb.  §.  2t>8).  Aii'-h  »»ei  der  Scblachtstener  ist  Abfindung  forgekommen.  Aehnlich 
AbfindoDgen  übur  Baakootensteuer  (England,  Fiii  III,  §.  264),  sonstige  Stempel- 
iMsdiaUen  (Bank  ron  England,  eb.).  Hier  werden  dann  die  ein/.elnen  StcuerpAidi* 
tipen  von  vielen  sonst  bestehenden  ihj  1  am  Ii  «  rf urderlichen  Coiitrolen  dieser  Steuern 
befreit.   Das  Abfindungssystem  iäsöt  sich  dabei  mannigfach  rerschieden  gestalten. 

Ferner  laon  anoh  eine  ganze  Oertllchkeit,  Gemeinde,  Haadelnplau.  Gebiets- 
tbeil  sich  so  durch  eine  Abfindung  von  allen  oder  gewissen  Steuern,  namentlich  voü 
Zollen,  inneren  Verbranchssteuern,  MoQopolien,  aber  auch  von  directen  Steuern  „frei 
kaufen",  so  in  Fällen,  wo  der  Ort  selbst  uud  der  Suat  die  Anwendung  der  allge- 
meiaen  Steuergesetze  aaf  die  Oertlichkeit  far  uachtheilig  oder  nnansfUhrbar  oder  be- 
sonders schwierig  (z.  B.  wegen  Schmuggelgefabr')  halten.  Hier,  z.  B.  in  Freihafen 
(deutsche  „ZoilauäschlOsse",  besonders  ilam bürg- Altona  und  Bremen  bis  vor  Kurzem) 
wird  dann  wie  in  den  aaderra,  im  Prindp  veeeatHcb  gteichen  FlUen  für  die  Steaer- 
schnldigkcit  eine  Bauschsumme  oder  ein  Arersum  festgestellt.  Bei  Ort.sgemcitiden 
kann  auf  diese  Weise  auch  wohl  dem  Staate  ftlr  XhoraccuMU  ein  Aversnm  gezahlt 
veiden  (ItalienX  Wtmn  die  Gemeinde  dmin  diese  Aecise  selbst  für  sich  erbebt,  so 
liegt  eigentlich  eine  Art  Pachtrerhiltniss  vor.  Die  Steueigeschichte,  so  im  ehemaligen 
ständischen  Sta.ife.  wo  die  Stenercontinfrentc  von  Stünden,  Städten  fur  alle  oder  fttr 
guwi^ü  suuät  bei  ihnen  zu  erhebende  Staats-  oder  Territonabtuuern  aui'  deutselben 
Gmndsntz  beruhten,  und  uoch  die  beutige  Praxis  zeigt  auf  dem  Gebiete  der  Abfind-' 
ungen  mancbexlei  Qestsitangen,  aber  di»  Princip  ist  abenJi  leicbt  ala  dasseUM  so 
erkennen. 

Gewisse  Vortheile  dieses  Systems  sind  nicht  zu  bestreiten: 
finaDzielle,  privat-  und  voliLswirthschaftliche,  technische  Vortheile. 

Die  Finanzverwaltung  spart  an  Apparat  fiir  die  Veranlagung,  fdr  Controlen,  für 
Erhebung,  daher  an  Kosten.  Die  wirthschattiicho  Tbätigkeit,  der  technische  Fort- 
schritt einzelner  Produc  enten,  ganzer  Localitäten  wird  erle  ichtert,  mitunter  erst  ermAg- 
lieht  In  gewissen  Fällen  kann  da.s  Abfindungssystein  IVimürh  wie  ein  Sporn  zu 
Producüons-  und  technischen  Verbesserungen,  namentlich  auch  auf  Verminderang  der 
eJgentlieh  rolkswirtbscbaftlicben  Roetea  binvirfcen,  was  svcb  for  die  ganze  volks- 
wilÜlschaft,  nicht  nur  für  den  Näohstbetheiligten  ein  Gewinn  ist. 

Beispiele  aus  der  Geschichte  der  Brennerei-,  Zuckersteuern  liegen  vielfach  vor. 
Im  Ganzen  ähnliche  Verhältnisse  tind  Tendenzen  wie  bei  der  „Abwälzung''  gewisser 
Stenern,  besonders  der  BobstolbteiMni,  velebe  als  Terbianchastevem  Augiian.  fflcbe 
daber  oben  §.  145. 

Aber  diesen  Vortheilen  stehen  doch  wohl  meistens  noch  grössere 
Bedenken  gegenttber. 

Zur  richtigen  Feststellung  der  AbfiadnngSBummen  fehlen  oft  die  erforderlichen 
Daten.  Für  den  Staat  liegt  die  Gefahr  zu  niedriger  Abfindung  nahe.  Anf  diese 
kommt  m  doch  den  Steuerpflichtigen  in  der  Regel  wesentlich  mit  an,  allerdings  nicht 
nodiweodif  immer  «llein:  dbi  genflgender  Gewinn  ftir  den  Stooerplliobtlgen  kann  auch 

schon  in  der  freieren  wirthschafilictien  Bewegung,  in  der  Erleichteniug  technischer 
Veränderungen  mit  liegen.  So  wird  aber  doch  die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung 
rerletzt  Die  einzelnen  sich  abfindenden  Steuerpflichtigen  (z.  B.  die  betrefienden 
Industriellen,  bei  der  Branntweinbrennerei  n.  s.  w.)  werden  meistens  zu  den  ohnehin 
durch  Kapitalbesit/.  bessere  Technik  u.  s.  w.  begtlnstigten  Producenten  gehören,  den 
ürossbetrieb  ihres  Zweigs  vertreten ,  während  bei  den  anderen,  den  Kleiuiudastriellen 
ancb  die  Garantieen  fUr  die  Abfindung ,  welche  die  Verwaltung  fordern  muss,  nicht 
/.n  stellen  sind.  Daiu  wifd  aar  abermals  Grosabetrieb  nnd  Orosak^ital  einaeitfgf 
begünstigt 

Das  Abtindungssystem  enthält  aber  überhaupt  eine  Durch- 
brechung des  allgemeinen  Stenerrechts,  welche  priiictpieU  nicht 
ohne  Bedenken  ist  und  gerade  anf  diesem  Gebiete»  wegen  des 
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Emflasses  der  Besteaernng  auf  die  Bedingungen  der  wirthechaft  j 

liehen  Concurrenz,  möglichst  vermieden  werden  niuss.  Ist  die  be- 
stehende Besteuerung  steuertecbnisch  mangelhaft,  so  suche  nmii 
sie  Jillgemeiu  zu  verbessern.  Die  Abfindung  ist  oft  nur  ein  Privileg 
fUr  Wenige,  Nachtheiien  der  Besteuerung  zu  entgehen,  denen  sich 
die  Meisten  unterziehen  mtissen. 

So  muss  das  Verdict  im  Ganzen  gegen  die  Abfindung  ao8> 
fallen.  Einzelne  berechtigte  Ausnahmen  bestHtigen  auch  hier  nur  ' 
die  Begel,  aber  sie  weisen  dann  aneh  gewöhnlich  auf  besondere 
Mängel  der  allgemeinen  Besteuerung,  auf  besondere  ScbwierigkeitCD 
der  Controle,  Sebmnggelgefabr  n.  dgl.  tiin,  wie  in  den  VerhättnisseD 
der  genannten  indirecten  VerbranebBsteaem. 

B.  —  §.  o25.    Die  eigentliche  Eriieljuug  der  »Steuern 

und  die  Organe  dafür. 

Vieles  von  dem  im  Folgenden  für  die  £rbebaj)g  Gesagten  gilt  auch  vieder  (su 
die  Veranlagu  ng  mit,  was  kier  im  £inialnea  nicht  immer  beiroxgelMÄMD  in 
▼erden  bniiicht 

Der  Erbebang  der  Steuer  Seitens  der  Finanxorgane  entspricht 
die  Entricbtang  der  Steuer  Seitens  der  zabtungspflicbtigeu  Steuer- 
subjecte.  Hierbei  sind  naeh  MogllcblLeit  die  Regeln  zu  befolgen, 
welcbe  man  aus  den  Verwaltungsgrundsätzen  der  Bestimmtbeit 
und  der  Bequemliebkeit  der  Besteuerung  und  der  geringst- 
möglichen Erbebungskosten  ableiten  kann  (§.  189—192). 
Daraus  ergeben  sidi  dann  auch  einige  Anforderungen  hinsichtlich 
der  Organisation  den  hLaatlicheu  und  commuuaicu  K r h e b a n gs- 
diens  ts. 

Die  technische  Einrichtung  do^^  letzteren  biingt  zum  Theil 
mit  allgemeinen  Einrichtungen  des  Fiuanzbebürdenwesens ,  des 
Kechnungs  -  und  Cassenwesens  zusammen ,  worauf  an  dieser  Stelle 
nicht  einzugeben  ist  Gewisse  Verschiedenheiten  in  den  einzebies  1 
Staaten  folgen  ans  allgemeineren  Verscbiedenheiten  der  gesanimteD 
Verwaltangsorganisation.  Im  Ganzen  muss  sich  aber  die  £io- 
riebtung  der  Steuererhebung  wie  diejenige  der  Steuerrerwaltniig 
Oberbaupt  nach  der  Verscbiedenbeit  der  Steuerarten  und 
zum  Tbeil  aucb  der  einzelnen  Steuern  ein  und  derselbeo 
Gattung  ricbteo.  Gerade  diess  ist  bier  besonders  zu  beachteo. 
Es  gentigt  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Hauptpuncte, 
welcbe  nach  der  Natur  der  Sache ,  d.  b.  nach  dem  ganzen  tecb* 
niscben  Wesen  der  Steuer ,  sieb  überall  mehr  oder  weniger  ent- 
scheidend geltend  machen  und  zu  ibnüdien  Einriebtungen  dei 
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ErhebuDgsdieoatfl  iUhren  mflaseii  und  denn  *aaeh  tbatsäeblioh  ge- 
fitbrt  haben. 

Zu  QDtenebeiden  sind  flir  diesen  Dienst  nnn  namentliob  die 
grossen  stenerteehnisehen  xwei  bis  drei  Kategorieen 
der  „direeten*',  der  „in direeten*' Stenern,  in  nnserem  zweiten, 
admintstratiTen  Sinne»  nnd  nnter  letzteren  wieder  die  indirecten 
Verbranehs-  nnd  die  in  Stempelform  nnd  als  Register- 
n.  dgl.  Abgaben  erbobenen  Verkehrsstenem ,  denen  anch  in  der 
Praxis  wohl  eiue  dreifache  oberste  Eintheilung  der  gauzeu 
Steuervei  waltUDg  des  modernen  Staats  mit  eiuem  entwickelten 
Stenersystem  dieser  Art  am  Besten  entspricht. 

Aber  gerade  iUr  die  Erbebung  nnd  wiederum  auch  für  die 
Veranlagung  ist  dann  unter  diesen  Kategorieen  noch  weiter  zn 
nnterseheiden,  so  dass  sieb  folgende  acht  Gruppen  von  allge- 
meiner vorkommenden  Stenern  in  unseren  beutigen  Staaten  bilden: 
1)  die  gewObnlioben  directen  Hanptsteuem  (Ertrags-,  £iokommen*, 
VermOgensstenern);  2)  die  Zölle;  3)  die  Thoraeoisen;  4)  die 
in  Monopol  form  erhobenen  Verbranebsstenern ;  5)  die  inneren, 
an  den  Prodnetionsbetrieb  selbst  sieb  ansehliessenden 
Stenern,  die  OTentnell  aneh  fHr  die  Veranlagung  nnd  Erhebung  noefa 
weiter  naeh  Prodnctionszweigen  zu  trennen  sind;  6)  die  in  Stempel* 
form  erhobenen  Verkehrs  steuern;  7)  die  unmittelbar  ein- 
gezogenen und  die  iu  der  Form  von  Eintragungs-  oder  Re- 
^ i s t e  1  abgaben  erhobenen  Verkebrssteuern ;  ü)  die  Erbschafts- 
steuern. 

Eine  .solche  weitere  Scheidung  dieser  Steuern  auch  für  die 
Veranlagung  und  P'rhebiing:  ist  zweckmässig,  bis  zu  eiuem  gewisseu 
Grade  nothwtmdi^^  und  auch  in  der  Praxis  tihlich.  Denn  die  Er- 
mittlung der  Thatsachen  in  Bezug  auf  Steuersubjeete  und 
Steuerobjecte  setzt  nicht  nur  bei  jenen  drei  grossen  allgemeinen 
Kategorieen ,  sondern  auch  bei  jeder  dieser  acht  Gruppen  ein  rer- 
scfaiedenes  Verfahren  voraus  und  bei  allen,  mit  Ausnahme 
der  ersten,  der  gewöhnliehen  directen  Steuern,  sehliesst  sich 
die  Erbebnng  am  Einfachsten  oder  selbst  nothwendig  un- 
mittelbar an  die  Veranlagung  oder  die  Ermittlung  jener 
Thatsachen  und  an  die  auf  Grund  davon  erfolgte  Feststellung 
der  Steuerschnldigkeiten  an. 

In  der  Pnxis  bestelieii  freilich  manohe  Ontenchiede,  di«  sich  vittlfMb  tiiir 

historisch  erklären  lassen.  Auch  ist  die  rerscbiedenartige  Ausbildang  der  elDzeben 
Steuern  von  Einfliiss  darauf,  ob  Steuern,  we!<*ho,  nach  ihrer  technischen  Natnr  eine 
selb&UUidige  Al^ttiviluaij;  bilUeu,  mit  anderen  zu  eiueiu  uberüten  VerwaltuiigH/.weig 
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vereinigt  sind.  Die  Stempel-  und  almlichen  Abgaben  werden  öfter-  aii((  r  die  T<^:- 
valtQDg  der  indirecten  Steaern  gestellt.  Monopolien.  Zölle  bilden  aach  wohl  Haopt* 
venraltQDgen  för  sich.  In  UeiDeren  SfMten  theilt  sich  die  Steoenrenraltang  bcgrdf- 
licli  auch  in  den  oberen  Behörden  nicht  soweit  als  in  grösseren.  Ressortrer&ndeninpen 
kommen  Afters  ror.  Ans  die^en  Abweichungen  der  Eintheilung  in  der  Praxis  erUlrt 
sich  wiederum,  dsk^  die  BogriOe  „directe"  und  ,ändirectc"  Stenern  nicht  tiberall  den 
gleichen  Umfang  haben,  z.  B.  die  VefkebnstMieni  und  die  mit  ihnen  farbiind«>neA 
Gi'bubren  bald  m  den  iiidirecten  Steuern  gerechnet  werden .  bald  v':rh'.  Aach  die 
Bessonbdstimmong  zwischen  den  Ministerien  (der  Finanz,  des  Uaaduis  a.  s. 
des  Acker-  nnd  etva  BergbMes,  der  Justiz)  bevmt,  daas  efnseliie  gebttbraB-  nd 
steuorartige  Einnahmen  nnter  verschiedenen  obersten  Verwaltungen  in  v  i  I  i  I  nsn 
Staaten  stehen,  B.  die  Bergwerkssteuem,  die  grösstentheils  zu  den  directeii  Knra^- 
Stenern  gehören,  dayon  abgetrennt  im  Mfniateriam,  dem  das  Beigw^n  nntersteht  t.in 
Prenssen  Minii<teriQm  der  öffentlichen  ArT>ei!ea,  jetzt,  1893,  des  Handels  und  der 
Gewcrbei.  di«;  Verlielirsstcnom,  velche  sich  ?iTt  das  Gerichtswesen  anknöpfen,  im  Jastir- 
ministeritim  Preuäi>uu).  Allein  dies  erschwert  natürlich  eine  statistische  Vorgleiciiuxig 
TOD  Land  zu  Land. 

Beispiele  der  obersten  Verwaltnngszweige  für  das  Sf.vserwesen  ^ind 
Preossea:  directe  Steuern  (Grand-,  Gebäude-,  da^&cirte  Einkommen-,  Classeo-. 
Geverbestenw,  Etsenbaboabgaben ,  directe  Stenern  In  Hohensoneni);  iadirecte 
Steuern  (Reichsrerbrauchssteiiern,  Reichwccliselsteuipeisfeuern.  Stempelsteuern,  Erb- 
schaftssteuern, Bruckou-,  Canal-  a.  s.  w.  Gelder,  Difoises);  Lotterie  a|>an  als  eigene 
Generaldirection,  docb  unter  dem  Flnanzminlsterlnni.  —  Oesterrelcb  (West-):  Ab- 
theilung im  Finanzministerium  für  directe  Steuern  (Grund-,  Geb&ode-,  Enrerhs*. 
EinkommenstenerV,  für  in  directe  Sreiicrn  (Zölle,  Verzehrungsstcocm ,  Salzmonopo!, 
Tabakuionopol  mit  besoadcrcr  Ueiieraldireciiüu,  Stempel  und  Gebühren  von  Rechts- 
geschäften, Lotto  mit  besonderer  Gefäilsdirection ,  Maiithen,  PunzirunvO.  —  Frank- 
reich: directe  Steuern  (Grund-,  Personal-  und  Mobiliar-,  T)r:r  und  Fenster-,  Gt- 
werbesteuern,  den  directen  Steuern  assimilirtc  Spccialiaxen ,  wobei  gcbohrenartige. 
Bergwerk«»,  Pferde-  and  Wafenstenem,  gencbloMeiie  Oeoelbdiafb-  and  BOlardstener. 
also  directe  Luxus-  und  ahnliche  Steuern);  Enregi stremcnt,  Stempel  und 
Domänen;  Zölle;  indirecte  Stenern  (innere  Yerbraacbsateaern,  Ei^enbahalahx- 
Steuer,  Tabak*  und  mm  Thefl  Pnlrermonopol). 

Als  „Modellbeispiel"  kann  wieder  Frankreich  gut  dienen,  dessen  bezilcli  he 
Steuerirerwaitung  in  ihren  Hauptptineten  im  dritten  Bande  dieses  Werks  darire-reilt 
worden  ist  S.  ferner  im  ersten  Baude  (M.  Aufl.)  U.  1.  Kap.  3,  Abscho.  1,  bt^oderi 
§  ff.,  Uber  die  gegenwirtige  Einrichtung  der  Finintfervaltnof  in  «inigen  StaaM 
§.  96  ff.,  wo  die  Stenerverwaltnne  mit  bertihrt  wird. 

Die  Einrichtung  des  Erbebungsdlensts  der  Steuern,  das  betrelfendc  Cassea-, 
Bnchfthrangs-,  Becbonngs-,  Gontrslvesoi  baben  natttrlich  viel  Gvneinaaaien  mit  dei 
Terhältnissen  des  fresammtcn  Finanzdiensts  und  der  eben  trpnrinr.tQn  Dicnbtzwei^e.  E« 

Sentlgt  deshalb,  dafui  ebeofalis  anf  die  Daestellong  im  1.  Bande  A.)  im  4.  K^itei 
ea  1*  Bncba  („fortndle  Ordnnnf  der  Flnanzwirtbscbaft**)  zn  renreisen. 

Bei  den  directeu  Steuern  trennt  sich  nach  deren  iranier 
Einrichtung  die  Veranlagung  und  der  Ijetrellende  DieuHt  von 
der  Erhebung  und  vom  Erhebungsdienst  Die  Venml.Tgun^' 
geht  regelniiisBig  der  Erbebang  länger  voran.  Der  VeranlagUDgs- 
wie  der  firhebangsdienst  kann  aber  für  die  verschiedenen  Arteo 
der  genannten  directen  Steuern  zasammen  einheitlich  oigani* 
sirt  werden,  die  Erhebung  auch  durch  dasselbe  firhebiuigsoTgfto, 
des  Staats  oder  der  Gemeinde  erfolgen,  anter  blosser  Trennmig 
der  einseliieii  Stenern  in  der  Bnchitthrang  n.  s.  w.  Die  Venui- 
lagnng  nnd  Erbebang  aller  Kategorieen  indirecter,  aaeh  der  Yer 
kehrsstenenii  der  Erbschaflsstenery  scheiden  sich  ans  swingeodes 


Digitized  by  Google 


XiganHielie  Erhebung. 


763 


steaerteehnischen  Gründen  in  der  fiegel  von  demjenigen  der  direeten 
Stenern  mehr,  selbst  vOUig.  Aber  bei  allen  diesen  Stenern  stebt 
Vemnlagnng  und  Erhebung  in  näherem  Zttsaoimenhang  mit  ein- 
ander. 

Die  Verwaltungsangelegenbeiten  der  Übrigen  direeten  Stenern 
stehen  femer  mit  der  allgem^en  inneren  Landesverwaltnng  in 
nftherer  Beziehung,  weshalb  der  betreffende  Dienst  sieb  aacb  in 
diese  Verwaltung  mehr  eingliedern  iässt  und  in  der  Praxis  mit- 
unter, wenigstens  tbeilweise,  naaientlich  in  Betreff  der  Veranlagung, 
so  eingegliedert  wird.  Die  Verwaltungsaiii^elegenheiten  der  übrigen 
Steuern  sind  meist  technisch  so  eigenthUmlich,  dass  sie  eine  eigene 
besondere  Dienstorganisation  in  allen  ihren  Phasen  verlangen.  Der 
betreffende  Dienst  bat  daher  gewöhnlich  sein  von  der  inneren 
LandesverwaltuDg  abgetrenntes  Bebördenwesen  in  allen  Instanzen^ 
auch  in  den  mittleren  und  unteren. 

So  gehört  z.  B.  in  Pretisson  die  Mittclinsfanz  der  direeten  St^-u^rn  als  ,,Ab- 
llieilung  für  die  Verwaltung  dar  direeten  Steuern  und  der  Domänen  und  Formten** 
znm  Gcsch&ftskreis  der  Bezirks regiernngdo;  ttat  die  indirecten  Steuern  und  Züllo  .^ind, 
freilich  endgiltig  erst  nach  einer  län^^cren,  ziun  'J'heil  abweichenden  Kntwickiunj^,  die 
„Profincialstdoeidiiectionon"  als  besondere  Verwaltungsbehörden  in  jeder  Prorinz  ein- 
geiiolitet,  R«clid«m  atcli  dia  frtüiere  Zugehörigkeit  dieser  Gesch&fte  al»  Abtheilong  der 
BegieruBgen  nicht  bewMut  haltt»* 

§.  326.  —  1.  Die  Erhebung  der  direeten  Stenern. 

Als  unmittelbare  Erhebungsorgane,  welche  die  betreffende 
Cassennianipulation  und  Buehtubrung  nach  den  Anweisungen  der 
Veranlaguugsorgane  besorgen,  l'ungiren  hier  den  einzelnen  Steuer- 
pHichtigen  gegenüber  die  amtlichen  Steuereinnehmer  des 
Staats  oder  der  Commune,  speciell  die  sogenannten  Untcrein- 
nebnier  c Untererheber ,  Einbringer,  SteuerempfUnger,  percepteurs 
oder  reccveurs  municipauxj.  Sie  sind  in  genügender  Zahl  über 
das  Land  and  die  Gemeinden  zu  vertheilen,  um  den  Dienst  anoh 
im  Interesse  des  Pubiienms  bequem  zu  gestalten  (§.  191). 

Die  Steuerzahlung  an  die  Einnehmer  erfolgt  in  zwei  Haupt- 
formeni  entweder  in  der  Form  der  „AbBtattnng",  wobei  der 
Stenerpfliebtige^  anf  speeielle  Anffordemng  im  einseinen  Fall  oder 
naeh  ganz  allgemeiner  VorBehrift  ein  i^r  allemal  oder  naeb  seiner 
freien  Wabl»  die  sebnldigo  oder  fUlige  Stenennmme  in  bestimmten 
Terminen  znm  Einnehmer  bringt  oder  sehiekt;  oder  Inder 
Form  der  ^^Einziehnng"  (,,Einbebnng''),  wobei  der  Steuer- 
einnehmer in  bestimmten  Zeitpnncten  bei  den  Stenerpfliebtig^n 
selbst  die  fällige  Summe  abholt,  gegen  Präsentation  der  Steuer- 
quittung. 
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Beide  ErbebaagsmeibodcQ  üiud  paüscud  uebeaciuaudcr  auzuveodeu,  sie  ha.bea 
fenchiedeoe  VorzQfe  und  HlDgel  nod  tfod  woM  naraendicli  nach  dea  öitlicben 

Yerbäitniäscn  (.Stadt,  Grossstadt,  plattes  Land),  nach  deo  Olassen  der  Steuerpflichtig^ea 
und  nach  Arten  der  Steuern  in  vors( Iiiodenem  (irade  zweckmässig  und  üblich.  Wcan 
man  die  Steuertertninc  etwas  weiter  {aumt  und  fi)r  rerschiedene  LooUitäteu  ^auch  Thcüc 
der  (irosijstadt)  vcrschiedan ,  so  braacht  auch  bei  der  Ein^ichmif  das  Einnehmer- 
personal  nicht  SU  sehr  gross  zu  sein.  Am  Meii»ten  Mnho  und  Kosten  macht  natürlich 
in  beiden  Formen,  in  derjenigen  der  Einziehung  freilich  noch  mehr,  die  Erhebung 
kleiner  Stenerbetitge  von  uhueicbeA  Penooen,  daher  die  in  Udne  TeraiinraleB  mt* 

all ilto meine  Einkommen-  oder  (3aneasteDer  der  kleloen  Leote«  die  Gntndstener 
bei  starker  Bodenthcilang. 

Anöh  Stein  (4.  A.  I,  533)  unterscheidet  die  Abstattung  und  die  Einhebung, 
generalisirt  aber  zu  »ehr.  wenn  er  die  erstcrc  möglichst  befördern  will,  weil  sie  nichts 
koste  und  die  andere  theurer  sei.  —  Ab  Beispiel  s.  Frankreich,  Ein.  III,  §.  I§2 
(Methode  der  „Ab=tattnnp"  d«r  directon  Stouorn), 

•  Die  erhobenen  »Summen  worden  dann  vom  rntererheber  an 
Obcreinnclimcr  für  grössere  Üistricte  (Kreise  u.  dgl.  in  Preussen, 
Arrondissements  in  Frankreieh),  von  diesen  an  die  ProviDcial- 
uDd  direct  oder  durch  ProvincialcasseDverwaiter  ao  die 
aUgemeine  Staatscasse  abgoftthrt 

Dioic  li(^ht!rcn  KinnehnierkatejLjurieen,  seltener  auch  schon  die  Cnlereiiinebmer 
fungiren  eventaeli  mit  far  den  Empfang  von  iudirecten  Steuern,  auch  wohl  ron 
Domanial-  und  ähnlichen  Einnahmen  ihres  Districts.  Hier  schliosst  sich  die  Ein- 
theilung  der  hiiheren.  Erh*  bungskreiBe  passend  und  wohl  anch  in  der  Regel  in  der 
l'r.ixii»  der  administrativen  Eintheilung  des  Staatsgebiets  an,  so  z.B.  in  Frankreich 
an  die  Arrondissemcuts  und  Departements,  in  Preussen  an  die  Kreise  und  Prorinzeo. 
Ek  hängt  von  der  Verbindung  odef  Trennung  des  EiAnahme-  und  Aniffahediensts  ah. 
ob  und  in  welcher  Weise  durch  die  verschiedenen  Kategorieen  ron  Einnehtnorn,  he/, 
tiesse»,  gleich  Ausgaben  zu  bewerkstelligen  sind,  so  dase  dann  nur  Uebeiscbus»e  an 
die  hflhere  Stelle  «Mtich  abgeflthrt  werden.  Vgl.  die  Darstellnng  des  Ousenveeeas 
im  1.  Bande  (3.  A.)  §.  126—131,  in  §.  131  OeberBicht  tther  das  GassenveBen  PrenaeM, 
fiaiems,  Oesterroiclu,  Flrankreichs. 

§.  327.  —  2.  Die  Erhebung  der  indirecten  Steaern. 

So  stenertechDisch  Terschiedene  Stenern  wie  die  grossen  Kafe- 

gorieen  der  indirecten,  lassen  sich  auch  im  Erhebungsdieu^ 
beöonderb  im  lUilereu,  uiclit  immer  zusammenlassen. 

a)  Namentlich  bei  den  Zöllen  und  Tboraceisen  ist  die 
Veranlagnnp:  oder  die  Ermittlung  der  Steuerschnldip^kciten  v  o  n 
Fall  zu  Fall  in  bestimmten  Oertlicbkeiten  vurzuucbmen 
und  danach  dann  gleich  die  Steuer  zn  erlicben  (oder  die  5^;päterc 
Erbebung  sicher  zu  stellen).  Veranlagung  und  Erhebung  trennen 
sieb  hier  zeitlich  nur  wenig.  Für  die  ersterc  bed  irt'  es  eines 
eigenen^  technisch  specifisch  geschulten,  an  diesen  Oertlicbkeiten 
gewöhnlich  daaerod  zur  Vertilgung  stehenden  unteren  Verwaltnngs- 
personals,  das  entweder  zugleich  anch  mit  als  Erbebnngspeisonal 
der  betreffenden  Steuern  fangirt  oder  mit  einem  eigens  fttr  diesen 
Dienst  bei  jeder  Stenerart  bestimmten  Erhebnngspersonal  an  einem 
„Amte^*  (Zollamte  u.  b.  w.)  verbunden  ist    Die  Erbebang  erfolgt 
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dann,  soweit  nicht  Stenereredit  gewährt  wird,  alsbald  nach  der 
Feststelinog  der  Steaerschtildigkett  mittetet  lUiDittelbarer  Abetattoog 
des  Steuerpflichtigen  oder  seines  Vertreters. 

Verschiedenheiten  in  SleUnng  und  Fonction  der  Stctii^rorheber  bei  dio6CJi  von 
den  Stt'ur;roinnthmern  der  directcn  St^u^ni  ergeben  sich  hier  voq  selbst.  Eiu  gc- 
ineinüanies  Amt  for  die  Erhebuog  vou  Zöllen,  ThoracciseUf  gewissen  ioneren  Ver- 
bnradurteQern  ist  damit  nicht  immer  «ugescUoflMn.  Die  iämichttuig  ron  solchen 
wird  ?on  Ortsverhältnisst  fi ,  von  Art  und  Umfang  der  Geschäfte  bei  dan  einzelnen 
Steocni  abhälfen.  Die  Zollämter  pflegen  nach  ihren  Gcsch&fisbefuguissea  u.  s.  w.  in 
verschiedene  fassen  cingctheilt  zu  sein  (Haupt-,  NebenzoUamt  n.  dgl.  m.).  Control- 
and  InspectioDsbeamte  u.  s.  w.,  Grenzaafseher,  Zollwichter  u.  Jg!.  scbliessen  sich  au 
*\hs  eigentliche  Erhebuiicrspersonnl  an  Die  betreff  enden  Einrichtungen.  Art  und  Zahl 
des  vcrschitiduucn  Peräonal^  aiud  am  lioiteii  aiut  den  Kinanzetat^  zu  eraeheu.  Im 
8.  Bunde  mancheiiei  Deten,  Mch  Sutistisches  aber  Engleiid,  Fnnkieicb. 

b)  Bei  den  inneren  Verbrauchssteuern,  welche  sich  an 
einzelne  Prodactionsbetriebe  anknttpfen  (Bier-,  Branntwein-,  Salz-, 
Znckerstener  u.  a.  m.),  zersplittert  sich  die  Ermittlung  der  Stener- 
Schuldigkeiten  nnd  die  Erhebung  der  Stenern  nicht  in  derselben 
Weise  nach  Stenersubjecten ,  Stenerobjecten  und  einzeln«!  Stener- 
t'ällen  oder  stenerbaren  Acten  wie  bei  Zöllen  und  Thorstenern. 
Desbalb  wird  die  Verwaltung  hier  auch  anders  eingerichtet.  Wie 
hei  den  directen  Stenern  —  eine  weitere  nicht  iiiiiuer  genügend 
beachtete  Aehnlichkeit  mit  denselben  (§.  99)  —  trennt  sich  hier 
in  der  Regel  die  Ermittlung  der  Stcuerschuldigkeit  vom  Act  der 
Steuererhebung.  Es  werden  auch  hier  meist  einem  einzelnen 
bestimmten  Steuersuljject  (dem  Fabrikanten)  auf  Gi'und  der 
durch  ein  besonderes  ^  o r a u s g c h e n d e 8  Verfahren  erfolgten 
Krmittlung  der  Steuerschuldigkeit  für  einen  ganzen  Produr- 
tionsprocess  u.  dgl.  grössere  Steuersummen  zur  EDtricbtung 
vorgescbriebeu.  Dieselben  können  dann,  wie  die  Raten  direoter 
Stenern,  durch  Abstattung  oder  Einziehung  insbesondere  Seitens 
eines  höheren  Steneramts,  z.  B.  eines  Haoptzoilamts,  welches  zu- 
gleich fttr  grossere  Gebietstheile  (Provinz  o.  dgl.  evcntaell)  Oiit  als 
Erhebnngsorgan,  fbr  Salz-,  Zncker-,  Branntwein-,  Bierstenem  n.  dgl., 
fnngirty  erhoben  werden. 

Ist  .  innia]  die  ErmittliHi^'  dt  r  Stoucrschuldii;k<'ii  erfolgt,  so  ist  die  Erheboug 
dieser  Stenern  übrigens  auch  durch  die  Steuereinnehmer  oder  Steoer&mter  der  directen 
Steuern  mögUch. 

c)  Die  Erhebung  der  Steuer  bei  den  Monopolien  erfolgt  in 

Form  eines  A u fsch lags  auf  die  Selbstkosten  des  Monopolartikels 
bei  dem  Vcikaui  des  letzteren,  liier  handelt  es  sich  al.so  Mim 
Zweck  der  Steuererhebung  um  die  richtige  Organisation  des 
Ver  kau  Is. 

Die  StenerrcrwäUuiig  könnte  diesen  Verkaui'  zwar  selbst  in  die  Hände  nehmen, 
aber  das  wird,  wenigsleos  ia  Betreff  des  Detailrefkaiift,  fsnröhnttcb  niobt  zveck- 
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m&äsig  sein  uuü  ist  aach  Dicht  üblich,  zumal,  weuD  es  sich  am  MasseaconsumptibiiitA, 
wie  StlE  und  Tabak  handelt.   Die  Uebertragung       Vertan^aichlftB  an  die  far  die 

soostige  Steuererli  I  niiL'  ^  •stohctidL'n  Aeuiter  und  Beanit'-n  ist  nicht  allg:cmcin  durch- 
führbar, weil  dieöu  lötzteren  beiden  sich  rieifach  Uafiir  gar  nicht  eignen  aad  aM(ä 
nach  ibrer  Zabl  viid  Ortliehen  VertbelliiDg  nicht  rasreiebflo.  Das  Interesse  der 
CoDsamenten ,  welches  überall  leichte  und  bequeme  Versorgung  mit  dem  Monopol- 
artikel  erhei&cht.  und  das  Interesse  der  Fiuauzverwaltuüg,  welche  nicht  minder  an  der 
leichten  Erlangbarkcit  des  Artikels  betheiligt  ist,  rcrlaniten  eine  local  sehr  decentra- 
lisirleFeilstellangdee  AltlkeiB.  Diese lässtsich  durch  eine  Bcnatzung  b  estehea- 
der  privater  Klei  nhandelsgeschäfte  (so  bei  Salz,  ZOndhöIzchcn)  oder  darch  die 
neue  Einrichtung  voq  Geschäften  Seitens  einer  Glosse  ron  Personen  exreichea,  ' 
welche  in  der  Hauptsache  eine  private,  keine  eigentlich  amtliche  SteliUDp  hAben,  wie 
die  ,.KIeiuverschlei88ef*,  „Traficanten"  des  Tubakmonopols,  Personen,  die   man  etwa 
aas  der  Kategorie  obemaliger  Militärs  mit  Anspruch  auf  „CirUrcräorgung**  oebaea  | 
bann.  Diese  Peiwmen,  welche  den  Yerkanf  mnniltelbar  an  das  consamiTende  PobliciB 
besorgen,  fungiren  hier  als  die  eigentlichen  Steuererheber,  bedürfen  nur  etwa  eine; 
entsprechenden  Steuercredits,  besonders  am  Beginn  ihres  Geschäfts.   Zwischen  ihnen  | 
und  der  Monopolrerwaltung  können  die  „Grossrerscbleisser^  wie  eine  Art  Obereift- 
nebmer  stehen.  S.  als  Beispiel:  die  Einrichtungen  beim  französischen  Tabsk* 
monppol,  Fin.  III,  §.  291  if.,  auch  beim  dortigen  Zündholzmonopol,  eb.  §.  502. 

§.  328.  —  3.  Die  Erhebung  der  Verkehrssteuer d. 
Diese  ateheni  wie  wir  Bähen,  Tielfaeh  mit  „Gebflhren''  in  oaher  I 
Verbindnng.  ' 

üeber  die  Einrichtung  der  Erhebung  derselben  ist  bereits  in  der  Gebührenlehr  ! 
gehandelt  worden  (§.  70 — 7S).  Je  nachdem  Stempel  benutzt  oder  statt  deren  die 
Abgabe  nn mittelbar  eingezogen  wird,  ergeben  sieb  wieder  mancbe  YeiMhlodea- 
hciten  im  Erhebungsdioust.  Bei  der  grossartigon  Entwicklang  dieses  Steuerzweigs  in 
Frankreich  sind  abermals  dessen  bezttgücbe  E^cbtnngen  roii  aUgemeiAem  Interesse. 
S.  B.  III,  §.  212,  221  ff.,  232  fi.  \ 

a)  Der  Debit  der  Stempel  (Papier,  Marken)  wird  im"»  or Hebst 
decentralisirt,  ungefähr  wie  derjenige  der  Monopolartiktl. 

Deshalb  ist  dieser  Debit  ähnlich  zu  organisiren',  uameutiich  die  Postämter,  die 
Xleinrerkinfer  ron  Menopohitlkebi  (Tabak),  aoeb  andere  private  Gesebiftslevite  lateea 

sieb  damit  betrauen.  * 

Die  Tabaktraticanten  übernehmen  in  Oesterreich  den  Verkauf  der  Stempelmarkes, 
wenigsteos  der  kleineren  Sorten,  mit;  den  der  Reichswecbselstempelmarken  besorgea 
in  Deutschland  die  Postämter,  den  der  Landesstempelmarken  etwa  die  Lotterie-  ' 
CoUecteure  mit  fPrcussenV   In  Frankreich  v^rtiuf'-n  Hi"  I'<';:i-terrimter.  die  Einnehmer 
der  dircctcn  Steuern,  die  Tabakladun  Stempel  miU  Je  mehr  man  die  Stempelpflicbtig-  I 
keit  ausdehnt,  auf  kleine  Quittungen,  Ftacbtscbeiae  v.  s.  w.,  desto  nolbweudiger  oatäT'  ' 
lieb  die  DecentraUsation  des  Debits. 

b)  Die  unmittelbare  £iDsiehang  ron  Verkehrssteoern  n.  s.  w., 
gt«tt  mittelst  des  Stempels,  ferner  die  Erbebang  der  Rasier" 
abgaben  erfolgt  dnrcb  die  Cassenrerwaltnng  der  betreffendeo 
Geriohts-  oder  sonstigen  BebOrde  oder  eventaell  anf  Grond 
des  Anftrags  der  letzteren  und  der  gemachten  BereebouDg  doreb  ! 
ein  anderes  Steneramt  oder  dessen  Personal. 

Auch  der  Notare  und  ShnUcber  Personen  kann  man  sich  hier  bedienen.  l>i^' 
selben  haben  die  Beträge  einzuziehen  und  direct  an  das  betreffende  Amt  abzuliefern 
(Baiern).  Da  die  Ermittlang  der  Steuerobjecte  und  Steuerschuldigkeiten  hier  ofteR 
wieder  eine  besonders  mflbsame  Sadie  ist,  deren  Eriedigung  ein  eigeuos  geübtes  ?ef 
sonal  erfordert,  so  können  wenigstens  bei  einem  sehr  umfassenden  und  verwickelte* 
System  unmittelbar  einxaaäebender  Yeikebisateoeitt,  EintragungsabgabeUt  „Gehcäa- 
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losten"  die  CasseuTenraltDD^n  der  Gerichte,  Einfra^ungsbebörden  u.  s.  w.  förmlich 
die  Stelluug  besonderer  .VerkohrssteaorÄmter"  erl  uu,'  ;i  (preu^sische  „üerichtscAssjen"). 

4.  nie  Erbschaftssteuern  stehtii  Titters  in  geschichtlicher 
Verbiudung  mit  den  Stempelabgaben  und  den  \>rkphrs?^toiieni  oder 
sind  selbst  ein  Glied  der  letztereo,  bez.  der  Besitzwectiselabgaben 
(Frankreich  u.  a.  L.).  Die  Veranlagang  und  Erhebung  besorgen 
dann  die  eben  genannten  Cassenrerwaltungen,  doch  bestehen  auch 
wobl  eigene  Erbsebaftssteuerämter  (so  in  Preussen).  Die  Ermitt- 
Inng  der  Steuerobjecte  und  Schuldigkeiten  ist  öfters  eine  verwickelte 
Sache,  welche  ein  eigens  eingeschultes  Personal  verlangen  kann. 
Die  Erhebung  findet  dann  darch  ein  solebes  Amt  selbst  oder  nach 
dessen  Anweisungen  dnreb  ein  anderes  Steneramt  statt. 

§.  329.  —  5.  Allgemeine  Grnndsfttse  hinsichtlioh  des 
Erbebnngspersonals» 

Es  sind  vesentlich  dieselben  wie  ftr  uderee  Gneen-  mid  Bechnongspefsoli«!. 

&  daher  Fin.  I  (3.  A.\  §.  129. 

a)  Die  steuereinnehmenden  Beamten  haben  regeUnässig  Caution 
an  stellen. 

In  baarem  Geld,  das  ihneo  dann  verzinst  wird  oder  in  Staatspapicrcn .  deren 
Zinseil  sie  beziehen.  Die  Höhe  der  Cantion  stuft  sich  passend  einigermaaseu  nach 
der  Grösse  der  darcitldinittlieben  Einnahme  and  des  Gassen beaUnds  ist  deher  bei 
deD  Obereinnehmcm  auch  grösser  als  bei  den  Untereinnehmem. 

h)  Die  Untereinnebmer  bei  den  directen  Stenern  ond  die  ihnen 
correspondirenden  Einnehmer  bei  den  übrigen  Steuern  sind,  „fttr 
die  sorgfältige  Einforderang  nnd  Eintreibung  der  Stenern  nach  der 
ihnen  ertheilten  Weisung  (Steuerliste,  Tarif  u.  s.  w.)  veirnntwortUoh". 

(Rao  I,  §  2'^'»  )  Sie  haben  reg^clmüssig  nach  kurzer  Zrischenzeit  ihre  Ein- 
u ahmen  dem  vorgesetzten  Einneluner  (bez.  der  höheren  Stelle)  zu  ubergeben  ond  aas 
IbTem  TorgclegteB  Gessenbiicbe  zn  lechtfeiÜg^D.  81e  sind  stfeng  rerpiKcbtet,  jede 
Zahlung  sowohl  zn  bescheinigen,  als  auch  unrerzQglich  in  ihre  Re«  Imunir  cinzutraix<'ii. 
Die  höheren  Stetierbeamten  haben  die  ihnen  unterstehenden  unteren  genau  zu  beauf- 
sii  htigun  uud  sich  KechaungäauäzUgu  von  ihnen  vorlegen  zu  lassen.  Auch  haften  sie 
für  dieselben t  wenn  sie  ihnen  dne  roischiifitswidi^e  Nnduioht  gestattet  lieben.** 
(R»D  eb.) 

c)  Die  Untereinnehmer  der  directen  Steuern,  tbeiiweise 
auch  diejenigen  anderer  Stenern  können  wobl,  statt  ganz  oder 
partiell  auf  feste  Gehalte ^  ganx  oder  nebenbei  auf  Quoten  der 
Ton  ihnen  erhobenen  Steuersnmmen  (TantiömebezUge)  an- 
gewiesen werden.  Doch  wird  dabei  sur  genügenden  Sicherung 
eines  ausreichenden  Einkommens  und  um  die  Stellen  nicht  zu  un- 
gleich zu  dotiren  die  Garantie  eines  Minimal- Oesammteinkommens 
oder  die  Gewährung  von  Besoldungszuschflssen  (Preussen)  noth- 
wendig  sein,  Fttr  das  h 0 her e  Erhebungsbeamtenpersonal  empfiehlt 
sich  me  fttr  das  sonstige  Steuerverwaltungspersonal  im  Ganzen 
das  r e ine  G  eh alts y  s t  e  m ,  mit  der  eventuellen,  aber  nicht  durch- 
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aus  zu  billigenden  Ausnahme,  dass  Controlbeamten  Anthcilc  an  der 
Kinnahme  aus  entdeckten  UDterschleifen  n.  dgl.  erhalten  (§.  3il).  — 
Die  Debitanten  von  Monopolartikeln  and  von  Stempelmarken  be- 
zieben feste  Provisionssätze  von  ihrem  Absatz,  mflssen  aber  die 
sehen  mit  nach  diesen  Sätzen  festgestellten  Detail- Verkaufspreise 
innehalten. 

Beispiel.  Lcdislirli  >nlche  Provisionen  boi  den  französischen  Peri  -  f  t -nr 
der  dirocten  Steuern,  die  tron  Amtf «regen  zugleich  £inoetiuier  aller  Gemeinden  und 
öfientlicben  Anstalten  des  Umkreises,  deren  Jatiresein kommen  nicht  über  30,01)0  Kr. 
S.  Fin.  III.  S.  433.  i>iI<Ls^ii;<.  dehaltf'  ihkI  Einnabmeantbeile  (lemises)  bei  den  Ea- 
rcpristrementbcamten  (eb.  S.  508),  d>j:l  l)ci  den  Erli''l'>rri  der  indirert.  n  Stenern 
(eb.  S.  608  (f.).  —  In  Prousson  besteht  das  Dieostcinküiumcu  der  staatlichen  Steuer- 
cmpfanger  ^  die  directen  Steoero  in  den  westlichen  und  neuen  Provinxen  in  Hebe- 
gebühren,  welche  nach  .'im  m  bestimmten  Procentsatz  der  zar  Staatscasse  geflossenen 
und  in  Istuinnahmc  vurbiiebenen  directen  btcuern  berechnet  werden.  Dazu  koinjnaa 
mitunter  Entschädigungen  fto  andere  Hebnnfen,  nach  wohl  fttr  YenraltDns  tmi  Goa- 
munal-  iiiul  Inbtitutvrass.._'n.  Aus  dem  DiensteinkomniLii  liaben  die  Steoerempffinger 
aber  alle  mit  dem  Casscngescbäft  rerbundenen  Auslagen  zu  bosireiteo,  so  dass  ihnen 
im  Durchschnitt  V3  reines  Diensteinkommen  bleiben  sollen.  Dies  var  z.  B.  1S75 
im  Durchschnitt  'JOö  Thlr.,  Mnximam  Regierungsbezirk  Aachen  1402,  Minimum  iVorijiz 
Hannover  R15  Thlr.  11  Stellen  gaben  über  2000,  49  1500—20(10,  SO  12  -1500. 
121  lUUÜ  — 12UÜ,  127  800—1000,  überhaupt  über  800  Thlr.  388  SicUcii,  uuter  800 
209  Stellen,  darunter  12  4—600.  4  8—1 00.  i  2—300  Thlr.  Zur  Ausgieicliiing  er- 
folgen Bcsoldungszu^chUssc  ans  einem  der  Rei.'^'  niru^  im  Etat  eingeräumten  Credit 
(S.  die  Denkäcbriflt  betrefTend  Kcgolung  des  Dieuättiiukommens  der  Steuorempf^oget, 
AnIngen  Band  I«  Nr.  4,  Beilage  B,  Stnatshaiuhaltetal  ron  1874.) 

d)  Gerade  auch  für  das  Erhebungspersonal  sind  soweit  als 
möglich  die  beiden  Grundsätze  zu  befolgen,  welche  Hock  als  dk 
ersten  Grundsätze  der  Steuervcrwaltung  überhaupt  bezeichnet: 
wenige,  aber  gut  bezahlte,  und  wohl  unterrichtete 
Beamte. 

fv  Hock,  Abgaben,  S.  41  fl.)  Die  Natur  der  einzelnen  Stetiern.  die  Vodrhrs- 
verbkltnissc  u.  s.  w.  bedingen  freilich,  dass  die  Forderung,  mit  „wonig"  Beamt«a 
tnttvreichen,  pntctisch  nicht  immer  soweit  als  es  enrttnscht  vire  erfiUIt  werdoi  hau. 

C.  —  §.  330.   Die  practische  Durchftlhrnng  der  Steuer 
erliehiing  und  die  dazu  dienenden  Anordnungen  und 

Maa  s  s  r  egcl  n. 

Audi  tlanilier  viele  treffende  Rem.  rkunfren  b^i  v.  Hock.  nffcntÜche  Abgaben 
Ii  au  erwähnt  m  der  allgemeiueii  Stcuerlehre  nur  Weniges  von  Dem,  was  hieher  ge- 
hört; aoch  in  der  speciellcn  Lehre  nur  Einzelnes.  Vgl.  sonst  Stein  (4.  A.  I,  531 
oM  ff.),  im  Absclinift  von  der  S'tiniererbebnnff  tind  von  iler  Stcut-rrerlit^pflo^..'.  In  ier 
systomatischeu  Behandlung  und  Beiheufolgc  der  oiuzdneu  Poncte  weiche  ich  hkt 
vielfach  von  ihm  ab.  treil  loh  noch  hter  die  Aafgnben  rem  stenerrenmltangsteeh* 
nischeu,  nicht,  wie  er  in  erster  Linie,  vom  steuervt  rwaltunir-' r c oh  1 1  i  c h  <;n  Stand- 
puncte  behandle,  ohne  dass  ich  damit  Steins  Behandlung  tur  unrichtig  halte.  Beid« 
Standpunctc  lassen  sich  recht  wohl  unterscheiden,  der  erste  gehört  nur  m.  E,  mehr 
in  die  Finanzwissenschait.  Die  im  Text  innegehaltene  Reihenfolge  der  Gegenständ« 
er^ii  bt  ah  h  aus  der  allgemeinen  steuerverwaltungstechnischen  Aufgabe  der  practischen 
Durchfuhrung  der  Erhebung  uaturgemäss.  Die  Tcrminolc^ic  in  BetreiT  der  einzdout 
Pancte  schwankt  in  der  Theorie  und  in  der  Praxis. 

Als  Hnnptbeispiel  der  Pcnxis  Itanii  auch  hier  Prnnitroioh  gut  ttieaea« 
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dttsea  betrefiende  Einricltungen  und  Xürmcn  wieder  im  dritten  Bande  dieses  Werks 

Pil  jede  der  grossen  Steile rgruppeu  darguiiteUt  worden  sind. 

Zur  DüichfHbruii^  der  ErbebiiDg  ist  eine  Keilie  von  verwaltmig^- 
rechtliolip«  Vorschritten  eitorticrlirh,  weiche  in  Kinzelhciten  in  den 
vcrschieeienen  Staaten  zwfir  abweichen,  aber  doch  in  der  liaupt- 
8acbe  übereinstimmen )  weil  sie  notbwendig  aus  dem  Wesen  der 
Besteuerung  und  der  Aufgabe,  welche  dabei  für  die  Erhebung  bez. 
fttr  diese  und  für  die  ihr  vorangebende  Veranlagung  vorliegt,  folgen. 
Die  betreffenden  Vorschriften  und  Einrichtungen  specialisiren  sieb 
nnr  zum  Tbeil  wieder  naeb  den  einzelnen  Stenergattnngen. 

Sie  lassen  sieh  ennttebst  in  einige  grössere  Gruppen  bringen, 
Demiich  1)  Anordnongen  nnd  Maassregeln»  welehe  der  wirklteben 
Erhebung  der  Steuer  vorahgeben;  2)  solche ,  welehe  sich  auf 
die  Erhebung  der  Steuer  selbst  beziehen;  3)  solche,  welehe 
eintreten^  wenn  die  Steuerzahlung  ausbleibt;  4)  solche, 
welche  wirklich  oder  vermeintlich  irrthtlmliehe  oder  ganz  un- 
richtige Veranlagung  oder  Erbebung:  betreffen.  Die  einzelnen 
Tunete  jeder  Gruppe  sind  mannigfaltig  und  von  verschiedener  Be- 
deutung. 

Hier  brauch«  !»  nur  die  wichtig^teD  herrorgehobcn  uml  auch  ditwe  nur  zum  Tlieil 
nftber  erl&atert  and  kritisch  erOrtert  zn  verdau.  "Einige  daren  sind  schon  im  Frulir  reii 
{gelegentlich  zu  berühren  gewesen.  Für  ni  hr^rf  kommen  wieder  dt-'  Hegeln  des 
(inindsatzüs  der  Bestimmtheit  ond  der  iJcijuemlicblieit  iu  Betracht  (§.  l'.H),  l'M) 

Für  den  iSteuerpflichtigen  und  für  die  Steuerverwaitung  be- 
stimmen sich  nach  diesen  Funden  die  beiderseitigen  Rechte  und 
Pflicbten,  worin  die  verwaltuogsrechtliche  Bedeutung  dieser  Dinge 
liegt. 

§.  331.  —  1.  Anordnungen  und  Maassregcln  vor  der 
wirklichen  Erhebung  der  Steuer.  Hierhin  geh(}ren  Tor- 
nemlich  folgende  Pnncte: 

a)  Die  amtliche  Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen 
ttber  seine,  bez.  seiner  Steuerobjecte  erfolgte  Veranlagung  zur 
Steuer. 

Sie  geschieht  bei  den  dirccten  Heoptsteocrn  (Ertrags-,  Einkommen-,  Ver- 
mögenssteaern).  dann  1»ei  den  direrten  NiitzTinns-,  I.uxns- nnd  ähnlichen  Steuern 
(Miethsteuur)  rcgclma!>äi<;  für  die  gao^o  Jabrcsächuldigkcit,  milgllchst  einige 
Zeit  vor  dem  neuen  Finanzjahre  oder  wenigstens  vor  dem  ersten  Steoerterniin.  Be- 
Bonders  wichticc  ist  sie  bei  den  nach  ;untli(  hcn  EinschStzuniren  (vm  Sten>T- 
behörden  oder  ?on  bchätzungttcommissionen)  crfolgcoden  Veranlagungen,  daher  bei 
den  betrefTenden  Personalstenern,  Glessen-,  Einkommen-,  VennOfensstenem.  sedenn 
b<ä  Frti  ifssteoeru,  wo  die  Stcucrschuldigkcit  <lcs  Ein/.cliien  naeh  den  Katasterau^zügen 
ermittelt  wird.  Dem  Steaerpflichtigen  sind  hier  für  angemessene  Fristen,  die  ron  dem 
Zeitpiwcto  der  Bchäodigung  der  Benachrichtigung  an  laufen,  Keclamationsrechte 
einzorlamen  (§.  334).  Ebendeshalb  ist  die  Benachrichtigung  eine  genügende  Zeit 
vorb'^r  g^ebotcn,  zumal  wenn,  wie  öfters,  die  Erhchnnj?  der  Reclamation  die  Ver- 
l>dichtuug  2ur  angeordneten  terminlichen  Steuerzahlung  nicht  aui^chiebt.  —  Auch  bei 
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der  Erbschaftssteuer,  mitaDtex.  bei  inneren  Ycrbraachssteaem,  welche 
an  den  Prodactionsbetrieb  anschliessen ,  dann  auch  bei  manchen  aamittelb&i 
erhobenen  YericehrBsteaenk«  Becnstorabgaben«  2.  B.  vom  Besitzwechsei  ron  lipn^Vj«- 
erfolg-t  Wühl  ährilirh  die  amtliche  BeiMchriohtigaiig  ttbw  die  TenulagQDg  inr  Steaet 

in  dem  aiuzelueu  bi>stinimten  Fall. 

.  b)  Die  ariitlii  he  Steueraußage  oder  Steuerv  o  rschrcib- 
vthig  (in  diesem  Sinne),  d.  h.  die  amtliche  AutYorderuDg  des 
ZaMnn^'spfüehtigeu  zur  ZabluDg  einer  bestimmten  Steaersamme  in 
bestiniuitem  Zeitpiincte. 

Sia  erfolgt  eventuell  mittelst  einfacher  Pr&sontation  der  Steoerquittang  Seitü&s 
dM  Erbebnn^organs  beim  Pflichtigen  zur  Einlösung.  Dieser  Punct  ist  bei  all« 
Steaem  wesentlich  der  gleiche.  Er  ist  wichtig,  weil  ron  da  an  die  Frist  für  BecU- 
mationen  bei  Steuoni ,  über  welche  der  Pflichtige  nicht  vorher  xn  beBachlichtif« 
war,  uud  fur  dio  wirklich«.'  Entrichtung  bei  allen  Stcuorii  läuft. 

c)  Der  Steuerort,  d.h.  hier  die  Bezeichnung  der  arutlicbeD 
Erhebiinij^sstclle,  an  welche  die  Abstattung  der  btenei  Seitens  des 
Pflielitii^eii  /.ii  orfolg-en  bat,  wenn  nicht  Altlioinnp  statttindet. 

d;  Der  ötcuertermiu  (ein  Ausdruck,  der  nicht  immer  yoü 
jjSteuerfrist"  unterschieden  wird,  aber  werden  sollte),  d.  h.  der  Zei^ 
punct,  von  dem  an  eine  Steuerzabloog  snerst  fällig  wird  «od 
daher  regelmässig  zu  zahlen  ist. 

In  diesem  Sinne  ist  der  Aiiädruck  auf  allü  Steuern  anwendbar  und  wiedenue. 
wie  die  Steueransage,  wichtig  fur  den  Fristenlauf  der  Beclamationen  und  der  Zi^UaafS- 
leistuiig.  Specieil  nemit  man  auch  wohl  die  einzebieii  Zdtpiiiicte  fbr  die  FÜliglat 

der  directen  Steuern  im  Jahre  die  „Steuertermine"  der  letzteren. 

'  e)  Die  St  euer  fr  ist,  d.  h.  der  Zeitpunet,  bis  sn  welchem 
nach  erfolgter  Steaeransage  oder  nach  EintritI  des  Stenertermins 
die  StenersahloDg  gesetzlich  nnd  ohne  weitere  BechtsnaehtheÜs 
(Verzngsziosen,  Strafznschläge  n.  dgl.)  erfolgen  kann. 

Die  Gowahraiif:  solcher,  angemessen  langer,  im  Interesse  beider  Theil»'  *b« 
nicht  zu  langer  Stcuerfristcn  ist  bei  den  meisten  Steuern  zweckmissig,  billig  und  &db«>( 
nothwendig,  besonders  auch  bei  den  directen  Steuern,  dann  bei  VedtebnaCenen,  wie 
höheren  Immobiliarbesitzwechselabgaboo«  bei  Erbschaftssteiieni,  nameDtllcb  wieder  m 
Immobilien,  um  die  Leistnag  der  Zahlung  m  erleichtern. 

f)  Der  Steucrcredit,  d.h.  die  Gewährung  eines  späteres 
Zabltermins,  bez.  einer  längeren  Frist,  als  die  gesetzlichen,'  sn 
oder  bis  zn  welchen  die  Steaem  zn  zidilen  sind,  and  zwar  — 
worin  der  Unterschied  von  der  Stenerstandnng  liegt  —  in 
Interesse  der  allgemeineren  Erletchterang  der  Stenerzahloogi 
daher  bei  den  indireeten  Verbraachsslenern  für  den  die  Steuer 
Torsehiessenden  Händler  and  Prodncenten,  besonders  bei  Zöllen 
and  inneren  Verbraachsstenem,  auch  wohl  ebenso,  wie  im  FsD 
der  Steoerfrist,  bei  gewissen  Verkehrsstenem,  wie  den  Immobilitr- 
besitzwechselabgabeu,  Erbschaftssteuern. 

Die  Stanercredite  sind  bd  Zöllen  md  inneien  YeibniVfitotaaeiB  von  granr 
Wicbtiskeit  nnd  Inten  sieb  prindpiell  rach  im  f  elkswiilbaobelkUfih«n  IntereaM  iMbK 
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fertigea,  um  den  sonst  währoiid  der  Dauer  dos  Stcuerromhu^es  nothwendij^en  Zu- 
schlag von  Ziosoi'lL  a.  w.  auf  den  Steuerbotrag:,  mithin  die  w^tere  Vertheuerung 
des  Stonerobjprts  zu  vcrhtitcn,  die  beabüichtigte  Ueberwälzung  zo  erleichtern.  Die 
Stenercredite  sind  eine  Coose^oenz  der  „indireoten"  Besteuerung  in  dem  ersten 
Sinne  dleees  Worts:  ab  „TorgeeolioMenei**,  ttbenrilzender^  Stenern,  —  ein  Memeat 
von  Bedeutung  für  die  Festhaltnng  und  Rechtfertigung  dieser  Terminologie,  wonnf 
deshalb  schon  oben  in  der  terminologischen  Erörtemng  hingewiesen  wurde  (§.  97<— 100). 
Die  solche  Crcdite  gewährende  Stenenrerwaitnug  erkennt  in  ihnen  an,  dass  die  Fort' 
wälzung  dieser  Steuern  vorausgeadiea  und  benbaicbtigt  wird  und  eine  venneidliche 
Belastung  der  Stcuersubjocte,  an  welche  man  sich  zunächst  hält,  unterbleiben  soll. 
Im  System  der  Stouercredito  erscheint  für  „iudirecte'*  Stenern  der  steuerptlichüge 
Kaufmann  und  Produceut  deutüoJier  als  aonst  in  seiner  eigentlichen  Fonction,  neulich 
als  ein  blosses  Steuererhebungsorgan,  nicht  als  der  reelle  Steuerträger,  dem 
man  daher  dorch  den  Steuercredit  die  Auflegung  der  Steuer  4  Conto  de«  eigentlich 
zu  besteuernden  Consnnienten  erleichtern  wiJL  Im  Wesentlichen  rind  diesem  Gredite 
diejenigen  gleich  zu  stellen,  welche  die  Monopolverwahuug  den  Verschloisscrn  des 
Monny)oiartiliel.-5  von  demselben  Gesichtspuncte  ans  gewährt.  Bei  Crediten  für  Ver- 
kehr:>-,  iurbichafiisteueru  haudelt  es  »ich  uui  ähnliche  tiosichtspuucte  wie  bei  längeren 
Steaerfristen  dafür;  die  betretenden  Credite  sind  eigentlich  nur  solche  verlängerte 
Fristen ,  etwa  mit  dem  Cnterachied  des  Erfordernisses  besonderer  Sicherstellang  ver- 
glichen mit  den  eigentlichen  oder  gewöhnlichen  Steuerfristen  und  des  Erfordernisses, 
OMS  de  fom  PlUehtigai  liesondMn  erbeten  Verden  ttflasen. 

Bei  dieser  allgemeinen  und  prineipiellen  Bedentnng  der  Steuer- 
credite  sind  die  GrnndsStse  für  die  Gewälirnng  derselben 

YOD  besoDderer  Wichtigkeit 

üeber  die  ZoUcredite  in  Frankreich  z.  B.  vgl.  v»  Hock,  Flnantrenrnltang 

Frankreichs  S.  251  ff.,  meine  Fin.  III,  S.  841,  Ober  die  Credite  bei  inneren  Steuern 
eb.  S.  605  und  passim  bei  den  einzelnen  Steuern,  Uber  die  deutschen  Zoll-  und 
Steuercrcdite  v.  Aufsess,  in  Hirth'ä  Auualen  1813,  S.  2t)9,  und  in  desselben 
Yeifasäers  selbständiger  Schrift  tiber  diese  Abgaben.  Froher  guu  Ssdie  der  ISnzel- 
stanten,  daher  manche  kleine  Verschiedenheit. 

a)  Solche  Credite  sind  auf  Grund  allgemeiner,  öffentlich 
bekannt  gemachter  Rechtsnormen  und  Bedingungen  zu 
geben,  nicht  als  persönliche,  auch  in  der  Regel  nicht  als 
locale  Privilegien,  wenn  auch  etwa  in  besonderer  Weise  fttr 
einzelne  Hess-  und  Marktplätze  und  fttr  gewisse  Zeiten. 

Auch  ist  möglichst  zu  verhüten,  dass  wegen  der  gestellten  Bedingungen  die 
Credite  thatsüchlich  nur  von  Einzelnen  betiut/t  werden  kAiinen,  also  doch  factisch 
ein  Privileg  werden»  z.  ß,  nur  für  das  gani  grosse  üeschäft.  Völlig  zu  vermeidcu 
ist  eine  solche  Begünstigung  nicht«  da  ganz  kleinen  Kaufieuton  und  Fabrikanten  mit 
Rücksicht  auf  die  Weitläufigkeiten  u.  s.  w.  fdr  die  Verwaltung  nicht  wohl  ein  Credit 
gew&hrt  werden  kann.  In  Deutschland  ist  die  Creditirung  von  einer  bestimmten 
ninimaleii  jlbrUchen  Abgabeentilebtnng  abhängig,  bei  Zöllen  meist  2000  TUr.,  bei 
der  Salzstcoer  1000,  bei  der  nranntweiastoucr  tlOO  Thlr.  Maximum  des  ganzen  Credits 
richtet  nch  bei  Zollen  nach  der  Zollzablung  des  Voigahrs.  —  Maximalciedite  Diozelner 
bei  den  kleineren  Aemtern  in  Frankreich. 

,'J)  Eine  Sicherstellung  fttr  den  benutzten  Credit  kann 

durch  Pfandbcstellung,  Bürgschaft  erfolgen.  Keine  Personalcredite 
brauchen  aber  nicht  ganz  auHgeschlossen  zu  sein. 

Zweckmässig  kann  es  sein,  die  Steuenschuldnor  Wechsel  ausstellen  oder  von  der 
Stenerverwaltung  auf  sie  gezogene  von  ihnen  acccptiren  zu  lassen,  Qffl  auf  diele  Weise 
nach  Bedarf  mittel.st  Discontirung  ditiser  Werhsel  die  ausstehende  Geldsumme  eventuell 
leicht  flüssig  machen  zu  können.  In  Frankreich  2fOllcredit  anf  Wechsel,  zahlbar 
an  Standort  des  Einnehmen  oder  des  HaojitzoU-  oder  GeneialeinnehneiB,  an  den  die 
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Abfuhreo  geleistet  werden,  oder  in  Paris  zahlbar,  berdts  acceptlrt  und  venigsteto 
nie  einem  Giranten  veneben,  oder  venigstent  durch  zwei  SoUdarbttigoi  alclier  geitJt 

(Teljer  das  Vorfahren  bei  Werhselproteston  s.  v.  Iloclt,  S.  252.)  —  In  Deutsch- 
land meist  Sicherstellung  durch  Wechsel,  Staatüpapierc ,  die  deponirt  werden,  Uyp*- 
tbelten  u.  dgl.;  doch  kann  Mch  Sicherstellang  ganz  oder  iheilweise  erlassen  werdca. 
(Avfsess  a.  a.  0.  8.  272.) 

Die  riebtige Dauer  deeCredite  ist  im  AUgemeinen  nieh 
der  Dauer  der  Prodaction  oder  des  Absatzes  des  Steaerobjecli 
und  der  BrzielUDg  des  Erlöses  dafltr  so  bestimmea,  daher  nacb 
Durch  sc  bnittsverbültaisseni  wobei  freilich  eine  angleiche  Be- 
bandlnDg  der  eiozelneo  Stenerdebitoren  nicht  ganz  sn  ver- 
meiden ist. 

L&ngere  Credite  als  nach  dieser  Regel  sind  eine  roelle  Verminderang  its 

StcHiT  nt/i-s,  wolcln»  zwar  dtiKli  die  Cünnirrr.Tiz  der  SttMicrärlmldnor  den  roiisaiiit'?ite/i 
in  Uute  looiiueu  liann,  aber  mindcätcus  uazwcckmässig  erscheint,  iüchtiger  wäre 
dann  eine  Herabsetzmig  des  Steneisatates  selbst.  Kttrzere  Credite  sind  eine  reeOe 
Erhöhung  des  St<  iiorsatzes,  im  Allgemeinen  um  den  Zinsbetrag  für  die  Steuer  rojs 
Ablauf  des  Credits  an  bis  zum  Zeitpunct  des  Erlöses.  Sie  widersprechen  dem  Zwed 
des  Stcaercrcdits.  Auch  hier  verdiente  die  förmliche  Erhöhung  des  Steuersatzes  dm 
Vorzug.  In  Frankreich  Ficrmonatliche  Züllcrodite.  Dusolbst  früher  auch  iVa'i 
Jahresrabatt  für  sehr  grosse  Zollzahler,  (v.  Hocii,  251.) — In  Deutschland  1>  i  J-- 
Zöllen  früher  3 — (>,  iu  einzelnen  Staaten  selbst  bis  9  und  12  Monate  Credit.  MaAuusi- 
frist  durch  Bondesrathsheschloss  fom  2.  Juni  1869  vom  1.  October  1870  aa  3  Monaib 
Bfi  T?tibt'nzncVer?ti^nr-r  fnlh>^r  *.),  nach  demselben  Bcschluss  vom  1.  September 
au  Gj  für  Salz  anfangs  H — 1>,  seit  18ßS  3,  bei  Branntwein  seit  1S69  6  Monate  i  A  ufsc»: 
S.  273.)  Je  hoher  die  SteoersUze,  desto  nothwendigcr,  wie  Credite  ttberhaupt  so  sack 
richtige  Läiip«'  der  Credite.  Bei  Rolistoflbest.  ujning  zumal,  weil  hier  sonst  ^leicii 
das  Betriebskapital  durch  die  Steuerzahlung  vermindert  wird;  bei  den  neueren  hofaea 
Branntweiofabrikatstcuera  wegen  der  hohen  Steuer. 

Eine  VerzinBung  des  in  seiner  Daaer  richtig bemesseneo 

Stcuercredits  widerspricht  cMgentlich  ebenfalls  dem  Zweck  desselben 
und  inUsste  daher  luiterbleibcii.  Wird  .sie  dennoch  verlangt,  so 
kommt  sie  eben  doch  einer  reellen  Erhöhung  des  Steuersatzes 
gleich. 

In  Fraakicich  wurden  1^7ü  diu  Zoll-  und  Steuorcredite  rurzinsUch  genuck 
und  der  ftaher  bei  Bunahlmig  fowlhrtc  Discont  M^ehoboD.  (Flu.  III«     a.  0.) 

§.  d3S.  —  2.  Anordnungen  nnd  Maassregeln,  welche 

sich  auf  die  Erhebung  der  Steuer  selbst  beziebea. 
Hierhin  gehören: 

a)  Bestimmungen  Ober  die  etwa  erforderliche  Legitimation  des  die  ZaUosf 

fordernden  Erhebungsorgans  gegenüber  dtm  SteuorpflichtigcQ. 

h)  Bestimmungen  über  die  Form  'U^r  Fr]i<'hun<r,  namentlich  ühor  die  schon  ei- 
Withiitc  (§.  32t>)  Form  der  Abstattung  und  der  Kinziehuug  und  über  die  ftr 
beide  geltenden  Normen. 

c)  Bestimmungen  iJbcr  die  r o c  h  t  s i !  f  i  tre  Form  u.  s.  w  d  r  Steaer- 
quittuugeo,  Uber  das  Amt  oder  die  Person,  welche  und  die  Weise,  wio  dieselbe 
sie  Munstellen  haben  (Yersehenseln  mit  dem  Gassenstempel,  Erfordemiss  der  OaM^ 
SChllft  eines  odi-r  mehror(;r  bestiüio)(en  Boamton  n.  dfl.  m.^ 

Alle  diese  Hi  stiinuunigeii  sind  möglichst  einfach  und  leichtrerständlich  zu  treffe» 
und  den  Stenerpilichtiguii  luüglichtt  rieber  zur  Kenntniss  m  bringen.. 

Im  Ucbrigen  gcntigt  es  hier,  auf  das  Bezug  zu  nehmen,  was  in  den  |.  S26^S3) 
aber  die  Erliebung  und  die  Organe  derselben  gesagt  wurde. 
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§.  888.  —  3.  Anordnungcü  und  Maass regeln  bei  aus- 
b  1  e  i  l)  e  n  d  e  r  S  t  e  u  e  r  z  a  b  1  u  ii  i;. 

Hierher  gehören  einige  in  näherem  Zusammenhang  und  in 
einer  bestimmten  Reihenfolge  unter  einander  stehende  Puncte, 
welche  hauptsächlieh  die  directen  Stenern,  Übrigens  aueh  alle 
anderen  nicht  sofort  und  unbedingt  gleich  bei  oder  anmittelbar 
nach  dem  Veraniaguiigsact  zahlbaren  Steuern  betreffen. 

Ran  I.  §  2S7  fib-r  Ausstände.  Stein,  4.  A.  1.  534  fT.  —  Das  Einzelne  und 
die  Bcätimmungeo  des  positiven  Steuerrcchts  gehören  in  die  specielle  Stenerlehre. 
Im  dritten  Bande  finden  hieb  die  bczUglicbcu  Angaben  namentlich  fhr  Frankreicb, 
Einzelnes  auch  für  England.  —  Hauptbestimmungen  Ober  die  zwangsweise  Ein- 
hebung der  directen  Steuern  in  Frankrpirh  rom  17.  Brumair*'  V  und  Ueglemcnts 
dazu,  jetzt  ein  (icseu  Ton  1877  (v.  Hocic  S.  lt>4,  meine  Fin.  lü,  S.  430).  —  Für 
Eafland  t.  B.  ttber  die  Ezecotion  bei  der  Land-tax  s.  Gneist,  englischea  Yer- 
■wnltnncrsrcrht ,  2.  A.  II.  791.  —  In  Prensst^n  im  Wcsontliclieii  glL'irJilautende  Be- 
stimmungen aber  die  „executiviscbc  Beitreibung  der  directen  (auch  der  Gemeiode-) 
und  indirecten Stenern  (nnter  letEteren  die  Wege-,  BrQckenv  FUir%  Waage-,  KnJin- 
gclder,  Canal-,  Schifffahrtä-,  SchlctiM-n-,  Hafenabgaben  u.  a  m.)  und  andere  öflTeniliclie 
Abj?aben  and  GcfHllc  lEiseiibahnalj'rabi'n ,  Bergwerksleuer),"  für  Rliriiilrtnd  von  184S, 
WcätfaleQ  vün  1^4ä,  ustliclie  Frorinzen  von  1S53  und  dm  neuen  Provinzen  vom 
22.  September  1867;  jetzt  die  Teiordnong  wm  7.  SeptemiMr  1S79. 

a)  Die  Sten ermahn nng,  d.  h.  die  naeb  Ablauf  der  Steuer 

frißt  erfolgende  amtliche  Auffordernng   zur  Steuerzahlnn^  unter 

Androhnn«^  von  im  Fall  des  ferneren  Ausbleibens  einuetendcn 
Zwangsiiiiiassre^'elii  und  eventnel!  Strafen.  Sie  kann  bereits  selbst 
üiit  kleinen  „Mahng:ehühren"  und  dgl.  vt  rluinden  sein. 

Beispiel:  In  Frankreich  „suniuiation  gratuitu  \  mindestens  acht  Tage  vor 
jedem  Rosten  verursachenden  Schritt.  In  Prenssen  Hahnnnf  rar  Zabiong  binnen 
acht  Tapen  tind  E\<M«tiüii>ankilndigunp  durch  den  Exeontor,  bereits  mit  Gebühren 
von  l—l^Lüst.  (Verordnung  von  lb67  §.  9,  10.)  —  In  Baiern  acht  Tage  nach 
Yerfklt  Aimbrdening  znr  Zahlnng  binnen  tierzehn  Tagen  bei  Vermefdong  der  Execution. 

b)  Die  Steuerstundung,  d.  Ii.  die  Gewährung  einer  weiteren 
Steuerlrist,  n;icli  Ablauf  der  allgemeinen  gesetzlichen  (eventuell 
aueh  des  Steuere  red  its)  wegen  augenblicklicher  Zahlungs- 
unfähigkeit oder  momentan  zu  schweren  Steuerdrucks 
in  Folge  von  Verlusten  an  den  steuerobjecten  u.  s.  w,  des  Steuer- 
pflichtigen, bez.  des  Steuerschuldners. 

Sie  kommt  namentlich  bei  directen  Steuern  vor,  im  grosseren  Umfang  bei 
allgemeinen  Nothst&ndcn,  z.  B.  bei  Missernten,  Ueberschwemmungcn  hinsichtlich  der 
Personalsteuern  kleiner  Leute,  der  agrarischen  Ornndsteuem;  in  einzelnen  Fällen 
wegen  individueller  Umstände.  Die  Voraussetzung  der  'awnhninL"^  mm  r  Stundung  ist 
genaueste  amtlicho  Untersuchung  des  einzelueo  Falls,  um  den  wirlkhclien  Grund  der 
ausbleibenden  Zahlang  zn  ermitteln.  Hier  kommt  es  boaondeia  dnianf  an,  bOsen 
Willen  und  g:robe  Kahrl&s8i;.!:lct-it  von  Unvermii^''  n  oder  tibenninigam  Dmck  lu  unter- 
scheiden und  nur  letzteren  Falls  die  Stunduti"  rn  tr:cwähren. 

c)  Steuerabschreibnng  (Stcuerniederßchla^ung)  ist 
die  Streiebang  einer  Stenersehuldigkeit  obne  erfolgte  Zablang  aas 
den  Bttehem  n.  s.  w.  der  Stetier?erwaltaDg. 
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Sto  kttiii  vegen  ünainbringl i chlreit  dner  an  und  ttir  ddi  riebtlg  beotfmmte» 

Steaerscbnidigkt  it  od'^r  wegen  irrthUinli  eher  Ansetzung  der  letzteren  erfolgren.  In 
ersten  Fall  kann  man  wohl  specicU  den  Ausdruck  „Stenemiederschlagunir" 
oder  „Stcncrnachlass'*  anwenden.  In  beiden  Fallen  muäi>ea  die  Beding^QugeB 
fUr  die  Abschreibung  genau  rorgescbrieben  sein  und  erst  nach  deren  n achgewiesea w 
Eintritt  darf  sie  stattfinden.  Beispiel,  ßaicrisches  (jcseti  tlber  Stcucrnac1il^»e 
vom  1.  Juli  1834.  Bei  V4  Emteausfall,  Vieb?erlust  und  in  äbuUchea  Fällen  An- 
spracli  auf  NadilMS  ao  der  Gnmdatetier.  (POzI,  Vonraltiinfanclit,  S.  583.> 

d)  Steneryerjährung  ist  die  gesetzliche  Frist,  nach  deren 
Ablauf  eine  fJtllige  Steuerscliuldigkeit  auch  ohne  Zahlunir  oder 
ausdrücklichen  Erlass  erlischt.  Ein  kurzer  Zeitraum  dal lir  empfiehlt 
sieb  aus  verschiedenen  Gründen. 

Bciispiel:  In  Frankreich  Verjährung  der  directen  Steuern  in  drei  Jahren. 
Datorbrcchung  der  Verjährung  nur  durch  Einlegang  von  Strafboten  linil  strengere 
Maasttregeln  (v.  Hock,  S.  IfiO).  Bei  Enregistrem<*ntsabgabeu  Fristen  von  */^,  l .  t 
5,  10  und  3U  Jahren.  ^Eb.  S.  li^2,  Fin.  iU,  5ää.)  Xu  Preussca  Verjährung  dei 
aar  Hebung  gestellten  directen  und  indirecten  Stenern,  die  in  Rttekaiand  blieben,  nack 
Gesetz  vom  IS.  Juni  !%40  §.  S  in  vier  Jahren  vom  Ablauf  des  Jahrs  an,  in  das  der 
Zabluug5tcrmia  fällt,  ünterbrechung  der  Verjährung  durch  erlassene  Aaf£ordenii% 
zur  Zahlong,  Kxecationsrerfögung  und  Stondang. 

e)  Behandlung  der  Steuerreste. 

Steuerreste  oder  Rückstände  (Ausstünde)  sind  die  nach 
Ablauf  der  »Steuerfrist  oder  des  Steuereredits  unbezahlt  ge- 
bliebenen Steuerbeträpc.  Sie  eben  geben  die  Vei  aulnsMinj;  zur 
Gewährung  etwaiger  Stundung  und  bilden  sich  dann  vornemlich 
aus  solchen  gestundeten  Beträgen.  Ks  gehören  dahin  aber  natür- 
lich auch  die  trotz  versagter  Stundung  oder  über  letztere  hinans 
aaagebUebenen  und  ebenso  die  trotz  angewendeter  Zwangsmaass- 
regeln nicht  einbringUoh  gewesenen  and  noch  nicht  abgeechriebeoeD 
Posten. 

Solche  Stcucrrcste  ergeben  sich  am  Leichtesten  bei  den  directen  Steuern.  bos-onJers 
bei  solchen,  welche  die  anbemittelteren  Ciassen  zu  entrichten  babea.  Bei  den  iudircct^^a 
Verbmilcbsstenwn  bieten  aleb  lieberare  und  sofort  vtrlnno  lütt^l,  wie  s.  B.  Be- 
schlagnahme der  \Va.nrc  heim  Zoll,  hei  gewissen  inneren  VerhrauchsstfMiTr,  ^Tabal\ 
BUckstäude  zu  vermeiden  und  bei  den  Steuercrediten  kann  sieb  die  Verwaltung  eventuell 
von  romeherein  genügende  Slcbenldlmg  ind  Declninir  rendnllHi.  Bei  den  Vafcahn- 
Maoem  sind  die  Beate  Folge  gar  nicht  oder  aanrelchend  gedeckter  SteaeiDtiatoii  od« 
Stencrcredite. 

Steuerreste  sind  natürlich  für  die  Steucrverwaltung  in  hobeni 
Maasse  lästig  und  störend,  aber  auch  iür  den  Pflichtigen  oacb- 
tbeilig. 

Die  BedecUms"  des  Bedarfs  wird  unsicher,  die  Verrechnung,  die  StundongS; 
regelung,  die  Eintreibung  der  Koste  luacht  Muhe  und  Kosten  uml  leicht  fällt  daW 
m  Odium  auf  die  Verwaltung,  ein  Umstand,  mit  dem  auch  in  politischer  Hinsicht 
zu  reclinen  ist.  Aber  die  Anhäufunp  von  Stcoerrcsten  verschlechtert  auch  die  wirfh- 
scbaftlicbe  Lage  des  Pflichtigen,  seinen  Credit  noch  mehr  und  seine  Fäbigl^cit  tu; 
Zablong  der  immer  wacbsenden  Stenersebiild  vird  nur  zu  Idcbt  um  ao  geriiger. 

Da  es  sich  einmal  um  zu  Rechte  bestehende  Verpflichtangeo  | 

huudelL  und  um  wichtige  Offen  Lüche  Interessen^  da  femCf 
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wenigstens  bei  einem  richtigen  Steuersystem  auch  niebt  ohne  Wei- 
teres ßilligkeitsgrUnde  für  die  milde  Bebandlnng  des  Steuerschuld- 
ners geltend  gemacht  werden  können,  so  raacbt  die  Regelung  der 
RUcksiaiule  manche  Schwierigkeiteu.  Ohne  (^jiiii)i otiiisse  zwischen 
(lern  durch  den  Fiscus  vertretenen  GemeioficUalts-  und  dem  Einzel- 
ioteresse  geht  es  nicht  immer  ab. 

Früher,  vor  dem  19.  Jahrhundert,  8e|t  der  Aasbilduiig  des  Stoaerwesens ,  be- 
sooders  im  17.  and  18.  Jahrhundert,  bind  die  Zvaugsmaassregeln  gegen  SteoerrOck- 
•ttndigft  Oibbti  hart  gewesen  und  Manches  davon  hat  sich  bis  in  die  neuere  Zelt 
erli  ilt'  ti  Oharacferistisch  war  der  Verlauf  der  Dinge  wrilireml  der  ersten  französischen 
Revolution.  Bei  der  Wiederherstellung  der  politischen  und  ftnanziellen  Ordnung  grifl 
man  wieder  am  strengen  Maassregeln  (1800,  Flu.  HI,  38S,  4S0).  Splter  ist  dum 
hier,  wie  in  anderen  I^ändern  doch  einige  MiMoron)?  im  Zwangsverfahren  iin  l  s  inen 
mnzeloen  Maaseuahmen  eingetreten  (französisches  Gesetz  von  1977  Uber  Beseitigung 
des  tnstitats  der  .«SteneTeioiieger",  Fin.  III,  4^0).  S.  als  Beispiel  das  fr  ftnsOsische 
Verfahren  bei  directen  SteaernMten  (Ein.  HI,  §.  182)  und  die  oben  genannten 
prenssischen  Bestimmungen. 

Die  richtige  und  jetzt  meist  in  unseren  Staaten  ttbliehe  Behand< 
lang  der  Reste  ist  etwa  die  folgende: 

a)  Es  wird  zunächst  wieder  der  Toriiegende  Fall  sofort  genau 
untersucht  und  nach  dem  Ergebniss  Stundung  oder  abermalige 
Stundung  oder  bei  nur  partieller  Unvermögenheit  Tbeilzahlung 

und  Stundung  des  übrigen  Theils  oder  ein  sogenannter  Nachlas s 

an  der  .Steuerschuld  gewährt. 

/?)  Erscheint  der  Grad  des  rnvermön^en«  so  gross,  dass  die 
Zwangsbeitreibung  zu  hart  oder  doch  mutbmaasslich  ohne  Erfolg 
bleiben  wird,  oder  bei  ihrer  Vornahme  ohne  £rtbig  geblieben  ist, 
so  ertbigt  die  Niederschlagung  oder  Abschreibung  der 
Steuerschuld. 

Sie  sollte  im  Interesse  beider  Theile  nit-ht  zu  lange  (nur  für  eine  zu  bcstimmends 
mässige  Maxim&lfrist)  nnterbleibea.  Die  lange  FortfOhrung  von  Besten  macht  nnr 
svMklose  Muhe  «ad  Kosten  nod  bildet  doeb  meist  nur  ein  fictires  Actifiim  des  flseas. 

y)  Andernfalls  tritt  „zur  zwangsweisen  Eintreibung  der 
Steuern  ein  gesetzlich  geregeltes  Verfahren  mit  emer  iortsciireiteu- 
deu  Steigerung  der  Zwangsmittel^'  ein  (Ii au). 

Die  noch  heute  üblichen  Zwaogsmittel  sind:  Mahnung  mit  StrafgebUhren; 
Exeeotlon  miuelst  Pfändung  bewegiiclier  Sachen  des  Schuldners  (unter  Schonnoff 
gewisser  Artikel  des  nothwcndigen  Lebens-  und  Geworbsbedarfs);  Beschlaf^nahme  von 
alu»^tehenden  Forderungen  des  Schulduent;  äussersten  Falles,  aber  selten  und  auch 
wobl  ganz  ausgescblo«en«  Erdelung  der  gericbtUcben  SnbbaitatioD  ron  Immobilien. 
Die  geplandeten  Objecte  werden  öffentlich  versteigert  und  ein  üeberschuss  dem  Eigen- 
thumer  zurückgegeben.  Pi)r  die  Steuerreste  sind  aber  im  Priucip  vom  Ablauf  der 
Stenerfrist  an  Verzugszinsen  zu  berechnen.  Die  Einlegung  von  Steuerboten  in  die 
Wohnung  des  Soboldners  mit  Zahlung  von  Gebühren  an  jene  oder  ähnliche  Maassregcln 
werden  als  zu  hart  und  gehässig  mehr  und  mehr  beseitigt  (Frankreich).  Ueberhaupt 
zeigt  sich  die  Neigung,  das  Steueruzecutionswesen  nach  den  Grundttätzen 
cler  Girilproeessordnnngen  aber  Pflndnnf  la  legeln  (s.  prenssisches 
i^asführnng^gesetz  zur  deutschen  Civilproceasoidnuif  rom  S4.  Min  1879,  g.  14  und 
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daza  die  schon  genannte  Verordnvng  rom  7.  September  1879  betreffend  das  Ter- 
wattnngszwangsverfahren  wegen  Beitrcibnng  von  Geldbeträgen. 

Beispiel:  In  Frankreich  früher  (bis  1^77)  nach  der  Mahnung  runichs 
„garnisüu  coliectif'*:  Einlegung  eines  Straf  boten  aui  ivoätea  aller  Steaerscbnidß^ 
der  Gemeinde,  b Lehstens  zehn  Tage;  sodann  ercntnell  nnch  drei  Tagen  „garniMn 
indiTiriti '1 " .  bei   Kückstäritlfii  über  40  Fr.,  auf  Kosten  des  einzelnen  ScLuIdncrs. 
höcbbtens  iwei  Tage;  darauf  and  bei  kleineren  Betragen  Drohung  der  Pfändung  uaJ 
BeBcUafDabme,  wenn  nicht  binnen  drei  Tagen  geahlt  «lid,  dann  Pftndnnf  der 
Mobilien,  Ef-  rten.  stehenden  Früchte  und  Vcräusserung  des  Pfands  nach  acht  Tür- 
Frei  Acker»-crk^eugo,  Arbeitothiere,  Uandverks/.ciig.  Samengetreide,  nothwendige  Betten 
nnd  Kleider,  Unterrichts-  und  ffilfsbacher.  Vorgehen  wie  bei  gerichtlicher  Pfändao;. 
Durdi  Gesetz  von  1877  ist  die  „lodividualeiuquartierung"  beseitigt  worden.  —  ta 
Preussen  waren  nach  dem  bis  1ST0  gelteiidon  Recht  nach  der  Mahnung  die  r^- 
setzlichcn  ZwaDgi>uuttol:  Pfändung  (wovon  genau  bestimmte  einzelne  Objectu  my 
geschlossen),  die  in  der  Begel  cnnSckst  vorzunehmen;  Bobci  I  il^ii  Jime       Früchte  aof 
dem  Halm  und  der  gewonnenen  Prodocte  nnd  Fabrikate  auf  den  Berg-  und  H  iit  r- 
werken ;  Beschlagnahme  der  ausstehenden  Forderungen ;  Sequestration  nnd  Verpachtoo^ 
nncb  HaaaBgnbe  der  Ordre  fom  26.  Deeember  1825;  Snohastation.  Letztere  lieidei 
Maassregeln  aber  erst,  wenn  auf  andere  Weise  keine  Zahlung  zu  erlangen  ist  (V.-O. 
Ton  ISöT  §.  11).    Sequestration  und  Subhastation  ist  bei  dem  competenten  Gericht 
zn '  beantragen  (§.  33).  8.  Jetzt  Yerotdnnng  ron  1879  §.  24  £  —  Auch  in  Baiera 
erst  zuletzt  das  Immobiliarvermögen  in  Anspruch  zu  nehmen.  —  Stein  (4.  A.  I,  o3ai 
empfiehlt  bei  läng.-rcn  Rückständen  einen  gefsetzlichen  progrcssiren  RQckstands- 
ziobfuss.    la  Oesterreich  und  Ingarn  sind  6%  Verzug»ziuseu  zu  zahlen.  Gegen 
böswillige,  aber  nicht  unvurmOgende  Schuldner  ist  in  Preossen  (genannte  Y.4i, 
TOn  1S67  §.  2)  eine  Strafe  bis  100  Thlr.  oder  Personalarrcst  bis  vier  Wochen  gestattet 

Genaue  Bestimmungen  Uber  die  Verrechnung  eingehender  Reste  mit  T^ennasg 
der  Jnhresdienste  dnd  mt  das  8tailireehDiing«weMn  goboten. 

Die  Statistik  der  Steuerreete,  ibrer  Ortlichen  und  zeitlichen 

Bewe^üDg,  iiii  Ganzen  und  uach  den  eiüzelueu  SteuerartCD,  ist  in 
mehrfacher  Hinsicht  belehrend. 

In  gewöhulicheu  Zeiten,  wo  die  Steuererhebung  ordentlich  fungirt  fKriegs-  nnd 
Bevolutionszeiten  eignen  sich  nicht  für  diesen  Vergleich,  sind  aber  son^t  beachten^ 
Werth),  deutet  die  Bewegung  der  Stencrrcste  auf  die  wirthschaftlicbc  Lage  der  Steuer- 
snhler  und  auf  den  grösseren  oder  geringeren  Druck  einer  Steuer  und  der  gaazeo 
Bestenening  bin,  werans  Fingerzeig«  nr  Stenerreformen  zn  entneimen  lind. 

Kinige  Daten  bei  Rati  I.  §.  2ST  Note  a.  Die  linrlischen  Ausstände  an  silea 
Steuern  nnd  Gebühren  waren  in  der  cbaractenstiscbcn  Periode  1S45 — M  0.59,  0.S9, 
t.18  (1847  Tbenening),  3.8  (1848  politische  Bewegung),  5.57  (18411  Anftluid),  Ifl. 
2.05,  1.7;»,  I.6S.  1.32,  092,  0.98%.  —  üeber  Frankreich  s.  die  Daten  über  aa 
Jahresscblusa  rückständige  und  anderseits  im  Voraus  bezahlte  Raten  der  directen 
Steuern  in  Fin.  III,  S.  434.  —  Colossale  Ruckstände  ncuerdinire  in  Ungarn:  Ende 
1872  u  directen  Steuern  32,097,482  fl.,  Zunahme  in  1872  8.799,9-29  ä.  bei  Vor- 
»nschlag  von  44,S1S.42I  tl..  an  Taxen  nnd  fiebtlhren  (RechtsgcbQhren)  1«, 027.6871 
Ruckstände,  Zunahme  in  1872  1,436.220  fl.  bei  10,822.100  Ii.  Ertrag  und  11.115  MilLi 
TonnacUng.  (£.'  Horn,  Dogwische  FinMuhge,  1874,  8.  81.) 

§.884.  —  4.  Änordnangen  und  Maassregeln  bei  irr- 

thümlicher   oder   unrichtiger  Veranlagung  und  Er* 

b  e  b  u  u  ^  von  Steuern.    Ii  c  c  1  a  ai  a  L  i  u  u  8  w  e  s  e  n. 

Fehlt  bei  Rau  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  ganz.  Scharfe  ErOnerong  tm 
Stein,  4.  A.  I,  587  ff.  vom  finanzrechtlichon  Standpnncte  aus.  Im  3.  Abschnitt 
seiner  „Steuerverwaltung*',  d.  h.  nach  der  „Stctjerverthcilung"  und  d-r  ,JStene^ 
erhebung'%  behandelt  Stein  hier  die  „S  te  u  er  rech  tb  pflege"  im  Zu^amfflenbaBg 
nnd  hier  in  drei  UntMnbschnitten  das  „Steuerklagerecht  und  seine  Grtindlage,  dss 
1in'-L'"rlirhe  Obligationenrecht",  dann  das  „Stenerbeschwerderecht"  (Schätz uiiir>b-> 
seil  werde  und  ihre  Grundsätze),  endüch  das  „Steuerstnirdcht".  In  diesen  rorueäiiciieA 
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Partie«n  erfolg  eiae  AnweodaQg  der  allgemeinea  Kate^orieen  des  vorfassuo^nftssigen 
T«nr«ltiiD0inchls  Mf  das  Gebiet  des  Steoenresem:  Im  Priacip  gsnx  Tichti|r«  ▼«ba 

man  Steinas  hier'aly  hrkannt  vorui-^zusetzende  AofTassang  dieser  Puncte  iu  seiner 
Srowen  Inneren  Verwaltungi»lehrä  als  im  Wesentlichen  zatrefiend  anerkennt,  «rie  ich 
es  thne,  und  in  der  Ansfuhrung  m.  £.  ebenfalls  im  Ganzen  richtig.  NameotUch 
ist  Stein  in  seiner  Beartheilang  der  dentschen  ond  Osterreichischen  Staner- 
recbtspflegß  rohl  durchaus  beizustimmen  nnd  die  zurückj^ebliebene  Enlwicklun?  ?n 
bedauern,  wonach  eä  zu  einer  Jtlaren  und  unbedingten  Anerkennung  der  Zulassung 
des  Bechtsvegs  oder  zur  Gew&hrang  eines  eigentlichen  Steoerklagerechts  vor 
den  ordentlicb'Mi  norichlshöfen  bi.^h  r  nur  in  beschränktem  Maasse  gekommen  ist  und 
vir  ia  der  Hauptsache  dqi  ein  iituuerbescb verderecht  an  Yervaltaogsbehördea 
besflsen  (s.  bosondeis  Stein.  4.  I,  540—545  :  5.  A.  II,  1,  468-495«  mit  der 
Vergleicbnng  der  Steaerrechtspflege  Englands,  Frankreichs.  Italiens,  Deutschlands, 
Oesterreichs,  und  mancherb-i  Antraben  der  älteren  und  neueren  Literatur).  Diese 
Dinge  hänfnen  aber  wieder  mit  den  allgemeineren  Fragen  Uber  das  Wesen  der  Fef' 
fassungsifiitssitrin  Verwaltung  ODd  Ober  TerfiUtniss  der  richterlichen  and  admini- 
strativen Thäti|<keit  überhaupt  zusammen,  vorauf  hier  nicht  n&her  eingegangen  Verden 
kann.  Vgl.  darüber  Schmitt,  diu  Grundlagen  der  Vorvaltangsrechtapflege  im  con- 
stttnttonel!  menarehiseben  Staate,  Scottgtirt  1978,  s.  B.  S.  82  £,  womit  idi  ilbereln- 
stimme. 

Für  meine  Behandlung  der  Puncte  im  Text  ist  der  Gharacter  meines  ganzen 
Werks  als  eines  nicht  fiuanzrechtlichen,  sondern  finanzvissenschaftlichen, 
velches  die  Fragen  als  ökonomisch -technische  Zveckm&ssigkeitsfragea  avCfasst,  ferner 
liier  in  der  „allgemeinen  Stcnerlehre"  die  Beschränkung  auf  eine  wesentlich  nur 
principielle  ErOrteniug  maa^iägebend ;  daher  die  Abveichnng  in  der  formellen  und 
materiellen  Bebandlong  von  Stein  aocb  hier,  auf  den  ich  midi  indessen  gerade  bier 
für  die  yervaltongsrochtlichc  Seite  ^prri 'II  bc/.iehe. 

Ueber  England  s.  Gneist,  euKÜsches  Vervaltoogsieebt,  2.  A.  II,  §.  ü2  und  63, 
Stenererbebiittgbiecbt  der  Onnd-,  Einkommensteuer,  assessed  taxes,  dann  für  ZOUe, 
Accise,  Stempel  und  Postregal  S.  780  ff.  Vocke,  britische  Steuern,  Anhang.  Oeber 
Fr  fi  n  Tf !  r b  die  Werke  tlbcr  Verwaltnnjrsrecht  und  die  betreffenden  Artikel  in 
Bluck  ö  üicüüiinairj  und  !Say'»  dictionnaire.  In  Kur/e  das  Bezügliche  in  Pradicr- 
Fodör6  s  pr  o.  de  droit  admiuistratif  (z.  Fi.  7.  ^.  1872),  so  für  S»  direcCeu  Steuern 
S.  'Hvo  Kl (1^ 'Bender  (nach  Stein,  4.  A.  S.  512  citirt):  A.  Cbaureau,  codo  d'in- 
structiou  admiuistratif,  3.  öd.  II,  jp.  128  tt'.  Meine  Ein.  III,  pasäim  bei  den  Steuer- 
gruppen,  besMiden  §.  181  (Redamationsvesen  bei  den  direeten  ][>tonem),  §.  212 
lEnreKistrement ,  Stempel).  Vig^nes,  traifc,  bei  den  Steuerkategorieen.  Beachtens- 
verthe  Verschiedenheiten  bei  direeten  und  anderen  Steuern  (Fin.  UI,  S.  427,  510, 
605).  VfL  auch  Gneist,  Rechtsstaat,  2.  A.  1879,  S.  184,  346.  Ueber  dentscbe, 
besondais  prenssische  Terb&ltnisse  Gneist,  ebendas.  S.  135  ff.,  220,  309,  derselbe 
Vervallungs- Justiz  n.  s.  v.  S.  321  ff..  ?.  Rönne,  prenssisches  Staatsrecht,  3.  A.  1, 
1.  Abib.  ü.  28ti.  4.  A.  I,  504  über  die  Zulässigkeit  dcä  Rechtswegs  iu  Bezug  auf 
Öffentliche  Steuern  ond  Abgaben.  Die  Beebtsnormen  im  Allgemeinen  Landrecht 
^'  78,  79,  Tit.  11,  Till.  II  und  Verordnung  vorn  l>n  December  1808.  §.  3b,  41: 
Ausäcbloss  des  Processes,  nur  Beschwerdeweg  in  Betreff  der  Veranlagung  nnd  Pr&- 
grafstion.  ErftSbonir  das  Becbtsvegs  in  gevissen  mien  nadi  Geeetz  rom  24.  Mal 
1861:  Klage  auf  Erstattung  des  Gezahlten  binnen  6  Monaten  gestattet,  weil  oin< 
zelne  Forderung  früher  getil^  oder  verjährt  sei;  dsg-l.  Klage,  venu  die  geforderte 
Abgabe  vermeintlich  keine  „öUeutliche  '.  hondern  auf  einem  aufgehobenen  Priratrechts- 
verh&ltuiss  beruhende  sei;  endlich  Klage  in  Fällen  der  Stempelsteuern,  auch  binnen 
6  Monaten.  Die  neueste  preushische  Gesetzgebung  über  Selbstvervaltung  hat  auch 
VerbAJtnisse  der  Beclamationen  in  Steoersachen  bertlhrt,  indem  die  Kreisausschüsse 
in  Betreff  der  fiinkcbltznnfren  der  Kreis-  nnd  Gemeindesteoem  bier  als  Beclaniations- 
Instanzen  funnriren  (vgl.  prenssisches  fiesetz  vom  26.  Juli  ISTt'i,  §.  65>.  Viele  ein- 
zelne bteuergesetze  in  Preossen  und  in  den  anderen  deutschen  Staaten  treffen  gleich- 
zeitig Bestimmungen  über  die  Reclamatiooen  in  Betreff  der  Veranlagung,  voltt 
bei  den  direeten  Steuern  öfters  Commission en  der  LocalkOrper  oder  der  Steuer- 
pflichtigen die  untere  Instanz  sind,  mit  Recurs  an  die  bAlierc  StHatsht^hTirde  oder 
Gommission,  e?entuell  schliesslich  an  das  Finauzministeriuin.  Uinüichtlich  der  Ki- 
bebnng  findet  sieb  melstsiM  nu  der  Bescbirerdevef  an  b«bere  Tervaltnngs- 

60  • 


Digitized  by  Google 


778     B.  Allgein.  Stcucrlebre.  5.  K.  Yervalt.  2.  H.-A.  2.     Erhebuog.  §.  334. 335. 

b«hörden  mid  gewOhnlldi  die  letzte  üntsclieidDDg  ebeniUls  bdn  FlnaniwifaiBterim 
Hier  w&re  wenigstens  nach  Darcblaufnng  der  Recarsinstanzen  eine  letzte  Appellatioi 
an  den  obersten  Verwaltungsgericbtsbof  zu  erstreben,  wie  sie  in  (»»Österreich  zugr- 
lasseo  ist.  Die  deutschen,  bc/..  preassischen  bezQglicben  BebtioiUiüageQ  betroffen  za- 
ttiehet  die  Staatssteuern,  »iüd  aber  dann  meist  auf  Gemeinde-,  andere  S«lbst- 
rerveltongi-,  «och  Kirchen-,  SchnUbgibeo  aiufgedehnt  worden  (r.  Bftaae,  4.  Aul 
I.  507). 

Bei  den  grossen  Schwierigkeiten  und  der  Verwickeltheit  tier  ' 
Bestenerung  sind  IrrtbUmer  und  Um  ii  litigkeiten  in  der  Veran-  | 
la^rnnjT,  Vorschreibung  nnd  Erhebnng  der  Steuern  niemals  ganz  zn 
vermeiden.  Deshalb  muss  dagegen  eine  Remedur  eintreten, 
welche  in  der  Gewährung  ciiicH  Keclamationsrechts,  und 
zwar  in  Form  eines  Beschwerderechts  und  eines  Klage- 
reehts,  an  den  wirklieb  oder  vermeintlich  Benacbtheiligten,  in  der 
Anordnung  eines  Verfahrens  zur  richtigen  Entscheidung 
der  Recl amationen  und  im  Falle  der  überhaupt  irrthtimlicb 
oder  unrichtig  erfolgten  Erhebung  einer  Steuer  in  der  RUck- 
erstattnnc;  (Restitotion)  dee  nDrichtig  oder  zn  viel  BesablteD 
besteht. 

« 

Das  Rechmationsrecht  wegen  behaupteter  Ren  a  c h  theilign ng  des  Rpchmantt-ji 
ist  der  meist  alleiu  practische  Fall,  der  öfters  in  dea  tiesetzeu  auch  alleio  erwätut 
wird.  Doch  mwa  In  Prlncfp  «neli  eine  Beclamatioii  bei  sti  gHiietiger  BeluksdlaD; 
Seitens  eines  Stcuerpfiicbtigen  möglich  sein,  was  nach  dem  Wortlaut  miraotcr 
zweifelhaft  ist  —  Dnter  „Reclamationsrecht"  Terstebt  man  gewObnlicb  das  Be- 
schwerderecht in  Steuerveranlagungs-  und  Erhebungssacben  aUeiü,  den  ! 
practischen  Verhältnissen  entsprechend.  Im  weiteres  Sinii  Ikaiio  aber  «aek  1 
Klage  recht  mit  darunter  begriffen  werden.  ; 

£ifle  fiUckerstattung  entölt  nattlrlicb,  wenn  schon  vor  der  Zählung  eine  aiat- 
Uohe  Berichtigung  eingetreten  ist.  Aber  im  Interesse  der  Ordnung  der  Ffnaaiea  and 
sp'^'  f  •!!  des  Erhebungsdienstb  besteht  mit  Recht  wühl  ansdrücklicb  die  Bestimroun?. 
dass  auch  im  Falle  imhumiicher  oder  unrichtiger  Vorschreibung  und  bereite  erhobener 
BecUuDfttion  die  Verpfliehtung  zur  ZMiiang  aiebt  aafgese hoben  wird«  die  Tor* 
Schreibung  also  alle  rechtlichen  Wirkung^en  wie  sonst  hat.  (So  z.  R.  im  prcussiscbeB 
Recht,  Gwetz  ?om  1.  Hai  1851,  §.  3t)  über  Cla&sen-  und  Einkommensteuer.) 

Das  Einzelne  gestaltet  sich  aus  inneren,  im  Wesen  der  be- 
treffeaden  Steuer  liegenden  Orttoden  wieder  etwas  verschieden  naeh 
Stenerarten  and  einzeUien  Stenern.  Das  Stenerrecht  der  einzeinen 
Länder  zeigt  aber  ansserdem  niebt  nnr  in  den  Details,  sonders 
aneb  nach  dem  ganzen  Gbaracter  seines  aUgemeinen  nnd  seinM 
Stenenrerwaltnngsreehts  principielle  VersobiedenbeiteD,  welcbe  auf 
einer  Terscbiedenen  Reohtaaneebannng  Uber  Beatenerong  bembeo. 
Es  ändert  sieh  daher  in  Verbindung  mit  Aendernngen  der  lett-  I 
teren.  Mit  einer  gewissen  Folgerichtigkeit  ist  es  anders  oder  strebt 
es  anders  zn  werden  in  der  „staatsbttrgeiiichen  Periode'^  in  dar 
eonstittttioneli-monarehiscben  Verfassungsform  als  in  der  absols- 
tistiscben  Zeit  Der  in  dieser  Hinsicht  wichtigste  Punet  ist:  ob 
und  wie  weit  ein  förmliches  Klagerecht  vor  OeriehtshOfes 
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(den  ordentlichen  btirgerlichen  oder  wenigstens  besonderen  Vcr- 
waltungsgerichtshöfen)  oder  nnr  ein  Beschwerderecht  vor  Ver- 
waltungsbehörden, Reclamationscommissioneu  u.  s.  w.  zugelassen 
wird,  wie  sich  femer  im  ersteren  Falle  Beschwerde-  und  Klagerecht 
zu  einander  verhalten. 

Hier,  wo  sich  nicht  um  dip  Darstellanp  positiven  Finanzrechts,  sondern  am 
die  lediglich  priaci|iiulie  Krörteruai;  «ier  ia  daa  Verhaltui«i>äQ  der  iDodcrneu  Cultur- 
fölker  m  der  «oitaatübur^erlielwii  Periode**  zv«ckflii8tigttttn  Einrichtung  oder  um  das 
,.\VUnsrheiiswer(ho"  in  Beziic*  auf  die  an^ej^phenen  Ptincte  handelt,  ist  auf  diese 
schwiehgeo  und  in  der  Verwaltang8re<;hti$iehre  a«ibst  controrerseo  Yerbältoiaae  nur 
znt  Bezelchiiiiiif  das  za  enlrebendeB  Zfeb  (de  lege  ferenda)  and  nur  in  Kttne  eioza» 
gehen.  S.  Stein,  V«rwaltanß:srerht  I,  1.  A..  S.  50  fT..  62  ff.,  J05  ff.,  dem  ich  wich 
in  den  Friocipienfuucten  völlig  anachlietwe:  Putieen  ron  masterhafter  Klarheit  und 
logischer  Sohirfe.  Seine  Fln.  4.  A.  I,  SSTff.,  9.  A.  II,  1,  468  ff. 

335.  a)  Nothwendigkeit  und  principielle  Be- 
rechtigung^ eines  Klag'crechts  in  Steuersachen  neben 
dem  Beschwerderecht  im  ßeclamationsrecht  L  w.  S. 

Die  Beatenernng  beruht  In  der  ataatibttj^rlioheii  Periode  fast 
aiusebliesBlieh  aef  geeetslicheni  Recht,  nicht  mehr,  wie  früher 
▼ielfiMhy  auf  Gewohnbeitsredit  oder  Herkommen.  Dadarcb 
wird  die  hier  vorliegende  Aufgabe,  weil  die  Entsebeidnng,  wae 
auch  im  concreten  Falle  „R^hteoB"  eei,  erleichtert  Das  Gesetz 
ist  nnn  der  Boden,  anf  welchem  die  Streitfragen  Uber  Rechte  und 
Pflichten  des  Steoerpflicbtigen  aoszntragen  sind.  Das  Gesetz 
allein  bildet  gegen  den  Pflichtigen  „Recht'*  und  bestimmt  die 
VerpfiichtungeD ,  welche  ihm  „rechtmässig"  auterlegt  werden 
dürfen.  Das  Gesetz  allein  bildet  aber  nicht  minder  für  ihn 
Recht",  bezeichnet  die  CTi  en  ze  seiner  \  erpilichiuugen,  Über 
welche  hinaas  ihm  „Unrecht"  geschieht,  dem  er  sich  eventuell 
nnr  durch  Zwang  der  Verwaltung  a:enfithigt  fügt.  In  allen  Staaten, 
wo  nun  zwischen  „Gesetz''  und  „  V  e  r  o  r  d  n  u  n  g ein  nicht 
mehr  bloss  formaler,  sondern  ein  principicller  Unterschied  sta- 
tuirt  wird,  daher  freilich  in  der  Monarchie  eist  mit  dem  Uebergang 
znr  eonstitationell-monarchischen  Form,  kann  es  nicht  wohl 
einem  Zweifei  nnterliegen,  dass  auch  für  den  Einzelnen 
doroh  die  Verwaltung  als  solche  rechtliche  Verpflicht- 
n  ngen  zar  Stenerzahlung  an  und  für  sich,  wenigstens  in  der  Regel, 
d.  h.  von  gesetzlich  znlMssigen  Nothverordnnngen  n.  dgL  abgesehen, 
selbstftndtg  Überhaupt  nicht,  sondern  nnr  in  Ansftthrnng 
der  gesetzlich  bestimmten  Verpflichtnng,  daher  anf 
Grund  und  innerhalb  der  letzteren,  begründet  werden  können. 

Aus  diesen  Verhältnissen  folgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  dem 
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Einzelnen y  welcher  wirklich  oder  vermeiotlich  gesetzwidrig  be* 
steuert  zn  werden  droht  oder  so  beetenert  worden  ist,  im  Prin 
cip  der  Rechtsweg  in  Steuersachen  zugüDglich  sein  and 
ein  Klager eeht  vor  (genügend  unabhängigen)  GeriohtahOfes 
«ngeritaimt  werden  moss. 

Für  die  Geltendmacliitng  desselben  sind  im  Princip  in  Stener- 
saeben  dieselben  Voranssetsangen  sn  maehen  wie  in  anderen 
administrativen  Angelegenheiten.   Mit  Rtteksieht  anf  die  grossen 
teebniseben  Sehwierigkeiten,  welehen  die  Verwaltung  bei  der  Voll- 
siebnng  der  Besteaerun^;  begegnet  ond  anf  die  in  dieser  Voll-  ; 
Ziehung  wahrgenommenen  Offenüieben  Interessen,  welebe  bei  aller  | 
Besteuerung  in  Frage  stehen,  darf  aber  hier  vollends  das  Recht  > 
zur  Beschreitung  des  Rechtswegs  von  dem  Nachweis  abhängig  | 
gemacht  werden,   nicht  nur,   wie  überhaupt   im  administrativen 
Process  vorauszusetzen  ist,  dass  der  gesetzwidrigen  V'erpflicht-  j 
ung,  eventncil  unter  Protest,  nachgekommen  oder  Erfüllung  der 
Verpflicbtuiig  von  der  Verwaltung  (im  Executionswegc  a.  s.  w.)  j 
erzwuugeu  sei,  sondern  datss  auch  alle  Beschwerden  an  die  ^ 
Verwaltungsbehörden  im  vorgeschriebenen  Instanzenzu^e  bereits  | 
erfolgt  und  oline  den  gewünschten  Ausgang  geblieben  seien. 

Die  Ordnung  des  Beschwerderechts  in  btenersacbei]  | 
bleibt  also  auch  bei  der  an  verlangenden  Gewährung  eines  admi-  ^ 
nistrativen  Klagereehts  von  grösster  praetiseber  Bedentong. 

Sie  iiJö^  80  erfolgoo,  dass  auf  diesem  Wege  möglichst  sicher  und  ra?cl 
irrthumer  and  Uorichtigkeiten  der  Besteuerung  beseitigt  werden,  damit  es  in  der 
Regel  gar  nicht  zum  Beschreiten  des  Wegs  der  Klage  konme.  Bei  dem  Beschwerde 
recht  bandelt  68  dch  hier,  wie  auch  sonst  im  Verwaltongareeht.  darum,  die  rolle  < 
Debereinstimmnue  zwisclieu  dem  Gesetz  nach  seinem  Sinne  und  (leist  einei^  und 
den  Verurdu  ungun  der  Steuenrerwaltung.  als  dem  Ürgau  der  roU^ehendea  Geralt 
•adeiMits,  ferner  zwischen  den  Verordnungen  der  verschiedenen  über-  viid  ouier' 
georiifit'»i'n  Beliörden  untereinander,  endlich  zwischen  diesen  VerordnTiDcr»  ii  nnd  den 
Handlungen  der  unmittelbaren  Executirorgaoe  zu  rerbtirgen,  bez.  wieder  herbei- 

Es  kann  dann  Im  Besehwerderecht  (mit  Stein)  ancb  hier  noeb 
weiter  die  .^eigentliobe  Beschwerde"  nnd  das  „Gesach*' 
unterschieden  werden. 

Jene,  wenn  Verordnungen  oder  HAiidiungcu  der  Organe  der  Verwaltung  muth- 
naasslich  auf  unrichtiger  oder  irrthUmlicher  Auffassung  je  nachdea 
des  Gesetzes,  der  Verorduunf^  der  höheren  Behörde,  des  wahren  Wiüi  t  s  1?r  entschei- 
denden Organe  der  roUiiehenden  Gewalt  beruhen;  das  Gesuch,  wenn  zwar  Anord* 
BQDg  nnd  Handloog  des  TefvaltnugsorguB  ricliHg,  aber  dia  Folgen  aDtliatMdiiik 
andere,  als  die  Toranggeaehenen,  sind,  wm  x.  B.  bei  gewteea  iodinctea  SteneiB  leUlt 
forkommen  kann. 

§.  336.  —  b)  Arten  der  Heelamation,  Yeranlagaugs* 
nod  Erbebnngs-Beclamationen. 


« 
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So  1888t  8ich  inBesiig  anf  den  Be8 teuer angsaet,  welchen 
die  Beclamation  siini  Gegenstand  hat^  nnteracbeiden. 

Beide  Bed—MtHonea  können  nothwendig  nnd  nanen  deshalb  znltaig  sein,  die 
zweite  um  so  mehr,  wenn  ilic  Anstellung  der  ersten  für  die  Entrichtan^  der  Steuer 
keine  ao^ichiebende  Wirkujig  hat.  Hei  beiden,  nicht  bloss  bei  der  zveiteu,  iSsst  sich 
ein  Klefereeht  neben  oder  nach  dem  Besehwerdereelit  Terbngen.  AW  bei  der  Ter- 

anlafrungsreclamation  kann  und  darf  auch  der  Spielraum  für  das  Klagerecbt  ohno 
Bedenken  enger  gefasst  werden.  Woitero  Unterscheidungen  ergeben  sich  wieder 
nach  den  Steuer gattuügea  und  nach  dem  ganzen  Verfahren  bei  der  Ver- 
nnlagung. 

a)  Die  Veranlagnngereolamation. 

fiel  der  Veranlagung,  naeh  weleber  aledann  die  Steuer- 
vorsehreibnng  erfolgt  ond  die  Steuer  beim  Stenerenbjeot  aar 
Erbebnng  Icommt,  bandelt  ee  eieb  nm  die  Thateacben,  welehe 
gesetzlieb  fttr  die  Besteuerung  eines  Objects  und  Subjeets  ttber- 
Iiaupt  und  ftlr  die  Höhe  der  öteuerschuldigkeit  maasRgebend  sind, 
daher  um  die  ria^en,  ob  eine  von  der  Behörde  angenommene 
Steuerpfliebt  und  ob  sie  in  der  angenommenen  Weise  (was 
Höhe,  Zeitpunet,  Art  der  BeBtewerung  betrifft)  besteht.  Bei  der 
Ermittlung-  jener  Thataachen  können  zu  Ungunsten  des  steuer- 
pflichtigen Irrthünier  und  Unrichtigkeiten  unterlaufen.  Zu  der  Be- 
seitigung dieser  letzteren  soU  das  ßeclamationsveriahren  die  Mög- 
lichkeit gewähren. 

Bei  denjenigen  Steuern,  wo  nun  bloss  doreb  ein  amtliebes, 
eventuell  unter  der  Mitwirkung  von  Steuercommissionen  aus  der 
BeTttikerong  stattfindendes  Verfahren,  jene  Tbatsacben  ermittelt 
werden,  wie  meistens  bei  den  Innern  indirecten  Verbrauchssteuern, 
den  Ertragssteuem,  mitunter  auch  den  Einkommensteuern  (Olassen- 
Steuer),  den  Verkehrs-,  Erbsebaftssteuem,  muss  sieb  die  Beclamation 
auf  das  Verlangen  einer  Berichtigung  der  hierbei  vermeint- 
lich Torgefallenen  IrrthUmer  und  Unrichtigkeiten  erstrecken. 

DazD  dient  regelmässig  zunächst  die  Beschwerde  an  die  Behörde  oder  Com- 
ninion,  veielie  die  Tbatsachoi  fealsteUte  (^Benonstration");  sodann  die  Be- 
schwerde an  eine  höhere  Instanz,  eine  ?orgeset/te  Beli'^rde  oder  eine  höhere 
Steuercommisfiion  („förmliche  Boclamation")  —  so  wud  zwischen  Remonstration 
nnd  Beolamation  in  pienssisohen  Einkonunemleverredit  nnteneldedea.  — >  Die  B<diOide 
entscheidet  hier  entweder  end(:fihig,  soweit  es  sich  um  den  Beschwerdeweg  (im 
Unterschied  vom  Klage-  oder  Kecbtsweg)  handelt,  oder  unter  Vorbehalt  eines  letzten 
Becnrses  en  eine  oberste  Behörde  (Finanzminieteriam)  oder  Lendes-Steaercom- 
mlssiooun  u.  dgl.  Der  Reclamant  hat  hier  den  Beweis  fur  die  Richtigkeit  seiner  Reela- 
mation  in  der  von  der  Natur  der  einzelnen  Steuer  und  des  concreten  Falls  gebotenen 
Art  und  nach  den  demgemäsaeu  näheren  Vors>chrifteu  de»  üe&etze»  äelb&t  oder  der  in 
richtiger  Competeu  erlaseenen  Verordnung  der  Behörde  za  fahren. 

Wo  es  s'.<  h .  wie  gewöhnlich  bei  den  Ertragsstenern,  hie  und  da  übrigens 
auch  bei  Verbrauchä6teuera  (z.  B.  bei  der  Werthbesteueruug  oder  bei  Sorten-  und 
QoalilitiMeiierfllBiett,  wenn  ee  an  sicheren  Haesamethoden  ond  llaasrinstramenten 
fehlt  [Branntwein,  Zucker,  Tabak,  Wein]),  bei  Besitzwechaelabgaben  u.  dgl.  m.  nach 
dem  Werth  (inunobiilen),  um  Sch&tZQAgen  ren  Objeoten  handelt,  —  ron  Weithen, 
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Ertr&pen,  Ertrapsfähitrk'-itrn,  z.  R.  beim  Boden.  Arten,  Sorten,  Qualitäten  n.  g.  tr,  1 
der  Objecto  — ,  d»  wird  gewöhnlich  durch  SacbTerst&ndigc  der  Beweis  f ui  bb4  i 
ge^n  die  Richtigkeit  dar  Uitltlciiliolieii  ErmittliuigeD  gefOlot  wtudw  vOmtm.  Br  1 
den  Einkommen-  und  Vermögeüssteoern  wird  der  Bcw^cis  durch  Vorlegone 
der  Gescb&ftsbucher,  durch  eidesstattliche  YersicheruDgon,  durch  Unheil  voa  Schiedv 
richtem  zu  führen  sein.    (Aebnüch  ttbor  die  Beweismittel  bei  der  Ji>ch&tau>fi- 
beschwerdo"  Stein,  4.  A.  I,  544.    Er  will  Bcschwerdeii,  welche  Aicht  Bit  Benra» 
mittein  Teiuhen  tind,  gleich  abgewieseo  haboD*) 

Bei  Stenero,  illr  welche  Declarationen  der  Pflichtigea  vor- 
geechrieben  sindy  wie  mitunter  bei  eiDselneii  Ertragssteoero  (Leib- 
KioBstener  a.  dgl.),  bei  Einltommeii',  VermOgetu^i  bei  manchen  Ver- 
kehraetenern,  regelmässig  bei  Erbschaftsstenemi  bei  Zdllen,  Thor 
steuern,  ist  «war  eine  amtliche  Prttfang  dieser  DeclarationeD  ge- 
boten nnd  kann  nach  dem  Ergebnise  dieser  Prttfong  dann  erat  die 
Veranlagnng  stattfinden.  Aber  dem  Steuerpflichtigen  wird  ein  Re- 
clamatioiiM  LH  hl  auch  hier  zu  geben  sein,  das  sich  dann  auf  deo  i 
Nachweiä  der  Richtigkeit  der  Declaration  zu  er- 
strecken hat. 

Die  zu  fordernden,  i^esetzlich  oder  im  Verordnungswege  vorzuschreibenden  Be- 
weitsmittei  bind  dieselben,  wie  in  den  FällttO  der  vorgenannten,  einseitig  amtlich  reranlagtea 
Btenern.  EiaielBes  richtet  ridi  wieder  nach  der  Art  der  Steuer.  Bei  den  Zwaa 
kann  z.  B.  die  Anwendung;  ?  ini^r  Tarifposition  auf  eine  bestimmte»  ab  die  und  di* 
Waaro,  Sorte  de&arirte  Waare,  der  declarirto  Unprung.  Wenb  einer  Vaere  be!>trittea 
weiden,  w«  iteb  dem  eine  Enlidiekiuiig  durch  ein  imnbh&ngiges  SeAfent&ndigea' 
ooUegiom  empfehlen  kann. 

Nothwendig  ist  hier  überall  eine  angemessene  Zeitfrist 

fUr  die  Einbringung  der  Reclamation :  eine  nicht  zu  lange  im 
l'iMaiiismlei'C6be,  eiue  uichl  gar  zu  kurze  im  Interesse  dta  Steaer- 
pliichtigen. 

Ferner  ist  weuigsteos  bei  solchen  Steuern,  deren  baldige 
Erhebung  im  Interesse  der  Finanzwirtbscbaft  erforderlich  ist,  da 
her  bei  den  Verhrancbs-,  den  Einkommen-  und  denjenigen  Ertrs^rs- 
steuern,  deren  Ginndlagen  in  kurzen  Pniodeu,  etwa  jUbrliih, 
regelmässig  erncueit  werden  (wie  miltniter  die  Gebäude-,  die  (re- 
werbe-,  die  Lcihziussteuern)  der  oben  schon  gebilligte  Grondsats 
in  das  Steuerrecht  aufzunehmen,  dass  die  Reclamation  die 
ZahlnngSTerpfiicbtnng  nicht  anfschiebt 

Anders  ließt  die  Sache  bei  aolcben  Steuern,  ftlr  welche  anf  Hagere  Zeit 
hinaus  durcii  umf;w»eude  Katastemperationen  die  Grundlaijcn  E^escbaffen  werden,  »i^ 
Dameoilich  meistens  bei  den  Urundsteuem,  mitunter  auch  bei  anderen  Enragssteaent 
(Geblade).  Hier  kann  wohl  der  Abachlaa«  d«  Venuibgimg  nnd  da«  Beeht  d«r 
Erhebung:  I  r  '^t  ri  r  von  der  fonHugehenden  Erledignag  der  Bedaamtionea  ab» 

hftngig  gemacht  werden. 

in  allen  diesen  Fällen  pflegt  nnni  mit  Ausnahmen  wie  bei 
Stempel,  nach  dem  dentachen  Stenenecfat  nur  die  Beseh werde, 
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Dicht  die  Klage  znllUwig  sn  sein,  Bchon  bei  Fonnfebleni,  vollends 
hmsiebtlieh  des  Ergebnisses  der  VeranlagoDg  fttr  ein  einzelnes 
Steaerobjeol  und  Subjeet.  Es  war  dies  bisher  in  unserer  gesehiebt- 
lichen  Entwicklung  begrttndet  und  hat  aueb  seine  beaebtenswertben 
aacblicben,  in  der  Technik  der  BesteneruDg  liegenden  Gründe. 
Dennoch  hat  der  unbedingte  Ansscblnss  des  Rechtswegs 
anch  hier  erbebliehe  Bedenken. 

Anders  Stein,  4.  ^  I,  ö41,  der  far  die  rou  ihm  sogenaonto  , judirecte  Steaer- 
feitbeihiog^  dardi  das  SobllniiifsrerfUireA  io  B«lreil  des  Ergeltiiisses  dl«Mr 

Verthcilung  die  Klage  aDs^c}iIius>t  und  nur  die  Beadiwerde  inlltast.  In  Betraif  der 
Form  des  Verfahrens  statuirt  auch  er  <\it'  KlA'^f. 

Die  enUcbcideode  Yenraltaogsiiistaoz  artbeilt  doch  eigentlich  in  eigener  Sache. 
Die  SteMfOMDBiBsiQMii,  selbet  die  httehsten,  den  toeelen  und  den  äonderintereflien 

ferner  btehcaden  geben  noch  nicht  imnmr  hinl5ni;lichc  Rilrgfsrhaft  für  oljjoctive  Ent- 
scheidung. Wenn  man  die  vorbin  genannten  Boweiunittel,  wie  es  unrermuidlicb  ist, 
fordert  und  die  Beeebieitung  des  RecbUiweg^  ?on  der  Toraasgehenden  Zarucklegung 
des  Beschwerdewegs  abhängig  macht,  auch  den  rerliorenden  Beclamantcn,  wie  billig, 
die  Procosskosten  tragen  lässt.  so  ist  nicht  wohl  einzusehen,  w«mm  man  den  Rechts- 
weg (auch  iü  BcireÜ  dcä  Ergebnisacü)  au±^hlicsst,  —  vollends  bei  Steuern,  welche 
vie  die  Grundsteuern  n«  s.  w.  for  lange  Perioden  veranlagt  werden ,  also  mit  einer 
dancrnden  OeberlMtittg  eines  Stenerobjecto*  selbst  mit  einer  lUpitohrertheinbiisse 
drohen. 

Besonders  wichtig  wird  die  Eröü'nunK  des  Eccbtswegs  bei  der  Veranlagungs- 
Tedamation  in  Angelegenheiten  solcher  Steuern,  welche  sich  an  mehr  oder  weniger 
veiwick  "Itf^  Verh&itnisse  und  Geschäfte  des  Privati^eehts  anknüpfen,  daher 
bei  den  V  crkehrssteaem  auf  Rechtsgeschäfte,  den  in  Form  rou  Stempel- 
und  Eegistembgaben  erbeben«!  Gebabren  «nd  Steuern,  bei  den  Bttrsensteaem, 
Erbschaftssteuern  o.  s.  w.  Hier  bietet  nur  dio  richterliche  Entscheidung,  mög- 
lichst der  ordentlichen  (Civil)gericbto ,  volle  Barschaft  fOr  die  dem  tiesetz  streng 
entspreebende  Veranlagung  von  Objecten  nnd  SnQecten  xvr  Steuer. 

Bei  ZölifB,  inneren  indirccten  Verbrau chssteaem,  directen  Sieaem 
ist  (h'T  Ausschluss  des  Elagcrccht^  bei  ordentlicher  Gestaltnnp  des  Beschwerderechts 
wobl  weniger  bedenlüich,  aber  doch  auch  nicht  unbedenklich  and  kaum  allgemein 
Bodivendig.  Kamenttich  das  .,0b?*  der  Steverfifliebt  Hesse  sfcb  doch  der  geriebt- 
Heben  Eiitscheidnnp  unterstellen,  da  es  auf  klarer  Gesetzebbest immnnj^  beruhen  muss 
and  die  FiUle  hier  meist  einfacher  als  hinsichtlich  des  „Wie  hoch  V  *  der  Stouerpflicht 
liegen  werden.  8.  ftlr  die  Unterscheidung  nach  Steuerarlcn  die  bcmcrkenswerthen 
frusOsiscbdn  BesttnunnDgen  (in  Bln.  UI,  a.  a.  O.). 

ß)  Die  8 1  e  u  e  r  e  r  b  c  b  u  n  g  s  -  Ii  e  c  1  a  III  a  t  i  0  n. 

Ihre  Ordnnng  bietet  weniger  Schwiei  i;;keiten ,  wenn  die  Ver- 
anlagungsreclamation  zweckmäöbig  geregelt  ist.  Es  ditlit  sirh 
nenilich  alsdann  hei  ihr  um  die  einfacberen  Fragen  in  Hetretl  der 
Steaerscbuldigkeit  eines  bestimmten  bubjects,  in  bestimm- 
ter Zeit|  am  bestimmten  Ort,  aus  bestimmtem  Recbts- 
g  ran  de,  nach  der  Behaoptang  des  RccIamanteDy  dass,  nnbescbadet 
der  Richtigkeit  der  nrsprUngiieben  Veranlagnngy  wegen  in- 
Bwisehen  eingetretener  Veränderung  der  thatsäeb- 
liehen  Verhftltnisse  seine  Stenerpflicht  aaob  ohne  weitere 
Zabhugsleistnng  erloschen  oder  ?ermindert  sei« 
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Jemand  bobaoptet  z.  B.  zm  geforderten  Entrichtoof  einer  Steoersumme  lick 

rßfpflichtet  zu  sein,  weil  rr  nirht  mehr  Eipeiithümer  dos  stenerpfiichti^en  Objocts  *ti 
oder  veil  er  aiu  einem  persönlichen  Titel,  z.  B.  als  Aosläuder,  nicht  aekr 
atenerpflichtig  lei,  oder  wäl  er  oder  efai  uderer  for  ihn  die  ZnUuf  «elioii  g^eisM 

habe,  oder  weil  das  steuerpflichtige  Object  iu^.wischen  unterfiteg'ariirfu ,  Jas  in 
Veranlagung  angenommene  Einkommen  nicht  oder  nicht  in  die&er  Eöhe  eraeit  aa 
0.  dgl.  n. 

Hier  handelt  es  sieh  rnn  die  objeetive  FeetsteUnn^  einfaeber 

Thateachen  oder  bestimmter  reiner  Rechtsfragen.  In  beiden  Fällen 
kann  es  zwar  auch  hier  steuertecbnisch  und  titeufradministratiT 
zweckmässig  sein,  zunächst  die  Beschreitung  des  J3esch\verdewegs 
vorzuschreiben,  aber  voUeods  hier  ist  kein  Grand  tür  den  Aus- 
schluss des  Rechtswegs  zu  ersehen,  der  8cliliej.8lich  doch  die  beste 
Btirgschaft  für  eine  Erledigung  aller  Fälle  streng  nach  dem  Gesetz 
gewährt.  F.in  nicht  zu  langer  Fristenlauf  für  die  Anstellung 
der  Hes('h\M>i'de  und  Klage  iat  nur  wiederum  im  Interefise  der 
Finanz  Verwaltung  geboten. 

Bezieht  sich  die  Reclamation  aiif  bereits  entrichtete 
Steuern  und  deren  RUckerstattung,  so  wtlrde  im  Prinoip  waU 
die  Forderung  von  Zinsen  vom  Zeitpnnete  der  Entricbtoi^  «a 
dem  anriehtig  Besteuerten  zuzugestehen  sem:  das  Gorrelat  ven 
Verzagszmsen  des  Fiscus  Itlr  Stenerrttckst&nde. 

Steiü  (4.  A.  I.  540)  findicirt  für  Vertheilung  und  Erhebung  der  Steuer  dcs 
Üharacter  eines  büi|^erlicben  Hechtsverhültni^es  ond  construirt  ans  der  Yertheiliuii 
der  Steuer  die  Oblifation  des  Bemeiierteii  lor  Zahlung  de«  Stesarbetrags,  ve 
dann  im  ^  rgediohen  ObUgatloiienrecht  die  OraadUfe  des  StanaiUaganchti  ge> 
fanden  vird. 


S.  Abtohniti 

Die  Bteaereontrolen. 

§.  337.  Vorbemerkungen. 

Aocb  dieser  wichtige  Gegenstand  ist  in  der  Finanzwi^nticbatt  noch  wenig  fou 
eineD  allgenieinen  zasammeDfastteodea  Staadpiiocto  aas  behaadelt  woidea.    b  der 

allgemeinen  Steiicrlehre  wird  er  bisher  gar  nicht  erörtert,  kaum  erwähnt,  so  bfi 
Rau,  soRar  bei  Stein  nicht  Manches  hängt  allerdings  mit  anderen  Einricbtnogea 
ond  VerbEltolseen  der  Slenerrenraltuog  eng  sosamnen,  besooderi  mit  der  Veranlagiiog 
und  Erhcbuiij^  der  Steuern,  so  dass  es  ])assend  dabei  mit  erwähnt  wird,  so  aocii 
in  den  beiden  letzten  Abschnitten,  auf  welche  ich  mich  daher  zur  Ergänzung  dei 
folgenden  Abschnitts  hier  ausdrücklich  mitbcziebe.  Aber  eine  besondere  zasammeB« 
fassende  Darstellung  imd  ptincipielle  ErOrtoiung  wenigstens  der  typischen  Grundzai:« 
alles  Stouercnntrolwespns ,  wie  sie  im  Folgenden  stattfindet,  ist  doch  daneben  unent- 
behrlich. Die  lichandluug  bloiiser  Einzelheiten  in  der  speciellen  Stcuerlehre  reicht 
nicht  auf.  Das  Controlwesen  gehört  ZDm  „formellen**  Steoerreeht,  ttber  dessea 
ausserordcntliobe  Bedeutun}?  man  sich  aus  jrAcm  neueren  Gesetz  über  eine  vicb- 
tigere  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuer  (TabakbcbteueruDg,  Branntwein-,  Zuckef- 
besteaerangl)  eines  Gnltorsieats  nnterrlchtea  bann.  Hit  feilem  Beobt  sagt  SchlfCle 
in  ticinen  Aufsäti^en  Ergebnisse  der  deutschen  Tabaksteuerenqnfite'' :  „auch  deffi 
formellen  Tabaksteuerrecbt,  d.  h.  den  Maa^sregeln  der  GofäUserbebuog  und  GeAli»- 
tlebening,  wird  mit  gutem  Grunde  höhere  Bedeutung  zugemessen,  als  ihr  in  dtt 
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tbeorotischea  Darstelluagen  der  FuuuuvisseQscb&ft  beigel^  zu  wordou  pHogt"  (Tab. 
ZUwbr.  1870,  S.  M8). 

Bei  dieser  Sachlage  kann  flir  den  folgenden  Abschnitt  nur  auf  die  speciello 
Steoeriehre  in  den  Lehrbüchern  aod  Sytttemoji  verwieseu  werden,  besonders  auf 
Kau  II  und  Stein  II,  ScbOnberg's  Handbach  III,  in  diesem  Finanzwerke  B.  III, 
namentlich  wieder  auf  die  DanlellQnf^  der  französischen  Besteuerung,  wo  die  in- 
directen  inneren  Vcrbrauchssteuem,  £nr«gistreaeDt  und  Stempel  fiel  j^geathOinlicliee 
und  allgemein  Lehrreich«!  bieten. 

Yen  den  allgemeineren  Behandlongen  des  Gontrolweeens  eliid  Mch  bier  die- 
jenigen T.  Ho  et 's  in  seinen  öffentlichen  Abrrvben  herforzuheben :  wiederum  in  pr&g- 
uaDtflster  Kftrze  ganz  vortreffliche  ErOrterungea,  an  die  ich  mich  in  diesem 
Äbflclmilte  mebmch  genau,  in  einigen  Pnnclen  wöraich  oder  fart  vOrdicli,  gehalten 
habe  (s.  daselbst  b«H>nders  §.  10,  S.  49  ff.,  auch  §.  8  und  9).  Zor  Ergänzung  fOr 
das  Detail  dienen  manche  Ausfühning-en  in  Hoclt's  FÜiMiMa  FrankreidtSflind  AmeciCM. 
Manche»  auch  iu  bchäffle's  iStouerpolitik 

Idirreich  auch  für  ein«  Uber  den  Rahmen  des  Folgenden  hinausgehende 
allgemeine  I.chro  TOn  den  Steuercontrolen",  sind  die  reichen  Materialien  in  der 
deuti^chen  Tabaksteuerenqn£te.  Vgl.  darüber  auch  den  Abschnitt  „äicherungsmittel 
des  Tabakgeffelles*'  in  dem  genannten  Anftstz  Schlffle's  (TflMnger  Zeitschrift  1879, 
S.  556  ff.),  wo  die  Hauptpunctc  gut  übersichtlich  werden,  besonders  die  verschie- 
denen Arten  der  Controlen  (Controlen  für  die  Pflanzung;  Materiaicontrolen  dem 
Pflanzer,  dem  Bohtabakhandel ,  dem  Fabrikaiuuu  gegenüber;  Fabrikationscontrolen; 
Ahsatzcontrolen,  &  MO  ff.,  s.  unten  §.  S40). 

Aus  der  neueren  Gesetzgebung  sind  die  Gesetze  und  Vollzugsverordnnngen 
t^ber  innere  Yerbrauchsstenern  und  Zölle  auch  lur  die  allgemeine  Lehre 
Ton  den  Steveroentrolen  znnichsl  m  beacbten.  Ifnncbe  Eriefcblefongen  nnd  Terain- 
fachongen  der  Controlen  beim  Zoilwesen  forirTte  und  ermöglichte  das  neuere  Com- 
municationswcsen,  die  liberalere  Finanz-  und  ächutzzolitarifpoUtik,  die  Yereinfachong 
des  Tarift.  Aber  Yieles  musste  nnd  mnss  bleiben,  solange  der  ZoU  UberbsapC  bleibt. 
Ihiher  doch  z.B.  selbst  in  dem  einfachen  Zollwesen  Englands  mit  wenigen,  freilich 
schweren  Finanzzöllpn  (Tabak)  noch  immer  schwere  Controlen  (Fin.  III,  §.  151.  152). 
Der  Schutzzoll  macht  übrigens  zum  Theil  noch  mehr  and  noch  schwierigere  Controlea 
nothwendig.  Bei  den  inneren  Veribnncbssteuern  richtet  sich  Einrichtung  und  Schürfe 
der  Controlen  n?it  mrii  i,  r  Resteuerungsmethode.  daher  Ve  rschärfungen  besonders  bei 
d6r  Fabrikatsteuer  (Urauotweiu,  Zucker,  aoch  in  den  neuesten  deutschen  Gesetzen 
dnrftber,  die  bler  lebmieh  ancb  fttr  die  „Oontreltbeorie**  rind). 

Femer  kommen  die  Verkehrssteuer-,  Stempel-,  Register abgaben- 
gesetze  mit  mehrfach  eigenthümlichen  Controlen  in  Beiracht  (s.  oben  §.  70 — 72); 
sodauu  die  Gesetze  über  Erbschafts-  und  Schenkungsstuuetn  und  Uber  die- 
jenigen directen  Stenern,  welche,  wie  die  Ober  Capitalrenten-,  in  einzelnen  Puneten 
iiVier  Gewerbe-,  Gebän  !  Grundsteuern,  ferner  namentlich  über  Personal  ,  Einkommen-, 
Vermögenssteuern,  Anmelde-  und  Decla ratio nspflichten,  sei  es  für  die  Stener- 
pllichtiffett  selbst,  sei  es  Akr  Dritte  (,JIeldiogaben^)  enthnlten.  Bei  den  Stenern  ohne 
solche  Pfli(  hten  gestaltet  sich  das  Contxelwesen  (vie  nocb  das  im  Abschnitt  4  sa  be- 
handelnde btiafw^cn)  andere. 

I.  —  §.  338.  Begriff  nnd  Wesen  der  Steuercontrolcn. 

Die  Stcuercoötrolen  sind  ein  Comp  lex  von  Anorduunge  n 
und  Maassregeln  zur  Sicherung  der  tb ateäch lieben 
£rmittlaDgeD,  aafGrand  deren  die  individuellen  Ver- 
anlagungen erfolgen,  sowie  snr  Sioherang  der  der 
Veranlagnng  gemässen  Steuererhebung  selbst 

Sie  vomemlieh  sind  das  wahre  Krens  der  Stenerrerwaltang 
nnd  in  ihrer  ersten  Festsetzung,  welche  in  gewissen  Haaptpuneten 
wenigstens  nicht  der  Verordnnngsgewalt  der  Stenerrerwaltnng  fiber- 
lassea  werden  darf,  auch  der  Gesetzgebung  selbst,  nicht  minder 
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aber  das  Kreuz  der  eigentlichen  Stciicrp nichtigen  uüd  oü  genug 

mehr  oder  weniger  der  ganzen  Bevölkerung. 

,tMaassregeln  Sbolicher  Art  kommen  zwar  auch  bei  anderen  Zveigen  der  Suata- 
TervataAuf  ror,  aber  qmnuliflcli  und  in  Nebendiogeo,  wahrend  sie  bei  der  Steiur- 
rerwaltnog  den  das  ganze  System  durchziehendco  rothen  Faden  bili n  Ihnen  süd 
rorzQglich  der  Verlust  an  Zeit  uud  Kraft,  die  DnanDehmlicbkditen  und  rmbsckaft* 
liehen  Bescbr&ukungen  zimscbreibeii,  velelie  sich  fnr  den  StenerplidiligMi  ab  tauige 
Beigäbe,  an  die  Stetierrahlang  knüpfen",  sapt  v.  Hock  Sic,  sn  •<!  i  hinzogefoert.  .-«bi 
es  auch,  auf  denen  ein  erheblicher  Theil  der  Kosten  der  Sieaenrerwaliaiig  benüit. 
„Und  doeh  sind  tie  mierlitwUeb.  fagt  der  genannte  Antor  hinzn.  Sie  kODBao  fenia- 
fadit  und  vermind<?rt  »(^rdon,  allein  bolan^c  der  Eitrennut^  ein  Moiir  für  die  Hand- 
lungen der  Menschen  bleibt,  solange  es  Steuern  giebt  und  die  Finanz?crwalitiH  (^  d'.a 
Staatsschatz  gegen  Unterwchloife  und  den  redlichen  Verkehr  gegen  betrügen?«  Lc  Mii- 
werbong  2tt  schtUzen  verpfiichtet  ist.  sind  sie  das  nothvcBdige  Mittel  der  Vertbei- 
dignng  and.  gef^av)hor  dem  l'ntcr^chleif,  das  Ueino»  und  onrermeidiiciM  Oebs^ 
(r.  Hock,  dUentlichc  Abgaben  S.  49), 

Umfang  uud  Art  der  Controlen  mUssen  Bich,  wie  Inder 
Besteaerang  und  zumal  in  der  Steuerverwaltang  so  Vieles^  notb- 
wendig  dem  Zustande  der  Sittlichkeit  und  des  Heehta- 
sinns  der  Bevölkerung  nnd  speciell  des  G eschäfts })  u 
cums  und  des  V e r w altungspersonalB,  sodann  den  Arten 
der  steuern  anpassen. 

In  ersterer  Hinsicht  kouneo  Verbesserungen  gewöhnlich  nur 
von  der  Zeit  und  von  der  Hebung  des  ganzen  sittlichen  und  geistigen 
Volkslebens  erwartet  werden  und  alsdann  erst  manche  Verein- 
fachungen nnd  VerniinderuDgeo  der  Controlen  eintreten.  Gerade 
im  Contiolwesen  sind  daher  anch  bei  denselben  Steuern  in  xa- 
sebiedenen  Ländern  und  Zeiten  manche  Verscbiedenheiten  geboteo. 

Es  gilt  hier  etwas  Aehnliches  wie  von  der  Vcrmindemn?  der  Erhebon^bslMI, 
der  eigentlichen  und  uneigentlicheu.    Fi«.  I.  2.  A.,  S.  207  ff.,  H.  A.,  §.  171  C 

Von  den  Btenergattungen  verlangen  die  indirecten  Yer- 
brancbe'stenern,  besonders  die  Zölle,  die  Tboracoiseo, 
die  innern  nn  den  Prodactionsbetrieb,  an  den  Waaren- 
umlanf  sich  anBcbliessenden,  auch  die  in  Mono  pol  form  er- 
hobenen Stenern  die  mebten,  lästigsten,  sohwierigsten,  kostspieUg- 
BteD|  mannigfaltigsten  nnd  doch  niemals  ganz  ansieichenden  Gob- 
trolen.  Bei  diesen  Stenern  kann  man  aber  doch  wenigeteos  die 
erforderlichen  Controlen  überhaupt  noch  anbringen  nnd  noch  letd- 
lieh  handhaben.  Hanehe  in  Stempel  form  n.  s.  w.  erhobenen 
VerkehrsBtenern  zeigen  in  dieser  Hinsicht  noch  misslicfaeis 
Verhältnisse:  sie  lassen  mehrfach  yon  yorDeberein  eine  wiifcssaie 
OoDtrole  gar  nicht  oder  noch  schwerer  nnd  mit  noch  nnsiehereiiD 
Erfolge  zu,  so  dass  man  dann  noch  mehr,  wenn  niobt  ganz,  aaf 
die  Redlichkeit  und  den  guten  Willen  des  Steuerpflichtigen  ange- 
wiesen ist.    Bei  den  Erbse  iiafts-  und  den  d i i  e c  t e n  Steuern 


Digitized  by  Google 


Begriff  oad  Weaea  d«r  Steuercontrolea. 


787 


sind  die  Controlen,  welche  überhaupt  in  Frage  küiiiDien,  wie  be- 
sonders zur  Sichernng  nnd  Verification  der  vorgeschriebenen  An- 
meldungen und  Declarationen  ,  wenigstens  nicht  mit  so  vielen  Be- 
lästigungen und  Kosten  als  diejenigen  der  indirecteu  Steuern  ver- 
banden. 

Beacbtenswerth  ist,  dass  sieh  bei  mancben  l^tenem,  wie  im 
Allgemeinen  wieder  hei  den  indireeteoi  besonders  bei  Zöllen, 
Thorsteaern,  die  Einriebtang  der  Controlen  auch  nach  den 
gegebenen  natttrlieben  Ortsverbäitnissen,  der  Bescbaffen- 
beit  der  Grenzen,  des  Bodens,  llberhanpt  naeh  pbysikaliscb- 
geographischen  Momenten  mit  richten  mass. 

Hit  der  Specialisirnng  der  Stenern,  welche  das  nothwen> 
dige  Prodact  der  Entwicklang  der  Volkswirthschaft,  besonders  der 
Arbeits-  nnd  Eigenthamstheilnng  ist  (§.  204  E),  nnd  mit  der  m- 
nehmenden  Complication  der  Einrichtungen  der  Besteuerung 
muss  sich  notbwendig  zugleich  das Control wesen  immer  weiter 
specialisiren,  conipliciren  und  den  wechselnden  öko- 
nomischen und  technischen  Verhältnissen  anj)assen, 
wie  die  Erfahrung  es  auch  bezeugt.  Jede  Steuer  henöthigt  dann 
ihre  cifrLiieii  CniitK  leii.  Diese  müssen  sich,  wie  z.  B,  hei  der  Ge- 
besteuer,  namentlii  h  aher  bei  den  inneren  an  den  Productions- 
betrieb  sich  anschliessenden  Steuern  fSalz,  Wein,  Bier,  Branntwein, 
Tabak,  Zucker  n.  s.  w.),  nach  der  eigenthUmlichen  Technik  und 
Oekonomik  des  specielien  Betriebs  nnd  der  dadurch  wieder  mit 
bedingten  Bestenerungsmethode ,  sowie  auch  der  önabhängig  hier- 
von, etwa  ans  speoifisch  fiscallschen  Rttcksiebten  anf  Gewinnung 
hober  Stenerertrüge  gew&hlten  Bestenernngsmethode  (s.  B.  bei 
Zocker,  Branntwein,  Tabak)  richten.  Sie  ftndem  sich  daher  auch 
nothwendig  mit  Aendemngen  der  Betriebstechnik  nnd  der  Be- 
stenernngsmethode. 

Du  Beteil  lit  mneli  hier  iwwrordeDtUeh  gross,  manche  Einsdheit  war  d«  Zq- 

bainiucnliangs  wogen  schon  im  Yorausgehendt-n,  namentlich  in  den  bciJen  letzten  Ab- 
schnitten, mit  zu  beriilir  n.  Das  weitere  Detail  in  Betreff  der  Controlen  der  einzelnen 
Sti^'ucrartcn  uiid  Steuern  gehört,  soweit  «js  überhaupt  in  der  Finanzwisscnschaft  bertick- 
sichtigt  werden  kann,  in  die  speclelle  Steoerlebre.  An  dieser  Steile  sind  nur  die 
allgemeinen  Sch<  mri'n  ht-n orznhbben ,  anf  Welche  slch  die  Controlen  bei  den 
eiiuelaea  Stenern  zuruckiuLi  >  u  la <s«>n  (§.  340). 

IT.  —  §.  339.  SteuereoDtrolenond  Steaeranterscbleif 
(Defraudation,  Schmuggel). 

Die  iSteuercontrolen  sollen  den  Unterscbleif  einschränken,  wo- 
möglich ihn  beseitigen.  Unter  „Unterscbleif^  wird  jede  rechtswidrige 
Hinteniebnng  von  Stenern  mittelst  üandlnngen  oder  Unterlassungen 
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sowohl  Seitens  des  Steuerpflichtigen  als  des  Steuerverwaltnngs- 
organs,  uuiuentlich  des  V^eranlagungs-  und  Ki  hebungHOigans,  ver- 
standen, durch  welche  die  Steuercasse  au  ihrer  gesetzlichen  Ein- 
nahme aus  Steuern  eine  Verkfirzung  erleidet.  Schninggel  (Conire- 
baude  i.  w.  S. ,  Schleidiliandel)  wird  der  Unterschleif  speciell  bei 
denjenigen  Stenern  genannt,  weiche  sich  an  den  Umlauf  der 
Wnaren  aiikntlpfen ,  daher  namentlich  bei  Zöllen  und  Thorsteuem, 
wobei  dann  aber  Ttfters  eine  Aasdebuaog  des  Ausdrucks  auf  ver- 
wandte Fälle  sUtttindet. 

Anaaer  den  Controlen  selbst  können  zur  Bekämpfung  dea 
Unterscbleifs  einige  verwalturgspolitische  und  atenerpolitischc  Maa>s- 
regdn  allgemeiner  Art  in  Betracht  kommen.  Je  besser  dieaelbea 
wirken,  deato  leiebter  ist  die  Aufgabe  des  Gontrolwesena  und  desto 
mebr  ISast  sieh  dieae  bescbrinken. 

Vgl.  Hock,  ößentiieiie  AbgalMO,  8.  86  IT.  Dann  dm  folgwdett  Abtehaitt,  be> 
■oaden  §.  344.  346. 

A.  Eine  Hauptgefahr  des  Unterst  bleifs,  besonders  des 
SchmnggelSi  liegt  in  der  directen  U nterattttanng  oder  in  der 
Zulassung  desselben  Seitens  der  Organe  der  Stenerver* 
waltnng^  namentlich  des  Personals  des  Veranlagungs- 
nnd  Erhebnngsdieusts  selbst.  Die  Beseitigung  dieses  Uebel' 
Stands  bttngt  wieder  Ton  altgemeiner  Hebung  des  BechtssinDS  und 
der  Horalitftt  des  ganzen  Volks  und  der  Geschälte-  und  Beamten- 
ctassen  speoiell  mit  ab.  Einiges  Iftsst  sich  aber  auch  durch  zweck- 
mässige Organisation  des  Oiensts  und  durch  Gewähr- 
ung einer  richtigen  Stellung  fflr  die  Beamten  erreichoL 

Hock's  Princip:  wenige,  gut  bezahlte,  scharf  controlirte  Beamte, 
darf  und  kann  Mch  hier,  natQrlich  com  grano  salis,  als  Bichtncbnor  dienen.  Besoa* 
d<*rs  ist  eine  aasreicli o ii d <•  l^ezahlung  der  Beamten,  auch  der  unteren  im  Er- 
hebungsdieosl  der  indirecten  bteuem  und  Zölle  be^ch&fii^tdo ,  gewöhnlich  eine  oaW- 
dingte  Voranwetziing  fOr  die  ErzieloDg  einer  leidlichen  iDtegritlt  des  BeamteiipeiieBali 
Dauehcn  dann  scharfe  bcstaiidipe  und  nicht  selteno  unvorhcrpc^eheue  ausser- 
ordentliche Cootrole  roo  üben  her,  von  den  CeniraiateUcu  aus  u&cJü  dea  Locai- 
atellen  hin  und  onerbittliehe  Strenge  bei  Beebniwidrigiciten  der  Beesica. 
Freilich  aber  auch  diese  Strenge  gegenüber  dem  höheren  uberwachenden  und  leitefi- 
den  Personal  selbst  1  Eine  Forderung,  welche  Öfters  sm  Schventen  xa  rerviil- 
licheu  ist. 

B.  Unter  übrigens  gleichen  UnistäiKkii  steigt  begreiflich  die 
Gefahr  des  Unterscbleifs  mit  der  Höhe  der  Steuersätze  and 
der  daraus  sich  ergebenden  Steuerschuldigkeiten.  Es  i^t 
daher  ein  iranz  richtiger  Gruiul^^atz,  tlen  Interschieil  durch  nied- 
rige Steuersätze,  den  Schmii^^i;^]  durch  niedrige  Zollsätze,  bei 
denen  er  ^,Dicht  rentirt",  zu  beUämplen :  der  Vortheil  niederer 
Ötcuem  nicht  nur  lUr  die  Bevölkerung,  sondern  für  die  ^teQe^ 
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▼erwaltoDg  hdcI  die  Finansen  selbst.  Iber  die  allgemeioere 

Anwendung  dieses  Gnmdsatzes  bat  natürlich  ihre  Grenzen  im 

Steuerbeda ri  und  auch  in  den  Aiiloiderungen  in  iiez-ug  auf 
gerechte  Steuervertheilung. 

Man  könnte  bei  einigen  Stenern,  z.  B.  den  Zollen,  Tboisteoern,  StempelabgAben, 
wolil  nach  jenem  Grnndutz  die  Zveckmlsaigkeit  der  Besolhuig  n.  s.  sahlreleher 

Artikel  mit  kleinen  SM/.en  rertroten.  Aber  hier  wachsen  auch  fur  die  Vorvaltung 
wieder  mit  der  Znhl  die  Aufgaben  und  Kosten  des  Diensts  nnd  der  Unterschlcif,  bei 
einzelnen  Fositioueu  wohl  scbwacher,  verbreitet  sieb  leicht  noch  in  weiteren  Kreiden 
und  viid  g«ai  allgemein.  Dagegen  lässt  sich  jenem  Uraudsats  gemlss  wohl  die  Inno- 
haltnnp:  m&ssiger  Maxima  der  Steuersätze  in  manchen  speciellen  Fällen  ver- 
treten, so  namentlich  bei  den  Z Ollen,  Finanz-  wie  besonder)  aoch  ScbatzzOUen:  bei 
Vaarai  ron  bohem  „specifisehen**  Werth,  d.  h.  grossem  Werth  in  kleinem  Toltimen 
und  Gewicht,  ist  der  Srlirmicr::^]  axn  Gefährlichsten,  bei  sehr  hoben  Zoll>&tzen  am 
Verführerischsten.  Hier  wird  öfters  aas  diesem  (ironde,  auch  weim  sonst  ein 
höherer  Satz  gerechtfertigt  wäre,  ein  mftssiger  räthlich  sein  (Seiden waaren).  Die 
Anwendung  d«  Begdl  viid  aicli  anek  nach  4er  BewliaireD]ielt  der  Grenze  n.  dgL  m. 
lichten  mttflseiL 

C.  Die  Schrooggelgefahr  wäcbst  mit  der  Differenz  der  Steuer- 
nnd  Zollsätze  im  Inland  und  dem  benachbarten  Ausland.  Daher 
ist  alles,  was  diese  Differenz  rerringert,  im  Interesse  geringerer 
Untersehleife  nnd  leichterer  Gontrolen  erwünscht. 

ISne  gewisse  Rflcksielit  bei  dtf  Normimog  dieser  Sitze  ftkr  ienero  Ver- 
brauchssteuern. Monopolpreise.  Zölle  u.  s.  w.  auf  das  Steuorwesen  desNachbar- 
lands  ist  deshalb  zweckmässig.  Aach  Annäherungen  der  beiderseitigen  Steuer- 
systeme können  wegen  der  sonstige»  Scbmnggelgefahr  im  Interesse  des  einen  oder 
beider  Theile  Uegen.  Oder  gewisse  Steuersätze  werden  dieser  Qefthr  hftlber  in  den 
(i  r p  n  7 districtpn  niedriger  als  im  Binnenlande  gehalten  (Grenzzonen  im  Tabak- 
inoQopoi,  Fiu.  III,  §.  292  ff.).  Zollcarlellu  zwischen  Nachban^aaten,  in  Folgu  deren 
die  Steuenrerwaltang  beider  den  gegenseitigen  Schmoggel  bek&mpft,  sind  natürlich 
sehr  erwtlnsrht  1  nn*'  rbleiben  wohl  häufiger,  als  es  im  Interesse  der  Volk^uior  ilität 
nnd  selbst  im  eigenen  Finanzinteresse  liegt,  nur  aas  politischen,  und  rermeintlich 
rolkswirthschalUiclieD  GrOnden  (wegen  des  Absatzes  inlindlseber  Prodaete  durch  den 
Schmuggel  ins  Anslmid). 

D.  Ein  schwerfälliger  Formalismus  in  der  Stenerver- 

waltuug  steigert  auch  die  Gelaln  von  Untciscbleil'  und  Scbniiiggel. 

Z.  B.  im  Zolircrfabren  ruft  er  manchen  üntcrächlcif  der  Steuerpflichtigen  nicht 
nur  wegen  der  Stenerzahlong.  sondern  sehen  wegen  der  ümstindlichlleU  und  Listig- 
keit der  Controlc.  der  Erhebung  n.  s.  w.  henror,  denen  man  so  entgehen  will.  Re- 
formen in  dieser  Bezicbnng  sind  also  erwünscht.  Ihre  Zulässigkeit  hängt  freilich 
wieder  von  den  Omstinden  ab.  Jener  Formalismus  kenn  leicht  der  Beamtencontrole 
hniber  nSthJg  sein  (Enssische  Zollrerhiltnisse). 

E.  Unterschleife  bei  directen  Steuern,  z.  B.  mittelst  falscher 
D  c  c  1  u  rat  i  n  n  e  n  bei  den  Einkummen-  und  \  cnnögcns-,  Erbschafts-, 
Leih/inssieiHrn ,  bei  den  Zöllen  und  andeicu  indii(  cttii  Steuern, 
bei  Besitzwechselabgaben  und  den  Wertbangaben  daliir  müssen 
natflrlieh  strengen  und  empiindlicben  Strafen,  daher  nicht  nur 
immer  Geldstrafen,  sondern  unter  Umstanden  auch  E h ren strafen, 
Freiheitsstrafen  unterliegen,  auch  um  mehr  davon  abzuschrecken 
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(§.  346  ff.).  Wichtig  ist  aber  aiuserdein  allgemeio  eioe  SdUIrfon^ 
der  „Steuer ehre''  im  VolkflbewnsBtseiD. 

Das  hingt  jedoch  viadw  roii  allgemeinen  Yeiftoderangen  im  Sittaimuiuid  des 

Volkes  ab,  CS  lässt  sich  aber  auch  durch  bestimmte  Mittel  mit  daranf  hiavilken.  So 
durch  die  Aosbildaug  eioo»  gerechten  Steuersystems,  dessen  lüchtigkeit  und  An- 
gemessenheit im  VollnbewiiaBtMiii  anoTlannt  ▼ird;  dura  namenflieh  diireli  dS«  rolle 

An  <■  rk  II  n  u  n  tles  Priiiciiis  der  Of'ffe  ntlic  hielt  in  F&Ilen  von  Stenerunterscbleif. 
indem  uberall  da,  wo  an  mala  fides  nicht  zu  zweifeln  ist,  die  Fälle  mit  Namens- 
nennung und  eventuell  weiteren  thataichlichen  Einzelheiten  ronAmtswugen  ver- 
öffentlicht ir«rd6i.   Bei  redildMftifm  Verarthdlangcn  wOrde  dabei  wohl  weiter 

eine  Abcrkpnnnng"  von  E h  r.  n  t-tTi ten ,  aof  Zeit  oder  bleibend,  Ansschlass  des 
passiven  Wahlrecbtä  für  Klirenäuitcr,  üntähigkcit  ab  Zeuge  zu  dienen  u.  dgl.  ia  Frage 
iemmcn  können. 

Nordamerica  bat  hier  in  Verbindung  mit  seinem  freilich  bedenklichen  Princip. 
den  Eid  zur  Grundlage  der  Steueransagen  zu  machen  (s.  unten  §.  341),  scharfe  Straf- 
bestimmongen,  aaeh  AberkenntiDg  der  FUiigkeit  rar  gerielifliciheii  Zeagenscliaft.  Aaeb 
obr    1)  ^  Sysu  m  der  Steuerelde  ll88t  aich  ein  aelehes  Teigeben  billigen  (rgl.  Hock, 

Finanzen  Americas,  S.  80). 

ilL  ^  §.  340.  Die  allgemeinen  Schemata  der  Steuer- 
eontrolen. 

Im  Folgenden  Einiges  im  genaueren,  bie  und  da  wörtlichen  AnschluM  an 
Hock  (öffenUiche  Abgaben,  £L49ff.),  doch  mit  mehreren  abeicbtUchen  Abveichutgen 

von  ihm. 

A.  Die  Steuercontrolen  zeriaileii  /uiiüchBt  in  Anordnnng-en. 
Maassiegeln  und  Handlungen  der  Steuer  Verwaltung  und  ihrer 
Organe,  denen  die  Verpflichtung  der  Bevölkerung  überhaupt  oder 
der  Steuerpflichtigen  speciell,  diese  Coutrolen  zu  dulden  und  ihr 
£rgebni88  unangetastet  zn  lassen ,  gegenüber  steht,  —  und  Hand- 
lungen nud  Unterlassungen,  welche  der  Bevölkernng,  bes.  den 
Steuerpflichtigen  zur  Pflicht  gemacht  werden,  ura  die  tnr 
Feststellung  der  Stettenschuldigkeiten  erforderlichen  Thatsachen  e^ 
mittein  and  die  Erhebung  der  Stenern  nach  den  gesetzlichen  Vor- 
schriilen  sichern  zn  kennen.  Beide  Arten  der  Gontrolen  greifen 
hei  jeder  Gelegenheit  in  einander  ttber  und  Bpecialisiren  sich  nach 
den  einzeln*'n  Stenerarten  und  Stenern. 

B.  Die  Steuercontrolen  sind  theils  allgemeine,  ftlr  die  ganze 
Bevölkerung,  das  ganze  Land,  allezi'it  giltige,  theils  specielle 
oder  besondere,  welche  für  bestiüjmte  einzelne  Per- 
sonen, Productio  n  sstätten  und  Betriebe,  Objecte, 
Gegenden,  Zeiten  vorgeschrieben  werden. 

1.  Die  ersteren  sind 

a)  die  Steneransage  Seitens  des  eventueU  SteuerpflichtigeB. 

D.  h.  in  dem  bier  gemeinten  Sinne:  die  Terpflichtong  eines  Jeden,  sfcnerbare 
Objecte  und  Acte  bei  der  Steuerbehörde  wahrheitsgemies  and  mit  den  zur  Bemetsuf 
der  Stenencbaldigkcit  erforderlichen,  iaxek  GeHtt  odw  Yerordnong  beetuuaten  fitnaat- 
beiten  ans  «melden. 
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b)  Die  Steoerre?i8ioD. 

D.  1u  das  Recht  md  die  Pflicht  der  Steaerorgane,  sieh  durch  eigenes  Nachsehen 

Ton  der  Richtigkeit  der  Ansage  zu  überzeugen,  womit  die  Pflicht  der  BerOlkeroDf 
oder  der  SteuerpflichÜgeD  verbanden  ist,  diese  Rcrbioa  zu  daldeo. 

c)  Die  Bteaer-(Zablung8- )nachweisang. 

D.  h.  die  Verpflichtung  des  Steuerpflichtige»,  sich  Whev  dio  "rf  <!ute  Eniricbtunj^ 
der  Steuer  auszuweisen,  wozu  meistens  die  iu  bestimmter  Form  und  uiu  beatiuimtem 
lohalt  roffeschriebene  Steverqolttmng  dient. 

Anch  diese  drei  allgemeinen  Controlen  mUssen  sicli  ia  ibror 

EioricbtuDg  den  verschiedenen  Steuergattungen  und  Steuern  an- 
|>a88eu,  kommeu  aber  bei  allen  iSteuern  vor. 

Bei  der  Stcucraosage  besteht  nur  der  Unterschied,  dass  bei  gewissen  Steueru 
ohne  Weiteres  auf  Grund  nllgemeincr  Verpflichtung  die  Anmeldong  des  Objects  oder 
Acts  zu  erfolgen  hat,  so  gewöhnlich  bei  dm  Zöllen ,  Thorstcuern,  sonstigen  inneren 
indirecten  Verbrauchs-,  manchen  Verkehrs-,  Erbschaftssteuern;  bei  anderen  Steueru 
dafCircBt  >o  hei  den  meisten  direi^en  Steoem  —  mit  Aasnahmen,  z.  fi.  bei  der  Ge- 
worhe-,  hic  und  d:i  der  Gebäudestener,  wo  z.  B.  etwa  Zwan;^  zur  Anmeldung:  des 
Gewerbebegions,  um  zur  Steuer  veranlagt  zu  werden,  zur  Anmeldung  den  Eintritts  der 
Stenerpflichtifkdt  eines  Hanses  bei  der  Oebandesteaer  nach  AbhMuf  der  steoerfreien 
Zeit  (preussische  Gebäudesteucr^  bestellt  —  vielfach  erst  auf  (jnmd  einer  ausdrück- 
lichen Aufforderung  von  Fall  zu  Fall  die  Ansage  geschehen  muas.  Die  Aus- 
dehnung jener  allgemeinen  Verpflichtuni^  kann  räthlich  sein. 

2.  Die  besonderen  Cuiitiulen  betreffen  je  einzelne  (wenn 
aueb  etwa  gleichzeitig^  und  an  demselben  Orte  mehrere)  Steuer- 
arten und  Steuern ,  und  aueb  diese  nicht  immer  allgemein  und 
beständig,  sondern  mehrfach  nur  iu  Bezug  aut  l)e stimmte  Pro- 
ductiousstätten  und  Betriebe,  Objeete,  Zeiten  uud  Loealitäten.  Sie 
kommen  auch  bei  den  directen  Steuern  vor,  so  bei  den  tbatsäch- 
licben  Ermittlungen  für  die  Zwecke  und  in  deo  Zeitpuncten  und 
Orten  der  Katasterarbeiten  bei  den  Ertragsstenern,  desgleichen  der 
Aufnahme  des  PersoncDStftnds  für  die  Personalstenern,  der  Sebätzaog 
des  Einkommens  und  Vermögens  bei  den  directen  Steuern  darauf 
(§.  307  ff.).  Wichtiger  und  zeitlich  und  Ortlich  aasgedehnter»  so 
dass  sie  hier  mitunter  fast  allgemein  fHr  die  ganze  Berttlkerung 
and  das  ganze  Land  In  Kraft  treten,  finden  sieh  solche  besondere 
Controlen  aber  bei  den  indirecten  Verbrauchs-  und  Ver- 
kebrssteuern,  namentlich  bei  den  Zöllen,  Thorsteuenii 
anderen  inländischen  Umlaufsstenem  (Wein),  Mono- 
polien,  den  Steuern  im  Anschluss  an  den  Productionsbe- 
trieb  (§.  dlO,  314). 

Hier  Verden  dann  wdU  ganze  Gegenden,  vie  die  Grensbezirke  bei  den 

Zöllen,  die  Umgebungen  thorsteuerf 'Ii  I  ti-^er  Stridtc,  der  Personen  -  und  Waa  rcn - 
ferkehr  Uber  die  Grenze  und  in  die  btadt  hinelo,  specieli  der  Verkehr  in  gewissen 
Wuren,  auch  der  Yersnnd  mnneber  verbreocbtttetterpflichtigen  Artlftel  im  Inland 

(Mehl,  Malz,  Tabak,  Wein,  Mouopolartikel ,  —  Begleifscheiuverfahren  für  Objeete 
innerer  Vorbraurhssteuern ,  analog:  ilcmj^nigen  für  zollpliiflitigi?  Importartiicl ,  für 
welche  die  Zülic  au  der  Ofeuzc  auch  uubehchtigt  geblieben  aiiidt  bcäouderen  Cuii- 
A.  Wft(B*r,  fiaMswiMMotoft.  IL  t.  Aofl.  51 
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trolen  antsnrorfan.  Aehnlicb  werden  für  die  Prod u  c  ti onsatltten  und  •^Betrieb« 

verbraochssteaerpfliclitisrer  Artikel   'TabRlfelder,  Tabak  -  Trocken  hnden  .  Weinkoherri 
Bierbrauereien,   BranutveiabreunereieD ,   Zackcrfabriken ,  Xabakfabriken ,  Salzwerkc 
a.  8.  w.),  fftx  die  FaMten  ron  Honopolartlkeln  und  flUr  den  Yerfcehr  mit  jenea 
SOlclic  b»'>oi)(lt'rt>  Coniroleri  einfferichtet. 

Im  EinzeincQ  spccialisiren  sich  die  letzteren  manchfacb,  oacli  d'^r  Beschaffenheit 
der  Grenze,  des  Terrains,  den  Verkehrswegen  und  Verkehrsmitteln,  der  Jahreszeit,  der 
Volksdichtigkeit,  nach  ländlichen  und  städtischen  Vcrhältniasen,  bei  den  ProdoctioU' 
betrieben  bosotjders  nach  den  technischen  Methoden .  Processen ,  Werkgeräthen ,  auch 
nach  der  Besteuemngsmethode  (Rohstolf-,  Halbfabrikat-,  Fabrikat^teuer  u.  dgL  m.) 
Q.  a.  w.  in  ihnen. 

Veränderungen  in  der  Productionstechnik  (Zuckerfabrikation ,  Brennerei  h'^- 
diogen  Öfters  andere  CioDtroleo,  vie  auch  vobl  andere  Besteuerungsmethoden.  Der 
fiscsidiscbe  Sehar&fnn  bat  hier  einen  veiteo  Spielranin  der  Bethitigung  (fraazttsiadie 

Yerhiiltnis.sc  bei  den  inneren  VerbraurbsNtcuern .  americanische  Tabaksteuer)  und  oft 
rechte  Muhe,  der  technischen  Entwicklung  auf  dein  Fuäse  zo  folgen  (Brennerei,  cor- 
tincntalo  Bubeuzuckerfabrikation).  Mancherlei  Belege  im  3.  Bande  in  der  Darstell utt^ 
der  britischen  und  frtazflsischcn  ne^teuerong. 

Wichtigere  nnd  zum  Thcil  alljremcincr  vfrbreitete  bcsoirdere  Controlen  ln  jl.-hen 
in  dem  Zwang  zu  der  „Bachführuug  über  den  steuerpflichtigen  Verkehr,  in  der  Sperre 
der  Oeirerbsvorrichtungen  ausser  der  Dauer  der  angemeldeten  steuerbaren  Acte,  — 
worin  in  neueren  Branntweinbesteucrunpcn  Uncrlaubliches  KflL'i?tet  wird,  ainrliche  Ver- 
schlüsse and  Schlüssel  der  Apparate  bis  zu  120  in  einer  Fabrik  in  Kngiaud,  Fin.  IIL, 
§.  187)  —  in  der  RevMon  der  Waarenrorritbe,  in  der  Forderung  der  Nadiveismig 
über  die  Versteuerung  in  Fällen,. wo  die  allgemeine  Contrcle  sii-  nirla  »orM-hrcibt,  in 
Beschränkungen  des  Verkehrs  auf  gewisse  Wege  und  Tageszeiten  und  da,  wo  rechtliche 
Anzeigungen  (des  Unterschleifs  u.  s.  w.)  rorliegen,  selbst  in  Beschränkungen  der  persön- 
lichen fr^m  Bewegung (Passcoutrole)*'  (r.  Hock,  a.  a.  0.  S  52,  50).  Besondere  Umfried- 
ungen, ümmauoninrcn  d«  r  Productionsstäiten  steuerpflichtiger  Betriebe,  Boschr&nkunr 
der  Tbore  und  Thuren,  Vergitterung  der  Fenster  u.  dgl  m.  (Zuckerfabrikation,  Fabnkat- 
steoer)  irerden  angeordnet  OieToiachriA  zur  Benutzung  des  Stempels  als  Zeichen 
der  vollzop^nni-n  Besteoerung  ist  auch  anf  Verbrauf  Ji -  '  tvtii  üi^-i n  ibar  iSpiflfcarten- 
stempel,  rutisisch  -  americaniscbes  Tabakfabrikatsteuerfy:»teui ,  „Bauderollen",  fremde 
Fabrikate,  Webwaaren  im  Hocbsehutzaillsystem).   Ein  Zmuig,  nur  an  besdmnto  Pei>- 
soiien  und  Geschäfte  das  steuerpflichtige  Object  abzusetzen,  und  dio.s  nachznvoi>eD. 
durch  die  Geschäftsbücher  u.  s.  w.,  bestimmte  Verpackungsformen  anzuwenden,  kauu 
hinzukommen  und  manches  Andere  mehr.   Ausser  bei  Zollen,  inneren  Verbraucht- 
steilem  finden  sich  besonders  eigeuthUmliche  Centroivorschriften  bei  solchen  neneien 
Stenefii,  wie  der  BOrsenaleiitf,  t.  B.  anch  der  neaen  deotnchen  ron  1S86. 

C«  Nach  dem  Object,  an  welches  sieh  diese  Controlen 
knttpfen,  lassen  sieh  Personal-»  Real-  und  Umlauf- (Tra ns- 
port-)eontroleD,  auch  wohl  noch  Absatzcontrolen  nnterschetden, 
welche  dann  wieder  in  mehrfache  Unterarten  zerfallen,  anm  OTbeii 
in  Anknüpfung  an  die  Stenerarten.  Das  reiche  Detail  der  Con- 
trolen,  welches  die  neuere  Besteuerung,  abermals  besonders  auf 
(leiii  Gebiete  der  Vor  b  r a u c  h  besteuerung  zeigt,  läset  sich  Im 
Wesentlicheu  aut  ein  solches  drei-  oder  vierfaches  «Schema  zurück- 
iühreu. 

Ein  gutes  Beispiel,  wie  sich  die  Controlen  dieses  Schemas  dann  bei  einer  ein- 
jEelnen  fiomplidneii  Staner  spedalisireD,  liefert  die  Tabtkbeitenenuig.  8.  Schiffle, 
TQblnger  Zeitschrift  1679,  8.  560  ff. 

1.  Personal  controlen  finden  statt 

a)  als  allgeueiuc  iu  BetreÜ^  der  gauzcu  Bevölkcruug. 
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So  bei  solchen  Stenern,  welche  eine  g^nz  oder  itrossentheils  allgf^miMne  Stener- 
pflicbtigkeit  foediogen,  daher  bei  Kopf-,  Familien-,  aJigojneinea  iK»noual«)a  Glaaseu-, 
Ktnkooiinaii-,  V6nnOgenssleia«ni ;  ferner  bei  eokben  Steoen,  volcbe  «ich  ao  {^wlaae 
im  Lebet)  der  ganzen  Bevölkerung  nothwenJig  oder  regelmässig  rorkoinmeodo  Ereig- 
nisse. UatidiuDgen  etc.  aukoüpfea,  so  bei  £rb:icbafts-  und  fielen  Verkebrssteaern ; 
endlich  bei  Zollen,  Tborsteuern  u.  dgt,  wo  eine  allgemeine  Personalcontrolo  zur 
Darcbnihrung  der  ßealcontrole  veDlgflteiis  eilttibt  sein  flUM,  venu  ale  auch  fiictiMli 
mild  gehandhabt  werden  kann. 

b)  Specielle  PerBonalcontrolen  Uber  die  Steuerpflichtigen 
selbst  oder  Uber  mit  diesen  in  nttcheter  Verbindung  stehende  Per- 
sonen. 

So  Uber  die  Waarenfuhrer  bei  allen  Umlaufateaetn  (incl.  Zölle  und  Thor- 
steaern),  Uber  die  Debitanten  rou  Monopolartikeln,  Aber  das  Personal  der  rer- 
bianclMateveipiUclitige&  PradactioiiBbeliiebe. 

Bei  beiden  genannten  Arten  der  Personaleontrolen  hat  man 
Öfters  noch  die  Controlen,  welche  sich  direet  gegen  diese  be- 
troffenen Personen  richten,  um  die  thatsachlichen  Ermittlungen  flir 
die  Veiaulaguni^  und  um  die  Entrichtung  der  Steuern  durch  die 
Pflichtigen  zu  sichern,  von  denjenigen  Controlen  zu  unterscheiden, 
welchen  die  Bevölkerung  und  der  Steuerpflichtige  allein  oder  zu- 
gleich mit  Hehnts  Controle  der  Beamten  unterliegt. 

Das  Verlangen  eines  Vorweiseä  der  äteuerquiuung  ror  einem  höheren  Beamten, 
eder  des  andenreiten  Naebvdaea,  daM  eine  Waare  Tecrtenert  votdeii  ad,  kann  x.  B. 
zu  letztcrem  Zveck  erfolgen  (§.  314). 

c)  Apart  stehen  dann  noch  die  Personaleontrolen,  welchen  die 
Beamten  selbst  unterliegen. 

Ein  Intern  um  der  Steaer?erK-alt<mg,  welches  aber  für  die  FoncIloD  des  ganzen 

Gontrolweäciis  bnrhst  wesentlich  ist  f§.  342). 

2.  Ke aleontrolen  bctrelien  die  sachlichen  Steuerobj  ecte 
selbst  oder  die  ganzen  ProdnctionsstUtten,  in  welchen,  und 
die  technischen  II ilfsmittel  (Maschinen,  Apparate,  Gefässe 
u.  s.  w.),  mit  welchen  die  Steuerobjecte  hergestellt,  die  Räume 
(Gebäude,  Keller,  BOden  u.  s.  w.),  in  welchen  sie  aufbewahrt,  auch 
wohl  die  Fahrseuge  (WageUi  Schiffe),  in  wdehen  sie  befördert 
werden« 

Sie  kommen  daher  wieder  fast  in  der  ganzen  Besteuemng  vor,  so  auch  bei  den 
Ertrags-,  VermlJgens-,  Einkornincn«t^n»'rri ,  Krbschaftssteaern  während  der  Kataster- 
Operationen  oder  thabächlichen  Eriiuuluugci^  dalur  (§.  300 — 314).  Besonders  ausge- 
dehnt und  wichtig  sind  sie  jedoch  abermals  bei  dm  indirecten  Verbraachs«, 
auch  bei  den  directen  Gebrauchs-,  z.  B.  den  Wohnnngs-,  Lnxussteaern.  Hier 
bilden  sie  sich  wühl  zu  einem  f&rmlichen  System  der  Controlen  aus  uod  speciaU- 
siran  fleh  fein  und  rielÜMdi  bei  den  efaitdnea  Stenern,  namentiieh  nach  teohnfaelien 
Yerhiltnissen  des  Productionsbetrieba  v.  dgt 

Besonders  hervorsuheben  sind  unter  den  genannten,  in  noch 
etwas  anderer  Zusammenfassung: 

a)  Controlen  Uber  bewegliche  Sachen. 

Diese  gehen  theilwoise  in  die  Kategorie  der  Um  lauf  controlen  über,  so  bei  zoU- 
nad  tbocBteneipflichtigea,  bei  Houopolarükeln,  bei  Yerbranchsateuerobjecten,  welche 

51* 
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iD  Versendung  begrirlen  sind  (ateucrpflichtifre  Rohstofie.  z.  B.  Tabak,  Gctreid«, 
•dsf^l.  F*biiktte«  s.  B.  Tkbftkfabrikftte «  Zneker,  Getränke).  Theilweise  beat«hefi  hier 
nht^r  anrh  oifrpnp  Im  ■■  .i ,1  r  c  (..Material"-)  i\»ntnil<>ii  ul)i?r  Sarliirutcf.  WcL  L'j 
als  Kuhstoä  oder  Fabrikat  erst  in  den  Handel  Ubergehen  sollen  (BofatabAk- 
GewichtssteDer.  Wdobestenerung^  beim  Prodooenten,  Tabak*.  Spirltns-  und  BnDntweio*, 
Zuckerfabrikatsteuer)  oiK  r  wi  Irlie  als  RohstoU' unmittelbar  in  einem  Frodactions- 
betrieb  (Fabrik)  verarbeitet  werden  sollen  (Besleiierune-  der  Rüben  ftir  die 
Zockergewinnung,  des  Materials  fur  die  ßranntwcinorzeagnnK,  de^  Malzes  für  die 
Bierbrauerei  a.  dgL  n*).  AaneTdem  geliOr'  u  hit  ihcr  Au f beirahroiif scontrolea 
über  die  Räume,  in  welchen  steiicrpflichtifre,  aber  noch  nicht  verstenone  nnd  t^ven- 
taetl,  2,  B.  bei  der  Ausfuhr  ins  Aui>iand,  bei  gewisser  technischer  Veräuderaug  steaor- 
tn\  veTdende  Artikel  („deDatoTaliaiite«*'  Salz,  Branntwein)  einstweilen  anf bewahrt 
wpn}.>n.  unter  Steuer-  oder  zollamtlichem  Vorsi^hlnss  (nfTenflirh*^  und  prirate  Niedet'* 
lagen,  Kiitrepötä,  Weinkeller,  Tabak -Trockenböden  und  ähnliche  Fälle). 

b)  Controleu  Uber  ganze  Prodnctionsbet riebe,  mufasgen- 
dere  für  die  Zeit,  wo  der  Betrieb  in  Gang,  einfachere,  welche  aber 
nicht  fehlen  kOnnen  (Sperren  v.  d^I.),  in  der  übrigen  Zeit 

S«  hi-onders  bei  Stmi' m  auf  den  Tabakbau  (Plichensteuer«  Gewielitsstcner«  Gon- 

Irole  der  Felder,  der  eingebrachten  Ernte)  und  heim  Zwang  zur  Ablieferonsr  d.?- 
gewonnenen  Tabaks  (auch  SaUes,  wenn  dessen  Ciewinnung  frei)  an  Monopolrerwait- 
ungen,  ferner  bei  den  raebrfiich  genannten  inneren  YerbnoduBtenem  («^Pabri- 
katiouscontroleu").  Gerado  diese  CnntrolLii  sind  t  s.  wi  loho  sich  trcnati  der  Technik 
des  Betriebs  and  der  BeätcuemugbUtethode  anpassen  müssen.  Die  Auf  bewahrungs- 
controlen  schlieascn  ricli  hier  dann  cbeniaUB  an  (Ober  SalzmaKtziae  fHi  fertiges,  noch 
unversteuertes  Salz,  ähnlich  bei  Zucker  und  in  «MMtlgeii  deiaitigea  PUlen,  daher 
besoudera  bei  der  Fabrikatstcuerfonn). 

3.  limlaafs-(TranspoTt-)controleD.  Dieselben  verfolgen 
die  steuerpflichtigen  Waaren  in  der  örtlichen  Bewegang  anf 
dem  Transport. 

Dahin  gehören  gewisse  Controlen  bei  den  Zöllen,  den  ThoRteoem,  deo  inlia- 

dischen  CircaIation«aTifritb''n  (Form  der  Wcinsf.'uer'i  u.  s.  w.  Auch  flir  bereits  ver- 
zollte oder  einer  inneren  Steuer  unterzogene  Waaren  können  solche  Controlen  vorkommen, 
X.  B.  bei  importirtem  Tkbak  (England),  bei  Mehl  (Mahl«teaer) ,  bei  Tabakfiibrikatea, 
am  den  Absatz  an  bestimmte  Personen  (Händler,  Fabrikanten),  welchen  das  Gesetz 
voraussetzt,  zu  verburLr-ii ;  liier  verbinden  sich  die  Dmlaufcontr«l'Ti  mit  Absatz- 
controlen,  oder  geben  in  sokiic  Uber,  eine  Kategorie,  welche  man  miiunlcr  noch  als 
eine  besondere  unterscheiden  kann,  z.  B.  bei  gewissen  Verhältnissen  der  Tabak- 
bestenerang (americanische  Fabiikatsteaer). 

IV.  —  §.  341.   Andere  Fragen  des  Controlwesens. 

Unter  den  /.aiilreicbcu  sonstigen  Pnncteu  des  Coutrulweseus 
betreffen  die  meisten  gewisse  Einzelbeiteii  bei  den  verschiedenen 
Steuern.    Von  allgemeinerer  Bedeutung  sind  noch  folgende: 

A.  Die  Anwendun«;  <les  Eides,  insbesondere  der  eidesstatt- 
Iieheu  Versicherung  der  Steuerptlichtigen  in  Angelegenheiten, 
welche  ihre  SteuerverhUitnisse  betreffen.  Die  Vorschrift,  ent 
sprechende  Angaben  anter  Eid  machen  zu  müssen,  ist  ein  sehr 
einfacher  Weg  zur  Ermittlung  der  Thatsachen,  nach  welchen  sich 
die  Steuerscholdigkeit  riehtet,  und  zugleich  ein  höchst  einfaches 
Controlmittel. 
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Sie  spielt  im  iiordaTnpricanischen  Steuerwesen  eine  so  Tierrorragende  Rollo, 
dasä  man  in  ihr  ehm  Grundlage  der  ganzen  dortigen  Bdüteaerung  erblicken  kann 
(Hock,  Finanzen  Americas,  S.  80),  v&hr«nd  io  Enropa,  iiamemlich  auf  dem  Coatinent, 
di<;  FurdiiunK  der  Eiilfsableti^nrifr  in  Steuersachen,  ausser  in  der  ti<  wilhnlichcn  Art 
bei  üericbtsrerbandlongen,  nur  ausnahmsveise,  z.  B.  in  gewissen  Fällen  bei  Decla- 
rationeik  für  EinkominenBteaeni  o.  dgl.  oder  in  StrettfUlcn  in  Bciuf^  auf  Schätzungen 
des  Einkonnnriis.  dah-r  in  der  Keclamationsinstanz,  rorzukommun  pflegt. 

So  kann  z.  B.  auch  nach  dem  prcussischnn  Recht  der  Einkommensteuer  dem 
Rcclamanton  die  Erklärung  an  Eidesstatt  über  diu  in  Betreff  seines  Einkommens  von 
ihm  gemachten  Angaben  auferlegt  werden,  widrigenfalls  die  angebrachte  Reolaoatioti 
als  unbegründet  zurückzuweisen  ist.  Aber  zu  dii  si  in  Mittel  darf  diu  Roiirkscornmission 
nur  greifen,  „wenn  es  au  anderen  Mitteln,  die  Wahrheit  zu  ergründen,  fehlt"  (Uesctz 
vom  1.  Mai  18S1,  §.  26). 

Den  Eid  so  wie  in  America  fast  zur  Grundlage  der  Bestencr- 
UDg  zu  machcu,  erscheint  indesseu  in  mehr  als  einer  Hinsicht  be- 
denklich und  auch  von  dem  hierin  natürlich  nicht  allein  entschei- 
denden fiscalischen  Standpuncte  betrachtet  kaum  richti^;:,  weil  das 
Gewissen  und  das  pecuniäre  Interesse  in  sehr  starken  und  auch  in 
gar  zu  liUnfi^H'n  Conflict  g-esctzt  werden  und  das  gewolinheitsmässig 
werdende  Eulablegen  den  tSion  für  die  Bedeutung  des  letzteren 
leicht  abstumplt. 

Man  rmiss  wohl  Hork  darin  bei^tiiriTr.  rt  ,  f?i>'  Firlr  iri  1  <m  Maasse  zu  ver- 
mehren» als  es  die  Menge  der  Steucransagou  nöthig  macht,  Eide  zu  fordern,  die 
falsch  zu  schworen  ein  näe  liegendes  Interen«  Torhanden,  und  vetin  man  sie  fordert, 
ihnen  durchweg  keinen  Glauben  zu  schenken  (da  die  Vollst&ndigkeit  und  Kichtigkell 
der  eidliclien  Ansnpen  in  allen  Fällen  von  den  Steuerorpanen  geprüft  wird)  ist  nn- 
zweckmlibäig  und  widorsprnclisvoU  und  vcrstöi^t  pot^en  diu  Moral."  (Pinanzeu  Auiericas 
S.  81,  80.)  —  Schälllr  nach  der  TabaksenciutHe  (Tftbinger  Zeilschrift  18711, 
S.  646):  ..^'i'^  angeblich  geringfügige  Hinter/iehung  (dor  americanischen  Tabaksteuer) 
erklärt  sich  weniger  aus  der  umfassenden  Anwendung  des  UnterBucbangscids  —  ,^Eide 
im  Zollhaoa^*  sollen'  nicht  schwer  genommen  weiden  — ,  ab  fidmelr  tm  den  sohr 
luirt.  n  fit  fangnis^-  und  Geldstrafen,  die  eine  seht  schaifet  obwohl  sparsam  gebrauchte 
Watfe  der  Verwaltung  bilden.'' 

B.  Oefters,  namentlich  in  froherer  Zeit  —  jetzt  sind  in  unseren 
Staaten  diese  ßestimraungcn  groBsentbeile  gefallen  oder  doch  die 
Einricbtong  erheblich  eingeschränkt  —  allgemeiner  besonders  bei 
den  znr  Defraudation  stark  anreizenden  Steuern,  bei  welchen  zn- 
gleich  eine  Entdeeknng  des  Unterschleifs  schwieriger  ist,  wie  bei 
ZOHen,  Thorstenern,  hat  man  die  Tätigkeit  der  Controlbeamten 
wohl  durch  Antheile  an  dem  Üsoaliscben  Gewinn  bei  entdeckten 
Defraudationen y  sogenannte  Ergreiferantheile,  anzuspornen 
und  dureh  ähnliche  Antheile,  äogenannte  Denunciantenan- 
t heile,  die  Mithilfe  Ton  Personen  aus  dem  Publicum  zur  Ent- 
deckung von  Untersehleifen  zu  gewinnen  gesucht.  Daraus  konnte 
sich  dann  ein  System  von  Belohnungen  für  die  Beamten  und 
die  Denunciuntcn  eniwiikeln. 

Solche  AntheUe  und  Belohnungen  fanden  und  finden  sich  zum  Theil  noch 
bcionde»  in  der  Terwaltong  der  indirecten  Stenern,  der  Zölle,  innefea  Verbrenchs* 
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stcoern,  dcä  btempelvescoa,  auch  iu  Gebuhrenzweigen,  l.  B.  bei  der  DefntudatioB  TOD 

Vom  moraliBcben  'Standpnncte  haben  oamenilich  die  DeDun- 
ciantenantbeile  wobl  Überwiegende  Bedenken,  welche  ihre  mögliobste 
BeseitigODg  räthlicb  machen.  Freilich  wird  letztere  wieder  von 
dem  ganzen  Stande  der  Volkemoralität  bedingt  sein.    Auch  die 

Beaiutenantheile  schädigen  leit  ht  die  Stellung  uud  d  is  Auseheo 
des  V^erwaltungspersonals  uud  müssen  wenigstens  tliunlich  be- 
schränkt werden,  zumal  für  das  höhere  Personal,  w<i  sie  doch 
besser  ganz  fortfallen.  Sie  sind  auch  an  sich  unrichtig,  weil  -sie 
die  sclioii  pflichtm'ässige  Controle  des  Beamten  erst  durch  solche 
besoüdLrc  \  ()itbei!e  hervorrufen  wollen,  und  practiscb  hedenklicb, 
weil  der  Beamte  last  (iaraul  hingewiesen  wird,  zwischen  Ergreil'er- 
antheilen  und  —  Bestechuugsgeldern  abzuwägen  und  danach  seiu 
Verhalten  zu  regeln.  In  der  indirecten  Besteuerung,  bei  Zöllen  uod 
inneren  Verbrauchssteaem ,  ist  ihre  völlige  Beseitigung  aber  aneb 
wieder  vom  allgemeinen  moralischen  Niveau  der  Bevölkerung,  der 
Geschäfte-  und  Beamtenkreise,  dann  auch  wobl  von  der  Verein^ 
faebnng  und  Ermässigung  des  ZoUtarifa  n,  8.  w.  mil  abhängig. 
Etwas  ScbOnes  sind  sie  unter  keinen  Umständen. 

S.  Hock,  Öffentliche  AbgftbeD  S.  53,  der  den  röUigen  Verzicht  auf  Ergrcifer- 
antbcilc  „wie  die  Sachen  nun  einmal  liegen",  nicht  für  thonlieh  hftit.  Er  räth,  for 
diese  Aothoile  eine  gemeinsame  Casae  za  bilden.  Beispiel:  Aufhebung  der  gesetz- 
Hcliett  StnflyitlieU«  der  Daiiiiieiaaie&  dnrdi  des  previsleehe  Gesetz  toib  23.Jem«r 

1^38,  §.  61  wegen  Untersuchung  und  Bestrafung  der  Zollrergehm.  Ai:  I-^in  Betra<: 
der  eingezogenen  (ieldstrafen  und  dem  Erlte  der  Confiscate  wird  ein  üratiticatioos- 
imd  DoteietUfzoegefonde  ftr  Zollbeamte  ond  deren  Angehörige  geUldet   In  Bai  er  n  . 

nach  Zollstrafgcsetz  von  1887  die  Hälfte  des  Werths  der  Geldstrafen  und  Confiscate 
hei  den  Zöllen  an  Anzeiger,  die  andere  Ilälflo  an  einen  ünterstUtzungsfonds  der  ZoU- 
verwaltong.  Nach  dorn  pr  eiiaiischcu  Stenipeliresetz  von  1822,  §.  33  ürhieiten 
Denunciantcn  ein  Drittel  der  festgesetzten  Stempei  rr  iten.  Solche  Antbeile  sind  aber 
durch  das  Gesetz  vom  2^.  Do  -mber  ISüS  aufgehoben  worden.  In  Frankreich 
haben  besonders  im  Zollwoscii  Ergreifcr-  und  Denunciantcnanthcile  in  der  Ges^- 
gebung  der  ersten  RerolotloB  und  Kapoleon 's  I.  eine  wichtige  Rolle  gespielt  8dt  1848 
ist  der  Ar.th  ^il  I  t  liöhereu  Beamten  ('/3  des  Erlöses!  be^'  iti^f  und  daraus  ein  Bü- 
lobnungsfüuds  für  die  unteren  Beamten  gebildet.  Diese  bekouimea  aber  ausserdem 
Ifgidferantbeile  nnd  der  Dennncknt  bat  Aupfodi  »nf  Vs  des  ReineHAses  (Fin. 
S.  837). 

0.  Hit  ibren  Controlen  greift  die  Stetierverwaltang  unver- 
raetdiieb  in  die  Spbäre  der  persdnlieben  Fretbeit  der 
Bevölkerung  und  in  die  Fretbeit  des  wirtbsebaftlieben 
Verkehrs y  Öfters  ziemlteb  tief,  ein.  Das  Reebt  daz«  wird  ibr 
bei  den  modernen  CulturvOIkem  regelmässig  dnrcb  das  Steuer- 
gesetz  gegeben.  Letzteres  kann  aber  nicht  jedes  Detail  der 
('üDtrolc  l'eststellcn.  Das  muss  vielniebi-  wieder  ciuich  \  erord- 
nuu^cu  der  Verwaltung  geschehen,  zu  deren  Erlass  dieselbe  die 
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gesetsliclie  Errnftchtigong  erhält  Um  so  nothwendi^er  ist  hier 
nxtn  aaeh  wieder  die  zweckmässige  Organisation  des  Be- 
schwerderechts and  die  Einräumung  eines  administrativen 

Kla^c rechts  an  die  von  den  Oontrolen  Betroffenen.  Gegenüber 
den  Härten  und  MUngela  des  GebcUes  selbst  aber,  welche  ebeu 
oft  erst  bei  der  Vo  Ii/,  i  ebung  hervortretco,  erweist  sieb  bier  auch 
das  P  e  t i  t  i  0  n  8  r e  c  b  t  an  die  Regierung  und  an  die  Volksvertretung 
znr  Herbeifübrung  einer  Aenderung  des  Gesetzes  von  grosser 
priiicipieller  und  practischer  Bedeutung  lUr  das  ganze  Gebiet  der 
Oontrolen. 

YgL  auch  hier  besoadors  Steiu,  loDeru  VerwaltQu^lehre  I,  60 — 153  (1.  A.)* 
Auch  oben  ^.  8S4  AT.  Ober  die  analogen  YerhiltnlBse  bei  den  fieolunationen  in  Betreff 

ili  v  Veranlagung  und  Erhebaiig  der  Steuern.  Namentlich  im  Bereich  der  indirectea 
Beste uerang  (Verbrauchs-,  Verkehrssteaem)  sind  Beschwerde-,  Klag-  und  Petition^- 
recht  die  Mittel,  um  zu  einer  relatir  genügenden,  nicht  mehr  als  oöthig  die  freie 
Bewegung  der  Personen  und  OlUet  hemmoideii  Geataltnng  und  m  einer  licbUgen 
Handhabung  der  Steucrcontrolen  zu  gelangen. 

V.  —  §.  342.   Der  Controldienst 
Er  serßUU  in  den  „äusseren''  gegenttber  dem  Pablienm 
und  in  den  „inneren''  gegenttber  den  Beamten  selbst. 

Aoch  hier  sei  zum  Beispiel  vomemlich  auf  die  französischen  Einrichtungen 
verwiesen,  welche  nach  dem  streng  fiscaUüchon  Character,  den  hohen  Steuersätzen  der 
Zölle,  inneren  Yerbraucbaeteiieni,  Monopole,  Verkehrssteaem  (Enregistrement  nnd 
Stempel)  bceonden  itaik  entwickelt  aind. 

A.  Die  Anstlbnng  der  8teitereontrolen  ttber  die  BevOHLernng 
überhaupt  nnd  die  Stenerpfliehtigen  speoieU  erfolgt  tbeils  dnreh 
diejenigen  Organe  der  Verwaltung,  welche  die  thatsäeblicben  Er- 

niittinngen  fttr  die  Veranlagung  unmittelbar  vorzunehmen  nnd  die 

Steuern  zu  erheben  baben,  niebr  oder  weniger  lui  dircctcii  Anschluss 
an  dkaa  1  unctionen,  tbeils  durch  besuudere  Orgaue  cigeuä  für 
den  Controldienst. 

Die  Ihaiigkcit  jcucr  enitercn  Urgane  reicht  nteiäteus  bei  den  directeii  Eiii- 
kommen-,  Ertrags-  u.  s.  w.  Steuern  aus.  Bei  den  VoTbrauobaatevern,  besonders 
den  wi<  htiirsten  Kategorieen  der  i  n  d  i  reo  * '  u  Zölle,  Thorsteuern,  inneren,  wo  Schleich- 
handel u.  dxL  drolit,  sind  dagegen  umlaäücndere  Personal',  Ileal-  und  Umlaufcon- 
trolen,  nncb  Ärmlicbe  OeTtlicbkeitscontrolen  nothwendig,  fttr  welche  besondere  Organe 
unentbehrlich  sind.  Diese  bestehen  in  dem  oft  sehr  zaäilrcichcn,  ein  förmliches  Heer, 
in  grossen  Staaten  von  vielen  Tausenden,  bildenden,  auch  wohl  militärisch  organisirten 
PeiBonal  der  Orenzw&cbler  n.  a.  w,  fiDr  die  Bewachung  der  Zollgrenze  nnd  tüt  die 
Dnrchstreifang  des  Grenzdistricts,  in  ähnlichen  Organen  far  die  Bewachung  der  Yer- 
zfthrnnj;:ssteaerlinicn  der  Städte.  .\ti<  h  zur  Yorhütnng  von  F^'fraudationen  in  Bezug 
auf  die  Staabiaonopolaitiiicl  und  aul  die  Steuern,  welche  sicii  an  dcu  privaten  Pro- 
ductionsbetrieb  anacblieBsen ,  wo  in  beiden  F&ilen  daa  gebeime  Herausbringen  ron 
Artikeln ,  im  letzteren  auch  der  geheime  Bezair  von  unfersteuertem  ßohstotT  n.  dgl., 
die  Vornahmo  nicht  angemoldeter  Betriebsacte  verhindert  werden  muss,  ist  ein  beson- 
deiea  Contfolpenoiial  erforderlich.  Die  Organiaation  und  AnaaU  dtesea  wie  des 
(irenzwachpcrsonals  hängt  wesentlich  mit  von  der  Einrichtnnf;  der  betreffenden  Stenern, 
der  Beeteuemneunethode  bei  den  inneren  Yerbranchasteoem  (ßohstotf-,  Fabrikatsteuer 
0.  «I  w.),  dem  Uafittig  der  Zoll-  imd  Thotatenertaiife,  der  HSm  der  Steneia&tze,  dann 
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Ton  gectrrnpliisrhcn  Ver]i;tlfnis«:en,  wie  Besrhaffenheit  der  Grenze  nnd  Ocrtltclil»nL  , 
»ach  voQ  den  Froductioo8verbältob>seD  U.  B.  bei  der  BraDotweiabrenncrei,  ob  sie  mdir. 
wie  bdl  uns.  eine  deceniTalisirte  landvirthscbrnftlicbe  oder,  wie  in  Eogiand.  eine  atail 
centralisirto.  mehr  städtiscbe  Induntrio  ist),  endlich  ftitder  von  Moral  und  Iv-  rhts&itin  , 
der  BevöliiorQDg,  der  Geschäfts-  und  Beamtenkreise  mit  ab.  Daher  na?enncidUcb  viale 
zßitlicho  und  örtliche  Untenchiede.  Ava  der  Ver^Ieichun^  der  Zahl  der  nnmittelljarea 
Controloiytne  int  deshalb  auch  nicht  wohl  ein  Schiass  auf  die  Gute  der  Stcaenrer- 
walttine  zu  ziehen.    Natürlich  richten  sich  ä'u^  Erhi^bururskosten  der  Stetiorri  aber 
wesentlich  mit  nach  der  Zahl  dieses  PersouaU.   Zu  dem  Ici/türou  musscu  danu  wieder 
I5h«re,  Aufsichts-  a.  s.  w.  Organe  hinzutreten .  welche  die  richtige  sorgf filtiiire  Aoh 
libang  des  C^^ntrnldiensts  des  nnterf^n  Personals  ttberwarheti.    fS.  die  Daten  über 
England,  Fin.  III.  §.  12b,  aber  Frankreich,  innere  Verbrauchsüteuom  eb.  §.  24ti  tf^  ' 
ancb  S.  608,  ZOlle  §.  324.)   Auch  die  Yerkebrs^,  Erbach aftseteaen,  Stempel, 
liegisterabgabcn  bedürfen  eines  eigenen,  wenn  aoch  viel  weniiror  zahlreichen  Contr  •■- 
Personals  (preussiBche  Stempelfiscale,  Specialbeamte  dafür  beim  frattzösiscben  IIa-  ' 
rcgistrement).  Anaeerdem  fbngiren  hier  die  ttbrigen  Gerichts-  nnd  VerwaltongsbehttnieB  i 
mit  für  Controlzwecke,  indem  sie  z.  B.  die  richtige  ISteuipt-Iung  der  Urkunden  prüfeo, 
tinterhlioboTio  ndcr  falsche  berichtisren,  znr  Anzeige,  zur  Strafe  bringen  müssen.  (Tin-  ' 
faa:>eudc  und  i>charfäte  Bestimmungen  in  Frankreich,  aber  ihnllcbe  doch  aUgemein,  | 
z.  B.  prenasisches  Stempelgefletz  ron  1822,  §.  90.)  ^ 

B.  Der  innere  Control dienst  über  die  Beamten  selbst,  | 
daher  namentKeh  Uber  die  Erbebaogs-,  Verreebnnngs-,  , 

Ca  ssenbeamten,  gehört  nicht  näher  za  dem  hier  erttrterten  Gegen-  | 

Blaude  der  »Steuercontrolen.    Er  ist  auch  keine  Angele^culuit  aus-  i 
schliesslich  der  Steii  erverwaltnn^^  und  nicht  spetitisch  cigenthUm- 
lich  flir  diese  einzurichten,  sondern  eine  allgemeine  Augtiegenbeit  \ 
der  Finanz  Verwaltung  überhaupt. 

S.  in  Kin.  I  (3.  A.)  den  Abschnitt  voip  Zahlung^-,  Gamsen-  und  KcchDanf»« 
wesen  (S.  253— 500V 

Nur  der  grosse  Cin fang  der  Stenerverwaltung  und  die  Complicirthcit  ür  d  Mfinnie- 
lalligkeit  der  Aufgaben  in  Bezug  auf  tliAtsächiiche  Ermittlungen  und  auf  die  I^Irhebunc 

gebt  dem  inneren  Gontroldienitt  im  Stenerweeen  fhateiclilich  meistens  eine  grtasece 
edeutung  als  in  anderen  Zweigen  des  Finan/wesuiiy.  r  ist  im  hrdiercn  wie  zum  ' 

Tbeil  auch  im  mittleren  Dienst  ein  mehr  oder  weniger  umfangreiches  eigenes  Per- 
sonal von  „ttberwacbenden*'  Beamten  gerade  für  die  AnsQbong  der  Controle 
Uber  die  Beamten,  weldie  die  Thatsaclien  ittr  die  BoDeasnnf  der  Steaerschuldigkeitea 
ermitteln.  Stenern  erheben  nnd  Stenercassen  verwahen.  erfordert '"h.  ein  Personal,  das 
auch  von  den  eigeüüich.  leitcudcu  Beamten  der  btcucrvurwaliuii^  noch  zu  unter- 
scheiden ist 

Diese  nberwachendeii  Beanik'n  kuitnen  erentuell  neben  ihren  Fun'-fiorien  fre<r»'n- 
flber  den  genannten  Beamten  auch  noch  zum  Zweck  dieser  Controle  gewi^e  Thäitig- 
fcdton  bei  der  Ermittlung  der  Thttsaehen.  die  man  xor  Tenudagong  der  Besteneranf 
kciiiM'ii  muss,  mit  übernehmen     Mati  kann  atsdann  mit  Hock,  welcher  den  üeber- 
wachungsdienst  näher,  als  es  mir  geboten  und  zweckmässig  erscheint,  mit  demjeni^ 
•KOT  Emltdmif  der  fenanttten  Thatsachen  in  YerUndang  Ivingt.  die  Aufgaben  der 
Uoberwachungsbcamten  in  Kürze  also  zusammenfassen:  ,.sie  sehen  daraof,  daas  kefa  | 
steueibaror  Act  der  Entrichtung  der  Abgabe  nnd  dem  follen  c^ebuhronden  Mrässc 
derselben  sich  entnchi-;  &ie  erheben  und  samiru  in  die  Elemente  der  Stcuerbemc^ung  ' 
oder  prtlfen  die  di«  ^^ialligen  Angaben  der  Sleuerpilichtigea**  (oder,  wohl  richtiger:  sie  I 
ttherwachen  die  Krhebiinf?  und  Sammlung  dieser  Elemente  und  die  Prüfung  die^r  ' 
Angaben  Seitens  der  damit  betrauiun  Organe);  „und  sie  untersuchen  in  ihren  höheren 
Graden,  ob  die  Beamten,  welche  die  Stenern  bemessen  nnd  eiahebeo,  dies  genan  und 
nach  Vorschrift  gethan  haben.    Sie  müssen  frei  bewejrlich  sein,  denn  e*»  darf  keinen 
Ort  und  keine  Stunde  geben,  wo  nicht  ihr  Erscheinen  gefürchtet  werden  kann;  fAr 
•ie  riebt  ea  kone  beslimniten  Arnttttaaden,  keinen  re^iiniaaigea  KieisUraf  der  G»* 
ichSite**  (OlFeatUehe  Abgaben  S.  44). 
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Im  Einzelnen  muss  auch  der  höhere  Coutroldienst  nach  den 
Verbältnissen  der  einzelnen  Steuern  mit  eingerichtet  werden ,  so- 
wohl in  Bctrctr  der  inneren  als  der  äasaeren  (jontiole. 

Interessante  Einrichtunpr  des  Controldienstes  gegenüber  d^-m  Publicam  oid  den 
Beamten  in  America  bei  der  dortigen  Tabakbesteueruug  |,8cbüffle,  Tabiofer  Zei^ 
scbiiilt  1879.  S.  5<>6  ff.«  ntch  der  Enquete).  Einrielitiioir  eines  Gelte impolizeidienstes 
f»r  besoudiTc  Fülle.  Zn  den  Controlboamteu  gehören,  wie  bemerkt,  anch  die  Stein  pel- 
fiscale,  die  io  PreusHen  nach  dem  Stempul^cacu  vom  7.  M&rz  1822,  §.  34  die 
Anffrabe  beben,  namenttieh  ancb  die  Verbandlungcn ,  Acten  n.  s.  der  Behörden 
in  Bezug  auf  die  richtige  Erfüllung  des  Stempelgcsetzcs  zu  controlirc».  Ausdehnung 
diei>er  C«.ntroIe  auf  die  Kcvision  ßcr  Af-ficnstL'sellsrliafn-n  durch  Gesetz  vom  2'».  Mai 
1607.  Dic:>c  l'iäcälc  be>teliüii  bei  Ueu  Pruvincialbtcuerdirectionea.  Sie  köiuieti  auch 
PMrate  nöthigen,  sieh  ihnff  Controle  ZQ  nnterwerfea  {rgh  Hoff  mann,  Lehre  tob  den 
Stetten  8.  435  S.). 


4.  Abscbnitt 
Die  Stcuerstrafen. 

§.  343.  VorbemerVmigon. 

Auch  dia»«r  practi:>ch  und  principiell  wichtige  Gegenstand  ist  bisher  in  der 
FinaDZwietsenNchaft  gewöhnlich  kaum  auch  nur  berührt  wurden.  Höchstens,  dass  man 
in  der  hpecioDen  Stcuerlehre  die:»^  «der  jenes  einzelne  Steucnrerifehen  und  die  dafür 
angedrohte  Strafe  erwihnfe.  Der  Gegenstand  gehört  aber,  ebeiiHo  vric  das  Control- 
weson,  in  die  allgemeine  Steuerlehre,  giebt  zu  manchen  Streitfragen  Anla^s  und  rcr- 
langt  eine  prineiplelle  Eiürteranf.  die  den  Efnielbeiten  der  speeletten Stenerlebre 
and  der  Kritik  der  Straf bestimmungen  der  Steuergesetzc  auch  hier  rorangehcn  muss. 

Au8  der  aligeuieinen  finauzwitnieiuichafdicbdo  Literatur  ist  roniemlicb  wieder 
nnr  anf  t.  Hock,  Abgaben,  S.  M— 57  nnd  auf  L.  Stein  4.  A.  I.  646.  546.  6.  A.  U,  2, 
478  —  470  zu  verweisen:  ersterer  wie  gewöhnlich  so  auch  hier  mit  wenigen,  aber 
treffenden  Bemerkungen  den  Gegenstand  in  vorzüirlii')nT  Weise  erledigend,  ohne  ihn 
indessen  im  nothwendigen  Zii>ammeuharig  mit  der  Kmnchtuug  und  Grundlaire  der 
yansen  Bestenernng  zu  behandeln.  Auch  in  seinen  practiecben  Werken  aber  die 
Finanzen  Frankreichs  und  Amcricas  schenkt  v.  Hock  dem  Gegenstand  aberall  die 

Sebobruiide  Aufmerksamkeit.  Stein  ^rtert  den  G^enstand  auffallend  kurz  und 
flrfkif,  aber  bat  ecbarf  und  richtig  das  Steaerrergeben  ?on  anderen  mit  der  Bestenerang 
irgendwie  in  Ztisammonhang  stehenden  strafbaren  Ilandlunjren  unterschieden,  es  aher 
nicht  ganz  richtig  characterisirt.  Nicht  gaui  zutreffend  ist  auch  die  Aufstellung  von  zwei 
Xategorieen  des  Thatbostands  des  Vergehens:  falsche  Angaben  und  Verheimlichung 
des  Steaerobjects ;  unrichtig  femer  „Defraudation"  und  Steuerbetrug  (als  falsche 
Angab''  verbanden  mit  Fälschungen  in  der  Biirhhaltung)  zu  identificiren.  Auch  die 
Beschränkung  der  Stcuerstrafe  auf  ein  System  von  „Bussen  mit  progreääivcui  Straf- 
fbss*'  gebt  zu  weit  und  die  Metivirang  dafür,  dass  „iedes  (?)  Steuervergehen  zugleich 
einen  Mangel  an  Ob;>orf^e  von  Seiten  der  Verwaltung  enthrdf,  aller  Seliniuirtrel  aber 
nur  durch  verkehrte  Tarife  möglich  wird  {liy\  ist  ganz  schief  und  unhaltbar  (4.  A. 
I,  64tt,  ein  8aU,  dessen  Vefkebrtbeit  Stein  selbst  eingesehen  sti  haben  scheint,  denn 
er  hat  ihn  in  der  5.  A.  II,  2,  474  stillschweigend  gestrichen).  Als  ob  die  Steuertarifc 
eben  nicht  wieder  vom  Steuerbedarf  und  ton  der  Nothwendigkeit  gleichmassiger  Be- 
steuerung abhinjj'ea!  lu  der  neuesten  Auflage  (a.  a.  ü.)  weist  Stein  neben  seinem 
„Busssystem"  Freihcits-  und  Ehronstrafen  mit  der  unhaltbaren  Motirimng  al) ,  daas 
,,die  Abwirbt  nirht  auf  eine.r  Verletzung  eiiier  Pcrsf^nliehkeit.  sondf-m  ntir  auf  einer 
NicbteriUliung  einer  öttentlichen  Pflicht  im  Sondenntcrcsse  des  Einzelnen  beruhe".  — 
8.  ferner  Bosch  er,  FIn.  §.  71  (er  mahnt  zur  Behutsamkeit  gegenflber  meinem 
Drünifeii  auf  Einführung  empfindlicher  Ehrenstrafen  u.  s.  w.,  unter  Hinweis  auf  meine 
eigenen,  von  mir  an  anderer  Steile  kundgegebenen  Erfahrungen  in  der  Steucrcommitütioo 
den  prenssischen  Abgeordnetenhauses  1884.  Allein  diese  Erfahningea  beveisra  doch 
nichts  ftr  das  sadhlteh  Uoricht^  meiner  Bestrebangea,  sondern  nur  fiftr  die  Schwacl)* 
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nlkt]ilfk«U  der  Angohörigen  «Oer  poUtischdo  Partiiea  in  eolelien  Dingen,  luid  dtfir 

habe  ich  sie  als  Beispiel  citin).  —  Emo  beachtenswerthe  Abhandlung ,  welche  lie 
hier  behandpiten  Principienfngea  berührt,  ist  M eitel,  Oorecht  ojk!  Zwaag  im  Finna- 
weaöü,  rmaii/archiv  V. 

Auffaliiper  aber  noch  als  das  übliche  Stillschweigen  der  finanzwisscoschafUichen 
Werke  uhor  das  StL■uer^trafwos(•n  i-t  die  ebetifails  wenigstens  in  der  dcatächoD 
systematiscbeo  and  dogmatiiicbeu  strafrechtlichen  Literatur  bisher  ao  gut  wu 
ganz  fehlende  pTineipleUe  Behandlnng  dieses  wiebtigeii  lud  iMineiwegs 
oninfortv-saiiton  Rccbtsgebiets.  Da  dasselbe  allerdings  rielfach  rom  sonstigen  Strafrecht 
in  der  ürandlago  und  der  Aasfuhrung  abweicht,  so  ersieht  sich  hier  manche  Contmene, 
deren  tiefere  Behandlong  auf  die  obenten  rechtsphilosophisclien  Principien  des  Straf- 
rechts hinfuhrt.  Ausser  in  den  Commcntaron  der  Stenergesetze  aber  findet  »ich  iaam 
eine  Erörtoniiig  über  Wesen  tind  Arten  der  Sfenerrerg<hen  und  iSfrafen  in  nnserer 
strafrechtlichen  i.iteratar.  Sogar  so  umfassende  Werke  wie  das  v.  Hol  tzend  orfi 'sehe 
Suunelveili  „Handbadi  des  Dentschen  Strafrecbts  in  Kinzelbeitrftgen"  (3  B.  Berlii 
1871—741  enflialtcn  so  pit  wie  nichts  darüber,  liir.  h  die  Übliche  Gestaltung  des 
positiven  l:Ccchts  doch  liaum  genügend  entschuldigt  virU.  In  der  Hegel  befinden  ttch 
nemlich  die  stoafreohtUchen  BestiminiuigeD  dee  Steneitediis  nicht,  wte  die  gewAhi- 
liehen  sonntigeu ,  in  den  Gesetzen  über  Strafrecht,  in  den  neueren  Strafgeset/buchero. 
sondern  in  den  einzelnen  St euerpcsetzen.  Aber  sie  bilden  doch  einen  wichtigeu 
Bestaiidtheil  des  Landesstrafrechts,  der  ger.nde  mit  der  Ausdehnung  und  Vorftünenm§ 
der  indirccten,  der  Verkehrs-,  Stempelbe^teiierung  und  mit  der  EinbILrgenuig  dM 
Aumeldcprincips  und  Declarationszwangs  in  Hniipti-  bieten  der  directen  Be^tenernnf 
inuner  wichtiger  und  jamtisch  immer  schwieriger  wird.  Den  Beginn  mit  einer  He- 
bandlang  des  SteDentnfreehts  im  BahmeB  dee  geeammten  Stiafredits  hat  neaeidlng» 
Jllinmehr  wenigstens  V.  I.iszt.  Reich-sstrafrocht,  gemacht 

Die  Criminalisten  rechtfertigen  diesen  Anschlnss  des  Steuerstrafrochts  und  6<s 
verwandten  „PoUzeibnssr^.hts"  allerdings  damit,  daaa  sie  eine  prlncipielle  Grenze 
für  das  ..eigentliche"  Strafrecht  mittelst  einer  bestimmten  Definition  des  Begiift 
Verbrechen  '  zu  ziehen  suchen  (vt^l.  v.  Holtzendorff  a.  a.  '  I,  4  tl.).  Allein  hier 
wird  den  Dingou  doch  Gewalt  angcthan  und  gerade  der  Norniaüaii  der  Stouerdetrau- 
datlon,  wo  böse  Absicht  zo  G^de  Hegt,  wUllftriich  ausgeschlossen.  Hier  II^ 
dasselbe  „Unrechtsmoment"  vor,  wie  hd  einer  (grossen  Reihe  gemeiner  ^'  ^ brechen. 
Jene  Grenzziehung  entspricht  freilich  nur  zu  sehr  dem  Zustand  des  Kech t» bc w  n BaaieiM 
im  Tolbe,  der  laxen  Xtnffossung  der  Steuervergehen.  Badareh  wird  es  abor  liebt 
gerechtfertigt,  dass  unsere  Criminalisten  bisher  den  letzteren  keinen  Plat/  im  Systes 
des  Strafrechts  einräumten.  Es  zeigt  sich  hier  wieder  in  einem  characteri>.ti?.rh^ 
Beispiel,  wie  schwer  der  Fortschritt  zu  einer  wahrhaft  „gümeinwirthschafdichua" 
und  demgemlss  wahrhaft  „ö  ff  entlieh -lechtlicben'*  AonUKBOg  der  YermOgenii- 
verbaitnisse  ist.  Alle  Anschauungen  nnserer  Jurist-n ,  sogar  der  sonst  weitsich- 
tigeren Criminalisten,  stehen  hier  noch  im  Banne  privat wirthschafUicher  and  privat- 
rechdiober  Geaichtspuncta.  Man  würde  sonst  wenlgsteDs  die  böswillige  SteoerdefhuMlatiM 
grundsätzlich  unter  die  „rereicherunpsverbrecheii**  reihen  und  sie  so  mit  dem  „Botrep**, 
wenn  auch  noch  nicht  identificiren ,  so  doch  als  ein  demselben  gleichartiges  Ver- 
brechen, bez.  Vergehen  zusammenstellen  (s.  r.  Holtzendorff,  Strafrecht  III,  621  SL\ 

Weniger  auffällig,  aber  darum  nicht  weniger  bcdaucmswerth  ist,  dass  auch  im 
dontschcn  Verwaltungsreelit  das  Stotierstrafrecht  noch  nicht  ang-emeesen  W- 
handelt  int.  Ks  harrt  hier,  wie  das  ganze  Vurwaltungsstrafrecht,  dei^n  Theil  es  ist. 
.,no(  h  immer  in  der  dentsdien  Wissenschaft  seiner  Begründung  und  seines  so  wicbtiireB 
Strafprincip^ "  (Stein.  4.  A.  I,  5-J5\  Selbst  v.  Rönne  ist  für  Preusscn  In.-r  srhr 
dürftig.  Kurze  Bemerkungen  Uber  das  bestehende  preussische  Hecht  and  Aa- 
dootongen  de  lege  ferenda  glebt  Gneis t,  a.  B.  Verwaltung,  Justiz  n.  s.  v.  8. 
292,  passim  im  „Rechtsstaat"  2.  A.,  z.  B.  S.  313. 

Das  positive  Steuerstrafrecht  ist  bisher  bei  uns  wie  in  anderen  Staatu. 
ganz  Gelegeuheitsgcsetzgebuiig  und  bustuht  aus  Bostimmungen,  welche  in  den  e in  ^ eine  r* 
StenMgesetzea  gleich  im  Zusammenbaag  mit  der  Regelung  der  einzelnoi  Steuer  ea- 
troffen  werden.  Wepen  Feiner  besonderen  practisclien  Wichtigkeit  und  seines  spcciollor-  3 
Details  ist  hier  namentlich  das  Zoll  st  rairecht  auch  für  den  rorliegeudon,  das  öteoe:- 
strafrecbt  sonst  nvr  generell  und  principiell  bebawMBden  Ahscbiiitt  hMTwamltobeB. 
(8.  für  Deatsebland  r.  BOime,  preoaslsohee  tjtaatancht  3.  A.  n,  2,  Abdk  &  t$X 
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4.  A.  IV\  825,  derseibo,  Stafttsredit  des  Deutschen  Eeichs,  2.  A.  II,  1.  Abth.  Ü.  104), 
B«l  den  Verbandlangen  im  Jahre  1898  hMten  tieti  die  Beglerongeii  im  ZollYorein  ner 

Uber  „leitende  (irandsfttze"  des  Zolktrafrecbts  verständigt,  aber  die  Zollstraf- 
gesetze  eigens  rcdigirt.  So  Prensseii  im  Gesetz  vom  2^'..  Januar  1838  wegen  ünter- 
sacfanng  und  üe:iLräfung  der  ZoUvergebeu.  Nach  dem  ZoUvureiaäVortra^  rom  8.  Juli  1S67 
gehört  die  Competenz  euch  auf  diesem  Gebiete  den  gesetzgebenden  Factoren  des  ZoU- 
rereins,  jetzt  des  Deutschen  Reiclis.  Daher  sind  ji  t/-t  maa^sf^ebeiiJ  das  VereinsgesetZ 
vom  18.  Mai  und  die  134—165  des  VereiüäzoUgesetzes  vom  1.  Juli  1869. 
For  das  Strefverfehren  blieben  aber  die  Landesgedctze  noch  in  Kraft.  Für 
Preussen  Gesetz  vom  23.  Januar  IS3S  betrcfTend  öntersucbun^  und  Boütrafang  der 
Zollvergebeo.  Jetzt  gilt  auch  hier  wie  für  alle  „ZuwidHrbandluugeu  gegen  die  Vor- 
schriften Uber  die  Erhebung  SSentlicher  Abgaben  und  Gefälle"  die  Deutsche  Straf- 
processofdang  t^.  459  —  469)  vom  1.  Februar  1'>T7,  s.  dazu  auch  das  Deutsche 
Einfühningggesetz  7om  l  F(>>)rnaT  l«??  §  0,  Nr.  .'J.  Hiernai  h  sind  bei  Straft  - -Ii  i'I  -n 
der  Verwaltungsbehörden  auodrUciilich  nur  Geldstrafen  sowie  eine  etwa  verwirkte 
Einziehong  l«»lzDfle(zeD.  Aostfer  den  Ztdliresetzen  sind  finr  Deufschland  nie  Ar  andere 
Länder  besonders  die  Gesetze  über  indirecte  Verbrauchssteuern,  namentlich 
Wein%  Bier-,  Branotweio-.  Tabak-,  Zucker-.  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  über  Moaopoliea 
Q.  e.  ferner  ober  Stempel-  nnd  Reg  Ister  abgaben  u.  dgl.  als  reich  an  Straf- 
bestimmaogon  aller  Art  zu  nennen.  Den  neueren  technischen  Veränderungen  der 
Besteuerungsmethode  bei  einigen  dieser  Steuern,  besonders  bei  der  „Fabrikatsteuer*' 
von  Branntwein,  Zucker,  Tabak  und  den  lirtheron  Steuers&t^en  entsprechen,  wie  ver- 
schärfte Controlen,  ^o  auch  rerscbärfte  und  vermehrte  Straf  bi^timmungen.  Aber  eigent- 
liche Strafen  wie  ttber  Ordnnngsstraf  a  W  o  diese  Steuern  schon  früher  so  ausjrebildet 
waren,  sind  auch  die  schärferen  Stiaien  schon  älter.  S  besonders  die  Verhältoisso 
in  Frankreich,  wofir  in  Fin.  III  bei  den  etnzrinen  Gruppen  nnd  Stenern  die  Straf-, 
bestimmungen  regelmässig  angegeben  werden.  Frankreich  i>t  auch  für  die^  Gebiet 
besonders  lehrreich.    Aebuliche  Verschärfungen  bei  den  neueren  Börsensteuern. 

Aus  der  directen  Besteuerung  gehören  vornemlicb  die  Vorschriften  Uber  An* 
melde-  und  De  ciarat  ion  szwang  bezüglich  der  far  Unterlassungen,  unvollstlüldigo 
und  falsche  Angaben  angedrohten  Stmfr  n  biehcr.  Daher  fehlen  solche  Bestimmungen 
vielfach  noch  fast  ganz,  etwa  von  kicinun  Ordunugsstiafen  für  Verletzung  von  Ck)Dtrol- 
vnd  Anmeldnngsvorschriften  abgesehen,  in  Staaten,  welche  bloss  die  Siteren  Ertraga- 
steuern,  ohne  die  Leihzinssteucr  and  keine  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  oder 
fui  diese  keinen  DecJarationszwang  haben  (Pienssen).  Anders,  wo  dies  Pnncip  an- 
genommen ist  (so  z.  E  in  dem  loniglich  slehsischen  Sin  komm enstencrgesotz 
vom  22.  December  18T4,  §.  02— fV.i,  in  Erbachaftssteoergesetzen,  so  anch  im 
pro n ssiseben  vom  30.  Mai  1S7;<,  g.  41  —  15). 

Sehr  umlasseud  und  einschneidend  bind  nach  der  ganzen  Grundlage  und  Kiii- 
richtung  der  Besteuerung  die  Strafbestimmungen  für  Steuervergehen  in  Nordamerica 
(s.  darüber  für  die  Zeit  der  fiOer  Jahre  v.  Hock 's  Finanzen  Amcricas,  zur  Charat  ti  tik 
der  Verhältnisse  in  einem  einzelnen  Beispiel  besondere  die  drakonischen  Stral  bcatuum- 
ungen  in  der  americaniseben  Tabakstenergesetzgebung,  Tatwkeuqndten  B.  III,  501; 
Sch  äff] e,  Tübinger  Zeitschrift  lS7r>,  S.  550 ff..  04  1  Ii. ;  Felser  in  Hirth's  Annalen  1878, 

5.  ^'37  S.).  Für  England  sind  die  Straf  bestimmuugen  bei  Weigerung  von  Angaben 
und  falschen  Angaben  in  Schcd.  D  der  Einkommensteuer  (gewerbliches  Einkommen) 
beMhtWMverth  (5  und  6.  Vict.  cap.  35,  Art.  100— U5,  s.  Qaeist,  eogUsches  Yer- 
waltnngsrecht,  2.  A.  H.  797.  Fin.  III,  S.  244^. 

Aus  der  Specialliteratur  s.  Hecht,  Stempelrevision  bei  Actiengcsellschafteu 
nach  dem  Gesetz  ?on  1881,  Finanzarchir  I,  derselbe  eh.  nber  den  Rechtsweg  in 
Heichsstempelsachen  und  die  Strafen  der  modernen  Stempelgesetzc.  Meisel's  ge- 
nannte Abhandlung.  £g lauer.  Österreichisches  Stenerstrafrecht,  lbS6.  Ferner  die 
Gommentare  n.  dgl.  zi  den  einzelnen  Steoergeeetzen  der  neawsa  Zeit,  in  Deirtschland, 
Frankieleb  n.  s.  w.  Manches  Material  wieder  in  den  Abhandlungen  des  FinanzarchiTs. 

L  Das  Stenervergehen. 
A.  —     844.  Begriff  und  Wesen  desselben. 
Ein  Steuervergehen  ist  diejenige  gesetzwidrige  nnd 
mit  Strafe  bedrohte  (versnchte  oder  voIlHlhrte)  Handlang 
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(bez.  auch  U nterlassu ngj  einer  TersoD,  durch  welche  die 
gesetzliche  Vci  anlaguug  oder  Erhe b ung  einer  Steuer  zum 
Nachtheil  der  Hteuercasse  unDiöglicb  gemacht  oder  in 
He  trage  verkürzt  oder  durch  welche  gegen  die  gesetz- 
lichen Controlvorschrifteo  Verstössen  wird.  Die  hierbei 
erfolgende  HinterzieLung  von  Steuern  ist  wieder  die  sogenannte 
üefrandation  (§.  339). 

Vgl.  Stciü  4.  A.  I.  54Ö,  5.  A.  II,  2,  Hl.  *.  Hock,  Abgabeo,  S.  Sä.  — 
SfcnornickstarHlf  fji,  ;«33)  bilden  nur  bedin^rt  «icii  'riiatbestand  eines  Steacrr«?rp^heD>, 
s>o  10)  Falle  böswiliigeii  Uotcrlassens  der  btcuercntriciituag  über  die  gestattete  ¥tm 
Mnavs.  Dio  StonerezecotioBSiiiaMsrogdii  sind  auch  nur  theilveise  als  Strafmaaas- 
repf^ln  m  cbaractcrisir.  u.  —  Die  mit  dem  Steaergesotz  Übereinstimmenden  Verord- 
nungen der  Verwaltung  vertreten  legis  Ticem.  so  dass  Verstösse  dagegen  zu  dea 
Stenemrgeheii  gvbftren.  Behauptete  Wlderspinelie  zvischen  dem  QeeetE  und  d«a 
Verordiiiingcn  auch  in  Betreff  dor  Vcrtreli''!»  und  Strafl»cstiniintiDgcn  >ind  vieder  dotch 
das  Institut  des  administrativen  Klagrecbts  zum  Anstrag  zu  bringen       334  ff.\ 

Das  Steuervergehen  deckt  sich  also  nicht  mit  jeder  irgend  wie  an  die  Besteuenujf 
■ich  Infipfcnden  oder  selbst  durch  sie  veranlassten  schon  an  sich,  d.  h.  anabhängig 
von  veri'tinhtcr  oder  vollfuhrter  Sttutrliiiiter/ißhung,  nach  dem  geltenden  Strafrecht 
strafbaren  Ilaiidlong.  Wohl  aber  kaau  iu  letzterer  sofort  mit  enthalten  sein.  x.  B. 
weno  falsche  Stempelmarken  fbr  den  eigenen  Gebrauch  hergestellt  und  ranre&det 
od'»r  vrin  Anderen  gefälschte  wiss'eiitlich  gebraucht  werden.  Oder  das  Stpnf^rrergehcn 
fuhrt  in  seinem  Verlauf  eine  andere,  allgeffleio  strafbare  Handlung  mit  sich,  a.  B. 
d^  ferboleoen  Widerstand  gegen  Organe  der  Öffentlichen  Venraltttn^,  die  Rerper> 
Verletzung  eines  vorfolgendon  Stcii-ThiMinten  beim  Sclimufrecl.  Immer  ist  zvri>ch^'j 
dum  SteucrvefgebcQ  und  einer  solchen  anderen  strafbaren  Handlung  dann  scharf  » 
unterscheiden. 

Die  mancherlei  Steuervergehen  und  Defraudationen  bei  den 
verschiedenen  Steuern  lassen  sich  vornemlich  auf  die  drei  Schemata 
der  Unterlassung  vorgeschriebener  Steueransagen  Seiten- 
des Steuerpflichtigen  —  wozu  auch  Unvollständigkeit  dienet 
AnsntTPn  mit  gehört  — ,  der  fal. sehen  Angaben  bei  diesen 
Sieucransagen  und  der  Ilinterzichnngen  beabsichtigenden  Mani- 
pulationen an  Steuercontrolapparaten  oder  solche  Hinter- 
ziehongen  sonst  bewirkenden  Handlungen  and  ünterlassnngen  in 
Bezug  anf  solche  Apparate,  sorttckführen. 

Unter  das  erste  Scliema  (gehören  auch  die  Verlieimlichiing^on  v«in  St- »ef- 
objecten  ,  —  die  also  nnr  ais  Species  einer  Art  von  Vergehen  den  falschen  An- 
gaben gegenüberzustellen  sind  (was  Stein  a.  a.  0.  tibersieht)  —  wie  beim  Grenz- 
und  Thorschmtiggel  zur  Hinterziehung  von  Zöllen  und  Octrois,  femer  die  VomahoK 
von  Productionsprocessen  in  der  Verbrauchsbesteuerung  der  Produrtionshetriebe  ohof 
Aninddung  bei  der  Steuerbehörde,  daher  ohne  die  Gegenwart  coiitrolircuder  Stener- 
orir:tne;  dann  aocli  die  Unterlassung  gobotABer  Handlungen  bei  diesen  Steuern,  fener 
den  Verkehrssteuern,  z.  B.  der  Anwendung  von  Steiicrstetnpeln .  der  Aiiuitlduuc  rcn 
liechisgescbäften  zur  Hegistriruug.  Zu  den  falschen  Angaben  zahlen  anch  di< 
absichtifclien  Irrefllbrungen  der  Steoerbeamten ,  welebe  die  Gontnlen  antzvllbai  wU 
die  thatsiichÜ'  lieu  Ermittlungen  zur  Feststrlhm^  der  Steuerscliuldigleit  vorzunehm.  : 
haben.  Die  abaichtlicbeu  Störungen  der  Mes&instrumente  oder  Apparate,  durch  welckc 
bei  Yerbravch^teaem  die  steuerpflichtigen  Mengen  nnd  Qnalifiten  der  Objeete  e^ 
uiittelt  werden  (Alcoholo-,  Saccharometer  bei  der  Branntwein-,  Zuckersteuer,  Mes*- 
apparate  der  Mablstener  —  in  Italien  — ),  könnten  alleniaUs  auch  noch  zu  da 
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ka.tc>:oric  Uer  „fabcbcu  AüKal>cü"  /ahit-a,  wie  ich  es  in  der  1.  Aull,  S.  69b  aucU 
thaf.  Doch  ist  die  beäonderc  Heraushebung  derartiger  Manipulation«!!  bd  deroB 
EigeatbOnUchkeit  doch  wobl  richtiger,  wie  ich  «s  Jet<t  gethaa  habe. 

B.  —  §.  345.   Vorkommen  der  Sten'eryer^ehen. 

Die  Gelegenheit  iiiul  der  Anreix  zo  Steueiv ergeben ,  dalier 
auch  deren  Häufigkeit,  lerner  die  Arien  und  der  Umfange  dieser 
Verirelien  gestalten  sich  wieder  bei  den  grossen  Kategorieen 
des  Steuersystems  verschieden.  « 

1.  Aoch  hier  sind  die  fr  aber  als  eine  besondere  ateoerteehnische 
Gmppe  znsammeDgefasBten  ,,indireeten''  Steuern  in  unserem 
zweiten,  dem  administrativ -teebniachen  Sinn  des  Worts  (§.  98), 
die  Stenern,  welche  nach  einzelnen  weehselnden  Tbat- 
sacben,  Vorgängen,  Handlangen  veranlagt  und  erhoben 
werden,  daher  namentlich  die  Verkehrs-  (Stempel-)  und  Ver- 
branchs Stenern  als  diejenigen  bervonsuheben ,  welche  za  Steuer- 
vergeben,  besonders  gegen  die  Steuer  Veranlagung  mittelst  Unter- 
lassang der  Steueransagen,  Verheimlichungen,  und  gegen  die  C  o  n  - 
t  rol  Vorschriften  um  Meisten  Anlass  geben,  aus  leieht  erüiuhtliclien 
Grllnden.  Eben  deswegen  sind  hier  die  Coutiolen  wieder  so  zu 
verschärfen,  womit  aber  zugleich  die  Gelegenheit  und  der  Anreiz 
wenigbteus  zu  leichteren  Steuervergehen  abermals  wächst. 

2.  Bei  den  Hau ptarten  der  dir ecten  Stenern,  den  Ertrags-, 
Einkommen-,  Vermögenssteuern,  liegt  die  Sache  anders.  Hier  ist 
vomemlich  die  Vorschrift  des  Melde-  und  Declarations- 
Zwangs  die  Voranssetznng  fUr  das  Vorkommen  eines  Stenei ver- 
gebens im  recbtlieben  Sinne. 

Solange  man  sieb  hier  bei  der  Ermitdoog  der  Steoeisnbjecte  und  Objecto 
wesentlich  mit  amtlichen  Nachforschungen  (§.  305)  and  mit  amtlichen 
Schätzungen  der  Krträn^^,  Einkotnnifn  n.  s.  w.  dunh  Bi-hflrdon  und  Crtniioi>sioii('u 
<§.  306  IT.)  begnügt,  ist  für  Stcueiwergeln  :!  in  liezu^  auf  die  Vcraulaguug  kaum, 
in  Bezug  auf  die  Erhebung  wenig  Gelegenheit,  und  die  CnntrolvorschriAen  sind  gering- 
filuHfr:  insowi'it  ein  Vorzug-  (Mo-r  Hcsteuerungsart.  Mit  dem  i'cr?!n  nlichcn 
MclUezwang  bei  Personal-  und  anderen  directou  Steuern  verändert  »ich  dicä  schou 
etwas  und  Vergehen  gegen  diese  Yorsohrift«  welche  iresentlich  die  Bedeotnog  einer 
Confrolvorschrift  hat,  treten  hcrfor.  Namentlich  nher  mit  dem  Trinoip  des  Decla- 
rationszwaog»  für  Kinkoutmcn-,  Vermögeu-  und  eiuzelne  Lrtrag8»teucrn  wie  die 
Lelbsinssteoer,  für  gewisse  Poncte  einer  miMlemen  Gewerbesteuer  (Pflicht  xiir  Angabe 
objectiver  ßetriebsmerkmale,  Aussätzen  Uber  Umsatz,  Kapital),  auch  einer  Gebäudesteuer, 
ferner  für  die  K  rbschaftsstcuer  und  ähnliche  wird  nun  zu  Stouervei gehen  eine  nur 
za  reichliche  Gelegenheit  geboten,  besonders  in  Bezug  auf  unvollständige  und 
mehr  noch  auf  falsche  Angaben.  Diesen  Nacbthei!  muss  man  aber  als  einen  unver- 
meidlich mit  diesem  Princip  verbundenen  in  lieii  Kauf  nehmen,  weil  das  Princip  selbst 
^■.u\i  richtig  und  nothweudig  ist.  Ks  ist  anderseits  überhaupt  ein  Vorth  eil.  dass 
durch  die  Anordnung  solcher  Meldungen  und  DeclnntiODeo  das  Steuervergehen  aus 
dem  bloss  sittlichen  in  das  Hechtsgebiet  hinüber  gef  !  r*  wird,  dein  Wesen  der 
Steuer  ab  einer  der  Eechtao rd nung  aagehöngeu  Eiurichluug  jjuiaääs. 
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C.  —  §.  346.  Strafrechtlicher  Oharaeter  der  Steuer- 
vergehen. 

Das  Vergehen  der  Steuerdefrandation  setzt  zwar  regelmässig 
Absicht  böse  Absiebt",  dolos)  des  DetVaDdaDten  Torsai^ 
aber  begrifflich  und  nach  dem  positiven  Recht  beschrfadn 
sich  das  Steuervergehen,  namentlich  in  Bezog  auf  die  Verletenn^ 
von  Gontrolvorsohrifteni  nicht  anf  den  Fall  d&t  bOsen  Absicht 
Vielmehr  liann  auch  grobe  Fahrlässigkeit  (culpa  lata), 
leichtes  Versehen  (culpa  levis)  und  seihst  nur  snfftllige 
(gutgläubige)  Ausseraehtlassnngy  s.  B.  wegen  Unkennt- 
niss  einer  Vorschrift,  das  Vorhandensein  eines  Steuervergeheofi, 
wenn  auch  nur  eines  geringeren,  bedingen. 

Deshalb  ist  Stein's  Auffassung  des  Steuerrergebenä  {L  A.  I,  546,  ebenso  uock 
5.  A.  II,  2,  476),  WODacb  ein  Staaetrergcben  nothwcndig  eine  Absich  t  (zur  Hinter- 
zichuiifr  voraiissotzo ,  zu  eng,  sie  pnsst  mehr  aaf  die  Stouerdofniudation .  aber  anci. 
nicht  vüliig.  —  Die  in  den  Vorbetuetkuugen  §.  343  crwiiliute  Ausschlieesung  d^' 
Steuervergehen  aus  dem  eigeotticlieii  Strafrecht  hängt  mit  dieser  v«it«raB  B«giift* 
bestimmnng'  diesor  Ver^\J!lL'n  zusammen,  wird  aber  dadurch  nicht  genügend  begrCn  i  t 

Selbst  in  den  verwickeltea  und  kUDStlicben  Verhältnissen  der  indirecten  iic 
stenenuig,  z.  B.  des  ZoUvessDS,  ist  ohne  d«i  Rechtissls«  dass  «^UDkenntnias  des  Rodhiar 
uicht  als  Entschuldigung  dient,  nicht  wohl  auszukommen,  —  so  ausdrui  Llich,  auch  ti 
Bezug  auf  gehörig  bekannt  gemachte  Yerwaltnngs?orscbriftea,  bestimmt  in  §.  ]  63  des 
Deutschen  Vereinszollgesetzes  rom  1.  Juli  186Ü  —  wenn  dieser  Umstand  auch  eia 
Milderungsgrund  sein  kann.  Bei  der  CompllcatilHl  in  der  Praxis,  z.  B.  bei  Steaen 
im  Aiisoliluss  an  den  technischen  Pröda cfionsprocess  und  hier  wie  sonst  nTt^^rv  ia 
l  iillcii,  wo  die  Actiun  eines  zahlreichen  i'eräoitals  in  Betracht  kommt  (im  Fabai^wcaco  . 
lässt  sich  auch  die  böse  Absicht  häufig  nur  schiTtt  iMollirdBea ,  wihieiid  die  Flüir- 
Iftssigkeit  oder  iigead  ein  Vefsefaeo  offener  zn  Tage  tritt 

In  dem  Fall  der  bösen  Absieht  liegen  aber  nun,  wenn  aneb 
nicht  immer  absolut  genau  alle,  so  doch  stets  einige  der  wesent- 
lichen Merkmale  des  strafrechtliehen  Vergehens  (bes.  Verbrecheni} 
des  Betrugs  oder  doch  eines  demselben  strafrechtlich  wesenüteh 
gleiebstdienden  Vergehens,  wie  etwa  eines  zur  Kategorie  der  „Be- 
reicfaerungsrerbreehen''  gehörenden  vor:  der  Defraudaat  snebt  sich 
einen  rechtswidrigen  VennÖgensTortbeO  auf  Kosten  der  Stenercasse 
(des  Fiscus)  dnreh  Irrthnroserregung  mittelst  Unterdrück img  oder 
Entstellung  wahrer  oder  durch  Vorspiegelung  ialbclitr  ILaUaeheu 
zu  vor  HC  ha  Ii  eil, 

Yd.  Deutsches  StrafceseUbuch  Ton  1871  §.  263.  t.  Uoltzendorff 's  Straf- 
rechl  III,  750 ff.  —  Mi^t  ««sreieboide  Abirdrang  der  Betrogsqnaliiicining  da 

Defraudation  bei  v.  Hock,  Abgaben,  S.  5ß.  —  Zu  den  Bereicherungs?erbreche:i 
zuhlen:  Diebstahl  und  Unterschlagung,  li&uh  und  Erpressung,  Begünstignag  JoA 
Hehlerei,  Betrug  und  Untreue;  r.  Holtzendorff,  Strafrecht  III,  621  If. 

Trotzdem  hat  weder  die  herrschende  strafrechtliche  Theorie 
noeh  das  positive  Strafrecbt  der  CnlturvÖlker  die  Steuerdefrandation 
als  solche  auch  in  diesem  Fall  der    bösen  Absicht''  regelmässig 
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ohne  Weitefes  als  ,,Betrug''  qualißcirt  oder  aach  nur  als  ein  solches 
demselben  wesentlich  gleichstehendes  und  strafrechtlich  gleich  zu  * 
behaDdelndes  Belbständiges  (»^Bereieherangs''-)  Vergehen  oder  Ver- 
brechen aufgefasst  Nach  dem  Stande  der.  Öffentlichen  Meinung 
und  des  Becbtsbewnsstseins  unserer  Völker  bat  dies  im  Allgemeinen 
auch  wohl  heute  noch  seine  ganz  oder  grossentheils  ansieichenden 
principiellen  Gründe.  Zu  diesen  treten  noch  erhebliche  p r a c - 
tische  und  steuertechnische  Grttnde  hinzu.  Dennoch  mochte, 
und  sollte  wohl  auch  mit  Recht,  die  Weiterentwicklnng  im  Leben 
unserer  Cultnrvölker  dahin  führen,  in  der  böswilligen  S  teuer - 
defraudation  ein  mit  dem  „Betrug"  identisches  oder 
strafrechtlich  gleichzustellendes  selbständiges  Ver- 
gehen anzuerkennen. 

1.  Die  principiellen  Gründe  für  die  bisherige  Auffassung 
der  böswilligen  Steuerdefraudation  liegen  im  Gharacter  und  in  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Steuerrecbts. 

Letztere«  bildet  kein  so  einfaches,  t^nasi -natürliches  Reclitsgebict,  wie  es  das- 
jenige des  piiraten  VermOffensrccbts  und  der  recbtsvidrigcn  YcrieUiugea  dessoiben 
ist  oder  wenigateas  im  Volmtewiisstedii  m  sein  gilt  Das  Steneriecht,  einnchliesslich 

de«  Control rechts,  ist  zwar,  wenn  einmal  die  Uruudlagc  in  Beirefr  des  Steuersubjects. 
Stco<»robject8  and  Steuersaf/es  i§.  ^Sfl  fl.)  fesfg:estcllt  ist,  auch  in  seinen  haupt- 
säc  Ii  liehen  elnzeUieü  Bebtiuiiuungen  durchaus  nicht  bo  wiilliurlich,  als  ok  cr- 
Mlieint,  sondem  ein  logiscb  streng  folgerichtiges  System  von  einzelnen 
>'ijrschriften .  öfters  von  bewuudernswerilier  Conscqnenz  (französische  Getränkebc- 
steuerung,  Eoregiätremeat,  ueoere  Branntwein-,  Zacker-,  Tabak-,  Börseosteuer,  und 
doch  auch  die  moderne  feiner  ansgebildcCe  directe  Bestenerang).  Aber  in  der  Fest« 
st.  Illing  jener  Grundlagen  und  in  uianclien  Details  ist  in  der  That  doch  das 
Moment  der  Willkür,  daher  auch  des  dem  allgemeinen  HecbtsbewQSSlsein  Fremd« 
aitigeu,  ihm  Aufgedrungenen  nicht  zu  verkennen. 

Erst  mit  der  festen  Einbürgerung  eines  Steuersystems  und  einer 
einzelnen  Steuerart  und  Steuer  als  gerechter  und  zweck- 
mässiger Steuern  im  Kechtsbewussts ein  des  Volles  kann 
sich  eine  Anschauung  ausbilden,  dass  eine  biiswillige  Steuerdefrau- 
dation ein  wirklicher  „Betrugt'  oder  ein  ähnliches  wirkliches Ver- 
gehen'* im  strafrechtlichen  Sinne  sei  und  wie  ein  solcher  behandelt 
werden  müsse.  Daraus  ergiebt  sich  die  nicht  unwichtige  OonseqoenXi 
dass  gar  zu  häufiges  KUtteln  und  Verändern  an  der  Besteuerung 
auch  hier  wieder  Bedenken  hat  und  dass  die  Frage  der  ge- 
rechten Steuervertheilung'%  demnach  der  gerechten 
Steuerveranlagung  auch  ii|i  Einzelnen,  auch  fttr  die 
Bildung  eines  die  Steuerdefraudation  scharf  Ternrtheilenden  Rechts- 
hewusstseins  im  Volke  nicht  gleicbgiltig  ist 

Die  Entwicklung  eines  solchen  Reehtsbewusstseins  und  die 
dann  erst  mögliche  strengere  strafrechtliche  Ahndung  der 
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Steaerdefraudation  erscheint  aber  nameotlich  in  einem  Steuersystem 
so  DOthwendi^,  wo  die  unteren  Volksciassen  gerade  dareli 
Verbranchsstenern  scharf  getroffen  werden. 

Nach  der  Natur  dieser  Steuern  köDQeo  sich  diese  Classcn  sirhlcclitt^rJirif^«  der 
Besteuerung  durch  Widerrecbüicbkeiten  nicht  entzitüiea«  weoA  sie  oiniusd  auf  den 
CoDsum  T ersten erter  Artikel  angeiriesen  sind  —  «lio  Ton  etvaJjrtir  Becbeiligan^ 
au  Schmuggel  u.  s.  w.  ahgi  ^chen  —  und  wenn  tUr  Pn  i-^  durch  die  Steuer  gcsieigen 
ist.  Dass  sie  alsdann  wiriilich  besteuert  sind,  wie  impiicite  die  Absicht  bei  diesen 
Steuern  ist,  kann  ja  nur  als  ein  Vortheil  gelten.  Um  so  bedenklicher  ist  es  aber  dann 
wieder,  wenn  die  besitzenden  und  wohlhabenderen  Glassen  durch  Steoecdefraodatiou 
mit  Hilfe  falscher  Angaben  bei  den  Einkommenstenern,  Leihzinsstenem  n  dpi.  uod 
gewisse  Geschäftskreise  bei  der  VerbraucLt>besteucrung  der  Productioosbetricbe,  aocL 
bei  den  Zöllen,  die  ihnen  rechtlich  gebflhrende  8teoefBchiiIdi|rkeit  nicht  tia^n.  (Der 
Schleiclihandrl  n.  3.  w.  der  „kleinen  Letitc"  erfolfrt  doch  vornemlich  auch  im  Inten-^s»: 
der  DefraudatioDcu  der  Uündler,  Fabrikanten.)  Solche  Zitötände  wirken  corrampireiM 
und  audreizeiid.  Namentlich  bei  den  gcnuinten  Steoem  muss  daher  auf  aUnlhUcI 
Immer  sirengeie  stcafreclilliche  Auffassung  der  Defraudation  bingestrebt  weni«ii. 

2.  Die  practiscben  und  steuertechniBchen  Grttnde  fllr 
eine  mildere  Behandlung  der  Stener?ergehen  oder  DefrandationeD 
liegen  bei  vielen  Steuern,  besonders  wieder  den  indirecten,  den 
Znllen  u.  dgl.,  in  deren  Natur  und  in  der  daraus  benrorgehenden 
Schwierigkeit,  bOse  Absieht  und  Versehen  zu  unterseheiden ;  daoD 
auch  darin,  dass  hier  öfters  kleine  Leute**  in  einem  Dien-stver- 
hältni8S  die  Vergelicii  bc^^chun  und  persönlich  alleiu  siclicr  ^elasst 
werden  können,  während  der  Voriheil  der  Defraudation  den  Dienst- 
herren u.  s.  w.  zu  Gute  kommt.  Blosse  Verstösse  gegen  die  Con 
Iroh  orschriricii  werden  gewcthnliuli  nur  als  leichtere  Vergehen  oder 
„Liebertrctimaeii"  zu  lichnndeln  sein. 

Aus  dem  btral'iechtÜchen  Character  der  .Steuervergehen  folgt 
dann  mit  Nothweudigkeit  auch  mit  die  Strat'art  und  dat>8trarmaa8& 

II.  Die  Steuerstrafe. 

A.  —  g.  347.  Art  derselben.  Die  namenttieh  im  deutschen 
Steuerstt'afrecht  bestehenden ,  in  anderen  Staaten  tibrigens  meist 
ähnlichen  Bestimmungen  pflegen  die  folgenden  zu  sein. 

S.  als  Beispiel  far  die  Strafart,  Bemeasuogsart  und  Ht^he  der  Strafe  die  Be- 

stitninuiigcn  in  dorn  'iciifschen  Zollvercinsgesetz  vom  1.  Juli  lsC9,  §.  134  ff..  t'Mcr- 
.scheiduug  von  „Ctiutrubaudu",  d.  h.  verbotswidrige  Ein-,  Aus-  oder  Durchluhr  \m 
Gegcnätändeu  umemehuien,  und  von  „Defraudation**,  d.  h.  Hinterziehunf  ron  ESn- 
und  Au^gang^abgabcu  uuternchmeii.  Strafe  in  bciJt  ii  Fällen  Confii<  ati  <>n  dtr 
(iogenstände ,  dazu  bei  der  (/ontrebande  Geldbusse  vom  doppeheu  Werth  der  tiegen- 
htäiide.  mindohtens  10  Thlr.,  bei  der  Defraudation  vierfiicher  Betrag  der  vorenthalten  es 
Abgaben,  die  ausserdem  zu  entrichten.  Im  ersten  Ruckfall  Verdopplung  der  GeJdbuäse, 
im  f»*rii('n-n  l'uckfall  neben  der  Gonfisi  rition  in  der  Regel  Freiheitsstrafe,  ÄlaxiiBum 
zwei  Jahre,  cvciituuli  aui>uahmäweisc  \  ctdupplung  der  Geldbuasc  des  ersten  Kucktalb. 
SchArfunit  der  Strafen  um  die  Hälfte  und  gewisse  Freiheitsstrafen  bei  erbchwortea 
L"rtistHndfii.  ^^■ll.•tz^lll<:  iles  anitlir]irii  \Vaarcnvi'r>.chlu9ses  ohne  Absicht  einer  Gefill- 
untziuhun^j;  i^uud  nicht  durch  ZulaliJ  Gcldbusse  bin  300  Thlr.  Bei  Cebärtrelung  dc-i 
gesotxlichen  und  Verordnungsrorschriften  Ordnungsstrafen  bis  50  Thlr  Bei  Omwaudlung 
der  nicht  beitreibbaren  Geldstrafen  in  Freiheits»tiafen,  Mazimaldaner  der  lettterea 
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ein  halbes,  bo,?.  zwei  Jahre.  —  Iti  der  biHh-^nVen  d^ntsrh-preussischen  fii^setz- 
gebang  ilber  mdirectc  Steueiü  auch  sonst  die  erste  DeiraudaUöUäbtrafc  das  Vicrfaclie 
des  rorenthalteneo  Steoerbetraf^s,  so  bei  der  norddeotscben  Bransteiier,  Gesetz  Tom 

4.  Juli  1S6S,  §.  24.  im  Fall  der  Wioderbolung  nach  vorhergegangener  BestrafaDg  das 
Achtiacbe  (aach  Sperre  der  Brauerei  auf  drei  Mouate  zugleich),  bei  dritter  Defrau- 
datieii  Btcli  zweinMulger  Betraf ung  das  Sechszehnfache  «nd  bleibend«  öntersaguug  der 
Au.-^ubaog  des  Brauereigewerbes,  selbst  oder  durch  Andere,  Tiir  den  Yerurtheiiten. 
Dann  zahlreiche  OrdtiungsstrafeD ,  aach  Couti^icationeu  der  nicht  oder  nicht  richtig 
angemeldeten  Braapfannen  und  Bottiche  (angefahrtes  Gesetz  §.  25  —  3G).  Dieselben 
Stnfbestimmongen  für  Defraudation  bei  der  Branntweinsteuer  des  Gesetzes  rem 

5.  Juli  1868,  §.  50  ff.  AehnÜ' h  .  TU'h  weiter  nach  d  r  Technik  der  Production 
speciaUairend  das  neue  deutsche  i  a  baküteuergesetz  vom  Iti.  JuU  1^)79,  g.  32 
vier-  ttnd  achtfacbe  Stnfe  des  defraadlrtea  Steuerbetrags,  bei  fernerem  RQduUl  6e- 
f^lngnij^-^trnfe  bis  zwei  Jahre.  In  den  neuen  ßoichsgcsctzcn  über  Branntwein-  und 
Zuckerbesteueniof  (18$ 7)  sind  entsprechend  der  neuen  Besteuerongsmethode  sehr 
niBfeBMende  Stntf-  vie  Gootielbesiüiimanfen  zur  Verhatong^  ren  Demodstionea,  mit 
Feststellung  des  Begriffs  der  Defraudation  und  der  unter  letztere  fallenden  Maas8~ 
nahmen  und  Vorgänge,  getroffen  worden.  IMeselbcn  sind  auch  für  die  allgemein»^ 
Lehre  von  den  Couiroleu  und  Strafen  beachtenswerth.  S.  (iesetz  über  die  Braiiutw«iu- 
steuer  vom  24.  Juni  1887,  §§.  5  ff.,  17  ti.,  aber  Zuckerbestmerung  vom  9.  Joli  1887, 
2.  bis  5.  Abschnitt.  Das  Strafverfahren  ist  da.-sselbe  wie  })ei  Zuwiderhandlungen  gegen 
die  Zollf^esetze.  —  Auch  bei  Stempeldefraudation  in  Preussen  vierfacher  Betrag  dee 
hacbzabriDKenden  Stempel,  Gesetz  rem  7.  M&rz  1822,  §.  21.  —  Hobe  Strafen  in 
FraiiLreicb  bei  ZuUvt  rgehen,  v.  Hock,  Fin.  Fraukreichü,  S.  24S,  270,  meine  Fin.  III, 
8.  844,  tiesetz  von  1816,  von  l!»75),  auch  bei  Unrichtifkeit  in  der  Waarenerklärung; 
Gonfisciktion  ronWaare  and  Transportmittel,  hohe  Geldstrafen  von  500—3000  Fr., 
selbständige  Freiheitsstrafen  bei  gewissen  Arten  des  Schleichhandels.  Auch  hoho 
Ordnungsstrafen,  100 — 1000  Fr.  und  selbst  Confiscation  des  Transportmittels.  Aehnlich 
emptintiiiche  Strafen  bei  den  iiiuereii  Verbrauchssteuern,  den  Monopolen,  im  £n- 
r^fistrement,  Stempel  (s.  passim  in  Fin.  III  bei  diesen  SteneiD).  —  Ausserdem  auch  in 
dem  deutschen  Kecht  besondere  Bestnifung  der  B  estechung.  Strafgesetzbuch  von  1871, 
Artikel  333.  Daneben  Ordnungsi^trafen,  z.  B.  Zollgesctz  von  lt>09,  160.  —  In 
Arne  riet  bedingt  andi  dleOrondJage  der  eidesstattlicben  Verrieheninf  fÜrsoTieleStener- 
ansagen  (s.  S  795  oben)  »trengcre  und  insbesondere  sofortige  FreiheitSütrafen,  Coufisca- 
tionen.  Sehr  viel  Detail  darüber  bei  v.  Hock,  Finanzen  America,  s.  Begütter  s.  ?  Strafen. 

1.  Die  8teuer8traleü  lür  Defraudationen  bestehen  regelmässig 
zuDäcbst  io  Vermögens-,  bez.  Geldstraieu,  wekhe  nur  im  Un- 
vermögens falle  in  Freiheitsstrafen  verwandelt  werden.  Bei 
Vergehen  unter  erschwerenden  Umatttnden  (z«  B.  gewisse  Arten 
qoaliticirter  heioilicher  Lnterscbleifmaassregeln  im  controlirteo  Pro- 
dttctioDsbetrieb ,  Schmuggel  durch  Mehrere,  durch  Bewaffnete),  im 
Bflckfall  oder  im  wiederholten  Bttcklall  (s.  B.  bei  Zolldefran- 
dationen)  werden  diese  Straten  erhobt  nod  aneb  wobl  sofort 
dnreb  Freibeitsstrafen  ersetst  oder  letstere  mit  jenen  verbiinden. 
Conenrrirt  ein  Steaervergeben  mit  anderen  stralbaren  Handlangen, 
so  kommt  die  Strafe  fttr  beide  sogleich  stir  Anwendung.  Bei  der 
Verttbnng  einer  Defirandation  durch  Mehrere  vereint,  ist  wobl  die 
solidarische  Haftung  fdr  die  Bezahlung  der  Strafgelder  ansgesprochen. 

2.  In  gewissen  Fällen  kommt  neben  den  Geldbussen  und  Frei- 
beitsstraien  auch  die  iStrafe  der  Contiscatiou  der  Gegenstäude, 
in  Bezug  auf  die  das  Vergehen  verübt  wurde,  der  technischen 
Hilfsuiittt'l,  die  dabei  benutzt  wurden,  vor, 

'^Vftg&er,  irüMiuwlmwuohafU   II.  S.  Aufl.  S2 
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Z.B.  hol  j^esrhmufrs^clten  ?  llpflichtigen  Waaren;  mitanter,  so  im  americanischeB 
Kecbt,  noch  im  weiteren  l'mtaug,  so  in  der  ameriauiiächen  Tsbakb^eoemag  ia  fo- 
viflsea  Fkllen  Gonliseatlon  d«6  Filirilieigenthams  mit  Orand  mid  Bod«n  «Dfednlit 
O-^ftcf;  findet  sich  die  Bcstirnintinir.  dass  ScliifTc,  Wa^en,  Pferde  und  sonstige  Trans- 
portmittel« die  dem  Scbmoggel  dienten,  rerfallen  sind  (französisches  Becht  and  s<mst). 
Ad  die  Stelle  der  Gonfiscation  tritt  anter  UnutlndeB,  2.  B.  weBB  sie  nicht  rdlstreekW 
ist,  eine  utii^ome^st  ne  weitere  Geldstrafe.  S.  z.  6.  Deutsches  Zollgesetz  Ton  1S$9. 
§.  147.  Ober  Conlrebande  tind  Dofraodation  unter  dem  Schatz  oinfr  Vo  rsirb  emn  r. 
wo  Freiheitestrafen  für  die  Ytirsichcneu  uod  Yer^icherur  und  Coafii>cation  der  zuat 
Zweck  der  Yerridienuig  angelegten  Fonds  der  Versicherer,  oder,  im  PaU  diese  Goft- 
liacation  Qn?oIbtrackbtr,  toUduiache  (MdstiBfe  ?<»  500—5000  TUr. 

3.  Bisweilen  findet  sich,  so  bei  inneren  Verbrancbsstenem  im 
Anscblnss  an  den  Prodactionsbetrieb,  als  Strafversch&rfQng, 
daber  etwa  nach  mebnnaliger  BestraAing»  seitweilige  oder  bleibende 
Untersaguug  des  Gewerbebetriebs. 

4.  Leiehtere  Vergeben,  namenilicb  solebOi  dnrcb  welebc 
eine  Defrandation  niebt  beabsiehtigt  war,  Uebertretnngen  der 
Co Dtro)  Vorschriften  u.  dgl.  werden  mit  kleineren  Geldbasaec 
als  „Ordnungsstrafen"  belegt 

Alle  diese  Strafen  kommen  nach  der  bisherigen  tbatsUebiichen 
Entwicklung  des  Steuerrecbts  ganz  Uberwiegend,  Ja  fast  ausschlief!«- 
lieh  bei  den  indirecten  Verbrauchs-  und  V  e r k  eh  stcueru 
(Stejii])el  n.  s.  \v.)  vor.  Mit  der  Einfflhrnng  eines  ernstlirli  i^e- 
banciliabten  Anmelde-  und  Declarationszwangs  bei  Kin- 
komruen-,  Vermügens-,  Leihzins-,  und  anderen  Ertrags-,  Erbschafts-, 
Coiyancturengewinn-  nnd  ähnlichen  Stenern,  wird  das  Strafsyatoa 
aber  auch  hier,  also  namentlich  auch  bei  den  Haaptaiten  der 
directen  Bestenernng,  sich  &bnlicb  gestalten  mtissen.  Zomal  bei 
den  Vermögens-,  Einkommen-  nnd  Leihzinsstenem,  dann 
auch  bei  den  Erbscbaftsstenem  ist  anf  bobe  Defrandations- 
strafen,  welebe  eventadl  bei  der  zu  fordernden  yon  Amtswegen 
stattfindenden  Controle  der  Erbschaften  nocbnaehtrftglieh  anf 
zulegen  sind,  nach  dem  Früheren  (§.  284,  30G)  grosses  Qewicfat 
zn  legen. 

Aaeli  dies  entspricht  gegenober  den  mit  TerbimnchiBfeiieiik  bebtleten  mtorai 

Classcn  nnr  cin^r  Forderung  der  Gercchtiglcit:  um  so  mehr,  solange  falsche  Ab- 
gaben bei  den  Declarationen  noch  nicht  aU  Betrog  behandelt  werden. 

Beispie!:  Rftnigllch  siehslsehes  iänkonuneiistetieiigesets  vom  SS.  Deceabtf 

JS74,  §.  G3,  bestimmt  bei  falschen  Declarationen  „je  nach  dem  Grade  der  dabei  aa 

dni  Ta(r  gelegten  71i"iswilligkeit"  das  Vier-  bis  Zehnfache  des  hinterzojE-enen  Betrajp». 
Mach  §.  6tt  bei  Ucltergehungen  oder  zu  niedrigen  Besteuerungen,  auch  ohne  Absich; 
der  Hinterziehung,  Nachzahlungen  bis  anf  fünf  Jahre  forftdc«  wofUr  die  VerbindltohftMl 
anf  die  Erben  übergeht.  Das  GeM-fz  über  Einkommensteoer  im  Kauton  Bern  tob 
Ib.  März  lb65,  §.  35,  hat  btrafo  der  Defraudation  bei  Selbstscb&tzong  mit  dem  2vei- 
fMdiea  Bettag  der  in  dea  letzten  telui  Inktw  enttogenea  Steuer,  woAkr  awA  ^ 
Erben  haften.  Preussisches  Erl.schaftssteuergesetz  von  1873,  §.  41,  42;  Str.d<: 
für  unterla^ene  und  falsche  Anmeldung  und  Declaration  gleich  dem  doppelte: 
Betrag  der  zn  zahlenden  Stenern  wenn  dieser  nicht  zu  ermitteln,  (jeldstnfe  bi» 
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JOOO  Xlilr.;  ereotaell  nur  Oidnoogssuafo  bis  50  Tlür.  —  Bei  erostliclier  Gonirole  der 
ErbeelMftefi  tod  Amtsw^ren  för  den  Zveck  der  Gonirole  der  ElnlemmeB-  and  ähn- 
lichen Steuern  darf  die  Verjährung  der  Strafe  iiicbl  hinderlich  sr'm.  di.  Frist 
dafor  aiso  nicht  2a  karz  sein.  Sic  ist  sonst  meist  karz.  Zollvergehen  verjähren  in 
Deutschland  (Zollgesotz  ron  1869,  g.  164)  in  drei,  Ordnungswidrigkeiten  in  einem, 
Ampracli  nof  KaehaUnng  defiwndirter  GeftUe  in  fttnf  Jnhren. 

Ernstlicli  erwHgenswerth  encheint  gerade  bei  den  genaontea 
directen  nnd  verwandten  Stenern,  dann  bei  Stenern  auf  Produotiona- 
betriebe  aber  ecbliesBlich  aiieh  die  Einftlbmng  empfindlieber  Eb  ren- 
strafen, daher  Freiheitestrafcn,  welche  sofort  neben  Geld- 

strafcD,  nicht  nur  auch  hier  bloss  im  Unvermög^ensfalie,  einzutreten 
hätten,  sodann  die  volle  Oei'fentlich  keit  der  Bestraiuiig  und 
die  Verbindung  a  n  d  e  r  w  e  i  t  e  r  1\  e  c  h  t  s  i'o  1  g c  n  mit  deir  rechts- 
kräftifccn  Verurtheiluug,  wie  zeitweilige  oder  bleibende  Aberkennnng 
hlirgeriicher  Ehrenrechte,  nuDdesteus  politischer  Wahlrechte  (zumal 
passiver,  aber  auch  activer)  n.  dgl.  (§.  339). 

Nicht  niiln  ili  iiklich  ist  auch  mit  Rtlcksicht  darauf  das  unten 
noch  za  erwälmeude  IStral-A bfindungssysteiu  (§.  350). 

B.  Bemessungeart  der  Strafe. 

Bei  manchen  Stenern  bat  man  hier  fttr  Geldstrafen  die  Wahl, 
ob  man  dieselben  nach  dem  Werthe  des  Stenerobjeets,  in 
Beeng  anf  wdebes,  oder  naeb  der  Grdsse  derAbgabe,  welche 
gana  oder  theilweise  defrandirt  worden  ist,  bestimmen  will*  Letztere 
Bemeesaogsart  ist  die  ttbliebe  nnd  verdient  auch  im  Ganaen  den  Vorzag. 

80  iet  sie  «chon,  wie  r.  Hock  sagt,  „die  in  grösserem  Umfange,  nenlioli  tncli 

für  Personalsteuern,  überhaupt  für  alle  Steuern,  deren  Object  leiu  schätzbarer  Gegen- 
stand ist,  anwendbare.  Vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  spricht  für  sie,  dass  sie 
sich  gcnan  nach  dem  Gegenstände  der  Ueburtrctung  richtet,  während  das  Steuerobject 
sich  zu  leuterer  ganz  gleichgiltiie  verhält.  Gegen  die  Strafe  nach  der  Grösse  der 
Abgabe  läset  sich  nur  der  (iv.in<]  iroltund  machen,  dass  sie  einer  dt-r  Hauptwirkunpeii 
geringer  Absraben,  der  Vcruuudcruüg  des  Schmuggels,  hindernd  iu  den  Weg  tritt. 
Denn  dem  durch  Emlwigung  der  Abgabe  verminderten  Gewinn  des  Schmuggels 
wirkt  diT  durch  dit;  errDüssigtc  Strafe  verminderte  Verlust  im  Fall  seiner  Entdeciung 
entgegen.  Doch  ist  hier  ioicht  dadurch  2U  helfen,  das»  die  Strafe  mit  einem  desto 
Mheren  Yielbclien  der  Abgabe  beneesen  vird,  je  niedriger  die  letztere  ist*\  (Oeffent* 
liehe  Ali^abcn  S.  55.)  Eine  solch*^  Abstufung  (it;r  Strafi.-n  uulsstc  sich  ^^'fiauor  an 
den  Zolltarif  anschliessen.  Diese  ßemessungsmcthode  nach  dem  defraudirten  Steuer- 
betrag hat  auch  wegen  ihrer  Einfachheit  den  Vorzug.  Die  Con£äcation  des  Steuer- 
objects  entspricht  der  anderen  Methode,  die  natürlich  in  dem  Falle  der  „Contrebande" 
i.  e.  S.,  bei  einem  Bruch  von  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhrverboten,  neben  •rillkOrlieh 
bestimmten  Geld-  und  äont>tigan  Strafen  allein  anwendbar  ist.  Beispiele  für  beide 
Methoden  besonders  im  französischen  Bedlt,  so  auch  wieder  in  dem  Controlen 
und  Strafen  ;in  fiscalischer  Tendent  renchlrfenden  Qeaelz  rom  2.  Jnni  1875 
(Fin.  IU,  814). 

C.  Die  fiiihe  der  Strafe. 

Darüber  sind  im  Vorau8e:ehcii(loii  schon  einige  Bemerkungen 
gefallen.  Sie  niass  sich  seibstverständJich  »'iiii^erniaassen  der  straf- 
rechtUeben  (Qualität  des  Steuervergehens^  der  Höhe  der 

52*  ^ 


Digitized  by  Google 


810        B.  Allgwo.  Staaeileliro.  5.  K.  Varvalt.  2.  H.-A.  4.  A.  S4raf«ii.  §.  $48. 

Defra  udatiou,  den  begleitenden  Umstäudcn,  dem  sicheren 
oder  fehlenden  Nachweis  der  bösen  Absicht  u.  s.  w.  anpagseo. 

Ueblich  sind  bei  den  'Ordnungsstrafen  kleine  fixe  odtr  bis  zu  rinera 
m&sgigeo  Maximum  gohenilo  Geldbusson.  Bei  den  Sü'äfcn  für  Defraudation 
wird  die  Hohe  bei  uns  regelmässig  in  einem  Vielfachen  des  defraudirteo  Slasor- 
botrag-s  (bez.  des  Worths  des  betreffenden  Stcuernhj.-cti;  bei  der  zweiten  Bemessnng*- 
methode),  bei  Defraadationen  unter  eischwercndeu  Imütandeu  oder  im  Wiederbolungs&U 
in  einer  loneliaiettden  Steigeran;  dieses  YieHkoben  feetgeeetft  und  ereBtaall,  wie  1w- 
merit,  durch  hinzutretende  bonsti^a'  Strafon  verschärft.  Das  sind  principiell  ricbtii'-; 
Gnindsfitze.  Die  Zablenbestimmungen  enthalten  freilich  hier  wie  immer  im  StfÄf-  und 
Steuerrecht  unvermeidlich  ein  Moment  des  WillktLrlichen.  Durch  Gew&hrung  einei 
Spielraums  fUr  das  riehteiiiche  Enaeasen kann  Lelito?e0 in  eonexeteii wiiaaelieü»> 
Werth  vermindert  werden. 

IIL  Verbängang;  der  Steuerstrafen. 

A.  —  §.  d48.  Im  Allgemeinen.  Den  Anforderangeii  des 

ReelitsstaatB  unserer  OnltnrTölker  und  dem  Wesen  des  Vetigehens 

nnd  der  Strafe  entspricht  am  Besten,  streng  genommen  nur,  die 

VerhftnguDg  der  Strafen  fttr  Stenenrergehen  dnrch  die  ordent- 

lioben  Gerichte.   Hierhei  hat  die  competente  Stenerbebttrde 

das  Recht  so  erhalten,  entweder  selbst  den  OffimtKchen  AnklSger 

vor  Geriebt  darzustellen  oder  den  Strafaotrag  zur  ordnungsgemässen 

Weiterl'ühruü^  au  das  Gericht  zu  bringen. 

IMe  forichdiehe  Entscheidung  ist  zwar  nicht  immer  die  einfachste,  auch  durchaus 
nicht  immer,  im  Vergleich  mit  der  Verhflngung  der  Strafe  dvioli  die  Steuenrc^waltBngs- 

behOrde,  im  persönlichen  Interesse  des  Angekläfften  gelcpen,  welcher  letztere  srhr^n 
die  Stellung  vor  Gericht  und  die  Übliche  OeQentliclkeit  der  Yorhaudluug  dat>elbst  n.  s.  w. 
sehr  oft  gern  vermieden  sehen  wird.  Aber  nur  die  gerichtliche  Untersachunf  od 
Untscbeidung-  wird  alle  üblichen  Garantieen  für  objcctive  Bebandlunp  geben. 

Wichtiger  üast  ist  noch,  dass  nur  dabei  die  Steuerrerf ehen  anderea 
strafbaren  Handlungen  im  Princip  gleichgestellt  erselieuiett.  was  ftlr  fliv 
moralische  und  rechtliche  Qualificirang  und  Beurtheiinnc:  in  der  Oflentlichea 
Meinung  sehr  wirbtijr  und  die  V oranspetzunf?  fiir  manche  Reformen  der 
Steuerung  ist.  Nur  bei  gcriclitlichcr  Entscheidung  der  Steuervergehen  lassen  sicii 
namentlich  jene  mehrfach  crwiilmten  weiteren  RechtsjfolgeB  der  ledltskTaitig 
wordenen  Yerurtheilung  nnd  Bestrafung  mit  letzterer  verbinden,  was  zur  EnfwickJong 
strengerer  Anschauungen  über  die  Ehrlosigkeit  der  Steuervergehen  nothwondi^  erscheint 

Die  neuere  Entwicklung  geht  auch  entechiedeu  darauf  hio, 

Steuervergehen  immer  mehr  den  ordentlichen  Gerichten  za  über- 

\\ciseii.    Aber  theils  in  Folcre  «re^^chiphtlich  til)(  rkonimener  Ein-  ' 

richtiingen,  theils  in  Folge  wichtiger  steiierteehiiis(  her  und  anderer  r 

ZweckmässigkeitsrUcksichten  hat  sich,  bis  vor  Kurzem  auch  bei 

uns  in  Deutsehland  und  mehrfach  anch  in  anderen  Ltändem,  ant 

diesem  Gebiete  die  Competenz  der  Stenerverwalinngs* 

behörden  immer  noch  in  ziemlich  ausgedcbutcm  Maasse  erhalteB*  | 

indem  solche  Beh()rden  in  gewissen  Fällen  allein  unter  TOlltgeBii  | 

AnsBchlnss  der  Gerichte  oder  —  und  so  anoh  jetat  noch  bei  m 

und  sonst  —  wenigstens  neben  oder  y or  den  Gerichten  die  Stencr- 

^ergehen  antersneben,  abortheilen  und  die  Strafen  daAfr  Terhängen  i 
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Trotzdem  diese  Einriohtiing  woU  an  sieh,  daher  In  allen  fetten, 
gewisse  missliche  Folgen  wie  die  aagedettteten  hat,  lllsst  sie  sieh 
Bohwerlich  gans  heseitigen,  mindestens  nicht  rasch  und  nicht  Über- 
all. Sie  ist  alsdann  nnr  nm  so  mehr  mit  Garantieen  zu  nmgebeu, 
nnter  wichen  die  nnbediogte  stete  Zalassnng  derBernfung 
des  durch  eine  Verwaltnngsbehörde  Veriirtheilten  und  Bestraften 
gegen  den  Strafbescheid  an  das  Gericht  am  Wii  bti^^'sten  erscheint.. 

Letzteres  ist  in  dem  45U  der  Deutschen  StrafproceitöorUnung  auch  jetzt  bei 
nu  emicbt 

V.  Hoclk.  nfTontliche  Abgaben.  S.  .'7.  Speciullos  iliur  Frankreich  und  America 
in  seinen  beiden  Werken.  In  Aniorica  Yerhänguog  der  Strafen  durch  die  Unions- 
gerichto.  Compromisso  aat  «dministratirom  Wege  auch  hier,  so  bei  der  Tabaksteuer.  — 
Ucbor  Frankreich  auch  passim  Pin.  III,  so  S.  537,  567,  S06  ,  845.  Soveit  die 
Straffälligen  bei  Stempel  und  Enre^istrement  nicht  sofort  f^ej^en  die  Verwaltung  die 
Entrichtung  der  gesetilicben  Strafe  übernehmen«  geht  die  Sache  zur  Eütscbeidang  an 
das  Cinlgericht;  bei  indirecten  Verbntacluiteiieni  ond  ZMlen,  wenn  nicht  Abfindung 
mit  der  Vorx:\IfiHiK  oder  Füpsamkcii  gegen  deren  Entscheid  erfolgt,  an  das  Straf- 
gericht (Priedeusrichtei,  bez.  Correctioostribanal,  Assisen,  je  nach  Schvero  des  Yer* 
gehens).  Für  Prenasen  ■.  daa  in  der  Terbeflierining  §.  343  genannte  Gesetz  nm 
23,  Jannar  1838  tlber  Untersuchung  von  Zollvergehen;  das  Ste mpelgesetz  von  1822, 
§.  21  IT.,  31  tf.,  auch  Kabinets-Ordre  vom  13.  April  ISn.^;  Gesotz  vom  8.  Febniar  1819 
betreffend  Branntweiübesteaerung  u.  s.  w.  §.  U3  u.  a.  in.  Die  preussischen  gesetz- 
lichen Bestimmongea  entsprachen  früher  den  im  Texte  aufgestellten  Forderungen  noch 
nicht  uberall  in  ganz  genügender  W<  i>'  ,  in  Irm  den  Verwaltungsbehörden  eine  noch 
ZU  grosse  Gompetenz  gelassen  ist.  Doch  war  wohl  das  WosentUcbste  schon  erreicht 
Z.  B.  nach  dem  Stempelfceselz  von  1822,  §.  Sl,  Bemftinf  aaf  richtertfches  6eli9r  nnr 
zulässig  bei  Stompelstrafresoluteri  der  Verwaltungsbehörden  im  Fall  einer  gesetzlichen 
Strafe  von  10  Thir.  und  mehr.  Nach  dem  (icsetz  von  lö38,  §.  33,  erfolgt  die  Ab- 
artheilung von  Zollvergehen  bei  F&llen,  wo  unmittelbar  Freiheitsstrafe  stattfindet  oder 
bei  Concnrrenz  mit  anderen  Verbrechen  durch  die  Gerichte,  bei  Ordnungsstrafen 
aasschliesäli ch  durcli  die  Zoll-  und  Sti  n- rbehörde.  In  den  übrigen  Fällen  ünter- 
suchung  bei  den  Zoll-  und  Steuerämtern  und  bei  Strafen  und  Confiscations-Werthen 
bis  50  Thaler  Entscheidung  dorch  diese,  bei  höheren  Sommen  durch  die  Provinzial- 
Zollbehörde.  Doch  kann  letztere  die  Verweisung  an  das  (jericht  verfügen  n  1  r  wHlirend 
der  OntersuchuDg  in  zeiutägiger  präclusiriscber  Frist  nach  EröQhung  dei>  abgetusäten 
Strafbeselieids  der  AngescbDldigte  die  Sache  ans  Ctericht  m  bringen  beantragen. 
Nach  der  deutschen  Strafprocessordnung  besteht  jetzt  im  Reiche  überhaupt  bei  allen 
Strafbescheiden  der  Vcrwaliungsbehftracn  wogen  Ztiwiderhandinngon  gegen  Steuer- 
geäcL£c  ein  Hecht  des  Beschuldigten,  gegen  den  Strafbescheid  binnen  einer  Woche 
auf  gerichtliche  Entscheidung  anzutragen,  sofern  er  nicht  eine  nach  den  Gesetzen 
zügeln-'-; i^nn  K  -ichwerde  an  die  höhere  Verwaltungsbrh'"^rde  ergreift   Von  der  Behörde 

Sehen  dann  die  Acten  an  die  zust&ndige  Staatsanwaltschaft  (Stiafproceflsordnuog 
.  45S.  46S;  weitere  Details  in  den  §.  461  ff.)  —  In  Baiern  schon  firobor  unmittel- 
bares gerichtliches  Verfahren  nach  dem  ZoIIstrafgcsctz  m  1837,  anch  bei  Stempeln 
de&audaUon.   (S.  Pözi,  Vervaltangsrecbt  S.  571»  55S.) 

B.  —  §.  349.  EiDzelne  Kategorieen  von  Fällen. 

1.  Besondefs  b&tifig  imd  aaeh  am  ÜDbedeiiklichslen  kit  die 
YerbSDgnng  der  sogenannten  Ordnungsstrafen  dorcb  die  Ver- 

waltnogsbehörde.  Aach  hier  aber  sollte  die  Berafnog  an  das  Ge- 
richt und  vollends  neben  dieser  oder  wenigstens  statt  deren  die 
Beschwerde  an  eine  höhere  Verwaltungsbehörde  »tatthaft  sein,  wenn 
dies  der  Verortbeilte  vorzieht 
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2.  Nacli  (kr  Höhe  der  eventuell  zu  verhängenden  Geldstrafe 
und  nach  der  in  Iktracht  kommenden  btrat'art  kann  sich  wohl 
paBsend  die  Competenz  der  eatoebeidendeu  Yerwaltungsbehörde 
ricliteo. 

Etwa  so,  das»  bei  kleineren  Summen  und  leichteren  Strafartoa  ein« 
niedrigere,  z.  6.  das  Hauptzoll-  oder  Steueramt,  bei  anderen  eine  höhere  Be- 
hörde, z.  B.  die  Steuerbehörde  der  Provinz  die  Sache  entscheidet.  Eine  Berufung 
MB  eine  zweite  höhere  Verwaltnngsinstanz  (z.  B.  rem  Steueramt  an  die  Prorinilil- 
bchörJe,  ron  der  Prorinzulbebdrdo  u  dM  FüiMuniubrteiiiun)  aoUle  uch  hier  jnuier 

zuiäääig  beiu. 

Bedenklicher  erscheint  es,  die  Zul&ssigkeit  der  gerichtlichen  £ntacheidiuii|^ 
TML  der  Höhe  der  eveotieU  in  Aussicht  stehenden  Geldstrafe  &liihftllfi|^  m  Ulf hfn 
Dnfi  kann  leicht  zn  einer  ftOMcbliesBUcheii  SiOffiuiAg  dieses  Wegs  nar  fAr  t^gtmtf 

Defraudauten  führen. 

3.  Gleieh  anfänglich  mass  wenigstens  die  Entsobeidong  der 
Gerichte  von  Amtswegen  in  soloben  Fällen  eintreten,  wo  es  sieh 
nm  Freibeits-  und  andere  Ehren  strafen  oder  nm  die  Ehre  be- 
treffende Rechtsfolgen  einer  Strafe  handelt 

4.  Bei  allen  Vermögens-,  hcz.  Geld  strafen  (einschliesslich 
der  Strafe  der  Confis  cation)  für  versuchte  oder  verübte  Defrau- 
dation (und  Oontrcltaiide  i.  e.  S.)  muss  sowohl  der  »Steuerbch«^rde 
als  aucli  dem  Angeklagten  die  Wahl  zustehen,  die  Sache  soi'orl 
vor  Gericht  auhiiiiL'ic:  zu  machen  oder  die  Steueil)ehürde  darfther 
entscheiden  m  lassen;  mindestens  aber  miiss  der  Angeschuldigte 
das  Recht  haben,  gegen  den  btratbescheid  der  zunächst  in  >I  r 
Sache  von  Amtswegen  vorgehenden  Verwaltungsbehörde  auf  gericht- 
liche Entscheidung  anzutragen.  F(tr  jene  Wahl  und  letzteren  Antrag 
sind  dem  Angeklagten  kurze  Präclusivfristen  zn  gewähren. 
Auch  wenn  er  sieb  aber  im  ersten  Fall  bei  der  Entseheidang  dnreh 
die  Verwaltung  beruhigt  hat,  sollte  ihm  nach  Empfang  des  Straf- 
bescheids und  eventuell  aaeh  nach  der  Bestätigung  desselben  dnreh 
die  VerwaltungS'Berafnngsinstanz  noch  das  Becht  Terbleiben,  die 
Sache  zur  gerichtlichen  Entscheidung  zn  bringen. 

Diese  Porderang  geht  noch  etwas  weiter,  als  die  Bestimamog  des  §.  459  der 
Strafprocessordnung.  Dm  böswillige  oder  chicanöiie  Weiterungen  des  Verortheiltea 
in  solchen  Fällen  zu  Terhntcn ,  kAnnte  eine  Bcfetimmung  getroffen  werden,  wie  die, 
das»  Peraonen,  welche  bich  /.uur&t  bei  dein  Verwaimagswcgc  benihigt  hab«n,  eiaer 
erhftliten  Strafe  unterliegen,  falls  die  Entscheidung  des  (iericbts,  an  dss  sie  nmck- 
träglich  netib  gelMa,  di^enige  der  SieaerbehOiden  geaan  oder  im  Vesentfkka 
best&tigt. 

C.  —  350.  Strafabfindungen: 

Bei  Defraudationen  im  €tebiete  der  indireeten  Steuern,  be- 
sonders der  Zölle,  der  inneren  Verbranehsstenem  anf  den  Pro- 
du etiottsbe trieb,  dann  der  in  Stempelform  n,  s.  w.  erhobenen 
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Verkebrssteuern  und  GebQbren  (französischeB  Enregistrement), 
auch  wohl  bei  der  Erbschaftsatener  gebt  nun  wenigsteos  tbat- 
sftchHch  die  Entscbeiflniig  der  Steuerbehörden  ttber  die  Ver- 
mögeDS-  oder  Greld-SteoerBtrafen  wobl  in  eine  Art  „Abfind  an  gs - 
verfahren^'  awiachen  der  fiebörde  und  dem  Defraodanten  Uber. 

So  besonders  in  den  F&llen,  wo  die  Snbstanzifroni;  des  defravdirten 

Betratr«;,  wie  bei  manchen  indirecten  Stenern  (Bier-,  Branntwein-,  Znckcrstwier  n.  a.  m.) 
schwierig  ist.  v.  Hock,  Öffentliche  Abgaben,  S.  57.  S.  die  Bdapiele  im  fran- 
zösischen Rocht  in  Fin.  III,  a.  «.  0.  Im  Deutschen  Reich  sind  aasdrttdüich  die 
..landesgesf't/'lif'hcn  Be;>timninng'en  'iTifr  rlris  Y  i  rf  a  h  r-' n  i  m  Verwaltii  n  g's  wcfre  ^ei 
Zowiderhaiidluugeu  gegen  die  Vor^jchntten  über  die  Erhebung  OttentJicher  Abgaben 
und  GeflHe,  insoireii  nicht  die  §§.  453—455,  459— 46S  der  Strafprocflwordntuig  ab- 
ändemde  Bestimmungen  trefltsn ,  unberührt"  von  den  reichsstrafprocossrechtUchen 
Vorschriften  geblieben  (£ififtthrangigeset2  zui  Strafpiocessordnung  ?ojn  l.Febraar  1817, 
§.  6,  Nr.  3). 

Ein  solcbes  Verfabren  bat  man  vom  Standpnncte  des  fiscalischen 
Interesses  aus  gelobt,  Ja  für  nntbwendig  erklärt,  um  Defraudationen 
wirksamer  bekämpfen  zu  können. 

Man  spare  Zeit  und  Kosten,  der  Angeschuldigte  habe  meistens  selbst  das  Interesse, 
nicht  viel  Schwierigkeiton  zu  machen  und  sich  SB  ftigen ,  weil  er  so  in  Betaeff  der 
Art  und  der  Höhe  r  Strafe  besser  wegkomme  und  sich  etwaigen  sonstigen  Straf- 
folgen entuehe.  So  brauche  er  nicht  erst  im  schwerflUligen  gerichtlichen  Verfahren 
Aach  dessen  eigen thttmllchen  BewefsfUhrungen  vnd  Fonni&tlten  ftberflthrt  za  werden, 
was  oft  schwierig;  sei.  Ks  gelange  der  Staat  daher  so  jedenfalls  am  Leichtesten  zu 
seinem  Gelde,  werde  mitbin  das  Ziel  der  Besteuerung  besser  erreicht  and  doch  die 
Definndation  immerhin  empfindlich  gestraft  und  ron  ihr  abgeschreckt. 

Practisch  richtige  Gesicbtspuncte  sind  dies  allerdings,  und 

wie  die  Dinge  liefireii ,  kann  man  vielleicbt  nicht  immer  anders 

verfabren.   Aber  moralisch  und  recht  lieb  bedcuklicb  ist  dies 

Vorgehen  gleichwohl.    Der  Strafe  wird  bier  Vieles  von  ihrem 

cbaracteristischen  Wenen  genommen,  das  Verlahicii  erscheint  mebr 

als  ein  „Ah  kauf  der  Strafe",  diese  mehr  als  eine  lUisse  für  die 

Ungeschicktlieit  des  Defrandanten ,  sich  ertappen  v.n  lassen,  denn 

als  eine  wirkliebe  Strafe  für  ein  moralisches  und  strafrecbtlicbes 

Vergeben.  Man  l^efindet  sieb  so  docb  mit  diesem  ganzen  Abfindung»* 

verfabren  (wie  zum  Tbeil  mit  der  Aburtbeilnng  der  Steuervergeben 

dnrcb  Verwaitnngsbehörden  Ub^baopt)^  auf  einem  falschen  Wege, 

auf  dem  man  sebwerlieb  dasn  kommen  wird,  jede  Defraudation  im 

VolksbewQBStsein  zu  einem  wirklieben  Vergeben  zn  macben. 

Das  ist  nnvermeidßeh  anf  die  Daner  r erb Angniss voll  aneb 

ihr  daa  bloase  fisoalisebe  Intereaae  nnd  eobftdlieb  ftr  die 

Volksmoralitftt  nnd  insofern  verdiente  das  ansseblies Blieb 

fltrafgeriebtliebe  Vorgeben  dennoeb  den  Vorsng. 
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^14  Nachliige,  B«ricbtigiiiigeii  mid  OrackfeUer. 


NtehtiPige. 

Zu  §.  8  S.  21.  M.  V.  Meckel,  die  Eiiikommensieuer  und  die  Schuidiuisen,  Leipzii? 
Zq  §.  11  S.  25.  Von  W.  Roscher '&  FiAanzvibsuuschalt  iai  £ude  18b9  die  3.  Auf  Lagt 
«ndiieiMtt. 

Bcriclitiguiigeu  und  Druekfehler. 

S.  25  Z.  19  V.  n.  1.  Jena  statt  Bonn. 

S.  31  Z.  5  V.  u.  ].  Sfnnr  «n  statt  Werke. 

S.  .'16  Z   14  V.  u.  1.  huwcit  statt  somit. 

S.  8^  Z.  10  r.  a.  1.  Benutzung  ätatt  Besitzung. 

S.  114  ist  zwimlieii  Z.  8  nad  9  r.  n.  duiaadialtMi:  Endlich  inder»  Zw«ige  d«r  ■ab' 
zidlen  Prodnotioii,  bosooden  betreffeade  ComaiiiialaiMtallwi. 

&  ist  S.  15  V.  D.  1.  80.91  statt  6091. 

S.  160.  In  der  (ab  Comlat  andaref  ZwtÜge  grasa  an  dradendon)  Oebendiflft  L  S 

statt  c. 

S.  184  in  der  <>.  Z.  r.  u.  des  mittleren  Abaatzos  1.  das  stait  est. 

S.  199  Z.  5  r.  u.  l.  in  statt  im. 

S.  209  Z.  22  r.  u.  1.  erhoben  st.  erheben. 

S.  246  Z.  4  r  o.  1.  worden  at  vordea. 

S.  260  Z.  1  r.  «.  1.  PrlTatarirdiachafien  at.  PriraK 

S.  253  Z.  4     n.  L  Sotdhceren  st.  Soldherren. 

S.  293  Z.  15  und  14  v.  u.  1.  darüber  statt  darf  aber. 

S.  401  Z.  6  V.  u.  I.  nach  statt  noch. 

S.  513  Z.  5  ?.  0.  I.  ist  St.  sind. 

S.  534  Z.  4  V.  u.  1.  einer  st.  eiuc. 

S.  611  Z.  7  f.  0.  ist  der  Satsi  HDieaa  BegrUndnnf  kann  aber  nicht  fur  zutrdfeDd 

gelten"  (ror  dem  Absatz  in  Kleiadrock)  in  airelclien. 
S.  «26  Z.  17  r.  n.  1.  862  st  882. 
S.  656  Z.  14  V.  u.  1.  richtige  at  vichtige. 
S.  669  Z.  14  T.  n.  1.  mag  at  mOgen. 
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